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Zuckersteuer  und  Zuckerindustrie  in  den  europäischen 
Ländern  und  in  der  amerikanischen  Union 
von  1882  his  1885 

mit  besonderer  Rücksichtnahme  auf  Deutschland  und  die  Steuerreform 

daselbst*). 

Von 

Dr.  Julius  Wolf, 

Docent  an  der  Universität  Zurich. 

Die  Jahre  1882  bis  1885  waren  eine  höchst  bedeutsame  Epoche 
für  die  Zuckerindustrie.  Sie  wurde  in  diesem  Zeitraum  von  einer 
Krise  betroffen,  welche  für  einige  Länder  den  Untergang  eines  nicht 
ganz  kleinen  Teiles  ihrer  Zuckerfabriken  zu  bedeuten  schien.  Ueberall, 
und  dies  nicht  nur  in  Europa,  sondern  ebenso  in  den  überseeischen 
Produktionsländern,  wurde  der  Staat  zu  Hilfe  gerufen.  Hieraus  er- 
gaben sich  gesetzgeberische  Aktionen  von  Bedeutung.  Grösstenteils 
wurden  die  Massregeln  zur  Abhilfe  auf  dem  Gebiete  der  Steuer  und 
des  Zolles  getroffen.    Kolonialmächte  ermässigten  den  Zoll  für  die 

')  Zur  Entwicklung  der  Zuckersteuergesetzgebung  1878  bis  1881  vgl. 
Wolf,  Die  Zuckersteuer,  ihre  Stellung  im  Steuersystem,  ihre  Erhebungsformen 
und  finanziellen  Ergebnisse,  in  der  Zeitschr.  f.  d.  ges.  Stautswissenschaft  1882, 
Heft  1,  2,  3  und  4  (auch  in  Separatabdruck);  zur  Geschichte  der  Zuckersteuer 
vor  1878  vgl.  Kaufmann,  Die  Zuckerindustrie  in  ihrer  wirtschaftlichen  und 
steuernskalischen  Bedeutung,  Berlin  1878. 

a)  Vorliegender  Aufsatz  wurde  im  September  1885  geschrieben.  Für  den- 
selben wurden  neben  den  im  folgenden  specie]  1  bezeichneten  Arbeiten  insbe- 
sondere die  Zeitschriften  „Die  deutsche  Zuckerindustrie"  (Berlin),  der  «Markt- 
bericht* (Wien)  und  die  als  „Organ  des  Centraivereins  für  Rübenzuckerindustrie 
in  der  österreichisch  -  ungarischen  Monarchie'  herausgegebenen  Monatshefte 
benützt 
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Einfuhr  aus  ihren  Kolonien  oder  begünstigten  die  letzteren  zum  min- 
desten durch  Zollzuschlag  auf  europäische  Importe;  hatte  man  auch 
für  eine  einheimische  Zuckerindustrie  zu  sorgen,  so  nützte  man  mit 
letzterer  Massregel  nach  zwei  Seiten.  Des  Weiteren  wurden  unter 
dem  Einflüsse  der  Krise  neue  Prämien  durch  Steuer- »Reformen11  oder 
temporäre  Akte  der  Gesetzgebung  geschaffen  oder  auch  ein  aus  der 
bestehenden  Steuergesetzgebung  resultierendes  Anwachsen  der  Prämie 
vorläufig  unbeschnitten  gelassen.  Schliesslich  wurden  Konzessionen 
durch  Erleichterungen  bei  der  Steuerzahlung  gewährt. 

Man  hat  dadurch  eine  in  einer  Beziehung  eigentümliche  Situa- 
tion geschaffen.  Der  Anreiz  zu  jener  Ueberproduktiou,  als  deren 
Au8fluss  die  Zuckerkrise  sich  darstellt,  war  insbesondere  in  der  von 
Deutschland  gewährten  Prämie  für  die  Zuckerausfuhr  zu  suchen. 
Wenn  man  nun  während  der  Krise  der  Prämie  die  bisherige  Höhe, 
und  auch  in  Deutschland,  beliess,  so  war  dies  wohl  zu  rechtfertigen, 
sobald  das  Zugeständnis  offenkundig  provisorischen  Charakter  trug. 
In  einem  Lande  aber,  Frankreich,  ist  die  Krise  Anlass  zur  Neu- 
systematisierung  einer  Prämienwirtschaft  geworden.  Dort  hat  man 
an  die  Stelle  einer  Fabrikatsteuer  mit  geringfügiger  Prämie  eine 
Rübensteuer  mit  ausserordentlich  hoher  und  dauernd  ansteigender 
Prämie  gesetzt  und  derart  unter  der  Aegide  der  Krise  den  Samen 
für  neuerliche  Ueberproduktion  gelegt. 

Es  ist  heute  keine  Frage  mehr,  dass  die  Bedeutung  der  Krise 
hinsichtlich  ihrer  Schärfe  und  Dauer  seitens  der  beteiligten  Kreise 
erheblich  überschätzt  worden  ist.  Am  meisten  schien  sie  in  Frank- 
reich einen  dauernden  Niedergang  der  Zuckerindustrie  einzuleiten. 
Es  ist  auch  offenbar,  dass  sie  die  Industrie  dieses  Landes  am  aller- 
schwersten  traf.  Nicht  als  ob  dort  die  Preise  noch  stärker  zurück- 
gegangen wären,  als  etwa  auf  den  deutschen  oder  österreichischen 
Märkten.  Die  Erscheinung,  dass  die  Krise  in  Frankreich  wuchtiger 
traf,  lag  in  der  Zurückgebliebenheit  einer  Anzahl  Fabriken  des  Lan- 
des und  in  einer  ziemlich  allgemeinen  Vernachlässigung  der  Grund- 
sätze einer  rationellen  Rübenkultur.  So  konnte  es  kommen,  dass  die 
Zahl  jener  Fabriken  in  Frankreich,  welche  dem  Untergange  geweiht 
sind,  in  der  letzten  Zeit  der  Krise  auf  nicht  weniger  als  60  bis  100 
angeschlagen  wurde.  In  der  Krise  galt  es  nun  die  Rettung  der 
lebensfähigen  Fabriken.  Man  sah  das  Heil  in  der  Absetzung  der 
Fabrikatsteuer  und  in  der  Einführung  einer  Rubensteuer  mit  hohen 
Prämien.    Indem  das  Ministerium  eine  solche  Vorlage  ausarbeitete, 
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konnte  es  auf  die  Zustimmung  der  Kammern  um  so  eher  rechnen, 
als  für  die  Reform  der  Patriotismus  und  die  Revanchegelüste  gegen 
Deutschland  aufgerufen  werden  konnten.    «Meine  Herren/  Hess  sich 
der  Deputierte  Desprez  im  Vorjahre  vernehmen,  „eine  unserer  grossen 
landwirtschaftlichen  Industrien  ist  im  Begriffe,  unter  den  gewaltigen 
Anstrengungen  der  durch  die  Gesetzgebung  ihres  Landes  begünstigten 
Konkurrenten  zu  verschwinden,  wenn  nicht  die  Regierung  und  die 
Kammern  sofort  die  energischesten  Massregeln  ergreifen,  um  diese 
schmerzliche  Katastrophe  zu  beschwören  und  um  unseren  Landsleuten 
die  neue  Niederlage  zu  ersparen,  welche  ihnen  auf  wirtschaftlichem 
Gebiete  unsere  mitleidlosen  Besieger  von  1 870  beibringen  wollen.  .  .  . 
Wenn  ich  den  Arbeitern,  die  ich  hier  vertrete,  sagte:  100,000  fran- 
zösische Landwirte  bebauen  die  Erde  und  leben  davon,  diese  100,000 
Feldarbeiter,  eure  Brüder,  werden  ausser  Brot  und  ins  Elend  kommen 
und,  nachdem  sie  wacker  gekämpft,  werden  sie  unter  den  Anstren- 
gungen ihrer  Feinde  erliegen,  und  diese  Feinde  sind  Preussen,  ihr 
allein  könntet  sie  retten,  allerdings  durch  Entbehrungen,  denn  ihr 
werdet  einige  Pfennige  eures  täglichen  Lohnes  hingeben  müssen, 
aber,  wenn  ihr  einwilligt,  diese  brüderliche  Gabe  zu  opfern,  wird  der 
Sieg  Frankreich  gehören,  dann  werden  alle  einstimmig  ausrufen  — 
und  ich  bin  bereit,  zu  diesem  Zwecke  eine  gewaltige  Volksversamm- 
lung zu  berufen  —  „Bewilligt  das  Gesetz  und  auf  gegen  den  Feind!" 
—  Auf  gegen  den  Feind!  denn  schliesslich  handelt  es  sich  darum, 
ob  wir  die  Tributpflichtigen  der  Deutschen  werden;  es  handelt  sich 
darum,  ob  wir  verurteilt  werden  sollen,  preussischen  Zucker  zu  essen 
oder  französischen,  und  ob  es  in  der  Geschichte  verzeichnet  werden 
soll,  dass  eine  französische  Versammlung,  eine  republikanische  Re- 
gierung, trotzdem  sie  das  Mittel  kennt,  wie  schwer  zu  tragen  es 
auch  immer  sei,  das  uns  vor  dieser  letzten  und  schmerzhaften  Er- 
niedrigung bewahren  könnte,  es  unbeachtet  gelassen,  und  unsere 
Bauern  verurteilt  hätte,  die  Republik  zu  verfluchen,  die  sie  zu  Grunde 
gerichtet  hat."    Die  Burleske  hatte  vollen  Erfolg.    Die  Fabrikat- 
steuer wurde  abgeschafft,  die  Rübensteuer  eingesetzt  und  die  Prämien 
feierten  neuerlich  ihren  Einzug  in  Frankreich  *). 

Die  Tragweite  dieses  Ereignisses  —  des  bedeutsamsten  auf  dem 
Gebiete  der  Zuckersteuergesetzgebung  während  des  zu  behandelnden 


')  Vgl.  meinen  Artikel  »Kontinentale  Zuckerpramien  *  in  der  „Neuen  freien 
Presse'  vom  5.  September  1885. 
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Trienniums  —  liegt  nicht  nur  auf  dem  Gebiete  des  Zuckermarktes 
und  einer  neuerlich  drohenden,  wenn  auch  sicher  in  engeren  Grenzen 
bleibenden  Ueberproduktion ;  jene  Steuerreform  wird  offenbar  ihre 
Wirkungen  auch  nach  anderer  Richtung  äussern.  Sie  schliesst  näm- 
lich eine  Epoche  der  Zuckersteuergesetzgebung  ab;  deren  wirksame 
Tendenz  das  allgemeine  Streben  nach  Herabsetzung  und  Abschaffung 
der  Prämien  war.  Seit  jeher  ist  die  Abschaffung  der  Prämien  in 
dem  einen  Staate  an  dem  Fortbestande  der  Prämie  in  dem  anderen 
gescheitert.  Man  hat  daher  schon  früh  Versuche  gemacht,  im 
gegenseitigen  Einvernehmen  der  Prämien  gewährenden  Staaten 
an  die  Aufhebung  der  Prämien  zu  schreiten.  Es  wurden  in  den 
Jahren  1865,  1875  und  1877  Konventionen  zwischen  Frankreich, 
Belgien,  Holland  und  Grossbritannien  geschlossen,  welche  auf  voll- 
ständige und  endgültige  Abschaffung  der  von  den  drei  erstgenannten 
Ländern  gewährten  Exportprämien  hinzielten.  Doch  wurden  die  Be- 
stimmungen keiner  der  drei  Konventionen  von  den  unterzeichnenden 
drei  Mächten  gewissenhalt  ausgeführt,  und  so  blieb  schliesslich  alles 
beim  alten.  Ende  1880  war  es  das  letzte  Mal,  dass  Schritte  für 
eine  Konvention  gethan  wurden.  Grossbritannien  nahm  die  Sache 
in  die  Hand.  Aber  die  Auspicien  zeigten  sich  alsbald  nicht  viel- 
versprechend, und  England  konnte  nichts  Besseres  thun,  als  die  Idee 
der  Konvention  einfach  fallen  zu  lassen. 

Die  Propaganda  für  eine  Abschaffung  der  Prämien  blieb  so- 
dann ruhig.  Da  brachte  das  Jahr  1881  zwei  wichtige  Ereignisse. 
Frankreich  und  Russland  schafften  die  Prämien  ab.  Frank- 
reich war  seit  jeher  unter  den  Prämien  gewährenden  Staaten  obenan 
gestanden ;  mit  der  Abschaffung  der  Prämie  in  diesem  Staate  musste 
daher  die  Durchführbarkeit  der  Abschaffung  in  den  anderen  Staaten 
sehr  erheblich  gewinnen.  Was  Russland  betraf,  so  war  dieses  wohl 
trotz  seiner  enormen  Prämie  nur  selten  auf  den  "Weltmarkt  hinaus- 
getreten; aber  bei  der  wirtschaftspolitischen  Unzugänglichkeit  des 
Landes,  welche  eine  von  auswärts  kommende  Intervention  für  die 
Abschaffung  die  Prämie  unmöglich  gemacht  hätte,  musste  auch  hier 
eine  solche  Abschaffung  aus  eigenem  Antrieb  besonders  wertvoll  sein  — 
abgesehen  davon,  dass  sie  von  einem  Lande  mit  hochschutzzöllnerischer 
und  den  Prämien  freundlicher  Tendenz  ausging. 

Die  Auspicien  für  eine  allgemeine  Herabminderung  oder  Ab- 
schaffung der  Prämien  besserten  sich  noch  in  den  Jahren  1882  und 
1883,  indem  die  amerikanische  Union  die  Prämie,  welche  bis  dahin 
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ihre  Raffinerie  genossen  hatte,  sehr  erheblich  reduzierte,  und  indem 
Deutschland  Schritte  fUr  eine  ernstliche  Reform  seiner  Zuckersteuer- 
gesetzgebung machen  zu  wollen  schien,  welche  den  vorläufigen  Aus- 
druck bereits  in  dem  Gesetze  vom  7.  Juni  1883  fanden. 

Es  ist  also  offenbar,  dass  vor  dem  Ausbruch  der  Zuckerkrise 
und  vor  Hinausgabe  des  neuen  französischen  Steuergesetzes  die  Ten- 
denz f&r  die  Abschaffung  und  Herabminderung  der  Prämien  in 
weiten  Kreisen  wirksame  Vertretung  hatte.  Wird  sie  nun  auch 
durch  die  französische  Steuerform  als  Tendenz  beileibe  nicht  zu 
Grabe  getragen,  so  ist  sie  doch  für  die  folgenden  Jahre  sicherlich 
zur  Rolle  eines  Theorems  verurteilt,  dem  bei  aller  Anerkennung 
seiner  grundsätzlichen  Richtigkeit  die  Umsetzung  in  die  Praxis  nicht 
ganz  zu  folgen  vermag.  Die  Fabrikanten  der  mit  Frankreich  kon- 
kurrierenden Länder  werden  gegen  fiskalische  und  auf  rationellere 
Gestaltung  der  Gesetzgebung  gerichtete  Bestrebungen  immer  —  und 
mit  Recht  —  auf  die  französischen  Prämien  hinzuweisen  haben. 


Wir  schicken  den  folgenden  Einzeldarstellungen   einige  zu- 
sammenfassende Tabellen  voraus. 


1. 


Roh 

zucker1). 

Produktion. 

Einfuhr. 

Ausfuhr. 

Konsum.  Konsum 

pro  Kopf. 

Tons  ä  1000  Kilogramm. 

kg 

Deutschland  . 

• 

(188384) 

950,609 

5,379 

595,814 

370,170 

8,05 

Oesterreich-Ungarn  (188384) 

500,000 

760 

259,880 

230,000 

5,75 

Russland     .  . 

■ 

(188384) 

3*3,572 

(1883)          141    (1883)  13 

(1888,184)  328,440 

3,85 

Finnland     .  . 

(1883) 

10,500 

10,800 

4,7 

Frankreich  .  . 

■ 

(188384) 

406,008 

(1884)  246,908 

156,210 

410,375 

11,0 

Belgien   .   .  . 

(188384) 

104,000 

(1884)  33,480 

68,920 

39,200 

7,0 

Holland  .   .  . 

(1883H*) 

ca.  37,000 

(188S)ca.ll9,000 

86,000 

ca.  50,000 

12,0 

Grosftbritannien 

(1884) 

1,416.000 

109,000 

1,076,000 

30,0 

Danemark    .  . 

(1883) 

7,791 

30,300 

2,700 

31,000 

15,5 

Schweden    .  . 

• 

(1883) 

2,460 

42,000 

44,000 

10,0 

Norwegen    .  . 

(1883) 

14,000 

14,000 

?.* 

Schweiz  .   .  . 

(1884) 

41,326 

41,326 

14,25 

Itaüen     .   .  . 

• 

(1884) 

7 

97,000 

97,000 

3,3 

Rumänien    .  . 

(1884) 

?  • 

10,900 

11,900 

Serbien    .   .  . 

• 

(1883) 

3,785 

3,785 

2,0 

Türkei     .   .  . 

♦ 

(1883) 

C«.  21,500 

ca.  21,580 

»,1 

Griechenland  . 

(1883) 

8,000 

8,000 

4,0 

Spanien  .   .  . 

(1883) 

ca.  25,000 

47,440 

ca.  72,000 

4,3 

Portugal     .  . 

(1884) 

20,800 

ca.  20,800 

4,4 

Luropa  ... 

■ 

•       »  • 

2,366,000 

2,8fr»  ,000 

8,57 

Vereinigte  Staaten  von 

Nordamerika 

• 

•  • 

ca.  160,000 

1,155,000 

73,000 

1,265,000 

23.4 

y)  Die  Reduktion  von  Raffinade  auf  Rohzucker  erfolgte  nach  dem  Verhältnig  9 : 10. 
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Man  sieht  hieraus,  dass  Deutschland  1883/84  zwei  Fünftel 
der  gesamten  Rübenzuckerproduktion  Europas  besorgte.  1884/85 
hat  sich  der  verhältnismässige  Anteil  Deutschlands  noch  verstärkt, 
und  1885/86  ist  er,  wenn  auch  kaum  dauernd,  bei  50  Prozent  der 
europäischen  Erzeugung.  Für  1884/85  sind  folgende  Ziffern  der 
Erzeugung  anzuführen: 


Deutochland .    .    .  1.185,000  Tone 
Oesterreich-Ungarn      605,000  , 
Rusaland  ....      360,000  , 
Frankreich    .    .    .      275,000  , 
Belgien    ....       85,000  „ 


Holland  .... 
Dänemark,  Schweden 
Spanien  .... 

Europa    .    .  . 


25,000  Tons 
15,000  „ 
25.000  „ 

2,575,000  Tons. 


Für  1885/8(>  wurde  im  September  1885  folgende  Erzeugung 
angenommen : 

Deutschland  .    .   .  1,000,000  Tons      Frankreich   .    .    .      225,000  Tons 

Oesterreich-Ungarn  360,000    ,         Belgien    ....       60,000  , 

In  noch  höherem  Masse  kommt  die  Bedeutung  der  deutschen 
Zuckerindustrie  in  den  Ausfuhrziffern  zur  Geltung.  Deutschland, 
Oesterreich-Ungarn  und  Belgien  sind  in  Europa  Länder  mit  ständig 
die  Einfuhr  Überschreitendem  Export.  Deutschlands  Netto-Export 
war  bereits  1883/84  doppelt  so  gross  wie  jener  der  beiden  daneben 
in  Betracht  kommenden  Länder. 

Der  besseren  Veranschaulichung  der  Konsumziffer  in  den  ein- 
zelnen europäischen  Ländern  dient  die  folgende  Aufstellung: 

Kilogr.-Konsum  pro  Kopf  .  . 


Grossbritannien  .    .  30,0 

Dänemark     .    .    .  15,5 

Schweiz    ....  14,25 

Holland    ....  12.0 

Frankreich    .    .    .  11,0 

Schweden  ....  10,0 

Deutschland  .    .    .  8,05 

Norwegen     ...  7,2 

Belgien     ....  7,0 

Oesterreich  -  Ungarn  5,75 

Finnland   ....  4,7 

Portugal   ....  4,4 


Spanien  . 
Griechenland 
Russland  . 
Italien  .  . 
Türkei  .  . 
Rumänien 
Serbien 

Europa 

Verein.  Staaten  von 
Nordamerika  .  . 


4,3 
4,0 

3,85 

3,3 

3,1 

2,0 

2,0 


8,575 


23,4 


Es  ist  offenbar  viel  zu  weit  gegangen,  den  Zuckerkonsum  etwa 
als  Mass  der  kulturellen  Höhe  eines  Landes  zu  betrachten1).  Aber 


')  Auch  dass  .besonders  die  fortschreitende  .Kultur'  des  letzten  Jahr- 
hunderts" den  Zuckergenuss  so  »ausserordentlich  verallgemeinert*  habe  (Kauf- 
mann a.  a.  O.  S.  26),  lässt  sich  kaum  behaupten. 
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nicht  unbrauchbar  wird  er  sein  für  die  Prüfung  der  Stärke  der  mitt- 
leren Wohlstandsschicht,  für  die  Beantwortung  insbesondere  der  Frage, 
inwieweit  das  Gros  der  Bevölkerung  in  einem  Lande  einen  befrie- 
digenden standard  of  life  hat.  Doch  muss  auch  für  diesen  letzten 
Zweck  die  gebotene  Ziffer  cum  grano  salis  betrachtet  und  vornehm- 
lich auf  specielle  Lebensgewohnheiten  einiger  Länder  (für  die  Schweiz 
offenbar  auch  auf  den  starken  Fremdenzufluss)  Bedacht  genommen 
werden. 

II. 


Staat. 


Nor-   Aus-     Uelwr-  Prämie, 
mal-   fuhr-  wälz- 
Steuer-  ver-  barer 
satz.  gtttung.  Steuer- 
satz. 

Mark  pro  Mctr.  Rohzucker. 


Effektiv 
entrichteter 


Zoll. 


Oesterreich-Unpani 
Russland  . 
Finnland  . 
Frankreich 
Belgien     .  . 
Holland    .  . 
Grossbritannien 
Dänemark 
Schweden 
Norwegen 
Schweiz 
iUlien   .  . 


Serbien 
Türkei  .  . 
Griechenland 
Spanien  . 
Portugal  . 


so 

16,80 
39,85 

36,00 
:«5,00 
10,39 

21,56 
11,75 


18 
16,8 


36,00 
36,00 
40,39 

23,00 


25,75  - 


18 

16,80 
39,65 

36.00 
36,00 
44,39 

23,60 
29,18 


21,40 


(1883.84)  3,25 
(1H83,«4)  4,16 
(1888.Ä4)  - 


14,75 
14,64 
39,66 


(1884£5)  8,50  U.  10,00  82,50  U.  26,00 


(1882.S5)  10,00 

V 

15.00 

V 


26,00 

f 

28,56 

V 


25,7'i 


24,00 
30,00 
134,20 
24,94 
41,60 
41,10 
40,39 


V  - 


Nordamerika 


23,60 
29,38 
50,00 
16,00 
42,40 
9,60 
17,20 

*% 
12,00 
21,60-46,24 
45 

25,70 


In  der  vorstehenden  Tabelle  sind  bloss  die  Posten  „  Normal- 
steuersatz", „  Ausfuhrvergütung  *  und  „Zoll*  nach  amtlich  vorliegen- 
den Daten  eingestellt.  Es  ist  hierbei  zu  bemerken,  dass  die  Um- 
rechnung auf  Mark  hier  wie  in  d«r  folgenden  Tabelle  ohne  Rücksicht 
auf  das  Agio  (Russland,  Oesterreich-Ungarn)  erfolgte.  Es  geschah 
dies  in  der  Erwägung,  dass  bei  dem  vergleichenden  Zweck  der  Ta- 
bellen alle  angeführten  Positionen  nach  ihrer  internen  Bedeutung  für 
ihr  Land  zu  messen  und  darzustellen  sind  und  in  Staaten  unter- 
wertigen  Geldes  die  stattgefundene  ZurückfÜhrung  aller  Preise  auf 
den  Agiostand  den  Steuersatz  faktisch  nicht  in  dem  Masse  niedriger 
stellt,  als  dies  bei  gold-  oder  wechselkursmässiger  Umrechnung  auf 
fremde  Währung  erschiene. 
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Als  überwälzbarer  Steuersatz  wurde  in  der  vorstehenden  Tabelle 
der  Satz  der  Ausfuhrvergütung  angesehen  ') ,  wenn  das  betreffende 
Land  Exportland  ist,  der  Satz  des  Zolles,  wenn  das  Land  ständig 
einer  Einfuhr  bedarf.  Aus  dem  überwälzbaren,  d.  h.  dem  durch  den 
Zuckerverkäufer  vom  Konsumenten  erhobenen  Steuersatz  ergab  sich 
in  den  Ländern  mit  Prämie  durch  Abzug  dieser  lezteren  die  Höhe 
der  an  den  Staat  gegebenen  Steuer. 

Mark  Steuer  vom  Metercentner  Rohzucker 


Norwegen 

.    .  50.00 

Deutschland  .    .    .  18,00 

Portugal   .  . 

.    .  45,00 

Oesterreich  •  Ungarn  16,80 

Italien  .    .  . 

.    .  42.40 

Griechenland     .    .  12,00 

Holland    .  . 

.    .  40,39 

Rumänien  ....  9,16 

Serbien     ....  7.20 

Frankreich 

.    .  36,00 

Schweiz    ....  6.00 

Belgien     .  . 

.    .  36.00 

(Türkei  8  Proz.  des  Wertes) 

Schweden  .  . 

29*38 

Großbritannien  .    .  0 

Finnland  .  . 

.    .  24,94 

Verein.  Staaten  von 

Dänemark 

.    .  23,60 

Nordamerika  .    .  25,70 

Die  Resultate  der  Auflage  auf  den  Zucker  bringt  die  folgende 


Tabelle  zur  Darstellung. 


Stmt. 

Deutschland  .  .  . 
Oesterreich-Ungarn 


Steuer- 
ort  ras 


(1R83S4) 
(1883J84) 
(1883J84) 
(1883) 


Finnland  .... 
Prankreich  .... 

Belgien  

Holland  

Grossbritannien  

Dänemark  

Schwellen  (1883) 

Norwegen  (1883) 

Schweiz  (1884) 

J1»"«»  (1884) 

Rumänien  

Serbien  

Türkei  

Griechenland  

Spanien  (1884) 

Portugal  (1884) 

Vereinigte  Staaten  von  Nord- 
amerika  (186394) 


H2.G90 
66,953 
40,508 


m. 

Zoll- 
einnähme. 

Mark. 

1,401 
18 
516 
i.  3,840 


Ansfuhr- 
vergutg. 

106,940 
49,665 


288      ca.  13,400 
5,565 

—  ca.  soo 

175      *  40.850 

—  CA.  1,560 
ca.  270 

? 

—  ca.  930 
1,638      ca.  15 

—  ca.  10.275 

—  199,500 


Netto- 

Ertrag 

Einnahme.     pro  Kopf. 

M. 

35,151 

0,76 

22,400 

0,56 

41,021 

0,49 

ca. 

3,840 

1,83 

(1884) 

128,000 

3,40 

(1883,84)  ca.  9,600 

1,40 

(18831 

10,660 

2.54 

ri883)  ca.  7,570 

3,785 

ca. 

13,700 

3,0 

5,565 

2,82 

ca. 

300 

1,03 

41.026 

1,40 

ca. 

1,560 

0.30 

ca. 

255 

0,15 

? 

'/ 

ca. 

930 

0,47 

ca. 

1,653 

1,00 

ca. 

10,275 

2,1 

199,600  3,69 


')  Siehe  hierzu  meine  Ausführungen  in  der  Tübinger  Zeitechr..  Sep.-Abdr. 
S.  31  ff.,  und  in  ,Die  Branntweinsteuer"  (Tobingen  1884)  S.  26  ff. 
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Deutschland. 


Thiitice 

Versteuerte 

Gewonnener   Mctr.  Rüben 

Zucker 

Fabriken. 

Rübe. 

Zucker. 

pro  Mctr. 

aus  Rüben. 

Mctr. 

Mctr. 

Mctr. 

Zucker. 

Prozent. 

1869/70 

296 

25,845,866 

2,153,822 

12,00 

8,33 

1870/71 

303 

30,506,465 

2,629,867 

11,60 

8,62 

1871/72 

811 

22,509,182 

1,864,419 

12,07 

8,28 

1872/73 

324 

31,815,508 

2,625.511 

12,12 

8,25 

1873A74 

327 

35,287,639 

2,910,407 

12.12 

8,25 

1874/75 

333 

27,567.451 

2,564,124 

10,75 

9,30 

187576 

332 

41.612,842 

3,580,482 

11.62 

8,60 

1876/77 

328 

35,500,366 

2,909,227 ') 

12.20 

8,19 

1877/78 

329 

40,909,680 

3,805,091 ') 

10,75 

(\  OA 

9,30 

1878/79 

324 

46,287,477 

4,301,551') 

10,76 

9,29 

1879/80 

328 

48,052,615 

4,154,152  *) 

11,57 

8,65 

1880/81 

333 

63,237,788 

5,730,214») 

11,06 

9.04 

1881/82 

343 

62,719,479 

6,222,885 6) 

10,08 

9.92 

1882,83 

358 

87,471,537 

8,489,226 7) 

10,30 

9,71 

1883/84 

376 

89,181,303 

9,606,093*) 

9,28 

10.77 

1884/85 

410 

103,987,975  ca.11,550,000 

8,96 

11,16 

Einruhr. 

Ausfuhr. 

Konsum. 

Konsum 

5jähriger 

pro  Kopf.  Durch- 

Auf  Rohzucker  reduziert9). 

schnitt. 

Mctr. 

Mctr. 

Mctr. 

kg 

kg 

1869/70 

57,235 

207,865 

2,003,192 

5,17  I 

1870/71 

83,165 

490,424 

2,222,608 

5,70 

1871/72 

497,556 

142,759 

2,219,216 

5,51 

|  6,04 

1872/73 

274,414 

179,383 

2,720,542 

6,60 

1873/74 

297,102 

216,550 

2,990,959 

7,19  ] 

')  Zuzüglich  15,000  Mctr.  aus  der  Melasse  in  den  Fabriken  ohne  Rüben- 
verarbeitung gewonnenen  Zuckers. 

*)  Zuzüglich  25,000  Mctr.  aus  der  Melasse  in  den  Fabriken  ohne  Rüben- 
verarbeitung gewonnenen  Zuckers. 

*)  Zuzüglich  40,000  Mctr.  aus  der  Melasse  in  den  Fabriken  ohne  Rüben- 
verarbeitung gewonnenen  Zuckers. 

*)  Zuzüglich  60.000  Mctr.  aus  der  Melasse  in  den  Fabriken  ohne  Rüben- 
verarbeitung gewonnenen  Zuckers. 

*)  Zuzüglich  75,000  Mctr.  aus  der  Melasse  in  den  Fabriken  ohne  Rüben- 
verarbeitung gewonnenen  Zuckers. 

•)  Zuzüglich  85,000  Mctr.  aus  der  Melasse  in  den  Fabriken  ohne  Rüben- 
verarbeitung gewonnenen  Zuckers. 

7)  Zuzüglich  125,900  Mctr.  aus  der  Melasse  in  den  Fabriken  ohne  Rüben- 
verarbeitung gewonnenen  Zuckers. 

*)  Zuzüglich  205,000  Mctr.  aus  der  Melasse  in  den  Fabriken  ohne  Rüben- 
verarbeitung gewonnenen  Zuckers. 

•)  Bei  der  Berechnung  auf  Rohzucker  wurden  in  Cebereinstünmung  mit 
den  Annahmen  des  statistischen  Amtes  100kg  Rohzucker  gleichgestellt:  90kg 
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Einfuhr.         Ausfuhr.  Konsum.       Konsum  5jähriger 

pro  Kopf.  Durch- 
Auf  Rohzucker  reduziert.  schnitt. 


Mctr. 

Mctr. 

Mctr. 

1 

kg 

1 

kg 

1874/75 

ana  rv\o 
27 6,  U  02 

1  AO  1  AT 

108,107 

2,732,919 

6,50 

1875/76 

9X9  *W> 

3,231,803 

1 

187t 

8/77 

Izo.UoU 

2.430,' 

748 

5,66 

1877/78 

88,831 

967,780 

2,926,142 

6,74 

j  0,67 

1878/79 

79,711 

1,378,907 

3,002.355 

0,84 

1879/80 

65  842 

1  342  159 

2,877,835 

6,48 

1880/81 

AA  CTO 

60,573 

o  nan  AO  i 

2,922,034 

2,868,753 

6,40  1 

7,26 

1881/82 

57,719 

3,133,049 

3,136,955 

0,94 

1882/83 

66,515 

4,725,514 

3.830,227 

8.40 

1883/84 

53  793 

5  9Ä8  1 44 

3,701.742 

8.05  i 

1884/85 

o.oyo.uou 

3,817,000 

8,15 

Rüben- 

Eln°ih 

Ausfuhr- 

Brutto-  Einnahme  Erhebung»-  Netto- 

»teuer. 

Vergütung. 

Einnahiue.  pro  Kopf. 

kosten')-  Einnahmt 

M. 

M. 

M. 

M. 

M. 

M. 

M 

1869,70 

41,353,386 

1,509,474 

4,052,104 

38,810,756 

1,00 

1,654,135 

37,156,621 

1870/71 

48,810,344 

2,168,330 

9,600,818 

41,37K,35« 

1,06 

1,952,414 

39,425,942 

1871f72 

36,014,691 

12,498,588 

2,378,53« 

46,134,743 

1,15 

1,440,598 

44,694,145 

1872/73 

50,904,813 

7,127,913 

3,333,016 

54,699,710 

1,33 

2,036,193 

52,663,517 

187374 

56,460,222 

7,779,357 

3.734,18« 

60,505,893 

1,45 

2,258,409 

58,246,984 

1874/75 

44,107,92« 

7,218,297 

1,781,304 

49,541,915 

1,18 

1,764,317 

47,780,698 

1875j76 

66,580,547 

5,672,769 

10,259,091 

61,994,225 

1,46 

2,663,222 

58,331,003 

1876,77 

56,800,586 

3,354,873 

11,327,595 

48,827,864 

1,14 

2,272,023 

46,555,841 

187778 

65,455,488 

2,370,186 

18,407,873 

49,417,801 

1,14 

2,618,220 

46,799,581 

1878,79 

74,059,963 

2,112,591 

26,366,267 

49,806,287 

1,13 

2,962,399 

46,843,888 

1879») 

76,881,184 

1,782,20« 

25,791,076 

52,825,314 

1,19 

3,075,867 

49,749,947 

188081 

101,180,461 

1,600,344 

56,867,355 

46,913,450 

1,05 

4,047,218 

42,866,232 

1881,88 

100,351,166 

1,518,741 

60,032,91« 

41,836,991 

0,93 

4,014,047 

37,820,944 

1882/83 

139,954,459 

1,730,595 

90,040,871 

51,644,183 

1,13 

5,598,178 

46,046,006 

1883(84 

142,690,084 

1,400,862 

108,939,621 

35,151,325 

0,76 

5,707,603 

29,443,721«) 

1884;H5 

166,880,760 

123,204,697 

6,655,230 

Dem  in  Deutachland  seit  1869  bestehenden  Satze  der  Ausfuhr- 


restitution war  die  Annahme,  dass  ftlr  die  Darstellung  eines  Centners 
Zucker  ll3/4  Ctr.  Rübe  benötigt  werden,  zu  Grunde  gelegt.  Damit 
war  für  die  Ausfuhrvergütung  ein  geringerer  Betrag  normiert  als 
nach  der  Annahme  des  Gesetzes  bei  der  Zuckererzeugung  an  Steuer 
gezahlt  wurde.  Denn  indem  das  Gesetz  vom  26.  Juni  1869  eine 
Steuer  von  80  Pf.  pro  Ctr.  (zu  50  kg)  Rübe  aussprach,  wollte  es 
eine  Steuer  von  10  M.  auf  den  Centner  (zu  50kg)  legen,  es  nahm 
also  eine  Ausbeute  von  1  Ctr.  Zucker  aus  erst  12  Vä  Ctr.  Rübe  an. 

raffiniertem  Zucker,  Kandis-,  anderem  harten  Zucker  und  Zucker  ohne  Vergütung, 
ferner  gleich  182  kg  Sirup. 

')  4  Prozent  der  Einnahme. 

l)  Die  vorstehenden  Tabellen  sind,  ausgenommen  die  Ziffern  pro  1884/85, 
der  .Deutschen  Zuckerindustrie*  entnommen. 
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Die  thatsächliche  Ausbeute  aus  der  Rübe  jedoch  erreichte,  wie  man 
aus  den  vorangestellten  Tabellen  ersieht,  nie  die  Niedrigkeit  dieser 
Annahme.  Ja,  bereits  187071,  sodann  1874/75,  1875/76  und  von 
1877/78  an  alle  Jahre  wurden  Ausbeuten  erzielt,  welche  selbst 
höher  waren  als  jene,  welche  der  normierten  Ausfuhrvergütung  zu 
Grunde  lagen.  Einnahme-Entgänge  konnten  unter  diesen  Umständen 
nicht  ausbleiben.  Wenn  beispielsweise  1874  75  aus  103/i  Ctr.  Rübe 
1  Ctr.  Zucker  dargestellt  wurde,  so  bedeutete  dies,  dass  der  Fabrikant 
nicht  wie  angenommen  10  M.  per  Centner  Steuer  zahlte,  sondern 
nur  8  M.  60  Pf.  und  dass  in  der  Ausfuhrvergütung  von  9  M.  40  Pf. 
ein  Gewinn  von  80  Pf.  per  Centner  Ausfuhr  lag. 

Die  Steuerentgänge  wurden  jedoch  solange  nicht  auffallend,  als 
die  Auafuhr  keine  grossen  Dimensionen  hatte.  Wohl  war  auch  ohne 
jede  Ausfuhr  in  dem  Augenblicke  ein  Verlust  für  den  Staat  vor- 
handen, wo  die  Ausbeute-Berechnung  des  Steuergesetzes  nicht  zutraf. 
Denn  auch  der  fur  den  Inlandskonsum  bestimmte  Zucker  trug  nie- 
drigere Steuer.  Aber  die  allmähliche  Steigerung  dieser  Verluste  wurde 
durch  das  gleichzeitige  Anwachsen  des  Konsums  ziemlich  wett  und 
unmerkbar  gemacht. 

Während  eines  Jahres  nun,  von  1879  80  auf  1880/81,  stieg  der 
Export  um  1,600,000,  nämlich  von  1,300,000  auf  2,900,000  Mctr. 
Dies  hatte,  trotzdem  die  Rübe  nur  eine  mittelmässige  war,  eine  auf- 
fallende Verminderung  der  Einnahmen  zur  Folge.  Eine  Zeitlang  er- 
schien dieselbe  noch  weit  grösser  als  sie  wirklich  war.  Die  Rüben- 
steuer wurde  nämlich  auf  6  Monate  kreditiert,  wohingegen  die 
Rückvergütung  der  Steuer  bei  der  Ausfuhr  innerhalb  3— 31/«  Monate 
nach  letzterer  erfolgte.  Bei  einer  starken  Ausfuhr  im  Beginne  der 
Carapagne  konnten  daher  Steuerbeträge,  zurückgezahlt  werden,  die 
bar  noch  gar  nicht  eingegangen  waren.  Gerade  in  der  Campagne 
1880,81  war  letzteres  der  Fall.  Gelegentlich  der  Einbringung  des 
Etats  am  24.  Februar  1881  sprach  der  Staatssekretär  des  Reichs- 
schatzamtes von  den  Mindereinnahmen  aus  der  Zuckersteuer  als  einer 
^jedenfalls  zu  besonderen  Erwägungen  Anlass  gebenden  Erscheinung". 
Am  17.  Mai  konnte  er  bereits  mitteilen,  dass  die  Regierungen  dem 
Gegenstande  fortgesetzt  ihre  Aufmerksamkeit  widmen.  Damit  war 
in  weiten  Kreisen  das  Signal  zur  Erörterung  der  einschlagenden 
Fragen  gegeben. 

Wir  haben  bereits  erwähnt,  dass  infolge  Ungleichzeitigkeit  der 
Steuerzahlung«-  und  Steuerrtickvergtitungs-Termine  sich  für  1880  81 
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ein  grösseres  Defizit  rechnerisch  herausstellte,  als  es  thatsächlich  be- 
stand. Man  wurde  hierdurch  erst  auf  die  Nachteile,  welche  der 
Reichskasse  aus  jener  Art  der  Verrechnung  erwuchsen,  recht  auf- 
merksam. Dies  hatte  eine  Vorlage  des  Reichskanzlers  an  den  Bundes- 
rat zur  Abstellung  des  Uebelstands  zur  Folge.  In  der  Sitzung  des 
letzteren  vom  2.  Juli  1881  genehmigt,  hat  dieselbe  Vorsorge  ge- 
troffen, dass  eine  frühere  Vergütung  der  Steuer  als  deren  Zahlung 
im  allgemeinen  nicht  mehr  vorkommen  kann. 

Gelegentlich  der  Etatsberatung  in  1881  waren  die  Einnahme- 
Entgänge  aus  der  Zuckersteuer  im  Reichstage  zur  Sprache  gekommen. 
In  der  Sitzung  vom  17.  Dezember  1881  betonte  eine  Anzahl  Redner 
die  Notwendigkeit,  zum  mindesten  Erhebungen  über  die  Entwickelung 
der  Fabrikation  in  letzter  Zeit  und  über  die  Dienlichkeit  einer  Re- 
form zu  pflegen.  Dem  entsprechend  wurde  ein  Antrag  angenommen, 
lautend: 

„Der  Reichstag  wolle  beschliessen :  den  Herrn  Reichskanzler  zu 
ersuchen,  eine  eingehende  Untersuchung  darüber  anstellen  zu  lassen, 
ob  und  wie  weit  infolge  technischer  Fortschritte  bei  der  Zucker- 
industrie der  Ertrag  aus  der  Rübensteuer  durch  die  Höhe  der  Export- 
bonifikation eine  Einbusse  erleidet,  und  je  nach  dem  Ausfalle  dieser 
Untersuchung  die  nötigen  Gesetzesvorschläge  zu  machen." 

Im  Jahre  1882  geschah  sehr  wenig  für  die  Förderung  der 
Reform.  Infolge  der  Resolution  des  Reichstags  von  1881  ersuchte 
der  Reichskanzler  die  verbündeten  Regierungen,  die  vom  Reichstag 
gewünschten  Ermittelungen  anzustellen.  Erst  gegen  Schluss  1882 
liefen  die  Gutachten  ein.  Die  Zuckersteuerfrage  hatte  sich  in- 
zwischen jedoch  auf  der  Oberfläche  der  Diskussion  erhalten.  Im 
Dezember  veröffentlichte  4der  Verein  für  Zuckerindustrie  des 
Deutschen  Reiches  eine  Denkschrift,  in  welcher  er  eine  Aenderung 
des  Gesetzes  durch  Herabsetzung  der  Bonifikation  auf  9  M. 
als  zulässig  anerkannte  und  darin  auch  das  „einfachste  Mittel  zur 
Abhilfe14  fand. 

Mit  1883  gewann  die  Erörterung  der  Reform  an  Lebhaftigkeit. 
Die  politischen  und  Fachzeitungen  und  eine  reiche  Broschürenlitteratur 
wie  auch  zahlreiche  Versammlungen  von  Zuckerfabrikanten  hatten 
sich  ihrer  bemächtigt  und  hielten  die  Diskussion  in  fortwährendem 
Fluss.  Wie  immer  in  solchen  Fällen  war  die  Zahl  der  Reformvor- 
schläge keine  kleine. 

Im  Januar  1883  erschien  ein  Vorschlag  aus  der  berufenen  Feder 
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des  Abgeordneten  Sorabart1).  Herr  Sombart  befürwortete  die  Ent- 
richtung einer  Kontroiabgabe  von  1  M.  für  100  kg  Zucker,  zu- 
nächst um  eine  genaue  Ermittelung  der  heutigen  Zuckerproduktion 
zu  erlangen,  sodann  um  dem  Reiche  eine  Mehreinnahme  von  7  Mill. 
Mark  zu  verschaffen.  Die  Abgabe  sollte  indes  mit  keinerlei  Be- 
lästigung für  den  Betrieb  verbunden  sein,  sondern  „ durch  Nota, 
Frachtbrief,  Lieferschein,  Kontoübertragung,  reap.  Faktura  der 
Fabrik  ermittelt  und  monatlich  mittelst  Anerkenntnis  amtlich  fest- 
gestellt werden".  Ein  Fachblatt  äusserte  zu  dem  Vorschlage: 
„  Dieser  Entwurf  wird  auf  den  entschiedensten  Widerstand  der  Zucker- 
fabrikanten stossen,  welche  in  demselben  den  vorbereitenden  Schritt 
zur  Einführung  der  Fabrikatsteuer  erblicken.  Sombart  will  freilich 
nach  den  beigegebenen  Motiven  die  letztere  nur  neben  der  Rüben- 
steuer,  aber  es  ist  klar,  dass  der  Staat  auf  die  Dauer  nicht  ein  und 
dasselbe  Objekt  vermittelst  zwei  verschiedener  Hebungsmethoden  zur 
Steuer  heranziehen  wird,  und  dass  er,  sobald  sich  die  Kontroiabgabe, 
als  die  wirkliche  Produktion  treffend,  bewährt,  die  Rübensteuer  fallen 
lassen  und  die  erstere  entsprechend  erhöhen  wird."  Der  Gedanke 
Sombarts  wurde  später  noch  vom  Abgeordneten  Rohiand  aufge- 
nommen, welcher  die  Erhebung  einer  Kontrolgebühr  von  50  Pf. 
für  den  Centner  Zucker,  die  Ermässigung  der  Rückvergütung  um 
40  Pf.  für  Zucker  von  90—98  Prozent  Polarisation,  und  um  60  Pf. 
für  Zucker  von  88—90  Prozent  beantragte. 

Von  Januar  1883  datieren  weiters  vier  Brochüren:  „Zur  Zucker- 
steuerfrage —  als  Manuskript  gedruckt"  2),  „ Beitrag  zur  Zuckersteuer- 
frage* von  Jos.  Görzs),  „Die  Regelung  der  Zuckerbesteuerung  auf 
statistischen  Grundlagen."  Ein  Versuch  zur  Klarstellung  von  C.  Wil- 
b  ran  dt  zu  Pisede4).  »Die  Reform  der  Zuckersteuer.  Ein  Beitrag 
zur  Lösung  dieser  Frage"  von  Dr.  Witte -Rostock  *). 

Die  zuerst  genannte  Schrift  nimmt  Partei  für  eine  Herab- 
setzung der  Ausfuhr  Vergütung  unter  gleichzeitiger  Teilung  der 
heutigen  Rohzuckerklasse  in  eine  von  88 — 93  Prozent  und  von 
93—98  Prozent.   Für  die  erstere  hätte  die  Reduktion  80  Pf.,  für  die 


')  Magdeburger  Zeitung  Nr.  37  vom  23.  Januar. 
')  Bei  L.  Reiter,  Dessau. 
')  Berlin,  im  Januar  1883. 
*)  Wismar  1883. 
J)  Rostock  1883. 
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letztere  40  Pf.  per  Centner  zu  betragen.  Die  Schrift  spricht  prin- 
cipiell  filr  die  Beibehaltung  der  Rübensteuer  und  gegen  die  Be- 
steuerung der  Melasse,  ist  jedoch  einer  temporären  Melassesteuer  in 
Form  eines  vorübergehenden  Notgesetzes  zur  Erhöhung  der  Ein- 
nahmen nicht  abgeneigt. 

Die  an  zweiter  Stelle  angeführte  Schrift  erklärt  sich  mit  Ent- 
schiedenheit und  guten  Gründen  gegen  die  Melassebesteuerung 
und  tritt  gleichfalls  für  eine  Herabsetzung  der  Ausfuhrver- 
gütung —  um  40  Pf.  —  ein. 

Wilbrandt  zu  Pisede  in  einer  trefflichen  Arbeit  macht  den 
Vorschlag  auf  Einfuhrung  eines  Aufschlags  auf  die  Rüben- 
steuer von  31/*  Pf.  per  Centner  und  einer  Besteuerung  der  zur 
Entzuckerung  gelangenden  Melasse  von  1  M.  80  Pf.  per 
Centner» 

Die  an  vierter  Stelle  genannte  Arbeit,  die  jedenfalls  als  ein 
wertvoller,  wenn  auch  nicht  in  allen  Teilen  objektiver  Beitrag  zur 
Zuckersteuerfrage  betrachtet  werden  muss,  erblickt  die  definitive 
Reform  in  der  Fabrikats  teuer,  da  diese  aber  nicht  sofort  durch- 
zuführen sei,  empfiehlt  sie  „den  Erlass  eines  vorläufigen  Notgesetzes'', 
nämlich  Herabsetzung  der  Ausfuhrvergütung  von  9  M.  40  Pf. 
auf  8  M.  40  Pf.  und  Besteuerung  der  Melasse  beim  Osmosever- 
verfahren mit  1  M.  68  Pf.,  beim  Elutions-  und  Substitutionsverfahren 
mit  3  M.  19  Pf.,  und  beim  Strontianitverfahren  mit  4  M.  20  Pf.  per 
Centner.  Es  mag  nicht  unerwähnt  beiben,  dass  die  hier  vorge- 
schlagenen Melasse  -  Steuersätze  im  Interesse  der  Melassenbrenner 
sehr  hoch  geraten  sind. 

Durch  ihre  einlässlichen  Erörterungen  über  Entwickelung  und 
Stand  von  Industrie  und  Reichseinnahmen,  wie  über  die  verschiedenen 
zur  Reform  gemachten  Vorschläge  ragt  eine  zu  Anfang  Februar  er- 
schienene Schrift  „Ein  Vorschlag  zur  Reform  der  Zuckerbesteuerung " 
von  W.  Herbertz1)  hervor.  Ihre  Spitze  findet  diese  Schrift  in  dem 
Vorschlage  zur  Ermässigung  der  Rübensteuer  von  80  auf  60  Pf. 
bei  gleichzeitiger  Herabsetzung  der  Ausfuhrbonifikation  von  9  M.  40  Pf. 
auf  6  M.  30  Pf.  Das  Minus  im  Steuersatze  werde  seinen  Ausgleich 
in  dem  der  Ermässigung  folgenden  Plus  des  Konsums  finden. 

F.  O.  Licht,  der  Herausgeber  eines  bekannten  deutschen 
Zuckermarktberichts,  sprach  sich  gegen  Fabrikatsteuer,  aber  auch 


»)  Berlin  1883. 
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gegen  Herabsetzung  der  Bonifikation  aus  und  empfahl  Erhöhung 
der  Rübensteuer  von  80  auf  90  Pf.  per  Centner  als  das  allein 
Richtige. 

Des  weiteren  mag  an  dieser  Stelle  eine  ebenfalls  in  1883  publi- 
zierte Broschüre  „  Salomon,  die  Zuckersteuerfrage"1)  Erwähnung 
finden,  welche,  nach  Erörterung  der  auf  Herabsetzung  der  Ausfuhr- 
vergütung, auf  Melassesteuer  und  auf  Erhebung  einer  Kontroiabgabe 
gerichteten  Vorschlage  die  vorläufige  Erhöhung  der  Rüben- 
steuer und  sodannige  Einführung  der  Fabrikatsteuer 
empfiehlt. 

Am  15.  Februar  1883  reichte  der  Verein  der  Industriellen  des 
Regierungsbezirkes  Köln  als  Antrag  an  den  Bundesrat  einen  Vorschlag 
ein,  welcher  die  Versteuerung  der  Rübe  nach  ihrer  Qualität 
(Prozente  Trockensubstanz)  in  den  Vordergrund  stellte.  Eine»  Skala, 
bei  12V2  und  weniger  Prozent  Trockensubstanz  der  Rübe  mit  70  Pf. 
Steuer  per  Centner  beginnend  und  für  18  und  mehr  Prozent  Trocken- 
substanz mit  120  Pf.  endend,  sollte  hierbei  in  Anwendung  gebracht 
werden.  Weiters  wurde  vorgeschlagen,  die  Bonifikationssätze  von 
10  M.  80  Pf.  und  1 1 M.  50  Pf.  auf  bezw.  10  M.  56  Pf.  und  1 1  M.  26  Pf. 
herabzusetzen  und  für  Melasse,  sowie  ftir  Raffineriesirup  eine  Steuer- 
restitution von  2  M.  35  Pf.  per  Centner  einzuführen,  sofern  der 
Steuerbehörde  der  Nachweis  erbracht  wird,  dass  die  Verwendung 
der  Melasse,  resp.  des  Sirup,  nicht  im  Inlande  zur  Entzuckerung  er- 
folge. Bei  Anwendung  von  Strontian  zur  Zuckergewinnung,  sowie 
bei  Einführung  neuer  Fabrikationsmethoden  sollte  der  Steuerbehörde 
eine  Beschreibung  des  allgemeinen  Arbeitsganges  zu  geben  und  durch 
den  Bundesrat  auf  Antrag  der  Steuerbehörde  die  Art  und  die  Höhe 
der  Besteuerung  zu  bestimmen  sein. 

Im  Februar  1883  ging  dem  Reichstag  ein  Gesetzentwurf 
zu,  betreffend  die  Steuervergütung  für  Zucker.  Er  setzte 
die  Bonifikation  für  'den  Centner  Zucker  um  40  Pf.  herab  und  er- 
wartete hieraus  einen  Vorteil  für  die  Reichskasse  von  21/* — 3  Mill. 
Mark.  Die  Massregel  wurde  jedoch  als  bloss  vorläufig  bezeichnet. 
„Die  bisherigen  Erörterungen  unter  den  Bundesregierungen*,  wurde 
in  der  Begründung  gesagt,  «haben  zu  der  Ueberzeugung  geführt, 
dass  die  Grundlagen  unserer  Zuckersteuerstatistik  in  Bezug  auf  den 
Nachweis  der  Zuckerausbeute  mangelhafte  sind."    Unter  diesen  Um- 


')  Leipzig  1883. 
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ständen  hat  der  Bundesrat  beschlossen,  eine  besondere  Enquete 
zur  Untersuchung  des  Gegenstandes  zu  veranstalten,  um  auf  diese 
Weise  thunlichst  bald  die  Gründe  des  finanziellen  Rückganges  der 
Rübenzuckersteuer  genügend  klarzulegen  und  eine  ausreichende  Grund- 
lage für  die  Entscheidung  darüber  zu  schaffen,  welche  gesetzgeberische 
Massnahmen  zu  treffen  seien.  Erst  auf  der  durch  die  Enquete  ge- 
wonnenen Grundlage  kann  demnächst  ein  Gesetzentwurf  aufgestellt 
werden,  welcher  den  Gegenstand  erschöpfend  behandelt  und  eine  für 
einen  längeren  Zeitraum  zu  treffende  Neuordnung  bezielt. 

Die  erste  Lesung  des  Entwurfes  fand  in  der  Sitzung  des  Reichs- 
tags vom  6.  April  1883  statt.  Gleichzeitig  gelangte  ein  Antrag  des 
Abgeordneten  Ausfeld  und  Genossen  zur  Beratung,  welcher,  noch 
1882  gestellt,  neben  der  Ermässigung  der  Ausfuhrvergtitung  eine 
MelassÄteuer  forderte.  Der  Regierungsantrag  und  Antrag  Ausfeld 
wurden  einer  Kommission  überwiesen.  Derselben  lagen  noch  Anträge 
der  Abgeordneten  Rohland  (s.  oben),  Schwarzenberg  (Herab- 
setzung der  Ausfuhrvergütung  um  40  Pf.  bei  gleichzeitiger  Erhöhung 
der  Rübensteuer  um  5  Pf.  und  bei  Besteuerung  der  nur  Melasse  ver- 
arbeitenden Fabriken  mit  5  M.  per  Centner),  Sonnemann  (Normie- 
rung der  Bonifikationssätze  mit  bezw.  8  M.  80  Pf.,  10  M.  50  Pf.  und 
9  M.  80  Pf.  mit  Garantie  und  eventueller  Steuernachzahlung  der 
Industrie  für  eine  Steuereinnahme  in  1883/84  von  1  M.  25  Pf.  per 
Kopf  der  Bevölkerung),  Reichensperger  (Erhöhung  der  Rüben- 
steuer um  5  Pf.  und  9  M.  Bonifikation,  eventuell  ohne  Rübensteuer- 
erhöhung  8  M.  80  Pf.  Bonifikation),  von  Arnswalde  (Erhöhung  der 
Rübensteuer  um  4  Pf.  und  9  M.  40  Pf.  Bonifikation)  und  Stengel 
(zwei  Abstufungen  der  Bonifikation:  8  M.  70  Pf.  und  8  M  80  Pf.)  vor. 

Ende  Mai  hatte  die  Kommission  ihren  Bericht  fertig  gestellt. 
Derselbe  empfahl  den  wesentlichsten  Punkt  der  Regierungsvorlage, 
Herabsetzung  der  Ausfuhrvergütung  um  40  Pf.  per  Centner,  zur  An- 
nahme. Gegenüber  den  verschiedenen  anderen  vor  die  Kommission 
gelangten  Vorschlägen  wurde  insbesondere  die  Natur  des  gegenwärtig 
zu  beschliessenden  Gesetzes  als  eines  bloss  provisorischen  geltend  ge- 
macht. Das  Material  für  eine  definitive  Ordnung  würde  erst  durch 
die  vorbereitete  Enquete  zu  gewinnen  sein. 

Der  Reichstag  nahm,  nachdem  in  den  Sitzungen  vom  4.  und 
5.  Juni  die  zweite  Lesung  des  Regierungsentwurfs  erfolgt  war,  den- 
selben am  7.  Juni  in  dritter  Lesung  nach  dem  Antrage  der  Kom- 
mission an. 
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Vom  7.  Juli  1883  datiert,  erschien  das  gleichlautende  Gesetz. 
Der  Text  desselben  ist  der  folgende: 

An  die  Stelle  der  im  §  3  des  Gesetzes  vom  26.  Juni  1869,  die 
Besteuerung  des  Zuckers  betreffend  (Bundes-Gesetzbl.  S.  282)  bestimmten 
Sätze  der  Steuervergütung  treten  für  a)  dieses  Gesetzes  vom  1.  August 
1883,  für  b)  und  c)  vom  1.  September  1883  ab  die  nachstehenden  Sätze 
für  je  50  kg: 

a)  für  Rohzucker  von  mindestens  88  Prozent  Polarisation   M.  9,00 

b)  für  Kandis  und  für  Zucker  in  weissen,  vollen,  harten 
Broten  bis  zu  12,5  kg  Nettogewicht  oder  in  Gegenwart 

der  Zollbehörde  zerkleinert  M.  11,10 

c)  für  allen  Übrigen  harten  Zucker,  sowie  für  alle  weisse 
trockene  (nicht  über  1  Prozent  Wasser  enthaltende) 
Zucker  in  Kristall-,  Krümel-  und  Mehlform  von  min- 
destens 98  Prozent  Polarisation  M.  10,40 

Die  Bestimmungen  dieses  Gesetzes  treten  mit  dem  1.  August  1885 
ausser  Kraft.  Wird  bis  zu  diesem  Zeitpunkte  ein  anderweites  Gesetz 
nicht  erlassen,  so  treten  mit  diesem  Zeitpunkte  die  Bestimmungen  des 
Gesetzes  von  1869  wieder  in  Kraft. 

Am  30.  Juni  1883  wurden  die  Vernehmungen  fur  die  grosse 
Zuckersteuerenquete  begonnen,  am  28.  Juli  beendet;  die  Zahl 
der  eingeladenen  Sachverständigen  war  58.  Weiters  wurden  von  der 
eingesetzten  Kommission  zur  Ermittelung  der  Gesamtproduktion  von 
Roh-  und  raffiniertem  Zucker  an  sämtliche  deutsche  Zuckerfabriken 
und  Raffinerien  Fragebogen  versandt.  Am  27.  März  1884  erstattete 
die  Kommission  an  den  Bundesrat  ihren  Bericht.  Der  letztere  ent- 
hielt folgende  wichtigste  Erklärungen  l):  1)  Nach  dem  gegenwärtigen 
Stand  der  Leistungsfähigkeit  der  Rüben-  und  der  Zuckerproduktion 
sind  10,75  Doppelctr.  roher  Rüben  als  durchschnittlich  erforderlich 
zur  Herstellung  eines  Doppelcentners  Rohzucker  von  93,75  Procent 
Polarisation  anzusehen.  2)  Die  gegenwärtige  Rübensteuer  ist  von 
1  M.  60  Pf.  auf  1  M.  70  Pf.  für  den  Doppelcentner  roher  Rüben  zu 
erhöhen.  3)  Die  Ausfuhrvergütung  für  den  DoppeTcentner  Zucker 
ist  wie  folgt  festzusetzen:  a)  für  Rohzucker  von  mindestens  88  Prozent 
Polarisation  auf  17  M.  15  Pf.,  b)  für  Kandis  und  für  Zucker  in  weissen, 
vollen,  harten  Broten  oder  in  Gegenwart  der  Zollbehörde  zerkleinert 
21  M.  16  Pf.,  c)  für  allen  übrigen  harten  Zucker,  sowie  für  allen 
weissen,  trockenen  (nicht  über  1  Prozent  Wasser  enthaltenden)  Zucker 


')  In  vortrefflichem  Auszug  ist  der  Bericht  wiedergegeben  durch  Ri ecke 
in  Schönbergs  Handb.,  2.  Aufl.  III  S.  436  ff. 
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|g  Julias  Wolf, 

in  Kristall-,  Krümel-  und  Mehlform  von  mindestens  98  Prozent  Polari- 
sation 19  M.  80  Pf.  4)  Die  ftlr  Zucker  bestehenden  Eingangszölle 
sind  nicht  herabzusetzen. 

Im  Februar  1884  hatte  sich  auch  noch  der  deutsche  Land- 
wirtschaftsrat zur  Frage  geäussert.  In  einem  bereits  November  1883 
verfassten  Berichte  hatte  Graf  von  Lerchenfeld-Köfering  folgende  An- 
träge gestellt: 

I.  „Es  wäre  vom  landwirtschaftlichen  Standpunkte  zu  bedauern, 
wenn  das  gegenwärtige  System  der  Zuckerbesteuerung  ver- 
lassen werden  wollte  und  etwa  auf  die  Fabrikatstcucr  über- 
gegangen würde. 
II.  Um  bei  dem  bisherigen  Steuersysteme  verbleiben  zu  können, 
empfiehlt  sich: 

1)  Die  Entzuckerung  der  Melasse  in  geeigneter  Weise  durch 
das  Gesetz  zur  Steuer  heranzuziehen. 

2)  Die  Steuereinheitssätze  per  Centner  Rüben  alle  drei  Jahre 
jeweilig  nach  der  Durchschnittsberechnung  der  letzten 
zehnjährigen  Ausbeute  festzustellen.  Für  die  nächsten 
drei  Jahre  eine  Erhöhung  bis  zu  4  Pf.  höchstens  in 
Vorschlag  zu  bringen. 

3)  Die  Exportbonifikation  der  effektiven  Nettosteuer  ent- 
sprechend und  in  Anbetracht  der  auf  der  Steuer  lastenden 
Verwaltungskosten  noch  um  beiläufig  10  Pf.  herabzu- 
mindern/ 

In  einem  anderen  Antrage,  ausgehend  von  Regierungsrat  Drols- 
hagen-Sigmaringen, wurde  wie  die  Fabrikatsteuer  so  auch  die  Melasse- 
steuer verworfen,  dagegen  empfohlen,  die  Reineinnahme  des  Reiches 
aus  der  Besteuerung  der  Rüben  zu  kontingentieren  und  als  kontin- 
gentierte Steuer  die  Summe  von  55  Mill.  Mark  bei  einer  Bevölkerung 
von  40  Mill,  zu  Grunde  zu  legen,  welche  Summe  jährlich  mit 
Anwachsen  der*  Bevölkerungsziffer  zu  1  M.  20  Pf.  per  Kopf  oder 
in  runder  Summe  um  (500,000  M.  zu  erhöhen  ist.  Wesentlichen 
Aenderungen  entsprechend,  welche  Graf  von  Lerchenfeld-Köfering  an 
seinen  Anträgen  angebracht  hatte,  wurde  vom  Landwirtschaftsrat 
schliesslich  die  Erklärung,  die  Rübensteuer  sei  beizubehalten  und  im 
gegebenen  Zeitpunkte  angesichts  der  eingetretenen  Zuckerkrise  auch 
keine  Aenderung  des  Steuersatzes  vorzunehmen,  angenommen  und 
gleichzeitig  eine  Kommission  gewählt,  welche  diese  Beschlüsse  zu 
geeigneter  Zeit  bei  den  gesetzgebenden  Faktoren  vertreten  und  er- 
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forderlichenfalls  nur  eine  Herabsetzung  der  Ausfuhrvergütung 
als  thunlich  anerkennen  sollte. 

Aus  dem  zweiten  Punkte  der  Beschlüsse  des  Landwirtschaftsrates 
ersieht  man,  dass  die  Situation  in  der  Zuckerindustrie  eine  Aenderung 
erfahren  hatte.  Dieselbe  war  bestimmt,  auf  die  vorläufige  Behand- 
lung der  Reformfragen  entscheidenden  Einfluss  zu  nehmen. 

Im  Mai  1884  wurde  der  Gesetzentwurf  zur  „ definitiven 
Regelung  der  Rübenzuckersteuer  *  im  Bundesrate  eingebracht. 
Derselbe  tritt  im  Princip  den  Anträgen  der  Steuer-Enquete-Kommission 
bei,  aber  an  dem  Detail  der  Vorschläge  der  letzteren  sind  erhebliche 
Aenderungen  vorgenommen  worden.  Bei  Acceptierung  des  von  der 
Kommission  ermittelten  Ausbeuteverhältnisses  wird  im  Entwürfe  die 
Erhöhung  der  Steuer  über  den  Vorschlag  der  Kommission  hinaus 
bis  auf  1  M.  80  Pf.  per  Mctr.  Rüben  beantragt. 

Bei  der  Voraussetzung  eines  Bedarfs  von  10,75  Doppelctr.  Rüben 
zur  Herstellung  eines  Doppelcentners  Rohzucker  würde  die  Steuer 
ftlr  diesen  nach  dem  bisherigen  Satz  17  M.  20  Pf.,  nach  der  von 
der  Enquetekommission  vorgeschlagenen  Erhöhung  der  Steuer 
18.  M.  27.5  Pf.,  nach  dem  Entwürfe  des  Reichsschatzamtes  10  M.  35  Pf. 
betragen,  im  letzteren  Falle  also  2  M.  15  Pf.  mehr,  als  bisher.  Bei 
einer  Verarbeitung  von  89  Mill.  Mctr.  Rübe  würden  also  nach  dem 
Vorschlage  der  Kommission  gegen  9,  nach  dem  Entwürfe  gegen 
18  Mill.  Mark  an  Steuer  mehr  gezahlt  werden. 

Auch  bezüglich  der  Exportbonifikation  weicht  der  Entwurf 
von  dem  Vorschlage  der  Kommission  ab,  hier  aber  zu  Gunsten  der 
Rübenzuckerfabrikation,  indem  er  an  dem  bisherigen  Satz  von  18  M. 
ftu*  den  Mctr.  Rohzucker  festhält,  während  die  Kommission  eine 
Herabsetzung  auf  17.  M.  15  Pf.  in  Vorschlag  gebracht  hat.  Nach- 
träglich erfolgte  sogar  noch  eine  Erhöhung  des  vorgeschlagenen 
Bonifikationssatzes.  Die  preussische  Regierung  hatte  sich  bei  dem 
Einbringen  der  Vorlage  im  Bundesrate  vorbehalten,  bis  zur  Beratung 
im  Plenum  noch  eine  Abänderung  der  Bonifikation  vorzuschlagen. 
Diese  Aenderung  wurde  vorgenommen,  indem  man  statt  des  Satzes 
von  18  M.  einen  solchen  von  18  M.  00  Pf.  als  Rückvergütung  in  den 
Entwurf  stellte. 

Der  Entwurf  hat  danach  in  seinem  wesentlichen  Teile  folgende 
Gestalt: 

1.   Die  Rübenzuckersteuer  wird  mit  1.  M.  80  Pf.  von  100  kg 
der  zur  Zuckerbereitung  bestimmten  rohen  Hüben  erhoben. 
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§  2.  Bei  der  Ausfuhr  von  Zucker  über  die  Zollgrenze  oder 
bei  dessen  Niederlegung  in  öffentlichen  Niederlagen  wird,  wenn  die 
Menge  wenigstens  500  kg  beträgt,  eine  Steuervergütung  nach  fol- 
genden Sätzen  fllr  100  kg  gewährt: 

a)  für  Rohzucker  von  mindestens  90  Prozent  Po- 
larisation und  für  raffinierten  Zucker  von  unter 

98,  aber  mindestens  90  Prozent  Polarisation  .  18  M.  60  Pf. 

b)  für  Kandis  und  für  Zucker  in  weissen,  vollen, 
harten  Broten,  Blöcken,  Platten  oder  Stangen, 
oder  in  Gegenwart  der  Steuerbehörde  zer- 
kleinert   22  „    80  „ 

c)  für  allen  übrigen  harten  Zucker,  sowie  für 
allen  weissen  trockenen  (nicht  über  1  Prozent 
Wasser  enthaltenden)  Zucker  in  Kristall-, 
Krümel-  und  Mehlform  von  mindestens  98  Pro- 
zent Polarisation  21  „    40  „ 

Im  übrigen  werden  die  Inhaber  von  Rübenzuckerfabriken, 
Zuckerraffinerien,  von  Melasse-Entzuckerungs- Anstalten  ohne  Rüben- 
verarbeitung  und  von  Stärkezucker-  oder  Sirupfabriken  verpflichtet, 
über  ihren  gesaraten  Fabrikationsbetrieb,  insbesondere  über  die  Menge 
und  Art  der  verarbeiteten  Zuckerstoffe  und  der  gewonnenen  Produkte, 
nach  den  von  der  Steuerbehörde  mitzuteilenden  Mustern  Anschreibungen 
zu  führen,  Auszüge  daraus  in  zu  bestimmenden  Zeitabschnitten  der 
Bezirkshebestelle  einzureichen,  und  die  Anschreibungen,  sowie  die 
besonderen  Fabrikbücher,  welche  etwa  ausserdem  über  den  Verbrauch 
von  Zuckerstoffen  und  die  Produktion  von  Zucker  gefuhrt  werden, 
den  Oberbeamten  der  Steuerverwaltung  jederzeit  auf  Erfordern  zur 
Einsicht  vorzulegen. 

Noch  bevor  der  Entwurf  in  der  Oeffentlichkeit  bekannt  wurde, 
waren  Petitionen  um  Hinausschiebung  des  Zeitpunktes  der  Reform 
eingelaufen.  Als  die  Zuckerkrise  einen  bedrohlichen  Charakter  ge- 
wann, zeigte  auch  die  Regierung  Geneigtheit,  mit  der  Betreibung  der 
Reform  zuzuwarten  und  das  Provisorium  um  ein  Jahr  auszu- 
dehnen. Dem  entsprechend  wurde  am  6.  März  1885  im  Bundes- 
rat ein  Entwurf  eingebracht,  demzufolge  die  Geltungsdauer  des 
Gesetzes  vom  7.  Juli  1883  eine  Verlängerung  bis  1.  August  1886 
erfahren  sollte.  Die  Vorlage  fand  bei  Bundesrat  und  Reichstag  keinen 
Widerspruch  und  wurde  unter  dem  13.  Mai  Gesetz.  Durch  einen 
weiteren  Artikel  desselben  Gesetzes  wurde  noch  einem  zweiten  An- 
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liegen  der  Zuckerindustrie  entsprochen,  indem  in  Artikel  2  der 
Bundesrat  ermächtigt  wurde,  die  nach  dem  Inkrafttreten  dieses  Ge- 
setzes falligen  Rübenzuckersteuerkredite  aus  dem  Betriebs- 
jahre 1884/85  um  drei  Monate  gegen  eine  von  dem  Kreditnehmer  zu 
entrichtende  und  zur  Reichskasse  fliessende  ratierliche  Vergütung  von 
vier  Prozent  der  Kreditsumme  zu  verlängern.  Diese  Vergünstigung 
sollte  mit  ein  Mittel  sein,  um  der  Zuckerindustrie  in  der  Krise  aus 
ihren  Nöten  zu  helfen. 


In  seiner  nächsten  Session  wird  sich  nun  der  Reichstag  mit  der 
endgültigen  Regelung  der  Zuckersteuer  zu  beschäftigen  haben.  Eine 
weitere  Ausdehnung  des  Provisoriums  wird  bei  der  erheblich  ge- 
besserten Lage  des  Zuckermarktes  kaum  in  Aussicht  genommen 
werden. 

Bevor  wir  uns  der  Besprechung  der  vom  Bundesrat  genehmigten 
Vorlage  zur  definitiven  Reform  zuwenden,  scheint  es  uns  geeignet, 
einen  Blick  auf  einige  Punkte  der  Entwicklung  der  deutschen 
Rübenzuckerindustrie  zu  thun. 

Der  Gang  der  Steuergesetzgebung  seit  Einführung  der  Rüben- 
steuer ist  in  der  folgenden  Aufstellung  kurz  skizziert. 


Steuer 
vom  Ctr.     vom  Ctr. 
Rohzucker  Rüben 
M. 


Gesetz  von  1841 
1844 
1850 
1853 
1858 
1861 
18Ö6 
1869 
188:3 


1 

3 
G 


10 


0,05 
0,15 
0,30 
0,60 
0,75 


0,80 


Auabeute- 
Annahme 

1  aus  20 
1  aus  20 
1  aus  20 


Ausfuhrvergütung 
vom  Ctr.  Rohzucker 
M. 


1  aus  12'/a 


8,25 ') 
8,60») 
9,40 ') 
9,00») 


*)  Aus  dem  Verhältnis  von  Ausfuhrvergütung  und  Rübensteuer  berechnen 
sich  folgende  Ausbeuteannahmen: 

1861    (Ausfuhr   25,000  Mctr.)  1  aus  11 

1866   (Ausfuhr  430,000  Mctr.)  1  aus  11,5 

1869   (Ausfuhr  230,000  Mctr.)  1  aus  11,75 

1883  1  aus  11,25. 
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Es  ist  zu  erinnern,  dass  der  Satz  der  Ausfuhrvergütung  in 
jedem  Lande  mit  ständiger  und  erheblicher  Ausfuhr  massgebend  ist 
für  die  Höhe  des  Betrages,  welchen  der  Fabrikant  als  Steuer  auf 
den  Konsumenten  überwälzen  kann. 

Nach  den  eingangs  aufgestellten  Tabellen,  deren  Rendement- 
Annahmen  sehr  massig  sind,  verhielten  sich  die  dem  Staate  über- 
antwortete Steuer  und  der  vom  Fabrikanten  im  Preise  eingezogene 
Betrag  der  Steuer  während  des  letzten  Jahrzehnts  folgendermassen : 
Vom  Fabrikanten  Vom  Konsumenten  an       Prämie   oder  Verlust 


an  den  Staat 

den  Fabrikanten 

des  Fabrikanten 

gezahlte  Steuer 

gezahlte  Steuer 
Tausendc 

Mark 

1874/75 

49.545 

51,381 

1,836 

1875/76 

61,994 

60,758 

1,236 

1876/77 

48,828 

45,697 

3,131 

1877/78 

49.418 

55,011 

5,593 

1878/79 

49,806 

56,445 

6,639 

1879/80 

52,825 

56,302 

3,477 

1880/81 

46,913 

53,933 

7,020 

1881/82 

41,837 

57,876 

16,039 

1882/83 

51,644 

72,008 

20,364 

1883/84 

35,151 

66,306 

31,155 

1884/85 

43.580 

78,444 

34,864 

126,987 

4,367 

Der  Fortschritte,  infolge  deren  es  gelungen  ist,  zu  den 
hohen  Ausbeuten  von  heute  zu  gelangen,  sind  mehrere..  In  erster 
Linie  muss  hierher  gerechnet  werden  die  Einführung  des 
Diffusions-  statt  des  Press  Verfahrens.  1873/74  arbeiteten 
von  337  Fabriken  nur  80  mit  Diffusion  und  noch  257  auf  andere 
Weise,  1883,84  von  376  schon  368  mit  Diffusion.  Gegenwärtig 
bildet  das  Diffusions  verfahren  so  sehr  die  Regel,  dass  andere 
Saftgewinnungsverfahren  nur  noch  ganz  ausnahmsweise  zur  Anwen- 
dung gelangen.  Im  Pressverfahren  blieb  in  den  Pressrückständen 
noch  ein  Gehalt  an  Zucker  von  0,7 — 1,2  Prozent  des  Rübenge- 
wichts. Die  Rückstände  des  Diffusionsverfahrens  enthalten  dagegen 
nur  0,2 — 0,4  Prozent  des  Rübengewichts  an  Zucker.  Ueberdies  wird 
ein  reinerer  Saft  erzielt.  Die  Mehrausbeute  an  Zucker  durch  das 
neuere  Verfahren  kann  im  Mittel  auf  etwa  0,65  Prozent  des  Rüben- 
gewichts geschätzt  werden.  Hierzu  kommt,  dass  die  Diffusion  schnel- 
lere Verarbeitung  der  Rüben,  also  eine  Abkürzung  der  Campagne 
ermöglicht.    Hierdurch  werden  unter  anderem  die  Zuckerverluste  ver- 
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mieden,  die  früher  bei  dem  längeren  Aufbewahren  der  Rüben  in  den 
Monaten  Februar  und  März  zu  entstehen  pflegten. 

Des  Weiteren  sind  von  vorteilhaften  Neuerungen  der  letzten 
Jahre  anzuführen :  vervollkommnete  Saturation,  sorgfältiges  Aussüssen 
des  Schlammes  und  Verbesserung  der  Filtriermethoden. 

Neben  den  Fortschritten  in  der  Fabrikation  sind  zweitens  jene 
anzuführen,  die  in  der  Rübenkultur  gemacht  wurden.  Die  Ver- 
besserung dahier  erstreckt  sich  in  nicht  geringerem  Masse  auf  von 
den  Fabrikanten  gekaufte  als  auf  selbst  gebaute  Rüben.  Für  die 
Aufzucht  der  Kaufrüben  werden  dem  Landwirte  von  den  Fabriken 
genaue  Vorschriften  gemacht,  die  sich  auf  die  Fruchtfolge,  die  Ver- 
wendung von  geeignetem  Rübensaraen  und  bestimmten  künstlichen 
Düngemitteln  (Samen  und  Kunstdünger  werden  meist  von  den  Fa- 
briken selbst  entweder  unentgeltlich  oder  zu  bestimmten  Preisen 
abgegeben),  Bearbeitung  des  Ackers,  das  Legen  der  Rübenkerne, 
Verziehen  und  Behacken  der  Pflanzen  u.  s.  w.  beziehen  und  deren 
Ausführung  strenge  überwacht  wird.  Nach  Angaben  des  statistischen 
Amtes  war  das  Verhältnis  der  selbstgewonnenen  und  gekauften  Rüben 
1883  47,2:52,8  gegen  69,2:30,8  in  1874,  doch  wird  angenommen, 
dass  die  Verhältniszahl  per  1883  nicht  ganz  richtig  ermittelt  ist  und 
der  Prozentsatz  der  selbstgewonnenen  Rüben  denn  doch  ein  etwas 
grösserer  ist.  Die  mit  Rüben  bebaute  Fläche  war  1 883  300,000  bis 
330,000  ha,  der  durchschnittliche  Ertrag  des  Hektars  299  Mctr. 

Von  besonderer  Bedeutung  für  die  Entwicklung  der  Zucker- 
fabrikation war  drittens  die  Entzuckerung  der  Melasse.  Je 
nach  der  ursprünglichen  Reinheit  der  Rübensäfte  und  der  mehr  oder 
weniger  sorgfältigen  Reinigung  derselben  resultiert  von  der  Fabri- 
kation ein  grösseres  oder  geringeres  Quantum  Melasse,  welches  durch- 
schnittlich 23;4  Prozent  des  Rübengewichtes  beträgt  und  50  Prozent 
Zucker  enthält.  Erst  in  der  Caropagne  1877/78  kamen  das  von 
Dubrunfaut  erfundene  und  schon  seit  vielen  Jahren  in  Frankreich 
und  Belgien  angewandte  Osmoseverfahren  und  das  von  Scheibler 
erfundene  Elutions verfahren  (nachdem  dieses  Bodenbender 
in  Wasserleben  während  der  Campagnen  1875/76  und  1876/77 
im  Fabrikbetriebe  durchgeführt  hatte)  in  Anwendung.  Aus  der 
Scheibler'schen  Erfindung  entsprossen  bald  nachher  das  Proce*de" 
Manoury  und  das  sogenannte  Fällungsverfahren;  im  Sommer 
1878  trat  der  österreichische  Ingenieur  Steffen  mit  dem  Sub- 
stitutionsverfahren hervor  und  im  Jahre  1882  wurde  das  von 
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der  Dessauer  Raffinerie  seit  bereits  zehn  Jahren  angewandte  Stron- 
tianitverfahren  jedem  Zuckerindustriellen  zugänglich.  Die  Verwen- 
dung der  Melasse-Entzuckerungsverfahren  erfolgte  sofort  in  grossem 
Umfange.  Nach  Angaben  des  statistischen  Amtes  war  bereits  1877 
bis  1878  die  Elution  in  mindestens  12,  die  Osmose  in  80  Fabriken 
eingeführt1),  1878/79  die  Elution  in  23,  die  Osmose  in  mehr  als 
90  Fabriken. 

In  den  Jahren  seit  1879/80  hatten  die  Melasse-Entzuckerungs- 
verfahren folgende  Verbreitung: 

Fabriken  mit 


Sub- 

Aus- 

Zu- 

Osmose 

Elution 

stitution 

Fällung 

scheidung 

Strontianit 

sammt 

1879/80 

111 

32 

3 

146 

1880/81 

121 

35 

4 

160 

1881/82 

134 

44 

4 

4 

2«) 

188 

1882/83 

124 

50 

8 

2') 
4a) 

190 

1883/84 

115 

46 

13 

4 

2 

184 

Ueber  die  Zuckergewinnung  aus  Melasse  liegen  folgende  Mit- 
teilungen des  statistischen  Amtes  vor: 


1880,81 

1881/^2 

1882/83 

1 

o 

u 

i 

Z  * 

1  S 

3 

ci  , 
>-  - 

c 

9 

%% 

*a 

11 

c- 

Z  «S 

33 

S3  o; 

3t 

•3'C 

?.a 

-  5 

js  s: 

i  « 
11 

.5 
-='E 

Ü  3 
«3 

3x 

3  o 
3  .2 

u 

Ol 

O 

.a 

N 

n 
o 

>■ 

N  1 

> 

S3 

"S 

taus.Mctr. 

1 

taus.Mctr. 

l 

taus.Mctr. 

O 

121 

755 

Kit* 

22,34 

131 

740 

22,47 

120 

8G9 

185 

21,3 

35 

471 

170 

36,20 

" 

(i«0 

233 

35,14 

50 

rti7 

299 

36,3 

Substitution  j 

FällunpBverfaliren  .  .  .  .  j 
Stroutiaiivcifahreu  .... 

4 

31 

11 

37,7(5 

2 

«0 
170 

w 

71 

32,00 
42,00 

2 

!M 
71 
9<i 

27 
28 
37 

30,24 

ai».87 

37.34 

160 

1,257 

350 

1H7 

1,630 

am 

1,S9 

1!'2 

1,97!) 

577 

2'.»,2 

Hiczn  kommen  uoch  die  Resol- 

ute der  Stroiitianitrafflnerien 

83 

35 

2 

107 

45 

4 

261 

110 

12 

1,341 

M 

-  II 189 

2,241 

Ueber  die  1883/84  erzielten  Ausbeuten  liegen  in  Bezug  auf 
30  von  den  115  Osmosefabriken  Angaben  vor,  wonach  dieselben  aus 


»)  Nach  der  .Deutschen  Zuckerindustrie ■  1879  S.  515  wäre  1877/80  die 
Elution  in  24,  die  Osmose  „wohl  in  mehr  als  150"  Fabriken  in  Verwendung 
gekommen.   Jedoch  scheint  insbesondere  die  letztere  Ziffer  zu  hoch  gegriffen. 

*)  Abgesehen  von  diesen  Fabriken  ist  auch  noch  in  einigen  Zucker- 
raffinerien (1880/81:  2,  1881/82  :  2,  1882/83  :  4),  welche  keine  Rübe  verarbeiten, 
mittelst  des  Strontianitverfahrens  Zucker  aus  der  Melasse  gewonnen  worden. 
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231,136  Mctr.  verarbeiteter  Melasse  49,772  Mctr.  oder  21,10  Proz. 
Rohzucker  gezogen  haben.  Es  wurden  weiter  in  acht  Fabriken  im 
Wege  der  Elution  aus  167,369  Mctr.  Melasse  57,831  Mctr.  oder 
34,55  Proz.,  in  vier  Fabriken  mittelst  der  Substitution  aus  44,020  Mctr. 
Melasse  13,567  Mctr.  oder  30,82  Proz.,  in  einer  Fabrik  mittelst  des 
Ausscheidungsverfahrens  aus  9,650  Mctr.  Melasse  3,298  Mctr.  oder 
34,18  Proz.  und  in  zwei  Fabriken  mittelst  des  Strontianitverfahrens 
aus  50,968  Mctr.  Melasse  20,560  Mctr.  oder  40,34  Proz.  Rohzucker 
dargestellt. 


Wir  haben  bereits  ausgeführt,  dass  als  die  Reform  der  Zucker- 
steuer auf  die  Tagesordnung  kam,  es  an  Vorschlägen  hierfür  nicht 
fehlte.  Es  erhoben  sich  Stimmen  gegen  die  Rübensteuer  und  für 
Einführung  einer  Fabriksteuer  oder  mindestens  einer  Rübensteuer, 
welche  die  Rücksichtnahme  auf  die  Qualität  des  Erzeugnisses  nicht 
versäumt.  Meistenteils  wollte  man  indes  die  Rübensteuer  bestehen 
lassen  und  die  Reform  in  einer  Zusatzsteuer  auf  Melasse,  oder  in 
einer  Erhöhung  der  Steuer,  oder  auch  in  einer  Ermässigung  der  Aus- 
fuhrvergtitung  suchen.  Die  beiden  letzten  Wege  sind  bekanntlich 
durch  das  Gesetz  vom  7.  Juli  1883  und  die  Regierungsvorlage  zur 
definitiven  Reform  beschritten  worden.  Auch  für  eine  Ermässigung 
der  Steuer  wurde  gesprochen  und  für  Sicherung  der  Einnahmen  in 
gewisser  Höhe  der  Vorschlag  einer  Kontingentierung  nach  öster- 
reichischem oder  belgischem  Muster  gemacht. 

Indem  wir  mit  der  Erörterung  der  weitestgehenden  Entwürfe 
beginnen,  werden  wir  zuerst  den  Argumenten  gegen  den 
Weiterbestand  der  Rübensteuer  zu  folgen  haben.  Der  er- 
heblichste und  fast  ausschliessliche  Einwurf,  der  auch  heute  gegen 
die  Rübensteuer  erhoben  werden  kann,  ist  die  Ungleichheit,  mit 
der  sie  den  Fabrikanten  belastet.  Nach  den  Mitteilungen  des  stati- 
stischen Amtes  wurden  1881,  1882  und  1883  folgende  Mengen  Rüben 
in  Metercentner  für  die  Erzeugung  eines  Metercentners  Rohzucker 


benötigt : 

1881  1882  1883 

Ostpreussen                              —  9,71  10,17 

Weutpreuasen   11,28  10,32  9,57 

Brandenburg   11,43  11,15  9,80 

Pommern   10,76  10,90  9.74 

Posen   10,76  10,49  9,58 

Schlesien   12,37  10,95  10,05 
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1881 

1882 

1883 

10,08 

10,57 

9,28 

Schwarzburg.  Unterherrsch. 

9,97 

10,68 

9,11 

Schleswig-Holstein     .    .  . 

10,71 

10,43 

11,02 

9,50 

9,57 

9,01 

10,51 

10,44 

9,59 

10,98 

11,67 

10,60 

10,52 

10.93 

9,55 

9,68 

10,98 

10,76 

Sachsen   

— 

— 

10,63 

12,27 

11,39 

10,13 

10,14 

10,71 

9,ob 

T-Tpunpn 

in  an 

IU,OU 

9,36 

10,43 

9,<i5 

Thüringen  ...... 

9,92 

10,46 

8,97 

9,94 

10,04 

9,42 

Anhalt  

10.61 

10,61 

9,50 

9,71 

11,08 

10,32 

Deutsches  Zollgebiet     .  . 

10,46 

10,51 

9.40 

Dies  sind  jedoch  nur  Durchschnittsziffern  für  ganze  Provinzen. 
Wenn  man  innerhalb  derselben  auf  die  einzelnen  Fabriken  greift,  so 
werden  die  Verschiedenheiten  weit  bedeutender.  Wilbrandt  teilt 
das  Rübenerfordernis  für  den  Metercentner  Zucker  aus  dreissig  han- 
noverschen Fabriken  für  die  Campagnen  1879/80  und  1881/82  mit. 
Für  die  erstere  Campagne  sind  die  Extreme  9,23  und  12,94  Mctr. 
•Rüben,  für  die  zweite  Campagne  9,77  und  14,75  Mctr.  Die  bei 
solcher  Ausbeute  zu  zahlende  Steuer  war  beziehungsweise  7,38  und 
10,35,  7,82  und  11,80  Mark.  Der  eine  Fabrikant  konnte  also  wirk- 
lich in  die  Lage  kommen,  weit  über  ein  Drittel  der  Steuer  mehr  zu 
zahlen  als  sein  Genosse  in  der  Fabrikation.  Die  Fabriken  mit  der 
besten  Ausbeute  in  den  beiden  Campagnen  genossen  gegen  die  Steuer 
eine  Prämie  von  2  und  1  ljt  Mark,  die  Fabriken  mit  der  schlechtesten 
Ausbeute  zahlten  ein  Mehr  gegen  die  hereingebrachte  Steuer  von 
1  und  21/*  Mark  per  Metercentner.  In  höherem  Masse  erträglich 
wären  solche  Verhältnisse,  wenn  das  eine  Jahr  dieser,  das  andere 
Jahr  jener  Fabrik  gute  oder  schlechte  Rübe  brächte.  Sodann  läge 
der  Fall  mindestens  einer  zeitlichen  Ausgleichung  von  Verlust  und 
Prämie  vor.  Nachdem  aber  die  Güte  der  Rübe  mit  dem  Boden,  auf 
welchem  sie  gepflanzt  ist,  gegeben  ist,  findet  solche  Ausgleichung 
nicht  statt,  und  die  in  der  Rübensteuer  liegende  Ungleichheit  tritt 
mit  voller  Schärfe  und  dauernd  auf.    Es  könnte  auch  nicht  gesagt 
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werden,  dass  auf  Grund  des  langen  Bestandes  der  Rübensteuer  die 
Höhe  der  Steuer  sich  vergleichmässigt  hätte  infolge  Unterganges 
der  in  schlechten  Rübengegenden  gelegenen  Fabriken.  Dies  sollte 
füglich  erwartet  werden.  Aber  in  Widerspruch  mit  dieser  Annahme 
hat  sich  der  Rübenbau  in  letzter  Zeit  auch  auf  Gegenden  ausgedehnt, 
welche  früher  als  ungeeignet  für  denselben  galten  und  deren  Rübe 
zu  den  minder  zuckerhaltigen  zählt.  Die  neuen  Fabriken  der  letzten 
Zeit  entstanden  hauptsächlich  in  den  östlichen  Provinzen,  wo  Land 
und  Arbeitskräfte  billiger  sind  als  namentlich  im  Centrum.  Die  Ge- 
winne, welche  man  aus  der  Zuckerfabrikation  zog,  sollten  den  Ver- 
lust an  der  Steuer  mehr  als  wett  machen. 

Aus  jener  Ungleichheit  der  Besteuerung  entwickeln  sich  weitere 
Uebelstände,  aber  auch  ein  Teil  der  Vorzüge  der  Rübensteuer:  zu 
ersteren  die  Ungleichmässigkeit  der  Steuereingänge  mit 
der  Tendenz  steter  Einnahmeminderung,  die  Gewährung  auch  unbe- 
absichtigter Prämien,  die  teilweise  Aufwendung  unwirtschaft- 
licher (d.  h.  für  die  Volkswirtschaft  ein  Deficit  bedeutender)  Höher- 
kosten in  der  Rübenkultur  und  Fabrikation.  Als  Vorzug, 
der  der  Ungleichheit  der  Rübensteuer  entspringt,  ist  bekann termassen 
der  Ansto8s,  den  sie  zu  Fortschritten  in  der  RübenzUchtung  und  in 
der  Industrie  gibt,  zu  nennen.  Und  es  kann  nicht  verkannt  werden, 
dass  trotz  der  UnWirtschaftlichkeiten,  welche  in  der  übertriebenen 
Ausnützung  von  in  der  Industrie  und  bei  dem  Rübenanbau  sich  bieten- 
den Vorteilen  liegen,  das  Facit  —  auch  abgesehen  von  den  hierdurch 
errungenen  Steuervorteilen  —  ein  für  die  Industrie  günstiges  ist. 
Es  ist  Thatsache,  dass  der  Zucker  in  Deutschland  billiger  produziert 
wird  als  in  Frankreich  oder  Russland  trotz  der  Fabrikatsteuer,  welche 
diese  Länder  haben. 

Des  weiteren  ist  für  die  Rübensteuer  anzuführen:  die  Gering- 
fügigkeit der  Kontrolle  und  die  damit  zusammenhängende 
Kleinheit  der  Erhebungskosten.  Die  Kontrolle  ist  eine 
solche,  dass  sie  den  Fabrikanten  nicht  nur  nicht  hindert,  sondern 
ihm  geradezu  zu  Nutzen  kommt,  indem,  wenn  seitens  des  Fiskus 
die  Erhebung  des  Rübengewichts  bei  dem  Eingang  in  die  Fabrik 
nicht  erfolgen  würde,  die  Nötigung  hierzu  an  den  Fabrikanten  selbst 
heranträte. 

Was  gegen  die  Rübensteuer  geltend  gemacht  werden  konnte, 
dient  gleichzeitig  einer  Befürwortung  der  Fabrikatsteuer:  so  die 
Gleichmäs8igkeit  der  Besteuerung  und  die  mit  ihr  zusammenhängende 
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Stetigkeit  der  Einnahmenentwickelung  in  genauem  Verhältnis  zum 
Konsum,  das  Fehlen  nicht  gewollter  Prämien.  Die  russische  Fa- 
brikatsteuer zeigt  uns,  dass  auch  jene  Schwierigkeit  nicht  besteht, 
welcher  die  Denkschrift  der  deutschen  Rübenzuckerfabrikanten  vom 
Dezember  1882  folgendermassen  gedenkt:  „Unter  dem  gemeinschaft- 
lichen Namen  ,Zuckerl  werden  Erzeugnisse  von  sehr  ungleicher 
Beschaffenheit  und  Preiswürdigkeit  begriffen.  Eine  einheitliche,  d.  h. 
nach  einem  Satz  bemessene  Steuer  würde  deshalb  nicht  geringere 
Ungleichheiten  schaffen  wie  diejenigen,  welche  man  der  Rübensteuer 
zum  Vorwurf  macht.  Einer  Abstufung  der  Steuersätze  nach  der 
Beschaffenheit  der  Fabrikate  aber  steht  der  Mangel  eines  genügend 
sicheren  Mittels  zur  Feststellung  der  Güte  entgegen.  Der  Handel 
begnügt  sich  jetzt  mit  der  Polarisation  oder  mit  der  Aschenbestim- 
mung, obwohl  beide  als  wenig  zuverlässig  notorisch  bekannt  sind, 
weil  er  kein  besseres  Mittel  hat."  Die  russische  Fabrikatsteuer, 
welche  jener  Steuerform  nahe  steht,  die  wir  selbst  vor  einigen  Jahren 
als  Fabrikatsteuer  vorschlugen1),  besteuert  bloss  den  für  den  Kon- 
sum fertiggestellten  Zucker  und  lässt  sich  für  allen  noch  zu  ver- 
arbeitenden Zucker  an  der  Kontrolle  des  Ausgangs  aus  der  Fabrik 
und  des  Eingangs  in  die  Raffinerie  genügen,  ohne  dass  sich  hieraus 
bisher  irgendwelche  Missstände  entwickelt  hätten. 

Die  wesentlichsten  Mängel  der  Fabrikatsteuer  liegen  in 
der  Behinderung,  welche  die  mit  ihr  verbundenen  Kontrollen  für 
den  Fabrikanten  bedeuten,  und  in  den  hohen  Erhebungskosten.  Man 
vermisst  in  ihr  weiters  jenen  Reiz  zu  Verbesserungen,  welcher  in 
der  Rübensteuer  liegt.  Nicht  so  sehr  in  der  Zuckerfabrikation  selbst 
als  in  dem  Anbau  der  Rüben  soll  sich  jene  Passivität  der  Fabrikat- 
steuer ungünstig  äussern.  Die  Verfechter  der  Rübensteuer  machen 
zwar  geltend,  dass  auch  bei  Einfuhrung  der  Fabrikatsteuer  in  Deutsch- 
land die  einmal  gewonnenen  Vorteile  bestehen  blieben.  „Der  Ein- 
wand," sagt  Herr  Knau  er,  „dass  bei  verändertem  Modus  wieder 
geringere  Rüben  gebaut  werden  müssen,  ist  hinfallig ;  denn  nachdem 
man  einmal  weiss,  dass  es  15-  und  lGprozentige  Rüben  gibt,  wird 
und  muss  jeder  Fabrikant  auch  in  Zukunft  streben,  solche  zu  ver- 
arbeiten; nicht  die  Steuer  allein  entscheidet  das  Bedürfnis  nach  guten 
Rüben."  Dem  wird  aber  erwidert,  dass  auch  in  Frankreich  seitens 
einzelner  vorzügliche  Rübe  gezüchtet  wird,  ohne  dass  sie  in  die 


s)  Zeitschr.  f.  d.  ges.  Staats wissensch.  1882,  Sep.-Abdr.  S.  71  ff. 
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produzierenden  Wirtschaften,"  führt  Salomon1)  aus,  „hat  ein  be- 
sonderes System  des  Betriebs  sich  herausgebildet,  welches  nach  be- 
währten Anwendungsnormen  der  Bodenbearbeitung,  der  Düngung, 
der  Fruchtfolge,  des  Körnerbaues,  der  Viehhaltung,  der  Fütterung  etc. 
ausgeführt  wird."  Dass  dieses  System  nach  Einführung  der  Fabrikat- 
steuer nicht  sofort  verlassen  werden  würde,  ist  wohl  anzunehmen. 
Aber  man  muss  doch  beachten,  dass  bereits  heute  „Kaufrüben- 
lieferanten und  sogar  Fabrikmitbesitzer,  Aktionäre  von  Zuckerfabriken, 
welch  letztere  die  Verpflichtung  haben,  ein  bestimmtes  Quantum 
Zuckerrüben  für  die  Fabrik  ihrer  Beteiligung  zu  bauen,  mit  seltenen 
Ausnahmen  fortgesetzt  das  Bestreben  an  den  Tag  legen,  grosse  quan- 
titative Ernten  zu  erzielen,  unbekümmert  um  die  Qualität.  Die 
Qualität  der  Rüben  wird  hauptsächlich  —  man  kann  fast  sagen 
allein  —  durch  die  von  der  Fabrik  erlassenen  Anbauvorschriften  be- 
dingt; der  Rübenbauer  möchte  aber  meist  noch  weniger  für  die 
Qualität  der  Rüben  thun,  als  er  nach  den  gegebenen  Vorschriften 
thun  sollte,  wie  häufige  Strafen  wegen  diesbezüglicher  Uebertretungen 
beweisen.  Jedenfalls  wird  er  aber  Sorge  tragen,  so  hart  als  mög- 
lich an  die  Grenze  desjenigen  Erlaubten  heranzugehen,  welches  zur 
Erzielung  einer  guten  Rübe  vorgeschrieben  ist,  da  er  weiss,  dass 
die  Erzielung  einer  zuckerreichen  Rübe  mehr  oder  minder  nur  auf 
Kosten  der  Quantität  zu  erzielen  ist."  Treten  solche  Verhältnisse 
bei  dem  Bestand  der  Rübensteuer  zu  Tage,  so  ist  die  Furcht,  dass 
die  Fabrikatsteuer  zum  Fallenlassen  bereits  gesichert  geglaubter 
Grundsätze  der  Rübenkultur  führen  könne,  doch  nicht  ganz  un- 
begründet. 

Noch  sind,  wenn  es  sich  um  die  Frage  einer  Einführung  der 
Fabrikatsteuer  in  Deutschland  handelt,  die  Schwierigkeiten,  welche 
in  dem  Uebergange  aus  den  bisherigen,  der  Rübensteuer  entsprun- 
genen Verhältnissen  liegen,  zu  berücksichtigen.  Die  Rübensteuer 
war  bisher  massgebend  bei  der  Auswahl  der  Gegend  für  die  Er- 
richtung der  Fabrik.  Die  Kaufpreise  und  die  Pachten  sind  hier  auf 
eine  Höhe  gelangt,  welche  mit  Einführung  der  Fabrikatsteuer  zum 
Teile  verloren  wäre.    Soweit  Besitzwechsel  zur  Zeit  der  hohen  Preise 


l)  Zur  Zuckersteuerfrage,  Leipzig  1883,  S.  18. 
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hier  stattgefunden  haben,  würde  die  nunmehrige  Einfuhrung  der 
Fabrikatsteuer  der  Hinwegnahme  eines  Vermögensteiles  gleich- 
kommen. 

Die  Bedeutung  dieses  Moments  wird  jedoch  in  der  Regel  über- 
schätzt. Von  einer  „enormen  Umwälzung",  welche  beispielsweise 
Abgeordneter  Oechelhäuser  nach  einer  A'eusserung  in  der  Sitzung 
des  Reichstags  vom  20.  Januar  1884  in  den  bisherigen  Verhältnissen 
der  Zuckerdistrikte  von  der  Einführung  der  Fabrikatsteuer  voraus- 
sieht, kann  nicht  die  Rede  sein.  Aus  verschiedenen  Gründen:  die 
zuckerhaltigere  Rübe  wird  nach  wie  vor  über  das  Verhältnis  hinaus 
besser  als  die  weniger  zuckerhaltige  Rübe  gezahlt  sein,  da  der  höhere 
Zuckergehalt  an  Fabrikationskosten  sparen  lässt.  Die  Rübe  wird 
wie  früher  ihren  Absatz  finden,  da  die  Fabriken  in  den  besten  Di- 
strikten auch  nach  Einführung  der  Fabrikatsteuer  in  Vorteil  gegen 
die  schlechter  situierten  Fabriken  stehen,  nur  dass  dieser  Vorteil 
sich  nicht  auf  die  Steuer  erstreckt.  Und  endlich  möchte  es  fast 
scheinen,  —  wir  verweisen  diesbezüglich  auf  das  oben  Gesagte  —  als 
ob  die  Zulässigkeit,  auch  die  Rtibenquantität  zu  pflegen,  für  den 
Bauer  einen  Gewinn  bedeutet,  der  hinter  dem  Verlust,  welcher  durch 
die  teilweise  Erniedrigung  der  Rübenpreise  entsteht,  nicht  allzuviel 
zurückstehen  kann.  —  Die  Umwälzungen,  welche  die  Einfuhrung 
einer  Rübensteuer  nach  einer  Fabrikatsteuer  bedeutet,  sind  viel  weit- 
gehender als  jene,  welche  im  umgekehrten  Falle,  also  jenem  Deutsch- 
lands, vorauszusehen  sind.  Trotzdem  hat  Frankreich  den  Entschluss, 
zur  Rtibensteuer  überzugehen,  nicht  gescheut. 

Wir  wollen,  indem  wir  dies  gesagt,  nicht  der  Reform  im  Wege 
der  Fabrikatsteuer  das  Wort  reden,  sondern  nur  die  für  und  wider 
geltend  gemachten  Momente  auf  das  richtige  Mass  zurückführen,  es 
dabei  anderen  überlassend,  zu  urteilen,  auf  welcher  Seite  das  Mehr 
der  guten  Gründe  gefunden  wird.  Wir  für  uns  sind  der  Ansicht, 
dass  die  Beibehaltung  der  Rübensteuer  heute  denn  doch  noch  das 
bessere  ist.  Aber  wir  verkennen  nicht,  dass  die  in  Deutschland 
geltend  zu  machenden  Argumente  gegen  Rübensteuer  und  für  Fabri- 
katsteuer und  jene  für  Rübensteuer  und  gegen  Fabrikatsteuer  sich 
ziemlich  die  Wage  halten  und  dass  bloss  die  subjektive  Auffassung 
von  ihrer  gegenseitigen  Bedeutung  jenes  Uebergewicht  für  oder  wider 
zu  ergeben  vermag,  welches  zu  einem  Urteile  führt. 

Es  ist  gelegentlich  der  Reform  auch  der  Vorschlag  einer  Ver- 
steuerung der  Rüben  nach  ihrer  Qualität  zur  Sprache  ge- 
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kommen  l).  Der  Verein  für  die  Rübenzuckerindustrie  des  Deutschen 
Reichs  äusserte  hierzu:  „Die  Besteuerung  der  Rüben  nach  ihrer  Be- 
schaffenheit lässt  den  wichtigen  Zweifel  offen,  ob  Trockensubstanz 
der  Rübe  und  Zuckergehalt  derselben  sich  decken,  und  ob  die  zur 
Zeit  vorhandenen  technischen  Hilfsmittel  die  längst  ersehnte  Lösung 
des  Rätsels  wirklich  in  befriedigender  Weise  bringen" 8).  Aehnliches 
sprach  der  Bericht  der  Enquetekommission  aus:  „Wenn  es  ein  Mittel 
gäbe,  den  Zuckergehalt  der  Rübe  auf  leicht  ausführbare  Weise  mit 
einiger  Genauigkeit  festzustellen,  so  würde  eine  solche  Steuer  viel- 
leicht den  Vorzug  verdienen.  Aber  ein  solches  Mittel  gibt  es  nicht.* 
Zu  den  lebhaftesten  Erörterungen  hat  die  Frage,  ob  die  Zucker- 
gewinnung aus  der  Melasse  einer  Specialsteuer  zu  unterwerfen 
sei,  geführt.  Befürwortet  war  sie  seit  jeher  von  den  Melassebren- 
nereien. Diese,  welche  für  die  Gewinnung  von  Branntwein  aus  der 
Melasse  Steuer  zahlen  mussten,  fanden  es  ungerecht,  dass  die  Ge- 
winnung des  Zuckers  aus  der  Melasse  steuerfrei  sei;  insbesondere 
erklärten  sie  sich  benachteiligt  durch  jene  Fabriken,  welche  die 
Melasse  zum  Zwecke  der  Entzuckerung  ankaufen,  die  also  auch  keine 
Rüben  Steuer  zahlen.    Den  Brennereien,  welche  von  einer  Melasse- 

')  Bereits  1799  schlug  man  (Aktenst.  z.  Gesch.  d.  Rübenzuckerfabr.  in 
Deutschland.  Festschrift  z.  Feier  d.  25j.  Bestehens  d.  Vereins  f.  d.  Rübenzucker- 
ind.  d.  Deutschen  Reichs,  S.  63),  wenn  die  Besteuerung  des  Rübenbaues  als 
eine  Art  Grundsteuer  nicht  durchgeführt  werden  könne,  ein  Gefalle  von  den 
Runkelrüben  vor,  „welches  dem  auszumittelnden  Gehalte  derselben  an  Sirup, 
Zucker  und  Brandtewein"  angemessen  sei.  Es  UVsst  sich  indes  nicht  mit  Sicher- 
heit beurteilen,  ob  diese  Aeusserung  wirklich  eine  verschiedene  Besteuerung  der 
Rübe  nach  ihrer  verschiedenen  Qualität  in  Aussicht  nahm.  Russland  hat 
durch  sein  1880  abgeschafftes  Zonensystem,  welches  die  Rüben  verschiedener 
Distrikte  verschieden  besteuerte,  einen  Ausgleich  der  verschiedenen  Rüben- 
qualitäten in  den  einzelnen  Gegenden  versucht.  Im  ganzen  gab  es  drei  Zonen. 
Auf  die  ungefähren  Verschiedenheiten  innerhalb  jeder  Zone  selbst  wurde  aber 
keine  Rücksicht  genommen,  ebenso  nicht  darauf,  dass  es  einzelnen  Fabriken 
nicht  schwer  sein  konnte,  trotzdem  sie  niedriger  besteuert  waren,  eine  bessere 
oder  gerade  so  gute  Rübe  zu  gewinnen  wie  eine  Fabrik  in  anderen  Gouverne- 
ments mit  höherer  Steuer.  —  Im  ungarischen  Parlament  wurde  (4.  Juni  1880) 
vom  Abgeordneten  Hegedüs  eine  Resolution  proponiert:  Die  Regierung  solle 
bezüglich  des  Zonensystems  eingehende  Studien  vornehmen.  Die  Regierung 
sprach  sich  indes  gegen  Einführung  des  Zonensystems  aus.  Siehe  hierzu  auch 
weiter  unten  S.  43. 

*)  Der  Reiuheitsquotient  schwankt  zwischen  74  und  88,  so  dass  es  sehr 
leicht  vorkommen  kann,  dass  nach  dem  vorgeschlagenen  Modus  zuckern-ichere 
Rüben  weniger  Steuer  zahlen  als  ärmere. 
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steuer  Verbilligung  der  Melasse  erwarten,  stellten  sich  zur  Seite  die 
Fabrikanten,  die  ihre  Melasse  nicht  entzuckerten  und  nun  eine  Er- 
höhung der  Rübensteuer,  welche  veranlasst  war  durch  die  mit  Melasse- 
entzuckerung  gegebene  höhere  Ausbeute,  mittragen  sollen ;  und  end- 
lich forderten  auch  einige  Raffineure,  die  „in  jeder  Strontianitraffinerie 
den  bevorzugten  Fabrikanten  erblickten*,  die  Melassesteuer. 

Man  glaubte,  sich  in  dieser  Forderung  auf  ein  vorhandenes 
Recht  stützen  zu  können.  Aber  man  konnte  den  Fürsprechern  der 
Melassesteuer  hier  entgegnen,  dass  in  der  Rübe  auch  schon  die 
Melasse,  resp.  der  aus  ihr  gewonnene  Zucker  versteuert  sei  und, 
wenn  Melasse  von  einer  Fabrik  an  eine  andere  behufs  Entzuckerung 
abgegeben  werde,  es  sich  eben  auch  nur  um  bereits  versteuerte 
Melasse  handle.  Die  vorhandene  Irrung  bezüglich  des  Rechtsstand- 
punkts war  dadurch  begünstigt,  dass  es  sich  in  dem  aus  der  Melasse 
gewonnenen  Zucker  durchgängig  um  solchen  handelte,  der  Über  den 
Ausbeuteansatz  des  Steuergesetzes  hinaus  gewonnen  wurde,  der  also 
steuerfrei  war.  Solche  steuerfreie  Erzeugung  war  aber  vollständig 
nach  dem  Gesetz,  die  dem  Fabrikanten  hieraus  zu  gute  kommende 
Prämie  hatte  seiner  ganzen  Zuckererzeugung  zu  gelten,  denn  nicht 
bloss  ein  Quantum  Zucker,  wie  es  aus  der  Melasse  gewonnen  wurde, 
wird  ausgeführt,  sondern  weit  darüber  hinaus,  und  der  aus  der  Me- 
lasse gewonnene  Zucker  geniesst  also  keine  höhere  Prämie  als  aller 
andere  gewonnene  Zucker.  Sehr  schwer  müsste  es  auch  sein,  eine 
entsprechende  Form  für  die  Steuer  zu  finden.  Es  ist  fast  unmög- 
lich, den  speciell  aus  der  Melasse  gewonnenen  Zucker  genau  zu  er- 
mitteln. Häufig  werden,  bevor  es  zur  Melasse  gekommen,  die  Syrupe 
zweiter  oder  späterer  Produkte  den  Entzuckerungsverfahren  unter- 
worfen und  wohl  immer,  bevor  man  den  Zucker  daraus  gewonnen, 
als  Zuckerkalkmilch  oder  in  anderer  Form  den  Rübensäften  zuge- 
setzt. Wie  wollte  man,  fragt  ein  zur  Sache  sprechender  Zucker- 
fabrikant, ein  Produkt  besteuern,  das  gar  nicht  Melasse  ist,  aber 
doch  Melasse  enthält,  z.  B.  Füllmasse,  welche  von  den  Rohzucker- 
fabriken an  Central  -  Raffinerien  mit  dem  Strontianitverfahren  als 
Appendix  abgeliefert  würde  V  Oder,  wie  wollte  man  die  Darstellung 
eines  Rohzuckers  von  88  Prozent  Zuckergehalt  inhibieren,  der  eben- 
falls in  den  genannten  Fabriken  verarbeitet  werden  würde,  ohne  die 
Möglichkeit,  von  der  in  solchen  geringwertigen  Zuckern  enthaltenen 
Melasse  die  Steuer  zu  erheben?  —  Und,  abgesehen  von  all  diesen 
Hinterthüren,  wer  bürgte  dafür,  dass  nicht  über  Nacht  Verfahren 

82 


Digitized  by  Googl 


Zuckersteuer  und  Zuekerimlustrie. 


33 


auftauchen,  die  gar  keine  Melasse  mehr  resultieren  lassen,  sondern 
direkt  aus  der  Rübe  die  höchsten  Ausbeuten  ziehen? 

Unter  den  gezeichneten  Verhältnissen  hätte  es  mindestens  grosse 
Schwierigkeiten,  die  Melassesteuer  an  die  Melasse  anzulegen  und 
man  müsste  sich  voraussichtlich  damit  begnügen,  nach  gewissen, 
durch  die  Fabrikation  gegebenen  Anhalten,  die  wahrscheinlich  ge- 
wonnene oder  zur  Entzuckerung  gelangende  Melasse  zu  pauschalieren 
und  darnach  mit  der  Steuer  vorzugehen.  Hier  steht  der  Vorschlag 
im  Vordergrund,  einen  festen  Prozentsatz  vom  Gewichte  der  ver- 
arbeiteten Rüben  als  durchschnittliche  Melasseausbeute  anzunehmen 
und  die  Steuer  darnach  auf  die  gesamte  Industrie  zu  legen  *).  Dem 
steht  aber  das  Bedenken  gegenüber,  dass  damit  Fabriken,  welche 
nicht  entzuckern,  mit  jenen  gleichgestellt  werden,  welche  dies  thun, 
und  selbst  mit  jenen,  welche  auch  noch  fremde  Melasse  zukaufen. 
Nicht  einig  ist  man  auch  darüber,  ob  man  die  Steuer  nach  einigen 
Sätzen,  entsprechend  den  verschiedenen  Zuckerausbeuten,  welche  die 
einzelnen  Entzuckerungsverfahren  gewähren,  oder  nach  uniformem 
Satze  umlegen  sollte.  Für  ersteres  spricht,  dass  die  Normierung 
eines  einheitlichen  Satzes  voraussichtlich  dazu  fuhren  müsste,  das- 
jenige Verfahren  über  Gebühr  zu  begünstigen,  welches  die  grösste 
Zuckerausbeute  gewährt.  Für  uniformen  Satz  ist  geltend  zu  machen, 
dass  er  am  wenigsten  die  an  die  Melassesteuer  geknüpfte  Befürchtung 
rechtfertigt,  diese  Steuer  möchte  der  weiteren  Ausbildung  der  Melasse- 
Entzuckerungsverfahren  hinderlich  im  Wege  stehen.  Es  muss  hier 
übrigens  bemerkt  werden,  dass  vielfach  gar  nicht  die  Besteuerung 
aller  vorhandenen  oder  entzuckerten  Melasse  beabsichtigt  wird,  son- 
dern die  Besteuerung  nur  jener,  welche  seitens  der  Fabrikanten  zu- 
gekauft wird,  oder  auch  die  Besteuerung  selbst  nur  jener,  welche  in 
besonderen  Melasse-Entzuckerungsanstalten  zur  Verarbeitung  kommt. 

Ein  Einwand  gegen  alle  Melassesteuer,  der  wohl  in  die  Zukunft 
greift,  dem  aber  nach  allem,  was  heute  bekannt  ist,  die  Berechtigung 
nicht  abgesprochen  werden  kann,  geht  dahin,  dass  die  Steuer  über 
kurz  oder  lang  durch  direkte  Gewinnung  allen  Zuckers  aus  den 
Rübensäften  (wo  dann  Melasse  überhaupt  nicht  mehr  erzeugt  wird) 
ihr  Objekt  verlieren  könne.    Endlich  wird  noch  geltend  gemacht, 


')  In  Belgien  besteht  ein  Aufschlag  zur  Rübeneteuer  för  die  ihre  Melasse 
entzuckernden  Fabriken,  der  aber  das  Vorhandensein  einer  grossen  Prämie  nicht 
hindert. 

Finanzarchiv.   m.  Jahrg.  33  3 


Digitized  by  Google 


34 


Julius  Wolf, 


dass  die  Einführung  der  Entzuckerungsverfahren  die  Industrie  grosse 
Summen  gekostet  habe,  dass  diese  Verfahren  durchgängig  den  Zucker 
teurer  erzeugen  lassen,  als  die  einfache  Gewinnung  aus  der  Rübe, 
und  dass  die  Steuer  eine  teilweise  Entwertung  derselben  herbeiführen 
würde.  Nicht  mit  Unrecht  wird  indes  speciell  diesem  Einwände  er- 
widert, dass  die  meisten  Fabrikanten  sich  „mit  dem  Bewusstsein 
salvieren  können,  ihre  Anlagen  in  der  Zeit  der  Steuerfreiheit  der 
Melasse  zwei-  und  dreimal  verdient  zu  haben". 

Irrig  wäre  es  übrigens,  von  der  Melassesteuer  Einnahmen  in 
der  Höhe  des  gegenwärtigen  Steuerausfalls  zu  erwarten.  Würde  die 
Steuer  so  hoch  angesetzt,  so  würde  sie  wirklich  irrationell.  Zu  ver- 
nünftigem Satze  aber  aufgelegt,  enthebt  sie  nicht  der  Notwendigkeit, 
noch  auf  anderem  Wege  mit  der  Reform  vorzugehen. 

Das  Gesetz  vom  7.  Juli  1883  hat,  wie  wir  wissen,  eine  vor- 
läufige Reform  in  der  Herabsetzung  der  Ausfuhrvergütung  von 
9  M.  40  Pf.  auf  9  M.  gesucht.    Es  ist  nun  die  Frage,  ob  nicht  in 
einer  Weiterführung  dieser  Massregel  auch  die  endgiltige  Reform 
gefunden  werden  sollte.   Wir  verneinen  dies.   Die  Herabsetzung  der 
Ausfuhrvergütung  schien  uns  auch  nicht  die  geeignete  Massregel  für 
die  provisorische  Reform.    Wir  wissen,  dass  sich  die  Höhe  des  Preises 
im  Inland  nach  der  Höhe  der  Ausfuhrvergütung  richtet.    Jede  Er- 
mässigung der  Ausfuhrvergütung  kommt  daher  auch  dem  Konsumenten 
im  Inlande  zu  gute.    Die  Erniedrigung  der  Ausfuhrvergütung  von 
1883  84  an  z.  B.  hat  zur  Folge  gehabt:  1)  dass  der  Fiskus  um  etwa 
43/4  Mill.  Mark  weniger  an  Steuervergütung  verausgabte,  als  wenn 
er  den  früheren  Restitutionssatz  behalten  hätte;  2)  dass  der  Kon- 
sument um  3  Mill,   weniger  bei   dem  Zuckerankauf  zahlte.  Die 
Verbilligung  des  Zuckers  im  Inland  war  durch  die  Vorlage  aber 
gar  nicht  beabsichtigt,   sondern  deren  Zweck  war  Erhöhung  der 
Reichseinnahmen.    Hätte  man,  statt  die  Ausfuhrvergütung  zu  er- 
mäßigen, die  Rübensteuer  genau  im  Verhältnis,  wie  die  Ausfuhr- 
vergütung ermässigt  wurde,  erhöht,  so  wäre  dem  Staate  nicht  eine 
Mehreinnahme  von  bloss  43/.i  Mill,  zugeflossen,  sondern  auch  jene 
3  Mill.,  welche  der  Konsument  ganz  zwecklos  und  unbeabsichtigt 
erhielt,  hätten  ihren  Weg  in  den  Staatssäckel  gefunden. 

Die  Erhöhung  der  Rübensteuer  ist  auch  jetzt  als  das 
bessere  gegen  tjie  Herabsetzung  der  Ausfuhrvergütung  zu  betrachten, 
und  man  kann  daher  der  Vorlage  zur  definitiven  Reform,  welche  die 
Steuer  vom  1  M.  <><>  Pf.  auf  1  M.  80  Pf.  per  Mctr.  Rübe  erhöhen  will, 
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bei  gleichzeitiger  Normierung  der  Ausfuhrvergütung  mit  18  M.  60  Pf. 
per  Mctr.  Rohrzucker  den  Beifall  weniger  versagen,  als  dem  Gesetz 
zur  vorläufigen  Reform.  Wenn  die  Rubensteuer  auf  1  M.  80  Pf.  per 
Mctr.  erhöht  wird,  so  bedeutet  dies  bei  einer  Campagne  gleich  jener 
von  1883/84  eine  Mehreinnahme  von  17,800,000  Mark.  Die  beab- 
sichtigte Erhöhung  der  Ausfuhrvergütung  bedeutet  einen  Verlust  von 
3lli  Mill.  Mark,  so  dass  das  Facit  (nach  Campagneziffern  von  1883/84) 
eine  Mehreinnahme  von  14,300,000  M.  ist. 

Nun  wird  wohl  gegen  die  Erhöhung  der  Rubensteuer  eine  ganze 
Reihe  von  Einwänden  geltend  gemacht.  Wir  hören,  dass  die  in  der 
Rubensteuer  liegenden  Ungleichheiten  des  Bodens  und  der  Jahre  eine 
Verschärfung  erführen,  dass  die  Prämie,  welche  der  Melasseent- 
zuckerung  gegeben  sei,  erhöht  würde  und  sie  dann  einem  Zwang 
zur  allgemeinen  Einführung  der  Melasseentzuckerung  gleichkäme, 
dass  das  Streben  der  Industrie,  den  letzten  Rest  Zuckers  herauszu- 
ziehen, selbst  unter  Aufwand  von  Fabrikationskosten,  die  sich  nur 
durch  Steuererspamis  an  dem  mehrgewonnenen  Zucker  bezahlt  machen, 
•  verstärkt  würde,  dass  die  Verteuerung  des  Zuckers  eine  Beeinträch- 
tigung des  Zuckerkonsums  im  Iiilande  bedeute  oder  dass  die  Er- 
höhung auf  den  Produzenten,  in  letzter  Linie  vielleicht  auf  die  Land- 
wirtschaft fallen  würde  durch  Herabdrücken  der  Rübenpreise.  „Es 
ist  kaum  zweifelhaft,"  sagt  eine  Denkschrift  des  deutschen  Rüben- 
zuckerindustrievereins, „dass  ein  nicht  geringer  Teil  der  Fabriken, 
namentlich  die  älteren,  lediglich  auf  die  eigene  Landwirtschaft  basierten, 
einer  Steuererhöhung  zum  Opfer  fallen  würden."  Des  ferneren  wird 
noch  geltend  gemacht,  dass  die  Steuer  bereits  heute  relativ  hoch  sei, 
80  Prozent  der  Kosten  des  Rohmaterials  und  mehr  als  30  Prozent 
der  Selbstkosten  des  Erzeugers  betrage,  dass  sie  als  Steuer  vom  ge- 
samten Rohmaterial  den  Fiskus  nötige,  mit  sehr  grossen  Summen 
zu  operieren,  140  Mill.  Mark  und  mehr  zu  vereinnahmen,  um  schliess- 
lich 30  oder  35  Mill.  Mark  zu  behalten. 

Mit  wenigen  Ausnahmen  lasst  sich  diesen  Argumenten  gegen 
eine  Erhöhung  der  Rübensteuer  die  Berechtigung  nicht  absprechen, 
aber  sie  dürften  doch  bloss  geltend  zu  machen  sein,  wenn  es  sich  um 
eine  materielle  und  bedeutende  Erhöhung  der  Steuer  handelt, 
nicht  um  eine  Nivellierung  des  Steuersatzes,  um  dem  Staate  Ein- 
nahmen in  früherer  Höhe  einfach  zu  sichern.  In  keinem  der  Jahre 
bis  1881—82  wurde  weniger  Steuer  für  den  Mctr.  Zucker 
gezahlt  als  der  Gesetzentwurf  nun  beantragt;  eine  effektive 
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Erhöhung  läge  auch  gar  nicht  in  der  Absicht  des  Gesetzgebers. 
Damit  wird  ziemlich  allen  jenen  Argumenten  gegen  die  Er- 
höhung der  Boden  genommen. 

Aber  auch  wenn  eine  Erhöhung  der  Steuer  vorläge,  wären 
mindestens  jene  Einwände,  welche  eine  Beeinträchtigung  des  Zucker- 
konsums voraussehen,  abweisbar.  Die  Höhe  der  Steuer,  welche  auf 
den  Konsumenten  fällt,  richtet  sich  ja  gar  nicht  nach  der  Höhe  der 
Rübensteuer,  sondern  nach  dem  Satz  der  Ausfuhrvergtitung.  Rüben- 
steuer und  Zuckerpreis  stehen  hier  in  keinem  Zusammenhange.  Wenn 
wir  nun  aber  zur  Ausfuhrvergütung  sehen,  so  finden  wir,  dass  der 
Konsum  an  Steuer  zu  tragen  hatte:  Vor  1883; 84  18  M.  80  Pf.  per 
Mctr.;  von  1883/84  bis  zur  Zeit,  wo  die  Reform  ins  Leben  tritt: 
18  M.  per  Mctr.;  nach  Wirksammachung  der  Reform  18  M.  00  Pf. 
per  Mctr.  Abgesehen  davon,  dass  eine  Verschiebung  des  Zucker- 
preises um  GO  Pf.  per  Mctr.  gar  keine  Wirkung  äussern  kann,  wo 
die  normalen  Schwankungen  des  Zuckerpreises  während  eines  Jahres 
5  M.  übersteigen,  liegt  eine  Erhöhung  der  Steuerquote  gegen  die 
Jahre,  in  welchen  man  zur  heutigen  Konsumziffer  gelangte  (Verbrauch 
per  Kopf  in  1882/83  8,4  kg),  gar  nicht  vor,  sondern  sogar  eine 
kleine  Ermässigung  um  20  Pf. 

Der  Fabrikant  allerdings  wird  mehr  Steuer  zahlen  als  in  den 
Jahren,  deren  niedriges  Steuererträgnis  Veranlassung  zur  Reform  war. 
aber  er  wird  nicht  mehr  Steuer  zahlen,  als  er  vor  einem  Jahrfünft 
zahlte  und  auch  nicht  mehr  als  wenigtens  im  Sinne  der  bis  heute 
geltenden  Gesetzgebung  lag.  Als  gefährdet  könnte  schlimmsten  Falls 
ein  Teil  jener  Fabriken  gelten,  welche  in  allerletzter  Zeit  auf  der 
Basis  der  zu  hohen  Steuergewinne  erbaut  worden  sind. 

Das  Kassenrevirement,  um  auch  noch  diesen  Punkt  zu  be- 
rühren, wird  kein  bedeutend  erhöhtes,  es  steigt  um  kaum  18  Mill. 
Mark  gegen  1883  84;  will  man  aber  selbst  dem  Hinweis  auf  diese 
Steigerung  einige  Berechtigung  nicht  absprechen,  so  steht  er  doch 
nach  seiner  Bedeutung  gänzlich  im  Hintergrunde. 

Es  bleibt  uns  noch  übrig,  von  zwei  Vorschlägen  zur  Steuer- 
reform zu  sprechen,  jenem  der  Steuerermässigung  behufs  Konsum- 
erhöhung und  jenem,  der  —  auch  in  Verbindung  mit  dem  vorigen 
gebracht  —  eine  Kontingentierung  der  jährlichen  Zuckersteuer 
erstrebt. 

Geistiger  Urheber  des  Vorschlags  auf  Steuerermässigung 
ist  der  Redakteur  der  „Deutschen  Zuckerindustrie",  Hr.  Herbertz. 
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Er  machte  den  Vorschlag,  die  Rübensteuer  von  80  auf  f>0  Pf.  und 
die  Ausfuhrvergütung  von  9  M.  40  Pf.  auf  6  M.  30  Pf.  per  deutschen 
Centner  ä  50  kg  herabzusetzen,  was  eine  Verwohlfeilung  des  Zuckers 
um  3  M.  10  Pf.  und  weiterhin  eine  Hebung  des  Verbrauchs  zur  Folge 
haben  würde,  welche  eine  finanzielle  Einbusse  wenn  nicht  ganz  ver- 
hindert, so  doch  auf  ein  bescheidenes  Mass  beschränkt.  Herbertz 
stützte  sich  in  seiner  Annahme  der  Konsumsteigerung  insbesondere 
auf  die  Erfahrungen  Englands  und  Frankreichs.  Ueberdies  konnte 
er  für  die  Ermässigung  der  Steuer  anführen,  dass  durch  sie  alle 
Fehler  des  Systems  vermindert  würden.  „Der  12  Ctr.  Rüben  zur 
Gewinnung  von  1  Ctr.  Zucker  bedarf,  ist  (nach  dem  Ermässigungs- 
vorschlage) gegen  den,  der  mit  10  auskommt,  nur  um  1  M.  20  Pf. 
statt  der  jetzigen  1  M.  G0  Pf.  ungünstiger  gestellt  und  der  Gewinn 
an  sogenanntem  steuerfreien  Zucker  vermindert  sich  von  9  M.  40  Pf. 
auf  6  M.  30  Pf.,  das  sind  33  Prozent.  Man  kann  daher  sagen,  dass 
durch  diese  Massregel  der  aus  der  Melasse  gewonnene  Zucker  mit 
einer  Steuer  von  3  M.  10  Pf.  getroffen  wird.  Auch  die  Konkurrenz- 
fähigkeit der  deutschen  Raffinerie  erhält  damit  eine  Verstärkung  um 
33  Prozent.  Man  hat  sich  bisheran  oft  gewundert,  dass,  obgleich 
Deutschland  den  billigsten  Rohzucker  produziert  und  mithin  seinen 
Raffinerien  das  wohlfeilste  Halbfabrikat  bietet,  die  Ausfuhr  haupt- 
sächlich aus  Rohzuckern  besteht.  Die  Erklärung  dieser  bedauerns- 
werten Thatsache  liegt  zum  Teil  darin,  dass  die  billigsten  Zucker 
von  der  einheimischen  Raffinerie  nicht  gekauft  werden  können,  weil 
sie  in  deren  Preisen  die  sie  übermässig  belastende  Steuer  von  9  M.  40  Pf. 
zu  zahlen  hätte,  während  der  Engländer  und  Franzose  diesen  Zucker 
steuerfrei  erhält.  Gehen  wir  von  9  M.  40  Pf.  auf  6  M.  30  Pf.  herab, 
so  ist,  wie  erwähnt,  dieser  Nachteil  um  ein  Drittel  geringer." 

Der  Vorschlag  auf  Ermässigung  fand  seine  Freunde,  aber  an 
massgebender  Stelle  konnten  die  ihm  zu  Grunde  liegenden  Annahmen 
um  so  mehr  gewagt  bezeichnet  werden,  als  die  Ergebnisse  der 
Steuerermässigung  in  Frankreich  während  der  letzten  Zeit  bereits 
hinter  den  Erwartungen  zurückgeblieben  sind. 

Es  wurde  darauf  auch  seitens  des  Urhebers  der  Vorschlag  fallen 
gelassen  und  an  seiner  Statt  jener  einer  Kontingentierung  auf- 
genommen; ein  Aufbringen  aus  der  Besteuerung  des  Zuckers,  ein- 
schliesslich der  Eingangszölle  und  ohne  Berücksichtigung  der  Er- 
hebungskosten von  1  M.  10  Pf.  per  Kopf,  wurde  in  Anschlag  genommen 
und  daraus  für  eine  Bevölkerung  von  40,400,000  Seelen  eine  Steuer- 
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miuimalsumme  von  51  Mill.  Mark  berechnet.  Diese  Kontingentierung 
sollte  eine  Herabsetzung  der  Rübensteuer  von  80  auf  70  Pf.  und  der 
Rückvergütung  (nach  einem  Rendement  von  101/»  :  1)  auf  7  M.  35  Pf. 
ermöglichen.  Der  Vorschlag  auf  Kontingentierung  wurde  von  einer 
nicht  kleinen  Zahl  Zuckerindustrieller  aufgenommen ;  ein  anderer  Teil 
befürwortete  sie  als  Provisorium  bis  zur  definitiven  Gestaltung  der 
Zuckersteuer.  Auch  in  der  Enquetekommission  wurde  der  Vorschlag 
einer  Kontingentierung  eifrig  erörtert.  Inzwischen  hat  die  Gesetz- 
gebung, wie  der  vorbereitete  Entwurf  zeigt,  keine  Neigung,  den  An- 
trag, die  Zuckersteuer,  sei  es  zeitweilig,  sei  es  dauemd,  zu  kontingen- 
tieren, und  es  dürfte  ihr  hier  recht  zu  geben  sein.  Die  Nachteile, 
welche  die  Kontingentierung  für  die  Industrie  herbeiführt,  scheinen 
uns  von  der  Art,  dass  sie  den  Vorteil,  welchen  der  Staat  aus  der 
Sicherheit  eines  Minus  an  Steuereinnahmen  gewinnt,  mindestens  wett 
machen.  Jener  Nachteile  sind  insbesondere  zwei  hervorzuheben. 
Zum  ersten  kommt  die  Unsicherheit  in  Betracht,  welche  die  Unge- 
wissheit  des  Ob  und  des  Wieviel  der  Nachzahlung  für  den  Fabrikanten 
herbeifuhrt,  sowohl  und  insbesondere  mit  Bezug  auf  alle  Preis- 
kalkulation, als  mit  Bezug  auf  die  bereitzustellenden  Gelder  u.  s.  f. 
Dies  ist  ein  Punkt  von  nicht  zu  unterschätzender  Tragweite,  denn 
er  bedeutet,  dass  der  Fabrikant  in  seiner  Gebarung  vielfach  ge- 
hindert ist,  dass  er  gezwungen  wird,  mit  dem  Zufall  oder  einer  vagen 
Wahrscheinlichkeit  zu  rechnen,  wo  die  Reellität  des  Betriebs  sonst 
durchaus  sichere  Basis  fordert.  Es  ist  eine  Maxime,  deren  Richtig- 
keit erst  die  letzte  Zeit  wieder  bekräftigt  hat,  dass  der  Fabrikant 
nie  auch  Spekulant,  bezw.  Händler  sein  soll,  sondern  dass  er,  nach-  « 
dem  er  seine  Produktionskostenrechnung  aufgestellt  und  die  Er- 
zeugung nach  den  Preisen  des  Tages  profitabel  gefunden  hat,  an  die 
Erzeugung  schreiten  und  das  Produkt  sofort  losschlagen  soll.  Die 
Kontingentierung  benimmt  aber  dem  Fabrikanten  die  Möglichkeit 
zu  ermitteln,  wie  teuer  seine  Produktion  war.  Es  ist  möglich,  dass 
er  auf  den  Mctr.  Rübe  hinterher  so  und  so  viel  Nachzahlung  zu 
leisten  haben  wird.  Die  Kontingentierung  führt  den  Industriellen 
derart  unabweislich  auf  die  Bahn  der  Spekulation ;  er  muss  sich  seine 
Ansicht  zu  bilden  suchen  über  Erzeugung  und  Export,  um  danach 
eine  Wahrscheinlichkeitsziffer  betreffs  der  Nachzahlung  zu  gewinnen 
und  dieser  Ziffer  entsprechend  beim  Verkaufe  vorzugehen.  Zum 
zweiten  gibt  die  Kontingentierung  jedem  einzelnen  Fabrikanten  die 
Möglichkeit  in  die  Hand,  auf  den  Steuerbetrag,  welchen  die  übrige 

38 


Digitized  by  Google 


Zuckersteuer  und  Zuckmndustrie. 


39 


Industrie  als  Nachzahlung  zu  leisten  hat,  zu  influieren.  Selbst  wenn 
eine  Anzahl  Personen,  die  der  Zuckerindustrie  ferne  stehen,  ge- 
flissentlich Ware  in  grossen  Massen  ins  Ausland  wirft  oder  zurück- 
hält, so  ist  auf  die  Höhe  der  Nachzahlung  ein  —  bei  seiner  Unbe- 
rechenbarkeit nicht  hoch  genug  zu  veranschlagender  —  Einfluss 
geübt.  —  Derselbe  kann  aber  offenbar  von  keiner  Gesetzgebung  ge- 
wollt sein.  Die  Kontingentierung  setzt  unausgesprochen  ein  einträch- 
tiges, sozusagen  schematisches  Zusammenwirken  der  Fabrikanten 
voraus.  Den  Fürsprechern  der  Kontingentierung  muss  man  aber 
zum  Vorwurf  machen,  dass  sie  die  Thatsache,  dass  solches  Zusammen- 
wirken nicht  besteht  und  bei  der  Bedeutung  ausserhalb  der  Fabri- 
kation stehender  massgebender  Faktoren  nicht  bestehen  und  selbst 
gegebenen  Falls  nur  beschränkten  Einfluss  üben  kann,  übersehen. 

Es  möge  zum  Schluss  bemerkt  sein,  dass  auch  die  österreichische 
Industrie  die  Mängel  der  Kontingentierung  in  letzter  Zeit  bitter 
empfunden  hat.  Das  Entgegenkommen,  welches  die  Regierung  mit 
ihrer  Anregung  einer  Steuerreform  bei  den  Fabrikanten  fand  *),  ist 
ein  untrügliches  Zeichen,  dass  die  Österreich. -ungarische  Industrie 
das  von  ihr  seinerzeit  selbst  empfohlene  System  der  Kontingentierung 
gerne  aufgibt,  wenn  sie  nur  irgend  eine  Gewähr  dafür  hat,  in  einer 
anderen  Form  nicht  erheblich  mehr  Steuer  zahlen  zu  müssen. 

Oesterreich-Ungarn. 


Cam-      Fabriken  Versteuerte 

Erzeugung  Mctr. 

Export  Mctr. 

pagne 

Mctr.  Rübe 

(Schätzung  d.V.) 

Raffinade 

Rohzucker 

1884  85 

229  43,401,900 

6,045,000 

1,283,034 

2,155,648 

1883/84 

232  41,845,679 

5,000.000 

1,251,786 

1,105,021 

1882/83 

232  48,863,203 

5,150,000 

1,257,466 

1,387,934 

1881/82 

230  42,969,414 

4,475,000 

891,022 . 

1,204,814 

1880/81 

227  44,097,228 

5.320,000 

880,059 

2,113,493 

1884/85  1883/84 

1882/83 

1881/82 

1880/81 

Steueranscl 

fl.  fl. 

lrei- 

fl. 

fl. 

fl. 

bung  . 

.   .  34,721,521  33,476,542 

39,090,563 

34,375,531 

35,277,782 

Einfuhrzoll 

17,112  8,781 

10,593 

14,862 

8,462 

Summa  .    .    .  34,728,633  33,485,323  39,101,156     34,390,393  35,286,245 
Augfuhrvergü- 
tung .    .    .  35,173,674  24,832,666  27,563,813     21,608,839  29,994,947 

Differenz    .    .   -445,041  +8,652,657  +11,537,342  +12,781,553  +5,291,998 
l)  Siehe  S.  43. 
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1884/85  1883/84  1882/83  1881/82  1880/81 

fl.  fl.  fl.  fl.  fl. 

Garantiertes 

Ertragnis    .  11,600,000  11,200,000  10,800,000  10,400,000  10,000,000 

Nachzahlung  .  12,045,041  2,547,353») 

Mehrertrag.   .  737,342  2,381553 

Die  Zuckereinfuhr  nach  Oesterreich-Ungarn  ist  höchst  unbe- 
deutend.   Sie  war 

Rohzucker  Raffinade        Sirup  und  Melasse 

Mctr.  Mctr.  Mctr. 

1884              118  384  10,198 

1883              96  292  13,510 

Das  Gesetz  vom  18.  Juni  1880  hat  in  Oesterreich-Ungarn  eine 
Verbesserung  der  bestehenden  Pauschalierungssteuer  angestrebt.  Bis 
dahin  war  die  Pauschalierung  für  die  eintägige  Leistungsfähigkeit 
eines  Hektoliters  jedes  der  Diffuseure  erfolgt.  Da  sich  dieser  Mass- 
stab aber  als  zu  unsicher  erwies,  wurde  1880  eine  mechanische  Kon- 
trolle der  Füllungen  der  Diffuseure  eingeführt.  Dies  bewirkte,  dass 
während  früher  der  Feststellung  des  Pauschalierungsmassstabes  auch 
eine  Annahme  bezüglich  der  taglichen  Zahl  Difruseurftillungen  zu 
Grunde  gelegt  werden  musste,  der  Gesetzgeber  nunmehr  einer  Schätzung 
dieses  Faktors  überhoben  war  und  er  nur  mehr  die  ftlr  die  einzelne 
Füllung  auf  den  Hektoliter  des  Diffuseurs  in  Anrechnung  zu  brin- 
gende Rübenmenge  festzustellen  hatte.  Als  solche  Massstäbe  jgalten 
nach  den  Erlässen  vom  25.  Mai  1882,  25.  Mai  1883  und  24.  Mai 
1884  46  kg,  wenn  die  Diffuseure  folgendermassen  benutzt  wurden: 
a.  die  Rübenschnitzel  müssen  bei  der  Einbringung  in  die  Diffuseure 
in  frischem  Zustande  sich  befinden,  dürfen  also  weder  vorgewärmt 
noch  eingemaischt,  noch  sonstwie  präpariert  sein ;  b.  die  Füllung  der 
Diffuseure  muss  ohne  Anwendung  einer  die  Dichte  der  Lagerung  der 
Rübenschnitzel  vergrössernden  Druck-  oder  Stampfvorrichtung,  wozu 
aber  Schaufeln,  Krücken  und  Rechen  nicht  gezählt  werden,  erfolgen ; 
c.  bei  keiner  Füllung  eines  Diffuseurs  dürfen,  nachdem  die  Diffusion 
bereits  begonnen  hat,  Rübenschnitzel  nachgefüllt  werden.  2)  Mit 
69  kg,  wenn  unter  den  vorstehenden  Bedingungen  jene  unter  a.  oder 
jene  unter  b.  nicht  vorhanden  ist.  3)  Mit  80,2  kg,  wenn  von  den 
vorstehenden  Bedingungen  keine  vorhanden  ist,  oder  jene  unter  a. 

')  Durch  ausnahmsweise  zugestandene  Hinzunahme  des  Ueberechusses  aus  der 
Vorcampagne  hat  sich  die  erforderliche  Nachzahlung  auf  1,809,999  fl.  vermindert. 
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zugleich  mit  jener  unter  b.  oder  jene  unter  c.  mangelt.  II.  Bei 
Batterien  von  weniger  als  9  oder  mehr  als  11  Diffusionsgefässen,  je 
nach  der  Art  der  Benützung,  mit  den  vorstehenden  Sätzen,  erhöht 
um  je  25  Prozent.  HI.  Die  Sätze  unter  I.,  resp.  jene  unter  II.  gelten 
für  Diffuseure,  die  wenigstens  75  cm  hoch  sind.  Bei  einer  Höhe  von 
75  bis  70  cm  erfolgt  ein  Zuschlag  von  5  Prozent, 
70  ,  65  ,  „  ,  „  „  71/* 
immer  für  5  cm  Minderhöhe  ein  Zuschlag  von  2  '/»  Prozent,  der  jedoch 
mit  30  Prozent  (bei  einer  Höhe  unter  30  cm)  seine  Grenze  findet. 
Eine  specielle  Gefässvarietät,  die  sogenannten  Tischnowitzer  Diffuseure, 
erfährt  überdies  einen  Steuerzuschlag  von  9  Prozent. 

Durch  Erlass  vom  25.  Mai  1885  wurden  die  vorgenannten  Pau- 
schalierungssätze auf  bezüglich  50,  75  und  87  !/i  kg  Rübe  erhöht. 

1880/81  hatten  die  Zählapparate  an  den  Diffuseuren  des 
öfteren  versagt,  und  eine  grosse  Zahl  Fehlmarkierungen  kam  vor. 
In  der  Campagne  1881/82  ereigneten  sich  solche  Zwischenfalle  nur 
mehr  ganz  vereinzelt  und  seit  1882/83  sind  sie  überhaupt  nicht 
mehr  gemeldet  worden. 

Nachdem  auf  dem  Programm  des  nächsten  1887  abzuschliessenden 
Ausgleichs  zwischen  Oesterreich  und  Ungarn  auch  die  Frage  einer 
Zuckersteuerreform  steht,  griff  die  österreichische  Regierung  in  1885 
die  Erörterung  einer  Reform  auf.  Die  Zuckerfabrikanten  nahmen 
Stellung  in  der  Generalversammlung  des  „Zentralvereins  für  Rüben- 
zuckerindustrie in  der  österreichisch -ungarischen  Monarchie"  vom 
1.  Mai  1885.  Man  erörterte  hier  die  Saft-,  die  Fabrikat-  und  die 
Hübensteuer.  —  Zur  Saftsteuer  wurde  geltend  gemacht,  dass  sie 
alle  Nachteile  der  Rübensteuer  habe,  während  ihr  die  Vorteile  der- 
selben mangeln.  „Die  Kontrolle  ist  bei  der  Saftsteuer  unendlich 
schwierig;  die  Spindelung  muss  im  Rohsafte,  also  vor  der  Scheidung, 
vorgenommen  werden,  oder  aber  sie  muss  nach  der  Läuterung  er- 
folgen. In  dem  einen  Falle  wird  sofort  nach  der  Spindelung  die 
Scheidung  vorgenommen  werden,  im  anderen  Falle  wird  der  Saft 
direkt  zur  Schlammpresse  und  von  da  zur  Filtration  gefuhrt  und 
entzieht  sich  so  jeder  Kontrolle.  Man  wird  bei  einer  solchen  Steuer 
ausschliesslich  auf  die  Aufschreibungen  des  betreffenden  Beamten 
angewiesen  sein.  —  Die  Spindelung  gibt  die  Trockensubstanz  im 
Saft  an  und  reflektiert  nicht  auf  den  Zuckergehalt.  Da  wissen  wir 
nun,  dass  von  2  Rüben,  die  z.  B.  16°Bg.  haben,  die  eine  13.5,  die 
andere  12.5  polarisiert  und  daher  ein  Quotient  von  82.5,  resp.  87.5 
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resultiert;  trotzdem  aber  werden  diese  beiden  Hüben  mit  demselben 
Steuersatze  getroffen.  Noch  schlimmer  stellt  sich  die  Sache,  wenn 
man  einen  Vergleich  zieht  zwischen  guten  und  schlechten  Jahren. 
In  schlechten  Jahren  ist  der  Zuckerfabrikant  der  Gefahr  ausgesetzt, 
dass  er  trotz  der  erzielten  schlechteren  Ausbeute  noch  eine  höhere 
Steuer  bezahlt,  und  umgekehrt  kann  es  dem  Aerar  passieren,  dass 
bei  wenig  hoher  Spindelung  und  hohem  Quotienten  der  Fabrikant 
weniger  Steuer  zahlt  als  ihm  zukommen  würde;  mit  einem  Worte, 
es  werden  Ungleichheiten  herbeigeführt,  denen  man  nicht  das  Wort 
reden  kann." 

Zur  Fabrikatsteuer  stellte  man  sich,  wenn  auch  nur  be- 
dingungsweise, günstiger.  Es  würde,  hiess  es,  die  Frage  auftauchen, 
was  besteuert  werden  solle :  die  fertige  weisse  Ware  oder  der  Roh- 
zucker. „In  Frankreich,  wo  sich  ja  in  dieser  Richtung  die  Steuer 
recht  gut  bewährt  hatte,  lagen  die  Verhältnisse  ganz  anders  als  in 
Oesterreich.*  In  Frankreich  sei  gleichsam  die  Fabrikatsteuer  zuerst 
da  gewesen  und  auf  ihr  sei  die  Zuckerindustrie  aufgebaut.  „Die 
französische  Zuckerindustrie  hat  von  vornherein  nichts  anderes  ge- 
kannt, und  infolgedessen  sind  die  Fabriken  dem  entsprechend  ein- 
gerichtet worden,  und  daher  ist  es  gekommen,  dass  dort  Raffinerie 
und  Rohzuckerproduktion  streng  von  einander  geschieden  sind.  In 
Oesterreich  ist  Raffinerie  und  Rohzuckerproduktion  nicht  geschieden, 
sondern  in  vielen  Fabriken  wird  gemischt  gearbeitet.  Unter  allen 
Umständen  müsste  die  Zuckerindustrie  darauf  bestehen,  dass  bei  Ein- 
führung dieser  Besteuerungsmethode  eine  sechs-  bis  achtjährige 
Uebergangsperiode  nach  Erlassung  des  fertigen  Gesetzes  gewährt 
würde." 

Zur  Rübensteuer  wurde  bemerkt,  in  Deutschland  sei  der 
Boden  derart  bearbeitet  und  ausgeglichen,  dass  die  Rüben  in  ihrer 
Zusammensetzung  einander  näher  stehen,  als  in  Oesterreich.  Hiezu 
kämen  in  Deutschland  die  klimatischen  Verhältnisse,  welche  in  ge- 
wissen Zwischenräumen  Regen  bringen  und  eine  grössere  Gleich- 
mässigkeit  des  Wachstums  und  des  Saftgehaltes  der  Rübe  zur  Folge 
haben.  „Wenn  wir  in  Oesterreich  -  Ungarn  noch  eine  Reihe  von 
Jahren  Rüben  gebaut  haben  werden,  so  können  wir  wohl  die  Gleich- 
mässigkeit  des  Bodens  erzielen,  in  ähnlicher  Weise,  wie  dies  in 
Deutschland  bereits  der  Fall  ist,  aber  die  Gleichmässigkeit  des  Klima* 
wie  in  Deutschland  werden  wir  niemals  herbeiführen,  und  deswegen 
kann  man  die  Abwäge  der  Rübe  nur  dann  fur  gerecht  und  durch- 
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filhrbar  halten,  wenn  man  zwischen  den  einzelnen  Ländern  einen 
Unterschied  in  der  Besteuerung  Platz  greifen  liesse;  die  Rübe  ist 
entschieden  in  Nord-  und  Mittelböhmen  am  besten,  dann  kommt 
Südböhmen,  Mähren  und  ein  Teil  von  Schlesien,  schliesslich  Nieder- 
österreich, Galizien  und  Ungarn,  welche  Länder  im  Durchschnitte 
der  Jahre  die  schlechtesten  Rüben  haben.  Die  Rübensteuer  hätte 
in  Oesterreich-Ungarn  aber  noch  eine  Schwierigkeit:  die  Gefahr  der 
Defraude.  Die  Abwäge  in  Oesterreich  könnte  man  nur  dann  ein- 
führen, wenn  wir  gleichzeitig  den  Strafparagraphen  für  Defraude 
erzielen  könnten,  wenn  fraudulöses  Vorgehen  nicht  mit  Geld,  sondern 
mit  Zuchthaus  bestraft  würde,  in  ähnlicher  Weise  wie  dies  in  Deutsch- 
land der  Fall  ist. 

Im  Juni  1885  trat  auf  Berufung  der  österreichischen  Regierung 
eine  Kommission  zusammen,  um  das  Programm  der  Steuerreform 
aufzunehmen.  Ein  Regierungsvertreter  brachte  die  Fabrikatsteuer 
zum  Vorschlage.  Die  Vertreter  der  Industrie  gaben  ihre  Meinung 
nun  dahin  ab,  dass  sie  einer  Einführung  der  Fabrikatsteuer  zustimmen 
würden,  „wenn  1)  innerhalb  des  Rahmens  des  Gesetzes,  wenigstens 
insolange  als  Frankreich,  Deutschland  und  die  anderen  Zucker  produ- 
zierenden Länder  eine  Exportprämie  durch  die  Bestimmungen  ihrer 
Steuergesetze  gemessen,  dem  im  Inlande  erzeugten  Zucker  eine  durch- 
schnittlich ebenso  grosse  Exportprämie  gewährt  wird;  wenn  2.  den 
Fabriken  in  deren  innerer  Gebarung  keine  wie  immer  gearteten 
Beschränkungen  auferlegt  werden;  3)  wenn  die  Ueberwachung  im 
Verkehr  nach  aussen  in  so  zuverlässiger  Weise  eingerichtet  werden 
kann,  dass  keine  das  Aerar  und  ebenso  den  redlichen  Steuerträger 
schädigenden  Malversationen  vorkommen  können."  —  Die  Kommissions- 
mitglieder glaubten  indes  auch  einer  Beibehaltung  der  bestehenden 
Pauschalierung8steuer  mit  Kontingentierung  das  Wort  reden  zu  können, 
wenn  das  bestehende  Gesetz  entsprechende  Aenderungen  erführe. 
Ueberschüsse  über  das  Kontingent  sollten  den  Fabrikanten  zu  gute 
kommen,  Kontingent  und  Steigerungsraten  keine  Erhöhung  gegen 
die  bisherigen  erfahren;  Erleichterungen  mit  Bezug  auf  die  täglich 
zu  machende  Anzahl  Füllungen,  mit  Bezug  auf  die  Steuerabrechnung, 
Steuerzahlung  u.  dgl.  sollten  gewährt  werden.  Zu  einer  entschiedenen 
Klarung  über  die  Frage  der  Steuerreform  haben  die  zwischen  Re- 
gierung und  Industriellen  gewechselten  Ansichten  bisher  offenbar 
nicht  geführt. 

Zur  Berechnung  von  Zuckerproduktion  und  Prämie  in 

u 


Digitized  by  Google 


44 


Julius  Wolf, 


Oesterreich-Ungarn  fehlt  ein  sicherer  Anhalt.  Indes  kann  man  immer- 
hin und  zwar  auf  verschiedenen  Wegen  zu  ziemlich  zuverlässigen 
Schätzungen  gelangen.  Nach  Annahme  einer  schon  erwähnten  mini- 
steriellen Verordnung  war  für  die  Campagne  1883/84  die  zu  ver- 
steuernde Rübenmenge  per  Hektoliter  Rauminhalt  der  Diffuseure  auf 
46  kg  festgesetzt.  Nach  dem  Zeugnisse  Sachverständiger  soll  aber 
in  1883/84  eine  Füllung  von  55  kg  per  hl  die  durchschnittliche 
gewesen  sein.  Die  1883/84  versteuerte  Rübenmenge  betrug 
418,000,000  Mctr.  Bei  Annahme  des  Verhältnisses  von  46  zu  55 
würde  sich  die  wirklich  verarbeitete  Menge  auf  rund  50,000,000  Mctr. 
stellen.  Kalkuliert  man  die  Ausbeute  aus  der  Rübe  mit  10  Prozent, 
so  gelangt  man  zu  einer  Produktion  von  5,000,000  Mctr.  Im  Jahre 
1883/84  betrug  die  Ausfuhr  2,607,100  Mctr.,  überdies  blieb  über 
die  Campagne  hinaus  ein  gegen  die  frühere  Campagne  grosserer 
Bestand,  den  man  auf  100,000  Mctr.  schätzte.  Als  Konsum  ergibt 
sich  hienach  eine  Menge  von  2,300,000  Mctr.  oder  per  Kopf  der 
Bevölkerung  53;4  kg.    Die  Prämie  berechnet  sich  sodann: 

2,300,000  Mctr.  a  9  fl.  40  kr   21,620,000  fl. 

Steuerkontingent  1883/84    11,200,000  „ 

Prämie   10,420,000  fl. 

Verteilt  man  diesen  Betrag  auf  5,000,000  Mctr.,  so  resultiert 
eine  Prämie  von  2  fl.  8  kr.  per  Mctr.  Rohzucker. 


Russland. 


Campagne 

Zahl 

Zuckerproduktion  Steuerertrag 

der  Fabriken 

Pud 

Rubel 

1884/85 

245 

22,100.000 

? 

1883/84 

244 

19,731.801 

12,656.159 

1882/83 

237 

17,537,890 

8,783,359 

1881/82 

235 

15,936,714 

7,962,258 

1880/81 

236 

12,399,897 

3,590,772 

1879'80 

239 

12,544,628 

4,169.536 

1878/79 

240 

11.101.063 

4,537,814 

1877/78 

245 

10,602,918 

4,972,558 

1876,77 

260 

12,669,594 

6,616,048 

1875/76 

254 

9,507,105 

4,850,809 

Periode 

Rübenureal 

Verarbeitete 

Gewonnener  Zucker 

Rüben 

Zucker         aus  Rüben 

Detjatinen 

Berkowetz 

Pud  Prozent 

1884/85 

291,725 

24,995,763 

20,600,000  ? 

1883/84 

276,131 

22,473,096 

19,731,801  8,78 
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Periode         Rübenareal         Verarbeitete  Gewonnener  Zucker 

Rüben  Zucker  au«  Rüben 

Desjatinen          Berkowetz  Pud  Prozent 

1882/83            234,425            22,897,076  17,537,890  7,66 

1881.82            223,093           22,054,086  15,936,714  7,23 


Zuckereinfuhr  Zuckerausfuhr 

Jahr             Rohzucker  Raffinade 

Pud  Pud  Pud 

1883              85,689  —  8,143') 

1882               95,232  —  94,942») 

1881                   987  18  50,817») 

1880                1,201  127  139,276 

1879                  572  57  159,913 


Russland  hat  1881  die  Fabrikatsteuer  eingeführt.  Wie 
verlautet,  funktioniert  dieselbe  auf  das  beste  und  befriedigt  allerseits. 
Der  Satz  der  Steuer,  welcher  vom  1.  August  1881  bis  1.  August  1883 
50  Prozent  per  Pud  war,  ist  festgesetzt  für  die  Zeit 

vom  1.  August  1883  bis  1.  August  1886  mit  65  Kopeken 
.    1.     ,      1886   „    1.     „       1889    ,  85 
„    L      *       1889  an  .      1  Rubel. 

An  Zoll  ist  nach  den  Dekreten  vom  1.  August  1881  und 
3./15.  Juni  1885  zu  entrichten:  2.20  Rbl.  per  Pud  Rohzucker, 
3.30  Rbl.  per  Pud  Raffinade. 

Zölle  von  dieser  Höhe  schliessen  den  russischen  Zuckermarkt 
vom  Ausland  fast  vollkommen  ab.  Die  russischen  Märkte  stellen  sich 
denn  auch  von  den  ausländischen  gänzlich  unabhängig.  Bloss  in  dieser 
Isolierung  auch  konnte  sich  die  während  einiger  Jahre  Russland 
eigentümliche  einseitige  Beherrschung  des  Marktes  durch  Fabrikanten 
und  Händler  entwickeln.  Man  konstatiert  hier  die  Erscheinung,  dass, 
ohne  dass  der  Konsument  es  verhindern  konnte  und  doch  auch  ohne 
specielle  Verabredung  der  interessierten  Kreise  die  Zukerpreise  eine 
vernunftwidrige  Höhe  erreichten,  welche  Jahre  hindurch  Zucker- 
erzeugern und  Händlern  Gewinn  von  ausserordentlicher  Höhe  in  den 
Schoss  warf. 


»)  Davon  30  Pud  Rohzucker. 
»)  Davon  41V  Pud  Rohzucker. 
')  Davon  1373  Pud  Rohzucker. 
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Sandzucker  notierte  an  der  Moskauer  Börse 


Jahre 

Minimalpreis 

Maximalpreis 

Differenz 

Der  Min.-Preis  in 

R. 

R. 

R. 

Prozent. 

1878/79 

4,80 

5,50 

0,70 

14,6 

1879/80 

4,90 

♦3,00 

1,10 

22,4 

1880/81 

5,20 

7.50 

2,30 

44,2 

1881/82 

5.50 

8,10 

2.60 

47,3 

Alljährlich  wurden 

die  Schwankungen  des 

Preises  vom  höchsten 

zum  niedrigsten  bedeutender.    Es  ist 

dies  charakteristisch  für  das 

Gewagte  der  Situation.  Nichtsdestoweniger  gelang  es,  das  Durch- 
schnittsniveau des  Preises  von  Jahr  zu  Jahr  zu  heben. 

Charakteristisch  für  die  Natur  des  Zuckerhandels  an  den  russi- 
schen Börsen  während  dieser  Zeit  sind  einige  statistische  Zusammen- 
stellungen von  der  Kiewer  Börse.  Wir  erfahren,  dass  in  1882  der 
Verkauf  prompt  lieferbarer  Ware  ein  Drittel,  der  Verkauf  von  Termin- 
ware zwei  Drittel  des  ganzen  Börsenumsatzes  repräsentiert,  dass  von 
den  Fabriken  nur  die  Hälfte  des  von  der  Börse  verzeichneten  Sand- 
zuckers verkauft  wurde,  die  andere  Hälfte  durch  Händler,  dass  der 
Ankauf  des  Zuckers  zu  71  Prozent  durch  Händler  erfolgte  und  dass 
35  Prozent  des  vorhandenen  Zuckers  ohne  irgend  welche  Teilnahme 
von  Fabrikanten  oder  Raffineuren,  bloss  zwischen  Spekulanten  den 
Besitz  gewechselt  haben. 

Mit  der  fortdauernden  Haltlosigkeit  der  Situation  hängt  es  zu- 
sammen, dass  die  Spekulanten  weniger  bei  dem  Handel  mit  Liefe- 
rungsware, mehr  bei  jenem  mit  prompter  Ware  in  den  Vordergrund 
treten.    Es  liegen  hiefilr  folgende  Zusammenstellungen  vor: 

Kiew  1882. 

Abschlüsse  für 


Promptware  Lieferungsware 
Proz.  Proz. 

mit  Fabrikanten   6,82  19,63 

Produzenten  an  Spekulanten  .  .  25,06  40,38 
Spekulanten  an  Raffineure  .  .  .  15,85  13.00 
Spekulanten  an  Spekulanten    .    .     52,27  26,99 


Seinen  Höhepunkt  erreichte  der  Zuckerpreis  im  März  1883  mit 
8.40  Rbl.  Sodann  beginnt  die  Reaktion.  Nach  1883  sinkt  der  Preis 
bis  auf  5.65  Rbl.  Während  des  ganzen  Jahres  1884  hält  die  Baisse- 
tendenz an  und  als  im  Oktober  eine  sehr  bedeutende  Moskauer  Firma 
die  Zahlungen  mit  Passiven  von  beinahe  0  Millionen  einstellt,  wird 
die  ungünstige  Tendenz  fast  zur  Panik.  Eine  Reihe  kleinerer  Opfer 
hatte  die  Spekulation  schon  früher  gefordert. 
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Im  April  1885  ist  der  Preis  des  Zuckers  bis  auf  4  Rbl.  ge- 
sunken. Im  Mai  wird  nun  seitens  der  Kiewer  Interessenten  eine 
Petition  an  die  Regierung  gerichtet,  des  Inhalts,  die  Regierung  möge 
die  Ausfuhr  von  Zucker  ins  Ausland  ermöglichen.  Daraufhin  verfügt 
ein  Gesetz  vom  7.  August  1885:  „Um  den  Export  von  Sand- 
zucker und  Raffinade  zu  ermöglichen,  wird  ausser  der  Rückvergütung 
der  gezahlten  Acciseabgabe  noch  1  Rbl.  per  Pud  Prämie  gewährt  ; 
diese  Vergünstigung  wird  nur  den  Transporten  bis  zum  1.  Januar  188(> 
gewährt,  die  bis  zu  dieser  Zeit  eine  Grenze  nach  einem  europäischen 
Staat  passiert  sind.  Die  Exportprämie  von  1  Rbl.  wird  bei  Accise- 
zahlungen  der  Jahre  1885,80  und  188G/87  zurückgefordert.  Der 
zu  exportierende  Zucker  muss  99 '»prozen  tiger  sein.  Sobald  der 
Export  die  Höhe  von  zwei  Millionen  Pud  erreicht  hat,  tritt  dieses 
Gesetz  ausser  Kraft"  l). 

Wie  überall  in  solchen  Fällen  haben  wir  auch  in  der  abnormen 
Ent wickelung.  welche  der  Zuckerpreis  auf  dem  russischen  Markte 
während  des  letzten  Quinquenniums  genommen  hat,  nur  die  Aus- 
schreitung einer  bei  Einhaltung  des  Masses  richtigen  Tendenz  zu 
sehen.  Seit  dem  russisch-türkischen  Kriege  und  der  Entwertung 
der  Valuta,  welche  derselbe  im  Gefolge  hatte,  haben  sich  alle 
Gegenstände  des  Verbrauchs  und  Gebrauchs  in  Russland  verteuert 
oder  besser  im  Nominalpreise  erhöht:  Fleisch,  Hülsenfrüchte  und 
Brod  eben  so  sehr  wie  Kleidung,  Mieten  u.  s.  w.  Auf  dem  Zucker- 
markte gab  ein  zeitweiliges  Deficit  in  der  Rübenernte  weiteren  An- 
stoss.  Aber  der  Zucker  ging  —  und  hier  haben  wir  den  Part  der 
Spekulation  vor  uns  —  weit  über  das  durch  die  Umstände  gebotene 
Preisniveau  hinaus.  Das  Uebel  wurde  ärger,  indem  man  die  Preis- 
höhe auch  festhalten  wollte,  als  der  thatsächliche  Untergrund,  den 
sie  wenigstens  zum  Teile  vorher  hatte,  auch  schon  geschwunden  war; 

')  Die  Gewährung  von  temporären  Prämien  ist  in  Russland  nicht  neu. 
Bereit«  im  Jahre  1876,  als  der  russische  Zuckermarkt  sich  in  schwieriger  Lnge 
l>efand,  machte  man  demselben  dadurch  Luft,  dass  man  den  damaligen  Nenn- 
wert (80  Kopeken  pro  Pud)  der  Zuckersteuer  bei  der  Ausfuhr  (ohne  Anspruch 
auf  Rückzahlung)  zurückerstattete.  Da  »ich  damals  die  Steuer  thatsächlich  nur 
auf  etwa  25  Kopeken  stellte,  war  die  .zurückerstattete"  Steuer  von  80  Kopeken 
ungefähr  viermal  so  hoch  als  die  wirklich  gezahlte.  Die  daraus  sich  er- 
gebende bedeutende  Ausfuhrprämie  bewirkte  denn  auch,  dass  im  Jahre  1877 
3.89 1,902  Pud  russischen  Zuckers  ins  Ausland  ausgeführt  und  dafür  über  drei 
Millionen  Rubel  Steuer,  fast  die  Hälfte  der  ganzen  damaligen  Zuckersteuer,  rück- 
vergütet wurden. 
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damit  kam  man  denn,  als  die  geänderten  Verhältnisse  unvermeidlicher- 
weise ihr  Recht  doch  geltend  machten,  zu  jenem  Preisabsturze,  an- 
gesichts dessen  man  jetzt  die  Regierung  zu  Hilfe  ruft. 

Finnland. 

K  i  n  f  u  h  r  Raffinadeerzeugung  aus  Konsum  von  Raffinade 

Rohzucker   Raffinade  eingeführtem  Rohzucker  im  ganzen  per  Kopf 

Mctr.          Mctr.                   Mctr.  Mctr.  kg 

1883    35,700        64.055                 32,861  96,916  4,70 

1882    36,0<*2        53,363                 32,674  86,037  4,17 

1881    37,204        38,888                 32,682  71,570  3,47 

1880    35,757        36,677                 30,149  66,826  3,24 

1879    31,314        27,472                 26,255  53,727  2,60 

Finnland  hat  zwei  Raffinerien,  welche  den  eingeführten  Rohzucker 
—  grösstenteils  Rohrzucker  —  auf  Raffinade  verarbeiten.  Russischer 
Zucker  geniesst  bei  der  Einfuhr  keinen  Vorzug.  Er  kann  nur  kon- 
kurrieren, wenn  niedrige  Zuckerpreise  mit  niedrigem  Stand  der  Valuta 
zusammenfallen.  So  fand  1860/77  keine  Einfuhr  russischer  Zucker 
statt.  Seit  dem  Kriegsjahre  1877/78  wurden  geringe,  sich  übrigens 
jährlich  mit  der  Besserung  der  Valuta  wieder  vermindernde,  Mengen 
russischen  Zuckers  eingeführt. 

An  Zoll  werden  gezahlt: 

Von  Rohzucker  unter  Stand  Nr.  18      2  finn.M.  G5Py.pr.Liespfd.(8,5kg) 
„         „       vonSt.Nr.  18u.darüb.  3   „    „  65  „    „  „ 
„  Raffinade  und  Kandis  4   „    „  65  „    ,  „ 

Frankreich. 


Einfuhr 

Ausfuhr 

Kohrzucker 

Rüben- 

raffinierter  Roh- 

raffin. 

aus  franz. 

aus  fremden  rohzucker 

Zucker 

zucker 

Zucker 

Kolonien 

Ländern 

T  o  n  s  a 

10  Mctr. 

1884 

89,919 

32,471 

93,127 

19,992 

26,560 

116,322 

1883 

78,629 

29,986 

89,482 

9,032 

45,782 

124,133 

1882 

96,552 

74,485 

75,964 

7,008 

45,403 

118,997 

1881 

80,595 

53,920 

91,444 

7,785 

43,673 

117,151 

Konsum  *) 

Zoll-  und  Steuereinnahme 

1884 

Tons  410,475 

Frs. 

159,775,000 

1883 

393,416 

» 

146,162,739 

')  Licht  gibt  die  Konsumtion  Frankreichs  wie  folgt  an: 

1884/85         459,656  Tons 
1883/84         447,815  „ 
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Konsum  Steuer-  und  Zolleinnahme 

1882  Tons  408,239  Frs.  145,740,506 

1881  „     376,480  ,  133,697,945 

Campagne  Fabriken  Verarbeitete  Rübe    Versteuerte  raff.Zucker    kg  Rübe  pro 

Tons                       Tons  kg  raff.  Zucker 

1884/85  449  273,031 

1883/84  483  7,310,923  406,008  16,08 

1882/83  497  7,211,274  362,738  17,75 

1881/82  486  6,628,678  335,576  17,64 

1880/81  493  ?  283,602 

Campagne  1884/85: 

Fabrikats  teuer  Fabriken   142 

Gewonnene  Saftmenge  ........  hl  33,311,643 

Mittlere  Saftdichtigkeit  Grade  3,4 

Angeschriebene  Produktion  Tons  150,707 

Rübensteuerfabriken   307 

Verarbeitete  Rübenmenge  Tons 

mit  5  Proz.  angenommene  Zuckerausbeute  617,230 
mit  5  Proz.  angenommene  Zuckerausbeute  1,063,895 

Angeschriebene  Produktion   Tons  122,324 

Totalproduktion  .    .  Tons  273,031 

Wie  schon  erwähnt,  hat  Frankreich  flir  die  Periode  1882/85 
unter  allen  hier  in  Behandlung  kommenden  Staaten  die  weitgehendsten 
Aenderungen  an  der  Zuckersteuergesetzgebung  zu  verzeichnen.  Bevor 
wir  uns  der  Besprechung  dieser  Aenderungen  zuwenden,  haben  wir 
vorerst  noch  die  Wirkungen  eines  Gesetzes  vom  19.  Juli  1880, 
welches  die  Zuckersteuer  in  Frankreich  um  44  Prozent  ermässigt 
hat,  zu  erörtern.    Der  Zuckerkonsum  Frankreichs  hatte  sich  in  dem 
Zeitraum  von  1849/09  von  121,421,000  kg  auf  278,872,000  kg  ge- 
hoben und  zeigte  somit  eine  jährliche  Durchschnittszunahme  von 
7.800,000  kg.   Wäre  diese  Progression  die  gleiche  geblieben,  so  hätte 
der  Zuckerkonsum  im  Jahre  1879  330,195,000  kg  betragen  müssen 
(wobei  20,300,000kg  in  Abzug  gebracht  sind,  welche  Elsass-Loth- 
ringen  alljährlich  verbraucht);  er  hat  jedoch  nur  290,462,000  kg 
betragen.    Dass  eine  Zeit  des  Stillstandes  eingetreten  ist,  liegt  an 
den  in  den  Jahren  1871,  1872  und  1873  votierten  Erhöhungen  der 
Steuer.    Nachdem  die  Steuer  73  Frs.  32  Cts.  per  100  kg  raffinierten 
Zuckers  erreicht  hatte,  repräsentierte  sie  nicht  weniger  als  100  bis 

1882/83  444,630  Tons 
1881/82         419,428  * 
1880/81  389,630  * 
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120  Prozent  des  wirklichen  Wertes  des  Produkts.  Nur  eine  beträcht- 
liche Ermässigung  der  Steuer  vermochte  dem  Konsum  seine  frühere 
Dehnbarkeit  wieder  zu  verleihen.  Ueberdies  wurde  dieselbe  im  ge- 
meinsamen Interesse  der  Zuckerindustrie  und  Landwirtschaft  gefordert. 
Dies  waren  die  Verhältnisse,  unter  denen  das  Gesetz  vom  19.  Juli  1880 
beschlossen  wurde.  Der  Motivenbericht  zu  diesem  Gesetze  nahm  an, 
dass  unter  dem  Einfluss  der  Entlastung  der  Konsum  sich  im  ersten 
Jahre  um  20,  in  den  folgenden  Jahren  um  10  Prozent  vermehren 
werde. 

Die  Steigerung  von  20  Prozent  im  ersten  Jahre  wurde  wirklich 
erreicht,  nicht  ganz  mehr  die  für  das  zweite  Jahr  in  Aussicht  ge- 
nommene von  10  Prozent.  Im  dritten  Jahre  zeigte  sich  bereits  ein 
Rückgang,  den  wohl  eine  Erhöhung  im  folgenden  Jahre  wieder  wett 
machte,  aber  doch  nur  wett  machte,  so  dass  vom  dritten  Jahr  an 
keine  Steigerung  mehr  zu  rechnen  ist,  und  die  Erwartungen,  welche 
der  Gesetzgeber  an  die  Steuerermässigung  geknüpft  hat,  also  nicht 
erfüllt  sind.  Die  Konsumsteigerung  während  vier  Jahren  beträgt  kaum 
30  Proz.,  während  die  Annahme  des  Motivenberichts  auf  50  Proz.  ging. 

Nach  den  Ergebnissen  der  ersten  Jahre  hatte  die  Regierung 
Geneigtheit  gezeigt,  gegebenen  Falles  eine  weitere  Ermässigung  der 
Zuckersteuer  eintreten  zu  lassen.  Dass  man  zu  einer  solchen  Er- 
mässigung schliesslich  aber  doch  nicht  schritt,  ist  nach  den  ungün- 
stigen Resultaten,  welche  die  Folgezeit  brachte,  leicht  begreiflich. 

Man  hatte  die  Steuerermässigung  auch  von  dem  Gesichtspunkte 
einer  Steuerreform,  welche  mit  ihr  möglich  sei,  befürwortet.  „Wie 
die  Steuer  gegenwärtig  ist,"  hatte  sich  Minister  Say  im  Juni  1882 
geäussert,  „ist  ihre  Erhebung  eine  sehr  komplizierte.  Sie  hat  zur 
Grundlage  den  Zuckergehalt  und  wird  festgestellt  durch  Operationen 
des  Laboratoriums.  Eine  so  umständliche  Form  kann  nicht  lange 
bestehen.  Man  muss  zu  einer  so  niedrigen  Steuer  kommen,  dass  man 
einen  einheitlichen  Satz  (für  die  verschiedenen  Qualitäten)  einführen 
kann."  —  Damit  war  von  autoritärer  Seite  die  Refonnbedürftigkeit 
des  geltenden  Systems  anerkannt.  Bald  kamen  aber  andere  Umstände 
dazu,  welche  die  Bestrebungen  für  eine  Reform  untertsützten  und  sie 
zuletzt  als  äusserst  dringlich  erscheinen  liessen. 

Anfangs  März  1883  brachte  der  Deputierte  Robert  einen  Ge- 
setzentwurf bei  der  Abgeordnetenkammer  ein,  dessen  erster  Artikel 
lautete:  Der  Zoll  auf  ausländische  Zucker  wird  von  3  Frs.  auf  10  Frs. 
erhöht.   In  der  Begründung  hiezu  Hess  sich  Herr  Robert  des  folgen- 
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den  vernehmen:  „Als  die  Kammer  im  Jahre  1880  den  Zoll  auf  3  Frs. 
festsetzte,  welcher  jetzt  von  ausländischen  Zuckern  bei  der  Einfuhr 
nach  Frankreich  erhoben  wird,  konnte  sich  unsere  nationale  Industrie 
als  befriedigt  erachten.  Der  englische  Markt,  der  grosse  Regulator 
des  Weltpreises,  blieb  unseren  Fabrikanten  offen,  während  die  Grenze 
gegen  die  Einfuhr  von  sei  ten  der  hauptsächlichsten  Produktionsländer 
wie  Deutschland  und  Oesterreich -Ungarn  hinlänglich  geschützt  war. 
Aber  dieses  Gleichgewicht  ist  zerstört.  Die  Produktion  Deutschlands, 
welche  damals  nur  400  Millionen  kg  betrug,  hat,  indem  sie  plötzlich 
auf  800  Millionen  gestiegen  ist,  den  englischen  Markt  überzogen, 
unsere  Grenzen  überschritten  und  binnen  wenigen  Wochen  auf  unserem 
heimischen  Markte  ein  solches  Sinken  der  Preise  herbeigeführt,  dass 
die  Zuckerindustrie  in  ihrer  Existenz  ganz  ernstlich  bedroht  erscheint. 
—  Die  Kriegskostenentschädigung,  welche  Frankreich  an  Deutsch- 
land gezahlt  hat,  hat  dem  letzteren  gestattet,  dem  Zucker  vom  fiskali- 
schen Gesichtspunkte  aus  eine  im  hohen  Grade  bevorzugte  Stellung 
einzuräumen  oder  zu  belassen,  wogegen  der  Zucker  bei  uns,  selbst 
nach  der  Entlastung  von  1880,  einer  übermässig  hohen  Steuer  unter- 
worfen bleibt.  Durch  diese  beiden  Umstände  begünstigt,  ist  die 
deutsche  Industrie  in  den  Stand  gesetzt,  gegen  die  unsere  einen  Ver- 
nichtungskampf zu  führen,  und  scheint  die  Krisis,  deren  Zeugen  wir 
jetzt  sind,  nur  das  Vorspiel  zu  noch  ernsteren  Schwierigkeiten  zu  sein." 

Der  Gesetzentwurf  des  Herrn  Robert  hatte  es  vermocht,  die 
Aufmerksamkeit  der  gesetzgebenden  Körper  in  erhöhtem  Masse  auf 
Zuckerindustrie  und  Zuckermarkt  zu  lenken.  Verglich  man  die  Ent- 
wicklung der  französischen  Zuckerfabrikation  während  eines  Jahr- 
zehnts mit  jener  Deutschlands  und  Oesterreich- Ungarns,  so  musste  man 
allerdings  finden,  dass,  während  Frankreichs  Produktion  stehen  ge- 
blieben war,  Deutschland  sie  vervierfacht,  Oesterreich -Ungarn  verdop- 
pelt hatte.  Stand  Frankreich  vordem  an  erster  Stelle  unter  den  zucker- 
produzierenden Ländern  Europas,  so  war  es  jetzt  an  die  dritte  Stelle 
gerückt  und  es  stand  in  Gefahr,  alsbald  auch  von  Russland  überholt 
zu  werden.  Hatte  Deutschland  seinen  Export  von  200,000  Mctr.  auf 
5  Mill.  Mctr.,  Oesterreich  von  800,000  Mctr.  auf  fast  3  Mill.  Mctr. 
hinaufgebracht,  so  war  Frankreich  mit  seiner  Ausfuhr  von  2  l(t  Mill, 
auf  2  Mill.  Mctr.  zurückgegangen. 

Im  Mai  1883  hielten  die  französischen  Zuckerfabrikanten  einen 
Kongress  in  Amiens  zur  Beratung  einer  Hilfsaktion  in  Form  einer 
Steuerreform  ab.  Da  man  hier  zu  keiner  Einigung  gelangte,  Hess  man 
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im  Juni  einen  Aufruf  mit  der  Aufforderung  an  sämtliche  Fabrikanten 
ergehen,  eine  Meinung  bezüglich  der  in  Vorschlag  zu  bringenden 
neuen  Steuerreform  abzugeben.  Etwa  115  Fabriken  enthielten 
sich  einer  Aeusserung,  1G0  Fabriken  sprachen  für  die  einheitliche 
Fabrikatsteuer  zu  einem  Satz  von  25  Frs.,  107  Fabriken  empfahlen 
die  Rubensteuer,  42  traten  fur  die  Besteuerung  der  Füllmassen  und 
3  für  die  Besteuerung  der  Zuckerprodukte  in  jedem  Stadium  des 
Betriebes  ein. 

Alsbald  begann  auch  die  Regierung,  Stellung  zur  Frage  zu 
nehmen.  Eine  von  dem  conseil  superieur  de  l'agriculture  ernannte 
Kommission  zur  Untersuchung  der  Steuerfrage  befürwortete  die  Ein- 
führung der  Saftsteuer  in  Frankreich.  Die  Kommission  fand  in 
Uebereinstimmung  mit  anderen  Aeusserungen,  dass  die  Schuld  an  dem 
Niedergange  der  französischen  Industrie  vorzugsweise  in  dem  Vor- 
handensein schlechter,  wenig  Zucker  hältiger  Rübe  hege.  Die  Kultur 
einer  zuckerreichen  Rübe  anzuregen,  wären  zwei  Steuersysteme,  die 
Rübensteuer  und  die  Saftsteuer,  geeignet.  Da  erstere  aber  eine  Re- 
volutionierung des  Gewerbes  bedeuten  würde  durch  die  enorme  Be- 
nachteilung,  welche  Fabriken  in  schlechter  Rübengegend  durch  sie 
erführen,  so  ziehe  man  die  weniger  intensiv  wirkende  Saftsteuer  vor. 
Abgesehen  davon,  dass  diese  Steuer  die  Kultur  einer  guten  Rübe 
begünstige,  sei  auch  dieser  Steuermodus  der  Verwaltung,  welche  ihn 
bereits  gehandhabt  hat,  vertraut  und  biete  keine  unüberwindlichen 
Schwierigkeiten,  trotz  der  Verschiedenheit  der  durch  den  Dichtigkeits- 
messer zu  untersuchenden  Flüssigkeiten. 

Die  Zuckerfabrikanten,  denen  auf  dem  Kongresse  zu  Amiens 
die  Saftsteuer  gar  nicht  in  Vorschlag  gebracht  worden  war,  schienen 
anfangs  gegen  das  Votum  des  Landwirtschaftsrates  Einspruch  erheben 
zu  wollen;  aber  als  sich  im  Verlaufe  einiger  Monate  die  Ansichten 
klärten,  versagte  man  ihm  nicht  die  Zustimmung.  Erst  später  machte 
sich  wieder  ein  Dissens  geltend,  indem  ein  Teil  der  Fabrikanten  sich 
zur  Rübensteuer  schlug. 

Im  März  1884  kam  der  Antrag  Robert  zur  Beschlussfassung 
vor  die  Kammer.  Er  war  Anlass,  dass  man  nicht  nur  der  Frage 
einer  Erhöhung  des  Einfuhrzolles,  sondern  jener  anderen,  die  längst 
auf  der  allgemeinen  Tagesordnung  stand,  jener  der  Reform  der  Zucker- 
steuer, nahe  trat.  Eine  von  der  Kammer  ernannte  Kommission  er- 
klärte sich  für  die  Reform  und  schlug  im  Einvernehmen  mit  der 
Regierung  gegen  das  Votum  des  Landwirtschaftsrates  fakultative 

62 


Digitized  by  Google 


Zuckftrsteuer  und  Zuckerimhistri-'. 


53 


EinfÖhrung  der  Rübensteuer  vor.  Da  die  Industrie  keine  Ein- 
wendungen machte,  erklärte  sich  auch  das  Plenum  der  Kammer  und 
sodann  der  Senat  für  die  Rübensteuer.  Man  zögerte  nicht  mit  der 
Inswerksetzung  derselben.  Mit  10.  Juli  bereits  publizierte  das  Journal 
officiel  ein  neues  Gesetz  betreffend  die  Einführung  der  Rüben- 
steuer in  Frankreich. 

Das  Gesetz  hat  folgenden  Inhalt:  Die  Steuer  auf  Zucker,  die 
an  den  Konsum  geliefert  werden,  ist  festgesetzt  wie  folgt: 

Roh-  und  raffinierte  Zucker  50  Frs.,  für  100  raffinierte  kg  Kandis 
53  Frs.  50  Cts.  Melassen,  die  nicht  zum  Branntweinbrennen  verwendet 
werden  und  einen  absoluten  Zuckergehalt  von  mindestens  50  Prozent 
haben,  15  Frs.  filr  100  kg.  Melassen,  die  nicht  zum  Branntwein- 
brennen verwendet  werden  und  einen  absoluten  Zuckergehalt  von 
über  50  Prozent  haben,  32  Frs.  für  100  kg.  Die  Steuer  auf  Roh- 
und  raffinierte  Zucker  jeden  Ursprungs,  die  bei  der  Bereitung  von 
Wein,  Apfel-  und  Birnwein  vor  der  Gärung^  verwendet  werden,  ist 
ermässigt  auf  20  Frs.  für  100  kg  raffinierten  Zuckers. 

Jeder  Fabrikant  einheimischen  Zuckers  kann  mit  der  Verwal- 
tung der  indirekten  Steuern  ein  Abkommen  (abonnement)  treffen, 
vermöge  dessen  die  Quantitäten  des  zu  versteuernden  Zuckers  nach 
dem  Gewicht  der  verarbeiteten  Rüben  belastet  werden.  Diese  Be- 
lastung ist  endgültig,  gleichviel  welche  Ausfalle  oder  Ueberschüsse 
sich  ecgeben  mögen.    Sie  findet  unter  folgenden  Bedingungen  statt: 

Fabrikationsverfahren  Rendement  von  100  kg  Rüben. 

Diffusion   6  kg  an  raff.  Zucker 

Pressen   5  „    .  „ 

Während  der  drei  Campagnen  von  1884/85,  1885,8(3  und 
1886/87  wird  den  nicht  abonnierten  (Fabrikatsteuer  behaltenden) 
Fabrikanten  auf  die  Gesamtmenge  ihrer  Produktion  ein  Fabrikations- 
verlust von  8  Prozent  vergütet. 

Vom  1.  September  1887  an  wird  in  allen  Fabriken  die  Rüben- 
steuer obligatorisch. 

Die  zu  versteuernden  Rendements  von  100  kg  Rüben  werden 
sodann  sein: 

für  die  Campagne  1887,88  6,250  kg  an  raff.  Zucker 

*  ,  ,  1888  89  6,500  „  ,  „ 
„     „  „         1889/90  6,750  ,      „  , 

*  ,  ,         1890,91  7,000  ,      „  „ 
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Für  direkt  nach  Frankreich  aus  den  französischen  Kolonien  ein- 
geführte Zucker  wird  ein  Fabrikations  Verlust  von  12  Prozent  ver- 
gütet. 

Von  der  Bekanntmachung  des  gegenwärtigen  Gesetzes  ab  und 
bis  zum  31.  August  1886  wird  von  den  aus  europäischen  Ländern 
eingeführten  Roh-  und  den  raffinierten  nicht  gleichgestellten  Zuckern 
ein  nicht  zurückzuvergütender  Aufschlagszoll  (surtaxe)  von  7  Frs. 
per  100  kg  erhoben. 

Die  Bestimmungen  früherer  Gesetze  bleiben  insoweit  in  Kraft, 
als  sie  dem  gegenwärtigen  Gesetze  nicht  zuwiderlaufen.  — 

Ein  Dekret  vom  1.  August  1884  vervollständigte  die  Bestimmun- 
gen des  Gesetzes.  Laut  demselben  werden  in  den  «abonnierten* 
(Rübensteuer-)  Fabriken  die  Verwiegungen  vermittelst  einer  vom 
Eichamt  geprüften  und  mit  einem  automatischen  Zähler  versehenen 
Wage  vorgenommen.  Der  Zähler  gibt  die  Anzahl  der  nach  und 
nach  stattgefundenen  Verwiegungen  an.  Dieser  Zähler  muss  gegen 
jede  äussere  Verletzung  durch  eine  Glashülle  geschützt  sein,  die  ver- 
mittelst eines  Vorlegeschlosses,  dessen  Schlüssel  sich  in  den  Händen 
der  Steuerbehörde  befindet,  verschlossen  ist.  Der  zur  Aufnahme  der 
auf  die  Wage  gelangenden  Rüben  dienende  Behälter  darf  keinen 
grösseren  Rauminhalt  haben,  als  denjenigen,  welcher  dem  gleich- 
massigen  für  jede  Verwiegung  angenommenen  Gewichte  entspricht. 
Dieses  Gewicht  muss  500  kg  sein  oder  mehr,  aber  ein  vielfaches 
von  100.  Die  Schnitzelmaschine  oder  Reibe  muss  derart  aufgestellt 
sein,  dass  sie  nur  durch  die  Rüben  beschickt  werden  kann,  welche 
von  der  unter  den  Augen  der  Beamten  stehenden  Wage  kommen. 
Zu  diesem  Zwecke  sind  die  Wage  und  das  Lokal,  worin  sich  das 
Bureau  befindet,  von  der  Schnitzelmaschine  oder  der  Reibe  durch 
ein  starkes  und  hinlänglich  dichtes  Gitter  getrennt,  in  welchem  sich 
zur  Einführung  der  Rüben  nur  eine  Oeffnung  befindet,  die  genau  die 
Grösse  hat,  um  dem  die  Rüben  fassenden  Behälter  Durchgang  zu 
gewähren.  Die  Steuerbehörde  kann  ausserdem  verlangen,  dass  die 
Oeffnung  selbst  durch  eine  Thür  geschlossen  sei,  die  sich  bei  jeder 
Rübenzuführung  öffnet  und  sich  selbstthätig  wieder  schliesst,  wobei 
sie  einen  unter  Glas  befindlichen  Zähler,  wie  den  der  Wage  und  den 
des  Rübenbehälters,  in  Bewegung  setzt.  Die  Beamten  zeichnen  in 
einem  besonderen  Notizbuche  die  Anzahl  der  erfolgten  Verwiegungen 
auf.  Dieses  Notizbuch  wird  durch  den  Betriebsleiter  der  Fabrik 
täglich  abgeschlossen  und  diejenigen  Mengen  raffinierten  Zuckers, 

54 


Digitized  by  Google 


Zuckersteuev  und  Zuckerindustrie. 


55 


welche  dein  Gewicht  der  verarbeiteten  Rüben  entsprechen,  dem  all- 
gemeinen Fabrikationskonto  belastet. 

Den  abonnierten  Fabrikanten  wird  ein  Register  zur  Verfügung 
gestellt.  Sie  schreiben  darin  für  jede  einzelne  Centrifugenarbeit  ein: 
1)  die  Zeit  des  Beginns  des  Schleuderns,  2)  die  Zeit  der  Einstellung 
desselben,  3)  die  Art  und  Menge  der  zum  Schleudern  gelangten  Füll- 
massen und  Dicksäfte,  4)  das  Gewicht  der  den  Apparaten  entnom- 
menen Zucker.  Die  Eintragungen  in  dieses  Register  stehen  unter 
steueramtlicher  Kontrolle. 


Wir  gelangen  nunmehr  zur  Beurteilung  des  neuen  Gesetzes. 
„Seit  1815,"  bemerkte  mit  einiger  Bitterkeit  der  Finanzrainister  Hr. 
Tirard  bei  den  Verhandlungen  der  Deputiertenkammer  über  den  von 
ihrer  Kommission  ausgearbeiteten  Gesetzentwurf,  „ist  es  das  sechs- 
uudzwanzigste  Mal,  dass  sich  die  Parlamente  mit  der  Zuckersteuer- 
gesetzgebung zu  beschäftigen  haben.  Jedesmal  erfolgten  die  Ab- 
änderungen auf  das  Verlangen  der  Industrie,  jedesmal  haben  die 
Regierungen  wie  die  Parlamente  dem  Verlangen  entsprochen,  und 
dennoch  erklärte  dieselbe  nach  einigen  Jahren,  wenn  nicht  gar  nach 
einigen  Monaten,  dass  sie  sich  in  einem  schlimmeren  Zustande  befände, 
als  zuvor."  Wird  das  neueste  Gesetz,  frägt  ein  Beurteiler,  wird  das 
Gesetz,  mit  dem  sich  die  Deputiertenkammer  in  acht  Sitzungen 
fast  ausschliesslich  beschäftigt  hat,  so  dass  die  stenographischen  Be- 
richte 300  enggedruckte  Spalten  des  „Journal  officiel*  füllen,  er- 
folgreicher sein  und  die  Industrie  in  eine  befriedigende  Lage  bringen? 
Jedenfalls  hat  die  Gesetzgebung  wiederum  ziemlich  alle  Wünsche  der 
Industrie  erfüllt;  sie  hat  derselben  die  Rubensteuer  gegeben  und  dabei 
das  Ausbringen  so  niedrig  bemessen,  dass  die  Fabrikanten  sich  einen 
grossen  Steuergewinn  verschaffen  können ;  dann  hat  sie  die  Erhöhung 
des  Zollzuschlages  von  3  Frs.  auf  7  Frs.  per  100  kg,  der  auch  bei 
der  Ausfuhr  nicht  zurückerstattet  wird,  ferner  für  eine  Uebergangs- 
zeit  von  drei  Jahren  den  Fabriken,  welche  die  Rübensteuer  noch  nicht 
einführen,  einen  Steuernach  lass  von  8  Prozent,  gleich  4  Frs.  für 
100  kg  raffinierten  Zuckers,  und  endlich  den  französischen  Kolonien 
für  den  in  das  Mutterland  eingeführten  Zucker  einen  Nachlass  von 
12  Prozent,  gleich  6  Frs.,  bewilligt. 

Wie  erheblich  die  damit  der  Industrie  gewährten  Unterstützun- 
gen sind,  ersieht  man  aus  dem  Umstände,  dass  man  gleichzeitig,  um 
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den  Staatsschatz  keine  Einbusse  erleiden  zu  lassen,  die  Rübensteuer 
von40Frs.  auf  50  Frs.,  also  um  10  Frs.  für  100  kg  raffinierten 
Zuckers  erhöht  hat. 

Die  Bedeutung  des  neuen  Gesetzes  liegt  offenbar  in  der  Ein- 
führung der  Rübensteuer.    Aber  mehr  als  diese  hat  in  der  Kammer 
die  Erhöhung  des  Zuschlagszolls  auf  7  Frs.  den  Gegenstand  weit- 
läufiger und   erbitterter  Diskussionen   gebildet.     In  dieser  Sache 
standen  sich  nämlich,  was  bei  dem  Vorschlage  der  Steuerreform  nicht 
der  Fall  war,  zwei  feindliche  Parteien  gegenüber:  Zuckerfabrikanten 
und  Raffineure.    Erstere  forderten  die  Erhöhung,  letzteren  kam  sie 
unerwünscht.   Die  Raffineure,  als  Vertreter  riesiger  Unternehmungen, 
haben  seit  jeher  einen  grösseren  Einfluss  in  den  gesetzgebenden 
Körpern  geübt       Sie  wussten  es  auch  durchzusetzen,  dass  eine  Er- 
höhung des  Zollzuschlags  von  3  auf  7  Frs.,  wie  sie  die  Fabrikanten 
forderten,  in  die  Anträge  der  Kommission  der  Deputiertenkammer 
nicht  aufgenommen  wurde;  in  der  Kammer  wurde  sodann  in  drei 
Sitzungen  um  die  Erhöhung  gekämpft,  und  ohne  das  Eingreifen  der 
Regierung,  die,  nachdem  sie  sich  bis  dahin  neutral  verhalten,  die 
Erhöhung  im  letzten  Augenblicke  befürwortete,  „weil  die  Landwirt- 
schaft sie  verlange",  wäre  sie  nicht  bewilligt  worden.   Die  Regierung 
knüpfte  an  die  Erhöhung  die  Klausel,  dass  sie  nur  für  zwei  Jahre, 
bis  zum  31.  August  1880,  Geltung  und  nur  bei  europäischen  oder 
aus  europäischen  Niederlagen  kommenden  Zuckern  in  Anwendung 
komme.  Die  Massregel  war  hauptsächlich  gegen  die  deutschen  Zucker 
gerichtet,  wie  das  offen  in  der  Versammlung  ausgesprochen  wurde. 

Zur  Einführung  der  Rubensteuer  in  Frankreich  ist  zu  bemerken, 
dass  der  Gedanke  des  Uebergangs  zur  Safts  teuer  fallen  gelassen 
wurde  auf  Grund  einer  Erklärung  des  Finanzministers,  wonach  diese 
Steuerform  dem  Fiskus  nicht  genügende  Sicherheiten  gewähre.  Die 
Fabrikanten,  von  denen  sich  ein  Teil  bereits  früher  für  die  Rüben- 


')  In  ganz  Frankreich,  wo  530  Millionen  Kilogramm  zur  Einschmelzung 
kommen,  gibt  es  nur  zehn  Raffinerien;  davon  vier  in  Paris,  die  mehr  als  drei 
Fünftel  dieses  grossen  Quantums  verarbeiten;  vier  Raffinerien  in  Bordeaux  und 
zwei  in  Marseille.  Die  Surtaxe  bezweckt,  die  französischen  Raffineure,  welche 
bisher  etwa  100  Millionen  Kilogramm  Rohzucker  aus  Deutschland,  Oesterreich- 
Ungarn  und  Belgien  bezogen,  um  ihn  nebst  seiner  Melasse  zu  raffinieren 
und  dann  nach  England  auszuführen,  wobei  man  ihnen  einen  Gewinn  von 
10,260,000  Francs  nachrechnet,  zu  zwingen,  diesen  Import,  wenn  nicht  einzu- 
stellen, so  doch  zu  (»unsten  des  französischen  Produkts  zu  vermindern. 
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Steuer  erklärt  hatte,  schlössen  sich  nach  jener  offiziellen  Aeusserung 
sämtlich  der  Rübensteuer  an.  Für  die  Annahme  der  Rübensteuer 
war  nicht  zum  wenigsten  ein  Bericht  massgebend,  welchen  der 
Deputierte  Bernot  über  eine  von'  französischen  Landwirten  und 
Zuckerfabrikanten  in  Deutschland  unternommene  Inspektionsreise 
der  Zuckersteuerkommission  der  Deputiertenkammer  vorgelegt  hatte. 
Dieser  Reisebericht  enthielt  u.  a.  folgende  Stellen:  „Wir  mussten  uns 
fragen,  ob  das  Gedeihen  der  Landwirtschaft,  von  dem  man  uns  be- 
richtete, nicht  hauptsächlich  semen  Grund  in  dem  hohen  Rübenpreise 
hatte.  Ausserdem  aber  wollten  wir  uns  vergewissern,  ob  ausser  einer 
Ernte  von  35,000—40,000  kg  zuckerreicher  Rüben  per  Hektar,  Ge- 
treideernten von  53  hl  per  Hektar  in  den  Rübengegenden  das  Durch- 
schnittsergebnis seien.  Bestätigte  sich  dieses  letztere  Resultat,  so  war 
es  sicher,  dass  auch  darin  ein  wesentlicher  Faktor  des  landwirtschaft- 
lichen Wohlergehens  unserer  Nachbarn  gesucht  werden  niusste.  Unser 
Urteil  war  bald  gefällt,  denn  geradezu  erstaunt  waren  wir  während 
dieser  langgestreckten  Reise  über  die  Regelmässigkeit  der  Ernten, 
über  die  Gleichraässigkeit  der  befolgten  Kulturmethoden  und  deren 
Resultate,  welche  ebensosehr  bei  kleinem  wie  bei  grösserem  Grund- 
besitz bestehen.  So  ist  es  denn  auch  gar  nicht  zu  verwundern, 
dass  der  Grundwert  auf  dieser  ganzen  Strecke  überall  der  gleiche 
und  dass  der  Preis  per  Hektar  8 — 10,000  Frs.  (das  wären  533  bis 
666  Thlr.  per  Morgen,  was  offenbar  zu  hoch  ist)  beträgt,  eine 
Summe,  die  wir  in  Frankreich  nicht  mehr  kennen;  ebensowenig 
kann  es  auffallen,  wenn  die  Wohlhabenheit  dieser  Gegend  Deutsch- 
lands eine  sehr  grosse  ist.  Welcher  Ursache  aber  muss  man  dies 
alles  zuschreiben?  Nach  unserer  Ueberzeugung  nur  einer  einzigen, 
der  Rübensteuer.  Welches  waren  thatsächlich  die  Folgen 
dieser  Steuer?  Man  musste  die  bisher  befolgten  Kulturmethoden  voll- 
ständig aufgeben,  man  musste  es  vermeiden,  im  frisch  gedüngten 
Boden  Rüben  zu  pflanzen  und  das  Getreide  als  Vorfrucht  betrachten. 
Indem  man  die  Bodenkultur  so  änderte,  stiess  man  auf  zwei  Schwierig- 
keiten; man  musste  das  Lagern  des  Getreides  vermeiden  und  möglichst 
unkrautfreies  Getreide  erzielen.  Das  letztere  war  verhältnismässig 
leicht  durch  das  Säen  in  Reihen  und  das  Hacken  im  Frühjahr  zu 
überwinden,  während  das  erstero  weniger  leicht,  nur  durch  die  aus- 
dauerndsten Anstrengungen  erzielt  werden  konnte.  Heute  ist  dies 
alles  aber  erreicht,  dank  der  rationellen  Düngung  und  den  Eigen- 
schaften des  angewandten  Samens.    Welches  sind  nun  die  Resultate 
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dieser  Anstrengungen?  Man  erntete  durchschnittlich  30  hl  Getreide 
per  Hektar,  als  dasselbe  der  Rübe  in  der  Fruchtfolge  nachkam  — 
heute  erntet  man  die  wirklich  staunenswerte  Quantität  von  ca.  53  hl 
per  Hektar.  Dies  ist  eine  Folge  der  Steuer  auf  die  Rübe.  Vergleichen 
wir  doch  unsere  Ertrage  mit  denen  unserer  Nachbarn!  Man  erhielt 


im  Durchschnitt  der  letzten  Jahre  in  Deutschland: 

53  hl  Weizen  ä  19  Frs   1007  Frs. 

35  kg  Rüben  a  30  Frs.  per  1000  kg  (mittlerer,  aber  bei 
den  Fabriken  nicht  beteiligten  Rübenpflanzern  gezahlter 
Preis,  welcher  den  Fabrikanten  noch  genügenden  Ver- 
dienst lässt)   1050  „ 

33  Ctr.  Hafer  oder  Gerste  ä  20  Frs   660  „ 

Wert  der  drei  Ernten   2717  Frs. 

In  Frankreich: 

40,000  kg  Rüben  ä  20  Frs   800  Frs. 

(mittlerer  Preis  der  letzten  Jahre,  welcher  häufig  zu 
Verlusten  führte) 

30  hl  Weizen  ä  20  Frs   600  , 

25  Ctr.  Hafer  a  20  Frs   500  , 

Wert  der  drei  Ernten   1900  Frs. 


Bei  dem  Eingehen  in  die  Einzelheiten  des  französischen  Stcuer- 
gesetzes  ist  zu  beachten,  dass  die  dort  aufgestellten  Rendementziffera 
das  Ausbringen  an  raffiniertem  Zucker  bedeuten,  so  dass,  um  es  den 
deutschen  Sätzen  gegenüberstellen  zu  können,  eine  Erhöhung  nach 
dem  Verhältnisse  von  88  (welches  Rendement  durchschnittlich  die 
Rohzucker  haben)  zu  100  einzutreten  hat.  Hiernach  stellt  sich  das 
Rendement  von  Rohzucker  für  Pressfabriken  auf  5,(38  Prozent  und 
auf  0,02  Prozent  für  Diffusionsfabriken;  oder  mit  anderen  Worten: 
es  wird  angenommen,  dass  zur  Darstellung  eines  Centners  Rohzucker 
die  ersteren  17,0,  die  letzteren  15  Ctr.  Rüben  benötigen.  In  Deutsch- 
land hatte  schon  das  Gesetz  vom  Jahre  1869  ein  Ausbringen  von 
8 l\t  Prozent  angenommen,  oder  11,75  Rüben  gleich  1  Ctr.  Zucker; 
seit  der  Campagne  1883/84  gelten  8,88  Prozent,  und  die  dem  Reichs- 
tage 1884  gemachte  Vorlage  unterstellt  9,68  Prozent.  In  Frankreich 
sind  freilich  die  Rüben  zuckerärmer,  aber  doch  schon  in  der  ersten 
Campagne  unter  der  neuen  Steuer  1884, 85  war  die  Ausbeute  aus 
denselben  weit  über  dem  Ansätze  des  Gesetzes.  Die  Zuckererzeugung 
der  Rubensteuerfabriken  war  1,222,905  Mctr.,  sie  entrichteten  aber 
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Steuer  für  nur  946,953  Mctr.,  d.  h.  275,952  Mctr.  blieben  unver- 
steuert. Während  das  Gesetz  ein  Verhältnis  von  15,7  Ctr.  Rüben 
gleich  1  Ctr.  Rohzucker  annahm,  sind  die  Fabriken  mit  12,7  Ctr.  aus- 
gekommen. Die  Rübensteuerfabriken  erzielten  derart  einen  Steuer- 
gewinn von  11  Frs.  30  Cts.  per  100  kg  raffinierten  Zuckers,  wohin- 
gegen den  Fabrikatsteuerfabriken  ein  Steuerabzug  von  nur  4  Frs.  zu 
gute  kam. 

Der  stärkste  Nachteil  der  Rübensteuer  wird  aber  immer  in  der 
Ungleichheit  der  Besteuerung,  welche  sie  mit  sich  bringt,  liegen. 
Bereits  in  der  Campagne  1884/85  machten  sich  die  Anfänge  einer 
Verschiebung  in  den  Standorten  der  Zuckerfabrikation  in  Frankreich 
bemerkbar,  und  mit  vollem  Rechte  konnte  seitens  eines  Fachblattes 
ausgesprochen  werden:  „Die  Departements  du  Nord  und  Pas-de-Calais, 
in  welchen,  wie  in  Deutschland  in  den  Provinzen  Sachsen  und  Schlesien, 
die  Industrie  ihren  Anfang  und  ihren  Aufschwung  genommen,  die 
lange  Jalire  hindurch  die  grösste  Zahl  der  Fabriken  und  die  stärkste 
Produktion  zeigten,  laufen  Gefahr,  dieselbe,  wenn  nicht  ganz,  so  doch 
zum  grössten  Teile  zu  verlieren." 

Jene  Revolutionierung  der  Industrie,  welche  der  französische 
Landwirtschaftsminister  von  der  Einführung  der  Rübensteuer  be- 
fürchtete und  derentwegen  er  die  Saftsteuer  vorschlug,  hat  also  wirklich 
statt.  Während  der  Zeit  bis  1887/88  wird  die  Rübensteuer  obli- 
gatorisch werden  und  werden  voraussichtlich  alle  Fabriken  von  der 
Oberfläche  verschwunden  sein,  welche  eine  entsprechende  Rübe  nicht 
heranzuziehen  vermögen.  Einige  Distrikte  Frankreichs  werden  von 
Rübenkultur  zum  Anbau  anderer  Früchte  übergehen  und  die  Land- 
wirtschaft wird  an  manchen  Punkten  hiedurch  erheblichen  Schaden 
leiden. 

Die  Rübensteuer  ist  eben  keine  Steuerform  für  eine  alte  Industrie, 
die  ihre  Standorte  nach  Gesichtspunkten  gewählt  hat,  die  der  Rüben- 
steuer fremd  sind  und  mit  ihr  hinfällig  werden. 

In  Frankreich  verschärft  sich  die  Spitze,  welche  die  Rübensteuer 
gegen  die  Fabriken  in  schlechter  Rübengegend  kehrt,  ganz  besonders 
durch  die  verhältnismässig  hohe  Steuer.  In  Frankreich  ist  die  Steuer 
auf  den  Mctr.  raffinierten  Zuckers  50  Frs.  oder  40  M. ,  in  Deutsch- 
land nur  27  Frs.  75  Cts.  oder  22  M.  20  Pf.  Wer  in  Deutschland 
eine  um  3  Prozent  geringere  Ausbeute  hat,  oder,  in  anderen  Worten, 
1 1  '/*  Mctr.  Rüben  zur  Gewinnung  eines  Metercentners  Zuckers  be- 
bedarf,  während  sein  Nachbar  mit  91/*  Mctr.  auskommt,  hat  gegen 
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diesen  3  M.  CO  Pf.  oder  4  Frs.  50  Cts.  mehr  an  Steuer  zu  zahlen,  in 
Frankreich  aber  12  Frs.  50  Cts. 1). 

Soweit  der  Zuckerfabrikation  durch  das  neue  Gesetz  Begün- 
stigungen eingeräumt  worden  sind,  wurden  sie  wesentlich  mit  dem 
Hinweis  auf  die  deutsche  Konkurrenz  begründet  und  bewilligt.  In 
der  der  Ausarbeitung  des  Gesetzentwurfes  vorhergegangenen  Enquete 
wurde  von  einer  Seite  eine  Differenz  der  Produktionskosten  in  Deutsch- 
land und  Frankreich  von  13  Frs.  per  100  kg  Zucker  zu  Ungunsten 
Frankreichs  berechnet2);  von  einer  anderen  Seite  kam  man  auf 
15  Frs.    Diese  Berechnungen  sind  mit  einem  starken  Aufgebot  von 

')  Die  Nachteile  einer  ungleichen  Steuerbelastung  wurden  auch  in  den 
Verhandlungen  der  französischen  Deputiertenkammer  zur  Sprache  gebracht. 
Insbesondere  war  es  Baron  des  Rotours,  welcher  an  die  Erfahrungen  erin- 
nerte, die  man  mit  der  Sa  ft  Steuer  gemacht  habe.  Letztere  wurde  in  Frank- 
reich durch  das  Gesetz  vom  23.  Mai  1860  eingeführt,  das  jedoch  den  Fabriken 
anheimstellte,  ob  sie  die  Saftsteuer  annehmen,  das  heisst,  wie  man  auch  jetzt 
bei  der  Rübensteuer  sagt,  ob  sie  sich  abonnieren  wollten.  In  diesem  Falle 
wurde  unterstellt,  dass  der  Saft  für  jeden  Grad  nach  dem  Dichtigkeitsmesser 
und  per  Hektoliter  1425  g  (in  Belgien  werden  bekanntlich  1500  g  zu  Grunde 
gelegt)  Zucker  ergäbe,  welches  Quantum  zu  versteuern  war,  ob  man  nun  weniger 
oder  mehr  erhielt.  Gleichzeitig  wurde  die  Steuer  von  Frs.  54  auf  Frs.  30 
herabgesetzt  und  als  einheitlicher  Satz  (droit  unique),  also  auf  Zucker  jeder 
Qualität,  in  Anwendung  gebracht.  Trotz  dieser  günstigen  Bestimmungen  abon- 
nierten nur  wenige,  vortrefflich  eingerichtete  Fabriken  und  zwar  derjenigen 
Departement«,  welche  erst  kürzlich  die  Rübenkultur  eingeführt  hatten.  Diese 
Fabriken  stellten  feinen  Konsumzucker  her  und  erzielten,  in  gewöhnlichem  Roh- 
zucker ausgedrückt,  Rendements  bis  zu  1760  g,  während  die  grosse  Mehrzahl 
und  speciell  die  der  Departements  du  Nord  und  Pas  de  Calais  die  gesetzliche 
Annahme  von  1425  g  nicht  erreichen  konnten.  Es  wurde  behauptet,  wie  auch 
jetzt,  dass  in  den  alten  Rübenländern  weniger  zuckerreiche  Rüben  wüchsen  als 
in  den  neuen ;  man  wies  auf  den  Gewinn  hin,  welchen  die  abonnierten  Fabriken 
an  der  Steuer  hätten,  der  drei  bis  sechs  Francs  betrug,  und  man  glaubte  daraus 
eine  ganze  Verschiebung  der  Industrie  aus  den  alten  nach  den  neuen  Rüben- 
bezirken prophezeien  zu  können.  Da  auch  die  Raffineure,  die  Seehäfen  und  die 
Kolonien  gegen  die  Saftsteuer  auftraten,  veranlasste  die  Regierung  im  Jahre  1863, 
wo  von  340  Fabriken  nur  31  abonniert  waren,  eine  grosse  Enquete,  aus  deren  Be- 
ratung das  Gesetz  vom  7.  Mai  1864  hervorging,  welches  die  Saftsteuer  aufhob, 
die  Fabrikatsteuer  allein  beibehielt,  das  Typensystem  einführte,  den  französischen 
Kolonien  vom  15.  Juni  1864  ab  bis  zum  1.  Januar  1870  einen  Steuernachlass  von 
Frs.  5  gewährte  und  die  europäischen  Zucker  wie  die  von  fremden  Schiffen  ein- 
geführten aussereuropäischen  mit  einem  Zollaufschlage  von  Frs.  2  belegte. 

2)  Die  neue  Surtaxe  von  7  Frs.  soll  in  Verbindung  mit  dem  an  die 
Fabrikanten  gegebenen  Nachlass  von  4  Frs.  und  den  2  Frs.  Transportkosten 
eine  Ausgleichung  bewerkstelligen. 
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Parteilichkeit  geführt  worden.  Ihnen  gegenüber  wurde  von  deutscher 
fachmännischer  Seite  insbesondere  das  hervorgehoben,  dass  der  be- 
rechnete Nachteil  der  französischen  Fabrikation  nur  aus  dem  gerin- 
geren Zuckergehalte  der  französischen  Rüben  hervorgeht.  „So  wie 
man  in  Frankreich  eine  gleich  zuckerreiche  Rübe  erzielt  wie  in 
Deutschland,  und  dem  steht  nach  den  bestimmten  in  der  Enquete  wie 
bei  den  Verhandlungen  gemachten  Aussagen  sehr  sachverständiger 
Personen  weder  Boden  noch  Klima  noch  sonst  etwas  entgegen,  wird 
man  in  Frankreich  zu  demselben  Preise  den  Centner  Zucker  her- 
stellen wie  in  Deutschland;  den  Unterschied  bilden  dann  nur  noch 
die  Prämien.  Bei  einem  Ausbringen  von  10  Prozent  Rohzucker  von 
88  Prozent  Rendement,  wie  ein  solches  dann  in  Deutschland  und  in 
Frankreich  stattfinden  würde,  wäre  die  deutsche  Prämie  2  Frs.  50  Cts. 
per  100  kg  Zucker  (da  die  auf  1000  kg  Rüben  gezahlte  Steuer 
20  Frs.  (16  M.)  ausmacht,  wohingegen  für  die  100  kg  daraus  ge- 
wonnenen Zuckers  22  Frs.  50  Cts.  (18  M.)  rückvergütet  werden),  die 
französische  Prämie  betrüge  dagegen  19  Frs.* 


Belgien, 

1884/85 

1883/84 

1882/83 

1881/82 

1880, 81 

Tons  ä  10  Mctr. 

16.444 

16,132 

18,437 

19,913 

22,260 

Rohzuckererzeugung  .... 

63.533 

91,509 

77,059 

72,966 

66.618 

hiervon  a.  ausgeführt  oder  auf 

Niederlagen  gebracht    .  . 

55.898 

93,488 

69,892 

67,245 

56,460 

hiervon  b.  versteuert    .    .  . 

7,667 

7,226 

5,792 

9,866 

Summa  des  für  den  Konsum  de- 

klarierten Rohzuckers  .    .  . 

24,111 

14,183 

25,704 

25.705 

32,127 

Ergebnis?  an  Raffinade  .... 

23.888 

13,757 

24,933 

24,934 

31.163 

Von  Niederlagen  zum  Konsum 

gebrachte  Raffinade     .    .  . 

39 

2 

19 

106 

73 

Rafhnadeeinfuhr  

4.782 

6,604 

7,250 

6.062 

5,890 

Gesamtmenge  vorhandener  Raf- 

28,206 

20,365 

32,202 

31,102 

37,125 

9,557 

9,396 

12,356 

12.509 

12,162 

VerBteuerter  Raffinadekonsum  . 

18,651 

10,968 

19,846 

18,593 

24,963 

Steuerrainimum   (Tansende  Frs.) 

6,000 

7,600 

7,600 

7,800 

6,800 

Einfuhr 

Zoll- 

Einfuhr 

Zoll- 

Ausfuhr 

Roh- 

Raffinade 

ertrag 

Sirup  und 

ertrag 

Koh-  Raf- 

zucker 

Melasse 

zucker  finade 

Tons 

Tons 

Frs. 

Tons 

Frs. 

Tons  Tons 

1884 

16.517 

6,446 

3.343,178 

16,297 

549.186 

58,609  9,279 

1883 

16.974 

6,921 

3,548,267 

15,170 

61 

511,349 

95.531  9,650 
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Einfuhr  Zoll-        Einfuhr        Zoll-  Ausfuhr 

Roh-     Raffinade     ertrag      Sirup  und     ertrag        Roh-  Raf- 

zucker  Melasse  zucker  finade 

Tons        Tons  Frs.  Tons  Frs.  Tons  Tons 

1882  19,817  6,535  3,344,192  15,277  525,977  62,908  14,044 
1881    22,289      5,630      2,881,075      15,504      513,234      63,833  11,476 

In  Belgien  wurde  die  Zuckerkrise  Anlass  zu  Aenderungen  des 
Zolltarifs.  Im  August  1884  wurde  an  den  Finanzminister  in  der 
Kammer  der  Abgeordneten  eine  Interpellation  gerichtet,  dahingehend, 
ob  die  Regierung  zu  Massregeln  für  die  Abwendung  der  der  belgischen 
Zuckerindustrie  drohenden  Gefahren  geneigt  sei.  Der  Minister  ant- 
wortete bejahend.  Bereits  Anfang  September  wurde  von  der  Re- 
gierung ein  Gesetzentwurf  eingereicht  und  sogleich  von  Deputierten- 
kammer und  Senat  angenommen,  welcher  der  Regierung  die  Macht 
gab,  provisorische  Zollzuschläge  auf  fremde  Zucker  einzuführen. 
Auf  Grund  dieser  Vollmacht  erging  dann  unterm  25.  September  ein 
königlicher  Beschluss,  der  u.  a.  auf  den  Zuckerzoll  einen  Zuschlag 
von  10  Prozent  legte.  Da  man  diese  Massregel  aber  für  unzureichend 
zur  Behebung  der  Schwierigkeiten  erachtete,  so  wurde  Anfang  De- 
zember eine  Kommission  von  Abgeordneten,  Zuckerfabrikanten  und 
Beamten  des  Finanzministeriums  für  Beratung  einer  Steuerreform 
eingesetzt.  Am  18.  März  1885  beendete  die  Kommission  ihre  Ar- 
beiten. Ihr  Vorschlag  ging  auf  Einführung  einer  fakultativen 
Rübensteuer  neben  der  Saftsteuer.  Die  Kommission  verlangte, 
dass  bei  der  Saftstcuer  der  Durchschnitt  des  per  Liter  Saft  und  Grad 
Dichtigkeit  angenommenen  Zuckers  um  100  Gramm  herabgesetzt  werde. 
Für  die  Rubensteuer  schlug  sie  eine  Ausbeuteannahme  der  Zuckers 
aus  der  Rübe  bei  hydraulischen  Pressen  mit  0  Prozent,  und  bei  der 
Diffusion  mit  G1/*  Prozent  vor. 

Der  Vorschlag  wurde  durch  die  Regierung  nicht  genehmigt. 
Diese  legte  im  Mai  1885  den  Kammern  einen  Gesetzentwurf  vor,  der, 
mit  grosser  Raschheit  zum  Gesetz  (vom  28.  Juli  1885)  erhoben,  neben 
die  Steuer  betreffenden  Bestimmungen  von  geringerem  Interesse  die 
Hinaufsetzung  des  Zollzuschlags  auf  15  Prozent  aussprach. 
Die  verkümmerte  Frucht  der  für  eine  Reform  gepflogenen  Erhebungen 
war  ein  Erlass  des  Ministers  vom  20.  Juli  1885,  welcher  betreffs  des 
Zuschlags  zur  Saftsteuer  bei  Entzuckerung  der  Melasse  Bestimmungen 
traf,  ferner  aussprach,  dass  für  die  durch  Ausscheidung  entzückerte 
Melasse,  die  aus  früheren  Campagnen  herrührt,  oder  die  den  Rest 
derjenigen  Campagnc  bildet,  in  welcher  ein  Teil  der  gewonnenen 
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Melasse  nicht  entzuckert  wurde,  10  Prozent  des  Melassegewichts  als 
Zucker  angenommen  und  zur  Last  gestellt  werden  sollen,  und  der 
schliesslich  mit  Bezug  auf  die  Erhebung  der  Dichtigkeit  des  Saftes 
einige  Aenderungcn  brachte. 

In  Belgien  wird  die  Zuckersteuer  nach  den  Verhältnissen  der 
Menge  und  der  Dichtigkeit  des  Saftes  erhoben;  diese  beiden  Zahlen 
multipliziert  und  dann  mit  dem  Koeffizienten  1500  vervielfacht,  geben 
die  Menge  des  zu  besteuernden  Zuckers.  Hat  man  z.  B.  eine  Scheide- 
pfanne von  20  hl  Inhalt  und  die  Steuerbeamten  haben  eine  Dichtigkeit 
von  4  Grad  festgestellt,  so  wird  die  Belastung  (prise  en  charge),  das 
heisst  die  Zuckermenge ,  welche  der  Fabrikant  gewinnen  und "  für 
welche  er  die  Steuer  zahlen  muss,  ausgedrückt  durch  20  X  4  X  1500  g 
=  120  kg  und  zwar  Zucker  von  Nr.  10—14  h.  St.  Da  nun  fur  diese 

Qualität  die  Steuer  45  Frs.  beträgt,  wird  der  Fabrikant  mit  "^"q"^ 

gleich  54  Frs.  belastet.  Wenn  2000  kg  Rüben  20  hl  Saft  geben,  so 
beträgt  die  Steuer  27  Frs.  für  1000  kg  Rüben  (=  1  M.  8  Pf.  per 
Zollctr.).  Der  Saft  wird  in  dem  Zustande  gemessen,  in  welchem  er 
sich  befindet,  wann  er  in  die  Messgefässe,  „jaugeurs"  genannt,  ein- 
gelassen wird.  Bezüglich  des  zu  versteuernden  Volumens  gilt,  dass, 
wenn  der  Saft  40  Gr.  C.  oder  darüber  hat,  ',8  Prozent  vom  Raum- 
inhalt desselben  abgerechnet  wird,  während  bei  40  Gr.  bereits  7/io 
abgerechnet  werden.  Um  die  Dichte  des  Saftes  zu  ermitteln,  wird 
eine  dem  Messgefässe  entnommene  Probe  auf  15  Gr.  C.  abgekühlt. 
Sobald  irgend  eine  Melasseentzuckerung  stattfindet,  wird  die  Be- 
lastung verhältnismässig  erhöht  und  zwar  bei  der  Osmose  um  6  Pro- 
zent, also  auf  1500,  bei  der  Elution  auf  8  Prozent,  also  1020  Gramm. 

Die  Eingangszölle  betragen  —  ohne  Zuschlag  — 
51  Frs.  13  Cts.  für  Zucker  über  Nr.  18       h.  St.  und  raffinierte; 
48   ,    —   ,    ,      ,      von   ,   15 — 18,   ,  mit  Rendement  von  94  °  o 
45   ,    —   .    ,      „  ,   10 — 14,   ,    ,         ,  ,88, 

40  ,  91  ,  ,  ,  ,  ,  7— 9  ,  ,  ,  ,  ,80, 
•54   ,    26   ,     ,      ,        „  unter  Nr.  7  *   ,    ,         ,  ,  07  , 

Diese  Sätze  verhindern  die  Einfuhr  von  Zucker  Über  Nr.  18, 
weil  dieser  dieselbe  Steuer  wie  raffinierter  zu  tragen  hätte.  Für  die 
Ausfuhrvergütung  bestehen  drei  Klassen.  Es  werden  rückvergütet: 
51  Frs.  lit  Cts.  für  raffinierten  Zucker  in  Broten; 
45  ,  —  ,  ,  einheimische  Rohzucker  von  Nr.  11  und  höher 
40    „    91    „     ,  ,  ,  ,     ,    8 — 11. 
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Da  die  Rückvergütung  für  Rohzucker  der  Farbe  Nr.  11  die- 
selbe ist  wie  für  weisse  Zucker,  so  macht  man  keine  weissen  Zucker 
für  die  Ausfuhr,  und,  da  sich  die  ganze  Industrie  der  Darstellung 
von  braunem  Zucker  zuwendet,  macht  man  selbst  für  den  einheimischen 
Verbrauch  keinen  weissen  Zucker.  Zucker  unter  Nr.  8  darf  man 
nicht  ausführen,  es  gibt  jedoch  eine  Ausnahme  für  die  „Bastern"  der 
Raffinerie. 

Entsprechend  den  Gesetzen  vom  18.  Juli  1860  und  27.  Mai  1861 
wird  alljährlich  ein  Kontingent  als  Mindestbetrag  der  Einnahme  aus- 
gesprochen. Für  die  Campagne  1885/86  wurde  dasselbe  durch  könig- 
lichen Beschluss  vom  13.  August  1885  auf  6  Mill.  Frs.  festgesetzt. 

Der  Fabrikant  kann  auf  dreierlei  Weise  seine  Belastung  tilgen: 

1)  durch  direkte  oder  vermittelst  eines  Händlers  bewirkte  Aus- 
fuhr mit  einem  Ausfuhrerlaubnisschein  des  Finanzbeamten; 

2)  durch  bare  Zahlung  nach  6  Monaten  der  alle  14  Tage  zu- 
sammengestellten Belastung; 

3)  durch  Uebertragung  der  Steuern  für  den  verkauften  Zucker 
auf  die  Rechnung  eines  Raffinadeurs. 

Die  Fabrikanten  gewinnen  eine  grössere  Menge  Zucker  als  die, 
wofür  sie  belastet  werden,  sie  haben  Ueberschüsse  (exce'dents).  Der 
Staat  bewilligt  aber  die  Ausfuhr  nur  für  das  belastete  Quantum.  Der 
Fabrikant  muss  daher  seinen  Ueberschuss  an  den  Konsum  verkaufen; 
indessen  kann  er  letzteres,  falls  es  ihm  passt,  vermeiden,  indem  er 
an  der  Börse  oder  vom  Raffineur  die  ihm  fehlenden  Erlaubnisscheine 
kauft;  er  hat  dann  die  Ausfuhrerlaubnis  seitens  der  Finanzbeamten 
oder  des  Kommunalempfängers  nicht  mehr  nötig.  Daraus  ist  der 
Handel  mit  Ausfuhrscheinen  entstanden.  Ihr  Wert  schwankt  mit 
einem  Agio  von  3 — 25  Prozent,  je  nachdem  der  Rohzuckerfabrikant 
mehr  oder  weniger  Ueberschüsse  und  der  Raffineur  mehr  oder  weniger 
ausgeführt  hat. 

Die  Prämie  berechnet  sich  in  Belgien  folgendermasscn :  Kon- 
sumschätzungen gehen  vonö1* — 7  7s  kg  per  Kopf.  7  kg  Konsum  er- 
geben bei  einer  Bevölkerung  von  5,600,000  Einwohnern  302,000  Mctr. 
Gesamtverbrauch. 

Der  versteuerte  Durchschnittskonsum  der  Jahre  1882/85  war 
165,000  Mctr.  Unversteuert  blieben  also  227,000  Mctr.  Zu  45  Frs. 
Steuerschuldigkeit  resultiert  hieraus  eine  Gesamtprämie  von 
10.200,000  Frs.  und  bei  einer  Produktion  von  810,000  Mctr.  Roh- 
zucker eine  Prämie  per  Mctr.  Rohzucker  von  12  Frs.  60  Cts. 
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In  der  Rübenzuckerindustrie  Belgiens  kann  man  drei  örtlich 
geschiedene  Gruppen  von  verschiedener  Prosperität  bemerken  l).  Das 
Hennegau,  wo  die  Zuckerfabrikation  eingeführt  wurde,  hat  einen  sehr 
fruchtbaren  Boden  und  eine  sehr  vorgeschrittene  Kultur.  Dieser 
Distrikt  zählt  90  Fabriken  unter  den  150  des  ganzen  Landes;  die 
meisten  sind  kleine  Fabriken,  schlecht  eingerichtet  und  noch  schlechter 
geleitet,  zuweilen  2  bis  3  in  demselben  Dorfe,  die  per  Jahr  oft 
weniger  als  4  Millionen  Kilo  Rüben  verarbeiten  von  schlechter  Qualität 
und  die  ein  Nachbar  dem  andern  streitig  macht  und  wegnimmt.  Der 
Eigentümer  ist  ein  Bauer,  der  es  versteht,  Vieh  zu  mästen  und  der 
die  Rübe  nur  nach  ihrem  Gewichtsertrage  per  Hektar  schätzt;  der 
Direktor  ist  ein  Maschinist  oder  Kocher,  welcher  im  selben  Masse 
wie  sein  Chef  die  Wissenschaft  verabscheut  und  verächtlich  lächelt, 
sobald  man  von  Chemie  spricht. 

Die  Hesbaye  bildet  die  zweite  Gruppe  und  umfasst  Teile  der 
Provinzen  Brabant,  Lüttich,  Namur  und  Limburg;  hier  ist  die  Industrie 
etwas  besser  repräsentiert,  obgleich  es  auch  noch  zu  kleine,  schlecht 
eingerichtete  und  geleitete  Fabriken  gibt,  die  keine  Zukunft  haben, 
weil  sie  sich  das  Rohmaterial  nicht  in  genügender  Menge  beschaffen 
können.  Im  ganzen  bestehen  hier  gegen  sechzig  Fabriken,  worunter 
einige  von  ziemlicher  Bedeutung.  Mehrere  Etablissements  haben 
Diffusion  und  Osmose;  der  Betrieb  wird  gut  geleitet,  die  chemische 
Kontrolle  gehörig  durchgeführt  und  die  verarbeitete  Rübe  ist  infolge 
unausgesetzter  Anstrengungen  von  besserer  Qualität. 

Zur  dritten  Gruppe  gehören  die  beiden  Flandern  und  einige 
Fabriken  der  Provinz  Antwerpen;  es  sind  in  derselben  68,  meistens 
ziemlich  bedeutende  Etablissements,  gut  eingerichtet  und  geleitet,  die 
vorwiegend  ihre  Rüben  von  Alluvialböden,  Polders  genannt,  beziehen 
und  diese  bis  in  den  benachbarten  Provinzen  Hollands  aufsuchen. 

Die  Diffusion  gewinnt  nur  sehr  langsam  an  Terrain  und  noch 
täglich  hört  mau  gegen  dieses  System  Einwendungen  und  Nachteile 
aufiühren,  die  hundertmal  widerlegt  wurden  und  die  ein  einsichtvoller 
Industrieller  nicht  mehr  machen  dürfte.  Mit  einem  solchen  hart- 
näckigen Vorurteil  bleibt  man  bei  der  einmaligen  hydraulischen 
Pressung  und  einer  Saftgewinnung  von  6  bis  7  Prozent  Zucker  aus 
Rüben,  die  10  bis  11  Prozent  geben  könnten.    Die  Scheidung,  die 


')  Die  folgende  Schilderung  ist  der  „  Deutschen  Zuckerinduatrie"  1882. 
S.  Ö37  ff.,  entnommen. 
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Saturation  werden  mit  wirklichem  Unverständnis  durchgeführt  und 
der  Saccharimeter,  der  Polarimeter  u.  s.  w.  sind  unbekannte  Instru- 
mente. Viele  Fabriken  führen  eine  kümmerliche  Existenz,  wobei  sie 
ihre  ganze  Hoffnung  auf  bessere  Zuckerpreise  setzen  und  dann  und 
wann  auf  die  Regierung  grollen,  welche  sie  gegen  das  Ausland  nicht 
genug  schütze.  Doch  zeigt  sich  am  Horizont  eine  lichte  Stelle. 
Wenn  die  vorstehende  Charakteristik  fur  die  Mehrzahl  der  belgischen 
Fabriken  zutrifft,  so  gibt  es  doch  auch  einige  vortrefflich  eingerichtete 
Etablissements.  Schon  arbeiten  etwa  40  Fabriken  mit  Diffusion  und 
jedes  Jahr  macht  man  einige  Umänderungen,  bei  welchen  stets  die 
Chemie  beachtet  wird.  Der  Polarisationsapparat  beginnt  Aufnahme 
zu  finden.  In  einigen  Bezirken  wird  der  Ankauf  der  Rüben  nach 
ihrem  Zuckergehalt  durchgeführt,  wobei  man  1 1  Prozent  Zucker  als 
Preisbasis  nimmt  und  den  Preis  um  1  Fr.  25  Cts.  bis  2  Frs.  auf 
1  Prozent  Zucker  und  1000  Kilo  erhöht  oder  herabmindert. 


Holland. 

Versteuerte  Zuckererzeugung 
Tonnen  ä  10  Mctr. 
36,473 
25,136 
21,953 
24,238 


Ertrag  der  Zuckerstcuer 
6,272,000  Gulden 
7,405,000  „ 
6.488,000  , 
5,872,000  , 
6.541,000  , 

Einfuhr  Ausfuhr 
im  allgemeinen  Verkehr 

Rohzucker 

aue  anderer  zu-  Raf-  Roh-  Ral- 

Java     Provenienzen     t>ammen  finade  zucker  tinade 


Millionen  Kilogramm 


1883 

21 

138 

159.77 

14,64 

50,06 

82,70 

1882 

19 

83 

116,88 

12.75 

34,21 

73.9<> 

1881 

28 

93,5 

122,19 

14.41 

32.82 

74.90 

Campagne  Fabriken 

1883/84  30 
1882/83  20 
1881/82  28 
1880/81  31 


1883 
1882 
1881 
1880 
1879 


Digitized  by  Google 


Zuckersteuer  und  Zuckerindustrie. 


67 


Einfuhr  Ausfuhr 
im  besonderen  Verkehr 
Rohzucker 


aus  den 

davon 

Rüben- 

Zu- Roh- 

Kuf- 

Kolonien 

aus  Java 

zucker 

eamtnen  zucker 

Ii  na  tie 

M  1 

1  1  i  o  n  e  n 

Kilogramm 

t  OQQ 

Iooo 

Q  Q 

o,o 

109.2 

115,597  22 

68,706 

IOC 

6,4 

82,9 

95,394  11,1 

b0,o2o 

1881 

8,6 

3  6 

90,0 

98,668  11,4 

<J0  042 

1880 

15,8 

6 

79,1 

94,993  11,7 

64,167 

1879 

29,1 

26 

74,7 

103,953  11,9 

66,787 

Raffinerien 

Zahl 

Verarbeiteter  Rohzucker 

1883 

16 

119,945  Tons 

1882 

16 

104,794  „ 

1881 

16 

105,874  „ 

1880 

15 

103,841  , 

1879 

15 

111,614  „ 

Mit  25. 

Mai  1880 

war  für  Holland  ein  Gesetz  gegen 

Miss- 

brauche  bei  der  Verzollung  von  eingeführtem  Zucker  erlassen  worden. 
Bei  der  Bemessung  des  Zolles  von  eingeführtem  Zucker  war  bis  dahin 
allein  die  Farbe  (Type)  massgebend  gewesen.  Dies  hatte  dazu  ge- 
führt, dass  hochgradige  Zucker  künstlich  derart  gefärbt  wurden,  dass 
sie  in  eine  niedrigere  Klasse  fielen  als  jene,  der  sie  nach  ihrem  Zucker- 
gehalte angehören  sollten.  So  kam  es  häufig  vor,  dass  Rohzucker 
mit  dem  Zuckergehalte  der  ersten  Klasse  in  der  vierten  Klasse  ver- 
steuert wurde.  Es  war  keine  Seltenheit,  dass  ein  Zucker,  welcher 
nach  der  Klasse,  in  die  er  eingestellt  worden  war,  67  Prozent 
rendieren  sollte,  in  Wirklichkeit  bei  einer  vorgenommenen  Unter- 
suchung 94  Prozent  und  mehr  ergab.  Das  Gesetz  von  1880  ver- 
ordnete nun,  dass,  wenn  emgeführter  Zucker  einen  höheren  Gehalt 
voraussetzen  lässt,  als  den  der  höchsten  Nummer  der  Klasse,  für 
welche  er  angemeldet  wird,  er  nach  dem  Scheibler-Gunning'schen 
Verfahren  auf  seinen  Zuckergehalt  untersucht  werden  darf.  Sollte 
man  dann  finden,  dass  der  Zucker  selbst  ein  höheres  Rendement 
hat  als  jenes  der  nächst  höheren  Klasse,  so  darf  er  zur  Ver- 
zollung in  diese  nächst  höhere  Klasse  eingestellt  werden.  Ueber- 
steigt  sein  Zuckergehalt  aber  nicht  jenen  der  nächst  höheren  Klasse, 
so  verbleibt  er  in  der  Klasse,  für  die  er  angemeldet  ist.  Durch 
diese  Bestimmungen  war  die  Defraude  im  ungemessenen  Umfange, 
wie  sie  bei  dem  früheren  Gesetz  betrieben  werden  konnte,  abge- 
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schnitten;  aber  immer  noch  konnte  die  Einfuhr  derart  bewerkstelligt 
werden,  dass  dem  Staatsschatz  ein  grosser  Teil  des  ihm  zugehörigen 
Betrages  verloren  ging.  Wenn  derRaffineur  Rohzucker  in  die  Raffinerie 
einführte,  so  wurde  er  für  den  eingeführten  Zucker  nach  der  sich  filr  die 
Farbentype  desselben  ergebenden  Steuer  belastet.  Er  wurde  belastet 
nach  der  Annahme  eines  Rendements  an  reinem  Zucker  von  88  Pro- 
zent in  der  2.,  von  80  Prozent  in  der  3.,  und  von  67  Prozent  in  der 
4.  Klasse.  Der  wahre  Zuckergehalt  durfte  aber  der  nächst  höheren 
Klasse  und  zwar  noch  deren  höchster  Nummer  angehören.  Es  durfte 
danach  zur  zweiten  Klasse  angemeldeter  Zucker  bis  97,8  Prozent 
(1.  Klasse),  zur  dritten  Klasse  angemeldeter  Zucker  bis  94,4  Prozent 
(2.  Klasse)  und  zur  vierten  Klasse  angemeldeter  Zucker  bis  87,4  Pro- 
zent Zucker  haben.  Führte  der  Raffineur  Zucker  von  87,4  Prozent 
ein,  so  versteuerte  er  ihn,  wenn  nur  die  Farbe  danach  war,  mit  bloss 
67  Prozent  reinem  Zucker  und  20,4  Prozent  waren  die  Prämie.  Für 
die  zweite  Klasse  stellte  sich  die  Prämie  auf  9,8,  filr  die  dritte  Klasse 
auf  14,4  Prozent.  Da  die  Steuer  per  Mctr.  Raffinade  27  fl.  betrug, 
wurde  also  ein  Mctr.  Zucker  zweiter  Klasse  auf  2  fl.  56  kr.,  ein 
Mctr.  Zucker  dritter  Klasse  mit  3  fl.  89  kr.,  ein  Mctr.  Zucker  vierter 
Klasse  mit  5  fl.  51  kr.  prämiiert.  Der  Zuckerverbrauch  in  Holland 
ist  nach  einem  sehr  massigen  Ueberschlage  der  Rotterdamer  Handels- 
kammer auf  jährlich  40  Mill,  kg  zu  berechnen,  für  welchen  die 
Konsumenten  zum  Satze  von  27  fl.  10,800,000  fl.  zu  zahlen  haben, 
während  der  Staat  durchschnittlich  7  Mill.  fl.  (1882:  7,405,134  fl.) 
erhält  und  3,800,000  fl.  somit  verliert.  Von  diesen  3,800,000  fl. 
dienen  600,000  fl.  zur  Deckung  gänzlich  unwirtschaftlicher  Ausgaben. 
Für  das  Färben  der  im  Auslande  gekauften  Zucker  wird  ljs  fl.,  bis- 
weilen auch  mehr  per  Mctr.,  über  den  gewöhnlichen  Preis  gezahlt, 
und  diesen  Färbstoff  hat  der  Raffineur  wieder  zu  entfernen,  was  ihm 
fl.  kostet. 

Das  Gesetz  von  1880  hatte  die  Einnahmen  gegen  früher  wohl 
gesteigert,-  aber  die  in  ihm  liegenden  Mängel  waren  doch  zu  arg, 
um  nicht  eine  weitere  Reform  anzuregen.  Im  Dezember  1882  wurde 
der  zweiten  Kammer  ein  Gesetzentwurf  vorgelegt,  welcher  einmal 
Verfügungen  gegen  den  Schmuggel  traf,  weiters  an  die  Stelle  der 
Verzollung  des  Rohzuckers  nach  Farbentypen  die  Versteuerung  des 
raffinierten  Zuckers  in  dem  Augenblicke,  wo  er  die  Raffinerie  ver- 
lies», oder  die  Besteuerung  des  Rohzuckers  nach  seinem  sacchari- 
raetrisch  ermittelten  Gehalt  an  kristallinischem  Zucker  treten  lassen 
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wollte.  Die  Regierung  war  noch  in  Zweifel,  welches  der  beiden 
Systeme  das  bessere  sei,  und  sie  wollte  daher  die  Befugnis  erhalten, 
versuchsweise  die  Raffinerien  durch  zwei  Jahre  der  steueramtlichen 
Betriebskontrolle  zu  unterwerfen.  Sie  stiess  in  dem  letzten  Punkte 
jedoch  auf  heftigen  Widerstand,  und  als  ein  Ministerwechsel  eintrat, 
wurde,  unter  Zurückziehung  des  früheren  Entwurfs,  Oktober  1883, 
ein  neuer  vorgelegt,  welcher  einen  Paragraph  über  die  Befugnis  zur 
Einfuhrung  der  Betriebskontrolle  nicht  mehr  enthielt.  Nach  dem  neuen 
Entwurf  sollte  das  bis  dahin  geltende  Verfahren  der  Verzollung  bis 
1.  Januar  1885  in  Gültigkeit  bleiben  und  in  der  Zwischenzeit  die  Re- 
gierung Über  den  besten  Weg  der  Reform  Untersuchung  pflegen. 
Als  fur  das  zweite  Halbjahr  1883  sich  eine  besonders  grosse  Einfuhr 
gefärbter  Rübenzucker  der  dritten  und  vierten  Klasse  zeigte,  brachte 
der  Finanzminister  zu  seinem  Entwürfe  eine  Ergänzung  ein,  nach 
welcher  Raffineure  und  Rohzuckerhändler  eine  Zollzuschlagszahlung 
im  Masse  ihrer  Einfulir  leisten  sollten,  wenn  das  Einkommen  aus  der 
Steuer  während  des  zweiten  Halbjahres  1883  oder  während  des 
ersten  Semesters  1884  weniger  als  3,250,000  fl.  betrüge.  Am 
18.  und  19.  März  fanden  die  Verhandlungen  über  den  Entwurf 
statt  und  führten,  nachdem  der  Finanzminister  seinen  Antrag  auf 
Nachzahlung  für  das  zweite  Halbjahr  1883  zurückgezogen,  zur  An- 
nahme desselben. 

Ende  März  1884  legte  der  Finanzminister  einen  Gesetzentwurf 
zur  definitiven  Regelung  der  Erhebung  der  Zuckerzölle  vor.  Man 
hatte  aus  drei  Systemen  zu  wählen  gehabt,  aus  jenem  des  einheit- 
lichen Steuersatzes  für  allen  Zucker,  aus  dem  der  Ueberwachung  der 
Raffinerien  und  aus  jenem  der  saccharimetrischen  Zuckergehaltser- 
mittelung. Ersteres  verwarf  man,  weil  die  einheitliche  Besteuerung 
verschiedenen  Zuckers  Ungleichheit  der  Besteuerung  bedeutet.  Das 
exercice  lehnte  man  ab,  der  Schwierigkeit  der  Ueberwachung  wegen. 
Die  holländischen  Raffinerien  stecken  enge  zwischen  anderen  Gebäuden, 
bei  welchen  eine  Bewachung  der  Ein-  und  Ausgänge  nicht  hinreicht, 
um  vor  Defrauden  zu  schützen,  und  eine  innere  Kontrolle  erfordert 
bei  dem  Tag  und  Nacht  anhaltenden  Betriebe  der  Raffinerien  eine 
zu  grosse  Zahl  durchaus  zuverlässiger  Steuerbeamten.  Es  blieb  somit 
die  saccharimetrische  Untersuchung  der  Zucker.  Man  hatte  hier 
wieder  zwischen  zwei  Methoden  zu  wählen;  als  die  richtigste  Methode 
der  Zuckergehaltsermittelung  wurde  das  Scheibler-Gunning'sche  Ver- 
fahren bezeichnet.   Da  dieses  aber  im  Ausland  nicht  in  Verwendung 
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stand,  hielt  man  es  für  rätlich,  das  französische  Verfahren  der  Zucker- 
gehaltsermittelung  anzunehmen. 

Der  Entwurf  wurde  von  beiden  Kammern  genehmigt.  Das  Gesetz 
vom  20.  Juli  1884,  zu  dem  er  führte,  besagt  folgendes:  Die  Accise 
von  Rohzucker  wird  berechnet  nach  dessen  Polarisationsergebnis, 
wobei  das  Zweifache  des  Glucosegehalts  und  das  Vierfache  des  Aschen- 
gehalts von  dem  ermittelten  reinen  Zucker  abgezogen  wird.  Ueber- 
dies  erfolgt  ein  Abzug  von  l1/»  Prozent  für  Gewichtsverlust  bei  der 


Raffination. 

Die  Steuer  beträgt: 

für  Kandis  1.  Klasse   31  fl.  86  kr.  per  Mctr. 

»       »      2-      »    28  „  89  „     „  B 

,   Raffinade   27  ,  —  „  „ 

„  jedes  Prozent  Zucker  in  Rohzucker  .    .  —  *  27  „ 

d   Sirup,  Melasse,  Traubenzucker    ...  18  »  —  „     „  „ 


Das  Gesetz  tritt  mit  1.  August  1884  in  Kraft  und  soll  vor  dem 
1.  Juni  1887  revidiert  werden. 

Durch  das  neue  Gesetz  ist  die  Prämie  bei  der  Einfuhr  von 
Zucker  auf  den  geringen  Betrag  beschränkt,  der  sich  durch  ein  Aus- 
bringen von  Kristallzucker,  welches  etwas  höher  ist  als  die  gesetz- 
liche Berechnung  annimmt,  ergeben  kann. 

Grossbritannien  und  Irland. 


Einfuhr 

Ausfuhr. 

Rohzucker 

Raffinade 

Rohzucker 

fremde  Raff.    brit.  Rar!'. 

Tons 

1884 

1,190,000 

213,335 

35,500 

11,000 

65,000 

1883 

1,182,126 

164,273 

42,512 

7,290 

57,798 

1882 

1,128,727 

138,452 

19,944 

6,327 

52,394 

1881 

1,072,552 

139,180 

21,492 

7,742 

45,412 

Raffinerien  1883/84 

Standort 

Zahl 

Verarbeitung 

12 

260,000  Tons 

Liverpool 

10 

250,000  , 

Greenock  und  Umgebung  . 

9 

237,090  . 

2 

36,000  , 

3 

33,000  , 

36 

816,000  Tons 

Grossbritannien  ist  ohne  Zuckersteuer  oder  Zuckerzoll.  Es  sind 
in  letzter  Zeit  neuere  Daten  darüber  veröffentlicht  worden,  wie  sehr 
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die  ; 

allmähliche 

Aufhebung  des  Zuckerzolles  f 

Ür  eine 

Erhöhung 

des 

Kon  sums 

gewirkt  hat, 

Seit 

Anfang 

dieses 

Jahrhunderts 

hat  s 

dch  der  Zuckerkonsum  in 

Grossbritannien  folgendermassen  ent- 

wickelt: 

Jahr 

Gesamt- 

Durchschnitts- 

Durch- 

Durchschnittlicher 

Ausgabe  pro 

verbrauch 

preis  pro  Cwt. 

schnitts- 

Verbrauch  pro 

Kopf  für  die 

in  Tons 

unverzollt 

zoll  pro 

Kopf 

verbrauchte 

Cwt. 

rt'd 

k  IU. 

TTnzpn 

Menge 

1801 

130,639 

59/5 

20/0  Vt 

19 

13/9 

1805 

103.805 

51/8 

23/6 

15 

k  *J 

9/4 

1810 

174.465 

49/1 

17/107« 

21 

15 

k  \J 

13/1 

1815 

110.564 

61/10 

31/2 

12 

15 

k  *J 

10/9 

(1816 

126,496 

48/7 

22/1 V* 

14 

9/1) 

(1817 

164,947 

49/8 

26/10  Vi 

18 

12 

12/10) 

(1818 

86,344 

50/ 

31/107« 

9 

** 

9 

6/11) 

(1819 

140,045 

41/4 

28/4 

15 

k  fJ 

5 

9/6) 

1820 

145,093 

362 

27/ 

15 

k  *J 

Ii 

k  k 

8/10 

1825 

153.992 

38/6 

27/ 

15 

k  *J 

1 

k 

8/10 

1830 

186,102 

24/11 

25  6 

17 

8 

7/11 

1835 

192,828 

33/5 

242 

17 

<* 
o 

3/10 

1840 

179.741 

49/1 

24/9 

15 

4 

10/1 

(1844 

206,472 

33/8 

25/27* 

18 

12 

8/9) 

1845 

242.831 

32/11 

14/16  Vi 

19 

14 

Xt 

8/4 

1850 

304,575 

26/1 

12/9 

24 

13 

8/7 

1855 

371,726 

27/4 

13/5 

29 

13 

10/10 

1860 

438.020 

28/10 

13/8  Vt 

oo 

12/11 

1865 

518,318 

22/5 

10/1  v« 

oo 

1  1 
1 1 

11/3 

1870 

693,501 

22/7 

7/9  7t 

49 

12 

k  £* 

13/4 

1871 

702.200 

25/1 

4/6V« 

49 

14 

13/2 

1872 

715.401 

2612 

4/57« 

50 

11 

13/10 

1873 

786,033 

23/1 

4/2 

54 

12 

134 

1874 

836.000 

22/3 

2/0 

57 

12 

12  6 

1875 

749,000 

21/ 

0  0% 

62 

6 

11/8 

1876 

880.000 

20/ 

59 

11 

10/9 

1877 

847,000 

23/ 

56 

11 

11/8 

1878 

939,000 

19/9 

62 

4 

10/11 '/i 

1879 

953.000 

18/3 

62 

8 

10/1  Vt 

1880 

956,000 

19/6 

62 

2 

10/10 

1881 

1,000,000 

19  9 

64 

2 

11/3  Vi 

1882 

998,000 

19/6 

63 

5 

11/1 

1883 

1,068.000 

18/6 

67 

2 

11/lVt 

1884 

1,076,000 

16/3 

67 

1 

9/9 

Während  fast  der  ganzen  Hälfte  dieses  Jahrhunderts,  bis  1844, 
hat  der  Konsum  per  Kopf  keine  Steigerung  aufzuweisen.  Der  Zoll 
hat  wahrend  der  ersten  fünfzehn  Jahre  grösstenteils  Erhöhungen, 
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sodann  in  der  Kegel  nur  leise  Ermässigungen  erfahren.  Zweimal 
(1810  und  1816/17),  wo  der  Zoll  bedeutendere  Ermässigungen  er- 
fährt, bringt  dies  eine  merkbare  Steigerung  des  Verbrauchs  zu  Wege, 
aber  sie  bricht  mit  dem  Augenblicke  ab,  wo  der  Zollsatz  wieder  auf 
seine  frühere  Höhe  schnellt.  Erst  das  Jahr  1845  bringt  eine  be- 
deutende Zollermässigung,  die  festgehalten  wird,  und  sie  bewirkt  eine 
langsame  und  ständige  Erhöhung  des  Konsums.  Weitere  Ermässi- 
gungen, seit  1865,  lassen  die  Eonsumerhöhung  sich  noch  weiterhin 
fortsetzen.  Heute  ist  der  Zuckerkonsum  in  Grossbritannien  ein 
derart  hoher,  dass  nach  Berechnungen  der  Daily  News  bereits 
auf  5  7»  Pfd.  Weizen  1  Pfd.  Zucker  verbraucht  wird  und  auf 
3  Pfd.  St.  Ausgabe  für  Brot  1  Pfd.  St.  für  Zucker  kommt.  Es 
ist  übrigens  nicht  zu  verkennen,  dass  jene  seit  der  Ermässigung  des 
Zolles  anhaltende  Konsumsteigerung  begünstigt  war  durch  die  gleich- 
zeitig sich  vollziehende  Erniedrigung  des  Zuckerpreises, 
die  ihrerseits  zum  Teile  durch  die  Prämien  auf  den  Kontinent 
veranlasst  war. 

The  Prod.  Market's  Review,  deren  Aufstellungen  Verbrauchs- 
und Preisdaten  aufweisen,  die  um  ein  geringes  von  den  eben  ge- 
nannten verschieden  sind,  bringt  noch  folgende  Berechnungen:  Der 
Zuckerverbrauch  des  Landes  betrug  1863  509,733  Tons.  Im  Jahre 
1873,  nachdem  die  Steuer  zweimal  um  die  Hälfte  ermässigt  worden, 
war  er  779,100  Tons  und  im  Jahre  1883,  nach  beinahe  zehn  Jahren 
zollfreien  Zuckers,  stieg  er  auf  1,088,759  Tons.  Der  Umfang  des 
Zuckerhandels  hat  sich  also  in  zwanzig  Jahren  mehr  als  verdoppelt 
und  doch  kosteten  die  1,088,759  Tons,  die  jetzt  verbraucht  worden, 
der  Gesamtbevölkerung  weniger  als  noch  nicht  die  Hälfte  dieser 
Menge  im  Jahre  1863.  Der  Einkaufspreis  stellte  sich  nach  den 
Büchern  eines  Engroshauses  für  die  Kleinhändler  auf  41  per  Cwt. 
in  1863,  auf  29/9  in  1873  und  auf  23,3  in  1883.  Es  kostete  der 
Zucker,  den  man  im  Jahre  1863  verbrauchte,  20,899,033  Pfd.  St.,  die 
im  Jahre  1873  verbrauchte  Quantität  23,175,200  Pfd.  St.  und  die  von 
1883  24,316,646  Pfd.  St.  Es  ist  jedoch  zu  berücksichtigen,  dass  von 
dieser  Gesamtsumme  im  Jahre  1883  ein  Betrag  von  5,497,770  Pfd.  St. 
in  Form  von  Kommissionen,  Frachten,  Gewinn  etc.  mehr  in  die  Hände 
einzelner  Mitglieder  der  Bevölkerung  gelangte  als  in  1863,  und 
2,977,000  Pfd.  St.  wurden  so  im  Jahre  1883  mehr  verdient  als  in 
1873.  Ziehen  wir  5,497,770  Pfd.  St.,  die  verschiedenen  Personen 
des  britischen  Publikums  zu  Gute  kommen,  von  24,313,646  Pfd.  St. 
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ab.  so  würde  sich  der  Engrospreis  des  Zuckers  im  Jahre  1883  ver- 
glichen mit  dem  von  1863  stellen 

in  1883  auf  18,815,870  Pfd.  St.  für  1,088,759  Tons 
„  1863    „  20,899,033    „    „     ,      509,733  „ 

Der  verdoppelte  Konsum  erfordert  also  keine  höhere  Ausgabe. 

Seit  Jahren  versucht  man,  in  England  die  Rübenzucker- 
fabrikation einzubürgern:  bisher  ohne  nennenswerten  Erfolg.  Mit 
der  Wende  von  1884  auf  1885  wurde  die  bereits  1869—1873  be- 
triebene Zuckerfabrik  Lavenham  wieder  in  Thätigkeit  gesetzt.  Aber 
auch  diesmal  blieben  günstige  Resultate  aus,  und  nach  kurzem  wurde 
daher  der  Betrieb  ganz  eingestellt. 

Die  Agitation  gegen  die  kontinentalen  Zuckerprämien, 
welche  von  1876  bis  1881  in  England  mit  grosser  Vehemenz  be- 
trieben wurde,  hat  sich  seitdem  abgeschwächt.  Bis  1881  waren 
brotlos  gewordene  Arbeiter  und  dem  Verfall  entgegengehende  Raf- 
finerien hinter  ihr  gestanden,  vertreten  in  den  zwei  Vereinen  „Bristol 
operative  sugar  Refiners"  und  „British  Sugar  Refiners  Committee". 
Seit  1877  und  1878  haben  die  Arbeiter  anderweitig  ihre  Verwendung 
gefunden  und  für  die  Raffinerien  ist  nach  Hinwegräumung  der 
schwächeren  Existenzen  eine  Periode  massiger  Gewinne  getreten. 
Der  Regierung  ist  diese  Aenderung  in  der  Situation  nicht  fremd  ge- 
geblieben und  sie  hat  sich  darnach  zur  Frage  einer  Abschaffung  der 
Prämien  ziemlich  gleichgültig  gestellt. 

Im  einzelnen  ist  seit  1881  folgendes  zur  Geschichte  der 
Antiprämienbewegung  zu  verzeichnen. 

Anfangs  1881  hatte  die  englische  Regierung  auf  Andrängen 
insbesondere  der  „nationalen  Antiprämienliga"  an  die  europäischen 
Zucker  exportierenden  Staaten  eine  Einladung  zur  Teilnahme  an 
einer  Konferenz  zur  allseitigen  Abschaffung  der  Prämien  ergehen 
lassen.  Oesterreich-Ungarn  und  Belgien  äusserten  sich  zustimmend, 
Deutschland  und  Holland  lehnten  ab,  Frankreich  wollte  nur  teil- 
nehmen, wenn  England  sich  verpflichten  würde,  von  dem  Zucker 
derjenigen  Länder,  welche  der  Konvention  nicht  beitreten,  Ausgleichs- 
zolle zu  erheben.  Daraufhin  Hess  England  die  Idee  einer  Konvention 
einfach  füllen. 

Im  Oktober  1881  wurden  die  Verhandlungen  zum  Abschluss 
des  Handelsvertrages  mit  Frankreich  von  der  Antiprämienliga 
zum  Anlass  der  Forderung  genommen,  es  möge  die  Meistbegünstigungs- 
klausel eine  Gestalt  erhalten,  welche  Ausgleichszölle  auf  nach  Eng- 
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land  geführten  Prämienzucker  ermögliche.  Dieser  Anregung  wurde 
ebensowenig  Folge  geleistet,  als  einer  vom  westindischen  Komite 
anfangs  1882  ausgehenden  und  sodann  des  öftern  wiederholten, 
welche  nochmalige  Schritte  zur  Einberufung  einer  internationalen 
Konferenz  befürwortete. 

Unter  dem  31.  August  1883  richtete  das  westindische  Komite 
ein  ausfuhrliches  und  gut  redigiertes  Memorandum  an  das  Kolonial- 
amt, in  welchem  dargelegt  wurde,  dass  durch  den  kontinentalen  und 
vorzugsweise  durch  den  deutschen  Zucker  das  Produkt  der  eng- 
lischen Kolonien  vom  Mutterlande  verdrängt  und  auf  einen  Markt 
gelenkt  sei,  jenen  der  Vereinigten  Staaten,  welcher  weder  mit  Bezug 
auf  Umfang,  noch  auf  Sicherheit  des  Absatzes  gleiche  Garantien  biete 
wie  das  Mutterland.  Es  wurde  dem  Kolonialamte  gesagt,  es  sei  sich 
der  Tragweite  der  Angelegenheit  nur  ungenügend  bewusst,  und  endlich 
wurde  auf  das  angelegentlichste  eine  energische  Aktion  durch  den 
Staatssekretär  des  Auswärtigen  empfohlen.  Indes  auch  diese  Petition 
wurde  ad  acta  gelegt. 

Einer  Klärung  der  Situation  dienen  insbesondere  zwei  Schreiben 
des  Handelsamtes  vom  Juni  1 884.  Die  Behörde  gibt  hier  der  Ver- 
mutung Ausdruck,  dass  hinter  den  drei  sich  an  der  Agitation  haupt- 
sächlich beteiligenden  Vereinen,  der  Workmens  National  Association 
for  the  Abolition  of  foreign  Sugar  Bounties,  dem  British  Sugar  Re- 
finers Committee  und  dem  West  India  Committee  eine  Hand  stecke, 
die  zur  Förderung  ihrer  Agitation  Interessen  vorschiebe,  vorzugsweise 
jene  der  englischen  Arbeiter,  welche  zu  vertreten  sie  in  keiner  Weise 
berechtigt  sei.  Man  kann  sich  auch  wirklich  bei  Durchsicht  der 
von  den  einzelnen  Vereinen  und  insbesondere  der  von  der  National 
Association  ausgegangenen  Memoranden  der  Ueberzeugung  nicht  ent- 
schlagen, dass  man  es  nicht  mit  einer  übermässig  redlich  geführten 
Agitation  zu  thun  habe.  Thatsachen  werden  mit  offenbarer  Absicht- 
lichkeit einseitig  dargestellt,  und  nicht  selten  begegnet  man  haltlosen 
und  fast  abenteuerlichen  Ziffernkombinationen ,  die  dann  trotz  ihrer 
für  jeden  Sachverständigen  evidenten  Gewagtheit  mit  einem  Tone 
unbezweifelbarer  Sicherheit  vorgeführt  werden,  der  an  sich  schon 
Misstrauen  gegen  die  verfochtene  Sache  zu  erregen  geeignet  ist.  Es 
besteht  die  Vermutung,  dass  die  Agitation  durch  Zuckerpflanzer  der 
Kolonien  bestritten  wird,  auch  soweit  sie  äusserlich  durch  die  Workmen 
Association  und  das  Refiner-Committee  repräsentiert  ist. 

Im  September  1884  trat  eine  Delegation  des  West  India  Corn- 
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mittee,  nachdem  abermalige  Vorstellungen  bei  der  Regierung  zur 
Einberufung  einer  Konferenz  fruchtlos  geblieben  waren,  eine  Reise 
in  die  Zucker  exportierenden  Staaten  des  Kontinents  an,  um  „die 
Abschaffung  der  Prämie  auf  Exportzucker  durch  Zusammenwirkung 
der  in  den  verschiedenen  Ländern  Europas  dem  Freihandel  huldigenden 
Kaufleute  herbeizuführen,  ferner  die  Regierung  solcher  Länder,  die 
das  Prämiensystem  beibehalten,  zu  bewegen,  demselben  zu  entsagen 
und  schliesslich  in  Erfahrung  zu  bringen,  wie  sich  die  öffentliche 
Meinung  dem  Prämiensystem  gegenüber  verhält."  Von  Resultaten 
dieser  Reise  hat  nichts  verlautet. 

Die  Gründe,  aus  denen  die  Regierung  in  einen  Kampf  gegen  die 
kontinentalen  Zuckerprämien  nicht  eingehen,  also  insbesondere  nicht 
Ausgleichszölle  einführen  will,  sind  am  ausführlichsten  dargelegt 
in  einem  Schreiben,  welches  Sir  T.  H.  Farrer  vom  britischen  Handels- 
amte unter  dem  25.  Juni  1884  an  die  Workmen's  National  Association 
gerichtet  hat l).  Es  wird  hier  zuerst  ausgeführt,  dass  bis  1882  keine 
wesentliche  Verminderung  der  Zuckererzeugung  in  den  britischen 
Kolonien  stattgefunden  habe.  Sodann  wird  auf  die  Behauptung  der 
Association  eingegangen,  durch  die  Prämien  seien  51,000  englische 
Arbeiter  ihres  Verdienstes  beraubt  worden.  Durch  das  Handelsamt 
wird  dem  gegenüber  der  strikte  Nachweis  geführt,  dass  gegenwärtig 
mehr  Personen  in  der  britischen,  den  Rohzucker  verarbeitenden 
Industrie  beschäftigt  sind  als  vor  zwei  Jahrzehnten.  Gegen  Aus- 
gleichszölle macht  das  Handelsamt  geltend:  Allgemeines  Princip  der 
britischen  Handelspolitik  ist,  von  jedem  Eingriff  in  den  natürlichen 
Gang  des  Handels  abzustehen.  Schutzzölle  in  anderen  Ländern  sind 
in  höherem  Grade  injuriös  als  Prämien,  denn  sie  benachteiligen  den 
englischen  Produzenten,  ohne,  wie  die  Prämien,  dem  Konsumenten 
Vorteil  zu  gewähren.  Trotzdem  hat  Grossbritannien  nie  Retorsion 
geübt.  Es  hege  weiters  keine  Möglichkeit  vor,  die  von  den  einzelnen 
Staaten  gewährten  Prämien  genau  zu  ermitteln.  Nicht  zu  übersehen 
sei,  dass  Ausgleichszölle  gegen  die  Meistbegünstigungsklausel  Ver- 
stössen. Eine  Preisgebung  der  Klausel  wäre  aber  mit  Gefahren  für 
die  britische  Wirtschaft  verknüpft.  Ein  Ausgleichszoll  würde  wahr- 
scheinlich den  Preis  des  Zuckers  um  mehr  als  den  Betrag  des  Zolles 
erhöhen.  Ein  Ausgleichszoll  von  V*  P£  Ver  Pfuna\  ™e  er  gewöhnlich 


')  Siehe  Blaubuch  über  die  Zuckerprämieu  vom  28.  November  1884, 
S.  140  ff. 
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gefordert  wird,  würde  nicht  eine  Belastung  von  2,666,000  Pf.  St. 
wie  sie  sich  rechnerisch  ergibt,  sondern  —  infolge  der  Aufschlage 
der  Zwischenhändler  —  eine  solche  von  etwa  3,600,000  Pf.  St.  provo- 
zieren —  eine  Belastung,  welche  einem  Satze  der  Einkommensteuer 
von  2  Pf.  auf  das  Pfund  entspricht.  Die  Steuer  würde  vorzugsweise 
durch  die  arbeitenden  Klassen  getragen  werden  müssen. 

Nach  alledem  könne  auf  den  Vorschlag,  Ausgleichszölle  einzu- 
führen, nicht  eingegangen  werden. 

Dänemark« 

Zucker- 


Einfuhr  Auafuhr 
Centner  a  50  kg 

1883                           585,978  48,247 

1882                            521,090  61,419 

1881                            507,245  73,536 

1880                            558,810  55,470 

1879                            557,930  94,540 


Seit  1874  bestanden  zwei  Zuckerfabriken  in  Dänemark.  Im 
Oktober  1882  wurde  eine  dritte  eröffnet.  Die  den  Namen  „de  danske 
Sukkerfabriker"  führende  Aktiengesellschaft,  welche  diese  drei  Fabriken 
besitzt,  wollte  nach  Mitteilungen  aus  1883  weitere  zwei  Fabriken  für 
die  Campagne  1884/85  und  eine  sechste  Fabrik  für  1885/86  fertig  stellen. 
Der  Bau  letzterer  Fabrik  ist  jedoch  im  Juni  1885  sistiert  worden. 
Erzeugung')     hiervon  im  Lande      erlegte  Steuer 


verbraucht  Kronen 
Centner  a  50  kg 

1883  155,220  96,844  835.606 

1882  85,741  20,071  173,737 

1881  64.139  51,987  456,895 

1880  49,580  37,980  340,160 

1879  35.236  26,723*  230,899 


Der  gesamte  Zuckerverbrauch  aus  Inlandserzeugung  und  Ein- 
fuhr war  1883:  61,589,  1882:  57,002,  1881:  57,978,  1880:  56,338, 
1879:  55,358  Ctr. 

In  Dänemark  besteht  Fabrikatsteuer.    Sobald  der  Zucker 

')  Es  ist  zu  bemerken,  class  das  Handelsamt  den  Ausgleichszoll  fiir  die 
gesamte  Einfuhr  nach  Grossbritannien ,  nicht  bloss  für  die  Einfuhr  prämiierter 
Zucker  berechnet. 

«)  Nach  Sachs  war  dieselbe  1884/85   243,800  Ctr. 

1883/84  151,360  „ 
1882/83    105,020  , 
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die  Centrifugen,  wo  er  fertig  wird,  verlässt,  wird  er  von  den  Steuer- 
beamten verwogen  und  in  ein  Lagerhaus  gebracht,  wo  er  verbleibt, 
bis  er  an  die  Raffinerien  geliefert  oder  anderweitig  abgesetzt  wird. 

Steuer  und  Zollsätze  haben  während  der  letzten  Jahre  keine 
Veränderung  erlitten.    Es  beträgt  darnach: 

Die  Steuer  für  Zucker  Stand.  Nr.  19  od.  heller  19,71  Krön.  pr.  Mctr. 

■       w       »      •         ■       «  dunkleralsl9  17,25  „ 
Der  Zoll      „  „  19  od.  heller, 

feracrrurKandisu.Raffde.  27,20  „ 
,    Stand.  Nr.  10—19  18,88  , 

„        *  unter  10         17,21  „ 

Die  Steuerrestitution  für  Raffinade  20,52  „ 


Schweden. 

Robzucker  Raffinade  Raffinade- 

Ei  n  f  u  h  r  Erzeugung, 
metrische  Centner 

1883  269,245  137,255  22,144 

1882  246,451  111,060  22,842 

1881  214,184  112,347  19,554 

1880  187,377  1:34,588  16,869 

1879  177,040  127,939  16,140 

Der  Export  von  Zucker  ist  äusserst  unbedeutend. 

Es  bestehen  sechs  Raffinerien,  von  denen  zwei  auch  Rüben  ver- 
arbeiten. Zwei  Rollzuckerfabriken  gingen  vor  einigen  Jahren  ein,  da- 
gegen ist  eine  Fabrik  gegenwärtig  im  Baue.  Die  Inlandsfabrikation 
von  Zucker  wurde  in  1884 — 85  auf  4000  Tons  geschätzt. 

Geltende  Steuerform  ist  die  Rubensteuer.  Sie  wird  nach  der 
Verordnung  vom  16.  Juni  1882  unter  Annahme  einer  Ausbeute  von 
b' l/*  kg  Rohzucker  aus  dem  Metercentner  Runkelrübe  erhoben.  Steuer- 
satz sind  */s  des  auf  Rohzucker  unter  Stand.  Nr.  18  gelegten  Zolls. 

Als  Zoll  werden  erhoben: 
von  Raffinade  und  Rohzucker  von  Nr.  1 8  und  heller  33    Öre  pr.  kg 
„    Rohzucker  unter  Nr.  18  23.5    „    „  „ 

Norwegen. 

Die  Einfuhr  von  Zucker  nach  Norwegen  war  1883:  219,600, 
1882:  204,400,  1881:  187,800  Ctr.  a  50  kg.  Ueberdies  wurden  1883 
108,720  Ctr.  Sirup  (entsprechend  59,800  Ctr.  Rohzucker)  für  den 
Konsum  eingeführt.  Eine  Erzeugung  oder  eine  nennenswerte  Aus- 
fuhr von  Zucker  findet  nicht  statt 
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Eingangszoll  von  Zucker  in  Norwegen  ist  0,41  Krone  per  kg. 
Die  Einnahmen  aus  dem  Eingangszoll  waren  von  Zucker,  bezw.  Sirup 
1883:  4,126,000  und  326,000,  1882:  3,955,000  und  340,000,  1881: 
3,360,000  und  339,000  Kronen. 

Schweiz. 

Für  frühere  Jahre  berechnet  sich  der  Verbrauch  pro  Kopf: 
1881  auf  10,66  kg  pro  Kopf.       1875  auf  9.40  kg  pro  Kopf. 


1880  „ 

10,09  „  , 

1874 

» 

8,06  , 

71 

1879  , 

9.46  »  , 

1873 

7,52  , 

n 

1878  „ 

9,16  ,     .  , 

1872 

6,30  , 

1877  . 

9,03  ,  , 

1871 

* 

6,02  „ 

y 

1876  , 

9,49  „     „  „ 

1870 

* 

5,39  , 

i 

Hinfuhr  von 

Einfuhr  von 

Einfuhr  von 

t 

h 

Iii 

^        su  —  $ 

M  e  t  e  r  c  e  n  t  n  e  r 

1884 

1883 

1882 

Einfuhr  

zuzüglich  12  Proz.      .  . 
an  Rohzucker  .... 
zuz.  50  Proz.  »1.  farbl.  Sirups 
fJesrtmt  verbrauch     .    .  . 

Bevölkerung  

Verbrauch  pro  Kopf   .  . 

368.172 
326 

13,481 
42 

295,191 
176 

15,135 
25 

279.681 
191 

13,873 
55 

367.846 
44,142 

13,523 

295.015 
35.402 

15,160 

279.490 
33.539 

13,928 

411.988 
1,269 

330.417 
1,693 

313.029 
1.413 

41:5,257 
2.900,100 
14,25 

332,110 
2,882,400 
11.52 

314.442 
2.864.700 
10,98 

Da  die  Schweiz  bis  31.  Dezember  1884  einen  gleichen  Zollsatz 
filr  Zucker  aller  Art  hatte  (7  Frs.  per  Mctr.),  so  wurde  bis  dahin  fast 
nur  raffinierter  Zucker  eingeführt.  Um  die  entsprechende  Quantität 
Rohzucker  zu  finden,  ist  der  Zuschlag  von  12  Prozent  gemacht. 

Mit  1.  Januar  1885  sind  neue  Zölle  in  Kraft  getreten  und  zwar: 

für  Melasse  und  ungereinigten  Sirup  2    Frs.  per  Mctr. 

,  gereinigten  Sirup  7       ,    „  , 

,  Roh-  und  Kristall-,  Pile-  und  Traubenzucker  7,50  „  .  „ 
„  Raffinade,  nicht  geschnitten  oder  fein  gepulvert  8,50  „  „  „ 
„  Raffinade,  geschnitten  oder  fein  gepulvert     .10       ,    ,  „ 
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Die  Zollerhöhung,  die  damit  stattgefunden  hat,  hat  eine  vermehrte  Ein- 
fuhr in  den  letzten  Monaten  des  Jahres  1884  bewirkt.  Die  für  dieses 
Jahr  ermittelte  Konsumziffer  kann  daher  nicht  als  bezeichnend  gelten. 

Italien '). 

Einfuhr  Zollertrag 


Raffinade 

Rohzucker 

Zusammen 

Lire 

metr.  Ctr. 

1884 

75,959 

884,050 

960,009 

1883 

147,495 

773.919 

926.414 

51,054,251 

1882 

192,292 

615,867 

808,159 

45,380,296 

1881 

174,112 

587,135 

761,247 

42,653,084 

1880 

148,290 

361,556 

509,846 

28,986,680 

1879 

365,957 

649,800 

1,015,757 

45,403,430 

Während  1871  noch  80  Procent  alles  eingeführten  Zuckers 
Raffinaden  waren,  1875  noch  50  Procent  und  1880  20  Procent,  war 
in  1883  der  Anteil  der  Raffinade  an  der  gesamten  Zuckereinfuhr 
auf  10  und  1884  auf  8  Procent  gesunken.  Stellt  man  daneben  die 
absolute  Steigerung,  welche  der  Zuckerkonsum  in  Italien  seit  1870 
erfahren  hat  (832,000  Mctr.  im  Jahresdurchschnitt  von  1881 — 83 
gegen  740,000  Mctr.  in  1871/73),  so  sieht  man,  in  wie  starkem  Masse 
sich  die  Thätigkeit  der  italienischen  Raffinerie  erweitert  hat. 

Nicht  gelungen  ist  es  —  trotz  ständig  fortgesetzter  Versuche  — 

der  Robenkultur  und  Rübenzuckerfabrikation  in  Italien  eine 

nennenswerte  Ausdehnung  zu  geben.   Das  Klima  ist  bereits  zu  heiss, 

um  für  den  Rübenbau  noch  geeignet  zu  sein.    1882  wurden  zwei  neue 

Fabriken  errichtet,  von  denen  aber  die  eine  in  1884  nicht  mehr  in 

Thätigkeit  war.    Ueber  Produktion  und  Steuerleistung  der  letzten 

Jahre  geben  folgende  Ziffern  Aufschluss: 

Zuckerfabriken     Erzeugung  Steuerleistung 
in  Betrieb  Mctr.  Lire 


1884  3  7221  233,036 

1883  4  3536  119,977 

1882  4  1916  170,226 

1881  2  635  23.757 


Die  Zuckerzölle  haben  in  den  letzten  Jahren  keine  ziffer- 
massige Aenderung  erfahren,  doch  wurde  durch  Gesetz  vom  6.  Juli 
1883  verfügt,  dass  der  bis  dahin  für  Rohzucker  bestandene  Zoll  von 
53  Lire  per  Mtcr.  für  allen  Zucker  nicht  über  Stand.  Nr.  20  gelten 
solle,  während  der  Zoll  von  00,25  Lire  für  allen  Zucker  von  höherer 


)  Vgl.  auch  Finanzarchiv  I,  446  ff. 
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Type  einzutreten  habe.  Dieser  Aenderung  in  der  Klassifikation,  durch 
welche  die  Einfuhr  auch  besserer  Zuckersorten  als  Rohzucker  unter 
dem  Namen  des  letzteren  möglich  war,  ist  die  weitgehende  Steigerung, 
welche  die  »Rohzucker" -Einfuhr  gerade  in  1883  und  1884  gegen 
Raffinade  erfahren  hat,  mit  zuzuschreiben.  Ende  November  1885 
wurde  der  Kammer  ein  Gesetzentwurf  vorgelegt,  nach  welchem  der  Zoll 
für  Zucker  erster  Klasse  von  66,25  auf  78,50  Lire  und  jener  für  Zucker 
zweiter  Klasse  von  53  auf  64  Lire  erhöht  werden  sollte.  Gleichzeitig 
wurde  eine  Erhöhung  der  Steuer  auf  43,20  Lire  für  Rohzucker  und 
49,60  Lire  für  Raffinade  vorgeschlagen. 

Vornehmlich  im  Interesse  der  einheimischen  Zuckerfabrikation 
wurde  der  seit  1877  in  Italien  in  Geltung  stehenden  Fabrikatsteuer 
durch  Gesetz  vom  13.  Juli  1883  fakultativ  eine  Zuckersaftsteuer 
an  die  Seite  gestellt.  Die  Steuersätze  sind  die  früheren,  32,20  Lire 
für  den  Mctr.  Rohzucker  und  37,40  Lire  für  den  Mctr.  Raffinade. 
Die  Berechnung  der  Steuer  erfolgt  entweder  nach  der  Menge  des 
wirklich  gewonnenen  Zuckers  oder  auf  Grund  der  Dichtigkeit  des 
Saftes,  indem  per  Hektoliter  Saft  und  Dichtegrad  15  kg  Rohzucker 
zur  Anschreibung  kommen. 

Die  Bestimmungen  des  Reglements  für  die  Besteuerung  der 
Zuckerfabriken  sind  im  wesentlichsten  die  folgenden:  Um  eine  Zucker- 
fabrik in  Betrieb  zu  setzen,  muss  deren  Anmeldung  bei  der  Steuer- 
intendanz der  Provinz  mindestens  einen  Monat  vor  dem  Beginn  des 
Betriebes  erfolgen.  Die  Anmeldung,  welcher  ein  Plan  der  Fabrik 
beizufügen  ist,  muss  eine  Beschreibung  der  Fabrik  und  eine  Angabe 
betreffend  die  Anzahl  und  den  Inhalt  der  Kessel,  Gefässe,  Apparate 
und  Maschinen  jeder  Art  enthalten.  Jede  Veränderung  in  der  Fabrik 
muss  gleicherweise  angemeldet  werden.  Auf  Grund  der  Anmeldung 
wird  eine  amtliche  Besichtigung  der  Fabrik  und  eine  Nachmessung 
der  Kessel  und  Gefässe  vorgenommen.  Die  Fabrik  muss  am  Thore 
die  Bezeichnung  als  Zuckerfabrik  tragen.  Eine  innere  Verbindung 
zwischen  Fabrik  und  anstosseuden  Grundstücken  darf  nicht  vorhanden 
sein.  Alle  nach  aussen  gehenden  Fenster  müssen  eiserne  Gitter 
haben.  Jährlich,  mindestens  einen  Monat  vor  Beginn  der  Arbeit, 
hat  der  Fabrikant  eine  Deklaration  über  das  in  Anwendung  kommende 
Arbeitsverfahren,  über  die  Arbeitszeit  und  einen  Betriebsstundenplan 
einzureichen.    Veränderungen  hierin  sind  ebenfalls  anzuzeigen. 

So  weit  die  allgemeinen  Bestimmungen.  Speciell  für  Fabriken 
mit  Saftsteuer  ist  insbesondere  verordnet:  die  Saftreservoirs  müssen 
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leicht  zugänglich  sein  und  auf  fester  und  unbeweglicher  Unterlage 
ruhen.  Der  Fabrikant  muss  jede  Entleerung  der  Reservoirs  mit 
Angabe  von  Menge,  Temperatur  und  Dichte  der  Flüssigkeit  in  ein 
vorbereitetes  Buch  eintragen.  Ein  Beamter  des  Steueramtes  mus.s 
sich  beständig  bei  dem  Behälter  aufhalten,  um  die  Angaben  zu 
sammeln  und  sowohl  in  sein,  als  in  das  Buch  des  Fabrikanten  ein- 
zutragen. Letzteres  muss  am  Schluss  jedes  Tages  von  einem  Steuer- 
beamten abgeschlossen  werden,  indem  derselbe  nach  Massgabe  der 
Eintragungen  die  entfallende  Steuer  feststellt.  Zur  Bestimmung  der 
Dichtigkeit  und  der  Temperatur  des  Saftes  wird  eine  Probe  unmittel- 
bar vor  Entleerung  der  Reservoirs  entnommen. 

In  den  Fabriken  mit  Fabrikatsteuer  muss  am  Monatsschluss  oder  bei 
Beendigung  des  Betriebes  die  Steuerberechnung  vorgenommen  werden. 

Rumänien. 

Rumänien  führte  ein  an  Raffinade  (von  Rohzucker  werden  nur  minime 
Mengen  importiert):  1883:  98,095,  1882:  70,462,  1881:  64.006,  1880  :  56,261 
nietr.  Ctr.    Eine  nennenswerte  Ausfuhr  besteht  nicht. 

Trotz  der  für  die  Zuckerfabrikation  votierten  Subventionen  hat  von  den 
zwei  Fabriken  des  Landes  eine  (Chitila)  den  Betrieb  eingestellt,  und  der  zweiten 
iSascut)  drohte  nach  Mitteilungen  vom  April  1885  das  gleiche  Schicksal. 

Die  in  Rumänien  geltenden  Einfuhrzölle  sind  (Frs.  pro  100  kg) 

Konventionaltarif  Generaltarif 
Raffinade  20,00  23,00 

Rohzucker  12,00  13,80 

Serbien. 

Man  importierte  nach  Serbien  1883  :  34,070,  1882  :  33,160,  1881:  25,200 
metr.  Ctr.  Raffinade. 

Ausfuhr  oder  Inlandserzeugung  besteht  nicht. 

Der  am  23.  Juli  1883  in  Kraft  getretene  „allgemeine*  Zolltarif  be- 
stimmt 10  Frs.  Zoll  für  100  kg  Raffinade. 

Europäische  TUrkel. 

Die  Zuckereinfuhr  in  die  Türkei  beträgt  jährlich  190,000  -  200,000  metr.  Ctr. 
Zuckerfabriken  oder  Raffinerien  sind  im  Lande  nicht  vorhanden. 
Der  Zoll  beträgt  8  Prozent  vom  Werte. 

Griechenland. 

Die  Zuckereinfuhr  (ausschliesslich  Raffinade)  nach  Griechenland  war  1883: 
73,292.  1882  :  66,711,  1881:  54,875  metr.  Ctr. 

Eine  Zuckererzeugung  oder  Raffination  im  Lande  findet  nicht  statt. 

Der  Zoll  auf  Raffinade  beträgt  nach  dem  Tarif  vom  7.  Juni  1884 
20  Leptu  pro  Oker  u  1  \\  kg. 

Finanzan-hiv.   ITT.  Jahrs.  8l  6 
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Spanien. 


Die  Einfuhr  von  Zucker  nach  Spanien  betrug: 


1879 

1880 

1881 

1882 

1883 

Metercentner. 

(resamteinf  uhr 

.   .  833,727 

284,738 

339,195 

350,158 

445.2«  10 

Aus  Hamburg 

.    .  26,547 

19,134 

39,383 

58.690 

117,697 

„  Cuba 

.    .  264,050 

171,200 

215,250 

172,380 

124,890 

,    Portori  co 

.    .  8,073 

3.820 

11,670 

18,620 

57,980 

„    Manila  . 

.    .  19,160 

36,480 

99,980 

41,500 

77,880 

Summa     .  . 

.    .  317,830 

230,634 

366,283 

291,190 

378,447 

In  den  südlichen  Provinzen  Spaniens  wird  Rohrzucker  gebaut 
mit  einem  Ertrage  in  den  letzten  Jahren  von  10—15,000  Tons.  In  und 
bei  Barcelona  besteht  je  eine  Zuckerraffinerie. 

Die  Regierung  hat  in  letzter  Zeit  Massregeln  ergriffen,  einmal 
um  die  Zuckerproduzenten  in  den  Kolonien  zu  unterstützen,  dann  um 
die  Einrichtung  von  Raffinerien  in  Spanien  zu  begünstigen  und  endlich 
um  der  einheimischen  Zuckerproduktion  die  Gelegenheit  zur  Entwick- 
lung zu  geben.  Dem  ersten  Zwecke  diente  bereits  ein  Gesetz  vom 
30.  Juni  1882,  welches  bestimmte,  dass  die  Zölle  von  Kolonialzucker 
allmählich  heruntergesetzt  werden  sollen.  Es  sollte  erhoben  werden 
für  100  kg  vom  1.  Juli  1882  bis  1.  Juli  1883  für  Zucker  über 
Nr.  14  12,00  Pes.,  unter  Nr.  14  5,50  Pes.,  —  vom.  1.  Juli  1883  bis 
1.  Juli  1884  10,80,  bezw.  4,95,  —  vom  1.  Juli  1884  bis  1.  Juli  1885 
9,60  bezw.  4,40  Pes.,  völlige  Zollbefreiung  sollte  erst  am  1.  Juli 
1892  eintreten,  bis  dahin  also  nur  eine  allmähliche  Reduktion  von 
10  Prozent  jährlich  statthaben. 

Als  1884  die  Krise  über  den  Zuckermarkt  hereinbrach  und  ganz 
besonders  arg  die  spanischen  Kolonien,  vorzüglich  Cuba,  hernahm, 
fand  man  die  Begünstigungen  des  Gesetzes  von  1882  ungenügend. 
Eine  königliche  Verordnung  vom  5.  Oktober  1884  bestimmte,  dass 
bereits  vom  15.  Oktober  1884  an  die  Einfuhr  von  Zucker  aus  Cuba 
und  Portorico,  wenn  sie  auf  spanischen  Schiffen  erfolgt,  zollfrei  zu 
behandeln,  wenn  unter  fremder  Flagge  erfolgend,  mit  einem  Zoll  von 
nur  8  Frs.  85  Cts.  für  Qualitäten  unter  Nr.  14  h.  St.  und  von  17  Frs. 
für  solche  über  Nr.  14  zu  belegen  sei.  Eine  Verordnung  vom 
9.  Juli  1885  dehnte  diese  Vergünstigung  auf  die  Philippinen  aus. 
Doch  bleiben  für  alle  Zucker,  ob  aus  Kolonien  oder  aus  begünstigten 
oder  nicht  begünstigten  Staaten  stammend,  die  Zollzuschläge  von 
27  Pes.  für  100  kg,  nämlich:  13,50  Pes.  „Derecho  transitorio"  u-nd 
13,50  Pes.  „Recargo  Municipal*  bestehen.  j 

/ 
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Die  Begünstigung  auch  der  spanischen  Raffinerie  hat  eine  zweite 
Verordnung  vom  5.  Oktober  1884  im  Auge,  welche  bestimmt,  dass 
vom  1.  Januar  1885  an  die  Zucker  der  begünstigten  Nationen,  die 
zuletzt : 

und  27,00  Pes.  Zuschlag  ) 
für  100  kg  gezahlt  hatten,  nunmehr 

30,80  Pes.  Zoll        i  m 
und  27,00  Pes.  Zuschlag  (  ZUS™  °7'80  PeS' 
für  100  kg  zahlen  sollten.    Die  nicht  begünstigten  Nationen  bleiben 
mit  32,25  Pes.  Zoll  und  27  Pes.  Zuschlag,  zusammen  59,25  Pes.  für 
100  kg.  belastet. 

Endlich  hat  noch  die  einheimische  Zuckerproduktion  durch  eine 
dritte  Verordnung  vom  5.  Oktober  1884  Förderung  erhalten,  indem 
vom  15.  Oktoker  1884  bis  1.  Januar  1886  nur  die  Hälfte  der  bis- 
herigen Steuer  (von  der  Höhe  des  Einfuhrzolles)  zu  zahlen  ist. 

Den  Interessen  seiner  westindischen  Kolonien  hat  Spanien  noch 
durch  einen  Vertrag  mit  den  Vereinigten  Staaten  von  Nordamerika 
Rechnung  getragen,  nach  welchem  Zucker  nicht  über  Stand.  Nr.  13 
zollfrei  in  die  Union  eingeführt  werden  darf. 

Portugal. 

In  1884  wurden  nach  Portugal  12,500  Tonnen  Rohzucker  und 
7500  Tonnen  Raffinade  eingeführt. 

Eine  Zuckergewinnung  im  Lande  gibt  es  nicht.  Dagegen  be- 
steht eine  grosse  Zahl  kleiner  Raffinerien,  welche  den  Rohzucker  auf 
primitive  Weise  für  den  Gebrauch  vorbereiten. 

Die  portugiesischen  Raffineure  und  Importeure  von  Rohzucker 
streben  eine  Aenderung  der  Zölle  dahin  an,  dass  Farin-  und  Pile"- 
zucker,  als  direkt  in  den  Konsum  gehend,  nicht  mehr  wie  bisher 
zum  Zollsatze  für  nichtraffinirte  Zucker  eingeführt  werde. 

Vereinigte  Staaten  tob  Nordamerika. 

Konsum  in  Tons  ä  10  metr.  Ctr. 


Rohzucker 

Aus  Melasse 

Ahorn- 

Rüben- 

Gesamt- 

bereiteter Zucker 

zucker 

zucker 

konsum 

1384 

1,189,23:3 

50,000 

25,000 

1050 

1,265,283 

1883 

1,105.109 

40,722 

18.500 

1.164,391 

1882 

993,493 

64,456 

20.000 

1,077,949 

1881 

959,983 

39,949 

9,000 

1,008,932 
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Zucker-Einfuhr 

Ausfuhr 

Atlantische  Küste     btiller  Ocean 

Rohzucker 

Kainnadt' 

1884 

1,082,340  72,386 

8672 

63,643 

1883 

932,522  54,154 

2190 

11,580 

1882 

879,387  50,603 

1045 

5,060 

1881 

777,906  41,638 

1425 

8.242 

Die  Produktion  Louisianas  war  1884:  135,443,  1883:  142,298.  1882:  76,373, 


1881:  127,367  Tons.  1882/83  waren  810,  1880/81  1114  Zuckersiedereien  in  Betrieb. 
An  Zöllen  wurden  entrichtet: 

Fiskaljahr  1883/84:  47,501,750  Dollars. 
1882/83  :  43,591,449 

In  den  Vereinigten  Staaten  sind  seit  vielen  Jahren  wiederholt 
und  in  den  verschiedensten  Distrikten  Versuche  zur  Einführung  der 
Rübenzucker-Industrie  gemacht  worden.  Den  Unternehmern 
stand  nicht  allein  die  Befreiung  von  jeder  Besteuerung  zur  Seite,  die 
bei  den  hohen  Eingangszöllen  auf  fremden  Zucker  eine  wesentliche 
Unterstützung  gewährt,  sondern  es  wurden  auch  in  den  meisten  Fällen 
Prämien  von  einzelnen  Staaten  zugesichert.  Indessen  sind  bisher 
alle  Versuche  misslungen  und  nur  eine  einzige  Fabrik  (Alvarado  in 
Californien)  hat  einen  mehrjährigen  Betrieb  aufzuweisen.  Die  Ursache 
des  Misslingens  ist  vorzugsweise  in  dem  Mangel  an  billiger  Arbeits- 
kraft —  der  Rübenbau  erfordert  sehr  viel  Handarbeit  —  zu  suchen. 

Die  nach  dem  Gesetz  vom  25.  Dezember  1870  in  der  Union 
geltenden  Zölle  wurden  nach  der  Farbe  des  Rohzuckers,  für 
welchen  die  holländische  Standard-Klassifizierung  bestand,  erhoben. 
Seitens  der  Importeure  wurde  dies  in  der  Weise  ausgenützt,  dass  sie 
hochgradigen  Zucker,  dem  sie  eine  dunkle  Farbe  gaben,  niedriger  als 
seinem  Zuckergehalte  entsprechend  verzollten.  Derart  wurde  Zucker, 
der  nach  seinem  Zuckergehalte  37  16  Cents  per  Pfund  zu  zahlen  ge- 
habt hätte,  zum  niedrigsten  Satz  von  23, 10  Cents  ab  eingeführt. 
Massnahmen,  welche  das  Schatzamt  im  Verordnungswege  wiederholt 
gegen  dieses  Vorgehen  ergriffen  hatte,  waren  durch  eine  Entscheidung 
des  Supreme-Court  vom  Februar  1882  als  ungesetzlich  erklärt  worden. 
Damit  war  man  auf  den  Weg  einer  Gesetzesreform  gewiesen. 

Eine  vom  Kongress  eingesetzte  Commission  zur  Ausarbeitung 
eines  neuen  Zolltarifs  hatte  sich  auch  mit  den  Zuckerzöllen  zu  be- 
schäftigen und  sie  machte  im  Dezember  1882  den  Vorschlag  auf 
Einführung  der  polarimetrischen  Untersuchung  des  eingeführten 
Zuckers  statt  der  Verzollung  nach  der  Farbentype.  Man  ging  auf 
den  Vorschlag  ein.  Das  Tarifgesetz  vom  März  1883  enthält  bereits 
die  betreffenden  Bestimmungen.    Gleichzeitig  hat  es  die  Klassifikation 


Digitized  by  Google 


Zuckersteuer  und  Zuckerindustrie. 


85 


einer  Modifikation  unterworfen  und  die  Zollsätze  im  Durchschnitte 
um  fast  V*  Cent  per  Pfund  oder  9,32  Prozent  des  Wertes  ermässigt. 
Mit  Juni  1883  trat  darnach  folgender  Tarif  in  Kraft: 
Zucker  nicht  über  Stand.  Nr.  13  und  nicht  über 

75  Grad  Polarisation  1,4  Cents  per  Pfund, 

für  jeden  Grad  über  75  Grad  *ioo  Cents  mehr 

Zucker  von  Nr.  13—16  2*  4  Cents  per  Pfund, 

*     .    16-20  3        „       „  . 

über  20  31/»  * 

Es  musste  nunmehr  die  Färbung  des  Zuckers  zum  grössten 
Teile  ausser  Anwendung  kommen,  weil  Zucker  von  Farbe  unter 
Nr.  13  künstlich  herzustellen,  keinerlei  Vorteile  mehr  brachte. 

Durch  die  Veränderung  der  Einfuhrzölle  war  auch  eine  Modi- 
fikation in  den  Sätzen  der  Ausfuhrrestitution  bedingt.  Es  wird  Roh- 
zucker in  die  Union  geführt,  um  nach  erfolgter  Raffination  wieder 
ausgeführt  zu  werden.    Die  Zollrückvergütung  für  ausgeführten  ver- 


zollten Zucker  wurde  —  vorerst  provisorisch  —  festgesetzt: 

fur  trocken  raffinierten  Zucker  mit  2,82  Cts.  pr.  Pfd. 

,    ungetrockneten  raffinierten  Kaffeezucker  über 

St.  Nr.  20    2,28   ,     „  „ 

„    raffinierten  Kaffeezucker  von  St.  Nr.  20  und 

darunter  1,84    ff     „  * 


Diese  Sätze  sollten  nach  der  Absicht  des  Gesetzgebers  das  blosse 
Aequivalent  der  Einfuhrzölle  sein.  Eine  später  eingesetzte  Kommission 
hat  indes  erwiesen,  dass  sie  eine  Prämie  von  50  Cents  per  100  Pfund 
gegen  den  Einfuhrzoll  darstellen,  indem  der  Rohzucker  einführende 
Raffineur  bei  der  Ausfuhr  von  aus  diesem  Rohzucker  erzeugten 
100  Pfund  Raffinade  um  50  Cents  mehr  zurückerhält,  als  er  für  den 
Rohzucker  an  Zoll  gezahlt  hat l).  Es  hängt  damit  zusammen,  dass 
in  1884  die  Raffinadeausfuhr  aus  der  Union  eine  nie  gehabte  Aus- 
dehnung erlangt  hat. 

Nachtrag  zu  Seite  34  und  »5.  Der  neue  Zuckersteuergesetzentwurf  beantragt  die  Be- 
steuerung «r  den  Doppelcentner  Rüben  für  188687  auf  1  M.  70  Pf.,  für  die  Folge  auf  1  M.  80  Pf. 
festzusetzen.  Die  Ausfuhrvergütung  für  Zuoker  soll  für  1886  87  pro  Doppelcentner  18  M.,  für 
die  Folge  18  M.  *o  Pf.  betragen.  Die  Kreditfrist  wird  nach  Bedürfnis  auf  12  Monate  verlängert, 
für  Fabrikate  aus  verRiitungsfiihi^eni  inländischen  Zucker  soll  nach  näherer  Bestimmung  des 
Bundesrates  eine  entsprechende  Exportbonifikation  gewährt  werden. 


')  Näheres  hierüber  s.  das  englische  Blaubuch  über  Zuckerprämien  vom 
22.  November  1884,  S.  72  ff.,  80  ff. 
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Zur  sog.  Meldangabe  bei  der  Veranlagung  der 
persönlichen  Steuern 

Ton 

•  Carl  Barkart, 

Regierangsrat  und  Rent&mtevorstand  in  München. 

Im  Eingang  der  Abhandlung:  „Die  Meldangabe  bei  der  Ver- 
anlagung der  persönlichen  Steuern*  —  II.  Jahrgang  I.  Heft  des 
Finanzarchivs  —  wird  hervorgehoben,  dass  der  Stoff  in  der  Theorie 
nicht  einmal  der  Beachtung,  geschweige  denn  einer  Durcharbeitung 
gewürdigt  worden  sei  und  zum  Beleg  unter  anderem  auch  auf  meine 
Darstellung  der  bestehenden  Einkommensteuern  in  Hirths  Annalen 
des  Deutschen  Reichs  1 870  1880  hingewiesen.  Wenn  es  sich  da- 
bei wirklich,  wie  weiter  bemerkt  wird,  um  einen  der  „ wichtigsten 
Punkte"  im  Anlageverfahren,  der  persönlichen  Steuern  handeln  sollte, 
wodurch  dessen  Mängel  zum  „grössten  Teil"  beseitigt  werden  — 
S.  53  —  so  würde  die  Nichtbeachtung  dieses  Gegenstandes  zweifel- 
los eine  nicht  geringe  Unachtsamkeit  oder  Kurzsichtigkeit  bekunden, 
und  glaube  ich  deshalb  um  so  weniger  auf  Abwehr  verzichten  zu 
dürfen,  als  auch  gegenüber  der  ganzen  Abhandlung  nicht  unerheb- 
liche Berichtigungen  angezeigt  sind. 

Nach  meiner  ursprünglichen,  inzwischen  durch  eine  auf  breiterer 
Grundlage  gewonnene  Diensteserfahrung  nur  bestärkten  Ueberzeugung 
ist  die  sog.  Meldangabe,  insoweit  sich  dieselbe  nach  entsprechender 
Abgrenzung  des  Stoffes  als  eine  specifisch  steuertechnische  Einrich- 
tung betrachten  lässt,  kaum  ein  besonders  wichtiger,  geschweige  denn 
einer  der  wichtigsten  Punkte  des  Steueranlageverfahrens  und  keines- 
wegs geeignet  zu  intensiver  wissenschaftlicher  Behandlung.  Ich  hatte 
demnach  keine  Veranlassung  zu  einer  eingehenderen  allgemeinen  Er- 
örterung der  Sache  J),  und  am  allerwenigsten  an  der  S.  3  angeführten 

')  Das»  dieselbe  von  mir  nicht  unerwähnt  gelassen  worden  ist,  zeigen 
die  häufigen  Citate  der  Abhandlung. 
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Stelle  meiner  Arbeit  —  Annalen  Jhrg.  1879  S.  IG  —  wie  sich  gleich 
bei  der  Betrachtung  der  für  die  Einrichtung  gewählten  Benennung 
ergeben  wird. 

Das  Wort  „ Meldangabe *  enthält  eine  Tautologie,  da  melden 
und  angeben  im  wesentlichen  gleichbedeutende  Begriffe  sind.  Die 
Zusammensetzung  bedarf  daher  der  Erläuterung.  Zu  diesem  Behufe 
wird  in  der  Abhandlung  —  S.  1  und  2  —  das  einfache  Wort:  „ An- 
gabe* d.  h.  „der  erstmaligen  Ansetzung  der  Steuer  vorangehende 
steuerliche  Auskünfte  oder  Erklärungen"  als  ein  allgemeiner  steuer- 
technischer  Begriff  vorangestellt  und  sodann  gefolgert,  dass  es  ein- 
seitig und  unvollständig  sei,  nur  die  Aussagen  der  Steuerpersonen 
über  sich  selbst  —  direkte  Angabe,  Bekenntnis,  Steuererklärung, 
Deklaration,  Fassion  —  als  „Angabe*  anzusehen,  sondern  dass  viel- 
mehr auch  die  Aussagen  Dritter  über  eine  Steuerperson  —  indirekte  l) 
Angabe,  indirekte  Deklaration  —  als  „Artgabe*  aufgefasst  werden 
müssten.  Es  stehe  daher  der  ersteren  Art  der  Angabe  —  Selbst- 
angabe —  die  andere  Art  gegenüber,  für  welche  der  bequeme  Aus- 
druck „Meldangabe*  vorgeschlagen  wird. 

Gegen  diese  Ableitung  lässt  sich  formell  erinnern,  dass  das  ein- 
fache Wort  „Angabe*  nie  und  nirgends  als  ein  steuertechnischer 
Ausdruck  gebraucht  wird,  was  doch  die  notwendige  Voraussetzung 
für  die  Begründung  jener  Wortbildung  ist.  Diese  selbst  wird  aber 
auch  durch  die  gegebene  Erklärung  nicht  logischer,  denn  sie  deutet 
an  sich  keinen  Gegensatz  zu  der  Selbstangabe  an.  Auch  der  Selbst- 
angebende meldet.  Mit  vorausgehendem  Kommentar  würde  daher 
eine  einfache  Bezeichnung  wie  etwa  „Meldung«  dieselben  Dienste 
thun  und  jedenfalls  den  Vorzug  der  Ungezwungenheit  mit  jenem  der 
grösseren  Bequemlichkeit  vereinigen.  Doch  der  Name  ist  ja  neben- 
sächlich; der  Haupteinwand  gege»  den  obigen  Aufbau  der  „Meld- 
angabe"  liegt  natürlich  im  Wesen  der  Sache,  nämlich  darin,  dass  es 
nicht  angeht,  die  Selbstangabe  —  das  Steuerbekenntnis  —  und  die 
„Meldangabe*  als  selbstverständliche  gleichberechtigte  Korrelate 
zu  behandeln.  Eine  formelle  Beziehung  zwischen  beiden  Hesse  sich 
allenfalls  durch  Zuhilfenahme  der  Analogie  des  Prozesses  finden, 
wonach  die  „Selbstangabe*  als  Geständnis,  die  „Meldangabe*  als 
Zeugnis,  beide  aber  als  Beweismittel  erscheinen.    Allein  auch  hier 


1 1  Diese  Angabe  ist  ebenso  direkt  wie  das  Bekenntnis :  vom  Wissenden 
unmittelbar  an  die  Behörde.    Wo  ist  ein  Mittelglied? 
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zeigt  sich  bei  näherer  Betrachtung  gleich  ein  tiefgehender  Unter- 
schied: das  prozessuale  Geständnis  ist  absolutes  und  selbständiges 
Beweismittel,  das  Steuerbekenntnis  Beweismittel  und  Beweis- 
gegenstand zugleich.  Dazu  treten  aber  noch  verschiedene  andere 
gewichtige  Merkmale,  wie  die  Unfreiwilligkeit,  die  Aligeineinheit,  die 
Schwierigkeit,  die  Vielgestaltigkeit  des  Steuerbekenntnisses  etc.,  welche 
demselben  eine  so  eigenartige  und  bedeutsame  Stellung  im  Be- 
steuerungsverfahren anweisen,  dass  sich  kein  ebenbürtiges  Gegenstück 
zu  demselben  finden  lässt,  es  sei  denn  die  den  ganzen  Inhalt 
des  Bekenntnisses  umfassende  Steuerfestsetzung  durch  die 
Kommission. 

Die  sog.  Meldangabe  eignet  sich  hierzu  keinesfalls;  sie  bildet 
lediglich  einen  untergeordneten,  den  objektiven  Inhalt  des  Bekennt- 
nisses häufig  gar  nicht  oder  nur  zum  Teil  berührenden  Prüfungs- 
behelf,  weil  sie  selbst  in  der,  wie  ich  zeigen  werde,  ihr  ungerecht- 
fertigt zugeschriebenen  Ausdehnung  sich  lediglich  auf  Arbeitsverdienst 
und  Kapitalrente  bezieht. 

Es  erscheint  daher  die  obige  Begriffsbestimmung  der  Meld- 
angabe schon  wegen  dieser  Einseitigkeit  unhaltbar. 

Im  übrigen  würde  dieselbe,  selbst  wenn  sie  als  folgerichtig  an- 
erkannt werden  müsste,  immer  nur  insoweit  zutreffen,  als  wirklich 
Selbstangabe  besteht;  im  Rahmen  einer  Gesetzgebung,  welche  diese 
nicht  kennt,  findet  wegen  des  mangelnden  Gegensatzes  selbstverständ- 
lich auch  die  „Meldangabe  "  keine  Stelle  1). 

Nach  alledem  kann  bei  einer  theoretischen  Erörterung  des 
Steuerbekenntnisses,  wie  sie  meine  Arbeit  a.  a.  0.  enthält,  nicht  von 
der  „ Meldangabe ■  die  Rede  sein,  und  es  ist  dies  bisher  auch  von 
anderer  Seite  ebensowenig  geschehen,  als  es  vermutlich  in  Zukunft 
je  der  Fall  sein  wird. 

Zur  Begründung  meiner  abweichenden  Meinung  über  die  prin- 
cipielle  und  praktische  Tragweite  der  „Meldangabe *  habe  ich  nun 
festzustellen,  was  thatsächlich  hierunter  verstanden  werden  kann,  da 
die  Abhandlung  hierüber  keine  Klarheit  gewährt.  Nach  S.  4  besteht 
Begriff  und  rechtliche  Bedeutung  der  „Meldangabe"  darin,  dass  sie 


')  Die  Bemerkung  auf  S.  2  Abs.  1,  dass  von  bedeutenderen  Kulturstaaten 
nur  Frankreich  die  Selbstangabe  nicht  kenne,  ist  unrichtig.  Ich  möchte  nur 
an  Preuasen  erinnern.  Vgl.  meine  Arbeit  a.  a.  0.  S.  18,  dann  auch  Finanzarchiv 
1884  I  S.  289  Abs.  1. 
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Aufschlüsse  öffentlich  rechtlicher  Natur  Uber  bestimmte  steuerliche 
Thatsachen  in  Beziehung  auf  Dritte  auf  Grund  eigener  Wahrnehmung 
gibt;  sie  ist  nichts  anderes  als  Zeugenschaft  im  Steuerverfahren,  und 
der  Rechtsgrund  des  Staates  für  die  in  der  Meldangabe  liegende 
Zeugenschaft  deckt  sich  mit  dem  Rechtsgrund  für  die  Zeugenschaft 
im  gerichtlichen  Verfahren. 

Das  ist  ja  vollkommen  richtig  *) ;  wo  bleibt  aber  dann  eine  be- 
sondere „Theorie  der  Meldangabe  *  und  wozu  der  besondere  Name? 

Wenn  die  materielle  Zeugnis-  oder  Auskunftspflicht  im  Steuer- 
verfahren  erörtert  werden  wollte,  dann  war  die  Abhandlung  ganz 
anders  zu  halten,  und  es  durfte  unter  anderem  die  wichtigste  ein- 
schlägige Bestimmung  einiger  Gesetze2),  dass  jedermann  zur  Aus- 
kunftserteilung verpflichtet  ist,  dann  die  Auskunftspflicht 
der  Banken  und  verschiedenes  andere  nicht  vollständig  mit  Still- 
schweigen übergangen  werden,  bezw.  unbesprochen  bleiben. 

Nach  dem  ganzen  Inhalt  der  Arbeit  und  insbesondere  der 
formellen  Abgliederung  des  Stoffes  in  Haus-,  Haushaltungs-,  Arbeits- 
verdienst- und  Kapitallisten  ist  dies  aber  offenbar  nicht  beabsichtigt, 
sondern  es  soll  mit  der  „Meldangabe*  nur  eine  bestimmte  all- 
gemeine Form  des  Zeugnisses  in  Steuersachen  zur  Darstellung 
gelangen. 

Dies  wäre  die  allgemeine  Anzeige  gewisser  Thatsachen  bei 
Beginn  des  Einsteuerungs Verfahrens  auf  Grund  gesetzlich  ausge- 
sprochener Verpflichtung  und  vorausgegangener  Aufforderung  seitens 
bestimmter  Kategorien  von  physischen  oder  juristischen  Personen, 
wie  sie  in  der  Gesetzgebung  schon  eingeführt  oder  in  Entwicklung 
begriffen  ist. 

Hieran  wird  aber  in  der  Abhandlung  nicht  festgehalten,  indem 
vorwiegend  Erhebungen  als  „Meldangaben"  behandelt  werden,  welche 
sich  lediglich  als  von  der  Behörde  im  Vorbereitungsverfahren  speciell 
veranlasste  Auskünfte  darstellen  und  naturgemäss  darstellen  können. 

In  dieser  WTeise  wird  der  Stoff  über  Gebühr  erweitert  und  be- 
darf einer  kritischen  Sichtung,  wobei,  abgesehen  von  der  nötigen 


*)  Bis  auf  die  .steuerlichen  Thatsachen",  soweit  es  sich  um  den  Haupt- 
gegenstand  der  Personen  listen  handelt ;  die  Angabe  der  Bewohner  eines  Hauses 
enthält  doch  keine  an  sich  .steuerliche"  Thateache. 

*)  Sachsen,  Einkommensteuergesetz  v.  2.  Juli  1878  §  31  Abs.  3.  Italien, 
Ges.  v.  24.  August  1877  Art.  37  Ziff.  3. 
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Absonderung  des  Nichtzugehörigen,  im  Auge  behalten  werden  muss, 
dass  nur  dasjenige  besondere  Beachtung  und  Bearbeitung  für  die 
Steuerwissenschaft  und  Praxis  verdient,  was  diesem  Gebiete  eigen- 
artig, erheblich  und  nicht  bereits  anderwärts  genügend  behandelt  und 
geklärt  ist. 

Von  diesem  Gesichtspunkt  aus  müssen  vor  allem  die  Haus-  und 
Haushaltungslisten  ausser  Spiel  bleiben,  denn  was  zu  anderen  Staats- 
zwecken,  z.  B.  der  Volkszählung,  in  gleichem  oder  noch  grösserem 
Umfang  geschieht,  kann  im  Steuerwesen  nicht  als  etwas  Eigenartiges, 
einer  besonderen  Begründung  Bedürfendes  betrachtet  werden,  es  sei 
denn,  dass  die  Massnahme  hier  für  die  aktiv  und  passiv  Beteiligten 
eine  aussergewöhnliche  Bedeutung  annehmen  würde.  Dies  ist  aber 
bei  jenen  Listen  sicher  nicht  der  Fall,  denn  die  Anzeige  von  so  offen- 
liegenden Thatsachen,  wie  die  hier  bekundeten,  welche  jeder  Haus- 
einwohner und  Nachbar  kennt  und  der  Polizeibehörde  grösstenteils 
regelmässig  angezeigt  werden  müssen,  ist  doch  nichts  weniger  als 
eine  bedeutungsvolle  Einsteuerungsmassregel ;  die  Anfertigung  der 
Anzeigen  nicht  lästiger  wie  die  Herstellung  der  Volkszählungslisten 
und  Strafeinschreitung  in  irgend  einer  Form,  zur  Zwecksicherung 
ebenso  selbstverständlich  wie  bei  allen  anderen  allgemeinen  Anord- 
nungen der  Staatsgewalt.  Die  Haus-  und  Haushaltungslisten  sind 
also  bei  Licht  betrachtet  nichts  anderes  als  statistische  Erhebungen, 
und  es  fallt  die  Frage  ihrer  Anwendbarkeit  und  zweckmässigen  Ein- 
richtung in  das  allgemeine  Gebiet  der  Verwaltung,  bezw.  der  statisti- 
schen Technik. 

Von  den  Arbeitsverdienstlisten  sind  wieder  vorweg  die  Angaben 
über  Bezüge  der  öffentlichen  Bediensteten  auszuscheiden,  weil,  abge- 
sehen von  der  Offenkundigkeit  dieser  Bezüge,  die  Mitteilung  der- 
selben von  Behörde  zu  Behörde  als  eine  so  selbstverständliche  innere 
Verwaltungsmassregel  erscheint,  dass  hierüber  kein  Wort  zu  ver- 
lieren ist. 

Nicht  minder  müssen  die  Listen  über  den  Arbeitsverdienst  aus 
freien  Beschäftigungen  wegfallen,  da  solche  Listen  in  Wirklich- 
keit nicht  existieren.  Zum  Beleg  wird  in  dieser  Richtung  lediglich 
auf  Ungarn  und  St.  Gallen  Bezug  genommen,  deren  Gesetze  Agentur- 
gebühren, bezw.  Tantiemen  von  Verwaltungs-  und  Aufsichtsräten  der 
Aktiengesellschaften  als  Gegenstand  der  Meldung  behandeln  sollen, 
allein  die  letzteren  Bezüge  gehören  offenbar  nicht  hierher,  weil  die 
Funktionen  ihrer  Empfiinger  nicht  als  freie  Beschäftigungen,  sondern 
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als  Bedienstungen l)  zu  betrachten  sind,  während  die  vereinzelte 
Detailvorschrift  eines  einzigen  Staates  wie  Ungarn  nicht  ins  Gewicht 
fallen  kann. 

Wenn  aber  im  übrigen  die  Meldung  des  Arbeitsverdienstes  aus 
freien  Beschäftigungen  als  eine  künftiger  Entwicklung  des  Steuer- 
wesens vorbehaltene  Einrichtung  bezeichnet  wird  und  als  wichtigste 
einschlägige  Gruppen  die  Agenten,  Kommissionäre,  Hausärzte,  Rechts- 
vertreter von  Firmen,  Litteraten,  Komponisten,  Maler  etc.  hervor- 
gehoben werden,  so  liegt  dieser  Anschauung  die  oben  berührte 
Yermengung  genereller  Meldung  mit  specieller  Auskunft  zu  Grunde, 
denn  die  erstere  wird  in  nennenswertem  Umfange  nach  der  Natur 
der  Dinge  in  Zukunft  hier  ebenso  wenig  möglich  sein  wie  in  der 
Gegenwart. 

Das  wird  sofort  klar,  wenn  man  sich  die  Meldepflichtigen  bei 
den  vorerwähnten  Gruppen  vergegenwärtigt.  Also  bei  den  Agenten 
und  Kommissionären  die  kommitierenden  Häuser  und  Privatpersonen, 
bei  den  Aerzten  und  Advokaten  die  regelmässiges  Honorar  verab- 
reichenden Familien  und  Firmen,  bei  den  Litteraten,  Komponisten, 
Malern  die  Verleger  und  Kunsthändler.  Es  ergeht  nun  die  Auf- 
forderung zur  Meldung  an  alle  diese  Pflichtigen  in  einer  grösseren 
Stadt,  in  welcher  sich  viele  Hunderte  oder  Tausende  von  Steuer- 
pflichtigen der  genannten  Kategorien  befinden;  da  wird  selbstver- 
ständlich von  auswärtigen  Honorarzablern  nichts  gemeldet  werden, 
wonach  alle  von  diesen  ihre  Bezüge  empfangenden  Steuerpflichtigen 
unkontrolliert  bleiben.  Von  den  inländischen  Meldepflichtigen  gibt 
ein  Teil  seine  Meldung  ab,  ein  anderer  Teil  nicht.  Wie  soll  nun 
dieser  Teil  zur  Erfüllung  seiner  Verpflichtung  angehalten  werden, 
wenn  die  Behörde  generell  absolut  nicht  wissen  kann,  welche  Ge- 
schäftshäuser Privatpersonen  etc.  überhaupt  zu  melden  haben? 

Angenommen  aber,  es  melden  alle  oder  der  grösste  Teil  ge- 
wissenhaft die  treffenden  von  ihnen  ausbezahlten  Bezüge,  dann  wird 


*)  Die  fraglichen  Bezüge  fallen  daher  unter  die  Lohnlisten,  welche  auch 
im  Betrag  schwankende  Reichnisse  zum  Gegenstand  haben.  Es  muss  hier  die 
anbegründete  Identifizierung  der  Begriffe  .fest"  und  „ständig"  auf  S.  83  Abs.  2 
und  S.  34  Abs.  3  berichtigt  werden,  welche  ein  falsches  Bild  von  der  an- 
gezogenen bayerischen  Gesetzgebung  gibt.  Dieselbe  spricht  bloss  von  ständig, 
nicht  von  fest,  und  sind  demnach  die  ihrer  Natur  nach  schwankenden 
Tantiemen,  vorausgesetzt,  dass  sie  ständig  fli essen,  zweifellos  zu  melden. 
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bei  den  Behörden  ein  sehr  ansehnliches  Papiermaterial  einlaufen, 
dessen  überaus  mühselige  und  zeitraubende  Sichtung  oder  Zurecht- 
legung für  die  Einsteuerung  ein  verschwindend  kleines  oder  gar  kein 
Resultat  ergibt.  Angaben  über  das  Einkommen  von  Steuerpflichtigen 
haben  nämlich  im  allgemeinen  nur  unter  der  Voraussetzung  Wert 
für  die  Steuerveranlagung,  dass  sie  eine  den  mutmasslichen  oder  den 
bereits  früher  zur  Steuer  gezogenen  Betrag  des  Einkommens  über- 
steigende Ziffer  bekunden. 

Es  bringt  also  nicht  den  geringsten  Nutzen,  wenn  beispiels- 
weise durch  die  Meldung  der  Behörde  bekannt  wird,  dass  irgend  ein 
Agent,  Advokat,  Litterat  etc.  von  irgend  einer  oder  auch  von  meh- 
reren Firmen  zusammen  etwa  4000  M.  im  Jahr  bezogen  hat,  wenn 
derselbe  notorischermassen  mindestens  10,000  M.  jährlich  verzehrt, 
von  jeher  mit  diesem  Betrag  oder  etwa  auf  Grund  abgegebener 
Steuererklärung  noch  höher  zur  Steuer  gezogen  ist.  Zu  diesem  nega- 
tiven Resultat  werden  aber  weitaus  die  meisten  Meldungen  führen, 
weil  die  Angehörigen  der  bezeichneten  Gruppen  in  den  seltensten 
Fällen  ihr  gesamtes  Einkommen  ausschliesslich  von  meldepflichtigen 
inländischen  Häusern  oder  Firmen  beziehen. 

Ein  ähnliches  Verhältnis  zeigt  sich  in  Ansehung  der  „  Kapitallisten 
denn  eine  generelle  Meldung  von  Schuldkapitalien  in  Listenform  besteht, 
soweit  meine  Kenntnis  der  Gesetzgebung  reicht l),  ebensowenig  als  deren 
Einführung  irgendwo  zu  erwarten  ist.  In  dem  betreffenden  Abschnitt 
der  Abhandlung  —  S.  37—47  —  werden  unterschieden:  Kapitalien 
und  deren  Erträge  auf  Inhaber  und  auf  Namen,  und  letztere  wieder 
in  öffentliche  Schulden,  dann  in  versicherte  und  unversicherte  Privat- 
schulden abgeteilt.  Die  Kapitalien  auf  Inhaber  sollen  zur  Zeit  noch 
der  „  Meldangabe  *  verschlossen  sein.  Ich  habe,  abgesehen  von  der 
zeitlichen  Einschränkung,  hiergegen  nichts  zu  erinnern.  Um  so 
weniger  vermag  ich  den  Ausführungen  über  die  öffentlichen  Schulden 


')  Die  auf  S.  48—50  angezogenen  amerikanischen  und  Schweizer  Gesetze 
stehen  mir  nicht  zur  Hand;  ich  glaube  aber  dennoch  mit  Grund  annehmen  zu 
dürfen,  dass  von  Kapitallisten  im  obigen  Sinne  auch  hier  nicht  die  Rede  sein 
kann.  Abgesehen  hiervon  wird  zugegeben  werden  müssen,  daas  die  Einrich- 
tungen einzelner  amerikanischer  und  Schweizer  Bundesstaaten  nicht  als  Richt- 
punkte für  die  Entwicklung  des  Steuerwesens  in  den  grossen  europäischen 
Staatswesen  gelten  können.  Dort  ist  bekanntlich  bei  der  fundamentalen  Ver- 
schiedenheit der  politischen  Entwicklung  vieles  möglich,  was  sich  hier  vorläufig 
noch  nicht  einmal  diskutieren  lässt. 
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beizupflichten.  Von  Meldung  kann  nach  meinem  Dafürhalten  bei 
den  in  „Staats-  u.  s.  w.  Schuldbüchern  oder  in  Staatspapieren  auf 
Namen"  beurkundeten  öffentlichen  Schulden  nicht  die  Rede  sein. 
Wenn  die  Steuerverwaltung  diese  »ganz  parat  liegenden  steuerlichen 
Vorgänge  für  die  Meldangabe  ausnützen"  will,  sieht  sie  sich  der 
grossen  Frage  des  Steuerabzugs  von  der  Rente l)  gegenüber,  denn 
die  Meldung  der  Staatspapiere  auf  Namen,  welche  in  der  Regel  nur 
auf  Verlangen  der  Gläubiger  ausgestellt  werden,  dürfte  als  einseitige, 
quantitativ  unerhebliche  und  von  den  Betroffenen  leicht  zu  durch- 
kreuzende Massnahme  nicht  ins  Gewicht  fallen.  Das  gleiche  gilt 
bezüglich  der  auf  Namen  lautenden  Schulden  öffentlicher  Unter- 
nehmungen und  Gesellschaften,  nämlich  der  Aktien.  Im  übrigen  be- 
steht zu  einer  Meldung  dieser  Titel  insoweit  kein  Bedürfnis,  als  die 
Aktiengesellschaften  zur  öffentlichen  Rechnungslegung  verpflichtet  und 
selbst  Steuersubjekte  sind.  Dies  ist  in  den  meisten  Staaten  bereits 
der  Fall  oder  in  Aussicht  genommen,  wie  beispielsweise  in  den 
preussischen  Gesetzentwürfen  vom  Jahre  1883,  und  dreht  sich  hier- 
bei die  Frage  regelmässig  nicht  um  das  Entschlüpfen  der  Aktien, 
sondern  vielmehr  um  die  Zulässigkeit  oder  Unzulässigkeit  ihrer  mehr- 
fachen Besteuerung1). 

Die  Bemerkung  auf  S.  40  Absatz  1,  dass  in  „  Europa  noch  nicht 
einmal  dieses  Gebiet  ausgenützt  sei",  dürfte  demnach  nicht  zutreffen. 
Sofern  sich  dieselbe  aber  auf  den  ganzen  Abschnitt  beziehen  sollte, 
muss  an  den  in  England  und  Italien  längst  bestehenden  Abzug  der 
Einkommensteuer  von  der  Rente  erinnert  werden.  Vgl.  Finanzarchiv 
1884  I,  S.  248.  —  Italienische  Gesetze  vom  7.  Juli  18(38  Art.  24, 
und  24.  August  1877  Art.  11. 

In  Ansehung  der  versicherten  Privatschulden  —  S.  40  —  wird 
unter  Bezugnahrae  auf  S.  0  hervorgehoben,  dass  Hypotheken-  und 
dergleichen  öffentlich  geführte  Bücher  nicht  in  das  Gebiet  der  Meld- 
angabe fallen.  Dies  hat  nach  der  angeführten  Stelle  darin  seinen 
Grund,  dass  jene  Bücher  „nicht  für  eine  bestimmte  Steuer  aufge- 


')  Die  hervorragende  Bedeutung  dieser  Frage  in  Frankreich  ist  ja  be- 
kannt. —  In  den  neuen  Gesetzen  von  Preussen  und  Sachsen  über  die  Staats- 
achuldbücher  ist  weder  Meldung  noch  Abzug  und  selbst  die  Auskunft  für  die 
Steuerbehörde  nur  von  Sachsen  zugelassen.  Finanzarchiv  1884  1,  S.  283  u.  289, 
dann  1885  I,  S.  197.  Hier  zeigt  sich  recht  schlagend  die  Notwendigkeit  scharfer 
Auseinanderhaltung  von  Meldung  oder  Auskunft. 

2)  Vgl.  Finanzarchiv  II,  S.  317  ff.  n.  912  ff. 
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nommen  sind  und  in  der  Hauptsache  auf  Angaben  über  die  eigene 
Person  oder  auf  Behördenaufnahme  beruhen".  Diese  Voraussetzung 
ist  ebenso  unbestreitbar  als  die  daraus  gezogene  Folgerung  unzu- 
treffend, weil  hierbei  die  Meldung  mit  ihren  Grundlagen  verwechselt 
wird.  Es  wird  niemand  einfallen,  die  Hypothekenbücher  an  sich  als 
„Meldangaben  anzusehen*  —  wörtlich  S.  6  Absatz  4  Zeile  7  —  sondern 
es  handelt  sich  lediglich  um  die  Frage,  ob  ihr  Inhalt  Gegenstand 
der  „Meldangabe*  sein  kann  oder  nicht.  Diese  Frage  wird  nach 
obiger  Schlussfolgerung  natürlich  nicht  weiter  untersucht,  sondern 
a.  a.  0.  nur  noch  bemerkt:  „es  sollte  der  Einfluss  der  öffentlich  ge- 
führten Hypotheken-  und  dergleichen  Bücher  dahin  festgestellt 
werden,  dass  die  schuldnerische  oder  Meldangabe  durch  sie  über- 
flüssig wird  und  man  sich  mit  der  Gläubiger-  oder  Selbstangabe 
neben  der  „ Auskunft"  von  Seiten  der  Behörden  für  diese  Schuld- 
kapitalien begnügen  kann.  Die  hier  in  Frage  kommenden  Angaben 
werden  „also4*  nicht  die  „Auskunft4"  von  seiten  einer  Behörde  um- 
fassen, sondern  ausschliesslich  Angaben  von  seiten  der  Schuldner 
sein,  die  der  Steuerverwaltung  vorgängig  zukommen."  Hierbei  bleibt 
die  Art  und  Weise  der  Feststellung  jenes  Einflusses  ebenso  im  Un- 
klaren wie  die  Kausalverbindung  der  beiden  Sätze,  von  welchen  sich 
der  eine  auf  die  Zukunft,  der  andere  auf  die  Gegenwart  zu  beziehen 
und  die  Meldangabe  seitens  der  Schuldner  als  bestehende 
Einrichtung  anzunehmen  scheint. 

Auch  die  folgenden  Ausfuhrungen ,  welche  fast  ausschliesslich 
eine  singulare  Einrichtung,  nämlich  die  Kapitalsteuerregister  in  Bern 
betreffen,  verbreiten  kein  weiteres  Licht  darüber,  worauf  die  Abhand- 
lung bei  den  versicherten  Privatschulden  eigentlich  abzielt,  und  es 
muss  daher  dieser  Gegenstand  verlassen  und  auf  den  von  den  un- 
versicherten Privatschulden  handelnden  Abschnitt  —  S.  43  —  über- 
gegangen werden. 

Diese  Gruppe  wird  als  der  vorhergehenden  an  Bedeutung  über- 
legen bezeichnet,  was  freilich  nicht  recht  verständlich  ist,  da  ja  die 
„Meldangabe*  seitens  der  Schuldner  hier  wie  dort  Platz  greifen  soll 
und  die  Ueberlegenheit  der  unversicherten  Privatschulden  über  die 
versicherten  in  jeder  Beziehung  problematisch  sein  dürfte. 

Auf  die  „  Meldangabe **  der  unversicherten  Privatschulden  scheinen 
auch  die  allgemeinen  Bemerkungen  im  Eingang  des  Abschnittes  S.  37 
abzuzielen,  wonach  „die  Steuerpraxis  die  Schuldnach Weisung  nicht, 
wie  es  bisher  stets  geschah,  als  ein  Stück  der  Selbstangabe, 
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sondern  als  eine  Unterart  der  Meldangabe  betrachten"  solle.  Es 
fehlt  aber  jeder  Fingerzeig  darüber,  wann,  wo  und  wie  die  Praxis 
ihren  bisherigen  Standpunkt  verlassen  hat.  Dagegen  zeigt  ein  Blick 
auf  die  im  Anhang  abgedruckten  einschlägigen  Gesetzesstellen,  dass 
die  Anordnung  der  Angabe  der  Gläubiger  beim  Abzug  von  Privat- 
schuldzinsen behufs  Minderung  des  der  Einkommen-  oder  Kapital- 
rentensteuer unterliegenden  Ertrags  von  jeher  und  bis  zur  Stunde 
lediglich  als  eine  naheliegende  praktische  Vorsichtsmassregel  gegen- 
über dem  Schuldner  erscheint,  deren  Ausnützung  gegenüber  dem 
Gläubiger  so  selbstverständlich  wie  möglich  ist.  Die  Bezeichnung 
der  Gläubiger  bildet  überall  bloss  einen  Incidenzpunkt  im  Ein- 
steuerungsverfahren, keine  selbständige  organische  Einrichtung,  wie 
es  die  Meldung  ist,  welche  notwendig  die  primäre  Verpflichtung 
aller  oder  wenigstens  gewisser  Gruppen  von  Schuldzinsenzahlern  ein- 
schliesslich der  nicht  steuerpflichtigen  zur  Angabe  des  Be- 
trags der  Zinsen  und  ihrer  Empfänger  erheischen  würde.  Hiervon 
findet  sich  aber  in  der  bestehenden  Gesetzgebung  mit  einer  einzigen 
Ausnahme  auch  nicht  die  entfernteste  Spur,  ja  es  besteht  nicht  ein- 
mal eine  absolute ,  sondern  nur  eine  relative  individuelle  Ver- 
pflichtung zur  Angabe  der  Gläubiger,  denn  wenn  auch  die  Gesetze 
dieselbe  anordnen,  so  hat  dies  immer  den  rein  fakultativen 
Schuldenabzug  zur  Voraussetzung.  Mit  dem  Verzicht  auf  diesen 
wird  der  Schuldner  seiner  Verpflichtung  zur  Angabe  des 
Gläubigers  ledig.  Das  ist  auch  vom  praktischen  Standpunkt  aus 
betrachtet  ganz  in  der  Ordnung,  denn  insoweit  der  Schuldner  die 
Schuldkapitalien  durch  Verzicht  auf  den  ihm  zustehenden  Abzug 
selbst  versteuert,  besteht  im  allgemeinen  für  die  Steuerbehörde  kein 
Grund  mehr,  sich  nach  dem  Gläubiger  umzusehen. 

Es  ist  nur  eine  Konsequenz  dieses  Standpunktes,  wenn,  wie  in 
Italien,  die  Zulassung  des  Schuldenabzugs  von  der  Möglichkeit  der 
Besteuerung  des  Gläubigers  abhängig  gemacht  wird,  und  demnach 
ganz  unzulässig,  diese  rein  zufälligen  und  sekundären  Angaben  von 
Gläubigem  als  Meldung  zu  behandeln;  wenn  aber  vollends  am  Schluss 
—  S.  51  —  in  der  systematischen  Uebersicht  der  „ bestehenden 
Mel  dangaben"  neben  den  Haus-  und  Lohnlisten  „Kapi  tallisten" 
für  alle  Schuldgattungen  aufgeführt  werden,  so  ist  eine  derartige 
Zurechtlegung  der  Thatsachen  entschieden  zu  missbilligen.  Eine  aus- 
führbare, unter  einer  gewissen  Voraussetzung  auch  Erfolg  ver- 
sprechende Meldung  von  Geldkapital   Hesse  sich  nur  seitens  der 
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grösseren  Geldinstitute  denken  —  die  kleineren,  wie  Spar-1)  und 
andere  ähnliche  Kassen  können  keinesfalls  in  Betracht  kommen  — 
und  es  ist  auffallend,  dass  gerade  dieser  Punkt  gar  nicht  weiter  er- 
örtert wird,  obwohl  auf  S.  45  Absatz  2  und  3  von  Gelddepositen  bei 
Banken,  Banquiers  etc.  als  von  einer  „für  die  Veranlagung  persön- 
licher Steuern  bedeutenden  Gruppe,  die  sich  in  wirksamer  Weise 
erfassen  lasse,"  unter  Bezugnahme  auf  eine  einschlägige  Gesetzes- 
bestimmung in  Bern  die  Rede  ist.  Die  gleich  darauf  folgenden 
Ausführungen  handeln  nämlich  bloss  von  der  Meldung  in  Bezug  auf 
Spar-  und  andere  dergleichen  Kassen  und  kommen  nach 
längerem  Für  und  Wider  zu  dem  Schluss,  dass  die  Einfuhrung  der- 
selben bei  dieser  Gruppe  heute  noch  als  eine  volkswirtschaftliche 
Gefahr  erkannt  werden  müsse.  Die  Gelddepositen  bei  Banken  und 
Banquiers  werden  hierbei  nicht  mehr  erwähnt  und  doch  würde  deren 
Mitwirkung  bei  der  Einsteuerung  viel  wichtiger  sein,  da  es  sich  hier 
hauptsäclüich  um  die  richtige  Erfassung  des  Grosskapitals  handelt. 

Die  Betrachtung  dieser  Frage  muss  freilich  ebenfalls  zu  schwer- 
wiegenden Bedenken  gegen  die  gesetzliche  Anordnung  der  Meldung 
seitens  der  Geldinstitute  führen. 

Ausser  Zweifel  dürfte  vorweg  stehen,  dass  als  Gegenstand  der 
Meldung  nur  die  nicht  kaufmännischen  Depots  in  Frage  kommen 
könnten,  denn  die  positive  Unmöglichkeit,  den  Bankunternehmungen 
die  generelle  Anzeige  der  sämtlichen,  grösstenteils  vorübergehenden 
Guthaben  ihrer  kaufmännischen  Kunden  aus  laufender  Rechnung 
oder  Giroverkehr  etc.  aufzuerlegen,  wird  jedermann  einleuchten.  Auch 
bei  jenen  Depots  muss  aber  wieder  unterschieden  werden  zwischen 
vereinzelten  baren  Geldeinlagen  augenblicklicher  Kunden  der  Bank 
und  ständigen  Vermögensdepots.  Die  Unthunlichkeit  einer  allge- 
meinen Meldung  der  ersteren  Einlagen  ohne  Rücksicht  auf  die  Zeit- 
dauer und  den  Betrag  derselben  bedarf  ebenfalls  keines  Nachweises, 
wenn  man  die  hiermit  verknüpfte  enorme  Mühewaltung  ftlr  die  be- 
teiligten Institute  und  die  das  Meldematerial  entgegennehmenden, 
sichtenden  und  verfolgenden  Behörden,  sowie  die  unvermeidlichen 
Plackereien  der  einlegenden  Privatpersonen  mit  dem  möglichen  Er- 
folg abgleicht.    Es  bleiben  demnach  nur  die  ständigen  Vermögens- 


f)  Eine  Meldung  seitens  dieser  wurde  auch  bei  der  hessischen  Steuer- 
reform von  der  Regierung  nicht  beabsichtigt.  Finanzarchiv  8.  294  Abs.  2  er.  f. 
Es  ist  aber  die  Auskunftspflicht  ebenfalls  nicht  durchgegangen. 
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depots  —  offene  Depots  —  übrig,  deren  Meldung  bei  der  stetig  zu- 
nehmenden Ausbreitung  dieser  Einrichtung  eine  sehr  willkommene 
Handhabe  bilden  würde,  die  undurchdringlichen  grossen  Rentiers 
richtig  zu  treffen  —  vorausgesetzt  dass  sie  sich  treffen  lassen  wollen. 
Allein  man  wird  mit  dieser  Voraussetzung  nicht  rechnen  dürfen,  denn 
die  Deponenten,  welche  nicht  bloss  zur  genauen  Versteuerung  ihrer 
Renten  gewillt,  sondern  zugleich  unempfindlich  dagegen  sind,  dass 
ihr  Vermögen  mit  seinen  jeweiligen  Veränderungen  weiteren  Kreisen 
in  ganz  exakter  Weise  bekannt  wird,  werden  zu  zählen  sein  1). 

Wenn  demnach  angenommen  werden  darf,  dass  die  Meldung 
von  Depots  selbst  gewissenhaften  Steuerzahlern  unbequem  werden 
und  sie  zur  Aufgebung  oder  Verlegung  derselben  veranlassen  kann, 
so  gilt  dies  natürlich  in  noch  viel  höherem  Grade  von  der  minder 
gewissenhaften  Sorte  und  würde  demnach  eine  derartige  Massnahme 
der  volkswirtschaftlich  nützlichen  Einrichtung  der  Vermögensdepots 
vermutlich  erheblichen  Abbruch  thun.  Auch  der  Kampf  um  diese 
Einrichtung  dürfte  gegebenenfalls  nicht  minder  hart  entbrennen  wie 
bezüglich  der  Spar-  und  Leihkassen  —  S.  45.  Dies  steht  jedoch 
nirgends  in  Aussicht,  denn  die  fragliche  Mitwirkung  der  Bank- 
geschäfte bei  der  Einsteuerung  ist  bis  jetzt  mit  Ausnahme  von  Bern 
in  der  europäischen  und  insbesondere  der  deutschen  Gesetzgebung 
weder  eingeführt  noch  überhaupt  ernstlich  ins  Auge  gefasst  worden.  Es 
besteht  daher  keine  Veranlassung,  den  Gegenstand  hier  weiter  zu  er- 
örtern, da  die  allerdings  sehr  wichtige  Frage  der  materiellen  Aus- 
kunftspflicht der  Bankgeschäfte $)  dem  Zweck  dieser  Bemerkungen 
ferne  liegt. 

Nach  den  vorgenommenen  Reduktionen  bleibt  als  Meldung  in 
dem  oben  präcisirten  Sinne  einer  eigenartigen  erheblichen  steuer- 

*)  Dass  von  absoluter  Geheimhaltung  der  Einsteuerungsresultate  im  all- 
gemeinen nicht  die  Rede  sein  kann,  habe  ich  in  meiner  angezogenen  Arbeit 
-  Annalen  1880  S.  22»  -  näher  ausgeführt.  Im  besten  Falle  sind  immer  die 
Steuerkommifcgionen,  das  Steueramts-  und  Kinhebepereonal  Mitwisser.  Hiernach 
könnte  man  meinen,  es  müsse  dem  redlichen,  seine  Rente  genau  angebenden 
Steuerpflichtigen  die  Bekanntgabe  seines  Depots  ziemlich  gleichgültig  sein.  Dies 
ist  aber  durchaus  nicht  der  Fall,  denn  die  Steuererklärung  oder  die  Steuer- 
festsetzung ohne  exakte  Grundlage  gewährt  keine  o bj  ek t  i ve  G e wi s s- 
heit  über  die  Vermögenslage  einer  Person,  weil  zu  bekannt  ist,  dass  absichtlich 
oder  unabsichtlich  unrichtig  fatiert  oder  eingeschätzt  werden  kann. 

*)  Dieser  heiklen  Frage  scheint  man  auch  in  Hessen  aus  dem  Wege  ge- 
gangen zu  sein.    Vgl.  Finanzarchiv  II,  S.  295. 
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technischen  Einrichtung  lediglich  die  Anzeige  der  Gehaltsbezüge  und 
Löhne  von  Privatbediensteten  und  Arbeitern  übrig,  welche  als  „  Lohn- 
meldungu  oder  „Lohnanzeige 44  vollkommen  klar  und  erschöpfend  be- 
zeichnet werden  würde. 

Der  absolute  praktische  Wert  der  Lohnmeldung  mag  in  der 
Wirklichkeit  je  nach  den  in  Betracht  kommenden  konkreten  Ver- 
hältnissen ein  grösserer  oder  geringerer  sein  —  relativ  ist  er  immer 
ein  sehr  beschränkter,  da  der  rein  persönliche  Arbeitsverdienst  im 
Gegenhalt  zu  den  Kapitalzinsen,  Erträgnissen  aus  Grund  und  Boden, 
Industrie  und  Handel  eine  quantitativ  minder  wichtige  und  im  grossen 
und  ganzen  durchsichtigere  Steuerquelle  bildet. 

Der  Stand  der  Löhne  der  grossen  Klasse  der  Handarbeiter  — 
Taglöhner,  Handwerksgesellen,  Fabrikarbeiter,  Dienstboten  —  im 
allgemeinen  ist  ja  überall  eine  offenkundige  Thatsache;  ähnlich  ver- 
hält es  sich  mit  den  Bezügen  des  in  Kanzleien  und  Comptoirs  ver- 
wendeten gewöhnlichen  Schreibpersonals.  Das  Bedürfnis  näherer 
Information  kann  sich  daher  immer  nur  in  Ausnahmsfällen  geltend 
machen  und  demselben  im  Wege  specieller  Erkundigung  und  Aus- 
kunft entsprochen  werden.  Es  sollte  daher  die  allgemeine  Lohn- 
meldung immer  nur  mit  Auswahl  stattfinden,  und  kann  ich  nicht 
beipflichten,  wenn  auf  S.  16  und  17  der  Abhandlung  nach  Unter- 
stheidung zwischen  einer  fakultativen  und  obligaten,  sowie 
einer  allgemein  und  auf  Erfordern  obligaten  Rechtsform1) 
der  Meldung  die  letztere  als  ganz  ungerecht,  und  die  erstere  als  einzig 
zweckmässig  und  wirklich  verwendbar  bezeichnet  wird.  Jene  ist  eben- 


>)  Bei  dieser  Gelegenheit  wird  in  einer  Fussnote  meine  „Verirrung*  — 
Annalen  1879  S.  12  ff.  —  zu  einer  Einschätzungsmethode:  fakultative 
Steuererklärung  niedriger  gehängt.  Dies  kann  nur  auf  ausschliesslicher  Berück- 
sichtigung der  Ueberschrift  des  bezüglichen  Abschnittes  beruhen,  denn  das* 
ich  die  Sache  im  Text  nicht  rein  mechanisch  als  Methode  —  der  Ausdruck 
kommt  gar  nicht  mehr  vor  —  sondern  vornehmlich  vom  Rechtsstandpunkte 
aus  behandelt  habe,  dürften  die  Erörterungen  auf  S.  15  u.  16  doch  deutlich 
genug  zeigen.  Ob  aber  nicht  vielmehr  die  Erfindung  einer  „fakultativen 
Rechtsform",  abgesehen  von  dem  absoluten  Mangel  jeder  thatsächlichen 
Grundlage,  eine  Verirrung  ist?  —  Auch  die  „Irrung",  welche  ich  a.  a.  0  nach 
Note  i  S.  26  der  Abhandlung  durch  die  Mitteilung  verschuldet  haben  soll. 
Bern  habe  «diese  Art  der  Meld  angäbe*,  ist  aus  der  Luft  gegriffen,  denn 
ich  spreche  hier  weder  von  dieser  noch  von  jener  Art  der  mir  ganz  unbekannten 
„ Meldangabe sondern  gebe  einfach  die  Thatsache  wieder,  dass  Bern  die  Her- 
stellung der  Nachweisung  der  Steuerpflichtigen  den  Kommissionen  übertrügt, 
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sowenig  ungerecht  als  diese  zweckmässig.  Bei  jeder  Unternehmung 
muss  doch  ein  richtiges  Verhältnis  zwischen  Zweck  und  Mittel  be- 
stehen; man  wird  nicht  mit  Armeen  Jagd  auf  ein  paar  Flüchtlinge 
machen,  welche  durch  die  regulären  Landjäger  eingefangen  werden 
können. 

Solche  Kraft  und  Stoffverschwendung  muss  aber  da  und  dort 
unvermeidlich  werden,  wenn  die  Meldung  in  einem  grösseren  Staats- 
gebiet allgemein  obligat  ist,  denn  es  sind  ja  die  Verhältnisse  in  den 
verschiedenen  Einsteuerungsbezirken  nirgends  gleichgeartet;  objektive 
und  subjektive  Ursachen  mancherlei  Art,  wie  Zahl  der  Steuerpflich- 
tigen. Gruppierung  der  Bevölkerungsklassen,  Leistungsfähigkeit  und 
Zusammenwirken  der  zur  regelmässigen  Wahrnehmung  der  zu 
meldenden  Thatsachen  berufenen  Organe  der  Finanz-,  Gemeinde-  und 
Polizeiverwaltung  etc.,  können  in  dem  einen  Bezirke  der  Meldung 
Wert  verleihen,  während  sie  in  dem  anderen  nicht  einmal  die  Kosten 
des  verwendeten  Formularpapieres,  geschweige  den  unvermeidlichen 
Aufwand  an  Zeit  und  Mühe  verlohnen 

Es  ist  demnach  das  einzig  Zweckmässige,  die  Entscheidung  dar- 
über, ob,  wann  und  an  welchem  Orte  die  Meldung  stattzufinden 
hat,  der  mit  den  Verhältnissen  vertrauten  Verwaltung  zu  überlassen 
und  schlechterdings  nicht  abzusehen,  wie  von  Ungerechtigkeit  oder 
gar  Unwürdigkeit!  —  S.  17  —  die  Rede  sein  kann,  wenn  die  Staats- 
gewalt nach  bestem  Ermessen  zur  Ersparnis  von  Kosten  und  Be- 
lästigung der  Staatsbürger  eine  ihr  zustehende  Massregel  bloss  in- 
soweit Platz  greifen  lässt,  als  sie  wirklich  Nutzen  verspricht. 

Nachdem  nun  die  bisherigen  Erörterungen  gezeigt  haben,  dass 
sich  die  Meldung  trotz  ihrer  beschränkten  Bedeutung  als  ein  be- 
sonderer Bestandteil  der  Beweiserhebung  im  Einsteuerungsverfahren 
scharf  abgrenzen  lässt  und  dass  sie  abgegrenzt  werden  muss,  wenn 
der  Gegenstand  einer  selbständigen  Betrachtung  unterliegen  soll,  will 
ich  noch  versuchen,  die  Voraussetzungen  ihrer  Anwendbarkeit  all- 
gemein festzustellen.    Ich  bin  hierzu,  abgesehen  von  dem  Bedürfnis 

')  Vom  rein  praktischen  Standpunkt  auB  Hesse  sich  wohl  die  Frage  auf- 
werfen, ob  die  Lohnmeldung  mit  Bezug  auf  die  niederen  arbeitenden  Klassen 
nicht  am  zweckmassigsten  ganz  aufzugeben  wäre,  denn  eine  genaue  Bilancierung 
dieses  Geschäftes  —  den  Aufwand  an  Zeit,  Mühe  und  Kosten  auf  der  einen,  die 
erzielte  Steuermehrung  auf  der  andern  Seite  —  würde  kaum  irgendwo  einen 
nennenswerten  Gewinnsaldo,  wohl  aber  in  den  meisten  Fällen  erhebliche  Ver- 
luste herausstellen. 
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möglichster  Klärung  der  Frage,  durch  die  Bemerkungen  auf  S.  52 
Absatz  2  der  Abhandlung  veranlasst,  welche  hervorheben,  „dass  es  sich 
nicht  sowohl  um  das  Gebiet  und  den  Entwicklungsgang  der  in  Frage 
stehenden  steuertechnischen  Massnahme,  als  vielmehr  in  der  Haupt- 
sache um  die  Frage  handle,  ob  vorgängige  Angaben  oder  nachträg- 
liche Auskünfte1),  Vernehmungen  und  dergleichen  erfolgen  sollen". 
Hiergegen  kann  nichts  erinnert  und  nur  bedauert  werden,  dass  diesem 
Standpunkt  in  der  ganzen  Untersuchung  in  sehr  geringem  Masse 
Rechnung  getragen  worden  ist,  denn  das  Hauptaugenmerk  erscheint 
vielmehr  durchgehends  auf  möglichste  Erweiterung  des  Ge- 
bietes der  „Meldangabe*  und  ihres  Entwicklungsganges  ge- 
richtet. Die  obige  Frage  wird  aber  auch  a.  a.  0.  nicht  näher  unter- 
sucht, sondern  lediglich  das  Bedürfnis  nach  „Meldangabe"  auf  das 
„Wesen  der  modernen  Kulturverhältnisse  *  mit  ihrem  „schnellen  und 
häufigen  Orts-  und  Personenwechsel,  ihren  zahlreichen  Einkomraens- 
und  Vermögensänderungen*  zurückgeführt.  Diese  Verhältnisse  mögen 
allerdings  die  äussere  Veranlassung  zur  Einrichtung  der  Meldung  und 
zwar  insbesondere  der  freilich  schon  länger  bestehenden  Personen- 
meldung2) gebildet  haben,  allein  sie  geben  nicht  die  Merkmale  zur 
Entscheidung  darüber  an  die  Hand,  ob  und  in  wie  weit  sich  die 
Objektmeldung  über  das  bisher  von  ihr  ausschliesslich  betroffene 
Gebiet  des  persönlichen  Arbeitsverdienstes  hinaus  noch  entwickeln 
könnte. 

Hierin  liegt  aber  zweifellos  der  Springpunkt  der  ganzen  Frage. 


')  Die  Bezeichnung  „  vorgängige  Angabe*  als  identisch  mit  p Meldangabe*, 
im  Gegensatz  zur  „nachträglichen  Auskunft*  kommt  in  der  Abhandlung  öfter 
vor  und  scheint  auf  den  Unterschied  zwischen  genereller  Meldung  und  specieller 
Auskunft  abzuzielen.  Allein  auch  diese  Terminologie  ist  nicht  klar,  denn  der 
„erstmaligen  Ansetzung  der  Steuer  vorangehen*  —  vgl.  S.  2  Z.  1  —  muss  doch 
alles,  was  hierbei  benützt  werden  soll,  und  es  kann  sogar  gerade  die  Auskunft 
im  Gegensatz  zur  Meldung  dem  Anlageverfahren  selbst  vorangehen.  Oder  ist 
unter  der  erstmaligen  Ansetzung  der  Steuer  etwas  anderes  zu  verstehen  als 
die  erstinstantielle  Steuerfestsetzung ?  Eine  mehrmalige  Ansetzung  der  Steuer 
kommt  doch  im  Anlageverfahren  nicht  vor.  Wollte  man  aber  die  nach- 
trägliche Auskunft  auf  das  Beruf ungs verfahren  beziehen,  wovon  übrigens 
in  der  Abhandlung  nirgends  die  Rede  ist  ,  dann  würde  es  im  Anlageverfahren 
bloss  Meldung  ohne  Auskunft  geben  und  die  Sache  noch  unverständlicher  werden. 

*)  Die  englische  und  die  preussische  Einkommensteuer  v.  .!.  1842  bezw. 
1851  kennen  dieselbe  schon  und  die  „ geographische*  (?)  Verbreitung  derselben 
ist  ebenso  alt.    Vgl.  Gesetzesnach  Weisung  S.  48  ff. 
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Die  Lohnmeldung  ist  als  das  einzige  durch  die  Erfahrung  dar- 
gebotene Muster  der  Einrichtung  zu  betrachten;  ihre  Merkmale  müssen 
in  entsprechendem  Umfange  gegeben  sein,  wenn  eine  neue  in  gleich 
bestimmter  Weise  aus  dem  allgemeinen  Rahmen  der  Erhebungen 
hervortretende  Objektsmeldung  geschaffen  werden  soll.  Es  handelt 
sich  hier  vornehmlich  um  nachstehende  drei  Bedingungen: 

1)  Die  Meldung  ist  ein  besonderes,  an  bestimmte  Fristen  und 
Formen  gebundenes  Verfahren,  dessen  regelmässiger  und  zweck- 
entsprechender Verlauf  von  der  Behörde  überwacht  und  nötigenfalls 
erzwungen  werden  kann  und  muss;  2)  die  Aufforderung  zur  Meldung 
richtet  sich  nur  an  ganz  bestimmte  Kategorien  von  offenkundig 
meldepflichtigen  physischen  oder  juristischen  Personen  innerhalb  des 
Staatsgebiets:  3)  die  Meldung  umfasst  im  allgemeinen  nur  Einheiten, 
nicht  Bruchteile  des  Meldeobjekts. 

Alle  drei  Voraussetzungen  sind  unerlässlich  und  stehen  in  einem 
untrennbaren  Zusammenhang. 

Die  Erscheinungsform  eines  besonderen  Verfahrens  ist  notwendig 
zum  Hervortreten  der  Einrichtung  aus  dem  allgemeinen  Rahmen  des 
Einsteuerungsverfahrens,  die  Möglichkeit  jenes  Verfahrens  aber  von 
dem  Vorhandensein  der  anderen  beiden  Voraussetzungen  abhangig. 

Ich  habe  in  dieser  Beziehung  bereits  oben  gelegentlich  der  Be- 
sprechung der  Meldung  des  Arbeitsverdienstes  aus  freien  Beschäftigungen 
einige  praktische  Andeutungen  gegeben  und  will  dies  nun  mit  Bezug 
auf  die  Meldung  der  Privatschulden  weiter  veranschaulichen,  weil 
hierauf  in  der  Abhandlung  besonderes  Gewicht  gelegt  wird  ')  und 
dieser  Meldung,  ihre  Durchführbarkeit  vorausgesetzt,  auch  in  der  That 
besondere  praktische  Bedeutung  zukommen  würde. 

Wenn  die  Angabe  der  Privatschulden  unter  Bezeichnung  der 
Gläubiger  nicht,  wie  es  durchgehends  der  Fall,  lediglich  als  eine  sekun- 
däre, von  der  Geltendmachung  des  Schuldenabzugs  abhängige  Ob- 
liegenheit, sondern  als  eine  primäre  „  Verpflichtung  des  Schuldners  im 
Interesse  des  Staats  und  im  Hinblick  auf  den  Gläubiger*  zu  betrachten 
ist  —  S.  37  Note  4  ebendaselbst  —  und  daher  Meldung  stattfinden 
soll,  so  muss  eine  allgemeineAufforderung  an  alle  Schuldner  er- 
gehen, denn  der  Staat  kann  sich  unter  jener  Voraussetzung  selbst- 
verständlich nicht  damit  begnügen,  lediglich  die  der  Behörde  zu- 


l)  Nach  S.  37  Note  4  sollen  ja  auch  „vorgängige  Angaben"  Qber  die 
Schuldkapitalien  gemacht  werden. 
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fällig  bekannten  Schuldner  zu  der  fraglichen  Angabe  zu 
veranlassen.  Das  wäre  dann  auch  lediglich  specielle  Auskunfts- 
erhebung, nicht  Meldung.  Da  nun  die  Schuldzinsenzalüer  nicht  wie 
die  Lohngeber  eine  offenkundig  meldepflichtige  Kategorie  bilden, 
so  würde  demnach  die  obige  zweite  Vorbedingung  der  Meldung  nicht 
gegeben  sein. 

Soll  nun  gleichwohl  die  Meldung  der  Gläubiger  seitens  der 
Schuldner  eingeführt  werden,  so  müsste  zu  diesem  Behufe  eine 
öffentliche  Aufforderung1)  an  alle  Schuldzinsenzahler  ergehen, 
innerhalb  einer  bestimmten  Frist  bei  Vermeidung  von  Straf  einschrei- 
tung der  Behörde  die  in  Frage  stehenden  Angaben  zu  machen.  Es 
fragt  sich  nun,  wie  die  Vollständigkeit  der  nach  Ablauf  der  Frist 
eingegangenen  Erklärungen  in  subjektiver  Richtung  geprüft  werden 
soll,  denn  ohne  Prüfung  und  Kontrolle  der  Säumigen  wäre  ja  die 
Sache  blosse  Tändelei.  Die  Antwort  scheint  bei  den  hypothekarisch 
versicherten  Privatschulden  einfach  zu  sein:  man  benützt  natürlich 
die  Hypothekenbücher ;  wenn  man  sich  aber  die  Art  und  Weise  der 
Benützung  zurechtlegt,  muss  sich  der  Gedanke  aufdrängen,  die 
Schuldner  ganz  ausser  Spiel  zu  lassen,  da  es  doch  keinen  Sinn  hat, 
sich  mit  der  Ausmittlung  und  Verfolgung  derselben  herumzuschlagen, 
während  das  Hypothekenbuch  alles  Nötige  urkundlich  an  die  Hand 
gibt.  Undurchführbar  würde  freilich  beides,  die  Meldung  seitens  das 
Hypothekenamts  aber  immer  noch  vorzuziehen  sein  *).  Bei  den  un- 
versicherten Privatschulden  hört  dagegen  jede  Kontrolle  auf;  es  sei 
denn,  dass  der  Kontrollgegenstand,  nämlich  die  Steuererklärung 
des  Schuldzinsenempfängers  zum  Kontrollbehelf  durch  die  dem- 
selben aufgelegte  Verpflichtung  gemacht  werden  würde,  seine  Schuldner 
bei  Strafvermeidung  genau  zu  bezeichnen.  Da  hätte  man  nun  in 
Bezug  auf  die  Kapitalrente  ein  doppeltes,  nämlich  ein  positives  und 
ein  negatives  Einsteuerungsverfahren,  welches  schon  a  priori  sicher 
keine  Vereinfachung  bedeutet.  Hierüber  müsste  jedoch  hinweggesehen 
werden,  wenn  dieser  Dualismus  zweifellos  tiberwiegende  Vorteile 
bringen  würde.    Solche  könnten  aber  im  Gesamtresultat  nur  unter 

*)  Von  wirtschaftlichen  and  anderen  gewichtigen  Bedenken  gegen  ein 
allgemeines  Schuldneraufgebot  soll  hier  gar  nicht  die  Rede  sein. 

*)  Die  Hypothekenbücher  können  ebensowenig  wie  die  Staatsschuldbücher 
für  die  Steuervcrwaltung  vollständig  ausgezogen  werden.  Dies  müsste  aber  im 
einen  wie  im  anderen  Fall  geschehen;  nur  würde  bei  der  hypthekenamtlichen 
Meldung  die  ganze  Prozedur  mit  den  Schuldnern  wegfallen. 
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der  Voraussetzung  eintreten,  dass  die  positiven  und  die  negativen 
Steuererklärungen  sich  im  allgemeinen  nach  ihrem  Inhalt  quantitativ 
decken  würden.  Wenn  jeder  Privatschuldner  nur  einen  Gläubiger 
und  umgekehrt  jeder  Gläubiger  nur  einen  Privatschuldner  hat,  dann 
kann  es  sich  ja  der  Mühe  lohnen,  den  einen  gegen  den  anderen  aus- 
zuspielen, denn  wenn  der  Gläubiger  nicht  richtig  angibt  oder  seine 
Angabe  nicht  kontrolliert  werden  kann,  so  trifft  dies  vielleicht  beim 
Schuldner  zu  oder  umgekehrt,  und  da  man  immer  nur  einen  dingfest 
zu  machen  hat,  um  ein  richtiges  Resultat  zu  erzielen,  so  hat  dieses 
regelmässig  doppelte  Chancen.  Allein  diese  Voraussetzung  trifft  be- 
kanntlich in  der  Wirklichkeit  nicht  zu;  die  positive  und  die  negative 
Steuererklärung  decken  sich  in  den  seltensten  Fällen:  jede  einzelne 
derselben  enthält  in  der  Regel  nur  Bruchteile  ihres  Korrelats  und  es 
müssen  die  Ergänzungsteile,  soweit  sie  Uberhaupt  parat  sind,  erst 
mühsam  zusammengesucht  und  nach  den  abgängigen  nicht  minder 
mühsam  gefahndet  werden,  um  das  Gesamtresultat  feststellen  zu 
können,  was  gleichwohl  in  den  meisten  Fällen  nicht  gelingen  wird. 

Bei  so  problematischem  Erfolg  erscheint  die  Kontrolle  der 
Meldung  durch  die  Steuererklärung,  abgesehen  von  der  hiermit  ver- 
bundenen unendlichen  Komplikation  und  dem  Widersinn  des  Stellen- 
tausches zwischen  Kontrollbehelf  und  Kontrollgegenstand,  zweifellos 
ausgeschlossen. 

Der  berührte  Umstand,  dass  die  Meldung  des  Schuldners  in 
der  Regel  nur  Bruchteile  der  Rente  des  Gläubigers  umfasst,  also  der 
Mangel  der  dritten  der  obigen  Vorbedingungen  mit  seinen  soeben 
besprochenen  Folgen  im  Verein  mit  der  Unthunlichkeit  der  subjek- 
tiven Kontrolle,  zeigt  aber  auch  die  praktische  UndurchfÜhrbarkeit 
jener  Meldung  selbst. 

Ich  muss  mich  am  gegenwärtigen  Orte  auf  vorstehende  allge- 
meine Andeutungen  beschränken  und  darauf  verzichten,  noch  weiter 
im  Detail  unter  Anführung  von  praktischen  Beispielen  nachzuweisen, 
welche  Verwirrung  die  fragliche  Einrichtung  in  das  Einsteuerungs- 
verfahren bringen  würde,  insoweit  nicht  die  bei  der  Lohnmeldung 
vorhandenen  Bedingungen  gegeben  sind. 

Das  Obige  dürfte  jedoch  zum  Verständnis  der  Thatsache  hin- 
reichen, dass  die  bestehende  Gesetzgebung  nur  die  Lohnmeldung  kennt 
und  nennenswerte  und  entwicklungsfähige  Ansätze  zu  einer  analogen 
Uebertragung  derselben  auf  andere  Objekte  bis  jetzt  nirgends  wahr- 
genommen werden  können. 
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Unter  diesen  Umständen  halte  ich  eine  theoretische  Behandlung 
der  Meldung  zwar  fiir  möglich,  jedoch  bei  der  Abgeschlossenheit  und 
engen  Begrenzung  ihres  Gebietes  für  wenig  förderlich  und  habe  durch 
den  soeben,  lediglich  zur  Klärung  unternommenen  Versuch  einer  von 
der  Lohnmeldung  abstrahierten  Theorie  diese  Anschauung  gewiss 
nur  erhärtet.  Dass  bei  der  Beratung  von  Steuerreformvorlagen 
in  den  Kammern  immer  noch  über  die  Meldung  weidlich  hin  und 
her  debattiert  wird,  kann  nicht  zum  Gegenbeweis  dienen,  denn 
die  Argumente,  welche  man  hier  zu  hören  bekommt,  verdienen, 
soweit  sie  principi eller  Natur  sind,  meist  keine  ernstliche  Wider- 
legung. 

Massgebend  sind  in  dieser  Richtung  immer  die  vom  Gesetz 
adoptierten  Grundsätze  über  die  materielle  Auskunftspflicht,  deren 
Verallgemeinerung  unter  genauer  Bezeichnung  der  subjektiven  und 
objektiven  Ausnahmen  noch  anzustreben  ist 1).  Gehen  diese  Grund- 
sätze schon  so  weit,  dass  jeder  Dienstherr  etc.  zweifellos  die  von  ihm 
verabreichten  Löhne  und  Gehälter  auf  Verlangen  der  Steuerbehörde 
wahrheitsgetreu  mitzuteilen  hat,  so  ist  die  allgemeine  Aufforderung 
hierzu  keine  Principien-,  sondern  lediglich  eine  Opportunitäts- 
und  Z weckmässigkeitsfrage,  im  entgegengesetzten  Fall  aber 
die  Frage  überhaupt  nicht  möglich.  Es  handelt  sich  also  im  Grund 
genommen  um  eine  sehr  einfache  Sache,  welche  nur  deshalb  bei 
der  Beratung  von  Gesetzesvorlagen  mehr  als  billige  Erörterung  in 
principieller  Richtung  erfährt,  weil  man  einer  präcisen  Regelung 
der  Zeugenpflicht  in  Steuersachen  nach  Analogie  des  Prozesses  im 
nilgemeinen  immer  noch  aus  dem  Wege  geht. 

Dass  aber  die  Sache  nicht  auch  noch  von  der  Theorie  statt 
geklärt  weiter  verwickelt  wird,  muss  jedem  am  Herzen  liegen,  der 
sich  mit  derselben  sowohl  theoretisch  wie  praktisch  befasst,  und 
hieraus  glaube  ich  vornehmlich  neben  der  eingangs  berührten  subjek- 


*)  Diese  hochwichtige  Frage  beschränkt  sich  selbstverständlich  nicht  bloss 
auf  den  Arbeitsverdienst  und  die  Kapitalrente  wie  die  „Meldangabe*,  sondern 
erstreckt  sich  auch  auf  die  übrigen  wichtigeren  Steuerquellen,  nämlich  die  Er- 
trägnisse der  Landwirtschaft  und  des  Gewerbebetriebs.  Gerade  bei  diesen  er- 
öffnet sich  aber  ein  unbegrenztes  Feld  für  die  Erhebung  und  vermöchte  ich  eine 
Menge  verwertbarer  Thatsachen  anführen,  welche  von  Dritten  —  physischen  oder 
juristischen  Personen  —  in  Bezug  auf  jene  Erträgnisse  auf  Grund  eigener  Wahr- 
nehmung an  die  Hand  gegeben  werden  können,  allein  ea  kann  von  Meldung 
nirgends  die  Rede  sein. 
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Nachstehend  folgen  noch  im  Wortlaut  die  gesetzlichen  Be- 
stimmungen über  die  als  „  Meldangabe  *  —  „  Kapitallisten  *  —  hin- 
gestellte Schuldzinsennachweisung  aus  den  mir  augenblicklich  zur  Ver- 
fügung stehenden  Gesetzen: 

1)  Bayern.  Kapitalrentenetenergeaetz  vom  19.  Mai  1881. 

Art.  5.  Von  der  steuerbaren  Kapitalrente  „dürfen"  die  von  den  Steuer- 
pflichtigen erweislich  zu  zahlenden  Passivkapital  zinsen  in  Abzug  ge- 
bracht werden. 

Der  Nachweis  ist  durch  Bezeichnung  des  den  Abzug  bedingenden  Rechte- 
geschäftes, dann  der  Person,  des  Standes  und  Wohnorts  des  Gläubigers  oder 
Rentenempfängers,  endlich  des  auf  jeden  Gläubiger  oder  Empfänger  treffenden 
Zins-  oder  Rentenbetrages  anzutreten. 

Art.  16.    Jedem  Steuerpflichtigen,  welcher  Passivkapitalzinsen  ....  von 

der  steuerbaren  Kapitalrente  in  Abzug  bringt,  „kann*  vom  Rentamte  

bei  Vermeidung  der  Nichtberücksichtigung  dieser  Abzüge  zur  Auflage  gemacht 
werden,  das  Vorhandensein  derselben  urkundlich  oder  in  sonst  glaubhafter 
Weise  darzuthun.  Dieser  Nachweis  gilt  als  erbracht,  wenn  die  treffenden  Passiv- 
zinsen oder  Lasten  in  der  Steuererklärung  des  Empfängers  derselben  zur  Be- 
steuerung angegeben  sind. 

» 

2)  Italien.   Gesetz  über  die  Steuer  von  Einkünften  ans  beweglichem  Ver- 
mögen vom  24.  Angnat  1877. 

Art.  1  .  Den  Steuerpflichtigen  ist  „gestattet'  —  i  contribuenti  sono 
ammessi"  —  die  Passivzinsen,  einschliesslich  der  hypothekarischen,  anzugeben, 
welche  ihre  aus  beweglichem  Vermögen  fliessenden  Einkünfte  belasten.  Jene 
Passivzinsen  werden  den  Pflichtigen  in  Vormerkung  gehalten,  bis  ihr  Bestand 
vollständig  festgestellt  und  die  Person,  sowie  der  Wohnsitz  der  im  Staate 
lebenden  Gläubiger  ermittelt  werden  kann. 

Insoweit  diese  Bedingungen  erfüllt  sind,  wird  der  den  Passivzinsen  ent- 
sprechende Betrag  an  den  eigenen  steuerbaren  Einkünften  des  Pflichtigen  gekürzt. 

Insoweit  sie  nicht  zutreffen,  sind  die  Pflichtigen  gehalten,  die  schuldige 
Steuer  in  ihrer  Gemeinde  vorbehaltlich  des  Abzugsrechtes  gegenüber  dem  Gläu- 
biger voll  zu  entrichten. 

Art.  60  Abs.  3  der  Instruktion  —  regolamento  — : 

Wenn  der  Agent  den  Bestand  der  Passivzinsen  oder  die  Person  und  den 
Wohnsitz  des  Gläubigers  nicht  festzustellen  vermag  oder  wenn  er  wahrnimmt, 
dam  derselbe  seinen  Wohnsitz  nicht  im  Königreich  hat,  so  lässt  er  den  Abzug 
nicht  zu  und  gibt  hiervon  dem  Schuldner  schriftlich  Nachricht. 
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3)  Oldenburg.  Einkommensteuergesetz  vom  6.  April  1864. 

Art.  6.    Von  dem  steuerbaren  Einkommen  sind  in  Abzug  zu  bringen: 

 die  Zinsen  für  hypothekarisch  eingetragene  und  andere  Schulden,  soweit 

die  Schulden  den  Schätzungsausschüssen  mit  Bestimmtheit  als  vorhanden  bekannt 
sind  oder  alljährlich  bis  zum  7.  Mai  unter  Angabe  des  Namens  und  Wohnorts 
des  Gläubigers  und  des  Zinsfusses  angegeben  und  auf  Verlangen  speciell  nach- 
gewiesen sind.  An  die  Beobachtung  dieser  Frist  ist  alljährlich  wenigstens  vier 
Wochen  vorher  durch  eine  in  angemessener  Weise  veröffentlichenden  Aufforderung 
zu  erinnern.  Der  Abzug  der  Zinsen  nicht  rechtzeitig  angemeldeter,  bezw.  nicht 
nachgewiesener  Schulden  kann  nicht  verlangt  werden. 

4)  Königreich  Sachsen.   Einkommensteuergesetz  vom  2.  Juli  1878. 

§  40.  Die  Deklaration  hat  zu  enthalten  die  Nach  Weisung 

der  Schuldzinsen  

§  43  letzter  Abs  Die  Kommission  ist  nicht  verpflichtet,  das 

Vorhandensein  von  Schuldzinsen  über  welche  eine  Nachweisung  von 

Seiten  der  Beitragspflichtigen  nicht  vorliegt,  selbständig  zu  erörtern. 

5)  Altenburg.  Klassen-  und  Einkommensteuergesetz  vom  17.  März  1868. 

§  5  lit.  c  letzter  Abs  Die  Zinsen  für  hypothekarisch  eingetragene 

und  andere  Kapitalschulden  werden  in  Abzug  gebracht,  müssen  jedoch  auf  Er- 
fordern und  zwar  die  Schulden  unter  Angabe  des  Namens  und  Wohnorts  des 
Gläubigers,  sowie  des  Datums  der  Schuldurkunde  speciell  nachgewiesen  werden. 

Lit.  g  ebenda«  Zinsen  von  Privatschulden,  wenn  sie  unter  An- 
gabe des  Namens  und  Wohnorts  des  Gläubigers  und  des  Datums  der  Schuld- 
urkunde speciell  nachgewiesen  werden,  kommen  in  Abzug. 

6)  Gotha.   Einkommen-  und  Klassensteuergesetz  vom  10.  Januar  1854. 

§  7  letzter  Abs  Zinsen  für  hypothekarisch  eingetragene  und 

andere  Schulden  werden  in  Abzug  gebracht,  müssen  jedoch  auf  Erfordern  und 
zwar  die  Schulden  unter  Angabe  des  Namens  und  Wohnorts  des  Gläubigers, 
sowie  des  Datums  der  Schuldurkunde  speziell  nachgewiesen  werden. 


Gegenüber  diesem  Wortlaut  der  Gesetze  lässt  sich  nicht  ab- 
sehen, worauf  in  der  Gesetzesnachweisung  S.  48  u.  49  der  Abhand- 
lung die  irrigen  Angaben  fussen,  dass  in  Bayern,  Königreich  Sachsen 
und  Sachsen-Altenburg  Kapitallisten  „nur  für  unversicherte  Privat- 
schulden" vorkommen;  ferner  ist  übersehen,  dass  Koburg-Gotha 
ebenfalls  „  Kapitallisten  *   hat.  —  Dass  die  angeführten  Gesetzes- 
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Bestimmungen  meine  oben  ausgesprochene  Meinung  über  diese  Listen 
vollkommen  rechtfertigen,  springt  wohl  von  selbst  in  die  Augen,  und 
es  gilt  dies  auch  von  Oldenburg,  welches  in  der  öffentlichen  Auf- 
forderung wenigstens  eines  der  von  mir  bezeichneten  Merkmale  der 
Meldung  ersehen  lasst,  denn  es  ist  klar,  dass  diese  Aufforderung 
lediglich  im  Interesse  des  Schuldners  und  nicht  im  Interesse 
des  Staats,  zur  Fassung  des  Gläubigers,  erfolgt,  und  dass  der  die 
Aufforderung  ausserachtlassende  Schuldner  nicht  eine  Pflicht  ver- 
säumt, sondern  lediglich  sein  Recht  im  Stich  lässt.  —  Ich  bin  der 
festen  Ueberzeugung,  dass  mich  auch  der  Inhalt  der  vorstehend  un- 
berücksichtigt gebliebenen  von  den  in  obiger  Nachweisung  angezogenen 
Gesetzen  nicht  widerlegen  wird,  werde  mich  aber  entgegengesetzten 
Falls  gerne  berichtigen  lassen. 


107 


Digitized  by  Google 


Die  deutsche  Reichsbank  im  Dienste  der  Finanzverwaltnng 
des  Reichs  und  der  Bundesstaaten. 

Von 

Dr.  £.  Philtppovlch  r.  Phlllppsberf , 

Professor  in  Freiburg 

Die  Reichsbank  war  bei  ihrer  Gründung  wesentlich  dazu  be- 
stimmt, in  das  verwirrte  Notenwesen  Deutschlands  Ordnung  zu  bringen. 
Durch  die  hier  nicht  näher  zu  berührenden  Bestimmungen  des  Bank- 
gesetzes vom  14.  März  1875  über  den  Notenumlauf  wurde  denn  auch 
die  Stellung  der  Reichsbank  derart  begünstigt,  dass  nunmehr  über 
zwei  Drittel  der  im  Umlauf  befindlichen  Noten  Reichsbanknoten  sind. 
Ihr  Ansehen  und  ihre  Bedeutung  hat  sich  auch  auf  anderen  Ge- 
schäftsgebieten gesteigert.  Der  von  ihr  betriebene  Giroverkehr  hat 
eine  in  keinem  anderen  Staat  erreichte  Entwicklung  erlangt.  Sie 
besitzt  eine  dominierende  Stellung  im  Deutschen  Reiche,  welche  sich 
nicht  allein  auf  ihre  Autorität  als  (verstecktes)  Reichsinstitut,  sondern 
besonders  auf  ihre  wirtschaftliche  Thätigkeit  stützt. 

In  einigen  Jahren  wird  der  Reichstag  darüber  zu  beraten  haben, 
ob  die  Reichsbank  in  ihrer  gegenwärtigen  Form  fortbestehen  oder 
vom  Reiche  erworben  werden  solle.  Es  wäre  vorzeitig  und  hier  nicht 
am  Platze,  in  eine  Untersuchung  darüber  einzugehen,  welche  Stellung 
zu  dieser  Frage  einzunehmen  sei.  Allein  das  darf  wohl  behauptet 
werden,  dass  zur  Entscheidung  der  Frage  auch  der  Umstand  bei- 
tragen wird,  in  welcher  Weise  die  öffentliche  Geldverwaltung  auf- 
gefasst  bezw.  in  welche  Verbindung  sie  mit  der  Reichsbank  gebracht 
wird.  Hier  kann  über  diesen  Punkt  nur  mitgeteilt  werden,  was  über 
das  gegenwärtige  Verhältnis  Positives  zu  wissen  möglich  ist  *).  Es 


')  Das  Verhältnis  der  Reichsbank  zum  Reiche  und  den  Bundesstaaten  in 
Bezug  auf  die  Geldverwaltung  entbehrt  fast  vollkommen  einer  gesetzlichen 
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wird  sich  zeigen,  dass  dasselbe  trotz  der  vorzüglichen  Organisation 
und  Einrichtung  der  Bank  unvollkommen  ist  und  hinter  den  bel- 
gischen und  englischen  Ordnungen  zurücksteht. 

Die  gesetzlichen  Bestimmungen  über  den  Verkehr  der  Reichs- 
bank mit  dem  Reiche  und  den  Bundesstaaten  sind  äusserst  dürftig. 
§  22  des  Bankgesetzes  sagt:  „Die  Reichsbank  ist  verpflichtet 
ohne  Entgelt  für  Rechnung  des  Reiches  Zahlungen  anzunehmen  und 
bis  auf  die  Höhe  des  Reichsguthabens  zu  leisten.  Sie  ist  berechtigt, 
das  nämliche  Geschäft  für  die  Bundesstaaten  zu  übernehmen."  Der 
Bestimmung  dieses  Paragraphen  wäre  Genüge  geleistet  gewesen, 
wenn  die  Reichsbank  dem  Reiche  ein  Conto  eröffnet  hätte,  auf  wel- 
ches Zahlungen  angenommen,  von  welchem  sie  geleistet  werden 
konnten.  Allein  derselbe  hat  durch  §  11  der  Statuten  eine  meri- 
torische  Erweiterung  erfahren. 

Es  heisst  daselbst:  „Der  Reichsbank  liegt  ob,  das  Reichsgut- 
haben unentgeltlich  zu  verwalten  und  über  die  für  Rechnung  des 
Reiches  angenommenen  und  geleisteten  Zahlungen  Buch  zu  führen 
und  Rechnung  zu  legen."  Infolgedessen  sind  sodann  im  Ver- 
ordnungswege weitere  Verfügungen  getroffen  worden,  welche  als  Aus- 
führung dieser  Erweiterung  des  Gesetzes  erscheinen.  Der  Verkehr 
mit  den  Bundesstaaten  stellt  sich  aber  auf  die  enge  Grundlage  des 
§  22,  welche  zur  Benützung  der  Bank  als  blosser  Transportanstalt 
geführt  hat.  Allein  auch  die  weitergehenden  Verfügungen  zu  Gunsten 
des  Reiches  lassen  das  System  der  Verbindung  der  staatlichen  Geld- 
verwaltung mit  der  Bank  Verwaltung  noch  lückenhaft  erscheinen. 

Das  Verhältnis  der  Bank  zu  den  Bundesstaaten  hat  die 
vom  Reichskanzler  erlassenen  Normativbedingungen  zur  Grundlage. 
Der  wesentliche  Inhalt  derselben  ist  folgender:  Jede  Bundesregierung, 
welche  die  Vermittlung  der  Reichsbank  zur  Auszahlung  und  Ein- 
zahlung in  Anspruch  nimmt,  hat  sich  an  das  Reichsbankdirektorium 
zu  wenden  und  diejenige  Bankstelle  zu  bezeichnen,  bei  welcher  ein 
Conto  für  sie  geführt  werden  solle.  Es  wird  nur  an  einer  Stelle 
ein  Conto  für  sie  geführt  werden,  die  Wahl  derselben  steht  ihr  aber 
vollkommen  frei.  Zugleich  sind  seitens  des  Bundesstaates  diejenigen 
Beamten  unter  Bekanntgabe  ihrer  Originalunterschrift  zu  bezeichnen, 
welche  über  ein  Guthaben  zu  verfugen  berechtigt  sein  sollen. 

Regelung  und  das  Folgende  gründet  sich  daher  grösstenteils  auf  persönliche 
Mitteilungen,  welche  dem  Schreiber  dieses  in  dankenswerter  Weise  von  kompe- 
tenter Seite  gemacht  wurden. 
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Jede  einzelne  Einzahlung  zu  Gunsten  des  Bundesstaates  muss 
mindestens  10,000  Mark  betragen.  Die  Reichsbank  stellt  für  die  Ein- 
zahlungen Kassenquittungen  aus  und  gibt  noch  an  demselben  Tage 
der  das  Conto  führenden  Stelle  von  der  geschehenen  Einzahlung  Kennt- 
nis. Die  Einzahlungen  können  im  ganzen  Reiche,  auch  von  Privaten 
vor  sich  gehen.  Die  letzteren  sind  durch  die  Kassenquittung  voll- 
kommen gedeckt. 

Die  Abhebung  kann  nur  dort  erfolgen,  wo  das  Conto  geführt 
wird  und  geschieht  durch  Uebersendung  einer  Quittung  seitens  des 
verfügungsberechtigten  Beamten  an  die  Bank.  Auch  die  Auszahlungen 
der  Bundesregierungen  müssen  mindestens  10,000  Mark  betragen.  Sie 
gehen  nur  von  diesem  einen  Conto  aus,  können  sich  aber  über  das 
ganze  Reich  erstrecken  und  werden  über  Auftrag  des  verfügungs- 
berechtigten Beamten,  da  oder  dort  Zahlung  zu  leisten,  vorgenommen. 

Die  Abrechnungen  zwischen  der  Reichsbank  und  dem  Bundes- 
staate geschehen  im  halben  Januar  und  halben  Juli.  Hiebei  müssen 
etwaige  Differenzen  bar  beglichen  werden.  Dies  ist  jedoch  nicht  so 
zu  verstehen,  als  ob  die  Bank  in  die  Lage  kommen  könnte,  den 
Bundesstaaten  einen  Vorschuss  zu  geben.  Sie  thut  dies  weder  beim 
Reiche  noch  bei  den  Bundesstaaten.  Es  handelt  sich  vielmehr  um 
das  Minimum  des  Guthabens,  welches  die  Bank  sich  ausbedungen  hat. 

Die  Zahlungen  und  Empfangnahmen  der  Gelder  geschehen 
kostenfrei.  Doch  behält  die  Bank  sich  vor,  das  Conto  des  Bundes- 
staates mit  einmonatlicher  Kündigung  aufzuheben,  wenn  sie  ihre 
Rechnung  dabei  nicht  finden  sollte.  Die  Bundesstaaten  können  durch 
einfache  Abhebung  des  Guthabens  ihr  Verhältnis  lösen. 

Zwischen  dem  von  der  Reichsbank  ins  Leben  gerufenen  Giro- 
verkehr und  dem  Zahlungsverkehr  der  Bundesstaaten  besteht  kein 
qualitativer  Unterschied.  Die  Höhe  der  Umsätze  und  gewisse  Ab- 
änderungen in  der  Art  des  Verfügens  über  das  Konto  bei  der  Bank 
sind  die  einzigen  unterscheidenden  Momente,  so  dass  die  Bundes- 
staaten der  Bank  gegenüber  als  einfache  Geschäftskunden  erscheinen. 
Der  Gewinn  der  Bank  liegt  in  der  Ausnützung  der  Guthaben,  der 
der  Bundesstaaten  in  der  leichteren  und  rascheren  Vereinigung,  Ver- 
teilung und  kostenlosen  Transportierung  von  Geldern,  was  für  die  ge- 
samte Kassenverwaltung  eine  Verminderung  der  Betriebsfonds  bedeutet. 

Inwieweit  die  einzelnen  Bundesstaaten  in  ein  Verhältnis  zur 
Reichsbank  getreteu  sind,  waren  wir  nur  bei  Preussen  in  der  Lage 
zu  ermitteln. 
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Preussen  besitzt  ein  Minimalguthaben  von  10  Millionen  Mark 
bei  der  Bank  und  hat  sein  Conto  in  Berlin.  Es  wird  geführt  für 
Rechnung  der  „  Generalstaatskasse  *  d.  i.  der  „  Centraikasse  des  preus- 
sischen  Staates".  Das  Verfügungsrecht  darüber  steht  dem  Finanz- 
minister zu.  Da  von  den  3—5  Regierungsbezirken  Preussens  sich 
fast  alle  am  Sitze  einer  Bankstelle  befinden  und  bei  den  Regierungen 
die  Regierungshauptkassen  mit  der  Doppelfunktion:  Sammlung  der 
bei  den  Perzeptionsämtern  ihres  Gebietes  eingehenden  Gelder  und  Do- 
tierung derselben  für  bestimmte  Ausgabszwecke  bestehen,  geschieht 
die  Konzentrierung  der  Staatsgelder  bei  der  Generalstaatskasse  und 
ihre  zweckentsprechende  Verteilung  ganz  durch  die  Bank.  So  ist 
die  Reichsbank  wohl  der  Mittelpunkt  der  Geldsendungen,  nicht 
aber  der  Zahlungen. 

Das  Reich  besitzt  bei  der  Bank  ein  von  der  Hauptbuchhalter i 
daselbst  in  Debet  und  Credit  geführtes  Hauptconto,  auf  welchem 
die  für  Reichsrechnung  eingehenden  Gelder  und  geleisteten  Zahlungen 
in  grossen  Summen  verfolgt  werden,  so  dass  das  bilanzierte  Conto 
den  jeweiligen  Stand  des  Reichsguthabens  bei  der  Reichsbank  ergibt. 
Zur  Verrechnung  dieses  Guthabens  im  Detail  entsprechend  den  budget- 
mässigen  Eingängen  und  Ausgaben  ist  eine  besondere  Abteilung  der 
Hauptkasse  der  Reichsbank,  die  Reichshauptkasse  bestimmt, 
welche  sich  mit  dem  Centraikassengeschäft  des  Reiches  zu  befassen  hat. 

Diese  aus  einem  Vorstand  und  mehreren  Buchhaltern  bestehende 
Reichshauptkasse  hält  jedoch  nicht  die  Reichsgelder  als  gesonderten 
Bestand,  es  liegt  ihr  vielmehr  nur  die  Buchführung  und  Rech- 
nungslegung ob,  da  bezüglich  der  Gelder  selbst  der  Grundsatz 
aufgestellt  ist,  dass  der  buchmässige  Bestand  der  Reichshauptkasse 
sich  als  Reichsguthaben  unter  dem  Gesamtkassenbestand  der  Reichs- 
bank befindet  und  daher  eine  Trennung  der  Reichsgelder  nicht  statt- 
hat1).  Die  Reichshauptkasse  hat  daher  auch  weder  Zahlungen  reell 
zu  empfangen  noch  reell  zu  leisten.  Es  geschieht  dies  vielmehr 
für  ihre  Rechnung  durch  die  Hauptkasse  resp.  Nebenstellen  der 
Reichsbank.    Sie  stellt  nur  Quittungen  aus,  bucht  und  verrechnet 

*)  Eine  Ausnahme  von  diesem  Verschmelzen  der  Reichsgelder  mit  den 
Kaasenbeständen  findet  nur  insofern  statt,  als  das  Reichssehatzaiut  die  Veraus- 
gabung gewisser  für  Reichsrechnung  eingezogener  Sortenbestände  von  besonderer 
Anordnung  abhängig  macheu  kann.  Eine  Befugnis,  welche  bei  vollkommen 
geordneten  Münzverhältnissen  als  ungehörig  bezeichnet  werden  müsste.  jeden- 
falls aber  eine  eminente  Beschränkung  der  Handlungsfreiheit  der  Bank  ist. 
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die  Eingange,  auf  der  anderen  Seite  weist  sie  Zahlungen  an,  bucht 
und  verrechnet  dieselben  und  empfängt  die  Zahlungsbelege.  Das 
eigentliche  Kassengeschäft  wird  durch  sie  nicht  besorgt.  Nach  aussen 
aber  steht  die  Reichshauptkasse  zu  den  zahlreichen  selbständigen 
Kassen  (den  Kassen,  durch  welche  ihr  die  Einnahmen  zufliessen,  den 
Kassen  der  Militärverwaltung,  der  preussischen  Staatsschuldenkasse, 
der  Generalpostkasse,  der  Eisenbahnhauptkasse  u.  s.  w.)  vollkommen 
in  denselben  Beziehungen,  wie  eine  staatliche  Centraikasse,  d.  h.  sie 
sammelt  die  Ueberschüsse  der  ersteren  und  dotiert  die  letzteren  nach 
Massgabe  von  Etats.  Auf  diese  Weise  ist  die  Reichshauptkasse  jener 
Teil  des  Bankorganismus,  welcher  als  der  Centraipunkt  des  Zahlungs- 
verkehrs des  Reiches  angesehen  werden  muss. 

Demgemäss  stellt  auch,  sobald  der  Reichsetat  festgesetzt  ist, 
das  Reichsschatzamt  jährlich  auf  Grund  dieses  Reichshaushaltsetats 
den  Hauptetat  der  Reichshauptkasse  zusammen.  Derselbe  schliesst 
sich  vollkommen  an  den  ersteren  an  und  enthält  bei  den  einzelnen 
Abteilungen,  unter  Umständen  auch  bei  den  einzelnen  Kapiteln 
und  Titeln  der  Einnahme  und  Ausgabe  den  Nachweis  der  Kassen, 
welche  die  Einnahmen  oder  Ueberschüsse  abzuliefern  oder  an  welche 
Dotationen  zu  erfolgen  haben,  unter  Bezeichnung  des  jeweiligen  Be- 
trages derselben,  sowie  etwaiger  Bestimmungen  über  die  Rechnungs- 
pflicht der  einzelnen  Kassen  (Legung  einer  Specialrechnung  u.  s.  w.). 
Dieser  Hauptetat  bildet  die  Grundlage  der  Operationen  der  Reichs- 
hauptkasse und  der  von  ihr  vorzunehmenden  Buchführung. 

Das  Anweisungsrecht  zur  Erhebung  der  einzelnen  Einnahmen, 
sowie  Leistung  der  einzelnen  Ausgaben  steht  dem  Reichsschatzamt 
und  den  mit  der  Ausführung  von  Etats  der  Reichsverwaltung  sonst 
beauftragten,  dem  Bankdirektorium  und  der  Reichshauptkasse  be- 
kannt zu  gebenden  Behörden  oder  Personen  zu. 

Die  Sammlung  resp.  Vereinigung  der  Einnahmen  des  Reiches 
geschieht  nun  vollständig  durch  die  Bank.  Zahlungspflichtige  Per- 
sonen können  bei  jeder  Bankstelle  zu  Gunsten  der  Reichshauptkasse 
Zahlungen  leisten,  erhalten  eine  vorläufige  Empfangsbestätigung, 
welche  die  Reichshauptkasse  auf  Verlangen  gegen  eine  formelle  Quit- 
tung eintauscht  und  die  empfangende  Bankstelle  verfährt  mit  dem 
übernommenen  Reichsgelde  nach  den  allgemeinen  Vorschriften  der 
Bank.  In  jedem  Falle  erhält  aber  die  Reichshauptkasse  sogleich 
Nachricht  von  der  geschehenen  Einzahlung  unter  Angabe  des  Zah- 
lungsgrundes.  In  derselben  Weise  verfahren  die  mit  der  Einhebung 
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der  Reichseinnahmen  betrauten  Reichs-  oder  Landeskassen,  für  welche 
in  besonderer  Instruktion  Art  und  Zeit  dergestalter  Ablieferung  und 
Verrechnung  mit  der  Reichshauptkasse  bestimmt  ist. 

In  Bezug  auf  die  Ausgaben  des  Reiches  ist  wohl  zu  beachten, 
dass  die  Reichsbank  nur  die  Ton  der  Reichshauptkasse  zu  leistenden 
Zahlungen  ausführt.  Der  vielteilige  Bankorganismus  repräsen- 
tiert also  nicht  den  Zahlungsorganismus  des  Reiches,  er 
liefert  vielmehr  nur  einen  Centraipunkt  für  den  letzteren 
(in  der  Reichshauptkasse)  und  die  Verbindungskanäle  zwischen 
diesem  und  den  übrigen  selbständigen  Reichskassen.  Nur 
soweit  die  Reichshauptkasse  selbst  endgiltige  Zahlungen,  d.  h.  solche, 
durch  welche  das  Reich  von  einer  rechtlichen  Verpflichtung  befreit  wird, 
zu  leisten  hat,  fungiert  die  Reichsbank  als  staatliche  Zahlstelle.  In  allen 
übrigen  Fällen  aber  ist  sie  nur  das  Medium  fur  die  Verteilung  der  Reichs- 
gelder. Da  nun  für  die  Verwaltung  der  auswärtigen  Angelegenheiten,  des 
Reichsheeres,  der  Marine,  der  Post  und  Telegraphie,  der  Reichsschuld, 
des  allgemeinen  Pensions-  und  des  Invalidenfonds,  für  den  Reichstag 
und  den  obersten  Rechnungshof  besondere  Kassen  bestehen,  an  welche 
die  Reichshauptkasse  über  gehörige  Anweisung  nur  grosse  Summen 
zu  überweisen  hat,  während  die  Detailzahlung  daselbst  geschieht, 
ist  der  eigentliche  Zahlungsdienst  der  Reichsbank  ein  beschränkter. 

Was  die  Form  betrifft,  in  welcher  die  Ausgaben  der  Reichs- 
hauptkasse durchgeführt  werden,  so  ist  für  sämtliche  Zahlungen  der- 
selben, sowohl  für  die  endgiltigen  Zahlungen,  als  die  blosse  Ver- 
teilung der  Reichsgelder  eine  Anweisung  des  Bankdirektoriums  an 
die  die  Zahlung  leistende  Bankstelle  nötig.  Dieselbe  erfolgt  über 
Ansuchen  der  Reichshauptkasse,  welche  hiezu  wieder  durch  die  An- 
weisung der  entsprechenden  Reichsbehörde  ermächtigt  wird. 

Von  der  Reichshauptkasse  wird  jede  einzelne  Einnahme  und 
einzelne  Ausgabe  den  Abteilungen,  Kapiteln  und  Titeln  ihres  Haupt- 
etats gemäss  gebucht.  Am  Ende  eines  jeden  Tages  Ubersendet  die 
Hauptkasse  der  Reichsbank  einen  Abschluss  mit  den  Rechnungsbelegen 
üher  die  Einnahmen  und  Ausgaben  für  das  Reich  an  die  Haupt- 
buchhaltern der  Reichsbank,  welche  sodann  das  Conto  des  Reiches 
mit  der  Gesamtsumme  der  Ausgaben  belastet,  demselben  die  Ge- 
samtsumme der  Einnahmen  gutschreibt  und  die  Belege  mit  einem 
entsprechenden  Kassenauszuge  an  die  Reichshauptkasse  weiter  gibt. 
Das  Conto  der  Hauptbuchhaltern  und  das  Hauptjournal  der  Reichs- 
hauptkasse müssen  sich  daher  stets  im  Einklänge  befinden. 
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Von  den  täglichen  Abschlüssen  sowohl,  wie  von  den  monatlich 
und  am  Ende  des  Jahres  vorzunehmenden  erhält  das  Reichsschatz- 
amt Kenntnis  und  dieselben  dienen  ihm  als  Uebersichten  über  die 
finanzielle  Lage  des  Reiches,  sowie  als  Grundlage  für  die  von  ihm 
zu  übende  Buchrevision  und  Kontrolle  der  Reichshauptkasse. 

Nur  die  Postverwaltung  hat  ihren  Zahlungsverkehr  in  selb- 
ständiger Weise  mit  dem  der  Reichsbank  enger  verschmolzen.  Die 
Generalpostkasse  des  Reiches  besitzt  nämlich  seit  1.  März  1879 
ein  Conto  im  Giro-Comptoir  der  Reichsbank,  welches  den  der  Reichs- 
postverwaltung zur  Verfügung  stehenden  in  ihren  Kassen  entbehr- 
lichen Betriebsfonds  repräsentiert.  Sämtliche  Postanstalten  des  Reiches 
fuhren  ihre  Ueberschüsse  an  die  nächste  Reichsbankstelle  ab,  welche 
das  Giro-Comptoir  der  Reichsbank  von  der  geschehenen  Einzahlung 
in  Kenntnis  setzt,  worauf  der  Eingang  der  Generalpostkasse  auf 
ihrem  Conto  gutgeschrieben  wird.  Ebenso  zahlen  sämtliche  Bank- 
stellen an  die  Postanstalten  und  werden  diese  Beträge  von  dem  Giro- 
conto  abgeschrieben.  Die  Verfugung  über  dies  Postgiroconto  wird 
noch  dadurch  erleichtert,  dass  die  Reichsbank  auch  auf  telegraphische 
Forderungen  der  Postanstalten  Gelder  anweist. 

Das  Conto  der  Postverwaltung  wird  täglich  abgeschlossen,  ein 
allfälliger  Ueberschuss  an  die  Reichshauptkasse  geleitet,  welche  aber 
auch  umgekehrt  ein  etwaiges  Deficit  aus  dem  Reichsguthaben  zu 
decken  hat.  Monatlich  endlich  hält  die  Reichshauptkasse  Abrechnung 
mit  der  Generalpostkasse. 

Zum  richtigen  Verständnis  der  Bedeutung  der  deutschen  Reichs- 
bank für  die  Kassenverwaltung  des  Reiches  müssen  wir  noch  einen 
Blick  auf  die  Betriebsfonds  der  letzteren  werfen.  Als  das  Deutsche 
Reich  gegründet  wurde,  mussten  der  Finanzverwaltung  zur  Sicher- 
stellung eines  geordneten  Wirtschaftsbetriebes  Betriebsfonds  zur 
Ausstattung  der  Kassen  gegeben  werden.  Dieselben  wurden  mit 
18,810,000  M.  zu  eisernen  Vorschussbeständen  der  Truppenkassen 
der  Militärverwaltung,  5,250,000  M.  für  die  Post-  und  Telegraphen- 
verwaltung und  6,000,000  M.  für  die  Reichscentralkasse,  zusammen 
auf  30,050,000  M.  bemessen  l).  Allein  mit  der  Zeit  erwiesen  sich 
diese  Summen  als  ungenügend,  um  als  Grundlage  für  den  gesteigerten 
Zahlungsverkehr  des  Reiches  zu  dienen  und  es  wurden  daher  durch 
den  Reichshaushaltsetat  fur  18828Ü  zur  Verstärkung  der  dauernden 


')  Vgl.  Reichahaushaltsetat  fiir  1872. 
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Betriebsfonds,  hauptsächlich  für  den  Bedarf  der  Postverwaltung, 
weitere  9,150,000  M.  aus  der  Reichsanleihe  bereit  gestellt,  so  dass 
der  feste  Bestand  des  Reichs  an  Betriebsfonds  zur  Zeit  39,210,000  M. 
beträgt. 

Zur  Deckung  eines  vorübergehenden  Bedarfes  an  Betriebs- 
fonds war  der  Reichsregierung  stets  das  Recht  gewährt  worden, 
Schatzanweisungen  im  Höchstbetrage  von  ursprünglich  24,  späterhin 
40  Millionen  auszugeben.  Dieser  Höchstbetrag  wurde  nun  durch 
den  Reichshaushaltsetat  für  1882/83  auf  70  Millionen  festgesetzt. 
Die  Ausfertigung  der  Schatzanweisungen  ist  nicht  der  Bank  und 
nicht  der  Reichshauptkasse,  sondern  der  preussischen  Hauptver- 
waltung der  Staatsschulden,  welche  in  ihren  Funktionen  für  das 
Reich  die  Benennung  „  Reichsschulden  Verwaltung*  führt,  übertragen, 
ihre  Ausgabe  aber  erfolgt  durch  die  Reichshauptkasse.  Ihre  Um- 
laufzeit  darf  das  Etatsjahr  um  höchstens  sechs  Monate  überschreiten, 
doch  kann  innerhalb  dieser  Zeit  der  Betrag  wiederholt  ausgegeben 
werden,  jedoch  nur  zur  Deckung  der  in  Verkehr  gesetzten  Schatz- 
anweisungen. 

Zur  Sicherstellung  der  Reichsbank,  welche  bei  der  Knappheit 
der  festen  Betriebsfonds  der  Reichshauptkasse  in  die  Lage  kommen 
könnte,  Zahlungen  für  das  Reich  leisten  zu  müssen,  ohne  für  die- 
selben Deckung  zu  besitzen,  in  einem  solchen  Falle  also  dem  Reiche 
einen  unverzinsten  Vorschuss  gewähren  würde,  ist  die  Verfügung 
getroffen,  dass  sie,  wenn  das  Guthaben  des  Reiches  unter  10  Mil- 
lionen Mark  sinkt,  von  den  bei  der  Reichshauptkasse  erliegenden 
Schatzanweisungen,  soviel  als  zur  Ergänzung  auf  obige  Summe  nötig 
ist,  mindestens  aber  den  Betrag  von  3  Millionen  Mark,  auszugeben 
berechtigt  ist. 

Aus  dem  vorbeschriebenen  Zustande  des  Verhältnisses  des 
Deutschen  Reiches  zur  Reichsbank  ist  zu  ersehen ,  dass  man  auch 
hier  noch  weit  entfernt  ist,  die  durch  die  Existenz  einer  so  eminent 
staatlich  organisierten  Bank  gebotene  Gelegenheit  zu  benützen  und 
den  Zahlungsorganismus  des  Reiches  vollkommen  in  dem  der  Bank 
aufgehen  zu  lassen.  Die  Bank  versieht  zwar  den  Dienst  der  Ver- 
einigung der  Einnahmen  und  Zuweisung  der  Ausgaben  in  grossen 
Summen,  allein  nur  der  kleinste  Teil  endgiltiger  staatlicher  Zahlungen 
wird  bei  ihr  selbst  besorgt. 

Von  dem  gesamten  Ausgabebudget  des  Deutschen  Reiches  von 
beiläufig  etwa  800  Mill.  Mark  wird  nur  der  geringste  Teil  durch 
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die  Reichsbank  der  Erfüllung  der  staatlichen  Zahlungspflicht  zu- 
geführt werden.  Es  sind  dies  die  Zahlungen  des  Reichsamtes  des 
Innern,  der  Justiz  und  des  Schatzamtes.  Das  auswärtige  Amt  mit 
7  Mill,  hat  die  Legationskasse  in  Berlin,  welche  mit  750,000  Mark 
Betriebsfonds  dotiert  ist.  Die  aus  der  Reichsschuld  entstehende 
Zahlungsverbindlichkeit  von  nahe  16  Millionen  wird  durch  die  preus- 
sische  Staatsschuldenkasse  erfüllt,  wofür  Preussen  eine  Vergütung 
von  12,500  M.  als  Beitrag  zu  den  Kosten  dieser  Behörde  erhält. 
Zur  Bestreitung  der  Ausgaben  des  Reichsheeres,  gegen  344  Mill., 
der  Marine  28  Mill.,  des  allg.  Pensionsfonds  20  Mill.,  des  Invaliden- 
fonds 30  Mill.,  sind  die  Generalmilitärkasse  in  Berlin,  nebst  den  mit 
den  preussischen  Regierungshauptkassen  verbundenen  Corpszahlungs- 
stellen, die  Kriegszahlämter  in  Dresden  und  Stuttgart,  die  Centrai- 
staatskasse in  München  und  ihre  Unterzahlämter  berufen  u.  s.  w. 

Eine  derartige  Zersplitterung  des  gesamten  Zahlungswesens 
Ubersieht  .vollkommen  die  grossen  Vorteile,  welche  durch  Ueber- 
tragung  der  Zahlungen  auf  die  Bank  geboten  sind.  Dieselben  sind 
bei  der  bureaukratischen  Organisation  der  Reicbsbank  auch  durchaus 
mit  jenen  Sicherheiten  versehen,  welche  ein  Amtsorganismus  bietet 
und  es  ist  wohl  nur  dem  Beharrungsvermögen,  mit  welchem  einmal 
gewordene  staatliche  Einrichtungen  ihre  Existenz  behaupten,  zuzu- 
schreiben, da8s  nicht  bereits  das  gesamte  Zahlungswesen  des  Reiches 
reorganisiert  ist. 

Es  ist  daraus  auch  erklärlich,  dass  das  Deutsche  Reich  nicht 
nur  nicht  daran  denken  kann,  seine  Kassenbestände  zu  verwerten, 
dieselben  vielmehr  häufig  vollständig  in  Frage  gestellt  sieht  und  da- 
her eines  ausserordentlichen  Kreditmittels  bedarf,  das  im  kritischen 
Moment  leicht  seinen  Dienst  versagen  kann  l)    Wenn  aber  einmal 


')  Wie  unzureichend  die  Reichskasse  wenigstens  zur  Zeit  bis  zu  der  am 
1.  April  1882  gewährten  Verstärkung  mit  Betriebsfonds  ausgestattet  war,  erhellt 
aus  dem  Vorkommnis,  dass  im  Frühjahr  1881  trotz  eines  Restbestandes  der 
Kriegskostenentschädigung  von  etwa  noch  13,596,000  Mark  und  obwohl  nicht 
nur  die  der  Finanz  Verwaltung  zur  vorübergehenden  Verstärkung 
des  ordentlichen  Betriebsfonds  der  Reichshauptkasse  zur  Ver- 
fügung gestellten  40  Millionen  Schatzanweisungen  vollständig 
begeben,  sondern  auch  die  Geldmittel  für  alle,  mit  ihrer  Deckung  auf  beson- 
dere  Fondsanleihen,  Reichsfestungsbaufonds,  Reichseisenbahnfonds  angewiesenen 
Ausgabszwecke,  zum  Teil  über  den  für  diese  Zwecke  hervorgetretenen  Bedarf 
hinaus,  flüssig  gemacht  und  bereit  gestellt  worden  waren,  wiederholt  der  Fall 
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der  ganze  Zahlungsverkehr  des  Reiches  von  der  Reichsbank  über- 
nommen sein  wird,  soweit  dies  die  Kongruenz  der  Bankgebiete  und 
Verwaltungsgebiete  gestattet  und  es  technisch  möglich  ist,  wird  auch 
in  Deutschland  wie  in  England  an  die  Stelle  des  Schatzanweisungs- 
kredits der  gesetzlich  geregelte,  billigere  Buchkredit  der  Bank  treten. 
Der  erstere  muss  stets  in  seiner  Höhe  fixiert  sein  und  ist  daher  nur 
eine  beschränkte  Hilfe,  der  letztere  bedarf  nur  einer  Regelung  der 
Formen  und  Bedingungen,  unter  welchen  er  in  Anspruch  genommen 
werden  darf,  um  sodann  ganz  mechanisch  benützt  werden  zu  können. 


hat  eintreten  können,  dass  das  Guthaben  des  Reiches  bei  der  Reichs- 
bank  nahezu  völlig  aufgeräumt  war."  Denkschrift  zum  Reichshaushalte- 
etat  für  1882/83  S.  52. 
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Das  Budget  des  Königreichs  Italien. 

Von 

Prof.  Dr.  Richard  ron  Kaufmann. 

Bei  dem  Versuch  eines  möglichst  zusammengedrängten  Ueberblicks  über 
die  Finanzen  des  Königreichs  Italien  wollen  wir  unsere  Aufmerksamkeit  vorzugs- 
weise auf  eine  Betrachtung  der  Mittel  richten,  die  das  junge  Königreich  an- 
gewandt hat,  um  der  nach  langen  Kämpfen  errungenen  Einheit  eine  auf  gesunde 
finanzwirtschaftliche  Grundlage  zu  bieten  und  diese  zu  festigen,  und  werden 
wir  bei  unseren  Betrachtungen  ausschliesslich  officielle  Quellen  benutzen. 


L  Rückblick. 

Das  neuere  Italien  tritt  in  Existenz  mit  dem  Züricher  Friedensschluss  vom 
10.  November  1859,  der  zum  Königreich  Sardinien  die  Lombardei  gesellt  und 
die  weiteren  Anschlüsse  des  Jahres  I860  ermöglicht,  so  dass  Ende  jenes  Jahre« 
bereits  neben  den  genannten  Teilen:  Modena,  Parma,  Toskana,  das  Königreich 
beider  Sizilien  und  die  vom  Kirchenstaat  abgerissenen  Provinzen:  Marken  und 
Umbrien  zu  einem  Ganzen  von  21,770,884  Einwohnern1)  verschmolzen  waren. 

Die  so  plötzlich  zusammengefaßten  Länder  waren  aber  im  einzelnen  so  ver- 
schiedenartig organisiert,  dass  dieselben  noch  keineswegs  ein  einheitliches  Staats- 
ganze, sondern  nur  mehr  das  allerdings  willige  Material  zu  einem  solchen  dar- 
stellten. Auch  fehlten,  als  am  17.  März  1861  das  Königreich  Italien  feierlich 
proklamiert  worden  war,  noch  zwei  Edelsteine  in  der  königlichen  Krone:  Venedig 
und  Rom.  Es  war  aber  nicht  allein  der  fehlende  Glanz,  der  bei  jener  äusseren 
Unfertigkeit  betrauert  wurde,  sondern  man  war  sich  klar  darüber,  das« 
gerade  in  dem  Fehlen  jener  Teile  der  Keim  zu  neuen  Gefahren,  die  Notwendig- 
keit weiterer  Anstrengungen  und  Kämpfe  belegen  sei.  Das  ganze  Land  war  so 
von  dem  Gefühl  beherrscht,  dass  die  Reorganisation  desselben,  der  Aufbau  des 
neuen  Staates  ohne  die  noch  losgelösten  Provinzen  nur  schwer  gelingen  werde, 
und  dass  die  letzteren  zum  Ganzen  nötig  seien,  auch  schon  damit  die  fehlenden 
Glieder  einen  Teil  der  für  das  Ganze  notwendigen  Lasten  auf  sich  nehmen  könnten. 

Auf  allen  Gebieten  war  sofort  Neues  zu  schaffen:  so  musste  ein  einheit- 
liches Münzwesen  eingeführt  werden,  die  inneren  Zollschranken  mussten  fallen, 

')  Annuario  statistico  Italiano.    Roma  1878. 
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die  ganze  Verwaltung  war  neu  zu  ordnen.  Fast  jeder  der  einzelnen  Bestand- 
teile des  neuen  Staats  hatte  aber  auch  eine  andere  Finanzwirtschaft;  auf  anderer 
Basis  angelegt,  hatten  die  einzelnen  Einkünfte  in  den  verschiedenen  früher  selb- 
ständigen Provinzen  verschiedene  Namen,  und  selbst  wo  derselbe  Name  vorkam, 
bedeutete  derselbe  in  der  einen  Provinz  ganz  anderes  wie  in  der  anderen  und 
waren  für  die  eventuell  gleiche  Art  der  Steuer  die  verschiedensten  Sätze  in 
Anwendung.  Auch  die  Steuererhebung  ging  überall  verschiedenartig  von  statten : 
hier  hatte  man  staatlich  angestellte  Steuereinnehmer,  die  festes  Gehalt  bezogen, 
dort  waren  dieselben  auf  Tantiemen  verwiesen,  anderswo  waren  die  Abgaben 
verpachtet  und  abermals  an  anderer  Stelle  waren  die  Gemeindeempfänger  gleich- 
zeitig mit  der  Abführung  der  Staatssteuern  betraut. 

All  diese  Verschiedenheiten  waren  so  gross,  dass  für  das  erste  Jahr  (1861) 
nach  der  Proklamierung  des  Königreichs  Italien  zwei  besondere  Budgets,  eines 
für  den  Süden  und  eines  für  den  Norden,  aufgestellt  werden  mussten,  und  es 
erst  für  das  Jahr  1862  gelang,  einen  einheitlichen  Etat  zustande  zu  bringen. 

Die  bezügliche  schwierige  Arbeit  lastete  auf  dem  Finanzminister  Bastogi. 
In  dem  von  demselben  im  Dezember  1861  der  Kammer  vorgelegten  proviso- 
rischen ')  Budget  für  1862  standen  840  Mill.  Ausgaben  nur  531  Mill.  Einnahmen 
gegenüber.  Das  beträchtliche  Deficit  hatte  verschiedene  Ursachen:  erstens  hatten 
die  meisten  der  neuen  Provinzen  ihr  specielles  Deficit  mitgebracht  und  ander- 
seits hatte  die  kurze  Revolutionszeit  unbedacht  einfach  mit  vielen  Steuern  auf- 
räumen zu  können  geglaubt;  dabei  war  die  Steuerlast  des  Südens  nur  halb 
so  gross  als  die  des  Nordens  und  doch  sollten  die  Ausgaben  für  alle  Teile  von 
nun  an  gleichmässig  sein. 

Die  erste  Aufgabe,  das  Finanzwesen  des  neuen  Königreichs  zu  sanieren, 
bestand  in  einer  Vereinheitlichung  der  Schulden:  Jeder  der  fusionierten  Staaten 
hatte  solche.  Damit  wurde  die  Möglichkeit,  neue  Anleihen  aufzunehmen,  zwar 
grösser,  anderseits  aber  musste  auch  die  zur  Ziffer  gelangte  Gesamtschuldenlast 
verhältnismässig  schwer  erscheinen. 

Neue  Steuern  einzuführen,  ermangelte  es  für  den  Augenblick  an  Zeit  zu 
bezüglichen  Studien  und  Beschlüssen.  So  begnügte  man  sich  mit  dem  Notbehelf, 
zunächst  für  alle  bestehenden  Steuern  einen  Zuschlag  von  10  Prozent  zu 
votieren.  Dieser  Zuschlag  war  indes  keineswegs  ausreichend  das  Deficit  zu  be- 
gleichen und  wurde  eine  neue  Anleihe  von  500  Mill,  aufgelegt  (5  Prozent  zum 
Kurse  von  ä  70),  die  —  ein  gutes  Omen!  —  fast  doppelt  gezeichnet  wurde. 

Jene  500  Mill,  bedeuten  aber  nur  eine  erste  Rate.  Während  der  Vor- 
anschlag für  das  Jahr  1862  von  vornherein,  wie  wir  sahen,  ein  Deficit  von 
309  Mill,  in  Ansatz  brachte,  betrug  die  Unterbilanz  des  Jahre«  1861  weitere 
400  Mill. ,  so  dass  über  700  Mill,  nötig  waren.  Somit  blieben  200  Mill,  einst- 
weilen ungedeckt,  denen  gegenüber  59  Mill,  durch  Operationen  bei  der  Uni- 
fikation der  neapolitanischen  Schuld  vereinnahmt  wurden,  während  der  Rest 
durch  Steuern  hereingebracht  werden  sollte.  Die  that  sächlich  ausgeschriebenen 
Steuern  blieben  aber  in  ihren  Erträgnissen  hinter  dem  Ansatz  zurück.  Es  zeigte 


')  In  Italien  werden  zwei  Budgetvorlagen  gemacht:  eine  sogenannte  pro 
visorische  vor  dem  Beginn  des  Etatsjahres,  und  eine  sogenannte  definitive  einige 
Zeit  nach  dem  Anfang  desselben. 
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sich  auch  hier  das  bei  grossen  Mehrbelastungen  stets  wiederkehrende  Bild,  dass 
jede  neue  Steuer  nur  langsam  und  nicht  auf  einmal  ihre  normalen  Ertragnisse 
abwirft.  Zudem  war  aber  auch  die  Gesetzgebung  nicht  geneigt  gewesen,  sich 
bei  Einführung  von  neuen  Steuern  zu  übereilen.  So  kamen  statt  der  notwen- 
digen 150  Mill,  nur  die  Hälfte  mit  75  Mill,  thatsächlich  ein,  und  zwar  erstens 
von  einer  Eisenbahnsteuer  (10  Prozent  von  den  Personenbillets  und  dem  Eil- 
gutverkehr), zweitens  von  einer  Erhöhung  des  Preises  des  Salzes  und  des  Tabaks. 
Weiter  waren  die  Stempel-  und  Registrierungsgebühren  in  den  verschiedenen  Pro- 
vinzen auf  die  gleiche  Höhe  gebracht  und  schliesslich  die  Korporationen  und 
Aktiengesellschaften  besteuert  worden. 

Der  Nachfolger  von  Bastogi,  der  sehr  tüchtige  und  sehr  energische  Sella, 
stand  also  von  vornherein  einem  Fehlbetrage  von  75  Mill,  gegenüber,  bei  welchem 
es  aber  nicht  blieb,  da  grosse  ausserordentliche  Ausgaben  unumgänglich  not- 
wendig erschienen:  Die  Armee  musste  reorganisiert,  die  Marine  vervollständigt 
werden,  das  Eisenbahnnetz  war  auszubauen,  kurz,  überall  war  Neues  zu  schaffen. 
Wenn  man  nun  auch  darauf  rechnete,  dass  die  bestehenden  Steuern  als  solche 
im  laufenden  Jahre  selbst  50  Mill,  mehr  eintragen  würden  als  im  vergangenen, 
so  war  dennoch  ein  Deficit  von  abermals  450  Mill,  zu  erwarten.    Was  war  zu 
thun?   Die  Aufnahme  eines  neuen  Anlehens  Bchien  nicht  ratsam.    Die  letzte, 
so  gut  aufgenommene  Anleihe  war  noch  nicht  in  festen  Händen,  ihr  Kurs  ge- 
fallen; die  neu*»  ^fcihe  hätUr»  ^tatt  zu  70  zu  60  emittiert  werden  müssen. 
Das.rtjue  Jahr  war  dabei  schon  so  weaif,  vorgerückt,  dass  es  nicht  mehr  möglich 
»aien,  neue  Steuern  von  den  beiden  Kamnaern  bewilligen  zu  lassen.    Da  kam 
Sella  auf  den  Gedanken ,  gewisse  vom  Staat  \[n  Bau  genommene  Eisenbahnen 
gegen  Uebernahme  einer  Staatsgarantie  an  Privatgesellschaften  zu  übertragen, 
und  die  Kanäle,  welche  dem  Staate  nur  800,000  Li-re  brachten,  für  20  Mill.  L. 
zu  verkaufen.  v 

Bei  Durchführung  dieses  Projektes  und  gleichzeitiger  Ausgabe  von  100  Mill, 
an  Schatzscheinen  wäre  das  Deficit  auf  225  Mill,  gesunkken.  Diesem  fehlenden 
Rest  gegenüber  verlangte  der  Finanzminister  die  Automation,  die  nicht  zu 
.öffentlichen  Zwecken*  verwandten  Staatsdomänen  zu  verkaufen ,  und  zwar 
unter  diesen  alle  im  Jahre  1855  ')  im  Königreich  Sardinien  Uuid  im  Jahre  1860 
und  1861  in  den  Provinzen  Umbrien  und  den  Marken  eingezogenen  geistlichen 
Güter.  Jenem  zu  verkaufenden  Staatsbesitz  gegenüber  Bollten,  Ua  der  Verkauf 
voraussichtlich  längere  Zeit  in  Anspruch  nehmen  würde,  abermalA  Schatzscheine 
ausgegeben  und  ein  weiterer  Zuschlag  auf  die  Stempel  und  EinrWgistrierungs- 
gebühren  von  10  Prozent  erhoben  werden.  Das  Parlament  genehmigte  das  Pro- 
jekt, doch  war  die  Finanzlage  als  solche  durch  dasselbe  kaum  gebessert,  da 
erstens  die  Steuererträgnisse  hinter  dem  Voranschlage,  und  zweitenL  sämtliche 
ordentlichen  Einnahmen  immerhin  noch  um  einige  100  Mill,  hinter  denlrovermeid- 
lichen  Ausgaben  zurückblieben.  So  stand  auch  thatsächlich  im  folgenden  Jahr 
Minghetti,  der  Nachfolger  Sellas,  abermals  vor  einem  Deficit  von  etwa  1400  Mill., 
von  denen  auf  das  ordentliche  Budget  226  MilL  entfielen,  da  die  ordlentlichen 


*)  Gesetz  vom  26.  Mai.  —  Der  Band  4  der  Serie  II  der  Annali  «i  Stati- 
stica  behandelt  die  Geschichte  des  Asse  Ecclesiastico,  d.  h.  der  Einziehung  der 
Kirchengüter,  bis  zum  Jahre  1879. 
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Einnahmen  auf  546  Mill,  und  die  ständigen  Ausgaben  auf  772  Mill,  geschätzt 
wurden.  Minghetti  zeigte  sich  von  diesen  Zahlen  nicht  erschreckt:  während  er 
die  ausserordentlichen  Ausgaben  bedeutend  einschränken  zu  können  hoffte,  glaubte 
er  die  Fehlbeträge  des  ordentlichen  Budgets  durch  eine  gleichzeitige  Erhöhung 
der  Steuern  um  115  Mill,  und  durch  eine  Verminderung  der  Ausgaben  um 
100  Mill,  auf  die  Dauer  ganz  beseitigen  zu  können. 

Trotz  seines  Optimismus  war  der  Minister  aber  vorsichtig  genug  zu  er- 
klären, daes  ein  so  hoch  gestecktes  Ziel  sich  nicht  in  einem  Jahre,  wohl  aber, 
wie  er  glaube,  in  vier  Jahren  erreichen  lasse,  bis  zu  welcher  Zeit  das  im  Augen- 
blick vorhandene  Deficit  mitgerechnet,  die  Unterbilanzen  zusammen  1325  Mill, 
ausmachen  würden,  welche  wenigstens  zum  Teil  durch  Anleihen  zu  decken 
seien.  Somit  trug  er  darauf  an,  man  möge  ihm  erlauben,  700  Mill,  aufzunehmen, 
während  der  Rest  aus  den  Erträgnissen  des  Domänenverkaufs  aufzubringen 
wäre,  unter  gleichzeitiger  Herabsetzung  der  Schatzscheincirkulation  von  300 
auf  150  Mill. 

Die  sogenannte  schwebende  Schuld  hatte  nämlich  und  zwar,  wie  wir  oben 
schon  sahen,  gerade  mit  Rücksicht  auf  den  Domänenverkauf  die  Form  von  auf 
3,  6,  12  Monate  ausgestellten  Schatzscheinen  angenommen.  Dieser  Verkauf 
war  aber  noch  nicht  durchzuführen  gewesen,  so  dass,  wenn  man  die  Schatz- 
scheincirkulation vermindern  wollte,  dies  nur  in  Form  einer  Konsolidierung'  der- 
selben durch  eine  Anleihe  möglich  schien.  —  Die  hierauf  wirklich  zunächst  in 
Höhe  von  500  Mill,  zum  Kurse  von  70  emittierte  5prozentige  Anleihe  fand,  wie 
sie  eine  Verzinsung  von  mehr  als  7  Prozent  bot,  leicht  Abnehmer.  Um  aber 
bis  500  Mill,  effektiv  zu  erhalten,  musste  sich  das  Land  eine  nominelle  Last 
von  714  Mill,  aufbürden.  Wie  dann  das  Ende  des  Jahres  herankam,  waren 
die  Domänen  immer  noch  nicht  verkauft,  und  die  Steuererträgnisse  nur  un- 
bedeutend gestiegen,  die  Finanzlage  selbst  aber  ebenso  schlimm  wie  im  Beginn 
des  Jahres;  vielleicht  kann  man  die  Situation  noch  schlimmer  nennen;  da  nun- 
mehr auch  das  Vertrauen  in  eine  Besserung  erschüttert  schien  so  dass  Min- 
ghetti des  Aufgebots  seiner  bekanntlich  sehr  grossen  Rednergabe  bedurfte,  um 
die  Kammern  einigermassen  zu  beruhigen. 

Während  der  Minister  selbst  an  seinem  alten  Optimismus  festhielt,  sahen  alle 
übrigen  Beteiligten  nur  mit  Bangen  dem  Jahre  1864  entgegen.  Zunächst  wurde 
nach  harten  Kämpfen  in  den  Kammern  eine  Steuer  auf  das  bewegliche  Ver- 
mögen (Richezza  mobile),  ein  die  Stelle  einer  Einkommensteuer  vertretendes, 
wohldurchdachtes  Einkünftesteuers y stein,  von  dem  weiterhin  die  Rede  sein  soll, 
gleichmässig  im  ganzen  Lande  eingeführt,  von  dem  man  30  Mill,  erwartete; 
zwei  andere  Steuergesetze,  von  denen  man  einen  Ertrag  von  zusammen  52  Mill, 
erwartete,  erhielten  ebenfalls  die  Genehmigung  der  Kammern.  Das  eine  betraf 
die  Peräquation  der  Konsumtionsabgaben,  das  andere  die  der  Grundsteuer, 
d.  h.  deren  Gleichstellung  in  den  verschiedenen  Landesteilen,  wobei  es  sich 
um  eine  schwere,  aber  gerechte  und  notwendige  Operation  handelte.  Gerade 
die  Schwierigkeit  der  Durchführung  aber  und  die  spät  im  Jahre  erfolgende 
Promulgation  der  Gesetze  nahmen  denselben  für  1864  jeden  praktischen  Wert. 
Auch  der  endlich  energischer  in  die  Hand  genommene  Verkauf  der  Domänen 
erfüllte  keineswegs  die  auf  denselben  gesetzten  Erwartungen,  denn  statt  der 
erwarteten  400—500  Mill,  flössen  nur  200  Mill,  durch  denselben  in  die  Staats- 
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kasse.  Das  Deficit  wuchs:  zu  den  noch  cirkulierenden  150  Mill.  Schatzscheinen 
wurden  weitere  50  Mill,  emittiert  und  musste  der  hart  bedrängte  Finanzminister 
eingestehen,  das«  er  sich  verrechnet  habe. 

So  blieb  Minghetti  kein  anderer  Ausweg,  als  der  Verkauf  der  italieni- 
schen Staatsbahnen.  Eine  Gesellschaft  bot  für  die  oberitalienischen  Bahnen 
200  Mill.,  doch  kam  der  Vertrag  wegen  der  gleichzeitigen  Verlegung  der  Haupt- 
stadt von  Turin  nach  Florenz  nicht  zu  stände.  Der  Minister  fiel  und  Sella 
übernahm  von  neuem  das  Finanzministerium.  Um  sich  selbst  für  die  Zukunft 
seiner  Finanzgebahrung  möglichst  zu  decken,  hatte  der  neue  Finanzminister 
das  grösste  Interesse  daran,  klar  zu  legen,  wie  sehr  sich  sein  Vorgänger  vom 
Schein  hätte  trügen  lassen;  wieviel  Einnahmen,  welche  der  Voranschlag  des- 
selben versprochen  habe,  einerseits  thatsächlich  ausgeblieben  und  wieviel  Mehr- 
ausgaben anderseits  zu  verzeichnen  seien;  mit  einem  Wort,  Sella  berechnete 
den  Unterschied  zwischen  den  Zahlen  der  Budgets  und  den  thatsächlichen  Ein- 
nahmen und  Ausgaben  des  Jahres  auf  31fi  Mill.  Diese  waren  zu  finden  oder 
der  Bankerott  stand  vor  der  Thür. 

Dem  drohenden  Geschick  gegenüber  hatte  Sella  in  der  Kammer  leichteres 
Spiel.  An  eine  neue  Anleihe  war  nicht  zu  denken,  Europa  stand  vor  einer 
Geldkrisis,  sämtliche  Banken  erhöhten  ihren  Diskont.  Weit  ausschauende  Pläne 
aufzustellen  fehlte  es  an  Zeit;  vor  allem  galt  es  fur  den  Augenblick  zu  sorgen. 
Waren  aber  erst  250  Mill,  herbeigeschafft,  so  konnte  die  Zukunft  durch  Ver- 
minderung der  Ausgaben  und  Vermehrung  der  Steuern  das  ihrige  thun.  Aber- 
mals wurden  50  Mill,  neue  Schatzscheine  ausgegeben.  Eine  Gesellschaft,  die 
sich  für  den  Verkauf  der  Domänen  gebildet  und  als  solche  thatsächlich  An- 
erkennung gefunden  hatte,  lieh  weitere  50  Mill.  Die  Grundsteuer  des  Jahres 
1865  musste  praenumerando  im  Dezember  1864  gezahlt  werden  *),  wobei  an 
Zahlungsstatt  die  am  1.  Januar  1865  fälligen  Coupons  der  Staatsschuld  in  An- 
rechnung genommen  wurden,  und  der  immer  noch  übrig  bleibende  Fehlbetrag 
von  36  Mill,  wurde  durch  in  gleichem  Kapitalbetrage  ausgegebene  Rente 
herbeigeschafft. 

Während  die  Krone  ihrerseits  an  Opfermut  mit  dem  Volke  wetteiferte  und 
aus  freien  Stücken  bis  auf  weiteres  auf  3  Millionen  ihrer  Dotation  verzichtete, 
nahm  in  jenen  sorgenvollen  Zeiten  das  italienische  Volk  ebenso  opferfreudig 
weitere  Erhöhungen  der  Steuerlast  auf  sich.  Der  Preis  des  Tabaks  (der  be- 
kanntlich ebenso  wie  das  Salz  in  Italien  in  Form  des  Monopolbetriebes  besteuert 
ist)  wurde  um  ein  Drittel  erhöht,  wodurch  man  auf  neue  27  Mill,  rechnen  zu 
können  glaubte,  und  das  Salz  sollte  durch  eine  Steuerzulage  von  10  Frcs.  per 
100  kg  12 V«  Mill.  Mehrerträgnisse  liefern,  5  —  6  Mill,  erwartete  man  von  ver- 
schiedenen kleinen  Abgaben  und  fernere  5  Mill,  von  einem  Abzug  an  den  Ge- 
hältern der  Staatsbeamten. 

Alles  half  nichts:  Das  nächste  Jahr  zeigte  ein  noch  gefährlicheres  Antlitz, 
als  die  vergangenen.  Aehnliche  Hilfsmittel  anzuwenden,  wurde  versucht,  eine  neue 
Anleihe  aufgenommen.  Auch  war  bereits  von  der  Einführung  der  berüchtigten 
Mahlsteuer  (macinato)  die  Rede  und  gleichzeitig  wurde  die  Einziehung  von 


')  Am  15.  Dez.  waren  bereits  103  Mill,  auf  die  im  ganzen  geforderten 
121  Mill,  eingegangen. 

l« 
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Kircheilgütern  auch  in  denjenigen  Provinzen  verlangt,  wo  dieselbe  bis  dahin  noch 
nicht  stattgefunden  hatte. 

Eine  weitere  Wiederholung  der  den  ausserordentlichen  Schwierigkeiten 
gegenüber  beliebten  Auskunftsmittel  scheint  an  dieser  Stelle  unnötig;  hervorzuheben 
aber  ist,  dass  in  dieser  ersten  mit  dem  Jahre  1866  abschliessenden  Periode  zum 
Heile  Italiens  noch  kein  Gebrauch  weder  von  dem  gefährlichen  Auskunftsmittel 
der  Ausgabe  von  Papiergeld,  noch  vom  Zwangskurse  gemacht  wurde.  Ein 
sprechendes  Bild  aber  von  der  Opferfreudigkeit  des  Landes  gibt  die  einfache 
Steigerungsziffer  der  ordentlichen  von  Steuern  herrührenden  Einkünfte,  die  von 
458  Mill,  im  Jahre  1861  auf  471  Mill,  in  1862,  511  in  1863,  565  Mill,  in  1864, 
auf  687  Mill,  im  Jahre  1865  gestiegen  waren :  das  ist  eine  Steigerung  von 
45  Prozent,  die  um  so  bedeutungsvoller  erscheint,  wenn  man  berücksichtigt,  dass 
Italien  damals  keineswegs  zu  den  reichen  Ländern  zu  zählen  war.  So  wurden 
denn  auch  die  Kammern,  nachdem  trotz  all  der  gebrachten  Opfer  die  Finanz- 
lage sich  immer  noch  nicht  gebessert  hatte,  unruhig,  und  ebenso  wie  man  in 
Frankreich  im  Jahre  1870  nach  jeder  verlorenen  Schlacht  den  betreffenden 
General  des  Verrats  bezichtigte,  so  schrie  man  ebenso  in  der  italienischen 
Kammer:  Verrat,  und  kam  auf  den  tollen  Einfall,  alle  bisherigen  Finanzminister 
der  Untreue  anklagen  zu  wollen.  Die  Thorheit  des  Moments  hatte  keine  weitere 
Folge,  als  dass  Sella  demissionierte  und  Scialoja  das  Ministerium  übernahm. 

Alle  schönen  Pläne  und  Aufstellungen  des  neuen  Finanzministers  wurden 
durch  die  politischen  Ereignisse  des  Jahres  1866  zerstört.  Er  hatte  im  Anfang 
des  Jahres  geglaubt  mit  einigen  neuen  Steuern  und  Einziehung  der  Kirchen- 
güter sich  helfen  zu  können,  da  aber  kam  der  Krieg  und  mit  ihm  gewaltig 
wachsende,  im  Augenblick  zu  befriedigende  Mehrerfordernisse.  Nunmehr  war 
einer  der  letzten  Schritte  einer  in  Not  geratenden  Finanzwirtschaft  unvermeidlich: 
Die  Papiergeldwirtschaft  brach  los.  Gleich  nach  Abschluss  des  Offensiv-  und 
Defensivtraktats  mit  Preussen  beauftragte  ein  königliches  Dekret  vom  1.  Mai  1866 
den  Minister,  bei  .der  Königlichen  Reichsnationalbank  (die  früher  für  das  König- 
reich Sardinien  begründet  worden  war)  *)  eine  Anleihe  von  250  Mill,  in  Papier 
jjegen  Hinterlegung  von  Staatsrente  zu  kontrahieren,  d.  h.  der  Staat  erhielt 
zu  ll(2  Prozent  Zinsen  diese  Summe  in  Banknoten  und  diese  Noten  der  Bank 
erhielten  Zwangskurs.  Damit  muBste  der  Zwangskurs  auch  auf  die  andern  von 
der  Bank  emittierten  Noten  ausgedehnt  werden,  eine  Massregel,  die  an  und  für 
sich  schon  notwendig  geworden  wäre,  da  bei  der  allgemeinen  Geldkrisis,  die 
neben  dem  ausbrechenden  Krieg  einherging,  die  Königliche  Bank  dem  Run 
des  Publikums  nicht  hätte  widerstehen  können.  War  aber  die  Proklamierung 
des  Zwangskurses  für  eine  Bank  notwendig  geworden,  so  musste  ebenso  auch 
den  andern  Banken,  nämlich  denen  von  Neapel  und  Sizilien  und  den  beiden  von 
Toskana  (die  römische  gehörte  noch  nicht  zum  Königreich)  das  gleiche  Privi- 
legium eingeräumt  werden,  wobei  nur  der  Unterschied  gemacht  wurde,  dass 
letztere  vier  Banken  das  bezügliche  Privilegium  nur  für  ihre  respektiven  Bezirke 
d.  h.  die  früheren  Landesgrenzen  der  Lander,  für  die  sie  gegründet  worden 
waren,  erhielten-  -  In  dem  Augenblick  (Mai  1866),  als  der  Staat  jene  250  Mill. 


')  Die  italienischen  Emissionsbanken  angehend,  cf.  S.  141. 
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in  Noten  von  der  Bank  erborgte,  hatten  sämtliche  Banken  eine  Cirkulation  von 
zusammen  362,450,125  Lire,  macht  plus  den  250  Mill,  des  Staat«  6121/»  Mill, 
oder  nach  dem  Annuario  von  1878  (Introduzione  p.  153)  26,98  Frcs.  auf  jeden 
Einwohner.    Das  Goldagio  betrug  gleichzeitig  5,47 '). 

Wie  wir  noch  sehen  werden,  wurden  obige  Summen  weiter  Oberschritten, 
doch  war  es  ein  Akt  grosser  Weisheit  der  Regierung,  dass  sie  jene  indirekte 
Form  wählte  und  nicht  zur  Ausgabe  reinen  Staatspapiergeldes  überging.  In 
der  Form  des  Darlehens  lag  eben  eine  Mahnung  zur  Masshaltung  und  erinnerte 
das  zinsverschlingende  Anleihen  joden  Augenblick  daran,  dass  es  sich  dabei  nur 
um  einen  temporären  Notbehelf  handle  und  dass  die  Schuld  sobald  als  möglich 
zurückzuzahlen  sei.  Daher  kam  es  denn  auch ,  dass  sich  der  Kurs  jener  Bank- 
noten verhältnismässig  hoch  hielt. 

Die  Grösse  der  Not  zwang  aber  auch  weiter  noch  zu  energischsten  Mitteln: 
eine  ganze  Reihe  neuer  Steuern  wurde  votiert,  neue  Artikel  mit  Konsumtiona- 
abgaben  belegt,  die  Tabak-  und  Salzpreise  abermals  erhöht,  die  Zölle  einer 
Revision  unterworfen.  Wie  aber  im  ganzen  noch  an  freihändlerischen  Prin- 
cipien  festgehalten  wurde,  so  blieben  die  Zölle  einstweilen  noch  niedrig,  indem 
principiell  festgestellt  worden  war,  dass  kein  Warenzoll  3  Prozent  vom  Werte 
der  Ware  übersteigen  solle.  Gleichzeitig  aber  kam  es  zu  gewissen  Luxussteuern ; 
so  von  dem  Halten  von  Dienstboten  und  Wagen;  wie  auch  die  direkten  Steuern 
nicht  unberührt  blieben.  Alles  nähere  hierhin  gehörende  angehend,  sei  auf 
den  den  Steuern  gewidmeten  Absatz  verwiesen  (cf.  S.  129  ff.). 

Durch  Gesetz  vom  7.  Juni  1866  wurde  die  schon  früher  geplante  Auf- 
hebung der  geistlichen  Orden  und  die  Einziehung  ihrer  Güter  ausgeführt.  Aber 
weder  die  neuen  Steuern,  noch  die  Erträgnisse  aus  jenen  Gütern  waren  genügend, 
die  laufenden  Ausgaben  zu  decken,  während  gleichzeitig  die  finsteren  Wolken, 
die  am  politischen  Horizont  standen,  jede  Aussicht  auf  eine  erfolgreiche  Kredit- 
operation benahmen.  So  schritt  man  zum  alleräußersten  Mittel:  der  Aufnahme 
eines  Zwangsani  eh  ens.  Die  Pflicht  der  Selbsterhaltung  ist  für  jeden  Staat 
die  allerhöchste,  hinter  der  alle  andern  Rücksichten  zurückzutreten  haben,  und 
so  griff  also  auch  Italien  zu  diesem  einzig  noch  gebliebenen  Mittel,  indem  man 
400  Mill.  Zwangsanleihe  zum  Emissionspreise  von  95  Prozent  mit  5  Prozent 
Zinsen  und  1  Prozent  Tilgung  ausschrieb,  wodureh  350  Mill,  in  die  Staats- 
kasse flössen. 

Diese  Zwangsanleihe  wurde  so  aufgelegt,  dass  die  Steuerzahler  ihrem 
Einkommen  nach  in  8  Klassen  geteilt2)  und  jeder  Klasse  mit  Ausnahme  der 
untersten  verhältnismässige  Beiträge  auferlegt  wurden ;  wobei  rühmend  hervor- 
zuheben ist,  dass  das  Geld  mit  grosser  Pünktlichkeit  einkam. 

Der  Krieg  mit  Oesterreich  hatte  357  V»  Mill,  gekostet,  d.  h.  um  so  vieL 
wurden  die  für  1866  vorgesehenen  ausserordentlichen  Ausgaben  überschritten. 
Eine  Folge  des  Kriegs  war  aber  bekanntlich  der  Zuwachs  der  venetianischen 
Provinz  und  damit  war  für  Italien  viel  gewonnen.  Indessen  war  die  Lage  noch 


')  Infolge  der  Proklamierung  des  Zwangskurses  durften  die  Banken  den 
Diskont  ohne  Erlaubnis  der  Regierung  nicht  erhöhen. 

*)  Das  Gesamteinkommen  wurde  geschätzt  auf:  1,917,000,000  L.  Auf 
jeden  Kopf  der  Bevölkerung  kamen  18,37  L.  Zwangsanleihe. 
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immer  nicht  geklärt;  vor  allen  Dingen  empfand  man  schwer,  class  Rom  noch 
immer  fehlte,  indem  man  richtig  voraussetzte,  dass  erst  nach  der  Wieder- 
vereinigung auch  Roms  mit  dem  übrigen  Italien  eine  dauernde  Klarung  der 
Verhältnisse  möglich  sein  werde. 

Tm  Jahre  1867  waren  die  ordentlichen  Einkünfte  schon  auf  784  Mill,  ge- 
stiegen, ohne  jedoch  trots  jener  Steigerung  die  Höhe  der  unvermeidlichen  Ausgaben 
erreichen  zu  können,  und  genau  dasselbe  Bild  zeigen  die  Jahre  1868  und  1869. 

Abermals  musste  nach  neuen  Mitteln,  die  Ausgleichung  zu  ermöglichen, 
gegriffen  werden.  Eines  dieser  Mittel  nannte  man  »die  Liquidation  der  Kirchen- 
güter"  Dieser  höfliche  Ausdruck  wurde  beibehalten,  wie  man  sich  überhaupt 
hütete,  von  einer  wirklichen  Konfiskation  der  Kirchengüter  zu  reden.  Man  sagte, 
man  wolle  dieselben  nur  „ konvertieren*,  und  zwar  kommt  jener  Ausdruck  auch 
schon  in  dem  Gesetz  vom  7.  Juni  1866,  das,  wie  erwähnt,  die  Klöster  und  geist- 
lichen Korporationen  aufhob,  vor,  wo  es  im  Artikel  11  im  zweiten  Absatz  heisst: 
I  beni  immobili  ....  saranno  pure  convertiti  per  opera  dello  stato,  mediante 
iscrizione  in  favore  degli  enti  morali  cui  i  bene  appartengono ,  in  una  rendita 
5  par  cento,  eguale  alia  rendita  accertata  e  sottoposta  come  sopra  al  pagamento 
della  tassa  di  manoroorta. 

Die  bisherigen  Nutzmesser  sollten  also  gegen  ihre  Grundstücke  eine  5pro- 
zentige  Rente  erhalten ,  die  nach  einigen  Abzügen  dem  ermittelten  bisherigen 
Ertrage  derselben  entspricht,  d.  h.,  die  aus  ihren  Klöstern  ausgewiesenen  Mönche 
und  Nonnen  und  andere  im  Gesetz  näher  bezeichnete  Personen  sollten  von 
Kultusfonds*)  (fondo  per  il  culto)  einfach  Pensionen  ausgezahlt  erhalten. 

Nachdem  diese  Gesetze  einmal  erlassen  waren,  handelte  es  sich  darum, 
baldigst  aus  den  eingezogenen  Gütern  Geld  zu  machen.  Ein  zu  schneller  Ver- 
kauf der  grossen  Menge  von  Grundbesitz  hätte  aber  den  Preis  ausserordentlich 
drücken  müssen,  und  wurden  daher  allerhand  Vorschläge  gemacht,  um  ein 
möglichst  günstiges  bezügliches  Resultat  zu  erzielen.  So  hatte  man  zeitweise 
vor,  die  Kirche  selbst  mit  der  Liquidation  zu  beauftragen  und  ihr  von  vorn- 
herein zwei  Drittel  des  Ertrages  zuzugestehen,  während  der  Staat  nur  ein  Drittel 
für  sich  in  Anspruch  zu  nehmen  hätte.  —  An  den  verschiedenen  gemachten  Ver- 
suchen scheiterte  ein  Minister  nach  dem  andern;  hintereinander  Sciajola,  De- 
pretis,  Ferrara,  bis  Ratazzi  endlich  mit  seinem  Projekt  durchdrang,  indem  er 
einstweilen  auf  Grund  des  Kirchengüterbesitzes  400  Mill.  Obligationen  ausglitt, 
die  das  Publikum  bei  dem  Kauf  der  Güter  in  Zahlung  geben  konnte. 

Ein  anderes  Verzweiflungsmittel  des  nächsten  Jahres  war  die  Einführung 
der  Mahlsteuer  *).  Diese  Steuer  war  von  vornherein  begreiflicherweise  sehr 
unpopulär  und  kam  nur  mit  grosser  Mühe  zustande,  doch  erwartete  man  von 
'  derselben  ein  Erträgnis  von  76  Mill.  So  wurde  die  Steuer  im  Jahre  1868  that- 
sächlich  votiert  und  trat  mit  dem  1.  Januar  1869  in  Wirksamkeit.  Auf  die 
Steuer  selbst,  welche  grosse  Dienste  leistete  (sie  ist  inzwischen  wieder  auf- 


')  Der  Ausdruck  „Liquidation  der  Kirchengüter'  kommt  zuerst  im  Gesetz 
vom  17.  August  1867  vor,  welches  überschrieben  ist:  Legge  per  la  liquidazione 
dell*  asae  ecclesiastico. 

')  Cf.  S.  134  und  158. 

')  La  tassa  sulla  macinazione  dei  cereali,  kurz  „macinato"  genannt. 
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gehoben)  und  von  dem  Minister  Cambray-Digny  durchgesetzt  wurde,  werden 
wir  später  zurückkommen. 

Ferner  kam  es  in  jener  Zeit  zur  Errichtung  der  Societa  anonima  italiana 
per  la  Regia  cointeressata  dei  tabacchi. 

Der  Staat  verpachtete  dieser  Gesellschaft  das  Tabakmonopol,  behielt 
sich  jedoch  von  dem  von  ihr  zu  machenden  Gewinn,  im  Finanzarchiv  1,  S.  445 
ausführlich  besprochene  Anteile  vor,  wahrend  die  Gesellschaft  an  den  Staat 
sofort  einen  Vorschuss  von  180  Mill,  zu  leisten  hatte.  Auch  diese  Einrichtung, 
die  nur  die  damalige  Notlage  entschuldigt,  existiert  nicht  mehr. 

Die  weiteren  Steuererhöhungen  und  Kreditoperationen  dieser  Periode 
wollen  wir  zunächst  übergehen,  um  einen  Ueberblick  der  bis  Ende  des  Jahres 
1871,  also  nachdem  Rom  die  Hauptstadt  Italiens  geworden  war.  erreichten 
Resultate  zu  gewinnen. 

Im  Anniiario  von  1884,  Seite  228  ff.  werden  für  den  damaligen  Zeitpunkt 
die  Einnahmen  aller  Art  auf  1193  Mill,  beziffert,  denen  1277  Mill.  Ausgaben 
gegenüber  stehen,  das  macht  ein  Deficit  von  84  Mill.  Die  ordentlichen  Ein- 
nahmen den  ordentlichen  Ausgaben  gegenübergestellt,  macht  1012  Mill,  gegen 
1079  Mill.,  also  ein  Deficit  von  67  Mill.  Aus  diesen  wenigen  Ziffern  erhellt 
allein  schon  der  gemachte  gewaltige  Fortschritt  gegenüber  den  Zeiten,  in  welchen 
die  ordentlichen  Einnahmen  kaum  mehr  als  die  Hälfte  der  Ausgaben  zu  decken 
imstande  waren.  Die  obigen  nackten  Ziffern  genügen  indes  allein  nicht,  um 
ein  richtiges  Bild  von  der  damaligen  Finanzlage  zu  geben,  doch  können  wir 
erst  später  zu  einer  genaueren  Analyse  zurückkehren ,  während  wir  hier  nur 
bemerken,  dass  der  vom  Staat  inscenierte  Papierumlauf,  der  mit  250  Mill,  be- 
gonnen hatte,  unterdessen  auf  629  Mill,  gestiegen  war  und  daneben  die  Banken 
gleichzeitig  für  eigene  Rechnung  577 'A  Mill.  Noten  ausgegeben  hatten,  das  ist 
eine  Gesamtcirkulation  von  1206  Vi  Mill.  Selbst  in  den  schlimmsten  Zeiten  war 
man  aber  bezüglich  jener  Cirkulation  möglichst  behutsam  geblieben:  und  war 
so  schon  im  Jahre  1868  die  damals  allerdings  unmögliche  Aufhebung  des  Zwangs- 
kurses beantragt  worden.  Von  jenen  629  Mill.  Papiergeld,  die  die  staatliche 
Cirkulation  ausmachten,  waren  denn  auch  184  Mill,  erst  im  letzten  Moment, 
im  Jahre  1871.  notgedrungenerweise  zur  Ausgabe  gelangt. 

Es  bedurfte  weiterer  Kämpfe,  um  das  Gleichgewicht  zwischen  Einnahmen 
und  Ausgaben  herzustellen,  und  mühten  sich  zur  Erreichung  dieses  Ziels  nach- 
einander die  Finanzminister  Sella  und  Minghetti.  Das  ersehnte  Ziel  war  aber 
um  so  schwerer  zu  erreichen,  als  die  Gewohnheit  herrschte,  das  Einnahmebudget 
zu  optimistisch  aufzustellen:  besonders  wurden  die  Erträgnisse  aus  deu  neuen 
Steuern  stets  zu  günstig  geschätzt,  dem  gegenüber  allerdings  ein  jährlicher  Zu- 
wachs von  10  Mill,  aus  den  alten  Steuern  in  etwas  Remedur  schärfte.  Hauptsächlich 
blieb  aber  darum  das  Deficit  permanent,  weil  die  Ausgaben  zumal  für  die  Armee 
und  den  Bau  der  Eisenbahnen  jährlich  zunahmen.  Dann  laborierte  man  ja  auch 
immer  noch  an  den  alten  Deficit«,  die  abzuzahlen  waren,  wobei  sich  die  Amor- 
tisation nicht  consolidierter  Schulden  als  besonders  schwere  Last  erwies. 

Die  Periode  von  1872  bis  1876  ')  gab  abermals  öfters  Gelegenheit  zu 


')  In  der  11.  Relazione  della  Ragioneria  generale  dello  stato  (Bericht 
der  Staatsbuchalterei.  Rom  1884)  zeigt  ein  Diagramm,  wie  die  Einnahmenkurve 
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Steuererhöhungen  und  neuen  Steuerveranlagungen;  überall  wurde  gefeilt  und  ge- 
feilscht, im  grossen  ganzen  aber  raussten  Kreditoperationen  aushelfen,  bis  Ende 
dee  Jahres  1875  die  staatliche  Papiergel dcirkulation  ihr  Maximum  mit  940  Mill, 
erreicht  hatte 

Der  Voranschlag  für  1876*  konnte  endlich  mit  fast  erreichtem  Gleich- 
gewicht aufgestellt  werden,  indem  in  demselben  nur  ein  Deficit  von  6  Mill, 
vorgesehen  war.  Es  war  schon  viel  erreicht,  dass  ein  derartiges,  verhältnis- 
mässig günstiges  Resultat  als  wahrscheinlich  hingestellt  werden  konnte,  doch 
wurden  vielfach  Zweifel  laut,  ob  sich  dasselbe  auch  bewahrheiten  werde,  und 
wirklich  waren  denn  auch  gewisse  Ausgaben  für  öffentliche  Bauten  nicht  mit- 
gerechnet worden.  Gleichzeitig  ging  man  auch  mit  dem  Plane  um,  die  Eiseu- 
bahnen  zu  verstaatlichen ,  wodurch  abermals  unvorhergesehene  Mehrausgaben 
nötig  geworden  wären.  So  verwarf  die  Kammer  den  Voranschlag,  Minghetti 
trat  ab  und  Depretis  übernahm  das  Portefeuille.  Derselbe  beabsichtigte  gleich- 
falls die  Eisenbahnen  zu  verstaatlichen,  nur  war  er  gegen  den  Betrieb  derselben 
durch  den  Staat.  In  Oberitalien  war  Übrigens  die  Verstaatlichung  aus  politi- 
schen Rücksichten  geboten,  da  die  betreffenden  Bahnen  früher  zu  einem  öster- 
reichischen Netz  gehört  hatten.  Auch  auf  die  italienischen  Eisenbahnen  werden 
wir  weiter  unten  etwas  näher  einzugehen  haben,  während  an  dieser  Stelle,  das 
Gesamtresultat  des  Finanzjahres  angehend,  zu  bemerken  ist,  dass  schliesslich 
die  Totaleinnahmen  von  1876  1429  Mill.2),  darunter  1114  Mill,  an  Steuern,  aus- 
machten, während  die  Totalausgaben  1436  Mill,  betrugen,  darunter  1034  an 
ordentlichen  Ausgaben.  Damit  war  man  endlich  so  weit,  dass  für  das  Jahr 
1877  das  erste  Budget  mit  Einnahmeübe rschuss  aufgestellt  werden  konnte, 
und  entsprach  denn  auch  die  Ist-Rechnung  thatsächlich  den  Voraussetzungen 
des  Voranschlags,  indem  die  Gesamteinnahmen  1491.78  Mill,  betrugen,  gegen 
1480.95  Mill.  Ausgaben,  wobei  auf  den  Ertrag  der  Steuer  1180.84  Mill,  ent- 
fallen gegenüber  den  ordentlichen  Ausgaben  in  Höhe  von  1157.91  Mill. 

Damit  begann  eine  neue  Aera  für  Italiens  Finanzen.  Bisher  bestand  ein 
Struggle  for  life  —  nunmehr  war  die  Existenz  gesichert.  Aber  man  hatte  in 
der  Not  zu  mancherlei  anormalen  Mitteln  seine  Zuflucht  nehmen  müssen,  von 
welchen  man  sich  nunmehr  befreien  musste.  wollte  man  in  regelmässige  Bahnen 
einlenken:  Am  Budget  wurde  so  hin  und  her  gebessert,  die  Ausgaben  streng 
kritisiert,  trotzdem  aber  die  längst  als  notwendig  befundene  Erhöhung  der 
Gehälter  der  Staatsbeamten  durchgeführt;  zugleich  aber  galt  es,  die  Last 
der  drückendsten  Steuern  zu  mildern  und  die  Schäden  des  Zwangskurses  zu 
heilen.  Dank  dann  dem  steigenden  Kredit  des  jungen,  nun  aber  befestigten 
Staats  gelang  alles  Erforderliche  in  der  verhältnismässig  kurzen  Zeit  von  3  bis 
4  Jahren.   Dass  die  gänzliche  Sanierung  aber  so  schnell  von  statten  ging,  war 


die  Ausgabenkurve  zwischen  den  Jahren  1874  75  schneidet  und  übersteigt  und 
«ich  80  hält.  Es  handelt  sich  dabei  um  die  I  s  t  einnahmen,  abgesehen  von  den 
durchlaufenden  Posten  und  den  Ausgaben  und  Einnahmen,  die  neben  dem 
Budget  laufen. 

')  Der  Umlauf  der  Banken  betrug  weitere  621  Mill. 

?)  Nach  dem  Bericht  der  Staathbuchalterei.    Im  Annuario  statistico  sind 
die  Zahlen  nach  einem  andern  Schema  aufgestellt. 
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neben  der  bewunderungswürdigen  Opferfreudigkeit  der  ganzen  Nation  der 
klugen  Voraussicht,  die  selbst  in  den  schlimmsten  Zeiten  Italiens  Staatsmänner 
nicht  verliese,  zu  danken. 

Betrachten  wir  nun  kurz  das  Sanierung« werk:  Es  wurde  bereits  er- 
wähnt, dass  das  staatlichereeits  cirkulierende  Papiergeld  kein  eigentliches 
Staatspapiergeld  war,  sondern  die  Form  einer  Anleihe  angenommen  hatte, 
die  vom  Staat  bei  der  Nationalbank  gegen  Zinsen  aufgenommen  worden  war. 
Um  das  immer  weitere  Anwachsen  dieser  Schuld  in  möglichst  enge  Grenzen 
zu  bannen,  gleichzeitig  aber  auch,  um  den  Staat  von  der  Nationalbank  so 
viel  wie  angängig  frei  zu  erhalten  und  den  Noten  ihre  Cirkulation  zu  er- 
leichtern, hatte  der  Finanzminister  Minghetti  schon  1874  die  Annahme  eines 
Gesetzes  erlangt,  welches  die  damals  bestehenden  sechs  Emissionsbanken  zu 
einem  „Consorzio"  zusammenfasste.  Dieses  Consorzio  hatte  dem  Staat  bis  1<>00 
Millionen  in  Noten  gegen  V«  Prozent  Zinsen  vorz uschiessen,  wobei  jener  Betrag 
unter  die  einzelnen  Anstalten  nach  der  Grösse  ihres  Vermögens  verteilt  wurde. 
Auf  diese  1000  Mill.,  die  nie  vollständig  zur  Ausgabe  kamen  ,  wurde  dann 
das  Recht  auf  Zwangskurs  beschränkt,  während  den  eigenen  Noten  der  Banken 
nur  ein  legaler  Kurs  in  dem  Sinne  weiter  eingeräumt  blieb,  dass  der  Staat  sich 
verpflichtete,  dieselben  an  Geldes  statt  an  seinen  Kassen  anzunehmen. 

Die  Bemerkung  scheint  kaum  nötig,  dass  der  Umlauf  von  Papiergeld  das 
Metallgeld  aus  dem  Lande  getrieben  hatte,  soweit  dasselbe  nicht  etwa  durch 
künstliche  Mittel  in  den  Banken,  in  den  Staatskassen  oder  sonstwo  fast  gewalt- 
sam zurückgehalten  wurde;  es  war  daher  mit  Recht  das  Hauptbestreben  der 
verschiedenen  Finanzminister  darauf  gerichtet,  den  Metallgeldumlauf  möglichst 
wieder  herzustellen  und  den  Co  reo  forzoso  aufzuheben.  Das  betreffende  Gesetz, 
auf  welches  wir  noch  weiterhin  zurückkommen  werden,  konnte  endlich  am 
7.  April  1881  promulgiert  werden,  und  sei  hier  schon  bemerkt,  dass  sich  die 
Aufnahme  der  Barzahlungen  auf  überraschend  leichte  Weise  im  Jahre  1883 
vollzog. 

Eine  weitere,  der  Regierung  ebenso  wie  dem  Parlament  am  Herzen  liegende 
Reform  bestand  in  der  Abschaffung  der  Mahlsteuer.  Auch  dieser  Wunsch  wurde 
mittelst  einer  Reihe  von  Gesetzen ,  die  ihren  Ausgangspunkt  von  einem  am 
25.  Juli  1879  erlassenen  Gesetz  nahmen,  erfüllt,  doch  ward  der  berüchtigte  mari- 
nate- erst  im  Jahre  1883  vollständig  im  Budget  gestrichen. 

Mit  dem  1.  Januar  1884  übernahm  der  Staat  auch  wieder  den  Betrieb 
des  Tabakmonopols  und  war  damit  auch  diese  wichtige  Steuerquelle  von  neuem 
ganz  für  Zwecke  des  allgemeinen  Interesses  flüssig  gemacht. 

Somit  war  also  Italien  siegreich  aus  den  vielen  Finanzkämpfen  hervor- 
gegangen. Die  Zeit  seiner  finanziellen  Kinderkrankheiten  ist  damit  vorüber. 
Italien  steht  heute  auf  gesunder  finanzieller  Basis  und  hat,  was  seine  Finanz- 
wirtschaft angeht,  keine  anderen  Feinde  wie  jeder  andere  Staat:  die  sich  überall 
Eitelkeit  und  Ehrgeiz  nach  aussen  und  innen  nennen.  Die  Ausgaben  für  den 
Eisenbahnbau,  welche  in  neuester  Zeit  das  Gleichgewicht  des  Budgets  zu  bedrohen 
schienen,  lassen  sich  sehr  gut  verteidigen  und  ein  kürzlich  abgeschlossener 
und  genehmigter  Vertrag  wird  auch  hierin  Erleichterung  bringen,  ro  dass  augen- 
blicklich unter  allen  Ausgabeposten  des  italienischen  Budgets  nur  der  für  die 
Armee  zu  Ausstellungen  Anlaes  geben  könnte. 
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Nachdem  wir  unsere  geschichtliche  Skizze  in  vorstehenden  Zeilen  bis  in 
die  neueste  Zeit  geführt  haben,  ist  es  notwendig,  bevor  wir  die  gegenwartige 
Lage  darstellen,  einzelne  bisher  nur  vorübergehend  berührte  Punkte  ausführ- 
licher zu  behandeln,  und  beginnen  wir  zwecks  dessen  mit  den  Steuern. 

II.  Die  Steuern. 

Unter  den  direkten  Steuern  Italiens  sind  die  überwiegend  wichtigsten 
die  Abgaben  von  den  Ertragen  der  Immobilien  und  eine  solche  von  den  Er- 
tragen des  beweglichen  Vermögens. 

Bei  der  Konstituierung  des  Königreichs  hatte  eine  Grundsteuer  bereit« 
überall  bestanden,  die  jedoch  nach  verschiedenen  Grundsätzen  angelegt  war, 
wie  sich  allein  15  verschiedenartige  Katastrierungen  aufführen  lassen ;  die  sämt- 
lichen Grundsteuern  der  zu  dem  Königreich  verbundenen  Länder  erbrachten  im 
Jahre  1861  zusammen  eine  Isteinnahme  von  111,396,495  Lire  ').  Sofort  wurde 
der  Versuch  gemacht,  die  Grundsteuer  nach  gleich  massigen  Principien  überall 
zu  peräquieren.  Bevor  aber  ein  nennenswerter  Erfolg  in  dieser  Richtung  zu  ver- 
zeichnen war,  waren  sechs  Minister  mit  ihren  bezüglichen  Versuchen  gescheitert. 

Bereits  im  Jahre  1864  waren  die  Kontingente  der  verschiedenen  Pro- 
vinzen —  ein  unzulänglicher  Notbehelf!  —  nach  annähernden  Schätzungen  neu 
verteilt  worden.  Auf  die,  auf  die  einzelnen  Provinzen  entfallenden  Beträge 
waren  dann  wiederholt  neben  den  lokalen  Zuschlägen  Steueraufschläge  von 
10  Prozent  gelegt  worden,  so  dass  schliesslich  die  Last  so  schwer  wurde,  dass 
eine  Entlastung  unvermeidlich  schien. 

Vorher  war  aber  im  Jahre  1865  insofern  eine  einschneidende  Verände- 
rung in  der  Veranlagung  eingetreten,  als  von  da  an  auf  den  Steuerlisten  unter- 
achieden  wurde  zwischen  Gebäuden  (fabbricati)  und  Grund  und  Boden  (terrerii). 
Wie  weiter  alle  landwirtschaftlichen  Gebäude  nicht  zu  besteuern  waren,  so  han- 
delt es  sich  bei  den  fabbricati  wesentlich  um  städtischen  Immobilbesitz,  im 
Gegensatz  zu  dem  ländlichen,  den  beni  rurali.  Ersterer  sollte  121/»  Prozent 
vom  Ertrage  steuern,  welcher  Prozentsatz  durch  Aufschläge  mit  der  Zeit  noch 
erhöht  wurde. 

Die  Peräquation  der  Besteuerung  des  ländlichen  Grundbesitzes  ist  bis 
zum  heutigen  Tage  noch  nicht  durchgeführt  *),  die  Steuererträgnisse  aus  dem 
gesamten  Immobilbesitz  als  solche  gingen  aber  während  der  bezüglichen  Ar- 
beiten bedeutend  in  die  Höhe:  Als  man  die  Gebäude  ausschied,  trugen  sie 
der  Staatskasse  28  Mill,  ein,  im  nächsten  Jahre  bereits  39  Mill.,  1872,  nach- 
dem allerdings  unterdessen  Rom  und  Venedig  hinzugetreten  waren,  mit  3/>o  Zu- 


')  Eine  eigentümliche  Schwierigkeit  bietet  bei  der  Aufstellung  von  Ziffern 
der  italienischen  Finanz  Verwaltung,  dass  in  den  italienischen  Quellen  selbst, 
ohne  jede  nähere  Erklärung,  bald  die  Gesamteinnahme  des  Jahres  (Rückstände 
mitgerechnet)  erscheint,  bald  Solleinnahme.  Wir  wünschen  stets  erstere  Zahlen 
zu  geben,  doch  ist  es  bei  der  gerügten  Ungenauigkeit  oft  schwierig,  die  richtige 
Zahl  zu  treffen.  Für  einen  so  kursorischen  U eberblick,  wie  derselbe  an  dieser 
Stelle  nur  beabsichtigt  ist.  ist  übrigens  eine  event.  Differenz,  als  ohne  Einfluss 
auf  die  Folgerungen,  nur  wenig  ins  Gewicht  fallend. 

*)  Vgl.  näheres  Finanzarchiv  II,  747. 
Finanzarchiv.  III.  Jahrg.  129  9 
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schlag  50  Mill.,  10  Jahre  später  64  Mill ,  im  Augenblick  65  Mill.  Der  ländliche 
Grundbesitz,  der  bei  der  Abtrennung  mit  7"  Zuschlag  etwas  über  100  Mill.  Ein- 
nahme brachte,  trug  im  Jahre  1872  mit  zwei  neuen  Zehnteln  Zuschlag  128  Mill, 
ein,  1878  133  Mill.,  um  später  nach  einigen  Erleichterungen  in  seinen  Erträg- 
nissen auf  125  Mill,  zurückzugehen ,  ein  Steuerertrag,  den  raun  im  Augenblick 
eher  zu  verringern  als  zu  erhöhen  geneigt  ist. 

Die  Steuer  von  den  Einkünften  aus  dem  beweglichen  Vermögen 
Ilmposta  sui  redditi  della  richezza  mobile)1)  wurde  im  Jahre  1864  im  ganzen 
Königreich  eingeführt.  Dieselbe  war  bereits  im  Jahre  1862  projektiert  worden  und 
entsprang  einem  doppelten  Bedürfnis:  einerseits  die  Einkünfte  des  Staate  zu 
erhöhen  und  anderseits  auch  diese  Steuer  im  ganzen  Lande  zu  vereinheitlichen. 
Vor  dem  Jahre  1861  hatte  nämlich  bereits  in  den  nördlichen  italienischen  Staaten 
ausser  der  Grundsteuer  noch  eine  Abgabe  vom  beweglichen  Vermögen  bestanden. 
So  kannte  man  in  Piemont  ebenso  wie  in  Sardinien  eine  der  französischen 
Personal-mobilier-Steuer  entsprechende  Steuer  und  auch  eine  Gewerbesteuer;  in 
Toskana  existierte  eine  sogenannte  Familientaxe,  in  der  Lombardei  eine  Ein- 
kommen- und  Gewerbesteuer2).  Die  Sätze,  durch  welche  bei  diesen  verschie- 
denen Steuern  das  mobile  Vermögen  getroffen  werden  sollte,  waren  aber  sehr 
verschieden  und  zwar  meistens  sehr  niedrig,  ein  Grund  mehr  dafür,  alle  diese 
Abgaben  in  eine  einzige  gleichmässige  Steuer  umzuwandeln. 

Die  Einführung  jeder  Steuer  vom  beweglichen  Besitz  hat  immer  mit  ihr 
eigentümlichen  Schwierigkeiten  zu  kämpfen,  und  zwar  mit  grösseren,  als  die  bei 
vielen  anderen  Steuern :  Neben  dem  zu  bringenden  Geldopfer  scheuen  die  Steuer- 
pflichtigen die  bei  einer  richtig  angelegten  Steuer  von  dem  Einkommen  aus  dem 
beweglichen  Besitz  notwendige  Darlegung  ihrer  Vermögensverhältnisse.  Auch 
in  Italien  hatte  die  neue  Steuer  mit  heftiger  Opposition  zu  kämpfen,  wurde 
aber  trotzdem  durchgeführt.  Ihre  Resultate  waren  im  Anfang  freilich  sehr  ge- 
ring und  mussten  vielfach  Gesetzänderungen  vorgenommen  werden,  bevor  diese 
Steuer  irgendwie  genügend  funktionierte. 

Die  zu  überwindenden  Schwierigkeiten  gehen  schon  aus  den  Erträgen 
der  ersten  Jahre  hervor.  Im  ersten  Jahre  (1865)  brachte  die  Steuer  nur 
65  Mill.,  1866  nach  den  offiziellen  Quellen  31  Mill.3).  1867  86  Mill.,  1868 
sollen  abermals  nach  den  offiziellen  Angaben  nur  13  Mill,  eingekommen  sein4), 
1869  119  Mill.,  1870  91  Mill.,  1871  142  Mill.,  1872  183  Mill..  1873  160  Mill. 
(Annuario  von  1884,  pag.  228).  Von  dieser  Zeit  an  bleiben  die  Zahlen  regel- 
mässiger und  sind  die  Einnahmen  aus  der  Mobiliarsteuer  im  Voranschlag  für 
1885/86  auf  199.230  Mill,  angenommen.    Die  während  der  Jahre  von  1865  bis 


')  Auch  kurz  richezza  mobile  genannt.  Ausser  der  italienischen  Littera- 
tur  ist  über  diese  Steuer  ein  sehr  guter  Bericht  von  Vesselowski.  jetzt 
Direktor  der  Statistik  im  russischen  Finanzministerium,  erschienen :  „L'ixnpöt  sur 
le  revenu  mobilier  en  Italic.    Petersbourg  1879". 

*)  Vgl.  Finanzarchiv  II,  749. 

")  Es  handelt  sich  hierbei  wohl  um  einen  Druckfehler  und  dürfte  die 
Zahl  von  Vesselowski,  der  die  Erträgnisse  für  1866  auf  61  Mill,  beziffert,  die 
richtige  sein. 

*)  Vesselowski  führt  64  Mill.  auf.  Es  ist  überhaupt  zu  bemerken,  daas 
in  dem  offiziellen  Annuario  vielfache  Druckfehler  unterlaufen;  auch  erinnern 
wir  an  die  Anmerkung  Seite  12. 
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1877  vorgekommenen  Schwankungen  naher  zu  erklären  und  alle  in  dieser 
Periode  gemachten  Verbesserung« versuche  im  einzelnen  zu  behandeln,  scheint 
an  dieser  Stelle  unangänglich,  so  dass  wir  zweckmässiger  sofort  zu  einer  Analyse 
des  Gesetzes  vom  24.  August  1877,  das  im  wesentlichen  die  Grundlage  für  din 
heute  bestehende  Steuer  bildet,  übergehen: 

Die  Steuer  soll  alle  nicht  aus  Grundstückseigentum  herrührenden  Einkünfte 
treffen,  dazu  gehören  Zinsen  von  Hypotheken,  Gehälter ,  Pensionen,  Annuitäten. 
Dividenden  und  Renten.  Krwerb  im  Handel  und  in  der  Industrie,  Einkünfte  aus 
sogenannten  liberalen  Professionen  (Honorare)  u.  s.  w.:  befreit  von  der  Steuer  sind 
nur  die  königliche  Familie,  fremde  Diplomaten  und  Konsuln,  dann  noch  gewisse 
Wohlthätigkeitsanstalten.  Zwecks  unterschiedlicher  Veranlagung  der  Steuer  sind 
die  verschiedenen  Einkünfte  in  vier  Kategorien  eingeteilt,  und  zwar  werden  mit 
ihrem  ganzen  Ertrage  zur  Steuer  veranlagt  die  Einkünfte  aus  Kategorie  a. :  allen 
reinen  Kapitalrenten.  Mit  *jn  ihres  Ertrages  werden  veranlagt  b.  alle  Einkünfte,  die 
ermessen  aus  dem  Zusammenwirken  von  Kapital  und  Arbeit,  also  vor  allem  aus 
gewerblichen  Betrieben  (Industrie,  Handel,  landw.  Pacht).  Mit  ihres  Ertrages 
werden  c.  veranlagt  die  Einkünfte  aus  reiner  Arbeit:  wie  Löhne,  Gehälter  aus«  Be- 
schäftigung im  Privatdienst ,  Honorare,  dann  weiter  personale,  also  ausser  Zu- 
sammenhang mit  Kapitaleigentum  bezogene  Renten,  wie  Pensionen  etc.  und  schliess- 
lich mit  *}%  ihres  Ertrages  d.  die  vom  Staate,  den  Provinzen  oder  den  Gemeinden 
ausgezahlten  Gehälter  und  Pensionen.  Von  allen  diesen  Einkünften  sind  13,20  Pro- 
zent von  der  ermittelten  steuerbaren  Quote  zu  erheben  resp.  einzuhalten. 

Eine  fünfte  Kategorie  bilden  die  Einkünfte  der  sogenannten  Halbpart- 
pächter. Diese  haben  eine  Abgabe  gleich  5  Prozent  der  Grundsteuer,  die  aut 
den  von  ihnen  bewirtschafteten  Grundstücken  zu  veranlagen  ist,  wenn  diese 
50  Lire  tibersteigt,  zu  entrichten. 

Bei  den  Kategorien  a.  und  d.  kommt  die  Steuer  meist  vorab  in  Abzug, 
während  für  die  Kategorien  b.  und  c.  Steuerkataster  existieren.  Letztere  wer- 
den auf  Grund  kontrollierter  Selbstdeklaration  aufgestellt.  Die  Kontrolleure 
sind  Staatsbeamte,  von  denen  an  eine  Kommission  appelliert  werden  kann.  Wo 
keine  Deklaration  der  Steuerpflichtigen  vorliegt,  findet  Abschätzung  statt.  Für 
die  Kategorien  b.,  c.  und  d.  sind  Steuernachlässe  gesetzlich  stipuliert,  so  sind 
alle  Gesamteinkommen  unter  400  Lire  steuerfrei,  zwischen  400  und  800  Lire 
werden  von  dem  zu  versteuernden  Einkommen  250  bis  100  Lire  steuerfrei  ge- 
lassen (Einkommen  von  600  Lire  werden  z.  B.  nur  für  400  Lire  besteuert):  von 
800  Lire  an  wird  dagegen  das  ganze  Einkommen  zur  Steuer  herangezogen.  Schulden 
werden  überall  in  Abzug  gebracht.  Fremde  sind  ebenfalls  steuerpflichtig.  Weitere 
Einzelheiten,  die  sich  meist  auf  die  Prozedur  bei  der  Veranlagung  beziehen  und 
deren  Tendenz  dahin  geht,  den  die  Deklarationen  kontrollierenden  Beamten 
eine  sehr  bedeutende  Macht  zu  gewähren ,  können  wir  hier  übergehen.  Trotz 
aller  Kautelen  aber  scheinen  sich  doch  noch  sehr  viele  steuerbare  Einkünfte  dem 
Fiskus  zu  entziehen. 

Die  Steuer  erbrachte  in  Millionen  Lire: 
mittelst  Steuerkataster  erhoben       vorweg  in  Abzug  gebracht  zusammen 


1877 
1878 
1879 


100 
96 
97 


85 
87 
87 


185 

\m 

184 
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mittelst  Steuerkataster  erhoben      vorweg  in  Abzug  gebracht  zusammen 

1880  98  87  185 

1881  106  86  192 

1882  102  96  198 
Das  also  sind  die  Steuererträge  und  diesen  gegenüber  «teilen  wir  in  der 

folgenden  Tabelle  die  offiziell  ermittelten  Einkünfte,  nach  den  vier  Kategorien 
verteilt,  auf,  so  das»  wir  in  Millionen  Lire  für  nachstehende  Jahre  folgende 
offizielle  Summen  finden: 


Kategorie  a. 

b. 

c. 

d. 

Zusammen. 

1877 

232,7 

285,4 

93,3 

25.6 

637,0 

1878 

255,8 

259,6 

83.9 

26,5 

625.8 

1880 

267,3 

270,0 

88,8 

28,6 

654,7 

1881 

278,1 

275,5 

90,2 

29,2 

673,0 

1882 

270,2 

283,5 

94,5 

30,3 

678,5 

Nach  diesen  Aufstellungen  liefern  je  1000  Lire  in  der  Kategorie  a.  etwa 
400  Lire,  Kategorie  b.  418  Lire,  Kategorie  c.  138  Lire,  Kategorie  d.  44  Lire.  Da« 
aber  ist  auffallend  wenig  für  b.  und  c,  wenn  man  berücksichtigt,  dass  die  erstere 
gerade  Handel  und  Industrie  betrifft ,  während  Klasse  c.  alle  Beamten  u.  s.  w., 
die  von  Lohu,  Gebalt  oder  Honorar  leben,  urafasst.  Die  Steuerpflichtigen  der 
Klasse  b.  hätten  nach  den  offiziellen  Ziffern  im  Durchschnitt  etwa  800  Lire 
Jahreseinkommen,  in  der  Klasse  c.  hätten  die  Aerzte  400  Lire,  die  Advokaten 
Anwälte  u.  s.  w.  683  Lire,  Ingenieure  485  Lire,  die  Künstler  527  Lire:  Durch- 
schnittszahlen die  ohne  weiteren  Kommentar  beweisen,  dass  dieselben  weit 
liinter  den  wirklichen  Verhältnissen  zurückbleiben.  Weil  dem  aber  so  ist,  ist 
die  an  und  für  sich  enorm  hohe  Abgabe  von  (inkl.  der  Zuschläge  bei  der  mit- 
telst Steuerrolle  erhobenen  Steuer)  16  Prozent,  thateächlich  nicht  so  drückend, 
wie  man  auf  den  ersten  Anblick  glaubt. 

Die  Grundsteuer  mit  der  Gebäudesteuer  und  die  Richezza  mobile  decken 
zusammen  nicht  ganz  V»  <^er  Ausgabebedürfnisse  des  Landes  und  ist  der  Ertrag 
aus  denselben  einstweilen  kaum  höher  zu  treiben. 

Bei  der  weiteren  Betrachtung  der  Steuern  sind  zunächst  die  Tassi  sugli 
af  fari  ins  Auge  zu  fassen.  Das  ist  eine  Steuerkategorie,  die  mit  Unrecht  zuweilen 
mit  ^Steuer  vom  Geschäftsbetrieb "  ')  übersetzt  wird.  Eine  Steuer  vom  Ge- 
schäftsbetrieb wäre  identisch  mit  einer  Gewerbesteuer,  während  es  sich  hier  nur 
um  eine  Abgabe  bei  einzelnen  Geschäftsabschlüssen  handelt.  Jede  irgend  eine 
Gcschäftägebarung  betreffende  Urkunde  ist  mit  dieser  Steuer  belegt,  so  dass 
der  Ausdruck  Geschäftsabschlusssteuer  vielleicht  am  Platz  wäre.  Sie  setzt  sich 
zusammen  aus  einer  bunten  Reihe  von  Gebühren  und  Abgaben,  vor  allem  der 
Einregistrierungsgebühr,  die  über  58  Mill.  Lire  einbringt.  Bei  der  erst- 
maligen Uebertragung  von  Immobilien  unter  Lebenden  sind  zu  zahlen  4,80  Pro- 
zent vom  Wert  derselben,  erfolgt  innerhalb  zweier  Jahre  eine  neue  Uebertragung 
3,60  Prozent.  Bei  Uebertragung  von  Mobilien  1,44  Prozent  bis  12  Prozent 
Bei  Schenkungen  unter  Lebenden  nach  dem  Grade  der  Verwandtschaft  0.60 
bis  0,78  Prozent  vom  Kapitalwert. 

Die  Stempelsteuer  (bollo)  bringt  annähernd  dieselbe  Summe.  Wechsel 


')  So  z.  B.  im  Gothaischen  Hofkalender. 
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unter  6  Monaten  laufend  zahlen  0,05  von  100  Lire  bis  0,50  von  600— 1000  Lire. 
Darüber  hinaus  zahlt  jede«  1000  Lire  weitere  0,50  Ctms.  Wechsel  Ober  6  Monate 
laufend,  zahlen  die  doppelte  Steuer. 

Für  die  Notencirkulation  zahlen  die  Banken,  die  dem  Consorzio  an- 
gehören, (cf.  S.  141  u.  144),  1  Prozent,  andere  Institute  1,20  per  Mille.  Oeffentliche 
Schaustellungen  zahlen  12  Prozent  von  der  Bruttoeinnahme  an  Stelle  der 
früheren  Gebühren  auf  die  Entreebillets  etc.  Börsenoperationen  zahlen  je 
nach  ihrer  Natur  einen  festen  Stempel  von  1  und  4  Lire  und  0,25  bis  0,50  Ctms. 
von  der  Summe,  um  die  es  sich  handelt.  Spielkarten  zahlen  0,30  oder 
0,50  Ctms.  Alle  im  Personen-  oder  Frachtverkehr  ausgegebene  Billets  etc. 
sind  mit  einem  fixen  Stempel  von  0,05  Ctms.  zu  versehen  u.  s.  w. 

Alle  hierhin  gehörenden  Einzelheiten  an  dieser  Stelle  aufzuführen,  scheint 
«nthunlich  und  sei  nur  bemerkt,  dass  sowohl  die  Einregistrierungsgebühr,  wie 
die  Stempelsteuern  im  wesentlichen  den  gleichnamigen  französischen  Abgaben 
nachgebildet  sind. 

Unter  der  gleichen  Bezeichnung  wird  ferner  mit  eingeschlossen  die  Erb- 
schaftssteuer, die  nach  dem  Grade  der  Verwandtschaft,  von  12  Prozent  bis 
1,44  Prozent  degressiv  angelegt  wird  ').  Die  höchsten  Satze  kommen  verhältnis- 
mässig selten  zur  Anwendung,  da  etwa  die  Hälfte  der  Erbschaften  den  Kindern 
zufallt,  ein  weiteres  Viertel  den  Eheleuten  und  von  dem  letzten  Viertel  aber- 
mals mehr  als  die  Hälfte  auf  Geschwister  übergeht.  Die  Erbschaftssteuer,  die 
im  Jahre  1862  nur  7,1  Mill,  erbrachte,  figuriert  für  1882  mit  29,0  Mill,  im 
Budget1):  ein  Beweis  für  den  rapid  wachsenden  Wohlstand  des  Landes. 

Unter  den  Tassi  sugli  affari  figurieren  weiter  noch:  1)  die  Abgaben  von 
den  Gütern  der  toten  Hand;  durch  diese  Steuer  werden  erbracht  zwischen 
6 — 7  Mill.  2)  eine  Gesellschaftssteuer  —  gegen  5  Mill.  Lire  einbringend. 
Bei  derselben  handelt  es  sich  um  eine  Abgabe  von  1.20  Lire  per  1000  Lire 
der  in  irgendwelcher  Form  von  Gesellschaften  des  Inlandes  ausgegebenen  Wert- 
papiere. Ausländische  Gesellschaften  bezahlen  eben  so  viel  für  die  Kapitalien, 
mit  denen  sie  im  Inland  Geschäfte  machen  wollen.  Die  doppelte  Steuer  trifft 
alle  von  öffentlichen  Gesellschaften  gemachten  Pfand-  oder  Lombardgeschäfte. 
Weiter  sind  alle  Versicherungsgeschäfte  mit  Abgaben  belegt.  3)  Hypotheken- 
gebühren, 0,60  Prozent  vom  Betrage  der  Eintragung:  Einnahme  für  den  Staat 
etwa  5'/*  Mill.  4)  Staatskonzessionen  (concessioni  governativi).  Dazu  ge- 
hören Gebühren  für  Ausstellung  von  Jagdscheinen,  Adelsdiplomen,  (30,000  Lire  für 
den  Prinzentitel  bis  5000  Lire  für  das  einfache  Adelsprädikat),  Konzessionen  von 
Aktiengesellschaften,  Statutenveränderungen  derselben,  Erlaubnis  für  ausländische 
Gesellschaften,  ihren  Geschäftsbetrieb  auf  Italien  auszudehnen,  zur  Eröffnung  eines 
Theaters  u.  s.  w.  Es  handelt  sich  dabei  also  um  Gebühren  der  verschiedensten  Art. 
deren  oft  recht  hohe  Sätze  zusammen  6  Mill,  erbringen.  5)  Transportsteuer  auf 
gewöhnlichen  Personen-  und  Frachtverkehr;  dieselbe  beträgt  2  Prozent  und  bringt 
weniger  denn  2  Mill.  Auf  dem  Eilguttransport  und  dem  Eüpersonenverkehr  liegt 
eine  Steuer  bis  zu  13  Prozent,  welche  dem  Staat  mehr  als  13  Mill,  erbringt. 

Aus  dem  Vorhergehenden  ist  ersichtlich,  ein  wie  buntes  Gemisch  von 


l)  Vgl.  Finanzarchiv  II,  881. 

•)  Die  Zahlen  für  die  einzelnen  Jahre  siehe  Finanzarchiv  II,  881. 
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Abgaben  der  verschiedensten  Art  unter  jenen  Tassi  sugli  affari  zusammen- 
gefaßt ist.  Theoretisch  haben  wir  die  einzelnen  hierher  gehörigen  Erträgnisse 
bald  zu  den  direkten,  bald  zu  den  indirekten  Steuern,  bald  zu  den  Gebühren  u.  b.  w. 
zu  rechnen.  In  den  Staatsbudgets  wird  eben  meist  sehr  wenig  nach  Name  und 
Klassifikation  gefragt,  die  Hauptsache  ist,  dass  die  betreffende  Abgabe  ein- 
träglich sei  und  dafür  sorgten  nacheinander  die  verschiedenen  Finanzminister. 
.lahrlich  wurde  an  den  Tassi  sugli  affari  herumgefeilt  und  wenn  es  nicht 
gelang,  dieselben  sonstwie  erträglicher  zu  machen,  eo  schlug  man  ihnen  einfach 
einige  Prozent  auf.  Das  Land  war  eben  in  Not  und  musste  ä  tout  prix  zur 
Deckimg  seiner  Bedürfnisse  Mittel  finden;  dass  das  italienische  Volk  aber  den 
Druck  aller  ihm  auferlegten  Lasten  ertragen  konnte,  beweist  die  demselben 
innewohnende  Schwungkraft.  Die  vorgenannten  Abgaben  zusammen  brachten 
im  Jahre  1861  einen  Ertrag  von  fast  48  Mill,  gegen  125  Mill,  im  Jahre  1872 
und  146  MU1.  im  Jahre  1882. 

Wir  kommen  nunmehr  zur  Besprechung  der  Konsumsteuern1).  Dabei 
haben  wir  vor  allen  Dingen  einer  Steuer  zu  gedenken,  die  nur  wenige  Jahre 
bestand,  sehr  unpopulär  war,  grosse  Dienste  leistete  und  doch  mit  Recht  ab- 
geschafft wurde.  Wir  meinen  die  Mahlsteuer,  welche  seit  1862  von  fünf  ver- 
schiedenen Finanzministern  in  Vorschlag  gebracht,  mit  Widerstreben  in  der 
Kammer  in  Erwägung  gezogen  und  schliesslich,  wie  es  sich  bei  dieser  Steuer 
um  eine  Brotsteuer  im  eminentesten  Sinne  des  Wortes  handelte  und  jedes  Billig 
keitsgefühl  sich  gegen  dieselbe  empörte,  so  dass  sie  sogar  politisch  bedenklich 
erschien,  ohne  allen  Enthusiasmus,  nur  der  Not  gehorchend,  von  den  Kammern 
am  7.  Juli  1868  angenommen  worden  war.  —  An  vielen  Orten  war  die  Steuer 
übrigens  nicht  ohne  Anwendung  von  Gewalt  durchführbar. 

Während  in  einzelnen  Provinzen  der  Ertrag  aus  der  Mahlsteuer  nicht 
über  1  Lire  pro  Kopf  der  Bevölkerung  hinausging,  war  der  Durchschnitt  des 
Ertrages  im  ganzen  Königreich  2'/t  Lire  pro  Person. 

Die  Hebung  der  Steuer  bot  grosse  technische  Schwierigkeiten :  Es  gab  damals 
in  Italien  69,421  Mühlen,  von  denen  20,886  permanent  beschäftigt  waren,  während 
die  übrigen  nur  zeitweise  arbeiteten.  In  diesen  Mühlen  wurden  55,986  Gänge 
vom  Wasser,  716  durch  Dampfkraft  oder  Wind,  38.105  von  Tieren  in  Bewegung 
gesetzt.  Aus  diesen  Zahlen  allein  ergibt  sich  schon,  dass  es  sich  meistens  um 
«ehr  kleine  Betriebe  handelte.  So  mahlten  denn  auch  wirklich  68,286  Mühlen 
weniger  als  5000  Centner  im  Laufe  des  Jahres,  während  755  zwischen  5  und 
10,000,  274  zwischen  10  und  20,000,  nur  106  über  20,000  Centner  verarbeiteten. 
Die  in  sämtlichen  Mühlen  zur  Verarbeitung  gelangten  Getreidemengen  sind 
auf  20'/*  Mill.  Ctr.  Weizen,  16  Mill.  Ctr.  Mais  und  etwa  auf  1.800,000  Ctr. 
andere  Körnerfrüchte  berechnet  worden.  Der  Steuersatz  war  von  vornherein 
2  Lire  per  Ctr.  Weizen,  1  Lire  für  Mais  und  Roggen,  1,20  Lire  für  Hafer. 
\.2  Lire  für  alle  anderen  Körnerfrüchte. 

Bezüglich  des  Ertrags  der  Mahlsteuer  verweisen  wir  auf  das  Finanz- 
arthiv I,  440.  Das  höchste  Erträgnis  war  83,5  MilL  im  Jahre  1878,  dann  wurde 
die  Steuer  allmählich  herabgemindert,  bis  sie  schliesslich  ganz  verschwand.  Dabei 
ist  hervorzuheben,  dass  sehr  viele  Stimmen  in  Italien  die  Abschaffung  jener 


>)  Vgl.  über  diese  noch  Finanzarchiv  II,  431  ff. 
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Steuer  lebhaft  bedauern;  sie  behaupten,  die  Einrichtung  derselben  habe  zu  viel 
Mühe  gekostet,  um  eine  so  einträgliche  Hilfsquelle  so  schnell  wieder  aufzugeben. 

Wir  gehen  nun  zur  Betrachtung  der  Getränkesteuer  und  einiger  anderer 
Abgaben  über,  welche  im  italienischen  Budget  als  Dazio  comiumo  zusammen 
gefasst  sind.  Innerhalb  dieser  Steuern  ist  die  Veranlagung  eine  sehr  verschiedene. 
Zunächst  handelt  es  sich  um  Fabrikationssteuern,  die  über  10  Mill,  erbringen, 
von  denen  etwa  12  Mill,  auf  den  Spiritus,  und  1  Mill,  auf  Bier  entfallen,  während 
die  restierenden  3  Mill,  auf  künstliche  Mineralwasser,  Schiesspulver,  Cichorien, 
Zucker  und  Leinsamenöl  sich  verteilen.  Alle  diese  Steuern  sind  neueren  Ursprungs. 

Die  Biersteuer  datiert  vom  Jahre  1864,  resp.  wurde  dieselbe  damals 
vereinheitlicht  und  auf  5  Lire  per  Hektoliter  festgesetzt.  Seitdem  ist  dieselbe  ver- 
ändert worden  und  wird  nun  nach  dem  Zuckerstoff  und  Spiritusgehalt  bemessen. 
Die  Branntweinfabrikationssteuer  datiert  erst  vom  Jahre  1870,  wo  sie 
mit  20  Lire  per  Hektoliter  anfängt,  während  sie  nach  und  nach  auf  1  Lire 
pro  Grad  Alkohol  per  Hektoliter  (Gesetz  vom  6.  Juli  1883)  gestiegen  ist.  Die 
Sätze  dieser  Fabrikationssteuer  werden  bei  der  Einfuhr  von  Spiritus  zu  den 
betreffenden  Zöllen  aufgeschlagen.  Trotz  der  starken  Besteuerung  hat  aber  der 
8piritu8konsum  gewaltig  zugenommen,  denn  während  im  Jahre  1871  nur  22,817  hl 
(100°)  versteuert  wurden,  handelt  es  sich  10  Jahre  später  bereits  um  218,362  hl. 
Ein  Teil  dieses  Alkohols  wird  zu  gewerblichen  Zwecken  verwandt,  vor  allen 
Dingen  auch  zur  .Weinverbesserung*. 

Die  Zuckerfabrikationssteuer  wurde  erst  am  2.  Juli  1877  eingeführt, 
und  zwar  begann  man  mit  einer  Besteuerung  von  21,15  Lire  per  100  kg,  eine 
Steuer,  die  ebenfalls  den  Zöllen  bei  importiertem  Zucker  zugeschlagen  wird. 
Die  Zuckerfabrikationssteuer  wurde  mehrfach  reorganisiert;  wie  aber  verhältnis- 
mässig unbedeutende  Quantitäten  von  Zucker  in  Italien  selbst  fabriziert  werden, 
haben  diese  Veränderungen  für  uns  wenig  Interesse1). 

Weit  wichtiger  als  diese  Fabrikationssteuern  sind  für  das  italienische 
Budget  die  beim  Konsum  selbst  erhobenen  indirekten  Steuern.  Die  italienischen 
Dazio  con8umo  haben  grosse  Aehnlichkeit  mit  den  französischen  Octrois,  zu- 
gleich zeigen  sie  aber  auch  wesentliche  Unterscheidungsmerkmale  und  schon 
der  Ausgangspunkt  ist  verschieden:  in  Frankreich  hat  der  Staat  den  Ge- 
meinden die  Octroi-Einrichtung  (Thoraccise)  zugestanden  und  wo  sie  gestattet 
wurde,  sind  die  Gemeindeoctroi-Einnehmer  beauftragt,  auch  event.  Staatskonsum- 
steuern mit  zu  erheben.  In  Italien  ist  es  umgekehrt  der  Staat,  der  die 
Octroieinrichtung  zuerst  trifft,  und  die  Gemeinden  benutzen  dann  die  Ge- 
legenheit, Koromunalzuschläge  zu  machen.  Wie  es  sich  hier  um  ein  besonders 
interessantes  Kapitel  handelt,  dürfte  ein  etwas  näheres  Eingehen  auf  diese  Ein- 
richtung wohl  am  Platze  sein. 

Besteuert  sind  Getränke,  Fleisch  (lebendes,  geschlachtetes  und  gepökeltes), 
Mehl  und  Brot  (auch  Teig  und  Kuchen),  Reis,  Oel,  Butter,  Früchte  und  Zucker. 
Die  Taxen  sind  nicht  überall  gleich,  sie  richten  sich  vielmehr  nach  der  Zahl 
der  Einwohner  des  betreffenden  Ortes,  wo  die  Octroieinrichtung  besteht:  je 
grösser  der  Platz,  desto  höher  die  Steuer.    Um  eine  Einheitlichkeit  in  dieser 


l)  Weiteres  Detail  über  die  einzelnen  Fabrikationssteuern  siehe  im  Finanz - 
»rchiv  I,  446  ff. 
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Hinsicht  zu  erzielen,  wurden  sämtliche  Genieinden  im  Jahre  1864  in  5  Klassen 
eingeteilt;  1)  Gemeinden  mit  mehr  als  60,000  Einwohnern;  2)  solche  mit  40  bis 
60,000;  3)  solche  mit  20-40,000  ;  4)  8—20,000  ;  5)  Gemeinden  mit  weniger  als 
8000  Einwohner.  Die  vier  ersten  Klassen  werden  als  .geschlossene  Gemeinden* 
behandelt,  während  die  fünfte  als  «offene  Gemeinde"  im  Steuersatz  bezeichnet 
ist,  d.  h.  in  den  ersten  vier  Klassen  wird  die  Steuer  an  den  Thoren  oder  an 
den  Eingängen  zu  den  Ortschafben  gehoben,  während  die  Steuer  in  der  fünften 
Klasse  bei  den  einzelnen  Krämern  oder  in  den  Schlachthäusern  zur  Einziehung 
gelangt.  Im  Jahre  1867  wurden  dann  die  ersten  drei  Klassen  in  zwei  zusam- 
mengezogen, die  erste  mit  über  50,000,  die  zweite  mit  20—50.000  Einwohner, 
so  dass  also  jetzt  die  dritte  Orte  mit  8 — 20,000  und  die  vierte  solche  unter 
8000  Einwohner  umfasste  und  somit  nur  mehr  noch  drei  Klassen  von  geschlos- 
senen Gemeinden  und  eine  offene  existierten.  Zugleich  wurden  die  Taxen  er- 
höht. Trotzdem  es  sich  bei  diesen  Octrois  von  vornherein  um  Staatssteuern 
handelt,  wird  doch  die  Hebung  derselben  meistens  durch  Gemeindebeamte  be- 
sorgt und  diese  Art  der  Erhebung  verallgemeinert  sich  um  so  mehr,  als  die 
Gemeinden  das  Recht  erhalten  haben,  nicht  allein  auf  die  vom  Staat  besteuerten 
Konsumartikel  Zuschläge  (bis  50  Prozent)  zu  legen,  sondern  auch  noch  andere 
Artikel  (z.  B.  Viehfutter,  Baumaterialien  u.  s.  w.)  mit  einer  Abgabe  bis  zu 
20  Prozent  vom  Wert  zu  besteuern. 

Es  fanden  und  finden  auch  zwischen  dem  Staat  und  den  Gemeinden  ver- 
schiedene Vereinbarungen  in  Bezug  auf  die  Erträgnisse  der  Konsumsteuern  statt : 
So  garantieren  z.  B.  mehr  als  1000  Gemeinden  dem  Staat  ein  Minimalerträgnis 
von  der  Accise  oder  dem  Dazio,  während  der  darüber  hinaus  eingehende  Mehr- 
ertrag zwischen  Gemeinde*  und  Staat  geteilt  wird.  Andere  Gemeinden  wieder,  und 
mehr  wie  3000  haben  sich  dazu  entschlossen,  haben  sich  auf  ein  Abonnement 
mit  dem  Staat  in  der  Weise  eingelassen,  dass  sie  sich  zur  Abführung  einer 
jährlichen  Pauschalsumme  verpflichten.  Für  die  übrigen  Gemeinden,  etwa  3360, 
hat  sich  schon  im  Jahr  1864  eine  allgemeine  Pachtgesellschaft  gebildet,  an  die 
der  Staat  die  Einhebung  der  Taxen  verpachtete 

Was  die  Höhe  der  Taxen  angeht,  so  genüge  es,  die  beiden  extremen 
Sätze  (für  die  kleinste  und  für  die  grösste  Gemeinde)  für  einige  Hauptartikel 
hier  anzuführen:  Wein  3,50  bis  7  Lire,  Alkohol  und  Branntwein  unter  59°  9 
bis  14  Lire,  über  59°  16-40  Lire,  Ochsen  20  bis  40  Lire  per  Haupt,  Kühe  14 
bis  25  Lire,  junge  Kälber  6—12  Lire,  Schweine  8—16  Lire,  Schafe  und  Ziegen 
20—25  Ctms.,  frisches  Fleisch  6—12,50  Lire  die  100  kg,  Pökelfleisch,  Schweine- 
schmalz 14 — 25  Lire  je  100  kg,  Weizenmehl,  Brot,  Reis  1,40  bis  2  Lire  je 
100  kg,  geringe  Mehlsorten  0,90  bis  1,40  Lire,  Butter  und  Speiseöl  5—8  Lire. 
Zucker  4-10  Lire  je  100  kg. 

Dieser  Dazio  consumo  geht  unabhängig  neben  den  Fabrikationssteuern 
einher  und  zieht  Italien  aus  dem  Dazio  consumo  im  Augenblick  80  Mill.  Lire, 
das  ist  mehr  als  das  Fünffache  der  Summe,  welche  für  1861  einging. 

Wenn  die  im  italienischen  Budget  sogenannten  Konsumsteuern  keineswegs 
gering  sind,  so  sind  dieselben  doch,  wie  wir  sahen,  sehr  verschieden  nach  der 
Grösse  der  Gemeinden  angelegt.  In  grossen  Gemeinden  übersteigt  die  betreffende 

l)  In  den  kleineren  Octroi-Ortschaften  Frankreichs  gibt  es  ebenfalls  Pächter. 
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Last  14  Lire  per  Kopf  der  Bevölkerung,  während  in  der  2.  Klasse  der  Durch- 
schnitt etwa  7,85  Lire,  in  der  dritten  4,75  Lire  und  in  der  4.  Klasse  3,96  Lire 
betragt,  wobei  freilich  die  sehr  verschiedenen  Gemeindezuschlage  nicht  mit- 
gerechnet sind. 

Im  Anschluss  an  die  inländischen  Konsumsteuern  (internal  revenues,  wie 
die  Engländer  sagen)  wollen  wir,  bevor  wir  die  in  Form  des  Monopols  erhobene 
Tabak-  und  Salzsteuer  besprechen,  noch  in  Kürze  die  italienischen  Zölle  er- 
wähnen ').  Dieselben  wurden  zunächst  wesentlich  als  Finanzzölle  aufgefasst, 
während  Ende  der  siebziger  Jahre  und  mehr  noch  zu  Anfang  der  achtziger 
das  gemässigte  Freihandelssystem,  das  bis  dahin  geherrscht  hatte,  einem  wenn 
auch  massigen  Schutzzollsystem  Platz  machte. 

Der  Wandel  in  den  handelspolitischen  Anschauungen  ebenso  wie  die 
Zwangslage,  in  der  der  Staat  sich  befand,  hatten  zusammen  dazu  beigetragen, 
auch  die  Zölle  möglichst  einträglich  für  die  Staatskasse  zu  gestalten  und  so  wurden 
mancherlei  im  einzelnen  an  dieser  Stelle  nicht  näher  aufzuführende  Verände- 
rungen in  den  Tarifen  veranlasst,  deren  Tendenz  stets  war,  die  Zölle  im  ganzen 
ergiebiger  zu  gestalten.  Während  dieselben  im  Jahre  18C2  nur  ungefähr  57  Mill, 
eingetragen  hatten,  erbrachten  sie  im  Jahre  1869  schon  79  Mill.,  um  1874  be- 
reits 100  Mill,  zu  überschreiten,  im  Jahre  1882  auf  143  Mill,  zu  gelangen  und 
bis  heute  auf  ca.  160  Mill,  zu  steigen. 

Was  die  in  Form  des  Monopols  erhobenen  Konsumsteuern  angeht,  so  ist 
auch  die  Tabaksteuer  und  die  bezügliche  Verwaltungsgesetzgebung  im  Jahre  1862 
für  das  Land  ausser  der  Insel  Sizilien  einheitlich  geregelt  worden,  nachdem  be- 
reits früher  mit  Ausnahme  der  Insel  Sizilien  überall  ein  Tabakmonopol  eingeführt 
gewesen  war.  Die  Regierung  bezeichnete  die  zur  Tabakkultur  geeigneten  Land- 
strecken, die  demnächst  mit  Tabak  bebaut  werden  dürften,  fixierte  die  näheren 
technischen  Bedingungen,  unter  denen  die  Kultur  stattfinden  kann  und  setzte 
den  Preis  fest,  zu  dem  die  Staatsmanufakturen  das  Rohmaterial  von  den  Pro- 
duzenten aufkaufen  sollten,  während  denselben  anderseits  die  Ausfuhr  freigestellt 
wurde.  Im  grossen  ganzen  haben  alle  diese  Verwaltungsbestimmungen  viel 
Aehnlichkeit  mit  den  bezüglichen  französischen. 

Der  Preis  der  Tabakfabrikate  wurde  auch  in  Italien  wiederholt  erhöht  und 
es  zeigte  sich  dort,  wie  auch  in  andern  Ländern,  dass  trotz  der  vorgenommenen 
Erhöhungen  der  Konsum  auf  die  Dauer  nicht  abnahm,  sondern  im  Gegenteil  stieg. 

Während  der  Preis  des  Tabaks  im  Durchschnitt  der  Sorten  von  1874 
zwischen  6  und  7  Lire  per  Kilo  schwankte,  nach  der  Preiserhöhung  von  1875 
zwischen  7,64  und  7,87.  nach  der  vom  2.  Februar  1882  zwischen  9.17  und  9,43  Lire, 
stellte  sich  im  Jahr  1862  der  durchschnittliche  Verbrauch  auf  514  g.  im  Jahr 
1881  auf  662  g. 

Das  Besondere  der  Geschichte  der  italienischen  Tabakmanufaktur  liegt 
übrigens  in  der  Verpachtung  des  Tabakmonopols  an  eine  Privatgesellschaft, 
die  dem  Staat  gleich  bei  der  Uebernahme  der  Pacht  180  Mill.  Lire  vorzuschiessen 
hatte.  Ueber  alles  bezügliche  hat  das  Finanzarchiv  bereits  (I,  416  ff.)  Näheres 
berichtet,  so  dass  wir  nicht  nötig  haben,  darauf  näher  einzugehen.  Ebenso 
können  wir  in  betreff  der  Erträgnisse  auf  Finanzarchiv  I,  465  und  II,  856  ver- 


')  Siehe  auch  Finanzarchiv  I,  S.  445. 
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weisen.  Seit  dem  1.  Januar  1884  hat  der  Staat  den  Betrieb  des  Monopols  wieder 
für  eigene  Rechnung  übernommen  und  wurden  der  Pachtgesellschaft  gleichzeitig 
für  die  vorhandenen  Rohstoffe  und  für  die  von  derselben  angeschafften  Maschinen 
vom  Staat  75  Mill,  zugesichert,  die  vor  Ende  des  Jahres  1885  zu  zahlen  waren. 

Das  Salzmonopol,  das  nur  auf  dem  Festlande,  nicht  in  Sizilien  und 
Sardinien  eingeführt  ist,  hat  eine  verhältnismässig  kurze  Geschichte.  Die  früher 
vorhandenen  Salzsteuern  wurden  im  Jahre  1863  vereinheitlicht  und  dann  diese 
Steuer  mehreremale  gesteigert.  Im  Augenblick  kostet  das  Salz  je  nach  der 
Qualität  55,  66,  76  Lire  für  100  kg,  so  dass  also  die  Steuer  eine  verhältnis- 
mässig sehr  hohe  ist,  für  deren  Herabsetzung  denn  auch  vielfach,  bisher  je- 
doch ohne  Erfolg,  agitiert  wird.  Der  Staat  zieht  aus  der  Salzsteuer  jährlich 
70  Mill.,  bei  einer  Bruttoeinnahme  von  83  Hill.  Die  Steuersätze  für  das  in  den 
Gewerben  verbrauchte  Salz  sind  sehr  niedrig. 

Nachdem  wir  bisher  die  eigentlichen  Steuerquellen  überblickt  haben,  er 
übrigt  es  noch,  einige  andere  Einnahmequellen,  die  zusammen  eine  erkleckliche 
Summe  zu  dem  Staatseinkommen  beitragen,  zu  erwähnen.   Von  den  Domänen- 
erträgnissen sehen  wir  dabei  an  dieser  Stelle  ab,  da  von  denselben  in  einem 
besonderen  Abschnitt  I.S.  148)  die  Rede  sein  wird. 

Zunächst  figuriert  die  Lotterie  mit  72  Mill,  im  Budget,  von  der  die 
allerschädlichste  Form,  die  Zahlenlotterie  (von  1—90),  in  Italien  herrscht  Ge- 
rade aber  mit  der  Zahlenlotterie  ist  der  bei  der  Klassenlotterie  lange  nicht  in 
demselben  Umfange  sich  zeigende  Uebelstand  verbunden,  dass  die  Einsätze 
ausserordentlich  klein  sein  können  und  die  Lotterie  sich  sehr  häufig  im  Jahre 
wiederholt,  wodurch  zumal  die  ärmeren  Klassen  der  Bevölkerung  zum  Spielen 
verführt  werden.  Die  im  italienischen  Budget  aufgeführten  73  Mill,  stellen  nur 
die  Bruttoeinnahmen  dar.  während  der  Staat  einen  Nettogewinn  von  über  30  Mill, 
aus  der  Lotterie  zieht.  —  Die  italienische  Zahlenlotterie  ist  derartig  eingerichtet, 
dass  einigemale  im  Monat  5  Nummern  gezogen  werden  und  dass  man  1,  2,  3. 
4.  5  Nummern  im  voraus  setzt.  Kommen  die  Nummern  heraus,  auf  die  man 
gesetzt  hatte,  so  erhält  man,  wenn  man  eine  Nummer  getroffen  hat,  147*  his  je 
nach  dem  Fall  71*/* mal  den  Einsatz.  Hat  man  2  Nummern  (Ambo)  getroffen, 
erhält  man  den  Einsatz  300mal ,  bei  3  Nummern  (Terne)  5000mal,  bei  4  Num- 
mern (Quaterne)  00,000mal. 

Die  Posten  und  Telegraphen  lassen  der  italienischen  Staatskasse 
einen  Ueberschuss  von  7—8  Mill.  Trotz  dieses  üeberschusses.  der  den  Charakter 
einer  Besteuerung  des  Nachrichtenwesens  annimmt,  haben  Post  und  Telegraphie 
in  Italien  einen  mächtigen  Aufschwung  genommen  und  legen  ein  glänzende.« 
Zeugnis  von  dem  Blühen  des  Handels  und  der  Gewerbe  ab:  so  haben  sich  in 
den  letzten  20  Jahren  die  Bruttoerträgnisse  der  Post  z.  B.  verdreifacht. 

Der  Ertrag  aus  den  Eisenbahnen  nimmt  im  Budget  des  italienischen 
Staates  einen  breiteren  Raum  ein  und  da  wir  das  Kapitel  der  Eisenbahnen 
ebenfalls  in  einem  besonderen  Abschnitt  behandeln  werden  (S.  153),  genügt  es 
hier,  zu  bemerken,  dass  der  Staat  verschiedene  Bahnen  selbst  gebaut  hat. 
während  er  einzelne  von  Privaten  gebaute  verstaatlichte,  andere  Privatbahnen 
wiederum  dem  Staatsbetrieb  unterstehen  u.  s.  w.,  so  dass  gerade  die  Geschichte 
der  italienischen  Eisenbahnen  recht  verwickelt  ist.  Die  Bruttoeinnahmen  au> 
dem  Eisenbahnbetrieb  beziffern  sich  1883  auf  567  Mill.  Lire. 
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Ferner  sind  hier  noch  an  Kinnahmen  kurz  zu  erwähnen:  6 — 7  Mill,  aus 
Geldstrafen  und  Gerichtskosten,  Ii — 4  Mill,  aus  Gefängnisarbeiten.  1—2  Mill,  für 
die  Verifikation  von  Maas  und  Gewicht,  und  auch  gewisse  Kataster-,  hygienische 
a.  8.  w.  Gebühren  bringen  ebenso  wie  das  Münzwesen  der  Staatskasse  kleine 
^  um  men. 

Bereit«  in  unserem  kurzen  historischen  Ueberblick  haben  wir  gesehen, 
dass  in  den  gefährlichen  Perioden  der  italienischen  Finanzgeschichte  die  ordent- 
lichen Einnahmen  allein  nicht  imstande  waren,  das  Staatsschiff  flott  zu  er- 
halten. Dem  ist  nun  anders  geworden,  nachdem  sich  die  ordentlichen  Einkünfte 
des  italienischen  Staates  in  den  ersten  20  Jahren  seines  Bestehens  verdreifacht 
haben,  d.  h.  von  rund  500  Mill,  auf  rund  1500  Mill.  Lire  stiegen.  Dass  eine  so 
gewaltige  Steigerung  aber  in  so  kurzer  Zeit  möglich  war.  ist  der  beste  Beweis 
fur  die  segensreichen  Folgen,  welche  die  Einigung  des  Lande«  für  Aufblühen 
ron  Handel  und  Wandel  gehabt  hat. 

Einen  Ueberblick  der  Einnahmen  nach  dem  Budget  von  1885/80  geben 
wir  weiter  unten  (S.  104). 

» 

III.  Die  Kreditoperationen. 

Mehr  noch  als  die  Natur  hassen  Staatskassen  den  leeren  Kaum.  Das 
erste,  woran  der  Staatsmann  aber  bei  vorhandenem  leerem  Raum  in  der  Kasse 
denkt,  ist:  eine  Anleihe  aufzunehmen. 

So  wurden  denn  auch  diejenigen  Betrage  des  italienischen  Budgets,  die 
nicht  durch  ordentliche  Einnahmen  aufgebracht  werden  konnten,  durch  Kredit- 
operationen beschafft,  und  wurden  solche  in  den  verschiedensten  Formen  versucht. 

Wahrend  wir  im  vorhergehenden  bereits  einer  Anleihe  Erwähnung  thaten, 
die  bei  der  Verpachtung  des  Tabakmonopols  aufgenommen  wurde,  wollen  wir 
die  übrigen  Kreditoperationen,  in  vier  Abschnitte  gesondert,  kurz  durchlaufen: 
1|  Anleihen,  konsolidierte  und  tilgbare  Schuld.  2)  Papiergeld  und  Zwangskurs. 
:.{)  Mit  Domänen  und  Kirchengütern  zusammenhängende.  4)  Mit  den  Eisen- 
bahnen zusammenhängende. 

1)  Anleihen,  konsolidierte  und  tilgbare  Schuld.  Die  italienischen 
Staatsschulden  angehend,  tritt  uns  zunächst  ein  Betrag  von  116  Mill.  Renten 
entgegen,  der  bei  der  Vereinigung  der  Schulden  der  früheren  Einzelstaaten  sich 
herausstellte.  Zu  dieser  Summe  hatten  Sardinien  64  Mill.,  Neapel  und  Sizilien 
36  Mill.,  Toskana  beinahe  6  Mill.,  die  Lombardei  7  Mill.,  den  Rest  die  andern 
kleinen  Staaten  beigetragen.  Die  116  Mill,  verteilen  sich  auf  42  verschiedene 
Rubriken:  Anleihen  verschiedenartigsten  Datums  mit  ebenso  verschiedenem,  von 
3—5  Prozent  variierendem  Zinssatz.  Bei  der  Vereinigung  von  Venedig  wurden 
weitere  15  Mill.  Rente  eingetragen,  für  die  im  Jahre  1862  annektierten  Teile 
des  Kirchenstaats  18  Mill,  und  schliesslich  noch  rund  86  Mill,  bei  der  Annexion 
von  Rom. 

Die  erste  vom  Königreich  Italien  als  solchem  gemachte  Anleihe  würfle 
im  Jahre  1861  aufgenommen  und  betrug  715  Mill.  Kapital,  entsprechend  35,7  Mill. 
5procentiger  Rente.  (Wie  es  sich  bei  den  konsolidierten  Anleihen  vorläufig  nicht 
um  Rückzahlung  des  Kapitals  handelt,  hat  die  Zinssumme  für  uns  das  grössere 
Interesse.)   1862  kam  eine  neue  Anleihe  nicht  zustande  und  half  man  sich  mit 
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Kreditoperationen  anderer  Art.  Dagegen  wurde  1803  eine  neue  Anleihe  mit  über 
700  Mill.  Kapital  genehmigt»  wofür  successive  50,716  Mill.  Lire  Rente  ausgegeben 
wurden.  Im  Jahre  1865  erschien  abermals  eine  Anleihe  von  425  Mill,  auf  dem 
Geldmarkt,  wobei  man  von  neuem  zu  vermeiden  suchte,  denselben  auf  einmal 
durch  grössere  Suramen  zu  belasten ;  man  begnügte  sich  so,  mit  für  die  augen- 
blicklichen Bedürfnisse  ausreichenden  kleinen  und  kleinsten  Rentenemissionen. 
Von  da  an  nahm  die  Regierung,  wie  wir  nachher  noch  näher  sehen  werden, 
Zuflucht  zur  Vermittlung  der  Banken,  so  dass  von  nun  das  Papiergeld  ein 
häufiges  Aushilfsmittel  wurde.  Die  Kreditoperationen  verlieren  gleichzeitig  mit 
ihrer  verhältnismässigen  Kleinheit  für  uns  an  Bedeutung,  so  dass  uns  nur  noch 
dos  Endresultat  interessiert,  das  im  Annuario  folgendermassen  aufgeführt  ist: 
Im  Jahre  1865  überstiegen  die  konsolidierten  Renten  die  Summe  von  237  Mill., 
1869  272  Mill.,  1874  357  Mill.,  1879  399  Mill,  und  Ende  1883  447  Mill.  Rente. 

Bei  so  grossen  Summen  versteht  es  sich  von  selbst,  dass  dieselben  in 
Italien  allein  nicht  aufgebracht  werden  konnten,  sondern  dass  ein  grosser  Teil  der 
Rente  zunächst  im  Auslande  placiert  wurde.  Wie  der  Coupon  aber  der  italieni- 
schen Rente  an  einzelnen  Plätzen  des  Auslandes  gezahlt  wird,  so  lässt  sich  aus 
den  daselbst  ausgezahlten  Summen  mit  ziemlicher  Genauigkeit  die  Höhe  der  ausser- 
halb Italiens  befindlichen  Rente  berechnen.  Dabei  ist  sehr  bemerkenswert,  dass 
Italien  bereits  in  der  Lage  gewesen  ist,  nach  und  nach  einen  ansehnlichen 
Teil  seiner  im  Auslande  kursierenden  Rente  zurückzukaufen.  Dieser  Aufkauf 
wird  übrigens  durch  den  Umstand  noch  erleichtert,  dass  die  italienischen  Staate- 
papiere im  Auslande  meist  etwas  niedriger  stehen  als  in  Italien  selbst ' 

Neben  der  konsolidierten  (also  nicht  tilgbaren,  non  redimibile)  Rente  kennt 
Italien  auch  eine  tilgbare  Rente,  die  nach  und  nach  vom  Staate  abzu- 
tragen ist.  Die  Zinsen  dieser  Schuld  betrugen  im  Jahre  1883  69,681,579  Mill.  Lire, 
während  dieselben  im  Jahre  1882  72,913,136  Mill,  ausmachten.  Diese  tilgbare 
Rente  ist  zum  Teil  ebenfalls  von  den  früheren  Staaten  auf  das  Königreich  Italien 
übergegangen,  während  der  Rest  eine  Folge  der  Zwangsanleihe  von  1866 
und  einiger  andern  Kreditoperationen  ist,  welche  besonders  mit  der  Einziehung 
der  Kirchengüter  und  der  Eisenbahnpolitik  in  Zusammenhang  stehen.  Die 
tilgbare  Schuld  wuchs  von  Zeit  zu  Zeit,  besonders  in  den  Jahren  1867/1871 
und  weiter  im  Jahr  1882,  doch  wurden  die  Tilgungsraten  regelmässig 
innegehalten,  ein  Umstand,  der  dem  italienischen  Kredit  ausserordentlich  zu 
Nutzen  kam. 

Eine  dritte  in  Italien  bekannte  Staatsschuldenart  betrifft  die  Schatz- 
scheine (buoni  del  Tesoro) ,  die  auf  kurze  Zeit  —  3  oder  6  Monate  —  Zins 
tragend  ausgegeben  werden.  Von  derartigen  Scheinen  zirkulierten  in  den  Jahren 
1867/1870  450—525  Mill.,  188:*»  dagegen  nur  noch  221  Mill.  Die  bezüglichen 
Zahlen  fallen  und  steigen  wellenartig  je  nach  dem  Bedürfnis.  In  den  finanziell 
schlechten  Jahren  standen  die  Zinsen  jener  Schatzscheine  hoch,  während  der 
Zinsfuss  derselben  in  besseren  Jahren  fiel,  doch  kam  dieses  Aushilfsmittel  dem 

')  Während  nach  dem  Annuario  des  Finanzministeriums  (1884)  im  Jahre 
1882  noch  23.94  Prozent  der  italienischen  Consols  im  Auslande  verzinst  wurden, 
waren  es  1883  nur  mehr  noch  20,64  Prozent,  so  dass  also  in  einem  Jahre  der  be- 
deutende Betrag  von  3'/3  Prozent  vom  italienischen  Inland  hatte  angekauft  werden 
können. 
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italienischen  Staat  im  grossen  ganzen  nicht  allzu  teuer  zu  stehen.  Die  grösste 
Ausgabe  für  derartige  Schatzscheine  zeigten  die  Jahre  1867  mit  16,9  Mill,  und 
1868  mit  15,8  Mill.,  während  in  den  Jahren  1872  und  1879  nur  6'/s  Mill,  an 
Zinsen  für  ausgegebene  Schatzscheine  zu  zahlen  waren. 

Bei  einem  streng  konstitutionell  regierten  Staate  wie  Italien,  ist  es  kaum 
nötig  hinzuzufügen,  dass  die  Ausgabe  derartiger  Schatzscheine  stet»  von  der 
Zustimmung  der  Kammer  abhängig  ist,  ebensowenig  braucht  besonders  hervor- 
gehoben zu  werden,  dass  diese  Schatzscheine  "Teile  der  schwebenden  Schuld 
bilden,  da  dieselben  in  absehbar  kurzen  Terminen  einzulösen  sind,  während  das 
Papiergeld  mit  Zwangskurs  diesen  Charakter  nicht  trägt,  wie  bei  dem  Fehlen 
der  Einlösungspflicht  die  bezüglichen  Beträge  eben  nie  fällig  werden.  Immerhin 
handelt  es  sich  dabei  aber  auch  um  eine  Schuld,  die  wir  ihrer  besonderen  Art 
wegen  besonders  zu  betrachten  haben: 

2)  Papiergeld  und  Zwangskurs.  Wenn  auch  jede  Papiergeld- 
wirtschaft als  solche  wenig  rätlich  scheint,  so  können  doch  Fälle  eintreten,  in 
denen  ebenso  wie  gewisse  Gifte  dem  Kranken  Heilung  bringen,  so  auch  dieses 
Gift  im  staatlichen  Körper  schliesslich  zum  Heile  führt,  wenn  eben  die  richtige 
Dosis  nie  überschritten  wird.  Dieselbe  Erfahrung  hat  auch,  ebenso  wie  Frank- 
reich dieselbe  mit  dem  1870  dekretierten  Zwangskurs  machte,  Italien  gemacht, 
dem  das  Papiergeld  in  Zeiten  grosser  Not  sehr  gute  Dienste  leistete,  die  die 
im  Agio  sich  ausdrückenden  Nachteile  wohl  aufwogen. 

Auch  war  die  in  Italien  gewählte  Form  der  staatlichen  Papiergeldzirku- 
lation, wie  wir  uns  bereits  sagten,  sehr  wohl  geeignet,  die  Uebelstände  derselben 
auf  das  kleinste  Mass  zurückzudrängen.  Die  Regierung  hatte  eben ,  statt  sich 
eine  plan  che  aux  assignate  stechen  zu  lassen,  d.  h.  statt  selbst  Geld  zu  drucken, 
sich  an  die  Banken  gewandt  und  dem  Papiergeld  die  Form  einer  Specialanleihe 
gegeben.  Dadurch  wurden  die  Inhaber  der  Papiere  nicht  direkte  Gläubiger  des 
Staats,  sondern  bloss  der  Banken,  während  der  Staat  seinerseits  gegen  als  Unter- 
pfand bei  denselben  deponierte  Rententitel  oder  Schatzscheine  diesen  schuldete. 

An  dieser  Stelle  müssen  wir  einen  Augenblick  innehalten  und  auf  das 
italienische  Bankwesen  einen  kurzen  Blick  werfen. 

a)  Die  Nationalbank  des  Königreichs  (Banca  nazionale  del  regno)  war 
ursprünglich  im  Jahre  1849  aus  einer  Verschmelzung  der  Turiner  Bank  mit  der 
von  Genua  entstanden.  Ihr  Kapital  betrug  damalB  8  Mill.  Durch  ein  Gesetz 
ton  1850  erhielt  dieselbe  das  ausschliessliche  Recht  der  Notenausgabe  für  den 
Umfang  des  ganzen  Königreichs  Sardinien.  Um  jedem  Zweifel  vorzubeugen,  hatten 
dann  bei  Erweiterung  der  Reichsgrenzen  besondere  Dekrete  die  Befugnisse  der 
Bank  auch  auf  die  jeweilig  neu  erworbenen  Provinzen  ausgedehnt,  von  welchen 
Befugnissen  die  Bank  thatsächlich  auch  Gebrauch  machte,  indem  sie  dort  Filialen 
errichtete.  Sie  hat  jetzt  8  grössere  Bankstellen:  in  Florenz,  Genua,  Mailand, 
Neapel,  Palermo,  Rom,  Turin  und  in  Venedig,  neben  63  kleineren  Filialen. 

Mit  der  Ausdehnung  ihres  Wirkungskreises  musste  eine  Erhöhung  des 
Kapitals  der  Bank  Hand  in  Hand  gehen.  Dasselbe  wurde  im  Jahre  1852  auf 
32  Mill.,  im  Jahre  1860  auf  40  Mill.,  im  Jahre  1865  auf  100  Mill.,  im  Jahre 
1872  auf  nominell  200  Mill,  mit  einer  vorläufigen  Einzahlung  von  150  Mill, 
gebracht,  am  1883  die  200  Mill,  voll  zu  erhalten. 

Die  Bank  darf  dreimal  so  viel  Noten  ausgeben,  als  der  Betrag  ihrer 
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metallischen  Bardeckung  ausmacht,  und  kann  die  Regierung  von  ihr  Statut- 
gemäss  stets  Vorschüsse  zu  3  Prozent  bis  zum  Betrage  von  40  Mill,  gegen  Hinter- 
legung von  Schatzscheinen  verlangen,  wogegen  die  Staatskassen  die  Noten  der 
Bank  wie  bar  Geld  annehmen. 

b)  Die  toskanische  Nationalbank  entstand  im  Jahre  1857  aus  der  Ver- 
einigung mehrerer  kleiner  Banken  und  begann  ebenfalls  mit  8  Mill.  Kapital, 
welehes  im  Jahre  1860  auf  10  Mill,  und  im  Jahre  1870  auf  30  Mill,  erhöht 
wurde.  Sie  hat  ebenso  wie  die  Reichsnationalbank  ihre  Filialen,  und  hat  die- 
selbe wiederholt  gewünscht,  sich  mit  jener  zu  verschmelzen,  wozu  die  Regierung 
aber  ihre  Genehmigung  versagte.  Die  Bank  ist  statu tgeraäss  verpflichtet,  der 
Regierung  bis  7'/2  Mill.  Vorschüsse  zu  machen,  welche  die  Form  einer  unge- 
deckten Kontokorrentschuld  annehmen. 

c)  In  Klorenz  besteht  eine  weitere  Emissionsbank:  die  toskanische  Kredit- 
bank, welche  im  Jahre  1860  begründet,  ein  nominelles  Kapital  von  40  Mill.  hat. 
von  dem  aber  nur  '/4  emittiert  worden  ist.  Sie  darf  dreimal  so  viel  Noten 
ausgeben  afs  ihr  Kapital  beträgt.  Anfänglich  bestand  keine  statutgemässe  Ver- 
pflichtung zu  Vorschüssen  an  die  Regierung,  doch  wurde  die  Vorschusspflicht 
der  Bank  später  auf  1,600,000  Frcs.  festgesetzt. 

d)  Die  römische  Bank  entstand  im  Jahre  1850  unter  dem  Namen  der 
„Kirchenstaatlichen  Bank",  während  sie  ihren  jetzigen  Namen  1870  erhielt.  Zu 
jener  Zeit  betrug  ihr  Kapital  10  Mill.,  1874  15  Mill.  Sie  ist  zu  Vorschüssen 
an  die  Regierung  bis  zu  V»  ihres  Kapitals  verpflichtet,  wogegen  bei  ihr  eben- 
falls Schatzscheine  als  Unterpfand  zu  hinterlegen  sind. 

e)  Die  neapolitanische  Bank  (Banco,  nicht  Banca  di  Napoli  M  stammt  aus 
dem  vorigen  Jahrhundert  und  wurde  häutig  reorganiliert.  Ihre  Noten  hatten 
eine  Zeit  lang  die  Form  von  Depotscheinen  und  lauteten  auf  Namen.  Dieselben 
waren  cedierbar  und  hatten  gesetzlichen  oder  legalen  Kurs.  d.  h.  die  Staats- 
kassen nahmen  diese  Scheine  für  bares  Geld  an.  Die  neapolitanische  Bank  hat 
kein  Aktienkapital,  sie  ist  vielmehr  aus  der  Verschmelzung  mehrerer  Wohlthätig- 
keitsanstalten ,  Leihhäuser  u.  s.  w.  entstanden  und  genoss  ein  grosses  Zutrauen 
bei  Staat.  Stadt  und  Publikum,  die  ihr  Depositen  brachten  und  dafür  „Polizze- 
oder^edole'4  (fedi  di  credito),  jene  Certifikate  oder  Bescheinigungen  erhielten, 
von  denen  wir  oben  spruchen.  Die  neueste  Organisation  der  Bank  datiert,  wenn 
wir  von  dem  Dekret  vom  1.  Mai  1866,  das  den  Zwangskurs  einführte,  absehen, 
vom  14.  Januar  1864.  Uebrigens  steht  eine  neuere  Reorganisation  bevor,  für 
die  ein  Vorschlag  der  Kammern  bereits  vorliegt.  Diese  Bank  ist  verpflichtet, 
dem  Staate  bis  zu  20  Mill.  3prozentige  Vorschüsse  zu  machen. 

f)  Der  Banco  von  Sizilien  begann  als  Filiale  des  vorigen  und  wurde  erst 
1849  selbständig.  Kr  funktioniert  nur  als  Depositenbank  und  waren  bei  ihm 
auch  die  Staatsgelder  zu  deponieren.  Im  Jahre  1866  besass  der  Banco  als 
Dotation  2' !t  Mill.,  mit  denen  er  Diskontogeschäfte  machte:  er  wurde  im  Jahre 
1867  reorganisiert  und  hat  an  den  Staat  bis  höchstens  5  Mill.  Lire  Vorschüsse 
zu  machen. 

Diese  Banken  hatte  die  Regierung  also  vor  sich,  als  die  schweren  Zeiten 

J)  Der  veraltete  Ausdruck  Banco  bedeutet  Bureau:  die  anderen  Bank- 
anstalten Italiens  heissen  Banca. 
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eintraten  (die  römische  Bank  trat  erst  im  Jahre  1870  hinzu).  Jene  .schworen 
Zeiten  drückten  die  Banken  gleichmäßig  wie  den  Staat,  und  es  ist  nicht  un- 
wahrscheinlich, dass  gerade  die  Notwendigkeit,  den  Banken  zu  Hilfe  zu  kommen, 
dem  Finanzniinister  den  Gedanken  eingab,  einerseits  Papiergeld  auszugeben, 
anderseits  die  für  die  Emission  dieses  Papiergeldes  angenommene,  wiederholt 
erwähnte  Form  zu  wählen. 

Als  am  1.  Mai  1806  der  Zwangskurs  dekretiert  wurde,  zirkulierten  im 
ganzen  24!)  Mill.  Noten,  und  zwar  116,9  Mill,  der  Reichsnationalbank  von 
Italien,  23,9  Mill,  der  Toskanischen  Nationalbank,  300,000  der  Toskanischen 
Kreditbank,  84,7  der  Bank  von  Neapel  und  23,3  Mill,  der  Bank  von  Sizilien. 
An  die  Dekretierung  des  Zwangskurses  für  diese  Noten,  resp.  an  die  Dispen- 
sation der  Banken  von  der  Einlösungspflicht  derselben  wurden  seitens  der  Re- 
gierung mancherlei  Bedingungen  geknüpft:  Wir  sahen  bereite,  dass  für  die 
Noten  der  Reichsnationalbank  der  Zwangskurs  Uber  das  ganze  Land  ausgedehnt 
ward,  während  die  Noten  der  anderen  Banken  ein  bezügliches  Privilegium  nur 
innerhalb  der  Landesgrenzen,  für  welche  sie  ehedem  errichtet  werden  waren, 
erhielten.  Zwei  Drittel  der  Barreserven  der  vier  letztgenannten  Banken  hatten 
diese  der  Reichsnationalbank  in  Deposito  zu  geben,  wogegen  sie  von  der  letz- 
teren für  einen  gleich  hohen  Nominalbetrag  im  ganzen  Lande  zirkulierende 
Noten  erhielten.  Die  Banken  durften  des  weiteren  ihren  Diskontosatz  ohne 
Genehmigung  der  Regierung  nicht  verändern. 

Wie  das  Dekret  vom  1.  Mai  1866  die  Gefahr,  in  der  die  Banken  ge- 
schwebt hatten,  für  deu  Augenblick  beschwor,  half  dasselbe  gleichzeitig  auch  der 
Staatskasse  aus  der  Not,  indem  die  Reichsnational  bank  dem  Staat  250  Mill.  Lire 
in  besonderen  Noten  vorzustrecken  hatte,  die  über  den  Betrag  der  sonst  zirku- 
lierenden Noten  hinaus  zu  emittieren  waren.  Diese  "250  Mill,  vertreten  also  das 
eigentliche  Staatspapiergeld,  und  wenn  deren  Cirkulation  schliesslich  auch  bis  auf 
WO  Mill,  stieg,  so  fühlt  man  doch  stets  den  Widerwillen  heraus,  mit  dem  bei 
der  jedesmaligen  Erhöhung  zu  dem  bezüglichen  Notmittel  gegriffen  wurde. 

Die  Regierung  hatte  nach  dem  angeführten  Dekret  die  Mittel  in  Händen, 
ihre  ersten  Kriegskosten  zu  decken,  während  aber  auf  der  einen  Seite  die  Geld- 
krise für  den  Augenblick  gehoben  war,  brach  anderseits  sofort  in  direkter  Folge 
des  Zwangskurses  eine  andere  Krise  herein,  die  sich  im  Verschwinden  des 
Metallgeldes  ausdrückt.  Wenn  eine  ähnliche  Erscheinung  stets  einer  künst- 
lichen Vermehrung  der  Papierzirkulation  zu  folgen  pflegt,  so  trug  in  dem  vor- 
liegenden speciellen  Falle  ein  weiterer  Umstand  dazu  bei,  die  Silbermünzen 
ausser  Landes  zu  treiben:  es  war  dies  die  momentane  Ueberwertung  des  Silbers, 
der  gleichzeitig  die  lateinische  Münzkonvention  ihre  Entstehung  verdankt. 

Italien  war  aber  so  sehr  vom  Metallgeld  entblösst,  dass  das  zuerst  ver- 
suchte Hilfsmittel  der  Nationalbank,  neben  den  früher  nicht  unter  50  Lire 
laufenden  Banknoten  auch  solche  zu  20  L.  auszugeben,  nichts  half  und  sehr  bald 
auch  5,  2,  1  und  \a  Lirenoten  in  Umlauf  gebracht  werden  mussten.  Als  selbst 
die  Ausgabe  so  kleiner  Noten  nicht  mehr  ausreichte  und  sich  vielfach  Privat- 
geschäfte damit  befassten,  ihrerseits  auf  Grund  grösserer  Appoints  kleine  bank- 
notenartige Zettel  auszugeben,  wurde  schliesslich  die  Emissionsbank  beauftragt, 
für  30  Mill.  Stempelmarken  zu  fertigen,  die  an  Stelle  von  Scheidemünzen  verwandt 
werden  konnten.  Wie  dann  aber  jene  Stempelmarken  sehr  bald  kolossal  getälscht 
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wurden,  mussten  dieselben  wieder  eingezogen  werden  und  kamen  deren  bei  der 
Einlösung  für  30,142,000  Lire  zur  Präsentation. 

Nachdem  jene  30  Mill.  Lire  in  Stempelmarken  dem  Verkehr  wieder  ent- 
zogen waren,  begann  das  alte  Spiel  von  neuem,  und  wurde  das  Land  von  den  oben 
erwähnten  kleinen  Zetteln  abermals  vollständig  überschwemmt.  Das  Unwesen 
wurde  so  gross,  dass  demselben  auf  irgend  eine  W eise  unter  allen  Umständen  ein 
Ende  gemacht  werden  musste.  Gleichzeitig  hatte  die  eigentliche  Notencirkulation 
stark  zugenommen  —  dieselbe  hatte  sich  im  Jahre  1870  gegen  1866,  die  als  Staate  - 
papiergeld  laufenden  Noten  nicht  mitgerechnet,  vervierfacht  —  und  wenn  auch 
diese  Masse  von  papiernem  Umlaufsmittel  auf  das  wirtschaftliche  Leben  der  Nation 
noch  keinen  direkt  ungünstigen  Einfluss  gehabt  hatte,  so  war  doch  zu  befürchten, 
dass  schliesslich  aus  derselben  grosse  wirtschaftliche  Schäden  erwachsen  müssten. 

So  untersagte  ein  nach  mehreren  Versuchen  erst  im  Jahre  1874  zustande 
gekommenes  Gesetz  allen  Privaten,  sowie  allen  Anstalten  ausser  den  sechs 
Emissionsbanken  auf  das  bestimmteste  die  Ausgabe  von  Noten  in  jeder  Form 
und  behielt  *ich  der  Staat  vor,  solche  in  Abschnitten  von  50  Cent,  1,  2,  5,  10. 
20,  100,  250  Lire  in  Kurs  zu  setzen.  Zu  diesem  Zweck  und  um  weiter  Geld  zu 
schaffen,  wurden  die  sechs  Emissionsbanken  zu  dem  bereits  erwähnten  Consorzio 
zusammengefasst,  von  dem  der  Staat  bis  zu  einer  Milliarde  Lire  in  jenen  Noten 
gegen  '/»  Prozent  Zinsen  in  den  ersten  4  Jahren  und  */>«  Prozent  Zinsen  in  den 
folgenden  Jahren  als  Vorschuss  zu  verlangen  berechtigt  sein  sollte.  Die  Mittel, 
die  der  Staat  sich  durch  diese  Anleihe  verschaffte,  benutzte  er  zunächst,  um  die 
allein  bei  der  Reichsnationalbank  nach  und  nach  aufgenommenen  800  Mill,  in 
diesen  neuen  Banknoten  zurückzuzahlen,  da  nunmehr  das  Consorzio  an  Stelle  der 
einen  Bank  die  betreffenden  Vorschüsse  an  den  Staat  zu  machen  hatte,  welche 
Vorschüsse  in  maximo  940  Mill.  Lire  erreichten. 

Ausser  den  als  Staatspapiergeld  ausgegebenen  Appoints  cirkulierten  die 
eigentlichen  —  von  den  Banken  emittierten  —  Noten  weiter;  jene,  auf  weissem 
Papier  gedruckt,  sollten  nach  dem  Gesetz  von  1874  allein  Zwangskurs  haben, 
während  die  letzteren,  auf  farbigem  Papier  gedruckt,  nur  legalen  Kurs  haben 
sollten  und  nur  in  Appoints  von  50  Lire  an  aufwärts  ausgegeben  werden  durften. 

Durch  Gesetz  vom  31.  Dezember  1873  wurde  ferner  das  Maximum  der  Noten- 
emission der  Banken  auf  das  Dreifache  ihres  Aktivkapitals  festgesetzt,  und  zwar 
für  die  Reichsnationalbank  auf  450  Mill.,  für  die  Toskanische  Bank  auf  63,  für 
die  Römische  Bank  auf  45,  für  die  Kreditbank  von  Toskana  auf  15  Mill.  Lire, 
während  die  Neapolitanische  Bank  146'/4  Mill,  und  die  Sizilianische  36  Mill, 
als  Maximum  sollten  ausgeben  können,  das  macht  im  ganzen  755'/«  Mill.  Lire. 
Doch  behielt  sich  die  Regierung  gleichzeitig  vor,  in  gewissen  Fällen  die  Erlaub- 
nis zu  geben,  auch  über  die  angegebenen  Maxima  hinauszugehen,  die  eventuell 
darüber  hinaus  emittierten  Banknoten  dürfen  aber  höchstens  3  Monate  laufen 
(Gesetz  vom  30.  April  1874).  Der  legale  Kurs  für  die  eigentlichen  Banknoten 
sollte  zuerst  nur  bis  I87ti  in  Anwendung  bleiben,  wurde  schliesslich  aber  von 
Fall  zu  Fall  bis  zum  Jahre  1880  verlängert. 

Wir  haben  nunmehr  die  Geschichte  der  italienischen  Banknotencirkulation 
bis  zum  Jahre  1881,  in  welchem  der  Zwangskurs  aufgehoben  werden  konntef 
verfolgt.  Die  betreffende  Massregel  war  lange  Zeit  vorher  geplant  und  immer 
wieder  von  neuem  hinausgeschoben  worden. 
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So  hatte  bereite  im  Jahre  1867  der  Finanz  minister  Ferrara  ein  Mittel  vor- 
schlagen zu  können  geglaubt,  sich  von  dem  Zwangskurs  zu  befreien.  Der  Vor- 
schlag kam  jedoch  viel  zu  früh,  doch  stellte  ein  Jahr  später  eine  Enquete- 
kommission abermals  den  Antrag,  der  Minister  solle  sich  mit  der  Frage  der 
Abschaffung  des  Zwangskurses  beschäftigen. 

Weiter  tritt  ein  denselben  Plan  verfolgendes  Projekt  von  Cambray-Digny 
im  Jahre  1869  hervor,  dem  1870  ein  ähnliches  von  Sella  folgte. 

Im  Jahre  1874  endlich  wurde  der  erste  Schritt  auf  dem  Wege  zum  ge- 
wünschten Ziel  durch  das  oben  analysirte  Gesetz  gethan.  Zunächst  hatte 
man  die  ganze  Papiergeld  Wirtschaft  regeln  und  ihrer  weiteren  Ausdehnung 
Schranken  setzen  müssen;  dann  musste  man  den  ordentlichen  Einnahmen  Zeit 
lassen,  heranzuwachsen,  damit  sie  die  Kassen  füllen  und  Kreditoperationen 
entbehrlich  machen  konnten,  und  erst  im  Augenblick,  als  man  soweit  er- 
starkt war,  dass  die  regelmässigen  Einnahmen  zur  Deckung  der  regelmässigen 
Ausgaben  ausreichten,  konnte  man  an  die  grosse  Operation  der  Abschaffung 
de»  Zwangskurses  mit  Aussicht  auf  Erfolg  denken.  Der  Erfolg  blieb  denn 
auch  schliesslich  nicht  aus,  während  die  Versuche  von  Depretis  im  Jahre  1877 
und  das  Projekt  von  Seismit-Doda  (1878)  ebenso  verfrüht  waren  wie  die  vor- 
hererwähnten. 

Ende  1880  brachte  der  geniale  Finanzminister  Magliani  dann  ein  Projekt 
»■in,  das  in  fast  unnötiger  Weise  damit  beginnt,  zunächst  von  den  Nachteilen 
des  Zwangskurses  im  allgemeinen  zu  sprechen.  Wenn  die  Motive  aber  auch 
im  grossen  ganzen  nur  Bekanntes  mitteilen,  so  enthalten  dieselben  doch  auch 
einzelne  Punkte,  die  immerhin  einer  Wiedergabe  wert  sein  mögen:  Das  Papier- 
geld war  unter  Pari  gesunken,  es  schwankte  um  90,  und  dieses  Schwanken 
allein,  führten  die  Motive  aus,  sei  schon  ein  Uebel.  Der  Finanzminister  rechnete 
so  aus,  dass  das  Agio  dem  Staat  jährlich  Über  12  Mill,  koste,  und  zudem 
müssten  dem  Consorzio  jährlich  an  Zinsen  für  das  Papiergeld  3,263,000  Lire 
bezahlt  werden,  so  dass  durch  die  Papiergeldwirtschaft  von  der  Staatskasse 
direkt  über  15  Mill,  jährlich  aufzubringen  wären. 

Um  den  Zwangskurs  aufheben  zu  können,  war  eine  Anleihe  nötig,  mittelst 
welcher  das  in  das  Ausland  gegangene  Metall  wieder  in  das  Land  geführt 
werden  konnte,  mit  welchem  die  in  Form  von  Papiergeld  kontrahierte  Schuld  ab- 
zutragen war.  Jene  Anleihe,  welche  der  Minister  in  Höhe  von  630  Mill,  auf- 
zunehmen vorschlug,  legte  hinwiederum  dem  Lande  eine  permanente  Zinslast 
von  30  Mill,  jährlich  auf,  der  gegenüber  allerdings  die  oben  erwähnten  15  Mill, 
gespart  wurden,  und  hoffte  der  Minister  die  restierenden  15  Mill,  bei  einer  Kon- 
solidierung der  Pensionen  erübrigen  zu  können. 

Vielfach  wurde  bezweifelt,  ob  eine  Anleihe  von  630  Mill,  genügen  würde, 
die  Metallgeldcirkulation  wieder  in  Gang  zu  bringen  und  besonders,  ob  sich 
das  Bargeld  würde  im  Lande  zurückhalten  lassen.  Jenen  Einwürfen  gegen- 
über versuchten  die  Motive  zu  erweisen,  dass  der  Wohlstand  des  Landes  un- 
gemein zugenommen  habe,  wofür  vielfaches  Material  herbeigeschafft  wurde,  so 
z.  B.  die  Notiz,  dass  im  Jahre  1865  in  den  Sparkassen  nur  225  Mill,  gelegen 
hätten,  gegen  891  Mill,  im  Jahre  1880.  Weiter  zeigten  die  Motive,  dass  in  den, 
Depositenkassen  im  Jahre  1880  1592  Mill.  Lire  lägen,  welcher  Betrag  von  Jahr  zu 
Jahr  wüchse;  die  Einfuhr-  und  Ausfuhrziffern  würden  ebenso  fortdauernd  grösser, 
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die  Portefeuilles  der  Bank  füllten  sich  mehr  und  mehr  mit  guten  Wechseln 
u.  8.  w.,  —  kurz,  die  Gesamtlage  des  Staates  sei  so  günstig,  dass  zu  erwarten 
stehe,  dass  die  neue  5prozentige  Anleihe  al  pari  untergebracht  werden  könnte. 
Pari  heisst  in  diesem  Falle  86,80  netto,  da  13,20  B.  als  Steuer  sofort  einbehalten 
wird.  Effektiv  sollte  die  Anleihe  644  Mill.  Lire  betragen,  von  denen  44  Mill, 
in  Gold  an  die  Nationalbank  für  eine  Anleihe  des  Jahres  1875  zurückzuzahlen 
und  600  Mill,  zur  Einlösung  der  vom  Consorzio  erhaltenen  Noten,  also  des 
Papiergeldes,  bestimmt  waren.  Weiter  sollten  gegen  die  644  Mill.:  400  Mill.  Lire 
in  Gold  und  244  Mill.  Lire  in  Silber  angeschafft  werden.  Die  im  Ausland  cirku- 
lierenden  italienischen  Münzen  schätzten  die  Motive  auf  nur  93  Mill,  und  wenn  sich 
auch  kein  Metallgeld  mehr  im  inländischen  Verkehr  zeige,  so  wäre  dennoch  mit 
Bestimmtheit  darauf  zu  rechnen,  dass  sich  bedeutende  Summen  im  Inland  ver- 
steckt hielten,  die,  abgesehen  von  dem  reichlich  vorhandenen  Kupfergeld,  nach  und 
nach  zum  Vorschein  kommen  würden.  Die  Motive  schätzten  aber  die  im  Lande 
gebliebenen  Barbeträge  auf  209  Mill,  in  Gold,  171  Mill,  in  5  L.-Stücken.  64  Mill, 
in  Silberscheidemünze,  75  Mill,  in  Kupferscheidemünze,  zusammen  519  Mill. 

Gleichzeitig  wäre  es  nötig,  den  eingeführten  legalen  Kurs  der  eigentlichen 
Banknoten  aufzuheben  und  die  Papiercirkulation  Überhaupt  zu  beschränken; 
dieselbe  sollte  in  normalen  Zeiten  eine  Maximalcirkulation  von  660  Mill.  Lire 
nicht  überschreiten  dürfen.  Von  den  als  Papiergeld  cirkulierenden  Noten  waren 
vor  allen  Dingen  315  Mill,  in  Appoints  von  V».  L  2  und  5  Lire  einzuziehen, 
während  die  Beträge  der  höheren  Appoints,  die  auf  243  7«  Mill,  in  10  Lirenoten, 
50  Mill,  in  20,  407«  Mill,  in  100  ,  250  bis  1000  Lirenoten  anzunehmen  seien, 
langsam  eingezogen  werden  könnten. 

Der  GeBetzvorschlag  wurde  von  den  Kammern  nicht  pure  acceptiert,  wie 
sich  aus  dem  folgenden  kurzen  Ueberblick  über  das  am  7.  April  1881  beschlos- 
sene Gesetz  ergeben  wird.  Nach  demselben  wurde  das  Consorzio  mit  dem 
30.  Juni  aufgelöst  und  zieht  der  Staat  unter  gleichem  Datum  die  dem  letzteren 
als  Garantiefonds  übergebenen  Staatsrententitel  zurück;  das  Consorzio  übergibt 
dem  Staat  gegen  Ersatz  des  Wertes  alle  zur  Fabrikation  von  Noten  bisher  ge- 
brauchten Materialien  und  Maschinen. 

Alle  V*.  1  l,n<l  2  Lirenoten  und  alle  Noten  über  10  Lire  sollen  eingelöst 
und  vernichtet  werden,  während  die  5  Lirenoten  nur  teilweise,  d.  h.  bis  auf 
eine  in  Umlauf  belassene  Summe  von  100  Mill.,  eingezogen  wurden,  so  dass  das 
nimmehr  direkt  vom  Staate  ausgegebene  Papiergeld  im  Betrag  von  340,000  Mill, 
nurmehr  in  5  und  10  Lirescheinen  besteht,  welche  aber  jederzeit  auf  Präsentation 
an  den  Staatskassen  gegen  Metallgeld  einzutauschen  sind. 

Die  zur  Einziehung  der  cirkulierenden  Noten  nötigen  640  Mill.,  —  von 
denen  wenigstens  400  Mill,  in  Gold  l)  —  sollen  durch  eine  Anleihe  beschatit 
werden  gegen  Ausgabe  von  als  Garantie  beim  Consorzio  bis  zum  entsprechenden 
Betrage  hinterlegten  Renten.  Als  Deckung  dagegen  für  die  nicht  eingelösten 
340  Mill,  soll  eine  gleiche  Summe  bei  der  Depositenkasse  in  Staatsrenten 
hinterlegt  werden.  —  Weitere  Bestimmungen  des  Gesetzes  beziehen  sich  so- 
wohl auf  die  Metal lreserven  der  Banken ,  als  auf  den  Goldbestand  innerhalb 
»  

')  Eigentlich  644  Mill,  und  444  Mill,  in  Gold,  wovon  44  Mill,  zur  Tinning 
einer  Schuld  bei  der  Reichsnationalbank  zu  verwenden  waren. 
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derselben  und  das  Recht  der  Notenausgabe,  das  fur  alle  Banken  bis  zum 
Jahre  1889  bestehen  bleiben  sollte.  Ein  bezüglicher  Gesetzvorschlag  zu  einem 
bis  dahin  zu  promulgierenden  Bankgesetz ,  der  im  Augenblick  vorliegt ,  wird 
uns  weiter  unten  noch  beschäftigen. 

Die  Anleihe  wurde  emittiert  und  setzte  die  Regierung  es  durch,  das»  sie 
491  Mill,  in  Gold  und  nur  153  Mill,  in  Silber  erhielt.  Bereits  im  Juni  1881 
fingen  die  Behörden  an,  einen  Teil  ihrer  Zahlungen  und  zwar  in  steigender 
Proportion  in  klingender  Münze  auszuführen;  vom  12.  April  1883  an  war  die 
Metallwährung  durchgeführt.  Alle  mit  der  Aufhebung  des  Zwangskurses  zu- 
sammenhängenden Massnahmen  gingen  leicht  von  statten,  von  all  den  geweis- 
sagten Schwierigkeiten  zeigte  sich  keine  Spur  und  gereicht  die  Durchführung 
der  ganzen  auf  das  trefflichste  vorbereiteten  Operation  dem  italienischen  Staat 
und  vor  allen  Dingen  der  Finanzleitung  desselben  zur  grössten  Ehre. 

Das  oben  erwähnte  neue  Bankgesetzprojekt  will  die  Pluralität  der 
Emissionsbanken  beibehalten,  wobei  man  sich  den  Anschein  gibt,  principielle 
Gründe  für  die  Decentralisierung  der  Banknotenemission  zu  haben.  Bei  näherem 
Zusehen  dürfte  es  sich  jedoch  erweisen  lassen,  dass  von  irgend  welchen  Principien 
dabei  keine  Rede  ist.  Die  bestehenden  Regionalbanken  haben  einfach  ihre 
mächtigen  Verteidiger,  und  wie  dieselben  zusammenhalten .  sind  sie  stärker  als 
ihre  etwaigen  Gegner.  Es  handelt  sich  nur  darum,  das  geschichtlich  Gegebene 
beizubehalten  und  mit  den  Erfordernissen  des  Augenblicks  möglichst  in  Ein- 
klang zu  bringen. 

Nach  dem  Projekt  sollen  Notenbanken  in  Zukunft  nur  mit  Genehmigung 
der  Regierung  entstehen  können,  die  über  die  Dauer  der  Konzession,  über 
die  näheren  Modalitäten,  unter  denen  Noten  zu  emittieren  sind  u.  s.  w., 
in  bestimmen  hat.  Das  Kapital  einer  solchen  Bank  soll  nicht  weniger  als 
15  Mill.  Lire  betragen,  von  denen  10  Mill,  effektiv  eingezahlt  sein  müssen: 
die  Notenausgabe  soll  das  dreifache  des  eingezahlten  Kapitals  m  maximo 
erreichen  dürfen,  aber  nur,  wenn  gleichzeitig  ein  Drittel  Metalldeckung  nach- 
gewiesen ist. 

Weiter  sollen  sämtliche  Banken  des  Reichs  ohne  besonderen  Dispens  der 
Regierung  nicht  mehr  als  1050  Mill.  Noten  zusammen  ausgeben  dürfen.  Die 
einzelnen  Banken  können  Filialen  errichten  und  haben  gegenseitig  ihre  Noten 
in  Zahlung  zu  nehmen. 

Im  weiteren  erhält  der  Gesetzvorschlag  Vorschriften  für  die  den  Banken 
erlaubten  Geschäfte :  so  dürfen  die  von  den  Banken  zu  diskontierenden  Wechsel 
höchstens  drei  Monate  laufen  und  müssen  drei  Unterschriften  tragen  u.  s.  w. 
Für  alle  andern  Geschäfte  muss  eine  besondere  Metallreserve  vorhanden  sein; 
Privatleute  sind  nicht  verpflichtet,  Banknoten  in  Zahlung  zu  nehmen,  die  Staats- 
kassen können  sie  nehmen.  Der  Staat  hat  das  Recht,  von  den  Emissionsbanken 
bis  ?/s  ihres  Kapitals  gegen  den  jeweiligen  Diskontsatz,  höchsten«  aber  zu  3  Pro- 
zent Zinsen  Vorschüsse  zu  verlangen,  und  zwar  sind  zwei  Drittel  der  verlangten 
Summen  sofort  zahlbar,  während  bis  zur  Auszahlung  des  letzten  Drittels  zwei 
Monate  verfliessen  können.  Schliesslich  haben  die  Banken  dem  Staat  unentgelt- 
lich als  Banquier  zu  dienen. 

Die  vorstehende,  sehr  gedrängte  Skizze  zeigt,  dass  keineswegs,  wie  viel- 
fach behauptet  wurde,  Bankfreiheit  in  Italien  geplant  ist. 
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3)  Die  Domänen  und  die  Einziehung  der  Kirchengüter.  Die  Ein- 
ziehung der  Kirchengüter  hat  dem  italienischen  Staate  zweifellos  grosse  Dienste 
geleistet  und  haben  wir  über  die  Zulässigkeit  oder  Rechtmässigkeit  dieser  Mass- 
regel an  dieser  Stelle  nicht  zu  urteilen  und  uns  lediglich  auf  den  finanziellen 
Standpunkt  zu  stellen.  Im  übrigen  zeigt  ja  die  Geschichte  aller  Länder,  dass 
sich  von  Zeit  zu  Zeit  kein  Land  gescheut  hat,  die  Kirchengüter  einzuziehen,  und 
wenn  man  sie  einmal  eingezogen  hat,  d.  h.  sobald  dieselben  als  Staatsdomänen 
figurieren,  dann  gilt  es  nur,  dieselben  möglichst  dem  allgemeinen  Besten  dienst- 
bar zu  machen.  Im  Königreich  Italien  scheint  übrigens  die  erste  Anregung  zu 
dem  betreffenden  Vorgehen  nicht  von  der  Regierung  ausgegangen  zu  sein: 
dasselbe  hat  ein  Präcedenz  in  dem  piemontesisch-sardiniscben  Vorgang  des 
Jahres  1855 ,  über  den  das  von  Cesare  Correnti  herausgegebene  Annuario  stati- 
stico  ltaliano  (Anno  I,  1857/58,  Milano)  nähere  Auskunft  gibt.  In  demselben 
gibt  Correnti  einen  Bericht  über  eine  Petition  aus  dem  Jahre  1852:  (Relazione 
del  20  dicembre  1852  sulle  petiztoni  presentate  alia  Camera  da  molti  cittadini 
e  consigli  comunali,  per  ottenere  rincameramento  dei  beni  ecclesiastici . . .) 
wieder,  in  der  »viele  Bürger  und  Genieinderäte*  die  Einziehung  der  Kirchen- 
güter, resp.  der  Güter,  die  im  Besitz  von  geistigen  Korporationen  waren  ver- 
langen. Ein  strebsames  Land,  wie  es  damals  das  Königreich  Sardinien  war. 
braucht  immer  Geld,  und  Hess  sich  gern  dazu  drängen,  die  Kirchengüter  zu 
Domänen  zu  erklären.  Doch  wählte  man  dabei  die  milde  Form,  den  Enteig- 
neten gewisse  Entschädigungen  in  der  Form  von  Renten  zukommen  zu  lassen, 
darum  nannte  man  die  Massregel  eine  Conversion.  Die  Güter  sollten  bloss 
„saranno  pure  convertiti*  in  vom  Staat  auszuzahlende  Renten  oder  Pensionen 
verwandelt  werden,  mit  deren  Auszahlung  eine  eigene  Behörde,  die  sogenannte 
„Kirchenkasse"  betraut  wurde,  der  man  die  Verwaltung  der  Güter  übergab, 
aus  deren  Ertrag  sie  jene  Renten  und  Pensionen  zu  zahlen  hatte. 

Dem  von  Sardinien  gegebenen  Beispiel  folgte  das  Königreich  Italien.  Man 
ging  dabei  aber  langsam  und  schrittweise  zu  Werke.  Als  im  Jahre  1862  zum 
erstenmale  grosse  Mittel  nötig  waren,  schlug  Sella  vor,  einerseits  die  nicht 
zu  Zwecken  des  Öffentlichen  Dienstes  nötigen  Staatsdomänen,  anderseits  die 
der  Kirchenkasse  überwiesenen  Grundstücke  zu  veräussern.  Die  Kirchenkasse 
sollte  dann  gegen  die  dem  Staate  zu  überantwortenden  Güter  5prozentige  Rente 
in  Höhe  des  Einkommens  aus  diesen  Gütern  erhalten,  während  der  Staat  die 
Grundstücke  selbst  verkaufen  könne.  Hierbei  handelt  es  sich  also  um  eine, 
wenn  auch  verdeckte  Anleihe:  die  Staatsschuld  vergrösserte  sich  einfach  um 
den  Betrag  der  Rente,  nur  mit  dem  Unterschied,  dass  die  Rententitel,  die 
ge^en  die  Güter  hingegeben  wurden,  nicht  auf  den  Markt  kamen,  sondern  vor 
der  Hand  in  der  Kirchenkasse  liegen  blieben. 

Zum  Verständnis  des  Vorhergehenden  ist  nachzutragen,  dass  die  im 
Jahre  1855  gebildete  sardinische  Kirchenkasse  in  den  Jahren  1860  und  1861, 
in  Folge  von  der  provisorischen  Regierung  erlassener  Dekrete,  die  Kirchengüter 
in  Neapel,  Umbrien  und  den  Marken  zu  ihren  sardinischen  Beständen  in  gleicher 
Weise  zugewiesen  erhalten  hatte.    Zu  dieser  Zeit  waren  aber  keineswegs  alle 


')  Auf  diese  Kategorie  von  Kirchengut  wurde  die  Massregel  zunächst  und 
ebenso  in  den  Jahren  1860—61  beschränkt. 
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Kirchengüter  eingezogen,  sondern  nur  solche,  die  im  Eigentum  gewisser  geist- 
licher Korporationen  (Klöster  und  einiger  anderer  Anstalten)  gestanden  hatten, 
mit  ausdrücklicher  Ausnahme  derjenigen  Korporationen,  welche  sich  dem  Unter- 
richt, dem  Predigen  und  der  Krankenpflege  widmeten. 

Als  Sella  im  Jahre  1862  seinen  Antrag  stellte,  war  der  Staat  also  erst 
im  Besitz  dieses  Teils  der  Kirchengüter,  deren  Wert  man  auf  26  Mill.  Renten 
schätzte,  wobei  zu  bemerken  ist,  dass  die  bezüglichen  Schätzungszahlen  stets 
sehr  verschiedenartig  ausfielen ,  was ,  wenn  man  die  Güterlisten  näher  einsieht, 
sehr  leicht  erklärbar  scheint.  Es  war  überhaupt  schwer,  jene  Güter  zu  ver- 
silbern und  half  man  sich  aus  der  Verlegenheit,  indem  man  am  31.  Okt.  1864 
mit  einer  „Gesellschaft  für  den  Verkauf  der  italienischen  Domänen*  einen  Vor- 
trag abschlos8,  wonach  diese  Gesellschaft  den  Verkauf  der  Güter  gegen  einen 
Vorschuss  von  40  Mill,  an  die  Staatskasse  übernahm.  Der  Verkauf  der  Güter 
sollte  mit  dem  1.  Januar  1805  beginnen  und  übernahm  die  Gesellschaft  sämt- 
liche mit  demselben  zusammenhängende  Kosten,  gegen  Zusicherung  von  7* 
von  dem  Betrage,  der  bei  der  Versteigerung  der  Güter  deren  Schätzungswert 
übersteigen  würde. 

Gleichzeitig  hatte  sich  die  Gesellschaft  verpflichtet,  im  ganzen  bis  zu 
150  Mill.  L.  vorzuschieben,  wofür  sie  Staatsobligationen  im  Nominalbetrage 
von  212,100,000  L.,  tilgbar  in  15  Jahresquoten,  erhielt.  Diese  Staatsobligationen 
(15  Stück  ä  14,140,000  L.)  waren  auf  die  Kirchengüter  hypotheciert  und  war 
die  Gesellschaft  ermächtigt,  auf  Grund  derselben  ihrerseits  5prozentige  Partial- 
obligationen auszugeben.  Das  war  das  Instrument,  das  die  weiteren  Unter- 
nehmungen sehr  erleichtern  sollte.    Dieselben  Hessen  nicht  auf  sich  warten. 

So  schlug  Sella  bereits  Ende  18(35  vor  und  setzte  seinen  Vorschlag  in 
einem  Gesetz  vom  7.  Juli  I860  durch,  dass  alle  noch  bestehenden  religiösen 
Korporationen  und  andern  geistlichen  Anstalten  aufgehoben  und  ihre  Güter 
abermals  konvertiert  werden  sollten. 

Nach  jenem  Gesetz  erkennt  der  Staat  fernerhin  weder  geistliche  Orden 
noch  Klöster  an,  alle  Mönche  und  Nonnen  werden  einfache  Staatsbürger,  denen 
der  Staat  gegen  das  den  Korporationen  entzogene  Eigentum  eine  lebensläng- 
liche Pension  von  höchstens  600  Lire,  zuzüglich  einer  lebenslänglichen  Rente 
für  die  den  Klöstern  event,  von  einzelnen  zugebrachte  Mitgift  (dote)  auszahlt. 
Zwecks  Zahlung  der  betreffenden  Pensionen  erhielt  der  mit  der  ganzen  Ab- 
wickelung dieser  Angelegenheit  betraute  Kultusfonds  ')  (fondo  per  il  culto)  für 
den  Betrag  der  Revenuen  der  eingezogenen  Güter  —  nach  Abzug  der  Steuern, 
die  die  tote  Hand  von  denselben  zu  zahlen  hatte  und  von  5  Prozent  für  die 
Verwaltungsausgaben  —  5prozentige  Staatsrente. 

Mit  den  Zinsen  jener  Rente  hatte  der  Kultusfonds  ausser  den  Pensionen 
alle  mit  der  Einziehung  der  Kirchengüter  zusammenhängende  Ausgaben  zu  be- 
streiten, namentlich  auch  die  auf  das  Staatsbudget  genommenen  Kultusausgaben. 


l)  Alle  mit  der  Konversion  der  Kirchengüter  zusammenhängenden  Ab- 
rechnungen wurden  zunächst  auf  besondere  Rechnung  ausser  Budget  geführt. 
Die  »Kirchenkasse"  blieb  mit  der  Einziehung  der  Güter  betraut  und  kon- 
trollierte deren  Verkauf,  während  eine  andere  neue  Behörde,  der  sog.  „Kultus- 
fonds",  die  Kultusausgaben  zu  effektuieren  hatte  (s.  weiterhin  darüber  S.  158). 
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z.  B.  auch  einen  Zuschuß  zu  den  Kirchenkosten  an  die  Gemeinden,  deren  eigene 
Einkünfte  unter  800  Lire  betragen,  zu  leisten. 

Alle  den  aufgehobenen  Korporationen  gehörigen  Besitztümer  wurden 
mit  Ausnahme  der  für  die  Religionsübung  nötigen  Gebäude,  Bilder,  Statuen 
heiligen  Gefässe  etc.,  ebenso  wie  der  für  die  Bezirke,  Gemeinden  und  Schulen 
nötigen  Bauwerke  und  der  Monumente,  die  einen  Kunstwert  hatten,  zu  verkäuf- 
lichem Staatseigentum  erklärt.  Aus  demselben  wurden  alle  Bücher,  Manuskript« 
und  Kunstgegenstände  an  Bibliotheken  und  Museen  verteilt.  Auf  die  nicht  ein- 
gezogenen Güter  wurde  eine  besondere  Steuer  gelegt. 

„17 Appetit  vient  en  mangeant,"  sagt  ein  französisches  Sprichwort  —  und 
so  kam  es,  dass,  als  neue  Bedürfnisse  sich  fühlbar  machten  und  die  bisher  ein- 
gezogenen (tüter  nicht  so  viel  eintrugen  als  von  ihnen  erwartet  worden  war. 
ein  neues  Gesetz  erlassen  wurde,  welches  nicht  mehr  wie  das  von  1866  und 
wie  die  früheren  von  einer  blossen  soppressione  degli  ordini  e  delle  corpo- 
razioni  religiose,  sondern  ganz  radikal  von  der  liquidazione  dell*  asse  eccle- 
siastico  sprach  und  am  15.  August  1867  promulgiert  wurde.  Nunmehr  sollte 
alles  Kirchengut  jener  Liquidation  unterworfen  werden,  die  darin  bestehen 
sollte,  dass  alle  der  toten  Hand  gehörenden  Güter  zunächst  nach  ihrem 
Ertrage  abzuschätzen  wären,  von  welchen  Erträgen  ein  Drittel  als  Steuer  an 
den  Staat  abgezogen  und  für  die  übrigen  zwei  Drittel  eine  Staatsrente  zu 
Gunsten  der  bisherigen  Eigentümer  auf  die  Güter  eingetragen  würde,  während 
die  Güter  selbst  abermals  in  das  Eigentum  des  Staats  Übergehen  sollten.  Der 
Staat  lud  sich  damit  eine  neue  Schuld  auf,  wogegen  er  die  Einkünfte  aus  den 
früheren  Kirchengütern  erhielt  und  letztere  zu  Geld  machen  konnte. 

Doch  auch  diese  Massregel  hatte  nicht  den  schnellen  Erfolg,  den  man 
von  ihr  erwartet  hatte. 

Zum  Lobe  der  Italiener  muss  man  denselben  nachsagen,  dass  sie  nicht 
radikal  sind.  In  Frankreich  hätte  man  die  Sache  wahrscheinlich  kürzer  ab- 
gemacht: die  Guter  einfach  eingezogen  und  höchstens  Pensionen  angelwten. 
In  Italien  suchte  man  dagegen  die  ganze  Angelegenheit,  wenn  irgend  möglich, 
in  Frieden  mit  der  Kirche  zu  regeln  und  hoffte,  dass  sie  selbst  die  ganzen  mit 
der  Liquidation  der  Güter  zusammenhängenden  Massnahmen  in  die  Hand  nehmen 
würde.  So  verlangte  man  ursprünglich  von  der  Kirche  nur,  dass  sie  sich  ver- 
bindlich mache,  an  den  Staat  600  Mill.  Lire  ')  in  halbjährlichen  Raten  von  50  Mill, 
abzutragen,  während  sie  sonst  mit  ihren  Gütern  sollte  frei  schalten  können. 

In  Belgien  hatte  sich  wirklich  eine  rechtgläubige  Finanzgesellschaft  ge- 
bildet, um  die  gewünschte  Operation  unter  den  Auspizien  der  Kirche  auszuführen. 
Die  Offerte  dieser  Gesellschaft  ebenso,  wie  die  einer  andern,  wurde  aber  nicht 
aeeeptiert,  weil  dieselbe  nachträglich  zu  wenig  vorteilhaft  schien,  und  sah  sich 
der  Staat  genötigt,  vorderhand  wenigstens  direkt  zu  handeln. 

Die  ganze  Operation  wurde  nach  folgenden,  in  möglichster  Kürze  an- 
gedeuteten Principien  in  Angriff  genommen:  Zunächst  sei  darauf  aufmerksam 
gemacht,  dass  die  Parochialgüter  vom  Staat  nicht  für  sich  eingezogen,  sondern 
den  Gemeinden  zur  Unterhaltung  der  zu  ihnen  gehörigen  Kirchen  überwiesen 
wurden.  Auf  die  andern  Güter  wurden  70  Prozent  ihres  Ertragwertes  zu  Gunsten 
  • 

')  Ein  Drittel  de?  Werte«,  auf  den  das  Kircheneigentum  geschätzt  wurde. 
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der  betreffenden  früheren  Eigentümer,  mit  Abzug  von  30  Prozent  für  die  Neben- 
gefalle dieser  Güter  eingetragen.  Für  den  Fall  aber,  dass  durch  jene  Abzüge 
das  Einkommen  des  betreffenden  Kirchenoberhauptes  dieses  oder  jene«  Sprengeis, 
also  eines  Bischofs,  unter  0000  Lire  betragen  würde,  sollte  der  Kultusfonds  ge- 
halten sein,  dessen  Einkommen  bis  zu  jener  Minimalgrenze  zu  vervollständigen. 
Gleichzeitig  wurden  30  Prozent  der  nach  dem  Gesetz  von  1866  eingeschriebenen 
Renten  gelöscht,  so  dass  die  staatlicherseits  an  den  Kultusfonds  abzuführende 
Summe  sich  bedeutend  verminderte. 

Dadurch  erschien  die  Staatslast  kleiner,  wobei  es  sich  allerdings,  wie 
wir  noch  sehen  werden,  nur  um  einen  Schein  handelt,  und  war  somit  keines- 
wegs unmittelbar  Hilfe  geschaffen.  So  wurde  der  Finanzminister  denn  auch 
ermächtigt,  so  viel  5prozentige  Obligationen  auf  Grund  der  eingezogenen  Güter 
auszugeben,  als  nötig  war,  um  der  Staatskasse  400  Mill.  Lire  zu  verschaffen. 
Jene  Obligationen  waren  aber  nur  tief  unter  Pari  (zu  78  Prozent  im  Durch- 
schnitt), zu  placieren,  sie  sollten  aber  bei  Präsentation  seitens  des  Käufers  eines 
Gutes  al  pari  an  Zahlungsstatt  angenommen  und  annulliert  werden.  Bei  dem 
Ankauf  der  Güter  waren  ein  Zehntel  in  bar  zu  zahlen  und  der  Rest  in  zehn 
Jahresraten  mit  6  Prozent  Zinsen;  wer  gleich  bar  auszahlte,  bekam  7  Prozent 
Rabatt.  Die  oben  genannten  Obligationen  sollten  bis  1881  getilgt  sein  und 
wurden  thatsächlich  nur  von  Personen  gekauft,  die  auf  eingezogenes  Kirchengut 
spekulierten,  so  dass  von  den  im  Nominalbetrag  von  500  Mill.  Lire  kreierten 
Obligationen  1867  nur  225  Mill,  abgesetzt  wurden Der  Verkauf  der  Güter 
selbst  wickelte  sich  ebenfalls  über  Erwarten  langsam  ab.  Dabei  spielten  reli- 
giöse Bedenken,  da  das  moderne  Italien  opferwilligen  religiösen  Fanatismus 
kaum  mehr  kennt,  nur  die  geringste  Rolle.  Die  zu  überwindenden  Schwierig- 
keiten waren  mehr  ökonomischer  Natur:  es  handelt  sich  bei  jenen  Gütern 
nieist  um  kleine  Parzellen.  Das  grosse  Publikum  war  naturgemäss  nicht  ge- 
neigt, irgendwelchen  Bruchteil  einer  Parzelle  Weinberg  beispielsweise,  irgendwo 
zu  kaufen,  in  den  Dörfern  selbst  aber,  also  in  der  nächsten  Umgebung,  waren 
bei  der  Kapitalarmut  des  Landes  Käufer  ebenfalls  kaum  vorhanden. 

Während  sich  also  die  Operation  nur  langsam  abspielte,  Hess  die  durch 
die  Not  der  Finanzlage  hervorgerufene  Ungeduld  oft  vergessen,  dass  jeder  Markt 
und  zumal  der  Immobilienmarkt  immer  nur  eine  sehr  beschränkte  Quantität 
von  Waren  auf  einmal  absorbieren  kann. 

Uebrigena  hatte  die  Regierung  auch  grosse  Mühe  gehabt,  sämtliche  nach 
dem  Gesetz  einzuziehende  Güter  überhaupt  aufzufinden:  bis  heute  entdeckt  die- 
selbe von  Jahr  zu  Jahr  neue,  die  bis  dahin  verborgen  gehalten  worden  waren, 
und  manche  Grundstücke  dieser  Kategorie,  die  die  Kirche  sich  beeilte,  vor  der 
Einziehung  unter  der  Hand  loszuschlagen,  machten  dem  Angebot  des  Staates 
Konkurrenz. 

Was  den  augenblicklichen  Wert  und  Bestand  der  Staatsgüter  angeht, 
so  setzen  sich  dieselben  zusammen:  a.  aus  dem  alten  Staatseigentum,  also  den 
Gütern,  die  der  Staat  schon  vor  dem  Jahre  1866  besass,  wobei  zu  unterscheiden 
ist  zwischen  einerseits  Staatseigentum,  dessen  der  Staat  zur  Erfüllung  seiner 


')  Ebenso  fanden,  als  man  nach  1870  eine  zweite  Serie  derartiger  Obli- 
gationen von  333  Mill.  Lire  nominell  ausgab,  dieselben  nur  langsam  Abnehmer. 
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alllgemeinen  Zwecke  bedarf,  zu  dem  die  Krongüter  etc.  hinzutreten,  und  ander- 
seits den  bewirtschafteten  Domänen  im  engeren  Sinne.  Der  Wert  der  beiden 
Domänenarten  zusammen  wird  auf  857  Mill.  Lire  geschätzt.  Darunter  figurieren 
die  in  wirtschaftlichem  Betriebe  stehenden  Domänen  mit  139  Mill.  Lire.  Dieselben 
rühren  meist  von  vor  1866  eingezogenen  Kirchengütern  her,  und  wie  ein  Teil  der- 
selben bereits  in  Lose  geteilt  ist,  werden  dieselben  wahrscheinlich  demnächst  zum 
Verkauf  gelangen.  Von  solchen  Gütern  sind  im  ganzen  während  der  Jahre  1861 
bis  1883  nach  dem  Annuario  des  Finanzministeriums  von  1884  verkauft  worden: 

Vom  Staat  direkt  (von  1861  an)  .    .    .     12,790  Lose  für    90,972,921  L. 

Durch  eine  damit  beauftragte  Privat- 
gesellschaft (von  1865  an)    ...    .    43,124     ,     ,    239,868,053  , 

Zusammen  55,914  Lose  für  330,840,974  L. 
Hierunter  sind  787  eingezogene  Güter,  die  den  Provinzen  und  Gemeinden  unent- 
geltlich überlassen  worden  waren,  nicht  mitgerechnet. 

Von  dieser  ersten  Kategorie  von  Staatseigentum  sind  b.  die  nach  1866 
infolge  des  oben  angegebenen  Gesetze«  eingezogenen  geistlichen  Besitzungen  zn 
unterscheiden;  letztere  werden  von  Gesetz  und  Verwaltung  unter  dem  Namen 
Asse  ecclesiastico  l),  Kirchengüter,  zusammengefaßt,  und  wird  die  Abrechnung 
über  dieselben  in  besonderer  Rechnung  ausserhalb  des  Budgets  geführt. 

Nach  dem  offiziellen  Annuario  von  1884  war  die  Zahl  der  geistlichen 
Korporationen  und  Anstalten  (enti  morali  ecclesiastici)  und  der  Ertrag  ihrer 
Liegenschaften  (beni  immobili)  nach  den  am  1.  Januar  1883  aufgestellten  Be- 
rechnungen folgende: 

Zahl  der  Anstalten:    Betrag  der  Einkünfte: 

Aufgehobene  Korporationen  und 
geißtl.  Orden,  Gesetz  von  1866  2,183  6.854,813 

Nach  dem  Gesetz  von  1867  aufge- 
hobene Anstalten   36,930  8,954.658 

Beibehaltene  Anstalten,  deren  Güter 
konvertiert  wurden,  Gesetz  von 

1867    _17,366   15,550,406 

Zusammen  56,479  31,359,877 

Wert  dieser  3  Kategorien  von  Gütern  857,717,312  Lire. 

Alle  diese  Güter  wurden,  nachdem  56,479  Besitzergreifungen  stattgefunden 
hatten,  in  Lose  eingeteilt,  von  denen  Ende  1882  bereits  140,534  mit  einer 
Gesamtoberfläche  von  502,619  ha  verkauft  waren ,  so  dass  also  jedes  Los  eine 
durchschnittliche  Ausdehnung  von  5  ha,  31  a,  91  qm  hatte.  Der  Durchschnitts- 
preis de«  Loses  stellte  sich  auf  netto  3350  Lire,  derjenige  pro  Hektar  auf 
netto  685  Lire.  Die  verkauften  Güter  waren  zu  445,927,980  Lire  taxiert  gewesen, 
brachten  bei  der  Versteigerung  aber  mit  570,600,473  Lire  124,673,000  L.  mehr; 
doch  blieben  dem  Staate  von  jenen  570  Mill,  infolge  der  vorher  besprochenen 
Abzüge  nur  rund  470  Mill. 


!)  Im  sonstigen  Italienischen  ist  das  Wort  „asse"  im  vorliegenden  Sinne 
nicht  gebräuchlich ;  Ferrari  und  Caccia  führen  dasselbe  in  ihrem  grossen  Diction- 
naire  überhaupt  nicht  an,  wogegen  Thomaseo  sagt:  Asse,  per  patrimonio  e 
inelegante. 
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Bezüglich  der  Verkaufsresultate  von  1883  liegen  nur  summarische  Zahlen 
vor:  es  sollen  aber  weitere  3352  ha  Güter  fur  6,818.182  Lire  verkauft  worden 
sein1),  so  da«?  also  bis  1884  insgesamt  144,468  ha  Güter  zu  579,393,989  Lire 
verkauft  worden  wären. 

Der  Verkauf  der  eingezogenen  oder  konvertierten  Güter  lauft  unabhängig 
neben  der  eigentlichen  Liquidation  einher.  Dieselbe  bestand,  wie  wir  vorher  an- 
rührten, in  dem  Abzug  von  30  Prozent  zu  Gunsten  des  Staats  und  der  Ein- 
tragung der  übrigen  70  Prozent  des  Wertes  (mit  Abzügen)  zu  Gunsten  der 
betreffenden  Anstalten  in  ein  Rentenbuch. 

Ende  des  Jahres  1882  hatten  schon  (oder  erst)  42,245  derartige  Liqui- 
dationen stattgefunden,  die  eich  folgendermaßen  verteilen: 

Anstalten,  welche  beibehalten  wurden: 

Erzbistü  mer  und  Bistümer,  (Güter  derselben)   296 

Geistliche  Seminarien         (    „  ,      )   318 

Domkapitel  (    ,  „      )   395 

Kanonikate  und  Pfründen  der  Domkapitel  (Güter  derselben)  2,544 
Kirchspielgüter- Verwaltungen  (    ,  „      )  18,279 

Summa  21,832 

Aufgehobene  Korporationen  und  Anstalten. 

Religiöse  Korporationen  (Orden  u.  s.  w.)  1,732 

Collegialkirchen  u.  s.  w  1.464 

Andere  kirchliche  Anstalten  17,217_ 

Summa  20,413 

Die  Liquidation  geht  so  langsam  vor  sich,  weil  der  Behörde  bei  derselben 
seitens  der  Kirche  überall  Schwierigkeiten  gemacht  werden,  ihr  viele  der  Güter, 
wie  wir  schon  sahen,  unbekannt  bleiben  oder  nur  schwer  erreichbar  sind,  und 
darum  die  notwendigen  Feststellungen  einerseits  zeitraubend  sind,  anderseits 
nicht  unbedeutende  Kosten  verursachen. 

Der  Reingewinn  des  Staates  ist  bei  der  ganzen  Massnahme  viel  kleiner 
als  man  von  vornherein  anzunehmen  geneigt  ist:  nach  uns  vorliegenden  Berech- 
nungen, deren  Richtigkeit  sich  indessen  in  einzelnen  Punkten  anzweifeln  lässt, 
hätte  die  Regierung  aus  der  ganzen  Kirchengüteroperation  nicht  mehr  als 
382  Mill.  Lire  Nettoeinnahmen  gezogen. 

4)  Die  Eisenbahnen.  Die  Geschichte  der  italienischen  Eisenbahnen 
ist  ungemein  verwickelt;  dieselbe  mit  einiger  Ausführlichkeit  darzustellen ,  be- 
dürfte es  einer  grösseren  Special  arbeit.  Nacheinander  und  oft  gleichzeitig  neben- 
einander herrschten  die  verschiedensten  Systeme;  schliesslich  aber  spielten  günstige 
und  ungünstige  Umstände  dem  Staate  fast  alle  Bahnen  in  die  Hände.  Selbst 
aber  in  der  Periode,  in  welcher  der  Staat  beinahe  der  Schwere  seiner  übrigen 
Pinanzaufgaben  erlag,  hatte  er  immer  noch  Kraft  genug  gefunden,  auch  für 

')  Cf.  Seite  83  'der  Einleitung  des  Annuario  statistico  für  1884.  Das  An- 
nuario  des  Finanzministeriums  für  1884  führt  dagegen  S.  63  als  im  Jahre  1883 
verkauft  nur  3302  ha  zu  6,739,896  Lire  auf,  wobei  37  expropriirte  und  13  aus 
der  Hand  verkaufte  Grundstücke  nicht  mitgerechnet  sind.  In  den  verschiedenen 
italienischen  Finanzrechnungen  finden  sich  stets  derartige  Abweichungen,  die  zu 
erklären  meist  sehr  schwer,  oft  unmöglich  ist. 
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den  Weiterbau  des  Eisenbahnnetze«  grössere  Mittel  flüssig  zu  machen  und  gleich- 
zeitig mancherlei  Lasten,  die  mit  dem  Betrieb  grosser,  zunächst  wenig  rentabler 
Linien  verknüpft  waren,  zu  tragen. 

Als  im  Jahre  1884  der  neueste,  lange  in  Vorbereitung  stehende  Vertrag 
abgeschlossen  wurde,  verteilte  sich  der  Besitz  des  Eisenbahnnetzes  also: 


Bahnen  in  Staatsbesitz  6,097  km 

Bahnen,  deren  Mitbesitzer  der  Staat  war   418  , 

Bahnen  in  Privatbesitz  _3,J52  . 

Summa    9,667  km 
Nach  dem  Betriebe  verteilen  sich  die  Eisenbahnen  folgenderraassen : 

Staatsbahnen  in  Staatsbetrieb   4,568  km 

Staatsbahnen  in  Privatbetrieb   1,529  „ 

Privatbahnen  in  Staatsbetrieb   873  „ 

in  Privatbetrieb  _2l697_  *  _ 

Summa   9,667  km 

oder  Staatsbetrieb  5,441  km 

Privatbetrieb   4,226  . 

Summa   9,667  km 


Gleichzeitig  waren  über  4000  km  Staatsbahnen  teils  in  Bau  begriffen,  teils 
deren  Bau  beschlossen:  eine  Last,  die  auch  nach  der  Besserung  der  Finanzlage 
im  Verein  mit  den  sich  fortwahrend  steigernden  Aufwendungen  für  das  Militär- 
wesen ,  für  das  Land  so  drückend  schien ,  dass  der  Staat  sich  entschloss,  die 
Durchführung  der  auf  dem  Gebiete  des  Eisenbahnwesens  liegenden  kostspieligen 
Aufgabe  von  sich  abzuwälzen,  sich  gleichzeitig  bedeutende  Summen  ohne  neue 
eigentliche  Anleihe  verschaffend.  Zu  diesem  Zweck  teilte  der  Staat  das  italienische 
Staatsbahnnetz  in  drei  Netze  und  übergab  deren  Betrieb  einer  Mittelmeer-,  einer 
Adriatischen  und  einer  Sizilianischen  Eisenbahngesellschaft. 

Die  einzelnen  Bedingungen,  unter  denen  der  Betrieb  dieser  Netze  auf 
60  Jahre  bei  einem  gegenseitigen  Kündigungsrecht  nach  Ablauf  von  je  20  Jahren 
auf  die  Gesellschaften  überging,  können  wir  in  ihrem  Detail  übergehen,  und 
haben  wir  nur  hervorzuheben,  dass  die  Bahnen  als  solche  Staatseigentum  bleiben, 
während  die  Gesellschaften  das  vorhandene  Betriebsinaterial  für  265  Mill.,  auf 
welche  Summe  der  Wert  desselben  seitens  des  Staats  geschätzt  worden  war.  über- 
nehmen. Gegen  Auszahlung  dieser  265  Mill,  verpflichtete  sich  der  Staat  hinwiederum, 
den  Gesellschaften  jährlich  eine  Entschädigungssumme  von  15  Mill.  Lire  zu  zahlen, 
wodurch  sich  bei  näherem  Zusehen  das  ganze  Geschäft  abermals  als  eine  ver- 
deckte Anleihe  darstellt.  Ebenso  ist  es  evident,  dass  jene  15  Mill,  eine  Staata- 
garantie  bedeuten,  wogegen  die  Gesellschaften  allerdings  verpflichtet  sind,  dem 
Staate  jährliche  Abgaben  zu  entrichten ,  und  zwar  erhält  der  Staat  von  den 
Bruttoeinnahmen  in  der  Höhe,  wie  sie  zur  Zeit  des  Vertragsabschlusses  sich  er- 
geben, von  dem  Tage  der  Uebergabe  der  Eisenbahnen  an  27  V»  Prozent,  während  die 
Gesellschaften  die  restlichen  62  V»  Prozent,  gegenüber  den  von  ihnen  zu  leistenden 
Betriebsausgaben  erhalten.  Sobald  die  Einnahmen  um  50  Mill,  gestiegen  sind, 
fallen  von  den  betreffenden  Summen  16  Prozent  einem  zu  bildenden  Reservefonds, 
56  Prozent  den  Gesellschaften  und  28  Prozent  dem  Staate  zu,  während  von  allen 
weiteren  Einnahmeerhöhungen  für  die  Reserven  abermals  16  Prozent,  für  die  Ge- 
sellschaften 50  Prozent,  für  den  Staat  28  Prozent  entfallen  und  6  Prozent  zur  Her- 
ls* 
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abminderung  der  Tarife  verwandt  werden.  Bei  den  sizilianischen  Eisenbahnen 
sind  die  dem  Staate  zufallenden  Prozentsätze  für  denselben  etwas  weniger  günstig. 

Die  Tarife  werden  durch  Gesetz  in  ihrer  Maxinialhöhe  bestimmt  und  kann 
dieselbe  auch  nur  durch  Gesetz  verändert  werden;  die  Gesellschaften  dürfen 
jedoch  die  Tarife  unter  jener  Maximalhöhe  so  niedrig  wie  sie  wollen  in  An- 
wendung bringen,  während  die  Regierung  ihrerseits  nur  befugt  ist,  einmal  ver- 
einbarte Tarife  herabzusetzen,  wenn  sie  gleichzeitig  die  Verpflichtung  übernimmt, 
die  Gesellschaften  für  die  dadurch  etwa  eintretende  Einnahinevermindening  zu 
entschädigen. 

Die  Gesellschaften  haben  ferner  die  Verpflichtung  Übernommen,  die  noch  zu 
bauenden  4400  km  Sekundärbahnen  betriebsfähig  herzustellen,  von  deren  Brutto- 
einnahmen ebenfalls  10  Prozent  einem  Reservefonds  und  die  übrigen  90  Prozent 
dem  Staate  überwiesen  werden,  während  dieser  den  Gesellschaften  3000  Lire  per 
Kilometer  zahlt  und  ausserdem  an  dieselben  50  Prozent  von  den  Bruttoeinnahmen 
der  Kontinentalbahnen  und  65  Prozent  von  denen  der  sizilianischen  Bahnen  wieder 
abführt  Sobald  von  den  neu  zu  bauenden  Sekundärbahnen  Strecken  von  wenigstens 
20  km,  bei  den  Kontinentalbahnen  wenigstens  15,000  Lire,  bei  den  anderen  Bahnen 
wenigstens  12,000  Lire  rein  eintragen,  werden  diese  Strecken  den  Hauptbahnen 
zugerechnet,  so  dass  dann  auch  für  diese  die  ersterwähnten  Bestimmungen  Platz 
greifen.  Endlich  sind  die  Gesellschaften  verpflichtet,  die  projektierten  Bahnen 
nach  von  der  Regierung  aufgestellten  Plänen  auszubauen,  doch  sind  ihnen  die 
gemachten  thatsächüchen  Ausgaben  nach  Ablauf  der  Pachtzeit  seitens  der  Staats- 
kasse zurückzuzahlen. 

IV.  Budgets  und  Bilanzen. 
Allgemeine  Lage. 

Bisher  haben  wir  die  Hilfsmittel,  d.  h.  die  Steuern  und  Finanzoperationen 
betrachtet,  deren  sich  die  italienische  Regierung  bediente,  um  das  Gleichgewicht 
in  ihrem  Budget  herzustellen.  Nunmehr  erübrigt  eine  ebenfalls  kurze  Besprechung 
der  Ausgaben  des  italienischen  Staats,  doch  müssen  wir  vor  allem  von  dem 
Budget  als  solchem  reden,  in  dem  die  Einnahmen  und  Ausgaben  zu  Ziffern  ge- 
bracht sind. 

Das  italienische  Budget  hat  verschiedene  Eigenheiten,  die  es  von  denen 
anderer  Länder  Europas  unterscheidet.  So  gibt  es  in  Italien  thatsächlich  zwar 
auch  ordentliche  und  ausserordentliche  Budgets,  doch  erscheinen  dieselben  nicht 
w  streng  getrennt  wie  z.  B.  in  Frankreich,  da  die  italienischen  Staatsmänner 
von  vornherein  an  dem  Princip  festhielten,  die  ausserordentlichen  Ausgaben- 
bedürfnisse  immer  so  gering  wie  möglich  hervortreten  zu  lassen. 

In  den  meisten  Ländern  werden  als  .ordentliche',  d.  h.  regelmässig 
jährlich  wiederkehrende  Einnahmen  die  angesehen,  welche  von  Steuern  und  Ab- 
gaben einerseits  und  aus  den  Revenüen  des  Staatsvermögens  anderseits  erfliessen  ; 
<lugegen  zumal  die  Resultate  der  Finanzoperationen  (Anleihen  und  Ausgaben 
von  Papiergeld)  als  ausserordentliche  Einnahmen  betrachtet  werden.  Thatsäch- 
lich trat  dasselbe  Verhältnis  auch  in  Italien  ein,  doch  bestand  dort  abermals 
die  Tendenz,  auch  die  in  den  einzelnen  Finanzjahren  notwendigen  Finanzope- 
rationen in  ihren  Resultaten  ins  ordentliche  Budget  zu  buchen  und  nur  unvor- 
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hergesehene  Einnahmen  und  Ausgaben  im  „ ausserordentlichen  Budget*  figurieren 
zu  lassen. 

Der  Mechanismus  oder  das  Schema,  dessen  man  sich  zu  diesem  Zweck 
bediente  und  ferner  auch  mit  einigen  Vereinfachungen  bedienen  wird  (Gesetz 
vom  22.  April  1869  und  vom  8.  Juli  1883)  tritt  hervor  in  der  Einteilung  des 
Budgets  in  vier  Abteilungen: 

1)  Effektive  Einnahmen  und  Ausgaben.  Die  sogenannten  effek- 
tiven Einnahmen  setzen  sich  zusammen  aus  den  Erträgnissen  der  Domänen,  der 
•Steuern  und  sonstiger  regelmassiger  Beiträge  zur  Deckung  der  Staatsbedürfnisse. 
Diesen  stehen  die  effektiven  Ausgaben  der  Staatsverwaltung,  auf  deren  Unter- 
abteilungen noch  zurückzukommen  sein  wird,  gegenüber. 

2)  Bewegung  der  Kapitalien.  In  dieser  Abteilung  figurieren  auf 
der  Einnahmenseite  die  Resultate  des  Domänen-  oder  Kirchengüterverkaufs  und 
die  Eingänge  aus  abgeschlossenen  Anleihen,  auf  der  Ausgabenseite  die  Rück- 
zahlungen und  Amortisation  der  Schulden. 

3)  Eisenbahnbauten.  Auf  der  Einnahmenseite  dieser  Abteilung  stehen 
die  Zahlungen,  welche  der  Staat  in  Eisenbahnangelegenheiten  zu  erhalten 
hat,  und  ebenso  die  von  dem  Staat  für  den  Bau  der  Eisenbahnen  ausgegebenen 
Renten  (für  den  Staat  bilden  die  Renten  allerdings  eine  Ausgabe,  für  die  Eisen- 
bahnkasse aber  bildet  deren  Erlös  eine  Einnahme).  Auf  der  Ausgabenseite 
stehen  die  Eisenbahnausgaben. 

4)  Durchlaufende  Posten.  Das  sind  solche  Beträge,  die  zu  gleicher 
Zeit  und  mit  der  gleichen  Summe  bei  den  Einnahmen  und  bei  den  Ausgaben 
figurieren.  Der  Staat  besitzt  z.  B.  ein  Gut,  von  dem  Steuern  zu  zahlen  sind, 
so  dass  die  betreffende  Steuersumme  auf  einem  Blatt  als  Ausgabe  «zu  buchen 
ist,  während  auf  der  andern  Seite  dieselbe  Summe  für  den  Staat  eine  Einnahme 
bildet.  Es  handelt  sich  also  bei  der  Aufstellung  dieser  Kategorie  nur  um  Rück- 
sicht auf  eine  geregelte  Buchhaltung. 

Diesem  System  ist  eine  gewisse  Undurchsichtigkeit  vorzuwerfen,  besondere 
da  dasselbe  noch  durch  andere  gut  gemeinte,  vielleicht  sogar  wohlberechnete 
Maximen  komplizierter  wird.  Der  Finanzminister  trägt  seinen  Budgetentwurf 
nämlich  nicht  einmal,  sondern  zweimal  vor,  denn  es  gibt  ein  provisorisches  und 
ein  definitives  Budget.  Das  erstere  gelangt  etwa  8  Monate  vor  Beginn  des 
Etatsjahres  (seit  Juli  1884  läuft  das  Etatsjahr  vom  1.  Juli)  an  die  Kammer,  die 
dasselbe  bis  zu  dessen  Beginn  zu  genehmigen  hat,  während  das  definitive  Budget 
im  zweiten  oder  dritten  Monat  des  begonnenen  Etatsjahres  vorgelegt  wird.  In 
demselben  werden  die  früheren  Zahlen  berichtigt  und  die  Ansätze  den  Er- 
gebnissen der  neuesten  Erfahrungen  angepasst,  und  dieses  Budget  wird  von  den 
Kammern  abermals  mit  oder  ohne  Amendements  votiert.  Diese  zweite  Vorlage  des 
Budgets  hat  das  Gute  an  sich,  dass  infolge  derselben  weniger  Etatsüberschreitungen 
und  weniger  ausserordentliche  Posten  vorkommen,  dagegen  erschweren  die  beiden 
nebeneinander  laufenden  Budgets  den  klaren  Einblick  in  die  Finanzlage  nicht 
unwesentlich,  zumal  da  ausser  dem  provisorischen  und  definitiven  Budget  = 
Soll-Einnahmen  und  Soll-Ausgaben,  noch  provisorische  und  definitive  Rechnungen 
=  Ist-Einnahmen  und  -Ausgaben  veröffentlicht  werden. 

Für  die  Zwecke  unserer  kurzen  Betrachtung  ist  eine  andere  in  Italien 
beliebte  Zusammenstellung  der  Zahlen,  wenn  auch  nicht  von  administrativ 

156 


Digitized  by  (google 


Das  Budget  des  Königreichs  Itelieu. 


157 


technischem,  so  doch  von  allgemeinem  Interesse,  nämlich  die  Einteilung  der 
Ausgaben  in:  1)  Unangreifbare  Ausgaben  (Spese  intangibili);  2)  Civilverwaltungs- 
ausgaben;  3)  Militärverwaltungsausgaben.  Diese  Einteilung  bedarf  keiner  Er- 
klärung, da  die  Nummer  1  die  von  keinem  Votum  der  Kammern  abhängig  zu 
machenden  Ausgaben  für  Schulden  aller  Art,  dann  für  die  Dotationen,  die  Civil- 
liste  u.  s.  w.  umfasst,  deren  Begriff  sich  am  besten  mit  dem  entsprechenden  fran- 
zösischen Ausdruck  depenses  irreductibles  (nicht  elastische  Ausgaben)  deckt.  Hier 
mag  eine  nach  den  Angaben  des  Annuario  von  1884  (cf.  S.  231  ff.)  konstruierte, 
die  nuova  classifieazione  berücksichtigende  Tabelle  folgen.  (Wir  geben  die  Zahlen 
nach  Millionen  und  Hunderttausenden.) 


I  Effektive  Ausgaben  (Abt.  1),  ohne  Ka- 
pitalien (Abt.  2)  und  durchlaufende 
Posten  (Abt.  4) 


Sämtliche  Ausgaben,  Kapitalien  ( Abt.2) 
und  durchlaufende  Posten  (Abt.  4) 
mitgerechnet 


•s 


Unan-  1  •• 
greifbare  C,vd; 
i    Aus-    i  v?rwal- 
!  gaben  |  tun* 


Militär- 
verwal- 
tung 


Zu- 
i  summen 


Unan- 
greifbare 
Aus- 
gaben 


Civil- 
verwal- 
tung 


Militär- 
verwal- 
tung 


1861 

1870 

1871 

1872 

1873 

1874| 

1875 

1876, 

1877 ! 

1878, 

1879J 

1880, 

1881 

1882 


565,4 
573,1 
569,9 
572.2 
564,4 
632,9 
678.7 
616,9 

608,0 

612,7 

628,8 

692,3 


327,6 
428,1 
410,7 
402,6 
371,2 
347,0 
354,4 
322,3 

322.3 
41,5b 

337,2 
36  d 

355,4 
70,9  f 

427,0g 

169,7g 


186,4 
191,2 
212,5 
214,5 
209,7 
215.8 
242,8 
251.6 

245,2 

244.9 

271,2 

291,8 


1079,4 
1192,4 
1193,1 
1189,3 
1145,3 
1195,8 
1276,0 
1190.8 

1175,5 

1194,8 

1255,6 

1371,1')' 


200,8 
634,9 
691,5 
726.1 
739,9 
740,6 
784,4 
304,6 
856,3 
784,9 

785,7 

751,6 

773,9 

147,4 


Zu- 
gam  men 


336,0 
200,2 
396,3 
447,7 
428,9 
426,8 
405,4 
369,9 
365,6 
836,2 

63.7a 
330,0 

41,5c 
344.9e 

36,8 
360,1 

431,7 
169,7h 


275,3 
186,8 
189,9 
193,1 
215,8 
229,3 
225,5 
228,3 
252,0 
2ö0,4 

251,6 

251,3 

277,6 

288,3 


812,1 
1021,9 
1277,7 
1366.9 
1384,6 
1396,7 
1415,5 
1398,8 
1473,9 
1445,1 

1408,8 

1381,6 

1482,5 

2374.2 


a,  b,  c,  d,  e.  f,  g  und  h  geben  die  Zahlen  der  Abteilung  3  .Eisenbahnen", 
für  die  wir  keine  besondere  Spalte  aufgeführt  haben  und  die  in  der  Gesamt- 
summe bereits  enthalten  sind;  obgleich  diese  Zahlen  gleichzeitig  zumeist  in  die 
Abteilung  der  Bewegung  der  Kapitalien  gehören,  sind  dieselben  in  der  italieni- 
schen Druckschrift  doch  besonders  ausgezogen. 

Die  Zunahme  der  „ unangreifbaren  Ausgaben"  erklärt  sich  aus  der  Not- 
wendigkeit, die  gesamte  italienische  Verwaltung  zu  reorganisieren,  was  immer 
grosse  Ausgaben  veranlasst;  hatte  man  dann  kein  Geld,  so  niusste  man  borgen. 
Wie  aber  in  der  ersten  Zeit  der  Staatskredit  ein  verhältnismässig  geringer  war, 


')  Hier  ist  eine  Anleihe  von  720  Mill,  mit  inbegriffen,  in  welcher  650  Mill.  Lire 
für  die  Aufhebung  des  Zwangskurses  stecken. 
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bekam  man  für  100  Lire  nomineller  Schuld  thatsächlieh  nur  70  Lire  Geld;  so 
wuchsen  die  Schulden  ausserordentlich  an  und  sie  wiederum  verschlingen  grosse 
Summen  für  Zinsen  und  Amortisation. 

Die  Ausgaben  der  Civilverwaltung  haben  weniger  schnell  zugenommen 
als  in  manchen  andern  Ländern. 

Die  Ausgaben  für  die  Militärverwaltung  nahmen  in  der  ersten  Zeit  sogar 
verhältnismässig  langsam  zu,  während  man  allerdings  in  der  neuesten  Zeit  das 
Versäumte  thunlichst  nachzuholen  scheint. 

Wenn  wir  nunmehr  die  einzelnen  Ausgaben  etwas  näher  ansehen 
wollen,  so  beginnen  wir  mit  dem  Finanzministerium.  Dasselbe  war  im 
Jahre  1878  in  zwei  Ministerien  geteilt  worden :  in  ein  Ministerium  der  Finanzen 
und  eines  des  Schatzes.  Diese  Zweiteilung  erwies  sich  aber  als  unpraktisch  und  so 
wurden  die  bezüglichen  Verwaltungszweige  wieder  vereint,  d.  h.  in  die  Hände  eines 
Ministers  gelegt,  während  die  beiden  Ministerien  dem  Namen  nach  fortexistieren. 
Im  Vorübergehen  sei  bemerkt,  dass  während  der  Zweiteilung  der  Finanzminister 
nur  der  allgemeine  Steuerempfänger  war,  wogegen  der  Schatzminister  das  Budget 
aufzustellen,  die  Schulden  und  die  Staatsgüter  zu  verwalten,  für  die  Buchhaltung 
zu  sorgen  hatte  u.  dgl.  m.  Damit  gab  es  also  einen  Minister  der  Einnahmen 
und  einen  solchen  der  Ausgaben,  was  ebenso  verkehrt  war,  wie  wenn  man  bei 
einer  Wage  die  beiden  Schalen  trennen  wollte.  Wie  gesagt,  wurde  der  Fehler 
auch  bald  eingesehen  und  thunlichst  wieder  gut  gemacht.  —  Die  direkt  vom 
Finanzministerium  effektuierten  Ausgaben  haben  sich  in  den  Jahren  1861 — 84 
verdreifacht:  580  Mill.  Zinsen  sind  jährlich  zu  zahlen,  68  Mill,  an  Pensionen 
und  ferner  die  oben  erwähnten  Beiträge  an  die  Eisenbahnen. 

Das  Ausgabenbudget  der  Justiz  und  des  Kultus  hat  sich  verhältnis- 
mässig wenig  geändert;  es  blieb  lange  Jahre  stabil  auf  28-29  Mill,  stehen  und 
erhöhte  sich  erst  im  Jahre  1883  infolge  der  Justizreform  auf  38  Mill.  Für 
uns  aber  hat  der  dem  Justizministerium  angehängte  Kultusfonds  besonderes 
Interesse.  Von  diesem  war  bereits  die  Rede  und  müssen  wir  auch  an  dieser 
Stelle,  eine  eventuelle  kurze  Wiederholung  nicht  scheuend,  das  denselben  Be- 
treffende im  Zusammenhang  rekapitulieren. 

Der  „KultuBfonds*  stammt  aus  dem  Königreich  Sardinien,  woselbst  ihm 
die  Einkünfte  der  im  Jahre  1855  eingezogenen  Güter  überwiesen  worden  waren. 
An  Stelle  jener  Einkünfte  selbst  hatte  bei  einem  eventuellen  Verkauf  der  be- 
treffenden Güter  ein  der  Verkaufssumme  entsprechender  Betrag  von  Staatsrente 
zu  treten  und  lag  dem  »Kultusfonds*  ob,  die  versprochenen  Entschädigungen 
und  Pensionen  gegen  seine  Einnahmen  zur  Auszahlung  zu  bringen.  Als  dann 
durch  das  Gesetz  vom  7.  Juli  1866  die  Güter  der  Mönchsorden  u.  s.  w.  einge- 
zogen worden  waren,  erhielt  der  Kultusfonds  ebenfalls  die  Einkünfte  aus  den- 
selben resp.  eine  entsprechende  Summe  an  Renten,  abzüglich  5  Prozent  für 
Verwaltungskosten  und  dem  Betrag  der  „ Tote-Hand-Steuer ",  die  auf  den  Gütern 
gelegen  hatte,  da  die  Güter  als  solche  zu  Staatsdomänen  erklärt  wurden. 
Gegenüber  diesen  Einnahmen  wurden  dem  Kultusfonds  folgende  Lasten  auferlegt: 
1)  Hatte  er  die  auf  den  Gütern  haftenden  Schulden  zu  übernehmen,  2)  die  den 
Mitgliedern  der  aufgehobenen  Korporationen  versprochenen  Pensionen  auszu- 
zahlen, 3)  die  dein  Staate  obliegenden  Kultusausgaben  zu  tragen,  4)  den  Ge- 
meinden, die  unter  800  L.  eigene  Einnahmen  haben,  den  zugesicherten  Staats- 
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xuschuss  zu  Überweisen  und  ausserdem  5)  noch  gewisse  den  Provinzen  und  den 
Gemeinden  zur  Last  gelegte  Kultusausgaben  diesen  zu  vergüten. 

Wie  wir  ebenfalls  bereits  sahen,  blieb  man  bei  dem  Gesetz  von  1866  nicht 
stehen  und  nahm  infolge  des  Gesetzes  von  1867  die  Einziehung  weiterer  Kirchen- 
guter  vor.  Auch  die  Einkünfte  aus  diesen  Gütern  wurden,  soweit  es  sich  um 
Immobilien  handelt,  dem  Kultusfonds  Ubertragen,  während  die  beweglichen  Güter 
einer  besonderen  Domänenkammer  überwiesen  wurden,  die  identisch  ist  mit  der 
früheren  Kirchenkasse.  Gleichzeitig  entzog  der  Staat  aber  dem  Kultusfonds 
30  Prozent  seines  Vermögens  und  bürdete  ihm  überdies  noch  verschiedene  neue 
Lasten  auf.  so  dass  derselbe  mit  seinen  Einnahmen  schliesslich  nicht  mehr  aus- 
kam. Die  Staatskasse  schoss  sodann  dem  Kultusfonds  die  ihm  fehlenden  Summen 
zwar  vor,  belastete  ihn  aber  für  alle  derartigen  Vorschüsse  und  verlangte,  als 
dieselben  zu  einer  beträchtlichen  Höhe  angewachsen  waren,  Rückzahlung.  Di«1 
Kultusfondsverwaltung  konnte  jenem  Verlangen  nur  durch  den  Verkauf  eine» 
Teiles  der  in  ihrem  Besitz  befindlichen  Staatsrente  nachkommen.  In  letzter  Zeit 
hat  sich  die  Lage  gebessert  und  übersteigen  die  Einnahmen  des  Kultusfonds' 
heute  20  Mill.  Lire,  während  die  Ausgaben  unter  27  Mill.  Lire  bleiben. 

Es  bleibt  nunmehr  noch  das  Verhältnis  des  Kultusfonds  zur  Domänen- 
kammer oder  Kirchengüterverwaltung  anzudeuten:  die  Kultusfondsverwaltung 
bestreitet,  wie  wir  oben  erwähnten,  alle  für  Kultusangelegenheiten.  Pensionen 
und  Entschädigungen  nötigen  Summen,  bezieht  dagegen  12  Mill,  an  Staatsrente, 
mit  denen  sie  dotiert  ist,  und  die  Einkünfte  der  (tüter,  die  nicht  oder  vor  der 
Hand  nicht  verkauft  werden  sollen,  mit  weiteren  12  V*  Mill.,  und  ausserdem  noch 
31,!  Mill,  aus  verschiedenen  Quellen.  Die  Kirchengüterverwaltung  dagegen  be- 
schäftigt sich  nur  mit  dem  Verkauf  der  zu  Domänen  erklärten  Güter  und  auch, 
aber  immer  nur  mit  Rücksicht  auf  den  Verkauf,  mit  deren  Bewirtschaftung. 

Die  Ausgaben  des  Ministeriums  des  Aeuasern  könneu  wir  mit  der  Be- 
merkung übergehen,  dass  die  Beziehungen  des  Landes  zum  Ausland  mit  dem  Grösser- 
werden  desselben  gleichen  Schritt  gehalten  haben.  Wie  weiter  auch  Italien  der  Ver- 
suchung nicht  hat  widerstehen  können.  Kolonien  anzulegen,  erklärt  es  sich,  dass 
die  Ausgaben  des  Ministeriums  des  Aeussern  von  8"  Mill,  auf  7  Mill,  gestiegen  sind. 

Die  Ausgaben  des  Unterrichtsministeriums  haben  sich  etwa  ver- 
doppelt und  erreichen  jetzt  nahezu  31  Mill.,  eine  für  das  junge  und  dabei  relativ 
arme  Land  immerhin  bedeutende  Summe. 

Während  in  anderen  Ländern,  z.  B.  vor  allen  Dingen  in  Frankreich,  bei 
den  relativ  grösseren  Ausgaben  für  den  niederen  Unterricht  politische  Rück- 
sichten mitspielen:  sowohl  die  Erinnerung  an  das  alte  Wort,  dass  der  preussische 
Schulmeister  die  Schlacht  von  Sadowa  gewonnen  habe,  als  zumal  der  Versuch, 
die  Schule  der  Kirche  zu  entfremden,  —  unterstützt  der  italienische  Staat 
besonders  den  höheren  und  mittleren  Unterricht,  der  in  Frankreich  verhält- 
nismässig vernachlässigt  wird,  und  überlässt  umgokehrt  den  Volksunterricht  in 
grosserem  Masse  der  Fürsorge  der  Gemeinden.  Gerade  aber  auf  dem  Gebiete  des 
Elementarunterrichts  wird  mit  der  bisherigen  Politik,  die  die  Tendenz  hatte,  lieber 
Andere  aufzumuntern,  als  den  Staat  selbst  zu  engagieren,  zu  brechen  sein.  Auf 
keinem  Gebiet  steht  Italien  weiter  hinter  anderen  Kulturländern  zurück  und  sind 
wmit  grössere  bezügliche  Anstrengungen  in  Zukunft  erforderlich.  Denn  wenn  sich 
auch  die  Zahl  der  Analphabeten  in  der  Periode  von  1871/81  um  8  Prozent  ver 
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ringert  hat,  so  entbehrten  1881  doch  noch,  selbst  nach  Abzug  der  Kinder  unter 
6  Jahren,  61,94  Prozent  der  Bevölkerung  jeder  Schulbildung.  Dass  aber  die 
Verhältnisse  auch  in  dieser  Beziehung  sich  schon  gegen  früher  gebessert  haben, 
beweist,  dass  unter  den  Altersklassen  von  20-25  Jahren,  also  denen,  die  selbst 
erst. in  den  fünf  ersten  Jahren  des  Königreichs  geboren  wurden,  nur  mehr 
55,82  Prozent  Analphabeten  sind. 

Im  Jahre  1882  waren  195,782  Kinder  in  Kleinkinderbewahranstalteu  unter- 
gebracht, gegen  2,757,386  Schüler  in  Elementarschulen  und  77,153  in  mittleren 
Schulen;  15,554  Studenten  besuchten  gleichzeitig  die  Universitäten  und  weitere 
22,163  Schüler  die  Specialschulen. 

Das  Ministerium  des  Innern  umfasst  die  eigentliche  Verwaltung,  die 
Polizei,  die  Wohlthätigkeitsanstalten,  die  Gefängnisse,  die  Sanitätsanstalten.  Bei 
der  Tendenz,  die  Verwaltungsaufgaben  zu  decentralisieren,  d.  h.  teilweise  auf 
die  Gemeinden  und  Provinzen  zu  Übertragen,  sind  die  bezüglichen  Staatsaua- 
gaben verhältnismässig  wenig  angewachsen.  So  figurieren  die  Ausgaben  des 
Ministeriums  im  letzten  Budget  mit  60  Mill,  gegen  59  Mill,  im  Jahre  1862, 
während  dieselben  in  der  Zwischenzeit  allerdings  bis  76  Mill,  angewachsen  waren. 

Das  Ministerium  der  öffentlichen  Arbeiten  nimmt  im  Ausgabenbudget 
einen  grossen  Platz  ein;  ihm  sind  die  Strassen,  die  Kanäle,  die  Eisenbahnen  und 
überdies  noch  die  Posten  (Ausgaben  über  29  Mill.)  und  Telegraphen  (Ausgaben  über 
9  Mill.)  unterstellt  Der  Wirkungskreis  dieses  Ministeriums  hat  sich  in  den  letzten 
20  Jahren  mehreremal  verändert,  so  dass  seine  Ausgaben  ohne  ausführliche 
Tabellen  schwer  darzustellen  sind.  Im  Jahre  1865  hatte  der  Staat  z.  B.  die  bis 
dahin  dem  Ministerium  unterstellte  pieraontesische  Eisenbahn  verkauft,  später 
sind  wiederum  die  Zinsgarantien  für  die  Eisenbahnen,  die  bis  dahin  im  Aus- 
gabenbudget des  Ministeriums  der  öffentlichen  Arbeiten  vorgesehen  waren,  an  das 
Finanzministerium  übertragen  worden  u.  8.  w.  Dann  spielen  vor  allen  Dingen  die 
.ausserordentlichen*1  Ausgaben  bei  diesem  Ministerium  eine  grosse  Rolle,  so  dass 
sich  von  einem  Jahr  zum  andern  grosse  Veränderungen  zeigen. 

Im  Augenblick  erreichen  die  Ausgaben  des  genannten  Ministeriums  die 
Summe  von  200  Mill.  Lire,  von  denen  75  Mill,  auf  ordentliche  Ausgaben  entfallen. 
Summen,  die  nicht  zu  hoch  sind,  wenn  man  berücksichtigt,  dass  ausser  den 
Ausgaben  für  Posten  und  Telegraphen  auch  die  für  die  Landstrassen  und  Wege 
in  einer  Gesamtlänge  von  83,000  km,  die  Ausgaben  für  9000  km  schiffbarer 
Kanäle  und  für  viele  Häfen  inbegriffen  sind,  und  ferner  grosse  Summen  für 
Meliorationszwecke  verwandt  werden  u.  s.  w. 

Das  Ackerbau-,  Industrie-  und  Handelsministerium  nimmt  das 
Budget  nur  massig  in  Anspruch.  Dasselbe  hat  wenig  direkte  Verwaltungsthätig- 
keit,  da  seine  Hauptaufgabe  im  Studieren,  Aufmuntern  und  Raterteilen  besteht. 
Als  das  Finanzministerium  in  zwei  Teile  zerlegt  wurde,  hob  man,  um  die  Zahl 
der  Ministerien  als  solche  nicht  zu  vermehren,  das  Ackerbauministerium  (1878) 
ganz  auf.  Vielleicht  glaubte  man  durch  den  zweiten  Fehler  den  ersten  neutra- 
lisieren zu  können,  in  der  Praxis  pflegt  aber  meistens  der  zweite  Fehler  den 
ersten  zu  verdoppeln,  und  so  musste  das  Ackerbauministerium  schon  im  nächsten 
•lalire  wiederhergestellt  werden. 

Ein  Teil  der  Meliorationen,  z.  B.  die  Bewaldung,  untersteht  diesem  Mini- 
sterium, das  ungefähr  10  Mill,  jährlich  in  Anspruch  nimmt. 
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Neben  den  Summen,  die  die  Staatsschulden  jährlich  verschlingen,  sind  es 
hauptsächlich  die  für  die  Landesverteidigung,  die  schwer  auf  jedem  Budget,  so 
auch  auf  dem  italienischen,  lasten.  Die  Landesverteidigung  ist  gewöhnlich  zwei 
Ministerien,  dem  des  Krieges  und  dem  der  Marine,  unterstellt.  Die  Aus- 
gaben für  diese  beiden  Zweige  sind  aber  in  Italien,  wie  auch  anderwärts,  zum 
Teil  auch  darum  so  bedeutend,  weil  vor  allem  die  Ausgaben  für  das  Kriegs- 
material regelmässig  wiederkehren  und  alle  Staaten  sich  in  einer  Art  Wett- 
rennen befinden,  welcher  von  ihnen  am  schnellsten  alle  möglichen  Erfindungen 
innerhalb  des  Kriegswesens  für  sich  nutzbar  macht. 

Bis  jetzt  hat  Italien  verhältnismässig  wenig  auf  dem  Altar  des  Militär- 
ehrgeizes geopfert:  das  Land  befand  sich  in  der  glücklichen  Lage,  bald  an 
Frankreich,  bald  an  Preussen  mächtige  Alliierte  zu  finden,  die  bereit  waren, 
dasselbe  aus  schlimmen  Situationen  zu  erretten,  so  das«  vom  finanziellen  Stand- 
punkt aus  —  und  das  ist  der  unserige  —  an  den  bisher  von  Italien  gemachten 
Kriegsausgaben  wenig  zu  mäkeln  ist. 

Das  Ausgabenbudget  des  Kriegsministeriums  betrug  im  Jahr  1870  162  Mill, 
und  war  niemals  niedriger  als  im  Jahr  1871  mit  161  Mill.1),  von  jener  Zeit  an  stieg 
dasselbe  stetig  und  erreicht  jetzt  incl.  der  ausserordentlichen  Ausgaben  250  Mill. 

Vom  Marineministerium  gilt  dasselbe,  was  wir  vom  Kriegsministerium 
sagten:  sein  Ausgabenbudget  beträgt  über  56  Mill.,  während  ihm  in  früheren 
Jahren  10—20  Mill,  weniger  gentigten. 

Wie  wir  gesehen  haben,  sind  die  Ausgaben  der  verschiedenen  Zweige  der 
Staatsthätigkeit  zwar  fortgewachsen,  aber  nicht  in  zu  schnellem  Tempo,  so  dass 
dieselben  mit  der  Zunahme  der  Einnahmen  gleichen  Schritt  hatten  halten  können, 
ja  sogar  öfters  Ueberschttsse  vorkamen,  auf  die  die  Regierung  stolz  sein  kann. 
Wir  haben  darüber  bereits  einige  Zahlen  mitgeteilt  und  können  uns  also  damit 
begnügen,  hier  die  Resultate  der  neueren  Jahresrechnung  aufzuführen. 

Sämtliche  Kinnahmen.    Sämtliche  Ausgaben.  Differenz. 
Millionen  Lire. 


1873 

1,294,9 

1,377,3 

-  82,4 

1874 

1,293,7 

1,329,1 

—  35,4 

1875 

1.413,1 

1.391,8 

-f  21,2 

1876 

1,429,4 

1.436,8 

-  7,4 

1877 

1,491,7 

1,480,7 

+  11,0 

1878 

1,443,0 

1,430,8 

+  12,2 

1879 

1,470,3 

1,428,4 

+  42,5 

1880 

1,439,3 

1,420.2 

+  19.1 

1881 

1,518,5 

1,467,6 

+  50,9 

1882 

2,219,9 

2,210,4 

+  9,9 

1883 

1,563,2 

1,563,3 

-  0,1 

1884—85 

1,562,9 

1,555,6 

+  7,3 

Im  Jahre  1884  fallen  für  die  zu  vergleichenden  Zahlen  sechs  Monate  aus, 
da  von  nun  an  das  Finanzjahr  mit  dem  1.  Juli  beginnt. 

Das  ganze  italienische  Staatsbudget  als  solches  macht  einen  guten  Ein- 


')  Italien  kam  so  zu  sagen  gratis  zu  seiner  Hauptstadt.    Auch  der  Krieg 
von  1866,  der  Venedig  eintrug,  hatte  nur  446  Mill,  gekostet. 
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druck  und  ist  verhältnismässig  nicht  gar  zu  schwer.  Der  einzelne  Staatsbürger 
hat  jedoch  ausser  den  Staats-  auch  Provinz ial-  und  Geineindeabgaben  zu 
tragen,  und  diese  sind  in  Italien  drückend  genug.  Wir  sahen  oben  schon,  das« 
die  Staatspolitik,  auch  um  möglichst  gute  Staatsfinanzen  zu  erzielen,  der  Ten- 
denz huldigte,  viele  Aufgaben  und  damit  viele  Ausgaben  von  sich  auf  die  Pro- 
vinzen und  Gemeinden  abzuwälzen.  Gleichzeitig  scheute  man  nicht  davor  zu- 
rück, zuweilen  an  den  Einnahmen  der  Selbstverwaltungskörperschaften  zu  rütteln 
und  denselben  bald  die  eine  oder  die  andere  Hilfsquelle  einfach  zu  Gunsten  der 
Staatskasse  ganz  zu  entziehen,  oder  durch  andere  zu  ersetzen.  So  haben  sich 
für  die  Gemeindeausgaben  bisher  keine  festen  Regeln  bilden  können,  solche  sind 
aber  dringend  nötig,  da  die  Gemeindebehörden  Italiens  vielerorts  im  Ausgeben 
und  Schuldenmachen  ziemlich  leichtsinnig  zu  verfahren  pflegen  '). 

Bei  der  Betrachtung  der  Steuern  sahen  wir  bereits,  dass  die  Gemeinden 
berechtigt  sind,  auf  die  staatlichen  Konsumsteuern  gewisse  Zuschlagcentimes 
aufzuschlagen  und  deren  Betrag  für  sich  zu  nehmen,  wie  auch  gewisse  Konsum- 
artikel mit  besonderen  Steuern  zu  belegen.  Ebenso  können  die  direkten  Steuern 
seitens  der  Gemeinden  mit  Zuschlagcentimes  belegt  werden.  Aber  auch  hier 
sind  wie  bei  den  indirekten  Steuern  Maximalgrenzen  festgesetzt  ,  bald  engere, 
bald  weitere,  je  nach  den  Umständen.  Der  Staat  aber  brauchte  stets  so  viel  für 
sich,  dass  er  die  Konkurrenz  der  Selbstverwaltungskörperschaften  bei  der  Be- 
steuerung nur  ungeduldig  ertrug  und  die  Provinzial-  und  Gemeindeeinnahmen 
so  niedrig  wie  möglich  zu  halten  suchte.  Wie  er  nun  dabei  zuweilen  über  das 
gebührende  Mass  hinausging,  so  dass  die  Gemeinden  einfach  zahlungsunfähig 
wurden,  war  er  als  Staat  schliesslich  doch  genötigt,  den  Gemeinden  mit  seinen 
Mitteln  beizuspringen.  —  Die  einzelnen,  von  dem  augenblicklichen  Bedürfnis  ein- 
gegebenen, oft  geänderten,  hierher  gehörenden  Verwaltungsbestimmungen  zu- 
sammenzustellen, wäre,  da  solchen,  wie  gesagt,  kein  festes  Princip  zu  Grunde 
liegt ,  wenn  überhaupt  möglich ,  doch  zwecklos.  So  ziehen  wir  vor ,  nach  den 
neuesten  Bilanzi  coiuumili  per  l'anno  1888  (Roma  18851  eine  Tabelle  der  jetzigen 
Gemeindeeinkünftc  zu  geben. 


Einnahmen  (in  Millionen  Lire). 
1.    Ordentliche  Einnahmen. 

1883 


1875 
40,4 
6.5 
85,6 
35.4 
100.8 


Aus  Gemeindegütern   43,2 

Verschiedene  Einnahmen   7,8 

Gcmeindeaccise  auf  Konsumartikel   104,3 

Andere  Taxen  und  Steuern   48,3 

Zuschläge  (sovrimposta)   116,9 


Zusammen  320,5 


268.7 


II.    Ausserordentliche  Einnahmen. 


a.  Anleihen   50,1 

Verkauf  von  Grundstücken   4,2 

Einnahmen  von  ausserordentlichen  Holzschlägen     .    .  4,0 

Verschiedenes   7,1 


38,1 
5,2 
5,0 
10,6 
58,9 


  Zusammen  a.  65,4 

')  Vgl.  Finanzarchiv  I,  244  tf. 
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1883  1875 


b.  Subsidien  oder  Beiträge  dee  Staate   8,0  3,7 

desgl.               der  Provinz   2,8  2,0 

Verschiedene  ausserordentliche  Einnahmen     .   .    .  15,7  21,6 

Zusammen  b.  20,5  27,3 

Summa  der  Abteilungen  a.  und  b.  91,9  86,2 

Aktive  Rückstände  (Guthaben  der  Kassen)    17,9  18,7 

Durchlaufende  Posten  und  besondere  Rechnungen   .    .    .  98,0  83,4 


Summa  der  Einnahmen    528,3  455,0 

Trotz  des  oben  den  italienischen  Gemeindebehörden  gemachten  Vorwurfs 
zeigen  die  vorstehenden  Zahlen,  dass  im  grossen  und  ganzen  die  Gemeindeein- 
nahmen nicht  so  schnell  zugenommen  haben  wie  anderswo.  Aus  einer  Ver- 
gleichung  aber  der  Jahre  1883  und  1875  in  ihren  einzelnen  Posten  erhellen  die 
Schwankungen  innerhalb  des  Systems. 

Ausgaben  (in  Millionen  Lire). 

1883  1875 

Betriebsausgaben  für  das  Gemeindevermögen  und  Ausgaben 


für  Schulden   101,9  94,5 

liemeindeverwaltungsausgaben   41,6  40,6 

Lokalpolizei  und  Hygiene    56,9  44,1 

Oeffentliche  Sicherheit  und  Justiz   9,2  7,9 

Oeffentliche  Arbeiten   99,7  81,9 

Oeffentlicher  Unterricht   54,9  38,5 

Kultus   4,0  4.5 

Wohlthätigkeit   20,0  17.2 

Verschiedenes   _42v1  42-5 

Zusammen  430,3  371.7 

Durchlaufende  Posten  und  besondere  Rechnungen  .    .    .  98,0  82.9 ') 

Generalsumme- 528,3  454,8 

Die  P  r  o  v  i  n  z  i  a  1  -  E  i  n  n  a  h  m  e  n  und  -Ausgaben,  die  in  den  Etats 


sich  das  Gleichgewicht  halten,  übersteigen  gegenwärtig  in  runder  Summe  100  Mill. 
Lire  gleich  einer  Zunahme  seit  1875  (83,4  Mill.)  von  ca.  20  Prozent. 

Die  Einnahmen  resultieren  aus  Zuschlägen  zu  den  direkten  Steuern,  wäh- 
rend die  Ausgaben  im  grossen  ganzen  in  ihrer  Zweckbestimmung  mit  den  ent- 
sprechenden Rubriken  der  Gemeindeausgaben  zusammenfallen. 

Um  schliesslich  die  Staatsfinanz  läge  der  allemeuesten  Zeit  zu  cha- 
rakterisieren, nehmen  wir  den  Voranschlag  für  1885/86  (1.  Juli  bis  Ende  Juni) 
zur  Hand,  das  sind  die  Stati  di  previsone  dell'  entrata  e  della  spesa,  und  geben 
einen  Uebcrblick  über  die  dort  vorgesehenen  Einnahmen  und  Ausgaben.  Dabei 
«reichen  wir  den  doppelten  Zweck:  sowohl  die  einen  wie  die  anderen  in  ihrem 


')  In  dieser  offiziellen  Zusammenstellung  figurieren  die  durchlaufenden 
Posten  bei  den  Einnahmen  mit  einer  anderen  Summe  wie  bei  den  Ausgaben, 
was  an  und  für  sich  unrichtig  und  nur  aus  einer  Umrechnung  der  Zahlen  nach 
anderen  Systemen  und  nach  anderen  Klassifikationen,  die  unterdessen  beliebt 
worden  waren,  zu  erklären  ist. 
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Tasse 


organischen  Zusammenhang  zu  zeigen,  als  auch  ein  Gesamtbild  von  dem  eigen- 
tümlichen Bau  des  italienischen  Budget«  vorzuführen.  Es  handelt  sich  hier 
gleichsam  um  die  Synthese  allen  dessen,  was  wir  bisher  analytisch  vortrugen. 

Voranschlag  der  Einnahmen  (entrata). 

I.  Ordentliche  Kinnahmen  1885/8(j. 

Erste  Abteilung: ') 

Erträge  der  Staatsdomänen  L.  22,880,468.64 

darunter  von  Domänen  im  engern  Sinne  8  Mill.,  von 
der  Eisenbahn  Bologna-  Ancona-Ravenna  3,557,758  L.. 
von  den  verpachteten  Kirehengütern  6,270,000  L. 
u.  8.  w. 

Direkte  Steuern  L.  393,344,330 

•nämlich:  Grundsteuer  L.  125,644,330 

Häusersteuer  L.  65,700,000 

Steuern  von  Mobiliarvermögen  (Hicheza 

mobile)  L.  202.000,000 

Einnahmen  des  Finanzministeriums  L.  165,300,000 

darunter  Erbschaftssteuern  31  Mill.,  Tote- 
handstcuer    6,200,000 ,  Einregistrierung 
55  Mill.,  Stempel  taxe  56,500,000,  Zuschläge, 
gUgli      {  Hypothekengebühren  etc. 

Eisenbahnsteuern,  Einnahmen  des  Ministeriums 

affari      J        far  öffentlichen  Arbeiten   L.  18,257,000 

Konsulatsgebühren,  Einnahmen  des  Ministeriums 

des  Aeussern  L.  1,000,000 

Konsumsteuera  L.  534,209,245 

und  zwar:  Fabrikationssteuern  .  .  .  L.  21,260,000 
Zölle  und  Schiffahrtsgebühren  ....  L.  173,000,000 

Accise  (dazio  di  consumo)  L.  80,349,245 

Tabak  L.  175,100,000 

Salz   h.  84,500,000 

Zusammen  L.  534,209.245 
Verschiedenes  (hauptsächlich  die  Lotterie  72,500,000)    .    .    L.  72,502,000 

Erträge  verschiedener  Dienstzweige  L.  128,251,395 

darunter :  Post41 ,700,000,  Telegraphen  1 1,208,925.  Staate- 
eisenbahnen 59, 11 7,270,  Gefängnisse  5,050,000  L.  etc. 
Rückzahlungen  und  Beiträge  für  öffentliche  Ausgaben  .    .    L.  29,760,560 
Verschiedenes  (z.  B.  Verkauf  abgenutzter  Gegenstände)  .    .    L.  5.540,600 
Vierte  Abteilung1):  Durchlaufende  Posten: 

Im  ganzen  L.  89,763,870.79 

darunter:  der  Staat  an  den  Staat:  Miete  11,591,457, 
Zinsen  für  die  in  der  Depositenkasse  hinterlegten 
Papiere  etc. 

l)  cf.  oben  S.  156. 
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II.  Ausserordentliche  Einnahmen. 
Erste  Abteilung : 

bestehend  aus  einer  Menge  kleiner  Posten  L.  10,100,834 

Zweite  Abteilung:  Kapital ienbewegung. 

Erlös  aus  verkauften  Gütern  L.  10,959,440 

Eingezahlte  Rückstände  L.  1,105,087 

Verkauf  von  Kirchengüterobligationen  etc  L.  45,050,000 

Dritte  Abteilung:  Eisenbahnbau. 

Einzahlung  der  Beiträge  der  Gemeinden  und  Provinzen    .    L.  5,249,100 

Ertrag  der  zum  Zweck  des  Bahnbaues  verkauften  Renten  .    L.  01,500,000 
Zurückzahlung  vorgeschossener  Eisenbahnbaufonds  pro  memoria. 

Uebersichtliche  Wiederholung  der  Einnahmen. 

I.  Ordentliche  Einnahmen. 

Erste  Abteilung: 

Einkünfte  von  Staatsgütern.  Domänen  L.  22,880,408.04 

Steuern  aller  Art  h.  1,184,012,575.— 

Erträgnisse  öffentlicher  Dienstzweige  (Gebühren  u.  ».  w.)    L.  128,251,395.— 

Rückzahlungen  und  Beitrage  L.  19,700,500.- 

Verschiedene  Einnahmen  L.  5,540,000.— 

Zusammen  die  erste  Abteilung    L.  1,301,045,598.04 

Vierte  Abteilung:  Durchlaufende  Posten  L.  89,707,870.79 

Summe  l  der  ordentlichen  Einnahmen    h.  1,450,809.409.43 

11.  Ausserordentliche  Einnahmen. 

Ente  Abteilung:  Effektive  Einnahmen  L.  10,100,934. 

Zweite  Abteilung:  Kapitalienbewegung  L.  03,775,127.— 

Dritt*?  Abteilung:  Eisenbahnbau  L.    00,749,100. — 

Summe  II  der  ausserordentlichen  Einnahmen    L.  140,085,101. — 
Summe  I  und  II  zusammen  Gcneralsumme     .    .    .    .    L.  1,591,494,030.43 
Generalsumme  ohne  die  durchlaufenden  Posten     .    .    L.  1.501.730,759.04 
Bei  dieser  Zusammenstellung  wirkt  die  Einteilung  des  Budgets  in  die 
vorbesprochenen  vier  Abteilungen  nicht  mehr  so  störend  und  kann  man  sich 
innerhalb  derselben  verhältnismässig  leicht  zurechtfinden,  vor  allem  auch  die 
Posten  der  ordentlichen  und  ausserordentlichen  Einnahmen  in  den  einzelnen 
Abteilungen  zusammenstellen. 

Wir  gehen  nunmehr  zu  den  Ausgaben  über  und  geben  die  Gesamtzahlen 
(die  ausserordentlichen  und  ordentlichen  Ausgaben  zusammen). 

Gesamtausgaben  (S  p  e  s  e  i : 

Wirkliche      Kapitalien-  Eisenbahn-  Durchlaufende  Zusammen 
Ausgaben      bewegung       bau  Posten 

Schatzministeriutn    .    .     627,808,598.38    31,191,541.62  —         7H,790,124.92  737,790.2602 

Finanzministerium  .   .    17.1,962,987.09  —        i ,454,164.26  177,417,151.35 

Ministerium  der  Justiz 

Und  des  Innern  .    .      33,759,986.24  -  —  136,377,18  33,896,362,4* 

—  des  Aeusaem    .    .    .        7,271,770.33  —  —  102,500  7,377,270,33 

-  d.  Offen«.  Unterrichte      32,605,628.47    970,84  M5  33,576,373,02 

877,111,969.51    31,  IUI  ,511.62  -         «,454,010.81  990,057,422.04 
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Wirkliche     Kapitalien-  Eisenbahn-  Durchlaufende  Zusammen 
Ausgaben      bewegung        bau  Posten 

Uebertrag:  877,411,969.51  31,191,541.62  —  81,454,010.81  990,057,4*1.01 

Ministerium  de»  Innern      62,975,844.15  —  —  1, «64, 682  64,840,526.15 

-  der  önentl.  Arbeiten     134,123,046.33  -  «6,749,100  435,847.94  201,807,694.27 

—  de*  Krieges     .    .    .     210,785,200  —  —  4,268,572.70  2  45,043,772.70 

—  der  Marine  .    .    .  \      73,635,061.61  l.OOO.OOO  2,235,145.51  76,870,207.12 

-  des  Ackerbaus,  der 

Ind.  lt.  des  Handels       12,463,000.27  —  —  116,311  73  12,569,312 

Summe     .    .    .  1,401,381,181.87    32,191,641.62    66,749,100    89,763,870.79  1,590,088,634.28 

Wenn  wir  nach  den  vorstehenden  Zahlen,  die  alle  den  Urquellen  ent- 
nommen sind,  die  durchschnittliche  Steuerlast  eines  Italieners  berechnen  wollen, 
eo  haben  wir  zusammenzurechnen: 

den  Ertrag  der  Staatesteuern  1.184.6  Mill. 

den  Ertrag  der  Gebühren   128.2  , 

die  Kommunalsteuern,  etwa   277.3  „ 

die  Provinzialsteuern,  etwa   80.0  ,  

zusammen    1,470.1  Mill, 
was  bei  etwas  Über  28,700,000  Einwohnern  51,2  Lire  pro  Kopf  ausmacht.  Rechnet 
man  die  Gemeinde-  und  Provinzialsteuern  nicht  mit,  so  reduziert  sich  die  Last 
auf  45,75  Lire1). 

Seit  einigen  Jahren  ist  die  Finanzlage  Italiens  eine  voll  befriedigende. 
Das  Land  hat  sogar  die  einträgliche  aber  mit  Recht  unpopuläre  Mahlsteuer  auf- 
heben können,  ohne  das  Gleichgewicht  innerhalb  seines  Budgets  zu  stören  und 
wird  man  zweifellos  in  nächster  Zeit  mehr  und  mehr  die  Amortisation  der  kon- 
solidierten Schulden  ins  Auge  fassen.  Vorderhand  besteht  hierzu  allerdings  nur 
erst  die  gute  Absicht,  da  zunächst  andere  Finanzreformen  zu  versuchen  sind, 
wenn  deren  Schwierigkeit  auch  keineswegs  verkannt  werden  kann,  denn  —  und 
das  ist  nur  eine  der  wünschenswerten  Reformen  —  solange  eine  Steuer  von 
13,20,  ja  sogar  von  16  Prozent  auf  den  Staatsrenten  ruht ,  kann  der  Kurs  der- 
selben nicht  genügend  in  die  Höhe  gehen,  um  eine  Konversion  zu  ermöglichen: 
zuweilen  sind  aber  Konversionen  das  allein  anwendbare  System  der  Schulden - 
lastverminderung. 

Ein  anderes  und  in  jeder  Hinsicht  gutes  Mittel ,  welches  die  Länder  die 
drückende  Hürde  der  Schuldenvcrzinsung  leichter  tragen  hilft,  ist  in  der  Be- 
reicherung des  Landes  durch  Stärkung  und  Erhöhung  seiner  Erwerbsfähigkeit 
zu  rinden.  Darauf  aber  hat  die  Regierung  nur  sekundären  Einfluss,  die  Haupt- 
sache liegt  bei  dem  Volke  selbst.  Viele  Zeichen  sind  aber  gerade  in  Italien 
findbar,  welche  darauf  schliessen  lassen,  dass  das  italienische  Volk  die  richtigen 
Wege  dazu  erkannt  hat  und  auf  demselben  voranzuschreiten  in  jeder  Weise 
sich  müht. 

Die  Vei-schmelzung  des  Landes  zur  Einheit  war  ein  mächtiger  Hebel  für 
die  Erhöhung  der  wirtschaftlichen  Kräfte  und  wirkte  für  Italien  ähnlich,  wie 
früher  das  Verschmelzen  der  deutschen  Partikularstaaten  zum  Zollverein.  Die 
mächtigen  Kräfte,  die  im  Boden  Italiens  unter  dem  Druck  der  Misswirtschaft 
und  der  durch  sie  hervorgerufenen  Apathie  des  Volkes  jahrhundertelang  müssig 


')  Eine  Detaillierung  der  Ausgaben  des  italienischen  Staat«  im  Ver- 
gleich mit  denen  anderer  Staaten  siehe  im  Finanzarchiv  II,  847  tT. 
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geschlummert  hatten,  feiern  heute  ein  Wiederauferstehungsfest,  —  aus  Sümpfen, 
die  sich  über  ehemals  blühende  Gärten  gelagert  haben,  entquillt  neues  Leben, 
—  der  Gewerbfleiss  regt  sich  allerorts  mächtig  und  sucht  das  Land  unabhängig 
zu  machen  von  dem  Import  fremdländischer  Industrie.  Ein  immer  dichter  wer- 
dendes Eisenbahnnetz  erleichtert  den  Verkehr ,  die  Bildung  nimmt  zu ,  mit  der 
erstärkenden  Kapitalkraft  Hand  in  Hand  geht  ein  erleichtertes  Kreditwesen,  — 
kurz,  wo  der  Blick  auch  hinfällt,  begegnet  er  zunehmendem  Wohlbefinden. 

Freilich,  wo  viel  Licht,  ist  auch  viel  Schatten!  Der  gesunde  Sinn  aber 
des  Volks,  der  sich  gerade  in  den  letzten  25  Jahren  seiner  Geschichte  so  oft 
bewährt  hat,  wird  auch  die  Krankheiten  am  socialen  Körper,  die  bei  allen 
grossen  Umwälzungen  unvermeidlich  sind,  zu  überwinden  verstehen,  und  ist  alle 
Hoffnung  vorhanden,  dass  ebenso  wie  die  politische  Gesundung  des  Staats,  so 
auch  die  ökonomische  sich  ohne  zerstörende  Explosionen  wird  vollziehen  können. 


Im  Augenblick  der  Drucklegung  vorstehender  Skizze  legte  der  Finanz- 
minister  Magliani  der  italienischen  Deputiertenkammer  unter  dem  24.  Jan.  1886 
ein  Expose  über  die  Finanzlage  vor,  das  dieselbe  in  glänzendstem  Lichte  er- 
scheinen läset. 

Der  Minister  zeigt  in  jenem  Expose,  dass  die  Istrechnung  pro  1884/85 
gegen  den  Voranschlag  einen  Ueberschuss  von  37  Millionen  erweise,  so  dass 
von  der  Flüssigmachung  der  von  dem  Parlament  bewilligten  ausserordentlichen 
Mittel  (trotz  14  Millionen  ausserordentliche  Ausgaben  im  Gefolge  der  Cholera) 
hätte  Abstand  genommen  werden  könuen.  Die  schwebende  Schuld  habe  gleich- 
zeitig um  36  Millionen  abgenommen  und  das  Conto  der  Abteilung  2  des  Budget 
(cf.  S.  156)  sich  um  40  Millionen  gebessert. 

Das  Budget  von  1885/86  anlangend,  will  der  Minister  40  Millionen  ausser- 
ordentliche Ausgaben  aus  den  bereits  votierten  Mitteln  decken. 

In  dem  Voranschlag  für  1886/87  seien  die  Einnahmen,  bei  einer  Ver- 
minderung der  bisherigen  ordentlichen  Ausgaben  um  9  Millionen,  um  46  Millionen 
höher  anzusetzen,  wogegen  12  Millionen  neue  ordentliche  Ausgaben  erscheinen 
würden,  denen  gegenüber  von  den  ausserordentlichen  Ausgaben  15  Millionen 
fortfielen.  —  (Dabei  hat  der  Minister  die  mutmassliche  Wirkung  der  jüngsten 
Steuerreform  absichtlich  nicht  mit  in  Anrechnung  gebracht,  die  voraussichtlich 
his  zu  dem  Rechnungsjahr  1888/89  eine  graduelle  Vermehrung  der  Einnahmen 
um  64  V*  Millionen  erzielen  wird. 

Neue  Anleihen  scheinen  für  die  Zukunft  ausgeschlossen,  im  Gegenteil 
werde  der  Minister  neben  der  S.  147  oben  bereits  erwähnten  Bankgesetzvorlage 
die  Errichtung  eines  autonomen  Instituts  zur  permanenten  Amortisation  der 
Staatsschulden '  beantragen. 
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Das  preuss.  Kommunalsteuer-Notgesetz  vom  27.  Juli  1885 

Von 

L.  Herrfurth, 

Unterstaatssekretär  im  Ministerium  de»  Innern. 

Einleitung. 

Die  Entstehung  und  Bedeutung  desKommunalsteuer-Notgesetzes  vom  27.  Juli  1885. 

Die  Verhandlungen,  welche  in  Preussen  seit  etwa  15  Jahren  Über  eim» 
anderweite  Regelung  des  Gemeindeabgabenwesens,  namentlich  über  die  wich- 
tigste und  zugleich  bestrittenste  Frage  auf  diesem  Gebiete,  über  die  kommu- 
nale Einkoinmensbesteuerung  des  Fiskus,  der  juristischen  Personen,  der  Aktien- 
gesellschaften und  sonstigen  Erwerbsgesellschaften  im  Schosse  der  Staatsregierunfr 
und  der  Landesvertretung  geschwebt  haben,  sind  durch  das  Gesetz,  betref- 
fend Ergänzung  und  Abänderung  einiger  Bestimmungen  über  Er- 
hebungderauf das  Einkommen  gelegten  direkten  Kommunalabgaben 
vom  27.  Juli  1885  (Gesetzsammlung  S.  327—332  Nr.  9089)  zu  einem  allerdings 
nur  provisorischen  Abschluss  gebracht  worden.  Dass  dieses  Gesetz  zunächst  nur 
ein  Provisorium  zu  scharfen  bestimmt  ist,  hat  nicht  nur  in  den  Motiven  des- 
selben und  in  den  legislativen  Verhandlungen  über  dessen  Erl  aas  Ausdruck  ge- 
funden, sondern  wird  auch  gewissermassen  in  solenner  Form  in  dem  Texte  den 
Gesetzes  selbst  (im  Absatz  2  des  §  1)  noch  besondere  hervorgehoben.  Dieser 
provisorische  Charakter  des  Gesetzes  ist  auch  der  Grund,  weshalb  dasselbe  aU 
das  Kommunalsteuer-Notgesetz  bezeichnet  wird. 

Wenn  aber  ein  alter  Spruch  sagt,  es  sei  nichts  so  definitiv,  wie  ein  Pro- 
visorium, so  wird  sich  derselbe  voraussichtlich  auch  in  diesem  Falle  bewahr- 
heiten. Denn  der  Erlass  eines  umfassenden  definitiven  Gemeindeabgabengesetzes 
wird  wegen  der  mit  dieser  Rechtsmaterie  verbundenen  inneren  Schwierigkeiten, 
namentlich  aber  wegen  des  Zusammenhangs  derselben  mit  der  gesamten  im 
Flusse  befindlichen  Reform  des  Staats-  und  Reichssteuerwesens,  in  absehbarer 
Zeit  kaum  erfolgen. 

Die  Entstehung  dieses  Kommunalsteuer-Notgesetzes  vom  27.  Juli  1885  ist 
eine  nebr  eigentümliche;  dasselbe  beruht  nämlich  nicht  auf  der  unmittelbaren 
Initiative  der  Staatsregierung,  sondern  findet  seinen  Ursprung  in  einem  aus  der 
Mitte  der  Landesvertretung  hervorgegangenen  Antrage,  welcher  von  den  Abge- 
ordneten Freiherrn  v.  Huene  und  Lieber  mit  der  Unterstützung  der  Cent  _nnn*- 
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fniktion  bei  dem  Beginn  der  III.  Session  der  15.  Legislaturperiode  (Drucksachen 
des  Abgeordnetenhauses  Nr.  13)  eingebracht  wurde.  Allein  diese  Initiative  de* 
Abgeordnetenhauses  ist  nur  eine  scheinbare,  —  in  That  und  Wahrheit  lag  hier 
nur  eine  Reaktivierung  einer  Regierungsvorlage  vor,  und  etwas  anderes  war 
auch  von  dem  Antragsteller  ausgesprothenermassen  nicht  beabsichtigt;  —  sein 
Vorgehen  ist  wesentlich  verschieden  von  der  selbständigen  Initiative,  auf  welcher 
das  Gesetz,  betreffend  die  Ueberweisung  von  Beträgen,  welche  aus  landwirt- 
schaftlichen Zöllen  eingehen,  an  die  Kommunalverbände  vom  14.  Mai  1885  (vgl. 
Finanzarchiv  II,  S.  1104  fg.)  beruht,  weshalb  auch  nur  das  letztere,  dagegen 
nicht  das  Komniunalsteuer-Notgesetz  als  „lex  Huene"  bezeichnet  zu  werden  pflegt. 

Das  Bedürfnis  einer  einheitlichen  und  gleichmässigen  Rege- 
lung des  Gemeindeabgabenwesens  und  die  Beseitigung  der  auf  diesem 
Gebiete  hervorgetretenen  Kontroversen  ist  in  Preussen  bereits  seit  einer  Reihe 
von  Jahren  fühlbar  gewesen  und  hat  sich  je  länger  je  mehr  als  unabweisbar 
geltend  gemacht.  Schon  in  den  Jahren  1871/74  wurden  von  einzelnen  Abge- 
ordneten (v.  Eynern  und  Hagen)  Gesetzentwürfe  als  Initiativanträge  eingebracht, 
welche  die  Heranziehung  der  juristischen  Personen  und  Erwerbsgesellschaften, 
sowie  der  Beamten  zu  den  Gemeindeabgaben  zu  regeln  und  dadurch  einige  der 
grössten  auf  diesem  Gebiete  hervorgetretenen  Uebelstände  zu  beseitigen  bestimmt 
waren.  Nachdem  diesen  Antragen  eine  weitere  Folge  nicht  gegeben  worden 
war,  wurde  im  Jahre  1875  bei  Gelegenheit  der  Beratung  der  Provinzialordnung 
von  der  Landesvertretung  an  die  Staatsregierung  die  feierliche  Aufforderung 
gerichtet,  dem  Landtage  einen  Gesetzentwurf  über  die  Kommunalbesteuerung 
vorzulegen.  Die  Staatsregierung  hat  sich  dieser  Aufforderung  auch  nicht  ent- 
zogen und  wenn  dennoch  volle  zehn  Jahre  verflossen  sind,  bevor  der  Torso  eines 
solchen  Gesetzes  in  der  Gesetzsammlung  publiziert  werden  konnte,  so  hat  dies, 
wenigstens  teilweise,  seinen  Grund  in  dem  Umstände,  dass  anfangs  die  Staate- 
regierung sich  das  Ziel  weiter  gesteckt  hatte,  als  dies  —  wenigstens  bei  der 
jetzigen  Lage  der  Gesetzgebung  auf  dem  Gebiete  des  Steuerwesens  im  Staate 
und  im  Reiche  —  erreichbar  erscheint.  Während  nämlich  die  Staatsregierung 
im  Jahre  1872  dio  Absicht  ausgesprochen  hatte,  zunächst  in  einem  Spezial- 
gesetze die  Frage  wegen  der  Kommunalbcsteuerung  der  Forensen  und  juri- 
stischen Personen  zum  Austrage  zu  bringen,  gelangte  sie  bei  der  infolge  der 
Resolution  von  1875  veranlassten  erneuten  Prüfung  zu  der  Auffassung,  dass  es 
nicht  geraten  sei.  diesen  Punkt  für  sich  allein  herauszugreifen  und  es  den  Vorzug 
verdiene,  denselben  im  Zusammenhange  mit  der  Reform  der  gesamten  Kom- 
munalbesteuerung  zu  regeln.  Demgemäsa  wurde  zuerst  in  dem  Jahre  1877  und 
demnächst  in  den  beiden  folgenden  Jahren  dem  Hause  der  Abgeordneten  um- 
fassende Gesetzentwürfe  Über  die  Aufbringung  der  Gemeindeabgaben  zum  Zweck 
einheitlicher  und  gleichmässiger  Regelung  des  gesamten  Gemeindeabgabenwesens 
vorgelegt,  welche  —  auf  dem  Zuschlagssystem  beruhend  —  die  Fragen  der 
obligatorischen  und  fakultativen  Belastung  der  einzelnen  Staatssteuern  mit  Zu- 
schlägen, die  Einführung  besonders  direkter  und  indirekter  Kommunal-,  Real- 
und  Personalabgaben,  die  Modalitäten  der  subjektiven  und  objektiven  Steuerpflicht, 
namentlich  auch  der  juristischen  Personen,  des  Fiskus,  der  ErwerbsgeselUchaften 
und  Forensen,  den  Beginn  und  das  Erlöschen  dieser  Steuerpflicht,  das  Ein- 
spruchsverfahren  etc.  zu  lösen  bestimmt  waren.    Diese  Entwürfe  fanden  zwar 
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im  Abgeordnetonhause  eine  wohlwollende  Aufnahme,  sie  gelangten  jedoch  in 
diesen  drei  Jahren  niemals  über  das  erste  Stadium  der  Kommissionsberatung 
hinaus,  eine  definitive  Beschlussnahme  des  Hause«  der  Abgeordneten  über  die- 
selben, bezw.  Über  die  Anträge  der  Kommission  hat  nicht  stattgefunden,  und 
das  Herrenhaus  hat  mit  denselben  sich  zu  beschäftigen  überhaupt  keine  Ge- 
legenheit gehabt.    Diese  Gesetze  und  deren  Motive,  sowie  die  von  dem  Abge- 
ordneten Dr.  Meyer  (Breslau)  ausgearbeiteten  ausführlichen  Kommissionsberichte 
bieten  ein  sehr  wertvolles  Material  zur  Beurteilung  der  auf  dem  Gebiete  des 
Gemeindeabgabenwesens  massgebenden  Fragen;  dasselbe  ist  jedoch  eben  nur 
.schätzbares  Material*  geblieben.    Denn  noch  während  der  Verhandlungen  über 
die  bezeichneten  Gesetzentwürfe  gelangte  die  Frage  einer  Reform  der  Staats- 
steuergesetzgebung in  Fluss.    Die  Aufhebung  der  untersten  Klassensteuerstufen, 
die  Abänderung  der  bisherigen  Skala,  die  Verschmelzung  der  Klassen-  und  klas- 
sifizierten Einkommensteuer  zu  einer  einheitlichen  Einkommensteuer,  die  Ein- 
führung einer  Kapitulrentensteuer  etc.  wurden  auf  das  offizielle  Programm  der 
Staatsregierung  gesetzt  und  wenigstens  zum  Teil  auch  durchgeführt.  Damit 
entfiel  aber  die  Möglichkeit,  gleichzeitig  über  ein  an  das  Staatssteuersystem 
sich  anschliessendes  Kommunalabgabengesetz  zu  verhandeln,  und  die  Frage  einer 
durchgreifenden  Regelung  des  gesamten  Gemeindeabgaben wesens  musste  natur- 
gemäße versumpfen.    Anderseits  machte  sich  —  namentlich  infolge  der  Ver- 
staatlichung der  Eisenbahnunternehmungen  —  das  Bedürfnis  einer  Regelung  der 
Frage  der  Kommunaleinkommensteuerpflicht  des  Fiskus,  der  juristischen  Personen 
und  Erwerbsgesellschaften,  vorzugsweise  im  Interesse  der  Landgemeinden,  denen 
—  abgesehen  von  den  beiden  westlichen  Provinzen  —  ein  entsprechendes  Be- 
steuerungsrecht zur  Zeit  überhaupt  nicht  zusteht,  immer  dringender  geltend. 

Dies  veranlasste  im  Jahre  1882  die  Abgeordneten  Stengel  (Tür  die  Öst- 
lichen Provinzen  und  die  Provinz  Schleswig-Holstein),  Bork  (für  die  Provinz 
Hessen-Nassau),  und  Grumbrecht  (für  die  Provinz  Hannover),  diese  Fragen  teils 
in  Form  aphoristischer  Notgesetzparagraphen ,  teils  in  Form  einer  Resolution 
von  neuem  in  Anregung  zu  bringen  und  als  sich  die  Vorlage  eines  solchen  Ge- 
setzentwurfs verzögerte,  im  Jahre  1883  hierüber  eine  Interpellation  an  die  Staats- 
regierung  zu  richten.  Die  letztere  erklärte  sich  unterm  13.  Dezember  1883  be- 
reit, .diejenigen  Teile  des  Kommunalbesteuerungsgebiets,  welche  den  Gegenstand 
der  Interpellation  bildeten ,  in  ein  besonderes  transitorisches  Notgesetz  zu  ver- 
einigen und  dies  so  rasch  wie  möglich  dem  Hause  der  Abgeordneten  vorzulegen*. 
Sie  erfüllte  dies  Versprechen  nach  wenigen  Wochen ,  indem  sie  unterm  18.  Fe- 
bruar 1884  (Drucksachen  des  Abgeordnetenhauses,  Session  1883/84)  einen  Ge- 
setzentwurf vorlegte,  welcher  nicht  nur  in  seiner  Uebersehrift,  sondern  in  allen 
wesentlichen  Teilen  des  materiellen  Inhalts  mit  dem  jetzt  publizierten  Kom- 
munalsteuer-Notgesetze  vom  27.  Juli  1885  identisch  ist.  —  Es  war  jedoch  dem 
Schifflein  keineswegs  bestimmt,  ohne  weitere  Fährlichkeiten  in  den  Hafen  ein- 
zulaufen. Im  Abgeordnetenhause  wurde  der  Gesetzentwurf  einer  Kommission 
überwiesen,  welche  in  18  Sitzungen  eine  Reihe  von  Abänderungen  und  nament- 
lich von  Zusätzen  von  weittragender  Bedeutung  beschloss  und  das  Plenum  des 
Hauses,  für  dessen  Verhandlungen  wiederum  mehr  als  ein  Dutzend  Abänderungs- 
anträge  gestellt  wurden,  beschäftigte  sich  in  sieben  Sitzungen  mit  diesem  Ge- 
setzentwurfe.   Das  Herrenhaus  behandelte  denselben  jedoch  dilatorisch;  der 
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von  der  Kommission  dieses  Hauses  in  mündlicher  Berichterstattung  auf  unver- 
änderte Annahme  des  Gesetzentwurfs  gestellte  Antrag  wurde  weder  angenommen 
noch  abgelehnt,  sondern,  namentlich  auf  Betreiben  der  Oberbürgermeister  rhei- 
nischer Städte,  welche  infolge  der  Vorschriften  über  die  Verteilung  des  steuer- 
pflichtigen Rein-Einkommens  der  Eisenbahnunternehmungen  auf  die  steuerberech- 
tigten Gemeinden  eine  Verkürzung  der  ihnen  bisher  aus  diesen  Quellen  reichlich 
zufliessenden  Einnahmen  befürchteten,  durch  Beschluss  vom  17.  Mai  1884  „zur 
schriftlichen  Berichterstattung  an  die  Kommission  zurückgewiesen",  was,  da  die 
Schliessung  der  Landtagssession  für  den  folgenden  Tag  feststand,  einem  stillen 
Begräbnis  gleichkam. 

In  der  folgenden  Session  nahm  die  Staatsregierung  eine  abwartende 
Stellung  ein;  sie  legte  diesen  Gesetzentwurf  nicht  selbst  wieder  vor,  sondern 
erklärte,  mit  «der  Ausarbeitung  eines  umfassenden,  auf  veränderter  Grundlage 
aufzustellenden  Gesetzentwurfs  über  die  Aufbringung  der  Abgaben  der  Gemeinden 
und  weiteren  Kommunalverbände  beschäftigt  zu  sein,  welchem  durch  die  Be- 
stimmungen des  Kommunalsteuer-Notgesetzes  in  nicht  unbedenklicher  Weise 
präjudiziert  werden  würde*.  Diese  Sachlage  veranlasste  die  Abgeordneten  Frei- 
herrn v.  Huene  und  Lieber  zu  dem  obenbezeichneten  Initiativantrag,  welcher 
den  Gesetzentwurf  von  1884  wörtlich  in  der  Fassung,  in  welcher  er  nach  den 
in  der  vorigen  Session  in  dritter  Beratung  gefassten  Beschlüssen  des  Abgeord- 
netenhauses dem  Herrenhause  vorgelegt  worden  war.  reproduzierte.  Mit  grösster 
Beschleunigung  wurde  dieser  am  15.  Januar  1885  eingebrachte  Gesetzentwurf 
ohne  vorgängige  Kommissionsberatung  in  allen  drei  Lesungen  in  den  Sitzungen 
vom  28.  und  80.  Januar  1885  vom  Abgeordnetenhause  angenommen,  so  dass 
nunmehr  das  Schwergewicht  der  Beratung  in  das  Herrenhaus  verlegt  wurde. 
*Die  Staatsregierung  verhielt  sich  keineswegs  prinzipiell  abwehrend,  verlangte 
jedoch  die  Beseitigung  einer  Reihe  von  Abänderungen  und  Zusätzen,  mit  welchen 
der  Gesetzentwurf  in  der  Beratung  des  Abgeordnetenhauses  vom  Jahre  1884 
beschwert  worden  war.  Geleitet  von  dem  Wunsche,  das  Gesetz,  welches  einem 
dringenden  Bedürfnisse  Abhilfe  zu  scharfen  bestimmt  war,  möglichst  bald  zum 
Abschlüsse  zu  bringen ,  wurde  allen  desfallsigen  Anforderungen  der  Staatsregie- 
rung sowohl  von  der  Kommission  als  vom  Plenum  des  Herrenhauses  —  von 
letzterem  in  den  Sitzungen  vom  27.  und  28.  Februar  1885  —  entsprochen,  und 
demnächst  auch  der  purifizierte  Gesetzentwurf  in  der  Sitzung  des  Abgeordneten- 
hauses vom  24.  März  1885  unverändert  angenommen.  Die  Allerhöchste  Sanktion 
desselben  ist  unterm  27.  Juli  1885  erfolgt,  und  das  Gesetz  demnächst  in  Nr.  33 
der  Gesetzsammlung  für  die  königlich  preussischen  Staaten  auf  Seite  327  ff. 
publiziert  worden. 

Was  die  Bedeutung  und  den  Wert  dieses  Kommunalsteuer-Not- 
gesetzes und  dessen  praktische  Tragweite  anbelangt,  so  werden  unten 
bei  den  einzelnen  Paragraphen  die  Abänderungen,  welche  durch  dieselben  in 
dem  bisherigen  Rechtszustande  herbeigeführt  werden ,  speziell  hervorgehoben 
und  gewürdigt  werden.  —  Was  dagegen  die  Bedeutung  des  Gesetzes  im  ganzen 
anlangt,  so  macht  sich  dieselbe  nach  zwei  Richtungen  hin,  nach  der  finan- 
ziellen und  nach  der  verwaltungsrechtlichen,  geltend. 
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Was  zunächst  die  finanzielle  Bedeutung  des  Kommunalsteuer- 
Notgesetzes  anlangt,  so  wird  durch  dasselbe  den  Gemeinden  eine  Reihe  neuer 
Steuerquellen  eröffnet,  deren  Ertrag  in  den  bezüglichen  Verhandlungen  —  an- 
scheinend viel  zu  niedrig  —  auf  jährlich  2  Mill.  M.  angenommen  worden  ist. 
Dieser  Erfolg  wird  erreicht  einesteils  durch  eine  Ausdehnung  der  Zahl  der 
steuerberechtigten  Gemeinden,  andemteils  durch  eine  Ausdehnung  der 
Zahl  der  steuerpflichtigen  Erwerbsgesellschaften. 

Der  Vorteil  einer  Ausdehnu ng  der  Zahl  der  steuerberechtigten 
Gemeinden  kommt  wesentlich  den  Landgemeinden  zu  gute;  bisher  waren 
nur  46'65  Landgemeinden  (in  der  Provinz  Westfalen  und  der  Rheinprovina)  zur 
Erhebung  von  Gemeindeeinkommensteuer  von  juristischen  Personen ,  Aktien-  • 
gesellschaften  und  Berggewerkschaften  des  neueren  RechtR  befugt,  in  Zukunft 
erhalten  37,356  Landgemeinden  diese  Befugnis  und  zwar  in  erweitertem  Um- 
fange. Bei  den  Städten  ist  dagegen  diese  Steigerung  (von  1238  auf  1282)  viel 
weniger  erheblich,  weil  dieselben  —  mit  Ausnahme  der  Städte  im  Regierungs- 
bezirk Wiesbaden,  und  in  gewisser  Beschränkung  in  der  Provinz  Hannover  — 
diese  Befugnis  schon  jetzt  besitzen  (s.  unten  zu  §  1).  Der  Vorteil  einer  Aus- 
dehnung der  Zahl  der  steuerpflichtigen  Erwerbsgesellschaften, 
welche  die  Berggewerkschaften  des  älteren  Rechts,  die  Kommanditgesellschaften 
auf  Aktien  und  diejenigen  eingetragenen  Genossenschaften ,  deren  Geschäfts- 
betrieb über  den  Kreis  ihrer  Mitglieder  hinausgeht,  umfasst,  kommt  den  ein- 
zelnen Landesteilen  und  in  denselben  den  Stadt-  und  Landgenieinden  in  thesi 
gleichmässig  zu  gute,  wenngleich  sich  faktisch  die  Verhältnisse  je  nach  dem 
Umfange  des  Bergbau-  und  Gewerbebetriebs  in  den  einzelnen  Gemeinden  ver- 
schieden gestalten  werden.  —  Wie  erheblich  die  einzelnen  Gemeinden  hieraus 
zumessenden  Vorteile  sein  werden,  möge  das  Beispiel  der  Stadt  Berlin  bekunden.' 
welche  bei  Erhebung  eines  Gemeindeeinkommensteuerzuschlags  von  100  Prozent 
der  Staats-,  Klassen-  und  klassifizierten  Einkommensteuer  allein  von  den  dort- 
selbst  domizilierten  sieben  Kommanditgesellschaften  auf  Aktien  eine  Jahressteuer 
von  ca.  330,000  M.  erhalten  wird. 

Diesen  Mehreinnahmen  der  Gemeinden  entsprechen  in  vollem  Um- 
fange die  Mehrausgaben,  welche  infolge  des  Kommunalsteuer- Notgesetzes 
einerseits  dem  Fiskus,  namentlich  der  Staatseisenbahnverwaltung,  anderseits  den 
Aktiengesellschaften,  Kommanditgesellschaften  auf  Aktien,  Berggewerkschnften 
und  eingetragenen  Genossenschaften  erwachsen  werden.  Diese  Erwerbsgesell- 
schaften werden  hierdurch  um  so  empfindlicher  getroffen ,  als  die  berechtigte 
Erwartung  derselben,  dass  durch  die  Einführung  eines  Abzugsrechts  der  Aktio- 
näre, Kommanditisten,  Gewerken  und  Genossen  die  zweifellose  Doppelbesteue- 
rung, welche  für  dieselben  durch  die  gleichzeitige  Besteuerung  der  Aktiengesell- 
schaften, Kommanditgesellschaften  auf  Aktien,  Berggewerkschaften  und  einge- 
tragenen Genossenschatten  entstehen  wird,  Abhilfe  finden  werde,  sich  nicht 
realisiert  hat  (s.  unten  Anhang). 

In  finanzieller  Hinsicht  ist  ferner  noch  die  Verschiebung  hervor- 
zuheben, welche  infolge  der  Vorschriften  in  $}§  4—7  in  der  Verteilung  der  von 
den  Staats-  und  Privateisenbahnen ,  sowie  von  Fabriken  und  industriellen  Eta- 
blissements zu  zahlenden  Kommunalabgaben  auf  die  einzelnen  steuerberechtigten 
Gemeinden  eintreten  wird  (s.  unten  §  7).    Diese  Verschiebung  lässt  sich  kurz 
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-lahin  charakterisieren.  dass  bei  der  Verteilung  der  Reinerträge  der  Eisenbahn-, 
Fabrik-  etc.  Unternehmungen  auf  die  steuerberechtigten  Genieinden,  welche  bis- 
her nach  dem  Prinzipe  der  Leistungsfähigkeit  (nämlich  nach  der  Brutto- 
einnahme) erfolgte,  in  Zukunft  da9  Prinzip  von  Leistung  und  Gegen- 
leistung (nämlich  die  Verteilung  nach  den  Ausgaben  an  Gehältern  und 
Löhnen)  treten  soll.  Die  praktische  Tragweite  dieser  Aenderung  ÜU*st  sich  un- 
geachtet der  vielfachen  hierüber  angestellten  Berechnungen  nicht  mit  Bestimmt- 
heit übersehen;  sie  enthalt  ausgesprocbenermassen  einen #„ Sprung  ins  Dunkle*, 
von  dem  nur  vermutet,  wird .  dass  er  zu  einer  Benachteiligung  des  Westens  zu 
Gunsten  des  Ostens  der  Monarchie  führen  werde. 

Der  Wert  und  die  Bedeutung  des  Kommunalsteuer-Notgesetzes  liegt  jedoch 
nicht  nur  auf  finanziellem,  sondern  ebensosehr  —  vielleicht  noch  in  höherem 
Grade  —  auf  verwaltungsrechtlichem  Gebiete.  Durch  dieses  Gesetz  ist  einer- 
seits eine  Reihe  der  bestrittensten,  zu  zahllosen  Kontroversen  führenden  Fragen 
des  Gemeindeabgabenwesens  in  einer  den  Bedürfnissen  der  Gemeinden  und  der 
staatlichen  Verwaltung  entsprechenden  Weise  definitiv  geregelt.  Anderseits 
wird  durch  dieses  Gesetz  für  das  kommunale  Besteuerungsrecht,  welches  jetzt 
vorzugsweise  auf  der  Praxis  der  Verwaltungsbehörden  und  auf  dem  „Reskripten- 
recht44  beruht,  eine  feste  Grundlage  geschaffen ,  welche  geeignet  sein  wird ,  die 
zahllosen  Kommunalsteuerreklamationen  und  Rekurse  wesentlich  zu  vermindern, 
namentlich  wenn  erst  etwa  sich  vorfindende  Lücken  noch  durch  die  Recht- 
sprechung des  Oberverwaltungsgerichts  ausgefüllt  worden  sein  werden. 

Man  wird  deshalb  kaum  fehlgreifen,  wenn  man  sagt,  dass,  abgesehen  von 
der  allerdings  nicht  unzweifelhaften  Bestimmung  des  §  7  über  den  Verteilungs-  " 
massstab  der  Reinerträge  der  über  mehrere  Gemeindebezirke  sich  erstreckenden 
Eisenbahn-  und  Fabrikunternehmungen,  da«  Kommunalsteuer- Notgesetz  zum 
grossen  Teile  da«  leistet,  was  von  einem  definitiven  Kommunalsteuergesetz  er- 
wartet werden  kann,  und  dass  die  Einwendungen ,  welche  gegen  die  hierdurch 
getroffene  Regelung  mit  Recht  erhoben  werden  können,  sich  nicht  auf  dasjenige, 
wa«  das  Gesetz  vom  27.  Juli  1885  enthält,  sondern  nuf  das,  was  in  demselben 
weggelassen  worden  ist,  beziehen  können. 
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L.  Herrfürtli, 


Gesetz, 

betreffend  Ergänzung  und  Abänderung  einiger  Bestimmungen  über  Er- 
hebung der  auf  das  Einkommen  gelegten  direkten  Kommunalabgab en 

vom  27.  Juli  1885. 

Wir  Wilhelm,  von  Rottes  Gnaden  König  von  Preussen  etc. 
verordnen  für  den  Umfang  der  Monarchie,  mit  Ausschluss  der  Hohenzollernschen 
Lande,  unter  Zustimmung  beider  Häuser  de«  Landtages,  was  folgt  : 

A.  Gemeindebesteuerung  des  Einkommens  der  juristischen  Personen  etc. 

nnd  Forensen. 

§  1. 

Aktiengesellschaften ,  Kommanditgesellschaften  auf  Aktien  ,  Berggewerk- 
schal'ten,  eingetragene  Genossensehaften,  deren  Geschäftsbetrieb  über  den  Kreis 


Zur  Ueberschrift  und  Einleitung.  Das  Gesetz  vom  27.  Juli  188'», 
welches ,  wie  oben  erwähnt ,  keine  systematische  Regelung  des  gesamten  Ge- 
meindeabgabenwesens, sondern  nur  eine  mechanisch  aneinander  gereihte  Anzahl 
von  Einzelvorschriften  enthält,  umfasst  vier  Abschnitte :  A.  Gemeindebesteuerung 
der  juristischen  Personen  etc.  und  Forensen  (§§  1—0),  13.  Vermeidung  der  Doppel- 
besteuerung (§§  7—11),  C.  Steuerdomizil  der  Beamten  (§  12)  und  D.Allgemeine 
Bestimmungen  (§§  18—15). 

Die  Architektonik  des  Gesetzes  baut  sich  in  der  Art  auf,  dass  die  Fragen : 
*  1)  welche  juristischen  Personen,  Erwerbsgesellschaften  und  Forensen  sind  ge- 
meindeeinkommensteuerpfliehtig?  in  §  1,  2)  wo  ist  die  Gemeindeeinkommensteuer- 
pflicht begründet?  in  §  2,  3)  wie  ist  das  gemeindeeinkommensteuerpfliehtige 
Rein-Einkommen  zu  berechnen?  und  zwar:  a.  im  allgemeinen?  in  §  3,  b.  im 
besondern:  bei  Privateisenbahnunternehmungen?  in  §  4,  bei  Staatseisenbahnen? 
in  §  5,  bei  Staatsdomänen  und  Forsten?  in  §0,4)  wie  ist  das  steuerpflichtige 
Rein-Einkommen  auf  mehrere  steuerberechtigte  Gemeinden  zu  verteilen?  in  §§7 
und  8,  5)  wie  ist  eine  Doppelbesteuerung  zu  vermeiden?  und  zwar  a.  bei  Fo- 
rensen? in  §  9  und  10,  b.  bei  Personen  mit  mehrfachem  Domizil?  in  §  11  be- 
antwortet und  noch  einige  Bestimmungen  über  das  domiciliom  necessarium  der 
Beamten  in  §  12,  über  die  Veranlagung  zu  den  Kreis-  und  Provinzialabgaben 
in  §  13,  und  über  die  Ein-  und  Ausführung  des  Gesetzes  in  14  und  15  bei- 
gefügt werden. 

Zu  $  1  Absatz  1.  Nach  den  bis  zum  1.  April  188*3  in  Geltung  stehenden 
Vorschriften,  welche  nicht  in  ein  kodifiziertes  Gesetz  zusammengefasst  sind,  son- 
dern in  20  verschiedenen  Gemeinde  Verfassungsgesetzen  zerstreut  sich  vorfinden, 
sind  gemeindeeinkonimensteuerpflichtig:  1)  nur  juristische  Personen,  denen 
in  der  Praxis  der  Verwaltungsbehörden  —  zum  Teil  im  Widerspruch  mit  der 
Auffassung  neuerer  Rechtslehrer  —  auch  Aktiengesellschaften  und  Berg- 
gewerkschaften des  neuern  Rechts  zugerechnet  wurden,  und  zwar  2)  nur 
in  den  Landgemeinden  der  Provinzen  Westfalen  und  Rheinland,  und  in  den 
Stadtgemeinden  der  alten  Provinzen,  der  Provinz  Schleswig-Holstein  und  des 
Regierungsbezirks  Kassel,  femer  in  der  Stadt  Frankfurt  a.  M.  und  teilweise  — 
nämlich  gewerbliche  Gesellschaften  mit  juristischer  Persönlichkeit  —  in  der 
Provinz  Hannover,  und  zwar  3)  nur  hinsichtlich  ihres  Einkommens  aus 
stehendem  Gewerbebetrieb,  nicht  auch  hinsichtlich  des  Einkommens  aus 
Kapitalvermögen. 

Das  Gesetz  vom  27.  Juli  1885  enthält  eine  erhebliche  Erweiterung 
der  Steuerpflicht  zu  1  und  2,  dagegen  zu  3  nur  eine  Deklaration  der- 
selben.   Zu  1 )  Ausser  den  juristischen  Personen  und  Aktiengesellschaften  werden 
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ihrer  Mitglieder  hinausgeht,  und  juristische  Personen,  insbesondere  auch  Ge- 
meinden  und  weitere  Koinmunalverbände,  unterliegen  in  Gemeinden,  in  welchen 
sie  Grundbesitz,  gewerbliche  Anlagen,  Eisenbahnen  oder  Bergwerke  haben,  Pach- 
tungen, stehende  Gewerbe,  Eisenbahnen  oder  Bergbau  betreiben,  hinsichtlich  des 
ihnen  aus  diesen  Quellen  in  der  Gemeinde  zufliessenden  Einkommens  den  auf 
das  Einkommen  gelegten  Gemeindeabgaben.  Als  Besitzer  von  Eisenbahnen  gelten 
diejenigen  Eisenbahnaktiengesellschaften  nicht,  die  ihr  Unternehmen  dem  Staate 
gegen  eine  unmittelbar  an  die  Aktionäre  zu  zahlende  Rente  übertragen  haben. 

Bis  zur  anderweiten  Regelung  der  Heranziehung  des  Staatsfiskus  zu  den 
auf  das  Einkommen  gelegten  Gemeindeabgaben  in  Verbindung  mit  der  V eber- 


in §  1  alle  Berggewerkschaften,  auch  die  des  älteren  Hechts,  alle  Kom- 
manditgesellschaften au  f  A  k  t  i  en  und  diejenigen  eingetragenen 
Genossenschaften,  deren  G  eschäf  tu  bet  rieb  über  den  Kreis  ihrer 
Mitglieder  hinausgeht,  für  gemeindeeinkommenstenerpflichtig  erklärt. 
Aktiengesellschaften  und  Berggewerkschaften  werden ,  ebenso  wie  in  §  14  der 
Kreisordnung  vom  13.  Dezember  1872,  neben  den  juristischen  Personen  aus- 
drücklich aufgeführt,  ihnen  daher,  entsprechend  der  Auffassung  neuerer  Rechts- 
lehrer, die  Eigenschaft  der  letzteren  abgesprochen.  Zu  2)  Der  geographische 
Bezirk  der  Gemeindeeinkommensteuerpflicht  der  juristischen  Personen 
und  Erwerbsgesellschaften  wird  durch  die  Einleitung  auf  den  ganzen  Umfang 
der  Monarchie  mit  alleiniger  Ausnahme  der  Hohen  z  ollernschen 
Lande  ausgedehnt ;  jedoch  tritt  diese  Steuerpflicht  nicht  ipso  jure  ein,  sondern 
es  bedarf  zu  deren  Einführung  eine«  Gemeindebeschl usses  (s.  ft  1*>).  Zu 
3)  Das  Einkommen  der  juristischen  Personen  und  Erwerbsgesell  schatten  aus 
Kapitalvermögen  bleibt  auch  fernerhin  steuerfrei,  der  §  1  deklariert  lediglich 
den  Begriff  des  Einkommens  aus  G  rund  besitz  und  stehendem  Ge- 
werbebetriebe. 

Zu  §  1  Absatz  2.  Die  vielfach  bestrittene  Frage ,  ob  der  S  t  a  a  t  s- 
fiekus,  dessen  Eigenschaft  als  juristische  Person  zweifellos  ist,  der  jedoch  als 
solcher  bei  der  Gegenüberstellung  der  Staatseinnahmen  und  Staateausgaben  in 
ihrer  Gesamtheit  kein  Reineinkommen,  sondern  nur  ein  grosses,  durch  Steuern 
und  Anleihen  zu  deckendes  Defizit  hat,  bezüglich  seines  Einkommens  aus  Grund- 
besitz und  Gewerbebetrieb  für  geraeindeeinkommensteuerpflichtig  zu 
erachten  sei.  ist  in  Absatz  2.  in  l'ebereinstimmung  mit  der  bisherigen  Praxis?, 
bejaht  worden;  jedoch,  wie  die  Eingangsworte  dieses  Absatzes  ergeben,  nur 
rovisorisch  „bis  zu  einer  anderweiten  Regelung"4  und  mit  einer  gegen  den 
isberigen  Rechtszustand  eintretenden  Beschränkung,  indem  bezüglich  des 
Einkommens  aus  Grundbesitz  nur  das  Einkommen  aus  Domänen  und 
Forsten  für  steuerpflichtig  erklärt,  dagegen  das  bisher  besteuerte  Einkom- 
men aus  den  nicht  zu  den  letzteren  gehörigen  einzelnen  Grund- 
stücken  und  Gebäuden  freigelassen  wird. 

Der  Reichsfiskus  findet  in  §  1  keine  Erwähnung :  die  Staatsregierung 
und  Landesvertretung  sind  davon  ausgegangen,  dass  da*  Einkommen  des  Reichs- 
fiskus nicht  gemeindesteuerpflichtig  gemacht  werden  könne,  weil 
ohne  Zustimmung  des  Reichs  bezw.  ohne  reichsgesetzliche  Ermächtigung  die 
Landesgesetzgebnng  überhaupt  nicht  für  befugt  zu  erachten  ist,  das  Reich  und 
das  demselben  aus  irgend  einer  Quelle  zufliessende  Einkommen  einer  staat- 
lichen oder  konnnunalen  Besteuerung  zu  unterwerfen.  Eine  solche  reichsgesetz- 
liche Ermächtigung  ist  bezüglich  der  Kommunal- Real  abgaben  durch  §  1 
Absatz  2  des  Keichsgesetzes  Über  die  Rechtsverhältnisse  der  zum  dienstlichen 
Gebrauche  eitfer  Reichsverwaltung  bestimmten  Gegenstände  vom  2*».  Mai  1873 
»Reichsgesetzrlutt  S.  113)  gegeben:  dieselbe  fehlt  dagegen  bezüglieh  der  Koni- 
munaip  e  rs  tn  a  1  ah  gaben.    Dagegen  ist  die  Reichs  bank  gemeindeein- 
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L  Hi'irfurth, 


Weisung  von  Grund-  und  Gebäudesteuer  an  die  Komraunalverbände  unterliegt 
der  Staatsfiskus  diesen  Abgaben  bezüglich  des  Einkommens  aus  den  von  ihm 
betriebenen  Gewerbe-,  Eisenbahn-  und  Bergbauunternehmungen,  sowie  aus  den 
Domänen  und  Forsten. 

Der  im  Absatz  1  gedachten  Abgabepflicht  unterliogen  auch  physische 
Personen,  welche  in  Gemeinden,  ohne  daselbst  einen  Wohnsitz  zu  haben,  oder 
sich  länger  als  drei  Monate  aufzuhalten,  Grundbesitz,  gewerbliche  Anlagen, 
Eisenbahnen  oder  Bergwerke  haben.  Pachtungen,  stehende  Gewerbe,  Eisenbahnen 
oder  ausserhalb  einer  Gewerkschaft  Bergbau  betreiben  (Forenseu). 

§  2. 

Ein  die  Abgabepflicht  nach  §  1  begründender  Pacht-,  Gewerbe-  oder 
Bergbaubetrieb  ist  nur  in  den  Gemeinden  anzunehmen,  in  welchen  sich  der  Sitz, 
eine  Zweigniederlassung,  eine  Betriebs-,  Werk-  oder  Verkaufsstätte  oder  eine 
solche  Agentur  des  Unternehmens  befindet,  welche  ermächtigt  ist,  Rechtsgeschäfte 
im  Namen  und  für  Rechnung  des  Inhabers  beziehungsweise  der  Gesellschaft 
selbständig  abzuschliessen.  Der  Eisenbahnbetrieb  unterliegt  der  Abgabepflicht 
in  den  Gemeinden,  in  welchen  sich  der  Sitz  der  Verwaltung  (beziehungsweise 
einer  Staatsbahnverwaltungsbehörde),  eine  Station  oder  eine  für  sich  bestehende 
Betriebs-  oder  Werkstätte  oder  eine  sonstige  gewerbliche  Anlage  befindet. 


kommensteuerpflichtig,  weil  dieselbe,  obwohl  unter  der.  Aufsicht  und  Verwaltung 
des  Reiche  stehend,  doch  kein  Reichsinstitut,  sondern  nach  §  12  des  Bank- 
gesetzes vom  14.  März  1875  (Reichsgesetzblatt  S.  177)  eine  selbständige  juristische 
Person  bildet,  und  schon  wegen  der  Mitbeteiligung  der  Bankanteilseigner  einer 
Erwerbsgesellschaft  gleichzustellen  ist. 

Zu  §  1  Absatz  3.  In  der  Gemeindeeinkonimensteuerp flicht 
der  Forensen  ist  durch  den  Absatz  8  eine  materielle  Aenderung  der  bis- 
herigen Vorschriften  nicht  eingetreten,  dieselbe  hat  nur  eine  Deklaration  in 
gleicher  Weise  erfahren,  wie  im  Absatz  1  die  Gemeindeeinkommensteuerpflicht 
der  juristischen  Personen,  Aktiengesellschaften  etc. 

Z u  §  2.  Der  §  2,  welcher  die  Frage  entscheidet,  in  welchen  Gemein- 
den ein  a  bg  ab  enp  flieh  tiger  Pacht-,  Gewerbe-  oder  Bergbau- 
betrieb vorzunehmen  sei,  enthält  eine  wesentliche  Aenderung  der  zur 
Zeit  in  Geltung  stehenden  Vorschriften  nur  im  zweiten  Satze  des  Absatzes  1 
bezüglich  der  Eisenbahnunternehmungen.  Die  letzteren  wurden  bisher 
nur  in  denjenigen  Gemeinden  für  steuerpflichtig  erachtet,  in  denen  sich  eine 
Station  oder  eine  für  sich  bestehende  Betriebsstätte  befindet.  Der  §  2 
Absatz  1  legt  dagegen  auch  denjenigen  Gemeinden  ein  Besteuerungsrecht  bei, 
in  denen  sich  der  Sitz  des  Eisenbahnunternehmens,  von  welchem  aus  die 
oberste  Leitung  desselben  erfolgt,  eine  Werkstätte  (z.  B.  ein  Rangierbahnhof), 
oder  eine  sonstige  gewerbliche  Anlage  (z.  B.  ein  von  einer  Eisenbahn- 
unternehmung gebauter  und  betriebener  Gasthof)  befindet. 

Bezüglich  der  Versicherungsgesellschaften  galt  bis  zum  Jahre  1878 
der  Grundsatz,  dass  dieselben  nur  in  denjenigen  Gemeinden  steuerpflichtig  seien, 
in  denen  sie  in  eigenen  Comptoiren  durch  ausschliesslich  in  ihren  Diensten 
stehende  nicht  selbständige  Gewerbsgehilfen  Versicherungsgeschäftc  abschliessen 
lassen.  Seit  jener  Zeit  wurde  jedoch  eine  Abgabepflicht  der  Versicherungs- 
gesellschaften auch  in  denjenigen  Gemeinden  als  vorhanden  angenommen,  in 
welchen  sie  Agenten  mit  der  Ermächtigung  bestellt  haben,  für  Rechnung  und 
im  Namen  der  Gesellschaft  Rechtsgeschäfte  selbständig  abzuschliessen.  Dieser 
letztern  Praxis  hat  sich  das  Gesetz  im  §  2  angeschlossen. 
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Die  zu  dem  abgabepflichtigen  Betriebe  gehörenden  Grundstücke  und  An- 
lagen, welche  in  einer  nach  dem  vorigen  Absätze  zur  Erhebung  einer  Abgabe 
nicht  berechtigten  Gemeinde  liegen,  sind  letzterer  gegenüber  bezüglich  des  aus 
ihnen  fliessenden  Einkommens  einer  Abgabepflicht  nicht  unterworfen. 

Wird  der  Betrieb  nicht  auf  Rechnung  des  Eigentümern  der  zum  Betriebe 
gehörenden  Grundstücke  und  Anlagen  geführt,  so  unterliegt  das  Pachtr  oder 
sonstige  Einkommen  des  Eigentümers  aus  diesem  Besitze  der  Abgabepflicht  in 
denselben  Gemeinden,  in  welchen  das  Einkommen  aus  dem  Betriebe  abgabe- 
pflichtig ist. 

Jeder  abgabepflichtige  Grundstückskomplex  des  Staatsfiskus,  sowie  jede 
abgabepflichtige  Unternehmung  desselben  gilt  in  Beziehung  auf  die  Abgabe- 
pflicht als  selbständige  abgabepflichtige  Person.  Was  als  selbständige  gewerb- 
liche oder  Bergbauunternehmung  des  Staatsfiskus  zu  betrachten  ist,  setzt  die 
zuständige  obere  Verwaltungsbehörde  fest. 

§3. 

Bei  Ermittelung  des  jährlichen  Reineinkommens  ist,  sofern  sich  nicht 
aus  den  §§4—6  ein  anderes  ergibt,  nach  den  für  die  Einschätzung  zur  Staats- 
einkommensteuer  geltenden  Grundsätzen  zu  verfahren. 


Zweifelhaft  erscheint,  was  bei  Bergbauunternehmungen  als  Be- 
triebsstätte im  Sinne  des  §  2  anzusehen  sein  wird,  insbesondere  ob  die 
unterirdischen  oder  die  oberirdischen  Betriebsstätten  für  die  kommu- 
nale Besteuerung  massgebend  sind,  und  welche  Anlagen  die  Kriterien  einer  Be- 
triebsstätte an  sich  tragen.    Früher  wurde,  namentlich  auf  Grund  der  Erlasse 
des  Ministeriums  des  Innern  vom  15.  August  1859  und  15.  März  1861,  das  Ein- 
kommen aus  Bergbaubetrieb  als  Einkommen  aus  Grundbesitz  behandelt 
und  im  Zusammenhange  hiermit  die  Lage  der  unterirdischen  Betriebsstätten  für 
die  Besteuerung  für  massgebend  erachtet.    Später  wurde  diese  Auffassung  ver- 
lassen, der  Bergbaubetrieb  dem  Gewerbebetrieb  gleichgestellt  und  die  Frage 
der  Steuerberechtigung  nach  der  Lage  der  oberirdischen  Betriebsntätten  geregelt. 
Neuerdings  ist  das  Oberverwaltungsgericht ,  unter  Bezugnahme  auf  die  Vor- 
schriften des  Gesetzes  vom  1.  Mai  1851  (Gesetzsammlung  S.  193)  und  der  Mini- 
sterialinstruktion  vom  3.  Januar  1877  (Ministerialblatt  der  inneren  Verwaltung 
S.  44),  in  den  Endurteilen  vom  27.  April  und  16.  November  1885  (Preussisches 
Verwaltungsblatt,  Jahrgang  VII  S.  83  u.  85),  zu  der  ersteren  Auffassung  zurück- 
gekehrt und  hat  demgemäss  auch  die  Lage  der  unterirdischen  Betriebs- 
stätten für  massgebend  erachtet.    Diese  Auffassung  ist  schon  nach  der  gegen- 
wärtigen Lage  der  Gesetzgebung  Bedenken  zu  erregen  geeignet;  nach  Einführung 
des  Gesetzes  vom  27.  Juli  1885  wird  dieselbe  nicht  aufrecht  erhalten  werden 
können.    Denn  obwohl  nach  §  3  die  in  dem  vorbezeichneten  Gesetze  vom 
1.  Mai  1851  und  der  Instruktion  vom  3.  Januar  1877  enthaltenen  Grundsätze 
auch  für  die  Gemeindebesteuerung  gelten  sollen,  erscheint  es  mit  Rücksicht  auf 
die  Fassung  der  §§  1  und  2  doch  kaum  zweifelhaft,  dass  das  Einkommen  aus 
Bergbaubetrieb  nach  dem  Gesetze  vom  27.  Juli  1885  als  Einkommen  aus 
Gewerbebetrieb  behandelt  werden  muss.    Jedenfalls  ist  durch  die  Verhand- 
lungen über  dasselbe  jeder  Zweifel  darüber  ausgeschlossen,  dass  man  nur  die 
oberirdischen,  nicht  aber  die  unterirdischen  Betriebsstätten  für  die  kom- 
munale Besteuerung  als  massgebend  hat  erachten  wollen.    Betriebsstätten  in 
diesem  Sinne  sind  nicht  nur  Förderschächte  und  Stollen  und  Aufbe- 
reitungsanstalten, sondern  auch  Wasserhaltungsschächte,  welche  mit 
maschinellen  Einrichtungen  und  Betrieben  versehen  sind  (vgl.  das  angeführte 
Endurteil  des  Oberverwaltungsgerichts  vom  27.  April  1885),  und  ähnliche  Anlagen. 
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Bezüglich  des  Reineinkommens  aus  Bergbauunternehmungen  gilt  dies 
mit  der  Maßgabe,  dass  die  der  jährlichen  Verringerung  der  Substanz  ent- 
sprechenden Abschreibungen  zu  den  Ausgaben  gerechnet  werden. 

Insoweit  eine  Einschätzung  zur  Staatseinkommen-  beziehungsweise  Klassen- 
steuer stattzufinden  hat,  ist  das  Ergebnis  derselben  für  die  Gemeindebesteuerung 
massgebend. 

§  4. 

Als  Reineinkommen  der  Privateisenbahnunternehmungen  gilt  der  nach 
Vorschrift  der  Gesetze  vom  30.  Mai  1853  (Gesetzsarami.  S.  449)  und  16.  März  1867 
(Gesetzsamml.  S.  465)  behufs  Erhebung  der  Eisenbabnabgabe  für  jede  derselben 
ermittelte  (bezw.  zu  ermittelnde)  Ueberschuss  abzüglich  der  Eisenbahnabgabe  — 


Zu  §  3  Absatz  1  und  3.  Die  Bestimmungen  des  Absatzes  1  und  3 
gingen  in  dem  ursprünglichen  Entwürfe  von  der  Voraussetzung  aus,  dass  nicht 
nur  physische,  sondern  auch  juristische  Personen,  Aktiengesell- 
schaften und  sonstige  Erwerbsgesellschaften  zu  der  Staats- 
einkommensteuer  herangezogen  werden  würden.  Diese  Voraussetzung 
war  bei  der  Einbringung  des  Gesetzentwurfs  zutreffend,  da  damals  auch  ein 
auf  Grund  einer  Allerhöchsten  Ermächtigung  vom  17.  Dezember  1883  eingebrachter 
Gesetzentwurf,  welcher  eine  hierauf  abzielende  Bestimmung  enthielt,  dem  Ab- 
geordnetenhause zur  Beschlussfassung  vorlag.  Diese  Voraussetzung  war  jedoch, 
da  jener  Gesetzentwurf  nicht  zum  Abschluss  gelangt  ist,  bei  Erlass  des  Gesetzes 
vom  27.  Juli  1885  weggefallen.  Nichtsdestoweniger  ist  die  Bestimmung  in  Ab- 
satz 1  und  3  nicht  nur  für  physische,  sondern  auch  für  juristische  Personen  und 
Erwerbsgesellschaften  von  massgebender  Bedeutung,  da  die  für  die  Einschätzung 
zur  Staatseinkommensteuer  geltenden  Grundsätze  auf  dieselben  eine  analoge 
Anwendung  gestatten. 

Eine  in  der  ursprünglichen  Regierungsvorlage  vom  Jahre  1884  zwischen 
Absatz  1  und  2  eingeschobene  Bestimmung,  welche  den  abgabepflichtigen  Er- 
werbsgesellschaften eine  Deklarationspflicht  auferlegen  wollte,  ist  von 
dem  Abgeordnetenhause  gestrichen  worden. 

Zu  §  3  Absatz  2.  Für  die  Berechnung  des  Reineinkommens 
aus  Bergbauunternehmnngen,  hinsichtlich  dessen  Eigenschaft  als  Ein- 
kommen aus  Grundbesitz  oder  aus  Gewerbebetrieb  auf  die  Erläuterung  zu  §  2 
Bezug  genommen  wird,  ist  in  §  3  Absatz  2  die  besondere  Bevorzugung  neu 
eingeführt  worden,  dass  für  die  Verringerung  der  Substanz  „entsprechende*  Ab- 
schreibungen in  Abzug  gebracht  werden  dürfen.  Für  diese  Vorschrift,  welche  mit 
dem  zur  Zeit  für  die  Staats-  und  Kommunalbesteuerung  der  Bergbauunternehmungen 
geltenden  Bestimmungen  im  Widerspruch  steht,  sind  Billigkeitsgründe  mass- 
gebend gewesen,  welche  aus  der  den  Bergbauunternehmungen  durch  das  Gesetz 
vom  27.  Juli  1885  erwachsenden  erheblichen  Mehrbelastung  hergeleitet  werden. 
Im  übrigen  erscheint  diese  Vorschrift  irrationell  und  kaum  ausführbar;  irrationell, 
weil  solche  Abzüge  bei  dem  einer  viel  stärkeren  «Verringerung  der  Substanz* 
unterliegenden  unfundierten  Einkommen  aus  der  Arbeitskraft  der  Arbeiter. 
Beamten  etc.  nicht  gestattet  werden;  kaum  ausführbar,  weil  sich  der  Umfang 
dieser  Substanzverringerung  auch  nicht  mit  annähernder  Sicherheit  ermitteln 
lüsst  und  man  auf  überschlägliche  Schätzungen  angewiesen  ist,  deren  Zuver- 
lässigkeit den  erheblichsten  Bedenken  unterliegt. 

Z  u  §  4.  Die  Vorschrift  im  §  4,  welche  allerdings  den  sehr  wesentlichen 
Vorteil  bietet,  dass  durch  dieselbe  die  jetzt  vielfach  hervorgetretenen  Kontro- 
versen über  die  Höhe  des  steuerpflichtigen  Einkommens  der  Pri- 
vateisenbahnunternehmungen und  über  die  Zulässigkeit  von  Abzügen 
definitiv  beseitigt  werden,  enthält  eine  erhebliche  Bevorzugung  dieser 
Privateisenbabnen.  —  Im  Gegensatz  zu  den  für  die  letzteren  bisher  geltenden 
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mit  der  Mastgabe,  dass  bei  der  Berechnung  nach  dem  Gesetze  vom  16.  März  1867 
die  zur  Verzinsung  und  planmässigen  Tilgung  der  etwa  gemachten  Anleihen 
erforderlichen  Betrage  als  Ausgabe  mit  in  Anrechnung  gebracht  werden  dürfen. 
Die  sich  danach  ergebenden  abgabepflichtigen  Betrage  sind  von  den  Staats- 
aufsichtsbehörden alljährlich  durch  Resolut  endgültig  festzustellen  und  öffentlich 
bekannt  zu  machen. 

§  5. 

Die  gesamten  Staats-  und  für  Rechnung  des  Staats  verwalteten  Eisen- 
bahnen sind  als  eine  abgabepflichtige  Unternehmung  anzusehen. 

Als  Reineinkommen  gilt  der  rechnungsmässige  Ueberschuss  der  Einnahmen 
über  die  Ausgaben  mit  der  Massgabe,  dass  unter  die  Ausgaben  eine  'S  '/tprozentige 
Verzinsung  des  Anlage-  bezw.  Erwerbskapitals  nach  der  amtlichen  Statistik  der 


und  für  alle  anderen  gewerblichen  Unternehmungen  auch  ferner  in  Giltigkeit 
bleibenden  Grundsätze  sollen  nämlich  in  Zukunft  bei  den  Privateisenbahnunter- 
nehmungen, zu  welchen  im  Sinne  des  §  4  auch  die  im  Besitze  eine»  ausländischen 
Staats  befindlichen  inländischen  Bahnen  gerechnet  werden,  die  Einlagen  in 
den  Reservefonds  und  die  zur  Amortisation  der  Schulden  ver- 
wendeten Beträge  von  den  zur  Besteuerung  gelangenden  Jahresgewinne  mit 
in  Abrechnung  gebracht  werden.  Auch  diese  Vorschrift  beruht  lediglich  auf 
Billigkeitsrücksichten  und  wurde  mit  den  grossen  Vorteilen  motiviert,  welche 
die  Eisenbahnen  den  Gemeinden,  in  welchen  sich  der  Sitz  des  Unternehmens 
oder  eine  Station  befindet,  erfahrungsmässig  zuzuführen  pflegen. 

Bei  den  Privateisenbahnen  erfolgt  nach  §  4  die  Berechnung  der  Höhe 
des  steuerpflichtigen  Einkommens,  abweichend  von  der  Berechnung  bei  allen 
anderen  gewerblichen  Unternehmungen,  nicht  nach  dem  dreijährigen  Durchschnitt, 
sondern  nach  dem  Resultate  des  letzten  Betriebsjahrs.  Die  Höhe  dieses 
steuerpflichtigen  Einkommens  der  Privateisenbahnen  wird  durch  Resolut  der 
Staatsaufsichtsbehörden,  d.  h.  in  erster  Instanz  der  Eisenbahnkommissariate, 
auf  etwaige  Beschwerden  in  zweiter  Instanz  durch  den  Minister  der  öffentlichen 
Arbeiten,  festgesetzt  Das  Resultat  wird  im  Reichs-  und  Staatsanzeiger  bekannt 
gemacht,  und  ausserdem  für  die  beteiligten  Bezirke  durch  die  betreffenden  Re- 
gierungsamtsblätter  zur  öffentlichen  Kenntnis  gebracht. 

Zu  §  5  Absatz  1.  Im  Gegensatz  zu  der  bisherigen  Praxis,  nach  welcher 
jeder  der  Verwaltung  einer  königlichen  Direktion  unterstellte  Eisen- 
bahnkomplex als  eine  selbständige  Unternehmung  des  Fiskus  angesehen 
wurde,  soll  in  Zukunft  —  den  thatsächlichen  Verhältnissen  entsprechend  —  das 
gesamte  Staatseisenbahnnetz  wirtschaftlich  als  ein  einheitliches  Ganze  be- 
handelt werden.  Die  innere  Berechtigung  lässt  sich  dieser  Bestimmung  nicht 
absprechen ;  auch  erscheint  dieselbe  geeignet,  die  durch  anderweite  Abgrenzung 
der  Direktionsbezirke  entstehenden  Schwankungen  zu  beseitigen.  Dieselbe  führt 
jedoch  in  Verbindung  mit  der  Vorschrift  in  §  7  zu  einer  Verschiebung  in  der 
Besteuerung  der  Eisenbahnen,  welche  den  ärmeren  Landesteilen  mit  schlecht 
rentierenden  Bahnen  auf  Kosten  der  durch  grössere  industrielle  Entwicklung 
bevorzugten  wohlhabenderen  Landesteile  zu  gute  kommen  wird. 

Zu  §  5  Absatz  2.  Zur  Rechtfertigung  des  Abzugs  einer  3  V»  P  o- 
zentigen  Verzinsung  des  Anlage-  bezw.  Erwerbskapitals  bei 
der  Feststellung  des  abgabepflichtigen  Reineinkommens  wird  in  der  Begründung 
der  Regierungsvorlage  von  1884  folgendes  geltend  gemacht:  „Bei  Ermittelung 
des  Ueberschusses  der  Einnahmen  über  die  Ausgaben  sollte  das  für  die  Staate- 
eisenbahnen aufgewandte  Anlage-  (bezw.  Erwerbs-)  Kapital  nach  den  früheren 
Vorlagen  mit  einem  den  Durchschnittszins  der  produktiven  Staatsanleihen  ent- 
sprechenden Zinsertrage  von  4  V»  Prozent  als  Ausgabe  in  Rechnung  gebracht 
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im  Betriebe  befindlichen  Eisenbahnen  zu  übernehmen  ist.  Der  sich  danach  er- 
gebende abgabepflichtige  Gesamtbetrag  ist  durch  Resolut  des  Ressortministers 
alljährlich  endgiltig  festzustellen  und  öffentlich  bekannt  zu  machen. 

§  6. 

Das  Reineinkommen  aus  fiskalischen  Domänen  und  Forsten  ist  für  die 
einzelnen  Liegenschaften  aus  dem  Grundsteuerreinertrage  nach  dem  Verhältnis 
zu  berechnen,  in  welchem  der  in  der  betreffenden  Provinz  aus  den  Domänen- 
und  Forstgrundstücken  erzielte  etatsmässige  Ueberschuss  der  Einnahmen  über 


werden.  In  der  nunmehrigen  Vorlage  ist  dagegen  der  abzuziehende  Zins  auf 
3l/2  Prozent  ermässigt  worden.  Diese  Aenderung  findet  zum  Teil  ihre 
Begründung  in  dem  Umstände,  dass  auch  der  Durchschnittszins  der  Staats- 
schuld inzwischen  eine  Verminderung  erfahren  hat;  des  weiteren  war  dafür 
die  Absicht  bestimmend,  den  Gesamtbetrag  des  bisher  von  den  Gemeinden  zu 
den  Gemeindesteuern  herangezogenen  Reineinkommens  der  Staatsbahnen  nicht 
nur  nicht  zu  verringern,  sondern  vielmehr  mit  Rücksicht  auf  die  Erweiterung 
des  Kreises  der  steuerberechtigten  Gemeinden  zu  erhöhen.  Eine  Ermässigung 
des  abzugsfähigen  Zinses  auf  3  Prozent,  welche  bei  Beratung  des  letzten 
Gesetzentwurfs  von  der  betreffenden  Kommission  des  Abgeordnetenhauses  vor- 
geschlagen worden  war,  erschien  nach  den  Betriebsergebnissen  der  Staatsbahnen 
weder  erforderlich  noch  angängig/ 

Bei  der  Beratung  im  Herrenhause  im  Jahre  1885  wurde  die  Befürchtung 
ausgesprochen,  dass  bei  dem  grossen  Aufschwünge  in  der  Anlage  wenig  ren- 
tabler Sekundärbahnen  schliesslich  für  die  Gemeinden  ein  Steuerobjekt  nicht 
mehr  übrig  bleiben  werde;  schliesslich  wurde  aber  doch  im  Hinblick  auf  die 
immer  mehr  steigenden  Erträge  der  Staatseisenbahn  Verwaltung  die  bezügliche 
Bestimmung  vom  Landtage  angenommen. 

Das  Resolut  wegen  Feststellung  der  Höhe  des  steuerpflichtigen  Ein- 
kommens, welchem  wie  bei  den  Privateisenbahnen  nicht  ein  dreijähriger  Durch- 
schnitt, sondern  das  Resultat  des  letzten  Betriebsjahres  zu  Grunde  zu 
legen  ist,  wird  von  dem  Minister  der  öffentlichen  Arbeiten  erlassen  und  im 
Reichs-  und  Staatsanzeiger,  sowie  in  den  Regierungsamtsblättern  bekannt  ge- 
macht werden. 

Z  u  §  6.  Zur  Erläuterung  der  Bestimmungen  des  §  6  ist,  wie  in  der  Be- 
gründung der  Regierungsvorlage  von  1884  bemerkt  wird,  darauf  hinzuweisen, 
„duss  zwar  für  alle  fiskalischen  Liegenschaften,  soweit  dieselben  unter  einheit- 
licher Verwaltung  stehen,  der  Reinertrag  jedes  dieser  Voraussetzung  ent- 
sprechenden Grundstückes  ermittelt  werden  kann,  dass  aber,  wenn  man  diesen 
, der  Veranlagung  zu  Grunde  legen  wollte,  eine  Berücksichtigung  der  darauf 
„ruhenden  Verpflichtungen  und  der  Verwaltungskosten  ausge- 
schlossen bleiben  müsste,  weil  deren  Verteilung  auf  die  einzelnen  Liegen- 
schaften nicht  durchführbar  sein  würde.  Dagegen  lässt  sich  der  Abzug  dieser 
, Lasten  ermöglichen,  wenn  man  zunächst  den  Gesaratbruttoertrag  der  fis- 
kalischen Liegenschaften  für  die  einzelnen  Provinzen  feststellt,  davon  den 
„Betrag  der  ersteren  abzieht  und  den  so  ermittelten  Gesamtreinertrag  auf 
„die  abgabeberechtigten  Gemeinden  verteilt.  Für  diese  Repartition  wird  aber 
„ein  anderer  Massstab  als  die  Grundsteuerreinerträge  nicht  wohl  ge- 
bunden werden." 

Auf  die  Frage,  was  unter  den  auf  den  Domänen  und  Forsten  ruhenden 
Verbindlichkeiten  zu  verstehen  sei,  erklärte  der  Vertreter  der  Staatsregierung, 
„dass  dahin  gehörten:  1)  diejenigen  7,719,296  M.,  welche  nach  Abschnitt  3  des 
Gesetzes  vom  17.  Januar  1820  für  den  Unterhalt  der  Königlichen  Familie  u.  s.  w. 
bestimmt  sind;  2)  die  Zinsen  einer  Anleihe  von  1820  (cfr.  Budget  pro  1884/85) 
=  3,334,527  M.  und  die  betreffende  Amortisationsquote;  3)  werden  die  Erlöse 
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die  Ausgaben  unter  Berücksichtigung  der  auf  denselben  ruhenden  Verbindlich- 
keiten und  Verwaltungskosten  zum  Grundsteuerreinertrage  steht. 

Das  Verhältnis  ist  durch  Resolut  des  Ressortministers  alljährlich  endgiltig 
festzustellen  und  öffentlich  bekannt  zu  machen. 

B.  Vermeidung  von  Doppelbestenerungen. 

§  7. 

Die  Verteilung  des  der  Einkommensbesteuerung  nach  §  1  unterliegenden 
Einkommens  aus  dem  Besitze  oder  Betriebe  einer  sich  Über  mehrere  Gemeinden 
erstreckenden  Gewerbe-,  Bergbau-  oder  Eisenbahnunternehmung  erfolgt,  insofern 
nicht  zwischen  den  beteiligten  Gemeinden  und  dem  Abgabepflichtigen  ein  ander- 
weiter Verteilungsmassstab  vereinbart  ist,  in  der  Weise,  dass: 

a.  bei  Versicherungs-,  Bank-  und  Kreditgeschäften  derjenigen  Gemeinde, 
in  welcher  die  Leitung  des  Gesamtbetriebes  stattfindet,  der  zehnte 


aas  verkauften  Domänen-  und  Forstgrundstücken  den  Einnahmen  der  Domänen- 
und  Forstverwaltung  nicht  zugerechnet,  da  sie  in  die  Hauptverwaltung  der  Staats- 
schulden abzuführen  sind.* 

Da«  von  dem  Minister  für  Landwirtschaft,  Domänen  und  Forsten  zu  er- 
lassende Resolut  wird  in  derselben  Weise,  wie  das  Resolut  in  §  5  bekannt 
gemacht. 

Zur  Einleitung  des  §  7.  Abweichend  von  dem  in  der  bisherigen 
Praxis  der  Verwaltungsbehörden  streng  beobachteten  Grundsätze,  dass  jus  publi- 
cum pactis  privatoruni  mutari  nequit,  verweist  der  §  7  in  seinem  Eingange 
bezüglich  des  Massstabes  der  Verteilung  des  Reineinkommens  aus  einem  über 
mehrere  Gemeindebezirke  sich  erstreckenden  Gewerbe-,  Bergbau-  oder  Eisenbahn- 
betriebe auf  die  steuerberechtigten  Gemeinden  ausdrücklich  auf  eine  zwischen 
den  letzteren  und  den  Abgabepflichtigen  zu  treffende  Vereinbarung,  so  dass 
also  die  Vorschriften  in  §  7  zu  a,  b  und  c  subsidiärer  Natur  sind,  und  nur 
dann  und  nur  insoweit  zur  Anwendung  kommen,  als  eine  bezügliche  Verein- 
barung nicht  vorliegt.  Eine  solche  Vereinbarung  ist  jedoch  stet«  eine  frei- 
willige und  beruht  auf  der  freien  Erschliessung  der  sämtlichen  Beteiligten ; 
ein  Zwang  zur  Herbeiführung  einer  solchen  Vereinbarung  oder  auch  nur  zur  Ein- 
leitung von  darauf  abzielenden  Verhandlungen  kann  weder  gegen  die  abgabe- 
berechtigten Gemeinden  noch  gegen  den  Abgabepflichtigen  angewendet  werden. 

Diese  Bestimmung  wird  jedoch  —  abgesehen  von  dem  in  Absatz  1  be- 
zeichneten Falle  einer  über  mehrere  Gemeiudebezirke  sich  erstreckenden  Betriebs- 
stätte oder  Station  —  voraussichtlich  praktisch  kaum  zur  Anwendung 
gelangen,  da  es  in  allen  anderen  Fällen,  wo  das  Gesetz  dem  Umfang  der 
Steuerberechtigung  bezw.  Steuerverpflichtung  zahlenmässig  festgestellt  hat,  an 
jeder  Veranlassung  zu  einer  solcher*  Vereinbarung  fehlt. 

Zu  §  7  zu  a.  Für  die  Kommunalbesteuerung  der  Versicherungs- 
gesellschaften war  schon  jetzt  eine  der  Vorschrift  im  §  7  zu  a  im  wesent- 
lichen, wenngleich  nicht  vollständig  entsprechende  Bestimmung  massgebend. 
Der  Cirkularerlass  des  Ministers  des  Innern  vom  81.  Januar  1879  (Ministerial- 
blatt der  inneren  Verwaltung  S.  52)  bestimmt  nämlich  zu  8: 

.Bei  der  Verteilung  des  steuerpflichtigen  Einkommens  auf  die  verschiedeneu 
steuerberechtigten  Gemeinden  ist  das  Einkommen  aus  den  Zinserträgen  des 
Grundkapitals  und  Reservefonds  nicht  ausschliesslich  der  Gemeinde,  in  welcher 
sich  der  Sitz  der  Gesellschaft  befindet,  anzurechnen ;  vielmehr  sind  diese  Er- 
träge lediglich  als  ein  Teil  des  Gesamteinkommens  aus  dem  Gewerbebetriebe, 
für  welchen  die  betreffenden  Kapitalien,  Gebäude  etc.  bestimmt  sind,  anzusehen. 
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Teil  jenes  Einkommens  vorab  überwiesen,  dagegen  der  Ueberrest  nach 
Verhältnis  der  in  den  einzelnen  Gemeinden  erzielten  Bruttoeinnahme 
verteilt ; 

b.  in  den  übrigen  Fällen  das  Verhältnis  der  in  den  einzelnen  Gemeinden 
erwachsenen  Ausgaben  an  Gehältern  und  Löhnen  einschliesslich  der 


Von  diesem  Gesamtbeträge  des  Einkommens  aus  dem  Gewerbebetrieb« 
sind  vorab  der  Gemeinde,  in  welcher  sich  der  Sitz  der  Gesellschaft  befindet, 
10  Prozent  als  Steuerobjekt  zu  überweisen.  Von  den  übrigen  90  Prozent  hat 
jede  Gemeinde,  in  welcher  sich  eine  Zweigniederlassung  oder  eine  zum  selb- 
ständigen Abschlu88  von  Rechtsgeschäften  berechtigte  Agentur  befindet,  die- 
jenige Quote  zu  beanspruchen,  welche  dem  Verhältnis  der  in  dieser  Zweig- 
niederlassung oder  Agentur  erzielten  Prämieneinnahme  zur  Gesamtprämien- 
einnähme  der  Gesellschaft  entspricht." 

Der  §  7  zu  a  weicht  von  dieser  Bestimmung  des  Cirkularerlasses  vom 
31.  Januar  1873  insofern  ab,  als  der  nach  Abzug  des  Präcipualbetrags  von 
10  Prozent  verbleibende  Restbetrag  von  90  Prozent  in  dem  bezeichneten  Cir- 
kularerlasse  „nach  Verhältnis  der  erzielten  Prämieneinnahme',  in  §  7 
zu  a  dagegen  „nach  Verhältnis  der  Bruttoeinnahme"  verteilt  werden 
soll.  Hierdurch  wird  eine  erhebliche  Begünstigung  der  Sitzgemeinde 
herbeigeführt,  weil  sich  dieselbe  bei  der  Verteilung  die  Zinsen  des  Anlage-  und 
Reservekapitals,  die  Erstattungen  aus  Rückversicherungen  etc.  als  Bruttoeinnahmen 
in  Anrechnung  bringen  kann. 

Ausserdem  dehnt  der  §  7  zu  a  die  bisher  nur  bei  Versicherungsgesell- 
schaften in  Geltung  stehende  Berechtigung  zur  Erhebung  der  Steuer  von  einem 
Präcipualbetrage  von  10  Prozent  der  Bruttoeinnahmen  auf  alle  Bank-  und 
Kreditgeschäfte  aus.  Diese  Ausdehnung  wird  in  den  Motiven  der  Regierungs- 
vorlage vom  Jahre  1884  in  folgender  Weise  begründet: 

„Für  Versicherungs-,  Bank-  und  Kreditgeschäfte  ist  das  Verhält- 
nis der  in  jeder  Gemeinde  erzielten  Bruttoeinnahme  als  massgebend  er- 
achtet worden,  weil  bei  diesen  Geschäften  das  Verhältnis  der  Bruttoeinnahme 
durchschnittlich  dem  Verhältnisse  der  Reineinnahme  zu  entsprechen  pflegt.  Die 
Festsetzung  eines  Präcipualbetrages  für  diese  Gemeinden  findet  an  sich  seine 
Rechtfertigung  darin,  dass  gerade  bei  Versicherungs-,  Bank-  und  Kreditgeschäften, 
deren  Gesamtleitung  im  Verhältnis  zu  der  Thätigkeit  auswärtiger  Agenturen 
und  Filialen  auf  die  Erzieluug  eines  Reingewinnes  von  dem  grössten  Einflüsse 
zu  sein  pflegt,  und  die  Höhe  der  bei  den  Agenturen  und  Filialen  erzielten  Brutto- 
einnahmen in  der  Rege)  auch  wenigstens  teilweise  als  ein  Erfolg  der  Central - 
Verwaltung  und  Leitung  deB  gun&en  Unternehmens  anzusehen  ist.* 

Diese  Vorschrift  des  §  7  zu  a  wird,  da  Versicherungs-,  Bank-  und 
Kreditgeschäfte  fast  ausschliesslich  nur  in  Städten  und  zwar  vorzugsweise 
in  grösseren  Städten  ihren  Sitz  zu  haben  pflegen,  beider  praktischen  An- 
wendung zu  einer  Begünstigung  der  letzteren  Veranlassung  geben. 

Zu  §  7  zu  b.  int  Gegensatz  zu  der  Anforderung  in  7  zu  a  enthält  die 
Bestimmung  im  §  7  zu  b  eine  gänzlich  neue  Vorschrift,  welche  vor- 
aussichtlich zu  einer  Benachteiligung  der  grösseren  Städte  und  zu 
einer  Bevorzugung  der  Landgemeinden  und  kleineren  Städte  führeu 
wird,  wenngleich  sich  zur  Zeit  der  Umfang  dieser  Benachteiligung  bezw.  Bevor- 
zugung nicht  mit  Bestimmtheit  zahlenmässig  feststellen  lässt.  Dass  eine  erheb- 
liche Verschiebung  der  bisherigen  Verhältnisse  eintreten  wird,  ist  namentlich 
hinsichtlich  der  kommunalen  Besteuerung  der  Eisenbahnen  —  zweifellos;  zweifel- 
haft allerdings,  in  welchem  Umfange,  weshalb  gerade  diese  Bestimmung,  wie 
in  der  Einleitung  erwähnt  worden,  nicht  mit  Unrecht,  als  ein  „Sprung  ins 
Dunkle"  bezeichnet  worden  ist. 

In  den  Motiven  der  Regierungsvorlage  von  1884  wird  die  Bestimmung 
in  $  7  zu  b  in  folgender  Weise  begründet: 
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Tantiemen  des  Verwaltnngs-  und  Betriebspersonals  zu  Grunde  gelegt 
wird.  Bei  Eisenbahnen  kommen  jedoch  die  Gehälter,  Tantiemen  und 
Löhne  desjenigen  Personals,  welches  in  der  allgemeinen  Verwaltung 
beschäftigt  ist,  nur  mit  der  Hälfte,  des  in  der  Werkstättenverwaltung 
und  im  Fahrdienst  beschäftigten  Personals  nur  mit  zwei  Dritteil  ihrer 
Beträge  zum  Ansatz.  Erstreckt  sich  eine  Betriebsstätte,  Station  etc., 
innerhalb  deren  Ausgaben  an  Gehältern  und  Löhnen  erwachsen,  über 
den  Bezirk  mehrerer  Gemeinden,  so  beschliessen  über  die  Verteilung 
nach  Lage  der  örtlichen  Verhältnisse  unter  Berücksichtigung  des 
Flächenverhältnisses  und  der  den  beteiligten  Gemeinden  durch  das 
Vorhandensein  der  Betriebsstätte,  Station  u.  s.  w.  erwachsenden  Korn- 
monal  lasten  die  Verwaltungsbeschlussbehörden,  in  den  Provinzen  Posen, 
Schleswig-Holstein,  Hessen-Nassau,  Westfalen  und  in  der  Rheinprovinz 
an  Stelle  des  Kreisausschusses  bezw.  Bezirksausschusses  bis  zum  In- 
krafttreten des  Gesetzes  über  die  allgemeine  Landesverwaltung  vom 
30.  Juli  1883  (Gesetzsamml.  S.  195)  die  Kommunalaufsichtebehörden. 

In  den  Fällen,  in  welchen  die  Stadt  Berlin  beteiligt  ist,  oder  eine, 
bezw.  mehrere,  aber  nicht  alle  Gemeinden  dem  Geltungsbereiche  de« 


«Bei  den  Bonstigen  gewerblichen  Unternehmungen  und  dem 
Bergbaubetriebe  vermag  die  erzielte  Bruttoeinnahme  einen  geeigneten  Mass- 
stab nicht  abzugeben,  da  dieselbe  meistens  nur  an  der  Verkaufsstätte  erzielt 
wird  und  in  den  Fabriketablissements,  Hüttenwerken  etc.,  wo  die  Produktion 
und  Verarbeitung  erfolgt,  Einnahmen  Überhaupt  nicht  oder  nur  in  geringem 
Betrage  vorzukommen  pflegen.  Es  ist  hierbei  zur  Erwägung  gekommen,  ob  es 
sich  nicht  empfehlen  möchte,  für  diese  Unternehmungen  das  Verhältnis  der 
regelmässig  erwachsenden  Betriebsausgaben  als  Verteilungsmassstab  festzusetzen. 
Dabei  musste  jedoch  sofort  die  Frage  aufgeworfen  werden,  ob  auch  die  Kosten 
der  Beschaffung  von  Roh-  und  Hilfsstoffen,  ferner  die  Miete  beziehungsweise  der 
Mietswert  der  Gewerbsräume  zu  den  regelmässigen  Betriebskosten  zu  rechnen 
seien.  Diese  Frage  würde  nicht  füglich  bejaht  werden  können,  da  namentlich 
bei  Fabriketablissements  hierdurch  oft  die  grössten  Ungleichmässigkeiten  in  der 
Verteilung  des  Reinertrages  auf  die  verschiedenen  Fabrikationsstätten  entstehen 
würden.  Wird  aber  diese  Frage  verneint,  werden  die  vorgezeichneten  Kosten 
zu  den  eigentlichen  Betriebsausgaben  nicht  mitgerechnet,  so  bleiben  im  wesent- 
lichen nur  die  an  die  Angestellten  und  Arbeiter  gezahlten  Gehälter  und 
Löhne  einschliesslich  der  Tantiemen  des  Verwaltungs-  und  Betriebspersonals 
übrig.  Dieser  letztere  Massstab  hat  aber  auch  deshalb  als  der  zutreffendste  an- 
erkannt werden  müssen,  weil  derselbe  dem  Verhältnisse  am  meisten  entspricht, 
in  welchem  der  betreffenden  Gemeinde  Ausgaben  durch  den  Gewerbetrieb  zu 
erwachsen  pflegen." 

Aus  dieser  Begründung  ergibt  sich,  dass  mit  voller  Absicht  an  Stelle  des 
bisher  geltenden  Grundsatzes  der  Besteuerung  nach  der  Leistungs- 
fähigkeit bei  den  im  §  7  zu  b  bezeichneten  gewerblichen.  Eisenbahn-  und 
Bergbauunternehmungen  das  Princip  der  Besteuerung  nach  Leistung 
und  Gegenleistung  gesetzt  worden  ist. 

Nach  der  Regierungsvorlage  von  1884  sollte  der  Grundsatz  der  Verteilung 
nach  Gehältern  und  Löhnen  auch  ohne  jede  Beschränkung  auf  die  kommunale 
Besteuerung  der  Eisenbahnunternehmungen  Anwendung  finden.  — 
Die  im  zweiten  Satze  des  §  7  zu  b  enthaltenen  Modalitäten  der  Berechnung 
sind  durch  Beschlüsse  der  Kommission  des  Abgeordnetenhauses  zu  dem  Zwecke 
beigefügt  worden,  die  durch  die  Bestimmung  des  §  7  zu  b  eintretenden  erheb- 
lichen Verschiebungen  in  dem  bisherigen  Teilnahmsverhältnisse  der  einzelnen 

183 


Digitized  by  Google 


184 


L,  Herrfurth, 


bezeichneten  Gesetze«  angehören,  bestimmt  der  Minister  des  Innern 
die  Behörde,  die  zu  beschliessen  hat. 

Gegen  die  Beschlüsse  der  vorbezeichneten  Behörden  steht  den  Be- 
teiligten nach  Massgabe  der  einschlaglichen  Gesetze  die  Beschwerde  zu. 
c.  Bei  den  Staate-  und  für  Rechnung  des  Staats  verwalteten  Eisenbahnen 
soll  vom  1.  April  1886  ab  auf  fünf  Jahre  die  Hälfte,  und  auf  weitere 


Gemeinden  wenigstens  einigermassen  zu  mildern.  Die  Anwendung  der  Bestim- 
mung des  §  7  zu  b  auf  die  Eisenbahnunternehmungen  und  die  Abänderung 
der  bezüglich  derselben  bisher  in  Geltung  stehenden  Grundsätze  wurde  in  der 
Begründung  der  Regierungsvorlage  vom  Jahre  1884  in  folgender  Weise  motiviert  : 

Der  Massstab  für  Verteilung  des  abgabepflichtigen  Rein- 
gewinns der  Eisenbahnen  wird  nach  seitheriger  Praxis  aus  den  Brutto- 
einnahmen des  inneren  Verkehrs  entnommen.  Doch  haben  sich  hierbei,  nament- 
lich mit  Rücksicht  auf  den  Transitverkehr,  die  Beteiligung  der  Uebergangs- 
stationen  etc.  die  erheblichsten  Bedenken  herausgestellt  Unter  den  sonst  mög- 
lichen Berechuungsweisen  möchte  die  in  England  bei  Verteilung  der  Kirchspiel- 
taxen bezw.  der  Kommunalarmensteuer  stattfindende  nach  der  Bruttoeinnahme 
an  Transportgebühr  für  die  über  die  Strecke  gegangenen  Transporte  nach  Abzug 
der  Betriebskosten  etc.  vielleicht  den  annähernd  richtigsten  Massstab  abgeben; 
es  scheint  indess  dessen  Anwendung  insbesondere  mit  Rücksicht  auf  die  Ver- 
schiedenheit des  Tarifsystems  in  Deutschland  nicht  thunlich.  Es  ist  unter  diesen 
Umständen  bei  sorgfältiger  Prüfung  für  zweckmässig  erachtet  worden,  auch 
bei  den  Eisenbahnen  auf  die  verhältnismässig  einfache  Verteilung  nach  den 
Bruttoausgaben  an  Gehältern  und  Löhnen  zurückzugehen,  zumal  diese  Verteilung 
auch  bei  den  Eisenbahnunternehmungen  in  der  Kegel  dem  Verhältnisse  am 
meisten  entsprechen  wird,  in  welchem  die  Beamten  und  Arbeiter  der  Eisenbahn 
an  den  Gemeindeeinrichtungen  teilnehmen. 

Wenn  die  Anwendung  dieses  neuen  Massstabes  allerdings  das  bisherige 
Teilnahmeverhältnis  der  einzelnen  Gemeinden  nicht  unerheblich  verschiebt  ,  so 
wird  doch  anzuerkennen  sein,  dass  eben  durch  diese  Verschiebung  wesentlich 
rationellere  als  die  bisherigen  Verhältnisse  herbeigeführt  werden. 

Hierbei  ist  zu  bemerken,  dass  hinsichtlich  der  Beamten  einschliesslich  des 
Fahrpersonals  das  amtliche  Domizil  derselben,  hinsichtlich  der  Arbeiter  aber  der 
Ort  ihrer  Thätigkeit  das  massgebende  Kriterium  für  die  Anrechnung  der  Ge- 
hälter und  Löhne  bildet  und  die  Löhne  der  Arbeiter  an  der  freien  Strecke  ausser 
Ansatz  bleiben  müssen. 

Der  dritte  Satz  in  Absatz  1  und  Absatz  2  und  3  des  §  7  zu  b  sind  in 
ihrer  jetzigen  Fassung  durch  Beschlüsse  des  Abgeordnetenhauses  eingefügt  und 
enthalten  keine  Verbesserung,  sondern  eine  Verschlechterung  der  Regierungs- 
vorlage von  1884.  Wenn  letztere  bei  einer  über  mehrere  Gemeinden  sich  er- 
streckenden Betriebsstätte,  Station  etc.,  das  Teilnahmsverhältnis  nach  dem 
Flächenraum  bemessen  wollte,  welchen  sie  in  jeder  Gemeinde  einnimmt, 
so  enthielt  dieser  Massstab,  wenngleich  derselbe  allerdings  ein  mechanischer 
war,  doch  ein  exaktes  Kriterium,  was  für  jedes  Steuergesetz  das  erste  Er- 
fordernis ist,  während  die  von  dem  Abgeordnetenhause  beigefügte  Bestimmung 
nach  der  Erklärung  des  Regierungsvertreters  als  eine  .Bankrotterklärung 
des  Gesetzgebers*  aufzufassen  ist,  und  bei  der  praktischen  Ausführung 
voraussichtlich  zu  grossen  Schwierigkeiten  Veranlassung  geben  wird. 

Zu  §  7  zu  c.  Auch  die  Vorschrift  des  §  7  zu  c  entstammt  nicht  der 
Regierungsvorlage,  sondern  dem  Beschlüsse  des  Abgeordnetenhauses.  Die  Ab- 
sicht derselben  ist  in  dem  Berichte  der  Kommission  (Drucksachen  des  Ab- 
geordnetenhauses Session  1883/84  Nr.  221  S.  27)  in  folgender  Weise  näher 
bezeichnet : 

„Wenn  die  Kommission  sich  nicht  hatte  veranlasst  finden  können,  mit 
Rücksicht  auf  die  zu  erwartenden  erheblichen  Verschiebungen  des  Steuerobjektes 
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fünf  Jahre  ein  Dritteil  des  gesamten  nach  §  5  abgabepflichtigen  Rein- 
einkommens dieser  Bahnen  denjenigen  Gemeinden,  welche  vor  dem 
1.  April  1880  abgabeberechtigt  waren  und  dieses  Recht  thatsächlich 
ausgeübt  haben,  zur  Verteilung  nach  Verhältnis  der  im  Durchschnitte 
der  dem  1.  April  1880  vorangegangenen  drei  Steuerjahre  zu  den  Ge- 
meindeabgaben herangezogenen  Reinerträge  vorab  überwiesen  werden ; 
der  Ueberrest  wird  nach  den  vorstehend  unter  b  angegebenen  Grund- 
sätzen auf  sämtliche  nach  diesem  Gesetz  §§  1  und  2  berechtigte  Ge- 
meinden verteilt.  —  Nach  Ablauf  der  bezeichneten  zehn  Jahre  erfolgt 
die  Verteilung  nach  den  Grundsätzen  unter  b  bei  allen  abgabeberech- 
tigten Gemeinden. 

§  8. 

Die  Ermittelung  der  in  dem  §  7  gedachten  Ausgaben  an  Löhnen  und 
Gehältern  bezw.  der  Bruttoeinnahmen  der  Versicherungs- ,  Bank-  und  Kredit- 
geschäfte erfolgt  in  dreijährigem  Durchschnitt  nach  Einsicht  eines  den  abgabe- 
berechtigten Gemeinden  von  dem  Unternehmer  bezw.  Gesellschafts  vorstände  jähr 
lieh  mitzuteilenden  Verteilungsplans.  Derselbe  ist  bezüglich  der  Staatseisen- 
bahnen (§  5)  für  jeden  Direktionsbezirk  besonders  aufzustellen. 


in  vielen  Gemeinden  den  vorgeschlagenen  neuen  Repartitionsmodus  abzulehnen, 
so  konnte  sie  sich  doch  den  bedenklichen  Folgen  nicht  verschliessen ,  welche 
diese  Verschiebungen  vielfach  auf  die  Gemeindebudgets  äussern  müssten,  wenn 
sie  plötzlich  wirksam  würden.  Der  vielfach  hervortretende  erhebliche  Rückgang 
in  der  Höhe  des  zu  besteuernden  Einkommens  läset  genugsam  darauf  schliessen, 
dass  sich  für  viele  Gemeinden  recht  empfindliche  Mindereinnahmen  ergeben 
werden,  deren  Deckung  anderweitig  beschafft  werden  muss.  Es  musste  darauf 
Bedacht  genommen  werden,  diese  üblen  Folgen  wenigstens  zu  mildern,  indem 
man  den  neuen  Massstab  erst  nach  und  nach  zu  voller  Wirksamkeit  gelangen 
liess.  Aus  diesem  Gesichtspunkt  ist  der  sub  c  dem  §  7  angefügte  Passus  her- 
vorgegangen. Derselbe  ist  bestimmt,  einUebergangsstadium  derartig  ein- 
zuführen, dass  bei  den  Staatsbahnen  drei  Jahre  lang  die  Hälfte  und  weitere 
drei  Jahre  ein  Drittel  des  gesamten  Reineinkommens  denjenigen  Gemeinden, 
welche  vor  dem  1.  April  1880  abgabeberechtigt  waren  und  dies  Recht  thatsäch- 
lich ausgeübt  haben,  zur  Verteilung  überwiesen  wird,  und  zwar  nach  dem  Durch- 
schnittsreinertrage  der  dem  1.  April  1880  vorhergehenden  drei  Steuerjahre.  Der 
dreijährige  Durchschnittsreinertrag  ist  statt  einer  Verweisung  auf  §  10  des 
Gesetze«  vom  28.  März  1882  beliebt  worden,  um  das  Ucbergangsstadium  auch 
für  die  noch  zu  erwerbenden  Staatsbahnen  festzusetzen."  Die  Dauer  dieses 
Uebergang8stadiums,  welche  von  der  Kommission  des  Abgeordnetenhauses 
auf  3  bezw.  6  Jahre  vorgeschlagen  worden  war,  ist  demnächst  durch  Beschluss 
des  Plenums  in  der  Sitzung  vom  3.  Mai  1884  (Stenographische  Berichte  S.  2286) 
auf  5  bezw.  10  Jahre  verlängert  worden. 

Zu  §  8.  Der  nach  §  8  aufzustellende  Verteilungsplan,  welcher  in 
den  Fällen  des  §  7  zu  a  die  Bruttoeinnahme,  in  den  Fällen  des  §  7  zu  b 
die  Ausgaben  an  Gehältern  und  Löhnen,  nicht  aber  auch  das  steuer- 
pflichtige Reineinkommen  und  «Jessen  Verteilung  auf  die  steuerberechtigten  Ge- 
meinden enthalten  muss,  ist  für  die  letzteren  keineswegs  bindend;  dieselben 
haben  ihrerseits  nach  Einsicht,  nicht  aber  nach  Massgabe  dieses  Ver- 
teilungsplans die  bezüglichen  Beträge  selbständig  zu  ermitteln  und  der  Ein- 
schätzung des  Abgabepflichtigen  zu  Grunde  zu  legen. 

Der  Schlusssatz  des  §  8  hat  im  Hinblick  auf  die  Vorschrift  im  §  5  Ab- 
satz 1  keine  materielle,  sondern  nur  die  formelle  Bedeutung,  dass  nicht 
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§  9. 

Bei  Einschätzung  der  nach  §  1  Absatz  3  abgabepflichtigen  Personen  zur 
Einkommensbesteuerung  in  ihren  Wohnsitzgemeinden  ist  unbeschadet  der  Be- 
stimmungen des  §  2  Absatz  2  und  3  derjenige  Teil  des  Gesamteinkommens, 
welcher  aus  ausserhalb  des  Gemeindebezirks  belegenem  Grundeigentum  oder 
ausserhalb  des  Gemeindebezirks  stattfindendem  Pacht-,  Gewerbe-,  Eisenbahn- 
bezw.  Bergbaubetriebe  fliesst,  ausser  Berechnung  zu  lassen. 

Die  Gemeinde,  in  welcher  der  Abgabepflichtige  seinen  Wohnsitz  hat,  ist 
jedoch,  wenn  das  in  ihr  steuerpflichtige  Einkommen  weniger  als  ein  Vierteil  des 
Gesamteinkommens  beträgt,  berechtigt,  durch  Gemeindebeschluss  ein  volles  Vier- 


jede  einzelne  Gemeinde  die  Mitteilung  des  gesamten  für  den  ganzen  Staat 
aufzustellenden  Verteilungsplans  verlangen  kann,  sondern  sich  mit  einem  Aus- 
zug aus  demselben  für  den  betreffenden  Direktionsbezirk  begnügen  muss. 

Zu  §  9  Absatz  1.  Bisher  war  im  Geltungsbereiche  der  Städte  - 
Ordnung  für  die  östlichen  Provinzen  vom  30.  Mai  1853  (Gesetzsammlung  S.  261) 
und  der  Städte-  und  Landgemeindeordnung  für  die  Provinz  Westfalen  vom 
19.  März  1856  (Gesetzsammlung  S.  257  u.  265)  das  Forensaleinkommen 
in  der  Wohnsitz-  bezw.  Aufenthaltsgemeinde  unbedingt  steuerfrei,  und  zwar 
das  Einkommen  aus  Grundbesitz  auf  Grund  ausdrücklicher  Gesetzesbestim- 
mungen, das  Einkommen  aus  Gewerbebetrieb  durch  die  auf  Ministerialerlassen 
beruhende  Praxis  der  Verwaltungsbehörden.  Im  Gegensatz  hierzu  wird  im 
Geltungsbereiche  der  Städte-  und  Landgemeindeordnung  für  die  Rheinprovinz 
vom  15.  Mai  1856  (Gesetzsammlung  S.  406  u.  435),  des  Gemeindeverfassungs- 
gesetzes  für  die  Stadt  Frankfurt  a./M.  vom  25.  März  1867  (Gesetzsammlung 
S.  402)  und  der  Städteordnung  für  die  Provinz  Schleswig-Holstein  vom  14.  April  1869 
(Gesetzsammlung  S.  589)  das  Einkommen  aus  auswärtigem  Grundbesitz 
und  Gewerbebetrieb  in  der  Wohnsitz-  bezw.  Aufenthaltagenieinde  nur  dann 
freigelassen,  wenn  dasselbe  in  der  auswärtigen  Gemeinde  mit  einer 
Kommunaleinkoiumensteuer  belegt  wird  una  zwar  nur  bis  auf  Höhe 
dieses  Steuerbetrags. 

Der  §  9  Absatz  1  hat  sich  —  in  Uebereinstimmung  mit  der  Vorschrift 
in  §  16  der  Kreisordnung  vom  13.  Dezember  1872  —  mit  Recht  der  erster en 
Auffassung  angeschlossen. 

Zu  §  9  Absatz  2.  Diese  Bestimmung  ist  bei  Vorlegung  des  Gesetz- 
entwurfs vom  Jahre  1884  in  folgender  Weise  motiviert  worden: 

.Das  in  §  9  Absatz  1  ausgesprochene  Princip  würde  in  seiner  Konsequenz 
dahin  führen  können,  dass  ein  Abgabepflichtiger,  dessen  steuerpflichtiges  Ein- 
kommen ausschliesslich  oder  überwiegend  aus  auswärtigem  Grundbesitze  oder 
auswärtigem  Gewerbebetriebe  herrührt,  in  der  Gemeinde,  in  welcher  er  seinen 
persönlichen  Wohnsitz  hat,  gar  nicht  oder  nur  mit  einem  unerheblichen  Betrage 
zu  den  Gemeindeabgaben  herangezogen  werden  könnte,  obwohl  er  daselbst  an 
allen  Vorteilen  des  Gemeindeverbandes  gleich  allen  übrigen  Gemeindemitgliedern 
teilnimmt.  Um  eine  derartige  unbillige  Benachteiligung  der  Wohnsitz- 
gemeinde zu  vermeiden,  ist  zu  Gunsten  derselben  eine  Bestimmung  aufge- 
nommen worden,  welche  ihre  Analogie  in  der  Vorschrift  des  §  72  I.  2  Abs.  3 
der  Städteordnung  für  die  Provinz  Schleswig-Holstein  findet.  Die  Wohnsitz- 
gemeinde soll  nämlich  die  Berechtigung  erhalten,  durch  Gemeindebeschluss  fest- 
zusetzen ,  dass  in  derselben  in  jedem  Falle  das  Gesamteinkommen  des  Abgabe- 
pflichtigen bis  zum  vierten  Teile  zu  den  Gemeindeabgaben  aus- 
schliesslich herangezogen  werden  könne,  so  dass  alsdann  von  den  zur 
Besteuerung  des  Einkommens  aus  auswärtigem  Grundeigentum  und  Gewerbe- 
betriebe berechtigten  übrigen  Gemeinden  nur  75  Prozent  des  Gesamteinkommens 
würden  besteuert  werden  können." 
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teil  des  Gesamteinkommens  unter  entsprechender  Verkürzung  des  der  Forensal- 
gemeinde  zur  Besteuerung  zufallenden  Einkommensteils  für  sich  zur  Besteuerung 
in  Anspruch  zu  nehmen.  Hat  der  Abgabepflichtige  einen  mehrfachen  Wohnsitz, 
so  ist  diese  Quote  nach  Massgabe  des  §  11  zu  verteilen. 

§  10. 

Die  Ausführung  des  §  9  erfolgt  in  der  Weise,  dass  das  Gesamteinkommen 
des  Abgabepflichtigen  zu  der  Gemeindeabgabe  eingeschätzt  und  der  so  ermit- 
telte Steuerbetrag  dem  Verhältnis  des  ausser  Berechnung  zu  lassenden  Einkom- 
mens zu  dem  Gesamteinkommen  entsprechend  herabgesetzt  wird. 

§  11. 

Personen,  welche  wegen  eines  mehrfachen  Wohnsitzes  oder  eines  den  Zeit- 
raum von  drei  Monaten  übersteigenden  Aufenthaltes  in  mehreren  Gemeinden  zu 


Zu  dem  im  §  9  Absatz  2  bezeichneten  „Gemeindebeschlusse*  ist  ein 
förmliches  Gemeindestatut  nicht  erforderlich;  es  genügt  der  über- 
einstimmende Beschluss  des  Gemeindevorstandes  und  der  Gemeindevertretung. 

Zu  §  10.  Die  Vorschrift  des  §  10,  welche  nicht  in  der  Regierungs- 
vorlage enthalten  war,  sondern  einem  Amendement  der  Abgeordneten  Freiherr 
von  Huene  und  Freiherr  von  Zedlitz  seine  Entstehung  verdankt,  ist  in  hohem 
Grade  bedenklich.  Dieselbe  steht  mit  der  bisherigen  Verwaltungspraxis, 
and  mit  den  hinsichtlich  der  kommunalen  Besteuerung  des  Diensteinkommens 
der  Beamten  auch  fernerbin  in  Gültigkeit  bleibenden  Bestimmungen  in  Wider- 
spruch, erscheint  auch  an  sich  irrationell,  nicht  nur  weil  man  zu  Steuer- 
sätzen gelangt,  welche  von  Skala  und  Tarif  der  Staatsklassen-  und  klassificierten 
Einkommensteuer  abweichen,  sondern  namentlich  deshalb,  weil  die  Forensal- 
gemeinde  nicht  die  in  der  Wohnsitzgemeinde  in  Abzug  gebrachte  Quote  des 
Steuerbetrags  als  Principalsteuer  behufs  Erhebung  von  Zuschlägen  erhält,  sondern 
ihrerseits  die  abgesetzte  Quote  des  Gesamteinkommens  nach  Massgabe  der  für 
die  Staatssteuereinschätzung  geltenden  Grundsätze  selbständig  zu  veranlagen  hat, 
also  fur  Teile  desselben  Einkommens  verschiedene  Veranlagungsgrundsätze  zur 
Anwendung  gelangen,  und  weil  dieselbe  zu  Resultaten  führt,  welche  bald  eine 
ungerechtfertigte  Begünstigung,  bald  eine  ebenso  ungerechtfertigte  Benachteili- 
gung der  Abgabepflichtigen  enthält  (s.  die  Beispiele  und  Ausführungen  in  Herr- 
furth und  Noll,  das  Kommunalabgabengesetz  vom  27.  Juli  1885  Berlin  1885, 
Carl  Heymanns  Verlag). 

Zu  §  11  Absatz  1.  Bezüglich  der  im  §  11  geregelten  kommunalen 
Einkomroensbestcuerungvon  Personen  mit  mehrfachem  Domizil 
war  anfangs  in  der  Verwaltungspraxis  der  Grundsatz  festgehalten  worden,  dass 
diese  Personen,  insoweit  nicht  ihr  Einkommen  als  aus  auswärtigem  Grundbesitze 
bezw.  auswärts  betriebenem  Gewerbe  herrührend  auf  Grund  der  Vorschriften 
der  bestehenden  Gemeindeverfassungsgesetze  in  der  Wohnsitzgemeinde  freigelassen 
werden  müsse,  in  jeder  der  Wohnsitzgemeinden  mit  dem  vollen  Betrage  heran- 
gezogen werden  könnten  und  dass  eine  allerdings  in  der  Billigkeit  begründete 
teilweise  Freilassung  von  dem  freien  Willen  der  Gemeindebehörden  abhängig 
bliebe.  —  Hierdurch  entsteht  aber  unzweifelhaft  eine  Doppelbesteuerung,  und 
es  wurde  deshalb  später  durch  einen  Erlass  des  Ministers  des  Innern  die  An- 
ordnung getroffen ,  dass  jede  der  verschiedenen  Wohnsitzgemeinden  nur  einen 
Teil  des  Gesamteinkommens  besteuern  dürfe  und  dass ,  sofern  es  für 
eine  Verteilung  des  letzteren  auf  die  steuerberechtigten  Gemeinden  an  anderen 
Anhaltspunkten  mangele,  der  Zeitraum  des  Aufenthalts  des  Censiten  in 
jeder  dieser  Gemeinden  den  geeignetsten  Repartitionsmodus  bilde.  Nachdem 
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Einkommensteuern  beizutragen  verpflichtet  sind,  dürfen  in  jeder  dieser  Gemeinden 
nur  von  einem  der  Zahl  derselben  entsprechenden  Bruchteil  ihres  Einkommens 
herangezogen  werden,  soweit  dasselbe  nicht  aus  Grundeigentum  oder  aus  Pacht-, 
Gewerbe-,  Eisenbahn-  oder  Bergwerksbetriebe  fliesst.  Doch  werden  diejenigen 
Wohnsitzgemeinden ,  in  welchen  der  Abgabepflichtige  bezw.  seine  Familie  sich 
im  Laufe  des  vorangegangenen  Jahres  überhaupt  nicht  oder  kürzere  Zeit  als 
drei  Monate  aufgehalten  haben,  hierbei  nicht  mitgezahlt. 


diese  Frage  demnächst  zur  Entscheidung  des  Oberverwaltungsgerichts  gelangt 
war,  sprach  letzteres  in  dem  Erkenntnisse  vom  23.  Juni  187b'  (Entscheidungen 
Bd.  II.  S.  184)  aus,  dass  jeder  Wohnsitzgemeinde  das  Recht  zur  Erhebung  der 
vollen  Gemeindeeinkommensteuer  von  ihren  Mitgliedern  zustehe,  weil  die  gegen- 
wartige Gesetzgebung  keine  Bestimmung  enthalte,  welche  eine  derartige  Doppel- 
besteuerung durch  die  Gemeinden  ausschliesse. 

Die  in  dieser  Doppelbesteuerung  desselben  Einkommen.-* 
liegende  Unbilligkeit  zu  beseitigen,  ist  der  §  1 1  bestimmt.  Derselbe  bringt  den 
Grundsatz,  welcher  durch  den  §  16  der  Kreisordnung  vom  13.  Dezember  1872 
bezüglich  der  Kreisabgaben  und  durch  §  2  des  Bundesgesetzes  wegen  Beseitigung 
der  Doppelbesteuerung  vom  13.  Mai  1870  (Bundesgesetzblatt  S.  119)  bezüglich  der 
direkten  Staatssteuern  Ausdruck  gefunden  hat,  nunmehr  auch  für  die  Gemeinde- 
abgaben zur  gesetzlichen  Geltung,  so  dass  das  Gesamteinkommen  eines  Censiten 
mit  mehrfachem  Wohnsitz  von  den  verschiedenen  steuerberechtigten  Gemeinden 
in  Zukunft  nur  einmal  besteuert  werden  kann  und  sich  dieselben  in  das  Steuer- 
objekt teilen  müssen.  Für  die  Verteilung  des  letzteren  ist  jedoch  nun- 
mehr ein  anderer  Massstab  festgestellt  worden.  Gegen  die  Teilung  nach 
Verhältnis  der  Zeitabschnitte,  während  derer  die  Censiten  an  den 
betreffenden  Orten  ihren  gewöhnlichen  Aufenthalt  gehabt  haben,  ist  nämlich  mit 
Recht  das  Bedenken  erhoben  worden,  dass  bei  häutigem  Wechsel  des  Aufent- 
halts, bei  Verschiedenheit  des  Wohnsitzes  des  Familienhauptes  und  der  übrigen 
Familienmitglieder,  bei  zeitweisem  Aufenthalt  an  einem  dritten  Orte  etc.  eine 
Berechnung  nach  Zeitabschnitten  nicht  wohl  ausführbar  wäre.  Es  ist  deshalb 
im  §  11  Absatz  1  eine  Teilung  zu  gleichen  Teilen  zwischen  den  berechtigten  Ge- 
meinden im  Interesse  der  Einfachheit  und  zur  Beseitigung  der  bei  allen  anderen 
Berechnungsarten  entstehenden  grossen  Schwierigkeiten  gewählt  worden. 

Die  Gleichstellung  eines  den  Zeitraum  von  3  Monaten  übersteigenden 
Aufenthalts  mit  dem  Wohnsitz  bezüglich  der  Gemeindeabgabenpflicht 
beruht  auf  der  Vorschrift  in  §  8  des  Bundesgesetzes  über  die  Freizügigkeit 
vom  1.  November  1867  (Bundesgesetzblatt  S.  55),  welche  lautet: 

„Die  Gemeinde  ist  nicht  befugt,  von  neu  Anziehenden  wegen  des 
Anzugs  eine  Abgabe  zu  erheben.  Sie  kann  dieselben  gleich  den  übrigen 
Gemeindeeinwohnern  zu  den  Gemeindelasten  heranziehen.  U  ebersteigt 
die  Dauer  des  Aufenthalts  nicht  den  Zeitraum  von  3  Monaten,  so  sind 
die  neu  Anziehenden  diesen  Lasten  nicht  unterworfen." 

Der  in  der  Steuergesetzgebung  festgehaltene  Grundsatz,  dass  bezüglich 
der  für  die  Steuerpflicht  einer  Familie  entscheidenden  Frage  des  Wohnsitzes 
oder  Aufenthalts  immer  nur  das  Verhalten  des  Familienhauptes  —  nicht 
aber  der  Angehörigen  desselben  —  massgebend  erscheine,  erleidet  in  §  11  aus 
Billigkeitsrücksichten  eine  Ausnahme.  Denn  falls  sich  zwar  nicht  der  Abgabe- 
pflichtige selbst,  wohl  aber  dessen  Familie  im  Laufe  des  vorangegangenen 
Jahres  drei  Monate  lang  in  einer  Wohnsitzgemeinde  aufgehalten  hat,  so  ist  das 
Teilnahmerecht  der  letzteren  nicht  erloschen. 

Zur  Begründung  des  Schlusssatzes  in  §  11  Absatz  1  wird  in  den  Motiveu 
des  Gesetzentwurfs  von  1884  folgendes  angeführt: 

„Zur  Vermeidung  allzu  grosser  Ungleichmässigkeiten  und  Unbilligkeiten, 
welche  aus  einer  gleichheitlichen  Teilung  ohne  jede  Rücksicht  auf  die  Dauer  des 
Aufenthalts  entstehen  könnten,  empfiehlt  es  sich  .  .  .,  diejenigen  Gemeinden,  in 
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Wenn  jedoch  in  den  Gemeinden,  in  welchen  der  Abgabepflichtige  seinen 
Wohnsitz  hat,  oder  in  welchen  der  Abgabepflichtige  bezw.  Beine  Familie  sich 
im  Laufe  des  vorangegangenen  Jahres  langer  als  drei  Monate  aufgehalten  haben, 
das  in  ihnen  steuerpflichtige  Einkommen  weniger  als  ein  Vierteil  des  Gesamt- 
einkommens betragt,  so  findet  die  Vorschrift  im  §  9  entsprechende  Anwendung. 

C.  Steuerdomizil  der  Beamten. 

§  12. 

Das  notwendige  Domizil  der  Beamten  findet  bei  der  Kommunalbesteuerung 
keine  Anwendung.  Der  Schlusssatz  des  §  8  des  Gesetzes  vom  11.  Juli  1822 
(Gesetzsamml.  S.  184),  sowie  der  auf  diesen  Schlusseatz  bezügliche  Teil  der  Aller- 


denen  der  Abgabepflichtige  bezw.  seine  Familie  sich  im  Laufe  des  vergangenen 
Jahres  überhaupt  nicht,  oder  kürzere  Zeit  als  zwei  Monate  aufgehalten  hat,  von 
der  Teilnahme  gänzlich  auszuschliessen.* 

Zu  §  11  Absatz  2.  Der  erst  durch  Beschluss  des  Herrenhauses  vom 
25.  Februar  1885  (Stenographischer  Bericht  S.  2317/18)  beigefügte  Absatz  2  in 
§11  sollte  nach  der  Begründung  des  bezüglichen  Antrags  (Drucksachen  Nr.  53) 
nur  den  Zweck  haben,  die  in  §  9  Absatz  2  für  die  Korensen  gegebenen  Vorschriften 
auch  auf  den  in  §  11  behandelten  Fall  der  infolge  mehrfachen  Wohn- 
sitzes in  verschiedenen  Gemeinden  abgabepflichtigen  Personen  für  an- 
wendbar zu  erklären.  Der  §11  Absatz  2  hat  jedoch  noch  eine  andere,  anscheinend 
von  dem  Antragsteller  nicht  gewollte  und  bei  der  Diskussion  der  betreffenden 
Amendements  überhaupt  nicht  erwähnte  Bedeutung  insoweit,  als  er  das  Recht, 
ein  volles  Vierteil  des  Gesamteinkommens  durch  Gemeindebeschluss  für  sich  zur 
Besteuerung  in  Anspruch  zu  nehmen,  nicht  nur  den  Gemeinden,  in  welchen  der 
Abgabepflichtige  einen  Wohnsitz  hat,  sondern  auch  den  Gemeinden  zuerkennt, 
in  welchen  der  Abgabepflichtige  nur  einen  den  Zeitraum  von  3  Monaten 
übersteigenden  Aufenthalt  genommen  hat.  Für  die  letzteren  finden  jedoch 
die  Billigkeitsgründe ,  welche  zur  Beifügung  des  Zusatzes  in  §  9  Absatz  2  Veran- 
lassung gegeben  haben,  keineswegs  in  gleichem  Masse  wie  für  die  Wohnsitz- 
gemeinden Anwendung,  und  wird  ausserdem  für  die  Anwendung  der  bezüglichen 
Bestimmung  die  Berechnung  noch  komplizierter,  zumal  die  Höhe  des  Anteils, 
welcher  von  dem  Gesamteinkommen  jeder  einzelnen  steuerberechtigten  Gemeinde 
zufällt,  davon  abhängig  bleibt,  ob  dieselbe  durch  Gemeindebeschluss  von  der 
ihr  durch  §  11  Absatz  2  beigelegten  Befugnis  Gebrauch  gemacht  hat  oder  nicht. 

Zu  §  12.  Bisher  wurde  auf  Grund  der  im  §  12  bezeichneten  Gesetze  ein 
Beamter,  welcher  nicht  am  Sitze  der  Behörde  seinen  Wohnsitz  hat,  von  seinem 
etwaigen  Privatvermögen  an  seinem  faktischen  Wohnorte,  von  seinem  Dienst- 
einkommen dagegen  am  Sitze  der  Behörden  zu  den  Gemeindeabgaben  heran- 
gezogen. Durch  §  12  wird  dieser  Rechtszustand  in  der  Weise  abgeändert,  das« 
sowohl  für  das  Diensteinkommen  als  für  das  Einkommen  aus 
Privatvermögen  lediglich  das  faktische  Domizil  massgebend  bleibt. 
Zur  Begründung  dieser  Bestimmung  wird  in  den  Motiven  des  Gesetzentwurfs 
vom  Jahre  1884  folgendes  angeführt: 

,Die  Bestimmungen,  nach  welchen  durch  den  Amtssitz  der  Beamten  das 
Steuerdomizil  derselben  hinsichtlich  ihres  Diensteinkommens  begründet  wird, 
haben  mehr  und  mehr  zu  einer  unbilligen  Benachteiligung  der  in  der  Nachbar- 
schaft grösserer  Städte  gelegenen  Ortschaften  geführt,  und  ihre  Ausführung  ist 
wegen  der  Trennung  des  Diensteinkommens  von  dem  Einkommen  aus  Privat- 
vermögen und  der«  verschiedenen  Besteuerung  dieser  Bestandteile  des  Gesamtein- 
kommens in  verschiedenen  Gemeinden  vielfach  mit  Unzuträglichkeiten  verbunden. 
Auch  kommt  in  Betracht,  dass  nur  das  faktische,  nicht  aber  das  durch  den  Amts- 
sitz begründete Bearatendomizil  einen  Untersttitzungswohnsitz  begründet. 
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höchsten  Kabinettsordre  vom  14.  Mai  1832  (Gesetzsamml.  S.  145)  und  der  §  8  der 
Verordnung  vom  23.  September  1867  (Gesetzsamml.  S.  1648)  treten  ausser  Kraft. 

D.  Allgemeine  Bestimmungen. 

§  13. 

Insoweit  juristische  Personen,  Gesellschaften  etc.  zur  Entrichtung  der  in 
Kreisen  bezw.  Provinzen  vom  Einkommen  erhobenen  Abgaben  verpflichtet  sind, 
oder  physische  Personen  in  verschiedenen  Kreisen  bezw.  Provinzen  solchen  Ab- 
gaben unterliegen,  kommen  bei  Veranlagung  derselben  die  Grundsatze  der  §§  2 
bis  11  gleichmäßig  zur  Anwendung. 

§  14. 

Dieses  Gesetz  tritt  mit  dem  1.  April  1886  in  Kraft.  Alle  demselben  ent- 
gegenstehenden Bestimmungen  werden  von  diesem  Zeitpunkte  ab  aufgehoben. 

Insbesondere  treten  auch  ausser  Kraft  die  Bestimmungen  in  §  8  des  Ge- 
setzes vom  20.  Dezember  1879  (Gesetzsamml.  S.  635),  in  §  9  des  Gesetzes  vom 

Der  §  12  findet,  obwohl  derselbe  im  §  13  nicht  mit  aufgeführt  ist,  infolge 
der  dispositiven  Fassung  des  ersten  Satzes  auch  auf  die  Provinzial-  und 
Kreisbesteuerung  der  Beamten  Anwendung. 

Z  u  §  13.  In  der  Begründung  des  Gesetzentwurfs  von  1884  wird  zu  dem 
§  13  folgendes  angeführt: 

Die  für  Feststellung  der  Veranlagungsgrundsätze  der  §§  2  bis  11  mass- 
gebend gewesenen  Gründe  erscheinen  in  gleicher  Weise  wie  hinsichtlich  der 
Gemeinden  auch  hinsichtlich  der  Kreise  und  Provinzen,  insoweit  die- 
selben nach  den  bestehenden  Gesetzen  zur  Besteuerung  juristischer  Personen  etc. 
und  Forensen  überhaupt  berechtigt  sind,  zutreffend.  Es  ergibt  sich  daher  als 
billig  und  zweckmässig,  die  fraglichen  Vorschriften  zugleich  auch  für  die  be- 
treffenden weiteren  Kommunalverbände  in  Kraft  treten  zu  lassen. 

Da  der  §  13  nur  die  §§  2—11,  nicht  aber  auch  den  §  1  auf  Kreis- 
und  Provinzialabgaben  für  anwendbar  erklärt,  so  ist  durch  denselben  eine 
Ausdehnung  der  Verpflichtung  zur  Zahlung  derartiger  Ab- 
gaben auf  Aktiengesellschaften ,  Kommanditgesellschaften  auf  Aktien,  Berg- 
gewerkschaften und  eingetragenen  Genossenschaften  nicht  erfolgt.  Nur  inso- 
weit dieselben  schon  jetzt  Kreis-  und  Provinzialabgaben  in  Form  von  Ein- 
kommensteuern zu  entrichten  haben,  finden  hierauf  die  §§  2  —  11  Anwendung. 

Zu§  14  Absatz  1.  Das  Inkrafttreten  des  Gesetzes  ist  auf  den  1.  April  1886 
aus  dem  Grunde  festgesetzt  worden,  damit  die  durch  dasselbe  bedingte  Neu- 
anlegung des  Gemeindeabgabenwesens  mit  dem  Beginn  des  neuen  Etats- 
jahres erfolgen  kann. 

Zu  den  aufgehobenen  Bestimmungen  gehört  nicht  das  früher  ausdrück- 
lich zur  Aufhebung  bestimmte  Regulativ  über  die  Unterhaltung  der 
öffentlichen  Wege  in  den  Staatswaldungen  in  der  Provinz  West- 
falen und  in  der  Bheinprovinz  vom  17.  November  1841  (Gesetz- 
sammlung S.  405),  „weil  durch  dessen  Aufhebung  eine  schwere  Belastung  der 
armen  Gebirgsgemeinden  herbeigeführt  werden  würde.* 

Zu  §  14  Absatz  2.  Die  in  Absatz  2  aufgeführten  8  Gesetze  betreffen 
die  Verstaatlichung  von  26  Privateisenbahnen;  —  die  allegierten 
Paragraphen  derselben,  welche  sich  auf  die  Entrichtung  von  Provinzial-,  Kreis- 
und  Gemeindeabgaben  von  diesen  verstaatlichten  Bahnen  beziehen,  sind  nur  auf- 
gehoben, „soweit  sie  die  Erhebung  von  Gemein-deabgaben  be- 
treffen.* Sie  bleiben  also  noch  in  Geltung,  soweit  sie  sich  auf  die  Erhebung 
von  Kreis-  und  Provinzialabgaben  bezieben,  jedoch  nur  mit  der  im  §  13  hinsicht- 
lich der  Veranlagung  angeordneten  Massgabe. 
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14.  Februar  1880  (Gesetzsamml.  S.  20),  in  §  10  des  Gesetzes  vom  28.  Marz  1882 
(Gesetzsamml.  S.  21),  in  §  9  des  Gesetzes  vom  13.  Mai  1882  (Gesetzsamml. 
S.269),  in  §  19  des  Gesetzes  vom  24.  Januar  1884  (Gesetzsamml.  S.  11),  in  §  10 
des  Gesetzes  vom  17.  Mai  1884  (Gesetzsamml.  S.  129)  und  in  §  10  der  Gesetze 
Tom  23.  Februar  1885  (Gesetzsamml.  S.  11  und  43),  insoweit  sie  die  Erhebung 
von  Gemeindeabgaben  betreffen. 

§  15. 

Die  Minister  des  Innern  und  der  Finanzen  sind  mit  der  Ausführung  dieses 
Gesetzes  beauftragt. 

Urkundlich  unter  Unserer  Höchsteigenhändigen  Unterschrift  und  bei- 
gedrucktem Königlichen  Insiegel. 

Gegeben  Bad  Gastein  den  27.  Juli  1885. 

(L.  S.)  Wilhelm. 

von  Puttkammer.  Maybach.  Lucius.  Friedberg, 
von  Bötticher.  von  Gossler.  von  Scholz.  Graf 
von  Hatzfeldt.    Bronsart  von  Schellendorf. 


Schliesslich  mögen  noch  zwei  Ergänzungsparagraphen  Erwäh- 
nung finden,  welche  auf  den  Antrag  der  Kommission  des  Abgeordnetenhauses 
in  das  Gesetz  eingefügt  worden  waren  und  zu  den  eingehendsten  Erörterungen 
Veranlassung  gegeben  haben,  welche  jedoch  —  und  zwar  der  erstere  (§  7a) 
schon  bei  der  dritten  Beratung  des  Gesetzentwurfes  im  Abgeordnetenhause,  der 
zweite  <§  9  a)  bei  der  Beratung  des  Herrenhauses  im  Jahre  1885  —  wieder  ge- 
strichen worden  sind.  Dieselben  verdienen  diese  Erwähnung  hauptsächlich  aus 
dem  Grunde,  weil  die  Vertreter  der  Staatsregierung  erklärten,  dem  Grundgedanken 
dieser  Zusatzparagraphen  sympathisch  gegenüber  zu  stehen  und  nur  den  Ein- 
wand erhoben,  dass  die  Formulierung  derselben  unzureichend  Bei,  und  dass  die- 
selben nicht  in  den  Rahmen  eines  Notgesetzes  passten.  Der  erste  dieser  Zusätze 
sollte  lauten: 

I  7a. 

Gemeinden,  welchen  nach  fi  2  ein  Besteuerungsrecht  nicht  zusteht,  können,  wenn  eine 
erhebliche  Steigerung  ihrer  tiemeindeabgaben  durch  den  in  einer  anderen  Gemeinde  statt- 
findenden Betrieb  von  Berg-,  Hütten-,  Salzwerken,  Fabriken  oder  Eisenbahnen  verursacht  wird 
oder  bereits  verursacht  ist ,  beanspruchen ,  dass  ihnen  ein  angemessener  Teil  der  in  der  letz- 
teren Gemeinde  erhobenen  Steuer  überwiesen  werde. 

Bine  erhebliche  Steigerung  der  Gemeindeabgaben  ist  jedenfalls  anzunehmen,  wenn  in- 
folge des  in  einer  anderen  Gemeinde  stattfindenden  Betriebes  (Absatz  1). nachweislich  eine  Er- 
höhung um  Kehn  Prozent  nötig  wird  bezw.  erfolgt  ist. 

Derjenigen  Gemeinde,  in  welcher  die  Betriebe  steuerpflichtig  sind,  muss  mindestens  die 
Hälfte  des  Steuerbetrages  verbleiben. 

Der  Anspruch  muss  spätestens  drei  Monate  vor  Beginn  des  für  die  Betriebsgemeinde 
geltenden  Steuerjahres  bei  dieser  erhoben  werden. 

Falls  eine  Einigung  unter  den  beteiligten  Gemeinden  nicht  erfolgt,  so  ist  über  den  er- 
hobenen Anspruch  im  Verwaltungsbeschlussverfahren  zu  entscheiden. 

In  den  Provinzen  Posen,  Schleswig-Holstein,  Hannover,  Hessen-Kassau,  Westfalen  und 
in  der  Rheinprovinz  treten  an  die  Stelle  des  Kreisausschusses  und  des  Bezirksausschusses  bis 
mm  Inkrafttreten  des  Gesetzes  über  die  allgemeine  Landesverwaltung  vom  30.  Juli  1883  (Ge- 
*tzsanunJ.  S.  195)  die  Kommunalaufsichtsbehörden. 

In  den  Fällen,  in  welchen  die  Stadt  Berlin  beteiligt  ist,  oder  eine  bezw.  mehrere,  aber 
sieht  alle  Gemeinden  dem  Geltungsbereiche  des  bezeichneten  Gesetzes  angehören ,  bestimmt 
der  Minister  des  Innern  die  Behörde,  die  zu  beschliessen  hat. 
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Eb  muss  anerkannt  werden,  dass  der  diesem  §  7a  zu  Grunde  liegende 
Gedanke,  dass  an  den  steuerlichen  Leistungen  des  Besitzers  einer  Fabrik,  eines 
industriellen  Etablissements,  eines  Bergwerks  oder  einer  Eisenbahn  nicht  bloss 
die  Gemeinden,  in  welchen  der  Betrieb  stattfindet  und  das  Einkommen  erzielt 
wird,  sondern  auch  diejenigen  Gemeinden,  denen  erhebliche  Ausgaben 
durch  solche  Betriebe  erwachsen,  beteiligt  werden  sollen ,  den  Rück- 
sichten der  Billigkeit  entspricht.  Anderseits  lässt  sich  nicht  leugnen,  dass 
dieser  Gedanke  mit  der  theoretischen  Konstruktion  einer  Gemeindeemkommen- 
steuer  nicht  wohl  vereinbar  ist,  sich  in  die  Architektonik  des  Gesetzes  nicht  gut 
einfügen  lässt,  und  bei  der  praktischen  Ausführung  zu  den  grössten  Scwierig- 
keiten  Veranlassung  geben  würde. 

Diese  Bedenken  sind  von  so  schwerwiegender  Bedeutung,  dass  auch  bei 
dem  Erlass  eines  definitiven  Koramunalsteuergesetzes  eine  gesetzgeberische  For- 
mulierung dieses  Gedankens  wohl  kaum  wird  in  Aussicht  genommen  werden 
können.  Vielmehr  dürfte  den  Bedürfnissen,  welchen  derselbe  Abhilfe  zu  schaffen 
bestimmt  war,  auf  dem  Wege  der  Specialgesetzgebung,  namentlich  auf 
dem  Gebiete  der  Wege-  bezw.  Schul-  und  Armengesetzgebung  Rechnung  zu 
tragen  sein,  wie  dies  zum  Teil  schon  jetzt  bezüglich  der  Unterhaltungslast  der 
Gemeindewege  oder  Landstrassen  für  die  Provinz  Hannover  durch  das  Gesetz 
vom  28.  Juli  1877  (S.  18)  und  für  den  Regierungsbezirk  Kassel  durch  §  7  des 
Gesetzes  vom  IG.  Marz  1879  geschehen  ist. 

Der  zweite  Zusatzparagraph  lautete: 

f  9a. 

Diejenigen  Personen,  welche  bei  den  in  Gemässheit  des  1 1  Absatz  1  abgabepflichtigen 
Aktiengesellschaften,  Kommanditgesellschaften  auf  Aktien,  Berggewerkschaften,  eingetragenen 
Genossenschaften  und  Konsumvereinen,  als  Aktionäre,  Oewerken,  Genossen  oder  Mitglieder 
beteiligt  sind ,  können  verlangen ,  dass  ihr  aus  ihrer  destallsigen  Beteiligung  fliessendes  Ein- 
kommen bei  der  Einschätzung  zu  den  Gemeindeabgaben  in  ihrer  Wohnsitzgemeinde  ausser 
Berechnung  gelassen  wird. 

Der  Anspruch  findet  jedoch  nur  statt,  wenn  das  Einkommen  des  nach  f  1  Absatz  1  Ab- 
gabepflichtigen in  der  Sitzgemeinde  überhaupt  besteuert  wird.  Ist  der  Steuersatz  in  der  letz- 
teren niedriger,  als  in  der  Wohnsitzgememde,  so  wird  das  Einkommen  aus  der  Beteiligung  im 
Verhältnis  des  überschiessenden  Teiles  des  in  der  Wohnsitzgemeinde  erhobenen  Steuersatze« 
in  Berechnung  gelassen. 

Der  Anspruch  muss  spätestens  drei  Monat«  vor  Beginn  des  für  die  Wohnsitzgemeinde 
geltenden  Steuerjahres  erhoben  werden. 

Zur  Begründung  des  Anspruchs  wird  erfordert,  dass  die  betreffende  Person  mindestens 
während  des  ganzen  vorangegangenen  Jahres  unausgesetzt  Eigentümer  oder  Nutzniesser  der 
Beteiligung  war,  wobei  im  Falle  des  Erwerbs  durch  Erbgang  die  Besitzzeit  des  Erblassers 
mit  in  Anrechnung  zu  bringen  ist. 

Der  Absatz  2  des  t  findet  hierbei  mit  der  Massgabe  Anwendung,  dass  dadurch  das  Bo- 
steuerungsrecht  der  Sitzgemeinde  nicht  beeinträchtigt  wird. 

Der  in  dieser  Vorschrift  zum  Ausdruck  gelangte  Gedanke  fand  sich  be- 
reits in  etwas  modifizierter  Fassung  in  den  früheren  Regierungsvorlagen  vor, 
und  wurde  derselbe  in  der  Begründung  zu  §  23  des  Gesetzentwurfs  von  1879 
auf  S.  109  in  folgender  Weise  motiviert:  Die  Kommunalbesteuerung  der 
Aktiengesellschaften  sei  nicht  sowohl  in  ihrer  Eigenschaft  als  juristische  Per- 
sonen, welche  Eigenschaft  ihnen  nach  Lage  der  jetzigen  Gesetzgebung  nicht 
zuerkannt  werden  könne,  sondern  hauptsächlich  aus  dem  Grunde  angeordnet 
worden,  weil  es  meistenteils  unmöglich  sei,  die  ihrer  Person  nach  vielfach  un- 
bekannten Aktionäre  als  Inhaber  des  Unternehmens  zu  veranlagen,  und  weil 
die  Abstandnahme  von  jener  Besteuerung  häufig  die  gänzliche  Steuerbefreiung 
des  in  dem  Aktienunternehmen  angelegten  Kapitals  zur  Folge  haben  würde. 
Dasselbe  gelte  vielfach  auch  von  den  Kommanditgesellschaften  auf  Aktien  und 
Berggewerkschaften.  Anderseits  lasse  sich  nicht  verkennen,  dass  in  dieser  Be 
Steuerung  der  Aktiengesellschaften,  Kommanditgesellschaften  auf  Aktien,  Berg- 
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5 e  werkschaften  und  eingetragenen  Genossenschaften,  in  Verbindung  mit  der  in 
er  Wohnsitzgeraeinde  der  Aktionäre,  Kommanditisten  und  Gewerken  statt- 
findenden Besteuerung  ihres  vollen  persönlichen  Einkommens  eine  Doppel- 
besteuerung desselben  Objektes  enthalten  sei.  Zur  Vermeidung  der  Doppel- 
besteuerung sei  deshalb  eine  entsprechende  Bestimmung  erforderlich,  und  den 
Aktionären,  Kommanditisten  und  Gewerken  insoweit,  als  die  ihnen  zu  fließende 
Dividende  und  Ausbeute  bei  der  Veranlagung  ihres  Prinzipalsteuersatzes  an 
Klassen-  und  klassifizierter  Einkommensteuer  mit  in  Rücksicht  gezogen  worden 
«ei,  ein  Abzugsrecht  in  der  Wohnsitzgemeinde  mit  der  Massgabe  ein- 
geräumt worden,  dass  zu  gunsten  des  letzteren  die  Vorschrift  in  §  9  Absatz  2 
ebenfalls  Anwendung  finden  solle.  Diese  Bestimmung,  durch  welche  das  Ein- 
kommen aus  Dividenden  und  Ausbeuten  bezüglich  der  Abzugsfähigkeit  in  der 
Wohnsitzgemeinde  dem  Einkommen  aus  auswärtigem  Grundbesitze  und  aus- 
wärtigem Gewerbebetriebe  gleichgestellt  werde,  müsse  allerdings  insofern  eine 
Beschränkung  erfahren,  als  die  Abzugsfähigkeit  nur  in  dem  Falle  zugestanden 
werden  könne,  wenn  bei  der  Veranlagung  des  Abgabepflichtigen  zur 
Staatsklassen-  und  klassifizierten  Einkommensteuer  dieses  Einkommen 
mit  in  Rücksicht  gezogen  sei.  Diese  Beschränkung  erscheine  notwendig,  um 
Kollusionen  durch  Vorweisung  geliehener  Aktien,  durch  fingirte  Cessionen  etc. 
tu  vermeiden. 

Während  die  königl.  Staatsregierung  in  dem  Entwurf  vom  Jahre  1884 
eine  entsprechende  Bestimmung  nicht  mit  aufgenommen  hatte,  nicht  sowohl, 
weil  sie  principiell  von  einer  andern  Auffassung  ausgegangen  war,  sondern  aus 
dem  Grunde,  weil  ein  solches  Abzugsrecht  der  Aktionäre  etc.  in  dem  gleich- 
zeitig vorgelegten  Gesetzentwurfe  über  die  Abänderung  der  Vorschriften  be- 
züglich der  Staats-Einkommensteuer  keine  Aufnahme  gefunden  hatte,  wurde 
bei  den  Berat  hungen  im  Jahre  1884  im  Abgeordnetenhause  eine  derartige 
Bestimmung  für  unerlässlich  erachtet  und  dem  Gesetzentwurfe  wieder  ein- 
gefügt. Im  Jahre  1885  ist  jedoch  in  der  Kommission  des  Herrenhauses  ein- 
stimmig und  durch  Beschluss  in  der  Plenarsitzung  vom  25.  Februar  1885 
(Stenogr.  Bericht  S.  132  —  133)  mit  grosser  Majorität  die  Streichung  dieser  Be- 
stimmung aus  grundsätzlichen  Bedenken  erfolgt,  weil  k&n  hinreichender  Anlass 
vorliege,  die  Aktionäre  etc.  freizulassen  und  eine  derartige  Vorschrift  keine 
Unbilligkeit  gegen  die  letzteren,  wohl  aber  eine  grosse  Schädigung  der  Ge- 
meinden enthalte. 

Seitens  des  Vertreters  der  Staatsregierung,  welcher  in  den  Sitzungen  des 
Abgeordnetenhauses  vom  5.  Mai  1884  und  vom  28.  Januar  1885  ebenfalls  die 
Streichung  dieses  Zusatzes  befürwortete,  ist  dagegen  ausgesprochen  worden,  dass 
die  Staatsregierung  dem  in  demselben  zum  Ausdruck  gelangten  Gedanken  sym- 
pathisch gegenüberstehe  und  es  für  eine  Forderung  der  Billigkeit  erachte,  eine 
Doppelbesteuerung  in  den  Fällen  zu  vermeiden,  wo  eine  solche  durch  die 
Besteuerung  desselben  gewerblichen  Einkommens  einerseits  in  der  Hand  der 
Aktiengesellschaft,  Kommanditgesellschaft  auf  Aktien,  Gewerkschaft  und  ein- 
getragenen Genossenschaft,  anderseits  in  der  Hand  der  Aktionäre,  Gewerken 
und  Genossen  herbeigeführt  werde,  dass  jedoch  gegen  die  Formulierung  dieses 
Gedankens  in  der  Fassung  der  Beschlüsse  des  Abgeordnetenhauses  eine  Reihe 
von  Bedenken  zu  erheben  sei,  und  dass  jedenfalls  dieser  Gedanke  in  dem  engen 
Rahmen  eines  Notgesetzes  keine  Aufnahme  werde  finden  können.  —  Durch  diese 
Erklärung  ist  für  den  Fall  des  Erlasses  eines  umfassenden  Gemeindeabgaben- 
gesetze« die  Wiederaufnahme  einer  entsprechenden  Vorschrift  in  Aussicht  ge- 
stellt worden. 


Finanzarchiv.   HJ.  Jahrg 


1U3 


13 


1 91 


Ausführungsverordnungen  zum  prcuss.  Kommunalsteuer-Notgesetz. 


Ausführungsverordnungen  zum  preuss.  Kommunalsteuer-Notgesetz. 

I. 

Cirkularverfagung  des  Ministers  des  Innern  nnd  der  Finanzen 

vom  19.  Oktober  1885. 

(Ministerialblatt  der  inneren  Verwaltung  S.  223.) 

Berlin,  den  19.  Oktober  1885. 
Indem  wir  darauf  hinweisen,  dass  das  Gesetz  vom  27.  Juli  er.,  betreffend 
die  Ergänzung  und  Abänderung  einiger  Bestimmungen  über  Krhebung 
der  auf  das  Einkommen  gelegten  direkten  Kommunalabgaben  (Gesetz- 
samml.  S.  327), 

nach  §  14  mit  dem  1.  April  1886  in  Kraft  treten  wird,  machen  wir  zur  Aus- 
fuhrung desselben  auf  Grund  des  §  15  Euer  Hoch  wohl  geboren  auf  folgende 
Punkte  ergebenst  aufmerksam. 

I.  Das  Gesetz  vom  27.  Juli  er.  enthält  keineswegs  eine  vollständige  und 
allgemeine  Regelung  des  Gemeindeabgabenwesens,  wie  dieselbe  in  den  früheren 
Gesetzentwürfen,  namentlich  in  dem  Gesetzentwurfe  vom  Jahre  1879  (Druck- 
sachen des  Abgeordnetenhauses  13.  Legislaturperiode  I.  Session  1879/80  Nr.  19) 
beabsichtigt  war,  sondern  stellt  sich  nur  ab*  ein  Notgesetz  dar,  welches  die  Auf- 
gabe hat,  einzelne  Punkte  hinsichtlich  der  Erhebung  direkter  Komrounal-Ein- 
komroensteuern  zu  regeln.  —  Hieraus  folgt  zunächst,  das«  dieses  Gesetz  keines- 
wegs bestimmt  ist,  überhaupt  an  Stelle  derjenigen  Vorschriften  der  Gemeinde- 
verfassungsgesetze zu  treten,  welche  die  Aufbringung  der  Gerne indebedürfnisw» 
betreffen,  bezw.  die  Autonomie  der  Gemeinden  auf  diesem  Gebiete  regeln,  son- 
dern dass  dasselbe  nur  insoweit  Anwendung  findet,  als  auf  Grund  dieser  Vor- 
schriften eine  Erhebung  von  auf  das  Einkommen  gelegten  direkten  Gemeinde- 
abgaben bereits  stattfindet,  oder  in  Zukunft  eingeführt  wird.  Soweit  die  Be- 
streitung der  Gemeindebedürfnisse  durch  anderweite  Gemeindeabgaben,  ins- 
besondere durch  Zuschläge  zur  Staats-Grund-,  Gebäude-  und  Gewerbesteuer, 
durch  indirekte  Gemeindesteuern,  durch  sonstige  besondere  Real-  oder  Personal- 
abgaben (Haus-,  Miets-,  Wohnungs-,  Hunde-,  Luxussteuern)  stattfindet,  kommt 
das  Gesetz  vom  27.  Juli  er.  überhaupt  nicht  zur  Anwendung,  und  bleibt  dieser 
Teil  des  Gemeindesteuerwesens  von  demselben  gänzlich  unberührt. 

II.  Dagegen  gibt  diese«  Gesetz  allen  Gemeinden  die  Befugnis  zur  Er- 
hebung von  Gemeinde-Einkommensteuern,  und  regelt  diese  Befugnis  für  alle 
Gemeinden,  mögen  sie  ein  derartiges  Recht  schon  bisher  besessen  und  ausgeübt 
haben  oder  nicht,  in  gleichmäßiger  Weise.  —  Hierbei  wird  davon  auszugehen 
sein,  dass  auch  die  Erhebung  von  Zuschlägen  zur  Klassen-  und  klassifizierten 
Einkommensteuer  sich  als  die  Erhebung  von  auf  das  Einkommen  gelegten  Kom- 
munalabgaben charakterisiert,  so  dass  diejenigen  Bestimmungen  des  Gesetzes, 
welche  —  wie  die  Vorschriften  zu  B.  und  C.  in  betreff  der  Vermeidung  der 
Doppelbesteuerung  und  des  Steuerdomizils  der  Beamten  —  auf  die  Zuschläge 
zur  Klassen-  und  klassifizierten  Einkommensteuer  anwendbar  sind,  auf  dieselben 
ebenfalls  zur  Anwendung  gebracht  werden  müssen.    Ebenso  werden  diejenigen 
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Gemeinden,  welche  auf  Grund  von  Regulativen  schon  jetzt  Gemeinde-Einkommen- 
steuern erbeben,  bei  der  ferneren  Ausübung  dieses  Rechts  an  die  Beschränkungen 
und  Vorschriften  dieses  Gesetzes  —  namentlich  auch  des  §  1  Absatz  2,  §§  2  ff.  — 
gebunden  sein. 

III.  Anderseits  werden  die  Gemeinden,  in  welchen  bisher  nur  Zuschläge 
zur  Klassen-  und  klassifizierten  Einkommensteuer  erhoben  worden  sind,  bezw. 
in  welchen  die  Erbebung  einer  direkten  Gemeinde-Einkommensteuer  bisher  über- 
haupt nicht  stattgefunden  hat,  nunmehr  nicht  ohne  weiteres  die  im  §  1 
erwähnten  Erwerbsgesellschaften  und  juristischen  Personen  zur  Gemeinde-Ein- 
kommensteuer veranlagen  können,  sondern  es  wird  vorab  eines  Gemeinde- 
beschlusses darüber  bedürfen,  dass  in  Zukunft  neben  den  Zuschlägen  zur  Klassen  - 
und  Einkommensteuer  eine  Gemeinde-Einkommensteuer  nach  Massgabe  des  Ge- 
setzes vom  27.  Juli  er.  erhoben  werden  solle.  Ebensowenig  werden  die  Ge- 
meinden, welche  bisher  auf  Grund  von  Gemeinde-Einkommensteuer-Regulativen 
die  juiistischen  Personen  und  Aktiengesellschaften  zu  diesen  Steuern  heran- 
gezogen haben,  in  Zukunft  ohne  weiteres  auch  die  Kommanditgesellschaften 
auf  Aktien,  Berggewerkschaften  und  eingetragenen  Genossenschaften  veranlagen 
dürfen,  sondern  es  wird  eines  Gemeindebeschlusses  darüber  bedürfen,  dass  das 
Kommunal-Einkommensteuer-Regulativ  nach  Massgabe  der  Vorschriften  des  Ge- 
setzes vom  27.  Juli  er.  zu  ergänzen  bezw.  abzuändern  sei.  Denn  der  §  1  dieses 
Gesetzes  enthält  nur  eine  dem  §  4  Abs.  3  bezw.  §  53  II.  der  Städteordnung 
vom  30.  Mai  1853  und  den  gleichlautenden  Vorschriften  der  sonstigen  Gemeinde- 
verfassungsgesetze analoge  Bestimmung  und  wird  daher,  soweit  in  demselben 
Befugnisse  für  die  Gemeinden  zur  Erhebung  von  Gemeinde-Einkommensteuern 
enthalten  sind,  entsprechend  den  Vorschriften  in  der  zur  Ausführung  des  §  53 
a.  a.  O.  erlassenen  Ministerialanweisung  vom  17.  Juli  1854,  nicht  ipso  jure  in 
Kraft  treten,  sondern  es  wird  eines  hierauf  gerichteten  Gemeindebeschlusses  be- 
dürfen. Soweit  derartige  Gemeindebeschlüsse  nach  Massgabe  der  bestehenden 
Gemeindeverfassungsgesetze  der  Genehmigung  der  Kommunalaufsichtsbehörden 
bedürfen,  werden  jedoch  letztere  die  Genehmigung  zu  diesen  Beschlüssen,  sofern 
dieselben  lediglich  auf  die  Anwendbarkeit  der  Vorschriften  des  Gesetzes  vom 
27.  Juli  er.  abzielen,  unbedingt  zu  erteilen  haben.  Dasselbe  wird  von  der  Ge- 
nehmigung der  im  §  9  Absatz  2  erwähnten  Gemeindebeschlüsse  gelten,  durch 
welche  eine  Gemeinde  beschliesst,  ein  volles  Vierteil  des  Gesamteinkommens  der 
in  ihnen  vorhandenen  bezw.  sich  aufhaltenden  Abgabepflichtigen  für  sich  in 
Anspruch  zu  nehmen. 

Gegenüber  denjenigen  Gemeinden  jedoch,  in  denen  auf  Grund  bestehender 
und  in  früherer  Zeit  regierungsseitig  genehmigter  Regulative  eine  von  den  Grund- 
sätzen der  Staatssteuer  wesentlich  abweichende  Besteuerung  des  Einkommens 
stattfindet,  oder  anderweit  bereits  das  Bedürfnis  hervorgetreten  ist,  wesentliche 
Mängel  des  betreffenden  Regulativs  zu  beseitigen,  ist  die  Genehmigung  der  vor- 
gedachten ergänzenden  bezw.  abändernden  Beschlüsse  nur  mit  dem  entsprechenden 
Vorbehalt  der  alsbaldigen  Einleitung  der  Revision  des  Regulativs  zu  erteilen. 

IV.  Im  einzelnen  machen  wir  noch  auf  folgende  Punkte  aufmerksam: 

1)  Nach  §  2  Absatz  4  haben  die  zuständigen  oberen  Verwaltungsbehörden 
festzusetzen,  was  als  selbständige  gewerbliche  oder  Bergbau  Unterneh- 
mung des  Staatsfiskus  zu  betrachten  ist.  Die  bezüglichen  Festsetzungen 
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werden  von  denselben  durch  die  Regierungs-Amtsblätter  bekannt  ge- 
macht werden. 

2)  Die  Resolute,  durch  welche  nach: 

§  4  die  abgabepflichtigen  Beträge  des  Reineinkommens  der 
Privateisenbahnunternehmungen, 

§  5  der  abgabepflichtige  Gesamtertrag  der  Staats-  und  fur 
Rechnung  des  Staats  verwalteten  Eisenbahnen, 

§  6  das  Verhältnis  des  in  den  einzelnen  Provinzen  aus  den 
Domänen-  und  ForstgrundstQcken  erzielten  etatsmässigen  Ueber- 
schusses  der  Einnahmen  über  die  Ausgaben  zum  Grundsteuer- 
reinertrage, 

festzustellen  sind,  werden  durch  den  Reichs-  und  Staatsanzeiger  öffent- 
lich bekannt  gemacht  werden.  Euer  Hochwohlgeboren  wollen  ge- 
fälligst dafür  Sorge  tragen,  dass  die  bezüglichen  Resolute,  insoweit 
dieselben  auf  den  dortigen  Bezirk  Anwendung  finden,  demnächst  auch 
durch  die  Regierungs-Amtsblätter  zur  öffentlichen  Kenntnis  gebracht 
werden. 

3)  Nach  §  7  b  haben  für  den  Fall,  dass  sich  eine  Betriebsstätte,  Station  etc., 
innerhalb  deren  Ausgaben  an  Gehältern  und  Löhnen  erwachsen,  über 
den  Bezirk  mehrerer  Gemeinden  erstreckt,  die  Verwaltungsbeschluss- 
behörden über  die  Verteilung  zu  beschließen.  Wir  machen  darauf 
aufmerksam,  dass  diese  Beschlussfassung,  da  die  Bestimmungen  des 
§  7  nur  subsidiärer  Natur  sind  und  nur  Anwendung  rinden,  insofern 
nicht  zwischen  den  beteiligten  Gemeinden  und  dem  Abgabepflichtigen 
ein  anderweiter  Verteilungsniassstab  vereinbart  ist,  nicht  von  Amts- 
wegen,  sondern  nur  auf  Antrag  der  Beteiligten  bezw.  eines  derselben 
herbeizuführen  ist. 

Sofern  in  derartigen  Fällen  die  Stadt  Berlin  beteiligt  ist,  hat  der 
Herr  Oberpräsident  in  Potsdam  die  Verteilung  zu  bewirken. 

Sofern  in  einem  solchen  Falle  eine  oder  mehrere,  aber  nicht  alle 
Gemeinden  dem  Geltungsbereiche  des  Gesetzes  über  die  allgemeine 
Landesverwaltung  vom  30.  Juli  1883  angehören,  hat  über  die  Verteilung 
diejenige  Verwaltungsbeschluss-  bezw.  Kommunalaufsichtsbehörde  zu 
beschliessen,  in  deren  Bezirk  nach  Massgabe  des  Flächenverhältnisses 
der  grössere  Teil  der  Betriebsstätte,  Station  etc.  gelegen  ist. 
V.  Häufig  wird  von  den  Gemeinden  das  Bedürfnis  empfunden  werden,  in 
Folge  der  durch  das  Gesetz  vom  27.  Juli  er.  eintretenden  vielfachen  Abänderungen 
die  bestehenden  Gemeinde-Einkommensteuer-Regulative  einer  Umarbeitung  zu 
unterziehen,  bezw.  da,  wo  solche  Regulative  nicht  vorhanden  sind,  in  einem 
solchen  die  massgebenden  Bestimmungen  in  übersichtlicher  Weise  zusammen 

Es  erscheint  deshalb  angezeigt,  den  durch  Ministerialreskript  vom  31.  Mai 
1864  (Ministerialblatt  S.  140)  mitgeteilten  Entwurf  eines  Normalregulativs  für 
Erhebung  der  Gemeinde-Einkommensteuer  unter  Berücksichtigung  der  durch 
die  neuere  Gesetzgebung  eingetretenen  Abänderungen  durch  ein  entsprechend 
modifiziertes  Nornialrcgulativ  zu  ersetzen.  Die  Mitteilung  eines  entsprechenden 
anderweitigen  Normalregulativs  bleibt  vorbehalten. 
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Euer  Hochwohlgeboren  wollen  hiernach  gefälligst  da«  Weitere  veranlassen 
und  dafür  Sorge  tragen,  dass  die  vorstehenden  Bestimmungen  zur  Kenntnis  der 
Gemeinde-  bezw.  Kommunalaufsichtsbehörden  gebracht  werden. 

Der  Minister  des  Innern.  Der  Finanzminister, 

von  Puttkamer.  von  Scholz. 


n. 

Cirknlarverfügung  der  Minister  des  Innern  und  der  Finanzen 

vom  6t  November  1885. 

(Ministerialblatt  der  inneren  Verwaltung  S.  225.) 

Ew.  etc.  lassen  wir  im  Anschlüsse  an  unseren  Erlass  vom  19.  v.  M. 

M.  d.  I.  I.  B.  6143  J  ■  ,  ~. 

-= — TT  , ,         anbei  das  Schema  zu  einem  anderweiten  Gemeind» j-Ein- 
Fin.-M.  II.  11,929 

kommensteuer-Regulativ,  dessen  Fassung  sich  den  Bestimmungen  der  Städte- 
ordnung  für  die  östlichen  Provinzen  vom  30.  Mai  1853  anschliesst,  mit  der  Ver- 
anlassung (ergebenst)  zugehen,  (gefälligst)  dasselbe  in  den  Fallen,  in  welchen 
die  Feststellung  eines  Regulativs  dieser  Art  erforderlich  wird,  als  Anhalt  zu 
benutzen. 

Soweit  die  von  den  Gemeindebehörden  beschlossenen  Gemeinde-Einkommen- 
steuer-Regulative dem  beiliegenden  Schema  entsprechen  oder  doch  keine  prin- 
cipiell  erheblichen  Abweichungen  zeigen,  erteilen  wir  generell  zu  denselben 
unsere  Zustimmung  und  bedarf  es  einer  speciellen  Berichterstattung  in  diesen 
Fällen  nicht.  Soweit  dagegen  unter  Abweichung  von  den  Festsetzungen  dieses 
Schemas  direkte  Gemeinde-Einkommensteuern  neu  eingeführt  oder  in  ihren 
Grundsätzen  verändert,  insbesondere  Progressivsteuern  neu  eingeführt  werden 
sollen,  ist  in  jedem  einzelnen  Falle  unsere  Zustimmung  sofort  nachzusuchen. 
Im  übrigen  bemerken  wir  zu  den  einzelnen  Bestimmungen  des  Entwurfs  Nach- 
stehendes (ergebenst). 

1)  Es  bedarf  keiner  Erörterung,  dass  ausserhalb  des  Geltungsbereichs  der 
Städteordnung  vom  30.  Mai  1853  an  Stelle  der  in  diesem  Schema  angezogenen 
Gesetze  erforderlichenfalls  die  entsprechenden  anderweitigen  gesetzlichen  Be- 
stimmungen in  Bezug  zu  nehmen  sind.  Insbesondere  werden  an  Stelle  der  Vor- 
schriften der  gedachten  Städteordnung  die  bezüglichen  Bestimmungen  der 
sonstigen  Gemeindeverfassungsgesetze,  an  Stelle  der  im  §  2  Absatz  2  angezogenen 
Gesetze  und  Verordnungen  in  den  neuen  Provinzen  die  Verordnung  vom  23.  Sep- 
tember 1867  (Gesetz8amml.  S.  1648),  und  ausserhalb  des  Geltungsbereichs  des 
Zuständigkeif«g^otzes  vcm  1.  August  1883  an  Stelle  des  Schlusssatzes  im  §  11 
die  bezüglichen  Vorschriften  des  Gesetzes  über  die  Verjährungsfristen  bei  öffent- 
lichen Abgaben  vom  18.  Juni  1840  zu  treten  haben. 

2)  Beschliesst  eine  Gemeinde  die  Heranziehung  derjenigen  Personen  zu 
ihrer  Gemeinde-Einkommensteuer,  deren  jährliches  Einkommen  weniger  als  420  M. 
beträgt,  so  empfiehlt  sich  behufs  Vermeidung  der  Prägravation  von  Kinkommen 
in  unbedeutenden  Beträgen  —  insbesondere  auf  Seiten  der  Forensen  —  als  Ab- 
satz 2  des  §  4  folgende  Bestimmung  einzufügen: 

»Diejenigen  Personen,  deren  jährliches  Einkommen  weniger  als  420  M. 
beträgt  und  welche  nicht  im  Wege  der  öffentlichen  Armenpflege  eine 
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fortlaufende  Unterstützung  erhalten,  werden  mit  einem  fingierten  Steuer- 
satze von  '/i  Prozent  des  ermittelten  steuerpflichtigen  Einkommen« 
bis  zum  Höchstbetrage  von  1  M.  50  Pf.  veranlagt." 

3)  Daraus,  dass  gemäss  §  4  Absatz  1  die  Veranlagung  der  Gemeinde- 
Einkommensteuer  unter  Anwendung  der  Steuerstufen  der  Staats-Klassen-  und 
klassifizierten  Einkommensteuer  stattzufinden  hat,  ergibt  sich  von  selbst,  das» 
hierfür  die  Veranlagung»-  und  die  Steuersätze  dieser  Stufen  für  massgebend  zu 
erachten  sind. 

Die  Vorschrift  in  §  3  Absatz  2  des  durch  diesseitigen  Erlass  vom  31.  Mai 
1884  dorthin  mitgeteilten  Normalregulativs  A,  gemäss  welcher  in  Betreff  der- 
jenigen, welche  beanspruchen  können,  dass  gewisse  Teile  ihres  Einkommens  von 
der  Besteuerung  ausgenommen  werden,  nach  den  Vorschriften  unter  Nr.  12 
und  13  und  im  letzten  Absatz  unter  Nr.  14  der  Instruktion  vom  17.  Juli  1854 
(M.-Bl.  S.  128)  zu  verfahren  ist,  hat  in  dem  anliegenden  Schema  keine  Auf- 
nahme gefunden.  In  allen  Fällen,  in  welchen  eine  Heranziehung  zur  Gemeinde- 
Einkommensteuer  mit  dem  vollen  zur  Staats-Klassen-  oder  klassifizierten  Ein- 
kommensteuer  herangezogenen  Einkommen  gemäss  des  Absatz  2  im  §  4  dieses 
Entwurfs  nicht  zulässig  ist,  hat  daher  eine  Ermittelung  des  steuerpflichtigen 
Einkommens  nach  Massgabe  des  Absatz  1  bezw.  3  des  §  4  stattzufinden. 

4)  Nachdem  gemäss  Art.  IV  des  Gesetzes  vom  25.  Mai  1873  in  dem 
grösseren  Teile  des  Staatsgebietes  die  mehrmonatliche  Hebung  der  direkten 
Staatssteuern  eingeführt  ist,  wird  es  sich  aus  überwiegenden  Zweckmässigkeits- 
gründen empfehlen,  für  die  Hebung  der  Gemeinde-Einkommensteuer  —  wenn 
thunlich  — -  dieselben  Fristen  vorzuschreiben,  welche  für  diejenige  der  direkten 
Staatesteuern  gelten. 

Hierauf  beruht  die  Vorschrift  im  §  8  des  anliegenden  Entwurfs. 

5)  Die  zur  Zeit  in  Geltung  befindlichen  Gemeinde -Einkommenstener- 
Regulative  enthalten  nicht  selten  unzweckmässige  oder  geradezu  vorschrifts- 
widrige, bezw.  mit  dem  Interesse  der  Staatssteuerverwaltung  unvereinbare  Be- 
stimmungen. 

Der  gegenwärtige  Anlass,  diese  Regulative  zu  beseitigen,  wird  daher  um 
so  mehr  zu  benutzen  sein,  als  die  Aufstellung  von  Nachträgen  zu  denselben  in 
Ausführung  des  Gesetzes  vom  27.  Juli  d.  J.  leicht  geeignet  sein  würde,  zu  Un- 
sicherheiten und  Unklarheiten  zu  führen. 

Dieser  Erwägung  entspricht  die  Vorschrift  im  §  13  des  Entwurfs  und  ist 
thunlichst  darauf  hinzuwirken,  dass  die  bezeichneten  Regulative  baldmöglichst 
ausser  Kraft  gesetzt  werden. 

6)  In  der  Verfügung,  durch  welche  das  zum  Zwecke  der  Genehmigung 
eingereichte  Gemeinde-Einkommensteuer-Regulativ  mit  der  Genehmigung  ver- 
sehen zurückgegeben  wird,  ist  die  Widerruflichkeit  der  Genehmigung  für  den 
Fall  vorzubehalten,  dass  die  Bestimmungen  des  Regulativs  im  ganzen  oder  im 
einzelnen  den  gesetzlichen  Bestimmungen  zuwiderlaufen  oder  den  Vorschriften 
der  allgemeinen  Steuergesetze  (§  13  des  Abgabengesetzes  vom  30.  Mai  1820) 
hinderlich  sind 


*)  Die  vorstehenden  zu  1  und  2  bezeichneten  Cirkularverfügungen  der 
Minister  des  Innern  und  der  Finanzen  vom  19.  Oktober  und  5.  November  1885 
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Regulativ  für  die  Gemeinde-Einkommenstener  in  der  8tadt  N.  N. 

In  Gemäsaheit  des  §  53  Nr.  II  der  Städteordnung  für  die  östlichen  Pro- 
vinzen vom  30.  Mai  1853  und  auf  Grund  des  Beschlusses  der  Stadtverordneten 

vom  wird  hierdurch  für  den  Gemeindebezirk  N.  N.  nachstehendes 

Gemeinde-£inkommen8teuer  Regulativ  erlassen : 

§  1. 

Vom  ab  sollen  zur  Gemeinde -Einkommensteuer  heran- 
gezogen werden: 

a.  alle  diejenigen,  welche  in  dem  Stadtbezirke  nach  den  Bestimmungen 
der  Gesetze  ihren  Wohnsitz  haben  (§  3  Absatz  2  der  Städteordnung 
vom  30.  Mai  1853); 

b.  alle  diejenigen,  welche,  auch  ohne  im  Stadtbezirk  zu  wohnen,  sich 
länger  als  drei  Monate  in  demselben  aufhalten  (§  8  des  Freizügigkeit^- 
gesetzes  vom  1.  November  1867); 

c.  Aktiengesellschaften,  Kommanditgesellschaften  auf  Aktien,  Berggewerk- 
schaften, eingetragene  Genossenschaften,  deren  Geschäftsbetrieb  über 
den  Kreis  ihrer  Mitglieder  hinausgeht,  und  juristische  Personen,  ins- 
besondere auch  Gemeinden  und  weitere  Kommunalverbände,  welche 
in  dem  Stadtbezirke  Grundbesitz,  gewerbliche  Anlagen,  Eisenbahnen 
oder  Bergwerke  haben,  Pachtungen,  stehende  Gewerbe,  Eisenbahnen 
oder  Bergbau  betreiben,  hinsichtlich  des  ihnen  aus  diesen  Quellen  zu- 
fuessenden  Einkommens  (§  1  Absatz  1  dee  Gesetzes  vom  27.  Juli  1885) ; 

d.  der  Staatsfiskus  hinsichtlich  des  Einkommens  aus  den  von  ihm  im 
Stadtbezirke  betriebenen  Gewerbe-,  Eisenbahn-  und  Bergbau-Unter- 
nehmungen, sowie  aus  den  im  Stadtbezirke  belegenen  Domänen  und 
Forsten  (§  1  Absatz  2  a.  a.  0.); 

e.  diejenigen  physischen  Personen,  welche  im  Stadtbezirke,  ohne  daselbst 
zu  wohnen,  oder  sich  länger  ab  drei  Monate  aufzuhalten,  Grund- 
besitz ,  gewerbliche  Anlagen ,  Eisenbahnen  oder  Bergwerke  haben, 
Pachtungen,  stehende  Gewerbe,  Eisenbahnen  oder  ausserhalb  einer 
Gewerkschaft  Bergbau  betreiben  (Forensen),  hinsichtlich  des  ihnen  aus 
diesen  Quellen  zufliessenden  Einkommens  (§  1  Absatz  3  a.  a.  0.). 

'  §  2. 

Von  der  Gemeinde-Einkommensteuer  sind  frei: 

a.  servisberechtigte  Militärpersonen  des  aktiven  Dienststandes  mit  Aus- 
nahme der  Militärärzte  rücksichtlich  ihres  Einkommens  aus  einer 

Civilpraxis ; 

b.  Geistliche,  Kirchendiener  und  Elementarschullehrer  insoweit,  als  diesen 
durch  §  4  alinea  7  und  12  der  Städteordnung  vom  30.  Mai  1853  au- 
geordnet ist. 

sind  an  die  Regierungspräsidenten  in  den  Provinzen  Ost-  und  Westpreussen, 
Brandenburg,  Pommern,  Schlesien,  Sachsen  und  Hannover,  sowie  in  entsprechend 
gleichlautender  Form  an  die  Regierungen  der  übrigen  Provinzen  und  bezüglich 
der  Stadt  Berlin  an  den  Oberpräsidenten  in  Potsdam  erlassen  worden. 
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Wegen  der  Besteuerung  des  Diensteinkommens  der  Beamten  und  Pen- 
sionäre, sowie  der  Pensionen  der  Witwen  und  der  Erziehungsgelder  fur  Waisen 
ehemaliger  Staatsdiener  kommen  die  Vorschriften  des  Gesetzes  vom  11.  Juli  1822 
(Gesetzsamml.  S.  184),  der  Allerhöchsten  Kabinettsordre  vom  14.  Mai  1832  (Ge- 
setzsainml.  S.  145)  und  der  Deklaration  vom  21.  Januar  1829  (Gesetzsamml. 
S.  9),  sowie  die  Vorschrift  in  §  12  des  Gesetzes  vom  27.  Juli  1885  zur  Anwendung. 

§8. 

Derjenige  Teil  des  Gesamteinkommens  der  im  §  1  a  und  b  bezeichneten 
Abgabepflichtigen,  welcher  aus  ausserhalb  des  Stadtbezirks  belegenem  Grund- 
eigentum oder  aus  ausserhalb  des  Stadtbezirks  stattfindendem  Pacht-,  Gewerbe-, 
Eisenbahn-  bezw.  Bergbaubetriebe  fliesst,  ist  in  Gemässheit  des  §  9  Absatz  1 
und  §  10  des  Gesetzes  vom  27.  Juli  1885  von  der  Gemeinde-Einkommensteuer 
frei  zu  lassen,  jedoch  ist  zu  der  letzteren  nach  §  9  Absatz  2  a.  a.  0.  stets  min- 
destens ein  Vierteil  des  Gesamt-Einkomniens  heranzuziehen. 

§4. 

Die  Veranlagung  der  Gemeinde-Einkommensteuer  geschieht  unter  An- 
wendung der  für  die  Einschätzung  zur  Staats-Einkommensteuer  geltenden  Grund- 
sätze und  der  für  die  Staats-Klassen-  und  klassifizierten  Einkommensteuer  fest- 
gesetzten Steuerstufen,  einschliesslich  der  beiden  untersten  Stufen  im  Sinne  de« 

8  7  Ue»  Gesetz«  v«n  ^TMaiWS' 

Die  Veranlagungssätze  für  diejenigen  Steuerpflichtigen,  welche  zur  Staate- 
Klassen-  und  klassifizierten  Einkommensteuer  herangezogen  und  mit  ihrem  Ein- 
kommen vollständig  zur  Gemeinde -Einkommensteuer  heranzuziehen  sind, 
werden  aus  der  Staatssteuerrolle  unmittelbar  übernommen. 

Wegen  Ermittelung  des  steuerpflichtigen  Einkommens  der  PrivatrEisen- 
bahnunternehmungen,  der  Staats-  und  für  Rechnung  des  Staat«  verwalteten 
Eisenbahnen,  der  fiskalischen  Domänen  und  Forsten  bewendet  es  bei  den  Vor- 
schriften in  den  §§  4  —  6  des  Gesetzes  vom  27.  Juli  1885. 

Die  nach  vorstehenden  Bestimmungen  festgestellten  Steuersätze  haben  die 
Bedeutung  von  Verhältniszahlen,  welche  bei  Berechnung  der  wirklich  zu  ent- 
richtenden Steuerbeträge  nach  Massgabe  des  in  jedem  Jahre  aufzubringenden 
Steuorquantums  zum  Grunde  zu  legen  sind.    (Vgl.  §  7.) 

§  5- 

Zum  Zwecke  der  Verteilung  des  der  Gemeinde-Einkommensteuer  unter- 
liegenden Einkommens  aus  dem  Besitze  oder  Betriebe  einer  sich  über  mehrere 
Gemeinden  erstreckenden  Gewerbe-,  Bergbau-  oder  Eisenbahnunternehmung  hat 
der  Unternehmer  bezw.  Gesellschaftsvorstand  binnen  spätestens  drei  Monaten 
vor  Beginn  des  Steuerjahres  einen  Verteilungsplan,  welcher  im  dreijährigen 
Durchschnitt  bei  Versicherungs-,  Bank-  und  Kreditgeschäften  die  erzielten  Brutto- 
einnahmen, in  allen  übrigen  Fällen  die  erwachsenen  Ausgaben  an  Gehältern 
und  Löhnen  nach  MasBgabe  der  §§  7  und  8  des  Gesetzes  vom  27.  Juli  1885 
und  deren  Verteilung  auf  die  abgabeberechtigten  Gemeinden  enthalten  muss, 
dem  Magistrat  mitzuteilen.    In  den  Fällen  der  §§  4  und  5  des  Gesetzes  vom 
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27.  Juli  1885  hat  diese  Mitteilung  spätestens  vier  Wochen  nach  erfolgter  Be- 
kanntmachung der  abgabepflichtigen  Beträge  bezw.  des  abgabepflichtigen  Ge- 
samtbetrags zu  erfolgen. 

§  <$• 

Die  Einschätzung  geschieht  durch  eine  von  der  Stadtverordneten-Ver- 
sammlung eigens  dazu  gewählte  Kommission  von  (acht)  Mitgliedern.  Dieselbe 
besteht  aus  (vier)  Mitgliedern  der  Stadtverordneten-Versammlung,  wovon,  soweit 
dieses  anganglich,  (zwei)  einkommensteuerpflichtig  und  (zwei)  klassensteuer- 
pflichtig und  aus  (vier)  Mitgliedern  der  Bürgerschaft,  wovon  ebenfalls,  soweit 
dieses  angänglich,  (zwei)  einkommensteuerpflichtig  und  (zwei)  klassensteuerpflichtig 
sein  müssen.  Bei  der  Einschätzung  der  in  §  1  zu  c  bezeichneten  Abgabe- 
pflichtigen hat  dasjenige  Mitglied,  welches  bei  den  Betriebsresultaten  durch 
Aktienbesitz  oder  in  sonstiger  Weise  interessiert  ist,  sich  der  Abstimmung  zu 
enthalten. 

Der  Bürgermeister  oder  der  von  ihm  delegierte  Beigeordnete  führt  in 
dieser  Kommission  den  Vorsitz,  ohne  ein  anderes  Stimmrecht,  als  bei  Stimmen- 
gleichheit, und  werden  demselben  alle  sonstigen  amtlichen  Nachrichten  mit- 
geteilt, welche  zur  Aufklärung  dienen  können. 

§  7. 

Die  nach  §  6  stattfindende  Einschätzung  bildet  die  Mutterrolle  zur  Ge- 
meinde-Einkommensteuer, auf  deren  Grund,  nachdem  das  Beitragsverhältnis  zu 
den  Kommunalsteuern  festgestellt  ist,  der  Magistrat  die  Heberolle  anfertigt, 
während  14  Tagen  zur  Einsicht  offenlegt  und  demnächst  vollstreckbar  erklärt. 

Jedem  Steuerpflichtigen  wird  ausserdem  von  dem  Gemeindeempfänger 
mindestens  14  Tage  vor  Ablauf  der  Beschwerdefrist  (§  9)  ete  Auszug  aus  der 
Heberolle,  welcher  den  ihm  zugeteilten  Steuersatz  enthält,  mitgeteilt. 

§  8. 

Die  Gemeinde-Einkommensteuer  ist  an  die  Gemeindekasse  in  denselben 
Fristen  zu  zahlen,  welche  in  der  Gemeinde  N.  für  die  Hebung  der  direkten 
Staatesteuern  gelten. 

§  9- 

Beschwerden  und  Einsprüche  gegen  die  Veranlagung  müssen  binnen  einer 
Präklusivfrist  von  drei  Monaten  nach  der  im  §  7  vorgeschriebenen  Bekannt- 
machung der  Heberolle  oder  bei  Veranlagung  im  Laufe  des  Jahres  binnen  einer 
gleichen  Frist  nach  erfolgter  Benachrichtigung  des  Steuerpflichtigen  von  dem 
Steuerbetrage  bei  dem  Magistrat  angebracht  werden.  Nur,  wenn  nachgewiesen 
werden  kann,  dass  durch  den  Verlust  einzelner  Einnahmequellen  das  veran- 
schlagte Gesamteinkommen  eines  Steuerpflichtigen  um  mehr  als  den  vierten  Teil 
vermindert  worden,  darf  eine  verhältnismässige  Ermässigung  der  veranlagten 
Steuer  zu  jeder  Zeit  gefordert  werden. 

Erlischt  ein  steuerpflichtiges  Einkommen  durch  den  Tod  seines  Inhabers 
oder  in  anderer  Art  gänzlich,  so  ist  die  ganze  davon  veranlagte  Steuer  in  Ab- 
gang, im  ersteren  Falle  aber  sind  die  Erben,  soweit  es  nach  den  gesetzlichen 
Bestimmungen  und  den  Vorparagraphen  zulässig  ist,  in  Zugang  zu  stellen. 
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§  10. 

Die  Zahlung  der  veranlagten  Steuer  darf  durch  den  Einspruch  nicht  auf- 
gehalten werden,  muss  vielmehr,  mit  Vorbehalt  der  späteren  Erstattung  des 
etwa  zuviel  Bezahlten,  zu  den  bestimmten  Terminen  (§  8)  erfolgen., 

§  11. 

Die  Beschwerden  und  Einsprüche,  welche  bei  dem  Magistrat  eingehen, 
werden  von  dem  letzteren  in  ein  darüber  zu  fahrendes  Register  eingetragen, 
welches  nach  Ablauf  der  dreimonatlichen  Präklusivfrist  geschlossen  wird.  Die- 
selben werden  demnächst  der  gleich  nach  dem  Ablauf  dieser  Frist  zu  versam- 
melnden Einschätzungskoruniission  (§  4)  zur  Begutachtung  vorgelegt.  Der  Magi- 
strat beschliesst  sodann  auf  Grund  des  Gutachtens  der  Einschätzungskommission. 
Gegen  diesen  Beschluss  findet  die  bei  dem  Bezirksausschusse  binnen  einer  Prä- 
klusivfrist von  zwei  Wochen  anzubringende  Klage  im  Verwaltungsstreitverfahren 
statt  (§  18  des  Zuständigkeitsgesetzes  vom  1.  August  1883). 

§  12. 

Auf  Grund  der  über  die  Zu-  und  Abgänge  zu  führenden  Notizen  werden 
von  dem  Magistrate  im  Anfange  der  Monate  September  und  März  die  Zu-  und 
Abgangslisten  angefertigt  und  der  Gemeindekasse  zur  Erhebung  der  Zugänge 
und  zur  Verrechnung  der  Ausfälle  zugefertigt. 

Ueber  die  Behandlung  der  die  Gemeinde-Einkommensteuer  betreffenden 
Ab-  und  Zugänge  und  Reklamationen  kommen  —  insofern  gegenwärtiges  Re- 
gulativ nicht  ein  anderes  vorschreibt  —  die  für  die  Staats-Klassen-  und  Ein- 
kommensteuer erlassenen  Bestimmungen  entsprechend  zur  Anwendung. 

§  13. 

Vom  ab  (§  1)  tritt  das  von  der  Königlichen  Regierung 

zu  am  genehmigte  Gemeinde-Einkommensteuer-Regulativ 

für  den  Gemeindebezirk  ausser  Kraft. 
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Gesetz,  betreffend  die  Bereinigung  des  Katasters,  die 
Ausgleichung  der  Grundsteuer  und  die  Fortführung  des 
Katasters  in  Elsass-Lothrineren. 
Vom  31.  März  1884. 

Wir  Wilhelm,  von  Gottes  Gnaden  Deutscher  Kaiser,  König 
von  Preussen  etc.  verordnen  im  Namen  des  Reichs,  für  Elsaas-Lothringen, 
iuch  erfolgter  Zustimmung  des  Bundesrates  und  des  Landesauschusses. 
was  folgt: 

L  Bereinigung  des  Katasters. 

§  1. 

Das  Kataster  wird  in  seinen  Angaben  über  die  Besitzer,  die  Lage,  die 
Grosse  und  die  dauernde  Benutzung  (Kulturart)  der  einzelnen  Liegenschaften 
(Grundstucke  und  Gebäude)  für  sämtliche  Gemeinden  des  Landes  der  Bereinigung 
unterzogen. 

Die  Bereinigung  des  Katasters  der  einzelnen  Gemarkungen  erfolgt  ent- 
weder durch  einfache  Berichtigung  (Prüfung,  Richtigstellung  und  Ergänzung) 
der  vorhandenen  Katasterurkunden,  oder  durch  Erneuerung  auf  Grund  einer 
vollständigen  Stückvermessung. 

Die  Leitung  und  Ueberwachung  der  bezüglichen  Arbeiten  liegt  einer  zu 
diesem  Zwecke  einzusetzenden  Katasterkommission  ob. 

§2. 

Der  Beginn  der  Katasterbereinigung  wird  für  jede  einzelne  Gemarkung 
Torher  öffentlich  bekannt  gemacht. 

a.  Berichtigung. 
§  3. 

Die  Berichtigung  des  Katasters  vollzieht  sich  in  der  Weise,  dass  die  An- 
gaben desselben  unter  Zuziehung  von  feldkundigen  Gemeindemitgliedern,  als 
Auskunftspersonen ,  mit  den  thatsächlichen  Verhältnissen  verglichen  und  die 
vorhandenen  Abweichungen  festgestellt  werden. 

Privatkataster  und  andere  geeignete  Pläne,  welche  zur  Verfügung  stehen 
und  sich  als  richtig  erweisen  oder  sich  ohne  unverhältnismässige  Weiterungen 
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berichtigen  lassen,  können  mit  ihren  Angaben  in  das  Kataster  übernommen 
werden. 

§4. 

Grundstücke,  welche  zur  Zeit  von  der  Grenze  zweier  Gemarkungen  durch- 
schnitten werden  oder  in  eine  andere  Gemarkung  einspringen  oder  vollständig 
innerhalb  einer  andern  Gemarkung  liegen,  können,  sofern  die  beteiligten  Grund- 
besitzer und  Gemeinderäte  zustimmen,  gelegentlich  der  Katasterberichtigung 
durch  das  Ministerium  mit  derjenigen  Gemarkung  vereinigt  werden,  zu  der  sie 
ihrer  natürlichen  Lage  nach  gehören.  Die  Entscheidung  des  Ministeriums  wird 
Öffentlich  bekannt  gemacht. 

§  5. 

Die  feldkundigen  Auskunftspersonen  (§  3)  werden  in  der  erforderlichen 
Anzahl  vom  Gemeinderat  bestellt 

8  6. 

Die  Eigentümer,  Besitzer,  Nutzniesser,  Pächter  und  sonstigen  Inhaber  von 
Liegenschaften  sind  berechtigt,  den  örtlichen  Erhebungen  beizuwohnen  und  ihre 
Erklärungen  abzugeben. 

Die  Inhaber  der  Liegenschaften  sind  verpflichtet,  nach  näherer  Vorschrift 
der  Ausführungsbestimmungen 

1)  innerhalb  dreier  Tage  nach  ergangener  ortsüblicher  Aufforderung  die 
von  ihnen  benutzten  Bodenparzellen  einzeln  zu  bezeichnen, 

2)  das  Betreten  ihrer  Grundstücke,  einschliesslich  der  Höfe  und  um- 
schlossenen oder  zu  Häusern  gehörigen  Gärten,  sowie  die  Vornahme  von 
Messungen  auf  denselben  durch  das  mit  Ausführung  der  Berichtigung 
betraute  Personal  zu  gestatten  und 

3)  etwaigen  Ladungen  zum  Erscheinen  an  Ort  und  Stelle  und  vor  dem 
Bürgermeister  persönlich  oder  durch  ihre  Vertreter  Folge  zu  leisten 
und  daselbst  die  erforderlichen  thatsächlichen  Aufschlüsse,  soweit  nötig 
unter  Vorzeigung  der  in  ihrem  Besitz  befindlichen  Urkunden,  zu  er 
teilen. 

§  7. 

Sobald  die  Berichtigungsarbeit  in  einer  Gemeinde  beendet  ist,  werden 
auf  Grund  der  gewonnenen  Ergebnisse  die  einzelnen  Liegenschaften 

1)  nach  topographischer  Ordnung  in  einem  Flurbuch  und  einem  Parzellen- 
register und 

2)  nach  Steuerpflichtigen  geordnet  in  einer  Mutterrolle  neu  zusammen- 
gestellt; es  werden  ferner 

3)  der  Gegenwart  entsprechende  Katasterpläne  angefertigt. 

Das  Flurbuch  und  eine  Ausfertigung  der  Mutterrolle  sind  für  die  Ge- 
meinde, das  Original  der  Mutterrolle  und  das  Parzellenregister  für  die  Steuer- 
verwaltung bestimmt.  Von  den  Katasterplänen  erhält  die  Steuerverwaltung  das 
Original,  die  Gemeinde  eine  Kopie. 

Soweit  im  einzelnen  Falle  die  vorhandenen  Mutterrollen  und  Kataster- 
pläne nach  dem  Ermessen  der  Katasterkommission  ergänzt  werden  können,  ohne 
an  Deutlichkeit  und  Zuverlässigkeit  zu  verlieren,  kann  bis  auf  weiteres  von 
einer  Erneuerung  derselben  abgesehen  werden. 
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§  8. 

Die  neu  hergestellten  Katasterpläne  und  das  Original  des  Flurbuches 
werden  auf  dem  Bürgermeisteramt  der  Gemeinde  während  eines  Monates  zur 
Einsichtnahme  offengelegt.  Ausserdem  sind  den  Inhabern  der  Liegenschaften 
vor  Beginn  der  Offenlegung  Verzeichnisse  der  auf  ihre  Namen  eingetragenen 
Grandstücke  und  Gebäude  durch  den  Bürgermeister  zur  Anerkennung  mitzuteilen. 

Mit  Ablauf  der  Offenlegungsfrist  enteendet  die  Katasterkommission  einen 
Sachverständigen  in  die  Gemeinde  zu  dem  Zwecke,  um  den  Inhabern  der  Liegen- 
schaften, sowie  den  Vertretern  abwesender  Grundbesitzer  die  erforderlichen  Auf- 
schlüsse und  Erläuterungen  über  den  Inhalt  der  Katasterurkunden  mündlich  zu 
erteilen. 

Einwendungen  gegen  die  Katasterurkunden  können  während  des  Monats 
der  Offenlegung  schriftlich  bei  dem  Bürgermeister  oder  während  der  Anwesen- 
heit des  Sachverständigen  bei  diesem  schriftlich  oder  mündlich  vorgebracht 
werden.  Sämtliche  Einwendungen  werden  von  dem  Sachverständigen  geprüft 
und  der  Katasterkommission  vorgelegt,  welche  darüber,  erforderlichen  Falls  nach 
nochmaliger  örtlicher  Untersuchung,  entscheidet. 

Soweit  nötig,  sind  ausser  den  Reklamanten  die  Grenznachbarn  und  die 
sonst  beteiligten  Grundbesitzer  durch  Vermittelung  des  Bürgermeisters  aufzu- 
fordern, der  Prüfung  der  erhobenen  Einwendungen  persönlich  oder  durch  ihre 
Bevollmächtigten  beizuwohnen.  Den  Ausbleibenden  fallen  die  Kosten  des  von 
ihnen  verschuldeten  wiederholten  Verfahrens  nach  Festsetzung  durch  die  Kataster- 
kommission zur  Last. 

Soweit  die  Einwendungen  als  begründet  erkannt  werden,  tritt  Berichtigung 
der  offengelegten  Urkunden  ein. 

Gegen  die  Kostenfestsetzung  sowie  den  abweisenden  Bescheid  der  Kataster- 
kommisaion kann  binnen  einer  Ausschlussfrist  von  einem  Monat  vom  Tage  der 
Bekanntgabe  ab  Berufung  beim  Ministerium  erhoben  werden.  Letzteres  ent- 
scheidet endgültig. 

Erweist  sich  die  Berufung  als  unbegründet,  so  können  die  hierdurch  er- 
wachsenen Kosten  ganz  oder  teilweise  dem  Berufenden  in  der  Entscheidung 
zur  Last  gelegt  werden. 

Beginn  und  Schluss  der  Offenlegung,  sowie  die  Tage,  während  welcher 
der  Sachverständige  zur  Erteilung  von  Auskunft  und  zur  Entgegennahme  von 
Einwendungen  in  der  Gemeinde  anwesend  ist,  sind  vorher  öffentlich  bekannt  zu 

Die  Besitz-  und  Eigentumsverhältnisse  der  Beteiligten  werden  durch  die 
vorgenannten  Entscheidungen  nicht  berührt. 

§9. 

Von  den  Kosten  der  Katasterberichtigung  fallen  den  Gemeinden  zur  Last : 

1)  die  Ersatzleistungen  für  entstandene  Feldbeschädigungen, 

2)  die  den  Auskunftspersonen  zu  gewährenden  Vergütungen  und  endlich 
8)  die  baren  Auslagen,  welche  der.  Verwaltung  für  Anfertigung  der  an 

das  Gemeindearchiv  abzugebenden  Pläne,  Flurbücher  und  Mutterrollen 
erwachsen. 

Alle  übrigen  Kosten  werden  von  der  Landeskasse  getragen. 
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Jeder  Anspruch  auf  Ersatz  für  Feldbeschädigungen  (1)  oder  auf  Vergütung 
für  die  Thätigkeit  als  Auskunftsperson  (2)  erlischt,  wenn  er  nicht  binnen  einem 
Monat  nach  erfolgter  Schadenszufügung  oder  nach  Beendigung  der  Thätigkeit 
als  Auskunftsperson  bei  dem  Bürgermeister  der  Gemeinde  angemeldet  worden  ist 
Kommt  eine  vom  Gemeinderat  genehmigte  Einigung  nicht  zustande,  so  entscheidet 
der  Kreisdirektor  nach  Anhörung  der  Parteien  und,  soweit  es  sich  um  Feld- 
beschädigungen handelt,  nach  Einholung  des  Gutachtens  eines  Sachverständigen. 
Die  Entscheidung  des  Kreisdirektors  ist  endgültig. 

Die  baren  Auslagen  für  Anfertigung  der  an  das  Gemeindearchiv  abzu- 
gebenden Katasterurkunden  (3)  werden  nach  einem  vom  Ministerium  festzusetzen- 
den Durchschnittssatze  berechnet  und  erhoben. 

§  10. 

Auf  Antrag  des  Gemeinderates  wird  mit  der  Katasterberichtigung  eine 
Festlegung  der  Gemarkungs-  und  Gewanngrenzen  durch  Vermarkung  und  Auf- 
nahme derselben  im  Anschluss  an  die  Landesvermessung  verbunden. 

Auf  die  Ermittelung  und  Vermarkung  dieser  Grenzen  linden  die  Bestim- 
mungen der  §§  14  und  15  gegenwärtigen  Gesetzes  Anwendung. 

Die  Kosten  der  Vermarkung  fallen  vorbehaltlich  der  besonderen  Bestim- 
mungen im  Abs.  2  des  §  15  der  Gemeinde  ganz,  diejenigen  der  Aufnahme  der 
bezeichneten  Grenzen  zur  Hälfte  zur  Last;  die  andere  Hälfte  trägt  die  Landeskasse. 

§  11. 

Privatvermessungen,  welche  nach  Erlass  des  Gesetzes  vorgenommen  werden, 
dürfen  für  die  Berichtigung  oder  Fortführung  de9  Katasters  nur  dann  Verwen- 
dung finden,  wenn  sie  von  vereideten  Personen  bewirkt  werden,  welche  ihre  Be- 
fähigung nachgewiesen  und  die  Ermächtigung  der  zuständigen  Behörde  erlangt 
haben.  Die  Messungen  unterliegen  der  Ueberwachung  und  Prüfung  durch  die 
Vermessungsbehörde ;  ihre  Ergebnisse  werden  in  gleicher  Weise  und  unter  den- 
selben Bedingungen  in  das  Kataster  übernommen,  wie  dies  bei  Planaufnahmen 
zum  Zwecke  der  ordentlichen  Fortführung  berichtigter  Kataster  geschieht. 

b.  Stückvermessung. 
§  12. 

Die  Stückvermessung  von  Gemarkungen  zum  Zwecke  der  Katastererneue- 
rung  (§  1)  wird  von  Amtswegen  veranlasst,  wenn  nach  dem  Ermessen  der  Kataster- 
kommission die  einfache  Berichtigung  nicht  mit  Nutzen  durchführbar  ist. 

8  13. 

Die  Stückvermessung  von  Gemarkungen  erfolgt  auch  auf  Antrag  sowohl 
des  Geraeinderates  als  der  beteiligten  Grundbesitzer.  Der  Antrag  ist  spätestens 
innerhalb  drei  Monaten  nach  der  amtlichen  Bekanntmachung  über  die  Aus- 
führung der  Katasterberichtigung  in  der  betreffenden  Gemeinde  (§  2)  bei  der 
Katasterkommission  zu  stellen. 

Wenn  die  Mehrheit  der  in  einer  Gemarkung  begüterten  Grundbesitzer, 
welche  zugleich  mindestens  zwei  Drittel  der  Fläche  vertreten,  auf  die  Stück- 
vermessung  dieser  Gemarkung  antragt,  so  ist  der  Antrag  für  die  übrigen  be- 
teiligten Grundbesitzer  mitverpflichtend. 
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§  U. 

Bevor  mit  der  Stückvermessung  einer  Gemarkung  begonnen  wird,  ist  die 
Gemarkungsgrenze  durch  einen  von  der  Katasterkommission  bestellten  Sachver- 
ständigen unter  Zuziehung  des  Burgermeisters  der  Gemeinde  und  der  Bürger- 
meister der  betreffenden  Nachbargemeinden  an  Ort  und  Stelle  zu  ermitteln. 
Streitigkeiten  über  die  Gemarkungsgrenzen  werden  endgültig  vom  Ministerium 
entschieden. 

Mit  Genehmigung  des  Ministeriums  können  bei  der  vorerwähnten  Ermit- 
telung unerhebliche  Verletzungen  der  Gemarkungsgrenze,  namentlich  zur  Ge- 
winnung fester  natürlicher  Grenzlinien,  vorgenommen  werden,  sofern  die  be- 
teiligten Grundbesitzer  und  die  Gemeinderäte  zustimmen. 

Bezüglich  der  von  der  Grenze  durchschnittenen,  der  in  eine  andere  Ge- 
markung einspringenden  und  der  von  einer  andern  Gemarkung  umschlossenen 
Grundstücke  finden  die  Bestimmungen  des  §  4  gleicbmässige  Anwendung. 

§  15. 

Vor  Beginn  des  eigentlichen  Vermessungsgeschäftes  sind  sämtliche  Grenzen 
nach  Anweisung  der  Katasterkommission,  soweit  erforderlich,  mit  Steinen  oder 
anderen  geeigneten  Grenzmarken  dauerhaft  zu  bezeichnen. 

Die  Verpflichtung  zur  Vermarkung  der  Gewanne  und  Gemarkungen  liegt 
den  betreffenden  Gemeinden,  diejenige  zur  Vermarkung  der  öffentlichen  Wege 
sowie  der  sonstigen  Verkehrsstrassen  den  Eigentümern  derselben  ob.  Die  Kosten 
der  Vermarkung  aller  übrigen  Grenzen  fallen  den  Grundeigentümern  zur  Last. 

Erfolgt  die  Vermarkung  unbestrittener  Grenzen  nicht  innerhalb  ange- 
messener Frist,  so  ist  dieselbe  von  Amtawegen  zu  bewirken. 

Jeder  Grundeigentümer  inuas  die  Grenzmarken  ohne  Entschädigung  auf 
«einem  Eigentum  dulden. 

§  16. 

Zur  gütlichen  Ausgleichung  etwa  bestehender  Grenzstreitigkeiten  sowie 
zur  Klarstellung  zweifelhafter  Grenzen  werden  in  jeder  stückweise  zu  vermessen- 
den Gemarkung  durch  den  Gemeinderat  ein  Schiedsmann  und  ein  Vertreter  des- 
selben bestellt.  Im  Falle  des  Bedürfnisses  kann  die  Bestellung  eines  Schieds- 
mannes  und  eines  Stellvertreters  für  bestimmt  abgegrenzte  Teile  der  Gemarkung 
oder  auch  die  Bestellung  mehrerer  Schiedsmänner  für  eine  Gemarkung  oder 
bestimmt  abgegrenzte  Teile  derselben  erfolgen.  Im  übrigen  wird  die  Ermit- 
telung des  Besitzstandes  und  der  sonst  in  Frage  kommenden  örtlichen  Verhält- 
nisse in  derselben  Weise  wie  bei  der  einfachen  Berichtigung  (§  8  Abs.  1)  bewirkt. 

§  17. 

Der  Schiedsmann  ist  befugt,  die  Beteiligten  vorzuladen.  Wenn  es  ihm 
nicht  gelingt,  eine  Einigung  herbeizuführen,  so  bezeichnet  er  unter  Berücksich- 
tigung des  Besitzstandes,  der  Angaben  des  bestehenden  Katasters  und  etwaiger 
sonstiger  Auskunftsmittel  die  Grenze,  welche  nach  .Vorschrift  des  §  15  zu  ver- 
raarken  und  als  vorläufige  in  das  neue  Kataster  aufzunehmen  ist. 

§  18. 

Die  Bestimmungen  des  §  6  finden  bei  der  Stück  Vermessung  einer  Ge- 
markung mit  der  Massgabe  Anwendung,  dass  die  Eigentümer,  Besitzer,  Nutz- 
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niesser,  Pächter  und  sonstigen  Inhaber  von  Liegenschaften  in  gleicher  Weise 
verpflichtet  sind,  Ladungen  zum  Erscheinen  vor  dem  Schiedsmann  Folge  zu 
leisten  und  demselben  die  zur  Sache  verlangten  thatsächlichen  Aufschlüsse,  auf 
Erfordern  unter  Vorzeigung  der  in  ihrem  Besitz  befindlichen  Urkunden,  zu 
erteilen. 

§  19. 

Auf  Grund  der  Ergebnisse  der  Stückvermessung  werden  für  die  Gemeinde 
und  die  Steuerverwaltung  neue  Katasterbücher  aufgestellt  und  neue  Kataster- 
karten, welche  die  Messzahlen  enthalten,  angefertigt  (§  7). 

Die  Offenlegung  der  neuen  Katasterurkunden  sowie  die  Prüfung  und  Er- 
ledigung der  etwa  erhobenen  Einwendungen  erfolgt  nach  Vorschrift  des  §  8. 

§  20. 

Einwendungen  gegen  den  Inhalt  der  Katasterurkunden  können  insbesondere 
erhoben  werden: 

1)  wegen  Ansatzes  von  Liegenschaften  auf  unrichtige  Namen, 

2)  wegen  unrichtiger  Angabe  des  Flächeninhaltes  einer  Liegenschaft. 

3)  wegen  unrichtiger  Angabe  der  dauernden  Benutzung  (Kulturart)  einer 
Liegenschaft, 

4)  wegen  der  in  den  Katasterkarten  unrichtig  erfolgten  Bezeichnung  der 
Lage  oder  Grenzen  einer  Liegenschaft, 

5)  wegen  Rechen-  und  Schreibfehler  und  sonstiger  materieller  Irrtümer. 

§  21. 

Für  die  Stückvermessung  einer  Gemarkung  hat  die  Gemeinde,  neben 
Uebernahme  der  Bezüge  des  Schiedsmannes  und  der  im  §  9  unter  1  und  2  ge- 
nannten Ausgaben,  an  die  Landeskasse  zu  vergüten: 

1)  bei  Vermessungen  von  Amtswegen  drei  Zehntel, 

2)  bei  Vermessungen  auf  Antrag  fünf  Zehntel 

der  auf  Grund  eines  vom  Ministerium  festzusetzenden  Gebührentarifes  vor  Be- 
ginn der  Vermessung  durch  die  Katasterkommission  im  Voranschlag  festgestellten 
Kosten. 

Die  Kosten  der  Vermarkung  (§  15)  bleiben  in  beiden  vorgenannten  Fallen 
demjenigen  zur  Last,  der  zur  Vornahme  der  Vermarkung  verpflichtet  ist. 

Hinsichtlich  der  Ersatzleistungen  für  Feldbeschädigungen  der  von  den 
Auskunftspersonen  beanspruchten  Vergütungen  und  der  Bezüge  des  Schieds- 
mannes finden  die  Bestimmungen  im  dritten  Absatz  des  §  9  Anwendung. 

Die  von  der  Gemeinde  zu  tragenden  Kosten  und  Kostenanteile  sind,  so- 
weit die  Stückvermessung  von  Amts  wegen  erfolgt,  aus  der  Landeskasse  zinsfrei 
vorzusehiessen  und  von  den  Gemeinden  innerhalb  der  vom  Ministerium  festzu- 
setzenden Frist,  spätestens  aber  binnen  zehn  Jahren  zu  erstatten. 

§  22. 

Mit  Inkrafttreten  dieses  Gesetzes  und  bis  zur  erfolgten  Durchführung  der 
Katasterbereinigung  (§1)  kann  die  Stückvermessung  von  Gemeindegemarkungen 
nur  durch  die  von  der  zuständigen  Behörde  beauftragten  vereideten  Sachver- 
ständigen und  nach  den  Vorschriften  der  §§  2  und  12  bis  21  bewirkt  werden. 
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8  23. 

Nachdem  die  Katasterbereinigung  für  das  Land  vollendet  ist,  erfolgt  die 
Stückvermessung  einer  Gemarkung  nur  auf  Beschluss  des  Gemeinderates.  Im 
Falle  einer  Meinungsverschiedenheit  zwischen  Bürgermeister  und  Gemeinderat 
wird  der  Besclüuss  erst  nach  seiner  Genehmigung  durch  den  Kreisdirektor  voll- 
streckbar. Die  Stückvermessung  ist  in  Anwendung  der  vorstehenden  §§  2  und 
14  bis  20  zur  Durchführung  zu  bringen.  Sie  darf  nur  von  vereideten  Personen 
bewirkt  werden,  welche  ihre  Befähigung  nachgewiesen  und  die  Ermächtigung 
der  zuständigen  Behörde  erlangt  haben,  und  unterliegt  der  unmittelbaren  Leitung 
und  Ueberwachung  sowie  der  Prüfung  durch  die  zuständige  Vermessungsbehörde. 
Letztere  hat  zugleich  die  vorstehend  der  Katasterkommission  zugewiesenen 
Funktionen  wahrzunehmen. 

8  24. 

Die  in  einer  auf  Stückvermessung  beruhenden  Karte  als  unstreitig  einge- 
tragenen Grenzen  haben  für  die  Besitz-  und  Eigentumsverhältnisse  der  in  den 
Katasterbüchern  verzeichneten  Inhaber  der  Liegenschaften  dieselbe  Bedeutung, 
als  wenn  sie  von  den  Letzteren  selbständig  vereinbart  und  festgesetzt  worden 
wären.  Das  Gleiche  gilt  von  den  in  Gemässheit  des  §  17  als  vorläufige  einge- 
tragenen Grenzen,  sofern  nicht  innerhalb  zweier  Jahre  nach  Offenlegung  der 
Karte  der  Vermessungsbehörde  der  Nachweis  erbracht  ist,  dass  die  in  den 
Katasterbüchern  verzeichneten  Inhaber  über  eine  andere  Grenze  sich  geeinigt 
oder  den  Rechtsweg  beschritten  haben. 

Auf  die  im  Abs.  1  bezeichnete  Rechtsfolge  ist  in  den  den  Beginn  der 
Vermessungsarbeiten  sowie  die  Offenlegung  der  Karte  betreffenden  Bekannt- 
machungen ausdrücklich  hinzuweisen. 

Durch  Uebergriffe  über  die  in  der  Karte  verzeichneten  Grenzen  wird  weder 
Besritz  noch  Ersitzung  begründet. 

Die  Karten,  welche  auf  einer  seit  dem  1.  April  1879  bis  zum  Inkrafttreten 
dieses  Gesetzes  begonnenen  oder  durchgeführten  .Stückvermessung  beruhen,  sind 
nach  Massgabe  des  §  8  offenzulegen  und  die  darin  verzeichneten  Grenzen,  soweit 
dieselben  bestritten  bleiben,  als  vorläufige  (§  17)  erkennbar  zu  machen.  Auf  die 
in  der  Karte  eingetragenen  Grenzen  finden  die  Vorschriften  der  vorstehenden 
Absätze  1  und  3  und  auf  die  die  Offenlegung  der  Karte  betreffende  Bekannt- 
machung die  Vorschrift  im  Abs.  2  Anwendung. 

II.  Ausgleichung  der  Grundsteuer. 

8  25. 

Im  Anschluss  an  die  Katasterbereinigung  (Berichtigung  oder  Stückver- 
messung) findet  unter  Leitung  der  Katasterkommission  eine  allgemeine  Revision 
und  Ausgleichung  der  Grundsteuerreinerträge  sowohl  der  Grundstücke  als  der 
Gebäude  statt.  Die  Inhaber  der  Liegenschaften  sind  verpflichtet,  die  zu  diesem 
Zwecke  erforderlichen  örtlichen  Erhebungen  zu  gestatten. 

§  26. 

Zu  dem  vorbezeichneten  Zwecke  wird  die  ganze  Fläche  des  Laudes  nach 
der  Gleichartigkeit  der  Bodenverhältnisse,  der  Erhebung  über  den  Meeresspiegel, 
der  Lage  und  Bewirtechaftungsweise  der  Feldgüter  sowie  der  Bevölkerungs- 
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und  Verkehrsverhältnisse  in  eine  entsprechende  Anzahl  von  Einschätzungs- 
distrikten geteilt. 

Diese  Einteilung  erfolgt  durch  die  Kommission  der  Landesschätzer  und 
unterliegt  der  Genehmigung  der  Katasterkommission. 

§  27. 

Die  Kommission  der  Landesschätzer  besteht  aus  elf  Mitgliedern  einschließ- 
lich des  Vorsitzenden.  Sechs  dieser  Mitglieder  werden  durch  den  Landesaus- 
schusB  gewählt,  die  übrigen  Mitglieder,  einschliesslich  des  Vorsitzenden,  von 
dem  Ministerium  bestellt. 

In  gleicher  Weise  ist  für  jedeg  Mitglied  ein  Ersatzmann  zu  bezeichnen. 

Die  Kommission  kann  sich  aus  den  Ersatzmännern  durch  Kooption  soweit 
verstärken,  dass,  ausschliesslich  des  Vorsitzenden,  auf  jeden  Einschätzungsdistrikt 
ein  Mitglied  kommt. 

§  28. 

Die  Kommission  fasst  ihre  Beschlüsse  nach  Stimmenmehrheit»  Sie  ist 
beschlussfähig,  wenn  mindestens  zwei  Drittel  der  Mitglieder  anwesend  sind. 

Die  Kommission  ist  berechtigt,  zu  ihren  Arbeiten  jederzeit  Sachverständige 
mit  berathender  Stimme  zuzuziehen.  Das  Nähere  über  den  Geschäftsgang  der 
Kommission  und  die  Bezüge  der  Mitglieder  derselben  bestimmt  das  Ministerium. 

§  29. 

Die  Kommission   der   Landesschätzer  hat  nach  Feststellung  der  Ein 
sehätzungsdistrikte  (§  2G)  in  jedem  derselben  die  erforderliche  Zahl  von  Ge- 
markungen auszuwählen,  welche  thunlichst  sämtliche  Bodenarten  des  Distriktes 
enthalten  und  zur  Vornahme  von  Musterschätzungen  geeignet  sind. 

8  30. 

In  diesen  Gemarkungen  (Mustergemarkungen)  hat  die  Kommission  der 
Landesschätzer  zu  ermitteln,  in  wie  weit  die  nach  dem  Kataster  bestehende  Ein- 
teilung des  Grund  und  Bodens  in  Kulturarten  und  Klassen  und  die  Einreihung 
der  einzelnen  Grundstücke  in  die  Klassen  dieser  Kulturarten  der  Gegenwart 
entspricht.    In  entsprechender  Weise  ist  bezüglich  der  Gebäude  zu  verfahren. 

Je  nach  dem  Ergebnis  dieser  Ermittelungen  hat  die  Kommission  entweder 
die  erforderliche  Ergänzung  und  Berichtigung  vorzunehmen  oder  eine  vollständig 
neue  Klassenbildung  und  Einreihung  der  einzelnen  Grundstücke  und  Gebäude 
in  diese  Klassen  zu  bewirken. 

§  31. 

Ueber  die  Zahl  der  für  die  Gebäude  sowie  für  jede  Kulturart  des  nicht 
tiberbauten  Bodens  höchstens  zulässigen  Klassen  entscheidet  die  Kataster- 
kommission. 

Die  Einteilung  des  nicht  überbauten  Bodens  nach  seiner  dauernden  Be- 
nutzung (Kulturart)  kann  nur  erfolgen  in:  Ackerland,  Gärten,  Rebland.  Wiesen. 
Weiden,  Holzungen,  Wassersttteke,  Oedland.  Inland,  Ilofraithe. 

*  32. 

Nach  Feststellung  der  einzelnen  Kulturarten  und  Klassen  der  Muster- 
gemarkungen jedes  Schätzungsdistriktes  hat  die  Kommission  der  Landesschätzer 
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für  jede  Kulturart  und  Klasse  des  nicht  überbauten  Boden*  den  Reinertrag 
auf  Grund  der  Marktpreise  aus  den  Jahren  1874  bis  einschliesslich  1885 
unter  Fortlassung  des  billigsten  und  teuersten  Jahres  durch  Einzelberechnung 
zu  bestimmen. 

Derf  Reinertrag  der  einzelnen  Klassen  der  Gebäude  sowie  derjenigen  Ge- 
bäude, welche  in  eine  Klasse  nicht  eingereiht  werden  konnten,  ist  nach  dem 
mittleren  jährlichen  Mietswert  derselben  festzustellen  und  letzterer  nach  Mass- 
gabe der  bestehenden  gesetzlichen  Bestimmungen  soweit  thunlich  nach  den 
durchschnittlichen  Mietspreisen  abzumessen,  welche  innerhalb  der  vorhergehenden 
fünf  Jahre  in  der  Gemeinde  oder  dem  Schätzungsdistrikte  bedungen  worden  sind. 

§  33. 

Sobald  die  Mustereinschätzungen  in  sämtlichen  Schätzungsdistrikten  durch- 
geführt sind,  hat  die  Kommission  der  Landesschätzer  das  Ergebnis  derselben 
zusammenzustellen  und  einer  Prüfung  dahin  zu  unterziehen,  ob  die  für  die 
verschiedenen  Schätzungsdistrikte  ermittelten  Reinerträge  untereinander  in 
richtigem  Verhältnis  stehen.  Gegebenen  Falles  sind  die  erforderlichen  Aus- 
gleichungen vorzunehmen. 

§  34. 

Die  Ergebnisse  der  Mustereinschätzungen  werden  von  der  Kataster- 
kommission geprüft  und  nach  vorhergegangener  öffentlicher  Bekanntmachung 
während  einer  Ausschlussfrist  von  einem  Monat  auf  dem  Bürgermeisteramt  der 
eingeschätzten  Gemarkung  zur  Einsichtnahme  offen  gelegt.  Die  Reinertrags- 
sätze sowie  die  ihnen  zu  Grunde  liegenden  Produkten-,  Arbeits-,  Material-  und 
Mietspreise  werden  ausserdem  durch  die  amtlichen  Blätter  zur  allgemeinen 
Kenntnis  gebracht. 

Einwendungen  können  während  der  vorbezeiehneten  Ausschlussfrist  ent- 
weder der  Katasterkominission  eingesandt  oder  bei  dem  Bürgermeisteramt  vor- 
gebracht werden.    Dieselben  sind  zulässig  gegen 

1)  die  Zahl  und  Abgrenzung  der  Klassen  für  die  verschiedenen  Kultur- 
arten und  Gebäude, 

2)  die  Einreihung  der  einzelnen  Grundstücke  und  Gebäude  in  die  Kultur- 
arten und  Klassen, 

3)  die  Festsetzung  des  Reinertrages  für  die  einzelnen  Kulturarten  und 
Klassen  und  für  die  nicht  in  Klassen  eingereihten  Gebäude. 

Einwendungen  gegen  die  unter  1  und  2  bezeichneten  Punkte  können  nur 
von  den  Eigentümern  oder  Nutzniessern  der  Liegenschaften  erhoben  werden. 
Einwendungen  gegen  die  Reinertragsfestsetzung  stehen  dagegen  jedem  Grund- 
besitzer des  Landes  zu ;  sie  müssen  jedoch  speciell  begründet  sein. 

§  35. 

Die  Entscheidung  der  Einwendungen  erfolgt  durch  die  Katasterkommission, 
welche  geeigneten  Falles  eine  Nachschätzung  veranlasst. 

Die  Nachschätzung  ist  durch  eine  Kommission  zu  bewirken,  welche  aus 
einem  Mitgliede  der  Katasterkommission  als  Vorsitzenden,  zwei  Landesschätzern 
und  zwei  Ersatzmännern  besteht.  Die  Landesschätzer  und  Ersatzmänner  werden 
von  der  Katasterkommission  berufen. 
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Die  Katasterkommission  ist  an  das  Ergebnis  der  Nachschätzung  nur  in- 
soweit gebunden,  als  die  notwendige  Gleichmäßigkeit  der  Einschätzung  durch 
das  ganze  Land  dies  zulässt. 

liegen  den  abweisenden  Beseheid  der  Katasterkommission  ist,  sofern  der- 
selbe von  dem  Ergebnis  der  Nachschätzung  abweicht  oder  ohne  Einleitung  einer 
Nachschätzung  erteilt  wird,  binnen  einer  Ausschlussfrist  von  zwei  Wochen  die 
Berufung  an  das  Ministerium  zulässig. 

Da*  Ministerium  endscheidet  endgültig.  Eine  weitere  Nachschätzung  findet 
nicht  statt. 

§  36. 

Nachdem  die  Einwendungen  gegen  die  Mustereinschätzungen  erledigt  sind, 
werden  die  Ergebnisse  dieser  Einschätzungen  von 

gültig  festgestellt  und  die  Reinertragssätze  mit  ihren  Unterlagen  veröffentlicht. 

Die  Mustereinschätzungen  dienen  für  die  Einschätzungen  in  den  übrigen 
Gemarkungen  des  betreffenden  Schätzungsdistriktes  in  der  Weise  als  Muster  und 
Anhalt,  dass  an  der  Hand  der  Musterschätzungen  sogleich  auf  den  Reinertrag 
der  entsprechenden  Kulturarten  und  Klassen  geschlossen  werden  kann,  wenn  und 
soweit  nicht  ausnahmsweise  eine  vollständige  Einzelberechnung  durch  besondere 
Umstände  notwendig  gemacht  wird. 

§  37. 

Die  Einschätzung  in  den  einzelnen  Gemarkungen  jedes  Schätzungsdistrikto 
erfolgt  durch  Schätzungskommissionen.  Jede  Kommission  besteht  aus  drei  Mit- 
gliedern, und  zwar  einem  von  dein  Ministerium  bestimmten  Beamten  als  Vor- 
sitzenden, einem  Distriktsschätzer  und  einem  Ortsscbätzer.  Bei  der  Einschätzung 
von  Waldungen  und  Gebäuden  kann  die  Schätzungskommission  nach  Bestim- 
mung der  Katasterkommission  durch  Zuziehung  von  Sachverständigen  mit  be- 
ratender Stimme  verstärkt  werden. 

Die  Katasterkomnüssion  bestimmt  die  Zahl  der  Schätzungskommissionen 
für  die  einzelnen  Distrikte.  Die  Bezirkstage  wählen  für  jeden  Distrikt  die  er- 
forderlichen Distriktsschätzer.  Die  Ortsschätzer  werden  von  den  Gemeinderäten 
gewählt.  Für  jedes  Mitglied  der  Schätzungskommission  wird  in  gleicher  Weist* 
ein  Ersatzmann  bestimmt.  Sind  die  vom  Bezirkstag  gewählten  Distriktsschätzer 
nicht  in  der  Lage,  ihro  Funktionen  auszuüben,  so  beruft  die  Katasterkommission 
die  weiter  erforderlichen  Distriktsschätzer. 

Die  Schätzungskommission  fasst  ihre  Beschlüsse  nach  Stimmenmehrheit. 
Im  übrigen  werden  der  Geschäftsgang  und  die  Bezüge  der  Mitglieder  vom 
Ministerium  geregelt. 

§  38. 

Den  Vorsitzenden  der  Schätzungskommissioncn  und  den  Distriktsschätzent 
sowie  deren  Ersatzmännern  ist  Gelegenheit  zu  geben,  den  Musterabschätzungen 
in  ihrem  Distrikte  (§  30  und  folgende)  beizuwohnen.  Dieselben  haben  hierbei 
beratende  Stimme. 

8  3<J. 

Die  Schätzungskommission  hat  unter  steter  Rücksichtnahme  auf  die  Muster- 
gemarkung und  unter  Innehaltung  der  nach  §  31  zulässigen  Kultururten  und 
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Klassen  für  jede  Gemarkung  ihres  Geschäftsbereiches  die  bestehende  Klassen- 
einteilung und  Klas8eneinreihung  der  einzelnen  Grundstücke  und  Gebilude  nach 
Massgabe  des  §  30  zu  prüfen,  zu  ergänzen  und  nötigen  Falles  zu  erneuern 
rfowie  nach  Massgabe  des  §  36  die  Reinertrage  für  die  einzelnen  Kulturarten 
und  Klassen  und  für  die  nicht  in  Klassen  eingereihten  Gebilude  zu  ermitteln. 

8  40. 

Die  Thätigkeit  der  Schätzungskommissionen  unterliegt  der  Aufsicht  der 
Konimission  der  Landesschätzer  in  der  Weise,  das«  jeder  Landesschätzer  die 
Einschätzung  in  dem  ihm  vom  Vorsitzenden  zugeteilten  bestimmt  abgegrenzten 
Landesteile  zu  überwachen  und  an  einzelnen  Abschätzungsgeschäften  mit  be- 
ratender Stimme  teilzunehmen  hat, 

8  41. 

Die  Schätzungsergebnisse  werden  von  der  Kommission  der  Landesschätzer 
in  Bezug  auf  ihro  Gleichmäßigkeit  und  Richtigkeit  geprüft. 

Die  von  ihr  als  erforderlich  angeordneten  Nachschätzungen  sind  unter 
Leitung  des  jedesmal  vom  Vorsitzenden  zu  bestimmenden  Landesschätzers  durch 
eine  bei  der  ersten  Schätzung  nicht  beteiligte  Kommission  vorzunehmen,  deren 
Vorsitzender  und  Distriktsschätzer  von  der  Katasterkomminsion  bestimmt,  und 
deren  Ortsschätzer  vom  Gemeinderat  neu  gewählt  wird. 

§  42. 

Die  Kommission  der  Landesschätzer  ist  befugt,  die  von  den  Distrikts- 
schätzungBkommissionen  ermittelten  Reinertragssätze  zur  Herstellung  der  er- 
forderlichen Gleichmässigkeit  zu  erhöhen  oder  herabzusetzen.  Die  vorgenommene 
Aenderung  ist  zu  begründen;  sie  wird  durch  das  Ergebnis  einer  Nachschätzung 
nicht  verhindert. 

ft  43. 

Das  Ergebnis  der  Schätzungen  wird  von  der  Katasterkommission  geprüft 
und  nach  vorhergegangener  öffentlicher  Bekanntmachung  während  einer  Aus- 
üchlussfrist  von  einem  Monat  auf  dem  Bürgermeisteramt  der  eingeschätzten  Ge- 
markung zur  Einsichtnahme  offen  gelegt. 

Zu  Einwendungen  gegen  die  Einreihung  der  einzelnen  Grundstücke  und 
Gebäude  in  die  Kulturarten  und  Klassen  sind  die  Eigentümer  und  Nutzniesser 
befugt.  Gegen  die  Zahl  und  Abgrenzung  der  Klassen  (§  34  Ziffer  1)  kann  nur 
der  Gemeinderat  sowie  der  Grundbesitzer  oder  diejenige  Gesamtheit  von  Grund- 
besitzern, welche  mindestens  die  Hälfte  der  Fläche  der  bezüglichen  Kultnrart 
oder  die  Hälfte  der  in  Klassen  eingereihten  Gebäude  besitzt,  Einwendungen 
erheben.  Einwendungen  gegen  den  für  die  einzelnen  Kulturarten  und  Klassen 
festgesetzten  Reinertrag  (§  34  Ziffer  3)  stehen  endlich  nur  derjenigen  Person 
oder  derjenigen  Gesamtheit  von  Grundbesitzern  zu,  welche  mindestens  ein  Drittel 
der  Gesamtfläche  der  bezüglichen  Kulturart  und  Klasse  oder  ein  Drittel  der 
Gebäude  der  betreffenden  Klasse  vertritt. 

Gegen  den  Reinertrag  der  nicht  in  Klassen  eingereihten  Gebäude  können 
die  Eigentümer  und  Nutzniesser  Einwendung  erheben. 

Bezüglich  der  Anbringung  und  Begründung  der  Einwendungen  greifen 
die  Bestimmungen  des  §  34  Platz. 
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§  44. 

Für  die  Entscheidung  der  Einwendungen  findet  §  35  mit  der  Ma&sgabe 
Anwendung,  dues  überall  da,  wo  die  Kommission  der  Landesschätzer  bereits 
eine  Nachschätzung  veranlasst  hatte,  eine  weitere  Nachschätzung  nicht  erfolgt. 

Wird  im  anderen  Falle  eine  Nachschätzung  angeordnet,  so  ist  dieselbe 
durch  eine  Kommission  zu  bewirken,  welche  in  Anwendung  de«  §  41  durch  die 
Katasterkommission  zu  berufen  ist. 

§  45. 

Nach  Beendigung  der  Einschätzungen  und  Erledigung  der  erhobenen  Ein- 
wendungen wird  die  Grundsteuerreinertragssumme  für  die  einzelnen  Grundstücke 
und  Gebäude,  für  die  Gemeinden,  die  Bezirke  und  das  Land  berechnet. 

Auf  Grund  dieser  Reinertragsberechnung  ist  der  aufzubringende  Gesamt- 
betrag der  Grundsteuer  auf  die  Bezirke,  die  Gemeinden  und  die  einzelnen  Grund- 
steueq»flichtigen  verhältnismässig  zu  verteilen. 

§  46. 

Die  Kosten  der  Grundsteuerausgleichung  (§§  25—45)  werden  mit  Aus- 
nahme der  Ersatzleistungen  für  entstandene  Feldbeschädigungen  von  der  Landes- 
kasse getragen.  Die  genannten  Ersatzleistungen  fallen  den  Gemeinden  zur  Last 
und  sind  nach  den  Bestimmungen  in  §  9  Absatz  3  zu  behandeln. 

§  47. 

An  die  nach  Vollendung  der  Katasterbereinigung  stattfindende  Stück- 
vermessung einer  Gemarkung  (§  23)  hat  sich,  soweit  dies  nach  dem  Ermessen 
der  zuständigen  Steuerbehörde  notwendig  erscheint,  eine  Neueinreihung  der 
einzelnen  Grundstücke  in  die  nach  dem  Kataster  vorhandenen  Kulturartcn  und 
Klassen  anzuschlicssen.  Die  Einreihung  erfolgt  durch  die  Steuerverteiler  der 
Gemeinde  unter  Leitung  der  zuständigen  Steuerbehörde,  welche  darüber  zu 
wachen  hat,  dass  die  Gleichnülssigkeit  der  Einschätzung  den  Nachbargemeinden 
gegenüber  nicht  gefährdet  wird. 

Die  Ergebnisse  der  Einreihung  werden  nach  Massgabe  der  Bestimmungen 
des  §  43  offengelegt.  Die  Entscheidung  etwaiger  Einwendungen  steht  der 
Steuerbehörde  zu.  Gegen  den  abweisenden  Bescheid  der  Steuerbehörde  ist 
binnen  einer  Aus-sclüussfrist  von  zwei  Wochen  die  Berufung  an  das  Ministerium 
zulässig.    Letzteres  entscheidet  endgültig. 

Nach  Beendigung  der  Offenlegung  und  Erledigung  der  erhobenen  Ein- 
wendungen wird  der  Grundsteuerreinertrag  für  die  einzelnen  Grundstücke  neu 
berechnet  und  bei  der  in  Gemässheit  des  §  45  vorzunehmenden  Grundsteuer- 
verteilung in  Ansatz  gebracht. 

Den  Steuerverteilern  steht  für  die  vorbezeichnetc  Einreihung  der  Grund- 
stücke eine  Vergütung  nicht  zu.  Die  im  übrigen  erwachsenden  Kosten  werden 
von  der  Steuerbehörde  beziehungsweise  gemäss  §  9  letzter  Absatz  festgesetzt 
und  von  der  Landeskasse  und  der  Gemeinde  je  zur  Hälfte  getragen. 

§  48. 

Wenn  die  nach  §  47  zu  bewirkende  Neueinreibung  der  Grundstücke  in 
die  Kulturarten  und  Klassen  des  Katasters  wegen  eingetretener  erheblicher 
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Aenderung  in  der  Bodenbenutzung  oder  aus  sonstigen  besonderen  Umstünden 
unthunlich  erscheint,  so  kann  mit  Genehmigung  der  zuständigen  Steuerbehörde 
eine  neue  Klassenbildung  und  Reinertragsermittelung  für  den  nicht  überbauten 
Boden  an  deren  Stelle  treten. 

Auf  die  bezüglichen  Feststellungen  und  Ermittelungen  finden  die  vor- 
stehenden §§  31,  37  letzter  Absatz  und  40—44  mit  der  Massgabe  Anwendung, 
dass  die  der  Kommission  der  Landesschätzer  und  der  Katasterkommission  zu- 
gewiesenen Funktionen  auf  die  Steuerbehörde  übergehen  und  dass  die  Schätzungs- 
kommission aus  einem  von  der  Steuerbehörde  zu  bestimmenden  Beamten  als 
Vorsitzenden  und  zwei  vom  Gemeinderat  zu  wählenden  Mitgliedern  besteht. 
Eines  dieser  Mitglieder  darf  in  der  Gemarkung  weder  wohnhaft  noch  begütert 
sein.  Für  den  Vorsitzenden  sowie  für  jedes  Mitglied  sind  in  gleicher  Weise 
Ersatzmänner  zu  bestimmen. 

Den  Reinertragsermittelungen  sind  diejenigen  Marktpreise  au«  den  Jahren 
1874  bis  einschliesslich  1885,  sowie  diejenigen  Produkten-,  Arbeits-  und  Material- 
preise zu  Grunde  zu  legen,  welche  nach  §§  32,  36  bei  der  Einschätzung  der  Ge- 
meinde oder  des  betreffenden  Schätzungsdistriktes  massgebend  gewesen  sind. 

Bezüglich  der  Berechnung  der  Grundsteuerreinerträge,  der  anderweiten 
Verteilung  der  Grundsteuer  sowie  der  Festsetzung  und  Uebernahme  der  ent- 
stehenden Kosten  greifen  die  Bestimmungen  des  §  47  Platz. 

III.  Fortführung  des  Katasters. 

§  49. 

Nachdem  das  Kataster  für  eine  Gemeinde  neu  aufgestellt  oder  ergänzt 
worden  ist  (§§  7  und  19),  wird  dasselbe  im  Wege  der  jährlichen  Richtigstellung 
(Fortführung)  bei  der  Gegenwart  erhalten. 

§  50. 

Zur  Sicherung  der  jährlichen  Richtigstellung  des  Katasters  sind  die  Eigen- 
tümer, Besitzer,  Nutzniesser,  Pächter  und  sonstige  Inhaber  von  Liegenschaften 
verpflichtet,  den  Ladungen  zum  Erscheinen  vor  den  mit  der  Katasterfortführung 
betrauten  Beamten  auf  dem  Bürgermeisteramt  Folge  zu  leisten  und  daselbst  die 
zur  Fortführung  der  Katasterbücher,  Karten  und  Pläne  erforderlichen  thatsäch- 
lichen  Aufschlüsse  zu  erteilen  sowie  die  nötigen  Urkunden,  Messbriefe  und  Hand- 
risse beizubringen,  widrigenfalls  die  Herbeischaffung  dieser  Unterlagen  auf  Kosten 
der  Säumigen  bewirkt  wird.  Die  beigebrachten  Unterlagen  werden,  mit  Aus- 
nahme der  Messbriefe  und  Handrisse,  zurückgegeben. 

i 

§  51. 

In  öffentlichen  und  Privaturkunden,  welche  die  Uebertragung  von  Liegen- 
schaften zu  Eigentum  oder  Nutzniessung  unter  Lebenden  oder  die  Teilung  oder 
Verpfändung  von  Liegenschaften  zum  Gegenstand  haben,  sowie  in  Zwangsvoll- 
streckungsbeschlüssen  (§  4  des  Gesetzes  vom  24.  April  1880,  Gesetzblatt  Seite  93) 
soll  die  Bezeichnung  der  Grundstücke  und  Gebäude  nur  auf  Grund  eines  Kataster- 
auszuges und,  soweit  es  sich  um  die  Entstehung  neuer  Grenzlinien  handelt,  nur 
auf  Grund  eines  Katasterauszuges  und  zugleich  eines  Messbriefes  oder  Hand- 
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risse«  nach  näherer  Vorschrift  des  §  52  erfolgen.  Die  Angaben  des  Katasters 
einschliesslich  derjenigen  über  Grösse  sowie  die  im  Messbrief  oder  Handriss 
enthaltenen  Angaben  über  Bezeichnung  und  Grösse  der  Teilatücke  sind  in  der 
Urkunde  vollständig  zu  wiederholen.  Nach  Durchführung  der  Grundsteuer- 
ausgleichung sind  auch  die  Reinertragsangaben  in  die  Urkunde  aufzunehmen. 

Der  Katasterauszug  ist  im  Falle  privater  Beurkundung  bei  Vorlegung  der 
Urkunde  oder  der  Ausfertigung  zur  Registrierung  oder  zur  Eintragung  in  die 
Register  des  Hypothekenamts  mit  zu  überreichen. 

Soweit  eine  Beurkundung  des  Ueberganges  von  Liegenschaften  zu  Eigen- 
tum oder  Nutznie8sung  nicht  stattfindet,  ist  der  Enregistrementseinnehmerei  zu- 
gleich mit  der  Erklärung  des  Ueberganges  ein  Katasterauszug  und  unter  der 
im  Absatz  1  bezeichneten  Voraussetzung  ausserdem  ein  Messbrief  oder  Handriss 
vorzulegen.  Die  Katasterauszüge,  Messbriefe  und  Handrisse  werden  zurückgegeben. 

Wer  zum  Zwecke  der  Registrierung,  der  Eintragung  in  die  Register  des 
Hypothekenamtes  oder  zum  Zwecke  der  Fortführung  des  Katasters  eine  im 
Sinne  des  Absatz  1  unvollständige  Urkunde  vorlegt  oder  die  nach  Absatz  2 
und  3  des  gegenwärtigen  Paragraphen  erforderliche  Vorlegung  eines  Kataster- 
auszuges,  Messbriefes  oder  Handrisses  unterlässt,  ist  auf  Aufforderung  der  zu- 
ständigen Behörde  verpflichtet,  der  letzteren  nachträglich  eine  vollständige 
Urkunde  oder  den  fehlenden  Katasterauszug,  Messbrief  oder  Handriss  binnen 
angemessener  Frist  vorzulegen.  Die  zur  Ergänzung  beigebrachte  Urkunde  unter- 
liegt der  niedrigsten  festen  Registriergebühr. 

§  52. 

Die  Messbriefe  und  Handrisse  dürfen  nur  von  vereideten  Personen,  welche 
ihre  Befähigung  nachgewiesen  und  die  Ermächtigung  der  zuständigen  Behörde 
erlangt  haben,  in  vorgeschriebener  Form  angefertigt  werden.  Sie  unterliegen 
der  Prüfung  durch  die  Vermessungsbehörde. 

Ein  Messbrief  ist  dann  anzufertigen,  wenn  es  sich  um  die  Entstehung 
von  Grenzen  in  stückweise  vermessenen  Gemarkungen  handelt.  Der  Anfertigung 
muss  die  Vermarkung  der  betreffenden  Grenzen  vorangehen.  Der  Messbrief  hat 
die  neuen  Grenzen  unter  Angabe  sämtlicher  Messzahlen  und  unter  Einzeichnung 
der  neuen  Grenzmarken  zu  enthalten. 

Wenn  Grenzen  in  solchen  Gemarkungen,  in  denen  die  Katasterberichtigung 
durchgeführt  worden  ist,  neu  entstehen,  so  wird  ein  Handriss  gefertigt.  Der- 
selbe bringt  die  Verteilung  der  katastermässigen  Fläche  und  die  Lage  der  neu 
entstandenen  Grenzen  insoweit  zum  Ausdruck,  als  es  zur  Fortführung  der 
Katasterpläne  erforderlich  ist. 

§53. 

Die  auf  Grund  eines  Messbriefes  in  der  Karte  eingetragenen  neuen  Grenzen 
haben  hinsichtlich  der  Besitz-  und  Eigentumsverhältnisse  der  in  den  Kataster- 
büchern verzeichneten  Inhaber  der  Liegenschaften  die  im  §  24  Absatz  1  vor- 
gesehene Bedeutung,  sofern  nicht  innerhalb  zweier  Jahre  nach  der  Vermarkung 
der  Grenzen  der  Nachweis  erbracht  ist,  dass  deren  Inhaber  über  eine  ander.' 
Grenze  sich  geeinigt  oder  den  Rechtsweg  beschritten  haben. 

Die  Vorschrift  des  §  24  Absatz  3  findet  auf  die  im  Absatz  1  bezeichneten 
Grenzen  Anwendung.  y 
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§  54. 

Zur  Aufsicht  über  die  Gemarkungs-,  Gewann-,  Wege-  und  Grundstücks- 
grenzen,  zur  Besorgung  des  Setzens  der  Grenzsteine  und  sonstigen  Grenzmarken 
sowie  zur  Feststellung  der  Kulturveränderungen  werden  in  jeder  Gemeinde 
mindestens  vier  Feldgeschworene  vom  Gemeindernt  aus  den  hierzu  geeigneten 
Gemeindeangehörigen  ohne  Beschränkung  der  Amtsdauer  gewählt,  vom  Kreis- 
direktor bestätigt  und  vom  Amtsrichter  auf  ihre  Dienstobliegenheiten  eidlich 
verpflichtet.  Ihre  Amtsenthebung  kann  jederzeit  aus  Verwaltungsgrtinden  durch 
den  Kreisdirektor  ausgesprochen  werden. 

Das  Nähere  über  die  Dienstverrichtungen  und  Gebühren  der  Feld- 
geschworenen wird  durch  eine  besondere  Anweisung  geordnet. 

§  55. 

Ausser  den  verpflichteten  Feldgeschworeueu  ist  Niemand  befugt,  Grenz- 
marken zu  setzen,  wieder  aufzurichten,  herauszunehmen  oder  in  ihrer  Lage 
zn  verändern. 

§  56. 

AJle  in  Gemässheit  der  vorstehenden  Bestimmungen  zum  Zwecke  der  Be- 
reinigung und  Fortführung  des  Katasters  sowie  der  Grundsteuerausgleichung 
aufgenommenen  Urkunden,  Karten,  Pläne  und  sonstigen  Schriftstücke  sind  von 
Stempel  und  Registrierung  befreit. 

Ein  Gleiches  gilt  von  Katasterauszügen,  Messbriefen  und  Handrissen, 
welche  in  den  im  §  51  bezeichneten  Urkunden  und  Schriftstücken  bezogen  oder 
denselben  beigefügt  werden. 

Die  in  Folge  der  Katasterbereinigung  bewirkte  Eintragung  eines  neuen 
Besitzers  in  das  Kataster  kann  von  der  Enregistrementsverwaltung  als  Beweis- 
mittel für  die  Uebertragung  der  bezüglichen  Liegenschaften  nicht  benutzt  werden. 
Werden  durch  sonstige  bei  der  Katasterbereinigung  ermittelte  Beweise  Ueber- 
tragungen  festgestellt,  welche  vor  dem  1.  Dezember  1883  bewirkt  worden  sind, 
so  findet  eine  Nacherhebung  von  Gebühren  und  Strafen  aus  diesem  Anlasse 
nicht  statt. 

IV.  Strafbestimmungen. 

§  57. 

Wer  der  ortsüblichen  Aufforderung  zur  Bezeichnung  der  von  ihm  be- 
nutzten Grundstücke  oder  den  in  Gemässheit  dieses  Gesetzes  an  ihn  ergangenen 
Ladungen  schuldhafter  Weise  nicht  oder  nicht  rechtzeitig  Folge  leistet,  wird 
mit  Geldstrafe  bis  zu  fünfzehn  Mark  bestraft. 

§  58. 

Ein  öffentlicher  Beamter,  welcher  bei  Aufnahme  einer  der  im  §  51  Ab- 
satz 1  bezeichneten  Urkunden  es  schuldhafter  Weise  unterlässt,  die  vollständige 
Bezeichnung  der  Grundstücke  und  Gebäude  nach  Massgabe  dieser  Vorschrift  in 
die  Urkunde  aufzunehmen,  verfällt  für  jede  dieser  Unterlassungen  in  eine  im 
Disciplinarwege  zu  verhängende  Ordnungsstrafe  bis  zu  dreissig  Mark. 

Ist  in  den  Fällen  des  §  51  Absatz  4  der  ergangenen  Aufforderung  inner- 
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hall»  der  bestimmten  Frist  nicht  genügt  worden,  so  wird  der  Verpflichtete  für 
jede  Unterlassung  mit  Geldstrafe  bis  zu  fünfzig  Mark  bestraft. 

§  59. 

Wer  unbefugt  Grenzsteine  oder  andere  Grenzmarken  setzt,  wieder  auf- 
richtet, herausnimmt,  oder  in  ihrer  Lage  verändert,  wird  mit  Geldstrafe  bis  zu 
einhundertfünfzig  Mark  oder  mit  Haft  bestraft,  sofern  nicht  die  Bestimmungen 
der  §§  274,  Nr.  2  und  370,  Nr.  1  des  Reichsstrafgesetzbuchs  Platz  greifen. 

§  00. 

Die  auf  Grund  dieses  Gesetzes  ausgesprochenen  Geldstrafen  fliessen  in 
die  Gemeindekasse. 

Die  nach  diesem  Gesetze  von  Privatpersonen  zu  entrichtenden  Kosten 
beziehungsweise  Kostenanteile  werden  in  der  für  die  Erhebung  der  direkten 
Staatesteuern  geltenden  Weise  beigetrieben. 

V.  SchluBsbestimmungen. 

§  01. 

Die  Erteilung  der  Katasterauszüge  erfolgt  ,  nach  näherer  Vorschrift  der 
Ausrührungsbestimmungen  (§  68),  durch  die  Katasterbehörde  und  die  Bürger- 
meister. 

Zur  Erteilung  von  Kopieen  der  Karten  und  Plane  sind  lediglich  die 
Katasterbehörde  und  die  von  dem  Ministerium  bezeichneten  vereideten  Ver- 
messungstechniker befugt. 

Ein  vom  Ministerium  festgesetzter  Tarif  regelt  die  Höhe  der  für  die  Er- 
teilung der  Katasterauszüge  und  der  Kopieen  der  Karten  und  Pläne  sowie  für 
die  Anfertigung  der  Messbriefe  und  llandrisse  zu  zahlenden  Gebühren.  * 

§  02. 

Der  Zeitpunkt,  von  welchem  ab  die  Bestimmungen  in  den  §§  49 — 55, 
betreffend  die  Fortführung  des  Katasters  für  die  einzelnen  Gemeindebezirke, 
Anwendung  finden,  wird  durch  das  Ministerium  bekannt  gemacht. 

§  03. 

Die  Ausführungsbestimmungen  zu  dem  Gesetz  erlässt  das  Ministerium. 

Urkundlich  unter  Unserer  Höchsteigenhändigen  Unterschrift  und  bei- 
gefügtem Kaiserlichen  Insiegel. 

Gegeben  Berlin,  den  31.  März  1884. 

(LS.)  Wilhelm. 

Freiherr  von  Manteuffel. 
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Begründung1). 

Einleitung. 

Die  allgemein  unerkannte  und  deshalb  hier  nicht  besonders  nachzuweisende 
Mangelhaftigkeit  des  elsass-lothringischen  (Irundateuerkatasten*  nimmt  seit  einer 
Keihe  von  Jahren  die  Aufmerksamkeit  der  Regierung  wie  des  Landesausschusses, 
der  Bezirkstage  wie  der  Kreisvertretungen  in  gleich  hohem  Grade  in  Anspruch. 
Das  dringende  Bedürfnis,  zweckmässige  und  dauernde  Abhilfe  in  möglichst 
kurzer  Zeit  zu  schatten,  hat  es  notwendig  erscheinen  lassen,  umfassende  Probe- 
arbeiten und  Erhebungen  darüber  anzustellen,  inwieweit  die  bestehenden  Miss- 
stände unter  ausgiebiger  Benutzung  des  vorhandenen  Katastermaterials  beseitigt 
werden  können. 

Die  diesbezüglichen  Vorarbeiten  haben  zu  dem  erwünschten  Ziele  geführt. 
Gelegentlich  der  Beratung  über  den  Landeshaushaltsetat  für  1882/83  konnte  dem 
Landesausschusse  in  einer  Denkschrift,  betreffend  die  Bereinigung  des  Grund- 
fcteuerkatasters  (Landesausschussverhandlungen  IX.  Session  Bd.  II.  S.  502  u.  fgd.) 
bereits  der  Nachweis  geführt  werden,  dass  der  grössere  Teil  der  für  die  einzelnen 
Gemarkungen  vorhandenen  Katasterurkunden  sich  durch  ein  Berichtigungswerk 
insoweit  wieder  vollkommen  nutzbar  machen  lasse,  als  es  sich  um  Grösse,  Lage 
und  Benutzungsart  der  einzelnen  Liegenschaften,  sowie  um  die  in  Frage  kom- 
menden Besitzverhältnisse  handelt;  es  konnten  in  allgemeinen  Umrissen  bereits 
die  Wege  angedeutet  werden,  auf  denen  hierbei  vorzugehen,  und  wie  das  Ge- 
wonnene später  bei  der  Gegenwart  zu  erhalten  sei.  Hinsichtlich  einer  ander- 
weiten und  gleichmäßigen  Verteilung  der  Grundsteuer  muss  ten  zwar  weitere 
Probeermittelungen  noch  vorbehalten  bleiben,  immerhin  war  es  aber  möglich, 
die  Vorlage  eines  die  ganze  Materie  umfassenden  Gesetzentwurfes  in  Aussicht 
zu  stellen. 

Der  vorliegende  in  diesem  Sinne  ausgearbeitete  Gesetzentwurf  zerfällt 
dementsprechend  in  drei  Hauptabschnitte:  die  eigentliche  Katasterbereinigung, 
d.  h.  Herstellung  eines  der  Gegenwart  entsprechenden  Register-  und  Kartenwerkes 
unter  thunlichster  Benutzung  des  vorhandenen  Materials,  die  Grundsteueraus- 
gleichung,  und  schliesslich  die  Fortführung  und  Erhaltung  des  Katasters. 

I.  Katasterbereinigung. 

1)  Durchführbarkeit  and  Notwendigkeit  derselben. 

Wie  schon  in  der  vorerwähnten  Denkschrift  über  die  Katasterbereinigung 
angedeutet  und  durch  die  weiteren  bezüglichen  Arbeiten  des  laufenden  Jahres 
von  neuem  bestätigt  worden  ist,  findet  tlie  Verwirrung  in  den  Angaben  des 
Katasters  nur  bei  den  ältesten  bezüglichen  Urkunden  und  auch  bei  diesen  nur 
zu  einem  Teile  ihre  Begründung  in  der  mangelhaften  Anlage  des  Werkes;  in 
der  Hauptsache,  und  bei  den  Katastern  aus  der  Zeit  nach  1828  fast  ausschliess- 
lich ist  sie  aus  der  unvollständigen  und  unzweckmässigen  Fortführung  der 
Kata«termutterrollen  (matrices  cadastrales)  und  der  unterbliebenen  Ergänzung 
von  Karte  und  Flurbuch  (etat  de  section)  zu  erklären.  Namentlich  musste  die 
l'ebung,  die  Teilungen  von  Grundstücken  nicht  nur  nicht  in  der  Karte  darzu- 
stellen, sondern  die  betreffenden  Parzellenteile  in  der  Mutterrolle  sogar  mit  der- 
selben Nummer  fortzuführen,  Anlasa  zu  Verwirrungen  bieten,  die  um  so  grösser 
wurden,  je  mehr  die  Teilparzellen  wiederholten  Teilungen  unterworfen  waren. 
Dazu  kommt,  dass  man  da.  wo  es  sich  um  die  Teilung  mehrerer,  nebeneinander- 
Uegender  Grundstücke  handelte,  den  einzelnen  Teilungsberechtigten  auch  dann 


')  Vgl.  ausserdem  den  Kommissionsbericht  des  Abgeordneten  Grad  über 
den  Gesetzentwurf.  Landesausschuss  von  Elsass-Lothringen,  1 1.  Session,  25.  Sitzung 
vom  10.  Märi  1884,  Anlage;  der  allgemeine  Teil  des  erwähnten  Kommissions- 
berichts fyulet  eich  auch  abgedruckt  in  Hirth's  Annalen  1885,  S.  471  ff. 
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einen  entsprechenden  Anteil  von  jedem  Grundstück  der  Masse  zuzuschreiben 
pflegte,  wenn  die  Teilung  auf  dem  Felde  sich  in  ganz  anderer  Webe  vollzog. 
Kin  Zurückgreifen  von  dem  Felde  auf  die  Bücher  und  umgekehrt  war  in  der- 
artigen Fallen  ausgeschlossen,  sobald  die  persönliche  Erinnerung  der  Beteiligten 
nicht  mehr  zu  Gebote  stand.  Damit  niusste  sich  naturgemäss  das  Interesse  der 
Bevölkerung  an  der  vollständigen  Wahrung  aller  Aenderungen  abschwächen. 
Freiwillige  Anmeldungen,  die  herbeizuführen  durch  die  Bestimmung  im  Art.  3»*> 
Abs.  2  des  Grundsteuergesetze«  vom  3.  Frimaire  VII,  das«  jeder  so  lange  besteuert 
bleibt,  bis  der  Eigentumsübergang  im  Kataster  gewahrt  ist,  beabsichtigt  wurde, 
unterblieben  allmählich  nahezu  ganz.  Den  Notaren  wurde  es  mit  der  wachsen 
den  Verwirrung  unmöglich,  in  ihren  Urkunden  die  katastermassige  Bezeichnung 
der  in  Betracht  kommenden  Grundstücke  mit  Sicherheit  anzugeben;  zahlreiche 
Irrtümer,  die  hierbei  unterliefen,  gingen  wieder  in  das  Kataster  über,  da  du- 
Fortführung  des  letzteren  mehr  und  mehr  auf  die  Mitteilungen  der  Enregistre- 
ments-Einnehmer  über  die  registrierten  Teilungen,  Eigentumsübertragungen  u.  s  w. 
angewiesen  war.  Tritt  zu  dem  allen  etwa  noch  eine  in  der  Gemarkung  vor- 
genommene Wegeverlegung  mit  der  durch  sie  bedingten  anderweiten  Grund- 
stücksgruppicrung,  so  erscheint  die  Abweichung  zwischen  den  Katasterurkunden 
(Büchern  und  Karte)  und  dem  Felde  sowie  zwischen  der  Mutterrolle  und  der 
unverändert  gebliebenen  Karte  so  gross  und  ho  verworren,  dass  man  leicht  ge 
neigt  ist,  eine  vollständige  Neuvermessung  unter  gänzlicher  Verwerfung  de< 
alten  Katasters  für  unvermeidlich  zu  erachten.    Thatsächlich  ist  die  Lage  in- 


Zahl von  Grundstücken  die  ursprünglichen,  bei  der  Katasteranlage  vorhandenen 
Grenzen  bewahrt,  als  man  nach  Lage  der  Mutterrollc  annehmen  sollte.  Wo  die 
ursprünglichen  Grenzen  nicht  mehr  bestehen,  liegt  die  Veranlassung  hierzu  fast 
regelmässig  in  der  Zusammenlegung  von  Grundstücken  oder  in  der  Teilung  von 
solchen  nach  einem  bestimmten  Verhältnis.  Da  femer  die  Flächenberechnungs- 
hefte aus  der  Zeit  der  Katasteraufstellung  zu  Gebote  stehen,  da  weiter  eine 
grosse  Menge  von  Fortschreibungsfehlern,  wie  die  Anlage  zu  der  eingangs  er- 
wähnten Denkschrift  ergibt,  sich  schon  durch  eine  eingehende  und  prüfende 
Vergleichung  von  Mutterrolle  und  Flurbuch  auffinden  und  beseitigen  lässt,  so 
hat  es  sich  in  der  Praxis  im  allgemeinen  als  leicht  durchführbar  gezeigt,  die 
Übereinstimmung  zwischen  Büchern  und  Karte  einerseits  und  dem  Felde  ander- 
seits wiederherzustellen.  Erleichternd  für  die  bezüglichen  Feldarbeiten,  denen 
eine  Abschrift  des  thunlichst  auf  die  Gegenwart  berichtigten  Flurbuches  und 
die  nötigenfalls  vergrößerte  Kopie  der  Gemarkungskarten  und  sonst  verfügbaren 
Pläne  als  Grundlage  dienen,  wirkt  übrigens  der  Umstand,  dass  trotz  der  vor- 
beregten  unzweckmässigen  Wahrungen  der  Teilungen  den  einzelnen  Grundeigen- 
tümern doch  im  allgemeinen  stets  das  richtige  Mass  an  Fläche  im  Kataster  zu- 
geschrieben worden  i*t,  so  dass  aus  der  Addition  der  nach  der  Fortschreibung 
in  Betracht  kommenden  Parzellenteile  meist  mit  Sicherheit  der  Sollflächengehalt 
neuer  Besitzstücke  zum  Voraus  ermittelt  werden  kann.  Auch  hat  es  sich  im 
Ganzen  und  selbst  bei  anscheinend  sehr  verworrenen  Verhältnissen  als  möglich 
erwiesen,  durch  einfache  Längenmessung  von  festen  Punkten  aus  die  nötige 
Orientierung  über  die  bei  Errichtung  des  Katasters  bestandene  Feldeinteilung 
zu  gewinnen. 

Die  bisher  gesammelten  Erfahrungen  haben  gezeigt,  dass  diese  Art  der 
Katasterberichtigung  sich  nicht  nur  bei  den  neueren,  sondern  auch  bei  einem 
grösseren  Teile  derjenigen  Karten  und  Bücherwerke  mit  Nutzen  durchführen 
lässt,  die  aus  den  ersten  Perioden  der  Katastrierung  des  Landes  stammen.  Nur 
bei  einer  verhältnismässig  kleinen  Anzahl  von  Gemarkungen  wird  mit  Rücksicht 
auf  den  geringen  Wert  der  alten  Pläne  einerseits  und  den  grossen  Umfang  der 
eingetretenen  Grenzverschiebungen  anderseits  zweckmässig  zu  einer  vollständigen 
Neuvermessung  geschritten  werden  müssen.  Bestimmend  ist  in  den  bezüglichen 
Fällen  die  Erwägung,  dass  die  Ergänzung  einer  in  der  Anlage  mangelhaften 
Karte  zwecklos  erscheint,  weil  sich  der  Wert  der  Karte  durch  vereinzelte  Nach- 
tragungen nicht  erhöhen  lässt  und  dass  ferner  die  nachträgliche  Einmessung 
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von  Flusskorrektionen,  Eisenbahn-  und  Kanalanhigen,  von  Wege  Verlegungen  und 
dergl.,  sobald  geeignete  amtliche  Pläne  nicht  zur  Verfügung  stehen  und  der 
Umfang  der  betreffenden  Anlagen  ein  sehr  erheblicher  ist,  unter  Uniständen 
nahezu  die  gleichen  Kosten  wie  eine  Neuvermessung  der  Gemarkung  verursachen 
kann.    Diese  Fälle  bilden  indessen,  wie  erwähnt,  die  Ausnahme. 

Uebrigens  ist  die  in  Vorsclilag  gebrachte  Katasterbereinigung,  d.  h.  die 
Wiederherstellung  des  Grundsteuerkatasters  unter  möglichst  weitgehender  Be- 
richtigung des  Vorhandenen  und  Beschränkung  der  Neuvermessungen  auf  das 
unbedingt  notwendige  Mass,  keine  neue  Massregel.  Schon  andere  Länder  haben 
sich  derselben  mit  Erfolg  bedient.  So  lautet  z.  B.  die  Anweisung  für  das  Ver- 
fahren bei  Herstellung  der  Gemarkungskarten  und  Feststellung  des  Flächen- 
inhaltes der  Liegenschaften,  welche  in  Preussen  anlässlich  der  in  den  sechsziger 
Jahren  erfolgten  Grundsteuerregulierung  mit  Zustimmung  der  Volksvertretung 
erlassen  worden  ist,  im  Eingang: 

„Die  Herstellung  der  Gemarkungskarten  soll,  soweit  als  irgend  möglich,  auf  dem  Wege 
der  Kopierung  bereits  vorhandener  Karten  erfolgen.  Neue  Aufnahmen  zu  dem  fraglichen 
Zwecke  sind  auf  die  dringendsten  Fälle  zu  beschränken. 

Bei  der  Kopierung  bereits  vorhandener  Karten  ist  der  Massstab  der  Originalkarte,  so- 
weit er  sieh  für  den  vorliegenden  Zweck  überhaupt  noch  als  brauchbar  erweist,  beizubehalten; 
andernfalls  die  Kopie  in  dem  erforderlichen  grösseren  Massstabe  zu  entwerfen. 

Die  Kopieen  der  Karten  sind  durch  Nachtragung  der  seit  der  Aufnahme 
der  Originale  in  der  Begrenzung  der  Kulturarten  u  s.  w.  eingetretenen  Ver- 
änderungen. Uberhaupt  aber  soweit  zu  vervollständigen,  dass  sie  den  in  dieser 
Anweisung  enthaltenen  Vorschriften  entsprechen." 

Dass  Katasterurkunden,  welche  auf  Grund  eines  derartigen  Berichtigungs- 
werkes angefertigt  worden  sind,  ausreichen,  um  eine  sorgfältige  Ermittelung 
des  Reinertrages  der  einzelnen  Grundstücke  und  im  Nachgange  dazu  eine  gleich- 
massige  und  gerechte  Verteilung  der  aufzubringenden  Grundsteuer  vornehmen 
zu  können,  wird  auch  ohne  besondere  Beweisführung  und  ohne  Hinweis  auf  den 
Vorgang  in  anderen  Ländern  anzuerkennen  sein.  Zweifel  könnten  jedoch  darüber 
entstehen,  ob  die  Genauigkeit  des  in  Rede  stehenden  Katasters  genüge,  um  die 
Liegenschaften  im  Verkehrsleben  mit  der  nötigen  Sicherheit  zu  bezeichnen  und 
ob  namentlich  bei  der  etwaigen  Einführung  des  Grundbuchssystems  nicht,  neben 
dem  Verfahren  zur  Feststellung  der  Rechtsverhältnisse  an  den  Grundstücken, 
noch  wiederholte  Katasteraufnahmen  erforderlich  sein  werden.  Derartige  Be- 
denken erscheinen  indessen  unbegründet,  weil  die  berichtigte  Karte  und  die  der 
Gegenwart  entsprechenden  neuen  Bücher  es  stets  ermöglichen,  für  jede  in  Natur 
gegebene  Liegenschaft  alsbald  die  kataaterinässige  Bezeichnung  und  daran  an- 
schliessend die  Grösse,  Kulturart  und  den  Reinertrag,  sowie  den  steuerpflichtigen 
Inhaber  des  Grundstückes  mit  Sicherheit  zu  bestimmen,  und  umgekehrt  die  Liegen- 
schaften eines  Steuerpflichtigen  ohne  Schwierigkeit  auf  dem  Felde  zu  ermitteln. 

Dem  entsprechend  durfte,  als  die  preussische  Gmndbuchsordnung  vom 
5.  Mai  1872  der  Volksvertretung  zur  Beratung  vorgelegt  wurde,  die  Bestimmung 
im  §  4  derselben: 

„Die  Grund-  und  Gcbäudestenerbücher .  von  welchen  dem  Grundbuchaamte  eine  Ab- 
schrift mitgeteilt  werden  soll,  dienen  zur  Ausinittelung  der  in  die  Grundbücher  einzutragenden 
oder  bereits  eingetragenen  Grundstücke,  ihrer  Lage  und  Grösse.  Ihre  Bezeichnung  in 
den  Steuerbüchern  ist  bei  den  Grundbüchern  beizubehalten,'' 

ohne  Widerspruch  zu  finden,  mit  den  Worten  motiviert  werden : 

„Zur  näheren  Feststellung  der  in  das  Grundbuch  einzutragenden  Grundstücke  können 
jetzt  und  müssen  daher  auch  die  Grund-  und  Gebäudesteuerbücher  als  Basis  genommen 
werden,  um  den  Gegenstand,  auf  welchen  sich  ein  Grundbuchsblatt  bezieht, 
sowohl  im  Interesse  der  Erwerber  als  der  Realbereeh tigten  desselben  mög- 
lichst genau  zu  bezeichnen." 

Im  gleichen  Sinne  wie  die  genannten  Motive  spreehen  sich  auch  die  ein- 
schlägigen Schriftsteller  aus.  Es  ist  in  dieser  Beziehung  zu  verweisen  auf: 
Meibom,  Deutsches  Hypothekenrecht,  Bd.  VIII;  Das  preussische  Hypothekenrecht 
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von  Dernburg  und  Hinrichs.  S.  170—171,  183-  18-5  und  202-203;  Förster,  Das 
preussische  G  rund  buchsrecht,  S.  28—30;  Werner,  Die  preußischen  Grundbachs- 
und Hypothekengesetze,  S.  XI,  XII,  XXVI. 

Anderseits  muss  allerdings  anerkannt  werden,  dass  mit  der  eingangs  ge- 
schilderten Katasterberichtigung  eine  Grenzfcststellung,  wie  sie  bei  einer  auf 
allgemeiner  Vermarkung  beruhenden  Neuvermessung  erfolgt,  nicht  verbunden 
werden  kann.  Es  ist  dem  gegenüber  jedoch  zu  betonen,  dass  zahlreiche  dahin 
gerichtete  Probeermittelungen,  ob  und  inwieweit  eine  Verschiebung  der  im  Felde 
vorhandenen  Grenzen  gegen  die  Angaben  der  Katasterpläne  eingetreten  sei,  so 
verhältnismässig  seltene  und  geringfügige  Abweichungen  der  jetzigen  und  frühe- 
ren Grenzlage  haben  erkennen  lassen,  dass  in  der  freiwilligen  Vermarkung  der 
Eigentumsgrenzeu  ein  ausgiebiges  Mittel  gegen  Grenzverwischungen  und  Grenz- 
streite zu  erblicken  ist.  Jedenfalls  dürfte  das  öffentliche  Interesse  an  der 
im  Wege  der  Neuvermessung  zu  bewirkenden  Festlegung  aller  Eigentumsgrenzen 
im  Lande  kein  so  erhebliches  sein,  um  darüber  die  ganz  wesentlichen  Vorteile 
aus  dem  Auge  zu  verlieren,  welche  im  übrigen  von  der  Katasterbereinigung 
geboten  werden.  Diese  Vorteile  bestehen  in  der  Ersparung  von  Zeit  und  Geld. 

Die  ziemlich  umfangreichen  Berichtigungsarbeiten  des  laufenden  Jahres 
haben  bestätigt,  dass  in  dem  Kostenvoranscnlage  über  die  Katasterbereinigung, 
welcher  in  der  bezüglichen  Denkschrift  zum  vorjährigen  Etat  gegeben  worden 
ist,  die  Vordersätze  richtig  gegriffen  worden  sind.  Demnach  wird,  wenn  man 
die  Neuvermessung  von  Gemarkungen,  wie  vorgeschlagen,  auf  da.<  allerdringendste 
Mass,  also  auf  etwa  3  Prozent  allies  Geländes  beschränkt,  die  ganze  Kataster- 
bereinigung mit  nahezu  3  Mill.  M.t  also  mit  etwa  dem  fünften  Teile  von  dem- 
jenigen Kostenbetrage  durchzuführen  sein,  den  eine  vollständige  Neuvermessung 
des  Landes  erfordern  würde.  Will  man  die  Neuvermessung  über  das  angegeben^ 
Mass  hinaus,  jedoch  immer  im  beschränkten  Sinne  ausdehnen,  indem  man  di<* 
Grenze  für  die  Berichtigungsfähigkeit  der  Kataster  etwas  enger,  als  in  dem 
Voranschlage  geschehen,  zieht,  so  wird  zwar  eine  Erhöhung  der  Gesamtkosten 
eintreten,  trotzdem  aber  wird  sich  das  Verhältnis  derselben  zu  demjenigen  einer 
vollständigen  Neuvermessung  des  Landes  nicht  wesentlich  verschieben. 

Hinsichtlich  der  zur  Ausführung  erforderlichen  Zeitdauer  ist  das  Verhält- 
nis zwischen  völliger  Neuvermessung  und  Katasterbereinigung  nahezu  dasselbe 
wie  rücksichtlich  der  Kosten,  ohne  dass  dieses  Verhältnis  indessen  ausschliess- 
lich nach  dem  Umfange  der  zur  Verfügung  stehenden  Etatsmittel  bemessen 
werden  dürfte. 

Während  bei  der  Neuvermessung  der  Schwerpunkt  fast  ausschliesslich  bei 
dem  Techniker  liegt,  findet  bei  der  Katasterberichtigung  mehr  eine  Arbeits- 
teilung statt,  indem  der  Feldarbeit  des  Technikers  von  andern  Kräften  durch 
die  thunlichste  Berichtigung  und  Abschrift  der  Flurbücher,  sowie  durch  die 
Kopierung  aller  verfügbaren  Pläne  wesentlich  vorgearbeitet  wird.  Eine  Be- 
schleunigung der  Katasterbereinigung  würde  sich  daher  in  ihren  Wirkungen 
mehr  verteilen,  eine  Beschleunigung  der  Neuvermessung  des  Landes  dagegen 
als  notwendige  Folge  eine  proportionale  Vermehrung  des  Technikerpersonals 
herbeiführen.  Abgesehen  nun  davon,  dass  bei  dem  Mangel  geeigneter  Kräfte 
im  Lande  es  erhebliche  Schwierigkeiten  bieten  möchte,  die  nötige  Zahl  aus- 
wärtiger Feldmesser  zu  finden,  welche  mit  dem  erforderlichen  Masse  technischer 
Kenntnisse  die  Fähigkeit  verbinden,  sich  genügend  schnell  mit  den  Eigentüm- 
lichkeiten des  Landes  und  seiner  Gesetzgebung  vertraut  zu  machen,  würde  noch 
zu  erwägen  sein,  dass  es  ausserordentlich  erwünscht  sein  müsste.  den  Gang  der 
Neuvermessung  in  der  Weise  zu  regeln,  dass  der  Hauptteil  des  Werkes  von 
Personen  ausgeführt  werde,  welche  im  Lande  geboren  sind  und  ihre  technische 
Ausbildung  in  den  ersten  Stadien  der  Gesamtarbeitszeit  zu  empfangen  hätten. 
—  Eine  Beschleunigung  der  Neuvermessung  des  Landes  würde  endlich  auch  des- 
halb geradezu  unthunlich  sein,  weil  es  im  allgemeinen  Interesse  nicht  vermieden 
werden  darf,  mit  der  Neuvermessung  einer  Gemarkung  die  geeigneten  landwirt- 
schaftlichen Verbesserungen,  wie  Berichtigung  der  Feld  Wegenetze.  Grabenkor- 
rektionen und  dergl.  zu  verbinden.   Bei  den  verhältnismässig  wenig  zahlreichen 
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Gemarkungsvermessungen ,  welche  anläeslich  der  Katasterbereinigung  vorzu- 
nehmen und  gleichzeitig  mit  den  Berichtigungsarbeiten  auszuführen  sein  würden, 
kann  aus  der  vorgenannten  Verbindung  ein  nennenswerter  Zeitverlust  nicht  wohl 
entstehen,  anders  würde  der  Fall  dagegen  bei  einer  Neuvermessung  des  Landes 
gestaltet  sein.  Immerhin  aber  und  selbst  ganz  abgesehen  von  dem  Hereinziehen 
landwirtschaftlicher  Verbesserungen  würde  für  die  vollständige  Neuvermessung 
des  Landes  ein  Zeitraum  von  30  Jahren  in  Aussicht  zu  nehmen  sein.  Da  nun 
eine  wirklich  gleichmäßige  Feststellung  der  Grundsteuerreinerträge,  als  Vor- 
bedingung für  die  als  notwendig  und  dringend  erkannte  Grundsteuerausgleichung, 
sich  erfahrungsgemäss  nur  dann  bewirken  lässt,  wenn  sie  mit  einem  Schlage 
für  das  ganze  Land  in  Angriff  genommen  wird,  so  müsste  im  Falle  allgemeiner 
Neuvermessung  diese  Ausgleichung  um  ein  volles  Menschenalter  länger  hinaus- 
oben  werden,  als  dies  bei  der  Katasterbereinignng  erforderlich  sein  würde, 
kommt,  das«  in  der  Zwischenzeit  von  dem  Beginne  der  Neuvermessungs- 
arbeiten  bis  zur  Grundsteuerausgleichung  noch  neue  Unbequemlichkeiten,  bezw. 
nene  bisher  nicht  berücksichtigte  Kosten  hinzutreten.  Man  würde  nämlich  vor 
der  Frage  stehen,  ob  man  neben  dem  Vermessungswerke,  welches  nur  die 
Grosse  und  Lage  der  Grundstücke  sowie  den  Besitzstand  enthalten  würde  und 
sorgfältig  bei  der  Gegenwart  erhalten  werden  müsste,  noch  zu  Steuerzwecken 
die  alten  Katasterbücher  mit  den  Grundsteuerreinerträgen  beibehalten,  oder  ob 
man  die  neueren  Vermessungswerke  alsbald  auch  bezüglich  der  Grundsteuer- 
reinerträge vervollständigen  soll.  Im  ersteren  Falle  würde  neben  dem  Neuver- 
messungswerke  noch  die  Mutterrolle  des  alten  Katasters  mit  ihren  von  ersterem 
abweichenden  Angaben  fortgeführt  werden  müssen.  Ks  würde  also  doppelte 
Arbeit  und  damit  doppelter  Kostenaufwand  entstehen;  ausserdem  hätte  man 
mit  Sicherheit  zu  erwarten,  dass  durch  das  Nebeneinanderbestehen  verschiedener, 
in  sich  voneinander  abweichender  Katasterurkunden  die  schon  herrschende  Ver- 
wirrung eine  geradezu  unerträgliche  Ausdehnung  gewinnen  würde. 

Wollte  man  dagegen,  um  diese  Uebelstände  zu  vermeiden,  die  Neuver- 
messungsurkunden alsbald  auch  bezüglich  der  Grundsteuerreinerträge  vervoll- 
ständigen, so  erübrigte  nur,  entweder  jede  Gemarkung  im  Anschluss  an  die 
Neuvermessung  neu  einzuschätzen,  oder  den  Reinertrag  der  einzelnen  Grund- 
stöcke nach  ihrem  durch  die  Neuvermessung  gefundenen  Flächeninhalte  unter 
Beibehaltung  der  alten  Reinertragstarife  umzurechnen.  Im  ersteren  Falle  würde 
man  genötigt  sein,  die  vorgenommene  Einschätzung  später  zum  Zwecke  der  all- 
gemeinen Grundsteuerausgleichung  zu  wiederholen,  man  würde  mithin  die  Kosten 
einer  Schätzung  ohne  entsprechenden  Nutzen  aufzuwenden  haben;  im  letzteren 
Falle  handelt  es  sich  um  eine  Massnahme,  die  bei  der  später  zu  berührenden 
Mangelhaftigkeit  und  Ungleichheit  der  bestehenden  Reinertragstarife  nur  als 
ein  Notbehelf  betrachtet  werden  kann.  Ein  solcher  Notbehelf  erscheint  nun  auf 
die  kurze  Dauer  der  Katasterbereinigung  bei  der  alsdann  unmittelbar  bevor- 
stehenden Steuerausgleichung  recht  wohl  zulässig;  eine  Anwendung  desselben 
auf  einen  Zeitraum  bis  zu  30  Jahren,  wie  dies  im  Falle  allgemeiner  Neuver- 
messung zu  geschehen  hätte,  müsste  indessen  zu  begründeten  Klagen  führen. 

Fasst  man  die  vorstehenden  Ausführungen  zusammen,  so  wird  man  sich 
der  Ueberzeugung  nicht  verschliessen  können,  dass 

wenn  die  allseitig  als  notwendig  erkannte  Grundsteuerausgleichung  nicht  auf 
ein  Menschenalter  hinausgeschoben,  vielleicht  ganz  in  Frage  gestellt  werden  soll, 
wenn  ferner  bei  der  mit  der  Reichseivilgesetzgebung  zu  erwartenden  Ein- 
führung des  Grundbuchssystems  man  nicht  genötigt  sein  will,  besondere  Arbeiten 
zur  Ausmittelung  der  Grundbuchsobjekte  vorzunehmen, 

zunächst  eine  vollständige  Neuvermessung  aller  Gemarkungen  des  Landes 
nicht  in  Aussicht  zu  nehmen,  vielmehr  die  im  Gesetzentwurfe  vorgeschlagene 
KataMerbereinigung  als  da«  geeignete  Mittel  zur  Befriedigung  aller  berechtigten 
Interessen  zu  erachten  ist. 

Die  Entschliessung  im  obigen  Sinne  ist  dabei,  wie  hier  angedeutet  werden 
mag,  in  keiner  Weise  präjudizierlich  für  die  Zukunft,  weil  bei  der  Neuvermessung 
einer  Gemarkung  das  berichtigte  Grundstenerkataster  als  eine  wertvolle  Vor- 
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arbeit  mit  Nutzen  verwendet  werden  kann.  Sollte  daher  nach  Durchfuhrung 
der  Katasterbereinigung  die  Finanzlage  des  Landes  es  angezeigt  erscheinen 
lassen,  die  allmähliche  Vermessung  aller  Gemarkungen  mit  berichtigtem  Kataster 
unter  ganzer  oder  teil  weiser  Kostendeckung  aus  Landesmitteln  in  Angriff  zu 
nehmen,  so  würde  dennoch  die  Ausgabe  für  die  vorangegangene  Katasterbereini- 
gung als  eine  mit  vollem  Nutzen  aufgewendete  zu  erachten  sein. 

2)  Bestimmungen  für  die  Durchführung  der  Katasterbereinigung. 

Um  die  Katasterbereinigung  in  geeigneter,  zweckentsprechender  Weise  zur 
Ausführung  zu  bringen,  war  es  geboten,  sowohl  bezüglich  der  die  Hegel  bilden- 
den Katasterberichtigung  als  auch  bezüglich  der  mit  der  Bereinigung  verbunde- 
nen Neuvermessungen  von  Gemarkungen  eine  Reihe  von  Bestimmungen  vorzu- 
sehen. Es  wird  sich  an  dieser  Stelle  darum  handeln,  die  vorgeschlagenen  Be- 
stimmungen im  Anschluss  an  den  Gang  der  Katasterbereinigung  zu  skizzieren 
und  dabei  die  in  Betracht  kommenden  wichtigeren  Principienfragen  zu  erörtern. 

a.  Ausmittelung  der  Liegenschaften  und  Feststellung 

ihrer  Inhaber. 

Zu  der,  sowohl  bei  der  Berichtigung  des  Katasters  wie  bei  der  Neu- 
vermessung zunächst  notwendigen  Identifizierung  der  einzelnen  Grundstücke  und 
Feststellung  ihrer  Inhaber  genügen  die  auf  Grund  der  vorhandenen  Kataster- 
urkunden zu  beschaffenden  Unterlagen  nicht.  Es  war  deshalb  geboten,  den  Ge- 
meinden vorzuschreiben,  dass  sie  den  Techniker  bei  seinen  Ermittelungen  von 
feldkundigen  Personen  unterstützen  lassen  und  den  Eigentümern,  Besitzern  und 
sonstigen  Inhabern  von  Liegenschaften  die  Verpflichtung  aufzuerlegen,  dass  sie 
ilirc  Grundstücke  rechtzeitig  und  erkennbar  bezeichnen  und  die  erforderliche 
Auskunft  nötigenfalls  unter  Vorlage  der  in  ihren  Händen  befindlichen  Urkunden 
erteilen. 

Die  beregten  Massnahmen  haben  sich  bei  den  Probearbeiten  als  aus- 
reichend, aber  auch  als  nicht  zu  weit  gehend  erwiesen.  Die  Regelung  durch 
Gesetz  ist  erforderlich,  weil  die  Durchführung  des  Werkes  nicht  von  dem  guten 
Willen  der  Beteiligten  abhängig  gemacht  werden  kann. 

b.  Grenzfeststellung. 

Bei  der  Neuvermessung  von  Gemeindegemarkungen  bietet  der  Gang  der 
Arbeiten  die  Möglichkeit,  der  genauen  Bestimmung  der  Grundstücksgrenzen  die 
volle  Aufmerksamkeit  zuzuwenden.  Es  kann  nicht  zweifelhaft  sein,  dass  diese 
Möglichkeit  entsprechend  zu  verwerten  ist.  Fraglich  bleibt  jedoch  und  wird 
deshalb  hier  zu  erörtern  sein: 

rx.  welcher  Behandlung  die  zweifelhaften  und  bestrittenen  Grundstücks- 
grenzen zu  unterziehen  sind, 
ß.  in  welcher  Ausdehnung  die  Vermarkung  der  Grenzen  zu  bewirken  sein 
wird,  und 

•f.  welche  rechtliche  Bedeutung  man  dieser  Vermarkung  bezw.  der  auf 
Grund  derselben  errichteten  Karte  beizulegen  hat. 

a.  Zweifelhafte  und  bestrittene  Grundstücksgrenzen. 

Die  Gesetzgebung  der  einzelnen  Länder  hat  die  Frage  der  zweifelhaften 
und  bestritteneu  Grundstücksgrenzen  auf  verschiedenen  Wegen  zu  lösen  versucht. 
Eigentümlicherweise  finden  sich  die  grössten  Abweichungen  in  dieser  Beziehung 
bei  den  unmittelbaren  Nachbarn  von  Elsass- Lothringen,  in  Baden  und  in  der 
Schweiz  (Kanton  Genf).  Das  badiache  Vermessungsgesetz  vom  26.  März  1852 
bestimmt  nämlich  im  Art.  2,  dass  Grundstücke,  deren  Grenzen  bestritten  werden, 
in  Rücksicht  auf  das  Vermessungsgeschäft  als  ein  Ganzes  zu  behandeln,  je- 
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doch  mit  einer  entsprechenden  Anzahl  von  Plannummern  zu  versehen  sind.  Das 
Genfer  Katastergesetz  vom  1.  Februar  1841  (Art.  12 — 17,  43  ff.)  sieht  dagegen 
die  Mitwirkung  von  prud'hommes  bei  der  Vermessung  vor  und  überträgt  diesen 
unter  anderm  die  Aufgabe,  bei  Grenzstreitigkeiten  die  Parteien  zum  Vergleich 
zu  bringen  und,  wenn  ihnen  dies  nicht  gelingt,  die  Grenze  zu  bestimmen,  welche 
ausgepfählt  und  aufgemessen  werden  soll.  In  gleicher  Weise  hat  der  prud'homme 
bezüglich  derjenigen  Grenzen  Bestimmung  zu  treffen,  welche,  ohne  dass  Streit 
vorliegt,  auf  ergangene  Aufforderung  nicht  vermarkt  werden.  Die  Grenzfest- 
stellung des  prud'homme  kann  von  den  beteiligten  Grundbesitzern  bis  zur  be- 
endigten Offenlegung  der  Katasterkarten  und  Bücher  jederzeit  im  Wege  frei- 
williger Vereinbarung  geändert  oder  im  Rechtsstreit  angefochten  werden.  Ist 
weder  das  eine  noch  das  andere  geschehen,  so  wird  mit  Beendigung  des  Offen 
legungsverfahrens  die  Grenzfeststellung  für  die  Parteien  verbindlich  (Art.  46 — 49). 

Bei  Anwendung  der  badischen  Vorschrift  entsteht  überall  da,  wo  die 
Grenzen  unsicher  und  bestritten  sind,  auch  vom  Feldmesser,  welcher  mit  den 
örtlichen  Verhältnissen  nicht  immer  vertraut  ist  und  den  Grundeigentümern  in 
der  Regel  vorerst  fremd  gegenübersteht,  eine  Einigung  der  Beteiligten  nicht 
herbeigeführt  werden  kann,  eine  Lücke  in  der  Karte.  Die  Ausfüllung  der  Lücke 
kann  selbstverständlich  erst  geschehen,  wenn  eine  nachträgliche  Bestimmung  der 
Grenze,  sei  es  durch  Vergleich  oder  durch  beendeten  Rechtsstreit,  erfolgt  ist. 
Die  Kosten  der  nuchtriiglichen  Einmessung  der  Grenze,  der  Ergänzung  der  Karte 
u.  s.  w.  müssen  ebenso  selbstverständlich  den  betreffenden  Grundeigentümern, 
welche  durch  ihre  Uneinigkeit  die  Nacharbeit  verschuldet  haben,  zur  Last  ge- 
legt werden. 

Wenn  man  nun  erwägt,  dass  Grenzstreitigkeiten,  welche  bei  der  Neuver- 
messung zu  Tage  treten,  in  den  meisten  Fällen  nicht  erst  bei  dieser  Neuver- 
messung entstehen,  sondern  im  latenten  Zustande  längst  vorhanden  waren,  dass 
sich  zumeist  auch  ein  erträglicher  modus  vivendi  zwischen  den  Beteiligten  ge- 
bildet hat  und  letztere  sich  mit  einer,  dem  Charakter  des  Landmannes  gewisser- 
niassen  eigentümlichen  Beharrlichkeit  häufig  nur  sträuben,  diesen  modus  vivendi 
ab  verbindlichen  Rechtszustand  anzuerkennen;  wenn  man  ferner  berücksichtigt, 
dass  nichts  die  Beteiligten  hindert,  den  bestehenden  modus  vivendi  auch  in  Zu- 
kunft stillschweigend  zu  dulden,  zumal  der  Eintritt  der  Verjährung  durch  die 
Wahrung  des  Streites  in  der  Karte  ausgeschlossen  erscheint,  dass  aber  eine 
förmliche  Anerkennung  dieses  Zustandes  Weiterungen  und  Kosten  verursacht, 
ho  wird  man  sich  der  Ueberzeugung  nicht  vcrschliessen  können,  dass  auf  eine 
baldige  Beseitigung  der  Lücken  in  der  Karte  nicht  gerechnet  werden  darf,  viel- 
mehr das  dauernde  Bestehen  derselben  zu  befürchten  ist  Dass  aber  eine  der- 
artige Karte  nicht  erstrebenswert  sein  kann  und  auch  den  Wünschen  der  Be- 
völkerung nicht  entspricht,  wird  anzuerkennen  sein. 

Die  Genfer  Gesetzgebung  schafft  hiergegen  Abhilfe.  Der  von  der  Regie- 
rung für  jede  Gemarlcung  bezw.  einen  Gemarkungsteil  ernannte  prud'homme 
(Art.  12),  in  dem  nach  der  Absicht  des  Gesetzgebers  ein  unabhängiger,  mit  den 
örtlichen  Verhältnissen  wohl  vertrauter  und  wegen  allbekannter  Rechtlichkeit 
und  Unparteilichkeit  in  hervorragender  Achtung  stehender  Mann  zu  erblicken 
ist,  erscheint  zunächst  schon  weit  mehr  geeignet,  die  gütliche  Beilegung  von 
Grenzstreitigkeiten  herbeizuführen,  als  der  im  allgemeinen  nach  Gebühren  be- 
zahlte Feldmesser,  welcher,  ohne  sich  selbst  zu  schädigen,  gar  nicht  in  der 
Lage  ist,  einen  grösseren  Teil  seiner  Zeit  derartigen  Differenzen  zu  widmen. 
Kommt  jedoch  im  einzelnen  Falle  ein  Vergleich  ausnahmsweise  nicht  zustande 
oder  unterbleibt  die  Vermarkung  unbestrittener  Grenzen  trotz  Aufforderung,  so 
trifft  der  prud'homme  vorläufige  Entscheidung,  und  diese  Entscheidung  bedarf 
nicht  erst  der  förmlichen  Anerkennung  zu  ihrer  definitiven  Gültigkeit;  es  genügt 
vielmehr,  wenn  binnen  bestimmter  Frist  keine  Anfechtung  erfolgt,  wenn  der 
bestehende  Zustand  weiter  geduldet  wird.  —  Aus  der  bezüglichen  Bestimmung 
leuchtet  das  nachahmenswerte  Bestreben  hervor,  die  vorhandenen  Grenzstreitig- 
keiten gelegentlich  der  Katastrierung  zu  beseitigen,  ohne  zu  Prozessen  zu  treiben 
und  ohne  das  Selbstgefühl  der  Beteiligten  zu  verletzen.  Für  die  volle  Erreichung 
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der  bezeichneten  Absicht  scheint  indessen  die  Zeit  zu  kurz  bemessen  zu  sein, 
nach  Ablauf  derer  die  vorläufige  Grenze  den  Charakter  einer  unbestrittenen 
annimmt.  Bis  zur  beendigten  Offenleguug  der  Katasterdokumente  werden  Per- 
sonen, die  gelegentlich  der  Vermessung  sich  nicht  einigen  konnten,  kaum  dahin 
gelangt  sein,  die  Weiterduldung  eines  bestrittenen  Zustande«  bezw.  den  Ver- 
gleich8ab8chlus8  dem  gerichtlichen  Austrage  ihres  Streites  vorzuziehen;  wohl 
aber  kann  das  Ziel  erreicht  werden,  wenn  nach  beendeter  Offenlegung  noch  eine 
weitere  mehrjährige  Frist  zur  Verfügung  steht.  Die  Bestellung  des  Schieds- 
mannes (prua'homme)  erfolgt  zweckmässig  durch  die  berufene  Vertretung  der 
Beteiligten,  d.  i.  den  betreffenden  Gemeinderat  Es  ist  anzunehmen,  dass  der 
so  bestellte  Schiedsmann  seinen  Obliegenheiten  am  leichtesten  und  mit  dem 
grössten  Erfolg  wird  nachkommen  können. 

Unter  Berücksichtigung  dieser  Modifikationen  wird  aber  eine  ähnliche 
Einrichtung  wie  diejenige  des  prud'homme  für  die  elsass-lothringischen  Verhält- 
nisse als  durchaus  empfehlenswert  zu  erachten  sein  und  ist  dieselbe  demgemäß 
im  Gesetzentwurf  vorgesehen  worden. 

ß.  Grenzvermarkung. 

Was  die  bei  der  Neuvermessung  zu  verlangende  Ausdehnung  der  Ver- 
markung betrifft,  so  wird  in  den  letzten  Jahrzehnten  immer  dringender  und 
allgemeiner  die  Forderung  erhoben,  dass  die  Bezeichnung  mit  festen  Markzeichen 
auf  sämtliche  Besitzstücksgrenzen  auszudehnen  sei.  Es  ist  allerdings  anzu- 
erkennen, dass  die  sichere  Wiederauffindung  der  einzelnen  Grenzen  auch  ohne 
diese  weitgehende  Vermarkung  möglich  ist,  wenn  eine  gute  Karte  zur  Ver- 
fügung steht  und  eine  genügende  Anzahl  sonstiger  fester  Punkte  auf  dem  Felde 
vorhanden  und  in  die  Karte  eingetragen  ist.  Das  grossherzoglich  hessische 
Katastrierungsgesetz  vom  13.  April  1824  und  ebenso  das  grossherzoglich  badische 
Vermessungsgesetz  vom  26.  März  1852  fordern  dementsprechend  nur  die  Ver- 
steinung  der  Gemarkungs-  und  Flur-  bezw.  Gewanngrenzen.  Anderseits  muss 
aber  betont  werden,  dass  bei  allgemeiner  Aussteinung  die  Vermessung  genauer 
als  im  anderen  Falle  durchgeführt  werden  kann,  dass  ferner  eine  Grenzwieder- 
herstellung nach  der  Karte  jedesmal  erhebliche  Kosten  und  Schwierigkeiten  ver- 
ursacht, sobald  bei  den  bezüglichen  Messungen  von  entfernt  liegenden  Punkten 
auszugehen  ist,  dass  endlich  derartige  Arbeiten  erst  dann  veranlasst  zu  werden 
pflegen,  wenn  infolge  Mangels  sichtbarer  Grenzzeichen  bereits  Zwistigkeiten 
unter  den  Nachbarn  ausgebrochen  sind,  vielleicht  der  Rechtsweg  beschritten 
worden  ist.  Eine  Reihe  von  Ländern  dehnte  deshalb  schon  ziemlich  früh  die 
Verpflichtung  zur  Vermarkung  auch  auf  die  Grundstücksgrenzen  aus;  so  das 
grossherzoglich  weimarische  Gesetz  über  die  Landesvermessung  vom  5.  März  1851, 
das  Gesetz  vom  20.  Januar  1853  betreffend  die  Vermessung  des  Fürstentum« 
Schwarzburg-Sondershausen.  Das  Genfer  Gesetz  vom  1.  Februar  1841  trifft  eben- 
falls geeignete  Massnahmen,  um  die  Vermarkung  sämtlicher  Kigentumsgrenzen 
zu  sichern  (Art  30  des  Gesetzes  und  Art.  50  u.  ff.  des  Reglements  vom  14.  Ok- 
tober 1844).  Am  nachdrücklichsten  aber  spricht  für  den  Nutzen  der  Bezeich- 
nung aller  Grenzen  der  Umstand,  dass  im  Grossherzogtum  Baden  schon  zwei 
Jahre  nach  dem  Inkrafttreten  des  vorerwähnten  Vermessungsgesetzes  vom  26.  März 
1852  ein  besonderes  Gesetz  (vom  20.  April  1854)  über  die  Sicherung  der  Ge- 
markungs-, Gewann-  und  Eigentumsgrenzen  erlassen  und  in  diesem  die  Aus- 
steinung sämtlicher  Eigentumsgrenzen  insoweit  vorgeschrieben  worden  ist,  als 
nicht  die  örtlichen  Verhältnisse  Ausnahmen  bedingen.  Auch  in  Preussen  macht 
man  nach  einem  Reglement  vom  25.  Oktober  1881  die  Vornahme  von  Neuver- 
messungen von  einer  ähnlich  weit  gehenden  Grenzvermarkung  abhängig.  Da 
es  nun  mit  Rücksicht  auf  die  erheblichen  Kosten,  welche  die  Neuvermessungen 
im  allgemeinen  verursachen,  als  ein  Gebot  der  Notwendigkeit  zu  erachten  ist 
dass  alle  Vorteile,  welche  ein  solches  Werk  für  eine  Gemarkung  zu  bieten  ver- 
mag, nutzbar  gemacht  werden,  so  wird  als  Princip  aufzustellen  sein,  dass  vor 
dem  Beginn  der  Neuvermessung  in  einer  Gemarkung  die  Vermarkung  sämtlicher 
Grenzen  erfolgt. 
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•{.  Bedeutung  der  Verraarkung  und  der  Karte. 

DiVßs  die  auf  ordnungsmäßiger  Neuvermessung  beruhende  Karte  nach  be- 
wirkter technischer  Revision  und  nach  erfolgter  Anerkennung  seitens  der  be- 
teiligten Grundbesitzer  beweiskraftig  ist  und  dass  diese  Beweiskraft  sich  auch 
auf  die  Lage  der  einzelnen  Grenzen  erstreckt,  folgt  aus  dem  Charakter  der 
Karte  als  öffentliche  Urkunde  und  der  Fassung  des  §  383  der  Civilprozessordnung 
von  selbst  und  bedarf  keiner  besonderen  Bestimmung.  Fraglich  kann  es  nur 
bleiben,  ob  es  sich  empfehle,  nach  Ablauf  einer  gewissen  Frist  die  Erbringung 
des  Gegenbeweises  gegen  die  Karte  auszuschließen.  Vorgange  für  eine  solche 
Massregel  bieten  das  grossherzoglich  hessische  Gesetz  vom  21.  Februar  1852, 
welches  im  Art.  36  anordnet,  dass  die  zu  Grundbüchern  gehörigen  und  auf 
legaler  Parzellenvermessung  beruhenden  Karten  nach  Ablauf  von  10  Jahren  un- 
bedingt und  ausschließend  über  Lage,  Grösse  und  Begrenzung  der  einzelnen 
Grundstücke  beweisen;  ferner  das  königl.  preussische  Gesetz  vom  27.  Mai  1873 
über  das  Grundbuchswesen  im  Bezirke  des  Appellationsgerichts  Kassel.  Letzteres 
verfügt  im  §  36  für  das  Gebiet  des  ehemaligen  Kurfürstentums  Hessen,  dass  die 
bis  zum  1.  Juli  1874  auf  Grund  der  Anweisung  vom  12.  April  1833  festgestell- 
ten Flurkarten  nach  Ablauf  von  2'/»  Jahren  die  ausschliessliche  Unterlage  für 
die  Bestimmung  der  Grundstücksgrenzen  bilden. 

Eine  Aufnahme  derartiger  Bestimmungen  in  die  Gesetzgebung  anderer 
benachbarter  Länder  hat,  so  viel  bekannt,  bisher  nicht  stattgefunden,  und  es 
Utat  sich  nicht  in  Abrede  stellen,  dass  derselben  sehr  erhebliche  Bedenken  ent- 
gegenstehen, weil,  wenn  auch  nicht  die  Wahrscheinlichkeit,  so  doch  immerhin 
die  Möglichkeit  gegeben  ist,  dass  ein  bei"  der  Vermessung  und  Kartierung 
unterlaufener  Irrtum,  trotz  gewissenhafter  und  eingehender  Prüfung,  trotz  langer 
Offenlegung  und  trotz  bester  Absicht  unentdeckt  bleibe.  Die  nach  bestimmter 
Frist  eintretende  unbedingte  Beweiskraft  der  Karte  würde  dann  eventuell  hin- 
dern, den  Irrtum  bei  späterem  Hervortreten  zu  beseitigen  und  könnte  so  Rechts- 
nachteile  im  Gefolge  haben,  welche  die  sonst  von  der  unbedingten  Beweiskraft 
gebotenen  Vorteile  überwiegen. 

Es  erscheint  deshalb  zweckmässig,  der  elsasslothringischen  Neuvermes- 
sungskarte  eine  weiter  gehende  Beweiskraft,  als  ihr  von  der  Civilprozessordnung 
zugewiesen  wird,  nicht  beizulegen. 

Anders  gestaltet  sich  die  Frage,  ob  der  bei  der  Neuvermessung  zu  be- 
wirkenden Grenzvermarkung  eine  die  Interessenten  verpflichtende  Wirkung  zu- 
zuerkennen sei.  Wollte  man  nämlich  zulassen,  dass  diejenigen  Grenzen,  über 
deren  Richtigkeit  die  Beteiligten  weder  bei  der  Aussteinung  und  Aufmessung, 
noch  bei  der  Offenlegung  der  Katasterurkunden  einschliesslich  Karte  zweifelhaft 
waren,  später  als  unrichtig  angefochten  und  Anträge  auf  anderweite  Abmarkung 
gestellt  werden  können,  so  würde  der  Nutzen  nicht  nur  der  Grenzvermarkung, 
sondern  des  ganzen  Neuvermessungsgeschäftes  überhaupt  in  hohem  Grade  in 
Frage  gestellt  werden.  Es  musste  deshalb  den  in  die  Karte  aufgenommenen 
unbestrittenen  Grenzlinien  dieselbe  Bedeutung  beigelegt  werden,  wie  sie  Eigen- 
tumsgrenzen zukommt,  die  auf  Grund  des  Art.  646  des  Code  civil  abgemarkt 
sind.  Ein  Bedenken  gegen  die  Zulässigkeit  dieser  Massnahme  kann  nicht  wohl 
bestehen,  weil  zwischen  dem  Setzen  der  Grenzmarken  und  der  beendigten  Offen- 
legung der  Karte  dem  Grundeigentümer  eine  hinreichende  Spanne  Zeit  zur 
wiederholten  Prüfung  verbleibt  und  diese  Prüfung  durch  die  Kenntnis  des 
katastermässigen  Inhaltes  der  einzelnen  Liegenschaften,  welche  mit  Beginn  der 
Katasteroffenlegung  zur  Verfügung  steht,  ebenso  wie  durch  die  Auskunfts- 
erteilung seitens  des  gegen  Schluss  der  Offenlegung  anwesenden  Technikers  so 
wesentlich  erleichtert  wird,  dass  sie  als  ausreichend  sichernd  zu  erachten  ist. 
Weshalb  es  sich  empfiehlt,  den  vom  Schiedsmann  bezeichneten  Grenzen  nach 
Ablauf  einer  gewissen  Frist  dieselbe  Bedeutung  wie  den  freiwillig  vermarkten 
beizumessen,  ist  bereits  oben  erörtert  worden. 

Im  Interesse  des  Grundeigentums  wird  ferner  für  die  sichere  Erhaltung 
der  vermarkten  und  in  die  Karte  übernommenen  Grenzen  Fürsorge  zu  treffen 
sein.  Ein  geeignetes  Mittel  hierzu  bietet  die  Bestimmung,  dass  die  Lage  der 
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Grenzen  durch  Ersitzung  nicht  verändert  werden  kann,  weil  diese  Massnahme, 
ohne  eine  aus  sc  h  liessende  Beweiskraft  der  Karte  zu  bedingen,  verhütet,  dass 
der  Wiederherstellung  einer  mit  Sicherheit  bestimmbaren,  aber  zeitweise  ver- 
dunkelten Grenze  unter  Hinweis  auf  die  vollendete  Verjährung  der  Eigentums- 
klage entgegengetreten  werde.  —  Ein  derartiger  Ausschluss  der  Verjährung  ist 
übrigens  in  der  neueren  Gesetzgebung  nichts  Ungewöhnliches.  Die  Grundbuchs- 
gesetzgebungen vor»  Oesterreich,  Königreich  Sachsen  und  Mecklenburg  (Stadt- 
bücher) schliessen  die  Erwerbung  von  Grund  und  Boden  durch  Verjährung  über- 
haupt aus.  Das  preussische  Gesetz  über  den  Eigentumserwerb  an  Liegenschaften 
vom  5.  Mai  1872  und  das  Grossherzoglich  hessische  Gesetz  vom  21.  Februar  1852, 
den  gleichen  Gegenstand  betreffend ,  bestimmen ,  dass  gegen  die  in  das  Grund- 
buch eingetragenen  Eigentümer  ein  Erwerb  des  Eigentums  an  Grundstücken 
durch  Ersitzung  nicht  stattfindet.  Auch  der  Code  civil  enthält  in  den  Art.  2236  u.  ff. 
ähnliche  Bestimmungen  über  Gründe,  welche  die  Verjährung  aussehlicssen. 

c.  Offenlegung  der  neu  hergestellten  Katasterurkunden. 

Die  neu  hergestellten  Katasterurkunden,  Über  deren  Einrichtung  gelegentlich 
der  Fortführungsbestimmungcn  einige  Bemerkungen  Platz  finden  werden,  sind 
selbstverständlich,  mag  es  sich  um  Katasterberichtigung  oder  um  Neuvermessung 
handeln,  vor  der  Ingebrauchnahme  zur  Kenntnis  der  Interessenten  zu  bringen: 
etwaige  Einwendungen  sind  zu  prüfen  und  zu  erledigen.  Das  hierbei  inne- 
zuhaltende Verfahren  bedarf  indessen  der  Erörterung,  weil  einerseits  von  dem- 
selben die  Wirksamkeit  der  Veröffentlichung  wesentlich  bedingt  wird,  anderseits 
aber  die  neueren  Katastergesetzgebungen  in  der  Auffassung  über  den  zweck- 
mässigst  zu  beschreitenden  Weg  von  einander  abweichen,  auch  die  Erfahrungen, 
welche  bei  Errichtung  des  bestehenden  Katasters  gewonnen  worden  sind ,  zu 
Wandlungen  geführt  haben.  Es  handelt  sich  dabei  namentlich  um  die  Frage, 
ob  es  zweckmässig  ist,  neben  einer,  etwa  Monatsfrist  umfassenden  Offenlegung 
der  Katasterurkunden  auf  dem  Bürgermeisteramt  der  in  Betracht  kommenden 
Gemeinde  und  einer,  in  diese  Frist  fallenden  kurzen  Anwesenheit  eines  Tech- 
nikers zur  Auskunftserteilung,  noch  den  einzelnen  Grundbesitzern  Verzeichnisse 
der  ihnen  zugeschriebenen  Liegenschaften  mit  der  Veq)flichtung  zu  übersenden, 
auf  dem  Verzeichnisse  ihre  Zustimmung  zu  erklären  oder  ihre  Einwendungen 
geltend  zu  machen  und  letzteres  demnächst  zurückzugeben,  oder  ob  es  sich 
mehr  empfehle,  von  einer  Behändigung  der  vorgenannte«  Verzeichnisse  an  die 
Grundbesitzer  abzusehen. 

Gegen  das  orstere,  bis  zum  Jahre  1821  auch  bei  der  Katastricrung  von 
Frankreich  innegehaltene  Verfahren  ist  namentlich  hervorzuheben,  dass  der 
Eigentümer,  welcher  auf  dem  übersandten  Grundstücksverzeichnisse  die  richtige 
Parzellenzahl  mit  den  entsprechenden  Grössenangaben  vorfindet,  es  erfahrungs- 
mässig  leicht  unterlässt,  auch  auf  dem  Plane  davon  Ueberzeugung  zu  nehmen, 
ob  ihm  nicht  durch  Verwechslung  gleich  grosser  Grundstücke  eine  falsche  Par- 
zelle zugeteilt  sei.  Es  ist  ferner  einzuwenden .  dass  nicht  jedem  Eigentümer 
zugemutet  werden  könne,  seine  etwaigen  Einwendungen  schriftlich  niederzulegen, 
und  dass  schliesslich  auf  vollzählige  Rückgabo  der  Verzeichnisse  nicht  zu  rechnen 
sei.  Diese  oder  ähnliche  Bedenken  veranlassten  die  frühere  Regierung,  vom 
Jahre  1821  ab,  die  Veröffentlichung  der  Katasterurkunden  in  der  Weise  zu  be- 
wirken, dass  sich  ein  Techniker  zur  bestimmten  Zeit  mit  diesen  Urkunden  in 
die  Gemeinde  begab,  um  den  Eigentümern  bezw.  ihren  Vertretern  den  Inhalt 
derselben  in  geeigneter  Weise  mitzuteilen,  ihnen  namentlich  an  der  Hand  der 
Pläne  die  erforderliche  und  gewünschte  Auskunft  zu  erteilen  und  schliesslich 
die  zustimmenden  Erklärungen  bezw.  Einwendungen  entgegenzunehmen. 

Die  in  die  Augen  springende  Zweckmässigkeit  dieser  Massregel  wurde 
indessen  in  der  Praxis  wesentlich  dadurch  eingeschränkt,  dass  man  die  Auf- 
enthaltszeit des  Geometers  durchschnittlich  zu  einem  Arbeitstag  auf  400  Par- 
zellen berechnete  und  so  dem  Genannten  überliess,  täglich  mit  20  bis  30  Eigen- 
tümern alles  Nötige  durchzusprechen.    Dass  letzteres  gründlich  geschehen  und 
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die  Erteilung  der  gewünschten  Erläuterungen  in  ausgiebiger  Weise  erfolgen 
konnte,  ist  zu  bezweifeln,  weil  den  Interessenten  der  Inhalt  der  Katasterurkun- 
den erst  bei  der  Besprechung  innerhalb  knapp  bemessener  Frist  zur  Kennt- 
nis kam. 

Die  Gesetzgebungen,  welche  ein  dem  vorgeschilderten  ähnliches  Verfahren 
übernommen  haben,  lassen  deshalb  der  Auskunftserteilung  im  allgemeinen 
eine  Offenlegung  der  Katasterurkunden  vorausgehen,  damit  die  Grundbesitzer 
in  der  Lage  sind,  sich  vorher  über  den  Inhalt  der  Pläne  und  Bücher  gehörig 
zu  orientieren.  In  ähnlicher  Weise  wird  auch  in  Klsass-Lothringen  vorzugehen 
»ein.  zumal  diese  Modifikation  »ich  bei  den  bisherigen  Probearbeiten  bereits 
bewährt  hat. 

d.  Notwendigkeit  dauernder  Bestimmungen  für 

Neu  vermes  sung. 

Der  vorentwickelten  Reihe  von  Bestimmungen  wird  nicht  lediglich  für 
den  vorübergehenden  Zweck  der  Katasterbereinigung  Wirksamkeit  zu  verleihen 
sein,  weil  einerseits  zu  erwarten  steht,  dass  nach  Durchführung  des  Bereini- 
gungswerkes einzelne  Gemeinden  mit  berichtigtem  Kataster  die  Vornahme  einer 
vollständigen  Neuvermessung  wünschen  werden,  sobald  wegen  beabsichtigter 
Feldverbesserungen  oder  aus  anderen  Ursachen  hierzu  Anlass  geboten  ist,  ander- 
seits aber  die  Anwendung  der  älteren  für  die  erste  Katastriemng  des  Landes 
erlassenen  Vorschriften  einen  Rückschritt  bedeuten  würde.   Die  Lückenhaftigkeit 
und  Mangelhaftigkeit  dieser  Bestimmungen  erklärt  sich   zur  Genüge  daraus, 
dass  Frankreich  seiner  Zeit  zuerst  mit  einer  allgemeinen  Katastrierung  vor- 
gegangen ist  und  deshalb  nicht  in  der  Lage  war,  Erfahrungen  anderer  Länder 
zu  verwerten.  .  Selbstgesammelte  Erfahrungen  standen  erst  gegen  Schlnss  des 
Werkes  zur  Verfügung.  Wie  tief  die  Verbesserungsbedürftigkeit  erkannt  worden 
ist,  geht  aus  den  in  der  Denkschrift  zum  vorjährigen  Etat  geschilderten  Reforru- 
bestrebungen  hervor,  die  bereits  gegen  Ende  der  dreissiger  Jahre  ihren  Anfang 
genommen  haben.    Als  man  nämlich  um  diese  Zeit  mit  der  Katastrierung  des 
Landes  fertig  geworden  war,  ergab  sich  die  Notwendigkeit,  in  denjenigen  Ge- 
meinden von  vorn  zu  beginnen,  deren  Kataster  inzwischen  gegen  drei  Jahrzehnte 
bezw.  darüber  alt  geworden  und  durch  unterbliebene  Fortführung  in  vollständige 
Unordnung  geraten  waren.    Um  indessen  durch  die  Beibehaltung  der  in  Kraft 
befindlichen  Gesetze  und  anderen  Bestimmungen  nicht  zum  Ausserach tlassen 
der  eigenen  Erfahrungen  genötigt  zu  werden,  wurde  der  Gesetzentwurf  sur  le 
renouvellement  et  la  conservation  du  cadastre  vom  Jahre  1846  ausgearbeitet. 
Derselbe  fand  nicht  die  Zustimmung  der  Volksvertretung.    Inzwischen  nahm 
die  Wiederholung  der  Katastrierung  nach  den  alten  Bestimmungen  ihren  Fort- 
gang und  hatte  bereits  einen  erheblichen  Umfang  angenommen,  als  anlässlich 
einer  Beschwerde  die  bezüglichen  Arbeiten,  soweit  sie  die  Neueinschätzung  be- 
trafen, durch  den  Staatsratsbeschluss  vom  15.  Mai  1848  für  unzulässig  und  das 
Princip  des  Gesetzes  vom  15.  September  1807  über  die  Unveränderlichkeit  der 
Keinertragsfestsetzung  verletzend  erklärt  wurden.    Um  wenigstens  die  begon- 
nenen Arbeiten  vollenden  zu  können,  anderseits  aber  auch,  um  die  Katastrie- 
rung weiterer  Gemarkungen  so  lange  thunlichst  zu  verhüten,  bis  das  zu  er- 
wartende neue  Katastergesetz  ergehen  würde,  wurde  zwischen  Regierung  und 
Volksvertretung  der  Art.  7  des  Gesetzes  vom  7.  August  1850  vereinbart  (vergl. 
Noizet,  Du  cadastre,  S.  58  u.  ff.).    Leider  hat  das  Gesetz  seinen  prohibitiven 
Charakter  nur  zu  gut  bewährt.    Die  Bedingung,  dass  das  vorhandene  Kataster 
mindestens  30  Jahre  alt  sein  und  der  Generalrat  der  Erneuerung  desselben  zu- 
stimmen müsse,  verhinderte  häufig  genug  auch  Bolche  Gemeinden,  welche  diese 
F,rneuerung  als  dringendes  Bedürfnis  empfanden  und  die  Mittel  für  dieselbe 
bereit  hatten,  zu  einem  ordnungsmäßigen  Kataster  zu  gelangen.  Die  betreffen- 
den Gemeinden  Hessen,  um  die  geschilderten  Schwierigkeiten  zu  umgehen,  und 
Ja  weiter  die  Regierung  öfter  die  gewünscht«-  Aufnahme  des  Feldes  nach  anderen 
Unterlagen  als  dem  Besitzstande  nicht  zu  unterstützen  pflegte,  endlich  eine 
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Neueinschätzung  auch  wohl  die  Gefahr  der  Kontingenteerhöhung  nahe  legte, 
ihren  Bann  neu  vermessen,  ohne  eine  Reinertrags-Ermittelung  für  die  vermes- 
senen Liegenschaften  anzuschliessen.  An  einem  derartigen  Verfahren  wurden 
nun  zwar  die  Gemeinden  durch  kein  Gesetz  gehindert;  das  Vermessungswerk 
nahm  aber  auch  keinen  amtlichen  Charakter  an  und  so  entstanden  zahlreiche 
Privatkataster,  die  wegen  der  naheliegenden  Verwechselungen  zwischen  dem 
amtlichen  und  dem  nichtamtlichen  Kataster  mehr  Verwirrung  als  Nutzen  ge- 
bracht haben.  Hierzu  kommt  der  erschwerende  Umstand,  dass  diese  Vermes- 
sungen privaten  Charakters  keiner  amtlichen  Aufsicht  und  Prüfung  unterstellt 
waren  und  deshalb  von  den  Gemeinden,  denen  Organe  zur  Beurteilung  der 
Tüchtigkeit  eines  Geometers  nicht  zur  Verfügung  standen,  vielfach  Pereonen 
übertragen  worden  sind,  welche  nach  den  Ergebnissen  der  jetzt  vorgenommenen 
Revisionsmessungen  ihrer  Aufgabe  nicht  gewachsen  waren  und  fehlerhafte  Karten 
geliefert  haben. 

Um  die  Fortdauer  bezw.  die  Wiederkehr  derartiger  Zustände  zu  ver- 
hüten, erscheint  es  geboten,  zu  bestimmen,  dass  künftig  einerseits  die  Ergeb- 
nisse aller  Neuvermessungen  von  Gemarkungen  oder  Licgenschaftekomplexen 
grundsätzlich  Aufnahme  in  das  amtliche  Kataster  finden,  dass  anderseits  der- 
artige Vermessungen  aber  auch  ausnahmslos  der  Leitung  und  Ueberwachung 
der  zuständigen  Vermessungsbehörde  unterliegen  und  nur  von  geprüften  und 
vereideten  Geometern  vorgenommen  werden  dürfen. 

Indem  weiter  die  sich  selbst  begründende  Anordnung  getroffen  worden 
ist,  dass  während  der  Dauer  des  Bereinigungswerkes  Neuvermessungen  von  Ge 
meindegemarkungen  nur  durch  die  von  der  Landesregierung  beauftragten  Sach- 
verständigen vorgenommen  werden  dürfen,  und  schliesslich  in  Anlehnung  an 
das  Gesetz  vom  24.  Juli  1867  über  die  Gemeinderäte  ein  Beschluss  des  Ge- 
meinderats als  ausreichend  erachtet  worden  ist,  um  in  Zukunft  die  Neuvermes- 
sung einer  Gemarkung  herbeizuführen,  erscheinen  der  Art.  7  des  Gesetzes  vom 
7.  August  1850  und  die  übrigen  gesetzlichen  und  reglementarischen  Bestim- 
mungen, welche  zur  Zeit  über  die  Vermessung  von  Gemarkungen  und  Teilen 
derselben  (Identifizierung  der  Grundstücke  nach  Lage,  Begrenzung,  Grösse  und 
Ausmittelung  ihrer  Inhaber)  bestehen,  mit  dem  Inkrafttreten  des  Gesetzentwurfes 
als  insoweit  beseitigt,  wie  dieselben  in  den  Entwurf  Aufnahme  nicht  gefunden 
haben. 

e.  Regulierung  von  Gemarkungsgrenzen. 

Der  Gesetzentwurf  behandelt  endlich  die  Berichtigung  der  Gemarkungb- 
grenzen  und  die  Schlichtung  der  bei  Neuvermessuugen  etwa  entstehenden  Streitig- 
keiten über  den  Zug  dieser  Grenzen. 

Der  erstere  Gegenstand  bildet  zwar  kein  unbedingtes  Erfordernis  der 
Katasterbereinigung,  hegt  aber  im  Bedürfnis,  weil  ausweislich  der  Katasterpläne 
die  Grenzzüge  einer  Reihe  von  Gemeinden  ausserordentlich  ungünstig  gestaltet 
sind,  ohne  dass  hierfür  ein  innerer  Zweckmässigkeitsgrund  ersichtlich  wäre,  und 
weil  ferner  es  an  klaren  Bestimmungen  fehlt,  in  welcher  Weise  dem  vorberegten 
Uebelstande  abgeholfen  werden  kann.  Die  über  die  Erledigung  von  Grenz- 
streitigkeiten bestehenden  Bestimmungen  bedürfen  endlich  teils  im  allgemeinen, 
teils  wenigstens  für  den  vorliegenden  Zweck  gewisser  Modifikationen. 

Die  näheren  Ausführungen  werden  im  speciellen  Teil  der  Begründung  zu 
geben  sein. 

II.  GrundeteuerauBgleichung. 

1)  Unveränderlichkeit  der  Reinertragssätze. 

Die  Notwendigkeit  einer  neuen  Reinertragsschätzung  als  Basis  für  eine 
anderweite,  gerechte  Verteilung  der  Grundsteuer  ist  wesentlich  aus  zwei  Gesichte- 
punkten betont  worden.  Einmal,  weil  bei  dieser  Einschätzung  zur  Zeit  der 
Errichtung  des  bestehenden  Katasters  eine  eigentliche  Ausgleichung  der  Er- 

330 


Digitized  by  Google 


Begründung  zu  dem  Katastergesetz  in  Elsass-Lothringen  vom  31.  März  188«.  231 


gebnisse  zwischen  den  verschiedenen  Gemeinden  nie  stattgefunden  hat,  die  Ver- 
teilung des  Grundsteuerkontingents  mithin  von  vornherein  eine  ungleichmäßige, 
zu  Beschwerden  veranlassende  war;  zum  anderen,  weil  im  Laufe  der  Zeit  die 
Ertragsfähigkeit  der  einzelnen  Grundstücke  durch  anderweite  Art  der  Benutzung, 
durch  natürliche  Einflüsse,  durch  Umgestaltung  der  Verkehrsverhältnisse  und 
dergleichen  zum  Teil  sehr  erhebliche  Aenderungen  erfahren  hat. 

Wenn  nun  auch  bei  einer,  im  Anschluss  an  die  Katasterbereinigung  vor- 
zunehmenden Reinertragsermittelung  eine  Ausgleichung  der  Schätzungsergeb- 
nisse  durch  das  ganze  Land  sehr  wohl  erzielt  werden  kann,  so  lässt  sich  doch 
nicht  vermeiden,  dass  der  zweite  der  vorgenannten  Faktoren,  der  ändernde  Ein- 
flus8  der  Zeit,  nicht  nach  entsprechender  Frist  wieder  eine  gewisse  Verschiebung 
herbeiführe.  Es  entsteht  deshalb  die  Frage,  ob  eine  einmalige,  ausgleichende 
Einschätzung  vorerst  als  genügend  zu  erachten  oder  ob  nicht  vielmehr  das  in 
den  Gesetzen  vom  15.  September  1807  und  vom  31.  Juli  1821  ausgesprochene 
und  bisher  festgehaltene  Princip  der  Unveränderlichkeit  der  Reinertragssätze 
aufzugeben  und  zu  einer  fortlaufenden  Wahrung  der  Aenderungen  in  der  Er- 
tragsfähigkeit der  Liegenschaften  zu  greifen  sei. 

Es  liegt  allerdings  nahe,  eine  Forderung  der  Billigkeit  darin  zu  finden, 
dass  die  Grundsteuer  als  Ertragsabgabe  sich  auch  der  Ertrags  fähi^keit  des  Ob- 
jektes fortdauernd  anschliesse  und  einen  im  voraus  bestimmten  Teilbetrag  des 
Durchschnittsertrages  in  Anspruch  nehme.  Man  kann  in  dieser  Beziehung  dar- 
auf verweisen,  dass  die  französische  Etatsgesetzgebung  in  den  ersten  Jahren 
der  Eatastrierung  fast  regelmässig  bestimmte,  welcher  Prozentsatz  des  Rein- 
ertrags von  der  Grundsteuer  nicht  überschritten  werden  dürfe  und  dass ,  als 
die  Gesetze  von  1807  und  1821  die  Unveränderlichkeit  der  Grundsteuersummen 
ausgesprochen  hatten,  man  sich  nach  verhältnismässig  kurzer  Frist  genötigt 
sah,  wenigstens  für  die  Gebäude,  von  diesem  Princip  der  Unveränderlichkeit 
abzuweichen  und  durch  das  Gesetz  vom  17.  August  1835  zu  bestimmen,  dass 
der  Neubau,  Wiederaufbau  und  Abbruch  von  Gebäuden  eine  jedesmalige  Er- 
höhung oder  Verminderung  des  Grundsteuerkontingents  der  Gemeinde  herbei- 
zuführen hätten.  Hiergegen  ist  hervorzuheben,  dass  zunächst  die  genannte 
Festsetzung  des  höchstens  in  Anspruch  zu  nehmenden  Reinertragsteiles  nicht 
sowohl  ein  fortgesetztes  Anschmiegen  der  Steuer  an  die  Ertragsfähigkeit  des 
Objektes  bezwecken,  als  vielmehr  ein  Mittel  bieten  sollte,  um  die  Grundsteuer- 
verteilung, von  deren  Ungleichmässigkeit  man  allerorts  Überzeugt  war,  thunlichst 
auszugleichen.  Die  Bestimmung  des  Gesetzes  vom  Jahre  1835  bildet  endlich 
bei  näherer  Betrachtung  keineswegs  eine  Ausnahme  von  dem  Princip  der  Gesetze 
von  1807  und  1821.  Das  Gesetz  vom  31.  Juli  1821  hatte  verordnet,  dass  Liegen- 
schaften, welche  aus  dem  Staatsgut  abgetrennt  oder  aus  anderem  Grunde  steuer- 
bar werden,  das  Grundsteuerkontingent  entsprechend  erhöhen  und  dass  im 
umgekehrten  Falle  eine  Verminderung  dieses  Kontingents  eintrete.  Da  nun  die 
vom  Uberbauten  Boden  zu  entrichtende  Steuer  sich  in  der  Hauptsache  nicht 
nach  der  Ertragsfähigkeit  des  Bodens,  sondern  nach  dem  Mietswerte  des  Auf- 
baues bemiast  (Art.  83  ff.  Ges.  v.  3.  Frimaire  VII),  thatsächlich  also  eine  Ge- 
bäudesteuer ist,  so  war  es  nur  konsequent,  das  im  Jahre  1821  für  den  nicht 
überbauten  Boden  aufgestellte  Princip  der  Kontingentsveränderung  durch  Zu- 
und  Abgang  an  steuerbarer  Materie  auch  auf  die  Häuser  auszudehnen;  denn 
thatsächlich  involviert  jeder  Neu-  bezw.  Wiederaufbau  oder  Abbruch,  sowie  die 
Umwandlung  eines  landwirtschaftlichen  Betriebsgebäudes  in  ein  Wohnhaus  oder 
dergleichen  eine  derartige  Vermehrung  oder  Verminderung  der  steuerbaren  Ob- 
jekte. Eine  Ertragssteigerung  der  Häuser  durch  zweckmäßigere  innere  Ein- 
richtung oder  durch  Verkehrsverhältnisse  entzieht  sich  dem  Nachgreifen  der 
Steuer  in  gleicher  Weise,  wie  die  Umwandlung  eines  Ackers  in  Wiese  oder 
Weinberg.  Die  Absicht  einer  fortlaufenden  Berichtigung  des  steuerpflichtigen 
Reinertrages  der  Liegenschaften  findet  demnach  in  der  bestehenden  Grundsteuer- 
esetzgebung  keine  Begründung.  Aber  auch  aus  andern  Gründen  erscheint 
ieselbe  nicht  empfehlenswert.  Man  würde  sich  nämlich  bei  einer  konsequenten 
Durchführung  dieses  Principes  nicht  damit  begnügen  können,  nur  die  in  der 
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Art  der  Bodenbenutzung  (Kulturart)  auf  die  Dauer  eintretenden  Veränderungen 
alsbald  zum  Anlass  einer  Aenderung  des  Reinertrages  zu  nehmen ,  sondern  es 
wäre,  sollen  nicht  erhebliche  Ungleichheiten  und  damit  eine  härtere  Belastung 
des  einen  zu  Gunsten  des  anderen  entstehen,  auch  geboten,  die  durch  das  Aut- 
hören nachteiliger  oder  das  Entstehen  günstiger  Verbältnisse  wachsende  und 
aus  der  umgekehrten  Ursache  schwindende  Ertragsfähigkeit  der  Steuerobjekte 
zu  berücksichtigen,  sobald  es  sich  um  dauernde  Verhältnisse  handelt  Es  würde 
mithin  jede  Feldwegeregulierung,  jede  Güterzusammenlegung,  jede  Wässerungs- 
anlage zur  anderweiten  Einschätzung  der  betreffenden  Grundstücke,  jede  Ver- 
legung von  Garnisonen,  von  grösseren  Behörden,  die  Errichtung  öffentlicher 
Schulen  und  dergleichen  zur  anderweiten  Einschätzung  der  Gebäude  de«  Ortes 
nötigen.  Die  Anlage  von  Schiffahrtskanälen,  Eisenbahnen,  durchgehenden  Stransen- 
zügen  würde  endlich  die  jedesmalige  Ncuveranlagung  aller  derjenigen  Gemar- 
kungen bedingen,  deren  Verkehrs-  und  Absatzverhältnisse  sich  infolge  der 
neuen  Anlage  heben,  sowie  derjenigen,  denen  mit  der  Erschliessung  dieser  Ver- 
bindungswege frühere  Absatzquellen  und  Verkehrsströraungen  in  mehr  oder 
minder  erheblichem  Masse  entzogen  werden.  Wie  schwierig  es  sein  würde,  in 
dieser  Beziehung  immer  weit  genug  und  nie  zu  weit  zu  gehen,  liegt  auf  der 
Hand;  Ungleichheiten  würden  sich  trotz  aller  Vorsicht  kaum  im  einzelnen  ver- 
meiden lassen.  Abgesehen  ferner  davon,  dass  alle,  deren  Grundsteuer  infolge 
eingetretener  Verbesserungen  alsbald  erhöht  werden  sollte,  Klage  über  die 
Steigerung  führen  und  die  zu  Entlastenden  sich  umgekehrt  wegen  zu  geringer 
Entbürdung  beschweren  würden,  stünde  auch  zu  befürchten,  dass  die  fortgesetzte 
steuerliche  Beunruhigung  des  Grundbesitzers,  welche  mit  der  geschilderten  Mass- 
regel notwendig  verbunden  ist,  einen  ungünstigen  Einfluss  auf  die  rationelle 
Ausnutzung  der  Liegenschaftskapitalien  üben.  Wenigstens  kann  es  nicht  an- 
regend wirken,  wenn  demjenigen,  welcher  sein  Grundstück  dauernd  vernachläs- 
sigt oder  sein  Haus  verfallen  lässt,  die  Prämie  der  Steuerermässigung  in  Aua- 
sicht steht,  und  anderseits  der  thätige  und  umsichtige  Eigentümer,  welcher 
landwirtschaftliche  Verbesserungen  vornimmt  oder  sein  Gebäude  vorteilhafter 
einrichtet,  alsbald  eine  entsprechende  Steuererhöhung  zu  befürchten  hat.  Auch 
zeitweise  Steuerbefreiungen,  wie  sie  in  den  Gesetzen  vom  3.  Frimaire  VII  und 
18  Juni  1859  für  die  Urbarmachung  von  Sümpfen,  die  Bewaldung  öder  Lände- 
reien, die  Anlage  von  Wein-  und  Maulbeerpflanzungen  und  dergleichen  vor- 
gesehen sind ,  vermögen  hier  nicht  ausreichende  Abhilfe  zu  schaffen,  weil  der- 
artige Ausnahmevorschriften  nur  vereinzelte,  bestimmt  abgegrenzt«  Fälle  zu 
treffen  vermögen. 

Es  wird  unter  diesen  Umständen  angemessen  sein,  nach  Durchführung 
der  vorzunehmenden  Reinertragsschätzung  und  erfolgter  Ausgleichung  der  Grund- 
steuerkontingente an  der  Unveränderlichkeit  der  Reinertragssummen  in  dem 
bisherigen  Umfange  festzuhalten  und  es  der  Entwicklung  der  Verhältnisse  zu 
überlassen,  ob  und  inwieweit  in  kürzerer  oder  längerer  Frist  eine  Erneuerung 
der  Einschätzung  als  notwendig  zu  erachten  ist.  Im  übrigen  wird  mit  Rück- 
sicht auf  die  in  Aussicht  genommene  vollständige  Fortführung  des  Katasters 
eine  derartige  Erneuerung  keine  höheren  Kosten  erfordern,  als  für  die  laufende 
Berichtigung  der  Reinertragssätze  in  Aussicht  zu  nehmen  sein  würden. 


2)  Gebäudesteuer. 

Ausser  der  vorerörterten  Frage  wird  ferner  zu  erwägen  sein ,  ob  es  not- 
wendig oder  zweckmässig  erscheine,  anlässlich  der  beabsichtigten  Einschätzungs- 
und Ausgleichungsarbeiten ,  die  bestehenden  gesetzlichen  Vorschriften  über  die 
Bestimmung  des  steuerpflichtigen  Reinertrages  und  die  Veranlagung  zur  Grund- 
steuer einer  Umgestaltung  zu  unterziehen.  Namentlich  könnte  es  zweifelhaft 
sein,  ob  der  Reinertrag  der  Wohnhäuser,  Fabriken,  Manufakturen,  Ebenhämmer, 
Mühlen  und  dergl.  auch  künftig  lediglich  nach  dem  Mietswert  zu  bemessen 
sei,  wie  dies  die  Art.  82  u.  ff.  des  Gesetzes  vom  3.  Frimaire  VII  vorschreiben, 
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oder  ob  es  sich  empfehle,  nach  dem  Beispiele  anderer  Länder  auf  den  Kaufwert 
oder  Bauwert  zurückzugreifen,  weil  es  erfahrungsgemäss  auf  dem  Lande  und 
in  den  kleinen  Städten  für  einzelne  Arten  der  Gebäude  an  wirklich  erzielten 
Mietspreisen  und  deshalb  an  einem  sicheren  Anhalt  zur  Bestimmung  des  Miets- 
wertes fehlt.  Es  könnte  ferner  nahe  liegen,  die  Grundsteuer  für  den  überbauten 
Boden,  welche,  wie  oben  erwähnt,  nicht  eigentlich  die  Grundfläche,  sondern 
den  Aufbau  trifft,  als  Häusersteuer  aus  der  übrigen  Grundsteuer  auszusondern, 
da  diese  Steuer  infolge  der  grösseren  Wandelbarkeit,  ihres  Objektes  einen  viel 
beweglicheren  Charakter,  als  die  eigentliche  Grundsteuer  hat.  Auch  hier  bietet 
die  neuere  Gesetzgebung  fast  aller  Nachbarländer  bewährte  Vorgänge. 

Eine  unbedingte  Notwendigkeit  zu  einem  derartigen  Eingreifen  in  die 
bestehende  Gesetzgebung  kann  indessen  nicht  anerkannt  werden.  Da,  wo  be- 
dungene Mietspreise  zur  Bestimmung  des  Mietswertes  von  Gebäuden  fehlen, 
wird  sich  der  letztere  aushilfsweise  und  mit  genügender  Sicherheit  aus  dem 
Bauwert  der  Gebäude,  der  durchschnittlichen  Vezinsung  von  Baukapitalien,  den 
Unterhaltungskosten  und  dergleichen  berechnen  lassen.  Der  Veränderlichkeit 
der  Grundsteuer  von  Gebäuden  kann  dadurch  Rechnung  getragen  werden,  dass 
die  steuerpflichtigen  Gebäude  in  einer  besonderen,  für  sich  bestehenden  Ab- 
teilung des  Flurbuches  Aufnahme  finden.  Ohne  zwingenden  Grund  wird  aber 
in  eine  Gesetzgebung,  die  während  eines  langen  Zeitraumes  mit  dem  Volks- 
bewusstsein  eng  verwachsen  ist,  nicht  einzugreifen  sein. 

3)  Durchführung  der  Ausgleichung. 

a.  Verfahren  bei  der  ersten  Katastrierung  des  Landes. 

Es  erübrigt  zu  untersuchen,  ob  und  inwieweit  für  die  Durchführung  der 
Reinertragsermittelungen  und  des  Ausgleichungsgeschäftes  auf  frühere  Bestim- 
mungen und  Einrichtungen  zurückgegriffen  werden  kann. 

Bei  Errichtung  des  zur  Zeit  bestehenden  Katasters  hat  sich  die  Grund- 
steuerveranlagung der  Reihe  nach  in  drei  verschiedenen  Formen  vollzogen. 

In  der  Periode  bis  zum  Jahre  1821  wurde  die  Schätzung  durch  Experte, 
welche  der  Präfekt  auf  Vorschlag  des  Steuerdirektors  ernannte  und  deren  in 
jedem  Kanton  mehrere,  wenigstens  aber  zwei,  unabhängig  voneinander  amtierten, 
vorgenommen.  Der  Experte  hatte  sowohl  die  Tarif-  und  Klassenbildung  wie 
die  Einreihung  der  einzelnen  Grundstücke  in  die  Klassen  vorzunehmen.  Er 
arbeitete  unter  der  beratenden  Assistenz  des  Steuercontroleurs ,  welcher  über 
die  zwischen  ihm  und  dem  Experten  verbliebenen  Meinungsverschiedenheiten 
Anschreibung  führte.  Die  Ergebnisse  der  Schätzung  wurden  vom  Controleur 
begutachtet,  vom  Inspektor  und  Steuerdirektor  geprüft  und  seitens  des  letzteren 
mit  gutachtlichem  Bericht  dem  Präfekten  eingereicht,  welcher  innerhalb  zweier 
Wochen  seine  Entscheidung  zu  treffen  hatte.  Bestanden  Bedenken  gegen  die 
Arbeit  des  Experten,  die  zu  heben  dieser  sich  weigerte,  so  war  der  Präfekt  be- 
fugt, eine  Gegenschätzung  bezw.  eine  anderweite  Einreihung  der  Grundstücke 
in  die  Tarifklassen  herbeizuführen.  Waren  die  Anstände  beseitigt  oder  solche 
überhaupt  nicht  zu  erheben  gewesen,  so  erteilte  der  Präfekt  dem  Einschätzungs- 
werk die  vorläufige  Bestätigung.  Der  Steuerdirektor  hatte  nunmehr  die  Rein- 
ertragssumme für  die  einzelnen  Grundstücke  nach  Steuerpflichtigen  getrennt 
aufzustellen  und  zur  Offenlegung  zu  bringen.  Jeder  Steuerpflichtige  erhielt 
eine  Abschrift  seines  Contos  behändigt.  Zulässig  waren  nur  Besehwerden  der 
einzelnen  Grundbesitzer  gegen  die  Einreihung  ihrer  Liegenschaften  in  die  Tarif- 
klassen. Die  Beschwerden  wurden  vom  Controleur  gesammelt  und  dem  Experten 
überwiesen,  welcher  dieselben  mit  den  Grundeigentümern  durchzusprechen  und 
und  unter  Zuziehung  des  Controleurs  auf  dem  Felde  zu  prüfen  hatte.  Nachdem 
jeder  Fall  vom  Experten  untersucht  und  zur  Entscheidung  begutachtet  worden 
war,  reichte  der  Controleur  dem  Steuerdirektor  ein  über  den  Hergang  geführtes 
und  mit  seiner  speeiellen  Aeusserung  zur  Sache  versehenes  Protokoll  ein.  Der 
Steuerdirektor  hatte  das  Protokoll  dem  Präfekten  vorzulegen,  welcher  über  alle 
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Einwendungen  endgültig  mit  der  Wirkung  entschied,  dass  die  festgestellte 
Klasseneinreihung  der  Grundstücke  nur  infolge  einer  Neukatastriorung  Aende- 
rungen  erfahren  konnte.  Nachdem  in  dieser  Weise  die  Einschätzung  in  sämt- 
lichen Gemeinden  eines  Kantons  zu  Ende  geführt  war,  trat,  nach  nochmaliger 
Anhörung  sämtlicher  Experten  durch  don  Steuerdirektor,  unter  dem  Vorsitze 
des  Unterpräfekten  eine  Kommission  zusammen,  welche  aus  je  einem  Delegierten 
jeder  Gemeinde  bestand.  An  diesen  Delegierten  hatten  diejenigen  Grundbesitzer 
oezw.  diejenige  Gesamtheit  von  Grundbesitzern,  welche  die  Liegenschaften  einer 
Kulturart  oder  Klasse  besassen  und  sich  durch  die  Klassen-  bezw.  Tarifbildung 
beschwert  fühlten,  ihre  Einwendungen  zu  richten.  Die  Kantonalversammlung, 
welche  nicht  länger  als  eine  Woche  tagen  konnte,  erhielt  sämtliche  Einschätzungs- 
verhandlungen unterbreitet  und  war  befugt,  diejenigen  Experten  vorzuladen, 
deren  Aeusserungen  sie  entgegennehmen  wollte.  Endlich  fasste  die  Versamm- 
lung mit  Stimmenmehrheit  Beschluss,  ob  und  welche  Aenderungen  an  der  Ein- 
schätzung vorzunehmen  seien.  Auf  Grund  dieses  Votums,  des  Gutachtens  des 
Unterpräfekten  und  Steuerdirektors  sowie  der  Aeusserung  des  Präfekturrates  stellte 
der  Präfekt  die  Reinertragshauptsumme  für  jede  Gemeinde  des  Kantons  fest  und 
verteilte  die  Summe  der  auf  die  Gemeinden  entfallenden  Grundsteuerkontingente 
nach  Massgabe  der  Reinertragssummen  (Gesetz  vom  15.  September  1807). 

Das  vorgeschilderte  Verfahren  wurde  indessen  bald  verlassen.  Nachdem 
Art.  38  des  Gesetzes  vom  15.  Mai  1818  bestimmt  hatte,  dass  die  Verteilung  der 
Grundsteuer  auf  die  einzelnen  Departements  nach  Massgabe  der  bis  dahin  durch 
die  Katastrierung  erzielten  Resultate,  den  vorliegenden  Pacht-  und  Kaufverträgen 
und  den  sonst  zu  beschaffenden  Anhaltspunkten  erfolgen  solle,  dehnte  Art.  19 
des  Gesetzes  vom  31.  Juli  1821  die  gleiche  Vorschrift  auf  die  Feststellung  des 
Grundsteuerkontingents  der  Arrondissements  und  Gemeinden  aus.  Zur  Aus- 
führung erging  eine  Ordonnanz  vom  3.  Oktober  1821.  Eine  weitere  Ordonnanz 
vom  gleichen  Tage  bestimmte,  offenbar  mit  Rücksicht  auf  den  fernerhin  nur 
lokalen  Wert  der  Einschätzung,  dass  die  Klassen-  und  Tarif  bildung  in  Zukunft 
von  dem,  aus  den  Höchstbesteuerten  ergänzten  Gemeinderate  bewirkt  werde,  und 
dass  die  Einreihung  der  einzelnen  Grundstücke  in  die  Klassen  ortseingesessenen 
Grundeigentümern  anzuvertrauen  sei.  Die  Schätzer  wurden  von  dem  verstärkten 
Gemeinderat  ernannt  und  bei  ihren  Arbeiten  durch  Steuerbeamte  assistiert.  Der 
verstärkte  Gemeinderat  sollte  ausserdem  befugt  sein,  die  Schätzer  auf  Ge- 
meindekosten durch  einen  vom  Präfekten  zu  bestätigenden  Experten  unterstützen 
zu  lassen.  Nach  dem  zur  Ausführung  der  Ordonnanz  erlassenen  Reglement  vom 
10.  Oktober  1821  hatte  der  Steuerinspektor  dem  Gemeinderate  bei  der  Tarif- 
und  Klassenbildung  mit  seinem  Rat  und  seinen  Erfahrungen  zur  Seite  zu  stehen. 

Indessen  auch  dieser  Einschätzungsmodus  entsprach  nicht  den  gehegten 
Erwartungen.  Bereits  unter  dem  23.  April  1823  bestimmte  eine  Ordonnanz,  dass 
auf  Wunsch  des  Generalrates  im  ganzen  Departement  und  auf  Kosten  des  letz- 
teren die  Klasseneinreihung  durch  Experte  vorgenommen  werden  könne.  Die 
Experten  sollten  durch  den  Präfekten  ernannt,  und  in  ihrer  Arbeit  von  den 
Schätzern  (ortseingesessenen  Grundeigentümern)  und  den  Steuerbeamten  assistiert 
werden.  Fand  die  Verwendung  der  Experten  nicht  im  ganzen  Departement  statt,  so 
sollten  ihre  Bezüge  der  Gemeinde  zur  Last  bleiben.  Die  ministeriellen  Instruk- 
tionen vom  17.  Februar  1824  und  25.  Mai  1827 ,  welche  zur  Ausführung  der 
Ordonnanz  ergingen,  haben  ferner  in  ihren  Ausführungen  eine  erhebliche  aktive 
Mitwirkung  der  Steuerinspektoren  bei  der  Tarif-  und  Klassenbildung  seitens  des 
Geraeinderates  zur  Voraussetzung.  Die  Selbsteinschätzung  der  Gemeinden  war 
formell  zwar  aufrecht  erhalten,  in  der  That  aber  beseitigt  worden. 

Aus  den  geschilderten  Wandlungen  des  Einschätzungsverfahrens  wird  ent- 
nommen werden  dürfen,  dass: 

1)  eine  gleichmässige  Grundsteuerverteilung  sich  durch  spätere  Aus- 
gleichung der  in  den  einzelnen  Gemeinden  bis  in  alle  Details  durch- 
geführten und  durch  Offenlegung  festgestellten  Reinertragseinschätzungen 
nicht  erreichen  lässt  ,  besonders  wenn  man  diese  Ausgleichung  vom 
Gutachten  der  Interessenten  abhängig  machen  will, 
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2)  die  Grundsteuerausgleichung  nur  durchführbar  erscheint,  wenn  die  be- 
züglichen Vorarbeiten  thunlichst  gleichzeitig  für  das  ganze  Land  vor- 
genommen und  in  verhältnismässig  kurzer  Frist  beendet  werden  können, 

3)  die  Einschätzung  auch  dann,  wenn  von  einer  Ausgleichung  auf  dieser 
Basis  abgesehen  werden  soll,  den  Gemeinden  nicht  selbständig  über- 
lassen werden  kann,  weil  alsdann  zu  befürchten  steht,  dass  die 
Schätzungen  der  verschiedenen  Gemeinden  untereinander  so  erhebliche 
Differenzen  aufweisen,  dass  allmählich  der  Vermutung  einer  ungleichen 
Grundsteuerverteilung  Raum  gegeben  werde. 

Endlich  dürfte  das  allerdings  bis  zu  Ende  beibehaltene  Verhältnis  der 
Verwaltung  zu  den  einschätzenden  Organen  kein  glückliches  zu  nennen  sein, 
weil  die  Verwaltung  mehr  überwachte  als  unterstützte  und  sich  in  einem  ge- 
wissen Gegensatze  zu  diesen  Organen  befand,  der  erst  in  der  Instanz  des  Prä- 
fekten  zu  einem  unvollkommenen  Ausgleich  gelangte. 

b.  Verfahren  bei  den  neueren  Grundsteuerregelungen. 

Diejenigen  Nachbarländer,  welche  in  neuerer  Zeit  mit  der  Grundsteuer- 
regelung vorgegangen  sind,  haben  im  allgemeinen  nicht  unterlassen,  die  Erfah- 
rungen der  französischen  Katastrierung  zu  verwerten.  Allgemein  suchte  man 
die  Zeitdauer  des  Einschätzungswerkes  möglichst  abzukürzen,  glich  die  Schätzungs- 
ergebnisse in  ihren  einzelnen  Stadien  zunächst  für  grössere  Bezirke  und  endlich 
für  das  ganze  Land  aus  und  verwendete  als  ausführende  Organe  Kommissionen, 
welche,  aus  Grundeigentümern  beziehungsweise  Delegierten  politischer  Körper- 
schaften und  Verwaltungsorganen  zusammengesetzt,  geeignet  erscheinen,  Mei- 
nungsverschiedenheiten schon  im  Entstehen  auszugleichen  und  in  der  oberen 
Instanz  nicht  nur  begutachtend,  sondern  soweit  nötig  auch  berichtigend  einzu- 
greifen. Es  ist  in  dieser  Beziehung  auf  die  Vorgänge  in  Preussen ,  einzelnen 
mitteldeutschen  Staaten,  Württemberg,  Baden  und  Oesterreich  zu  verweisen.  In 
Elsass-Lothringen  wird  man  sich  diesem  als  bewährt  zu  erachtenden  Verfahren 
unter  entsprechender  Berücksichtigung  der  in  Betracht  kommenden  besonderen 
Verhältnisse  des  Landes  zweckmässig  anzuschüessen  haben.  In  letzterer  Hin- 
sicht ist  zunächst  zu  erwähnen,  dass  die  Durchbildung  des  vorskizzierten  Sy- 
stems nicht  überall  nach  derselben  Richtung  erfolgt  ist.  Man  hat  zwar  überall 
den  einzuschätzenden  Grund  und  Boden  nach  Massgabe  der  Ertrags-  und  Absatz- 
verhältnisse in  Distrikte  geteilt,  welche  bei  annähernder  innerer  Gleichheit  aller 
in  Betracht  kommenden  Umstände  eine  möglichst  grosse  Fläche  umfassen,  hat 
auch  im  Bedürfnisfalle  die  Distrikte  wieder  zu  entsprechend  grösseren  Bezirken 
vereinigt;  im  übrigen  aber  ist  das  Vorgehen  verschieden  gehalten  worden,  je 
nachdem  eine  vorhandene  Klasseneinteilung  des  Bodens  zu  benutzen  war  oder 
eine  solche  nicht  bestand,  beziehungsweise  die  bestehende  nicht  verwertet  werden 
konnte  oder  sollte.  Im  letzteren  talle  teilte  man  innerhalb  der  Distrikte  den 
Grund  und  Boden  für  jede  Kulturart  nach  der  sich  abstufenden  Ertragsfähigkeit 
in  eine  entsprechende  Anzahl  von  Klassen  (Klassenbildung)  und  bestimmte  für 
jede  Klasse  durch  Einzelberechnung  und  unter  Berücksichtigung  der  lokalen 
Verhältnisse  den  mittleren  Reinertrag  (Tarif  bildung).  Klassen  und  Tarif  bildung 
wurden  sodann  für  die  verschiedenen  Distrikte  beziehungsweise  Bezirke  unter- 
einander verglichen  und,  soweit  nicht  nach  gleichen  Grundsätzen  beziehungsweise 
in  geeigneter  Weise  verfahren  worden  war,  berichtigt.  Das  ganze  Werk,  welches 
selbstverständlich  innerhalb  bestimmter  Grenzen  für  die  verschiedenen  Distrikte 
eine  abweichende  Klassenzahl  und  für  gleichnamige  Klassen  derselben  Kultur- 
art abweichende  Reinertragssätze  aufweisen  konnte,  wurde  demnächst  für  mög- 
lichst umfassende  Landesteile  thunlichst  für  das  ganze  Land  der  Läuterung 
durch  Begutachtung  beziehungsweise  Beschwerdeführung  der  ferneren  und  näheren 
Interessenten  unterworfen  und  endlich  durch  die  berufenen  Organe  festgestellt. 
In  die  so  vorgezeichneten  Kulturarten  und  Klassen  wurden  schliesslich  die  ein- 
zelnen Grundstücke  jedes  Distriktes  durch  Specialkommissionen  eingereiht.  Die 
Ergebnisse  der  Einreihung  wurden  eventuell  nach  wiederholter  Ausgleichung 
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offen  gelegt  und  konnten  von  den  betrettenden  Grundbesitzern  angefochten  wer- 
den; gegen  die  Klassen-  und  Tarif bildung  war  eine  Besch werdeführung  nicht 
mehr  zulässig. 

Das  Verfahren  unter  Berücksichtigung  bestehender  Bodeneinteilungen 
läs8t  es  rätlich  erscheinen,  von  einer  Tarif-  und  Klassenbildung,  welche  jedesmal 
den  ganzen  Einschätzungsdistrikt  gleichmässig  verbindet,  abzusehen,  ermöglicht 
eine  Ausgleichung  jedoch  entweder  dadurch,  dass  die  Tarife  für  die  einzelnen 
Gemarkungen  vor  ihrer  Anwendung  in  thunlichst  weiter  Ausdehnung  unterein- 
ander in  Einklang  gesetzt  werden,  oder  dadurch,  dass  für  jeden  Einschätzung- 
distrikt  eine  geeignete  Gemarkung,  nötigenfalls  eine  beschränkte  Zahl  von  Ge- 
markungen, als  Repräsentantin  der  Boden-  und  Absatzverhältnisse  des  Distriktes 
herausgegriffen  und  eingeschätzt  wird.  Die  Einschätzung  dieser  sogenannten 
Mustergemarkungen  wird  von  denselben  Organen  für  weite  Kreise,  thunlichst 
für  das  ganze  Land,  gleichmässig  durchgeführt,  in  ihren  Ergebnissen  durch  ver- 
gleichende Gegenüberstellung,  ein  ausgedehntes  Offenlegungsverfahren  u.  dergl. 
geläutert  und  schliesslich  als  Type  für  die  Prüfung  der  bestehenden  Klassen- 
einteilung und  die  Tarif  bildung  in  den  einzelnen  Gemarkungen  benutzt.  Diese 
Ausgleichung  durch  Einschätzung  von  Mustergemeinden  wird  als  sicherer  und 
leichter  durchführbar  zu  erachten  «ein,  als  die  Ausgleichung  der  für  die  einzelnen 
Gemarkungen  aufgestellten  Tarife  und  deshalb  vor  letzterer  den  Vorzug  verdienen. 

c.  Bestimmung  des  in  Elsass-Lothringen  inne  zu  haltenden 

Verfahrens. 

Zur  Entscheidung  der  Frage  nun,  in  welcher  Weise  bei  der  Grundsteuer- 
regulierung für  Elsass-Lothringen  am  zweckmäßigsten  vorzugehen  sein  wird, 
waren,  wie  bereits  in  der  Denkschrift  zum  vorjährigen  Etat  angedeutet,  um- 
fassende Erhebungen  darüber  anzustellen,  inwieweit  auf  die  bestehende  Ein- 
schätzung der  Liegenschaften,  namentlich  bezüglich  der  Klassenbildung  und  der 
Einreihung  der  einzelnen  Grundstücke  in  die  verschiedenen  Klassen  zurückge- 
griffen werden  kann.  Diese  Ermittelungen  sind  in  der  Weise  bewirkt  worden, 
dass  in  den  drei  politischen  Bezirken  eine  Anzahl  von  Gemarkungen,  die  in 
Rücksicht  auf  das  Hervortreten  der  Bodenzersplitterung  oder  des  Grossgrund- 
besitzes, hinsichtlich  ihrer  natürlichen  Lage,  der  Produktions-  und  Absatzverhält- 
nisse, sowie  endlich  des  Alters  ihres  Katasters  möglichst  grosse  Abweichungen 
aufweisen,  ausgewählt  und  in  ihnen  mit  einer  probeweisen  Einschätzung  der 
Liegenschaften  vorgegangen  wurde.  Das  Ergebnis  dieser  Arbeit  hat  zu  der 
Ueberzeugung  geführt,  dass: 

1)  die  Klassenbildung  bei  Errichtung  des  Katasters  im  allgemeinen  ziem- 
lich gleichmässig  erfolgt  und ,  wenn  auch  die  einfache  Beibehaltung 
derselben  mit  Rücksicht  auf  die  eingetretenen  erheblichen  Wandlungen 
und  manche  zu  Tage  geförderte  Irrung  ausgeschlossen  erscheint,  als 
Ausgangspunkt  für  die  neue  Reinertragsermittlung  sehr  wohl  ver- 
wendbar ist, 

2)  die  Einreihung  der  einzelnen  Grundstücke  in  die  Klassen  der  betref- 
fenden Kulturarten  mit  ähnlicher  Sorgfalt,  wie  die  Klassenbildung  be- 
wirkt worden  ist,  und  soweit  eine  Aenderung  in  der  Kulturart  und 
Bonität  der  Grundstücke  bislang  nicht  eintrat,  als  Basis  für  die  neuen 
Ermittelungen  dienen  kann, 

3)  die  in  den  einzelnen  Gemarkungen  bestehenden-  Reinertragstarife  da- 
gegen nach  verschiedenen  Grundsätzen  zum  Teil  auch  in  augenschein- 
lich sammarischer  Weise  angefertigt  und  als  Unterlage  für  eine  aus- 
gleichende Einschätzung,  wenn  nicht  geradezu  schädlich,  so  doch 
mindestens  wertlos  sind, 

4)  es  sehr  wohl  möglich  sein  wird,  zum  Zwecke  der  Grundsteuerregulie- 
rung grössere  Distrikte  zu  bilden,  in  denen  der  Reinertrag  derselben 
Kulturarten  und  der  einander  entsprechenden  Klassen  dee  Bodens 
durchschnittlich  derselbe  ist,  so  dass  im  allgemeinen  von  einer  beson- 
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deren  auf  Einzelberechnung  beruhenden  Tarif  bildung  für  jede  einzelne 
Gemarkung  abgesehen  werden  kann. 

Mit  Rücksicht  auf  diese  Ergebnisse  der  Probearbeiten  und  die  voraufge- 
schickten  Entwicklungen  wird  für  die  ausgleichende  Reinertragsermittelung  in 
Elsass-Lothringen  die  Bildung  grösserer  Einschätzungsdistrikte  und  die  Ein- 
schätzung von  Mustergemarkungen  in  diesen  Distrikten  zu  wählen  sein.  Die 
Kosten  für  die  Durchführung  der  gesamten  Einsehätzungsarbeiten  mit  allen  dazu 
gehörigen  Berechnungen  werden  nach  den  bisher  gewonnenen  Erfahrungen  den 
Betrag  von  einer  Million  Mark  voraussichtlich  nicht  erheblich  übersteigen. 

Die  Ausgleichung  der  Grundsteuerkontingente  wird  sich  nach  Durchfüh- 
rung der  Schätzung  und  nach  Berechnung  des  Reinertrages  für  die  einzelnen 
Liegenschaften  durch  ein  einfaches  Rechenexempel  vollziehen,  da  sich  durch 
Addition  leicht  die  auf  das  ganze  Land  entfallende  Reinertragssumme  ermitteln 
und  aus  dem  Verhältnis  dieser  zu  der  Reinertragssumme  der  Bezirke,  Kreise  und 
Gemeinden  die  Bildung  der  Kontingente  bewirken  lässt.  Es  wird  keines  beson- 
deren Nachweises  bedürfen,  dass  eine  derartige  Kontingentsfeststellung  zu  gleich- 
massigeren  und  genaueren  Ergebnissen  führen  muss,  als  die  auf  Grund  der  Ge- 
setze von  1818  und  1821  nach  den  Kauf-  und  Pachtpreisen  sowie  den  sonst  zu 
Gebote  stehenden  Anhaltspunkten  vollzogene;  es  wird  genügen,  darauf  hinzu- 
weisen, dass  die  bezügliche  Feststellung  erst  nach  Ueberwmdung  vieler  Schwierig- 
keiten zur  Durchführung  gelangte,  ohne  zu  einem  alle  Teile  befriedigenden  Er- 
gebnis zu  führen,  dass  vielmehr  die  Klagen  über  ungleiche  Kontingentsverteilung 
seit  jener  Zeit  nie  aufgehört  haben  und  dass  bei  den  Nachbarstaaten,  welche  die  Er- 
fahrungen der  französischen  Katastrierung,  wie  bekannt,  ausgiebig  verwerteten, 
kein  einziger  eine  derartige  Kontingentsansgleichung  zur  Anwendung  gebracht  hat. 

III.  Fortführung  des  Grundsteuerkataaters. 

Nachdem  gelegentlich  der  Erörterung  über  die  Notwendigkeit  und  Zweck- 
mässigkeit der  Katasterbereinigung  dargethan  worden  ist,  dass  die  hauptsäch- 
lichste, zum  Teil  die  ausschliessliche  Ursache  der  im  Grundsteuerkataster  herr- 
schenden Verwirrung  in  der  mangelhaften  und  unzweckmässigen  Wahrung  der 
eingetretenen  Aenderungen  zu  finden  sei,  wird  es  als  ein  Gebot  der  Notwendig- 
keit anerkannt  werden  müssen,  dass  der  Wiederkehr  derartiger  Zustände  durch 
bessere  Einrichtung  der  Katasterfortführung  vorgebeugt  werde. 

Bei  Prüfung  der  Massnahmen,  welche  zu  treffen  sein  würden .  um  diese 
Fortführung  in  möglichst  einfache  und  doch  sichernde  Formen  zu  kleiden,  er- 
gibt sich  zunächst,  dass  die  Mutterrolle  als  derjenige  Teil  des  Katasters,  welcher 
in  der  Hauptsache  zur  Gewinnung  der  Unterlagen  für  die  Steuerverteilung  dient, 
den  Gemeinden  entbehrlich  sein  wird,  sobald  das  fortgeführte  Flurbuch  für  jedes 
Grundstück  den  steuerpflichtigen  Inhaber  erkennen  lässt  und  ein  Namensver- 
zeichnis zum  Flurbuch  das  Auffinden  aller  Grundstücke  einer  bestimmten  Person 
ermöglicht.  Die  Zusammenstellung  der  Reinerträge,  welche  der  Veranlagung 
des  einzelnen  Grundbesitzers  als  Basis  dienen,  hat  für  die  Gemeinde  eine  sehr 
untergeordnete  Bedeutung.  Umgekehrt  hat  die  Steuerverwaltung,  bei  welcher 
das  Kataster  zunächst  nur  als  Instrument  für  die  Verteilung  und  Einhebung 
der  Grundsteuer  in  Frage  kommt,  kein  erhebliches  Interesse  daran,  im  Besitze 
eines  Flurbuches  zu  sein,  da  die  etwa  notwendige  Identifizierung  eines  Grund- 
stückes auf  Grund  eines  der  Mutterrolle  beigefügten  einfachen  Parzellenregisters 
und  des  Katasterplanes  bewirkt  werden  kann.  Die  Uebereinstimmung  zwischen 
den  an  verschiedenen  Orten  befindlichen  beiden  Büchern  kann,  da  die  Fort- 
schreibung auf  Grund  derselben  Unterlagen  zu  erfolgen  haben  würde,  in  gleicher 
Weise  aufrecht  erhalten  werden,  wie  dies  jetzt  zwischen  den  beiden  Mutterrollen 
geschieht.  Der  Besitz  eines  bei  der  Gegenwart  erhaltenen  Katasterplanes  ist 
endlich  sowohl  für  die  Gemeinde  wie  für  die  Steuerverwaltung  erforderlich,  weil 
beim  Fehlen  eines  Planes  sowie  bei  vorhandener  Abweichung  zwischen  Feld  und 
Plan  die  Identifizierung  der  Grundstücke  mit  so  wesentlichen  Schwierigkeiten 
verknüpft  ist,  dass  Grundstücksverwechselungen,  wenn  auch  am  Anfang  selten, 
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später,  weil  eine  Verwechselung  die  andere  erzeugt,  doch  häufiger  vorkommen 
und  das  Kataster  entwerten  würden. 

Unter  Berücksichtigung  des  Vorgesagten  würde  mithin  das  Kataster  für 
eine  Gemarkung  in  Zukunft  bestehen  können  aus  dem  Katasterplan  und  der 
Mutterrolle  mit  zugehörigem  Parzellenregister  in  den  Händen  der  Steuerbehörde, 
aus  dem  Flurbuch  mit  Namensverzeichnis  und  einer  zweiten  Planfertigung  in 
den  Händen  der  Gemeindeverwaltung.  Zur  Zeit  sind  vorhanden  zwei  Planferti- 
gungen,  zwei  Flurbücher  (etats  de  section)  und  zwei  Mutterrollen.  Es  werden 
sonach  bei  der  Aufstellung  der  Kataster  schon  die  Ausgaben  für  je  eine  Mutter- 
rolle und  ein  Flurbuch  gespart,  da  die  neu  hinzutretenden  Namens-  und  Par- 
zellenregister einen  nennenswerten  Aufwand  nicht  verursachen.  Sodann  liegt 
es  auf  der  Hand,  dass  die  Fortführung  von  einer  Mutterrolle  und  einem  Flur- 
buch im  allgemeinen  mit  denselben  Mitteln  bewirkt  werden  kann,  wie  die  Fort- 
führung von  zwei  Mutterrollen.  Ausserdem  ist  zu  berücksichtigen,  dass  das 
Fortführungsgeschäft  bisher  unverhältnismäßig  zeitraubend  war,  teils  wegen  der 
unvermeidlichen,  oft  recht  weitläufigen  Erhebungen  zur  Feststellung  der  Objekte, 
teils  deshalb,  weil  nach  der  bestehenden  Einrichtung  die  Aufstellung  von  Einzel- 
verzeichnissen über  die  zu  wahrenden  Aenderungen  erfordert  wird.  Die  Beseiti- 
gung dieser  Missstände  wird  voraussichtlich  genügende  Zeit  gewinnen  lassen,  um 
innerhalb  derselben  die  Fortführung  der  Karte  zu  bewirken. 

Es  wird  sich  nun  darum  handeln,  zu  prüfen,  welche  Massnahmen,  als 
zweckmässig  zu  erachten  sind,  um  einerseits  die  richtige  und  rechtzeitige 
Fortführung  der  Katasterurkunden  zu  sichern  und  anderseits  das  fortgeführte 
Kataster  dem  Publikum  thunlichst  dienstbar  zu  machen. 

In  letzterer  Beziehung  erscheint  es  nötig,  dafür  zu  sorgen,  dass  die  Er- 
langung der  katastermässigen  Bezeichnung  von  Grundstücken  mehr  ab  bisher 
erleichtert  und  ein  Irrtum  bei  Uebernahme  dieser  Bezeichnung  in  die  notariellen 
oder  unter  Privatunterschrift  errichteten  Urkunden,  sowie  in  die  auf  der  En- 
registrementseinnehmerei  •  abzugebenden  Erklärungen  thunlichst  verhütet  werde. 
Beiden  Erfordernissen  lässt  sich  zweckmässig  dadurch  Rechnung  tragen ,  dass 
die  bisher  vorzugsweise  von  den  Steuerdirektionen  bewirkte  Erteilung  von  Ka- 
tasterauszügen allgemein  auf  die  Bürgermeister  übertragen  und  die  Beifügung 
dieser  Auszüge  zu  den  Urkunden  beziehungsweise  ihre  Vorlage  bei  der  Abgabe 
von  Erklärungen  vor  dem  Enregistrementseinnehmer  angeordnet  wird.  Bedenken 
gegen  die  erweiterte  Inanspruchnahme  der  Bürgermeister  können  übrigens  nicht 
wohl  bestehen,  weil  die  erwachsende  Arbeitslast  nicht  bedeutend  sein  wird,  für 
den  entstehenden  Schreibaufwand  Deckung  in  der  Gebühr  für  den.  Auszug  ge- 
geben ist,  und  endlich  die  Ausuiittelung  der  in  Betracht  kommenden  Liegen- 
schaft von  dorn  im  Besitz  eines  fortgeführten  Planes  und  eines  tortgeführten 
Flurbuches  befindlichen  Bürgermeister,  der  ausserdem  im  Zweifelsfall  leicht  die 
Interessenten  beziehungsweise  deren  Vertreter  zur  Auskunftserteilung  heranziehen 
kann,  mit  mindestens  der  gleichen,  wenn  nicht  grösseren  Sicherheit  bewirkt 
werden  wird,  als  dies  auf  den  Steuerdirektionen  geschehen  kann.  In  der  Bei- 
fügung der  Katasterauszüge  zur  Urkunde  beziehungsweise  in  der  Vorlage  der- 
selben auf  der  Enregistrementseinnehmerei  kann  eine  nennenswerte  Belästigung 
des  Publikums  nicht  erblickt  werden,  zumal  der  Gesetzentwurf  diese  Auszüge 
von  der  Stempel-  und  Registriergebühr  befreit. 

Sollen  die  Katasterauszüge  aber,  wie  es  das  öffentliche  Interesse  gebietet, 
immer  richtig  und  vollständig  erteilt  werden  können,  so  wird  der  bisher  inne- 
gehaltene Weg,  in  der  Hauptsache  die  von  den  Enregistrementseinnehmern  ge- 
fertigten Auszüge  ans  den  registrierten  Urkunden  beziehungsweise  Erklärungen 
als  Unterlage  für  diese  Fortführung  zu  nehmen,  ferner  nicht  genügen,  weil  die 
rechtliche  Gültigkeit  der  mündlich  oder  unter  Privatunterschrift  abgeschlossenen 
Verträge,  sowie  des  Erbüberganges  nicht  von  der  Registrierung  abhängt  und 
deshalb  erfahrungsgemäss  zahlreiche  derartige  Rechtsvorgänge  entweder  gar 
nicht  oder  wenigstens  verspätet  zur  Registrierung  gelangen,  weil  ferner  die- 
jenigen Aenderungen  in  der  Form  der  Liegenschaften,  welche  durch  natürliche 
Einflüsse  entstehen,  sich  der  Kenntnis  der  Enregistrementseinnehmer  ganz  ent- 
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ziehen  und  ausserdem,  wie  bereits  angedeutet,  die  Wahrung  von  Teilungen 
u.  dergl.  in  den  Katasterplänen  nur  auf  Grund  einer  Darstellung  der  veränderten 
Oertlichkeit  mit  Sicherheit  erfolgen  kann. 

Es  erübrigte  deshalb  nur,  den  Interessenten  selbst  die  Verpflichtung  zur 
Anmeldung  der  in  Betracht  kommenden  Vorgänge  aufzuerlegen  und  bei  Aen- 
derungen  in  der  Form  der  Grundstücke  ausserdem  die  Beibringung  eines  Planes 
zu  fordern.  Damit  indessen  diese  Planaufnahme ,  die  immerhin  mit  einigen, 
wenn  auch  verhältnismässig  unerheblichen  Kosten  für  das  Publikum  verknüpft 
ist,  vollen  Nutzen  schaffe,  war  es  geboten,  Anordnung  zu  treffen,  dass  derartige 
Pläne  alsbald  nach  ihrer  Fertigung  der  Vermessungnbehörde  zur  unentgeltlichen 
Prüfung  vorgelegt,  demnächst  zum  Ausgangspunkt  bei  der  Verbriefung  des 
Rechtsgeschäfts  beziehungsweise  bei  Abgabe  einer  Erklärung  auf  der  Enregistre- 
lnentseinnehmerei  genommen  und  erst  dann  zur  Fortführung  des  Katasters  über- 
reicht werden.  Durch  diese  Vorlage  von  Plänen  und  weil  in  Zukunft  die  Ur- 
kunden eine  genaue  Bezeichnung  der  Liegenschaften  auf  Grund  des  beigefügten 
Katasterauszuges  enthalten;  auch  über  die  von  dem  Enregistrementseinnehmer 
abgegebenen  Erklärungen  der  bei  diesen  Erklärungen  benutzte  Katasterauszug 
beigebracht  werden  kann,  wird  die  Entgegennahme  und  Prüfung  der  Anmel- 
dungen zur  Fortführung  des  Katasters  so  wesentlich  erleichtert,  dass  dies  Ge- 
schäft und  die  Aufzeichnung  derselben  in  ein  festes  Buch  beziehungsweise  die 
vorläufige  Aufbewahrung  der  mitvorgelegten  Pläne  dem  Bürgermeister  ohne  er- 
hebliche Belästigung  übertragen  werden  kann.  Dem  Publikum  wird  dadurch 
der  Weg  zu  dem  meist  entfernt  wohnenden  Steuercontroleur  erspart,  der  Bürger- 
meister ist  anderseits  imstande,  jederzeit  vollständige  Katasterauszüge  zu  er- 
teilen, und  die  Steuerverwaltung  endlich  kann  die  Fortführungsarbeit  darauf 
beschränken,  dass  die  Aufzeichnungen  des  Bürgermeisters  beziehungsweise  die 
beigebrachten  Pläne  einfach  in  die  Katasterurkunden  Übertragen  werden. 

Die  vorgeschilderten  Massregeln  allein  erscheinen  indessen  zur  Erhaltung 
der  völligen  Uebereinstimmung  zwischen  Feld  und  Kataster  nicht  ausreichend. 

Wenn  auch  in  jeder  Gemeinde  einzelne  Persönlichkeiten  vorhanden  sein 
werden,  welche  man  wegen  ihrer  genauen,  allgemein  anerkannten  Feldkenntnis 
bei  Meinungsverschiedenheiten  über  den  Zug  von  Grenzen ,  über  den  richtigen 
Stand  von  Grenzsteinen  u.  dergl.  zu  Rat  zu  ziehen  pflegt,  so  fehlt  es  im  Lande 
doch  an  Organen,  die,  mit  einer  gewissen  Autorität  umkleidet ,  als  Vertrauens- 
männer der  Bevölkerung  wie  der  Verwaltung  darüber  zu  wachen  haben,  dass 
ungerechtfertigte  Grenzverschiebungen  thunhchst  unterbleiben,  die  berechtigten 
Aenderungen  in  der  Grenzlage  aber  auch  im  öffentlichen  Interesse  zur  Wahrung 
kommen,  Männer,  ohne  deren  Zuziehung  eine  Grenzmarke  weder  gesetzt ,  ver- 
ändert noch  entfernt  werden  sollte,  die,  mit  den  Verhältnissen  ihres  Bannes 
gewissermassen  verwachsen,  dazu  beitragen  werden,  Grenzstreitigkeiten  im  Ent- 
stehen zu  schlichten  und  in  den  Gemeinden  mit  berichtigtem  Kataster  die  so 
wichtige  freiwillige  Vermarktung  anzuregen  und  zu  fördern.  Es  fehlt  endlich 
an  geeigneten  Persönlichkeiten,  denen  die  Feststellung  der  Aenderungen  in  der 
dauernden  Benutzung  der  Liegenschaften  übertragen  werden  kann,  da  es  zwar 
wesentlich  ist,  die  katastennässige  Bezeichnung  der  Liegenschaften  durch  nach- 
richtliche Wahrung  der  dauernden  Kulturveränderungen  in  Uebereinstimmung 
mit  der  Gegenwart  zu  erhalten,  bei  der  Dehnbarkeit  des  Begriffes  einer  dauern- 
den Aenderung  jedoch  den  Grundbesitzern  eine  bezügliche  Anmeldepflicht  nicht 
auferlegt  werden  kann. 

Li  den  nächsten  Nachbarstaaten  sind  derartige  Organe  bereits  vorhanden. 
Das  Grossherzogtum  Hessen  besitzt  dieselben  in  seinen  Feldgeschworenen  (ein- 
geführt durch  Gesetz  vom  23.  Oktober  1830),  das  Grossherzogtum  Baden  in  den 
Steinsetzern  (eingeführt  durch  Gesetz  vom  20.  April  1854),  das  Königreich  Bayern 
endlich  in  den  Feldgeschworenen  (Gesetz  vom  16.  Mai  1868).  Die  bezügliche 
Einrichtung,  welche  sich  in  den  gedachten  Ländern  bewährt  hat,  wird,  da  sie 
auch  als  den  Verhältnissen  von  Elsass-Lothringen  entsprechend  zu  erachten  ist, 
in  ihren  Hauptzügen  zu  übernehmen  sein. 
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HerzogL  Sachsen-Meiningen'sches  Gesetz  vom  25.  Juni  1885, 
die  Besteuerung  des  Gewerbebetriebs  im  Umherziehen  betr. 

Wir  Georg,  vonGot tea  Gnaden  Herzog  zu  Sachsen-Meiningen  etc. 
verordnen  mit  Zustimmung  des  Landtags,  was  folgt: 

Artikel  1. 

Wer  ausserhalb  des  Gemeindebezirks  seines  Wohnorts  oder  der  durch 
besondere  Anordnung  der  höheren  Verwaltungsbehörde  dem  Gemeindebezirke 
des  Wohnorts  gleichgestellten  nächsten  Umgebung  desselben,  ohne  Begründung 
einer  gewerblichen  Niederlassung  und  ohne  vorgängige  Bestellung,  in  eigener  Person 

1)  Waren  feilbieten, 

2)  Warenbestellungen  aufsuchen  oder  Waren  bei  anderen  Personen  als 
bei  Kauf  leuten,  oder  an  anderen  Orten,  als  in  offenen  Verkaufsstellen 
zum  Wiederverkauf  ankaufen, 

3)  gewerbliche  Leistungen  anbieten, 

4)  MusikauffQhrungen,  Schaustellungen,  theatralische  Vorstellungen,  oder 
sonstige  Lustbarkeiten,  ohne  dass  ein  höheres  Interesse  der  Kunst  oder 
der  Wissenschaft  dabei  obwaltet,  darbieten  will, 

unterliegt  der  Steuer  vom  Gewerbebetrieb  im  Umherziehen. 

In  gleicher  Weise  unterliegt  dieser  Steuer  für  seine  Person,  wer  für  einen 
anderen  ein  Gewerbe  im  Umherziehen  zu  betreiben  beabsichtigt. 

Artikel  2. 

Der  Steuer  vom  Gewerbebetrieb  im  Umherziehen  nicht  unterworfen  sind: 

1)  wer  selbstgewonnene  Erzeugnisse  der  Land-  und  Forstwirtschaft,  des 
Garten-  und  Obstbaues,  der  Geflügel-  und  Bienenzucht,  sowie  der  Jagd 
und  Fischerei  feilbietet, 

2)  wer  ein  stehendes  Gewerbe  betreibt  und  ausserhalb  des  Gemeinde- 
bezirks seiner  gewerblichen  Niederlassung  persönlich  oder  durch  in 
seinem  Dienste  stehende  Reisende  für  die  Zwecke  seines  Gewerbe- 

a.  Warenbestellungen  sucht,  wenn  er,  beziehungsweise  soin  Reisender, 
von  den  Waren ,  auf  welche  sie  Bestellungen  suchen,  nur  Proben 
oder  Muster  mit  sich  führen; 

b.  Waren  aufkauft,  wenn  er,  beziehungsweise  sein  Reisender,  die  auf- 
gekauften Waren  nur  behufs  deren  Beförderung  nach  dem  Be- 
stimmungsort mit  sich  führen; 
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3)  diejenigen,  welche  ausschliesslich  im  Mess-  oder  Marktverkehr  oder 
in  öffentlichen,  von  den  zuständigen  Behörden  genehmigten  Ausstel- 
lungen die  im  Artikel  1  unter  1  und  2  bezeichneten  Arten  des  Ge- 
werbebetriebes ausüben ; 

4)  wer  bei  öffentlichen  Festen,  Truppenzusammenziehungen  oder  anderen 
aus8ergewöhnlichen  Gelegenheiten,  mit  Erlaubnis  der  Ortspolizeibehörde, 
die  von  derselben  zu  bestimmenden  Waren  feilbietet ; 

5)  wer  in  der  Umgegend  seines  Wohnortes  bis  zu  15  Kilometer  Entfer- 
nung von  demselben 

a.  selbstverfertigte  Waren,  welche  zu  den  Gegenständen  des  Wochen- 
raarktverkehrs  gehören,  feilbietet, 

b.  gewerbliche  Leistungen,  hinsichtlich  deren  dies  Landesgebrauch 
ist,  anbietet; 

6)  wer  Verzehrungsgegenstände,  die  zu  den  Gegenständen  des  Wochen- 
marktverkehrs  gehören,  auch  wenn  dieselben  nicht  selbst  gewonnen 
sind,  im  Umherziehen  feilbietet. 

Artikel  3. 

In  Betreff  der  Angehörigen  ausserdeutecher  Staaten,  welche  weder  ihren 
Wohnsitz  noch  eine  gewerbliche  Niederlassung  in  einem  deutschen  Staate  haben, 
treten,  sofern  nicht  durch  Verträge  oder  Vereinbarungen  oder  durch  Anord- 
nungen des  Staateministeriums,  Abteilung  der  Finanzen,  anderweite  Fest- 
setzungen getroffen  sind,  nachstehende  besondere  Bestimmungen  ein: 

1)  Dieselben  sind  der  Steuer  vom  Gewerbebetriebe  im  Umherziehen,  vor- 
behaltlich der  nachstehend  unter  Ziffer  3  und  4  festgesetzten  Be- 
freiungen, auch  dann  unterworfen,  wenn  sie  selbstgewonnene  Erzeug 
nisse  der  Land-  und  Forstwirtschaft,  des  Garten-  und  Obstbaues,  der 
Geflügel-  und  Bienenzucht,  der  Jagd  und  des  Fischfanges  (Artikel  2 
Ziffer  1),  sowie  Verzehrungsgegenstände,  die  zu  den  Gegenständen  des 
Wochenmarktverkehres  gehören  (Artikel  2  Ziffer  6),  ohne  vorgängige 
Bestellung  in  eigener  Person  feilbieten  wollen. 

2)  Die  Bestimmungen  des  Artikels  2  Ziffer  2  finden  auf  dieselben  und 
auf  die  in  ihren  Diensten  stehenden  Reisenden ,  welche  für  deren  im 
Auslande  betriebenes  Geschäft  Waren  aufkaufen  oder  Warenbestel- 
lungen aufsuchen,  keine  Anwendung. 

3)  Aller  Handel  (Verkauf  und  Ankauf  von  Waren  und  Suchen  von  Waren- 
bestellungen) der  Ausländer  auf  Messen  und  Jahrmärkten  bleibt  von 
der  Gewerbesteuer  frei. 

4)  Desgleichen  ist  ihnen  auf  Wochenmärkten  das  Feilbieten  von  Ver- 
zehrungsgo^enständen,  welche  zu  den  Gegenständen  des  Wochenmarkt- 
verkehres gehören,  und  der  Warenankauf  gewerbesteuerfrei  gestattet. 

Artikel  4. 

Die  Steuer  für  das  Gewerbe  im  Umherziehen  ist  mindestens  auf  den  Zeit- 
raum von  drei  Monaten  zu  entrichten  und  beträgt  monatlich: 

1)  bei  dem  Hausieren  und  sonstigen  Feilbieten  von  Waren  (Artikel  1 
Ziffer  1)  1  bis  8  Mark,  je  nach  der  mehr  oder  weniger  wertvollen 
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Beschaffenheit  derselben  und  der  aus  den  äusseren  Merkmalen  zu  be- 
urteilenden mutmasslichen  Einträglichkeit  des  betreffenden  Handel», 

2)  bei  dem  Ankaufe  von  Waren  zum  Wiederverkauf  bei  anderen  Per- 
sonen als  Kauf  leuten  oder  an  anderen  Orten  als  in  offenen  Verkaufs- 
stellen, sowie  bei  dem  Aufsuchen  von  Warenbestellungen  (Artikel  1 
Ziffer  2)  unter  gleicher  Berücksichtigung  der  Einträglichkeit  des  Ge- 
werbes J  bis  6  Mark, 

3)  bei  gewerblichen  Leistungen  (Artikel  1  Ziffer  3)  1  bis  6  Mark  unter 
gleicher  Berücksichtigung, 

4)  bei  den  unter  Ziffer  4  des  Artikels  1  aufgeführten  Leistungen  min- 
destens 2  und  höchstens  8  Mark  für  jede  mitwirkende  Person ,  eben- 
falls unter  Berücksichtigung  der  Einträglichkeit  des  Gewerbes. 

Die  Steuersätze  unter  1  bis  4  können  dann,  wenn  das  Gewerbe  in  be- 
sonders grossem  Umfange,  mit  Begleitern,  mit  Wagen  und  Geschirr,  von  grös- 
seren Eigenlagern  ab  und  so  weiter  betrieben  wird ,  bis  auf  das  Doppelte  er- 
höht, für  Gewerbe  geringerer  Art,  sofern  solche  nicht  in  einem  für  dieselben 
ungewöhnlichen  Umfange  betrieben  werden,  sowie  auch  für  andere  Gewerbe, 
wenn  sie  in  erheblich  geringerem,  als  dem  gewöhnlichen  Umfange  betrieben 
werden,  oder  der  Gewerbebetrieb  durch  besondere  Umstände  (körperliche  Ge- 
brechen, hohes  Alter  des  Gewerbetreibenden  und  dergleichen  mehr)  beeinträch- 
tigt wird,  endlich  für  Musiker-,  Schauspieler-,  Kunstreiter-  und  ähnliche  Gesell- 
schaften, sofern  solche  aus  mindestens  4  Personen  bestehen,  bis  auf  ein  Vierteil 
des  unteren  Normalsatzes  ermässigt  werden. 

Die  Vorsteher  der  letztgenannten  Gesellschaften  haften  für  die  von  den 
Mitgliedern  derselben  zu  entrichtende  Steuer;  auch  kann  diese  von  den  Vor- 
stehern unmittelbar  gefordert  und  erhoben  werden. 

Ein  gleichzeitiger  Betrieb  der  Gewerbe  unter  1  und  2  unterliegt  nur 
einem  Steuersatze. 

Die  Steuer  urafasst  den  Zeitraum  von  dem  Tage  der  Zahlung  ab  bis  zu 
und  mit  dem  entsprechenden  Tage  des  dritten  Monats. 

Es  ist  jedoch  den  Steuerpflichtigen  nachgelassen ,  dieselbe  auf  einen  län- 
geren Zeitraum  als  drei  Monate  und  zwar  bis  mit  Ende  des  laufenden  Kalender- 
jahres im  Voraus  zu  entrichten. 

Artikel  5. 

Wer  ausserhalb  des  Gemeindebezirks  seines  Wohnortes  ohne  Begründung 
einer  gewerblichen  Niederlassung  ein  Warenlager  von  einer  festen  Verkaufsstätte 
aus  (sogenannte  Wanderlager)  feilbietet  oder  durch  andere  feilbieten  lässt,  bat 
neben  der  im  Artikel  4  festgesetzten  Steuer  für  den  Gewerbebetrieb  im  Umher- 
ziehen in  jedem  Orte,  an  welchem  er  das  Geschäft  betreibt  oder  durch  Ver- 
mittlung eines  einheimischen  Verkäufers  oder  Auktionators  betreiben  lässt,  und 
für  jedes  einzelne  Verkaufslokal  je  für  eine  Woche  oder  den  Teil  einer  Woche  eine 
für  die  Gemeinde  des  Betriebsortes  zu  entrichtende  Steuer  von  30  Mark  zu  zahlen. 

Die  Steuer  ist  um  die  Hälfte  zu  erhöhen,  wenn  der  Wanderlagerinhaber 
gleichzeitig  ausserhalb  des  Verkaufslokals  das  Hausiergewerbe  betreibt  oder  mit 
Gewerbsgehilfen  betreiben  lässt,  oder  sich  mehr  als  eines  Gehilfen  bei  seinem 
Wanderlagergeschäft  bedient. 
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Die  Woche  wird  vom  Tage  der  Eröffnung  des  Betriebe«  bis  zum  Anfang 
des  entsprechenden  Tages  der  nächsten  Kalenderwoche  gerechnet. 

Für  das  Verunstalten  einer  Auktion  von  Waren  eines  Wanderlagers  wird 
die  oben  festgesetzte  Steuer  von  30  Mark  fUr  den  Tag  erhoben. 

Die  Steuer  wird  zur  Staatskasse  erhoben,  welche  dieselbe  abzüglich  vier 
Prozent  Erhebungskosten  an  die  zuständige  Ortsbehörde  abgewahrt. 

Artikel  6. 

Der  Inhaber  eines  Wanderlagers  kann  sich  der  Abgabe  (Artikel  4  und  5) 
nicht  dadurch  entziehen,  dass  er  diesen  Gewerbebetrieb  als  stehenden  anmeldet. 

Auch  die  Verlegung  des  Wohnsitzes  an  den  Ort  der  Feilbietung  befreit 
den  Inhaber  des  Wanderlagers  von  der  Entrichtung  der  Abgabe  nicht,  dafern 
die  obwaltenden  Umstände  die  Annahme  begründen,  dass  diese  Verlegung  des 
Wohnsitzes  nur  vorübergehend  erfolgt  ist.  Erst  wenn  ausser  Zweifel  gesetzt 
ist,  dass  der  Inhaber  eine  dauernde  gewerbliche  Niederlassung  begründet  hat, 
kommt  diese  Abgabe  in  Wegfall. 

Artikel  7. 

Der  in  Artikel  5  vorgeschriebenen  Besteuerung,  soweit  dieselbe  nicht 
schon  durch  Artikel  2  ausgeschlossen  ist,  ist  ferner  nicht  unterworfen: 

die  Errichtung  fester  Verkaufsstellen  für  die  Dauer  der  Kurzeit  (Saison) 
im  Badeort  Liebenstein. 

Artikel  8. 

1)  Wer  eines  der  in  dem  Artikel  1  beziehungsweise  5  bezeichneten  Ge- 
schäfte betreiben  oder  betreiben  lassen  will,  hat  dieses  vor  Beginn 
des  Geschäftsbetriebes  bei  dem  Landrat  desjenigen  Kreises,  in  welchem 
der  Betrieb  begonnen  werden  soll,  anzumelden  und  die  Feststellung 
der  dafür  zu  entrichtenden  Steuer  zu  beantragen,  auch  die  Steuer  so- 
fort nach  erfolgter  Feststellung  und  jedenfalls  vor  Beginn  des  Ge- 
werbes zu  entrichten. 

ü eberdauert  der  Betrieb  eines  der  im  Artikel  1  bezüglich  5  be- 
zeichneten Geschäfte  den  Zeitraum,  für  welchen  derselbe  versteuert 
war,  so  ist  dieser  Betrieb  aufs  neue  und  zwar  bei  dem  Landrate  des- 
jenigen Kreises,  in  welchem  die  Fortsetzung  des  Betriebes  stattfinden 
soll,  in  gleicher  Weise  anzumelden  und  die  Steuer  neu  festzustellen 
und  zu  entrichten. 

2)  Der  Steuerpflichtige  hat  der  Steuerbehörde  über  seine  Person,  die  Art 
und  den  Gegenstand  des  Gewerbebetriebes,  die  Anzahl  seiner  Begleiter, 
Fuhrwerke  und  so  weiter  genaue  Auskunft  zu  geben. 

3)  Die  Gewerbesteuerquittung  ist  nur  für  die  Person,  die  speciell  auf- 
geführten Gehilfen  oder  Begleiter,  für  die  Ware  oder  gewerblichen 
Leistungen  und  für  die  Zeit  gültig,  für  welche  sie  ausgestellt  ist. 

4)  Der  Steuerpflichtige  hat  diese  Quittung  während  der  thatsächlichen 
Ausübung  des  Gewerbebetriebes  stets  bei  sich  zu  führen  und  auf  Ver- 
langen der  Beamten  der  Polizei  oder  der  Steuerverwaltung  vorzuzeigen; 
es  ist  nicht  zulässig,  die  Steuerquittung  an  einen  anderen  zu  überlassen. 
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5)  Wird  beseheinigt,  class  eine  Gewerbesteuerquittung  verloren,  vernichtet 
oder  unbrauchbar  geworden,  so  kann  die  Erteilung  einer  neuen 
Ausfertigung  derselben  gegen  Erstattung  der  Auslagen  verlangt 
werden. 

Durch  das  Vorzeigen  beglaubigter  Abschriften  kann  den  Vor- 
schriften unter  Ziffer  4  nicht  genügt  werden. 

6)  Will  der  Gewerbetreibende  nach  Vorauszahlung  der  Steuer 

a.  ein  anderes  als  das  in  der  Steuerquittung  bezeichnete  Gewerbe  im 
Umherziehen  betreiben  oder 

b.  letzteres  auf  andere  als  die  in  dieser  Quittung  bezeichneten  Gegen- 
stände, Waren  oder  Leistungen  ausdehnen,  oder 

c.  GeTnlfen  oder  Fuhrwerke  benutzen,  ohne  dass  dies  in  der  Steuer- 
quittung vermerkt  ist,  oder  in  grösserer  als  der  darin  angegebenen 
Anzahl, 

so  ist  er  verpflichtet,  hiervon  bei  dem  Landrate  des  Kreises,  in  welchem 
diese  Veränderung  eintreten  soll,  Anzeige  zu  machen  und,  wo  es  ge- 
boten ist,  Nachzahlung  zu  leisten. 

Artikel  9. 

Wegen  Abstandnahme  vom  Beginn  des  Gewerbebetriebes ,  sowie  wegen 
Einstellung,  Unterbrechung  oder  Verminderung  des  Betriebes  vor  Ablauf  de?« 
Zeitraumes,  für  welchen  die  Steuer  (Artikel  4  und  5)  entrichtet  worden  ist,  findet 
eine  Erstattung  in  der  Regel  nicht  statt. 

Ist  jedoch  wegen  unvorhergesehener,  [von  dem  Willen  des  Inhabers  der 
Steuerquittung  unabhängigen  Ereignisse  der  Beginn  dos  Gewerbebetriebes  unter- 
blieben oder  der  Betrieb  vor  Ablauf  der  Hälfte  des  Zeitraumes,  für  welchen  die 
Steuer  entrichtet  worden  ist,  eingestellt  und  die  Steuerquittung  zurückgegeben 
worden,  so  kann  ersterenfalls  die  Steuer  ganz,  im  letzteren  Falle  die  nach  Ar- 
tikel 4  entrichtete  Steuer  zu  einem  verhältnismässigen  Teil  erstattet  werden. 

Artikel  10. 

Die  Steuer  (Artikel  4  und  bezüglich  5)  wird  von  dem  Landrate,  bei 
welchem  die  Anmeldung  (Artikel  8)  zu  erfolgen  hat,  festgesetzt.  Auch  hat  der- 
selbe im  Zweifelsfalle,  ob  ein  feilgebotenes  Warenlager  als  Wanderlager  anzu- 
sehen sei,  hierüber  in  erster  Instanz  zu  entscheiden. 

Gegen  diese  Festsetzung  beziehungsweise  Entscheidung  steht  dem  Steuer- 
pflichtigen ein  einmaliger  Rekurs  an  das  Staatsministerium.  Abteilung  der 
Finanzen,  binnen  einer  ausschliesslichen  Frist  von  einer  Woche  zu. 

Die  Einwendung  des  Rekurses  hat  keine  aufschiebende  Wirkung. 

Artikel  11. 

Das  Staatsministerium.  Abteilung  der  Finanzen,  kann  ausnahmsweise  für 
gewisse  Gewerbsarten  oder  in  einzelnen  Fällen  den  Gewerbebetrieb  frei  von  der 
Steuer  (Artikel  4  und  bezüglich  5)  gestatten  und  demgemäss  die  Herzoglichen 
Landräte  zur  Erteilung  von  Freischeinen  ermächtigen,  sowie  auch  Ermässigungen 
unter  die  gesetzlich  geordneten  Minimalsätze  bewilligen. 
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Artikel  12. 

Insoweit  nach  der  Verfassung  und  den  Gesetzen  des  Deutschen  Reiche« 
oder  nach  besonderen  Verträgen  und  Vereinbarungen  nichtmeiningensche  Ge- 
werbetreibende auf  Befreiung  von  der  Gewerbesteuer  oder  auf  Ermässigung  der- 
selben für  Auaübung  des  Gewerbebetriebes  im  Herzogtum  Meiningen  Anspruch 
haben,  wird  hieran  durch  dieses  Gesetz  nichts  geändert. 

Artikel  13. 

Das  Staatsministerium ,  Abteilung  der  Finanzen,  ist  ermächtigt,  für  die 
Angehörigen  solcher  Länder,  in  welchen  die  diesseitigen  Staatsangehörigen 
minder  günstig,  als  die  eigenen  Angehörigen  behandelt  und  ausser  Verhältnis 
zu  den  von  den  Angehörigen  anderer  Länder  im  Herzogtum  Meiningen  zu  ent- 
richtenden Steuern  belastet  werden,  ebenso  wie  für  diejenigen,  welche  für  Rech- 
nung der  Angehörigen  solcher  Länder  ein  Gewerbe  im  Umherziehen  im  Herzog- 
tum betreiben  wollen,  die  im  Artikel  4  beziehungsweise  5  festgesetzte  Steuer 
bis  auf  das  Achtfache  zu  erhöhen. 

Artikel  14. 

Die  Unterlassung  der  Steuerentrichtung  vor  Beginn  des  Gewerbebetriebes 
wird  mit  dem  vierfachen  Betrage  der  zu  zahlen  gewesi  nen  dreimonatlichen  und 
beziehungsweise  wöchentlichen  oder  täglichen  Gewerbesteuer,  mindestens  aber 
mit  3  Mark,  vorbehaltlich  der  Nachzahlung  der  hinterzogenen  Steuer  bestraft. 

Artikel  15. 

Die  Unterlassung  der  nach  Artikel  8  Ziffer  5  erforderlichen  Anzeige,  wenn 
solche  eine  Steuererhöhung  zur  Folge  gehabt  hätte,  wird  mit  dem  Vierfachen 
desjenigen  Betrages  bestraft,  um  welchen  die  entrichtete  Steuer  geringer  ist,  als 
die  dem  thatsächlich  ausgeübten  Gewerbebetriebe  entsprechende  Steuer,  mindestens 
aber  mit  3  Mark,  vorbehaltlich  der  Nachzahlung  der  hinterzogenen  Steuer. 

Wird  festgestellt,  dass  der  thatsächlich  ausgeübte  Gewerbebetrieb  bei 
rechtzeitiger  Beobachtung  der  Vorschriften  in  Artikel  8  Ziffer  5  ohne  Erhöhung 
des  schon  entrichteten  Steuersatzes  stattfinden  durfte,  so  tritt  eine  Geldstrafe 
von  1  bis  30  Mark  ein. 

Artikel  IG. 

Ist  die  Steuer  im  Auftrage  und  für  Rechnung  einer  anderen  Person  hinter- 
zogen worden,  so  ist  gegen  den  Auftraggeber  auf  die  gleiche  Strafe,  wie  gegen 
den  Beauftragten  zu  erkennen  und  haften  beide  solidarisch  für  die  Strafbeträge, 
die  Kosten  und  die  hinterzogene  Steuer. 

Artikel  17. 

Für  jede  Zuwiderhandlung  gegen  die  Vorschriften  des  Artikels  8  Ziffer  2 
und  4  trifft  den  Inhaber  einer  Gewerbesteuerquittung  eine  Geldstrafe  von  1  bis 
30  Mark. 

Artikel  18. 

Die  auf  Grund  dieses  Gesetzes  festzusetzenden  Geldstrafen  sind  im  Falle 
der  Uneinbringlichkeit  nach  Massgabe  der  für  Uebertretungen  geltenden  Be- 
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Stimmungen  des  Strafgesetzbuches  (§§  28  und  29)  von  dem  zur  Untersuchung 
und  Entscheidung  zuständigen  Gerichte  in  Haft  umzuwandeln. 

Artikel  19. 

Die  Untersuchung  und  Entscheidung  in  betreff  der  in  den  Artikeln  14 
bis  17  bezeichneten  strafbaren  Handlungen  steht  dem  Gerichte  zu,  wenn  nicht 
der  Beschuldigte  die  von  dem  Landrat  (Artikel  8  und  10)  vorläufig  festzu- 
setzende Geldstrafe  nebst  den  durch  das  Verfahren  gegen  ihn  entstandenen 
Kosten  binnen  einer  ihm  bekannt  gemachten  Frist  freiwillig  bezahlt. 

Ingleichen  findet  das  gerichtliche  Verfahren  statt,  wenn  der  Landrat  von 
der  vorläufigen  Festsetzung  der  Strafe  Abstand  zu  nehmen  erklärt  oder  der 
Beschuldigte  darauf  verzichtet. 

Artikel  20. 

Bei  den  gerichtlichen  Entscheidungen  ist  hinsichtlich  der  Höhe  der  in 
den  Artikeln  14  und  15  vorgeschriebenen  Geldstrafen  die  von  dem  Landrat 
(Artikel  8  und  10)  festzusetzende  Steuer  zu  Grunde  zu  legen. 

Ingleichen  ist  für  die  in  Artikel  15  Absatz  2  bezeichnete  Feststellung  im 
gerichtlichen  Verfahren  die  einzuholende  Erklärung  dieser  Behörde  massgebend. 

Will  der  Beschuldigte  bei  dieser  Festsetzung  bezüglich  Erklärung  sich 
nicht  beruhigen,  so  tritt  die  alsdann  einzuholende  Entscheidung  des  Staate- 
ministeriums, Abteilung  der  Finanzen,  ein. 

Die  Entscheidung  wegen  der  vorenthaltenen  Steuer  verbleibt  in  allen 
Fällen  dem  Landrat  und  in  letzter  Instanz  dem  Herzoglichen  Staatsministerium, 
Abteilung  der  Finanzen. 

Artikel  21. 

In  den  Fällen  der  Artikel  14  und  15  können  die  zum  Gewerbebetriebe 
im  Umherziehen  mitgeführten  Gegenstände,  soweit  es  zur  Sicherstellung  der 
Steuer,  Strafe  und  Kosten  oder  zum  Beweise  der  strafbaren  Handlung  erforder- 
lich ist,  in  Beschlag  genommen  werden. 

Artikel  22. 

Die  Strafverfolgung  wegen  der  Zuwiderhandlungen  gegen  dieses  Gesetz 
und  die  etwa  dazu  erlassenen  Ausfuhrungsbestimmungen  verjährt  mit  Ablauf 
von  4  Jahren  vom  31.  Dezember  desjenigen  Jahres  ab  gerechnet,  in  welchem 
die  Zuwiderhandlung  geschehen  ist. 

In  Bezug  auf  die  Verjährung  der  hinterzogenen  Gewerbesteuer  kommen 
die  Vorschriften  des  Gesetzes  vom  6.  August  1847  über  Verjährung  öffentlicher 
Abgaben  etc.  in  Anwendung. 

Artikel  23. 

Mit  der  Einführung  des  gegenwärtigen  Gesetzes  treten  die  Bestimmungen 
des  Gesetzes  vom  30.  November  1878,  die  Heranziehung  der  Inhaber  von  sogenannten 
Wanderlagern  etc.  zur  Einkommen-  und  Klassensteuer  betreffend,  ausser  Kraft '). 

>)  Dieselben  lauteten: 

Art.  1.  Personen,  Vereine,  Kommandit-  und  Aktien-Gesellschaften,  welche  ausner  dem 
Marktverkehr  an  einem  oder  an  mehreren  Orten  des  Herzogtums  ausserhalb  ihres  Wohnsitzes 
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Artikel  24. 

Bei  der  Veranlagung  zur  Klassen-  und  Einkommensteuer  wird  von  dem 
einzuschätzenden  Einkommen  der  Betrag  der  Steuer  fur  den  Gewerbebetrieb 
im  Umherziehen  in  Abzug  gebracht. 

Artikel  25. 

Die  zur  Ausführung  dieses  Gesetzes  erforderlichen  Anordnungen  und  In- 
struktionen erlässt  das  Staatsministerium,  Abteilung  der  Finanzen. 

Artikel  26. 

Die  Bestimmungen  dieses  Gesetzes  treten  mit  dem  1.  Januar  1886  in  Kraft. 

Urkundlich  unter  Unserer  Eigenhändigen  Unterschrift  und  dem  vorge- 
druckten Herzoglichen  Siegel. 

Liebenstein,  den  25.  Juni  1885. 

(L.  S.)  G  a  o  r  g. 

v.  Giseke.    F.  v.  Uttenhoven.  Heim. 

vorübergehend  Verkaufslokale  zum  Absatz  von  Waren  halten  oder  WarenverBteigerungen  ent- 
weder selbst  oder  durch  andere  vornehmen,  haben  für  jeden  Ort  des  Betriebs  sowohl  als  für 
jedes  einzelne  Verkauffclokal  auf  die  Dauer  des  Geschäftsbetriebs,  mindestens  aber  fur  einen 
Monat  Einkommen-  oder  Klassensteuer  zu  entrichten,  welche  nach  den  Bestimmungen  der 
Klassen-  und  Einkommensteuergesetze  vom  18.  Juli  1867,  0.  Januar  1869  und  »7.  November 
187«  bezüglich  ihrer  Höhe  festzustellen  ist. 

Von  dem  Betrage  Messen  zwei  Drittel  zur  Staatskasse  und  ein  Drittel  zur  Gemeinde- 
kasse,  in  der  Weise,  dass  die  fällige  Steuer  zunächst  in  ihrem  vollen  Betrage  zur  Staatskasse 
erhoben  wird,  welche  den  auf  den  Betriebsort  fallenden  Anteil  an  die  zustandige  Ortsbehörde 
ahzugewähren  hat. 

Art.  2.  Wer  eins  der  im  Art.  1  bezeichneten  Geschäfte  an  einem  Orte,  wo  er  sein 
Domizil  nicht  bat,  betreiben  oder  betreiben  lassen  will,  hat  dieses  spätestens  mit  dem  Beginn 
diese«  Geschäfts  bei  dem  Landrat  desjenigen  Kreises,  in  welchem  der  zum  Geschäftsbetrieb 
ausersehene  Ort  liegt,  anzumelden  und  die  Feststellung  der  dafür  zu  entrichtenden  Steuer  zu 
beantrugen,  auch  die  Steuer  sofort  nach  erfolgter  Feststellung  und  jedenfalls  beim  Beginn  des 
Geschäfts  zu  entrichten. 

Art  3.  Die  Steuer  wird  von  dem  Landrat  des  betreffenden  Kreises  nach  Massgabe 
des  aus  dem  Geschäfte  mutmasslich  resultierenden  Reingewinns  in  der  Weise  normiert,  dass 
solche,  auch  wenn  das  Geschäft  von  geringerer  Dauer  ist,  mindestens  für  einen  ganzen  Monat 
festgestellt  wird. 

Art.  4.  Deberdauert  der  Betrieb  eines  der  im  Artikel  1  bezeichneten  Geschäfte  den 
Zeitraum,  für  welchen  derselbe  angemeldet  und  versteuert  war,  so  ist  dieser  Betrieb  aufs  neue 
anzumelden  und  die  Steuer  neu  festzustellen  und  zu  entrichten. 

Diese  Neuanmeldung  hat,  wenn  sie  nicht  früher  bewirkt  wird,  entweder  am  letzten 
Tage  des  versteuerten  Geschäftsbetriebs  oder  spätestens  am  ersten  Tage  darauf  zu  erfolgen. 

Art.  S.  Gegen  die  Feststellung  der  Steuer  steht  dem  Steuerpflichtigen  das  Rechts- 
mittel des  Rekurses  an  das  Herzogliche  Staatsministerium,  Abteilung  der  Finanzen,  binnen 
einer  ausschliesslichen  Frist  von  3  Tagen  zu. 

Bei  der  Entscheidung  der  Finanzabteilung  des  Herzoglichen  Staatsministeriums  behält 
es  endgültig  das  Bewenden. 

Die  Einwendung  des  Rekurses  hat  keine  aufschiebende  Wirkung  hinsichtlich  der 
Steuerzahlung. 

Art.  6.  Wer  eins  der  im  Art.  1  erwähnten  Gewerbe  ausübt  oder  ausüben  lässt, 
ohne  den  Bestimmungen  im  Art,  2  resp.  4  Genüge  geleistet  zu  haben,  verfällt  in  eine 
Strafe,  welche  dem  4 fachen  Betrage  der  nachzuzahlenden  Steuer,  um  welche  die  Staatskasse 
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Motive. 

Die  Besteuerung  des  Gewerbebetriebes  im  Umherziehen  hat  im  Herzogtum 
bisher  nur  im  Rahmen  der  bestehenden  Gesetzgebung  über  die  Klassen-  und 
Einkommensteuer  stattgefunden ,  namentlich  ist  auch  das  auf  die  Besteuerung 
der  Inhaber  der  sogenannten  Wanderlager  bezügliche  Gesetz  vom  30.  November 
1878  lediglich  in  diesen  Rahmen  eingefügt.  Dagegen  hat  abweichend  hiervon 
die  Gesetzgebung  der  überwiegenden  Mehrzahl  der  übrigen  deutschen  Staaten 
den  Weg  eingeschlagen,  dass  sie  den  Gewerbebetrieb  im  Umherziehen,  zu 
welchem  auch  das  Halten  sogenannter  Wanderlager  gehört,  einer  Gewerbesteuer 
unterworfen  und  diese  Besteuerung  durch  besondere  Gesetze  geregelt  hat  und 
zwar  teils  unter  Anlehnung  an  die  im  Staatsgebiete  bereits  bestehende  Gewerbe- 
steuergesetzgebung, wie  in  Preussen,  Bayern,  Baden  u.  a.,  teils  unter  Einführung 
der  Gewerbesteuer  für  den  in  Frage  stellenden  Gewerbebetrieb ,  wo  das  be- 
stellende Steuersystem  die  Gewerbesteuer  nicht  umfasst ,  wie  z.  B.  im  Gross- 
herzogtum Weimar  durch  das  Gesetz  vom  12.  April  1877,  im  Herzogtum  Alten- 
burg durch  das  Gesetz  vom  13.  März  1878  und  im  Königreich  Sachsen  durch 
das  Gesetz  vom  1.  Juli  1878. 

Eine  ganz  gleichmäßige  Behandlung  hat  jedoch  die  Besteuerung  des 
Gewerbebetriebs  im  Umherziehen  auch  in  diesen  besonderen  dieselbe  betretenden 
Gesetzen  nicht  erfahren. 

Insbesondere  gilt  dies  von  dem  Wanderlagerbetriebe.  Während  nach  dem 
Vorgang  des  preussischen  Gesetzes  vom  30.  Juni  187b'  in  mehreren  Staaten,  wie 
in  Sachsen,  Weimar,  Fürstentum  Reuss  j.  L.  die  Steuer  für  denselben  navb 
gleichen  Grundsätzen  wie  für  den  Übrigen  Gewerbebetrieb  im  Umherziehen  fest- 
gesetzt wurde,  namentlich  in  Beträgen  für  ein  ganzes  Kalenderjahr,  wird 
anderwärts  diese  Steuer  für  den  Wanderlagerbetrieb  je  für  eine  Woche  des 
Betriebes  erhoben,  wie  in  Koburg,  Gotha.  Darmstadt,  Lübeck. 

Eine  weitere  Entwicklung  hat  die  Besteuerung  des  letzteren  Betriebes 
durch  das  königlich  preussische  Gesetz  vom  27.  Februar  1880  insofern  erfahren, 
als  für  denselben  neben  und  unabhängig  von  der  durch  das  Gesetz  vom 
30.  Juni  1876  für  den  Gewerbebetrieb  im  Umherziehen  eingeführten  Jahressteuer 
noch  eine  für  die  Gemeinden  beziehungsweise  Kreise  zu  entrichtende  wöchent- 
liche Steuer  von  resp.  50,  40  und  30  Mark,  je  nach  der  Zugehörigkeit  der  be- 
treffenden Orte  zu  den  Gewerbesteuerabteilungen  festgesetzt  wird,  ferner  durch 
das  königlich  sächsische  Gesetz  vom  23.  März  1880,  welches  ebenfalls  neben  der 
durch  das  Gesetz  vom  1.  Juli  1878  für  den  Gewerbebetrieb  im  Umherziehen  ein- 
geführten Jahressteuer  eine  dieser  gleichkommende,  jedoch  den  Betrag  von 
60  Mark  nicht  übersteigende  wöchentliche  Steuer,  welche  gleichfalls  für  die 
Gemeinde  des  Betriebsortes  zu  erbeben  ist,  festgesetzt. 

Zu  einer  ähnlichen  Ergänzung  der  Besteuerung  des  Gewerbebetriebes  im 
Umherziehen  gelangt  man  im  Grossherzogtnm  Weimar  dadurch,  dass  durch 
Ortsgesetze  neben  der  Staatssteuer  noch  eine  in  wöchentlichen  Beträgen  zu  ent- 
richtende Gemeindegewerbesteuer  für  die  Wanderlager  eingeführt  worden  ist. 
wie  z.  B.  in  der  Stadt  Eisenach  eine  solche  von  30  Mark  wöchentlich. 


verkürzt  worden  ist  oder  verkürzt  werden  sollte,  gleichkommt,  niemals  aber  weniger  als 
SO  Mark  betragen  Boll. 

Diese  Strafe  geht  auf  die  Erben  über  dergestalt,  dass  letztere  die  Strafe  auch  dann 
zu  entrichten  schuldig  sind,  wenn  die  Kontravention  erat  nach  dem  Ableben  des  Kontravenienten 
entdeckt  wird. 

Im  übrigen  finden  rücksichtlich  des  Strafvertahrens  die  darauf  bezüglichen  Be- 
stimmungen der  Art  tt  und  3t  des  Gesetzes  vom  18.  Juli  1867  mit  der  Massgabe  Anwendung, 
dass  an  Stelle  des  in  Abs.  6  des  Art.  »2  erwähnten  Vorsitzenden  der  Einschätzungskommission 
stets  der  Landrat  tritt 

Art.  7.  Dieses  Gesetz  tritt  mit  dem  1.  Januar  1879  in  Wirksamkeit,  und  es  ist  Unser 
Staatsministerium,  Abteilung  der  Finanzen,  mit  dessen  Ausführung  beauftragt. 
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Bei  aller  Verschiedenheit  der  Gesetzgebungen  der  übrigen  deutschen 
Staaten  in  Ansehung  der  vorliegenden  Materie  steht  doch  so  viel  unzweifelhaft 
fest,  dasa  in  denselben  der  Gewerbebetrieb  im  Umherziehen  und  namentlich  das 
Halten  von  Wanderlagern  ganz  wesentlich  höher  zur  Steuer  herangezogen  wird, 
als  dies  im  Herzogtum  Meiningen  der  Fall  und  auf  Grund  der  hier  bestehenden 
Gesetzgebung  überhaupt  ausführbar  ist,  zumal  hier  der  Wanderlagerbetrieb 
auch  der  kommunalen  Besteuerung  nicht  unterliegt,  sofern  derselbe  nicht  länger 
als  drei  Monate  an  einem  und  demselben  Orte  andauert,  was  bei  der  Natur 
desselben  nur  selten  vorkommt. 

Im  Hinblick  auf  diese  Verschiedenheit  der  Besteuerung  kann  die  Be- 
fürchtung, dans  das  Hausier-  und  Wandergewerbe  mehr  als  dies  ausserdem  der 
Fall  sein  würde,  das  Herzogtum  aufsuchen  und  hierdurch  dem  stehenden  Ge- 
werbe eine  besonders  empfindliche  Konkurrenz  bereitet  werde,  keineswegs  als 
eine  ungerechtfertigte  erachtet  werden. 

Das  gegenwärtige  Gesetz  bezweckt  daher,  eine  möglichste  Ucbereinstim- 
mung  der  Besteuerung  im  Herzogtum  mit  derjenigen  der  übrigen  deutschen 
Staaten  herbeizuführen,  wobei  es  als  zweckmässig  erschien,  nach  dem  Vorgang 
der  übrigen  Staaten  die  Besteuerung  des  gesamten  Gewerbebetriebes  im  Um- 
herziehen, nicht  bloss  des  Wanderlagerbetriebs,  durch  die  Einführung  einer 
Gewerbesteuer  neu  zu  regeln. 

Zu  den  einzelnen  Artikeln  des  Gesetzes  wird  noch  folgendes  bemerkt: 

Zu  Art.  1.  Die  Definition  des  Gewerbebetriebs  im  Umherziehen  ent- 
spricht derjenigen  der  Gewerbeordnung  im  §  55. 

Zu  Art.  2.  Die  Ausnahmen  unter  Ziffer  1,  4  und  5  entsprechen  den 
Ausnahmebestimmungen  unter  Ziffer  1,  2  und  4  in  §  59  des  alleg.  Gesetzes, 
jedoch  mit  der  Einschränkung,  dass  das  Feilbieten  roher  Erzeugnisse  der  Land- 
und  Forstwirtschaft,  des  Garten-  und  Obstbaues,  der  Geflügel-  und  Bienenzucht, 
soweit  dieselben  nicht  zugleich  selbst  gewonnen  oder  nach  Ziffer  6  befreit  sind, 
der  Besteuerung  unterworfen  bleibt,  da  ein  zwingender  Grund,  die  Ausnahme- 
bestimmung auch  hierauf  zu  erstrecken,  nicht  erkannt  werden  kann.  Die  Aus- 
nahme der  Ziffer  2  entspricht  der  Bestimmung  in  §  44  des  alleg.  Reichsgesetze« 
und  ist  im  wesentlichen  schon  in  den  Zollvereinsverträgen,  vgl.  Vertrag  vom 
8.  Juli  1867  Art.  26,  und  Verfassung  des  Deutschen  Reichs  Art.  40  begründet, 
diejenige  der  Ziffer  8  endlich  folgt  aus  §  68  der  Gewerbeordnung. 

Endlich  erschien  es  nach  dem  Vorgang  mehrerer  anderer  Gesetzgebungen 
angemessen,  das  Feilbieten  im  Umherziehen  der  unter  Ziffer  6  bezeichneten 
Gegenstände,  wohin  z.  B.  Milch,  Butter.  Eier,  Käse,  Obst  und  dergl.  zu  zählen 
sind,  auch  wenn  dieselben  nicht  selbst  gewonnen  sind,  frei  von  der  Gewerbe- 
steuer zu  lassen,  da  dieser  Handel  in  der  Regel  wirkliche  Bedürfnisse  befriedigt, 
den  Verkehr  zwischen  Stadt  und  Land  nicht  unzweckmässig  vermittelt,  eine 
höhere  Belastung  aber  wohl  nicht  vertragen  dürfte.  Weitere  Ausnahmen,  deren 
Notwendigkeit  und  Umfang  mit  Sicherheit  erst  an  der  Hand  der  Erfahrungen, 
welche  das  gegenwärtige  Gesetz  bieten  wird,  erkannt  werden  kann,  waren  zur 
Zeit  nicht  aufzunehmen.  Einem  in  dieser  Richtung  etwa  hervortretenden  drin- 
genden Bedürfnisse  kann  auf  Grund  des  Art.  11  des  Gesetzes  abgeholfen  werden. 

Zu  Art.  4.  Bei  der  Gestaltung  und  dem  Umfange  des  Herzogtums  er- 
scheint es  nicht  angemessen,  die  Entrichtung  der  Steuer  ohne  Rücksicht  auf  die 
längere  oder  kürzere  Dauer  des  Gewerbebetriebs  auf  ein  ganzes  Jahr  gesetz- 
lich zu  fordern,  anderseits  muss  der  Zeitraum  eines  Monats  als  zu  kurz  bemessen 
erachtet  werden;  dagegen  dürfte  ein  solcher  von  drei  Monaten,  wie  ihn  die 
altenburgische  Gesetzgebung  normirt  hat,  auch  den  hier  bestehenden  Verhält- 
nissen entsprechen. 

Zu  Art.  5.  Eine  ähnliche  Abstufung  der  Sätze  findet  sich  in  der  Mehr- 
zahl der  bezüglichen  Gesetze  deutscher  Staaten  und  beruht  auf  der  Erfahrung, 
dass  grössere  Orte  sich  vorzugsweise  zu  einem  einträglichen  Betriebe  der  Wander- 
lager eignen. 
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Im  übrigen  wird  zur  Begründung  auf  die  einleitenden  Bemerkungen 
Bezug  genommen. 

Zu  Art.  6.  Diese  Bestimmungen  sind  notwendig,  um  die  ausserdem 
mOgliche  Umgehung  der  Besteuerung  zu  verhindern. 

Kommt  die  Gewerbesteuer  aus  dem  Grunde,  weil  der  Gewerbebetrieb  als 
stehender  anerkannt  werden  muss,  in  Wegfall,  so  tritt  selbstverständlich  die 
Besteuerung  nach  den  Gesetzen  über  die  Klassen-  und  Einkommensteuer  in 
Wirksamkeit. 

Zu  Art  7.  Durch  die  hier  festgesetzte  Ausnahme,  welche  in  Ansehung 
der  Besteuerung  nach  Art.  5  zu  denjenigen  des  Art.  2  hinzutritt,  soll  den  Be- 
dürfnissen des  Publikums,  welches  während  der  Kurzeit  in  dem  Badeorte  Lieben- 
stein verkehrt,  Rechnung  getragen  werden.  Man  glaubte  diese  Ausnahme  ähn- 
lich, wie  es  in  dem  Lübeckschen  Gesetze  vom  17.  Dezember  1877  hinsichtlich 
des  Badeortes  Travemünde  geschehen,  auf  Liebenstein  beschränken  zu  dürfen, 
weil  hauptsächlich  nur  hier  von  den  in  Frage  kommenden  Orten  ein  genügend 
entwickeltes  stehendes  Gewerbe,  welches  die  während  der  Saison  hervortretenden 
Bedürfnisse  ausreichend  befriedigen  könnte,  nicht  vorhanden  ist. 

Zu  Art.  8.  Die  Feststellung  der  Steuer  für  den  Gewerbebetrieb  im  Um- 
herziehen hat  zweckmässig,  wie  auch  schon  seither  durch  den  herzoglichen 
Landrat  in  erster  Instanz  zu  erfolgen;  es  erscheint  angemessen,  diese  Fest- 
stellung auch  auf  die  Steuer  des  Art.  5  zu  erstrecken,  schon  deshalb,  weil  hier- 
durch die  Entscheidung  darüber,  ob  im  einzelnen  Falle  ein  Wanderlagerbetrieb 
vorhanden  sei,  am  besten  einheitlich  geregelt  werden  kann. 

Die  Festsetzung  und  Erhebung  der  Gewerbesteuer  findet  selbstverständlich 
nur  für  denjenigen  Gewerbebetrieb  im  Umherziehen  statt,  welcher  und  soweit  der- 
selbe nach  den  Bestimmungen  der  Gewerbegesetzgebung  überhaupt  zulässig  ist 

Zu  Art.  11.  Diese  Bestimmung  findet  sich  im  wesentlichen  überein- 
stimmend in  den  übrigen  Gesetzgebungen  und  wird  durch  die  oben  zu  Art  2 
angeführten  Erwägungen  gerechtfertigt. 

Zu  den  Art.  14—22.  Die  Strafvorschriften  entsprechen  im  wesentlichen 
den  schon  im  Herzogtum  bestehenden  Bestimmungen  über  Hinterziehung  der 
öffentlichen  Abgaben,  insbesondere  der  Klassen-  und  Einkommensteuer  und  be- 
dürfen keiner  näheren  Begründung. 

Zu  Art.  23.  Nach  Einführung  der  Steuer  des  gegenwärtigen  Gesetzes 
wird  aus  Rücksichten  der  Billigkeit  davon  abgesehen  werden  müssen,  die  dieser 
Steuer  unterliegenden  Gewerbetreibenden  daneben  noch  zur  Klassen-  und  Ein- 
kommensteuer in  Ansehung  des  aus  dem  steuerpflichtigen  Gewerbebetriebe  im 
Umherziehen  entspringenden  Einkommens  heranzuziehen. 

Denn  wenn  auch  eine  solche  Heranziehung  mit  dem  Wesen  der  Gewerbe- 
steuer an  sich  vereinbar  sein  würde,  so  kommt  doch  für  das  Herzogtum  in 
Betracht,  dass  eine  allgemeine  Gewerbesteuer  nicht  besteht  und  dass  mithin  der 
Gewerbebetrieb  im  Umherziehen  der  einzige  sein  würde,  welcher  von  beiden 
Steuerarten  getroffen  würde.  Eine  solche  exceptionelle  Mehrbelastung  konnte 
nicht  als  der  Billigkeit  entsprechend  erachtet  werden. 
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Der  Senat  verordnet  im  Einverständnis  mit  der  Bürgerschaft: 

§  1- 

Die  in  die  Handelsregister  des  bremischen  Staats  eingetragenen  Kaufleute, 
Handelsgesellschaften  und  Zweigniederlassungen  auswärtiger  Kaufleute  und  aus- 
wärtiger Handelsgesellschaften  sind  zur  Entrichtung  einer  Firmensteuer  ver- 
pflichtet. 

Befreit  von  dieser  Steuer  sind  diejenigen,  welche  in  Verbindung  mit  einem 
Handwerksbetriebe  gewerbsmässig  Handelsgeschäfte  betreiben,  wenn  anzunehmen 
wt,  dass  ihr  jährlicher  Umsatz  in  diesen  Handelsgeschäften  den  Betrag  von 
zehntausend  Mark  nicht  übersteigt. 

§  2. 

Der  Ertrag  der  Firmensteuer  soll  mindestens  sechshunderttausend  Mark 
für  das  Jahr  ergeben. 

Zunächst  im  Jahre  1886,  sodann  von  drei  zu  drei  Jahren,  wird  durch 
Beschluss  des  Senats  und  der  Bürgerschaft  bestimmt,  ob  diese  Ziffer  für  die 
folgenden  drei  Rechnungsjahre  abgeändert  werden  soll. 

§  3. 

Die  Firmensteuer  wird  von  den  einzelnen  Firmen,  ohne  Rücksicht  auf  die 
Zahl  der  Teilnehmer,  erhoben. 

§  4. 

Die  steuerpflichtigen  Firmen  bilden  fünf  Abteilungen  nach  Massgabe  des 
Cmfanges  der  von  ihnen  betriebenen  Geschäfte. 

Diejenigen  Firmen,  deren  Geschäftsbetrieb  ein  besonders  umfangreicher 
ist,  werden  in  die  erste  Abteilung  und  die  übrigen  Firmen,  je  nach  dem  grösseren 
oder  geringeren  Umfange  ihrer  Geschäfte,  in  absteigender  Abstufung  in  die 
übrigen  Abteilungen  eingereiht. 

§  5. 

Jede  der  fünf  Abteilungen  hat  eine  Steuersumme  aufzubringen,  welche 
gleich  ist  der  Zahl  ihrer  Mitglieder  multipliziert  mit  dem  im  §  (5  für  die  be- 
treffende Abteilung  vorgeschriebenen  mittleren  Steuersätze. 
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Die  Umlegung  dieser  Steuersumme  auf  die  Mitglieder  der  Abteilang 
findet  in  der  Weise  statt,  dass  der  Regel  nach  jedes  Mitglied  den  mittleren 
Steuersatz  seiner  Abteilung  zu  entrichten  verpflichtet  int.  Dieser  Steuersatz 
kann  jedoch  für  solche  Mitglieder,  deren  Geschäftsbetrieb  den  für  die  Abteilung 
anzunehmenden  durchschnittlichen  Umfang  nicht  erreicht,  auf  einen  geringeren 
Betrag  und  äussersten  Falls  bis  auf  die  Hälfte  ermässigt  werden.  Der  dadurch 
entstehende  Ausfall  muss  durch  höhere  Besteuerung  derjenigen  Mitglieder  der- 
selben Abteilung  beglichen  werden,  deren  Geschäftsbetrieb  den  für  die  Abteilung 
anzunehmenden  durchschnittlichen  Umfang  übersteigt,  Jedoch  soll  der  Höchst- 
betrag der  Steuer  in  der  ersten  Abteilung  die  Summe  von  zehntausend  Mark 
und  in  den  übrigen  Abteilungen  die  Hälfte  des  mittleren  Steuersatzes  der 
nächsten  höheren  Abteilung  nicht  erreichen. 

§  6. 

Der  mittlere  Steuersatz  beträgt 

in  der  ersten  Abteilung  dreitausend  Mark, 
in  der  zweiten  Abteihing  tausend  Mark, 
in  der  dritten  Abteilung  dreihundert  Mark, 
in  der  vierten  Abteilung  hundert  Mark, 
in  der  füuften  Abteilung  zwanzig  Mark. 
Wenn  bei  diesen  Steuersätzen  ein  Ertrag  von  sechshunderttausend  Mark 
nicht  erzielt  werden  kann,  bleibt  es  vorbehalten,  die  Steuersätze  durch  Besch  lues 
des  Senat«  und  der  Bürgerschaft  verhältnismässig  zu  erhöhen. 

§  7. 

Die  Einreihung  der  Firmen  in  die  fünf  Abteilungen  geschieht  jährlich 
vor  Beginn  des  Rechnungsjahrs  durch  eine  Einreihungakommission ,  welche  aus 
drei  Mitgliedern  der  Steuerdeputation  und  je  zwei  Vertrauensmännern  der  fünf 
Abteilungen  (§  9)  besteht.  Diese  Kommission  hat  auch  darüber  zu  entscheiden, 
welche  Firmen  nach  §  1  Absatz  2  von  der  Steuer  befreit  sind. 

Unter  den  drei  Mitgliedern  der  Steuerdeputation  muss  eins  dem  Senate 
angehören.    Dasselbe  führt  den  Vorsitz. 

Die  Kommission  entscheidet  nach  freiem  Ermessen.  Sie  fasst  ihre  Be- 
schlüsse nach  Stimmenmehrheit  der  Anwesenden.  Wenn  trotz  wiederholter  Ab- 
stimmung Stimmenmehrheit  nicht  zu  erlangen  ist,  gilt  derjenige  Antrag  für 
angenommen,  auf  den  die  ineisten  Stimmen  sich  vereinigen.  Ergibt  sich  trotz 
wiederholter  Abstimmung  Stimmengleichheit  für  zwei  oder  mehrere  Anträge, 
so  entscheidet  der  Vorsitzer. 

§  8. 

Die  Umlegung  der  Steuer  geschieht  jährlich  vor  Beginn  des  Rechnungs- 
jahres innerhalb  jeder  Abteilung  durch  die  Vertrauensmänner  derselben  {§  9) 
unter  dem  Vorsitze  eines  dem  Senate  angehörenden  Mitgliedes  der  Steuer- 
deputation. 

Die  Vertrauensmänner  entscheiden  nach  freiem  Ermessen.  Sie  fassen  ihre 
Beschlüsse  nach  Stimmenmehrheit  der  Anwesenden.  Der  Vorsitzer  nimmt  an 
den  Abstimmungen  keinen  Teil. 
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Wenn  trotz  wiederholter  Abstimmung  Stimmenmehrheit  nicht  zu  erlangen 
ist,  gilt  derjenige  Antrag  für  angenommen,  auf  welchen  die  meisten  Stimmen 
sich  vereinigen.  Ergibt  sich  trotz  wiederholter  Abstimmung  Stimmengleichheit 
für  zwei  oder  mehrere  Antrage,  so  entscheidet  der  Vorsitzer. 

§  9. 

Jede  der  fünf  Abteilungen  wählt  aus  ihren  Mitgliedern  unter  der  Leitung 
eines  Mitgliedes  der  Steuerdeputation  Vertrauensmänner  nach  folgenden  Be- 
atimmungen : 

a.  Die  erste  und  die  zweite  Abteilung  wählen  je  neun,  die  übrigen  Ab- 
teilungen je  dreizehn  Vertrauensmänner  auf  die  Dauer  von  drei  Jahren. 
Die  Vertrauensmänner  sind  nach  Ablauf  der  drei  Jahre  wieder  wählbar. 

b.  Wählbar  ist,  wer  die  zum  Eintritt  in  die  Bürgerschaft  erforderlichen 
Eigenschaften  besitzt.  Mitglieder  der  Steuerdeputation  sind  nicht 
wählbar.  Mit  dem  Verluste  einer  zur  Wählbarkeit  erforderlichen 
Eigenschaft  erlischt  das  Mandat. 

c.  Scheidet  ein  Vertrauensmann  vor  Ablauf  der  drei  Jahre  aus,  so  wird 
für  den  Best  der  Zeit  ein  Nachfolger  gewählt. 

d.  Die  Wahl  erfolgt  vermittelst  Stimmzettel.  Jeder  Firma  wird  zu  dem 
Behufe  ein  Stimmzettel,  welcher  zugleich  als  Legitimation  für  den 
Wahlberechtigten  dient,  zugefertigt.  Jeder  Wähler  kann  auf  seinen 
Stimmzettel  so  viel  verschiedene  Namen  verzeichnen,  als  Vertrauens- 
männer von  seiner  Abteilung  zu  wählen  sind. 

e.  Bei  der  Wahl  entscheidet  die  relative  Mehrheit  und  bei  Gleichheit 
der  Stimmen  das  Los. 

f.  Diejenigen  beiden  Vertrauensmänner  einer  jeden  Abteilung,  welche 
die  meisten  Stimmen  erhalten  haben,  sind  Mitglieder  der  Einreihungs- 
kommission.  Scheidet  einer  derselben  vor  Ablauf  der  dreijährigen 
Frist  aus,  so  tritt  an  seine  Stelle  derjenige,  welcher  nach  ihm  die 
meisten  Stimmen  erhalten  hat. 

Bei  gleicher  Stimmenzahl  entscheidet  das  Los. 

g.  Vor  dem  Beginn  der  Wahl  bezeichnet  die  Wahlversammlung  eines 
oder  einige  Mitglieder,  welche  den  Vorsitzer  bei  der  Leitung  des 
Wahlgeschäfts  unterstützen  und  mit  ihm  das  Wahlprotokoll  unter- 
zeiclmen. 

§  10. 

Wenn  die  Umlegung  der  Steuer  innerhalb  einer  Abteilung  auf  dem  im 
§  8  vorgeschriebenen  Wege  nicht  den  Bestimmungen  des  Gesetzes  gemäss  zu 
stände  kommt,  so  wird  dieselbe  von  einer  Subdeputation  der  Steuerdeputation 
vorgenommen. 

§  11. 

Firmen,  welche  erst  nach  Beendigung  des  jährlichen  Einreiheverfahrens 
in  das  Handelsregister  eingetragen  worden  sind,  werden  nachträglich  eingereiht 
und  zur  Steuer  eingeschätzt,  ohne  dass  dadurch  an  der  Berechnung  der  auf- 
zubringenden Steuersumme  für  das  betreffende  Rechnungsjahr  etwas  geändert  wird. 
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§  12. 

Die  Einziehung  der  Firmensteuer  liegt  der  Steuerbehörde  ob. 

Die  Steuer  wird  in  vierteljährlichen  Raten  erhoben.  Jede  einzelne  Steuer- 
rate verfallt  bei  Beginn  des  Vierteljahre  und  muss  von  dem  Verpflichteten 
innerhalb  der  ersten  zehn  Tage  des  Vierteljahrs  am  Bureau  der  Steuerbehörde 
eingezahlt  werden. 

Die  nachträglich  eingereihten  Firmen  (§  11)  haben  die  erste  Rate  vor 
Ablauf  des  Vierteljahre,  in  welchem  die  Eintragung  in  das  Handelsregister 
stattgefunden  hat,  einzuzahlen. 

Die  Steuerbehörde  hat  jedem  Verpflichteten  den  fur  das  bevorstehende 
Rechnungsjahr  oder  in  den  Fällen  des  §  11  den  fur  den  Rest  des  Rechnungs- 
jahres zu  zahlenden  Steuerbetrag  schriftlich  anzuzeigen.  Bei  jedem  Quartal- 
wechsel hat  sie  durch  dreimalige  Bekanntmachung  in  dem  amtlichen  Blatte  an 
die  Verpflichtung  zur  Einzahlung  der  Steuer  zu  erinnern. 


§  13. 

Wer  sich  durch  die  Art  der  Einreihung  oder  durch  die  Umlegung  der 
Steuer  beschwert  erachtet,  kann  binnen  vierzehn  Tagen  nach  Empfang  der 
Anzeige  der  Steuerbehörde  (§  12,  Absatz  4)  bei  der  Steuerdeputation  schriftlich 
reklamieren. 

Ueber  Reklamationen  gegen  die  Art  der  Einreihung  entscheidet  die 
Steuerdeputation  endgültig  nach  Vernehmung  der  Einreihungskommission. 

Reklamationen  gegen  die  Umlegung  der  Steuer  werden  zunächst  den 
Vertrauensmännern  der  betreffenden  Abteilung  zur  Erklärung  vorgelegt.  Er- 
achtet die  Mehrheit  der  Vertrauensmänner  die  Reklamation  für  begründet,  so 
wird  derselben  Folge  gegeben.  Im  anderen  Falle  reichen  die  Vertrauensmänner, 
unter  Angabe  der  für  die  Ablehnung  geltend  zu  machenden  Gründe,  die 
Reklamation  an  die  Steuerdeputation  zurück,  welche  alsdann  endgültig  entscheidet 

In  den  Fällen  des  §  10  tritt  an  die  Stelle  der  Vertrauensmänner  die 
Subdeputation,  deren  Mitglieder  bei  der  endgültigen  Entscheidung  der  Steuer- 
deputation  nicht  mitstimmen. 

Bis  zur  Erledigung  der  Reklamation  hat  der  Reklamant  die  ihm  auferlegte 
Steuer,  soweit  sie  verfallen  ist,  vorbehaltlich  Zurück erstattung  des  zuviel  be- 
zahlten Betrages,  zu  entrichten. 


§  14. 

Die  infolge  von  Reklamationen  während  des  Rechnungsjahres  der  Staats- 
kasse erwachsenen  Einnahmeausfälle  werden  von  der  Steuerdeputation  fest- 
gestellt und  für  jede  Abteilung  berechnet.  Der  für  jede  Abteilung  ermittelte 
Betrag  wird  der  von  ihr  im  nächsten  Rechnungsjahre  aufzubringenden  Steuer- 
summe zugeschlagen. 

§  15. 

Wenn  die  Steuer  nicht  binnen  dreisaig  Tagen  nach  Ablauf  der  gesetz- 
lichen Zahlungsfrist  entrichtet  worden  ist,  wird  sie  von  der  Steuerbehörde  mittels 
Zwangsvollstreckung  im  Verwaltungswege  beigetrieben. 
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§  16. 

Uebergangsbestimmungen. 

a.  Die  erstmalige  Einreihung  der  Firmen  in  die  fünf  Abteilungen  ge- 
schieht in  nachstehender  Weise. 

Die  in  §  7  bezeichneten  drei  Mitglieder  der  Steuerdeputation 
nehmen  die  Einreihung  vor 

für  die  erste  Abteilung  in  Verbindung  mit  sieben  von  der  Handels- 
kammer aus  ihrer  Mitte  gewählten  Sachverstandigen. 

für  die  zweite  Abteilung  in  Verbindung  mit  den  Vertrauensmännern 
der  ersten  Abteilung, 

für  die  dritte  Abteilung  in  Verbindung  mit  den  Vertrauensmännern 
der  zweiten  Abteilung, 

für  die  vierte  Abteilung  in  Verbindung  mit  den  Vertrauensmännern 
der  dritten  Abteilung, 

für  die  fünfte  Abteilung  in  Verbindung  mit  den  Vertrauensmännern 
der  vierten  Abteilung,  mit  welchen  letzteren  sie  auch  zu  ent- 
scheiden haben,  welche  Firmen  nach  §  1,  Absatz  2  von  den 
Steuern  befreit  sind. 

Die  drei  Mitglieder  der  Steuerdeputation  in  Verbindung  mit  den 
betreffenden  Sachverständigen,  beziehungsweise  Vertrauensmännern 
gelten  als  Einreihungskommission  im  Sinne  der  §§  7  und  13,  Absatz  2. 

b.  Der  Zeitraum  vom  1.  Juli  1884  bis  zum  31.  März  1885  gilt  als  ein 
Rechnungsjahr  im  Sinne  dieses  Gesetzes.  Jedoch  finden  die  Vorschriften 
des  §  2,  Absatz  1  und  des  §  5  nur  nach  Verhältnis  der  Zeitdauer 
Anwendung. 

c  Die  Vertrauensmänner  werden  das  erste  Mal  für  die  Zeit  bis  zum 
31.  März  1887  gewählt 

§  17. 

Die  Verpflichtung  zur  Zahlung  der  Steuer  tritt  mit  dem  1.  Juli  1884  ein. 

Beschlossen  Bremen  in  der  Versammlung  des  Senats  am  23.  und  bekannt 
gemacht  am  27.  Mai  1884. 
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Umsatzsteuer. 

Vom  27.  Mai  1884. 

Der  Senat  verordnet  im  Einverständnis  mit  der  Bürgerschaft: 

§  1. 

Die  Umsatzsteuer  wird  mit  dem  1.  Juli  1884  aufgehoben. 

§  2. 

Auf  Verkäufe,  welche  vor  dem  1.  Juli  1884  abgeschlossen  sind,  finden 
die  bisherigen,  die  Umsatzsteuer  betreffenden  Gesetze  Anwendung,  auch  wenn 
die  Lieferung  der  Ware  oder  die  Feststellung  des  Betrages  der  Gegenleistung 
erst  nach  diesem  Zeitpunkte  erfolgt. 

Dasselbe  gilt  von  denjenigen  Verausaerungen,  welche  nach  §  20  des  Umsatz- 
steuergesetzes vom  18.  Dezember  1871  den  Verkäufen  gleichgestellt  sind. 

Beschlossen  Bremen  in  der  Versammlung  des  Senats  am  23.  und  bekannt 
gemacht  am  27.  Mai  1884. 


Bei  dem  grossen  Interesse,  das  Stenern  gleich  der  aufgehobenen  beanspruchen,  dürft* 
es  sich  rechtfertigen ,  wenn  wir  nachstehend  den  Text  des  Gesetzes  betr.  die  Umsatzsteuer 
vom  18.  Dezember  1871  mitteilen. 

Nachdem  eine  Revision  der  die  Einfuhrung  einer  Umsatzsteuer  betreffenden  Verordnung 
vom  10.  November  18S2  and  der  eine  authentische  Interpretation  des  |  3  desselben  Gesetze« 
betreffenden  Verordnung  vom  13.  Juni  1864  stattgefunden  hat,  bringt  der  Renal  das  demzufolge 
verfassungsmässig  beschlossene  und  mit  dem  1.  Januar  1872  in  Kraft  tretende 

Gesetz,  die  Umsatzsteuer  betreffend, 

hiemit  zur  öffentlichen  Kunde. 

i  1. 

Einer  Umsatzsteuer  unterliegen  alle  Verkäufe  beweglicher  Gegenstände ,  Schiffe  nicht 
aasgenommen,  wenn  entweder 

1)  der  Verkäufer  ein  Hiesiger  ist, 
odor 

2)  der  Gegenstand  des  Verkaufs  «ich  zur  Zeit  des  Verkaufsabschlusses  im  bremischen 
Staatsgebiet  befindet. 

§  2- 

Als  Hiesiger  im  Sinne  dieses  Gesetzes  gilt  jeder,  der  im  bremischen  Staatsgebiete 
wohnt,  oder  daselbst  ein  Geschäft  betreibt. 
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Es  macht  keinen  Unterschied ,  ob  die  Verkäufe  öffentlich ,  oder  unter  der  Hand  ge- 
schehen, und  ob  der  Verkäufer  für  sich  oder  im  Auftrage  oder  für  Rechnung  eines  dritten 
handelt  -  Ala  Verkaufer  gilt  jeder,  den  der  Käufer  wegen  Erfüllung  des  Geschäfts  in  An- 
spruch nehmen  kann. 

I  4- 

Im  Fall  der  Verkäufer  ein  Hiesiger  ist,  macht  68  keinen  Unterschied,  ob  der  Verkaufs- 
gegenständ  hier  oder  auswärts  abgeliefert  oder  übertragen  wird  (vgl.  jedoch  g  7  sub  4). 

9  5 

Alle  Verkäufe,  welche  ganz  oder  teilweise  für  Rechnung  oder  im  Auftrage  Hiesiger 
von  Fremden ,  sei  es  hier  oder  im  Auslande ,  gemacht  werden ,  unterliegen ,  sofern  sie  nicht 
schon  nach  t  1  Ziffer  2  der  Umsatzsteuer  unterworfen  sind  ,  jedenfalls  insoweit  der  Umsatz- 
steuer, als  das  Interesse  der  Hiesigen  reicht,  in  gleicher  Weise,  als  wenn  die  Hiesigen  selbst 
die  Verkäufer  wären  (vgl.  jedoch  |  7  sub  4). 

6. 

Bei  Kommissionsgeschäften  ist,  wenn  der  Kommissionär  die  im  eigenen  Namen  für 
Rechnung  eines  Kommittenten  gekaufte  Ware  an  den  Kommittenten  überweist,  die  Umsatz- 
steuer zu  bezahlen.  Dagegen  ist,  wenn  der  Kommissionär,  bevor  er  dem  Kommittenten  die 
Faktura  übersandt  hat  oder  die  Gegenleistung  des  Kommittenten  festgestellt  int,  den  Auftrag 
zum  Weiterverkauf  erhalten  bat ,  und  demgemäss  der  Weiterverkauf  wirklich  geschieht ,  die 
Umsatzsteuer  nur  für  diesen  Weiterverkauf,  nicht  aber  für  das  zwischen  dem  Kommissionär 
und  dem  Kommittenten  stattgehabte  Geschäft  zu  entrichten. 

I  7. 

Befreit  von  der  Umsatzsteuer  sind : 

1)  Verkäufe  von  Gegenständen,  welche  zur  Zeit  des  Verkaufsabschlusses  in  der  Zoll- 
vereinsniederlage  sich  befinden,  wenn  der  Verkäufer  kein  Hiesiger  ist. 

«)  Verkäufe,  welche  vor  Ablieferung  oder  Absendang  der  Ware  rückgängig  werden, 
ohne  dass  dafür  einer  der  Kontrahenten  ein  Aequivalent  erhält ,  es  besterfe  in  der 
Vergütung  einer  Differenz,  einer  Entschädigung,  oder  einer  sonstigen  Gegenleistung, 
sie  mag  Namen  haben,  welchen  sie  will. 

3)  Verkäufe  von  lebendem  Vieh,  gebrauchten  Mobilien,  sowie  von  Büchern  und  Land- 
karten, Wertpapieren,  gemünztem  oder  unverarbeitetem  Gold  (»der  Silber,  und  von 
Gegenständen ,  für  welche  zur  Zeit  des  Umsatzes  die  Konsuintionssteuer  bereits 
bezahlt  ist,  oder  welche  mit  dem  Umsatz  in  den  Bereich  der  Konsumtionssteuer 
eingehen.  Bei  im  bremischen  Staate  verfertigten  Handwerkserzeugnissen,  Cigarren 
und  neuen  Schiffen  ist  der  Verfertiger  von  der  Steuer  für  den  ersten  Umsatz  be- 
freit, insofern  der  Gegenstand  nicht  von  ihm  nach  auswärts  verkauft  wird. 
4)  Verkäufe  bis  einschliesslich  50  Thalern ,  wobei  mehrere  Verkäufe  desselben  Ver- 
käufers an  den  nämlichen  Käufer,  die  an  einem  Tage  geschehen,  als  ein  einziger 
Verkauf  zu  rechnen  sind. 
6)  Verkäufe  von  selten  Hiesiger  oder  im  Auftrage  Hiesiger  an  Fremde,  insofern 

a.  der  Gegenstand  des  Verkaufs  weder  in  das  bremische  Staatsgebiet ,  uoch  auf 
die  Weser  unterhalb  der  Stadt  Bremen  oder  nach  einein  der  daselbst  befind- 
lichen Löschplätze  gekommen  ist  oder  kommt;  oder 

b.  der  Gegenstand  des  Verkaufs  zwar  in  das  bremische  Staatsgebiet  oder  auf  die 
Weser  unterhalb  der  Stadt  Bremen,  oder  nach  einem  der  daselbst  befindlichen 
Löschplätze  gekommen,  aber  ohne  verkauft  zu  sein  von  da  nach  Plätzen  ausser- 
halb des  Unterwesergebiets  wieder  ausgeführt  und  dann  auswärts  verkauft  wird. 

f  ». 

Die  Umsatzsteuer  beträgt  >6  Prozent  des  Kaufpreises1). 


i)  Bis  zum  1.  Januar  1872  betrug  die  Steuer  vom  ersten  Umsatz  *.13  Prozent  und  nur 
von  weiteren  Verkäufen  ).«  Prozent. 
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f  9. 

Die  Entrichtung  der  Umsatzsteuer  Hegt  dem  Verkäufer  ob.  In  dem  Pall  dee  f  5  hat 
der  Hiesige,  für  dessen  Rechnung,  oder  in  dessen  Auftrage  ganz  oder  teilweise  der  Verkauf 
durch  einen  Fremden  gemacht  ist,  die  Steuer  zu  entrichten. 

Bei  Verkäufen,  welche  ein  Fremder  durch  Verraittelung  eines  Hiesigen  macht,  hat  der 
hiesige  Vermittler  unter  eigener  Verantwortlichkeit  und  Haftung  für  die  Verpflichtungen  des 
Verkäufers,  für  rechtzeitige  und  vollständige  Entrichtung  der  Steuer  Sorge  zu  tragen. 

Bei  Verkäufen ,  welche  ein  Fremder  ohne  Vermittelung  eines  Hiesigen  macht ,  hat  der 
hiesige  Käufer  die  nämliche  Verpflichtung  unter  gleicher  Verantwortlichkeit  und  Haftung. 

§  10. 

Die  Entrichtung  der  Umsatzsteuer  geschieht  an  den  von  dem  Generalsteueramt  dazu 
bestimmten  Orten  und  Zeiten  gegen  Erteilung  eines  Stempels  (vgl.  jedoch  f  13). 

I  U. 

ücber  alle  der  Umsatzsteuer  unterworfene  Platzverkäufe  ist  innerhalb  8  Tagen,  nachdem 
der  Betrag  der  Gegenleistung  festgestellt  ist ,  eine  schriftliche  Verkaufsrechnung  auszustellen 
und  stempeln  zu  lassen.  —  Gleichzeitig  hat  der  Pflichtige  den  zu  versteuernden  Verkauf  nach 
einem  von  der  Behörde  zu  entwerfenden  Formular  schriftlich  und  unter  ausdrücklicher  Be- 
rufung auf  den  von  ihm  dem  Staate  geleisteten  Eid  (§  16)  zu  deklarieren. 

«  12. 

Bei  allen  der  Umsatzsteuer  unterworfenen  Verkäufen  nach  dem  Auslande  ist  der  Ver- 
käufer verpflichtet,  spätestens  8  Tage  nach  Absendung  der  Faktura,  resp.  des  Verkauisobjekta, 
den  Betrag  der  Gegenleistung  in  gleicher  Weise  zu  deklarieren  und  die  Steuer  zu  entrichten. 
Geschieht  die  Feststellung  der  Gegenleistung  ohne  Faktura  und  ohne  Absendung  der  Ware, 
so  ist  die  Deklarierung  und  Entrichtung  der  Steuer  in  den  nächsten  8  Tagen  nach  dieser  Fest- 
stellung vorzunehmen. 

I  13. 

Bei  Platzverkäufen ,  wenn  der  Kaufpreis  die  Summe  von  300  Thalern  nicht  übersteigt, 
können  «statt  der  Stempelung  durch  die  Behörde  und  der  damit  verbundenen  Deklaration 
Stempelmarken  verwendet  werden.  In  jeder  einzelnen  der  aufgeklebten  Marken  müssen  min- 
destens die  Anfangsbuchstaben  des  Wohnortes  und  des  Namens,  bezw.  der  Firma  desjenigen, 
der  die  Marke  verwendet,  und  das  Datum  der  Verwendung  (in  Ziffern)  mittelst  deutlicher 
Schriftzeichen  (Buchstaben  und  Ziffern)  ohne  jede  Rasur,  Durchstreichung  oder  üeberschrift 
niedergeschrieben  sein. 

Es  ist  jedoch  auch  zulässig,  den  Kassation  »vermerk  ganz  oder  einzelne  Teile  desselben 
(z.  B.  die  Bezeichnung  der  Firma)  durch  schwarzen  oder  farbigen  Stempelabdruck  herzustellen. 
Stempelmarken ,  welche  nicht  in  der  vorgeschriebenen  Weise  vein  endet  worden  sind .  werden 
als  nicht  verwendet  angesehen. 

«  Ii 

Der  hiesige  Käufer,  welchem  keine  oder  keine  gehörig  gestempelte  Verkaufsrechnung 
von  dem  Verkäufer  erteilt  wird,  hat  eine  solche  zu  verlangen  und,  falls  diesem  Verlangen  nicht 
entsprochen  wird,  binnen  acht  Tagen  dem  Erhebungsbureau  Anzeige  davon  zu  machen. 

I  Iß. 

Die  Versäumung  der  in  den  g§  11,  Ii,  n  vorgeschriebenen  Fristen  und  die  Unterlassung 
der  im  §  13  vorgeschriebeneu  Zeichnung  bezw.  Stempelung  der  Marke  wird  mit  einer  Ordnung»- 
strale  his  zu  in  Thalern  geahndet 

8  IB. 

Die  Umsatzsteuer  steht  unter  der  Gewährschaft  des  Staatsbürgereides.  -  Bremische 
Staatsbürger  T»ind  daher,  sobald  ihnen  die  Entrichtung  der  Umsatzsteuer,  oder  doch  die  Sorge 
dafür  (8  9)  obliegt,  auf  ihren  Staatsbürgereid  verpflichtet,  die  Steuer  gewissenhaft  zu  entrichten 
und  die  erforderlichen  Deklarationen  der  Wahrheit  gemäss  abzugeben.  Andere  Personen, 
mögen  sie  Hiesige  oder  Fremde  sein ,  haben  die  nämlichen  Verpflichtungen  vorab  durch  eid- 
lichen Rovers  zu  Übernehmen. 
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I  17- 

Oer  Behörde  steht  daneben  die  Befugnis  zu,  sobald  es  ihr  zweifelhaft  ist,  ob  dem  Ge- 
setze gemäss  verfahren  sei,  die  nach  ihrem  Ermessen  erforderliche  Auskunft  von  dem  Steuer- 
pflichtigen, bezw.  von  dem  hiesigen  Käufer  zu  verlangen,  und  dieselben  durch  Strafandrohungen 
mr  Erteilung  solcher  Auskunft  anzuhalten. 

§  18. 

Der  zur  Entrichtung  der  Umsatzsteuer  Verpflichtete,  welcher  die  Steuer  gar  nicht  oder 
zu  einem  geringeren  als  dem  gesetzlich  schuldigen  Betrage  entrichtet,  wird  je  nach  dem  Grad«^ 
der  absichtlichen  oder  fahrlässigen'  Verschuldung  und  nach  dem  Betrage  der  Verkürzung  mit 
einer  Geldstrafe  zum  Belaufe  de»  5-25fachen  Betrages  der  schuldigen  Summe  bestraft. 

Der  entzogene  Betrag  ist  neben  der  Strafe  zu  entrichten. 

Enthält  die  Verletzung  dieser  Verordnung  zugleich  den  Thatbestand  einer  nach  dem 
Strafgesetzbuch  strafbaren  Handlung,  so  unterliegt  dieselbe  zugleich  den  dafür  im  Straf- 
gesetzbuch festgestellten  Strafen. 

f  19. 

In  betreff  der  Uebertretungen  dieses  Gesetzes  findet  das  Gesetz  über  das  gerichtlich « 
Verfahren  in  Steuerkontraventionssachen  (Verordnung  Nr.  45  vom  21. 27.  Dezember  1847)  An- 
wendimg. 

S  20. 

Was  in  gegenwärtiger  Verordnung  von  Verkäufen  gesagt  ist,  gilt  gleichmäasig  von 
jeder  anderen  Veräusserung  beweglicher  Gegenstände  mittelst  eines  onerosen  Geschäfts.  In 
solchem  Falle  findet  auf  den  Veräusserer  Anwendung,  was  von  dem  Verkäufer  gesagt  ist,  und 
auf  den  Erwerber,  was  von  dem  Käufer  gesagt  ist. 

Jedoch  fallen  unter  die  Bestimmungen  dieses  Gesetzes  nicht  diejenigen  Übertragungen 
von  Gegenständen ,  welche  wegen  des  Ausscheidens  eines  Teilhabers  aus  einer  Handelsgesell- 
schaft, bezw.  wegen  des  Eintritts  eines  Teilhabers  in  eine  solche  von  dem  Ausscheidenden  an 
die  die  Firma  fortführenden,  bezw.  von  den  Firmeninhabern  an  den  Eintretenden  erfolgen, 
und  ferner  Uebertragungen  von  Gegenständen  von  einem  Geschäftsgenossen  auf  den  andern 
auf  Grund  eines  gemeinschaftlichen  Geschäfts ,  welches  von  einem  der  Geschäftsgenossen  auf 
seinen  Namen  abgeschlossen  ist. 

Beim  Tausche  ist  die  Steuer  von  dem  Werte  der  sämtlichen  gegeneinander  ausgetauschten 
Gegenstände  zu  entrichten. 

I  *1. 

Die  Bezahlung  der  Umsatzsteuer  geschieht  in  vollwichtigem  Golde,  und  zur  Aus- 
gleichung des  Bruchteils  der  Goldmünze  in  bremischer  Sibermünze.  Bei  Berechnung  dca  Be- 
trage« der  Steuer  werden  alle  Bruchteile  eines  Groten  für  einen  vollen  Groten  gerechnet. 

S  2». 

Übergangsbestimmung. 

Bei  Verkäufen,  welche  vor  dem  1.  Januar  187a  abgeschlossen  sind,  kommt  das  bisherige 
Gesetz  in  Anwendung,  selbst  wenn  erst  nach  diesem  Zeitpunkt  die  Lieferung  der  Ware  erfolgt 
oder  der  Betrag  der  Gegenleistung  festgestellt  wird. 

Beschlossen  Bremen  in  der  Versammlung  des  Senats  vom  15.  und  publiziert  am 
18.  Dezember  1871 


Zum  Verständnis  der  vorstehenden  bremischen  Gesetze  mögen  folgende 
Bemerkungen  dienen: 

Wie  leicht  ersichtlich  ist,  hängen  das  Gesetz  über  die  Firmenateuer  und 
die  Aufhebung  der  Umsatzsteuer  zusammen  und  zwar  derart,  dass  die  eretere 
einen  Ersatz  für  die  letztere  bilden  soll.  Die  Umsatzsteuer  war  am  1.  Januar  1868 
an  Stelle  den  1824 — 62  bestandenen  Ein-  und  Ausgangszolls  getreten.  In  betreff 
ihrer  Ergebnisse  entnehmen  wir  dem  trefflichen  Jahrbuch  für  bremische  Statistik 
Jahrg.  1882  S.  496  und  1884  S.  233  folgende  Daten: 
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Jahr 

Umsatz 

Steoerertraß 

Jahr 

Umsatz 

StAuerertras 

1863 

260,709,854 

657,449 

1874 

477.324,858 

795,541 

1864 

266,151,503 

716,910 

1875 

422,619,432 

704,416 

1895 

277,312,049 

744,554 

1876 

•161,675,3»-* 

76:1,159 

1866 

278,274,667 

763.814 

1877 

482,127,108 

803,545 

1867 

»47,086,961 

941,995 

1878 

398,101,620 

663,505 

1868 

385,689,267 

1,012,504 

1879 

432,142,908 

720,23» 

1869 

401,201,768 

1,049,080 

1880 

455,896,841 

759,857 

1870 

.  322,846,842 

848,071 
1,213,571 

1881 

428,669,064 

714,448 

1871 

1882 

350.457.804 

584,096 

187* 

473,18S,566 

788,647 

1883 

366,439,860 

610,733 

1873 

507,630,756 

846,051 

1884 

202,213,392 

337.0« 

Schon  bei  der  Einführung  der  Umsatzsteuer  waren  andere  Steuerprojekte 
aufgetaucht,  namentlich  hatte  man  eine  kaufmännische  Einkommensteuer,  eine 
(ietrankehteuer  und  Flaggensteuer  ins  Auge  gefasst.  ohne  da««  diese  durchzu- 
dringen vermochten.  Die  Umsatzsteuer  wurde  willig  getragen,  aber  die  Ein- 
nahme daraus  war  in  den  letzten  Jahren  schwacher  geworden. 

Es  hing  dies  teils  mit  dem  Sinken  der  Preise  zusammen,  wodurch  die 
Umsatzwerte  vermindert  wurden,  teils  entwickelten  sieh  Verkehrsformen,  welche 
der  Umsatzsteuer  sich  entzogen,  teils  wurde  dieselbe  beeintrilchtigt  durch  das 
Reichsbörsensteuergesetz  vom  1.  Juli  1881,  welches  ein  Konkurrieren  der  Landes- 
steuer auf  gleichem  Felde  verschloss.  Mit  dem  Eintritt  der  Novelle  vom  29.  Mai 
1885  wäre  ihr  vollends  alle  Bedeutung  genommen  worden,  wenn  sie  bis  dahin 
bestanden  hätte.  Beeonders  missliebig  war  die  bremische  Umsatzsteuer  noch 
dadurch  geworden,  dass  sie  viele  Klassen  des  Handelsstandes  überhaupt  nicht 
traf,  wie  die  Fondsbranche,  die  Feuer-,  Lebens-  und  Seeversieherungen ,  die 
Spediteure  u.  s.  w.,  und  dass  namentlich  der  Auswärtige,  der  sich  eines  Bremer 
Agenten  bediente,  frei  blieb,  während  der  Bremer  Verkäufer  von  jedem  seiner 
Umsätze  Steuer  zu  entrichten  hatte.  Man  ventilierte  deshalb  längere  Zeit  dir 
Frage,  ob  man  nicht  die  Umsatzsteuer  auf  die  Agenten,  bezw.  auf  die  in  Bremen 
für  fremde  Rechnung  stattfindenden  Verkäufe  ausdehnen  solle,  gab  über  die^ 
wieder  auf,  weil  man  es  für  unmöglich  hielt,  »einen  einzelnen  Stand  mit  einer 
Steuer  zu  belasten,  die  für  ihn  gleichbedeutend  sei  mit  einer  Einkommensteuer 
von  38  Prozent,  selbst  unter  Umständen  von  50  Prozent.* 

Die  auf  ein  so  kleines  Territorium  beschränkte  Umsatzsteuer  hatte  auch 
in  kommerzieller  Hinsicht  ihr  Missliches.    Die  Konkurrenz  im  Grosshandel  ist 
eine  scharfe,  Produzent  und  Konsument  rücken  sich  immer  näher,  und  die  Um 
satzsteuer  diente  keineswegs  dazu,  dem  Bremer  Handel  seine  Aufgabe  zu  er 
leichtern.    Man  wies  nicht  mit  Unrecht  in  den  Berathungen  auch  darauf  hin, 
dass  Bremen  im  Termingeschäft  zurückgeblieben  und  infolge  dessen  von  andern 
Plätzen  in  vielen  Branchen  üherholt  worden  sei.    Daran  trug  nach  Vieler  An 
sieht  die  Umsatzsteuer  schuld,  weil  sie  die  Ware  im  Lieferungsgeschäft  un- 
geheuer verteuere.    Man  führte  als  Kuriosum  in  dieser  Hinsicht  zwei  Schluss- 
zettel an;  der  eine  war  über  50  Kisten  Schmalz,  der  andere  über  50  Kisten 
Speck;  der  eine  Schlusszettel  hatte  103  übertragende  Namensunterachriften ,  es 
waren  also  17'/«  Prozent  Umsatzsteuer  davon  bezahlt;  auf  dem  andern  standen 
78  Unterschriften,  es  waren  mithin   121/«  Prozent  Umsatzsteuer  davon  ent 
richtet.    Manche  hielten,  selbst  von  solchen  Fällen  abgesehen,  die  Umsatz 
steuer  von   '/•  Prozent  für  zu  hoch:  was  Her  Kaufmann,  sagte  man,  in  den 
sechziger  Jahren  mit  einigen  100.000  Mark  verdiente,  dazu  gebrauche  er  jetzt 
einen  Umsatz  von  eben  so  vielen  Millionen. 

Das  Projekt,  die  Umsatzsteuer  durch  eine  kaufmännische  Gewerbesteuer 
(Firmensteuer)  zu  ersetzen,  ging  von  der  Handelskammer  aus.  Dass  das  Ersatz- 
mittel auch  nichts  weniger  als  vollkommen  sei,  verhehlte  man  sich  auf  keiner 
Seite.  Die  besondere  Besteuerung  einiger  Stände  ist  immer  misslich,  sie  führt 
dazu,  dass  ein  Stand  den  andern  einschlachtet.  Das  OJesetz  ist  etwas  rauv 
gegriffen  und  erklärt  sich,  wie  so  manche  andere  hanseatische  Steuereinrichte 
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wohl  aus  dem  für  Bremer  Verhältnisse  gerechtfertigten  grösseren  Vertrauen  auf 
das  Steuergewissen.  Die  Veranlagung  geschieht  nicht  nach  feststehenden  Normen, 
sondern  ist  einfach  einer  Schätzungskommission  überlassen.  Allein  man  sagte, 
wenn  auch  die  Firmensteuer  ungünstig  wirke,  so  könne  sie  dies  doch  nur  in 
einzelnen  Fallen  thun,  während  die  Umsatzsteuer  allgemein  nachteilig  wirke. 


führte ;  denn  wenn  auch  das  Gesetz  den  Ertrag  der  Firmensteuer  auf  mindestens 
tiOO.OOO  Mark  fixierte,  so  blieb  diese  Summe  doch  nicht  nur  weit  hinter  der 
der  früheren  Accise,  sondern  mit  Ausnnhme  zweier  Jahre  auch  hinter  der  der 
Umsatzsteuer  zurück.  Auch  werden  eine  Reihe  Steuerträger  beigezogen,  die 
bisher  von  der  Umsatzsteuer  wenig  oder  nicht  berührt  waren.  Von  2400  Firmen, 
die  auf  dem  Firmenbureau  eingetragen  sind,  zählen  107  zu  dem  Gewerbestand 1 ), 
die  für  die  eigenen  Fabrikate,  soferne  sie  nicht  ins  Ausland  verkauft  wurden, 
von  der  Umsatzsteuer  befreit  waren.  Eine  billige  Berücksichtigung  wurde  den 
Handel  treibenden  Handwerksbetrieben  übrigens  auch  im  Firmensteuergesetz 
ig  1,  Abs.  2)  zu  teil.  Aber  auch  unter  den  übrigen  Firmen  dürften  die  grossen 
Geschäfte  jetzt  besser  wegkommen  als  ehedem.  Es  wurde  bei  den  Verhand- 
lungen erwähnt,  dass  Geschäftshäuser  in  Bremen  über  20.000  Mark  Umsatzsteuer 
bezahlten,  während  nach  $  5  des  neuen  Gesetzes  der  Höchstbetrag  10,000  Mark 
nicht  übersteigen  soll;  letztere  Summe  würde  einem  Umsatz  von  o*  Millionen 
entsprechen,  bei  den  ersten  Bremer  Häusern  wird  er  aber  auf  das  3— 4fache 
geschätzt.  Der  Kampf  gegen  diese  Begünstigung  war  vergeblich,  ebenso  gelang 
es  nicht,  den  Gesamtertrag  auf  800,000  oder  1,000,000  Mark  zu  fixieren.  Das 
einzige,  was  in  dieser  Hinsicht  erreicht  wurde,  war  die  dem  §  2  beigefügte  Be- 
stimmung, das«  die  Ertragsziffer  alle  3  Jahre  abgeändert  werden  kann. 


')  Nach  dem  deutschen  Handelsgesetzbuche  und  dem  bremischen  Ein- 
führungsgesetze unterliegen  Personen,  deren  Gewerbe  in  seinem  Umfange  inner- 
halb des  gewöhnlichen  Handwerksbetriebs  bleibt,  der  Pflicht  der  Eintragung, 
wenn  diese  Personen  erstens  eine  Handelsgesellschaft  eingehen,  zweitens  einen 
Prokuristen  bestellen,  drittens  sich  der  Berechtigung  bedienen,  einen  Handels- 
bevolhnächtigten  auf  dem  Finnenbureau  anzumelden. 
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Königl.  sächsisches  Gesetz, 
die  Befugnis  zu  Ausschliessung  säumiger  Abgabepflichtiger 
von  öffentlichen  Vergnügungsorten  betreffend. 

Vom  21.  April  1884. 

Wir  Albert,  von  Gottes  Gnaden  König  von  Sac  Ii  sen  etc.  etc. 
verordnen  mit  Zustimmung  Unserer  .getreuen  Stände  wie  folgt: 

§  1.  Durch  örtliche  Regulative  können  unter  den  nachfolgenden  Be- 
schränkungen Beatimmungen  getroffen  werden,  auf  Grund  deren  gaumigen  Ab- 
gabenpflichtigen  der  Besuch  von  Gastwirtschaften,  Schank-  und  Tanzatätten  ver- 
löten werden  kann. 

In  Orten,  an  denen  sich  ein  selbständiger  Gutsbezirk  befindet,  ist  zu 
Krrichtung  eines  Regulatives  dieser  Art  ein  übereinstimmender  Beschluss  de* 
Stadtrates,  beziehentlich  des  Bürgermeisters  oder  Gemeindevorstandes  und  des 
Gutsvorstehers  erforderlich.  Bei  Meinungsverschiedenheit  zwischen  dem  Stadt- 
rate, beziehentlich  Bürgermeister  oder  Gemeindevorstand  und  dem  Gutsvorsteher 
entscheidet  die  Aufsichtsbehörde. 

Durch  den  übereinstimmenden  Beschluss  mehrerer  Gemeinden  und  selb 
ständiger  Gutsbezirke  können  dieselben  in  vorliegender  Beziehung  zu  einem 
Verbände  vereinigt  werden. 

Regulative  der  vorliegenden  Art  bedürfen  der  Zustimmung  der  Gemeinde- 
vertretung und  der  Bestätigung  durch  die  Aufsichtsbehörde. 

Unter  Aufsichtsbehörde  ist  in  allen  den  Fällen,  in  welchen  eine  Stadt 
mit  revidierter  Städteordnung  beteiligt  ist,  die  vorgesetzte  Kreishanptraannschaft 
zu  verstehen. 

§  2.  Bestimmungen  der  §  1  gedachten  Art  dürfen  nur  getroffen  werden 
in  Beziehung  auf  Rückstände  an  direkten  Staatssteuern,  an  direkten  Bezirks-. 
Gemeinde-,  Kirchen-,  Armen-  und  Schulabgaben,  sowie  an  Schulgeld. 

§  3.  Die  Ausschliessung  eines  Abgabenpflichtigen  von  öffentlichen  Ver- 
gnügungsorten ist  nur  dann  zulässig,  wenn 

u.  der  Abgabcnrückutand  im  Wege  der  Zwangsvollstreckung  in  beweg- 
liche körperliche  Sachen  nicht  oder  nicht  vollständig  erlangt  worden 
ist,  oder  solche  Umstände  nachgewiesen  sind,  aus  denen  hervorgeht, 
dass  diese  Zwangsvollstreckung  voraussichtlich  erfolglos  sein  würde, 
und  überdies 
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b.  solche  Thatsachen  vorliegen,  welche  die  Annahme  rechtfertigen,  das» 
der  Abgabenrestant  mit  Absicht,  oder  durch  ungerechtfertigte  Ent- 
haltung von  lohnender  Arbeit,  oder  durch  unordentlichen  Lebens- 
wandel, oder  durch  unmassigen  Genuss  geistiger  Getränke,  oder  durch 
unverhältnismässigen  Aufwand  oder  durch  Verschwendung  seine  Zah- 
lungsunfähigkeit herbeigeführt  hat. 

§  4.  Zu  dem  an  einen  Abgabenrestanten  zu  erlassenden  Verbote  ist  in 
Orten,  an  denen  sich  ein  selbständiger  Gutsbezirk  befindet,  dann,  wenn  das 
Verbot  an  einen  Bewohner  des  Gutsbezirks  oder  mit  Beziehung  auf  eine  im 
letzteren  gelegene  Gastwirtschaft.  Schank-  oder  Tanzstätte  erlassen  werden  soll, 
ein  übereinstimmender  Beschluss  des  Stadtrates,  beziehentlich  Bürgermeisters 
oder  Geraeindevorstandes  und  des  Gutsvorstehers  erforderlich.  Bei  Meinungs- 
verschiedenheit unter  denselben  entscheidet  die  Aufsichtsbehörde. 

In  allen  Fällen  darf  ein  Verbot  der  vorliegenden  Art  nur  mit  Zustimmung 
der  Gemeindevertretung  erlassen  werden. 

§  5.  Ausnahmen  von  dem  Verbote  sind  festzusetzen,  wenn  und  insoweit 
der  Abgabenrestant  nachweist,  oder  sonst  vorliegt,  dass  derselbe  den  Besuch 
von  Gastwirtschaften  und  Schankstätten  bei  der  Beschaffenheit  seines  Erwerbs- 
zweiges zu  Versorgung  mit  Speise  und  Trank  ohne  Verlust  an  Zeit  und  Geld 
nicht  entbehren  kann. 

§  6.  Ausgenommen  von  dem  an  einen  Abgabenrestanten  erlassenen  Ver- 
bote des  Besuches  öffentlicher  Vergnügungsorte  sind  diejenigen  Fälle,  in  denen 
der  letztere  auf  Anordnung  einer  Behörde,  oder  zur  Teilnahme  an  einer  Wahl- 
versammlung, oder  zu  Abgabe  von  Stimmzetteln  bei  öffentlichen  Wahlen  oder 
zur  Beteiligung  an  einer  Versammlung  stattfindet,  welche  auf  Grund  gesetz- 
licher Vorschrift  oder  einer  anderen  Norm  des  öffentlichen  Rechts  abzuhalten  ist. 

§  7.  Gast-  und  Schankwirten  kann  die  Verpflichtung  auferlegt  werden, 
Abgabenrestanten.  welche  einem  Verbote  der  §  4  gedachten  Art  unterstehen, 
von  ihren  Gastwirtschaften,  Schank-  und  Tanzstätten  wegzuweisen  und,  dafern 
dies  erfolglos  geblieben  ist,  polizeiliche  Hilfe  zu  Durchführung  des  Verbotes 
anzurufen. 

§  8.  Den  Vorstehern  von  Korporationen,  Vereinen  und  geschlossenen 
Gesellschaften  kann  aufgegeben  werden,  solche  Mitglieder,  welche  einem  Ver- 
bote der  §  4  gedachten  Art  unterstehen,  von  denjenigen  durch  erstere  benutzten 
Räumlichkeiten  auszuschließen,  in  denen  Speisen  und  Getränke  gegen  Entgelt 
verabreicht,  oder  Tanzlustbarkeiten  oder  sonstige  gesellige  Vergnügungen  ab- 
gehalten werden. 

§  9.  Die  Uebertretung  eines  Verbotes  der  §  4  gedachten  Art  kann  mit 
Haft  bis  zu  14  Tagen,  die  Nichterfüllung  der  in  §  7  und  §  8  gedachten  Ver- 
pflichtungen mit  Geldstrafe  bis  zu  100  Mark  beziehentlich  8  Tagen  Haft  be- 
droht werden. 
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Das  russische  Gesetz  über  die  Abschaffung  der  Kopfsteuer 
und  die  Ablösung  der  Domänengrundpacht. 

Yon 

Dr.  J.  t.  Kenssler. 

Dieses  am  28.  Mai  (9.  Juni)  1885  vom  Kaiser  bestätigte  Gesetz  (Gesetz- 
samml.  Stück  64,  Nr.  551)  lautet: 

Der  Reichsrat  hat  nach  Prüfung  der  Vorlage  des  Finanzministers  Über 
die  Abschaffung  der  Kopfsteuer  und  die  Umwandlung  der  Domänengrundpacht 
in  den  vereinigten  Departemente  für  Staateökonomie  und  Gesetze  wie  in  seiner 
Plenarversammlung  sein  Gutachten  wie  folgt  abgegeben: 

1)  Mit  dem  1.  (13.)  Januar  1886  ist  einzustellen  die  Erhebung  der 
Kopfsteuer : 

a.  von  allen  früher  guteherrlichen,  den  Apanagen-  und  den  anderen 
Bauern,  auf  welche  sich  die  Gesetze  vom  19.  Februar  (3.  März)  1861 
und  26.  Juni  (8.  Juli)  1868  beziehen; 

b.  von  den  unter  Spezialgesetzen  stehenden  Bauern  der  baltischen 
Provinzen  mit  Ausnahme  der  auf  Domänenland  ansässigen  Bauern  und 

c.  von  den  kleinrussischen  Kosaken  und  den  anderen  Ackerbauern, 
die  unter  speciellen,  wie  auch  die  unter  den  allgemeinen  Steuer- 
sätzen stehen  —  mit  Ausschluss  der  die  Domänengrundpacht  zah- 
lenden Bauern. 

2)  Mit  dem  1.  (13.)  Januar  1887  ist  die  Kopfsteuer  in  betreff  aller  Zah- 
lungspflichtigen im  Reich,  mit  Ausnahme  Sibiriens,  abzuschaffen. 

3)  Gleichfalls  mit  dem  1.  (13.)  Januar  1887  hat  —  im  Hinblick  auf  den 
zu  diesem  Termin  stattfindenden  Ablauf  der  Zeit,  für  welche  die  Höhe 
der  Grundpacht  der  Domänenbauern  (Allerhöchster  Befehl  vom  24.  No- 
vember [6  Dezember]  18661  festgesetzt  ist  —  eine  Umwandlung  dieser 
Pacht  in  der  Art,  dass  sie  in  der  Zeit  von  44  Jahren  vollständig  ab- 
gelöst ist,  einzutreten. 

4)  Dem  Finanzminister  ist  anheimzustellen,  unverzüglich  an  die  vorberei- 
tenden Massnahmen  und  an  die  Ausarbeitung  von  Projekten  heran- 
zutreten : 

a.  über  die  Umwandlung  der  Grundpacht  der  Domänenbauern  derart^ 
dass  der  Gesamtbetrag  der  Ablösungszahlungen,  die  die  Pachtzahlung 
zu  ersetzen  haben,  nicht  mehr  als  45  Prozent  der  Gesamtsumme 
der  bestehenden  Grundpacht  übersteige,  und  dass  die  Vertheilung 
jener  Zahlungen  unter  die  Gemeinden  möglichst  dem  Werte  und 
dem  Ertrage  des  ihnen  zustehenden  Landes  entspreche: 

b.  über  die  erforderlichen  Aenderungen  der  Gesetzesbestimmungen,  die 
das  System  der  Revisionsseelen  zur  Grundlage  haben,  über  die 
Regelung  der  Verantwortlichkeit  in  betreff  der  Entrichtung  der 
direkten  Staatesteuern  und  Über  das  Passsystem. 
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Die  Vorlagen  Über  diese  Gegenstände  sind  —  nach  Relation  mit  den  be- 
treffenden Ressort«  —  der  höheren  Prüfung  in  der  gesetzlichen  Ordnung  ho 
zeitig  zu  machen,  dass  sie  mit  dem  1.  Januar  1887  in  Kraft  treten  können. 


Da  Dr.  G.  v.  Falck  in  seiner  kritischen  Besprechung  des  Werkes  M. 
Alexeenko8:  „Die  russische  Gesetzgebung  über  direkte  Steuern"  in  dieser  Zeit- 
schrift (I.  pag.  914  etc.)  bereits  einen  Ueberblick  über  die  Geschichte  der  russi- 
schen Kopfsteuer  geboten  hat,  so  beschränke  ich  mich  auf  eine  Skizzierung  der 
Geschichte  der  Abschaffung  dieser  Steuer.  Und  diese  Geschichte  ist  sehr  lehr- 
reich —  nicht  allein  in  rein  steuerpolitischer  Beziehung,  sondern  auch  in  all- 
gemein politischer.  Gleich  mit  Inangriffnahme  der  Frage  über  die  Aufhebung 
der  Leibeigenschaft  ward  auch  die  Abschaffung  der  als  veraltet  anerkannten, 
mit  der  Leibeigenschaft  und  deren  Entwicklung  eng  zusammenhängenden  Kopf- 
steuer auf  die  Tagesordnung  gesetzt.  Die  im  Jahre  1859  „ Allerhöchst  nieder- 
gesetzte Kommission  zur  Durchsicht  des  Steuer-  und  Abgabensystems*,  die,  bei 
läufig  bemerkt,  zu  einer  bleibenden  Institution  geworden  ist  —  denn  sie  besteht 
noch  jetzt  —  stellte  im  Jahre  1862  ihr  Projekt  über  die  Ersetzung  der  Kopfsteuer 
durch  folgende  neue  Steuern  vor:  Allgemeine  Grundsteuer,  Steuer  von  den 
bäuerlichen  Höfen,  von  den  Gebäuden  auf  den  gutsherrlichen  Landgütern  (mit  Aus- 
nahme des  von  der  vorgenannten  Steuer  betroffenen  Bauernlandes),  von  städtischen 
Liegenschaften  und  eine  Steuer  auf  Kleingewerbe.  Doch  wurde  dieses  Projekt 
fallen  gelassen:  die  Opposition  der  reichen  Grundherren  erwies  eich  als  zu 
mächtig,  sie  wollten  von  keiner  Besteuerung  ihres  Grundbesitzes  wissen,  trotz- 
dem dass  der  gesamte,  auf  nichtbäuerlichen  Grundbesitz  entfallende  Steuer- 
betrag sich  nur  auf  2'a  Mill.  Rubel  belaufen  hätte.  Die  Opposition  aus  diesem 
Lager  ist  der  rote  Faden,  der  sich  durch  all  die  folgenden  Beratungen  und 
Versuche  zur  Abschaffung  der  Kopfsteuer  hindurchzieht.  Es  konnte  keinen» 
Zweifel  unterliegen,  dass  die  Beseitigung  dieser  nur  auf  den  Bauern  und  den 
Rogenannten  «Kleinbürgern"  ruhenden  Steuer  nicht  anders  als  durch  andere 
direkte  Steuern  erfolgen  könne,  an  welchen  die  wohlhabenden  und  steuerfreien 
Klassen  der  Bevölkerung  auch  zu  participieren  hätten.  Und  so  gestaltete  sich 
der  Kampf  erst  um  die  Erhaltung  der  Steuerprivilegien,  dann  um  die  Verhin- 
derung einer  Erhöhung  der  allgemeinen  direkten  Steuern  zu  einem  Kampf  um 
die  Beibehaltung  der  Kopfsteuer.  Auf  der  Arena  der  öffentlichen  Behandlung 
traten  die  Gegner  der  Reform  nicht  auf  oder  nur  ganz  schüchtern,  um  dann 
von  ganzen  Fluten  von  Entgegnungen  in  der  Presse  überstürzt  zu  werden  und 
—  zu  schweigen.  Auch  in  den  Protokollen  und  Beratungen  dieser  Fragen 
tritt  jener  principieUe  Standpunkt  nur  selten  deutlich  auf,  und  erst  später,  als 
die  reaktionäre  Strömung  (seit  der  Mitte  der  sechziger  Jahre,  stetig  steigend 
bis  gegen  Ende  der  siebziger  Jahre)  sich  stärker  fühlte.  Dagegen  wurde  um 
so  energischer  in  den  massgebenden  Kreisen  gewirkt  und  zwar  mit  dem  Erfolge, 
dass  es  mehr  denn  zweier  Decennien  bedurfte,  um  die  Kopfsteuer  zu  beseitigen. 

Nach  einem  vergeblichen  Versuche  des  Finanzministers  vom  Jahre  1867, 
eine  wenn  auch  nur  geringe  Verbesserung  der  Verteilung  zu  erzielen,  arbeitet« 
im  Jahre  1869  die  «besondere  Kommission  zur  Reform  der  Kopfsteuer"  (als 
Abteilung  der  obengenannten  grossen  Steuerkomniission,  wie  sie  genannt  wird) 
einen  Entwurf  aus,  der  die  Ersetzung  dieser  Steuer,  wie  die  nach  dem  Kopt- 
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Steuersystem  erhobeneu  Reichslandesprästanden  durch  eine  Hof-  und  eine  Grund- 
steuer allein  vom  Bauernland  wünscht,  d.  h.  sie  beschrankt  die  Reform  auf 
eine  gerechtere  Vertheilung  der  Steuer  innerhalb  der  bäuerlichen  Bevölkerung. 
Zur  Charakterisierung  des  gegenüber  dem  Entwurf  von  1862  reaktionären 
Standpunktes  der  Kommission  begnügen  wir  uns  mit  der  Mitteilung  der  That- 
saehe,  dass  sie  die  1862  in  Vorschlag  gebrachte  Staategrundsteuer  in  erster 
Linie  aus  dem  Grunde  verwarf,  dass  mit  Einführung  der  Landschaftsverfassung 
(Selbstverwaltung)  die  nicht  bäuerlichen  Grundbesitzer  bereits  von  hohen  Grund- 
steuern (exkl.  kommunalen)  betroffen  werden,  die  zum  Teil  zur  Deckung  staat- 
licher Bedürfnisse  (Unterhalt  der  Friedensgerichte  etc.,  sogar  Wegebauten  wur- 
den als  solche  angeführt!)  verwandt  wurden!  Als  ob  die  Bauern  neben  den 
anderen  nicht  auch  diese  Lasten  trügen!  Dieser  Entwurf  gelangte  an  die  Land- 
Schaftsinstitutionen  zur  Begutachtung  und  erlitt  hier  ein  vollständiges,  wohl- 
verdientes Fiasko.  Eine  überwältigende  Majorität  der  Landschaften  verwarf  ihn 
als  vollständig  unzureichend  und  befürwortete  andere,  gerechtere  Steuersysteme, 
vornehmlich  allgemeine  Einkommensteuer,  auch  allgemeine  Grundsteuer,  nur 
eine  ganz  verschwindend  geringe  Minorität  sprach  sich  für  den  Entwurf  aus. 
aber  nur  bedingt,  mit  gewissen  Aenderungen,  und  wenn  keine  andere,  bessere 
Verteilung  der  Steuer  von  der  Staateregierung  beliebt  würde;  diese  bedingte 
Zustimmung  kam  einer  Verurteilung  der  Vorlage  gleich. 

Man  sollte  meinen,  dass  diese  Stellung  der  Landschaften,  in  denen  die 
steuerprivilegierten  Gutsbesitzer  das  moralische  und  vielfach  auch  das  nume- 
rische Uebergewicht  haben,  dem  Finanzminister  die  moralische  Kraft  ver- 
liehen hätte,  seiner  Steuerpolitik  einen  weiteren  Gesichtspunkt  zu  verleihen  und 
mit  weitergehenden  Anträgen  hervorzutreten.  Jedoch  mitnichten!  Die  frei- 
willigen Anträge  der  Landschaften  wurden  nicht  allein  nicht  berücksichtigt, 
sondern  die  ganze  Frage  der  Steuerreform  ad  acta  gelegt  und  selbst  die  in  so 
engen  Grenzen  entworfene  Ausgleichung  der  Härten  des  bestehenden  Steuer- 
systems unterlassen.  Der  reiche  Hofadel  siegte  über  den,  dem  täglichen  Leben 
und  seinen  Bedürfnissen  nahestehenden  Provinzialadel.  Die  zunehmenden  Staate- 
bedürfnisse verlangten  neue  Einnahmequellen,  namentlich  nach  dem  orientalischen 
Kriege:  die  Steuerkommission  arbeitete  im  Jahre  1878  den  Entwurf  zu  einer 
allgemeinen  Klassensteuer  aus ;  die  Kopfsteuer  sollte  unberührt  bleiben,  das  Ein- 
kommen aller  Bevölkerungsklassen  über  1000  Rubel  der  neuen  Steuer  unter- 
worfen werden.  Jener  Opposition  gelang  es,  auch  diesen  Entwurf  zu  beseitigen, 
doch  dieser  Sieg  war  der  letzte.  Denn  schon  am  23.  März  1879  erfolgte  ein 
kaiserlicher  Ukas,  der  die  Aufhebung  der  Kopfsteuer  und  die  Ersetzung  der- 
selben durch  andere,  erst  zu  ermittelnde  Steuern  dekretierte.  Jetzt  handelte  es 
sich  für  jene  Partei  darum,  die  Ausführung  des  kaiserlichen  Willens  zu  ver- 
zögern. Die  mit  jener  Aufgabe  betraute  Kommission  setzte  Subkomiuissionen 
ein,  die  Entwürfe  ausarbeiteten ,  welche  dann  von  der  Kommission  verworfen 
wurden,  mit  dem  Auftrag,  andere  Entwürfe  vorzulegen,  die  dann  wieder  ver- 
worfen wurden.  Erst  mit  dem  Jahre  1883  trat  das  erste  Gesetz  (vom  18.  Mai 
1882)  in  Kraft,  das  mit  der  Abschaffung  der  Kopfsteuer  beginnt 

Bevor  wir  auf  dieses  und  die  beiden  nachfolgenden  Gesetze,  mit  denen 
die  Kopfsteuer  schliesslich  ganz  beseitigt  ist,  eingehen,  Bei  es  mir  gestattet,  auf 
die  Steuergesetzgebung  dieser  Zeit,  die  direkt  oder  indirekt  mit  dem  Kopfsteuer- 
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system  zusammenhängt,  einzugehen.  Hier  zeigt  sich  ein  eigentümliches 
Schwanken,  das  in  dem  oben  Gesagten  seine  Erklärung  findet.  Zwei  Strö- 
mungen, die  einander  widersprechen,  gehen  nebeneinander:  die  einen  Gesetze  er- 
höhen die  Kopfsteuer,  die  anderen  Gesetze  sind  auf  ihre  allmähliche  Abschaffung 
gerichtet  Während  die  Erkenntnis  von  der  Ungerechtigkeit  und  Unzweck- 
mässigkeit  der  Kopfsteuer  schon  so  weit  verbreitet  war,  dass  bereit«  am  Anfange 
de»  Jahrhunderts  die  Staatsregierung  eine  wesentliche  Umgestaltung  dieser 
Steuer  plante,  und  in  der  langen  Regierungszeit  des  Kaisers  Nikolaus  I.  keine 
Erhöhung  derselben  (nur  eine  solche  der  Reichslandesprästanden)  erfolgte,  ward 
sie  in  neuerer  Zeit  dreimal  erhöht:  durch  Gesetz  vom  30-  Dezember  1861  wird 
sie  von  95  Kop.  im  europäischen  Russland  und  86  Kop.  in  Sibirien  auf  1  Rubel 
resp.  90  Kop.  vergrößert,  welche  Massnahme  1  Mill.  Rubel  der  Staatskasse 
einbrachte.  Durch  Gesetz  vom  25.  Dezember  1862  ward  eine  .zeitweilige'  Er- 
höhung der  Kopfsteuer  allein  für  das  Jahr  1863  dekretiert  und  zwar  im  Betrage 
von  25  Kop.,  jedoch  war  dieser  Betrug  —  was  einen  Fortschritt  in  der  Veran- 
lagung dieser  Steuer  bedeutet  —  nur  ein 

der  ökonomischen  Bedingungen  schwankte  er  zwischen  8  und  44  Kop.  pro  Re- 
visionsseele. Dieser  „zeitweilige*  Zuschlag,  der  6,1  Mill.  Rubel  einbrachte,  ward 
auch  in  den  folgenden  Jahren  erhoben  und  durch  Gesetz  vom  18.  Juni  1867 
zu  einem  bleibenden  gemacht  und  gleichzeitig  auf  durchschnittlich  50  Kop.  er- 
höbt (nebst  einigen  Aenderungen) ,  wodurch  der  Staatskasse  jährlich  10,6  Mill. 
Rubel  zuflössen.  Der  Gesamtbetrag  der  Kopfsteuer  schwankte  jetzt  zwischen 
1  Rubel  15  Kop.  und  2  Rubel  61  Kop.  Endlich  erfuhren  auch  die  .Reichs- 
landesprästanden*, dieneben  der  Handels-  und  Gewerbesteuer  pro  Revisionsseele 
erhoben  wurden,  Erhöhungen,  andererseits  aber  eine  Ermässigung  in  betreff  der 
bäuerlichen  Bevölkerung,  worauf  wir  sogleich  zu  sprechen  kommen  werden, 
und  wurden  durch  Gesetz  vom  10.  Dezember  1874  zur  Kopfsteuer  (durch 
Addition)  hinzugeschlagen,  so  dass  seit  1875  nur  eine  Kopfsteuer  statt  der  bisher 
üblichen  zwei  erhoben  ward. 

Es  lag  nun  hierin  nicht  nur  ein  schwerwiegender  innerer  Widerspruch, 
dass  die  Staatsregierung  in  derselben  Zeit,  in  der  an  der  Abschaffung  der  als 
unzweckmässig  und  ungerecht  erkannten  Steuer  gearbeitet  und  sehr  weitschich- 
tiges historisches  und  statistisches  Material  gesammelt  und  mit  ausführlichen 
steuerpolitischen  Abhandlungen  versehen  in  zahlreichen  dickbändigen  Werken 
veröffentlicht  ward,  diese  Steuer  erheblich  erhöhte,  sondern  auch  ein  weiteres 
Erschwernis  ihrer  endlichen  Beseitigung,  die  selbstverständlich  um  so  schwieriger 
sein  musste,  je  grösser  der  durch  andere  Steuern  zu  ersetzende  Betrag  war. 

Parallel  dieser  Strömung  in  der  Steuergesetzgebung  läuft,  wie  bereits  be- 
merkt, die  entgegengesetzte,  die  die  Kopfsteuerlast  ermässigte.  Durch  Gesetz 
vom  1.  Januar  1863  ward  —  die  einzige  Frucht  der  ersten  Vorlage  der  Steuer- 
konunission  vom  Jahre  1862  —  die  Kopfsteuer  (nicht  aber  die  Reichslandes- 
prästanden) der  Kleinbürger  abgeschafft  und  durch  eine  Steuer  der  städtischen 
Liegenschaften  („Kronimmobliensteuer*  im  hiesigen  Deutsch  genannt)  ersetzt, 
die  jährlich  durch  Gesetz  in  ihrem  Gesamtbetrag  zuerst  auf  2  Mill,  und  pro  Gou- 
vernement normiert  in  den  Gouvernements  von  der  Gouvernementslandschafts- 
versammlung, bezw.  durch  die  entsprechende  Institution  auf  die  einzelnen  Städte 
repartiert  wurde,  welche  ihrerseits  den  obliegenden  Betrag  von  den  der  Be- 

«07 


Digitized  by  Google 


208 


J.  v.  Keussler, 


Steuerung  unterliegenden  Liegenschaften  erhoben.    Die  bäuerliche  Bevölkerung 
erfuhr  eine  Erleichterung  durch  das  Gesetz  vom  1.  Juni  1870,  laut  welchem  von 
1872  ab  der  vierte  Teil  der  Reichslandesprästanden  durch  eine  allgemeine 
Reichsgrundsteuer  erhoben,  der  übrige  Teil  aber  als  Kopfsteuer  belassen 
wurde.    Jedoch  nach  dem  Voranschlag  des  Budgets  ergab  sich  eine  erhebliche 
Vergrößerung  der  Gesamtsumme  dieser  Prästanden ,  so  dass  statt  V«  das  Ver- 
hältnis von  4  :  7  festgesetzt  ward;  die  Grundsteuer  betrug  7,6  Mill.  Rubel,  nach- 
dem alle  Gouvernements  dieser  Steuer  unterworfen  waren.    Endlich  haben  wir 
noch  auf  zwei  Gesetze  hinzuweisen,  die,  wenn  auch  nicht  direkt  mit  der  Kopf- 
steuer zu  thun  haben,  doch  mit  ihr  in  der  Wirkung  zusammenhängen:  die  Er- 
mässigung der  Ablösungszahlungcn  für  das  in  das  Eigentum  der  Bauern  resp. 
der  bäuerlichen  Gemeinden  übergegangene  Bauernland  und  die  Beseitigung  der 
Salzaccise.    Bekanntlich  wirft  die  Gemeinde,  wo  Gemeindebesitz  herrscht,  alle 
obliegenden  Zahlungen  zusammen  und  verteilt  die  Steuersumme  je  nach  der 
Landquote  der  bäuerlichen  Höfe.   Es  ist  nun  klar,  dass  die  durch  da«  Gesett 
vom  28.  Dezember  1881  dekretierte  Ermässigung  der  in  weiten  Landstrichen 
überhöhen  Ablösungszahlungen  in  Wirklichkeit  dieselbe  Wirkung  wie  die  der 
Kopfsteuer  ausübte.    Wenn  auch  nicht  in  vollem,  so  doch  in  hohem  Masse 
wirkte  diese  Massregel  in  derselben  Weise  in  den  Gouvernements  mit  indivi- 
duellem Grundbesitz,  denn  in  den  Gouvernements  dieser  Kategorie,  auf  welche 
jenes  Gesetz  auch  Bezug  hatte  (die  sogen,  nord-  und  südwestlichen,  sowie  die 
kleinrussischen  Gouvernement«),  ist  die  Zahl  der  „landlosen"  Bauern  gering,  so 
dass  die  weit  überwiegende  Mehrheit  der  Bauern  —  freilich  je  nach  der  Grösse  des 
Grundbesitzes  in  verschiedenem  Masse  —  jener  Wohlthat  teilhaftig  wurde. 
Kurz  sei  bemerkt,  dass  der  Gesamtbetrag  dieser  Ermässigung  sich  auf  12  Mill. 
Rubel  jährlich  beläuft,  von  welchen  2  Mill,  aus  den  aufgelaufenen  Uoberschüssen 
der  Ablösungsoperation,  7  Mill,  aus  den  freien  Mitteln  der  sogen.  „  früheren 
Kreditinstitutionen  *  und  die  noch  fehlenden  3  Mill.  Rubel  aus  der  Staatskasse 
bestritten  werden ').    Die  Abschaffung  der  Salzaccise,  die  in  den  letzten  Jahren 
je  12  MilL  Rubel  eintrug,  und  die  Ermässigung  des  Zolls  auf  ausländisches  Salz, 
wodurch  diese  Einnahme  um  1  Mill.  Rubel  (1881:  21/»  Mill.  Rubel,  1880  :  3'/* 
Mill.  Rubel)  verringert  ward  (kaiserlicher  Ukas  vom  23.  November  1880),  wirkte 
gleichfalls  wie  die  Ermässigung  einer  Kopfsteuer,  zumal  die  Steuer  auf  Salz 
namentlich  in  Russland  wegen  des  grossen  Konsums  in  den  niederen  Bevölke- 
rungsschichten (insbesondere  gesalzene  Fische  während  der  langen  und  häufigen 
Fastenzeit,  dann  der  geringe  Wohlstand,  der  zu  der  einfachen  Nahrung  des 
billigsten  Reizungsmittels  bedarf)  fast  ausschliesslich  von  der  bäuerlichen  Be- 
völkerung getragen  ward.    Jedenfalls  wäre  —  dieses  sei  zur  Kritik  der  dama- 
ligen Finanzpolitik  noch  bemerkt  —  die  Ermässigung  der  direkten  Kopfsteuer 
um  jeden  Betrag  der  indirekten  Kopfsteuer  rationeller  und  dem  Interesse  der 
bäuerlichen  Bevölkerung  weit  entsprechender  als  die  Verbilligung  des  Salzes, 
die  —  beiläußg  bemerkt  —  infolge  gewisser  ungeschickter  Nebenbestimmungen 

')  Näheres  über  den  Charakter  und  die  Höhe  der  Ablösungszahlungen  siehe 
in  meinem  Werk:  Zur  Geschichte  und  Kritik  des  bäuerlichen  Gemeindebesitze« 
in  Russland,  Teil  IT,  Hälfte  I,  S.  187-219,  Über  das  erwähnte  Gesetz  vgl. 
meinen  Artikel:  Die  Ermässigung  der  Ablösungszahlungen  und  die  Zwangs- 
ablösung des  Bauernlandes,  in  der  „Russischen  Revue*.  Bd.  XX,  S.  28'J — 319. 
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de«  Gesetzes  nicht  sofort  eintrat,  welche  Differenz  den  grossen  Salzindustriellen 
zu  gute  kam.  Der  durch  diesen  Ukas  hervorgerufene  Ausfall  im  Budget  ward 
durch  einen  Zuschlag  zu  den  Zollabgaben  im  Betrage  von  10  Prozent,  durch  die 
Verdoppelung  der  Gebühr  für  die  Aufbewahrung  der  Importwaren  in  den  Zoll- 
lagerhäusern  und  durch  einen  Zuschlag  zu  der  Handels-  und  Gewerbesteuer  ge- 
deckt. Schliesslich  sei  noch  registriert,  dass  der  Zar  im  Gnadenmanifest,  er- 
lassen am  Tage  seiner  Krönung  (15.  Mai  1883),  sämtliche  Kopfsteuerrückstande 
zum  1.  Januar  1883  strich.  Ks  ergab  sich  die  bedeutende  Summe  von  28  Mill. 
Rubel.  Ein  beträchtlicher  Teil  dieser  Summe  war  inexegibel;  es  hatten  sich 
in  weiten  Landstrichen  mit  überhoher  Belastung  durch  den  Ertrag  des  Landes 
übersteigende  Ablösungszahlungen,  Kopfsteuer  und  die  kommunalen  Abgaben 
verarmte  Gemeinden  gebildet,  in  denen  jeder  weitere  Versuch  der  Beitreibung 
von  Rückständen  wie  durch  Versteigerung  von  Vermögensobjekten  den  vollen 
Verfall  der  bäuerlichen  Wirtschaft  hervorgerufen  hätte.  Die  Streichung  dieses 
Teiles  der  Rückstände  war  also  mehr  ein  formeller  Akt,  denn  ein  Verlust  für 
den  Fiskus.  Anders  stand  es  aber  mit  den  in  letzter  Zeit  entstandenen  Rück- 
ständen, die  die  Bauern  in  Voraussicht  auf  die  bei  Krönungen  üblichen  Steuer- 
erlasse auflaufen  Hessen ,  auch  wo  sie  die  Mittel  zur  Erfüllung  ihrer  Steuer- 
verpflichtungen  besassen. 

So  war  der  Stand  der  Frage,  als  mit  der  Aufhebung  der  Kopfsteuer  be- 
gonnen ward.    Das  erste  der  drei  Gesetze  (vom  18.  Mai  1882)  beseitigte  nur 
einen  ganz  geringfügigen  Teil  der  Kopfsteuer  —  3,6  Mill.  Rubel,  und  befreite 
von  der  Kopfsteuer  die  Kleinbürger,  die  von  der  eigentlichen  Kopfsteuer  schon 
1863,  wie  oben  bemerkt,  eximiert  waren,  aber  die  Reichslandesprästanden,  die  seit 
1874  unter  der  einen  Bezeichnung  der  Kopfsteuer  erhoben  wurden,  nach  wie 
vor  zu  entrichten  hatten,  sodann  die  sogen.  Hoferleute  (frühere  Leibeigene,  die 
als  persönliche  Bedienstete  auf  den  gutsherrlichen  Höfen  lebten  und  durch  das 
Emancipationsgesetz  die  persönliche  Freiheit  erhielten),  insofern  sie  nicht  bei 
Gemeinden,  sondern  nur  bei  Wolosten  (Amtsbezirke)  angeschrieben,  d.  h.  heimats- 
berechtigt waren,  und  endlich  die  Bauern,  die  bei  der  agrarischen  Auseinander- 
setzung mit  dem  Gutsherrn  den  vierten  Teil  des  gesetzlichen  Maximums  an 
Land  frei  von  aller  Ablösungszahlung  empfingen  gegen  Verzicht  auf  das  übrige 
ihnen  gesetzlich  zustehende  Land.  Das  zweite,  zur  Zeit  der  Krönung  veröffentlichte 
Gesetz  vom  18.  Mai  1883  war  weit  umfassender  und  beseitigte  15.7  Mill.  Rubel: 
nach  diesem  Gesetz  wurden  vom  1.  Januar  des  folgenden  Jahres  ab  von  der 
Kopfsteuer  befreit:  die  landlosen  Bauern,  die  bei  der  Gemeinde  ohne  Receptions- 
beschluss  (d.  i.  auf  Anordnung  der  Staatsregierung)  angeschrieben  waren ,  und 
die  ehemaligen  Fabrikbauern  (zur  Zeit  der  Leibeigenschaft  zu  Fabriken  gehörende 
Leibeigene);  weiterhin  wurde  durch  dieses  Gesetz  die  Steuer  auf  die  Hälfte  des 
Betrages  ermässigt  für  alle  ehemaligen  gutsherrlichen-  Bauern  in  allen  Gou- 
vernements und  Gebieten,  sowie  auch  für  die  übrigen  Kopfsteuerpflichtigen 
(Domänen- Apanagenbauern  und  von  anderon  Kategorien  von  Bauern)  in  den 
Gouvernements  Szamara  und  Smolensk,  und  mit  Ausschluss  einiger  Kreise  in  den 
Gouvernements  Nowgorod,  Pskow,  Tschemigow ,  Kostroma  und  Penn;  für  alle 
übrigen  Kopfsteuerzahler  aber  ward  die  Steuer  um  ein  Zehntel  herabgesetzt. 
Durch  das  letzte,  an  der  Spitze  dieser  Besprechung  in  wörtlicher  Uebersetzung 
wiedergegebene  Gesetz  wird  die  Kopfsteuer  —  mit  Ausnahme  Sibiriens  —  voll- 
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ständig  beseitigt,  und  zwar  mit  dem  1.  Januar  1886  in  betreff  aller  Bauern 
mit  Ausnahme  der  Domänenbauern,  die  erst  ein  Jahr  später,  den  1.  Januar  1887. 
von  dieser  Steuer  befreit  werden. 

Als  mit  der  Abschaffung  der  Steuer  begonnen  ward,  betrug  sie  58,8  Mill. 
Rubel.  Von  dieser  Summe  kamen  in  Fortfall  durch  das  erste  Gesetz  3,6  Mill., 
durch  das  zweite  15,7  Mill,  und  durch  das  dritte  18,8  Mill.  Rubel,  zusammen 
38,1  Mill.  Rubel,  während  auf  den  Domänenbauern  der  Betrag  von  18,8  Mill.  Rubel, 
worauf  wir  weiter  unten  zu  sprechen  kommen  werden,  fast  vollständig,  wenn  auch 
in  anderer  Gestalt,  verbleibt  und  die  Bauern  Sibiriens  nach  wie  vor  circa  12  Mill. 
Rubel  an  Kopfsteuer  aufzubringen  haben.  Zu  jenem  bedeutenden  Ausfall  an 
den  Staatseinnahmen  zählen  wir,  da  innerlich  zusammengehörig,  noch  die  oben 
erwähnte  Abschaffung  der  Kopfsteuer  der  Kleinbürger  im  Jahre  1863  (2  Mill.  Rubel) 
und  eines  Teiles  der  Reichslandesprästanden  im  Jahre  1872  (7,6  Mill.  Rubel), 
sowie  den  auf  die  Staatskasse  entfallenden  Teil  der  Ermässigung  der  Ablösungs- 
zahlungen (3  Mill.  Rubel).  Der  Gesamtausfall  in  den  Staatseinnahmen,  wie  sie 
durch  die  Entlastung  der  niederen,  fast  ausschliesslich  bäuerlichen  Bevölkerung 
hervorgerufen  ward,  beträgt  demnach  50,7  Mill.  Rubel,  für  welchen  Ausfall  hin- 
reichende Deckung  zu  finden  um  so  schwieriger  war,  als  die  rapid  steigenden 
Staatsbedürfnisse  wachsende  Ansprüche  an  die  Steuerkraft  des  Volkes  stellten. 

Die  Signatur  der  neueren  russischen  Finanz-  und  Steuerpolitik,  hervor- 
gerufen durch  jene  grosse  Finanzmassregel,  ist  die  Ausbildung  eines  Systems 
direkter  Ertragssteuern  und  der  Verkehrssteuern:  hierdurch  ward,  dem  Prin- 
cip  der  Gerechtigkeit  auch  in  der  Steuerpolitik  Rechnung  tragend,  eine  Ab- 
wälzung eines  bedeutenden  Teiles  der  Steuerlast  der  niederen,  ärmeren  Bevölke- 
rungsklassen auf  die  wohlhabenderen,  bisher  gar  nicht  oder  sehr  wenig  zu 
direkten  Staatssteuern  herangezogenen  Klassen  erreicht.  Im  einzelnen  stellt  sich 
diese  grosse  Finanzoperation  wie  folgt  dar. 

Die  Befreiung  der  Kleinbürger  von  der  Kopfsteuer  im  Jahre  1863  rief  die 
Besteuerung  der  städtischen  Liegenschaften  hervor  (2  Mill.  Rubel),  ein  Teil  der 
Reichslandesprästanden  wird  seit  1872  als  allgemeine  Grundsteuer  erhoben:  7,6  Mill. 
Rubel.  Zur  Ersetzung  des  Ausfalls  von  3,6  Mill.  Rubel  Kopfsteuer  und  der  zu 
beschaffenden  3  Mill.  Rubel  zur  Deckung  der  Ablösungszahlungen  ward  eine 
Erbschafts-  und  Schenkungssteuer  oder  wie  sie  offiziell  heisst  .Steuer  von  unent- 
geltlichem üebergang  von  Vermögen",  deren  Ertrag  auf  4  Mill.  Rubel  berechnet 
ward,  in  Wirklichkeit  aber  3,2—3,5  Mill.  Rubel  ist,  eine  Erhöhung  und  Reform 
«ler  Stempelsteuer  (Mehrertrag  ca.  1  Mill.  Rubel),  Erhöhung  der  Kibitkensteuer, 
d.  i.  Zeltsteuer  der  Nomadenvölker  (0,36  Mill.  Rubel),  und  Reform  der  Tabakaccise 
beschlossen.  Die  15,7  Mill.  Rubel,  die  infolge  des  Gesetzes  vom  18.  Mai  1883  zu 
beschaffen  waren,  wurden  gedeckt  durch  die  Erhöhung  der  Grundsteuer  um 
4  Mill.  Rubel,  der  Steuer  auf  städtische  Liegenschaften')  um  1,9  Mill.  Rubel, 
durch  eine  Reform  der  Eintragungsgebühr  (Gesetz  vom  11.  Mai  1883),  die  im 
ersten  Jahre  4  Mill.  Rubel  eintrug,  durch  die  Erhöhung  der  Patentabgaben  der 


')  Beiläufig  sei  bemerkt,  das»  in  der  Zeit  zwischen  der  Einführung  und 
der  Erhöhung  der  Steuer  auf  städtische  Liegenschaften  die  Umwandlung  der 
in  natura  abgeleisteten  Militär  quartierlast  in  Geldzahlung  erfolgte,  der  Gesamt- 
betrag an  Steuer  auf  städtische  Liegenschaften  beläuft  sich  jetzt  auf  6,02  Mill.  Rubel. 
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Branntweinbrennereien  und  der  Getränkeverkaufslokale  (Gesetz  vom  12.  April  1888, 
Mehrertrag  2\'a  Mill.  Rubel),  durch  Einführung  einer  besonderen  Jahrmarktssteuer 
(Gesetz  vom  26.  April  1888,  Ertrag  0,8  Mill.  Rubel,  war  aber  auf  1,2  Mill.  Rubel 
veranschlagt).  Endlich  findet  eine  wenn  auch  nicht  volle  Deckung  des  durch  das 
vorliegende  Gesetz  bedingten  Ausfalles  von  18,8  Mill.  Rubel  statt  durch  die  P.-ozent- 
und  Repartitionssteuer  von  Handel  und  Gewerbe  —  4,2  Mill.  Rubel  Is.  meine  Er- 
örterung dieses  Gesetzes  in  Bd.  II,  Heft  I,  S.  228  etc.  dieser  Zeitschrift),  sowie 
durch  die  Kapitalrentensteuer  (Gesetz  vom  20.  Mai  1885).  deren  Ertrag  auf  9,5  Mill. 
Rubel  geschätzt  ist.  Der  fehlende  Rest  wie  auch  der  aus  der  Finanzoperation 
des  Jahres  1888  sich  ergebende  im  Gesamtbetrage  von  etwa  7  Mill.  Rubel  wird 
durch  Erhöhung  der  Zölle  beschafft,  insbesondere  auf  Thee,  Heringe,  Wein 
Seide  etc.  sowie  durch  die  Erhöhung  der  Branntweinaccise. 

Die  Beseitigung  der  Kopfsteuer  verlangt  einige  Aenderungen  im  Ver- 
waltungsrecht Diese  Steuer  ward  unter  der  solidarischen  Haft  der  Gemeinden 
für  ihre  vollständige  und  rechtzeitige  Entrichtung  erhoben.  Freilich  ist  diese 
Haft  kein  Produkt  der  Kopfsteuer,  denn  sie  bestand  seit  alters :  zur  Erleichterung 
für  die  Steuerbeamten  des  Zare  wie  auch  andererseits,  um  die  Gemeinden  vor 
Bedrückung  (Mehrforderung)  seitens  dieser  zu  schützen,  überliess  die  Regierung 
im  alten  Russland  die  Beitreibung  der  auf  die  Gemeindegenossen  entfallenden 
Steuern  und  Leistungen  (die  alte  Grundsteuer,  Naturallieferungen  und  Arbeits- 
leistungen aller  Art)  der  Gemeinde,  die  für  die  Erfüllung  dieser  Verpflichtungen 
verantwortlich  war.  Die  Ausbildung  eines  Systems  der  solidarischen  Haft  der 
Gemeinde  wurde  aber  erst  durch  die  Kopfsteuer,  die  an  die  Stelle  der  alten 
Grundsteuer  trat,  hervorgerufen.  Die  bei  der  Revision  (Zählung  der  Bevölkerung) 
ermittelte  Zahl  der  Revisionsseelen  männlichen  Geschlechts  blieb  die  Basis  der 
Besteuerung  bis  zur  nächsten  Revision.  Der  der  Gemeinde  obliegende  Steuer- 
betrag blieb  also  derselbe  (abgesehen  von  einer  eventuell  eintretenden  Erhöhung 
der  Kopfsteuer),  wie  viele  „Revisionsseelen"  auch  inzwischen  d.  h.  bis  zur  nächsten 
Revision  gestorben  und  Personen  männlichen  Geschlechts  nachgeboren  sein 
mochten.  Sodann  waren  nur  die  erwachsenen  und  im  arbeitsfähigen  Alter 
stehenden  Personen  steuerpflichtig.  Der  Verwaltungsapparat  der  Regierung 
reichte  bei  weitem  nicht  ro  weit,  alles  dieses  fortlaufend  zu  kontrollieren  und  den 
Steuerbetrag  des  einzelnen  jährlich  festzustellen.  Weit  einfacher  war  es,  der  Ge- 
meinde den  nach  der  Zahl  der  Revisionsseelen  berechneten  Steuerbetrag  aufzu- 
geben und  ihr  die  Repartition  auf  die  zahlungsfähigen  (also  mit  Ausschluss  der 
Kinder,  Greise.  Verarmten  etc.)  Gemeindeglieder  und  die  Beitreibung  der  Steuer- 
beträge zu  überlassen.  Es  sei  auch  bemerkt,  dass  die  Verteilung  der  Kopfsteuer 
im  Landstrich,  wo  der  Gemeindebesitz  herrscht,  einen  anderen  Charakter,  und 
zwar  einen  grundeteuerartigen ,  trug:  hier  summierte  die  Gemeinde  alle  ob- 
liegenden Zahlungen,  welcher  Art  diese  auch  sein  mochten,  zu  einer  Gesamt- 
summe, die  die  Steuerlast  des  Gemeindelandes  repräsentiert;  der  einzelne  bäuer- 
liche Hof  (Familie)  hat  den  Steuerbetrag  zu  entrichten,  der  der  Grösse  des  ihm 
bei  der  Verteilung  des  Landes  zufallenden  Landanteils  entspricht.  Immerhin 
lässt  sich  nicht,  wie  es  irrtümlicherweise  vielfach  geschieht,  behaupten,  daw 
diese  Verteilungsart  die  Kopfsteuer  in  eine  Grundsteuer  umgewandelt  habe. 
Nur  in  den  Gemeinden,  wo  die  obliegenden  Zahlungen  niedriger  oder  gleich 
hoch  wie  der  Ertragswert  des  Landes  waren,  traf  jene  Umwandlung  in  Wirk- 

«71 


Digitized  by  Google 


272 


.7.  v  Keusslcr. 


lichkeit  zu;  in  dem  ausgedehnten  Landstrich  aber,  wo  die  Zahlungen  (wie  die 
Ermässigung  der  Ablösungszahlungen  und  der  Kopfsteuer)  mehr  oder  weniger 
den  Ertragswert  des  Landes  überragten,  fiel  ein  grösserer  oder  geringerer  Teil 
der  Zahlungen  doch  schliesslich  auf  die  Personen,  die  ihn  durch  Nebenerwerb 
(Hausindustrie,  Wandergewerbe  etc.)  deckten. 

Die  staatliche  Steuerbehörde  hat  es  somit  nicht  mit  den  einzelnen  Steuer- 
pflichtigen zu  thun,  sondern  nur  mit  der  Gemeinde:  diese  haftet  für  da«  recht- 
zeitige und  vollständige  Einfliessen  der  Steuern  und  ihr  stehen  dabei  die  weit- 
gehendsten Exekutivmittel  (bis  zur  Wegnahme  der  Landstelle)  gesetzlich  zu 
Gebote.   Kommt  die  Gemeinde  ihren  Verpflichtungen  nicht  nach,  dann  greift  die 
staatliche  Polizei  mit  Exekutivmitteln  ein :  ihr  gilt  die  Gemeinde,  nicht  der  einzelne 
Rückstandige  als  zahlungspflichtig  und  sie  nimmt  und  stellt  zum  öffentlichen 
Ausbot,  was  sie  von  Vermögensobjekten  findet  (mit  gewissen,  im  Gesetz  vor- 
gesehenen, in  praxi  aber  nicht  eingehaltenen  Ausnahmen:  das  zur  Wirtschaft 
unbedingt  Erforderliche  darf  nach  dem  Gesetz  nicht  entzogen  werden).  In  letzter 
Zeit  (insbesondere  durch  das  am  17.  November  1869  bestätigte  Reichsratsgutachten  i 
sind  einige  Erleichterungen  eingetreten  und  die  solidarische  Haft  in  betreff  ge- 
wisser Gemeinden  (mit  weniger  als  40  Revisionsseelen,  sodann  für  Gemeinden  mit 
rein  individuellem  Grundbesitz  in  den  Gouvernements,  die  unter  dem  Emanci- 
pationsgesetz  vom  19.  Februar  1861  stehen)  abgeschafft. 

Mit  der  Beseitigung  der  Kopfsteuer  ist  nun  die  vornehmste  Veranlassung 
zur  Beibehaltung  der  solidarischen  Haft  der  Gemeinde  weggefallen,  für  die  Grund- 
steuer soll  der  Grundbesitz  haften.  Zur  Zeit  ist  man  mit  dieser  Frage  beschäftigt 
wobei  sich  zwei  Richtungen  bemerkbar  machen :  die  eine  wünscht  die  volle  Be- 
seitigung der  Haft  der  Gemeinde,  während  die  andere  für  die  Gemeinden  mit 
Gemeindebesitz  gewisse  Rechte,  resp.  Pflichten,  wie  sie  sich  aus  der  Natur  dieser 
Grundbesitzordnung  ergeben,  beibehalten  wissen  wollen. 

Eine  Konsequenz  der  solidarischen  Haft  der  Gemeinde  ist  der  Passzwang. 
Das  Verweigern  des  Passes  ist  das  Zwangsmittel,  das  der  Gemeinde  in  betreti 
der  ausserhalb  des  Gemeindebezirks  sich  aufhaltenden  Gemeindeglieder  zu  Ge- 
bote steht,  um  sie  zur  Zahlung  der  Steuern  mit  Erfolg  anzuhalten.  Auch  an 
der  Beseitigung  dieses  Zwanges  wird  zur  Zeit  gearbeitet.  Vom  steuerpolitischen 
Standpunkt  stehen  ihr  keine  Schwierigkeiten  entgegen,  so  dass  nur  Sicherheit*- 
polizeiliche  Rücksichten  in  Betracht  kommen. 

Das  uns  beschäftigende  Gesetz  enthält  ausser  der  Abschaffung  der  Kopf 
Steuer  noch  eine  zweite  bedeutungsvolle  Massnahme,  die  den  Abschluss  einer 
epochemachenden  Gesetzgebung  bildet:  die  Ablösung  des  in  bäuerlich-rechtlichem 
Besitz  befindlichen  Domänenlandes.  Das  Gesetz  vom  26.  November  1866  hatte 
diesen  Bauern  die  freie  Selbstverwaltung,  analog  der  den  gutsherrlichen  Bauern 
durch  das  Emancipationsgesetz  vom  19.  Februar  1861  verliehenen  gewährleistet, 
das  erbliche  Besitzrecht  vom  genutzten  Lande  geregelt,  die  Pachtsätze  auf 
20  Jahre  unveränderlich  normiert  und  ihnen  die  Ablösung  des  Landes  durch 
Kapitalteilzahlungen  gestattet.  Von  diesem  letzteren  Recht  ist  nur  ganz  aus- 
nahmsweise Gebrauch  gemacht  worden,  während  die  Ablösung  des  früher  gut*- 
herrlichen  Bauernlandes  in  grossem  Massstabe  fortschritt.  Nachdem  nun  gar 
durch  das  Gesetz  vom  28.  Dezember  1881  die  Zwangsablösung  dieses  Bauern- 
landes dekretiert  ward  und  dasselbe  mit  dem  1.  Januar  1883  vollständig,  wenn 
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*uch  noch  mit  Ablösungszahlungen  belastet,  in  das  Eigentum  der  Bauern  Über- 
gegangen ist,  trat  der  Widerspruch  in  der  Rechtslage  der  beiden  Gruppen  der 
bäuerlichen  Bevölkerung  (die  Apanagebauern  befinden  sich  auch  im  Stadium  der 
Ablösung,  haben  also  das  Eigentumsrecht  bereits  erworben)  grell  hervor.  Um 
ihn  zu  beseitigen  und  die  Rechtslage  aller  Gruppen  der  Bauern  in  Betreif  des 
besessenen  Landes  gleichzustellen,  bestimmt  das  neue  Gesetz  die  Ablösung  des 
gesamten  Domänenbauerlandes.  Da  mit  dem  November  des  laufenden  Jahres  die 
zwanzigjährige  Geltung  der  bestehenden  Pachtsatze  abläuft,  so  hat  die  Staats* 
regierung  das  Recht,  die  Pachtsätze  zu  erhöhen.  Eine  Erhöhung  der  Pachtsätze 
ist  auch  materiell  berechtigt,  da  die  bestehenden  Pachtsätze  im  allgemeinen  sehr 
niedrig  normiert  waren,  dazu  kommt  die  seit  jener  Zeit  erfolgte  bedeutende 
Wertsteigerung  des  Grund  und  Bodens.  Zur  Ermittelung  des  Werts  des  Lande« 
soll  keine  neue  Schätzung  des  Landes  vorgenommen  werden.  Als  Massstab  zur 
Bestimmung  der  neuen  Zahlungssätze  mit  Einschluss  der  Amortisationsquote  soll 
■die  Ablösungszahlung  der  umwohnenden  früher  gutsherrlichen  und  Apanage- 
bauern dienen,  jedoch  sollen  sie  nicht  45  Prozent  der  bisherigen  Pachtsätze  über- 
steigen.  Nach  vorläufigen  summarischen  Berechnungen  ergibt  es  sich,  dass  nach 
jenem  Massstab  der  Erhöhung  der  Zahlungen  nicht  die  ganze  auf  den  Domänen- 
bauern noch  ruhende  Kopfsteuersumme  (18,8  Mill.  Rubel)  dem  Grundbesitz  zu- 
gewälzt werden  kann,  sondern  für  etwa  2  Mill,  andere  Deckung  zu  suchen 
sein  wird.    Ich  werde  nicht  verfehlen,  nach  dem  Zustandekommen  des  Gesetzes 
üuf  diese  grosse  Finanzoperation  näher  einzugehen. 
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Die  russische  Kapitalrentensteuer. 

Von 

Dr.  J.  v.  Keussler. 

Da«  vom  Kaiser  um  20.  Mai  (1.  Juni)  1885  betätigte  Gesetz  (Gesetzsamnü. 
Stück  55,  Nr.  456)  lautet  : 

Der  Reichsrat  hat  nach  Prüfung  der  Vorlage  des  Finanzministers  über 
die  Besteuerung  der  Einnahmen  aus  Geldkapitalien,  in  der  vereinigten  Session 
der  Departement«  für  Staatsökonomie,  Gesetze  und  Civil-  und  geistliche  Angelegen- 
heiten, sowie  in  einer  Plenarversammlung  sein  Gutachten  wie  folgt  abgegeben: 

I.  Die  Gesetzesvorlage  über  die  Besteuerung  der  Einnahmen  au«  Geld- 
kapitalien ist  der  Bestätigung  Sr.  Maj.  des  Kaisers  zu  unterbreiten. 

II.  Nach  erfolgter  Allerhöchster  Bestätigung  ist  das  genannte  Gesetz  mit 
dem  1.  (13.)  Juli  1885  in  Kraft  zu  setzen,  und  zwar  derart,  das«  die 
Steuer  sich  nicht  auf  die  vor  diesem  Zeitpunkt  fälligen  Koupons  er- 
strecke, ebensowenig  auf  die  Zinsen  der  auf  laufende  Rechnung  oder 
andersartig  Kreditinstituten  zugeführten  Einlagen,  soweit  die  Zinsen 
den  Deponenten  für  die  Zeit  bis  zum  1.  (13.)  Juli  1885  zukommen. 

III.  Bei  vorläufiger  Befreiung  der  Einnahmen  aus  Eisenbahnaktien  und 
aus  den  Pfandbriefen  der  Centraibodenkreditbank  ist  es  dem  Finanz- 
minister anheimzustellen,  Vorlagen  über  die  Art  der  Besteuerung  dieser 
Einnahmen  zur  Prüfung  beim  Reichsrat  einzubringen. 

IV.  Es  ist  dem  Finanzminister  anheimzustellen,  wenn  er  es  für  nötig  er- 
achtet, auszuarbeiten  und  in  gesetzlicher  Ordnung  einzubringen  : 

a.  einen  Entwurf  von  Regeln  über  die  einzuführende  Ordnung  der 
Entgegennahme  von  Einlagen  seitens  der  Banquiers,  sowie  auch 
über  die  Heranziehung  der  Einnahmen  aus  diesen  Einlagen  zu  der 
Rentensteuer, 

b.  Anträge  zu  dieser  Besteuerung  der  Einnahmen  aus  Kapitalien,  die 
unter  Verpfändung  von  Immobilien  ausgeliehen  sind. 

V.  Dem  Minister  und  den  Direktoren  der  Ressort«,  unter  deren  Ver- 
waltung Kapitalien  sich  befinden,  die  specielle  Bestimmungen  haben, 
sowie  auch  zur  Befriedigung  der  Bedürfnisse  gelehrter.  Lehr-  und 
Wohlthätigkeitsanstalten,  auch  kirchlichen  Anstalten  und  dem  geist- 
lichen Ressort  dienen,  ist  anheimzustellen,  Anträge  über  das  Mass 
der  aus  der  Reichsrentei  zu  entrichtenden  laufenden  Beträge  zur  Ent- 
schädigung der  betreffenden  Ressorts  für  das  Entfallen  der  Summen, 
die  sie  durch  die  Besteuerung  der  Einnahmen  aus  <*eldkapitulien  ver- 
lieren und  die  zur  Deckung  der  aus  diesen  Mitteln  zu  bestreitenden 
Ausgaben  notwendig  sind,  einzubringen. 

Das  .Gesetz  über  die  Besteuerung  der  Einnahmen  aus  Geldkapitalien  *  lautet : 

1)  Die  Kapitalrentensteuer  im  Betrage  von  5  Prozent  wird  erhoben: 
a.  von  Einnahmen  aus  zinstragenden  Papieren:  Staat«-,  Kummunal- 
wertpapieren  und  aus  solchen  privater  Institute  niler  Art,  sowie 
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b.  von  Einnahmen,  die  aus  Einlagen  auf  laufende  Rechnung  und  aus 
anderen  zinsgewährenden  Einlagen  fliessen,  welche  in  Staats-,  Kom- 
munal- und  Aktienbanken  und  in  gegenseitigen  Kreditgenossen- 
« chatten  deponiert  sind. 
2)  Von  der  Besteuerung  sind  befreit: 

a.  die  Zinsen  der  Wertpapiere,  die  nach  den  Emissionsbedingungen 
von  Steuerzahlung  befreit  und  im  beigefügten  Verzeichnis  auf- 
gezählt sind, 

b.  die  Zinsen  der  in  der  Keichsbank  befindlichen,  von  der  früheren 
Kommerzbank  übernommenen  Einlagen,  wie  auch  die  Zinsen  der 
Einlagen  in  Sparkassen,  Spar-  und  Darlehensgenossenschaften  und 
in  ländlichen  Gemeindebanken, 

c.  die  Einnahmen  aus  Aktien  und  Anteilscheinen  der  Industrie-  und 
Handelsgenossenschaften,  die  der  besonderen  Besteuerung  unterliegen 
(das  am  15.  (27.)  Januar  Allerhöchst  bestätigte  Reichsratgutachten). 

:{(  Die  Erhebung  der  Rentensteuer  von  Staatspapieren  erfolgt  entweder 
durch  Einbehaltung  des  Steuerbetrages  bei  Zahlung  der  Zinsen  und  der 
Prämiengewinnste,  oder  durch  die  entsprechende  Abrechnung  bei  Em- 
pfang von  Koupone  bei  Zahlungen  an  den  Fiskus. 

4|  Die  Rentensteuer  von  Wertpapieren,  die  von  kommunalen  oder  pri- 
vaten Instituten  emittiert  sind,  wird  von  dem  vollen  Betrage  der  perio- 
dischen Zinsenzahlungen  für  die  in  Cirkulation  befindlichen  Papiere 
erhoben  und  von  den  betreffenden  Instituten  im  Laufe  eines  Monats 
nach  dem  Fälligkeitstermin  für  die  Zinsenzahlung  in  der  Rentei  ein- 
gezahlt; von  den  betreffenden  Instituten  aber  wird  der  dem  Fiskus 
gezahlte  Steuerbetrag  bei  Auszahlung  der  Zinsen  einbehalten. 

5)  Die  Rentensteuer  von  Einlagen  auf  laufende  Rechnung  und  anderen 
verzinslichen  Einlagen,  die  in  Kreditanstalten  deponiert  sind,  wird  von 
diesen  entweder  im  Laufe  eines  Monats  nach  Abschluss  der  perio- 
dischen Abrechnungen  in  Betreff  der  Einlagen  oder  auf  Grundlage 
einer  Notiz  über  den  erfolgten  Abzug  von  den  Prozenten,  die  den 
Deponenten  ausgezahlt  oder  ihren  Einlagen  zu  gute  geschrieben  werden, 
bezahlt  :  die  betreffenden  Anstalten  aber  behalten  von  den  Deponenten 
die  entrichtete  Steuer  ein. 

t>)  Im  Falle  eines  Zweifels  in  Betreff  der  Richtigkeit  der  Berechnung  der 
Steuer  nach  Artikel  4  —  5  kann  der  Finanzniinister  einen  Bevollmäch- 
tigten designieren  zur  Prüfung  der  Berechnung  —  gemeinsam  mit  Ver- 
tretern der  Kommunalverwaltung  oder  mit  Gliedern  der  Verwaltung 
des  privaten  Instituts.  Wenn  zwischen  diesen  und  den  Organen  des 
Finanzministeriums  eine  Meinungsverschiedenheit  entsteht,  so  wird  die 
Steuer  in  dem  vom  Finanzministerium  ermittelten  Betrage  erhoben 
mit  Vorbehalt  des  Rechts  der  interessierten  Partei,  in  dreimonatlicher 
Frist  Beschwerde  in  Betreff  der  Ennittelung  der  Steuer  in  der  fest- 
gesetzten Ordnung  zu  erheben ;  wird  die  Beschwerde  für  gerechtfertigt 
anerkannt,  so  erfolgt  die  Rückzahlung  des  zu  viel  erhobenen  Steuer- 
betrages. 

7)  Die  nicht  rechtzeitig  entrichtete  Steuer  (Artikel  4—5)  wird  mit  einer 
Strafe  von  1  Prozent  monatlich  von  der  ganzen  nicht  entrichteten  Summe 
beigetrieben,  wobei  ein  nicht  voller  Monat  für  einen  vollen  gerechnet 


der  Besteuerung  unterliegt,  wird  der  dreifache  Betrag  der  nicht  be- 
zahlten Steuer  erhoben. 
8)  Dem  Finanzminister  wird  anheimgegeben,  im  Einvernehmen  mit  dem 
Reichscontroleur  festzusetzen  ein  Formular  für  die  Berechnung  der 
Einnahmen,  die  der  Besteuerung  nach  den  Regeln  dieses  Gesetzes  unter- 
liegen, wie  auch  die  Art  der  Entgegennahme  der  Beträge,  der  Rech- 
nungsführung und  Rechenscbaftsablegung  in  Betreff  dieser  Steuer. 


wird. 


Angabe  der  Kinnahme,  die 
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Das  im  Artikel  2  erwähnte  Verzeichnis  der  von  der  Rentensteuer  be- 
freiten Wertpapiere  ist  folgende« : 

I.  Staatewertpapiere. 

A.  Staatsschulden,  abgeschlossen  in  Metallvaluta: 

a.  Auswärtige  terminierte  Schulden:  erste  Holländische  Anleihe, 
Englisch  Holländische  Anleihe  vom  Jahre  1864  und  1866;  aus- 
wärtige 5prozentige  Anleihe  vom  Jahre  1877;  erste  und  zweite 
4'/aprozentige  Anleihe. 

b.  Auswärtige  unterminierte  Schulden :  zweite,  sechste  und  siebente 
5prozentige  Anleihe,  die  3prozentige  Anleihe. 

c.  Innere  unterminierte  Schulden :  6prozentige  Goldrente. 

d.  Zahlungen,  die  von  den  resp.  Eisenbahngesellschaften  wieder 
zu  erstatten  sind :  sieben  Emissionen  konsolidierter  Obligationen 
russischer  Eisenbahnen;  zwei  Emissionen  von  Obligationen  der 
Nikolaibahn  (Petersburg-Moskau). 

c.  Obligationen  von  Eisenbahnen,  die  in  das  Eigentum  des  Staate« 
übergegangen  sind:  Obligationen  der  Tambow-Ssaratower  und 
des  Charkow -Krementschuger  Teiles  der  >Charkow-Nikolajewer 
Eisenbahn. 

B.  Schulden,  abgeschlossen  in  Kreditrubeln: 

a.  Auswärtige  terminierte  Schulden :  vierte  und  fünfte  4prozentige 
Anleihe. 

b.  Auswärtige  unterminierte  Schulden:  erste,  zweite,  fünfte  und 
sechste  5prozentige  Anleihe. 

c.  Innere  terminierte  Schulden:  die  öprozentigen  „gewöhnlichen*, 
die  Gprozentigen  unantastbaren,  die  4prozentige  immerwährende 
Rente,  die  5prozentigen  ewigen  Einlagen. 

II.  Von  der  Staatsregierung  garantierte  Eisenbahnobligationen: 

A.  Obligationen  in  Metall  valuta :  die  der  Grossen  russischen  Eisenbahn 
geaellschaft  I.,  II.  und  III.  Emission,  der  Eisenbahn  Orel-Witebsk. 
Moskau-Brest,  Moakau  Räsan,  Kursk-Kiew,  Schuja-Iwanowo,  Räsan- 
Koslow,  Räshek-Morschansk,  Kursk-Charkow-Asow  I.  und  II.  Emis- 
sion, Koslow-Woronesch-Roatow,  Warschau-Terespol,  Moskau-Jaro 
slaw,  Orel-Gräsi  I.  und  II.  Emission,  Transkaukasische  I  und  II.  Emis- 
sion, Mitausche,  Donez,  Iwangorod-Dombrowo  und  Wladikawkassche. 

B.  Obligationen  in  Kreditrubel  valuta :  die  der  Rübinsk-Bologojer  Eisen- 
bahn III.  Emission. 

In  der  grossen  Steuerreform,  die  die  Beseitigung  der  Kopfsteuer  verlangte, 
schwankte  unsere  Finanzpolitik  —  bis  vor  zwei  Jahren  —  zwischen  dem  System 
einer  allgemeinen  Einkommensteuer,  für  welche  bereits  mehrere  Entwürfe  aus- 
gearbeitet waren,  und  dem  Ertragsteuersystem,  bis  endlich  das  letztere  System 
zum  Siege  gelangte.  Dasselbe  finden  wir  verwirklicht  in  der  Einführung  und 
insbesondere  in  der  Erhöhung  der  Grundsteuer  (ländliche  Liegenschaften)  und 
der  Besteuerung  auf  städtische  Liegenschaften,  in  der  mehrfachen  Erhöhung 
und  steuertechnischen  Ausbildung  der  Handels-  und  Gewerbesteuer,  die  in  der 
Einführung  der  „ergänzenden*  Prozent-  resp.  Repartitionssteuer  (Jahrg.  II 
dieser  Zeitschrift  S.  228  ff.)  einen  gewissen  Abschluss  fand  durch  stärkere  Heran- 
ziehung der  gewinnbringenden  Unternehmungen,  und  endlich  in  der  uns  hier 
beschäftigenden  Kapital  rentensteuer. 

Die  Opposition  gegen  diese  Steuer  war  eine  sehr  starke  und  geschäftige, 
sio  fand  Widerhall  in  den  Berliner  Börsenblättern,  deren  missfällige  Aeusserungen 
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ein  weiteres  Material  zum  Kampf  gegen  diese  Steuer  bildete,  so  dass  es  bis 
zum  letzten  Augenblick  zweifelhaft  blieb,  ob  der  Entwurf  Gesetzeskraft  erhalten 
würde.  Die  gegen  diese  Steuer  ins  Feld  geführten  Gründe  sind  dieselben,  die 
anderweitig  gegen  sie  vorgebracht  werden  —  mit  Ausnahme  der  der  Doppel- 
besteuerung, dem  wir  in  Staaten  mit  allgemeiner  Einkommensteuer  begegnen. 
Mit  besonderer  Energie  ward  das  Moment  der  Rechtsverletzung  hervorgekehrt,  die 
in  der  durch  die  Rentensteuer  entstehenden  Verringerung  der  bei  Kontrahierung 
der  Staatsschulden  versprochenen  Zinsen  liege.  Als  praktische  Folge  dieser 
, Rechtsverletzung"  ward  eine  Erschütterung  des  Staatakredits,  ein  starkes  Her- 
untergehen des  Kurses  der  Staatspapiere  mindestens  um  den  kapitalisierten  Be- 
trag der  Steuer  etc.  vorausgesagt.  In  den  betreffenden  Entgegnungen,  auch  von 
berufener  Seite,  ward  nur  auf  das  entsprechende  Vorgehen  in  anderen  Staaten 
(Oesterreich,  Italien,  preussischer  Entwurf)  hingewiesen,  nicht  aber  die  Rechts- 
frage klargelegt,  es  ward  nicht  dargelegt,  wie  die  Zinsenzahlung  und  die  Be- 
steuerung der  Koupons  auf  zwei  ganz  verschiedenen  Rechtstiteln  beruht:  die 
eretere,  die  Zinsenzahlung,  ist  eine  privatrechtliche  Verpflichtung  des  Staates, 
die  er  vertragsmassig  im  Kontrahieren  der  Anleihe  übernommen  hat,  die  Be- 
steuerung der  Zinsen  fliesst  aus  dem  öffentlichen  Recht,  dem  Steuerrecht  des 
Staates.  Dieses  öffentliche  Recht  findet  keine  Beschrankung  durch  jene  privat- 
rechtliche Verpflichtung  mit  Ausnahme  des  einen  Falles,  wenn  der  Staat  beim 
Abwehluss  der  Anleihe  ausdrücklich,  also  als  Vertragsbedingung,  die  Steuer- 
freiheit für  alle  Zukunft  verspricht.  Ein  Teil  der  russischen  Staatsschulden  ist 
unter  dieser  Bedingung  kontrahiert,  und  dieser  Teil  ist  auch  von  der  Renten- 
steuer befreit.  Es  Hesse  sich  in  caau  noch  anführen,  das«  die  ausdrückliche 
Gewährung  der  Steuerfreiheit  in  dem  einen  Staatsanleihen  und  das  Unterlassen 
der  Aufnahme  dieser  Vertragsbedingung  in  dem  anderen  doch  einen  Sinn  haben 
muss  und  nur  den  haben  kann,  dass  eine  Garantie  der  Steuerfreiheit  nur  dem 
Anleihen  erster  Art  gewährt  ist,  in  Betreff  der  anderen  aber  der  Staat  sich  volle 
Freiheit  in  der  Besteuerung  wahrt.  Es  sei  noch  —  im  Hinblick  auf  die  viel- 
fach vertretene  entgegengesetzte  Anschauung  —  bemerkt,  dass  jene  garantierte 
Steuerfreiheit  nur  für  eine  direkte  Zinsenbesteuerung  Geltung  haben  kann,  nicht 
aber  bei  einer  allgemeinen  Einkommensteuer,  bei  welcher  das  Gesamteinkommen, 
gleichviel  aus  welchen  Ertrügen  es  fliesst,  der  Besteuerung  unterliegt. 

Was  den  Rückgang  des  Kurses  der  russischen  Staatspapiere  als  natur- 
gemässe  Folge  der  neuen  Steuer  anbetrifft,  so  erhielten  die  Prophezeiungen  der 
Gegner  dieser  Steuer  sofort  Recht,  aber  nur  scheinbar.  Als  der  Entwurf  zur 
gesetzgeberischen  Beratung  gelangte,  fiel  während  dieser  Beratungen  und  weiter 
hinaus  der  Kurswert  unserer  Papiere  in  hohem  Masse.  Dass  aber  die  Steuer 
nicht  der  ausschlaggebende  Faktor,  wenn  sie  auch  mitgewirkt  hat,  gewesen  ist, 
sondern  vielmehr  die  zu  jener  Zeit  akut  gewordene  afghanische  Frage,  die  das 
Ausbrechen  eines  unabsehbaren  Krieges  nicht  unwahrscheinlich  machte,  und  das 
mit  ihr  zusammenhängende  Manöver  Englands,  russische  Staatspapiere  in  grösster 
Masse  auf  den  Markt  zu  bringen,  um  den  in  Asien  rivalisierenden  Staat  wenigsten* 
finanziell  zu  schädigen,  ihm  den  Abschluss  von  Kriegsanleihen  zu  erschweren  etc., 
dass  —  sagen  wir  —  dieser  Faktor,  nicht  aber  die  in  Aussicht  stehende  Steuer 
der  ausschlaggebende  Faktor  war,  ergibt  sich  aus  dem  Umstände,  dass  sofort 
nach  Beilegung  jener  Frage  und  der  Beruhigung  Englands  der  Kurswert  der 
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russischen  Papiere  nicht  allein  .sofort  die  frühere  Höhe  wieder  erreichte,  sondern 
bis  heute  eine  steigende  Tendenz  zeigt  ,  denn  er  steht  jetzt  8  und  bei  einigen 
noch  mehr  Prozente  höher  als  zu  Beginn  des  vorigen  Jahres,  wo  von  jener 
Steuer  noch  keine  Rede  war.  Findet  nun  aucli  diese  Kurssteigerung  unserer 
Wertpapiere  ihre  Erklärung  in  der  Krisis  des  wirtschaftlichen  Lebens,  im  Stocken 
von  Handel  und  Gewerbe  (in  der  schlechten  Ernte  bei  niedrigen  Getreide- 
preisen etc.).  was  zur  Folge  hat.  dass  das  keine  Verwendung  findende  Kapital 
in  zinstragenden  Papieren  deponiert  wird,  so  lehrt  uns  doch  diese  Erscheinung, 
dass  die  Steuer,  ungeachtet  der  unstreitig  in  ihr  liegenden  Tendenz  des  Nieder- 
drücken« des  Kurswertes  der  Papiere  wegen  Verringerung  des  effektiven  Zins- 
genusses  in  Wirklichkeit  keinen  nachweisbaren  Ein  Buss  in  dieser  Beziehung 
geübt  hat.  Desgleichen  hat  der  Kurs  des  russischen  Kreditrubels  —  mit  Aus- 
schluss der  Zeit  der  afghaninchen  Frage  —  keine  erhebliche  Veränderung  er- 
fahren und  der  geringe  Rückgang  gegen  den  Beginn  des  vorigen  Jahres  erklärt 
sich  vollständig  aus  der  jetzigen  unsicheren  politischen  und  der  prekären  wirt- 
schaftlichen Lage. 

Gehen  wir  nun  auf  das  Gesetz  selbst  ein.  Wie  der  Leser  aus  dem  oben 
mitgeteilten  Inhalt  derselben  ersehen  hat,  ist  es  nur  ein  erster,  schüchterner  Ver- 
such der  Einführung  einer  Leihzinssteuer.  Nicht  aus  inneren  steuerpol itischen 
Gründen,  sondern  aus  Rücksichten  der  steuertechnip.chen  Schwierigkeiten  der 
Steuererhebung  hat  man  sich  vorerst  auf  die  Besteuerung  öffentlicher  Wert- 
papiere, wenn  mir  dieser  Ausdruck  gestattet  ist,  beschränkt,  d.  h.  solcher  Renten- 
bezüge, die  von  Instituten  stammen,  die  öffentliche  Buchführung  und  somit 
einen  öffentlichen  Charakter  haben:  also  Staatspapiere,  Schuldverschreibungen 
von  Kommunen  und  Erwerbsgesellschaften  aller  Art,  Einlagen  in  Banken  und 
gegenseitigen  Kreditgesellschaften.  Ausgeschlossen  sind  von  der  Besteuerung 
die  Aktien  und  Anteilscheine  der  Industrie-  und  Handelsgesellschaften,  da  sie 
bereits  der  ergänzenden  Prozentsteuer  unterliegen,  auch  von  den  Eisenbahn- 
aktieu,  obgleich  sie  von  dieser  Steuer  nicht  betroffen  werden,  wird  die  Renten- 
steuer wie  auch  von  den  Pfandbriefen  der  Centraibodenkreditbank  fürs  erxtt 
nicht  erhoben,  für  die  Zukunft  aber  geplant.  Steuerfrei  bleiben  die  Staatspapiere, 
denen  in  den  Emissionsbedingungen  solches  zugesprochen  ist,  sodann  eine  be- 
sondere Kategorie  aus  alter  Zeit  stammender  Einlagen  (praktisch  unbedeutend) 
und  endlich  die  Einlagen  der  Sparkassen.  Spar-  und  Darlehengenossenschaften 
und  der  ländlichen  Gemeindebanken.  Die  Steuerbefreiung  dieser  letzten  Kategorie 
von  Einlagen  erfolgte  in  der  Erwägung,  dass  der  Sparsinn  in  den  niederen 
Volksklassen  ohnehin  gering  ist,  diese  Steuer  ihn  schwächen  würde;  zur  Förderung 
des  Sparens  werden  also  diese  Einlagen  der  kleinen  Leute  nicht  von  der  Renten- 
steuer betroffen.  Wir  täuschen  uns  wohl  nicht  mit  der  Annahme,  dass  diese 
Ausnahme  bald  beseitigt  werden  wird.  Ueber  den  Rahmen  einer  Rentensteuer 
hinausgehend  ist  die  Besteuerung  der  Prämiengewinnste  der  beiden  Prämien- 
anleihen. 

Es  unterliegen  also  der  Rentensteuer  —  mit  den  soeben  angeführten  Aus- 
nahmen —  die  Zinsen,  die  sich  bequem  an  der  Quelle  des  Ertrages  beim  Schuldner 
selbst  besteuern  lassen,  dem  dann  das  Recht,  den  Gläubigern  bei  der  Zinszahlung 
den  Steuerabzug  zu  machen,  gewährt  wird:  die  Erhebung  der  Steuer  bei  Staar*- 
papieren  erfolgt  durch  den  entsprechenden  5prozentigen  Abzug  bei  deu  Zahlungen 
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der  Zinsen,  und  diese  Pflicht  ist  den  betreffenden  Instituten  aufgetragen.  Er- 
hebungskosten kommen  also  bei  dieser  Steuer  gar  nicht  in  Betracht.  Weiterhin 
ist  es  eine  Erleichterung  in  der  Steuererhebung,  dass  keinerlei  Ausnahmen  vor- 
kommen: das  geringste  Zinseinkommen,  wie  auch  das  grösste  (so  auch  das  des 
kaiserlichen  Privatvermögens)  unterliegt  der  Steuer.  Wenn  auch  nicht  formaliter, 
so  gemessen  doch  die  Kapitalien,  die  spezielle,  öffentliche  Bestimmungen  haben, 
sowie  auch  die  gelehrten.  Lehr-  und  Wohlthätigkeitsanstolten  und  dem  Kirchen- 
wesen dienen,  Steuerfreiheit,  indem  ihnen  die  Steuer  zurückerstattet  werden  soll, 
jedoch  die  Fassung  dieses  Artikels  V  ist  eine  solche,  dass  wolü  nicht  überall 
eine  volle  Rückvergütung  eintreten  wird. 

Bereits  im  Gesetz  ist  die  Absicht  der  weiteren  Ausdehnung  dieser  Steuer 
auf  andere  Zinsbezüge  ausgesprochen:  hypothekarische  Schuldverschreibungen 
und  die  Einlagen  bei  Privatbanquiers  sollen  auch  in  die  Steuer  einbezogen  werden. 
Hier  beginnen  die  Schwierigkeiten  der  Erhebung;  bei  der  ereteren  Gruppe  tritt 
in  Russland  der  auch  hier  sich  fühlbar  machende  Mangel  eines  Hypothekar- 
und  Grundbuchwesens,  das  in  den  baltischen  Provinzen  seit  alters  her  besteht, 
auf.  Auch  andere  Erweiterungen  des  Steuerurnfanges  stehen  zu  erwarten.  Uni 
das  System  der  Ertragsteuer  zum  Abschluss  zu  bringen,  wäre  noch  eine  Lohn- 
und  Besoldungssteuer  erforderlich.  In  den  früheren  Entwürfen  zur  Klassensteuer 
und  allgemeinen  Einkommensteuer  sollte  auch  dieses  Einkommen  zur  Besteuerung 
herangezogen  werden.  Nachdem  aber  die  Steuerreformfrage  zu  Gunsten  der 
Ertragsteuern  entschieden  war,  ist  die  Besteuerung  des  Ertrages  aus  rein  persön- 
lichem Erwerb  aus  Arbeit  ausser  acht  gelassen.  Die  Gerechtigkeit  verlangt  die 
Einbeziehung  auch  dieser  Erträge.  Und  es  mag  diese  Frage  schneller  als  er- 
wartet wird,  auf  die  Tagesordnung  gebracht  werden:  nicht  um  die  Gerechtigkeit 
und  Gleichmäßigkeit  in  der  Besteuerung  so  schnell  als  möglich  durchzuführen, 
sondern  aus  Not.  Die  Abschaffung  der  Kopfsteuer  hat  in  hohem  Masse  unser 
Budget  erschüttert,  die  Stockung  im  wirtschaftlichen  Leben  wird  in  so  manchen 
Budgetposten  Ausfälle  entstehen  lassen,  so  dass  auch  abgesehen  von  den  steigenden 
Staatsbedürfnissen  das  Finanzministerium  sich  nach  neuen  Einnahmequellen  wird 
umsehen  müssen. 

Was  den  Ertrag  der  5prozentigen  Kapitalrentensteuer  anbetrifft,  so  ist  fol- 
gende Berechnung  aufgestellt:  An  Einnahme  ist  zu  erwarten: 

aus  den  Staatswertpapieren   5,598,000  Rubel 

aus  den  Pfandbriefen  und  Obligationen  der  Hypotheken- 

kreditgesel  behalten   8,054,600  . 

von  den  Obligationen  der  Eisenbahngesellschaften  .  .  199,500 
von  den  zinstragenden  Einlagen  in  den  Kreditinstituten  1,629,500 

10,481,660  Rubel. 

Zu  diesen  ca.  10'/>  Mill.  Rubel  sind  noch  zu  rechnen:  die  Steuererträge 
von  den  Einnahmen  aus  den  Anleihen,  welche  von  Kommunen  abgeschlossen  sind, 
sowie  auch  aus  den  Obligationen,  welche  industrielle  Unternehmungen  ausgegeben 
haben.  Dagegen  kommen  in  Abzug  die  oben  erwähnten  Rückvergütungen  an 
gelehrte,  Lehr-  und  Wohlthätigkeitsanstalten ,  Kirchen  etc.  Im  Budgetvor- 
anschlag ist  der  Ertrag  dieser  Steuer  mit  9  7«  Mill.  Rubel  notiert. 

Zum  Schluss  eine  Zusammenstellung  der  Einnahmen  aus  den  Ertrag- 
steuern pro  1886: 

*78 


Digitized  by  Google 


280 


J.  v.  Keussler,  Die  russische  Kapitalrentensteuer. 


Grundsteuer  

Steuer  auf  städtische  Liegenschaften  .  . 

Handels-  und  Gewerbesteuer  

Ergänzende  Prozent-  und  Repartitionssteuer 
Kapitalrentensteuer  


11,64  Mill.  Rubel 

6,02  , 
20,87')  , 

4,22  , 

9,5      „  , 
52,25"  Mill.  Rubel. 


Vergegenwärtigen  wir  uns  den  Sinn  dieser  Ziffern,  so  werden  wir  zu  dem 
Schluss  verleitet  anzunehmen,  daas  entweder  Russland  ein  sehr  entwickelter 
Handels-  und  Industriestaat  ist,  wo  der  Ackerbau  ganz  zurücktritt  oder,  da  dieses 
nicht  der  Fall,  die  Ertragsteuern  sehr  ungleichmäßig  bemessen  sind.  Auch 
diese  letztere  Annahme  ist  nicht  ganz  berechtigt.  Belastet  auch  der  Staat  fur 
«eine  Bedürfnisse  den  Immobilienbesitz  im  Verhältnis  zu  den  anderen  Erträgen 
nur  wenig,  so  ist  es  doch  vornehmlich  dieser,  der  die  sehr  hoch  gehenden 
Kommunalsteuern  (städtische,  ländliche  Gemeinde-  und  landschaftliche)  zum 
grössten  Teil  zu  tragen  hat,  so  dass  diese  beiden  staatlichen  Steuern  (Grund- 
steuer und  Steuer  auf  städtische  Liegenschaften)  nur  als  geringe  Zuschläge 
zu  den  Kommunulsteuern  erscheinen.  Es  ist  hier  nicht  der  Ort,  auf  diese  Fra^e 
näher  einzugehen. 


')  In  dieser  Summe  sind  nicht  die  Patentabgaben  von  Branntweinbrennereien 
und  Getränkeverkaufslokalen  eingerechnet. 
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Eingeleitet  von 
Dr.  R.  Tan  der  Borght. 

In  der  jüngsten  Session  1885/8G  der  niederländischen  Generalstaaten  sind 
drei  Steuervorlagen  angenommen  worden,  deren  Inhalt  dem  deutschen  Leser 
von  Interesse  sein  wird  und  die  deshalb  hier  mitgeteilt  werden  sollen. 

I. 

Die  erste  betrifft  die  Branntweinaccise.  Das  Gesetz  vom  20.  Juli 
1884  erhöhte  die  Branntweinaccise  von  57  fl.  pro  Hektoliter  zu  50  Prozent  auf 
60  fl.,  und  zwar  bis  zum  1.  Januar  1886.  Das  Ministerium  hatte  dauernde  Ein- 
führung dieses  höheren  Satzes  beantragt  Die  zweite  Kammer  war  aber  der 
Meinung,  dass  eine  derartige  Erhöhung  der  Branntweinsteuer  nicht  wünschena- 
wert  sei,  wenn  nicht  die  Wohlhabenderen  auch  auf  andere  Weise  zu  den  stär- 
keren Bedürfnissen  der  Staatskasse  beitrügen,  und  beschloas  deshalb,  einstweilen 
den  Satz  von  60  fl.  nur  bis  zum  1.  Januar  1886  einzuführen. 

Man  kann  die  Gründe  dieses  Vorgehens  wohl  hauptsächlich  darin  suchen, 
dass  die  Kammer  fürchtete,  durch  die  dauernde  Erhöhung  der  Branntweinaccise 
könne  die  äusserst  notwendige  Revision  des  niederländischen  Steuersystems 
auf  längere  Zeit  vertagt  werden. 

Unter  dem  10.  September  1885  legte  nun  die  Regierung  einen  Gesetz- 
entwurf vor,  dessen  einziger  Artikel  lautete:  „In  Art.  2  des  Gesetzes  vom 
20.  Juli  1884  (Staateblatt  Nr.  148)  wird  anstatt  ,1886*  gelesen  ,1887'.  Be- 
gründet wurde  dieser  Entwurf  damit,  dass  der  Branntwein  auf  die  Dauer  leicht 
mit  einer  Accise  von  60  fl.  getroffen  werden  kann,  weil  dieser  Artikel  vor  allen 
anderen  in  Betracht  kommt,  wo  es  gilt,  „die  Staatsmittel  ohne  Nachteil  für  die 
allgemeine  Wohlfahrt  zu  verstärken";  mit  Rücksicht  auf  den  erwähnten  vor- 
herigen Be8chlus8  der  Kammer  wurde  indes  nur  eine  weitere  Verlängerung  der 
Geltung  des  höheren  Steuersatzes  auf  ein  Jahr,  nicht  eine  dauernde  Einführung 
desselben  beantragt. 

Der  Entwurf  wurde  unverändert  angenommen  und  am  31.  Dezember  1885 
(Staatsblatt  Nr.  202)  als  Gesetz  publiziert. 
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11. 

Die  zweite  Vorlage  bezieht  sich  auf  die  Erbschaftssteuer,  soweit  diese 
lien  Uebergang  von  Effekten  betrifft. 

Das  Gesetz  vom  13.  Mai  1859  setzte  an  Stelle  der  vorher  üblichen  Er- 
höhung der  Erbschaftssteuer  uro  50  Prozent  für  die  in  dem  Nachlaase  vorhan- 
denen ausländischen  Effekten  eine  Uebergangssteuer  auf  alle  Effekten  im  Betrage 
von  1  Prozent,  unter  Freilassung  der  Vererbung  in  direkter  Linie  und  zwischen 
Eidgenossen,  welche  Kinder  hinterlassen,  und  mit  der  Beschränkung,  das»*  die 
Uebergangssteuer  nicht  den  Rein-Saldo  der  Nachlassenschaft  überschreiten  soll. 
Die  Freilassung  der  Vererbung  in  direkter  Linie  und  zwischen  Eheleuten,  welche 
Kinder  hinterlassen,  wurde  1878  abgeschafft  und  durch  eine  Steuer  von  V«  Pro- 
zent ersetzt. 

Im  Sommer  1885  beantragte  die  Regierung  eine  Erweiterung  und  Er- 
höhung dieser  Steuer.  Die  Kammer  lehnte  am  18.  Juni  1885  den  Antrag  ab, 
vornehmlich  wegen  der  Steuererhöhung  bei  Vererbungen  in  direkter  Linie  und 
zwischen  Eheleuten,  welche  Nachkommen  hinterlassen.  Die  Kegiemng  brachte 
schon  am  10.  Juli  1885  den  in  dem  beanstandeten  Punkte  verbesserten,  im 
übrigen  aber  unveränderten  Entwurf  von  neuem  ein  wegen  der  „dringenden 
Bedürfnisse  der  Staatskasse".  Die  Steuer  betrug  bisher  einschliesslich  der  Zu- 
schlngsprozente  für  die  direkte  Linie  34'/»  Cents  pro  100  fl. ;  der  Entwurf  wollte 
unter  „Abschaffung  der  Prozente"  und  zur  Vereinfachung  statt  dessen  setzen 
34  Cent«  pro  100  fl.  Für  die  Vererbungen  in  der  Seitenlinie  sollte  die  Steuer 
von  1  auf  2  Prozent  erhöht  werden.  Auch  sollte  die  Steuer  auf  die  „ziav 
bringenden  Schuldforderungen  *  erstreckt  werden.  Der  Ertrag  der  hiermit  be- 
antragten Steuer  wurde  von  der  Regierung  folgendermassen  berechnet : 

Direkte  Linie  0,34  Prozent  fl.  337,000. 

Seitenlinie  2  Prozent  „  1,008,000. 

Zusammen    fl.  1,345.000. 

Der  vorherige  durchschnittliche  Ertrag  wurde  auf  b'78,000  fl.  angegeben,  sodass 
»  in  Mehrertrag  von  607,000  fl.  angenommen  wurde. 

Die  Kammer  nahm  den  Entwurf  mit  der  Aenderung  an,  das«  an  der 
Steuer  für  die  Vererbung  in  direkter  Linie  und  zwischen  Eheleuten  mit  Kindern 
nichts  geändert  und  die  Erhebung  von  Zuschlagsprozenten  nicht  beseitigt  wurde. 
Im  Übrigen  lautet  das  Gesetz  vom  31.  Dezember  1885  (Staatsblatt  Nr.  263i 
ebenso  wie  der  Regierungs-Entwurf.    Der  Text  ist  folgender: 

Art.  1.  „Nr.  1  des  letzten  Absatzes  von  Art.  1  des  Gesetzes  vom  13.  Mh» 
1859  (Staatsblatt  Nr.  36)  lautet  wie  folgt: 

1)  von  den  durch  den  Tod  eines  Staatsbürgers  als  Eigentum  geerbten 
oder  erhaltenen  Effekten  und  rentengebenden  Schuldforderungen. 

Unter  Effekten  versteht  das  Gesetz  alle  Auteile  an  in-  und  ausländischen 
Geldanleihen  und  Renten,  an  Gesellschaften  oder  Unternehmungen,  deren  Kapital 
durch  Anteile  dargestellt  wird,  Interiuisscheine.  die  sogenannten  Gründeraktien. 
Restantscheine,  Genussaktien  (actions  de  jouissance)  u.  dergl.,  die  nach  Ablösung 
der  ursprünglichen  Anteile  den  Inhabern  verbleiben  oder  ausgeteilt  werden,  und 
im  allgemeinen  alle  Papiere,  die,  gleichviel  unter  welcher  Benennung,  unter  die 
öffentlichen  Fonds  gerechnet  werden  können." 
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Art.  2.  .Dem  Art.  10,  Nr.  1  des  genannten  Gesetzes  wird  ein  dritter 
Absatz  nachfolgenden  Inhalts  angefügt: 

Die  der  Uebergangssteuer  unterworfenen  Effekten  und  Schuldforderungen 
müssen  spezifiziert  angegeben  werden." 

Art.  3—5  enthalten  nur  redaktionelle  Aenderungen: 

Art.  6.  „In  Art.  42  des  genannten  Gesetzes  nach  der  durch  Art.  8  des 
Gesetzes  vom  9.  Juni  1878  (Staatsblatt  Nr.  95)  bestimmten  Fassung  wird  statt 
1  Prozent  gelesen  2  Prozent.* 

Art.  7.  .Dem  Art.  57  des  genannten  Gesetzes  nach  der  durch  Art.  11 
des  Gesetzes  vom  9.  Juni  1878  bestimmten  Fassung  wird  angehängt: 

2)  Die  Einlagen  in  Sparbanken  bis  zum  Betrage  von  fl.  800.*  ') 

Art.  8.    „Dies  Gesetz  tritt  mit  dem  Tage  der  Veröffentlichung  in  Kraft. 

Auf  Nachlassenschaften ,  die  vor  diesem  Zeitpunkt  anheimgefallen  sind, 
finden  die  früheren  Gesetzesbestimmungen  Anwendung." 

III. 

Das  dritte  neue  Gesetz  endlich  erhöht  und  erweitert  die  Stempelsteuer 
auf  Effekten. 

Das  Gesetz  vom  3.  Oktober  1843  unterwarf  alle  Akten  und  Schriftstücke,  die 
als  Beweisdokumente  dienen  können,  sowie  verschiedene  andere  Papiere  („stukken") 
einer  teils  fixen,  teils  proportionalen  Stempelsteuer.  Zu  den  anderen  „stukken" 
gehörten  z.  B.  auch  Tages-  und  periodische  Zeitschriften,  welche  indes  1869 
freigelassen  wurden.  Abgesehen  von  einigen  unbedeutenden  Aenderungen  im 
Jahre  1856  und  1874  wurde  1882  am  11.  Juli  ein  Gesetz  erlassen,  welches  den 
doppelten  Zweck  hatte,  einmal  der  Staatskasse  ein  Aequivalent  für  die  Minder- 
einnahmen aus  der  an  demselben  Tage  geänderten  Registersteuer  zu  bieten  und 
zweitens  die  Stempelsteuer  für  Handelspapiere  weniger  drückend  zu  machen. 
Beide  Ziele  suchte  das  Gesetz  durch  die  Ermässigung  einiger  Steuersätze  zu 
erreichen,  und  zwar  in  der  gewiss  richtigen  Erwägung,  dass  auf  der  einen  Seite 
die  Last  durch  Ermässigung  der  Steuersätze  verringert,  andererseits  durch  die- 
selbe Ermässigung  der  Anreiz  zu  Steuerhinterziehungen  vermindert  und  dadurch 
die  Einnahme  vermehrt  werden  würde. 

Es  wurde  also  die  Quittungssteuer  auf  ein  Drittel  ihres  früheren  Betrages, 
d.  h.  auf  5  Cents  ermässigt;  die  Zuschlagsprozente  zu  dieser  Steuer  wurden  ab- 
geschafft. Quittungen  über  Beträge  von  weniger  als  10  fl.  blieben  frei.  Die 
Steuer  sollte  fortan  vor  der  Unterzeichnung  der  Quittung  entrichtet  werden  und 
den  Schuldner  treffen. 

Ferner  wurde  die  proportionale  Steuer  auf  ausländische  Handelspapiere 
sowie  auf  alle  «kurzen*  Papiere  (d.  h.  auf  Sicht,  oder  3  Tage  nach  Sicht,  oder 
8  Tage  nach  der  Ausstellung  zahlbare  Papiere)  in  eine  fixe  Steuer  von  5  Cents 
verwandelt. 

Die  Stempelsteuer  auf  inländische  Handelspapiere  wurde  durch  die  Auf- 
hebung der  Zuschlagsprozente  und  durch  eine  rationellere  Art  der  Berechnung 
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ermäßigt  Alle  sonstigen,  in  dem  Gesetz  selbst  nicht  geregelten  Siegel-  (Stempel-; 
Steuern  wurden  um  50  Prozent  erhöht. 

Im  Sommer  1884  brachte  die  Regierung  einen  Gesetzentwurf  auf  Er- 
höhung und  Ausbreitung  der  Effektenstempelsteuer  ein,  welcher  von  der  zweiten 
Kammer  angenommen,  von  der  ersten  dagegen  wegen  mehrfacher  Undeutlich- 
keiten  des  Textes  abgelehnt  wurde.  Am  12.  September  1885  wurde  der  Entwurf 
von  neuem  in  verbesserter  Redaktion  den  Generalstaaten  vorgelegt  und  wurde 
diesmal  bis  auf  einige  redaktionelle  Aenderungen  in  beiden  Kammern  ange- 
nommen. 

Am  31.  Dezember  1885  (Staateblatt  Nr.  264)  wurde  nunmehr  der  Entwurf 
als  Gesetz  publiziert  mit  folgendem  Wortlaut: 

Art.  1.  »Die  Bestimmungen  Nr.  3  und  5  des  Art.  21  de«  Gesetzes  vom 
30.  Oktober  1843  (Staatsblatt  Nr.  47),  wie  sie  nach  den  Aenderungen  durch  die 
Gesetze  vom  24.  Dezember  1856  (Staateblatt  Nr.  130)  und  vom  7.  Juli  1867 
(Staatsblatt  Nr.  85)  lauten,  sowie  die  Bestimmungen  von  Nr.  3  des  Art.  82  des 
genannten  Gesetzes  vom  3.  Oktober  1843  werden  eingezogen." 

Art.  2.  „Dem  Art.  21  des  Gesetzes  vom  3.  Oktober  1843  wird  an  Stelle 
der  eingezogenen  Nr.  8  folgendes  zugefügt: 

3)  Die  Staateschuld-Certifikate,  durch  Verwaltungscomptoirs  ausgegeben, 
und  alle  anderen  Anteile  an  inländischen,  sowie  alle  Anteile  an  aus- 
ländischen Geldanleihen  und  Renten;  alle  Anteile  an  Gesellschaften 
oder  Unternehmungen,  deren  Kapital  durch  Anteile  dargestellt  wird; 
die  Interimsscheine  und  im  allgemeinen  alle  Papiere,  welche,  gleich- 
viel unter  welcher  Benennung,  unter  die  Effekten  oder  öffentlichen 
Fonds  gerechnet  werden  können,  sind  (vorbehaltlich  der  Freilassung 
unter  Art.  27,  litt.  A,  Nr.  33)  einer  Stempelsteuer  von  5  Cents  pro  50  fl. 
unterworfen  '). 

Derselben  Steuer  unterliegen  die  Anteile,  Beweisstücke  und  Papiere,  die 
bei  Einwechselung  oder  Einziehung  von  anderen  oder  bei  Erneuerung  oder 
Veränderung  der  Schuld  oder  bei  anderen  Gelegenheiten  hier  au  Lande  aus- 
gegeben oder  in  Umlauf  gebracht  werden,  mögen  nun  die  ursprünglichen 
Papiere  vor  oder  nach  der  Einführung  dieses  Gesetzes  aufgemacht  oder  aus- 
gegeben sein. 

Die  Steuer  wird  berechnet  nach  dem  in  dem  Papier  ausgedrückten  Kapital 
und  zwar  nach  runden  Summen  von  50  fl.  bis  zum  Betrage  von  250  fl. ,  nach 
runden  Summen  von  250  fl.  bis  zum  Betrage  von  5000  fl.  und  bei  Beträgen  von 
über  5000  fl.  nach  runden  Summen  von  500  fl. 

Wenn  kein  Kapital  ausgedrückt  ist,  wird  das  20fache  der  versprochenen 
jährlichen  Rente  als  solches  angesehen. 

Ist  da8  Kapital  oder  die  Rente  nur  in  fremder  Münze  ausgedrückt,  dann 
wird  diese  in  niederländische  Münze  umgerechnet,  nach  dem  Massstab ,  der  zur 
Berechnung  des  nominalen  Wertes  der  Effekten  bei  dem  Verhandeln  auf  der 
Börse  zu  Amsterdam  angenommen  wird. 

Bei  den  sogenannten  Gründer-Aktien,  Restantscheinen ,  Gennss- Aktien 
u.  dergl.,  die  nach  Ablösung  der  ursprünglichen  Anteile  dem  Inhaber  verbleiben 
oder  ausgeteilt  werden,  ist  die  Stempelsteuer  nach  der  Oberfläche  des  Papiers 
zahlbar. 

Die  in  dieser  Nummer  genannten  Effekten  müssen,  wenn  sie  ausserhalb 
des  Landes  oder  in  den  überseeischen  Besitzungen  des  Staates  aufgemacht  sind, 
mit  dem  Stempel  versehen  werden,  ehe  sie  innerhalb  des  Staates  ausgegeben. 
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in  Umlauf  gebracht,  übertragen,  verpfändet  oder  beliehen,  abgelöst  oder  konver- 
tiert werden. 

Im  Falle  einer  Konvereion  können  jedoch  die  alten  Papiere  ungestempelt 
bleiben,  wenn  die  neuen,  die  an  ihrer  Stelle  ausgegeben  werden,  mit  dem  ge- 
hörigen Stempel  versehen  sind. 

Die  Stempelsteuer,  die  fur  gehörig  gestempelte  Interimsscheine  auf  die 
in  dieser  Nummer  genannten  Anteile  gezahlt  ist,  wird  zurückgegeben  oder  ver- 
rechnet, sofern  die  Interimsscheine  genügend  durch  den  Staatsbeamten  unbrauch- 
bar gemacht  und  durch  gehörig  gestempelte  Anteile  ersetzt  sind. 

Wertpapiere,  die  nicht  von  der  Stempelsteuer  befreit  sind,  sind  nicht 
lieferbar,  es  sei  denn,  dass  sie  gehörig  gestempelt  sind. 

Die  Direktion  des  Staatsschuldbuches  wird  keine  Staatsschuld-Certifikate 
visieren,  welche  nicht  mit  dem  gehörigen  Stempel  versehen  sind. 

Eine  Strafe  im  lOOfachen  Betrage  der  nicht  bezahlten  Steuer,  mindestens 
jedoch  von  100  fl.  für  jedes  Papier  ist  zu  zahlen  durch  jeden,  der  Papiere,  die 
nicht  nach  der  Vorschrift  dieser  Nummer  gehörig  gestempelt  sind,  innerhalb 
des  Staates  ausgegeben,  in  Umlauf  gebracht,  übertragen,  verpfändet  oder  be- 
liehen, abgelöst  oder  in  nicht  gehörig  gestempelte  Papiere  konvertiert  hat. 

Wer  nicht  gehörig  gestempelte  Papiere  in  Empfang  nimmt,  ist  bei  Strafe 
einer  gleichen  Geldbusse  verpflichtet,  die  Papiere  unter  Angabe  des  Namens  und 
Wohnorts  des  Ablieferers  an  den  Staatsbeamten  binnen  8  Tagen  nach  Empfang 
stempeln  zu  lassen,  und  int  befugt,  das  dafür  Bezahlte  von  dem  Ablieferer 
zurückzufordern. 

Jede  Uebereinkunft,  welche  die  Nichterfüllung  dieser  Verpflichtung  oder 
die  Verkürzung  dieser  Befugnis  zum  Ziel  hat,  ist  nichtig. 

Diejenigen,  welche  Papiere  der  in  dieser  Nummer  genannten  Art  auf 
eigenen  Namen  oder  für  ihre  Brotherren  („meesters")  zu  übertragen,  zu  ver- 
pfänden oder  zu  beleihen,  oder  zur  Ablösung  anzubieten  haben,  sind  bei  Strafe 
der  erwähnten  Geldbusse  verpflichtet,  die  nicht  gehörig  gestempelten  Papiere 
vor  der  Lieferung,  vor  dem  Abschluss  des  Pfand-  oder  Leihkontraktes  oder  vor 
dem  Angebot  zur  Ablösung  stempeln  zu  lassen,  und  sind  befugt,  das  dafür  Be- 
zahlte ihren  Auftraggebern  oder  Brotherren  in  Anrechnung  zu  bringen. 

Alle  Mitglieder  einer  offenen  Handelsgesellschaft  („vennootschap  onder 
firma")  sind  persönlich  verantwortlich  für  die  Steuern  und  die  Strafen,  welche 
auf  Grund  dieses  Artikels  durch  die  Firma  zu  tragen  sind." 

Art.  3.  .Art,  36  des  Gesetzes  vom  3.  Oktober  1843  lautet  wie  folgt: 
Der  Beweis  durch  Zeugen  ist  zugelassen  hinsichtlich  aller  Uebertretungen  der 
Art  6  und  21,  Nr.  3. 

Art.  4.  „Von  den  Steuern  und  Strafen,  wie  sie  in  der  durch  dieses  Gesetz 
festgestellten  Nr.  3  des  Art.  21  des  Gesetzes  vom  3.  Oktober  1843  genannt  sind, 
werden  keine  Zuschlage  (Prozente,  „opcenten")  erhoben.* 

Art.  5.    „Nicht  stempelpflichtig  gemäss  diesem  Gesetz  sind: 

1)  die  Effekten,  die  vor  dem  Inkrafttreten  dieses  Gesetzes  innerhalb  des 
Landes  aufgemacht  sind; 

2)  die  Effekten,  die  ausserhalb  des  Staates  oder  in  den  überseeischen  Be- 
sitzungen des  Staates  aufgemacht  und  hier  zu  Lande  bereits  mit 
Stempel  versehen  sind. 

Binnen  6  Monaten  nach  dem  Inkrafttreten  dieses  Gesetzes  können  die 
unter  Nr.  1  genannten  Effekten,  wenn  sie  nicht  mit  einem  gehörigen  Stempel 

femäsB  dem  zur  Zeit  ihrer  Aufmachung  geltenden  Gesetz  versehen  sind,  ohne 
träfe  gestempelt  werden  gegen  Erlegung  der  Steuer,  wie  sie  nach  dem  Gesetz 
zu  zahlen  ist. 

Die  durch  Verwaltungscomptoirs  vor  der  Einführung  des  Gesetzes  vom 
3.  Oktober  1843  ausgegebenen  Staatsschuldcertifikate,  welche  ungestempelt  sind, 
gelten  als  von  der  Stempelsteuer  befreit* 
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Art.  0.  «Jeder  kann  die  Papiere,  welche  in  der  durch  dies  Gesetz  fest- 
gestellten Nr.  3  des  Art.  21  des  Gesetzes  vom  30.  Oktober  1843  genannt  sind, 
wofern  sie  ausserhalb  des  Landes  oder  in  den  überseeischen  Besitzungen  des 
Staates  vor  dem  Inkrafttreten  dieses  Gesetzes  aufgemacht  und  nicht  bereits  ge- 
mäss früheren  Gesetzen  gestempelt  sind,  stempeln  lassen  gegen  Erlegung  von 
V»  dea  bestimmten  Steuersätzen,  wenn  sie  dazu  binnen  b"  Monaten,  und  von  'i 
des  bestimmten  Steuersatzes,  wenn  sie  dazu  später,  aber  doch  binnen  9  Monaten 
nach  dem  Inkrafttreten  dieses  Gesetzes  angeboten  sind. 

Die  Art  und  Weise,  wie  die  Erlegung  der  Stempelsteuer  auf  die  in  diesem 
Artikel  und  in  Absatz  2  des  vorigen  Artikels  genannten  Papiere  erkenntlich 
gemacht  werden  soll,  wird  durch  den  König  festgesetzt.* 

Art.  7.  «Dieses  Gesetz  tritt  an  dem  durch  den  König  näher  zu  bestimmen- 
den Termin  in  Kraft." 
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monopole auf  Petroleum,  Zündhölzchen,  Spielkarten  und 

Cigarettenpapier l). 

L 

Gesetz,  betreffend  die  Monopolisierung  der  Einfuhr  nnd  des  Verkaufes 

von  Petroleum. 

Art.  1.  Das  Recht  der  Einfuhr  und  des  Verkaufes  de«  Petroleums  inner- 
halb der  ganzen  Monarchie  besitzt  ausschliesslich  der  Staat. 

Art.  2.  Der  Finanzminister  wird  ermächtigt,  entweder  im  Licitation«- 
oder  Submissionswege  deu  Bedarf  an  Petroleum  bis  zu  einem  Quantum  vou 
12,000,000  Oka  jährlich  zu  beschaffen.  Auch  der  im  Lande  vorhandene  Bestand 
und  das  auf  Grund  früherer  Bestellungen  schon  gelieferte  Quantum  werden  von 
der  Finanzverwaltung  übernommen. 

Art.  3.  Der  Preis  des  vom  Staate  verkauften  Petroleums  wird  durch 
königl.  Dekret  festgesetzt.  Dieser  Preis  soll  nicht  höher  sein  als  derjenige, 
welcher  in  dem  Lande,  wo  das  Petroleum  beschafft  wurde,  gezahlt  worden  ist. 
tt-lbstverständlich  mit  dem  Zuschlag  der  Ausgaben  für  Herrichtung  und  Trans- 
port, sowie  für  Entrichtung  der  nach  Annahme  dieses  Gesetzes  festgesetzten 
Steuern  und  anderen  Abgaben  und  ausserdem  für  die  auf  die  obige  Summe  für 
Verlust  und  sonstige  Spesen  gerechneten  10  Prozent.  Der  obige  Preis  wird 
durch  den  Rechnungshof  berechnet  und  festgesetzt. 

Art.  4.  Innerhalb  eines  Monats  nach  Inkrafttreten  dieses  Gesetzes  sind 
diejenigen,  welche  mehr  als  10  Oka  Petroleum  in  ihrem  Besitz  haben,  ver- 
pflichtet, dasselbe  dem  competenten  Finanzinspektor,  resp.  der  Steuerbehörde 
auszufolgen.  Sie  erhalten  dafür  den  entsprechenden  Preis,  welcher  durch  die 
kompetente  Verwaltungsbehörde,  den  Finanzbeamten  und  den  Friedensrichter 
der  Provinzialhauptstadt  im  Verhältnis  zu  dem  Nettogewicht  und  der  Qualität 
des  Petroleums  festgesetzt  werden  soll.   Wer  sich  jedoch  weigert,  das  in  seinem 


')  Laut  königl.  Verordnung  vom  15.  (27.)  Januar  1885  wurde  der 
1.  (13.)  Februar  1885  als  der  Tag  bestimmt,  an  welchem  die  Gesetze,  be- 
treffend die  Einführung  von  Staatsmonopolen  auf  Petroleum,  Zündhölzchen  und 
Spielkarten  in  Kraft  zu  treten  hatten. 
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Besitz  befindliche  Petroleum  unter  den  vorstehenden  Bedingungen  zu  übergeben, 
kann  dasselbe  während  des  festgesetzten  Zeitraumes  unter  der  Kontrolle  der 
kompetenten  Steuerbehörde  und  nach  den  Bestimmungen  der  Zollgesetze  ex- 
portieren. Vom  Tage  der  Publikation  dieses  Gesetzes  an  hat  der  Staat  da? 
Recht,  die  Lager,  in  welchen  das  durch  den  Handel  beschaffte  Petroleum  auf- 
bewahrt wird,  zu  untersuchen. 

Art.  5.  Vom  Tage  des  Inkrafttretens  dieses  Gesetzes  an  ist  jede  Einfuhr 
und  jeder  Verkauf  von  Petroleum  in  Griechenland  verboten,  sobald  dasselbe  auf 
andere  als  die  in  diesem  Gesetze  vorgesehene  Weise  beschafft  wurde. 

Art.  6.  Diejenigen,  welche  den  Bestimmungen  des  vorhergehenden  Ar- 
tikels zuwiderhandeln,  verfallen  einer  Strafe  von  100  bis  1000  Drachmen;  das 
Petroleum  nut  Behältern  wird  konfisziert  und  im  Interesse  des  Staates  verkauft. 
Die  gleiche  Strafe  trifft  auch  Schiffskapitäne  oder  diejenigen,  welche  die  Ein- 
fuhr bewirken.  Die  nach  Massgabe  dieser  Bestimmung  eingehenden  Strafgelder 
werden  zu  gleichen  Teilen  zwischen  dem  Staate  und  dem  Angeber  verteilt, 
gleichviel  ob  letzterer  Privatmann,  Beamter  oder  Diener  des  Staates  ist. 

Art.  7.  Auf  diejenigen,  welche  dieses  Gesetz  übertreten,  finden,  ausser 
den  im  vorhergehenden  Artikel  aufgeführten  Strafen,  noch  die  Bestimmungen 
des  Artikels  1  des  Gesetzes  vom  13.  Juni  1877  Anwendung;  die  nach  diesem 
Artikel  dem  Zolldirektor  eingeräumten  Rechte  werden  dem  kompetenten  Finanz- 
inspektor übertragen. 

Art.  8.  Diejenigen,  welche  die  durch  königl.  Dekret  bestimmten  Siegel 
■oder  sonstige  Unterscheidungszeichen  des  vom  Staate  verkauften  Petroleums 
falschen  oder  nachahmen,  werden  mit  Gefängnis  von  8  Tagen  bis  zu  2  Jahren 
als  Thäter,  diejenigen  aber,  welche  wissentlich  Petroleum  mit  nachgeahmten 
Zeichen  verkaufen,  nur  als  Mitschuldige  bestraft. 

Art.  9.  Durch  königl.  Dekret  wird  der  Tag,  an  welchem  dieses  Gesetz 
in  Kraft  tritt,  bestimmt.  Ebenso  sollen  für  die  Behandlung  und  den  Verkauf 
des  Petroleums,  sowie  für  die  dadurch  entstehenden  Kosten,  welche  jedoch 
5  Prozent  des  Wertes  nicht  überschreiten  dürfen,  für  die  Herrichtung  des  Petro- 
leums und  endlich  für  alles,  was  sich  auf  die  Ausführung  dieses  Gesetzes  be- 
zieht, die  erforderlichen  Anordnungen  getroffen  werden. 

II. 

-Oesetz,  betreffend  die  Monopolisierung  der  Einfuhr,  der  Herstellung  und  des 

Verkaufes  von  Zündhölzchen '). 

Art.  1.  Das  Recht  der  Herstellung,  der  Einfuhr  und  des  Verkaufes  der 
Zündhölzchen  jeder  Art  innerhalb  der  gesamten  Monarchie  hat  ausschliesslich 
der  Staat. 


l)  Vgl.  unten  die  Wiederaufhebung  des  Gesetzes. 
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Art.  2.  Behufs  Ausübung  dieses  Rechts  wird  der  Finanzminister  er- 
mächtigt, Fabriken  einzurichten  oder  im  Licitations-,  resp.  Submiasionswege 
die  Herstellung  von  Zündhölzchen  durch  einheimische  Fabriken  zu  bewirken. 
Auch  soll  es  der  Finanzverwaltung  gestattet  sein,  die  Beschaffung  aller  in 
Griechenland  gebrauchten  Zündhölzchen  oder  eines  Teiles  derselben  aus  dem 
Auslande  zu  besorgen. 

Art,  3.  Innerhalb  10  Tagen  nach  Publikation  dieses  Gesetzes  durch  den 
Staatsanzeiger  müssen  diejenigen,  welche  in  Griechenland  Zündhölzchenfabriken 
besitzen,  wenn  sie  mit  dem  Staate  in  betreff  der  Herstellung  der  Zündhölzchen 
nach  Massgabe  des  Artikels  2  kein  Uebereinkommen  getroffen  haben,  dem 
kompetenten  Finanzinspektor  die  Maschinen  und  alles  dazu  gehörige  Material 
übergeben.  Der  Wert  dieser  Gegenstände  wird  nach  den  Bestimmungen  des 
Artikels  3  des  Gesetzes  vom  20.  November  1878  erstattet.  Die  gedachten  Gegen- 
stände können  aber  auch  unter  der  Kontrolle  der  kompetenten  Zollbehörde  und 
nach  den  Vorschriften  der  Zollgesetze  in  das  Ausland  verkauft  werden. 

Art.  4.  Der  Preis  der  vom  Staate  verkauften  Zündhölzchen  wird  durch 
königl.  Dekret  festgesetzt  und  soll  keinesfalls  mehr  als  10  Lerta  für  100  au* 
Holz,  und  höchstens  30  Lerta  für  solche  aus  Wachs,  Papier  und  sonstigem 
Material  verfertigten  Zündhölzchen  betragen.  Der  Preis  der  Luxuszündhölzchen 
wird  durch  königl.  Dekret,  aber  höchstens  bis  zum  dreifachen  Werte  der  obigen 
Betrage,  festgesetzt 

Art.  5.  Vom  Inkrafttreten  dieses  Gesetzes  an  wird  die  Herstellung,  die 
Einfuhr,  der  Kauf-  und  Verkauf  von  anderen  als  den  vom  Staate  beschafften 
Zündhölzchen  verboten,  ebenso  ist  der  Besitz,  die  Herstellung  nnd  die  Einfuhr 
von  Maschinen  oder  Material,  welches  zur  Herstellung  von  Zündhölzchen  dient 
nicht  gestattet. 

Art.  6.  Diejenigen,  welche  Zündhölzchen  zum  Verkauf  in  ihrem  Besitz 
haben,  sind  innerhalb  8  Tagen  nach  dem  Inkrafttreten  dieses  Gesetzes  ver- 
pflichtet, dieselben  dem  kompetenten  Finanzinspektor  oder  der  Steuerbehörde 
zu  übergeben.  Der  Wert  dieser  Zündhölzchen  soll  ihnen  nach  Bestimmung  des 
Finanzinspektors  und  des  Friedensrichters  ersetzt  werden. 

Art.  7.  Diejenigen,  welche  die  durch  königl.  Dekret  festgesetzten  Monopol - 
zeichen  der  vom  Staate  verkauften  Zündhölzchen  fälschen  oder  nachahmen, 
werden  mit  Gefängnis  von  8  Tagen  bis  zu  1  Jahr  als  Thäter,  diejenigen  aber, 
welche  wissentlich  Zündhölzchen  mit  nachgemachten  Monopolszeichen  verkaufen, 
nur  als  Mitschuldige  bestraft. 

Art.  8.  Diejenigen,  welche  die  Vorschriften  der  Artikel  5  und  6  über- 
treten, werden  mit  einer  Geldbusse  von  100  bis  1000  Drachmen  und  mit  Kon- 
fiskation der  inhibierten  Gegenstände  bestraft.  Diese  Strafe  verhängt  der 
Finanzinspektor.  Gegen  die  Entscheidung  desselben  ist  jedoch  innerhalb  10  Tagen 
eine  Berufung  bei  dem  nach  Artikel  7  des  Gesetzes  vom  22.  Juni  1882  kon- 
stituierten Rate  gestattet,  dessen  Entscheidung  endgiltig  ist. 
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Art.  9.  Die  vorstehenden  Strafgelder  werden  zu  gleichen  Teilen  zwischen 
dem  Staate  und  dem  Angeber  verteilt,  gleichviel  ob  letzterer  Privatmann,  Be- 
amter oder  Diener  des  Staates  ist. 

Art.  10.  Auf  diejenigen,  welche  die  Artikel  5  und  6  dieses  Gesetzes 
übertreten,  sollen  ausser  den  in  Artikel  8  aufgeführten  Strafen  auch  noch  die 
Bestimmungen  des  Artikels  1  des  Gesetzes  vom  18.  Juni  1877  angewendet  werden; 
die  nach  diesem  Artikel  dem  Zolldirektor  eingeräumten  Rechte  werden  dem 
kompetenten  Finanzinspektor  Ubertragen. 

♦ 

Art.  11.  Durch  königl.  Dekret  soll  der  Tag,  an  welchem  dieses  Gesetz 
in  Kraft  tritt,  festgesetzt  werden.  Ebenso  werden  hinsichtlich  alles  dessen,  was 
auf  die  Errichtung  von  Staatswerkstätten  und  die  Thätigkeit  in  denselben  Bezug 
hat,  hinsichtlich  der  Bedingungen  der  in  Artikel  2  vorgesehenen  Abkommen 
und  der  zur  Ausführung  derselben  notwendigen  Kredite,  hinsichtlich  der  Fabri- 
kation, der  Behandlung  und  des  Detailverkaufes  der  Zündhölzchen,  wie  der  da- 
mit im  Znsammenhang  stehenden  Kosten,  welche  jedoch  10  Prozent  des  Wertes 
nicht  überschreiten  dürfen,  und  endlich  hinsichtlich  alles  dessen,  was  sich  auf 
die  Ausführung  dieses  Gesetzes  l>ezieht,  die  erforderlichen  Anordnungen  ge- 
troffen werden. 

III. 

Gesetz,  betreffend  die  Monopolisierung  der  Herstellung,  der  Einfuhr  und  des 

Verkaufes  von  Spielkarten. 

Art.  1.  Das  Recht,  Spielkarten  herzustellen,  einzuführen  und  zu  ver- 
kaufen, steht  innerhalb  der  ganzen  Monarchie  ausschliesslich  dem  Staate  zu. 

Art.  2.  Der  Finanzminister  wird  ermächtigt,  Fabriken  einzurichten  oder 
im  Licitations-  resp.  Submissionswege  die  Herstellung  der  Spielkarten  durch 
einheimische  Fabriken  bewirken  zu  lassen.  Auch  soll  eventuell  die  Beschaffung 
aller  oder  eines  Teiles  der  in  Griechenland  zur  Verwendung  gelangenden  Spiel- 
karten aus  dem  Auslande  dem  Finanzministerium  freistehen. 

Ait.  3.  Das  Papier,  auf  welchem  die  vom  Staate  verkauften  Karten  ge- 
druckt werden,  enthält  ein  Wattserzeichen.  Die  Bilder  werden  durch  besonderen 
Druck  hergestellt.    Beides  soll  durch  königl.  Dekret  geregelt  werden. 

Art.  4.  Innerhalb  10  Tagen  nach  Publikation  dieses  Gesetzes  durch  den 
Staatsanzeiger  müssen  diejenigen,  welche  in  Griechenland  Spielkartenfabrikeu 
besitzen,  dem  kompetenten  Finanzinspektor  die  Maschinen,  das  Papier,  die  Druck- 
pressen und  alles  dazu  gehörige  Material  übergeben,  vorausgesetzt,  dass  sie 
nicht  mit  dem  Staate  in  betreff  der  Kartenherstellung  nach  Massgabe  des  Ar- 
tikels 2  ein  Uebereinkommen  getroffen  haben.  Nach  Massgabe  des  Artikels  8 
des  Gesetzes  vom  20.  November  1878  wird  der  Wert  dieser  Gegenstände  er- 
stattet, welche  aber  auch  unter  der  Kontrolle  der  zuständigen  Zollbehörde  und 
nach  den  Vorschriften  der  Zollgesetze  in  das  Ausland  verkauft  werden  können. 
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Art  5.  Der  Preis  der  vom  Staate  verkauften  Spielkarten  wird  durch 
königl.  Dekret  festgesetzt ;  derselbe  soll  für  das  Paket  der  gewöhnlichen  Karten 
nicht  höher  als  bis  zu  2  Drachmen  bemessen  sein  und  für  das  Paket  der 
besseren  Karten  nicht  mehr  wie  den  dreifachen  Preis  der  vorerwähnten  Karten 
betragen. 

Art.  6.  Sobald  das  gegenwärtige  Gesetz  in  Kraft  tritt,  ist  der  Besitz, 
die  Fabrikation,  die  Einfuhr  und  der  Verkauf  aller  anderen  als  der  vom  Staate 
ausgegebenen  Spielkarten  ebenso  verboten,  wie  der  Besitz,  die  Fabrikation,  die 
Einfuhr  und  der  Gebrauch  aller  Maschinen,  welche  zur  Fabrikation  von  Spiel- 
karten dienen. 

Art  7.  Diejenigen,  welche  die  durch  königl.  Dekret  festgesetzten  Mono- 
polzeichen. Pressen  und  das  für  die  vom  Staate  verkauften  Karten  bestimmte 
Papier  falschen  oder  nachahmen,  sollen  als  Thäter  mit  Gefängnis  von  8  Tagen 
bis  zu  1  Jahre,  diejenigen  aber,  welche  wissentlich  Spielkarten  mit  nachgeahmten 
Monopolszeichen  verkaufen,  nur  als  Mitschuldige  bestraft  werden. 

Art.  8.  Die  Nichtbeachtung  der  im  Artikel  6  enthaltenen  Vorschriften 
wird  mit  einer  Geldstrafe  von  100  bis  1000  Drachmen  und  mit  Konfiskation  der 
inhibierten  Gegenstande  geahndet.  Beide  Strafen  werden  durch  den  kompetenten 
Finanzinspektor  verhängt,  gegen  dessen  Entscheidung  innerhalb  10  Togen  eine 
Berufung  bei  dem  nach  Artikel  7  des  Gesetzes  vom  22.  Juni  1882  konstituierten 
Rate  gestattet  ist.   Die  von  letzterem  getroffene  Entscheidung  ist  endgiltig. 

Art.  9.  Die  auf  Grund  der  vorstehenden  Bestimmungen  eingezogenen 
Strafgelder  werden  zu  gleichen  Teilen  zwischen  dem  Staate  und  dem  Angeber 
verteilt  gleichviel  ob  letzterer  Privatmann,  Beamter  oder  Diener  des  Staates  ist. 

i 

Art.  10.  Auf  diejenigen,  welche  den  Artikel  6  dieses  Gesetzes  übertreten, 
finden,  ausser  den  in  Artikel  8  aufgeführten  Strafen,  auch  noch  die  Bestim- 
mungen des  Artikel  1  des  Gesetzes  vom  13.  Juni  1877  Anwendung.  Die  nach 
diesem  Artikel  dem  Zolldirektor  eingeräumten  Rechte  gehen  auf  den  Finanz- 
inspektor über. 

Art.  11.  Alle  Bestimmungen,  welche  sich  auf  die  Besteuerung  von  Spiel- 
karten beziehen,  werden  aufgehoben. 

Art.  12.  Durch  königl.  Dekret  wird  der  Tag,  an  welchem  das  gegen- 
wärtige Gesetz  in  Kraft  tritt,  festgesetzt  werden.  In  gleicher  Weise  sollen  auch 
für  die  Errichtung  von  Staatsfabriken  und  ihre  Thätigkeit,  für  die  Bedingungen 
der  in  Artikel  2  vorgesehenen  Abkommen  nebst  den  dadurch  notwendig  wer- 
denden Krediten  für  die  Fabrikation,  die  Behandlung  und  den  Verkauf  von 
Spielkarten  einschliesslich  der  hierdurch  entstehenden  Kosten,  welche  jedoch 
■5  Prozent  des  Wertes  nicht  übersteigen  dürfen,  und  endlich  alles,  was  sich  auf 
die  Ausführung  dieses  Gesetzes  bezieht,  die  erforderlichen  Vorschriften  er- 
lassen werden. 
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Durchführungsbestimmungen. 

» 

In  Bezug  auf  das  Petroleummonopol: 

Axt.  1.  Das  eingeführte  Petroleum  wird  in  Blechbüchsen  verkauft  mit 
dem  Rauminhalte  von  II1/*  Oka  Reingewicht. 

Art  2.  Die  Büchsen  zeigen  den  Hermeskopf,  die  Aufschrift  „Petroleum 
des  griechischen  Monopols"  und  die  Jahreszahl  der  Erzeugung.  Der  Auslauf- 
stöpsel ist  mit  einer  Spange  bedeckt,  welche,  an  beiden  Enden  festgesiegelt,  die 
Nummer  des  betreffenden  Einführungsgesetzes  zeigt.  Je  zwei  solcher  Büchsen 
sind  in  einer  Kiste  verpackt. 

Art.  3.  Als  Niederlagen  bestehen:  a.  Centraldepöts  zur  Lagerung  des 
importierten  Petroleums,  und  zwar  in  Korfu,  Patrass,  Sira,  Piräus  und  Volo: 
b.  Verschleissniederlagen  in  jedem  Hauptorte  der  politischen  Bezirke. 

Art  4.  Die  Verwaltung  der  Centralen  wird  an  Staatspensionisten,  welche 
im  Range  eines  Ministerialsekretärs  I.  Klasse  mindestens  zwei  Jahre  gedient 
haben,  oder  an  eigens  hiezu  ernannte  Beamte  übertragen;  die  Verwaltung  der 
Verschleissniederlagen  wird  einem  Privatunternehmen  mittelst  Vertrag  auf 
höchstens  fünf  Jahre  überlassen. 

Art.  5.  Die  Funktionare  der  Centralen  werden  vom  Staate  besoldet, 
welcher  auch  die  ganzen  Regieanlagen  der  Centralen  bestreitet;  die  Verschleiss- 
anlagen  sind  sämtlich  von  der  Unternehmung  zu  tragen. 

Art.  6.  Erstere  Funktionäre  haben  den  Diensteid  abzulegen  und  Kaution 
zu  leisten.  Die  Unternehmung  hat  eine  Sicherstellung  von  300,000  Frs.  zu  leisten. 

Art  7.  Die  Unternehmung  erhält  für  das  aus  den  Depdts  empfangene 
Petroleum  Begleitscheine  zum  Bestimmungsorte  des  Oeles.  Die  Centraldepöts 
dürfen  das  Petroleum  nur  innerhalb  des  vom  Finanzministerium  jeweilig  an- 
gewiesenen Quantums  ausfolgen;  sobald  vier  Fünftel  des  Aversums  ausgeliefert 
sind,  muss  die  Unternehmung  ihre  Kaution  entsprechend  ergänzen. 

Art.  8  enthält  Vorschriften  betreffs  Konstatierung  allfälliger  Abweichungen 
des  in  den  Centralen  lagernden  Oeles. 

Art.  9.  Der  Verschleiss  findet  in  Mengen  von  mindestens  einer  Büchse 
zum  festgesetzten  Preise  statt;  dieser  Preis  darf  nie  mehr  betragen  als  der 
Marktpreis  des  Oeles  am  Erzeugungsplatze  mit  Zuschlag  der  Transportemballage 
und  Lokalspesen  und  von  10  Prozent  für  Verlust,  wie  dies  jeweilig  gremialiter 
festgesetzt  wird. 

Art.  10.  Wiederverkäufer  dürfen  von  ihren  Vorräten  nach  Erschöpfung 
einer  Büchse  stets  nur  eine  andere  öffnen. 
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Art.  11.  Die  Unternehmung  muss  an  jedem  Verschleissorte  für  einen 
Monat  Vorrat  besitzen;  an  Orten,  welche  bis  höchstens  12  Kilometer  von  der 
Centrale  entfernt  sind,  genügt  ein  Vorrat  für  fünf  Tage. 

Art.  12  bis  15  enthalten  Bestimmungen  der  Kontrolle  zur  Sicherung  der 
Finanzinteressen. 

Art.  16.  Die  Unternehmung  erhält  für  jede  Geldabfuhr  die  vertrag*- 
mässig  stipulierte  Provision. 

Art  17.  Bei  Ablauf  der  Unternehmungsperiode  übernimmt  der  Staat 
auf  seine  Kosten  sämtliche  Vorräte  der  Unternehmung. 

Art  18  bis  25  enthalten  die  bezüglichen  Buchführungs-  und  Straf- 
bestimmungen. 

Das  Spielkartenmonopol  wird  von  den  voraus  bezeichneten  Cen- 
tralen, von  derselben  Unternehmung  und  nach  denselben  Bestimmungen  wie  das 
Petroleummonopol  verwaltet  und  ausgeführt. 

Die  Spiele  sind  mit  Schleifen  geschlossen  und  entsprechend  markiert  und 
ihre  Verschleisspreise  vom  Staate  festgesetzt. 

Auch  das  Zündhölzchen  mono  pol  wird  durch  dieselben  Centralen, 
durch  dieselbe  Unternehmung  und  nach  gleichen  Bestimmungen  wie  die  beiden 
andern  Monopole  verwaltet  und  ausgeführt. 

Für  die  Verschleisspreise  der  verschiedenen  Gattungen  von  Zündhölzchen 
ist  ein  eigener  Tarif  festgestellt. 

Nach  einer  Mitteilung  des  Deutschen  Handelsarchivs  1884 ,  ü,  S.  84« ,  wurde  die  aut 
etwa  L<2  MAL  Frs.  veranschlagte  Oesamtlieferung  der  monopolisierten  Zündhölzer  einer  deutschen 
Fabrik  übertragen.  Die  Lieferung  sollte  gewöhnliche  Schwefelhölzer,  Sicherheitshölzer,  sog. 
Sehwedische,  sowie  imprägnierte  Sicherheitahölzer  umfassen,  während  die  sog.  Luxusstreich- 
hölzer —  Wachsstreichhölzer  und  Salonstreichhölzer  —  deren  jährlicher  Konsum  etwa  50,000  Frs. 
ausmacht,  von  einer  Fabrik  in  Venedig  zu  beziehen  waren. 

Inzwischen  ist  aber  die  Wiederaufhebung  des  Zundhölzchenmonopols  ins  Auge  gefasat 
worden;  das  darauf  bezügliche  Gesetz  vom  23.  Juli  (l.  August)  lautet: 

- 

IV. 

Gesetz  vom  23.  Juli  (4.  August)  1886,  betreffend  die  Aufhebung  des  Monopols 

auf  Zündhölzchen. 

Art.  1.  Die  Regierung  wird  ermächtigt,  das  Gesetz  vom  27.  März  (8.  April) 
1884  über  das  ausschliessliche  Recht  der  Erzeugung,  der  Einfuhr  und  des  Ver- 
kaufes von  Zündhölzchen  durch  königliches  Dekret  aufzuheben,  und  zwar  nach 
Ablauf  der  Zeit,  welche  in  den  Verträgen  zwischen  den  Lieferanten  in  Augsburg 
und  Venedig,  sowie  mit  der  Regiegesellschaft  einerseits  und  der  Regierung  ander- 
seit«  stipuliert  war,  oder  auch  vor  Ablauf  dieser  Zeit,  wenn  es  der  Regierung 
gelingt,  durch  ein  specielles  Abkommen  die  mit  den  Lieferanten  und  Unter- 
nehmern geschlossenen  Verträge  zu  lösen. 
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Art.  2.  Innerhalb  15  Tagen  nach  Erlass  des  königlichen  Dekretes  Über 
die  Aufhebung  des  im  vorstehenden  Artikel  erwähnten  Gesetzes  können  die- 
jenigen, welche  aus  dem  Monopol  herrührende  Zündhölzchen  besitzen,  sowie 
auch  die  mit  der  Administration  und  dem  Verkauf  betrauten  Unternehmer  die- 
selben bei  den  Finanzinspektoren  oder  den  Zollbehörden  abliefern,  wo  ihnen  der 
Wert  derselben  vergütet  werden  wird. 

Art.  3.  Die  Art  und  Weise  der  Verfügung  über  die  in  den  Staats- 
magazinen befindlichen  Zündhölzchen,  Maschinen  und  Materialien,  sowie  alle 
anderen  auf  die  Ausführung  des  gegenwärtigen  Gesetzes  bezüglichen  Bestim- 
mungen werden  durch  königliches  Dekret  normiert  werden. 

Fast  gleichzeitig  wurde  durch  Gesetz  vom  ».  Juli  (3.  August)  1885  auch  das  Monopol 
auf  Cigarettenpapier  aufgehoben.  Das  bezügliche  Gesetz  lautet: 

V. 

Gesetz  vom  22.  Juli  (3.  Angust)  1885,  betreffend  die  Aufhebung  des  Monopols 

auf  Cigarettenpapier. 

Art.  1.  Die  Regierung  wird  ermächtigt,  das  Gesetz  vom  29.  April  (11.  Mai) 
1883  über  Einführung  des  Monopols  auf  Cigarettenpapier  durch  königl.  Ver- 
ordnung aufzuheben  und  das  aus  dem  Ausland  eingeführte  Cigarettenpapier 
mit  einem  Eingangszoll  von  10  Drachmen  per  Oka  (1  Oka  =  1285  Gramm) 
für  Cigarettenpapier  in  Cahiers  und  von  6  Drachmen  per  Oka  für  Cigaretten- 
papier in  Bögen  (778,21  resp.  4b'6,92  Drachmen  per  Quintal)  zu  belegen. 

Art.  2.  Das  in  den  Staatsmagazinen  befindliche  Cigarettenpapier  in  Cahiers 
oder  Bögen  wird  vom  Finanzministerium  entweder  im  ganzen  oder  partienweise 
zum  Verkaufe  gebracht  und  der  Erlös  dafür  der  Staat«  cassa  zugeführt  werden. 
Wenn  jedoch  der  Verkauf  desselben  nur  mit  Verlust  für  das  Aerar  bewerk- 
stelligt werden  könnte,  bleibt  das  Gesetz  vom  29.  April  (11.  Mai)  1883  so  lange 
in  Wirksamkeit,  bis  der  in  den  Magazinen  vorhandene  Vorrat  vollständig  er- 
schöpft ist. 
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Entscheidungen  des  Reichsgerichts  in  Finanzfragen. 

Bearbeitet 

▼Oll 

Wilhelm  Burkhard, 

Regierung«-  and  Fiskalrat  in  Wurzburg. 


I. 

Doppelbesteuerung. 

1. 

Reichsgesetz  über  BeHeitigung  der  Doppelbesteuerung  vom  13.  Mai  1870  §  3. 

III.  Strafsenat.   Urteil  vom  26.  Februar  1883,  R.  Nr.  3084/82. 

Zwischen  der  Person  des  Rechtssubjektes  der  Aktiengesellschaft  und  der 
FÜnzelaktionäre  und  zwischen  dem  Vermögen  beider  besteht  keine  Identität, 
Die  Aktiengesellschaft  ist  als  solche  ein  selbständiges  von  den  Personen  der 
Einzelaktionäre  verschiedenes  Rechtssubjekt  und  das  Vermögen  der  erstem  nach 
Art.  213  des  H.G.B,  rechtlich  und  thatsächlich  ein  von  dem  Vermögen  der  Einzelnen 
verschiedenes.  Dem  Einzelaktionär  steht  weder  Miteigentum  noch  ein  sonstiges  un- 
mittelbares Recht  an  dem  Vermögen  der  Aktiengesellschaft  zu  und  derselbe 
erlangt  auf  Grund  seiner  Beteiligung  bei  der  Gesellschaft  allein  weder  die  Kauf- 
mannsqualität, noch  ist  es  er,  welcher  das  den  Gegenstand  des  Aktienunternehmens 
bildende  Gewerbe  treibt.  Der  §  1  des  Gesetzes  vom  13.  Mai  1870  statuiert  das 
Princip,  dass  ein  Deutscher  zu  den  direkten  Staatssteuern  nur  in  demjenigen 
Hundesstaat  herangezogen  werden  darf,  in  welchem  er  seinen  Wohnsitz  hat.  In 
§  3  ist  die  Ausnahme  zugelassen,  dass  der  Grundbesitz  und  der  Betrieb  eines 
Gewerbes  sowie  das  aus  demselben  herrührende  Einkommen  nur  in  demjenigen 
Bundesstaat  zu  besteuern  ist,  in  welchem  der  Grundbesitz  liegt  und  das  Gewerbe 


i)  Um  einer  bisher  nicht  berücksichtigten  wichtigen  Seite  des  Finanzwesens  gerecht  zn 
werden  und  zugleich  einem  oft  geäusserten  Wunsch  der  Finanzpraktiker  nachzukommen,  ist 
diese  neue  Abteilung  in  das  Finanzarchiv  eingefügt  worden.  Selbstverständlich  kann  nur  die 
deutsche  Rechtsprechung  ins  Auge  gefasst  werden.  Zunächst  folgt  eine  Zusammenstellung  der 
sämtlichen  bis  heute  in  Fragen  des  Finanzrechtes  und  der  Finanzverwaltung  erlassenen  und 
veröffentlichten  Entscheidungen  des  Reichsgerichts  in  Form  kurzer  Auszüge  aus  den  wichtigsten 
Sätzen  der  Urteilsbegründung.  Die  neuen  Entscheidungen  werden  immer  in  ähnlicher  Weise 
nach  der  Publikation  gebracht  werden.  In  weiterer  Linie  sollen  soweit  möglich  auch  die  wich- 
tigeren Entscheidungen  der  obersten  Gerichts-  und  Verwaltungsrechtsstellen  in  den  Einzelstaaten 
Beachtung  finden.  Um  rascheste  Orientierung  zu  ermöglichen,  wird  jedem  Jahrgang  ein  ge- 
sondertes fortlaufendes  Register  über  die  ganze  Materie  beigefügt  werden.  D.  H. 
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betrieben  wird.  Das  Gesetz  hat  hierbei  alle  Modalitäten  einer  direkten  Be- 
steuerung im  Auge.  Immer  ist  dabei,  wie  aus  der  Tendenz  des  Gesetzes,  aus 
dessen  Motiven  zu  §  3  und  den  Reichstagsverhandlungen,  endlich  aus  der  Natur 
des  §  3  als  einer  strikt  zu  interpretierenden  Ausnahmebestimmung  unzweifelhaft 
erhellt,  das  Einkommen  aus  den  bezeichneten  beiden  Quellen  nur  in  seiner  Be- 
ziehung zu  der  Person  des  Grundbesitzers  und  des  Gewerbetreibenden  und  daher 
nur  dasjenige  Einkommen  gemeint,  welches  der  Grundbesitzer  und  Gewerbe- 
treibende aus  seinem  Grundbesitze  und  seinem  Gewerbebetriebe  bezieht.  Diese 
Ausnahme  trifft  daher  nicht  zu  auf  Dividenden  der  Aktionäre ,  welche  für  ihre 
Person  als  die  das  Gewerbe  der  Aktiengesellschaft  Betreibenden  nicht  zu  gelten 
haben  und  deren  Dividendenbezug  deshalb  auch  nicht  der  direkten  Besteuerung  des 
Landes  des  Gewerbebetriebes,  sondern  dem  Princip  des  §  1  a.  a.  0.  entsprechend 
ihres  Wohnortes  unterliegt.  Das  Besteuerungsrecht  des  Domizilstaates  des  Aktio- 
närs hinsichtlich  der  Dividenden  an  Aktien  eines  Aktienunternehmens,  welche« 
in  einem  andern  deutschen  Bundesstaate  als  dem  Wohnortsstaate  des  Aktionärs 
betrieben  wird,  schliesst  daher  das  Reichsgesetz  vom  13.  Mai  1870  nicht  aus. 

Sammlung  Bd.  VIII  S.  132. !) 

2. 

Gesetz  vom  13.  Mai  1870  §  3,  Reichsgewerbeordnung  vom  21.  Juni  1869 

§  14.  42.  55. 

I.  Strafsenat.   Urteil  vom  18.  Dezember  1884,  R.  Nr.  2869/81. 

Der  §  3  des  Reichsgesetzes  vom  13.  Mai  1870  sagt  nicht,  dass  das  Ge- 
werbe nur  in  demjenigen  Bundesstaat  betrieben  werde,  in  welchem  die  Gewerbe- 
niederlassung sich  befindet  oder  der  Gewerbetreibende  seinen  Wohnsitz  hat;  auch 
nicht,  dass  im  Falle  das  Gewerbe  hier  versteuert  worden  sei,  es  in  jedem  andern 
Bundesstaate  steuerfrei  betrieben  werden  dürfe.  Vielmehr  kann  dieser  Paragraph 
nur  dahin  verstanden  werden,  dass  derjenige  Bundesstaat  zur  Veranlagung  der 
Grund-  und  Gewerbesteuer,  sowie  zur  Besteuerung  des  aus  diesen  Quellen  her- 
rührenden Einkommens  nicht  berechtigt  sei,  in  welcher  der  Grundbesitz  nicht 
liegt  und  das  Gewerbe  nicht  betrieben  wird.  Dass  bereits  zur  Zeit  der  Ent- 
stehung des  Gesetzes  überall  in  Deutschland  der  einzelne  Bundesstaat  nur  den 
in  seinem  Gebiete  gelegenen  Grundbesitz  und  das  innerhalb  seines  Gebietes  be- 
triebene Gewerbe  besteuert  hatte,  wird  in  den  Motiven  anerkannt,  und  sie  wollen 
in  dieser  Richtung  nur  die  Möglichkeit  einer  Abänderung  des  schon  geltenden 
Grundsatzes  beseitigen.  Anders  aber  verhält  es  sich  mit  dem  aus  diesen  Quellen 
fliesaenden  Einkommen,  welches  nach  der  Gesetzgebung  der  meisten  Bundes- 
staaten, sowohl  in  demjenigen  Bundesstaat,  in  welchem  sich  dieselben  befanden, 
als  auch  in  demjenigen  Bundesstaat  der  Besteuerung  unterlag,  welcher  das  Ein- 
kommen des  Grundbesitzers  und  des  Gewerbebetreibenden  im  ganzen  besteuerte, 
wenn  sich  die  Quellen  auch  nicht  in  demselben  befanden.  Und  gerade  darin 
besteht  die  Neuerung  des  Gesetzes,  dass  fernerhin  nur  dem  ersteren  dieser  Bundes- 
staaten die  Besteuerung  des  fraglichen  Einkommens  zustehen  soll.  Dass  das 
Gesetz,  im  Falle  sich  ein  Gewerbetreibender  in  mehreren  Bundesstaaten  Quellen 
des  Einkommens  aus  seinem  Gewerbe  eröffnet  habe,  auch  die  Besteuerung  des 
in  dem  andern  Bundesstaat  erzielten  Einkommens  demjenigen  Bundesstaat  über- 
wiesen habe,  in  welchem  sich  die  Gewerbeniederlassung  oder  der  Wohnort  des 
Gewerbetreibenden  befindet,  ist  nicht  ausgesprochen  worden,  und  noch  weniger 
kann  aus  seiner  Tendenz,  die  mehrfache  Besteuerung  des  nämlichen  Objektes 
auszuschliessen,  entnommen  werden,  dass  dem  ersteren  dieser  Bundesstaaten  nicht 
einmal  die  Erhebung  der  Gewerbesteuer  für  den  innerhalb  seines  Gebietes  aus- 
geübten gewinnbringenden  Gewerbebetrieb  gestattet  sein  soll.  Denn  abgesehen 
davon,  dass  die  Mobve  selbst  anerkennen,  dass  die  Beseitigung  der  Doppelsteuer 


')  Ohne  nähere  Bezeichnung  ist  die  Sammlung  der  Entscheidungen  für 
Strafsachen  gemeint. 
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durch  das  Gesetz  nicht  in  vollem  Umfange,  sondern  nur  nach  Möglichkeit  be- 
werkstelligt werden  könne,  handelt  überhaupt  der  §  3  des  Gesetzes  nicht  von 
der  Besteuerung  des  Gewerbes,  sondern  von  der  Besteuerung  des  Betriebes  des 
Gewerbes.  Ein  in  mehreren  Bundesstaaten  stattfindender  und  zur  Besteuerung 
in  einem  jeden  dieser  Bundesstaaten  herangezogener  Gewerbebetrieb  aber  ist 
nicht  Gegenstand  einer  doppelten  Besteuerung,  weil  derselbe  schon  vor  Erlass 
des  Gesetzes  von  dem  einzelnen  Bundesstaat  gerade  nur  soweit  besteuert  wurde, 
als  er  sich  auf  seinem  Gebiete  bewegte  und  auch  ferner  nicht  über  seine  Grenze 
hinaus  besteuert  werden  darf. 

Das8  die  Besteuerung  eines  in  mehreren  Bundesstaaten  betriebenen  Ge- 
werbes —  gleichgültig  ob  für  dasselbe  eine  besondere  Niederlassung  besteht 
oder  nicht  —  durch  einen  jeden  dieser  Bundesstaaten  von  §  3  des  Gesetzes  nicht 
ausgeschlossen  ist,  ist  auch  bei  den  Verhandlungen  im  Reichstage  hervorgetreten, 
und  es  ergibt  sich  kein  Anhaltspunkt,  wodurch  seine  Auslegung  als  unrichtig  nach- 
gewiesen würde.  Nun  würde  es  ja  kaum  als  im  Geiste  der  Reichsverfassung 
gelegen  anzunehmen  sein,  wenn  der  Angehörige  eines  Bundesstaates,  der  in  einem 
angrenzenden  Bundesstaat  einmal  eine  geringfügige  Gewerbehandlung  ausübt, 
daselbst  sofort  mit  Gewerbesteuer  belegt  werden  soll.  Aber  derartige  Missstände 
können  nur  durch  entsprechende  Vereinbarungen  unter  den  Bundesstaaten  be- 
seitigt werden,  wie  ja  auch  vielfach  solche  zu  diesem  Zwecke  getroffen  sind. 
Das  Reich  selbst  aber  konnte  sich  bei  der  Vielgestaltigkeit  der  deutschen  Ge- 
werbeverhältnisse zum  Erlasse  einer  Bestimmung,  dass  das  einmal  in  einem 
Bundesstaate  besteuerte  Gewerbe  in  jedem  andern  Bundesstaate  steuerfrei  be- 
trieben werde ,  nicht  berufen  fühlen ,  wenn  es  sich  nicht  zugleich  mit  der  Her- 
stellung einer  Einheit  innerhalb  dieser  Gesetzgebung  befassen  wollte. 

Sammlung  Bd.  XI  S.  309. 

3. 

Reichsgesetz  vom  13.  Mai  1870.    Hamburgisches  Einkommensteuergesetz  vom 
7.  März  1881.    Schweizerisches  Bundesrecht. 

I.  Civilsenat,    Urteil  vom  11.  Februar  1885.  R.  Nr.  421/81. 

Das  Reichsgesetz  vom  13.  Mai  1870  richtet  sich  gegen  diejenige  Doppel- 
besteuerung, welche  dadurch  entsteht,  dass  dieselbe  Person  wegen  desselben  Objektes 
für  dieselbe  Zeit  von  mehr  als  einem  Staate  des  Reiches  mit  direkten  Staatsateuera 
belegt  wird.  Sonst  wäre  die  Freizügigkeit  beeinträchtigt.  Es  wollte  eine  Kollision 
der  Steuergewalt  verschiedener  Staaten  zum  Nachteile  des  Steuerpflichtigen  ver- 
hindert werden  (Verh.  d.  Nordd.  Bundesst,  von  1867  Bd.  I  S.  565;  1869  Bd.  II 
S.  831).  Bei  Aktiengesellschaften  steht  die  Besteuerung  dem  Staate  zu,  in  welchem 
die  Aktiengesellschaft  ihr  Gewerbe  betreibt ;  die  Besteuerung  der  Aktionäre  wegen 
des  Einkommens  aus  dem  Aktienbesitze  dem  Staate,  in  welchem  sie  wohnen, 
während  von  ihnen  Gewerbesteuer  wegen  des  Gewerbebetriebes  der  Aktiengesell- 
schaft nicht  erhoben  werden  kann.  Der  §  3  des  Reichsgesetzes  ist  auf  die  Be- 
steuerung des  Aktionars  wegen  des  Einkommens,  das  er  aus  dem  Aktienbesitze 
bezieht,  nicht  anzuwenden,  denn  diese  Bestimmung  trifft  nur  die  Besteuerung 
des  Grundbesitzes  wegen  des  Einkommens  aus  seinem  Grundbesitze,  den  Ge- 
werbetreibenden wegen  des  Einkommens  aus  seinem  Gewerbe.  Letzterer  braucht 
nicht  bloss  durch  persönliche  Thätigkeit  an  dem  Gewerbebetrieb  beteiligt  zu 
sein.  Es  ist  jedes  Einkommen  des  Unternehmers,  Inhabers,  Geschäftsherrn  des 
Gewerbebetriebes  verstanden,  ob  er  das  Gewerbe  persönlich  betreibt  oder  betreiben 
lässt,  mit  eigenen  oder  fremden  Mitteln.  Als  Inhaber  ist  derjenige  anzusehen, 
der  nach  aussen  hin  als  solcher  auftritt,  auf  dessen  Namen  das  Gewerbe  be- 
trieben wird.  Bei  Aktiengesellschaften  tritt  aber  nicht  der  einzelne  Aktionär 
mit  dem  Einkommen  aus  dem  Aktienbesitze,  sondern  die  Aktiengesellschaft  als 
solche  als  Inhaber  auf.  Sie  handelt  unter  ihrer  Firma  (Art.  18  des  H.G.B.),  und 
hat  daher  Kaufmannseigenschaft  und  staatliche  Erlaubnis  (Erk.  des  preuss.  Ober- 
verwaltungsgerichtshofs vom  16.  Sept.  1882,  Entsch.  Bd.  IX,  S.  286;  des  bayr. 
Verwaltungsgerichtshofes  vom  25.  Januar  1881,  Landmann,  Gewerbeordnung  S.44.) 
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Bei  dem  Reedereigewerbe  ist  die  Nationalität  der  einer  Aktiengesellschaft 
gehörigen  Schiffe  von  der  Staatsangehörigkeit  der  Aktionäre  unabhängig ;  ebenso 
erscheint  die  Aktiengesellschaft  selbst  immer  als  das  steuerpflichtige  Subjekt. 
Das  Einkommen  der  Aktionäre  aus  dem  Aktienbesitze  ist  kein  Einkommen  aus 
„seinem"  Gewerbebetriebe. 

Wenn  nach  der  Landesgesetzgebung  die  Aktiengesellschaft  selbst  und  da- 
neben auch  die  Aktionäre  aus  dem  Einkommen  aus  den  Aktien  besteuert  werden, 
so  hat  hieran  das  Reichsgesetz  vom  13.  Mai  1870  nichts  geändert;  es  kann  Doppel- 
besteuerung vorliegen,  obwohl  zu  beachten  ist,  dass  die  Aktiengesellschaft  und 
der  Aktionär  verschiedene  Personen  darstellen.  Allein  diese  Doppelbesteuerung 
wäre  nicht  aufgehoben,  da  das  Reichsgesetz  nur  die  Ausübung  der  Steuergewalt 
mehrerer  Staaten  des  Reiches  bezüglich  desselben  Steuerobjektes  hindern  wollte. 
Die  Steuerhoheit  der  einzelnen  Staaten  ist  ebenso  unbeschränkt  wie  bisher 
(s.  auch  das  Erk.  des  R.G.  vom  26.  Februar  1883  oben  I.  1.  S.  1.  2). 

Auch  das  Bundesgericht  der  Schweiz  hat  es  abgelehnt,  den  bundesrecht« 
liehen  Grundsatz  der  Unzuläasigkeit  der  interkantonalen  Doppelbesteuerung  für 
den  Fall  einer  gleichzeitigen  Besteuerung  der  Aktiengesellschaft  und  der  Aktio- 
näre anzuordnen,  solange  ein  Verbot  dieser  Besteuerung  durch  ein  Bundesgesetz 
nicht  ergangen  ist. 

Sammlung  f.  Civ.  Bd.  XIII  S.  149. 


II. 

Urkundenstempel. 

a.  Strafrechtliche  Entscheidungen. 

1. 

Gesetz  vom  8.  Juni  1871  betr.  Inhaberpapiere  mit  Prämien,  §  6,  St.G.B.  5  49. 

II.  Senat.    Urteil  vom  27.  April  1883,  R.  Nr.  707/83. 

Nach  §  6  des  Gesetzes  vom  8.  Juni  1871  in  Verbindung  mit  §  2  ist  klar, 
dass  nur  der  Ankauf  von  Prämienobligationen,  welche  in  §  2  bezeichnet  sind, 
verboten  ist,  wenn  derselbe  an  der  Börse  oder  einem  andern  zum  Verkehr  mit 
Wertpapieren  bestimmten  Versammlungsorte  erfolgt,  da  diese  Papiere  von  den 
genannten  Arten  überhaupt  nicht  zum  Gegenstande  des  Geschäfts  gemacht  werden 
dürfen.  Das  blosse  Kaufen  eines  derartigen  Papiere«  ist  nicht  ,  Weiterbegeben* 
im  Sinne  des  §  6  a.  a.  0.  Verboten  ist  an  der  Börse  jedes  Geschäft  mit  solchen 
Papieren ,  im  Privatverkehr  nur  das  Weiterbegeben ,  d.  h.  Uebertragung  des 
Eigentums  an  einen  dritten.  Eine  Teilnahme  des  zweiten  Käufers  eines  Prämien- 
loses liegt  im  Sinne  des  §  47—49  des  StG.B.  nicht  vor,  sondern  nur  eine  so- 
genannte notwendige  Teilnahme,  d.  h.  ein  Fall,  in  welchem  das  Delikt  begriffs- 
mässig  die  Mitwirkung  einer  zweiten  Person  voraussetzt;  die  Handlung  dieser 
zweiten  Person  ist  aber  im  Gesetze  mangels  einer  besonderen  Bestimmung  straflos 
gelassen. 

Sammlung  Bd.  VIII  S.  294. 

• 

2. 

Gesetz  vom  1.  Juli  1881  §  1.  2.  3. 

I.  Senat.    Urteil  vom  12.  Februar  1883,  R.  Nr.  3089/82. 

Die  SS  1 — 3  des  Gesetzes  vom  1.  Juli  1881  setzen  den  Bestand  urkund- 
licher Wertpapiere  voraus,  welche  zum  Zwecke  der  Erledigung  der  Stempelpflicht 
der  Steuerbehörde  vorgelegt  werden  sollen;  jedoch  brauchen  die  Rechtsverhält- 
nisse nicht  urkundlich  fixiert  zu  werden,  damit  der  Steuerpflicht  Genüge  geleistet 
werden  kann.  Die  Existenz  urkundlicher  Wertpapiere  ist  die  natürliche  Vor- 
aussetzung für  den  Handelsverkehr  mit  Aktien,  Aktienanteilsscheinen  und  Interims- 
Scheinen,  welche  nach  der  Tendenz  des  Gesetzes  vorzugsweise  mit  der  Stempel  - 
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abgäbe  belastet  werden  sollen.  Die  in  der  Konstituierungsurkunde  der  Aktien- 
gesellschaft niedergelegte  Bescheinigung,  dass  10  Prozent  auf  die  gezeichneten 
Aktien  eingezahlt  worden  sind,  erscheint  weder  als  beurkundete  Aktienberechti- 
ffung  noch  als  Aktienanteilsschein  oder  Interirnsschein. 

Sammlung  Bd.  VIII  S.  34. 

3. 

§  6  des  Gesetzes,  Abschnitt  II,  und  Abschnitt  II  des  Tarife*  (Schlussnoten). 
III.  Senat.    Urteil  vom  2.  Mai  1883,  R.  Nr.  734/83. 

Das  Gesetz  vom  1.  Juli  1881  will  die  im  Handelsverkehr  umlaufenden 
beweglichen  Werte  zur  Besteuerung  heranziehen.  Während  in  Abschnitt  I  und  III 
des  Gesetzes  und  Tarife«  es  sich  um  Urkunden  handelt,  welche  Träger  eines 
solchen  Vermögenswertes  sind,  wollen  der  Abschnitt  II  des  Gesetzes  und  Abschnitt  II 
Nr.  4  a  und  b  des  Tarifes  im  weitesten  Umfange  das  mobile  Kapital  treffen  ;  die 
Besteuerung  ist  nur  an  die  in  Nr.  2  a  und  b  des  Tarifes  bezeichnete  urkundliche 
Form  geknüpft,  in  der  die  Geschäftsabschlüsse  in  die  äussere  Erscheinung  treten. 
Unter  den  , sonstigen  Schriftstücken*  ist  jedes  Schriftstück  verstanden,  welches  von 
irgend  einem  Makler,  Unterhändler,  Kommissionär,  Vermittler  über  den  Abschluss 
eines  in  Tarifnummer  4a  bezeichneten  Geschäfte  ausgestellt  wird  und  nach 
irgend  einer  Richtung  hin  von  Beweiserheblichkeit  ist.  Der  zweiten  Unterschrift, 
wie  sie  nach  Art  73  des  Handelsgesetzbuches  erforderlich  ist,  bedarf  es  zur 
Stempelpflicht  nicht.  Das  Schriftstück  braucht  nicht  schlechthin  dem  Gegenkon- 
trahenten gegenüber  beweisdienlich  zu  sein,  sondern  es  genügt,  wenn  durch  die  den 
Abschluss  des  Geschäftes  betreffende  Urkunde  der  Beweis* dieses  Abschlusses 
auch  nur  im  Verhältnisse  zwischen  Unterhändler  und  Auftraggeber  geliefert 
wird.  Die  blosse  einen  Geschäftsabschluss  einleitende  und  verläufige  Anfragen 
oder  einseitige  Offerte  enthaltende  Korrespondenz  gehört  überhaupt  nicht  unter 
das  Gesetz;  die  Befreiung  von  Nr.  3  des  Tarifes  betrifft  nur  solche  Schrift- 
stücke, welche  an  sich  zu  den  in  Nr.  4  a  stempelpflichtigen  Urkunden  gehören. 
Zweck  der  Befreiung  nach  Nr.  3  des  Tarifes  ist  nach  den  Motiven  (Drucksachen 
des  Reichstages  1881  Nr.  59  S.  32)  Befreiung  der  eigentlichen  Handelskorrespondenz. 
Soll  durch  einen  zwischen  zwei  Personen  gewechselten  Brief  eines  der  Geschäfte 
von  Nr.  4  a  des  Tarifes  erst  abgeschlossen  werden,  so  tritt  Befreiung  ein. 

Bei  einer  Unterschrift  durch  eine  Firma  haftet  der  Firmeninhaber.  Nach 
§  6  und  8  des  Gesetzes  gilt  als  Aussteller  nicht  bloss  derjenige,  welcher  physisch 
den  Akt  der  Unterzeichnung  vorgenommen  hat.  Aussteller  ist  derjenige,  auf 
dessen  Namen  die  Unterzeichnung  hinweist  und  durch  dessen  Zeichnung  «las 
Schriftstück  Beweiskraft  hat.  Ob  er  die  Unterschrift  selbst  bewirkt  oder  durch 
einen  andern  in  seinem  Auftrag  herstellen  lässt,  ist  gleichgültig.  Jeder  Firmen- 
inhaber hat  die  Verpflichtung,  dafür  zu  sorgen,  dass  stempelpflichtige  Schrift- 
stöcke, welche  unter  der  Firma  ausgestellt  und  hinausgegeben  werden,  der  be- 
zeichneten Verpflichtung  genügen.  Die  Nichterfüllung  dieser  Verpflichtung  stellt 
das  Gesetz  ohne  Erfordernis  eines  individuellen  Verschuldens,  sei  es  strafbarer 
Vorsatz  oder  schuldhaftc  Fahrlässigkeit,  unter  Strafe.  Von  der  civilrechtlichen 
Verhaftung  der  Firmeninhaber  abgesehen  sind  die  Personen  dieser  Firmeninhaber, 
nicht  das  fingierte  Rechtssubjekt  der  Firma,  vom  Gesetze  mit  Strafe  bedroht. 

Sammlung  Bd.  VIII  S.  326. 

4. 

Gesetz  vom  1.  Juli  1881  §  12.  13.  16;  St.G.B.  §  286. 

III.  Senat.    Urteil  vom  9.  Juni  1884,  R.  Nr.  1145/84. 

Es  steht  ausser  Zweifel,  dass  in  §  12  und  13  des  Gesetzes  vom  1.  Juli 
1881  die  Verpflichtung  zur  Entrichtung  der  Stempelabgabe  für  alle  Lotterien 
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und  Ausspielungen  festgesetzt  ist,  welche  im  Bundesgebiet  veranstaltet  werden, 
ohne  dass  unterschieden  ist,  ob  obrigkeitliche  Erlaubnis  eingeholt  ist  oder  nicht. 
Nach  dem  Zwecke  des  Gesetzes  vom  1.  Juli  1881  als  eines  Finanzgesetze«  konnte 
es  nicht  dessen  Absicht  sein,  Bestimmungen  zu  treffen,  durch  welche  die  auf 
nationalökonomischen  und  polizeilichen  Rücksichten  basierte  Strafvorschrift  des 
§  286  StG.B.  berührt  wäre.  Das  Reat  des  §  286  schliesst  die  Konkurrenz  des 
Reate8  nach  §  12.  13.  16  des  Steuergesetzes  nicht  aus.  Wer,  ohne  obrigkeit- 
liche Erlaubnis  eingeholt  zu  haben ,  eine  öffentliche  Lotterie  oder  Ausspielung 
veranstaltet,  verfallt  der  Strafe  aus  §  286  des  St.G.B.,  wer  der  Verpflichtung  der 
Stempelabgabe  zuwider  vor  Entrichtung  der  Abgabe  mit  dem  Losabsatze  be- 
ginnt, hat  Bestrafung  nach  §  16  des  Gesetzes  zu  gewärtigen.  Beides  konkur- 
rierend, denn  sonst  wären  die  Ausspielungen  und  Lotterien,  zu  denen  Erlaubnis 
nicht  eingeholt  ist,  mit  einer  Prämie  ausgestattet  gegenüber  denjenigen,  bei 
welchen  nur  die  Vorschriften  des  Steuergesetzes  verletzt  sind.  In  den  Motiven 
zu  §  12  des  Stempelabgabegesetzes  tritt  die  Anschauung  zu  Tage,  dass  die  Be- 
steuerung ganz  unabhängig  von  der  Frage  des  Erfordernisses  der  obrigkeitlichen 
Erlaubnis  geregelt  werden  wollte.  Daraus,  dass  die  Strafe  bei  geringfügigen 
Ausspielungen  als  unverhältnismässig  hart  sich  darstellen  kann,  darf  nicht  eine 
Befreiung  hergeleitet  werden. 

Sammlung  Bd.  XI  S.  9. 

5. 

Tarif  Nr.  4b. 

IV.  Senat.    Urteil  vom  14.  Oktober  1884,  R.  Nr.  2259/82. 

Unter  Anschaffungsgeschäft  ist  jedes  auf  Erwerb  von  Eigentum  gegen 
Entgelt  gerichtetes  Rechtsgeschäft  zu  verstehen.  Unter  »sonstigen  Anschaffungs- 
geachäften*  ist  jedenfalls  die  freiwillige  Annahme  einer  Sache  an  Zahlungsstatt 
zu  rechnen.  Die  Tilgung  der  Schuld  wird  nicht  durch  Leistung  des  Geschuldeten, 
sondern  durch  Schliessung  eines  neuen  Vertrages  bewirkt,  nach  welchem  der 
Gläubiger  Vermögensstücke  des  Schuldners,  z.  B.  Wechsel,  zum  Eigentume  er- 
wirbt und  gegen  die  dadurch  entstehende  Schuld  seine  alte  Forderung  abrechnet. 
Wenn  ein  Wechsel  lediglich  zum  Interesse  mit  dem  Auftrage  der  Einziehung 
übersendet  wird,  liegt  kein  Anschaffungsgeschäft  vor. 

Sammlung  Bd.  XI  S.  146. 

6. 

§  3  des  Gesetzes. 

I.  Senat.    Urteil  vom  20.  Oktober  1884,  R.  Nr.  1803/84. 

Die  in  §  3  des  Gesetzes  vom  1.  Juli  1881  statuierte  Stempelabgabe  wurd«? 
nicht  an  den  Besitz  der  Wertpapiere,  sondern  an  die  Vornahme  bestimmter,  den 
Verkehr  mit  diesen  Papieren  vermittelnder  Rechtsgeschäfte  geknüpft  (Motive  zum 
Gesetzentwurf  S.  20  und  21).  Ein  mit  einem  Wertpapier  gemachtes  Geschäft 
unter  Lebenden  liegt  nur  vor,  wenn  das  Rechtsgeschäft  auf  einen  andern  irgend 
ein  Recht  an  dem  Wertpapier  oder  auf  dasselbe,  sei  es  auch  nur  Zurückbehal- 
tungsrecht, übertragen  wird.  Es  sind  nur  solche  Rechtsgeschäfte  der  Abgabe 
unterworfen,  welche  eine  Verfügung  über  das  Papier  selbst  enthalten.  Eine 
blosse  Hingabe  von  Effekten  zur  Verwahrung  oder  Zurücknahme  derselben  be- 
wirkt z.  B.  noch  keine  Stempelpflicht.  Es  unterliegen  also  nicht  alle  Rechts- 
geschäfte, welche  sich  auf  die  im  Tarife  angeführten  Wertpapiere  beziehen,  der 
Stempelabgabe,  sondern  nur  solche  Geschäfte,  welche  in  ähnlicher  Weise  wie 
Veräusserung  oder  Verpfändung  wirken.  Zu  diesen  Geschäften  gehört  aber  die 
zu  einer  Veräusserung  ermächtigende  Vollmacht  nicht. 

Sammlung  Bd.  XI  S.  171. 
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7. 

Tarif  II  Nr.  4a;  H.G.B.  §  376. 

II.  Senat.    Urteil  vom  2.  Januar  1885,  R.  Nr.  2858/84. 

Der  §  376  des  Handelsgesetzbuches  erklärt  den  Kommittenten  befugt,  aber 
nicht  verpflichtet,  bei  Nichtangabe  einer  dritten  Person  den  Kommissionär  als 
Verkäufer  und  Käufer  in  Anspruch  zu  nehmen.  Die  Rechtsfolge  tritt  nur  ein 
infolge  einer  Erklärung  des  Kommissionärs,  dass  er  den  ihm  freistehenden  Ein- 
tritt als  Selbstkontrahent  wähle.  Solange  diese  Erklärung  nicht  vorliegt,  kann 
der  Kommittent  den  Kommissionär  als  Mandatar  ansehen  und  von  ihm  Zahlung 
der  in  dem  Abschlüsse  erzielten  Preise  abzüglich  der  Provision  und  Unkosten 
fordern  (Entsch.  des  R.O.H.G.  Bd.  III  S.  189,  334;  Bd.  V  S.  279;  Bd.  XI  S.  15; 
Bd.  XII  S.  263;  Bd.  XIV  S.  388;  Bd.  XIX  S.  360;  Entsch.  des  R.G.  in  Civilsachen 
Bd.  I  S.  289,  Bd.  IV  S.  95,  Bd.  VI  S.  46).  Daraus  folgt,  dass  ein  Brief,  welcher 
•  die  zwischen  dem  Kommittenten  und  dem  Kommissionär  über  eine  Kommission 
lum  Verkaufe  von  Börsenpapier  gewechselten  Telegramme  zusammenfasst,  nicht 
unter  Tarif  11  Nr.  4  a  fällt. 

Sammlung  Bd.  XI  S.  339. 
8. 

Gesetz  vom  8.  Juli  1881  §  3.  23,  Tarif  I,  2  a. 

III.  Senat.    Urteil  vom  22.  Januar  1885,  R.  Nr.  3149/84. 

Der  in  dem  Tarif  enthaltene  Begriff  der  Bestimmung  eines  Wertpapiers 
ist  aus  Art  271  des  H.G.B,  herübergenommen.  Demnach  können  andere  als 
die  Inhaber-  und  Ordrepapiere  unter  den  für  den  Handelsverkehr  bestimmten 
Papieren  nicht  verstanden  werden  und  es  sind  die  ein  bestimmtes,  von  etwa  vor- 
rangiger Gegenleistung  nicht  abhängiges  Summenversprechen  enthaltenden,  die 
auf  jeden  Inhaber  lautenden  Schuldverschreibungen,  die  au  porteur  ausgestellten 
Kreditpapiere,  ihrer  Natur  nach  zu  den  Handelspapieren  zu  rechnen.  Es  geht 
aus  der  Entstehungsgeschichte  des  Gesetzes  und  den  Beratungen  der  Kommission 
hervor,  dass  mit  den.  den  Staatspapieren  gleichgestellten  und  für  den  Handels- 
verkehr bestimmten  Wertpapieren  die  auf  Inhaber  lautenden  Kreditpapiere  haben 
betroffen  werden  wollen.  Das  eigentliche  Inhaberpapier  dient  am  meisten  dem 
Handelsverkehr,  da  es  vermöge  der  Verknüpfung  der  Forderung  mit  dem  Besitze 
des  Papiers  als  der  Träger  der  Obligation  und  selbständiger  Vermögenswert 
erscheint  und  wegen  der  erleichterten  Uebertragbarkeit,  Realisierbarkeit,  Vindi- 
kabilität  und  Amortisierbarkeit  für  das  Verkehrsleben  besondere  Bedeutung  ge- 
winnt. Ob  ein  Papier  dem  gesetzlich  geordneten  Urkundensterapel  unterliegt, 
kann  nur  der  urkundlich  ausgeprägte  Inhalt  desselben  entscheiden.  Der  ehe- 
malige, auf  die  Inhaberpapiere  beschränkte  Regierungsentwurf  wurde  durch  die 
Kommission  auf  alle  inländischen,  für  den  Handelsverkehr  bestimmten  Renten- 
und  Schuldverschreibungen  erweitert.  Hiemach  sind  alle  au  porteur  ausgestellten 
Schuldverschreibungen  steuerpflichtig. 

Bei  einer  Aktiengesellschaft  haften  alle  Direktorialmitglieder  für  die  Steuer, 
denn  die  Mitglieder  des  Vorstandes  erscheinen  nicht  als  Beamte,  sondern  als 
Organe  der  Gesellschaft,  und  alle  Direktorialmitglicder,  nicht  bloss  die  auf  den 
Papieren  unterschriebenen ,  haften  für  die  Stempelabgabe ;  denn  allen  lag  die 
Pflicht  ob,  dafür  zu  sorgen,  dass  die  Papiere  nicht  ohne  Erfüllung  der  Steuer- 
pflicht ausgegeben  werden,  während  für  die  Frage  der  Verantwortlichkeit  auf 
die  innere  Geschäftsverteilung  und  die  physischen  Personen,  welche  einzeln  oder 
zusammen  die  Geschäfte,  Unterzeichnung  und  Aushändigung  der  Papiere  zu 
besorgen  haben,  nichts  ankommen  kann. 

Der  Irrtum,  auf  Grund  dessen  die  Gesellschaft  Wertpapiere  nicht  für 
►•tempelpflichtig  gehalten  hat,  ist  nicht  Irrtum  über  Thatsachen,  sondern  ein 
nach  allgemeinen  Grundsätzen  zur  Ausschliessung  des  dolus  nicht  geeigneter 
Irrtum  über  das  Strafgesetz ;  allein  das  Fehlen  der  Hinterziehungsal>sicht  schlieft 
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nach  dem  Gesetze  die  Defraudationsstrafe  schlechthin  aus  und  stellt  nur  die 
Verwirkung  der  Ordnungsstrafe  fest. 

Sammlung  Bd.  XI  S.  426. 

9. 

Tarif  II,  4a;  Befreiung  Nr.  3  zu  Tarif  II,  4a. 
Vereinigte  Strafsenate.    Urteil  vom  31.  Juni  1885,  R.  Nr.  1516/84. 

Vorerst  ist  der  oben  unter  Nr.  3  (Sammlung  8  S.  326)  aufgestellte  Satz 
bestätigt,  dass  als  Aussteller  eines  Schriftstückes  im  Sinne  des  Stempelgesetze» 
nicht  die  physische  Person,  welche  unterschreibt,  sondern  diejenige  zu  bestrafen 
sei,  welche  ein  Schriftstück  als  seine  Willenserklärung  enthaltend,  entweder  selbst 
anfertigt  oder  auf  seinen  Namen  anfertigen  läset.  Der  oder  die  Inhaber  einer 
Firma  sind  verpflichtet,  für  Entrichtung  der  Stempelabgabe  zu  sorgen.  Das 
subjektive  Verschulden  kommt  nur  bei  der  Entscheidung  zwischen  ordentlicher 
(Defraudations- )Strafe  und  Ordnungsstrafe  in  Betracht. 

Die  Frage,  ob  der  Prokurist,  der  das  Schriftstück  unterzeichnet  und  unver- 
steuert aus  den  Händen  begeben  hat,  haftbar  sei,  ist  unerörtert  geblieben,  dabei 
aber  ausgesprochen,  dass  ein  Regressanspruch  gegen  den  Prokuristen  wegen 
Pflichtverletzung  sich  nach  den  civilrechthchen  Bestimmungen  bemisst.  also  für 
die  strafrechtliche  Verantwortlichkeit  ohne  Belang  bleibt. 

Durch  Tarif  II  Nr.  2a  ist  nach  den  Motiven  jede  Beurkundung  des  Ab- 
schlusses oder  Prolongation  eines  der  dort  bezeichneten  Geschäfte  in  einer  schrift- 
lichen Form  ohne  Einschränkung  getroffen  (Verhandlungen  des  Reichstages, 
vierte  Legislaturperiode,  vierte  Session  1881,  Bd.  III  S.  842;  Bd.  IV  S.888).  Ob 
ein  Geschäft  schon  durch  Telegramme  zustande  gekommen  und  durch  die  nach- 
folgenden Briefe  nur  bestätigt  worden  oder  ob  sie  erst  durch  die  Börse  zum 
Abschlüsse  gelangt  sind,  ist  gleichgültig. 

Was  aber  die  Befreiung  Nr.  3  zu  Tarif  II,  4  betrifft,  so  ist  nach  dem 
Gesetze  und  den  Motiven  sowie  den  Reichstagsverhandlungen  nicht  aufgeklärt, 
was  unter  „eigentlicher  Handelskorrespondenz"  zu  verstehen  sei. 

Sammlung  Bd.  XII  S.  22. 

10. 

Tarif  II  4b;  Bundesratsbeschluss  als  verbindende  Norm. 

III.  Senat.    Urteil  vom  16.  Februar  1885,  R.  Nr.  90/85. 

Die  Tarifposition  II  4  b  unterwirft  der  Steuerpflicht  nicht  schlechthin  alle 
im  kaufmännischen  Verkehr  im  Inlande  ausgestellten  Rechnungen .  Noten .  Ge- 
schäftsbücherauszüge und  sonstigen  Berechnungen  bestehender  und  ausgeglichener 
Guthaben  und  Verpflichtungen,  sondern  nur  die  Rechnungen  etc..  welche  fiber 
Guthaben  und  Verpflichtungen  aus  bestimmt  bezeichneten  Geschäften,  nämlich 
aus  abgeschlossenen  oder  prolongierten  Kauf-  oder  anderweitigen  Anschaffung*- 
oder  Sicherungsgeschäften  über  Wechsel  und  die  sonstigen  in  Nr.  4  b  gedachten 
Wertpapiere  ausgestellt  sind.  Das  reine  Depositum,  die  Uebergabe  zur  Auf- 
bewahrung, wie  das  reine  Inkassomandat,  gehört  zu  diesem  Anschaffungsgeschäft 
zweifellos  nicht.  Anders  wenn  ein  sogenanntes  irreguläres  Depositum  oder 
Mandat  vorliegt,  bei  welchen  Coupons  als  Gattungssachen  in  Betracht  kommen, 
das  Eigentum  auf  den  Depositar  übergeht  und  von  dem  letzteren  die  Verpflich- 
tung zur  Erstattung  oder  Gutschrift  des  tantundem  übernommen  wird  (sogenannte 
Anschaffung  in  laufender  Rechnung).  Ob  die  Coupons  bereits  im  Besitze  des 
Mandatars  waren  oder  erst  übersendet  wurden,  ob  Specialmandat  oder  allge- 
meiner Auftrag  vorlag,  ob  der  Mandatar  identisch  mit  der  Einlieferungsstelle  war 
oder  die  Coupons  erst  bei  einer  dritten  Stelle  präsentiert  werden  mussten.  hat 
für  die  rechtliche  Natur  des  Geschäftes  keinen  Belang.  Die  Bundesratsbeschlüsse 
vom  5.  Juli  1882  hinsichtlich  der  Auslegung  und  Anwendung  des  Reichsstempel- 
abgabegesetzes  haben  keine  authentische,  für  den  Richter  bindende  Kraft,  wie  so- 
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wohl  aus  der  Begründung  des  Antrages  des  Reichskanzlers  (Verbandlungen  des 
Bandesrates,  Jahrg.  1882,  Drucks.  Bd.  II  Nr.  68)  als  aus  §  21  des  Reichsstempel- 
gesetze* und  Art.  7  Nr.  3  der  Reichsverfassung  hervorgeht  und  auch  von 
Uband,  Staatsrecht  Bd.  I  S.  255  ff.  anerkannt  ist.  Uebrigens  ist  auch  in  diesen 
Bundesratsbeschlüssen  und  der  Aeusserung  des  preussischen  Finanzministers  zu 
entnehmen,  dass  die  Annahme  von  Wechseln  oder  Coupons  zur  Gutschrift  nur 
dann  ein  Anschaffungsgeschäft  darstellt,  wenn  nicht  aus  den  Schriftstücken  im 
einzelnen  Falle  unzweideutig  hervorgeht,  dass  ein  anderes  Geschäft,  insbesondere 
ein  blosses  Mandat  oder  dergl.  vorliegt.  Gewöhnlich  stellt  sich  allerdings  die  Gut- 
schrift der  Wechsel  etc.  als  eine  datio  in  eoluturo,  als  ein  AnschaffungsgeHchäft  im 
Sinne  des  Art.  271  des  H.G.B.  dar,  allein  das  charakteristische  Merkmal  ist  immer 
die  üebertragung  des  Eigentums  gegen  Entgelt,  nicht  das  blosse  Inkassomandat 

Sammlung  Bd.  XII  S.  40. 

11. 

Befreiungsbestimmung  Nr.  3  zu  Tarif  II  Nr.  4. 
S.  oben  Nr.  5. 

IV.  Senat.    Urteil  vom  17.  April  1885,  R.  Nr.  534/85. 

In  Nr.  3  der  Befreiungsbestimmung  zu  Tarif  Nr.  4  ist  die  Unterscheidung 
zwischen  den  beiden  Arten  an  Schriftstücken,  wie  sie  in  Tarif  II  Nr.  4a  und  o 
gemacht  ist,  nicht  gemacht.  Es  kommt  bei  dieser  Befreiung  also  lediglich  darauf 
an,  ob  ein  Brief  über  eines  der  in  Tarifnumer  4  a  aufgeführten  Geschäft  vorliegt. 
Ist  dies  der  Fall,  so  tritt  Stempelfreiheit  ein,  mag  der  Brief  sich  als  Schlussnote 
aber  Geschäfte  im  Sinne  der  Nr.  4  a  oder  Rechnung  über  ein  Geschäft  im  Sinne 
4b  charakterisieren  (s.  auch  Entsch.  der  R.G.  in  Civilsachen,  Bd.  XI  S.  65). 

Sammlung  Bd.  XII  S.  135. 

12. 

Gesetz  vom  1.  Juli  1881  §  6.  8.  23,  Tarif  II,  4a  und  b. 

I.  Senat.    Urteil  vom  5.  März  1885,  R.  Nr.  2503/84. 

Es  ist  nicht  zu  bezweifeln,  dass  ein  Anschaffungsgeschäft  über  Wechsel 
oder  ein  sonstiges  unter  Tarif  II  4  b  fallendes  Geschäft  auch  in  einer  einem 
andern  Vertrage  insbesondere  Warenlieferungsvertrage  beigefügten  Vereinbarung 
gefunden  werden  kann,  wenn  diese  Vereinbarung  als  selbständiges,  neben  dem 
Warenlieferungsvertrage  abgeschlossenes,  wenn  auch  mit  ihm  zusammenhängendes 
Anschaffungsgeschäft  über  Wechsel  zu  betrachten  ist.  Der  Umstand,  dass  dieses 
Anschaffungsgeschäft  den  Zweck  hat,  die  Bezahlung  des  Kaufpreises  für  die  Waren 
durch  die  festgesetzte  Hingabe  bezw.  Annahme  von  Wechseln  zu  regeln,  steht 
jener  Unterstellung  nicht  im  Wege  (s.  oben  Nr.  5).  Allein  in  einer,  dem  Waren- 
lieferungsvertrage beigefügten,  ganz  allgemeinen,  alternativen  Bestimmung,  dass 
die  Zahlung  sowohl  bar  als  auch  in  Wechseln  erfolgen  könne,  kann  weder  ein 
Kauf  noch  Anschaffungs-  noch  Lieferungsgeschäft  über  Wechsel  gefunden  werden. 

Sammlung  Bd.  XII  S.  281. 

13. 

Gesetz  vom  1.  Juli  1881  §  6,  Tarif  II  4a  u.  Anmerkung  2. 

II.  Senat.    Urteil  vom  19.  Juni  1885,  R.  Nr.  1271/85. 

Schlussnoten,  durch  welche  der  Abschlura  eines  direkten  Reportgeschäftes 
beurkundet  wird,  unterliegen  der  doppelten  Besteuerung.  Ein  Reportgeschäft 
ist  in  seinem  Erfolge  ein  Prolongationsgeschäft,  um  die  unternommene  Spekulation 
in  der  Schwebe  zu  halten.  Der  Spekulant  nimmt  die  Hilfe  einer  dritten  Person 
(Beporteur)  in  Anspruch ,  verkauft  dieser  die  abzunehmenden  Papiere  zum  der- 
zeitigen Tageskurse  unter  uebernahme  der  Kursdifferenz  und  kauft  gleichzeitig 
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von  ihr  dieselben  Papiere  und  Stücke  zu  demselben  Preise  mit  einem  Aufschlug 
(Report)  zu  einem  weiteren  Termin  zurück,  oder  umgekehrt  nach  Abzug  einer 
bestimmten  Summe  (Deport).  Report  und  Deport  sind  also  der  Vorteil,  welcher 
dem  die  Hilfe  leistenden  Dritten  gewährt  wird,  welcher  entweder  die  Papiere 
erwirbt  (hereinnimmt)  oder  hergibt  (hereingibt).  Reportgeschäfte  können  auch 
mit  denjenigen  abgeschlossen  werden,  von  welchen  der  Spekulant  die  Effekten 
gegen  Zahlung  eines  bestimmten  Preises  abzunehmen  hat  —  direkte  Reportr 
geschäfte  —  (Erk.  des  Reichsoberlandesgerichts  vom  28.  April  1873  in  Gold- 
8chmidt's  Zeitschrift,  Bd.  XVI  S.  248).  In  der  Schlussnote  über  solche  Geschäfte 
sind  rechtlich  mehrere  Geschäfte  enthalten.  Dass  die  Verabredungen  in  ihrer 
Gesamtheit  das  Ergebnis  eines  Willensentschlusses  sind,  ist  nicht  entscheidend. 
Denn  diese  Geschäfte  stehen  gewöhnlich  in  dem  inneren  Zusammenhange,  da« 
ein  Geschäft  nur  mit  Rücksicht  auf  das  andere  geschlossen  wird.  Dies  wird  aber 
fast  immer  in  den  in  Anmerkung  2  zu  II  4a  des  Tarifes  vorgesehenen  Fällen 
zutreffen,  wenn  mehrere  Geschäfte  in  demselben  Schriftstück  beurkundet  werden. 
Dadurch  wird  den  einzelnen  Geschäften  die  rechtliche  Selbständigkeit  nicht  ent- 
zogen; für  jedes  Geschäft  existiert  ein  besonderes  Vertragsrecht,  welches  auf 
besondere  Pflichten  begründet  ist.  Der  Tarif  II  4a  unterscheidet  zwischen  be- 
dingten und  unbedingten  Geschäften  nicht  Dass  mehrere  Geschäfte  nur  in  der 
Gesamtheit  gewollt  sind,  jedes  also  nur  gelten  soll,  wenn  auch  das  andere 
realisiert  wird,  jedes  also  in  dem  Sinne  durch  das  andere  bedingt  ist,  ändert 
nichts  an  der  Annahme,  dass  mehrere  Geschäfte  in  demselben  Schriftstücke  be- 
urkundet sind.  Die  Voraussetzungen  der  Anmerkung  2  zum  Tarife  trifft,  in  der 
Kegel  bei  den  beiden  Rechtsgeschäften  zu,  welche  einem  Reportgeschäfte  zu 
Grunde  liegen.  Bei  jedem  dieser  Geschäfte  liegen  die  essentiellen  Bestandteile 
des  Kaufvertrages  vor.  Ob  Zeitgeschäfte  wirklich  vorliegen,  ist  Thatfrage.  Ein 
solches  ist  gegeben,  wenn  die  Lieferung  der  erkauften  Effekten  nicht  sofort  oder 
bei  Abschluss  des  Vertrages,  sondern  erst  in  einer  bestimmten  Zeit  erfolgen  soll. 
Sind  die  Effekten  zum  Liquidationskurs  verkauft  resp.  gekauft,  so  ist  festzu- 
stellen, wann  der  Liquidationskurs  bei  der  letzten  Börse  bestimmt  wird. 

Sammlung  Bd.  XII  S.  284. 


b.  Civilrechtliche  Entscheidungen. 

1. 

Gesetz  vom  1.  Juli  1881,  Befreiungsbestimmung  3  zu  Tarif  II  4;  Gerichts- 
verfassungsgesetz §  70. 

I.  Senat.    Urteil  vom  2.  Februar  1884,  R.  Nr.  482/83. 

Nach  einer  eingehenden  Schilderung  der  geschichtlichen  Entwicklung  der 
geltenden  Bestimmungen  und  herrschenden  allgemeinen  Auffassung  über  die 
Kompetenzverhältnisse  zwischen  den  Gerichten  und  Verwaltungsstellen  in  Streit- 
fragen über  Steuern  und  öffentliche  Abgaben  (Stempel,  Zölle)  kommt  da* 
Reichsgericht  zu  dem  Schlüsse,  dass  ein  Rechtsstreit  zwischen  dem  Abgabe- 
pflichtigen, dessen  Vermögen  verletzt  ist  durch  ungerechtfertigte  Erhebung  eines 
Reichsstempelabgabenbetrages ,  als  Kläger  gegen  das  Deutsche  Reich  oder  den 
Mitgliedstaat  ,  durch  dessen  zur  Abgaoenerhebung  zuständige  Behörden  jener 
Abgabenbetrag  erhoben  war,  als  beklagte  Vermögenssubjekte,  auf  Zahlung  der 
dem  zu  Unrecht  erhobenen  Betrage  gleichen  Summe  reichsgesetzlich  von  der 
Verfolgung  durch  die  Gerichte  nicht  ausgeschlossen  ist  (s.  auch  Urteil  vom  1.  Juli 
1881,  Sammlung  in  Civilsachen  V  S.  341). 

Ein  solcher  Ausschluss  müsste  in  dem  Steuer-  oder  Abgabengesetz  aus- 
drücklich ausgesprochen  sein,  denn  in  der  Regel  ist  der  Rechtsweg,  d.  h.  Ver 
folgung  an  den  für  bürgerliche  Rechtsstreitigkeiten  zuständigen  Gerichten,  auch 
bezüglich  der  aus  einem  Verhältnisse  des  öffentlichen  Rechtes  hergeleiteten  An- 
sprüche, dem  Wesen  nach  gegeben,  weil  sich  der  Anspruch  auf  einen  rechts- 
widrigen Eingriff  in   die   individuelle  Rechtssphäre  des  Klägers  seitens  der 
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beklagten  Staatsbehörden  gründet.  Als  Beklagter  bei  dem  Urkundenstempel 
erscheint  richtig  der  Landesfiskus  (wie  bei  den  Zöllen  und  der  Tabaksteuer). 
Die  einzelnen  deutschen  Bundesstaaten  erheben  die  Reichsstempelabgaben  durch 
ihre  Landesbehörden  und  Beamten  als  solche.  Der  Bundesstaat  wird  Eigentümer 
der  erhobenen  Reichsstempelbeträge,  wenn  auch  eine  Abrechnung  mit  dem  Reiche 
zu  folgen  hat  und  der  einzelne  Bundesstaat  im  Verhältnis  zu  den  andern  Bundes- 
staaten und  in  Abrechnung  mit  dem  Reiche  steht.  Der  Art.  70  des  G.V.G.  in 
Verbindung  mit  §  509  der  C.P.O.  versteht  unter  .öffentlichen  Abgaben"  solche 
Abgaben,  welche  der  betreffende  Bundesstaat  durch  seine  Behörden  in  seinem 
Namen  erhebt,  mögen  diese  Abgaben  durch  Landesgesetze  eingeführt  oder  Reichs- 
abgaben sein,  welche  auf  Grund  der  Normen  des  Reichs-,  Staats-  und  Finanz- 
rechtes erhoben  werden  und  bezüglich  deren  der  nach  den  massgebenden  Normen 
von  den  ordentlichen  Gerichten  verfolgbare  Anspruch  gegen  den  Landesfiskus 
zu  richten  ist.  Der  Reichsfiskus  ist  nur  dann  der  richtige  Beklagte,  wenn  die 
Reichsabgabe  durch  eine  Reichsbehörde  selbst  auf  unmittelbare  Rechnung  des 
Reiches  erhoben  wird. 

Ueber  die  Anwendbarkeit  der  Befreiungsbestimmung  3  zu  Tarif  11  4  des 
Stempelgesetzes  vom  1.  Juli  1881  kommt  das  Reichsgericht  auf  Grund  eingehender 
Untersuchung  der  Entwicklungsgeschichte  des  Gesetzes  und  Gerichtspraxis  in 
Anwendung  der  bisherigen  Normen  zu  dem  Schlüsse,  dass  sich  der  Gesetzessiiin 
nach  dem  Gesetzeswort  und  System  in  Bezug  auf  Briefe  dahin  feststellt:  Ein 
auf  Entfernungen  von  mindestens  15  km  beförderter  Brief  ist  in  der  unter  Tarif  II 
4c  und  b  verordneten  Verstempelung  frei,  wenn  es  ein  Brief  über  die  in  Tarif  II 
4  a  bezeichneten  Geschäfte  ist,  obwohl  er  an  sich  seinem  brieflichen  Inhalte  nach 
zu  den  in  Tarif  II  4a  und  b  als  regelmässig  stempelpflichtig  gekennzeichneten 
Schriftstücken  gehören  würde.  Diese  Befreiung  erstreckt  sich  aber  nicht  auf 
die  Beilagen  oder  Anhänge  eines  solchen  Briefes ;  vielmehr  sind  solche  Beilagen, 
auch  wenn  sich  darunter  mehrere  gleiche  Exemplare,  Abschriften  oder  Auszüge 
befinden,  zu  verstempeln,  wenn  sie  die  Kriterien  der  nach  Tarif  II  4a  oder  b 
bezeichneten  Schriftstücke  an  sich  tragen.  Auf  die  Absicht  des  Schreibers, 
eine  Beweisurkunde  zu  schaffen  oder  nicht,  überhaupt  auf  das  Geeignetsein  eines 
Briefes  zum  Beweise  von  Rechten  und  Rechtsverhältnissen  kommt  es  bei  der 
Frage,  ob  die  Befreiungsbestimmungen  in  Nr.  3  Anwendung  finden  oder  nicht, 
absolut '  nicht  an.  (Damit  sind  die  Rechtsanschauungen  in  den  Urteilen  der 
Strafsenate  vom  2.  Mai  1883  R.  734  (Sammlung  Bd.  VIII  S.  320)  und  vom 
17.  Dezember  1883  R.  2577  modifiziert.) 

Sammlung  f.  Civ.  Bd.  XI  S.  65—91. 


2. 

Reichsgesetz  vom  1.  Juli  1881  §  13  u.  folgde.;  G.V.G.  §  12.  13,  70;  §  4,  5  des 
E.G.  zur  C.P.O. ;  Reichsverfassung  Art.  336. 

IV.  Senat.    Urteil  vom  9.  April  1884,  R.  Nr.  433/83.] 

Weder  in  den  Reichsgesetzen  noch  in  den  preussischen  Gesetzen  sind  aus- 
drückliche Bestimmungen  über  die  Zulässigkeit  des  Rechtsweges  für  Ansprüche 
auf  Befreiung  an  Reichsabgaben  und  Steuern  im  allgemeinen  und  an  Reichs- 
stempelabgaben im  besonderen  gegeben  (s.  seit  1.  Oktober  1885  den  §  22a  der  Ge- 
setze vom  1.  Juli  1881  und  29.  Mai  1885).  Die  oben  citierten  Bestimmungen  lassen 
ersehen,  dass  die  Reichsstempelabgaben  in  den  einzelnen  Bundesstaaten  ohne 
Rücksicht  auf  ihre  Verwendung  zu  Reichszwecken  lediglich  den  Landesbehörden 
mit  den  bisherigen  Befugnissen  in  betreff  der  Landesabgaben  unterstellt  und  der 
letzteren  auch  hinsichtlich  Vollstreckung  und  Zulässigkeit  des  Rechtsweges  gleich- 
geachtet sein  sollen.  Es  haben  also  auch  die  Partikularrechte  zur  Anwendung 
zu  kommen» 

Sammlung  f.  Civ.  Bd.  XI  S.  91. 
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3. 

Gesetz  vom  1.  Juli  1881  §  27. 

IV.  Senat.    Urteil  vom  9.  April  1884,  R.  Nr.  438/83. 

Wenn  der  Reichsfiskus  beklagt  ist,  so  sind  die  Landessteuerbehörden  zur 
Vertretung  desselben  nicht  befugt,  da  diese  nur  den  Landesnskus  zu  vertreten 
haben.  Eine  Legitimation  der  Landessteuerbehörden  für  den  Reicbsnskus  kann 
aus  §  27  des  Gesetzes  vom  1.  Juli  1881  nicht  gefolgert  werden. 

Sammlung  f.  Civ.  Bd.  XI  S.  93. 

4. 

Gesetz  vom  1.  Juli  1881  §  13  u.  folgde.,  Tarif  II  4. 

III.  Senat.    Urteil  vom  20.  Mai  1884,  R.  Nr.  99/84. 

Die  Erhebung  und  Verwaltung  der  Reichsstempelabgaben  ist  wie  diejenige 
der  Zölle  und  Verbrauchssteuern  jedem  Bundesstaate  innerhalb  seines  Gebietes 
überlassen.  Die  betreffenden  Behörden  stehen  nicht  in  unmittelbarer  Beziehung 
zum  Reiche,  sondern  fungieren  als  Landesbehörden.  Der  Anspruch  auf  Rück- 
zahlung einer  wirklich  zu  Unrecht  geforderten  Steropelabgabe  ist  daher  gegen 
den  Landesfiskus  zu  erheben  und  die  Entscheidung  über  Zulässigkeit  des  Rechts- 
weges hängt  von  dem  Rechte  des  betreffenden  Bundesstaates  ab.  Nach  preußi- 
schem Rechte  erscheint  der  Stempel  nach  Tarif  4  a  auch  wegen  einseitigen 
Schriftstückes,  als  Vertragsstempel  im  Sinne  des  §  11  des  Gesetzes  vom  24.  Mai 
1801  über  Erweiterung  des  Rechtsweges  (Entsch.  des  preuss.  Obertribuna!* 
Bd.  XXXIII  S.  112;  Entech.  des  R.G.  in  Civils.  Bd.  VIII  S.  255)  und  es  ist  nach 
eben  diesem  Gesetze  der  Rechtsweg  zulässig. 

Sammlung  f.  Civ.  Bd.  XI  S.  96. 

5. 

Gesetz  vom  1.  Juli  1881;  Tarif  Nr.  4,  Lit.  a. 

I.  Civilsenat.    Urteil  vom  29.  April  1885,  R.  I,  Nr.  51/85. 

Briefe,  welche  den  bereits  erfolgten  Abschluss  und  die  im  Tarife  Nr.  4 
Lit.  a  des  Gesetzes  bezeichneten  Geschäfte  bestätigen,  sind  nicht  zu  den  Briefen 
über  die  unter  a  bezeichneten  Geschäfte  im  Sinne  der  Bestimmungen  über  Be- 
freiung zu  rechnen.  Die  Bestimmungen  Über  die  Befreiungen  wollten  die  dem 
Handelsstande  wohlwollende  Absicht  verwirklichen,  aber  nicht  weiter  ausdehnen, 
als  der  Gesetzgeber  bestimmt  ausgesprochen  hat.  Die  Befreiungen  in  Nr.  4  11 
des  Tarife8  hntten  einen  andern  Zweck  als  die  Anmeldungen.  Sie  wollten  da^ 
Mittel  bezeichnen,  mit  welchem  in  der  Neuzeit  erfahrungBgemäss  unter  einander 
entfernt  wohnender  Personen  die  Mitteilung  oder  Erklärungen  über  Gesch&tV 
erfolgt  und  bei  demjenigen  Mittel,  welches  auch  in  geringer  Entfernung  öfter 
gebraucht  wird  (Brief),  die  Befreiung  an  eine  verhältnismässig  grössere  Ent- 
fernung der  Beförderung  knüpfen. 

Sammlung  f.  Civ.  Bd.  XIII  S.  161. 


III. 

Spielkartenstempel. 

L 

Gesetz  vom  3.  Juli  1878  §  12  u.  preuss.  Gesetz  vom  28.  Dezember  1867. 

I.  Strafsenat.    Urteil  vom  1.  Dezember  1879,  R.  Nr.  622/79. 

Die  Ansicht  des  Gesetzes  geht  nicht  dahin,  dass  der  Beginn  der  Straf- 
barkeit notwendig  mit  dem  Beginne  des  Gewahrsams  der  Spielkarten  in  einem 
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Momente  zusammenfällt.  Es  verpflichtet  dasselbe  vielmehr  denjenigen,  welcher 
ungestempelte  Spielkarten  in  Gewahrsam  bekommt,  zunächst  dazu,  dieselben 
abstempel  nz  ulassen,  und  es  kann  die  Strafbarkeit  so  lange  nicht  beginnen,  als 
die  Unmöglichkeit,  die  Abstempelung  zu  erwirken,  vorlag. 

Sammlung  Bd.  I  S.  22. 

2. 

Oesetz  vom  8.  Juli  1878  §  10. 

I.  Strafsenat.    Urteil  vom  4.  November  1880,  R.  Nr.  2730/80. 

Unter  die  Bestimmung  des  §  10  des  Gesetzes  vom  3.  Juli  1878  (wissent- 
licher Gewahrsam  ungestempelter  Spielkarten)  kann  derjenige  nicht  fallen,  welcher 
die  ungestempelten  Karten  keineswegs  dem  Gesetze  zuwider  in  seinem  Gewahr- 
sam halten  will,  welcher  im  Gegenteil  den  Gewahrsam  nur  in  der  auch  sofort, 
sobald  dies  möglich  ist,  durch  Anzeige  bei  einem  Steuerbeamten  seines  Wohn- 
ortes zu  betätigenden  Absicht  ergriffen  hat,  den  Vorschriften  des  Gesetzes  zu 
entsprechen,  die  Karten,  weil  sie  ungestempelt  waren,  der  Behörde  zur  Ver- 
fügung zu  stellen.  Auch  dem  Umstände,  dass  der  Angeklagte  nicht  unmittel- 
bar dem  Steueramte,  sondern  einem  Grenzaufseher  in  der  berechtigten  Erwar- 
tung, dass  dieser  jener  Behörde  sofort  Meldung  erstatten  werde,  die  Anzeige 
gemacht  hat ,  kann  eine  Bedeutung  nicht  beigemessen  werden ,  wie  auch  der 
Umstand,  dass  jener  Grenzaufseher  unterlassen  hat,  dem  Steueramte  sofort 
Meldung  zu  erstatten,  ohne  Einfluss  ist. 

Sammlung  Bd.  III  S.  21. 

3. 

Gesetz  vom  3.  Juli  1878  §  10. 

Urteil  vom  29.  Dezember  1880  (Auerbach  S.  435). 

Wahrsagekarten  fallen  an  sich  nicht  unter  den  Spielkartensterapel,  wenn 
sie  nicht  mit  Kartenzeichen  versehen  sind ,  welche  sie  zu  einem  gewöhnlichen 
Kartenspiele  machen,  weil  in  letzterem  Falle  nach  dem  Gesetze  nicht  das  wirk- 
liche Spielen,  sondern  schon  die  Möglichkeit,  die  Karten  zum  Spielen  zu  gebrauchen, 
unter  Strafe  stellt. 

4. 

Gesetz  vom  3.  Juli  1878  §  10. 

I.  Strafsenat.    Urteil  vom  28.  Februar  1881. 

Es  kann  der  Ansicht,  dass  der  §  10  Abs.  2  des  Gesetzes  vom  3.  Juli  1878 
lediglich  die  Thatsache  des  Erwerbens  ungestempelter  Spielkarten  voraussetze, 
ohne  dass  es  auf  die  Absicht  gröberen  oder  geringeren  Verschuldens  ankomme, 
nicht  beigetreten  werden. 

5. 

Gesetz  vom  3«  Juli  1878. 

I.  Strafsenat.    Urteil  vom  28.  Februar  1881.    R.  Nr.  255/81. 

Aus  dem  §  10  1.  a,  wonach  derjenige,  welcher  der  Vorschrift  des  Gesetzes 
zuwider  Karten,  welche  mit  dem  erforderlichen  Stempel  nicht  versehen  sind,  feil- 
hält, veräussert,  erwirbt,  damit  spielt  oder  solche  wissentlich  in  Gewahrsam  hat, 
in  Strafe  verfällt,  kann  nicht  gefolgert  werden,  dass  hinsichtlich  der  zuerst  ge- 
nannten Fälle  im  Gegensatz  zum  wissentlichen  Gewahrsam  die  Frage  der  sub- 
jektiven Verschuldung  Uberhaupt  bedeutungslos  sei;  weil  das  Wort  wissentlich 
nur  mit  dem  Gewahrsam  in  Verbindung  gebracht  ist,  muss  angenommen  werden, 
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dass  die  übrigen  Fälle  auch  strafbar  seien,  wenn  dem  Thäter  Fahrlässigkeit  zur 
Last  fällt,  während  für  den  Fall  de«  blossen  Gewahrsams  das  Bewussteein  von 
jenem  Thatumstand  verlangt  ist. 

Sammlung  Bd.  IV  S.  11. 

6. 
§  U. 

III.  Senat    Urteil  vom  25.  September  1884,  R.  Nr.  1717/84. 

Der  §  14  des  Gesetzes  vom  3.  Juli  1878  bezieht  sich  nur  auf  Versendong 
von  ungestempelten  Spielkarten  in  das  Ausland,  d.  h.  ausserhalb  der  Zollgrenze. 
Die  Entstehungsgeschichte  des  Gesetzes  vom  3.  Juli  1878,  dessen  hauptsächlichste 
Bestimmungen  dem  preussischen  Gesetze  vom  23.  Dezember  1867  entnommen 
sind  (vgl.  Motive,  Drucksachen  des  Reichstages  vom  Jahre  1878,  Bd.  I,  Nr.  7,  S.  12). 
sowie  des  letztbezeichneten  Gesetzes  selbst  (Stenogr.  Berichte  über  die  Verhand- 
lungen des  preuss.  Abgeordnetenhauses  1867/08,  Anlagen  Nr.  12,  60,  88,  Bd.  II, 
S.  18,  159,  228  und  die  Verhandlungen  selbst,  Bd.  I,  S.  481),  endlich  die  Praxi.« 
des  preussischen  Obertribunals  (Oppenhoff,  Rechtsprechung  Bd.  XII,  S.  660) 
lassen  erkennen,  dass  der  §  14  nur  die  Versendung  ungestempelter  Spielkarten 
als  strafbar  erklärt,  welche  gegen  die  Vorschriften  des  Regulativs  ohne  Mit- 
wirkung der  Steuerbehörde  erfolgt.  Versendungen  ungestempelter  Karten  inner- 
halb des  Bundesgebietes  ist  aber  überhaupt  unstatthaft  :  eine  Ausnahme  findet 
nach  §  6  Abs.  2  nur  statt,  wenn  dieselbe  zum  Zwecke  der  Aufnahme  in  die  auf 
«Grund  des  §  26  Nr.  3  des  Gesetzes  bewilligten  Ausfuhrlager  geschieht.  Nur  für 
die  Versendung  nach  dem  Auslande  schreibt  §  7  des  Regulativs  die  Mitwirkung 
der  Steuerbehörde  vor,  unter  deren  Aufsicht  die  Karten  zu  packen  und  für  deren 
Versand  weitere  zollamtliche  Behandlung  vorgeschrieben  ist.  Bei  einem  Zu- 
widerhandeln gegen  das  in  §  6  Abs.  2  des  Regulativs  ausgesprochene  Verbot  der 
Versendung  nach  Orten  des  Bundesgebietes  ist  durch  die  allgemeinen  Straf- 
bestimiuungen  insbesondere  in  §§  10, 12  und  16  des  Gesetzes  vom  3.  Juli  1878  gesorgt. 

Sammlung  Bd.  XI  S.  98. 

■    •  ■ 

7. 

Gesetz  vom  3.  Juli  1878  §  10,  11,  12;  Regulativ  vom  6.  Juli  1878  §  5,  7,  8. 

III  Senat.    Urteil  vom  15.  Janjuar  1885,  R.  Nr.  3084/84.  \ 

Das  Vorhandensein  einer  für  die  Thatsache  der  Steuerhinterziehung 
kausalen  Fahrlässigkeit  genügt  zur  Strafbarkeit  des  Veräussernden  (s.  Urt.  vom 
3.  Juli  1878  oben  Nr.  3).  Diese  Fahrlässigkeit  ist  aber  nicht  immer  vorhanden, 
wenn  vom  Fabrikanten  ungestempelte  Karten  auf  einen  Tisch  mit  gestempelten 
gelegt,  mit  denen  vermischt  und  so  versendet  werden.  Denn  das  zeitweilige 
„Hinlegen*  kann  bei  der  Fabrikation  oft  gar  nicht  vermieden  werden.  Das 
Gesetz  und  Regulativ  (§§  5,  7,  8)  konstatiert  die  Verpflichtung  des  Fabrikanten, 
dafür  Sorge  zu  tragen,  dass  nicht  nur  während  der  definitiven  Aufbewahrung, 
sondern  schon  vorher  und  bis  dahin,  wo  die  ungestempelten  Karten  zur  Auf- 
nahme in  das  Verschlusslager  oder  zur  Verstempelung  oder  zur  Ausfuhr  kommen, 
die  ungestempelten  von  den  gestempelten  streng  gesondert  gehalten  und  ein? 
Vermischung  vermieden  werde.  Dcraungeachtet  kann  ein  gemeinsames  Lagern 
der  Karten  zu  den  verschiedenen  geschäftlichen  Manipulationen  unvermeidlich 
sein.  Es  sind  daher  thatsächlich  der  Zweck  und  die  Umstände  dieses  Lagern«, 
ferner  festzustellen,  ob  Angeklagter  von  dem  Hinlegen  Kenntnis  gehabt  habe,  und 
sich  der  Möglichkeit,  dass  es  in  einer  die  Vermischung  gestempelter  und  un- 
gestempelter Karten  herbeiführenden  Weise  geschehen  könne,  bei  pflichtmäsaiger 
Sorgfalt  habe  bewusst  sein  müssen,  gleichwohl  aber  unterlassen  habe,  Vorkehrungen 
zur  Verhütung  der  Vermischung  zu  treffen.  Die  Fassung  der  10,  11  des  Ge- 
setzes gibt  unzweifelhaft  an  die  Hand,  dass  der  Nachweis  offen  gelassen  ist,  der 
Beschuldigte  habe  die  Steuer  nicht  hinterziehen  können  oder  wollen,  mit  der 
Wirkung,  dass  dann  .nicht  die  Hinterziehung*-,  sondern  nur  eine  Ordnungsstrafe 
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eintritt,  im  zweiten  Satze  des  §  11  nur  für  den  im  ersten  Satze  bezeichneten 
Fall,  nicht  jedoch  auch  für  die  in  §  10  Abs.  2  gedachten  Fälle  hat  nachgelassen 
werden  wollen.  Aus  §  17  in  Verbindung  mit  §§  10  und  11  des  Gesetzes  folgt, 
dasg  auch  den  mit  Spielkarten  Handel  treibenden  Personen  jener  Nachweis  mit 
der  bezeichneten  Wirkung  keinesfalls  im  weiteren  Umfange,  als  denjenigen 
Personen,  welche  diesen  Handel  nicht  treiben,  und  daher  nur  für  den  Fall 
einer  gegen  §  11  Abs.  1  begangenen  Zuwiderhandlung  zu  statten  kommen  kann. 
Billigkeitsgründe,  welche  für  Verallgemeinerung  der  Zulassung  des  Entlastungs- 
beweises sprechen  sollen,  kommen  gegenüber  dem  klaren  Wortlaut  des  Gesetzes 
nicht  in  Betracht. 

Sammlung  Bd.  XII  S.  402. 


IV. 

Wechselstempelsteuer. 

1. 

Wechselstempelsteuergesetz  vom  10.  Juni  1809  §  15. 

Urteil  vom  26.  November  1879  (Sammig.  d.  Entsch.  d.  R.G.  für  Industrie, 
Handel  und  Gewerbe  von  Auerbach  S.  434). 

Wenn  eine  Wechselstempelmarke  durch  Zufall  vor  Hingabe  des  Wechsels 
an  den  Zahlenden  sich  abgelöst  hat,  so  genügt  zur  Freisprechung  nicht  bloss 
die  Feststellung,  dass  der  Stempel  beigefügt  war  und  in  vorschriftsmässiger 
Form  behandelt  wurde,  sondern  es  muss  auch  festgestellt  werden,  dass  dies  zur 
rechten  Zeit  geschehen  ist. 

2. 

Gesetz  vom  10.  Juni  1869  §  21. 

II.  Strafsenat   Urteil  vom  7.  Mai  1880,  R.  Nr.  455/80. 

Jeder  durch  einen  Notar  oder  Gerichtsbeamten  aufgenommene  und  inner- 
halb der  Grenzen  der  Zuständigkeit  und  der  ihnen  vom  Gesetze  ausdrücklich 
eingeräumten  Befugnisse  beurkundete  Protest  ist  eine  öffentliche  Urkunde.  Dies 
eilt  nicht  bloss  von  der  nach  Art.  88  der  deutschen  Wechselordnung  in  den 
Protest  aufzunehmenden  wörtlichen  Abschrift  des  Wechsels,  sondern  nach  §  21 
Abs.  2  des  Gesetzes  vom  10.  Juni  1869  auch  von  demjenigen,  was  in  dem  Pro- 
test über  die  geschehene  Verwendung  der  Stempelmarken  gesagt  ist.  Die  Notare 
sind,  wie  in  der  Bekanntmachung  des  Reichskanzlers  vom  23.  Juni  1871  sub  II 
(jetzt  vom  11.  Juli  1873)  hervorgehoben  ist,  gesetzlich  dazu  bestellt,  die  Art 
und  Weise,  in  welcher  auf  den  Wechseln  der  Stempelpflicht  genügt  ist,  zu  be- 
urkunden und  deshalb  muss  auch  in  dieser  Beziehung  dem  Wechselprotest  die 
Bedeutung  einer  öffentlichen  Urkunde  beigelegt  werden.  Die  gleiche  Glaub- 
würdigkeit müssen  nach  Art.  90  der  deutschen  Wechselordnung  auch  die  Protest- 
register haben,  denn  diese  haben  die  Bedeutung,  einesteils  im  Falle  des  Verlustes 
eine  Wiederherstellung  der  Protesturkunde  zu  ermöglichen,  andernteils  dem  an 
der  Existenz  des  Protestes  Interessierten  den  Nachweis  über  den  Inhalt  desselben 
tu  verschaffen.  Das  Protestregister  hat  sonach  öffentlichen  Glauben,  und  die 
Eintragungen,  welche  unter  Verantwortlichkeit  des  Notars  und  kraft  seines  Amtes 
geschehen,  sind  als  öffentliche  Urkunden  anzusehen. 

Sammlung  Bd.  I  S.  426. 

3. 

Gesetz  vom  10.  Juni  1869  §  6,  7,  11,  13,  14,  15. 

in.  Strafsenat.    Urteil  vom  20.  November  1882,  R.  Nr.  2703/82. 

Die  Thatsache,  dass  jemand  einen  von  ihm  zum  Accept  versandten  und 
mit  dem  Accept  zurückerhaltenen  inländischen  Wechsel  mit  seinem  Indossament 
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versehen  hat,  ohne  dass  die  Verpflichtung  zur  Entrichtung  der  Stempelabgabe 
erfüllt  war,  beweist,  dass  alle  gesetzlichen  Merkmale  strafbarer  Wecnselsteuer- 
Hinterziehung  im  Sinne  der  §§  7,  11,  14  und  15  des  Gesetzes  vom  10.  Juni  18t»9 
enthalten  sind.  Die  Nichterfüllung  der  Verpflichtung  zur  Entrichtung  der 
Stempelabgabe  ist  schlechthin  unter  Strafe  gestellt,  ohne  in  subjektiver  Be- 
ziehung deren  Vorsatz  oder  eine  schuldhafte  Fahrlässigkeit  zu  erfordern.  Ob 
der  einzelne  mit  der  Absicht  der  Steuerhinterziehung  oder  mit  dem  Bewußt- 
sein der  Rechtswidrigkeit  seines  Verhaltens  oder  ob  er  in  schuldhafter  Fahr- 
lässigkeit gehandelt  hat,  ist  rechtlich  bedeutungslos.  Jedermann,  der  die  Form 
der  Selbstbesteuerung  wählt,  ist  bei  Strafe  der  Hinterziehung  verpflichtet,  «ich 
genau  über  seine  formellen  und  materiellen  Obliegenheiten  zu  unterrichten.  Die 
Berücksichtigung  der  Unkenntnis  ist  schlechthin  ausgeschlossen  und  es  ist  gleich- 
gültig, ob  diese  Unkenntnis  auf  verschuldetem  oder  unverschuldetem  Irrtumc 
beruht.  Es  ist  sonach  auch  ungerechtfertigt,  dass  der  Glaube  des  Angeklagten, 
er  habe  seiner  Steuerpflicht  genügt,  die  Strafbarkeit  ausschliesse.  Er  ist  also 
z.  B.  auch  strafbar,  wenn  er  statt  der  Wechselsteuerstempelmarke  eine  andere, 
beispielsweise  die  im  Jahre  1881  eingeführte  Reichsstempelmarke,  anwendet. 

Sammlung  Bd.  VII  S.  240. 

4. 

- 

Gesetz  vom  10.  Juni  1869  §  1,  5,  6,  15. 

I.  Strafsenat.    Urteil  vom  5.  Januar  1884,  R.  Nr.  2711/83. 

Entscheidend  für  die  strafrechtliche  Verantwortlichkeit  nach  dem  Gesetze 
vom  10.  Juni  1869  ist  objektiv,  ob  ein  Wechselgeschäft  zustande  gekommen 
ist  (Motive  zu  §  1  des  Entwurfes,  Stenogr.  Bericht  über  die  Verhandlungen  des 
Reichstages  des  Norddeutschen  Bundes  von  1869,  Bd.  III  S.  512);  ob  daner  ein 
Wechsel  vorliegt  und  eine  Thatigkeit  eines  Wechselinteressenten  eingetreten  iat 
welche  geeignet  ist,  den  Wechsel  geschäftsmässig  zu  machen  oder  in  irgend  einer 
Weise  zu  realisieren,  ist  gleichgültig.  Das  trifft  zu,  wenn  Wechselblanketts  unter- 
schrieben und  mit  der  Ermächtigung  übergeben  wurden,  diese  Blanketts  auszufüllen 
und  in  Umlauf  zu  setzen.  Dem  ersten  Unterzeichner  des  Blanketts  liegt  ob,  dafür 
zu  sorgen,  dass  der  Pflicht  zur  Entrichtung  der  Stempelabgabe  in  der  vorge- 
schriebenen Form  genügt  werde.  Er  ist  davon  auch  durch  den  Umstand  nicht 
befreit,  dass  die  Accepte  der  Bezogenen  und  das  Giro  unbefugterweise  und 
ohne  seine  Mitwirkung  oder  Zustimmung  von  einem  Dritten  gefertigt  wurde. 
Weder  Annahmeerklärimg  noch  Giro  bilden  ein  wesentliches  Erfordernis  eines 
Wechsels,  berühren  deshalb  die  Verpflichtung  zur  Entrichtung  der  Wechsel- 
stempelabgabe nicht. 

Sammlung  Bd.  X  S.  27. 
5. 

Gesetz  vom  10.  Juli  1869  §  1. 

II.  Strafsenat.    Urteil  vom  30.  September  1884,  R.  Nr.  1778/84. 

Nach  der  ganzen  Entstehungsgeschichte  des  Gesetzes,  sowie  nach  den 
Vorgängen  der  massgebend  gewesenen  preußischen  Gesetzgebung  (preussiscbe* 
Stempelgesetz  vom  7.  März  1822,  Kabinetsordre  vom  3.  Januar  1830,  Gesetz  vom 
26.  Mai  1852,  Verordnung  vom  4.  Juli  1867),  nach  der  preussischen  Recht- 
sprechung (Oppenhoff,  Rechtsprechung  Bd.  III,  S.  75,  Bd.X  S.  640),  nachdem 
sächsischen  Gesetze  vom  11.  Mai  1868  und  nach  den  aus  dem  Gesetze  selbst 
erkennbaren  wirtschaftlichen  Zielen  sind  sowohl  gezogene  als  trockene  (eigene) 
im  Auslande  ausgestellte  und  im  Auslande  zahlbare  Wechsel,  auch  wenn  sie  im 
Inlande  in  Umlauf  gelangen  (transitierende),  von  der  Wechselstempelsteuer  frei. 
Gezogene  und  eigene  Wechsel  sind  in  der  Bezeichnung  gleichgestellt.    Die  Un- 
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klarheit  im  Wortlaut  des  Gesetzes  (§  1,  Abs.  1  und  Abs.  2,  Nr.  1)  ist  durch  di<* 
Entstehungsgeschichte  (Entwurf,  Drucksachen  des  Reichstags  1869  Nr.  154»  Stenogr. 
Bericht  1869.  Bd.  II,  S.  859,  862 ;  Drucksachen  Nr.  230  zu  §  1 ;  Stenogr.  Bericht 
S.  1191  und  1194)  des  Gesetzes  erklärt,  doch  wollte  das  Interesse  eines  durch 
die  Besteuerung  bedrohten  Verkehrs  mit  transitierenden  Wechseln,  welche  gegen 
die  Besteuerung  besonders  sensibel  seien ,  wahrgenommen  und  sonach  sowohl 
die  gezogenen  als  trockenen  Wechsel,  welche  im  Ausland  ausgestellt  und  im 
Ausland  zahlbar  sind,  von  jeder  Besteuerung  befreit  werden. 

Sammlung-  Bd.  XI  S.  109. 

Gesetz  vom  10.  Juni  1869  §  4,  5,  6,  11,  15. 

I.  Strafsenat.    Urteil  vom  16.  April  1885,  R.  Nr.  745/85. 

Als  Inhaber  des  Wechsels  im  Sinne  des  Wechsel  Stempelsteuergesetzes 
erscheint  nicht  jede  Person,  welche  den  Wechsel  im  Besitze  hat,  sondern  nur 
derjenige,  der  nach  §  5  dee  Gesetzes  als  Teilnehmer  an  dem  Umlaufe  eines 
Wechsels  anzusehen  ist.  Der  Umstand,  dass  jemand  einen  Wechsel  für  eigene 
oder  fremde  Rechnung  zur  Zahlung  präsentiert  oder  mangels  Zahlung  Protest 
erheben  lässt,  kann  nach  §  5  a.  a.  0.  allerdings  genügen,  um  diese  Person  ak 
Teilnehmer  am  Umlaufe  des  Wechsels  erscheinen  zu  lassen;  allein  dies  ist  nur 
dann  der  Fall,  wenn  diese  Person,  obgleich  für  fremde  Rechnung,  doch  im 
eigenen  Namen  auftritt,  bezw.  die  in  §  5  vorgesehenen  Handlungen  vornimmt. 
Derjenige,  der  lediglich  im  Auftrage  und  namens  eines  Dritten  einen  Wechsel 
für  diesen  verkauft,  ist  nicht  als  Teilnehmer  am  Umlaufe  des  Wechsels  anzu 
sehen.  Was  von  der  Veräusserung  gilt,  muss  auch  bezüglich  der  anderen  in 
§  5  des  Gesetzes  aufgezählten  Handlungen,  insbesondere  von  der  Präsentation 
zor  Zahlung  und  der  Auflage  zur  Protesterhebung,  gelten.  Der  Rechtsanwalt, 
welcher  mit  der  Einklagung  der  Wechselforderung  beauftragt  ist  und  in  seiner 
Eigenschaft  als  Bevollmächtigter  den  Wechsel  zur  Zahlung  vorlegen  oder  mangel* 
derselben  Protest  erheben  lässt,  ist  nicht  als  Teilnehmer  am  Umlaufe  des  Wechseln 
oder  als  Inhaber  desselben  im  Sinne  der  §§  6  und  11  des  Gesetzes  vom  10.  Juni 
1869  anzusehen.  Vielmehr  kommt  ihm  diese  Eigenschaft  nur  dann  zu.  wenn 
er  in  eigenem  Namen  eine  der  in  §  5  vorgesehenen  Handlungen  vornimmt,  ins- 
besondere wenn  er  nicht  durch  einfache  vollmacht,  sondern  durch  ein  Inkasso - 
Indossament  in  den  Besitz  des  Wechsels  gelangt  ist  und  in  seiner  Eigenschaft 
als  Indossatar  den  Wechsel  zur  Zahlung  vorlegt.  Wenn  sich  der  Rechtsanwalt 
den  Wechsel  girieren  lässt,  tritt  er  in  die  Reihe  der  Personen,  welche  an  dem 
Umlaufe  desselben  teilnehmen,  nicht  aber,  wenn  er  sich  darauf  beschränkt, 
namens  seines  Auftraggebers  die  demselben  zustehenden  Befugnisse  auszuüben 
Wenn  jemand  lediglich  als  Vertreter  des  Konkursverwalters  und  namens  des 
«elben  Auftrag  zur  Präsentation  des  Wechsels  und  zur  Protesterhebung  gegeben 
hat,  ist  er  nicht  als  Inhaber  und  selbständiger  Extrahent  des  Wechsels  zu  be- 
trachten und  die  Anwendung  der  in  Frage  stehenden  Strafbestimmungen  nicht 
gerechtfertigt . 

Sammlung  Bd.  XII  S.  145. 


')  Vgl.  hierzu  Urteil  des  Oberapell.Ger.  zu  Jena  vom  27.  Septbr.  1871, 
des  bayer.  Kassationshofes  vom  14.  August  1871  und  des  preusa.  Obertribunals 
vom  25.  Juni  1874  in  Stengleins  Zeitschr.  Bd.  I  S.  177,  Bd.  IV  S.  87.  88. 
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V. 
Zölle. 

a.  Entscheidungen  der  Strafsenate. 

L 

Vereinezollgesetz  vom  1.  Juli  1869  §  134  u.  135. 

I.  Strafsenat,    Urteil  vom  12.  April  1880,  R.  Nr.  82680. 

Einer  Konterbande  macht  sich  schuldig,  wer  unternimmt,  Gegenstände, 
deren  Ein-,  Aus-  oder  Durchfuhr  verboten  ist,  ein-  oder  durchzuführen.  Wenn 
die  Einfuhrerlaubnis  arglistig  und  durch  falsche  Vorspiegelungen  erwirkt  wurde, 
wird  der  Begriff  des  §  134  des  Vereinszollgesetzes  noch  nicht  gegeben,  denn 
es  besteht  nach  diesem  Gesetz  kein  Unterschied  zwischen  demjenigen,  welcher 
berechtigt  und  demjenigen,  welcher  nicht  berechtigt  zur  Einfuhr  ist,  sondern 
das  Gesetz  unterwirft  nur  denjenigen  dem  Begriffe  der  Konterbande,  wer  Gegen- 
stände, deren  Einfuhr  verboten  ist,  dem  Verbote  zuwider  einzuführen  unternimmt 
Das  Gesetz  verhängt  auch  in  §  139  keine  Strafe,  sondern  nur  Zurückschaffung 
der  Gegenstände,  wenn  verbotene  Gegenstände  angezeigt  oder  zur  Revision  ge- 
stellt werden. 

Sammlung  Bd.  1  S.  354. 
2. 

§  134,  146. 

I.  Strafsenat.    Urteil  vom  23.  September  1880,  R.  Nr.  2014/80. 

Es  liegt  in  der  Natur  der  Sache,  dass  die  verbotwidrige  Einführung  von 
Gegenständen  aus  dem  Auslande  (Konterbande  nach  §  134  des  Vereinszoll- 
gesetees),  insbesondere  der  Transport  von  Vieh  über  die  Zollgrenze,  sich  aus 
einer  Reihe  von  Massnahmen  und  Ausführungsakten  zusammensetzt,  die  in  der 
Gesamtheit  sich  als  Unternehmen  einer  Einführung  darstellen,  und  auch,  wenn 
sie  auch  in  dem  Akte  der  Grenzüberschreitung  kulminieren,  doch  dergestalt  in 
innerer  Zusammengehörigkeit  bestehen,  dass  jede  dem  einen  Schritte  über  die 
Grenze  vorausgehende  Handlung  als  vorbereitende  oder  Versuchshandlung,  jede 
ihm  nachfolgende  Thätigkeit  als  Begünstigung  der  vollendeten  Straftbat  zu 
gelten  hätte.  Der  Thatbestand  der  Konterbande  kann  auch  bei  solchen  Per- 
sonen angenommen  werden,  welche  bei  der  unmittelbaren  ,  Herüberschaffung' 
über  die  Grenze  nicht  mitgewirkt,  sondern  nur  Auftrag  gegeben,  angeordnet 
oder  durch  andere  betreiben  und  ausführen  haben  lassen. 

Sammlung  Bd.  II  S.  260. 

3. 

I.  Strafsenat.   Urteil  vom  21.  Oktober  1880,  R.  Nr.  2625|80. 

Die  Geldbusse  nach  §  125  des  Vereinszollgesetzes  ist  nur  dann  verwirkt, 
wenn  bei  Gegenständen,  deren  Einfuhr  erlaubt  ist,  die  Einfuhr  unter  Hinter- 
ziehung der  Eingan gsabgaben  unternommen  wird.  Der  Thatbestand  der  Konter- 
bande durch  Verfehlung  gegen  die  zur  Abwehr  der  Rinderpest  erlassenen  Vor- 
schriften schlie88t  also  begrifflich  die  Annahme  des  hiermit  zusammentreffenden 
Thatbestandes  gleichzeitiger  Zolldefraudation  aus. 

Sammlung  Bd.  II  S.  370. 

4. 

Urteil  vom  0.  November  1880  (Sammig.  der  Entsch.  d.  R.G.  für  Industrie, 
Handel  und  Gewerbe  v.  Auerbach,  S.  231). 

Eine  Zolldefraudation  ist  erst  als  vollbracht  anzusehen,  wenn  die  Defrau- 
dation begangen  ist,  nachdem  die  Verpflichtung  zur  Zahlung  des  Zolles  einge- 
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treten  ist,  demnach  die  zollpflichtige  Ware  die  Grenze  passiert  hat,  da  der  Ein- 
gangszoll nur  zn  zahlen  ist,  wenn  die  Ware  eingeht  und  die  Strafe  in  dem 
Vierfachen  des  Eingangszolles  besteht.  Wenngleich  ein  Kaufmann  ausgeht, 
zollpflichtige  Waren  ohne  Bezahlung  des  Zolles  über  die  Grenze  in  den  Zoll- 
verein zu  bringen,  so  ist  doch  das  Unternehmen  erst  vollendet,  wenn  er  sie 
thateftchlich  einführt. 

5. 

§  135,  146,  149. 

I.  Strafsenat.    Urteil  vom  26.  September  1881,  R.  Nr.  1803/81. 

Die  durch  StG.B.  §  257  als  selbständige  Strafe  bedrohte  Begünstigung 
ist  nur  insoweit  strafbar,  als  der  Angeklagte  nach  Begehung  eines  Verbrechens 
oder  Vergehens  dem  Thäter  oder  Teilnehmer  in  deren  Interesse  wissentlich  Bei- 
stand leistet.  Nach  dem  Zollgesetze  vom  1.  Juli  1869  §  149  sind  in  betreff  der 
Bestrafung  der  Miturheber,  Gehilfen  und  Begünstiger  einer  Defraudation,  soweit 
nicht  die  Bestimmungen  der  §§  146  und  147  Anwendung  finden,  die  allgemeinen 
Vorschriften  der  Landesstrafgesetze,  jetzt  des  Strafgesetzbuchs  massgebend 

St.G.B.  §  257  verlangt,  dass  der  Beistand  wissentlich  geleistet  sei.  Wissent- 
lich leistet  jemand  nach  Begehung  eines  Verbrechens  oder  Vergehens  Beistand, 
wenn  er  die  von  dem  Thäter  oder  Teilnehmer  begangene  Straf  handlung  kennt. 
Es  erscheint  daher  dieses  Bewusstaein  als  wesentliche  subjektive  Voraussetzung, 
so  da«*  ein  Mangel  dieser  Kenntnis  nach  §§  257  und  59  des  StG.B.  die  Straf- 
barkeit einer  objektiv  in  die  Erscheinung  tretenden  Beistandsleistung  ausschlieft. 

Jedes  Bewusstsein  (der  dolus)  ist  so  zu  verstehen,  dass  auf  der  einen 
Seite  die  Kenntnis  von  der  strafbaren  Handlung  nicht  ausreicht,  anderseits 
keineswegs  Wissenschaft  von  der  speciellen  konkreten  Gestaltung  des  Verbrechens 
bzw.  Vergehens  im  Einzelfalle  notwendig  ist.  Der  Begriff  des  wissentlich 
Beistandleistens  erfordert  allerdings,  dass  der  Angeklagte  diejenigen  Merkmalo 
kannte,  worin  das  Gesetz  die  Verbrechen  oder  Vergehen  ausgeprägt  findet.  Eine 
Zolldefräudation  ist  nicht  an  sich  schon  ein  Vergehen ;  es  entscheidet  die  Höhe 
des  im  Einzelfall  zu  entrichtenden  Zolles  über  den  Charakter  einer  Defraudation. 

Sammlung  Bd.  V  S.  23. 

6. 

§  136  Ziff.  5d  u.  137. 

1.  Strafsenat.   Urteil  vom  24.  Oktober  1881,  B.  Nr.  1983/81. 

Daa  Strafgesetz,  zumal  ein  positives  Steuergesetz,  ist  strikte  zu  interpretieren, 
daher  darf  bei  der  Interpretation  des  Gesetzes  daa  Gewicht  nicht  auf  unter- 
geordnete Worte  gelegt  werden,  um  aus  der  Premierung  einer  bedeutungslosen 
Wortsetzung  dem  Gesetze  einen  gezwungenen  Sinn  beizulegen.  Es  erscheint  an 
sich  schon  bedenklich,  die  Strafbarkeit  einer  Handlung  von  einer  besonderen 
Art  der  Entdeckung  abhängig  zu  machen.  Der  Ausdruck  .betroffen  worden" 
ist  durch  die  Absicht,  unter  Ziff.  5  die  beim  Transport  vorkommenden  Handlungen 
zusammenzufassen,  herbeigeführt.  Aus  diesen  Worten  lässt  sich  nicht  folgern, 
da«s  daa  Fehlen  des  Zollausweises  während  des  Transportes  konstatiert  sein 
müsse.  Die  Bestimmung  ist  aus  §  6  des  früheren  Gesetzes  des  Zollvereins  wegen 
Bestrafung  der  Zollvergehen  herübergenommen ,  dort  war  ebenso  wenig  eine 
beschränkte  wörtliche  Auslegung  der  Art  der  Entdeckung  möglich.  (Auch  in 
anderen  Urteilen  vom  14.  November  1881  Rep.  Nr.  2671/81  und  31.  Mai  1881 
Kep  Nr.  1106/81  hat  sich  daa  R.G.  für  dieselbe  Auslegung  ausgesprochen.) 

Sammlung  Bd.  V  S.  72. 
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7. 

§  154  u.  155. 

I.  Strafsenat.    Urteil  vom  9.  Februar  1882,  R.  Nr.  156/82. 

Die  Frage,  dass  ausser  dem  nicht  vorliegenden  Falle  des  §  154  den  Ver- 
einszollgesetzes  die  Verpflichtung  zur  Erlangung  des  Wertes  an  Stelle  der  nicht 
vollziehbaren  Konfiskation  nur  dem  Eigentümer  auferlegt  werden  könne,  d.  h. 
ob  §  155  die  §§  134  und  135  dahin  ergänze,  dass  der  Defraudant  die  Konfis- 
kation der  Gegenstände,  gleichviel  ob  er  Eigentümer  ist  oder  nicht,  im  Falle 
der  Nichtvollziehbarkeit  der  Wertsentrichtung  erwirkt  oder  ob  §  154  die  §§  134 
und  135,  sowie  155  dahin  interpretieren,  dass  die  angedrohte  Konfiskation  und 
ihr  Surrogat  selbstverständlich  den  Eigentümer  (welchen  §§134  und  135  als 
den  Hauptfall  im  Auge  hat),  diesen  aber  jederzeit,  auch  wenn  ein  anderer  De- 
fraudant teilnimmt,  und  nur  dann  nicht  trifft,  wenn  dieser  ohne  Wissen  und 
Wollen  die  Defraudation  verübt  und  dann  statt  der  Konfiskation  den  Wert  des 
Gegenstandes  zu  erlegen  hat,  ist  dahin  zu  beantworten,  dass  die  Specialvor- 
schrift des  §  154  dem  Nichteigentümer  eine  Nebenstrafe  nur  da  androht,  wo 
nur  der  Eigentümer  weder  pnncipiell  noch  subsidiär  noch  überhaupt  noch  mit 
dem  Gegenstande  strafrechtlich  verhaftet  ist.  Der  Wertersatz  ist  nicht  in  zwei 
Fällen,  Unbeteiligtsein  des  Eigentümers  und  Unvollziehbarkeit  der  Konfiskation, 
dem  Defraudanten  als  solchem  auferlegt,  sondern  die  Konfiskation  und  eventuell 
der  Wertersatz  trifft  stets  den  Eigentümer,  sei  es,  dass  er  oder  ein  anderer  oder 
beide  als  Defraudanten  zu  strafen  sind,  an  Stelle  derselben  der  Wertersatz  den 
Nichteigentümer  nur,  wenn  der  Eigentümer  nicht  strafbar  ist  oder  die  Verfol- 
gung unterbleibt.  (Vgl.  Urt.  des  II.  Strafs,  v.  23.  Juni  1880  Rep.  Nr.  78/79  und  des 
Oberappell.Ger.  in  Dresden  v.  16.  Aug.  1875  fsächs.  Gerichtszeitg.  Bd.  XX  S.  187]). 

,  Sammlung  Bd.  V  S.  387. 

8. 

Gesetz  vom  1.  Juli  1869  §  124,  136,  137,  162. 

III.  Strafsenat.    Urteil  vom  22.  April  1882,  R.  Nr.  782/82. 

Der  Thatbestand  des  §  136  Nr.  7  des  Vereinszollgesetzes  wird  nicht  in 
dem  Beziehen  zollpflichtiger  Gegenstände  ohne  Ausweis  über  Verzollung  oder 
zollfreie  Abstammung,  sondern  in  der  Thatsache  des  sich  Nichtausweisens  ge- 
funden. Diese  Bestimmung  enthält  nicht  eine  Beweisregel  der  gesetzlichen 
Präsumtion  für  die  Annahme  der  Hinterziehung,  sondern  den  selbständigen 
Thatbestand  einer  Zolldefraudation  besonderer  Art.  Nur  der  im  Abs.  2  1.  c 
vorgesehene  Gegenbeweis  ist  offen  gelassen.  Daraus  folgt,  dass,  wenn  der  Mangel 
oder  die  unterlassene  Beibringung  des  Ausweises  den  Reat  des  überwiegend 
formalen  Zollvergehens  darstellt,  es  unstatthaft  ist,  die  Frage  der  einmaligen 
oder  mehrmaligen  Begehung  nicht  von  der  einmal  oder  mehrmals  festgestellten 
Unfähigkeit  des  Ausweises,  sondern  von  dem  trennbaren  Teile  der  bezogenen 
oder  gefundenen  Gegenstände  abhängig  zu  machen.  Für  das  zollfiskalische  oder 
zollstrafrechtliche  Interesse  fehlt  es  an  jedem  Interesse  überhaupt  zu  solch  künst- 
lichen Unterscheidungen,  welche  lediglich  für  die  Umwandlung  der  Geldstrafe  in 
Freiheitsstrafe  Bedeutung  haben  könnten.  Dass  die  mehrfache  Begehung  der  Zoll- 
defraude  hier  von  der  in  der  Willkür  der  Zollbeamten  stehenden  Häutigkeit  der 
Revisionen  abhängt,  trifft  überall  zu,  wo  die  Strafbarkeit  einer  Handlung  nur  im 
Wege  besonderer  Nachforschung  von  zuständiger  Seite  festgestellt  werden  kann. 

Sammlung  Bd.  VI  S.  191. 

9. 

§  140,  141,  142,  146,  149,  162. 

III.  Strafsenat.    Urteil  vom  7.  Oktober  1882,  R.  Nr.  2469/82. 

Die  gesetzliche  Vermutung  einer  komplottmässigen  Ausübung  der  Zoll- 
defraude  tritt  ein,  wenn  die  vom  §146  Abs.  2  des  Z.V.G.  erforderte  äussere 

314 


Digitized  by  Google 


Entscheidungen  des  Reichsgerichts  in  Finanzfragen. 


Zusammengehörigkeit  thatsächlich  festgestellt  ist.  Daraus  folgt,  dass  jeder  Mit- 
täter solidarisch  die  Verantwortlichkeit  für  die  gesamten  defraudierten  Gegen- 
stände zu  tragen  hat.  Nach  Massgabe  der  für  die  Mitthäterschaft  geltenden 
Grundsätze  (§  47  des  St.G.B.  und  §  149  des  Z.V.G.)  musste  daher  auch  der 
tarifmäßige  Betrag  des  Zolles  der  gesamten  Partie  der  zollpflichtigen  Ware  für 
die  Berechnung  der  jeden  treffenden  Geldstrafe  zu  Grunde  gelegt  werden. 

Für  die  Bestrafung  wegen  Rückfalles  setzen  die  Worte  in  8  141  des  V.Z.G. 
voraus  einen  ersten  Kückfull  im  gesetzlichen  Sinne  oder  eine  \  erurteilung  in 
Gemässheit  des  §  140  und  dass  der  Abs.  3  in  §  142  mit  den  Worten  .des  zu- 
letzt begangenen  früheren  Vergehens*  nicht  lediglich  die  absolut  letzte  Ver- 
urteilung, sondern  überhaupt  den  zwischen  einer  und  der  darauffolgenden  Ver- 
urteilung jedesmal  in  Mitte  liegenden  Zeitraum  im  Auge  hat.  Es  weicht  hier 
das  Z.V.G.  von  den  Rechtsnormen  des  StG.B.  (§  245  und  264)  ab  und  steht 
auf  dem  Standpunkte  des  vormaligen  preuss.  Strafgesetzbuches  vom  14.  April 
1851  (§  60).  Die  Rechtsprechung  des  preuss.  Obertribunals  erklärte  den  Grund- 
satz des  §  60  des  preuss.  St.G.B.  als  den  allgemein  gültigen,  auch  für  die  neben 
dem  StG.B.  geltenden  Specialstrafgesetze,  insbesondere  das  Zollstrafgesetz  (Cir- 
kularverfügung  des  preuss.  Gen.-Direktors  v.  7.  Oktober  1858)  und  auf  dieser 
Grundlage  entstand  der  §  140—142  des  Z.V.G.  (Verh.  des  deutsch.  Zollparla- 
ments 1869,  S.  197,  198  und  Aktenstücke  Nr.  4  S.  19  u.  20.)  Nach  dieser  Aus- 
legung müssen  also  auch  bezüglich  der  früheren  Verurteilung  die  Voraussetzungen 
des  ersten  Rückfalles  vorgelegen  haben. 

Sammlung  Bd.  VII  S.  138. 

10. 

§  3,  5,  42,  135. 

III.  Strafsenat.    Urteil  vom  7.  Dezember  1882,  R.  Nr.  2721/82. 

Die  Staatsanwaltschaft  ist  berechtigt,  durch  einen  Antrag  auf  Entschei- 
dung des  Reichsgerichts  die  Zuständigkeit  gemäss  §  13G  letzter  Absatz  des  Z.V.G. 
für  die  Verhandlung  und  Entscheidung  über  das  Rechtsmittel  der  Revision  gegen 
Urteile  der  Strafkammern  in  der  Berufungsinstanz  wegen  Abgaben  und  Ge- 
fallen, welche  zwar  auf  Grund  von  Landesgesetzen  erhoben  werden,  aber  in  die 
Reichskasse  fliessen,  auch  dann  zu  begründen,  wenn  weder  die  Staatsanwalt- 
schaft selbst  Revision  eingelegt  hat.  noch  die  Revision  gegen  die  Staatsanwalt- 
schaft gerichtet  ist;  denn  die  §§  441,  465.  467  der  St.P.0.  und  §  136  des  Z.V.G. 
unterscheiden  nicht  weiter,  in  welcher  Eigenschaft  und  Stellung  die  Staatsanwalt- 
schaft zu  fraglichem  Antrage  legitimiert  sei.  Nach  §  135  des  V.Z.G.  sind  nur 
Hinterziehungen  derjenigen  Ein-  und  Ausgangsabgaben  strafbar,  welche  in  §  3, 
5  a.  a.  O.  bezeichnet  sind,  nicht  aber  die  innerhalb  des  zollvereinsländischen 
Verkehrs  nicht  auf  Grund  des  Zolltarifs,  sondern  von  Staatsverträgen  bestehenden 
sog.  Uebergangsabgaben.  Hierfür  kommen  die  auf  den  älteren  Zollvereinsver- 
trägen beruhenden  landesgesetzlichen  Bestimmungen  (vgl.  Denkschrift,  den  Ent- 
wurf eines  Vereinszollgesetzes,  Sammlung  der  Drucksachen  des  deutschen  Zoll- 
parlaments 1869  Nr.  4  Pkt.  75  Abs.  4  S.  82)  in  Betracht.  Für  den  Thatbestand 
einer  Defraudation  kommt  nur  die  objektive  Richtigkeit  oder  Unrichtigkeit  der 
Deklaration,  nicht  aber  ein  Irrtum  des  Deklaranten  bezüglich  der  Bezeichnung 
der  Waren  oder  vom  amtlichen  Warenverzeichnin  abweichende  handelsübliche 
Warenbenennung  in  Berücksichtigung. 

Unbekanntschaft  mit  den  Zollgesetzen  und  den  Zollordnungen  sollte  nach 
keiner  Richtung  hin  eine  Schutzeinrede  sein  und  die  selbst  in  gutem  Glauben 
bewirkten  objektiven  Unrichtigkeiten  der  Deklaration  fordern  nur  innerhalb  der 
Rückfallsstrafen  eine  gewisse  Anerkennung  als  milderer  Defraudationsformen. 
(§  8,  28  des  Zollstrafgesetzes  v.  1.  Mai  1838.) 

Sammlung  Bd.  VII  S.  326. 
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11. 

§  136  Ziff.  7,  137,  143. 

III.  Senat.    Urteil  vom  29.  Januar  1883,  R.  Nr.  3229/82. 

Nach  der  ganzen  Entstehungsgeschichte  des  Zollvereinsgesetzes  kann  der 
rechtliche  Zusammenhang  zwischen  §  136  Nr.  1  a.  c.  d.,  137  u.  143  nur  dadurch 
hergestellt  werden,  dass  man  annimmt,  an  sich  genüge  objektiv  unrichtige  Dekla- 
ration zum  Thatbestand  der  von  Spediteuren,  Frachtführern  u.  s.  w.,  im  Auf- 
trag dritter  handelnder  Gewerbetreibender  begangenen  Defraude  und  gehöre  die 
wissentliche  Unrichtigkeit  nicht  zum  Anschuldigungsbeweis;  der  Gegenbeweis 
fehlender  Defraudationsabsicht  sei  vom  Angeschuldigten  zu  führen  und  befreie 
von  der  Dcfraudationsstrafe ;  könne  er  diesen  Gegenbeweis  nicht  führen,  so  könne 
er  in  Gemässheit  des  §  143  a.  a.  0.  sich  auf  den  durch  Vorlegung  seiner  Korre- 
spondenzen, Frachtbriefe  etc.  zu  führenden  leichten  Nachweis  beschränken,  da^s 
er  deklariert  habe,  wie  ihm  aufgetragen;  dadurch  werde  er  von  der  Rückfalls- 
strafe liberiert,  Die  Zollbehörde  ist  unbehindert,  die  Richtigkeit  der  Dekla- 
rationen durch  Revisionen  zu  kontrollieren  und  diejenigen  zu  ermittelnden  Per- 
sonen, welche  zu  unrichtiger  Deklaration  veranlasst  haben,  als  Thäter  oder  auf 
Grund  des  §  449  als  Anstifter,  Teilnehmer,  Gehilfen  der  Defraude  zur  vollen 
Verantwortlichkeit  zu  ziehen. 

Sammlung  Bd.  VIII  S.  22. 

12. 

§  124,  13G. 

III.  Strafsenat.    Urteil  vom  15.  Februar  1883,  R.  Nr.  3259/82. 

Unter  dem  Ausdruck  „ zollfreie  Abstammung"  ist  nur  der  Nachweis  ver- 
langt, dass  die  Verzollung  von  unmittelbar  aus  dem  Auslande  bezogener  Waren 
erfolgt  sei  und  ist  gleichbedeutend  mit  dem  Nachweise  des  Empfangs  aus  dem 
Inlande.  Wenn  auch  das  Reichsgericht  schon  wiederholt  erkannt  hat,  dass  die 
bloss  äusserere  und  formelle  Beobachtung  der  vom  §  124  vorgesehenen  Kontroll- 
vorschriften bezüglich  der  Buchführung  etc.  noch  keinen  Ausweis  im  Sinne  des 
§  136  Ziff.  7  darstellt,  der  letztere  vielmehr,  den  Buchungen  entsprechend,  auch 
die  materielle  Wahrheit  darthun  muss ,  so  erscheint  es  doch  unstatthaft ,  auch 
für  die  Richtung  des  zu  erbringenden  Ausweises  die  ausdrückliche  Bezugnahme 
auf  §  124  unberücksichtigt  zu  lassen.  Nicht  in  Frage  steht,  ob  ein  Gewerbe- 
treibender nicht  anderweitig  als  Miturheber,  Anstifter,  Gehilfe,  Begünstiger  von 
Zolldefraudation  verantwortlich  zu  machen  sei. 

Sammlung  Bd.  VIII  S.  58. 

13. 

S  154  des  Vereinszollgesetzes;  §  3  des  Reichsgesetzes  vom  17.  Juli  1881.  betr. 
die   Bestrafung  von  Zuwiderhandlungen  gegen  die  österreichisch  -  ungarischen 
Zollgesetze  (Zollkartell  mit  Oesterreich-Ungarn  vom  13.  Mai  1881  §  13). 

III.  Strafsenat.    Urteil  vom  5.  Mai  1883,  R.  Nr.  790/83. 

Sowohl  gegen  den  Thater  als  den  Gehilfen  bei  einer  Zolldefraude  muss 
gemäss  §  3  des  Gesetzes  vom  17.  Juli  1881 ,  verbunden  mit  §  49  des  StG.B., 
dann  §  154  des  Z.V.G.  vom  1.  Juli  1869,  sowie  §  13  des  Zollkartells  mit  Oester- 
reich-Ungarn und  §  394  der  St. P.O.  die  Einziehung  der  defraudierten  Ware, 
welche  bei  dem  Angeklagten  beschlagnahmt  ist,  ausgesprochen  werden,  ohne 
Rücksicht,  in  welchem  Verhältnisse  der  wegen  der  Defraudation  zur  Strafe  Ver- 
urteilte zur  defraudierten  Sache  Hteht. 

Sammlung  Bd.  VIII  S.  280. 
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14. 

§  111,  113,  118,  146,  149  des  Vereinszollgesetzes. 

III.  Strafsenat.    Urteil  vom  2.  Juli  1883,  R.  Nr.  1571/83. 

Es  kommt  nur  auf  die  konkret  objektive  Zollpflichtigkeit  der  Ware  an,  und 
diese  Zollpflichtigkeit  war  gegeben,  sobald  nicht  vor  der  Einführung  über  die 
Zollgrenze  der  Erlass  des  Eingangszolls  (§  111,  137,  136  des  Gesetzes)  bewirkt 
worden  war.  Die  nachträgliche  Bestreitung  der  Defraudationsabsicht  oder  De- 
fraudationsmöglichkeit  ist  ohne  Belang.  Der  erschwerende  Umstand  und  die 
erhöhte  Strafe  des  bandemässigen  Schmuggels  beruht  wesentlich  darauf,  dass 
das  örtlich  und  zeitlich  verbundene  Auftreten  einer  Mehrzahl  bewusst  zusammen- 
wirkender Genossen  die  Bekämpfung  des  Schmuggels  erschwert,  Konflikte  ver- 
schärft und  die  Gefährlichkeit  des  verbrecherischen  Treibens  erhöht.  Voraus- 
gegangene Verabredung  ist  bedeutungslos.  Der  §  146  des  V.Z.G.  will  also  nur 
diejenigen  als  Teilnehmer  bandemässig  betriebenen  Schmuggels  bestrafen,  welche 
bei  dem  Unternehmen  selbst,  beim  Akt  der  Einschwärzung  als  Mitthäter  oder  thä- 
tiger  Gehilfen  persönlich  mitgewirkt  haben.  Doch  bleiben  §  48  u.  f.  des  StG.B. 
neben  der  qualificierten  Defraude  noch  immer  anwendbar. 

Sammlung  Bd.  IX  S.  42. 

15. 

§  119,  125,  135,  136,  137,  138,  149,  152. 

I.  Senat.    Urteil  vom  9.  Juli  1883,  R.  Nr.  1151/83. 

Der  g  138  in  Verbindung  mit  §  119,  125,  135  und  136  ist  dahin  zu  ver- 
stehen, dass  der  betreffende  Handlungstreibende  im  Binnenlande,  welcher  die 
vorgeschriebene  Buchführung  aber  die  unmittelbar  aus  dem  Auslande  bezogene 
zollpflichtige  Ware  unterlassen  hat,  solange  als  Defraudant  gilt,  bis  die  des- 
fallsige  Vermutung  durch  das  irgendwie  gewonnene  Ergebnis  der  Untersuchung 
beseitigt  werde.    Die  Defraudation  entfällt,  wenn  die  Vermutung  einer  verübten 
Defraude  sich  widerlegt.    Hat  ein  anderer  das  Delikt  begangen,  so  würden 
u'egen  den  betreffenden  Handlungstreibenden  nur  die  Bestimmungen  über  Teil- 
nahme und  Begünstigung  (§  149  des  V.Z.G.)  Anwendung  leiden.    Der  That- 
bestand  des  Deliktes  ist  nicht  schon  durch  die  von  dem  Angeklagten  unter- 
lassene Einsicht  etc.  einer  Nachweisung  der  Verzollung  erfüllt.  Die  Verpflichtung 
.«teilt  sich  lediglich  als  Voraussetzung  für  eine  gehörige  Buchführung  dar. 
Der  Mangel  einer  solchen  Buchführung  aber  ist  nach  §  138  des  V.Z.G.  das  die 
Vermutung  der  Defraude  begründende  Element.    Ist  die  Vermutung  widerlegt, 
so  kann  sie  wirksam  nicht  wieder  rückwärts  durch  Hervorheben  und  Abtren- 
nung eines  einzelnen  Unterlassungsaktes  hergestellt  werden,  der  aber  nur  einen 
B»?standteil  der  —  unterbliebenen  —  Buchführung  bildet  und  sie  nicht  wie 
in  §  136  Ziff.  7  als  strafrechtlich  selbständige  Thatsache  das  Dasein  der  De- 
fraude begründet 

Sammlung  Bd.  IX  S.  54. 
16. 

§  125  Ziff.  2. 

I.  Senat    Urteil  vom  26.  November  1883,  R.  Nr.  2384/83. 

Die  Bestimmung  de*  §  125  Ziff.  2  in  Verbindung  mit  Ziff.  1  und  XV  des 
<n»etzes  zeigt,  dass  unter  den  Worten  .unmittelbar  aus  dem  Auslande  beziehen' 
der  nämliche  Akt  des  Beziehens  der  Ware  unmittelbar  aus  dem  Auslande,  so 
dass  also  die  Ware  zur  Zeit  ihres  Bezuges  sich  noch  räumlich  im  Auslände 
befunden  haben  müsse,  verstanden  wird ;  nicht  aber  wenn  Waren  ausländischen 
Ursprunges  oder  solche,  die  einem  Ausländer  gehören,  im  Inlande  lagern  oder 
aus  dem  Inlande  bezogen  werden. 

Sammlung  Bd.  IX  S.  218. 
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17. 
§  139. 

I.  Senat.    Urteil  vom  27.  Marz  1884,  R.  Nr.  417/84. 

Die  Bestimmung  des  §  129  dee  V.Z.G.  scheidet  der  Natur  der  Sache  nach 
in  einem  Falle  aus,  wo  der  Angeklagte  nicht  allein  die  Konterbande  beabsich- 
tigt hat,  sondern  sein  durch  Missbrauch  des  fremden  Erlaubnisscheines  geför- 
dertes Unternehmen  alle  Thatbestandsmerkmale  einer  wirklich  vollendeten,  voll- 
brachten Konterbande  nach  §  134  1.  c.  in  sich  enthält. 

Sammlung  Bd.  X  S.  219. 

18. 

§  135,  130  Ziff.  5d,  137,  139. 

III.  Senat.    Urteil  vom  5.  Mai  1884,  R.  Nr.  970/81. 

Es  entspricht  der  konstanten  Rechtsprechung  des  Reichsgerichts,  dass 
der  in  §  136  Ziff.  5  d  bezeichnete  Thatbestand  der  Defraudation  begrifflich  nur 
die  Thatsache  des  Transportes  zollpflichtiger  Gegenstände  im  Grenzbezirke  ohne 
Zollausweis,  nicht  aber  notwendig  voraussetzt,  dass  der  Angeschuldigte  während 
des  Transportes  im  Grenzbezirke  betroffen  wurde.  Die  Annahme  einer  Real- 
konkurrenz der  Thäterschaft  bezw.  Teilnahme  aus  §  135  des  V.Z.G.  und  selb- 
ständiger Thäterschaft  aus  §  136  1.  c.  an  demselben  zollpflichtigen  Gegenstande 
erscheint  rechtlich  unstatthaft.  Die  Vorschriften  des  §  136  beruhen  auf  der 
gesetzlichen  Vermuth ung,  hinter  dem  hier  formalen  Thatbestand  verberge  sich 
das  Unternehmen  gemeiner  Zol Defraudation ,  dass  also  die  Fälle  des  §  136 
begrifflich  nur  Fälle  des  in  §  135  generell  definierten  Unternehmens  der  Zoll- 
defraudation  darstellen  sollen  (s.  oben  11).  Das  Unternehmen  nach  §  135  setzt 
sich  aus  einer  Reihe  von  Einzelhandlungen  zusammen,  von  welchen  jede  für 
sich  betrachtet  schon  genügen  kann,  eine  Defraudation  herzustellen;  trotzdem 
kann  nicht  davon  die  Rede  sein,  diese  Einzelhandlungen  als  verschiedene  real 
konkurrierende  Reate  aus  §  74  des  R.St.G.B.  zu  ahnden.  Niemand  kann  bei 
demselben  Reate  einmal  als  Thäter,  dann  als  Gehilfe  beteiligt  sein,  vielmehr 
muss  auch  hier  der  Rechtssatz  in  Kraft  treten,  dass,  wenn  die  Mitschuld  an 
einem  Delikte  in  verschiedenen  leichten  und  schwereren  Formen  in  Frage  steht, 
die  schwerste  Form  allein  in  Betracht  kommt  ;  der  Thatumstand,  dass  jemand 
bei  der  Einschwärzung  über  die  Zolllinie  als  Gehilfe  thätig  gewesen,  kann 
schlechterdings  nicht  den  Nachweis  ersetzen ,  dass  er  nicht  als  Thäter  eine  De- 
fraude  begehen  habe  können  oder  wollen.  Die  Beihilfehandlungen  haben  recht- 
lich aufzugehen  in  dem  Begriffe  der  Hinterziehung  des  Eingangszolles. 

Sammlung  Bd.  X  S.  406. 

19. 

§  119,  120,  135,  136  Nr.  5d,  137. 

III.  Senat.    Urteil  vom  27.  Mai  1884,  R.  Nr.  1168/84. 

Unter  , Gütertransport  mit  den  Posten"  sind  nur  solche  Güter  zu  ver- 
stehen ,  welche  von  der  Postanstalt  thatsächlich  zur  Beförderung  übernommen 
werden  und  sich  als  Gegenstände  des  Posttransportes  in  dem  Gewahrsam  der  Post- 
anstalt befinden.  Unter  dem  Ausdruck  .Sendung  von  Haus  zu  Haus*  (§  120) 
will  das  Gesetz  den  gewöhnlichen  bürgerlichen  Verkehr  innerhalb  der  Strassen 
und  Häuser  einer  Stadt,  Dorfschaft  oder  geschlossenen  Ortschaft  zwischen  den 
Bewohnern  derselben  und  der  Transportkontrolle  eximieren.  Postanstalten  sind 
sowenig  wie  Bahnhöfe  „Häuser"  in  diesem  Sinne;  was  diesen  Anstalten  übergeben 
wird,  wandert  über  den  Bereich  der  Ortschaft  hinaus,  denn  der  Aufgebende 
beabsichtigt  und  bezweckt  die  sofortige  Weiterbeförderung  mit  der  Post  oder 
Balm.  (In  demselben  Sinne  hat  das  Urteil  des  preussischen  Obertribunals  vom 
15.  April  1864,  Oppenhoff,  Rechtsprechung  Bd.  IV  S.  465  sich  ausgesprochen.) 

Sammlung  Bd.  X  S.  411. 
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20. 

§  135,  154,  155. 

IV.  Senat.    Urteil  vom  17.  Juni  1884,  R.  Nr.  1072/84 

(s.  auch  oben  Ziff.  7). 

Nach  §  185  bildet  die  Konfiskation  einen  Teil  der  den  Defraudanten  tref- 
fenden Strafe  und  hat  auf  da«  Rechtsverhältnis,  in  dem  der  Defraudant  zur 
Ware  steht,  keinen  Einfluss.  Hiermit  steht  §  154  des  Gesetzes  in  vollem  Ein- 
klang, denn  die  durch  die  Konfiskation  herbeigeführte  Rechtsveränderung  äussert 
ihre  Wirkung  stets  gegen  den  Eigentümer,  ohne  Rücksicht  auf  dessen  unmittel- 
bare oder  mittelbare  Beteiligung  an  der  Defraudationshandlung.  Hiervon  gibt 
es  nur  eine  Ausnahme,  wenn  der  Transportführer,  Frachtmann  oder  Schiffer 
ohne  Teilnahme  und  Mitwissen  des  Eigentümers  oder  des  in  dessen  Namen 
handelnden  Befrachters  eine  Konterbande  verübt. 

Was  von  der  Konfiskation  gilt,  gilt  auch  von  der  bei  nicht  vollziehbarer 
Konfiskation  zu  erkennenden  Verpflichtung  zum  Wertersatze,  welche  ebenso  immer 
gegen  diejenigen  Personen  festzusetzen  ist,  welche  die  Konfiskation  „verwirkt* 
haben.  Auch  hier  bedarf  es  der  Ermittlung  des  Eigentümers  für  den  Straf- 
richter nicht. 

Sammlung  Bd.  X  S.  440. 

21. 
$  158. 

I.  Senat.    Urteil  v  om  22.  Dezember  1884,  R.  Nr.  2934/84. 

Wenn  die  Zolldefraudation  mit  anderen  strafbaren  Handlungen  ideal  oder 
real  konkurriert  (§  23  des  St.G.B.),  ist  es  auf  die  durch  das  Zolldelikt  verwirkte 
Geldstrafe  ohne  Einfluss,  ob  neben  dieser  noch  eine  weitere  Strafe  auszusprechen 
sei.  Die  als  Strafe  der  Konterbande  nach  $  134  des  V.Z.G.  auszusprechende 
Konfiskation  ist  stets  zu  verhängen  und  nur  die  ausserdem  noch  verwirkte  Geld- 
busse hat  ausser  Anwendung  zu  bleiben,  sofern  die  neben  der  Konfiskation  zu 
bestrafende  Handlung  der  Konterbande  mit  einer  in  besonderem  Gesetze  be- 
drohten höheren  Strafe  zu  belegen  ist  (vgl.  Urteil  des  bayer.  obersten  Gerichts- 
hofes vom  9.  Mai  1868;  Sammlung  der  Erkenntn.  des  Kassationshofes  Bd.  II 
S.  220;  Erkenntnis  des  preuss.  Obertribunals  vom  17.  Juni  1878;  OppenhotY 
Bd.  XIV  S.  65).  Das  Vereinszollgesetz  ist  vermöge  des  strafrechtlichen  Cha- 
rakter« der  Erläuterung  durch  Landesgesetze  entrückt  und  darf  nicht  aus  Landes- 
gesetzen  geine  Auslegung  finden. 

Sammlung  Bd.  XI  S.  830. 


22. 

Vereinszollgeeetz  §  135:  Zolltarif  vom  15.  Juli  1879  Nr.  20. 

II.  Senat.    Urteil  vom  16.  Januar  1885,  R.  Nr.  3130/84. 

Nach  Art.  26  des  Zolltarifs  vom  Jahr  1879  ist  Oel,  amtlich  denaturiert, 
frei.  Hieraus  ergibt  sich  als  Regel  die  Zollpflichtigkeit  des  Baumöles;  aus- 
nahmsweise ist  Zollfreiheit  gewährt  bei  amtlicher  Denaturierung.  Vorausgesetzt 
wird  also  zur  Zollfreiheit  1)  Denaturierung,  d.  h.  Unbrauchbarmachung  zum 
Genüsse  für  Menschen  (vgl.  Nr.  7  §  7  der  preuss.  V.O.  betr.  die  Erhebung  von 
Salz  vom  9.  August  1867)  und  zwar  in  der  Weise,  dass  eine  Ausscheidung  der 
diese  Unbrauchbarmachung  herbeiführenden  Stoffe  nicht  oder  nur  unter  An- 
wendung von  unverhältnismässigen,  d.  h.  den  Zollbetrag  unbedingt  übersteigen- 
den Kosten  möglich  ist ;  2)  Vornahme  dieses  Aktes  seitens  oder  unter  Kontrolle 
der  zuständigen  Beamten.  Die  Denaturierung  muss  also  auf  die  in  der  Anmer- 
kung des  amtlichen  Warenverzeichnisses  vorgesehene  Art  erfolgt  sein.  Die  in 
§  136  des  Z.V.G.  geschehene  Aufzählung  der  Art  der  Defraudation  erschöpft 
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keineswegs  den  Tbatbestand  der  Zolldefrauden ;  denn  es  ist  nicht  ausgesprochen, 
da88  nicht  noch  andere  Fälle  sich  als  Zolldefraudationen  charakterisieren  können. 
Setzt  man  den  Fall,  die  Angeklagten  hätten  vorsätzlich  die  Steuerbeamten  durch 
Darreichung  eines  nicht  geeigneten  Denaturierungsmittels  in  den  Irrtum  ver- 
setzt, eine  wirkliche  Denaturierung  im  gesetzlichen  Sinne  vorzunehmen  und  so 
bewogen,  nicht  denaturierte  Ware  zollfrei  zu  lassen,  so  würde  doch  eine  Zoll- 
defraudation  nach  §  13b'  des  Gesetzes  vorliegen. 

Das  Zollgesetz  macht  nur  für  die  Bemessung  der  Strafe  (§§  141.  148). 
nicht  aber  für  den  Thatbestand  der  Defraude  (von  dem  Ausnahmsfall  in  §  92 
in  Verbindung  mit  §  136  Nr.  2  abgesehen)  einen  Unterschied  nach  der  Richtung 
hin ,  ob  die  Defraude  nur  mittels  Täuschung  des  Steuerbeamten  möglich  war, 
oder  ob  die  Täuschung  von  dem  Beamten  hätte  leicht  vermieden  werden  können. 
Der  Dolus  der  Zollhinterziehung  ist  vorhanden,  sobald  der  Thäter  das  Bewußt- 
sein hat,  dass  seine  Handlung  dem  Fiskus  einen  tarif massigen  Zoll  entziehe. 
Ob  der  Thäter  bei  der  Erhebung  des  Zolles  interessiert  ist  oder  nicht,  kommt 
nicht  in  Betracht.  Gleichgültig  ist  auch,  ob  die  Angeklagten  sich  als  Endziel 
ihrer  Thätigkeit  die  Verwertung  des  Baumöles  gesetzt  haben  oder  nicht  ;  es  ent- 
scheidet nur  die  amtliche  Denaturierung  Über  die  Frage  der  Zollpflichtigkeit. 
Da  die  Strafe  der  Defraude  in  dem  vierfachen  vorenthaltenen  Werte  besteht 
(§  135),  so  kann  das  Unternehmen  nicht  früher  als  begangen  betrachtet  werden, 
als  nachdem  der  Fall  eingetreten  ist,  dass  die  Abgabe  schuldig  geworden  ist 
d.  h.  mit  dem  Eintritt  in  das  Zollgebiet.  Der  bedingte  Zollanspruch  steht  unter 
dem  Strafschutze  des  §  135  a.  a.  0.  und  das  Vorhaben,  mittelst  Täuschung  des 
Beamten  den  Zollanspruch  illusorisch  zu  machen,  wenn  auch  die  Täuschung 
nicht  gelang,  ist  als  Defraudation  strafbar,  sofern  nur  der  Entechluss  durch 
Handlungen  bethätigt  worden  ist. 

Sammlung  Bd.  XI  S.  366. 

♦ 

23. 

Vereinszollgesetz  vom  1.  Juli  1868  §  12,  18;  St.P.O.  §  260,  2. 
III.  Senat    Urteil  vom  28.  Januar  1885,  R.  Nr.  3236,84. 

Das  gesamte  Strafverfahren  wird  von  dem  Grundsatze  beherrscht,  das- 
der  Strafrichter,  welcher  über  die  Strafbarkeit  einer  Handlung  entscheiden  soll, 
alle  Voraussetzungen,  die  für  die  Beantwortung  der  Schuldfrage,  wie  für  die 
Festsetzung  der  Strafe  massgebend  sind,  selbständig  erörtern  und  aus  seiner 
freien,  aus  dem  Inbegriffe  der  Verhandlung  zu  schöpfenden  Ueberzeugung  fest- 
zustellen hat  (§  260  der  St. P.O.).  Dies  gilt  auch  von  denjenigen  Voraus- 
setzungen, welche  einem  anderen  als  dem  eigentlich  strafrechtlichen  Rechte- 
gebiete angehören  und  so  namentlich  von  Fragen  des  öffentlichen  Rechts.  Eine 
Ausnahme  von  diesem  Grundsatze  könnte  nur  auf  positiv  gesetzlicher  Grund- 
lage geschaffen  werden.  An  einer  solchen  fehlt  es  aber  für  die  Frage  der  Sub- 
sumtion eines  bestimmten  Warenartikels  unter  die  entsprechende  Position  des 
Zolltarifs.  Der  §  261  der  St.P.O.  ist  eine  Konsequenz  des  vorbezeichneten  all- 
gemeinen Grundsatzes  in  Bezug  auf  bürgerliche  Rechtsverhältnisse,  von  welchen 
die  Entscheidung  über  eine  Straf  handlang  abhängt  (vgl.  Motive  zu  §  221  des 
Entwurfs  der  StP.O.  S.  147  u.  f.,  Hahn,  Materialien  Bd.  III  S.  201). 

In  §  12  und  18  des  V.Z.G.  ist  keine  Beziehung  auf  ein  etwaiges,  wegen 
Zollhinterziehung  anhängiges  Strafverfahren  enthalten,  es  sind  nur  Vorschriften 
für  Zahlung  des  Zolles  und  das  eigentliche  Zollerhebungsverfahren  gegebeu, 
woraus  aber  keine  präjudizielle  Kraft  der  Verwaltungsentscheidung  für  den 
Strafrichter  abzuleiten  ist  Dies  geht  aus  der  Entstehungsgeschichte  des  Ge- 
setzes und  Praxis  des  vormaligen  preußischen  Obertribunals  {Entscheid»,  vom 
22.  Nov.  1855  und  18.  Okt.  1860  in  Goldammern  Archiv  Bd.  IV  S.  233,  Bd.  IX 
S.  64)  unzweifelhaft  hervor.  Dass  die  Entscheidung  eines  Straffalles  durch  eine 
Vorfrage  bedingt  ist,  deren  Beurteilung  besondere,  ausser  der  berufsmässigen 
Kenntnis  des  Strafrichters  liegende  Sachkunde  erfordert,  hindert  nicht,  da  dieser 
Sachverständige  zuziehen  und  die  gutachtliche  Aeusserung  der  Verwaltungsstelle, 
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in  deren  Geschäftskreis  die  Frage  einschlagt,  einholen  kann,  wodurch  die  Grund- 
lagen- der  gerichtlichen  Entscheidung  hergestellt  werden. 

Sammlung  Bd.  XII  S.  1. 

24. 

V.Z.G.  §  41,  44,  151;  Begleitscheinregulativ  vom  23.  Dezember  1869  %  31. 

II.  Senat;   Urteil  vom  17.  Februar  1885,  R.  Nr.  276/85. 

Nach  §  41,  44,  151  und  154  des  V.Z  G.  vom  1.  Juli  1869  und  des  durch 
Cirkularreskript  des  k.  preuss.  Finanzministers  vom  23.  Dezember  1869  (Central- 
blatt  fttr  Abgabenverwaltung  1870  S.  21)  den  Behörden  mitgeteilten  Begleit- 
scbeinregulativs  vom  23.  Dezember  1869  hat  der  letzte  Warenftihrer  die  Ware 
unverändert  dem  Ort  der  Bestimmung  zuzuführen  und  dem  Orte,  an  welchem 
Schluseabfolgung  zu  erwirken  ist,  unter  Vorlegung  des  Begleitscheins  zu  gestelleu 
und  bis  dahin  den  amtlichen  Verschluss  unverletzt  zu  erhalten.  Den  Warenführer 
kann  eine  Ordnungsstrafe  treffen ,  auch  wenn  er  die  Verletzung  weder  vorsätz- 
lich noch  aus  Fahrlässigkeit  verursacht  hat.    Für  die  Frage,  wer  als  letzter 
Warenführer  anzusehen  ist,  kann  nur  der  Zeitpunkt  der  Schlussabfertigung  und, 
falls  vorher  die  Verletzung  des  zollamtlichen  Verschlusses  entdeckt  wird,  der 
Zeitpunkt  der  Entdeckung  massgebend  sein.    Im  Eisenbahnverkehr  hat  die 
Funktion  eines  Warenführers,  wer  namens  der  Eisenbahn  Verwaltung  den  Gegen- 
stand des  Transportes  in  seinem  Gewahrsam  hat.   Diese  Frage  ist  nach  den 
bezüglichen  Regulativen  zu  beantworten. 

Sammlung  Bd.  XII  S.  11. 

25. 
§  146. 

IV.  Senat.    Urteil  vom  13.  März  1885,  R.  Nr.  399,85. 

Das  Reichsgericht  hat  schon  wiederholt  entschieden  (s.  oben  Nr.  6),  dass 
der  Ausdruck  «Betroffen  worden  ohne  Zollausweis"  nicht  mehr  bedeutet,  als 
wenn  die  Gegenstände  sich  ohne  Zollausweis  befinden  oder  wenn  ein  Zollausweis 
nicht  vorhanden  ist.    Ebenso  hat  das  Reichsgericht  bereits  ausgeführt  (s.  oben 
Nr.  14),  dass  die  jetzige  Fassung  des  Gesetzes  (§  146  V.Z.G.)  nur  gewählt  wurde, 
um  den  Beweis,  dass  das  thatsächliche  Zusammentreffen  ein  zufälliges  gewesen, 
offen  zu  lassen,  so  dass  auch  jetzt  noch  eine  Rechtsvermutung  für  den  banden- 
mässigen  Schmuggel  besteht,  gegen  den  Gegenbeweis  zugelassen  ist.   Die  De- 
fraudation braucht  nicht  während  der  VerÜbung  entdeckt  und  die  äusserlich 
nach  Ort  und  Zeit  zusammenwirkenden  Defraudanten  auf  frischer  That  betreten 
sein,  sondern  es  müssen  nur  drei  oder  mehrere  Personen  zusammen  in  Aus- 
übung eines  Vergehens  zeitlich  und  räumlich  zusammengetroffen 'sein,  so  wird 
ihre  Verbindung  vermutet,  wenn  nicht  der  Gegenbeweis  gelingt,  dass  das  Zu- 
sammenbetroffenwerden  nicht  als  ein  gewolltes,  sondern  nur  zufälliges  sich  darstellt 

Sammlung  Bd.  XII  S.  106. 

26. 

Z.V.G.  §  135,  136  Nr.  1  c,  137,  152,  153;  StP.O.  §  459,  460,  462;  E.G.  z. 

St.P.0.  §  6. 

rV.  Senat.    Urteil  vom  22.  Mai  1885,  R.  Nr.  1072/85. 

Die  §§  28 — 60  des  preussischen  Gesetzes  vom  23.  Januar  1838  über  Unter- 
suchung und  Bestrafung  von  Zollvergehen  enthalten  keine  materielle,  sondern 
prozessrechtliche  Bestimmungen,  welche  Vorschriften,  da  sie  nicht  das  Verfahren 
im  Verwaltungswege,  sondern  das  Verfahren  vor  den  Gerichten  betreffen  (vgl. 
Entsch.  des  R.G.  Sammlung  Bd.  VIII  S.  226)  und  weil  die  StP.O.  nicht  darauf 
verwiesen  hat,  ausser  Kraft  gesetzt  sind  (§  6  des  E.G.  z.  St.P.0.).  Dass  nach 
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den  Bestimmungen  der  St.P.O.  die  aus  §  153  des  Z.V.6.  subsidiarisch  in  An- 
spruch genommene  Eisenbahnverwaltung  in  ihren  Verteidigungsbefugnissen  durch 
das  Verhalten  des  Angeschuldigten  nicht  beschränkt,  insbesondere  auch  befugt 
ist  ,  zur  Abwendung  der  Feststellung  ihrer  subsidiarischen  Haftverbindlichkeit 
die  Nichtschuld  ihres  Angestellten  oder  Bevollmächtigten  nachzuweisen,  er- 
scheint unbedenklich  (Entach.  des  R.G.  in  Sammlung  Bd.  VIII  S.  862).  Wenn 
der  primär  Haftbare  auf  gerichtliche  Entscheidung  nicht  angetragen  hat,  er- 
wächst gegen  ihn  die  Rechtskraft  der  Entscheidung  der  Verwaltungsstelle.  Wenn 
aber  der  subsidiarisch  Verpflichtete  gerichtliche  Entscheidung  provoziert,  so 
wird  das  Gericht  mit  der  Prüfung  der  ganzen  Sache  befasst.  Es  hat  selbständig 
zu  prüfen,  ob  und  in  welchem  Umfange  eine  Verletzung  der  Zollgesetze  vor- 
liegt. Findet  das  Gericht,  dass  der  Hauptbeteiligte  nicht  mit  der  von  der  Ver- 
waltungsbehörde festgesetzten  Strafe,  sondern  mit  einer  geringen»  Busse  zu  be- 
legen war,  bo  war  die  subsidiarische  Haftbarkeit  nicht  gänzlich  zu  verneinen, 
sondern  einzuschränken.  Einer  derartigen  Einschränkung  steht  nicht  im  Wege, 
dass  der  Strafbefehl  gegen  den  Hauptbeteiligten  eine  Defraudation  festset7t. 
das  Gericht  aber  nur  eine  Ordnungsstrafe  als  erwirkt  ansieht. 

Sammlung  Bd.  XII  S.  212. 

27. 

§  136  Nr.  1  a. 

II.  Senat.   Urteil  vom  5.  Juni  1885,  R.  Nr.  1219/85. 

Die  Bestimmungen  in  §  136  Nr.  1  a  u.  c  müssen  nicht  bloss  auf  selb- 
ständige Gewerbetreibende,  sondern  auch  auf  Prokuristen  und  Disponenten  An- 
wendung finden,  welche  in  Vertretung  des  gewerbetreibenden  Prinzipals  un- 
richtige Deklarationen  abgaben.  Dasselbe  muss  auch  von  Gewerbegehilfen  gelten, 
welche  im  Gewerbe  des  Prinzipales  Funktionen  ausüben ,  die  sich  als  Betrieb 
des  speziellen  Gewerbes  darstellen  und  daher  Sachkenntnis,  Erfahrung  und 
Kenntnis  der  zollgesetzlichen  Vorschriften  voraussetzen  lassen. 

Sammlung  Bd.  XII  S.  241. 


VI. 

ZollTerelnsvertrag. 

1. 

Gesetz  vom  8.  Juli  1867  Art.  5.  II.  §  2  Abs.  2a;  k.  sächs.  Verordnung  vom 
27.  Dezember  1841  §  3  Abs.  1,  die  Uebergangsabgaben  betreffend. 

I.  Senat.    Urteil  vom  2.  März  1882,  R.  Nr.  317/82. 

Wenn  Branntwein  zu  anderen  Fabrikaten  verwendet  ist,  ist  thatsächlich 
festzustellen ,  ob  der  Zusatz  von  Branntwein  zu  anderer  Flüssigkeit  nach  der 
hierdurch  ermittelten  Beschaffenheit  noch  als  Branntwein  im  Sinne  des  Ge- 
setzes in  Betracht  gezogen  werden  kann.  Weder  der  Art  5  Ziff.  II  §  2  Abs.  2  a 
noch  der  Zoll  verein«  vertrag  vom  8.  Juli  1867,  noch  das  Schlussprotokoll  zu 
diesem  Vertrage,  noch  §  2  des  Gesetzes  des  nordd.  Bundes,  die  Besteuerung 
des  Branntweins  betreffend,  geben  Normen  über  den  Gehalt  an  Alkohol,  bis  zu 
welchem  noch  Branntwein  zu  besteuern  ist.  Es  ist  dies  daher  Thatfrage,  ob 
von  Liqueuren  und  anderen  ahnlichen  alkoholartigen  Getränken  im  Sinne  der 
Steuergesetzgebung  noch  gesprochen  werden  kann. 

Sammlung  Bd.  VI  S.  104. 

2. 

Urteil  vom  7.  Dezember  1882,  R.  Nr.  2721/82 
(siehe  unter  Vereinszollgesetz  Nr.  10). 
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b.  Entscheidungen  der  Civilsenate. 

1. 

Zollvereinsvertrag  vom  8.  Juli  1867  Art.  10,  13,  16,  18;  Vereinszollgesetz  vom 
1.  Juli  1869  §  9,  12,  13,  15 ;  preuss.  Verordnung  vom  26.  Dezember  1808  wegen 
verbesserter  Einrichtung  der  Provinzial-  und  Finanzbehörden;  preuss.  Gesetz 
vom  24.  Mai  1861  §  9,  Erweiterung  des  Rechtsweges;  Gesetz  vom  30.  Mai  1879. 

Aenderungen  des  Zolltarifes. 

III.  Senat.    Urteil  vom  I.Juli  1881,  R.  Nr.  438/81. 

Durch  §  12  des  V.Z.G.  vom  1.  Juli  1869  ist  der  Rechtsweg  keineswegs 
ausgeschlossen.  Dieser  §  12  weist  die  unrichtige  Subsumtion  einer  zu  ver- 
zollenden Ware  unter  eine  bestimmte  Warenbezeichnung  in  dem  amtlichen 
Verzeichnisse  und  die  entsprechende  Tarifnummer  an  die  Verwaltungsbehörde, 
schüesst  aber  den  Rechtsweg  über  die  Frage,  ob  ein  Zoll  gesetzlich  oder  zur 
Ungebühr  erhoben  ist,  nicht  aus.  Für  den  Rechtsweg  gelten  die  im  Reich  und 
in  den  Einzelstaaten  geltenden  Bestimmungen,  je  nachdem  der  Ersatz  gegen 
einen  Einzelstaat  bezw.  dessen  Zollbehörden  oder  gegen  das  Reich  bezw.  ein 
Reichszollamt  geht.  Betrifft  die  Klage  eine  Rechts-  und  Gesetzmässigkeit  einer 
Verfügung  der  Organe  des  Deutschen  Reichs,  so  kommen  die  reichsgesetzlichen, 
andernfalls  die  landesgesetzlichen  Vorschriften  in  Betracht.  Sind  in  den  Reichs- 
gesetzen besondere  Vorschriften  über  Zulässigkeit  des  Rechtsweges  nicht  ge- 
troffen, so  entscheiden  diejenigen  Normen,  welche  nach  allgemeinen  staatsrecht- 
lichen Grundsätzen  über  Abgrenzung  der  Gebiete  der  Justiz  und  der  Verwaltung 
und  Über  die  Frage,  ob  es  sich  um  einen  gerichtlich  verfolgbaren  Anspruch 
oder  um  eine  Verwaltungsmassregel  handelt.  Diese  Normen  sind  auch  von  den 
Gerichten  der  einzelnen  Bundesstaaten,  welche  zur  Entscheidung  berufen  sind, 
anzuwenden.  Nach  dem  Zollvereinsvertrage  vom  1.  Juli  1869  und  der  deutschen 
Keichsverfassung  (Art.  4  ,  33  ,  35  ,  36  ,  38,  39,  40,  70)  ist  jeder  Bundesstaat  zur 
Erhebung  und  Verwaltung  der  Zölle  berechtigt,  nicht  als  Organ  des  Deutschen 
Reiches,  sondern  kraft  des  ihm  von  der  Verfassung  beigelegten  Rechtes.  Die 
Erhebung  der  Zölle  geschieht  nicht  mehr  auf  Grund  vertragsweise  übereinstim- 
mender Landesgesetze ,  sondern  auf  Grund  der  Reichsgesetze,  nicht  mehr  für 
Rechnung  des  einzelnen  Staates,  sondern  des  Reiches,  allein  dem  Reiche  steht 
nur  eine  beaufsichtigende  Gewalt  zu,  dem  Reiche  gegenüber  ist  der  einzelne 
Bundesstaat  Schuldner  bezüglich  der  von  ihm  erhobenen  Zölle,  der  Bundesrat*- 
ausschuss  stellt  den  von  der  Kasse  jedes  Bundesstaats  der  Reichskasse  schuldigen 
Betrag  fest;  dem  einzelnen  zur  Erlegung  des  Zolles  Verpflichteten  gegenüber 
ist  der  Bundesstaat  der  zur  Zollerhebung  Berechtigte.  Die  Verfügungen  der 
Bundesstaaten  gehen  von  ihnen  als  Behörden  des  betreffenden  Bundesstaates 
(nicht  von  Reichswegen)  aus,  Ansprüche  wegen  angeblicher  Ungesetzlichkeit 
dieser  Verfügungen  auf  Erstattung  der  mit  Unrecht  erhobenen  Zollbeträge  sind 
nicht  gegen  den  Reichsfiskus,  sondern  den  betreffenden  Landesfiskus  zu  richten. 

Anders  bei  Zöllen ,  welche  von  einem  kaiserlichen  Hauptzollamte ,  z.  B. 
in  Bremen  erhoben  werden.  Ein  derartiges  Zollamt  erscheint  als  eine  Behörde 
des  Reiches,  es  ist  ein  Reichszollamt;  es  erhebt  die  Zölle  namens  und  für  Rech- 
nung des  Reiches,  sie  fliessen  direkt  in  die  Reichskasse.  Auf  sie  haben  die 
landesgesetzlichen  Verfügungen  eines  Einzelstaates  keine  Anwendung.  Dem 
steht  auch  nicht  entgegen,  dass  das  Reichszollamt  mit  einem  Beamten  eines  ein- 
zelnen Bundesstaates  besetzt  ist. 

Sammlung  Bd.  V  S.  34. 

2. 

Zollvereinsvertrag  vom  8.  Juli  1867  §  21 ;  Uebereinkunft  der  Zollvereinsstaaten 
wegen  Erfindungspatente  vom  21.  Dezember  1842. 

III.  Senat    Urteil  vom  25.  April  1882,  R.  Nr.  492/81. 

Die  Bezugnahme  auf  den  Staatsvertrag  vom  Jahre  1842  in  §  8  des  Zoll- 
vereingvertrags  von  1868,  Art.  21  des  Zollvereinsvertrags  von  1867,  Art.  37  der 
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nordd.  Bundesverfassung  und  Art.  40  der  Reichsverfassung  genfigt  als  Ersatz 
der  ordnungsgemässen  Verktindung  der  Uebereinkunft  der  Zollvereinsstaaten 
vom  21.  September  1842. 

Sammlung  Bd.  VII  S.  52. 

3. 

Vereinszollgesetz  vom  1.  Juli  1869  §  14,  108,  166;  preuss.  Zollgesetz  vom 

23.  Januar  1838  §  2,  16. 

II.  Senat.    Urteil  vom  16.  November  1880,  R.  II  Nr.  148/80. 

Wenn  das  Vereinszollgesetz  vom  Jahre  1869  §  14,  108  und  das  preuss. 
Zollgesetz  vom  Jahre  1838  §  16  dem  Fiskus  ein  Retentions-  und  Pfandrecht 
an  den  zollpflichtigen  Gegenständen  verleiht,  so  berühren  diese  Bestimmungen 
das  weit  umfassendere  und  in  der  Wirkung  verschiedene  gemeinrechtliche  Pri- 
vileg des  Fiskus  für  Steuern  und  öffentliche  Abgaben  nicht.»  wie  denn  über- 
haupt durch  §  166  des  ersten  Gesetzes,  übereinstimmend  mit  §  2  des  letzteren, 
nur  die  entgegenstehenden  Bestimmungen  aufgehoben  sind. 

Sammlung  Bd.  III  S.  340. 


VII. 

Kosten  des  Verfahrens. 

I. 

StP.O.  §  498  Abs.  2. 

I.  Senat.    Urteil  vom  2.  Februar  1880,  R.  Nr.  172/80. 

Die  Verurteilung  mehrerer  Angeklagter  in  die  Kosten  kann  nun  auch 
ohne  besondere  Ausführungen  dahin  verstanden  werden,  dass  alle  Kosten  und 
Auslagen  die  Mitangeklagten  als  Gesamtschuldner  zu  tragen  haben. 

Sammlung  Bd.  I  S.  93. 

2. 

V.Z.G.  vorr  1.  Juli  1869  §  153;  StP.O.  §.  497;  Gerichtskostengesetz  §  6. 

III.  Senat,   Urteil  vom  24.  März  1880,  R.  Nr.  533/80. 

Wenn  Ehemann,  Ehefrau  und  Sohn  als  Mitthäter  für  eine  gemeinschaft- 
lich ausgeführte  Zolldefraudation  zu  bestrafen  sind,  haftet  der  Ehemann  rück- 
sichtlich  der  von  Ehegattin  und  Kindern  verwirkten  Geldstrafen.  Zoll^efällen 
und  Kosten  nicht  aus  §  153  des  V.Z.G.  Dieser  Paragraph  hat  nicht  die  De- 
fraude,  sondern  nur  Handels-,  Gewerbs-  und  andere  an  sich  erlaubte  Ver- 
richtungen im  Auge.  Wenn  dabei  eine  Ehefrau  oder  Kind  eine  Defraudation 
begeht,  so  haftet  der  Auftrageeber  des  an  sich  erlaubten  Geschäfts  subsidär  für 
die  Strafe  der  verübten  Zollübertretung.  Das  Prozessgericht  ist  nicht  befugt, 
bei  Verurteilung  der  Angeklagten  in  die  Kosten  bestimmte  Auslagen  und  Kosten 
von  der  Verurteilung  auszunehmen  und  der  Staatekasse  zu  überbürden.  Diese 
Befugnis  besteht  nur  bezüglich  der  Gebühren  nach  §  6  des  Gerichtskostengesetzes. 

Sammlung  Bd.  I  S.  334. 

3. 

Str.P.O;  §  498. 

II.  Senat    Urteil  vom  8.  Februar  1881,  R.  Nr.  36/81. 

Das  Gesetz  unterscheidet  nicht,  ob  die  Kosten  der  Untersuchung  durch 
Beweismittel  entstanden  sind,  welche  der  Angeklagte  oder  die  Staateanwaltschaft 
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vorgeschlagen  hat,  ebensowenig,  ob  die  vorgeführten  Zeugen,  deren  Kosten  in 
Frage  kommen,  Belastungs-  oder  Entlastungszeugen  waren.  Ueber  alle  diese 
Kosten  ist  gemeinschaftlich  zu  erkennen. 

Samlung  Bd.  III  S.  343. 

St.P.O.  §§  5,  374,  496,  503. 

I.  Senat.    Urteil  vom  27.  April  1882,  R.  Nr.  838/82. 

In  Strafsachen  ist  Revision  auch  lediglich  wegen  der  Kostenverurteilung 
zulässig.  Der  §  5  und  502  der  St.P.O.  ist  auch  für  den  Nebenkläger  dem  zur 
Strafe  verurteilten  Angeklagten  gegenüber  anzuwenden  und  sind  sonach  diesem 
auch  die  Kosten  zu  überbürden,  welche  dadurch  entstanden  sind,  dass  ein  Ver- 
letzter ursprünglich  als  Privatkläger  aufgetreten  ist,  später  aber  von  der  Staats- 
anwaltschaft die  Verfolgung  übernommen  wurde. 

Sammlung  Bd.  VI  S.  237. 

5. 

St.P.O.  §.  499. 

I.  Senat.    Urteil  vom  29.  Juni  1882,  R.  Nr.  1449/82. 

Das  Gericht  hat  nach  seinem  Ermessen  zu  entscheiden,  ob  Verteidigungs- 
kosten dort,  wo  die  Wahl  eines  Verteidigers  in  das  Ermessen  des  Angeklagten 
gestellt  ist,  zu  den  „notwendigen*  Kosten  im  Sinne  des  §  140  der  St.P.O.  zu 
rechnen  seien.  Dabei  kommt  es  hauptsächlich  darauf  an,  ob  der  Angeklagte 
nach  Lage  der  Sache  genötigt  war,  sieh  einen  Verteidiger  zu  nehmen,  ohne 
dass  ihm  zugemutet  werden  kann,  ohne  jede  Thätigkeit  seinerseits  für  Beschaffung 
von  Entlastungsmomenten  und  Führung  des  Verteidigungsbeweises  es  darauf 
ankommen  zu  lassen,  dass  er  ausser  Verfolgung  gesetzt  werde. 

Sammlung  Bd.  VI  S.  429. 

6. 

St.P.O.  §  511;  Z.V.G.  §  123. 

I.  Senat.   Urteil  vom  2.  November  1882,  R.  Nr.  2097/82. 

Die  auf  Grund  des  §  501  der  St.P.O.  erfolgte  Verurteilung  des  Anzeigen- 
den in  die  Kosten  in  einem  Strafurteil  ist  mit  der  Revision  nicht  anfechtbar; 
dieses  Urteil  ist  hinsichtlich  des  Kostenpunktes  ganz  selbständig,  nur  äusserlich 
mit  dem  Strafurteil  verbunden  und  gemäss  §  128  Nr.  5  des  Gerichtsverfassungs- 
gesetzes nur  mit  einer  Beschwerde  zum  Oberlandesgericht  anfechtbar. 

Sammlung  Bd.  VII  S.  282. 

7. 

St.P.O.  §  338,  m,  502. 

I.  Senat.   Urteil  vom  4.  Januar  1883,  R.  Nr.  2822/B2. 

Dem  Antragsteller,  welchem  in  einem  Urteil  auf  Einstellung  des  Ver- 
fahrens gemäss  §  502  der  St.Pr.O.  die  Kosten  zur  Last  gelegt  sind,  steht  — 
entgegen  der  Bestimmung  in  §  501  bezüglich  des  frivolen  Anzeigers  —  das 
Rechtsmittel  der  Revision  zu.  Diese  Revision  zu  Gunsten  des  Antragstellers 
steht  auch  dem  Staatsnnwalt  zu,  welcher  zwar  kein  Privatinteresse  zu  vertreten 
hat,  aber  als  Wächter  des  Gesetzes  im  Strafprozess,  ebenso  wie  im  Civilprozess 
f§§  589,  604,  619  C.P.O.,  §  92  St.P.O.)  eine  Mitwirkung  auch  zu  Gunsten  des 
Beschuldigten  zu  bethätigen  hat.  Der  §  502  hält  an  dem  Princip  fest,  dass  die 
Kostenlast  Folge  des  Verschuldens  ist  und  jede  Zurücknahme  des  Antrages  eine 
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Verschuldung  bezüglich  der  durch  die  Antragstellung  veranlassten  Kosten  fest- 
stellt; aber  nur  der  Kosten,  welche  bis  zur  Zurücknahme  veranlasst  wurden. 

Sammlung  Bd.  VII  S.  409. 

8. 

St.P.O.  §§  499,  496,  146. 

III.  Senat.   Urteil  vom  7.  Januar  1884,  R.  Nr.  2974/88. 

Der  Gerichtshof  kann  in  einem  freisprechenden  Urteil  sofort  die  von  dem 
Staat  zurückzuersetzenden  notwendigen  Auslagen  des  Beschuldigten  von  den 
demselben  zur  Last  fallenden  Kosten  ausscheiden,  da  Abs.  1  u.  2  des  §  499  im 
Zusammenhalte  mit  §§  496  und  140  der  StP.O.  die  Begrenzung  der  Erstattungs- 
pflicht des  Staates  feststellt  Die  Kosten  für  mehrere  Verteidiger  durch  mehrere 
Angeklagte  sind  als  notwendige  Auslagen  zulässig. 

Sammlung  Bd.  X  S.  33. 

9. 

StP.O.  §§  437,  503. 

II.  Senat    Urteil  vom  26.  Februar  1884,  R.  Nr.  332/84. 

Zu  den  Kosten  des  Verfahrens  gehören  in  Privatklagesachen  die  dem 
Privatkläger  erwachsenen  notwendigen  Kosten  und  Auslagen.  Hierüber  braucht 
der  Richter  keine  besondere  Entscheidung  auszusprechen,  wenn  er  nicht  teil- 
weise Kosten  ausnehmen  will  (s.  oben  Nr.  1  u.  4). 

Sammlung  Bd.  X  S.  114. 

10. 

StP.O.  §§  65,  346,  394,  502. 

I.  Senat    Urteil  vom  20.  März  1884,  R.  Nr.  467/84. 

Für  die  in  Gütergemeinschaft  mit  dem  Ehemann  lebende  Ehefrau  ist 
ersterer  berechtigt  —  sogar  gegen  den  Willen  der  Frau  —  Strafanträge  zo 
stellen  und  zurückzunehmen,  ebenso  umgekehrt.  Es  können  deshalb  auch  jedem 
Antragsteller,  wenn  der  Antrag  zurückgenommen  wurde,  dia  Kosten,  des  durch 
seinen  Antrag  bedingten  und  veranlassten  Verfahrens  überbürdet  werden;  die* 
zu  thun.  ist  in  das  Ermessen  des  Richters  gestellt. 

Sammlung  Bd.  X  S.  210. 

11. 

St.P.O.  §  483,  493. 
IV.  Civilsenat    Urteil  vom  29.  Januar  1855,  R.  IV  Nr.  319/84. 

Wenn  ein  Gefangener  über  seine  Strafzeit  hinaus  in  einer  von  dem 
Gefängnisse  getrennten  Krankenanstalt  auf  Kosten  des  Justizfiskus  verpflegt 
wurde,  so  haftet  nicht  der  Vollstreckungsrichter,  sondern- die  Verwaltung  der 
Strafanstalt  für  die  Kosten. 

Zur  Strafvollstreckung  im  Sinne  des  §  483  der  St.P.O.  gehören,  soweit 
Freiheitsstrafen  in  Betracht  kommen,  nur  diejenigen  Massregem,  durch  welche  die 
Ueberlieferung  des  Verurteilten  an  die  Strafanstalt  bewirkt  wird,  und  der  Erlass 
der  die  Vollstreckung  in  den  Grenzen  des  Urteils  anordnenden  Anweisung  an 
die  Verwaltung  der  Strafanstalt  Alles  weitere  ist  regelmässig  Sache  der  letzteren 
Verwaltung.  (Hahn.  Materialien  der  St.P.O.  S.  1131.)  Der  Vollstreckungs- 
richter hat  nur  zu  prüfen,  dass  dem  massgebenden  Urteile  genügt  werde.  Ein. 
Aufsicht  über  die  Gefängnisbeainten  hat  nicht  der  Vollstreckungsrichter,  s/T 
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dern  der  I.  Staatsanwalt.  Für  rechtzeitige  Entlassung  aus  der  in  einem  Kranken- 
haus fortgesetzten  Straf haft  hat  die  Gefangnisverwaltung  zu  sorgen;  einer 
Entlassung  seitens  des  Strafvollstreckungsrichters  bedarf  es  nicht. 

Sammlung  f.  Civ.  Bd.  XIII  S.  221. 


VIII. 

Gerlehtskosten;  Gebühren. 

1. 

Gericbtskostengesetz  vom  18.  Juni  1878  §§  1,  75. 

r\r.  Strafsenat.    Urteil  vom  15.  Mai  1885,  R.  Nr.  812/85. 

Es  ist  nicht  richtig,  dass  nach  dem  Gerichtskostengesetz  immer  derjenige 
die  Kosten  zu  tragen  hat,  um  dessen  Interesse  ohne  Erfolg  oder  mit  Misserfolg 

festritten  worden  ist,  denn  es  kann  auch  das  kriminell-polizeiliche  Interesse  de*» 
taates  konkurrieren  und  z.  B.  die  Einziehung  von  Schriftwerken  im  Strafwege 
verfugt  werden.  Der  §  75  des  G.K.G.  setzt  nur  die  Höhe  der  Gebühren  fest, 
bestimmt  aber  nicht,  wann  und  gegen  wen  die  Gebühr  zur  Anwendung  kommen 
soll.  In  den  Motiven  zum  Entwürfe  des  G.K.G.  §  67  (Nr.  26  der  Drucksachen 
d.  Str.T.  1878  S.  94)  ist  ausdrücklich  anerkannt,  dass  für  dieses  Verfahren  der 
Regel  nach  in  Ermangelung  eines  Kostenpflichtigen  eine  Gebühr  nicht  zum  An- 
satz kommen  soll. 

Sammlung  Bd.  XII  S.  198. 

♦ 

2. 

§§  1,  4,  6,  16,  59  1.  c. 
I.  Civilsenat    Urteil  vom  22.  Mai  1880,  R.  I  Nr.  13/80. 

Anträge  auf  «Werts-  und  Kostenfestsetzung  in  dem  Verfahren  von  Amts- 
wegen nach  Art.  26  u.  27  des  H.G.B,  finden  in  Preussen,  falls  Beschwerde  oder 
weitere  Beschwerde  erhoben  ist,  durch  Beschluss  des  Civil senats  des  preussischen 
Kammergerichts  definitive  Erledigung.  Das  Reichsgericht  ist  hier  nicht  zustand  ig. 

Sammlung  für  Civ.  Bd.  II  S.  225. 

3. 

§  6  1.  c. 

III.  Civilsenat.    Urteil  vom  8.  Oktober  1880,  R.  III  Nr.  613/80. 

Wenn  die  Rückverweisung  der  Sache  nur  durch  deren  unrichtige  Behand- 
lung in  der  Berufungsinstanz  ohne  Schuld  der  Beteiligten  veranlasst  ist,  so  recht- 
fertigt sich  die  Niederschlagung  der  durch  die  Rension  entstandenen  Gerichts- 
uüiirt'n. 

»  Sammlung  für  Civ.  Bd.  II  S.  408. 
4. 

§§  19,  27  1.  c. 

III.  Civilsenat.    Urteil  vom  8.  März  1881,  R.  III  Nr.  680/81. 

Nach  einer  eingehenden  Erörterung  über  die  Zulässigkeit  von  Beschwerden 
und  weitern  Beschwerden  an  das  Oberlandesgericht  und  Reichsgericht  bei  einem 
Falle,  in  dem  es  sich  um  Kosfenfestsetzung  von  Anwaltsgebühren  handelt,  ist 
entschieden,  dass  über  die  Kosten  des  Beschwerdeverfahrens,  von  dem  in  erster 
Instanz  abgesehen,  da  diese  von  dem  in  der  Hauptsache  unterliegenden  Teil 
allein  getragen  werden  müssen,  wie  in  einem  gesonderten  Rechtsstreit  zu  er- 
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kennen  ist,  in  dem,  wenn  jede  Partei  teils  obsiegt,  teils  unterliegt,  die  Kosten 
verhältnismässig  zu  teilen  sind. 

Sammlung  für  Civ.  Bd.  IV  S.  365. 

5. 

§  11  des  G.R.G.;  §  11  der  Gebührenordnung  für  Rechtsanwälte. 

I.  Civilsenat.    Urteil  vom  5.  Juli  1881,  R.  1  Nr.  28/81. 

Nicht  das  Interesse  des  Antragstellers,  sondern  der  mit  demselben  keines- 
wegs immer  identische  Streitgegenstandswert  bildet  die  Streitgegenstandssumme 
und  dieser  Wert  bestimmt  sich  bei  Ansprüchen  aus  gegenseitigen  Verträgen 
nach  der  geforderten  Leistung  ohne  Abzug  für  aufzuwendende  Gegenleistung, 
wie  diese  nach  früherem  gemeinen  Prozessrecht  bei  Berechnung  der  Appellations- 
summe  angenommen  wurde  (Wetzeil,  Civilprozess.  8.  Aufl.  §  52). 

Sammlung  fur  Civ.  Bd.  V  S.  409. 

6. 

§  10  l.  c;  §  82  der  Gebührenordnung  fur  Rechtsanwälte. 

I.  Civilsenat.    Urteil  vom  S.Oktober  1881,  R.  I  Nr.  311/81. 

Ein  angemessener  Kostenvorschuss  kann  nicht  dahin  ausgedehnt  werden, 
<lass  ein  Teil  verbunden  sei,  den  andern  zum  Zwecke  einer  ganz  ersichtlich  un- 
zulässigen Rechtsverfolgung  mit  Kostenvorschuss  zu  versehen. 

Sammlung  fur  Civ.  Bd.  V  S.  417. 

7. 

§§  18,  29,  47,  79,  80;  Gesetz  vom  29.  Juni  1882,  Abänderung  einiger  Bestimmungen 

des  G.K.G.,  Art.  2. 

III.  Civilsenat.    Urteil  vom  17.  Februar  1882,  R.  III  Nr.  13/82. 

Der  Beweisbeschluss  gehört  zu  den  in  §  18,  22,  49  des  G.K.G.  aufge- 
führten gebührenpflichtigen  Verfügungen  des  Gerichts,  während  die  Gebühren- 
freiheit der  Beweisaufnahme  aus  dem  dem  Gesetz  zu  Grunde  liegenden  Princip 
folgt,  dass  nur  für  gewisse  Hauptverhandlungen  und  Entscheidungen,  welche 
den  erhobenen  Anspruch  selbst  unmittelbar  oder  in  dem  zu  führenden  Beweise 
mittelbar  betreffen,  Bauschsätze  zu  erheben  sind.  Die  Ladung  der  Zeugen  stellt 
sich  als  eine  Ausführung  des  Beweisbeschlusses  dar;  deshalb  sind  Schreibgebühren 
zu  erheben,  sofern  deren  Erhebung  nicht  nach  §  80  auszuschliessen  ist. 

Sammlung  für  Civ.  Bd.  VI  S.  355. 

8. 

§§  84,  86,  89,  90  1.  c. 

I.  Civilsenat.    Urteil  vom  11.  März  1882.  R.  I  Nr.  3/82. 

Ein  Urteil,  in  dem  Kostenkompensation  verfügt  ist.  ohne  aufzustellen, 
wer  die  Gerichtskosten  zu  zahlen  hat,  ist  nicht  unvollständig.  Es  liegen  danach 
jeder  der  beiden  Parteien  die  Gerichtskosten  zur  Hälfte  zur  Last.  Dies  ent- 
spricht auch  dem  in  Deutschland  schon  früher  bestandenen  Rechtszustande. 

Sammlung  für  Civ.  Bd.  VI  S.  399. 

§§  4,  16,  84  1.  c 

I.  Civilsenat.    Urteil  vom  17.  April  1882,  R.  I  Nr.  16/82. 

In  den  Fällen  des  §  4  u.  16  des  G.K.G.  findet  die  Bestimmung  des  §  531 
Abs.  2  der  C.P.O.  Anwendung,  wonach  eine  weitere  Beschwerde  unzulässig  ut, 
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wenn  die  angegriffene  Entscheidung  des  Beschwerdegerichts  einen  neuen  selbst- 
ständigen Besenwerdegrund  nicht  enthält.  Dieser  Satz  darf  nicht  deshalb  um- 
irestoseen  werden,  weil  etwa  aus  angeblichem  öffentlichem  Interesse  eine  gleich- 
förmige Entscheidung  des  Reichsgerichts  über  Gerichtekosten-  und  Auslagesätze 
wünschenswert  ist,  denn  das  Gericht  darf  nicht  aus  legislativ  berechtigten 
Gründen  Unterscheidungen  in  klare  Gesetzesvorschrift  bringen. 

Sammlung  für  Civ.  Bd.  VI  S.  410. 

10. 

§§  86,  87,  98,  94  des  G.K.G. 
III.  Civilsenat.  Urteil  vom  13.  Februar  und  2.  Mai  1882,  R.  III  Nr.  11/82. 

Da«  Princip  des  G.K.G.  über  Kostenvorschuss  und  Kostenzahlung  ist  in 
den  Bestimmungen  über  das  Armenrecht  durchbrochen.  Nach  letzterem  kann 
zwar  der  Kläger,  der  vermögend  ist,  einen  Kostenvorschuss  nicht  zurückverlangen, 
wenn  der  Beklagte  zum  Armenrecht  zugelassen  ist,  allein  eine  weitere  Beitreibung 
»olcher  Kosten,  von  deren  Berichtigung  die  arme  Partei  einstweilen  befreit  ist, 
findet  nach  bewilligtem  Armenrechte  nicht  gegen  die  Kläger  statt,  bis  der  Pro- 
cess rechtekräftig  zu  dessen  Nachteil  entschieden  ist.  Ist  der  Kläger  zum  Armen- 
recht zugelassen,  so  tritt  eine  nachträgliche  Berechnung  und  Erhebung  der 
Kosten  vom  Beklagten  erst  ein,  wenn  der  Process  rechtekräftig  zum  Nachteil 
des  Beklagten  entschieden  oder  ohne  Urteil  über  die  Kosten  beendet  wird. 

Wird  die  vermögliche  Partei  Berufungs-  oder  Revisionskläger,  so  geniesst 
sie  die  Kostenbefreiung  nicht,  da  der  Gegner  der  armen  Partei  die  Vergünsti- 
gung in  §§  107  und  111  der  C.P.O.  nur  zum  Zwecke  der  Verteidigung  gegen 
die  Angriffe  der  armen  Partei  gewährt. 

Sammlung  für  Civ.  Bd.  VI  S.  418. 

11. 

§§  79,  80.  97  1.  c. 

III,  Civilsenat.    Urteil  vom  16.  MaiJ1882,  R.  III  Nr.  50/82. 

Der  Gerichteschreiber  hat  den  der  Armenpartei  bestellten  Offizialanwälten 
auf  deren  Verlangen  in  der  Regel  kostenfreie  Abschriften  oder  Auszüge  aller 
zur  Rechteverfolgung  erforderlichen,  bei  den  Gerichtsakten  befindlichen  Schrift- 
stücke zu  fertigen. 

Müssen  sich  die  Anwälte  nach  Lage  der  Sache  selbst  unter  Beistand 
eines  Schreibgehilfen  Auszüge  fertigen,  so  erlangen  sie  dadurch  Anspruch  auf 
Ersatz  der  aufgewendeten  notwendigen  Schreibgebühren  gegen  die  Staatekasse. 

Sammlung  f.  Civ.  Bd.  VII  S.  341. 

* 

12. 
§  12  1.  c. 

III.  Civilsenat,    Urteil  vom  5.  Mai  1882,  R.  III  Nr.  45/82. 

Wenn  in  verbindlicher  Form  der  Klageanspruch  in  der  Hauptsache  zurück- 
genommen und  auf  die  Prozesskosten  beschränkt  wurde,  so  bilden  diese  von 
dieser  Zeit  an  den  Streitgegenstand.  Eine  rückwirkende  Kraft  auf  frühere  An- 
sätze hat  jene  Erklärung  selbstverständlich  nicht. 

Sammlung  für  Civ.  Bd.  VII  S.  357. 

13. 
§§  11,  84. 

Vereinigte  Civilsenate.  Urteil  vom  29.  September  1882,  R.  IV  Nr.  262/84. 

Aus  zahlreichen  Bestimmungen  der  C.P.O.  in  §  11  des  G.K.G.  ergibt 
«ich,  dass  dieselben  sämtliche  durch  Kläger  und  Widerklfiger  geltend  gemachten 
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Ansprüche  als  einen  einzigen  Rechtsstreit  ausmachend  behandelt,  solange  das 
Gericht  nicht  angeordnet  hat,  dass  die  mehreren  erhobenen  Ansprache  in  ge- 
trennten Prozessen  verhandelt  werden  sollen. 

Sammlung  fur  Civ.  Bd.  VII  S.  387. 

14. 

§  26  1.  c. 

I.  Civilsenat.    Urteil  vom  1.  November  1882,  R.  I  Nr.  31/82. 

Wenn  im  Falle  des  §  820  der  C.P.O.  das  Amtsgericht,  in  dessen  Bezirk 
ein  Streitgegenstand  sich  befindet,  eine  einstweilige  Verfügung  erlassen  hat  und 
demnächst  das  in  derselben  Gesetzesstelle  vorgesehene  Verfahren  in  der  Haupt- 
sache stattfindet,  so  hat  §  2G  Nr.  9  des  G.K.G.  Anwendung  zu  finden,  denn 
dieses  Verfahren  hat  im  Sinne  des  Gesetzes  eine  wesentliche  Affinität  mit  dem 
Verfahren  der  §§  804  u.  805  der  C.P.O.  Die  Anwälte  haben  daher  auch  nur 
8/io  der  Gebühren  (§§  13—24  der  Gebührenordnung  der  Rechtsanwalt«)  anau- 
eetzen. 

Sammlung  für  Civ.  Bd.  VIII  S.  339. 

15. 
§  18  1.  c. 

I.  Civilsenat.    Urteil  vom  27.  Juni  1883,  R.  I  Nr.  342/82. 

Wenn  auch  unter  Verhandlung  im  Sinne  der  P.O.  nicht  nur  Verhand- 
lungen der  Partei  mit  dem  Gericht,  sondern  der  Parteien  untereinander  vor  dem 
Gericht  zu  verstehen  ist,  so  unterscheidet  doch  die  P.O.  selbst  und  das  G.K.G. 
in  kontradiktorische  und  nichtkontradiktorische  Verhandlungen,  daher  auch  ein- 
seitige Erklärungen  der  Parteien  wirksam. 

Sammlung  für  Civ.  Bd.  VIII  S.  882. 

- 

16. 

§§  26,  35  1.  c. 

IV.  Civilsenat.    Urteil  vom  19.  Februar  1883,  R.  IV  Nr.  22/83. 

Die  §§  26  Nr.  9  und  35  Nr.  4  des  G.K.G.  betreffen  nur  das  Verfahren 
betreffs  Anwendung  des  Armenrechtes  und  des  darauf  folgenden  prozessualen 
Verfahrens,  nicht  aber  die  in  einer  andern  Richtung  beim  Vollstreckungsgericht 
oder  Gerichtsvollzieher  stattfindende  Thätigkeit. 

Sammlung  für  Civ.  Bd.  VIII  S.  402. 

17. 

§§  30,  31  1.  c 

IV.  Civilsenat.    Urteil  vom  28.  November  1882,  R»  IV  Nr.  99/82. 

Unter  Instanz  wird  die  Gesamtheit  der  Prozesshandlungen  verstanden, 
welche  vor  dem  Gericht  einer  bestimmten  Ordnung  (Gericht  I.  Instanz,  Berurungs- 
und  Revisionsgericht)  stattfinden,  um  den  diesem  Gerichte  unterbreiteten  Streit- 
stoff zu  erledigen;  dieser  umfasst  also  sowohl  Hauptsache  als  die  prozesshindernde 
Einrede.  In  den  höheren  Instanzen  hört  die  Instanz  auf,  wenn  die  Entscheidung 
über  die  dem  Richter  zugeführte  Einrede,  Berufung,  Revision  erledigt  ist. 
Kommt  die  Sache  in  einer  andern  Frage  nochmals  an  die  höhere  Instanz,  *o 
beginnt  eine  neue  Instanz  (s.  Motive  zum  G.K.G.  S.  45,  46,  56).  Die  Rechtsanwalts- 
gebührenordnung schliesst  sich  Überall  dem  G.K.G.  an. 

Sammlung  für  Civ.  Bd.  VIII  S.  438. 

330 


Digitized  by  Google 


Entscheidungen  de»  Reichsgerichts  in  FinftMfragen.  33  \ 

18. 

§§  2,  4,  79  1.  c;  preuss.  Ausfuhrungsgesetz  zum  G.K.G.  vom  10.  März  1879  §  4; 
preuss.  Gesetz  vom  9.  Mai  1854  Art.  21;  Verordnung  des  Justizministers  vom 

1.  Dezember  1880. 

IV.  Civilsenat.    Urteil  vom  16.  April  1883,  R.  IV.  Nr.  42/83. 

Das  Gerichtskostengesetz  betrifft  nur  die  Gebühren  und  Auslagen,  nicht 
aber  die  Stempel  von  Urkunden ,  von  denen  im  Verfahren  Gebrauch  gemacht 
wird.  Diese  unterliegen  den  Stempeln,  denen  sie  sonst  auch  unterworfen  sind, 
und  §  79  des  G.K.G.  nimmt  sogar  diese  Stempel  von  den  baren  Auslagen  aus. 
Doch  sind  sie  nach  Art.  21  des  preuss.  Gesetzes  vom  9.  Mai  1854  als  Gerichts- 
gebühren zu  liquidieren,  ohne  dass  die  Natur  der  Stempel  verändert  würde.  Dies 
erhellt  daraus,  dass  die  Stempel  von  Prozessvollmachten  ebenso  wie  jene  von 
Käuferzeugnissen,  Inventarien,  Testamenten  etc.  als  Gerichtsgebühren  zu  liqui- 
dieren sind.  Die  Ueberweisung  an  die  Gerichte  ist  nur  eine  zweckmässige  Ueber- 
tragung  eines  Teils  der  Stempelverwaltung  an  die  Gerichte.  Der  Beschwerdeweg 
bei  Stempelstreitigkeiten  regelt  sich  sonach  in  Preussen:  Landgericht,  Oberlandes- 
gericht Justizminister,  also  in  letzter  Instanz  nicht  das  Reichsgericht. 

Sammlung  für  Civ.  Bd.  IX  S.  258. 

19. 

§  21,  89,  83  1.  c. 

I.  Civilsenat.    Urteil  vom  7.  Juni  1882,  R.  I  Nr.  260/82. 

Die  Bestimmung  in  §  20  Abs.  1  des  G.K.G.  bezieht  sich  nur  auf  nicht 
vermögensrechtliche  Ansprüche,  bei  denen  die  Revision  einer  Beschränkung  der 
Summe  überhaupt  nicht  unterliegt.  Die  Streitgegenstandssumme  festzustellen, 
liegt  im  Ermessen  des  Richters,  doch  muss  der  Revisionskläger  glaubhaft  machen, 
dass  die  Revisionssumme  gegeben  ist. 

Sammlung  für  Civ.  Bd.  X  S.  322. 

20. 

§§  18—28  1.  c. 

II.  Civilsenat.    Urteil  vom  2.  Juni  1883,  R.  II  Nr.  98/82. 

Die  Gebühr  für  Nebeninterventionen  muss  immer  zur  Erhebung  gelangen, 
mag  über  die  Zulässigkeit  der  Nebenintervention  in  Verbindung  mit  der  Haupt- 
sache oder  getrennt  von  derselben  entschieden  werden.  Dies  geht  aus  §  27  Nr.  1 
des  G.K.G.  hervor.  Wenn  die  volle  Gebühr  (§  28)  und  die  Gebühr  des  §  26  in 
einem  Antrag  zusammentreffen,  kommt  allerdings  die  erstere  allein  zur  Erhebung; 
bei  §  27  (Nebenintervention)  ist  die  Absorption,  .rieht  erwähnt. 

Sammlung  für  Civ.  Bd.  X  S.  329. 

21. 

§§  12,  4,  16  1.  c. 
II.  Civilsenat.    Urteil  vom  19.  Oktober  1883,  R.  II  Nr.  112/83. 

Die  gegen  den  in  §  16  des  G.K.G.  bezeichneten  Beschluss  erhobene  Be- 
schwerde muss  in  dem  Falle  des  §  12  von  einem  Anwalt  unterzeichnet  sein, 
was  in  ähnlichen  Fällen  der  §§  4  Abs.  3,  16  Abs.  2  1.  c.  nicht  notwendig  ist. 

Sammlung  für  Civ.  Bd.  X  S.  374. 

22. 

§§  18,  19  1.  c. 

V.  Civilsenat,    Urteil  vom  17.  Oktober  1883.  R.  V.  202/83. 

Zu  einer  mündlichen  Verhandlung  (kontradiktorische  Verhandlung)  gehört, 
was  die  Parteien  in  thatsächl icher  und  rechtlicher  Beziehung  über  das  Streit- 
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Verhältnis  zur  Erreichung  des  Zweckes  vor  dem  Richter  vortragen.  Ks  ist 
Thatfrage,  ob  in  dem  blossen  Verlesen  der  Antrage  ein  Verhandeln  zur  Sache 
liegt,  wie  nach  Art.  842,  343  des  Code  procedure  civile  angenommen  ist  Weder 
das  Gerichtskostengesetz  noch  die  Civilprozessordnung  hat  diese  Frage  geltet; 
diese  ist  von  dem  Richter  zu  ermessen. 

Sammlung  fur  Civ.  Bd.  X  S.  391. 

23. 

§§  4,  6,  8,  18,  28,  49  1.  c. 
I.  Civilsenat.    Urteil  vom  19.  December  1883,  R.  I  Nr.  324/83. 

Wenn  eine  Sache  wiederholt  zur  höhern  Instanz  kommt,  so  bildet  die* 
Instanz  nicht  eine  Instanz  mit  dem  frühern  Verfahren  im  Sinne  des  §  28  des 
G.K.G.,  da  das  neue  Verfahren  einen  ganz  neuen  Inhalt  hat.  Ist  auch  das  neue 
Verfahren  durch  irrige  Behandlung  der  Gerichte  notwendig  geworden,  so  ist 
doch  dieser  Gesichtspunkt  irrelevant  für  die  Bestimmung  des  Begriffs  Instant 
im  Sinne  des  Gerichtskostengesetzes,  es  kann  damit  nur  Veranlassung  für  den 
Richter  sein,  durch  sein  Ermessen  einen  Teil  der  Gebühren  nach  der  ihm  in  8  6 
gegebenen  Befugnis  niederzuschlagen.  Ist  dies  nicht  geschehen,  so  sind  die  Ge- 
richtskosten  anzusetzen. 

Sammlung  Bd.  X  S.  426. 
24. 

§  24  Abs.  2  1.  c. 
II.  Civilsenat.    Urteil  vom  7.  März  1884,  R.  II  Nr.  19/82. 

Wenn  in  einem  bedingten  Urteil  ein  Eid  auferlegt,  derselbe  geleistet 
und  dann  die  Klage  zurückgenommen  wurde,  so  ist  neben  der  Verhandlungs- 
und Beweisgebühr  noch  eine  Entscheidungsgebühr  zu  erheben.  Der  §  24  Abs.  2 
des  G.K.G.  bestimmt  nämlich,  dass  im  Falle  der  nachträglichen  Erledigung  des 
bedingten  Urteils  in  derselben  Instanz  der  Gebührenansatz  nach  Massgabe  der 
Vorschriften  des  Abs.  1  berichtigt,  d.  h.  es  soll  neben  der  Entscheidungsgebühr 
noch  eine  Beweisgebühr  berechnet  werden.  Unter  einer  Erledigung  des  Urteils 
ist  nur  eine  solche  nach  Massgabe  des  §  427  Abs.  2  der  C.P.O.  verstanden; 
ist  diese  Erledigung  nicht  möglich,  so  ist  dann  hier  wegen  Zurücknahme  der 
Klage  das  Urteil  nicht  als  Beweisanordnung,  sondern  als  Entscheidung  zu  be 
handeln  und  neben  der  früher  für  die  Beweisanordnung  angesetzten  Gebühr 
noch  eine  Entscheidungsgebühr  zu  erheben. 

Sammlung  für  Civ.  Bd.  XI  S.  382. 

#tr.  25. 
§g  45,  80  a  1.  c. 
1.  Hilfssenat.    Urteil  vom  23.  Mai  1883,  R.  1  Nr.  32/83. 

Bei  einer  nach  Massgabe  des  §  12  der  Gebührenordnung  für  Rechtsanwalt* 
von  dem  Rechtsanwalt  erhobenen,  erfolgreichen  Beschwerde  sind  nach  §§  45 
Abs.  1  und  80a  des  G.K.G.  keine  Gebühren  zu  erheben,  da  dte  Parteien  hier 
nicht  als  Gegner  erscheinen. 

Sammlung  für  Civ.  Bd.  XII  S.  362. 

26. 

Gebührenordnung  für  Rechtsanwälte^   §  78. 

II.  Civilsenat.    Urteil  vom  9.  Januar  1885,  R.  II  Nr.  97/84. 

Nicht  alle  Auslagen  eines  Rechtsanwaltes  müssen  von  der  unterliegenden 
Partei  getragen  werden,  nur  die  notwendigen.  Die  Beiziehung  eines  Rechts- 
anwaltes zu  auswärtigen  Zeugenterminen  kann  notwendig  erscheinen. 

Sammlung  f.  Civ.  Bd.  XIII  S.  312. 
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27. 

Gebührenordnung  fur  Rechteanwälte,  §  20,  22,  23.  29,  30.  Gerichtekostengesetz 

§  35  und  §  820  der  C.P.O. 

III.  Civilsenat.    Urteil  vom  28.  Januar  18&5,  R.  III  Nr.  7,85. 

Es  kommt  bei  einem  Verfahren  auf  Antrag  einer  einstweiligen  Verfügung 
vor  allem  darauf  an,  ob  das  Verfahren  mit  dem  über  die  Hauptsache  verbunden 
oder  getrennt  war.  Im  ersten  Fall  gehört  es  zur  Instanz  und  dürfen  besonder«; 
Gebühren  nicht  berechnet  werden;  im  zweiten  Falle  kommen  Gebühren  in  An- 
satz. Die  Höhe  richtet  sich  darnach,  ob  das  Provisorium  durch  Endurteil  oder 
durch  Beschluss  erledigt  ist.  Beim  Endurteil  hat  §  20,  beim  Beschluss  §  23 
der  G.O.  Platz.  Die  Verfügung  des  Amtsgerichts  auf  Grund  des  §  820  der  C.P.O. 
ist  immer  ein  Beschluss.  Die  Kompetenz  hört  auf,  sobald  die  Sache  zum  Land- 
gericht gebracht  ist,  welches  durch  Endurteil  über  das  Provi§orium  entscheidet, 

Hat  ein  Landgericht  die  Gebühren  nach  §  22  der  G.O.  festgesetzt,  das 
Oberlandesgericht  seine  Entscheidung  auf  §  30  Nr.  1  der  G.O.  gestützt,  so 
findet  gemäss  §  531  Abs.  2  weitere  Beschwerde  zum  Reichsgericht  statt 

Die  Kosten  für  das  Verfahren  zur  Sicherung  des  Beweises  können  nur  in 
dem  Hauptverfahren  oder  auf  Grund  besonderer  Klage  geltend  gemacht  werden. 

Wenn  mit  einem  Provisional  verfahren  das  Verfahren  zur  Sicherung  des 
Beweise«  verbunden  wird,  so  ist  das  Provisional  verfahren  (einstweilige  Ver- 
fügung) die  Hauptsache  und  für  das  Verfahren  zur  Sicherung  des  Beweises 
keine  eigene  Prozess-  und  Verhandlungsgebühr  zu  beanspruchen.  Für  die  Be- 
weisgebühr kommt  nicht  §  22,  sondern  §  23  Nr.  1  der  G.O.  bezw.  §  35  Nr.  4 
jetzt  3  des  G.K.G.  zur  Anwendung. 

Sammlung  f.  Civ.  Bd.  XIII  S.  320| 

28. 

C.P.O.  §  94. 

V.  Civilsenat.    Urteil  vom  31.  Januar  1885,  R.  V  Nr.  219/84. 

Gegen  ein  Erkenntnis,  durch  welches  der  Einspruch  gegen  ein  Versäumnis- 
urteil zurückgewiesen  ist,  ist  Berufung  zulässig,  auch  wenn  es  sich  nach  inzwischen 
rechtskräftig  entschiedener  Hauptsache  nur  noch  um  den  Kostenpunkt  handelt. 

Das  Urteil  der  vereinigten  Civilsenate  vom  5.  Oktober  1883  (Entsch.  Bd.  X 
S.  309)  hat  auf  Urteile  auf  Einspruch  gegen  ein  Versäumnisurteil  keine  Anwen- 
dung, da  beim  Einspruch  die  erneuerte  Verhandlung  und  Entscheidung  dem- 
selben Gericht  übertragen  ist,  welches  das  Versäumnisurteil  erlassen  hat. 

Sammlung  f.  Civ.  Bd.  XIII  S.  327. 

29. 

§  4  und  508  der  C.P.O. 

L  Civilsenat.   Urteil  vom  7.  Mai  1884,  R.  I  Nr.  108/84. 

Die  Bestimmung  in  §  4  der  C.P.O.  ist  strikte  zu  interpretieren  und  lässt 
keine  ausdehnende  Auslegung  zu.  Sie  umfasst  nicht  alle  Nebenansprüche  und 
ist  nicht  ganz  exemplifikatonsch  zu  nehmen,  sondern  auf  die  dort  bezeichneten 
Gattungen  von  Ansprüchen  zu  beschränken.  Futterkosten  für  ein  Pferd  sind 
selbständige  Ansprüche,  welche  bei  Brechung  des  Wortes  des  Besch werdegegen- 
standes  in  Ansatz  gebracht  werden  dürfen. 

Sammlung  f.  Civ.  Bd.  XIII  S.  396. 

30. 

Reichsgesetz  vom  10.  Juli  1879  über  Konsulargerichtsbarkeit  §  18. 

I.  Civilsenat.    Urteil  vom  26.  Januar  1885,  R.  I  Nr.  440/84. 

In  Konsularsachen  ist  die  Einlegung  der  Berufung  nicht  von  der  Be- 
rufungsBumme  abhängig  (Reichstagsverhandlungen  1879  Bd.  IV  Anl.  Nr.  70  S.  582). 

Sammlung  f.  Civ.  Bd.  XIII  S.  409. 
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31. 

§  96,  87  der  C.P.O.   Gebührenordnung  fur  Rechtsanwälte,  §  51. 

I.  Civilsenat.   Urteil  vom  8.  Juni  1885,  R.  I  Nr.  31/85. 

Ein  Nebenintervenient,  welcher  sich  eines  eigenen,  also  andern  Rechts- 
anwaltes bedient,  als  die  Hauptpartei,  kann  unbedingt  Ersatz  dieser  Kosten  von 
der  verurteilten  Gegenpartei  verlangen,  ohne  die  Notwendigkeit  der  Vertretung 
darzulegen,  denn  das  Gesetz  legt  ihm  das  Recht  zu,  zur  Wahrnehmung  seines 
eigenen  rechtlichen  Interesses  der  Hauptpartei  zu  deren  Unterstützung  beizutreten. 

Sammlung  f.  Civ.  Bd.  XIII  S.  433. 

32. 

§  84  des  G.K.G. 

I.  Civilsenat.    Urteil  vom  1.  April  1885,  R.  I  Nr.  17/85. 

Wenn  die  Abnahme  eines  dem  Beklagten  zugeschobenen  Eide*,  auf 
dessen  Leistung  durch  bedingtes  Urteil  erkannt  worden  war,  vom  Kläger  ver- 
langt wird,  erscheint  auch  er  als  Antragsteller  im  Sinne  des  §  84  des  G.K.G. 
Es  hat  zwar  die  Abnahme  eines  Eides,  auch  wenn  auf  dieselbe  bedingtes 
Eindurteil  erkannt  wurde,  die  Eigenschaft  einer  Beweisaufnahme,  dagegen  nat 
das  Prozessgericht  die  Eidesabnahme  nicht  von  Amtswegen  zu  bewirken,  daher 
der  Kläger,  wenn  er  Abnahme  des  Eides  verlangt,  als  Antragsteller  erscheint 

Sammlung  f.  Civ.  Bd.  XIII  S.  426. 


IX. 

Gebührenordnung  für  Zeugen  und  Sachverständige 

vom  30.  Juni  1878  §  19. 

1. 

Reichsgerichtskostengesetz  §  4. 

II.  Senat.   Urteil  vom  16.  Januar  1883,  R.  Nr.  51/83. 

Eine  Entscheidung  und  Festsetzung  der  Gebühren  von  Zeugen  und  Sach- 
verständigen ist  in  §  19  Abs.  3  der  G  O.  nur  nach  Massgabe  der  §§  346—352 
der  StP.O.  durch  Beschwerde  anfechtbar.  Diese  Einschränkung  des  Beschwerde- 
rechts in  Abs.  3  umfasst  auch  den  Fall  des  Berichtiguugs Verfahrens  (Abs.  2).  Ist 
sohin  in  dem  letzteren  Verfahren  eine  Entscheidung  ergangen,  so  kann  diese 
ebenfalls  nur  unter  den  Beschränkungen  in  Abs.  3  angefochten  werden. 

Sammlung  Bd.  VII  S.  420. 

2. 

III.  Civilsenat.    Urteil  vom  10.  Juni  1884,  R,  III  Nr.  65/82. 

Der  Sachverständige  darf  nur  dann  ata  öffentlicher  Beamter  liquidieren, 
wenn  er,  gleich  den  Zeugen,  mit  den  in  Frage  stehenden  Verhältnissen  amtlich 
befasst  ist,  das  geforderte  Guthaben  mithin  als  eine  ihm  als  Beamten  obliegende 
Leistung  erscheint. 

Sammlung  für  Civ.  Bd.  XI  S.  436. 
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X. 

Gebühren  der  GerlehtsTollzieher. 

1. 

St.G.B.  §  348;  C.P.O.  §§  380,  383,  682,  683;  G.V.G.  §  155;  preuss.  Gericht«- 
Vollzieherordnung  vom  14.  Juli  1879  §  41 ;  Geschäfteanweisung  für  Gerichtevoll- 
zieher vom  24.  Juli  1879  §§  58,  64,  74,  108;  Anweisung  betr.  Behandlung  der 
bei  den  Justizbehörden  entstehenden  Einnahmen  und  Ausgaben 

vom  30.  August  1879  8  18. 

II.  Senat.    Urteil  vom  H.Juli  1881,  R.  II  Nr.  1173/81. 

Nach  §  14  der  preuss.  Anweisung  vom  30.  August  1879  soll  der  Gerichte- 
vollzieher die  tarifmassigen  Gebühren  und  Auslagen  in  der  Beitreibungsliste 
vermerken  und  nach  Erledigung  des  Auftrages  dem  Gerichteschreiber  mit  den 
Qmttongen  und  Protokollen  übergeben.  Diese  Eintrage  haben,  wie  das  allge- 
meine Dienstregister,  lediglich  die  Bestimmung  einer  geschäftlichen  Kontrolle, 
nicht  aber  die  Vollstreckungshandlungen  zu  beurkunden.  Es  sind  nicht  öffentliche 
Bücher  und  Register  im  Sinne  des  §  348  des  StG.B.  und  die  Erstattung  wissent- 
lich falscher  Anzeigen  über  fruchtlose  Zwangsvollstreckung  und  der  entsprechen- 
den Eintragung  in  die  Listen  keine  Handlung,  welche  dem  §  348  unterfallt; 
ebensowenig  indizieren  sie  den  Thatbestand  einer  andern  in  den  Strafgesetzen 
vorgesehenen  von  Amtewegen  verfolgbaren  Handlung. 

Sammlung  Bd.  IV  S.  285. 

2. 

Dieselben  Gesetze  wie  sub  1;  dann  noch  preuss.  Geschäfteanweisung  für  die 
Rechnungsrevisoren  vom  30.  Oktober  1879  §  8. 

II.  Senat.    Urteil  vom  25.  November  1882,  R»  Nr.  2568/82. 

Die  Rechtegrundsätze  des  Urteils  vom  14.  Juli  1881  werden  dahin  modi- 
fiziert, da»8  das  allgemeine  Dienstreg^ster  des  Gerichtsvollziehers  allerdings  ein 
öffentliches  Buch  oder  Register  im  Sinne  des  §  348  Abs.  1  des  St.G.B.  nicht  ist, 
dass  aber  die  Vermerke  über  Ort  und  Zeit  der  Erledigung  eines  Auftrages,  über 
Erstattung  von  Gebühren  und  Auslagen,  eines  Kostenvorschusses  geeignet  seien, 
die  betreffende  Thateache  selbst  oder  die  Anerkennung  derselben  gegen  den 
Gerichtsvollzieher  zu  beweisen.  Diese  Eintragungen  haben  einen  urkundlichen 
Charakter,  welchen  der  Auftraggeber,  abgesehen  von  der  Bestimmung  in  §  136 
Abs.  2  der  Geschäfteanweisung,  für  sich  zum  Beweise  anrufen  kann.  Das  mit 
dem  Identifizierung8vermerke  des  Amtsrichters  versehene  allgemeine  Dienst- 
rotster  ist  jedenfalls  eine  Urkunde  dann,  wenn  dasselbe  Eintragungen  beweis- 
erheblichen Inhaltes  aufweist.  In  diesem  Fall  ist  auch  §  348  des  StG.B.  auf 
den  Gerichtevollzieher  anwendbar. 

Sammlung  Bd.  VII  S.  254. 

3- 

§§  19  u.  20  der  Gebührenordnung  für  Gerichtsvollzieher. 

IV.  Civilsenat.    Urteil  vom  17.  November  1843,  R.  Nr.  378/83. 

Der  Gerichtevollzieher  hat  die  öffentlich-rechtliche  Staatebeamteneigen- 
schaft,  wenn  auch  die  C.P.O.  die  Thätigkeit  bei  jeder  seiner  Zwangsvoll- 
streckungen von  dem  Auftrage  der  Partei  abhängig  macht  und  derselben  die 
rechtliche  Wirkung  für  den  Auftraggeber  beilegt.  Das  sind  Konsequenzen  des 
Parteibetriebes,  heben  aber  die  Eigenschaft  und  Stellung  des  Gerichtsvoll- 
ziehers als  Staatebeamten  nicht  auf. 

[Sammlung  für  Civ.  Bd.  X  S.  235 
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XI. 

Gebührenerhebung. 

1. 

Ungesetzliche  Erhebung  von  Gebühren  und  Abgaben.    St.G.B.  §§  352,  353. 

II.  Senat.    Urteil  vom  3/7.  Dezember  1880,  R.  Nr.  2825/80. 

Unter  Gebühren  im  Sinne  der  §§  352  u.  353  des  StG.B.  versteht  da« 
Gesetz  nach  der  ganzen  historischen  Entwicklung  alle  Prästationen,  welche  in 
irgend  einer  Beziehung  einen  publizistischen  Charakter  tragen,  sei  es,  dass  sie 
nach  ihrer  Entstehung  öffentlich-rechtlicher  Natur  sind,  sei  es,  dass,  wenn  das 
Rechtsverhältnis,  worauf  der  Anspruch  der  Kasse  beruht,  auch  auf  freier  Ver- 
einigung zwischen  Schuldner  und  Gläubiger  zurückzuführen  sein  mag,  doch  die 
Höhe  der  Leistung  nach  publizistischen  Grundsätzen  sich  bemisst,  d.  h.  durch 
Gesetz  oder  Verwaltungsvorschrift  in  festgesetzten  Tarifen  regulirt  ist.  Hierunter 
fallen  auch  die  Prozessgebühren. 

Sammlung  Bd.  III  S.  87. 

•  2. 

Ideale  Konkurrenz  zwischen  Betrug  und  rechtswidriger  Gebührenerhebung.  StG.B. 

§§  73,  263,  352. 

I.  Senat   Urteil  vom  28.  April  1881.  R.  Nr.  859/81. 

Eine  ideale  Konkurrenz  zwischen  rechtswidriger  Gebührenerhebung  und 
einem  Betrug,  sofern  jemand  seine  amtlichen  Pflichten  verschweigt,  ist  rechtlich 
wohl  möglich,  denn  der  §  352  des  StG.B.  trifft  keine  besondere  Art  des  Be- 
truges und  hat  auch  keine  betrügerische  Absicht  zur  Voraussetzung,  während 
der  §  263  a.  a.  0.  eine  selbständige  Unterdrückung  wahrer  Thatsachen,  also 
Betrug  erfordert  und,  ideal  mit  dem  Vergehen  im  Amte  konkurrieren  kann,  auch 
ganz  andere  Straffolgen  nach  sich  zieht. 

Sammlung  Bd.  IV  S.  228. 


XII. 

Kompetenz  der  Verwaltungsstellen  In  Zollfragen. 

StP.O.  §§  425,  437,  465,  467,  213,  260,  459;  Sachsen-Meininger  ZollstrafgeseU 
vom  1.  Mai  1838;  Uebergangsabgabengesetz  vom  1.  Dezember  1841. 

III.  Senat    Urteil  vom  9.  November  1882,  R.  Nr.  2292/82. 

Die  Kundgabe  des  Termins  der  Hauptverhandlung  an  die  Steuerbehörde 
durch  die  Staatsanwaltschaft  ist  als  Ladung  des  Nebenklägers  zu  erachten.  Da« 

S gerichtliche  Strafverfahren  bei  Zuwiderhandlungen  gegen  die  Vorschriften  über 
Erhebung  öffentlicher  Abgaben  und  Gefälle  (§  459  der  StP.O.)  unterliegt  be- 
züglich der  Urteilsfindung  den  allgemeinen  gesetzlichen  Vorschriften  im  §  260 
u.  folgd.  der  StP.O.,  d.  h.  der  Strafrichter  urteilt  nach  seiner  freien ,  aus  dem 
Inbegriffe  der  Verhandlungen  geschöpften  Ueberzeugung.  Es  kann  dahingestellt 
bleiben,  ob,  wenn  es  sich  um  Fragen  handelt,  welcher  Zollbetrag  von  einer  ge- 
wissen in  quali  et  quanto  bestimmten  Species  tarifmässig  zu  entrichten  ist  hie- 
für die  Entscheidung  der  Verwaltungsbehörde  auch  für  den  Strafrichter  auch 
bei  Normierung  der  nach  den  Gefällen  zu  berechnenden  Strafe  massgebend  zu 
sein  hat;  dagegen  fällt  die  Bemessung  der  Frage,  welche  wie  geartete  Sache 
qualitativ  und  quantitativ  der  konkrete  Gegenstand  der  Zollhinterziehung  ist  wie 
jede  andere  Thatfrage  dem  Straf richter  zu.  In  technischen  Fragen  wird  die  An- 
sicht der  Zollbehörde  für  die  Beweiswürdigung  massgebend  sein,  doch  hat  aie 
prozessualisch  dieselbe  Autorität,  wie  das  Gutachten  amtlicher  Sachverständiger. 

Sammlung  Bd.  VII  S.  220. 
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XIII. 

Steuerhinterziehung  in  Konkorrenz  mit  allgemeinen  Strafdelikten. 

St.G.B.  §  263;  preuss.  Verordnung  vom  20.  September  1867  über  die  Polizei- 
verwaltung in  den  neuen  Landesteilen;  Gemeindeverfassungsgesetz  für  Frank- 
furt a/M.  vom  25.  März  1867  §  2. 

I.  Senat.    Urteil  vom  28.  Oktober  1881,  R.  Nr.  2030/80. 

Von  alters  her  sind  nicht  allein  in  der  Theorie  wie  in  der  Praxis  der 
deutschen  Gerichte,  sondern  auch  kraft  positiver  Sanktion  der  Landes-  und 
Reichsgesetzgebung  gewißse  Hinterziehungen  öffentlicher  Abgaben,  namentlich 
Zölle  und  Steuern,  dem  allgemeinen  Betriff  des  Betruges  hum  Gründen,  die  teils 
in  der  Natur  der  sog.  Defraudationen  als  Unterlassungsdelikte.  teils  in  finanziellen 
Bedürfnissen  und  Interessen  der  Staats-  und  Gemeindebehörden,  teils  im  Rechts- 
bewusstsein  des  Volkes  liegen,  entzogen  und  einem  eigenen  Delikt  mit  speciellem 
selbständigem  Thatbestande  besonderen  strafrechtlichen  Normen  unterstellt  wor- 
den (E.G.  zum  St.G.B.  §  2.  zur  St.P.O  §§  6  u.  459  u.  folg.).  Es  haben  deshalb 
auf  solche  Uebertretungen  die  landesgesetzlichen  und  lokalen  Polizeiverordnungen 
als  Anordnungen  über  Steuern  und  öffentliche  Abgaben,  nicht  aber  die  Bestim- 
mungen des  StG.B.  über  Betrug  und  sonstige  allgemeine  Delikte  Anwendung 
zu  finden. 

Sammlung  Bd.  II  S.  405. 


XIV. 
Stempelpapier. 

Fälschung  von  Stempelpapier  und  Stempelmarken.   StG.B.  §§  275—276. 

II.  Senat    Urteil  vom  20.  Juni  1882,  R.  Nr.  1263/82. 

Die  Strafbestimmungen  über  Fälschung  von  Stempelpapier  beziehen  sich 
gleichmässig  auf  die  Fälschung  von  ausländischem  wie  inländischem  Stempel- 
papier. Die  entgegengesetzte  Auslegung  ,  in  verschiedenen  wissenschaftlichen  Ab- 
handlungen haben  nach  dem  Wortlaut  des  Gesetzes  und  dem  Gerichtsgebrauche 
der  preussi8chen  Gerichte  und  der  bisherigen  gleichlautenden  Bestimmung  in 
§  253  des  preuss.  StG.B.  keine  Berechtigung.  Die  wissentliche  Veräusserung 
falscher  Stempelmarken  fällt  unter  den  Begriff  des  Gebrauches  nach  §  275  des 
StG.B.  Wenn  jemand  falsche  Stempelmarken  anfertigt,  braucht  er,  um  unter 
§  375  des  StG.B.  zu  fallen,  nicht  die  Absicht  zu  haben,  dieselben  selbst  als 
echte  zu  verwenden.  Es  bedarf  dazu  nur  des  dolus  des  Anfertigers,  dass  die 
falschen  Marken  überhaupt  als  echte  verwendet  werden. 

Sammlung  Bd.  VI  S.  387. 


XV. 

Steuererhebung. 

StG.B.  §§  246  ,  350  ,  359;  preuss.  Gesetz  vom  26.  Juli  1880  über  Organisation 
der  Landesverwaltung;  Gesetz  vom  26.  Juli  1876,  Zuständigkeit  der  Verwaltungs- 
behörden betr. 

II.  Senat.    Urteil  vom  16.  Mai  1882,  R.  Nr.  815/82. 

Wenn  ein  königl.  Förster  in  einem  fiskalischen  Gutsbezirke  im  Auftrage 
der  vorgesetzten  Regierung  die  Geschäfte  eines  Steuererhebers  besorgt  hat. 
ohne  dass  er  in  der  von  den  Verwaltungsgesetzen  vorgeschriebenen  Weise  dazu 
aufgestellt  und  bestätigt  wurde,  so  ist  er  für  die  Steuererhebung  kein  Beamter 
im  Sinne  des  §  350  des  StG.B.,  da  ihm  als  Förster  nur  für  die  Obliegenheiten 
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des  Försters,  nicht  aber  des  Steuereinziehers  die  amtliche  Eigenschaft  verliehen 
ist  und  die  Steuern  ihm  auch  nicht  als  Förster  bezahlt  wurden.  Der  gesetzlich 
befugte  Steuereinzieher  kann  sein  Amt  nicht  formlos  übertragen. 

Sammlung  Bd.  VI  S.  307. 


XVI. 

PreusslBchea  Stempelgesetz  Tom  7.  Marz  1822  fl  12. 

a.  Entscheidungen  der  Strafsenate. 

I. 

II.  Senat.    Urteil  vom  20.  Januar  1880,  R.  Nr.  440/79. 

Verwendungspflichtig  ist  derjenige,  welcher  allein  für  die  unrichtige  Ver 
wendung  des  Stempels  ebenso  wie  für  die  völlige  Nichtverwendung  gesetzlich 
aufzukommen  hat  und  verantwortlich  bleibt,  auch  wenn  er  sich  zur  Erfüllung  der 
Verpflichtung  einer  Mittelsperson  bedient.    Da  zur  Stempelkontravention  nicht 
Voredtzlichkeit  des  Handelns  erforderlich  ist,  so  wird  der  Stempelpflicbtipe  nicht 
durch  Fahrlässigkeit  befreit,  welche  darin  besteht,  dass  er  die  quantitative  bY 
Er"!!?1?  eln?r  andern  Person ,  Behörde  oder  Beamten  übertragt.    Es  bleibt  die 
Pflicht  bestehen,  welche  bezweckt,  sich  über  die  Richtigkeit  der  von  der  Behörde 
oder  auf  deren  Rat  von  ihm  selbst  getroffenen  Stempelberechnung  Gewißheit 
zu  verschaffen. 

Sammlung  Bd.  1  S.  157. 
2. 

II.  Senat.    Urteil  vom  20.  April  1880,  R.  Nr.  842/80. 
Der  Begriff  .Inventar«  ist  nach  §  104  des  A.L.R.  I  2  zu  bemessen  und 

„!.rfo.fn •^erZeichtn18  acller,zu  einem  ,nl>egriff  gehörigen  Stücke,  worunter 
nach  §  23  wieder  mehrere  Sachen  verstanden  sind,  die  mit  einein  gemeinschaft- 
lichen Namen  bezeichnet  zu  werden  pflegen.   Die  Stipulation  des  AWiederkaufeV 
m  einem  Vertrage  ist  nicht  die  auflösende  Bedingung  des  KaufvertWes,  sondern 
ein  Webenvertrag,  welcher  trotz  seines  äusseren  accessorischen  Charaktere  ein 
ausserhalb  der  aus  dem  Kaufe  selbst  sich  ergebenden  Rechte  und  \Verbindlich 
vf«!!!-  ,ScmV?  «echtsverhältnis  neu  begründet,  daher  einen  von  \  dem  Kaufe 
verschiedenen  Gegenstand  hat  und  selbständig  zu  bewerten  ist,  weil  iler  Stempel 
zu  jedem  Gegenstand  und  zu  jedem  Geschäft,  das  in  einem  VertTrage  abge 
schlössen  ist,  gesondert  berechnet  werden  inuss. 

Sammlung  Bd.  I  S.  419. 

&  V  ! 

Preuss.  K.O.  vom  19.  Juni  1834;  K.O.  vom  24.  November  1835 
II.  Senat.    Urteil  vom  11.  Juni  1880,  R.  Nr.  951/80. 
\r  l  ^%terü  K.ahineltisord^  vom  19.  Juni  1834  und  24.  November  1835,  v^che 

vJr^ Jt^lT?****  Tn  l  mn  1822  ab**»<tert  haben,  sind  so**1 
riS^SL  i  f™*tobo.n«|  dem  Vertragsstempel  unterworfen,  wenn  sie  bei  Ge- 
richt oder  Notariat  errichtet  oder  eingereicht  wurden.  Der  Notar  der  es  uV 
bissen,  die  Emztehung  des  Stempel«  *W  eine  ihm  von  den  pTrteie mit  % 
H^rag,eo  ,Ui  DOta,"elle,  Vo»««h»»ff  überreichte  Punktation  zu  bev^rken  u^cr 
hegt  der  Stempelstrafe.    Knie  Kabinettsordre,  welche  vor  dem  Gesetze  vom 

auehnlht  iJc^8?  'ft        (i,ü,t,>keit-  ™™  «e  nur  amtlich  publiziert  wenn 
auch  nicht  im  Gesetzesblatt  bekannt  gemacht  ist. 

Sammlung  Bd.  II  S.  102. 
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4. 

Gesetz  vom  7.  Märe  1822  §&  12.'  21,  22 

I.  Senat.    Urteil  vom  30.  November  1882,  R.  Nr.  2064/82. 

Mit  der  Vollendung  der  Vertragsurkunde  beginnt  die  Frist  für  Verwendung 
des  Urkundenatempel8.  Fehlt  die  Unterschrift  eines  Kontrahenten,  so  liegt  auch 
keine  Vertragsurkunde  vor,  also  ist  auch  kein  Stempel  verwirkt.  Eine  nur 
scheinbare  Unterschrift,  welche  von  einem  Dritten  herrührt,  ersetzt  nicht  die 
wirkliche  Unterschrift,  da  der  Stempel  nicht  für  die  leere  Form  eines  Vertrages, 
sondern  für  einen  wirklichen  Vertrag  in  schriftlicher  Form  angeordnet  ist  Ganz 
unabhängig  davon  steht  die  Frage,  ob  dieser  wirkliche  Vertrag  anfechtbar  int 
oder  nicht;  ferner  ob  ein  Anspruch  auf  Erfüllung  eines  nicht  perfekt  gewordenen 
Vertrages  besteht  oder  nicht. 

Sammlung  Bd.  VII  8.  343. 


5. 

Gesetz  vom  7.  März  1822  §§4,  ö,  21,  22;  K.O.  vom  14.  April  1832  und  liJ.Juni 

1834:  Gesetz,  betr.  Erweiterung  des  Rechtsweges  vom  24.  Mai  1861  11.  14: 

St.P.O.  §  201;  E.G.  zur  St.P.O.  8  6. 

III.  Senat.    Urteil  vom  24.  April  1883,  R.  Nr.  011/83. 

Der  §  14  des  preuss.  Gesetzes  vom  24.  Mai  1861,  wonach  in  dem  gericht- 
lichen Strafverfahren  wegen  Defraudation  des  Wertstempels  oder  eines  nicht 
nach  dem  Betrage  des  Gegenstandes  zu  bemessenden  Vertragsstempels  der  Straf- 
richter verpflichtet  ist,  bei  dem  Betitreiten  der  Verbindlichkeit  das  Erkenntnis 
auszusetzen  und  zur  Beschreitung  des  Rechtsweges  eine  Frist  zu  bestimmen,  it>t 
durch  §  201  der  St.P.O.  und  §  0  des  E.G.  aufgehoben.  Nach  diesen  Bestim- 
mungen entscheidet,  wenn  die  Strafbavkeit  einer  Handlung  von  der  Beurteilung 
eines  bürgerlichen  Rechtsverhältnisses  abhängt,  das  Strafgericht  auch  über  dieses; 
das  Gericht  hat  aber  die  Befugnis,  die  Untersuchung  auszusetzen  und  einem 
Beteiligten  eine  Frist  zur  Stellung  der  Zivilklage  zu  bestimmen.  Der  §  14  des 
gedachten  Gesetzes  ist  in  g  0  des  E.G.  zur  St.P.O.  nicht  aufrecht  erhalten. 

Zur  Frage  der  Stempelpflicbtigkeit  eines  Vertrages  gehört  aber  gar  nicht 
die  Prüfung  der  Rechtswirksamkeit  derselben.  Die  Stempelabgabe  ist,  vom  Erb- 
*chaftssempel  abgesehen,  eine  l'rkundensteuer.  Ist  eine  Urkunde  formell  gültig, 
so  entscheidet  allein  der  Inhalt  darüber,  ob  und  in  welchem  Betrage  die  Abgabe 
zu  entrichten  ist.  Ausserhalb  der  Urkunde  liegende,  aus  derselben  nicht  ersicht- 
liche Umstünde  kommen  demnächst  bei  Beurteilung  der  Stempelpflicbtigkeit 
nicht  in  Betracht.  Die  Stempelpflichtigkeit  eines  zwischen  vertragsfahigen  Per- 
sonen schriftlich  errichteten,  von  den  Kontrahenten  unterschriebenen  Vertrages 
ist  zwar  dndurch  bedingt,  dass  derselbe  in  formeller  und  materieller  Beziehung 
perfekt  geworden  ist.  also  die  Klage  auf  Erfüllung  zulässt.  Ob  dies  der  Fall 
ist  ist  lediglich  nach  dem  erkennbaren  Inhalt  des  Vertrages  zu  beurteilen.  Dass 
die  Klage  sich  begründet  erweist  oder  der  Vertrag  zur  Ausführung  gelangt  ist, 
wird  für  die  Stempelpflichtigkeit  der  Urkunde  nicht  erfordert  (vgl.  die  damit 
übereinstimmenden  Entscheidungen  des  preuss.  Obertribunals  Bd.  XXXVI  S.  441, 
Bd.  Ulli  S.  287)  Wenn  ein  Vertrag,  dessen  Inhalt  trotz  der  Vernichtung  der  Ur- 
kunde durch  andere  Beweismittel  festgestellt  ist,  alle  Erfordernisse  eines  zwischen 
den  Kontrahenten  verabredeten  Kaufgeschäftes  enthält,  ist  er  abgabepflichtig,  auch 
wenn  ihm  im  Wege  der  Einrede  aller  Erfolg  entzogen  werden  kann.  Dem  Ver- 
trage stehen  gleich  blosse  Punktationen,  welche  wie  Vertrage  zu  besteuern  sind 
(K.O.  vom  19.  Juni  1834i. 

Sammlung  Bd.  VI  II  S.  225. 
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6. 

Gesotz  vom  7.  März  1822  §§  4,  5  u.  folg.  12;  Tarifiiummer  1. 

II.  Senat.    Urteil  vom  19.  Februar  1884,  R.  Nr.  233/84. 

Das  Vergehen  der  Stempelkontra  vent  ion  setzt,  auch  soweit  nicht  Irrtum 
über  das  Strafgesetz  in  Betracht  tritt,  weder  dolus  noch  Fahrlässigkeit  voraus, 
es  wird  begangen  durch  Nichterfüllung  der  gesetzlichen  Pflicht,  und  nur  eine  fak- 
tische Unmöglichkeit,  diese  Pflicht  zu  erfüllen,  beseitigt  die  strafrechtliche  Ver- 
antwortlichkeit. Wenn  der  Preis  für  die  Ueberlassung  von  Mobilien  und  andern 
Leistungen  in  einem  schriftlichen  Vertrage  nur  in  ungeteilter  Summe  ausgedrückt 
ist  und  der  Wert  der  andern  Leistungen  von  den  Beteiligten  weder  angegeben 
wird,  noch  sonst  eruiert  ist,  so  kann  der  Richter  nach  §§  136  und  160  der 
St.P.O.  den  von  dem  ganzen  Betrage  des  Preises  berechneten  Mobilien-Kauf- 
stempel  als  umgangen  annehmen  und  den  Bestimmungen  der  Strafe  zu  Grunde 
legen.  Der  Richter  ist  nicht  genötigt,  zu  Gunsten  des  Angeklagten  einen  Schlug» 
zu  ziehen,  sondern  kann  frei  crmessen. 

Sammlung  Bd.  X  S.  110. 

7. 

Gesetz  vom  7.  März  1822  §  22;  K.O.  vom  24.  Februar  1830,  19.  Juni  1834. 
28.  Oktober  1836;  V.O.  für  Hannover  etc.  und  für  Schleswig-Holstein  vom 

19.  Juli  1867,  die  Stempelsteuer  betr. 

I.  Senat.    Urteil  vom  18.  Februar  1884,  R.  Nr.  148/84. 

Nach  dem  Gesetze  wird  nur  ein  bei  dem  Inhalte  der  Urkunde  Beteiligter,  auch 
der  neben  dem  Beurkundenden,  dem  eigentlichen  Kontravenienten,  erscheinende, 
für  die  Verstempelung  der  Urkunde,  weil  er  auf  dieselbe  Ansprüche  gründet,  ver- 
antwortlich gemacht.  Die  äussere  Thatsache  allein,  dass  jemand  eine  Urkunde 
ohne  innere  Beziehung  zu  derselben  überreicht,  als  Mandatar,  Bote  oder  Kustos  in 
Händen  hat,  ist  nach  Sinn  und  Absicht  des  Gesetzes  nicht  hinreichend,  um  ihm 
die  Stempelpflicht  zu  überbürden.  Dieser  Grundsatz  findet  sich  in  früheren  und 
späteren  Vorschriften.  Wenn  eine  Verordnung  nicht  weiter  publiziert  ist,  also 
dahingestellt  sein  mag,  ob  sie  die  Bedeutung  einer  authentischen  Interpretation 
des  Gesetzes  hat,  so  kann  doch  ihr  Inhalt  seit  dem  Erlasse  für  die  Administrativ- 
behörden massgebend  gewesen  sein  und  auch  in  gerichtlichen  Urteilen  Bestäti- 
gung erfahren  haben.  Im  Urteil  über  die  Sterapelpflicht  eines  Inhabers  einer 
Urkunde  muss  also  festgestellt  werden,  zu  welchem  Zwecke  er  die  Urkunde  in 
Händen  gehabt  hat,  da  blosse  Detention  nicht  haftbar  macht.  Ist  er  aber  auch 
haftbar,  so  verfällt  er  nicht  selbständig  in  gleiche  Strafe  wie  der  eigentliche 
Kontravenient,  sondern  es  kann  nur  die  Verfolgung  der  von  dem  eigentlichen 
Kontravenienten  verwirkten  Stempelstrafe  gegen  den  Inhaber  oder  Vorzeiger  der 
Urkunde  geschehen  und  dieser  kann  seinen  Regress  an  dem  eigentlichen  Kontra- 
venienten nehmen.  Wird  der  Inhaber  nicht  verfolgt  oder  die  Klage  richtet  sich 
gegen  den  eigentlichen  Kontravenienten  und  es  wird  derselbe  verurteilt,  so  kann 
eine  Verurteilung  des  Inhabers  neben  jener  nicht  statthaben. 

Sammlung  Bd.  X  S.  141. 

8. 

Gesetz  vom  7.  März  1822  §§  4,  5^  21,  22  und  Tarif;  K.O.  vom  19.  Juni  1834. 

III.  Senat.    Urteil  vom  10.  März  1884,  R.  Nr.  132/84. 

Für  die  Beurteilung  der  Stempelpflichtigkeit  einer  Urkunde  ist  der  Inhalt 
derselben  massgebend.  Sie  ist  bedingt  durch  das  urkundliche  Vorliegen  eines 
zum  rechtswirksamen  Abschlüsse  gelangten,  zweiseitigen,  für  beide  Teile  Rechte 
und  Verbindlichkeiten  begründenden  Vertrages.  Ergibt  sich  aus  der  Urkunde 
—  wie  bei  Kaufverträgen  zwischen  Eheleuten  nach  g  198  Teil  II  1  des  Pr.  L.R. 
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—  dass  zur  Gültigkeit  gerichtliche  Vollziehung  notwendig  ist,  welche  aber  nicht 
vorliegt,  so  ist  zwar  keine  absolute  Nichtigkeit  gegeben,  allein  solange  das  Ge- 
schäft in  dem  sog.  Stadium  des  negotium  claudicum  sich  befindet,  liegt  ein 
wirksamer  Vertrag  nicht  vor,  entfallt  also  die  Stempelpflicht.  Dasselbe  ist  der 
Fall,  wenn  aus  dem  Vertrage  nur  der  eine  Teil  Klage  auf  Erfüllung  stellen 
kann,  oder  wenn  es  zur  Rechtswirksamkeit  noch  des  Hinzutrittes  besonderer, 
ausserhalb  der  getroffenen  Vereinbarung  und  der  Urkunde  liegender  Thatsachen 
bedarf,  damit  das  Geschäft  zur  vollen,  für  beide  Teile  die  aus  der  Natur  der 
Vertrage  sich  ergebenden  Rechte  und  Verbindlichkeiten  begründenden  Perfektion 
gelange  (Förster,  preuss.  Pr.R.  §§  26,  75;  Dernburg,  preuss.  Pr.R.  §45:  Oppen- 
hof, Rechtsprechung,  Bd.  Vll  S.  365). 

Sammlung  Bd.  X  S.  254. 

b.  Entscheidungen  der  Civilsenate. 

9. 

Gesetz  vom  7.  März  1822  Satz  1. 

Vereinigte  Civilsenate.    Urteil  vom  8.  Juli  1880.  R.  II  61/39. 

(In  derselben  Sitzung  wurden  13  ziemlich  gleichgelagerte  Fälle  entschieden.) 

Die  einzelnen  Positionen  im  Tarife  zum  Stempelgesetze  vom  7.  März  1822 
führen  die  Geschäfte,  von  deren  Beurkundung  der  Stempel  erhoben  werden  soll, 
nur  mit  den  civilrechtlichen  Benennungen  auf;  es  unterliegt  deshalb  keinem 
Zweifel ,  dass  auch  nur  nach  den  Grundsätzen  des  Civilrechta  zu  beurteilen  ist. 
ob  in  jedem  Falle  die  Merkmale  eines  solchen  Geschäftes  vorliegen;  wenn  also 
auch  für  verschiedene  Geschäfte  der  Stempel  für  jedes  Geschäft  besonders  zu 
berechnen  ist,  so  darf  doch  der  Begriff  des  Geschäftes  nicht  in  einem  von  dessen 
civilrechtlicher  Bedeutung  verschiedenen  Sinne  aufgefasst  werden.  Es  ist  von 
der  Rechtsprechung  anerkannt,  dass  für  den  Stempel  nur  das  jeweils  beurkundete 
Geschäft,  nicht  aber  die  mit  dessen  Abschluss  beabsichtigte  oder  eingetretene 
vermögensrechtliche  Veränderung  zu  berücksichtigen  ist,  also  die  unmittelbar 
oder  mittelbar  bewirkte  Vermögensänderung  oder  Uebertragung  nur  dann  und 
soweit  mit  Stempel  zu  belegen  ist,  als  der  Tarif  eine  solche  für  das  beurkundete 
Geschäft  vorschreibt.  Demnach  ist,  wenn  bei  Eintragung  einer  Aktiengesellschaft 
ein  Aktionär  eine  auf  das  Grundkapital  anzurechnende  Einlage  macht,  welche 
nicht  in  barem  Geld  besteht,  die  gemäss  Art.  209b  des  H.G.B,  in  dem  Gesell- 
schaftsvertrage enthaltene  Festsetzung  des  Werte«  der  Einlage  als  ein  vom  Ge- 
KellschafUvertrage  verschiedenes  Geschäft  nicht  anzusehen.  Es  handelt  sich  hier 
nur  um  Abreden,  welche  in  ihrer  Gesamtheit  den  individuellen  Gesellschaft^ 
vertrag  ausmachen,  also  die  gesonderte  Bewertung  einen  Bestandteil  des  ein- 
heitlichen Gesellschaftsvertrags  erst  loslösen  müsste. 

Sammlung  f.  Civ.  Bd.  II  S.  203. 

10. 

IV.  Senat.    Urteil  vom  24.  Juni  1880,  R.  IV  Nr.  505/80. 

Wenn  nach  dem  Civilrechte  verschiedene  Mobilien  Substauz-(Pertinenz-) 
Teile  des  Immobiliars  sind,  so  ist  der  Immobiliarstempel  an  dem  Werte  des 
gesamten  Vertragsgegenstandes  (Immobilien  und  Pertinenzen)  zu  berechnen. 
(Ebenso  geurteilt  in  einem  Erkenntnis  des  Obertribunals  vom  12.  Mai  1873.) 

Sammlung  f.  Civ.  Bd.  II  S.  251. 

11. 

K.O.  vom  30.  April  1847. 

IV.  Civilsenat.    Urteil  vom  25.  Oktober  1880,  R.  IV  Nr.  520/80. 

Nach  dem  gewöhnlichen  Sprachgebrauche  muss  unter  einem  im  kauf- 
männischen Verkehr  abgeschlossenen  Kauf-  und  Lieferungsgeschäft  die  von  einem 

341 


Digitized  by  Google 


I 


342  Wilhelm  Burkhard, 

Kaufmann  vorgenommene  Veräusserung  der  nach  seinem  Geschäft  zur  Veräusse 
rung  bestimmten  Waren  verstanden  werden. 

Dass  nun  eine  Veräusserung,  welche  eine  Weiterveräusserung  seitens  des 
Erwerbers  bezweckt,  unter  den  Begriff  des  Kauf-  und  Lieferungsvertrages  im 
Sinne  der  K.O.  vom  30.  April  1847  falle,  dafür  fehlt  jeder  Anhalt. 

Sammlung  f.  Civ.  Bd.  Ill  S.  217. 

12. 

Gesetz  vom  7,  Marz  1822;  V.O.  vom  19.  Juli  1867. 

Iii.  Civilsenat.    Urteil  vom  22.  Februar  1881,  R.  III  Nr.  341/80. 

In  den  einzelnen  Positionen  des  Stempeltarifs  werden  die  Geschäfte  mit 
ihren  civil  rechtlichen  Benennungen  aufgeführt.  Ob  die  Voraussetzungen  und 
Merkmale  eines  Geschäfte  vorliegen,  muss  nach  den  Grundsätzen  des  Civilrechts 
beurteilt  werden,  und  zwar  desjenigen  Civilrechtes,  welches  in  dem  Gebiet,  für 
welches  das  betreffende  Gesetz  erlassen  ist,  gilt,  da  angenommen  werden  muss, 
dass  die  im  Gesetze  vorkommenden  civilrechtlichen  Bezeichnungen  in  Ueberein- 
stimmung  mit  denjenigen  Grundsätzen  gemacht  seien,  welche  im  Geltungsbereich 
des  Gesetzes  überhaupt  bestehen.  Eine  stempelpflichtige  Urkunde  über  einen 
zweiseitigen  Vertrag  ist  erst  dann  gegeben,  wenn  sie  von  beiden  Kontrahenten 
unterschrieben  ist,  und  es  entscheidet  das  Stempelgesetz,  welches  an  dem  Orte, 
wo  die  letzte  Unterschrift  erfolgt,  also  die  Urkunde  zur  Existenz  gelangt,  gilt 
Dabei  ist  die  civilrechtliche  Eigenschaft  des  beurkundeten  Geschäftes  festzu- 
stellen, wobei  die  Rechte  massgebend  sind,  in  deren  Gebiet  die  geschaffenen 
Rechtsverhältnisse  der  Kontrahenten  ihren  Sitz  haben.  Die  Behauptung,  die 
Bestimmung  des  örtlichen  Rechts  der  Obligation  könne,  insoweit  die  Besteue- 
rungsfrage unmittelbar  oder  mittelbar  abhängig  sei,  niemals  dem  Vertrags  willen 
anheimgestellt  bleiben,  denn  dies  sei  gegen  den  Satz:  jus  publicum  pactis  pri- 
vatorum  mutari  nequit,  ist  unrichtig.  Entscheidend  ist  das  Recht  des  Ortes,  in 
welchem  das  Geschäft  seinen  Sitz  hat,  und  zwar  nach  den  allgemeinen  Rechts- 
grundsützen,  welche  über  die  räumlichen  Grenzen  der  Gesetze  entscheiden.  Wenn 
es  sich,  wie  im  konkreten  Falle,  um  Lieferung  fertiger  Schienen  aus  dem  dorn 
Kläger  gehörigen  Material,  nicht  um  Verarbeitung  des  der  Eisenbahndirektion 
gehörigen  Stoffes  handelt,  so  ist  dies  nach  den  Grundsätzen  des  gemeinen  Rechts 
(1.  2  §  1  Dig.  loc.  19,  2;  1.  20,  1.  65  Dig.  de  contr.  emt.  18,  2)  nicht  ein  au* 
Kauf  und  Miete  gemischtes  Geschäft,  sondern  ein  einheitlicher  Kauf,  zu  dem 
der  Stempel  nach  der  Position  „ Kaufverträge*  zu  verwenden  ist. 

Sammlung  f.  Civ.  Bd.  IV  S.  242. 

13. 

IV.  Civilsenat.    Urteil  vom  27.  Mai  1881,  R.  IV  Nr.  62/81. 

Es  unterliegt  keinem  Zweifel,  dass,  wenn  Interimsscheine  in  Aktien  uni- 
gewandelt werden,  der  Stempel  für  Aktien  nur  einmal  in  Ansatz  gebracht  wer- 
den darf,  dass  also,  wenn  bereits  zu  den  Interimsscheinen  Stempel  verwendet 
wurden,  der  Betrag  von  dem  zu  den  Aktien  zu  verwendenden  Stempel  in  Abzug 
zu  bringen  ist.  Wird  ein  Aktienkapital  reduziert,  so  findet  ebenfalls  ein  Aus- 
tausch von  Interimsscheinen  gegen  Aktien  statt,  die  Aktien,  wenn  auch  reduziert, 
repräsentieren  materiell  dieselbe  Obligation,  wie  die  zuerst  ausgegebenen  Interims 
scheine.  Es  darf  auch  hier  der  nach  der  Reduktion  zu  den  Aktien  verwendete 
Stempel  von  dem  Stempel  zu  den  Intcrimsscheinen  abgerechnet  werden. 

Sammlung  für  Civ.  Bd.  V  S.  191. 

14. 

Gesetz  vom  24.  Mai  1861,  Erweiterung  des  Rechtsweges  betr.:  Stempelsteuer- 
gesetz vom  7.  März  1822. 

IV.  Civilsenat.    Urteil  vom  11.  Januar  1883,  R.  IV  Nr.  476/82. 

Die  Cession  ist,  wenn  man  darunter  die  von  dem  Cedenten  erklärte,  von 
dem  Cessionar  angenommene  Abtretung  einer  Forderung  versteht,  als  ein  Ver- 

341 


Digitized  by  Google 


Entscheidungen  de»  Reichsgerichts  in  Finanxfrsp^n. 


trag  anzusehen,  welche  Vertragsnatur  dadurch  nicht  ausgeschlossen  wird,  dass 
sich  die  Cession  als  Erfüllung  eines  Vertrages  darstellt.  Sie  ist  die  gegenseitig 
erklärte  Einwilligung  mehrerer  Personen  in  die  Begründung,  Veränderung,  Auf- 
hebung eines  Rechtsverhältnisses  wie  die  Tradition  einer  körperlichen  Sache.  Der 
Cessionsstempel  hat  daher  die  Natur  eines  Vertragsstempels.  Auch  wenn  eine  ein- 
seitige Cessionserklärung  ohne  Annahme  der  Cession  durch  den  Cessionar  be- 
urkundet wird,  liegt  ein  Vertragsstempel  vor,  und  ist  in  beiden  Fällen  der 
Rechtsweg  über  die  Frage,  ob  der  Stempel  mit  Recht  oder  Unrecht  gefordert 
wurde,  ofFen  gelassen  (Eotsch.  d.  Obertribunals  Bd.  LXXXII1  S.  108). 

Sammlung  für  Civ.  Bd.  VIII  S.  255. 

15. 

Gesetz  vom  7.  März  1822. 

IV.  Civilsenat.    Urteil  vom  15.  Januar  1883,  R.  IV  484/82. 

Eine  Schuldverschreibung  im  Sinne  des  Tarifes  zum  Stempelgesetze  vom 
7.  März  1872  ist  nur  gegeben,  wenn  in  der  betreffenden  Urkunde  das  Anerkennt- 
nis und  die  Uebernahme  der  Verpflichtung  zur  Entrichtung  der  in  einer  Geld- 
summe bestehenden  Schuld  zum  Ausdruck  gelangt  ist.  Es  genügt  nicht  die 
Anerkennung  und  Uebernahme  einer  Art  von  Schuldverbindlichkeit,  sondern  die 
Anerkennung  muss  sich  auf  die  Schuld  selbst  beziehen,  welche  in  der  Pflicht 
zur  Zahlung  einer  bestimmten  Geldsumme  besteht,  also  die  Urkunde  darf  nicht 
Moss  Beweismittel,  sondern  muss  Schuldurkunde  sein. 

Sammlung  f.  Civ.  Bd.  VIII  S.  258. 

10. 

Vollmachtstempel  §  118  der  C.P.O.;  §  2  des  G.K.G.;  §  4  des  prcuss.  Ausf.-G. 
zum  G.K.G.  vom  10.  März  1879;  Art.  21  des  preuss.  Gesetzes  vom  9.  Mai  1854, 
Verfügung  des  Justizministers  vom  1.  Dezember  1880. 

IV.  Civilsenat.    Urteil  vom  16.  April  1883,  R.  IV  42/83. 

Die  Vollmachtstempel  sind  keine  Gerichtskosten,  es  finden  auf  sie  in  bei 
einem  Landgericht  anhängigen  Prozesse  weder  die  Bestimmungen  der  Civilprozess- 
ordnung.  noch  des  Gerichtskostengesetzes,  sondern  lediglich  die  Bestimmungen  der 
§§  4—8  des  Ausführungsgesetzes  zum  Gerichtskostengesetz  Anwendung;  demnach 
entscheiden  über  die  Vollmachtstempel  in  I.  Instanz  das  Landgericht,  in  II.  das 
Oberlandesgericht  und  in  letzter  der  Justizminister,  nicht  aber  das  Reichsgericht. 

Sammlung  für  Civ.  Bd.  IX  S.  25G. 

17. 

Gesetz  vom  7.  März  1822  §  12. 

III.  Civilsenat.    Urteil  vom  15.  Februar  1884,  R.  III  Nr.  252/84. 

Das  Stempelsteuer-Hoheitsrecht  erstreckt  sich  nur  auf  das  eigene  Gebiet 
jedes  Staates,  und  Regel  ist,  dass  ausländische  Verhandlungen  nicht  einem 
preussischen  Stempel  unterliegen.  Ausnahmen  müssen  gesetzlich  statuiert  sein. 
Der  §  12  des  Stempelgesetzes  vom  7.  März  1822  enthalt  allerdings  eine  als 
civilgesetzliche  Bestimmung  geltende  Ausnahme  für  ausländische  Schuldver- 
schreibungen, ist  aber  als  Ausnahmsbestimmung  strenge  zu  interpretieren  und 
daher  erforderlich,  dass  der  Gegenstand,  Uber  welchen  Inländer  im  Auslande 
Verhandlung  gepflogen  haben,  im  Inlande  befindlich  ist.  Unter  dem  „Gegen- 
stand* ist  nicht  das  beurkundete  Rechtsgeschäft  und  dessen  Inhalt,  sondern  der 
Gegenstand  gemeint,  auf  den  sich  Rechtsgeschäft  und  Inhalt  bezieht.  Für 
Schuldverschreibungen  besteht  dieser  Gegenstand  in  den  darin  verschriebenen 
Geldsummen,  nicht  in  dem  aus  der  Urkunde  abgeleiteten  Forderungsrecht.  Der 
Ort  der  Erfüllung  kann  auch  im  Auslande  sein. 

Sammlung  f.  Civ.  Bd.  XI  S.  254. 
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18. 

Gesetz  vom  7.  März  1822;  Schuldverschreibungen. 

IV.  Civilsenat.    Urteil  vom  6.  Oktober  1884,  R.  IV  Nr.  137/84. 

Wenn  durch  die  unter  der  Urkunde  befindliche,  vom  Schuldner  unter- 
zeichnete Erklärung  ein  schriftliches  Beweismittel  geschaffen  wird  nicht  blow 
fur  die  Thatsache  der  Annahme  des  Empfangsscheines  durch  den  Schuldner, 
sondern  zugleich  für  die  Thatsache  des  Empfangs  des  Darlehens,  so  liegt  stempel- 
pflichtige Schuldverschreibung  vor,  da  mit  dem  Beweise  der  Annahme  de» 
Scheins  der  letzte  Beweis  unmittelbar  durch  das  Gesetz  gegeben  ist.  Die 
Schaffung  des  durch  die  Unterschrift  des  Schuldners  hergestellten  schriftlichen 
Beweismittels  für  den  Empfang  des  Darlehens  ist  Ausstellung  einer  Schuld- 
verschreibung selbst. 

Sammlung  f.  Civ.  Bd.  XII  S.  256. 
19. 

vom  7.  März  1822;  Cession,  Kaufvertrag. 

IV.  Civilsenat.    Urteil  vom  16.  Oktober  1884,  R.  IV  Nr.  148/84. 

Die  bei  einem  Gutstausche  gegen  Vergütung  erfolgte  Abtretung  des  dem 
Gutseigentümer  zustehenden  Anteils  an  dem  Reserve-  und  Amortisationsfonds 
eines  Kreditvereins  sind  an  sich  Forderungsrechte,  und  die  Uebertragung  von 
Rechten,  auch  von  dinglichen  Rechten,  ist  in  der  Regel  kein  Kauf,  erfordert 
daher  nicht  den  Kauf-,  namentlich  nicht  den  Immobilien-Kaufstempel.  Eine 
Ausnahme  bilden  nur  die  im  Gesetz  speciell  genannten  Grundgerechtigkeiten, 
welche,  wenn  sie  auch  selbständige  Existenz  haben,  der  Eintragung  auf  ein  be- 
sonderes Grundbuchblatt  fähig  sind.  Pertinenzen  eines  Grundstückes  sind  eine 
an  sich  der  besonderen,  selbständigen  Existenz  fähige  Sache  (§  42  des  A.L.R. 
I  2),  und  allein  ihre  natürliche  Beschaffenheit,  nicht  ihre  wirtschaftliche  Be- 
stimmung und  rechtliche  Bedeutung  sind  entscheidend  rücksichtlich  der  Stempel- 
pflichtigkeit  der  urkundlich  darüber  abgeschlossenen  Rechtsgeschäfte.  Der  §  5 
u.  folg.  des  Stempelgesetzes  ist  stets  von  den  preussischen  Stempelbehörden  und 
Gerichten  so  ausgelegt  worden,  dass  er  auch  Fälle  betrifft,  wo  ein  Grundstück 
mit  seinem  Zubehör,  Inventar,  verkauft  wurde,  und  dass  bei  der  stempelpflichti- 
gen Behandlung  eine  Trennung  des  Grundstückes  von  den  Pertinenzstücken  ein- 
zutreten habe,  sofern  für  die  Pertinenzstücke  ein  besonderer  Wert  angegeben 
ist.  Die  urkundliche  Uebertragung  eines  Rechtes  als  Grundstückpertinenz  hat 
noch  nicht  die  Folge,  dass  es  als  ein  einheitliches  Rechtsgeschäft  mit  der  Guts- 
übertragung angesehen  werden  muss,  sondern  diese  Uebertragung  ist  vom  Tausch- 
geschäft als  Cessionsgeschäft  zu  sondern. 

Sammlung  f.  Civ.  Bd.  XII  S.  265. 

20. 

IV.  Civilsenat.    Urteil  vom  8.  Mai  1885,  R.  IV  Nr.  20/85. 

Nach  §  5  des  Sterapelsteuergesetzes  von  1822  ist  nicht  der  Wert  der 
Immobilien,  sondern  der  Kaufpreis  die  Summe,  wonach  sich  der  Stempel  richtet. 
Wenn  bei  dem  Verkauf  einer  Apotheke  eine  Summe  als  Konzessionsvaluta  (Ver- 
zicht auf  die  Konzession)  bestimmt  wurde,  so  ist  diese  Summe  nicht  mit  dem 
Immobilienstempel  zu  belegen. 

Sammlung  f.  Civ.  Bd.  XIII  S.  265. 
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XVII. 
Salzabgabe. 

1. 

Reichsgesetz  vom  13.  Oktober  1867  §  20  Ziff.  2. 

IV.  Senat.    Urteil  vom  3.  Februar  1885,  R.  Nr.  3190/82. 

Hat  jemand  in  der  Saline  unzerkleinerte  Pfannensteine  als  Viehlecksteint» 
erhalten  und  zerkleinert  und  zur  Bereitung  des  sog.  Blutessens  verwendet,  so 
ist  er  straffällig,  auch  wenn  er  die  fragliche  Verwendung  des  Pfannensteins  nicht 
verboten  gehalten  und  sich  nicht  bewusst  gewesen  ist,  dadurch  eine  Salzabgabe- 
hinterziehung zu  bewirken,  denn  das  ist  höchstens  Rechtsunkenntnis  und  Irrtum 
Ober  den  Inhalt  eines  Strafgesetzes,  der  nicht  entschuldigt. 

Sammlung  Bd.  XII  S.  103. 

2. 

Bayerisches  Ciesetz  vom  16.  November  1867  über  Erhebung  einer  Abgabe  von 
Salz:  Bayerisches  Ausführungsgesetz  vom  18.  August  1879  zur  St.P.0.  Art.  16,  18; 
StG.B.  ft  28;  V.Z.G.  vom  1.  Juli  1869  §  162. 

I.  Strafsenat.    Urteil  vom  9.  Oktober  1884,  R.  Nr.  2123/84. 

Es  ist  richtig,  dass  der  Art.  16  und  18  des  Ausführungsgesetzes  zur 
St.P.O.  und  §  18  des  StG.B.  im  Zusammenhalt  mit  ft  162  des  Z.V.G.  und  §  16 
des  Gesetzes  vom  16.  November  1867  über  Erhebung  von  Salzabgaben  lediglich 
die  Verwandlung  von  Geldstrafen,  nicht  auch  eine  solche  von  Wertersatzbeträgen 
für  zu  konfiszierender  Gegenstände  kennen.  Die  nach  ft  16  des  Salzateuer- 
gesetzes auszusprechende  Geldsumme  hat  aber  den  Charakter  einer  Geldstrafe. 
Sowohl  nach  ft  26  —  wenn  das  Quantum  der  defraudirten  Gegenstände  ermittelt 
ist  —  als  auch  ft  16,  der  als  Ergänzung  zu  §  11  erschien,  wenn  der  Betrag 
der  veruntreuten  Abgabe  für  die  hienach  zu  bemessende  Geldstrafe  nicht  ziffer- 
mässig  berechnet  werden  kann,  ist  eine  gesamte,  ungeteilte,  für  sich  und  un- 
abhängig nach  richterlichem  Ermessen  zu  bestimmende  Summe  als  Strafe  zu 
erkennen ,  welche  sich  nicht  aus  Strafe  und  Konfiskationswert  zusammensetzt. 
Es  ist  deshalb  auch  die  Umwandlung  von  Geld  in  Freiheitsstrafe  nicht  besonders 
vorgeschrieben,  sondern  nur  in  §  491  der  St.P.O.  als  Regel  vorausgesetzt. 

Sammlung  Bd.  XI  S.  139. 


XVI  II. 
Tabaksteuer. 

1. 

Gesetz  vom  26.  Mai  1868  ft  3.  12. 

Urteil  vom  22.  September  1880  (Auerbach  Sammlung  S.  427). 

Das  Tabaksteuergesetz  erfordert  wie  bei  andern  Zuwiderhandlungen  auf 
dem  Gebiete  der  Steuer-  und  Zollgesetzgebung  nur,  dass  das  Handeln  des  Thäters 
Ergebnis  der  freien  Willensäusserung  ist;  Absicht  und  Zweck  der  Handlung, 
Rechtsbewusstsein  kommen  nicht  in  Frage.  Es  ist  also  auch  jede  fahrlässige 
Uebertretung  strafbar.  Eine  Bezugnahme  auf  §  12  des  Gesetzes  vom  28.  Mai  1868 
und  §  136  des  V.Z.G.  vom  1.  Juli  1869  ist  unstatthaft;  es  ist  nicht  wissentlich 
falsche  Deklaration  erforderlich. 

2. 

Gesetz  vom  16.  Juli  1879  §  27:  Nahrungsmittelgesetz  vom  16.  Mai  1879  §  10. 

III.  Senat.    Urteil  vom  4.  Juni  1883  R.  Nr.  1287/81. 

Die  Frage  der  Anwendbarkeit  des  Nahrungsraittelgesetzes  vom  14  Mai  1879 
und  zugleich  des  Steuergesetzes  ist  ganz  auseinander  zu  halten,  denn  es  kann 
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fine  Verordnung  von  Surrogaten  unter  dos  Steuergesetz  nicht,  aber  unter  die 
Fälschung  im  Sinne  des  Gesetzes  vom  11.  Mai  1879  fallen  und  umgekehrt.  Der 
Zusatz  eines  Bestandteils  eines  Naturprodukts  zu  einem  Fabrikate  aus  letzterem 
ist  nur  dann  nie  eine  Fälschung  im  Sinne  des  Nahrungsmittelgesetzes,  wenn 
alle  Bestandteile  des  Naturprodukts  gleichwertig  sind;  eine  Fälschung  ist  aber 
vorhanden,  wenn  dadurch  eine  Verschlechterung  der  Qualität  der  Nahrungsmittel 
herbeigeführt  wird.  Wird  unter  dem  Namen  und  Bezeichnung,  welche  dem 
Begriff  entsprechen,  ein  Produkt  hergestellt,  verkauft  und  feilgeboten,  welchen 
Bestandteile  entzogen  oder  zugesetzt  wurden,  wodurch  die  Qualität  erheblich 
verschlechtert  wird,  bo  ist  objektiv  der  Thatbestand  der  Fälschung  im  Sinne 
de*!  Gesetzes  vom  14.  Mai  1879  gegeben.  Subjektiv  gehört  dazu  nach  §  20 
a.  a.  0.  noch  der  Zweck  der  Täuschung  und  das  wissentliche  Verschweigen  des 
objektiven  Falschseins.  Wenn  zu  einem  Tabak  holzige,  Nikotin  nicht  enthal- 
tende Teile  der  Tabakspflanze  verwendet' worden,  so  ist  §  27  des  Tabaksteuer- 
gesetzes  vom  IG.  Juli  1879  allerdings  gegeben,  während  zur  Fälschung  nach 
§  10  des  Gesetzes  vom  14.  Mai  1879  noch  das  Bewusstsein  der  Fälschung  er- 
forderlich ist. 

Sammlung  Bd.  IV  S.  311. 

3. 

Gesetz  vom  10.  Juli  1879  §  22,  33.    Bekanntmachung  des  Bundesrates  vom 

25.  März  1880. 

III  Senat.    Urteil  vom  30.  Oktober  1884  R.  Nr.  2469,84. 

Die  Genehmigung  zur  Tabak-Nachernte  muss  von  der  zuständigen  Steuer- 
behörde erholt  werden;  eine  formlose  Erlaubnis  eines  willkürlich  ausgesuchten 
Steuerbediensteten  genügt  nicht.  Unter  Nachernte  ist  nicht  jede  unterbrochene 
und  später  fortgesetzte  Haupternte  zu  verstehen;  das  Gesetz  will  zu  der  ver- 
botenen Nachernte  nur  jenen  Nachwuchs  rechnen ,  welcher  sich  nach  der  Ab- 
blattung  an  den  Bruchstellen  des  abgeblatteten  Stengels  als  Ersatz  der  ab- 
gebrochenen Blätter  entwickelt;  das  sind  die  sogenannten  Geizblätter.  Indem 
das  Gesetz  zu  dem  Worte  «Nachernte"  in  Parenthese  hinzufügt  .das  sog.  Geizen- 
ziehen* ohne  ein  »dergleichen'4  oder  sonstigen  Zusatz,  hat  es  den  Begriff  Nach- 
ernte positiv  auf  das  Geizenziehen  beschränkt. 

Sammlung  Bd.  XII  S.  202. 

4. 

Gesetz  §  32  und  Bundearatsbeschluss  vom  25.  März  1880. 

IV.  Senat.  Urteil  vom  12.  Dezember  1884,  R.  Nr.  2844/84. 

Ueber  die  Form  der  Anmeldung  nach  §  32  des  Gesetzes  vom  16.  Juli  1879 
enthält  das  Gesetz  keine  Bestimmung.  Es  können  mehrere  Tabakspflanzer  die  An- 
meldung auch  gleichzeitig  machen.  Hierbei  sind  die  gesetzlichen  Vorschriften  zu 
beobachten.  Ob  auch  die  Nichtbeachtung  aller  einzelnen  A  usführungs  Vorschriften 
des  Bundesrates  eine  Defraudation  involviert,  muss  verneint  werden.  Soweit 
durch  diese  Vorschriften  die  gesetzliche  Verpflichtung  des  Pflanzers  erweitert, 
also  etwa  die  Kollektivanmeldung  für  unstatthaft  erklärt  wird  oder  für  die 
Anmeldung  neben  der  Angabe  der  Lage  und  Grösse  des  Grundstückes  noch  der 
Aufbewahrungsort  des  Tabaks  gefordert  wird,  kann  eine  Nichtbefolgung  dieser 
Vorschriften  zwar  Ordnungsstrafe  (§  40  des  Gesetzes),  nicht  aber  Defraudations- 
strafe  (§  32  1.  c.)  nach  sich  ziehen.  Denn  das  Gesetz  darf  nicht  nach  den 
Ausführungsbestimmungen,  sondern  nur  aus  sich  selbst  heraus  ausgelegt  werden. 

Sammlung  Bd.  XII  S.  288. 
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XIX. 
Zuckersteoer. 

Gesetz  vom  26.  Juni  1869  §  4. 

III.  Senat.    Urteil  vom  30.  April  1881,  Ii.  Nr.  93181. 

Nach  dem  ausgesprochenen  Willen  des  Gesetzes  ist  sowohl  die  wissentliche 
ale  fahrlässige,  also  jede  objektiv  unrichtige  Deklaration  zu  ahnden;  aber  die 
eretere  mit  der  Defraudations-,  die  letztere  mit  der  Ordnungsstrafe.  Der  Unter- 
schied zwischen  wissentlicher  und  unwissentlicher  falscher  Deklaration  ist  nur  so 
lange  gleichgültig,  als  nicht  durch  Gegenbeweis  die  Vermutung  wissentlich  un- 
wahrer Deklaration  entkräftigt  ist.  Ist  die  irrige  Angabe  in  gutem  Glauben 
erfolgt,  so  fällt  sie  nur  in  Ordnungsstrafe. 

Sammlung  Bd.  IV  S.  169. 


XX. 

Reichs-Bransteuergesetz  vom  81.  Hai  1872. 

« 

1. 

I.  Strafsenat.    Urteil  vom  27.  Oktober  1879,  R.  Nr.  163/79. 

Zur  Defraudation  der  Brausteuer  nach  §  27  gehört ,  das«  der  in  §1  be- 
zeichnete Stoff  zum  Brauen  verwendet  wurde.  Nach  §  29  wird  es  der  Defrau- 
dation gleich  geachtet,  wenn  Braumalzschrot  nach  erfolgter  Anmeldung  von  Ein- 
maischungen  in  grösserer  Menge  vorgefunden  wurde.  Das  Befinden  in  der  Brau- 
stätte  muss  in  die  Zeit  von  der  Anmeldung  bis  zur  Einmaischung,  bezw.  während 
der  Einmaischung  fallen.  Würden  vorhanden  gewesene,  aber  nicht  vorgefundene 
Quantitäten  bei  späteren  Einniaischungen  mit  ferneren  nicht  angemeldeten  Quanti- 
täten wirklich  verwendet  sein,  so  würde  nur  eine  Defraudation  nach  $  27,  nicht 
aber  mehrere  Defraudationen  nach  §  29  zur  Ahndung  kommen  können. 

Sammlung  Bd.  1  S.  7. 

2. 

Gesetz  vom  31.  Mai  1872  §  4,  27,  29.  35. 

Vereinigte  Strafsenate.    Urteile  vom  4.  April  1881,  R.  Nr.  3261. 

Es  ist  richtig,  dass  solche  Strafthaten,  welche  im  Strafgesetzbuche  unter 
Strafe  gestellt  sind,  dennoch  nicht  der  da  bestimmten  Strafe  unterliegen ,  wenn 
für  sie  eine  anderweitige  Strafe  in  einem  Specialgesetz  vorgesehen  ist,  welchem 
das  Strafgesetzbuch  die  Ordnung  einer  einzelnen  Materie  überlassen  hat.  Allein 
keines  der  SteuerfAoWze  der  Reichsgesetzgebung«  und  so  auch  das  Brausteuer- 
gesetz nicht,  weder  in  §  4,  noch  §  35,  enthält  eine  Bestimmung,  welche  dahin 
verstanden  werden  könnte,  dass  auf  Steuerverkürzung  hinzielende  Handlungen 
mit  Ordnungsstrafen  zu  belegen  seien  und  tiberall,  wo  auch  derartige  betrüge- 
rische Handlungen  von  der  Special gesetzgebung  mit  umfasst  werden ,  sind  sie 
im  untrennbaren  Gegensatze  zu  den  Ordnungsstrafen  als  Defraudationen  unter 
eine  mit  der  Grösse  der  Beschädigung  wachsende  Defraudationsstrafe  gestellt. 
Wo  letzteres,  wie  hier,  nicht  geschehen,  fehlt  es  an  einer  Regelung  der  Motive 
im  Specialgesetze  und  daraus  ergibt  sich  die  Folge,  dass  das  allgemeine  Straf- 
pf'setz  in  seiner  Wirksamkeit  ungeschmälert  ist.  Dass  der  des  Vorteils  der 
Fixation  sich  erfreuende  Brauer  durch  eine  auf  Hinterziehung  gerichtete  be- 
trübliche Handlung  sich  der  schweren  Strafe  des  Betruges  gegenüber  den 
als  Defraudanten  zu  strafenden  nicht  fixierten  Brauern  aussetzt ,  Kann  nicht  als 
im  Widerspruche  mit  den  Grundsätzen  der  Steuergesetzgebung  gelten,  weil  die 
'Möglichkeit  des  Eintrittes  dieser  Folge  in  dem  freiwilligen  Eintritt  in  das  Ver- 
tragsverhältnis begründet  ist  und  er  sich  des  Missbrauches  des  besonderen  Ver- 
trauens schuldig  macht. 

Sammlung  Bd.  IV  S.  50. 
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Ausführungsbestimmungen  des  Bundesrat«  zu  diesem  Gesetze  vom  18.  Novem- 
ber 1872,  Nr.  13,  Abs.  6. 

II.  Senat.    Urteil  vom  16.  Januar  1880,  R.  Nr.  361/79. 

Das  Wort  .unmittelbar"  in  den  Ausfuhrungsbestimmungen  des  Bundes- 
rates vom  18.  November  1872  zum  Brausteuergesetz  vom  31.  Mai  1872  ist  nicht 
nach  dem  Wortlaute  zu  nehmen,  sondern  hat  den  Sinn  des  täglichen  Lebens, 
dass  darunter  die  Beziehung  des  unvermittelten,  raschen  Aufeinanderfolgens 
zweier  Ereignisse  oder  Handlungen  gefunden  werden  soll.  Diese  Beziehung  ist 
relativ  und  kann  nach  Lage  der  Sache  einen  ganz  verschiedenen  Zeitraum  umfassen. 

Sammlung  Bd.  I  S.  72. 

4. 

Gesetz  vom  31.  Mai  1872  §  4,  27,  29,  35. 

III.  Senat.    Urteil  vom  29.  Oktober.  1883,  R.  Nr.  1163/83. 

Nach  einer  wiederholten  Bestätigung  des  oben  (Nr.  2)  angezogenen  Urteils 
vom  4-  April  1881  in  den  Rechteausführungen  ist  ausgesprochen,  dass  die  Steuer- 
behörde nur  befugt  ist,  »ich  dort  allen  Rechtsmitteln  im  Strafverfahren  anzuschlies- 
sen,  wo  es  sich  um  ein  Steuerdelikt,  nicht  aber  dort,  wo  es  sich  um  eine  Strafthai 
überhaupt  handelt.  Es  gibt  keine  Anschliessungsbefugnis  und  Berechtigung 
der  Steuerbehörden,  wo  das  administrative  Strafverfahren  grundsätzlich  aus- 
geschlossen  ist,  was  bei  dem  Brausteuergesetz  bezüglich  aller  unter  das  allgemeine 
Strafgesetz  fallenden  Delikte  zutrifft,  mögen  dieselben  eventuell  auch  als  Ver- 
letzungen der  in  den  Vorschriften  über  Erhebung  öffentlicher  Steuern  und  Ge- 
fälle begründeten  Rechte  sich  darstellen. 

Sammlung  Bd.  IX  S.  236. 


Gesetz  vom  31.  Mai  1872  §1,  13,  14,  18,  27,  31.  Ausführungsbestimmungen 
des  Bundesrates  vom  18.  November  1872;  CirkularverfOgung  des  preußischen 

Finanzministers  vom  28.  November  1872. 

II.  Senat.    Urteil  vom  11.  März  1884,  R.  Nr.  463/84. 

Das  Gesetz  bezweckt  eine  Besteuerung  der  sog.  Malzsurrogate,  worunter 
solche  Ersatzmittel  für  Malz  verstanden  werden,  aus  welchen  dieselben  Zucker- 
und Alkoholstoffe  entwickelt  werden  können,  wie  aus  dem  Getreidemalz.  Kommen 
in  der  Brauerei  Zuckerstoffe  zur  Verwendung,  so  macht  das  Gesetz  die  Besteue- 
rung von  dem  Zeitpunkte  dieser  Verwendung  in  der  Brauerei  abhängig.  Auf 
den  Zeitpunkt  des  gewerblichen  Betriebs,  in  welchem  die  Vc  Wendung  geschieht 
ist  für  die  Steuerpflicht  kein  Gewicht  gelegt ,  namentlich  auch  hinsichtlich  de* 
Zeitpunktes  des  Zusetzens  von  Zuckerstoffen  nicht  unterschieden  und  auch  die 
Zusetzung  von  solchen  Stoffen  zu  fertigen  Bieren  als  ein  steuerpflichtiges  Ver- 
wenden beurteilt.  Es  steht  in  keiner  Beziehung  zum  Gärungsprozesse.  Wa.- 
unter  Bier  und  Bierbereitung  im  Sinne  des  Gesetzes  ausgesprochen  wurde,  hat 
der  Richter  selbst  zu  prüfen  und  ist  nicht  von  dem  technischen  Gutachten  ab- 
hängig. Diese  Anschauungen  ergeben  sich  sowohl  aus  dem  Gesetze,  als  den 
Ausführungsbestimmungen  des  Bundesrate«  und  der  erläuternden  Cirkularverro 
gung  des  preussischen  Finanzministers 

Sammlung  Bd.  X  S.  167. 

6. 

Gesetz  vom  31.  Mai  1872  §  1.  27,  33,  34,  35. 

IV.  Senat.    Urteil  vom  16.  Dezember  1884,  R.  Nr.  2948/84. 

Wie  schon  in  dem  vorigen  Urteile  ausgesprochen  ist,  ist  zur  Entscheidung 
über  die  Frage ,  was  unter  Bier  und  Bierbereitung  zu  verstehen  sei .  das  Gut- 
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achten  der  technischen  Sachverständigen  nicht  von  entscheidender  Bedeutung. 
Der  Richter  hat  selbst  festzustellen,  was  das  Gesetz  will.  Aus  diesem  ergibt 
eich  unzweifelhaft,  dass  alle  sowohl  bis  jetzt  bekannten  als  künftighin  bekannt 
werdenden  Malzsurrogate  der  Steuer  unterworfen  werden  wollten.  Als  Voraus- 
setzung ist  im  §  1  dee  Gesetzes  aufgestellt,  dass  der  betreffende  Stoff  zu  „Bier" 
verwendet  wird.  Zu  „Bier"  gehört  auch  das  sog.  Schwach -Nachbier  oder  Ko- 
fent,  das  auf  kaltem  Wege  oder  mittelst  Selbstgärung  in  den  Brauereianlagen 
nach  Ablassen  der  Bierwürze  hergestellte  Getränk,  das  nicht  bloss  zum  Haus- 
trunk dient  und  das  oft  mit  erneutem  Zusatz  von  steuerpflichtigem  Braustorf 
jr<?wonncn  wird. 

Sammlung  Bd.  XI.  S.  382. 


XXI. 

Malzaufschla?  in  Bayern. 

1. 

Gesetz  vom  16.  Mai  1868  Art.  7. 
Reichsgesetz  vom  14.  Mai  1879,  betr.  den  Verkehr  mit  NahrungHmitteln,  §  20. 

I.  Senat.    Urteil  vom  18.  Dezember  1882,  R.  Nr.  2647/82. 

Wenn  in  einem  Lande  unter  Bier  gesetzlich  und  herkömmlich  nur  ein 
aus  Gerstenmalz  und  Hopfen  gebrautes  Getränke  verstanden  wird ,  so  erscheint 
jedes  Produkt,  welches  aus  andern  Substanzen  besteht,  als  nachgemacht  und 
wenn  ihnen  fremde  Stoffe  zugesetzt  sind,  als  verfälscht  Nach  der  Entwicklung 
der  bayerischen  Landesgesetzgebung  von  der  V.O.  vom  Jahre  1516  bis  heute 
ist  nicht  zu  bezweifeln,  dass  dieselbe  von  jeher  jede  Benützung  von  Surrogaten 
bei  dem  nur  aus  Hopfen  und  Malz  zu  brauenden  Bier  nicht  nur  aus  fiskalischen, 
sondern  auch  aus  wirtschaftlichen  und  gewerbspolizeilichen  Gründen  absolut 
ausgeschlossen  wissen  wollte.  Diese  Anschauung,  durch  die  Gesetzgebung  in  drei 
Jahrhunderten  sanktioniert,  hat  einen  allgemeinen  Rechtszustand  geschaffen,  dessen 
Bestand  den  Konsumierenden  wie  den  beteiligten  gewerblichen  Kreisen  bekannt 
sein  muss.  Derselbe  ist  zudem  konstant  vom  bayerischen  obersten  Gerichtshofe 
festgehalten  worden. 

Wenn  aber  durch  die  Landesgesetzgebung  jeder  Zusatz  zu  dem  aus  Hopfen 
und  Malz  herzustellenden  Getränke  als  Fälschung  bezeichnet  ist,  so  ist  die  An- 
wendbarkeit des  §  10  Ziffer  1  des  Nahrungsmittelgesetzes  ebenfalls  unzweifelhaft; 
denn  wie  schon  wiederholt  vom  Reichsgerichte  anerkannt  ist.  liegt  Fälschung 
des  Nahrungsmittels  nicht  nur  dann  vor,  wenn  eine  Verschlechterung  der  echten 
Waren  durch  Entnahme  oder  Zusatz  von  Stoffen  bewirkt,  sondern  auch  dann, 
wenn  eine  scheinbare  Verbesserung  einer  minder  guten  Ware  durch  Anwendung 
künstlicher  Mittel  herbeigeführt  wird.  Als  solches  erscheint  insbesondere  sog. 
Biercouleur  oder  pulverisiertes  Süssholz. 

Sammlung  Bd. VII  S.  314. 

2. 

Bayerisches  Gesetz  vom  16.  Mai  1868  Art.  7;  Nahrungsmittelgesetz  §  10. 

I.  Senat.    Urteil  vom  5.  Juli  1883,  R.  Nr.  1224/83. 

Wiederholt  ist  anerkannt,  dass  jeder  Zusatz  zu  Hopfen  und  Malz  als 
Surrogate  für  die  Bierbereitung  in  Bayern  verboten  ist.  Diese  Zusätze  können 
aber  auch  Stoffe  sein,  welche  auf  die  Substanz  des  Biers  keinen  Einfluss  üben, 
welche  mit  den  zur  Bereitung  des  Bieres  verwendeten  Stoffen  überhaupt  keine 
Verbindung  eingehen,  sich  mit  denselben  nicht  amalgamieren,  und  welche  daher 
mit  Rücksicht  auf  ihre  rein  mechanische  Wirkung  lediglich  als  technische  Hilfs- 
mittel der  Produktion,  nicht  aber  als  positive  Zusätze  betrachtet  werden.  Eine 
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solche  Benutzung  mechanischer  Mittel  kann  nicht  als  „  Verwendung  fremder 
Stoffe4  angesehen  werden.  Dahin  gehört  die  sog.  Klärung  eines  durch  Hefe 
getrübten  Biers  mit  Hausenblase.  1st  aber  keine  Verletzung  des  bayerischen 
Malzaufschlaggesetzes  gegeben,  so  liegt  auch  keine  Verletzung  des  Nahrungs- 
mittelgesetzes vor,  zumal  schon  bei  Beratung  des  Gesetzes  im  Reichstage  (Pro- 
tokolle d.  d.  Reichstages  1879  S.  798,  802)  ausdrücklich  hervorgehoben  wurde, 
dass  eine  Klärung  des  Bieres  als  solche  nicht  unter  die  Strafbestimmung  des 
§  10  fallen  könne. 

Sammlung  Bd.  VIII  S.  434. 

3. 

Gesetz  vom  16.  Mai  1868  Art.  7;  R.G.  vom  12.  Mai  1879  §  10. 

I.  Senat.    Urteil  vom  31.  März  1884,  R.  Nr.  296/84. 

Das  bayerische  Malzaufschlagsgesetz  (Art.  7)  will  die  Behandlung  von 
Braun-  und  von  Weissbier  ganz  gleichmassig  stellen.  Wenn  Methoden  von 
Weissbiererzeugung  existieren,  welche  dessen  vollständige  Herstellung  ohne  Be- 
nutzung fremder  Stoffe  ermöglichen,  so  hat  der  Gesetzgeber  diese  und  nur  diese 
im  Auge  gehabt.  Bereitet  ist  das  Bier  erst,  wenn  es  zum  Genüsse  fertig  ge- 
stellt wird.  Jede  stoffliche  Beimischung,  durch  welche  dem  Bier  vor  dessen 
Genüsse  durch  den  Konsumenten  eine  andere  als  die  gesetzliche  Beschaffenheit 
verliehen  wird,  fällt  unter  Art.  7  des  Malzaufschlagsgesetzes;  wenn  jetzt  die 
Grenze  zwischen  braunem  und  weissem  Bier  schon  schwankend  ist,  so  wird  die 
Gesetzgebung  dafür  Sorge  tragen  müssen,  dass,  wenn  die  Kunst  der  Biererzeugung 
noch  weitere  Fortschritte  macht,  zur  Sicherung  des  Gefälles  hinsichtlich  der 
Malzfabrikation  Bestimmungen  getroffen  werden.  Insoweit  es  sich  um  Verletzung 
des  Nahrungsmittelgesetzes  handelt,  wird  die  Uebung  der  Bierbereitnng  auch 
für  das  Bewusstsein  der  Rechtswidrigkeit  etc.  hinsichtlich  des  Zweckes  der 
Täuschung  im  Handel  und  Verkehr  in  Betracht  zu  kommen  haben. 

Sammlung  Bd.  X  S.  266. 

4. 

Bayerisches  Gesetz  vom  16.  Mai  1868/18.  August  1879;  R.G.B.  §  73,  74. 

1.  Senat.    Urteil  vom  19.  Mai  1884,  R.  Nr.  1204/84. 

Das  bayerische  Malzaufschlagsgesetz  scheidet  bei  Uebertretungen  des  Malz- 
aufschlagsgesetzes unter  sich  die  rälle  der  idealen  und  realen  Konkurrenz  au*, 
indem  es  bei  idealer  Konkurrenz  die  schwerste  Strafe  ausgesprochen,  bei  realer 
Konkurrenz  die  Strafen  aber  nebeneinander  verhängt  wissen  will.  Bei  Konkurrenz 
von  Uebertretungen  des  Malzaufschlagsgesetzea  mit  andern  Gesetzesverletzungen 
ist  ebenfalls  dieser  Unterschied  aufrecht  erhalten  und  es  enthalten  die  auf  da« 
Zusammentreffen  strafbarer  Handlungen  bezüglichen  Vorschriften  keine  Ab- 
weichung von  den  Bestimmungen  des  St  G.B.  für  das  Deutsche»  Reich,  was  —  ab- 
gesehen von  der  Frage  der  Zulässigkeit  gegenüber  dem  Reichsrechte  —  nach 
den  Intentionen  der  sämtlichen  gesetzgebenden  Faktoren  in  Bayern  nachgewiesen 
werden  kann.  Nur  bei  realer  Konkurrenz  ordnet  der  Abs.  4  des  Art.  63  des 
Gesetzes  vom  16.  Mai  1868/18.  August  1879  Kumulierung  von  Strafen  an;  bei 
idealer  Konkurrenz  sind  die  Bestimmungen  der  §§  73  und  74  des  St  G.B  mass- 
gebend. Eine  Lücke  im  Gesetze  besteht  nicht,  denn  zu  allem  Ueberflusse  hat 
das  Einführungsgesetz  vom  26.  Dezember  1871  (Art.  4)  diese  Anschauung  sank- 
tioniert, dass  bei  Schweigen  des  Specialgesetzes  über  die  Fälle  der  idealen 
Konkurrenz  mit  Verletzungen  anderer  Gesetze  der  §  73  des  St.G.B.  Anwendung 
zu  finden  hat. 

Samlung  Bd.  X  S.  392. 
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5. 

Bayerisches  Gesetz  vom  Hl.  Mai  1868  Art.  7,  21;  Nahrungsmittelgesetz  §  10. 

I.  Senat.  Urteil  vom  15.  Dezember  1834,  R.  Nr.  2938/84. 

Vorerst  ist  die  Rechtsanschauung  der  früheren  Urteile  vom  18.  Dezember  1882, 
5.  Juli  1883,  31.  März  1884  wiederholt  bestätigt,  wonach  jeder  Zusatz  zu  Hopfen 
und  Malz  zur  Bereitung  des  bayerischen  Bier«  unter  Art.  7  des  Gesetzes  vom 
18.  Mai  18rJ8  fällt.  Sodann  ist  ausgeführt,  dass  auch  ein  ungehöriger  und  sogar 
gesetzlich  verbotener  Zusatz  nicht  unter  allen  Umständen  als  Verfälschung  im 
Sinne  des  Nahrungsmittelgesetzes  anzusehen  und  deshalb  nicht  notwendig  jede 
Uebertretung  des  Malzaufschlagsgesetzes  auch  eine  solche  des  Nahrungsmittel- 
gesetzes involviere.  Das  Malzaufschlagagesctz  hat,  um  jede  Gefährdung  des 
Malzaufschlages  zu  verhüten,  mit  Rücksicht  auf  die  Schwierigkeit  der  Kon- 
trolle und  des  Nachweises  von  Menge  und  Beschaffenheit  fremder  Stoffe  im 
Bier  jeden  Zusatz  von  Stoffen  irgend  welcher  Art  verboten  —  das  Nahrungs- 
mittelgesetz verlangt  aber  einen  Einfluss  auf  die  Ware,  entweder  Verschlechte- 
rung oder  scheinbnre  Verbesserung  durch  Anwendung  künstlicher  Mittel. 

Sammlung  Bd.  XI  S.  294. 


6. 

Gesetz  vom  lb\  Mai  18t>8,23.  August  1879  über  den  Malzaufschlag  Art.  7.  71,  52,  82: 
Gesetz  über  den  Verkehr  mit  Nahrungsmitteln  vom  12.  Mai  1879  §.  10. 

I.  Senat.    Urteil  vom  15.  Dezember  1884.  R.  Nr.  2911/84. 

Um  das  für  die  bayerische  Staatsverwaltung  hochwichtige  Malzaufschlags- 
gefälle möglichst  zu  sichern,  hielt  der  Gesetzgeber  für  angemessen,  nicht  nur 
die  Verkürzung  des  Gefälles  durch  Verwendung  von  Stoffen ,  welche  das  Malz 
ersetzen  und  deshalb  die  Verwendung  eines  geringen  Malzquantums  ermöglichen, 
in  einzelnen  Fällen  zu  bestrafen ,  sondern  auch  jede  Gefährdung  des  Gefälles 
nach  Möglichkeit  zu  verhüten  und  mit  Rücksicht  auf  die  Thätigkeit  der  Kon- 
trolle und  des  Nachweises  der  Beschaffenheit  fremder  Stoffe  ausser  Hopfen,  Malz 
und  Wasser,  die  Beimengung  von  Stoffen  irgend  welcher  Art,  sei  es  als  Ersatz 
oder  auch  als  Zusatz  von  Malz  zu  verbieten.  Es  waren  Gründe  gewerbspolizei- 
licher  und  wirtschaftlicher  Natur,  welche,  wie  das  Reichsgericht  schon  wiederholt 
dargethan  hat,  die  bayerische  Landesgesetzgebung  veranlasst  hat,  zur  Aufrecht- 
erhaltung des  Wertes  des  bayerischen  Bieres  den  Standpunkt  einzunehmen,  dass 
nur  ein  ausschliesslich  aus  Hopfen  und  Malz  gebrautes  Getränke  als  reines  Bier  zu 
betrachten  ist  und  jeder  nicht  aus  diesen  Substanzen  bestehende  Zusatz  als  ein 
unerlaubter  anzusehen  und  zu  verbieten  sei.  Die  Absicht,  das  Malzaufschlags- 
gefäll  zu  hinterziehen  oder  zu  gefährden,  ist  nur  bei  Anstiftern  und  Gehilfen, 
nicht  aber  auch  beim  Thäter  Erfordernis  der  Strafbarkeit.  Der  Betriebsberech- 
tigte ist  für  jede  Fahrlässigkeit  in  seinem  Geschäfte  verantwortlich.  Ein  Ver- 
gehen gegen  das  Nahrungsmittelgesetz  liegt  auch  vor,  wenn  nur  unschädliche 
Stoffe  verwendet  wurden  Doch  involviert  eine  Zuwiderhandlung  gegen  das 
bayerische  Malzaufschlagsgesetz  nicht  von  selbst  eine  Verletzung  des  Nahrungs- 
mittelgesetzes, sondern  es  müssen  die  Thatbestandmerkmale  des  letzteren  Ver- 
gehens, insbesondere  die  Fälschung  und  deren  Vornahme  zum  Zwecke  der 
Täuschung  selbständig  nachgewiesen  werden. 

Die  Landesgesetzgebung  ist  nur  insofern  entscheidend,  als  dieselbe  fest- 
stellt, was  unter  Bier  zu  verstehen,  was  als  echtes  und  normales  Produkt  an- 
zusehen ist.  Ist  die  Herstellung  eines  Kunstproduktes  an  bestimmte  oder  her- 
kömmliche Regeln  geknüpft,  so  kann  nur  dasjenige  Produkt  als  normales  angesehen 
werden ,  welches  diesen  Regeln  entspricht  und  es  steht  insofern  den  Natur- 
produkten gleich,  als  jede  Alterierung  des  natürlichen  Zustandes  und  andere  als 
die  vorgeschriebene  stoffliche  Zusammensetzung  alsdann  als  anormal  erscheint. 
In  Uebereinstimmung  mit  zahlreichen  früheren  Entscheidungen  des  Reichsgericht y 
steht  fest,  dass  als  Fälschung  im  Sinne  des  Nahrungsmittelgesetzes  jede  V»  r- 
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ünderung  an  der  Sache,  bezw.  an  dieser  stofflichen  Zusammensetzung  zu  betrachten 
ist,  durch  welche  dieselbe  einen  ihrem  Wesen  nicht  entsprechenden  Schein  erhalt 
sei  es,  dass  sie  mittelst  Entnehmens  oder  Zusatzes  von  Stoffen  verschlechtert,  »ei 
es,  dass  sie  mit  dem  Scheine  einer  besseren  als  der  wirklichen  Beschaffenheit  ver- 
sehen wird.  Der  Thatbestand  der  Fälschung  ist  auch  dann  gegeben,  wenn  da* 
Produkt  in  seiner  natürlichen  oder  zulässigen  Zusammensetzung  minder  gut  und 
dem  Geschmacke  des  Publikums  entsprechend  war,  als  es  dies  infolge  der  Zu- 
sätze später  zu  sein  schien.  Diese  Verfälschung  ist  auch  —  wie  das  Reichs- 
gericht im  Urteile  vom  2.  Nov.  1882  (Sammlung  Bd.  VII  S.  337)  schon  aus- 
gesprochen hat  —  bei  Aenderung  der  Fabrikation  und  Zusetzung  neuer  Stoffe 
immer  dann  anzunehmen,  wenn  sie  geeignet  ist,  bei  den  Abnehmern  die  irrige 
Meinung  zu  erregen,  als  ob  die  wahrgenommene  Verbesserung  der  Ware  in 
Aussehen,  Geschmack  etc.  ihre  Ursache  in  der  Verwendung  von  solchen  Stoßen 
habe,  die  im  Verkehr  bereits  bekannt  und  als  wesentliche  Bestandteile  geschätzt 
sind,  während  solche  Stoffe  nicht  oder  nicht  so  reichlich  verwendet  sind,  als  e* 
infolge  von  Beimischung  anderer  Stoffe  den  Anschein  hat.  Diese  Grundsatz? 
haben  in  Bayern  um  so  mehr  Anwendung,  als  dort  nach  Gesetz  und  Herkommen 
Hopfen  und  Malz  als  die  allein  zulässigen  Bestandteile  des-  Biers  zu  gelten 
haben.  Ein  weiterer  Dolus,  als  der  Zweck,  den  Handel  und  Verkehr  zu  täuschen, 
ist  nicht  notwendig.  Der  Hinweis  auf  andere  Länder,  in  denen  vielleicht  die 
Bierfabrikation  sich  anders  ausgebildet  hat,  ist  ausgeschlossen,  da  die  strengeren 
Gebote  in  Bayern  den  sämtlichen  Brauern  bekannt  sein  müssen. 

Sammlung  Bd.  XII  S.  94—101. 


XXII. 
Branntweinsteuer. 

1. 

Reichsgesetz  vom  8.  Juli  1868,  die  subsidiarische  Haftung  der  Brennereiunter- 
nehmer §  1 ;  preuss.  Gesetz  vom  8.  Februar  1819,  Besteuerung  des  inländischen 
Branntweins  §  61;  Kabinettsorder  vom  10.  Januar  1824,  Erhebung  der  Maisch- 
bottichsteuer Nr.  5:  preuss.  Gesetz  vom  21.  September  1860,  Abänderung  de« 
$  83  der  Steuerordnung  vom  8.  Febr.  1819  und  Deklaration  vom  6.  Okt.  1821. 

II.  Senat.    Urteil  vom  5.  März  1880,  R.  Nr.  526/79. 

Wenn  der  Brennereiverwalter  die  Absicht  hat.  eine  Steuerverkürzung 
herbeizuführen  und  wenn  diese  Steuerverkürzung  eingetreten  ist,  er  sich  aber 
zu  diesem  Zwecke  dritter  Personen  bedient,  welche  undeklarierte  Einmaischungen 
vornehmen,  so  ist  der  Brennereiverwalter  als  Thäter  wegen  Steuerdefraudation 
zu  bestrafen;  für  die  Hilfspersonen  kommt  nur  die  rechtswidrige  Handlung  ohne 
den  auf  Verkürzung  der  Steuer  gerichteten  Dolus  in  Betracht.  Ersterer  ist 
nach  den  allgemeinen  Grundsätzen  des  Strafrechtes  für  dasjenige  verantwort- 
lich, was  er  seiner  Absicht  gemäss  entweder  selbst  oder  durch  andere  vollführt 
Die  Konventionalstrafe  wird  nur  einmal  verhängt,  wenn  mehrere  oder  wieder- 
holte Kontraventionen  und  gleichzeitige  Entdeckung  vorliegt. 

Sammlung  Bd.  I  S.  250. 

2. 

Reichsgesetz  vom  8.  Juli  1868;  preuss.  Gesetz  vom  8.  Februar  1819;  KabinetU- 
order  vom  10.  Januar  1824;  preuss.  Gesetz  vom  21.  September  1860. 

II.  Senat.    Urteil  vom  28.  Mai  1880,  R.  Nr.  767/80. 

Nach  den  Grundsätzen  der  Steuerordnung  vom  8.  Februar  1819  ist  der 
Brennereibesitzer  in  erster  Linie  für  die  bei  dem  Betriebe  der  Brennerei  be- 
gangenen Defraudationen  und  Kontraventionen  verantwortlich  und  bezüglich 
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der  im  §  83  genannten  Personen,  wenn  deren  Thäterechaft  festgestellt  ist,  be- 
steht eine  subsidiäre  Haftbarkeit;  weder  die  Kabinettsorder  vom  10.  Januar  1824 
und  das  preuss.  Gesetz  vom  21.  September  I860,  noch  das  Reichsgesetz  vom 
8.  Juli  1868  hat  in  der  hier  in  Betracht  kommenden  Richtung  das  geändert. 
das8  die  primäre  Haftbarkeit  des  Brenn ereibesitzers  nur  wegfalle,  wenn  der 
Thäter  ermittelt  sei.  Auch  die  langjährige  Praxis  des  obersten  Gerichtshofes 
in  Preussen  (Oppenhoff,  Rechtsprechung  Bd.  VI  S.  144,  Bd.  VII  S.  106,  676, 
Bd.  IX  S.  354,  Bd.  XIII  S.  322,  Bd.  XV  S.  346,  Bd.  XVII  S.  195,  Bd.  XX  S.34») 
hat  diese  Bestimmung  dahin  aufgefasst,  dass  derjenige,  welcher  die  Brennerei 
betreibt,  für  alle  in  derselben  vorgekommenen  steuerpflichtigen  Gewerbehand- 
lungen die  Verantwortlichkeit  trägt,  und  wenn  der  eigentliche  Thäter  oder  wie 
es  in  §  83  heisst,  der  eigentliche  Verbrecher  auch  von  der  Strafe  nicht  frei 
wird,  die  alleinige  Verantwortlichkeit  des  Brennereibesitzers  dann  fortbesteht, 
wenn  der  eigentliche  Thäter  nicht  ermittelt  wird. 

Sammlung  Bd.  II  S.  70. 

3. 

Reichsgesetz  vom  8.  Juli  1868  §1.3. 

III.  Senat.    Urteil  vom  6.  November  1880,  R.  Nr.  1278/80. 

Aus  der  rechtsgeschichtlichen  Entwicklung  des  Bundesgesetzes  vom  8.  Juli 
1868  ist  dargethan,  dass  der  Staat  für  die  wegen  Verletzung  der  Steuergesetzo 
gegen  den  Gewerbegehilfen  erkannten  Geldstrafen  aus  dem  Vermögen  des  Ge 
Werbeunternehmers  Sicherheit  finden  soll.  Dabei  ist  Absicht  des  Gesetzes,  dass 
der  Geschäftsherr  von  der  Haftverbindlichkeit  nicht  durch  den  Umstand  befreit 
sei ,  dass  er  sich  an  dem  Steuervergehen  selbst  als  Mitthäter ,  Anstifter  oder 
sonstwie  beteiligt  habe,  und  dass  auch  gegen  ihn  wegen  vorsätzlicher  Beteili- 
gung besondere  Geldstrafe  erkannt  ist.  Seine  Defraudationsstrafe  und  die  Haf- 
tung für  die  Strafe  des  Gewerbegehilfen  gehen  nebeneinander  her.  Beschränkt 
ist  die  Subsidiarhaft  nur  durch  den  Nachweis ,  dass  der  Geschäftsherr  bei  Aus- 
wahl und  Anstellung  des  Gehilfen  oder  bei  der  Beaufsichtigung  fahrlässig  ge- 
wesen sei.  Dieser  Grundsatz  hat  auch  in  verschiedenen  anderen  Strafgesetzen 
Eingang  gefunden.  Die  durch  einen  Strafbescheid  der  Steuerbehörde  erfolgte 
rechtskräftige  Verurteilung  eines  Geschäftsherrn  wegen  Anstiftung  des  Gehilfen 
zur  Steuerdefrandation  hindert  die  selbständige  Entscheidung  des  Gerichtes  dar- 
über, inwieweit  dieser  Geschäftsherr  subsidiär  für  die  Geldstrafe  des  Gehilfen 
zu  haften  hat,  nicht. 

Sammlung  Bd.  III  S.  105. 

4. 

Reichsgesetz  vom  8.  Juli  1868  §  1;  §  69  St-G.B. 

Urteil  vom  25.  Mai  1882,  R.  Nr.  1010/82. 

Das  Gesetz  verlangt  von  dem  Brennereibesitzer  die  Sorgfalt  eines  ordent- 
lichen Geschäftsmannes  bei  der  Auswahl  und  Beaufsichtigung  seiner  Gewerbs- 
gehilfen.   Der  Mangel  dieser  Sorgfalt  wird  als  Fahrlässigkeit  bezeichnet  und 
es  wird  für  den  Fall,  dass  die  erkannten  Geldstrafen  von  dem  eigentlich  Schul- 
digen nicht  beigetrieben  werden  können,  die  Haftverbindlichkeit  des  Gewerbe- 
treibenden lediglich   von   dem  Nachweise   dieser   Fahrlässigkeit  abhängig 
gemacht.    Der  Begriff  der  Fahrlässigkeit  in  allgemein  strafrechtlichem  Sinne 
kommt  dabei  nicht  in  Betracht,  ebensowenig  der  Nachweis  eines  ursächlichen 
Zusammenbanges  zwischen  der  Handlungsweise  des  Gehilfen  und  der  dem  Ge- 
werbetreibenden zur  Last  fallenden  Fahrlässigkeit.    Es  ist  also  zur  Feststellung 
des  Thatbestandes  des  Reates  nach  dem  Gesetze  vom  8.  Juli  1868  der  Beweis 
nicht  nötig,  dass  der  Gewerbetreibende  die  Verübung  bestimmter  Zuwiderhand- 
lungen von  Gewerbegehilfen  durch  seine  Fahrlässigkeit  ermöglicht  habe.  Die 
Verjährung  der  Strafbarkeit  des  Gewerbetreibenden  beginnt  selbständig  zu 
Finanzarchiv,  m.  Jahrg.  »53  23 
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laufen  und  wird  nicht  dadurch  unterbrochen,  dass  der  eigentlich  Schuldig«* 
innerhalb  der  Verjährungsfrist  verfolgt  ist  oder  dose  die  Verwirklichung  der 
Hattverbindlichkeit  von  der  Uneinziehbarkeit  der  Geldstrafe  abhangig  gemacht 
ist.  denn  die  Frage  der  Hauptverbindlichkeit  und  Beitreibbarkeit  der  Geldstrafe 
ist  keine  präjudizielle  Vorfrage  im  Sinne  des  §  69  des  St.G.B.,  sondern  kommt 
erat  in  Betraeht,  wenn  nach  richterlicher  Feststellung  der  subsidiären  Haft- 
verbindlichkeit der  für  die  Staatskasse  begründete  Rechtsanspruch  realisiert 
werden  soll. 

Sammlung  Bd.  VI  S.  382. 


5. 

Reichsgesetz  vom  8.  Juli  1868  ft  1.  die  subsidiarische  Haftbarkeit  der  Brennerei- 
unternehmer:  St.P.O.  §  376,  397:  St.G.B.  §  66,  67.  68. 

[III.  Senat.    Trteil  vom  7.  .luni  1883.  R.  Nr.  107883. 

Wenn  auch  der  Hauptbeschuldigte  ein  gegen  ihn  gerichtetes  Urteil  hat 
rechtskräftig  werden  lassen,  kann  doch  der  nach  dem  Gesetze  subsidiarisch 
Verpflichtete  selbständig  noch  Revisionsgründe .  die  dem  Hauptbeschuldigten 
und  seinen  Personen  zur  Verfügung  gestanden  wären,  z.  B.  Verjährung,  geltend 
machen.  Die  Wirkung  davon  kann  sogar  Aufhebung  des  rechtskräftigen  l'r- 
teiles  gegen  den  Hauptbeschuldigten  sein.  Wenn  auch  gegen  die  Hauptthäter 
Untersuchung  eingeleitet  ist,  verjähren  doch  die  Zuwiderhandlungen  des  Ge- 
hilfen und  dessen  subsidiär  verantwortlichen  Dienstherm,  wenn  die  Vorunter- 
suchung, wenn  auch  wegen  der  identischen  Steuerhinterziehung,  doch  nicht  auf 
den  Gehilfen  und  dessen  Dienstherrn  selbst  ausgedehnt  war. 

Sammlung  Bd.  VIII  S.  362. 

6. 

Gesetz  vom  8.  .luli  1868  §  2;  preuss.  Gesetz  vom  18.  Juni  1840. 
Verjährung  öffentlicher  Abgaben. 

IV.  Civilsenat.    Urteil  vom  30.  Juni  1884.  R.  IV  Nr.  88/84. 

Der  §  7  des  Verjährungsgesetzes  kann  nach  der  ganzen  Entwicklungs- 
geschichte der  Verjährungsgesetzgebung  in  Preussen  hinsichtlich  der  Steuern 
und  Zölle  bei  der  Kontravention  nach  dem  Branntweinsteuergesetze  vom  8.  Juli 
1868  über  subsidiarische  Haftung  des  Brennereiunternehmers  schon  deshalb  nicht 
Platz  greifen,  weil  diese  Bestimmung  von  der  Voraussetzung  ausgeht .  dass  die 
vorschriftsmässige  Anmeldung  zur  Besteuerung  seitens  des  Steuerpflichtigen  er- 
folgt und  nur  durch  die  Schuld  des  Steuerbeamten  die  Erhebung  der  Steuer 
ganz  oder  zum  Teil  unterblieben  ist.  Bei  der  Kontravention  nach  dem  Gesetze 
vom  8.  Juli  1868  ist  die  .Steuerbehörde  gar  nicht  in  der  Lage,  sofort,  d.  h.  im 
Zeitpunkte  der  verübten  Kontravention,  die  Steuern  zu  berechnen  und  zu  er- 
heben, hat  also  keine  Unterlassung  verschuldet.  Es  findet  also  nicht  §  7.  son 
dem  g  10  des  Gesetzes  vom  18.  Juni  1840  bezw.  §  7  des  E.G.  zum  St.G.B.  An- 
wendung. 

Sammlung  f.  Civ.  Bd.  XI  S.  331. 
7. 

Preuss.  Kabinettsorder  betreffend  die  Erhebung  der  Maischbottichsteuer  vom 
10.  Januar  1824  Ziff.  5;  Steuerordnung  vom  8.  Februar  1819  §§  60,  61.  64. 

fill.  Senat.    Urteil  vom  12.Janua'r  1881,  R.  Nr.  2527/80. 

Der  Art.  5  des  §  11  des  Regulativs  vom  10.  Januar  1824  setzt  zum  That- 
bestand  der  Defraudation  die  Absicht  der  Verkürzung  der  Steuer  voraus.  Ohne 
dieselbe  ist  nur  Kontravention  gegeben.  A ins  der  Stellung  eines  Brennerei- 
bediensteten allein  ist  die  Strafbarkeit  wegeiX  Defraudation  ohne  Feststellung 
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der  dolosen  Absicht  nicht  zu  folgern.  Ein  nur  zufälliges  Eindringen  von  Maische 
in  nicht  deklarierten  Bottich  kann  nicht  den  Thatbestand  einer  Maischsteuer- 
kontravention  bilden,  da  die  Willenabestimmung  des  Thäters  mangelt.  Die 
Ausschöpfung  von  Maische  aus  einem  deklarierten  Gefässe  in  ein  anderes  dekla- 
riertes Gefäss  kann  nach  Umständen  den  Thatbestand  einer  Maischkontravention 
bilden,  da  jede  die  Berechnung  der  Maischsteuer  nach  den  Gesetzen  alterierende 
Handlung  verboten  ist.  Die  Konfiskation  der  gebrauchten  Gefässe  muss  bei 
einer  Steuerkontravention  im  Urteil  immer  ausgesprochen  werden,  auch  wenn 
sich  später  dem  Vollzuge  der  Konfiskation  Hindernisse  in  den  Weg  stellen. 
Die  Verpflichtung  zur  Entrichtung  der  Steuer  selbst  darf  aber  im  Strafurteil 
nicht  ausgesprochen  werden,  da  die  Zahlung  der  Steuer  nicht  Gegenstand  der 
strafrichterlichen  Untersuchung  sein  kann,  soweit  dies  nicht  im  Gesetze  aus- 
drücklich angeordnet  ist. 

Sammlung  Bd.  HI  S.  288. 
8. 

V.O.  vom  8.  Februar  1819  §  161;  V.O.  vom  10.  Januar  1824  Nr.  5;  preuss. 
Gesetz  vom  21.  September  1860  (§  2)  wegen  Abänderung  des  §  83;  St.P.O. 

§  266,  377. 

II.  Senat.    Urteil  vom  11.  März  1881,  R.  Nr.  334/81. 

Zum  Thatbestand  der  Maischsteuerdefraudation  gehört  unbedingt  die 
Feststellung  des  massgebenden  Rauminhaltes  der  zur  Einmaischung  oder  Gä- 
rung der  Maische  benutzten  Gefässe.  Bei  einem  fortgesetzten  Steuervergehen 
ist  das  höchste  Mass  der  für  den  Unvermögensfall  an  die  Stelle  zu  setzenden 
Freiheitsstrafe,  bei  mehreren  durch  selbständige  Handlungen  begangenen  De- 
fraudationen aber  die  Haft  oder  Gefängnisstrafe  für  jede  Geldstrafe  auszu- 
sprechen. Ueber  Nachzahlung  der  Steuer  hat  nicht  der  Richter,  sondern  die 
Steuerbehörde  zu  entscheiden.  Die  an  der  Konventionsstrafe  Beteiligten  haben 
die  Strafe  zu  gleichen  Teilen,  wenn  auch  unter  solidarischer  Haftung,  zu  tragen; 
deshalb  ist  die  für  den  Unvermögensfall  an  die  Stelle  zu  setzende  Freiheits- 
strafe nach  dem  einem  jeden  auferlegten  Teile  und  nicht  nach  dem  Gesamt- 
betrage der  Konventionsstrafe  zu  bemessen.  Hat  der  Richter  schon  mit  Rücksicht 
auf  die  Defraudationsgeldstrafe  die  höchstzulässige  Freiheitsstrafe  ausgesprochen, 
so  darf  im  Falle  der  Unvermögendheit  zur  Zahlung  der  Kontra  vent  ionsstraff* 
nicht  noch  eine  besondere  Freiheitsstrafe  ausgesprochen  werden. 

Sammlung  Bd.  III  S.  430. 

9. 

Preuss.  Gesetz  vom  8.  Februar  1819  wegen  Besteuerung  des  inländischen  Brannt- 
weines §  61;  Kabinettsorder  vom  10.  .lanuar  1824  Nr  5;  Kabinettsorder  von» 
16.  Juni  1838;  preuss.  Gesetz  vom  19.  April  1854,  » Berichtigung  des  Maisch- 
steuersatzes betr.-;  V.O.  vom  1.  Juni  1854;  St.G.B.  §  29,  48,  74,  78. 

III.  Senat.    Urteil  vom  9.  Juli  1881,  Rr.  1415/81. 

Die  Feststellung  einer  Ueberschöpfung  der  Maische,  verbunden  mit  der 
Absicht  der  Verkürzung  der  Maischsteuer  genügt  zum  Thatbestand  der  Maisch- 
steuerdefraudation. Wird  gegen  einen  Anstifter  später  das  Verfahren  eröffnet, 
so  genügt  die  Bezugnahme  auf  das  Urteil  gegen  den  Thäter  selbst  nicht,  son- 
dern es  ist  der  Thatbestand  von  dem  angestifteten  Vergehen  neben  dem 
Thatbestand  der  Begriffsmerkmale  der  Anstiftung  selbständig  festzustellen.  Zu 
dieser  Feststellung  gehört  insbesondere  der  Dolus  des  Anstifters  auf  Steuer- 
verkürzung, da  sonst  nur  Kontravention  (Ordnungsstrafe)  vorliegt.  Bei  der  De- 
fraudation berechnet  sich  die  Steuer  und  Strafe  nach  dem  Rauminhalte  der  zur 
Maisch fertigung  benutzten  Bottiche.  Bei  Feststellung  der  der  (»eidstrafe  zu 
substituierenden  Freiheitsstrafe  ist  nicht  von  dem  Gesamtbetrage  der  verwirkten 
Geldstrafe  auszugehen,  sondern  es  ist  die  Umwandlung  unter  Zugrundlegung 
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der  einzelnen  Geldstrafen  zu  bewirken;  von  einer  Gesamtstrafe  könnte  nur  bei 
dem  Zusammentreffen  mehrerer  principaliter  verwirkten  Freiheitsstrafen  die 
Rede  sein. 

Sammlung  Bd.  IV  S.  368. 
10. 

Steuerordnung  vom  8.  Februar  1819  §  66;  Kabinettsorder  vom  10.  Juni  1824 
Nr.  5 ;  §  78  des  St.G.B.  und  477  der  St.P.O. 

II.  Senat.    Urteil  vom  27.  Januar  1882,  R.  Nr.  3348,81. 

Zum  Zwecke  der  Feststellung  der  für  Geldstrafen  zu  substituierenden 
Freiheitsstrafen  ist  nicht  von  dem  Gesamtbetrage  der  verwirkten  Geldstrafen, 
sondern  von  den  einzelnen  Geldstrafen  auszugehen.  Für  letztere  ist  §  28,  für 
die  an  Stelle  der  mehreren  Freiheitsstrafen  §  78  des  St.G.B.  massgebend.  Iro 
Falle  der  Verurteilung  ist  immer  Konfiskation  der  zur  Defraudation  gebrauchten 
Gefässe  auszusprechen,  ohne  Unterschied,  ob  dieselben  dem  Bestraften  gehören 
oder  nicht.  Dies  Urteil  wirkt  allerdings  nur  dem  Angeklagten,  nicht  aber  dem 
dritten  Eigentümer  der  Gefässe  gegenüber,  in  dessen  Händen  etwa  die  Gefahr 
sich  befinden. 

Sammlung  Bd.  V  S.  372. 
11. 

Preuss.  Kabinettsorder  vom  10.  Januar  1824  Nr.  5;  St.G.B.  §  84. 

II.  Senat.    Urteil  vom  17.  April  1883,  R.  Nr.  644/83. 

Weder  das  E.G.  zum  preuss.  Strafgesetze  vom  14.  April  1851 ,  noch  da« 
Strafgesetz  des  Norddeutschen  Bundes  noch  für  das  Deutsche  Reich  kennt  die 
Unkenntnis  des  Strafgesetzes  als  Strafausschliessungsgrund.  Es  ist  auch  das 
Bewusstsein  des  Verbotenseins  und  der  Rechtswidrigkeit  im  allgemeinen  nicht 
Voraussetzung  der  Strafbarkeit.  Jede  Uebertretung  der  K.O.  vom  10.  Januar  1824 
ist  an  und  für  sich  strafbar.  Eine  dolose  Fahrlässigkeit  wird  für  die  Maisch 
steuerkontravention  vom  Gesetze  nicht  gefordert.  Weder  nach  allgemeinen 
Grundsätzen  des  Strafrechtes,  noch  nach  den  speciellen  Bestimmungen  des  ein- 
schlägigen Strafgesetzes  ist  das  Bewusstsein.  dass  die  Handlung  die  Steuerkon 
trolle  alteriere  oder  durch  ein  Steuergesetz  verboten  sei ,  zum  Thatbestand  der 
Kontravention  bedingt,  daher  iede  Ueberführung  einer  Maische  in  einen  un- 
kontrollierten Maischbottich  auch  ohne  Absicht  der  Steuerhinterziehung  strafbar. 

Sammlung  Bd.  VIU  S.  182. 


XXIII. 

Llzenzsteuer  In  Elsass-Lothringen. 

Els.-Lothr.  Gesetz  vom  5.  Mai  1880  g  7. 

I.  Senat.    Urteil  vom  6.  November  1884,  R.  Nr.  2493/84. 

Der  Kleinverkauf  der  im  §  1  des  Gesetzes  vom  5.  Mai  1880  bezeichnet«) 
Getränke  ist  nur  gegen  vorherige  Entrichtung  der  Lizenzsteuer  gestattet.  Die 
mit  Strafe  bedrohte  Handlung  ist  aber  nicht  die  Hinterziehung  der  jeweiligen 
Steuer,  sondern  der  Betrieb  des  Kleinhandels  ohne  vorgängige  Entrichtung  der 
Steuer.  Es  ist  also  der  Betrieb  des  Kleinverkaufs  selbst  immer  nur  eine  straf- 
bare Handlung,  gleichviel  ob  die  Entdeckung  und  Verfolgung  sofort  nach  den 
ersten  Vierteljahre  des  Betriebes  (§  7  des  Gesetzes)  oder  erst  später  stattfindet 
Es  ist  nicht  die  jedesmalige  Hinterziehung  der  vierteljährig  zu  entrichtendes 
Steuer  mit  besonderer  Strafe  bedroht,  die  sich  so  oft  wiederholt,  als  eine  neue 
Gebühr  fällig  wird,  sondern  es  wird  die  Höhe  der  Strafe  nach  dem  Gesamt- 
beträge der  Steuer  bemessen,  welche  während  des  Betriebes  des  Kleinverkaufe« 

856 


Digitized  by  Google 


Entscheidungen  des  Reichsgerichts  in  Finanzfragen 


357 


so  entrichten  gewesen  wäre.  Die  Strafe  soll,  nach  den  Verhandlungen  bei  Be- 
ratung des  Gesetzes,  in  einem  gewissen  Verhältnisse  zu  den  hint  erzogenen  Ge- 
bühren —  bis  zu  2000  M.  —  stehen.  Es  ist  also  das  bezügliche  Reat  bald  als 
Uebertretung,  bald  als  Vergehen  zu  betrachten,  was  bei  Steuerhinterziehungen 
nicht  selten  der  Fall  ist. 

Sammlung  Bd.  XI  S.  214. 


XXIV. 
Viehseuchen 

(soweit  die  Entscheidungen  Finanzfragen  berühren). 

1. 

Preuss.  Gesetz  vom  25.  Juni  1875  §  74;  §  74,  328  des  St.G.B. 

II.  Senat.    Urteil  vom  21.  Oktober  1879,  R.  Nr.  29/79. 

Der  §  328  des  St.G.B.  setzt  wissentliche  Verletzung  der  von  der  zustän- 
digen Behörde  angeordneten  Schutzmassregeln  voraus.  Es  handelt  sich  dabei 
nicht  um  eine  irrige  Auslegung  des  Strafgesetzes,  auf  die  »ich  der  Angeklagte 
nie  berufen  kann,  sondern  um  einen  tatsächlichen  Irrtum,  der  darin  bestehen 
muss,  dass  er  nicht  gewuBst  hat,  durch  seine  Handlungen  gegen  eine  polizei- 
liche Anordnung  zu  Verstössen.  Unter  zuständiger  Behörde,  von  der  die  Schutz- 
massregeln ausgehen  müssen,  sind  nach  der  ganzen  Entstehungsgeschichte  des 
Gesetzes  nicht  bloss  die  oberen  Landespolizeibehörden,  Regierungen,  sondern 
auch  die  Ortspolizeibehörden  zu  verstehen.  Wo  der  §  328  des  St.G.B.  keine 
Anwendung  finden  kann,  aber  doch  strafbare  Handlung  vorliegt,  soll  der  §  74 
des  Gesetzes  vom  25.  Juni  1875  eingreifen,  wenn  eine  wissentliche  Verletzung 
nicht  festgestellt  werden  kann. 

Sammlung  Bd.  I  S.  1. 

2. 

Gesetz  vom  21.  Mai  1878  %  1,  2,  Zuwiderhandlungen  gegen  die  zur  Abwehr 
der  Rinderpest  erlassenen  Vieheinfuhrverbote;  Vereinszollgesetz  vom  1.  Juli  1869 
§  134,  135.    Reichsgesetz  vom  7.  April  1869. 

I.  Senat.    Urteil  vom  21.  Oktober  1880,  R.  Nr.  265280. 

In  dem  auf  Grund  des  Gesetzes  vom  7.  April  1869  erlassenen  Verbot  liegt 
selbstverständlich  zugleich  das  Verbot,  gegen  Entrichtung  des  sonst  tarifmäs- 
sigen  Zolles  die  Viehstücke  einzuführen.  Doch  kann  derjenige,  welcher  unter 
der  Herrschaft  des  Vieheinfuhrverbotes  Viehstücke  einführt,  nicht  mit  der  im 
§  135  des  V.Z.G.  festgesetzten  vierfachen  Strafe  der  vorenthaltenen  Abgabe  be- 
legt werden,  da  dies  erlaubte  Einfuhr  voraussetzt.  Der  also  vorhandene  That- 
bestand  der  Konterbande  durch  Verfehlung  gegen  §  1  und  2  des  Gesetzes  vom 
21.  Mai  1878  schliesst  sohin  die  Annahme  des  hiermit  zusammentreffenden  That- 
bestandes  gleichzeitiger  Zolldefraudation  aus. 

Sammlung  Bd.  II  S.  370. 

3. 

Gesetz  vom  21.  Mai  1878  §  2. 

I.  Senat.    Urteil  vom  10.  Februar  1881,  R.  Nr.  211/81. 

Wenn  jemand  ein  einem  andern  erteiltes  ortspolizeiliches  Zeugnis  des- 
halb benützte,  um  die  Taxen  der  amtlichen  Verfügung  zu  sparen,  so  handelte 
er  in  Zuwiderhandlung  gegen  die  Vollzugsvorschriften  (z.  B.  kgl.  bayer.  Mini- 
sterialentschliessung  vom  28.  Juli  1879)  auch  gegen  §  2  des  Gesetzes  vom  21.  Mai 
1878,  da  er  gegen  die  in  jener  Massregel  liegende  Beschränkung  der  Viehein- 
fuhr eine  Zuwiderhandlung  in  der  Absicht  begangen  hat,  sich  einen  Vermögens- 
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vorteil  zu  verschaffen.  Als  ein  Vermögensvorteil  im  Sinne  des  Gesetzes  ist  aber 
jede  günstige  Gestaltung  der  Vermögenslage  (s.  auch  Entsch.  des  R.G.  i.  Str. 
Bd.  II  S.  352)  anzusehen. 

Sammlung  Bd.  III  S.  379. 
4. 

Gesetz  vom  23.  Juni  1880,  Abwehr  und  Unterdrückung  der  Viehseuchen; 

§  328  des  St.G.B. 

I.  Senat.    Urteil  vom  13.  April  1882,  R.  Nr.  776/82. 

Die  wissentliche  Verletzung  der  Absperrung*-  oder  Aufsichtsmassregeln 
oder  Einfuhrverbote  ist  in  §  328  des  St.G.B.  mit  Strafe  bedroht.  Die  späteren 
Gesetze  treten  nur  subsidiär  ein.  Aus  den  Motiven  zur  Strafbestimmimg  des 
Gesetzes  vom  23.  Juni  1880,  sowie  der  Beratung  des  Gesetzes  ergibt  sich,  das* 
die  unzweifelhafte  Absicht  war,  die  neuen  Vorschriften  nur  neben  dem  §  318 
des  St.G.B.  und  insbesondere  nur  dann  zur  Anwendung  zu  bringen,  wenn  die 
Voraussetzungen  dieses  Gesetzes  nicht  vollständig  gegeben  sind.  Die  Schwierig- 
keit des  Nachweises  der  subjektiven  Momente  hat  zur  Folge,  dass  die  Straf- 
vorschrift (§  328)  nur  selten  zur  Anwendung  kommen  wird. 

Sammlung  Bd.  VI  S.  159. 

5. 

Reichsgesetz  vom  7.  April  18(39  §  1 :  Instruktion  vom  9.  Juni  1873. 

IV.  Senat.    Urteil  vom  10.  Februar  1885,  R.  Nr.  73/85. 

Nach  §  2  des  Gesetzes  vom  7.  April  1869  ist  die  Landesregierung  zu 
allen  gegen  die  Rinderpest  zu  treffenden  Massregeln  befugt  (vgl.  Entsch.  des 
R.G.  in  Strafs.  Bd.  I  S.  1 ,  Bd.  II  S.  152);  die  Instruktion  vom  9.  Juni  1873. 
welche  durch  kaiserlichen  Krlass  von  demselben  Tage  genehmigt  ist,  hat  voll- 
ständige Rechtsgültigkeit;  der  §  2  des  Gesetzes  vom  7.  April  1869  bedeutet 
nicht  eine  Einschränkung  der  in  §  1  zugelassenen  Massregeln  oder  Ausschlies- 
sung der  darin  nicht  bezeichneten,  sondern  bezeichnet  diejenigen  Massregeln, 
welche  im  Interesse  des  Gesetzes  die  Verwaltungsbehörden  jedenfalls  zu  treffen 
haben,  zu  welchen  sie  jedenfalls  verpflichtet  und  ermächtigt  sind ,  ohne  andere 
Massregeln  auszuschliessen.  Zu  den  Vorschriften .  auf  welche  §  7  des  Gesetze« 
die  Einzelstaaten  verweist,  gehört  auch  §  1  des  Gesetzes. 

Sammlung  Bd.  XII  S.  38. 

6. 

Gesetz  vom  23.  Juni  1880;  §  328  St.G.B. 

IV.  Senat.    Urteil  vom  30.  Januar  1885,  R.  Nr.  3263/84. 

Nach  den  Gesetzen  über  Abwehr  und  Unterdrückung  von  Viehseuchen 
ist  unter  der  zuständigen  Behörde,  welche  nach  den  betreffenden  Landesgesetzen 
zur  Anordnung  von  Schutzmassregeln  gegen  Viehseuchen  befugt  ist,  nach  dem 
preu8s.  Ausf.-Gesetze  vom  12.  März  1881  auch  die  Polizeiverwaltung,  Ortspolizei 
Verwaltung,  zu  verstehen. 

Sammlung  Bd.  XII  &  19. 

— 

i . 

Gesetz  vom  23.  Juni  1880;  §  328  StG.B. 

II.  Senat.    Urteil  vom  17.  Februar  1885,  R.  Nr.  193/85. 

Die  Anordnungen  der  zuständigen  Behörde  zur  Abwehr  der  Viehseuchen 
müssen  von  der  Behörde  selbst,  dem  Amtsvorsteher,  ausgehen;  eine  U  ebertrag 
barkeit  der  Befugnis  auf  den  beamteten  Tierarzt  hat  nicht  .statt,  da  kein  öffent- 
licher Beamter  berechtigt  ist,  die  ihm  obliegenden  Geschäfte  eigenmächtig  an 
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einen  andern  an  seiner  Statt  aufzutragen ;  die  von  den  nicht  legitimierten  Personen 
vorgenommenen  Handlungen  entbehren  den  Charakter  der  amtlichen  Handlung. 

Sammlung  Bd.  XII  S.  70. 

8. 

Reichsgesetz  vom  7.  April  1809  §  3:  Gesetz  vom  23.  Juni  1880  §  26. 

1.  Hilfssenat.    Urteil  vom  Ii).  September  1882,  R.  IVa  Nr.  528/81. 

Aus  den  Motiven  geht  hervor,  dass,  wenn  in  der  raschen  Tötung  des  von 
der  Seuche  ergriffenen  Viehstandes  und  in  der  Vernichtung  giftfangender  Dinge 
da«  sicherste  Mittel  zur  Tilgung  liege,  das  unerläßliche  Komplement  die  all- 
gemeine Vorschrift  ist,  dass  Entschädigung  geleistet  werden  muss.  Abgesehen 
davon,  dass  in  der  Tötung  eines  gesunden  Viehstückes  und  in  der  Vernichtung 
von  Futtervorräten  eine  Enteignung  im  öffentlichen  Interesse  liegt,  welcher  auch 
eine  Entschädigung  gegenüberstehen  muss ,  so  ist  auch  die  Sicherheit  das  ein- 
zige Mittel,  sich  der  Mitwirkung  der  Bevölkerung  zu  versichern.  Es  muss  des- 
halb angenommen  werden,  dass  die  Gesetzgeber  beabsichtigten,  der  administra- 
tiven Befugnis,  gesunde  und  kranke  Tiere,  vollwertige  und  möglicherweise  im 
Wert  herabgesunkene  Stoffe  als  Krankheitsleiter  zu  vernichten,  als  Korrektiv 
ans  Rechts-  und  politischen  Erwägungen  ein  weitgehendes  Entschädigungsrecht 
gegenüberzustellen.  Es  ist  deshalb  für  alle  Eigentumseingriffe,  soweit  nicht, 
wie  in  §  4  des  Gesetzes  vom  7.  April  1809 ,  Ausnahme  gemacht  oder  wegen 
Verschuldens  des  Eigentümers  zu  machen  ist.  Ersatz  zu  leisten.  Wenn  der 
Viehbegitzer ,  welcher  durch  schuldhafte  Unterlassung  der  Anzeige  den  Ent- 
schädigungsanspruch für  demnächst  zu  tötendes  Vieh  verloren  hat,  aber  das- 
selbe vorher  selbst  schlachtet  und  nun  Ersatz  haben  will,  so  ist  dem  durch  die 
Einrede  der  Arglist  zu  begegnen.  Die  Höhe  der  Entschädigung  richtet  sich 
nur  nach  dem  gemeinen  Wert  des  vernichteten  Teils  des  Tieres  ohne  Rücksicht 
auf  die  Infektion,  d.  h.  unter  Beseitigung  des  bei  der  Praxis  schwer  festzuhal- 
tenden Unterschiedes,  ob  das  getötete  Viehstück  schon  erkrankt  war  oder  nicht. 

Sammlung  f.  Civ.  Bd.  VII  S.  114. 

9. 

Reichsgesetz  vom  23.  .luni  1880.  Preus«.  Ausführungsgesetz  vom  12.  März  1882  #  24. 

IV.  CivilÄnat    Urteil  vom  15.  Mai  1885.  R.  IV  Nr.  34/85. 

Nach  §  24  des  Ausfübrungsgesetzes  vom  12.  März  1881  ist  im  Zusammen- 
halte mit  den  früher  bestandenen  gesetzlichen  Bestimmungen  in  der  Regel  unter 
Unternehmer  eines  Vieh-  und  Pferdemarktes  diejenige  Kommune  zu  verstehen, 
in  deren  Bezirk  die  Märkte  abgehalten  werden,  wenn  er  nicht  im  einzelnen  Fall 
die  Veranstaltung  des  Marktes  unter  Umständen  vollzieht,  dass  andere  Indivi- 
duen als  Unternehmer  hervortreten.  Im  konkreten  Falle  erhebt  die  Kommune 
sogar  Stättegeld  bezw.  Marktatandsgeld,  sie  hat  daher  auch  die  Kosten  für  Be- 
aufsichtigung durch  die  beamteten  Thierärzte  zu  tragen.  Unerheblich  ist  dabei 
die  der  staatshoheitlichen  Aufsicht  entspringende  Kompetenz  der  Verwaltungs- 
behörde. Zeit.  Zahl,  Dauer  der  Märkte  zu  bestimmen. 

Sammlung  f.  Civ.  Bd.  XIII  S.  268. 


XXV. 
Mönzgesetz. 

1. 

Reichsgesetz  vom  9.  Juli  1873. 

II.  Civilsenat.    Urteil  vom  12.  Dezember  1879,  R.  II  Nr.  123/79. 

Wenn  ein  Ausländer  in  Deutschland  in  Silberwährung  (südd.  Währung) 
Zahlung  zu  leisten  vor  Einführung  der  Reichsgoldwährung  versprochen  hat,  so 
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hat  der  Art.  14  des  Münzgesetzes  Anwendung  zu  finden.  Hiermit  befindet  sich 
das  Reichsgericht  in  Uebereinstinimung  mit  den  Urteilen  des  Reichsoberhandels- 
gerichtes (Entech.  Bd.  XXIII  S.  205,  Bd.  XXV  S.  41,  Bd.  XXIV  S.  188). 

Sammlung  f.  Civ.  Bd.  I  S.  23. 

2. 

Dieselbe  Anschauung  bestätigt  ein  Urteil  des  II,'  Civilsenate  vom  20.  Fe- 
bruar 1880,  R.  II  Nr.  203. 

Sammlung  f.  Civ.  Bd.  I  S.  6L 

3. 

Bestätigt  durch  Urteil  des  I.  Senate  vom  29.  Januar  1881,  R.  I  Nr.  301/80. 
Sammlung  f.  Civ.  Bd.  V  S.  261. 

4. 

Gleichfalls  bestätigt  in  einem  Erkenntnis  des  I.  Senate  vom  1.  März  1882, 
R.  I  Nr.  676/80. 

In  diesem  Erkenntnisse,  in  welchem  die  Verurteilung  der  österreichischen 
Emittenten  zur  Zahlung  in  Gold  entsprechend  den  Umrechnungsnormen  des 
deutschen  Münzgesetzes  vom  9.  Juli  1873  für  gerechtfertigt  erachtet  wurde,  ist 
eine  ausführliche  Erörterung  über  das  massgebende  Erfüllungsorterecht  nach 
den  Grundsätzen  des  deutschen ,  internationalen  und  römischen  Privatrechtes 
gegeben.  Danach  steht  das  inländische  Erfüllungsorterecht  auf  den  Ausländer 
für  die  Ausführung  der  Erfüllung  und  ihren  Ort  jedenfalls  dann  fest,  wenn  der 
Erfüllungsort  gerade  mit  Rücksicht  auf  die  an  demselben  herrschenden  Verhält- 
nisse und  speciell  um  dem  Gläubiger  einen  ökonomischen  Wert  von  einer  be- 
stimmten Geltung  an  diesem  Orte  zu  gewähren,  zur  Wahl  gestellt  ist.  Kf 
handelt  sich  lediglich  um  eine  Beeinflussung  des  Verpflichtungsumfanges,  die 
lediglich  auf  der  Veränderung  des  Geldwesens  des  Erfüllungsortes  beruht.  Auch 
wenn  die  Obligation  nicht  in  jeder  Beziehung  dem  Erfüllungsorterechte  unter- 
worfen ist,  so  ist  doch  die  Anwendung  in  Bezug  auf  die  Erfüllungsart  nicht 
dadurch  ausgeschlossen,  dass  von  derselben  der  Verpnichtungsunifang  berührt  wird. 

Sammlung  f.  Civ.  Bd.  VI  S.  125. 

5. 

Münzgesetz  vom  9.  Juli  1873;  österreichisches  Einkommenssteuergesetz  vom 
31.  Dezember  1812  und  29.  Oktober  1849 ;  Besteuerung  der  Z  in  Ben  von  Staats- 
und  öffentlichen  Fondsobligationen  vom  28.  April  1859 ;  Umwandlung  der  ver- 
schiedenen Schuldtitel  der  allgem.  Staateschuld  vom  26.  Juni  1868;  Finanzgesetze 
vom  19.  Dezember  1862  und  26.  Juni  1868. 

1.  Civilsenat.    Urteil  vom  4.  Oktober  1882,  R.  I  Nr.  335/82. 

Das  österreichische  Einkommenssteuerpatent  vom  29.  Oktober  1845* 
beschränkt  seinen  Wirkungskreis  dahin ,  dass  als  Steuerobjekt  lediglich  die 
Bewohner  der  österreichischen  Kronländer  erachtet  werden.  Daher  sind  die 
ausserhalb  Oesterreichs  wohnhaften  Eigentümer  eines  in  einem  österreichischen 
Gewerbsunternehmen  verwendeten  Schuldkapitals  dem  österreichischen  Staate 
nicht  steuerpflichtig.  Ob  die  im  Auslande  wohnenden  Kapitalgläubiger  das  im 
§  23  des  Patente  gestattete  Abzugsrecht  bei  der  Wahl.  Zinsschulden  in  Deutsch- 
land zu  zahlen,  geltend  machen  können,  wird  nicht  nach  den  Bestimmungen 
über  die  Grenzen  der  Steuerfreiheit  des  österreichischen  Staates,  sondern  nach 
den  Grundsätzen  des  internationalen  Privatrechtes  zu  beurteilen  sein.  Diese 
Grundsätze  führen  zu  einer  Verneinung  der  Wirksamkeit  jenes  Abzugsrechtes 
bei  Geltendmachung  des  Rechtes  auf  Zahlung  ausser  Oesterreich.  Die  Fest- 
setzung auswärtiger  Zahlungsorte  bedeutet  nicht  bloss  die  Gewährung  sog.  Zahl- 
und  Erhebungsstellen,  sondern  es  sollte  die  Schuldverschreibungen  für  fremde 
Währungsgebiete  den  Vorzügen  einheimischer  teilhaftig  machen  und  insbeson- 
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dere  die  Bewirtung  der  Zahlung  als  nach  Befugnis  des  Gläubigers  denselben 
Einschränkungen  und  Hinderungen  entzogen  kennzeichnen,  welche  der  öster- 
reichische Staat  im  Domizile  des  Schuldners  auflegen  wollte.  Blosse,  den  fis- 
kalischen, wirtschaftlichen  und  Opportunitätsrücksichten  des  Heimatestaates 
entstammende  Massregeln  können  nie  Aber  die  Machtsphäre  dieses  Staate» 
hinaus  wirken. 

Sammlung  f.  Civ.  Bd.  IX  S.  4. 


XXVI. 
Bankgesetz. 

1. 

Reichsgesetz  vom  14.  März  1875  §  1  Abs.  2. 

II.  Civilsenat.    Urteil  vom  26.  Oktober  1880,  R.  II  Nr.  227/80. 

Der  Ausdruck  „Reichsbeamte  im  Sinne  dieses  Gesetzes"  in  §  1  Abs.  2 
des  oben  citierten  Gesetzes  ist  immer  nur  auf  dasjenige  Gesetz  selbst  beschränkt, 
fur  welches  diese  Bestimmung  gegeben  ist.  Die  Bankbeamten  sind  sonach  mittel- 
bare Reichsbeamte. 

Sammlung  f.  Civ.  Bd.  II  S.  106. 
2. 

Gesetz  vom  14.  März  1875  §  13  Nr.  7. 

I.  Civilsenat.    Urteil  vom  30.  Januar  1884,  R.  I  Nr.  462/83. 

Das  Guthaben  bei  der  Bank  auf  Giroconto  hat  die  Natur  eines  Depo- 
situms, dem  auch  nicht  entgegensteht,  dass  das  Giroconto  von  dem  Depositen- 
conto  unterschieden  ist. 

Sammlung  f.  Civ.  Bd.  XII  S.  89. 


XXVII. 

Zinscoupons  als  Papier  nicht  Geld. 

I.  Civilsenat.    Urteil  vom  29.  Januar  1882,  R.  1  Nr.  301/80. 

Nach  der  preussischen  Gesetzgebung,  insbesondere  Art.  17  der  V.O.  vom 
17.  Januar  1820,  wonach  für  Zinsen  der  Staatsschuldverschreibungen  die  vier- 
jährige Verjährungsfrist  entsprechend  der  späteren  Einführung  dieser  Frißt  für 
alle  Zinsrückstände,  §  13  der  V.O.  vom  16.  Juni  1819,  K.O.  vom  18.  September 
1822,  nach  welcher  die  Zinscoupons  von  Staatsschuldverschreibungen  nicht 
amortisiert,  sondern  bei  Glaubhaftmachung  des  Verlustes  nach  Befinden  der 
Behörde  durch  neue  ergänzt  werden,  und  K.O.  vom  13.  Mai  1824,  wonach  drei 
Monate  nach  Bekanntmachung  der  geschehenen  Austauschung  die  Kapitalien 
der  ausgelosten  Schuldverschreibungen  mit  den  bis  dahin  laufenden  Zinsen  in 
Empfang  zu  nehmen  sind,  die  unabgehobenen  Kapitalbeträge  aber  nicht  weiter 
verzinst  werden,  erscheinen  die  Zinscoupons  lediglich  als  Papiere  über  Zins- 
Weehtigung  (nicht  Geld). 

Sammlung  f.  Civ.  Bd.  V  S.  260 

XXVIII. 
Talons  keine  Obligation. 

Preuss.  Gesetz  vom  18.  März  1869 ,  betr.  Ausgabe  von  Talons  zu  den  preus- 

fdschen  Staatsschuldverschreibungen. 

I.  Civilsenat.    Urteil  vom  12.  Februar  1881,  R.  1  Nr.  321/79. 

Nach  dem  preuss.  Gesetze  vom  18.  März  1869  erfolgt  die  Ausgabe  neuer 
Zinsbogen  an  die  Inhaber  der  Talons,  im  Widerspruchsfalle  aber  an  den  In- 
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haber  der  Schuldverschreibung.  Der  Talon,  obwohl  er  auf  den  Inhaber  lautet, 
ist,  von  der  Hauptschuld  abgelöst,  ein  Legitimationspapier,  dessen  Bedeutung 
auf  der  vorläufigen  Annahme  beruht,  dass  der  Inhaber  auch  Inhaber  der  Schuld- 
verschreibung selbst  sei,  der  Talon  ist  aber  doch  nur  Pertinenz  der  Haupt- 
obligation ,  also  kein  selbständiger  Vermögens-  und  Tauschwert.  Man  kann 
deshalb  auch  ein  Pfandrecht  auf  den  Talon  nicht  erwerben. 

Sammlung  f.  Civ.  Bd.  III  S.  154. 


XXIX. 
Rentenbanken* 

Preuss.  Gesetz  vom  2.  März  1850  §  18. 

H.  Hilfsseuat.    Urteil  vom  5.  Januar  1882,  R.  Ya  Nr.  270/82. 

Die  Dinglichkeit  einer  Amortisationsrente  ist  von  deren  Eintragung  in 
das  Hypothekenbuch  nicht  abhängig.  Denn  das  Rentenbankgesetz  hat,  ohne 
hinsichtlich  der  in  Amortisationsrenten  umgewandelten  Reallasten,  je  nachdem 
sie  auf  privatrechtlichen  Titeln  beruhen  oder  in  die  Kategorie  der  öffentlichen, 
gemeinen  Lasten  gehören,  oder  je  nachdem  sie  eingetragen  sind  oder  nicht,  zu 
unterscheiden,  den  an  die  Rentenbank  abgetretenen  Renten  dasselbe  Vorzugs- 
recht gewährt,  welches  den  Staatssteuern  beiliegt.  Hieran  hat  auch  die  neue 
Grundbuchgesetzgebung  vom  Jahre  1872  nichts  geändert. 

Sammlung  f.  Civ.  Bd.  VI  S.  292. 


XXX. 
Grundsteuer. 

1. 

Preuss.  Finanzedikt  vom  27.  Oktober  1810;  Grundsteuergesetz  vom  21.  Mai  1861 

§  2;  A.L.R.  I.  4  §  65. 

II.  Civilsenat.    Urteil  vom  20.  September  1880,  K.  Va  Nr.  390/79. 

Der  Ausdruck  „Grundsteuer*  hat  nach  $  1  des  Gesetzes  vom  24.  Mai 
1861  zwei  verschiedene  Bedeutungen,  indem  er  in  engerem  Sinne  nur  die  Land- 
steuer,  in  weiterem  Sinne  die  Steuern  von  Grundeigentum  überhaupt  bezeichnet 
von  welchen  Land-  und  Gebäudesteuer  nur  besondere  Arten  bilden.  Das  Urteil 
gibt  nun  eine  geschichtliche  Entwicklung  der  Grundsteuer  und  fährt  fort :  Wenn 
das  allgemeine  Gesetz,  betreffend  die  anderweitige  Regelung  der  Grundsteuer 
vom  21.  Mai  1801  im  Gegensatz  zur  Gebäudesteuer  die  Landsteuer  (Steuer  von 
Liegenschaften)  gegenwärtig  als  eigentliche  Grundsteuer  bezeichnet,  so  legt  es 
diesem  Ausdrucke  eine  neue,  engere  Bedeutung  neben  der  bisherigen  allgemeinen 
Bedeutung  bei.  Von  dem  Jahre  1861  an  musste  also  unter  Grundsteuer  sowohl 
die  Land-  als  Gebäudesteuer  verstanden  werden. 

Sammlung  f.  Civ.  Bd.  III  S.  226. 

2. 

Preuss.  Gesetz  vom  26.  Juni  1875,  betr.  Berichtigung  des  Grundsteuerkatasters. 

III.  Civilsenat.    Urteil  vom  14.  Dezember  1883,  R.  III  Nr.  274 «3- 

Der  im  Grundbuche  eingetragene  Eigentümer  eines  Grundstückes,  welch« 
zu  einer  Gemarkung  gehört,  die  sich  im  Auseinandersetzungsverfahren  befindet, 
kann  nach  Ausführung  des  festgestellten  Auseinandersetzungsplanes,  aber  vor 
Berichtigung  des  Grundbuches  eine  Hypothek  an  den  im  Grundbuche  einge- 
tragenen Grundstücken  bestellen ,  denn  das  Gesetz  vom  26  Juni  1875  hat  den 
Zweck,  die  Verkehrshemmnisse,  welche  die  Separationen  infolge  faktischer  Ver- 
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hältnisse  herbeiführten,  thunlichst  zu  beseitigen  und  die  Befugnis  des  Eigen- 
tümers zur  Disposition  über  die  Abfindungspläne  zu  erweitern. 

Hätte  obige  Beschränkung  ausgesprochen  werden  wollen,  so  müsste  an- 
geordnet sein,  dass  im  («rundbuche  erkennbar  gemacht  Bein  müsste,  dass  das 
Grundstück  in  einem  Teilungs-  oder  Auseinandersetzungsverfahren  befangen  sei. 

Sammlung  f.  Civ.  Bd.  X I  S.  252. 


XXXI. 
GebändeMener. 
1. 

Preuss.  Gesetz  vom  22.  Mai  1852;  Ergänzung  des  Einf.-Ges.  zum  St.G.B.  Art.  V; 
Preus8.  Gesetz  vom  18.  Juni  1840  ;  Verjährungsfristen  bei  öffentlichen  Abgaben 
betreffend:   preussisches  Gebäudesteuergesetz  vom  21.  Mai  18Ü1  $  17;  St.P.O. 

§  449.  4b2.  457. 

I.  Senat.    Urteil  vom  4.  Juni  1883,  K.  Nr.  872/83. 

Die  Kriterien  des  Deliktes  der  Unterlassung  einer  vorgeschriebenen  An- 
zeige zur  Häusersteuer  sind  nach  dem  unzweideutigen  Wortlaute  des  Gesetzes, 
welche  da«  Erfordernis  eines  dolus  oder  der  culpa  nicht  entfernt  andeutet,  rein 
objektiv  fixiert.  Das  Gesetz  wollte  dem  Zwecke  gemäss  von  den  regelmässig 
bei  eigentlich  kriminellen  Handlungen  (zum  Teil  auch  bei  andern  Steuerver- 
gehen) als  Voraussetzung  der  Strafbarkeit  geltenden  Schuldformen  des  dolus 
und  der  culpa  absehen.  Unkenntnis  des  Gesetzes  entschuldigt  nicht.  Nicht- 
anzeige ohne  Steuerhinterziehung  wird  nur  mit  geringen  Geldstrafen  geahndet. 
Bezüglich  der  Verjährung  fragt  es  sich  darum,  wann  die  Handlung  als  be- 
gangen gilt.  Das  Entscheidende  ist,  ob  die  vollendete  That  ein  abgeschlossenen 
Delikt  bildet  oder  ob  das  durch  die  betreffende  That  verübte  Delikt,  wenn  auch 
vollendet,  doch  noch  als  das  nämliche  Delikt  sich  fortsetzt  oder  als  Kollektiv- 
begriff eine  Wiederholung  der  That  in  sich  fasst. 

Es  kann  zweifelhaft  bleiben,  ob  die  betreffende  That  als  Omissiv-  oder 
Komniisaivdelikt  aufzufassen  ist.  Es  ist  sogar  bei  Omissivdelikten  das  Regel- 
mässige, dass  das  rechtliche  Interesse,  welchem  die  gebotene  Handlung  dienen 
soll,  nicht  ein  momentanes,  vorübergehendes,  sondern  ein  fortdauerndes  ist.  Im 
konkreten  Falle  ist  nicht  mit  der  Nichtanmeldung  die  mit  dem  Dupliereu  der 
Steuer  bedrohte  That  —  also  nicht  Ordnungsdelikt  —  begangen,  sondern  es 
muss  noch  die  Steuerhinterziehung  dazu  kommen.  Nun  ist  zwar  die  Anmeldung 
ohne  jede  Zeitgrenze,  also  fortdauernde  Gesetzesübertretung,  Dauerdelikt,  nicht 
an  die  Verjährungszeit  vom  Beginne  der  Anmeldefrist  an  geknüpft,  dagegen 
ist  die  Steuerzahlung  an  das  bestimmte  Kalender-(Etats-\jahr  gebunden;  mit 
jedem  neuen  Jahr,  in  welchem  die  Jahressteuer  nicht  entrichtet  wird,  vollzieht 
sich  ein  neues  Steuervergehen :  die  Nichtzahlung  der  Steuer  während  einer  Reib*» 
von  Jahren  ist  nicht  eine  einheitliche  Steuervorenthaltung,  denn  die  Strafbar- 
keit wächst  mit  der  Zahl  der  Jahressteuern .  sondern  sie  wiederholt  sich  und 
hat  ihre  Voraussetzung  in  der  fortdauernd  unterlassenen  Anmeldung.  Da  die 
Vergehen  und  Uebertretungen  nach  dem  Gesetze  vom  22.  Mai  1852  und  18.  Juni 
1840,  an  denen  das  Einf.-Gesetz  zum  St.G.B.  (§  7)  nichts  geäudert  hat.  in  5 
Jahren  verjähren,  und  nachdem  das  Gebäudesteuergesetz  hierin  nichts  geändert 
hat.  nachdem  ferner  die  Grösse  der  Strafe  sich  nach  der  Höhe  der  Steuer 
richtet,  fallen  nur  jene  hinterzogenen  Steuerbeträge  unter  Strafe ,  welche  noch 
in  die  fünfjährige  Verjährungszeit  fallen.  Damit  stimmt  auch  die  frühere  preus- 
sische  Rechtsprechung  überein.  Uebrigens  gehört  zu  dem  Delikte  wegen  Nicht- 
anmeldung die  thatsächliche  Voreuthaltung  der  Steuer  und  die  Höhe  der  zu 
erkennenden  Geldstrafe  wird  durch  das  Mass  der  schuldigen  Gebäudesteuer  be- 
dingt. Hierüber  erkennen  die  Gerichte  selbständig,  ohne  an  die  vorgängige 
administrative  Strafbekanntmachung  gebunden  zu  sein.  Es  reicht  dazu  nicht 
einmal  die  Hinweisung  auf  den  administrativen  Strafbescheid  aus,  sofern  dieser 
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der  hinreichenden  thatsächlichen  Motivierung  in  irgend  einer  Richtung  entbehrt 
Die  Gerichte  haben  das  Ergebnis  der  eigenen  Verhandlung  zu  würdigen  und 
festzustellen  (§17  Abs.  4  des  preuss.  Gebäudesteuergesetzes ,  §  457  u.  462  der 
St.P.0.,  §  379  des  Entwurfs  der  St.P.O.  und  Motive  dazu;  Hahn,  Materialien 
S.  425;  Sammlung  der  Entsch.  Bd.  VII  S.  220). 

Sammlung  Bd.  VIII  S.  390. 

2. 

Bayerisches  Haussteuergesetz  vom  15. 'August  1878/19.  Mai  1881  §  14;  StG.B.  §  67; 
bayer.  Ausf.-Ges.  vom  18.  August  1879  Art  5. 

I.  Senat.    Urteil  vom  4.  Juni  1883,  R.  Nr.  838/83. 

Das  Reichsgericht  hat  schon  wiederholt  als  gemeinsamen  Standpunkt  der 
die  Entrichtung  der  öffentlichen  Abgaben  regelnden  Gesetze  bezeichnet  ,  dass 
die  Strafbarkeit  der  Abgabenhinterziehung  weder  strafbaren  Vorsatz,  noch 
schuldhafte  Fahrlässigkeit  erfordern,  vielmehr  schon  durch  Nichtbeachtung  der 
gesetzlichen  Verpflichtung  begründet  ist. 

Das  Verschweigen  des  Mietertrages  stellt  sich  nach  den  landesgesetzlichen 
Bestimmungen  als  eine  Uebertretung  dar.  Soweit  die  vollzogene  unrichtige 
Fassion  den  Mietertrag  zugibt,  verletzt  sie  die  Steuerpflicht  nicht;  dieselbe 
beginnt  also  dort,  wo  der  wahre  Wert  den  angegebenen  Betrag  übersteigt. 
Solange  dieses  Verschweigen  dauert,  verharrt  der  Fassionspflichtige  dem  Ge- 
setzesgebote gegenüber  in  strafbarer  Unthätigkeit.  Für  diese"  Verschweigen 
begründet  die  Einleitung  des  Erhebungsverfahrens  keinen  Einfluss,  weil  durch 
dieses  nur  der  fatierte  Betrag  betroffen  wird.  Die  Verjährungsfrist  lauft  also 
von  dem  Momente  an,  als  das  Verschweigen  beendet  ist  ,  bis  zur  ersten  wegen 
des  begangenen  Verschweigen»  gegen  den  Angeklagten  gerichteten  Handlung 
des  Gerichtes.  Dass  der  Angeklagte  zwischeu  dem  Beginne  und  der  Beendigung 
des  Mietertrag- Verschweigens  das  betreffende  Haus  verkauft  hat,  ist  ohne  Ein- 
fluss, da  das  Schweigen  wegen  des  früheren  Mietertrages  auch  nach  der  Ver- 
äusserung  fortgedauert  hat  und  die  verlorene  Eigenschaft  als  Hauseigentümer 
keine  Voraussetzung  für  die  Fortdauer  der  Anzeigepflicht  bezüglich  des  früheren 
Mietertrages  bildet. 

Sammlung  Bd.  VIII  S.  414. 
3. 

Bayerisches  Haussteuergesetz  vom  15.  August  1878/19.  Mai  1881  §§  11,  12,  14—17 
Vollzugsbekanntmachung  vom  4.  April  1882. 

I.  Senat    Urteil  vom  1.  Dezember  1883,  R.  Nr.  2177/83. 

Wiederholt  ist  unter  Hinweisung  auf  die  früheren  reichsgerichtlichen  Urteile 
ausgesprochen,  dass  auch  das  bezügliche  Gesetz  den  den  meisten  Gesetzen  über 
öffentliche  Abgaben  gemeinsamen  Standpunkt  einnimmt,  dass  die  Strafbarkeit  der 
Steuerhinterziehung  weder  ein  strafbarer  Vorsatz,  noch  schuldhafte  Fahrlässig- 
keit, noch  das  Bewusstsein  der  Rechtswidrigkeit  erfordert,  sondern  durch  Nicht- 
beachtung  der  gesetzlichen  Vorschriften  begründet  ist. 

Die  Fassionspflicht  des  Hauseigentümers  beschränkt  sich  auf  den  benütaten 
oder  vorübergehend  nicht  vermieteten  Gebäudeteil,  umfasst  aber  nicht  alle  un- 
vermieteten Räume,  insbesondere  nicht  die  dauernd  unvermieteten  Räume,  be- 
züglich deren  nach  §  15  des  Gesetzes  vom  15.  August  1878/19.  Mai  1881  eine 
Fassionspflicht  nicht  besteht.  Dies  ist  auch  von  dem  durch  §  40  des  Gesetzes 
mit  dem  Vollzuge  beauftragten  Finanzministerium  in  den  Vollzugsvorschriften 
vom  1.  April  1882  anerkannt  Besteht  aber  bezüglich  dieser  Gebäude  keine 
Fassionspflicht  ,  so  besteht  überhaupt  keine  gesetzliche  Pflicht  zur  Angabe  der 
dauernd  unvermieteten  Gebäude  und  Räume.  Die  bezügliche  Vorschrift  in  den 
Vollzugsbestimmungen  kann  nur  als  reglementäre ,  die  Erleichterung  der  Ein- 
Hchätzung  durch  die  Taxatoren  bezweckende  erachtet  werden,  welche  von  d^r 
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Strafandrohung  des  Gesetzes  nicht  betroffen  wird.  Diese  Grundsätze  betreffen 
auch  jene  Objekte,  welche  unter  §  17  des  Gesetzes  fallen,  bezüglich  welchen 
«  ebenfalls  darauf  ankommt,  ob  sie  dauernd  oder  vorübergehend  leer  stehen. 

Sammlung  Bd.  IX  S.  255. 


XXXII. 

Prensstache  Klassenstener. 

Einführungsgesetz  vom  1.  Mai  1851  §§  26,  33;  Ergänzungsgesetz  vom  25.  Mai  1873 

Art.  1  §  14  c. 

I.  Senat   Urteil  vom  17.  April  1802,  R.  Nr.  240/82. 

Strafrechtlich  besteht  das  Wesentliche  der  gesetzlichen  Bestimmung  über 
die  eidliche  Versicherung  des  Einkommens  darin,  dass  die  Reklamationskommis- 
sion befugt  ist,  eine  dem  Zweck  entsprechende  eidesstattliche  Versicherung  zu 
fordern,  und  der  Reklamant  eventuell  verpflichtet,  dieselbe  wahrheitsgetreu  ab- 
zugeben. (Stenogr.  Bericht  der  Verhandlung  der  preussischen  zweiten  Kammer 
1850/51  Anlage  S.  61.)  Wenn  auch  die  Rcklamationskom mission  die  vorgeschrie- 
bene Form  ihrer  mitzuteilenden  Entscheidung  durch  Unterlassung  der  wörtlichen 
Inhaltsbezeichnung  der  zu  erstattenden  Erklärung  des  Reklamanten  an  Eides- 
»tatt  in  einem  einzelnen  Falle  ausser  acht  lässt,  so  gelten  doch  hierauf  die 
Bestimmungen  über  falsche  Versicherung  an  Eidesstatt,  d.  h.  einer  vor  der 
kompetenten  Behörde  abgegebenen  öffentlichen  Glauben  verdienenden  Bekräfti- 
gung (Meineid). 

Sammlung  Bd.  VI  S.  196. 


XXXIII. 

Württembergische  Kapltalsteaer. 

Gesetz  vom  19.  September  1852,  die  Steuer  von  Kapital-,  Renten-,  Dienst-  und 

Berufseinkoramen. 

I.  Senat.    Urteil  vom  13.  Dezember  1883,  R.  Nr.  1466/83. 

Wenn  jemand  in  Verbindung  mit  andern  Geschäfte  macht,  dabei  aber 
Forderungen  ausschliesslich  auf  seinen  Namen  erwirbt  und  den  Zinsengenuas  aus- 
übt, hat  er  das  in  dem  Geschätzten  stehende  Kapitaleinkommen  ganz  zu  fatieren, 
uisolange  als  nicht  eine  Abtrennung  und  Teilung  der  Forderungen  vollständig 
erfolgt  ist,  da  sich  die  den  sogenannten  Teilhabern  gegenüber  bestehenden  Ver- 
bindlichkeiten als  Schulden  darstellen,  welche  von  dem  steuerbaren  Betrag  nach 
Art  5  des  Gesetzes  vom  19.  September  1852  nicht  abgezogen  werden  dürfen. 

Sammlung  Bd.  X  S.  196. 


XXXIV. 

Badische  Kapitalrentenstetier. 

Gesetz  vom  29.  Juni  1874;  Erwerbsteuer  vom  25.  August  1876;    GeNetz  vom 
26.  Mai  1866  über  die  neue  Katasterierung  der  Gebäude. 

I.  8enat.   Urteil  vom  20.  April  1885,  R.  Nr.  1874/85. 

Eine  anlässlich  der  Verpachtung  einer  Liegenschaft  dem  verpachtenden 
rtmrYi A.ftju>i cton H\mnr  angesagte  Vergütung  für  eine  von  diesem  «im«-»««"»«««* 
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Verpflichtung  fällt  nicht  unter  die  Häusersteuer,  bezw.  Grundsteuer,  weil  diev 
Steuer  nur  den  Ertrag  aus  der  Liegenschaft  ala  solcher  trifft-.  Für  eine  Ver- 
gütung neben  dem  unmittelbaren  Ertrag  aus  der  Liegenschaft  für  die  BV 
schränkung  der  persönlichen  Handlungsfreiheit  ist  die  Kapitalrentensteuer  zu 
bezahlen.  Die  Verpflichtung  zur  Häusersteuer  schlieft  die  weitere  Steuerpflich 
tigkeit  zur  Erwerbssteuer  oder  Kapitalrentensteuer  bezüglich  einer  selbständigen 
gewerblichen  Unternehmung  oder  Rentenbesitzes  nicht  aus.  Die  obige  Ver- 
gütung stellt  sich  als  das  Entgelt  für  eine  persönliche  Verpflichtung  dar.  welch»- 
nun  auch  auf  eine  bestimmte  Anzahl  von  Jahren  als  rentenartiger  Betrag  sich 
charakterisiert 

Ein  im  Besitze  eines  Bunquiers  befindliche«,  seinem  Bankbetrieb  dienende* 
Wertpapier  kann  auch  durch  zeitweilige  Hingabe  in  den  Gewahrsam  eine*  an- 
dern noch  immer  die  Eigenschaft  als  ein  für  den  Geschäftsbetrieb  dienende 
Wertobjekt  (Erwerbsteuer)  behalten;  dagegen  gewinnen  Wertpapiere,  welche 
von  einem  Fabrikanten  erworben  wurden,  um  in  ihnen  in  dauernder  Weise  sein 
Venuögen  nutzbringend  anzulegen ,  den  Charakter  von  Betriebskapitalien  und 
verlieren  also  den  Charakter  von  Kapitalien,  deren  Renten  der  Kapitalstem 
unterliegen,  nicht  dadurch,  dass  sie  mittelst  Hingabe  in  den  Gewahrsam  ein« 
anderen  zur  Sicherheit  das  Mittel  bilden,  dadurch  Geldbeträge  zu  erlangen,  die 
ihrerseits  für  den  Geschäftsbetrieb  des  Fabrikanten  dienen  sollen.  Die  Wert 
papiere  werden  damit  nicht  dem  Geschäftsbetrieb  gewidmet. 

Sammlung  Bd.  12  S.  277. 


XXXV. 
Gewerbesteuer. 
1. 

Preussisches  Gewerbesteuergesetz  vom  30.  Mai  1820  §9.  Preußische* 
Gesetz  über  Abänderung  dieses  Gesetzes  vom  19.  Juli  1801  8  16. 

I.  Senat,    Urteil  vom  12.  Juni  1880.  R.  Nr.  732/79. 

Aus  den  Motiven  zu  §  13  des  Entwurfes  des  Gesetzes  vom  19.  Juli  I8til 
betreffend  Abänderungen  des  Gewerbesteuergesetze*  vom  30.  Mai  1820  geht  un 
zweifelhaft  hervor,  dass  das  Vermieten  von  Zimmern  nur  dann  unter  das  Ge- 
werbesteuergesetz  falle,  wenn  es  sich  um  einen  eigentlichen  Gewerbebetrieb  in 
grösserem  Umfange  handelt,  indem  das  Vermieten  möblierter  Zimmer  nicht  zur 
Gewinnung  des  Lebensunterhaltes,  sondern  zu  dein  Zwecke,  um  die  Mittel  zur 
Deckung  eines  Teiles  der  Wohnungsmiete  zu  erhalten,  von  der  Gewerbesteoer 
freigelassen  werden  will. 

Sammlung  Bd.  1.  8.  141. 

2. 

Preussisches  Gewerbesteuergesetz  vom  30.  Mai  1820  §  10,  19,  39;  R.-Gewerbe- 
ordnung  vom  21.  Juni  1869  §  33,  145.  147:  Preussisches  Gesetz  vom  22.  Mai  1852: 
Ergänzungen  zum  E.G.  zum  Str.G.B.  Art.  V. 

II.  Senat.    Urteil  vom  23.  Juni  1882,  R.  Nr.  1369,82. 

Wenn  auch  gemäs  §  147  der  Gewerbeordnung  bei  einmal  vorliegender 
ideeller  Konkurrenz  zweier  Vergehen  als  Uebertretung  der  Gewerbepolizei 
Ordnung  und  des  Steuergesetzes  in  einer  Handlung  eine  Trennung  und  separat'" 
Verfolgung  ausgeschlossen  ist.  so  hat  doch  schon  die  preussische  Gerich tspraxi* 
in  dem  Urteile  der  vereinigten  Abteilungen  des  Senats  des  preußischen  Ober- 
tribunals für  Strafsachen  vom  11.  Juni  1877  (Entsch.  Bd.  80  S.  413)  den  Grund 
satz  angenommen,  dass  die  Strafverfolgung  wegen  einer  Zuwiderhandlung  gegen 
die  Steuergesetze  —  welche  in  5  Jahren  verjährt  —  nicht  ausgeschlossen  «ei. 
wenn  das  in  der  Handlung  zugleich  enthaltene  Gewerbepolizeivergehen  verjährt 
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ist  —  was  in  drei  Monaten  geschieht.  Die  Zuwiderhandlung  gegen  die  Steuer- 
gesetze bildet  nicht  bloss  einen  Strafzumessungsgrund,  sondern  es  ist  die  Existenz 
finer  an  sich,  neben  den  Gewerbepolizeivergehen  strafbaren  Zu  Widerhandlung  gegen 
die  Steuergesetze  nicht  zu  bezweifeln.  Andernfalls  wären  bei  der  Kürze  der  Ver- 
jährungsfrist bei  Gewerbepolizeikontraventionen  zahlreiche  Fülle  der  Verfolgung 
begangener  Steuervergehen  zum  Nachteile  des  fiskalischen  Interesses  ausgeschlossen 
und  ein  Thäter,  der  in  doppelter  Beziehung  gegen  Gesetze  Verstössen  hat,  wäre 
besser  daran,  als  wenn  er  lediglich  ein  Steuervergehen  begangen  hätte. 

Sammlung  Bd.  VI  S.  :V71. 

8. 

Gesetz  vom  30.  Mai  1820  §  19,  20.  39.  40:    Preuss.  Gesetz  über  die  Be- 
stimmung des  Gewerbebetriebs  im  Umherziehen  vom  3.  Juli  1876      17,  18; 

Gewerbeordnung  vom  21.  Juni  1869  §  147. 

IV.  Senat.    Urteil  vom  6.  Juni  1884,  R.  Nr.  1249/84. 

Im  Falle  der  Konkurrenz  eines  Gewerbepolizeivergehen«  aus  $  147  der  G.G. 
darf  die  für  das  Gewerbepolizeivergehen  festzustellende  Strafe  nicht  unter  der 
mit  einem  Gewerbesteuervergehen  in  Gemässheit  des  §  147  Abs.  2  d.  G.O.  für 
die  Gewerbesteuervergehen  allein  verwirkten  Strafe  bemessen  werden  (Oppen- 
hof. Rechtsprechung  des  Obertribunals  Bd.  XIII  S.  304,  Bd.  XVII  S.  847,  Entsch. 
des  Reichsgerichts  in  Strafsachen  Bd.  VI  S.  374). 

Die  Vorschrift  des  §  17  des  Gesetzes  vom  3.  Juli  187b*  richtet  sich  ledig- 
lich gegen  die  Unterlassung  der  Anzeige  von  dem  Umfange  des  steuerpflichtigen 
Gewerbes.  Mit  dem  Beginne  des  Gewerbebetriebs  ist  das  Steuervergehen  kon- 
snmmiert,  und  eine  dem  doppelten  Betrage  der  Jahressteuer  gleichkommende 
.Steuerstrafe  verwirkt.  Tritt  die  Verfolgung  des  Steuervergehens  erst  ein,  nach- 
dem der  Gewerbebetrieb  bereit«  mehrere  Jahre  hindurch  stattgefunden  hat,  so 
wird  diese  auf  den  Betrag  der  nachträglich  zu  erlegenden  Steuer,  nicht  aber 
auf  die  Höhe  der  Strafe  Kin  flu  ss  üben,  da  letztere  niemals  den  doppelten  Betrag 
der  Jahressteuer  übersteigen  darf.  Dieser  Grundsatz  steht  auch  in  U  eberein - 
Stimmung  mit  der  Rechtsprechung  des  preussischen  Obertribunals  im  Urteil  vom 
4.  Januar  1855  (I.  M.  Bl.  S.  96). 

Sammlung  Bd.  X  S.  417. 

"    *  4. 

Gewerbeordnung  vom  21.  Juni  1869  §7  Nr.  6;  Preussisches  Gewerbesteueredikt 

vom  2.  November  1840. 

I.  Civilsenat.    Urteil  vom  18.  Januar  1882,  R.  I.  645/81. 

In  §  23  ff.  der  G.O.  vom  21.  Juni  1869  sind  alle  Abgaben,  welche  für 
den  Betrieb  eines  Gewerbes  entrichtet  werden,  für  aufgehoben  erklärt.  Es  muss 
nun  zwischen  der  Befugnis  zum  Betrieb  eines  Gewerbes  und  der  Verpflichtung 
zur  Entrichtung  der  Abgabe  eine  Wechselbeziehung  stattfinden.  Dabei  ist  es 
gleichgültig,  in  welcher  Weise  die  Befugnis  zum  Gewerbebetriebe  gegen  Ent- 
richtung der  Abgabe  eingeräumt  und  ob  nur  hiefür  Abgabe  zu  entrichten 
oder  zugleich  gewerbliche  Einrichtungen,  Sachen  oder  Berechtigungen  überlassen 
sind,  so  dass  die  Abgabe  teils  hiefür,  theils  für  die  Gestattung  des  Gewerbe- 
betriebs entrichtet  wird.  Desgleichen  ob  die  Abgabe  die  Natur  einer  Erlaubnis 
hat  oder  eine  Gerechtsame  begründen  soll  und  in  letztem  Falle,  ob  eine  schon 
bestehende  übertragen  oder  eine  neue  begründet  werden  soll.  In  all  diesen 
Fällen  fällt  die  Abgabe  weg.  Aus  dem  durchgebildeten  Princip  der  Gewerbe- 
freiheit geht  nach  der  Geschichte  des  Gesetzes  hervor,  dass  abgesehen  von  den 
staatlichen  und  kommunalen  Gewerbesteuern  keine  andere  Abgabe  für  das  Ge- 
werbe bestehen  bleiben  sollte.  Dies  entspricht  auch  der  bisherigen  Gerichtspraxis 
lEntsch.  des  Obertribunals  Bd.  XIV  S.  131.  Bd.  XXVIII  S.  433,  Bd.  IX  S.  377K 

Sammlung  f.  Civ.  Bd.  VI  S.  90. 
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XXXVI. 

Oesterreichische  Erwerb»-  und  Einkommensteuer. 

Patent  vom  31.  Dezember  1812  die  Erwerbssteuer;  Sportel  vom  29-  Ok- 
tober 1849  die  Einkommensteuer;  V.O.  vom  28.  April  1859  Besteuerung  der  Zinse 
von  Staatsobligationen;  Finanzgesetz  vom  19.  Dezember  1862  und  26.  Juni  18<>«: 
Gesetz  vom  20.  Juni  1868  Umwandlung  der  Staatsschuld. 

I.  Civilsenai    Urteil  vom  4.  Oktober  1882  R.  1.  335/82. 

Siehe  oben  unter  Münzgesetz  (XXV  Ziff.  5). 


XXXVII. 

Preusslsches  Erbschaftsteuergesets  vom  30.  Hai  1878  $  6,  28,  88. 

1. 

St.G.B.  §  156. 

I.  Senat.    Urteil  vom  13.  November  1879,  R.  Nr.  184/79. 

Das  nach  dem  Erbschaftssteuergesetz  vorgelegte  Inventar  muss  vollständig 
und  richtig  sein ,  und  zugleich  die  erforderlichen  Wertangaben,  sohin  auch  die 
Angabe  der  Wertlosigkeit,  enthalten.  Die  Steuerbehörde  braucht  sich  bei  der 
Wertangabe  nicht  zu  beruhigen,  sondern  kann  den  Wert  oder  Unwert  einer 
Verlassenschaftsforderung  selbst  würdigen  oder  zum  Austrag  bringen  lassen. 
Halten  die  Erben  eine  Lrbschaftsforderung  für  unrealisierbar  und  wertlos,  so 
müssen  sie  doch  diese  Forderung  in  das  Inventar  einsetzen.  Fehlt  sie  und  haben 
sie  die  Vollständigkeit  und  Richtigkeit  des  Inventars  an  Eidesstatt  versichert, 
so  machen  sie  sich  einer  lUhrliWsigen  Abgabe  einer  Versicherung  an  Eidesstatt 
nach  §  156  des  St.G.B.  schuldig. 

Sammlung  Bd.  I  S.  99. 

2. 

Gesetz  vom  30.  Mai  1878  §  1,  5. 

III.  Civilsenat.    Urteil  vom  17.  März  1881,  R.  III,  Nr.  680/80. 

Nach  §  1  und  5  des  Erbschaftssteuergesetzes  unterliegen  der  Erbschaft»- 
Steuer  nur  solche  Anfalle,  welche  den  Erben  unmittelbar  durch  den  Erblasser 
auf  Grund  eines  erbrechtlichen  und  letztwilligen  Titels  zu  teil  werden  und  ihnen 
eine  Bereicherung  gewähren.  Stand  jemand  schon  kraft  des  Gesetzes  (ehelichen 
Güterrechts)  Anspruch  auf  den  Nießbrauch  auf  Grund  des  Testaments  angefallenes 
Vermögens  zu,  so  wurde  er  dadurch  nicht  bereichert,  wenn  der  Testator  ihm 
das  ihm  zustehende  Recht  im  Testament  zuwandte.  Selbst  wenn  er  das  Testament 
anerkannte  und  somit  formell  auf  Grund  des  Testamentes  in  den  Genuas  des 
Vermögens  trat,  so  ist  eine  Bereicherung  nicht  eingetreten,  daher  eine  Erbschaft« 
Steuer  nicht  zu  entrichten. 

Sammlung  f.  Civ.  V  S.  212. 
3. 

Gesetz  vom  30.  Mai  1873  §  10. 

III.  Civilsenat,    Urteil  vom  10.  November  1882.  R.  III,  Nr.  285/82. 

Das  Gesetz  unterscheidet  in  §  9  und  10  zwischen  Versteuerung  des  Im 
mobiliarvermögenB  und  des  Mobiliarvermögens.  Der  Immobiliennachlass  unter 
liegt  immer  der  Steuerhoheit  des  Staates,  in  dem  er  gelegen  ist.  Der  Mobilien- 
nachla88  unterliegt  der  Steuer,  wenn  er  der  Nachlasa  eines  preussischen  Erblasser* 
ist.  Bezüglich  der  Ausländer  gilt  als  Regel,  dass  der  in  Preussen  gelegene 
Nachlass  eines  Ausländers  steuerfrei  bleibt.    Nur  von  andern  Staaten,  die  den 
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in  ihrem  Gebiet  befindliehen  Nachlas*  eines  Preussen  mit  Erbschaftssteuer  be- 
legen, .«oll  auch  das  in  Preussen  befindliche  Mobilienvermögen  der  .Steuer  unter- 
worfen sein.  Die  Ausnahmebestimmung  in  $  10  Ab*.  2  des  Gesetzes  vom 
30.  Mai  1873  trifft  auch  für  den  Fall  zu,  wenn  der  im  Inlande  befindliche 
Nachlass  eines  Ausländers  in  das  Ausland  geht  und  stellt  für  diesen  Fall  das 
Retorsionsprineip  fest:  wenn  aber  der  Nachlass  im  Inland  bleibt,  ist  der 
Fall  durch  das  Gesetz  gar  nicht  geregelt  und  nicht  bestimmt  ausgesprochen, 
.dasB  in  einem  solchen  Falle  die  Erbschaftssteuer  zu  erheben  sei*. 

Sammlung  f.  Civ.  Bd.  VIII  8.  232. 

4. 

Gesetz  vom  30.  Mai  1873  §  25.  13  ff. 

IV.  Civilsenat.    Urteil  vom  12.  Juli  1883,  R.  IV.  Nr.  203/83. 

Der  erste  Absatz  des  §  25  des  Gesetzes  vom  30.  Mai  1873  betrifft  lediglich  den 
Fall,  wo  der  Erbe  oder  Legatar  der  «Substanz,  des  Nießbrauchs  dritter  Per- 
sonen ungeachtet,  beim  Anfalle  der  Substanz  die  Versteuerung  bewirkt:  es 
soll  dann  das  betreffende  Vermögen  um  den  Wert  der  Nutzungen  geringer  an- 
geschlagen werden.  Es  findet  sich  aber  keine  Andeutung  darüber,  dass  die 
Nutzungsberechtigten,  der  eben  erwähnten  Kürzung  ungeachtet,  von  der  Ver- 
steuerung des  ihnen  von  dem  Erblasser  zugewendeten  Niessbrnuchsrechte  befreit 
sein  sollen  Für  den  Fall,  wo  der  Erwerber  der  Substanz  die  Aussetzung  der 
Versteuerung  der  Substanz  beantragt,  bestimmen  der  zweite  und  dritte  Satz 
des  §  25.  dass  der  Abzug  de*  Wertes  der  Nutzungen  nicht  stattfinde.  Diese 
Bestimmung  regelt  nun  die  Verpflichtungen  der  Substanzerben  bezw.  Substanz- 
erwerbes und  läsat  sich  daraus,  dass  eine  Versteuerungspflicht  des  Niessbrauches 
nicht  ausdrücklich  gedacht  wird,  kein  Schluss  auf  dessen  Befreiung  herleiten. 
Für  diesen  gelten  die  allgemeinen  Bestimmungen  in  SS  13  u.  ff.  des  Gesetzes. 
Der  Niessbrauchsbereehtigte  ist  auch  in  dem  Falle  des  §  25  dieser  Versteuerung 
unterworfen,  gleichviel  ob  der  Substanzerbe  den  Substanzstempel  sofort  unter 
Abzug  des  Nutzlingswertes  oder  erst  nach  Ablauf  der  Niessbrauchszeit  in  un- 
verkürztem Betrage  entrichtet. 

Sammlung  f.  Civ.  Bd.  IX  S.  300. 

5. 

Preuss.  Gesetz  vom  30.  Mai  1873  §  27  :    Code  civil  1003,  010.  <>12. 

II.  Civilsenat.    1/rteil  vom  8.  Juni  1884  R.  IV  Nr.  33082. 

Eine  letztwillige  Zuwendung,  welche  den  Niessbrauch  vom  Nachlasse  des 
Verstorbenen  zum  Gegenstande  hat.  ist  weder  als  ein  Universalvermächtnis 
noch  als  Vermächtnis  unter  Universaltitel  aufzufassen.  Der  Niessbrauch  erwirbt 
kein  Eigentum,  sondern  nur  ein  (ieuussreeht,  und  ist  nach  §  27  des  Gesetzes 
vom  30.  Mai  1873  nicht  steuerpflichtig,  denn  die  Worte  des  Entwurfs  .Inhaber" 
einer  Erbschaft,  wurden  von  der  Gesetzgebungskommission  des  Abgeordneten- 
hauses gestrichen,  da  sie  niemals  Haftpflicht  enthalten  würden.  Auch  als 
Nachlasaverwalter,  welche  Bezeichnung  in  ihrer  technisch-juristischen  Bedeutung 
aufzufassen  ist,  kann  der  Legatar  nicht  betrachtet  werden. 

Sammlung  f.  Civ.  Bd.  XI  S.  305. 

6. 

Gesetz  vom  :30.  Mai  1873,  §  1.  9.  10. 

IV.  Civilsenat.    Urteil  vom  16.  April  1885,  R.  IV  Nr.  421/84. 

Nach  §  1  und  5  des  Gesetzes  vom  30.  Mai  1873  wird  die  Erbschafts- 
steuer von  dem  Betrage  entrichtet,  um  welchen  derjenige,  dem  der  Anfall  zu- 
kommt, reicher  wird,  wozu  auch  die  Forderungen  gehören.    Forderungen  ge- 
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hören  zu  dem  beweglichen  Vermögen  ties  Erblassers ,  auch  wenn  hiefür  ein 
ausländisches  Grundstück  verpfändet  ist.  Da  aber  ausländisches  bewegliches 
Vermögen  eines  Inländers  von  der  Erbschaftssteuer  frei  ist.  sofern  davon  eine 
ausländische  Erbschaftssteuer  entrichtet  wird,  so  sind  auch  diese  Forderungen 
frei,  denn  nach  dem  allgemeinen  Sprachgebrauch  ist  unter  ausländischem  Ver- 
mögen eines  Inländers  auch  dasjenige,  dessen  Verabfolgung  ins  Inland  verlang 
werden  kann,  verstanden. 

Sammlung  f.  Civ.  Bd.  XIII  S.  278. 

XXXVIII. 
Hessische  Kollateralstener. 

Hessen- Darmstädtisches  Finanzgesetz  vom  8.  Juni  1821  §  21. 

III.  Civilsenat,    Urteil  vom  5.  Juli  1881,  R.  III  Nr.  407/81. 

• 

Nach  obigem  Gesetze  unterliegen  alle  Erbschaften,  Schenkungen  von 
Todeswegen  und  Vermächtnisse  an  Seitenverwandte  oder  Freunde,  welche  den 
Betrag  von  100  fl.  übersteigen,  der  sog.  Kollateralsteuer  (5°/©)  zur  Staatskasse. 
Schenkungen  unter  Lebenden  sind  von  der  Entrichtung  der  Steuer  befreit.  Ist 
aber  eine  Schenkung  wegen  mangelnder  Insinuation  nichtig,  was  nach  dem 
gem.  Rechte  bei  Schenkungen  über  100  fl.  bezw.  500  Solidi  der  Fall  i*t,  so 
wirkt  diese  Nichtigkeit  zu  Gunsten  jedes  dabei  interessierten  Dritten,  auch  des 
Fiskus  als  Steuerberechtigten.  Die  Schenkung  steht  sodann  nur  bi*  zu  dem 
gültigen  Betrage  von  100  fl.  der  Kollateralsteuer  entgegen. 

Sammlung  f.  Civ.  Bd.  V  S.  LH. 


XXXIX. 
Prenssiscbe  Lotterie. 

1. 

Verordnung  vom  5.  Juli  1847.  das  Spielen  in  auswärtigen  Lotterien. 

St  .G.B.  §  8  u.  280. 

II.  Senat.    Urteil  vom  24.  Februar  1880.  R.  Nr.  856/79. 

Die  V.O.  vom  5.  Juli  1847  über  das  Spielen  in  auswärtigen  Lotterien 
behandelt  eine  Materie,  hinsichtlich  welcher  das  Strafgesetzbuch  nichts  bestimmt 
und  hat  deshalb  neben  dem  Strafgesetzbuch  Kraft  behalten.  Dies  gilt  sowohl  vom 
preussischen  als  dem  Reichsstrafgesetz.  Die  Bestimmung  des  §  8  des  R.St.G.. 
wonach  Ausland  im  Sinne  dieses  St.G.B.  jedes  nicht  zum  Deutschen  Reich  ge- 
hörige Gebiet  ist,  hat  da,  wo  es  sich  um  Ausübung  des  früheren  Landesstraf- 
rechtes handelt,  keine  Bedeutung.  Im  Sinne  des  preussischen  Landesstrafrechtes 
sind  alle  deutschen  Bundesstaaten  „Ausland*. 

Sammlung  Bd.  I  S.  210. 

2. 

St.G.B.  §  280;  preuss.  Erlas«  vom  12.  November  1868. 

II.  Senat.    Urteil  vom  17.  Dezember  1880.  R.  Nr.  2924/80. 

Wenn  die  zuständige  Behörde  (in  Preussen  die  Ortspolizeibehörde}  die 
Genehmigung  zur  Veranstaltung  einer  Ausspielung  geringfügiger  Gegenstände 
erteilt  hat,  dem  Spiele  jedoch  eine  derartige  Einrichtung  gegeben  wird,  welche 
demselben  den  Charakter  einer  Ausspielung  benimmt  und  solche  als  ein  Gemisch 
von  Ausspielung  und  Lotterie  verleiht,  wenn  z  B.  der  Spieler  dem  Gewinner 
das  Recht  verleiht,  nach  seiner  Wahl,  einen  der  geringfügigen  Gegenstände, 
worauf  die  Bewilligung  lautet,  oder  eine  be-timmte  Geldsumme  zu  verlangen. 
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welche  dein  Werte  dt«  Gegenstandes  entspricht  oder  nicht,  so  liegt  eine  Ueber- 
schreitung  der  Genehmigung  vor.  welche  dem  Mangel  derselben  gleichsteht. 

Sammlung  Bd.  III  S.  123. 

3. 

Preus?.  V.O.  vom  25.  Juni  1807  (Art.  IV)  das  Straf  recht  und  Strafverfahren  in 

den  neuen  Gebietsteilen. 

III.  Senat.    Urteil  vom  29.  September  18*4,  R.  N.  1915/84. 

Der  Thatbestand  des  in  der  V.O.  vom  25.  Juni  1807  (Art.  IV  Nr.  1)  be- 
zeichneten Vergehens  ist  nicht  dahin  normiert,  dass  strafbar  sei,  wenn  man  in 
-^iner  auswärtigen  (nicht  preussischen).  in  Preussen  verbotenen  Lotterie  spielt, 
«ondern  es  ist.  entsprechend  der  Natur  eines  auf  polizeilichen  und  finanziellen 
Rücksichten  beruhenden  Gesetzes,  das  Spielen  in  nicht  preussischen  Lotterien 
allein  schon  mit  Strafe  bedroht.  Eine  Ausnahme  ist  nur  für  diejenigen  Lotterien 
gemacht,  welche  durch  einen  besonderen  Akt  der  Staatsgewalt  ausdrücklich 
zugelassen  sind.  Die  Strafbarkeit  schliesst  also  nur  einen  thatsachlichen  Irrtum 
um,  welcher  darin  bestehen  muss,  dass  im  positiven  Glauben  angenommen 
werden  kann,  dass  durch  einen  besonderen  Akt  der  betreffenden  Lotterie  die 
staatliche  Zulassung  erteilt  sei. 

Sammlung  Bd.  XI  S.  108. 

4. 

Verordnung  vom  25.  Juni  1867  Art.  IV  Nr.  1 ;  St.P.O.  $  203. 

III.  Senat.    Urteil  vom  12.  Marz  1885,  R.  Nr.  383/85. 

Der  in  einem  Urteil  des  R.G.  vom  13.  April  1883  R.  Nr.  559  (Entsch. 
Bd.  8  S.  292)  ausgesprochene  Grundsatz,  dass  derjenige,  welcher  wegen  Ausgabe 
»on  sog.  Anteilscheinen  zu  einer  staatlichen  Klassenlotterie  auf  Grund  des 
^t.G.B.  §  280  bestraft  ist,  nicht  auch  wegen  des  an  seiner  Verurteilung  be- 
wirkten Verkaufes  von  Anteilscheinen  von  Losen  derselben  Staatslotterie  noch 
-trafrechtlich  verfolgt  werden  darf,  dass  also  nach  der  Natur  des  Vergehens 
die  Straf  klage  für  den  Thatbestand  der  unerlaubten  Veranstaltung  einer  Lotterie 
aufgebraucht  ist,  darf  nicht  auf  den  hierin  ganz  verschiedenen  Thatbestand 
des  Art.  IV  Ziff.  1  der  V.O.  vom  25.  Juni  1807  angewendet  weiden.  Das 
Vergehen  dieser  Bestimmung  ist  vollendet  durch  einmaliges  Spielen .  ein- 
maligen Verkauf  oder  einmalige  Verkaufsvermittelung  auch  nur  eines  Loses 
»öner  in  Preussen  nicht  zugelassenen  auswärtigen  Lotterie.  Allerdings  folgt, 
daraus  noch  nicht  die  Notwendigkeit ,  =*t«-ts ,  sobald  das  Spielen  oder  der  Ver- 
lrieb einer  Mehrheit  von  Losen  derselben  oder  verschiedener  Lotterien  in 
Frage  kommt,  bezüglich  jeden  Loses  eine  selbständige  Handlung  und  sonach 
'  ••züglich  aller  grundsätzlich  stets  reale  Konkurrenz  mehrfacher  gleichgear- 
teter Delikte  zu  unterstellen.  Es  kann  eine  Deliktseinheit  stattfinden  (vgl. 
I  rt.  des  R.G.  vom  11.  Juli  1882  R.  Nr.  15C0I,  allein  es  bleibt  Thatfrage.  ob  die 
Grundsätze  des  fortgesetzten  Vergehens  für  die  Anwendbarkeit  des  Rechtssatzes 
-ne  bis  in  idem4  Anwendung  zu  finden  haben.  Entscheidend  ist,  ob  bei 
"^iden  Handlungen  eine  objektiv  und  subjektiv  einheitlich  zusammenhängende 
Thätigkeit  (Entsch.  des  St.G.  Bd.  IX  S.  344)  vorliegt.  Die  Einrede  des  non  bis 
in  idein  oder  die  Behauptung  des  fortgesetzten  Einheitsdeliktes  muss  von  dem 
Angeklagten  ausdrücklich  vorgeschützt  werden.  Die  blosse  Aburteilung  wegen 
Vertriebes  unerlaubter  Lose  schliesst  eine  nochmalige  Aburteilung  wegen  eines 
vor  der  ersten  Verurteilung  geschehenen  Vertriebes  gleichartiger  Lose  nicht  aus. 

Sammlung  Bd.  XII  S.  115. 
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XL. 

Hamburgische  Konsumtions-Aeelse. 

Verordnung  vom  20.  Dezember  1861  §  84;  besetz  vom  20.  Dezember  1870,  Ab- 
änderung Hamburgischer  Gesetze  Abs.  2:  Gesetz  vom  20.  Dezember  1872.  Vor 
jährung  der  Strafverfolgung  in  Hamburgischen  Steuersacheu. 

III.  Senat.    Urteil  vom  1.  Mai  1880,  R.  Nr.  99480. 

Nach  §  2  des  E.G.  zum  St.G.B.  bleiben  die  Vorschritten  des  Lande* 
strafrechts.  namentlich  Über  strafbare  Verletzung  von  Steuergesetzen,  nebei. 
dem  Strafgesetzbuche  in  Kraft.  Diese  Disposition  erstreckt  sich  nicht  bloss  am 
die  fortdauernde  Gültigkeit  der  Landesgesetze,  welche  zurzeit  der  Publikation 
des  St.G.B.  gelten,  sondern  es  steht  das  St  G.B.  auch  dem  weiteren  Erlas- 
solcher  Vorschriften  nicht  entgegen,  und  dies  gilt  nicht  nur  von  eigentlichen 
Straf  Vorschriften,  sondern  auch  bezüglich  derjenigen  strafrechtlichen  Grundsätze, 
welche  im  allgemeinen  Teil  ties  St.G.B.  getroffen  sind.  Die  Landesgesetzgebumj 
ist  befugt,  in  denjenigen  Materien,  welche  durch  da«  St.G.B.  nicht  berührt  shvl. 
Bestimmungen  zu  treffen,  welche  von  jenen  allgemeinen  Bestimmungen  ab- 
weichen. Dies  gilt  namentlich  von  der  Verjährung  der  Strafverfolgung  und 
von  der  Strafumwandlung,  in  letzter  Beziehung  innerhalb  der  in  §  3  des  EG 
zum  St.G.B.  gezogenen  Grenze.  Nach  den  Hamburger  Gesetzen  kommt  §  7* 
des  St.G.B.  nicht  zur  Anwendung,  da  dort  bei  Umwandlung  der  Geldstrafe  au! 
Haftstrafe.  Gefängnis*  zu  erkennen  ist:  ferner  verjähren  alle  Straf Verfolgungen 
und  Zuwiderhandlungen  gegen  die  Hamburgischen  Gesetze  und  Verordnungen 
über  direkte  und  indirekte  Steuern  und  Abgaben  in  fünf  Jahren .  also  kommen 
auch       »56  und  (37  des  St.G.B.  nicht  zur  Anwendung. 

Sammlung  Bd.  II  S.  33. 


XLI. 

Handels-  und  Schiffahrtsvertrag  mit  Spanleu 

vom  30.  März  1868  Art.  b\  17  und  Zusatzakten  vom  21.  Juni  1868  und 

16.  Juli  1868. 

II.  Senat.    Urteil  vom  17.  Dezember  1880,  R.  Nr.  2800*0. 

Das  Deutsche  Reich  enthält  nicht  eine  Aufhebung,  sondern  eine  raun 
liehe  und  politische  Erweiterung  und  Fortsetzung  des  Norddeutschen  Bunde? 
auf  der  Verfassungsgrundlage  desselben»  hat  also  die  bereits  geschlossenen  inter- 
nationalen Beziehungen  mit  andern  Staaten  nicht  aufgelöst  ,  sondern  auf  da.» 
Deutsche  Reich  übertragen,  sowie  denn  auch  die  dem  Zoll-  und  Handelsvemu 
angehörigen.  in  dem  Norddeutschen  Bund  nicht  einbegriffenen  Staaten  rück 
sichtlich  ihrer  vertragsmä-sigen  Beziehungen  nach  aussen  in  der  Reichsgewalt 
ihre  Vertretung  finden. 

Sammlung  Bd.  III  S.  127. 


XLI1. 
Hafengelder. 

Art.  54  der  Reichs  Verfassung. 

V.  Civilsenat.    Urteil  vom  16.  Dezember  1882.  R.  V  Nr.  57282 

Dadurch,  das.«  jemand  eine  öffentliche  Anstalt,  hier  einen  Hafen,  benützt 
und  dafür  Gebühren  bezahlt,  entsteht  keine  privatrechtliche  Verpflichtung  de> 
Hafenbe*itzers,  des  Staats,  die  Anstalt  zu  unterhalten,  denn  diese  Verpflichton? 
ist  eine  rein  öffentlich-rechtliche,  deren  Erfüllung  von  einer  Privatperson  nicht 
verlangt  werden  kann.  Wenn  auch  nach  Art.  54  der  Reichsverfassung  die  dafür 
erhobenen  Abgaben  für  Unterhaltung  und  Herstellung  der  SchitTabrtsaustalttfi 
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bestimmt  sind,  so  lässt  sich  doch  nicht  folgern,  dass  der  Staat  eine  vertrags- 
mäßige Verpflichtung  in  betreff'  der  Beschaffenheit  der  im  Hafen  befindlichen 
Anstalten  hat  Übernehmen  wollen.  Das  Hafengeld  wird,  wie  andere  Abgaben, 
auf  Grund  gesetzlicher  Anordnung  erhoben  und  verpflichtet  zu  keiner  Vertrags- 
massigen  Gegenleistung. 

Sammlung  f.  Civ.  Bd.  IX  S.  243. 


XU  II. 

Privileg  des  Fiskus  fflr  Stenern  nnd  öffentliche  Abgaben. 

1. 

II.  Civilsenat.    Urteil  vom  Ui.  November  1880,  R.  II  Nr.  148  80. 

Nach  gemeinem  Rechte  steht  unbestritten  dem  Fiskus  für  alle  Steuern 
und  Abgilben  ein  absolutes  Privilegium  im  Konkurse  des  Schuldners  zu.  Diese 
Bestimmung  gilt  sowohl  unter  der  Herrschaft  der  französischen  Gesetzgebung 
(code  civil),  als  den  Gesetzen  des  ehemaligen  Grossherzogtums  Berg  und  hat 
auch  durch  die  preussische  und  deutsche  Zollgesetzgebung  keine  Aenderung  er- 
fahren, da  die  §§  14  und  108  des  V.Z.G.  vom  1.  Juli  1809  und  das  preuss.  Zoll- 
Gesetz  vom  23.  Januar  1838  $  16  dem  Fiskus  zwar  ein  Retentions-  und  Pfand- 
recht an  den  zollpflichtigen  tiegenständen  verleihen,  das  umfassende  Privileg 
aber  nicht  berühren. 

Sammlung  f.  Civ.  Bd.  Ill  S.  340. 
2. 

Preuss.  Gesetz,  vom  29.  Mai  1873.  das  Grundbuch wesen  im  Bezirke  des  Appell.- 
Ger.  zu  Kassel;  Feststellung  öffentlicher  Lasten  im  Verwaltungswege. 

III.  Civilsenat.    Urteil  vom  28.  Januar  1881,  R.  Nr.  III  Nr.  332,85. 

Wenn  öffentliche  Lasten  von  den  Verwaltungsbehörden  festzustellen  sind, 
den  Rückständen  aus  den  letzten  beiden  Jahren  aber  besondere  Vorzugsrechte 
eingeräumt  sind,  so  sind  darunter  die  Rückstände  aus  den  gesetzlich  bestimmten 
Zeiträumen  verstanden,  deren  Beginn  mit  dem  Moment  des  Rückstandes,  nicht 
erst  der  Feststellung  durch  die  Verwaltungsbehörden  läuft.  Die  frühere  Be- 
stimmung in  Hessen,  wonach  das  Verzugsrecht  vor  der  Specialhypothek  gewährt 
wird,  wenn  es  der  Gläubiger  an  gehörigem  Fleisse.  die  Rückstände  beizutreiben, 
nicht  habe  fehlen  lassen,  ist  nicht  mehr  in  Kraft. 

Sammlung  f.  Civ.  Bd.  III  S.  297. 


XLIV. 
Kassendefekte. 

1. 

Preuss.  V.O.  vom  24.  Juni  1844. 

IV.  Civilsenat.    Urteil  vom  31.  Mai  1880,  R.  IV  Nr.  501/80. 

Die  V.O.  vom  Jahre  1844  spricht  überall  nur  von  Massregeln  gegen  die 
Beamten,  die  Beschlagnahme  gegen  dritte  Personen  ist  daher  unzulässig.  Dies 
hat  das  Kassenhaftpflichterkenntnis  vom  20.  Oktober  1 8Ö5  hinsichtlich  des  Bürgen 
und  Besitzers  eines  zur  Kaution  bestellten  Grundstückes  ausdrücklich  aus- 
gesprochen. Allein  wie  bei  Lebzeiten  das  Vermögen  des  Beamten  für  den 
Defekt  haftet  und  der  provisorischen  Massregel  der  V.O.  unterworfen  ist,  so 
erwirbt  auch  der  Erbe  dieses  Vermögen  nur  in  demselben  Rechte  und  mit  der- 
selben Beschränkung  als  Erbschaft  (A.L.R.  I,  §§  34,  35,  I,  9  {$  350).  Aus  den 
Materialien  der  V.O.  geht  hervor,  dass  nach  Ansicht  des  Gesetzgebers  der  Nach- 
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lass  des  schuldigen  Beamten  der  nach  der  V.O.  zulässigen  Beschlagnahme  in 
derselben  Weise  unterliegen  soll,  wie  da*!  Vermögen  des  lebenden  Beamten,  da 
meistens  die  Schuld,  der  Defekt,  erst  mit  dem  Tode  des  Beamten  ans  Tages- 
licht kommt.  Den  Erben  steht  Anfechtung  des  Defektenbeschlusses  mit  der  in 
§  IG  der  V.O.  gegebenen  Klage  zu. 

Sammlung  f.  Civ.  Bd.  II  S.  188. 

2. 

IV.  Civilsenat.    Urteil  vom  3.  Juli  1882,  R.  IV  Nr.  298/82. 

Die  Verpflichtung  der  Beamten  zur  Haftung  für  den  Defekt  entspringt 
aus  dem  Beamtenverhältnis,  aber  sie  ist  nicht  die  Erfüllung  einer  Amtspflicht. 
Der  Fiskus  oder  die  durch  den  Defekt  beschädigte  Person  macht  keinen  An 
spruch  auf  eine  Amtshandlung,  sondern  einen  vermögensrechtlichen ,  aus  der 
Amtsführung  entsprungenen  Anspruch.  Die  Beamteneigenschaft  tritt  in  den 
Hintergrund,  deshalb  ist  auch  das  durch  die  V.O.  v.  J.  1844  geregelte  Ver- 
fahren nicht  nur  gegen  die  Person  des  Beamten,  sondern  auch  gegen  dessen 
Erben  zulässig,  allerdings  gegen  diese  nur.  soweit  sie  als  Erben  haften.  K- 
kann  daher  das  Defekterkenntnis  selbst  —  nicht  bloss  die  Vorsicht«-  und 
Exekutivmassregeln  —  gegen  die  Erben  ebenso  erlassen  werden,  wie  die  Be- 
schlagnahme der  Erbschaft  wegen  des  Defektanspruches  zulässig  ist.  1st  die 
Erbseigenschaft  der  als  Erben  in  Anspruch  genommenen  Personen  bestritten,  * 
ist  darüber  im  ordentlichen  Rechtswege  zu  verfahren ;  das  Defekterkenntnis  kann 
dann  nicht  vor  der  richterlichen  Festsetzung  der  Erbseigenschaft  vollstreckt 
werden. 

Sammlung  f.  Civ.  Bd.  VII  S.  336. 


XLV. 
Umzugskosten. 

Preuss.  V.O.  vom  2'}.  Mai  1878  betr.  die  Umzugskosten  der  Personen  des 

Soldatenstandes. 

IV.  Civilsenat.    Urteil  vom  22.  Februar  1883,  R,  IV  Nr.  540/82. 

Aus  den  preuss.  Vorschriften  über  Umzugskosten  geht  hervor,  das?  ein 
Offizier  durch  ein  Kommando  bis  zu  sechs  Monaten  nicht  vernetzt  wird,  und 
dass  die  Zugehörigkeit  zur  bisherigen  Garnison  und  zum  Garnisonsort  nicht  auf 
hört,  dass  endlich  ein  Offizier  nicht  mehreren  Garnisonen  zugleich  angehören  kann 

Sammlung  f.  Civ.  Bd.  VIII  S.  77. 


XLVI. 

Pensionen  von  Milltärpersonen. 

Reichsgesetz  vom  27.  Juni  1871  §  19a:  säsebs.  Gesetz  vom  17.  Dezember  1837. 

V.O.  vom  14.  Februar  1868. 

II.  Civilsenat.    Urteil  vom  31.  Januar  1882,  R.  II  Nr.  449/81. 

Das  Reichsgesetz  \om  27.  Juni  1871  hat  den  ausgesprochenen  Zweck,  dt« 
Pensionsansprüche  für  das  gesamte  deutsche  Heer  nach  gleichmässigen  Grund 
sätzen  zu  regeln.  Die  zur  Zeit  der  Erlassung  des  Gesetzes  erworbenen  Rechte 
werden  auch  in  dem  Reichsbeamtengesetz  vom  31.  März  1873  insoweit  geschützt, 
als  die  nach  dem  Reichsgesetze  zu  gewährende  Pension  nicht  unter  dem  Be- 
trage zurückbleiben  darf,  welche  der  Offizier  erworben  hätte,  wenn  er  vor  F.r- 
lassung  des  Reichsgesetzes  pensioniert  worden  wäre.  Ein  Einfluss  auf  Berechnung 
der  Dienstzeit  kann  dem  partikulären  Recht  nicht  mehr  eingeräumt  werden. 
Der  Unterschied  mit  den  Reichs-Civilbeamten  ist  der.  dass  die  Offiziere  all*- 
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gemä&i  Art.  «5  der  Reichsverfassung  Offiziere  des  Reichsheeres  geworden  sind, 
während  die  Civilbeamten  der  Bundesstaaten  erst  durch  den  Eintritt  in  den  Reichs- 
dienst und  mit  kaiserlicher  Ernennung  Reichsbeamte  werden. 

Sammlung  f.  Civ.  Bd.  VI  S.  41. 


XLVII. 

PensionsTerlast  Ton  Clvllstaatsdlenern. 

Reichsstrafrecht  und  partikulare  Pensionsbestimmungen. 

St.G.B.  §  33  und  §  2.  5.  C  des  E.G.;  sachsenineiningisches  Pensionsgesetz 

vom  12.  Mai  1859. 

III.  Civilsenat.    Urteil  vom  28.  Mai  1880,  R.  III  Nr.  006. 

Durch  das  Reichsstrafgesetz  sind  alle  Bestimmungen  des  Landesstrafrechts, 
welche  die  Pensionsentziehung  als  Strafe  androhen  oder  als  strafrechtliche  Folge 
anwenden,  ausser  Kraft  getreten.  Ungerechtfertigt  ist  es  aber,  den  reichsgesetz- 
lichen Bestimmungen  eine  über  das  Strafrecht  hinausgehende  Bedeutung  bei- 
zulegen und  zu  folgern,  dass  kein  Staatsdienergesetz  mehr  die  Begehung  eines 
Verbrechens  oder  die  strafrichterliche  Verurteilung  als  Erlöschungsgrund  für 
den  Pensionsanspruch  aufstellen  dürfe.  Die  gesetzliche  Feststellung  für  An- 
spruch und  Verlust  von  Pensionen  gehört  unzweifelhaft  zu  den  Angelegenheiten, 
welche  verfassungsmässig  der  Gesetzgebung  der  Einzelstaaten  zusteht.  Dass  der 
Pensionsanspruch  mit  einem  staatsrechtlichen  Verhältnisse  in  engem  Zusammen- 
hang steht,  ändert  die  Natur  des  Civilrechtsanspruches  nicht;  es  sind  daher  die 
bezüglichen  Pensionsvorschriften  rein  civilrechtlichen  Charakters. 

Sammlung  f.  Civ.  Bd.  II  S.  66. 


XLVIII. 

Kompetenz  der  Verwaltungsbehörden  in  Steuerfragen. 

Preuss.  Städteordnung  vom  30.  Mai  1853  §  4  Abs.  7:  Gesetz  vom  24.  Februar  1850 
§  2;  K.O.  vom  11.  Juli  1822;  K.O.  vom  8.  Juni  1834;  A.L.R.  II.  14  $  78  u.  79. 

IV.  Civilsenat.    Urteil  vom  21.  Februar  1881,  R.  IV  Nr.  564  50. 

Die  allgemeine  Tendenz  in  der  Gesetzgebung  der  preuss.  Monarchie  ist 
dem  Rechtswege  für  Streitigkeiten  in  Steuersachen  ungünstig  gewesen.  Bis 
zur  Emanation  des  preuss.  Berichts  war  der  Rechtsweg  gänzlich  verschlossen;  er 
wurde  nur  als  Ausnahme  in  engbegrenzten  Fällen  und  in  viel  geringerem 
Umfange  als  bei  andern  Gegenständen  des  öffentlichen  Rechtes  zugelassen.  Die 
Erörterung  in  §  9  und  10  des  Gesetzes  vom  24.  Mai  1861  beschränkt  sich  auf 
die  Behauptung  eines  privatrcchtlichen  Fundaments  der  Abgabe  oder  privat - 
rechtlichen  Tilgungsart.  schliesst  den  Rechtsweg  aus  betreffs  Anwendung  der 
Gesetze,  welche  allgemeine  Anordnungen  für  die  Ausübung  und  Verwaltung 
des  Besteuerungsrechtes  enthalten.  Es  muss  also  die  Auslegung  des  §  78  und  7i» 
des  A.L.R.  II.  14  zu  Gunsten  des  §  78  ausfallen  und  der  einzelne  Fall  dem  in 
möglichster  Ausdehnung  erhaltenen  Gebiete  dieser  Regel  unterstellt  werden. 

Die  Frage  der  Befreiung  der  ertragsuntähigen  und  zum  öffentlichen 
Dienste  oder  Gebrauche  bestimmten  Grundstücke  des  Staats  und  der  Verbände 
von  Kommunallasten  ist  ebenso  zu  entscheiden  wie  die  Frage,  ob  durch  die 
K.O.  vom  11.  Juli  1882  den  Beamten  ein  Privilegium  bewilligt  wurde,  über 
welches  nach  §  79  des  A.L.R  (II,  14)  der  Rechtsweg  zulässig  ist.  Die  bisherige 
Praxis  des  obersten  Gerichts  und  Verwaltungsgerichts  geht  davon  aus,  dass 
im  A.L.R  II  unter  ausdrücklichen  Privilegien  leges  speciales  für  einzelne  Per- 
sonen oder  Sachen  nicht  gesetzliche  Sonderrechte  geineint  seien.  Die  Rechte 
müssen  sich  ex  speciali  fundamento  stützen,  um  zum  rechtlichen  Gehör  zu- 
gelassen zu  werden.    In  dem  Stenipelgesetze  vom  7.  März  1822  ist  zwar  aus- 
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gedehnt  der  Rechtsweg  zulässig  erklärt  worden,  allein  doshalb,  weil  die  Stempel- 
steuer in  ihrer  Natur  wesentliche,  einflußreiche  Unterschiede  gegenüber  andern 
allgemeinen  Abgaben  zeigt.  Auch  die  Analogie  mit  dem  Gesetze  vom  11.  Mai 
1822  passt  nicht,  da  die  polizeiliche  Verfugung  und  der  Rechtsweg  schon  immer 
in  ausgedehntem  Masse  zugelassen  war  und  dem  Wesen  der  Polizeiverfügungen 
entspricht,  aber  nicht  auf  das  Steuerwesen  übertragbar  ist.  Zur  Entscheidung 
der  Frage  der  Befreiung  des  Staates  als  Grundbesitzers  von  den  Kommunal- 
steuern, wie  die  Frage  über  Befreiung  der  Beamten  von  solchen  sind  also  ebenso, 
als  wenn  es  sich  um  Staatsabgaben  handelte,  die  Verwaltungsbehörden  zuständig. 

Sammlung  f.  Civ.  Bd.  IV  S.  21:}. 


XLIX. 

Zwangsvollstreckung  in  Verwaltungs-  und  Steuersachen  gegen  in  andern 
Bondesstaaten  domizilierende  Personen. 

1.  Hilfssenat.    Urteil  vom  23.  September  1881,  R.  IV  Nr.  853/81. 

In  Preussen  hat  das  Steueramt  in  seiner  Kompetenz  nach  §  31.  35  und  2 
der  V.O.  vom  30.  .Ulli  1835  durch  einen  Exekutor  oder  einen  Beamten,  deren 
sich  die  Steuerämter  als  Exekutoren  zu  bedienen  haben,  zustellen  zu  lassen. 
Diese  Zustellungen  sind  aber  ausserhalb  Preuesens  durch  die  Vermittlung  der 
Steuerbehörden  des  betreffenden  Bundesstaates  zu  erwirken,  denn  die  Steuer- 
behörden der  deutschen  Bundesstaaten  verfahren  bei  Einziehung  der  Steuern 
kraft  der  ihnen  von  dem  Staate,  welcher  sie  bestellt  hat,  verliehenen  Vollzugv 
gewalt,  selbst  wenn  es  sich  um  Reichssteuern  handelt.  Dies  ist  in  den  Aus- 
fuhrungsgesetzen der  deutschen  Staaten  zu  der  C.P.O.  speciell  in  Preussen 
in  8  17  der  V.O.  vom  7.  September  1870  betr.  das  Verwaltungszwangsverfahren 
auf  Grund  des  §  14  des  preuss.  AusfÜhrungsgesetzes  zur  C.P.O.  ausgesprochen. 

Sammlung  f.  Civ.  Bd.  VI  S.  232. 


L. 

Haftung  eines  Beamten  ans  Amtshandlungen. 

Gem.  Recht  und  preuss.  Landrecht. 
Preuss.  Verf.-Urkunde  Art.  44.  99,  100  u.  104.    V.O.  vom  23.  September  1867. 
28.  April  1870.  V.O.  vom  20.  September  1867,  Gesetz  vom  27.  März  1872  über 

die  Oberrechnungskammer. 

IV.  Civilseuat.    Urteil  vom  9.  April  1885,  R.  IV  Nr.  415  84. 

Eine  Dienstinstruktion  hat  nicht  die  Erfordernisse  eines  Gesetzes  (Wille 
der  gesetzgebenden  Gewalt,  Ausspruch  einer  Rechtsregel.  Verkündung),  auch  nicht 
die  Qualität  einer  mit  Gesetzeskraft  versehenen  Verordnung. 

Die  Genehmigung  einer  Kammer  zu  Etatsüberschreitungen  hat  nur  ge- 
setzliche Wirkung  und  Bedeutung  für  die  Krone  und  die  Landesvertretung 
gegenüber  den  verantwortlichen  Ministern.  Ein  Einfluss  auf  die  Verwaltung 
steht  ihr  nicht  zu,  schliefst  also  ausser  der  Indemnität  der  Minister  weder  die 
Anerkennung  noch  Versagung  Vermögensrecht) icher  Ansprüche  dritter  Personen 
in  sich.  Auch  die  Revision  der  Oberrechnungskammer  hat  nur  die  Verantwort- 
lichkeit der  Minister  als  Endziel  im  Auge,  wobei  Anspruch  dritter  und  Regress- 
verbindlichkeiten einzelner  Beamten  nicht  in  Frage  kommen  und  in  keiner 
Richtung  Erledigung  finden. 

Wenn  ein  Baubeamter  über  den  Etatsanschlag  ein  Dieustgebäude  her 
stellt,  auch  Mehrausgaben  an  Lieferanten  bezahlt  hat,  so  steht  allerdings  der 
Beamte  bezüglich  seiner  Regressprlicht  unter  dem  Schutze  des  §  91  der  A.L.R 
11.  10.  d.  Ii.  er  haftet  nur,  insofern  den  nachteiligen  Folgen  seines  Versehen^ 
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nicht  durch  andere  gesetzliche  Mittel  abgeholfen  weiden  kann.  Allein  dem 
Staate  steht  gegen  die  Lieferanten  nach  dem  geltenden  gemeinen  Recht  keine 
Kondiktion  zu.  Dagegen  steht  dem  Staate  eine  Klage  auf  Ersatz  des  Schadens 
und  der  Vermögensverschlimmerung  zu,  welche  in  der  Differenz  zwischen  den 
anschlagsgemäss  zu  verwendenden  und  auftragswidrig  verwendeten  und  bezahlten 
Materialien  besteht.  Darüber  hat  das  richterliche  freie  Ermessen  zu  entscheiden, 
wobei  entstehender  Schaden  und  Vorteil  (damnum  dedueto  lucro)  kompensiert 
werden  kann.  Der  Wert  eines  Gebäudes  kann  allerdings  durch  einen  das  Mass 
de»  gewöhnlichen  übersteigenden  Luxus  erhöht  werden,  doch  kann  auch  dieser 
Luxus,  selbst  erhöhter  Annehmlichkeit,  bei  der  Bestimmung  des  Gebäudes  als 
Dienstgebäude,  nicht  besonders  als  erkennbarer  Vorteil  in  Betracht  kommen. 
Ks  ist  hauptsächlich  der  Wert  für  den  Staat  als  Auftraggeber  in  Betracht  zu  ziehen. 

Sammlung  f.  Civ.  Bd.  XIII  S.  '_>:,*. 
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Hertzka,  Th.  Dr.  Das  Personenporto.  Ein  Vorschlag  zur  Durch- 
führung eines  hilligen  Einheitstarifs  im  Personenverkehr  der  Eisen- 
bahnen, und  die  Diskussion  darüber  im  Klub  österreichischer 
Eisenbahnbearaten.    Wien  1885.    Spielhagen  &  Schurich. 

Es  liegt  ein  kleines  Büchlein  von  170  Seiten  vor  mir  mit  dem  Titel: 
Die  Anwendung  des  Penny-Portosystems  auf  den  Eisenbahntarif  und  das  Paket- 
porto (Rostock  1872).  Der  Verfasser  dieses  Büchleins,  F.  Perrot.  sagt  in  der 
Vorrede,  dass  er  bereits  drei  Jahre  vorher,  im  Jahre  1809.  eine  Broschüre  ver- 
öffentlicht habe,  in  welcher  er  den  Vorschlag  machte,  die  Entfernung  beim 
Personentarif  ebenso,  wie  beim  Briefporto,  gänzlich  auser  Acht  zu  lassen  und 
den  Preis  jeden  Billets  in  III.  Klasse  zu  5  Sgr.,  in  II.  Klasse  zu  10  Sgr..  in 
I.  Klasse  zu  2  Thlr.  ein  für  allemal  festzustellen.  Dieser  Vorschlag,  zu  dessen 
Begründung  natürlich  der  Nachweis  versucht  und  nach  Meinung  des  Verfassers 
auch  geliefert  wurde,  dass  bei  einer  solchen  Festsetzung  der  Personentarife  die 
Eisenbahnen  nicht  nur  keine  Einnahmen  einbüssen,  sondern  sogar  vortreffliche 
Geschäfte  machen  würden,  erregte  seiner  Zeit  einiges  Aufsehen:  er  fand  Freunde 
und  Gegner,  und  Perrot  selbst  hat  in  dem  vorgedachten  Büchlein  eine  Anzahl 
zustimmender  und  gegnerischer  Artikel  zusammengestellt,  und  letztere  zum  Teil 
mit  nicht  gerade  liebenswürdigen  Randbemerkungen  begleitet. 

Dieser  Gedanke,  welcher  seitdem  zwar  nicht  ganz  vergessen  ist,  aber  bei 
einer  ernsten  Erörterung  der  Eisenbahntariffrage  unter  sachverständigen  Leuten 
doch  eben  nur  noch  als  eine  Sonderbarkeit  belächelt  wurde,  ist  nun  von  Dr.  Hertzka. 
einem  der  Redakteure  der  Wiener  Allgemeinen  Zeitung,  in  diesem  Blatte  in  etwas 
veränderter  Gestalt  neu  aufgelegt.  Auch  Dr.  Hertzka  schlägt  eine  grundstürzende 
Aenderung  der  Personentarife  vor;  er  will  gleichzeitig  alle  Klassenverschieden- 
heiten beseitigen,  und  einen  Unterschied  zwischen  den  Tarifen  für  den  Lokal- 
verkehr (auf  Entfernungen  bis  zu  30  km)  und  den  Femverkehr  (alle  übrigen  Ent- 
fernungen) machen.  Für  ersteren  Verkehr  soll  jedes  Billet  10  Kreuzer,  für  letzteren 
25  Kreuzer  kosten  (Hertzka  hat  zwar  nur  die  österreichisch-ungarische  Monarchie 
im  Auge;  man  thut  ihm  aber  wohl  kein  Unrecht  mit  der  Annahme,  dass  er 
seinen  Vorschlag  mit  den  dem  Mass-  und  Münzsystem  entsprechenden  Aende- 
ningen  auch  in  anderen  Ländern  für  durchführbar  hält).  Der  Reformator  hat  über 
diesen  Gegenstand  spater  eine  Anzahl  von  Vorträgen  in  dem  Klub  österreichischer 
Eisenbahnbeamten  in  Wien  gehalten,  nach  welchen  er  von  mehreren  Eisenbahn- 
fachmännern  —  dem  Cenlralinspektor  Schreiber,  dem  Oberinspektor  v.  Scala. 
dem  Regierungsrat  Dr.  Liharzik.  dem  Hofrat  v.  Schreiner,  dem  Regierungsrat 
Morawitz  und  dem  früheren  Generaldirektor  der  österreichischen  Eisenbahnen 
v.  Nördling  —  angegriffen  ist  und  dann  seinen  Gegnern  wiederum  geantwortet 

378 


Digitized  by  Google 


Litteratur. 


379 


hat.  Nunmehr  sind  —  ähnlich  wie  von  Perrot  —  seine  und  die  gegnerische ti 
Ausführungen  in  dem  in  der  Ueberschrift  genannten  Büchlein  von  170  Seiten 
zusammengedruckt.  Hertzka  bekennt  sich  nicht  als  Besiegten.  Kr  meint,  die 
Streitfrage  sei  durch  die  Erörterung  dahin  zugespitzt,  ob  die  Selbstkosten  der 
Eisenbahnen  im  Personenverkehr  wesentlich  höher  seien,  als  im  Güterverkehr. 
Sei  dies  nicht  der  Kall,  so  sei  sein  Vorschlag  durchführbar,  „denn,*  so  sagt 
Hertzka,  „die  sonstigen  Einwendungen  gegen  die  Möglichkeit,  Nützlichkeit  und 
gegen  den  Erfolg  einer  derartigen  Tarifrevolution  sind  eben  nicht  ernst  zu  nehmen." 

Die  Erörterungen  über  die  Krage,  auf  wie  hoch  sich  die  Selbstkosten  des 
Eisenbahntransports  belaufen,  haben  sich  seitdem  in  der  österreichischen  Kach- 
presse, zum  Teil  im  Anschluss  an  die  Herzka'schen  Vorschläge,  weiter  gesponnen 
und  sind  heute  noch  nicht  zu  einem  Abschluss  gekommen,  werden  auch  —  wie 
ich  unmassgeblich  vermuten  möchte  —  in  dieser  allgemeinen  Behandlung  schwer- 
lich jemals  zu  einem  Abschluss  gelangen.  Die  Hertzka'schen  Vorschlage  aber 
haben  nebenbei  auch  in  der  Tagespresse  viel  Staub  aufgewirbelt  und  ein  in 
meinen  Augen  ungerechtfertigtes  Aufsehen  erregt.  Neulich  ging  mir  z.  B.  die 
Program mnummer  »einer  Pionier-Korrespondenz  für  Leitartikel  und  Eeuilletons* 
zu,  in  welcher  sich  sogar  ein  F  Agitations-Institut  Pionier,  Abteilung  für  Herab- 
setzung des  Eisenbahn-Personengeldesu  ankündigte,  welches  in  der  Richtung  der 
Hertzka'schen  Vorschläge  durch  die  Presse  zu  wirken  gesonnen  ist  und  die  Ge- 
schäftsleute zum  Beitritt  mittelst  Zahlung  eines  Jahresbeitrags  von  12  Mark  auf- 
fordert. Vorsitzender  dieses  Agitationsinstituts  ist  der  Reichstagsabgeordnete 
<  Jraf  Hompesch,  Vizepräsident  der  praktische  Arzt  und  Kabrikant  Dr.  Oidtmann. 
Generalsekretär  Dr.  v.  Eye.  Man  sieht,  ein  grosser  Apparat.  Ich  bezweifle, 
dass  sich  viele  Mitglieder  dieses  Agitationsinstituts  finden  werden  und  ganz 
sicherlich  wird  der  Hertzka'sche  Vorschlag  trotz  der  gegenteiligen  zuversicht- 
liehen Annahme  seines  Urhebers  in  nicht  langer  Krist  ein  ebenso  harmloses 
Dasein  weiter  führen,  wie  tier  seines  Vorgängers  Perrot. 

Dem  Vorschlage  ist  durch  die  eingehende  Erörterung,  welche  ihr  sach- 
verstandige Männer  gewidmet  haben,  eigentlich  eine  unverdiente  Ehre  erwiesen. 
Schon  ein  unbefangener,  ruhig  denkender  Leser  des  Buches  muss  zu  dem  Er- 
gebnis gelangen,  dass  solche  Reformen  nicht  nur  den  völligen  finanziellen  Ruin 
der  Eisenbahnen  herbeiführen,  sondern  wirtschaftlich  geradezu  verderblich  wirken 
würden.  Wenn,  was  Hertzka  annimmt,  um  die  finanziellen  Bedenken  gegen 
seine  Vorschläge  zu  widerlegen,  die  Menschheit  in  Zukunft  zu  einem  Nomaden- 
leben zurückkehren  würde,  welches  sich  von  dem  unserer  Ahnen  nur  dadurch 
unterschiede,  dass  wir  den  grössten  Teil  unseres  Daseins  in  Eisenbahnwagen 
zubrächten,  während  jene  die  Lander  zu  Kuss  durchwanderten,  wäre  das  in  der 
That  ein  wirtschaftlicher  Eortschritt?  Ist  unser  Zeitalter  mit  seinem  Drängen 
und  Jagen,  seinem  Tieiben  und  Hasten  nicht  gerade  unruhig  genug,  und  sollte 
es  nicht  viel  eher  erstrebenswert  sein,  etwas  mehr  Behagen  und  Besonnenheit, 
eine  etwas  grössere  Beschaulichkeit  und  Bedächtigkeit  in  unser  Leben  zurück- 
zuführen, als  die  Menschheit,  wie  dies  Hertzka  möchte,  dazu  zu  verleiten,  nun 
auch  noch  ihr  Haus,  ihren  festen  Wohnsitz  aufzugeben,  und  von  Woche  zu 
Woche,  ja  von  Tag  zu  Tag  sich  einen  anderen  Schauplatz  für  ihre  Thätigkeit 
zu  suchen? 

Ich  halte  ein  solches  Ziel  für  nichts  weniger  als  erstrebenswert,  also  schon 
aus  diesem  Grunde  den  ganzen  Vorschlag  eines  Personenportos  für  einen  ver- 
fehlten. Ich  möchte  aber  noch  auf  einige  andere  Bedenken  gegen  denselben 
hinweihen,  welche  von  den  tiegnern  Hertzka's  überhaupt  nicht  oder  doch  nur 
flüchtig  berührt  sind.  Das«  der  Vergleich  mit  dem  Postporto  —  für  Briefe  und 
Pakete  —  hinkt,  wird  zwar  in  den  Diskussionen  wiederholt  bemerkt;  ein  Brief 
und  ein  Paket  6ind  eben  andere  Dinge  als  eine  Person,  und  doch  hat  auch  die 
Rowland  Hill'sche  Postreforin  dem  Staate  zunächst  bedeutende  Summen  gekostet, 
die  erst  sehr  allmählich  wieder  eingebracht  sind.  Der  Hauptgrund  aber,  aus 
welchem  ein  Brief,  und  bei  uns  in  Deutschland  ein  Paket,  soweit  dasselbe  ein 
gewisses  Gewicht  nicht  überschreitet,  ohne  Rücksicht  auf  die  Entfernung  zu 
einem  Einheitssätze  betoniert  werden  kann,  liegt  darin,  dass  die  Post  diese 
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Beförderung  überhaupt  nicht  bezahlt,  die  Ausgaben  für  die  Brief- 
und  Faket  be  forde  rung  —  um  genau  zu  sein,  die  Beförderung  für  alle  Briefe 
und  für  (J0— iJo  Prozent  aller  Fakete  —  in  dem  Fostetat  überhaupt  nicht  zur 
Erscheinung  kommen.  Nach  dem  deutschen  Eiseubahnpostgesetze  vom  20.  De- 
zember 1875  sind  die  Eisenbahnen  verpflichtet,  mit  jedem  Personenzuge  einen 
Postwagen  und  in  demselben  alle  Briefe  und  alle  Fakete  bis  zu  einem  Gewichte 
von  10  kg  umsonst  zu  fahren.  Dieser  eine  Postwagen  reicht  in  der  grossen 
Mehrzahl  der  Fälle  aus,  um  alle  Postsachen  fortzuschaffen.  Die  Post  hat  also 
in  der  That  die  Briefe  und  Pakete  nur  bis  zum  Bahnhof  der  Versandstation 
und  vom  Bahnhof  der  Ankunftsstation  in  die  Behausung  des  Adressaten  zu  be- 
tordern, und  nur  diese  Leistungen  verursachen  ihr  Kosten,  welche  —  beiläufig 
—  bei  den  Paketen  durch  das  an  verschiedenen  Orten  und  nach  den  verschie- 
denen Gewichten  wechselnde  Bestellgeld  wenigstens  teilweise  wieder  gedeckt 
werden.  Ganz  gleichgültig  ist  es  vom  finanziellen  Standpunkte  für  die  Post, 
ob  der  Brief  von  der  Versandstation  bis  zur  Ankunftsstation  10  oder  1000  km 
zurückzulegen  hat,  diese  Beförderung  übernehmen  die  Eisenbahnen  umsonst, 
und  wie  sich  deren  Ausgaben  für  die  Brief-  und  Paketbeförderung  seit  Ein- 
führung des  Einheitsportos  vennehrt  haben,  das  ist  meines  Wissens  von  niemand 
bisher  berechnet.  In  den  Ländern,  in  welchen  die  Eisenbahnen  diese  Last  für 
die  Post  nicht  auf  ihr  Konto  nehmen,  erhalten  sie  vielfach  von  dem  Staate  aus 
allgemeinen  Fonds  für  ihre  Leistungen  zu  Gunsten  der  Post  besondere  Unter- 
stützungen, welche  wiederum  den  Postetat  nicht  belasten.  Wer  die  Beförderung 
nicht  bezahlt,  der  kann  bei  Bemessung  seines  Preises  ohne  alle  Schwierigkeiten 
von  den  Beförderungskosten  absehen. 

Ein  weiterer  Funkt  ist  die  Verwechslung  des  grossen  Fernverkehrs  mit 
dem  Naheverkehr,  dem  Stadt-  und  Vorortsverkehr  grosser  Wohnplätze.  Dr.  Hertzka 
zieht ,  um  die  Steigerungsfähigkeit  des  österreichischen  Personenverkehrs  zu  be- 
weisen, mehrfach  die  englischen,  ja  insbesondere  die  Personenverkehrsverhält- 
nisse Londons  heran.  Nun  gebe  ich  Hertzka  —  auf  die  Gefahr  hin,  dass  er  auch 
mich  zu  seinen  Anhängern  zählt  —  ohne  weiteres  zu.  dass  sich  für  den  Verkehr 
innerhalb  und  in  einem  gewissen  Umkreise  grosser  Städte  die  Feststellung  eines 
Einheitspreises  für  die  Personenbeförderung  rechtfertigen  lässt.  Solche  Einheite- 
preise hat  man  auch  bereits  beispielsweise  in  den  Vereinigten  Staaten  von 
Amerika  bei  den  Pferdebahnen,  den  Omnibus,  den  Kabelbahnen  und 
in  Newyork  auch  bei  den  nur  dem  Personenverkehr  dienenden  Hochbahnen.1) 
Ihre  Gesamtlänge  beträgt  52  km.  Für  jede  Fahrt  auf  beliebigen  Strecken  hat 
man  während  0'  Stunden  des  Tages  5  Cents,  während  der  übrigen  Zeit  10  Cents 
zu  bezahlen,  einen  Betrag,  der  die  von  Hertzka  vorgeschlagenen  Einheitssätze, 
auch  wenn  man  die  Verschiedenartigkeit  des  Geldwertes  in  Oesterreich  und  den 
Vereinigten  Staaten  berücksichtigt,  allerdings  nicht  unwesentlich  übersteigt. 
Die  durchschnittliche  Einnahme  von  jedem  Reisenden  betragt  ungefähr  7  Cents 
d.  h.  etwa  15  Kreuzer.  Die  bedeutendste  Entfernung  aber,  welche  man  ver- 
nünftigerweise auf  der  längsten  Strecke  dieser  in  vier  Linien  von  Süden  nach 
Norden  laufenden  Bahnen  zurücklegen  kann,  beträgt  16.15  km.  —  Da.  soviel 
mir  bekannt,  von  Anfang  an  der  gleiche  Personentarif  auf  den  Hochbahnen 
gegolten  hat,  so  lässt  sich  nicht  beurteilen,  welchen  Einfluss  eine  Aenderung 
des  Tarifsysteins  auf  die  Frequenz  und  die  Einnahmen  tier  Bahnen  gehabt 
haben  würde.  Die  Frequenz  ist  zur  Zeit  eine  sehr  bedeutende  —  im  letzten 
Jahre  (1884  85)  103  Mill.  Personen  — ,  die  Einnahmen  glänzende.  Aber  diese 
Frequenz  hat  sich  ganz  allmählich  entwickelt.  1878,79  fuhren  auf  den  Hoch- 
bahnen rund  40  Mill.,  in  den  beiden  folgenden  Jahren  je  15  Mill.  Personen 
mehr,  und  seitdem  steigt  der  Verkehr  alljährlich  um  0—7  Mill.  Reisende.  Von 
einem  so  grossartigen,  plötzlichen  und  unaufhaltsamen  Verkehrsaufschwung,  wie 
ihn  Hertzka  von  dem  Personenporto  erwartet,  ist  also  bei  ihnen  keine  Rede. 
Zudem  macht  es  sich  schon  in  den  letzten  Jahren  auf  den  Hochbahnen  recht 


')  Vgl.   v.  d.  Leven.    Die   nordainerikanischen    Eisenbahnen   <  Leipzig, 
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unangenehm  fühlbar,  dass  der  Vorkehr  ein  sehr  ungleichmässiger  ist.  In  den 
Morgenstunden,  in  welchen  die  Bevölkerung  von  Norden  nach  Süden  fährt,  und 
in  den  Abendstunden,  in  welchen  die  Reise  in  umgekehrter  Richtung  zurück- 
gelegt wird,  sind  die  in  diesen  Richtungen  fahrenden  Züge  tiberfüllt,  die  Bahnen 
ziemlich  auf  der  Höhe  ihrer  Leistungsfähigkeit  angelangt.  In  den  übrigen 
Stunden  sind  die  Wagen  nur  schwach  besetzt.  Da  sich  diese  Erscheinungen 
täglich  wiederholen,  so  können  die  Hochbahnen  durch  Einrichtung  ihres  Be- 
triel»es  denselben  einigermassen  Rechnung  tragen,  indem  sie  in  den  Morgen-  und 
Abendstunden  mehr  und  längere  Züge  fahren,  als  in  den  übrigen  Tagesstunden.  Na- 
türlich wäre  es  für  die  Bahnen  erheblich  bequemer  und  vorteilhafter,  wenn  sich  der 
Verkehr  über  den  ganzen  Tag  gleichmäßig  verteilen  wollte.  Davon  ist  aber  selbst 
in  diesem  Stadtverkehr  keine  Rede.  Das  Publikum  benutzt  die  Eisenbahnen  zu  der 
Zeit,  zu  welcher  es  sie  braucht,  es  fährt  nicht  zum  Vergnügen  spazieren,  und  die 
Eisenbahnen  müssen  ihren  Betrieb  den  geschäftlichen  Gewohnheiten  anpassen, 
obgleich  ihnen  das  viel  (Jehl  kostet.  Wenn  sie  dessenungeachtet  viel  verdienen, 
so  hat  das  auch  hier  seine  besonderen  Gründe;  einmal  sind  die  Fahrpreise  recht 
hohe,  sodann  sind  die  Bahnen  sehr  billig  gebaut,  weil  sie  für  Grund  und  Boden 
in  einer  Stadt  wie  Newyork  keinen  Pfennig  Entschädigung  zu  leisten  brauchten, 
und  es  überdies  bisher  vortrefflich  verstanden  haben,  die  Zahlung  jeglicher 
Staats-  oder  Gemeindeabgaben  zu  vermeiden;  ausserdem  ermöglicht  die  Einheit 
des  Fahrpreises  einen  sehr  billigen  Betrieb,  insbesondere  grosse  Sparsamkeit  iti 
dem  Betriebspersonal. 

In  London  und  in  Berlin  hat  man  auf  den  Stadtbahnen  keinen  einheit- 
lichen Fahrpreis;  ob  die  Einführung  eines  solchen  möglich  sei.  soll  hier  nicht 
untersucht  werden,  jedenfalls  würde  sie  erheblich  schwieriger  sein,  als  in  Newyork, 
da  man  in  England  und  Deutschland  an  das  Wagenklassensystem,  an  die  Ein- 
stellung besonderer  Wagen  für  Nichtraucher,  für  Frauen  u.  dgl.  gewöhnt  ist. 
und,  wenigstens  in  Deutschland,  das  Publikum  nicht  die  Selbständigkeit  und 
Selbstzucht  hat.  wie  in  Amerika;  also  beispielsweise  ein  gewisser  Schutz  der 
Frauen  und  Nichtraucher  gegen  das  Rauchen  durch  das  Eisenbahnaufsichts- 
personal nicht  entbehrt  werden  kann.  Will  man  bei  uns  mit  einheitlichen 
Fahrpreisen  Versuche  machen,  so  müsste  man  meiner  Auffassung  nach  bei  den 
Pferdebahnen,  den  Omnibus  anfangen;  die  Gesellschaften,  welche  diese  Verkehrs- 
mittel betreiben,  sträuben  sich  aber  einstweilen  aus  finanziellen  Gründen  gegen 
eine  solche  Neuerung. 

Ganz  anders  liegt  die  Sache  bei  dem  Verkehr  auf  weite  Entfernungen. 
In  grossen  Städten  und  ihrer  Umgebung  würde  stets  ein  starker  Verkehr 
herrschen,  welcher  räumlich  und  zeitlich  seine  bestimmten  Grenzen  hat.  Ein 
Arbeiter,  welcher  länger  als  eine  Stunde  von  seiner  Wohnung  zu  seiner  Arbeits- 
stätte zu  fahren  hat.  wird  sich  aber  schon  eine  andere  Arbeitsstätte  oder  ein»' 
andere  Wohnung  suchen,  weil  ihm,  selbst  wenn  er  umsonst  führe,  die  Verwen- 
dung zweier  Stunden  täglich  auf  Hin-  und  Rückfahrt  zu  teuer  sein  würde 
Auch  im  übrigen  werden  diese  städtischen  Verkehrsmittel  teils  der  Bequem- 
lichkeit, teils  der  Zeitersparnis  wegen  benutzt.  Eine  Eisenbahnfahrt  von  einigen 
Stunden  ist  aber  weder  eine  Zeitersparnis,  noch  ein  besonderes  Vergnügen :  sie 
wird  schon  heutzutage  von  solchen  Personen,  welche  vermöge  ihres  Berufes  ge 
nötigt  sind,  viel  auf  den  Schienen  zu  fahren,  als  ein  notwendiges  l'ebel  be- 
trachtet. Selbst  der  Vergnügungsreisende  benutzt  viellach  die  Nacht,  weil  ihm 
eine  Tagesfahrt  langweilig  und  lästig  wird.  Dies  würde  sich  schwerlich  ändern 
wäre  der  Tarif  auch  noch  so  billig!  Es  würde  ein  völlig  zweckloses  Opfer,  ein 
ganz  und  gar  überflüssiger  Verzicht  auf  einen  nicht  unwesentlichen  Teil  ihrer 
Kinnahmen  sein,  wenn  die  Eisenhahnen  für  den  Fernverkehr  solche  Einheitssätze 
erheben  wollten,  wie  sie  Hertzka  vorschlägt. 

Seine  Selbstkostenberechnungen  sind  von  seinen  Gegnern  mit  Erfolg 
glänzend  widerlegt.  Tebrigens  aber  hat  er,  soviel  ich  entnommen  habe,  zu  den 
Selbstkosten  überall  nicht  die  zur  Verzinsung  des  Anlagekapitals  erforderlichen 
Beträge  hinzugerechnet  ,  sondern  sich  auf  Ermittelung  der  Betriebsausgaben 
beschränkt. 
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Die  ganz  abenteuerlichen  Vorschläge,  mit  welchen  er  (8.8,  11  —  13)  seine 
Vorschläge  zuerst  .schmackhaft  zu  machen  suchte  —  es  sollte  ein  Fahrplan 
überhaupt  nicht  mehr  nötig  sein,  der  Reisende  jederzeit,  wie  heute  eine  Droschke, 
so  einen  zum  Abgang  bereiten  Zug  auf  dem  Bahnhofe  linden,  es  sollten  neben 
den  gewöhnlichen  von  der  Eisenbahn  gestellten  Wagen  auch  besondere  Unter- 
nehmer zu  lächerlich  billigen  Preisen  glänzende  Luxuswagen  stellen  n.  dgl.  — 
diese  Vorschläge  hat  der  Verfasser,  wie  es  scheint  (vgl.  S.  91),  selbst  fallen 
lassen.    Ich  will  daher  ein  weiteres  Wort  darüber  nicht  verlieren. 

Nur  in  einem  Punkte  will  ich  schliesslich  Dr.  Herzka  Recht  geben.  Eine 
Aenderung  und  zwar  eine  Vereinfachung  unserer  Personentarife  halte  auch  ich 
für  nicht  nur  möglich,  sondern  mit  der  Zeit  für  unumgänglich  notwendig.  Mit 
welchen  Schwierigkeiten  eine  solche  verknüpft,  von  welcher  finanziellen  Trag- 
weite sie  sein  würde,  das  ist  neuerdings  für  die  preussischen  Staatsbahnen  in 
einem  vortrefflichen  Aufsatze  von  einem  praktischen  höheren  Eisenbahnbeamten. 
Heg. -Rath  Todt  in  Köln,  M  überzeugend  nachgewiesen.  Die  Berechnung  der 
Kosten  der  von  Todt  vorgeschlagenen  Reform  beruht  auf  gesunden  Grundlagen, 
und  er  kommt  denn  auch,  obgleich  sich  seine  Vorschläge  in  sehr  massvolleu 
Grenzen  halten,  zu  ganz  erheblichen  Ausfällen.  Ich  kann  dem  zweiten  Erfinder 
ties  Personenportos  nur  dringend  das  Studium  dieses  Aufsatzes  empfehlen: 
wenngleich  ich  nach  den  Erfahrungen,  welche  bei  Erörterung  dieser  Frage  im 
österreichischen  Eisenbahnklub  gemacht  sind,  nicht  glaube,  dass  Dr.  Hertzka 
noch  unbefangen  genug  ist,  um  selbst  durch  diese  Darlegungen  sich  bekehren 
zu  lassen.  v.  d.  Leven. 


Dr.  Gustav  Seidler,  Privatdocent  der  Wiener  Universität.  Budget 
und  Budgetrecht  im  Staatshaushalte  der  konstitutionellen  Mon- 
archie mit  besonderer  llücksichtnahine  auf  das  österreichische 
und  deutsche  Verfassungsrecht.  Wien  1885.  Alfred  Holder. 
VI  und  244  S.  8°. 

Die  Schrift  wird  durch  eine  Einleitung  eröffnet,  welche  die  politische  Be- 
deutung des  Budgets  unter  Bezugnahme  auf  die  geschichtliche  Entwickelung 
vom  mittelalterlichen  bis  zum  modernen  Staate  in  Kürze  vorführt. 

Das  erste  Kapitel  (Begriff  und  Zweck  des  Budgets)  beschäftigt  sich  zu- 
nächst mit  der  Ordnung  des  Staatshaushaltes  und  erörtert  folgendes.  Der 
oberste,  indessen  nur  ein  formaler  Grundsatz  bei  Ordnung  jedes  Haushaltes  ist. 
dass  Erwerb  und  Aufwand  miteinander  im  Einklänge  stehen  müssen.  Diesem 
Satze  ist  genügt,  sowohl  wenn  die  Ausgaben  nach  den  Einnahmen,  als  wenn 
die  Einnahmen  nach  den  Ausgaben  sich  richten.  Das  Erstere  ist,  wenn  man 
vom  Existenzminimum  absieht,  bei  der  Privatwirtschaft  der  Fall,  und  die  ältere 
Lehre  bis  auf  Sonnen  fei s  hat  diese  privatwirtschaftliche  Auffassung  auf  die 
Ordnung  des  Staatshaushaltes  (landesfürstlichen  Haushaltes)  einfach  übertragen. 
Erst  Sonnenfels  hat  die  noch  heute  herrschende  Lehre  begründet,  da*s  im 
Staatshaushalte  die  Einnahmen  sich  nach  den  Ausgaben,  unter  Berücksichtigung 
der  wirtschaftlichen  Leistungsfähigkeit  des  Landes,  zu  richten  haben.  Der  Ver- 
fasser verfolgt  die  weitere  Entwicklung  der  Litteratur,  um  schliesslich  eine 
Uebereinstimmung  darüber  festzustellen,  „dass  im  Staatshaushalte  die  Aus- 
gaben unter  gleichmäßiger  Berücksichtigung  des  Weites  und.  der  Kosten  der 
durch  dieselben  ermöglichten  staatlichen  Leistungen  festzustellen  seien,  und  dass 
die  Einnahmen  sich  nach  den  einmal  so  festgestellten  Ausgaben  richten  müssen.'' 


')  Der  Personenverkehr  auf  den  preussischen  Staatsbahnen.    Archiv  für 
Eisenbahnwesen  18^*1.    S.  12  —  44. 
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Der  Verfasser  versucht  sodann  seinerseits  eine  „principielle  Begründung  des 
Verhältnisses  zwischen  Ausgaben  und  Kinnahmen  im  Staatshaushalte*  (8.  20  ff.). 

Jede  Gemeinwirtschaft,  so  erörtert  er,  muss  berechtigt  sein,  wo  die  Er- 
füllung der  Gemeinzwecke  Kosten  erheischt,  die  Genossen  zu  deren  Deckung 
heranzuziehen.  In  der  Bereitwilligkeit  der  Einzelnen  zur  Beitragsleistung  liegt 
der  Beweis,  dass  sie  die  Zwecke  des  Gemeinwesens  als  ihre  Zwecke  anerkennen, 
dass  ihnen  die  Erreichung  dieser  Zwecke  die  Kosten  wert  ist.  Empfinden  sie 
dagegen  die  Kosten  als  drückend,  so  ist  dies  der  Ausdruck  des  Mißverhältnisses 
zwischen  Wert  und  Kosten  der  Gemeinzwecke.  Es  gibt  also,  unbeschadet  der 
absoluten  Nützlichkeit  der  Gemeinzwecke,  eine  Grenze,  „bei  welcher  vom  Stand- 
punkte der  Genossen  Wert  und  Kosten  der  Gemeinzwecke  sich  nicht  mehr  das 
Gleichgewicht  halten".  Kein  Gemeinwesen  kann  diese  Grenze  dauernd  über- 
schreiten, ohne  die  wirtschaftlichen  Kräfte  seiner  Glieder  und  damit  sich  selbst 
zu  schädigen.  All  dies  gilt  auch  von  Staaten,  was  dann  des  Näheren  dargelegt  wird. 

Es  reiht  sich  hieran  die  Betrachtung  des  Unterschiedes  zwischen  Finanz- 
plan  und  Budget,  welch  ersterer  die  dauernden  Grundlagen  des  Gleichgewichtes 
im  Staatshaushalte  zu  sichern  hat,  während  letzteres  für  einen  kurzen  Zeit- 
abschnitt, die  Finanzperiode,  bemessen  ist.  Das  Budget  ist  einerseits  Norm  für 
die  Verwaltung,  andererseits  Grundlage  für  die  Kontrolle  der  Verwaltung  und 
in  formaler  Beziehung  Grundlage  für  die  Gliederung  und  Einteilung  der  Staats- 
rechnung. 

S.  40  —  48  wird  ein  „dogmengeschichtlicher  Anhang"  hinzugegeben. 

Das  zweite  Kapitel  behandelt  die  „historisch  früheste  Anwendung  des 
Ktatwesens  in  Frankreich,  Deutschland  und  Oesterreich  und  die  Entwickelung 
der  französischen  Budgetwirtschaft  seit  181 5\  Von  Interesse  ist  hauptsächlich 
»He  eingehendere  Schilderung  der  letzteren  (S.  07— 89),  welche  Schilderung 
übrigens  nur  bis  zum  Sturze  des  zweiten  Kaiserreichs  fortgeführt  ist. 

Mit  dem  dritten  Kapitel,  „die  finanztechnische  Seite  des  Budgets",  kehrt 
der  Verfasser  wieder  zur  dogmatischen  Darstellung  zurück.  Es  wird  hier  vom 
ordentlichen  und  ausserordentlichen  Etat  (Budget),  von  der  Vollständigkeit  des 
Budgets  (Brutto-,  Nettobudget),  von  der  Spezialisierung  und  Centralisierung  der 
Fonds  im  Budget,  von  Dauer  und  Beginn  der  Budgetperiode  gehandelt.  Be- 
merkenswerte neue  Aufstellungen  des  Verfassers  sind  hier  nicht  zu  verzeichnen. 

Das  vierte  Kapitel  beschäftigt  sich  mit  der  r administrativen  Vorbereitung 
und  parlamentarischen  Behandlung  des  Budgets".  Der  Verfasser  gibt  auch  hier 
im  wesentlichen  eine  Uebersicht  dessen,  was  Gesetzgebung  und  Litteratnr  bieten. 
Eine  eingehendere  kritische  Behandlung  erfährt  die  Frage  der  „Spezialisierung 
der  Voten".  Der  Verfasser  meint  hier  u.  a.:  „Die  Frage  nach  der  Speziali- 
sierung der  Voten  bedeutet  juristisch  nichts  anderes,  als  die  Frage  nach  der 
Grenze  zwischen  der  Gesetzgebungs-  und  der  Verordnungsgewalt  in  dem  be- 
sonderen Falle  der  Festsetzung  des  Budgets."  Insoweit  die  Normierung  der  Staats- 
zwecke und  der  hierzu  nötigen  Einrichtungen  nach  positivem  Staatsrecht  der  Ge- 
setzgebung zukömmt,  wird  auch  die  Feststellung  der  Ausgaben  hierfür  der  Gesetz- 
gebung überlassen  bleiben  müssen.  Insoweit  aber  die  Normierung  der  Staats- 
zwecke rechtlich  der  Verordnungsgewalt  zusteht,  darf  das  Parlament  letztere 
nicht  verkümmern,  indem  es  die  Ausgabenfestsetzung  zur  Erweiterung  seiner 
Kompetenz  benützt.  Das  wird  durch  folgendes  Beispiel  erläutert.  In  Oesterreich 
steht  die  Errichtung  von  Universitäten  „in  der  Kompetenz  der  Gesetzgebung", 
daher  ist  es  korrekt,  dass  der  Kredit  für  jede  Universität  Gegenstand  eines 
Spezialvotums  ist.  Die  Errichtung  von  Gymnasien  steht  im  Ermessen  der  Ver- 
waltung. Eine  Spezialisierung  der  Voten  für  die  einzelnen  Gymnasien  würde 
also  einen  Eingriff  in  die  Hechte  der  Verwaltung  bedeuten. 

Ich  habe  diese  Ausführungen,  welche  teilweise  an  Gneist  erinnern,  ein- 
gehender wiedergegeben,  weil  sie  meines  Erachtens  zeigen,  wie  bedenklich  die  zu 
Grunde  liegende  formelle  Auffassung  der  „Gesetzgebungs  "  und  der  „Verordnungs- 
gewalt" irre  führen  muss.  Sie  gibt  in  der  That  keinen  leitenden  Gedanken 
an  die  Hand.  Oder  soll  es  wirklich  einen  sachlichen  Unterschied  bedeuten, 
wenn  es  in  Oesterreich  zur  Errichtung  einer  Universität  eines  formellen  Gesetzes 
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bedarf,  zur  Errichtung  eines  Gymnasiums  nicht?  Ut  es  deswegen  ein  Akt  von 
verschiedener  rechtlicher  Natur,  wenn  eine  Universität  und  wenn  ein  Gymnasium 
errichtet  wird?  Doch  wohl  kaum.  Da*»  die  Staatsregierung  einseitig  Universi- 
täten weder  gründen  noch  auflösen  kann,  ist  kein  Satz  des  Budgetrechts,  sondern 
de«  Verwaltungsrechtes  aus  welchem  sich  erhebliche  Folgen  für  das  Budgetrecht 
ergeben,  Einschränkungen  sowohl  für  die  Regierung  wie  für  das  Parlament. 
Und  ebenso  wurzelt  das  Hecht  der  Regierung,  Gymnasien  zu  organisieren,  im 
Verwaltungsrecht.  Dieses  Organisationsrecht  aber  wird  durch  das  Budget  recht 
in  der  Weise  beschränkt,  das«  nur  organisiert  werden  kann,  soweit  Mittel  bereit 
stehen.  Ein  Verbot  der  Spezialisierung  der  Voten  lässt  sich  aus  dem  Organi- 
sationsrechte nicht  ableiten,  sondern  es  wird  allemal  eine  Frage  der  Zweck- 
mässigkeit sein,  wie  weit  die  Spezialisierung  zu  gehen  hat.  Die  Bedeutung  der 
Spezialisierung  aber  ist  stet*!  nur  eine  finanzrechtliche,  keine  verwaltungsrecht- 
liche: sie  bewirkt  eine  Gebundenheit  der  Mittel,  nicht  der  Organisation.  Nach 
der  Theorie  des  Verfassers  würde  die  Spezialisierung  eines  Votums  für  ein  l>e- 
stimmtes  Gymnasium  genau  dieselbe  Wirkung  haben,  wie  der  verwaltungsrecht- 
liche Satz,  dass  Universitäten  nur  unter  Uebereinstimmung  von  Regierung  und 
Volksvertretung  gegründet  und  aufgehoben  werden  können.  Das  Spezialvotum 
der  Mittel  für  ein  Gymnasium  enthält  nicht  „die  rechtliche  Bestimmung,  dass 
die  bisherige  Kompetenzgrenze  hinsichtlich  des  betreffenden  Staatszweckes  ver- 
schoben werde,  und  gleichzeitig  die  Votierung  des  Kredits  in  Gewässheit  der 
neuen  Regelung  der  Kompetenz*.  Das  Spezialvotum  enthält  nur  die  Votierung 
des  Kredits  und  lässt  das  Organisationsrecht  im  übrigen  unberührt.  Das  Spezial- 
votum sagt  nicht:  die  Regierung  muss  ein  Gymnasium  in  X  errichten,  sondern 
nur:  der  Regierung  werden  die  Mittel  zur  Verfügung  gestellt,  damit  sie  kraft 
ihres  Organisationsrechts  ein  Gymnasium  in  X  errichten  kann. 

Im  fünften  Kapitel  gibt  der  Verfasser  eine  Darstellung  der  Entwicklung 
des  Budgetrechts  in  England,  Frankreich.  Deutschland  und  Oesterreich,  die  in 
manchen  Beziehungen  nicht  ohne  Verdienst  ist.  Meines  Erachtens  hat  jedoch 
der  Verfasser  nicht  wohl  daran  gethan.  der  geschichtlichen  Entwicklung  des 
Budgetrechtes  in  jenen  deutschen  Staaten,  welche  den  Schwerpunkt  des  parla- 
mentarischen Zustimmungsrechtes  in  die  Steuerbewilligung  legen,  geringere  Auf- 
merksamkeit zu  schenken.  Es  ist  wohl  richtig,  dass  diese  Staaten  ein  verhältnis- 
mässig kleines  Rechtsgebiet  repräsentieren.  Aber  der  dogmatische  Wert  der 
Untersuchung  jeuer  Rechtszustände  wäre  von  dem  Verfasser  zweifellos  als  ein 
sehr  hoher  befunden  worden.  Das  sechste  Kapitel,  welches  die  dogmatische 
Darstellung  des  Budgetrechtes  enthält,  würde  vielleicht  alsdann,  nicht  zum 
Schaden  des  Budgets,  eine  andere  Gestalt  erhalten  haben.  Für  die  Würdigung 
der  Frage,  in  welchem  Sinne  man  von  einer  Gesetzesnatur  des  Budgets  reden 
kann  und  welche  Wirkungen  diese  Gesetzesnatur  hat,  würde  die  Vergleichnng 
eines  Reehtszustandes  von  grossem  Belange  gewesen  sein,  nach  welchem  das 
Budget  auch  formell  kein  Gesetz  ist  (vgl.  übrigens  die  Bemerkungen  S. 
der  Schrift).  Der  Eingang  der  bayerischen  Finanzgesetze  z.  B.  lautet:  „Wir 
haben  .  .  .  nach  Vernehmung  Unseres  Staatsrates  mit  dem  Beirate  und.  soviel 
die  Erhebung  der  direkten  und  die  Veränderung  der  indirekten  Steuern . .  . 
anlangt,  mit  der  Zustimmung  der  Kammer  der  Reichsrüte  und  der  Kammer 
der  Abgeordneten  über  die  Staatseinnahmen  und  Ausgaben  für  die  xte  Finanz 
periode,  nämlich  für  die  zwei  Jahre  18  .  .  und  18  .  ..  beschlossen  und  ver- 
ordnen, wie  folgt*.  Insbesondere  möchten  wir  den  Verfasser  auf  die 
schichte  des  bayerischen  Verfassungsverständnisses  von  1843,  die  S.  176  nur 
iu  wenigen  Zeilen  erwähnt  ist,  aufmerksam  machen.  Ich  darf  mich  hinsicht- 
lich dieses  Gegenstandes  wohl  auf  meinen  Aufsatz:  „Das  Budgetrecht  de> 
bayerischen  Landtages*  im  Hauptblatt  der  Allgemeinen  Zeitung  vom  11.  und 
12.  Januar  1882  beziehen. 

Mit  dem  sechsten  Kapitel  geht  der  Verfasser  zu  seiner  Hauptaufgabe,  der 
dogmatischen  Darstellung  des  Budgetrechtes,  über.  Leider  muss  ich  bekennen, 
dass  meines  Eraehtens  der  Verfasser,  dessen  gewissenhaftes  Streben  volle  An- 
erkennung verdient,  an  dieser  Aufgabe  gescheitert  ist. 
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Es  wird  zunächst  der  Begriff  des  konstitutionellen  Gesetzes  untersucht. 
Nachdem  der  Verfasser  die  Labandsche  Unterscheidung  von  formellem  und 
materiellem  Gesetze  und  Martitz'  Verwerfung  dieses  Unterschiedes  vorgeführt 
hat,  erklärt  er  es  für  das  richtigste  Verfahren,  „von  dem  einheitlichen  Be- 
griffe des  Gesetzes,  wie  ihn  die  Praxis  des  konstitutionellen  Staatslebens  heraus- 
gebildet hat,  auszugehen,  diesen  Begriff  in  seine  Merkmale  aufzulösen  und  zu 
untersuchen,  ob  innerhalb  des  einheitlichen  Gesetzesbegriffes  diejenigen  juristisch 
relevanten  Verschiedenheiten  bestehen,  welche  die  Aufstellung  der  Labandachen 
Kategorien  von  formellen  und  materiellen  Gesetzen  rechtfertigen  oder  nicht.* 

Zu  diesem  Knde  wird  folgendes  dargelegt. 

»Jedes  konstitutionelle  Gesetz  erscheint  als  eine  vom  Monarchen  unter 
Zustimmung  der  Volksvertretung  erlassene,  in  den  Formen  Rechtens  kundgemachte 
Verordnung*,  d.  h.  eine  „ Anordnung*  oder  „ Willensentschliessung,  welche  ein 
hier/u  berechtigter  Uebergeordneter  den  Untergeordneten  zur  Darnachrichtung 
bekannt  gibt.* 

Wir  wollen  das.  was  der  Verfasser  Über  den  Unterschied  des  „konstitutio- 
nellen* und  des  „absoluten*  Gesetzes,  d.  h.  des  Gesetzes  in  der  konstitutionellen 
und  in  der  absoluten  Monarchie  einschaltet,  beiseite  lassen.  Die  bezüglichen 
Ausführungen  des  Verfassers  sind  nicht  ganz  klar. 

Die  Summe  seiner  Untersuchungen  über  den  Gesetzesbegriff  ist  in  Kürze, 
wie  schon  obige  Begriffsbestimmung  zeigt,  die:  Das  Gesetz  muss  eine  Anordnung 
enthalten,  es  muss  vom  Monarchen  erlassen  werden,  es  bedarf  einer  bestimmten 
Form  des  Entstehens  und  der  Verkündigung.  Aber  noch  etwas  anderes  kömmt 
hinzu.  Eine  Besonderheit  des  Gesetzes  gegenüber  den  anderen  Emanationen  des 
Staatswillens,  insbesondere  gegenüber  den  Verordnungen  liegt  in  der  höheren 
Intensität  des  Wollens  und  dem  entsprechend  in  der  höheren  Autorität  seiner 
Geltung. 

»Sehen  wir  uns  diese  Sätze  näher  an.  Seidler  verlangt  vom  Gesetze, 
dass  es  eine  Anordnung  enthalte,  er  fordert  also  einen  bestimmten  Inhalt  des 
Gesetzes,  demnach  etwas  Materielles.  Aber  nach  der  „  Praxis  des  konstitutionellen 
Staatslebens*  werden  Anordnungen  in  Hülle  und  Fülle  auch  in  anderer  Weise 
als  durch  Gesetz  erlassen.  Ob  es  z.  B.  der  König  durch  Gesetz  oder  der  Bürger- 
meister durch  Polizeivorschrift  verbietet.  Feldtauben  zur  Saat-  und  Erntezeit 
ausfliegen  zu  lassen,  macht  doeh  wohl  in  der  materiellen  Wirkung  des  Verbotes 
keinen  Unterschied.  Nach  der  nämlichen  Praxis  des  konstitutionellen  Staats- 
rechtes werden  ferner  auch  Sätze  in  Gesetzesform  verkündet  ,  die  keine  Anord- 
nungen sind.  In  einem  und  demselben  Gesetze  kann  stehen,  dass  für  eine 
Finanzperiode  vom  Zentner  Malz  so  und  so  viel  Mark  Steuer  zu  zahlen  ist  und 
dass  der  Ertrag  dieser  Steuer  für  ein  Jahr  auf  so  und  so  viel  Millionen  veran- 
schlagt wird.    Das  erstere  ist  eine  Anordnung,  das  zweite  nicht. 

Aus  dem  Gesagten  erhellt,  dass  es  Akte  der  Staatsgewalt  und  der  ihr 
untergeordneten  öffentlichen  Gewalten  gibt,  die  bei  Verschiedenheit  der  Form 
Gleichartigkeit  des  Inhaltes  aufweisen,  demnach  sich  inhaltlich  unter  einen 
Begriff  stellen  lassen:  ferner,  dass  es  Akte  der  Staatsgewalt  verschiedenen  In- 
haltes gibt,  welche  wegen  Gleichheit  der  Form  ihres  Entstehens  Gesetze  ge- 
nannt werden. 

Die  Schlussfolgerung  liegt  auf  der  Hand.  Man  kann,  wenn  man  den 
Gesetzesbegriff  gestalten  will,  nur  entweder  ausschliesslich  materielle  oder  aus- 
schliesslich formelle  Merkmale  zu  Grunde  legen,  niemals  aber  beide  zugleich. 
Damit  rechtfertigt  sich  die  Labandsche  Unterscheidung  und  erweist  sich  der 
Gesetzesbegriff  Seidlers  als  völlig  unhaltbar. 

Seidler  hat,  vielleicht  unwillkürlich  fühlend,  dass  seine  Begriffsbestimmung 
noch  weiterer  Stütze  bedarf,  dem  Gesetze  eine  „höhere  Intensität  des  Wollens" 
und  damit  eine  „höhere  Autorität  seiner  Geltung*  vindiziert.  Ich  wüsste  nicht, 
wieso  der  im  Gesetze  ausgesprochene  Herrscherwille  intensiver  sein  solle,  als  der 
in  einer  Verordnung  ausgesprochene.  Wenn  der  König  in  einer  Verordnung 
sagt,  dass  Lastfuhrwerke  auf  Kunststiassen  nicht  mehr  als  ein  bestimmtes 
Ladiuigsgewieht  haben  dürfen  bei  Meidung  von  so  und  so  viel  Mark  Strafe,  so 
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will  er  das  ebenso  intensiv,  als  wenn  er  es  in  einem  besetzt*  sagt,  und  diese 
Willensintensität  wird  sich  dem  Zuwiderhandelnden  in  beiden  Fällen  gleich- 
niässig  fühlbar  machen.  Die  Autorität  des  Verbotes  ist  hier  wie  dort  dieselbe. 
Seidler  hat  eben  ein  rein  formelles  Moment  für  ein  materielles  angesehen,  ein 
formelles  Moment,  das  überdies  dem  Gesetze  nicht  ausschliesslich  eigen  ist,  wie 
/..  B.  Art.  10  des  bayerischen  Polizeistrafgesetzbuchs  beweist:  „  Keine  Verordnung 
darf  mit  Gesetzen,  keine  orts-,  distrikts-  oder  obeq>olizeiliche  Vorschrift  mit  den 
über  denselben  Gegenstand  zulässigen  Verordnungen  oder  mit  kompetenzniässigen 
Vorschriften  einer  höheren  Behörde  im  Widerspruch  stehen." 

Nach  Ermittelung  des  im  bisherigen  beleuchteten  „einheitlichen  Gesetzes 
hegritfes  des  praktischen  Staatslebens  *  geht  der  Verfasser  dazu  über,  zu  unter- 
suchen, „inwiefern  der  Scheidung  von  formellen  und  materiellen  Gesetzen  juristische 
Kelevanz  zukomme.* 

Es  sei.  so  sagt  der  Verfasser,  bei  jener  Begriffsbestimmung  des  Gesetze« 
vom  Gesetzesinhalt  gänzlich  ')  (?)  abstrahiert  worden.  Was  immer  der  Staat  ge- 
setzlich anbefiehlt,  und  nur  das,  erhält  die  Kraft  des  Gesetzes.  Ist  das  wesent- 
liche Merkmal  des  Gesetzes  seine  Kraft,  so  kann  ein  begrifflicher  Unterschied 
zwischen  Gesetzen  nur  aus  der  Verschiedenheit  der  Kraft,  nicht  aus  der  Ver- 
schiedenheit des  Inhaltes  gemacht  werden.  Wenn  dennoch  eine  Unterscheidung 
nach  dein  Inhalte  des  Gesetzes  gemacht  wird,  so  muss  die  juristische  Bedeutung 
derselben  in  anderer  Richtung  gesucht  werden,  für  die  Gesetzeskraft  ist  die 
juristische  Relevanz  von  vorneherein  ausgeschlossen. 

Wir  fürchten  sehr,  dass  den  Verfasser  seine  Theorie  von  der  Gesetzeskraft 
—  es  ist  dies  wohl  die  Intensität,  von  der  wir  vorhin  gehört  haben  —  vom  Wege 
der  richtigen  Erkenntnis  abgelenkt  und  auf  einen  Irrweg  geführt  hat. 

Nach  einigen  Erörterungen  über  die  Labandsche  Unterscheidung;  des 
materiellen  und  formellen  Gesetzes  gelangt  Seid ler  seinerseits  zu  folgender  Auf- 
stellung: „ Materielle  Gesetze  produzieren  nur  Rechtssätze,  sie  bilden  und  ent- 
wickeln die  Rechtsordnung  fort;  formelle  Gesetze  hingegen  bringen  die  geltenden 
Rechtssätze  zur  Anwendung."  Es  besteht  nämlich  „bei  gewissen  ReehtsKätzen 
die  rechtliche  Besonderheit,  dass  ihre  Verwirklichung  vermittelt  werden  muss 
durch  Gesetze,  welche  die  Verwirklichung  derselben  anordnen"  und  diese  letzteren 
sind  „die  bloss  formellen  Gesetze".  Der  Verfasser,  der  obendrein  erklärt,  dass 
die  ganze  Unterscheidung  für  das  Wesen  des  Gesetzes  irrelevant  und  auserderu 
praktisch  ohne  Belang  sei,  lässt  uns  leider  ohne  nähere  Erläuterung  vor  den 
Rätseln  stehen,  die  er  uns  in  diesen  Sätzen  zu  lösen  aufgibt.  Ja.  er  leitet  uns 
noch  tiefer  in  die  Dunkelheit,  wenn  er  den  Ausspruch  thut:  „Materielle  Gesetze 
müssen,  formelle  könuen  im  Wege  der  Gesetzgebung  angeordnet  werden." 
Ich  muss  bekennen,  dass  ich  das  nicht  verstehe. 

Nach  einer  ziemlich  summarischen  Uebersicht  über  „die  zur  Zeit  herrsehen- 
den Theorien  des  Budget  rechtes*  geht  der  Verfasser  „zur  principiellen  Er- 
örterung des  Gegenstandes*  über.  Er  trägt  zunächst  nach  der  .juristischen 
Bedeutung  der  verfassungsmässigen  Vorschrift,  da*  Budget  periodisch  im  Wege 
der  Gesetzgebung  festzustellen.*  Und  dabei  tritt  es  denn  zu  Tage,  wie  Seidler 
auf  seine  eben  erwähnte  Unterscheidung  von  materiellen  und  formellen  Gesetzen 
gekommen  ist.  Sie  ist,  so  steht  zu  vermuten,  aus  seiner  Bndgettheorie  ent- 
standen, kaum  umgekehrt  diese  aus  jener. 

Das  Etatsgesetz  ist  die  „rechtliche  Voraussetzung",  die  „Bedingung",  „unter 
welcher  die  Regierung  in  der  einzelnen  Finanzperiode  zur  Verwaltung  der 
Einnahmen  und  Ausgaben  befugt  sein  soll.  Die  Regierung  leitet  ihre  Er- 
mächtigung zur  Verwaltung  her  von  der  Ernennung  durch  den  Monarchen,  sie 
darf  von  dieser  Ermächtigung  nur  dann  Gebrauch  machen,  wenn  die  hierzu  uner- 

')  Vgl.  S.  207:  „Wir  können  also  den  Begriff  de»  formellen  Gesetze? 
überhaupt  nur  in  dem  Umfange  anerkennen,  als  darunter  eine  in  Form  eines 
Gesetzes  erlassene  Anordnung  verstanden  wird.  Verwaltungsakte,  welche  die 
Zustimmung  der  Kammern  erhalten,  sind  überhaupt  keine  Gesetze  und  daher 
auch  keine  formellen  Gesetze." 
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lässliche  Voraussetzung  des  Etatsgesetzes  eingetreten  ist."  Durch  die  Verwaltung 
ohne  Ktatsgesetz  verletzt  die  Regierung  die  Verfassung.  „Der  Etat  ist,  insoweit 
er  ausschliesslich  die  rechtlich  normierten  Verwendungszwecke  in  sich  schliesst, 
formelles  Gesetz,  d.  h.  er  vermittelt  die  Verwirklichung  bestehender  Rechts- 
•ätze,  indem  er  seinen  Gesetzesbefehl  auf  die  Verwirklichung  dieser  Rechts- 
>ätze  richtet.* 

Mit  andern  Worten,  das  gesamte  Recht  des  Staates,  insoweit  seine  Ver- 
wirklichung in  Beziehung  zum  Staatsbudget  steht,  ist  an  sich  ein  totes  Recht, 
iiiler  „ Gesetzeskraft4  der  einzelnen  Gesetze  unerachtet,  und  dieses  Recht  muss 
erst  von  Finanzperiode  zu  Fiuanzperiode  durch  das  Etatsgesetz  lebendig  ge- 
macht werden.  Zu  der  Gesetzeskraft,  welche  die  vorhandenen  Gesetze  bereits 
besitzen,  muss  immer  wieder  der  Gesetzesbefehl  hinzukommen,  der  „auf  die  Ver- 
wirklichung dieser  Rechtssätze  sich  richtet",  es  müssen  mithin  zwei  Gesetzes- 
kräfte vorgespannt  werden,  um  sie  in  Bewegung  zu  setzen.  Also,  wenn  das 
deutsche  Reichsgerichtsverfassungsgesetz  dem  Richter  ein  unentziehbares  Recht 
.tuf  seinen  Gehalt  gibt,  soll  dann  die  Verwirklichung  dieses  Rechtssatzes  für  den 
preußischen  Richter  abhängig  sein  von  dem  dazu  tretenden  Gesetzesbefehl  des 
preussischen  Finanzgesetzes?  Oder,  wenn  dies  mit  Art.  2  der  Reichs  Verfassung 
-ich  nicht  verträgt,  wie  steht  es  dann  mit  jener  ganzen  Budgettheorie? 

Indessen,  der  Verfasser  hat  es  sich  nicht  verhehlt,  dass  seine  Theorie 
au  eh  eine  „Kehrseite"  hat.  Die  eine  Seite,  die  wir  kennen  gelernt  haben,  ist 
die,  dass  die  Regierung  ohne  Etatsgesetz  die  Einnahmen  und  Ausgaben  nicht 
verwalten  darf,  die  „Kehrseite-  ist  „die  absolute  Pflicht  der  gesetzgebenden 
Organe",  ein  Etatgesetz  zu  schaffen.  Sehr  schön.  Aber  wie  verhalt  sich  s  mit 
der  Erfüllung  dieser  absoluten  Pflicht,  wenn  die  „gesetzgebenden  Organe"  sich 
über  das  Etatsgesetz  nicht  einigen?  Denn  von  einer  absoluten  Pflicht  irgend 
eines  Faktors,  nachzugeben,  wenn  er  mit  dem  andern  oder  den  andern  sich  nicht 
verständigen  kann,  steht  nirgends  etwas  geschrieben.  Wie  soll  es  vollends  die 
Regierung  anfangen,  wenn  in  einem  Staate,  wo  die  Verfassung  für  diesen  Fall 
keine  Vorsehung  trifft,  die  beiden  Kammern  über  den  Etat  nicht  handelseinig 
werden?  Der  Verfasser  schweigt  darüber.  Er  begnügt  sich,  es  als  unstatthaft 
zu  erklären,  dass  ein  gesetzgebendes  Organ  „seine  Mitwirkung  zur  Feststellung 
des  Etats  versagt".  Als  ob  dies  der  einzige  Fall  wäre,  in  welchem  ein  Etats- 
Gesetz  nicht  zustande  kommen  kann;  er  ist  nicht  der  einzige,  er  ist  vielmehr 
der  allerunwahrscheinlichste  Fall.  Und  hiervon  abgesehen,  so  ist  der  praktische 
Unterschied  unter  Umständen  nicht  gross,  ob  ein  Parlament  gegenüber  dem  Ent- 
wurf»; eines  Etatsgesetzes  einfach  strikt  oder  ob  es  ihn  so  umgestaltet,  dass  die 
Regierung  ihn  nicht  wiedererkennt.  Denn  es  ist  kein  allgemein  brauchbares 
Rezept,  wenn  der  Verfasser  meint  :  „Hält  aber  auch  nur  eines  der  gesetzgebenden 
Organe  eine  Ausgabe  für  nicht  notwendig,  so  soll  dieselbe  mit  Recht  unter- 
bleiben, denn  darin  liegt  eben  der  Hauptgrund  der  gesetzlichen  Feststellung  der 
Ausgaben,  dass  nur  solche  Lasten  der  Staatsbürger  zugelassen  werden,  welche 
von  beiden  Organen  der  Gesetzgebung  für  notwendig  gehalten  werden.* 

Meines  Erachtens  ist  es  evident,  dass  die  Theorie  des  Verfassers  vor  eine 
klaffende  Lücke  führt,  die  er  mit  dem  ihm  zu  Gebote  stehenden  konstruktiven 
Material  nicht  auszufüllen  vermag.  Und  so  greift  er  denn  zu  einem  übrigens 
unzulänglichen  Auskunftsmittel  de  lege  ferenda,  indem  er  verlangt,  dass  nach 
englischem  Vorbilde  die  notwendigen  und  auch  in  ihrer  Höhe  gesetzlich  fest- 
stehenden Ausgaben  vom  periodischen  Etatsgesetze  ausgenommen  und  die 
Deckungsmittel  hierfür  dauernd  festgestellt  werden  sollen. 

Wir  wollen  diese  Besprechung  hier  abschliessen.  Nachdem  wir  die  Budget- 
theorie  des  Verfassers  in  ihrer  Grundlage  verworfen,  erscheint  eine  Polemik  in 
den  Einzelnheiten  nicht  als  Bedürfnis. 

Ich  bedauere  es  um  so  lebhafter,  dass  ich  mich  mit  den  wissenschaftlichen 
Ergebnissen  des  Verfassers  nicht  habe  einverstanden  erklären  können,  als  ich 
dem  ernstlichen  Bemühen  des  Verfassers,  die  schwierige  Aufgabe,  die  er  sich 
irestellt  hat.  zu  bewältigen,  gerne  auch  den  Lohn  des  Erfolges  gegönnt  hätte. 
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M.  W.  F.  Treub.  Ontwikkeling  en  verband  van  de  Rijks-,  Pro- 
vinciale- en  Gemeentebelastingen  in  Nederland.  8\  XIII  und 
5H3  S.    Leiden,  S.  C.  van  Doesburgh  1885. 

Sicher  ist  es  ein  Beweis  von  der  Stärke  des  Bewußtseins,  dass  eine  Reform 
der  Staate-  und  Gemeindesteuern  in  den  Niederlanden  unabweisbar  ist,  wenn  in 
wenigen  Jahren  zwei  hervorragende  wissenschaftliche  Werke  Ober  die  Entwieke- 
lung  des  niederländischen  Steuerwesens  zur  Ausgabe  gelangen  Das  eine  dieser 
Werke  ist  das  von  F.  N.  Sickenga  „Geschichte  der  niederländischen  Steuern 
seit  1810"  '),  das  zweite  ist  das  in  der  Ueberschrift  genannte  von  Treub  „Ent- 
wickelung  und  Zusammenhang  der  Staate-,  Provinzial-  und  Gemeindesteuern  in 
den  Niederlanden.*  Diese  mit  ausserordentlichem  Fleisse,  mit  Benutzung  aller 
einschlägigen  Litteratur  und  vollkommener  Beherrschung  des  Stoffes  gearbeitete 
Schrift  ist  veranlasst  durch  die  von  der  Utrechter  Universität  gestellte  Preis- 
aufgabe einer  „historisch  •  kritischen  Untersuchung  über  den  Zusammenhang 
zwischen  Staate-,  Provinzial-  und  Gemeindesteuern  in  den  Niederlanden  seit  1795* 
und  wurde  von  der  juristischen  Fakultät  zu  Utrecht  mit  dem  Preise  gekrönt. 
Der  Verfasser.  Privatdocent  in  Amsterdam,  hat  vor  der  Drucklegung  noch  Ge- 
legenheit genommen,  das  Werk  unter  Berücksichtigung  der  Kritik  der  Utrechter 
Fakultät  einer  teilweisen  Umarbeitung  zu  unterziehen,  die  sich  hauptsächlich 
auf  die  Äussere  Behandlung  des  Stoffes  bezieht. 

Die  Schrift  verfolgt  —  entsprechend  der  gestellten  Preisaufgabe  —  im 
wesentlichen  die  Entwicklung  der  Steuergesetzgebung:  die  statistische 
Seite  wird  nur  in  untergeordnetem  Masse  und  nur  nebenher  herangezogen.  Der 
Verfasser  geht  aus  von  der  Utrechter  Union  (1579)  und  teilt  das  grosse 
Gebiet,  das  er  behandelt,  in  zwei  Abschnitte,  deren  Grenze  durch  die  Befreiung 
der  Niederlande  von  der  französischen  Herrschaft  gebildet  wird. 

Die  durch  die  Utrechter  Union  zu  einer  Republik  vereinigten  Provinzen 
waren  nicht  geneigt,  von  ihrer  Selbständigkeit  und  ihren  Souveränitätsrechten 
irgend  etwas  fahren  zu  lassen,  auch  nicht  in  finanzieller  Hinsicht,  so  dass  der 
Boden  für  gemeinsame.  Ober  das  ganze  Reich  hin  gleichmäßig  geregelte 
Staatesteuern  nicht  vorhanden  war.  Nur  die  „Abgaben  zur  See",  die  „Convoi- 
und  Licenzgelder"  scheinen  bereite  1577  gemeinsame  Steuern  gewesen  zu  sein. 
Die  ersteren  bezogen  sich  auf  den  Schutz  der  Schiffe  und  Güter  der  Kau  Heut  e 
zur  See  gegen  die  Freibeuter,  die  letzteren  gaben  das  Recht,  Güter  und  Waren 
nach  des  Feindes  Land  zu  fahren.  Beide  waren  also  ursprünglich  Vergütungen 
für  erwiesene  Dienste,  bezw.  für  verliehene  Begünstigungen,  verloren  aber  all- 
mählich diesen  Charakter  und  stellen  sich  seit  1648  als  Steuern  auf  den  aus- 
ländischen Handel  dar.  1652  wurde  ausserdem  als  allgemeine  Steuer  eingeführt 
das  rLastgeld"  (nach  der  Grösse  der  Schiffe  bei  der  Ankunft  und  Abfahrt  er 
hoben)  und  das  „Veilgeld".  eine  Steuer  auf  alle  Güter  ohne  Unterschied  im 
Betrage  von  2  Prozent  des  Wertes  bei  der  Einfuhr  und  1  Prozent  des  Werte? 
bei  der  Ausfuhr. 

Daneben  gab  es  noch  besondere  Steuern  auf  verschiedene  Handels-  und 
Schiffahrtszweige.  Die  verschiedenen  nebeneinander  bestehenden  Steuern  ver- 
ursachten im  Laufe  der  Zeit  infolge  mehrfacher  Erhöhungen  eine  erheblichr 
Hemmung  des  Handels  und  der  Schiffahrt.  1725  wurden  diese  Abgaben  ver 
mindert  und  einer  Revision  unterzogen,  und  die  bezüglichen  Bestimmungen 
bildeten  bis  1795  die  Grundlage  für  die  Erhebung  der  Ein-  und  Ausfuhrsteuern. 
Der  Ertrag  derselben  blieb  wahrend  der  Republik  für  die  .Seeangelegenheiten* 
bestimmt  Zur  Deckung  der  Kosten  der  Verteidigung  zu  Lande  wurden  beson- 
dere Kontributionen  erhoben,  die  durch  quotenweise,  zu  vielen  Ungerechtigkeiten 
führende  Verteilung  über  die  einzelnen  Provinzen  aufgebracht  wurden.  Die 
Quoten  wurden  mehrmals  revidiert,  ohne  dass  die  grossen  Ungerechtigkeiten 


')  Im  1.  Hefte  des  I.  Bandes  dieser  Zeitschrift  hat  Referent  ausführlicher 
darüber  berichtet. 
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beseitigt  werden  konnten.  Dieses  Quotensystem  wurde  in  Gelderland  auch  auf 
die  drei  .Quartiere"  dieser  Provinz,  die  in  finanzieller  Hinsicht  als  drei  beson- 
dere Provinzen  galten,  ausgedehnt;  in  dem  Quotensystem  war  die  grosse  Ver- 
schiedenheit der  Steuerlast  in  den  einzelnen  Distrikten  begründet. 

Die  Provinzen  ihrerseits  deckten  die  von  ihnen  aufzubringenden  Quoten 
sowie  die  Kosten  des  Provinzialhaushaltes  durch  specielle  direkte  und  indirekt« 
Provinzialsteueru.  Die  indirekten,  deren  Höhe  in  den  einzelnen  Provinzen  sehr 
verschieden  war,  ruhten  im  allgemeinen  überall  auf  den  gleichen  Steuerobjekten ; 
hierher  gehörten  Accisen  auf  Wein,  Branntwein,  Bier.  Mehl,  Schlachtfleisch,  Salz, 
Seife,  Obst,  Kerzen,  Brennholz,  Kohlen  etc.  etc.,  das  „Wiegegeld*,  die  Steuer 
auf  das  „runde  Mass",  Provinzial-Einfuhrzölle  für  Wolle,  Tuch,  Tapeten,  Decken 
und  fertige  Kleider,  das  «kleine  Siegel",  der  „ vierzigste  Pfennig*  von  dem 
Kaufpreis  von  Schiffen  und  unbeweglichen  Gütern  und  Hypothekenakten  etc.. 
die  Steuer  von  der  Erbschaft  von  Seitenverwandten.  Trauungs-  und  Begräbnis- 
gelder u.  s.  f.  Die  meisten  dieser  Steuern  ruhten  auf  notwendigen  Lebensbedürf- 
nissen, drückten  den  Handwerker  schwer,  hemmten  den  Gewerbeneiss  und  erschwer- 
ten den  Verkehr  zwischen  den  einzelnen  Provinzen.  Die  Erhebung  der  Steuern 
wurde  meist  auf  dem  Wege  der  Verpachtung  bewirkt;  daneben  gab  es  noch  einige 
andere  ziemlich  rohe  Erhebungsformen,  die  hier  übergangen  werden  können. 

Die  direkten  Steuern,  die  in  den  einzelnen  Provinzen  sehr  verschieden 
waren,  hier  alle  aufzuzahlen,  würde  zu  weit  führen.  Es  genüge,  zu  bemerken, 
dass  dieselben  im  allgemeinen  sehr  sehwer  auf  der  Landwirtschaft  und  Viehzucht 
lasteten  und  nach  der  Bestimmung  ihrer  Ertrüge  in  sog.  „ Konsense"  (für  die 
Staatsbedürfhisse)  und  in  „  Hauslasten "  (zur  Deckung  des  Bedarfs  des  Provinzial- 
haushalts)  zerfielen. 

Die  G  ein  ei  nd  es  teuer  n  bestanden  in  den  Städten  zunächst  in  Accisen 
auf  verschiedene  Lebensmittel:  dieselben  waren  früher  der  Genehmigung  des 
Landesherrn,  später  der  des  Staatsrates  unterworfen,  wovon  sich  jedoch  die 
Städte  allmählich  frei  machten.  Die  Erhebungsform  der  städtischen  Accisen  war 
die  der  Verpachtung  bis  zur  Mitte  des  18.  Jahrhunderts.  In  späterer  Zeit 
schaffte  man  durch  Aenderungen  in  der  Form  der  Erhebung,  teilweise  auch 
durch  Abschaffung  der  städtischen  Accisen  (Utrecht  1749)  dem  vorher  sehr  be- 
hinderten Verkehr  einige  Erleichterungen.  Ausser  den  Accisen  erhoben  die  Städte 
noch  hohe  Gebühren  in  Form  von  Thor-,  Markt-,  Hafengeldern  u.  ähnl.,  durch 
welche  teilweise  auch  das  platte  Land  stark  in  Mitleidenschaft  gezogen  wurde. 
Verwandt  mit  den  Accisen  und  Gebühren  ist  der  „achtzigste  Pfennig"  beim 
Verkauf  von  Immobilien,  der  in  einigen  Städten  der  Provinz  Holland  erhoben 
wurde,  ferner  das  Bürgergeld ,  das  Einzugs-  und  Abzugsgeld.  Für  die  Erhebung 
des  letzteren  war  ebenso  wie  bei  den  städtischen  Accisen  ein  Patent  der  (Pro- 
vinzial)  Staaten  erforderlich.  Dagegen  bedurfte  es  eines  solchen  bei  den 
.direkten*  städtischen  Steuern  nicht;  zu  letzteren  wurden  gerechnet  Strassen- 
fjelder  (nach  der  Strassenbreite  der  Häuser  erhoben),  Laternen-,  Pumpengelder  etc. 
Auch  der  Ertrag  der  städtischen  Steuern  hatte  meist  eine  ganz  specielle,  viel- 
fach schon  durch  den  Namen  angedeutete  Bestimmung. 

Einige  Städte  besassen  kraft  ihrer  Hoheitsrechte  über  das  umliegende 
platte  Land  auch  ausserhalb  der  Stadt  Zölle,  Wegesteuern  u.  dergl.  in. 

Zur  Deckung  ihrer  eigenen  Ausgaben  erhoben  die  Landgemeinden  beson- 
dere Umlagen,  teils  personale  nach  dem  geschätzten  Vermögen  der  Steuerpflich- 
tigen, teils  über  die  Erbgüter  und  Bauernhöfe  nach  den  Angaben  der  Landes- 
steuerrollen verteilt.  Ausserdem  hatten  auch  die  Landgemeinden  Accisen  auf 
mehr  oder  weniger  notwendige  Bedarfsartikel,  sowie  Gebühren  verschiedener  Art. 
Wie  überall  hatten  auch  diese  Steuern  der  ländlichen  Gemeinden  je  ihre  be- 
sondere Bestimmung. 

Dass  bei  dieser  seltsamen  Verquickung  der  Staats- ,  Provinzial-  und  Ge- 
meindesteuern und  bei  der  vorwiegenden  Bedeutung  der  Accisen  auf  notwendige 
Lebensmittel  eine  gerechte  Verteilung  der  Steuerlast  nicht  erreicht  wurde,  dass 
dadurch  Handel  und  Industrie  ausserordentlich  gehemmt  waren,  leuchtet  von 
selbst  ein.    (Kap.  1  des  ersten  Teils.) 
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Diesen  Zustand  fand  die  Staatsumwälzung  von  1  70  5  vor,  welche 
das  Ziel  hatte,  die  provinziale  Souveränität  und  die  städtische  Autonomie  durch 
eine  alles  umfassende  Stautsautorität  zu  verdrängen,  ein  Ziel,  welches  indts 
nur  unvollkommen  erreicht  wurde.  Eine  der  ersten  Folgen  der  Revolution  war 
die  Ersetzung  der  früheren  fünf  Admiralitäts-Kollegien  durch  das  Komitee  für 
Marine- Angelegenheiten :  in  den  bisherigen  „Abgaben  zur  See"  jedoch  wurde 
hierbei  nichts  geändert,  da  die  Generalstaaten  am  26.  Juni  1705  die  Weiter 
erhebung  derselben,  und  zwar  provisorisch  nach  den  alten  Sätzen  anordneten. 
Auch  die  bisherigen  Provinzialsteuern  blieben  einstweilen  bestehen,  nur  wurden 
die  früheren  Steuerprivilegien  in  einigen  Provinzen,  sowie  die  Grafschaftszölle 
in  der  Provinz  Holland  abgeschafft. 

Die  durch  die  Zeitverhältnisse  hervorgerufene  dringende  Finanznot  indes 
Hess  diese  Reformbestrebungen  vorderhand  nicht  weitere  Ausdehnung  gewinnen. 
Man  musste  vielmehr  alte  Steuern  erhöhen,  neue  einführen  und  ausserordentliche 
provinziale  Erhebungen  ausschreiben.  Namentlich  letzteres  Mittel  wurde  häufig 
angewandt.  Durch  solche  Erhebungen  (meist  in  einem  bestimmten  Prozentsatz 
von  dem  Besitz  und  Einkommen  bestehend)  wurde  1705 — 1708  fast  der  gesamte, 
sehr  gesteigerte  Staatsbedarf  aufgebracht. 

Inzwischen  war  am  30.  Dezember  1705  ein  Reglement  für  die  Berufung 
einer  Nationalversammlung  (an  Stelle  der  Generalstaaten)  zustande  ge- 
kommen, welches  als  vorläufige  Verfassung  auch  einige  Bestimmungen  hinsicht- 
lich der  Finanzen  traf.  So  sollten  die  Ein-  und  Ausfuhrzölle  bis  zur  näheren 
Regelung  auf  dem  alten  Fuss  bleiben;  ferner  sollte  jede  Provinz  in  den  »Kriegs- 
zustand" veranlagt  werden  nach  Massgabe  der  bestehenden  Quoten.  Wenn  ein»1 
Provinz  (bezw.  in  Gelderland  ein  Quartier)  im  Rückstände  blieb,  so  konnte  mit 
Zwangsmassregeln  faussergewöhnliche  Erhebungen  u.  dergl.)  gegen  sie  vorge- 
gangen werden.  Die  Provinzen  sollten  sich  nicht  mehr  in  die  Angelegenheiten 
der  allgemeinen  Staatsverwaltung  mengen:  die  Nationalversammlung  ihrerseits 
sollte  sich  aber  auch  nicht  mit  der  Verwaltung  der  Provinzialangelegenheiten 
befassen,  insbesondere  sollten  die  Provinzen  in  finanzieller  Hinsicht  selbständig 
sein.  Nur  sollten  sie  vom  1.  September  1706  an  keine  neuen  Erschwerungen 
der  Ein-  und  Ausfuhr  zwischen  den  einzelnen  Provinzen  anordnen. 

Dessenungeachtet  wurde,  unter  Beiseitesetzung  der  provinzialen  Souveräni- 
tät, durch  die  Nationalversammlung  am  2.  Dezember  1707  zur  Herstellung  der 
am  11.  Oktober  1707  vernichteten  Flotte  eine  ausserordentliche  Erhebung  von 
8  Prozent  von  jedem  Einwohner  der  Republik  mit  mehr  als  300  n\ 
Durchschnittseinkommen  beschlossen;  der  etwaige  hierbei  sich  ergebende  Ueber- 
schuss  sollte  im  .Jahre  1708  zur  Deckung  des  Marinebedarfs  dienen,  eine  Mass- 
regel, die  thatsächlich  eine  allgemeine  direkte  Staatestcuer  bedeutete. 

Auch  die  städtischen  Steuern  blieben  vorläufig  in  der  alten  Weise  noch 
bestehen.  Nur  wurde  infolge  des  Beschlusses  der  Nationalversammlung  vom 
27.  Februar  1707  das  Abzugsgeld  in  Holland  und  Utrecht  (in  Holland  freilich 
nur  mit  gewissen  Einschränkungen)  abgeschafft  und  in  Holland  die  Doppelzah 
lung  des  Wiegegeldes  für  die  kleinen  Städte  und  die  Landgemeinden  beseitigt. 

Die  grosse  Finanznot  veranlasste  im  übrigen  auch  die  Städte  zu  ausser 
ordentlichen  Erhebungen. 

Im  Januar  1708  bewirkten  die  Unitaristen  eine  Umwälzung,  indem  sie 
am  22.  Januar  die  Nationalversammlung  von  ihren  Gegnern  säuberten  Die 
übrig  bleibenden  Mitglieder  erklärten  sich  für  die  gesetzliche  konstituierende, 
das  batavische  Volk  repräsentierende  Versammlung  und  vernichteten  sofort  due 
obenerwähnte  Reglement  für  die  Nationalversammlung.  Eine  Exekutivbchörde 
aus  fünf  Personen  sollte  erwählt  werden :  die  Provinzial-  und  Gemeindeverwal- 
tungen sollten  vorläufig  als  blosse  administrative,  der  konstituierenden  Ver- 
sammlung unterworfene  Körperschaften  bestehen.  Dadurch  verloren  die  Pro- 
vinzen sofort  ihre  bisherige  Macht ;  nur  die  Sorge  für  die  laufenden  Einnahmen 
und  Ausgaben  der  Provinzialverwaltung  blieb  ihnen,  während  die  Verfügung 
über  die  provinzialen  Kassen  der  konstituierenden  Versammlung  anheimfiel. 
Am  25.  Januar  1708  wurden  weiter  die  provinzialen  Steuern  vollständig  in 
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Staatssteuern  umgewandelt:  die  Kosten  der  Provinzen  sollten  fortan  ans  Staats- 
mitteln bestritten  werden. 

Am  17.  Marz  1798  nahm  dann  die  konstituierende  Versammlung  einen 
neuen  Verfassungsentwurf  an.  der  am  23.  April  durch  Volksabstimmung  sank- 
tioniert wurde.  Art.  210  desselben  enthielt  die  Grundlagen  für  das  in  Bälde 
einzuführende  neue  Steuersystem.  Alle  Steuern  und  jede  einzelne  Steuer  sollten  dar- 
nach sich  so  viel  als  möglich  dem  jeweiligen  Vermögen  der  Kinwohner  anschliessen, 
welches  durch  Vergleichung  der  Besitzungen,  Einkünfte  und  des  bekannten 
Konsums  ermittelt  wurde.  Im  speciellen  sollten  die  Steuern  auf  Immobilien  in 
der  ganzen  Republik  auf  gleiche  Weise  nach  dem  Werte  erhoben  werden:  es 
sollte  weiter  keine  Kopfsteuer  (hoofdgeld)  anders  als  im  Verhältnis  zu  dem 
Vermögen  erhoben  werden  und  jede  diesen  Anforderungen  nicht  entsprechende 
derartige  Steuer  sollte  ein  Jahr  nach  Annahme  der  Verfassung  abgeschafft 
werden :  ho  bald  als  möglich  sollte  für  die  ganze  Republik  eine  Steuer  auf  die 
Erbschaften  der  Seitenverwandten  und  eine  Stempelsteuer  (.klein  zegel")  einge- 
führt werden.  Bei  allen  Verbrauchssteuern  sollten  notwendige  Bedürfnisse  frei 
bleiben.  Hiervon  ausgehend  beschloss  die  Volksvertretung  am  25.  März  1801 
ein  neues  Steuersystem,  welches  folgende  Steuern  umfasste: 

1)  Eine  Grundsteuer  von  allen  unbeweglichen  Gütern  nach  dem  Miets- 
werte, wobei  Fabrik-  und  ähnliche  Anlagen  ein  Drittel  niedriger  veranlagt 
wurden. 

2)  Eine  Land-  und  Haussteuer  im  Betrage  von  7  Prozent  des  rohen 
Mietswertes  zu  Lasten  des  Mieters. 

3)  Eine  progressive  Dienstbotensteuer. 

4)  Eine  progressive  Luxussteuer  auf  Pferde  (exkl.  Arbeitspferde). 

5)  Ein  „  Lastgeld  *  von  Fahrzeugen,  abgestuft  nach  der  Grösse  und  Fahrt 
und  verschieden  für  die  einzelnen  Kategorien  der  Fahrzeuge. 

0)  Verschiedene  indirekte  Steuern,  wozu  Ein-  und  Ausfuhrzölle,  Accisen 
auf  „nicht  notwendige"  Lebensbedürfnisse  (trotzdem  aber  auch  auf  Salz,  Seife. 
Weizen  und  Fleisch  gelegt),  Wiege-  und  Runde-Mass-Steuer,  Stempel-  und  Erb- 
schaftssteuer (für  Seitenverwandte)  und  endlich  ein  „  Kollektivstempel  *  auf  die 
Steuerquittungen  gehörten,  der  hauptsächlich  zur  Kontrolle  Über  die  übrigen 
indirekten  Steuern  diente.  Durch  diese  indirekten  Steuern  sollten  ca.  25.  durch 
die  direkten  ca.  21  Mill.  fl.  aufgebracht  werden. 

Nach  Art.  208  der  neuen  Verfassung  von  1798  sollte  die  Volksvertretung 
nach  Einführung  des  neuen  Systems  jährlich  über  etwaige  Abänderungen  des- 
selben beschliessen.  Jedes  Gesetz,  durch  welches  eine  neue  Steuer  eingeführt 
wurde,  sollte  nur  ein  Jahr  in  Kraft  bleiben,  wenn  es  nicht  ausdrücklich  erneuert 
wurde.  Die  besondere  Verwaltung  der  „Abgaben  zur  See*  sollte  mit  Einführung 
des  neuen  Systems  aufhören. 

Art.  200  befestigte  die  Verwandlung  der  Provinzialsteuern  in  Staatssteuero 
auch  für  die  Zukunft.  Die  Departementsverwaltungen  hatten  (Art.  179)  nur  ihre 
Mitwirkung  bei  der  Erhebung  der  Staatssteuern  zu  leihen. 

Im  weiteren  Verfolg  dieser  Steuerreform  und  der  Neueinteilung  des  Landes 
in  acht  Departements  (17.  November  1798)  wurden  am  1.  Januar  1799  die 
Durchfuhrzölle  durch  die  alten  Provinzen  abgeschafft,  während  die  Ein-  und 
Ausfuhrzölle,  sowie  die  zum  Unterhalt  von  Brücken,  Wegen  etc.  erhobenen  Zölle 
und  Steuern  unverändert  blieben. 

Die  Verwaltungskosten  der  Departements  wurden  durch  die  Volks- 
vertretung jährlich  bestimmt  und  zu  ihrer  Deckung  den  Departements  bestimmte 
Summen  aus  der  Staatskasse  überwiesen.  Alle  eigentlichen  Departementssteuern 
waren  somit  aufgehoben.  Dagegen  blieben  die  Gemeindesteuern  im  allge- 
meinen unangetastet ;  nur  wurde  das  in  Holland  und  Utrecht  schon  abgeschaffte 
Abzugsgeld  generell  beseitigt.  Das  Recht  der  Gemeinden  zum  Ausschreiben 
neuer  Steuern  wurde  durch  die  Notwendigkeit ,  ein  Einverständnis  mit  den  Be- 
vollmächtigten der  stimmberechtigten  Bürgerschaft  zu  erzielen,  und  durch  die 
Bedingung  nachträglicher  Genehmigung  tier  Volksvertretung  eingeengt.  Die 
Bestimmung  des  Reglements  vom  6.  Februar  1801  für  die  Gemeindeverwaltung. 
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dass  die  Departementaverwaltungen  untersuchen  mussten.  ob  die  Gemeinden  bei 
ihren  Steuerentwürfen  auch  die  „BegUtertheit*  als  Grundlage  der  Verteilung 
angenommen  haben,  tritt  noch  ergänzend  zu  dem  vorhergenannten  hinzu. 

Das  System  der  außergewöhnlichen  Erhebungen  stand  auch  in  dieser 
Periode  zum  Schaden  des  Landes  in  Flor.  Ein  rationelles  Steuersystem  war 
nicht  zustande  gekommen. 

Die  übertriebene  Centralisation  der  Verfassung  von  1798  rief  eine  Reaktion 
hervor,  die  in  der  am  16.  Oktober  1801  proklamierten  geänderten 
Verfassung  namentlich  auf  finanziellem  Gebiete  zu  Tage  trat.  Art.  57  lies* 
die  gegenwärtigen  Steuern  auf  dem  alten  Fuss,  wie  sie  in  jeder  der  ehemaligen 
Provinzen  bestanden,  nahm  eine  Revision  der  betreffenden  Gesetze  und  Verord- 
nungen in  Auseicht  und  bestimmte,  dass  bei  Einführung  entsprechender  allge- 
meiner Staatssteuern  die  Provinzialstcuern  abgeschafft  oder  verändert  werden 
können. 

Die  Staatsregierung  konnte  ausserdem  neue  allgemeine  Steuern  bei  der 
Volksvertretung  beantragen,  welche  auf  allen  Staatsbürgern  gleichmässig  nach 
Massgabe  ihres  Einkommens  ruhen  sollten.  Die  Regierung  hatte  zwar  jährlich 
die  Einwilligung  der  gesetzgebenden  Körperschaft  zu  den  verlangten  Geldmitteln 
einzuholen;  doch  sollten  —  anders  als  vorher  —  nur  aussergewöhnliche  Lasten 
nicht  länger  als  für  ein  Jahr  beantragt  werden.  Aussergewöhnliche  Ausgaben 
sollten  durch  aussergewöhnliche  Steuern  gedeckt  werden,  doch  brauchten  die 
letzteren  sich  nicht  an  das  Besitztum  oder  Einkommen  der  Einwohner  anzu- 
schliessen.  Das  Mittel  dieser  aussergewöhn liehen  Erhebungen  wurde  nach  wie 
vor  in  ausgedehntem  Masse  angewandt. 

Die  Verwaltungen  der  Departements,  deren  Grenzen  ganz  mit  denen 
der  früheren  Provinzen  übereinkamen,  hatten  nur  die  Aufsicht  Über  die  Ein- 
forderung der  Staatssteuern ,  wobei  sich  bald  Missbräuche  einschlichen.  Die 
Kosten  des  eigenen  Haushaltes  konnten  jedoch  die  Departements  selbst  regeln 
und  aus  Anleihen,  aus  dem  Ertrage  ihres  Privatbesitzes  und  aus  Departement*- 
steuern  decken.  Die  Departements  reichten  zu  dem  Zwecke  der  Staatsregierung 
Voranschläge  ein  und  konnten,  falls  die  bestehenden  Einnahmequellen  unge- 
nügend waren,  neue  Departeinentssteuern  beantrugen,  welche  die  Ein-,  Aus-  und 
Durchfuhr  zwischen  den  einzelnen  Departements  jedoch  nicht  erschweren  durften 
(Art.  66)  und  je  nach  Bedarf  erhöht  oder  ermässigt  werden  konnten.  Zur  Ein- 
führung neuer  Departementssteuern  war  die  Genehmigung  der  gesetzgebenden 
Körperschaft  nötig ;  diese  Genehmigung  konnte  nur  dann  versagt  werden,  wenn 
die  beantragte  Steuer  oder  die  Art  ihrer  Erhebung  für  die  Staatssteuern  schäd- 
lich sein  oder  in  Widerspruch  mit  Art.  66  stehen  würde.  1802  wurde  dein 
noch  hinzugefügt,  dass  die  Genehmigung  der  Abgeordneten  der  Einwohnerschaft 
bei  Einführung  neuer  Departementssteuern  nötig  war. 

Alle  diese  Bestimmungen  wurden  jedoch  erst  am  17.  Dezember  1803  ver- 
wirklicht. 

Im  Widerspruch  damit,  dass  den  Departements  durch  die  Verfassung  von 
1801  besondere  Departeinentssteuern  zugestanden  waren,  wurde  den  Departe- 
ments ein  bestimmter  Anteil  an  allen  innerhalb  des  Departements  erhobenen 
Staatssteuern  zugewiesen,  der  von  5  Prozent  in  Holland  bis  zu  :J0  Prozent  im 
Quartier  Veluwe  variierte  und  manche  Ungerechtigkeiten  in  sich  schloss.  Wurde 
eine  Steuer  durch  eine  neue  ersetzt,  so  erhielt  das  Departement  von  dieser  einen 
entsprechenden  Anteil. 

Was  die  Gemeindesteuern  anlangt,  so  hatte  jede  Gemeinde  freie 
Verfügung  über  ihre  Finanzen,  konnte  aber  neue  Steuern  nur  in  Beratung  mit 
den  Abgeordneten  der  Einwohner  und  nur  unter  Genehmigung  der  Departe 
mentsverwaltung  auflegen.  Die  Genehmigung  der  letzteren  war  nicht  an  die 
vorher  erwähnte,  bei  der  Genehmigung  von  Departeinentssteuern  durch  die  ge 
setzgebende  Körperschaft  vorgeschriebene  Bedingung  gebunden.  Die  Ein-,  Ani- 
und  Durchfuhr  durfte  auch  durch  Gemeindesteuern  nicht  behindert  werden. 

Im  übrigen  blieben  die  Gemeindesteuern  während  der  ganzen  Uebergang>- 
periode  von  1795—1805  im  allgemeinen  unverändert,  während  Staats-  und  Pro 
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vinzialsteuern,  wie  erwähnt,  mannigfachem  Wechsel  unterworfen  waren.  (Kap.  II 
des  ersten  Teils.) 

Im  Jahre  1805  übertrug  Napoleon  I.  die  Würde  eines  Staatsrates  (raad- 
pensionaris),  der  die  bisherige  Regierung  ersetzte,  an  Rutger  Jan  Schimniel- 
penninek,  nachdem  er  am  26.  April  1805  eine  neue  Verfassung  durch- 
gesetzt hatte.  Schon  im  folgenden  Jahre  trat  an  Schimmelpennincks  Stelle  der 
Prinz  Ludwig,  der  den  Niederlanden  als  König  aufgedrungen  wurde.  Infolgedessen 
wurde  am  7.  August  1806  eine  neue  „ Konstitution"  für  das  Königreich  Holland 
erlassen,  die  im  allgemeinen  dem  französischen  Princip  der  Centralisation  hul- 
digte, aber  in  Bezug  auf  die  Finanzen  in  die  Fussstapfen  Schimmelpennincks 
trat,  da  der  „grösste  holländische  Finanzmann*  Isaac  Jan  Alexander  Go  gel 
sowohl  unter  Schimmelpenninck  als  auch  unter  König  Ludwig  die  Finanzen 
Hollands  leitete.  Das  Goge  Ische  Finanzsystem,  welches  mit  dem  Jahre 
180  6  grösstenteils  in  Kraft  trat  und  von  wesentlich  richtigeren  Principien  aus- 
ging, als  die  früheren  Systeme,  umfasste  folgende  direkte  Steuern: 

1)  Grundsteuer  nach  dem  Wert  aller  unbeweglichen  Güter.  Als  Wert 
wurde  das  lö'/sfache  des  jährlichen  Mietspreises  nach  Abzug  von  Deich-  und 
ähnlichen  Lasten  (bei  Gebäuden  nach  Abzug  eines  Drittels  vom  Mietpreise  für 
Reparaturkosten)  gerechnet.  Die  Steuer  betrug  Prozent  des  Wertes  (bei 
gewerblichen  und  industriellen  Anlagen  nur  '/«  Prozent».  Kirchen  und  öffent- 
liche Gebäude  waren  frei. 

Die  Schwierigkeiten  der  Neukatastrierung  bewirkten  jedoch .  dass  diese 
Grundsteuer  an  Stelle  der  früheren  nur  bei  den  Gebäuden  vom  Jahre  1809  an 
nach  den  neuermittelteu  Sätzen  erhoben  werden  konnte,  während  die  Grund- 
steuer im  übrigen  im  Königreich  Holland  auf  dem  alten  Fuss  blieb. 

Daas  das  an  sich  richtige  Princip,  die  Grundsteuer  nach  dem  reinen 
Mietewerte  zu  berechnen,  in  der  Praxis  nur  mangelhaft  durchgeführt  wurde, 
versteht  sich  bei  den  Schwierigkeiten  einer  allen  Wertverschiebungen  nach- 
gehenden Taxation  von  selbst. 

2)  Personalsteuer  im  Betrage  von  10  fl.  für  je  100  fl.  der  rohen  Miete 
(bezw.  Pacht),  durch  den  jeweiligen  Nutzniesser  der  Gebäude,  Ländereien  etc. 
zu  entrichten.    Wohnhäuser  mit  weniger  als  30  fl.  Mietsertrag  waren  frei. 

Diese  Steuer  war  einerseits  eine  Belastung  des  Einkommens,  das  nach 
dem  Mietswerte  der  Wohnung  aufgemacht  wurde ,  anderseits  eine  Besteuerung 
des  landwirtschaftlichen  Betriebes  und  vereinigte  somit  zwei  ganz  heterogene 
Dinge.  In  Bezug  auf  den  ersteren  Punkt  ist  der  zu  (»runde  gelegte  Massstab 
(den  der  Verfasser  bei  Ländereien  nicht  für  unzweckmässig  hält)  anerkannter- 
maßen völlig  ungenügend.  Die  Besteuerung  nach  der  Hausmiete  ist  ,als  Ge- 
meindesteuer durchaus  zweckmässig,  als  Staatssteuer  ist  sie  ein  Unding.- 

3)  Mobiliarsteuer  im  Betrage  von 

1  Prozent  des  Wertes  bei  allem  Hausgerät  im  Werte  von    500 — 4000  fl. 

IV«  »       ,       •      n  *         *  4000-8000  . 

1  lh    „  ,  .  m     »  über  8000  , 

Juwelen,  sowie  Gold-  und  Silbersachen  wurden  mit  dem  halben  Wert  in  Rück- 
sicht gezogen.  Bibliotheken,  Bildergalerien,  Instrumente,  Gerätschaften  etc., 
sowie  Hausgerät  unter  500  fl.  waren  frei. 

Der  Verfasser  bezeichnet  diese  Steuer  als  ein  notwendiges  Korrektiv  der 
Mietssteuer. 

4)  Herdstättensteuer,  erhoben  von  jeder  Familie,  welche  mehr  als  zwei 
Herdstätten  in  Gebrauch  hat,  im  Betrage  von  2  fl.  von  jeder  Herdstätte ;  die 
Steuer  war  nach  dem  Verfasser  nur  eine  unverhültnismässige  und  event,  für  die 
Volksgesundheit  schädliche  Erhöhung  der  Mietssteuer. 

5)  Dienstbotensteuer  im  Betrage  von  5  fl.  für  einen,  bis  zu  250  fl.  für 
zehn  Dienstboten :  für  jeden  weiteren  Dienstboten  waren  50  fl.  zu  zahlen.  Für 
jeden  männlichen  Dienstboten  waren  30  fl.  mehr  aufzubringen.  Für  im  Hause 
wohnendes  gewerbliches  Gesinde  mussten  3  fl.  gezahlt  werden ,  wenn  dasselbe 
keine,  und  8  fl..  wenn  es  bisweilen  persönliche  Dienste  zu  verrichten  hatte. 
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it)  Pferde-,  Luxus-  und  Landpassagesteuer ,  erhoben  für  alle  Luxus-  und 
Arbeitspferde,  mögen  dieselben  in  Eigentum  oder  in  Miete  gehalten  werden.  Die 
Steuer  betrug  bei  Luxuspferden  25  fl.  bis  310  fl.  bei  1—0  Pferden  und  50  fl.  für  jedes 
weitere  Pferd;  für  Arbeitspferde  von  Fabriken  etc.  6  fl.  pro  Stück,  für  Acker- 
pferde 1  — 10  fl.  pro  Stück.  Wurden  die  beiden  letzteren  Arten  auch  zu  Luxus- 
zwecken gebraucht,  so  erhöhte  sich  die  Steuer  um  5  fl.  pro  Stück. 

Vermieter  von  Luxuspferden  zahlten  für  jedes  Pferd  0  fl.,  als  .Gewerl>- 
treibende*  noch  25  fl.  Landpassagegeld. 

Bei  dieser  Steuer  herrscht,  ebenso  wie  bei  der  vorhergenannten,  eine  grosse 
Verwirrung  zwischen  der  Belastung  des  Verbrauchs  und  derjenigen  der  indu- 
striellen oder  landwirtschaftlichen  Thätigkeit ;  die  Progression  beruht  bei  beiden 
auf  richtigen  Grundgedanken. 

Die  geringfügigen  Aenderungen  des  Gesetzes  vom  22.  April  1809  an  der 
Pferdesteuer  können  übergangen  werden. 

7)  Landpassagesteuer  von  fremden  Fuhrleuten  und  Reisenden  =  :)  i\.  fir 
jedes  Pferd,  womit  die  ausländische  Passagiere  befördernden  Fuhrleute  ihn- 
Frachten  weiter  als  in  die  erste  Stadt  oder  Ortschaft  innerhalb  der  Landesgrenze 
bringen  wollten.  Die  Steuer  hatte  den  (freilich  thateächlich  nicht  erreichten! 
Zweck,  die  inländischen  Fuhrleute  gej-en  ausländische  Konkurrenz  zu  schützen. 

8)  Rindersteuer  =  15  Stüber  ')  jährlich  für  jedes  Rind  von  zwei  Jahren  and 
darüber.  10  Stüber  für  jedes  Rind  unter  zwei  Jahren.  Diese  Steuer  war  ausser- 
ordentlich drückend  und  ihre  Last  wurde  durch  die  behufs  Bekämpfung  der 
Rinderpest  erhobenen  Abgaben  noch  erhöht. 

An  „indirekten"  Steuern  wies  das  Gogelsclie  System  folgende  auf: 

1)  Patentsteuer  auf  Handels-  und  Gewerbebetriebe  und  einige  „andere* 
Objekte  des  Wohlstandes  und  Luxus,  zerfallend  in  fünf  Abteilungen,  deren  erste 
und  zweite  die  Steuer  auf  „Berufe  und  Betriebe*  umfasste.  während  die  dritte 
die  Steuer  von  öffentlichen  Lustbarkeiten,  die  vierte  die  Steuer  auf  das  Tragen 
von  gepudertem  Haar  und  die  fünfte  die  Jagdsteuer  enthielt.  Bei  Gewerben, 
deren  Gewinn  unabhängig  ist  von  dem  Domizil,  wurde  die  Steuer  nach  dem 
Absatz  berechnet,  wobei  der  Handel  mit  Kaffee,  Thee,  Schokolade  und  Tabak 
etwas  höher  besteuert  wurde. 

Bei  Gewerben,  deren  Gewinn  von  den  Verhältnissen  ihres  Domizils  beein- 
flusst  wurde,  wurden  acht  Klassen  nach  Massgabe  der  Einwohnerzahlen  der 
Domizilorte  gebildet. 

Ausreichende  Kriterien  der  Beurteilung  der  Rentabilität,  sowie  regelmässige 
Revisionen  der  Klasseneinteilung  waren  nicht  vorgesehen.  Freigelassen  sollten 
von  dieser  eigentlichen  Gewerbesteuer  alle  diejenigen  bleiben,  die  schon  sonst 
ausreichend  besteuert  waren. 

Die  Steuer  auf  öffentliche  Lustbarkeiten  betraf  alle  Theater  etc..  in  denen 
durch  „lebende*  Personen  Aufführungen  gemacht  wurden. 

Die  Pudersteuer  betrug  5  fl.  pro  Jahr  für  alle  männlichen  und  weiblichen 
Personen,  welche  gepudertes  Haar  tragen  wollten. 

Die  Jagdsteuer  betrug  gleichfalls  5  fl.  und  zwar  für  alle  Berufsjäger  und 
Jagdliebhaber. 

2)  Steuer  „des  kleinen  Siegels  auf  einige  Gegenstände  des  Handels  und 
Luxus*.  Diese  Steuer  bestand  darin,  dass  den  ihr  unterworfenen  Waren  vor 
dem  Verkauf  ein  Siegel  im  Betrage  der  jeweiligen  Steuer  angeheftet  wurde. 
Dieselbe  wurde  bei  ihrer  Einführung  (1805)  auf  Hüte,  Handschuhe.  Strümpfe. 
Beinkleider,  Taschenuhren.  Pendulen,  Parfümerien.  Kupferstiche,  Spielkarten. 
Almanache,  Zeitungen  etc.  etc.  gelegt  und  1807  noch  auf  verschiedene  andere 
Gegenstände  ausgedehnt.  Die  Kontrolle  war  bei  ihr  sehr  schwer,  der  Ertrag 
wegen  des  Wechsels  der  Mode  sehr  schwankend :  dadurch,  dass  sie  nicht  nur  auf 
Luxusgegenständen  lastete,  wirkte  sie  auch  in  mehrfacher  Richtung  nachteilig. 

8)  Binnenländische  Last-,  „Wasser- Pläsier-*  und  Passagesteuer,  zu  zahlen 
für  alle  binnenländischen  Schiffe  jeder  Art.  Natur  und  Bestimmung.  Lastfahr« 

')  20  Stüber  =  1  Florin. 
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zeuge  zahlten  je  nach  der  Tragfähigkeit,  der  Reise,  den  befahrenen  Gewässern 
eine  Abgabe  von  1  fl.  bis  3  fl.  pro  haut.  Bei  Passagierschitien  wurde  die  Steuer 
nach  den  verdienten  Frachten,  bei  allen  anderen  (Vergnügung«-)  Fahrzeug»!! 
nach  deren  Qualität  erhoben.  1809  wurden  Fahrzeuge,  die  ausschliesslich  zum 
Uebersetzen  von  Passagieren  dienen,  von  dem  Lastgelde  ausgenommen. 

4)  Accisen. 

a.  Salzsteuer  für  Salz,  das  innerhalb  der  Republik  raffiniert  bezw.  pro- 
duziert wird,  5  ft.  pro  Sack  und  Salzbrühe  („pekel")  6  fl.  pro  Oxhoft 
von  6  Ankern. 

b.  Steuer  auf  Seife,  innerhalb  des  Königreiches  produziert  .  5  fl.  für  je 
100  Pfund  harte  und  12  fl.  für  jede  Tonne  (240  Pfund  wiegend) 
weiche  Seife. 

c.  Mahlsteuer  —  108  fl.  pro  Last  Weizen  oder  Spelt  oder  Mengkorn 
(Weizen  mit  Roggen  oder  anderen  Körnerfrüchten  vermischt);  4*>  fl. 
pro  Last  Roggen  oder  Roggen  mit  anderem  Getreide,  ausser  Weizen, 
vermischt  (letzterer  Satz  wurde  1807  auf  21,12  fl.  ermässigt). 

d.  Schlachtsteuer  =  3  Stüber  von  jedem  (Milden  des  geschätzten  Wertes 
aller  im  Inlande  geschlachteten  Rinder.  Kälber.  Ferkel.  Spanferkel. 
Schafe  und  Lämmer. 

e.  Torfsteuer  -  4  Stüber  pro  Tonne  losen  („sponturf *)  und  festen,  ge- 
pressten  Torfes  (.baggerturf  *).  2  Stüber  pro  Tonne  schwarzen  Torfes, 
der  aus  den  hohen  Veenen  oder  aus  anderen  Torfgründen  lediglich 
ab-  oder  ausgestochen  und  nicht  zu  „  Baggertorf  *  gemacht  wird: 
1  Stüber  pro  Tonne  sog.  .Sandklumpen"  oder  „Sandtorf 

f.  Steuer  auf  inländischen  Kombranntwein,  Genever  (30  fl.  pro  Oxhoft). 
inländischen  Branntwein  aus  Wein,  destillierte  Wasser  und  feine  Li- 
queure  (40  fl.  pro  Oxhoft).  Der  erstere  Satz  wurde  180«!  auf  42,  der 
letztere  auf  48  fl.  erhöht. 

g.  Weinsteuer  =  24  fl.  (seit  1806  30  fl.)  pro  Oxhoft  im  Inlande  konsu- 
mierten Weines. 

Die  sub  a— e  genannten  Steuern  ruhen  auf  notwendigen  Bedarfsartikeln, 
während  die  früheren  Accisen  auf  Tabak  und  Bier  abgeschafft  waren ,  und 
wirken  progressiv  in  umgekehrter  Richtung.  Die  Branntwein-  und  Weinsteuer 
dagegen  schliessen  sich  der  Leistungsfähigkeit  an  und  die  erstere  hat  audi 
nach  dem  Verfasser  grosse  Bedeutung  für  die  Bekämpfung  der  Trunksucht. 

5)  Wiegesteuer,  ein  Wiegegeld  von  allen  Waren  und  Kaufmannsgegen- 
ständen, die  in  Mengen  von  über  20  Pfund  nach  dem  Gewicht  verkauft  oder 
auf  der  Wage  gewogen  werden. 

6)  Steuer  auf  das  „runde  Mass*,  von  allen  Waren  und  Kaufmannsgegen- 
ständen, die  mit  Hohlmassen  gemessen  bezw.  verkauft  werden. 

7)  Steuer  auf  verschiedene  ausländische  Produkte  bei  der  Einführung, 
wobei  eine  gewisse  schutzzollpolitische  Richtung  im  Interesse  der  Industrie  zu 
Tage  trat.  Die  Convoi-  und  Licenzsteuern  blieben  dessenungeachtet  unverändert. 
Ein  grosser,  mit  diesen  Staats-Einfuhrzöllen  verbundener  Vorteil  war  die  Auf- 
hebung der  Provinzinl-Einfuhrsteuern. 

8)  Erbschaftssteuer  =  10  Prozent  von  dem  Reinbetrage  jeder  Erbschaft 
im  Inlande.  Erbschaften  unter  300  fl..  ferner  die  in  direkter  absteigender  Linie, 
sowie  zwischen  Eltern  und  Kindern  und  Eheleuten  waren  frei.  Grosseltern. 
Brüder  und  Schwestern  zahlten  von  ihrem  Anteil  5  Prozent,  Blutsverwandte  in 
der  Seitenlinie  dritten  Grades  71/*  Prozent. 

Die  vollständige  Freilassung  der  direkten  absteigenden  Linie  tadelt  der 
Verfasser  als  eine  „principlose  Tradition". 

{>)  Da«  „ kleine  Siegel*  von  allen  Akten,  Instrumenten  etc.  etc..  sowie 
von  deren  Kopien  =  3  Prozent  des  Wertes  beim  l  ebergang  von  Immobilien. 
5  Prozent  des  Gehaltes  bei  Anstellungskontrakten.  1806  wurde  die  Steuer  auch 
auf  alle  innerhnlb  der  Landesgrenzen  stattfindenden  Rentenzahlungen  von  An- 
leihen fremder  Staaten.  Gesellschaften  und  Privaten,  sowie  auf  alle  ausländischen 
Effekten,  die  sich  in  dem  Nachlass  eines  Staatsbürgers  vorfanden,  ausgedehnt; 
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für  letztere  betrug  die  Uebergangssteuer  ebensoviel  wie  die  Erbschaftssteuer. 
Die  Erweiterungen  des  Jahres  180ö  hatten  den  vom  Verfasser  nicht  gebilligten 
Zweck,  einen  Druck  auf  die  Anlage  der  Kapitalien  in  inländischen  Papieren 
auszuüben. 

10)  Das  ,  Kollektivsiegel  *  oder  ».Billetgeld*,  eine  im  Interesse  der  Kon- 
trolle eingeführte  Steuer  auf  Quittungen  über  bezahlte  Steuern,  abgestuft  nach 
der  Höhe  der  Bezahlung;  in  Wirklichkeit  diente  diese  Steuer  nur  zur  Erhöhung 
der  übrigen  Staatssteuern. 

Endlich  ist  als  Ergänzung  noch  die  durch  Gesetz  vom  11.  März  1807  ein- 
geführte Steuer  auf  die  Verarbeitung,  die  Einfuhr  und  den  Verkauf  von  Gold- 
und  Silberwaren  (4,15  fl.  pro  Unze  Gold,  6  Stüber  pro  Unze  Silber)  zu  erwähnen. 

Mit  der  Einführung  dieses  Systems  wurde  die  Verpachtung  etc.  der  Steuer- 
erhebung abgeschafft.  Nur  der  Staat  hatte  die  Steuern  zu  erheben.  Die  Ver- 
waltung der  »Steuern  zu  Lande*  wurde  den  üepartementsbehörden  ganz  ent- 
zogen, die  besondere  Verwaltung  der  Ein-  und  Ausfuhrsteuern  wurde  abgeschafft, 
kurz,  der  ganze  Mechanismus  wurde  durch  Gogel  ausserordentlich  vereinfacht. 

Doch  wurde  dies  Princip  bald  wieder  durchlöchert,  da  1807  die  Ueber 
sieht  über  die  „Steuern  zu  Lande*,  sowie  deren  Verwaltung  wieder  den  Departe- 
mentsbehörden  (allerdings  unter  Verschiebung  der  Departementsgrenzen)  über- 
tragen und  1809  eine  besondere  Direktion  der  Ein-  und  Ausfuhrsteuern  einge- 
führt wurde. 

König  Ludwig  machte  auch  den  Versuch  einer  allgemeinen  Einkommensteuer. 
Durch  das  Dekret  vom  30.  März  1808  (betr.  Ausschreibung  einer  Anleihe  von 
30  Mill,  fl.)  wurde  bestimmt,  dass  zur  Deckung  der  Rente  und  Ablösung  jähr- 
lich 3  Mill.  fl.  erhoben  werden  sollten.  Für  1808  sollte  diese  Summe  durch 
Anteile  aller  Staatsbürger  nach  Massgabe  ihres  Standes,  Konsums  und  anderer 
bekannter  Umstände  unter  Berücksichtigung  grosser  Kinderzahl  etc.  aufgebracht 
werden.  Die  Erhebung  sollte  auf  dem  Wege  der  Repartition  vor  sich  gehen. 
Der  Anwendung  dieses  Quotensystems,  bei  welchem  eine  dreimalige  Verteilung 
der  Steuer  (Über  die  Provinzen,  die  Gemeinden  und  die  Gemeindebürger)  nötig 
war,  bei  welchem  also  die  Ungerechtigkeiten  in  der  ersten  Verteilung  durch  die 
nachfolgenden  nicht  ausgeglichen,  sondern  vermehrt  wurden,  ist  das  vollständige 
Misslingen  des  Versuchs  vornehmlich  zuzuschreiben.  1809  wurde  denn  auch 
die  betr.  Summe  durch  Zuschläge  zu  den  verschiedenen  Steuern  aufgebracht. 

Aussergewöhnliche  Umlagen  kamen  in  dieser  Zeit  nicht  mehr  vor;  statt 
dessen  waren  Anticipationen  auf  die  Erhebung  verschiedener  direkter  Steuern 
vorgeschrieben. 

Ueber  die  finanziellen  Befugnisse  der  Departements  und  Gemeinden  üu 
speciellen  in  der  in  Rede  stehenden  Periode  ist  folgendes  zu  erwähnen. 

Der  Art.  64  der  Verfassung  von  1805  erklärte  die  D epartements  nicht 
für  befugt  zur  Erhebung  besonderer  Departementssteuern,  wenn  ihnen  nicht  auf 
Antrag  des  Staatsrates  diese  Befugnis  durch  Parlameutsbeschluss  zugestanden 
ist.  Im  Gegensatz  hierzu  bestimmte  Art.  40  des  Reglements  für  die  Departe- 
mentsverwaltung vom  9.  Juli  1805,  dass  die  Staatsregierung  jeder  Departements- 
verwaltung bestimmte  Summen  aus  der  Staatskasse  zur  Deckung  ihrer  Ausgaben 
überweist  und  dass  nur  bei  aussergewöhnlichen  Vorkommnissen  die  gesetzgebende 
Körperschaft  den  Departements  die  Befugnis  zur  Erhebung  eigener  Steuern  ein- 
räumen konnte.  Die  Verfassung  des  Königreichs  Holland,  welche  die  Departe- 
mentsverwaltungen nur  als  die  zur  Ausführung  der  Befehle  der  Regierung  be- 
stimmten Administrativkollegien  ansah,  gestattete  den  Departements  die  Erhebung 
besonderer  Steuern  nur  auf  Grund  eines  Gesetzes  und  der  Autorisation  des 
Königs.  Das  Dekret  vom  29.  April  1807  schrieb  in  Abweichung  hiervon  vor. 
dass  die  Landdrosten  jährlich  an  die  Ministerien  des  Innern,  der  Justiz  und 
Politik,  sowie  der  Finanzen  eine  Aufstellung  der  Departementskosten  einreichen 
sollten,  damit  die  genannten  Ministerien  hierauf  bei  der  Feststellung  des  Vor- 
anschlages für  das  nächste  Jahr  Rücksicht  nehmen  könnten. 

Auch  die  Selbständigkeit  der  Gemeinden  in  finanzieller  Hinsicht  wurde 
durch  die  Verfassung  von  1805  beschränkt.    Nur  auf  Grund  noch  zu  erlassender 
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Gesetzesvorschriften  und  nur  mit  Genehmigung  der  Departemente  durften  die 
Gemeinden  eigene  Steuern  erheben.  Die  Feststellung  solcher  Steuern  musste  im 
Einverständnis  mit  den  Gemeindedeputierten  erfolgen,  deren  Wahlen  nur  auf 
Grund  einer  Ermächtigung  der  Departementsverwaltung  ausgeschrieben  werden 
durften,  so  dass  die  Departementsverwaltung  sogar  die  Beratschlagung  über 
eigene  Gemeindesteuern  durch  Versagung  der  Genehmigung  zur  Ausschreibung 
der  Deputiertenwahlen  verhindern  konnte,  lieber  das  Rekursrecht  der  Gemein- 
den in  diesem  Falle  sagt  die  Verfassung  nichts.  Der  Verfasser  nimmt  an,  dass 
in  derartigen  Fällen  die  Entscheidung  beim  Staatsrat  ruhte. 

Das  Reglement  für  die  Gemeindeverwaltung  vom  20.  Dezember  1805 
brachte  die  in  der  Verfassung  in  Aussicht  gestellten  Bestimmungen  über  die 
Einführung  von  Gemeindesteuern.  Darnach  bedurften  die  betr.  Entwürfe  der 
Gemeinden  der  Genehmigung  der  Departementsverwaltung,  bei  deren  Versagung 
ein  neuer  Entwurf  gemacht  werden  musste.  Gab  die  Departementsverwaltung 
ihre  Genehmigung,  so  musste  vor  deren  Anzeige  die  Angelegenheit  dem  Staats- 
rat unterbreitet  werden,  welcher  die  Genehmigung  der  Departementsverwaltung 
vernichten  konnte,  wenn  die  betr.  Steuer  die  Aus-,  Ein-  oder  Durchfuhr  zu  be- 
hindern geeignet  war,  die  ausserhalb  der  Gemeinde  erzeugten  Produkte  höher 
belastete  oder  den  Staatsfinanzen  hinderlich  war.  Die  Art  der  Gemeindesteuern 
wurde  durch  das  in  Rede  stehende  Reglement  derart  bestimmt,  dass  Gemeinden 
mit  weniger  als  2000  Einwohnern  oder  mit  geringen  Ausgaben  ihre  Mittel  durch 
jährliche  personale,  dem  Vermögen  der  Einwohner  entsprechende  Umlagen  auf- 
zubringen hatten.  Den  Gemeinden,  deren  Ausgaben  zu  gross  waren,  als  dass 
sie  durch  solche  Umlagen  gedeckt  werden  konnten,  stand  die  Erhebung  von 
Zuschlägen  auf  die  Grund-,  Personal-,  Dienstboten-,  Pferde-,  Rinder-,  Mobiliar-, 
Wein-,  Schlacht-,  Mehl-,  Wiegesteuer,  sowie  auf  das  , kleine  Siegel"  bei  Gewerbe- 
patenten  und  Veräusserungen  und  öffentlichem  Verkauf  beweglicher  Güter  zu. 
Hierbei  war  zunächst  auf  die  genannten  Steuern  nacheinander  in  der  vorstehen- 
den Reihenfolge  ein  Stüber  zu  erheben:  genügte  dies  nicht,  so  wurde  ein  zweiter 
Stüber  auf  die  einzelnen  Steuern  in  derselben  Reihenfolge  gelegt  u.  s.  w. 

Ausserdem  wurde  den  Gemeinden  die  Erhebung  einer  mässigen  Steuer 
auf  öffentliche  Schaustellungen  bei  Trauungen  und  Begräbnissen,  sowie  verschie- 
dener, die  Selbstkosten  nicht  übersteigender  Gebühren  f  für  Laternen.  Feuerspritzen, 
Nachtwächter,  Wege,  Brücken  etc.  etc.)  gestattet. 

Alle  mit  dem  neuen  Staatssteuersystem  in  Widerspruch  stehenden  Ge- 
meindesteuern sollten  —  selbstverständlich  unter  Gewährung  einer  Uebergangs- 
periode  —  sobald  als  möglich  abgeschafft  werden. 

Die  Einführung  des  Königtums  brachte  in  dieses  System  mehrfache  Ab- 
änderungen. Zunächst  wurde  der  Modus  der  Genehmigung  der  Gemeindesteuer- 
entwürfe dahin  geändert,  dass  die  Gemeindeverwaltungen  ihre  Entwürfe  dem 
Landdrost  einzusenden  hatten:  dieser  übermittelte  die  Entwürfe  mit  seinem 
Gutachten  dem  Ministerium,  welches  die  Angelegenheit  dem  König  zur  Geneh- 
migung vorlegte. 

Ferner  schaltete  das  Gesetz  vom  30.  November  1807  in  die  Reihe  der 
Steuern,  auf  welche  die  Gemeinden  Zuschläge  erheben  durften,  die  Runde-Mass- 
Steuer  (hinter  Wiegesteuer)  und  die  Herdstättensteuer  (hinter  Mobiliarsteuer) 
tin.  Das  Gesetz  vom  17.  April  1807  gestand  weiter  den  Gemeinden  das  Recht 
auf  Erhebung  einer  Steuer  bei  der  Einfuhr  von  Brod,  Mehl,  Fleisch  und  Wein 
zu,  welche  in  der  Höhe  der  den  Gemeinden  bewilligten  Zuschläge  zu  den  betr. 
Staatssteuern  zu  zahlen  war.  Mit  Recht  nennt  der  Verfasser  diese  Wiederein- 
führung der  Gemeindezollschranken  einen  grossen  Rückschritt.  Das  Gesetz  vom 
30.  November  1807  verpflichtete  die  Gemeinden,  als  Beitrag  zu  den  Kosten  der 
Steuererhebung  4  Prozent  des  Ertrages  der  Zuschlagsprozente  und  Einfuhrsteuern 
an  den  Staat  abzugeben. 

Im  ganzen  bedeutet  das  Gogelsche  System  einen  Fortschritt  gegen  früher, 
wenngleich  das  Ideal ,  Besteuerung  nach  der  Leistungsfähigkeit,  nicht  erreicht 
wurde  und  ihm  auch  noch  manche  andere  Mängel  (wie  z.  B.  Steuerfreiheit  des 
.Kapitals  im  Portefeuille"  u.  s.  w.)  anhafteten.  (Kap.  III  des  ersten  Teils.) 

397 


Digitized  by  Google 


Litterator. 


Das  Gogelsche  System  herrschte  jedoch  nur  wenige  Jahre.  Am  9.  Juli 
1810  wurden  die  Niederlande  für  einen  Teil  des  französischen  Kaiserreichs  er- 
klärt; die  Folge  war,  dass  auch  das  französische  Steuersystem  nach 
einigen  Vorbereitungen  durch  das  Dekret  vom  21.  Oktober  1811  eingeführt 
wurde  und  vom  1.  Januar  1812  an  in  Geltung  war.  Dieses  französische,  für  die 
En  t  Wickelung  des  niederländischen  Steuerwesens  äusserst  wichtige  Finanzsystein 
uuifasste  folgende  direkte  Steuern: 

1)  Grundsteuer  (beruhend  auf  dem  Gesetz  vom  3.  Frimaire  VII  —  23.  No- 
vember 1798)  auf  alle  unbeweglichen  Güter  im  Verhältnis  zu  ihrem  reinen 
steuerbaren  Ertrag  (  =  Rohertrag  vermindert  um  die  Produktions-  und  Unter- 
haltungskosten). Der  Betrag  der  auf  dem  Wege  des  Quotensysteins  erhobenen 
Steuer  wurde  alljährlich  festgestellt. 

In  den  holländischen  Departements  wurden  in  Ermangelung  eines  neuen 
Katasters  die  bestehenden  katastralen  Register  als  Grundlage  genommen .  nach 
Abzug  eines  Fünftels  von  dem  Anschlage  für  1811.  Der  Anteil  der  Niederlande 
an  der  Grundsteuer  betrug  für  1812  15,4  Mill.  Frcs. 

2)  Personal-  und  Mobiliarsteuer  (Gesetz  vom  3.  Nivöse  VII  —  23.  Dezember 
1798).  Die  Personalsteuer  war  eine  Art  Kopfsteuer  im  Betrage  des  durchschnitt 
liehen,  für  jeden  Kanton  von  der  Departementsverwaltung  festgestellten  Lohnes 
von  drei  Arbeitstagen  (mindestens  50  Cts.  und  höchstens  1,50  Frcs.),  erhoben 
von  allen  im  vollen  Genuss  der  bürgerlichen  Rechte  befindlichen  (männlichen 
und  weiblichen)  Staatsbürgern,  ebenfalls  nach  dem  Quotensystem.  Der  Anteil 
der  Gemeinde  bezw.  des  Kantons  an  der  Personalsteuer  ergab  sich  durch  Multi- 
plikation des  Tagelohnes  mit  einexn  Sechstel  der  Bevölkerungsziffer.  Die  Differenz 
zwischen  dem  so  sich  ergebenden  Betrage  und  dem  für  das  Departement  fest- 
gesetzten Gesamtanteil  an  Personal-  und  Mobiliarsteuer  wurde  unter  der  Be- 
zeichnung „  Mobiliarsteuer"  repartiert  und  zwar  für  ein  Drittel  im  Verhältnis 
zur  Bevölkerungszahl  und  für  zwei  Drittel  im  Verhältnis  zu  dem  Ertrag  der  Patent- 
steuer in  dem  betr.  Kanton.  Die  Umlage  innerhalb  tier  Gemeinde  erfolgte  nach 
Massgabe  des  Mietswertes  der  Wohnung  auf  die  bereits  zur  Personalsteuer  ver- 
anlagten Personen.  Oetfentliche  Beamte  mussten  5  Prozent,  Offiziere  2  Prozent 
ihrer  Besoldung  als  Beitrag  zur  Mobiliarsteuer  abgeben. 

3)  Thür-  und  Fenstersteuer  (Gesetze  vom  24.  November  1798  und  3.  Mai 
1802),  abgestuft  nach  der  Zahl  der  Aussenthüren  und  Aussenfenster  und  der  Be- 
völkerungsziffer tier  Gemeinde.  Diese  gleichfalls  nach  dem  Repartitionssy  stein 
erhobene  Steuer,  die  zu  einer  Erhöhung  der  Steuer  nach  «lern  Mietwerte  beiträgt 
und  auch  in  sanitärer  Hinsicht  schädlich  wirken  kann,  sollte  zusammen  mit  der 
Personal-  und  Mobiliarsteuer  1812  3.4  Mill.  Fres.  aufbringen. 

4)  Patentsteuer  (Gesetz  vom  1.  Brum.  VII  =-  22.  Oktober  1798),  teilweise 
abhängig  von  der  Bevölkerungszahl  des  Domizilortes;  diese  Steuer  zerfiel  in 
eine  fixe  und  eine  variable.  Die  letztere  betrug  ein  Zehntel  des  Mietspreise? 
der  Wohnungen,  Werkstätten,  Fabriken.  Magazine  und  Läden  nach  der  Art  des 
Handels  bezw.  des  Betriebes. 

Die  Patentsteuer  war  die  einzige,  die  nach  festen  Tarifen  und  nicht  auf 
dem  Wege  der  Repartition  erhoben  wurde. 

Der  Vollständigkeit  halber  sei  noch  erwähnt,  dass  nach  dem  Gesetz  vom 
10.  April  1803  die  Pächter  von  Gemeindegütern  alle  darauf  ruhenden  Lasten 
tragen  mussten;  bei  einem,  allen  Einwohnern  zu  gute  kommenden  Gemeinde 
eigentum  wurden  die  Lasten  durch  Zuschlag  zur  <irund-  und  Mobiliarsteuer  auf 
alle  Einwohner  umgelegt;  hatten  nur  einige  Anspruch  auf  den  Gebrauch  des 
Gemeindeeigentums,  so  wurden  die  Lasten  auf  die  Berechtigten  pro  rata  ihres 
Anteils  umgelegt.  Endlich  ist  zu  bemerken,  dass  nach  dem  <  leset/,  vom  10.  März 
1801  die  Staatswaldungen  von  den  Gemeinde-  und  Staatssteuern  befreit  waren. 

An  indirekten  Staatssteuem  wies  das  französische  System  fol- 
gende auf: 

1)  Register-.  Stempel-  und  Hypothekensteuern  u.  ähnl.  Die  Registersteuer 
zerfiel  in  eine  fixe,  auf  der  Urkunde  als  solcher  ruhende  Abgabe  mit  Gebühren- 
charakter  und  eine  variable,  auf  den  durch  die  betr.  Urkunden  konstatierten 
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Handlungen  ruhende  Abgabe  mit  Steuercharakter,  beide  nach  gewissen  Klassen- 
abfetufungen  erhoben;  sie  blieb,  namentlich  in  ihrer  variablen  Form,  meist  auf 
dem  wirtschaftlich  schwächeren  hängen  und  traf  Handlungen,  die  keinen  Wohl 
stand,  sondern  gerade  eine  bedrängte  Lage  beurkunden  etc. 

Für  die  Stempelsteuer  sind  die  Urkunden,  welche  bestimmte  Rechtshand- 
lungen konstatieren,  das  Objekt  der  Steuer.  Dieselbe  wurde  als  „  Siegel  nacli 
der  Oberfläche  des  Papiers*  und  als  variabler  Stempel  auf  die  als  Handels- 
papiere  dienenden  Obligationen,  Effekten,  Wechsel  etc.  erhoben. 

Die  Hypothekensteuer  trug  mehr  Gebührencharakter.  Sie  wurde  bei  der 
Eintragung  von  Hypothekenakten  und  der  Ueberschreibung  der  Akten  über 
Eigentumsübergang  von  Immobilien  in  die  Register  der  Hypothekenbewahrer 
erhoben,  und  zwar  verschieden  nach  dem  Betrag  der  eingeschriebenen  Hypo- 
theken bezw.  nach  dem  Werte  des  überschriebenen  Gutes. 

Die  Gerichtsschreiberei-  bezw.  Kanzlei-Abgaben  trugen  teils  den  Charakter 
einer  Belohnung  für  die  betr.  Beamten,  teils  reinen  Gebührencharakter. 

2)  „Les  droits  reunis*,  umfassend  Steuern  auf  Getränke,  Spielkarten, 
öffentliche  Fahrzeuge,  Tabak,  Salz  und  eine  Schiffahrtssteuer:  sie  waren  im  all- 
gemeinen hoch  und  vermehrten  nicht  zum  mindesten  den  Hass  gegen  die  fran- 
zösische Fremdherrschaft. 

Die  Tabaksteuer  bestand  bekanntlich  seit  1S1U  in  Frankreich  in  der  Form 
des  Monopols,  welches  nunmehr  auch  in  den  Niederlanden  unvermittelt  und  ohne 
l'ebergangsperiode  eingeführt  wurde. 

3)  Douanesteuern. 

Die  bisherigen  Zölle  auf  Staafcwege  und  Gewässer  wurden  durch  das 
Dekret  vom  21.  Oktober  1811  abgeschafft  und  teils  durch  Zuschläge  auf  direkte 
Steuern,  teils  durch  die  Schiffahrtssteuer  ersetzt. 

Endlich  ist  noch  das  durch  Gesetz  vom  9.  November  17'J7  eingeführte 
F'rüfungsgeld  für  Gold-  und  Silberwaren  zu  erwähnen. 

Was  die  Finanzen  der  bei  der  Einverleibung  in  Frankreich  gebildeten 
neun  Departements  anlangt,  so  galten  auch  für  diese  seit  1812  die  Grund- 
sätze des  französischen  Systems.  Die  Einkünfte  der  Departements  bestanden 
nach  dem  Gesetze  vom  1.  Dezember  1798  (1 1.  Frim.  VII I  aus  so  viel  Zuschlagspro- 
zenten zur  Grund-  und  Personalsteuer,  als  zur  Deckung  der  Ausgaben  nötig  waren. 
Das  Maximum  dieser  Prozente  wurde  zugleich  mit  der  Anweisung  über  die  durch 
diese  Steuern  zu  deckenden  Ausgaben  jährlich  durch  Dekret  der  Centraibehörde 
festgestellt.  Für  die  darüber  hinausgehenden  Ausgaben  wurden  noch  zwei 
, außergewöhnliche"  Prozente  zugestanden,  nämlich 

1)  eine  jährlich  festzustellende  Anzahl  von  Prozenten  auf  die  Grund-  und 
Personalsteuer  behufs  Bildung  eines  zur  Deckung  etwaiger  Deficits  des  Departe- 
mente bestimmten  Reservefonds  (.fond  de  supplement"); 

2)  eine  jährlich  festzustellende  Anzahl  Prozente,  deren  Ertrag  unter  dem 
Namen  rfonds  commun  des  departements"  zur  Hilfeleistung  an  finanziell  be- 
drängte Departements  bestimmt  war. 

Im  Widerspruch  hiermit  wurde  jedoch  für  die  Deckung  der  Deficits  ver- 
schiedener Departements  pro  1812  nicht  die  Erhebung  von  Prozenten  für  den 
,fonds  commun'4,  sondern  eine  Vorerhebung  von  5  Cts.  auf  den  Ertrag  der  Octrois 
und  anderen  Revenuen  aller  Kommunen  des  Kaiserreichs  angeordnet,  wodurch  eine 
grenzenlose  Verwirrung  zwischen  den  Departements-  und  Gemeindefinanzen  ent- 
stand ,  so  dass  der  Staatsrat  bald  die  Beseitigung  dieser  Massregel  beantragte. 

Auch  die  Gemeindesteuern  wurden  durch  da«  Dekret  vom  21.  Oktober 
1611  dem  französischen  System  entsprechend  abgeändert.  Nach  diesem  Dekret 
konnten  die  Gemeinden  h  Prozent  Zuschlag  zur  Grund-  und  Personalsteuer  er- 
heben: mit  dem  1.  Januar  1812  konnten  die  Gemeinden,  die  mit  ihren  gewöhnlichen 
Hinkünften  (Ertrüge  des  Gemeindebesitzes  und  die  innerhalb  der  jährlich  durch 
kaiserliches  Dekret  festzusetzenden  Maximalgrenze  sich  bewegenden  Zuschläge 
zur  Grund-  und  Personalsteuer)  nicht  reichten,  besondere  Octrois  ( ,,  octrois  muni- 
cipaux  et  de  bienfaisance")  erheben. 

Auf  Grund  des  Beschlusses  vom  2.  September  1800  stand  ferner  den  Ge- 
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meinden  ein  Anteil  von  8  Prozent  an  dem  Reinertrage  der  in  ihrem  Gebiet  er- 
hobenen Patentsteuer  zu.  Ausserdem  konnten  die  Gemeinden,  die  mit  den  ge- 
nannten Mitteln  nicht  reichten,  noch  „ indirekte  und  lokale  Taxen*  einfuhren. 

Die  Octrois  waren  nach  dem  Reglement  vom  17.  Mai  1809  vom  Gemeinde- 
rat (event,  auf  Veranlassung  des  Präfekten)  zu  beraten  und  von  dem  Präfekten 
mit  dessen  Gutachten  dem  Kaiser  zur  Genehmigung  zu  unterbreiten. 

Die  Octrois  durften  nur  auf  Getränken  und  Flüssigkeiten,  Esswaren. 
Brennmaterialien  und  Fourage  ruhen ,  die  Belastung  von  Getreide,  Früchten. 
Butter,  Milch,  Gemüse  etc.  war  verboten. 

Die  Erhebung  der  Octrois  geschah  durch  die  Beamten  der  „droits  reunis"1. 
wofür  die  Gemeinden  natürlich  gewisse  Gegenleistungen  zu  machen  und  einen 
Teil  ihrer  Einkünfte  aus  den  Octrois  der  Verwaltung  der  , droits  reunis*  ab- 
zugeben hatten. 

Den  Gemeinden  von  weniger  als  2000  Einwohnern  wurde  durch  Dekrete 
vom  14.  Juli  1812  und  15.  Mai  1813  die  vorläufige  Forterhebung  von  Personal- 
umlagen bewilligt. 

Gewöhnliche  Ausgaben  durch  aussergewöhnliche  Steuern  zu  decken,  war 
den  Gemeinden  verboten;  auch  bestand  die  Bestimmung,  dass  die  Gemeinde- 
einkünfte ausschliesslich  zur  Bestreitung  der  Gemeindebedürfnisse  dienen  sollten, 
womit  es  jedoch  nicht  zu  vereinbaren  war,  dass,  wie  erwähnt,  die  Gemeinden 
sowohl  den  Departement«  als  auch  der  Verwaltung  der  „  droits  reunis*  einen 
Teil  ihrer  Einkünfte  zu  geben  hatten  und  auch  sonst  noch  Leistungen  für  Armee- 
und  Invaliden-Unterhaltungszwecke,  sowie  für  die  Verifikation  der  Masse  und 
Gewichte  auf  sich  nehmen  mussten. 

Dem  Verfasser  erscheint  das  eben  geschilderte  französische  System  gegen 
das  Gogelsche  als  ein  Rückschritt.  Zwar  lastete  das  französische  System  weniger 
schwer,  aber  es  war  eine  grosse  Einseitigkeit,  sowohl  die  Grund-  als  auch  die 
Personal-,  Patent-,  Thür-  und  Fenstersteuer  in  mehr  oder  weniger  engen  Zu- 
sammenhang mit  dem  Mietswert  zu  bringen.  Ein  noch  grösserer  Fehler  war 
die  Zerstörung  des  Gleichgewichtes  zwischen  direkten  und  indirekten  Steuern 
zu  Gunsten  der  letzteren,  wodurch  Handel  und  Industrie  behindert  und  die  we 
niger  begüterten  Staatsbürger  schwerer  belastet  wurden.  Nicht  minder  verkehrt 
war  die  erwähnte  Verwirrung  zwischen  Staats  und  Gemeindefinanzen.  (Kap.  IV 
des  ersten  Teils.) 

Nachdem  es  Holland  1813  gelungen,  sich  von  Frankreich  loszureissen. 
Hess  man  einstweilen  in  Anbetracht  der  grossen  finanziellen  Anforderungen  jener 
Zeit  das  französische  System  fortbestehen  und  nahm  nur  an  den  dem  Volke  be- 
sonders verhassten  „droits  reunis"  einige  Aenderungen  vor  und  schaffte  das 
Tabakmonopol  und  das  Douanesystem  ab. 

Die  Verfassungen  vom  29.  März  1814  und  vom  2  4.  August  181* 
enthielten  mehrfache,  für  die  finanzielle  Kntwickelung  wichtige  Bestimmungen 
Die  Oberverwaltung  der  Finanzen  stand  nach  beiden  Verfassungen  dem  den 
Generalstaaten  hierfür  verantwortlichen  König  zu;  auch  die  Verfassung  von  1848 
hielt  diesen  Standpunkt  fest.  Dagegen  war  nach  allen  diesen  Verfassungen  zur 
Erhebung  von  Steuern  die  Mitwirkung  der  Generalstaaten  erforderlich.  Die  Be- 
urteilung des  Staatavoranschlags  war  nach  den  genannten  drei  Konstitutionen 
ein  Recht  der  Generalstaaten. 

Im  einzelnen  gingen  dieselben  jedoch  auseinander.  Die  Verfassung  von 
1814  teilte  den  Staatsvoranschlag  in  1)  sichere  und  bestimmte  und  2)  in  ausser 
gewöhnliche  und  unbestimmte  Ausgaben,  von  denen  die  letzteren  jährlich 
durch  die  General  Staaten,  die  ersteren  dauernd  geregelt  werden  sollten,  verlangte 
indessen  für  beide  Arten  gleichmäßig  die  Einwilligung  der  Generulstaaten  zu 
dem  jährlichen  Voranschlag  bezw.  die  jährliche  Annahme  des  KtatsgeseUe* 
(„mtddelenwet*). 

Die  Verfassung  von  1815  bestimmte  dagegen,  dass  von  1820  an  der  Vor 
anschlag  für  die  „sicheren  und  bestimmten"  Ausgaben  ein  zehnjähriger,  für  die 
.unsicheren"  ein  einjähriger  sein  und  dass  die  bewilligten  Mittel  nur  so  lange 
unverändert  gelten  sollten,  als  der  Voranschlag,  dem  si»*  angehören,  falls  nicht 
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auf  Antrag  des  Königs  innerhalb  dieser  Zeit  eine  Aenderung  oder  Abschaffung 
beschlossen  war.  Dieser  Modus  führte  zu  grossen  Umständlichkeiten,  namentlich 
nach  der  Lostrennung  Belgiens,  so  dass  1840  bestimmt  wurde,  sowohl  die  Ein- 
nahmen als  auch  die  Ausgaben  sollten  auf  je  zwei  Jahre  festgestellt  werden 
und  die  betr.  Mittel  —  falls  nicht  vorher  durch  neue  Gesetze  modifiziert  — 
ebenfalls  zwei  Jahre  in  Geltung  bleiben. 

1848  endlich  wurde  die  Dauer  der  Steuergesetze  unabhängig  gemacht 
von  der  Dauer  der  jährlich  zu  genehmigenden  Etatsgesetze ;  die  ersteren  sollten 
so  lange  in  Kraft  bleiben,  bis  sie  durch  besondere  Gesetze  abgeschafft  werden; 
die  Erhebung  von  Zuschlagsprozenten  für  die  Staatskasse  dagegen  konnte,  sofern 
*ie  lediglich  auf  dem  Etatsgesetze  beruhte,  nur  für  ein  Jahr  festgestellt  werden. 

Bezüglich  des  Inhaltes  der  Steuergesetze  brachten  die  Verfassungen  von 
1814  und  1815  wenig  Aenderungen.  Erwähnenswert  ist  die  durch  die  Verfassung 
von  1815  bewirkte  Aufhebung  der  Steuerprivilegien;  indes  blieben  der  König 
sowie  die  Prinzen  und  Prinzessinnen  des  königlichen  Hauses  von  allen  Personal- 
und  direkten  Steuern  (ausser  der  Grundsteuer)  frei ;  die  für  ihre  Wohnung  bezw.  ihren 
Gebrauch  bestimmten  Häuser  waren  auch  von  der  Grundsteuer  befreit.  1848  wurden 
diese  Befreiungen  auf  den  König  und  den  Thronfolger  beschränkt.  Die  nun  folgende 
Zeit  bis  zum  Beginn  des  Jahres  1821  charakterisiert  sich  vollständig  als  Ueb ein- 
gangs zeit.  Die  Steuer^esetze  folgten  sich  ziemlich  schnell;  man  machte  immer 
neue  Proben,  ohne  den  Erfolg  der  vorhergehenden  abzuwarten.  Durch  alle  diese 
Gesetze  ging  der  eine  Gedanke,  die  Spuren  der  französischen  Herrschaft  auszu- 
löschen und  zu  den  Prinzipien  des  Gogelschen  Systems  zurückzukehren.  Dessen- 
ungeachtet blieben  die  Grund-,  die  Personal-  und  Mobiliar-,  die  Thür-  und 
Fenster-,  die  Register-,  Stempel-,  Hypotheken-  und  Gerichtssteuern  nach  den 
Vorschriften  des  französischen  Systems  fast  unverändert  bestehen. 

Auf  dem  Gebiete  der  direkten  Steuern  wurde  die  Pferde-,  Luxus-  und 
Passagesteuer,  im  allgemeinen  entsprechend  dem  Gesetz  vom  22.  April  1809, 
wieder  eingeführt  und  durch  das  Gesetz  vom  10.  Februar  1815  genauer  geregelt. 
Dasselbe  Gesetz  ordnete  auch  die  Dienstbotensteuer,  ebenfalls  entsprechend  den 
vor  der  Einführung  des  französischen  Systems  herrschenden  Giwdprinzipien. 
Beide  Steuern  wurden  als  zu  drückend  am  11.  Februar  1816  abgeschafft  und  als 
Ersatz  die  Zuschlagsprozente  zur  Personal-  und  Mobiliar-,  sowie  zur  Thür-  und 
Fenstersteuer  erhöht.  Die  holländische  Patentsteuer  wurde  mit  einigen  Ab- 
weichungen (insbesondere  Fortlassung  der  Pudersteuer)  nach  den  Gogelschen 
Prinzipien  erneuert  und  nach  mehrfachen  Ansätzen  durch  das  Gesetz  vom 
11.  Februar  1816  neu  geregelt.  Nach  diesem  Gesetz  unterlagen  der  Patent- 
steuer alle  Personen,  die  einen  .Beruf,  Gewerbe  oder  Betrieb"  ausübten,  der 
nicht  ausdrücklich  freigestellt  war.    Die  Patente  zerfielen  in  drei  Arten: 

1)  solche,  welche  den  Betrieb  selbst  betreffen, 

2)  solche,  welche  die  Personen,  die  den  Betrieb  ausüben,  betreffen,  klassi- 
fiziert nach  der  Rentabilität  des  Berufs  und  nach  der  Bevölkerungsziffer  des 
Domizils, 

3)  Patente  auf  öffentliche  Vergnügungen. 

Das  Gesetz  vom  21.  Mai  1819  brachte  eine  Neuregelung,  die  im  wesent- 
lichen noch  gilt. 

Von  den  indirekten  Steuern  wurde  zunächst  die  Erbschaftssteuer  nach  den 
Gogelschen  Prinzipien  wieder  eingerichtet  und  durch  das  Gesetz  vom  27.  Dezember 
1817  einer  neuen,  in  der  Hauptsache  noch  jetzt  gültigen  Regelung  unterzöge». 

An  Stelle  der  droits  reunis  wurden  die  holländischen  Accisen  auf  Salz, 
Seife,  Torf,  Mehl,  Genever,  ausländischen  Branntwein,  Rum,  Arak,  Liqueure  und 
Wein,  die  Wiege-  und  Runde-Mass-Steuer,  das  binnenländische  Last-,  Wasser-, 
Pläsier-  und  Passagegeld  und  das  „  Kollektivsiegel "  wieder  eingeführt  und  bereits 
1816  einer  Neuregelung  unterzogen.  Nach  dem  Gesetz  vom  15.  September  1816 
wurden  nämlich  alle  in  den  nördlichen  und  südlichen  Provinzen  erhobenen  in- 
direkten Steuern  (Accisen)  durch  Steuern  auf  Salz,  Seife,  Wein,  in-  und  aus- 
ländischen Branntwein,  Bier,  Essig,  Torf,  Steinkohlen,  ferner  durch  das  binnen- 
ländische Lastgeld,  die  Wiege-  und  Runde-Mass-Steuer  ersetzt ,  also  durch 
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Steuern  auf  mehr  oder  weniger  notwendige  Lebensmittel.  Die  Mahl-  und  Schlacht- 
steuer indes  war  abgeschätzt.  Die  Gesetze  vom  12.  März  1818  und  vom  12.  Mai 
1819  änderten  die  Regeln  für  die  Erhebung  der  Accisen,  aber  nicht  die  den- 
selben unterworfenen  Gegenstände.  Am  21.  Mai  1819  wurden  auch  Kaffee  und 
Zucker  den  Accisen  unterworfen.  Das  Lastgeld  wurde  am  12.  Mai  1819  in  ein 
„Last-  oder  Tonnengeld"  nach  dem  Tonnengehalt  der  Schiffe  verwandelt.  Die 
Wiege-  und  Runde-Mass-Steuer  wurden  als  besondere  Steuern  1819  abgeschafft 
und  in  die  Ein-,  Aus-  und  Durchfuhrsteuern  eingereiht. 

Auch  die  „Convoi-  und  Licenzgelder*  und  verschiedene  Steuern  auf  aus- 
ländische Artikel  wurden  nach  dem  Vorbild  von  1805  wieder  eingeführt,  jedoch 
mit  verminderten  Steuersätzen. 

Im  übrigen  blieben  einstweilen  die  Ein-,  Aus-  und  Durchfuhrsteuern  auf 
dem  alten  Fuss.  1816  wurde  für  dieselben  ein  neuer  Tarif  eingeführt,  der  die 
Mitte  zwischen  den  niedrigen  Steuern  des  handeltreibenden  Holland  und  den 
Schutzzöllen  des  industriellen  Belgien  hielt.  Ausserdem  führte  das  Gesetz  von 
1816  (3.  Oktober)  auch  ein  ,  ausländisches  Lastgeld  *  ein,  das  beim  Ein-  und 
Ausgang  von  Seeschiffen  zu  entrichten  und  für  ausländische  Schiffe  erheblich 
höher  war  als  für  inländische.  Das  besetz  vom  12.  Mai  1819  stellte  die  Schiffe 
der  Staaten,  in  denen  holländische  Schiffe  gleich  den  einheimischen  behandelt 
wurden,  den  holländischen  Schiffen  bezüglich  des  Lastgeldes  gleich. 

Die  französische  Schiffahrtssteuer  wurde  nach  der  Lostrennung  von  Frank- 
reich wieder  durch  die  vor  der  Einverleibung  erhobenen  domanialen,  provinzialen 
und  anderen  Wasserzölle  ersetzt.  Die  Abgaben  für  Verbtirgung  des  Wert- 
gehaltes der  Gold-  und  Silberwaren  blieben  einstweilen  unverändert.  Für 
außergewöhnliche  Ausgaben  fanden  Anticipation?!!  auf  die  Steuern  statt,  reichten 
jedoch  bei  den  grossen  Anforderungen  des  Kriegsjahres  1815  nicht  hin.  Des- 
halb wurde  eine  ausserordentliche  Steuer  auf  alle  Staatsbürger  in  der  Höhe 
des  von  jedem  pro  1815  gezahlten  Gesamtbetrages  an  direkten  Staatssteuern 
ausgeschrieben. 

Von  einem  eigentlichen  Steuersystem  kann  in  der  lebergangszeit  keine 
Rede  sein,  ebensowenig  von  einer  wirklichen  Berücksichtigung  der  Leistungs- 
fähigkeit; vielmehr  wirkte  die  Gesamtheit  der  Steuern  stark  progressiv  in  um- 
gekehrter Richtung. 

Mit  dem  Gesetz  vom  12.  Juli  1821  wurde  nun  die  Grundlage  zu  dem 
jetzigen  Staatssteuersystem,  sofern  von  einem  solchen  überhaupt  die  Rede 
sein  kann,  gelegt.  Da  es  zu  weit  führen  würde,  den  speziellen  Entwicklungsgang 
jeder  einzelnen  Steuer  genau  zu  verfolgen  und  da  überdies  der  gegenwärtige 
Zustand  schon  bei  der  Besprechung  des  eingangs  erwähnten  Werkes  von  Sickenga 
im  ersten  Heft  des  ersten  Jahrgangs  dieser  Zeitschrift  ausführlicher  geschildert 
ist,  so  mag  es  an  dieser  Stelle  genügen,  zu  erwähnen,  dass  das  jetzige  Staats- 
steuersystem der  Niederlande  an  direkten  Steuern  die  Grund-  und  Gebäude-,  die 
Patent- (Gewerbe-)  und  die  Personalsteuer,  an  indirekten  ')  die  Register-,  Stempel-. 
Gericht«-  und  Hypothekensteuern,  die  Erbschaftssteuer,  die  Accisen,  die  Ein-, 
Aus-  und  Durchfuhrsteuern,  Zölle  auf  Stuatswege  und  Gewässer  und  eine  Ab- 
gabe auf  Gold-  und  Silberwaren  umfasst  (Kap.  1  des  zweiten  Teiles). 

Was  die  Provinzialsteuern  anlangt,  so  hatten  die  Provinzialstnaten 
nach  der  Verfassung  von  1814  die  Reglements  für  ihre  Verwaltung  zu  entwerfen, 
deren  Bestätigung  dem  Fürsten  zustand.  Eigene  Steuern  hatten  indes  die  Pro- 
vinzen nicht.  Die  Verfassung  von  1815  gab  den  Provinzen  das  Recht,  beim 
Könige  die  Unterhaltung  und  Anlage  der  im  Interesse  der  Provinz  nützlichen 
Werke  und  zugleich  die  zur  Deckung  der  Kosten  nötigen  Mittel  zu  beantragen. 
Die  gewöhnlichen  Geldmittel  mussten  den  Provinzen  bei  dem  Staatsvoransehlag. 
also  durch  Gesetz  zugestanden  werden,  dagegen  mussten  die  für  das  Provinzial- 
wasserwesen  nötigen  Mittel  durch  Zusammenwirken  des  Königs  mit  den  Pro- 
vinzialstaaten festgestellt  werden.    Die  Provinzialsteuern  blieben  in  Kraft,  bis 


')  Wir  folgen  in  dieser  ganzen  Besprechung  dem  Sprachgebrauch  ties 
Verfassers. 
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sie  durch  die  dazu  befugte  Verwaltung  abgeschafft  wurden.  Zur  Bestreitung  der 
Kosten  des  Wasserwesens  wurden  1819  den  Provinzen  die  Ertragnisse  der  be- 
treffenden Anlagen  überwiesen;  falls  diese  nicht  reichten,  mussten  die  Provinzen 
andere  Mittel  beim  Könige  beantragen. 

Das  Gesetz  vom  12.  Juli  1821  überwies  den  Provinzen  zur  Deckung  ihrer 
Verwaltungs-  etc.  Kosten  6  Prozent  Zuschlag  zur  Hauptsumme  der  Grund-  und 
Gebäude-  sowie  der  Personalsteuer,  welche  Zuschlage  thatsächlich  zu  Provinzial- 
steuern wurden. 

Durch  Königlichen  Beschluss  vom  22.  Februar  1823  wurde  bestimmt,  dass 
die  in  einigen  Provinzen  erhobenen  auswergewöhnlichen  Zuschlagsprozente  eventuell 
auch  im  Bedürfnisfalle  die  sechs  durch  das  Gesetz  vom  12.  Juli  1821  bestimmten 
Prozente  überschreiten  durften.  Später  wurden  noch  weitere  aussergewöhnliche 
Prozente  für  die  Provinzen  und  auch  einige  Provinzialaccisen  eingeführt. 

Die  Verfassung  von  1848  bestimmte,  dass  die  Provinzialsteuern  durch  die 
Staaten  beim  König  zu  beantragen  waren  und  gesetzlicher  Bekräftigung  be- 
durften. Im  Anschluss  hieran  sehrieb  das  Provinzialgesetz  vor,  dass  in  den  Ge- 
setzen, welche  eine  derartige  Bekräftigung  aussprechen,  zugleich  die  durch  die 
Steuer  zu  deckenden  Bedürfnisse  bezeichnet  sein  mussten  und  zwar  deshalb, 
weil  die  Verfassung  die  Provinzialausgabcn  in  solche,  welche  die  Staatsverwaltung 
betreffen  und  in  dem  Staatsvoranschlag  figurieren,  und  solche,  welche  den 
Provinzialhaushalt  angehen  und  durch  Provinzialeinkünfte  zu  decken  sind,  geteilt 
hatte.  Nach  Art.  117  des  Provinzialgesetzes  von  1850  dürfen  weiter  Aceisen 
nicht  als  Provinzialsteuern  beantragt  werden:  unter  dies  Verbot  fielen  auch  die 
provinzialen  Zuschläge  zu  Staatsaccisen.  Die  bestehenden  Provinzialaccisen 
mussten  bis  1850'  abgeschafft  sein.  Seit  1850*  erheben  mithin  die  Provinzen 
keine  Aceisen  mehr,  sondern  nur  Zuschlagsprozente  zur  Grund-  und  Personal- 
steuer, welche  1883  zwischen  42  Prozent  in  Groningen  und  6  Prozent  in  Utrecht 
variierten.  Für  Friesland  wurde  ausserdem  von  1849  — 1854  noch  eine  besondere 
Rindviehsteuer  und  für  Nordbrabant  seit  1872  noch  eine  besondere  Steuer  auf 
Pferde  und  andere  Zugtiere  erhoben,  die  beide  mehr  Gebührencharakter  tragen. 
Für  die  sonstigen  von  den  Provinzen  zu  erhebenden  Gebühren,  welche  nur  die 
Selbstkosten  decken  sollten,  galt  ebenso  wie  für  die  Provinzialsteuern  das  Er- 
fordernis gesetzlicher  Bekräftigung  (Kap.  II  des  zweiten  Teils). 

Die  Gemeindesteuern  wurden  nach  der  Befreiung  von  der  französi- 
schen Herrschaft  zunächst  dahin  geregelt,  dass  einstweilen  die  städtischen  Octrois 
und  die  5  Prozent  Zuschlag  zur  Personal-  und  Mobiliar-  sowie  zur  Grundsteuer 
unverändert  blieben,  dagegen  die  8  Prozent  Zuschlag  zur  Patentsteuer  abge- 
schafft wurden.  Die  Entwürfe  zu  neuen  Gemeindesteuern  mussten  dem  General- 
kommissar des  Departements  eingesandt  werden,  dessen  Genehmigung  bei  Per- 
sonalumlagen und  Gebühren  genügte,  während  im  übrigen  die  Genehmigung 
des  Generalkommissars  für  innere  Angelegenheiten  erforderlich  war.  Für  die 
Steuerentwürfe  der  Departements-Hauptstädte  sowie  für  Gemeinden  mit  mehr  als 
10000  Einwohnern  war  weiter  die  Genehmigung  des  Fürsten  erforderlich.  Ge- 
meinden mit  weniger  als  2000  Einwohnern  oder  geringen  Ausgaben  mussten 
durch  Personalunilagen  ihre  Bedürfnisse  decken;  andere  Gemeinden  hatten  ihre 
Ausgaben  zu  decken  durch  eine  Schlachtsteuer,  durch  eine  Steuer  auf  in  der 
Gemeinde  verbrauchten  Genever.  Branntwein.  Bier,  Kohlen,  Torf  (wobei  ein  be- 
stimmtes Verhältnis  zu  den  entsprechenden  Staatssteuern  vorgeschrieben  war), 
durch  eine  Steuer  auf  den  Mietswert  fester  Unterpfänder  und,  wenn  das  alles 
nicht  genügte,  durch  Zuschläge  zu  den  Staatssteuern  auf  Wein,  Mehl,  sowie  zur 
Wiege-  und  Runde- Mass-Steuer,  zur  Thür-  und  Fenster-,  Dienstboten-  und  Pferde- 
steuer. Ausserdem  durften  die  Gemeinden  noch  verschiedene  Gebühren  erheben. 
Im  allgemeinen  verdient  die  Regelung  von  1813  trotz  der  starken  Heranziehung 
notwendiger  Lebensbedürfnisse  den  Vorzug  vor  dem  französischen  System. 

Die  Verfassung  von  1814  gewährleistete  den  Gemeinden  die  freie  Selbst- 
verwaltung; die  von  derselben  aufgestellten  Steuerentwürfe,  welche  selbstver- 
ständlich den  bestehenden  Gesetzen  Rechnung  tragen  mussten,  bedurften  der 
Genehmigung  der  Provinzialstaaten.   Die  Gründe,  aus  denen  diese  Genehmigung 
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versagt  werden  konnte,  waren  nicht  präzisiert.  Die  Freiheit  der  Ein-  und  Durch- 
fuhr durften  die  Gemeindesteuern  nicht  hindern. 

Die  Verfassung  von  1815  enthielt  die  gleichen  Bestimmungen  und  fügte 
nur  noch  das  Erfordernis  der  Genehmigung  des  Königs  hinzu,  ohne  die  Not- 
wendigkeit der  Genehmigung  der  Provinzial Staaten  zu  beseitigen,  so  dass  nun- 
mehr eine  doppelte  Genehmigung  nötig  war.  Am  4.  Oktober  1816  ward  vom 
König  ein  neues  Gemeindesteuerreglement  festgestellt,  worin,  entsprechend 
der  obengenannten  Bestimmung  der  Verfassung  von  1815,  die  königliche  Ge- 
nehmigung für  alle  neuen  Gemeindesteuern  ausdrücklich  als  notwendig  bezeichnet 
wurde;  dagegen  wurde  in  dem  Reglement  bei  Gebühren  und  dergl.  die  Ge- 
nehmigung durch  die  Provinzialstaaten  für  genügend  erachtet.  Auch  sollten  die 
Provinzialstaaten  ein  vom  König  zu  genehmigendes  Provinzialreglement  für  die 
Entwürfe  und  die  Feststellung  der  Gemeindesteuern  erlassen,  woran  sich  die  Ge- 
meinden zu  halten  hatten.  Die  5  Prozent  Zuschlag  zur  Grund-  und  Personalsteuer 
für  die  Gemeindekasse  wurde  durch  das  Reglement  bestätigt.  Das  Gesetz  vom 
12.  Juli  1821  gestattete  ausser  diesen  5  Prozent  den  Gemeinden  noch  2  fakul- 
tative Prozente  auf  dieselben  Steuern;  1834  wurden  die  fakultativen  2  Prozent 
auf  die  Grundsteuer  für  die  Staatskasse  beansprucht,  so  dass  fortan  fast  alle  Ge- 
meinden 5  Prozent  Zuschlag  zur  Grundsteuer  und  7  Prozent  Zuschlag  zur  Per- 
sonalsteuer erhoben. 

Ausser  den  oben  erwähnten  Mitteln  gestattete  das  Reglement  von  1 S1G 
den  Gemeinden  auch  die  Erhebung  von  Gebühren,  welche  die  Selbstkosten  nicht 
Überschreiten  durften.  Das  Reglement  von  1819,  welches  in  einer,  vom  Verfasser 
mit  Recht  bekrittelten  Weise  den  Unterschied  zwischen  Steuern  und  Gebühren 
formulierte,  verlangte  für  die  Einführung  neuer  Gebührentarife  die  Genehmigung 
des  Königs,  im  Widerspruch  mit  der  Verfassung.  Die  Reglements  von  1824  und 
1825  gingen  hierin  noch  weiter :  Die  Gemeindeverwaltungen  sollten  für  die  Ein- 
führung neuer  und  für  die  Beibehaltung,  Veränderung  etc.  bestehender  Steuern 
königlicher  Genehmigung  bedürfen;  der  König  hatte  vorher  das  Gutachten  der 
Provinzialstaaten  zu  hören. 

Das  Gesetz  vom  12.  Juli  1821  hatte  schon  vorher  auch  die  Initiative  der 
Gemeinden  selbst  beschränkt  durch  die  Vorschrift,  dass  5  Prozent  Zuschlag  zur 
Grund-  und  Personalsteuer  so  lange  erhoben  werden  sollten,  bis  der  König  andere 
Bestimmungen  genehmigte. 

Das  Gesetz  vom  24.  Dezember  1829  dagegen,  das  eigentlich  die  Ab- 
schaffung oder  Verminderung  der  städtischen  Zuschläge  zu  den  erhöhten  Accisen 
auf  ausländischen  Wein  und  Branntwein  zur  Konsequenz  hätte  haben  müssen, 
überliess  die  Initiative  hierzu  ganz  den  Gemeinden,  welche  natürlich  zumeist 
die  Zuschläge  unverändert  Hessen.  Der  königliche  Besch  lues  vom  15.  Dez.  1831 
führte  endlich  eine  ziemlich  willkürliche  Teilung  der  Befugnisse  der  Krone  und 
der  Provinzialstaaten  bezüglich  der  Gemeindesteuern  ein. 

Das  Reglement  von  1816  gestattete  ferner  den  Gemeinden  von  weniger 
als  2000  Einwohnern,  falls  die  Zuschläge  zur  Grund-  und  Personalsteuer  und 
die  Gebühren  nicht  genügten,  die  Erhebung  von  Personalumlagen,  welche  1  >Sl H 
als  Steuern  bezeichnet  und  somit  der  königlichen  Genehmigung  unterworfen 
wurden. 

Das  Reglement  von  1816  erlaubte  weiter  den  Landgemeinden  die  Fort- 
erhebung ihrer  Accisen  und  gestattete  auch  anderen  Städten,  deren  Ausgaben 
es  erforderten,  die  Erhebung  städtischer  Steuern  auf  Getränke,  Esswaren,  Brenn- 
stoffe, Fourage  und  Baumaterialien,  also  gerade  auf  notwendige  Lebensbedürfnisse. 

Die  besonderen  Gesichtspunkte,  die  für  die  Einführung  von  Gemeinde 
steuern  in  Betracht  kommen  sollten,  mögen  hier  übergangen  werden. 

Das  Reglement  von  1816  kehrte  nach  dem  Vorstehenden  im  Grunde  wieder 
zu  dem  französischen  Octroisystem  zurück  und  breitete  dasselbe  sogar  noch 
weiter  aus,  als  unter  der  französischen  Herrschaft  der  Fall  war.  Zuschlags- 
prozente zu  Staatssteuern  kannte  das  Reglement  ausser  denen  zur  Grund-  und 
Personalsteuer  nicht.  Das  Gesetz  vom  12.  Juli  1821  wies  dagegen  schon  auf 
die  Möglichkeit  hin,  städtische  Zuschläge  zu  den  Staatssteuern  zu  erheben.  Der 
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Königliche  Beschluss  vom  10.  November  1826  ersetzte  sodann  die  Gemeindesteuern 
auf  Bier  und  Essig  durch  Zuschlagsprozente  zu  den  betreifenden  Staatsaccisen, 
ein  Fall ,  der  nicht  allein  stand.  1834  wurde  diese  Umwandlung  in  Zuschlage 
auch  ftir  die  Mahlsteuer  geboten  und  im  Laufe  der  Zeit  machten  die  meisten  Ge- 
meindeaccisen  dieselbe  Entwicklung  thataächlich  durch.  Mangels  entsprechender 
Bestimmungen  hielt  man  sich  hierbei  meist  an  notwendige  Lebensbedürfnisse. 

Was  die  Erhebung  der  Gemeindesteuern  anlangt,  so  wurden  die  Zuschläge 
zu  Staatssteuern  von  Staatsbeamten  gegen  eine  Vergütung  von  3  Prozent  des 
Ertrages  an  den  Staat  eingezogen.  Ihre  eigenen  Steuern  erhoben  die  Gemeinden 
raeist  durch  Kollekte;  seit  1817  war  ihnen  auch  das  Verpachtungssystem  ge- 
stattet. Gemeindesteuern,  die  in  allen  Gemeinden  einer  Provinz  erhoben  werden 
sollten,  konnten  nach  dem  Reglement  von  1816  als  Provinziulsteuern  eingeführt 
werden  im  Interesse  der  Bequemlichkeit  und  Billigkeit  der  Erhebung ;  von  dieser 
Bestimmung  wurde  auch  mehrfach  Gebrauch  gemacht.  Die  Folge  der  geschilder- 
ten Bestimmungen  war  eine  grosse  Verwirrung:  Staatssteuern  wurden  thatsäch- 
lich  zu  Gemeindesteuern,  Genieindesteuern  zu  Provinzialsteuern. 

Die  Verfassung  von  1848  und  das  darauf  beruhende  Gesetz  über  die 
Gemeindeverwaltung  vom  29.  Juni  1851  brachte  hierin  eine  Wandlung. 
Nach  den  Bestimmungen  dieser  Gesetze  durften  die  Gemeindesteuern  die  binnen- 
ländische Ein-,  Aus-  und  Durchfuhr  nicht  hindern ;  die  Beschlüsse  der  Gemeinde- 
verwaltung betreffend  die  Einführung,  Aenderung  oder  Abschaffung  einer  Ge- 
meindesteuer mussten  den  Provinzialstaaten  vorgelegt  werden;  die  Provinzial- 
etaaten  hatten  dem  König  hierüber  Bericht  zu  erstatten.  Ohne  Genehmigung  des 
Königs  durfte  dem  Antrage  keine  Folge  gegeben  werden.  Die  mit  dem  Gesetz 
oder  dem  allgemeinen  Interesse  in  Widerspruch  stehenden  Bestimmungen  über 
Gemeindesteuern  mussten  unverweilt  eingezogen  werden. 

Die  Arten  der  Gemeindesteuern  waren  nach  dem  Gemeindegesetz  von 
1851  folgende: 

1)  Zuschlagsprozente: 

a)  auf  die  Grund-  und  Gebäudesteuer  (Maximum  15  Prozent  bei  Ge- 
bäuden, im  übrigen  10  Prozent), 

b)  auf  die  Personalsteuer  (Maximum  25  Prozent), 

c)  auf  sonstige  geeignete,  direkt  nach  dem  Vermögen  oder  Einkommen 
erhobene  Staatssteuern  (excl.  Patentsteuer). 

2)  Personalumlagen  oder  andere  direkte  Gemeindesteuern,  die  erst  dann 
eintreten  sollten,  wenn  die  Zuschläge  zur  Grundsteuer  5  bezw.  bei  Gebäuden 
10  Prozent  und  zur  Personalsteuer  15  Prozent  erreicht  hatten.  Die  Umlagen 
sollten  nach  dem  Gesetz  einen  brauchbaren  Massstab  für  das  Einkommen  der 
Steuerpflichtigen  als  Grundlage  haben,  wichen  aber  in  der  Praxis  durch  die  An- 
lehnung an  die  Grundlagen  der  Personalsteuer  sehr  davon  ab. 

3)  Accisen  auf  Verbrauchsgegenstände,  jedoch  erst,  nachdem  die  Zuschläge 
zu  Staatssteuern  eine  bestimmte  Höhe  erreicht  hatten  und  eine  direkte  Gemeinde- 
steuer erhoben  wurde,  deren  Ertrag  mindestens  mit  dem  der  Zuschläge  gleich- 
steht Diese  Erschwerung  der  Einführung  von  Gemeindeaccisen  erklärt  sich 
daraus,  dass  das  eigentliche  Ziel  des  Gemeindegesetzes  die  Verminderung  und 
womöglich  Abschaffung  der  Gemeindeaccisen  war. 

Die  Gemeindeaccisen  sollten  nur  den  Konsum  innerhalb  der  Gemeinde 
treffen  und  durften  die  Produkte  anderer  Gemeinden  nicht  ungünstiger  stellen 
ab  die  eigenen.  Salz,  Seife,  Kartoffeln,  Ferkel-  und  Schaffleisch  durften  von 
Gemeindeaccisen  nicht  betroffen  werden.    Die  Gemeindeaccisen  durften  im  all- 

Eemeinen  den  Prinzipalbetrag  der  entsprechenden  Staateaccise  nicht  überschreiten, 
er  produktive  Verbrauch  von  industriellen  Unternehmungen  sollte  so  wenig  als 
möglich,  der  Verbrauch  an  Baumaterial  für  Staats-  oder  Provinzialbauwerke  gar 
nicht  besteuert  werden.  Endlich  sollten  die  Gemeindeaccisen  möglichst  in  der 
Form  von  Zuschlägen  zu  Staatsaccisen  erhoben  werden,  um  den  Verkehr  mög- 
lichst wenig  zu  hindern  und  die  Kosten  der  Erhebung  zu  verringern. 

Nach  einigen  unbedeutenden  Aenderungen  schaffte  das  Gesetz  vom 
7.  Juli  1865  die  Gemeindeaccisen  ganz  ab  und  Überwies  als  Ersatz  den  Gemeinden 
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*jb  des  Ertrags  der  in  ihrem  Distrikt  erhobenen  Personalsteuer.  Ausserdem 
durften  fortan  die  Zuschläge  der  Gemeinden  zur  Gebäudesteuer  —  die  21 V»  Pro- 
zent Staatszuschläge  hierzu  wurden  abgeschafft  —  von  15  bis  auf  40  Prozent 
erhöht  werden.  Auch  eine  Erhöhung  der  Gemeindezuschläge  zur  Personalsteuer 
wurde  unter  gewissen  Einschränkungen  ermöglicht. 

4)  Hundesteuer,  wobei  Arbeits-  und  Kettenhunde  geringer  belastet  wurden. 

5)  Steuer  auf  Schaustellungen  und  öffentliche  Lustbarkeiten. 

6)  Gebühren. 

Gewisse  Ausnahmen  von  den  Vorschriften  des  Gemeindegesetzes  über 
Accisen  und  Gebühren  wurden  gestattet,  doch  hat  sich  die  Zahl  dieser  Aus- 
nahmen mehr  und  mehr  verringert. 

Endlich  wurde  durch  das  Gesetz  vom  28.  Juni  1881  eine  Licenzsteuer 
für  den  Kleinhandel  mit  geistigen  Getränken  eingeführt,  die  sich  nach  dem 
Mietewert  der  Verkaufslokalitäten,  dem  Umfang  des  Debits  und  dem  Umstände, 
ob  vom  Samstagabend  bis  Montagmorgen  verkauft  wird  oder  nicht,  reguliert 
(Kap.  III  des  zweiten  Teiles.) 

Das  Gesamturteil  des  Verfassers  über  das  in  vorstehendem  skizzierte 
jetzige  Steuersystem  läuft  darauf  hinaus,  dass  die  niederländischen  Steuern,  trotz 
der  seit  1821  und  vor  allem  seit  1848  gemachten  Fortschritte,  «durcheinander 
genommen  zu  sehr  progressiv  in  umgekehrter  Richtung"  wi  rken.  Diesem 
Uebclstande  muss  durch  Abschaffung  der  noch  bestehenden  Steuern  auf  not- 
wendige Lebensbedürfnisse  und  vor  allem  durch  eine  Reform  der  direkten 
Steuern  entgegengewirkt  werden.  Die  Steuerlast  muss  sich  anschließen  an 
die  Leistungsfähigkeit  (draagkracht) ,  das  Existenzminimum  freilassen  und  pro- 
gressiv fortschreiten  unter  Berücksichtigung  der  Kinderzahl  und  unter  Abzug 
der  Schuldzinsen.  Der  Verfasser  will  dies  Ziel  nicht  durch  eine  allgemeine  Ein- 
kommensteuer, sondern  durch  gesonderte  Belastung  der  einzelnen  Einkoimneas- 
arten,  wie  sie  sich  nach  den  Quellen  des  Einkommens  unterscheiden  lassen, 
erreichen. 

Die  Ermittlung  des  Einkommens  hat  nach  äusserlichen  Kennzeichen  unter 
Benutzung  von  Selbstangabcn  bei  Einkommen  aus  Kapitalbesitz  und  aus  Arbeit 
zu  geschehen.  Da  das  fundierte  Einkommen  eine  grössere  Leistungsfähigkeit 
besitzt,  so  müssen  die  Steuern  auf  die  einzelnen  Einkommeusarten  noch  durch 
eine  Steuer  auf  den  Vermögensbesitz  ergänzt  werden,  welcher  sich  eine  Steuer 
auf  die  Vermögens vergrösse rung  (durch  Verkauf  oder  Uebergang  von  Gütern, 
Erbschaft  etc.)  ansehliessen  muss. 

Die  Ungleichheiten,  die  sich  bei  diesem  ersten  Teil  des  Steuersystems  nicht 
vermeiden  lassen,  sind  zu  berichtigen,  soweit  möglich,  durch  die  Verzehrungs- 
steuern, die  den  zweiten  Teil  des  Systems  bilden  müssen.  Die  Verzehrungssteuern 
müssen  auf  allgemeine,  jedoch  nicht  notwendige  Verbrauchsgegenstände  be- 
schränkt werden.  Das  bestehende,  in  vielen  Punkten  reformbedürftige  System 
der  indirekten  Steuern  muss  ergänzt  werden  durch  eine  Billetsteuer  bei  dem 
Personenverkehr  auf  Dampfbooten  und  Eisenbahnen,  und  durch  eine  Tabaksteuer. 

Ferner  erscheint  dem  Verfasser  eine  Dienstbotensteuer  und  eine  Pferde- 
steuer (im  Anschluss  an  die  thatsächlichea  jeweiligen  Verhältnisse)  erforderlich, 
und  zwar  zunächst  für  den  Staat,  obwohl  beide  auch  für  Gemeindesteuern  ge- 
eignet sind.  Endlich  ist  eine  progressive  Miets-  und  Mobiliarsteuer,  jedoch  nur 
zu  Gemeindezwecken  '),  erforderlich. 

Die  Provinzen  hätten  Zuschläge  zur  Personaleinkommensteuer  und  zur 
Grundsteuer,  ferner  zur  Pferde-  und  Dienstbotensteuer  zu  erheben.  Den  Ge- 
meinden wären  ausser  der  sehr  wichtigen  Miets-  und  Mobiliarsteuer  bezw.  in 
Landgemeinden  den  eigenen  Gemeindesteuern  auf  Einkommen  aus  Landbau  und 
Viehzucht  gleichfalls  Zuschläge  zur  Pferde-  und  Dienstbotensteuer  bezw.  zur 
.Staatseinkommensteuer  und  in  letzter  Linie  personale  Umlagen  zu  bewilligen. 
Nebenher  hätten  als  Gemeindesteuern  eine  Steuer  auf  Luxushunde,  auf  öffent- 


')  Nur  für  Stadtgemeinden.    Die  Landgemeinden  sollen  eine  besondere 
Steuer  auf  Einkommen  aus  Landbau  und  Viehzucht  erhalten. 
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liehe  Lustbarkeiten,  auf  Gasverbrauch  (ausser  in  Läden  und  Werkstätten)  und  auf 
den  Personenverkehr  in  Strassenbahnen  zu  gehen. 

Das  Gesetz  niuss  die  Regeln  für  die  Provinzial-  und  Gemeindesteuern 
enthalten ;  die  Ausführung  aber  muss  den  Provinzen  und  Gemeinden  selbst  über- 
lassen sein. 

Dies  ist  in  kurzen  Zügen  der  Inhalt  des  sehr  ausführlichen  Werkes  und 
der  Reformplan  des  Verfassers;  dass  im  einzelnen  sowohl  an  dein  Reformplan 
wie  auch  bei  der  Behandlung  der  einzelnen  Systeme  sich  über  manchen  Punkt 
sehr  wohl  diskutieren  Hesse,  ist  selbstverständlich.  Im  grossen  und  ganzen  aber 
ist  an  der  gründlichen  und  gut  durchgearbeiteten  Schrift  nichts  zu  rügen,  so 
dass  dieselbe  durchaus  empfohlen  zu  werden  verdient. 

Aachen.  Dr.  R.  van  der  Borght. 


Isidore  Sachs,  L'Italie,  ses  Finances  et  son  dereloppement 
«Sconomique  depuis  l'unification  du  Royaume.  Paris,  Guillaume. 
1885.    XVI  und  1131  S.  8. 

Das  vorliegende  Werk  ist  ein  grosser  Band,  in  welchem  viele  die  Staats-  und 
Volkswirtschaft  des  neuen  Italiens  betreffende  Angaben  mit  Fleiss  gesammelt  sind. 
Der  Verfasser  zeigt  auch  eine  besondere  und  umfassende  Kenntnis  der  Thatsachen, 
die  dem  Eifer  gleicht,  womit  er  die  verschiedenen  Gegenstände  behandelt  hat. 

Eine  schätzbare  Einleitung  dient  allgemeinen  Bemerkungen ;  einige  Zahlen 
illustrieren  den  natürlichen  finanziellen  und  ökonomischen  Fortschritt,  der  sich 
in  den  letzten  Jahren  in  Italien  entwickelt  hat.  Der  Verfasser  unternimmt  dann 
eine  besondere  Geschichte  des  italienischen  Finanzwesens  und  erörtert  die  ver- 
schiedenen Zustände  und  Umgestaltungen,  die  vielen  Bestrebungen,  feste  Grund- 
lagen und  das  Gleichgewicht  zu  erreichen,  die  nach  und  nach  von  unseren 
Staatsmännern  verfolgten  Pläne,  die  entworfenen  und  approbierten  Gesetze,  die 
eingeführten  Verwaltungssysteme  und  die  daraus  besonders  in  den  letzten  Jahren 
entsprungenen  Ergebnisse:  mit  einem  Wort,  er  sammelte  die  dokumentierten 
Annalen  unseres  Finanzwesens  in  ihren  wichtigsten  Zügen.  Sodann  geht  er  auf 
das  Budget  ein,  sowohl  im  ganzen  als  in  seinen  einzelnen  Bestandteilen,  Ver- 
änderungen und  hauptsächlichen  Ergebnissen,  indem  er  dessen  beständigen  Zu- 
wachs und  sein  schliessliches  Gleichgewicht  schildert.  Ferner  stellt  er  eine  be- 
sondere und  wertvolle  Prüfung  der  verschiedenen  Ausgabsposten  und  der  viel- 
fältigen Quellen  des  Staateeinkommens  an,  wobei  er  viele  statistische  Zahlen 
über  alle  Verwaltungszweige  liefert.  Besonders  berücksichtigt  er  die  Ergebnisse 
jener  Finanzverwaltungszweige,  die,  wie  Domanium,  Gebühren  und  Steuern  jeder 
Art,  dem  Fiskus  einen  Ertrag  geben.  Es  ist  eine  kurze  Geschichte  der  einge- 
führten Reformen,  der  geltenden  Gesetze  und  erreichten  Zwecke.  Zugleich  be- 
schäftigt er  sich  mit  der  Staatsschuld  in  ihren  verschiedenen  Gestaltungen,  mit 
dem  Finanzwesen  der  Gemeinden ,  besonders  einiger  grossen  Städte ,  mit  den 
Verkehrsmitteln,  als  Geld  und  Banknoten,  und  endlich  mit  vielen  anderen  Gegen- 
ständen der  Nationalökonomie,  als  Aktiengesellschaften,  Handelsverträge,  Eiseu- 
bahnen  u.  s.  w.  So  bietet  er  uns  eine  eingehende  lebhafte  Erzählung  der  That- 
sachen, die  unsere  Staats-  und  Volkswirtschaft  betreffen. 

Wenn  gleich  die  Sammlung  der  erwähnten  Angaben  und  Nachrichten 
reich  und  genau  erscheint,  weil  sie  aus  offiziellen  Urkunden  geschöpft  wurde, 
so  muss  uns  die  Bearbeitung  der  Materialien  doch  als  mangelhaft  erscheinen, 
insofern  als  das  Sachssche  Werk  nicht  mit  jenen  wissenschaftlichen  Grundsätzen 
übereinstimmt,  die  das  heutige  Finanzwesen  beherrschen ;  es  ist  ungleichförmig, 
ohne  feste  bestimmte  Grenzen  und  theoretische  Ziele.  Es  muss  eher  als  ein 
reiches,  schätzbares  Repertorium  von  Angaben  angesehen  werden,  welches  über- 
haupt den  praktischen  Finanzmännern  nützlich  ist,  denn  als  eine  wahre  und 
strenge  wissenschaftliche  Behandlung  jener  Fragen,  die  die  italienische  Staats- 
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Wirtschaft  betreffen.  Immerhin  müssen  wir  dem  Verfasser  für  den  Fleins  and 
Eifer,  womit  er  alle  diese  wichtige  Materialien  gesammelt  hat,  dankbar  sein. 

G.  Ricca-Salerno. 


Ed.  James,  Public  Economy  of  Pennsylvania.     (The  Wharton 

School  Annals  of  Political   Science.     Nr.  1.    March  1885.) 

Philadelphia.    133  S. 

Die  Wharton  School  ist  eine  Art  Fachschule  für  Nationalökonomie  und 
politische  Wissenschaften,  mit  einem  vierjährigen  Kursus  an  der  Universität  in 
Philadelphia  '). 

Sie  kann  als  eine  singulare  interessante  Erscheinung  betrachtet  werden. 
Ihre  Annalen  sollen  in  losen  Heften  erscheinen  und  Arbeiten  der  an  der  Anstalt 
wirkenden  Lehrer  und  ihrer  Schüler  bringen.  Sie  sind  eine  Nachahmung  in 
kleinerem  Stil  von  den  Johns  Hopkins  University  Studies  in  historical  and  poli- 
tical Science  in  Baltimore,  welche  so  reich  an  trefflichen  und  eigenartigen  Unter- 
suchungen sind.  Das  erste  Heft  der  Wharton  School  Annals  enthält  fünf  Auf- 
sätze: The  development  of  the  house  by  E.  Thompson,  Professor  of  social 
science.  On  the  origin  and  causes  of  prices  by  Albert  S.  Boll  es,  Professor 
of  Mercantile  Law  and  Practice.  Early  American  land  tenures  by  Edw.  P.  Chey- 
ney,  Graduate  of  Wharton  School.  Public  Economy  of  Pennsylvania  by  Edm. 
J.  James,  Professor  of  finance  and  administration.  Taxation  in  Japan  by 
Shiro  Shiba,  Graduate  of  Wharton  School. 

Wir  gehen  hier  nur  auf  die  Abhandlung  des  Professors  James  ein,  thun 
dies  aber  um  so  lieber,  als  sie  eine  wesentliche  Ergänzung  zu  dem  Aufsatz  von 
K.  Röser  (Finanzarchiv  II,  S.  179)  bildet. 

James  geht  von  dem  richtigen  Satz  aus,  dass  man,  um  eine  klare  Idee 
von  der  Organisation  des  Finanzsyatems  irgend  einer  Nation  zu  erhalten,  mit 
der  Verteilung  der  öffentlichen  Funktionen  vollständig  bekannt  sein  muss.  Ohne 
Rücksicht  darauf,  wie  sich  die  Ausgaben  auf  die  verschiedenen  öffentlichen  Wirt- 
schaften verteilen,  werden  die  Vergleiche  in  ihrem  Werte  sehr  beeinträchtigt.  Man 
darf  z.  B.  die  Ausgaben  der  Vereinigten  Staaten  (7  Doli,  pro  Kopf)  nicht  denen 
Frankreichs  (16  Doli,  pro  Kopf)  gegenüberstellen,  da  die  Aufgaben  der  amerikani- 
schen Bundesregierung  viel  beschränkter  sind  als  die  des  französischen  Staates. 

In  den  Vereinigten  Staaten  kommen  die  Bundesverwaltung,  der  Staat 
und  die  Lokal  Verwaltungen  in  Betracht.  Die  Gewalten  und  Kompetenzen  der 
Bundesregierung  und  Lokalverwaltungen  sind  genau  durch  die  Konstitution  und 
Charters  fixiert,  wogegen  dem  Staat  alle  Rechte  bleiben,  welche  ihm  nicht  aus- 
drücklich entzogen  sind.  Die  Gliederung  der  öffentlichen  Wirtschaften  ist  bereits 
früher  mitgeteilt  worden  (Finanzarchiv  II,  S.  179). 

Die  Ortschaft  (township)  wählt  die  Steuerbeamten,  Aufsichtsbeamte  über 
Strassen  und  Brücken,  Armenaufseher,  Schuldirektoren,  den  Schatzmeister  des 
Ortevermögens,  den  Ortsschreiber,  die  Rechnungssteiler,  Konstabier  und  Friedens- 
richter. Von  diesen  sind  die  beiden  ersten  und  letzten  thatsächlich  Grafachafts- 
beamte,  und  soweit  als  sie  Bezahlung  für  ihre  Dienste  erhalten,  werden  sie 
durch  Sportein  oder  von  der  Grafschaft  bezahlt.  Die  Städte  dürfen  mehr  Be- 
amte haben  und  Schul-,  Armen-,  Polizei-,  Feuer-,  Wasser-,  Gas-,  Markt-,  Gesundheits- 
und Chaussee-Aemter  unterhalten. 

Die  Grafschaften  haben  die  nämlichen  allgemeinen  Korporationsrechte 
als  die  Ortschaften.  Sie  sind  verantwortlich  für  die  Unterhaltung  der  Gerichts- 
höfe, soweit  als  der  Staat  nicht  für  dieselben  sorgt,  d.  h.  sie  zahlen  alle 
Gerichtsausgaben,  ausgenommen  die  Besoldungen  der  rechtskundigen  Richter, 
welche  vom  Staat  bezahlt  werden.  Gefängnisse  und  Arbeitshäuser  für  Sträflinge. 

')  Vgl.  hierüber  auch  James,  Outline  of  a  proposed  school  of  political 
and  social  science  1885. 
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welche  zu  weniger  als  ein  Jahr  Gefängnis  verurteilt  sind ,  müssen  von  den 
Grafschaften  unterhalten  werden.  Die  Auslagen  zur  Unterhaltung  derjenigen 
Sträflinge  in  den  Staatsgefangnissen,  welche  zu  schwerer  Arbeit  auf  ein  Jahr 
oder  mehr  verurteilt  sind,  müssen  von  denjenigen  Grafschaften  unterhalten  werden, 
in  welchen  sie  ihre  Delikte  begingen.  Die  Armenausgaben  sind  in  einigen  Graf- 
schaften gleichfalls  Grafschaftelast.  Die  Vorbereitung  der  Grafschafts-  und  Orts- 
ateuerrollen,  sowie  die  Erhebung  der  Grafschaft»-  und  Staatesteuern  ist  Graf- 
schaftssache. Die  Auslagen  und  Ueberwachung  der  General-  und  Lokalwahlen 
fallen  ebenfalls  in  die  Sphäre  der  Grafschaftethätigkeit.  Die  Gerichtshöfe  können 
die  Grafschaften  verpflichten,  gewisse  Brücken  zu  erbauen  und  zu  unterhalten, 
und  sie  müssen  die  Kosten  tragen  für  Anlegung  öffentlicher  Strassen  in  solchen 
Fallen.  Weiter  sind  Grafschaftslast  die  Kosten  für  Leichenschau  und  die  mit 
ihnen  verbundenen  post-mortem  examinations.  Die  Grafschaftsbearaten  sind: 
Sheriffs,  coroners,  prothonotaries,  registers  of  wills,  recorders  of  deeds,  commissio- 
ners, treasurers,  surveyors,  auditors,  clerks  of  the  court  and  district  attorneys. 
Sie  sind  beinahe  alle  zugleich  Beamte  der  Staatsregierung  in  dem  Sinn,  dass 
sie  gewisse  Funktionen  für  den  Staat  erfüllen. 

Die  Bundesregierung  ist  zwar  auch  nur  delegiert,  aber  es  ist  nicht  so 
leicht  ihre  Kompetenz  zu  definieren.  Die  Bundeskonstitution  gibt  derselben 
Vollmacht,  ,to  provide  for  the  common  defence  and  general  welfare  of  the 
United  States*.  Unter  dieser  Klausel  hat  sie  verschiedene  Funktionen  über- 
nommen. Die  Hauptgewalten,  die  in  der  Konstitution  ausdrücklich  erwähnt 
sind,  bestehen  darin,  Krieg  zu  erklären  und  zu  führen,  Münzen  zu  prägen, 
Poststellen  zu  errichten  und  den  Handel  mit  andern  Staaten  zu  regulieren. 
Ebenso  liegt  der  Bundesregierung  ob,  die  Nation  an  fremden  Höfen  vertreten 
zu  lassen,  sie  macht  die  Gesetze  für  die  Verwaltung  des  Bundesterritoriums 
u.  «.  w.    Die  einzelnen  Ausgaben  siehe  im  Finanzarchiv  II,  S.  188. 

Die  Bundesregierung  hat  grosse  Landschenkungen  von  über  150  Millionen 
Acker  an  die  Einzelstaaten  für  Erziehungszwecke  gemacht,  ferner  bedeutende 
Aufwendungen  für  die  Verbesserung  der  Flüsse  und  Häfen  im  Betrag  von  über 
100  Mill.  Doll.  1837  verteilte  sie  nahezu  30  Mill.  Doll,  unter  die  Staaten  in 
Form  eines  Darlehens  a  fonds  perdu.  Die  Eisenbahnen  wurden  in  grossartiger 
Weise  unterstützt,  Ackerbau  und  Erziehung  durch  die  Errichtung  spezieller 
Aemter  am  Regierungssitz  gefördert.  Ein  nationales  Gesundheitsamt  mit  einer 
ausgedehnten  Thätigkeitssphäre  wurde  geschaffen.  Die  Hauptausgabe  fällt 
auf  die  Schuldzinsen  und  Schuldentilgung.  Für  Verteidigungszweckc  wurden 
von  1791  —  1880  nahezu  18'/«  Milliarden  Dollars  verausgabt. 

Alle  noch  nicht  erwähnten  Ausgaben  sind  Staatssache.  Eine  Vorstellung 
derselben  kann  das  Budget  des  Staates  Pennsylvanien  gewähren.  Für  das  mit 
dem  30.  Januar  1882  abgelaufene  Finanzjahr  ergeben  sich  folgende  Hauptposten : 

Ausgaben  für  die  Staateregierung  ....  1,269,000  Doli. 

Erziehung   1,086,550  , 

Wohlthätigkeit  ,    .  1,107,063  , 

Straf-  und  Besserungsanstalten   280,178  - 

Andere  öffentliche  Zwecke   125,000  . 

Öffentliche  Schuld   1.560.000  „ 

Betrachtet  man  die  Ausgaben  der  verschiedenen  öffentlichen  Wirtschaften 
ab?  ein  Ganzes  und  nimmt  man  an,  dass  die  Bundesausgaben  auf  die  einzelnen 
Staaten  sich  wie  deren  Kopfzahl  verhalten,  so  würden  in  Pennsylvanien  die 
Bundesregierung  ungefähr  7/i>»  der  Staat  '/>"  und  die  Lokalverwaltung  */•»  be- 
streiten.   Vergl.  übrigens  Finanzarchiv  II,  S.  190. 

Es  fragt  sich,  wie  die  Mittel  für  diese  Ausgaben  aufgebracht  werden. 
Die  Bundesregierung  hat  der  Konstitution  zufolge  das  Recht,  „to  lay  and 
collect  taxes,  duties,  imposts  and  excises."  Ihre  meisten  Einnahmen  hat  sie  von 
den  Zöllen  und  den  indirekten  Steuern  ('/«).  Die  Zölle  sind  der  Bundesregierung 
vorbehalten,  die  Einzelstaaten  dürfen  Accisen  erheben,  dies  Privileg  ist  aber  von 
keinem  Wert,  da  kein  Staat  Accisen  erheben  darf,  wenn  nicht  alle  anderen 

40A 


Digitized  by  Google 


410 


Litteratur. 


»Staaten  gleiche  Quoten  zu  erheben  sich  entschliessen.  Die  direkten  Steuern  des 
Bundes  bestehen  in  Land-  und  Kopfsteuern.    Siehe  Finanzarchiv  II,  S.  188. 

Die  Bundesregierung  erhebt  ihre  Steuern  durch  eigene  Beamte,  ausge- 
nommen die  direkten  Steuern,  bei  denen  der  Staat  immer  die  Erhebung  vor- 
nimmt und  seinen  Teil  in  die  Bundeskasse  einzahlt. 

Die  Einnahmen  der  Staaten  resultieren  aus  dem  Verkauf  öffentlichen 
Gutes,  aus  Gebühren  und  Steuern.  Die  Gruppierung  der  Einnahmen  wechselt 
mit  jedem  neuen  Schatzbeamten. 

Als  ein  Beispiel  für  die  staatlichen  Einnahmen  mag  wieder  Pennsylvanien 
gelten.    Die  Einnahmen  betrugen  vom  1.  Dezember  1881  bis  1.  Dezember  1882: 


1)  Lands   5,605,47  Doli. 

2)  Tax  on  corporation  stock  and  limited  partnership  1,075.388,80  r 

3)  Tax  on  gross  receipts   658,670,91  , 

4)  Tax  on  coal  companies   90,703,86  , 

5)  Tax  on  bank  stock   350,171,59  v 

6)  Tax  on  net  earnings  or  income   74,265,15  , 

7)  Tax  on  gross  premiums   32.057,86 

8)  Tax  on  loans   686,790,38  „ 

9)  Tax  on  personal  proi)erty   437,776,61  . 

10)  Tax  on  writs,  wills,  deeds  etc   109,104.28  , 

11)  Tax  on  collateral  inheritances   476,852,02 

12)  Tax  on  sale  of  fertilizers   3,780,00  r 

13)  Foreign  insurance  companies   234,939,10 

14)  Tavern  licenses   493,862,32  , 

15)  Retailers'  licenses   305,934.92  . 

16)  Eating  house  licenses   79,632,26  r 

17)  Brewers'  licenses   9,188,42  „ 

18)  Billiard  licenses   16.534,60  , 

19)  Brokers'  licenses   9.886.34  . 

20)  Auctioneers'  licenses   6,538,04  w 

21)  Liquor  licenses   36.076,50  , 

22)  Pedlers'  licenses   1.766,10  . 

23)  Patent  medicine  licenses   4,503,20 

24)  Theatre,  circus  etc.  licenses   6,040,80 

25)  Bonus  on  charters   130,991,91  . 

26)  Office  license  fees   10,480.99  . 

27)  Accrued  interest   50,336,39 

28)  Penalties    578,17  . 

29)  Pamphlet  laws   275,41  r 

30)  Notary  public  commissions   10,275,00  T 

31)  Allegheny  Valley  Railroad  Company   439,069,41  „ 

32)  United  States  Government   94,561.15 

33)  Commutation  of  tonnage  tax   460.000,00  „ 

34)  Annuity  for  right  of  way   10.000.00 

35)  Escheats   3,073.87  . 

36)  Fees  of  public  officers   50,472,99  . 

37)  Refunded  cash    697.57  , 

38)  Dividends  on  stock  owned  by  the  Commonwealth  .  80.00 

39)  Conscience  money   16.00 

40)  New  loan   9,360.120,45  . 

41)  Miscellaneous   1,551.17 


16,428,650,11  DolL 
Zur  Erläuterung  dieser  Einnahmen  sei  folgendes  erwähnt: 

1)  Diese  Rubrik  umfasst  die  Revenuen  aus  dem  Verkauf  von  Ländereien 
und  Gebühren  für  Landverleihungen. 

2)  Das  Kapitalvermögen  aller  Korporationen  und  der  Gesellschaften  mit 
beschränkter  Haftung  (ausgenommen  jene,  welche  für  merkantile  und  industrielle 
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Zwecke  gebildet  sind)  müssen,  falls  sie  eine  Dividende  von  6  Prozent  oder  mehr 
haben,  V,  Vro  Mille  vom  Kapital  stock  für  jedes  deklarierte  Dividendenprozent 
entrichten.  Wird  keine  Dividende  oder  weniger  als  6"  Prozent  bezahlt,  so  wird 
der  Kapitalstock  geschätzt  und  mit  3  pro  Mille  besteuert.  Fremde  Korporationen, 
Banken  und  Sparkassen  werden  anders  behandelt.    (S.  unten.) 

3)  Die  Steuern  auf  Bruttoeinnahmen  umfassen  eine  Steuer  von  N/io  Prozent 
von  den  Bruttoerträgen  aller  Transportkompanien.  5  Prozent  von  denen  aller 
öffentlichen  Notare  in  der  Grafschaft  Pennsylvanien  und  50  Prozent  von  denen 
aller  übrigen  öffentlichen  Notare  bei  Suramen  von  über  1500  Doli. 

4)  Die  Steuer  der  Kohlengesellschaften  ist  neuerdings  abgeschafft  worden. 
Sie  war  eine  Steuer  für  die  Privilegien  der  Gesellschaften,  welche  das  Recht 
besassen.  zu  graben  oder  Kohlen  zu  kaufen,  veranlagt  nach  dem  Satz  von 
3  Prozent  anf  jede  Tonne  Kohle. 

5)  Inkorporierte  Banken,  Sparkassen  u.  s.  w.  haben  das  Recht,  ihren 
Kapitalstock  feststellen  zu  lassen  und  !io  Prozent  zu  entrichten  oder  statt 
dessen  6,i»  Prozent  vom  Totalbetrag  des  autorisierten  Kapitals  zu  entrichten 
und  dadurch  aller  weiteren  Besteuerung  zu  entgehen. 

6)  Diese  Steuer  vom  Reinertrag  (3  Prozent)  wird  erhoben  von  allen  nicht 
sonst  besteuerten  Gesellschaften  und  von  jeder  nicht  inkorporierten  oder  Privat- 
bank, incl.  Makler. 

7)  Die  Steuer  von  den  Bruttoprämien  der  vom  Staat  inkorporierten  Ver- 
sicherungsgesellschaften betrügt  8/io  Prozent  aller  Prämien  von  Geschäften,  die 
im  Staat  geschlossen  werden.    Gegenseitigkeitsgesellschaften  sind  frei. 

8)  Alle  öffentlichen  und  privaten  Korporationen  müssen  4/io  Prozent  von 
ihren  Schulden  bezahlen. 

9)  Die  Steuer  vom  beweglichen  Eigentum  umfasst  a)  eine  Steuer  von 
4/io  Prozent  vom  Wert  aller  Hypotheken  und  sonstigem  Geldkapital ;  b)  "/io  Pro- 
zent vom  Wert  aller  Personenfuhrwerkzeuge  und  aller  Annuitäten  von  über 
200  Doli.,  ausgenommen  der  Staats-  und  Bundesannuitäten,  sowie  alles  sonstigen 
beweglichen  Vermögens  von  über  300  Doli.  Wert ;  c)  1  Prozent  vom  Wert  aller 
Luxuswägen;  d)  goldene  Uhren  werden  mit  1  Doli,  besteuert,  silberne  mit  75  Cents, 
die  übrigen  auf  mehr  als  20  Doli,  bewerteten  mit  50  Cents. 

10)  Darunter  ist  begriffen:  a)  eine  Steuer  von  allen  writs  of  error  or 
appeal  or  of  certiorari  or  habeas  corpus  etc.  50  Cents  bis  3,50  Doll,  b)  Steuer 
von  allen  Testamenten  und  Vollmachten,  wenn  sie  registriert  werden.  50  Cents 
für  jedes  Stück  und  10  Doli,  für  jede  Kommission. 

11)  Die  Steuer  von  den  Sei  ten  verwandten  beträgt  5  Prozent  vom  Ver- 
mögen, das  im  Betrag  von  über  250  Doli,  an  diese  übergeht. 

12)  r Manufacturers  or  importers  of  commercial  fertilizers"  werden  mit 
10  Doll,  für  Verkäufe  im  Betrage  von  100  Tonnen  oder  weniger,  mit  20  Doli,  bei 
solchen  von  100-500,  mit  30  Doli,  bei  solchen  von  über  500  Tonnen  besteuert 

13)  Fremde  Versicherungsgesellschaften  werden  mit  3  Prozent  von  allen 
Prämien  besteuert,  welche  sie  im  Staat  von  Pennsylvanien  erhalten. 

14)  Alle  Hotels  und  Wirtschaften  bezahlen  eine  Licenzabgabe  von  50  bis 
700  Doli,  nach  Massgabe  des  geschätzten  Verkaufs  von  Spirituosen.  Es  sind 
5  Klassen  gemacht. 

15)  Die  Kleinhändler  sind  in  20  Klassen  geteilt;  diejenigen,  deren  Ge- 
samtverkäufe mehr  als  1000  Doli,  und  weniger  als  5000  Doli,  betragen,  zahlen 
jährlich  7  Doll.  (1.  Klasse);  diejenigen,  welche  Verkäufe  machen  im  Betrage 
von  5  Mill.  Doll,  und  mehr,  bilden  die  20.  Klasse  und  zahlen  1000  Doli.  Die 
Steuer  bewegt  sich  also  zwischen  T/i°—  7»Q  Prozent.  Verkäufer  ausländischer 
Waren  in  der  Originalverpackung  oder  von  Produkten  eigener  Herstellung 
brauchen  keine  Licenzen  zu  nehmen.  Eine  „femme-sole",  deren  Verkäufe  weniger 
als  2500  Doli,  jährlich  betragen,  ist  ebenfalls  steuerfrei. 

16)  Die  Inhaber  von  Speisehäusern  und  Restaurants  müssen  Licenzen 
nehmen  von  20  —200  Doli.,  je  nachdem  ihre  Verkäufe  weniger  als  3000  Doli, 
oder  mehr  als  20,000  betragen;  in  einer  inkorporierten  Stadt  ist  das  Minimum 
50  Doli.    Sie  dürfen  einheimische  Weine  und  Spirituosen  aus  Malz  verkaufen. 
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17)  Alle  Brauer  und  Destillateure  sind  in  10  Klassen  geteilt  und  zahlen 
IS  Doli,  bei  einem  Verkaufswert  von  1000  Doli,  und  200  Doli,  bei  einem 
solchen  von  100,000  Doli,  oder  mehr. 

18)  Inhaber  von  Billardzimmern  und  Kegelbahnen  zahlen  30  Doli,  für 
das  erste  Zimmer  oder  die  erste  Bahn  und  10  Doli,  für  jede  folgende  Nummer. 
In  Pittsburg  und  Philadelphia  sind  die  Zahlen  100  und  10. 

19)  Alle  Makler  zahlen  3  Prozent  vom  Betrag  ihres  jährlichen  Geschäftes. 

20)  Auktionatoren  zahlen  3  Prozent  vom  Betrag  ihrer  jahrlichen  Verkäufe, 
in  Philadelphia  ist  aber  der  Mindestbetrag  500  Doli. 

21)  Licenzen  für  den  Verkauf  von  Spirituosen  werden  in  der  nämlichen 
Weise  besteuert  wie  unter  Nr.  15,  nur  dass  die  Steuerbetrüge  doppelt  so  hoch 
sind  und  die  niedrigste  Licenz  50  Doli,  betragt.  Diejenigen,  welche  nicht  in 
geringeren  Quantitäten  als  eine  Quart  verkaufen,  zahlen  */»  und  als  Minimum 
50  Doli. 

22)  Alle  Hausierer  zahlen  für  das  Bereich  einer  Grafschaft  8  Doli,  jähr- 
lich, wenn  sie  zu  Fuss,  16  Doli.,  wenn  sie  mit  einem  Pferd  und  einem  Wagen, 
und  25  Doli.,  wenn  sie  mit  zwei  Pferden  und  Wagen  reisen;  die  beiden  letzten 
Sätze  betragen  40  Doli,  und  50  Doli,  bei  Licenzen  für  den  ganzen  Staat. 

23)  Die  Verkäufer  von  Medikamenten  zahlen  wie  Nr.  15. 

24)  Theater  und  ähnliche  Schaustellungen  zahlen  500  Doli,  in  der  Stadt 
und  Grafschaft  Philadelphia,  200  Doli,  in  der  Grafschaft  Allegheny  und  50  Doli, 
in  anderen  Grafschaften.  Für  Menagerien  sind  die  Sätze  2U0  Doli.,  100  Doli, 
und  30  Doli.    Eine  Licenz  für  den  ganzen  Staat  beträgt  1000  Doli. 

25)  Das  Einkommen  vom  „Bonns  on  charters"  resultiert  aus  einer  Steuer 
von  7«  Prozent  vom  Kapitalstock  jeder  neuen  inkorporierten  Gesellschaft :  aus- 
genommen hiervon  sind  Schlagbaum-,  Brücken-,  Kirchhof-,  Bau-  und  Anleihe- 
gesellschaften. 

26)  Die  Office  license  fees  sind  eine  Steuer  von  allen  fremden  Kompanien 
(ausgenommen  fremde  Versicherungsgesellschaften),  welche  Geschäfte  in  dem 
Geraeinwesen  machen  und  Bureaus  innerhalb  seiner  Grenzen  haben.  Die  Steuer 
beträgt  7«  pro  Mille. 

27)  Von  nichtbezahlten  Steuern  müssen  nach  einer  gewissen  Zeit  6  Prozent 
Zinsen  bezahlt  werden. 

28)  Diese  Strafen  sind  zu  entrichten  von  Personen  oder  Korporationen, 
welche  „ provisions  of  acts  of  the  Assembly*  verletzt  haben. 

29)  Es  ist  dies  der  Erlös  vom  Verkauf  staatlicher  Geset  zesblätter  und  Berichte. 

30)  Oeflentliche  Notare  zahlen  für  ihre  Anstellung  25  Doli. 

31)  Die  Alleghany  Valley  Eisenbahnkompanie  zahlt  für  Staatskanäle, 
die  ihr  verkauft  wurden,  jährlich  5  Prozent  und  100,000  Doli,  an  Kapital. 

32)  Die  Unionsregierung  zahlt  an  den  Staat  eine  Summe  für  Ausrüstung 
von  Truppen  im  letzten  Bürgerkrieg. 

33)  Die  Entschädigung  für  Tonnengeld  beträgt  460.000  Doli.,  welche  die 
Pennsylvania-Eisenbahn  jährlich  in  die  Staatskasse  zahlt  für  Abschaffung  der 
Steuer,  welche  früher  von  allen  in  Harrisburg,  Pittsburg  und  zwischenliegenden 
Punkten  verladen  und  weiter  als  20  Meilen  transportiert  wurden,  welche  Ab- 
gabe die  Staatsbahn  von  Philadelphia  nach  Kolumbia  schadlos  halten  sollte  fur 
den  Verlust,  den  sie  durch  Erbauung  der  Pennsylvania -Bahn  erleiden  könnte. 

34)  Die  jährliche  Zahlung  für  das  Wegerecht  erfolgt  durch  die  New  York 
und  Lake-Eriebahn,  welche  einen  Teil  der  Grafschaft  Pike  durchschneidet 

35)  Alles  bewegliche  und  unbewegliche  Vermögen  der  ohne  Testament 
und  ohne  Erben  sterbenden  Personen  verfällt  dem  Staat.  Ebenso  verfällt  alles 
Land,  welches  Korporationen  ohne  Licenz  kaufen  und  Eigentum,  welches  in 
die  tote  Hand  über  gewisse  Grenzen  hinaus  übergeht. 

36)  Die  Gebühren  gewisser  öffentlicher  Beamten  bilden  einen  nicht  un- 
beträchtlichen Teil  der  Einnahmen.    Die  meisten  kommen  von  Harrisburg. 

37)  Die  refundierten  Summen  umfassen  die  nicht  ausgegebenen  Budget- 
beträge. 
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38)  Der  Staat  besitzt  Vermögen  in  verschiedenen  Korporationen  inj  Be- 
trag von  500,000  Doli.  Das  meiste  trägt  nicht«,  anderes  kann  schwer  weg- 
gegeben werden. 

39)  Gewissensgeld  wird  eingesandt  ohne  Namen. 

40)  „Neue  Anleihen'  beziehen  sich  auf  eine  Refundierung  der  Staate- 
schuld  zu  einem  niedrigen  Zinsfuss. 

Dieses  Finanzsystem  ist  merkwürdig,  insofern  die  Grundsteuer  unter  den 
Einnahmen  fehlt  und  die  Korporationen  stark  besteuert  sind.  Bis  zum  Jahr  1874 
war  der  Staat  finanziell  sehr  wenig  beengt.  Kr  durfte  sich  an  allen  industriellen 
Unternehmungen  mit  beteiligen,  und  es  gab  eine  Zeit,  in  der  die  Haupteinnahmen 
aus  Bankdividenden  flössen.  Auch  konnte  der  Staat  beliebig  viel  Schulden 
kontrahieren,  und  er  kontrahierte  auch  thateächlich  40  Mill.  Doll,  fur  öffentliche 
Aufwendungen,  Strassen,  Brücken,  Kanäle  u.  s.  w.  Nach  der  neuen  Konstitution 
von  1874  darf  der  Staat  kein  Teilhaber  einer  Gesellschaft  oder  Korporation 
mehr  sein  und  seinen  Kredit  denselben  nicht  verpfänden.  Der  Staat  darf 
Schulden  nur  machen  im  Fall  eines  Deficite,  und  zwar  für  diesen  Fall  nur 
1  Mill.  Doll.,  einer  Unterdrückung  einer  Insurrektion  oder  Invasion,  im  Krieg, 
zur  Bezahlung  bestehender  Schulden. 

Die  Grafschaft sfinanzen  sind  einfacher  als  die  Staatsfinanzen.  In 
die  Steuerrollen  werden  aufgenommen : 

1)  alle  Häuser,  Ländereien,  Manufakturen,  sowie  alles  übrige  unbewegliche 
Vermögen,  wie  Hochöfen,  Gärtnereien  u.  s.  w. ; 

2)  alle  Pferde,  Maultiere,  Wallachen,  da«  Rindvieh  über  4  Jahre  alt;  alle 
Geldkapitalien;  Haushaltungsgegenstände  im  Wert  von  mehr  als  300  Doli.; 
Equipagen,  Gold-  und  Silberuhren  im  Wert  von  mehr  als  20  Doli.;  alle  Lohn- 
kutschen, Omnibusse  und  dgl. ;  alle  Annuitäten  im  Wert  von  mehr  als  200  Doli., 
ausgenommen  die  Pennsylvaniens  oder  der  Union,  alle  Stiftungen,  ausgenommen 
die  für  religiöse  Zwecke; 

3)  alle  Erwerbsstellen  und  einzelne  Männer  im  Alter  von  mehr  als 
21  Jahren  ohne  Beruf. 

Der  Verkaufswert  der  beiden  ersten  Gruppen  wird  festgestellt,  von  der 
dritten  das  Einkommen.  Der  Prozenteatz ,  der  vom  Vermögen  erhoben  wird, 
schwankt  mit  dem  Bedarf.  Die  meisten  Objekte  in  Gruppe  2  sind  auch  der 
Staatesteuer  und  Ortesteuer  unterworfen,  während  1  und  3  nur  der  Grafschaft 
und  den  Ortschaften  vorbehalten  sind. 

Das  unbewegliche  Vermögen  dürfte  auf  a/J  seines  wahren  Wertes  ge- 
schätzt sein  und  vom  beweglichen  Vermögen  entgeht  ein  grosser  Teil  ganz  und 
gar  der  Besteuerung.  1880  z.  B.  betrug  die  Schätzung  des  Vermögens  in  Gruppe  2 
weniger  als  112  Mill.  Doll,  für  den  ganzen  Staat,  während  der  veranlagte  Wert 
des  Grundvermögens  in  der  Grafschaft  Pennsylvanien  allein  mehr  als  viermal 
so  viel  ausmachte. 

Die  Einkommensteuer  der  3.  Gruppe  wird  äusserst  nachlässig  behandelt. 
ho  dass  sie  wenig  einträgt;  in  manchen  Grafschaften  wird  sie  gar  nicht  erhoben, 
in  anderen  ist  sie  eine  Klassensteuer,  Arbeiter  werden  veranlagt  mit  100  bis 
150  Doli.,  Handwerker  mit  100—200  Doli.,  Professoren  mit  300—800  Doli.  u.  s.  w. 
Die  übrigen  Einnahmequellen,  welche  der  Grafschaft  offen  stehen,  sind  unbe- 
deutend (Einnahmen  aus  Gefängnissen,  Arbeitehäusern,  Strafen  und  dgl.).  Auch 
die  Grafschaften  dürfen  sich  nicht  mit  Kapital  an  Gesellschaften  beteiligen  und 
Schulden  überhaupt  nur  bis  zu  7  Prozent  des  Vermögenswerte  kontrahieren; 
die  Steuern  müssen  ausreichen,  um  die  Schulden  in  30  Jahren  zurückzuzahlen. 

Die  Ortschaften  sind  auf  die  Besteuerung  der  drei  oben  erwähnten 
Vermögenskategorien  beschränkt.  Die  UnmäRsigkeitestrafen  fallen  in  die  Kasse 
des  betreffenden  Schuldistrikte.  Innerhalb  der  Ortschaft  sind  oft  drei  verschie- 
dene Körperschaften,  welche  Steuern  erheben  dürfen:  der  Board  of  Supervisors, 
Board  of  Directors,  Board  of  Overseers  of  the  Poor. 

Das  Gesetz  unterscheidet  zwischen  boroughs ,  towns  und  cities ,  erstere 
können  eine  inkorporierte  city  werden,  sobald  sie  10,000  Einwohner  zählen.  Die 
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boroughs  haben  im  wesentlichen  die  nämlichen  Einkünfte  wie  eine  township. 
Sie  dürfen  Steuern  erheben  bis  zu  5  pro  Mille  des  für  die  Grafschaft  veranlagten 
Vermögens.  Sie  dürfen  Gebühren  und  Gas-  und  Wassergelder  erheben,  die  Grund- 
eigentümer zu  den  Strassenausgaben  heranziehen,  Marktgebühren  feststellen  und 
Hundesteuern  verlangen.  Die  inkorporierten  cities  dürfen  ausserdem  eine  Kopf- 
steuer von  jedem  Mann  von  21— oU  Jahren,  Licenzabgaben  von  verschiedenen 
Berufen  und  Gesellschaften  erheben. 

Die  Grafschaften  dürfen  bis  zu  1  Prozent  des  veranlagten  Werts,  die 
townships  1  Prozent  und  für  laufende  Schulausgaben  1,3  Prozent,  für  Erbauung 
neuer  Schulen  weitere  1,3  Prozent,  cities  dürfen  1  Prozent  ,  für  Anleihen  und 
Anlagen  ein  weiteres  Prozent  erheben.  G.  Schanz. 


Wohl t mann.   Die  Grundsteuer  und  das  Programm  der  direkten  Be- 
steuerung.   Leipzig.    Verlag  von  Hugo  Voigt.   1885.   50  S. 

Der  Verfasser  ist  Gegner  des  Ertragsteuersystems:  auch  die  Verwendung 
desselben  zur  höheren  Belastung  des  fundierten  Einkommens  (Kombination  einer 
allgemeinen  Einkommensteuer  mit  den  Ertragsteuern)  wird  von  ihm  verworfen. 
Sein  Ideal  ist  vielmehr  eine  allgemeine  Einkommensbesteuerung  mit  höherer 
Besteuerung  des  Einkommens  aus  produktivem  Eigentum. 

Das  Hauptrüstzeug  für  die  Verwerfung  des  Ertragsteuersystems  holt  Wohlt- 
mann  aus  den  Ueberwälzungserscheinungen.  Es  will  uns  aber  bedünken,  als  ob  er 
hierbei  zu  wenig  den  von  ihm  selbst  aufgestellten  Satz  berücksichtigt  hätte, 
worin  er  sagt :  „Die  Lehre  von  der  Steuerüberwälzung  ist  ein  Pendant  zu  der 
Lehre  von  dem  Preise  und  gehört  mit  zu  den  unaufgeklärtesten  und  schwie- 
rigsten Gebieten  in  der  Volkswirtschaft,  weil  in  ihr  die  wirtschaftlichen,  in- 
tellektuellen und  ethischen  Eigentümlichkeiten  des  einzelnen  Individuums  volle 
Berücksichtigung  verlangen  und  sich  nicht  generalisieren  lassen."  Im  Gegen- 
satz hierzu  generalisiert  der  Verfasser  sehr  viel  und  oft  sehr  kühn.  Bei  Steuern 
z.  B.,  welche  auf  Ertragsquellen  lasten,  die  sich  auf  Befriedigung  kultureller, 
also  mehr  oder  minder  entbehrlicher  Bedürfnisse  beziehen,  nimmt  er  regelmässige 
Ueberwälzung  an.  bei  Steuern  von  Ertragsquellen,  welche  auf  Befriedigung  von 
Existenzbedürfnissen  Bezug  haben,  nicht!  Der  Verfasser  bleibt  sich  Übrigem 
in  seinen  Anschauungen  über  die  Ueberwälzung  nicht  ganz  gleich.  Vgl.  z.  B 
1.  und  5.  Artikel  des  Aufsatzes. 

Aber  ganz  abgesehen  von  einzelnen  recht  bestreitbaren  Behauptungen, 
die  Wohltmann  hier  aufstellt,  können  wir  nicht  zugeben,  wenn  er  von  der  Ein- 
kommensteuer im  Gegensatz  zu  der  Ertragsteuer  behauptet,  erstere  könne  weder 
rück-  noch  fortgewälzt  werden.  Der  Abwälzungsprozess  wird  namentlich  beim 
Nichtauseinanderhalten  der  Einkommensquellen  etwas  schwieriger,  aber  möglich 
ist  er  auch.  Man  sieht  nicht  ein.  warum  der  Grundbesitzer,  Gewerbtreibende. 
Kapitalist  u.  s.  w.  seine  Steuer  weniger  berücksichtigen  soll,  weil  sie  Einkommen- 
steuer heisst  und  in  der  Grösse  etwas  verschieden  ist.  Auch  lässt  sich  kaum 
ein  strikter  Beweis  erbringen,  dass  die  stärkere  Belastung  des  fundierten  Besitzes 
in  Form  der  Einkommen-  oder  reinen  Vermögensteuer  nicht  auch  die  vom  Ver- 
fasser geschilderten  Abwälzungsverhältnisse  nach  sich  ziehe.  Nicht  auf  die  Form, 
sondern  auf  die  Gleichmässigkeit  kommt  es  an.  Expropriationen  von  Grund 
und  Boden  infolge  von  Steuern  treten  z.  B.  nur  ein,  wenn  und  insoweit  rnobüe* 
Kapital  gegenüber  dem  Grund  und  Boden  effektiv  differentiell  getroffen  wird. 
Bei  effektiv  gleicher  Besteuerung  kann  keine  Wertsänderung  der  fixen  Kapitalien 
sich  zeigen,  bezw.  wenn  sie  eintritt,  ist  sie  die  Folge  von  Vorgängen,  die  nicht 
in  der  Steuer  ihren  Grund  haben. 

Je  gleichmässiger  die  einzelnen  Einkommen  und  Erträge  getroffen  werden, 
um  so  gleicher  wird  der  Druck,  um  so  weniger  kommt  die  Ueberwälzung  in 
Betracht.  Dass  man  —  allerdings  unter  Nichtberücksichtigung  einmaliger  Stö- 
rungen —  auch  beim  Ertragsteuersystem  diesem  Ziele  nachstreben  kann,  hat 
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z.  B.  neuerdings  Württemberg  gezeigt,  das  zugleich  eine  ziemlich  konsequente 
Berücksichtigung  des  fundierten  und  unfundierten  Einkommens  innerhalb  des 
Ertragsteuersystems  durchgeführt  hat.  (Finanzarchiv  I,  889  ft'.) 

Richtig  bleibt,  dass  die  Gleichmässigkeit  beim  Ertragsteuersystem  schwer 
lange  aufrecht  zu  erhalten  ist :  allein  auch  bei  der  Einkommensteuer  ist  sie  nicht 
strikte  zu  erreichen. 

Wir  können  deshalb  die  Kombination  einer  allgemeinen  Einkommensteuer 
mit  Ertragsteuern  nicht  mit  dem  Verfasser  für  ganz  verfehlt  betrachten.  Man 
kann  in  der  That,  wenn  auch  nicht  in  ganz  vollkommener  Weise  —  Vollkom- 
menes im  Steuerwesen  giebt  es  Überhaupt  nicht  —  durch  die  Ertragsteuern  das 
fundierte  Einkommen  vorweg  belasten.  Für  die  schwierige  Durchführung  der 
Allgemeinheit  der  Besteuerung  hat  die  Kombination  bekanntlich  manche  Vor- 
teile, ebenso  ist  in  dieser  Hinsicht,  namentlich  insoweit  es  sich  um  kommunale 
Zuschlage  handelt,  die  Nichtberücksichtigung  der  Schulden  bei  den  Ertragsteuern 
nicht  zu  verwerfen.  (Vgl.  z.  B.  Nasse  in  den  Schriften  des  Vereins  für  Social  - 
politik  XII,  die  Kommunalsteuerfrage  S.  285  ff.) 

Der  langsamen  historischen  Fortbildung  der  direkten  Steuern  entspricht 
dio  Kombination  in  vielen  Fällen  entschieden  mehr  als  der  Vorschlag  des  Ver- 
fassers. Die  Zeit  wird  dann  von  selbst  den  Schwerpunkt  in  die  allgemeine  Ein- 
kommensteuer verlegen. 

Wir  haben  uns  in  diesem  Sinne  bereits  ausgesprochen  anläaslich  der 
hessischen  neuesten  Steuerreform,  die  Herrn  Wohltmann  unbekannt  ist;  auch 
die  badische  steht  auf  diesem  Boden,  und  es  ist  einer  der  vielen  Irrtümer,  die 
in  der  Schrift  unterlaufen,  wenn  der  Verfasser  behauptet,  die  badische  allgemeine 
Einkommensteuer  sei  abgelehnt  worden.    (Vergl.  Gesetz  vom  20.  Juni  1884.) 

G.  Schanz. 


O.  Warschauer.  Die  Zahlenlotterie  in  Preussen.  Mit  Benutzung 
amtlicher  Quellen  dargestellt.  Leipzig.  Verlag  vou  G.  Fock. 
1885.    124  S. 

Eine  vollständige  Geschichte  der  preussischen  Staatslotterien  auf  Grund 
umfassender  Quellenstudien  besitzen  wir  noch  nicht.  Der  Leipziger  Privatdocent 
Dr.  Warschauer  hat  deshalb  dieses  Gebiet  in  Angriff  genommen.  Den  Anfang 
bat  er  mit  der  Geschichte  des  preussisehen  Lottos  gemacht.  Zwar  ist  die  Klassen- 
lotterie in  Preussen  die  ältere  Form  der  Lotterie,  aber  erst  im  Jahre  1767  wurde 
sie  für  den  Staat  monopolisiert,  während  die  Zahlenlotterie  durch  das  Patent 
vom  8.  Februar  1763  ins  Leben  gerufen  und  sofort  nach  ihrer  Entstehung  für 
Rechnung  des  Staates  verwaltet  worden  ist.  Sie  ist  also  als  die  erste  Staats- 
lotterie zu  betrachten.  Die  Geschichte  derselben  spielt  sich  ab  in  der  Zeit 
von  1763  bis  1810.  Ihre  Entstehung  verdankt  sie  dem  Streben  Friedrichs  des 
Grossen,  am  Ende  des  siebenjährigen  Krieges  durch  alle  möglichen  Mittel  die 
Einnahmen  zu  mehren.  Friedrich  der  Grosse  Hess  aus  London  den  aus  Livorno 
stammenden  Italiener  Johann  Calzabigi  kommen,  der  Mitte  des  vorigen  Jahrhun- 
derts in  den  einzelnen  europäischen  Staaten  gewissermassen  als  Organisator  und 
Reformator  des  genuesischen  Lottos  galt.  Er  legte  dem  König  den  Plan  zu 
einer  Lotterie  nahe  und  richtete  sie  ein.  Weder  die  Administration  der  Zahlen- 
lotterie fur  königliche  Rechnung  unter  Leitung  Calzabigis,  noch  die  Verpachtung 
an  Calzabigi  bewährte  sich ;  letzterer  erwies  sich  aus  verschiedenen  Gründen  als 
ungeeignet.  Dagegen  entwickelte  sich  die  Zahlenlotterie  rasch,  als  man  sie 
1764  an  Grafen  Heuss  und  Kons,  verpachtete.  Bei  jeder  Pachterneuerung  ge- 
lang es,  einen  grösseren  Ertrag  für  den  Staat  zu  erzielen.  Das  System  der  Ver- 
pachtungen wurde  17U4  verlassen,  um  dem  Staat  die  volle  Einnahme  aus  der  nun 
nach  allen  Seiten  hin  gefestigten  Institution  zuzuführen.  Man  hatte  sich  nicht 
getäuscht.  In  der  Periode  von  1794—1806  waren  die  Einnahmen  geradezu 
glänzende.    Cnter  französischer  Herrschaft  wurde  durch  eine  verständnislose  und 
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berechtigte  Interessen  vernachlässigende  Verwaltung  der  Kredit  der  Lotterie  rasch 
untergraben;  nach  Retablierung  der  Staatsverwaltung  in  der  Zeit  von  1808/10 
drang  die  Anschauung  durch,  der  schon  Friedrich  Wilhelm  II.  gehuldigt  hatte, 
dass  die  Zahlenlotterie  den  geläuterten  ethischen  Begriffen  nicht  entspreche  und 
kein  würdiges  Objekt  der  Steuerpolitik  eines  Staates  bilde.  Man  hob  dieselbe 
auf.  In  manchen  Orten  hatte  die  Spielwut  so  alles  Mass  tiberstiegen,  dass  man 
behördlicherseits  einschreiten  musste.  So  entsandte  der  König  einen  Spezial- 
kommissariuH  nach  Luckenwalde,  der  energische  Massregeln  treffen  sollte,  um 
das  Spiel  soviel  wie  möglich  und  hauptsächlich  nur  auf  die  besitzenden  Klassen 
zu  beschränken.  Demgemäß  sollte  Bürgern ,  welche  Bauhilfsgelder  von  der 
Stadt  leihweise  verlangten,  dieselben  versagt  werden,  sobald  es  erwiesen  war, 
dass  Bie  am  Zahlenlotteriespiel  sich  über  ihre  Kräfte  beteiligt  hatten ;  ferner 
sollten  diejenigen,  welche  in  Konkurs  geraten  waren  und  über  ihre  Verhältnisse 
in  der  Lotterie  gespielt  hatten,  wegen  böswilliger  Defraudation  bestraft  werden. 
Alle  diese  Massregeln  fruchteten  wenig,  und  nicht  mit  Unrecht  sang  man  am 
Ende  des  vorigen  Jahrhunderts  in  den  Strassen  Berlins:  Die  Pest  gab  die  Natur 
dem  Oriente,  unbillig  ist  sie  nie,  dafür  gab  sie  dem  Occidente  die  Zahlenlotterie. 
An  dem  ungünstigen  Urteil  ändert  auch  nur  wenig  die  Art  der  Verwendung 
der  Ueberschüsse,  über  die  Warschauer  eingehende  Mitteilungen  macht.  Bis 
1794  dienten  die  Pachtgelder  zur  Errichtung  neuer  Regimenter,  Verpflegung 
des  Heeres  etc.  Von  1794  —  1806  wurden  die  Lotterieeinkünfte  zum  Besten  der 
Invaliden-,  Witwen*,  Versorgungs-,  Schul-  und  Armenanstalten  bestimmt;  unter 
anderem  musste  auch  —  behufs  Mehrung  der  Bevölkerung  —  bei  jeder  Ziehung 
der  Zahlenlotterie  fünf  armen,  im  Lande  geborenen  Mädchen  zum  Zweck  ihrer 
Verheiratung  eine  bare  Aussteuer  von  50  Thaler  ausgezahlt  werden.  Es  wurden 
auf  diese  Weise  jährlich  80— 85  arme  Mädchen  ausgestattet;  auch  der  Porzellan- 
manufaktur wurde  durch  die  Lotterie  Unterstützung  zu  teil. 

Für  weitere  Details  der  geschichtlichen  Entwicklung,  der  inneren  Ver- 
waltung, des  Lotteriegerichts ,  der  Zahlcnlotteriegesetzgebung,  der  technischen 
Organisation  des  Zahlenlotteriegeschäfts  verweisen  wir  auf  die  Schrift  selbst 
Wir  begnügen  uns,  aus  derselben  noch  das  Zahlenmaterial  über  die  Erträgnisse 
mitzuteilen: 

Die  jährliche  Durchschnittseinnahme  betrug 

bei  der  Berliner  Lotterie:  bei  der  Zahlenlotterie 

zu  Langenfuhr: 

1)  Administration. 

1763-  1764    18,969  Thlr. 

2)  Verpachtung. 

1764-  1766  41,667  Thlr. 
1767-1770  30,000  „ 

1770-1776  40,000    *  1773-1776    1,333 Vi  Thlr. 

1776-1785  55,592     „  1776-1785  3,611 

1785-1794  60,622     ,  1785-1794  12,500 


3)  Administration. 

Gesamtüber- 

Berlin 

Danzig  Warschau  Ansbach 

schuss  sauitl. 

Lotterien 

1794/95 

134,381 

52,856 

187,237 

1795/96 

139,354 

80,059 

219.413 

1796/97 

377,050 

68.236 

21.754 

467,040 

1797/98 

350,415 

31.331 

23,400 

18,018 

423.164 

1798/99 

318,197 

102,216 

16,530 

48,544 

485.487 

1799/1800 

268,663 

56,427 
70,517 

41,805 

51,338 

418,233 

1800/01 

244,389 

32,588 

91,403 

438,897 

1801/02 

270,203 

85,163 

32,931 

7,618 

395,915 

1802/03 

113.852 

85,538 

44,348 

8,750 

252.488 

1803/04 

320,152 

65,158 

49,228 

434.538 
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24./12. 
16,12 
1./2. 


1804/05 
1805/06 
1806/07 
1806  bis  17-/10.  1806 

1806  bis  16./12.  1807 

1807  bis  1.  2.  1809 
1809  bis  23.,5.  1810 


Gesamtüber- 

Berlin      Danzig  Warschau  Ansbach  schusssämtl. 

Lotterien 
498,160 
273,729 

138,207 


336,768 
208,079 


86,995 
[31,588 
[63,044 
143,123 


118,080 
65,650 
51,212 


43,312 


-  I 


[31,5881 
163,044] 
-  143,123 
G.  Schanz. 


Das  bedrängte  Wien.    Eine  politisch-finanzielle  Studie.   2.  Aufl. 
Wien  1885.    Verlag  von  Karl  Eonegen. 

Das  Schriftchen  hat  vorwiegend  lokales  Interesse,  doch  ist  es  auch  in 
weiteren  Kreisen  nicht  unbeachtet  geblieben.  Handelt  es  sich  doch  um  eine 
Weltstadt,  deren  Budget  das  vieler  kleinen  Staaten  weit  überragt,  um  das  Cen- 
trum einer  grossen  Monarchie,  in  dem  alle  Adern  des  Reichs  zusammenfliessen 
und  selbst  wieder  dort  Stärkung  suchen,  um  den  Hort  deutschen  Wesens  in  dem 
vielsprachischen  Völkergemisch.  In  kurzen  Zügen  führt  der  Verfasser  all  die 
finanziellen  Thatsachen  vor,  welche  seit  1848  die  Entwickelung  Wiens  beglei- 
teten. Einst  und  Jetzt  treten  in  greller  Beleuchtung  gegenüber.  Bleiben  wir 
nur  bei  den  letzten  20  Jahren.  Seit  1861  hat  Wien  nicht  weniger  als  95  Mill.  fl. 
ausserordentlichen  Kostenaufwand,  darunter  2,931,476  fl.  für  Leistungen  zur 
Stadterweiterung;  5,829,229  fl.  zur  Donauregulierung;  10,617,096  fl.  für  das  neue 
Rathaus  ;  3,593,489  fl.  für  neue  Amtshäuser ;  1,565,600  fl.  für  Kirchen-  und  Pfarr- 
hofbauten; 8,216,163  fl.  zum  Ankauf  von  Grundflächen  zur  Verbreiterung  der 
Strassen;  7,447,971  fl.  für  Strassen  bauten  und  Pflasterungen;  4,736,245  fl.  für 
Kanalbauten;  2,385,957  fl.  für  Brückenbauten;  24,778,167  fl.  für  Wasserversor- 
gung (Kaiserbrunnen);  8,786,281  fl.  für  Schulbauten;  5,212,291  fl.  für  Marktein- 
richtungen; 1.706,875  fl.  für  Centralfriedhof  u.  s.  w. 

Dem  Wachsen  der  Bevölkerungszahl  um  200,000  Seelen  und  der  Geschäfts- 
vennehrung (1861  betrug  die  Zahl  der  Agenden  des  Gemeinderats  und  des  Ma- 
gistrats 149,000,  1883  407,000)  entsprechen  auch  die  ordentlichen  Auslagen  in 
den  wichtigsten  Zweigen: 

1861  1883 

Gehalte  und  Pensionen  in  der  Central  Verwaltung  611,134  fl.    1,326,153  fl. 

Kosten  der  Amtslokalitäten  und  Amt^erfordernisse  .  87,134  „  313,330  r 
Verwaltung  der  Staats-,  Landes-  und  Gemeindesteuern  63,749  „  181,518  „ 
Verwaltung  des  unbeweglichen  Gemeindevermögens 

(Staatssteuern,  Erhaltung  der  Realitäten)  .    .      125,360  ,       272,292  . 
Verzinsung  und  Tilgung  der  Gemeindeschuld     .    .    1,055.006  ,    4,431,960  r 
Beitrag  für  die  vom  Staate  verwaltete  Sicherheits- 
polizei   252,000  ,      597,666  „ 

Kosten  der  Feuerlöschanstalten   39,298  ,       215,521  „ 

Erhaltung  der  Strassen   107,054  .       543,917  , 

Säuberung  „    233.544  „       798,506  , 

Bespritzung,         „    65,855  ,       193,075  „ 

Verwaltung  der  Gartenanlagen   12,069  „       110,704  „ 

Verwaltung  der  öffentlichen  Beleuchtung    ....      295,565  »      356,111  , 

Verwaltung  der  Wasserleitungen   76,676  ,       187,842  , 

Kosten  der  Erhaltung  und  RUumung  der  öffentlichen 

Kanäle   88,715  „       197,901  „ 

Verwaltung  der  Märkte,   der  Marktau f sich t ,  der 

Schlachthäuser  und  des  Lagerhauses     .    .    .      115,276  » 
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Kosten  des  Sanitätsdienstes  im  allgemeinen,  Verwal-  18G1  1883 
tung  der  Leichenbestattung,  der  Bäder,  der 
der  Rettungsanstalten,  der  Anstandsorte,  Wasen- 

meistereien   13,324  fl.      333,226  fl. 

Zuschüsse  der  Gemeinde  zu  den  Armenfonds,  Ver- 

zehrungssteuerzuschläge   398,461  „       543,418  . 

Dotation  ans  den  eigenen  Geldern    —  543.230  , 

Auslagen  fur  Kultuszwecke   17,018  „         14,382  , 

Erhaltungskosten  der  städtischen  Mittelschulen  .    .  50,009  ,       377,900  . 

Erhaltungskosten  der  städtischen  Volksschulen  .  .  251,604  „  2,488,448  . 
Erhaltungskosten  des  Pädagogiums,  der  Gewerb- 

schulen  u.  s.  w   63,860  . 

Konskriptions-  und  Militärangelegenheiten  ....  173,195  ,       197.869  , 

Verschiedene  standige  Auslagen   6,347  „        34,658  , 

Im  ganzen  war  das  Erfordernis  des  städtischen  Haushaltes  : 

1861  1883 


bei  den  ordentlichen  Ausgaben    .    .    4,371,170  fl.    15,209.525  fl. 
bei  den  ausserordentlichen  Ausgaben   2,190,928  ,      2,575,436  „  

6,562,098  fl.  17.784,921  fl. 
Es  war  keine  leichte  Aufgabe,  diesem  bedeutenden  Mehrerfordernis  auch 
in  der  Einnahme  nachzukommen.  Es  würde  zu  weit  führen,  hier  ins  Detail  ein- 
zugehen. Die  Steuern  sind  gestiegen,  aber  auch  der  Schuldenstand  erheblich 
vermehrt  worden;  neue  Einnahmsquellen,  namentlich  aus  den  gemeindliehen 
Anstalten,  sind  zugewachsen,  aber  sehr  beträchtliche  auch  in  Wegfall  gekommen. 
Der  Gemeindehaushalt  ist  so  gespannt,  dass  man  vor  der  Inangriffnahme  wei- 
terer gemeinnütziger  Unternehmungen  zurückscheut.  Staatlicherseits  hat  man 
die  Bestrebungen  der  Metropole  wenig  gefördert,  man  hat  ihr  nur  Opfer  zuge- 
mutet und  Einnahmen  abgebröckelt.  Der  Verfasser  weist  nicht  mit  Unrecht  auf 
das  ganz  andere  Verhalten  des  ungarischen  Staats  gegenüber  Budapest  hin. 
Unter  dem  Nationalitätenstreit  hat  Wien  naturgemäss  auch  zu  leiden.  Die  stolze 
Kaiserstadt  sieht  sich  so  in  der  That  von  allen  Seiten  bedrängt 

G.  Schanz. 


Kirsch.  Die  Zoll-  und  Reichssteuervenvaltung  im  Grossherzogtum 
Baden.  Karlsruhe.  Druck  und  Verlag  der  G.  Braunschen  Hof- 
buchhandlung.   1885.    327  S. 

Aehnlich  wie  im  Vorjahre  die  königl.  sächsische  Zoll-  und  Steuerdirektion 
aus  Anlass  ihres  fünfzigjährigen  Bestehens  dem  indirekten  Abgabenwesen  im 
Königreich  Sachsen  einen  Rückblick  gewidmet  hat  (s.  Finanzarchiv  I,  S.  931).  hielt 
auch  der  grossh.  Geh.  Finanzrat  Kirsch  aus  Anlass  des  fünfzigjährigen  Bestehens 
der  grossh.  badischen  Zolldirektion  es  für  passend,  die  seitherige  Entwickelung 
der  Zoll-  und  Reichstsuerverhältnisse  zu  Überblicken  und  sich  zu  vergegenwärtigen, 
auf  welche  Gebiete  die  Thatigkeit  der  Zoll-  und  Reichssteuerverwaltung  sich 
derzeit  erstreckt  und  welche  Behörden  und  Beamten  in  Baden  zur  Besorgung 
der  bezüglichen  Geschäfte  berufen  sind.  Hirsch  war  umsomehr  dazu  berufen, 
als  er  über  18  Jahre  der  Zolldirektion  angehört.  Als  Aufgabe  hatte  er  sich  ge- 
stellt, ein  Werk  zusammenzustellen,  welches  den  in  das  Zollwesen  bereits  Ein- 
geweihten ein  handliches  Nachschlagebuch  sein  und  den  Anfängern  im  Zollwesen 
als  Leitfaden  dienen  sollte,  der  das  Verständnis  der  mannigfaltigen  und  eigen- 
artigen Verhältnisse  zu  erleichtern  geeignet  ist.  Zugleich  soll  mit  demselben 
den  Justiz-  und  Verwaltungbeamten,  den  Abgeordneten,  den  Industriellen,  dem 
Handelsstand,  kurz  jedermann,  welcher  an  deni  wirtschaftlichen  Leben  des 
deutschen  Volkes  ein  Interesse  hat,  ein  Buch  in  die  Hand  gegeben  werden,  mit 
Hilfe  dessen  sich  jeder  über  die  Entwickelung  und  den  dermaligen  Stand  der 
Zoll-  und  Reiclissteuergesetzgebung  rasch  und  sither  orientieren  kann.  Die 
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Anlage  des  Buchs  entspricht  der  eines  Repertoriums  und  gleicht  in  mancher 
Hinsicht  den  bekannten  Darstellungen  von  Aufsess  über  den  gleichen  Gegen- 
stand in  Hirths  Annalen,  von  denen  eben  gleichfalls  eine  dritte  Bearbeitung 
erschienen  ist.  Bei  den  rasch  auf  einander  gefolgten  Aenderungen  im  Zoll-  und 
Reichssteuerwesen  sind  solche  zusammenfassende  Bücher  ein  Bedürfnis.  Der 
erste  Teil  des  Werkes  gibt  eine  geschichtliche  Entwickelung  des  Zollwesens; 
darin  sind  manche  weniger  bekannte  badische  Verhältnisse  und  Daten  vorge- 
führt namentlich  auch  aus  der  Zeit  vor  Gründung  des  Zollvereins.  Von  Interesse 
sind  die  Ertragnisse,  welche  Baden  damals  aus  den  Zöllen  zog. 

Eingangszölle.  Ausgangszölle.  Durchgangszölle.  Summa. 

1820  249,928  fl.  17  kr.  164,948  fl.  07    kr.  100.219  fl.  04  kr.  015,095«.  28  kr. 

1821  261.546  „  30  „  173,219  ,  39'/«  »  109,305  .  43  ,  544,071  ,  52  Ya  , 

1822  346,845  ,  16  ,  169,802  ,  06  .  112,632  ,  01  „  629,279  ,  23 

1823  335,674  „  43  „  175,310  ,  28  „  108,743  „  25  ,  619,728  ,  36 

1824  357,563  „  22  ,  181,628  „  08  ,  123.401  „  08  ,  662,592  „  38 

1825  410.052  ,  41  „  155.393  ,  23  ,  104,034  ,  11  ,  689,480  .  15 

1826  476,824  „  49  „  134,995  .  30  „  107,438  .  02  ,  719.258  .  21 

1827  593,920  ,  28  ,  129,861  ,  17  ,  119.841  „  07  ,  843,622  ,  52 

1828  603,000  ,  33  ,  129,529  ,  08  „  112.729  „  12  „  845.258  „  53 

1829  678,138  ,  59  „  122,326  r  59  „  118,605  ,  33  .  919,075  ,  31 

1830  695,586  ,  21  ,  139,530  „  31  „  128.784  ,  „  963,900  „  52 

1831  700.478  ,  48  ,  127,269  „  29  „  130,459  „  34  ,  964,207  „  51 

1832  617.268  „  12  „  139,852  ,  53  ,  140,772  ,  27  ,  907.893  „  32 

1833  1,097.594  „  58  „      79.970  ,  18      ,    139,874  „  39  r   1,317,439  „  55 

1834  1,128,753  „  22  .      98,989  ,  47     „    138.276  ,  53  „  1,366,420  ,  02 

Erwünscht  wäre  auch  eine  Angabe  über  die  Anteile  Badens  an  den  Zöllen 
nach  Gründung  des  Zollvereins  gewesen.  Im  übrigen  ist  dieser  Abschnitt  streng 
chronologisch  gehalten.  Die  Vorgänge  in  jeder  Generalkonferenz  und  jeder 
Session  sind  jedesmal  dargestellt.  Ein  zweiter  Abschnitt  hat  einen  systematischen 
Charakter;  er  orientiert  meist  unter  Verweisung  auf  die  Mitteilungen  im  1.  Ab- 
schnitt über  den  damaligen  Stand  der  Zoll-  und  Reichssteuerverhältnisse ;  es  finden 
sich  hier  Angaben  über  Grösse  und  Einwohnerzahl  des  deutschen  Zollgebiets, 
eine  Gruppierung  der  noch  giltigen  Zoll-  und  Handelsverträge,  eine  Uebersicht 
über  die  Gesetze  und  Regulative  die  Erhebung  und  Verwaltung  der  Zölle  und 
Reichssteuern  betreffend,  dennalige  Einfuhrverbote  bezw.  -Beschränkungen.  Ein 
dritter  Abschnitt  behandelt  andere  mit  der  badischen  Zollverwaltung  in  Ver- 
bindung stehende  Verwaltungszweige,  wie  die  früher  bestandenen  Wasserzölle, 
die  Brücken-,  Niederlage-  und  Hafenverwaltung.  Ein  letzter  Abschnitt  endlich 
gibt  detaillierte  Angaben  über  die  Behördenorganisation,  Beamte  der  Zollver- 
waltung und  deren  Dienstverhältnisse.  Besondere  Beachtung  verdienen  hier  die 
Zusammenstellungen  über  die  Gehaltsbewegung  seit  1835  —  1883. 

G.  Schanz. 


Bollettino  di  legislazione  e  statistica  doganale  e  commerciale.  Ministcro 
delle   finanze.    Direzione  generale  delle  gabelle.   Koma.   gr.  8. 

Relazione  suir  amministrazione  delle  gabelle  per  lanno  1883.  Roma. 
4.    1884.    393  S. 

Das  Bollettino  di  legislazione  etc.  erscheint  seit  Januar  1884  und  zwar  in 
der  Regel  alle  Monat  ein  Heft.  Der  erste  Band  umfasst  995  Seiten.  Das  Organ 
ist  eines  der  vielen  Mittel,  welche  der  jugendliche  Staat  neuerdings  unternommen 
hat,  um  sich  eine  entsprechende  Stellung  im  Weltverkehr  zu  sichern.  In  dem 
Mass,  als  ein  Staat  in  seinen  wirtschaftlichen  Beziehungen  in  das  reichver- 
gchlungene  Gebiet  der  Weltwirtschaft  verflochten  wird,  muss  er  immer  mehr  sein 
Augenmerk  auf  die  fortwährenden  Aenderungen  der  kommerziellen  Verhältnisse 
lenken  und  seinen  Angehörigen  die  bezüglichen  Daten  zu  vermitteln  suchen. 
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Die  vielen  Handelsverträge  sowie  die  fortwährenden  Tarifänderungen  des  eigenen 
und  der  fremden  Staaten  müssen  wegen  der  Wirkungen  auf  den  auswärtigen 
Verkehr  genau  verfolgt  und  mitgeteilt  werden.  Naturgemäss  schliessen  sich  daran 
statistische  und  andere  Notizen  über  den  Welthandelnverkehr  zur  Orientierung  der 
einheimischen  an.  Die  einzelnen  Hefte  des  Bollettino  zerfallen  deshalb  immer 
in  zwei  Teile,  von  denen  der  erste  das  Gesetzgebungsniaterial,  der  zweite  die 
Notizen  enthält. 

Zur  Herstellung  der  Publikation  ist  ein  eigenes  ufficio  di  legislazione  e  di 
8tatistica  delle  dogane  bei  der  Generaldirektion  der  Zölle  begründet  worden 
(Dekret  vom  28.  Juli  1888),  bestehend  aus  dem  Generaldirektor  der  Zölle,  als 
Präsidenten,  dem  Generaldirektor  der  Statistik,  dem  Generalinspektor  der  Finanzen, 
einem  Beamten  des  Ministeriums  der  öffentlichen  Arbeiten,  dem  Vorstand  der 
Handelsabteilung  im  Ministerium  für  Agrikultur,  Industrie  und  Handel.  Diese 
Kommission  versammelt  sich  mindestens  alle  Monate  einmal.  In  dem  Archiv  der 
Behörde  müssen  alle  Gesetzesmaterialien,  die  auf  das  Zollwesen  Bezug  haben, 
gesammelt  werden.  Die  vorliegenden  Hefte  berechtigen  zu  der  Annahme,  da*» 
die  Aufgabe,  die  man  sich  gestellt,  in  vollem  Masse  erfüllt  wird.  In  Bezug  auf 
Zolltarife  ist  wohl  absolute  Vollständigkeit  vorhanden.  Das  Bollettino  entspricht 
dem  deutschen  Handelsarchiv,  der  Austria  und  teilweise  auch  dem  französischen 
Bulletin  de  statistique  et  legislation  comparee. 

Die  jährlich  erscheinende  Relazione  sull"  amministrazione  delle  gabelle 
enthält  eine  genaue  detaillierte  Statistik  über  die  Zölle,  Verbrauchsabgaben, 
Fabrikationssteuern  (Branntwein,  Zucker,  Säuerlinge,  Cichorie,  Feuerwerkspulver. 
Baumöl),  Tabak-,  Salz-  und  Lottoeinkünfte.  Eine  gute  Einleitung  von  dem 
Generaldirektor  V.  Ellena  bespricht  in  eingehender  Weise  diese  Einnahmearten. 
Vergleiche  mit  früheren  Jahren  und  mit  dem  Auslande  ziehend.  Auch  verbreitet 
sie  sich  über  die  Civil-  und  Straffalle,  an  welchen  die  Verwaltung  beteiligt  war. 
die  Finanzwache  u.  s.  w.  Jeder  Teil  bietet  viel  des  Interessanten,  und  wer  die 
Verwaltung  der  einzelnen  Zweige  der  indirekten  Steuern  Italiens  genau  kennen 
lernen  will,  wird  diese  fortlaufende  Quelle  mit  Nutzen  zu  Rate  ziehen. 

G.  Schanz. 


Bollettino  ufficiale  della  Hagioneria  Generale,  della  Direzione  Generale 
del  Tesoro  et  della  Direzione  Generale  del  Debito  Pubblico.  Mini- 
ster del  Tesoro.   Vol.  I  (1883);  Vol.  II  (1884).  1505  u.  980  S. 

Dieses  offizielle  Werk  bringt  «ämtliche  gesetzlichen  Bestimmungen,  mini- 
sterielle Verordnungen  und  gerichtlichen  Entscheidungen,  welche  über  Angelegen- 
heiten der  Generalbuchhalterei,  der  Generaldirektion  des  Schatzes  und  der  öffent- 
lichen Schuld  Italiens  ergehen.  Es  bildet  das  amtliche  Organ  für  die  Beamten  de* 
genannten  Ressorts.  Für  nichtitalienische  Finanzpraktiker  und  Finanztheoretiker 
sind  von  Wert  namentlich  die  in  der  Inhaltsübersicht  „affari  generali"  über- 
schriebenen  Partien;  darin  finden  sich  die  organisatorischen  Gesetze  und  Dekrete, 
auch  die  jeweiligen  Finanzgesetze;  wir  machen  auf  das  Vol.  II  besondere  auf- 
merksam, weil  es  alle  wichtigen  Gesetze  und  Dekrete,  die  über  den  Rechnungs- 
hof seit  18G2  erlassen  wurden,  enthält.  Für  diejenigen,  welche  die  eigenartige 
doppelte  Buchhaltung  interessiert,  dürften  auch  manche  der  von  Fall  zu  Fall 
gegebenen  Normen  über  zweifelhafte  Buchungen  im  speciellen  Teil  in  Betracht 
kommen.  G.  Schanz. 


A.  Seisser.  Die  Gesetze  über  die  direkten  Steuern  im  Königreich 
Bayern,  mit  Einleitung,  Anmerkungen,  Vollzugsvorschriften  und 
Sachregister  herausgegeben.    II.  Band,  enthaltend  das  Gewerbv- 
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steuergesetz.  Zweite  neu  bearbeitete  Auflage.  Nördlingen.  Ver- 
lag der  C.  H.  Beek'schen  Buchhandlung.  1885.  XVII  und  384  S. 

Die  Steuerkommentare  des  k.  Ministerial  rata  im  bayerischen  Finanz- 
ministerium A.  Seisser  sind  unstreitig  die  besten  Berater  in  allen  Fragen,  welche 
die  direkten  Steuern  Bayerns  betreffen.  Bei  einem  so  schwierigen,  eigentumlich 
aufgebauten  und  selbstverständlich  zu  mancherlei  Zweifeln  Anlass  gebenden 
Gesetz,  wie  es  das  bayerische  Gewerbegesetz  ist,  tritt  das  Bedürfnis  nach  einer 
Hilfe  besonders  hervor,  wie  denn  auch  das  rasche  Vergriffensein  der  ersten  Auf- 
lage obiger  Schrift  beweist  Steuerpflichtige,  Steuerbeamte  und  diejenigen, 
welche  aus  theoretischen  Gründen  mit  dem  bayerischen  Gewerbesteuergesetz  sich 
bekannt  machen  wollen,  werden  mit  Vortheil  das  Buch  benutzen.  Line  kurze 
Einleitung  orientiert  über  die  Entstehungsgeschichte  des  Gesetzes,  ohne  die 
dasselbe  allerdings  nicht  richtig  zu  verstehen  und  zu  interpretieren  ist.  Die 
Bemerkungen  zu  den  einzelnen  Gesetzesparagraphen  sind  bestimmt  und  ver- 
werten alles  aus  der  Praxis  bislang  hervorgegangene  Material. 

G.  Schanz. 


Eugen  Kühnemann.  Die  Stempel-  und  Erbschaftssteuer  in  Preussen 

mit  besonderer.  Berücksichtigung  der  Provinz  Hannover.  Zweite 

umgearbeitete  Auflage.  Hannover.  Verlag  von  Carl  Meyer.  1885. 

Ein  Buch  von  394  Seiten  über  das  Stempelwesen  eines  Einzelstaates,  das 
nur  Gesetze,  Verordnungen,  gerichtliche  und  finanzbehördliche  Entscheidungen 
enthält,  ist  ein  deutlicher  Beweis,  mit  welchen  casuistischen  Schwierigkeiten  das 
Stempelwesen  zu  kämpfen  hat  Sie  sind  freilich  gerade  in  Preussen  besonders 
gross,  weil  man  eine  dreifache  Gesetzgebung,  die  in  den  neu  erworbenen  Landes- 
teilen der  preussi8chen  Monarchie,  die  der  altländischen  Provinzen  und  die  für 
den  Umfang  der  Monarchie  zu  berücksichtigen  hat.  Das  Streben,  das  Gesamt- 
gebiet der  Monarchie  in  stempelsteuerlicher  Rücksicht  gleichzustellen,  ist  immer 
vorhanden  gewesen,  aber  noch  keineswegs  erreicht.  Bei  der  sehr  verwickelten 
und  öfter,  erst  neuerdings  wieder  geänderten  Gesetzgebung  (s.  Finanzarchiv  1, 
S.  821  fg.)  ist  die  Praxis  ganz  ausser  Stand,  ohne  einen  solchen  Führer  aus- 
zukommen. Auch  nur  ein  täglich  mit  der  Materie  beschäftigter  Mann,  wie  der 
Verfasser  in  seiner  Stellung  als  Provinzial-Stempelfiskal  es  ist,  kann  das  Material 
bewältigen.  Die  Anlage  des  Buchs  ist  eine  zweckmässige;  es  enthält  auch  eine 
dankenswerte  Zusammenstellung  der  sämtlichen  Stempeltarife  in  der  preussischen 
Monarchie  in  alphabetischer  Ordnung,  ein  Zeit-  und  Sachregister  und  bietet  dem 
Praktiker  alle  Handhaben,  die  er  nötig  hat.  G.  Schanz. 


v.  Arnstedt,  königl.  Landrat.  Handbuch  flu*  Verwaltungsbeamte  in 

den  Kreisordnungsprovinzen.    Unter  Berücksichtigung  der  die 

Reform  der  Verwaltung  abschliessenden  Gesetze  vom  30.  Juli  und 

1.  August  1883.    I.  Theil  U.  Abt.  Das  Militärwesen  und  die 

Staatssteuern.  Hallea.S.  Verlag  von  Eugen  Strien.  1884.  260S. 

Der  grössere  Teil  des  Buchs  (S.  100  bis  260)  ist  der  Steuermaterie  ge- 
widmet; es  enthält  eine  knappe  Zusammenfassung  der  gesetzlichen  Bestimmungen 
und  Verordnungen  des  preussischen  Steuerwesens  nach  dem  neuesten  Bestand, 
soweit  namentlich  der  Verwaltungsbeamte  Kenntnis  davon  haben  muss.  Es  sind 
sowohl  die  direkten  als  indirekten  (Reichs-) Steuern  berücksichtigt.  Die  Behand- 
lungsweise  ist  registrierend  und  referierend  und  gleicht  der  von  Hock  in  seinem 
freilich  umfassender  angelegten  Handbuch  der  gesamten  Finanzverwaltung  Bayerns. 
Ein  gutes  Register  erleichtert  die  Benützung.  G.  Schanz. 
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0.  Zander  (Kreiskassen-Rendant).  Die  Verwaltung  der  Staatsschulden 
im  Königreich  Preussen.  Eine  Zusammenstellung  der  bezüg- 
lichen Gesetze  nebst  den  Motiven  und  Ausfuhrungsbestimmungen, 
mit  Erläuterungen  versehen.  Hannover.  Verlag  von  Carl  Meyer. 
1885.    48  S. 

Das  kleine  Schriftchen  ist  hauptsächlich  für  den  praktischen  Gebrauch 
geeignet.  Der  Schwerpunkt  liegt  in  dem  neuen  Gesetz  vom  20.  Juli  1883.  be- 
treffend das  Staatsschuldbuch,  dessen  Text  unter  Einschaltung  der  Motive,  sowie 
der  Yollzugsbestimmungen  vom  22.  Juni  1884  und  der  Bekanntmachung  vom 
8.  Juli  1884  abgedruckt  ist.  Eine  das  Gesetz  zugleich  kritisch  beleuchtende 
Betrachtung,  wie  sie  im  Finanzarchiv  I,  S.  2G5  fg.  von  dem  Ausschussreferenten 
Francke  über  das  Gesetz  vorgenommen  wurde,  ist  vom  Verfasser  nicht  beab- 
sichtigt gewesen.  Weiter  sind  wiedergegeben  und  mit  einigen  Noten  versehen 
das  Gesetz  vom  19.  Dezember  1869,  betreffend  die  Konsolidation  preussischer 
Staatsanleihen,  das  Gesetz  vom  24.  Februar  1850,  betreffend  die  Verwaltung  des 
Staatsschuldenwesens  und  Bildung  einer  Staatsschuldenkommission,  das  Gesetz 
vom  29.  Februar  1868,  betreffend  die  künftige  Behandlung  der  auf  mehreren 
der  neuerworbenen  Landestheile  lastenden  Staatsschulden  und  die  Ausgabe  von 
Kassenanweisungen  zum  Betrage  von  7.222,959  Mark,  das  Gesetz  vom  11.  Februar 
1869,  betreffend  Abänderungen  und  Ergänzungen  dieses  Gesetzes,  endlich  das 
Gesetz  vom  23.  März  1868,  betreffend  die  Uebernahme  und  die  Verwaltung  der 
nach  den  Art.  VIII  und  IX  des  Wiener  Friedensvertrages  vom  30.  Oktober  1864 
von  den  Elbherzogtümern  an  das  Königreich  Dänemark  zu  entrichtenden  Schuld. 

G.  Schanz. 


A.  Werner,  Darstellung  des  im  rechtsrheinischen  Bayern  in  Bezug 
auf  örtliche  Verbrauchssteuern  derzeit  geltenden  Rechtes.  Augs- 
burg 1885.  Verlag  der  Math.  Riegerschen  Buchhandlung  (Ad. 
Himmer).    35  S. 

Ueber  die  in  Bayern  vorkommenden  örtlichen  Verbrauchssteuern  besteht 
in  weiteren  Kreisen,  besonders  ausserhalb  Bayerns  nur  geringe  Kenntnis.  Der 
verstorbene  Bürgermeister  Dr.  Zürn  in  Würzburg  hat  zuerst  in  den  Schriften 
des  Vereins  für  Socialpolitik  XII  (1877)  einige  Mitteilungen  gemacht.  Das  vor- 
liegende Schriftchen  dürfte  noch  besser  zur  Orientierung  dienen.  Der  erste  Ab- 
schnitt behandelt  die  allgemeinen  Bestimmungen  über  die  Zulässigkeit  gemeind- 
licher Aufschläge;  der  zweite  Abschnitt  betrifft  die  Einführung  und  Erhöhung 
der  Aufschläge,  der  dritte  die  Rückvergütung  bezahlter  Aufschläge,  der  vierte 
die  Kontroivorschriften  und  Strafbestimmungen.  In  einem  Anhang  sind  sämt- 
liche in  Augsburg  zur  Kontrolle  und  Sicherung  der  örtlichen  Gefälle  erlassenen 
ortspolizeilichen  Vorschriften  enthalten,  die  in  den  letzten  Jahren  neu  revidiert 
wurden  und  als  ein  Typus  gelten  können.  Eine  Einleitung  gibt  eine  kurze  Ge- 
schichte des  Aufschlagwesens  in  Augsburg,  welche  für  die  ältere  Zeit  ab  eine 
Geschichte  des  „Ungelts*  sich  darstellt.  Sehr  wünschenswert  wäre,  wenn  wir 
im  Anschluss  an  die  rechtlichen  Bestimmungen  der  gemeindlichen  Verbrauchs- 
steuern nun  auch  eine  genaue  Darstellung  von  dem  thatsächlichen  Vorkommen 
derselben  und  ihrem  Ertrag  erhielten.  Natürlich  kann  das  aber  nicht  Sache 
eines  Privatmannes  sein,  sondern  ist  Aufgabe  des  bayerischen  statistischen  Bureaus, 
das  auch  schon  lange  diesen  Gegenstand  ins  Auge  gefasst  hat. 

G.  Schanz. 
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Statistisches  Jahrbuch  für  das  Deutsche  Reich.  Herausgegeben  vom 
kaiserlichen  statistischen  Amt.  6.  Jahrg.  1885.  Verlag  von 
Puttkammer  und  Mühlbrecht.    213  S. 

Schon  lange  hat  man  beobachtet,  dass  die  voluminösen  Pnblikationen  der 
verschiedenen  statistischen  Bureaus  nur  wenig  benützt  werden.  Es  ist  eine 
Minderzahl,  welche  sie  zu  Rate  zieht.  Um  nun  das  reichhaltige  Material,  das 
in  diesen  Werken  niedergelegt  ist,  leichter  nutzbar  und  zugänglich  zu  machen, 
hat  man  versucht,  die  wichtigsten  Daten,  die  auf  das  betreffende  Gemeinwesen 
Bezug  haben,  zusammenzustellen,  übersichtlich  zu  ordnen  und  dadurch  flüssig 
zu  machen.  Alle  derartige  Publikationen,  wie  das  Jahrbuch  für  bremische 
Statistik,  das  statistische  Jahrbuch  der  Stadt  Berlin,  das  Jahrbuch  für  die  amt- 
liche Statistik  des  preussischen  Staates,  für  das  Grossherzogtum  Baden,  die 
Württembergischen  Jahrbücher  u.  a.,  haben  grossen  Anklang  gefunden  und  sehr 
dazu  beitragen,  die  statistischen  Resultate  in  weiteren  Kreisen  zu  verbreiten. 

Gleiche,  ja  man  darf  sagen,  noch  weit  grössere  Billigung  wurde  laut,  als 
das  kaiserliche  statistische  Amt  vor  6  Jahren  —  sein  Beispiel  wurde  inzwischen 
in  Oesterreich  und  von  dem  l'Institut  de  Statistique  in  den  Niederlanden  nach- 
geahmt —  mit  der  Publikation  des  statistischen  Jahrbuchs  für  das  deutsche 
Reich  begann.  Die  zahlreichen  Veröffentlichungen  des  statischen  Amtes  sind 
geradezu  erst  auf  diese  Weise  Gemeingut  des  deutschen  Volkes  geworden.  Alles, 
was  die  Reichsstatistik  bis  zum  Erscheinen  verarbeitet  hat,  ist  hier  in  kurzer, 
höchst  übersichtlicher  und  doch  für  die  meisten  Fälle  ausreichender  Weise  zu- 
sammengestellt 1). 

Reicht  das  Gegebene  nicht  aus,  so  macht  die  Quellenangabe  leicht  das 
Zurückgreifen  auf  die  grundlegende  Verarbeitung  möglich.  So  vergeht  kaum 
ein  Tag,  wo  man  das  Buch  nicht  zu  Rate  zieht.  Die  Leser  des  Finanzarchivs 
machen  wir  besonders  aufmerksam  auf  das  reiche  wohlgruppierte  Zahlenmaterial 
über  das  Finanzwesen  des  Reichs;  der  Reichshau9halt  ist  nach  allen  Seiten  hin 
übersichtlich  dargestellt,  die  Ausgaben  und  Einnahmen  sind  geschieden  nach  Kapi- 
teln jeweils  für  die  letzten  10  Jahre  vorgeführt;  über  die  Zölle  und  indirekten 
Steuern,  die  Reichsstempelabgaben,  Reichsschulden,  Geldwesen  sind  noch  speziellere 
Uebersichten  vorhanden;  auch  hier  erstrecken  sich  die  Daten  immer  auf  eine 
Reihe  von  Jahren  zurück.  G.  Schanz. 


Statistisches  Handbuch  für  Elsass-Lothringen.  Herausgegeben  vom 
statistischen  Bureau  des  kaiserl.  Ministeriums  für  Elsass-Lothringen. 
I.  Jahrg.  Strassburg  1885.  Druck  und  Verlag  von  G.  Fisch- 
bach.   280  S. 

Es  ist  dies  der  jüngste  Versuch,  welcher  der  in  der  vorigen  Besprechung 
erwähnten  Tendenz  entspricht.  Derselbe  kommt  um  so  willkommener,  als  zahl- 
reiche Kreise  für  die  Zustände  in  den  Reichslanden  sich  interessieren.  Der  In- 
halt ist  ungemein  reichhaltig.  Die  21  Abteilungen  umfassen:  Allgemeine  Landes- 
beschreibung, Bevölkerung,  Bevölkerungsbewegung,  Landwirtschaft,  Gewerbe 
und  Industrie,  Verkehr,  Geld-  und  Kreditwesen,  die  öffentliche  Armen-  und 
Krankenpflege,  Medizinalwesen,  Kultus,  Unterricht,  Rechtspflege,  Gefängniswesen 
sowie  Straf-  und  Besserungsanstalten,  Brandschäden  und  Feuerwehren,  Militär- 
wesen, Wahlen,  Prüfungsergebnisse,  Arbeitepreise,  Statistik  der  Presse,  Finanz- 
wesen, Forstwesen.  Es  würde  uns  zu  weit  fuhren,  wollten  wir  hier  des  vielen 


')  Manches  Hesse  sich  noch  berücksichtigen,  so  die  Patent-,  Muster-  und 
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Interessanten  erwähnen,  das  in  den  Tabellen  enthalten  ist.  Die  im  vorigen 
Jahrgang  des  Finanzarchivs  S.  868  auf  Grund  dieser  Publikation  mitgeteilte 
Probe  mag  hinreichen.  G.  Schanz. 


Dr.  F.  C.  Huber.  Das  Submissionswesen.    Tübingen  1885.  Verlag 
der  H.  Lauppschen  Buchhandlung.    XXIV  S.  und  475  S. 

Die  öffentliche  Wirtschaft  ist  so  eng  mit  dem  Submissionswesen  verknüpft, 
dass  eine  einigermassen  befriedigende  Lösung  für  sie  von  höchster  Bedeutung 
ist.  Es  sind  riesige  Summen,  welche  von  ihnen  im  Wege  der  Submission  dem 
Verkehr  zugeführt  werden.  Im  preussischen  Staatshaushaltsetat  waren  pro  1880/81 
für  sächliche  Bau-  und  Unterhaltungskosten  (ausschliesslich  Gehälter)  68.6  Mill. 
Mark  ausgeworfen,  die  Reichshauptstadt  verwendet  auf  Strassen-  und  Brücken- 
bau alljährlich  4 — 5  Mill.  Mark.  Die  Eisenbahnen  verbrauchten  1880  in  Preussen 
31 V«  Prozent  des  daselbst  erzeugten  schmiedbaren  Eisens  und  80  Prozent  de« 
Flusseisens.  Die  Militärverwaltungen  begeben  kolossale  Summen  im  Submissions- 
wege für  Fortifikation8bauten,  Nahrung,  Kleidung  und  Bewaffnung ;  der  Leinen- 
industrie allein  werden  6  Mill.  Mark  p.  a.  so  zugeführt.  Es  ist,  wie  man  sieht, 
ein  eminent  finanzielles  Interesse,  welches  dabei  eine  Rolle  spielt.  Der  öffent- 
liche Haushalt  will  und  soll  gute  Arbeit  und  Ware  erhalten  und  im  Interesse 
seiner  Steuerzahler  billig  bedient  werden.  Die  finanzielle  Seite  ist  aber  nicht 
die  einzige,  welche  in  Betracht  kommt.  Die  Frage  ist  zugleich  eine  hoch  ge- 
werbepolitische und  allgemein  wirtschaftliche,  und  gerade  auf  diesem  Gebiete 
liegen  die  zahllosen  Klagen  und  Forderungen,  welche  den  Gegenstand  zu  einem 
so  komplizierten  gemacht  haben. 

Es  ist  ungemein  schwer,  in  diesem  Labyrinth  Berechtigtes  und  Unberech- 
tigtes zu  scheiden.  Eine  sachliche  Untersuchung,  welche  das  gesamte  zerstreute 
Material  sammelte  und  sichtete  und  auf  Grund  desselben  ein  Urteil  ermöglichte, 
fehlte  bisher  Eine  von  Dr.  Freudenstein  verfasste  umfangreiche  Arbeit  über 
die  Reform  des  Submissionswesens,  die  im  vorigen  Jahre  erschien,  entspricht 
ebensowenig  wie  die  Masse  kleinerer  Schriften  diesem  Wunsche.  Erheblich 
besser  ist  ein  neuester  Versuch  gelungen,  der  von  dem  Stuttgarter  Handels- 
kammersekretär Dr.  Huber  ausgegangen  ist.  Die  weitere  Litteratur  wird  an 
dieses  Werk  anknüpfen  müssen  und  die  Praxis  wird  demselben  viele  gute 
Winke  verdanken.  Eine  relativ  befriedigende  Lösung  ist,  wie  uns  scheint,  da- 
durch erheblich  näher  gebracht.  Namentlich  hat  der  Verfasser  verstanden, 
Mass  zu  halten;  er  rennt  sich  nicht  fest,  immer  sucht  er  den  Kern  und  das 
Brauchbare  herauszuschälen  und  zu  verwerten,  immer  ist  er  bestrebt,  nicht  eine, 
sondern  die  verschiedenen  Seiten  und  Standpunkte  zu  beachten.  Solch  vorsich- 
tiges Abwägen  scheint  uns  in  dieser  praktisch-politischen  Frage  absolut  ange- 
zeigt; auch  stimmen  wir  vollständig  mit  dem  Verfasser  überein,  dass  es  bei  der 
Submissionsreform,  wie  überhaupt  bei  den  meisten  Reformen,  nicht  mit  einer 
einfachen,  gleichsam  mechanischen  Auswechslung  eines  abstrakten  Principa  durch 
ein  anderes  gethan  ist;  nur  schrittweise,  durch  unverdrossene  Mosaikarbeit  ge- 
lingt es.  eingeschlichene  Missstände  zu  beseitigen.  Auch  ist  es  ein  Irrtum,  wenn 
man  alles  von  der  Gesetzgebung  bezw.  der  Verwaltungsverfügung  erwartet. 
Eben  deshalb  ist  es  nicht  eine  oder  die  andere  vereinzelte  Massregel,  sondern 
ein  ganzes  System  von  solchen,  welche  der  Verfasser  für  notwendig  hält,  um 
die  Mängel  zu  beseitigen.  Wir  teilen  im  Anschluss  an  des  Verfassers  Einleitung 
eine  Skizze  dieses  Systems  mit. 

Vor  allem  ist  die  allgemeine  öffentliche  Submissionskonkurrenz  principiell 
festzuhalten.  Um  aber  der  in  dem  Princip  der  Mindestforderung  liegenden 
systematischen  Provokation  von  Preisunterbietungen  und  Unreellitäten  vorzu- 
beugen, hat  man  einerseits  Mittel  in  der  jeweiligen  Ersetzung  der  Preiskonkur- 
renz im  Wege  der  verschiedenen  Kombinationen  des  Submissionssystems ,  als : 
die  engere  Submission,  das  neuere  Qualitätskonkurrenzverfahren  (nach  Probe), 
die  vorherige  Fesstellung  eines  geheimzuhaltenden  Minimalpreises;  anderseits 

424 


Digitized  by  Google 


Literatur. 


425 


bilden  weitere  Ersatzmittel  der  Konkurrenz  die  abwechselnde  bezw.  kombinierte 
Anwendung  der  allgemeinen  öffentlichen  Ausbietung,  der  Beschränkung  beim 
Zuschlag  und  im  Ausbietungsverfahren,  der  freihändigen  Uebertragung,  eigent- 
lichen Qualitätskonkurrenz  nach  Probe,  der  Eigenregie,  re'gie  interessee,  regie 
par  economic,  ausnahmsweise  auch  der  Auslosung  oder  Bevorzugung  des  Durch- 
.«chnitteangebotes .  der  uneingeschränkten  Auswahl  unter  den  Submittenten  etc.; 
ferner  die  Vorausbestimmung  der  für  die  alternierende  Vergebungswei*e  geeig- 
neten Fälle,  Vorausbestimmung  der  Bewerber  (Personalturnus)  und  Erleichterung 
der  Preiskalkulation  (Preistabellen  und  Submissionsstatistiken),  endlich  die  Kor- 
rektion der  Bewerbungsunfähigkeit,  des  Fähigkeitsattestes,  der  Bietungskaution. 

Der  Verfasser  erörtert  ausführlich,  in  welchen  Grenzen  und  unter  welchen 
Voraussetzungen  diese  Mittel  angewendet  werden  können.  Behufs  Durchführung, 
und  damit  diese  Reformen  die  gleichen  Vorzüge,  insbesondere  die  gleiche  Kon- 
trolle und  Sparsamkeit,  wie  das  Submissionswesen  sichern,  werden  folgende 
Vorarbeiten,  die  zugleich  die  konkrete  Zuschlagsentseheidung  erleichtern  würden, 
notwendig:  Niedersetzung  ständiger  Expertisen  und  Schiedsgerichte,  sowie  ge- 
mischter Beschaffungs-  und  Uebemahmekommissionen,  femer  die  Organisierung 
und  Koncentration  des  Informierungswesens  über  Leistungsfähigkeit  und  Ver- 
trauenswürdigkeit der  Submittenten,  Einrichtung  von  Materialprüfungsanstalten, 
die  Aufstellung  von  Prcistabellen ,  welche  gemeinsam  für  jedes  Jahr  zu  verein- 
baren wären,  um  den  Submittenten  die  Berechnung  zu  erleichtern,  sowie  den 
unsoliden  Unterbietungen,  sowie  dem  stetigen  Herunterschrauben  der  Voran- 
schläge auf  Grund  der  vorangegangenen  Submissionsofferte  entgegenzuarbeiten; 
endlich  eine  Submissions-  und  Baustatistik. 

Daneben  besteht  eine  weitere  Kategorie  von  Reformpunkten,  welche  an 
sich  nicht  mit  dem  Submissionssystem,  sondern  mit  dem  Akkordverfahren  über- 
haupt zusammenhängt.  Dieselbe  bezieht  sich  auf  Missstände,  welche  sich  all- 
mählich in  die  Ausführung  der  Submission,  in  das  Verfahren,  in  den  amtlichen 
Verkehr  mit  den  Gewerbtreibenden  und  in  die  Submissionsschemate  eingeschlichen 
haben  und  dem  Beschaffungswesen  rein  äusserlich  anhaften;  es  sind  im  allge- 
meinen chikanöse  oder  schleppende  Verfahren,  engherzige,  technisch  bedenkliche 
Verklausulierungen,  welche  unter  Nichtbeachtung  des  Princips  der  Gleichberech- 
tigung sich  zu  Ungunsten  des  Unternehmens  allmählich  in  den  allgemeinen, 
mehr  die  Finanzvenvaltung  berührenden  Submissionsschematen  festgesetzt  haben. 
Die  einzelnen  Desiderien  betreffen  die  technischen  Garantien  und  speciellen  Aus- 
fohrungs vorschritten.  Kautionen.  Konventionalstrafen,  Mehr-  und  Minderleistungen, 
Vorbehalt  von  Schiedsgerichten .  vorzugsweise  Berücksichtigung  des  direkten 
Verkehrs  mit  den  G  ewerbetreibenden  gegenüber  dem  Zwischenhändler  oder 
Generalentrepreneur,  ferner  unter  Voraussetzung  sonst  gleicher  Bedingungen, 
principielle  Bevorzugung  des  ortsangesessenen  Bewerbers,  sowie  deutscher  Arbeit 
und  Rohstoffe  gegenüber  der  ausländischen  Konkurrenz,  Einschränkung  der 
Generalentreprise  und  des  Prozentualverfahrens,  rechtzeitige  Hinausgabe,  Voll- 
ständigkeit und  T'ebersiehtliehkeil  der  Submissionsausschreiben  und  Zeichnungen, 
Kostenvoransehliige  und  Bedingungen,  Ausschluss  jeden  Nachgebots,  planmässige 
und  offizielle  Veröffentlichung  der  Offerte  und  des  Zuschlags,  bezw.  geeignetenfalls 
principieller  Ausschluss  der  Publikation,  rasche  Zuschlagsentscheidung,  prompte 
Abrechnung  etc.  Auch  diese  Desiderien  sind  sorgfältig  im  einzelnen  gewürdigt. 

Weiter  hätte  die  Reform  der  Aufgabe  gerecht  zu  werden,  auch  im  Einzel- 
fall die  rationellen  Grundsätze  zur  Anwendung  zu  bringen  und  die  Gewinn- 
und  Verlustchancen  zu  beschränken.  Dazu  würde  dienen  Bindung  der  vergeben- 
den Behörde  durch  allgemeine  Anhaltspunkte  und  Normen,  wodurch  der  Sub- 
mittent ein  Beschwerderecht  erhält,  und  es  wäre  diese  Dienstverpflichtung 
vermittelst  stehender  Kontraktforraulare  oder  Schemate,  von  denen  nur  aus- 
nahmsweise abgewichen  werden  dürfte,  in  die  Form  privatrechtlicher  Vertrags- 
verbindlichkeiten umzugiessen  oder  umzuwandeln. 

Die  Einleitung  und  Durchführung  dieser  komplizierten  Reformarbeit 
ist  zunächst  Aufgabe  des  Gewerbestandes,  namentlich  der  Associationen  (Be- 
ächaffungskonsortien.    Syndikate,    Gewerbegenossenschaften)   und  Koalitionen 
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(Fabrikantenkartelle),  ferner  der  Centraiverbände  (Revision  rigoroser  Bedingungen), 
der  Innungen  und  Gewerbevereine  (Anregung  gewerblicher  Vereinigungen!.  Die 
Selbsthilfe  wirkt  aber  auf  zu  kurze  Dauer  und  erweist  sich  auch  gegenüber  der 
staatlichen  und  kommunalen  Organisation  zu  schwach.  Anderseits  erweist  sich 
auch  das  einseitige  Vorgehen  des  Staats  mit  Reglements  als  ungenügend.  Es 
empfiehlt  sich  deshalb  für  das  Reich,  Regierungen  und  Gemeindeverwaltungen 
die  Berufung  von  gemischten  Fachkommissionen,  bestehend  aus  Mitgliedern 
sämtlicher  Departements  bezw.  Kommunalämtern  und  aus  Industriellen.  Die 
nächstliegende  Aufgabe  solcher  etwa  dem  Eisenbahnbeirat  analogen  Enquete- 
koimnissionen  läge  in  der  Materialbeischaffung,  ferner  in  der  kontradiktorischen 
Durchberatung  der  einzelnen  Bedingungen,  der  Revision  der  Submissionsschema te. 
in  der  Erledigung  der  Beschwerden  über  chikanöses  Verfahren,  endlich  in  der 
Herübernahme  der  schon  in  manchen  Departements  anerkannten  rationellen 
Grundsätze,  sowie  deren  Verallgemeinerung  für  sämtliche  Departements  und  in 
deren  sanktionierenden  Zusammenfassung.  Diese  periodisch  zu  berufenden  Kom- 
missionen wären  die  natürliche  Unterlage  für  eine  ständige  und  organisch  in 
die  Beamtenhierarchie  einzufügenden  Institution  eines  Sachvcrständigenkollegium*. 
Dasselbe  hätte  die  Weiterbildung  der  einschlägigen  Instruktion,  die  fortlaufende 
Ermittlung  über  die  praktische  Handhabung  der  Reformpunkte  und  die  ständige 
Unterstützung  der  vergebenden  Beamten  durch  Beiordnung  von  Fachkommis- 
sionen bei  den  Ausschreiben,  bei  der  Zuschlagsentscheidung  und  bei  der  Ueber- 
nahme,  ferner  die  statistischen  Hilfsarbeiten,  die  periodischen  Revisionsschemate. 
das  Informationswesen,  die  Prüfung  der  zur  Vorlage  kommenden  Submissiom»- 
verträge  und  die  Ausscheidung  jeweiliger  Unklarheiten  ete.  zu  übernehmen. 

Die  Auffassung  einheitlicher,  für  sämtliche  Verwaltungszweige  gleich- 
mässig  bindender  und  schliesslich  im  ganzen  deutschen  Reiche  giltiger  Normen 
entspricht  nicht  bloss  einem  vorhandenen  Bedürfnis,  sondern  ist  auch  eine  Kon- 
sequenz aus  der  notwendigen  Unifizierung,  Kodifizierung  und  Koncentration  des 
Subraissionswesens. 

Indem  alle  diese  Punkte  einer  eingehenden  Erörterung  unterworfen  werden, 
tritt  eine  Klärung  in  der  verworrenen  Materie  ein ;  nicht  alles,  was  der  Verfasser 
vorschlägt,  wird  die  Kritik  bestehen ;  aber  er  hat  die  Sache  vorwärts  gebracht. 
Zahlreiche  Beilagen,  namentlich  von  verschiedenen  Submissionsordnungen,  darunter 
auch  der  neuesten  preussischen  vom  17.  Juli  1885,  auf  die  auch  im  Text  vielfach 
eingegangen  wird,  erhöhen  die  Brauchbarkeit  des  Buchs.  Störend  ist  die  wenig  ge- 
lungene Disposition  der  Darstellung,  die  deshalb  sehr  reich  an  Wiederholungen  ist. 

G.  S  c  h  a  nz. 


J.  Neumann  und  E.  Freysted t.  Jahrbuch  der  Berliner  Börse  1 885. 

Ein  Nachschlagebuch  für  Banquiers  und  Kapitalisten.  Berlin  1 885. 

Ernst  Siegfried  Mittler  &  Sohn.    478  S. 

Das  Jahrbuch  erscheint  hier  in  seiner  siebenten  Ausgabe.  Es  gibt  die  zur 
Beurteilung  der  zahlreichen  an  der  Berliner  Börse  gehandelten  Papiere  nötigen 
Zahlen.  Die  Zuverlässigkeit  der  Angaben  dürfte  kaum  etwas  zu  wünschen  übrig 
lassen.  Den  Kapitalisten  ist  nur  zu  empfehlen,  vor  Ankauf  von  Papieren  da* 
Buch  zu  Rate  zu  ziehen.  Bei  einiger  Urteilsfähigkeit  werden  die  nüchternen, 
ohne  subjektiven  Bemerkungen  vorgeführten  Zahlen  Über  Einzahlungen,  Reserven. 
Schuldenverhältnisse,  Produktion,  Bilanz  und  Dividenden  der  letzten  Jahre,  die 
Auszüge  aus  den  Statuten  u.  s.  w.  vor  manchen  Enttäuschungen  bewahren. 
Von  allgemeinem  Interesse  ist  die  vergleichende  Zusammenstellung  der  Durch- 
schnittspreise von  Kohlen,  Eisen  und  Arbeitslöhnen  für  die  letzten  zwölf  Jahre 
in  Westfalen;  auch  ist  dem  Abschnitt  über  die  Versicherungsgesellschaften  eine 
kurze  Erörterung  über  die  Frage  der  Dividendenfestsetzung  in  Prozenten  der  Ein- 
zahlung oder  im  Gesamtbetrag  pro  Stück  beigegeben.  —  Zu  wünschen  wäre 
ein  Druck  in  grösseren  Lettern.  Die  angewandten  sind  geradezu  augenschädlich. 

  G.  Schanz. 
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ret^t.  frrfter  leil.  Da»  a?e»5lferunfl8tt»e|en  unb  fein  Certoattunafiteebt.   ?kf)U  unb  etjebeint  neu. 
Dritter  leil.   Die  innere  Bettoattuuß.  GrfteS  ^ouptflebiet.  3»eitet  Zeit.  Da«  öffentlidK  ©e[unb« 
^eit6toefen.  Stoeite  Qänjlitb  umgearbeitete  unb  Dermebrtc  Vuftagr.  TO.  8.  - 

Sierter  Seit.  3nnert  Berwaltunaetebre.  Crfte«  ^ouptgebiet.  Dritter  leil.  Da»  ^olijeire<bt. 
Da»  aüflemeine  tpolijeireebt  unb  bie  HittjerbeitSpolijn  «nban«  (Bierter  Seit).  Dat-  ©ftegfebaft«« 
toeftn  unb  jein  tRcitjt  (5et)tt  unb  erfttjrint  neu.) 

fünfter  Deit.  Die  innere  Sermattune.  Stoeite»  fcauptflebie».  Da»  iBilbutißSWefen.  Grflet  Seit.  Da» 
58ilbunfl6u»e|en  ber  alten  ©ett.   3weite  ßanjlicb  umgearbeitete  «uflaße.  TO.  8.  — 

Sfdjfter  Seil.  Die  innere  ©erwaltunß.  3roeite»  ßauptßebiet.  Da«  SBitbunßWefen.  Stoeiter  leit. 
Da»  ©irbunß»Toe|en  be»  TOittetatter«      Gtbolafitf,  Untberfttäten,  ^umanismu».  Stoeite  Suflaße. 

TO.  10.  - 

6iebenter  Jei(.  innere  Berroaltunßeleljre.   Dritte«  ^auptgebirt.   Die  WirtlajaftHebe  BerToaltunß. 

(ColffiToirtfebaft8J)fteße.)  Crfier  Detl.  Die  «ntmä^runß  -  ©runbenttaftunß.  «blbfunß,  ©emein. 
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 Gegenroart  unb  Bnbunft  ber  »edjte-  unb  Staatarotnenfitraft  Centfctjlanba. 

1876.  X  u.  339  @.  gr.  8°.  SR.  6.  50  SJf. 
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VIII  u.  110  ©.  3Rin.=9(uäg.  SR.  1.  20  SJf.  -  ©leg.  geb.  SR.  2.  - 
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Snftem  der  19  olkswirtf^aft. 

(£in  $anb=  unb  l'cfcburii 
für  <S>cfd}&fi&tn<kt\nev  xttxb  fbiubievenbe 

BOtl 

2Siffiffm  3tora)rr. 
9 rri  f  anir. 

(hrfler  SBanb:  (^rnnblflgen  ber  Wationaldfonomie.   16.  «uflage.   9R.  IL  — 
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etfle  Sanb  all  16.,  btr  irorite  all  11..  ber  britle,  ber  |uerfl  im  €ommer  1881  (eraullam,  al§  4.  luflnix: 
ntaeben  mir  borauf  aufmerffam,  bafj  nunmehr  nic^t  blofe  bie  ©runblebren  bcr  gefamten  »ationaßronomif. 
für  $robuttion,  Umlauf,  Bcrteilung,  Äonfumtion,  SBcoSlferung  (SBanb  I),  fonbtrn  aua^  aOt  brobuftirta 
4»auiMitorigt  bei  Botf?»irtfd)aft  im  einjtlnen  bier  jufammcngrfaftt  toerbrn:  Dagb,  fylfa}erri,  Blebia^t,  fWrr. 
fan,  fjotflroittfibaft  (*anb  IT),  wie  ^anbe!.  <Serocrbc«ci6  unb  »ergbau  (»anb  Ul). 
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Abhandlungen . 


Die  doppelte  Buchführung  (Logismographie)  in  der 
italienischen  Staatsbuchhaltung. 

Von 

Dr.  Yocke, 

Geheimer  Oberrrechnungsrat  in  Potsdam. 

L 

Die  italienische  Staatsrechnung. 

Wenn  man  die  Staatsrechnungen,  Staatshaushaltsrechnungen, 
Rechenschaftsberichte,  Rechnungsnachweisungen,  oder  wie  die  sonstigen 
verschiedenen  Bezeichnungen  der  nämlichen  Sache  sonst  heissen,  der 
verschiedenen  Staaten  auch  nur  flüchtig  vergleicht,  so  versteht  man 
vollständig  die  Schmerzen  der  Statistiker,  welche  sich  gar  manchmal 
vergeblich  abmühen  müssen,  die  verschiedenen  Ziffern  behufs  einer 
fruchtbringenden  Vergleichung  auf  gleichartige  Grössen  zu  bringen. 
Den  Nettobudgets  in  Sachsen,  Württemberg  u.  a.  stehen  die  Brutto- 
budgets der  grossen  und  grösseren  Staaten  gegenüber  und  erschweren 
den  Ueberblick  über  die  Gesamtbeträge  der  Belastung  und  des  Auf- 
wandes; da  findet  sich  in  Sachsen  infolge  der  Einteilung  in  Etats 
der  Ueberschüsse  und  der  Zuschüsse  anstatt  der  Einnahmen  und  Aus- 
gaben eine  bunte  Reihe  von  positiven  und  negativen  Grössen  (Aus- 
gaben unter  den  Einnahmen  und  Einnahmen  unter  den  Ausgaben); 
da  wird  in  der  Reichshaushaltsrechnung  die  Klarheit  der  Brutto- 
ausgabe durch  Einnahmekttrzungen  an  der  Ausgabe  zerstört ;  da  ver- 
schwinden die  uneinbringlichen  und  nachgelassenen  Einnahmen  fast 
in  allen  Rechnungen  vollständig,  während  sie  z.  B.  in  Bayern  neben 
den  Rückständen  nachgewiesen  werden;  kurz,  das  Sprichwort:  »Viel 
Köpfe,  viel  Sinne"  bewährt  sich  hier  aufs  vollständigste. 
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Vocke, 


Die  Vertreter  der  internationalen  Finanzstatistik  bemühen  sich 
mit  Recht,  diese  Vielköpfigkcit  wenigstens  einigermassen,  wenn  auch 
nicht  unter  einen  Hut  zu  bringen,  doch  einzuschränken  und  die 
Möglichkeit  einer  annähernd  befriedigenden  Vergleichbarkeit  herbei- 
zuführen. Aber  man  darf'  sich  nicht  verhehlen,  dass  die  Befriedigung 
auch  sehr  bescheidener  Wünsche  noch  in  weiter  Ferue  liegt. 

Wären  die  Staatsrechnungen  nur  dazu  bestimmt,  der  vergleichen- 
den Statistik  einen  wohl  verarbeiteten  Stoff  zu  liefern,  so  wäre  die 
Sache  viel  einfacher;  die  Anforderungen  der  Wissenschaft  könnten 
ohne  weitere  Rücksichtnahme  energisch  gestellt,  und  die  Praxis 
könnte  ihnen  ohne  ausserordentliche  Mühe  wenigstens  in  absehbarer 
Zeit  gerecht  werden.  Aber  dieser  Zweck  der  Staatsrechnungen  ist 
eben  nur  ein  untergeordneter  und  nebensächlicher;  ihre  Hauptabsicht 
ist  und  muss  vielmehr  sein,  für  diejenigen  verständlich  und  durch- 
schaubar zu  sein,  welche  berufen  sind,  zu  prüfen,  ob  die  Staatsmittel 
in  der  Grösse  und  Weise  aufgebracht  und  verwendet  sind,  wie  es 
das  Gesetz  vorschreibt.  Das  sind  aber  die  Träger  der  gesetzgeben- 
den Gewalt,  unter  welchen  die  Volksvertretungen  eine  der  Regierung 
ebenbürtige  Stelle  einnehmen.  Und  für  diese  kommt  alles  darauf  an. 
die  Rechnung  in  der  Form  vorgelegt  zu  erhalten,  welche  ihnen  durch 
langes  Gewöhnen  und  Einleben  fassbar  und  mundgerecht  ist.  Eine 
plötzliche  Veränderung,  auch  wenn  die  neue  Rechnung  in  der  idealsten 
Vollkommenheit  hergestellt  wäre,  würde  ihnen  nur  ein  Buch  mit 
sieben  Siegeln  bringen,  welche  sich  ihnen  nur  sehr  allmählich  in 
einer  Reihe  von  Jahren  lösen  könnten,  denn  ein  so  grosses,  viel- 
gliederiges  Rechnungswesen,  wie  jede  Staatsrechnung  ist,  erfordert 
immer  ein  mühsames  Studium,  um  klar  durchschaut  zu  werden,  selbst 
für  den  fremden  Fachmann,  geschweige  für  denjenigen,  der  das 
nicht  ist. 

Einer  nach  dieser  Seite  hin  verhältnismässig  glücklichen  Lage 
erfreuen  sich  neugebildete  Staaten,  in  welchen  der  Volksvertretung 
unter  allen  Umständen  ein  neues,  ihr  noch  fremdes  Rechnungswesen 
vorgelegt  werden  muss,  wobei  es  Recht  und  Pflicht  der  Regierung 
ist,  dasselbe  in  einer  Weise  aufzustellen,  welche  den  gesteigertsten 
Anforderungen  entspricht. 

In  dieser  Lage  war  und  ist  das  junge  Königreich  Italien,  und 
es  ist  bekannt,  dass  die  italienische  Verwaltung  es  sich  mit  ebenso- 
viel Intelligenz  als  Thatkraft  angelegen  sein  lässt,  die  äusserst  schwie- 
rigen Verhältnisse  zu  überwinden,  welche  dieses  neue  Staatswesen 
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vorgefunden  hat,  und  diese  Eigenschaften  spiegeln  sich  auch  im 
Staatsrechnuugswesen  ab. 

Die  grosse  Staatsrechnung  —  Rendiconto  generale  —  (für  uns 
hier  zunächst  der  Jahrgang  1883)  umfasst  einschlüssig  der  vom  Rech- 
nungshof —  Corte  dei  conti  —  aufgestellten  Nachweisungen,  Ueber- 
sichten  und  Vergleichungen  mit  CCLXIV  Seiten  im  ganzen  1100  Seiten 
grossen  Quartformats;  ein  stattlicher  Band  mit  dem  Ergebnis  einer 
riesigen  rechnerischen  Arbeit,  wobei  gegenüber  dem  dazu  erforder- 
lichen Aufwand  nur  die  weitgehende  Sparsamkeit  in  Verwendung 
eines  schlechten  Papiers  zu  bedauern  ist,  welches  die  Klarheit  und 
Leserlichkeit  des  oft  sehr  kleinen  Zahlendrucks  beeinträchtigt. 

Die  Rechnung  entsteht  aus  den  monatlichen  Abrechnungen  der 
einnehmenden  und  ausgebenden  Beamten,  welche  von  diesen  an  die 
Mittelbehörden  eingesendet  werden.  Letztere  prüfen  jene,  stellen  sie 
zusammen  und  übergeben  ihre  monatlichen  Rechnungen  den  betreffen- 
den Ministerien,  welche  mit  Rechnungsbureaus  ausgestattet  sind  — 
Ha^ionerie  — ,  und  von  hier  gelangen  die  weiter  zusammengestellten 
Ergebnisse  derselben  an  die  Staatsbuchhaltung  und  Rechnungskammer 
—  Ragioneria  generale  — ,  welche  einerseits  dieselben  zur  grossen 
Staatsrechnung  im  Wege  der  Buchführung  zusammen-  und  am  Schlüsse 
des  Jahres  jene  selbst  aus  den  von  den  einzelnen  Ministerien  auf- 
gestellten Spezialrechnungen  der  verschiedenen  Verwaltungszweige  her- 
stellt, anderseits  sie  im  Wege  einer  eigenen  Art  von  doppelter 
Buchführung  in  besonderer  Weise  verarbeitet.  Von  der  Rechnungs- 
kammer gelangt  die  Staatsrechnung  mit  allen  Spezialrechnungen  und 
den  zu  diesen  gehörigen  und  sonst  erforderlichen  Nachweisungen  an 
den  Rechnungshof,  welcher  dieselbe  auf  Grund  der  ihm  zu  Gebote 
stehenden  Behelfe  prüft,  anerkennt,  die  Ergebnisse  zu  Nachweisungen 
nach  den  verschiedensten  Seiten  verarbeitet  und  das  gesamte  Werk 
schliesslich  durch  das  Schatzministerium  (Ministero  del  tesoro)  dem 
Parlament  vorlegt. 

Die  erwähnten  Behelfe  scheinen  lediglich  in  den  Spezialrech- 
nungen der  Ministerien  und  in  deren  Anweisungsverfügungen  zu  be- 
stehen, welche  in  Ansehung  der  Ausgaben  sämtlich  vom  Rechnungs- 
hof als  zulässig  und  gesetzlich  anerkannt  und  registriert  werden 
müssen. 

Eine  ins  einzelne  gehende  Revision  oder  auch  nur  eine  Super- 
revision,  wie  sie  bei  den  deutschen  Rechnungshöfen  und  Oberrech- 
nungskammern besteht,  findet  seitens  des  italienischen  Rechnungs- 
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hofs  nicht  statt.  Dass  eine  solche  nicht  stattfinden  kann,  geht  schon 
aus  der  Besetzung  dieser  Behörde  l)  hervor  mit  einem  Präsidenten, 
zwei  Abteilungspräsidenten  (presidenti  di  sezione)  —  Direktoren  würde 
man  sie  in  Deutschland  nennen  — ,  zwölf  Katen,  einem  Generalanwalt 
(procuratore  generale)  —  Justiziar,  Fiskal  — ,  einem  Generalsekretär 
und  nur  zwanzig  Rechnungsbeamten  (ragioneri). 

Der  Geschäftskreis  des  Rechnungshots  erstreckt  sich,  abgesehen 
von  seiner  Thätigkeit  bei  der  Staatsrechnung,  auf: 

1)  Die  Kontrolle  der  Staatsausgaben.  Zu  diesem  Zwecke  müssen 
ihm  unbedingt  alle  königlichen  Erlasse  zur  Registrierung  und 
Bestätigung  (visto)  vorgelegt  werden;  ferner  müssen  ihm  zu 
gleichem  Zwecke  und  vorgängiger  Prüfung  der  Gesetze  und 
Etatsmässigkeit  alle  Ausgabenanweisungen  und  Beamten- 
ernennungen  u.  dgl.  vorgelegt  werden  mit  alleiniger  Aus- 
nahme der  Entschädigungen  und  Belohnungen  (indennitä 
o  retribuzioni)  von  2000  Lire  oder  weniger. 

2)  Die  Ueberwachung  der  Erhebung  der  Staatseinnahmen  auf 
Grund  der  von  den  Ministem  ihm  zu  machenden  Anzeigen. 

3)  Die  Ueberwachung,  Eintragung  und  Klarhaltung  des  Amts- 
bürgschaftswesens  der  Kassenbeamten  und  Material  Verwalter. 

4)  Die  Feststellung  der  Ministerialrechnungen. 

5)  Die  rechnerische  Gerichtsbarkeit  über  alle  Beamte,  welche 
Geld  oder  Materialien  verwalten,  wenn  es  sich  um  deren 
Enthebung,  um  Defekte  oder  um  Verzögerung  oder  Unter- 
lassung der  Rechnungsstellung  handelt. 

Der  Rechnungshof  ist  also  eine  oberste  Etats-Kontrolbehörde. 
Staatsrechnungsbehörde  und  ein  Rechuungsgerichtshof,  die  Revision  der 
Rechnungen  aber  erfolgt  in  erster  Instanz  bei  den  Provinzialbehörden. 
in  zweiter  bei  den  Rechnungsbureaus  der  Ministerien. 

Der  grosse  Rechenschaftsbericht,  welchen  der  Rechnungshof 
dem  Parlament  erstattet,  enthält  zunächst  das  motivierte  Rechnungs- 
anerkenntnis. Darauf  folgen  in  zwei  Teilen  die  erläuternden  Er- 
örterungen über  die  Finanzgebarung  im  allgemeinen. 

Der  erste  Teil  behandelt  die  budgetmässige  Einnahme- 
und  Ausgabeverwaltung  in  drei  Kapiteln: 

1)  den  Dienst  des  laufenden  Jahrs  mit  den  etatsmässigen 
Sätzen  des  Budgets  und  den  durcli  andere  Gesetze  daran  ein- 
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getretenen  Aenderungen  gegenüber  den  wirklich  zur  An- 
weisung gelangten  Summen  bei  den  Einnahmen  und  Aus- 
gaben ; 

2)  in  gleicher  Weise  den  Dienst  der  Vorjahre  nach  den  von 
den  Vorjahren  übergegangenen  Rückständen  an  Einnahmen 
und  Ausgaben  mit  den  hieran  eingetretenen  Veränderungen; 

3)  die  Hauptgebarung  der  Kassen  in  Ansehung  der  gesetzlich 
vorgesehenen,  der  angewiesenen,  der  erhobenen,  der  an  den 
Schatz  gelieferten  und  der  verwendeten  Summen,  wobei  das 
etwaige  Defizit  festgestellt  wird. 

Der  zweite  Teil  behandelt  in  sehr  ausführlicher  Weise  auf 
140  Seiten  den  Stand  und  die  Gestaltung  des  Staatsvermögens 
im  abgelaufenen  Jahre  (hier  1883).    Er  beginnt 

1)  mit  der  Hauptübersicht  des  aktiven  und  passiven  Staats- 
vermögens.   Darauf  folgt 

2)  der  Nachweis  des  Standes  und  der  Veränderungen  im  ak- 
tiven Vermögen  ausgeschieden  nach  verfügbaren  und  nicht 
verfügbaren  Vermögensteilen ; 

3)  der  Nachweis  des  Standes  und  der  Veränderungen  an  den 
Staatsschulden; 

4)  die  Zusammenfassung  der  vorhergehenden  Nachweise  und 
die  Darstellung  der  daraus  folgenden  Ergebnisse  nach  ver- 
schiedenen Seiten,  insbesondere  auch  einerseits  nach  den 
Arten  des  Vermögens,  anderseits  nach  den  Verwaltungszweigen. 

Demnächst  folgt  die  eigentliche  Staatsrechnung,  welche  in  grossen 
Zahlen  die  Gesamtausgaben  der  einzelnen  Ministerien  nach  ordent- 
lichen und  ausserordentlichen  ausgeschieden  zusammenfasst  und  der 
summarischen  Gesamteinnahme  gegenüberstellt.  Diese  Rechung  zer- 
fällt in  fünf  Abschnitte,  von  welchen  die  ersten  drei  die  wirklichen 
Einnahmen  und  Ausgaben  (Entrate  e  spese  reali)  nämlich  die  eigent- 
lichen Einnahmen  und  Staatsausgaben  (Entrate  e  spese  etfettive), 
die  Vennögensbewegung  (Movimento  di  capitali)  und  die  Eisenbahn- 
baukosten (Costruzione  di  strade  ferrate),  enthalten,  die  vierte  die 
durchlaufenden  Posten  (Partite  di  giro),  die  fünfte  aber  die  Haupt- 
übersicht (Insieme)  darstellt.  Als  Ergänzungsteile  sind  diesem  Haupt- 
abschluss  vierzehn  üebersichten  —  prospetti  —  beigefügt,  welche  die 
Bewilligungen,  Anweisungen,  Erhebungen  und  Verwendungen  des 
laufenden  Dienstes  sowie  des  Dienstes  der  Vorjahre  nach  verschiedenen 
Seiten  zergliedern  und  erläutern. 
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Schon  die  Hauptrechnung  scheidet  in  gesonderten  Spalten  genau 
aus:  den  Dienst  des  laufenden  Jahrs,  den  der  Vorjahre,  die  Kassen- 
gebarung und  den  am  Jahresschluss  verbleibenden  Gesamtaktiv-  oder 
Passiv  rest.  Die  ersten  beiden  Hauptspalten  wiederum  theilen  sich 
in  die  Etatssiitze  bezw.  übergegangenen  Reste,  die  wirklichen  Er- 
hebungen und  Zahlungen,  die  verbleibenden  Rückstände,  und  die  Al>- 
gleichungen  gegen  den  Etat  bezw.  gegen  die  übergegangenen  Reste. 
Die  Kassenspalte  zeigt,  was  gesetzlich  für  das  laufende  Jahr  vor- 
gesehen, was  davon  geliefert  oder  verwendet  worden  ist  und  was 
also  auf  das  nächste  Jahr  an  Geld  übergeht. 

Neben  der  Ausscheidung  des  ordentlichen  Dienstes  mit  den 
fortdauernden  Ausgaben  und  Einnahmen  von  dem  ausserordent- 
lichen mit  den  einmaligen  Ausgaben  und  den  besonders  daftJr  be- 
stimmten Einnahmen,  verdient  hierbei  besonders  die  strenge  Trennung 
des  Dienstes  der  Vorjahre  vom  laufenden  die  vollste  Anerkennung. 
In  einzelnen  deutschen  Staatsrechnungen  ist  die  letztere  Trennung 
allerdings  ebenfalls  mehr  oder  weniger  durchgeführt,  in  anderen 
aber  und  namentlich  in  den  preussischen  nicht.  Das  Fehlen  dieser 
Trennung  ist  aber  eine  ganz  entschiedene  Unvollkommenheit,  welche 
eine  strenge  Etatseinhaltung  und  Kontrolle  unmöglich  und  einer  zur 
Willkür  neigenden  Verwaltung l)  Verschleppungen  und  Verdunke- 
lungen möglich  macht. 

Der  Jahresetat  bewilligt  die  Mittel,  welche  zur  Bestreitung  der 
Bedürfnisse  dieses  einen  Jahrs  bestimmt  sind  und  nicht  für  Ausgaben, 
die  für  Bedürfnisse  eines  früheren  oder  späteren  Jahres  gemacht 
werden,  deren  Verrechnung  und  vielleicht  auch  Bestreitung  entweder 
aus  irgend  einem  Grunde  unterlassen  wurde,  vielleicht  auch  nicht 
stattfinden  konnte,  oder  welche  im  voraus  gemacht  werden,  weil 
man  gerade  Mittel  dazu  hat,  welche  vom  laufenden  Dienst  nicht  in 
Anspruch  genommen  werden.  Jedesmal  liegt  in  solchen  nachträg- 
lichen Ausgaben,  wenn  sie  nicht  rechnungsmässig  klargelegt  und  aus 
den  von  früheren  Jahren  her  verfügbaren  Mitteln  geleistet  werden, 
eine  verdeckte  Abweichung  vom  Etat,  wie  umgekehrt  jeder  Vorgriff, 
d.  h.  jede  Ausgabe  für  Bedürfnisse  eines  späteren  Jahrs,  eine  ausser- 
etatsmässige  Ausgabe,  also  ebenfalls  etatswidrig  ist. 

Ebenso  verhält  es  sich  mit  den  Einnahmen,  welche  der  Jahres- 


')  Ich  verwahre  mich  aber   ausdrücklich   gegen   die   mögliche  Un 
Teilung,  als  ob  ich  die  preußische  Verwaltung  für  eine  solche  hielte. 
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etat  nur  filr  die  Ausgaben  des  laufenden  Jahres  bestimmt,  und  welche, 
soweit  sie  von  diesen  nicht  in  Anspruch  genommen  werden,  als  Er- 
sparnisse dem  Staat  d.  h.  den  gesetzgebenden  Faktoren  zur  Ver- 
fügung stehen  müssen,  während  Einnahmen  aus  Rückständen  früherer 
Jahre  der  Verwaltung  nicht  zur  Vermehrung  der  für  das  laufende 
Jahr  bewilligten  Mittel  zu  Gebote  stehen  dürfen. 

Solche  Unregelmässigkeiten  können  unter  Umständen  von  ganz 
erheblichem  Belang  sein,  denn  namentlich  die  Einnahmenrückstände 
eines  grossen  Staats  pflegen  von  sehr  erheblicher  Bedeutung  zu  sein 
und  sich  keineswegs  von  Jahr  zu  Jahr  auszugleichen,  sondern  sind 
oft  beträchtlichen  Schwankungen  unterworfen,  so  dass  die  Verwaltung 
entweder  beim  glatten  Eingang  starker  Rückstände  Mittel  für  Aus- 
gaben enthält,  welche  vielleicht  nicht  bewilligt  worden  wären,  oder 
im  entgegengesetzten  Falle  in  Verlegenheit  kommen  wird. 

Wenn  dagegen  die  Einnahme-  und  Ausgaberückstände  der 
Vorjahre  in  der  Rechnung  ausgeschieden,  und  erstere  nur  zur  Be- 
streitung noch  nicht  gedeckter  Bedürfnisse  früherer  Jahre  dürfen 
verwendet  werden,  so  fallen  jene  Uebelstände  weg,  und  die  Finanz- 
verwaltung muss  als  besser  geregelt  anerkannt  werden.  Der  Ver- 
such, mittels  falscher  Buchungen,  Einnahmereste  zu  laufenden  Aus- 
gaben zu  verwenden,  oder  ältere  Bedürfnisse  aus  laufenden  Einnahmen 
zu  bestreiten,  ist  zwar  auch  hier  immer  noch  möglich,  aber  nicht 
anders,  wie  jede  andere  Etatswidrigkeit,  daher  bei  keiner  auch  nur 
einigermaßen  anständigen  Verwaltung  vorauszusetzen,  denn  solche 
Regelwidrigkeiten  würden  nur  im  bösen  Glauben  begangen  werden 
und  bei  einer  nur  einigermassen  wirksamen  Kontrolle  nicht  unent- 
deckt  bleiben  können. 

Wie  die  meisten  anderen  Staatsrechnungen,  so  lässt  dagegen 
auch  die  italienische  einen  Nachweis  darüber  vermissen,  welche 
Beträge  an  der  Einnahme  uneinbringlich  geblieben  sind.  Sie  lässt  er- 
sehen, welche  Summen  veranschlagt,  welche  angewiesen,  welche  er- 
hoben und  welche  im  Rückstand  verblieben  sind,  aber  was  unein- 
bringlich war  oder  nachgelassen  werden  musste,  das  ist  nicht  zu 
ersehen.  Uneinbringliche  Ausstände  als  Einnahmereste  fortzuschleppen 
wäre  aber  nicht  nur  zwecklos,  sondern  auch  störend,  denn  sie  würden 
als  künftig  verfügbare  Mittel  erscheinen,  was  sie  doch  nicht  sind. 
Vermutlich  sind  dieselben  schon  bei  den  festgestellten  und  zur  Er- 
hebung angewiesenen  Beträgen  —  Somme  accertate  —  berücksichtigt. 
Aber  für  eine  sorgfältige  Verwaltung  ist  es  doch  von  grossem  Wert, 
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diese  Beträge  klarzustellen,  denn  sie  gestatten  einen  sehr  wünschens- 
werten Einblick  einerseits  in  die  Thätigkeit  der  Verwaltung,  ander- 
seits in  die  Wirkung  des  Abgaben-  und  Steuerdrucks,  sowie  in  die 
Leistungsfähigkeit  der  Nation  und  ihrer  verschiedenen  Klassen. 

Neben  den  beiden  Hauptspalten  für  den  Dienst  des  laufenden 
Jahrs  und  der  Vorjahre  —  Conto  della  competenza  1883  und  Conto 
dei  residui  1882  e  retro  —  enthält  die  Staatsrechnung,  wie  schon 
erwähnt,  eine  Uebersicht  der  Gesamtkassengebarung  (Conto  di  cassa 
—  Incassi  e  pagamenti).  Hier  sind  die  Ergebnisse  der  beiden  anderen 
Hauptspalten  zusammengefaßt  und  dargestellt: 

1)  die  budgetmässig  bewilligte  Einnahme  und  Ausgabe  des 
laufenden  Jahrs  nebst  den  Einnahme-  und  Ausgaberesten 
am  Schlüsse  des  Vorjahrs; 

2)  die  Summe  der  Zahlungen  und  Ablieferungen; 

3)  die  Differenz  beider, 

und  zwar  wieder  ausgeschieden  für  das  laufende  Jahr  und  die  fol- 
genden Jahre,  wozu  eine  vierte  Hauptspalte  (Residui)  den  Kassen- 
bestand und  die  Einnahme-  und  Ausgabereste  darstellt,  so  dass 
ersichtlich  wird,  wie  sich  das  etatsmässige  Vermögen  an  Geld  und 
Guthaben  zu  den  Zahlungsrückständen  am  Schlüsse  des  Jahrs  ver- 
hält. Der  Zweck  dieser  beiden  letzten  Hauptspalten  ist  also  die 
Klarstellung  der  Gesamtgebarung  des  Jahrs  und  der  an  Geld  und 
Ausständen  zur  Verfügung  für  die  Zukunft  stehenden  Mittel  nebst 
den  ihnen  gegenüberstehenden  Zahlungsrückständen. 

Diese  vier  Hauptspalten  ziehen  sich  denn  auch  nicht  bloss  durch 
die  summarische  erwähnte  Rechnungshauptübersicht,  sondern  auch 
durch  die  an  letztere  nunmehr  sich  anreihende  ins  einzelne  gehende 
eigentliche  Staatsrechnung  (Conto  consuntivo  dell*  entrata  und  die 
Conti  consuntivi  della  spesa  dei  diversi  Ministeri). 

Die  Hauptabteilung  dieser  Rechnung  beruht  also  auch  hier  nach 
der  Natur  der  Sache  auf  der  Unterscheidung  der  Einnahmen  und 
Ausgaben,  und  von  der  Anwendung  der.  sogenannten  doppelten  Buch- 
führung auf  das  Staats  rech  nungswesen  ist  der  Form  nach  in 
Italien  ebensowenig  eine  Rede,  als  anderswo. 

Innerhalb  dieser  Hauptabteilung  ist  zunächst  die  Einnahme- 
rechnung  unterabgeteilt  in  zwei  Titel,  welche  die  ordentliche  und 
ausserordentliche  Einnahme  (Entrata  ordinaria  und  straordinaria)  in 
sich  fassen.  Der  erste  enthält  die  gewohnlichen  Einnahmen  des 
laufenden  Dienstes,  die  Erträgnisse  des  Staatsvermögens,  die  Steuern 


Die  doppelte  Buchführung  in  der  italienischen  Staatobuvhhaltung. 


0 


und  Auflagen,  die  Ertragnisse  der  Staatsanstalten  (Post,  Eisen- 
bahnen u.  s.  w.)  einschlüssig  der  im  Bereich  einzelner  Ministerien 
vorkommenden  besonderen  Einnahmen  und  verschiedenes  Sonstiges. 

Bemerkenswert  ist  aber,  dass  in  einer  besonderen  Abteilung 
am  Schlüsse  dieses  Titels  eine  grosse  Summe,  109,4  Millionen  Lire 
an  durchlaufenden  Posten  (Partite  di  giro)  in  Rechnung  erscheint. 
Dieser  Betrag  besteht  in  den  veranschlagten  Mietszinsen  derjenigen 
Besitzungen  des  Staats,  also  wohl' an  Grundstücken  und  Gebäuden, 
weiche  sich  in  Benützung  der  Staatsverwaltung  befinden,  in  den 
Zinsen  der  im  Staatsbesitz  befindlichen  Staatspapiere,  in  Depositen '), 
Vorschüssen  u.  a.  und  kommt  also  weiterhin  bei  den  Ausgaben  der 
einzelnen  Ministerien  wieder  zur  Verausgabung. 

Diese  Durchführung  der  Mietzinse  ist  eine  Einrichtung,  welche 
sich  in  keinem  anderen  Staatsrechnungswesen,  wenigstens  der  grossen 
und  grösseren  Staaten  wiederfindet,  welche  aber  höchst  beachtens- 
wert ist,  weil  dadurch  ein  Aufwand  zur  Erscheinung  kommt  und 
»um  Bewusstsein  gebracht  wird,  welcher  sonst  unbekannt  zu  sein 
pflegt,  aber  doch  zu  wissen  wünschenswert  ist,  wofür  v.  Hermann 
die  Bezeichnung  des  „  verdeckten  Staatsaufwands "  eingeführt  hat. 

Es  ist  zwar  unzweifelhaft  richtig,  dass  durchlaufende  Posten 
das  rechnerische  Bild  stören,  welches  die  wirklichen  Einnahmen  und 
Ausgaben  gewähren  sollen,  und  dass  jene  daher  aus  den  Einnahme- 
und  Ausgaberechnungen  ferne  bleiben  müssen;  aber  das  trifft  nur 
insoferne  zu,  als  die  eigentlichen  Rechnungs-  und  die  durchlaufenden 
Posten  vermengt  werden.  Wo  aber  die  letzteren  klar  ausgeschieden 
und,  wie  in  der  italienischen  Staatsrechnung  geschieht,  sogar  beim 
Abschluss  in  besonderer  Weise  berücksichtigt  werden,  da  kann  von 
einer  Störung  der  rechnerischen  Klarheit  keine  Sprache  sein;  diese 
kann  vielmehr  durch  die  grössere  Vollständigkeit  des  Rechnungs- 
wesens nur  gewinnen. 

Der  Titel  II  (ausserordentliche  Einnahme)  enthält:  Im  ersten 
Abschnitt  (categoria)  die  wirklichen  Einnahmen,  von  welchen  ins- 
besondere die  Ersatzleistungen  und  Zuschüsse  von  Gemeinden  und 
anderen  juristischen  Personen  für  Staatsleistungen  an  Hafen-  und 
Strassenbauten  zu  erwähnen  sind.  —  Der  zweite  Abschnitt  dieses 

')  Darunter  63  Millionen  Pensionen,  welche  hier  in  Einnahme  und  beim 
Ministerium  des  Schatzes  iu  Ausgabe  gestellt  werden.  Woher  aber  diese 
Einnahme  der  Depositenkasse  kommt,  bezw.  wo  dieselbe  weiter  in  Ausgabe  er- 
scheint, habe  ich  nicht  ermitteln  können. 
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Titels  enthält  die  Einnahmen  aus  der  Bewegung  des  Staatsvermögens 
(Movimento  di  capitali)  und  zwar  in  erster  Reihe  die  Erlöse  aus 
dem  Verkauf  von  Staatsgütern  (darunter  für  1883  gegen  17  Millionen 
tür  verkaufte  sequestrierte  Güter  der  Kirche)  und  fur  Ablösung  von 
Grundlasten,  sodann  die  Ergebnisse  der  Staatsanlehen. 

Der  dritte  Abschnitt  der  ausserordentlichen  Einnahmen  enthält 
die  Ersatzleistungen  und  Zuschüsse  von  Gemeinden  und  Provinzen 
und  das  Ergebnis  der  Anlehen  ftir  Eisenbahnbauten.  Der  vierte 
Abschnitt  wäre  für  die  durchlaufenden  Posten  bestimmt;  solche 
kommen  aber  bei  dem  ausserordentlichen  Budget  nicht  vor.  Dagegen 
findet  sich  hier  ein  Anhang  (Capitali  aggiunti)  ftlr  Rückstände  aus 
den  Vorjahren,  welche  unter  keines  der  Kapitel  des  laufenden  Budget 
passen  würden.  Die  Zahl  der  Einnahmekapitel  betrug  101  für  das 
Jahr  1883. 

An  diesem  ausserordentlichen  Budget  ist  einerseits  anzuerkennen, 
dass  die  Einnahmen  an  Erlösen  für  Staatsgüter  und  Ablösungs- 
schillingen nicht  ohne  weiteres  unter  den  laufenden  Staatseinnahmen 
für  die  gewöhnlichen  Bedürfnisse  verrechnet  werden,  wie  in  Preussen 
bedauerlicherweise  der  Fall  ist,  sondern  als  ausserordentliche  Ein- 
nahmen behandelt  werden.  Auf  der  anderen  Seite  kann  es  aber 
nicht  gelobt  werden,  dass  alle  Einnahmen  —  und  weiterhin  auch  die 
Ausgaben  —  welche  nicht  dem  gewöhnlichen  laufenden  Dienst  an- 
gehören, zusammengeworfen  sind.  In  dieser  Hinsicht  erscheint  das 
preussische  Verfahren  empfehlenswerter,  bei  welchem  dem  Budget 
des  ordentlichen  fortlaufenden  Dienstes  zwei  Budgets  der  ein- 
maligen ordentlichen  und  der  einmaligen  ausserordentlichen  —  zwar 
nicht  Einnahmen  aber  doch  —  Ausgaben  beigefügt  werden.  Unter 
ersteren  versteht  man  diejenigen  einmaligen  Ausgaben,  welche  zwar 
nicht  im  einzelnen  aber  doch  der  Art  nach  immer  wiederkommen, 
also  insbesondere  für  Bauten,  und  welche  daher  aus  den  laufenden 
Einnahmen  bestritten  werden  sollen,  unter  letzteren  die  Ausgaben, 
welche  nur  zeitweise  vorkommen  und  deshalb  aus  Anleihemitteln  zu 
bestreiten  sind. 

Für  das  italienische  Rechnungswesen  gerade  möchte  aber  diese 
Ausscheidung  der  ordentlichen  einmaligen  Ausgaben  von  den  ausser- 
ordentlichen um  so  mehr  angezeigt  erscheinen,  als  der  einmalige 
Aufwand  in  Wirklichkeit  zu  einem  sehr  bedeutenden  Teil  aus  den 
regelmässigen  laufenden  Einnahmen  bestritten  wird.  Freilich  mag 
es  bei   diesem   noch   mit   dem  Werden  kämpfenden  Staatswesen 
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schwierig,  ja  fast  unmöglich  sein,  bei  diesen  sogenannten  einmaligen 
Ausgaben  ohne  Willkür  auszuscheiden,  was  als  ordentliche  Ausgabe 
aus  den  laufenden  Einnahmen  und  was  als  ausserordentliche  aus 
Anleihemitteln  bestritten  werden  soll.  Bei  dem  streng  geregelten 
Gang  eines  alten  Staatswesens  ist  das  viel  leichter. 

Das  italienische  Budget  ist  im  allgemeinen  ein  sogenanntes 
Bruttobudget,  d.  h.  es  enthält  die  Einnahmen  nach  ihrem  vollen, 
rohen  Betrag,  wobei  die  Ausgaben  auf  die  Verwaltung  und  Erhebung 
derselben  ebenfalls  im  Voranschlag  und  in  der  Rechnung  erscheinen. 
Eine  Ausnahme  besteht  seltsamerweise  in  Ansehung  des  Ertrags  der 
Staatseisenbahnen,  welcher  mit  dem  Nettobetrag  in  der  Einnahme- 
rechnung vorkommt,  während  die  rohe  Einnahme  und  die  Betriebs- 
ausgabe in  einer  der  24  Anlagen  (Allegati)  zur  Einnahmerechnung, 
welche  dazu  bestimmt  sind,  verschiedene  summarische  Vorträge  der- 
selben zu  erläutern  und  zu  zergliedern,  in  einer  fiuch  hier  nur  sehr 
summarischen  Weise  vermerkt  sind. 

Aber  auch  die  übrigen  Ausgaben  der  Domänen-  und  sonstigen 
Finanz-,  der  Post-,  der  Telegraphenverwaltung  sind  nur  unvoll- 
ständig von  den  Ausgaben  für  die  eigentlichen  Staatszwecke  aus- 
geschieden, vielmehr  grösstenteils  in  der  Ausgaberechnung  des  Finanz- 
ministeriums, teils  auch  in  jener  des  Ministeriums  des  Schatzes  und  der 
öffentlichen  Arbeiten  enthalten.  Eine  Gegenüberstellung  der  Ein- 
nahmen und  der  darauf  haltenden  Ausgaben  fehlt  daher  in  der 
Rechnung  vollständig,  und  sie  aus  derselben  mit  voller  Sicherheit 
herzustellen,  hat  mindestens  seine  Schwierigkeiten.  Es  ist  um  so 
mehr  zu  verwundern,  dass  sich  das  italienische  Rechnungswesen  in 
dieser  Hinsicht  von  dem  verschiedener  anderer  Staaten,  namentlich 
Preussens,  Bayerns  u.  a.  verdunkeln  lässt,  als  man  sich  dort  nach 
verschiedenen  anderen  Seiten  einer  ausserordentlichen  Ausführlichkeit 
und  Klarheit  befleissigt,  wie  schon  aus  dem  bisher  mitgeteilten  hervor- 
geht, und  als  bei  einer  parlamentarischen  Regierung,  als  welche  sich  die 
italienische  gibt,  anzunehmen  sein  sollte,  dass  das  Parlament  klar  zu 
sehen  wünscht,  in  welchem  Verhältnis  die  Verwaltungsausgabe  zur  Ein- 
nahme steht,  und  ob  der  Betrieb  der  ersteren  nicht  zu  kostspielig  ist. 

Aber  es  mag  damit  in  Italien  wohl  ebenso  gehen,  wie  ander- 
wärts, dass  die  Führer  der  Parteien  es  angenehmer  finden,  über  po- 
litische Fragen  Reden  zu  halten,  als  sich  in  das  Verständnis  eines 
grossen,  nichts  weniger  als  einfachen  Rechnungswesens  durch  müh- 
sames, keineswegs  anmutendes  Studium  einzuarbeiten. 
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Wie  schon  angedeutet,  ist  die  Ausgaberechnung  nach  den 
Ministerien,  zehn  au  der  Zahl,  abgeteilt,  deren  jedes  seine  eigene  Rech- 
nung stellt.  Zusammengestellt  sind  dieselben  in  der  oben  schon 
erwähnten  Hauptstaatsrechnung. 

Die  bei  dieser  Rechnung  schon  beobachtete  Ausscheidung  des 
laufenden  Jahrs,  der  Vorjahre,  der  Gesamtkassengebarung  und  der 
Reste  in  besonderen  Spalten  des  Formulars,  sowie  anderseits  des 
ordentlichen  und  ausserordentlichen  Aufwands  zieht  sich  selbstver- 
ständlich auch  durch  die  besonderen  Einnahme-  und  Ausgaberech- 
nungen, nurdass  in  der  dritten  Hauptspalte  der  erstem  nur  Einzahlungen 
(Incassi),  in  jener  der  letzteren  nur  Auszahlungen  (Pagamenti),  in  der 
vierten  aber  dort  nur  Einnahmereste  (Residui  attivi),  hier  nur  Zah- 
lungsrückstände (Residui  passivi)  erscheinen. 

Voran  steht  hier  sowohl  der  Reihe  nach  als  hinsichtlich  der  Grösse 
des  Aufwands  das  Ministerium  des  Schatzes  (Ministero  del  tesoro). 
Die  Hauptausgabe  besteht  in  der  Verzinsung  der  Staatsschuld  (bei- 
läufig 570  Millionen  des  Jahrs)  und  der  Schuldentilgung  (4(5  Millionen). 
Hieran  reihen  sich:  die  Dotation  des  Königs,  der  Aufwand  für  die 
Kammern,  ftlr  das  Ministerium  selbst,  den  Rechnungshof,  ein  Teil  der 
Domänenverwaltung,  die  Münze,  das  Kirchenvermögen,  die  Pensionen 
(63  Millionen)  und  verschiedene  andere  Verwaltungszweige. 

Beim  Finanzministerium  kommen  —  abgesehen  von  den 
schon  erwähnten  Ausnahmen  —  die  sämtlichen  Ausgaben  für  die 
Einnahmeverwaltung  ausgeschieden  nach  den  verschiedenen  Einnahme- 
gattungen zur  Verrechnung. 

An  dieses  reiht  sich  das  Ministerium  der  Justiz  und  des 
Kultus  (Ministero  di  grazia  e  giustizia  e  dei  culti).  Die  Rechnung 
für  die  in  diesem  Ministerium  enthaltenen  beiden  Geschäftszweige 
ist  aber  vollständig  ausgeschieden.  Ueber  die  Justizausgaberechnung 
ist  nichts  besonderes  zu  sagen.  Die  Kultusrechnung  aber  steht  ganz 
selbständig  ausserhalb  des  Staatsrechnungswesens  mit  ihren  eigenen 
Einnahmen,  welche  grösstenteils  aus  Staatsschulden,  sonstigen  Ka- 
pitalien, Grundzinsen  u.  dgl.  fliessen,  ihren  Ausgaben  und  ihrem 
Vermögensausweis.  Sie  ist  nur  äusserlich  in  das  Staatarechnung*- 
weseu  eingeschaltet,  ihre  Einnahme  ist  wesentlich  nur  durchlaufende 
Post,  welche  bei  der  Verzinsung  der  Staatsschuld  mit  verausgabt  ist. 
und  ihre  Ausgabe  ist  in  der  allgemeinen  Staatsrechnung  nicht  berück- 
sichtigt. Dieses  ungewöhnliche  Verhältnis,  welches  durch  die  be- 
sondere Stellung  des  italienischen  Staats  zur  Kirche  bedingt  sein  und 
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auf  der  Einziehung  der  Kirchengüter  beruhen  mag,  würde  bei  einer 
Vergleichung  des  italienischen  Budgets  und  Rechnungswesens  mit 
dem  anderer  Staaten  besondere  Berücksichtigung  erfordern  und  die- 
selbe erschweren. 

Hier  ganz  besonders,  aber  auch  an  verschiedenen  anderen  Stellen 
ist  ersichtlich,  dass  auch  am  italienischen  Rechnungswesen  manches 
anders  sein  müsste,  wenn  es  die  für  die  Zwecke  der  internationalen 
Finanzstatistik  erforderliche  Klarheit  haben  soll,  und  dass  wie  ander- 
wärts so  auch  hier  noch  viel  zu  thun  ist,  um  die  gewünschte  und 
wünschenswerte  Gleichförmigkeit  und  Einheitlichkeit  der  Budgets 
auch  nur  in  genügend  befriedigendem  Masse  herbeizuführen. 

In  ähnlicher  Weise  werden  auch  die  übrigen  Ministerien  be- 
handelt; jedes  nach  seiner  Art. 

Das  bisher  geschilderte  Rechnungswesen  erfüllt  im  allgemeinen 
die  Aufgabe,  welche  jedem  Staatsrechnungswesen  gestellt  ist,  nämlich 
den  Nachweis,  dass  die  ordentlichen  und  ausserordentlichen  Ein- 
nahmen nach  Art  und  Grösse  so  erhoben  wurden,  wie  sie  das  Budget 
bewilligt  hatte,  und  dass  bezw.  in  welchem  Masse  sie  für  die  Zwecke 
verwendet  worden  sind,  für  welche  sie  bewilligt  worden  waren,  wie 
viel  von  den  ersteren  nicht  erhoben  und  nicht  verwendet  werden 
konnte,  und  was  daher  an  Einnahme-  und  Ausgaberückständen  sowie 
an  barem  Gelde  auf  das  nächste  Jahr  übergeht. 

Hiermit  begnügte  sich  aber  die  italienische  Verwaltung  nicht, 
sondern  sie  liefert  auch,  wie  schon  angedeutet,  in  dem  Bericht  des 
Rechnungshofs  für  die  Kammern  einen  genauen  Nachweis  über  den 
Stand  und  die  Bewegung  des  Staatsvermögens.  Diesem  Nachweis 
sind  140  Seiten  des  Berichts  in  acht  Kapiteln  mit  zahlreichen  Ab- 
schnitten, Uebersichten  und  Tabellen  gewidmet. 

Ueber  das  ganze  unbewegliche  und  bewegliche  Vermögen  des 
Staats  werden  nicht  nur  genaue  Inventare  geführt,  wie  wohl  überall, 
sondern  diese  enthalten  auch  die  Beschaffungskosten  oder  veran- 
schlagten Werte,  die  hieran  durch  Neubeschaffung,  Verbesserung  oder 
in  anderer  Weise  sich  ergebenden  Erhöhungen,  sowie  die  durch  Ab- 
gang, Abnützung  oder  sonst  entstehenden  Verminderungen  des  Werts. 
Und  diese  Inventarien  werden  mit  den  Rechnungen  eingesendet,  fest- 
gesetzt und  nach  ihren  Ergebnissen  zusammengestellt. 

Bei  diesen  Zusammenstellungen  werden  aber  nicht  bloss  die 
unbeweglichen  und  beweglichen  Sachen  ausgeschieden,  sondern  auch 
deren  Arten  —  bis  herunter  zu  den  Schreibmaterialien  —  und  deren 

467 


Digitized  by  Google 


|4  Vocke, 

Benützungsweisc,  deren  Verfügbarkeit  oder  Nichtverf ügbarkeit ,  ihre 
Nutzbringlichkeit  oder  das  Gegenteil  unterschieden  und  für  die  ein- 
zelnen Verwaltungszweige  nachgewiesen.  Staatsreuten  aller  Art 
werden  nach  ihrem  kapitalisierten  Wert  angeschlagen,  alle  Vorrate 
aller  Magazine,  die  wissenschaftlichen  und  Kunstsammlungen,  alle 
Materialen  aller  Art,  auch  die  in  Benützung  befindliche  Bekleidung 
der  Armee,  der  Pferdebestand,  die  Telegraphenleitungen  sind  berück- 
sichtigt. Auch  die  £innahmerückstände  und  sonstigen  Forderungen 
des  Staats,  das  bare  Geld  mit  seiner  Gesamtbewegung  durch  die 
Kassen  des  Staats  kommen  in  Betracht,  kurz  alles,  was  nur  als  Ver- 
mögen des  Staats  betrachtet  werden  kann. 

Mit  derselben  Gründlichkeit  werden  auch  die  Schulden  des 
Staats  und  seine  Verbindlichkeiten  aller  Art  zusammengestellt  und 
nach  allen  möglichen  Seiten  beleuchtet.  Zu  diesem  Zweck  werden 
nicht  nur  die  verschiedenen  Arten  des  negativen  Vermögens  aus- 
führlich dargestellt,  sondern  auch  in  eingehendster  Weise  dem  po- 
sitiven gegenübergestellt  und  schliesslich  auch  der  Zusammenhang 
der  Vermögensänderungen  überhaupt  mit  der  budgetmäßigen  Ver- 
waltung nachgewiesen. 

Die  Frage,  ob  der  italienische  Rechnungshof  mit  dieser  Aus- 
führlichkeit nicht  zu  weit  geht,  ob  der  Aufwand  an  Arbeit  dem 
wirklich  in  dieser  Hinsicht  bestehenden  Staats  wirtschaftlichen  Be- 
dürfnisse entspricht,  und  ob  nicht  für  ein  nur  statistisches  Interesse 
zu  viel  aufgewendet  wird,  mag  unerörtert  bleiben.  Die  Vergleichung 
des  aktiven  und  passiven  Gesamtvermögens  ist  für  den  Staat  wohl 
nicht  von  so  grossem  Wert,  wie  für  eine  Privatwirtschaft,  und  es 
macht  zwar  einen  gewissermassen  beruhigenden  Eindruck,  wenn  man 
sieht,  dass  dem  Gesamtpassivum  von  12  977  Millionen  ein  Vermögen 
von  6084  Millionen  gegenübersteht,  so  dass  ersteres  sich  dadurch 
auf  6892  Millionen  reduziert.  Die  Last  der  Verbindlichkeit  bleibt 
aber  doch  die  volle,  denn  der  Staat  kann  nicht  liquidieren,  und  wenn 
er  es  thäte,  was  für  einen  Preis  würde  sein  Aktivvermögen  finden? 

Auf  der  anderen  Seite  ist  aber  gewiss,  dass  im  allgemeinen 
von  seiten  der  Übrigen  Staaten  in  dieser  Richtung  zu  wenig  geschieht. 
Das  Vermögen  des  Staats  ist,  wenn  es  über  das  unbedingte  Be- 
dürfnis hinausgeht,  ein  totes  und  der  Aufwand  dafür  ist  unberech- 
tigter Luxus.  Es  wäre  z.  B.  —  was  freilich  aus  den  italienischen 
Nachweisungen  auch  nicht  zu  ersehen  ist  —  ganz  gut,  ersehen  zu 
können,  welches  Vermögen  in  Dienstwohnungen  der  Beamten  der 
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verschiedenen  Venvaltungszweige  angelegt  ist,  wobei  dann  allerdings 
aus  den  Rechnungen  zu  ersehen  sein  müsste,  was  deren  Erhaltung 
alljährlich  kostet.  Es  wäre  insbesondere  in  Ansehung  der  Staats- 
betriebe —  Post,  Eisenbahnen,  Telegraphen,  Berg-  und  Hütten- 
werke u.  a.  —  eigentlich  notwendig,  zu  wissen,  welcher  Vermögens- 
wert in  denselben  angelegt  ist,  um  die  Angemessenheit  ihres  Ertrags 
und  der  Wirtschaftlichkeit  der  Verwaltung  darnach  beurteilen  zu 
können. 

Von  anderen  Staaten  scheint  nur  Sachsen  einen  Teil  des  Staats- 
vermögens in  seinem  Rechnungswesen  zu  berücksichtigen,  insoferne 
bei  Staatsgewerben  —  insbesondere  den  Berg-  und  Hüttenwerken  — 
die  Vorräte  an  Naturalien,  Materialien  und  Fabrikaten  Erwähnung 
finden,  weil  aus  den  Ergebnissen  der  Geldrechnung  allein  deren 
Leistungsfähigkeit  nicht  vollständig  beurteilt  werden  kann. 

Es  ist  selbstverständlich,  dass  das  ganze  Rechnungswesen  sich 
auf  eine  Buchführung  gründet,  welche  durchaus  die  gleiche  Form 
und  Beschaffenheit  hat,  wie  jenes  selbst.  Die  Buchführung  des 
Jahrs  ist  und  muss  sein:  die  allmählich  entstehende  Rechnung,  und 
diese  der  Auszug  und  Abschluss  jener.  So  ist  es  in  allen  Staaten, 
auch  in  Italien,  und  kann  nicht  anders  sein. 

In  der  Regel  begnügt  man  sich  hiermit,  denn  das  Rechnungs- 
wesen ist  der  Zweck  und  das  Ziel  der  Buchführung;  alles,  was  durch 
letztere  klargestellt  werden  soll,  muss  aus  dem  ersteren  zu  ersehen 
sein,  und  wenn  es  das  leistet,  so  hat  auch  die  Buchführung  ihre 
Schuldigkeit  gethan.  Entspricht  das  Rechnungswesen  dieser  An- 
forderung nicht  oder  nicht  genügend,  so  ist  allerdings  auch  die 
Buchführung  unvollkommen,  aber  sie  trägt  nicht  die  Schuld  davon, 
sondern  das  Rechnungswesen  muss  vervollständigt,  verbessert,  mehr 
gegliedert,  übersichtlicher  und  durchsichtiger  gemacht  werden,  und 
die  Buchführung  wird  und  muss  dann  diesen  Aenderungen  von  selbst 
folgen.  ■ 

In  Italien  geht  man  aber  noch  weiter.  Durch  das  Gesetz  über 
das  Staatsrechnungswesen  ist  angeordnet,  dass  die  Staatsbuchhaltung 
(Ragioneria  generale)  die  Ergebnisse  der  Feststellung,  Erhebung  und 
Ablieferung  der  Einnahmen,  sowie  der  Bestimmung,  Anweisung  und 
Auszahlung  der  Ausgaben  nach  den  Regeln  der  doppelten  Buch- 
führung zusammenfassen  und  klarstellen  soll,  und  zwar  nicht  nur 
nach  den  Kapiteln  des  Budget,  sondern  auch  nach  den  verschiedenen 
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Diensteszweigen  und  nach  der  Verantwortlichkeit  jedes  Verwaltungs- 
gebiets. Auch  soll  sie  die  Veränderungen  vom  Stande  des  beweg- 
lichen und  unbeweglichen  Staatsvermögens  zusammenstellen  und  in 
Uebersicht  erhalten. 

Neben'  der  für  die  Rechnungsstellung  unentbehrlichen  rech- 
nerischen Buchführung  besteht  also  noch  eine  zweite  Buchführung 
nach  den  Regeln  der  doppelten  Methode  t  und  auch  deren  Haupt- 
ergebnisse werden  kurz  zusammengefasst  am  Schlüsse  des  Staats- 
rechnungswesens als  Anhang  (Appendice)  desselben  dem  Parlamente 
vorgelegt. 

Den  Anstoss  hierfür  gab  der  von  dem  ständigen  Finanzausschuß 
des  Senats  im  Jahre  1881  geäusserte  Wunsch,  es  möge  künftig 
durch  das  Staatsrechnungswesen  auch  volle  Klarheit  über  die  Be- 
ziehungen zwischen  der  Budgetrechnung,  der  Vermögensrechnung 
und  den  Spezialrechnungen  hergestellt  werden,  um  die  einen  durch 
die  anderen  kontrollieren  zu  können. 

Die  Anregung  ging  ohne  Zweifel  aus  von  Herrn  Cerboni,  dem 
verdienstvollen  Direktor  der  Staatsbuchhaltung,  und  es  kann  daher 
keinen  besseren  Weg  geben,  um  die  Absichten  kennen  zu  lernen, 
welche  durch  diese  Einrichtung  erreicht  werden  sollen,  als  seine 
eigenen  Begründungen,  wie  er  sie  in  einer  Denkschrift  niedergelegt 
hat,  welche  er  dem  internationalen  litterarischen  Kongress  im  Jahre 
1882  in  Rom  überreicht  hat. 

Der  nächste  Zweck  dieser  Denkschrift  war  zwar  die  Förderung 
einer  Gleichförmigkeit  des  Rechnungswesens  aller  Staaten  im  Interesse 
der  vergleichenden  Finanzstatistik,  und  ihr  Titel  ist  daher:  „Ueber 
die  Wichtigkeit  einer  einheitlichen  Rechnungswissenschaft-  (Sur  l'im- 
portance  d'unifier  les  e'tudes  de  la  comptabilite).  Aber  da  er  in 
seiner  Buchführung  und  der  Wiedergabe  ihrer  Ergebnisse  ein  Mittel 
erblickt,  diese  Einheitlichkeit  und  Gleichförmigkeit  herbeizuführen 
—  vermutlich,  weil  dabei  ohne  Uniformierung  aller  Budget«  doch 
die  Ergebnisse  der  Rechnungen  nach  gleichartigen  Gesichtspunkten 
verarbeitet  und  in  besonderer  Weise  Ubersichtlich  zusammengestellt 
wurden  — ,  verbreitet  er  sich  eingehend  über  dieselbe.  Die  von  ihm 
eingeführte  Buchführung  erachtet  er  für  den  bezeichneten  Zweck  als 
besonders  geeignet,  weil  sie  einen  universalen  Charakter  habe,  ver- 
möge dessen  sie  für  jede  Art  und  Form  einer  Wirtschaft  und  Ver- 
waltung des  Staats,  der  Körperschaften  wie  der  Privaten  passe,  indem 
sie  ihrem  Gedanken  nach  über  der  Zufälligkeit  der  einzelnen  Er- 
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seheinungsformen  stehe,  und  deren  wirtschaftliche  Ergebnisse  nach 
allgemeinen,  gemeinsamen  Gesichtspunkten  ordne.  Das  gemeinübliche 
Rechnungswesen,  sagt  er,  gebe  genügenden  Aufschluss  über  die  ein- 
zelnen Teile  der  Verwaltung,  aber  es  gewähre  keinen  Einblick  in 
die  Lage  und  den  Zustand  des  Ganzen.  Sobald  die  Notwendigkeit 
herantrete,  sich  der  gesamten  Finanzlage  klar  bewusst  zu  werden, 
besonders  also  in  kritischen  Augenblicken,  müsse  bei  der  alten 
Methode  ein  vollständiger  Rechnungsabschluss  her-  und  mühsam  zu- 
sammengestellt werden,  während  bei  seiner  Buchführung  jederzeit 
das  Gesamtergebnis  des  Ganzen  klarliege;  sie  diene  als  ein  sicheres 
wirtschaftliches  Barometer,  und  gewähre  durch  die  sich  gegenseitig 
kompensierenden  Eintragungen,  durch  die  gleichwertigen  Gegenüber- 
stellungen der  Buchführung,  die  Gewährleistung  der  vollsten  Richtigkeit. 

Cerboni  verlangt,  einfach,  praktisch  und  recht*  konkret  aus- 
gedrückt, von  dem  Abschluss  des  Rechnungswesens,  dass  er  nicht 
nur  zeige,  wie  sich  die  wirklichen  Einnahmen  und  Ausgaben  zu  den 
Budgetanschlägen  und  wie  sich  beide  unter  sich  verhalten,  mit  welchem 
Ueberschuss  der  Einnahme  oder  Ausgabe  also  die  Rechnung  ab- 
schliesst,  sondern  dass  er  auch  erkennen  lasse,  ob  die  Einnahme  nicht 
durch  Verminderung  des  Vermögens  erhöht  ist,  und  ob  umgekehrt 
durch  die  Ausgaben  nicht  eine  Vermehrung  desselben  eingetreten  ist. 
Es  ist,  kurz  gesagt,  der  Einfluss  der  Staatswirtschaft,  wie  sie  in  der 
Staatsrechnung  dargestellt  ist,  auf  den  Stand  und  die  Entwickelung 
des  Staatsvermögens  und  das  ganze  Verhältnis  beider,  was  er  durch 
seine  Buchführung  veranschaulichen  will. 

In  vollständig  formulirter  Weise  werden  schliesslich  die  Mittel, 
durch  welche  dies  erreicht  werden  soll,  also  die  Anforderungen, 
welche  Cerboni  an  seine  Buchführung  stellt,  und  die  Erwartungen, 
die  er  von  ihr  hegt,  in  folgenden  Sätzen  nach  prinzipiellen  Gesichts- 
punkten zusammengefasst: 

I.  a.  Vergleichungsfähiges  Nebeneinander  der  beiden  grossen 
Staatswirtschaftsrechnungen,  nämlich 

1)  der  Vermögensrechnung,  welche  alle  wirtschaftlichen 
Ergebnisse  der  ganzen  Gebarung  in  sich  aufnimmt; 

2)  der  gesetzmässigen  Budgetrechnung,  deren  höchster 
Zweck  ist,  zu  zeigen,  wie  die  vom  Parlament  be- 
willigten Einnahmen  eingegangen,  und  wie  und  in 
welchem  Masse  die  von  diesem  den  anweisenden  Be- 
hörden eröffneten  Kredite  benützt  worden  sind; 
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b.  die  Verbindung   der   zwischen   diesen  beiden  grossen 
Rechnungen   bestehenden  Beziehungen  mittels  gleich- 
zeitiger vergleichender  Eintragungen. 
II.  a.  Scheidung  der  Vermögensrechnung  in  zwei  Rechnungs- 
wesen, nämlich: 

1)  Rechnungswesen  über  deu  Inhalt  des  positiven  und 
negativen  Vermögens  im  einzelnen, 

2)  Rechnungswesen  über  die  Verbindlichkeiten  und  An- 
sprüche der  Beamten  und  dritten  Personen  (agenti  e 
correspondent!)  ;• 

b.  Verbindung  dieses  doppelten  Rechnungswesens  mittels 
Gegenüberstellung  der  Rechnungen. 

III.  a.  Scheidung  der  Budgetrechnung  über  die  Bewilligung 

1)  für  die  Einnahmen  in 

a.  das  budgetmäßige  Rechnungswesen  nach  den  Ab- 
teilungen und  Kapiteln  der  Parlamentsbewilligung. 

ß.  das  Rechnungswesen  der  anweisenden  Behörden 
nach  den  Verwaltungszweigen  und  den  für  diese 
bestehenden  Einteilungen ; 

2)  für  die  Ausgaben  nach  der  gleichen  Auscheidung  wie 
bei  den  Einnahmen; 

b.  die  Verbindung  der  beiderlei   Rechnungswesen  durch 
Gegenüberstellung. 

IV.  a.  Unterscheidung  der  Verwaltungsvorgänge  in  zwei  Arten, 

nämlich 

1)  verändernde  Vorgänge,  welche  den  Wert  des  Ver- 
mögens vermehren  oder  vermindern, 

2)  vertauschende  Vorgänge,  welche  den  Gegenstand  des 
Vermögens  umwandeln,  ohne  seinen  Geldwert  zu  ändern: 

b.  Eintragung  dieser  Vorgänge  nach  dem  doppelten  System 
der  Gegenüberstellung  und  Ausgleichung. 
V.  Vergleichungsfähiges  Nebeneinander  in  den  Zergliederungen 
(den  detaillierenden  Nachweisungen)  nach  den  Zwecken, 
welchen  sie  dienen  sollen. 
Cerboni  erkennt  übrigens  an,  dass  es  nicht  möglich  sei,  diesen 
Anforderungen  auf  einmal  gerecht  zu  werden,  sondern  dass  es  sieb 
um  ein  Werk  handle,  w'elches  zu  seiner  Entwicklung  Zeit  brauche. 
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II. 

Die  gewöhnliche  doppelte  Buchführung. 

Die  Frage  ist  nun,  auf  welche  Weise  die  hier  gestellten  Auf- 
gaben im  Wege  der  doppelten  Buchführung  gelöst  werden  sollen. 

Die  doppelte  Buchführung  beruht  zunächst  auf  einer  Anzahl 
von  Büchern,  deren  jedes  in  erster  Reihe  bestimmt  ist,  eine  gewisse 
Art  von  Geschäftsvorgängen  nach  der  Zeitfolge  aufzunehmen,  den 
in  denselben  enthaltenen  Geldbetrag  oder  Geldwert  darzustellen,  um 
so  in  jedem  Augenblicke  abgeschlossen  werden  zu  können,  und  durch 
deren  Zusammenstellung  auszuweisen,  um  welchen  Gesamtbetrag  sich 
seit  dem  letztvorhergehenden  Abschlüsse  das  Vermögen  an  Geld  und 
Geldeswert  verändert  hat. 

Unter  diesen  Büchern  kommt  als  erstes  in  Betracht  das  Kassa- 
buch.   Das  Nächstliegende  für  jede  geordnete  Wirtschaft  ist  ja  die 
Aufschreibung  der  Geldeinnahmen  und  Ausgaben  nach  der  einfachen 
Zeitfolge,  wobei  vermerkt  wird,  wofür  die  einen  eingekommen  und 
die  anderen  geleistet  worden  sind.  Hieran  reihen  sich  als  notwendige 
Folge   weitere  Aufschreibungen  über  das,   was  der  Wirtschafter 
schuldig  geworden  ist,  und  über  das,  was  er  zu  fordem  hat.  Hierauf 
beruht  die  Führung  des  Buches  über  Schulden  und  Guthaben,  das 
sich,  weil  der  Wirtschafter  hier  als  Person  anderen  Personen  gegen- 
übersteht, zum  Kreditoren- und  Debitorenbuch  gestaltet.  Dieses 
kann  nun  aus  eben  diesem  Grunde  und  weil  es  dazu  bestimmt  ist, 
den  Stand  des  Vermögens  an  Guthaben  und  Schulden  darzustellen 
und  durch  seinen  Abschluss  auf  einen  Blick  ersichtlich  zu  machen, 
nicht  die  gewöhnlichen  Haushaltskategorien  der  Einnahme  und  Aus- 
gabe aufzeigen,  sondern  muss  sich  an  die  Begriffe  des  Guthabens  und 
der  Schuld  anschliessen  und  demgemäss  die  ihm  angehörenden  Beträge 
als  „Kredit  und  Debet,"  oder  „ Haben  und  Soll"  ersichtlich  machen. 
Dieses  Buch  enthält  also  die  Personifikation  der  Gläubigerschaft  und 
der  Schuldnerschaft  des  Wirtschafters,  und  seinen  Zweck  erreicht  es 
in  seiner  Führung  dadurch,  dass  die  Schulden  des  Wirtschafters  als 
„  Kredit  *  oder  „Haben",  die  Guthaben  als  „Debet"  oder  „Soll"  ein- 
getragen werden,  die  Tilgungen  aber  notwendigerweise  in  entgegen- 
gesetzter Richtung,  also  die  des  Wirtschafters  als  „Debet"  oder  „Soll" 
der  Gläubiger,  die  der  Schuldner  als  deren  „Kredit"  oder  „Haben". 

Hier  liegt  nun  der  Punkt,  aus  welchem  sich  die  ganze  Buch- 
führung zur  doppelten  ausgestaltet,  nämlich  zu  einer  Buchführung 
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des  Wirtschafters  für  sich  und  tiir  diejenigen  anderen  Personen,  mit 
welchen  er  im  Verkehre  steht,  soweit  diese  mit  ihm  selbst  in  Be- 
ziehung stehen,  und  zwar  zunächst  in  summarischer  Weise,  also  für 
seine  Gläubigerschaft  und  Schuldnerschaft,  wobei  aber  selbstverständ- 
lich jede  einzelne  Eintragung  die  Person  und  die  Veranlassung  jeder 
Schuld,  Forderung  und  Tilgung  ersichtlich  macht. 

Da  nun  der  letzte  Zweck  der  ganzen  Buchführung  darin  be- 
stehen muss,  den  Stand  des  ganzen  Vermögens  durch  den  Abschluss 
ersichtlich  zu  machen,  so  breitet  sich  dieser  Grundgedanke  des  De- 
bitoren- und  Kreditorenbuchs  über  die  ganze  Buchführung  aus  und 
wirkt,  um  die  notwendige  Einheit  und  mit  ihr  die  Möglichkeit  eines 
Gesamtabschlusses  aller  Bücher  herbeizuführen,  auch  auf  das  Kassa- 
buch zurück,  welches  an  sich  nur  der  natürlichen  Einteilung  in  Ein- 
nahme und  Ausgabe  zu  folgen  braucht,  bei  deren  Festhaltung  aber 
mit  dem  Kreditoren-  und  Debitorenbuch  nicht  gleichartig  sein  würde. 
Die  Kasse  erfahrt  also  die  nämliche  Personifikation,  wie  die  Gläubiger- 
schaft und  Schuldnerschaft,  und  wird  als  selbständige  Person  be- 
handelt und  dem  Wirtschafter  gegenübergestellt.  Ihre  Einnahmen 
werden  zum  „Debet"  oder  „Soll",  ihre  Ausgaben  zu  Gutmachuugen. 
zum  „Kredit"  oder  „ Haben". 

Wenn  nun  bei  einer  grösseren  Zahl  von  Gläubigern  und  Schuld- 
nern für  jeden  derselben  zur  Erzielung  der  Uebersicht  und  Klarheit 
noch  besondere  Aufschreibungen  für  die  einzelnen  Personen  geführt 
werden,  welche  den  Inhalt  des  Kreditoren-  und  Debitorenbuches 
weiter  zergliedern,  so  ist  zunächst  der  Zweck  der  Buchführung  er- 
reicht, insoweit  die  reine  eigentliche  Geldwirtschaft  deren  Ziel  ist. 

Mit  diesem  *  insoweit"  ist  aber  schon  ausgesprochen,  dass  die 
Buchführung  hierbei  nicht  stehen  bleiben  kann,  denn  das  Geld  ist 
bei  weitem  nicht  das  ganze  Vermögen,  und  die  Darstellung  der  Geld- 
gebarung  noch  lange  nicht  die  Darstellung  des  ganzen  Wirtschafts- 
ganges und  Vermögensstandes.  Das  Bedürfnis  zwingt  also  zur  Be- 
rücksichtigung auch  der  übrigen  Vermögensteile. 

Zunächst  müssen  also  die  Gegenstände,  die  Güter  in  Betracht 
kommen,  welche  in  der  Wirtschaft  ein- und  ausgegangen  sind,  und  müssen 
eine  gleichartige  Behandlung  erfahren,  wie  das  Geld.  Insoferne  nun 
Sachen  gegen  Barzahlung  verkauft  und  erkauft  worden  sind,  besteht 
eine  Einzelaufzeichnung  derselben  schon  im  Kassabuch,  welche  ersehen 
lässt,  wofür  Geld  eingenommen  und  ausgegeben  worden  ist.  Was  abt- r 
auf  Kredit  bezogen  oder  abgegeben  worden  ist,  darüber  ist  nun  eine 

474 


Digitized  by  Google 


Pie  dopMte  Buchführung  in  der  italienischen  Staatshuchhaltung. 


21 


weitere  Buchführung  nötig,  welche  durch  zwei  Bücher  erreicht  wird, 
deren  eines  ersehen  lässt,  welcher  Wert  an  Sachen  auf  Kredit  be- 
zogen, und  welcher  auf  Kredit  verkauft  worden  ist.  Da  die  hierbei 
entstehenden  Guthaben  und  Schulden  nebst  den  Tilgungen  ihre  Be- 
rücksichtigung schon  im  Kreditoren-  und  Debitorenbuch  finden,  so 
handelt  es  sich  jetzt  nicht  mehr  um  diese,  sondern  nur  um  die 
Sachen,  und  die  hier  in  Frage  kommenden  beiden  Bücher  repräsen- 
tieren also  den  Gang  der  Wirtschaft  und  den  Stand  des  Vermögens, 
soweit  nach  der  einen  oder  nach  der  anderen  Seite  kreditierte  Sachen 
in  Betracht  kommen.  Im  gewerblichen  Leben  heissen  diese  beiden 
Bücher:  Fakturenbuch  und  Kladde.  Ein  Soll  und  Haben  für 
jedes  derselben  ist  bei  ihrem  Zweck  nicht  nötig,  denn  sie  stehen  sich 
selbst  wie  diese  beiden  Begriffe  gegenüber,  indem  das  Fakturenbuch 
nur  „SollB  des  personifizierten  Sach Vermögens  an  bezogenen  Gegen- 
ständen, die  Kladde  nur  „Haben"  desselben  an  abgegebenen  (wie  im 
Kassabuch  beim  Gelde)  darstellt. 

Bis  hierher  sind  die  verschiedenen  Bücher  aber  übersichtslos 
und  müssen  daher  durch  weitere  Buchführung  erst  zur  Einheit  ge- 
bracht werden.  Der  Weg  zu  diesem  Ziele  führt  durch  das  Haupt- 
buch, in  welchem  die  eigentliche  Buchführung  beruht,  und  für 
welches  die  übrigen,  vorher  genannten  Bücher  nur  das  Material 
liefern.  Dieses  enthält  so  viele  Abteilungen  als  man  Geschäftszweige 
hat  und  Gesichtspunkte  aufstellt,  nach  welchen  man  Klarheit  über 
den  jeweiligen  Stand  der  einzelnen  Zweige  und  Seiten  der  Wirtschaft 
gewinnen  will.    Solche  Abteilungen  (Konti)  sind  insbesondere: 

Der  Kassenkonto,  welcher  seinen  Inhalt  aus  dem  Kassen- 
buch schöpft,  der  Kreditoren-  und  Debitorenkonto,  welcher 
den  Inhalt  des  entsprechenden  Buches  wiedergibt,  der  Warenkonto, 
welcher  den  Erwerbspreis  der  Waren  '  aus  dem  Fakturen-  und  aus 
dem  Kassabuch,  sowie  den  Verkaufspreis  aus  dem  letzteren  und  aus 
der  Kladde  —  ersteren  als  Soll,  letzteren  als  Haben  —  zusammenfasse 
der  Gewinn-  und  Verlustkonto,  welcher  das  Ergebnis  der  übrigen 
Konti  aufnimmt,  der  Vermögenskonto,  welcher  das  Resultat  des 
letzteren  an  den  vorhergehenden  Vermögensstand  anreiht.  Zur  Klar- 
stellung einzelner  Geschäftszweige  und  Verhältnisse  werden  nach  Be- 
dürfnis Unterkonti  angelegt,  welche  den  Inhalt  der  Hauptkonti  nach 
den  erforderlichen  Beziehungen  zergliedern. 

Die  Einträge  in  die  ersten  drei  Konti  und  deren  Unterkonti 
erfolgen  periodisch  fortlaufend,  jene  in  die  letzten  beiden  aber  erst 
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zum  Zwecke  des  Abschlusses,  welcher  seinen  Gipfelpunkt  in  dem 
Bilanzkonto  findet,  indem  dieses  anschliessend  an  den  vorher- 
gehenden Vermögensstand  die  Hauptergebnisse  der  übrigen  Konti  als 
deren  Gläubiger  im  Haben  und  als  Schuldner  des  Wirtschafters  im 
Soll  aufnimmt.  Der  Abschluss  der  übrigen  Konti  erfolgt  in  völliger 
Ausgleichung  von  Soll  und  Haben,  indem  die  Differenzen  als  Saldi 
übertragen  und  den  Minderbeträgen  zugesetzt  werden. 

Neben  dem  Hauptbuch  steht'  das  Journal,  welches  ebenso 
wie  jenes  periodisch  fortlaufend  geführt  wird,  indem  die  Einträge 
der  zuerst  genannten  Bücher  nach  den  Konten  des  Hauptbuchs  jedes- 
mal vorbereitend  zusammengestellt  (Journalauszug)  und  nach  den 
einzelnen  Summen  in  das  Journal  übertragen  werden.  Durch  dieses 
Nebeneinander  von  Journal  und  Hauptbuch  wird  die  Buchführung 
auch  äusserlich  eine  doppelte.  Der  Abschluss  muss  auch  hier  das 
nämliche  Hauptergebnis  liefern,  wie  beim  Hauptbuch,  und  insoferne 
beide  Bücher  auf  dem  Grund  der  gleichen  Unterlagen  von  ver- 
schiedenen Händen  geführt  werden,  liegt  in  der  Uebereinstimmung 
ihrer  Abschlüsse  die  Gewähr  für  die  Richtigkeit' beider. 

Diese  kurze  Darstellung  der  doppelten  Buchführung  kann  und 
soll  keinen  Anspruch  darauf  machen,  dieselbe  zum  völligen  Ver- 
ständnis zu  bringen.  Es  handelt  sich  hier  nur  darum,  sie  nach  ihren 
Grundzügen  zu  schildern,  da  sie  nur  den  Ausgangspunkt  für  die  in 
der  italienischen  Staatsbuchhaltung  eingeführte  Buchführung  bildet. 
Hierfür  dürfte  das  Gesagte  genügen,  wobei  aber  nicht  unbemerkt 
bleiben  darf,  dass  bei  der  im  Gewerbebetrieb  üblichen  Buchführung 
das  Ganze  nicht  in  Geld  und  Forderungen  bestehende,  das  sächliche 
Vermögen  nicht  fortlaufend  aufgezeichnet  wird,  dass  eine  Buchführung 
darüber  nicht  stattfindet,  sondern  dass  dessen  Stand  beim  Abschluss 
immer  erst  durch  die  Inventur  ermittelt  werden  muss.  Der  Abschluß 
gestaltet  sich  daher  immer  zu  einer  Arbeit  von  grossem  Umfang. 

Ausserdem  gewährt  die  doppelte  Buchführung  und  ihr  Abschluss 
zwar  ein  getreues  Bild  des  wirklich  vorhandenen  Vermögens  in  Geld 
und  Geldeswert  im  ganzen,  keineswegs  aber  davon,  wieviel  vom 
letzteren  vorhanden  ist  —  das  muss  durch  die  Inventur  festgestellt 
werden  — ,  und  auch  nicht  davon,  wieviel  von  dem  einen  oder  von 
dem  anderen  vorhanden  sein  soll.  Wenn  also  der  Abschluss  ein 
unbefriedigender  ist  und  ein  unberechtigter  Abgang  wahrnehmbar 
wird,  so  lässt  sich  nicht  ermitteln,  ob  derselbe  am  Geld  oder  an  den 
Sachen  stattgefunden  hat. 
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Diese  Mängel  sind  aber  im  Handel  und  im  Gewerbe  wenig 
störend,  weil  derjenige,  welcher  die  Bücher  führt  oder  führen  lässt, 
der  Eigentümer  selbst  ist,  unter  dessen  Augen  und  nach  dessen  An- 
ordnungen alle  Vorgänge  stattfinden,  und  welcher  niemanden  ver- 
antwortlich ist.  Für  ein  Staatsrechnungswesen  aber  machen  diese 
Umstände  die  doppelte  Buchführung  in  der  gewöhnlich  üblichen  Form 
unbrauchbar,  denn  im  Staat  ist  der  Rechnungssteller  und  Geschäfts- 
führer nicht  selbst  Eigentümer,  sondern  nur  Verwalter  und  ist  ver- 
antwortlich. 

Die  doppelte  Buchführung  wurde  daher  auch  in  Italien  nicht 
an  die  Stelle  der  budgetmässigen  Rechnung  und  Buchführung  ge- 
setzt, sondern  neben  diese,  und  wurde  von  dem  schon  mehr  er- 
wähnten Direktor  der  Staatsbuchhaltung  Cerboni  in  einer  ingeniösen 
Weise  der  Form  nach  so  umgestaltet,  dass  sie  einer  gewissen  Ver- 
bindung mit  dem  eigentlichen  Rechnungswesen  fähig,  und  dass  sie 
imstande  ist,  mit  demselben  in  kontrollierende  Vergleichung  gebracht 
zu  werden  und  den  eben  mitgeteilten  Anforderungen  in  wenigstens 
genügender  Weise  zu  entsprechen. 


in. 

Die  Logismographie. 

Diese  verbesserte  Art  der  doppelten  Buchführung,  welche  von 
ihrem  Erfinder  den  Namen  „ Logismographie 44  erhalten  hat,  findet 
ihren  Eingang  auch  in  die  Kontors  der  Privatgeschäfte,  welchen  sie 
den  sehr  erheblichen  Vorteil  gewährt,  in  jedem  Augenblicke  aus  dem 
Journale  allein,  ohne  weiteren  Bücherabschluss  den  Stand  des  Rein- 
vermögens und  den  reinen  Forderungs-  oder  Schuldenstand  ersehen 
zu  lassen. 

Zu  diesem  Zwecke  hat  das  Journal  eine  sehr  erhebliche  Er- 
weiterung und  Vervollständigung  erfahren  indem  dasselbe  in  zwei 
Hauptspalten  die  beiden  Haupt-  oder  Grundkonti  der  ganzen  Buch- 
führung aufnimmt,  welche  sofort  den  ganzen  Charakter  der  Doppel- 
methode darstellen.  Der  erste  Grundkonto  ist  der  Eigentümer- 
konto,  welcher  das  Rein  vermögen  und  die  darin  vorkommenden 


')  Die  Darstellung  der  Logismographie  folgt  hier  der  kurzen  und  klaren 
Schilderung  des  k.  k.  Professors  Dr.  .1.  Schrott  in  dessen  kleiner  Schrift:  „Die 
Logismographie,  eine  neue  doppelte  Buchführungsmethode. "  Wien,  Selbstverlag. 
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Aenderungen  darstellt  und  so  der  gewöhnlichen,  alten  Doppelbuch- 
führung  wesentlich  fremd  ist,  da  diese  sich  durchaus  dem  Eigentümer 
objektiv  gegenüberstellt;  der  zweite  dagegen  repräsentiert  den  Grund- 
gedanken derselben,  die  Vermögensteile  und  Wirtschaftszweige  zu 
personifizieren,  indem  er  sich  dem  ersten  gegenüber-  und  das  Brutto- 
vermögen mit  seinen  Veränderungen  darstellt,  und  zwar  ausgeschieden 
einerseits  nach  dem  Sachvermögen  an  Geld  und  Gütern,  anderseits 
nach  den  Forderungen  und  Schulden.  Diese  beiden  Abteilungen 
finden  ihre  Personifikation  in  ersterer  Hinsicht  in  den  zur  Wirtschaft 
gehörigen,  in  letzterer  Hinsicht  in  den  mit  derselben  durch  Verbind- 
lichkeiten (Forderungen  und  Schulden)  in  Beziehung  stehenden  Per- 
sonen. Der  zweite  Grundkonto  als  Wirtschaftskon  to  teilt  sieb 
also  sofort  mittels  zweier  Spalten  in  den  Agentenkonto  und 
Korrespondentenkonto.  Jeder  dieser  zwei  bezw.  drei  Konti 
nimmt  anschliessend  an  den  aus  dem  letzten  Abschluss  sich  er- 
gebenden Stand  alle  wirklichen  Veränderungen  in  der  Substanz 
des  Vermögens  nach  den  beiden  Kategorien  von  Soll  und  Haben  auf 
wie  in  der  gewöhnlichen  doppelten  Buchführung,  aber  mit  dem 
Unterschiede,  dsiss  im  Wirtschaftskonto  die  Schulden  mit  den  Ein- 
nahmen und  die  Guthaben  mit  den  Ausgaben  nicht  zusammen- 
geworfen, sondern  geschieden  gebucht  werden. 

Da  aber  in  jeder  Wirtschaft  ausser  den  das  Vermögen  ver- 
ändernden auch  solche  Vorgänge  häufig  vorkommen,  welche  zwar 
die  Gegenstände  und  Bestandteile  des  Vermögens,  nicht  aber  dieses 
selbst  verändern,  wie  z.  B.  bei  jedem  Kauf  und  Verkauf,  bei  jeder 
Schuldentilgung  und  Cession  u.  s.  w.  zunächst  nur  ein  Vertauschen 
einzelner  Vermögensteile  mit  anderen  gleichwertigen  stattfindet,  und 
da  solche  Vertauschungen  ohne  direkten  Einfluss  auf  den  Stand  des 
Vermögens  im  ganzen  sind,  also  nur  die  für  wirksame  Veränderungen 
bestimmten  Konti  und  Spalten  unnötig  belasten  würden,  so  ist  hierfür, 
insoferne  gleichartige  Grössen  in  Betracht  kommen,  also  die  Ver- 
tauschung zwischen  dem  Soll  und  Haben  des  nämlichen  Wirtschafts- 
konto stattfindet,  eine  besondere  Permutations  spalte  dem  Formular 
des  Journals  angefügt,  welche  diese  Vertauschungen  aufnimmt,  so- 
weit sie  sich  der  Grösse  nach  decken.  Wenn  also  Waren  gegen 
Barzahlung  verkauft  oder  gekauft  werden,  so  gibt  dies  keine  Ein- 
tragung in  den  Agentenkonto,  sondern  nur  in  die  Permutationsspalte, 
und  zwar  kann  dies  im  einfachen  oder  im  doppelten  Betrage  ge- 
schehen.   Letzteres  ist  vielleicht  richtiger,  weil  auch  der  Vorgang 

47S 


Digitized  by  Google 


\ 


Die  doppelte  Buchführung  in  der  italienischen  Staatsbuchhaltung.  25 

ein  zweiseitiger,  doppelter  war.  Wenn  aber  Waren  auf  Kredit  ge- 
kauft oder  verkauft  werden,  so  ist  dies  keine  Permutation,  weil  hier 
die  beiden  Wirtschaftskonti  in  Betracht  kommen,  wobei  der  gleiche 
Betrag  dem  einen  zu  Soll  dem  andern  zu  Haben  gestellt  wird.  Wenn 
ferner  beim  Uebertrag  des  Vermögensstandes  Guthaben  und  Schulden 
in  Betracht  kommen,  so  nimmt  der  Korrespondentenkonto  nur  die 
Differenz  beider  auf  (also  überschiessende  Guthaben  als  Soll  und  um- 
gekehrt), während  der  Betrag,  in  welchem  sie  sich  ausgleichen,  der 
Permutationsspalte  angehört. 

Endlich  besteht,  der  Reihenfolge  nach  als  die  erste,  eine  „Be- 
tragspaltein  welcher  die  zu  einem  Vorgang  gehörigen  Beträge  der 
übrigen  Spalten  bezw.  Konti  summiert  werden. 

Um  aber  den  Inhalt  dieser  Konti  zu  erläutern,  die  Ergebnisse 
der  einzelnen  Zweige  und  Seiten  der  Wirtschaft  klarzustellen,  und 
namentlich  auch,  um  für  den  Abschluss  des  Journals  die  Gewinn- 
und  Verlustbeträge  zu  ermitteln,  müssen  zu  den  Grund-  und  Haupt- 
konten die  nötigen  Unterkonto  eröffnet  und  geführt  werden.  Dies 
sind  die  Zergliederungen  (Svolgimenti) ,  welche  den  Inhalt  der 
Hauptkonti  in  seine  Bestandteile  auflösen,  und  welche  zunächst  als 
Zergliederungen  ersten  Grades  denselben  nach  seinen  Hauptarten 
zerlegen,  und  dann  als  Zergliederungen  zweiten,  dritten  Grades  u.  s.  f. 
wieder  den  Inhalt  des  ersten  Grades,  des  zweiten  Grades  u.  s.  f. 
spezialisieren,  soweit  dies  irgend  für  erforderlich  erachtet  werden 
mag.  So  wird  z.  B.  die  Zergliederung  ersten  Grades  für  den  Agenten - 
konto  in  besonderen  Spalten  Unterkonti  ftlr  Geld,  Waren,  Immobilien, 
Mobilien  u.  s.  f.  enthalten,  der  Warenkonto  aber  wieder  eine  Zer- 
gliederung zweiten  Grades  für  die  verschiedenen  Arten  von  Waren 
nötig  raachen;  der  Korrespondentenkonto  wird  sich  nach  den  ver- 
schiedenen Gläubigern  und  Schuldnern  zergliedern  u.  s.  f.  Soweit 
innerhalb  des  zergliederten  Konto  oder  Geschäftszweiges  Permutationen 
vorkommen  können,  müssen  die  Zergliederungen  auch  eine  Spalte 
für  diese  erhalten. 

Bei  diesen  Zergliederungen  wird  in  der  ersten  Spalte  der  In- 
halt des  betreffenden  Journalkonto  oder  bei  den  Zergliederungen 
höheren  Grades  der  des  weiter  zu  erläuternden  vorhergehenden  Grades 
vorangestellt  und  nach  seinen  einzelnen  Posten  in  den  weiteren 
Spalten  oder  Konten  spezialisiert. 

Besondere  Erwähnung  verdient  noch  die  Zergliederung  des 
Eigentüraerkonto.  Dieselbe  gibt  in  der  ersten  Spalte  den  Inhalt  des 
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ersten  Grundkonto  des  Journals  wieder,  welcher  dann  in  zwei  wei- 
teren Hauptspalten:  «Konto  des  Reinvermögens "  und  „Verlust-  und 
Gewinnkonto  ",  in  seine  Bestandteile  aufgelöst  wird.  Der  erstere  ent- 
hält lediglich  das  Reinvermögen  des  vorhergehenden  Abschlusses  im 
„ Haben"  als  Ausgangspunkt  und  den  Gesamtreingewinn  (im  Haben) 
oder  den  Gesamtverlust  (im  Soll)  als  Schlusseintrag.  Der  letztere 
(Verlust-  und  Gewinnkonto)  zerlegt  in  besonderen  Spalten  des  »Soll* 
die  eigentlichen  Verluste,  die  Betriebsausgaben  (Gehalte,  Löhne,  Miet- 
zinse, Steuern  u.  s.  w.)  und  den  Lebensbedarf  sowie  den  Reingewinn, 
im  „Haben"  die  verschiedenen  Arten  von  Gewinn  und  den  Rein- 
verlust. Diese  Buchung  von  Reingewinn  und  Reinverlust  ist  not- 
wendig, weil  dieselben  im  Reinvermögenkonto  in  entgegengesetzter 
Richtung  vorkommen,  so  dass  sich  die  entgegengesetzten  Buchungen 
aufheben  und  zur  Permutation  werden,  während  im  Eigentümerkonto 
selbst  der  Reingewinn  oder  Verlust  nicht  besonders  vorgetragen 
wird,  weil  er  in  den  Einzelgewinnsten  und  Verlusten  schon  enthalten 
ist.  Der  Reingewinn  oder  Verlust  bildet  sich  aus  der  Differenz  zwischen 
den  Zugängen  (Haben)  und  Abgängen  oder  vermögenmindernden  Aus- 
gaben (Soll)  an  dem  ursprünglichen  Reinvermögen ;  die  Einzelgewichte 
und  Verluste  ergeben  sich  aus  den  verschiedenen  Konten  sowie  aus 
dem  Journal  selbst  bezw.  in  Ansehung  des  Ergebnisses  von  Ge- 
schäftszweigen aus  der  Differenz  zwischen  dem  Saldo  des  betreffenden 
Konto  und  dem  Resultat  der  Inventur.  Bemerkenswert  ist  am  Eigen- 
tümerkonto und  an  dessen  Zergliederung,  dass  dieselben  als  Personi- 
fikation des  Eigentümers  subjektiver  Natur  sind,  also  das  Vermögen, 
die  Einnahmen  und  Guthaben  als  „Haben",  die  Schulden  und  Aus- 
gaben aber  als  „Soll"  enthalten,  während  alle  übrigen  Konti  und 
Zergliederungen  jenen  objektiv  gegenüberstehen,  wobei  Vermögen, 
Einnahme  und  Guthaben  des  Eigentümers  als  deren  „Soll",  dessen 
Schulden  und  Ausgaben  aber  als  deren  „Haben"  behandelt  werden 
müssen. 

Die  Gesamtheit  der  Zergliederungen  der  verschiedenen  Grade 
bildet  das  Hauptbuch  der  Logisroographie,  mit  welchem  das  Journal 
dadurch  in  Ubersichtlicher  Verbindung  steht,  dass  bei  jedem  Vortrag 
des  letzteren  in  einer  besonderen  Spalte  die  Nummer  oder  der  Buch- 
stabe vermerkt  wird,  mit  welcher  oder  welchem  die  betreffende  Zer- 
gliederung im  Hauptbuche  bezeichnet  ist,  während  jede  Zergliederung 
in  einer,  der  ersten  Spalte  noch  vorangehenden  Kolonne  bei  jeder 
Post  die  betreffende  Nummer  des  Journals  anführt. 
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Es  wäre  freilich  wünschenswert,  die  Darstellung  des  logismo- 
graphischen  Verfahrens  ausführlicher  und  eingehender  zu  behandeln, 
um  das  Verständnis  desselben  zu  erleichtern  und  dem  Leser  zur 
vollen  Klarheit  zu  bringen.  Allein  dies  würde  unabweisbar  dazu 
führen,  den  ganzen  Inhalt  der  oben  angezogenen  Schrott'schen  Schrift 
entweder  abzuschreiben,  oder  mit  „ etwas  anderen  Worten"  wieder 
zugeben,  was  doch  wohl  zu  weit  gehen  würde.  Wer  sich  also 
darüber  näher  zu  unterrichten  wünscht,  möge  sich  in  dieser  kleinen 
Schrift  die  weitere  Belehrung  suchen.  Ihre  Darstellung  ist  so  knapp 
als  klar,  so  dass  sie  einen  ins  einzelne  gehenden  Auszug  nicht  ge- 
stattet und  dabei  doch  ein  erschöpfendes  Verständnis  gewährt. 


IV. 

Die  Logismographie  der  italienischen  Staatsbuchhaltung. 

Es  kann  wohl  kein  Zweifel  bestehen,  dass  die  logismographische 
Buchführung  grosse  Vorzüge  vor  der  alten  doppelten  besitzt.  Das 
Journal  wird  durch  dieselbe  erst  das,  was  sein  Name  bezeichnet, 
ein  Tagebuch  über  sämtliche  wirtschaftliche  Vorgänge,  die  vor- 
bereitenden Bücher:  Fakturenbuch  und  Kladde  werden  kaum  mehr 
nötig  sein,  die  Anlage,  Führung  und  der  Abschluss  des  Hauptbuches 
werden  beträchtlich  vereinfacht  und  erleichtert  und  das  Journal  er- 
füllt durch  die  Aufnahme  der  beiden  Grundkonti  die  ihm  vom  Er- 
finder gestellte  Aufgabe,  durch  seinen  Abschluss  allein  die  vollständige 
Uebersicht  über  den  Stand  des  Vermögens  nach  seinen  Hauptbestand- 
teilen zu  gewähren,  soferne  es  möglich  ist,  alle  Aenderungen  einzeln 
zu  buchen.  —  Dabei  ist  also  bei  kleineren  und  kleinen  Geschäften, 
beim  Detailverkehr  für  den  Abschluss  die  Inventur  immer  noch 
vorausgesetzt  und  unvermeidlich,  denn  in  der  Privatwirtschaft  dieser 
gewerblichen  und  kaufmännischen  Geschäfte  ist  es  nicht  möglich, 
alle  Veränderungen  des  Vermögens  im  Waren-  und  Materialien- 
bestande  mit  ihren  Wertgrössen  fortwährend  buchmässig  darzustellen. 
Es  würde  das  einen  ganz  unverhältnismässigen  Aufwand  an  Zeit  und 
Arbeit  erfordern,  und  es  ist  regelmässigerweise  auch  nicht  nötig, 
weil  ja  vorausgesetzt  ist,  dass  der  Geschäftsherr  selbst  es  ist,  welcher 
sich  selbst  in  der  Buchführung  Rechenschaft  gibt,  und  unter  dessen 
Augen  und  auf  dessen  Anordnungen  alle  Verwendungen,  Veräusse- 
rungen  und  Erwerbungen  vor  sich  gehen.  Hat  er  aber  einen  Ver- 
treter, weil  er  selbst  diese  Geschäftsleitung  nicht  übernehmen  will 
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oder  kann,  so  tritt  dieser  eben  ganz  an  seine  Stelle,  er  ist  Ver- 
trauensmann, von  welchem  nichts  anderes  verlangt  wird,  als  was  der 
Geschäftsherr  von  sich  selbst  fordern  müsste. 

Bei  der  Staatsverwaltung  trifft  die^aber  nicht  zu.  Der  Staat 
und  seine  Personifikation,  der  Souverän,  kann  die  Geschäfte  nicht 
ebenso  leiten,  wie  der  Geschäftsherr,  die  Verwaltung  ist  dazu  viel 
zu  gross  und  zu  verzweigt.  Die  Leitung  muss  daher  in  die  Hände 
von  Beamten  gelegt  werden,  welche  zwar  auch  in  gewissem  Masse 
eine  Vertrauensstellung  haben,  aber  nur  in  beschränkter  Weise,  denn 
ihre  Zahl  ist  viel  zu  gross,  als  dass  es  möglich  wäre,  jedem  da> 
unbedingte  Vertrauen  zu  schenken,  welches  dem  Vertreter  des  Ge- 
schäftsherrn eingeräumt  werden  muss.  Die  Beamten  sind  also  nur 
Verwalter,  nicht  vollständige  Vertreter  des  Staats,  und  müssen  sich 
die  genaueste  Kontrolle  gefallen  lassen.  Dazu  gehört  nun,  dass  sie 
sich  darüber  auszuweisen  haben,  wie  sie  das  Vermögen,  das  ihnen 
anvertraut  ist,  nicht  bloss  im  grossen  und  ganzen,  nach  seinem  Ge- 
samtwerte erhalten,  verwaltet  und  verwendet  haben,  sondern  auch, 
wie  dies  im  einzelnen  und  einzelsten  geschehen  ist;  sie  müssen  nicht 
bloss  über  den  Gesamtwert  der  Materialien,  überhaupt  aller  Ver- 
mögensteile Buch  fuhren  und  Rechnung  legen,  sondern  auch  über 
diese  selbst.  Dies  geschieht  durch  die  Inventarien  und  Material- 
rechnungen, und  wenn  die  einen  wie  die  anderen  ausser  den  Sachen 
auch  deren  Werte  enthalten,  so  ist  es  möglich,  den  rechnerischen 
Nachweis  über  die  Gebarung  und  den  Stand  des  Vermögens  mit  der 
Rechnung  über  die  eigentlichen  Einnahmen  und  Ausgaben  des  Staat* 
in  Verbindung  zu  setzen. 

Zum  Vermögen  gehören  aber  in  negativer  Weise  auch  die 
Schulden  und  Lasten  des  Staats,  und  auch  diese  müssen  daher  bei 
einer  vollständigen  Vermögensrechnung  Berücksichtigung  finden. 

In  allen  Staaten  wird  nun  zwar  über  die  Schulden  und  über 
das  Sachvermögen  des  Staats  Rechnung  gelegt,  aber  die  Vennögens- 
inventarien  und  Materialrechnungen  enthalten  teilweise  keine  Werts- 
angaben, und  —  meines  Wissens  —  nirgend,  ausser  in  Italien  werden 
sie  zu  Staatsrechnungen  zusammengestellt,  sondern  dienen  lediglieh 
als  Verwaltungsnachweise  für  die  verwaltenden  Dienstesstellen  und 
höchstens  für  die  einzelnen  Verwaltungszweige,  während  über  die 
Schulden,  deren  Bewegung  und  Stand  selbstverständlich  allenthalben 
genaueste  Rechnung  gelegt  wird.  Ebensowenig,  als  ein  centralisiertes 
Material- und  Inventarienrechnungswesen  pflegt  irgend  ein  rechnerischer 
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Nachweis  über  das  Vermögen  an  Rechten  einerseits  und  Lasten 
anderseits  geführt  zu  werden.  Die  Staaten  begnügen  sich  allgemein 
mit  dem  Nachweis  über  die  eigentlichen  Einnahmen  und  deren  Ver- 
wendung sowie  über  die  Schulden. 

Es  ist  jedoch  nicht  in  Abrede  zu  stellen,  dass  ein  Rechnungs- 
wesen über  das  Sachvermögen,  die  Rechte  und  Lasten  des  Staats 
möglich,  dass  also  ein  rechnerischer  Nachweis  über  alle  Teile  des 
Staatsvermögens  ausführbar  ist,  dass  also  der  Staat  die  Voraus- 
setzung erfüllen  kann,  welche  in  der  Privatwirtschaft  nicht  gegeben 
zu  sein  pflegt,  nämlich  durch  seine  Buchführung  ein  fortlaufendes 
Bild  des  gesamten  Vermögensstandes  und  seiner  Bewegung  zu  geben. 
In  der  Staatsverwaltung  ist  es  daher  auch  möglich,  durch  den  Ab- 
schluss  der  Bücher  ohne  Inventur  in  jedem  Augenblick  den  je- 
weiligen Vermögensstand  nachzuweisen,  wenn  die  ganze  Staatsbuch- 
fuhrung  fortlaufend  in  einem  einzigen  grossen  Buche  durch  regelmässig 
zu  erstattende  Rechnungsauszüge  und  Bestandsanzeigen  zusammen- 
läuft. Und  dieses  grosse  Buch,  und  mit  ihm  diese  Möglichkeit  hat 
in  der  That  Cerboni  in  seinem  Journal  der  Staatsbuchhaltung  ge- 
schaffen, nachdem  der  italienische  Staat  das  Inventarien-  und  Ma- 
terialien- nebst  dem  übrigen  Vermögens-,  Schulden-  und  Lasten- 
rechnungswesen dahin  vervollständigt  und  entwickelt  hat,  wie  dies 
sonst  wohl  nirgends  der  Fall  ist,  dass  jene  Rechnungsauszüge  und 
Anzeigen  auf  das  Vermögen  und  dessen  Bestandteile  ausgedehnt  und 
für  die  Staatsbuchhaltung  benützbar  gemacht  werden. 

Es  darf  jedoch  hier  schon  nicht  unerwähnt  bleiben,  dass  dieses 
entwickelte  Schulden-,  Inventarien-  und  Materialienrechnungswesen 
keineswegs  aus  der  doppelten  Buchführung,  sie  heisse  Logismographie 
oder  nicht,  hervorgegangen  und  keineswegs  ihr  eigentümlich  ist,  son- 
dern dass  dasselbe  ebenso  wie  ein  Vermögensbestandsausweis  gerade 
dem  Verwaltungsrechnungswesen  angehört  und  durch  dieses  bedingt 
ist,  während  in  der  doppelten  Buchführung  Vermögen  und  Schulden 
mit  den  Einnahmen  und  Ausgaben  in  Soll  und  Haben  summarisch 
zusammenfliessen  und  nach  ihren  Bestandteilen  nicht,  sondern  nur 
als  vertretbare  Sachen  nach  ihrem  Gesamtwerte  und  Ergebnis  in 
Betracht  kommen. 

Die  doppelte  Buchführung  kann  also  dieses  Rechnungswesen 
nicht  schaffen,  aber  sie  kann  es  benützen  und  damit  ihren  eigenen 
Wert  und  ihre  eigene  Brauchbarkeit  ungemein  erhöhen.  Wie  dies 
geschieht,  und  mit  welchem  Ergebnisse,  das  ist  nun  .in  dem  Journal- 
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abschlösse  und  dessen  Ergänzungsteilen  zu  zeigen,  welcher  dem  ita- 
lienischen Staatsrechnungswerke  beigefügt  ist. 

Vor  allem  ist  nun  einleuchtend,  dass  die  Logismographie,  sowie 
sie  für  die  Privatwirtschaft  bestimmt  und  oben  dargestellt  worden 
ist,  nicht  ohne  weiteres  für  die  Staatswirtschaft  benutzbar  ist,  denn 
erstere  bedarf  behufs  des  Abschlusses  der  Inventur,  letztere  hat  ihre 
Inventarien-  und  Materialienrechnungen  und  kann  und  rauss  daher 
den  Vermögensstand  nicht  nur,  sondern  auch  die  Vermögensbewegung 
als  wesentliches  Glied  in  seine  Buchführung  einfügen.  Ferner  ist 
das  Staatsbudget  ein  Moment  im  Staatsrechnungswesen,  welches  der 
Wirtschaft  des  selbst-geschäftsleitenden  Eigentümers  gänzlich  fremd 
ist.  Durch  die  Gegenüberstellung  des  Voranschlags  mit  der  Soll- 
und  wirklichen  Einnahme  und  Ausgabe  entsteht  also  eine  weitere 
Ausdehnung  der  doppelten  Buchführung  und  eine  Erweiterung  ihrer 
Aufgabe.  Soferne  sich  noch  weitere  Abweichungen  und  Besonder- 
heiten finden,  werden  diese  bei  der  weiteren  Darstellung  im  einzelnen 
ihre  Berücksichtigung  finden. 

Die  Anordnung  des  Journals  —  der  folgenden  Mitteilung  ist  der 
Jahrgang  1883  zu  Grunde  gelegt  —  gewährt  hier  einen  ganz  anderen 
Anblick,  als  bei  der  Privatlogismographie,  indem  es  neben  den  ersten 
Spalten  der  laufenden  Nummern,  des  Vortrags  der  Vorgänge  und 
des  Gesamtbetrags,  sowie  der  letzten  Spalte  für  die  Permutationen 
zwar  auch  zwei  grosse  Konti  in  zwei  Hauptspalten  durchführt,  diese 
aber  nicht  als  Eigentümer-  und  Wirtschaftsrechnungen,  sondern  als 
Vermögens-  und  Budgetrechnungen  bezeichnet.  (Esercizio  patri- 
moniale  und  Esercizio  del  bilancio.)  Die  erste  Hauptspalte  enthält 
in  zwei  Unterabteilungen  je  in  Soll  und  Haben  das  Verhältnis  einer- 
seits des  Staats,  anderseits  seiner  Beamten  und  dritten  Personen 
(Agenti  und  Corrispondenti).  Die  zweite  Hauptspalte  teilt  sich  wieder 
einerseits  nach  dem  Verhältnis  zwischen  dem  Staate  und  den  an- 
weisenden Behörden  für  die  Einnahme,  anderseits  zwischen  dem 
Staate  und  den  anweisenden  Behörden  für  die  Ausgabe  ebenfalls  je 
nach  Soll  und  Haben  (Dare — Avere).  Die  beiden  Grundkonti  treten 
hier  also  in  die  zweite  Reihe,  wobei  im  Wirtschaftskonto  die  agenti 
e  corrispondenti  zusammengeworfen  sind. 

Unter  28  Nummern  werden  nun  fortlaufend  die  Abschlüsse 
ebenso  vieler  Wirtschafts-Seiten  und  -Zweige  vorgetragen  und  zuletzt 
im  Hauptabschlusse  zusammengefasst. 

Die  erste  Nummer  enthält  den  Anschluss  an  das  Ergebnis  des 
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Vorjahrs  in  der  Darstellung  des  Gesamtvermögens-  und  Schulden- 
standes am  Anfange  des  laufenden  Jahrs,  wobei  der  Betrag,  in 
welchem  sich  Vermögen  und  Schulden  ausgleichen,  in  doppelter 
Höhe  nur  als  Permutation  angesetzt  und  der  überfliessende  Schuld- 
betrag als  Soll  des  Staats  und  als  Haben  der  Gläubiger  (Corrispon- 
denti)  eingetragen  ist.  Eine  Erläuterung  im  Vortrage  besagt,  dass  das 
Vermögen  6,084,473,602.05  L.,die  Schuldenmasse  12,977,092,732.53  L. 
beträgt,  dass  also  6,892,619,130.48  L.  in  Soll  und  Haben  (Staat 
und  Gläubiger)  der  ersten  Hauptspalte  und  12,168,947,204.10  L. 
(6.084,473,602.05  L.  Vermögen  und  Schulden  sich  kompensierend) 
in  Permutation  gestellt  werden. 

Die  Nummern  2  bis  5  enthalten  die  Budgetsätze  der  Gesamt- 
einnahmen und  Ausgaben  und  die  Aenderungen  beider  durch  be- 
sondere Gesetze.  Die  Ansätze  hierfür  bewegen  sich  in  den  ent- 
sprechenden Abteilungen  der  zweiten  {lauptspalte.  Hier  ist  die 
Einnahme  als  Haben  des  Staats  und  als  Soll  der  Behörden  (Ordi- 
natori  delT  Entrata),  die  Ausgabe  dagegen  umgekehrt  (hier  Ordi- 
natori  della  Spesa)  behandelt.    Permutationen  gibt  es  hier  nicht. 

Dje  Nummern  6  bis  13  zeigen  die  Summen,  welche  an  Ein- 
nahmen und  Ausgaben,  und  zwar  eigentliche  (Entrate  und  Spese 
effettive),  solche  aus  der  Kapitalbewegung  —  Schuldentilgung 
und  Eingehung  (Movimento  dei  Capitali)  — ,  solche  für  den  Eisen- 
bahnbau (Costruzione  di  strade^  ferrate)  und  durchlaufende  Posten 
(Partite  di  giro),  wirklich  festgestellt  und  angewiesen  worden  sind. 
Diese  Beträge  gehören  den  beiden  Hauptspalten  an,  insoferne  sie 
überhaupt  fur  den  Dienst  angewiesen  sind  (zweite  Hauptspalte)  und 
insoferne  sie  thatsächliche  Vermögensänderungen  enthalten  (erste 
Hauptspalte);  insoferne  sie  aber  keine  Vermögensänderung  repräsen- 
tieren (Schuldentilgung,  Einnahme  und  Ausgabe  für  Eisenbahnbau 
und  durchlaufende  Posten),  gehören  sie  der  zweiten  Hauptspalte  und 
den  Permutationen  ah.  Die  eigentliche  Einnahme  steht  also  mit  der 
vollen  Summe  der  angewiesenen  Beträge  als  Soll  des  Staats  und  als 
Haben  der  anweisenden  Behörden  in  der  ersten  Abteilung  der  zweiten 
Hauptspalte,  ebenso  die  ganze  angewiesene  Ausgabe  in  der  zweiten 
Abteilung  als  Haben  des  Staats  und  Soll  der  anweisenden  Behörden 
mit  1,334,897,982.97  L.  und  1,333,948,209.96  L.  Hiervon  treffen  auf 
Erlöse  für  veräussertes  Staatseigentum  und  eingezogene  Staatsguthaben 
10,594,680.41  L.  bei  der  Einnahme  und  auf  den  Aufwand  für  erworbene 
Materialien  und  andere  Sachen  und  Rechte  111,075,546.01  L.  bei  der 
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Ausgabe,  so  dass  diese  beiden  Summen  (im  doppelten  Betrag)  als 
Permutationen  vermerkt  und  die  Restbeträge  in  der  ersten  Haupt- 
spalte mit  1,324,303,302.56  L.  als  vermögensmehrende  Einnahme 
beim  Haben  des  Staats  und  beim  Soll  der  Behörden,  und  mit 
1,222,872,663.95  L.  als  vermögensraindernde  Ausgaben  beim  Soll  des 
Staats  und  Haben  der  Behörden  vorgetragen  werden.  Die  übrigen 
Einnahme-  und  Ausgabegattungen  (Kapitalbewegung,  Eisenbahnbau 
und  durchlaufende  Posten)  enthalten  keine  Vermögensänderungen, 
da  den  Geldeinnahmen  und  Ausgaben  gleichwertige  Veränderungen 
und  Erwerbungen  gegenüberstehen,  sie  kommen  also  nur  in  der 
zweiten  Hauptspalte,  wie  die  eigentlichen  Einnahmen  und  Ausgaben, 
und  als  Permutationen  in  Betracht.  Die  durchlaufenden  Posten  be- 
stehen in  dem  Mietwert  der  von  den  Staatsverwaltungen  aller  Art 
benutzten  Staatsgebäude  und  Grundstücke,  den  Zinsen  der  im 
Staatsbesitz  befindlichen  Staatspapiere,  Depositen,  Vorschüsse  u.  a. 

Die  Nummern  14  und  15  enthalten  die  angewiesenen  Beträge, 
um  welche  sich  infolge  nachträglicher  Gesetze  die  budgetmässigen 
Einnahmen  und  Ausgaben  vermehrt  haben. 

Die  nun  folgenden  Konti  Nr.  16  bis  22  enthalten  die  wirklich 
erhobene  Einnahme  des  laufenden  Jahrs,  die  aus  den  Rückständen 
der  Vorjahre,  die  hieran  von  den  Einnahmen  abgelieferten  Summen, 
die  wirklich  geleistete  Ausgabe  des  laufenden  Jahrs,  die  bestrittenen 
Zahlungsreste  der  Vorjahre,  die  Einnahmen  und  Auszahlungen  des 
Schatzamts  an  Staatsguthaben  und  Staatsschulden.  Hier  handelt  es 
sich  also  durchaus  nur  um  die  Kassengebarung,  und  sämtliche  Posten 
werden  also  nur  als  Permutationen  behandelt  und  erscheinen  in  keiner 
der  beiden  Hauptspalten. 

Nr.  23  enthält  eine  Summe  von  678,310.35  L.  in  der  ersten 
Hauptspalte  als  Soll  des  Staats  und  Haben  der  Behörde  „zur  Ent- 
lastung von  schuldenden  Rechnern*1  infolge  von  Ministerialverfügungen, 
also  Niederschlagungen  und  vielleicht  Nachlasse. 

Bei  Nr.  24  bis  27  werden  die  Vermehrungen  und  Vermin- 
derungen des  Vermögens  und  der  Schulden  ausgewiesen,  welche 
lediglich  der  ersten  Hauptspalte  angehören,  und 

Nr.  28  enthält  lediglich  eine  Permutation  infolge  des  Ueber- 
gangs  von  Staatsvermögen  von  einem  Verwaltungszweig  auf  den 
andern,  wie  solche  aus  Veranlassung  von  Verwaltungsmassregeln  und 
namentlich  von  grösseren  Aenderungen  in  der  Behördenorganisatkra 
wohl  vorkommen  (Trasporto  di  partite). 
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Nr.  29  endlich  ist  der  Hauptabschluss.  Hier  werden  im  Vortrag 
die  Differenzen  berechnet  und  in  der  zweiten  bezw.  ersten  Haupt- 
spalte in  Soll  und  Haben  durchgeführt: 

1)  für  die  budgetmässige  Gebarung  (Esercizio  del  bilancio); 

a.  zwischen  der  Gesamteinnahme,  —  ordentliche  und  ausser- 
ordentliche, von  allen  vier  Gattungen  (eigentliche,  Kapital- 
bewegung, Eisenbahnbau  und  durchlaufende  Posten)  aber 
ohne  Rücksicht  auf  die  Restverwaltung  —  einerseits  nach 
dem  Voranschlag,  anderseits  nach  dem  festgestellten  und 
angewiesenen  Soll  (accertamento).  Die  Differenz  ist  ein 
Mehr  des  letzteren  und  ist  daher  zu  Haben  des  Staats  und 
zu  Soll  der  Behörden  gestellt  in  der  ersten  Abteilung 
der  zweiten  Hauptspalte; 

b.  zwischen  der  Gesaratausgabe  aller  vier  Gattungen  ebenso 
wie  bei  der  Einnahme  nach  dem  Voranschlag  und  nach 
der  Anweisung.  Die  Differenz  ist  hier  ebenfalls  ein  Mehr 
der  letzteren,  welches  folgerichtig  in  der  zweiten  Ab- 
teilung der  zweiten  Hauptspalte  dem  Staate  zu  Soll  und 
den  Behörden  zu  Haben  gestellt  ist; 

c.  zwischen  der  Einnahme  und  Ausgabe  des  Voranschlags. 
Der  budgetmässige  Einnahmeüberschuss  bildet  ein  Soll 
des  Staats  und  ein  Haben  der  Behörden  in  der  zweiten 
Abteilung  (Ausgaben)  der  zweiten  Hauptspalte; 

d.  zwischen  dem  festgestellten  Einnahme-Sollbetrag  und  der 
festgestellten  Ausgabe.  Auch  hier  ist  ein  Mehr  der  Ein- 
nahme, welche  wie  zu  c,  aber  als  Haben  des  Staats  und 
als  Soll  der  Behörden  gebucht  ist; 

e.  zwischen  dem  Einnahmeüberschuss  nach  demVoranschlag  und 
jenem  nach  der  Feststellung  und  Anweisung.  Diese  Differenz 
ist  sowohl  in  der  ersten  als  in  der  zweiten  Abteilung  (Ein- 
nahme und  Ausgabe)  der  zweiten  Hauptspalte,  also  zweimal  als 
Haben  des  Staats  und  als  Soll  der  Behörden  durchgeführt; 

f.  zwischen  dem  Mehr  der  festgestellten  Einnahme  gegen  den 
Voranschlag  und  dem  Mehr  der  festgestellten  Ausgabe  gegen 
den  Voranschlag,  also  zwischen  den  Differenzen  von  a. 
und  b.  Hier  zeigt  sich  ein  Minderbetrag  des  Mehr  bei  der 
Einnahme  gegen  das  Mehr  bei  der  Ausgabe,  welcher  in 
der  ersten  Abteilung  der  zweiten  Hauptspalte  im  Soll  des 
Staats  und  im  Haben  der  Behörden  vorgetragen  ist. 
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2)  Für  die  Vermögensgebarung  (Exercizio  patrimoniale),  welche 
also  der  ersten  Hauptspalte  angehört. 

Hier  wird  zunächst  das  Gesamt-Soll  des  Staats  und  das  Ge- 
samt-Haben  der  Behörden  und  Dritten  im  Vortrage  nachgewiesen 
als  die  Summe  des  Ueberschusses  an  Schulden  und  anderen  Verbind- 
lichkeiten des  Staats  Uber  dessen  Vermögen  aller  Art,  am  Schlüsse 
des  Vorjahrs  sowie  der  gesamten  Ausgaben,  Niederschlagungen  und 
sonstigen  Vermögensminderungen  des  laufenden  Jahres. 

Zum  Abzüge  an  dieser  Summe  wird  der  Gesamtbetrag  der  Auf- 
gaben und  Überhaupt  Vermögensminderungen  gegenüber  den  Gesamt- 
einnahmen und  Vermögensmehrungen  abgeglichen  und  der  Mehr- 
betrag der  letzteren  an  dem  aus  dem  Vorjahr  übergegangenen 
Passivreste  als  Vermögensmehrung  abgezogen,  worauf  die  Differenz 
als  reiner  (Passiv-)  Vermögensstand  am  Schlüsse  des  laufenden  Jahrs 
dem  Gesamt-Haben  des  Staats  und  Gesamt-Soll  der  Beamten  und  Dritten 
als  Saldo  zugesetzt  wird,  worauf  sich  alle  Konti  der  ersten  Haupt- 
spalte in  Soll  und  Haben  und  unter  sich  ausgleichen. 

Diese  sämtlichen  Differenzen  zu  1 .  und  2.  sind  aber  keine  wirt- 
schaftlichen ,  sondern  nur  Abschlussbuchungen,  die  Saldovortrage 
zum  Zweck  der  Bilanzierung  zwischen  Soli  und  Haben  in  den  sechs 
Abteilungen  der  zwei  Hauptspalten  oder  Kontis.  Dass  diese  Saldi 
identisch  sind  mit  den  Summen  der  Differenzen,  deren  Bezeichnung 
sie  tragen,  ist  die  Probe  auf  die  rechnerische  Richtigkeit  der 
ganzen  Bachführung  und  auf  die  formelle  Richtigkeit  ihrer  ganzen 
Anlage. 

An  diesen  Journalsauszug  reihen  sich  nach  den  sechs  Abteilungen 
der  beiden  Hauptspalten  sieben  Zergliederungen  ersten  Grads,  indem 
der  ersten  dieser  Abteilungen  zwei  solche  Zergliederungen  beigegeben 
sind,  zu  welchen  noch  weitere  Zergliederungen  zweiten  und  zu  diesen 
auch  dritten  Grades  gehören. 

Es  würde  zu  weit  führen,  auch  deren  Inhalt  in  auch  nur  einiger- 
massen  eingehender  und  anschaulicher  Weise  zu  behandeln.  Aber  die 
Sache  wenigstens  an  einem  Beispiel  zu  erläutern,  ist  doch  unver- 
meidlich, um  zu  einem  Schlussurteil  über  die  ganze  Buchführung 
und  ihr  Ergebnis  zu  gelangen.  Es  ist  dabei  ziemlich  gleich,  welcher 
der  Konti  des  Journals  zu  diesem  Zweck  gewählt  wird.  Die  Num- 
mern 2,  6  und  10  mit  17,  betreffend  die  Einnahme  nach  dem  Budget, 
nach  dem  Soll  (Anweisuug)  und  nach  der  Erhebung  —  letztere  aus- 
geschieden nach  dem  Dienst  des  laufenden  Jahrs  und  der  Vorjahre 
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—  mögen  jedoch,  als  zu  den  wichtigsten  gehörend,  besonders  ge- 
eignet sein. 

Voraus  bemerkt  sei,  dass  —  wie  schon  aus  den  getrennten 
Nummern  erhellt  —  eine  Gegenüberstellung  und  Abgleichung  zwischen 
den  drei  verschiedenen  Erscheinungsformen  der  Einnahme  (vorgesehene, 
angewiesene  und  erhobene  Einnahme)  im  Journal  ebensowenig  ge- 
geben ist,  als  zwischen  der  Einnahme  und  Ausgabe,  dass  also  die 
für  die  Schlusssaldierung  benützten  Grössen  auf  selbständigen,  ausser- 
halb des  Journals  liegenden  Berechnungen  beruhen.  Teilweise  findet 
sich  diese  Abgleichung  in  einer  weiter  beigefügten  Uebersicht 
(Specchio)  der  Hauptpunkte  der  Ausgleichung  und  Uebereinstimmung 
zwischen  der  doppelten  Buchführung  der  Rechnungslegung,  deren 
weiterhin  noch  Erwähnung  geschehen  wird. 

Die  budgetmässig  bewilligte  Einnahme  ist  mit  der  Summe 
von  1,544,381,603.55  L.  als  Haben  des  Staats  und  als  Soll  der  an- 
weisenden Behörden  durchgeführt.  In  der  Zergliederung  ersten 
Grades  C.  (Conti  legislativi)  ist  diese  Summe  nachgewiesen  als  Haben 
des  Staats  mit  1,300,373,650.13  L.  ordentliche  und  7,650,256.48  L. 
ausserordentliche  eigentliche  Einnahme,  52,429,899.09  L.  Kapital- 
bewegung, 89,233,807.00L.  fürden  Eisenbahnbau  und  94,693,990.85  L. 
durchlaufende  Posten. 

In  der  Zergliederung  D.  (Conti  amministrativi)  ist  dieselbe  Summe 
dargestellt  als  Soll  der  anweisenden  Behörden  mit  238,786,373.09  L. 
Einnahme  des  Schatzes,  437,629,245.00  L.  Zölle,  Auflagen  u.  dgl. 
(Gabelle),  72,500,000.00  L.  Lotto,  209,759,360.23  L.  Domänen, 
23,100,000.00  L.  Kirchenvermögen,  438,123,200.23  L.  Steuern,  dann 
folgen  die  Einnahmen  verschiedener  Verwaltungszweige  nach  Mini- 
sterien, endlich  Post  und  Telegraphic  Die  Anordnung  und  Ver- 
keilung ist  hier  eine  andere  als  in  der  Staatsrechnung,  und  die  hier 
vorgetragenen  Summen  sind  in  dieser  nicht  ohne  weiteres  zu  finden, 
da  sie  nach  anderen  Gesichtspunkten  zusammengestellt  sind,  aber 
die  Hauptsumme  ist  hier  wieder  die  gleiche. 

Dem  soeben  bezeichneten  Betrage  der  Bewilligung  an  eigent- 
lichen Einnahmen  steht  unter  Nr.  6  des  Journals  das  festgestellte 
Soll  *)  dieser  Kategorie  mit  1,334,897,982.79  L,  gegenüber,  welche 

')  E«  wird  dem  Leser  nicht  entgehen,  das»  unter  Einnahme- Soll  die 
für  die  wirkliche  Erhebung  festgestellte  Summe  zu  verstehen  ist,  während  mit 
Soll  und  Haben  die  bekannten  Kategorien  der  doppelten  Buchführung  be- 
zeichnet werden. 
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hier  in  umgekehrter  Richtung  ein  Soll  des  Staats  und  ein  Haben 
der  Behörden  büden,  und  in  zwei  Teile  mit  1,324,303,302.38  L.  das 
Vermögen  vermehrende  und  mit  10,594,680.41  L.  dasselbe  nicht 
vermehrende  Einnahmen  zerfallen.  Zunächst  sei  hier  nebenbei  be- 
merkt, dass  in  dieser  entgegengesetzten  Buchung  des  etatsmässigen 
und  des  angewiesenen  Betrags  die  Begründung  für  den  Saldovortrag 
der  Differenz  beim  Abschlüsse  liegt,  wovon  kürzlich  schon  die  Rede 
war.  Um  das  Soll  und  Haben  im  Abschlüsse  zu  bilanzieren,  musste 
die  budgetmäßige  Einnahme  um  deren  Minderbetrag  als  Saldo  im 
Haben  und  Soll  erhöht  werden. 

Dieses  Einnahme-Soll  erscheint  nun  zunächst  in  der  Zerglie- 
derung ersten  Grades  A.  (Conti  specifici)  in  voller  Summe  als  Haben 
des  Staats  in  Ansehung  der  Vermögensgebarung  (wie  im  Journal 
selbst  deren  vermögensmehrender  Teil,  während  der  andere  Teil  als 
Soll  bei  dem  Aktiv-  und  Passivstande  vermerkt  ist). 

Dieser  letztere  Betrag"  von  10,594,680.41  L.  wird  nun  in  der 
zu  A.  gehörigen  Zergliederung  zweiten  Grades  A.  1.  (Geld,  Guthaben 
und  Schulden)  wieder  in  zwei  Teile  aufgelöst,  nämlich  2,659,396.40  L. 
verfugbare  Aktiva  (Einnahmereste)  und  7,935,284.01  L.  nicht  ver- 
fügbare Aktiva  (veräusserte  bewegliche  Sachen).  Beides  wie  bei  A. 
als  Soll. 

Die  Zergliederung  dritten  Grades  A.  1.  a.  (Verfügbare  Aktiva) 
gibt  den  ersteren  dieser  beiden  Beträge  nur  einfach  wieder  unter 
dem  Rubrum  „Verschiedenes"  (Crediti  e  titoli  diversi).  Die  Zer- 
gliederung dritten  Grades  A.  1.  b.  (Nach  Bestimmung  nicht  verfüg- 
bare Güter)  löst  dagegen  den  zweiten  Betrag  wieder  in  zwei  Teile 
auf,  nämlich  6,133,103.86  L.  Einnahme  aus  beweglichen  Sachen  zur 
Ausstattung  der  Verwaltung  und  1,802,120.15  L.  aus  dienstlichen 
Materialien. 

Die  weitere  Zergliederung  ersten  Grades  A  bis.  (Conti  statistici) 
fasst  den  Gesichtspunkt  der  Vermehrungen  und  Verminderungen  des 
Vermögens  ins  Auge  und  enthält  wieder  lediglich  die  bereinigte  ver- 
mögensmehrende Soll-Einnahme  des  Journals  als  Haben  des  Staats 
an  budgetmässigen  Einkünften. 

Während  die  Zergliederungen  A.  die  Gesamtvermögensgebarung 
und  darunter  das  Einnahme-Soll  vom  Standpunkte  des  Staats  aus 
behandelten,  thut  dies  die  Zergliederung  B.  vom  Standpunkte  der 
Behörden  und  dritten  Personen  aus  (Conti  giuridici).  Die  nämlichen 
Grössen  wie  zuvor  erscheinen  daher  hier  in  entgegengesetzter  Weise. 
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nämlich  das  Gesamt- Soll  als  Soll  der  Budgetschuldner  (Behörden), 
die  7,925,284.01  L.  als  Haben  der  Verwalter  beweglichen  Vermögens 
und  die  2,659,396.40  L.  als  Haben  der  Restschuldner  des  Staats. 

Die  Zergliederung  zweiten  Grads  hiezu  B.  1  (Consegnatari  di 
beni  mobili)  weist  nach,  mit  welchem  Betrage  jedes  Ministerium  an 
der  Summe  von  7,935,284.01  L.  beteiligt  ist  (Conti  giuridici). 

Die  Zergliederung  ersten  Grades  C.  (Der  Staat  in  Ansehung 
des  Einnahmebudgets  und  Soll)  zerlegt  das  Gesamt-Soll  wieder  nach 
dem  ordentlichen  und  ausserordentlichen  Budget  in  1,325,449,328.79  L. 
und  9,448,654.00  L.  als  Soll  des  Staats  (Conti  legislativi)  und 

die  Zergliederung  D.  (Conti  amministrativi)  entgegengesetzt  als 
Haben  der  verschiedenen  Verwaltungszweige  und  Ministerien  in  den 
Beträgen,  mit  welchen  jede  und  jedes  derselben  an  der  Einnahme 
beteiligt  ist. 

Neben  dem  budgetmäßigen  Anschlag  und  der  behördlichen 
Feststellung  der  Einnahme  kommt  noch  deren  Erhebung  (Riscos- 
sione)  in  Betracht,  welche  im  Journal  zwei  Konti  in  Anspruch 
nimmt,  nämlich  jene  für  das  Soll  des  laufenden  Jahrs  und  jene  für 
die  Rückstände  aus  den  Vorjahren.  Beide  erscheinen,  wie  schon  be- 
merkt, im  Journal  lediglich  als  Permutationsposten  und  kommen 
daher  beim  Abschlüsse  mit  keiner  Saldodifferenz  in  Betracht. 

Zunächst  die  Einnahme  des  lauf.  Dienstes  mit  1,408,264,775.1 1 L. 
wird  in  der  Zergliederung  ersten  Grades  A.  nach  den  vier  Einnahrae- 
kategorien:  Eigentliche  Einnahmen  (1,276,870,968.50  L.),  Kapital- 
bewegung (23,421,827.09  L.),  Eisenbahnbau  (28,536,366.54  L.)  und 
durchlaufende  Posten  (79,435,612.98  L.)  zergliedert  als  Soll  an  Gut- 
haben (Crediti)  und  wiederum  in  ganzer  Summe  in  der  Spalte:  Geld, 
als  Haben  durchgeführt. 

Die  letztgenannte  Buchung  findet  in  der  Zergliederung  zweiten 
Grades  A.  1.  ihre  Wiederholung  und  nähere  Bestimmung  als  Haben 
an  Geld  bei  den  Erhebungsbehörden. 

In  der  Zergliederung  ersten  Grades  vom  Gesichtspunkt  der 
Behörden  und  dritten  Personen  B.  (Conti  giuridici)  erscheint  wieder 
die  ganze  Summe,  und  zwar  als  Soll  der  erhebenden  Behörden  und 
als  Haben  der  Zahlungspflichtigen,  womit  die  vorhergehenden  Durch- 
führungen als  Permutation  ihre  Begründung  finden. 

Die  Resteinnahme  der  Vorjahre  mit  152,496,388.94  L.  ist  in 
der  Zergliederung  ersten  Grades  A.  als  Soll  an  verborgten  Aus- 
standen (Crediti  per  resti  attivi)  und  als  Haben  an  Geld  durchgeführt, 
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und  in  der  Zergliederung  zweiten  Grades  (Geld,  Guthaben  und 
Schulden)  A.  1.  ebenso  wie  die  laufende  Einnahme  als  Haben  der 
Erhebungsbehörden  an  Geld  aufgeführt. 

Auch  in  der  Zergliederung  B.  ist  lediglich  die  ganze  Summe 
als  Soll  der  Erhebungsbehörden  und  als  Haben  der  Zahlungspflich- 
tigen aus  den  Vorjahren  behandelt. 

Für  diejenigen,  welche  sich  die  Sache  anschaulich  zu  machen 
wünschen,  ist  am  Schlüsse  ein  Auszug  aus  dem  Giornale  beigefügt, 
welcher  sich  der  Kürze  wegen  auf  die  Einnahmen  und  auf  den  ersten 
Hauptkonto  (Spalte  4  bis  7)  und  auf  die  erste  Abteilung  des  zweiten 
Hauptkonto  (Spalten  8  bis  11)  beschränkt.  Die  beigegebenen  beiden 
Zergliederungen  gehören  zu  ebeu  diesen  Konten. 


V. 

Die  Beurteilung. 

Legt  man  nun  den  Massstab,  welchen  der  Schöpfer  dieser 
Buchführung  für  dieselbe  aufstellt,  und  welcher  oben  genau  wieder- 
gegeben ist')i  an  dieselbe  an,  so  ist  anzuerkennen,  dass  sie  jenem 
entspricht. 

Zu  1.  Sie  enthält  das  Nebeneinander  der  Vermögensrechnung 
und  der  Budgetrechnung,  indem  sie  in  den  beiden  Hauptspalten  des 
Journals  die  Bewegung  des  Vermögens  und  die  budgetmässige  Ge- 
barung nach  den  oben  bezeichneten  28  bezw.  29  Gesichtspunkten 
nebeneinander  stellt  und  durch  letztere  in  Verbindung  bringt,  indem 
auf  gleicher  Linie  die  in  die  beiden  Hauptkonti  fallenden  Summen 
in  der  Art  vorgetragen  werden,  dass  der  dem  ersten  Konto  niitan- 
gehörige  Teil  des  zweiten  auch  in  jenem  ersichtlich  gemacht  wird. 
Dabei  wird  auch  der  weitere  Zweck  erreicht,  erkennen  zu  lassen, 
ob  und  in  wie  weit  die  Einnahme  durch  Verminderung  des  Ver- 
mögens erhöht  oder  die  Ausgabe  durch  eine  Vermehrung  desselben 
bedingt  und  ausgeglichen  ist,  indem  nach  beiden  Seiten  die  der  Ver- 
raögensminderung  entsprechende  Einnahme  sowie  die  der  Vermögens- 
rechnung entsprechende  Ausgabe  an  der  Gesamteinnahme  gekürzt 
und  nur  die  vermögensändernde  Einnahme  und  Ausgabe  bei  der 
Verraögensrechnung  (erste  Hauptspalte)  berücksichtigt,  die  Differenz 
aber  als  Permutation  nur  vermerkt  und  durch  besondere  Berechnung 
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in  der  Vortragsspalte  erläutert  wird.  Die  budgetmässigen  Anschläge 
kommen  daher  beim  Vermögen  gar  nicht,  die  festgestellten  wirk- 
lichen Einnahmen  als  Haben  und  die  Ausgaben  als  Soll  des  Staats 
nur  in  den,  wie  soeben  gezeigt,  bereinigten  Beträgen  in  Betracht, 
weil  erst  die  festgesetzten  Summen  das  wirkliche  Guthaben  (Ver- 
mögen) und  die  wirkliche  Verbindlichkeit  (Schuld  oder  Vermögens- 
negation) darstellen,  die  wirklich  eingehobenen  Einnahmen  und  wirk- 
lich geleisteten  Ausgaben  werden  aber  weder  beim  Vermögen  noch 
bei  der  budgetmässigen  Gebarung  vorgetragen,  weil  sie  zusammen 
mit  den  Einnahmerückständen  und  Ausgaberesten,  welche  daher 
ebenso  behandelt  werden  müssen,  identisch  mit  den  festgestellten 
Einnahmen  und  Ausgaben  sind,  und  deshalb  nicht  noch  einmal  vor- 
getragen werden  können.  Diese  werden  daher,  die  einen  wie  die 
anderen  ebenfalls  nur  als  Permutationen  vermerkt,  wozu  sie  sich 
auch  insoferne  eignen,  als  sie  sich  beim  Staatsvermögen  in  dem 
Konto  der  Zahler  und  Empfänger  (Corrispondenti)  wie  der  ein- 
nehmenden und  ausgebenden  Beamten  (Agenti)  in  Soll  und  Haben 
ausgleichen  müssten. 

Auch  die  im  Journal  erläuterungsweise  vermerkten  Bereinigungs- 
posten werden  in  den  Zergliederungen  weiter  nachgewiesen,  aber 
man  könnte  doch  einen  rechnerischen  Mangel  darin  finden,  dass  die 
Gesamtsumme  der  festgestellten  Einnahmen  im  Journal  durch  die 
beiden  Bestandteile  in  rechnungsmässig  klarer  Weise  nicht  ausge- 
wiesen und  zusammen-  oder  gegenübergestellt  sind,  indem  das  Journal 
die  Kürzungsbeträge  als  Permutationen  nur  in  der  Verdoppelung 
enthält,  so  dass  die  Darstellung  der  vermögensmehrenden  Einnahmen 
und  vermögensmindernden  Ausgaben  erst  durch  eine  Zwischen- 
berechnung mittelst  der  Hälfte  des  Permutationsbetrags,  welche  sich 
allerdings  aus  den  Zergliederungen  ergibt,  in  der  Vortragsspalte  be- 
merkungsweise  erfolgen  muss.  Das,  worauf  es  programmgemäß 
ankommt,  nämlich  ersichtlich  zu  machen,  inwiefern  das  Vermögen 
sich  durch  die  Einnahmen  und  Ausgaben  vermehrt  und  vermindert 
bezw.  nicht  vermehrt  und  nicht  vermindert,  wird  also  bei  den  ein- 
zelnen Nummern  oder  Konten  durch  die  eigentlichen  Buchungen  des 
Journals  doch  nicht  ersichtlich,  sondern  erst  durch  die  Zergliede- 
rungen mit  Hilfe  einer  im  Journal  bloss  vermerksweise  eingeschal- 
teten Zwischenberechnung.  Das  ist  aber  nicht  rechnerisch,  denn  ein 
Rechnungswesen  soll  die  Grössen,  auf  die  es  ankommt,  klar  und  für 
sich  kenntlich  als  Hauptprodukte  hinstellen. 
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Abgesehen  von  dieser  etwas  unvollkommenen  Verbindung  der 
beiden  grossen  Konti  des  Journals,  welche  sich  auf  nur  zwei  Posten 
unter  den  28  Nummern  desselben,  nämlich  auf  die  Gesamtsumme 
der  Einnahme  und  der  Ausgabe  nach  der  Feststellung,  erstreckt, 
besteht  in  der  That  auch  keine  weitere  Beziehung  zwischen  den- 
selben, und  sie  bilden  im  übrigen  nur  ein  formales  Nebeneinander. 
Es  kann  dies  auch  nicht  anders  sein,  denn  das  Vermögen  berührt 
sich  mit  den  Einnahmen  und  Ausgaben  eben  nur  da,  wo  die  letz- 
teren das  erstere  vermehren  oder  vermindern,  alle  sonstigen  Ver- 
änderungen in  der  Grösse  des  Vermögens  durch  Wertsänderungen, 
Verluste,  Niederschlagungen,  einseitige  Erwerbungen  berühren,  wenn 
man  nicht  Fiktionen  zu  Hilfe  nehmen  will,  die  Einnahmen  und  Aus- 
gaben nicht,  und  ebenso  haben  Einnahmen,  welchen  bestimmte 
gleichgrosse  Ausgaben  gegenüberstehen,  sowie  die  Tilgungen  und 
Eingehungen  von  Schulden  und  die  blossen  Durchführungen  nicht 
wirklicher  Einnahmen  und  Ausgaben  u.  dgl.  keinen  Einfluss  auf  das 
Vermögen  und  werden  daher  auch  nur  als  Einnahmen  gebucht  und 
als  Permutaüonen  bloss  vermerkt. 

Der  Schwerpunkt  der  doppelten  Buchführung  überhaupt,  also 
auch  der  Logismographie  liegt  im'  Abschluss  und  die  Hauptergebnisse 
sind  in  den  hier  auftretenden  Differenzen  im  Saldo  zu  suchen. 
Allein  für  eine  Vergleichung  oder  für  irgend  einen  anderen  Zweck 
bietet  hier  das  Nebeneinander  von  Vermögens-  und  Budgetrechnung 
gar  keinen  Anhalt,  indem  die  Summen  und  Saldi  für  jeden  der 
beiden  Hauptkonti  ganz  gesondert  und  ohne  Rücksicht  auf  den  an- 
deren gezogen  und  berechnet  werden. 

So  gewährt  also  das  Journal  in  seinen  Einzelvorträgen  aller- 
dings einen  summarischen  Ueberblick,  inwieferne  die  Einnahmen 
und  Ausgaben  Einfluss  auf  das  Vermögen  gehabt  haben,  aber  dass 
hierin  eine  Besonderheit  der  Logismographie  zu  finden  wäre,  dass 
dieses  Ziel  nicht  auch  auf  dem  Wege  der  Einnahme-  und  Ausgabe- 
rechnung und  auf  deren  Grund  mittels  einer  ganz  einfachen  Nach- 
weisung oder  innerhalb  einer  besonderen  Vermögensnachweisung, 
wie  sie  jeder  Budgetrechnung  beigegeben  werden  kann  und  wohl 
sollte,  erreicht  zu  werden  vermöchte,  wird  niemand  behaupten 
wollen. 

An  einer  solchen  eingehenden  und  übersichtlichen  Vermögens  - 
nachweisung  pflegt  es  zwar  den  Staatsrechnungen  zu  fehlen,  aber 
die  italienische  Staatsrechnung  enthält  dieselbe  in  ihren  Erganzungs- 
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teilen,  inbesondere  in  dem  Berichte  des  Rechnungshofs  im  zweiten 
Teile  und  als  Ergänzung  der  Staatsrechnung  unter  dem  Rubrum 
„Stato  patrimoniale"  in  der  ausführlichsten,  in  das  Einzelnste  gehenden 
Weise  durch  besondere  Ergänzungsnachweise  (Documenti  a  corredo 
nebst  Beilagen).  Es  lässt  sich  also  nicht  behaupten,  dass  in  dieser 
Hinsicht  eine  Notwendigkeit  für  eine  neben  der  Staatsrechnung  her- 
gehende besondere  Buchführung  nach  der  Weise  der  Logismographie 
besteht,  und  dass  diese  leistet,  was  jene  nicht  vermag. 

Zu  2.  Die  Vermögensrechnung  (Esercizio  patrimoniale)  ist  in 
die  beiden  Konti  und  Spalten  einerseits  des  Staats,  anderseits  der 
Subjekte,  mit  welchen  er  zu  thun  hat,  abgeteilt.  Die  Beamten  er- 
scheinen hiebei  nicht  als  Organe  des  Staats,  sondern  als  Gläubiger 
oder  Schuldner  desselben,  wie  alle  anderen  dritten  Personen.  Die 
Verbindung  beider  Konti  besteht  darin,  dass  genau  der  nämliche 
Betrag,  welcher  in  dem  einen  als  Soll  oder  Haben  erscheint,  in  dem 
anderen  umgekehrt  als  Haben  oder  Soll  vorkommen  muss. 

Für  den  Einblick  in  die  Bewegung  des  Staatsvermögens  hat 
diese  Teilung  offenbar  gar  keine  Bedeutung ;  das  Nebeneinander  und 
die  bezeichnete  Verbindung  sind  in  Ansehung  der  einzelnen  Posten 
lediglich  formal  und  durch  die  Form  der  doppelten  Buchführung 
bedingt.  Es  versteht  sich  ja  ganz  von  selbst,  dass  alles  was  das 
Vermögen  des  Staats  vermehrt  oder  vermindert,  entweder  von  einer 
anderen  Person  gegeben  bezw.  genommen,  oder  aber  aus  einem  im 
Staate  oder  im  Vermögen  oder  in  äusseren  Umständen  liegenden 
Grunde  zugewachsen  bezw.  fortgefallen  sein  muss.  Die  erste  Alter- 
native tritt  bei  den  Einnahmen  und  Ausgaben  ein,  und  in  dieser 
Hinsicht  ist  die  Scheidung  zwischen  Staat  und  anderen  Subjekten  so 
selbstverständlich,  dass  es  nicht  nötig  ist  sie  auszudrücken,  für  die 
zweite  Alternative  aber  gibt  es  keine  solche  Scheidung  und  die 
doppelte  Buchführung  muss  sie  daher,  um  ihr  Prinzip  zu  retten, 
fingieren. 

Die  Bedeutung  der  Gegenüberstellung  liegt  eben  auch  hier 
wie  überall  im  Abschluss,  indem  die  Differenz  zwischen  Soll  und 
Haben  in  beiden  Konten  gleich  gross,  aber  in  entgegengesetzter 
Richtung,  den  Saldo,  den  Bestand  des  reinen  Vermögens  bezw.  den 
Ueberschu88  der  Schulden  über  das  Vermögen,  ausweist,  und  das 
Hauptergebnis  der  Buchführung  liegt  in  der  Vergleichung  zwischen 
dem  Stande  des  gegenwärtigen  Vermögens  und  jenem  des  vorher- 
gehenden Abschlusses. 
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Beide  Ergebnisse  sind  höchst  schätzenswert  und  notwendig, 
aber  ebenfalls  der  doppelten  Buchführung  nicht  eigentümlich,  sondern 
durch  den  einfachsten  Vermögensnachweis  auf  Grund  des  vorher- 
gehenden Abschlusses  und  der  Staatsrechnung  mit  gleicher  Sicher- 
heit und  auf  viel  kürzerem  Wege  zu  erreichen,  wie  denn  die  ita- 
lienische Staatsrechnung  und  der  Bericht  des  Rechnungshofs  auch  in 
dieser  Hinsicht  nichts  zu  wünschen  übrig  laset. 

Dessenungeachtet  muss  hier  ein  Punkt  berührt  werden,  an 
welchem  die  italienische  Staatsrechnung  zu  Bedenken  Veranlassung 
gibt.  Das  ist  die  Behandlung  der  Vermögensänderungen  in  der 
Staatsrechnung,  oder  genauer:  die  Vereinigung  der  Vermögensrech- 
nung mit  der  Budgetrechnung. 

Ein  ordnungsliebender  Privatmann,  welcher  nicht  nach  der 
Schablone  der  doppelten  Buchführung  seine  Haushaltsrechnung  führt, 
wird  als  Einnahme  nur  das  betrachten  und  behandeln,  was  zur  Be- 
streitung seiner  laufenden  Bedürfnisse  fortlaufend  zu  seiner  Ver- 
fügung steht,  und  dem  gegenüber  als  Ausgabe,  was  er  davon  ftlr 
diesen  Zweck  verwendet.  Thut  er  das  nicht,  so  fehlt  ihm  der  Ueber- 
biick  über  den  Stand  seiner  Wirtschaft,  und  er  weiss  nicht,  ob  er 
erspart,  oder  ob  er  Vermögen  verzehrt.  Daneben  wird  er  auch 
über  sein  Vermögen  Rechnung  fuhren,  indem  er  alle  Veränderungen 
desselben  aufzeichnet,  und  hier  auch  ersichtlich  werden  lässt,  ob  und 
um  welche  Beträge  er  sein  Vermögen  durch  einen  Ueberschuss  der 
laufenden  Einnahmen  vermehrt,  oder  durch  einen  solchen  der  lau- 
fenden Ausgaben  vermindert  hat. 

Dieselbe  Klarheit  sollte  auch  in  den  Staatsrechnungen  herrschen. 
Was  von  Staatsgut  aller  Art  in  irgend  einer  Weise  erworben  und 
veräussert  oder  verloren  wird,  sollte  von  der  Rechnung  über  die 
laufenden  Einnahmen  und  Ausgaben  strenge  gesondert  gehalten 
werden.  Was  insbesondere  die  Eingehung  und  Tilgung  von  Schulden 
betrifft,  so  müssen  diese  dem  Vermögen  gegenüber,  aber  in  genauem 
Zusammenhang  mit  demselben,  ihre  gesonderte  Behandlung  erfahren, 
um  beim  Abschluss  den  reinen  Vermögensstand  schnell,  sicher  und 
übersichtlich  ermitteln  zu  können. 

Die  Vermögensrechnung  muss  zwar  mit  der  Rechnung  über 
die  laufenden  Einnahmen  und  Ausgaben  in  Verbindung  stehen,  aber 
ohne  da8s  sie  sich  verschmelzen,  indem  insbesondere  Vermögens- 
raehrungen,  welche  plangemäss  aus  den  laufenden  Einnahmen  be- 
stritten werden,  wie  Grundstückserwerbungen,  Errichtung  von  Ge- 
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bäuden,  Ankäufe  von  beweglichen  Sachen  für  Staatszwecke,  Schulden- 
tilgungen im  budgetmässigen  Betrage,  welche,  wenn  sie  auch  im 
Einzelfalle  vorübergehender  Natur  sind,  der  Gattung  nach  doch 
immer  wiederkehren,  in  der  laufenden  Rechnung  in  Ausgabe,  in  der 
Vermögensrechnung  aber  als  Mehrungen  behandelt  werden.  Umge- 
kehrt sollten  Vermögensminderungen  durch  Veräusserungen  von 
Staatsgütern,  Ablösung  von  Grund-  u.  a.  Renten,  Anlehen  in  erster 
Reihe  nur  in  der  Vermögens-  bezw.  Schuldenrechnung  erscheinen, 
und  je  nach  ihrer  Bestimmung  sollten  die  Erlöse  und  Ablösungs- 
schillinge entweder  zur  ausserordentlichen  Schuldentilgung  oder  zu 
eigentlicher  Vermögensmehrung  durch  anderweite  Erwerbungen,  die 
Anlehen  aber  zur  Deckung  eines  durch  den  Abschiuss  der  laufenden 
Rechnung  klargestellten  Defizits,  oder  zu  ertragsfähigen  Erwerbungen 
(Eisenbahnen,  Telegraphenanlagen  u.  dgl.),  oder  aber  zu  anderen 
wirklich  ausserordentlichen  Ausgaben,  wie  sie  namentlich  beim  Mi- 
litär, der  Marine  nur  zu  häufig  sind,  und  bei  organisatorischen  grossen 
Massregeln  auch  in  anderen  Verwaltungszweigen  vorkommen,  ver- 
wendet und  hienach  rechnungsmässig  behandelt  werden. 

Eine  so  vollständige  und  klare  Ausscheidung  findet  sich  freilich 
in  den  allermeisten  Staatsrechnungen  nicht,  und  wohl  in  keiner  voll- 
ständig. Vielmehr  werden  die  Einnahmen  aus  Verkaufserlösen,  Ab- 
lösungen u.  dgl.  meist  unter  die  laufenden  Einnahmen  eingereiht, 
mit  den  Erlösen  aus  dem  Verkauf  unbrauchbarer  Mobilien  und  Ma- 
terialien, welche  als  immerfort  wiederkehrend  ebenso  wie  die  An- 
schaffungen unbedenklich  dem  laufenden  Dienst  angehören,  vermengt, 
und  verschwinden  so.  Auch  der  Vermögensstand  pflegt  nicht  er- 
mittelt und  klar  gehalten  zu  werden.  Nur  der  Schuldenstand  er- 
freut sich  der  unentbehrlichen  Berücksichtigung. 

Von  dem  in  dieser  Hinsicht  meist  sehr  primitiven  Zustande 
unterscheidet  sich  allerdings  das  italienische  Staatsrechnungswesen 
vorteilhaft,  insofern  als  nicht  nur  die  Schulden,  sondern  auch  das 
Vermögen  völlig  klar  gehalten  und  in  besonderen  Nachweisungen 
in  weit  gehender  AusfÜhrlichket  dargestellt  werden.  In  der  Rech- 
nung selbst  sind  aber  Einkommen  und  Vermögen,  Aufwand  und 
Schulden  zusammengefasst.  Erkennbar  sind  zwar  die  verschiedenen 
Bestandteile  in  den  verschiedenen  Abteilungen,  aber  der  Bau  des 
riesigen  Rechnungswesens  ist  ein  so  zusammengesetzter,  vielgliede- 
riger,  dass  nur  der  Fachmann  sich  darin  zurecht  findet,  und  wie  sich 
der  laufende  Dienst  und  die  Vermögensänderungen  verhalten,  kann 
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nur  der  Kundige  herausfinden.  Ueberschuss  oder  Defizit,  Vermögens- 
raehrung  oder  Minderung,  Schuldenabtragung  oder  Zuwachs  ist  aus 
der  Rechnung  selbst  nicht  so  leicht  zu  ersehen. 

Es  ist  eben  zu  viel  vereinigt,  was  seiner  Natur  nach  ver- 
schieden ist,  nämlich  Verwaltung  und  Statistik.  Die  laufende  Rech- 
nung soll  den  Nachweis  für  die  erstere  führen,  wie  sie  die  aus  der 
eigenen  Leistungsfähigkeit  des  Volks  bewilligten  Mittel  aufgebracht 
und  verwendet  hat,  die  Vermögensrechnung  soll  vorzugsweise  der 
letzteren  dienen.  Aus  der  Verschlingung  beider  Momente  entsteht 
eine  grosse,  verwickelte  Vielgliedrigkeit  des  Rechnungswesens,  welche 
trotz  aller  Folgerichtigkeit  in  der  Anordnung  und  aller  Sauberkeit 
in  der  Durchführung  doch  wenig  übersichtlich  ist,  und  für  die  grosse 
Mehrzahl  derjenigen,  welche  über  die  Anerkennung  der  Rechnung  ab- 
stimmen müssen,  diese  zu  einem  Buch  mit  sieben  Siegeln  machen  muss. 

Wie  gesagt  ist  zwar  die  Uebersichtlichkeit  durch  besondere 
Nachweisungen  ergänzt,  und  im  Journal  der  Staatsbuchhaltung  ist 
sie  in  summarischer  Weise  geliefert,  aber  jene  Nachweisungen  ver- 
lieren sich  in  den  mehr  als  tausend  Seiten  des  Rechnungswerks  und 
das  Journal  ist  auch  nicht  für  jedermann  verständlich. 

Eine  gewisse  Bewandertheit  in  Rechnungssachen  wird  zwar  fur 
die  Beurteilung  und  das  Verständnis  jeder  Rechnung  erfordert,  aber 
die  Grade  sind  sehr  verschieden,  je  nachdem  das  Rechnungswesen 
klar  oder  verwickelt  ist,  und  da  eine  Staatsrechnung  deshalb  ver- 
öffentlicht wird,  um  möglichst  allgemein  zugänglich  gemacht  und 
von  möglichst  vielen  verstanden  zu  werden,  ist  die  verständlichste 
Form  fur  dieselbe  die  beste. 

Zu  3.  Die  Scheidung  der  Budgetrechnung  nach  Einnahme 
und  Ausgabe,  wie  sie  in  dem  zweiten  Hauptkonto  des  Journals 
durchgeführt  ist,  scheint  ein  notgedrungenes  Zugeständnis  der  dop- 
pelten Buchführung  an  die  natürliche  Einteilung  der  wirtschaftlichen 
Vorgänge  in  Einnahmen  und  Ausgaben  zu  sein.  Sie  steht  in  keinem 
Zusammenhang  mit  der  Abteilung  des  zweiten  Hauptkonto  im  Journal 
der  Privatlogismographie  nach  Agenten  und  Geschäftsfreunden,  son- 
dern ist  notwendig  gemacht  durch  die  Unterscheidung  von  Ver- 
mögens- und  Budgetgebarung,  indem  der  Einfluss  der  letzteren  auf 
die  erstere  ohne  die  Unterscheidung  von  Einnahme  und  Ausgabe 
nicht  darstellbar  ist. 

Ein  weiteres  Zugeständnis  an  die  Übliche  Form  der  Staats- 
rechnung ist  die  Berücksichtigung  der  Einnahme-  und  Ausgabe- 
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bewilligungen  im  Journal,  denn  das  sind  keine  wirtschaftlichen,  sondern 
gesetzgeberische  Vorgänge,  welche  für  sich  gar  keinen  Einfluss  auf 
das  Vermögen  haben.  Die  wesentliche  Aufgabe  der  doppelten  Buch- 
führung ist  aber  lediglich  der  Nachweis  über  den  wirklichen  Stand 
des  Vermögens.  Im  Staatsrechnungswesen  wird  aber  auch  der  Nach- 
weis darüber  verlangt,  in  welchem  Masse  die  bewilligten  Einnahmen 
realisiert,  und  in  welcher  Grösse  die  für  die  Ausgabe  bewilligten 
Mittel  verwendet  worden  sind.  Diesem  Nachweis  darf  sich  also  auch 
die  doppelte  StaatsbuchfUhrung  nicht  entziehen,  da  sie  die  kalku- 
latorische Richtigkeit  der  Rechnung  kontrollieren  soll,  sie  muss  sich 
also  auch  auf  die  Bewilligungen  erstrecken. 

Strenge  genommen  müssten  eigentlich  nur  die  wirklichen  Ein- 
nahmen und  Ausgaben  Gegenstand  dieser  Buchführung  sein,  aber 
die  Grössen,  in  welchen  dieselben  festgestellt  und  zur  Einhebung 
und  Auszahlung  angewiesen  sind,  haben  doch  ebenfalls  ihre  volle 
Berechtigung,  weil  die  Differenzen  zwischen  der  Feststellung  und  der 
Leistung  von  Einfluss  auf  das  Vermögen  sind,  indem  die  festgestellten 
aber  nicht  erhobenen  Einnahmen  (die  Einnahmerückstände)  ein  Ver- 
mögen, dagegen  die  festgestellten  aber  nicht  geleisteten  Ausgaben 
eine  Schuld  des  Staates  bilden. 

So  stehen  also  die  beiden  Abteilungen  des  zweiten  Hauptkonto 
ohne  Berührungspunkte  nebeneinander  und  von  einem  Einfluss  der 
einen  auf  die  andere,  oder  von  einer  Verbindung  derselben  kann  im 
einzelnen  keine  Sprache  sein.  Erst  beim  Abschluss  begegnen  sie 
sich  und  zwar  gewissermasseu  feindlich  in  gegenseitiger  Negation, 
indem  die  Differenzen  berechnet  und  als  Saldi  zur  Ausgleichung 
zwischen  Soll  und  Haben  benützt  werden,  d.  h.  indem  ermittelt 
wird,  wie  sich  die  bewilligten  Summen  zu  den  festgestellten  ver- 
halten, wie  sich  insbesondere  die  bewilligte  zur  festgestellten  Ein- 
nahme und  Ausgabe  verhält,  wie  sich  der  budgetmässige  Einnahme- 
überschuss  (unter  Umständen  auch  Ausgabeüberschuss  oder  Defizit) 
zu  dem  festgestellten,  und  wie  sich  die  gegenüber  der  Bewilligung 
festgestellte  Mehreinnahme  zu  der  gegen  den  Budgetsatz  festgestellten 
Mehrausgabe  verhält. 

Es  erscheint  auf  den  ersten  Blick  auffallend,  dass  von  der 
realisierten  wirklichen  Einnahme  und  Ausgabe  in  dieser  Zusammen- 
fassung der  Ergebnisse  keine  Rede  ist.  Allein  es  kann  das  nicht 
anders  sein,  denn  die  doppelte  Buchführung  hat  nur  das  Vermögen, 
und  die  Staatslogismographie  dazu  den  Einfluss  der  Einnahmen  und 
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Ausgaben  auf  dasselbe  zum  Ziele.  Einen  solchen  Einfluss  hat  at*r 
die  wirkliche  Einnahme  und  Ausgabe  nicht,  nachdem  sie  nebst  den 
Rückständen  und  Resten  bereits  in  der  Feststellung  enthalten  ist 
Sie  wird  daher  auch,  wie  oben  bereits  erwähnt,  in  Soll  und  Haben 
nicht,  sondern  nur  als  Permutation  durchgeführt. 

Dass  dieses  Ergebnis  des  zweiten  Hauptkonto  des  Journals  nur 
auf  dem  Wege  der  doppelten  Buchführung  zu  erzielen  sei,  wird  eben- 
falls niemand  behaupten,  es  wird  vielmehr  nicht  nur  das  nämliche 
von  allen  Staatsrechnungen,  auch  von  der  italienischen,  geleistet, 
sondern  sogar  in  weit  einfacherer  Weise,  mit  grösserer  Klarheit  und 
überdies  Vollständigkeit,  weil  sie  die  wirklichen  Einnahmen  und 
Ausgaben  und  deren  Verhältnis  unter  sich,  zur  Feststellung  und  zum 
Budget  ebenfalls  berücksichtigen  können  und  dies  auch  thun. 

Zu  4.  Die  Unterscheidung  der  wirtschaftlichen  Vorgänge  in 
vermögensändernde  und  vertauschende  vollzieht  sich  in  der  Trennung 
des  Inhalts  der  Permutationsspalte  von  dem  der  beiden  Hauptkonti, 
wobei,  wie  in  dem  bisher  Mitgeteilten  schon  wiederholt  gezeigt 
wurde,  jeder  Vorgang,  wenn  er  eine  Vermehrung  oder  Verminde- 
rung des  Vermögens  bedingt,  in  einem  der  beiden  Hauptkonti  oder 
in  beiden,  wenn  er  aber  nur  eine  Vertauschung  gleichwertiger  Ver- 
mögensteile oder  Arten  innerhalb  eines  Unterkonto  enthält,  nur  in 
der  Permutationsspalte  gebucht  wird.  Wenn  also  bei  einer  Gattung 
von  Vorgängen  teils  ändernde  teils  vertauschende  vorkommen,  so 
erscheint  deren  Gesamtsumme  schliesslich  teils  in  den  Hauptspalten 
teils  in  der  Permutationsspalte  des  Journals,  wie  dies  oben  bei  den 
Einnahmen  und  Ausgaben  beobachtet  worden  ist. 

Dass  mit  dieser  Ausscheidung  etwas  Besonderes  für  die  Ksnntnia 
der  wirtschaftlichen  Gebarung  oder  des  Vermögensstandes  ge\<»onen 
wäre,  ist  nicht  wohl  abzusehen.  Schon  die  Arten  der  vertausche}» 
Vorgänge  sind  zu  verschieden,  als  dass  mit  deren  Zusammenstellt* 
etwas  gewonnen  wäre.  Die  Verkäufe  von  Staatseigentum,  die  t 
Werbungen  von  solchem,  die  Schuldentilgung  und  die  Anlehensa 
nähme,  die  durchlaufenden  Posten,  die  Einnahmeerhebung,  die  Kass<" 
gutmachungen,  überhaupt  die  Kassenbewegungen  sind  Dinge* 
ungleicher  Art,  dass  ihre  Zusammenstellung  keine  Bedeutung 
sich  haben  kann,  sie  haben  nur  formell  und  negativ  das  gemeynsuß. 
dass  sie  eben  das  Vermögen  nicht  ändern.  d 

Ihre  „Eintragung  nach  dem  doppelten  System  der  GeAtiiüber- 
Stellung  und  Ausgleichung"  hat  daher  wohl  keine  andere  BÄBUtütnag 
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als  einer  Entlastung  der  beiden  Hauptkonti  von  einer  Menge  von 
Zahlen,  welche  sich  in  Soll  und  Haben  gegenseitig  aufheben,  also 
ohne  Einfluss  auf  den  Stand  des  Vermögens  sind,  dessen  Darstellung 
ja  das  Ziel  aller  doppelten  Buchführung  ist,  und  somit  eine  Er- 
leichterung der  Uebersicht. 

Diese  Unterscheidung  und  ihre  Durchführung  enthält  demnach 
eine  scharfsinnig  gedachte  und  sinnreich  ausgeführte  Verbesserung 
der  doppelten  Buchführung,  welche  in  deren  Grundgedanken  be- 
gründet ist,  aber  sie  ist  doch  nur  durchaus  formaler  Natur.  Im 
ganzen  ist  damit  nichts  gewonnen,  als  dass  man  schliesslich  ersieht,  wie 
die  das  Vermögen  nicht  ändernde  Vermögens-  und  Kassenbewegung 
im  Jahre  1883  die  Summe  von  35,962,709,695.48  Lire  betragen  hat, 
und  im  einzelnen  ist  es  bei  der  Mehrzahl  der  betreffenden  Arten 
von  Wirtschaftsbewegungen  selbstverständlich,  dass  sie  keinen  Ein- 
fluss auf  die  Grösse  des  Vermögens  haben  können;  nur  in  Ansehung 
der  Einnahmen  und  Ausgaben  enthält  die  Ausscheidung  einen 
Aulschluss,  welcher  auf  staatswirtschaftliches  Interesse  Anspruch 
machen  kann. 

Aber  auch  dieser  Aufschluss  ist  der  Logismographie  nicht 
eigentümlich,  sondern  er  ist  auf  dem  Wege  der  einfachen  rech- 
nerischen Darstellung  ebenfalls  erreichbar,  und  in  dem  Bericht  des 
Rechnungshofs  mit  den  in  demselben  enthaltenen  Uebersichten  auf 
das  vollständigste  und  ausführlichste  ebenfalls  gegeben.  Die  übrigen 
Permutationen  sind  gleichfalls  in  der  Staatsrechnung  selbst  und  in 
deren  Ergänzungsteilen  in  einer  Deutlichkeit  enthalten,  welche  nichts 
zu  wünschen  übrig  lässt. 

Zu  5.  Was  endlich  die  Zergliederungen  betrifft,  so  mag  es 
genügen,  darauf  hinzuweisen,  dass  auch  sie  in  ihrer  Anlage  und 
Ausführung  ihrem  Zwecke  vollständig  entsprechen,  dass  aber  auch 
sie  nichts  enthalten,  was  nicht  in  der  Darlegung  des  Rechnungshofs 
nicht  zu  finden  wäre. 

Es  ist  also  nach  diesem  allen  nicht  in  Abrede  zu  stellen,  dass 
die  Logismographie  den  Anforderungen  entspricht,  welche  ihr  Er- 
finder an  sie  stellt,  und  dass  sie  das  Ziel  erreicht,  welches  er  ihr 
vorgesteckt  hat.  Aber  es  ist  ebensowenig  in  Abrede  zu  stellen,  dass 
dieses  Ziel  durch  die  Staatsrechnung  nicht  nur  ebenso  gut,  sondern 
mit  noch  grösserer  Vollständigkeit  und  in  noch  mehr  gemeinfass- 
licher  Weise  erreicht  wird. 

Die  Frage,  ob  es  sich  empfehle,  die  Logismographie  für  die 
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Staatsbuchhaltung  neben  der  rechnungsmäßigen  Buchführung  nach 
dem  Vorgange  Italiens  einzuführen,  wäre  hienach  ohne  weiteres  zu 
verneinen,  wenn  dieselbe  nicht  noch  zwei  sehr  wichtige  Zwecke  im 
Auge  hätte,  nämlich: 

1)  die  Möglichkeit,  in  jedem  Augenblicke  den  Stand  des  Ge- 
sanitverraögens  durch  den  Abschluss  des  Journals  allein,  also  auf 
viel  kürzerem  Wege  als  durch  den  Abschluss  der  sehr  umfassenden 
rechnerischen  Staatsbuchführung  zu  ermitteln; 

2)  die  Kontrole  der  ziffermässigen  Richtigkeit  der  letzteren 
durch  die  nebenhergehende  doppelte  Buchführung  und  durch  die 
Uebereinstimmung  der  Ergebnisse  beider. 

Für  eine  Privatwirtschaft  ist  es  allerdings  von  grosser  Be- 
deutung, in  jedem  Augenblick  auf  möglichst  kurzem  Wege  seine 
Vermögensbilanz  ziehen  zu  können.  Ein  Unternehmer,  Kaufmann 
oder  Fabrikant,  kann  leicht  in  die  Lage  kommen,  rasch  darüber 
klar  zu  sehen,  ob  ihm  seine  Verhältnisse  gestatten,  eine  sich  bietende 
Gelegenheit  zu  einem  nicht  ganz  sicheren  Geschäft  zu  benützen, 
welches  vielleicht  hohen  Gewinn  verspricht,  oder  in  kritischen  Zeiten 
und  Lagen  zu  beurteilen,  ob  er  Massregeln  zur  Sicherung  oder  gar 
Rettung  ergreifen  müsse,  oder  was  sonst  für  Möglichkeiten  eintreten 
können. 

Bei  einem  Geschäft,  welches  im  kleinen  verkauft,  wird  zwar 
einen  so  raschen  Abschluss  auch  die  Logismographie  nicht  ermög- 
lichen, denn  hier  geht  es  nicht  an,  alle  Geschäftsvorgänge  bueh- 
mässig  zu  behandeln,  sondern  mit  dem  Abschlüsse  muss  immer  eine 
Inventur  Hand  in  Hand  gehen,  welche  denselben  verzögert  und  um- 
ständlich macht.  Aber  bei  einem  Geschäft,  welches  nur  im  grossen 
verkauft,  lassen  sich  alle  massgebenden  Geschäftsvorgänge  im  Journal 
behandeln  und  es  ist  daher  schon  hier  möglich,  durch  den  Abschluss 
allein  dieses  Buches  den  reinen  Vermögensstand  mit  genügender 
Sicherheit  und  Genauigkeit  festzustellen. 

In  noch  höherem  Grade  besteht  diese  Möglichkeit  bei  einer 
öffentlichen  und  namentlich  bei  der  Staatsverwaltung,  wo  alle  wirt- 
schaftlichen Vorgänge  auf  das  genauest«  fortlaufend  gebucht,  und 
alle  einzelnen  Veränderungen  am  Stande  des  beweglichen  wie  des 
unbeweglichen  Vermögens,  der  Einnahmerückstände  und  Ausgabe- 
reste, der  Guthaben  und  Schulden  des  Staats  auf  das  pünktlichste 
verzeichnet  werden,  und  wo  die  Staatsbuchhaltung  durch  regelmässig 
erstattete  Anzeigen  und  Rechnungsauszüge  fortwährend  in  der  Lage 
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ist,  alle  diese  Veränderungen  und  deren  Ergebnisse  in  ihrem  Journal 
zusammenzufassen. 

Es  ist  also  kein  Zweifel,  dass  das  unter  1.  oben  bezeichnete 
Ziel  von  der  Staatsbuchführung  erreicht  werden  kann  und  in  Italien 
bei  der  dort  bestehenden  Organisation  des  Rechnungswesens  durch 
die  Logismographie  wirklich  erreicht  wird. 

Aber  hat  denn  dieses  Ziel  für  die  Staatsverwaltung  auch  eine 
solche  Bedeutung,  wie  für  ein  Privatunternehmen,  bei  welchem  der 
Geschäftsherr  jeden  Augenblick  unvermutet  in  die  Lage  kommen 
kann,  seine  ganze  wirtschaftliche  Lage  und  Kraft  genau  übersehen 
zu  müssen?  Und  wenn  diese  Möglichkeit  auch  wirklich  bestehen 
sollte,  ist  sie  eine  genügend  nahe  liegende,  hat  sie  hinlänglich  viel 
Wahrscheinlichkeit,  um  die  Mühe  und  Kosten  der  Einrichtung  und 
Führung  einer  so  riesigen  Buchführung,  wie  die  Staatsiogismographie 
sein  muss,  zu  rechtfertigen  und  zu  lohnen? 

Es  wird  kaum  möglich  sein,  diese  Fragen  zu  bejahen.  Es  ist 
nicht  denkbar,  dass  für  den  Staat  eine  solche  Lage  eintreten  kann, 
denn  er  ist  nicht  eine  wirtschaftliche  grosse  Unternehmung,  und  in 
kritischen  wirtschaftlichen  Lagen  ist  es  nicht  sein  Vermögen,  womit 
er  sich  helfen  kann.  Dieses  ist  zum  grössten  Teil  für  die  Ver- 
waltung unentbehrlich  und  darum  unveräusserlich,  und  wenn  er  den 
etwa  verfügbaren  Teil  veräusseru  wollte,  so  würde  er  es  mit  Erfolg 
nicht  können,  weil  die  Masse  des  Angebots  zu  gross  sein  müsste, 
als  dass  sie  einer  hinreichenden  Nachfrage  begegnen  könnte,  er 
würde  sein  Vermögen  zu  Schleuderpreisen  hingeben  müssen,  und 
einen  höchst  ungenügenden  Erfolg  von  einer  solchen  Massregel  haben, 
während  der  Privatmann  doch  immer  einen  dem  Werte  wenigstens 
annähernden  Preis  erwarten  darf.  Der  Staat  kann  sein  Vermögen 
nicht  liquidieren,  wie  der  Privatmann,  er  kann  und  darf  seine  Wirt- 
schaft nicht  einsteilen  und  doch  noch  leben;  mit  seiner  Wirtschaft 
hört  er  selbst  auf. 

In  schwierigen  politischen  Lagen,  welche  für  den  Staat  allein 
in  Betracht  kommen  können,  kommt  auf  das  Vermögen  überhaupt 
gar  nichts  mehr  an.  Hier  ist  es  die  Leistungsfähigkeit  der  Unter- 
thanen,  welche  mit  Gut  und  Blut  in  Anspruch  genommen  werden  • 
muss,  und  diese  werden  das  einsetzen,  wenn  ihnen  der  Staat  das  ist, 
was  er  sein  soll,  ohne  Rücksicht  darauf,  ob  er  Vermögen  hat  oder  nicht. 

Handelt  es  sich  um  den  Staatskredit,  welcher  durch  eine  ge- 
naue, wahrheitsgetreue  Darlegung  des  Vermögensstandes  begründet 
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werden  soll,  so  ist  eine  solche  zwar  immer  notwendig,  aber  dazu 
genügt  die  regelmässige  alljährliche  Rechnungslegung,  und  zwar 
nicht  insoferne  sie  zeigt,  wie  es  um  das  Vermögen  des  Staat«  steht» 
sondern  insoferne  sie  beweist,  dass  die  Verwaltung  eine  gewissen- 
hafte und  streng  geordnete  ist.  Hierauf  und  auf  der  Leistungs- 
fähigkeit des  Volkes  beruht  der  Staatskredit,  nicht  auf  dem  Ver- 
mögen des  Staats.  Das  beweist  Italien  selbst,  welches  bei  einem 
Ueberschuss  der  Schulden  über  den  ganzen  Wert  des  —  noch  dazu 
grösstenteils  unveräusserlichen,  weil  unentbehrlichen  Vermögens  von 
nahe  7000  Millionen  Lire  doch  einen  ganz  guten  Kredit  geniesst, 
während  mancher  andere  Staat  mit  grossem  Vermögen  auch  nicht 
mehr  Kredit  hat. 

Die  Möglichkeit,  den  reinen  Vermögensstand  rasch  zu  ermitteln, 
wird  also  dem  Staate  kaum  je  etwas  keifen  können,  und  der  logis- 
mographische  Apparat  wird  daher  von  dieser  Seite  wohl  nicht  zu 
begründen  sein. 

Nicht  ganz  ebenso  verhält  es  sich  mit  dem  zweiten  der  oben 
vorgeführten  Gründe,  nämlich  mit  der  Notwendigkeit  einer  parallel 
der  Staatsrechnung  gehenden  zweiten  Buchführung  zur  Kontrolle  der 
Richtigkeit  der  ersteren. 

Vor  allem  ist  es  unzweifelhaft,  dass  die  Logismographie  diesen 
Dienst  in  der  vollkommensten  Weise  verrichtet.  Die  doppelte  Buch- 
führung hat  schon  die  Gewähr  ihrer  Richtigkeit  in  sich,  insoferne 
die  verschiedenen  Bücher  auf  dem  Grunde  gleicher  Behelfe  von  ver- 
schiedenen Personen  gefuhrt  werden.  Es  kann  ja  keine  bessere 
Probe  auf  die  Richtigkeit  einer  Rechnung  geben,  als  wenn  zwei 
Rechner  auf  verschiedenem  Wege  das  gleiche  Resultat  finden.  Wenn 
dann  diese  in  sich  selbst  den  Beweis  ihrer  Richtigkeit  tragende 
Buchführung  mit  den  Ergebnissen  der  Staatsrechnung  überein- 
stimmt, so  muss  die  Richtigkeit  beider  als  unumstösslich  festgestellt 
gelten. 

Wenn  gleichwohl  anderwärts  und  insbesondere  in  Deutschland 
von  diesem  Mittel,  die  zifFermässige  Richtigkeit  der  Staatsrechnung 
zu  gewährleisten,  kein  Gebrauch  gemacht  wird,  so  rührt  dies  nicht 
davon  her,  dass  man  hier  das  Bedürfnis,  die  Ueberzeugung  von 
dieser  Richtigkeit  objektiv  zu  gewähren  und  letztere  zu  sichern, 
nicht  fühlt  und  nicht  befriedigt,  sondern  man  thut  dies  ebenfalls, 
nur  in  anderer  Form.  Man  rechnet  nämlich  das  grosse  Exempel 
der  Staatsrechnung  nicht  in  anderer  Weise  ganz  neu,  sondern  man 
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rechnet  es  nur  nach,  d.  h.  man  revidiert  die  Rechnung  auch  in  kal- 
kulatorischer Hinsicht. 

Wäre  nun  diese  Kalkulatur  ein  besonderes  Geschäft  und  würde 
man  etwa  gar  eine  besondere  Behörde  dazu  brauchen,  so  wäre  der 
Aufwand  an  Mühe  und  Kosten  vielleicht  nicht  geringer,  als  jener 
für  eine  zweite  Buchführung,  und  es  würde  sich  fragen,  ob  diese 
nicht  eine  noch  grössere  Sicherheit  und  festere,  objektive  Gewähr 
für  die  Richtigkeit  durch  den  Nachweis  der  Uebereinstimmung  böte 
und  deshalb  vorzuziehen  wäre. 

Allein  diese  Voraussetzung  trifft  nicht  zu,  sondern  man  ver- 
bindet die  ziffermässige  Revision  mit  der  administrativen  und  ver- 
fassungsmässigen, so  dass  der  Aufwand  dafür  auf  das  möglichst  ge- 
ringe Mass  beschränkt  wird. 

Dass  die  deutsche  Revision  auch  in  kalkulatorischer  Hinsicht 
ihre  Schuldigkeit  thut  und  ihr  Ziel  erreicht,  darüber  sind  bis  jetzt 
wohl  Zweifel  noch  nicht  erhoben  worden.  Sie  genügt  vollständig 
und  um  so  besser  je  strenger  sie  ist,  und  das  ist  auch  dadurch  ver- 
bürgt, dass  sie  eine  doppelte  ist,  nämlich  einmal  seitens  der  die 
Rechnungen  abnehmenden  Behörden  (die  Rechnungen  werden  von 
den  Kassen  gestellt),  und  dann  von  der  obersten  Revisionsbehörde. 
Es  zeigt  sich  hiebei,  wie  bei  allen  Kontroieinrichtungen,  dass  ihre 
Hauptwirksamkeit  in  dem  moralischen  Druck  besteht,  welchen  sie 
auf  das  Bewusstsein  der  Ueberwachten  ausüben,  dass  also  ihr  Haupt- 
erfolg dadurch  erzielt  wird,  dass  sie  überhaupt  bestehen,  und  dass 
ihr  mittelbarer  Erfolg  einer  richtigen  Rechnungsstellung  um  so 
grösser,  dagegen  der  unmittelbare,  das  Auffinden  von  Fehlern  aller 
Art,  um  so  kleiner  ist,  je  gewissenhafter  revidiert  wird. 

Das  Rechnungswesen  und  mit  ihm  die  Revision  ist  aber  in 
Italien  anders  organisiert  als  in  Deutschland. 

Die  grosse  Staatsrechnung  bildet  sich  nämlich  dort  nicht  aus 
den  Jahresrechnungen  der  Unter-,  Mittel-  und  Oberbehörden,  welche 
in  Deutschland  wirkliche  Glieder  des  Gesamtrechnungswerkes  sind, 
und  sowohl  die  in  der  Centrairechnung  erscheinenden  grossen  Summen 
im  einzelnen  und  kleinsten  nachweisen  und  nach  allen  Seiten  recht- 
fertigen, als  auch  dazu  bestimmt  sind,  die  Rechner  und  Kassiere  zu 
entlasten  und  die  Richtigkeit  ihrer  Gebarung  zu  beweisen. 

Die  italienische  Staatsrechnung  bildet  sich  vielmehr  aus  den 
monatlichen  Rechnungen  der  einnehmenden  und  auszahlenden  Be- 
amten und    der  Kassiere  der  Mittel-  und  Oberbehörden.  Diese 
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Monatsrechnungen  verbinden  den  Zweck  der  Kassenanzeigen,  durch 
welche  die  Mittel-  und  Centraibehörden  über  den  jeweiligen  Stand 
der  Einnahmen  und  Ausgaben  an  sich  und  gegenüber  dem  Budget 
in  Kenntnis  erhalten  werden,  mit  dem  der  Rechnungen,  indem  sie 
mit  allen  erforderlichen  Begründungen  und  Belegen  versehen  sein 
müssen. 

Aus  den  Ergebnissen  dieser  Monatsanzeigen,  welche  von  den 
Mittelbehörden  zusammengefasst  werden,  bildet  sich  die  Buchführung 
der  Centraibehörden,  welche  hienach  ihre  Centrairechnungen  am 
Jahresschlüsse  stellen.  Die  Monatsanzeigen  selbst  werden  von  den 
Mittelbehörden  und  von  den  Centraibehörden  geprüft  und  gehen  auch 
mit  den  Zusammenstellungen  der  letzteren  dem  Rechnungshofe  zu. 
Aber  eine  eigentliche  Revision  scheint  dieser  nicht  vorzunehmen. 
Es  ist  nicht  wohl  möglich,  aus  den  Gesetzen  und  aus  der  Dienst- 
anweisung über  das  gesamte  Staatsrechnungswesen  mit  Genauigkeit 
zu  ersehen,  worauf  sich  die  revisorische  Thätigkeit  des  Rechnungs- 
hofs erstreckt;  es  würde  zu  dieser  Kenntnis  die  eingehendere  Be- 
obachtung des  wirklichen  Verfahrens  erforderlich  sein.  Aber  aus 
den  gesetzlichen  und  verordnungsmassigen  Bestimmungen  ist  nicht 
zu  entnehmen,  dass  derselbe  in  Ansehung  der  Ergebnisse  der  Monats- 
rechnungen etwas  wesentlich  anderes  zu  thun  hat,  als  dereu 
Vergleichung  mit  seinen  Kontroibuchungen  Uber  die  seitens  der 
Centraibehörden  ergangenen  Feststellungen  und  Anweisungen.  Eine 
verfassungsmässige  Revision  dürfte  schon  dadurch  ausgeschlossen  sein, 
dass  alle  Anweisungen  der  Centraibehörden  —  und  alle  Ausgaben 
müssen  von  diesen  teils  einzeln,  teils  summarisch  angewiesen  werden  — 
der  Kontrole  des  Rechnungshofs  auf  ihre  Budgetmässigkeit  unter- 
liegen. Die  administrative  Revision  besorgen  die  Mittel-  und  Centrai- 
behörden, und  eine  kalkulatorische  Revision  wird  bei  diesem  Ver- 
fahren nur  stückweise  möglich  sein. 

Ausser  diesen  Monatsrechnungen  müssen  die  Einnehmer. 
Zahlungsbeamten  und  Kassiere  allerdings  auch  Jahres-,  oder  wenn 
ihre  Verwaltung  kein  ganzes  Jahr  gedauert  hat,  Sttickrechnungen 
legen,  und  diese  werden  sämtlich  dem  Rechnungshof  unterbreitet. 
Aber  sie  haben  mit  der  Staatsrechnung  nichts  zu  thun,  sondern  ver- 
folgen nur  den  Zweck,  die  Entlastung  der  Rechner,  und  zwar  nur 
als  Kassenverwalter  und  Rechner  im  eigentlichen,  engeren  Sinne, 
zu  begründen.  Hier  findet  also  nur  eine  rechnerische,  aber  durcha^ 
nur  stückweise  Revision  und  Vergleichung  mit  den  Ergebnissen  der 
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Monatsanzeigen  statt,  und  die  Stellung  des  Rechnungshofs  diesen 
Jahresrechnungen  gegenüber  ist  eine  durchaus  richterliche,  nach 
welcher  er  lediglich  über  die  Haftungsfrage  aus  der  Kassen-  und 
Rechnungsführung  entscheidet.  Diese  Rechnungen  heissen  daher 
auch  nrechtsformlicheu  (conti  giudiziari). 

Bei  dieser  Vielgliedrigkeit,  in  welcher  sich  das  Staatsrechnungs- 
wesen aus  den  Monatsrechnungen  zusammensetzt,  mag  es  nicht  wohl 
möglich  sein,  in  ihm  selbst  eine  Garantie  für  seine  rechnerische 
Richtigkeit  zu  schaffen.  Wenn  auch  jedem  Teil  seine  Stelle  auf  das 
beste  angewiesen  und  sein  Weg  zum  Sammelpunkte  auf  das  ge- 
naueste vorgezeichnet  ist,  mögen  in  einem  so  vielverschlungenen 
System  doch  leicht  Irrungen  und  Abweichungen  vorkommen,  oder 
wenigstens  für  möglich  erkannt  werden,  welche  im  Wege  des  ein- 
fachen Nachsuchens  äusserst  schwierig  aufzufinden  und  zu  beseitigen 
wären. 

Im  Zusammenhalt  mit  der  Organisation  des  Rechnungs-  und 
Revisionswesens  mag  daher  fur  Italien  die  Logismographie  eine  Not- 
wendigkeit sein.  Jedenfalls  verdient  die  Art  und  Weise,  wie  sie 
ausgedacht  und  ins  Werk  gesetzt  ist,  die  vollste  Anerkennung,  denn 
sie  ist  mit  grossem  Scharfsinn  angelegt  und  mit  grossem  praktischen 
Geschick  durchgeführt.  Sie  ist  ohne  Frage  ein  grosses  rechnerisches 
Meisterstück. 

Zur  Nachahmung  in  anderen  Staaten,  welche  ein  einfacheres 
Rechnungswesen  und  dabei  eine  wirkliche,  vollständig  durchgreifende 
Rechnungsrevision  haben,  empfiehlt  sie  sich  jedoch  nicht,  also  ins- 
besondere nicht  für  Deutschland.  Sie  müsste  mit  einer  anderen  Nach- 
ahmung Hand  in  Hand  gehen,  nämlich  mit  der  Umwandlung  des 
ganzen  Rechnungswesens  und  der  SteUung  der  Revisionsbehörden 
nach  italienischem  Muster. 

Für  eine  Beurteilung  der  Organisation  und  Stellung  des  ita- 
lienischen Rechnungshofs  ist  hier  nicht  der  Ort,  aber  es  ist  nicht 
anzunehmen,  dass  man  ii\  Deutschland  geneigt  sein  wird,  jenes  zu 
thun,  denn  einerseits  würde  jene  Einrichtung  vermutlich  weit  kost- 
spieliger sein  als  die  unserige.  Schon  der  italienische  Rechnungshof 
kostet  1,424,920  Mark,  die  preussische  Oberrechnungskammer  nur 
0*78,832  Mark,  wozu  indessen  noch  ein  nicht  leicht  zu  ermittelnder 
Teil  von  den  Kosten  des  Rechnungshofs  des  Deutschen  Reichs  zu 
rechnen  wäre,  während  für  Italien  die  Kosten  der  Staatsbuchhaltung 
hinzukommen,  welche  in  der  Rechnung  von  1883  nicht  besonders 
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zu  ermitteln,  sondern  vermutlich  unter  dem  Aufwand  für  das  Schatz- 
ministerium enthalten  sind.  Anderseits  dürfte  Deutschland  auch 
sonst  keine  Ursache  haben,  Italien  um  seinen  Rechnungshof  zu  be- 
neiden und  bei  seinen  obersten  Revisionsbehörden  das  italienische 
Muster  zu  kopieren. 
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(Nach  Seite  54.) 


l. 


Vermögens-  und  Schuldensund  aus  dem  Vorjahre  

Vermögen   6,084,473,60t .05  L. 

Schulden  12,977,092,738.53  L. 

ScbuIdenüberachusB  _  6,892,619,130.48  L. 

* 

Einnahme  nach  dem  Budget  

Durch  Gesetz  vom  etc.  wurde  eine  Einnahme  fur  1883 
vorgesehen  von   1,544,381,603.55  L. 


16. 


Festgesetzte  Einnahme.   (I.  Eigentliche  Einnahme)   . 

Als  eigentliche  Einnahmen,  ordentliche  und  ausser- 
ordentliche, wurden  festgestellt   1,334,897.982.79  L. 

Wegen  Verkaufs  von  Gütern  und  Einhebung  vom  Gut- 
haben, wodurch  sich  das  Vermögen  nicht  ändert, 
gehen  ab   10,594,680.41  L. 


Verbleibeu  wirkliche  Einkünfte   1,324.303,302.38  L. 


29. 


Erhobene  Einnahmen  für  1883  

An  den  festgestellten  Kinnahmen  aller  vier  Gattungen 
(I.  Eigentliche.  II.  Kapitalbewegung,  ITJ.  Eisenbahn- 
ban.  IV.  Durchlaufende  Posten;  wurden  eingehoben     1,408,264,775.11  L. 

Rechnungsschluss  und  allgemeines  Ergebnis. 

|  1.  Budgetmässige  Gebarung. 


\  Bewilligte  Einnahme   1,547,036,643.83  L. 

  1,503,355,269.27  L. 


a.  Einnahme  i  „ 

I  Festgestellte 

Mehr  der  Feststellung  

e.  Mehr  des  veranschlagten  gegen  den  wirklichen  Einnahmeüberachuss  .  . 

f.  Mehr  der  Differenz  zwischen  der  veranschlagten  und  wirklichen  Ausgabe 
die  Differenz  zwischen  der  veranschlagten  und  wirklichen  Einnahme 

I  2.  Vermögensgebarung. 
Mehrbetrag  der  Schulden  gegen  das  Vermögen  zu  Ende  1883  


Abgleichnng 


bei  der 


•  Diese  Beträfe,  welche  im  Journal  selbst  unter  den  beigesetzten  Kümmern  in  formge 
in  Betracht  kommen. 
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Zwei  steuertheoretische  Fragen. 

Von 

Dr.  jur.  Friedrich  Kleinwftchter, 

Reg.-Rat  and  Prof.  der  Staatswissenschaften  an  der  Universität  Czernowitz. 

L 

Einleitung. 

Die  vorliegende  Untersuchung  soll  sich  mit  zwei  Fragen  der 
Steuertheorie  beschäftigen,  die  scheinbar  ganz  heterogener  Natur  sind, 
die  aber  meines  Erachtens  dennoch  an  der  Wurzel  zusammenhängen, 
ich  meine  die  Lehre  von  der  Abwälzung  der  Steuern  und  das  Ver- 
hältnis der  einzelnen  Steuern  zu  einander,  speziell  das  der  Real-  zu 
den  Personalsteuern,  oder  die  Frage  des  Steuersystems.  Die  gang- 
bare Lehre  stellt  sich  nämlich,  wie  die  ältere  Nationalökonomie  über- 
haupt auf  den  Boden  der  Privatwirtschaft  und  fasst  demgemäss  — 
wenn  man  so  sagen  darf  —  die  Besteuerung  als  eine  persönliche 
Angelegenheit  auf,  d.  h.  sie  lehrt,  dass  jeder  Bürger  in  der  Steuer 
einen  Teil  seines  Einkommens  dem  Staate  darbringt.  Und  diese 
Auffassung  führt  im  weiteren  Verfolge  notwendigerweise  zu  Unzu- 
kömmlichkeiten und  Inkonsequenzen,  die  speziell  in  der  Frage  der 
Steuerüberwälzung  und  in  der  des  Steuersystems  an  den  Tag  treten. 
Die  teilweise  Berechtigung  dieser  Auffassung  soll  nicht  geleugnet 
werden,  indes  glaube  ich,  dass  man  mit  ebenso  viel  oder  mit  noch 
mehr  Recht  die  Besteuerung  vom  volkswirtschaftlichen  Standpunkte 
betrachten  und  dieselbe  weniger  als  eine  persönliche  Angelegenheit 
der  Steuerzahler,  sondern  vielmehr  als  einen  sachlichen  Vorgang  an- 
sehen darf.  Eine  naheliegende  Analogie  wird  den  wesentlichen  Unter- 
schied  zwischen  diesen  beiden  Auffassungen  sofort  klar  hervortreten 
lassen. 
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Die  verschiedenen  Lehrbücher  der  Nationalökonomie  lehren  be- 
kanntlich ganz  richtig,  dass  man  bei  der  statistischen  Ermittelung  des 
Nationaleinkommens  eines  bestimmten  Volkes  auf  zweifache  Weise 
vorgehen  kann.  Man  kann  entweder  von  den  Personen  ausgehen 
und  das  Volkseinkommen  ermitteln,  indem  man  das  jährliche  Ein- 
kommen aller  einzelnen  Angehörigen  dieses  Volkes  addiert,  oder 
man  kann  von  den  Gütern  ausgehen  und  das  Nationaleinkommen 
berechnen,  indem  man  die  von  dem  betreffenden  Volke  im  Laufe 
eines  Jahres  erzeugten  Produkte,  beziehentlich  deren  Wert  summiert. 
Die  gleiche  Auffassung  scheint  mir  auf  die  Steuern  anwendbar.  Man 
kann  die  Steuern  als  eine  persönliche  Angelegenheit  der  Steuer- 
träger betrachten  und  von  der  Anschauung  ausgehen,  dass  jeder 
Bürger  nach  Massgabe  seiner  Leistungsfähigkeit  gehalten  ist,  einen 
Teil  seines  Einkommens  dem  Staate  zu  Uberlassen.  Man  kann 
aber  auch  die  Besteuerung  als  einen  sachlichen  Vorgang  ansehen 
und  annehmen,  dass  der  Staat  in  der  Steuer  einen  aliquoten  Teil  der 
produzierten  Güter  (beziehentlich  deren  Wertäquivalent)  einfach  weg- 
nimmt oder  konfisziert. 

Jede  dieser  beiden  Auffassungen  ist  bis  zu  einem  gewissen  Grade 
berechtigt,  die  gangbare  Steuertheorie  scheint  mir  jedoch  zu  irren, 
wenn  sie  die  Steuer  in  allen  Fällen  als  eine  persönliche  Angelegen- 
heit oder  als  Einkommensbesteuerung  ansieht  und  sich  den  Vorgang 
immer  so  denkt,  dass  der  einzelne  Bürger  in  der  Steuer  einen  Teil 
seines  Einkommens  dem  Staate  darbringt.  Diese  Darstellung  steht 
nämlich  mit  den  Thatsachen  im  Widerspruche. 

Zunächst  liegt  es  im  Wesen  der  Personalsteuer,  dass  sie  nur 
das  sogenannte  „freie"  Einkommen,  d.  i.  dasjenige  Einkommen  treffen 
kann,  welches  das  Existenzminimum  übersteigt,  oder  mit  anderen 
Worten:  welches  nach  Abzug  des  notwendigen  Lebensunterhaltes  des 
Steuerträgers  und  seiner  Familie  übrig  bleibt.  Stellt  man  sich 
nämlich  den  in  der  Besteuerung  liegenden  Vorgang  so  vor,  wie  die 
herrschende  Theorie  lehrt,  dass  der  einzelne  Staatsbürger  zuerst 
irgend  ein  Einkommen  von  so  und  so  viel  Gulden  oder  Thalern  jährlich 
bezieht  und  dass  er  dann  gehalten  ist  irgend  einen  Prozentsatz  dieses 
seines  Einkommens  zu  den  Staatslasten  beizusteuern,  so  ist  es  evident, 
dass  der  Bürger  nur  dann  auf  die  Dauer  imstande  ist  Steuern  zu 
zahlen,  wenn  er  in  der  Zwischenzeit  nicht  verhungert.  Der  Fiskus 
muss  also  —  will  er  anders  die  Henne  nicht  schlachten,  welche  die 
goldenen  Eier  legt  —  bei  der  Personalsteuer  dem  Steuerträger  den 
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absolut  unentbehrlichen  Lebensunterhalt  frei  lassen  und  kann  erst 
dasjenige  Einkommen  des  Bürgers  der  Steuer  unterwerfen,  welches 
jenes  Existenzminimum  tibersteigt.  Dieser  aus  dem  Wesen  der  Per- 
sonalsteuer mit  eiserner  Notwendigkeit  sich  ergebende  Grundsatz  wird 
jedoch  von  der  herrschenden  Steuergesetzgebung,  speziell  von  den 
sogenannten  Ertragssteuern  unberücksichtigt  gelassen.  Die  Grund- 
steuergesetzgebung beispielsweise  fragt  nicht  darnach,  ob  der  Mann 
von  dem  Ertrage  seines  Grundstückes  auch  leben  kann,  und  fordert 
bekanntlich  von  demjenigen,  der  eine  einzige  Quadratklafter  Landes 
sein  eigen  nennt,  denselben  Prozentsatz  an  Steuer  wie  von  dem 
grös8ten  Latifundienbesitzer. 

Zum  Zweiten  gibt  es  eine  ganze  Reihe  von  Fällen,  in  denen 
die  Steuer  —  und  zwar  auch  wieder  die  Ertragssteuer  —  überhaupt 
nicht  einer  Person,  sondern  irgend  einer  bestimmten  Vermögeusmasse 
vorgeschrieben  wird.  Ein  im  Prozesse  befangenes  Haus  oder  Land- 
gut, dessen  Eigentümer  heute  noch  absolut  unbekannt  ist,  weil  seine 
Person  erst  durch  den  Ausspruch  des  Richters  festgestellt  werden  wird, 
da«  Vermögen  eines  Verschollenen,  die  hereditas  jacens,  das  Stiftungs- 
und Korporationsvermögen  etc.  etc.  muss  ebensogut  Steuern  zahlen, 
wie  wenn  es  einem  bestimmten  Individuum  gehören  würde.  Wäre 
die  Steuer  wirklich  in  allen  Fällen  —  wie  die  herrschende  Theorie 
lehrt  —  eine  persönliche  Angelegenheit,  d.  h.  würde  die  Steuer  that- 
sächlich  immer  nur  aus  dem  Einkommen  der  einzelnen  Bürger  ge- 
zahlt, so  dürften  all  die  gedachten  Vermögenskomplexe  nicht  der 
Besteuerung  unterworfen  werden.  Der  Fiskus  müsste  vielmehr  ab- 
warten bis  die  fragliche  Vermögensmasse  oder  ihr  Ertrag  in  das 
Eigentum  irgend  einer  Einzelperson  übergegangen  ist,  und  dürfte 
dann  erst  das  auf  diese  Weise  gesteigerte  Einkommen  der  letzteren 
der  Steuer  unterwerfen. 

Thatsächlich  ist  die  geltende  Steuergesetzgebung  nicht  kon- 
sequent. Manche  Steuern,  wie  die  sogenannten  Personalsteuern  sind 
wirklich  Steuern  vom  Einkommen,  wie  die  herrschende  Lehre  sie 
schildert,  d.  h.  der  Fiskus  sucht  das  (persönliche)  Einkommen  der 
betreffenden  Bürger  zu  ermittein  und  schreibt  ihnen  nach  Massgabe 
ihrer  Leistungsfähigkeit  die  Steuer  vor.  Andere  Steuern  dagegen, 
wie  beispielsweise  die  Ertragssteuern,  lassen  sich  in  der  angegebenen 
Weise  absolut  nicht  erklären,  sondern  sind  nur  verständlich,  wenn 
man  sie  als  Vermögenskonfiskation  auffasst,  d.  h.  wenn  man  von  der 
Anschauung  ausgeht,  dass  der  Fiskus  einen  aliquoten  Teil  der  Güter 
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etwa  dort,  wo  sie  produziert  werden,  einfach  wegnimmt.  Nur  auf 
diese  Weise  wird  es  erklärlich,  dass  der  Staat  von  der  kleinsten 
Parzelle  ebenso  wie  vom  grössten  Latifundienbesitz  den  gleichen 
Prozentsatz  an  Grundsteuer  fordert,  wird  es  erklärlich,  dass  das  im 
Prozesse  befangene  Haus  oder  Landgut,  dass  die  hereditas  jacens, 
das  Vermögen  eines  Verschollenen,  das  Stiftungs-  und  Korporations- 
vermögen, kurz  dass  die  tote  Vermögensmasse  ebenso  gut  steuern 
muss,  wie  wenn  sie  sich  im  Besitze  irgend  eines  lebenden  Menschen 
befinden  würde. 

Die  herrschende  Steuertheorie  ignoriert  diesen  zwiespältigen 
Charakter  der  Steuerpraxis.    Sie  will  uns  glauben  machen,  dass  alle 
Steuern  „Einkommen" -Steuern  in  dem  oben  dargelegten  Sinne  sind, 
und  verwickelt  sich  dadurch  in  unlösbare  Widersprüche,  die  —  wie 
im  Eingange  berührt  wurde  —  insbesondere  bei  der  Frage  des  Steuer- 
systems und  bei  der  Frage  der  Steuerabwälzung  zu  Tage  treten. 
Was  zunächst  das  Steuersystem  anbelangt,  so  wurde  eben  dargethan, 
dass  die  Ertragsteuern  absolut  nicht  unter  die  von  der  gangbaren 
Lehre  gegebene  Erklärung  und  Auffassung  der  Steuern  subsumiert 
werden  können.    Trotzdem  aber  lässt  die  herrschende  Theorie  die 
Ertragsteuern  gelten  und  räumt  ihnen  einen  Platz  in  ihrem  Steuer- 
systeme ein.    Indes  ist  diese  Inkonsequenz  nicht  die  einzige.  Lässt 
man  schon  die  Gruppe  der  Ertragsteuern  gelten,  so  muss  man 
wenigstens  an   den  ftir  diese   Gruppe  von  Steuern  aufgestellten 
charakteristischen  Merkmalen  festhalten,  allein  auch  dies  thut  die 
gangbare  Steuerlehre   nicht.     Das    charakteristische   Moment  der 
Ertragsteuern  kann  doch  nur  darin  gefunden  werden,  dass  der  Staat 
die  Produktion  der  Güter,  d.  h.  dass  er  die  Unternehmungen  be- 
steuert, in  welchen  Güter  produziert  werden.  Von  diesem  Standpunkte 
ist  die  Grundsteuer,  ist  die  Gewerbesteuer  gerechtfertigt,  dann  ist 
aber  fiir  eine  besondere  Zinsrentensteuer  in  der  Gruppe  der  Ertrag- 
steuem  kein  Platz,  denn  die  verzinsliche  Geldforderung  ist  keine 
selbständige  Güterquelle.    Der  Zinsgläubiger  bezieht  vielmehr  nur 
ein  abgeleitetes  Einkommen,  welches  aus  dem  Ertrage  derjenigen 
Unternehmung  fliesst,  der  er  sein  Geld  geliehen  hat.    Und  hat  der 
Staat  den  Ertrag  des  Landgutes  oder  der  Fabrik  schon  das  eine  Mal 
mit  der  Grund-,  beziehentlich  Gewerbesteuer  getroffen,  so  1st  nicht 
abzusehen  wie  er  das  Einkommen  des  Zinsgläubigers  zum  zweiten- 
male  mit  einer  „ Ertrag" -Steuer,  nämlich  mit  der  Zinsrentensteuer 
belegen  will. 
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Aehnliches  gilt  Ar  die  Frage  der  Steuerabwälzung,  mit  der  sich 
die  gangbare  Lehre  bekanntlich  sehr  eingehend  befasst.  Sind  die 
bestehenden  Steuern  wirklich  das,  was  die  herrschende  Steuertheorie 
behauptet,  nämlich  persönliche  Einkommensteuern,  und  werden  die- 
selben in  vernünftiger  Weise  umgelegt,  d.  h.  beschränkt  sich  der 
Fiskus  die  Bürger  nur  nach  Massgabe  ihres  sogenannten  »freien" 
Einkommens  (ihrer  „  Leistungsfähigkeit  * ,  denn  wer  nicht  mehr  als 
das  Existenzminimum  hat,  ist  eben  nicht  „ leistungsfähig")  zur  Steuer- 
leistung heranzuziehen,  so  ist  eine  Abwälzung  der  Steuer  a  priori 
ausgeschlossen.  Die  Frage  nach  der  Abwälzung  der  Steuern  hat  nur 
dann  einen  Sinn  und  eine  Berechtigung,  wenn  man  von  der  An- 
schauung ausgeht,  dass  der  Staat  in  der  Steuer  einen  Teil  der  vor- 
handenen Güter  konfisziert,  weil  hier  thatsächlich  sofort  die  Frage 
auftaucht,  ob  diese  Konfiskation  irgendwelche  Personen  trifft  und 
wie  sich  der  dadurch  hervorgerufene  Schaden  auf  die  verschiedenen 
Individuen  etwa  verteilt. 

Zum  guten  Teile  sind  die  in  Rede  stehenden  Irrtümer  der  gang- 
baren Steuertheorie  allerdings  auf  das  Dazwischentreten  des  Geldes 
zurückzuführen.  Besässen  wir  kein  Geld,  so  müsste  der  Fiskus  die 
Güter,  die  er  für  seine  Zwecke  braucht,  einfach  in  natura  nehmen 
und  dann  wäre  es  freilich  ganz  unzweifelhaft ,  dass  die  Besteuerung 
ein  sachlicher  Vorgang  ist  und  in  der  Mehrzahl  von  Fällen  nur  in 
einem  Nehmen  von  Gütern  seitens  des  Staates  besteht.  So  aber  tritt 
das  Geld  dazwischen,  der  Einzelne  bezieht  seine  Einnahmen  in  Geld 
und  zahlt  seine  Steuern  in  Geld,  da  lag  denn  die  Täuschung  nahe, 
dass  der  Einzelne  nach  Massgabe  seines  „Einkommens*  steuern  solle, 
oder  dass  die  Steuern  eine  „persönliche*  Angelegenheit  der  Staats- 
bürger seien,  und  man  liess  sich  um  so  lieber  täuschen,  als  es  ja 
dem  Prinzip  der  Gerechtigkeit  zu  entsprechen  schien,  wenn  jeder 
Bürger  nach  seiner  Leistungsfähigkeit  zur  Tragung  der  Staatslasten 
herangezogen  wird.  Andererseits  hätte  wohl  die  Thatsache,  dass  das 
Merkantilsystera  in  so  folgenschwere  Irrtümer  verfiel,  weil  es  sich 
durch  das  Dazwischentreten  des  Geldes  täuschen  liess,  zur  Warnung 
dienen  und  als  Aufforderung  gelten  sollen,  auch  in  der  Lehre  von 
den  Steuern  vom  Gelde  abzusehen  und  den  wirklichen  Vorgang,  der 
sich  in  der  Besteuerung  abspielt,  ins  Auge  zu  fassen. 

Im  Nachstehenden  nun  soll  bei  der  Untersuchung  der  verschie- 
denen Steuern  konsequent  vom  Gelde  abgesehen  und  speziell  bei  den 
Realsteuern  der  Gesichtspunkt  konsequent  festgehalten  werden,  dass 
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der  Staat  in  denselben  die  Güter,  die  er  braucht,  dort  nimmt,  wo 
sich  eine  günstige  Gelegenheit  zum  Nehmen  findet,  d.  i.  entweder 
bei  der  Produktion  der  Güter  (Ertragsteuern)  oder  bei  gewissen  Ver- 
kehrsakten (Zölle  und  Verkehrsteuern).  Ob  eine  derartige  Darstellung 
geeignet  ist  das  Wesen  und  die  Bedeutung  der  Steuern  in  einem 
neuen  Lichte  erscheinen  zu  lassen,  kann  allerdings  erst  der  Verlauf 
der  gegenwärtigen  Untersuchung  lehren,  nur  einem  etwaigen  Ein- 
wände soll  schon  an  dieser  Stelle  entgegengetreten  werden. 

Die  gegenwärtige  Strömung  in  der  Nationalökonomie  ist  be- 
kanntlich theoretischen  Erörterungen  nicht  hold,  und  es  wird  viel- 
leicht den  vorliegenden  Zeilen  entgegengehalten  werden,  dass  es  für 
die  Praxis  sehr  gleichgiltig  sei,  ob  man  in  der  Steuer  ein  Geben 
seitens  der  Bürger  oder  ein  Nehmen  seitens  des  Staates  erblickt,  ob 
man  die  einzelnen  Steuern  in  dieses  oder  jenes  System  eingliedert 
u.  dgl.  m.    Thatsächlich  scheint  mir  die  herrschende  Abneigung 
gegen  theoretische  Untersuchungen  in  unserer  Wissenschaft  bis  zu 
einem  gewissen  Grade  nicht  unberechtigt,  nur  glaube  ich,  dass  die- 
selbe vielleicht  etwas  zu  weit  geht.    Die  ältere,  sogenannte  „klas- 
sische" Nationalökonomie  der  Smith,  Ricardo,  Say,  und  wie  sie  alle 
heissen,  stand  fast  ausschliesslich  auf  dem  Boden  der  Privatwirtschaft, 
d.  h.  sie  fasste  immer  nur  die  verschiedenen  Privatwirtschaften  ins 
Auge.  Sie  legte  sich  die  Frage  vor,  wie  die  Einzelnen  —  als  Durch- 
schnittsmenschen gedacht  —  im  wirtschaftlichen  Leben  handeln,  und 
glaubte  das  Wesen  der  Volkswirtschaft  ergründet  zu  haben,  wenn 
es  ihr  gelang,  aus  dem  Wettbewerb  der  verschiedenen  Einzelwirt- 
schaften die  Entstehung  und  die  Höhe  des  Preises,  der  Grundrente, 
des  Kapitalzinses,  des  Arbeitslohnes,  des  Unternehmungsgewinnes  u.  s.  f. 
zu  erklären.    Alle  diese  Untersuchungen  hatten  ihre  Berechtigung, 
allein  sie  repräsentieren  denn  doch  nur  den  Anfang  des  Volkswirt^ 
schaftlichen  Denkens  und  sind  nicht  geeignet  das  eigentliche  Wesen 
der  wirtschaftlichen  Vorgänge  aufzuhellen.  Alle  diese  Untersuchungen 
bleiben  nämlich  im  Banne  der  privatwirtschaftlichen  Auffassung  stehen, 
sie  betrachten  immer  nur  die  Privatwirtschaften,  das  wirtschaftliche 
Gebahren  des  X.  und  des  Y.,  vermögen  es  aber  nicht  sich  zu  einem 
höheren  Gesichtspunkte  emporzuschwingen,  um  gewissermassen  aus 
der  Vogelperspektive  die  gesamte  Volkswirtschaft  zu  überblicken 
und  ihren  einheitlichen  Organismus  zu  erkennen.   Ich  möchte  dieses 
Beginnen  dem  eines  Anatomen  oder  Physiologen  vergleichen,  der 
die  einzelnen  Organe  des  animalischen  Organismus  getrennt  betrachtet, 
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der  etwa  zu  dem  Resultate  gelangt,  dass  das  Herz  wie  eine  Druck- 
pumpe, oder  dass  das  Auge  wie  eine  Camera  obscura  funktioniert, 
der  aber  keine  Ahnung  davon  hat,  dass  und  wie  diese  verschiedenen 
Organe  gegenseitig  aufeinander  einwirken  und  dass  sie  in  ihrer  Ge- 
samtthätigkeit  erst  das  Leben  des  ganzen  einheitlichen  Organismus  er- 
möglichen. Derartige  privatwirtschaftlich-theoretische  Untersuchungen, 
die  nur  am  Detail  haften  und  den  einheitlichen  Charakter  der  ge- 
samten Volkswirtschaft  ignorieren,  sind  thatsächlich  wenig  geeignet, 
die  Wissenschaft  von  der  Volkswirtschaft  in  nennenswertem  Grade 
zu  fördern.  Ueberdies  repräsentieren  gerade  diese  Partien  der  National- 
ökonomie ein  ziemlich  durchgegrabenes  und  durchgewaschenes  Feld, 
in  dem  nur  sehr  wenige  Goldkörnchen  noch  zu  finden  sind. 

Trotzdem  aber  möchte  ich  doch  nicht  alle  theoretischen  Unter- 
suchungen auf  dem  Gebiete  der  Nationalökonomie  als  unfruchtbar 
verwerfen,  und  möchte  ich  in  dieser  Beziehung  speziell  auf  die  Ar- 
beiten von  Rodbertus  hinweisen,  die  —  ungeachtet  sie  auch  nur 
theoretische  Untersuchungen  waren  —  doch  ein  wesentlich  neues 
Licht  auf  die  Entstehung  und  Bedeutung  der  »Rente*,  auf  den  Arbeits- 
lohn u.  dgl.  geworfen  haben.  Die  hervorragende  wissenschaftliche 
Bedeutung  dieser  Untersuchungen  scheint  mir  darin  zu  liegen,  dass 
Rodbertus  —  wie  wenige  vor  ihm  —  es  verstanden  hat  seinen  Blick 
jedesmal  zuerst  auf  den  einheitlichen  Organismus  der  gesamten  Volks- 
wirtschaft zu  richten  um  dann  erst  aus  demselben  die  einzelnen 
(privat-)wirtschaftlichen  Vorgänge  zu  erklären.  Die  Wissenschaft 
hat  ja  —  wie  ich  an  anderem  Orte  („Die  Nationalökonomie  als 
Wissenschaft  und  ihre  Stellung  zu  den  übrigen  Disziplinen",  Berlin 
1883)  nachgewiesen  zu  haben  glaube  —  die  Aufgabe  dasjenige  her- 
auszuheben, was  den  verschiedenen  Erscheinungen  oder  Dingen  ge- 
meinsam ist.  Man  mag  jedes  beliebige  Wissensgebiet  ins  Auge  fassen, 
die  Zoologie,  die  Botanik,  die  Physik,  die  Chemie,  die  Philologie, 
die  Geschichtswissenschaft  etc.  etc.,  jedesmal  wird  man  finden,  dass 
der  wissenschaftliche  Forscher  bestrebt  ist,  die  Einheit  in  der  Viel- 
heit, oder  die  Gesetze,  welche  die  Vielheit  der  Erscheinungen  be- 
herrschen, oder  die  leitenden  Ideen,  welche  in  den  Thatsachen  zu 
Tage  treten,  zu  ergründen,  bestehe  diese  „Einheit"  in  der  einheit- 
lichen Struktur  der  verschiedenen  tierischen  oder  pflanzlichen  Orga- 
nismen, oder  in  physikalischen  und  chemischen  Gesetzen,  oder  in  den 
Regeln,  welche  den  Bau  und  die  Wortbildung  einer  Sprache  oder 
mehrerer  verwandten  Sprachen  beherrschen,  oder  in  den  leitenden 
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Ideen,  welche  in  der  Geschichte  eines  Volkes  oder  der  gesamten 
Menschheit  zur  Erscheinung  gelangen  u.  dgl.  m.  Ist  dies,  richtig, 
dann  hat  auch  die  Wissenschaft  der  Nationalökonomie  zunächst  die 
Aufgabe,  die  Einheit  in  der  Vielheit  der  wirtschaftlichen  Erschei- 
nungen nachzuweisen,  d.  h.  zu  zeigen,  wie  all  die  unzähligen  Einzel- 
wirtschaften,  die  scheinbar  ganz  unabhängig  von  einander  vorgehen 
und  nur  ihre  privativen  Interessen  verfolgen,  dennoch  alle  Glieder 
eines  einheitlichen  Organismus  sind  und  alle  auf  das  eine  Ziel  hin- 
arbeiten, die  Gesamtheit  des  Volkes  mit  den  zum  Leben  erforderlichen 
Gütern  zu  versorgen.  Eine  derartige  Untersuchung  ist  allerdings  nur 
eine  theoretische  Erörterung,  allein  sie  versucht  es  auf  wirtschaft- 
lichem Gebiete  eine  ähnliche  Aufgabe  zu  lösen,  wie  sie  auf  natur- 
wissenschaftlichem Gebiete  etwa  der  Anatomie  und  der  Physiologie 
zufällt,  die  bekanntlich  nachweisen  soll,  wie  die  verschiedenen  Organe, 
etwa  Gehirn,  Herz,  Magen,  Leber  etc.  etc.  in  einander  greifen,  was 
jedes  derselben  für  den  animalischen  Organismus  leistet,  wie  jedes 
derselben  von  dem  Gesamtorganismus  ernährt  wird  u.  dgl.  m. 

Will  man  jedoch  das  Wesen  der  wirtschaftlichen  Erscheinungen 
richtig  verstehen  und  würdigen,  so  muss  man  in  den  meisten  Fällen 
von  dem  Gelde  absehen,  durch  dessen  Dazwischentreten  die  einzelnen 
wirtschaftlichen  Vorgänge  verschleiert  und  verdunkelt  werden.  Dies 
mag  sonderbar  klingen,  wenn  von  den  Steuern  die  Rede  ist,  ist  aber 
darum  nicht  minder  richtig.  Scheinbar  allerdings  fordert  der  Staat 
in  den  Steuern  von  seinen  Bürgern  nur  Geld  und  nichts  als  Geld, 
effektiv  aber  fordert  er  dasjenige,  was  er  für  dieses  Geld  kauft,  d.  L 
Güter  und  Leistungen.  Der  Staat  braucht  einerseits  Leistungen, 
d.  h.  er  braucht  Beamte  und  Soldaten,  welche  die  von  ihm  geforderten 
Arbeiten  verrichten.  Er  benötigt  ferner  gewisse  Güter,  und  zwar 
benötigt  er  gewisse  Güter,  deren  er  für  seine  Zwecke  unmittelbar 
bedarf,  wie  Pferde,  Waffen,  Munition,  Uniformen  etc.  für  seine  Armee, 
Amtsgebäude,  Möbel,  Bücher,  Schreibrequisiten  etc.  für  seine  Be- 
amten; ferner  braucht  er  andere  Güter,  wie  Lebensmittel,  Kleider, 
Wohnungen  etc.  etc.,  mit  welchen  er  die  Dienstleistungen  seiner  An- 
gestellten erkauft.  Die  Bediensteten  des  Staates  erhalten  heute  ihren 
Sold  allerdings  in  Geld,  allein  da  sie  dieses  Geld  doch  wieder  zur 
Bestreitung  ihres  Lebensunterhaltes,  d.  i.  zur  Anschaffung  all  der 
Dinge  verausgaben,  die  man  im  Leben  braucht,  so  kann  man  die 
Sache  so  betrachten,  als  ob  beispielsweise  die  Gage  eines  höheren 
staatlichen  Funktionärs  oder  der  Zinsenbezug  eines  grösseren  Staate- 

516 


Digitized  by  Google 


Zwei  steuertheoreüscbe  Fragen. 


03 


gläubigere  sich  zusammensetzen  würde  aus  einer  mit  allem  erdenk- 
lichen Komfort  ausgestatteten  Gratiswohnung  in  der  Stadt,  aus  einer 
nicht  minder  elegant  eingerichteten  Sommerwohnung  auf  dem  Lande, 
aus  exquisiten  Lebensmitteln,  guten  Cigarren,  eleganten  Kleidern, 
aus  einer  Gratis-Equipage ,  einer  Gratis-Loge  in  den  verschiedenen 
Theatern  und  Konzertsälen,  freier  Fahrt  auf  allen  Eisenbahnen  und 
Dampfschiffen,  unentgeltlicher  Verpflegung  auf  allen  Reisen  etc.  etc. 
Behält  man  diese  Thatsache  fest  im  Auge  und  sieht  man  konsequent 
vom  Gelde  ab,  so  beantwortet  sich  —  wie  im  nachstehenden  gezeigt 
werden  soll  —  die  Frage  von  selbst,  was  die  einzelnen  Steuern  sind 
und  wie  sie  auf  die  gesamte  Volkswirtschaft  sowie  auf  die  einzelnen 
Bürger  zurückwirken. 


II. 

Das  Wesen  der  einzelnen  Steuern. 
1)  Die  Grundsteuer. 

In  der  Grundsteuer  nimmt  der  Staat  dem  Grundbesitzer  einen 
Teil  der  gewonnenen  Bodenprodukte  und  verwendet  dieselben  zur 
Ernährung  seiner  Beamten,  Soldaten  und  Gläubiger.  Und  da  die 
Bodenprodukte  dem  Boden  entspriessen  und  zur  Erzielung  einer  be- 
stimmten Menge  von  Bodenprodukten  (d.  h.  zur  Erzielung  der  durch 
die  Steuer  konfiszierten  Bodenprodukte)  eine  gewisse  Grundfläche 
unbedingt  notwendig  ist,  so  besteht  die  nächste  Wirkung  der  Grund- 
steuer —  wie  seiner  Zeit  schon  J.  B.  Say  gelehrt  hat  —  darin,  dass 
dem  Grundbesitzer  gewissermassen  ein  Teil  seiner  Grundstücke  vom 
Staate  konfisziert  und  ihm  die  Verpflichtung  auferlegt  wird,  diese 
konfiszierten  Grundstücke  für  den  Staat  zu  bestellen  und,  was  auf 
denselben  geerntet  wird,  dem  Steuereinnehmer  abzuliefern. 

Eine  weitere  Wirkung  der  Grundsteuer  ergibt  sich  aus  folgender 
Betrachtung.  Nimmt  man  an,  dass  bisher  keine  Grundsteuer  exi- 
stierte und  dass  etwa  der  gesamte  Grundbesitz  des  Landes  aus  lauter 
kleinen  Bauerngütern  besteht,  die  knapp  den  Lebensunterhalt  der 
Bauernfamilie  decken,  die  also  das  absolute  Existenzminimum  repräsen- 
tieren, so  wird  die  Wirkung  der  neu  eingeführten  Grundsteuer  darin 
bestehen,  dass  die  Bauern,  denen  ein  Teil  der  ihnen  absolut  unent- 
behrlichen Grundstücke  konfisziert  wurde,  nicht  mehr  von  dem  Er- 
trage ihrer  Gütchen  leben  können.  Infolgedessen  werden  diejenigen 
Grundbesitzer,  welche  keine  sonstigen  Hilfsmittel  besitzen,  zu  Grunde 
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gehen,  ihre  Grundstücke  werden  unter  den  Hammer  kommen  und 
von  anderen  Bauern  aufgekauft  werden,  die  von  früher  her  irgend 
ein  Barvermögen  haben.  Es  wird  also  infolge  der  neu  eingeführten 
Grundsteuer  eine  Verminderung  der  Zahl  und  eine  Vergrösserung  der 
Area  der  einzelnen  Bauerngüter  eintreten,  und  zwar  können  wir  uns 
die  Sache  so  denken,  dass  dieser  Prozess  nicht  weiter  geht  als  es 
unbedingt  notwendig  ist,  und  dass  jedes  der  aufrecht  gebliebenen 
Bauerngüter  einen  gleich  grossen  Zuwachs  an  Parzellen  erfahren  hat. 
Es  wird  also  jetzt  eine  kleinere  Zahl  von  Grundbesitzern  geben,  deren 
jeder  ein  etwas  grösseres  Gut  als  früher  besitzt,  und  jeder  derselben 
wird  den  Ertrag  seiner  alten  Grundstücke  (die  —  wie  wir  angenommen 
haben  —  das  absolute  Existenzminimum  repräsentieren)  für  sich  be- 
halten und  zu  seiner  und  seiner  Familie  Ernährung  verwenden,  wäh- 
rend er  die  neu  erworbenen  Grundstücke  zwar  auch  bestellen,  aber 
was  er  dort  erntet,  an  den  Staat  als  Grundsteuer  abführen  wird. 

Eine  Verminderung  der  Bevölkerung  wird  dadurch  nicht  not- 
wendig herbeigeführt,  denn  der  Staat,  der  —  wie  wir  annehmen 
wollen  —  bisher  weder  Soldaten  noch  Beamte  hatte,  wird  die  Boden- 
produkte, die  er  nunmehr  unter  dem  Titel  der  Grundsteuer  erhält, 
zur  Ernährung  seiner  neu  angeworbenen  Armee  und  seiner  neu 
engagierten  Beamten  verwenden,  und  die  ehemaligen  Landwirte,  die 
infolge  der  neu  eingeführten  Grundsteuer  nicht  imstande  waren  sich 
im  Besitze  ihrer  Güter  zu  erhalten,  werden  nun  als  Bedienstete  des 
Staates  eine  neue  Existenz  finden.  Der  Staat  hat  gewissermassen 
einen  Teil  der  bisherigen  Grundbesitzer  ausgehoben  und  zu  Soldaten 
und  Beamten  gemacht,  er  hat  die  Landgüter  derselben  zerteilt  und 
(zu  gleichen  Teilen)  zu  den  übrig  gebliebenen  Bauerngütern  hinzu- 
geschlagen und  hat  den  Besitzern  dieser  letzteren  die  Verpflichtung 
auferlegt,  die  Ernte  von  den  neu  erworbenen  Grundstücken  zur  Er- 
nährung des  Heeres  und  der  Beamten  herzugeben.  Auf  diese  Weise 
hat  somit  die  Grundsteuer  in  zweiter  Reihe  die  Tendenz  auf  eine 
gewisse  Vergrösserung  der  Landgüter,  auf  eine  gewisse  Latifundien- 
bildung hinzuwirken.  Für  die  Landwirte  hat  dies  die  Bedeutung, 
dass  sie  nun  mehr  arbeiten  müssen  als  bisher.  Sie  müssen  neben 
ihren  bisherigen  Grundstücken  (deren  Ertrag  ihnen  nach  wie  vor  ver- 
bleibt) auch  noch  die  neu  hinzugekommenen  Parzellen  bestellen, 
haben  aber  keinen  (unmittelbaren)  Vorteil  von  dieser  Mehrarbeit, 
weil  sie  die  Ernte  von  den  neuen  Parzellen  nicht  fur  sich  behalten 
dürfen,  sondern  als  Grundsteuer  dem  Staate  abliefern  müssen. 
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Damit  ist  audi  gleichzeitig  die  Frage  beantwortet,  wie  hoch 
im  äussersten  Falle  die  Grundsteuer  geschraubt  werden  kann,  und 
zwar  wird  dies  ganz  klar,  wenn  man  sich  das  Verhältnis  des  mittel- 
alterlichen Grundherrn  zu  seinen  Leibeigenen  oder  Hörigen  vergegen- 
wärtigt. Der  leibeigene  Bauer  hatte  die  Aufgabe  die  Grundstücke 
seines  Herrn  zu  bestellen,  der  Herr  musste  ihm  jedoch  als  Lohn  in 
jener  geldlosen  Zeit  gewisse  Grundstücke  zur  Nutzniessung  überlassen, 
deren  Ertrag  den  Lebensunterhalt  der  bäuerlichen  Familie  knapp 
deckte,  und  ebenso  musste  der  Grundherr  seinem  Leibeigenen  oder 
Hörigen  diejenige  Zeit  freilassen,  die  er  zur  Bestellung  dieser  ihm 
zur  Nutzniessung  zugewiesenen  Grundstücke  unumgänglich  brauchte, 
d.  h.  mit  anderen  Worten:  der  einzelne  Landwirt,  oder  richtiger 
die  einzelne  Bauernfamilie  kann  bei  Anspannung  aller  ihrer  Kräfte 
eine  gewisse  Area  bestellen  und  auf  derselben  mehr  ernten  als  zu 
ihrem  hackten  Lebensunterhalte  erforderlich  ist,  und  diese  Differenz 
zwischen  der  so  erzielten  Ernte  und  dem  notwendigen  Lebensunter- 
halte der  Landarbeiter  bildet  die  Obergrenze,  über  welche  hinaus  die 
Grundsteuer  unter  keinen  Umständen  gesteigert  werden  kann.  Es 
ist  selbstverständlich,  dass  diese  äusserste  Obergrenze  der  Grundsteuer 
keine  ziffernlässig  bestimmte  ist.  Werden  arbeitsparende  Maschinen 
angewendet,  welche  es  ermöglichen  mit  der  gleichen  Anzahl  von 
Personen,  also  mit  demselben  Arbeitsaufwande  eine  grössere  Area 
zu  bestellen  und  demgemäss  eine  grössere  Ernte  zu  erzielen,  so  kann 
eventuell  die  Grundsteuer  eine  weitere  Erhöhung  erfahren.  Aehn- 
liches  gilt  von  der  Bodenfruchtbarkeit  nnd  dem  Klima.  Der  Land- 
wirt kann  mit  der  gleichen  Anstrengung  umsomehr  Bodenprodukte 
erzielen,  je  fruchtbarer  der  Boden  und  je  günstiger  das  Klima  ist. 
Es  kann  also  in  einem  fruchtbaren  Lande  und  unter  einem  milden 
Himmel  die  Grundsteuer  eventuell  höher  sein  als  in  einer  unfrucht- 
baren und  unwirtlichen  Gegend. 

Würde  die  Grundsteuer  thatsächlich  bis  an  jene  Obergrenze 
hinaufgeschraubt,  d.  h.  bliebe  den  eigentlichen  Bodenbestellern,  den 
Landarbeitern  nur  der  nackte  Lebensunterhalt  und  müsste  der  ganze 
Ueberschuss  des  Bodenertrags  (die  ganze  „ Rente"  im  Rodbertusschen 
Sinne)  dem  Staate  unter  dem  Titel  der  Grundsteuer  ausgefolgt  werden, 
so  wäre  der  Effekt  der  Grundsteuer,  dass  der  Staat  nunmehr  der 
einzige  Grundbesitzer  im  ganzen  Lande  wäre,  der  den  gesamten  Grund 
und  Boden  durch  seine  Lohnarbeiter  (denen  er  lediglich  das  Existenz- 
minimum belässt)  bestellen  lässt.   Gibt  es  nämlich  nicht-selbstthätige 
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grössere  Grundbesitzer  im  Lande,  also  Gutsbesitzer,  die  ihre  Güter 
durch  bezahlte  Leute  (Direktoren,  Verwalter,  eigentliche  Arbeiter 
u.  dgl.)  bewirtschaften  lassen,  deren  Einkommen  also  in  der  Differenz 
zwischen  der  Ernte  und  demjenigen  Betrage  an  Bodenprodukten  be- 
steht, den  sie  ihren  Arbeitern  als  Lohn  zahlen,  so  besteht  die  Wir- 
kung der  Steuer  für  sie  darin,  dass  ihr  Einkommen  (die  „  Rente  *  im 
Rodbertusschen  Sinne)  durch  die  Steuer  geschmälert  wird.  Je  höher 
also  die  Grundsteuer  steigt,  um  so  grösser  muss  das  Grossgut  werden, 
wenn  der  „Gutsherr"  das  nämliche  Einkommen  beziehen  soll  wie 
früher.  Und  würde  schliesslich  die  Grundsteuer  bis  an  jene  äusserste 
Obergrenze  gesteigert,  so  wäre  für  die  sogenannten  „Gutsherren* 
kein  Platz  mehr  im  Lande,  weil  die  gesamte  „Rente*  der  Landgüter 
(der  gesamte  Ueberschuss  der  Ernte  über  den  notwendigen  Lebens- 
unterhalt der  Landarbeiter)  vom  Staate  konfisziert  wäre.  Die  Guts- 
herren wären  somit  materiell  depossediert  und  im  besten  Falle  zu 
blossen  Gutsverwaltern  (landwirtschaftlichen  Beamten)  herabgedrückt. 
Aehnliches  gilt  von  den  Bauern,  die  ihre  Felder  selbst  bestellen.  Sie 
blieben  zwar  nominell  die  Eigentümer  ihrer  Güter,  effektiv  aber  wären 
sie  blosse  Lohnarbeiter,  weil  ihnen  von  dem  ganzen  Ertrag  ihrer  Wirt- 
schaften nicht  mehr  bleiben  würde  als  der  nackte  Lebensunterhalt. 

Fasst  man  den  einzelnen  Grundbesitzer  ins  Auge  und  fragt  man 
sich,  wie  er  sich  der  neuen  Steuer  gegenüber  verhalten  wird,  so  steht 
zunächst  fest,  dass  sein  Einkommen  durch  die  Steuer  geschmälert 
wird,  und  diese  Thatsache  wird  ohne  Zweifel  bei  einer  Reihe  von 
Grundbesitzern  den  Wunsch  hervorrufen,  ihr  Einkommen  auf  irgend 
eine  Weise  auf  das  frühere  Niveau  zu  heben.  Herrscht  Verkehrs- 
wirtschaft, d.  h.  pflegen  die  Landwirte  ihre  überschüssigen  Produkte 
zu  verkaufen,  so  ist  es  naheliegend,  dass  sie  auf  den  Gedanken  ver- 
fallen werden,  ihr  Getreide  nunmehr  zu  höheren  Preisen  zu  verkaufen, 
um  auf  diese  Weise  den  Ausfall  an  ihren  Einnahmen  wenigstens  teil- 
weise wieder  hereinzubringen.  Die  Möglichkeit,  dass  ihneu  die* 
gelingt,  ist  unter  gewissen  Voraussetzungen  theoretisch  denkbar. 
Bestehen  nämlich  in  dem  gedachten  Lande  Einfuhrzölle  auf  Getreide, 
welche  die  Zufuhr  des  billigeren  fremden  Getreides  verhindern,  und 
würden  die  inländischen  Getreideproduzenten  ein  Kartell  schliessen 
und  sich  verabreden,  den  Verkaufspreis  des  Getreides  um  den  Betrag 
der  Steuer  zu  steigern,  so  müssten  die  Konsumenten,  weil  sie  das 
Getreide  nicht  entbehren  können  und  kein  auswärtiges  billigeres  Ge- 
treide kaufen  könnten,  wohl  den  höheren  Getreidepreis  bewilligen 
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und  die  Grundsteuer  auf  diese  Weise  auf  sich  nehmen.  Aber  wohl- 
gemerkt: nur  unter  der  Voraussetzung,  dass  die  sämtlichen  Getreide- 
produzenten im  Lande  kartellieren  und  dass  sie  hinterher  auch  ihr 
Wort  halten  und  thatsächlich  ihr  Getreide  zu  billigeren  Preisen  nicht 
verkaufen.  In  der  Praxis  —  wenigstens  soweit  die  bisherigen  Er- 
fahrungen reichen  —  ist  an  das  Zustandekommen  und  den  erfolg- 
reichen Bestand  eines  derartigen  Kartells,  dessen  Teilnehmer  nach 
Hunderttausenden  zählen  würden,  nicht  leicht  zu  denken. 

Liegt  keine  auf  die  Steigerung  der  Preise  hinzielende  Verab- 
redung vor,  d.  h.  herrscht  Konkurrenz  unter  den  Käufern,  so  ist  — 
und  zwar  selbst  in  einem  Lande,  in  welchem  jede  Zufuhr  fremder 
Bodenprodukte,  sei  es  durch  Zölle  oder  sonst,  unmöglich  gemacht 
ist  —  eine  Preissteigerung  nur  dann  denkbar,  wenn  eine  Steigerung 
der  Nachfrage  oder  eine  Verminderung  des  Angebotes  eintritt.  Auf 
welche  Weise  die  Nachfrage  nach  Getreide  durch  die  Einfuhrung 
(oder  Erhöhung)  der  Grundsteuer  gesteigert  werden  soll,  ist  selbst- 
verständlich nicht  abzusehen.  Es  könnte  somit  eine  Erhöhung  des 
Getreidepreises  nur  durch  eine  Verminderung  des  Angebotes  erzwungen 
werden,  indes  ist  auch  hier  nicht  abzusehen,  wie  eine  Verminderung 
des  Getreideangebotes  durch  eine  rationell  umgelegte  Grundsteuer 
herbeigeführt  werden  soll.  Eine  irrationell  umgelegte  Grundsteuer 
könnte  allerdings  diese  Wirkung  leicht  hervorrufen,  und  zwar  speziell 
dann,  wenn  sie  den  gesaraten  Reinertrag  gewisser  Grundstücke  ver- 
schlingt. Denn  in  einem  solchen  Falle  wird  sich  der  Eigentümer 
der  betreffenden  Grundstücke  sagen,  dass  ihm  die  Bestellung  dieser 
Parzellen  keinen  Vorteil  bringt  und  demgemäss  wird  er  dieselben 
einfach  brach  liegen  lassen.  Kommt  dies  in  grösserem  Umfange  vor, 
so  erleidet  allerdings  die  Bodenproduktion  einen  Ausfall  und  die 
weitere  Folge  hievon  wird  (bei  gleichbleibender  Nachfrage)  notwendig 
eine  Steigerung  der  Getreidepreise  sein.  Wird  dagegen  die  Grund- 
steuer rationell  umgelegt,  d.  h.  nimmt  sie  auf  die  Art  der  Boden- 
bewirtschaftung (Garten,  Feld,  Wiese,  Weide,  Wald  etc.)  Rücksicht 
und  begnügt  sie  sich  mit  einem  Bruchteile  des  reinen  Bodenertrages, 
so  dass  dem  Landwirte  nach  Abzug  der  Bestellungskosten  und  der 
Steuer  noch  immer  etwas  für  seine  Person  übrig  bleibt,  so  ist  nicht 
abzusehen,  wie  der  Grundbesitzer,  der  nun  ein  Zehntel,  oder  ein  Fünftel, 
oder  die  Hälfte  des  Reinertrages  an  den  Staat  abführen  muss,  zu 
dem  Entschlüsse  gebracht  werden  soll,  seine  Felder  gar  nicht  mehr 
zu  bestellen  und  sie  unbenutzt  und  brach  liegen  zu  lassen.   Im  Gegen- 
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teile,  speziell  der  Bauer,  der  nur  von  dem  Ertrage  seiner  Grundstücke 
lebt  und  seine  Ernte  zum  grösseren  Teile  selbst  verzehrt,  wird  sich 
aller  Wahrscheinlichkeit  nach  sagen,  dass  schlimmsten  Falles  auch 
die  halbe  Ernte  noch  immer  besser  ist  als  gar  keine  Ernte,  und  wird 
demgemäss  seine  Felder  nach  wie  vor  ruhig  weiter  bestellen.  Und 
weil  auf  diese  Weise  die  Menge  des  Getreides,  die  produziert  und 
zu  Markte  gebracht  wird,  sich  nicht  vermindert,  wird  auch  der  Ge- 
treidepreis nicht  gesteigert  werden  können. 

Man  wende  nicht  ein  —  wie  dies  wiederholt  behauptet  wurde  — 
dass  die  Grundsteuer  einen  Teil  der  Produktionskosten  bildet  und 
demgemäss  im  Preise  der  landwirtschaftlichen  Erzeugnisse  vergütet, 
d.  i.  auf  den  Konsumenten  abgewälzt  werden  müsse.  Dies  wäre  nur 
dann  zntreffend,  wenn  die  Grundsteuer  die  conditio  sine  qua  non 
des  Betriebes  der  Landwirtschaft  wäre,  wenn  die  Grundsteuer  gewisser- 
massen  als  Taxe  für  die  staatliche  Erlaubnis,  die  Grundstücke  be- 
stellen und  bewirtschaften  zu  dürfen,  bezahlt  werden  müsste.  Die 
Ursache,  warum  die  Produktionskosten  im  Preise  des  fertigen  Artikels 
vom  Käufer  (in  der  Regel)  ersetzt  werden  müssen,  liegt  doch  nur 
darin,  dass  sie  die  unvermeidliche  Voraussetzung  der  Produktion 
bilden  und  dass  demgemäss  der  Produzent  sich  weigert  den  Artikel 
herzustellen,  wenn  ihm  die  Produktionskosten  nicht  vergütet  werden, 
oder  mit  anderen  Worten:  die  Abwälzung  der  Produktionskosten  auf 
den  Käufer  wird  durch  eine  entsprechende  Verringerung  des  An- 
gebotes erzwungen.  Dies  ist  jedoch  —  wie  schon  erwähnt  —  bei 
einer  rationell  umgelegten  Grundsteuer  nicht  der  Fall.  Die  Grund- 
steuer wird  eben  nicht  als  Lizenzgebühr  für  die  Erlaubnis,  die  Felder 
bestellen  zu  dürfen,  gezahlt,  sondern  sie  begnügt  sich,  einen  Bruch- 
teil des  reinen  Ertrages  (der  Ernte)  für  den  Staat  zu  beanspruchen, 
wie  dies  bei  der  ältesten  Form  der  Grundsteuer,  dem  Zehnten,  am 
deutlichsten  hervortritt.  Der  Staat  fordert  heute  in  der  Grundsteuer 
allerdings  nicht  mehr  einen  aliquoten  Teil  der  Ernte  in  natura,  son- 
dern einen  von  Jahr  zu  Jahr  gleichbleibenden  Geldbetrag,  allein 
dieser  von  Jahr  zu  Jahr  gleichbleibende  Geldbetrag  ist  seinem  Wesen 
nach  doch  nichts  anderes  als  ein  aliquoter  Teil  der  Ernte,  des  Rein- 
ertrages, nur  mit  dem  einzigen  Unterschiede,  dass  er  nicht  je  nach 
dem  Ausfalle  der  wirklichen  Jahresernte  in  einem  von  Jahr  zu 
Jahr  wechselnden  Betrage,  sondern  nach  dem  Durchschnitte  der  Ernte 
(im  Laufe  der  Jahre)  in  einem  fixen  Betrage  bemessen  und  gefordert 
wird.    Und  dass  dem  thatsächlich  so  sei,  beweist  die  Art  der  Rein- 
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ertragsermittelung  der  Grundstücke,  bei  welcher  auf  die  Übliche  Frucht- 
folge,  auf  gesegnete  und  auf  Missjahre  u.  dgl.  m.  Rücksicht  genommen 
wird.  Die  Grundsteuer  ist  eben,  wie  gesagt,  keine  conditio  sine  qua 
non  des  landwirtschaftlichen  Betriebes,  sie  wird  nicht,  wie  etwa  die 
Eintrittegebühr  im  Theater,  als  Lizenz,  für  die  Bewilligung  die  Felder  * 
bestellen  zu  dürfen,  bezahlt,  sondern  sie  kommt  später,  nach  der 
Ernte  und  fordert  nur  einen  Teil  der  letzteren  filr  den  Staat,  und 
fallt  ganz  fort,  wenn  der  Landwirt  infolge  äusserer  Ereignisse  (Miss- 
wachs, Krieg  u.  dgl.)  gar  nichts  geerntet  hat,  und  infolgedessen  kann 
sie  auch  —  wie  im  Vorstehenden  dargethan  wurde  —  auf  die  Kon- 
sumenten im  Preise  nicht  abgewälzt  werden,  denn  sie  bewirkt  (immer 
vorausgesetzt,  dass  sie  rationell  umgelegt  ist)  keine  Verminderung 
des  Getreideangebotes. 

Es  ist  sehr  wohl  möglich,  dass  die  Grundbesitzer,  welche  durch 
die  Steuer  gezwungen  werden,  alljährlich  dem  Staate  einen  Teil 
ihrer  Bodenerzeugnisse  unentgeltlich  zu  überlassen,  bestrebt  sein 
werden,  ihren  Boden  intensiver  zu  bewirtschaften,  d.  h.  demselben 
einen  höheren  Ertrag  abzuringen,  um  auf  diese  Weise  den  durch 
die  Steuer  verursachten  Ausfall  nach  Thunlichkeit  wieder  hereinzu- 
bringen. Glich  die  Auflegung  der  Steuer  einer  teilweisen  Konfis- 
kation der  Grundstücke,  so  ist  die  intensivere  Bewirtschaftung  und 
die  dadurch  erzielte  Steigerung  des  Bodenertrages  so  «aufzufassen, 
als  wäre  es  den  Grundbesitzern  gelungen,  einen  Teil  der  konfiszierten 
Area  wieder  zurückzuerobern,  weil  bei  der  intensiveren  Kultur  eine 
kleinere  Fläche  genügt,  um  die  vom  Staate  geforderten  Bodenprodukte 
zu  erzielen.  Die  Grundsteuer  hat  somit  drittens  —  wie  übrigens  die 
Erfahrung  lehrt  —  die  Tendenz,  auf  eine  intensivere  Bewirtschaftung 
des  Bodens  hinzuwirken. 

Endlich  muss  die  Grundsteuer  notwendig  den  Wert  der  Län- 
dereien entsprechend  drücken.  Jedes  Landgut  zerfällt  von  nun  an 
gewissermassen  in  zwei  Teile.  Der  eine  Teil  der  Grundstücke  hat 
die  Bestimmung,  diejenigen  Bodenprodukte  hervorzubringen,  welche 
der  Staat  unter  dem  Titel  der  Grundsteuer  fordert.  Nominell  ge- 
hören zwar  auch  diese  Grundstücke  dem  Gutseigentümer,  effektiv 
aber  sind  sie  so  anzusehen,  als  ob  sie  dem  Staate  gehören  würden, 
weil  ihr  Ertrag  dem  Steuer -Einnehmer  abgeliefert  werden  muss. 
Erst  der  übrig  bleibende  Teil  der  Grundstücke  steht  im  unbeschränk- 
ten Eigentum  des  Grundbesitzers,  denn  nur  dasjenige,  was  auf  diesen 
Parzellen  gedeiht,  darf  der  Gutseigentümer  für  sich  behalten.  Dem- 
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gemäss  stellt  sich  auch  der  Preis  der  Ländereien.  Kein  Mensch  wird 
unter  normalen  Verhältnissen  Grundstücke  kaufen  und  bezahlen,  die  er 
zwar  bestellen  muss, deren  Ertrag  aber  nicht  ihm,  sondern  einem  Dritten, 
d.  i.  dem  Staate,  gehört,  denn  der  Besitz  solcher  Grundstücke  repräsen- 
tiert nicht  nur  keinen  Vorteil,  sondern  umgekehrt  eine  Last.  Wer 
also  ein  der  Grundsteuer  unterworfenes  Landgut  kauft,  kauft  und  bezahlt 
streng  genommen  nur  diejenigen  Grundstücke,  deren  Ertrag  in  seine 
Tasche  fliesst,  während  er  diejenigen  Parzellen,  deren  Ertrag  die 
Grundsteuer  decken  soll,  als  eine  lästige  Zugabe  unentgeltlich  mit  in 
den  Kauf  nehmen  muss.  Es  ist  dies  die  sogenannte  Amortisation 
der  Grundsteuer,  die  sich  bekanntlich  in  der  Weise  vollzieht,  dass 
man  im  praktischen  Leben  die  Grundsteuer  nach  dem  landesüblichen 
Zinsfusse  kapitalisiert  und  dass  man  diesen  kapitalisierten  Betrag  der 
Steuer  von  dem  Werte  des  Landgutes  in  Abzug  bringt. 

Ebenso  ungezwungen  beantwortet  sich  von  dem  hier  festgehal- 
tenen Gesichtspunkte  aus  die  Frage,  welche  Wirkungen  die  Er- 
mässigung oder  Aufhebung  der  Grundsteuer  nach  sich  zieht.  Zunächst 
ist  es  selbstverständlich,  dass  ein  Billigerwerden  der  Bodenprodukte 
nicht  zu  erwarten  ist.  Wurde  durch  die  Einführung  oder  Erhöhung 
einer  rationell  umgelegten  Grundsteuer  die  Getreideproduktion  nicht 
vermindert,  so  ist  es  selbstverständlich ,  dass  die  Ermässigung  oder 
gänzliche  Aufhebung  der  Grundsteuer  —  wenn  die  letztere  rationell 
umgelegt  war  —  keine  Vergrösserung  des  Angebotes  von  Boden- 
produkten und  damit  auch  keinen  Rückgang  der  Getreidepreise  her- 
beizuführen vermag.  Die  Aufhebung  einer  unzweckmässig  umgelegten 
Grundsteuer  könnte  allerdings  eine  derartige  Wirkung  nach  sich 
ziehen.  War  nämlich  die  Grundsteuer  unrichtig  aufgeteilt,  so  dass 
sie  den  Reinertrag  (die  Ernte)  gewisser  Grundstücke  gänzlich  ver- 
schlang und  dass  infolgedessen  die  Grundbesitzer  —  um  der  Steuer 
zu  entgehen  —  es  vorzogen,  die  fraglichen  Parzellen  unbenutzt  liegeu 
zu  lassen  oder  gar  zu  derelinquieren,  so  würde  die  Aufhebung  der 
Steuer  allerdings  die  Wirkung  haben,  dass  diese  Grundstücke  nun 
wieder  in  Kultur  genommen  würden  und  dass  durch  das  auf  die« 
Weise  vergrösserte  Angebot  von  Bodenprodukten  die  GetreidepreLM? 
zum  Weichen  gebracht  würden.  War  hingegen  die  Grundsteuer 
derart  bemessen,  dass  ihretwegen  keine  einzige  Parzelle  im  ganzen 
Lande  unbestellt  blieb,  so  ist  nicht  abzusehen,  wie  durch  die  Auf- 
hebung oder  Ermässigung  der  Steuer  das  Getreideangebot  vergrößert 
und  der  Getreidepreis  gedrückt  werden  soll. 
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Dagegen  wäre  selbstverständlich  die  Aufhebung  oder  Ermässigung 
der  Grundsteuer  für  die  Grundbesitzer  ein  mehr  oder  weniger  wesent- 
licher Gewinn.  Die  Grundbesitzer,  die  bisher  einen  gewissen  Teil 
ihrer  Bodenprodukte  dem  Staate  als  Grundsteuer  abliefern  mussten, 
dürfen  nunmehr  ihre  ganze  Ernte  (oder  doch  einen  grösseren  Teil 
derselben  als  bisher)  für  sich  behalten.  Und  involvierte  die  Neu- 
einfuhrung  oder  Erhöhung  der  Grundsteuer  gewissermassen  eine 
teilweise  Konfiskation  des  Grundbesitzes,  so  ist  die  Aufhebung  oder 
Ermässigung  der  Grundsteuer  so  aufzufassen,  als  würden  den  Grund- 
besitzern jene  konfiszierten  Parzellen,  die  sie  bisher  fur  den  Staat 
bestellen  mussten,  ganz  oder  teilweise  ins  unbeschränkte  Eigentum 
zurückgeschenkt.  Dass  damit  gleichzeitig  der  Wert  der  Landgüter 
entsprechend  emporschnellt,  ist  selbstverständlich.  Pflegen  die  Land- 
wirte ihre  Ernte  teilweise  zu  verkaufen,  so  steigt  begeiflicherweise 
infolge  der  Aufhebung  oder  Ermässigung  der  Grundsteuer  der  Geld- 
ertrag der  Landgüter,  und  verteilt  man  den  so  gewonnenen  Mehr- 
ertrag auf  die  einzelnen  Scheffel  Getreide,  so  besteht  die  Wirkung 
der  Aufhebung,  beziehentlich  Ermässigung  der  Grundsteuer  darin, 
dass  die  Grundbesitzer  an  jedem  Scheffel  Getreide  um  so  und  so  viel 
Kreuzer  oder  Pfennige  mehr  profitieren  als  bisher.  Würde  gleich- 
zeitig infolge  irgendwelcher  äusserer  Umstände  der  Getreidepreis 
sinken,  so  wäre  die  Wirkung  hievon  für  den  einzelnen  Grundbesitzer 
die,  dass  der  Verlust  aus  dem  gesunkenen  Getreidepreise  und  der 
Gewinn  aus  der  Ermässigung  oder  Aufhebung  der  Grundsteuer  sich 
ganz  oder  teilweise  kompensieren  würde,  d.  h.  also,  dass  der  einzelne 
Grundbesitzer  durch  den  Rückgang  der  Getreidepreise  nicht  oder 
doch  nicht  so  empfindlich  getroffen  würde. 

Die  vorliegende  Frage  hat  eine  gewisse  praktische  Bedeutung 
und  zwar  speciell  im  gegenwärtigen  Augenblick,  in  welchem  über 
die  Notlage  der  Landwirtschaft  infolge  der  überseeischen  Konkurrenz 
so  lebhaft  Klage  geführt  wird.  Der  Rückgang  des  Getreidepreises 
infolge  der  Zufuhr  des  billigeren  überseeischen  Getreides  ist  selbst- 
verständlich fllr  den  central  -  europäischen  Landwirt  eine  schwere 
Kalamität,  weil  er  dadurch  einen  empfindlichen  Ausfall  an  seinen 
Einnahmen  erleidet  und  demgemäss  seine  Steuern  und  die  Zinsen 
seiner  Passivkapitalien  nicht  mehr  so  leicht  bezahlen  kann  wie  früher. 
Darüber,  ob  dem  Landwirte  von  Staats  wegen  geholfen  werden  soll, 
herrscht  bekanntlich  Meinungsverschiedenheit.  Auf  die  letztere  kann 
hier  nicht  näher  eingegangen  werden,  nur  folgende  Bemerkung  sei 
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gestattet.  Soll  der  Staat  helfend  eingreifen,  so  muss  er  trachten, 
dem  Landwirte  denjenigen  Gewinn  zu  sichern,  den  derselbe  bisher 
aus  seinem  Gewerbe  bezog,  und  dies  ist  namentlich  auf  zweifache 
Weise  möglich.  Entweder  dadurch,  dass  der  Getreidepreis  durch 
entsprechende  Einfuhrzölle  auf  das  billigere  ausländische  Ge- 
treide auf  seiner  bisherigen  Höhe  festgehalten  wird,  oder  aber  durch 
eine  entsprechende  Ermässigung  der  Grundsteuer,  durch  welche  der 
Preisrückgang  des  Getreides  für  den  einzelnen  Landwirt  unftihlbar 
gemacht  wird.  Der  erstere  Modus  ist  in  der  letzteren  Zeit  bekannt- 
lich von  einer  Reihe  von  europäischen  Staaten  versucht  worden:  der 
zweite  Ausweg  wurde  speciell  von  den  Führern  der  deutsch-liberalen 
Bauernbewegung  in  Böhmen  vorgeschlagen  und  verlangt.  Ob  dieses 
Verlangen  praktisch  durchführbar  ist,  d.  h.  ob  der  betreffende  Staat  in 
der  Lage  ist,  auf  die  Einnahmen  aus  der  Grundsteuer  ganz  oder  teilweise 
zu  verzichten,  ist  freilich  eine  andere  Frage,  und  der  österreichische 
Finanzrainister  wenigstens  dürfte  momentan  kaum  geneigt  sein,  sie 
zu  bejahen,  allein  an  sich  und  ganz  besonders  vom  Standpunkte  der 
Betreffenden  lässt  sich  gegen  jenes  Verlangen  nicht  viel  einwenden. 

2)  Die  Hansstener  und  die  Wohnungssteuer. 

Die  Wirkungen  der  Haussteuer  sind  bis  zu  einem  gewissen 
Grade  denen  der  Grundsteuer  analog.  Zunächst  besteht  der  Effekt 
der  Gebäudesteuer  für  den  Hausbesitzer  darin,  dass  der  Staat  dem 
letzteren  gewissermassen  einige  Zimmer  seines  Hauses  konfisziert  und 
dass  er  in  dieselben  etwa  einen  Beamten  oder  ein  paar  Soldaten 
gratis  einlogiert,  oder  dass  er  in  diese  Lokalitäten  einige  Kanzleien 
verlegt.  Ein  wesentlicher  Unterschied  der  Wirkungen  beider  Steuern 
ergiebt  sich  aber  aus  dem  Umstände,  dass  die  Menge  der  Grundstücke 
(im  Grossen  und  Ganzen)  weder  vermehrt  noch  vermindert  werden 
kann,  weil  der  Grund  und  Boden  von  der  Natur  gegeben  ist,  während 
die  Gebäude  von  Menschenhand  errichtet  werden  und  demgemäss 
vermehrt  oder  vermindert  werden  können,  beziehentlich  dass  die  Zahl 
der  Häuser  sich  von  selbst  vermindert,  weil  dieselben  mit  der  Zeit 
alt  und  baufällig  werden. 

Die  Folge  dieser  Unmöglichkeit,  die  Menge  der  Grundstücke  zu 
vermehren  oder  zu  vermindern,  ist  —  wie  wir  sahen  — ,  dass  die 
Grundsteuer  nicht  im  Getreidepreise  auf  die  Konsumenten  abgewälzt 
werden  kann.  Die  (rationell  umgelegte)  Grundsteuer  vermag  weder 
das  Angebot  von  Bodenprodukten,  noch  die  Nachfrage  nach  dvn- 
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selben  zu  verändern,  sie  kann  daher  auch  keine  Steigerung  der  Ge- 
treidepreise herbeiführen  und  bleibt  einfach  auf  den  Grundstücken, 
die  sie  entsprechend  entwertet,  wie  eine  Reallast  liegen.  Anders 
dagegen  die  Gebäudesteuer.  Der  Staat  hätte  eigentlich  die  Aufgabe, 
für  seine  Soldaten,  für  seine  Beamten,  für  seine  Gläubiger  Häuser 
zu  errichten  und  in  Stand  zu  erhalten.  Diese  Sorge  überwälzt  er 
jedoch  gewissermaßen  in  der  Haussteuer  auf  seine  Bürger,  indem 
er  in  jedem  Gebäude  ein  paar  Wohnräume  für  seine  Zwecke  in  An- 
spruch nimmt.  Nehmen  wir  der  Einfachheit  wegen  an,  dass  Miet- 
wohnungen nicht  existieren  und  dass  jede  Familie  ihr  eigenes  Haus 
bewohnt,  so  äussert  sich  die  Wirkung  einer  20prozentigen  Haussteuer 
darin,  dass  jeder  Hausbesitzer  jedes  fünfte  Zimmer  seines  Hauses 
dem  Staate  gratis  zur  Benutzung  überlassen  muss,  oder  beziehentlich, 
dass  derjenige,  der  für  seine  Bedürfnisse  vier  oder  acht  Wohnräume 
braucht  und  demgemäss  ein  Haus  für  sich  bauen  will,  statt  dessen 
ein  grösseres  Haus  mit  fünf  oder  zehn  Wohnräumen  errichten  muss, 
von  denen  er  einen  oder  zwei  dem  Staate  unentgeltlich  zur  Dispo- 
sition zu  stellen  gezwungen  ist.  Dadurch  wird  selbstverständlich  das 
Wohnen  verteuert.  Der  Einzelne  kann  nicht  mehr  für  sich  allein, 
sondern  er  rauss  auch  gleichzeitig  für  die  Zwecke  des  Staates  bauen, 
und  muss  nicht  nur  seine  eigenen,  sondern  überdies  auch  die  vom 
Staate  (in  seinem  Hause)  benutzten  Wohnräume  instand  erhalten. 

Verteuert  die  Haussteuer  das  „Wohnen",  so  ist  damit  allerdings 
implicite  schon  gesagt,  dass  sie  schliesslich  auf  den  Mietsmann  fallen 
muss,  indes  ist  dies  doch  nicht  so  ohne  weiteres  der  Fall.  Die 
Abwälzung  einer  Steuer  auf  den  Konsumenten,  in  der  Form,  dass 
die  Steuer  zum  Preise  des  fraglichen  Artikels  hinzugeschlagen,  also 
der  Preis  erhöht  wird,  ist  —  wie  bereits  früher  erwähnt  wurde  — 
selbstverständlich  nur  dann  möglich,  wenn  das  Verhältnis  der  beiden 
preisbildenden  Faktoren,  Angebot  und  Nachfrage,  durch  die  Steuer 
geändert  wird.  Da  nun  absolut  nicht  abzusehen  ist,  auf  welche 
Weise  eine  neue  Steuer  imstande  sein  soll,  die  Nachfrage  nach  dem 
betreffenden  Artikel  zu  steigern,  so  kann  die  Abwälzung  nur  gelingen, 
wenn  die  Steuer  eine  Verminderung  des  Angebotes  notwendig  nach 
sich  zieht.  Nehmen  wir  also  an,  dass  in  einer  Stadt  mit  gleich- 
bleibender Nachfrage  nach  Mietwohnungen,  d.  i.  in  einer  Stadt  mit 
stationärer  Bevölkerung,  die  Haussteuer  neu  eingeführt  (oder  die  be- 
stehende erhöht)  wird,  so  wird  eine  sofortige  Abwälzung  der  Steuer 
auf  die  Mieter  durch  Erhöhung  der  Wohnungsmieten  nicht  so  leicht 
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durchfülirbar  sein,  weil  nicht  anzunehmen  ist,  dass  die  Hausbesitzer, 
um  der  Steuer  zu  entgehen,  sich  entschliessen  werden,  ihre  Häuser 
leer  stehen  zu  lassen  oder  gar  zu  demolieren.  Die  Hauseigentümer 
werden  vielmehr  —  wenn  beispielsweise  die  Haussteuer  20  Prozent 
von  dem  Mietertrage  der  Häuser  beträgt  —  aller  Wahrscheinlichkeit 
nach  zu  dem  Resultate  gelangen,  dass  vier  Fünftel  von  dem  Ertrage 
des  Hauses  immer  noch  besser  sind  als  gar  kein  Ertrag  und  werden 
demgemäss,  wenn  auch  widerwillig,  die  Steuer  auf  sich  nehmen. 
Schliesslich  aber,  und  zwar  in  dem  Masse,  als  die  Häuser  alt  und 
reparaturbedürftig  oder  gar  baufällig  werden,  wird  die  Abwälzung 
der  Steuer  auf  die  Mieter  denn  doch  notwendig  eintreten  müssen. 

Das  Vermieten  der  Wohnungen  beruht  ja  doch  nur  darauf,  dass 
der  eine  für  den  anderen  eine  Wohnung  baut  und  dass  dieser  zweite 
dem  ersten  in  der  Miete  den  betreffenden  Aufwand  vergütet.  Be- 
steht eine  Haussteuer,  welche  —  wie  wir  angenommen  haben  — 
beispielsweise  20  Prozent  beträgt,  welche  also  gewissermassen  in 
jedem  Hause  jedes  fünfte  Zimmer  für  den  Staat  in  Anspruch  nimmt, 
so  muss  derjenige,  der  für  seine  Bedürfnisse  eine  Wohnung  von  vier 
Zimmern  braucht,  sich  ein  Haus  mit  fünf  Zimmern  bauen.  Und 
will  oder  kann  er  nicht  selbst  bauen,  so  wird  er  sich  an  einen 
zweiten  wenden  und  diesen  ersuchen  müssen,  dass  er  für  ihn  baue. 
Und  da  dieser  zweite,  wenn  er  vier  Zimmer  vermieten  will,  wegen 
der  Steuer  auch  wieder  fünf  Zimmer  erbauen  muss,  so  wird  er  dies 
unter  normalen  Umständen  nur  dann  thun,  wenn  die  Miete  für  vier 
Zimmer  so  hoch  ist,  dass  ihm  in  derselben  auch  der  Aufwand  für 
die  Erbauung  und  Erhaltung  des  fünften  Zimmers  in  einer  Weise 
vergütet  wird,  welche  zur  Zeit  in  dem  fraglichen  Orte  als  eine  an- 
gemessene gilt.  Im  entgegengesetzten  Falle  wird  er  den  Bau  des 
Miethauses  einfach  unterlassen.  Selbst  also,  wenn  die  Bevölkerung 
der  betreffenden  Stadt  nicht  zunimmt,  sondern  stationär  bleibt,  werden 
die  Mieter  in  dem  Masse,  als  die  Häuser  reparaturbedürftig  werden, 
die  Haussteuer  allgemach  in  der  gesteigerten  Wohnungsmiete  auf 
sich  nehmen  müssen,  weil  die  Hausbesitzer,  wenn  sie  nach  den  ort- 
lichen und  zeitlichen  Verhältnissen  die  Erhaltung  ihrer  Häuser  nicht 
mehr  lohnend  finden,  dieselben  nicht  mehr  instand  erhalten  und 
auf  diese  Weise  die  Mieter  nötigen  werden,  sich  eigene  Wohnhäuser 
zu  erbauen,  in  welchem  Falle  diese  eo  ipso  gezwungen  sein  werden, 
die  Haussteuer  selbst  zu  tragen.  In  einer  Stadt,  in  welcher  die  Be- 
völkerung im  Zunehmen  begriffen  ist,  in  welcher  also  die  Nachfrage 
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nach  Mietwohnungen  gegenüber  dem  Angebote  verhältnismässig  gross 
ist,  werden  allerdings  die  Mieter  eventuell  die  neu  eingeführte  Haus- 
steuer oder  jede  (empfindlichere)  Erhöhung  derselben  momentan  auf 
sich  nehmen  müssen,  weil  sie  —  wegen  des  verhältnismässig  geringen 
Angebotes  von  Wohnungen  —  den  schwächeren  Teil  im  Preiskampfe 
repräsentieren. 

Selbstverständlich  ist  das  Gesagte  nur  so  aufzufassen,  wie  etwa 
die  abstrakten  physikalischen  Gesetze,  deren  Wirksamkeit  sehr  häufig 
durch  irgendwelche  dazwischentretende  Umstände  teilweise  einge- 
schränkt wird.  Die  abstrakte  Physik  lehrt  beispielsweise  allerdings, 
dass  jeder  Körper,  der  losgelassen  wird,  in  senkrechter  Richtung  zu 
Boden  fallt,  weil  er  von  der  Erde  angezogen  wird,  und  doch  kann 
jeder,  der  bei  bewegter  Luft  etwa  eine  Flaumfeder  zum  Fenster 
hinauswirft,  sich  davon  überzeugen,  dass  das  Federchen,  wenn  der 
Wind  es  erfasst,  hoch  hinauf  in  die  Luft  getrieben  wird.  Ebenso 
auch  hier.  Es  werden  vielleicht  Dezennien  vergehen,  ehe  es  in  einer 
Stadt  mit  stationärer  Bevölkerung  den  Hauseigentümern  gelingt,  die 
Haussteuer  in  der  Form  einer  gesteigerten  Miete  den  Mietern  zuzu- 
schieben. Es  ist  ferner  sehr  wohl  denkbar,  dass  auch  in  einer  Stadt 
mit  gleichbleibender  oder  gar  sinkender  Bevölkerung  der  einzelne 
Hausbesitzer  durch  eine  Verkettung  von  Umständen  seinen  Miets- 
leuten gegenüber  den  stärkeren  Teil  repräsentiert  und  dass  es  ihm 
daher  gelingt,  die  Haussteuer  auf  seine  Mieter  abzuwälzen,  ja  viel- 
leicht die  Miete  noch  über  diesen  Betrag  hinaus  zu  steigern.  Es  ist 
umgekehrt  ebenso  wohl  denkbar,  dass  in  einer  aufblühenden  Stadt 
mit  zunehmender  Bevölkerung  der  einzelne  Hausbesitzer,  sei  es  aus 
Gutmütigkeit  oder  Indolenz,  sei  es  aus  anderen  singulären  Gründen, 
die  Haussteuer  seinen  Mietern  nicht  zuschiebt  oder  nicht  zuschieben 
kann,  dieselbe  somit  aus  Eigenem  trägt. 

Würde  umgekehrt  die  Haussteuer,  die  bereits  seit  Jahren  be- 
stand, plötzlich  aufgehoben  oder  namhaft  ermässigt,  so  würden  da- 
durch die  Mieten  nicht  augenblicklich  zum  Weichen  gebracht,  weil 
es  selbstverständlich  nicht  möglich  ist,  mit  einem  Schlage  neue  Häuser 
hervorzuzaubern  und  so  das  Angebot  von  Wohnungen  zu  vergrössern. 
Es  würden  also,  ungeachtet  des  Steuernachlasses,  die  Mieten  anfäng- 
lich auf  ihrer  bisherigen  Höhe  bleiben  und  die  Hausbesitzer  würden 

—  weil  sie  nunmehr  denjenigen  Betrag  für  sich  behalten  dürften, 
den  sie  bisher  alljährlich  an  den  Steuereinnehmer  abfuhren  mussten 

—  auf  diese  Weise  aus  ihren  Häusern  eine  Rente  beziehen,  welche 

5» 


Digitized  by  Google 


Friedrich  Klein  Wächter. 


unter  den  gegebenen  zeitlichen  und  örtlichen  Verhältnissen  als  ein 
überdurchschnittlicher  Gewinn  anzusehen  wäre.  Dadurch  würde  be- 
greiflicherweise die  Bauspekulation  angeregt  und  müssten  in  dem 
Masse  als  neue  Häuser  gebaut  werden  und  das  Wohnungsangebot 
sich  vergrössert,  die  Mieten  succesiv  um  den  Betrag  der  aufgehobenen 
oder  ermässigten  Steuer  sinken.  Während  also  die  Aufhebung  oder 
Ermässigung  der  Grundsteuer  ein  Geschenk  an  die  Grundbesitzer 
repräsentiert  und  den  Getreidekonsumenten  keinen  Vorteil  bringt,  würde 
die  Aufhebung  oder  Ermässigung  der  Haussteuer,  weil  die  Häuser 
von  Menschenhand  geschaffen  sind  und  demgeraäss  vermehrt  werden 
können,  in  letzter  Keine  den  Mietern  zu  gute  kommen. 

Es  ist  begreiflich,  dass  auch  diese  Argumentation  nur  be- 
dingungsweise, d.  h.  nur  in  abstracto  richtig  und  nicht  für  jeden 
Einzelfall  zutreffend  ist.  Es  ist  nämlich  sehr  leicht  möglich,  dass 
gewisse  Hauseigentümer  wegen  der  besonders  günstigen  Lage  ihrer 
Häuser  in  der  inneren  Stadt  sich  eines  gewissen  natürlichen  Monopols 
erfreuen,  welches  ihnen  gestattet,  die  Mieten  ebenso  hoch  zu  halten 
wie  früher,  auch  wenn  seither  die  Haussteuer  wesentlich  ermässigt 
oder  sogar  gänzlich  aufgehoben  wurde. 

In  ähnlicher  Weise  wie  die  Grundsteuer  führt  auch  die  Haus- 
steuer zu  einer  intensiveren  Ausnutzung  des  Bodens  (des  Baugrundes). 
Wer  bauen  will,  wird  —  wie  wir  gesehen  haben  —  durch  die  Haus- 
steuer gezwungen,  ein  grösseres  Gebäude  zu  errichten,  als  er  für 
seine  persönlichen  Zwecke  braucht,  weil  er  von  vornherein  berück- 
sichtigen muss,  dass  der  Staat  jedes  dritte,  vierte  oder  fünfte  Zimmer  etc. 
in  dem  neuen  Hause  für  sich  in  Anspruch  nehmen  wird.  Der  Bauführer 
wird  infolgedessen  berechnen,  wie  er  den  Bau  am  billigsten  bewerk- 
stelligen kann,  und  wird  —  wenigstens  in  der  Stadt  —  wohl  in  den 
meisten  Fällen  zu  dem  Resultate  gelangen,  dass  es  billiger  ist,  ein 
Haus  mit  mehreren  Etagen  zu  bauen,  als  ebenso  viele  ebenerdige 
Häuschen  mit  gleich  viel  Wohnräumen,  oder  dass  er  billiger  fährt, 
wenn  er  den  Hofraum  des  künftigen  Hauses  kleiner  gestaltet  und 
statt  dessen  ein  oder  mehrere  Hintergebäude  errichet.  Auf  diese 
Weise  also  begünstigt  die  Haussteuer  in  unerfreulicher  Weise  das 
Verbauen  der  Hofräume  und  die  Stock werkstürmung,  d.  h.  sie  be- 
nimmt den  Wohnungen  Luft  und  Licht. 

Nicht  so  leicht  dagegen  lässt  sich  die  Frage  beantworten,  wie 
hoch  eventuell  die  Haussteuer  steigen  kann.  Bei  der  Grundsteuer 
war       wie  wir  gesehen  haben  —  diese  Frage  einfach  zu  beant- 
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Worten.  Eiue  bestimmte  Anzahl  von  Personen  kann  je  nach  Mass- 
gabe der  Kulturart,  des  Klimas,  der  Bodenbeschaffenheit  und  Frucht- 
barkeit, sowie  der  landwirtschaftlichen  Technik  (Anwendung  land- 
wirtschaftlicher Maschinen  statt  der  bisherigen  Werkzeuge  und 
Geräte)  etc.  bei  Anspannung  aller  ihrer  Kräfte  eine  gewisse  Boden- 
fläche bestellen  und  auf  derselben  mehr  Früchte  erzielen,  als  zur 
Ernährung  eben  dieser  Personen  erforderlich  ist.  Diesen  ganzen 
Ueberschuss  kann  der  Staat  im  äussersten  Falle  unter  dem  Titel  der 
Grundsteuer  für  sich  in  Anspruch  nehmen,  aber  nicht  mehr,  weil 
sonst  die  Arbeiter  verhungern  und  der  Boden  unbestellt  bleibt  und 
nichts  trägt.  Anders  dagegen  beim  Hause,  das  nicht  »bearbeitet* 
wird  und  auch  keine  „Früchte"  trägt.  Ist  das  Wohnhaus  einmal 
da,  dann  kann  es  eben  nur  bewohnt  werden.  Im  extremsten  Falle 
kann  also  der  Staat  das  fertiggestellte  Haus  gänzlich  konfiszieren 
und  den  Eigentümer  oder  Erbauer  einfach  davonjagen.  Freilich 
wird  dann  der  Staat  die  Sorge  für  die  Erhaltung  des  Hauses  auf 
sich  nehmen  müssen  und  überdies  wird,  wenn  ein  derartiger  Vor- 
gang zur  Regel  erhoben  würde,  den  Bürgern  die  Lust  benommen 
werden,  Häuser  überhaupt  noch  zu  bauen. 

Will  daher  der  Staat  die  Henne  nicht  schlachten,  welche  die 
goldenen  Eier  legt,  so  wird  er  selbstverständlich  nicht  so  weit  gehen 
dürfen.  Wie  weit  aber  der  Staat  in  der  Konfiskation  von  Wohn- 
räumen in  den  Häusern  seiner  Bürger  gehen  darf,  lässt  sich  allge- 
meingiltig  nicht  beantworten.  In  Oesterreich  beispielsweise  beträgt 
die  staatliche  Hauszinssteuer  samt  den  Provinzial-  und  Kommunal- 
zuschlägen  im  Durchschnitt  ungefähr  33  Prozent,  in  einzelnen  Pro- 
vinzen und  Städten  sogar  weit  mehr,  d.  h.  in  Oesterreich  vereinigen 
sich  Staat,  Provinz  und  Gemeinde  und  nehmen  in  jedem  Hause  jeden 
dritten  Wohnraum  für  ihre  Zwecke  in  Anspruch,  oder  mit  anderen 
Worten :  Wer  in  einer  österreichischen  Stadt  lebt  und  zwei  Zimmer 
braucht,  muss  drei  Zimmer  bauen  oder  mieten  und  das  dritte  dem 
Staate,  der  Provinz  und  der  Gemeinde  unentgeltlich  überlassen,  und 
trotzdem  werden  Häuser  gebaut  und  gemietet.  Daraus  darf  man 
aber  selbstverständlich  nicht  den  Schluss  ziehen,  dass  die  Steigerung 
der  Haussteuer  beliebig  weit  gehen  könne  und  dass  man  etwa  von 
demjenigen,  der  für  seine  Person  ein  Zimmer  braucht,  verlangen 
könne,  er  möge  gleich  ein  Haus  mit  hundert  Zimmern  bauen  oder 
mieten  und  neunundneunzig  der  letzteren  dem  Staate  unentgeltlich 
zur  Benutzung  überlassen. 
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Was  den  Einfluss  der  Steuer  auf  den  Wert  der  Häuser  anbe- 
langt, so  ist  es  naheliegend  anzunehmen,  dass  der  letztere  durch  die 
Gebäudesteuer  in  der  nämlichen  Weise  beeinflusst  wird,  wie  der 
Wert  der  Landgüter  durch  die  Grundsteuer,  d.  h.  dass  die  Steuer 
nach  dem  landesüblichen  Zinsfusse  kapitalisiert  und  der  so  berechnete 
Betrag  von  dem  Werte  des  Hauses  in  Abzug  gebracht  wird.  That- 
sächlich  wird  in  der  Praxis  der  Kaufpreis  von  Miethäusern  sehr 
häufig  in  dieser  Weise  berechnet  und  formell  nicht  mit  Unrecht. 
Nimmt  nämlich  —  wie  wir  wiederholt  angenommen  haben  —  die 
Steuer  20  Prozent  oder  den  fünften  Teil  des  Mietertrages  der  Häuser 
hinweg,  so  darf  der  Besitzer  eines  vierstöckigen  Hauses  (rund  ge- 
rechnet) nur  das  Mieterträgnis  des  Erdgeschosses,  der  ersten,  der 
zweiten  und  der  dritten  Etage  für  sich  behalten,  während  er  in  der 
vierten  Etage  den  Mietzins  zwar  einheben,  aber  an  den  Steuer- 
einnehmer abfuhren  muss.  Der  Käufer  eines  derartigen  Hauses  kauft 
daher  scheinbar  nur  die  unteren  vier  Geschosse,  während  er  das 
fünfte  (die  vierte  Etage),  dessen  Mieterträgnis  dem  Staate  gehört, 
als  unangenehme  Gratiszugabe  mit  in  den  Kauf  nehmen  muss. 

Eine  derartige  Berechnung  des  Häuserwertes  ist  indes,  wie 
gesagt,  nur  formell  richtig,  und  zwar  auch  wieder  aus  dem  Grunde, 
weil  die  Häuser  nicht  von  der  Natur  fertig  geliefert  werden,  sondern 
gebaut  werden  müssen,  wenn  man  sie  haben  will.  Und  wer  ein 
Haus  bauen  will,  der  muss  selbstverständlich  zunächst  den  Baugrund 
und  die  Baumaterialien  kaufen  und  sodann  die  Arbeiter  bezahlen, 
die  das  Haus  aufführen.  Es  ist  evident,  dass  diese  Herstellungs- 
kosten durch  die  Steuer  direkt  oder  an  sich  nicht  beeinflusst  werden, 
denn  der  Umstand,  dass  der  Staat  etwa  das  Erträgnis  des  fünften 
Geschosses  in  jedem  Hause  konfisziert,  wird  selbstverständlich  weder 
die  Produzenten  der  Baumaterialien,  noch  die  Bauarbeiter  veranlassen, 
dem  Bauherrn  die  Errichtung  der  vierten  Etage  seines  Neubaues  gratis 
zu  besorgen.  Die  einzig  richtige  Ermittelung  des  Wertes  eines 
Hauses  kann  nur  in  der  Weise  erfolgen,  wie  sie  von  den  Sachver- 
ständigen im  Baufache  bei  gerichtlichen  Schätzungen  thatsächlich 
geübt  wird,  dass  nämlich  zuerst  der  Wert  der  Baustelle  nach  Mass- 
gabe ihrer  Lage  und  Grösse  erhoben  und  sodann  berechnet  wird, 
was  die  Erbauung  eines  Hauses  von  dieser  bestimmten  Grösse,  Form, 
Struktur  etc.  (mit  Rücksicht  auf  die  bisherige  Abnützung  des  bereits 
bestehenden  Hauses  im  Laufe  der  Zeit)  kostet. 

Indirekt  werden  freilich   auch   die  Herstellungskosten  eines 
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Hauses  durch  die  Steuer  teilweise  beeinflusst,  d.  h.  der  Wert  der 
Baustelle  wird  durch  die  Steuer  etwas  gedrückt.  Eine  hohe  Haus- 
steuer zwingt  nämlich  einmal,  weil  sie  die  Mieten  schliesslich  ver- 
teuern muss,  die  Mieter  ihr  Wohnungsbedürfnis  thunlichst  einzu- 
schränken, und  zwingt  sodann,  wie  oben  dargethan  wurde,  die  Haus- 
eigentümer zur  Stockwerkstürmung  und  zum  Verbauen  der  Hofräume. 
Dadurch  wird  selbstverständlich  die  Nachfrage  nach  Baugründen 
einigermassen  verringert  und  wird  sich  der  Preis  derselben  etwas 
niedriger  stellen.  Die  Preise  der  Baumaterialien  und  die  Löhne  der 
Bauarbeiter  können  durch  eine  Aenderung  der  Haussteuer,  welche 
die  Baulust  erregt  oder  hemmt,  wohl  vorübergehend  alteriert,  aber 
auf  die  Dauer  selbst  durch  eine  hohe  Gebäudesteuer  nicht  unter  ihr 
sog.  „ natürliches"  Niveau  hinuntergedrückt  werden.  Demgemäss  kann 
denn  der  verhältnismässig  geringe  Druck,  den  die  Haussteuer  auf  den 
Wert  der  Wohngebäude  ausübt,  hier  füglich  ausser  Anschlag  bleiben. 

Wenn  nun  ungeachtet  dieser  Thatsache,  dass  die  Bau-  oder 
Herstellungskosten  der  Häuser  durch  die  Steuer  nicht  (direkt)  be- 
einflusst werden,  der  Wert  der  Häuser  in  der  Praxis  so  häufig  in 
der  Weise  ermittelt  wird,  dass  man  den  kapitalisierten  Betrag  der 
Steuer  von  dem  kapitalisierten  Mietertrage  des  Hauses  in  Abzug 
bringt,  so  beruht  dieser  Vorgang  auf  einer  Täuschung,  oder  richtiger 
gesagt  darauf,  dass  man  auf  diese  Weise  eine  Täuschung  korrigiert. 
Die  Steuer  verteuert  nämlich  schliesslich  notwendig  die  Miete,  sie 
lässt  somit  die  Miete  (um  den  Betrag  der  Steuer)  höher  erscheinen 
als  sie  thatsächlich  ist.  Kapitalisiert  man  also  diesen  Mietertrag 
eines  Hauses,  um  den  Wert  des  letzteren  zu  berechnen,  so  begeht 
man  einen  Fehler,  weil  der  Wert  des  Hauses  um  den  Betrag  der 
kapitalisierten  Steuer  zu  hoch  angesetzt  wird.  Will  man  daher  den 
wirklichen  sog.  Kapitalswert  des  Hauses  (nach  seinem  wirklichen 
Mieterträgnisse)  eruieren,  so  muss  man  eben  jenen  kapitalisierten 
Betrag  der  Steuer,  der  früher  fälschlich  zum  Werte  des  Hauses  hinzu- 
gerechnet wurde,  nachträglich  wieder  in  Abzug  bringen. 

v.  Myrbach  („Die  Besteuerung  der  Gebäude  und  Wohnungen 
in  Oesterreich  und  deren  Reform"  in  der  Tübinger  „ Zeitschrift  für 
die  gesamte  Staats  Wissenschaft"  41.  Jahrg.  pag.  409)  scheint  anzu- 
nehmen, dass  auch  bei  der  Haussteuer,  ebenso  wie  bei  der  Grund- 
steuer, regelmässig  eine  eigentliche  Steueramortisation  eintritt.  Dass 
dies  der  Fall  sein  könne,  möchte  ich  nicht  in  Abrede  stellen,  und 
zwar  wird  meines  Erachtens  diese  Steueramortisation  jedesmal  dann 
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eintreten,  wenn  der  Hausbesitzer  sein  Haus  verkaufen  muss,  noch 
ehe  ihm  die  Abwälzung  der  Steuer  auf  seine  Mietsleute  gelungen  ist. 
Nach  den  obigen  Auseinandersetzungen  wird  sich  dieser  Fall  in 
grösserem  Umfange  ergeben,  wenn  in  einer  Stadt  mit  stationärer 
oder  gar  rückschreitender  Bevölkerung  die  Haussteuer  neu  eingeführt 
oder  namhaft  erhöht  wurde,  oder  wenn  in  einer  Periode  übergrosser 
Bauspekulation  das  Angebot  von  Mietwohnungen  der  Nachfrage  nach 
denselben  wesentlich  vorausgeeilt  ist.  Als  Regel  kann  jedoch  die 
Steueramortisation  bei  Häusern  nicht  angenommen  werden,  und  zwar 
einmal  aus  dem  Grunde,  weil  die  Haussteuer  —  wie  wir  gesehen 
haben  —  schliesslich  doch  auf  die  Mieter  abgewälzt  werden  muss, 
und  zweitens,  weil  die  Steueramortisation  bei  Häusern,  wenn  sie  die 
Regel  bilden  würde,  die  Baulust  gänzlich  unterdrücken  müsste.  Es 
wurde  bereits  oben  erwähnt,  dass  die  Hauszinssteuer  (samt  den  Pro- 
vinzial-  und  Kommunalzuschlägen)  in  Oesterreich  durchschnittlich  den 
dritten  Teil  des  Mieterträgnisses  der  Häuser  verschlingt.  Die  Amorti- 
sierung dieser  Steuer  involviert  also  eine  Verminderung  des  Wertes 
eines  jeden  Hauses  um  ein  ganzes  Dritteil.  Einen  Vermögensverlust 
von  solcher  Grösse  erduldet  man  selbstverständlich,  wenn  man  sich 
demselben  nicht  entziehen  kann,  man  nimmt  ihn  aber  nicht  wissent- 
lich und  freiwillig  auf  sich,  wenn  dies  nicht  notwendig  ist.  Die* 
wäre  jedoch  bei  allen  Leuten  der  Fall,  die  in  Oesterreich  Häuser 
bauen,  wenn  die  Annahme  v.  Myrbachs  richtig  wäre. 

Nach  dem  Gesagten  1st  es  wolü  ziemlich  zweifellos,  dass  eine 
besondere  Wohnungssteuer  sich  von  der  Haussteuer  eigentlich 
gar  nicht  unterscheidet.  Das  Wesen  der  Wohnungssteuer  besteht, 
wie  das  der  Haussteuer,  darin,  dass  der  Staat  (oder  eventuell  die 
Gemeinde)  einen  gewissen  Prozentsatz  der  Wohnräume  für  seine 
Zwecke  in  Anspruch  nimmt.  Der  Unterschied  soll  nur  darin  liegen, 
dass  der  Gesetzgeber  mit  der  eigentlichen  Haussteuer  den  Hauseigen- 
tümer, dagegen  mit  der  Wohnungssteuer  den  Mieter  treffen  will. 
Damit  begibt  sich  aber  der  Gesetzgeber  auf  ein  Gebiet,  welches  seiner 
Machtsphäre  entrückt  ist,  denn  die  Abwälzung  der  Steuer  lässt  sich 
dort,  wo  der  Verkehr  ein  freier  ist,  gesetzlich  weder  befehlen  noch 
verbieten.  Ist  die  Wohnuugssteuer  ihrem  Wesen  nach  mit  der  Haus- 
steuer identisch  —  und  dass  dem  so  ist,  wird  niemand  leugnen,  weil 
beide  Steuern  in  einer  teilweisen  Konfiskation  von  Wohnräumen  be- 
stehen —  so  muss  die  Wohnungssteuer  ebenso  wie  die  Haussteuer 
im  Laufe  der  Zeit  notwendig  auf  den  Mieter  fallen,  so  dass  dieser 
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letztere  schliesslich  beide  Steuern  tragen  wird.  Dies  hindert  jedoch 
nicht,  dass  unter  Umständen,  d.  i.  namentlich  dann,  wenn  dem 
Hauseigentümer  die  Abwälzung  der  Haussteuer  auf  den  Mieter  nicht 
gelingt,  ausnahmsweise  und  vorübergehend  beide  Steuern  auf  den 
Hauseigentümer  fallen. 

Damit  soll  jedoch  nicht  der  seiner  Zeit  so  behebte  und  billige 
Vorwurf  ausgesprochen  werden,  dass  hier  eine  „ verwerfliche  Doppel- 
besteuerung" vorliege.  Eine  Doppeibesteuerung  im  eigentlichen  Sinne 
des  Wortes  liegt  nur  dann  vor,  wenn  der  nämliche  Ertrag,  der  sich 
zwischen  zwei  Personen  A  und  B  (etwa  Schuldner  und  Gläubiger, 
oder  Geschenkgeber  und  Geschenknehmer)  verteilt,  das  erste  Mal 
gänzlich  bei  A  und  das  zweite  Mal  (gänzlich  oder  teilweise)  bei  B 
von  der  Steuer  getroffen  wird.  Wenn  jedoch  dieselbe  Person  für 
das  nämliche  Einkommen  zwei  verschiedene  Steuern  zu  entrichten 
hat,  deren  jede  beispielsweise  mit  fünf  Prozent  festgesetzt  ist,  so  ist 
dies  nicht  als  Doppelbesteuerung,  sondern  so  aufzufassen,  wie  wenn 
nur  eine  einzige,  jedoch  mit  zehn  Prozent  festgesetzte  Steuer  ge- 
fordert würde.  Noch  weniger  kann  von  einer  Doppelbesteuerung  die 
Rede  sein,  wenn  —  wie  beispielsweise  in  Oesterreich  —  die  Haus- 
steuer vom  Staate,  dagegen  die  Wohnungssteuer  (der  sog.  „Zins- 
kreuzer*) von  der  Gemeinde  erhoben  wird. 

3)  Die  Gewerbesteuer  und  die  indirekt  erhobenen  Aufwandstenern. 

Was  zunächst  die  Gewerbesteuer  anbelangt,  so  wird  es  be- 
hufs der  richtigen  Beurteilung  ihrer  Wirkungen  zweckmässig  sein, 
zwischen  den  sog.  Gewerben  der  persönlichen  Dienstleistungen  und 
denjenigen  Gewerben  zu  unterscheiden,  welche  Sachgüter  (materielle 
Güter)  erzeugen. 

Liegt  ein  Gewerbe  vor,  welches  Sachgüter  produziert, 
so  besteht  die  nächste  Wirkung  der  Gewerbesteuer  darin,  dass  der 
Staat  einen  aliquoten  Teil  der  gewerblichen  Produkte  dieser  Unter- 
nehmung konfisziert,  um  damit  seine  Bediensteten,  sowie  seine  Gläu- 
biger zu  beteilen.  Die  Steuer  wird  zwar  je  nach  der  Grösse  (d.  i. 
je  nach  der  wahrscheinlichen  Rentabilität)  der  einzelnen  Unterneh- 
mungen abgestuft,  sie  wird  jedoch  als  Ertragsteuer  von  jeder,  und 
zwar  auch  von  der  kleinsten  gewerblichen  Unternehmung  gefordert, 
und  kann  daher  bis  zu  einem  gewissen  Grade  als  Zahlung  für  die 
staatliche  Bewilligung  des  gewerblichen  Betriebes  („droit  de  patente*) 
angesehen  werden. 
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Die  Rückwirkung  der  Gewerbesteuer  auf  die  einzelnen  gewerb- 
lichen Unternehmungen,  und  zwar  jedesmal  der  nämlichen  Kategorie, 
kann  eventuell  durch  die  nachstehende  Figur  dargestellt  werden. 


Stellt  die  Linie  A  B  den  Marktpreis  irgend  eines  Industrieerzeugnisses, 
etwa  der  Schuhe  vor,  so  repräsentieren  —  weil  selbstverständlich  die 
einzelnen  Unternehmungen  unter  sehr  verschiedenen  Rentabilitäts- 
bedingungen (welche  etwa  durch  die  Linie  A  C  dargestellt  werden) 
betrieben  werden  —  die  Linien  rR,  rlRl,  r2i?2,  r3R3  u.  s.  f.  die 
verschiedene  Rentabilität  der  einzelnen  Gewerbeunternehmungen  der- 
selben Kategorie,  in  unserem  Falle  also  der  einzelnen  Schuhmacher- 
gewerbe. Es  wird  beispielsweise  Schuhwarenfabriken  geben,  welche 
einen  sehr  bedeutenden  Reinertrag  (etwa  r1R1  oder  r9R6  abwerfen, 
es  wird,  anderseits  ganz  kleine  Schuhmachergewerbe  (etwa  rR)  geben, 
welche  ihren  Mann  knapp  ernähren,  ohne  dass  ihm  ein  sog.  „freies' 
Einkommen  übrig  bliebe.  Wird  nun  eine  Gewerbesteuer  (Linie  DE) 
eingeführt,  welche  von  jedem,  auch  dem  kleinsten  Schuhmacher- 
gewerbe einen  aliquoten  Teil  der  produzierten  Schuhe  {p1Rv  ptRv 
p3  Rs  u.  s.  f.)  für  den  Staat  konfisziert,  so  werden  jene  allerkleinsten 
gewerblichen  Unternehmungen  {rR),  die  eben  nur  den  allernotwen- 
digsten  Lebensunterhalt  des  Unternehmers  knapp  deckten  und  absolut 
keinen  Ueberschuss  Über  das  Existenzminimum  ergaben,  zu  Grunde 
gehen  und  wird  der  Reingewinn  der  übrigen  Unternehmungen  (r^  pr 
r2  p8,  r3  p3  u.  s.  f.)  verhältnismässig  geschmälert.  Je  höher  die  Steuer 
steigt  (etwa  die  Linie  Dx  Ex) ,  um  so  mehr  der  kleinen  Unterneh- 
mungen (in  unserem  Falle  r  R  und  rt  Rt)  werden  zu  Grunde  ge- 
richtet, und  um  so  geringer  wird  der  Reinertrag  der  übrig  bleibenden 
Gewerbebetriebe. 
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Nehmen  wir  der  Einfachheit  wegen  an  —  was  in  der  Wirk- 
lichkeit wenigstens  bei  der  eigentlichen  Gewerbesteuer  (im  Gegen- 
sätze zur  sog.  Unternehmungssteuer)  bekanntlich  nicht  der  Fall  ist  — 
dass  die  Gewerbesteuer  genau  prozentuell  sei  und  dass  sie  etwa  ge- 
nau zehn  Prozent  von  den  gewerblichen  Erzeugnissen  einer  jeden 
Gewerbeunternehmung  fordere,  so  besteht  der  Effekt  derselben  für 
die  Gewerbetreibenden  darin,  dass  die  Produktivität  der  einzelnen 
gewerblichen  Unternehmungen  um  zehn  Prozent  reduziert  wird.  Der 
Schuhmacher  —  um  bei  dem  gewählten  Beispiele  zu  bleiben  —  kann 
binnen  einer  bestimmten  Zeit  zehn  Paar  Schuhe  anfertigen  und  durfte 
vor  der  Einführung  der  Steuer  diese  zehn  Paar  Schuhe  für  sich  be- 
halten und  verkaufen.  Jetzt,  nach  der  Einführung  der  Steuer,  wird 
er  zwar  binnen  des  nämlichen  Zeitraumes  nach  wie  vor  zehn  Paar 
Schuhe  herstellen,  allein  da  er  hiervon  das  eine  Paar  dem  Staate  un- 
entgeltlich überlassen  muss,  darf  er  nur  mehr  neun  Paare  für  sich 
behalten  und  verkaufen.  Es  ist  somit,  wie  wenn  seine  und  seiner 
Werkzeuge  Leistungsfähigkeit  durch  die  Steuer  um  ein  Zehntel  ver- 
ringert worden  wäre. 

Die  weitere  Folge  dieser  Thatsache  wird  aller  Wahrscheinlich- 
keit nach  eine  doppelte  sein.  Unser  Mann  wird  einerseits  bestrebt 
sein,  seine  und  seiner  Werkzeuge  Leistungsfähigkeit  zu  steigern.  Er 
wird  vielleicht  etwas  länger  oder  rascher  arbeiten,  er  wird  ferner 
seine  Werkzeuge  vervollkommnen,  um  auf  diese  Weise  den  Ausfall 
an  seiner  Produktion  ganz  oder  doch  teilweise  wieder  hereinzubringen. 
Der  Gewerbsmann  wird  zweitens  —  und  zwar  namentlich  dann,  wenn 
es  ihm  nicht  gelingt,  seine  Produktion  wieder  auf  die  frühere  Höhe 
zu  heben  —  bemüht  sein,  wenigstens  den  Ausfall  an  seinen  (Geld-) 
Einnahmen  wieder  wett  zu  machen  und  die  Preise  seines  Artikels 
zu  steigern,  d.  h.  also  die  Steuer  auf  die  Konsumenten  zu  Überwälzen. 
Ob  ihm  dies  gelingen  wird,  hängt  freilich  von  den  Umständen,  d.  h. 
davon  ab,  ob  das  Angebot  an  den  fraglichen  Gewerbeerzeugnissen 
durch  die  Steuer  vermindert  wird  oder  nicht.  Auf  den  ersten  Blick 
wäre  man  geneigt  dies  anzunehmen,  aber  unbedingt  notwendig  ist 
dies  nicht.  Richtig  ist  es  wohl,  dass  durch  die  Einführung  (oder 
Erhöhung)  der  Gewerbesteuer  eine  Anzahl  der  mindest  rentablen 
Gewerbeunternehmungen  der  betreffenden  Kategorie,  also  etwa  der 
kleinen  Schuhmachergewerbe  zu  Grunde  gerichtet  wird,  allein  der 
Ruin  von  so  und  so  viel  Unternehmungen  bedeutet  darum  noch  nicht 
notwendig  eine  Verminderung  des  Angebotes  der  fraglichen  Industrie- 
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Produkte,  weil  es  sehr  wohl  möglich  ist,  dass  die  günstiger  situierten 
Unternehmungen,  in  unserem  Falle  also  die  grossen  Schuhwaren- 
fabriken, die  durch  die  Steuer  nicht  zu  Grunde  gerichtet  wurden, 
ihren  Geschäftsbetrieb  ausdehnen  und  um  so  viel  mehr  produzieren 
als  dort  der  Ausfall  beträgt.  Je  höher  dagegen  die  Steuer  steigt, 
um  so  mehr  (der  kleinen)  Gewerbeunternehmungen  werden  zu  Grunde 
gerichtet,  um  so  weniger  derselben  bleiben  aufrecht,  und  je  mehr 
dies  der  Fall  ist,  um  so  mehr  erlangen  die  wenigen  übriggebliebenen 
Unternehmungen  eine  monopolisierte  Stellung,  welche  sie  in  den  Stand 
setzt,  die  Preise  ihrer  Artikel  zu  erhöhen,  d.  h.  die  Steuer  im  Preise 
auf  die  Konsumenten  abzuwälzen. 

Die  Gewerbesteuer  hat  also  einmal  die  Tendenz,  die  Gewerbe- 
treibenden zu  einem  intensiveren  Betriebe,  zu  grösserem  Fleisse,  er- 
höhter Geschicklichkeit,  zur  vollkommenen  Ausnutzung  der  Roh-  und 
Hilfsstoffe,  Anwendung  vollkommenerer  Werkzeuge  etc.)  anzuspornen. 
Sie  hat  ferner  die  Tendenz,  den  Betrieb  der  ungünstigst  situierten. 
d.  i.  der  mindest  rentablen  Unternehmungen  unmöglich  zu  machen 
und  die  Gewerbetreibenden  zur  Aufsuchung  der  günstigeren  Pro- 
duktionsbedingungen hinzudrängen,  oder  (was  so  ziemlich  das  Näm- 
liche ist)  sie  hat  die  Tendenz,  den  Kleinbetrieb  zu  erschweren  und 
den  grösseren  Betrieb  zu  begünstigen.  Je  niedriger  ferner  die  Ge- 
werbesteuer, um  so  eher  kann  sie  von  dem  Gewerbetreibenden  selbst 
getragen,  d.  i.  aus  dem  Ertrage  seines  Unternehmens  bestritten 
werden;  je  höher  dagegen  die  Gewerbesteuer  bemessen  wird,  um  so 
mehr  verringert  sie  das  Angebot  des  fraglichen  Gewerbeartikels,  um 
so  mehr  muss  sie  vom  Produzenten  auf  den  Konsumenten  abgewälzt 
werden,  um  so  mehr  nimmt  sie  den  Charakter  einer  indirekt  er- 
hobenen Aufwandsteuer  an. 

Wie  hoch  die  Gewerbesteuer  im  äussersten  Falle  steigen  kann, 
lässt  sich  ziffermässig  nicht  bestimmen.  Sicher  ist  nur  so  viel,  dass 
der  Gewerbsmann  leben  muss,  wenn  er  in  der  Lage  sein  soll,  sein 
Gewerbe  zu  betreiben ;  die  Gewerbesteuer  wird  daher  dem  Gewerbe- 
treibenden keinesfalls  seine  sämtlichen  Erzeugnisse  konfiszieren  dürfen. 
Dagegen  ist  es  theoretisch  sehr  wohl  denkbar,  dass  durch  eine  ex- 
cessiv  hohe  Gewerbesteuer  sämtliche  Gewerbeunternehmungen  der  be- 
treffenden Kategorie  im  Staate  mit  einer  einzigen  Ausnahme  zu  Grunde 
gerichtet  werden,  so  also,  dass  diese  einzige  übrigbleibende  Unter- 
nehmung ein  Monopol  im  strengsten  Sinne  des  Wortes  erlangt  und 
geniesst.   Ist  dem  so,  so  kann  der  Mann  selbstverständlich  Monopols- 
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preise  fordern  und  dann  ist  es  denkbar,  dass  der  Staat  in  der  Steuer 
diesem  Monopolisten  eventuell  die  sämtlichen  Stücke,  die  er  im  Laufe 
eines  Monates  oder  Jahres  etc.  anfertigt,  bis  auf  ein  einziges  kon- 
fisziert, so  dass  der  Betreffende  monatlich  oder  jährlich  nur  ein  ein- 
ziges Stück  seiner  Erzeugnisse  zum  Verkaufe  bringt,  dass  er  aber 
demungeachtet  existieren  kann,  weil  der  Erlös  dieses  einzigen  Stückes 
gross  genug  ist,  den  Mann  einen  Monat  oder  ein  Jahr  hindurch  zu 
ernähren.  Ob  dies  in  der  Praxis  vorkommen  wird  und  ob  der  Staat 
bei  einer  so  exorbitant  hohen  Steuer  gut  fährt,  ist  für  den  vor- 
liegenden Zweck  gleichgültig,  weil  es  sich  hier  lediglich  darum  handelt, 
die  theoretisch  mögliche  Obergrenze  der  Gewerbesteuer  festzustellen. 

Aus  dem  Gesagten  ergibt  sich,  dass  zwischen  der  Gewerbe- 
steuer und  einer  indirekt  erhobenen  Aufwandsteuer  kein 
wesentlicher  Unterschied  besteht.  Die  Gewerbesteuer  konfisziert, 
sagen  wir  dem  Bierbrauer,  jährlich  ein  paar  Hektoliter  Bier,  und 
ein  Gleiches,  nur  in  höherem  Masse,  thut  die  Biersteuer.  Ein  übrigens 
nur  unbedeutender  Unterschied  formeller  Natur  liegt  in  der  Bemes- 
sung und  Vorschreibung  beider  Arten  von  Steuern.  Die  eigentliche 
Gewerbesteuer  kämpft  —  wie  sattsam  bekannt  —  mit  der  ungeheuren 
Schwierigkeit,  den  Reinertrag  der  einzelnen  Gewerbeunternehmungen 
zu  ermitteln.  Infolgedessen  muss  sich  die  Gesetzgebung  begnügen, 
die  Steuer  nach  gewissen  äusseren  Merkmalen  umzulegen,  die  an- 
nähernd einen  Schluss  auf  die  Rentabilität  der  einzelnen  Gewerbe- 
unternehmung gestatten,  für  deren  unbedingtes  Zutreffen  aber  Nie- 
mand einstehen  kann.  Die  Steuer  wird  also  nach  gewissen  mehr 
oder  weniger  groben  Abstufungen  erhoben  und  es  kann  nicht  aus- 
bleiben, dass  die  verschiedenen  Unternehmungen,  die  unter  denselben 
Steuersatz  fallen,  einen  mehr  oder  weniger  ungleichen  Reinertrag  ab- 
werfen. Dem  entgegen  wird  die  indirekt  erhobene  Aufwandsteuer 
in  einem  bestimmten  Prozentsatze  der  erzeugten  Menge  des  steuer- 
pflichtigen Artikels  erhoben.  Auf  die  Bierbrauereien  angewendet, 
bedeutet  dies  also,  dass  die  sämtlichen  Brauereien,  die  nach  jenen 
äusseren,  vom  Gesetze  aufgestellten  Merkmalen  (Grösse,  Zahl  der 
beschäftigten  Hilfsarbeiter  u.  dgl.  m.)  unter  denselben  Satz  der  Ge- 
werbesteuer fallen,  ungeachtet  ihres  (bis  zu  einem  gewissen  Grade) 
ungleichen  Reinertrages,  jährlich  an  den  Staat  die  gleiche  und  fixe 
Anzahl  von  Hektolitern  Bier  unter  dem  Titel  der  Gewerbesteuer 
abzuliefern  haben,  und  dass  der  Staat  überdies  unter  dem  Titel  der 
Biersteuer  von  jeder  dieser  Brauereien  einen  genau  normierten  ali- 
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quoten  Teil  des  wirklich  erzeugten  Bieres  (also  etwa  jeden  zwan- 
zigsten, zehnten,  fünften  etc.  Hektoliter)  fordert. 

Der  Gesetzgeber  hat  allerdings  die  Absicht,  mit  der  Gewerbe- 
steuer den  Gewerbetreibenden,  mit  der  indirekt  erhobenen  Aufwand- 
steuer dagegen  den  Konsumenten  zu  treffen,  allein  kein  Mensch  kann 
unter  den  normalen  Verhältnissen,  d.  h.  dort,  wo  der  Verkehr  ein 
freier  ist,  verbürgen,  dass  dieses  Ziel  auch  jedesmal  genau  in  der 
vom  Gesetzgeber  gewollten  Weise  erreicht  wird.  Feststehend  sind 
nur  drei  Thatsachen.  Einmal,  dass  eine  dem  Gewerbetreibenden  auf- 
erlegte Steuer  von  diesem  um  so  leichter  aus  Eigenem  getragen 
und  um  so  weniger  abgewälzt  werden  kann,  je  niedriger  sie  ist,  und 
dass  umgekehrt  die  Steuer  um  so  mehr  abgewälzt  werden  muss,  je 
höher  sie  ist.  Je  niedriger  nämlich  die  Steuer,  desto  weniger  Unter- 
nehmungen der  betreffenden  Branche  werden  zur  Einstellung  ihres 
Betriebes  gezwungen,  um  so  weniger  wird  die  Konkurrenz  unter 
denselben  beeinträchtigt;  je  höher  dagegen  die  Steuer,  um  so  mehr 
der  ungünstig  situierten  Unternehmungen  gehen  zu  Grunde,  um  so 
geringer  die  Zahl  der  übrig  bleibenden  Unternehmungen,  die  eine 
um  so  mehr  monopolisierte  Stellung  erlangen,  je  geringer  ihre  Zahl 
ist,  und  dadurch  in  den  Stand  gesetzt  werden,  die  Preise  ihrer  Artikel 
zu  erhöhen.  Zum  zweiten  steht  fest,  was  Kaizl  in  seiner  Schrift: 
„Die  Lehre  von  der  Ueberwälzung  der  Steuern*  (Leipzig  1882) 
wiederholt  hervorhebt,  dass  die  indirekt  erhobene  Aufwandsteuer  in 
einem  genau  bestimmten  Prozentualverhältnis  zur  Menge  der  er- 
zeugten Produkte  festgesetzt  ist,  dass  sie  daher  sozusagen  direkt  zur 
Ueberwälzung  auffordert,  während  das  Verhältnis  der  Gewerbesteuer 
zur  Produktenmenge  kein  so  durchsichtiges  ist.  Endlich  ist  die  in- 
direkt erhobene  Aufwandsteuer  in  der  Regel  (wenigstens  gegenüber 
der  Gewerbesteuer)  verhältnismässig  „hoch"  bemessen,  so  dass  man 
die  Ueberwälzung  derselben  als  höchst  wahrscheinlich  annehmen  darf. 

Das  ist  aber  auch  so  ziemlich  alles,  was  die  Theorie  mit  einiger 
Bestimmtheit  angeben  kann,  sie  kann  weder  behaupten,  dass  die 
Gewerbesteuer  nie,  noch  dass  die  indirekt  erhobene  Aufwandsteuer 
jedesmal  abgewälzt  wird.  Im  Gegenteile  verhalten  sich  beide  Arten 
von  Steuern  in  dieser  Richtung  vollständig  gleich,  oder  mit  anderen 
Worten:  es  ist  unmöglich,  die  Grenze  zu  bestimmen,  wo  die  Ge- 
werbesteuer aufhört  und  die  indirekt  erhobene  Aufwandsteuer  be- 
ginnt. Eine  hoch  bemessene  Gewerbesteuer  muss  schliesslich  aus 
den  erwähnten  Gründen  eine  Preissteigerung  der  fraglichen  Gewerbe- 

540 


Digitized  by  Google 


87 


erzeugnisse  nach  sich  ziehen  und  ganz  oder  teilweise  auf  die  Kon- 
sumenten übergewälzt  werden.  Umgekehrt  ist  es  aber  auch  sehr 
leicht  möglich,  dass  die  Abwälzung  der  indirekt  erhobenen  Aurwand- 
steuer —  was  übrigens  von  der  neuesten  finanzwissenschaftlichen 
Litteratur  zugegeben  wird  —  auf  die  Konsumenten  nicht  jedesmal 
und  nicht  gänzlich  gelingen  muss,  und  dass  in  vielen  Fällen,  sei  es 
vorübergehend,  sei  es  dauernd,  ein  grösserer  oder  geringerer  Teil 
der  indirekt  erhobenen  Aufwandsteuer  auf  dem  Produzenten  des 
steuerpflichtigen  Artikels  liegen  bleibt.  Unter  solchen  Umständen 
ist  es  wohl  keine  ganz  ungerechtfertigte  Behauptung,  wenn  man 
sagt,  dass  die  Gesetzgebung  ein  ziemlich  illusorisches  Ziel  verfolgt, 
wenn  sie  von  dem  Produzenten  eines  Verzehrungssteuerpflichtigen 
Artikels  zwei  besondere  Steuern,  die  Gewerbesteuer,  die  den  Pro- 
duzenten treffen  soll,  und  die  Verzehrungssteuer,  mit  der  der  Kon- 
sument belastet  werden  soll,  fordert.  All  die  Mühe  des  Gesetzgebers 
wie'  der  Steuerbeamten,  die  darauf  abzielt,  den  Ertrag  des  fraglichen 
Gewerbebetriebes,  d.  i.  die  Leistungsfähigkeit  des  betreffenden  Gewerbs- 
mannes zu  ermitteln,  ist  eigentlich  eine  verschwendete,  weil  (im  freien 
Verkehr)  kein  Mensch  dafür  einstehen  kann,  dass  der  Mann  seine 
Gewerbesteuer  wirklich  selbst  tragen,  dagegen  die  Verzehrungssteuer 
auch  thatsächlich  bei  Heller  und  Pfennig  auf  die  Konsumenten  ab- 
wälzen wird.  Kann  aber  der  Gesetzgeber  nicht  dafür  einstehen,  dass 
er  sein  Ziel  auch  wirklich  erreicht,  dann  wäre  es  wohl  einfacher, 
wenn  er  sich  darauf  beschränken  würde,  von  den  verzehrungssteuer- 
pflichtigen  Gewerben  eine  einzige,  nämlich  die  Verzehrungssteuer 
(eventuell  in  einem  etwas  höheren  Ausmasse)  zu  fordern  und  es  dem 
sog.  „freien  Verkehr u  zu  Überlassen,  wie  viel  von  dieser  Steuer  auf 
den  Produzenten,  wie  viel  auf  den  Konsumenten  fallen  wird. 

Ebenso  wie  bei  denjenigen  Gewerben,  welche  Sachgtiter  er- 
zeugen, liegen  die  Dinge  bei  den  Gewerben  der  persönlichen 
Dienstleistungen.  Auch  hier  ist  die  Sache  so  aufzufassen,  als  ob 
die  Regierung  den  betreffenden  Gewerbetreibenden  verhalten  würde, 
seine  Dienste  teilweise  dem  Staate  unentgeltlich  zur  Disposition  zu 
stellen.  Der  Effekt  der  Steuer  besteht  also  darin,  dass  z.  B.  der 
Arzt  gewi8sermassen  gezwungen  wird,  ein  paar  Staatsbeamte  oder 
Soldaten  gratis  zu  behandeln,  dass  dem  Advokaten  die  Pflicht  auf- 
erlegt wird,  ein  paar  Prozesse  für  den  Fiskus  unentgeltlich  zu  führen, 
dass  der  Theaterdirektor  gehalten  ist,  jährlich  so  und  so  viele  Gratis- 
vorstellungen für  die  Staatsbediensteten  und  Staatsgläubiger  zu  ver- 
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anstalten,  dass  der  Schornsteinfeger  ein  paar  Schornsteine  in  den 
Kasernen  und  Amtsgebäuden  unentgeltlich  zu  reinigen  hat,  dass  die 
Privateisenbahngesellschaft  die  Bediensteten  und  Gläubiger  des  Staates 
sowie  die  staatlichen  Sendungen  gratis  befördern  muss  etc. 

Ein  Unterschied  in  der  Besteuerung  der  Gewerbe  der  person- 
lichen Dienstleistungen  gegenüber  denjenigen  Gewerben,  welche  Sach- 
güter erzeugen,  liegt  in  dem  —  übrigens  nur  äusserlichen  und 
zufälligen  —  Umstände,  dass  die  den  Gewerben  der  persönlichen 
Dienstleistungen  auferlegte  Steuer  in  sehr  vielen  Fällen  verhältnis- 
mässig unbedeutend  ist.  Eine  ganze  Reihe  derjenigen  Personen, 
welche  sich  den  sog.  „freien  Berufen"  widmen,  wie  beispielsweise 
die  nur  etwas  hervorragenderen  Aerzte,  Advokaten,  Notare,  Künstler, 
Schriftsteller,  Privatlehrer  (Musik-,  Sprachlehrer)  etc.,  ist  materiell 
nicht  nur  gut,  sondern  vielfach  geradezu  glänzend  situiert,  so  dass 
die  Steuer  gegenüber  den  Einnahmen  dieser  Personen  fast  gar  nicht 
in  die  Wagschale  fallt.  Infolgedessen  ist  in  allen  diesen  Fällen*  an 
eine  Abwälzung  der  Steuer  nicht  wohl  zu  denken. 

Anders  hingegen  bei  den  eigentlichen  Handwerksbetrieben  wie 
etwa  der  Friseure,  Kaminfeger  u.  dgl.,  deren  materielle  Stellung  eine 
kleinbürgerliche  ist.  Hier  kann  die  Steuer  gegenüber  den  Einnahmen 
dieser  Personen  leicht  eine  solche  Höhe  erreichen,  dass  eine  Ab- 
wälzung derselben  notwendig  eintreten  muss.  Wäre  beispielsweise 
—  um  einen  konkreten  Fall  zu  wählen  —  die  Steuer  so  niedrig  be- 
messen, dass  jeder  Friseur  der  Stadt  an  einem  einzigen  Tage  des 
Jahres  zur  Dienstleistung  in  der  Kaserne  einberufen  würde,  um  dort 
den  Soldaten  unentgeltlich  das  Haar  zu  schneiden,  oder  mit  anderen 
Worten:  wäre  der  einzelne  Friseur  gehalten,  in  jeder  Woche  etwa 
nur  einen  einzigen  Kopf  unentgeltlich  in  seine  Behandlung  zu  nehmen, 
so  würde  dies  höchst  wahrscheinlich  eine  so  geringe  Mehrbelastung 
seiner  Arbeitskraft  repräsentieren,  dass  er  hierdurch  zu  keinem  Preis- 
aufschlage gezwungen  würde.  Würde  jedoch  der  Mann  in  jeder 
Woche  an  zwei  oder  drei  Tagen  zur  unentgeltlichen  Dienstleistung 
in  der  Kaserne  einberufen,  so  würden  ihm  nur  vier  oder  gar  nur 
drei  dienstfreie  Tage  in  der  Woche  Übrig  bleiben,  an  welchen  er 
seine  Dienstleistungen  dem  Publikum  zur  Disposition  stellen  könnte. 
Er  müsste  also  an  diesen  vier  oder  drei  Tagen  so  viel  verdienen, 
als  er  wöchentlich  zum  Leben  braucht  und  dann  müsste  er  höchst 
wahrscheinlich  den  Preis  seiner  Leistungen  für  die  privaten  Kunden 
entsprechend  erhöhen. 
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Wir  sind  im  vorstehenden,  wo  von  der  Gewerbesteuer  die  Rede 
war,  von  der  Voraussetzung  ausgegangen,  dass  der  Verkehr  ein 
.freier"  ist.  Anders  hingegen  gestaltet  sich  die  Frage  der  Ab- 
wälzung der  Steuer  bei  den  mehr  oder  weniger  „regulierten* 
Unternehmungen,  d.  i.  bei  allen  denjenigen  Betrieben,  die  der 
Staat  nur  in  beschränkter  Zahl  konzessioniert,  denen  er  aber  hierfür 
andererseits  Preissatzungen  oder  Taxen  vorschreibt.  Bei  der  Fest- 
setzung dieser  Taxen  tritt  allerdings  die  Rücksicht  auf  das  öffent- 
liche Wohl  zunächst  in  den  Vordergrund,  d.  h.  die  Regierung  schreibt 
gewisse  Preise  vor,  welche  der  Unternehmer  einhalten  muss  oder 
wenigstens  nicht  überschreiten  darf,  damit  das  Publikum  nicht  aus- 
gebeutet werde.  Indem  die  Regierung  aber  dies  thut,  muss  sie 
gleichzeitig  und  mit  nicht  geringerer  Sorgfalt  darauf  bedacht  sein, 
dass  der  Unternehmer  mit  seiner  Unternehmung  auch  bestehen  kann, 
d.  h.  die  Regierung  wird  die  Taxen  so  festsetzen  müssen,  dass  der 
Mann  einen  angemessenen  Gewinn  erziele.  Und  um  denselben  der 
Notwendigkeit  zu  entheben,  unter  die  Taxe  herunterzugehen,  wird 
von  der  Regierung  mit  Rücksicht  auf  den  Gesamtbedarf  nur  eine 
bestimmte  beschränkte  Anzahl  von  Unternehmungen  dieser  Art  kon- 
zessioniert. Hier  hat  es  die  Regierung,  weil  sie  ein  mehr  oder 
weniger  weitgehendes  Monopol  schaffit  und  den  Preis  festsetzt,  that- 
sächlich  in  der  Hand,  den  Gewinn  zu  bestimmen,  den  der  Mann 
machen  soll,  und  demgemäss  kann  sie  auch  ausnahmsweise  bestimmen, 
auf  wen  die  Steuer  fallen  soll.  D.  h.  die  Regierung  ist  in  einem 
derartigen  Falle  ausnahmsweise  in  der  Lage  zu  verhindern,  dass  die 
Steuer  von  dem  Produzenten  auf  die  Konsumenten  abgewälzt  werde, 
sie  kann  aber  auch  umgekehrt,  wenn  sie  die  Preise  etwas  höher 
festsetzt,  verfugen,  dass  die  Steuer  gänzlich  oder  teilweise  den  Kon- 
sumenten zugeschoben  werde. 

Bei  derartigen  Unternehmungen  kommt  es  bekanntlich  auch 
zuweilen  vor,  dass  neben  der  eigentlichen  Gewerbesteuer,  die  den 
Produzenten  trifft,  noch  eine  besondere  Aufwandsteuer  vom  Kon- 
sumenten gefordert  wird.  Neben  der  Gewerbesteuer  des  Theater- 
unternehmers wird  etwa  überdies  ein  besonderer  sog.  Eintrittskarten- 
*  Stempel",  neben  der  Gewerbesteuer,  die  die  Eisenbahnunternehmung 
zu  zahlen  hat,  wird  ein  besonderer  Fahrkarten-  oder  auch  ein  be- 
sonderer Frachtbrief- „Stempel"  u.  dgl.  erhoben.  Nach  der  Intention 
des  Gesetzes  ist  dies  der  nämliche  Vorgang,  wie  wenn  neben  der 
Haussteuer  eine  besondere  Wohnungssteuer  oder  neben  der  Gewerbe- 
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Steuer  etwa  des  Bierbrauers,  des  Branntweinbrenners,  des  Zucker- 
fabrikanten etc.  eine  besondere  Bier-,  Branntwein-,  Zuckersteuer  etc. 
erhoben  wird.  Während  jedoch  die  Regierung  bei  allen  Unter- 
nehmungen, die  der  freien  Konkurrenz  unterliegen,  auf  die  Preis- 
bildung und  demgem'äss  auf  Ueberwälzung  oder  NichtÜberwälzung 
der  Steuern  keinen  Einfluss  hat,  ist  der  Gesetzgeber  bei  den  sog. 
regulierten  Unternehmungen  ausnahmsweise  in  der  Lage,  eine  be- 
sondere Gewerbesteuer  vom  Unternehmer  zu  fordern,  die  thatsächlich 
nur  diesen  (beziehentlich  die  Unternehmung)  trifft,  und  gleichzeitig 
eine  zweite  Steuer  einzuheben,  die  als  eigentliche  Aufwandsteuer 
wirklich  dem  Konsumenten  zur  Last  fällt. 

4)  Die  Gehalt-  und  Lohnsteuer. 

Behufs  der  richtigen  Würdigung  dieser  Steuer  muss  man  unter- 
scheiden, aus  welcher  Quelle  die  zu  besteuernden  Gehalte  oder  Löhne 
messen.  Die  Gagen  der  öffentlichen  Funktionäre,  d.  i.  der  Bedien- 
steten des  Staates,  der  Provinz,  des  Kreises,  des  Bezirkes,  der  Ge- 
meinde u.  dgl.,  werden  aus  den  Steuern  der  Bürger  gezahlt.  Wenn 
<laher  der  Staat  seinen  eigenen  Bediensteten  nach  Massgabe  ihrer 
Bezüge  eine  Steuer  vorschreibt,  so  nimmt  er  mit  der  einen  Hand 
einen  Teil  dessen,  was  er  mit  der  anderen  Hand  gegeben  hat,  oder 
mit  anderen  Worten:  die  Gehaltsteuer  ist  streng  genommen  nichts 
anderes  als  eine  Gehaltsreduktion.  Ob  der  Stcyrt  einem  Angestellten 
ein  nominelles  Gehalt  von  4000  Mark  anweuAund  bei  der  Aus- 
zahlung etwa  200  Mark  unter  dem  Titel  der  Staler  in  Abzug  bringt 
und  zurückbehält,  oder  ob  der  Staat  gleich  von  ^rnherein  die  Gag*? 
des  Betreffenden  nur  mit  3800  Mark  festsetzt,  ist  selbstverständlich 
für  beide  Teile,  für  den  Staat  wie  für  den  Beamten  im  wesentlichen 
gleichgültig.  Und  wenn  heute  in  der  Regel  der  ersterwähnte  Modus 
gewählt  wird,  so  geschieht  dies  lediglich  aus  äusseret  Gründen,  ein- 
mal mit  Rücksicht  auf  die  staatliche  Buchführung,  welche  einerseits 
den  Gagenetat  und  andererseits  das  Erträgnis  derl  verschiedenen 
Steuern  klar  zum  Ausdruck  bringen  soll,  und  zum  J  zweiten,  weil 
man  den  Anschein  vermeiden  will,  als  ob  die  Bediensteten  des  Staates 
sich  des  Privilegiums  der  Steuerfreiheit  erfreuen  würdin. 

Die  Gagen  und  Löhne  der  Privatbediensteten  hingegen  fliessen 
aus  dem  Erträgnisse  derjenigen  Unternehmungen,  in  welchen  die 
betreffenden  Personen  angestellt  sind.  Aus  diesem  Grunde  ist  es 
denn  auch  für  den  Staat  vollständig  gleichgültig,  ob  er  dem  Unter- 
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nehmer  eine  besondere  (etwas  niedriger  gegriffene)  Gewerbesteuer 
und  jedem  Fabrikbeamten  und  -Arbeiter  eine  eigentliche  Gehalt- 
beziehentlich  Lohnsteuer  vorschreibt,  oder  ob  er  den  gesamten  Steuer- 
betrag in  Bausch  und  Bogen  von  der  Unternehmung  fordert  und  es 
dieser  überlässt,  die  Gagen  und  Löhne  ihrer  Bediensteten  entsprechend 
niedriger  zu  bemessen.  In  beiden  Fällen  ist  der  Betrag  (d.  i.  der 
aliquote  Teil  der  in  der  fraglichen  Unternehmung  produzierten  Güter), 
der  an  den  Staat  unter  dem  Titel  der  Steuer  abgeliefert  werden  muss, 
der  gleiche. 

Stellt  man  sich  auf  den  Standpunkt,  den  die  gangbare  Steuer- 
lehre und  teilweise  auch  die  Praxis  einnimmt,  dass  nämlich  das 
Steuerzahlen  eine  persönliche  Angelegenheit  ist  und  dass  jeder  Bürger 
nach  Massgabe  seines  „Einkommens*  zu  den  öffentlichen  Lasten  bei- 
tragen soll,  so  ist  es  allerdings  eine  Konsequenz  dieser  Auffassung, 
wenn  die  Staatsgewalt  bestrebt  ist  zu  ermitteln,  wie  gross  das  reine 
Einkommen  einerseits  des  Unternehmers  und  andererseits  das  eines 
jeden  seiner  Hülfsarbeiter  ist,  und  wenn  sie  hier  nach  jeder  dieser 
Personen  die  Steuer  besonders  vorschreibt.  Andererseits  muss  man 
aber  zugeben,  dass  die  Regierung,  die  auf  diese  Weise  vorgeht,  sich 
eine  Aufgabe  setzt,  für  deren  Lösung  sie  nicht  einstehen  kann,  weil 
sie  —  wie  bereits  wiederholt  hervorgehoben  wurde  —  im  sog.  freien 
Verkehr  auf  die  Preisbildung  keinen.  Einfluss  nehmen  und  daher  auch 
nicht  verhindern  kann,  dass  die  Lohn-  oder  Gehaltsteuer  von  den 
betreffenden  Personen  im  Wege  einer  erzwungenen  Lohn-  oder 
Gehaltserhöhung  dem  Unternehmer  zugeschoben  werde.  Was  will 
beispielsweise  die  Staatsgewalt  thun,  wenn  etwa  ein  geschickter 
Fabriksbeamter  seinem  Chef  erklärt,  er  wolle  sich  die  Schmälerung 
seiner  Bezüge  durch  die  Steuer  nicht  gefallen  lassen,  und  wenn  der 
Fabrikant,  um  diese  ausgezeichnete  Arbeitskraft  nicht  zu  verlieren, 
dem  Manne  die  Gage  um  den  Betrag  der  Steuer  erhöht,  die  letztere 
somit  auf  sich  nimmt?  Und  ebensowenig  kann  die  Regierung  es 
verhindern,  dass  etwa  die  gesamte  dem  Unternehmen  aufgebürdete 
Steuerlast,  d.  i.  die  Gewerbesteuer,  die  Gehalt-  und  Lohnsteuer,  samt 
einer  etwaigen  Konsumtionssteuer  im  Wege  einer  Preissteigerung  der 
betreffenden  Fabrikate  auf  die  Konsumenten  tibergewälzt  werde. 

Unter  solchen  Umständen  ist  es  wohl  folgerichtiger,  wenn  die 
Regierung  ihre  Ohnmacht  offen  eingesteht  und  wenn  sie  dasjenige, 
was  sie  nicht  erzwingen  kann,  auch  nicht  anordnet,  d.  h.  wenn  sie 
sich  begnügt,  die  gesamte  Steuer  in  Bausch  und  Bogen  von  der 
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Unternehmung  zu  fordern,  ohne  weiter  auf  die  Frage  einzugehen, 
wie  die  Steuerlast  auf  die  einzelnen  in  dem  Unternehmen  beschäf- 
tigten Personen  aufgeteilt  werden  soll.  Teilweise  findet  sich  dieser 
Gedanke  dort  verwirklicht,  wo  —  wie  beispielsweise  in  bestimmten 
Fällen  in  Oesterreich  —  die  Gehalt-  und  Lohnsteuer  in  indirekter 
Form  erhoben  wird,  d.  h.  wo  seitens  des  Steueramtes  zwar  für  jeden 
Privatbediensteten  die  Steuer  besonders  bemessen  und  vorgeschrieben, 
wo  aber  dieselbe  nicht  von  diesem,  sondern  von  seinem  Arbeitgeber 
gefordert  wird,  und  es  den  beiden  Teilen  überlassen  bleibt,  die 
Steuerlast  untereinander  beliebig  zu  verteilen.  Ein  derartiger  Vor- 
gang entspricht  dem  Wesen  der  Real-  oder  Objektbesteuerung,  die 
als  Ertragssteuer  dort,  wo  Güter  produziert  werden,  einen  bestimmten 
aliquoten  Teil  derselben  für  den  Staat  vorweg  nimmt.  Acceptiert 
man  einmal  diesen  Gedanken  voll  und  unbedingt,  so  liegt  es  eben 
in  der  Natur  der  Dinge,  dass  der  Fiskus  nicht  weiter  in  die  Details 
einzudringen  braucht  und  nicht  eine  Frage  zu  lösen  unternehmen 
soll,  die  er  doch  nicht  lösen  kann.  Denn  der  Versuch,  jedem  ein- 
zelnen der  Werksbediensteten  eine  besondere  Gehalt-  oder  Lohn- 
steuer vorzuschreiben,  ist  eigentlich  nichts  anderes  als  der  Versuch 
zu  bestimmen,  wie  viel  jeder  derselben  zum  Gelingen  des  Werkes 
beigetragen  hat,  oder  wie  viel  Stück  von  den  fertigen  Produkten 
dem  A,  dem  B,  dem  C  etc.  zuzuschreiben  sind.  Das  aber  ist  ein 
Rechenexempel,  das  Überhaupt  nicht  gelöst  werden  kann,  weil  unter 
der  Herrschaft  der  Arbeitsteilung  keiner  der  Mitwirkenden  das  ganze 
Stück  selbst  herstellt,  sondern  alle  wie  die  verschiedenen  Teile  des 
Organismus  zusammenwirken.  Wenn  etwa  ein  Mensch  gehen  soll 
so  müssen  selbstverständlich  alle  seine  Organe  und  zwar  das  Gehirn, 
die  Lunge,  das  Herz  etc.  ebenso  gut  wie  seine  Beine  dazu  beitragen, 
damit  er  die  Schritte  mache;  es  wäre  jedoch  lächerlich,  behaupten 
zu  wollen,  dass  von  1000  Schritten,  die  jemand  zurückgelegt  hat, 
etwa  so  und  so  viele  auf  Rechnung  des  Gehirns,  so  und  so  viel 
Schritte  auf  Rechnung  der  Lunge,  des  Herzens  etc.  etc.  zu  setzen 
seien.  Ganz  dasselbe  gilt  von  einer  Fabrik,  in  welcher  die  betreffenden 
Personen  unter  dem  System  der  Arbeitsteilung  zusammenwirken  und 
mit  vereinten  Kräften  die  Produkte  herstellen,  ohne  dass  man  ziffer- 
mässig  nachweisen  kann,  wie  viel  Stück  der  A,  der  B,  der  C  etc. 
angefertigt  hat.  Kann  man  dies  aber  nicht  und  besteht  die  Gewerbe- 
steuer darin,  dass  jede  Gewerbeunternehmung  einen  aliquoten  Teil 
ihrer  Produkte  dem  Staate  abliefern  muss,  so  ist  es  ein  müssiges 
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Beginnen,  wenn  der  Fiskus  etwa  bei  einer  Stecknadelfabrik  berechnen 
will,  wie  viel  Stück  Nadeln  der  Fabrikbesitzer  und  jeder  seiner  An- 
gestellten unter  dem  Titel  der  Gewerbe-,  der  Gehalt-  und  der  Lohn- 
steuer zu  entrichten  hat. 

5)  Die  Zinsrentenstetier. 

Von  ihr  gilt  mutatis  mutandis  dasselbe,  was  im  vorstehenden 
von  der  Gehalt-  und  Lohnsteuer  gesagt  wurde.  Zunächst  muss  man 
auch  bei  der  Zinsrentensteuer  zwischen  den  Zinsen,  die  vom  Staate 
(der  Provinz,  der  Gemeinde  etc.)  gezahlt  werden  und  denjenigen 
Zinsen  unterscheiden,  für  welche  Privatpersonen  aufzukommen  haben. 

Die  Zinsen  der  sog.  „unproduktiven"  öffentlichen  Anleihen 
werden  aus  den  Steuern  gezahlt  und  demgemäss  ist  jede  auf  den 
Coupon  der  Staatsobligationen  gelegte  Steuer  nichts  anderes  als  eine 
erzwungene  Zinsenreduktion,  oder  —  wenn  man  den  Ausdruck  ge- 
brauchen will  —  ein  partieller  Staatsbankrott.  Sind  die  betreffenden 
Papiere  auf  seiten  des  Gläubigers  unkündbar,  so  kann  sich  der  Be- 
sitzer eines  derartigen  Papieres,  der  von  der  neu  eingeführten  Coupon- 
steuer (oder  von  einer  Erhöhung  derselben)  zuerst  getroffen  wird, 
der  Steuer  selbstverständlich  ebensowenig  entziehen  wie  etwa  der 
Grundbesitzer,  dem  eine  Grundsteuer  vorgeschrieben  wird.  That- 
siichlich  wirkt  auch  die  Couponsteuer,  weil  sie  in  der  nämlichen 
Weise,  wie  die  Grundsteuer  den  Bodenertrag  schmälert,  den  Ertrag 
des  Papieres  reduziert,  genau  so  wie  die  Grundsteuer,  d.  h.  sie  drückt 
—  wie  ein  Blick  in  das  Kursblatt  etwa  der  Wiener  Börse  lehrt  — 
um  ihren  kapitalisierten  Betrag  den  Kurs  des  fraglichen  Papieres. 
Uebrigens  ist  es  selbstverständlich,  dass  ein  (steuerpflichtiges)  Papier, 
welches  jährlich  etwa  nur  vier  Gulden  oder  Mark  Rente  trägt, 
weniger  wert  ist  als  ein  anderes  gleich  sicheres  (steuerfreies)  Papier, 
welches  jährlich  fünf  Gulden  oder  Mark  abwirft.  Ob  aber  eine  un- 
eigentliche Abwälzung  später  nicht  trotzdem  eintritt,  ist  allerdings 
eine  andere  Frage.  So  viel  wenigstens  ist  richtig,  dass  ein  Staat, 
der  eine  Couponsteuer  auf  seine  Obligationen  legt,  damit  (in  der 
Regel  —  ausnahmsweise  kommt  auch  das  Entgegengesetzte  vor) 
seinen  Kredit  schädigt,  und  dies  kann  leicht  zur  Folge  haben,  dass 
er  seine  nächste  Anleihe  unter  um  so  ungünstigeren  Bedingungen 
kontrahieren  muss.  In  derselben  Weise  kann  .selbstverständlich  eine 
hochgegriffene  Gehaltsteuer  auf  den  Staat  als  Arbeitgeber  abgewälzt 
werden,  dann  nämlich,  wenn  sie  den  Andrang  der  jungen  Kräfte 
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zum  Staatsdienste  so  verringert,  dass  dem  Staate  schliesslich  kein 
anderer  Ausweg  übrig  bleibt  als  die  Gagen  seiner  Bediensteten  ent- 
sprechend aufzubessern. 

Die  Zinsen  jedoch,  welche  von  Privatpersonen  und  zwar  von 
Einzelpersonen  ebensowohl  wie  von  Gesellschaften  gezahlt  werden, 
fliessen  aus  den  Unternehmungen,  welche  diesen  Personen  gehören. 
Demgemäss  ist  es  —  wie  bei  der  Gehalt-  und  Lohnsteuer  —  für 
den  Staat  gleichgültig,  ob  er  dem  Gläubiger  eine  besondere  Zins- 
rentensteuer und  dem  verschuldeten  Unternehmer  eine  geringere 
Gewerbesteuer  vorschreibt,  oder  ob  er  (nach  dem  Vorgange  der 
österreichischen  Gesetzgebung)  den  ganzen  Steuerbetrag  von  dem 
Unternehmer  fordert  und  diesem  eventuell  das  Recht  einräumt,  den 
entfallenden  Teilbetrag  der  Steuer  von  den  zu  zahlenden  Zinsen  in 
Abzug  zu  bringen.  Freilich  ist  dem  Schuldner  mit  dieser  gesetzlich 
zugestandenen  Befugnis  wenig  gedient,  denn  will  sich  der  Gläubiger 
den  Steuerabzug  nicht  gefallen  lassen,  droht  er  dem  Schuldner  mit 
der  Kündigung  des  Darlehens  und  kann  dieser  letztere  nicht  zahlen, 
so  wird  er  sich  wohl  oder  übel  entschliessen  müssen,  die  Steuer  auf 
sich  zu  nehmen  und  dem  Gläubiger  die  Zinsen  ohne  Abzug  zu  ent- 
richten. Und  wenn  umgekehrt  das  Gesetz  dem  Schuldner  jenes 
Recht  des  Steuerabzuges  nicht  zugesteht,  wenn  aber  der  Zinsfuss  im 
Sinken  begriffen  ist  und  der  Schuldner  dem  Gläubiger  eine  Herab- 
setzung der  Zinsen  bei  sonstiger  Rückzahlung  des  Darlehens  an- 
kündigt und  dieser  keine  Gelegenheit  findet,  sein  Geld  zu  höheren 
Zinsen  zu  placieren,  so  wird  umgekehrt  dem  Gläubiger  kein  anderer 
Ausweg  übrig  bleiben  als  —  wenn  auch  widerstrebend  —  einzu- 
willigen. 

Die  Zinsrentensteuer,  gerade  so  wie  die  Gehalt-  und  Lohn- 
steuer, lässt  sich  eben  in  ein  System  der  Ertragsteuern  (der  Objekt- 
besteuerung) absolut  nicht  einfügen.  Der  Staat  kann  in  der  Ertrag- 
steuer einen  Teil  der  in  dem  fraglichen  Unternehmen  produzierten 
Güter  für  sich  in  Anspruch  nehmen,  aber  jeder  Versuch  der  Regierung, 
diese  Konfiskation  auf  die  an  dem  Unternehmen  —  sei  es  als  Arbeit- 
geber und  Arbeitnehmer,  sei  es  als  Gläubiger  und  Schuldner  — 
beteiligten  Personen  nach  bestimmten  Beträgen  zu  verteilen,  muss 
notwendig  scheitern,  und  zwar  volkswirtschaftlich  gesprochen:  weil 
es  absolut  unmöglich  ist  zu  ermitteln,  welcher  Teil  von  den  Pro- 
dukten dem  einen  oder  dem  anderen  zuzuschreiben  ist;  privatwirt- 
schaftlich gesprochen:  weil  dort,  wo  der  Verkehr  ein  freier  ist,  die 
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Staatsgewalt  auf  die  Gestaltung  des  Verhältnisses  von  Angebot  und 
Nachfrage,  d.  i.  auf  die  Preisbildung  keinen  Einfluss  nehmen  kann. 

6)  Die  direkt  erhobenen  Aufwandstenern. 

Werden  die  Aufwandsteuern  in  direkter  Form,  d.  i.  bei  dem- 
jenigen erhoben,  der  den  steuerpflichtigen  Aufwand  macht,  so  sind 
sie  so  aufzufassen,  als  ob  der  Betreffende  gehalten  wäre,  den  steuer- 
pflichtigen Artikel  dem  Staate  teilweise  zur  Disposition  zu  stellen. 
Beispielsweise  wird  also  durch  die  Equipagensteuer  dem  Equipagen- 
besitzer gewissermassen  die  Verpflichtung  auferlegt,  seinen  Kutscher 
samt  Wagen  und  Pferden  jährlich  ein  paar  Tage  hindurch  dem 
Staate,  beziehentlich  irgend  einem  hohen  staatlichen  Funktionär  oder 
einem  grossen  Staatsgläubiger  zur  Benutzung  zu  Überlassen.  Dass 
der  Steuerpflichtige,  solange  er  eben  den  steuerpflichtigen  Aufwand 
macht,  sich  der  Steuer  nicht  entziehen,  d.  h.  die  Steuer  auf  keinen 
Zweiten  abwälzen  kann,  ist  selbstverständlich.  Allerdings  ist  es 
leicht  denkbar,  dass  beispielsweise  durch  die  Neueinfuhrung  (oder 
wesentliche  Erhöhimg)  der  Equipagensteuer  den  bisherigen  Equipagen- 
besitzern die  Lust  benommen  wird,  Wagen  und  Pferde  zu  halten 
und  dann  werden  vielleicht  Wagen  und  Pferde  vorübergehend  im 
Preise  sinken,  allein  an  eine  dauernde  sog.  „Rückwälzung"  dieser 
Steuer  auf  die  Wagenfabrikanten  und  Pferdezüchter  ist  nicht  zu 
denken,  weil  die  betreffenden  Produzenten  aufhören  würden,  ihre 
Artikel  zum  Markte  zu  bringen,  wenn  ihnen  die  Produktionskosten 
nicht  voll  im  Preise  vergütet  werden. 

7)  Die  Verkehrsteuern 

sind  einfach  als  teilweise  Vermögenskonfiskationen  anzusehen.  Der 
Staat  fordert  einen  aliquoten  Teil  der  durch  Verkehrsakte  —  sei  es 
unter  Lebenden,  sei  es  von  Todes  wegen  —  übertragenen  Vermögens- 
massen. Die  Frage  nach  der  Abwälzung  dieser  Steuern  beantwortet 
sich  leicht.  Bei  der  Erbschafts-,  der  Schenkungs-  und  der  Lotterie- 
steuer ist  die  Abwälzung  der  Steuer  —  wenigstens  unter  normalen 
Verhältnissen  —  geradezu  ausgeschlossen.  Wer  die  Erbschaft,  die 
Schenkung  oder  den  Lotteriegewinn  annimmt,  muss  selbstverständlich 
auch  die  Steuer  bezahlen  und  tragen  und  kann  dies  um  so  leichter 
thun,  als  alle  drei  Rechtsgeschäfte  einen  unentgeltlichen  Vermögens- 
zuwachs repräsentieren.  Bei  den  sonstigen  Rechtsgeschäften  unter 
Lebenden  (Kauf,  Miete,  Pacht,  Arbeitsvertrag  etc.)  muss  die  Steuer 
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unter  normalen  Verhältnissen  in  der  Regel  auf  denjenigen  Teil  fallen, 
der  die  schwächere  Position  im  Kampfe  einnimmt,  und  dies  ist  der- 
jenige, der  das  grössere  Interesse  an  dem  Zustandekommen  des 
Rechtsgeschäftes  hat.  Stehen  sich  beide  Teile  gleich  stark  gegen- 
über, d.  h.  haben  sie  beide  ein  gleich  lebhaftes  oder  gleich  geringes 
Interesse  an  dem  Abschlüsse  des  Geschäftes,  so  werden  sie  eventuell 
—  wie  dies  im  wirklichen  Leben  oft  genug  (ob  maskiert  oder  offen 
ausgesprochen,  ist  gleichgültig)  geschieht  —  die  Steuer  zu  gleichen 
Teilen  (oder  sonst)  unter  sich  verteilen. 

8)  Die  Personal  steuern 

und  zwar  gleichgültig,  ob  sie  in  der  Form  der  Kopfsteuer,  oder  in 
der  der  (älteren  preussischen)  Klassensteuer  oder  als  eigentliche  per- 
sönliche Einkommensteuer  erhoben  werden,  entsprechen  thatsächlich 
der  Definition  der  Steuern,  die  die  gangbare  Lehre  aufstellt.  Während 
in  der  Objektbesteucrung  die  Finanzverwaltung  die  Güter  dort  weg- 
nimmt, wo  sich  eine  günstige  Gelegenheit  zum  Nehmen  findet,  d.  i 
(bei  den  Ertrag-  und  den  indirekt  erhobenen  Aufwandsteuem)  dort 
wo  die  Güter  produziert  werden,  oder  (wie  bei  den  Zöllen  und  der 
Thoraccise)  wenn  die  fraglichen  Güter  die  Grenze  (sei  es  des  Landes, 
sei  es  der  Stadt)  passieren,  oder  endlich  (wie  bei  den  Verkelirsteuern) 
wenn  die  betreffenden  Güter  zum  Gegenstande  eines  Rechtsgeschäftes 
werden  —  während  also  in  der  Objektbesteuerung  der  Fiskus  einen 
Teil  der  vorhandenen  Güter  konfisziert,  trifft  bei  den  Personalsteuera 
thatsächlich  dasjenige  zu,  was  die  gangbare  Steuertheorie  lehrt 
d.  h.  der  einzelne  Bürger  hat  ein  gewisses  Einkommen  von  so  und 
so  viel  Gulden  oder  Mark  und  ist  gehalten,  einen  bestimmten  Teil 
dieses  seines  Einkommens  an  den  Steuereinnehmer  abzuführen. 

Beschränkt  sich  die  Staatsverwaltung  —  wie  es  ja  im  Wesen  der 
in  Rede  stehenden  Steuern  gelegen  ist  —  darauf,  in  der  Personalsteuer 
nur  einen  Bruchteil  des  sog.  , freien 41  Einkommens  der  einzelnen 
Bürger  zu  fordern,  so  ist  eine  Abwälzung  dieser  Steuer  in  der  Regel 
nicht  wohl  möglich,  weil  die  Steuer  zu  keiner  Verminderung  des 
Angebotes  führt,  denn  niemand  wird  unter  normalen  Verhältnissen 
auf  sein  Einkommen  gänzlich  oder  teilweise  verzichten,  weil  er  ein 
paar  Prozent  hie  von  an  den  Staat  als  Steuer  abzuführen  hat.  Im 
Gegenteile,  namentlich  wenn  das  steuerpflichtige  Einkommen  des 
Betreffenden  aus  seiner  persönlichen  Thätigkeit  fliesst,  wird  derselbe 
eher  bestrebt  sein,  seine  Einnahme  durch  gesteigerte  Thätigkeit,  d.  i. 

560 


Digitized  by  Google 


Zwei  8teuertbeoreti»che  Fragen. 


97 


durch  ein  vermehrtes  Angebot  seiner  Arbeitsleistungen  zu  steigern. 
Nur  wenn  der  Betreffende  irgend  ein  Monopol  besitzt,  wenn  er  (als 
hervorragender  Advokat,  Arzt,  Künstler  etc.)  in  der  Lage  ist,  be- 
sonders qualifizierte  Leistungen  anbieten  zu  können,  wäre  er  im- 
stande, im  Hinblick  auf  die  Steuer  einen  höheren  Preis  für  dieselben 
zu  fordern.  Ob  dies  der  Fall  sein  wird,  ist  selbstverständlich 
quaestio  facti. 

Wird  jedoch  die  Personalsteuer  —  wie  dies  bei  der  Kopfsteuer 
leicht  der  Fall  sein  kann  —  in  rücksichtsloser  Weise  erhoben,  d.  h. 
fordert  der  Staat  von  dem  einzelnen  Bürger  die  Steuer,  ohne  danach 
zu  fragen,  ob  der  Mann  von  dem  Reste  seines  Einkommens  auch 
lgben  kann,  so  wird  die  Abwälzung  der  Steuer,  die  Erhöhung  des 
(Arbeits-)  Einkommens  auf  dem  Wege  des  Hungertodes  von  so  und 
so  viel  Hunderten  oder  Tausenden  von  Menschen  (Arbeitern)  sich 
notwendig  vollziehen  müssen. 


III. 

Die  Frage  der  Abwälzung. 

Ueberblickt  man  das  im  vorstehenden  Gesagte,  so  ergeben  sich 
die  allgemeinen  Grundsätze  für  die  Steuerabwälzung  von  selbst.  Die 
Steuer  trifft  die  Bürger  wie  eine  teilweise  Vermögenskonfiskation, 
sie  wird  somit  als  eine  unangenehme  Last  empfunden,  die  in  dem 
Betreffenden  begreiflicherweise  das  Bestreben  hervorruft,  die  ihm 
aufgebürdete  Last  anderen  Personen  zuzuschieben,  d.  i.  eben  die 
Steuer  abzuwälzen.  Diese  Abwälzung  gestaltet  sich  jedoch  ver- 
schieden je  nach  der  Art  und  Weise,  wie  die  Steuer  auf  die  frag- 
liche Vermögensmasse  gelegt  wird. 

Es  gibt  nämlich,  wie  wir  gesehen  haben,  Steuern,  und  zwar 
sind  dies  die  Verkehrsteuern,  welche  derart  veranlagt  werden,  dass 
sie  einen  gewissen  aliquoten  Teil  (einen  bestimmten  Prozentsatz)  der 
betreffenden  Vermögensmasse  einfach  für  den  Staat  konfiszieren. 
Insofern  diese  Steuern  Verkehrsakte  unter  Lebenden  treffen  (bei  der 
Erbschaftssteuer  ist  selbstverständlich  von  einer  eigentlichen  Ab- 
wälzung keine  Rede),  werden  sie  gleichzeitig  auf  die  Schultern  zweier 
Personen,  der  beiden  vertragschliessenden  Teile  gelegt  und  bleibt  es 
den  beiden  Kontrahenten  überlassen,  wie  sie  diese  Last  untereinander 
verteilen  wollen.    Sieht  man  hier  von  den  aus  uneigennützigen  Mo- 
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tiven  geschlossenen  Verträgen  (offenen  Schenkungen  oder  maskierten 
Schenkungen,  bei  denen  die  letztere  etwa  in  die  Form  eines  Kauf- 
mietvertrages o.  dgl.  mit  unverhältnismässig  hoher  oder  niedriger 
Zahlung  gekleidet  wird)  ab,  bei  welchen  es  häufig  geschieht,  dass 
der  Geschenkgeber,  um  dem  anderen  Teile  möglichst  ausgiebig  unter 
die  Arme  zu  greifen,  auch  noch  die  Verkehrsteuer  (die  sog.  „  Rechts- 
gebühr *)  aus  eigenem  trägt  —  sieht  man,  wie  gesagt,  von  diesen 
aus  uneigennützigen  Motiven  geschlossenen  Verträgen  ab  und  fasst 
man  nur  die  sog.  „normalen"  Verhältnisse,  d.  i.  den  Abschluss  der- 
jenigen Rechtsgeschäfte  ins  Auge,  bei  denen  jeder  der  beiden  Kon- 
trahenten möglichst  viel  gewinnen  will,  so  wird  jeder  der  beiden 
Teile  bestrebt  sein,  die  ihm  unangenehme  Steuerlast  dem  anderen 
zuzuschieben.  In  diesem  „ Kampfe  um  die  Steuer*  (richtiger  gesagt: 
in  diesem  „Kampfe  um  die  Steuerfreiheit")  wird  selbstverständlich, 
wie  in  jedem  Kampfe  der  schwächere  Teil  unterliegen  und  die  Steuer 
auf  sich  nehmen  müssen,  während  der  obsiegende  stärkere  Teil 
steuerfrei  ausgehen  wird,  und  als  schwächerer  Teil  ist,  wie  bereits 
oben  erwähnt  wurde,  derjenige  anzusehen,  der  das  lebhaftere  Interesse 
an  dem  Zustandekommen  des  Vertrages  hat  Sind  beide  Teile  gleich 
stark,  so  wird  das  Hinüberschieben  der  Last  keinem  gelingen  und 
werden  dieselben  daher  die  Steuer  zu  gleichen  Teilen  übernehmen 
müssen.  Hier  also,  bei  den  Steuern  auf  Verkehrsakte  unter  Leben- 
den, wird  die  Last  gleich  von  vornherein  gleichzeitig  auf  die  Schultern 
zweier  Personen  gelegt  und  nun  beginnt  der  Kampf,  d.  i.  der  Ver- 
such, die  Last  hinüber  und  herüber  zu  schieben,  der  solange  währt, 
bis  die  beiden  ihre  Kräfte  gemessen  haben  und  sich  einigen,  in 
irgend  einer  Weise  die  Steuer  zu  übernehmen. 

Es  gibt  jedoch  andererseits  auch  Fälle,  und  hierher  gehören 
die  Ertragsteuern,  die  indirekt  erhobenen  Aufwandsteuern  (die  man 
beide  unter  dem  gemeinsamen  Namen  der  Produktionssteuern  zu- 
sammenfassen kann),  sowie  die  Zölle,  bei  welchen  die  Steuer  nicht 
gleichzeitig  zwei  Personen,  sondern  nur  einer  einzigen  auferlegt  wird. 
Demgemäss  nimmt  denn  auch  jener  „Kampf  um  die  Steuer*  hier 
eine  teilweise  andere  Gestalt  an;  an  die  Stelle  des  offenen  beider- 
seitigen Bemühens,  die  Steuerlast  hinüber  und  herüber  zu  schieben, 
tritt  das  Bestreben  der  von  der  Steuer  getroffenen  Person,  die  Last/ 
gewis8ermassen  heimlich  auf  die  Schultern  einer  zweiten  Persona 
hinüber  zu  schmuggeln.    Dieses  Hinüberschmuggeln  der  Steuer  j\j»«t 
jedoch  selbstverständlich  nur  dann  möglich,  wenn  die  fragliche  V  d.  Tut* 
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schaft  wenigstens  nach  der  betreffenden  Richtung  hin  mitten  im  Ver- 
kehrsleben steht  und  mit  anderen  Personen  oder  Wirtschaften  in 
Berührung  kommt.  Wenn  wir  annehmen,  dass  eine  Grundbesitzer- 
familie  eine  vollkommen  isolierte  Wirtschaft  führt,  d.  h.  dass  diese 
Leute  die  gewonnenen  Bodenprodukte  selbst  verzehren  oder  zum 
eigenen  Gebrauche  verarbeiten  und  nichts  davon  in  den  Verkehr 
bringen,  so  werden  diese  Personen  vom  Staate  ohne  weiteres  zur 
Steuer  und  zwar  zur  Ertragsteuer  (Grund-  und  beziehentlich  Gewerbe- 
steuer) sowie  zu  einer  etwaigen  Aufwandsteuer  (Bier-,  Branntwein-, 
Weinsteuer  o.  dgl.)  herangezogen  werden  können,  aber  eine  etwaige 
Abwälzung  dieser  Steuer  ist  selbstverständlich  von  vornherein  aus- 
geschlossen. Aus  demselben  Grunde  kann  auch  der  Hausbesitzer, 
der  sein  Haus  selbst  und  allein  bewohnt,  die  Haussteuer,  kann  der 
Equipagenbesitzer  die  Equipagensteuer,  oder  allgemein  gesprochen, 
kann  man  die  direkt  erhobene  Aufwandsteuer  keinem  zweiten  zu- 
schieben und  aufbürden. 

Die  Abwälzung  derjenigen  Steuern,  welche  anfänglich  nur  einer 
Person  oder  Wirtschaft  aufgebürdet  werden,  setzt  also  voraus,  dass 
die  fragliche  Person  oder  Wirtschaft  mit  anderen  Personen  oder 
Wirtschaften  im  Verkehr  steht.  Die  Abwälzung  selbst  kann  sich 
auf  zweifache  Weise  vollziehen.  Das  eine  Mal  bekanntlich  in  der 
Form,  dass  der  Steuerzahler  den  Preis  der  Nutzungen  oder  der 
Früchte  des  betreffenden  Vermögensobjektes  oder  seiner  Arbeits- 
leistungen entsprechend  erhöht.  Eine  Preissteigerung  ist  aber  selbst- 
verständlich nur  möglich,  wenn  eine  Aenderung  im  Verhältnisse  von 
Angebot  und  Nachfrage  eintritt,  und  da  nicht  abzusehen  ist,  wie 
durch  die  Steuer  eine  Steigerung  der  Nachfrage  nach  dem  betreffen- 
den Artikel  herbeigeführt  werden  soll,  so  kann  die  Preiserhöhung 
nur  eintreten,  wenn  durch  die  Steuer  das  Angebot  entsprechend  ver- 
ringert wird.  Eine  Preissteigerung  infolge  der  Steuer  ist  somit  nur 
möglich,  wenn  durch  die  letztere  ein  grösserer  Teil  der  Produzenten 
(weil  bei  den  bisherigen  Preisen  der  Betrieb  des  Geschäftes  nicht 
mehr  lohnend  erscheint)  veranlasst  wird,  den  fraglichen  Geschäfts- 
betrieb einzustellen,  so  dass  die  Uebrigbleibenden  dadurch  eine  ge- 
wisse monopolistische  Stellung  erlangen,  und  wenn  sodann  diese 
letzteren  ihr  (partielles)  Monopol  auch  ausnutzen  und  die  Preise 
ihres  Artikels  auch  thatsächlich  erhöhen.  Vorausgesetzt  selbstver- 
ständlich, dass  der  Verkehr  ein  freier  ist,  denn  bei  regulierten  Unter- 
nehmungen, die  die  Staatsgewalt  nur  in  beschränkter  Anzahl  kon- 

553 


Digitized  by  Google 


100 


Friedrich  Kleinwächter, 


zessioniert  und  denen  sie  andererseits  Preissatzungen  vorschreibt  hat 
die  Regierung  —  wie  bereits  an  früherer  Stelle  dargethan  wurde  — 
ausnahmsweise  die  Macht,  die  Steuerüberwälzung  zu  erzwingen  oder 
zu  verhindern. 

Aus  diesem  Grunde  muss  schliesslich  im  Laufe  der  Zeit  eine 
höher  gegriffene  Haussteuer  auf  die  Mieter,  muss  eine  höher  be- 
messene Gewerbesteuer  sowie  eine  indirekt  erhobene  Aufwandsteuer 
auf  die  Konsumenten  abgewälzt  werden,  nur  darf  man  nicht  an- 
nehmen, dass  die  Ueberwälzung  sofort  eintritt  und  dass  sie  jedesmal 
bei  Heller  und  Pfennig  gelingt,  weil  die  Theorie  nicht  zu  bestimmen 
vermag,  ob  und  inwiefern  durch  die  Steuer  eine  Verringerung  des 
Angebotes  auch  thatsächlich  stattgefunden  hat. 

Ist  dagegen  eine  Verminderung  des  Angebotes  infolge  der 
Steuer  aus  irgend  einem  Grunde  nicht  möglich,  so  kann  auch  eine 
Abwälzung  der  Steuer  in  der  Form  einer  Preissteigerung  der  frag- 
lichen Produkte,  Nutzungen  oder  Leistungen  nicht  eintreten.  Da- 
gegen vollzieht  sich  in  einem  solchen  Falle,  wenn  die  Steuer  auf 
ein  rentetragendes  Vermögen  gelegt  wird,  dessen  Erträ  gnis  durch 
die  Steuer  geschmälert  wird,  die  Abwälzung  in  der  Form  einer  teil- 
weisen Entwertung  dieses  Vermögens,  d.  i.  in  der  Form  der  sog. 
Steueramortisation.  Diese  letztere  tritt  bekanntlich  ein  bei  den 
Grundstücken  infolge  der  Grundsteuer,  bei  unkündbaren  Wertpapieren 
infolge  der  Couponsteuer,  bei  Häusern,  solange  die  Ueberwälzung 
der  Steuer  auf  die  Mietsleute  nicht  gelungen  ist,  infolge  der  Haus- 
steuer. 

Mit  der  Frage  der  Abwälzung  ist  jedoch  die  Frage  nach  den 
Wirkungen  der  Steuern  im  allgemeinen  nicht  erschöpft,  denn  das 
Streben  jedes  einzelnen  Bürgers,  die  ihm  aufgebürdete  Last  einem 
zweiten  in  irgend  einer  Weise  zuzuschieben,  ist  eben  nur  eine  und 
zwar  sekundäre  Folge  der  Besteuerung.  Im  allgemeinen  besteht  — 
wie  wir  gesehen  haben  —  der  Effekt  speziell  der  Objektbesteuerung 
(die  den  weitaus  grössten  und  wichtigsten  Teil  der  Steuern  ausmacht) 
darin,  dass  ein  Teil  der  vorhandenen  Güter  vom  Staate  konfisziert 
wird.  Namentlich  die  Ertragsteuern  und  die  indirekt  erhobenen 
Aufwandsteuern  konfiszieren  einen  Teil  der  gewonnenen  Produkte 
und  demgemäss  besteht  der  Effekt  derselben  darin,  dass  sie  die  Pro- 
duktion oder  die  Produktivität  der  Arbeit  verringern.  Der  Landwirt 
bestellt  nach  wie  vor  seine  Felder,  der  Gewerbsmann  arbeitet  nach 
wie  vor  in  seiner  Werkstätte  oder  in  der  Fabrik,  aber  das  Resultat 
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seiner  Arbeit  ist  ein  kleineres,  weil  der  Fiskus  in  der  Grundsteuer, 
beziehentlich  in  der  Gewerbesteuer  und  in  der  indirekt  erhobenen 
Aufwandsteuer  ihm  jedesmal  einen  Teil  der  Früchte  seiner  Arbeit 
wegnimmt.   Stellen  wir  uns  vor,  dass  die  vom  Staate  in  der  Steuer 
konfiszierten  Güter  wie  in  einer  Art  Höllenrachen  oder  wie  in  einem 
bodenlosen  Abgrund  auf  Nimmerwiedersehen  verschwinden,  so  be- 
steht die  allgemeine  Wirkung  der  Steuern  darin,  dass  bei  gleich- 
bleibender Arbeit  weniger  Produkte  zur  Befriedigung  der  Bedürfnisse 
der  gesamten  Bevölkerung  vorhanden  sind.   Es  ist  somit,  wie  wenn 
etwa  das  ganze  Volk  durch  einen  Zauberschlag  in  ein  unwirtlicheres 
und  weniger  fruchtbares  Land  versetzt  worden  wäre.  Der  Produzent 
(der  Landwirt  und  der  Gewerbetreibende)  muss  ebensoviel  arbeiten 
wie  früher,  erzielt  aber  weniger  Früchte,  oder  er  muss  umgekehrt 
mehr  arbeiten  als  bisher,   wenn  er  das  nämliche  Quantum  von 
Früchten  erzielen  will.    Und  gelingt  dem  Gewerbsmanne  die  Ab- 
wälzung der  Gewerbe-  oder  der  indirekt  erhobenen  Aufwandsteuer 
auf  den  Käufer,  so  muss  dieser  für  das  nämliche  Warenquantum 
mehr  bezahlen  als  früher,  d.  h.  der  Käufer  muss  entweder  sich  in 
der  gewohnten  Befriedigung  seiner  Bedürfnisse  etwas  mehr  ein- 
schränken als  bisher  oder  er  muss  mehr  arbeiten,  um  das  gleiche 
Quantum  an  Waren  kaufen  zu  können  wie  früher.  Mit  einem  Worte: 
jeder  einzelne  Staatsbürger,  der  seine  Bedürfnisse  in  der  gewohnten 
Weise  befriedigen  will,  muss  mehr  arbeiten  als  bisher,  weil  der  un- 
ersättliche Moloch,  „ Staat",  ihn  auf  Schritt  und  Tritt  wie  ein  un- 
sichtbarer Vampyr  begleitet  und  ihm  von  jedem  Löffel  Suppe  oder 
von  jedem  Bissen  Brot,  den  er  essen  will,  einen  aliquoten  Teil  vor 
dem  Munde  wegeskamotiert  oder  weil  er  ihm  jedesmal  einen  Teil 
der  Früchte  seiner  Arbeit  sozusagen  unter  den  Händen  wegstiehlt. 
Will  man  in  dieser  formalistisch-einseitigen  und  abstrakten  Betrach- 
tung der  Steuern  noch  weiter  gehen,  so  kann  man  mit  formeller 
Berechtigung  auch  noch  behaupten,  dass  die  Steuern  die  Bevölkerungs- 
ziffer niedrig  halten,  denn  je  grösser  der  Teil  des  Nationalproduktes 
ist,  den  der  unersättliche  Rachen  des  Staates  verschlingt,  um  so 
weniger  bleibt  für  die  armen  Staatsbürger  übrig,  und  je  weniger 
Mittagsportionen  übrig  bleiben,  um  so  weniger  Menschen  können  in 
dem  unglücklichen  Lande  leben. 

Dies  ist  das  Resultat,  zu  dem  man  mit  logischer  Notwendig- 
keit gelangt,  wenn  man  die  Steuern  in  einseitig  formalistischer  und 
abstrakter  Weise  betrachtet  und  die  herrschende  Theorie  kann  von 
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dem  Vorwurfe  nicht  ganz  freigesprochen  werden,  dass  sie  zum  Teile 
die  Steuern  in  der  hier  dargelegten  Weise  ins  Auge  gefasst  hat 
Eine  derartige  einseitige  und  abstrakte  Betrachtung  wirtschaftlicher 
Vorgänge  hat  eine  gewisse  Berechtigung,  weil  sie  sozusagen  die 
Wirkungen  der  einen  wirkenden  Kraft  (unter  den  mehreren  Kräften, 
die  jedesmal  zusammenwirken)  klar  hervortreten  lässt.  Allein  man 
darf  eben  nicht  vergessen,  dass  man  auf  diese  Weise  zu  einem  ein- 
seitigen und  schiefen  Bilde  gelangt,  weil  in  der  Wirklichkeit  in  der 
Regel  mehrere  Kräfte  zusammenwirken  oder  —  was  dasselbe  ist  — 
weil  Widerstände  vorhanden  sind,  welche  die  Wirkung  dieser  einen 
Kraft  mehr  oder  wesentlich  modifizieren.  Speziell  im  vorliegenden 
Falle  erzeugt  die  abstrakte  Betrachtung  der  Steuern  leicht  die  irrige 
Vorstellung,  dass  jede  Steuer,  die  abgewälzt  werden  kann,  auch 
wirklich  abgewälzt  werden  müsse,  und  so  gelangt  man  schliesslich 
zu  der  Anschauung,  die  bekanntlich  auch  ihre  Vertreter  gefunden 
hat,  dass  die  Steuer  jedesmal  von  demjenigen,  der  sie  zahlt,  irgend 
einem  zweiten  zugeschoben  werde,  ähnlich  wie  der  Ball  beim  Ball- 
spiel kontinuierlich  von  dem  einen  Spieler  einem  zweiten  zugeschleudert 
wird.  Dass  die  Vorstellung  einer  derartigen  in  der  Luft  herum- 
fliegenden Gesamtsteuerlast  von  mehreren  hundert  Millionen  Gulden 
oder  Thalern  geradezu  eine  Monstrosität  ist,  bedarf  keines  weiteren 
Beweises;  sie  wäre  jedoch  nie  möglich  gewesen,  wenn  die  Theorie 
weniger  einseitig  vorgegangen  wäre,  wenn  sie  auch  die  übrigen  der 
zusammenwirkenden  Kräfte  ins  Auge  gefasst  hätte. 

In  abstracto  ist  es  allerdings  vollkommen  richtig,  dass  das 
sog.  Nationalprodukt  des  betreffenden  Volkes  durch  die  Steuerlast 
geschmälert  wird  oder  dass  die  Steuer  die  Produktivität  der  Arbeit 
in  dem  fraglichen  Lande  verringert.  Allein  die  formelle  Richtig- 
keit dieses  Satzes  wird  nach  zwei  Richtungen  hin  in  der  Praxis 
wesentlich  eingeschränkt. 

Zunächst  ruft  jene  Schmälerung  der  Produktivität  der  Arbeit 
durch  die  Steuer  auf  Seite  der  Steuerträger  notwendig  eine  Reaktion, 
nämlich  das  Bestreben  hervor,  die  Produktivität  der  Arbeit  auf 
andere  Weise  —  durch  gesteigerte  Geschicklichkeit,  erhöhten  Fleiss. 
rationellere  Ausnutzung  der  Arbeitsstoffe,  Anwendung  arbeitsparender 
Werkzeuge  und  Maschinen  etc.  —  zu  erhöhen,  um  so  den  durch 
die  Steuer  verursachten  Ausfall  wieder  hereinzubringen.  Es  ist  dies 
bekanntlich  jene  Erscheinung,  die  man  als  die  erziehende  Wirkung 
der  Steuern  zu  bezeichnen  pflegt.    In  dem  Masse  aber,  als  es  der 
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Bevölkerung  gelingt,  auf  diese  Weise  jenen  durch  die  Steuer  ver- 
ursachten Ausfall  wieder  wett  zu  raachen,  wird  selbstverständlich 
die  Tendenz  zur  Abwälzung  der  Steuern  abgeschwächt,  weil  sich 
damit  die  Gesellschaft,  beziehentlich  jeder  einzelne  Produzent  dem 
status  quo  ante  immer  mehr  und  mehr  nähert. 

Sodann  ist  es  nicht  richtig,  dass  die  von  der  Steuer  konfis- 
zierten Güter  in  dem  Rachen  des  Staates  wie  in  einem  bodenlosen 
Abgrunde  auf  Nimmerwiedersehen  verschwinden.  Die  herrschende 
Lehre  gab  sich  zum  guten  Teile  der  Täuschung  hin,  als  sei  der  in 
der  Besteuerung  liegende  Vorgang  an  seinem  Ende  angelangt,  wenn 
die  Steuern  dem  Steuereinnehmer  eingehändigt  wurden,  und  das  ist 
eben,  wie  gesagt,  nicht  richtig.  Der  Staat  ist  nicht  —  wie  speziell 
die  Freihandelsschule  anzunehmen  liebte  -  ein  Vampyr,  der  seinen 
Bürgern  das  Blut  aussaugt,  sondern  erstattet  denselben  wieder  zurück, 
was  er  ihnen  unter  dem  Titel  der  Steuer  abnahm.  Die  Güter,  welche 
der  Staat  unter  dem  Titel  der  Steuer  an  sich  zog,  werden  entweder 
—  wie  beispielsweise  die  öffentlichen  Gebäude,  Museen,  Bibliotheken, 
Strassen,  das  Kriegsmaterial  u.  dgl.  —  unmittelbar  der  Gesellschaft 
wieder  zur  Disposition  gestellt  oder  in  irgend  einer  Weise  zum 
Nutzen  der  Gesamtheit  verwendet,  oder  aber  sie  dienen  zur  Ernäh- 
rung gewisser  Personen,  d.  i.  der  Beamten  und  Soldaten,  die  im 
Interesse  und  zum  Nutzen  der  Bürger  thätig  sind.  Und  hierin  scheint 
mir  die  Lösung  des  Stein'schen  Rätsels  der  sog.  „  Steuerproduktion  * 
zu  liegen  —  freilich  in  einem  teilweise  anderen  Sinne  als  Stein  sich 
dieselbe  gedacht  zu  haben  scheint. 

Stein  hat  seine  Idee  von  der  sog.  „Produktion  der  Steuer"  in 
den  verschiedenen  Auflagen  seines  „Lehrbuches  der  Finanzwissen- 
schaft •  zu  wiederholten  Malen  erörtert.  In  der  fünften  Auflage 
dieses  „Lehrbuches"  (II.  Teil,  1.  Abteilung,  Leipzig  1885,  S.  556 
und  557)  formuliert  er  dieselbe  wie  folgt: 

„Alle  Lehre  von  der  Produktion  der  Steuern  geht  davon  aus,  dass  die 
Steuer  die  Leistungen  der  Verwaltung  fur  die  Produktion  de«  Steuerobjektes 
zahlt;  sie  ist  daher  nichts  anderes  als  ein  Teil  der  Gestehungskosten  des  letz- 
teren, wie  Zins  und  Arbeitslohn.  Nun  ist  es  die  Aufgabe  der  Produktion,  ein 
Produkt  zu  liefern,  dessen  Wert  mindestens  gleich  ist  dem  der  Kosten  der  Pro- 
duktion, also  gleich  dem  Wert  und  Preis  des  Stoffes,  der  Zinsen,  des  Arbeits- 
lohnes und  der  Steuern,  welche  auf  das  Objekt  fallen;  oder  der  Produzent  muss 
in  dem  Werte  seines  Erzeugnisses  den  Wert  der  auf  demselben  lastenden  Steuer 
produzieren,  wie  den  Betrag  von  Zins  und  Arbeitslohn,  um  bei  dem  Verkaufe 
des  Produktes  einen  Erwerb  zu  machen  Damit  tritt  an  die  Stelle 
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der  unklaren  Ueberwälzung  der  Stenern  der  klare  Begriff  der  Produktion  der- 
selben. Ein  jeder  muss  in  seinen  Erzeugnissen,  mögen  sie  Namen  haben  welchen 
sie  wollen,  aus  dem  Stoffe  durch  Beine  Arbeit  einen  Mehrwert  produzieren,  der 
gleich  ist  dem  Zins,  dem  Lohne  und  der  Steuer,  die  er  selbst  zahlt.  Daraus 
nun  folgt  der  Satz,  der  den  Anfangs-  und  Schlusspunkt  der  Steuerpolitik  Ober- 
haupt bildet.  Die  Gesamtsumme  aller  Steuern  muss  alljährlich  als  Mehrwert 
der  Produktion  von  dem  Volke  wirklich  produziert  werden,  oder,  der  Wert  aller 
Produktion  der  Volkswirtschaft  muss  jahrlich  ausser  seinen  sonstigen  Gestehungs- 
kosten um  so  viel  grösser  sein,  als  die  Steuer  betragt,  während  der  Wert  der 
Verwendung  der  Steuer  —  der  Verwaltung  —  wieder  gleich  sein  muss  dem  Be- 
trage, den  der  einzelne  als  Steuer  für  die  Leistungen  dieser  Verwaltung  gezahlt 
haben.  Das  ist  der  an  sich  einfache  Betritt"  der  Steuerproduktion,  ohne  den 
das  Steuerwesen  wirtschaftlich  unerklärlich  bliebe,  wenn  man  sich  die  Frage 
beantworten  wollte,  woher  denn  jährlich  die  Tausende  von  Millionen  zuletzt 
kommen  sollen,  welche  die  Völker  als  Steuern  zahlen.  Die  praktische  Aus 
führung  dieses  Gedankens  aber  besteht  darin,  dass  jeder  Käufer  den  Preis  zahlt, 
in  welchem  die  Steuer  des  Verkäufers  enthalten  ist,  weil  ihm  das  Produkt  für 
seine  eigene  Produktion  so  viel  wert  ist;  wäre  es  das  nicht,  er  würde  es  ja 
nicht  kaufen;  kauft  er  es  aber,  so  hat  der  Verkäufer  seine  Steuer  zurück- 
bekommen, und  die  sog.  Ueberwälzung  ist  dann  nichts  anderes  als  die  Bäck- 
zahlung dieses  produzierten  Steuerwertes  des  Objektes  durch  den,  für  den  das- 
selbe diesen  Wert  hat." 

Stein  geht  im  Vorstehenden  von  einem  ganz  richtigen  Gedanken 
aus.  Es  lässt  sich  nämlich  nicht  leugnen,  dass  die  Beantwortung» 
welche  die  Frage  der  Steuerabwälzung  in  der  Theorie  gefunden  hat, 
mitunter  lebhaft  an  den  bekannten  tiefsinnigen  Ausspruch  des  Land- 
grafen in  der  Tannhäuser-Parodie  erinnert:  „Und  ist  es  nicht  der 
Tannhäuser,  so  ist  es  wohl  ein  anderer."  Die  Theorie  hat  immer 
nur  den  Steuerzahler,  d.  i.  denjenigen  ins  Auge  gefasst,  dem  der 
Steuerbogen  eingehändigt  wird  und  der  die  Steuer  bezahlen  muss, 
und  hat  sich  sodann  die  Frage  vorgelegt,  ob  dieser  Mann  imstande 
sein  werde,  die  Steuer  aus  eigenem  zu  tragen.  Gelangte  man  zu 
einem  negativen  Resultate  und  glaubte  man  diese  Frage  verneinen 
zu  sollen,  so  beruhigte  man  sich  bei  dem  Gedanken,  dass  der  Steuer- 
zahler seine  Steuer  ganz  oder  teilweise  „einem  anderen*  zuschieben 
werde.  Dieser  „andere",  der  Konsument,  war  speziell  für  die  ältere 
Theorie  das  „Mädchen  für  alles"  oder  der  Universal-Sündenbock. 
dem  alle  Steuern  zugeschoben  wurden  und  der  alle  tragen  musste. 
An  die  weitere  Frage,  ob  und  warum  denn  dieser  „andere*  imstande 
sein  solle,  die  Steuer  auf  sich  zu  nehmen,  die  der  erste  nicht  zu 
tragen  vermochte,  dachte  man  in  der  Regel  nicht,  und  wenn  sie 
wirklich  hier  oder  da  einmal  gelegentlich  gestreift  wurde,  so  wurde 
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sie  in  der  nämlichen  Weise  beantwortet,  man  nahm  einfach  an,  dass 
dann  dieser  «andere"  die  ihm  zugewälzte  Steuer  seinerseits  wieder 
auf  »einen  anderen"  überwälzen  werde.  Dass  damit  die  Frage  nicht 
beantwortet,  sondern  nur  weiter  hinausgeschoben  war,  bedarf  keines 
weiteren  Beweises. 

Diese  Frage  nun,  wer  denn  in  letzter  Reihe  als  der  eigentliche 
Steuerträger  anzusehen  sei,  wenn  der  erste,  der  Steuerzahler,  die 
Steuer  nicht  zu  tragen  vermochte,  hat  sich  Stein  vorgelegt.  Aber 
dass  ihm  die  Lösung  derselben  besonders  gelungen  wäre  oder  dass 
seine  angebliche  „Steuerproduktion"  —  wie  er  uns  versichert  — 
„klar"  oder  doch  klarer  sei  als  der  bisherige  Begriff  der  Steuer- 
abwälzung, dürfte  schwer  zu  behaupten  sein.  Unbedingt  richtig  ist 
der  Gedanke  Steins,  dass  die  staatliche  Verwaltung  irgend  einen 
Wert  habe  und  dass  sie  das  Aequivalent  für  die  den  Staatsbürgern 
abgeforderten  Steuern  bilden  solle,  aber  er  hat  diesen  Gedanken 
weder  zu  Ende  gedacht,  noch  klar  ausgestaltet. 

Zunächst  ist  bei  Stein  wie  bei  allen  seinen  Vorgängern  die 
Frage  falsch  formuliert.  Stein  sagt,  „dass  es  ohne  Steuerproduktion 
unerklärlich  bliebe,  woher  denn  die  Tausende  von  Millionen  zuletzt 
kommen  sollen,  welche  die  Völker  als  Steuern  zahlen."  Schon  durch 
diese  Fragestellung  dokumentiert  Stein,  dass  er  —  ungeachtet  seiner 
wiederholten  Versicherung  des  Gegenteiles  —  wie  alle  seine  Vor- 
gänger die  Besteuerung  durch  die  privatwirtschaftliche  Brille  be- 
trachtet, denn  die  Frage,  „woher  denn  die  Steuern  kommen"  oder 
„wie  sie  aufgebracht  werden",  hat  nur  dann  einen  Sinn,  wenn  man 
bei  der  Steuer  an  die  „Geld "-Zahlung  denkt,  und  wenn  man  in  dem 
Steuerzahler  nur  einen  Menschen  sieht,  der  die  zur  Bezahlung  der 
Steuer  erforderliche  „Geld "-Summe  vorschiesst  und  der  sich  dann 
darnach  umsieht,  wie  und  von  welchen  Personen  er  diesen  Vorschuss 
wieder  hereinbekommen  kann.  Ich  verwahre  mich  ausdrücklich  gegen 
die  Zumutung,  als  wollte  ich  mit  den  nachstehenden  Worten  etwa 
den  Staat  herabsetzen  oder  die  Besteuerung  als  einen  verächtlichen 
oder  gar  verwerflichen  Vorgang  bezeichnen,  aber  für  denjenigen, 
der  nüchtern  und  konkret  zu  denken  gewohnt  ist,  oder  der  die  Steuern 
vom  „volks "-wirtschaftlichen  Gesichtspunkte  betrachtet,  hat  die  Frage, 
„woher  denn  die  Steuern  zuletzt  kommen",  genau  denselben  Sinn  und 
dieselbe  Berechtigung,  wie  wenn  jemand  etwa  fragen  wollte,  „woher 
denn  der  Heuschreckenfrass  oder  die  sonstigen  Elementarschäden 
kommen. " 
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Die  Frage,  woher  denn  die  Steuern  tuletzt  kommen,  beant- 
wortet sich  sehr  einfach:  die  Güter  sind  eben  da,  weil  sie  von  den 
Angehörigen  des  betreffenden  Volkes  regelmässig  produziert  werden, 
und  ebenso  wie  alljährlich  gewisse  Elementarereignisse  kommen 
(mögen  diese  nun  Schwärme  von  Heuschrecken  oder  anderen  schäd- 
lichen Tieren  sein,  oder  Ueberschwemmungen ,  Feuersbrünste,  Erd- 
beben, Wolkenbrüche,  Hagelschläge  etc.),  welche  regelmässig  einen 
Teil  des  Nationalproduktes  zerstören,  ebenso  kommt  alljährlich  der 
Fiskus  und  fordert  oder  konfisziert  regelmässig  einen  bestimmten 
aliquoten  Teil  des  Nationalproduktes  für  seine  Zwecke.  Die  Steuern, 
ebenso  wie  die  Elementarschäden  erzeugen  somit  ein  gewisses  De- 
fizit am  Nationalprodukt  und  die  einzige  Frage,  die  hier  auftauchen 
kann,  ist  nicht:  „woher  kommen  die  Steuern?"  oder:  „ woher 
kommen  die  Elementarschäden?"  sondern:  „wie  verteilt  sich  jenes 
durch  die  Steuern  oder  durch  die  Elementarschäden  verursachte 
Defizit  auf  die  einzelnen  Bürger?"  Ganz  richtig  ist  allerdings  auch 
diese  Frage  nicht  stilisiert,  denn  zwischen  den  Elementarschäden 
und  den  Steuern  besteht  ein  gewaltiger  Unterschied ;  die  Elementar- 
schäden erzeugen  nämlich  ein  wirkliches  Defizit  am  Nationalprodukt, 
weil  sie  die  Güter,  die  sie  treffen,  gänzlich  zerstören,  während  der 
(gut  administrierte)  Staat  zwar  einerseits  durch  die  Steuern  einen 
Teil  des  Nationalproduktes  den  Bürgern  entzieht,  aber  andererseits 
diesen  Schaden  wieder  wett  macht,  weil  er  seinen  Bürgern  in  der 
geregelten  staatlichen  Verwaltung  sehr  wertvolle  Leistungen  und  sehr 
bedeutende  Vorteile  bietet.  Richtig  formuliert  lautet  also  jene  Frage: 
„wie  verteilt  sich  das  durch  die  Steuer  verursachte  Defizit  auf  die 
einzelnen  Bürger  und  wie  wird  dasselbe  durch  die  Leistungen  der 
staatlichen  Verwaltung  kompensiert?"  Stein  scheint  eine  dunkle 
Ahnung  von  der  Existenz  dieser  Frage  gehabt  zu  haben,  aber  zum 
klaren  Bewusstsein  ist  sie  ihm  nicht  gekommen,  sonst  hätte  er  den 
geradezu  unglücklichen  Gedanken  von  einer  angeblichen  „Produktion 
der  Steuer"  gar  nie  aussprechen  können. 

Zum  zweiten  ist  der  Versuch,  die  letzte  Quelle  der  Steuern 
durch  die  angebliche  und  sogenannte  „Steuerproduktion"  zu  erklären, 
nichts  anderes  als  der  bekannte  Versuch  Münchhausens,  sich  selbst 
am  eigenen  Zopfe  aus  dem  Sumpfe  hinauszuziehen.  Bisher,  d.  h. 
so  lange  der  Staat  noch  keine  Steuern  forderte  —  das  ist  der  Kern 
des  Steinschen  Gedankens  —  hatten  die  Güter  einen  bestimmten 
Tauschwert  und  der  Verkehr  vollzog  sich  auf  Grundlage  dieses  Wertes. 
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Nun  kommt  plötzlich  der  Staat  und  fordert  Steuern,  diese  aber  können 
die  Bürger  nicht  bezahlen,  weil  eben  bisher  keine  Steuern  gezahlt 
wurden  und  demgemäss  der  Wert  der  Güter  (die  Produktionskosten) 
mir  enthielt  „den  Wert  und  Preis  des  Stoffes,  der  Zinsen  und  des 
Arbeitslohnes,"  nicht  aber  auch  den  der  (bisher  unbekannten)  Steuer. 
Es  muss  daher  der  Wert  der  Güter  um  den  auf  sie  fallenden  Be- 
trag der  Steuer  erhöht  werden,  und  dann  erst  wird  es  den  Bürgern 
möglich,  die  Steuer  zu  tragen.  Gibt  man  sich  die  Mühe,  über  diesen 
vermeintlichen  B Gedanken"  ein  wenig  nachzudenken,  so  bedeutet  dies 
mit  anderen  Worten:  „Die  Steuer  beträgt  einen  aliquoten  Teil,  sagen 
wir  beispielsweise  zehn  Prozent  des  Nationalproduktes,  und  soll  sie 
getragen  werden,  so  muss  der  „Tauschwert0  des  Nationalproduktes 
um  zehn  Prozent  erhöht  werden."  Betrachtet  man  schon  die  Steuer 
als  ein  Nationalunglück,  etwa  als  eine  Art  Elementarschaden,  der 
jährlich  beispielsweise  zehn  Prozent  vom  Nationalprodukt  vernichtet, 
so  wäre  die  einzig  richtige  Antwort  die:  „Nun  gut,  wenn  der  Fiskus 
alljährlich  zehn  Prozent  des  Nationalproduktes  verschlingt,  so  kann 
das  Volk  nur  dann  existieren  und  die  Steuern  tragen,  wenn  das 
Nationalprodukt  um  zehn  Prozent  vergrössert  wird,  d.  h.  wenn  die 
Bürger  dieses  betreffenden  Volkes  jährlich  um  ein  Zehntel  mehr 
Güter  produzieren  als  bisher."  Das  wäre,  wie  gesagt,  die  einzig 
richtige  und  natürliche  Antwort  auf  die  Frage  „woher  denn  die 
Steuern  kommen".  Nach  Stein  dagegen  brauchen  die  Bürger  nicht 
mehr  zu  produzieren  als  früher,  sondern  genügt  es  den  „Tauschwert" 
des  ganzen  Nationalproduktes,  d.  i.  aller  einzelnen  Güter  um  zehn 
Prozent  zu  erhöhen.  Dass  der  Tauschwert  der  Güter  lediglich 
ein  Verhältnis  der  Güter  zu  einander  bedeutet  und  dass  dieses  Ver- 
hältnis durch  die  gleichmässige  Erhöhung  oder  Verringerung  der 
Tauschwerte  nicht  beeinflusst  werden  kann,  wird  hierbei  ganz  über- 
sehen —  oder  ist  etwa  das  Verhältnis  von  110  :  220  ein  anderes 
als  das  von  100  :  200  oder  das  von  1:2? 

Drittens  übersieht  Stein,  wenn  er  sagt:  „Ein  jeder  muss  in 
seinen  Erzeugnissen,  mögen  sie  Namen  haben  welchen  sie  wollen, 
aus  dem  Stoffe  durch  seine  Arbeit  einen  Mehrwert  produzieren,  der 
gleich  ist  dem  Zins,  dem  Lohne  und  der  Steuer,  die  er  selbst  zahlt" 
—  übersieht  Stein,  dass  man  nicht  auf  Kommando  beliebige  Tausch- 
werte erzeugen  kann.  Wäre  dem  so,  dann  wäre  ja  alle  sogenannte 
praktische  oder  angewandte  Nationalökonomie  überflüssig,  dann  mögen 
doch  die  Menschen  —  arbeiten  kann  jeder,  wenn  er  nur  will  — ,  die 

561 


108 


Friedrich  Klelnwäcbter, 


sich  in  bedrängter  Lage  befinden,  recht  hohe  Tauschwerte  produ- 
zieren, und  sofort  wird  alles  Elend  verschwunden  sein.  Der  Raum 
gestattet  mir  hier  nicht,  auf  das  Wesen  des  Wertes,  und  zwar  des 
Gebrauchs-,  wie  des  Tauschwertes  näher  einzugehen  und  verweise  ich 
diesfalls  auf  meine  Schrift:  „Die  Grundlagen  und  Ziele  des  sog. 
wissenschaftlichen  Sozialismus"  (Innsbruck,  1885,  pag.  32  ff.),  in 
welcher  ich  den  Begriff  des  Wertes  eingehend  erörtert  habe.  Für 
den  vorliegenden  Zweck  genügt  folgende  Erwägung.  Der  Gebrauchs- 
wert ist  die  erkannte  Tauglichkeit  eines  Gegenstandes,  einem  mensch- 
lichen Zwecke  oder  Bedürfnisse  dienen  zu  können.  Demgemäss  kann 
man  nicht  einmal  behaupten,  dass  es  in  der  Macht  des  Menschen 
stehe  einen  beliebig  hohen  Gebrauchswert  zu  erzeugen.  Das  einzige, 
was  der  Mensch  thun  kann,  ist:  dem  betreffenden  Stoffe  eine  mög- 
lichst hohe  Diensttauglichkeit  zu  verleihen,  also  beispielsweise  ein 
Tuch  von  eminenter  Dauerhaftigkeit,  Schönheit  etc.  herzustellen, 
einen  Rock  anzufertigen,  der  ausgezeichnet  sitzt  u.  dgl.  m.  Gegen- 
stände von  eminenter  Diensttauglichkeit  kann,  wie  gesagt,  jeder  an- 
fertigen, denn  das  steht  in  seinem  Belieben,  aber  damit  ist  noch 
immer  keine  Garantie  gegeben,  dass  der  Betreffende  auch  wirklich 
Gebrauchswerte  hergestellt  habe,  weil  es  sich  noch  immer  fragt,  ob 
auch  Menschen  da  sind,  welche  just  das  betreffende  Bedürfnis  em- 
pfinden. Der  Erzeuger  chirurgischer  Apparate  kann,  wenn  er  will, 
die  technisch  vollendetsten  künstlichen  Arme  und  Beine  anfertigen, 
wenn  keine  Menschen  da  sind,  denen  Arme  oder  Beine  fehlen,  hat 
der  Mann  zwar  „im  Prinzip"  oder  „an  sich"  sehr  schöne  Dinge  her- 
gestellt, aber  keine  „Gebrauchswerte",  weil  kein  Bedürfnis  nach  seinen 
Erzeugnissen  vorliegt. 

Noch  viel  weniger  liegt  es  im  Belieben  oder  in  der  Macht  eines 
Menschen,  Tauschwerte  von  bestimmter  Höhe  herzustellen,  denn  zur 
Entstehung  des  Tauschwertes  gehören  mindestens  Zwei,  und  zwar 
Einer,  der  den  betreffenden  Preis  fordert  (was  bekanntlich  nicht 
schwer  ist)  und  ein  Zweiter,  der  den  geforderten  Preis  auch  be- 
willigt und  zahlt.  Es  ist  daher  ein  sehr  billiger  Rat,  den  Stein  er- 
teilt, wenn  er  sagt:  „Ein  jeder  muss  .  .  .  durch  seine  Arbeit  einen 
Mehrwert  produzieren",  der  auch  die  Steuer  involviert  —  wenn  Stein 
nur  auch  so  gütig  gewesen  wäre,  das  Rezept  mitzuteilen,  nach 
welchem  man  beliebige  „Mehrwerte"  erzeugen  kann.  Stein  gibt  sich, 
wie  so  viele  andere  der  Täuschung  hin,  dass  der  Tauschwert  eine 
Eigenschaft  ist,  die  dem  Gegenstande  anklebt  oder  die  sozusagen 
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in  ihm  steckt,  wie  etwa  das  Gewicht  oder  die  Härte  u.  dgl.  Das 
Gewicht  eines  Körpers  ist  allerdings  eine  derartige  dem  Gegenstande 
anklebende  Eigenschaft,  denn  das  Gewicht  ist  der  Druck,  den  der 
Körper  auf  seine  Unterlage  ausübt  und  diesen  Druck  haben  die 
Korper  ausgeübt,  noch  lange  bevor  die  Menschen  existierten  und 
Wagen  erfunden  hatten,  um  dieses  Gewicht  zu  messen.  Der  Wert 
ist  aber  keine  derartige  dem  Gegenstande  „an  sich"  anklebende  Eigen- 
schaft, sondern  lediglich  eine  Bedeutung,  welche  die  Menschen  dem 
Gegenstande  beilegen.  Es  steht  daher  in  meiner  Macht,  einen  Gegen- 
stand von  grösserem  oder  geringerem,  kurz  von  einem  bestimmten 
Gewichte  oder  von  bestimmter  Härte,  Elastizität,  Undurchdringlich - 
keit  etc.  anzufertigen,  ich  kann  aber  nie  dafür  bürgen,  dass  es  mir 
gelingen  wird,  einen  Gegenstand  von  bestimmtem  Tausch-  (oder  Ge- 
brauchs-) Werte  herzustellen,  weil  ich  die  Menschen  nicht  zwingen 
kann,  meinem  Erzeugnisse  diese  bestimmte  Bedeutung  beizulegen. 

Zum  vierten  hat  Stein  mit  seiner  sogenannten  und  angeblichen 
„ Steuerproduktion "  eigentlich  gar  nichts  erklärt,  sondern  lediglich 
dem  uralten  und  längst  bekannten  Kinde  einen  neuen  Namen  ge- 
geben. Er  sagt  ja  selbst:  „Die  praktische  Ausführung  dieses  Ge- 
dankens (i.  e.  der  sog.  „Steuerproduktion*)  „aber  besteht  darin,  dass 
jeder  Käufer  den  Preis  zahlt,  in  welchem  die  Steuer  des  Verkäufers 
enthalten  ist .  .  .B  Das  heisst  denn  doch  mit  anderen  Worten  nur 
so  viel:  „In  der  Praxis  gestaltet  sich  die  Steuerproduktion  in  der 
Weise,  dass  der  Produzent,  der  die  Steuer  zahlen  muss,  sie  pro  rata 
auf  den  Preis  seines  Artikels  aufschlägt  und  dieselbe  in  dieser  Form 
dem  Konsumenten  zuschiebt."  Bisher  nannte  man  einen  derartigen 
Vorgang  bekanntlich  „Steuerüberwälzung",  sagt  man  jedoch  statt 
dessen  „Steuerproduktion",  so  ist  es  mit  einemmale  klar  geworden 
„woher  denn  die  Steuern  zuletzt  kommen." 

Endlich  fünftens  gelangt  man  auf  dem  Wege  der  Steinschen 
„Steuerproduktion"  zu  einem  geradezu  verblüffenden  Resultate.  A  kann 
die  ihm  vorgeschriebene  Steuer  nicht  tragen,  er  schlägt  sie  also  zum 
Preise  seiner  Artikel  und  tiberwälzt  sie  auf  diese  Weis£  auf  den  B, 
der  den  Artikel  kauft  und  dem  gemäss  die  Steuer  trägt.  B  ist  je- 
doch selbstverständlich  auch  Staatsbürger,  dem  irgend  eine  Steuer 
vorgeschrieben  wird;  nach  Stein  kann  er  jedoch  seine  Steuer  auch 
wieder  nicht  tragen  und  schickt  diese  dem  C  zu.  C  trägt  die  Steuer 
des  B.,  überwälzt  aber  seine  eigene  Steuer  dem  D  u.  s.  f.  bis  Z 
endlich  zwar  die  Steuer  des  Y  trägt,  aber  seine  eigene  Steuer  dem 
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A  zuschiebt.  Nach  dieser  Auffassung  zahlt  also  keiner  seine  eigene 
Steuer,  wohl  aber  zahlt  jeder  die  Steuer  seines  Vormannes.  Da  muss 
man  doch  wohl  zugeben,  dass  Heine  speziell  über  diese  Frage  viel 
klarer  und  ungezwungener  gedacht  hat;  seine  beiden,  „ edlen  Polen* 
befanden  sich  bekanntlich  in  der  ganz  gleichen  Situation,  dass  jeder 
für  den  anderen  zahlen  sollte,  allein,  »weil  keiner  wollte  leiden,  dass 
der  andere  für  ihn  zahle,  zahlte  keiner  von  den  beiden." 

Die  vorstehende  Polemik  galt  weit  weniger  der  Person  des  hoch- 
verehrten Altmeisters  unserer  Wissenschaft,  als  vielmehr  der  un- 
glückseligen deutschen  Philosophie,  die  sehr  wenig  Gutes  gebracht, 
dafür  aber  umsomehr  Unheil  in  den  verschiedenen  Gebieten  mensch- 
lichen Wissens  angerichtet  hat.  Philosophieren  heisst,  „  deduktiv 
denken",  d.  h.  aus  den  Prinzipien  und  Gesetzen,  die  man  auf  dem 
Wege  induktiver  Forschung  gefunden  hat,  weitere  Schlussfolgerungen 
ziehen  und  dasjenige  ableiten,  was  man  zur  Zeit  mit  den  Sinnen 
noch  nicht  wahrgenommen  hat,  oder  überhaupt  nicht  wahrnehmen 
kann.  Die  Herren  Fachphilosophen  haben  jedoch  die  induktive 
Forschung  zum  guten  Teile  für  überflüssigen  Zeitverlust  gehalten 
und  einfach  beiseite  geschoben,  und  haben  lustig  darauf  los  dedu- 
ziert, ohne  darnach  zu  fragen,  ob  die  wenigen  Prämissen  —  wie 
„Gleichheit",  „Freiheit",  „ bedingtes  Wesen " ,  „unbedingtes  Wesen"  etc. 
—  von  denen  sie  ausgingen,  auch  richtig  sind,  und  haben  auf  diese 
Weise  einmal  dazu  beigetragen  die  Köpfe  zu  verwirren.  Die  Fach- 
philosophie, und  zwar  speziell  die  deutsche,  hat  aber  überdies  zum 
zweitenmale  dadurch  eine  noch  grössere  Verwirrung  hervorgerufen, 
dass  sie  für  ihre  Zwecke  sich  einen  eigenen  Jargon  geschaffen  und 
ihre  Anhänger  gewöhnt  hat,  mit  den  verschrobensten  Ausdrücken, 
mit  abstrakten  Begriffen,  mit  gelehrt  klingenden  und  hohlen  Tiraden 
herumzuwerfen,  die  umsomehr  imponierten,  je  weniger  man  sie  ver- 
stand oder  überhaupt  verstehen  kann.  Die  deutsche  Fachphilosophie, 
und  zwar  speziell  die  Hegeische  wurde  dadurch  zum  guten  Teile 
zu  einer  Art  von  Taschenspielerei  mit  Worten  und  nur  ihr  allein 
haben  wir's  zu  danken,  wenn  derartige  Worte,  wie  etwa  die  in  Rede 
stehende  „Steuerproduktion",  bei  denen  man  beim  besten  Willen 
an  gar  nichts  denken  kann,  in  die  verschiedenen  Wissenschaften 
hineingeworfen  wurden. 

Glücklicherweise  gelangt  man  mit  etwas  weniger  derartiger 
„Philosophie"  auf  dem  Wege  des  ganz  „gemeinen*  Denkens  viel 
rascher  und  sicherer  zum  Ziele.    Der  Staat  ist  —  wie  wir  gesehen 
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haben  —  kein  Heuschreckenschwarm  oder  sonstiges  B  Elementar- 
ereignis *,  er  verschlingt  nicht  die  Güter,  die  er  unter  dem  Titel  der 
Steuer  an  sich  zieht,  sondern  verwendet  sie  zur  Besoldung  oder  Er- 
nährung seiner  Bediensteten,  und  diese  letzteren  sind  ihrerseits  im 
Interesse  der  Bürger  thätig,  d.  h.  sie  verrichten  gewisse  Arbeiten, 
welche  die  Bürger  sonst  selbst  verrichten  müssten,  und  indem  sie 
dies  thun,  entlasten  sie  die  Bürger,  die  sich  nunmehr  ungestört  ihrer 
Berufstätigkeit  hingeben  können.  Besässen  wir  keine  Staatsgewalt, 
so  müsste  der  Bauer  mit  dem  geladenen  Gewehr  auf  der  Schulter 
hinter  dem  Pfluge  einhergehen  und  seine  Arbeit  alle  Augenblicke 
unterbrechen,  um  sich  gegen  feindliche  Ueberfalle  zu  verteidigen, 
oder  würde  seine  Ernte  (die  Erfahrungen  des  Mittelalters  lehren  uns 
dies)  alle  Augenblicke  durch  kleinere  oder  grössere  Fehden  anderer 
vernichtet;  besässen  wir  keinen  Staat,  so  müssten  die  Bürger  ihre 
Arbeiten  oft  und  lang  unterbrechen  um  Strassen  zu  bauen  oder  zeit- 
raubende Botengänge  zu  besorgen;  besässen  wir  keinen  Staat,  so  müsste 
jeder  Familienvater  einen  sehr  bedeutenden  Teil  seiner  Arbeitsprodukte 
hergeben,  um  damit  die  Lehrer  seiner  Kinder  zu  bezahlen  etc.  Mit  einem 
Wort:  der  Staat,  der  Steuern  fordert,  konfisziert  jedem  Bürger  einen  Teil 
seiner  Arbeitsprodukte  und  schmälert  damit  die  Produktivität  seiner 
Arbeit.  Allein  indem  er  durch  seine  Bediensteten  Arbeiten  verrichten 
lässt,  die  der  einzelne  Bürger  sonst  selbst  verrichten  müsste,  schafft 
er  dem  Bürger  freie  Zeit,  setzt  ihn  also  in  den  Stand  mehr  Güter 
zu  produzieren  als  bisher  und  steigert  auf  diese  Weise  wieder  die 
Produktivität  der  Arbeit,  so  dass  jenes  Minus  durch  dieses  Plus  in 
den  meisten  Fällen  wohl  mehr  als  aufgewogen  wird. 

Dadurch  ist  selbstverständlich  die  theoretische  Möglichkeit  der 
Steuerabwälzung  zum  zweitenmale,  und  zwar  auf  ein  wesentlich  ver- 
engtes Gebiet  eingedämmt.  Die  gangbare  Lehre,  die  fast  nie  daran 
dachte,  dass  die  Steuern  den  Bürgern  in  der  staatlichen  Verwaltung 
zurückerstattet  werden,  musste  selbstverständlich  verhältnismässig 
bald  zu  der  Annahme  gedrängt  werden,  dass  der  Steuerzahler,  der 
durch  die  Steuer  einen  Vermögensverlust  erleidet,  wenigstens  einen 
Teil  dieses  Verlustes  auf  andere  Schultern  hinüberwälzen  müsse. 
Hält  man  sich  jedoch  gegenwärtig,  dass  der  Verlust,  den  der  ein- 
zelne Bürger  durch  die  Steuer  erleidet,  zum  guten  Teile  nur  ein 
scheinbarer  ist,  weil  der  Staat  in  der  geregelten  Verwaltung  dem 
Steuerzahler  mit  der  linken  Hand  wieder  zurückerstattet,  was  er  ihm 
vorher  mit  der  rechten  Hand  in  der  Steuer  genommen  hat,  so  ent- 
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fällt  selbstverständlich  für  den  Steuerzahler  die  wirtschaftliche  Nötigung 
jede  Steuer  sofort  Überwälzen  zu  müssen. 

Es  ist  jedoch  im  einzelnen  Falle  sehr  wohl  möglich,  dass  der 
betreffende  Bürger  durch  die  von  ihm  geforderte  Steuer  schwerer 
belastet  wird,  als  die  Entlastung  ist,  die  er  durch  die  Leistungen 
der  staatlichen  Verwaltung  erfährt.  Erst  in  einem  solchen  Falle 
und  nur  bezüglich  dieser  Unterbilanz  kann  die  Steuerüberwälzung 
eintreten,  und  die  letztere  gelangt  dann  dort  zur  Ruhe,  wo  der  Kon- 
sument durch  die  staatlichen  Einrichtungen  mehr  entlastet  wird  als 
seine  Belastung  durch  die  von  ihm  geforderte  Steuer  beträgt.  Ein 
konkretes  Beispiel  soll  diesen  Gedanken  anschaulich  machen,  selbst- 
verständlich erhebt  dasselbe  keinen  Anspruch  darauf,  „ziffermässig* 
als  richtig  zu  gelten.  Man  vergegenwärtige  sich  ein  Land  wie  etwa 
Kalifornien  in  der  ersten  Zeit  nach  der  Entdeckung  der  dortigen 
Goldfelder  oder  irgend  einen  beliebigen  Teil  der  Vereinigten  Staaten 
von  Nordamerika  zur  Zeit  seiner  ersten  Besiedelung,  also  noch  ehe 
dasselbe  als  „Staat"  oder  als  sog.  „Territorium"  sich  konstituiert 
hatte,  d.  h.  man  vergegenwärtige  sich  ein  jungfräuliches  bisher  un- 
bewohntes Land,  in  welches  die  Einwanderer  als  ein  unorganisierter 
Haufe  von  Individuen  eingedrungen  sind,  ein  Land,  in  welchem  von 
staatlichen  Einrichtungen  noch  gar  keine  Rede  ist  und  in  welchem 
demgemäs8  auch  noch  keine  Steuern  erhoben  werden.  In  irgend 
einem  Dörfchen  oder  Städtchen  dieses  Landes  hat  sich,  wie  wir  an- 
nehmen wollen,  ein  Gewerbetreibender,  etwa  ein  Schuhmacher  nieder- 
gelassen und  nun  vergegenwärtige  man  sich  die  Bedingungen,  unter 
welchen  dieser  Mann  sein  Gewerbe  betreibt.  Es  ist  begreiflich,  dass 
unser  Schuhmacher  nur  relativ  wenige  Schuhe  wird  anfertigen  können, 
denn  er  muss  manche  Nacht  opfern,  um  sein  Haus  zu  bewachen  oder 
gar  zu  verteidigen;  er  wird  manchen  vergeblichen  Gang  machen 
müssen,  um  in  dem  justizlosen  Lande  die  bei  seinen  säumigen  Kunden 
ausstehenden  Gelder  einzutreiben;  er  wird  manchen  Tag  opfern  müssen, 
um  in  Gemeinschaft  mit  den  Ortsbürgern  etwa  einen  Dieb  zu  ver- 
folgen oder  zu  lynchen  etc.  Mit  der  Zeit  wird  dieses  Land  den 
Vereinigten  Staaten  eingegliedert,  welche  —  wie  wir  ferner  an- 
nehmen wollen  —  sofort  eine  stramme  und  geregelte  Verwaltung 
einfuhren  und  alles  Erdenkliche  für  die  Hebung  des  Landes  thun, 
dafür  aber  auch  von  den  dortigen  Ansiedlern  Steuern  fordern.  Aller 
Wahrscheinlichkeit  nach  wird  sich  die  Lage  unseres  Schuhmachers 
infolge  dieses  Ereignisses  nach  zwei  Richtungen  hier  günstiger  ge- 
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stalten.  Zunächst  wird  der  Mann  durch  die  staatliche  Verwaltung 
wesentlich  entlastet,  er  hat's  nun  nicht  mehr  nötig  den  Polizeiinann 
zu  spielen  und  sein  Haus  selbst  zu  überwachen  oder  Pferdediebe 
zu  verfolgen  und  zu  lynchen,  er  braucht  nicht  mehr  zahllose  ver- 
gebliche Gänge  zu  seinen  säumigen  Kunden  zu  machen,  weil  die 
Regierung  ihm  diese  Leistungen  und  Sorgen  abgenommen  hat  etc. 
Mit  einem  Worte:  der  Mann  wird  durch  die  geregelte  Staatsver- 
waltung wesentlich  entlastet,  er  gewinnt  freie  Zeit  und  wird  dadurch 
in  die  Lage  versetzt,  physisch  oder  effektiv  mehr  Schuhe  zu  produ- 
zieren als  früher.  Er  wird  aber  ferner  in  die  Lage  versetzt,  auch 
wirtschaftlich  mehr  produzieren  zu  können  als  bisher.  Bisher  war 
nämlich  in  jener  Gegend  von  einem  lebhafteren  Verkehr  gar  keine 
Rede,  der  Ort,  in  welchem  unser  Schuhmacher  lebt,  war  klein.  Der 
Mann  war  also  auf  die  wenigen  Kunden  des  Städtchens  oder  der 
allernächsten  Umgebung  beschränkt  und  musste  vielleicht  auch  gegen 
seine  Neigung  manchen  Tag  feiern,  weil  er  keinen  Absatz  fur  seine 
Ware  hatte.  Die  neue  Regierung  sorgt  jedoch  für  die  Herstellung 
geregelter  Verhältnisse,  für  die  Herstellung  von  Strassen  etc.  und 
infolgedessen  wächst  das  Städtchen  und  hebt  sich  der  Verkehr,  so 
dass  neue  Absatzorte  erschlossen  werden  und  unser  Schuhmacher 
nunmehr  sein  Geschäft  etwa  im  doppelten  Umfange  betreiben  kann. 
Unter  solchen  Umständen  wird  ihn  eine  massige  Gewerbesteuer  wohl 
sehr  wenig  genieren,  ja  der  Mann  wird  wahrscheinlich  ungeachtet 
der  Steuer  mehr  verdienen  als  früher,  und  wird  demgemäss  auch 
an  die  Abwälzung  seiner  Steuer  auf  die  Konsumenten  gar  nicht  zu 
denken  brauchen. 

Es  wäre  jedoch  möglich,  dass  die  Vorteile,  die  unser  Schuh- 
macher aus  der  neuen  Ordnung  der  Dinge  zieht,  nicht  so  bedeutend 
sind  als  die  Belastung  ist,  die  er  durch  die  Steuer  erfahrt.  In  diesem 
Falle  wird  er  allerdings  gezwungen  sein,  diesen  Ausfall  (d.  i.  einen 
Teil  der  Steuer)  auf  die  Käufer  seiner  Ware  abzuwälzen  und  den 
Preis  der  Schuhe  etwa  um  */•  Dollar,  sagen  wir  also  von  4  auf 
4 Vi  Dollars  zu  erhöhen,  wenn  es  ihm  überhaupt  möglich  sein  soll, 
sein  Gewerbe  weiter  zu  betreiben.  Es  entsteht  somit  die  Frage,  ob 
nun  die  Kunden  imstande  sein  werden,  die  ihnen  zugewälzte  Steuer 
zu  Übernehmen  und  zu  tragen,  und  dies  wird  dann  der  Fall  sein, 
wenn  die  Kunden  ihrerseits  durch  die  staatlichen  Einrichtungen  ent- 
lastet wurden.  Diese  Voraussetzung  trifft  in  unserem  Beispiele  that- 
sächlich  zu.  Bisher  existierten,  wie  wir  angenommen  haben,  in  dem 
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gedachten  Lande  keine  Strassen  und  auf  den  ungebahnten  Wegen 
wurde  das  Schuhwerk  sehr  rasch  abgenutzt,  so  dass  jeder,  sagen  wir 
3  Paar  Schuhe  a  4  Dollars  jährlich  verbrauchte  und  demgemäss 
einen  Jahrestribut  von  12  Dollars  an  den  Schuhmacher  zu  entrichten 
hatte.  Seitdem  jedoch  die  neue  Regierung  gute  Strassen  und  Wege 
herstellen  Hess,  halten  die  Schuhe  länger  vor,  so  dass  der  einzelne 
jetzt  vielleicht  nur  mehr  zwei  Paare  ä  4*/t  Dollars  jährlich  ver- 
braucht. Er  erspart  infolgedessen  jährlich  ein  paar  Schuhe,  d.  i. 
zum  früheren  Preise  gerechnet  4  Dollars,  und  kann  demgemäss  die 
ihm  vom  Schuhmacher  zugewälzte  Steuer  im  Betrage  von  1  Dollar 
leicht  übernehmen,  denn  trotzdem  ist  sein  Jahrestribut  an  den  Schuh- 
macher von  12  auf  9  Dollars  gesunken. 

Es  ist  selbstverständlich,  dass  die  Steuerüberwälzung  nicht 
jedesmal  —  wie  in  dem  hier  gewählten  Beispiele  —  schon  bei  dem 
ersten  Nachmanne  des  Steuerzahlers  zur  Ruhe  gelangen  muss.  Es 
ist  möglich,  dass  der  Produzent  A  seine  Steuer  ganz  oder  teilweise 
dem  B  zuschiebt,  dass  B  die  ihm  auf  diese  Weise  zugeschobene 
Steuerlast  scheinbar  übernimmt,  sie  aber  seinerseits  wieder  auf  den 
C  tiberwälzt,  und  dass  dieser  Vorgang  sich  ein  paarmal  wiederholt 
bis  etwa  die  Steuer  des  A  dem  N  zugeschoben  wurde,  der  sie  schliess- 
lich aus  eigenem  trägt,  weil  er  erst  derjenige  ist,  der  durch  die 
staatlichen  Institutionen  so  weit  entlastet  wurde  (oder  weil  er  über- 
haupt ein  so  grosses  Einkommen  hat),  dass  er  jene  Steuerüberwälzung 
auf  sich  nehmen  kann. 

Resümieren  wir,  so  beantwortet  sich  die  Frage  nach  der  Steuer- 
überwälzung, d.  i.  die  Frage,  von  wem  die  Steuern  zuletzt  getragen 
werden,  in  folgender  Weise :  Zunächst  kann  ein  Teil  der  Steuer  von 
dem  Steuerzahler  eventuell  selbst  übernommen  werden;  der  Mann 
schränkt  sich  vielleicht  ein  wenig  ein,  oder  die  Steuer  ist  gegenüber 
seinem  Einkommen  so  unbedeutend,  dass  er  sie  nicht  fühlt.  Ein 
zweiter  Teil  der  Steuer,  und  zwar  derjenige,  der  durch  die  oben  er- 
wähnte sog.  „erziehende  Wirkung  der  Steuern"  kompensiert  wird, 
braucht  gleichfalls  nicht  abgewälzt  zu  werden.  Der  Steuerzahler  hat 
gelernt,  sein  Gewerbe  intensiver  zu  betreiben,  er  produziert  oder 
verdient  mehr  als  früher  und  kann  demgemäss  mehr  tragen.  Ein 
dritter  Teil  der  Steuer,  und  zwar  derjenige,  der  dem  Steuerzahler 
direkt  und  mittelbar  durch  die  Vorteile  der  staatlichen  Einrichtungen 
zurückerstattet  wird,  braucht  abermals  nicht  abgewälzt  zu  werden, 
denn  er  repräsentiert  überhaupt  keine  (effektive)  Belastung.  Und 
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erst  derjenige  Teil  der  Steuer,  der  nach  Abzug  der  gedachten  Posten 
gewissennassen  als  unbedeckter  Rest  übrig  bleibt,  kann  eventuell 
zur  Abwälzung  gelangen,  und  zwar  wird  derselbe  so  lange  weiter 
gewalzt,  bis  er  auf  jemanden  stösst,  der  durch  die  staatlichen  Ein- 
richtungen so  weit  entlastet  wurde,  dass  er  den  ihm  zugeschobenen 
Steuerbruchteil  auf  sich  nehmen  kann. 

Dies  ist  im  allgemeinen  der  Vorgang  bei  der  Ueberwälzung 
der  Steuern.  Die  „  Ueberwälzung"  repräsentiert  jedoch  nur  die  eine, 
und  zwar  die  privatwirtschaftliche  Seite  des  Prozesses.  Betrachtet 
man  hingegen  das  Volk  als  ein  Ganzes,  d.  h.  betrachtet  man  den 
in  Rede  stehenden  Prozess  vom  Gesichtspunkte  der  „  Volks  "-Wirt- 
schaft, so  gestaltet  sich  die  Frage  teilweise  anders.  Man  darf  dann 
nicht  mehr  fragen:  „ Welche  Individuen  und  wie  werden  dieselben 
von  der  Steuer  getroffen?"  —  sondern:  „Auf  welche  Weise  werden 
die  Steuern  von  dem  ganzen  Volke  aufgebracht?"  Und  diese  Frage 
ist  auf  folgende  Weise  zu  beantworten: 

Ein  Teil  der  Steuern  —  und  zwar  wohl  der  weitaus  gross  te 
Teil  derselben  —  repräsentiert  gar  keine  Belastung  oder  gar  kein 
Opfer  der  Bevölkerung,  weil  er  überhaupt  nur  eine  scheinbare  Last 
ist.  Es  ist  dies  derjenige  Teil  der  Steuern,  der  durch  die  Thätig- 
keit  der  Staatsbediensteten,  bezw.  durch  die  Vorteile,  welche  die 
staatlichen  Anstalten  bieten,  kompensiert  wird.  (Im  vorstehenden 
Absätze  wurde  derselbe  unter  3  und  4  erwähnt.)  Wir  haben  eben 
gesehen,  dass  im  staatlosen  Zustande,  richtiger  gesagt:  in  einem 
lose  gefügten  Gemeinwesen  die  einzelnen  Bürger  eine  ganze  Reihe 
von  Arbeiten  selbst  besorgen  müssen,  die  in  einem  gut  administrierten 
Staate  von  den  Staatsdienern  verrichtet  werden.  Im  ersten  Falle  ist 
jeder  einzelne  Bürger  abwechselnd  teils  für  sich,  teils  im  Interesse 
der  Gesamtheit  thätig,  im  zweiten  Falle  teilen  sich  die  Bürger  in 
die  Arbeit;  der  eine  Teil  derselben  übernimmt  die  „Regierungs- 
geschäfte*, der  andere  die  eigentliche  Güterproduktion.  Und  weil 
dieser  letztere  Teil  der  Bürger  durch  die  Thätigkeit  der  Staatsdiener 
entlastet  wird  und  infolgedessen  mehr  Sachgtiter  hervorbringen 
kann,  übernimmt  er  die  Verpflichtung,  diesen  Ueberschuss  seiner 
Arbeitsprodukte  zur  Ernährung  der  Staatsdiener  herzugeben.  Die 
eigentlichen  Güterproduzenten  waren  früher,  sagen  wir  den  einen 
halben  Tag  für  sich,  den  anderen  halben  Tag  im  Dienste  der  Ge- 
samtheit thätig  und  arbeiten  jetzt  wieder  am  Vormittage  für  sich, 
am  Nachmittage  für  den  Staat.  Ob  sie  am  Nachmittage  etwa  Wach- 
se 
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dienste  verrichten,  oder  ob  sie  in  ihrer  Werkstatte  arbeiten,  ist 
gleichgültig;  eine  grössere  Arbeitslast  erwächst  ihm  hieraus  nicht. 

Ein  zweiter  Teil  der  Steuern  kann  durch  eine  Einschränkung 
der  Bürger  in  ihren  Genüssen  aufgebracht  werden,  er  repräsentiert 
wohl  ein  Opfer,  aber  keine  vermehrte  Arbeitslast  der  Bevölkerung. 
Es  ist  dies  jener  Teil  der  Steuern  (im  Vorstehenden  unter  1  er- 
wähnt), den  der  Steuerträger  nicht  abzuwälzen  braucht,  weil  er  eine 
unfühlbare  Belastung  des  Individuums  repräsentiert,  die  durch  einen 
ebensowenig  empfindlichen  Verzicht  auf  irgend  eine  Ausgabe  kompen- 
siert wird.  Aller  Wahrscheinlichkeit  wird  dieser  Teil  der  Steuer  für  das 
Individuum  relativ  nicht  „hoch"  sein,  absolut  kann  jedoch  der  Gesamt- 
betrag der  „Ersparnis"  eines  grossen  Volkes  immerhin  bedeutend  sein. 

Ein  dritter  Teil  der  Steuern  kann  durch  eine  intensivere  Güter- 
produktion des  Volkes  aufgebracht  werden,  also  diejenige  Mehr- 
produktion, die  auf  Rechnung  der  öfter  gedachten  sog.  „  erziehenden 
Wirkung  der  Steuern"  zu  setzen  kommt.  Er  repräsentiert  nicht 
notwendig  eine  effektiv  vergrösserte  Arbeitslast  der  Bevölkerung, 
weil  diese  Mehrproduktion  zum  Teile  wenigstens  auf  eine  rationellere 
Ausnutzung  der  Stoffe,  durch  Anwendung  arbeitsparender  Werkzeuge 
und  Maschinen,  Verwendung  der  Naturkräfte  im  Dienste  der  Mensch- 
heit u.  dergl.  m.  zurückzuführen  ist. 

Erst  wenn  diese  drei  „Fonde"  (falls  der  Ausdruck  angewendet 
werden  darf)  erschöpft  wären  und  noch  immer  zur  Deckung  der 
Steuern  nicht  hinreichen  würden,  kann  man  von  einem  absoluten  oder 
fühlbaren  „ Steuerdruck 44  sprechen,  weil  erst  in  diesem  Falle  die 
Steuerlast  merklich  grösser  ist  als  die  Vorteile,  die  den  Bürgern  aus 
der  geregelten  staatlichen  Verwaltung  erwachsen.  Die  „  Deckung* 
dieses  Restes  der  Gesamtsteuerlast  kann  auf  zweifache  Weise  er- 
folgen und  zwar  zunächst  durch  eine  (mehr  oder  weniger  empfind- 
liche) Mehrarbeit  des  ganzen  Volkes,  und  —  wenn  auch  diese  nicht 
genügen  würde,  um  die  Ansprüche  des  Fiskus  zu  befriedigen  — 
durch  den  Hungertod  von  so  und  so  vielen  Staatsangehörigen.  Je 
grösser  nämlich  der  Teil  des  Nationalproduktes  ist,  den  der  Staat 
in  der  Steuer  an  sich  zieht  (ohne  dass  gleichzeitig  auf  der  anderen 
Seite  eine  Rückerstattung  an  die  Bürger  in  der  Form  der  staatlichen 
Leistungen  stattfindet),  um  so  kleiner  wird  der  Teil  des  National- 
produktes, der  für  die  Bürger  übrig  bleibt,  und  je  kleiner  die  Zahl 
der  Mittagsportionen  ist,  die  für  die  Bürger  übrig  bleiben,  um  so 
geringer  wird  die  Zahl  der  Menschen,  die  davon  leben  können. 
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Ein  derartiger  „ absoluter"  Steuerdruck  tritt  ein,  wenn  durch 
eine  übertrieben  luxuriöse  Hofhaltung  Güter  (oder  —  was  dasselbe 
ist  —  die  Arbeitskräfte  des  Volkes)  in  einer  absolut  überflüssigen 
und  ganz  ungerechtfertigten  Weise  geradezu  verschwendet  werden. 
In  einem  solchen  Falle  wird  ein  Teil  des  Nationalproduktes,  der  zur 
Ernährung  von  so  und  so  vielen  Menschen  dienen  könnte,  in  zweck- 
loser und  überflüssiger  Weise  vernichtet,  oder  mit  anderen  Worten: 
wird  ein  Teil  der  nationalen  Arbeitskraft  verschwendet,  denn  es  wird 
eine  bestimmte  Zahl  von  Menschen  —  die  etwa  Lebensmittel  oder 
irgend  welche  wünschenswerten  Industrieartikel  produzieren  könnten 
—  einer  nützlicheren  Beschäftigung  entzogen  und  veranlasst,  entweder 
ganz  überflüssige  Luxusartikel  herzustellen  oder  ebenso  überflüssige 
Lakaiendienste  zu  verrichten.   Ein  derartig  „ absoluter"  Steuerdruck 
tritt  ferner  ein,  wenn  der  Staat  namhafte  Zinsenzahlungen  ans  Aus- 
land zu  leisten  hat,  denn  in  einem  solchen  Falle  muss  eben  ein  nam- 
hafter Teil  des  Nationalproduktes  zur  Bezahlung  der  ausländischen 
Gläubiger  ausser  Landes  gehen,  und  je  weniger  davon  im  Lande 
zurückbleibt,  um  so  geringer  ist  die  Zahl  von  Menschen,  die  von 
dem  Reste  leben  können.  Freilich  steht  möglicherweise  diesem  Nach- 
teile die  Thatsache  gegenüber,  dass  die  seiner  Zeit  im  Auslande 
kontrahierten  Anleihen  dem  Volke  grosse  Vorteile  brachten,  dass 
sie  ihm  vielleicht  ermöglichten,  einen  Krieg  zu  fuhren  und  seine  na- 
tionale und  politische  Unabhängigkeit  zu  bewahren  oder  dergleichen. 
Ein  derartig  „absoluter"  Steuerdruck  kann  endlich  auch  eintreten, 
wenn  ein  namhafter  Teil  der  Steuern  zur  Zahlung  der  Zinsen  an 
inländische  Grossgläubiger  des  Staates  verwendet  wird.    In  diesem 
Falle  wandert  ein  grosser  Teil  des  Nationalproduktes  in  die  Taschen 
einiger  weniger  Reicher  und  je  mehr  diese  erhalten,  um  so  weniger 
bleibt  für  die  anderen  übrig.  (Freilich  kann  auch  hier  die  Möglich- 
keit vorliegen,    dass  die  fraglichen  Anleihen  —  wie  im  vorher- 
gehenden Falle  —  dem  Volke  seiner  Zeit  zum  Nutzen  gereichten.) 

Aus  dieser  Thatsache,  dass  der  Staat  die  Steuern  nicht  auf 
Nimmerwiedersehen  verschlingt,  sondern  dass  er  in  seiner  Admini- 
stration und  seinen  sonstigen  Einrichtungen  den  Bürgern  wieder 
zurückerstattet,  was  er  ihnen  unter  dem  Titel  der  Abgaben  entzogen 
hat,  erklärt  sich  in  ungezwungener  Weise  die  Thatsache,  dass  in 
allen  Kulturstaaten  die  Steuerlast  kontinuierlich  wächst.  Anfänglich 
kümmert  sich  der  Staat  um  die  wenigsten  Dinge  und  sind  die  herr- 
schenden Personen  oder  Klassen  froh,  wenn  es  ihnen  gelingt,  die 
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Ordnung  notdürftig  aufrecht  zu  erhalten.  Wir  können  dies  am  mittel- 
alterlichen Staate  beobachten,  der  sich  auf  die  notdürftigste  Fürsorge 
für  die  Heeresverwaltung  und  die  Justizpflege  beschränkte,  wir  sehen 
dies  in  denjenigen  Staatsgebilden,  die  heute  auf  irgend  einem 
jungfräulichen  Boden,  etwa  in  Amerika  u.  dergl.  entstehen.  Wollen 
die  Bürger  eines  derartigen  locker  getilgten  Gemeinwesens  ein 
mehreres,  wollen  sie  z.  B.  Wege  und  Strassen,  wollen  sie  ihre 
Kinder  unterrichtet  sehen,  wollen  sie,  dass  irgend  etwas  fur  die 
Gesundheitspflege  geschieht  oder  dergl.,  so  müssen  sie  dies  selbst 
thun,  oder  sie  müssen  nach  dem  Grundsatze:  „ Leistung  für  Gegen- 
leistung* andere  Leute  bezahlen,  die  ihnen  die  gewünschten  Leistungen 
verrichten.  Wird  das  Begehren  nach  den  fraglichen  Leistungen  oder 
Gütern  oder  Anstalten  allgemeiner  und  hat  sich  das  betreffende  Ge- 
meinwesen (Staat  oder  Gemeinde)  in  der  Zwischenzeit  konsolidiert 
und  gekräftigt,  so  nimmt  dieses  die  Angelegenheit  in  die  Hand. 
Der  Staat  (eventuell  die  Gemeinde)  baut  Strassen,  errichtet  Schulen, 
bestellt  Aerzte  etc.  und  lässt  sich  seine  Leistungen  (oder  die  Be- 
nutzung seiner  Anstalten)  von  denjenigen  Personen  bezahlen,  die  davon 
Gebrauch  machen.  Und  weil  der  staatliche  Eontrolleapparat  etwas 
schwerfälliger  ist  und  ihm  komplizierte  Verrechnungen  begreiflicher- 
weise unbequem  sind,  so  lässt  die  Staatsgewalt  an  die  Stelle  der 
„Leistung  für  Gegenleistung "  (richtiger  gesagt:  an  die  Stelle  der 
Bezahlung  nach  Massgabe  des  Verhältnisses  von  Angebot  und  Nach- 
frage), d.  i.  an  die  Stelle  des  „privatwirtschaftlichen  Prinzips*  das 
sog.  „  Gebührenprinzip  *  treten.  Die  staatliche  Verwaltung  lässt  sich 
der  Einfachheit  und  Bequemlichkeit  wegen  ihre  Leistungen  nach  be- 
stimmten, allgemein  festgesetzten  und  rund  abgestuften  Sätzen  be- 
zahlen, weil  sie  von  der  richtigen  Voraussetzung  ausgeht,  dass  die 
in  der  gleichen  Bezahlung  ungleicher  Leistungen  hegenden  Ungenauig- 
keiten  sich  in  dem  häufigen  Verkehr  (sowohl  fur  die  Staatsverwaltung 
als  für  den  einzelnen  Bürger)  kompensieren  (Strassenmaut ,  Brief- 
porto, Schulgeld,  Gebühr  für  die  Zuleitung  des  Wassers  ins  Haus  etc.). 
Wird  endlich  die  Benutzung  der  fraglichen  Anstalt  oder  Institution 
so  allgemein,  dass  nahezu  jeder  von  derselben  in  annähernd  gleichem 
Masse  Gebrauch  macht,  und  dass  auch  das  „  Gebührenprinzip  *  sich 
als  ein  zu  umständlicher  und  schwerfalliger  Modus  erweist,  so  wird 
dieses  durch  das  sog.  „Prinzip  der  reinen  Staatsausgabe"  ersetzt, 
d.  h.  der  Staat  erlässt  die  Gebühr,  indem  er  die  betreffende  Leistung 
oder  Anstalt  jedem  „gratis"  zur  Disposition  stellt,  erhöht  aber  dafür 
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andererseits  die  Steuern  in  entsprechendem  Masse.  (Man  denke  an 
die  Pflasterung,  Reinigung,  Besprenzung,  Beleuchtung  der  städtischen 
Strassen,  für  deren  Benutzung  keine  besondere  Maut  erhoben  wird, 
an  den  unentgeltlichen  Volksschulunterricht,  an  das  ehemalige  „  Geleit- 
geld "  der  reisenden  Kaufleute  u.  dergl.  m.) 

Je  mehr  Leistungen  der  Staat  in  dieser  Weise  auf  sich  nimmt, 
um  so  mehr  wächst  selbstverständlich  die  Steuerlast,  allein  jeder  Un- 
befangene wird  zugeben  müssen,  dass  dieses  Anwachsen  des  Steuer- 
druckes nur  ein  scheinbares  ist,  weil  die  neue  Steuer  (bezw.  die 
Steuererhöhung)  für  den  einzelnen  Bürger  keine  Mehrbelastung  re- 
präsentiert und  durch  den  Wegfall  einer  anderen  Ausgabe  kompen- 
siert wird.  Was  man  früher  beispielsweise  als  „Honorar"  dem  Lehrer 
zahlte,  der  die  Kinder  im  Lesen  und  Schreiben  unterrichtete,  zahlt 
man  jetzt  unter  dem  Titel  der  Steuer  an  den  Staat  (eventuell  die 
Gemeinde),  der  dafllr  die  Kinder  in  der  Volksschule  in  den  Anfangs- 
gründen des  Wissens  unentgeltlich  unterrichten  lässt.  Und  würde 
der  Staat  gar  —  wie  der  »ganze*  oder  „volle"  Kommunismus  dies 
verlangt  —  die  Sorge  für  den  Mittagstisch,  für  die  Wohnung  und 
Bekleidung,  kurz  für  die  gesamte  Verpflegung  seiner  Bürger  über- 
nehmen, so  würde  die  Steuerlast  mathematisch  ausgedrückt  =  «, 
d.  h.  die  Bürger  müssten  ihr  gesamtes  Einkommen  bis  auf  den  letzten 
Pfennig  an  den  Staat  herauskehren,  allein  ungeachtet  dieses  denkbar 
höchsten  „Steuerdruckes"  wird  gerade  eine  derartige  Wirtschafts- 
und Gesellschaftsordnung  von  ihren  Anhängern  als  die  idealste  und 
beglückendste  hingestellt. 

Mit  der  Frage  der  Abwälzung  steht  die  Frage  der  Abänderung 
der  Steuern  im  Zusammenhange,  jene  Frage,  die  bekanntlich  wieder- 
holt durch  den  alten  Satz,  dass  jede  alte  Steuer  gut  und  jede  neue 
Steuer  schlecht  sei,  beantwortet  wurde.  Demgemäss  sollte  streng 
genommen  diese  Frage  an  dieser  Stelle  erörtert  werden,  indes  dürfte 
dieselbe  aus  Zweckmässigkeitsgründen  besser  im  nachfolgenden  Ab- 
schnitte ihren  Platz  finden. 


IV. 

Die  Frage  des  Steuersystems. 

Wir  haben  im  vorstehenden  gesehen,  dass  die  Staatsgewalt 
bei  der  Besteuerung  auf  zweifache  Weise  vorgehen,  oder  dass  man 
sich  wenigstens  den  Vorgang  der  Besteuerung  auf  zweifache  Weise 
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vorstellen  kann.  Die  Staatsgewalt  kann  —  und  dies  lehrt  bekannt- 
lich die  herrschende  Theorie  —  bei  der  Steuer  sich  an  die  Bürger, 
an  die  Menschen  wenden  und  fordern,  dass  jeder  Staatsbürger  einen 
Teil  seines  Reineinkommens  dem  Fiskus  überlasse.  Die  Staatsgewalt 
kann  aber  ebenso  gut  —  und  diese  Anschauung  wurde  auf  den  vor- 
hergehenden Seiten  konsequent  festgehalten  —  bei  der  Besteuerung 
von  den  Menschen  absehen  und  lediglich  die  Güter  ins  Auge  fassen 
und  einen  Teil  derselben  für  die  staatlichen  Zwecke  in  Anspruch 
nehmen.  Letzteres  kann,  wie  wir  gesehen  haben,  auf  dreifache  Weise 
erfolgen.  Der  Fiskus  kann  einmal  die  Güterproduktion  besteuern 
und  überall,  wo  Güter  produziert  werden,  einen  aliquoten  Teil  der 
neu  gewonnenen  Produkte  vorweg  nehmen;  dies  geschieht  in  der 
Grundsteuer,  in  der  Gewerbesteuer  und  in  den  Konsumtionssteuern 
(den  indirekt  erhobenen  Aufwandsteuern).  Der  Staat  kann  zum 
zweiten  einen  aliquoten  Teil  der  Nutzungen  gewisser  Gebrauchs- 
güter beanspruchen,  wie  dies  bei  der  Haussteuer  und  bei  den  direkt 
erhobenen  Aufwandsteuern  (Equipagen-,  Mobiliensteuern  u.  dergl.) 
der  Fall  ist.  Die  Regierung  kann  endlich  drittens  bei  gewissen  Ver- 
kehrsakten einen  Teil  der  in  den  Verkehr  gebrachten  Güter  konfis- 
zieren, und  dies  geschieht  bei  den  Verkehrsteuern  und  bei  den  Zöllen 
Jede  dieser  beiden  Auffassungen  ist  formell  \oll  berechtigt. 


')  Betrachtet  man,  wie  dies  hier  geschehen,  die  Steuern  „sachlich*  und 
geht  man  ganz  streng  zu  Werke,  so  muss  man  die  Zölle,  wiewohl  dieselben 
indirekt  erhobene  Aufwandsteuern  sind,  zu  den  Verkehrsteuern  rechnen,  denn 
bei  den  indirekt  erhobenen  Aufwandsteuern  wird  die  Produktion  besteuert  und 
ein  Teil  der  Produkte  vom  Staate  konfisziert,  während  bei  den  Zöllen  von 
einer  Produktion  selbstverständlich  keine  Rede  ist.  Der  Staat  benutzt  einfach 
eine  »geographische*  Bewegung  der  Ware  —  d.  L  den  Umstand,  dass  sie  die 
Reichsgrenze  passiert  —  um  einen  Teil  der  fraglichen  Güter  vorweg  zu  nehmen, 
gerade  so,  wie  er  bei  der  Verkehrsteuer  eine  „juristische"  Bewegung  der  be- 
treffenden Vermögensobjekte  (den  Uebergang  derselben  aus  der  Verfügungs- 
gewalt einer  Person  in  die  einer  zweiten)  zum  Anlasse  nimmt,  um  gleichfalls 
einen  aliquoten  Teil  dieser  Güter  zu  konfiszieren.  Indes  liegt  begreiflicher- 
weise an  einer  derart  subtilen  Unterscheidung  sehr  wenig.  Will  man  die  Zöh> 
nach  wie  vor  zu  den  indirekt  erhobenen  Aufwandsteuern  rechnen  und  mit  diesen 
letzteren  unter  die  höhere  Rubrik  der  „Produktionsbesteuerung*  subsumieren, 
so  kann  man  sein  nationalökonomisches  Gewissen  mit  einer  kleinen  Fiktion  be- 
schwichtigen, indem  man  annimmt,  dass  der  Import  von  Waren  als  eine  Art 
„Produktion*  zu  betrachten  sei,  weil  ja  die  importierten  Waren  bisher  im  In- 
lande  noch  nicht  existierten,  somit  gewissermaasen  für  das  Inland  neu  geschaffen 
wurden. 
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allein  ebenso  richtig  ist  es  andererseits,  dass  streng  genommen  jede 
derselben  die  andere  ausschliesst.  In  dem  einen  Falle  legt  der  Staat 
die  Steuer  auf  das  „ Nationalprodukt " ,  im  anderen  auf  das  „Volksein- 
kommen", thut  er  aber  das  eine,  so  ist  damit  das  andere  ausgeschlossen, 
denn  „Nationalprodukt"  und  „ Volkseinkommen "  sind  weiter  nichts 
als  zwei  verschiedene  Bezeichnungen  für  eine  und  dieselbe  Sache, 
je  nachdem  man  dieselbe  von  dieser  oder  jener  Seite  betrachtet. 
Unter  „ Nationalprodukt "  versteht  man  die  von  der  Gesamtheit  des 
Volkes  produzierten  Güter,  und  zwar  noch  ehe  dieselben  zur  Ver- 
teilung an  die  einzelnen  Bürger  gelangt  sind,  und  unter  „Volks- 
einkommen" dieselben  von  der  Gesamtheit  des  Volkes  produzierten 
Güter,  nur  mit  dem  Unterschiede,  dass  sie  bereits  in  den  Besitz  der 
einzelnen  Bürger  übergegangen  sind.  Besteuert  also  der  Staat  das 
Nationalprodukt,  d.  h.  schickt  er  gewissermassen  den  Steuereinnehmer 
nach  dem  Schnitt  hinaus  aufs  Feld,  wo  die  Garben  aufgestellt  sind, 
damit  er  dort  nehme,  was  der  Staat  braucht,  so  ist  nicht  abzusehen, 
wozu  der  Steuereinnehmer  etwa  vierzehn  Tage  später,  wenn  das  Ge- 
treide bereits  eingeheimst  wurde,  abermals  kommen  soll,  um  nun 
aus  der  Scheune  zum  zweitenmale  —  und  zwar  diesmal  unter  dem 
Titel  der  „Einkommensbesteuerung"  —  Getreide  fur  den  Staat  ein- 
zufordern.   Umgekehrt  gilt  selbstverständlich  das  nämliche. 

Die  herrschende  Theorie  nun  lehrt,  dass  alle  Steuer  Einkomraens- 
besteuerung  sei,  und  man  wird  nicht  fehlgreifen,  wenn  man  annimmt, 
dass  sie  durch  die  Rücksicht  auf  die  Gerechtigkeit  zu  dieser  Auf- 
fassung verleitet  wurde.  Wir  verlangen  heute  nach  unserer  herr- 
schenden Rechtsanschauung  in  erster  Reihe  eine  „gerechte"  Ver- 
teilung der  Steuerlast,  d.  h.  wir  wollen,  dass  alle  Staatsbürger  nach 
einem  allgemein  bestimmten  und  gleichen  Massstabe  zur  Tragung 
der  Staatslasten  herangezogen  werden,  mag  nun  dieser  „gleiche  Mass- 
stab" in  der  Festsetzung  eines  gleichen  Prozentsatzes  oder  in  der 
Besteuerung  nach  der  „Leistungsfähigkeit"  oder  dergl.  bestehen. 
Der  Theorie  lag  somit  sehr  viel  daran  nachzuweisen,  dass  diese 
Forderung  der  „gerechten  Verteilung  der  Steuerlast"  in  der  Praxis  so 
viel  als  möglich  verwirklicht  sei,  und  dieser  Nachweis  konnte  am 
leichtesten  erbracht  werden,  wenn  man  zeigte,  dass  jeder  Bürger 
nach  Massgabe  seines  Einkommens  zur  Tragung  der  Staatslasten  mit 
herangezogen  wird.  Ausserdem  betrachteten  die  ersten  Vertreter 
unserer  Wissenschaft  alle  „volks" -wirtschaftlichen  Vorgänge  aus- 
schliesslich vom  Standpunkte  der  Privatwirtschaft  und  werden  über- 
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dies  heute  bekanntlich  alle  Steuern  in  Geld  gezahlt.  Man  sah,  wie 
der  einzelne  Staatsbürger  bei  der  Steuerzahlung  in  die  Tasche  greift 
und  dem  Steuereinnehmer  die  Geldstücke  oder  -Scheine  zuzählt,  und 
gewöhnte  sich  so,  in  der  Steuerentrichtung  nichts  anderes  zu  er- 
blicken als  eine  privatwirtschaftliche  Angelegenheit  des  betreffenden 
Individuums.  Hatte  man  sich  aber  einmal  an  diese  Auffassung  ge- 
wohnt,  dann  erschien  es  ganz  selbstverständlich,  wenn  die  Theorie 
lehrte,  dass  der  Staat  —  um  eine  „ gerechte  Verteilung"  der  Steuer- 
last zu  bewerkstelligen  -  in  seiner  ganzen  Steuergesetzgebung  nur 
das  eine  Ziel  verfolge,  das  Einkommen  der  einzelnen  Bürger  zu  er- 
mitteln, um  ihnen  hiernach  die  Steuer  vorzuschreiben.  Leider  ent- 
sprach und  entspricht  diese  Darstellung  den  thatsächlichen  Verhält- 
nissen nur  sehr  wenig. 

Zunächst  stimmt  die  gangbare  Lehre  mit  der  Entwicklungs- 
geschichte des  Steuerwesens  gar  nicht  überein,  und  zwar  gilt  dies 
einmal  bezüglich  der  Behauptung  der  „gerechten"  Verteilung  der 
Steuerlast.  Es  soll  nicht  entfernt  in  Abrede  gestellt  oder  auch  nur 
bezweifelt  werden,  dass  die  heutigen  Regierungen  alles  aufbieten, 
was  in  ihrer  Macht  steht,  um  die  Steuern  so  gleichmässig  aufzuteilen, 
als  dies  Menschen  eben  möglich  ist,  allein  hieraus  den  Schluss  ziehen 
zu  wollen,  dass  dem  zu  allen  Zeiten  so  gewesen,  wäre  denn  doch 
etwas  übereilt.  Wir  wissen  vielmehr,  dass  die  Menschen  nur  sehr 
allmählich  sich  aus  tierischer  Roheit  zu  gesitteten  Zuständen  empor- 
gearbeitet haben,  und  dass  zu  allen  Zeiten  und  allerorts  die  Sieger 
bestrebt  waren,  den  Besiegten  den  weitaus  grössten  Teil  aller  Lasten 
aufzubürden.  Es  hat  bekanntlich  sehr,  sehr  lange  Zeit  gedauert  ehe 
es  den  Staaten  gelang,  die  beiden  „oberen*  Stände,  den  Klerus  und 
den  Adel  der  Besteuerung  zu  unterwerfen  und  auf  diese  Weise  eine 
nur  etwas  gerechtere  Verteilung  der  Steuerlast,  die  bis  dahin  fast 
ausschliesslich  auf  den  Schultern  der  Bürger  und  Bauern  lag,  herbei- 
zuführen. Es  ist  also  nicht  richtig,  dass  das  Prinzip  der  Gerechtig- 
keit in  der  Besteuerung  zu  allen  Zeiten  das  leitende  gewesen  ist: 
indes  ist  dies  für  den  vorliegenden  Zweck  von  geringerer  Bedeutung. 

Es  ist  jedoch  ebensowenig  richtig,  dass  die  Besteuerung  zu 
allen  Zeiten  eine  Einkommensbesteuerung  war,  wie  dies  die  herr- 
schende Lehre  wenigstens  bezüglich  der  heutigen  Steuern  versichert. 
Im  Gegenteile  sind  gerade  die  ältesten  Steuern  geradezu  handgreif- 
liche Objektsteuern,  und  ist  es  absolut  unmöglich,  sie  unter  die  Ein- 
kommensteuern zu  subsumieren.    Dies  gilt  namentlich  vom  ZeWent 
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der  bekanntlich  schon  in  der  Bibel,  und  zwar  im  Alten  Testament 
erwähnt  wird  und  ebenso  im  Mittelalter  wieder  vorkommt.  Der 
Zehent,  namentlich  dann,  wenn  der  Zeh  entberechtigte  mit  seinem 
Wagen  und  seinen  Leuten  auf  das  zehentpflichtige  Feld  hinausfuhr, 
um  dort  jede  zehnte  Garbe  aufzuladen  und  nach  Hause  zu  fuhren, 
kann  unter  gar  keinen  Umständen  als  „  Einkommens  *  -Besteuerung 
aufgefasst  werden,  weil  das  Getreide  auf  dem  Felde  von  dem  Grund- 
eigentümer sozusagen  noch  gar  nicht  einmal  in  Besitz  genommen 
wurde.  Der  Zehent,  speziell  in  dieser  Form,  ist  eine  reine  Objekt- 
steuer, eine  Konfiskation,  weil  der  Zehentherr  die  ihm  gebührenden 
Güter  an  Ort  und  Stelle,  wo  sie  produziert  wurden  —  um  modern 
zu  sprechen,  wäre  man  geneigt  zu  sagen:  in  dem  Moment,  in  dem 
sie  die  Maschine,  aus  der  sie  hervorgehen,  verlassen  —  gewisser- 
massen  noch  ehe  der  Produzent  (der  Eigentümer  der  Maschine)  sie 
auch  nur  mit  der  Hand  berühren  konnte,  in  Empfang  nimmt  und 
fortträgt.  Und  noch  viel  weniger  fallen  die  mittelalterlichen  Mauten 
und  Zölle  oder  gar  ihre  Vorläufer  unter  den  Begriff  einer  „  Einkommens  *  - 
Besteuerung.  Der  mittelalterliche  Raubritter  kümmerte  sich  keinen 
Deut  um  das  „Einkommen"  oder  gar  die  „ Leistungsfähigkeit*  des 
reisenden  Kaufmanns,  sondern  Uberfiel  ihn  einfach  und  raubte  ihm 
seine  Waren.  Und  als  später  etwas  geordnetere  Verhältnisse  ein- 
getreten waren  und  der  ehemalige  Raubritter  sich  zum  kleinen  (schon 
etwas  zivilisierteren)  „Territorialherrn"  emporgearbeitet  hatte,  der 
nicht  mehr  nach  Räuberart  im  Busch  versteckt  den  Reisenden  auf- 
lauerte, sondern  regelrechte  Zölle  oder  Mauten  forderte,  da  frug 
auch  dieser  wieder  sehr  wenig  nach  den  Vermögens-  oder  Ein- 
kommensverhältnissen des  fahrenden  Kaufmanns,  sondern  hielt  die 
kleine  Karawane  bei  seinem  Schlagbaume  auf  und  nahm  ihr  einen 
Teil  der  mitgefuhrten  Waren  einfach  ab. 

Es  ist  zum  zweiten  nicht  richtig,  dass  die  heutigen  Steuern 
„Einkommens "-Steuern  in  dem  Sinne  seien  als  es  uns  die  herrschende 
Lehre  glauben  machen  möchte.  Wäre  die  heutige  Besteuerung  eine 
Einkommensbesteuerung  im  Sinne  der  gangbaren  Theorie,  so  müsste 
die  Staatsgewalt  —  wie  bereits  oben  in  der  „Einleitung"  angedeutet 
wurde  —  jedesmal  abwarten  bis  die  betreffenden  Güter  in  das  Eigen- 
tum gewisser  Personen  gelangt,  also  ein  wirkliches  „Einkommen" 
geworden  sind,  und  dann  erst  dürfte  der  Fiskus  hervor-  und  an  die 
betreffenden  Personen,  d.  i.  an  die  Menschen  herantreten  und  von 
diesen  die  Entrichtung  der  Steuer  fordern.  Dies  ist  aber  bekanntlich 
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durchaus  nicht  immer  der  Fall.  In  unzähligen  Fällen  wartet  der 
Fiskus  nicht  ab,  bis  die  fraglichen  Güter  in  das  Eigentum  eines  In- 
dividuums getreten  sind,  sondern  nimmt  oder  konfisziert  die  Produkte 
am  Produktionsorte,  an  der  betreffenden  „ Güterquelle *,  ohne  auch 
nur  entfernt  danach  zu  fragen,  wem  die  letztere  gehört  oder  ge- 
hören wird,  oder  wer  zur  Inempfangnahme  jener  Produkte  berechtigt 
ist.  Ein  Miethaus,  ein  Landgut,  eine  Fabrik,  ein  Betrag  an  Wert- 
papieren ist  im  Prozess  befangen,  oder  gehört  zu  einer  haereditas 
jacens,  oder  gehört  einem  Verschollenen,  niemand  kennt  den  Eigen- 
tümer und  kein  Mensch  ist  berechtigt  das  Erträgnis  in  Empfang  zu 
nehmen,  allein  der  Fiskus  kommt  und  nimmt  einen  Teil  dieses  vor- 
läufig herrenlosen  Erträgnisses  hinweg.  In  der  nämlichen  Weise 
steht  die  Besteuerung  der  Aktienunternehmung  oder  des  Korporarions- 
und  Stiftungsvermögens  mit  dem  Prinzip  der  Einkommensbesteuenmg 
im  Widerspruche  und  müsste  der  Staat  —  wenn  wirklich  eine  Ein- 
kommensbesteuerung vorläge  —  erst  abwarten  bis  das  Erträgnis 
einer  derartigen  Vermögensmasse  in  den  Besitz  der  bezugsberechtigten 
physischen  Personen  Übergegangen  ist,  um  von  diesen  sodann  die 
Steuer  nach  Massgabe  ihres  Einkommens  zu  fordern.  Ueberhaupt 
ist  es  unmöglich  die  sämtlichen  Ertragsteuern  als  Einkommensteuern 
aufzufassen,  weil  sie  ihrer  Natur  nach  auf  etwaige  Schulden  sowie 
auf  das  Existenzminimum,  d.  i.  auf  das  wirkliche  „  Einkommen  *  der 
betreffenden  Eigentümer  keine  Rücksicht  nehmen  können.  Die  Er- 
tragsteuern sind  nur  verständlich,  wenn  man  sie  als  „Objektsteuern* 
auftasst,  d.  h.  wenn  man  von  der  Anschauung  ausgeht,  dass  der 
Staat  in  ihnen  einen  Teil  der  Produkte,  sei  es  der  Landwirtschaft, 
sei  es  der  gewerblichen  Unternehmungen  einfach  konfisziert. 

Ein  Gleiches  gilt  von  den  Verkehrssteuern,  die  ihrerseits  un- 
möglich als  Steuern  vom  „Einkommen"  erklärt  werden  können.  Die 
Erbschaft,  der  Lotteriegewinn,  die  Schenkung  sind  bekanntlich  kein 
„Einkommen",  weil  sie  nicht  regelmässig  wiederkehren,  sondern 
eine  einmalige  ausserordentliche  „Einnahme"  sind.  Wäre  es  daher 
richtig,  was  die  landläufige  Theorie  lehrt,  dass  der  Staat  seine  Bürger 
nach  Massgabe  ihres  Einkommens  besteuert,  so  dürfte  der  Staat 
weder  die  Erbschaft,  noch  den  Lotteriegewinn,  noch  die  Schenkung 
besteuern,  sondern  er  müsste  auch  wieder  abwarten  bis  der  Be- 
treffende aus  dem  ihm  zugefallenen  Vermögen  ein  Einkommen  be- 
zieht und  dürfte  dann  erst  dieses  letztere  besteuern.  Noch  viel 
weniger  lassen  sich  die  sonstigen  Verkehrsteuern,  die  Steuern  von 
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Kauf-,  Miet-,  Pacht-,  Darlehens-,  Arbeitsverträgen  etc.  als  „Ein- 
kommen "-Steuern  auffassen,  weil  sich  der  Einfluss  des  betreffenden 
Geschäftes  auf  das  Einkommen  der  beiden  vertragschliessenden  Teile 
nicht  nachweisen  lässt.  Ja  in  einer  sehr  grossen  Zahl,  vielleicht  in 
der  Mehrzahl  von  Fällen  wird  die  Verkehrsteuer  zum  geraden  Wider- 
spiel einer  „  Einkommens  "-Besteuerung,  weil  —  wie  wir  gesehen 
haben  —  der  stärkere  Teil,  d.  i.  also  derjenige,  der  das  „gute*  Ge- 
schäft macht  und  den  Profit  davonträgt,  die  Steuer  dem  schwächeren 
Teile  in  der  Regel  zuschiebt,  so  dass  dieser  letztere  nicht  nur  be- 
nachteiligt aus  dem  Geschäfte  hervorgeht,  sondern  überdies  noch  die 
Steuer  tragen  muss.  Mit  einem  Worte:  auch  die  Verkehrsteuern 
sind  nur  zu  verstehen,  wenn  man  sie  als  teilweise  Vermögenskonfis- 
kationen betrachtet. 

Endlich  drittens  bietet  die  Einkommensbesteuerung  gar  keine 
Garantie  fur  die  Deckung  des  Staatsbedarfes,  und  hieraus  erklärt 
sich  die  Abneigung  der  Praxis  gegen  die  „einzige  Einkommensteuer", 
die  von  mehreren  Seiten,  namentlich  auch  von  einem  Teile  der  Sozial- 
demokratie als  die  gerechteste  und  idealste  Steuer  vorgeschlagen 
wird.  Logische  Konsequenz  kann  man  diesen  Verteidigern  der  Ein- 
kommensteuer als  einziger  Steuer  nicht  absprechen,  denn  theoretisch 
ist  die  Einkommensbesteuerung  ebenso  berechtigt  als  die  Objekts- 
besteuerung, und  acceptiert  man  einmal  das  Prinzip  der  Einkommens- 
besteuerung, dann  ist  die  Forderung  der  reinen  Einkommensteuer 
als  der  einzigen  Steuer  nur  die  logische  Konsequenz  dieses  Prinzips. 
Leider  bietet  nur  die  Einkommensbesteuerung  —  wie  eben  gesagt 
—  keine  Garantie  für  die  Deckung  des  Staatsbedarfes.  Seitens  der 
Praxis  als  auch  der  Theorie  wird  wohl  auf  die  UndurchfÜhrbarkeit 
der  einzigen  Einkommensteuer  hingewiesen  und  als  Grund  hierfür 
geltend  gemacht,  dass  das  „Einkommen"  der  einzelnen  Bürger  eine 
schwer  zu  fassende  Grösse  ist,  dass  der  Steuerbehörde  jeder  Anhalts- 
punkt für  die  Ermittelung  dieses  Einkommens  fehlt,  dass  die  Staats- 
gewalt hierbei  ausschliesslich  auf  das  Einbekenntnis  der  einzelnen 
Steuerträger  selbst  angewiesen  und  dass  dieses  ein  absolut  unzuver- 
lässlicher  Massstab  für  die  Steuerbemessung  sei.  Die  Richtigkeit  dieser 
Argumentation  soll  nicht  in  Abrede  gestellt  werden,  allein  der  eigent- 
liche und  letzte  Grund  für  die  Unzulänglichkeit  der  Einkommens- 
besteuerung ist  damit  nicht  blossgelegt,  dieser  liegt  tiefer. 

Es  wurde  bereits  oben  angedeutet,  dass  die  Einkommensteuer 
ihrer  Natur  nach  das  Existenzminimum  freilassen  muss,  denn  diese 
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Steuer  ist  tatsächlich  eine  persönliche  Angelegenheit  des  betreffenden 
Individuums,  des  Menschen.  Unter  solchen  Umständen  ist  aber  die 
erste  und  notwendigste  Voraussetzung  der  Steuerzahlung,  dass  der 
Steuerzahler  lebt  und  leben  kann.  Muss  aber  die  Einkommens- 
besteuerung das  Existenzminimum  freilassen,  dann  ist  der  Fall  sehr 
wohl  denkbar,  dass  das  ganze  Volk  nicht  einen  einzigen  Pfennig 
steuern  kann,  und  zwar  dann,  wenn  in  der  gesamten  Bevölkerung 
nicht  ein  einziger  Mensch  vorhanden  ist,  der  mehr  als  das  Existenz- 
minimum hätte.  Dem  entgegen  hat  die  Objektbesteuerung  —  und 
das  hat  die  Steuerpraxis  stets  ganz  richtig  herausgefühlt,  wenn  auch 
nicht  deutlich  ausgesprochen  —  eine  ganz  andere  elementare  Gewalt. 
Der  Staat  wartet  nicht  und  kann  auch  nicht  darauf  warten,  bis  die 
einzelnen  Bürger  kommen  und  die  Steuer  zahlen,  und  ebensowenig 
kann  der  Staat,  will  er  nicht  zu  Grunde  gehen,  viel  danach  fragen, 
ob  der  Bürger  X  oder  Y  auch  ein  genügend  grosses  Einkommen  hat 
sondern  er  nimmt  einfach  —  und  hier  darf  man  schon  in  gewissem 
Sinne  sagen:  wie  ein  Heuschreckenschwarm  oder  wie  ein  sonstiges 
Elementarereignis  —  die  Güter,  die  er  braucht,  dort  wo  er  sie  findet. 
Die  Bürger  mögen  dann  sehen,  wie  sie  ihrerseits  mit  dem,  was  der 
Staat  übrig  gelassen,  ihr  Auskommen  finden. 

Eine  derartige  realistische  Auffassung  der  Steuern  entsprach 
allerdings  sehr  wenig  dem  Geschmack  der  sentimental-süsslich  an- 
gelegten ersten  Hälfte  unseres  Jahrhundertes.  Im  „Rechtsstaat",  in 
dem  die  absolute  „ Gerechtigkeit u  herrschen  sollte,  musste  selbst- 
verständlich alles  der  Idee  der  Gerechtigkeit  untergeordnet  werden, 
und  da  die  Gerechtigkeit  in  der  Besteuerung  auf  den  ersten  Blick 
am  einfachsten  verwirklicht  erschien,  wenn  man  jeden  einzelnen 
Bürger  nach  Massgabe  seines  Einkommens  zur  Tragung  der  Staats- 
lasten heranzieht,  so  mussten  der  herrschenden  Theorie  zuliebe  alle 
bestehenden  Steuern  —  mochte  dies  auch  der  Wahrheit  geradezu 
ins  Gesicht  schlagen  —  um  jeden  Preis  als  Steuern  vom  Einkommen 
gedeutet  werden.  Sieht  man  näher  zu,  so  zeigt  sich's  einmal,  dass 
man  die  grosse  Mehrzahl  der  bestehenden  Steuern  nur  dann  richtig 
verstehen  und  würdigen  kann,  wenn  man  sie  als  dasjenige  auffasst, 
was  sie  wirklich  sind,  nämlich  teilweise  Konfiskationen,  und  zweitens 
dass  eine  derartige  Auffassung  durchaus  keine  haarsträubende  ist, 
weil  sie  sich  mit  der  Forderung  der  Gerechtigkeit  in  der  Besteuerung 
ebensowohl  oder  ebensowenig  in  Einklang  bringen  lässt  als  die  Be- 
steuerung nach  dem  Einkommen. 
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Das  Einkommen  der  einzelnen  Bürger  kommt  ja  doch  nur  aus 
dem  Nationalprodukt,  das  durch  die  organisch  gegliederte  (geteilte 
und  vereinigte)  Gesamtarbeit  des  Volkes  hergestellt  wurde ;  ob  daner 
der  Staat  von  jedem  einzelnen  Bürger  etwa  10  Prozent  seines  pri- 
vaten „Einkommens"  als  Steuer  fordert,  oder  ob  er  diese  10  Prozent 
vom  Nationalprodukt  (gewissermassen  ehe  dieses  letztere  sich  unter 
die  einzelnen  Bürger  verteilt)  nimmt,  ist  selbstverständlich  ganz 
gleichgültig.  Man  wende  nicht  ein,  dass  zwischen  diesen  beiden 
Vorgängen  ein  wesentlicher  Unterschied  bestehe  und  dass  speziell 
eine  teilweise  Konfiskation  des  Nationalproduktes  eine  Schmälerung 
der  kleinsten  Anteile  am  Nationalprodukte  zur  Folge  habe,  die  — 
wenn  sie  auch  eine  prozentuelle  Schmälerung  ist  —  notwendig  den 
Hungertod  einer  Anzahl  von  Menschen  aus  den  untersten  Klassen 
zur  Folge  haben  müsse,  während  die  „  Einkommens "  -Besteuerung  nicht 
in  so  barbarisch-grausamer  Weise  vorgehe  und  das  Existenzminimum 
freilasse;  denn  dies  ist  einfach  nicht  wahr. 

Zunächst  haben  wir  oben  gesehen,  dass  der  Staat  die  Güter, 
die  er  unter  dem  Titel  der  Steuer  an  sich  zieht,  nicht  verschlingt, 
sondern  dass  er  in  seinen  Anstalten  und  Leistungen  den  Bürgern 
dasjenige  wieder  zurückerstattet,  was  er  ihnen  in  der  Steuer  ge- 
nommen hat.    (Bekanntlich  „ ernährt"  übrigens  auch  der  Staat  die 
nicht  geringe  Zahl  seiner  Bediensteten.)    Sodann  wäre  jener  Ein- 
wand wohl  richtig,  wenn  die  bestehenden  Steuern  —  vorausgesetzt, 
dass  die  wirkliche  Einkommensteuer  imstande  wäre  den  Staatsbedarf 
unter  allen  Umständen  zu  decken  —  eben  wirkliche  „  Einkommen  "- 
steuern  wären.  Unsere  sämtlichen  Ertrag-,  Aufwand-  und  Verkehr- 
Steuern  sind  aber  —  mag  auch  die  herrschende  Lehre  zehnmal  das 
Gegenteil  versichern  —  leider  keine  wirklichen  „Einkommensteuern", 
weU  sie  auf  das  „Einkommen"  des  einzelnen  Bürgers,  auf  seine  Schulden 
oder  auf  das  Existenzminimum  keine  Rücksicht  nehmen  und  keine  Rück- 
sicht nehmen  können.  Mit  einem  Worte :  die  gegebenen  Steuern,  die 
Grund-,  Gebäude-,  Gewerbe-,  Bier-,  Branntweinsteuer  und  wie  sie  alle 
heissen,  sind  einmal  da  und  üben  einen  gewissen  Druck  auf  die  Bevölke- 
rung aus,  und  dieser  Druck  wird  weder  verstärkt  noch  vermindert,  wenn 
man  diese  Steuern  als  Einkommensteuern  oder  wenn  man  sie  als 
Objektsteuern  (Konfiskationen)  auffasst.  Ein  Unterschied  besteht  nur 
insofern,  als  die  landläufige  Theorie  in  ihrem  Bestreben,  die  bestehenden 
Steuern  für  Steuern  vom  Einkommen  auszugeben,  auf  Schritt  und 
Tritt  mit  der  Wirklichkeit  in  Widerspruch  geriet,  während  man  alle 
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diese  Steuern  sofort  versteht  und  richtig  würdigt,  wenn  man  sie  als 
Konfiskationen  auffasst. 

*  Die  Forderung  einer  gerechten  Verteilung  der  Steuerlast  muss 
von  dem  hier  gewonnenen  Standpunkte  aus  allerdings  ein  klein  wenig 
anders  formuliert  werden.  Die  herrschende  Theorie,  welche  die 
Steuern  nach  dem  privatwirtschaftlichen  Begriffe  des  „  Einkommens* 
der  einzelnen  Bürger  aufteilen  wollte,  musste  selbstverständlich  das 
grösste  Gewicht  auf  die  richtige  Ermittelung  eben  dieses  Einkommens 
legen,  sie  musste  aber  immer  und  immer  wieder  zugeben,  dass  es 
absolut  unmöglich  ist,  das  wirkliche  Einkommen  jedes  einzelnen 
Staatsbürgers  zu  erforschen.  Betrachtet  man  dagegen  die  Steuern 
als  partielle  Konfiskationen,  so  gestaltet  sich  die  Forderung  der  ge- 
rechten Besteuerung  wesentlich  einfacher;  dann  hat  der  Staat  eben 
die  Aufgabe,  einen  gewissen  Prozentsatz  des  Nationalproduktes  zu 
nehmen.  Wäre  es  möglich,  das  ganze  Nationalprodukt  eines  be- 
stimmten Volkes  an  einem  bestimmten  Orte  aufzustapeln,  so  wäre 
die  Aufgabe  allerdings  sehr  leicht  zu  lösen,  dann  könnten  sich  die 
Steuerbeamten  darauf  beschränken,  einfach  hinzugehen  und  etwa 
jeden  zehnten  Zentner  Weizen,  Korn,  Hafer,  jeden  zehnten  Ballen 
Tuch,  jedes  zehnte  Ries  Papier  etc.  (selbstverständlich  unter  Berück- 
sichtigung der  Qualität)  in  Empfang  zu  nehmen.  Da  aber  die  sämt- 
lichen Arbeitsprodukte  eines  Volkes  nicht  in  der  angedeuteten  Weise 
zusammengebracht  und  in  Reih  und  Glied  aufgestellt  werden  können, 
so  geht  die  Aufgabe  der  Steuerbeamten  dahin,  die  verschiedenen 
Güter  dort  aufzusuchen,  wo  sie  produziert  (bezw.  in  den  Verkehr 
gebracht)  werden,  und  darauf  zu  achten,  dass  allerorte  der  bestimmte 
Prozentsatz  dem  Staate  eingehändigt  werde.  Allerdings  werden  heute 
die  Steuern  nicht  mehr  in  natura,  sondern  in  Geld  erhoben,  allein 
dass  das  Bestreben  der  Steuerverwaltung  (wenigstens  im  Prinzip) 
thatsächlich  darauf  gerichtet  ist,  das  Quantum  der  produzierten  Güter 
(und  deren  Geldwert)  zu  ermitteln,  geht  aus  der  Veranlagung  der 
Grundsteuer  und  der  der  indirekt  erhobenen  Aufwandsteuern  hervor. 
Bei  den  letzteren  haben  bekanntlich  die  kontrollierenden  Organe  ge- 
radezu die  Aufgabe  darüber  zu  wachen,  dass  thatsächlich  nur  die 
angemeldete  Quantität  Bier,  Branntwein,  Tabak  etc.  erzeugt  werde. 

Selbstverständlich  ist  es  —  weil  wir  alle  eben  nur  sterbliche 
Menschen  sind  —  nicht  möglich,  jeden  einzelnen  Produzenten  zu 
kontrollieren  und  überall  genau  etwa  den  zehnten  Teil  der  erzeugten 
Produkte  für  den  Staat  einzufordern,  allein  jeder  wird  wohl  zugeben, 
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dass  diese  Aufgabe  viel  leichter  zu  lösen  ist  als  die  Ermittelung 
des  Einkommens  oder  gar  der  Leistungsfähigkeit  jedes  einzelnen 
Bürgers,  weil  die  Produkte,  wenigstens  die  materiellen,  sichtbar  sind 
und  mit  den  Händen  gegriffen  werden  können,  während  das  „per- 
sönliche Einkommen  *  sich  der  Wahrnehmung  jedes  Aussenstehenden 
gänzlich  entzieht.  Und  ebenso  wird  wohl  jeder  zugeben,  dass  eine 
Objektsteuer,  welche  jedem  Produzenten  (beziehentlich  an  jeder 
Güterquelle)  etwa  den  zehnten  Teil  seiner  Produkte  konfisziert,  um 
kein  Atom  ungerechter  oder  drückender  ist  als  eine  angebliche  Steuer 
vom  Einkommen  in  der  Höhe  von  zehn  Prozent,  die,  (wie  unsere 
heutigen  Steuern)  weder  das  Existenzminimum  freilässt,  noch  auf 
etwaige  Schulden  Rücksicht  nimmt. 

Wäre  jeder  Bürger  auch  Produzent,  beziehungsweise  durch 
seine  persönliche  Arbeitsleistung  an  irgend  einer  Produktion  von 
Gütern  persönlich  beteiligt,  und  wäre  gleichzeitig  jeder  nur  auf  das 
Erträgnis  seiner  Arbeit  angewiesen,  so  wäre  eine  Steuer,  die  aller- 
orts den  gleichen  Prozentsatz  der  neu  hergestellten  Güter  konfis- 
ziert, eine  in  ziemlich  hohem  Grade  gerechte  Steuer.  Es  würde 
jeder  Bürger  gezwungen  etwa  den  zehnten  Teil  seiner  Arbeitsleistung 
dem  Staate  darzubringen,  und  jeder  würde  proportional  seinem  Ein- 
kommen steuern;  derjenige,  dessen  Arbeitsleistung  minderwertig  ist, 
würde  weniger,  derjenige,  dessen  Arbeitsleistungen  höher  geschätzt 
und  bezahlt  werden,  würde  mehr  dem  Staate  geben.  Bekanntlich  ist 
dem  aber  nicht  so,  es  gibt  eine  Masse  von  Menschen,  die  als  Grund- 
besitzer oder  als  sog.  Kapitalisten  entweder  ausschliesslich  oder  doch 
neben  ihrem  Arbeitseinkommen  ein  mehr  oder  weniger  grosses  „ar- 
beitsloses14, d.  h.  ein  aus  der  Arbeit  anderer  Personen  Iiiessendes 
Einkommen  beziehen. 

Diese  Thatsache  soll  weder  beklagt  noch  bekämpft  werden 
und  Kodbertus  hat  sicher  das  Richtige  getroffen,  wenn  er  am  Schlüsse 
seiner  Schrift  :  „Zur  Beleuchtung  der  sozialen  Frage"  (Berlin,  1875), 
S.  222  sagt:  „Ich  glaube  also,  um  mich  kurz  auszudrücken,  nicht, 
dass  die  Gesellschaft  ihren  Weg  durch  die  Wüste  schon  beendigt 
hat,  dass  ihre  sittliche  Kraft  schon  gross  genug  ist,  um  das  gelobte 
Land  der  Erlösung  vom  Grund-  und  Kapitaleigentum  durch  freie 
Arbeit  erwerben  und  behaupten  zu  können."  Die  Institution  des 
Privateigentums  an  den  Produktionsmitteln  involviert  nämlich  einen 
Zwang  zur  Arbeit,  der  heute  wenigstens  absolut  nicht  entbehrt  werden 
kann,  und  auch   in  der  Zukunft  —  Rodbertus  hegt  allerdings  die 
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entgegengesetzte  Hoffnung  —  kaum  je  wird  entbehrt  werden  können. 
So  unentbehrlich  aber  das  private  Grund-  und  Kapitaleigentum  auch 
ist,  so  kann  doch  andererseits  nicht  geleugnet  werden,  dass  demselben 
gewisse  Schattenseiten  ankleben,  dass  es  missbraucht  werden  kann 
und  dass  speziell  der  Besitzer  eines  werbenden  Vermögens  andere 
minderbemittelte  oder  ganz  unbemittelte  Personen  ausbeuten,  d.  h. 
dass  er  sich  einen  Teil  ihrer  Arbeitsprodukte  in  unbilliger  Weise 
aneignen  kann.  Die  Gesetzgebung  mag  noch  so  sehr  bestrebt  sein, 
derartige  Auswüchse  der  Institution  des  Privateigentumes  zu  be- 
schneiden und  zu  unterdrücken,  sie  wird  es  doch  nie  verhüten  können, 
dass  nicht  die  ganze  Klasse  der  Besitzenden  sich  auf  Kosten,  sei  es 
der  jedesmal  Minderbesitzenden,  sei  es  der  Nichtbesitzenden  be- 
reichert. Es  kann  diese  Bereicherung  oder  Ausbeutung  (im  grossen 
und  ganzen)  vielleicht  eine  geringe  oder  wenig  drückende  sein,  aber 
immerhin  bleibt  sie  eine  „ Ausbeutung",  eine  ungerechtfertigte  Be- 
reicherung auf  Kosten  anderer.  Dem  einzelnen  „Exploiteur*  soll 
damit  gar  kein  Vorwurf  gemacht  werden,  denn  er  handelt  in  gutem 
Glauben,  er  fordert  für  sein  Darlehen  nur  den  landesüblichen  Zins, 
er  verpachtet  seine  Grundstücke  oder  vermietet  sein  Haus  nur  zu 
den  ortsüblichen  Preisen,  aber  immerhin  steckt  in  seiner  Rente  ein 
„ arbeitsloses",  d.  h.  ein  aus  der  Arbeit  anderer  Personen  fliessendes 
Einkommen. 

Ist  dem  aber  so.  dann  erscheint  eine  Steuer,  welche  allerorts 
den  gleichen  Prozentsatz  der  neu  hergestellten  Güter  konfisziert, 
nicht  mehr  als  eine  gleichmässige  Belastung  der  Staatsbürger,  weil 
die  einen,  die  nur  Arbeitseinkommen  beziehen,  voll  von  der  Steuer 
getroffen  werden,  während  die  anderen,  die  neben  ihrem  Arbeits- 
einkommen auch  eine  arbeitslose  Rente  haben,  nur  mit  dem  ersteren 
steuern,  dagegen  bezüglich  der  letzteren  steuerfrei  ausgehen.  Eine 
derartige  Ungleichheit  der  Belastung  der  einzelnen  Bürger  kann  da- 
durch ausgeglichen  werben,  dass  gewisse  Artikel,  namentlich  solche, 
welche  vorwiegend  von  den  bemittelteren  Klassen  gekauft  werden, 
mit  einer  höheren  Steuer  belegt  werden.  Eine  Steuer,  die  allerorts 
den  gleichen  Prozentsatz  der  neu  hergestellten  Güter  fur  den  Staat 
fordert,  wird  nämlich  —  vorausgesetzt  dass  sie  massig  ist  —  kaum 
leicht  auf  die  Konsumenten  abgewälzt  werden  können.  Wird  da- 
gegen ein  Artikel  oder  werden  nur  einige  derselben  empfindlich  höher 
besteuert  als  die  grosse  Masse  der  gewerblichen  Erzeugnisse,  so  wird 
allerdings  eine  Preissteigerung  eintreten  müssen,  die  dann  —  wenn 
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eben  nur  Luxusartikel  besteuert  werden  —  auf  die  Konsumenten, 
d.  i.  auf  diejenigen  Personen  fällt,  welche  eben  über  jenes  „höhere" 
Einkommen  verfügen.  Es  braucht  wohl  nicht  besonders  hervor- 
gehoben zu  werden,  dass  damit  die  indirekt  erhobenen  Aufwand- 
steuern in  erster  Reihe  gemeint  sind.  Selbstverständlich  fällt  den 
direkt  erhobenen  Aufwandsteuern  dieselbe  Aufgabe  zu,  nur  mit  dem 
Unterschiede,  dass  bei  diesen  jener  Umweg  über  den  Produzenten 
fortfällt.  (Damit  soll  jedoch  —  wie  bereits  an  früherer  Stelle  be- 
merkt wurde  —  nicht  gesagt  sein,  dass  eine  besondere  „ Konsum- 
steuer* neben  die  allgemeine  „Gewerbesteuer"  treten  müsse.  Es 
würde  genügen,  wenn  das  Gesetz  beispielsweise  verfügen  wollte,  dass 
die  gewerblichen  Unternehmungen  im  allgemeinen  etwa  zehn  Prozent 
ihrer  Erzeugnisse  dem  Staate  abzuliefern  haben,  dass  jedoch,  sagen  wir, 
die  Tabakfabriken,  die  Branntweinbrennereien,  die  Bierbrauereien  etc. 
einen  höheren  Satz  steuern  müssen.) 

Es  wäre  jedoch  möglich,  dass  die  bestehenden  Objektsteuern 
als  ungenügend  befunden  werden,  um  irgend  einen  projektierten  neuen 
Staatsaufwand  zu  decken.  In  einem  derartigen  Falle  wird  an  die 
Finanzverwaltung  die  Frage  herantreten,  ob  die  bestehenden  Objekt- 
steuern erhöht  oder  ob  etwa  neben  dieselben  neue  „Personal"-,  also 
irgend  welche  „Einkommen u -Steuern  gesetzt  werden  sollen,  und  da 
ist  doch  wohl  zu  unterscheiden. 

Im  Prinzip  oder  theoretisch  und  „an  sich"  betrachtet,  schliessen 
allerdings  Objekt-  und  Einkommensteuern  einander  gegenseitig  aus, 
denn  —  wie  bereits  oben  bemerkt  wurde  —  sind  „Nationalprodukt" 
und  „  Volkseinkommen u  identische  Begriffe  und  fordert  der  Staat 
seine  Steuern  in  genügendem  Ausmasse  in  der  einen  Form,  so  ist 
nicht  abzusehen,  wozu  er  dann  noch  überdies  Steuern  in  der  zweiten 
Form  fordern  soll.  Aus  diesem  Grunde  haben  in  einem  System  von 
Objektsteuern  Personalsteuern,  wie  etwa  die  Zinsrentensteuer,  die 
Gehaltsteuer,  die  eigentliche  Einkommensteuer  oder  eventuell  eine 
Klassensteuer  u.  dergl.  formell  keinen  Platz.  Trotzdem  können  der- 
artige   Personalsteuern   unter  Umständen  gerechtfertigt  sein.  Es 
wurde  im  vorhergehenden  Abschnitte  darauf  hingewiesen,  dass  die 
Lasten,  welche  den  Bürgern  in  den  Steuern  auferlegt  werden,  durch 
die  Leistungen  der  staatlichen  Verwaltung,  sowie  durch  die  staat- 
lichen Anstalten  kompensiert  werden  sollen,  und  man  kann  wohl 
annehmen,  dass   dies  in  jedem   gut   administrierten  Staate  auch 
thatsächlich  der  Fall  ist.    Allein  wenn  dem  auch  im  grossen  und 
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ganzen  so  ist,  so  ist  damit  noch  nicht  gesagt,  dass  auch  jede  Klasse 
der  Bevölkerung  aus  allen  staatlichen  Anstalten  den  gleichen  Nutzen 
zieht.  Es  gibt  gewisse  Zweige  der  staatlichen  Verwaltung  oder  ge- 
wisse staatliche  Anstalten,  wie  beispielsweise  die  Volksschulen,  welche 
vorwiegend  den  unbemittelten  Klassen  zum  Vorteile  gereichen,  während 
andere  wieder  in  erster  Heihe  den  Interessen  der  Besitzenden  dienen. 
Und  tritt  dieser  letztere  Fall  ein,  so  wird  es  nur  der  Forderung  der 
Billigkeit  entsprechen,  wenn  die  Staatsverwaltung  die  Kosten  dieser 
Anstalten  wenigstens  zum  grösseren  Teile  den  besitzenden  Klassen 
aufbürdet  und  sie  mittels  bestimmter  Personalsteuern  zur  Tragung 
der  fraglichen  Lasten  heranzieht. 

Aus  dem  Gesagten  ergibt  sich  leicht  die  Beantwortung  der 
Frage  wie  sich's  mit  der  Abänderung  bereits  bestehender  Steuern 
verhält.  Bekanntlich  wurde  seiner  Zeit  die  Behauptung  aufgestellt, 
dass  jede  alte  Steuer  gut,  jede  neue  Steuer  schlecht  sei,  d.  h.  mit 
anderen  Worten,  dass  ein  einmal  bestehendes  Steuersystem,  welches 
sich  seit  Jahren  oder  Jahrzehnten  eingelebt  hat,  nicht  geändert 
werden  soll.  Diese  Forderung  geht  jedenfalls  zu  weit.  Nichtig  ist 
wohl,  dass  die  Bevölkerung  sich  im  Laufe  der  Jahre  an  den  Druck 
der  Steuern  gewöhnt  und  sie  daher  weniger  empfindet,  in  analoger 
Weise  wie  etwa  der  Soldat  sich  daran  gewöhnt  den  Tornister,  den 
Mantel,  das  Gewehr,  das  Bajonett,  kurz  all  die  Gegenstände  zu  tragen, 
die  zu  seiner  feldmässigeu  Ausrüstung  gehören  und  trotzdem  sich 
uuter  dieser  Last  frei  und  leicht  bewegt.  Die  Steuern  verschmelzen 
in  der  That  allgemach  so  sehr  mit  dem  wirtschaftlichen  Leben,  dass 
man  sich  in  vielen  Fällen  derselben  gar  nicht  mehr  recht  bewusst 
wird,  sie  verschmelzen  teils  durch  Amortisation  (bei  der  Grundsteuer, 
der  Couponsteuer  und  teilweise  mitunter  bei  der  Haussteuer),  teils 
durch  Ueber wälzung  derart  mit  den  Preisen  der  betreffenden  Güter, 
dass  sie  oft  gar  nicht  mehr  empfunden  werden. 

Es  wäre  jedoch  gefehlt,  wenn  man  hieraus  den  Schluss  ziehen 
wollte,  dass  bestehende  Steuern  darum  nicht  ermässigt  werden  sollen. 
Eine  zu  hoch  gegriffene  Grundsteuer  depossediert  allgemach  —  wie 
oben  dargethan  wurde  —  einerseits  den  Grossgrundbesitzer,  während 
sie  andererseits  den  kleinen  Grundbesitzer,  den  Bauer  zum  blosseu 
staatlichen  Lohnarbeiter  herunterdrückt.  Eine  Gewerbesteuer  oder 
eine  Aufwandsteuer,  welche  einzelne  Produktionszweige  zu  schwer 
belastet,  kann  dieselben  zum  grossen  Schaden  der  betreffenden  Volks- 
wirtschaft zu  Grunde  richten  oder  wenigstens  am  Aufblühen  hindern. 
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Eine  zu  hohe  Haussteuer  zwingt  die  Mieter,  einen  verhältnismässig 
grossen  Teil  ihres  Einkommens  für  ihr  W ohnungsbedürfnis  zu  veraus- 
gaben und  sich  demgemäss  nach  anderen  Richtungen  hin  über  Ge- 
bühr einzuschränken.  Eine  zu  hohe  Verkehrsteuer  kann  den  Ver- 
kehr lähmen  etc.  Kurz  es  kann  sehr  leicht  der  Fall  eintreten,  dass 
einzelne  Gebiete  der  Volkswirtschaft  durch  diese  oder  jene  Steuer 
zum  Schaden  der  Gesamtheit  wesentlich  beeinträchtigt  werden ,  und 
wenn  dem  thatsächlich  so  ist,  so  wäre  es  überaus  gefehlt,  die  Ab- 
änderung, bezw.  Ermässigung  dieser  Steuer  etwa  mit  dem  Hinweise 
darauf,  dass  sie  schon  alt  ist  und  dass  die  Bevölkerung  sich  an  die- 
selbe gewöhnt  hat,  von  der  Hand  weisen  zu  wollen. 

Die  Erleichterung  einer  Steuerlast  wird  selbstverständlich  von 
der  Bevölkerung  jedesmal  gern  und  dankbar  angenommen  werden. 
Misslich  dagegen  ist  die  Einführung  einer  neuen  oder  die  Erhöhung 
einer  bestehenden  Steuer,  weil  dadurch  immer  eine  unangenehm  em- 
pfundene Störung  des  bisherigen  Gleichgewichtes  herbeigeführt  wird 
und  es  jedesmal  einige  Zeit  währt,  ehe  die  Bevölkerung  sich  an  den 
neuen  Druck  oder  an  die  neue  Verteilung  desselben  gewöhnt.  Indes 
verhalten  sich  in  dieser  Beziehung  die  verschiedenen  Steuern  ver- 
schieden. Verhältnismässig  am  wenigsten  Störung  verursacht  die 
Einführung  oder  Erhöhung  einer  persönlichen  Einkommensteuer, 
weil  eine  solche  nicht  abgewälzt  werden  kann  und  überdies  vor- 
nehmlich die  wohlhabenderen  Klassen  trifft.  Selbstverständlich  sind 
hierher  auch  die  direkt  erhobenen  Aufwandsteuern  zu  rechnen.  Diesen 
zunächst  stehen  die  Verkehrsteuern.  Eine  Erhöhung  derselben  wird 
aus  dem  Grunde  leichter  hingenommen,  weil  dieselben  in  der  Regel 
die  Bürger  nicht  dauernd  belasten,  sondern  nur  gelegentlich  —  bei 
Abschluss  des  betreffenden  Geschäftes  —  treffen.  Schwerer  schon 
wird  eine  Erhöhung  der  Gewerbesteuern  oder  der  indirekt  erhobenen 
Aufwandsteuern  getragen,  weil  dieselbe  leicht  den  Ruin  von  so  und 
so  vielen  der  getroffenen  Unternehmungen  nach  sich  zieht.  Am 
drückendsten  endlich  wirkt  eine  Erhöhung  derjenigen  Steuern,  welche 
jf amortisiert "  werden  wie  die  Grundsteuer,  die  Couponsteuer  und 
teilweise  die  Haussteuer  (wenigstens  in  der  ersten  Zeit  nach  ihrer 
Erhöhung,  ehe  die  Abwälzung  gelungen  ist),  weil  sie  mit  ihrem  ganzen 
kapitalisierten  Betrage  auf  das  fragliche  Objekt  fallen  und  dasselbe 
entsprechend  entwerten,  oder  mit  anderen  Worten,  weil  sie  eine 
ziemlich  weitgehende  Vermögenskonfiskation  involvieren. 

Von  dem  in  den  vorliegenden  Blättern  festgehaltenen  Gesichts- 
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punkte  aus  lässt  sich  eine  Frage  leicht  beantworten,  welche  mehr- 
fach und  speziell  auch  in  Oesterreich  in  den  betreffenden  Kreiseu 
die  Gemüter  erhitzt  hat,  ich  meine  die  Besteuerung  der  Erwerbs- 
und Wirtschaftsgenossenschaften.  Die  letzteren  wurden  mehrfach 
der  Gewerbesteuer  (in  Oesterreich  der  sog.  Erwerbsteuer  und  der 
Einkommensteuer)  unterworfen  und  diese  Massregel  der  Steuer- 
behörden hat  in  den  Kreisen  der  Interessenten  teilweise  eine  leb- 
hafte Opposition  hervorgerufen.  Es  wurde  insbesondere  hervor- 
gehoben, dass  Genossenschaften,  welche  lediglich  den  Interessen 
ihrer  Mitglieder  dienen  und  mit  dem  Publikum  in  keinen  Verkehr 
treten,  also  beispielsweise  Konsumvereine,  die  ihre  Waren  lediglich 
an  ihre  Mitglieder,  nicht  aber  an  aussenstehende  Personen  verkaufen, 
nicht  als  Unternehmungen  aufgefasst  werden  können,  die  auf  „Er- 
werb "  ausgehen,  dass  daher  eine  Besteuerung  solcher  Unternehmungen 
eine  Ungerechtigkeit  sei  u.  dergl.  m.  Diese  Argumentation  hat  viel 
Anklang  gefunden ;  meines  Erachtens  mit  Unrecht.  Richtig  ist  hierbei 
nur,  dass  man  derartigen  Erwerbs-  und  Wirtschaftsgenossenschaften 
mit  der  „  Einkommens  "-Besteuerung  sozusagen  nicht  an  den  Leib 
rücken  kann,  weil  hier  ein  „Einkommen"  nicht  vorliegt.  Die  Theorie 
der  Einkommensbesteuerung  setzt  —  wie  wir  gesehen  haben  — 
allerorts  Menschen,  Individuen  voraus,  an  die  sich  der  Steuerfiskus 
wendet  und  von  denen  er  die  Steuer  fordert  und  ein  Verein,  eine 
juristische  Person  ist  kein  Mensch.  Allein  dieser  Standpunkt  ist 
eben,  wie  oben  nacligewiesen  wurde,  nicht  der  richtige.  Die  be- 
stehenden Steuern  sind  (abgesehen  von  den  eigentlichen  Personal- 
steuern) keine  Steuern  vom  Einkommen,  sondern  Objektsteuern  oder 
Konfiskationen  von  Gütern.  Und  wenn  der  Staat  überhaupt  die 
Güter  dort  nimmt,  wo  sich  just  eine  günstige  Gelegenheit  zum  Nehmen 
findet,  d.  i.  dort  wo  die  Güter  produziert  oder  in  den  Verkehr  ge- 
bracht werden  —  wenn  also  der  Staat  jedem  Produzenten  oder 
jedem  Händler  einen  Teil  seiner  Produkte  oder  Waren  konfisziert, 
so  ist  absolut  nicht  abzusehen,  warum  er  vor  einer  Vereinigung  von 
Personen,  die  in  derselben  Weise  Güter  produziert  oder  verkauft  wie 
ein  einzelner  Geschäftsmann,  Halt  machen  soll.  Nicht  die  Person, 
sondern  die  „Unternehmung"  oder  „das  Geschäft"  wird  ja  von  der 
Objektsteuer  getroffen  und  „Geschäft"  bleibt  .Geschäft",  mag  es  von 
einem  Geschäftsmanne  betrieben  werden,  der  dabei  „verdienen"  will, 
oder  von  einer  Vereinigung  von  Personen,  die  lediglich  für  die 
Deckung  ihres  Privatbedarfes  sorgen  wollen. 
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Schliesslich  noch  eine  Bemerkung.  Hält  man  daran  fest,  dass 
der  Staat  in  den  Steuern  nicht  so  sehr  Geld,  als  vielmehr  die  Güter 
fordert,  die  er  teils  unmittelbar  für  seine  Zwecke,  teils  mittelbar, 
d.  i.  zur  Ernährung  seiner  Bediensteten  braucht,  so  wird  man  wohl 
zugeben  müssen,  dass  Freiherr  von  Vogelsang  nicht  ganz  im 
Unrecht  ist,  wenn  er  in  diversen  seiner  Schriften  (vgl.  beispiels- 
weise seinen  Aufsatz:  „Die  Konsolidierung  des  Bodenwertes 44  in  der 
„Oesterr.  Monatschrift  für  christliche  Sozialreform tt,  7.  Bd.,  Wien 
1885,  S.  021  ff.)  über  die  Thatsache  klagt,  dass  heute  alle  Klassen 
der  Produzenten  und  speziell  die  Landwirte  schwer  unter  dem  sog. 
„ Absolutismus  des  Geldes",  d.  h.  unter  der  Thatsache  leiden,  dass 
heute  —  um  mit  Marx  zu  sprechen  —  alle  Produkte  „ durch  die 
Geldform  hindurchgehen*  müssen.  Der  Grundbesitzer  beispielsweise 
hat  seine  Steuer  zu  entrichten  und  der  Staat  andererseits  braucht 
Getreide,  Hafer,  Heu  und  Stroh  für  seine  Truppen.  Anstatt  aber 
diese  Bodenprodukte,  die  er  unmittelbar  verwenden  kann,  von  dem 
Landwirte  in  natura  zu  fordern,  fordert  der  Staat  die  Steuer  in  Geld 
und  muss  der  Grundbesitzer  seine  Produkte  an  den  Händler  für  Geld 
verkaufen  und  letzteres  an  den  Staat  abführen,  damit  dieser  eventuell 
mit  denselben  Geldstücken  von  demselben  Händler  die  nämlichen 
Bodenprodukte  kaufe,  die  eben  jener  Grundbesitzer  auf  seinen  Fel- 
dern geerntet.  Der  Händler  profitiert  auf  diese  Weise  zweimal,  der 
Staat  und  der  Grundbesitzer  aber  müssen  die  Zeche  bezahlen  und 
werden  dem  Händler  tributpflichtig.  Ein  Gleiches  gilt  selbstver- 
ständlich für  eine  ganze  Reihe  von  Gewerbetreibenden. 

Man  wird  einwenden,  dass  eine  Entrichtung  der  Steuern  in  na- 
tura ein  Anachronismus  und  unausführbar  sei,  weil  der  Staat  unmög- 
lich sich  mit  der  Prüfung  der  Qualität  der  eingelieferten  Güter,  mit 
der  Magazinierung  und  Verrechnung  derselben  etc.  befassen  könne. 
Diese  Einwendungen  sind  bis  zu  einem  gewissen  Grade  richtig,  be- 
weisen aber  in  ihrer  Allgemeinheit  gar  nichts,  denn  derselbe  Staat, 
der  da  eventuell  versichert,  dass  er  alle  diese  Dinge  nicht  prästieren 
könue,  kauft  bekanntlich  Getreide,  Hafer,  Heu,  Stroh,  Uniformen, 
Schuhe,  Waffen,  Sattelzeug  etc.  ftlr  militärische  oder  sonstige  Zwecke 
und  prüft  die  Qualität  dieser  Dinge  sehr  genau  beim  Einkauf,  er 
verwahrt  sie  sodann  in  seinen  Magazinen  und  führt  sehr  detaillierte 
und  präzise  Hechnungen  und  Verzeichnisse  darüber.  Wenn  daher 
der  Staat  gelegentlich  der  Anschaffung  es  sehr  wohl  versteht  mit 
Naturalvorräten  zu  wirtschaften,  so  ist  nicht  abzusehen,  warum  er 
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dasselbe  Kunststück  gelegentlich  der  Steuereinhebung  nicht  zuwege 
bringen  sollte.  Damit  soll  nicht  gesagt  sein,  dass  der  Staat  alle 
seine  Steuern  in  natura  einfordern  oder  dass  er  überhaupt  vollständig 
zur  Naturalwirtschaft  zurückkehren  solle,  aber  dass  eine  gewisse 
Emanzipation  vom  Gelde  und  damit  von  den  Geldmächten  dem 
Staate  wie  den  Bürgern  zum  Vorteile  gereichen  würde,  wird  kein 
Einsichtiger  leugnen  können.  —  Die  Nationalökonomie  ist  anfanglich 
fast  ausschliesslich  eine  Nationalökonomie  des  Comptoirs  oder  der 
Börse  gewesen,  die  Menschen  sind  aber,  Gott  sei  dank,  noch  nicht 
durchgehends  Kaufleute  oder  gar  Börsianer,  eine  gewisse  Berück- 
sichtigung der  Bedürfnisse  und  Verhältnisse  des  „Volkes*  wird  daher 
der  „  Volks  "-Wirtschaft  nicht  zum  Nachteile  gereichen. 
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Von 

F.  Frhr.  Ton  Reitzensteln, 

Bezirknpriisidenten  x.  D. 

Je  verschiedener  die  Einrichtungen,  auf  denen  das  kommunale 
Finanzwesen  Nordamerikas  ruht1),  von  denjenigen  sind,  welche  den 
innerhalb  des  bezüglichen  Gebiets  bei  uns  hervorgetretenen  Bildungen 
zur  Basis  dienen,  um  so  mehr  verdient  es  Beachtung,  wenn  in  der 
Beurteilung  und  Weiterentwickelung  jener  Institutionen  Ideen,  welche 
den  bei  uns  herrschenden  verwandt  sind,  sich  Bahn  brechen.  Indem 
sie  von  dem  zunehmenden  Einfluss  derartiger  Ideen  Zeugnis  ablegen, 
haben  die  Verhandlungen,  welche  neuerdings  in  der  Stadt  Baltimore 
Uber  eine  Reform  der  kommunalen  Besteuerung  dieses  grossen  städti- 
schen Gemeinwesens  geführt  worden  sind 8) ,  ein  über  das  örtliche 
Geltungsgebiet  der  bezüglichen  Einrichtungen  hinausgehende  Be- 
deutung: sie  werden  auch  in  weiteren  Kreisen  um  so  mehr  auf 
einiges  Interesse  zählen  dürfen,  als  sie  teils  in  der  Heranziehung 
des  geschichtlichen  Materials  weiter  als  bei  ähnlichen  Anlässen  meist 
gebräuchlich  ausholen,  teils  in  der  Aufstellung  der  Zielpunkte  für  die 
fernere  Entwickelung  über  die  Grenzen  des  zeitigen  Keformprojekts 
hinausgehen  und  eine  Erweiterung  jener  Grenzen  ins  Auge  fassen. 
Diese  Grenzen  waren  durch  die  zeitige  Lage  der  Gesetzgebung  einer- 
seits des  Bundes,  andererseits  des  Staates  Maryland  gegeben. 

')  Vgl.  Finanzarchiv  II,  S.  179  und  III,  S.  408. 

*)  Report  of  the  tax  commission  of  Baltimore  appointed  under  Ordinance 
Nr.  61  of  May  9,  1885,  Baltimore,  printed  by  King  brothers,  1886.  Dass  eines 
der  Mitglieder  der  Kommission,  der  Professor  der  Nationalökonomie  an  der 
John  Hopkins  Universität  zu  Baltimore,  Herr  T.  Ely,  dem  Verfasser  obigen 
Artikels  jene  Verhandlungen  zuzusenden  die  Freundlichkeit  hatte,  wurde  der 
Anlass  dieses  Aufsatzes. 
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Der  Gesetzgebung  des  Bundes  gehört  die  Vorschrift  an.  dass 
alle  Arten  sowohl  von  Bundeseigenem  wie  von  Bundesschuldtitelu 
einer  Besteuerung  weder  seitens  der  einzelnen  Staaten,  noch  seiteus 
der  Gemeinde  unterliegen:  das  in  Bundesobligationen  angelegte  Ver- 
mögen ist  daher  von  allen  Gemeindesteuern  frei.  Der  Verfassung 
des  Staates  Maryland  ist  die  auch  in  den  Gesetzgebungen  anderer 
Staaten  Nordamerikas  wiederkehrende  Bestimmung  eigen,  dass  jede 
im  Staat  wohnende  oder  Vermögen  besitzende  Person  ihren  Anteil  an 
den  öffentlichen  Abgaben  nach  Verhältnis  des  Wertes  ihres  Besitzes 
an  unbeweglichem  oder  beweglichem  Vermögen  zu  tragen  habe:  es 
werden  hierdurch  andere  Formen  der  direkten  Besteuerung  als  die 
einer  Besteuerung  nach  dem  Vermögenswert  vom  Steuerwesen  des 
Staates  wie  der  kommunalen  Korporationen  ausgeschlossen.  Es  bildet 
diese  Vorschrift  gewissermassen  das  Ueberbleibsel  eines  Stadiums, 
in  welches  die  Entwickelung  in  der  zweiten  Hälfte  des  vorigen  Jahr- 
hunderts eintrat  :  als  während  des  Unabhängigkeitskrieges  der  Finanz- 
bedarf der  nordamerikanischen  Staaten  plötzlich  beträchtlich  empor- 
schnellte, wurden  in  der  Mehrzahl  derselben  die  Kopfsteuern,  welche 
bis  dahin  die  einzige  gebräuchliche  Form  der  direkten  Besteuerung 
gebildet  hatten,  durch  Vermögenssteuern  ersetzt.  Dementsprechend 
bildete  seit  jener  Zeit  auch  im  Staate  Maryland  die  Vermögenssteuer 
die  einzige  Form  der  direkten  Besteuerung :  durch  dieselbe  wird  auch 
gegenwärtig  ein  beträchtlicher  Teil  des  Staatsbedarfs  aufgebracht. 
Eine  Ausnahme  bildete  die  Zeit  von  1812  bis  1841,  in  welcher  der 
Staat  direkte  Steuern  überhaupt  nicht  erhob  und  sich  auf  Licenz- 
steuern  und  andere  Einnahmequellen  beschränkte. 

Diese  Phasen  in  der  Gestaltung  des  Staatssteuerwesens  konnten 
für  die  Entwickelung  des  Steuerwesens  der  Stadt  Baltimore  nicht 
ohne  Einfluss  bleiben.  Wohl  nur  wenige  europäische  Städte  zeigen, 
was  das  Wachstum  ihrer  Einwohnerzahl  und  wirtschaftlichen  Ent- 
wickelung anlangt,  eine  so  rapide  Progression,  wie  sie  den  meisten 
amerikanischen  Grossstädten  eigen  ist;  auch  die  Stadt  Baltimore  ge- 
hörte zu  diesen  durch  rasches  Anwachsen  sich  charakterisierenden 
Gemeinwesen.  Dies  Anwachsen  drückt  vor  allem  sich  auch  in  der 
Steigerung  des  Finanzbedarfs  aus:  während  derselbe  1745  sich  nur  . 
auf  drei  Pfund  —  den  Betrag  der  Ausgabe  für  das  Gehalt  des  Stadt- 
sekretärs —  belaufen  hatte,  erreicht  das  städtische  Ausgabebudget 
heute  einen  Betrag  von  ungefähr  0  Millionen  Dollars. 

Erst  im  Jahr  171X3  wurde  Baltimore  zur  Stadt  erhoben,  womit 
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für  den  Mayor  und  Stadtrat  die  Ermächtigung.  Steuern  zu  erheben 
und  einzusammeln  verbunden  war;    diese  Steuererhebungsbefugnis 
schloss  jedoch  keineswegs  das  Recht  selbständiger  Einschätzung  und 
Veranlagung  ein,  vielmehr  hatte  der  Hegel  nach  die  vom  Staat  be- 
hufs der  von  ihm  erhobenen  Steuer  bewirkte  Veranlagung  auch  tiir 
die  Repartition  der  städtischen  Steuer  als  Grundlage  zu  dienen.  Die 
Missstände,  welche  aus  dieser  engen  Begrenzung  der  der  Stadt  ein- 
geräumten Befugnis  hervorgingen,   mussten  in  besonderem  Masse 
während  des  neunundzwanzigjährigen  Zeitraums  —  1812  bis  1841  — 
sich  fühlbar  machen,  während  dessen  die  Erhebung  einer  direkten 
Steuer  seitens  des  Staates  Maryland  überhaupt  nicht  stattfand.  Man 
versuchte,  die  vorhandene  Lücke  durch  Spezialgesetze  auszufüllen; 
bei  dem  ebenfalls  nur  engbemessenen  Umfang  der  Ermächtigungen, 
welche  diese  Gesetze  den  Organen  der  Gemeinde  übertrugen  —  jene 
Ermächtigungen   bezogen  sich  anfangs  nur  auf  die  Einschätzung 
solchen  Eigentums,   welches  in  die  frühere  Steuerrolle  des  Staats 
keine  Aufnahme  gefunden  hatte  — ,  blieb  indessen  die  gewährte  Hilfe 
lange  Zeit  eine  unzureichende;  wie  wenig  das  Ergebnis  ein  der 
Wirklichkeit  entsprechendes  war,  geht  daraus  hervor,  dass  im  Jahre 
1832  der  gesamte  veranlagte  Vermögenswert  nur  erst  3,504,004  Dol- 
lars betrug,  wovon  die  Steuer  nach  einem  Satze  von  etwas  über 
fünf  Prozent  erhoben  wurde;  dass  dieser  Satz  nicht  drückend  er- 
schien,  beweist  am  besten,  wie  weit  die  Einschätzung  hinter  dem 
wirklichen  Werte  zurückblieb.     Erst  ein  Gesetz  vom  Jahre  1831 
brachte  umfassendere  Vollmachten,  auf  Grund  deren  im  Jahre  1835 
eine  Reorganisation  des  städtischen  Steuerwesens  vorgenommen  werden 
konnte;   die  demnächst  bewirkte  Einschätzung  erhöhte  den  Gesamt- 
schätzungswert  des   steuerbaren  Vermögens    sogleich   von  (1835) 
3.787,702  auf  (1836)  42,031,960  Dollars;  in  den  Jahren  1841  und 
1846  erfolgten  weitere  Einschätzungen  mit  ähnlich  günstigem  Er- 
folge;   im  Laufe  der  Zeit  sind  die  Einschätzungsperioden  wieder 
längere  —  acht-  bis  zehnjährige  —  geworden;  die  letzte  allgemeine 
Einschätzung  hat  im  Jahre  1876  stattgefunden;  der  auf  Grund  der- 
selben berechnete  Vermögenswert  hat  für  das  Jahr  1884  240,651,609 
Dollars  betragen,  von  welchem  Betrage  die  städtische  Steuer  mit  1,60 
vom  Hundert  erhoben  wurde.  —  Ein  fernerer  Mangel  in  der  Be- 
messung der  Vollmachten  der  Stadtverwaltung  beruhte  darin,  dass 
dieselbe  keine  allgemeine  Befugnis  besass,  einmal  veranlagte  Steuern 
in  Abgang  zu  stellen  oder  zu  ermässigen;  nur  für  den  Fall  der 
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Zahlungsunfähigkeit  bezw.  des  Besitzwechsels  war  sie  ermächtigt, 
Niederschlagungen  bezw.  Uebertragungen  auf  den  neuen  Erwerber 
auszusprechen.  Die  Einforderung  der  Steuer  war  an  keine  Frist 
gebunden;  es  war  gebräuchlich,  die  rückständigen  Steuern  dem 
Steuererheber  gegen  ein  Entgelt  zu  verkaufen,  das  teils  bar  zu  ent- 
richten, teils  in  Schuldscheinen  ohne  Sicherstellung  zu  hinterlegen 
war.  Die  Nachteile,  welche  dies  System  für  den  Eingang  der  Steuern 
hatte,  waren  evidente :  kaum  etwas  mehr  als  die  Hälfte  der  Steuern 
kam  innerhalb  des  Fälligkeitsjahres  zur  Erhebung;  um  eine  pünkt- 
lichere Entrichtung  sicher  zu  stellen,  griff  man  im  Jahre  1835  zu 
dem  Mittel  der  Bewilligung  eines  Diskonts  an  diejenigen,  welche 
ihrer  Verpflichtung  rechtzeitig  nachkamen,  eine  Einrichtung,  die  sieb 
bis  auf  die  Gegenwart  behauptet  hat,  ohne  genügende  Resultate  zu 
liefern:  der  Betrag  der  rückständigen  Steuern  blieb  immer  ein  er- 
heblicher. Das  Jahr  1841  brachte  eine  Erweiterung  der  Befugnisse 
der  Stadtverwaltung  insofern,  als  dieselbe  ermächtigt  wurde,  eine 
Kommission  —  appeal-tax-court  —  zur  Entscheidung  der  Steuer- 
reklamationen einzusetzen;  gleichzeitig  wurde  die  Stadtverwaltung 
mit  der  jährlichen  Erhebung  der  Staatssteuer  und  der  Anstellung 
eines  Staatssteuererhebers  beauftragt.  Eine  eigentliche  Einschätzungs- 
befugnis stand  dem  appeal-tax-court  ursprünglich  nicht  zu;  seine 
Vollmachten  beschränkten  nach  jenem  Gesetz  von  1841  sich  darauf, 
in  Fällen  des  Besitzwechsels  Uebertragungen  und  in  Fällen  des  Ver- 
lustes, der  Zerstörung  oder  Wertverminderutig  Niederschlagungen 
bezw.  Ermässigungen  zu  beschliessen ;  eine  Erhöhung  der  Veran- 
lagung durfte  nur  in  Ansehung  derjenigen  Personen,  welche  ein** 
Ermässigung  in  Anspruch  nahmen,  soweit  sie  erweislich  neues  Eigen- 
tum erworben  hatten,  ausgesprochen  werden.  Ausnahmsweise  wurde 
dem  Court  die  Befugnis  zur  Einschätzung  einzelner  besonderer  Kate- 
gorien von  Vermögensobjekten  übertragen.  Mit  der  Zeit  erweiterte 
sich  jedoch  diese  Ermächtigung  zu  einer  allgemeinen,  das  Recht  der 
Neueinschätzung  und  Veranlagung  alles  in  der  Stadt  befindlichen 
Eigentums  im  gegebenen  Falle  einschliessenden  Itevisionsbefugni*. 
Aber  die  ihm  zu  Gebote  stehenden  Mittel  waren  fix  die  Erfüllung 
dieser  Aufgabe  nicht  ausreichend;  Klagen  über  ungenügende  Lei- 
stungen des  Steuerwesens  blieben  häufige;  vor  allein  waren  es  vier 
Punkte,  um  welche  diese  Klagen  sich  drehten ;  es  wird  gerügt,  das* 
die  Veranlagung  eine  ungleiche  sei,  dass  ein  grosf^er  Teil  des  be- 
weglichen Vermögens  sich  der  Besteuerung  entziehe,  <:ass  die  zwangs- 
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weise  Herbeiführung  der  Zahlung  erhebliche  Schwierigkeiten  finde 
und  dass'  eine  grosse  Zahl  von  Personen  dadurch,  dass  sie  einen 
Teil  des  Jahres  auf  dem  Lande  wohnen,  der  Besteuerung  durch  die 
Stadt  zu  entgehen  wisse.  Die  Ausdehnung,  welche  der  letztgedachte 
U ebelstand  erlangt  hatte,  führte  im  Jahre  1802  zum  Erlass  eines 
Gesetzes,  das  die  Stadt  zur  Besteuerung  alles  innerhalb  derselben 
befindlichen  Eigentums,  gleichgültig,  ob  dasselbe  in  oder  ausserhalb 
der  Stadt  Wohnenden  gehöre,  ermächtigt.  Aber  dies  Gesetz  wurde 
im  Jahre  1805  wieder  aufgehoben  und  erhielt  der  Gegenstand  dem- 
nächst durch  die  erwähnte  Verfassung  des  Staates  Maryland  vom 
Jahre  1807  in  dem  Sinne  seine  Erledigung,  dass  bewegliches,  den 
im  Staate  wohnhaften  Personen  gehöriges  Vermögen  in  der  Gemeinde 
steuerpflichtig  sei,  in  der  der  Eigentümer  in  redlicher  Absicht  den 
grosseren  Teil  des  Jahres  seine  Wohnung  habe,  ausgenommen  allein 
dauernd  vermietete  Gegenstände,  welche  da,  wo  sie  vermietet  wären, 
auch  zur  Steuer  heranzuziehen  seien. 

Vorschläge  wegen  Verbesserung  dieser  Uebelstände  zu  machen, 
war  die  Aufgabe,  welche  einer  vom  Mayor  und  Stadtrat  von  Baltimore 
mittels  Ordonnanz  vom  9.  Mai  1885  eingeschätzten  Kommission  ge- 
stellt war:  sie  bestand  aus  drei  Mitgliedern,  unter  denen  sich  Mr. 
J.  Ely,  Professor  der  Nationalökonomie  an  der  .lohn  Hopkins  Universität 
in  Baltimore,  befand;  es  bedurfte  einer  erheblichen  Anzahl  von 
Sitzungen,  ehe  sie  sich  über  die  in  Antrag  zu  bringenden  Abände- 
rungen des  bestehenden  Systems  schlüssig  machte ;  das  Ergebnis  ihrer 
Verhandlungen  hat  sie  schliesslich  in  einem  am  9.  Januar  d.  J.  dem 
Mayor  und  Stadtrat  erstatteten  Berichte  niedergelegt;  demselben 
sind  Entwürfe  der  bei  der  legislativen  Versammlung  vom  Staate 
Maryland  zu  beantragenden  Gesetze  sowie  der  vom  Mayor  und  Stadt- 
rat zu  erlassenden  Verordnungen  und  endlich  der  den  Einschätzungen 
zu  Grunde  zu  legenden  Formulare  beigefügt.  Einleitend  bemerkt  die 
Kommission,  dass  diese  Vorschläge  noch  immer  weit  davon  entfernt 
seien,  in  ihrer  Gesamtheit  ein  vollständiges  oder  vollkommenes  System 
darzustellen :  das  Aeusserste,  was  habe  erreicht  werden  können,  be- 
stehe darin,  dass  die  dringendsten  Uebelstände  Beseitigung  erführen 
und  der  Grundsatz  der  Verfassung,  welcher  jedem  einen  angemessenen 
und  gerechten  Anteil  an  den  öffentlichen  Lasten  aufzuerlegen  suche, 
ein  grösseres  Mass  von  Durchführung  erhalte. 

Ihrem  Objekte  nach  lassen  sich  die  Vorschläge  der  Konimission 
wesentlich  in  dreierlei  scheiden:  in  solche,  welche  sich  auf  die 

595 


Digitized  by  Google 


142 


V.  v.  It<itzcnst«iu, 


Abgrenzung  der  Besteuerungsbefugiiis  der  Stadt,  welche  sich 
auf  die  Organisation  und  Ausführung  der  Einschätzung  und 
Veranlagung  und  welche  sich  auf  die  Regelung  der  Erhebung 
der  Steuer  beziehen. 

In  erste rer  Hinsicht  war  es  vor  allem  erforderlich,  den  Um- 
fang des  Besteuerungsrechts  der  Stadt  gegenüber  dem  des  Staats 
näher  zu  bestimmen :  zu  diesem  Behuf  ist  ein  Gesetzentwurf  vor- 
gelegt, welcher  die  Befugnis  zur  Regelung  der  Einschätzung  alles 
in  der  Stadt  befindlichen  .steuerbaren  Vermögens  mit  einziger  Aus- 
nahme derjenigen  Objekte,  welche  der  ausschliesslichen  Einschätzung 
der  Staatsorgane  vorbehalten  sind,  der  Stadtverwaltung,  d.  Ii.  dem 
Mayor  in  Gemeinschaft  mit  dem  Stadtrat  überträgt.  Der  Einschätzung 
durch  den  Staat  vorbehalten  sind  vor  allem  die  Geschäftsanteile  und 
Aktien  der  in  Maryland  inkorporierten  Erwerbsgesellschaften  mit  Aus- 
nahme der  Eisenbahngesellschaften ;  die  Aktien  der  letzteren  werden 
der  Einschätzung  durch  die  städtische  Verwaltung  für  unterliegend 
erachtet:  für  die  Veranlagung  der  Geschäftsanteile  jener  anderen 
Erwerbsgesellschaften  zur  städtischen  Steuer  ist  daher  das  Ergebnis 
der  vom  Staat  vorgenommenen  Einschätzung  massgebend.  Dagegen 
soll  in  Bezug  auf  alle  der  Einschätzung  durch  die  Organe  des  Staats 
nicht  vorbehaltenen  Objekte  die  von  der  Stadtverwaltung  vorgenommene 
Einschätzung  auch  für  die  Veranlagung  der  Staatssteuer  massgebend 
sein.  Die  Regulativgewalt  der  Stadtorgane  wird  sogar  bis  zu  der 
Befugnis  ausgedehnt,  gewisse  Bestimmungen  der  Staatsgesetze  ira 
Wege  der  über  die  Einschätzung  und  Veranlagung  der  städtischen 
Steuer  zu  erlassenden  Verordnungen  ausser  Kraft  zu  setzen.  Einer 
ferneren  näheren  Umgrenzung  bedurfte  dann  das  Besteuerungsrecht 
der  Stadt  Baltimore  gegenüber  dem  der  anderen  Gemeinden;  der 
Heranziehung  zur  Steuer  der  Stadt  Baltimore  soll  unterliegen  einmal 
alles  in  der  Stadt  belegene,  sei  es  im  unmittelbaren  Besitz  des 
Eigentümers,  sei  es  im  Pachtbesitz,  befindliche  unbewegliche  Ver- 
mögen und  sodann  alle  daselbst  befindliche  bewegliche  Habe,  soweit 
sie  dauernd  in  Pacht  gegeben  ist,  gleichgültig,  ob  die  betreifenden 
Sachgüter  einem  in  der  Stadt  oder  einem  ausserhalb  derselben  Woh- 
nenden gehören;  sodann  alles  bewegliche  Vermögen,  welches  einem 
in  der  Stadt  für  irgend  einen  Teil  des  Jahres  wohnenden  Steuer- 
pflichtigen gehört,  ausgenommen  ausserhalb  befindliche  und  dort 
dauernd  verpachtete  Gegenstände;  erst  nach  Ablauf  des  Jahres  kann 
eine  entsprechende  Ermässigung  von  denen  in  Anspruch  genommen 
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werden,  welche  den  Nachweis  führen,  dass  .sie  mehr  als  die  Hälfte 
des  Jahres  hindurch  an  einem  anderen  Orte  in  redlicher  Absicht 
ihren  Wohnsitz  gehabt  haben.  Die  Kommission  hofft,  durch  diese 
Bestimmung  dem  Uebelstande  zuvorzukommen,  dass  Steuerpflichtige, 
indem  sie  entweder  für  einen  Teil  des  Jahres  ihren  Aufenthalt  an 
einem  anderweitigen  Orte  nehmen  oder  ohne  in  ein  dauerndes  Miets- 
verhältnis einzutreten  unter  dem  Vorwande,  in  der  Stadt  nicht  wohn- 
haft zu  sein,  sich  der  Besteuerung  entziehen. 

Was  zweitens  die  Regelung  der  Einschätzung  und  Ver- 
anlagung anlangt,  so  soll  dies  Geschäft  einer  aus  Iii  Mitgliedern 
bestehenden  Behörde  übertragen  werden:  sämtliche  Mitglieder  sind 
besoldet;  jedes  Jahr  unterliegt  ein  Viertel  der  Mitglieder  der  Er- 
neuerung;  ein  ebenfalls  besoldeter  Sekretär  ist  ihnen  beigegeben; 
die  Mitglieder  vereinigen  sich  mindestens  einmal  wöchentlich  zu  ein^r 
Sitzung  und  regeln  ihren  Geschäftsbetrieb  durch  in  der  Sitzung  ge- 
fasste  Beschlüsse:   das  unbewegliche  Eigentum  —  real  estate  — 
wird  einschliesslich  der  am  Orte  befindlichen,  dauernd  verpachteten 
beweglichen  Güter,  welche  nach  Vorstehendem  jenem  gleichgestellt 
sind,  alle  drei  Jahre,   das  bewegliche  Vermögen  —  personalty  — 
jährlich  neu  eingeschätzt ;  behufs  Einschätzung  der  der  erstgedachten 
Kategorie  angehörigen  Vermögensobjekte  wird  die  Stadt  in  Bezirke 
—  wards  —  geteilt,  von  denen  in  jedem  Jahr  ein  Drittel  zur  Ein- 
schätzung gezogen  wird :  um  dieselbe  zu  erleichtern,  wird  beantragt, 
dass  durch  Staatsgesetz  die  Führung  eines  Registers,  in  das  alle 
Besitzveränderungen  einzutragen  seien  und  das  als  Kontrolle  diene, 
vorgeschrieben  werde.   Die  Einschätzung  des  beweglichen  Vermögens 
erfolgt   auf  Grund  von  Deklarationen  der  Steuerpflichtigen,  deren 
Richtigkeit  diese  eidlich  zu  versichern  haben;  Formulare  zu  solchen 
Deklarationen  hat  die  Kommission  entworfen;  die  Gruppierung  der 
Objekte  erinnert  an  diejenige,  welche  in  den  Policen  unserer  Mobiliar- 
Feuerversicherungsgesellschaften  üblich  ist:  besondere  Formulare  be- 
treffen die  Deklaration  von  Aktien  und  Geschäftsanteilen,  soweit  es 
nicht  sich  um  die  nach  Obigem  der  Einschätzung  durch  den  Staat 
vorbehaltenen  Aktien  etc.  der  inkorporierten  Gesellschaften  Mary- 
lands handelt,  Bonds.  Schuldtiteln  der  Staaten,  Privatobligationen 
und  Effekten  aller  Art.    Vom  Schätzungswerte  der  Aktiva  wird  der 
der  Passiva  in  Abzug  gebracht.  Wer  seine  Deklaration  nicht  recht- 
zeitig einreicht,  verfällt  einer  Strafe  von  fünf  bis  zu  fünfzig  Dollars 
und,  sofern  er  von  der  Kommission  nicht  als  entschuldigt  angenommen 
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wird,  ausserdem  einer  Erhöhung  seiner  Einschätzung  um  zwei  bis 
zwanzig  Prozent;  hat  auch  eine  weitere  Aufforderung  keinen  Erfolg, 
so  wird  die  Einschätzung  um  weitere  fünfzig  Prozent  erhöht.  Eine 
Reklamation  gegen  die  von  den  einzelnen  Schätzern  getrofleneu  Ent- 
scheidungen findet  an  das  Kollegium  derselben  statt;  gegen  die  Be- 
schlussfassung des  letzteren  ist  sodann  weiterer  Rekurs  an  den  appeal- 
tax-court  zulässig;  die  Einlegung  des  letzteren  Rechtsmittels  befreit 
jedoch  nicht  von  der  vorläufigen  Entrichtung  der  Steuern. 

Was  drittens  die  Erhebung  der  Steuer  anlangt,  so  wollen 
vor  allem  die  Entwürfe  den  Organen  der  städtischen  Verwaltung 
ein  geordnetes  Exekutionsrecht  beilegen;  zugleich  beseitigen  sie  die 
Bewilligung  eines  Diskontos  an  die  die  Steuer  rechtzeitig  entrichtenden 
Pflichtigen;  statt  dessen  wird  die  Entrichtung  der  Steuer,  welche 
früher  mittels  einmaliger  Zahlung  stattzufinden  pflegte,  auf  vier 
jährliche  Zahlungstermine  verteilt:  diejenigen,  welche  diese  Termine 
nicht  einhalten,  haben  mit  der  Steuer  zugleich  Verzugszinsen  von 
1  Prozent  für  jeden  Monat  des  Zeitraums,  mit  welchem  sie  sich 
im  Rückstände  befinden,  zu  entrichten. 

Der  Inhalt  dieser  Vorschläge  bekundet  einen  Zustand,  der  ini 
Vergleich  zu  dem  in  der  Mehrzahl  der  europäischen  Staaten  vor- 
handenen als  ein  primitiver  bezeichnet  werden  muss;  fast  überall 
handelt  es  sich  um  Fragen,  die  bei  uns  in  der  Politik  und  in  der 
administrativen  Technik  des  Steuerwesens  längst  ihre  Lösung  gefunden 
haben;  vor  allem  die  Vorschrift  der  Verfassung  von  Maryland,  welche 
direkte  Steuern  lediglich  in  der  Form  einer  Steuer  nach  dem  Werte 
des  unbeweglichen  und  beweglichen  Vermögens  zu  erheben  gestattet, 
erscheint  als  eine  hinter  der  allgemeinen  wirtschaftlichen  Entwicke- 
lung  weit  zurückgebliebene.  Mit  Recht  hat  daher  Professor  Ely 
den  Vorschlägen  der  Kommission  ein  persönliches  Sentiment  beige- 
gefügt,  mittelst  dessen  er  sich  gegen  die  Annahme  verwahrt,  als  ob 
er  die  Vorschläge  für  eine  abschliessende  und  dem  gegenwärtigen 
Stadium  entsprechende  Lösung  der  Probleme  erachte:  von  einer 
solchen  könne  seiner  Ansicht  nach,  so  lauge  jene  Vorschrift  der 
Verfassung  aufrecht  erhalten  bleibe,  nicht  die  Rede  sein.  Als  die 
Staaten  Nordamerikas,  wie  vorerwähnt,  durch  die  seit  dein  Ausbruch 
des  Unabhängigkeitskrieges  eingetretene  rasche  Steigerung  des  Fiuanz- 
bedarfs  genötigt  wurden,  die  rohe  Form  der  Kopfsteuer  durch  einen 
finanziell  ergiebigeren  Besteuerungsmodus  zu  ersetzen,  griffen  sie  al> 
nach  dem  Nächstliegenden  zur  Besteuerung  nach  dem  Venuögeus- 
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wert:  es  entsprach  dies  völlig  der  damaligen  Einfachheit  der  wirt- 
schaftlichen Verhältnisse;  unter  den  Vermögenswerten  waren  Grund- 
eigentum und  das  zugehörige  lebende  und  tote  Inventar  weit 
überwiegend,  wogegen  der  Besitz  von  Effekten  und  Schuldtiteln  nur 
einen  geringen  Umfang  hatte;  einer  Verheimlichung  der  Steuer- 
objekte war  nur  wenig  Spielraum  geöffnet:  im  allgemeinen  konnte 
die  hauptsächlich  nach  dem  Werte  des  unbeweglichen  Vermögens 
und  seiner  Zubehör  sich  bemessende  Verteilung  der  Steuer  als  eine 
der  Abstufung  der  Leistungsfähigkeit  einigermassen  folgende  gelten. 
Mit  dem  enormen  Wachstum  des  beweglichen  Vermögens  und  der 
Vervielfältigung  der  meist  über  das  Gebiet  der  einzelnen  Gemeinde  bezw. 
des  einzelnen  Staats  hinausreichenden  Kreditverhältnisse  hat  sich  dies 
völlig  geändert;  nicht  bloss  die  in  Maryland,  sondern  auch  die  in 
anderen  Staaten  der  Union  gemachten  Erfahrungen  —  für  das  Steuer- 
wesen der  grossen  Mehrzahl  derselben  ist  wie  bemerkt  dasselbe 
Prinzip  massgebend  —  haben  gezeigt,  in  wie  schroffem  Widerspruch 
mit  den  Erfordernissen  einer  rationellen  Steuerverteilung  sich  die  in 
der  Praxis  jener  Besteuerungsform  erzielten  Ergebnisse  befinden. 

In  erster  Linie  tritt  in  diesen  Ergebnissen  eine  im  allgemeinen 
gänzlich  unzureichende,  dabei  jedoch  in  sich  durchaus  ungleich- 
mässige  Heranziehung  des  beweglichen  Vermögens  zu  Tage. 
In  Baltimore  hatte  die  appeal-tax-commission  auf  eine  Anfrage 
der  Veranlagungskommission  erwidert,  dass  die  Versuche,  die 
in  Privatschuldtiteln  bestehenden  Werte  zur  Besteuerung  heran- 
zuziehen, gänzlich  erfolglos  geblieben  seien;  auch  hatte  der  Steuer- 
erheber der  Stadt  eine  entsprechende  Veranlagung  des  beweglichen 
Vermögens  als  mit  unübersteiglichen  Schwierigkeiten  verbunden  be- 
zeichnet und  sich  für  ausser  stände  erklärt,  in  Bezug  auf  die  Sicher- 
stellung einer  erfolgreichen  Veranlagung  desselben  Vorschläge  zu 
machen.  Dem  entsprechend  hat  sich  auch  in  dem  Zeitraum  von 
1877  bis  1884  der  Veranlagungswert  des  beweglichen  Vermögens 
in  Baltimore,  wähernd  der  des  unbeweglichen  von  178,572,032  auf 
191,510,113  gestiegen  ist,  nicht  nur  nicht  vermehrt,  sondern  er  ist 
sogar  um  77,531,309  auf  50,135,186  Dollars  herabgegangen;  ebenso 
hatte  in  New  York,  während  noch  im  Jahre  1  Stil*  das  unbewegliche 
Vermögen  78,  das  bewegliche  22  Prozent  der  Steuer  getragen  hatte, 
das  Wertverhältnis  im  Jahre  1879  sich  dergestalt  geändert,  dass  das 
unbewegliche  Vermögen  87*,io,  das  bewegliche  122/io  Prozent  bei- 
steuerte; seitdem  ist  der  Veranlagungswert  des  beweglichen  Ver- 
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mögens  noch  weiter  herabgegangen.  Gleichwohl  wird  angenommen, 
dass  in  den  reichen  östlichen  und  mittleren  Staaten  der  Wert  des 
beweglichen  den  des  unbeweglichen  Vermögens  erreiche,  so  dass  die 
so  erhebliche  Differenz,  um  welche  der  zeitige  Anteil  des  beweg- 
lichen Vermögens  an  der  Steuerlast  gegen  dies  Verhältnis  zurück- 
bleibt, nur  auf  Rechnung  teils  der  zu  niedrigen  Einschätzung  des 
beweglichen  Vermögens,  teils  der  zahlreichen  Hinterziehungen  ge- 
setzt werden  kann.  Ein  Beispiel  der  letzteren  enthält  folgender 
Fall:  der  Steuerbetrag,  zu  welchem  in  Philadelphia  die  Besitzer  der 
Uhren  herangezogen  werden ,  ist  für  eine  goldene  Uhr  auf  1 ,  für 
eine  silberne  auf  0,75,  für  jede  andere  auf  0,50  Dollars  jährlieh 
normiert:  die  Zahl  der  in  den  Jahren  1883  bis  1885  wirklich  veran- 
lagten Uhren  ergibt  sich  nun  aus  folgender  Tabelle: 

188:J  188-4  1885 

Goldene  Uhren  .    .    14,515  18,500  18,390 

Silberne  Uhren  .    .        375  075  545 

Andere  Uhren    .    .         19  74  55 

Unzählige  ähnliche  Fälle  Hessen,  wird  behauptet,  sich  anführen. 
Während  so  die  Veranlagung  des  beweglichen  Vermögens  eine 
grossenteils  illusorische  ist,  fehlt  es  doch  nicht  an  Beispielen  dafür, 
dass  einzelne  Arten  gedachten  Vennögens  in  einem  Masse  heran- 
gezogen werden,  welches  gerade  vermöge  der  künstlichen  Nieder- 
haltung des  Veranlagungswerts  im  allgemeinen  die  Belastung  ex- 
ceptionell  zu  einer  exorbitanten  steigert.  Es  ist  dies  namentlich  in 
Anbetracht  desjenigen  beweglichen  Vermögens  der  Fall,  das,  weil 
es  einer  vormundschaftlichen  Verwaltung  unterstellt  ist  oder  ver- 
mittelst anderer  Vorgänge  seinem  Wertbetrage  nach  zur  Kenntnis 
der  Behörden  kommt:  so  geschieht  es  häufig,  dass  gewerbliche 
Etablissements  oder  sonstige  Immobilien  durch  die  den  minorennen 
oder  geisteskranken  Besitzern  bestellten  Vormünder  veräussert  und 
in  Effekten,  bei  Sparkassen  u.  s.  w.  belegt  werden  müssen: 
liier  wird  nicht  selten  die  Veranlagung  auf  den  ganzen  Betrag  des 
Vermögens  ausgedehnt.  Ein  Beispiel  ungewöhnlicher  Härte  bietet 
u.  a.  der  nachstehende,  in  einer  der  nördlichen  Grafschaften  von 
New  York  vorgekommene  Fall:  Ein  Landwirt  und  seine  Gattin 
verkauften,  als  sie  wegen  zunehmenden  Alters  ihr  Besitztum  nicht 
mehr  bearbeiten  konnten,  dasselbe  für  5000  Dollars  und  Hessen  den 
Kaufschilling  gegen  Hypothek  auf  dem  Grundstücke  in  der  Absicht 
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stehen,  aus  den  Zinsen  ihre  Existenz  zu  bestreiten;  da  die  betreffende 
Stadt  indessen  eine  kleinere  war,  kamen  die  Bedingungen  des  Kauf- 
kontrakts zur  Kenntnisnahme  der  Einschätzungskommission,  welche 
sich  hierdurch  veranlasst  sah,  abweichend  von  ihrer  sonstigen  Praxis 
den  ganzen  Betrag  des  Kaufschillings  zur  Steuer  zu  veranlagen; 
gerade  in  dem  betreffenden  Jahre  aber  hatte  die  Stadt,  um  eine 
ihr  drohende  Aushebung  abzuwenden,  behufs  Deckung  des  hierdurch 
erwachsenden  Mehrbedarfs  den  Steuersatz  auf  einen  den  üblichen  Zins- 
fuss übersteigenden  Betrag  erhöht,  so  dass  die  beiden  alten  Leute, 
um  den  die  Zinsen  übersteigenden  Mehrbetrag  der  Steuer  aufzu- 
bringen und  ihre  Existenz  zu  bestreiten,  gegen  Tagelohn  zu  arbeiten 
sich  genötigt  sahen,  während  das  von  ihnen  verkaufte  Grundstück 
nur  zu  einem  Fünftel  seines  Werts  veranlagt  wurde  und  das  in  Ka- 
pitalien bestehende  Vermögen  anderer  Bürger  zu  einem  grossen  Teil 
jeder  Besteuerung  entging.    Noch  mehr  potenziert  sich  diese  Un- 
gleichmassigkeit  durch  die  vorerwähnte  Vorschrift  der  Bundesgesetz- 
gebung, welche  Eigentum  und  Schuldtitel  der  Union  zur  Besteuerung 
heranzuziehen  verbietet:   übersteigen  die  Schulden  des  Steuerpflich- 
tigen den  nach  Aussonderung  des  Besitzes  an  Bundesobligationen 
verbleibenden  Vermögensbetrag,  so  ist  jede  Veranlagung  zur  Steuer 
ausgeschlossen ;  es  ist  ein  üblicher  Kunstgriff,  zu  dem  für  die  Steuer- 
einschätzung massgebenden  Zeitpunkte  gegen  Hinterlegung  von  Schuld- 
titeln des  Bundes  vorübergehende  Verbindlichkeiten  zu  kontrahieren, 
welche,  wenn  sie  dem  Betrage  der  ausser  jenen  Bundesobligationen 
vorhandenen  Aktien  gleichkommen,  dem  Besitzer  eine  thateachliche 
Befreiung  von  der  Steuer  sichern.  Der  Reklamationshof  (appeal-tax- 
court)  von  Baltimore  veranschlagte  den  in  Schuldtiteln  des  Bundes 
angelegten  Betrag  auf  50  Millionen  Dollars,  wobei  die  im  Bank- 
verkehr befindlichen  Beträge  nicht  gerechnet  waren. 

Einen  weiteren  Nachteil  des  bestehenden  Systems  findet  Ely 
in  der  künstlichen  Verschiebung  der  Aufenthalts-  und  Er- 
werbsverhältnisse, welche  dasselbe  zur  Folge  hat :  die  Besteuerung 
des  beweglichen  Vermögens  begründet  eine  Erhöhung  der  Produktions- 
kosten für  die  innerhalb  der  Gemeinde  wohnhaften  Gewerbetreibenden 
und  führt  daher  zu  einer  Privilegierung  derjenigen,  welche  ihren 
Wohnsitz  ausserhalb  haben  und  infolgedessen  in  Ansehung  eines 
grossen  Teils  ihres  Betriebskapitals  von  der  Steuer  nicht  getroffen 
werden  können.  Während  es  daher  in  einer  Anzahl  von  Fällen  das 
Bestreben  beiordert,  sich  durch  Begründung  eines  Wohnsitzes  ausser- 

601 


Digitized  by  Google 


148  F-  v-  Bettzenatcin, 

halb  der  Gemeinde  der  Besteuerung  zu  entziehen,  wirkt  es  in  anderen 
dazu  mit,  dass  ganze  Erwerbszweige  sich  Orten  zuwenden,  in  denen 
die  Steuerverhältnisse  für  dieselben  günstigere  sind.  Eine  Auswan- 
derung der  Industriezweige  nach  anderen  Gegenden  aus  ähnlichen  Ur- 
sachen steht  in  der  Geschichte  der  neueren  wirtschaftlichen  Ent- 
wicklung Amerikas  keineswegs  vereinzelt  da:  so  siedelte  die 
Zuckerraffinerie,  die  früher  in  Baltimore  blühte,  grossenteils  nach 
New  York  und  Philadelphia  über;  die  Erhöhung  der  Gebühren  für 
öffentliche  Verkäufe  in  Philadelphia  vertrieb  einen  erheblichen  Teil 
des  Warenhandels  von  dort  nach  New  York. 

Die  Nachteile  endlich,  welche  der  öffentlichen  Moralität 
aus  einem  solchen  Zustande  erwachsen,  bedürfen  keines  Beweises: 
ein  je  weiterer  Spielraum  der  Möglichkeit  eingeräumt  ist,  sich  durch 
unrichtige  Angaben  der  Besteuerung  zu  entziehen,  um  so  grösser 
wird  die  Versuchung  zu  unredlichen  Deklarationen  und  zur  Täuschung 
der  Organe  der  öffentlichen  Verwaltung. 

Die  Meinung  des  Professor  Ely  ist  es  hiernach,  dass  bei  der 
Kompliziertheit  der  heutigen  Verhältnisse  es  stets  unmöglich  bleiben 
müsse,  die  Steuerkraft  in  genügender  und  gleichmässiger  Weise  aus- 
zunützen, so  lange  der  Gedanke  einer  einheitlichen  direkten  Steuer 
festgehalten  werde.  Die  Vielgestaltigkeit  der  heutigen  wirtschaft- 
lichen Entwickelung  erfordere  eine  Mehrheit  von  unter  sich  in 
Wechselbeziehung  stehenden  und  in  ihrer  Gesamtheit  ein  System 
bildenden  Steuern  und  anderen  gemeinwirtschaftlichen  und  privat- 
wirtschaftlichen Einnahmen.  Als  die  wichtigsten  Elemente  eines 
solchen  Systems  bezeichnet  er  Steuern  vom  Grund  und  Boden,  vom 
beweglichen  Vermögen,  vom  Einkommen,  von  der  Wohnungsmiete, 
vom  Gewerbebetriebe  und  von  den  öffentlichen  Fuhrwerken;  denselben 
habe  eine  zweckmässige  Ausnutzung  der  natürlichen  Monopole,  ins- 
besondere des  Gasmonopols  sich  anzuschliessen. 

Was  die  Grundsteuer  anlangt,  so  ist  er  der  Ansicht,  dass 
die  Unentbehrlichkeit  mit  kaum  irgend  einer  Ausnahme  von  allen 
bedeutenden  Rechtslehrern  und  Volkswirten  anerkannt  werde ;  offenbar 
ist  der  innerhalb  der  agrarischen  Richtung  bei  uns  in  so  intensiver 
Weise  sich  geltend  machende  Zug  auf  Beschränkung  dieser  Belastung 
den  amerikanischen  Verhältnissen  fremd  geblieben.  Er  empfiehlt  eine 
einheitliche  und  in  ihrem  Betrage  sich  möglichst  gleich  bleibende 
Grundsteuer,  da  eine  solche  die  Natur  einer  Reallast  anzunehmen 
pflege  und  gewissermassen  den  der  Gesamtheit  vorbehaltenen  Anteil 
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am  Privateigentum  repräsentiere.  Vom  beweglichen  Vermögen 
will  er  direkt  nur  einzelne  genau  abzugrenzende  Kategorien,  wie  die 
Geschäftsanteile  der  Banken  heranziehen:  alles  übrige  persönliche 
Eigentum  will  er  indirekt,  hauptsächlich  nach  einer  allgemeinen 
Schätzung  des  Lebensaufwandes  treffen.  —  Zur  Ergänzung  beider 
Steuern  dient  zunächst  die  Einkommensteuer,  welcher  nach  Elys 
Ansicht  jedes  den  Betrag  von  jährlich  600  Dollars  übersteigende 
Einkommen  unterworfen  sein  soll:  sodann  eine  Steuer  vom  Miets- 
werte der  Wohnungen,  dessen  nach  den  Mietsverträgen  bezw. 
bei  den  durch  die  Eigentümer  unmittelbar  benützten  Wohnungen  durch 
Abschätzung  ermittelter  Jahresbetrag  verdreifacht  dem  entsprechenden 
Befund  der  Steuer  von  den  Liegenschaften,  vom  beweglichen  Ver- 
mögen und  vom  Einkommen  hinzutreten  soll:  vom  Gesamtbetrage 
dieser  Basen  soll  alsdann  die  Steuer  nach  einem  einheitlichen  Satze 
erhoben  werden.  Ely  ist  der  Meinung,  dass  alsdann  der  Satz  von 
eins  vom  Hundert  nicht  werde  überschritten  zu  werden  brauchen. 
Der  Gewerbebetrieb  innerhalb  der  Stadt  soll  mit  zehn  Prozent 
des  Mietswertes  der  für  denselben  benutzten  Lokale  als  Läden, 
Viehställe ,  Fabrikräume  herangezogen  werden ;  ausserdem  schlägt 
Ely  eine  jährliche  Licenzsteuer  von  500  Dollars  vom  Detailhandel, 
von  1000  Dollars  vom  Grosshandel  mit  alkoholischen  Getränken  vor. 
Die  zur  Zeit  der  Privatkonkurrenz  überlassene  Versorgung  der 
Stadt  mit  Gas  will  er  zu  einem  Monopol  der  Stadtverwaltung  machen; 
er  regt  sodann  die  Frage  an,  ob  nicht  an  die  Stelle  der  konkur- 
rierenden Thätigkeit  der  Gesellschaften  fur  die  Strassen  bahnen, 
von  denen  zur  Zeit  eine  Steuer  in  Höhe  von  neun  Prozent  des  Brutto- 
ertrages erhoben  wird,  die  obrigkeitliche  Regelung  der  Betriebs- 
verhältnisse und  Lastenhefte  zu  treten  habe,  obwohl  er  Zweifel  darüber 
hegt,  ob  im  gegenwärtigen  Zeitpunkte  eine  solche  Reform  noch  mög- 
lich sei.  Er  will  ferner  die  Marktstandsgelder  und  die  Hafengebühren 
der  Schiffe  oder  doch  wenigstens  die  erstere  Art  der  Hebungen 
erheblich  stärker  ausnützen.  Er  wirft  endlich  die  Frage  auf,  ob 
es  sich  nicht  empfehle,  dass  nach  dem  Beispiele  von  Pennsylvanien 
der  Staat  die  Grundsteuer  den  Gemeinden  überlasse  und  sich  auf 
verschiedene  indirekte  Steuern,  wie  auf  Erbschaftssteuern,  auf  Licenz- 
steuern  u.  s.  w.  beschränke. 

Die  erste  Vorbedingung  einer  weiter  greifenden  Reform  ist 
hiernach  auch  nach  Elys  Ansicht  die  Aufhebung  jener  Vorschrift  der 
Verfassung  des  Staats  Maryland,  welche   diesen  bezw.  die  Ge- 
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meinden  desselben  auf  die  Erhebung  von  Vermögenssteuern  be- 
schränkt. 

Die  Vorschläge  des  Professor  Ely  treffen  in  einem  Teil  ihrer 
Hauptpunkte  mit  denen  zusammen,  welche  vom  Verfasser  dieses 
Aufsatzes  wiederholt  gemacht  worden  sind  l) ;  auch  ich  habe  die  An- 
sicht zu  begründen  versucht,  dass  das  Ziel  einer  rationellen  Aus- 
nutzung der  Steuerkraft  unter  gleichzeitiger  gerechter  Verteilung  der 
Last  im  Wege  einer  einheitlichen  Steuer  nicht  zu  erreichen  sei,  dass 
es  hierzu  vielmehr  eines  direkte  wie  geeigneten  Falles  auch  in- 
direkte Steuern  in  sich  begreifenden  und  durch  zweckmässig  geregelte 
Gebühren  und  privatwirtschaftliche  Hebungen  ergänzten  Systems  von 
Einnahmequellen  bedürfe.  Als  die  wichtigsten  Glieder  eines  solchen 
Systems  erscheinen  zumal  die,  wo  die  Regelung  des  kommunalen 
Steuerwesens  einen  Gegenstand  der  Selbstbestimmung  der  Gemeinden 
bildet,  erstens  die  Besteuerung  der  Liegenschaften  und  zweitens 
die  Besteuerung  des  Einkommens:  in  jener  kommt  das  Prinzip 
der  Besteuerung  nach  dem  Interesse,  in  dieser  das  der  Verteilung 
nach  der  Leistungsfähigkeit  vorzugsweise  zum  Ausdruck.  Die  Be- 
steuerung des  Ertrags  der  Liegenschaften  muss  eine  um  so  grössere 
Ausdehnung  erhalten,  bei  einem  je  grösseren  Teile  der  von  der  Gemeinde 
gemachten  Aufwendungen  das  Interesse  der  Grundbesitzer  beteiligt 
ist  und  je  weniger  ausreichend  sich  dies  Interesse  im  Wege  der  in 
erster  Linie  diesem  Zwecke  dienenden  Erhebung  von  Gebühren  und 
Beiträgen  trelfen  lässt;  auch  enthält  die  genügende  Ausdehnung  des 
Gebiets  dieser  Steuern  das  einzige  Mittel,  um  dem  Steuerwesen  der 
Gemeinde  eine  reale,  von  dem  Wechsel  der  Steuerpflichtigen  und  ihrer 
persönlichen  Verhältnisse  unabhängige  Grundlage  zu  geben.  Die 
Steuer  vom  Einkommen  wird  dagegen  der  Idee  einer  Besteuerung 
nach  der  Leistungsfähigkeit  erst  dann  genügend  entsprechen,  wenn 
die  Regelung  derselben  dem  Erfordernis  einerseits  der  Gradation, 
andererseits  der  Scheidung  zwischen  fundiertem  und  unfundiertem 
Einkommen  in  geeignetem  Masse  Rechnung  trägt;  ersterer  Gesichts- 
punkt ist  in  den  Vorschlägen  des  Professors  Ely  lediglich  durch  die 
Normierung  eines  für  alle  Steuerpflichtigen  freibleibenden  Existenz- 
minimums von  (>00  Dollars  berücksichtigt:  die  deutscheu  Städte  haben 
an  Stelle  dieser  Befreiung  eines  bestimmten  Betrages  in  der  Regel  eine 

')  •Sieh»'  aus  neuester  Zeit  vorzugsweise  desselben  Artikel :  Das  kommunale 
Finanzwesen  in  Schönbergs  Handbuch  der  politischen  Oekonoiuie,  Bd.  III, 
S.  <j:3*  ff.,  t>79  ff. 
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Degression  der  Sätze  für  die  geringeren  Stufen  und  nur  für  Ein- 
kommen von  ganz  geringfügigem  Betrage  die  völlige  Befreiung  ein- 
treten lassen:  immerhin  beruht  es  auf  einer  richtigen  Auffassung, 
wenn  in  Elys  Vorschlägen  jener  Befreiung  der  Charakter  einer  bis 
zu  dem  erwähnten  Einkommensbetrage  allen  Steuerpflichtigen  ein- 
geräumten Begünstigung  gegeben  ist,  dergestalt,  dass  lediglich  der 
Mehrbetrag  des  Einkommens  der  Besteuerung  nach  dem  generell 
vorgeschriebenen  Satze  unterliegt;  in  dem  Fehlen  einer  auch  bezüg- 
lich der  höheren  Einkommensbeträge  wenigstens  in  weit  abgemessenen 
Stufen  sich  fortsetzenden  Progression  stimmen  die  Vorschläge  Elys 
mit  der  Praxis  unserer  grösseren  kommunalen  Gemeinwesen  überein. 
Die  von  Ely  durch  die  von  ihm  in  vageren  Umrissen  angedeutete 
Steuer  vom  beweglichen  Vermögen  erstrebte  stärkere  Heranziehung 
des  fundierten  Einkommens  würde  sich  leichter  dadurch  zur  Aus- 
führung bringen  lassen,  dass  die  höhere  Belastung  des  aus  Grund- 
stücken, ständigen  Gewerbebetrieben  und  Kapitalien  fliessenden  Ein- 
kommens innerhalb  der  Veranlagung  der  Einkommensteuer  selbst 
stattfinde:  soweit  es  sich  hierbei  um  die  stärkere  Heranziehung  des 
aus  Grundstücken  herrührenden  Einkommens  handelte,  würde  die- 
selbe allerdings  nur  insoweit  eintreten  dürfen,  als  nicht  dem  Ge- 
danken jener  höheren  Belastung  bereits  bei  Besteuerung  der  Liegen- 
schaften Geltung  gegeben  worden  wäre.  Auch  darin,  dass  eine  Er- 
gänzung der  Einkommensteuer  durch  eine  Besteuerung  des  Mietswerts 
der  Wohnungen  und  durch  eine  nach  anderen  Grundsätzen  sich 
regelnde  Steuer  vom  Mietswert  der  dem  Gewerbebetriebe  dienenden 
Lokale  erwünscht  sei ,  stimme  ich  mit  Elys  Vorschlägen  überein ; 
jene  erstere  Steuer  bietet  die  Möglichkeit,  nicht  nur  in  zahlreichen, 
durch  die  Einkommensteuer  nicht  hinlänglich  getroffenen  Fällen 
eine  ausgleichende  Heranziehung  eintreten  zu  lassen,  sondern  na- 
mentlich auch  die  Steuerkraft  der  Forensen  und  derjenigen,  welche 
lediglich  durch  den  Besitz  einer  Mietswohnung  der  Gemeinde  ange- 
hören, zur  Beteiligung  an  den  Ausgaben  der  Gemeinde,  an  deren 
Vorteilen  sie  oft  in  erheblichem  Masse  partieipieren ,  entsprechend 
heranzuziehen.  Immerhin  würde,  um  die  Steuer  an  der  Wolmungs- 
miete  zu  einem  die  Einkommensteuer  zweckmässig  ergänzenden 
Elemente  zu  gestalten,  auch  hier  dem  Erfordernis  der  Befreiung 
eines  dem  notdürftigen  Wohnungsaufwande  der  ärmeren  Klassen 
entsprechenden  Betrages  bezw.  der  progressiven  Normierung  der 
Sätze   für   den  überschiessenden  Teil  des  Mietsbetrages  Rechnung 
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getragen  werden  müssen :  die  Anwendung  eines  einheitlichen  Prozent- 
satzes, wie  sie  Elj  vorschlägt,  scheint  hier  wie  bei  der  Einkommen- 
steuer dem  Prinzip  der  Steuer  zu  widersprechen.  Die  Abgrenzung 
der  Gebiete  der  dem  Staat  und  andererseits  der  der  Gemeinde  zur  Ver- 
tilgung stehenden  Steuerquellen  gegen  einander  wird  in  Amerika  bei 
der  so  ganz  abweichenden  Lage  der  dortigen  Verhältnisse  vielfach 
anders  als  bei  uns  zu  regeln  sein.  Das  Bestreben,  den  Bedarf  des  Staats 
vorwiegend  aus  indirekten  bezw.  Konsumtionsabgaben  zu  decken  und 
die  direkteren  Realsteuern  den  Gemeinden  zur  Verfügung  zu  er- 
halten, entspricht  den  Tendenzen,  die  auch  bei  uns  in  weiten  Kreisen 
Geltung  gewonnen  haben.  In  ihrer  Hauptrichtung  werden  hiernach 
die  Bestrebungen,  welche  in  den  Verhandlungen  der  Baltimorer 
Kommission  und  den  Ausführungen  des  Professor  Ely  hervorgetreten 
sind,  bei  uns  auf  eine  sympathische  Würdigung  zu  rechnen  haben. 
Es  wäre  zu  wünschen,  dass  die  Anregung,  die  sie  der  auf  diesem 
Gebiet  so  dringend  notwendigen  Keformthätigkeit  geben  können, 
eine  nachhaltige  bliebe. 
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Die  Finanzverhältnisse  Dänemarks. 

Von 

Dr.  William  Scharling, 

Professor  der  Staatawissenschaften  zu  Kopenhagen. 

4 

Der  Ausländer,  der  die  finanziellen  Verhältnisse  Dänemarks  nach  den 
jährlich  veröffentlichten  Staatsrechnungen  beurteilen  wollte,  würde  sich  ge- 
wiss, obgleich  dieselben  sehr  zuverlässig  und  in  allen  Beziehungen  genau  und 
korrekt  abgefasst  sind,  demungeachtet  über  die  wahren  Verhältnisse  in  ver- 
schiedenen Richtungen  unrichtige  Vorstellungen  machen.  Wenn  ein  solcher  z.  B. 
untersuchen  wollte,  in  welchem  Verhältnisse  die  Ausgaben  für  Kirche  und  Schule 
zu  den  übrigen  Staatsausgaben  steben,  und  besonders  wie  weit  dies  Verhält- 
nis von  dem  in  anderen  benachbarten  Staaten  geltenden  abweichend  ist,  würde 
er  gewiss  über  die  verhältnismässig  geringen  Ausgaben  Dänemarks  für  diese 
Angelegenheiten  erstaunen,  und  wenn  er  sie  z.  B.  mit  denselben  Staatsausgaben 
in  dem  nahe  verwandten  Norwegen  vergleichen  würde,  müsste  er  glauben,  dass 
diese  wichtigen  Angelegenheiten  in  Dänemark  ziemlich  vernachlässigt  sind. 
Während  nämlich  in  Norwegen,  dessen  Einwohnerzahl  ungefähr  dieselbe  wie 
die  Dänemarks  ist  (Dänemark  hatte  am  1.  Febr.  1880  ca.  1,969,000  Einwohner,  Nor- 
wegen am  31.  Dez.  1880  ca.  1,913,000),  im  Finanzjahre  1882/83  die  gesamten 
Staatsausgaben  ca.  43 \*  Mill.  Kronen  ')  waren,  wovon  ca.  3,55  Mill,  oder  ca. 
8  Prozent  für  wissenschaftliche  und  künstlerische  Zwecke,  für  Schule  und  Kirche 
verausgabt  wurden,  belief  sich  die  im  selben  Finanzjahre  in  Dänemark  in  der 
Staatsrechnung  als  Ausgabe  unter  dem  Ministerium  für  Kirchen-  und  Unter- 
richtswesen aufgeführte  Summe  auf  nur  1,31  Mill.  Kronen,  also  bei  einer  Gesamt 
ausgäbe  von  50'/4  Mill.  Kronen  auf  2,6  Prozent,  Durchsucht  man  aber  die  Rechen- 
schaftsbeilagen, dann  findet  man  unter  „Ausserordentliche  Ausgaben"  eine  vom 
genannten  Ministerium  für  dieselben  Zwecke  verausgabte  Summe  von  388,000 
Kronen,  die  ursprünglich  wirklich  als  extraordinäre  Ausgabe  betrachtet  werden 


')  1  Krone  ä  100  Öre  =  112,5  Pf.  (8  Kr.  =  9  Mark.) 
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nui8sto.  jetzt  aber  eben  so  regelmässig  ein  Konto  geworden  ist  wie  die  anderen 
, ordinären  Ausgaben".  Diese  .Summe  ist  indessen  in  der  Gesamtsumme  von 
503A  Mill.  Kronen  enthalten;  aber  ganz  ausser  dieser  Totalsnmine  liegt  ein? 
Gesamtausgabe  von  nicht  weniger  als  ca.  ls/4  Mill.  Kronen,  die  für  die  hier 
genannten  Zwecke  von  besondern,  unter  Kontrolle  des  Kultusministers  stehenden 
Instituten  mit  eigenem  Vermögen  entrichtet  werden  (darunter  die  Universität 
Kopenhagen).  Im  ganzen  wurden  somit  in  1882  83  nicht  1.31,  sondern  3.5  Mill. 
Kronen  —  also  ganz  dasselbe  wie  in  Norwegen  —  für  die  hier  besprochenen 
Zwecke  verausgabt.  Man  würde  sich  doch  täuschen,  wenn  man  glaubte,  die* 
sei  alles,  was  in  Dänemark  und  Norwegen  von  der  Gesamtheit  für  Schule  und 
Kirche,  Kunst  und  Wissenschaft  ausgegeben  wird.  Der  eigentliche  Schulunter- 
richt gehört  nämlich  bei  uns,  wie  auch,  soweit  mir  bekannt,  in  Deutschland, 
unter  die  Angelegenheiten  der  Kommunen,  und  zwar  ist  der  Unterricht  in  den 
Gemeindeschulen  unentgeltlich;  im  .lahre  1**2  betrugen  somit  die  Ausgaben  der 
Kommunen  für  den  öffentlichen  Schulunterricht  nicht  weniger  als  5,  GS  Mill.  Kronen. 
Demnächst  haben  die  Kirchen  ihre  Zehnten,  von  deren  Betrag  die  Kirchen- 
gebäude erhalten  und,  wenn  nötig,  erweitert  werden  sollen;  der  jährliche  Be- 
trag dieser  Zehnten  ist  ungefähr  2'/i  Mill.  Kronen;  ferner  werden  gleicherweise 
die  Prediger  mit  Zehnten  in  einem  jährlichen  Betrage  von  ungefähr  21:  Mill. 
Kronen  gelohnt.  Es  wird  also  im  ganzen  nicht  eine  Summe  von  1,31,  sondern 
von  13—14  Mill.  Kronen  aufgebracht,  die  in  Dänemark  von  der  Gesamtheit 
jährlich  für  die  hier  besprochenen  Zwecke  verwendet  wird. 

Bevor  wir  daher  zu  einer  Betrachtung  der  finanziellen  Verhältnisse 
Dänemarks  schreiten,  wird  es  nötig  sein,  zu  untersuchen,  welche  Aufgaben 
dem  Staatshaushalte  und  welche  den  Kommunen  vorbehalten  sind,  und  da- 
bei noch  zu  erörtern,  welche  staatliche  Aufgaben  durch  Institutionen  mit 
eigenem  Vermögen  gelöst  werden.  Hierzu  ist  um  so  mehr  Veranlassung,  ala 
eben  das  Verhältnis,  in  welchem  der  Staat  diese  Aufgaben  zwischen  sich 
und  den  Kommunen  verteilt  hat,  in  der  letzten  Zeit  die  Frage  dringend  ge- 
macht hat,  ob  nicht  der  Staat  wieder  einige  der  kommunalen  Angelegenheiten 
übernehmen  müsse,  eine  Veränderung,  zu  welcher  der  erste  Schritt  ebeu  in 
den  zwei  letzten  Jahren  get  hau  wurde,  indem  der  Staat  im  Jahre  1884  selbst 
die  Vorsorge  für  Geisteskranke ,  welche  vorher  eine  kommunale  Angelegen- 
heit war,  übernommen  hat.  Es  ist  nicht  mit  Unrecht  gesagt  worden,  da=s 
der  Staat  in  der  Weise  die  öffentlichen  Angelegenheiten  mit  den  Kommunen 
geteilt  hat,  dass  er  sich  die  Einnahmen,  welche  allmählig  von  selbst  wachsen, 
vorbehalten,  dagegen  den  Kommunen  die  Ausgaben,  welche  allmählig  wachsen, 
überlassen  hat.  Dadurch  hat  sich  der  Status  der  Kommunen  nach  und 
nach  so  verschlechtert,  daes  die  Kommnnalabgaben  jezt  ziemlich  drückend 
sind.  In  zwanzig  Jahren  ist  nämlich  die  durchschnittliche  Steuerabgabe  per  Ein- 
wohner in  den  Landkommunen  für  die  Spezialausgaben  dieser  Kommunen  von 
4  Kronen  »»*>  (Ire  (im  Jahre  1859  Gl)  auf  7  Kronen  (im  Jahre  1879, 81 )  also  um 
50  Prozent  gestiegen.  Man  fragt  sich  deshalb  jetzt,  ob  nicht  einige  von  den 
Aufgaben,  deren  Lösung  schon  lange  den  Kommunen  obliegt,  deren  Natur 
aber  nicht  streng  kommunal  ist.  mit  mehr  Hecht  dem  Staate  übertragen  werden 
können. 

Viele   Aufgaben   sind   wohl    nur   deshalb   den   Kommunen  überlassen 
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worden,  weil  der  Staat  früher  zu  arm  war,  um  die  nötigen  Mittel  zu  diesen 
Ausgaben  auftreiben  zu  können.  Dasselbe  kann  auch  in  anderen  Ländern 
der  Fall  sein:  weil  aber  die  Teilung  keine  prinzipielle  ist,  sind  die  Linien, 
wonach  sie  stattgefunden  hat,  nicht  Überall  dieselben  und  können  sich  von 
Zeit  zu  Zeit  auch  in  demselben  Lande  verändern .  so  wie  es  schon  zum 
Teil  bei  uns  geschehen  ist  und  vermutlich  in  der  nächsten  Zukunft  noch 
mehr  geschehen  wird.  Es  ist  daher  notwendig,  der  Darstellung  der  finan- 
ziellen Verhältnisse  des  dänischen  .Staates  einige  Bemerkungen  über  die  Aus- 
dehnung der  staatlichen  Wirksamkeit  auf  diesen  gemischten  Gebieten  voraus- 
zuschicken. 

Die  Gebiete,  um  die  es  sich  hier  handelt,  sind  besonders  folgende: 
die  Rechtspflege,  der  Schulunterricht,  die  Krankenpflege  und  die  Armenpflege. 

Die  Rechtspflege  ist  im  grossen  und  ganzen  als  Staatssache  anerkannt. 
Indessen  waren  es  bis  1801  nur  die  oberen  kollegialen  Gerichte,  deren  Ausgaben 
der  Staatskasse  oblagen,  indem  die  Richter  der  ersten  Instanz  (Einzelrichter) 
durch  Sportein  gelohnt  wurden.  Durch  ein  Gesetz  von  18(il  ist  dies  verändert: 
die  Sportein  gehen  jetzt  in  die  Staatskasse,  die  nun  auch  die  Gehalte  dieser 
Kicbter  bezahlt ;  doch  ist  diese  Reform  noch  nicht  ganz  durchgeführt,  indem  die 
Veränderung  bei  jedem  Amt  erst  mit  eintretender  Vakanz  stattfindet.  Seit  18b*l 
sind  daher  die  Ausgaben  des  Staates  für  Justizwesen  von  ca.  450,000  Kronen 
auf  ca.  1,530,000  Kronen  lim  Jahre  18*4/85) l)  gestiegen.  Indessen  sind  die 
finanziellen  Wirkungen  für  den  Staat  sehr  günstig  gewesen;  denn  trotz  ver- 
schiedener Ermässigungen  der  Sportein  übersteigen  die  der  Staatskasse  infolge 
dieser  Verordnung  zuttiessenden  Einnahmen  die  dadurch  verursachten  Ausgaben 
mit  ca.  300,000  Kronen. 

Während  das  eigentliche  Justizwesen  —  darunter  die  Strafanstalten  — 
Staatssache  ist,  ist  die  Polizei  den  Kommunen  überwiesen  und  damit  auch 
die  lokalen  Gefängnisse,  nicht  nur  insoweit  es  Polizei  vergehen  angeht,  sondern 
auch  insoweit  sie  zur  kriminellen  Untersuchungshaft  benutzt  werden.  Nur  in 
Kopenhagen  wird  wegen  der  Verbindung  der  Polizei  mit  dem  allgemeinen 
Kriminalwesen  der  Kommune  ein  fester  Zuschuss  (76.000  Kronen)  von  der 
Staatskasse  bewilligt.  Da  indessen  in  späterer  Zeit  die  Polizei  sowohl  in  als 
ausser  der  Hauptstadt  mehr  und  mehr  in  Anspruch  genommen  wurde,  und  da 
besonders  in  Kopenhagen  die  Ausgaben  für  Polizei,  sowie  die  Anzahl  der  Polizei- 
diener seit  der  Normierung  jenes  Zuschusses  aufs  Doppelte  und  Dreifache  ge- 
wachsen sind,  hat  der  Justizminister  durch  ein  vorläufiges  Gesetz  vom  Oktober 
1885  Vollmacht  erhalten,  einerseits  die  Polizeimannschaft  Kopenhagens  mit 
100  Mann  aut  Kosten  des  Staats  zu  vermehren,  anderseits  auch  in  den  Provinz- 
städten die  Zahl  der  Polizeidiener  auf  Kosten  des  Staats  zu  vergrössern.  Die 
Ausgaben  für  diese  Zwecke  werden  im  kommenden  Finanzjahre  (188t;  87)  ca. 
1 5O.000  Kronen  betragen.  Hierdurch  ist  die  Grenze  zwischen  Staats-  und 
Kommunalangelegenheit  auf  diesem  Gebiete  ganz  schwebend  gemacht  und  viel- 
leicht der  erste  Schritt  zur  t'eberführung  des  ganzen  Polizeiwesens  von  den 


')  Im  folgenden  beziehen  sich  alle  Zahlen  auf  das  Finanzjahr  1.  April  1884 
bis  31.  März  1885,  wenn  nicht  anders  angegeben  ist. 
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Kommunen  an  den  Staat  gethan,  und  weitere  Schritte  in  dieser  Richtung  «nd 
um  so  mehr  zu  erwarten,  als  einerseits  die  Kommunen  sich  schon  seit  langer 
Zeit  über  diese  Last  beschweren  und  das  ganze  Kriminalwesen  als  sie  nicht 
angehend  betrachten,  anderseits  der  Staat  nicht  überall  die  nötige  Stütze  für 
seine  Kriminaluntersuchungen  findet,  weil  viele  Kommunen  nur  zu  geneigt 
sind,  auf  diesem  Gebiete  die  Ausgaben  ungebührlich  zu  beschränken. 

Der  öffentliche  Schulunterricht  —  neben  welchem  eine  grosse  Anzahl 
Privatschulen  aller  Art  bestehen  —  ist  prinzipiell  zwischen  dem  Staate  und  den 
Kommunen  so  geteilt,  dass  die  Elementarschulen  kommunale  sind,  während  der 
höhere  Unterricht,  insoweit  er  nicht  von  Privatschulen  besorgt  wird,  Staat^acbe 
ist.  Dessenungeachtet  sind  die  Ausgaben  der  Staatskasse  für  den  Elementarunter- 
richt weit  grösser  als  ihre  Ausgaben  zum  höheren  Unterrichtswesen.  Denn  so- 
wohl die  Universität  (in  Kopenhagen)  als  die  öffentlichen  gelehrten  Schulen  haben 
ihr  eigenes  Vermögen,  dessen  Zinsen  doch  in  den  späteren  Jahren  nicht  imstande 
sind,  die  Ausgaben  ganz  zu  decken.  Die  Universität,  im  Jahre  1479  gegründet, 
erhielt  zu  Zeiten  der  Reformation  bedeutende  Zehnten  und  Güter,  die  bis- 
her der  hohen  Geistlichkeit  und  den  Klöstern  gehört  hatten;  die  letzteren 
sind  seit  1852  alle  verkauft,  doch  in  der  Weise,  dass  feste  Abgaben  von  den 
Besitzern  entrichtet  werden ,  deren  Gesamtbelauf  sich  indessen ,  sowie  auch  die 
Einnahmen  von  Zehnten,  nach  den  Kornpreisen  richten;  in  runder  Zahl  be 
tragen  diese  Einnahmen  zusammen  ungefähr  V4  Mill.  Kronen  jährlich.  Neben 
diesen  Einnahmen  besitzt  die  Universität  noch  ein  in  früheren  Zeiten  allmählig 
aufgespartes  Kapitalvermögen,  das  im  Jahre  1850  seinen  Höhepunkt  mit  ta. 
2,1  Mill.  Kronen  erreichte  und  sich  auf  diesem  Höhepunkte  bis  1873  erhielt; 
seit  diesem  Jahre  sind  indessen  die  Ausgaben  stark  gestiegen,  besonders  infolge 
der  Anlage  eines  neuen,  ziemlich  kostbaren  botanischen  Gartens,  so  dass  der 
Staat  seit  der  Zeit  einen  jährlichen  Zuschuss  von  50,000  Kronen  hat  zahlen 
müssen,  der  indessen  unzulänglich  war,  weshalb  es  nötig  gewesen  ist,  allniählig 
das  Kapitalvermögen  zu  verzehren.  Es  ist  jetzt  (1885)  auf  1,66*  Mill.  Kronen1» 
gesunken,  und  wenn  es  nicht  den  seit  längerer  Zeit  fortgesetzten  Bestrebungen 
der  Regierung  gelingt,  den  Reichstag  dazu  zu  bewegen,  einen  grösseren  StaaU- 
zu8chu8s'  zu  geben,  wird  das  ganze  Kapitalvermögen  im  nächsten  Jahrzehnte  ver- 
zehrt sein ;  wenn  dies  geschehen  ist,  wird  der  Staat  genötigt  sein,  einen  um  » 
viel  grösseren  Zuschuss  zu  geben  —  wenigstens  das  Dreifache  von  dem  jetzigen 
Vorläufig  bleibt  indes  die  ganze  Ausgabe  der  Staatskasse  für  die  Universität 
nur  50,000  Kronen  jährlich.  Dagegen  ist  der  Zeitpunkt  schon  gekommen,  wo  da* 
Kapitalvermögen  der  mit  der  Universität  nahe  verbundenen  „Polytechniscrjpn 
Lehranstalt*  (gegründet  1829)  ganz  verzehrt  worden  ist;  die  Hauptsumnie 
ihrer  Ausgaben  muss  daher  jetzt  —  auch  im  Belaufe  von  ca.  50,000  Kronen  — 
vom  Staate  gedeckt  werden. 


l)  Ausser  ein  von  Verschiedenen  der  Universität  legiertes  Kapital  von 
2,85  Mill.  Kronen,  dessen  Zinsen  zu  Stipendien  und  Unterstützungen  für  Stu- 
dierende verwendet  weiden.  Nebenbei  besteht  die  sog.  „Kommunität*,  freie 
Wohnung  für  100  Studierende  und  ein  Kapitalvermögen  von  4,8  Mill.  Kronen, 
dessen  Zinsen  ebenfalls  grösstenteils  (1884/85  im  Belaufe  von  ca.  165,000  Kronen» 
zu  Unterstützungen  für  Studierende  dienen. 
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Die  öffentlichen  gelehrten  Schulen  —  in  einer  Anzahl  von  12')  —  haben 
gleichfalls  ihr  eigenes  Vermögen;  die  Einnahmen  davon  (ca.  400-000  Kronen 
jährlich)  sind  in  Verbindung  mit  den  Schulgeldern  der  Schüler  gewöhnlich 
hinlänglich,  um  die  ordinären  Ausgaben  (ca.  570,000  Kronen)  zu  decken;  wenn 
aber  die  Ausgaben  steigen  oder  die  Kornpreise  sinken,  sowie  auch,  wenn  neue 
Gebäude  aufgeführt  werden  müsson,  reichen  die  Kinnahmen  nicht  zu,  und  die 
Ausgaben  müssen  dann  entweder  vom  Staate  oder  vom  Kapitalvermögen  der 
Schulen  (1885:  2.3  Mill.  Kronen)  gedeckt  weiden. 

Da  die  jährlichen  Einnahmen  der  SoröAkademie  (vgl.  unten  ')  ihre  Aus- 
gaben bedeutend  übersteigen,  wird  ein  Betrag  von  ca.  90,000  Kronen,  der  jährlich 
in  dem  Budget  des  Staates  zur  Unterstützung  für  Gelehrte  und  Künstler  auf- 
geführt wird,  aus  diesen  Einnahmen  gedeckt.  Während  gich  sämtliche  Ausgaben 
für  Universität  und  das  ganze  höhere  Unterrichtswesen  im  Finanzjahre  1884/85 
auf  ca.  1,550,000  Kronen  beliefen,  wraren  die  Ausgaben  der  Staatskasse  für  diese 
Zwecke  nur  ca.  240,000  Kronen.  Wie  schon  bemerkt,  ist  aber  vorauszusehen, 
dass  der  Anteil  der  Staatskasse  an  diesen  Ausgaben  in  naher  Zukunft  bedeutend 
steigen  wird.  Dies  wird  umsomehr  der  Fall  werden,  als  ein  bedeutender  Zu- 
schuss (im  Jahr  1884/85  ca.  220.000  Kronen)  zu  den  privaten  Mittelschulen  (Real- 
schulen in  den  Städten,  .Volkshochschulen*  auf  dem  Lande)  bisher  aus  den 
Einnahmen  der  Sorö-Akademie  entrichtet  worden  ist.  aber  nicht  in  der  Länge 
der  Akademie  zur  Last  fallen  darf.  Schon  ist  es  vorgeschlagen,  einen  Teil  dieser 
Ausgaben,  im  Belaufe  von  145,000  Kronen,  für  das  nächste  Finanzjahr  zum 
Budget  der  Staatskasse  überzuführen. 

Auf  der  andern  Seite  ist  der  Zuschuss,  den  die  Staatskasse  jetzt  dem 
prinzipiell  den  Kommunen  überwiesenen  Elementarunterricht  leistet,  all- 
mählig  recht  bedeutend  geworden.  Vor  1856  gab  der  Staat  keinen  solchen 
Zuschuss ;  durch  ein  Gesetz  von  1856,  das  die  kommunalen  Schulverhältnisse  in 
verschiedenen  Richtungen  verbesserte,  wurde  der  Staatskasse  ein  fester  Beitrag 
von  100,000  Kronen  zu  Pensionen  für  Schullehrer  und  Schullehrerwitwen  auf- 
erlegt und  ferner  bestimmt,  dass  der  Staat,  wenn  die  Leistungen  der  Kommunen 
für  das  Schulwesen  eine  gewisse  Grenze  überschritten ,  diesen  Betrag  mit  den 
Kommunen  teilen  sollte.  Dieser  letzte  Beitrag  ist  jetzt  (1885)  auf  212,000  Kronen 
gewachsen.  Und  endlich  hat  der  Staat  seit  1878  einen  jährlichen  Beitrag 
von  300,000  Kronen  zu  einer  höchst  nötigen  Gehaltsverbesserung  der  Schullehrer 
gegeben.  Im  ganzen  hat  also  die  Staatskasse  im  Jahre  1884/85  einen  Zuschuss 
von  612,000  Kronen  zum  (kommunalen)  Elementarunterricht  gegeben,  während 


v)  Neben  diesen  bestehen  noch  zwei  gelehrte  Schulen,  mit  Erziehungs- 
anstalten verbunden,  in  Herlufsholm  und  Sorö.  Die  erste,  1565  von  Admiral 
Herluf  Trolle  gegründet  und  mit  bedeutendem  Vermögen  (jährliche  Einnahmen 
ca.  150,000  Kronen)  ausgestattet,  ist  ganz  privat;  die  letztere,  ursprünglich  von 
König  Friedrich  IL  lo86  gegründet,  später  vom  bekannten  Dichter  Ludwig  Hol- 
berg (f  1754),  der  durch  seine  Wirksamkeit  als  Schriftsteller  ein  bedeutendes  Ver- 
mögen erworben  hatte,  reich  dotiert,  wird  vom  Staate  administriert  und  ist  ein 
sehr  reiches  Institut :  neben  einer  jährlichen  Einnahme  von  beinahe  300,000  Kronen 
(nach  den  Kornpreisen  wechselnd)  aus  Wäldern  und  früheren  -jetzt  verkauften  — 
Landgütern,  besitzt  es  ein  Kapitalvermögen  von  ca.  <J  Mill.  Kronen.  —  Neben 
diesen  zwei  bestehen  mehrere  gelehrte  Schulen  als  ganz  private  Institute. 
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ihr  Beitrag  zum  höheren  Unterrichts wesen  nur  240,000  Kronen  war.  Und  tu 
jener  Summe  muss  noch  hinzugefügt  werden,  was  der  Staat  für  die  Ausbildung  d>T 
kommunalen  Schullehrer  bezahlt.  Diese  Ausbildung  kostete  früher  der  Staats- 
kasse nichts,  denn  die  Seininarien  hatten  ihr  eigenes  Vermögen;  dies  wurde 
jedoch  nach  und  nach  verzehrt,  und  jetzt  muss  der  Staat  die  Unterbilanz,  die 
jährlich  etwa  100,000  Kronen  beträgt,  decken.  Femer  wurde  in  längerer  Z^it 
vom  Ueberschusse  der  Sorö-Akadeuiie  jährlich  ein  Beitrag  zu  weiterer  Ausbildon« 
der  Schullehrer  durch  Ferienkurse,  sowie  zur  Ausbildung  von  Lehrerinnen  ge- 
geben, der  jetzt  zur  Staatskasse  übergeführt  ist  und  1885  09,000  Kronen  betrag. 
Wenn  man  also  die  verschiedenen  Posten,  die  sich  direkt  oder  indirekt  auf  d*?n 
Elementarunterricht  beziehen,  zusammenrechnet,  sind  es  alles  in  allein  ( 1884  s? > 
nahezu  800.000  Kronen,  während  es  noch  vor  10  Jahren  nur  ca.  200.000  Kronen 
waren  und  vor  30  .lahren  gar  nichts  beigeschossen  wurde.  Und  es  ist  voraus- 
zusehen, das«  wenn  es  einmal  gelingt,  die  höchst  nötige  Reform  der  Volksschule 
die  schon  seit  Jahren  auf  der  Tagesordnung  steht,  durchzuführen,  die  Ansprüche 
auf  die  Staatskasse  noch  weiter  gehen  werden. 

Nach  dem  hier  Entwickelten  wird  es  klar  sein,  dass  eine  ganz  unrichtige 
Vorstellung  von  der  Stellung  des  Staates  dem  Schulwesen  gegenüber  gegeben  wird, 
wenn  man  sich  auf  die  im  allgemeinen  richtige  Mitteilung  beschränkt,  dass  da* 
höhere  Schulwesen  Staatssache,  die  Volksschule  dagegen  kommunal  ist. 

Noch  müssen  ein  paar  Worte  von  den  Abnorm  schulen  gesagt  werden. 
Auch  auf  diesem  Gebiete  wird  der  Beistand  des  Staates  immer  mehr  angerufen. 
Schon  seit  langer  Zeit  besteht  in  Kopenhagen  ein  Institut  für  Taubstumme  nod 
ein  anderes  für  Blinde;  beide  hatten  ein  eigenes  Vermögen,  das  doch  nach  und 
nach  mehr  unzulänglich  wurde,  so  dass  der  Staat  einen  Zuschuss  geben  raupte, 
jetzt  sind  die  Ausgaben  der  Staatskasse  für  den  Unterricht  der  Taubstumm« 
und  der  Blinden,  wozu  seit  einigen  Jahren  noch  die  Erziehung  der  geistes- 
schwachen Kinder  kommt,  auf  mehr  als  V«  Mill.  Kronen  gestiegen. 

Denselben  Uebergang  von  Kommunalaufgabe  zur  Staatsangelegenheit  kann 
man  auf  einem  anderen  Gebiete,  dem  der  Krankenpflege,  wahrnehmen. 
Diese  ist  prinzipiell  Sache  der  Kommunen,  die  ihre  Hospitäler  und  Kranken- 
häuser selbst  erbauen  und  erhalten  müssen.  Doch  bestand  seit  vorigem  Jahr- 
hundert in  Kopenhagen  ein  von  König  Friedrich  V.  gegründetes  Hospital. 
(„Frederiks-Hospital*)  und  eine  1785  gestiftete  Pflegeanstalt  für  Gebarende,  beide 
reich  dotiert  mit  eigenem  Vermögen,  welchen  der  Staat  schon  lange  einen 
jahrlichen  Zuschuss  gegeben  hat,  der  jedoch  in  späterer  Zeit  successive  ver- 
grössert  wurde  und  jetzt  zusammen  über  100,000  Kronen  beträgt.  Ferner  i*t 
die  Besoldung  der  Physici  und  Distriktsärzte,  denen  die  Vorsorge  der  un- 
bemittelten Kranken  obliegt,  sowie  das  Quarantänewesen  und  die  Oberadmini- 
stration des  Medizinalwesens  (dem  Justizministerium  unterstellt)  Staatssache  und 
erfordert  zusammen  ca.  160,000  Kronen.  Im  letzten  Jahrzehnt  haben  sich  in- 
dessen auch  auf  diesem  Gebiete  die  Dinge  etwas  verändert,  indem  die  Hospitäler 
für  Geisteskranke  durch  ein  Gesetz  vom  Mai  1884  vom  Staate  übernommen 
wurden  und  ihm  damit  nicht  nur  eine  jährliche  Ausgabe  von  über  */a  Mill.  Kronen, 
sondern  auch  die  Pflicht  erwachsen  ist,  die  jetzt  bestehenden  Hospitäler  zu  er- 
halten und,  wenn  nötig,  zu  erweitern,  sowie  sogleich  ein  neues  Hospital  xa 
lJ/4  Mill.  Kronen  auszuführen. 
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Auf  den  hier  besprochenen,  prinzipiell  den  Kommunen  zugeteilten  Gebieten 
der  Polizei,  des  Elementarunterrichts  und  der  Krankenpflege  ist  also  im  letzten 
Jahrzehnt  —  abgesehen  von  extraordinären  Ausgaben  für  neue  Gebäude  u.  dgl., 
sowie  auch  von  den  zur  Verbesserung  des  Schulunterrichts  indirekt  gehörenden 
Ausgaben  für  Ausbildung  der  Lehrer  —  eine  regelmässige  jährliehe  Ausgabe 
von  ca.  l\U  Mill.  Kronen  der  Staatskasse  erwachsen  und  damit  die  Grenze 
zwischen  Staatsaufgaben  und  Kommunalaufgaben  so  schwebend  gemacht,  dass 
es  dem  Staate  schwierig  sein  wird,  sich  gegen  weitergehende  Anforderungen  zu 
wehren.  Es  schien  uns  daher  nötig,  bevor  wir  zu  einer  Darstellung  der  finan- 
ziellen Zustände  Dänemarks  schreiten,  diese  Verhältnisse  den  Lesern  klar  zu 
machen,  einerseits  weil  die  Zahlen ,  die  die  Staatsausgaben  angeben ,  nur  dann 
Bedeutung  haben,  wenn  man'  weiss,  welche  Aufgaben  dem  Staate  gestellt  sind 
und  durch  diese  Ausgaben  gelöst  werden  sollen,  anderseits  weil  diese  stetige 
Ueberführung  verschiedener  Ausgaben  von  den  Kommunen  zur  Staatskasse  den 
finanziellen  Entwicklungsgang  des  letzten  Jahrzehntes  besonders  charakterisiert. 
Während  die  politischen  Streitigkeiten  in  diesem  Jahrzehnt  jede  eigentliche 
finanzielle  Reform,  und  besonders  eine  doch  dringend  notwendige  Reform  des 
geltenden,  vor  der  Auflösung  der  früheren  dänischen  Monarchie  emanierten 
Zollgesetzes  von  18Ü3  verhindert  haben,  ist  es  nie  mit  Schwierigkeiten  ver- 
bunden gewesen,  solche  Vorschläge  durchzuführen,  die  eine  Entlastung  der 
Kommunen  zum  Ziel  gehabt  haben.  Nur  auf  einem  tiebiete,  dem  der  Armen- 
pflege, ist  bis  jetzt  ein  bestimmter  Widerstand  von  seiten  der  Regierung  und 
des  Landthings  festgehalten  worden  gegen  die  wiederholt  vom  Volksthinge 
gemachten  Versuche,  direkte  Staatsunterstützung  für  Arme  und  Arbeitslose  in 
strengen  Wintern  auszuwirken.  Von  konservativer  Seite  hat  man  immer  darauf 
gehalten,  dass  der  Staat  in  solchen  Fällen  nur  Hilfe  leisten  solle,  teils  durch 
Förderung  solcher  öffentlichen  Arbeiten,  die  doch  früher  oder  später  ausgeführt 
werden,  deren  Ausführung  also  nur  antizipiert  wird,  teils  dadurch,  dass  er 
die  nötigen  Mittel  als  Vorschuss  zur  Disposition  der  Kommunen  stellt:  denn 
nur  die  Kommunen  sind  imstande,  die  wirkliche  Not,  sowie  da«  Bedürfnis 
der  Einzelnen,  zu  kennen  und  zu  beurteilen.  Und  wenn  man  sieh  die  Interessen 
und  den  Zustand  der  Staatskasse  vor  Augen  stellt,  kann  man  nicht  umhin 
zu  sehen,  dass  ein  Aufgeben  dieses  Standpunktes  für  jeue  Interessen  sehr  be- 
drohlich sein  würde.  Denn  die  Erfahrung  zeigt  nur  zu  sehr,  dass  die  Mehr- 
heit der  Reichstagsmitglieder  sehr  geneigt  ist,  kommunale  Lasten  auf  den 
Staat  zu  werfen,  weil  man  den  Druck  der  kommunalen  Abgaben  als  direkte 
Stenern  weit  mehr  fühlt,  als  den  Druck  der  indirekten  Abgaben,  die  in  späterer 
Zeit  der  Staatskasse  so  reichliche  Mittel  geboten  haben,  dass  man  die  direkten 
Staatssteuern  nicht  nur  hat  unverändert  lassen  können,  sondern  sogar  einen 
recht  bedeutenden  jährlichen  Ueberschuss  gehabt  hat.  In  dieser  Beziehung 
bildet  das  letzte  Jahrzehnt  einen  schlagenden  Gegensatz  zu  früheren  Zeiten, 
wo  die  Staatskasse  nur  mit  Mühe  die  nötigen  Ausgaben  prästieren  konnte. 
Der  jetzige  Wohlstand  ist  aber  nur  scheinbar,  er  ist  eine  Folge  des  über 
ein  Jahrzehnt  dauernden  parlamentarischen  Streites,  der  die  Durchführung 
nicht  nur  aller  Reformen,  sondern  auch  mehrerer  höchst  dringender  öffent- 
lichen Bauten  u.  dgl.  verhindert  hat.  Wenn  die  politischen  Verhältnisse  wieder 
mehr  normal  werden,  werden  sowohl  diese  als  jene  bedeutende  Summen 
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und  sehr  vcrgrössertc  jiihrlicho  Ausgaben  fordern.  Es  ist  daher  von  Wichtigkeit, 
dass  nicht  in  der  Zwischenzeit  die  hierzu  nötigen  Mittel  für  andere  Zwecke 
verwendet  werden ,  die  man  in  früheren .  mehr  dürftigen  Zeiten  der  Vorsorge 
der  Kommunen  hat  überlassen  müssen.  Denn  bis  ungefähr  1870  hat  die  dänische 
Staatskasse  mit  grossen  »Schwierigkeiten  kämpfen  müssen,  die  von  der  ül*ran* 
schlechten  Finanzverwaltung  im  Anfange  des  Jahrhunderts  herrührten,  einer 
Finanzverwaltung,  die  mit  absolutem  Staatsbankerott  im  Jahre  1813  endigte. 


Die  dänische  Finanzstatistik  datiert  erst  vom  Jahre  1841,  seit  welchem 
Jahre  ein  regelmässiges  Staatsbudget  mit  nachfolgendem  Rechenschaftsberichte 
veröffentlicht  wurde,  welches  im  Jahre  1850  von  jährlichen  Finanzgesetzeo 
abgelöst  wurde.    Vor  1841  hatte  man  daher  nur  einzelne  zerstreute  Daten.  dit- 
zwar  eine  Vorstellung,  aber  kein  genaues  Bild  der  finanziellen  Verhältnis 
geben  können.    Für  die  gesamte  dänische  Monarchie  (die  Königreiche  Dänemark 
und  Norwegen  und  die  Herzogtümer  Schleswig,  Holstein  und  Lauenb'urg)  betrugen 
die  Staatseinnahmen  am  Ende  des  vorigen  Jahrhunderts  ca.  9.6  Mill.  Rthlr. 
Courant  (ä  3,20  Kronen)  oder  rund  30  Mill.  Kronen,  waren  aber  im  Jahre  ISO«', 
auf  ca.  13  Mill.  Rthlr.  C.  (ca.  42  Mill.  Kronen)  gestiegen.  Trotz  dieser  Vergröee- 
rung  der  Einnahmen  waren  sie  dennoch  nicht  hinlänglich,  um  die  durch  die 
Kriegs  Verhältnisse  in  den  Jahren  1800/1806  („die  bewaffnete  Neutralität1,  der 
Seekampf  mit  England  1801  und  die  Aufstellung  dänischer  Truppen  in  Holstein 
in  den  Jahren  1803 ,'18061  verursachten    extraordinären  Ausgaben  zu  decken: 
die  konsolidierte  Staatsschuld  stieg  in  diesen  Jahren  von  ca.  29  auf  42  Mill. 
Rthlr.  C,  also   um   ungefähr  42  Mill.  Kronen.     Weit   verhängnisvoller  war 
es  jedoch,  dass  der  Staat,  der  im  Jahr  1773  die  im  Jahre  1737  gestiftete.  bi> 
dahin  private  Bank  zu  Kopenhagen  (die  einzige  Bank  der  ganzen  Monarchie» 
übernommen  hatte,   von  ihr  in  schwierigen   Zeiten   sich   Vorschüsse  geben 
Hess,  die  durch  Vermehrung  der  Zettelmenge,  deren  Einlösbarkeit  schon  seit 
1757  suspendiert  war,  zustande  kamen.    In  dieser  Weise  waren  die  Schulden 
des  Staates  der  Bank  gegenüber  schon  im  ersten  Jahrzehnt  (bis  1783)  von  6  bi? 
auf  10  Mill.  Rthlr.  C.  gestiegen,  und  die  Zettelzirkulation  von  G'/j  bis  auf 
151/*  Mill.  Rthlr.,  eine  Zirkulation,  die  nur  in  sehr  belebten  Spekulationszeiten  den 
Ansprüchen  der  Warenumsätze  entsprach,  so  dass  die  Zettel,  als  der  Friedenschlu» 
in  Versailles  1783  den  bisherigen  bedeutenden  Frachthandel  Dänemarks  sehr  be- 
schränkte, 10—15  Prozent  unter  Pari  sanken.    Dies  veranlasste  die  Errichtung 
einer  Bank  in  Altona  1788,  die  die  Herzogtümer  von  den  schlechten  Courant- 
münzen  und  deprezierten  Courantzettel  befreite  und  dieselben  durch  .Sp«*ciej- 
münzen*  und  einlösliche  Specieszettel  ersetzte.     Ein  Versuch,  auch  die  übrige 
Monarchie  in  gleicher  Weise  durch  Errichtung  einer  „ Speziesbank*  in  Kopen- 
hagen von  den  deprezierten  Courantzetteln  zu  befreien,  misslang  aber  ganz  und 
die  schwierigen  Zeiten  im  Anfange  des  Jahrhunderts  verleiteten  die  Regierung 
noch  zu  einer  Vergrößerung  der  Zettelcirkulation,  die  im  Jahr  1807  ca.  27  Mill 
Rthlr.  C.  (ca.  86  Mill.  Kronen)  betrug,  wobei  die  Münzen  fast  ganz  aus  der 
Cirkulution  verschwanden.   Da  die  gesamte  Bevölkerung  der  beiden  Königreiche 
Dünemark    und    Norwegen  damals  nur  ca.  1,8  Mill.  Einwohner  betrug  fal*o 
ungefähr  soviel  wie  die  Bevölkerung  Dänemarks  im  Jahre  1870.  wo  die  Zettel 
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menge  nur  ungefähr  50  Mill.  Kronen  bei  einer  Münzzirkulation  von  ungefähr 
25  Mill.  Kronen  betrug),  während  der  Wohlstand  nur  gering  und  die  Handels- 
umsätze sehr  beschränkt  waren,  und  der  Wert  des  (Feldes  überhaupt  weit  grösser 
als  jetzt  war,  muss  mnn  sich  wundern,  dass  die  Zettel  doch  nur  ca.  14  Prozent 
im  Werte  gestinken  waren. 

Da  kam  im  .September  1807  der  Ueberfall  Kopenhagens  durch  Kngland,  das 
Bombardement  der  Stadt  und  der  Raub  der  Flotte,  und  damit  der  mehr  als 
sechsjährige  Krieg  mit  England  und  zum  Teil  Schweden.  Trotz  Erhöhung  der 
Steuern  sah  die  Regierung  sich  genötigt,  eine  Reihe  von  Anleihen  abzuschließen 
und  abermals  ihre  Zuflucht  zur  Zettelpresse  zu  nehmen;  sie  vermehrte  in  fünf 
Jahren  die  Zettelmenge  um  115  Mill.  Rthlr.  C,  so  dass  die  Zettelschuld  der  Bank 
im  Jahr  1812  die  enorme  Summe  von  ca.  142  Mill.  Rthlr.  C.  (ca.  4  54  Mill. 
Kronen)  betrug,  wozu  noch  eine  konsolidierte  Staatsschuld  von  ca.  120  Mill. 
Rthlr.  C.  (ca.  88  4  Mill.  Kronen)  kam.  Dass  der  Wert  der  Zettel  bei  dieser 
kolossalen  Emission  immer  mehr  sank,  ist  selbstverständlich,  sowie  dass  dieses 
stete  Sinken  des  Wertes  eine  immer  grössere  Emission  notwendig  machte.  Schon 
1809  war  der  Wert  nicht  mehr  als  40  Prozent  des  nominellen  Wertes,  1810  nur 
ungefähr  30  Prozent  und  1811  nur  ca.  IC  Prozent,  d.  h.  während  5  Rthlr.  C. 
gleich  4  Speciesthaler  Silber  sein  sollten,  musste  man  im  Jahr  181 1  8  Rthlr.  C.  in 
Zettel  für  jeden  Speciesthaler  bezahlen.  Aber  vom  September  1812  fiel  der  Kurs 
der  Zettel  von  Woche  zu  Woche  um  100  Prozent,  Pari-Kurs  war  125  Prozent 
(d.  h.  125  Rthlr.-C.  =  100  Speciesthaler),  aber  im  Dezember  1812  war  die  Kurs- 
notierung 1700,  d.  h.  man  musste  17  bis  18  Rthlr.  C.  für  einen  Speciesthaler 
bezahlen;  der  Wert  der  Zettel  war  also  auf  ca.  8  Prozent  des  nominellen  Wertes 
gesunken.  Da  wurde  am  5.  Januar  1813  der  Staatsbankerott  erklärt,  indem 
die  Zettel  um  ungefähr  10  Prozent  ihres  nominellen  Wertes  reduziert  wurden. 
Die  alte  „Courantbank"  wurde  nämlich  aufgehoben,  und  an  ihre  Stelle  trat  eine 
neue  „Reichsbank* ,  deren  Aufgabe  es  vor  allem  sein  sollte,  die  Courantzettel 
einzulösen.  Dies  geschah  aber  in  der  Weise,  dass  1  Reichsbankthalerzettel  für 
6  von  jenen  gegeben  wurde,  und  zur  selben  Zeit  wurde  der  Münzfuss  verändert, 
man  ging  vom  Reichsthaler  C,  von  denen  1  =  */*  Speciesthaler  war,  zum  Reichs- 
bankthaler  (Rbthlr.)  über,  wovon  1  =  \'j  Speciesthaler  (2  Kronen)  war.  Der  Wert 
des  Courantzettel  wurde  also  auf  5/4*  seines  früheren  Wertes  herabgesetzt. 

Diese  Reduktion  war  indessen  eigentlich  nur  die  Konstutierung  einer 
Thatsache;  der  Wert  des  Zettels  war  in  der  That  schon  im  voraus  auf  dieses 
Niveau  herabgesunken.  Ja,  es  zeigte  sich  nachher,  dass  die  legale  Reduktion 
die  faktische  kaum  erreichte,  denn  es  vergingen  25  Jahre,  bevor  die  neuen 
Zettel   Pari  erreichten1}.    Insoweit  es  also   die   Zettel   betrifft,  bestand  der 

')  Die  neue  Zettelzirkulation  wurde  nämlich  weit  grösser,  als  beabsichtigt 
war.  Zur  Einlösung  der  zirkulierenden  142  Mill.  Rthlr.  C.  und  einiger  anderer 
Kreditpapiere,  die  eingelöst  werden  sollten,  genügten  27  Mill.  Rbthlr.  Die  neue 
Bank  brauchte  aber  ein  Kapital,  um  Rankgeschufte  treiben  zu  können,  und 
hierzu  wurden  ihr  4  Mill.  Rbthlr.  überlassen.  Und  da  die  Regierung  feierlich 
versprochen  hatte,  dass  die  Reichsbank  ganz  unabhängig  von  ihr  sein  sollte  — 
zu  welchem  Zwecke  sie  im  Jahr  1818  unter  dem  Namen  ,.Na  t  ional  b an  k"4  eine 
private  Aktienbank  wurde  —  und  dass  die  Regierung  nie  mehr  Vorschüsse  ver- 
langen würde  —  was  auch  streng  gehalten  wurde  — .  meinte  sie,  da  sie  unter  den 
gegebenen  Verhältnissen  neue  Steuern  nicht  ausschreiben  konnte,  dass  es  ihr 
Fiuanzarchiv.   III.  Jahrg.  615  11 
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Bankerott  nur  darin,  dass  die  sehr  ferne  Möglichkeit  vernichtet  wurde,  dass  der 
Wert  der  Zettel  sich  spitter  wieder  zum  vollen  Werte  heben  könne.  Weit 
schlimmer  und  weit  tiefer  eingreifend  war  die  Veränderung  des  Münzfusses,  in 
soweit  es  die  öffentlichen  und  privaten  Schulden  u.  dgl.  anbelangt.  Die  Staats- 
schulden nämlich,  die  in  Courant  kontrahiert  waren,  wurden  zum  gleichen  Belaufe 
in  Reichsbankthaler  umgeschrieben,  wobei  jedoch  bemerkt  werden  muss,  daw 
mehr  als  der  Staatsschuld  in  depreeiirten  Zetteln  kontrahiert  war,  und  daw 
von  der  alteren  Schuld  ein  Teil  in  Species  kontrahiert  war,  welcher  Teil  nicht 
umgeschrieben  wurde.  In  Bezug  auf  private  Sehuldverhältnisse  wurde  eine  Skala 
nach  der  Zeit  der  Eingehung  aufgestellt,  so  dass  nur  die  vordem  11.  September 
1807  eingegangenen  Verbindlichkeiten  in  Reichsbankgeld,  Thaler  für  Thaler  um- 
geschrieben wurden,  während  alle  jüngeren  Privatobligationen  mit  einer  ge- 
ringeren Summe,  bis  zu  20  Rbthlr.  für  100  Rthlr.  C,  umgeschrieben  wurden.  Wie- 
wohl diese  Bestimmungen  mit  vieler  Sorgfalt  und  genauer  Berücksichtigung  der 
Kursverhältnisse  der  späteren  Jahre  ausgearbeitet  waren,  und  im  ganzen  nur 
die  schon  angegangene  Veränderung  aller  Geldwerte  entschleiert  wurde,  war 
diese  ganze  Umwälzung  für  manche,  die  ein  imaginäres  Vermögen  fast  ganz 
verschwinden  sahen,  ein  schwerer  Schlag. 

Für  die  Finanzen  war  indessen  der  Bankerott  auch  nicht  so  gewinn- 
bringend, wie  man  im  ersten  Augenblicke  denken  mag.  Die  künftige  Verzinsung 
der  reduzierten  Staatsschuld  war  realiter  fast  eine  ebenso  schwere  Last  wie 
vorher,  und  die  Veränderung  des  Münzfusses  reduzierte  auch  die  Steuern  von 
Reichsthaler  C.  zu  =  Reichsbankthaler.  also  auf  mehr  als  ein  Drittel.  Und  obgleich 
die  succesive  Einlösung  der  Zettel  und  die  Reduktion  der  Zettelmenge  von  38  bis 
auf  ca.  IG  Mill.  Rbthlr.  von  der  neuen  Bank  bewerkstelligt  wurde,  war  es  in  der 
That  zum  grössten  Teil  die  Staatskasse,  die  die  Mittel  hierzu  leisten  musste. 

Die  Nationalbank  wurde  nämlich  in  der  sinnreichen  Weise  gegründet, 


notwendig  sei.  einen  „ Reservefond "  von  l.r>  Mill.  Rbthlr.  zur  Disposition  zu 
behalten.  Die  ganze  Zirkulation  betrug  also  nach  Ausgabe  dieser  l.r>  Millionen 
4*J  Mill.  Rbthlr..  eine  Summe,  die  für  die  ganze  Monarchie  wohl  nicht  so  sehr 
übermässig  war.  Das  Gebiet  dieser  Zettelzirkulation  wurde  indessen  weit  mehr 
beschränkt.  Die  Herzogtümer,  die  bisher  von  dem  depreeiirten  Zettelwesen  gani 
verschont  gewesen,  weigerten  sich,  die  neuen  Zettel  als  Zirkulationsmittel  zu 
empfangen,  und  die  Regierung  gab  deren  Weigerung  nach.  Und  durch  den  Frieden 
zu  Kiel  im  Januar  1814  wurde  Norwegen  von  Dänemark  getrennt,  nachdem 
nur  ca.  8  Millionen  der  neuen  Reichsbankthalerzettel  dahin  den  Weg  gefunden 
hatten.  Auf  das  Königreich  Dänemark  mit  nur  1  Mill.  Einwohnern  fiel  daher 
eine  Zirkulation  von  ca.  38  Mill.  Rbthlr.  ("<»  Mill.  Kronen).  In  der  letzten 
Hälfte  von  181:3,  als  die  Abtretung  Norwegens  schon  erwartet  wurde,  verschlech- 
terten sich  die  Kurse  daher  so,  dass  man  23  Rbthlr.  in  Zettel  (140  Rthlr.  C.) 
für  einen  Speciesthaler  gab.  Doch  besserten  sie  sich  bald  wieder,  standen  aber 
doch  noch  im  Jahr  18 Di  auf  700  (pari  200).  Erst  nachdem  die  Reichsbank 
durch  energisches  Wirken  in  den  Jahren  1813/1818  über  7  Mill.  Rbthlr. 
getilgt  hatte  und  nur  noch  eine  Zettelmenge  von  ca»  31  Mill.  Rbthlr.  ihrer 
Nachfolgerin,  der  am  1.  August  1818  in  Kruft  tretenden  Nationalbank, 
hinterliess.  hob  sich  der  Wert  der  Zettel  auf  »4  des  nominellen  WTertcg  (Kur? 
ca.  270).  Von  nun  an  trat  eine  stete,  aber  sehr  langsame  Besserung  des  Kurses 
ein.  bis  endlich  der  Parikurs  im  Jahr  1835  erreicht  wurde  und  die  Zettel  im 
Jahre  1845  einlnslich  erklärt  wurden.  Seitdem  hat  Dänemark  eine  sehr  solide 
und  fest  fundierte  Geldzirkulation  gehabt. 

616 


Digitized  by  Googl 


Die  Finanzverbültnisse  Dänemarks. 


1(*)3 


dass  alle  Grundbesitzer  gezwungene  Aktionäre  der  Bank  wurden,  ohne  jedoch 
Kapital  einzuzahlen  genötigt  zu  Rein.  Allen  Besitzungen  wurde  eine  Prioritäts- 
obligation, allen  anderen  Prioritäten  vorangehend,  im  Belaufe  von  6  Prozent 
des  Wertes  der  Besitzung  auferlegt,  die  mit  6 7*  Prozent  jährlich  verzinst 
werden  sollte,  wodurch  die  Bank  die  Mittel  zur  Tilgung  der  Bankzettel  bekam ; 
fUr  den  Betrag  der  Obligation  wurde  der  Besitzer  Aktionär1),  indes  stand  ihm 
frei  die  Obligation  einzulösen,  wann  er  wollte.  Da  aber  die  folgenden  Jahre  für 
die  Landbesitzer  überaus  schwere  waren,  und  es  manchem  kaum  möglich  war, 
die  alte  Steuer  zu  entjrichten.  geschweige  denn  die  Zinsen  dieser  neuen  Obligation, 
sah  der  Staat  sich  genötigt,  allen  Landbesitzern  einen  Abschlag  in  den  Steuern 
zu  geben,  der  */«  jener  Zinsen  äquivalierte.  Es  war  somit  der  Staat,  der  diese 
Summe  (ca.  820,000  Rbthlr.  =  1.64  Mill.  Kronen  jährlich)  bezahlen  musste  (weshalb 
die  Landbesitzer  auch  nur  für  das  eine  Sechstel  Aktionäre  wurden),  und  dies 
dauerte  bis  1838;  durch  einen  Vergleich  mit  der  Bank  wurden  die  jährlichen 
Beiträge  des  Staate  in  diesem  Jahre  auf  328,000  Rbthlr.  (650,000  Kronen)  jähr- 
lich herabgesetzt  für  die  folgenden  38  Jahre,  und  erst  im  Jahre  187b'  wurde  der 
Staat  von  dieser  Last  gänzlich  befreit,  nachdem  er  ca.  55  Mill.  Kronen  der  Bank 
bezahlt  hatte,  welcher  Betrag  ziemlich  genau  den  der  Bank  auferlegten  Ver- 
pflichtungen (nicht  nur  die  Zettelschuld,  sondern  auch  eine  Obligationsschuld  zur 
Tilgung  anderer  Verbindlichkeiten  der  älteren  Bank  war  vorhanden)  gleichkam. 

Es  war  somit  nur  nominell,  dass  der  Staat  sich  im  Jahre  1813  durch 
Errichtung  der  Reichsbank  (später  Nationalbank)  von  der  Last  der  Zettelschuld 
befreite.  Realiter  blieb  es  eine  Staatsschuld  in  Annuitäten,  die  ungefähr 
6*0  Jahre  lang  auf  den  Finanzen  lastete.  Und  selbst  nach  Umschreibung  der 
konsolidierten  Staatsschuld  und  verschiedenen  Abschlagszahlungen  betrug  diese 
Schuld  im  Jahre  1816  noch  II6V1  Mill.  Rbthlr.  (233  Mill.  Kronen,  in  welchem 
Münzfusse  wir  den  Belauf  der  Staatsschuld  in  der  folgenden  Zeit  angeben).  Alles 
in  allem  war  es  also  eine  Schuldlast  von  über  300  Mill.  Reichsmark 
(im  Werte  gleich  wenigstens  400  Mill.  Reichsmark  heutzutage),  die  nach  der 
Trennung  von  Norwegen  von  einer  Bevölkerung  von  ungefähr  l2/s  Mill. 
Menschen  getragen  werden  sollte,  einer  Bevölkerung,  die  durch  einen  mehr 
als  sechsjährigen,  verheerenden  Krieg  verarmt  war  und  deren  Haupterwerb,  der 
Ackerbau,  in  der  nächsten  Zukunft  durch  überaus  schlechte  Preise  der  wichtigsten 
Produkte  sehr  gedrückt  wurde.  Und  für  die  Staatekasse  war  diese  gewaltige 
Last  um  so  drückender,  als  die  Trennung  von  Norwegen  die  Staatseinnahmen 
weit  mehr  als  die  Staateausgaben  vermindert  und  jene  so  heruntergebracht 
hatten,  dass  die  Gesamteinnahmen  der  dänischen  Monarchie  im 
Jahre  1817  kaum  auf  15  Mill.  Rbthlr.  (  =  30  Mill.  Kronen)  veranschlagt  werden 
konnten. 

Und  nach  25  Jahren  standen  die  Finanzen  (1841)  auf  eben  demselben 
Punkte:  eine  konsolidierte  Staatsschuld  von  233  Mill.  Kronen  und  eine  jährliche 


')  In  den  ersten  20  Jahren  war  dies  Aktienrecht  nicht  eben  viel  wert,  da 
keine  Dividende  bezahlt  werden  musste,  bevor  die  Zettel  wieder  einlösbar  ge- 
macht waren,  was  erst  im  Jahre  1845  geschah.  Indessen  war  der  Parikurs  der 
Aktien  doch  schon  nach  dem  Vergleiche  mit  der  Regicning  im  Jahre  1838  auf 
80  Prozent  gestiegen,  1841  waren  sie  pari  und  1846  wurden  sie  zu  170  Prozent 
notiert. 
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Kinnahme  von  ca.  10  Mill.  Rhthlr.  (32  Mill.  Kronen).  Und  doch  wurden  in  diesen 
25  Jahren  die  Beninhungen,  um  die  Staatsschuld  successive  zu  tilgen,  stets  fort- 
gesetzt, und  die  Zahl  der  Bevölkerung  war  um  28  Prozent  (von  1.66  auf  2.13  Mill. 
Kiuwohner)  gestiegen.  »So  unglücklich  waren  aber  die  Yferliältnisse  nach  dem  Staat* 
bankerott,  ho  zerrüttet  der  Zustand  sowohl  der  Finanzen  als  des  Privat  vermögen*, 
dass  die  recht  bedeutende  ökonomische  Entwicklung  der  letzten  15  Jahre  nur 
hinreichen  konnte,  den  Kalamitäten  der  ersten  10  Jahre  abzuhelfen  und  den 
finanziellen  Zustand  von  181*!  nicht  zu  verschlechtern,  l'nd  in  zwei  Beziehungen  war 
dieser  wirklich  schon  im  Jahre  1841  wesentlich  verbessert.  Die  jahrlichen  Leistungen 
des  Staates  zur  Nationalbank  waren,  wie  gesagt,  im  Jahre  1838  mit  ca.  1  j  Mill. 
Rbthlr.  (S>8  4,000  Kronen)  vermindert  worden,  und  die  Zinsen  der  nominell  unver- 
änderten konsolidierten  Schuld  waren  bedeutend  geringer  als  im  Jahre  181*3, 
indem  die  älteren  Anleihen  zu  5  und  6  Prozent  mit  Anleihen  zu  8  und  4  Prozent 
umgetauscht  worden  waren.  Ks  waren  eben  diese  Konvertierungen,  die  den  nomi- 
nellen Betrag  der  Staatsschuld  trotz  der  steten  Abschlagszahlungen  auf  dem- 
selben Punkte  erhielten,  zu  Zeiten  sogar  vermehrten.  Im  Jahre  1819  war  die 
konsolidierte  Schuld  auf  210  Mill.  Kronen  heruntergebracht,  und  im  Jahre  1830 
war  sie,  zum  Teil  zwar  wegen  der  Notwendigkeit,  neue  und  sehr  teuere  Anleihen 
aufzunehmen,  um  den  in  den  Jahren  1820.25  sehr  bedrückten  Landwirten  zn 
Hilfe  zu  kommen,  zum  Teil  aber  wegen  der  Konvertierungen,  auf  260  MilL 
Kronen  gestiegen.  Der  Staat  war  nämlich  mit  diesen  Konvertierungsversuchen 
wenig  glücklich  gewesen.  Da  der  Kredit  des  Staates  nach  dem  Bankerott  selM- 
verständlich  sehr  gering  war,  musste  er  für  ein  in  Hamburg  1819  aufgenom- 
menes Anlehen  von  12  Mill.  Mark  Banco  5  und  6  Prozent  Zinsen  bezahlen  und 
erhielt  demungeachtet  nur  71  Prozent  des  nominellen  Kapitals,  und  1821  machte 
man  in  England  eine  Anleihe  von  l'a  Mill.  Pf.  Sterl.  zu  5  Prozent,  das  nur 
66  Prozent  des  nominellen  Kapitals  einbrachte.  Drei  Jahre  später  standen  die 
Obligationen  dieses  Anlehens  über  Pari,  und  die  Regierung  wollte  nun  die 
günstige  Gelegenheit  des  niedrigen  Zinsfusses  im  Jahre  1^24,  der  so  viele  Schuld- 
konvertierungen veranlasste,  benützen  und  zur  Ablösung  jener  teueren  Anleihen 
ein  grosses,  billiges  Anlehen  in  England  aufnehmen.  Ein  solches  wurde  auch  im 
Belaufe  von  5 '/r  Mill.  Pf.  Sterl.  (gegen  100  Mill.  Kronen)  zu  3  Prozent  ab- 
geschlossen, und  zwar  zu  einem  Kurse  von  75  Prozent.  Und  dieser  Kurs  wurde 
noch  schlechter,  da  die  Regierung,  bessere  Konjunkturen  erwartend,  nur  die 
Hälfte  des  Anlehens  zu  75  Prozent  empfing  und  sich  die  Realisation  der  anderen 
Hälfte  zu  einem  günstigeren  Zeitpunkt  vorbehielt.  Da  kam  die  grosse  Handels- 
krisia  von  1825  —  und  die  Regierung  sah  sieh  jetet  genötigt,  die  letzte  Halft* 
zu  einem  Kurse  von  kaum  00  Prozent  zu  realisieren.  Der  ganze  Ertrag  dieser 
Anleihe  war  somit  nur  06  Mill.  Kronen,  die  zur  Einlösung  älterer  Anleihen 
benutzt  wurden,  während  der  nominelle  Wert  der  Anleihe  fast  100  Mill.  Kronen 
war,  und  die  Gesamtschuld  also  um  ca.  33  Mill.  Kronen  vermehrt  wurde.  Mehr 
als  50  Jahre  drückte  dieses  Anlehen  die  dänischen  Finanzen,  indem  es  mit 
einem  festen  Betrag  von  3'/i  Mill.  Kronen  jährlich  verzinst  und  amortisiert  wurde 
Erst  1877  wurde  die  letzte  Rate  bezahlt. 

Die  30  Jahre  1841,70  werden  in  finanzieller  Beziehung  durch  »inen  be- 
ständigen Kampf  charakterisiert,  dessen  Ziel  die  successive  Tilgung  der  Staats- 
schuld war,  der  über  wiederholt  von  finanziellen  Kalamitäten  unterbrochen  wurde 
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und  die  Arbeit  von  vorn  anfangen  Hess.  In  den  ruhigen  Jahren  der  Regierungs- 
zeit Christian  VIII.  (1840/47)  wurde  die  Staatsschuld  regelmässig  amortisiert  und 
betrug  im  Jahre  1848  kaum  210  Mill.  Kronen:  die  jährlichen  Zinsen,  die  im 
Jahre  1835  auf  ca.  9.5  Mill.  Kronen  sich  beliefen,  waren  dann  auf  7,7  Mill.  Kronen 
heruntergebracht.  Da  kam  der  dreijährige  Krieg  (1848  50).  der  der  dänischen 
Staatskasse  ca.  85  Mill.  Kronen  kostete.  Ein  Teil  dieser  Summe  wurde  durch 
neue  Steuern  gedeckt,  ein  anderer  Teil  durch  Realisation  der  Staatsaktiva; 
aber  mehr  als  40  Mill.  Kronen  mussten  durch  neue  Anleihen  zuwege  gebracht 
werden,  zum  grössten  Teile  durch  zwei  englische  Anleihen  zu  5  Prozent,  jede 
im  Belaufe  von  800,000  Pf.  Sterl.,  die  ziemlich  teuer  waren,  indem  der  Ertrag 
kaum  90  Prozent  des  nominellen  Betrages  war.  Nach  dem  Schlug*  des  Krieges 
war  somit  die  dänische  Staatsschuld  wieder  auf  250  Mill.  Kronen  gestiegen, 
wozu  noch  im  Jahre  1854  weiter  über  10  Mill.  Kronen  kamen,  teils  durch  die 
Sklavenemanzipation  auf  den  westindischen  Inseln,  teils  durch  Uebernahme  der 
Augustenburgischen  («fiter,  so  dass  man  trotz  energischer  Anstrengungen,  um 
die  Schuld  wieder  zu  tilgen,  erst  im  Jahre  1857  wieder  auf  den  Standpunkt 
vom  Jahre  181b'  (233  Mill.  Kronen)  gelangt  war.  In  den  nächsten  sechs  Jahren 
wurde  aber  nicht  nur  die  regelmässige  Aniortisierung  fortgesetzt,  sondern  die 
Kapitalisierung  des  im  Jahre  1*57  abgelösten  ^Öresund-Zolls"  gab  die  Mittel  zu 
extraordinären  Abschlagszahlungen,  so  dass  die  Staatsschuld  im  Jahre  1803  auf 
ca.  192  Mill.  Kronen  heruntergebracht  war.  neben  welcher  Schuld  das  Königreich 
noch  seine  eigene,  in  den  Jahren  1852/63  ffir  Sonderzwecke,  besonders  Kiseubahn- 
bauten,  aufgenommene  Schuld  im  Belauie  von  fiber  10  Mill.  Kronen  hatte.  Wird 
dies  mitgerechnet,  so  stand  die  dänische  Staatsschuld  am  Ende  der  Regierung 
Friedrichs  VII.  nach  einer  successive^  Kapitalauszahlung  von  nicht  weniger  als 
68  Mill.  Kronen  in  Bezug  auf  Abschlagszahlungen  ganz  an  demselben  Punkte 
als  am  Anfange  seiner  Regierung.  Doch  hatte  man  zur  selben  Zeit  für  14  Mill. 
Kronen  (in  Obligationen)  Staatseisenbahnen  gebaut. 

Da  kam  der  Krieg  von  1804.  und  von  der  dadurch  veranlassten  Gesamt- 
ausgabe von  ca.  60  Mill.  Kronen  wurden  55  Mill,  durch  neue  Anleihen  ge- 
deckt, besonders  2  englische  Anleihen  zu  5  Prozent  zum  nominellen  Belaufe  von 
1,928  Mill.  Pf.  Sterl.  mit  einem  Krtrago  von  31.4  Mill.  Kronen  (ungefähr  89  Pro- 
zent). Die  Auflösung  der  Monarchie  bewirkte  auf  der  anderen  Seite,  dass  ein 
verhältnismässiger  Teil  (jedoch  nur  ca.  30  Prozent,  während  die  Herzogtümer 
2,s  der  Monarchie  ausmachten)  der  Staatsschuld  von  1803  von  den  Herzogtümern 
Übernommen  wurde,  was  jedoch  in  der  Weise  geschah,  dass  Dänemark  die 
ganze  Schuld  der  Monarchie  behielt  und  als  Ersatz  für  den  Anteil  der  Herzog- 
tümer 58  Mill.  Kronen  in  preussisehen  Staatsobligationen  erhielt,  Die  Schuld- 
last, die  das  Königreich  Dänemark  zu  tragen  hatte,  als  nach  der  poli- 
tischen Reorganisation  der  dänische  Reichstag  —  der  in  den  Jahren  1855/66 
nur  die  besonderen  Angelegenheiten  des  Königreiches  behandelt  hatte,  während 
die  (lesamtangelegenheiten  der  Monarchie  von  dem  Rcichsrate  geleitet  wurden  — 
am  1.  April  186  7  als  einzige  parlamentarische  Versammlung  die  Kontrolle 
mit  der  gesamten  Finanzverwaltung  wieder  übernahm,  betrug  nicht  weniger  als 
201  Mill.  Kronen  —.alsomehr  als  dieStaatsschuldd er  gesamten 
Monarchie  seit  dem  Staatsbankerotte  im  Jahre  1813  je  betragen 
hatte.  Um  aber  den  finanziellen  Status  richtig  zu  beurteilen,  muss  man  nicht 
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nur  die  Passiva,  sondern  auch  die  Aktiva  betrachten,  und  in  dieser  Beziehung 
zeigte  sich  der  Status  weit  günstiger  als  früher. 


Dass  der  dänische  Staat  im  Laute  von  nur  12  Jahren  (1851/03)  ruehr  als 
00  Mill.  Kronen  oder  '/«  der  ganzen  Staatsschuld  hat  abbezahlen  können,  ver- 
dankt er  neben  einem  sparsamen  Haushalt,  der  regelmässige  Amortisierung  er- 
laubt hat,  zugleich  dem  Umstände,  dass  derselbe  aus  früheren  Zeiten  teils 
Domänengüter,  teils  andere  Aktiva  besass,  die  in  dieser  Periode  bedeutend  im 
Werte  stiegen  und  somit  im  grossen  Umfange  realisiert  werden  konnten,  ohne 
dadurch  die  jährlichen  Kinnahmen  wesentlich  zu  verringern.    Die  gesamten 
Domänengüter  wurden  im  Jahre  1850  zu  einem  Werte  von  24  Mill.  Kronen  ver- 
anschlagt, welche  Summe  sie  ungefähr  mit  4  Prozent  verzinsten  (Nettoeinnahm«; 
1850/51:  937,000  Kronen).  Nach  Einführung  der  freien  Verfassung  vom  Jahre  1849 
war  man  eifrig  bestrebt,  die  Pachtbauern,  deren  Zahl  ziemlich  gross  war  (von 
den  ca.  70,000  Bauernhöfen  des  Königreichs  Dänemark  waren  im  Jahre  1850  mehr 
als  20,000  mit  ca.  28  Prozent  der  zum  Ackerbau  verwendeten  Erde  von  den  Be- 
sitzern auf  Lebenszeit  gepachtet),  zu  Freibauern  zu  machen,  und  der  Staat 
stand  an  der  Spitze  und  verkaufte  seinen  Pächtern  die  von  ihnen  gepachteten 
Bauernhöfe  zu  üben» us  billigen  Preisen  und  zwar,  um  ihnen  den  Kauf  zu  er- 
leichtern, in  der  Weise,  dass  sie  gar  keine  Auszahlung  zu  machen  brauchten, 
sondern  nur  für  die  Kaufsumme  (die  zu  4  Prozent  kapitalisierten  bisherigen  Pacht- 
abgaben)  eine  Obligation  auszustellen  hatten.  Nach  und  nach  aber  wurden  die«; 
Obligationen  abgetragen,  und  fast  die  ganze  Kaufsunime  von  ca.  7  Mill.  Kronen 
wurde  allmählich  in  den  Jahren  1850/72  in  die  Staatskasse  einbezahlt.  Dem- 
nächst (in  den  Jahren  1850/70)  wurden  die  meisten  grossen,  freien  Domänengüter 
im  Belaufe  von  ca.  83/4  Mill.  Kronen  verkauft  ,  wovon  ca.  27*  Mill,  contant 
bezahlt,  da«  Uebrige  als  Prioritätsobligationcn  zur  Aktivmasse  übergeführt  wurde. 
So  bedeutend  stieg  aber  in  dieser  Periode  der  Wert  der  zum  Teil  in  Korn 
stipulierten  Abgaben  von  den  in  früheren  Zeiten  verkauften  Domänengütern,  so- 
wie der  Wert  des  jährlichen  Ertrages  von  den  Staatswäldero ,  dass  die  Netto- 
einnahmen  des  Domänenwesens  in  den  Jahren  1870/75  bedeutend  grösser  waren 
als  im  Jahre  1850/51,  trotzdem  man  von  den  in  diesem  Jahre  zu  einem  Werte» 
von  24  Mill.  Kronen  taxierten  Güter  für  ca.  16  Mill.  Kronen  verkauft  hatte. 

In  gleicher  Weise  ging  es  mit  den  sog.  , Staatsaktiva " ,  d.  h.  Grund- 
stücken, die  nicht  Landgüter  oder  Wälder  waren,  sowie  Prioritätsobligationen 
von  verkauften  Gütern  und  Vorschüssen  für  Kommunen  u.  a.  Der  Wert  die?er 
„Aktivmasse*  war  im  Jahre  1850  zu  ca.  20  Mill.  Kronen  veranschlagt,  und  nach- 
dem in  den  Jahren  1850/07  für  ca.  4  Mill.  Kronen  davon  verkauft  war.  wurde 
die  Aktivmasse  noch  zu  demselben  Werte  (ca.  20  Mill.  Kronen)  veranschlagt 

Zu  den  ca.  20  Mill.  Kronen,  die  in  dieser  Weise  für  die  Staatskasse  ge- 
wonnen waren,  ohne  dass  die  jährlichen  Einnahmen  dadurch  vermindert  wunlen, 
kam  noch  im  Jahre  1857,  wie  schon  gesagt,  die  Ablösung  des  „Üresund-ZoUV 
durch  eine  Kapitalausbezahlung  von  Seiten  der  verschiedenen  Länder,  deren 
Schifte  bisher  diesen  Zoll  entrichtet  hatten.  Diese  Kapitaleinnahme  für  die 
Staatskasse,  die  ihr  Mittel  zur  Verminderung  der  Staatsschuld  bot,  war  indessen 
von  einer  wesentlichen  Verminderung  der  Einnahmen  begleitet ;  denn  die  Ein- 
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nahmen  durch  den  Zoll  beliefen  sich  auf  nahezu  4  Mill.  Kronen  jährlich,  und 
die  Ersatzsumme,  die  Dänemark  erhielt,  war  nur  65, 6  Mill.  Kronen.  Von  dieser 
Summe  wurden  in  den  Jahren  185767  ca.  43  Mill.  Kronen  der  dänischen  Staats- 
kasse bezahlt  (das  lebrige,  das  nach  und  nach  in  den  folgenden  10  Jahren  be- 
zahlt wurde,  war  am  1.  April  1867  als  Guthaben  dem  „Keservefond"  zugeführt), 
und  davon  wurden  gegen  14  Mill.  Kronen  zur  Amortisation  der  Staatsschulden 
verwendet. 

Ein  anderes  Kapital,  dessen  Empfang  nur  Ersatz  für  eine  längere  Zeit 
dauernde  jährliche  Ausgabe  war,  erhielt  das  Königreich  Dänemark  nach  der 
Auflösung  der  Monarchie,  indem  die  Pensionen  der  früher  in  den  Herzogtümern 
angestellten  Beamten  der  dänischen  Staatskasse  zur  Last  fielen  und  von  den 
Herzogtümern  daher  ein  lür  allemal  eine  Summe  von  ca.  6  Mill.  Kronen,  ebenso 
wie  eine  Summe  von  58  Mill.  Kronen  in  Obligationen  (mit  Zinsen  bis  zur  Zeit  der 
Auszahlung  im  Belaufe  von  ca.  4'/j  Mill.  Kronen),  wie  schon  berührt,  der  däni- 
schen Staatskasse  als  Ersatz  für  den  auf  die  Herzogtümer  fallenden  Teil  der 
Staatsschuld  übergeben  wurde.  Da  die  Staatsschuld  der  Monarchie  beim  Aus- 
bruch des  Krieges  ca.  190  Mill.  Kronen  betrug,  und  die  Herzogtümer  ungefähr 
* .'s  der  Monarchie  ausmachten ,  der  auf  sie  fallende  Teil  der  Staatsschuld  also 
ca.  76  Mill.  Kronen  betrug,  so  gab  diese  Ordnung  nicht  vollen  Ersatz  für  die  von 
der  dänischen  Staatskasse  übernommene  Schuldlast. 

Will  man  daher  wissen,  wie  weit  und  in  welchem  Umfange  der  Status  der 
Staatskasse  sich  in  dieser  Periode  verbessert  oder  verschlechtert  hat,  muss 
man  untersuchen,  mit  welchem  Betrage  die  Passiva  den  Betrag  der  Aktiva  bezw. 
in  den  Jahren  1850  und  1867  überstiegen,  und  zugleich  mit  welchem  Betrage  die 
durch  jene  veranlassten  jährlichen  Ausgaben  die  von  diesen  kommenden  Ein- 
nahmen überstiegen.  Hierbei  muss  noch  danin  erinnert  werden,  das*  die  für 
den  Bau  der  Staatseisenbahnen  ausgegebenen  Summen  zum  Teil  durch  Stiftung 
von  Staatsschulden  zuwege  gebracht  waren,  und  diese  müssen  daher  mit  in  Be- 
tracht gezogen  werden. 

Die  verschiedenen  Aktiva  und  ihr  Belauf  (zum  Teil  angeschlagener  Wert), 
sowie  die  daraus  fliessenden  Einnahmen  einerseits  und  die  gesamte  Staatsschuld 
und  die  jährliche  Verzinsung  derselben  anderseits  waren  dann: 


1847: 

Wert  in  Einnahmen 

Aktiva:                                                 Mill.  Kronen  und  Ausgaben 

Donulnengttter  (angcchl.  W.)  \  £  ££JS^    CO  I  »•  :MÜ2'00°  K'°nC" 

Reservefond«                                                     13  1        1(830^o  , 

Lebrige  Staatsaktiva                                         25,75  ) 

Kassenbestand                                                14.90  ,  150,000 

Öresund-Zoll  (kapitalisiert  zu  4  Prozent)  ■    .    .111,57  ,    4,463,000  , 

249,22  9,405,000  Kronen 

Passiva: 

Staatsschuld                                                   209.73  ,    7,660,000  , 

Aktiva  —  Passiva:  +    39,49  -f  1,745,000  Kronen 
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Dass  die  Einnahmen  der  Aktiva  die  Verzinsung  der  Staatsschuld  mit 
ea.  1%  Mill.  Kronen  überstiegen,  trot /.dem.  der  Wert  der  Aktiva  den  Betrag  «Irr 
Staatsschuld  um  kaum  40  Mill.  Kronen  überstieg,  erklärt  sieh  dum  us.  (lass  ein 
sehr  grosser  Teil  (40  Prozent)  der  Staatsschuld  eine  Bprozentige  Schuld  war. 

1851: 

Wert  in  Einnahmen 
Aktiva:  Mill.  Kronen         und  Ausgaben 

Domänengüter  (augeschl.  W.)  \  CJC8  t^6n1^"  CU'    tt       {  ca.  3,000,000  Kronen 

(  der  Herzogt.   .     00  ) 

Reservefonds  ,  4.80  j 

Uebrige  Staatsaktiva  ,  19,00  )    '  • 

Kassenbestand  ,  7,14  ? 

Öresund-Zoll  (kapitalisiert  zu  4  Prozent).    .   .  112.25  ,  4.490,000 

ca.  227,19  ca.  9.070.000  Kronen 

Passiva: 

Staatsschuld  am  31.  März  1351  ca.  250.50  10.440,000  Kronen 

Aktiva  —  Passiva:  —  23.37  —    1.370,000  Kronen 

Der  Status  war  also  von  1847,51  um  ungefähr  03  Mill.  Kronen  verringert 
worden  und  die  jährlichen  Einnahmen  um  ca.  3  Mill.  Kronen,  und  dennoch  hatten 
die  Einwohner  des  Königreichs  in  den  drei  Jahren  1848/50  ca.  14  Mill.  Kronen 
an  extraordinären  Kriegssteuern  bezahlt. 

1803: 

Wert  in  Einnahmen 
Aktiva:  Mill.  Kronen        und  Ausgaben 

Domänengüter  (kapitalisierter  W.)  )  ^*  }  ca.  3,200,000  Kronen 

Reservefonds  10.29  \ 

Uebrige  Staatsaktiva  8,40  f 

Kassenbestand  17.85  (    T    <~iS0Xm  » 

Öresund-Fonds   02,39  * 

179.17  ca.  5.930.O00  Kronen 

Anlagekosten  der  Staatseisenbahnen     .    .    .    .    10,40  ,  50,000 

189,57  ca.  5,980,000  Kronen 

Passiva: 

Staatsschuld                                                  191,47  ,  7,270,000  . 

Aktiva  —  Passiva:  —  1.90  -  1.290,000  Kronen 

Trotzdem  dass  die  Verwandlung  des  Öresund-Zolls  in  einen  Öresund-Fonds 
einen  Abgang  des  Kapitnlwertes  von  50  Mill.  Kronen  repräsentiert,  ist  dennoch 
in  diesen  12  Jahren  der  Kapitalstatus  um  mehr  als  21  Mill.  Kronen  verbessert; 
die  wirkliche  Besserung  würde  also,  wenn  der  Zoll  unverändert  geblieben,  über 
70  Mill.  Kronen  betragen  haben.  Dass  die  Ablösung  auch  das  Verhältnis  der 
Einnahmen  zu  den  Ausgaben  weit  ungünstiger  gestellt  hat.  wird  leicht  in  die 
Augen  fallen. 
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18  0  7: 

Wert  Kinnahmen 
A  k  1  i  v  a :  und  Ausgaben 

Pomänengüter  (kapitalisierter  W.)  ca.  30  Mill.  Kronen  ca.  1.200,000  Kronen 
Reservefond  (incl.  ÜresundFonds)   ,    116,24  „  „  4,246.000 

Uebrige  Staatsaktiva  „     21,68  „  „      «80.000  , 

Anlagekosten  d.  Staatseisenbahnen    ,     26,30  „  ,      150.000  * 

Kassenbestand  „       0.92  ,   180,000 

ca.  204.14  Mill.  Kronen  ca.  0,750,600  Kronen 

Passiva: 

Staatsschuld  „   260,21   .  10. 560.000 

Aktiva  —  Passiva:  —    57,07  —  3,804,000  Kronen 

Ungeachtet  des  von  den  Herzogtümern  als  Ersatz  für  ihren  Teil  der  Staats- 
schuld empfangenen  Kapitals  war  also  der  Kapitalstatus  de.«  Königreichs  im 
Jahre  1807  ca.  54  Mill.  Kronen  geringer  als  der  der  Monarchie  im  Jahre  1803 
gewesen  war,  und  wahrend  die  Verzinsung  der  Staatsschuld  im  Jahre  1803  nach 
Abzug  der  Einnahmen  von  den  Aktiven  nur  eine  jährliche  Last  von  ca.  1,3  Mill. 
Kronen  auf  die  ganze  Monarchie  legte,  lag  im  Jahre  1807  in  gleicher  Weise  auf 
dem  Königreich  allein  eine  jährliche  Last  von  3,8  Mill.  Kronen. 

Die  hier  gegebene  Darstellung  der  Begebenheiten  vorauszuschicken  ist  uns 
nötig  erschienen,  um  da,s  rechte  Verständnis  der  jetzigen  finanziellen  Ver- 
hältnisse Dänemarks  zu  ermöglichen.  Wir  werden  jetzt  diese  näher  betrachten, 
so  wie  sie  sich  gestaltet  haben ,  nachdem  sämtliche  finanzielle  Angelegenheiten 
wieder  der  Kontrolle  des  Reichstags  unterstellt  worden  sind,  d.  h.  seit  dem 
1.  April  1807.  Zu  diesem  Zwecke  werden  wir  besonders  die  ordinären  Ein- 
nahmen und  später  die  ordinären  Ausgaben  näher  betrachten,  um  nachzuweisen, 
welche  Mittel  dem  Staate  zu  Gebote  stehen  und  welche  Aufgaben  damit  gelöst 
werden  sollen. 


Die  ordinären  Einnahmen  des  Staates,  d.  h.  alle  Einnahmen,  die 
nicht  einen  Verbrauch  von  Vermögen  irgend  einer  Art  oder  Einziehung  von 
Schulden  repräsentieren,  können  in  zwei  Hauptgruppen  gebracht  werden:  die 
Steuern  —  und  Einnahmen,  die  unabhängig  von  der  Besteuerung  sind.  In- 
dem wir  bei  dieser  Klassifizierung  der  Einnahmen  die  in  dänischen  Staats- 
rechnungen gebrauchte  Einteilung  vor  Augen  haben,  muss  sogleich  bemerkt 
werden,  dass  diese  die  Gebühren  zu  den  Steuern  hinzurechnen. 

A.  Die  wichtigsten  Einnahmequellen  ausser  den  Steuern 
sind:  1)  die  Einnahmen  aus  den  Domänengütern  und  2)  die  Zinsen  der 
Staatsaktiva. 

1)  Die  Domänengüter  sind  jetzt  —  mit  Ausnahme  der  Staatsforsten  — 
fast  alle  veräussert,  indem  nur  zwei  kleine  Güter,  deren  Pachtsumme  jährlich 
40  —  50.000  Kronen  beträgt  ,  dem  Staate  noch  gehören.  Die  meisten  Güter 
sind  aber  in  der  Weise  veräussert  worden ,  dass  feste  Abgaben  in  Geld  oder 
Korn  stets  entrichtet  werden  sollen ,   und  der  Gesamtertrag  dieser  Abgaben 
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ist  ein  —  nach  den  Kompreisen  etwas  wechselnder  —  Betrag  von  rund  liOO.OOO 
bis  750,000  Kronen.  Besonders  in  den  letzten  Jahren  ist  dieser  Betrag  etwa* 
geringer  als  in  früherer  Zeit;  den  unten  verzeichneten  Hückgang  von  1 8t>7 72 
auf  1877/82  ist  aber  im  wesentlichen  die  Folge  von  Veräusserungen ,  deren 
Erlös  unter  den  „Staatsaktiva*  aufgeführt  worden  ist.  Zur  selben  Zeit  sind 
indessen  auch  die  Ausgaben  (s.  unten)  verringert  worden.  Auf  demselben 
Konto  werden  noch  ein  paar  kleinere  .Summen  (Pachtsummen  von  Seen  u.  derpU 
aufgeführt,  und  der  ganze  Ertrag  der  „eigentlichen  Domäneneinnahmeu"  ist 
demnach  gewesen: 

18(17/72  durchschnittlich  ca.  828,000  Kronen 
1872/77  ,  „  743,000 

1877/82  .  r  052,000 

1882/85  ,  „   023,000  , 

Als  «andere  Doruäneneinnahmcu"  werden  neben  verschiedenen  kleinen 
Summen  besonders  zwei  Einnahmequellen,  die  eigentlich  Kegalien  sind ,  aufge- 
führt, nämlich  die  aus  dem  Strandrechte  des  Staates  fliessenden  Einnahmen  — 
eine  variierende  Summe  von  rund  30.000  Kronen  —  und  die  Pachtsumme  für 
die  Austernfischereien ,  die  dem  Staate  gehören.  Bis  1872  waren  diese  Fische- 
reien ohne  finanzielle  Bedeutung  (kaum  3000  Krouen  jährlich),  dann  stieg  aber 
die  Pachtsumme  plötzlich  auf  80,000  Kronen  und  im  Jahre  1875  sogar  auf 
240,000  Kronen.  Aber  nach  Verlauf  einiger  Jahre  wurde  der  Austernbestand 
sehr  verringert,  nach  der  Behauptung  einiger  infolge  Naturbegebenheiten,  wäh- 
rend andere  behaupten,  dass  die  Pächter  die  Erneuerung  der  Austernbanken  durch 
Auslegung  von  jungen  Austern  vernachlässigt  haben.  Jedenfalls  inusste  die  Re- 
gierung schon  1879  die  Hälfte  der  Pachtsumme  nachlassen  und  im  Jahre  1880  einen 
neuen  Kontrakt  abschlicsseu ,  durch  welchen  die  Pachtsumme  bedeutend  herab- 
gesetzt wurde  und  in  den  letzten  Jahren  nur  ca.  90.000  Kronen  betragen  hat. 
Der  Ertrag  des  ganzen  Postens  ist  demnach  in  der  ganzen  Periode  sehr  wechselnd 
gewesen  und  hat  von  70,000  bis  auf  412.000  Kronen  variiert;  1882  85  ist  der 
Ertrag  durchschnittlich  ca.  175.000  Kronen  gewesen.  Es  verlautet  aber,  dass 
die  Regierung  jetzt  die  Austernbanken  während  fünf  Jahre  will  ruhen  lassen:  in 
dieser  Zeit  wird  dann  diese  Einnahme  wegfallen. 

Die  mit  den  Domänen  verbundenen  Ausgaben  werden  im  Voraus  von  den 
Einnahmen  abgezogen.  Sie  sind  indessen  mit  der  stetigen  Veräusserung  be- 
deutend verringert  worden ;  im  Anfange  dieses  Zeitraums  waren  sie  ungefähr 
1 4  Mill.  Kronen,  jetzt  sind  sie  auf  ungefähr  100,000  Kronen  jährlich  gesunken. 

Während  der  Staat  in  den  letzten  40  Jahren  seine  Domänengüter  zu  ver- 
äussern gestrebt  hat ,  hat  er  dagegen  seine  Forsten  zu  erweitern  gesucht .  am 
meisten  jedoch  durch  Pflanzungen,  besonders  auf  den  Heiden  Jütlands,  welche 
vorläufig  mehr  Ausgaben  als  Einnahmen  geben.  Der  Staat  besitzt  jetzt  un- 
gefähr V*  dfs  ganzen  dänischen  Waldareals,  nämlich  von  ca.  37  geogr.  r)&. 
9,5  geogr.  _  M.  (ca.  52.000  Ha).  Der  Ertrag,  von  welchem  die  mit  den  Wäldern 
verbundenen  Ausgaben  im  voraus  gedeckt  werden,  schwankt  mit  den  Holzpreisen, 
während  die  Kultivierung  der  neu  gepflanzten  Areale  im  Steigen  begriffen  ist. 
Im  Durchschnitt  ist  der  Gesamtertrag  der  Domänen,  nach  Abzug  der  Ausgaben, 
jahrlich  gewesen: 
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Ueberschuss  der  Ueberschuss  der  Zusammen 
Domänengüter  Waldungen 

1867:72:    704,000  Kronen  531,000  Kronen  1,235.000  Kronen 

1872/77:    877,000      ,  92:5,000      r  1.800,000  „ 

1877/82:    783,000      ,  485.000      ,  1,268.000 

1882/85:    679,000      B  368,000      „  1,047,000 

Da  sowohl  die  Korn-  als  die  Holzpreise  seitdem  fortwährend  gesunken 
pind.  darf  man  in  der  nächsten  Zeit  kaum  aut  mehr  als  rund  1  Mill.  Kronen  als 
ITeberschuss  der  Domänen  und  Waldungen  rechnen.  Den  Gesamtwert  dieses 
Besitzes  kann  man  somit  auf  rund  25  Mill.  Kronen  veranschlagen. 

2)  Der  Bestand  der  sog.  „S  t  a  a  t  s  a  k  t  i  v  a*  hat  sich  im  Laufe  des  hier 
besprochenen  Zeitraumes  sehr  geändert ,  besonders  die  zwei  Hauptteile  der- 
selben, der  Reservefonds  und  die  Staatseisenbahnen. 

a.  Der  Reservefonds  betrug  am  1.  April  1867  nicht  weniger  als  116  Mill. 
Kronen;  davon  waren  indessen  mehr  als  22  Mill,  die  restierenden  Forderungen 
auf  Ersatz  für  den  aufgehobenen  Üresund-Zoll,  die  von  Jahr  zu  Jahr  mit 
bestimmten  Summen  eingezahlt  und  dann  teils  zur  Tilgung  der  Staatsschuld, 
teils  zum  Hau  von  Eisenbahnen  verwendet  wurden ;  mehr  als  24  Mill.  Kronen 
waren  dänische  Staatsobligationen,  die  von  Zeit  zu  Zeit  gekauft  und  dann 
gegen  Abschreibung  von  der  Staatsschuld  getilgt  wurden.  Im  ganzen  wurde 
der  Reservefonds  von  1867/72  mit  nahezu  50  Mill.  Kronen  vermindert  und 
betrug  am  1.  April  1872  nur  ca.  67  Mill.  Kronen.  In  den  nächsten  5  Jahren 
gingen  in  gleicher  Weise  teils  durch  Tilgung  der  Staatsschuld,  teils  durch 
Realisierung  der  dem  Fonds  angehörigen  Effekten  für  verschiedene  Zwecke 
weitere  29  Mill.  Kronen  aus  dem  Reservefonds,  der  demnach  am  1.  April  1877 
nur  38  Mill  Kronen  betrug.  Davon  waren  indessen  ca.  10  Mill.  Kronen  dänische 
Staatsobligationen  und  ca.  9  Mill.  Kronen  seeländische  Eisenbahnaktien;  die 
letzteren  wurden  durch  den  Ankauf  dieser  Bahnen  im  Jahre  1880,  die  ersteren 
bei  derselben  Gelegenheit  gegen  Abschreibung  getilgt,  und  der  Bestand  des  Re- 
servefonds ist  somit  seit  1880  auf  ca.  19  Mill.  Kronen  gesunken. 

Es  ist  selbstverständlich,  das*  die  von  dieser  Quelle  herrührenden  Ein- 
nahmen gleicherweise  in  diesem  Zeiträume  stark  gesunken  sind.  Während  sie 
im  Jahre  1867/68  ca.  4,24  Mill.  Kronen  betrugen,  waren  sie  im  Jahre  1884/85  auf 
850.000  Kronen  gesunken. 

b.  Fa**t  in  gleichem  Masse  wie  der  Ettektenbestand  des  Reservefonds  ab- 
genommen hat,  ist  der  Nominalwert  der  vom  Staate  gebauten  Eisenbahnen 
gestiegen.  Am  1.  April  1867  war  das  zu  diesen  Anlagen  ausgegebene  Kapital 
auf  13.15  Mill.  Kronen,  und  am  31.  März  1885  auf  ca.  92,17  Mill.  Kronen  ge- 
stiegen. Indessen  sind  die  Einnahmen  dieser  Staatsbahnen  nicht  derart  ge- 
stiegen, class  sie  Ersatz  für  den  Rückgang  im  Ertrage  des  Reservefonds  bilden. 
Zwar  ist  der  Ueberschuss  dieser  Eisenbahnen  bedeutend  gestiegen,  wie  folgende 
Zahlen  ausweisen: 

1867,72  durchschnittlich    438,000  Kronen 
1872  77  „  1.365.000 

1877/82  .  1.177.000  , 

188285  r  1,513.000  „ 
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Alier  der  Ueberschuss  der  letzten  .Jahre  repräsentiert  doch  nicht  einmal  2  Prozent 
des  Anlagekapitals. 

Besser  ist  zwar  die  Verzinsung  des  Kapitals,  das  zum  Ankaufe  der  früher 
einer  Privatgesellschaft  gehörigen ,  seelandischen  Eisenhahnen  verwendet  i>1. 
Diese  Bahnen  (öl  Meilen),  die  in  den  10  Jahren  1870  79  den  Aktionären  eine 
Dividende  von  G  Prozent  jährlich  gegehen  hatten  (neben  der  Verzinsung  eine* 
Prioritätskapitals  von  13  Mill.  Kronen  mit  4  Prozent),  wurden  am  1.  Januar  1*30 
vom  Staate  gekauft,  indem  die  Aktien  (zusammen  ca.  30,9  Mill.  Kronen)  mit 
125  Prozent  bezahlt  wurden.  Während  also  das  Anlagekapital  dieser  Bahnen 
43,9  Mill.  Kronen  war,  kosteten  sie  dem  Staate  51, G  Mill.  Kronen :  diese  Summe 
ist  seitdem  durch  neue  Anlagen  etc.  auf  59.51  Mill.  Kronen  gestiegen.  Dimi 
letzte  Aufwand  hat  jedoch  nicht  nur  gar  keine  Zinsen  gegeben,  sondern  der  Netto 
überschuss  ist  sogar  im  Jahre  1884  85  geringer  als  im  Jahre  1880,  81  gewesen.  Wäh- 
rend der  Nettoüberschuss  der  Bahnen  in  den  fünf  letzten  Jahren  der  Aktien- 
gesellschaft  im  jährlichen  Durchschnitt  2.4G8.000  Kronen  betrug,  ist  der  Ueber- 
schuss der  drei  letzten  Jahre  durchschnittlich  nur  1.945,000  Kronen  gew^en. 
also  nur  ca.  3  V»  Prozent  des  vom  Staate  auf  diese  Bahnen  verwendeten  Ka 
pitals.  Es  muss  jedoch  hierbei  bemerkt  werden ,  dass  es  eben  der  Zweck  iLt 
Ueberuahme  dieser  Bahnen  gewesen  ist.  den  Ansprüchen  des  Publikums  mebr 
entgegen  zu  kommen,  und  da«?  daher  die  Taxen  im  Jahre  1882  etwas  herabge<et,t 
worden  sind,  sowie  auch  die  neuen  Anlagen  hauptsächlich  Verbesserungen 
sowie  Dampffähren  über  Store-Belt  —  beabsichtigten,  die  die  Einnahmen  kaum 
vermehren  können.  In  der  nächsten  Zukunft  wird  man  den  gesamten  Ueber 
schuss  der  Staatsbahncn  kaum  auf  mehr  als  ca.  3 ',3  Mill.  Kronen  veranschlaget! 
können. 

c.  Als  dritter  Teil  der  Staatsaktiva  sind  eine  kommerzielle  und  zw<-i 
industrielle  Unternehmungen  aufgeführt,  die  von  alters  her  vom  Staate  betrieUn 
werden,  nämlich:  das  grönländische  Handelsmonopol  und  zwei  Militir- 
etubliasements,  eine  Tuchfabrik  (für  die  Bekleidung  des  Heeres)  und  ein- 
Pu  1  v  e  r  m  ü  h  le.  Der  Kapitalwert  dieser  drei  Unternehmungen  ist  auf  1  Mil- 
Kronen  veranschlagt ,  aber  der  nach  dem  jährlichen  Ueberschuss  berechnete 
Wert  ist  weit  grösser.  Das  Handelsmonopol  —  der  einzige  Gewinn,  den  d.y 
Königreich  von  seinen  TsYbenlündcrn  und  Kolonien  hat  —  gibt  eine  sehr  wech- 
selnde Einnahme:  einzelne  Jahre  hat  der  Ueberschuss  300,000  Kronen  überstiegen, 
in  anderen  Jahren  —  z.  B.  in  den  drei  Jahren*  1880  83  —  ist  gar  kein  Gewinn 
vorhanden.  In  den  zehn  Jahren  1807/77  ist  somit  der  jährliche  Uebersrhu*. 
ca.  V«  Mill.  Kronen  gewesen,  in  den  acht  Jahren  1877.85  nur  ungefälr 
100,000  Kronen.  Der  Ueberschuss  der  zwei  Militäretablissements  ist  zum  TVii 
nur  nominell,  indem  der  grösste  Teil  der  Kinnahmen  von  den  Einkäufen  <i* 
Militäretats  herrührt  ;  doch  wird  auch  etwas  an  Private  verkauft.  Der  jährlieh'' 
Ueberschuss  von  beiden  ist  ungefähr  50  bis  00,000  Kronen. 

d.  Die  sog.  .anderen  Staatsaktiva*  entstammen  zum  grössten  Teil-' 
dem  Verkaufe  der  Domänengüter,  indem  die  nicht  bezahlten  Kaufsunuun 
als  Hypotheken  auf  den  betreffenden  Gütern  lasten ;  dazu  kommen  verechieden? 
Guthaben,  die  von  Vorschüssen  und  Anleihen  an  Kommunen  und  Private  her 
rühren  u.  a.  m.  Der  Bestand  dieser  Staatsaktiva  ist  immer  wechselnd:  jed« 
Jahr  werden  recht  bedeutende  Summen  dieser  verschiedenen  Guthaben  in  die 
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Staatskasse  einbezahlt,  und  schwinden  somit  aus  dem  Bestand  der  Aktiva, 
während  neue  Aktiva  durch  Vorschüsse  und  Anleihen ,  .«owie  durch  Verkauf 
verschiedener  Staatsgüter  hinzukommen.  Deshalb  konnte  nuch,  trotzdem  seit 
1807  jührlich  ungefähr  1  Mill.  Kronen  aus  den  Aktiva  in  den  Kassenbestand 
übergegangen  ist,  der  Bestand  dieser  Staatsaktiva  ungefähr  unverändert  bleiben: 
am  1.  August  1807  20.03  Mill.  Kronen,  am  31.  März  1885  22.15  Mill.  Kronen. 
Die  jährliche  Verzinsung  dieser  Staatsaktiva  ist  daher  auch  in  diesem  ganzen 
Zeiträume  ungefähr  dieselbe  geblieben,  rund  840,000  Kronen. 

Der  Gesamtbetrag  sämtlicher  vier  Klassen  Staatsakliva  ist  in  diesem 
Zeiträume  stets  in  Abnahme  gewesen,  hat  sieh  aber  durch  den  Ankauf  der  see- 
ländischen  Eisenbahnen  seit  1880  wieder  gehoben;  dieses  Steigen  wird  aber 
durch  ein  entsprechendes  Steigen  der  Zinsen  der  Staatsschuld  kompensiert.  Im 
jährlichen  Durchschnitt  war  der  Betrag 

exclus.  seeländ.  Eisenbahnen  inclus.  seeländ.  Eisenbahnen 
1867/72    5,597,000  Kronen  — 
1872/77    4,810,000     ,  — 
1877/82    3,7:3:1000     „  4.723,000  Kronen 

1882  85    3,772,000     ,  5,295,000  „ 

e.  Den  Staatsaktiva  nahe  verwandt  ist  der  Kassen  bestand,  der 
eigentlich  Reservefonds  in  erster  Linie  ist.  Statt  nämlich  den  jährlichen  Ceber- 
schuss  der  Einnahmen  über  die  Ausgaben  zu  dem  Reservefonds  zu  überführen, 
hat  man  ihn  seit  1807  zum  „Kasseubestand*  —  zwar  in  der  Gestalt  von 
ausländischen  Staatsobligationen  und  anderen  Effekten  —  gemacht.  Der  Kassen- 
bestand, sowie  die  jährliche  Verzinsung  desselben,  ist  demnach  seit  1807  in 
folgender  Weise  angeschwollen: 

Kassenbestand  Verzinsung 

\U  1807     9,92  Mill.  Kronen  1807/08  ca.     180,000  Kronen 

.    1872    10,74    ,      *  '  1872/73  ,      503,000  „ 

„    1877    22,73    ,     ,  1877/78  ,      045,000  „ 

,    1882   40,72    „     ,  1882/83  ,    1,274,000  , 

,    1885    58,80    ,     ,  1884  85  „    1,078,000  . 

Im  ganzen  betrugen  die  Einnahmen  von  Domänen,  Staatsaktiva  und 
Kassenbeständen  zusammen  im  jährlichen  Durchschnitt,  womit  wir  sogleich  die 
Verzinsung  der  Staatsschuld  zusammenstellen 

in  Prozent  d.  ordi-    Verzinsung  der 
nären  Staatseinnahmen  Staatsschuld 
1807/72    7,094,000  Kronen    ca.  19    Prozent    10,774,000  Kronen 
1872/77    7.232,000     ,  ,    10,5     ,  8,054,000  „ 

1877/82   0,895,000     ,  ,   14.0     ,  7,849,000  , 

1882,85   8,230.000     ,  „    15,3     .  8,275,009  „ 

Es  erhellt  hieraus,  dass  eine  wesentliche  Besserung  des  finanziellen  Status 
in  diesem  Zeiträume  eingetreten  ist;  denn  1807/72  Hessen  die  hier  besprochenen 
Einnahmen  einen  Ueberschuss  der  Schuldzinsen  von  3,080,000  Kronen  übrig, 
der  von  den  anderen  Einnahmen  gedeckt  werden  musste,  in  den  Jahren  1882/85 
sind  diese  Einnahmen  fast  hinlänglich,  um  die  Verzinsung  der  Staatsschuld 
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zu  decken.  Und  dennoch  machen  diese  Einnahmen  im  letztgenannten  Zeit- 
räume einen  kleineren  Teil  der  gesamten  Staatseinnahmen  aus  als  im  ersten, 
woraus  erhellt,  dass  die  [anderen  Staatseinnahmen,  besonders  die  Steuern,  in 
stärkerem  Verhältnis  gewachsen  sind. 

3)  Ausser  den  hier  besprochenen  Kinnahmen  gibt  es  noch  einige,  die  von 
der  Besteuerung  unabhängig  sind. 

Hierher  gehören  die  Einnahmen  des  Post-  und  Telegraphenregal?. 
wobei  gleich  bemerkt  werden  muss,  dass  das  Telegraphenwesen  stets  eine  Unter 
bilanz  von  rund  50—100,000  Kronen  aufweist,  und  dass  dasselbe  in  einzelnen 
Jahren  der  Fall  auch  mit  dem  Postregal  gewesen  ist,  während  dies  doch  in 
der  Regel  einen  recht  beträchtlichen  Ueberschuss  bietet. 

Ferner  das  Lotterieregal,  das  einen  etwas  wechselnden  Ueberschu«* 
gibt,  aber  eine  verhältnismässig  nicht  unbedeutende  Einnahmequelle  ist.  Und 
endlich  verschiedene  kleinere  Abgaben  (besonders  die  von  den  Branntweinver 
käufern  entrichteten  Abgaben)  und  mehr  oder  weniger  zufällige  Einnahmen 
(Einnahmen  aus  dem  Münzregal,  aus  Realisationen  in  dem  Militäretat  u.  dgl.>. 

Wenn  in  diesem  Zoitraume  auch  die  Nebenländer  und  Kolonien 
als  Einnahmequellen  aufgeführt'  sind,  ist  dies  eigentlich  illusorisch.  Denn 
die  durch  sie  verursachten  Ausgaben  übersteigen  weit  die  Einnahmen,  sind  aber 
auf  der  anderen  Seite  des  Budgets  aufgeführt.  Besonders  in  späteren  Jahren 
sind  diese  Einnahmen  noch  verringert  worden;  denu  nach  der  neuen  Verfassung 
Islands  gibt  dieses  Land  (seit  1871)  keinen  Zuschuss  zu  den  Finanzen  des  König- 
reichs, sondern  erhält  von  diesem  einen  solchen  im  Betrag  von  100,000  Kronen: 
und  der  jährliche  Zuschuss  Westindiens,  der  im  Jahr  1874  auf  25,000  Krom-n 
normiert  wurde,  musste  wegen  Unvermögenheit  der  .Kolonien  erst  auf  das  Halle 
(1879/81),  später  auf  gar  nichts  reduziert  werden.  Seit  1881  ist  also  diew 
(nominelle)  Einnahmequelle  auf  den  Zuschuss  der  Färöer  beschränkt  worden,  <it-r 
die  Ausgaben  des  Königreichs  für  diese  Insel  nicht  decken  kann. 

Der  Ertrag  der  hier  besprochenen  Einnahmequellen  war  im  jährlichen 
Durchschnitt : 

Post  und         Lotterie     Verschiedene    Nebenländer  Zusammen 
Telegraph  Einnahmen    und  Kolonien 

1867/72  256,000  Krön.  398,000  Krön.  793,000  Krön.  182,000  Krön.  1,629,000  Krön. 
1872/77  382,000    „      787.000    „     209,000    ,       55.000    ,     1.433,000  . 
1877/82   79,000    ,      830.000    ,     651,000    »       63.000    ,     1,623.000  . 
1882/85  298,000    *      804,000    „     290,000    ,       63,000    ,     1,455,000  . 

Der  Gesamtbetrag  aller  hier  genannten  Einnahmen  ist  in  den  drei  letzten 
Finanzjahren  jährlich  ca.  9s/s  Mill.  Kronen  (10,9  Mill.  Reichsmark)  gewesen. 

In  dieser  Verbindung  muss  noch  daran  erinnert  werden,  dass  eine  Reihe 
von  sog.  „ Separat- Fonds",  deren  Gesamtvermögen  zu  rund  35  Mill.  Kronen  veran- 
schlagt werden  kann,  die  hieraus  fliessenden  Einnahmen  —  ca.  1,6  Mill.  Kronen  — 
dem  Staate  zur  Disposition  für  Unterrichtszwecke  stellen. 

B.  Die  Steuern  werden  in  Dänemark,  wie  Überall,  in  direkte  und  in- 
direkte Steuern  geteilt;  ob  die  im  Budget  gebrauchte  Einteilung  wissenschaftlich 
korrekt  ist,  mag  dahingestellt  sein;  jedenfalls  wird  es  gewiss  das  Richtigst*' 
sein,  ihr  hier  zu  folgen. 
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1)  Die  direkten  Steuern  beruhen  im  wesentlichen  auf  der  im  Anfange 
des  Jahrhunderts  getroffenen  Ordnung,  deren  Absicht  es  war,  ein  ganzes  System 
von  Steuern  zu  etablieren,  so  dass  die  einzelnen  Steuern  einander  supplieren 
und  alle  Hinnahmen  in  gleichem  Verhältnis  besteuert  werden  sollten.  Diese 
Ordnung  war,  als  sie  getroffen  wurde,  im  ganzen  und  grossen  gut  und  zweck- 
mässig, obgleich  sie  auch  schon  damals  selbstverständlich  nicht  ohne  Mängel  war. 
Es  kann  aber  nicht  anders  sein,  als  dass  eine  für  die  damaligen  mehr  einfachen 
Verhältnisse  passende  Ordnung  mit  der  success)  ven  Entfaltung  eines  reicheren 
und  mannigfachen  ökonomischen  Lebens  etwas  veraltet  und  weniger  passend 
werden  musste,  und  dass  jene  Mängel  sich  jetzt  uinsomehr  merken  lassen, 
als  das  System  selbst  nicht  ganz  unverändert  geblieben  ist,  die  stattgefundenen 
Veränderungen  aber  praktischen  Rücksichten  oder  einer  augenblicklichen  Not- 
wendigkeit mehr  als  einem  Drange  nach  Systematik  entsprungen  sind. 

Es  war  die  Absicht  des  im  Anfange  des  Jahrhunderts  geplanten  Steuer- 
systems, eine  soweit  als  möglich  gleichmäßige  Besteuerung  der  im  Grundbesitz 
investierten  Kapitalien  einzuführen.  Das  bewegliche  Kapital  spielte  damals 
keine  grosse  Rolle  und  man  vermisste  zum  Teil  die  Mittel,  es  zu  erfassen;  in- 
dessen versuchte  man  auch  eine  Einkommenssteuer  als  Supplement  einzuführen, 
musste  aber  nach  Verlauf  einiger  Jahre  den  Versuch  wieder  aufgeben.  Die 
eigentlichen  bleibenden  direkten  Steuern  waren  demnach  teils  eine  Landsteuer, 
teils  eine  Haus-  oder  Gebäudesteuer. 

Schon  seit  1064  bestand  ein  Kataster  (Matrikul),  im  Jahre  1088  bedeutend 
verbessert,  wonach  jedes  zum  Ackerbau  bestimmte  Grundeigentum,  sowie  die 
Wälder  nach  dem  wahrscheinlichen  Ertrag  taxiert  waren;  die  Steuereinheit  war 
die  sogen.  »Tonne  Hartkorn*  (hartes  Korn,  Roggen  und  Gerste,  worin  die 
Steuern  ursprünglich  erlegt  werden  sollten),  die  nach  der  Beschaffenheit  der 
Erde  eine  kleinere  oder  grössere  Anzahl  von  Tonnen  Land  1 1  Tonne  Land  gleich 
0.55  Hektare)  umfasste.  Da  der  Kataster  von  1688  im  Jahre  1815,  als  die 
neue  L  andsteuer  auferlegt  wurde ,  selbstverständlich  veraltet  und  nicht 
mehr  passend  war,  wurde  zu  gleicher  Zeit  bestimmt,  dass  ein  neuer  Kataster 
(,Die  neue  Matrikul")  ausgearbeitet  werden  sollte.  Diese  Arbeit  wurde  1840 
beendigt,  und  von  1844  an  trat  die  neue  Matrikul  in  Kraft,  aber  nur  ein  Teil 
der  Landsteuer  wurde  nach  dieser  verteilt,  für  den  grösseren  Teil  blieb  „die 
alte  Matrikul*  der  Massstab.  Spätere  Steuern  auf  dus  „  Hartkorn  ■*  sowie  Komuiu- 
nalabgaben  wurden  nach  der  neuen  Matrikul  verteilt.  Nach  dieser  ist,  wie 
gesagt,  die  „Tonne  Hartkorn  *  eine  wechselnde  Grösse;  von  Aeckern  und  Wiesen 
bester  Art  umfasat  eine  Tonne  Hartkorn  ca.  6  Tonnen  Land  {v.o..  3'/j  Hektare) 
und  die  Anzahl  steigt  in  selbem  Verhältnis,  wie  die  Erde  schlechter  und  mehr 
unfruchtbar  ist.  Während  daher  auf  den  Inseln  eine  Tonne  Hartkorn  im  Durch- 
schnitt 8—11  Tonnen  Land  (ca.  4';«— 6  Hektare)  umfasat ,  kommen  in  Jütland 
als  ein  Ganzes  genommen  ca.  26  Tonnen  Land  (über  14  Hektare)  auf  eine  Tonne 
Hartkorn,  in  der  westlichen  Hälfte  sogar  30 — 40  Tonnen  Land  (15— 20  Hektare) 
und  darüber.  Im  ganzen  gibt  es  ca.  379,000  Tonnen  Hartkorn  „Acker  und 
Wiese"  und  ca.  6,800  Tonnen  Hartkorn  Wälder,  die  in  der  Besteuerung  nur 
gleich  dem  halben  Betrage  gerechnet  werden ;  als  Gegenstand  der  Besteuerung 
gibt  es  also  rund  382,000  Tonnen  Hartkorn.  Auch  die  Zehnten  sind  matrikuliert 
und  besteuert. 
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Im  Jahr  1844,  als  die  neue  Matrikul  ins  Leben  trat,  wurde  die  bisherige 
Landsteuer  in  der  Art  geteilt,  dass  der  grössere  Teil,  nach  der  alten  Matrikul 
verteilt,  den  Namen  „Altsteuer4  erhielt,  während  der  nach  der  neuen  Matrikul 
verteilte  Belaut'  „  Landsteuer*  genannt  wurde.  Die  „Altsteuer*  wurde  zu  6  Kthlr. 
80  Schill,  {gleich  13  Kronen  07  Öre)  per  Tonne  Hartkorn  Acker  und  Wiese 
angesetzt,  beträgt  also  im  ganzen  (da  die  Insel  Bornholm  mit  ca.  6000  Tonnen 
Hartkorn  seit  alters  her  diese  Steuer  nicht  bezahlt)  rund  5  Mill.  Kronen.  Von 
diesem  Betrage  wurde  aber,  wie  früher  berührt,  nach  1818  ein  Teil  der  National- 
bank  überwiesen;  in  den  Jahren  1867  76  erhielt  der  Staat  daher  nur  C4. 
4,35  Mill.  Kronen  als  seinen  Teil. 

Die  Landsteuer  betrug  ursprünglich  3  Kronen  per  Tonne  Hartkorn ; 
als  aber  die  Zeiten  in  den  20er  und  30er  Jahren  für  die  Ackerbauer  sehr 
schlecht  waren,  musste  der  Staat  ihnen  Jahr  für  Jahr  eine  Steuererniässigung 
zugestehen,  die  zuletzt  permanent  wurde.  Im  Jahre  1884  wurde  daher  diese  Steu-.T 
nur  zu  92  Öre  per  Tonne  Hartkorn  angesetzt,  seit  1868  auf  123  Öre  erhöht:  auf 
dem  „Waldhartkorn'  ruht  sie  aber  mit  7  Kronen  30  Ören  per  Tonne  Hartkorn. 
Im  Jahre  1850  wurden  indessen  mehrere  ältere  Steuern,  die  unter  verschiedenen 
Namen  auf  dem  Hartkorn  ruhten,  zu  einer  neuen  Steuer  von  2  Kronen  50  Ore 
per  Tonne  Hartkorn  vereinigt,  die  wieder  unter  dem  Namen  „Ligningsskaf 
(Ausgleichs  Steuer)  mit  der  Landsteuer  verbunden  wurde;  der  Gesamtertrag  der 
„Land-  und  Ligningssteuer"  ist  demnach 

für  Aecker  und  Wiegen  ca.  1,408.000  Kronen 
„    Wälder  „  60,000 

„    Zehnten   250JX)0_  _„  

LJIS.OOO  Kronen 

Da  die  Durchsehnittsgrösse  eines  Bauernhofes  ca.  4  Tonnen  Hartkorn  i*t. 
sind  die  direkten  Staatssteuern  eines  solchen  Hofes  ca.  70  Kronen  jährlich-  Dm 
letztgenannte  Steuer,  die  „Ligningssteuer",  wurde  auch  den  Städten  statt  mehrerer 
alten  Steuern  auferlegt  und  wird  von  diesen  mit  einem  Gesamtbelauf  von 
215,000  Kronen  entrichtet.  Jede  Stadt  für  sich  bezahlt  die  Steuer  in  die 
Staatskasse. 

Die  Staat.ssteueru  auf  das  „Hartkorn''  sind  jetzt  als  ein  Fixum  zu  be- 
trachten; sie  weiden  nicht  mehr  vergrößert,  und  besonders  die  „Altsteuer"  hat 
daher  nach  und  nach  den  Charakter  einer  Realist  angenommen:  bei  Kauf 
und  Verkauf  wird  der  Betrag  der  Steuer  in  Abrechnung  gebracht,  und  wird 
somit  eigentlich  nicht  mehr  von  denen  entrichtet,  die  in  späterer  Zeit  Landgüter 
gekauft  haben.  Auch  die  Land-  und  Ausgleichssteuer  wird  schwerlich  ver 
grössert  werden,  weil  es  notorisch  ist,  dass  die  Verhältnisse  sich  seit  der  Au> 
arbeitung  des  neuen  Katasters  so  Behr  verändert  haben,  dass  eine  neue  Steuer, 
die  nach  diesem  auf  die  einzelnen  Güter  verteilt  werden  sollte,  sehr  ungerecht 
werden  würde.  Da  aber  die  Ausarbeitung  eines  neuen  Katasters  eine  zierohYc 
kostspielige  Operation  ist  und  lange  Zeit  brauchen  wird,  ist  man  nicht  geneigt, 
eine  solche  vorzunehmen,  und  dem  Staat  ist  somit  im  Grunde  vorläufig  dl 
Möglichkeit  abgeschnitten,  neue  Steuern  auf  den  Grundbesitz  zu  legen.  J( 

Als  Supplement  zu  den  „Hartkornsteuern"  ,  wodurch  der  LaudbauW 
solcher  besteuert  wurde,  ward  zur  selben  Zeit  eine  „Gebäude-  oder  l* 
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Steuer*  ausgesehrieben,  teils  für  die  Städte,  teils  für  alle  solche  Gebäude  auf 
dem  Lande,  die  nicht  das  notwendige  Appendix  zu  einer  Landwirtschaft  oder 
Wohnung  für  Landarbeiter  sind:  Fabriken,  Gasthäuser,  Mühlen,  Landhäuser 
u.  dgl.  Man  ging  von  der  Voraussetzung  aus,  dass  die  Steuer  nur  vom  Besitzer 
würde  entrichtet  werden ,  wenn  er  selbst  sein  Haus  allein  bewohnte ,  dass  aber 
ßonst  der  Mieter  die  Steuer  bezahlen  müsste  —  eine  Voraussetzung,  die  zwar 
nicht  überall ,  aber  doch  im  ganzen  und  grossen  jedenfalls  damals  stichhaltig 
war.  Der  Plan  des  Steuersystems  war  also  dieser:  alle,  die  Landwirtschaft 
treiben  oder  als  Arbeiter  dabei  behilflich  sind,  werden  von  den  Hartkornsteuern 
betroffen;  alle  anderen  werden  entweder  als  Bewohner  ihrer  eigenen  Häuser 
oder  als  Mieter  in  gleichem  Verhältnisse  besteuert  werden.  Der  Hauptmangel 
dieses  Planes :  dass  die  beweglichen  Kapitalien  nicht  dadurch  betroffen  werden, 
war  zu  einer  Zeit,  da  die  bürgerlichen  Gewerbe  als  solche  Gewerbesteuern  zahlen 
mussten  und  Aktien,  Kreditobligationen  u.  dgl.  kaum  existierten,  nicht  sehr 
merkbar;  nach  und  nach  ist  aber  dieser  Mangel  mehr  fühlbar  geworden.  Be- 
sonders ist  es  von  Bedeutung,  dass  die  Hypothekkapitalien  ganz  unberück- 
sichtigt bleiben  und  dass  demnach  zwei  Besitzer  gleichgrosser  Bauernhöfe,  von 
denen  der  eine  nur  wirklicher  Besitzer  des  Werten  Teils  des  betreffenden  Kapitals 
ist  ,  indem  die  drei  Viertel  des  Wertes  verschuldet  sind,  während  der  andere 
Hof  ganz  unverschuldet  ist,  dennoch  gleichgrosse  Steuern  entrichten. 

Als  ein  anderer  Mangel  des  Systems  wird  oft  hervorgehoben,  dass  der 
Gesamtertrag  der  Landgüter  unverändert  ist,  während  der  Ertrag  der  Haussteuer 
immer  im  Wachsen  und  jetzt  ungefähr  viermal  so  gross  ist  als  im  Jahre  1820, 
während  die  „ Hartkornsteuern"  heute  nur  denselben  Ertrag  als  damals  geben. 
Dieser  Einwendung  kann  man  zwar  entgegnen ,  dass  auch  der  Ertrag  des  ein- 
zelnen Gebäudes  unverändert  bleibt,  solange  das  Gebäude  selbst  unverändert 
ist,  und  dass  der  Gesamtbetrag  nur  deshalb  steigt,  weil  immer  mehr  Gebäude 
hinzukommen  und  die  älteren  vergrössert  werden.  Wenn  man  aber  die  hier 
besprochenen  Steuern  als  Besteuerung  der  im  Grundbesitze  investierten  Kapi- 
talien betrachtet,  ist  diese  Einwendung  nicht  stichhaltig;  denn  der  Wert  des 
einzelnen  Landgutes  ist  schon  durch  Kupitalanwendung  stark  gewachsen,  wie 
auch  die  Zahl  der  Landgüter  durch  Teilung  derselben  gestiegen  ist,  während  doch 
der  Wert  der  einzelnen  Teile  jetzt  grösser  ist,  als  früher  der  Wert  des  gesamten 
Besitzes.  Es  ist  daher  auch  bisweilen  vorgeschlagen  worden,  man  solle  die 
Haussteuer  in  gleicher  Weise  wie  die  Hartkornsteuer  fixieren,  indem  man  z.  B. 
den  jetzigen  Betrag  für  jede  Stadt  festsetzt.  Bis  jetzt  ist  jedoch  von  seiten  der 
Regierung  ein  solcher  Vorschlag  nicht  gemacht  worden,  und  er  würde  gewiss 
auch  schwerlich  vom  Reichstage  genehmigt  werden,  da  die  Repräsentanten  der 
Landdistrikte  hier  übermächtig  sind. 

Eher  dürfte  ein  Vorschlag  zur  Veränderung  der  Haussteuer  aus  dem 
Grunde  zum  Vorschein  kommen ,  dass  die  Berechnung  der  Steuer  ziemlich  kom- 
pliziert und  nicht  ganz  zeitgemäss  ist.  Es  wird  hier  genügen,  zu  bemerken, 
dass  die  Steuer  eine  Arealsteuer  ist,  d.  h.  sie  wird  mit  einem  bestimmten  Be- 
laufe per  Quadratelle  jedes  Stockwerks  bereclmet.  Der  Betrag  ist  etwas  ver- 
schieden in  Kopenhagen  und  in  den  andern  Städten:  in  Kopenhagen  ist  er 
auch  verschieden  nach  der  Lage  und  zum  Teil  der  Art  des  Gebäudes  (ob  das 
Gebäude  an  der  Strasse  liegt  oder  gegen  den  Hof  wendet),  in  den  Provinzstädten 
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nach  dem  Assekuranzwert  des  betreffenden  Hauses.  Sonst  kommt  der  ver- 
schiedene Wert,  den  die  Lage  im  Zentrum  oder  in  den  Vorstädten  u.  dgl.  den 
Häusern  gibt,  nicht  in  Betracht.  Um  aber  nicht  die  unbemittelten  Mieter  durch 
die  Steuer,  die  als  Kegel  die  Mietssumme  um  ihren  ganzen  Betrag  erhöht,  zu 
hart  zu  treffen,  war  es  ursprünglich  bestimmt,  dass  in  Kopenhagen  keine  Areal- 
steuer  von  Wohnungen  entrichtet  werden  solle,  die  weniger  als  04  Quadratelira 
(ca.  25  Quadratmeter)  Bodenfläche  hatten;  als  man  aber  fand,  da*s  diese  Dis- 
pensation zu  einer  nicht  glücklichen  Begrenzung  der  Wohnungen  der  Arbeiter 
führte,  wurde  diese  Bestimmung  im  Jahr  1857  aufgehoben.  Es  zeigte  sich  nun. 
dass  die  Zahl  der  kleinen  Wohnungen  abnahm,  und  die  Dispensation  wurde  des- 
halb noch  im  Jahr  186b"  eingeführt,  1873  auch  auf  die  Wohnungen  mit  nicht 
über  80  Quadratellen  (ca.  31.5  Quadratmeter)  ausgedehnt. 

Der  Gesamtertrag  der  Haus.steuer  ist,  wie  gesagt,  immer  wachsend,  er  war 

1867  68  1877/78  188485 

in  Kopenhagen  ca.    600.000  Krön.  ca.    800,000  Krön.  ca.  985,000  Krön, 

in  den  Provinzstädten  „  005.000  „  .  723,000  ,  „  822,000  , 
in  den  Landbezirken    ,     320.000     ,       ,     503.000     .      ,     010,000  , 

1,525.000  Krön.      2,020.000  Krön.       2.417,000  Krön. 
Von  den  hier  besprochenen  direkten  Staatsteuern  trugen  somit 

1807/08  1877,78  188485 

Krön.    Proz.  Krön.    Proz.     Krön.  Proz. 
.       i  Hartkorn.-t.  ca.  G.540,000  79  6,718.000  75     0,720.000  71.9 
die  Landbezirke  f  l{eb:lmlegti   s       :{L>0,000    4     503,000    5.0    010,000  6.5 

i  Gebäude-  u. 

Kopenhagen  )  Jji}fnillf,Sj.t  »  705,000  8.5  906.000  10,1  1,090,000  11.6 
die  Provinzstädte     dto.    dto.    ,       716.000    8,5  833.000    9.3    032.000  10 


8,281,000  1008,960.000  100  9,352,000  IOC' 

Unter  den  direkten  Steuern  wird  endlich  die  Rangs  teuer  aufgeführt, 
die  aber  jetzt  nur  wenig  Bedeutung  hat.  Seit  1870  sind  nämlich  einerseits  die 
Beamten  nicht  mehr  pfliehtig,  Steuer  von  dem  mit  ihrem  Amte  verbundenen 
Range  zu  bezahlen  und  können  anderseits  keinen  höheren  Rang  als  den 
Amtsrang  bekommen.  Die  Rangsteuer  wird  somit  nur  von  solchen  Beamten 
entrichtet,  die  vor  1870  höheren  Rang  bekommen  haben,  und  sonst  von  Rand- 
personen, die  nicht  Beamte  sind.  Während  der  Ertrag  der  Rangsteuer  ün 
Jahr  1867/68  ca.  92.000  Kronen  war.  ist  er  im  Jahr  1884/85  bis  auf  60,000  Kronen 
herabgesunken . 

Einkommensteuern  sind  in  Dänemark  unter  besonderen  schwierigen 
Verhältnissen  als  Staatssteuer  benutzt  worden,  existieren  aber  permanent  nur 
als  Kommunalstcuer.  Besonders  unter  Kriegsverhältnissen  oder  in  der  nächsten 
Zeit  nach  einem  Kriege  hat  der  Staat  seine  Zuflucht  zur  Einkommensteuer  ge- 
nommen; so  schon  in  den  Jahren  1676  und  1710,14  während  der  Kriege  mit 
Schweden,  1743  und  1757  um  Kriegsrüstungen  vorzubereiten,  1810  und  in  den 
folgenden  Jahren  während  des  damaligen  Kriegs  mit  England.  Auch  1848  und  1864 
nahm  die  Kriegssteuer  zum  Teil  die  Form  einer  Einkommensteuer  an.  Inden  hier 
besonders  besprochenen  Zeiträumen  (1867/85)  ist  die  Einkommensteuer  zweimal 
ausgeschrieben  worden;  1867  sollte  eine  Summe  von  4  Mill.  Kronen  im  Laufe 
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von  zwei  Finanzjahren  in  dieser  Weise  zuwege  kommen,  welche  von  210,000  steuer- 
pflichtigen Personen  entrichtet  wurde,  deren  Einkommen  auf  282  Mill.  Kronen  ge- 
schätzt war,  wovon  jedoch  ca.  62  Mill.  Kronen  steuerfrei  waren ;  das  durchschnittliche 
Steuerprozent  war  somit  1,92  Prozent,  variirte  aher  in  den  einzelnen  Kommunen 
zwischen  1  lja  und  2  Prozent,  indem  ein  bestimmtes  Kontingent  für  jede  Kommune 
von  der  Regierung  nach  näher  bestimmten  Regeln  festgesetzt  wurde.  1870  wurde 
wieder  eine  Einkommensteuer  für  zwei  Finanzjahre  1870/72  ausgeschrieben, 
aber  diesmal  in  der  Weise,  dass  ein  fester  Prozentsatz  von  21/*  Prozent  allen 
steuerpflichtigen  Personen  auferlegt  wurde ;  hierdurch  hoffte  man  dieselbe  Summe 
von  4  Mill.  Kronen  zu  erhalten,  obgleich  die  Zahl  der  Steuerpflichtigen  weit 
geringer  war,  indem  die  Grenze  der  steuerfreien  Einnahmen  etwas  hoher  angesetzt 
war  (800  Kronen  in  Kopenhagen,  700  Kronen  in  den  Provinzstädten,  600  Kronen 
in  den  Landdistrikten).  Nur  140.000  Personen  waren  demnach  steuerpflichtig, 
deren  Einnahmen  zu  241  Mill.  Kronen  geschätzt  wurden;  davon  waren  aus 
verschiedenen  Gründen  82  Mill.  Kronen  steuerfrei,  so  dass  ca.  160  Mill.  Kronen 
mit  2'/*  Prozent  besteuert  wurden.  Seitdem  ist  die  Steuer  als  Staatssteuer  nicht 
benutzt  worden. 

Als  indirekte  Steuern  werden  in  der  dänischen  Staatsrechnung 
verzeichnet:  1)  Stempelsteuer,  2)  Erbschaftssteuer,  3)  Abgaben  von  verkauftem 
Grundbesitze,  4)  Sportelabgaben ,  5)  Zoll,  Abgaben  von  Schiffen,  Branntwein- 
steuer u.  s.  w. 

1 )  Objekte  der  Stempelsteuer  (durch  ein  Gesetz  vom  .lahre  1861  geordnet) 
sind  Familienurkundeu  und  Vermächtnisse,  Kauf-,  Pacht-  und  Mietsurkunden. 
Schenkungen,  Schuldverschreibungen,  Bürgschaftskontrakte,  Aktien,  Lose,  Bitt^ 
Schriften  an  die  Obrigkeit,  Bewilligungen,  Gewerbescheine,  gerichtliche  Urkunden 
u.  dgl.  Für  gewisse  Urkunden  sind  bestimmte  Taxen  festgesetzt,  sonst  richtet 
sich  die  Abgabe  nach  dem  Werte  des  betreffenden  Kontrakts  oder  der  Forde- 
rung. Es  gibt  nach  der  verschiedenen  Art  der  Urkunden  zwei  Taxen:  für  die 
erste  Klasse  ist  die  Steuer  2/i  Prozent,  für  die  zweite  Klasse  V«  Prozent  des  Wertes. 

Der  Ertrag  dieser  Steuer,  die  durch  ein  Gesetz  vom  Jahre  1872  auf  auslän- 
dische Obligationen,  die  im  Königreiche  eingeführt  werden,  ausgedehnt  wurde, 
war  durchschnittlich 

1867-72    1.486,000  Kronen 
1872/77    2,395,000  „ 
1877/82    2,400,000  , 
1882/85    2,873,000  „ 

Der  Ertrag  war  also  in  den  letzten  drei  Jahren  beinahe  doppelt  so  gross  als 
im  Anfange  dieses  Zeitraums. 

2)  Die  Erbschaftssteuer  beträgt  nach  einem  Gesetz  von  1861  für 
Erbschaften,  die  an  Gatten,  Kinder  oder  Eltern  fallen,  1  Prozent,  für  solche, 
die  an  Geschwister  oder  deren  Kinder  kommen.  4  Prozent,  für  alle  übrigen 
7  Prozent.    Der  Ertrag  war  im  jährlichen  Durchschnitt: 

1867/72      621,000  Kronen 
1872/77      823,000  „ 
1877/82    1,036,000  , 
1882/85  1,255,000 
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In  den  letzten  drei  Jahren  verteilte  sich  der  Ertrag  durchschnittlich 

ä  1  Prozent  471,600  Kronen 

ä  4       „      388,000  » 

ä  7       ,      362,000  , 
Anfälle  aus  der  Zeit  vor  1861      33,000  , 

3)  Die  Ab  gäbe  bei  Uebertragung  eines  Grundbesitzes  auf  einen 
neuen  Besitzer  durch  Kauf  oder  Schenkung  wurde  unter  den  Krieg8verhältnis*en 
im  Anfange  des  Jahrhunderts  durch  ein  Gesetz  vom  Jahre  1810  auferlegt  und  ist 
seitdem  mit  dem  damaligen  Steuerfuss  —  Prozent  des  betreffenden  Grund- 
besitzes —  beibehalten  worden.    Der  Ertrag  war  durchschnittlich 

1867/72   386,000  Kronen 

1872/77   650,000  , 

1877/82   620,000  , 

1882/85  811,000  , 
Das  bedeutende  Steigen  des  Ertrages  der  drei  hier  genannten  Stenern 
ist  ein  Zeugnis  der  grossen  Fortschritte,  die  der  Wohlstand  der  Bevölkerung 
seit  1867  gemacht  hat,  hängt  aber  auch  zum  Teil  mit  dem  niederen  Wert  des 
Geldes  im  Anfange  der  70er  Jahre  zusammen,  was  sich  besonders  im  Steigen 
des  Ertrages  sowohl  der  Stempelsteuer  als  der  Uebertragungsabgabe  von  1867 
bis  72  und  1872/77  kennzeichnet;  denn  einerseits  stieg  der  Wert  des  Grundbesitzes 
bedeutend,  anderseits  veranlasste  dieses  Steigen,  dass  solche  Besitzungen  in 
grösserem  Umfange  Gegenstand  des  Umsätze«  werden. 

4)  Die  Sportelabgaben  teilen  sich  in  gerichtliche  Gebühren  und 
,  Departementesporteln*  (administrative  Gebühren).  Die  ersteren ,  die  im  Jahr 
1814  näher  normiert  wurden,  und  für  die  meisten  gerichtlichen  Handlungen, 
besonders  aber  für  Protokollierung  von  Hypotheken  und  anderen  Urkunden,  Erbtei- 
lungen und  Konkursverfahren  samt  Auktionen  bczalt  worden,  waren  früher  zwischen 
dem  Staat  und  dem  Gerichtebeamten  geteilt.  Nachdem  aber  durch  ein  Gesetz  von 
1861  die  Gerichtebeamten,  deren  Löhnung  früher  in  diesen  Sport  ein  bestand,  nach 
und  nach  —  bei  eintreffender  Vakanz  —  eine  feste,  von  der  Staatekasse  ausbezahlt« 
Besoldung  erhalten  haben,  sind  die  früher  zu  ihrer  Löhnung  bestimmten  Sportein 
in  die  Staatekasse  geflossen,  die  damit  ein  sehr  gutes  Geschäft  gemacht  hat 
Obgleich  nämlich  in  Folge  einer  neuen  Ordnung  des  Konkursverfahrens  die 
Sportein  für  Erbteilung  und  Konkursverwaltung  seit  1874  bedeutend  erniedrigt 
sind,  war  der  Ertrag  dieser  Sportein  doch,  wie  nachstehende  Zahlen  zeigen 
werden,  immer  steigend,  und  zwar,  wie  schon  oben  bemerkt,  weit  mehr  als  die 
Ausgaben  der  Staatekasse  zur  Besoldung  der  früher  mit  Sportein  gelohnten 
Gerichtsbeamten. 

Die  .Departementesporteln"  sind  zum  grössten  Teil  Bewilligungsgebühren, 
Auch  diese  sind  stete  gestiegen,  bis  sie  im  Jahr  1878  einen  bedeutenden  Abbruch 
erlitten,  weil  die  immer  häutiger  vorkommenden  Bewilligungen,  die  den  Hypo- 
thekengläubigern mehr  als  4  Prozent  Zinsen  zu  nehmen  erlauben,  seit  diesem 
Jahre  gratis  aufgestellt  werden.  Der  Ertrag  war  im  jährlichen  Durchschnitt 
sowie  der  Ertrag  sämtlicher  unter  1 — 4  besprochenen  Steuern 

von  Gerichtesporteln        v.  Departementesporteln    indir.  Steuern  1 — 4 
1867/72    1,191,000  Kronen  147,000  Kronen  3.828,000  Kronen 

1872/77    1,683,000     ,  156,000     „  5,708,000  , 
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von  Gcrichtssporteln  von  Departenientssporteln  indir.  Steuern  1 — 4 
1877,82     1,789,000  Kronen  115,000  Kronen  5,902,000  Kronen 

188285     1,942,000     „  99.000     „  6,981,000  . 

5)  Die  unbedingt  wichtigste  Einnahmequelle  des  Staates  ist  d  e  r  Z  o  1 1 
und  die  damit  in  Verbindung  stehenden,  von  den  Zollbehörden  erhobenen  Ab- 
gaben ;  a)  Abgabe  von  Schiffen,  b)  Branntweinsteuer,  c)  Rübenzuckersteuer  nebst 
einigen  kleineren  Abgaben. 

Die  Zollabgaben  sind  durch  ein  Gesetz  vom.lahre  1863  geordnet,  und  da«  in 
diesem  Gesetze  durchgeführte  Prinzip  ist  eine  ziemlich  moderne  Form  von  Schutz- 
zoll und  eine  Fortsetzung  des  schon  im  Jahr  1797  eingeschlagenen  Weges:  den 
Schutz  nach  und  nach  zu  moderieren.  Er  wurde  daher  in  verschiedenen  Rich- 
tungen nicht  unbedeutend  vermindert,  indem  man  die  industriellen  Interessen 
etwas  mehr  in  den  Hintergrund,  die  finanziellen  Interessen  dagegen  etwas  mehr 
in  den  Vordergrund  treten  Hess.  Der  Ausfuhrzoll  wurde  ganz  aufgehoben,  zwei 
Jahre  später  auch  der  Transitzoll,  und  alle  Erzeugungen  des  Landbaues  —  mit 
der  einzigen  Ausnahme:  Käse  —  vom  Zoll  ganz  befreit,  während  man  Ersatz 
in  einer  höheren  Besteuerung  von  Kolonialwaren,  Tabak,  Wein  und  Spirituosen 
suchte.  Der  Schutz,  der  der  Industrie  des  Königreichs  gewährt  wurde,  ward 
aber  trotz  der  Herabsetzungen  für  diese  recht  befriedigend ,  als  der  Krieg  der 
folgenden  Jahre  zur  Auflösung  der  Monarchie  führte  und  damit  die  für  die 
dänischen  Industriellen  gefährlichen  Konkurrenten  ausserhalb  des  Zollgebietes 
stellte.  Auf  der  anderen  Seite  führte  dies  auch  zu  grösseren  Zolleinnahmen  für  die 
Staatskasse,  da  die  Fabriken  der  Herzogtümer  jetzt  Zoll  an  die  dänische  Staats- 
kasse entrichten  mussten.  Dazu  kommt,  dass  der  Krieg  es  notwendig  machte, 
einige  der  Zollabgaben  durch  ein  Gesetz  vom  Jahre  1864  zu  erhöhen,  nämlich  die  Zölle 
von  Wein  und  Spiritus  (mit  50  Prozent),  Kaffee,  Theo,  Zucker  und  Tabak,  wobei 
auch  die  inländische  Branntweinsteuer  mit  50  Prozent  erhöht  wurde.  Dadurch 
geschah  es,  dass  die  Zolleinnahmen  des  Königreichs,  trotz  der  Abschaffung  des 
Ausfuhr-  und  Transitzolls  und  der  verschiedenen  Herabsetzungen,  schon  im  Jahre 
1867/68  ebenso  gross  waren,  wie  die  Einnahmen  der  gesamten  Monarchie  im 
Jahre  186162. 

Obgleich  das  Zollgesetz  vom  Jahre  1863  schon  von  dem  Augenblick,  als  es 
in  Kraft  trat  (1.  April  1864),  insoweit  antiquiert  war,  als  es  für  ganz  andere 
Verhältnisse  ausgearbeitet  war,  und  obgleich  der  Kriegssteuerzuschlag  durch  die 
besonderen  Kriegsverhältnisse  hervorgerufen  war,  ist  es  bis  jetzt  nicht  möglich 
gewesen,  diese  Gesetze  durch  ein  mehr  zeitgemässes  Gesetz  abzulösen.  Mehrere 
Versuche  sowohl  von  seiten  der  Regierung  als  von  Seiten  des  Reichstages  sind 
gemacht  worden,  aber  alle  sind  gescheitert. 

Das  Prinzip  des  Gesetzes  ist:  Zollpflicht  für  alle  Waren,  die  nicht  aus- 
drücklich frei  erklärt  sind.  Es  gibt  demnach  271  Positionen,  von  denen  42 
tollfrei.  Indessen  haben  nur  ca.  20  Artikel  (ca.  100  Positionen)  wirkliche  finan- 
zielle Bedeutung.  Folgende  Waren  gaben  die  grössten  Einnahmen  (durchschnitt- 
lich für  die  fünf  Jahre  1880/84): 
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Mill.  Kronen  Froz.  d.  Zoll- 
einnahmen 

Manufaktur-  (d.  h.  wollene,  baumwollene  und  seidene) 


Waren  (24  Posit.)   5.071  22.7  % 

Zucker,  Melasse  und  Sirup  (5  Posit.)   5,048  22.6  „ 

Kaffee  (2  Posit.)  .  .  1,320  5,9  , 

Metalle  (besonders  Eisen  und  Eisenwaren)  (17  Posit.)  .  1,309  5,8  , 

Ocl  (darunter  Petroleum)  (2  Posit.)   1.209  5,4  „ 

Holz  (9  Posit.)  -    .    .    .  1,135  5,0  , 

Getränke  (Bier,  Wein  und  Spiritus)  (8  Posit.)  ....  1,002  4.8  , 

Tabak  (3  Posit.)   1,024  4.6  T 

Steinkohlen   0,853  3.8  r 

Reis  (2  Posit.)   0.486  2.2  , 

Salz  (3  Posit.)   0,305  1,6  , 

Glaswaren  (5  Posit.)   0,324  1.4  , 

Thee   0,224  1,0  , 

13  Warengruppen  (82  Posit.)   19,430  8(5,8  \ 


Die  übrigen  62  Warengruppen  (147  Posit.)  haben  zusammen  nur  ca.  2,938  Mill. 
Kronen  eingebracht. 

In  naher  Verbindung  mit  der  Zollerhebung  stehen  eine  Sterupelabgata, 
die  den  inländischen  Spielkarten  auferlegt  ist,  und  seit  1873  die  Rübenzucker- 
steuer, deren  Ertrag  mit  den  Zolleinnahmen  zusammen  angegeben  wird.  Die 
letztgenannte  Steuer  ist  in  den  späteren  Jahren,  nach  Erbauung  mehrerer 
Fabriken  (bis  1882  bestanden  nur  2,  im  Jahre  1884  5  Fabriken),  stark  gestiegen 
—  von  340,000  Kronen  im  Jahre  1880  auf  1,16  Mill.  Kronen  im  Jahre  1884;  in 
den  fünf  Jahren  1880/84  war  der  durchschnittliche  Ertrag  594,000  Kronen.  — 
Besonders  speeifiziert  werden  Packhausmiete,  die  gewöhnlich  00—80,000  Kronen 
einbringt,  Gebühren  der  Handelsreisenden  rund  120,000  Kronen  und  „ver- 
schiedene Einnahmen*,  ca.  15,000  Kronen  jährlich.  Alle  diese  Einnahmen  sind 
unten  unter  der  Bezeichnung  .Zollabgaben"  zusammengefasst;  von  diesen  ist  in 
verschiedenen  Jahren  wieder  ein  Abzug  geschehen,  indem  die  für  Materialien 
zu  Eisenbahnbauten  und  Betriebsmaterial e  erlegten  Zölle  gern  wieder  vergütet 
werden.  Früher  wurden  auch  sämtliche  Kosten  der  Zollverwaltung  im  voraus 
abgezogen,  jetzt  werden  sie  aber  unter  den  allgemeinen  Staatsausgaben  (als 
Ausgaben  des  Finanzministeriums)  verzeichnet;  sie  sind  daher  hier  für  den  ganzen 
Zeitraum  ausser  Betracht  gelassen. 

Allen  Schiffen  ist  im  dänischen  Hafen  von  alters  her  eine  Abgabe 
zur  Staatskasse,  zunächst  als  Ersatz  für  die  Ausgaben  zur  Beleuchtung  der  Fahr- 
wasser, auferlegt.  Durch  das  Zollgesetz  vom  Jahre  1803  wurde  diese  Abgabe  für  alle 
Schiffe,  dänische  wie  ausländische,  die  vom  Auslande  kommen  oder  dahin  gehen, 
zu  V»  Krone  per  Registertonne  festgesetzt,  für  Fahrten  in  den  dänischen  Fahr- 
wassern dagegen  zu  8  Öre  per  Tonne.  Die  letzte  Abgabe  ist  im  Jahre  1879  auf- 
gehoben worden.  Der  Ertrag  der  Schiffsabgaben,  der  vom  Jahre  1867/78  von 
ca.  575,000  bis  auf  800,000  Kronen  gestiegen  war,  erlitt  dadurch  eine  Verminde- 
rung von  ca.  70,000  Kronen  jährlich ;  doch  wurde  der  Verlust  in  den  folgenden 
Jahren  bald  eingeholt,  wie  die  untenstehenden  Zahlen  zeigen  werden. 
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Die  Branntweinsteuer  ist  seit  1851  so  geordnet,  dass  die  Abgabe  auf 
den  Maischbottich  gelegt  ist,  ursprünglish  64  Schilling  per  Tonne,  im  Jahre  1864 
mit  SO  Prozent  auf  2  Kronen  erhöht.  Man  ging  im  Jahre  1851  von  der  Voraus- 
setzung aus,  dass  man  aus  jeder  Tonne  Maischraum  nur  16  „Pötten"  (ca.  16  1) 
Branntwein  in  einer  Stärke  von  8°  gewinnen  könne,  und  die  Steuer  war  somit 
darauf  berechnet,  der  Staatskasse  eine  Einnahme  von  4  Schilling  (8  Ore)  per 
Liter  zu  geben.  Es  waren  aber  schon  im  Jahre  1864  solche  Fortschritte  gemacht, 
dass  man  aus  einer  Tonne  Maischraum  ca.  20  1  gewann,  und  die  Erhöhung  mit 
50  Prozent  war  daher  in  der  That  nur  eine  Erhöhung  um  25  Prozent,  indem  die 
Abgabe  per  Liter  Branntwein  nur  auf  ca.  10  Öre  sich  stellte.  Seitdem  sind  weitere 
Fortschritte  in  der  Produktion  gemacht,  so  dass  die  Abgabe  nur  ca.  8  Öre  per 
Liter  ist  -  also  ungefähr  wie  im  Jahre  1851.  In  Folge  dieser  Entwickelung  ist  der 
Ertrag  der  Branntweinsteuer  seit  1867  nicht  nur  nicht  gestiegen,  sondern  seit  1875 
sogar  stets  heruntergegangen,  um  so  mehr,  als  auch  der  Ertrag  der  Produktion  in 
den  späteren  Jahren  etwas  kleiner  veranschlagt  wird  als  vor  dem  Jahre  1880. 

Die  hier  genannten  Steuern  haben  seit  1867  folgenden  durchschnittlichen 
Ertrag  gegeben: 

Die  Zölle  (incl.   Die  Abgaben    Die  Brannt-  Gesamtertrag 
Packhausmiete  etc.)   der  Schiffe      weinsteuer      mit  Abzug  von 

Vergütungen 

1867/72    13,941,000  Kronen  582,000  Kronen  3,325,000  Kronen  17,848,000  Kronen 
1872/77    18.261.000      ,      737.000      ,      3,576,000      „      22,387,000  , 
1877;82    19,882,000     .      806,000      ,      3,155,000      ,      23,778,000  „ 
1882/85    24,105,000     „      972,000      ,      2,924,000     „      27,9:38,000  , 

Betrachtet  man  das  erste  und  das  letzte  Jahr  dieses  Zeitraums  be- 
sonders für  sich ,  dann  sind  die  Zölle  beinahe  bis  auf  das  Doppelte  (von 
13.24  Mill.  Kronen  im  Jahre  1867/68  bis  25,15  Mill.  Kronen  im  Jahre  1884/85) 
gestiegen,  und  wenn  man  die  Schiffsabgaben  für  Fahrten  in  dänischen  Fahr- 
wassem, die  seit  1879  weggefallen  sind,  auch  für  die  früheren  Jahre  ausser  Be- 
tracht lässt,  haben  die  Schiffsabgaben  sich  auch  verdoppelt.  Dagegen  hat  der 
Ertrag  der  Branntweinsteuer  mit  mehr  als  einer  halben  Million  (von  3,30  bis 
2,74  Mill.  Kronen)  abgenommen. 

Um  das  Steigen  der  Steuern  recht  beurteilen  zu  können,  muss  man  in- 
dessen auch  die  Zunahme  der  Bevölkerung  in  Betracht  ziehen.  Wir  werden  da- 
her den  Gesamtertrag  der  hier  besprochenen  sowohl  als  den  der  früher  besprochenen 
vier  anderen  indirekten  Steuern  (Stempel-,  Erbschafts-,  Uebertragungssteuer  und 
Sportein)  mit  dem  Gesamtertrag  der  direkten  Steuern  zusammenstellen  und  die 
Grösse  aller  drei  per  Individuum  zu  diesen  vier  Perioden  ausrechnen: 

Direkte  Stempel-,        Die  Zölle  etc.  Zusammen 

Steuern  Erbschafts- 
u.  a.  Steuern 

per  Indiv.         per  Indiv.  per  Indiv.  per  Indiv. 

Kronen     öre     Kronen     Öre      Kronen      Öre      Kronen  Ore 
1867/72    8,099,000   487   3,828,000   214    17,848,000    1000   30,475,000  1701 
1872/77    8,840,000   471    5,708,000   304   22,387.000    1193   36,935,000  1968 
1877/82    9,081,000    461    5,962,000    303    23,778,000    1207    38,821,000  1971 
1882,85    9,328,000   457    6,981,000   342    27,938,000    1369   44,247,000  2168 
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Der  Gesamtertrag  ist  also  per  Individuum  im  Jahre  1882/85  ca.  27  Prozent 
grösser  gewesen  als  im  Jahre  1867/72,  während  die  direkten  Steuern  ca.  0  Prozent 
leichter  geworden  sind.  Stempel-,  Erbschafts-,  Uebertragungesteuer  und  Sportein 
sind  sogar  mit  nahezu  60  Prozent  gestiegen,  die  Zölle  doch  nur  mit  ca.  37  Prozent, 
Dieses  Steigen  mag  zum  Teil  —  d.  h.  in  den  Jahren  1872/77  —  von  dem  sinkenden 
Werte  des  Geldes  herrühren,  und  das  gilt  besonders  von  den  erstgenannten 
Steuern.  Aber  zum  grössten  Teil  ist  das  Steigen  —  besonders  nach  dem  Jahre 
1877  —  einem  grösseren  Wohlstande  der  Bevölkerung  zuzuschreiben.  Zum  Teil 
mag  doch  auch  das  Steigen  von  einer  etwas  geänderten  Lebensart  herrühren, 
das»  z.  B.  Kaffee  und  Thee  bei  einigen  Volksklassen  mehr  Eingang  gefunden 
und  das  selbstgebraute  Bier  etwas  verdrängt  hat  etc.  AbgeKehen  von  den  letzten 
paar  Jahren,  wo  der  ökonomische  Zustand  hier  wie  überall  ziemlich  gedrückt 
gewesen  ist,  darf  man  jedenfalls  sagen,  daßs  die  grössere  Steuerlast  im  ganzen 
nicht  viel  gefühlt  worden  ist,  so  wie  sie  ja  auch,  was  namentlich  die  Zölle  anbe- 
langt, in  einem  erweiterten  Verbrauche  ihre  eigentliche  Trsache  hat. 

Weit  mehr  drückend  ist  das  Steigen  der  Kommunalsteuern  geworden  (vgl. 
S.  154),  weil  diese  zum  grössten  Teil  direkte  Steuern  sind.  Will  man  daher  die 
ganze  Steuerlast  der  Bevölkerung  sowie  das  Verhältnis  zwischen  direkter  und  in- 
direkter Steuer  beurteilen,  so  muss  man  die  Kommunalsteuern  mit  hinzunehmen.  Da 
die  Berichte  von  den  letzten  Jahren  noch  nicht  vorliegen,  nehmen  wir  den  Durch- 
schnitt der  fünf  Jahre  1878/82  und  stellen  das  Ergebnis  mit  dem  der  StaatsMcu^rn 
für  dieselben  Finanzjahre  zusammen.  Das  Resnltat  wird  dann  folgendes:  die  ganz*» 
Steuerlast  der  Bevölkerung  war  in  den  Jahren  1877/82  im  jährlichen  Durchschnitt: 

Staatssteuer        38,821,000  Kr.    per  Jndiv.  19  Kr.   72  Ore  (22  Rmk.  18  Pf.! 

Kommunalsteuer  22.553,000   .       ,       .  11    ,     44    ,  (12     »     87  ,  ) 

Zusammen  «1,374,000  Kr.    per  Indiv.  31  Kr.    16  i^re  (35  Rmk.  05  Pf.» 

Davon  waren: 

Direkte  Steuern     31.634,000  Kr.    per  Indiv.  1«  Kr.  06  Ore  (18  Rmk.  07  Pf.) 

Indirekte  Steuern  29,740,000   ,       .       „  15   ,    10    ,  (10     „     98  .  ) 

Neben  den  bis  jetzt  besprochenen  ordinären  Einnahmen  hat  die  dänische 
Staatskasse  in  diesem  Zeitraum  auch  recht  bedeutende  ausserordentliche 
Einnahmen  verschiedener  Art  gehabt. 

Erstens  wurde  in  den  Jahren  1867/72  zur  Deckung  der  damaligen  Unter- 
bilanz  eine  Einkommensteuer  als  ausserordentliche  Steuer  auferlegt,  jedes- 
mal in  der  Absicht,  4  Mill.  Kronen  aufzubringen.  Im  ganzen  war  der  Ertrag 
dieser  Steuer  7,86  Mill.  Kronen. 

Demnächst  gingen,  wie  auch  schon  berührt,  in  den  10  Jahren  186777 
bedeutende  Summen  aus  dem  Reservefonds  in  die  Staatskasse,  wesentlich  zur 
Tilgung  der  Staatsschuld,  nämlich  ca.  56,85  Mill.  Kronen,  wobei  ferner  von  der 
Äktivmasse  im  selben  Zeitraum  13.85  Mill.  Kronen  realisiert  wurden.  Zu- 
sammen war  also  die  Einnahme  durch  Verbrauch  der  Aktiva  in  diesen 
zehn  Jahren  nicht  weniger  als  70,7  Mill.  Kronen  oder  im  jährlichen  Durchschnitt 
über  7  Mill.  Kronen.  Nach  dem  Jahre  1877  ist  dieee  Einnahmequelle  sparsamer 
benutzt  worden;  der  Reservefonds  ist  ganz  unverändert  geblieben,  und  der  jähr- 
liche ZuschiiBs  von  den  Aktiva  ist  nur  1—2  Mill.  Kronen,  im  ganzen  für  die 
Jahre  1877/85  kaum  14  Mill.  Kronen,  gewesen. 
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Endlich  ist  die  Aufnahme  von  Schulden  eine  Einnahmequelle  gewesen; 
aber  abgesehen  von  4  Mill.  Kronen  in  /.inst ragenden  Schatzanweisungen,  die  beim 
Ausbruche  des  deutsch-französischen  Krieges  als  Voreichtsuiassregel  emittiert  und 
wieder  im  Jahre  1872  contant  eingelöst  wurden,  wurde  eine  neue  Schuld  nur  in 
den  Jahren  1867/69,  ausschliesslich  zum  Bau  von  Eisenbahnen,  kontrahiert. 
Sonst  ist  in  diesem  Zeiträume  keine  Schuld  aufgenommen  worden,  um  Ein- 
nahmen zu  bekommen:  der  Staat  ist  aber  durch  ein  (leset/,  verpflichtet  worden, 
zur  Altersversorgung  solcher  Staatsfunktionäre,  die  nicht  eigentliche,  vom  Könige 
ernannte  Beamte  sind,  einen  gewissen  Teil  ihrer  Besoldung  zurückzubehalten  und 
mit  5  Prozent  zu  verzinsen.  Die  in  dieser  Weise  entstandene  schwebende  Schuld 
hat  in  den  Jahren  1877,85  in  allem  ca.  1.7  Mill.  Kronen  betragen. 

Sammeln  wir  jetzt  zum  Schluss  die  Resultate  der  vorstehenden  Unter- 
suchungen, um  einen  besseren  Ueberblick  darüber  zu  geben: 

Sämtliche  Staatseinnahmen  im  jährlichen  Durchschnitt. 

Ordinäre  Kinnahmen  Ausserordentliche 

Einnahmen  Zusammen 

Kronen                           Kronen  Kronen  Proz. 
1807,72    39.106.000  =  76,8  Proz.  11.786.000  =  23,2  Proz.  50,892.000  =  100 

1872  77    45,602,000  =  86.2      ,       7,290,000  =  13,8  ,     52,892,000  =  100 

187782    47.119.000  =  95,98    .       1.977,000  =   4,02  „     49.090,000  =  100 

1882  85    53,726.000  -  96,6      ,       1.935,000  =    3,4  ,     55,661.000  =  100 

Obgleich  also  die  ausserordentlichen  Einnahmen  von  der  ersten  bis  letzten 
Periode  von  11,7  bis  auf  1,9  Mill.  Kronen  herabgesunken  sind,  waren  doch  die 
(Jesamteinnahmen  in  der  letzten  Periode  gegen  5  Mill.  Kronen  grösser  als  in 
der  ersten ,  indem  die  ordinären  Einnahmen  mit  nicht  weniger  als  14.6  Mill. 
Kronen  gestiegen  sind.  Es  muss  indessen  hierbei  daran  erinnert  werden,  dass 
seit  1880  gegen  2  Mill.  Kronen  (1882/85:  1.94  Mill.  Kronen)  durch  den  Ankauf 
der  seeländischen  Eisenbahnen  hinzugekommen  sind,  welcher  Ankauf  die  Ver- 
zinsung der  Staatsschuld  um  ungefähr  denselben  Betrag  vergrössert  hat.  Das 
wirkliche  Steigen  der  ordinären  Einnahmen  war  daher  nur  12.7  Mill.  Kronen 
oder  ca.  32,4  Prozent. 

Das  Ergebnis  der  verschiedenen  Einnahmequellen  war  in  den 
Jahren  1882  85  durchschnittlich: 

Indirekte  Steuern   34,919,000  Kronen  =  65.0  Proz. 

Direkte  Steuern   9,328,000      „      =  17,3  , 

Zinsen  der  Staatsaktiva  (incl.  Eisenbahnen)     .    5,296,000      »      =    9,9  „ 

Ueberschuss  der  Domänen   1,047,000      *      —    1,9  „ 

Die  Staatslotterie   804,000      „      =    1,5  „ 

Ueberschuss  von  Post  und  Telegraph     .    .    .      299,000      .      =  0,6 

Die  Färöerinsel  (Bruttoeinnahme)   63,000      ,       =    0,1  , 

Zinsen  des  Kassenbestandes  und  verschiedene 

Einnahmen   1.970,000      ,      =  3.7  

53.726,000  Kronen  =  100 

Die  Steuern  machen  also  mehr  als  82  Prozent,  die  Zinsen  des  gesamten 
Staatsvermögens  ca.  15  Prozent  der  Einnahmen. 
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Es  muss  noch  erwähnt  werden,  dasa  der  Staat  ausserdem  über  eine  jähr- 
liche Einnahme  (der  separaten  Fonds)  von  ca.  I3  4  Mill.  Kronen  für  verschiedene 
Unterrichtszwecke  disponiert. 


Wenden  wir  uns  jetzt  zu  der  Betrachtung  der  ordinären  Staatsausgaben. 
Diese  (d.  h.  alle  Ausgaben,  die  nicht  eine  Verbesserung  des  Vermögeus^tatua 
beabsichtigen  durch  Tilgung  von  Staatsschuld  oder  durch  Anlagen  von  wirt- 
schaftlicher Bedeutung,  wie  Eisenbahnen,  Telegraphen,  Häfen  etc.j  zerfallen  natür- 
lich in  4  Hauptgruppen:  1)  die  Verzinsung  der  Staatsschuld,  sowie  die  jährliche 
Ausbezahlung  von  Annuitäten :  Pensionen  für  verabschiedete  Beamte  und  Witwen 
von  Beamten,  sowie  Apanagen  für  Mitglieder  des  königlichen  Hauses;  2)  Aus- 
gaben für  die  auaübenden  und  legislativen  Staatsmächte :  die  Civilliste  des  Königs, 
die  Ausgaben  des  Reichstags  und  die  Besoldungen  der  Regierungsmitglieder; 
3)  Ausgaben  für  Verteidigung  des  Lande«:  Heer  und  Flotte,  und  4)  Ausgaben 
für  die  zivile  Administration  und  zur  Lösung  der  dieser  gestellten  Aufgaben. 

1)  Die  erste  Gruppe  von  Ausgaben  ist  in  dem  hier  behandelten  Zeit- 
räume stets  vermindert  worden  —  nominell  doch  nur  bis  1880.  Bis  dahin  wurde 
die  Staatsschuld  jährlich  recht  bedeutend  vermindert ,  indem  zu  den  regel- 
mässigen, stipulierten  Amortisationen  extraordinäre  Abzahlungen  kamen,  wäh- 
rend eine  neue  Schuld  seit  1870  nicht  geschaffen  wurde  (vgl.  S.  185).  Es  wurden 
in  den  Jahren  1807  80  resp.  neue  Schulden  eingegangen  und  zur  Abtragung 
von  Schulden  ausbezahlt: 

Neue  Schuld  Abzahlung 
1807/72     16,00  Mill.  Kronen   32,52  Mill.  Kronen 
1872/77      0,14     ,         p        51,47  . 
1877/50      0.68    ,        ,  2.11 
1807/80     17,48  Mill.  Kronen    80,10  Mill.  Kronen 

Die  Staatsschuld  betrug  demnach: 

Inland.  Schuld       Ausländ.  Schuld  Zusammen 

am  1.  April  1807:  172.38  Mill.  Kronen  88.83  Mill.  Kronen  261,21  Mill  Kronen 

,    ,      ,     1880:  159.42     »        .      13,90     .        ,  173,32  , 

Verminderung    12,90  Mill.  Kronen  74,93  Mill.  Kronen  87,89  Mill.  Kronen 

Durch  den  Ankauf  der  seeländischen  Eisenbahnen  (Kaufsumme  38.62  MilL 
Kronen  in  Staatsobligationen,  wovon  indessen  10,57  Mill.  Kronen  dem  Staate  seitat 
gehörten,  -J-  13  Mill.  Kronen  in  Prioritätsobligationen)  wurde  die  Staatsschuld 
mit  ca.  41  Mill.  Kronen  vermehrt ,  während  der  Staat  zur  selben  Zeit  10  Mill. 
Kronen  in  Obligationen,  die  der  Staiitskas.se  selbst  gehörten,  annullierte  Die 
Staateschuld  stieg  demnach  am  1.  April  18S1  wieder  auf  202,9  Mill.  Kronen. 
Von  der  neuen  Schuld  sollten  die  28  Mill.  Kronen  in  20  Jahren  durch  eine 
jährliche  Amortisation  von  1,4  Mill.  Kronen  getilgt  weiden;  dies  ist  regelmäßig 
geschehen  und  die  Staatsschuld  betrug  demnach  am  31.  März  1885  197,19  Mill. 
Kronen.  Seitdem  sind  die  13  Mill.  Kronen  in  Eisenbahnprioritäten  zur  Einlösung 
gekündigt  worden. 

Der  Betrag  der  Pensionen  stieg  nach  1804  sehr  bedeutend,  indem  nicht 
nur  ein  grosser  Teil  der  früher  in  den  Herzogtümern  angestellten  Beamten  von 
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dem  dänischen  Staute  pensioniert  werden  sollte  (vergl.  S.  1(37)  ,  sondern  auch 
die  Abtretung  der  Herzogtümer  auf  vielen  Seiten  eine  Beschränkung  der  Zahl 
der  Beamten  notwendig  machte,  und  dabei  noch  die  Unterstützung  der  Kriegs- 
invaliden bedeutende  Summen  erforderte.  Di«'  jährliche  Last  der  Pensionen  war 
somit  im  Jahre  1867/68  auf  4.16  Mill.  Kronen  gestiegen,  nahm  aber  dann  wieder 
ab,  bis  sie  im  Jahre  1880  81  auf  3,35  Mill.  Kronen  heruntergegangen  war.  Dann 
veranlasste  eine  Erhöhung  der  den  Invaliden  zugestandenen  Unterstützung  wieder 
eine  kleine  Steigerung. 

Auch  der  Betrag  der  Apanagen  des  königlichen  Hauses  hat  durch  das 
Absterben  mehrerer  Personen  abgenommen ;  von  345,000  Kronen  im  Jahre  1867/68 
stieg  er  bis  auf  442,000  Kronen  im  Jahre  1875/70,  ist  aber  jetzt  wieder  auf 
225,000  Kronen  herabgegangen. 

Im  jährlichen  Durchschnitt  wurden  für  die  hier  genannten  Zwecke  aus- 
gegeben : 

Verzinsung  der         Pensionen  Apanagen  Zusammen 

Staatsschuld 

1867/72   10,774,000  Kronen  3,922,000  Kronen  408,000  Kronen  15,104,000  Kronen 
1872/77     8,654,000      »      3,494,000      ,      430,000      „      12,578.000  , 
1877/82    7,849,000      „      3,373.000     „      388,000      „      11,610,000  , 
1882/85     8,275,000      ,      3,533,000      „      225.000      ,      12,033,000  „ 

Diese  Gruppe  von  Ausgaben  hat  sich  also  um  mehr  als  3  Mill.  Kronen 
von  der  ersten  Periode  bis  zur  letzten  gemindert. 

2)  Die  zweite  Gruppe  der  Ausgaben  ist  ziemlich  stationär  gewesen: 
Die  Zivilliste  des  Königs  ist  im  ganzen  Zeitraum  unverändert  1  Mill.  Kronen 
jährlich  gewesen,  die  Ausgaben  für  das  Kabinett  haben  zwischen  113,000  Kr. 
in  den  Jahren  1867/72  und  96,000  Kronen  in  den  Jahren  1882/85  nach  der  Zahl 
der  Minister  variiert,  und  die  Ausgaben  des  Reichstags  nach  der  Dauer  der 
Session  zwischen  218,000  und  705,000  Kronen.  Im  ganzen  waren  die  Ausgaben 
für  diese  drei  Zwecke  jährlich: 

1867/72    1,455,000  Kronen 

1872/77    1,419.000  „ 

1877/82    1,517,000  „ 

1882/85  1,536,000  P 
Indem  die  zwei  hier  besprochenen  Gruppen  von  Ausgaben  von  16,5  bis 
auf  13,5  Mill.  Kronen  herabgegangen  sind,  haben  sie  von  den  ordinären  Ein- 
nahmen für  die  verschiedenen  Zwecke  der  militären  und  zivilen  Administration 
übrig  gelassen  —  in  den  Jahren  1867/72:  23,6  und  in  den  Jahren  1882/85 
40,2  Mill.  Kronen.  Die  Ausgaben  'für  diese  Zwecke  sind  indessen  bei  weitem 
nicht  in  diesem  Umfange  gestiegen  —  und  dies  hat  in  Verbindung  mit  den 
ausserordentlichen  Einnahmen  von  zusammen  ca.  23  Mill.  Kronen  die  Abtragung 
der  Staatsschuld  mit  ca.  90  Mill.  Kronen  möglich  gemacht. 

3)  Die  unter  das  „K  r  i  e  g  s  m  i  n  i  s  t  e  r  i  u  m*  und  das  „Mari  ne- 
in in isterium*  gehörenden  Ausgaben,  welche  die  Verteidigung  des 
Landes  zum  Zweck  haben  (es  gehören  aueh  unter  das  Marineministerium  Aus- 
gaben zum  Besten  für  die  Seefahrt  im  allgemeinen,  Beleuchtung  der  Fahrwasser, 
Lotsen,  meteorologisches  Institut  u.  s.  w.,  die  hier  ausgesondert  sind),  sind  in 
diesem  Zeiträume  allmählich  gestiegen,  doch  nicht  bedeutend.    Der  politische 
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Streit  zwischen  Regierung  und  Volksthing  hat  indessen  ein  weiteres  Steigen 
verhindert  ,  indem  in  den  letzten  Jahren  immer  recht  bedeutende  Summen,  die 
von  der  Regierung  verlangt  waren,  nicht  bewilligt  worden  aind.  Besonders  sind 
die  oft  wiederholten  Vorschläge  zur  Befestigung  der  Hauptstadt,  während  sie 
Zustimmung  im  Landsthing  gefunden  haben,  von  dem  Volk9thing  stets  ver- 
worfen worden.    Die  Ausgaben  waren  im  jährlichen  Durchschnitt  für 

Armee  Flotte  Zusammen 

.  per  Indiv. 

1807  72      9,877,000  Kronen  3,480,000  Kronen  13,357,000  Kronen  7  Kr.  48  Üre 
1872/77     9,902,000      B      4.129.000      ,      14.031,000      ,       7   ,    47  , 
1877  82    10.348.000      „      5,275,000      „      15,623.000      „       7    ,    90  , 
1882/85    10,752,000      „      5,929,000      ,       10,681.000      .       8   ,    17  . 

Ks  ist  vorauszusehen,  dass  diese  Ausgaben  in  der  nächsten  Zukunft  W 
deutend  steigen  werden.  In  den  unter  Zustimmung  des  Landthings  für  das 
Finanzjahr  1880, 87  veröffentlichten  Budgets  sind  die  hier  besprochenen  Ausgaben 
mit  folgenden  Summen  (die  jedoch  wohl  in  der  Rechnung  etwas  kleiner  er- 
scheinen werden)  aufgeführt: 

Ordentliche      Ausserordentliche  Zusammen 
Ausgaben  Ausgaben 
Kriegsministerium  9,973.000  Kronen  4.113.000  Kronen  14.086,000  Kronen 
Marineministerium  5,196,000       „       3,055,000       „  8,251,000 

Die  für  die  Befestigung  Kopenhagens  erforderlichen  Summen  sind:  zur 
Vervollständigung  und  Verstärkung  der  Seebefestigung  ca.  14,2  Mill.  Kronen,  zur 
Befestigung  der  Stadt  gegen  die  Landseite  24,8  Mill.  Kronen,  zusammen  39  Mill. 
Kronen,  wobei  noch  8.8  Mill.  Kronen  extraordinär  zur  Vergrößerung  der  Flotte 
verlangt  werden.  Von  den  erstgenannten  Summen  sind  3.28  Mill.  Kronen  unter 
den  ausserordentlichen  Ausgaben  für  1886  87  aufgeführt. 

4)  Die  übrigen  Staatsangelegenheiten  sind  zwischen  fünf  zivilen  Mini- 
sterien verteilt.  Die  auswärtigen  Angelegenheiten  und  die  Gesandtschaften  ge- 
hören unter  das  Ministerium  des  Aeussercn,  dessen  Ausgaben  in  dein 
ganzen  Zeiträume  fast  konstant  gewesen  sind  (ca.  365,000  Kronen).  Unter  da? 
Finanzministerium  gehören  die  Central  Verwaltung  der  Finanzen  (ca. 
335,000  Kronen)  und  der  Steuern  (ca.  55,000  Kronen),  die  Revision  und  Decision 
für  sämtliche  Ministerien  (ca.  240,000  Kronen),  die  Verwaltung  der  Kolonien 
(ca.  20,000  Kronen),  das  Münzwesen  (ca.  25,000  Kronen)  und  die  Erhebung  der 
direkten  Steuern  (ca.  240.000  Kronen)  und  der  Zölle  und  Stempelsteuern  (ca. 
2  Mill.  Kronen). 

Unter  das  Ministerium  des  Innern  gehören  die  Ziviladministration 
des  Landes  (ca.  500,000  Kronen,  wobei  bemerkt  werden  muss,  dass  die  unteren 
administrativen  Behörden  zugleich  Unterrichter  sind  und  dass  ihre  Besoldung 
daher  unter  das  Justitzministerium  gehört),  die  Aufsicht  über  die  öffentlichen 
Arbeiten  (Wege,  Eisenbahnen,  Häfen  —  zusammen  ca.  55,000  Kronen),  die  Er- 
haltung der  königlichen  Schlösser  und  Gärten  (ordinär  ca.  400,000  Kronen ;  nach 
dem  Brande  des  Christiansburger  Schlosses  sind  bedeutende  Summen  in  den  letzten 
zwei  Jahren  hinzugekommen,  teils  zur  Errichtung  anderer  Gebäulichkeiten  an  Stelle 
der  abgebrannten,  teils  zur  Sicherung  der  übrigen  Schlösser  gegen  Brandgefahr). 
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Unterstützungen  zur  Förderung  de«  Landbaues  (darunter  die  Staatsschule  für 
Landbau  und  Tierarzneikunde  mit  einer  Ausgabe  von  ca.  180,000  Kronen)  und  zur 
Bepflanzung  der  Heiden  und  Sanddflnen  (zusammen  ca.  300— 500,000  Kronen), 
zur  Unterstützung  der  Fischereien  (ca.  35,000  Kronen),  zur  Förderung  der  In- 
dustrie (meist  zu  technischen  Schulen  —  ca.  50—100,000  Kronen);  sämtliche 
hier  genannten  Ausgaben  sind  allin  hlich  recht  bedeutend  gestiegen;  hierzu 
kommen  noch  einige  Ausgaben  für  mehr  spezielle  Zwecke :  Kontrolle  über  die 
Sparkassen,  Registrierung  der  Warenmarken  u.  s.  w.  Ferner  gehören  unter  dieses 
Ministerium  die  Vergütung  der  Einquartierung  der  Soldaten  (ca.  300.000  Kronen) 
und  die  Rettungsanstalten  auf  den  danischen  Küsten  (gegen  100,000  Kronen); 
auch  diese  Ausgaben  waren  früher  weniger  bedeutend,  sind  aber  in  den  späteren 
Jahren  stark  gestiegen. 

Neben  diesen  ordinären  Ausgaben  des  Ministeriums  werden  indessen  in 
einer  besonderen  Beilage  verschiedene  .ausserordentliche  Ausgaben*  aufgeführt, 
von  welchen  indessen  mehrere  an  und  für  sich  insoweit  ziemlich  konstant 
sind ,  als  sie  sich  von  Jahr  zu  Jahr  wiederholen ,  deren  Belauf  aber  mehr  un- 
regelmässig ist.  Als  solche  Ausgaben  können  für  den  hier  besprochenen  Zeit- 
raum genannt  werden :  Ausgaben  zur  Sicherung  der  Westküste  Jütlands ,  für 
welchen  Zweck  in  den  Jahren  1874/85  mehr  als  2'(i  Mill.  Kronen  ausgegeben 
wurden.  Unterstützungen  für  die  Schfitzenvereine  (ca.  30,000  Kronen),  Vergütungen 
früherer,  jetzt  aufgehobener,  Portofreiheit  (ca.  40,000  Kronen),  Teuerungs- 
erhöhung der  Löhnungen  der  unter  dieses  Ministerium  gehörenden  Beamten 
(1875/79  ca.  100,000  Kronen  jährlich,  seit  1879  nur  ca.  40,000  Kronen)  u.  s.  w. 
Als  wirklich  extraordinäre  Ausgaben  können  genannt  werden :  Ausbesserung  der 
Deichdämme  der  Inseln  Laaland  und  Falster  nach  der  Sturmflut  im  Jahre  1872 
(ca.  700,000  Kronen),  ausserordentliche  Ausgaben  für  Montierung  der  königlichen 
Schlösser  in  verschiedenen  Jahren ,  Beiträge  zur  Repräsentation  Dänemarks  auf 
mehreren  ausländischen  Ausstellungen,  bei  verschiedenen  Kongressen  u.  m.  dergl. 
Sämtliche  sog.  »ausserordentlichen  Ausgaben*  dieses  Ministeriums  betrugen  im 
jährlichen  Durchschnitt:  1867/72  ca.  152,000  Kronen,  1872/77  ca.  408,000  Kronen, 
1877/82  ca.  512,000  Kronen,  1882/85  ca.  481,000  Kronen. 

Unter  das  Justizministerium  —  dessen  Ausgaben  für  Besoldung  des 
Personals  des  Ministeriums,  sowie  Kontorausgaben  ca.  70,000  Kronen  betragen, 
während  persönliche  Unterstützungen  ca.  20,000  Kronen  beanspruchen  und  die  Her- 
ausgabe des  offiziellen  Gesetzblattes  ca.  17,000  Kronen  kostet  —  gehören  erstens 
die  Ausgaben  für  Justizwesen  und  Polizei  (wobei  jedoch  daran  erinnert  werden 
muss,  dass  die  Polizei  eine  kommunale  Angelegenheit  und  die  Staatsau*gabe  für 
Polizeidienst  nur  ein  Zuschuss  zum  kommunalen  Haushalt  der  Hauptstadt  ist  — 
ca.  80,000  Kronen),  welche  für  die  kollegialen  Obergerichte  im  ganzen  Zeiträume 
ziemlich  konstant  gegen  Va  Mill.  Kronen  ausgemacht  haben,  während  die  Be- 
soldungen und  Kontorausgaben  der  Unterinstanz,  wie  schon  berührt,  allmählich 
stark  gewachsen  sind  durch  den  successiven  Uebergang  von  Sportellöhnung  zur 
festen  Staatslöhnung,  bis  sie  beinahe  1  Mill.  Kronen  erreicht  haben.  Dazu 
kommen  noch  die  Strafanstalten  (ca.  330,000  Kronen).  Dann  gehören  unter  dieses 
Ministerium  die  Aushebung  von  Rekruten  und  Matrosen  —  darunter  Reisegeld 
für  die  konskribierte  Mannschaft  —  (in  allem  ca.  180,000  Kronen),  ferner  das 
Medizinal-  und  Quarantänewesen  (ca.  100,000  Kronen,  wovon  ca.  125,000  Kronen 
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zur  Besoldung  der  Physici-  und  Distriktsärzte).  Seit  1885  kommen  hierzu  noch 
die  Ausgaben  für  die  Hospitäler  für  Geisteskranke,  welche  his  dahin  kommunal'? 
Angelegenheit  waren.  Endlich  gehören  die  Färöerinseln  unter  dieses  Ministerium, 
sind  aber  hier  vorläufig  ausser  Betracht  gelassen.  Die  neben  den  genannten 
ordinären  Ausgaben  als  „ ausserordentliche*  aufgeführten  sind  ohne  grössere  Be- 
deutung  und  betragen  zusammen  jährlich  kaum  (»0,000  Kronen. 

Unter  dem  Ministerium  für  Kirche  nnd  Unterricht  I  Kultus- 
ministerium) wird,  wie  schon  mehrmals  berührt,  nur  ein  Teil  der  Ausgaben 
für  diese  Zwecke  vorgetragen.  Dio  hier  aufgeführten  Hauptposten  sind:  Be- 
soldungen und  Kontorausgaben  des  Ministeriums  (ea.  100,000  Kronen),  Gehalt* 
der  Bischöfe  (ca.  55,000  Kronen)  und  Zuschüsse  zur  Besoldung  einiger  kirchlichen 
Beamten  (ca.  45.000  Kronen),  sowie  zur  Aufführung  neuer  Kirchen  (variierend'; 
die  grosse  königliche  Bibliothek  (ca.  53,000  Kronen)  und  das  (ieheimarchiv  (ca. 
15,000  Kronen);  Zuschüsse  zu  den  kommunalen  Elementarschulen  (allmählich 
von  200,000  bis  über  300,000  Kronen  gestiegen)  und  —  seit  1878  —  zur  He- 
soldung  der  Lehrer  dieser  Schulen  (ca.  300,000  Kronen),  zu  den  .Seminaren  ica. 
108.000  Kronen),  zu  den  Taubstummeninstituten  (ca.  100.000  Kronen),  zu  dem 
Blindeninstitut  und  Blindenunterricht  (ca.  90,000  Kronen),  für  die  geistesschwachen 
Kinder  (ca.  (50,000  Kronen)  u.  m.  dergl. ;  alle  diese  Ausgaben  sind  allmählich  ge- 
wachsen. Ferner  die  Kunstakademie  (ca.  77,000  Kronen)  und  die  Kunstsamm- 
lungen (ca.  100,000  Kronen),  das  königliche  Theater  (variierend);  Zuschüsse  iu 
dem  sog.  ,  Friedrichs  -Hospital*  in  Kopenhagen  (ca.  40.000  Kronen)  und  zum  Ge- 
bärhaus  daselbst  (ca.  48,000  Kronen),  zur  Universität  (ca.  50,000  Kronen i  und 
zur  polytechnischen  Lehranstalt  (ca.  50,000  Kronen).  Die  als  . ausserordentliche 
bezeichneten  Ausgaben  dieses  Ministeriums  waren  bis  1880  ohne  grössere  Be- 
deutung (kaum  20,000  Kronen  jährlich) ,  sind  aber  seitdem  bedeutend  ('bis  auf 
100,000  Kronen)  gestiegen;  die  einzelnen  Summen  sind  jedoch  im  ganzen  nur  klein. 

Sämtliche  hier  besprochenen  Ausgaben  der  zivilen  Ministerien  —  »ordi- 
näre" und  »ausserordentliche"  zusammengenommen  • — ,  sowie  die  unter  da* 
Marineministerium  gehörigen  Ausgaben  tür  die  Seefahrt  haben  in  den  Jahren 
1867,85  im  jährlichen  Durchschnitt  ausgemacht: 

1867/72  1872/77  1877/82  1882.S5 

Ministerium  d.  Aeussern  345,000  Kr.  307,000  Kr.  306.000  Kr.  369,000  Kr. 
Finanzministerium : 

1)  Zoll-  und  Stempel- 
erhebung ....  1,654,000  „  1,957.000  »  2,006.000  .  2,126.000  . 

2)  Uebrige  Ausgaben  932,000  .  986.000  „  1.109,000  ,  978.000  . 
Ministerium  des  Innern  .  1.592,000  ,  1,720,000  „  2.069,000  .  2.565.000  . 
Justizministerium  .  .  1,883,000  „  2.077,000  ,  2.321,000  „  2.602.000  . 
Kultusministerium  .  .  804,000  ,  830,000  »  1,371.000  „  1,815.000  . 
Ausgaben  f.  d.  Seefahrt  361,000  .  486,000  »  948.000  »  937.000  . 

Zusammen     .    .    .  7,571.000  Kr.  8,423,000  Kr.  10.190,000  Kr.  1 1 .392.000  Kr. 

Die  hier  besprochenen  Ausgaben  sind  aber  in  ihrer  Gesamtheit  stark  fe- 
stlegen ;  doch  muss  beachtet  werden,  dass  von  den  ca.  720,000  Kronen .  wonut 
die  Ausgaben  des  Justizministeriums  gestiegen  sind,  herrühren  ca..  450,000  Kronen 
von  der  Besoldungsreform,  welche  zur  selben  Zeit  die  Einnahmen  der  Staatskasse 
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um  ca.  700.000  Kronen  gesteigert  hat.  In  gleicher  Weise  ist  das  Steigen  der 
mit  Erhebung  der  Zölle  verbundenen  Ausgaben  von  einer  weit  grösseren  Ver- 
mehrung der  Einnahmen  begleitet  gewesen,  und  zum  Teil  dadurch  verursacht. 
Auch  das  Steigen  der  Ausgaben  des  Ministeriums  des  Innern  und  besonders  des 
Kultusministeriums  ist  insoweit  nicht  reell,  als  mehrere  Summen  früher  von  den 
separaten  Fonds  gedeckt  wurden,  jetzt  aber  zur  Staatskasse  übergeführt  worden 
sind.  Das  reelle  Steigen  kann  sonnt  nur  rund  von  7xh  bis  auf  10  Mill.  Kronen 
angeschlagen  werden  —  also  mit  ca.  33  Prozent. 

Zur  richtigen  Beurteilung  dieser  Ausgaben  ist  also  ins  Auge  zu  fassen,  dass 
1)  die  Ausgaben  des  Kultusministeriums  mit  den  Ausgaben  der  Insti- 
tute  mit   separaten   Fonds  kombiniert  werden   müssen.    Diese  Institute 
und  ihre  Ausgaben  vom  Jahre  1884/85  waren  —  nach  Abzug  des  Zuschusses 
der  Staatskasse 


Ausgaben  —  Zu 

-  Davon  gedec 

kt 

schuss  d*-r  Staat* 

;-  durch  Bezahlung 

kasse 

der  Beteiligten 

.    458.^00  Kr.») 

3.400  Kr. 

455.200  Kr. 

2)  die  Kommunität8)     .    .  . 

.    211.000  , 

211.000  „ 

3)  die  polytechn.  Hochschule 

.      10,500  T 

-    11.300  „ 

5,200  , 

4)  Sorö-Akademie  .... 

.    555.800  „ 

-    35.000  , 

520,800  „ 

5)  die  gelehrten  Schulen   .  . 

.    587.900  , 

—  107,700  „ 

420,200  „ 

0)  das  Taubstummen institut  . 

.     41,700  „ 

—    30.000  „ 

5.700  ., 

7)  die  Seminare  

19.200  „ 

-    13.200  , 

0.000  , 

8)  die  Kunstakademie  .    .  . 

10,000  „ 

5,700  , 

4.900  „ 

1,029,000  Kr. 

Nicht  verbrauchte  Einnahmen  der  Kommunität  . 

181.000  „ 

1,810.000  Kr. 

M.  a.  W. :  Die  Ausgaben  des  Kultusministeriums  haben  im  .lahre  1884/85  in  allem 
ca.  3.738,000  Kronen  ausgemacht,  wovon  jedoch  nur  1,909.000  Krönender  Staats- 
kasse zur  Last  gefallen  sind. 


2)  Die  Besoldung  der  zahlreichsten  Klasse  von  Beamten,  der  Stadt-  und 
Landprediger,  wird  nicht  von  der  Staatskasse  als  Ausgabe  aufgeführt,  indem  sie 
teils  direkt  durch  Zehnten,  teils  durch  Wohnung,  womit  in  den  Landdistrikten 
auch  Landbau  —  ungefähr  wie  der  eines  guten  Bauernhofes  —  verbunden  ist.  Die 
Gesamteinnahme  der  Prediger  wurde  im  Durchschnitt  für  die  Jahre  1804/08  zu 
6  Mill.  Kronen  angesehlagen,  wovon  jedoch  ca.  300.000  Kronen  zur  Verzinsung 
und  Amortisation  von  Anleihen  und  anderen  „Expensen".  und  andere  300.000  Kronen 
für  Pensionierung  verabschiedeter  Prediger  und  deren  Witwen  verwendet  werden. 

3)  Die  Kommunen  tragen  einen  bedeutenden  Teil  der  Ausgaben  für  Rechts- 
pflege und  Polizei,  Medizinalwesen  und  Schulunterricht.  Der  kommunale  Teil 
dieser  Ausgaben  betrug  im  Jahre  1882: 


')  Hierin  sind  nicht  enthalten  Unterstützungen  für  die  Studierenden  aus 
Zinsen  der  mit  der  Universität  verbundenen  Legate;  dieses  Legatkapital  beträgt 
2.854,000  Kronen,  die  jährlichen  Unterstützungen  ca.  110.000  Kronen. 

*)  Zur  Unterstützung  armer  Studierender  von  den  Königen  Friedrich  II. 
und  Christian  IV.  gestiftet  ;  neben  den  (»eldunterstützungen  haben  100  Studierende 
freie  Wohnung. 
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Rechtspflege  und  Polizei  1,339,000  Kronen 

Medizinalwesen  und  Irrenanstalten  .  .  972,000  „ 
Schulunterricht    4,909.000  . 


7,220,000  Kronen 

Auch  den  Lehrern  auf  dem  Lande  ist  freie  Wohnung  und  ein  kleiner  Acker 
zugeteilt. 

Eine  Betrachtung  der  Verhältnisse,  wie  die  verschiedenen  Arten  von 
Ausgaben  der  Staatskasse  zueinander  stehen,  ist  demnach  wohl  geeignet,  im 
richtige  Vorstellungen  zu  geben.  Wir  teilen  daher  eine  solche  Uebersicut  mi; 
allem  Vorbehalte  mit,  meinen  aber,  dass  jedenfalls  die  Ausgaben  der  unter  da* 
Kultusministerium  gehörenden  «separaten  Fonds"  mitgerechnet  werden  müssen. 

Zuvor  müssen  jedoch  noch  die  Ausgaben  der  Staatskasse  für  die  Nel^n 
Hinder  und  Kolonien  erwähnt  werden.  Eigentlich  sollten  die  westindischen 
Kolonien  einen  jährlichen  „Beitrag  zu  den  allgemeinen  StaatsbedürftnWn* 
leisten,  welcher  im  Jahre  1803  auf  105,000  Kronen  normiert  wurde.  Schon  im  Jährt 
1868/69  musste  dieser  Beitrag  nachgelassen  werden,  und  wieder  für  die  Finanz- 
jahre 1871/75;  dann  wurde  er  für  1875/79  auf  25.000  Kronen  herabgesetzt 
welche  Summe  ungefähr  die  Ausgaben  der  Staatskasse  für  die  Zentralverwalrung 
der  Kolonien  decken  konnte,  ist  aber  wieder  für  1879/81  auf  12.500  Kronen 
herabgesetzt,  und  seit  1881  ist  nichts  bezahlt  worden.  Dagegen  hat  die  Staats- 
kasse in  den  späteren  Jahren  den  westindischen  Kolonialkassen  bedeutende  Vor 
schüsse  leisten  müssen;  am  Ende  des  Finanzjahres  1884/85  waren  diese  bis  an/ 
2,020,000  Kronen  gestiegen. 

Auch  Island  gegenüber  ist  die  dänische  Staatskasse  die  leistende.  £eit 
1871  ist  diesem  Lande  ausser  Deckung  der  Ausgaben  für  die  Zentral  Verwaltung 
(ca.  8000  Kronen)  ein  bleibender  Zuschuss  von  60,000  Kronen  jährlich  zugoaurt 
und  dazu  noch  für  10  Jahre  40.000  Kronen  jährlich,  die  in  den  folgend« 
20  Jahren  um  2000  Kronen  jährlich  herabgesetzt  werden  sollen.  Von  Seiten  Islands 
wird  gar  nichts  in  die  Staatskasse  bezahlt. 

Nur  die  Färöer  Inseln  geben  jährlich  der  dänischen  Staatskasse  Kin 
nahmen,  die  die  Ausgaben  dieser  für  die  In&eln  etwas  übersteigen ;  da  indessen 
das  dänische  Postwesen  die  recht  bedeutende  Unterbilanz  der  Danipfschiffrer- 
bindung  mit  den  Färöern  und  Island  Übernommen  hat,  ist  auch  hier  kein  Vor- 
teil für  die  Staatskasse. 

Die  unter  den  Staatsausgaben  aufgeführten  Ausgaben  für  die  Kolonien 
und  Nebenländer  betragen  im  jährlichen  Durchschnitt  für  die  westindischen 
Kolonien  (in  dem  Budget  des  Finanzministeriums)  ca.  20.000  Kronen ;  für  Wand 
und  die  Färöer  waren  sie 

Island  Färöer  Zusammen 

1867/72     154,500  Kronen   37,700  Kronen    192,200  Kronen 
1872,77     104,300     „         37,000     ,         141,300  , 
1877/82     108,800     m        59.700     ,         168,500  , 
1882/85     102,400     ,        81,400     ,        183,800  , 

Betrachten  wir  jetzt  zum  Schlüsse  das  Verhältnis  zwischen  den  verschiedenen 
Klassen  von  Ausgaben ;  der  jährliche  Durchschnitt  der  fünf  Jahre  1877/82  dürfte 

wo 


Digitized  by 


Die  Fiiiauzvevhältnisse  Dänemarks. 


193 


das  meist  typische  Bild  geben.  Wir  ziehen  dabei  die  Ausgaben  der  Institute 
mit  separaten  Fonds  mit  in  die  Rechnung: 


Ordin. 

Staatsausgaben  1877/82 

im 

jährl.  Durchschnitt 

Prozent 

Kriegsministerium  .... 

10,348,000  Kronen 

25,4 

Verzinsung  der  Staatsschuld 

7,849,000  , 

19,3 

Marineministerium  I l)   .    .  . 

5,275,000  , 

13,0 

Pensionen  

3,373,000  , 

8,3 

Justizministerium  

2,321,000  , 

5,7 

Ministerium  des  Innern     .  . 

2,069,000  , 

5,1 

Zoll-  und  Stempelerhebung  . 

2.006,000  , 

5,0 

CjlVllUSlC   UUU  A|JaDtlgt:D      .  . 

Q  A 
3,4 

Kultusministerium  .... 

1,371,000     ,  ) 

7,3 

„            sep.  Fonds 

1.629,000     ,  \ 

Finanzministerium*)     .    .  . 

1,089,000  „ 

2,7 

Marineministerium  II  *)  .    .  . 

948,000  . 

2.3 

Ministerium  des  Aeussern  .  . 

366,000  , 

0,9 

417,000  , 

1,0 

100,000  , 

0,2 

Kolonien  und  Nebenländer 

189,000  * 

0,4 

40,738,000  Kronen 

100,0 

Sammelt  man  diese  Ausgaben  in  den  oben  angegebenen  Hauptgruppen, 
so  verteilen  sie  sich  in  folgender  Weise: 

Armee  und  Flotte   38,4  Prozent. 

Staatsschuld,  Pensionen  und  Apanagen  28,5  , 
Zivilliste,  Reichstag  und  Kabinett  .  .  3,7  „ 
Zoll-  und  Stempelerhebung    ....     5,0  . 

Zivile  Administration   24,0  , 

Kolonien  und  Nebenländer    ....     0,4  a 


Trotz  des  stetigen  Steigens  der  ordinären  Staatsausgaben  haben  doch  die 
ordinären  Einnahmen  einen  immer  grösseren  Ueberschuss  ergeben;  zu  den 
ausserordentlichen  Staatsausgaben,  d.  h.  Tilgung  der  Staatsschuld, 
Bebau  von  Eisenbahnen,  Häfen,  Telegraphen  u.  dgl.  und  Ankauf  von  festem 
Eigentum  (meistens  zu  Pflanzungen),  hat  man  somit  zur  Verfügung  gehabt  in 
jeder  der  erstgenannten  Perioden  in  allem  (abgesehen  von  dem  Ankauf  der  see- 
ländischen  Eisenbahnen  und  der  dabei  übernommenen  Schuld): 


')  D.  h.  Ausgaben  zur  Verteidigung  des  Landes. 
*)  Exclus.  Auagaben  für  die  Centralverwaltung  der  Kolonien. 
*)  D.  h.  Ausgaben  im  Interesse  der  allgemeinen  Seefahrt. 
Finanzarchiv.  HL  Jahrg.  647  13 
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Ueberschuss  der  ordin.  Ausserordentliche 
Einnahmen  Einnahmen 

1867/72         7,130,000  Kronen  58,930,000  Kronen  66,060,000  Kronen 

1872/77       45,029,000     ,  36,451,000     ,  81,480.000  , 

1877/82       40,035,000     „  9,885,000     ,  49,920.000  . 

1882/85        35,663,000     ,  5,805,000     ,  41.468.000  , 

127,857,000  Kronen        111,071,000  Kronen       238,928,000  Kronen 

Es  muss  doch  hierbei  in  Betracht  gezogen  werden,  das«  der  Ueberschuss  der 
ordinären  Einnahmen  nur  deswegen  so  gross  geworden  ist,  weil  die  politischen  Ver- 
hältnisse mehrere  wichtige  Reformen  verhindert  haben,  die  bedeutend  grögsere 
Ausgaben  veranlassen  würden.  Es  wäre  unter  diesen  Umständen  unrichtig  gewesen, 
wenn  man  über  die  ganze  Summe,  die  zur  Verfugung  stand,  disponiert  hätte,  and 
ein  bedeutender  Teil  derselben  ist  daher  dem  Kassenbestande  überwiesen  worden. 

Zur  Tilgung  der  Staatsschuld  sind  (vgl.  oben)ca.  94,750,000 Krön« 
verwendet  worden,  zum  Bebau  von  Eisenbahnen  77,172,000  Kronen,  zn 
Telegraphen  2,530,000  Kronen,  zu  Hafenbauten,  Dampfschiffen  u.  <l 
5,583,000  Kronen  und  zum  Ankauf  von  festem  Eigentum  ca.  661,000  Kronen 
—  zusammen  85,946,000  Kronen,  von  der  Restsumme,  58,232,000  Kronen,  and 
9,290,000  Kronen  als  Vorschüsse  an  die  Kommunen,  die  westindischen  Kolo- 
nien u.  a.  ausgeliehen  worden,  während  der  Kassenbestand  mit  nicht  weniger 
als  48,942,000  Kronen  vergrössert  worden  ist  —  eine  Summe,  die  die  mit  der 
Durchführung  einer  Befestigung  von  Kopenhagen  verbundenen  Kosten  übersteigt 

Der  Status  der  dänischen  Staatskasse  ist  demnach  seit  1867  wesentlich 
verbessert,  wie  es  aus  folgender  Zusammenstellung  erhellen  wird ;  es  betrugen  die 

Aktiva:                                    am  31.  März  1867  am  31.  März  1885 

des  Reservefonds   116,24  Mill.  Kronen  19.28  Mill.  Kronen 

sich.  Staatsaktiva   21,68     „        a  23,15    ,  , 

Kassenbestand   ......      9,92    *        ,  58,86  , 

147,84  Mill.  Kronen     101,29  Mill.  Kronen 
Anlagekosten  der  Eisenbahnen     26,30    „       a         144,19*  , 

174.14  Mill.  Kronen     245,48  Mill.  Kronen 

Passiva: 

Staatsschuld  -  261,21     „        ,         197,19  . 

Ueberschuss  —    87,07  Mill.  Kronen  -|-  48,29  Mill.  Kronen 

Der  Status  ist  hienach  in  diesen  18  Jahren  um  ca.  135  Mill.  Kronen  ver- 
bessert worden,  und  dass  diese  Verbesserung  nicht  nominell  ist,  geht  daraas 
hervor,  dass  die  Zinsen  der  hier  genannten  Aktiva  einerseits  und  der  Staats- 
schuld anderseits  betrugen: 

1867/68  1884,85 

Zinsen  der  Staatsschuld   11,095  Mill.  Kronen      8,222  Mill.  Kronen 

,    der  Aktiven  (incl.  Eisenbahnen)     5,603    „       „  7,032  , 

Ueberschuss  der  Schuld-Zinsen     .    .     5,492  Mill.  Kronen      1,190  Mill.  Kronen 

Die  Verzinsung  der  Staatsschuld  erfordert  somit  von  den  anderen 
Staateeinnahmen  jetzt  ca.  4,3  Mill.  Kronen  weniger  als  im  Jahre  1267 1& 
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und  absolut  genommen  nicht  mehr,  als  der  jährliche  Ueberschuss  der  Domänen- 
güter decken  kann.  Und  der  Zeitpunkt  scheint  nicht  fern  zu  sein,  da  die  Zinsen 
der  eigentlichen  oben  genannten  Staatsaktiva  den  Zinsen  der  Staatsschuld 
ganz  entsprechen;  denn  die  Tilgung  dieser  wird  stets  fortgesetzt  und  könnte 
jeden  Augenblick  in  recht  bedeutendem  Umfange  durch  Realisierung  der  weniger 
einbringenden  Effekten  des  Kassenbestandes  noch  schneller  vor  sich  gehen.  Und 
wenn  man  die  durch  den  Ankauf  der  seeländischen  Eisenbahnen  entstandene 
Schuld,  die  durch  das  Einbringen  der  Aktien  gedeckt  ist,  ausser  acht  lässt,  ist 
die  Staatsschuld  von  1867  um  mehr  als  115  Mill.  Kronen  vermindert  worden. 
Es  gibt  gewiss  nicht  viele  Staaten,  die  in  den  letzten  18  Jahren  imstande  ge- 
wesen sind,  ihre  Staatsschuld  um  44  Prozent  herunterzubringen. 
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2,1,0(111,1.  P 

2H/MM)  ,1.  p. 

■1:">S,S '>'.»' 
73,0-21 

r>r,7..vu 

73.»>.!»2 


2,oo;*.v'>ti 

2.2.'i:i.Or>5 


Si.'»,'>t.t 
2110,000 

Ausgaben. 


■ 


M    K.  f,'M> 

P.Ii.  1.741 

P.K.  21 

P.- Ii.  •):>:. 

M.K.  r.oi) 


22.1V.»1 
■1/tUlJ 


li,. vo 

22.300 
3.0H.1 


r»;o 

1,15« 


11. SS 


•luote  in  V 


l,a«i«\o,-i»"k  uebht  Zinsen 

3.200  1,00 
21 

es:. 

;><H> 


S.S71 

l.7;W 
2,12* 


63.702 


17.1C1 

7.033 
24,036 

ein 


'.'l.snö  i.*»,r.»o 


1  jlo 


•.'.r.,'.>34 


217,3.0  11.121 


2  1 7 ,  :j  r»  "> 


I'i7,n;i0 

IM, 234 
Y»U,2tfl 


.■»0,01)11 

01,121 


50,000 

"•Jlt.261 


1,00 


Art  der 
Amortisation. 


Verlosung. 


Verlosung. 


s. 
S. 

s. 


Prozent 

Stei- 

1878. 

1879. 

1880. 

1881. 

1882. 

1883. 

der 

gerung 

Auagabe 

gegen 

Rubel. 

Rubel. 

Rubel. 

Rubel. 

Rubel. 

Rubel. 

18H3. 

1874. 

139,738,326 

171,283,214 

172,975,550 

194,581.103 

199,870,056 

200,701,658 

27,88  00 

100,31  o  „ 

2.216,300 

2,106,575 

2,225,155 

2,170,861 

2,211,032 

2,015,056 

0,27 

3,50 

10.0*1,38» 

10,115,321 

10,231,00» 

10,226,672 

10,349,264 

10,490,033 

1.« 

8,76 

10,179,730 

11,849,278 

11,106,830 

10,312,350 

11,461,752 

12,071,882 

1,66 

0,65 

3,907,390 

4,167,170 

4,803.841 

4,220,023 

4,202,044 

4,272,616 

0,55 

59,69 

186,242,960 

187,010,754 

208,349,995 

225,285,724 

200,716,988 

200,124,868 

27,74 

1,22 

26,086,036 

27,328,032 

29,353,681 

30,466,055 

30,998,065 

30,963,278 

4,30 

33,23 

92,632,485 

95,313,612 

113,013,187 

109,373,889 

102,021,032 

100,696,35» 

13,91 

38,07 

18,937,066 

18,721,998 

20,325,611 

20,190,159 

20,001,043 

21,009,205 

2,91 

112,24 

»6,931.872 

60,292,355 

63,374,186 

67,523,177 

68,071,769 

69,909,268 

9,71 

33,89 

16,307,161 

16,644,612 

17,094,111 

17,631,388 

18,175,029 

18,614,038 

2,56 

16,14 

12,114,582 

11,749,984 

12,972,710 

12,117,463 

10,910,217 

20,634,582 

2,84 

18,34 

15,910,865 

16,110,436 

16,860,208 

16,888,065 

17,335,153 

17,991,059 

2,50 

1,60 

2,256,792 

2,287,386 

2.396,629 

2,316,971 

2,473,876 

2,774,394 

0,42 

26,66 

809,383 

817,803 

905,769 

904,439 

912,438 

909,700 

0,14 

28,50 

6,815,982 

7,503,698 

8,513,535 

8, 112, HÖH 

7,878,368 

8,229,818 

1,12 

28,55 

600,510,612 

643,892,258 

691,505,313 

732,413,150 

707,661,256 

721.337.8U 

100 

+  25,163,000 

+  18,062,000 

-  80,659,000 

-  3.950,000 

—  22,357,000 
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3)  Ordentliche 


1874. 
Rnbel. 


1875.  1876.  1877. 

Rubel.  Rubel.      >  Rubel 


a.  Stenern  and  Abgaben. 
Personal-  and  Grundsteuern  .  . 
Handels-  und  Gewerbesteuer    .  . 

Getrünkesteuern  

Salzsteuer  

Tabaksteuer  

Zuckersteuer  


Stempel  

Gericht«-  und  Kanzleiabgaben  .... 
Erbschaft*-  und  Schenkungssteuer  .  . 

Passgebuhren  

Loskaufgelder  

Steuer  von  Eisenbahnpassagieren  und 

Eilgutern  

Brandversicherungsabgaben  

Stenern   von   Gehaltserhöhungen  bei 


Verschiedene  Abgaben  .  . 

b.  Regalien. 
Bergwerkasteuer  .... 


Post  

Telegraphen  

c.  Domänen. 
Grundzinsen  aus  den  bait.  Provinzen  . 

Aua  Pachtungen  

Verkauf  von  Staatagrundeigentum    .  . 

Aua  Forsten  

Berg-  und  Hüttenwerke  

Eisenbahnen  

d.  Verschiedene  Einnahmen. 
Aus  Gewerbe-  und  Staatspublikationen  . 
Verkauf  von  Material  und  verschiedenen 

Produkten  

Einnahmen  für  die  Eisenbahnobligationen 
Zinsen ,  Einnahmen  von  der  polnischen 

Bank  

Schulgelder  

Rückzahlungen  von  Darlehen  .... 

Strafen  etc  

Beiträge  von  Städten  etc  

Einnahmen  zur  Ausgleichung  von  Militär- 

ausgaben   

Verschiedene  Einnahmen  

e.  Einnahmen  TranBkaukasiens  . 

f.  Durchlaufende  Einnahmen  .  . 


Total  . 


557,733,591  576,493,15« 


119,676,749 
14, »27,259 
201,059,219 
9.792,463 
10,736,958 
8,859,607 
57,692,825 
8,882,231 
7,192,902 

120,112,451 
14,819,179 
197,630,777 
9,755,862 
10,617,020 
3,180,598 
63,;>06,470 
9,777,188 
7,643,219 

118,332,569 
14,817.169 
191,367,964 
10,138,342 
10,517,591 
4,992,997 
72,528,565 
10,063,665 
6,983,847 

116.W8.J79 
14,444.645 
189,676.513 
9.115,244 
12.017,«« 
6,775,9*0 
52,572,4« 
9,365,96} 
6,7W,ltf 

2,558,419 

1  <*4a<* 

1,627,4  38 

2,640,459 

f,5S2,441 

2.6»,«* 

103,753 

119,480 

148,754 

748,018 
2,432,182 

828,122 
2,425,093 

878.779 
2,371,461 

891.143 

2,586,943 
2,154,900 
10,449,144 
4,842,624 

2,409,144 

S  571  S75 
10,726,883 
4,956,076 

2,714,506 

10,898.853 
5,354,897 

2,390,1» 

12,364.195 
6,738,©* 

* 

646,400 
6,457,577 
3,991,484 
9,711,246 
4,041,534 
2,590,245 

682,635 
6,197,216 
4,147,942 
10,269,502 
3,870,015 
2,939,833 

709,648 
6,563,160 
4,268,840 
9,960,142 
3,020,649 
1,668,077 

696.K1 
6.473,**) 
4,491,347 
10,042,23« 
Mi!,» 
1,415,37* 

1,177,387 

1,133,730 

1,088,303 

1,130.4» 

4,220,793 
10,041,738 

7,868,261 
17,069,210 

2,571,901 
12,098,053 

2.734.15» 
16,200.410 

2,807,832 
480,898 
27,602,714 
1,563,050 
4,834,760 

2,849,077 
554,493 
19,762,254 
1,350,747 
5,901,118 

2,782.700 
611.812 
20,296,968 
1,269,366 
5,406,646 

632.02» 
20,944,*J 
1.113,171 
7.905,41« 

100,015 
7,406,543 
5,159,710 
3,385,721 

197,351 
19,740,379 
5,271,503 
5,870,513 

7,182.348 
6,021,720 
5,525,770 

145.30 
7.399.491 
6,601.71« 
7,422.140 

559,262,692  548.830.U1 
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Einnahmen. 


1678. 
Rubel. 

1879. 

Rubel.  1 

1880. 
Kübel. 

1881. 
Rubel. 

1882. 
Rubel. 

1883. 

Rubel. 

1*0,066,101 
Ii  im  na 

213,000,954 
9,087,701 
11,925,813 

O.OSM  .Ol.« 

80,630,708 
10,162.080 
7,735,399 

2,777,658 

117,467,458 

1H  otn  ata 

228,260,002  . 
12,447,117 
12,961,8-12 
4,<>3  t,  1 1  u 
93,248,607 
14,231,200 
8.971.524 

3,341,921 

110,597,339 
14,794,167 

222,358,734 
12.234,029 
13,035,004 

■      *»H  IBA* 

4,257,301 
96,396,041 
14,395,674 

9  736  381 

3,310,845 

115,570,489 
22,465,722 
224,S«8,97i 

12,255,992 
3,694,543 
85,858,180 
14,969,248 
4  7in  irvi 

3,237,236 

113,727,218 
19,704,054 
251,887,498 

14,310,524 
8,055,047 
94,705,850 
15,512,557 

n  «7ß  IIA 

3,260,618 

108,674.027 
20,142,864 

18,850,357  1 

8,878,223 
96,924.331 
15,748.306 
8.503.936 
1,337,154  , 
3  266  517 

\ 

15,60  o;0 
2,86  % 

40,06  00 
13,87  % 

135,450 

7,074,743 
2,143,691 

8,089,164 
2,605,268 

7,787,997 
2,889,657 

8,317,253 
3,183,712 

7,986.163  , 
3,082,574  | 

\_ 

I 

\ 

6,15  % 

878.219 
2,458,222 

880,292 
2,590,292 

927,305 
2,623,027 

909.121 
2,497,650 

877.630 
2,776,796 

761,987 
2,680,364 

525,322 
4,873,690 
13.394,140 
6,974,299 

463.905 
4,831,276 
13,096,868 
7,381,490 

354,282 
4,717,195 
13,496,800 
7,736,392 

476,089 
2,636,654 
14,134.205 
8,339,023 

719.285 
953,880 
14,551, 215 
8,547,001 

2,574,711  , 
1,331,160 
14,843,811  | 
8,852,860  ' 

4,00  o;0 

682,465 
6,744,071 
4,675,278 
11,617,674 
3,608,339 
5,896,079 

671,881 
6,374,962 
5,384,480 
13,529,668 

214,886 
2,029,463 

683,763 
6,852,510 
5,418,458 
14,666,892 
4,093,647 
2,291,693 

660,611 
7,025,422 
5,046,815 
14,491,929 
4,050,116 
3,795,721 

669,193 
7,419,940 
6,118,281 
14,573,489 
4,905,541 
4,171,374 

732,094 
7,246,974  i 
1,819,703  ! 

18,027,536  1 
4  425.711 

10,077,773  * 

5,72«(o 

1    OQ1  IAH 

i  trio 
1  .SRW,  l'.'H 

1    QJA  QQtf 

1 

V     AAA    CS  /f  ili 

1 ..!!'.(,  tb* 

1,253,847 

1,296,799 

6,079.515 
17,824,187 

3,886,879 
17,182,629 

3,328,779 
10,871,657 

3,164,760 
15,622,326 

2,629,921 
16,843,970 

2,149,346 

Iß  uot  171 

7,712,626 
774,346 
22,193,287 
1,499,947 
8,953,112 

6,295,427 
854,362 
18,087,689 
1,674,510 
9,395,976 

5,773,622 
862,079 
20,278,060 
1,461.370 
9,596,664 

4,303,711 
867,760 
21,370,190 

2,112,782 
10,508,724 

1,191,811 
805,806 
26,993,112 

1,626,535 
12,543,026 

3,969,820 
670.847 
16,468,395 

1.141.426 
12,899.214 

147,816 

7,163,788 
7,374,797 
7,529,015 

175,000 
9,196,990 
7,333,103 
4.499,373 

175,000 
9,403,625 
6,787,998 
5,493,592 

2,341,956 
8,671,187 
7,370,319 
7,135,265 

6,758,275 
9,861,380 
7,238,674 
5,611,347 

5,395,196 
10,175,131 
6,472,862 
4,545,214 

625,972,735 

661,954,192 

651,016,683 

651,754,010  |  703,711,508 

698,980,983 

655 
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Daten  aus  der  Einkommensteuerstatistik  einiger 

deutschen  Staaten. 

1)  Preussen.1) 

Veranlagung  für  das  Jahr  vom  1.  April  1885/86. 

Seelenzahl  nach  den  Klassensteuerrollen   27,404,783 

Befreit  von  der  Klassensteuer  sind 

wegen  Jahreseinkommens  unter  420  Mark  {§  5  a  d.  Ges.)  7,206,965 
unter  16  Jahre  alte  Personen,  soweit  sie  zur  1.  Stufe 

gehören  (§  5  b  d.  Ges.)   2.993 

Militärpersonen  (§  5  c),  Inhaber  des  eis.  Kreuzes  (§  5g), 

Veteranen  etc.  (§  5  h)   305,805 

wegen  beeinträchtigter  Leistungsfähigkeit  bei  einem  Jahres- 
einkommen von  420  bis  660  Mark  (§  7)     ....  709,753 

zusammen  8,315,516  =  30.28  ^ 

Zu  den  Klassensteuerstufen  1  und  2  gehörige  Personen  13,131,985  =  47.81  V 

Befreit  im  ganzen  21,447.501  =  78.09* 

davon  unterliegen  der  klassifizierten  Einkommensteuer .  716,752  =   2.61  ^ 

der  Klassensteuer   5,300,530  =  19.30  0 ; 


Klassensteuer- 

Ein- 

Steuersatz. 

Zahl  der 

Betrag  der 

stufen. 

kommen. 

Mark. 

Personen. 

Steuer. 

3 

900—1,050 

9 

309,973 

3.329,757 

4 

1,050—1,200 

12 

280,338 

3,364.056 

5 

1,200—1.350 

18 

170,873 

3,075,714 

6 

1,350—1,500 

24 

139,496 

3,347.904 

7 

1,500-1,650 

30 

82,580 

2,477,400 

8 

1,650-1,800 

36 

81,788 

2,944,368 

9 

1.800-2,100 

42 

73,474 

3,085,908 

10 

2,100—2,400 

48 

68,741 

3,299,568 

11 

2,400—2.700 

60 

41,428 

2,485,680 

12 

2,700-3,000 

72 

43,346 

3,120,912 

Summe  1,352,037       30.531,267  =  25,51*  o 
Zu  den  Klassensteuerstufen  sind  veranlagt  mit  dem  jährlichen  Steuereat2e 
von  3  Mark  2,782,522,  mit  dem  Steuersatz  von  6  Mark  1,103,955  Personen;  die 
veranlagte  Klassensteuer  der  Stufen  1  und  2  beträgt  14,971,299. 

')  Haus  der  Abgeordneten,  16.  Legislaturperiode,  1.  Session  1886.  Nr.  11. 
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Klassifizierte 


Zur  12.  Stufe  d.  Klassensteuer  ' 
auf  Grund  des  §  20  AI.  2  des 
vom  25.  Mai  1873 


Stufe. 

Einkoramen. 

1 

3,000—  3,600 

2 

3,600—  4,200 

3 

4,200—  4,800 

4 

4,800—  5,400 

5 

5,400—  6,000 

6 

6,000—  7,200 

7 

7.200—  8,400 

8 

8,400—  9,600 

9 

9,600—  10,800 

10 

10,800—  12,000 

11 

12,000—  14,400 

12 

14,400—  16,800 

13 

16,800—  19,200 

14 

19,200—  21,600 

15 

21,600—  25,200 

16 

25,200—  28,800 

17 

28,800—  32,400 

18 

32,400—  36,000 

19 

36,000—  42.000 

20 

42,000—  48,000 

21 

48,000—  54,000 

22 

54,000—  60,000 

23 

60,000—  72,000 

24 

72,000—  84,000 

25 

84,000—  96,000 

26 

96,000—108,000 

27 

108,000—120,000 

28 

120,000—144,000 

29 

144,000—168,000 

30 

168,000—204,000 

31 

204,000  -  240,000 

32 

240,000-300,000 

33 

300,000-360,000 

34 

360,000—420.000 

35 

420,000—480,000 

36 

480,000—540,000 

37 

540,000—600,000 

38 

600,000—660,000 

40 

720,000-780,000 

42 

840,000-900,000 

Einkommensteuer. 

eranlagt  Zahl  der  Steuer- 
Gesetzes     Personen.  betrag. 

3,237  233.064 


Steuersatz 
Mark. 


90 

56,283 

5,065,470 

108 

33,342 

3,600,936 

126 

22,549 

2,841,174 

144 

16,658 

2,398,752 

162 

12,697 

2,056,914 

180 

14,677 

2,641,860 

216 

8,884 

1,918,944 

252 

6,932 

1,746,864 

288 

4,821 

1,388,448 

324 

4,370 

1,415,880 

360 

3,766 

1,355,760 

432 

3,200 

1,382,400 

504 

1,921 

968,184 

576 

1,618 

931,968 

648 

1,469 

951,912 

756 

1,052 

795,312 

864 

882 

762,048 

972 

713 

693,036 

1,080 

604 

652,320 

1,260 

480 

604,800 

1.440 

336 

483,840 

1,620 

298 

482,760 

1,800 

290 

522,000 

2,160 

268 

578,800 

2,520 

170 

428,400 

2,880 

125 

360,000 

3,240 

79 

255,960 

3,600 

92 

331,200 

4,320 

59 

254,880 

5,040 

67 

337,680 

6,120 

33 

201,960 

7,200 

22 

158,400 

9,000 

32 

288,000 

10,800 

19 

205,200 

12,600 

4 

50,400 

14,400 

5 

72,000 

16,200 

9 

145,800 

18,000 

3 

54,000 

21,600 

3 

64,800 

25,200 

2 

50,400 

t;i7 
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Stufe. 

Einkommen. 

Steuersatz 

1  1  1 

Zahl  der 

Steuer- 

Mark. 

Personen. 

betrag. 

43 

900,000—  960,000 

27,000 

2 

54,000 

44 

960,000—1,020,000 

28,800 

1 

28.800 

45 

1 ,020,000— 1 ,080,000 

30,600 

1 

30,600 

40 

1,080,000—1,140,000 

32,400 

2 

64.800 

47 

1,140,000-1,200,000 

34,200 

1 

34.200 

63 

2,100,000-2,160,000 

63,000 

1 

63.000 

70 

2.520,000—2,580,000 

75,600 

1 

75,600 

72 

2,640,000—2,700,000 

79,200 

1 

79,200 

80 

3,120,000—3,180,000 

93.600 

1 

93.600 

Summe 

202,082 

40,256,406 

1)  Von  der  Veranlagungssumme  von   40,256,406  Mark 

geht  ab  der  Betrag  des  Erlasses  von  drei  Monatsraten  bei 

denjenigen  Censiten,  welche  nach  §  20  des  Gesetzes  vom 
25.  Mai  1873  auf  den  Satz  der  zwölften  Stufe  der  Klassen- 
steuer ermilssigt  sind,  von  zwei  Monatsraten  der  ersten 
Einkommensteuerstufe  und  von  einer  Monatsrate  der 

zweiten  Einkommensteuerstufe  mit   1,202,589  . 

Solleinnahme   39.053,817  Mark 
Der  durch  die  Ermässigungen  infolge  der  Remon- 
strationen und  Reklamationen  entstehende  Ausfall  ist, 
wie  bisher,  mit  2  Prozent  der  Solleinnahme  angenommen  zu  781.076 

Bleiben   38,272,741  Mark 

2)  Von  denjenigen  Personen,  welche  für  das  Etatsjahr  1884/85  zur  KUs*«i- 
Steuer  veranlagt  gewesen  und  für  das  Etatsjahr  1885/86  zur  klassifizierten 
Einkommensteuer  veranlagt  worden,  sind  eingeschätzt: 

a)  zur  12.  Stufe  der  Klassensteuer      331  Personen 

b)  zur  1.  Stufe  der  klassifizierten 
Einkommensteuer    .    .    .    .10,193  „ 

c)  zur  2.-28.  Stufe  der  klassi- 
fizierten Einkommensteuer    .   4,488  ,  

Zusammen  15,012  Personen  mit  1,550,658  M.  Steuer. 

3)  Zur  41.  Stufe  und  zu  höheren  Stufen  der  klassifizierten  Einkommensteuer 
sind  13  Personen  mit  einem  Steuersoll  von  überhaupt  574,200  Mark  einge- 
schätzt.  Bei  einem  Steuersatze  von  21,600  Mark  (7.200  Thaler)  haUVt 
dieselben  Personen  13  X  21,600  Mark  =  280,800  Mark  zu  entrichten  gehabt 
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2)  Königreich  Sachsen.1) 


Einkommen  aas : 

1875. 

1878. 

1879. 

1880. 

1882. 

  - 

1884. 

Mark. 

Mark. 

Mark. 

Mark. 

Mark. 

Mark. 

(irandbesitz  .... 

Beuten  

Gehalt  and  Löhne  .  . 
Handel  und  Gewerbe . 

807,782,481 
121,661,868 
2S0.212.249 
543,598,018 

214,304,277 
108,903,082 
333,908,798 
3*6,934,806 

218.238,971 
111,713,392 
364,651,115 
360.379,804 

222,211,780 
115,510,708 
379,865,945 
353.394,567 

229,46S,0<>7 
128,595,414 
422,403,931 
370,881.725 

233,249,745 
142,467,615 
464,714,270 
»95,243,087 

Ottimteinkotnmen 
Abzuziehende  Schuld- 
rinsen  

1,103,094,609 
81,590,915 

1,014,050,963 
86,922.420 

1,044,983,282 

85,760,800 

1,070,983,000 
88,812,284 

1,151,299,077 
92,615,657 

1,235,674,617 
94,759,561 

^bleibendes  Gesarat 

1,021,497,694 

»27,128,513 

»59,222,488 

982,140,716 

1,058,683,420 

1,140,915.056 

Beitragspflichtige 


Einkominensklassen. 


jurist. 
Personen. 


i. 

»  Über 


Unbemittelte  Klassen: 

300  bis  500  Mark 
500    „  800  „ 

II.  Mittlere  Klassen: 
n  über         800  bis       1,600  Mark 
V.     .  1.600    „  3,300  „ 

III.  Wohlhabende  Klassen: 
a-  aber       3,300  bis       4,800  Mark 
4,800    p         9.600  „ 
IV.  Reiche  Klassen : 

9,600  bis      26,000  Mark 
100,000  „ 
500,000  „ 
1,000,000  , 


a)  über 

I»'  . 

I  : 


26,000 
100,000 
500,000 
1,000,000 


510 
377 

513 
392 

150 

206 

221 
137 

50 
2 
5 

Summe  112,563 


546) 
394 

519 
411 

Ib'i 
239] 

233, 
lit 

3 


»,7 


physische 
Personen. 


1882. 


503,511 
302,546 

178,032 
66,855 

14,480 
11,861 

4,862 
1,005 
94 


1,083,248 


1884. 


507,383 
322,577 

197,564 
70,411 

15,227 

12,757 


Beitragspflichtiges 


der  juristischen 
Personen. 


der  physischen 
Personen. 


1882. 

Mark. 


1884. 
Mark. 


207,569 
247,503 

571,214 
909,207 

607,696 
1,402,938 


.480 


809.0H 
253,83 


632,521! 
1,598,280 


3,580,528  3,784,824 
1.237||  6.941,3921  7,315.360 


„ 


10,477,969 
1,101,748 
8,209.253 


12,086,045 
2,279,232 
9,086,123 


1882. 

Mark. 


1884. 

Mark. 


203,826,610 
192,817,622 

196,472,631 
149,219.835 

57,319,612 
76,942,613 

71,015,691 
43,360,525 
15,177.729 
1,437,265 


l,132,747j 34,260,017  38,834,151:1,007,590,133 


207,568,004 
207,057,068 

217,331,015 
156,726,090 

60.815,117 
82,740,039 

79,873,809 
54,043,29s 
18,359,797 
804.360 


1.084,718,587 


Ortukategorien. 

Durchschnittliches  Einkommen 

pro  Kopf  der  Bewohner J) : 

pro  Kopf  der  Eingeschätzten: 

1878. 
Mark. 

1879. 

Mark. 

1880. 

Mark. 

1882. 

Mark. 

1884. 
Mark. 

1878. 
Mark. 

- 

1879. 
Mark 

1880. 
Mark 

1882. 
Mark. 

1884. 
Mark. 

In  den  Städten 
■b*r  25.000  Einw.    .  . 
ber  10 — 25,ooo  Kinw.  . 
ber  5—10,000  Einw.  . 
•in  zu  5,000  Einw.   .  . 

a  d<>n  Städten  überhaupt 
.af  dem  platten  Lande  . 

n  ganzen  Königreich  . 

574.95 
345.91 
284.43 
247.61 

576.24 
354.69 
288.72 
261.16 

573.46 
353.63 
295.09 
257.21 

599.05 
361.60 
306.87 
266.24 

629.91 
374.75 
330.82 
279.35 

1,514.90 
996.78 
879.66 
770.83 

1,176.68 
969.87 
846.17 
737.01 

1,464.49 
954.74 
848.73 
729.93 

1,503.66 
984.73 
873.39 
74-1.20 

1,566.21 
998.32 
904.65 
765.88 

418.60 
253.86 

423.24 

260.87 

424.84   1  445.07 
264.61   |  274.79 

470.43 
288.53 

1,178.94 
733.81 

1,140.91 
703.66 

1,131.44 

702.66 

1,180.11  1,222.53 
721.28  734.27 

321.16 

327.41  |  330.48  |  345.53  |  361.57 

917.42     881.81  J    877.54  |    910.63  |  940.48 

l)  Zeitschr.  d.  K.  sächs.  etat.  Bureaus,  31.  Jahrg.,  1885,  S.  35—67. 

*)  Für  die  Jahre  1878,   1879,   1882  und  1884  1st  die  Bewohnerzahl  auf  Grund  der 


olkszählungen  von  1875  und  1880  berechnet  worden. 
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Hnuptsteuerklassen. 


I  Haupt-  bis  500  Mark'  KluM  °-  1  nn<i  2 

mmJSSimLm.  ^  3-  Klasse  über  5oo—  <JO0  Mark 

Klassel  /  »•       -        „      600-  700  „ 

Masse»,  r  6>  '     700_  800 


I,  Klasse  über  «oo—  950  M;irk 

7.  „        B      950—1,100  „ 

8.  „        -  1,100—1,250 

9.  n  ,  1,850—1,400  „ 
10.       „         „    1,400-1,600  n 


II.  Haupt, 
klamie 

(mittlere 
Klasse). 


III.  Haupt- 
klau«« 

(wohlhabende 
Klasse). 


IV.  Hnupt- 
klaate 

(reiche 
Klasse). 


11.  Klasse  über  1,600— l,9oo  Mark 
17.       „         „    1,900—  2.200  . 

13.  „         j    «,«00-«,500  , 

14.  „         „    «,500-«.8O0  „ 

15.  „         „    »,»00-3,300  „ 


1»;.  Klasse  über  3,300—3,800  Mark 

17.  n         n    3,800—4.300  „ 

18.  „         „    4,300—4,800  „ 


19. 
20. 
21. 
22. 
23. 


a) 

b) 

0 

«Ii 

e) 
f) 


Klasse  über  4,800—5,400  Mark 
„    5,400-6,300  . 
„    6,300-7,200  w 
n    7,200-8,400  „ 
n    8.400-9,600  „ 


Eingeschätzte  Personen. 


8 


84.- 
33  — 
43.— 
53.— 
73.— 
93 
133 


32. 
42. 
52. 
72. 
92. 
132. 
232 


Kl.   über    9,600—  26,000 

„       36,000—  54,000 

„        „      54,000—  100.000 

„        n     100,000—  «00,000 

„     200,000—  300,000 

n     300,000—  500,000 
500,000—1,000,000 


I  233.  Kl.  und"  darüber     über  liooo^ooo 


Zusammen 


138,238 
78.763 
62.510 


279,511 

.-.7.0.V, 
40.162 

2N.1M2 

18,166 

22.m»;-j 


24,97 

5,09 
3,59 
2.-.* 
1,62 
2,04 


1C7.177 

20.507 
14,  TM« 
10,878 
7,429 
9.795 


14.92 

1,83 
1.3* 
0,97 
0,66] 
0,87 


6,140 
4,333 
3,322 


302.923   «6,01    3UXI  %» 


61.065 
42.:«V< 
30.698 
19,721 
24,073 


5'L 

1.7* 

2.07 


178,545 

»1,781 
15.603 
11,849 
7,85« 
10,18« 


15,3«  1*11**1 


1.87 
1.34 

o,67 


0,55 
MI 

0.29 


13.795 

2.951 
3,162 
1.883 
1,811 
1.274 


1.23 


(»,•_>,; 
0,28 
0.17 
0,17 
0.1« 


11. OS] 

4,453 

706 
225 
77 
«5 
8 

3 


1.00 

0,40 
0,07 
0,0« 

|  0,01 


67.217 

6.408 
4,608 
3,614 


Ml 

<>.i< 
ojl 


14, 9H 

3.260 
3,335 
«,10« 
2,00« 
1.368 


MI 

n.17 
0,11 


5,303 
1.119.546 


0.50 
100.00 


i2."t;7 

874 
««8 
105 
«7 
1« 
4 
6 


1,0« 

MI 


O.Ol 


6,378  0.51 
1. 162,694  100,00 


im 


IC 


Ii»  u 

J»i  i 

ißt  M 

tut  ' 

LM  « 


iä»|*» 
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50,342,956 

41,190,6 
J4,r#9,163 
24.182,451 
S4,408,62<> 


154.433,877   18,771  197,043,845 


35.9$2,190 
30*16,4:»;* 

»,711,727 
15,760,415 
»,«28,395 


53.962.tM6 
44,127,359 
36,393,441 
26,878,095 
36,282,461 


5,10j 
4,17 

3,4-4 

2,48 

3, 


3,66 
3,08 
2,62 
2,01 
3,04 


141359,226  14,41  150,129,042 


21.848,220 
17,551,948 

"  170,640 


0,80* 


18,550,697 
«.752,956 
14,091,779 
11,455,860 


38,240,705 
31,978,071 
28,060,072 
20,842,313 
31,007,881 


- 


18,62, 

3.61 

3,02; 
2,65 

2,93 


22,776,161 
18,667,135 
16,484,012 


14,18 

2,15 
1,76 

1,58^ 


57,927,308  5,47 


71,894,198    7,31  78,345,561 


«4,719,909 

75,455,525 
16,250,258 
10,299,092 
5,775,354 
3,244.873 
4,402,619 
5,071,488 


16,657,338 
19,561,067 
14,236,298 
15,588,18« 
12.302,662 


60.894,482 
49,925,551 
39,758,880 
28,251,925 
39,130,932 


217,961,770 

40,730,830 
33,962.100 
29,287,711 
22,065,552 
31.638,062 


5.34 
4,37 
3,48 
2,48 

3,43; 


311,850 
320,918 
317,934 
254,138 
388,456 


2,82 

2,65 
2,62 
2,09 1 
3,21 


19,10! 

3,57 
2,98 
2,57 
1,93 
2,77, 


1,623,296 

450,814 
442,418 
413,156 
356,412 
577,685 


157,684,260 

23,938,07 

19,808,500 

17,101,061 


13,82 

I 

2.10 
1,73 
1,50, 


1,57 
1,85 
1,*4] 
1,47, 
1,16 


135419,118 
»2,451,967 


13.7J 


74,596,219 
31,209,128 
19,092,789 
14,509,698 
6,678.226 
4,467,774 
2,542,013 
8,209.253 


 1 

7,39 

7,0« 
2.951 
l,8o) 
1,37 
0,63 
»,42 
0,24i 
0,77) 


161,305,100 


lOO.OOj  1,058,778,851 


— j 

15.23 


60,847.638 

17,933,537 
20,720,8-43 
15,592,560 
16,870,076 
13,221,603 


84,338,319 

83,658,633 
37,351,590 
24.007,068 
17,266,526 
7,753,250 
5,426,066 
3,083,592 
9,086,123 


5,33 


13,39' 

3,72 

3,65 
3,41 
2,94' 
4,77 


365,55-4 
343,278 
337,093 
275,713 
408,896 


2,72, 
2,55 
2,51 
2,06 
3,04 


411,958 
388,472 
367,852 
296,242 
440,687 


2,240,485 

466,640 
407,302 
378.708 


1,730,534 

478,467 
467,402 
449,782 

375,496 
600.276 


18,49 

3,85 
3,36 

».»; 


7,39 

] 

7,33 

3,28 
2,10 
IM 

0,68 
0,48 

0,27, 
0,80 


187,632,848 


lOO.OOjl, 


16,45 


1,252,650 

401,336 
512,244 
355,887 
391,176 
321,048 


10,34 

3.311 
4,23 
2,94' 
3,23 
2,65 


12,87 

3,56 
3,48 
3,34 
2,79 
4,46 


1,905,211 

509,334 
496,672 
469,206 
397,798 
612,905 


2,371,423 

487,008 
433,152 
411,996 


17,63 

3,62 
3,22 
3,06 


2,485,915 

512,316 
460,036 
427,614 


1,981,691 

1,823,856 
733,380 
472,110 
302,250 
171.150 
96,750 
131,700 
152,100 


16,36 

15,0«' 
6,05) 
3,89 
2,5» 
1.41 
0,78 
1,09, 
1,2 


3,883,296 


100,00  12,116,044 

I 


32,05' 


1,332,156 

443.360 
540,270 
397,278 
432,432 
344,736 


9,90  1,899,966 


478,448 
572,508 
436,212 
467,856 
370,440 


3.30 
4,02 
2,95' 
3,22 
2,56 


2,158,076 

2,106,564 
899,640 
553,650 
426,450 
197,850 
133,050 
76,050 
245,860 


16,05' 

J 

15,67 

6,69 
4,12 
8,17, 
1,47, 
0,99, 
0,57, 
1,83 


4,639,104 


lOO.OOj  13,446,335 


—  34,51 


2,325,464 

2,358,948 
1,075,860 
696,810 
507,600 
230,400 
161,700 
91,950 
272,250 


5,395,518 


75  100.00  14,804,171 


50 


36,45 
100,00 
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3)  Grossherzogtum  Hessen.1) 


Ein  kommen. 


Verteilung  der  Einkommensteuerpflichtigen 

SUder"e       Summe  des 
Pflichtigen.  Steuerkapitals. 


Steuer- 
kapital. 


500-600  30  »58,577  1,757,310 

600—750  45  38,903  1,750,635 

750-900  60  26,426  1,585,560 

900—1100  80  16,407  1,312,560 

1100-1300  100  10,542  1,054,200 

1300-1500  125  6988  873,500 

1500-1700  150  5546  831,900 

1700—2000  175  4850  848,750 

2000—2300  210  3780  793,800 

2300-2600  245  2663  652,435 


II.  Abteilung 

Prozentanteil 
der 
Pflichtigen. 

30,943 

20,551 

13,960 

8,667 

5,569 

3,691 

2,929 

2,562 

1.997 

1,407 


pro  1885:86. 

Prozentanteil 
des 

Steuerkapitak 
7,619 
7.590 
6,875 
5,691 
4.571 
3,787 
3,607 
3,680 
3,442 
2,829 


174,682  11,460,650 


92,276 


49,691 


Verteilung  der  Einkommensteuerpflichtigen  I.  Abteilung  pro  1885/86. 


Einkommen. 

Steuer- 
kapital. 

Summe 
der 
Pflichtigen. 

Summe 

des 
Steuer- 
kapitals. 

Prozent- 
anteil der 
Pflichtigen. 

Prozent- 
anteil des 
Steuer- 
kapital«. 

2,600-  2,900 

280 

2,820 

789.600 

1,490 

3,423 

2,900-  3,200 

*  315 

1,612 

507,780 

0,858 

2,201 

3,200-  3,600 

360 

1,567 

564,120 

0,828 

2,446 

3,600-  4,000 

410 

1,367 

560,470 

0,722 

2,430 

4,000—  4,500 

465 

1,356 

630,540 

0,716 

2.734 

4,500—  5,000 

530 

942 

399,260 

0,498 

2.165 

5,000-  5,500 

595 

910 

541,450 

0,481 

2.343 

5,500—  6,000 

665 

466 

309,890 

0,241 

1.344 

6,000—  6,500 

735 

578 

424,830 

0,305 

1,842 

6,500-  7,000 

805 

343 

276,115 

0,181 

1.197 

7,000-  7,500 

875 

378 

330,750 

0.200 

1,434 

7,500-  8,000 

945 

268 

253,260 

0,142 

1,098 

8,000-  8,500 

1,020 

204 

208,080 

0,108 

0.902 

8,500—  9,000 

1,090 

191 

208,190 

0,101 

0,903 

9,000—  9,500 

1,165 

152 

177,080 

0,080 

0,768 

9,500—10,000 

1,245 

106 

131,976 

0,056 

0,572 

10,000—11,000 

1,330 

239 

317,870 

0,126 

1.378 

11,000-12,000 

1,485 

141 

209,385 

0,074 

0,908 

12,000-13,000 

1,650 

150 

247,500 

0,079 

1,074 

13,000-14,000 

1,815 

84 

152,460 

0,044 

0.661 

14,000-15.000 

1,985 

71 

140,935 

0,038 

0,611 

')  Die  Mitteilung  der  autographierten  Zusammenstellung  verdanke  ich 
der  Güte  des  Geh.  Obersteuerrats  Baur. 
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Einkommen. 

Steuer- 
kapital 

Summe 
der 

l  IlK'IUl^t'U. 

o  uiii  ine 

de« 
Steuer- 
kapitals. 

Prozent- 
anteil der 
i  nie ntigen. 

i  rozeni- 
anteil  des 
Steuer- 
kapitals. 

15.000-16,000 

2,160 

107 

231,120 

0,057 

1,002 

16,000— 17.000 

2,340 

37 

86.580 

0,020 

0,375 

17,000—18,000 

2,520 

61 

153,720 

0,032 

0,666 

18.000—19,000 

2,710 

37 

100,270 

0,020 

0,435 

19,000—20,000 

2,900 

28 

81.200 

0,015 

'  0.352 

20.000-  21,000 

3.200 

41 

131,200 

0,022 

0,569 

21,000—22,000 

3,360 

29 

97,440 

0,016 

0.422 

22,000  -  23,000 

3,520 

21 

73,920 

0,011 

0,321 

23,000-  24.000 

3,680 

18 

66.240 

0,010 

0,287 

24,000-25,000 

3,840 

18 

69,120 

0.010 

0,300 

25,000—26,000 

4.000 

14 

56,000 

0,007 

0,243 

26,000-27,000 

4.160 

15 

62,400 

0,008 

0,271 

27.000-28.000 

4,320 

18 

77,760 

0,010 

0.337 

28,000-29,000 

4,480 

7 

31,360 

0,004 

0,136 

29.000-30,000 

4,640 

9 

41,760 

0,005 

0,131 

30,000-31,000 

4,800 

22 

10,566 

0,012 

0.458 

31,000-32,000 

4.960 

7 

34.720 

0,004 

0,150 

32,000-33.000 

5,120 

12 

61,440 

0,006 

0.266 

33,000  -34,000 

5,280 

6 

31.680 

0,003 

0,137 

34,000-35,000 

5,440 

10 

54,400 

0,005 

0,236 

35,000—36,000 

5,600 

7 

39.200 

0,004 

0,170 

36,000  -  37,000 

5,760 

9 

51.840 

0,005 

0,225 

37,000-38,000 

5.920 

7 

41,440 

0,004 

0.180 

38,000—39,000 

6,080 

6 

30.480 

0,003 

0.155 

AUA 

i 
i 

R  OA.CX 

fi  AO  7 

40.000-  41,000 

6.300 

11 

70.400 

0,006 

0.305 

42,000  -43,000 

6,620 

3 

20,160 

0,0015 

0,087 

43,000—44,000 

6.780 

2 

13.760 

0,001 

0.060 

45,000—46.000 

7,100 

9 

64,800 

0,005 

0,281 

46,000-2,658,000 

104 

2,129.440 

0.055 

9,233 

14,621 

11.603,225 

7,724 

50,309 

4)  Gronsherzogtum  Baden. 

Vergleiche  unten  die  in  der  Arbeit  des  Herrn  Ministerialrats  Lowald 
mitgeteilte  Tabelle,  die  sich  stützt  auf  die  „ Ergebnisse  der  im  Jahre  1885  voll- 
zogenen erstmaligen  Veranlagung  der  Einkommensteuer*.  Karlsruhe.  Buch- 
druckerei von  J.  J.  Reiff.  1885.  110  Seiten. 


f>)  Grossherzogtum  Weimar. 

Siehe  die  Ergebnisse  pro  1884  im  Finanzarchiv  II,  S.  921  ff. 


Finanzarchiv.  III.  Jahrg.  663  14 
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Daten  ans  der  Einkommensteuerstatistik  einiger  deutschen  Staaten. 


6) 


Klas>..Ti 

der 

Einkommen. 


18  8  3 


Steuerzahler 


Anzahl  Pro/. 


Versteuertes 
Einkommen 


Mark. 


Von  000- 
UeOer  800  - 
1.000 
2.000- 
3.500- 
5.0ou— 
10.000  - 
25.000-  - 
50.000— 
1'eher 


■ 

- 


- 


800  M 

1.000  , 

2.000  „ 

3.500  , 

5.000  , 

10.000  . 

25.000  , 

50,000  , 

100.000  , 

100.000  , 


Pro/.. 


Mark. 


A 

40,074 
15.002 
24.20:1 
8.045 
4.013 
3,958 
2.231 
70t» 
349 
104 


.  Oli 

40.38 
15.55 
21.09 
8.58 
3,98 
3.9:5 
2.22 
0.70 
0,35 
0,10 


no  Aktien 

28.47 1.800| 
11.095,800' 
35.518.tl001 
23.439,000 
17.085,000 
28.432.900 
35,10:). 000 
20.^53.900 
24,108.500 
30.923.000 


Oese 

10.54 
5.22 

13.15 
8.08 
0.32 

10.52 

13,01 
9,94 
8.95 

13.07 


1 6  ch  af  t  en. 

198.235.75 
91,337.10 
249.009.00 
253,282.00 
200,055.05 
740.983.40 

1,228,703.00  , 
939.582.00  i 
845.001.50 

1.292,320.00 


13.83 


Hinkommen  unlie.4in.m- 
l.ar'l  


I  100.725  100.00 


7.015  - 


270.152,700 


100,00  0,111.776.00 


183.280.09 
0.295,050.09 


l  öl»-rliaiij.t    .    .11107,740;     -  ij 


~  II 


- 


Von  000  -- 
Tel  »er  800  — 
,  1.000  — 
,  2.000- 
,  3.500  — 
.  5,000  - 
10.000- 
25.000- 
50.000- 
l'cl.er 


- 
- 

■ 


800  M. 

1.000  . 

2,000  , 

3,500  , 

5.000  . 

10.000  , 

25.000  , 

50.000  - 

100.000  „ 

100.000  , 


P.   A  k  t  i  e  ii  ■  «I  e 


0 
« 

20 
23 
15 
23 
31 
12 
s 

31 


3.41  II 

3.98  ! 
11.37 
13.07 

S.52 
13,07 
17.01 

0,82 !! 

4.54 ; 

17,0.1 


4.200 
0.300 
33.100 

03.000 

05.200 
175.100 
523.700 
408.900 
O00.900 
17.580.200 


s  e  1 1  s  c 

0,02 
0,03 
0.17 
0.32 
0.34 
0,90 
2,08 
2.40 
3,08 
90.00 


h  af  to  n. 

29.00 
40.80 
251.00 
70200 
1,07100 
4,93880 
18,329.50 
16.  11.50 
21.031.93 
015.517.00 


m 

0.04 

o,!a 

0.1h 
0.73 
2.70 
2A1 
3,10 
90.74 


Hinkommen  unWstimm- 
Wl  

170 

, 

100.00 

19.520.000 

100,00 

078,322.10 
5.710.50 

Peln-rliaupt    .    .  || 

181 

-  II  - 

-    J  081,0:t8.00 

- 

')  Unter  der  Bezeichnung  .Einkommen  unbestimmbar1-  sind  diejenigen  Steuerzahler 
(nebst  Steuerertrag)  noch  besonders  ersichtlich  gemacht  worden,  von  denen  die  Steuer  nur  fur 
einen  Teil  des  Jahres  oder  für  mehrere  Jahre  entrichtet  worden  ist.  —  Es  gehören  hierzu  tb> 
jenigen  Steuerzahler,  bei  welchen  Nachversteuerungen  stattfanden,  sowie  diejenigen,  web  he 
im  Laufe  des  Jahres  zu-  oder  weggezogen  sind ,  ferner  diejenigen ,  denen  die  Steuer  weg^n 
verminderten  Einkommens  für  die  zweite  Hälfte  des  Jahres  erlassen  worden  ist,  und  endlkh 
diejenigen,  die  nach  dem  Verbrauche  versteuert  haben.  Da  für  vorgenannte  Steuerzahler  <U* 
Jahreseinkommen  sonach  unbestimmbar  blieb,  so  bat  dasselbe  auch  in  der  Spalte  , Versteuertes 
Einkommen"  nicht  berücksichtigt  werden  können. 

<;«4 
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Daten  ans  der  Einkommensteuer-Statistik  einiger  deutschen  Staaten. 


1883 


Klagen 

der 

Steuer/ahler 

V**iNt  ♦'Horton 
Einkommen 

Steuerort  rag 

Einkommen. 

i 

1 
i 
i 

An  /.aid 

l'roz. 

Pro/.. 

Mark. 

I'r  ■■/.. 

; 

C.    U  <jt^r  Ii  a  n  p  t. 

—  — 

Von      000  -      800  M. 

40.080 

40.:  !2 

28.470.000 

0.8:5 

19*.204.75 

2.92 

t'eb.-r   *o0-  I.ÖOO 

15.009 

15. 5^5 

14,102.100 

4.87 

91,377.90 

l.:!5 

,     l.oOO  2.000 

24.28:-! 

24.07 

:  55,55 1.700 

12.27 

240,020.00 

3,08 

,     2.000  -  3.50O 

U  Vi 

O.- >.7 

2:>..502,00() 

8.11 

253,9*4.00 

•  ',  i'\ 

.    :^.5oO  —  O.uoo 

4.02* 

3,99 

1  17.150,^00 

5,92 

207.720.05 

3.94 

.     5.000-  10.001» 

:'..ym 

3,94 

28.008,000 

y.s* 

1  751.022.20 

11.07 

.    10.000-  25,000 

2.202 

2.24 

:  55.0  80.700 

12,32 

'  1.247.0: '.2.50 

18.:-;  7 

.  25.000—  50.000 

77* 

0.77 

27.322.800 

9.4:5 

055. 00.".. 50 

14.0* 

.  50.000  100.000 

- 

:  '.57 

0.:>5 

24.700.400 

8.55 

poo.o33.oo 

12.75 

1'eher  100.000 

- 

1»5 

0.20 

54.500,800 

1*,*2 

1,907.843.00 

2*  10 

100.!  m.H 

100.00 

2*9.079.:  500 

100.00 

0.790.09*.  10 

lOo.oo 

Einkommen  unO» 'stimm- 

bar1)  

7.020 

188.990.59 

Vebt'fhanpt  . 

• 

1  1*  »7.021 

fi.970.094.09 

Stadt  und  Vorstadt 

00.505 

04.51 

j  i47.433.3oo 

54.57  | 

3,133.O(;o.09 

49,7* 

20.577 

27.45 

10*. 45:5. 200 

40.15 1 

2.9:0  19.05 

40.04 

7)  Lübeck  *). 


K*  wurden  1884  im  ganzen  zur  Steuer  veranlagt  23,918  Personen  und  zwar: 


--   -  -  - 

;i 

~  -/. 

-     ,  ? 
.—  ~Z 

=  =  = 

s 

.  i 

X  = 

■  - 

;il  d*T  SolO.-t-clmt /img  <'nt-|nt'(  h*'nd  . 

7.005 

3.080 

1 .000 

2*0 

11.4'.»7 

0)  höher  als  die  S40.<ts< luit/nn^  .... 

2.510 

1.504 

1.325 

170 

5,521 

<_•)  in  Ermangelung  der  Selbstsebiit/untf 

9*2 

372 

:;«•_» 

00 

1.790, 

dt  LVrsonen.  denn  Einkommen  M.  000  — . 

Oeträgt  uml  ohne  S4lKtsr-hiitzung  durch 

die  Kommission    unmittelbar  angenom- 

i 

2*17 

1.01* 

1.104 

105 

5.104 

1  13,3,-0 

II 

5.9*0 

3.931 

027 

23.91* 

Im  Laufe  des  Jahres  gingen  429  Reklamationen  ein,  144  mehr  als  im 
Vorjahre. 


V)  Siehe  die  Anmerkung  auf  S.  208. 

*)  .Jahresbericht  der  Steuerbehörde  der  freien  und  Hansestadt  Lübeck 
für  das  Jahr  1884. 
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Daten  aus  der  Einkommensteuer-Statistik  einiger  deutschen  Staaten. 


Hiervon  wurden  3  vor  der  Entscheidung  zurückgezogen ,  94  als  unbe 
gründet  zurückgewiesen,  während  332  ganz  oder  teilweise  Berücksichtigung 
fanden. 

Zur  Pfändung  standen  im  ganzen    .    .  264  Forderungen  gegen  223  im  Jahre  1883; 
hiervon  wurden   beim  Antritt  der 

Pfändung  bezahlt  132        r  122  , 

fruchtlos  envies  sich  die  Pfändung  bei    96        .  ,      84  „     -  , 

vollzogen  wurde  die  Pfändung  bei    18        „  17  „ 

zur  Versteigerung  gelangten  die  ge 
pfändeten  Gegenstände  in  .    .    .     2  Fällen  ,        5  T  , 

Behufs  nachträglicher  Steuereinziehung  von  nach  anderen  Bundesstaaten 
verzogenen  Personen  wurden  118  Requisitionen  an  die  betreffenden  Ortsbehörden 
gerichtet;  von  diesen  hatten  70  Erfolg,  während  48  unerledigt  zurückkamen, 
da  die  Schuldner  nicht  zu  ermitteln  waren. 

Von  auswärtigen  Behörden  gingen  179  Requisitionen  ein.  Hiervon  wurden 
87  durch  üebersendung  der  beigetriebenen  Beträge  erledigt,  92  mussten  wegen 
Nichtermittelung  der  Schuldner  als  unerledigt  zurückgesandt  werden. 

Von  398  Personen  wurde  eine  Ordnungsstrafe  wegen  Versäumung  der 
Ausfüllung  bezw.  Rücklieferung  der  ihnen  zugestellten  Umfragezettel  erhoben. 

Die  Einnahme  an  Einkommensteuer  betrug: 


in  der 
Stadt 

in  den 

Vor- 
städten. 

in  den 
Land- 
bezirken. 

in  | 
Trave- 
münde. 

Zu- 
sammen. 

1874   

1875   

1877   

1878   

1879   

1880   

1881  

1882   

1883   

Mark. 
342,211.58 

372,299.88 

396,415.71 
396,098.65 
392,281.45 
387,379.88 
386.919.09 
408,367.83 
404,065.52 

Mark. 

58,717.20 

70,765.21 
80,681.05 
88,652.49 
94,019.71 
93,516.28 
101.481.54 
110,028.73 
120.153.49 
130,379.47 

Mark. 
40,179.52 

44,139.07 

45,369.21 

44,661.22 

42,984.14 

40,006.81 

39,455.16 

40,305.49 

38.934.77 

38,232.00 

Mark. 

6,613.80 

7,126.89 
6.801.23 
7,090.76 
7,271.89 
6,852.27 
6.486.98 
6.652.78 
6,702.61 
6,724.22 

Mark. 
447.722.1U 

494,831.05 

520,552.4« 

536.820.1* 

540,374.3'.* 

532,656.81 

534,803.56 

543,906.09 

574,158.70 

579.401.21 

3,873,740.58 

948.395.17 

414,267.39 

6H.323.43 

5,304.726.57 

durchschnittl.  pr.  Jahr 
Einnahme  pr.  1884  be- 

mithin  pr.  1884lmChr 

r  (weniger 

Verglichen  mit  c 

3*7,374.06 
402,556.46 

94,839.52 
139.849.23 

41,426.74 
37,496.71 

6.83234 
6.447.71') 

530.472.66 
586.350.11 

1 5.1*2.401  45,009.71 
er  Durchschnittseinnah 

3,930.03 
me  der  voi 

384.63 
•angegangei 

55.877.45 
len  10  Jahre 

ergibt  sich  für  das  Jahr  1884 


!)  Abges-lif n  von  fim-r  Steuernachzaklung  von  1000  Mark  seitens  eines  Stcue^djeUtigen. 
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eine  Zunahme  in  der  Stadt  um  3,90  Prozent 

„  den  Vorstädten     .    .    .    .     „  47,41  » 

Abnahme  in  den  Landbezirken    ....  10,48  „ 

„  Travemünde  ,  5,97  Prozent1). 

Das  Verhältnis  der  Bevölkerungsziffer  zur  Zahl  der  Steuerpflichtigen  und 
zum  Ertrage  der  Steuern  wird  durch  nachstehende  Tabelle  veranschaulicht: 


- 
* 


Steuerjahr. 

i 

.5 

u 

— . 

£ 
3 

•ü 

*-> 

f. 

 TT 

S 

1870   

1 

Ö1.414 

15,924 

3.22 

1871  

52.158 

11,701 

3.53 

1872   

52.749 

15,553 

3.39 

187:5  

5:1.907 

10.053 

3.36 

1874   

55,116 

*  ►  Hi* 

•  5.  2*> 

1875  

!  50,912 

10.921 

3.30 

1870  

57.558 

17.035 

3,20 

1877   

5*942 

17.789 

3.31 

1878   

00,350 

17,700 

3,41 

1879   

01.701 

18,219 

3,39 

1880  

03,571 

18.592 

3,42 

1*81  

04.200 

18.910 

3.40 

1882   

'05,291 

19.150 

3.41 

1*8:5.  .... 

(16.750 

19.92:5 

3.35 

1884   i.  07.809 

20.801 

3.25 

Veränderung  von 
1870  zu  1884  von 
100  auf     .    .  . 

132 

1:51 

101 

»  — 


3  2 


It 


:- 


I 

rr. 


Mark. 
19.074.240 


18.809.880  309,594. 
19.505.040  378,947.35 
20.744.280  403,034.9 


22.923,900 
24,800,100  4 
25.951.800 
2ti.731.700 
20.714.100 


101 


Mark. 
307,798.1:5 


*  „  r. 

•g  c  * 


447,722.10 
,331.05 
520.552.48 
5:59,891. 83 
544,30440 


20.549.500  530.838.52 
20.507.800  539,392, 
20.928.5 
27.870,900 
28,792.100 


00  543,900.0' 
574.158.70 
579.404  31 
29.450.450  587.350. 11 


23,10 
25.04 
24,30 
25,14 
20,48 
29.21 
29.52 
30.35 
30.74 
29,47 
29.01 
28,75 
29.98 
29,09 
2*10 


159 


1197,8:'- 
1278,35 
1254,15 
1292.23 
1355.73 
1400,00 
1471,60 
1502,71 
1508,76 
1457,24 
1432,66 
1423,58 
1455,39 
1445.17 
1411.75 


122  \  118 


>)  Siehe  die  Anmerkung  auf  S.  210. 
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Daten  aus  der  Emkommensteuerstatiatik  einiger  deutschen  Staaten 


Versteuertes  Ein- 
kommen. 


Durch- 
uchnitts- 
steuer- 
st) satz. 


1*84. 


■  Ii  Mark. 


4,195,500 
«,006,900 
1,561,600 
640,800 
876,000 
800,300 
853,200 
236,600 
3*4,800 
838,500 
3*1 ,600 
180,200 
532,800 
117,800 
800,000 
184,800 
182,600 
131,100  I 
273,600 
415,000 
1,187,200 
1,582.000 
1, 192,500 
968,000 
708,500 
697,500 
382,500 
541,500 
1,495,000 
1,224,000 
828,000 
392,000 
639,000 
455,000 
166,500 
916.500 

221,000 
580,060 


4.221,500 
1,9*^900 

2,999,700 


•2,535,OOo| 


.1,809,000 


.1,2*8,200 


1,260,000 
1,631,000 
1,161,000 
871,500 
708,500 
615,000 
544,000 
437,000 
1,573,000 
1,116,000 
782,0001 
42O,00o| 
426,000 1 
500,500 
333,000 
631,500 
90,500 
110,500 
858,800 


3,60 
7,20 
9,00 
10,50 
12,00 
13,50 
15,00 
16,50 
18,00 
20,40 
22,80 
25,20 
28,20 
31,20 
34.20 
37,80 
41,40 
45,00 
49,20 
53,40 
66 
96 
135 
165 
195 
225 
255 
285 
390 
510 
690 
841 
1065 
1365 
1665 
2115 
2715 
3315 
5800 


Ertrag  der  Steuern. 


1884.  18*3 


32,367,30  30.394>i 
*0,64S,40|  19,778,4" 
17.568.00N 
7,476,Ooji  31,996,50 
10,512,00: ; 


88.175,«^ 


28.341/« 


24.<V\<" 


29,450,450 


28,792,100 


591,718,50  579.6SW.7U 
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< 


Steuerklassen. 
600—  800 
800—  1.000 
1,000-  1,200 
1,200-  1,500 
1,500—  1,800 
1.800—  2,100 
2,100-  2,400 
2,400-  3,000 
3,000-  3,600 
3,600-  4,200 
4,200-  4,800 
4,800-  5,400 
5,400-  6,000 
6,000-  7,200 
7,200—  8,400 
8,400-  9,600 
9,600-10,800 
10,800-12,000 
12,000—15,000 
15,000-18,000 
18,000-24,000 
24,000- :i0,000 
30,000— :i6,000 
36,000-  42,000 
42,000-48,000 
48,000-54,000 
54,000-60,000 


8)  Bremen1). 

Veranlagung  pro  1882 

Steuerzahler. 


13,019  43,27% 
4,438  14,75 

8 


2,244 

9 

2,135 

15 

1,286 

1,072 

721 
li 

1,245 

16 

646 
li 
512 

9 

347 

6 

315 

5 

285 

3 

312 

18 

204 

9 

171 
2 

152 
2 

110 

3 

171 

3 

149 

3 

157 

3 

88 
l 

60 
44 

6 

31 
28 
20 


7,46 
7,09 
4,27 
3,56 
2,40 
4,14 
2,15 
1,70 
1,15 
1,05 
0,95 
1.04 
0,68 
0,57 
0,50 
0,36 
0,57 
0,50 
0,52 
0,29 
0,20 
0,15 
0,10 
0,09 
0,07 


Versteuertes 
Einkommen. 

8,747,958  10,58% 
4,246,068  5,13 

7,100 

2,591,433  3,14 

9,910 

3,037,757  3,67 

19.069 

2,185,971  2,65 

12,020 

2,128,070  2,57 

15,566 

1,654,743 

24,260 

3.505,573 

42,128 

2,164,381 

37,900 

2,019,113 

34,785 

1,551,279 

27,165 

1,595,245 

24,715 

1,647,529 

17,730 

2,055.678 

76,125 

1,588.574 

69,624 

1,538,071 

17,430 

1,546,647 

20,044 

1,230,390 

34,386 

2,313,211 

40.069 

2,407,976 

48,493 

3,283,383 

56,716 

2,377,668 

29,888 

1,970,273 


Steuerertrag. 


1,702,525 

196,357 

1,392,955 
1,420,036 
1,133,141 


2,00 
4,24 
2,62 
2,44 
1,88 
1,93 
1,99 
2,49 
1,92 
1,86 
1,87 
1,49 
2,80 
2,91 
3,97 
2,87 
2,38 
2,06 
1,68 
1,72 
1,37 


119,688 

1,412 

30,781 

57 

25,212 

98 

35,802 

538 

28,832 

192 

32,091 

281 

28,918 

645 

69,736 

927 

49,164 

2,096 

48,111 

783 

39,029 

802 

42,547 

728 

49,892 

416 

67,178 

2,273 

56,254 

1,763 

58,591 

678 

65,672 

401 

46,025 

598 

92,682 

815 

93,707 

1,206 

131,135 

2,213 

101,557 

2,160 

86,562 
76,315 

10,751 

58,867 
55,205 
44,493 


4,60 
1,18 
0,97 
1,38 
1.11 
1,23 
Ul 
2,68 
1,89 
1,85 
1,50 
1,63 
1,92 
2,58 
2,16 
2,25 
2,53 
1,77 
3,56 
3,60 
5,04 
3,90 
3,33 
2,93 
2,26 
2,12 
Ul 


')  Jahrbuch  für  bremische  Statistik  Jahrgang  1884.  U.  Heft.  1885. 
*)  Die  klein  gedruckten  Ziffern  deuten  die  juristischen  Personen  an,  welche 
unter  den  Gesamtzahlen  inbegriffen  sind. 
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Steuerklassen. 
60,000-  72,000 
72,000—  84,000 
84,000—  96,000 
96.000-108,000 
108.000-120,000 
120,000-150,000 
150,000—180,000 
180,000-240,000 
240,000-300,000 
Ober  300,000 


Steuer- 

Auf 1000 

zahler, 

Einwohner 

Steuer- 
klassen. 

Jahr. 

die  jurist. 
Personen 

kommen 
Steuerzahler, 

Versteuertes 
Einkommen. 

Steuerertrag. 

einge- 

die jur.  Pers. 

rechnet. 

ungerechnet. 

600—  1,000  1878 

53,99  °/o 

94,11 

10,785,300  15,54°/o 

93,852 

4.91 

-■ 

1879 

54,09 

92,72 

10,794,500  11,82 

93.695 

3,35 

1880 

56,27 

99,29 

11,679,355  12,45 

72.808 

2,57 

1881 

57,49 

105,10 

12,335,704  13,29 

98,055 

3,52 

1882 

58,02 

109,29 

12,994,026  15,71 

150,469 

5.78 

der 


Steuerzähler. 
22  0,07 

4 

19  0,06 

Versteuertes 
Einkommen. 

1,643,340  1,99 

263,603 

1,453,811  1,76 

Steuerertrag. 
69.566  2,68 

10,210 

62.278  2.40 

21 

0,07 

1,906,793 

2,31 

76,514 

2.94 

10 

0,03 

1,024,576 

1,24 

41.261 

1,59 

5 

0,02 

567,038 

0,69 

22.649 

0,87 

18 
l 

13 

4 

7 

0.06 
0,04 
0,03 

2,419,918 

180,850 

2,116.659 

536,229 

1,493,922 

2,93 
2,56 
1,81 

95.677 

5.210 

88.171 

24,842 

50,301 

3.68 
3.39 
1.93 

7 

0,02 

1,870,644 

2,26 

66,194 

2,55 

6 

5 

0,02 

5,146,431 

3,751,431 

6,22 

394,937 

342,137 

15,18 

1,500  1878 

15,79 

27,46 

5,257,730 

7,58 

64,691 

3.38 

1879 

15,43 

26,36 

5,162,670 

5,66 

63.417 

2.27 

1880 

14,46 

25,40 

5,130,100 

5,47 

55,800 

1.97 

1881 

14,16 

25,80 

5,249,980 

5,66 

56,974 

2,03 

1882 

14,55 

27,30 

5,629,190 

6,81 

61,014 

2.35 

3,000  1878 

15,88' 

27,40 

8,970,000  12,94 

151,324 

7,91 

1879 

15,41 

26,16 

8,737,510 

9,57 

147,041 

5.26 

1880 

15,15 

26,53 

9,149,410 

9,75 

151,109 

5.34 

1881 

14,56 

26,38 

9,127,190 

9,84 

153,043 

5.50 

1882 

14,37 

26,86 

9,474,357  11,40 

159,572 

6,13 

6,000  1878 

7,71 

13,20 

8,438,760  12,16 

198,848  10,40 

1879 

7,09 

12,99 

8,575,900  9,28 

200,955  7.18 

1880 

7,55 

13,13 

8,893,570  9,48 

215,392  7.60 

1881 

7,28 

13,07 

8,920.310  9,61 

222,429  7.99 

1882 

7,00 

12.09 

8,977,547  10,86 

228,743  8.79 
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ß  OOO  — 12  000  1878 

(1  IS 

7  857  745 

■  *  W  Iff  *  v 

11  32 

283  044  14  SO 

1879 

3,47 

5,84 

7,519,565 

8,24 

270,300  9,66 

1880 

3.32 

5,52 

7,831,010 

8,34 

292,817  10,34 

1881 

3,23 

5,80 

7,819.497 

8,43 

290,729  10,44 

1882 

3,15 

5,78 

7,959,360 

9,63 

293,720  11,29 

Steuer- 

Auf  1000 

Steuer- 


Jahr. 


zahler, 
die  jurist. 


Einwohner 
kommen 


Personen  Steuerzahler, 
einge-    die  jur.  Pers. 
rechnet,  ungerechnet. 


Versteuertes 
Einkommen. 


Steuerertrag. 


1878 

3,04 

5,10 

28,073,040 

40.46 

1,120,606 

58,60 

1879 

3,91 

6,56 

50,592,955 

55,43 

2,022,052 

72,28 

1880 

3.25 

5,60 

51,142,779 

54,51 

2,044.334 

72,18 

1881 

3,28 

5,86 

49.345,372 

53,17 

1,964,002 

70,52 

1882 

2,91 

5,31 

37,644,300 

45,53 

1,708,021 

65,66 

Jahr. 

1878 
1879 
1880 
1881 
1882 


Steuer- 
zahler 
aut  1000 
Einw. 

173,45 
170,63 
175,77 
182,01 
187,55 


Ein- 
kommen 

auf 
1  Steuer- 
zahler. 

2,699 

8,529 

3,408 

3,230 

2.748 


Unbe- 
steuerte. 

39,669 
40,362 
40,244 
39,546 
38,671 


Unver- 
steuertes 

Ein- 
kommen. 

14,124,740 
14,361,060 
14,344,840 
14,086,720 
13,770,040 


Einkommen 
der 

Bevölkerung. 

82,704,114 
104,800,159 
104,834,787 
104,016,326 

95,061,063 


Pro  Kopf 

der 
Bevölke- 
rung. 

561,75 
695,42 
672,75 
662,74 
596,30 


Steuer- 
ertrag 

pro 
Steuer- 
zahler. 

74,40 
108,16 
102,88 
96,94 
86,46 
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Statistische  Notizen  aus  den  bayrischen  Budgets1). 

Vergleichung  der  erheblichsten  Bruttoeinnahmen  des  bayer.  Staats 

nach  den  Budgetziffern  für  die  Jahre  1868,  1876  und  1886. 

1868.        1876.  1886. 
11,462,228  M.  11,438,323  M.  11,508,000  M.  mehr  gegen  1868  45.:;iM. 

1,734,685  „     2,457,050  „ 
2,734,285  m     3,371,110  „ 
1,187,65«  „      1,823,480  r 
1,206,490  „ 


Aus  Grundsteuern   .   .  . 
.    Haussteuern     .   .  . 
„    Gewerbesteuern    .  . 
„  Kapitalrentensteuern 
Einkommensteuern  . 


;>oo 


589,714  „ 


4,407  r 
5,515,300  „ 
3,583,000  „ 
1,739,500  „ 


- 
- 

- 


,  2,671,615  . 

m  2,  $46, Sil  • 
„  1,1*9,766  . 


mehr  gegen  1868  in  Summa  8.994.7M  5L 


- 
- 


- 

- 
- 


Erbschaftssteuer,  Ge- 
bühren ,  Stempeln 
und  Strafen    .  . 

Malzaufschlag  .   .  . 

Zölleu  a.  ältere  Ein- 
nahmen . 
b.  neuen  .  . 

Branntweinsteuern  . 

Hundehaltungsabgaben 

Bergwerks- ,  Hütten- 
u.  Salinengefällen 

Staatseisenbahnen  . 

Post  n.  Telegraphen 

Forst  .  Jagd-  u.  Trift- 
gefallen  .... 

Ökonomien  und  Ge- 
werben .... 

Grundgefälleu  .   .  . 

Aerarialrenten  von  der 
k.  Bank  in  Nürnberg 


13,317,122  M.  16,085,270  M.  20,055,000  M. 
16,030,542  w    20,774,000  „    32,279,500  „ 


18,333,254 


3,671,641  p 
37,466,604  „ 
6,540,000  „ 


600,000 

8,679,750 
84,145,724 
9,9 


14,337,000  „ 
2,350,000  „ 
1,010,000  „ 

6,486,549  „ 
86,293,183  „ 
14,316,190  . 


21,093,547  „    30,236,100  r  23,475,243 


1,103,622  „ 
8,278,371  „ 


1,626,943  r 
7,783,600  „ 

350,000  „ 


2,000,414 
7,378,326 


400,000 


Die  Ausgaben  auf  die  Erhebung,  Verwaltung  und  den  Betrieb  sind  für 
das  Jahr  1886  angenommen,  bei  den  direkten  Steuern  mit  849,840  M.  ca.  3'  *  Pro*, 
der  Einnahmen,  bei  den  Erbschaftssteuern,  Gebühren  u.  s.  w.  mit  701,443  M.  nahezu 
3!/j  Prozent,  bei  den  samtlichen  Zöllen  und  indirekten  Steuern  mit  9,146,920  M. 
(nach  Abzug  der  Vergütung  aus  der  Reichskasse  zu  2,094,360  M.  7,052,560  M.f 
nahezu  14  Proz.,  bei  den  Bergwerks-,  Hütten-  und  Salinengefallen  mit  5,610,611  M. 
ca.  86  Prozent,  bei  den  Staatseisenbahnen  mit  50,802,383  M.  über  58  Prozent, 


')  Vorstehende  Zusammenstellung  verdanken  wir  dem  Bürgermeister  von  Schweinfort. 
Herrn  Dr.  v.  Schulte».  Eine  vollständige  Uebersicht  über  die  Entwicklung  des  bayrischen 
Haushalts  auf  Grund  der  Staatsreohnungen  werden  wir  in  einem  spätem  Band  bringen. 
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bei  der  Post  und  den  Telegraphen  mit  12,545,667  M.  oder  87  Prozent,  bei  den 
Forst-  und  Triftgefällen  mit  12,556,795  M.  oder  53  Prozent,  bei  den  Oekonomien 
und  Gewerben  mit  1,409,054  M.  oder  70  Prozent. 


Die  Staatsauagaben  in  Bayern 
auf  Erziehung  und  Bildung  waren  budget- 
massig  bestimmt  in  den  Jahren: 


1819  mit 

1824  mit  jährlich 

1,186,280  Mark 

1825 

- 

1830 

<• 

* 

1,294,284 

■• 

1831 

1836 

- 

- 

1,758,200 

1*37 

- 

1812 

- 

1,818,397 

•* 

1*43 

- 

1848 

- 

1,894,428 

- 

1849 

- 

1854 

- 

1,855,302 

r 

1856 

1860 

- 

- 

2,377,195 

1*61 

1867 

f 

2,810,524 

1HH8 

1871 

r 

3,722.162 

1872 

1873 

•• 

7/.42,501 

1874 

- 

1875 

- 

11,308,545 

1876 

- 

1877 

- 

• 

13.350,397 

1878 

- 

1879 

- 

*• 

13,060,706 

- 

1880 

- 

18*1 

- 

r 

13,002,950 

- 

1882 

1883 

f 

^ 

12.753,917 

V 

1881 

*- 

1885 

13,250,337 

- 

Es  sind  dieselben  daher  in  66  Jahren 
gestiegen  im  Verhältnis  von  1:11. 


Der  Militäretat  im  Jahre 

1819  war  bestimmt  mit  14,  139,786  Mark 

12,497,142 


1825 
1831 
1837 
1843 
184» 
1855 
1861 
1868 
1870 
1872 
1874 
1*76 
1878 
1880 
1882 
1884 


- 
- 


► 
- 


- 


- 
- 

- 
- 


- 
- 

- 
- 


- 

- 


10.724,530 
11,725.300 
12,548.243 
14,643,428 
15,558,685 
19,568,569 
25,552,223 
25,552,223 
32.702,934 
34,580,764 
41,446,222 
42,158,603 
42,690,027 
43,715.803 
43,490,595 

Zwischen  dem  niedrigsten  Militäretat 
1831/36  und  dem  höchsten  1882  83  ist 
das  Verhältnis  von  1  :  4. 


- 

- 

- 

-■ 
- 
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Die  Besteuerung  der  Genossenschaften  in  den  deutschen 

Staaten  und  in  Oesterreich. 

Von 

Georg  Schanz. 

Die  Besteuerung  der  Genossenschaften  gehört  zu  der  grossen  Zahl  von 
Aufgaben,  welche  das  moderne  Verkehrsleben  gezeitigt  hat.  Die  frühere  Zeit 
kannte  die  Genossenschaften  nicht,  die  Steuerpolitik  war  deshalb  nicht  veran- 
lasst, sich  mit  ihnen  zu  beschäftigen.  Erst  die  drei  letzten  Decennien  haben  die 
Umwälzung  hervorgebracht.  Das  Genossenschaftswesen  hat  sich  mächtig  ent- 
wickelt, es  nimmt  eine  wichtige  Stelle  im  Organismus  der  Volkswirtschaft  ein. 
Es  bestehen  im  Deutschen  Reich  gegen  3900  nach  Schulze-Delitzschschem 
System  arbeitende  Genossenschaften  mit  1,500,000  Mitgliedern,  einem  Geschäfti- 
umsatz  von  3  Milliarden  Mark,  einem  Betriebskapital  von  800  Millionen,  wovon 
auf  das  eigene  Kapital  (Geschäftsanteile  und  Reserven)  300  Millionen  treffen. 
Die  Hauptmasse  bilden  die  Kreditgenossenschaften;  1884  waren  an  solchen  dem 
Anwalt  der  Schulze-Delitzschschen  Genossenschaften  1905  bekannt  geworden: 
dazu  kommen  noch  etwa  800  ländliche  Darlehenskassen  nach  dem  System 
Raiffeisen;  die  Zahl  der  Rohstoff-,  Werk-,  Magazins-  und  Produktivgenossen- 
schaften beträgt  1146,  die  der  Konsumvereine  678,  der  Baugenossenschaften 
33.  Der  Reingewinn  von  879  Vorschussvereinen  betrug  8,198,864  M.,  der  von 
163  Konsumvereinen  2,846,538  M. ')  Gegenüber  diesem  quantitativen  Hervor 
treten  der  Genossenschaften  ist  es  dringend  wünschenswert,  die  Frage  ihrer 
Besteuerung  einer  Lösung  entgegenzuführen  und  den  Kampf,  den  Steuerpraxis 
und  Steuergesetzgebung  mit  den  Genossenschaften  seit  ihrem  Entstehen  führen, 
und  der  neuerdings  wieder  eine  verschärfte  Gestalt  angenommen  hat,  end- 
lich zum  Stillstand  zu  bringen.  Vielleicht  tragen  die  folgenden  Zeilen  dazu 
bei,  die  beiden  beteiligten  Parteien  über  die  Streitpunkte  etwas  aufzuhellen 
und  das  Berechtigte  und  Unberechtigte  erkennen  zu  lassen. 

Zunächst  teilen  wir  mit,  wie  in  Wirklichkeit  die  steuerliche  Behandlung 
der  Genossenschaften  in  den  verschiedenen  Staaten  gehandhabt  wird.  Durch 
diese  Darstellung  wird  sich  von  selbst  ergeben,  welches  die  einzelnen  Stand 

')  Schenck,  Jahresbericht  für  1884  über  die  auf  Selbsthilfe  gegründeten 
deutschen  Erwerbs-  und  Wirtschaftsgenossenschaften  1885. 
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punkte  sind,  wie  man  dieselben  beurteilt,  und  wie  man  sich  mit  ihnen  abge- 
funden hat.  Im  Anschluss  an  dieses  thatsächliche  Material  werden  wir  dann 
versuchen,  unsere  Auffassung  der  Besteuerungsfrage  kurz  darzulegen  und  zu 
prüfen,  inwieweit  die  Steuergesetzgebung  und  Praxis  damit  übereinstimmen. 
In  den  beiden  Teilen  der  Abhandlung  schien  es  uns  rätlich,  von  den  in  Deutsch- 
land bestehenden  Steuersystemen  auszugehen,  da  nur  auf  diese  Weise  Gleich- 
artiges vereinigt  und  ein  brauchbarer  Massstab  gewonnen  wird.  Auch  mussten 
wir  von  den  Gebühren  und  Verkehrssteuern  durchweg  absehen  und  uns  aus- 
schliesslich auf  die  direkten  Steuern  beschränken. 


L  Staaten  mit  Ertragssteuersystem. 
1)  Württemberg. 

Wir  beginnen  mit  Württemberg,  weil  daselbst  die  Steuerpflicht  der 
Genossenschaften  sehr  eingehend  erörtert  worden  ist.  Indem  wir  die  wich- 
tigeren ohnehin  wenig  zugänglichen  Entscheidungen  in  extenso  mitteilen,  führen 
wir  die  Leser  am  einfachsten  in  medias  res. 

Das  württembergische  Krtragssteucrsystem  besteht  aus  Grund-,  Gebäude-, 
Gewerbe-,  Kapitalrenten-,  Dienst-  und  Berufseinkommenateuer.  Ueber  seine 
allmähliche  Ausbildung  und  neueste  Reform  wurde  im  Finanzarchiv  I.  S.  389  fg. 
das  Wesentliche  mitgeteilt.  Für  die  Genossenschaften  kommt  in  Betracht  die 
Gewerbe-  und  Kapitalrentensteuer.  Ueber  die  Gewerbesteuerpflicht  der  Genossen- 
sehaften spec,  der  Konsumvereine  haben  bereit«  1864  Erörterungen  stattgefunden. 
Der  Stuttgarter  Konsumverein  wurde  anfänglich  von  der  hiefür  zunächst 
zuständigen  Gemeindebehörde  gar  nicht  der  Steuer  unterworfen,  weil  man 
«einen  Geschäftsbetrieb  nicht  als  einen  Gewerbebetrieb  betrachtete.  Als  der 
Verein  aber  seinen  Verkauf  auch  auf  Nichtmitglieder  ausdehnte,  wurde  dieser 
Teil  de*  Betriebes  zur  Steuer  gezogen .  indem  man  nach  langen  Erörterungen 
davon  ausging,  das«  der  Absatz  an  Nichtmitglieder  den  in  Bargeld  einge- 
gangenen Ertrag  —  den  sogenannten  Silberumsatz  —  bilde,  der  Absatz  gegen 
Konsummarken  dagegen  —  der  sogenannte  Blechumsatz  —  den  von  den  Mit- 
gliedern kommenden  Ertrag,  welcher  steuerfrei  blieb.  Der  damalige  Vorstand 
des  Konsumvereins  war  aber  hiermit  nicht  zufrieden  und  wollte  auch  den  Ver- 
kehr mit  Nichtmitgliedern  befreit  wissen,  weil  obige  Ausscheidung  nicht  richtig 
und  der  Umsatz  bei  Nichtmitgliedern  mehr  nur  Nebensache  sei,  auch  für  solche 
keine  besonderen  Vorräte  und  Einrichtungen  bestünden.  Die  Beschwerde  des- 
selben wurde  aber  durch  alle  Instanzen,  schliesslich  durch  Geheimrats-Krkennt- 
ni«  vom  2o.  Januar  18G8  abgewiesen,  wobei  namentlich  geltend  gemacht  wurde: 
du  der  Konsuniverein  nach  eigener  Ausführung  grundsätzlich  die  Waren  an 
Mitglieder  nicht  zum  Ankaufspreis,  sondern  zum  Marktpreis  abgebe,  um  einen 
Ueberschuss  zu  erzielen  und  den  gleichen  Grundsatz  auch  bei  Verkäufen  an  Nicht- 
mitglieder festhalte,  so  seien  in  dem  Ueberschuss  über  die  Ankaufspreise  nicht 
bloss  die  von  Mitgliedern,  sondern  auch  die  von  Nichtmitgliedern  erhobenen  Preis- 
zuschläge inbegriffen,  der  Verein  erziele  somit  beim  Verkauf  an  Nichtmitglieder 
einen  Handelsgewinn,  welcher  der  Natur  der  Sache  nach  teils  aus  dem  Betriebs- 
kapital, teils  aus  der  Arbeit  des  Handelspersonals  entspringe. ')  Obwohl  so  die 
Frage  der  Besteuerung  der  Genossenschaften  angeregt  war,  und  obgleich  von  seiten 
der  Wanderversammlung  der  württembergischen  Gewerbevereine  von  Hall  1869 
ausdrücklich  die  gesetzliche  Regelung  gewünscht  wurde,  erwähnte  das  Gesetz  vom 


')  Kübel  u.  Sarwev.  Württemb.  Archiv  für  Recht  und  Rechtsverwaltung 
14.  Bd.  S.  287  u.  23  Bd.  i882  S.  264. 
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28.  April  1873  betreffend  die  Grund-,  Gebäude-,  und  Gewerbesteuer  die  Geno*»en 
Schäften  doch  nicht;  es  begnügte  sich  dasselbe  mit  dem  allgemeinen  Grundsatz : 
„Der  Gewerbesteuer  unterliegen  die  im  Lande  betriebenen  Gewerbe  jeder  Art."   Art.  l.< 
Nur  der  Versicherungsgesellschaften,  welche  nicht  auf  Gegenseitigkeit 

gegründet,  sondern  auf  Gewinn  berechnet  sind,  ist  besonders  gedacht.  (Art.  V*2 .'• 
urch  Verfügung  der  k.  Katafterkommission  vom  13.  März  1875  botreffend  die 
Gewerbesteuereinschätzung  ist  die  bestehende  Lücke  ausgefüllt  worden.  Diese 
Verfügung  lautet: 

„Gegenseitigkeitsgesellschaften ,  wie  Handwerkerbanken  etc. ,  sind  gewerbesteuerfr«. 
Wenn  und  insoweit  sich  aber  ihr  Geschäftsbetrieb  aut  andere  als  Vereinsiuitglied«>r  er 
streckt,  unterliegt  dieser  Betrieb  der  Gewerbesteuer.  Das  gleiche  gilt  auch  Ton  Kcmsnm 
vereinen ,  welche  Waren  an  Nichtmitglieder  verkaufen  oder  Läden  halten ,  in  welchen  auch 
Xichtnütgliedcr  zugelassen  sind." ') 

Gegen  die  Konsumvereine  machte  sich  Ende  der  70er  Jahre  eine  leb 
hafte  Bewegung  geltend.  Im  Jahre  1879  verlangte  die  Wanderversammlung 
der  württembergischen  Gewerbevereine  die  allgemeine  Heranziehung  der  Kon- 
sumvereine zur  Gewerbesteuer;  die  bürgerlichen  Kollegien  in  Esslingen  schlössen 
sich  diesem  Votum  an  und  richteten  an  den  Stuttgarter  Gemeinderat  die  Bitte, 
auch  seinerseits  bei  dem  k.  Finanzministerium  im  Sinne  einer  Ausdehnung  der 
Gewerbesteuer  auf  den  ganzen  Umsatz  der  Konsumvereine  vorstellig  zu  werden. 
In  Stuttgart  wurde  die  Frage  viel  ventiliert.  Ein  Gutachten,  das  Dr.  Miller, 
damals  Sekretär  des  Stadtschultheissenamts ,  jetzt  Oberamtmann  in  Tettnang, 
verfasste,  erregte  grosse  Aufmerksamkeit  *).  Miller  vertrat  mit  grosser  Energie  den 
Gedanken,  dass  die  Genossenschaften  selbst  dann,  wenn  sie  auf  ihre  Mitglieder 
den  Geschäftsverkehr  beschränken,  Gewerbe  betreiben.  Der  Stuttgarter  (»emeinde- 
rat  schloss  sich  mit  allen  gegen  2  Stimmen  dem  Esslinger  Antrage  an'). 

Diese  Bewegung  blieb  nicht  ohne  Folge.  Durch  Erlass  des  k.  Finanz- 
ministeriums vom  12.  November  1880  bezw.  der  Katasterkommission  in  dessen 
Auftrag  vom  17.  Dezember  1881  an  die  Steuerbehörden  wurde  bezüglich  der 
Konsumvereine  eine  Einschränkung  vorgenommen. 

„Diejenigen  Konsumvereine,  welche  in  offenen  Läden  oder  mit  offenem  Angebot  *ocb 
an  andere  Personen,  als  Vereinsmitglieder  Waren  verkaufen,  sind  mit  ihrem  gesamten  R*in- 
verdienst  ans  ihrem  Warenverkauf  zur  Gewerbesteuer  beizuziehen  ohne  Rücksicht  darauf,  t-b 
dieser  Verdienst  durch  Verkauf  an  Mitglieder  oder  an  Nichtmitglieder  erzielt  wird.  Diejenigen 
Konsumvereine  dagegen,  welche  ihre  Thätigkeit  nur  auf  den  Kreis  ihrer  Mitglieder  beschränke 
und  dabei  nicht  auf  die  Erzielung  eines  Gewinns,  z.  B.  zur  Verteilung  von  Dividenden.  Do- 
tierung des  Reservefonds,  Erwerbung  von  Gebäuden  u.  dgl.  ausgehen«),  sind  auch  fernerhin 
von  der  Gewerbesteuer  freizulassen.  Gewerbesteuerfrei  bleiben  ferner  die  Einnahmen .  wH<  he 
ein  Konsumverein  aus  anderen  (Quellen  als  dem  Warenverkauf  bezieht,  wie  Kapitalzinse.  Miet- 
zinse aus  Liegensehaften,  ebenso  der  Rabatt  ans  dem  Markenverkehr  mit  Privatgeschäften,  die 
sog.  Lieferanteugeschäfte  etc.  ■<) 

')  Sammlung  der  württ.  Staatssteuergesetze,  sowie  die  wichtigeren  hiezu 
ergangenen  Vollzugsvorschriften  1883  S.  129. 

2)  Dr.  Millers  Freundschaft  verdanke  ich  es,  dass  mir  das  Gutachten,  diu 
nicht  gedruckt  wurde,  zur  Einsicht  zur  Verfügung  stand.  In  vielen  Punkten 
berühren  sich  unsere  unabhängig  von  einander  gewonnenen  Ansichten. 

3)  Bl.  f.  G.  1880  Jahrg.  27  S.  252. 

*)  Analog  bestimmte  gleichzeitig  ein  Erlass  der  Katasterkommission  v. 
18.  Dez.  1880  Nr.  2766,  dass  auch  die  Metzgergenossenschaften,  deren  Zwevk 
der  gemeinschaftliche  Betrieb  von  Schlachthäusern  und  die  Anschaffung  und 
Unterhaltung  der  damit  zusammenhängenden  Einrichtungen  und  Inventarstücke 
ist,  in  der  Regel  als  gewerbesteuerpflichtig  erscheinen,  wobei  die  zu  Schulden- 
tilgungen verwendeten  Einnahmen  an  Gebühren  zu  dem  steuerpflichtigen  Ge- 
werbeertrag gehören,  wogegen  der  Zins  aus  dem  der  Gebäudesteuer  unter- 
liegenden Gebäudenkapital  von  der  Gewerbesteuer  frei  zu  lassen  ist. 

r')  Kübel  u.  Sarwey.  Württemb.  Archiv  23  Bd.  1882  S.  266.  Sammlung 
d.  württ.  Staatssteuergesetze  S.  129  Note  2. 
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Diesem  Erlass  des  Finanzministeriums  wurde  von  Seiten  des  Stuttgarter 

Silin-  und  Konsumvereins  Widerstand  entgegengesetzt .  indem  er  an  den  Ver- 
waltungsgerichtshof wegen  seiner  Beiziehung  zur  Staatsgewerbesteuer  für  seinen 
ganzen  Warenumsatz  an  Mitglieder  und  Nichtmitglieder  Beschwerde  an- 
meldete. Dieselbe  wurde  verworfen.  Die  Berufung  auf  eine  Entscheidung  des 
k.  Geheimen  Hats  vom  28.  Januar  lSbS.  wonach  I >ei  dem  damaligen  Konsum- 
verein in  Stuttgart  auf  dessen  Besehwerde  nur  die  Steuerpfüeht  de*  Verkehrs 
mit  Nichtmitgliedern  ausgesprochen  worden  sei.  wurde  als  nielit  mehr  relevant 
erklärt,  angeblieh  weil  der  18bS  bestandene  Konsumverein  mit  dem  jetzigen 
erst  durch  Vertrag  vom  (111.  Mai  1^71  nach  Massgabe  des  Beichsgesetzes  ge- 
gründeten Verein  nicht  als  derselbe  zu  betrachten  sei  'i.  .Der  jetzige  Konsum- 
verein,* wurde  weiter  ausgeführt,  ,lässt  unbestritten  seine  Waren  in  sämtlichen 
Verkaufsstellen  an  jedermann  abgeben  und  bestehen  keinerlei  besondere  Lager- 
räume oder  Lokalitäten  für  die  Bedürfnisse  der  Vereinsmitglieder.  Der  hier- 
nach vorhandene  einheitliche  < b'schafts-Komplex  nmss  nun  wie  jeder  sonstige 
derartige  Gewerbebetrieb  um  so  mehr  in  seinem  vollen  Umfang  zur  Besteuerung 
gezogen  werden  .  als  das  vorhandene  vereinigte  Betriebskapital  und  die  ver- 
wendeten Arbeitskräfte  in  ihrer  Gesamtheit  auch  die  Grundlage  jenes  einheit- 
lichen Gewerbsbetriebs  bilden.  Eine  nur  teilweise  Besteuerung  des  Betriebs 
könnte  nur  dann  stattfinden,  wenn  das  Staatssteuergesetz  eine  solche  Ausnahme 
zulifs.se  und  über  die  Festsetzung  derselben  nähere  Bestimmung  gäbe,  was  nicht 
der  Fall  ist.  Abgesehen  hiervon  ist  aber  auch  eine  richtige  Ausscheidung  des 
an  Mitglieder  und  Nichtmitglieder  stattfindenden  Umsatzes,  welche  der  Be- 
schwerdeführer beansprucht,  unter  den  vorliegenden  Verhältnissen,  wie  der  Vor- 
stand des  früheren  Konsumvereins  in  seiner  Beschwerdeschrift  vom  7.  November 
l*t.>7  ebenfalls  anerkannte,  gar  nicht  möglich.  Die  trüber  zugelassene  Annahme, 
dass  die  in  den  Verkaufslokalen  gegen  hares  Geld  abgegebenen  Waren  ider 
sog.  Silberumsatz )  die  an  Nichtmitglieder  abgegebenen  Waren  hegreifen  sollen, 
wogegen  die  gegen  Konsuminai  ken  —  die  vom  Verein  ausgegebenen  Wert- 
zeichen — -  verkauften  Waren  als  Bezug«'  der  Mitglieder  betrachtet  und  nicht 
tur  die  Besteuerung  angerechnet  wurden,  ist  nunmehr  mit  Grund  als  eine  un- 
gerechtfertigte Massregel  abgestellt  worden.  Zunächst  beruhte  jene  Ausscheidung 
in  ihren  Beträgen  nur  auf  den  einseitigen  somit  nicht  beweiskräftigen  Angaben 
der  Lagerhalter  und  sonstigen  Vertreter  des  Vereins.  Sodann  ist  jene  An- 
nahme auch  deshalb  nicht  berechtigt,  weil  nach  mehrfachen,  durch  die  Akten 
bestätigten  Zeugnissen  die  in  bedeutenden  Beträgen  cirkulierenden  Konsiunmarken 
nicht  bloss  für  die  Warenbezüge  der  Mitglieder  dienen,  sondern  auch  von  anderen 
Personen  vielfach  verwendet  werden.  Ferner  \<i  bei  einem  so  zahlreichen  Verein 
wie  der  in  Stuttgart  von  über  :iOÖO  Mitgliedern  in  Ermangelung  genügender 
Kontrolmassregeln  die  Möglichkeit  vorhanden,  dass  einzelne  auch  Warenan- 
schaffungen für  Nichtmitglieder  machen,  wodurch  ihr  eigener  Markenbezug  erhöht 
wird,  dessen  Grösse  nach  §  lU.  Abs.  :>  de*  Vereinssf atnts  für  den  Betrag  der 
vierteljährig  zur  Verteilung  kommenden  Dividenden  massgebend  ist*5'. 

Bald  darauf  wurde  ein  stärkerer  Angriff  gegen  die  Konsumvereine  ver- 
sucht. Durch  Verfügung  der  k.  Katasterkommission  vom  ö.  Mai  188;'.  wurde- 
der  Ulmer  Konsumverein  zur  Gewerbesteuer  beigezogen,  obwohl  derselbe  seine 
Geschäftsthätiirkeit  nicht  über  den  Kreis  seiner  Mitglieder  ausdehnte.  Man 
stützte  sich  auf  den  Erlass  vom  Jahre  1.^80.  wonach  ein  Konsumverein  auch 
dann  schon  steuerpflichtig  werde,  wenn  er  auf  die  Erzielung  eines  Gewinns 
zur  Verteilung  von  Dividenden  und  Dotierung  eines  Reservefonds  ausgehe.  Eine 
Beschwerde  an  das  k.  Finanzministerium  war  vergeblich.  Der  Konsumverein 
berief  sich  auf  die  oben  erwähnte  Geheimrats -Entscheidung  von  l*ö8  und  die 
Verfügung  der  Katasterkommis-ion  vom  US.  März  1*7">.  bemerkend,  es  könne 
auch  rechtlich  nicht  behauptet  werden,  dass  ein  Konsumverein,  der  nur  an  seine 


')  Für  eine  Aenderung  der  Steuerpflicht  konnte  die  Eintragung  gewiss 
nicht  von  Belang  sein. 

3)  Bl.  f.  G.  1881  Jahrg.  28  S.  254. 
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Mitglieder  Waren  abgebe,  ein  Gewerbe  treibe,  da  eine  Person  oder  eine  Ver- 
einigung mehrerer  Personen  —  wie  es  der  Ulmer  Konsumverein  sei  —  zu  einem 
und  demselben  Zweck  doch  mit  sich  selbst  kein  Gewerbe  treiben  oder  von  sich 
Gewinn  nehmen  könne.  Nur  um  die  durch  das  Halten  eines  Ladens  und  einer 
Person,  welche  die  Waren  verabfolge,  über  die  Ankaufskosten  der  letzteren 
entstehenden  weiteren  Kosten,  Mankos  etc.  zu  decken,  sei  die  Einrichtung  ge- 
troffen worden,  nicht  bloss  die  Selbstkostenpreise,  sondern  die  billigsten  Taga- 
preise von  den  Mitgliedern  zu  erheben.  Ergebe  nun  der  vierteljährige  Abschluss 
einen  Ueberschuss,  so  komme  dieser  den  Mitgliedern  wieder  zu  gut  ,  und  zwar 
nicht  nach  Verhältnis  ihrer  Einlagen,  sondern  nach  dem  der  entnommenen  Waren. 
Dieser  Ueberschuss  oder  die  sog.  Dividende  fliesse  jedem  einzelnen  wieder 
zu  und  nur  ein  Bruchteil  werde  für  unvorhergesehene  Fälle  zurückbehalten 
—  sogenannter  Reservefonds  —  dieses  besonders  mit  Rücksicht  auf  die  Bestim- 
mungen des  Genossenschaftsgesetzes  vom  4.  Juli  18G8. 

Das  Finanzministerium  verwarf  die  erhobene  Beschwerde  am  17.  Ok- 
tober 188:3.  „Es  sind,  führte  es  aus,  vor  allem  die  hierher  gehörigen  Bestimmungen 
des  Steuergesetzes  vom  28.  April  1873  (Rgbl.  S.  127)  ins  Auge  zu  fasseu.  Nach 
Art.  1,  Z.  3  dieses  Gesetzes  unterliegen  der  Gewerbesteuer  die  im  Lande  be- 
triebenen Gewerbe  jeder  Art;  ausgenommen  hiervon  sind  nach  Art.  2  nur 
die  von  dem  Staate  selbst  betriebenen  Gewerbe,  der  Handel  mit  Produkten 
von  eigenen  oder  gepachteten  Grundstücken  etc.  und  bezw.  die  Privateisen- 
bahnen.  Ebenso  bezeichnet  das  Gesetz  in  Art.  3  jeden  für  gewerbesteuer- 
pflichtig,  der  im  Lande  ein  Gewerbe  betreibt,  und  spricht  zur  Bestärkung  dessen 
noch  besonders  aus,  dass  die  Steuerpflicht  eine  allgemeine  sei,  und  dass  kein? 
nicht  im  Gesetz  begründete  Befreiung  von  derselben  bewilligt  werden  dürfe. 
Es  sind  hienach  sachlich  und  persönlich,  abgesehen  von  jenen  Ausnahmeu  alle 
Gewerbe  und  alle  Gewerbetreibenden  zur  Gewerbesteuer  beizuziehen.  Nach  dor 
Seite  der  persönlichen  Steuerpflichtigkeit  hin  ist  durch  Art.  86  näher  bestimmt, 
dass  nicht  nur  etwa  physische  Personen,  sondern  auch  Personen-Gemeinschaften. 
Rechtspersonen  u.  s.  w.  mit  den  von  ihnen  betriebenen  Gewerben  der  Gewerbe- 
steuer unterliegen.  Dagegen  hat  das  Gesetz,  wie  die  Reichsgewerbeordnung 
selbst,  davon  abgesehen,  begrifflich  festzusetzen,  was  als  Steuerobjekt,  als  Ge- 
werbe zu  betrachten  sei.  Die  Entscheidung  über  diese  Frage  ist  im  einzelnen 
Falle  aus  den  gegebenen  thatsächlichen  Verhältnissen  und  nach  den  von  dem  GeseU 
gebotenen  Merkmalen  für  die  Anlegung  dieser  Steuer  zu  schöpfen.  In  dieser  Be- 
ziehung bezeichnet  das  Gesetz  als  Gegenstand  der  Gewerbebesteuerung  den  au? 
persönlichem  Arbeitsverdienst  und  der  Verwendung  eines  Betriebskapitals 
sich  ergebenden  Ertrag  an  Vermögen  (Art.  87,  89).  Ein  Arbeitsverdienst  und 
ein  Kapitalsertrag  ist  aber  da  und  auch  nur  da  vorhanden,  wo  ein  dritter  für 
die  aufgewendete  Arbeit  und  für  die  Ueberlassung  der  mit  Kapitalaufwand 
hergestellten  oder  beschafften  Waren,  Einrichtungen  etc.  Vergütung  und  Be- 
zahlung leisten  soll.  Endlich  setzt  das  Gesetz  voraus,  dass  der  für  dritte  ge- 
machte Arbeits-  und  Kapitalabfwand  ein  wiederkehrender,  fortdauernder  sein 
müsse,  um  als  steuerpflichtiges  Gewerbe  zu  erscheinen:  es  ist  dies  in  den  Art.  88. 
93,  98  ausgedrückt,  wo  von  dem  Anfang  eines  Geschäfts,  einem  Jahresertrage. 
Betriebsjahre  etc.  die  Rede  ist.  An  der  Hand  der  angeführten,  rechtlichen  und 
äusseren  thatsächlichen  Umstände  hat  nach  dem  Gesetze  die  Steuerbe- 
hörde zu  entscheiden,  ob  im  einzelnen  Falle  ein  steuerpflichtiger  Gewerbe- 
betrieb vorliege  oder  nicht,  wobei  hervorzuheben  ist,  dass  das  Gesetz  keine 
Bestimmungen,  welche  den  Grund  und  die  Ursache  eines  auf  Arbeit**-  und 
Kapitalertrag  gerichteten  Betriebes,  sowie  die  Zweckbestimmung  und  Ver- 
wendung des  zu  erzielenden  Ertrages  (Gewinnes)  berühren,  enthält,  und  somit 
diese  innern  Verhältnisse  eines  Betriebes  bei  der  Frage  von  dessen  Heran- 
ziehung zur  Besteuerung  als  unmassgeblich  betrachtet.  Werden  unter  Fe*t- 
haltuug  der  vorangefuhrten  gesetzlichen  Voraussetzungen  und  Merkmale  für 
das  Vorhandensein  eines  steuerpflichtigen  Gewerbes  die  rechtlichen,  persönlichen 
und  geschäftlichen  Verhältnisse  des  Ulmer  Konsumvereins  einer  näheren  Prüfung 
unterzogen,  so  ergibt  sich  zunächst,  dass  derselbe  nach  seinen  Statuten  als  ein- 
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getragene  Genossenschaft  im  Sinne  des  Reichsgesetzes  vom  4.  Juli  1868  kon- 
stituiert ist.  Die  nach  diesem  Gesetze  errichteten  Konsumvereine  §  1,  Z.  4  sind 
Rechtspersonen  mit  eigener  Handlungsfähigkeit,  die  sich  durch  ihre  Vorstände 
äussert ,  und  mit  eigenem  Vermögen ,  indem  sie  unter  ihrer  Firma  Rechte  er- 
werben, Verbindlichkeiten  eingehen,  Eigentum  erwerben,  vor  Gericht  klagen  und 
verklagt  werden  können  (§  11).  Und  diese  Rechtspersönlichkeit  tritt  nicht  nur 
im  Verhältnisse  zu  dritten,  sondern  auch  im  Verhältnisse  zu  den  eigenen  Mit- 
gliedern des  Vereins  hervor.  Was  dieser  erwirbt  und  besitzt  und  durch  die 
geschäftliche  Thätigkeit  mit  seinen  eigenen  Mitgliedern  gewinnt,  ist  rechtlich 
sein  Eigentum  und  nicht  Eigentum  des  einzelnen  Mitgliedes  nach  Verhältnis 
seiner  Beteiligung  bei  dem  Vereine.  Diese  rechtlichen  Folgen  gelten  auch  für 
den  Konsumverein  in  Ulm,  was  in  den  Statuten  desselben  (insbes.  §  2,  7,  10,  14) 
Ausdruck  gefunden  hat.  Es  erscheint  hienach  dieser  Verein  als  eine  Steuer-  . 
Pflichtige  Person  im  Sinne  des  Art.  3  und  86  des  Steuergesetzes  vom  28.  April  1873. 
Was  sodann  die  geschäftlichen  und  persönlichen  Verhältnisse  des  Vereins  be- 
trifft, so  besitzt  derselbe  nach  den  Statuten  (§  5)  ein  durch  die  Einlagen  der 
Mitglieder  gebildetes  Betriebskapital,  bestehend  in  Geschäfts-Einrichtungen, 
Warenvorräten ,  Geldvorräten  u.  s.  w„  und  ebenso  verwendet  er  Hilfspersonen, 
welche  die  Geschäfte  des  Vereins  vermitteln.  Ferner  erzielt  er  aus  der  Thätig- 
keit seiner  Hilfspersonen  und  aus  den  Geschäften,  welche  er  mit  den  einzelnen 
Mitgliedern  macht,  einen  Gewinn  (Statuten  §  2,  5,  8,  11),  welcher  nichts  anderes, 
denn  als  persönlicher  Arbeitsverdienst  und  als  der  aus  dem  Umsätze  des  Be- 
triebskapitals sich  ergebende  Ertrag  angesehen  werden  kann.  Es  treffen  sonach 
bei  demselben  die  weiteren  Voraussetzungen  für  das  Vorhandensein  eines  steuer- 
pflichtigen Gewerbebetriebes  (Art.  87.  91  des  Steuerges.  v.  28.  April  1873) 
zu.  Endlich  ist  der  von  dem  Verein  als  solchem  für  die  einzelnen  Mitglieder 
gemachte  Arbeits-  und  Kapitalaufwand  ein  wiederkehrender,  fortdauernder 
(Statuten  §  2,  8,  28),  so  dass  bei  dem  Vereine  auch  dieses  Erfordernis  für  den 
Begriff  eines  Gewerbebetriebes  (Art.  88,  93,  98  des  erwähnten  Steuergesetzes) 
vorliegt.  Wenn  in  den  eben  erörterten  rechtlichen  und  thatsächlichen  Verhält- 
nissen des  Konsumvereins  sich  alle  wesentlichen  Voraussetzungen  und  Merkmale 
zusammenfanden,  welche  das  Gesetz  für  den  Begriff  eines  steuerpflichtigen 
Gewerbes  erfordert,  und  wenn  in  dem  Gesetze  vergeblich  Bestimmungen 
gesucht  werden,  welche  demungeachtct  eine  Befreiung  des  Konsumvereins  von 
der  Gewerbesteuer  zu  rechtfertigen  vermöchten ,  so  bedarf  dem  gegenüber  nur 
noch  die  Frage  einer  weiteren  Würdigung,  ob  und  inwieweit  die  Ausführungen 
in  der  Beschwerdeschrift  des  Konsumvereins  vom  11.  .Juli  1883  geeignet  sind, 
den  aus  jenen  gesetzlichen  Bestimmungen  und  thatsächlichen  Umständen  zu 
ziehenden  Schluss,  dass  der  Konsumverein  in  Ulm  auch  in  dem  auf  die  Ver- 
einsmitglieder beschränkten  Geschäftsbetriebe  ein  steueqjflichtiges  Gewerbe 
ausübe,  als  einen  unzutreffenden  erscheinen  zu  lassen.  In  erster  Linie  wird  in 
dieser  Beziehung  in  der  Beschwerdeschrift  geltend  gemacht,  dass  eine  Person 
oder  eine  Vereinigung  von  Personen  zu  demselben  Zwecke  mit  sich  selbst  kein 
Gewerbe  treiben  oder  von  sich  Gewinn  nehmen  könne.  Bei  diesem  Einwände 
wird  aber  ganz  übersehen,  dass  der  Konsumverein  als  solcher  und  die  einzel- 
nen Mitglieder  desselben  als  solche  rechtlich  und  äusserlich  ganz  verschiedene 
Persönlichkeiten  sind,  wie  schon  oben  dargelegt  wurde,  und  dass  die  Geschäfte, 
welche  der  Verein  als  Rechtsperson  mit  seinen  Mitgliedern  macht,  rechtlich 
unter  keinen  andern  Gesichtspunkt  fallen,  als  die  Geschäfte,  welche  der  Verein 
mit  dritten  macht.  Die  einzelnen  Warenabnahmen  eines  Mitgliedes  von  dem 
Verein  gegen  Bezahlung,  geschehe  diese  durch  Marken  oder  bar  Geld,  ist  ein 
Kaufsgeschäft,  es  kann  nur  nach  den  hierüber  geltenden  Grundsätzen  be- 
urteilt und  rechtlich  verfolgt  werden.  Es  ist  demgcmäss  auch  rechtlich  und 
thatsächlich  nicht  richtig,  wenn  die  Beschwerdeschrift  des  weiteren  ausführt, 
dass  der  Ulmer  Konsumverein  nichts  anderes  sei.  als  eine  Vereinigung  mehrerer 
Personen  zum  gemeinschaftlichen  Wareneinkauf  und  um  solche  nach  dem 
Bedürfnisse  der  einzelnen  zu  verteilen.  Ks  gibt  Konsumvereine,  welche 
als  reine  Verzehrungsgemeinschaften  konstituiert  sind,  bei  welchen  nach  dem 
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jeweiligen  Bedürfnisse  der  einzelnen  Mitglieder  Verzehrungs-  etc.  Gegenstände 
gemeinschaftlich  angeschafft,  als  gemeinschaftliches  ungeteilte«  Eigentum  ver- 
waltet und  nach  gewissen  Anteilsverhältnissen  verteilt  und  bezahlt  werden. 
Aber  der  Ulmer  Konsumverein  und  alle  auf  Grund  des  Reichsgesetzes  vom 
4.  Juli  1868  errichteten  Konsumvereine  sind  keine  Verbindungen  zur  blossen 
Rechtsgemeinschaft  in  Bezug  auf  die  zu  beschaffenden  Verzehrungs-  etc.  Gegen- 
stände, sondern  sie  sind  nach  §  11  dieses  Gesetzes  Rechtspersonen,  welche  das 
Steuergesetz,  das  auf  den  Grund  und  die  Zweckbestimmung  eines  Geschäft» 
betriebe«  Rücksicht  nicht  nehmen  kann,  in  gleicher  Weise  als  Ste  u er su  bj  ekt 
ansehen  und  behandeln  muss,  wie  dies  bei  anderen  mit  eigener  Rechtspersön- 
lichkeit ausgestatteten  Handels-  etc.  Gesellschaften  der  Fall  ist.  Aus  der  Natur 
des  Konsumvereins  als  einer  Rechtsperson  folgt  denn  auch,  dass  er  an  seine 
.  Mitglieder  die  Waren  zum  Tagespreise  abgibt  (Stat.  §  2),  dass  er  hiedurch 
einen  Nutzen  und  Geschilt'tsgewinn  erzielt  (Stat.  §  5,  8,  11),  womit  den  Mit- 
gliedern zunächst  ihre  Einlagen  und  Guthaben  mit  4°/o  verzinst  werden  f§  5) 
und  wodurch  ein  Reservefonds  angesammelt  wird,  bezw.  werden  kann,  welcher 
nicht  den  einzelnen  Mitgliedern  gehört  oder  für  sie  verwendet  wird  (§  14). 
sondern  dessen  Ansammlung  vorgesehen  ist  und  dessen  Verwendung  für  gemein- 
nützige Zwecke  oder  für  Erwerbung  von  Immobilien  (§  10  u.  28)  vorbehalten 
bleibt.  Es  ist  also  bei  diesem  Konsumvereine  und  dessen  Geschäften  mit  den 
einzelnen  Mitgliedern  auf  einen  wenn  auch  massigen  Reingewinn  abgesehen, 
der  sich  von  dem  Geschäftsertrage  anderer  gewerblicher  Unternehmungen,  von 
der  Zweckbestimmung  abgesehen,  in  nichts  unterscheidet  Wenn  sonach  ein 
Konsumverein,  um  seine  Zwecke,  wie  die  Beschwerdeschrift  darthut,  einfacher, 
sicherer  und  billiger  zu  erreichen,  für  gut  findet,  sich  in  der  Form  einer  ein- 
getragenen Genossenschaft  mit  eigener  Rechtspersönlichkeit  zu  konstituieren. 
ho  kann  er  sich  auch  den  Folgen  nicht  entziehen,  welche  sich  hieraus  für  ihn 
aus  seinem  Geschäftsbetriebe  nach  den  mehrerwähnten  Bestimmungen  des  Ge- 
setzes vom  28.  April  1878  in  steuerlicher  Beziehung  unabweislich  er- 
geben. Es  kann  hiebei  ganz  davon  abgesehen  werden,  das«  bei  dem  Konsum 
vereine,  wenn  er  statutenmassig  auch  nur  an  seine  Mitglieder  Waren  abgeben 
will,  es  an  jeder  genügenden  Kontrolle  darüber  mangelt,  dass  nicht  Marken  von 
Mitgliedern  an  Nichtmitglieder  abgegeben  (verkauft)  und  von  diesen  zu  Waren- 
anschaffungen  bei  dem  Vereine  benützt  werden,  oder  dass  Mitglieder  vom 
Vereine  Waren  beziehen  und  solche  an  Nichtmitglieder  abgeben,  wozu  ein  be- 
sonderer Anreiz  darin  liegen  könnte,  dass  nach  §  11  der  Statuten  die  Verteilung 
des  Reingewinns  nach  Massgabe  des  Markenbezugs  erfolgt.  Wird  sich  schliess- 
lich in  der  Beschwerdeschrift  darauf  berufen,  dass  die  angefochtene  Verfügung 
der  Katasterkommission  mit  verschiedenen  in  früheren  Jahren  ergangenen  dies- 
bezüglichen Entscheidungen  im  Widerspruche  stehe  und  dass  in  auswärtigen 
Staaten  die  vorliegende  Frage  zu  Gunsten  der  Konsumvereine  entschieden  worden 
sei,  so  ist  dem  entgegenzuhalten,  dass  die  früheren  Entscheidungen  vor  dem 
Inkrafttreten  des  Reichsgesetzes  vom  4.  Juli  1868  in  Württemberg  (1871)  und 
vor  dem  Beginn  der  Steuereinschätzung  und  Erhebung  nach  Massgabe  des 
Gesetzes  vom  28.  April  1873  ergangen  sind,  dass  das  Finanzministerium  erst 
neuerdings  zu  einer  eingehenderen  Prüfung  und  zu  einer  Entscheidung  der 
obwaltenden  Frage  veranlasst  wurde,  sowie  daas  diese  Frage  nicht  überhaupt 
und  in  dem  gegenwärtigen  Falle  nicht  nach  volkswirtschaftlichen  und  gesetz- 

Seherischen  Rücksichten,  sondern  lediglich  nach  den  bestehenden  Bestimmungen 
es  Steuergesetzes  vom  28.  April  1878  zur  Entscheidung  zu  bringen  war*  M. 
Die  von  den  Vertretern  des  Konsumvereins  hienach  erhobene  Rechts- 
beschwerde  berief  sich  zunächst  hinsichtlich  der  Behauptung  des  Ministeriums, 
dass  eingetragene  Genossenschaften  juristische  Personen  seien,  auf  eine  Rechts- 
beschwerde in  der  Umgeldsfrnge,  wo  der  Ulmer  Konsumverein  geltend  gemacht 


*)  Boscher,  Zeitschrift  für  die  freiwillige  Gerichtsbarkeit  u.  die  Gemeinde- 
verwaltung, 27.  Jahrg.,  18&r>,  S.  150.  Kübel  u.  Sarwey,  Württ.  Archiv  für 
Recht  und  Rechtsverwaltung  23  Bd.  1882  S.  270. 
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hatte,  dass  solche  Genossenschaften  nur  im  Verkehr  mit  dritten  juristische 
Personen  seien,  nicht  aber  im  internen  Verkehr  mit  den  Mitgliedern,  wo, nur 
die  Grundsatze  der  gewöhnlichen  Societät  maasgebend  seien.  Weiter  führte  die 
Rechtsbeschwerde  aus,  dasB  selbst,  wenn  die  Ansicht  des  Ministeriums  über  die 
Rechtspersönlichkeit  den  Vereins  richtig  wäre,  die  Entscheidung,  dass  er  ein  Gewerbe 
betreibe,  um  nichts  weniger  unrichtig  sei,  denn  das  Ministerium  nehme  als  wesentlich 
bei  dem  Gewerbe  an,  das«  ein  dritter  für  die  aufgewendete  Arbeit  und  die 
Ueberlassung  der  mit  Kapitalaufwand  hergestellten  oder  beschafften  Einrichtungen 
u.  s.  w.  Vergütung  und  Bezahlung  leiste,  m.  a.  W. ,  daas  der  Gewerbetreibende 
von  einem  dritten  einen  Erwerb,  einen  Gewinn  zu  machen  suehe.  Da  es  bei 
dem  Ulmer  Konsum  verein  an  diesem  Merkmal  fehle,  so  betreibe  derselbe  kein 
Gewerbe.  Eben  deshalb  erscheine  auch  der  von  dem  Ministerium  aufgestellte 
Satz,  dass  die  Zweckbestimmung  des  zu  erzielenden  Gewinns  für  die  Besteuerung 
unmaßgeblich  sei,  als  falsch  und  nur  mit  der  Beschränkung  richtig,  dass,  wenn 
das  Vorhandensein  eines  Gewerbebetriebs  feststehe,  die  Zweckbestimmung  des 
durch  tlas  Gewerbe  zu  erzielenden  Gewinns  für  die  Besteuerung  nicht  in  Betracht 
komme.  ') 

Der  Verwaltungsgerichtshof  setzte  durch  Erkenntnis  vom  9.  Februar 
1884  die  Verfügung  des  Finanzministeriums  vom  17.  Oktober  1883  ausser  Wir- 
kung. Derselbe  machte  geltend :  „Nach  dem  §  11  des  Reichsgesetzes  vom  4.  Juli 
1808  haben  die  bei  dem  Handelsgericht  eingetragenen  Genossenschaften  für  ihren 
innem  und  äussern  Verkehr  allerdings  eine  gewisse  selbständige  Rechts-  und  Ge- 
schäftsfähigkeit erlangt,  es  sollte  damit  aber  nur  ihr  privatrechtliches  Verhältnis  ge- 
regelt und  diese  Genossenschaften  den  im  Handelsgesetzbuch  erwähnten  kommer- 
ziellen Gesellschaften  angereiht  werden.  Diese  Gesetzesbestimmung  kann  jedoch 
für  die  nach  öffentlichem  Recht  zu  würdigende  Frage  der  Steuerpflicht  der 
Konsumvereine  allein  nicht  massgebend  sein,  vielmehr  muss  dabei  auch  noch 
<§  9  des  Reichsgesetzes  das  durch  den  Gesellschaftsvertrag  und  somit  im  jetzigen 
Fall  durch  das  Statut  vom  22.  Mai  1872  bestimmte  innere  Rechtsverhältnis  der 
Genossenschafter  berücksichtigt  werden.  Nach  diesem  können  nur  die  Mitglieder, 
welche  mit  ihren  Geschäftsanteilen  und  mit  ihrer  solidarischen  Haftpflicht  die 
Grundlage  des  Vereins  bilden,  nicht  als  diesem  gegenüberstehende  dritte  Personen 
wie  ein  Nichtmitglied  werden.  Der  zwischen  dem  Verein  und  seinen  Mitgliedern 
stattfindende  Geschäftsverkehr  ist  vielmehr  auch  in  steuerlicher  Hinsicht  von  andrer 
Beschaffenheit,  als  der  Verkehr  des  Vereins  mit  Nichtmitgliedern.  Nach  dem 
§  2  des  Statuts  des  Ulmer  Konsumvereins  ist  der  Zweck  dieser  Genossenschaft, 
ihren  Mitgliedern  unverfälschte  und  gute  Ware  für  ihren  persönlichen  und  Haus- 
haltungsbedarf zum  Tagespreis  zu  verschaffen  und  ihnen  hiebei  Gelegenheit  zu 
geben,  Ersparnisse  zu  erzielen.  Da  nun  der  Anschaffungspreis  der  Waren  nach 
der  Natur  der  Sache  in  der  Regel  unter  dem  Tagespreise  stehen  wird ,  so  ist 
hienach  von  vornherein  beabsichtigt,  dass  derjenige  nur  vorläufig  entrichtete 
Betrag,  welcher  sich  für  die  von  den  einzelnen  Mitgliedern  bezogenen  Waren 
bei  dem  Quartalabschluss  auch  nach  Bestreitung  der  Verwaltungskosten  als  eine 
Zuvielzahlung  herausstellt,  jenen  wieder  vergütet  werde.  Es  geschieht  dies  auch, 
um  eine  richtige  Verteilung  zu  bewirken,  nach  §  11  des  Statuts  dadurch,  dass 
der  erzielte  Ueberschuss  an  die  Mitglieder  nach  Massgabe  ihres  Markenbezugs 
während  der  betreffenden  Rechnungsperiode  verteilt  wird.  Dieser  in  der  Form 
der  Dividende  erteilte  Ueberschuss  ist  hienach  in  der  Wirklichkeit  nichts  anderes, 
als  ein  nachträglich  für  die  Waren  bewilligter  Rabatt,  dessen  Höhe  erst  bei 
dem  (juartalhabschluss  festgestellt  werden  konnte.  Als  ein  wirklicher  Gewinn 
kann  er  um  so  weniger  betrachtet  werden ,  da  die  Mitglieder  nur  das  zurück- 
erhalten, was  sie  im  Tagespreis  zuviel  bezahlt  haben  und  sie  in  der  Dividende 
keine  Vermögensbestandteile  empfangen,  in  deren  Besitz  sie  zuvor  nicht  gewesen 
sind.  Können  hienach  die  Dividenden  der  Mitglieder  nicht  als  ein  zur  Besteue- 
rung sich  eignender  effektiver  Geschäftsgewinn  betrachtet  werden,  so  ist  dies 
ebensowenig  bei  dem  Reservefonds  der  Fall.    Auch  dieser  bildet  sich  nur  aus 
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den  Einzahlungen  der  Mitglieder  und  ist  nur  ein  für  ausserordentliche  Falle 
angesammelter  Betrag,  dessen  jederzeitige  Verwendung  den  Mitgliedern  durch 
die  Generalversammlung  zusteht.  Abgesehen  von  obigem  ist  auch  sonst  nicht 
anzunehmen,  dasB  das  Staatssteuergesetz  vom  25.  April  1873  derartige  nur  auf 
einen  innern  Geschäftsbetrieb  sich  Deschränkende  Genossenschaften  und  Vereine 
mit  der  Gewerbesteuer  belegen  wollte.  In  der  besonderen  Bestimmung  des 
Art.  92  jenes  Gesetzes  über  die  Einschätzung  der  Versicherungsgesellschaften 
ist  in  Abs.  1  bemerkt,  dass  bei  der  Besteuerung  nur  diejenigen  Unternehmungen 
in  Frage  kommen,  welche  nicht  auf  Gegenseitigkeit  gegründet,  sondern  auf 
Gewinn  berechnet  sind,  worunter  ebenfalls  nur  ein  Gewinn  von  dritten,  also 
nicht  von  Gesellschiiftsniitgliedern  gemeint  sein  kann.  Es  ist  hieraus  zu  folgern, 
das«  eine  gleiche  Behandlung  auch  andern  Gegenseitigkeitsgesellschaften  und 
den  auf  dem  Prinzip  der  »Selbsthilfe  beruhenden  Konsumvereinen,  welche  nur  einen 
Geschäftsbetrieb  mit  ihren  Mitgliedern  bezwecken,  zu  teil  werden  solle,  wie 
dies  auch  die  mit  höherer  Genehmigung  erlassene  Vollziehungsvertügung  der 
k.  Katasterkommission  vom  13.  März  1875  ausdrücklich  anerkannte.  Die  Frei- 
lassung solcher  Vereine  war  aber  auch  schon  vorher  in  Geltung  und  hätte  des- 
halb durch  das  Staatssteuergesetz  ausdrücklich  beseitigt  werden  müssen.  Auch 
bestand  sie  noch  in  anderer  Hinsicht,  bei  der  Kapitalsteuer,  indem  schon  nach 
Art.  3  A.  k.  des  Einkommeussteuergesetzcs  vom  19.  September  1852  unter 
gewissen  Voraussetzungen  diejenigen  Kreditvereine  für  befreit  von  der  »Steuer 
erklärt  wurden,  welche  bloss  den  Zweck  haben,  Kapitalschulden  der  Gesellschafts- 
mitglieder  gemeinschaftlich  aufzunehmen  und  nicht  auf  Gewinn  dritter  berechnet 
sind.  Hieraus  hat  die  spätere  Unterstellung  jener  Vereine  —  der  Handwerker- 
banken, Gewerbebanken  —  unter  »las  Genossenschaftsgesetz  nichts  geändert 
Anlässlich  der  Beschwerde  einer  Gewerbebank  wegen  ihrer  Beiziehung  zur  Ka- 
pitalsteuer, wobei  auch  die  Gewerbesteuer  berührt  wurde,  hat  der  k.  Geh.Kat 
in  einer  Entscheidung  vom  29.  November  1869  unter  anderem  bemerkt  ,  dass 
„die  Gewerbebank,  welche  ihre  Geldgeschäfte  nur  auf  ihre  Mitglieder  beschränke, 
darum  nicht  ein  steuerpflichtiges  Gewerbe  betreibe.  (Württ.  Archiv  von  Kübel 
und  Sarwey  Bd  14  S.  291.)  Analog  verfährt  man  in  andern  Staaten.  Endlich 
hat  auch  das  Reichsgericht  anlässlich  der  Frage,  ob  Konsumvereine  einer 
Konzession  zum  Betrieb  eines  Kleinhandels  mit  Branntwein  bedürfen,  wenn  die 
letzteren  nur  an  Mitglieder  verkaufen,  entschieden,  dass  Konsumvereine,  die  ihre 
Thätigkcit  auf  ihre  Mitglieder  beschränken,  kein  Handelsgewerbe  betreiben, 
welche  stets  auf  einen  Erwerb  gerichtet  sein  müsse,  die  bei  jenen  Vereinen  nicht 
stattfinde Aus  §  1 1  des  Genossenschaftsgesetzes,  der  nur  die  privatrechtlichen 
Beziehungen  der  Genossenschaft  ordne,  folge  nicht,  dass  der  Verkauf  der  Waren 
von  seiten  eines  Konsumverems  an  seine  Mitglieder  als  ein  Kleinhandelsbetrieb 
im  Sinne  des  §  33  der  Reichsgewerbeordnung  aufzufassen  sei"  *». 

Die  letztere  Frage  wurde  in  Württemberg  noch  weiter  Gegenstand  ein- 
gehender Erörterung,  als  der  Stuttgarter  Konsumverein  wegen  Abgabe  von  Wein 
an  seine  Mitglieder  zu  den  Wirtschaftsabgaben  und  Sportein  seit  1882  beige- 
zogen wurde.  Wir  geben  nachstehend  ein  in  dieser  Frage  erstattetes  Gutachten 
der  Tübinger  Juristenfakultät  vom  3.  12.  April  1883  und  das  Urteil  des  Ver- 
waltungsgerichtshofs  ebenfalls  im  Wortlaut  wieder,  weil  dieselben  mit  vorstehenden 
Erörterungen  enge  zusammenhängen  und  für  die  herrschende  prinzipielle  Aul- 
fassung des  Genossenschaftswesens ,  speziell  der  Konsumvereine  in  steuerlicher 
Hinsicht  von  grosser  Wichtigkeit  sind. 

Der  Klarheit  willen  unterscheidet  die  Fakultät  die  zwei  Fälle,  nämlich 
ob  ein  als  eingetragene  Genossenschaft  gestalteter  Konsumverein  Waren  im 
grossen  einkauft  und  an  seine  Mitglieder  zum  Selbstkostenpreis  abgibt,  ohne 
einen  Preiszuschlag,  oder  ob  ein  Preiszuschlag  stattfindet  behufs  Verteilung 


')  Urteil  vom  24.  Oktober  1881.    Entsch.  in  Strafs.  Bd.  V.  S.  112;  auch 
Bl.  f.  G.  1881  Jahrg.  28  S.  255.  y 

2)  Kübel  u.  Sarwey,  Württb.  Archiv  für  Recht  und  Rechts  Verwaltung  * 
23.  Bd.  1882  S.  273.    Bl.  f.  G.  1884  Jahrg.  31  S.  278. 
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einer  Dividende,  Dotierung  eines  Reservefonds  etc.  „Nach  dem  Reichsgesetz  vom 
4.  Juli  1868  §  11  f.  und  §  39  ist  ausser  Zweifel,  das*  die  eingetragene  Genossen- 
schaft eigenes  Vermögen  und  eigene  Verbindlichkeiten  haben  kann,  welche 
wenigstens  zunächst  nicht  pro  rata  solche  der  Mitglieder  sind,  und  dass  sie  durch 
ihren  Vorstand,  sowie  durch  sonstige  vom  Vorstand  beauftragte  Geschäftsführer 
berechtigt  und  verpflichtet  wird  (vgl.  §  17  f.  und  §  30).  Wenn  der  Vorstand 
oder  ein  Beauftragter  den  Wein  im  grossen  anschafft  und  ihn  in  den  Besitz 
der  Genossenschaft  bringt,  so  wird  dieser  Wein  Eigentum  der  Genossenschaft, 
nicht  Miteigentum  (condominium  pro  indiviso)  der  einzelnen  Genossenschafter, 
und  die  Abgabe  von  Wein  an  die  Mitglieder  gegen  Zahlung  des  Preises  enthält 
mithin  nicht  eine  Teilung,  eine  reelle  Zuscheidung  des  schon  ideell  vorhanden 
gewesenen  Eigentums  einer  Quote,  sondern  vielmehr  die  Neubegründung  eines 
vorher  gar  nicht  existierenden  Eigentums  in  den  Händen  des  Empfangers.  Das 
Rechtsgeschäft,  welches  der  Verein  mit  einem  Mitglied  eingeht,  wenn  er  dem- 
selben Wein  zum  Selbstkostenpreis  abgibt,  kann  wohl  in  den  wesentlichen  pri- 
vatrechtlichen Beziehungen  nicht  anders  als  ein  Kaufgeschäft  angesehen  werden. 
Es  hängt  vom  freien  Willen  jedes  Mitgliedes  ab,  wieviel  Wein  es  von  dem 
Vereine  beziehen  will,  zu  welcher  Zeit,  ja  ob  es  überhaupt  solchen  nehmen  will. 
Aber  in  nicht  wenigen  Richtungen  walten  doch  andere  wirtschaftliche  Ver- 
hältnisse ob  als  beim  gewöhnlichen  Kauf;  denn  erstens  darf  der  Verein  nur  an 
Vereinsmitglieder  verkaufen,  nicht  an  dritte,  und  es  hat  jedes  Mitglied  ein  sta- 
tutenmässiges  Recht  auf  Ueberlassung  von  Wein,  soweit  der  \  orrat  reicht, 
gegen  Uebergabe  der  vorher  bezahlten  Marken:  der  Verein  muss  den  Wein  für 
die  Mitglieder  bereithalten,  kauft  ihn  folglich  auch  au  Gunsten  der  Mitglieder 
ein.  Zweitens  ergeben  sich  aus  dem  Geschäft  für  den  Verein  Verluste,  sei  es 
infolge  von  casus  oder  fehlerhafter  Geschäftsführung,  oder  aus  Klagen  der 
Mitglieder  wegen  fehlerhafter  Beschaffenheit  des  Weins  u.  s.  w.,  so  zeigt  sich, 
wie  anders  die  Mitglieder  dem  Verein  gegenüberstehen  als  ein  sonstiger  Käufer 
seinem  Verkäufer;  denn  nicht  bloss  haftet  jedes  Mitglied  dann  mit  seiner  Einlage 
für  den  Schaden,  sondern  es  haftet  ausserdem  nach  Erschöpfung  aller  Einlagen 
mit  seinem  ganzen  Privatvermögen  für  die  ganze  Schuld  des  Vereins.  Das  Ge- 
schäft geht  juristisch  im  Grund  auf  Rechnung  aller  Mitglieder,  also  der  Käufer 
selbst.  Im  grossen  und  ganzen,  wenn  man  von  unerheblichen  Ungleichheiten 
des  Bezugs  absieht,  erscheint  der  Ablass  des  Weins  an  die  Mitglieder  als  eine 
Verteilung  an  die  Mitglieder,  welche  aus  Gründen  der  Bequemlichkeit  für  die 
Mitglieder  und  aus  Gründen  der  leichtern  und  sichern  Geschäftsführung  in  den 
Formen  des  Kaufs  vorgenommen  wird.  Eine  solche  Art  des  Verkaufs  hat  unserer 
Meinung  nach  der  Gesetzgeber  bei  dem  Artikel  10  des  Gesetzes  vom  9.  Juli  1827 
nicht  zu  treffen  beabsichtigt.  Diese  Umstände  dürften  auch  wohl  Ursache  sein, 
warum  das  Reichsgesetz  vom  4.  Juli  1808  in  §  1  die  Konsumvereine  definiert 
als  Verein  zum  gemeinschaftlichen  Einkauf  von  Lebensbedürfnissen  im 
grossen  und  Ablass  in  kleinen  Partien  an  ihre  Mitglieder,  hier  also  doch 
den  gewiss  naheliegenden  Ausdruck  „Verkauf  geflissentlich  vermeidet.  Auch 
die  k.  Finanzbehörden  trugen  diesem  Unterschiede,  der  zwischen  einem  Verkauf 
des  Konsumvereins  an  seine  Mitglieder,  wie  er  ohne  Gewinn  für  den  Verein 
erfolgt,  und  einem  gewöhnlichen  Verkauf  besteht,  vollkommen  Rechnung,  indem 
sie  die  Bestimmung  des  Gesetzes  vom  9.  Juli  1827  Artikel  H>  als  auf  ersteren 
nicht  anwendbar  erklärten.  Ks  ist  nunmehr  zur  Prüfung  der  Frage  überzugehen, 
ob  sich  die  Natur  des  eben  geschilderten  Verkaufs-  oder  Verteilungsgeschäft-s 
ändert,  wenn  der  Verein  einen  Zuschlag  zum  Selbstkostenpreis  erhebt. 
Dass  dies  wie  bei  andern  Waren  auch  beim  Wein  geschehen,  ist  hiebei  als  zu- 
gestandene Thatsache  zu  betrachten.  Nach  den  Vereinsstatuten  vom  24.  November 
1880  werden  die  Einnahmen  des  Vereins,  abgesehen  von  Erfüllung  von  Ver- 
bindlichkeiten gegenüber  dritten,  verwendet  1)  zur  Verzinsung  der  eingezahlten 
vollen  Einlagen  (Geschäftsanteile)  von  30  Mark,  nach  Massgabe  des  von  der 
Generalversammlung  festgesetzten  Zinsfusses;  2)  zur  Verzinsung  der  Spareinlagen 
der  Mitglieder;  3)  zur  Abschreibung  von  V«  Prozent  pro  Quartal  am  Wert  der 
Immobilien  und  von  2\«  Prozent  am  Wert  der  Mobilien;  4)  zur  Erhaltung  des 
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Reservefonds  und  zur  Erhöhung  desselben  bis  zum  Betrag  von  der  Statuten 
massigen  Geschäftsanteile.  Soweit  sich  nach  Deckung  dieser  Bedürfnisse  noch 
ein  Ueberschuss  der  Aktiva  über  die  Passiva,  ein  Reingewinn  ergibt,  hat  die 
Generalversammlung  zu  beschliessen,  welcher  Betrag  davon  unter  die  Mitglieder 
verteilt  oder  zur  weiteren  Erhöhung  des  Reservefonds  oder  der  Abschreibungen 
von  Immobilien  verwendet  werden  soll.  Die  Statuten  bezeichnen  diesen  Rein- 
ertrag als  ..Gewinn",  als  „Nutzen",  und  das  k.  Steuerkollegium  erblickt  hierin 
ein  Anerkenntnis,  dass  der  Konsumverein  die  Erzielung  eines  Gewinns  an  den 
Abnehmer  bezwecke,  also  Kaufgeschäfte  im  gewöhnlichen  Sinne  mache.  In 
dieser  Hinsicht  ist  nun  zunächst  im  Auge  zu  behalten,  dass  unzweifelhaft  der 
Verein  insoferne  Kaufgeschäfte  treibt,  als  er  zugestandenermassen  einerlei 
Waren  auch  an  dritte  verkauft,  in  der  Absicht  Gewinn  zu  machen,  dass  al<o 
die  in  den  Statuten  enthaltenen  Ausdrücke  vollkommen  am  Platze  sind.  Die 
Frage,  um  die  es  sich  allein  handelt,  ist  aber  die,  ob  der  Verein  beim  Absatz 
von  Waren  an  seine  Mitglieder,  insbesondere  beim  Absatz  von  Wein  an 
dieselben  im  eigentlichen  Sinn  einen  „Gewinn"  machen  will  und  macht.  In 
dieser  Hinsicht  mag  im  allgemeinen  sofort  zugegeben  werden,  dass  sich  der 
von  der  Genossenschaft  beim  Verechleiss  an  die  Mitglieder  erhobene  Zuschlag 
zum  Selbstkostenpreis  des  Vereins  rechnungs-  und  bilanzmäßig  als  ein  G  e- 
winn  der  Genossenschaft  als  Gesamtheit  darstellt.  Ob  aber  wirt- 
schaftlich von  einem  solchen  geredet  werden  dürfe,  lässt  sich  nur  dann  beurteilen, 
wenn  man  die  rechtliche  und  ökonomische  Natur  der  Dividenden,  der  Abschrei- 
bungen und  des  Reservefonds,  in  welchem  der  von  der  Genossenschaft  gemachte 
Gewinn  schliesslich  wieder  aufgeht,  einer  genaueren  Prüfung  unterwirft. 
1)  Entscheidend  für  die  Beurteilung  der  möglicherweise  vierte\jährlich  zur  Ver- 
teilung kommenden  Dividende  ist  die  Vorschrift  des  §  10  der  Statuten,  da»* 
jeder  nicht  zu  Abschreibungen  oder  zu  Erhöhungen  des  Reservefonds  verwendet*- 
Gewinn  als  Dividende  an  die  Mitglieder  zur  Verteilung  kommt  und  zwar  nach 
Verhältnis  der  Markensumme ,  welches  jedes  Mitglied  in  diesem  Vierteljahr 
vom  Verein  gegen  Geld  eingetauscht  hat.  Die  Grösse  der  Dividende  richtet  sieb 
also  genau  nach  dem  Verhältnis,  in  welchem  jedes  Mitglied  selbst  zur  Erzielunj! 
des  Gewinns  beigetragen  hat ;  jedes  Mitglied  erhält  in  der  Dividende  einen  Teil 
dessen  zurück,  was  er  selbst  über  den  Kostenpreis  an  den  Verein  gezahlt  hat 
Der  beim  Geschäft  erzielte  und  für  den  Verein  gebuchte  Gewinn  ist  insoweit 
—  wenn  er  nicht  dritten  zufliesst,  z.  B.  nicht  zu  Öffentlichen  oder  wohlthätigen 
Zwecken  verwendet  wird  —  in  Wirklichkeit  zu  Gunsten  der  Konsumenten  er- 
worben und  zu  ihren  Gunsten  von  vornherein  beabsichtigt.  Wirtschaftlich  liegt 
die  Sache  ebenso,  wie  wenn  die  Mitglieder  die  Waren  in  eigenem  Namen  er- 
worben und  dann  unter  sich  mit  einem  Preiszuschlag  verteilt  hätten ;  auch  in 
solchem  Falle  kann  man  sprechen  und  spricht  man  regelmässig  von  einer  „Ver- 
äusserung  mit  Nutzen*,  während  doch  an  einen  Gewinn  für  einen  von  den  Kon- 
sumenten verschiedenen  Veräusserer  nicht  zu  denken  ist  (vgl.  Goldschmidt 
Handelsrecht  2.  Aufl.  I,  505).  Von  einem  solchen  Verhältnisse  unterscheiden 
sich  die  hier  in  Rede  stehenden  Geschäfte  des  Konsumvereins  nur  äusserlich  in- 
folge der  notwendigen  Organisation  des  Geschäftsgebarens,  genauer  gesprochen 
handelt  es  sich  gleichfalls  nur  um  eine  „Teilung",  zwar  nicht  „gemeinschaftlich* 
aber  für  die  „Gemeinschaft*  aufgekaufter  Waren,  für  welche  das  vom  k.  Finanz- 
ministerium hinsichtlich  der  Steuerfreiheit  aufgestellte  Prinzip  gleichmässig  zur 
Anwendung  zu  bringen  ist  Der  Grund,  warum  der  Verein  einen  Zuschlag  von 
den  Mitgliedern  erhebt,  ist  offenbar  in  folgendem  zu  suchen:  Einmal  verschafft 
sich  der  Verein  durch  den  Zuschlag  ein  grösseres  Betriebskapital  und  die  Mög- 
lichkeit, Verluste  zu  decken,  ohne  den  Reservefonds  oder  die  Einlagen  anzu- 
greifen, indem  im  Fall  von  Verlusten  einfach  die  Dividendenzahlung  unterbleibt. 
Aus  ähnlichen  Beweggründen  erheben  auch  Versicherungsbanken  auf  Gegen- 
seitigkeit, wie  z.  B.  die  Gothaer  Bank  sehr  viel  höhere  Prämien  als  voraussicht- 
lich notwendig  sind  und  verteilen  das  am  Schluss  des  Geschäftsjahrs  als  ent- 
behrlich Vorhandene  unter  dem  Namen  Dividende  an  die  Mitglieder  nach  Ver- 
hältnis der  Höhe  ihrer  Prämie.  Zweitens  hat  diese  Berechnungaart  den  Wohl- 
es* 
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thätigen  Zweck,  den  Aermeren  die  Teilnahme  am  Verein  zu  ermöglichen,  indem 
der  Verein  für  sie  die  Mühe  in  die  Hand  nimmt,  Ersparnisse  anzusammeln  und 
damit  ihre  Einlage  auf  HO  M.  zu  bringen,  wozu  es  sonst  vielen  an  geeignetem 
fintschluss  und  der  nötigen  Beharrlichkeit  fehlen  würde.    Diesen  Ausführungen 
könnte  nun  entgegengehalten  werden,  sie  träfen  nur  zu,  wenn  der  Konsum- 
verein lediglich  Wein  anschaffe  und  an  seine  Mitglieder  ablasse,  oder  wenn 
er  wenigstens  seine  Weingeschäfte  völlig  von  seinen  übrigen  Geschäften  trenne, 
besondere  Weinmarken  ausgebe.  Da  nun  aber  alle  Geschäfte  vermischt  würden, 
so  nähmen  an  dem  vom  Wein  gemachten  Zuschlag  auch  diejenigen  teil,  welche 
j^ar  keinen  Wein  bezogen  und  an  dem  Weinzuschlag  nichts  beigetragen  haben. 
Bei  genauerer  Betrachtung  dürfte  diesem  Einwände  indessen  kein  Gewicht  beizu- 
messen sein.    Vollkommen  richtig  ist  ja,  dass  an  dem  Gewinne,  der  am  Wein 
gemacht  wird,  auch  solche  Mitglieder  teilnehmen,  welche  wenig  oder  gar  keinen 
Wein  vom  Verein  bezogen  haben;  aber  dafür  nehmen  auch  diejenigen,  welche 
nur  Wein  und  keine  anderen  Waren  bezogen,  an  dem  Gewinn  teil,  der  an  den 
Waren  gemacht  wird!    Es  gleicht  sich  also,  da  jedes  Mitglied  nur  nach  Ver- 
hältnis seiner  Einkäufe  beim  Verein  oder  der  bezogenen  Marken  am  Gewinn 
teilnimmt,  die  Kecbnung  vollkommen  aus.    Schmälern  die  einen  den  Bezug 
des  vollen  Gewinns  am  Wein,  so  erhalten  die  anderen  dies  im  Gewinn  an  den 
Waren  ersetzt.    Damit  dieser  Ersatz  ein  vollständiger  sei,  ist  allerdings  nötig, 
dass  der  Aufschlag  auf  den  Wein  nicht  ein  unverhältnismässig  höherer  sei  als 
bei  den  übrigen  Waren,  wenn  man  die  Beschaffenheit  der  Waren,  die  Schnellig- 
keit und  Grösse  des  Umsatzes  und  alle  sonstigen  kaufmännisch  in  Betracht 
kommenden  Verhältnisse  mit  in  Rücksicht  nimmt.    Ein  solches  Missverhältnis 
ist  indessen  auch  in  Wirklichkeit  nicht  anzunehmen,  zumal  da  nach  dem  bei 
den  Akten  befindlichen  Exemplar  eines  Dienstvertrags  $  15  alle  Waren  ausser 
Wein  auch  an  dritte  verkauft  werden  könneu,  wozu  der  Verein  vernünftiger- 
weise nur  dann  Veranlassung  hat,  wenn  er  beim  Verkauf  einen  entsprechenden 
Gewinn  erzielt.    Sollten  sich  auch  in  einem  Quartal  vielleicht  einmal  Verschieden- 
heiten im  Gesehäftserfolge  herausstellen ,  so  werden  diese  Unterschiede  höchst 
wahrscheinlich  durch  die  Ergebnisse  der  folgenden  Quartale  ausgeglichen  und 
bei  einem  Durchschnitt  mehrerer  Jahre  verschwinden.    Bliebe  noch  eine  kleine 
Differenz,  so  Hesse  sich  diese  sehr  wohl  als  Prämie  für  den  wichtigen  Vorteil 
auffassen,  dass  sich  durch  die  Vergrösserung  der  Zahl  der  Vereinsmitglieder 
nur  solche,  welche  keinen  oder  wenig  Wein  kaufen,  die  Gefahr  des  Verlustes 
der  Einlage  und  die  Gefahr  der  solidarischen  Haftbarkeit  wesentlich  mindert. 
In  eine  Rechnung  nach  Pfennigen  sich  hierbei  zu  verlieren,  dürfte  hierbei  ohne- 
hin kaum  angebracht  sein.    2)  Von  der  Bildung  eines  Reservefonds  lässt  sich 
wiederum  nicht  sagen,  dass  sich  darin  die  Absicht  der  Genossenschaft  einen 
Gewinn  zu  machen,  dokumentiere.  Sie  erfolgt  zum  Zwecke  der  Erzielung  grösserer 
Gleichmässigkeit  und  Sicherheit  der  Geschäfte  der  Genossenschaft,  welche  viele 
Mitglieder  zählt,  welche  schon  durch  kleine  Unregelmässigkeiten  in  Verlegenheit 
kommen  können ;  sie  soll  aber  namentlich  die  Gefahr  mindern,  welche  die  soli- 
darische Haftbarkeit  der  Mitglieder  in  sich  schliesst.    Wie  gross  diese  Gefahr 
ist,  haben  die  Erfahrungen  des  letzten  Jahrzehnts  mehr  als  genügend  darge- 
than  und  zahlreiche  Vorschläge  auf  Abänderung  des  Gesetzes  hervorgerufen, 
teils  dahin  gehend,  die  solidarische  Haftbarkeit  der  einzelnen  Mitglieder  einzu- 
schränken, teils  dahin,  den  Reservefonds  obligatorisch  zu  machen,  welcher  letzterer 
Vorschlag  die  Bildung  eines  Reservefonds  als  im  innern  Wesen  der  Genossen- 
schaft begründet  ansieht  und  mit  vollem  Recht.    Eine  Genossenschaft,  welche 
nur  aus  wohlhabenden  Mitgliedern  bestände,  könnte  von  der  Bildung  eines 
Reservefonds  absehen,  da  unvorhergesehene  Verluste  leicht  und  bereitwillig  von 
den  Mitgliedern  gedeckt  werden  ;  ein  Konsumverein  aber,  welcher  aus  zahlreichen 
und  dabei  grösstenteils  unbemittelten  Genossenschaftern  zusammengesetzt  ist, 
würde  ohne  Bildung  eines  Reservefonds  ein  so  grosses  Risiko  für  die  besitzenden 
Mitglieder  erzeugen,  dass  sich  Besitzende  nur  schwer  zur  Teilnahme  entachliessen 
möchten,  denn  die  solidarische  Haftbarkeit  der  mittellosen  Mitglieder  ist  prak- 
tisch bedeutungslos;  in  Wirklichkeit  sind  den  Klagen  der  Genossenschaftegläubiger 
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wegen  eines  Ausfalls  im  Konkurs  der  Genossenschaft  allein  die  Besitzenden 
ausgesetzt,  und  von  diesen  jeder  einzelne  für  voll,  so  dass  er  leicht  wieder  zu 
schwierigen  Prozessangriffen  gegen  andere  mitverhaftete  Genossenschafter  seine 
Zuflucht  nehmen  muss,  um  einen  Teil  des  von  ihm  Gezahlten  zurückzuerhalten. 
Ein  solches  Risiko  zu  übernehmen  bei  Unternehmungen,  welche  gar  nicht  auf 
Gewinn  abzielen,  kann  einem  klugen  Mann  eigentlich  gar  nicht  einfallen,  und 
es  würden  also,  wenn  Reservefonds  nicht  stattfänden,  gerade  diejenigen  Mitglieder, 
welche  der  Genossenschaft  ihren  Kredit  verschaffen  und  welche  durch  ihre 
geschäftlichen  Kenntnisse  und  ihr  nahes  durch  die  Haftbarkeit  erzeugtes  Interesse 
hauptsächlich  auf  eine  zweckmässige  und  vertrauenswürdige  Geschäftsführung 
hinwirken  können  und  hinzuwirken  veranlasst  sind,  sich  ferne  halten.  Die  Natur 
des  Reservefonds  ergibt  sich  auch  ganz  klar,  wenn  man  das  definitive  Schicksal 
desselben  näher  prüft,  im  Falle  ihn  die  Verluste  der  Genossenschaft  nicht  ver- 
schlungen haben.  Er  wird  nämlich  bei  Auflösung  der  Genossenschaft  unter  die 
Genossenschafter  verteilt,  im  Zweifel  nach  Verhältnis  ihrer  Geschäftsauteile 
(Reichsgesetz  vom  4.  Juli  186*8  §  9),  was  in  den  Statuten  unserer  Genossenschaft 
nicht  anders  geregelt  worden  ist  Alle  diejenigen,  welche  zur  Bildung  des  Re- 
servefonds beigetragen  haben,  sofern  sie  noch  Mitglieder  des  Vereins  sind,  noch 
„ Geschäftsanteile*  besitzen,  nehmen  also  eine  Quote  des  Reservefonds  in  Em- 
pfang. Allerdings  gehen  diejenigen  leer  aus,  welche  schon  vor  der  Auflösung 
der  Genossenschaft  ausgetreten  waren  (Statuten  §  13);  aber  dafür  werden  auch 
alle  diejenigen,  welche  neu  eingetreten  sind,  mag  dies  auch  erst  in  den  letzten 
Wochen  vor  dem  Autlösungsbeschluss  geschehen  sein,  am  Reservefonds  mitbe- 
rechtigt. Beide  Grundsätze  stehen  in  engem  Zusammenhang.  Den  neu  Ein- 
tretenden kann  nicht  wohl  ein  Anspruch  auf  den  Reservefonds  vorenthalten 
werden,  weil  sie  vom  Tage  ihres  Eintritts  an  für  alle  bereits  vor  dem  Ein- 
tritt entstandenen  Verbindlichkeiten  der  Genossenschaft  subsidiär  solidarisch 
haften  (Reichsgesetz  vom  4.  Juli  1868  §  12);  den  Austretenden  kann  der  An- 
sprach nicht  bleiben,  weil  sie  nach  ihrem  Austritt  für  Verbindlichkeiten  der 
Genossenschaft  nicht  mehr  einstehen,  soweit  das  Vermögen  derselben  zur 
Deckung  hinreicht.  (Reichsgesetz  vom  4.  Juli  1868  §  12).  Gerade  wegen  der 
eben  besprochenen  Rechtsgrundsätze  haben  die  jeweiligen  Mitglieder  einer 
Genossenschaft  gar  kein  Interesse,  einen  grösseren  Reservefonds  aufzuspeichern, 
als  die  Vorkehrung  gegen  Unfälle  rätlich  erscheinen  lässt,  weil  sie  durch  Auf- 
speicherung von  Ueberflüssig^em  nur  später  Eintretenden  ein  Geschenk  machen 
würden.  In  unserem  Fall  übrigens  kann  nicht  ohne  Grund  geltend  gemacht  werden, 
dass  die  Betrage,  welche  der  Konsumverein  zur  Erhaltung  des  bereits  bisher 
gültig  gesammelten  Reservefonds  und  zur  etwaigen  Erhöhung  desselben  vor- 
läufig beiseite  legt,  gar  nicht  notwendig  dem  am  Wein  gemachten  Gewinn 
entnommen  sind.  Der  Verein  lässt  viele  andere  Waren  an  die  Mitglieder  ab 
und  verkauft  sie  mit  Gewinn  an  dritte,  erzielt  also  hie  von  so  viel  und  sicher- 
lich weit  mehr  als  für  den  Reservefonds  erforderlich  ist.  Nichts  hindert  ihn  zu 
sagen  oder  wenn  nötig,  auch  in  den  Statuten  auszusprechen,  dass  von  dem  auf 
den  Wein  gemachten  Preiszuschlag  nichts  in  den  Reservefonds  kommen  solle. 
3)  Die  Abschreibungen  am  Wert  der  Immobilien  und  Mobilien  gar  erschienen 
in  der  Hauptsache  nur  ah?  Sicherung  für  die  Ziehung  richtiger  Bilanzen.  Immo- 
bilien verursachen  bekann  term  assen  nicht  bloss  Unterhaltungskosten,  sondern 
vermindern  sich  im  Wert  mit  den  Jahren;  sie  unterliegen  ausserdem  Preisver- 
änderungen durch  allgemeine  Wertschwankungen  oder  Veränderung  in  den 
lokalen  Verhältnissen.  Ebenso  bedeutend,  ja  noch  fühlbarer  können  die  Wert- 
einbussen sein,  welche  sich  an  leicht  verderblichen  Viktualien  ereignen.  Bei 
diesen  Abschreibungen  liegt  also  nicht  die  Absicht,  einen  »Gewinn*  zu  machen 
vor,  sondern  vielmehr  die.  Irrtümer  zu  verhüten  und  Enttäuschungen  zuvorzu- 
kommen. Aus  dem  Gesagten  dürfte  sich  zur  Genüge  ergeben,  dass  die  Berech- 
nung von  Dividenden  die  Bildung  eines  Reservefonds  und  das  Abschreibev«T- 
fahren  in  keiner  Weise  die  Geschäfte  des  Konsumvereins  Stuttgart  in  einem 
anderen  Lichte  erscheinen  lassen  als  in  dem  unter  1.  betrachteten  Falle,  und 
kein  Grund  sind,  das  „ Ablassen*  von  Wein  an  die  Mitglieder  zu  einem  auf 
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„Gewinn*  berechneten  Handelskauf  zu  stempeln,  dass  sie  vielmehr  nur  zweck- 
mässige und  dem  Wesen  der  Genossenschaft  wesentlich  angemessene  Vorsichts- 
massregeln ausmachen. 

Der  Verwaltungsgeriehtehof  vertrat  durch  Urteil  vom  10.  November  1883 
die  Steuerpflichtigkeit.  „Nach  Art.  16  des  Wirtschaftsabgabegesetzes  vom  29.  Juli 
1827,  bezw.  nach  Art.  2  des  Gesetzes  vom  12.  Dezember  1871  haben  „Wein- 
händler und  Private*,  welche  Wein  in  geringeren  Quantitäten  als  20  1  verkaufen, 
die  Wirtschaftsabgaben,  desgleichen  die  nach  dem  Sportelgesetz  vom  24.  März 
1881  Tarif  Nr.  90  Ziff.  II,  2  für  solche  Verkaufe  bestimmten  Sportein  zu  ent- 
richten, wenn  sieh  durch  den  nach  §  33  der  Reichsgewerbeordnung  eingetretenen 
Wegfall  der  früher  zugleich  nötig  gewesenen  Wirtschaftskonzession  nichts  ge- 
ändert hat  (vgl.  Verf.  d.  k.  Minist,  d.  Inn.  v.  4.  Oktober  1879  §  8  Regbl.  S.  421). 
Jene  Gesetzesbestimmung  ist  nach  den  ständwehen  Verhandlungen  über  dieselbe 
nur  deshalb  getroffen  worden,  dass  hierdurch  den  mit  Getränkeabgaben  belasteten 
berechtigten  Wirtschaftsgewerben  der  nötige  Schutz  gegen  die  Konkurrenz  an- 
derer den  Weinverkauf  ebenfalls  im  kleinen,  aber  nur  über  die  Strasse  be- 
treibender Personen  gewahrt  und  die  überhaupt  für  diesen  Weinverschleiss  be- 
stehende Konsumsteuer  in  ihrem  vollen  Umfang  zum  Einzug  gebracht  werde. 
In  welchem  Umfang  dieser  Weinverschleiss  im  einzelnen  Fall  stattfindet,  ist  nach 
dem  Wortlaut  und  der  Absicht  des  Gesetzes  für  die  Abgabepflicht  an  sich  nicht 
erheblich.  Auch  ein  einmaliger  Verkauf  von  Wein  im  kleinen  unterliegt  der 
Abgabe  und  ist  es  keineswegs  nötig,  dass  ein  gewerbsmässiger  Verkauf  statt- 
gefunden habe,  worauf  auch  der  Umstand  hinweist,  dass  im  Gesetz  neben  den 
Weinhändlern  die  Privaten  besonders  hervorgehoben  sind.  Ebenso  unerheblich 
ist ,  ob  der  Weinverkauf  beliebigen  oder  nur  an  einzelne  auserwählte  Personen 
erfolgt,  also,  wie  im  gegenwärtigen  Fall  behauptet  wird,  nur  an  Mitglieder  der 
Genossenschaft;  desgleichen  welche  sonstigen  Beziehungen  zwischen  dem  Wein- 
käufer und  seinem  Verkäufer  bestehen.  Auch  der  Preis,  in  welchem  der  Wein 
im  kleinen  verkauft  wird,  ob  dies  nach  dem  Selbstkostenpreis  oder  mit  Gewinn 
stattfindet,  kann  für  die  Abgabepflicht  im  allgemeinen  nicht  in  Betracht  kommen, 
indem  sich  die  Höhe  des  Umgeldes  in  Prozenten  einfach  nach  dem  Preis  richtet, 
in  welchem  der  Wein  ausgeschenkt  oder  im  kleinen  verkauft  wird.  Der  bei 
dem  Spar-  und  Konsumverein  in  Stuttgart  stattfindende  Weinverschleiss  in  Mengen 
unter  20  1  musste  nun  bei  den  vorliegenden  Verhältnissen  ebenfalls  als  ein  ab- 
gabpeflichtiger  Kleinverkauf  erklärt  werden.  Der  Verein  ist,  wie  man  auch  im 
übrigen  die  rechtliche  Eigenschaft  der  Genossenschaften  auffassen  will,  immerhin 
nach  §  11  des  Reichsgesetzes  vom  4.  Juli  1868  und  seiner  in  dem  Statut  vom 
1.  Januar  1881  bestimmten  Organisation  insoweit  als  ein  selbständiges  Rechts- 
subjekt zu  betrachten,  dass  er  für  die  Zwecke  der  Genossenschaft  durch  die  den 
Verein  allein  vertretenden  statutenmassigen  Organe  sowohl  mit  seinen  Mitgliedern 
als  mit  andern  unter  seiner  Firma  Rechtsgeschäfte  eingehen  kann.  Auch  stehen 
die  vorhandenen  Waren-  und  Weinvorräte ,  wie  überhaupt  das  Vermögen  nicht 
nach  bestimmten  Quoten  im  Eigentum  der  einzelnen  Genossenschafter,  sondern 
nur  der  Genossenschaft  als  solcher  in  ihrer  die  gegenwärtigen  und  künftigen 
Mitglieder  umfassenden  Gesamtheit.  Wie  daher  der  einzelne  Genossenschafter 
nicht  Miteigentümer  jener  Warenvorräte  ist,  so  ist  er  auch  nicht  berechtigt, 
eine  entsprechende  reale  Verteilung  der  letzteren  zu  verlangen,  wie  dies  sonst 
einem  Miteigentümer  zustehen  würde.  Es  folgt  dies  namentlich  auch  aus  §  39 
Absatz  2  des  Reichsgesetzes  von  1868,  wonach,  wenn  nicht  im  Gesellschaftsvertrag 
etwas  anderes  bestimmt,  was  im  Statut  des  Stuttgarter  Vereins  nicht  enthalten 
ist,  austretende  Genossenschafter  und  Erben  verstorbener  Genossenschafter  keinerlei 
Anspruch  an  den  Reservefonds  und  das  vorhandene  Vermögen  erheben  können, 
sondern  nur  den  Geschäftsanteil  des  laufenden  Jahres  nach  dem  Bücherabschluss 
beziehen.  Hiernach  können  einzelne  Genossenschafter  die  Erwerbung  von  Waren 
der  Genossenschaft  nur  mittelst  eines  rechtsförmlich  mit  den  Organen  der  Ge- 
nossenschaft abgeschlossenen  Kaufgeschäfts  bewirken.  Nichts  anderes  bestimmt 
auch  der  §  2  des  Stuttgarter  Vereinsstatuts,  wenn  er  als  Zweck  der  Genossen- 
schaft bezeichnet:  „Den  Mitgliedern  gute  und  unverfälschte  Waren  zum  Tages- 
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preise  gegen  sofortige  bare  Bezahlung  zu  verschaffen.*  Das  Bestehen  eines  be- 
absichtigten Kaufgeschäfts  wird  sodann  auch  noch  durch  die  Bestimmungen  in 
den  §§16  und  23  des  Statuts  bestätigt,  wonach  die  Festsetzung  der  Zahl  der 
Verkaufslokale  und  der  Verkaufspreise  zur  Befugnis  der  Generalversamm- 
lung, bezw.  des  Vorstandes  gehört.  Desgleichen  sprechen  die  in  der  Beschwerde- 
schrift geltend  gemachten  Urteile  des  früheren  preußischen  Obertribunah»  vom 
16.  Mai  1876  und  des  Strafsenate  des  Reichsgerichts  vom  24.  Oktober  1881, 
wonaeh  der  Brennmaterialabsatz  eines  Konsumvereins  an  seine  Mitglieder  nicht 
als  ein  der  Konzession  bedürfender  Gewerbebetrieb  im  Sinn  der  Reichsgewerbe- 
ordnung erklärt  wurde,  stete  nur  von  einem  Ankauf  und  »Weiterverkauf* 
der  Konsumtibilien  an  die  Mitglieder  und  erklären  nirgends  diesen  Umsatz  als 
eine  blosse  Verteilung  der  ersteren,  welche  in  Wirklichkeit  auch  gar  nicht 
vorliegt" 

An  diese  Entscheidung  im  Zusammenhalt  mit  der  vom  9.  Februar  1884 
knüpfte  sich  in  Württemberg  noch  eine  interessante  juristische  Diskussion.1) 
Man  behauptet,  der  k.  Verwaltungsgerichtehof  habe  sich  in  beiden  Entscheidungen 
in  einen  ganz  bedenklichen  Widerspruch  verwickelt.  In  dem  Erkenntnis  vom 
10.  November  1883  erklärt  derselbe  die  Konsumvereine  insoweit  für  selbständige 
R  echtesubjekte ,  dass  sie  unter  ihrer  Firma  für  die  Zwecke  der  Genossenschaft 
durch  ihre  Vertreter  mit  Mitgliedern  und  andern  Personen  Rechtegeschäfte  ein- 
gehen können;  in  dem  Urteil  vom  9.  Februar  1884  spricht  er  dagegen  am, 
dans  die  Mitglieder  des  Vereins  nicht  als  diesem  gegenüberstehende  dritte  Per- 
sonen wie  ein  Nichtmitglied  betrachtet  werden  können.  Im  ersten  Fall  haben 
wir  Kauf  und  Verkauf,  weil  sich  zwei  Rechtssubjekte  gegenüberstehen  und  das 
Eigentum  von  dem  einen  auf  den  andern  übergeht,  im  andern  Fall  wird  das 
geleugnet.  Der  Boden  für  die  Besteuerung  wird  verschoben,  während  beide 
Steuern,  die  Umgeldabgabe  und  die  Gewerbesteuer,  an  ein  gemeinsames  prin- 
zipielles Merkmal  anknüpfen.  Die  Umgeldabgabe  setzt  einen  Verkauf  von 
Wein  und  Obstmost  voraus,  die  Gewerbesteuer  setzt  ebenfalls  den  Verkauf 
von  Waren  voraus,  der  Unterschied  ist  nur,  dass  in  letzterem  Fall  der  Verkaot 
stete  ein  gewerbsmässiger,  auf  Gewinn  berechneter  sein  muss,  während  in  ersterem 
schon  ein  einmaliger  gewinnloser  Verkauf  genügt.  Entweder  ist  Steuerfrei- 
heit bei  dem  Umgeld  und  bei  der  Gewerbesteuer  geboten,  oder,  wie  es  das 
Ministerium  konsequent  für  richtig  hielt,  Steuerpflicht  in  beiden  Fällen. 

Neben  der  Gewerbesteuer  kommt  noch  die  Kapitalrentensteuer  in  Betracht 
Das  kann  in  verschiedener  Weise  der  Fall  sein.  Wenn  ein  Konsumverein  oder 
eine  andere  Genossenschaft  ihren  Reservefonds  verzinslich  angelegt  hat,  so  fallen 
diese  Ertragnisse  unter  die  Kapitalrentensteuer.  Die  Dividenden  der  einzelnen 
Genossenschafter  sind  —  eine  Ausnahme  besteht  bezüglich  der  Kreditgenossen- 
schaften und  bei  den  Aktiengesellschaften  —  nicht  kapitalrentenstenerpfliehtig. 
Das  württembergische  Gesetz  spricht  vom  Ertrag  aus  »verzinslichen  Kapitalien*, 
und  nach  Entscheidung  des  k.  Geheimrats  vom  23/25.  Oktober  1858  werden 
unter  verzinslichen  Kapitalien  solche  verstanden,  bei  welchen  die  Verzinslichkeit 
auf  ausdrücklicher  vertragsmässiger  Anbedingung  beruht.')  Die  Dividenden  der 
Genossenschafter  werden  erst  kapitalrentenateuerpflichtig,  wenn  sie  als  zinstragende 
Darlehen  dem  Verein  überlassen  werden.  Verwickelter  gestaltet  sich  das  Ver- 
hältnis bei  deu  Kreditvereinen,  da  bei  ihnen  das  Kapital  eine  eigentümliche 
Doppelstellung  einnimmt.  Die  württembergische  Gesetzgebung  und  Praxis  schlägt 
um  dieser  Schwierigkeit  zu  entgehen,  bei  Bankgeschäften  den  Weg  ein,  da*.* 
der  Zinsenertrag  aus  den  gesamten  Fonds  an  verzinslichen  Kapitalien  etc.  der 

')  Kübel  u.  Sarwey,  Württemb.  Archiv  f.  Recht  u.  Rechteverwaltung 
mit  Einschluss  der  Administrativ-Justiz  23.  Bd.,  1882,  S.  228.  Bl.  f.  G.  1884. 
Jahrg.  31,  S.  10,  17  f. 

')  Boscher,  Zeitschrift  für  die  freiwillige  Gerichtsbarkeit  und  Gemeinde- 
verwaltung. 26.  Jahrg,  1884,  S.  217,  346;  27.  Jahrg.,  1885,  S.  147. 

*)  Sammlung  der  Württemb.  Staatesteuergesetze  S.  159,  213. 
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Kapital-  und  Keuteneinkommenstencr.  der  durch  bankmäßige  Geschäfte  erzielte 
Ertrag  dagegen  der  Gewerbesteuer  unterließt.1!  Die  < Je werbest  euer  in  diesem 
•Sinn  gilt  nun  auch  für  die  Vorschussverein»\  wenn  und  insoweit  sie  mit  Nieht- 
mitgliedern 1  testhätte  maehen.  Hiebei  wird  schon  das  Anleihen  von  Kapital 
von  Niehtmitgliedern  als  Merkmal  eines  Gewerbebetriebes  angesehen,  ebenso 
die  Verwendung  zeitweise  überschüssiger  Barmittel  zum  Ankauf  von  Wechseln 
au.«  der  Hand  von  Niehtmitgliedern.  Von  den  «Vereinen  wird  das  als  unbe- 
rechtigt erklärt,  wahrseheinlieh  wird  der  k.  Verwaltungfsgerichtshof  demnächst 
auch  hierüber  eine  Entscheidung  zu  t  retten  haben.-) 

In  betreff  der  Kapitalrentensteuer  ist  weiter  von  wesentlicher  Bedeutung. 
da<s  das  württeinbergische  Steuergesetz  den  Abzug  der  Passivzinsen  nicht  zu- 
läs<t.  Bankanstalten,  die  mit  fremdem  Kapital  arbeiten,  unterliegen  deshall) 
für  ihre  ausgeliehenen  Kapitalien  der  vollen  Kapitalrentensteuer.  Das  gleiche 
miisste  nun  auch  bei  den  Kreditgenossenschaften  und  Kreditvereinen  eintreten. 
Bezüglich  letzterer  Hess  alter  das  Kapitalsteuergesetz  vom  Ii).  September  1852 
—  Vorsehus-vereine  nach  Schulze  Delitzechem  System  gab  es  damals  noch  nicht 
im  Lande  —  bereits  eine  Milderung  eintreten. 

-Kr-eititvnvhi«'.  wel-h'-  unl't  Kontrolle  der  Siitit-hcliordeii  st- h»  n  und  li]o-sS  i l.-n  Zweck 
haben.  K:i|>it;tN>  imlil.-n  d-r  (lesrlls-  hiittsnutslicter  /ji-iii'-in.x-liiiftlirli  aufzunehmen  und  uirlit 
auf  den  Liewinn  drifter  bm  ebner  sim],  können,  sofern  si"  dieser  licMimmnng  M-ilien, 
n;eh  il-m  I'lriiK's-Mi  a.-r  *'riitriilst.'uevl)i  !ii.n|'  .  mit  ti-r  bei  d.  n  (VeseJNi  SKitl-ijnit-li'  .lern  -Jen 
Zinsen  oder  Itent' um  liuMiirnn  st.-h.-nden  Krt |>t t I j-  l'p  i  v< »n  <]>  t  Steuer  1  ••-Tinini»  lT  werden, 
wy^R-  n  sie  mit  'l'-u  Zinsen  ilir-'ii  ausnahmsweise  etwa  anderweitig  stntrejepreii  Ku]>ituli<n 
oiler  envorU-n.-ii  ver/insln  ivn  Koni,  Hingen .  sowie  ilnv  (ilmitug-r  mit  den  .lern  Kr.  'litv.  ieine 
geliehenen  Kapitalien  d.-v  fl-Meu-Tunt:  unt.-rli. ■cm"  1  . 

Diese  Bestimmung  win  am  h  l'iir  die  Gr>nns-*-ns<  batten  verw<  rtbur,  durch  Er- 
iass  de>  Steuei'kollegiums  vom  17.  Oktober  IsT'.J  wurden  die  Details  näher  geregelt  * ): 

1)  Die  Vornns^'-tzmi^ei)  der  erwähnten  (>esetz»->lH'stuiimnnK  tieften  in  der  Kegel  zu 
bei  den  p-vu-rlOirJjrii  Vors- linss-  mid  Ki'.-'lit  v>-i  vinen   z.  ]t   Hamhvei  U.  i  l,;mU<  n,  O- 

Welheli;inlien  , 

?i  Verein.',  w-h-h-  -Ii-  in  dem  rüb-ierten  Art.  :i  A  k  vurgesehem»  Mt^ur-rlieln-  lbdiandlmig 
in  Ansv.ni'  h  n-lnuen  wollen.  b;il>-n  sieh  il-r  Kontrolh  il-  r  Staatsbehörden  zu  unter- 
werfen, auch  ist  die  Zulassung  dieser  Behaudlungsweise  von  der  Genehmigung  des 
k.  Steuerkollegitims  dem  Ermessen  der  Centralsteuerbehörde)  abhängig. 

Solange  diesen  Erfordernissen  nicht  genügt  wird,  ist  ein  Kredit  verein  verpfliehtet. 
seine  sämtlichen  Kapitalien ,  also  auch  die  bei  seinen  Mitgliedern  stehenden,  zu  versteuern. 

3)  Sollte  es  zur  Kenntnis  der  Aemter  kommen ,  das«  ein  Kreditverein ,  ohne  den  unter 
Punkt  2  bezeichneten  Erfordernissen  zu  genügen,  stillschweigend  von  der  im  Ge- 
setz vorgesehenen  Begünstigung  Gebrauch  macht,  mithin  die  bei  den  Gesellseliafts- 
mitgliedern  stehendeu  Kapitalien  (die  den  Mitgliedern  gewähnen  Vorschüsse)  einfach 
nicht  fatiert,  so  wäre  der  Verein  zur  Äusserung  zu  veranlassen  und  in  der  Sache 
an  das  k.  Steuerkollegium  Bericht  zu  erstatten. 

4)  Wird  einem  Kreditverein  die  steuerliche  Behandlung  nach  Art.  3Ak  des  Gesetzes 
zugestanden ,  so  bleibt  derselbe  mit  den  anderswo  als  bei  Gesellschaftsmitgliedern 
stehenden  Kapitalien  oder  erworbenen  verzinslichen  Forderungen  auch  fernerhin  steuer- 
pflichtig :  bezüglich  dieser  Steuerptii'ht  wird  noch  folgendes  erläuternd  bemerkt :  a.  Auch 
der  Reservefonds  ist  nur  insoweit  zu  versteuern,  als  derselbe  lxd  Niehtmitgliedern  \ z.  B. 
in  Wertpapieren)  angelegt  ist.  Derselbe  wird  demuach,  soweit  er  steuerbar  ist,  da- 
durch von  selbst  zur  Steuer  gezogen .  dass  der  Kreditverein  seine  sämtlichen  bei 
Niehtmitgliedern  stehenden  Kapitalien  und  Forderungen  versteuert,   b.  Zu  den  ver- 


')  Verfügung  der  Katasterkommission  v.  7.  Okt.  1874  §  1  Z.  4  und  §  12  b. 
Sammlung  S.  115,  119. 

»)  Bl.  f.  G.  1880  Jahrg.  27  S.  26  1885  Jahrg.  32  S.  313. 

*)  Gesetz  v.  19.  Sept.  1852  betr.  die  Steuer  von  Kapital-,  Renten-,  Dienst- 
untl  Berutseinkommen,  Art.  3  Ak.    Sammlung  S.  lb'2. 

4)  Sammlung  S.  209.  Bl.  f.  G.  1880  Jahrg.  27  S.  26.  1885  Jahrg.  32.  S.  302. 
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zinslieben  Forderungen  gehören  vorübergehende  verzinsliche  Geldanlagen  des  Vereins 
bei  Banken,  sofern  diese  Anlagen  Uber  den  Xormaltag.  1.  April,  ausstehen,  c.  Me 
bei  Nichtmitgliedern  stehenden  Kapitalien  und  Forderungen  sind  nath  dem  Stand 
am  Normaltag,  1.  April,  zu  fatieren. 
5}  Die  Steuerfreiheit  erstreckt  sich  nicht  auf  die  Gläubiger  der  Kreditvereine.  Als 
Gläubiger  eines  Kreditvereins  unterliegen  der  Steuer  in  erster  Linie  diejenigen  Mit- 
glieder und  Niuhtmitglieder ,  bei  welchen  der  Verein  gewöhnliche  Darlehen 
aufgenommen  hat,  und  es  dürfen  Mitglieder  an  dem  ihnen  aus  solchen  Darlehen  er- 
wachsenden Ertrag  keinerlei  Abzug  für  Zinsen  und  Provisionen  machen,  welche  sie 
etwa  ihrerseits  aus  Vorschüssen  an  den  Verein  zu  entrichten  hüben  sollten. 

Di«  Vereinsmitglieder  sind  aber  insbesondere  auch  mit  den  Dividenden  aus 
ihren  statutenmässigen  Einlagen  (Stammanteilen,  Guthaben;  steuerpflichtig. 
In  letzterer  Beziehung  ist  nachstehendes  zu  bemerken :  a.  Das  k.  Steuerkollegium  pflegt 
mit  der  in  Art.  3Ak  vorgesehenen  steuerlichen  Behandlung  die  Anordnung  zu  verbinden,  da« 
der  Kreditvcrein  die  Dividenden  der  Mitglieder  namens  der  letzteren  aus  einer  Hand  zu 
fatieren  habe,  —  zur  Vermeidung  von  Weiterungen  nnd  zum  Schutze  der  Mitglieder  gegen 
missliebige  Folgen  einer  etwaigen  Unterlassung  der  Fassion,  welche  bei  diesen  Bezügen  leicht 
vorkommen  könnte,  zumal  da  die  Dividenden  vielfach  nicht  ausbezahlt,  sondern  nur  aus- 
geschrieben werden.  Es  wird  jedoch  im  Hinblick  auf  einige  Auffassungen,  welche  nicht  selten 
hervorgetreten  sind,  hier  besonders  darauf  aufmerksam  gemacht,  dass  ein  Kreditverein,  ind^m 
er  namens  seiner  Mitglieder  die  Dividenden  fatiert,  nicht  seiue  eigeue  Steuerpflicht  (vgl.  o»*n  < , 
sondern  diejenige  seiner  Mitglieder  hinsichtlich  ihrer  Üividendenbezüge  erfüllt,  b.  Die  An- 
ordnung zu  a.  verlangt  von  den  Kreditvereinen  die  Fassion  der  Dividenden  nicht  in  grösserem 
Umfange,  als  sie  in  der  Hand  des  einzelnen  Mitglieds  steuerpflichtig  sind.  Insbesondere  bleiben 
nach  einer  vorliegenden  Entscheidimg  des  k.  Geheimerats  die  Dividenden  ans  denjenigen  Ein- 
lagen von  der  Steuer  frei,  welche  mittelst  Entnahme  von  Vorschüssen  thatsächlich  zurück- 
gezogen werden  und  nicht  aufgehört  haben,  einen  Teil  der  schon  mit  Gewerbesteuer  l*elegten 
Betriebskapitale  zu  bilden;  es  soll  daher  die  Kapitaleinkommenssteuer  auf  solche  Divi- 
denden beschränkt  sein,  welche  bei  den  einzelnen  Mitgliedern  die 
von  ihm  als  Kntlehner  von  dem  Verein  diesem  bezahlten  Zinsen  und 
Provisionen  übersteigen. 

Hiemach  dürfen  die  Kredit  vereine,  wenn  sie  die  Dividenden  ihrer  Mitglieder  fatieren.  die 
entsprechenden  Abzüge  machen.  Mit  Rücksicht  darauf  sodann,  dass  eine  Berechnung  der  Gut- 
haben der  einzelnen  Mitglieder  auf  den  Fassionstermin,  1.  April,  nicht  stattfindet  und  auch  hei 
der  grossen  Zahl  und  der  verhältnismässigen  Geringfügigkeit  der  einzelnen  Posten  nicht  wohl 
verlaugt  werden  kann,  findet  das  k.  SteuerkoUeginm  nichts  dagegen  zu  erinnern,  wenn  bei  der 
Fassion  der  Dividende  in  der  Weise  verfahren  wird,  dass  sowohl  die  Dividenden  als  die  Zinsen 
und  Provisionen  der  einzelnen  Mitglieder  nach  dem  Ergebnisse  des  dem  Fassionstermin  voran- 
gehenden Rechnungsabschlusses  in  Rechnung  genommen  werden  und  zwar  in  den  Betragen, 
wie  sie  bei  dem  einzeluen  Mitglied  gebucht  sind. 

Dagegen  darf  nicht  einfach  an  der  Summe  der  Dividenden  die  Summe  der  in  dem 
betreffenden  Verwaltungsjahr  gebuchten  Zinsen  und  Provisionen  abgezogen  werden,  wodurch 
der  bei  einem  Mitglied»  sich  ergebende  Mehrbetrag  von  Zins  und  Provisionen  üb*r  die 
Dividende  an  den  Dividenden  anderer  Mitglieder  in  Abzug  komme;  es  ist  vielmehr,  wie  die 
Fassion  namens  der  eiu/.elnen  Mitglieder  geschieht,  so  auch  für  jede«  einzelne  Mitglied  der 
zu  versteuernde  Dividendenbetrag  besonders  zu  berechnen;  die  spezifizierte  Berechnung  i*l 
der  Fassion  des  Kreditveroins  anzuschliessen  oder  doch  der  Steuerbehörde  zur  Einsieht  zu 
stellen,  damit  dieselbe  zu  beurteilen  vermag,  ob  dabei  richtig  verfahren  worden  ist.  Hervor- 
gehoben wird  noch,  das»  Abzüge  für  Zinsen  und  Provisionen  nur  an  den  Dividenden  gewerbe- 
treibender Mitglieder  vorkommen  dürfen. 

Aus  dem  Vorstehenden  ist  zu  entnehmen,  dass  in  Württemberg  eine  zwei- 
fache Kapitalrentensteuerpflicht  besteht,  die  eine  auf  die  Vorschuss  vereine,  die 
andere  auf  ihre  Mitglieder  sich  beziehend.  Von  der  eigenen  Steuerpflicht  können 
die  Vereine  sich  befreien,  insoweit  sie  die  Kapitalien  bloss  an  die  Mitglieder  aus- 
leihen und  zugleich  der  Kontrolle  der  Staatsbehörde  sich  unterstellen.  Bei  den  so 
der  Kontrolle  unterstellten  Vorschussvereinen  ergibt  sich  ein  weiteres  Benefiziura 
dadurch,  dass  auch  von  den  Dividenden  der  Mitglieder  die  von  letzteren  zur  Ka&*£  zu 
zahlenden  Passivzinsen  in  Abzug  kommen  dürfen,  was  sonst  im  württerabergischen 
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Kapitaleinkonimensteuergcsetz  nicht  zugelassen  wird.  Die  Kontrolle  der  Staats- 
behörde erstreckt  sich  darauf,  feststellen  zu  können,  dass  die  Vereine  Über  diese 
Kapitalanlagen  auch  immer  die  richtigen  Angaben  machen.  Ks  wird  die  Mit- 
gliederliste mit  den  Namen  der  Vorschussnehmer  und  Kontokorrentinhaber  und 
der  Rechenschaftsbericht  mit  den  todten  Kontis  des  Hauptbuchs  verglichen '). 

Die  staatliche  Steuerordnung  ist  auch  maasgebend  für  die  Gemeinde- 
uteuern:  denn  die  Gemeinden  sind  berechtigt,  soweit  deren  Bedürfnisse  aus  dem 
Ertrag  des  Geineindevermögens,  aus  der  Bürger-  und  Wohnsteuer  und  aus  den 
örtlichen  Verbrauchsabgaben  nicht  gedeckt  werden  können,  das  Defizit  oder  den 
sogen.  Gemeindeschaden  auf  die  steuerpflichtigen  Grundstücke  und  Gefälle,  die 
Gebäude  und  die  Gewerbe  innerhalb  des  Gemeindebezirks  umzulegen  nach  den 
für  die  Staatssteuer  bestehenden  Katastern.  Auch  darf  die  Gemeinde  das  Kapital-, 
Renten-,  Dienst-  und  Berufseinkommen  und  die  Apanagen  in  der  Beschränkung 
des  auf  l°o  der  Staatsbesteuerung  ermittelten  Jahresertrags  zur  Deckung  ihres 
Defizits  beiziehen.  Die  Bedürfnisse  der  Amtskörperschaft  werden  aus  den  von 
den  Gemeinden  zu  leistenden  Beiträgen  bestritten»). 

2)  Mecklenburg. 

In  Mecklenburg  bestand  vor  dem  Jahr  1870  ein  sehr  verwickeltes  Steuer- 
system. Wir  können  auf  dessen  nähere  Darlegung  verzichten ').  Für  die  Ge- 
nossenschaften hatten  zwei  Steuern  Bedeutung:  die  Handelsklassensteuer  und 
die  ausserordentliche  Kontribution.  Letztere  geht  in  ihrem  Ursprung  bis  1809 
zurück  und  diente  zur  Deckung  solcher  Staatsbedürfnisse,  welche  durch  die 
zwischen  Fürst  und  Ständen  bestehenden  Verträge  über  die  Aufbringung  des 
ordentlichen  Staatsbedarfs  und  über  die  dazu  zu  leistenden  städtischen  Steuer- 
hilfen nicht  vorgesehen  waren.  Auf  dem  Land  bestand  sie  aus  einer  Hufen- 
und  Personalsteuer,  die  städtische  Kontribution  dagegen  zerfiel  in  eine  Grund- 
steuer von  Häusern  und  Ländereien ,  eine  Personalstener ,  eine  Handelssteuer, 
eine  Gewerbe-  und  Viehsteuer.  In  allen  Landesteilen  endlich  wurde  obendrein 
eine  Kinkommen-  und  Zinssteuer  erhoben 4).  In  Bezug  auf  letztere  bestimmte 
das  Edikt  vom  18.  Februar  1854,  dass  alle  Personen  beiderlei  Geschlechts,  welche 
eich  ein  Jahr  oder  länger  im  Lande  aufgehalten  haben,  von  ihrer  etwaigen  Ein- 
nahme aus  Zinsen,  Renten,  Bodmereiverhältnissen  und  Aktien  eine  Steuer  zu 
zahlen  haben.  Die  Steuerpflicht  beginnt  bei  einer  Zinseinnahme  von  10  Thlrn ; 
Zinsen  unter  10  Thlr.  sind  steuerfrei.  Der  niedrigste  Satz  der  Abgabe  ist 
14  Schilling  pro  100  Thlr.  Einnahme  und  steigert  sich  bis  zu  1V*%  von 
2500  Thlrn.  Zinsen  und  darüber.  Alle  dieser  Steuer  unterliegenden  Kinnahmen 
sind  vom  Empfänger  zusammenzurechnen  und  nach  der  Gesamtsumme  mit  dem 
zutreffenden  Ansätze  zu  versteuern.  Bei  Berechnung  solcher  Einnahmen  darf 
jeder  die  auf  etwaige  Passivkapitalien  zu  zahlenden  Zinsen  in  Abzug  bringen 
und  hat  er  nur  von  dem  wirklich  verbliebenen  Ueberschuss  zu  steuern.  Der 
Steuer  unterliegen  auch  die  städtischen  und  andere  Kommunen,  Kirchen  und 
Stiftungen.  Frei  waren  :  Annen-,  Witwen-Anstalten  und  die  landesherrlich  be- 
stätigten Ersparnis-Anstalten,  sowie  auf  die  Zeit  ihrer  Konzessionsdauer  die 
Rostocker  Bank  und  die  Lebensversicherungs-  und  Sparbank  zu  Schwerin. 

Auf  Grund  dieser  gesetzlichen  Bestimmungen  erachtete  im  Juli  1866  die 
Landes-Rezeptur-Direktion  die  Vorschussvereine  für  pfliehtig  zur  Erlegung  einer 
Zinsensteuer  und  zwar  derart,  dass  von  der  Bruttozinseinnahme  die  an  die 
Gläubiger  der  Vereine  zu  zahlenden  Darlehens-  und  Spareinlagenzinsen  und  die 
bar  ausgezahlte  Dividende  in  Abzug  zu  bringen,  der  ganze  Rest,  bestehend  aus 


')  Bl.  f.  G.  1880  Jahrg.  27  S.  47. 

')  Sammlung  der  württemb.  Staatssteuergesetze  S.  41,  215. 
8)  Verjfl.  Balck,  Finanzverhältnisse  in  Mecklenburg-Schwerin  II.  Band 
1878  S.  1  f. 

4)  Balck  a.  a.  O.  II.  S.  40. 
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der  zugeschriebenen  Dividende ,  dem  Zuschuss  zum  Reservefonds  und  den  ge- 
samten Geschäftsunkosten  mit  Einschlug  tier  Bruttogehalte  zu  besteuern  war. 
Von  seiten  der  Genossenschaften  wurde  dieser  Steuermodus  bekämpft,  und  auf 
Anregung  des  Verbandstages  zu  Weimar  brachte  man  die  Frage  zur  Diskussion 
auf  dem  Landtag.  Infolge  des  Hinweises,  dass  Spaarkassen  und  Banken  von 
aller  Steuer  frei  seien,  Hess  sich  (81.  Januar  1868)  die  Regierung  bestimmen, 
jenen  Vorschussvereinen,  welche  sich  landesherrlich  bestätigen  Hessen,  die  gleiche 
Vergünstigung  zu  gewähren  —  also  ein  Vorgang,  analog  dem  in  Württemberg. 
Die  landesherrliche  Bestätigung  hatte  zur  Voraussetzung,  dass  Abänderungen 
der  Statuten  nur  mit  Genehmigung  des  Ministeriums  geglichen  könnten,  dass 
dieses  die  Statuten  jederzeit  dem  sich  ergebenden  Bedürfnisse  abändern  und 
auch  ganz  aufheben  durfte  x). 

Die  zweite  obengenannte  Steuer,  die  Handelsklassensteuer,  trat  gelegent- 
lich der  Einführung  des  mecklenburgischen  Grenzzollsystems  1868  ins  Leben. 
Derselben  waren  unterworfen  a.  jedes  Gross-  oder  Kleinhandelsgeschäft.  Kom- 
missions- ,  Spedition«- ,  Wechsel- ,  Fabrik-  und  Leihgeschäft ,  Buchhändler  und 
Apotheker;  b.  Makler-  und  Handelsagenten;  c.  alle,  welche  ein  Gewerbe  daraus 
machen,  neue  oder  alte  Sachen,  Waren  und  Erzeugnisse  jeder  Art  zum  Wieder- 
verkauf anzukaufen  oder  zum  Verkauf  in  Auftrag  zu  nehmen;  d.  Handwerker 
und  sonstige  Gewerbsleute,  welche  neben  ihrem  eigentlichen  Betriebe  fremde, 
zum  Wiederverkauf  angekaufte  Fabrikate  oder  Erzeugnisse  auf  Lager  oder  im 
offenen  Laden  feil  halten. 

Im  Jahre  1869  sollte  der  Rostocker  Konsumverein  auf  Grund  dieser  Steuer 
30  Thlr.  kontribuieren,  doch  wurde  er  auf  die  übliche  Begründung  hin,  es  liege 
kein  Kleinhandelsgeschäft,  kein  Gewinn  etc.  vor,  verschont 2). 

Im  Jahre  1870  wurde  in  Mecklenburg  an  die  Stelle  des  verwickelten  alten 
ein  einfacheres  neues  Steuersystem  gesetzt Freilich  die  völlige  Verschmelzung 
aller  erbvergleichmässigen ,  dem  Landesherrn  gebührenden  Steuern  und  der 
ausserordentlichen  Kontribution  in  eine  einzige  Landessteuer  gelang  nicht,  die 
ritterschaftliche  und  domaniale  Hufen-  sowie  die  landstädtische  Steuer  von 
Häusern  und  Ländereien  wurde  beibehalten,  für  den  Rest  aber  ein  einheitliches 
Kontributionsedikt  erlassen.  Dasselbe  stellt  ein  System  von  Ertragssteuern  dar 
—  Faktorensystem ,  wie  die  Mecklenburger  sagen.  Die  einzelnen  Bestandteile 
sind:  1)  eine  landwirtschaftliche  Steuer,  Besitzer  und  Pächter  treffend;  2)  eine 
Mietssteuer  von  vermieteten  Wohnhäusern;  3)  eine  Gewerbesteuer;  4)  eine  Be- 
soldungssteuer von  Gehalten,  Pensionen,  Pfründen;  5)  eine  Erwerbsteuer  von 
dem  Erwerbe  aus  der  Ausübung  einer  Kunst  oder  Wissenschaft,  sowie  aus 
höheren  Privatdienstverhältnissen;  6)  eine  Lohnsteuer  von  dem  Verdienste  aus 
geringerer  Lohnarbeit;  7)  eine  Zinsensteuer  von  der  Einnahme  aus  Zinsen,  Renten, 
Dividenden  und  Apanagen ;  dazu  kommt  8)  eine  Hundesteuer.  Durch  dieses  in 
beiden  Grossherzogtümern  im  wesentlichen  gleichlautende  Edikt  wurde  die  Be- 
steuerung der  Genossenschaften  definitiv  geregelt.  In  Bezug  auf  die  Gewerbe- 
steuer sind  folgende  Paragraphen  massgebend: 

S  13.  Gewerbestenerpflichtig  nach  dieser  Verordnung  sind  Inländer  und  Ausländer,  so- 
wohl einzelne  als  Körperschaften  und  Gesellschaften,  welche  in  Mecklenborg- 
Schwerin  ein  Gewerbe  und  zwar  insbesondere  1)  Handel,  ii  Fabrikat  rieb.  — 
4)  Handwerksbetrieb,  -  11)  Bank-  und  hankähnliche.  Institute  —  oder  eine 
sonstige  zu  dem  Gewerbe  zu  rechnende  Beschäftigung  selbständig  treiben.  — 
Nicht  gewerbestenerpfliebtig  sind  —  diejenigen,  welche  nur  für  ihren  eigenen 
Verbrauch  arbeiten  oder  dafür  aof  ihren  gewerblichen  Anlagen  arbeiten  la**«3»). 
bezw.  insoweit  solches  für  ihren  eigenen  Verbrauch  geschieht«). 

')  Bl.  f.  G.  1868  S.  33.  Die  Polemik  a.  a.  0.  ist  zum  Teil  ganz  irri«. 

da,  was  klar  ersichtlich  ist.  eine  Doppelbesteuerung  gar  nicht  intendiert  war./ 
2)  Bl.  f.  G.  1869  S.  111.  i 
y)  Näheres  siehe  bei  Balck  II.  S.  45  f.  H 
*)  1874  wurde  noch  die  Bestimmung  beigefügt:  .Auch  wer  für  andere, 

irgend  welche  Entschädigung  zu  empfangen .  arbeitet  oder  auf  seinen  gewerblichen  Anlc)|  _-.- 

arbeiten  liisst,  unterliegt  dieser  Steuer  nicht. 
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g  14.  Als  Handel  im  Sinne  dieses  Gesetzes  gilt  auch  der  Betrieb  von  Bankiers  und 
Geldwechslern,  von  Maklern,  Spedition«-  und  Kommissionsgeschäften .  von  Ver- 
sicherungsgeschäften ,  Bofern  sie  nicht  auf  reiner  Gegenseitigkeit  beruhen ,  von 
Konsumvereinen  und  Robstoflankaufsvereinen,  insoweit  sie  Uber  den  Kreis  ihrer 
Vereinstnitglieder  hinaus  Warenabsatz  treiben,  von  Agenturen  jeder  Art,  von 
Lotteriekollekturen,  von  Apotheken. 

§  JO.  Soweit  nicht  nachstehend  in  den  ||  30  f.  für  die  Banken  und  Vorschnssvereine 
besondere  Vorschriften  erteilt  sind,  wird  die  Gewerbesteuer  nach  Massgabe  des 
dem  Steuerpflichtigen  aus  dem  Gewerbebetrieb  zufliessenden  Gesamteinkommens 
zu  den  im  f  «9  enthaltenen  Steuersätzen  auf  Grund  seiner  Kinschätzung  veranlagt. 

i  SO.  Banken  und  bankähnliche  Institnte.  Vorschnssvereine  zahlen  nach  dem  Abschlüsse 
für  das  letzte  vor  dem  1.  Julius  beendete  Rechnungsjahr  2  Prozent  von  ihrem 
Geschäftseinkommen ,  welches  sich  darstellt  aus  den  gezahlten  Zinsen  für  die 
Stammaktien,  der  Superdividende  und  dem  Absatz  zum  Reservefonds. 

Die  Anwendung  dieser  gesetzlichen  Bestimmungen  führte  zu  Meinungs- 
verschiedenheiten bei  dem  am  4.  November  1868  gegründeten  Schweriner  Konsum- 
verein. Derselbe  verkaufte  anfangs  statutenmäßig  nur  an  Mitglieder,  später 
im  Interesse  eines  schnelleren  Umsatzes  auch  an  Nichtmitglieder ,  der  Verein 
wurde  darauf  zunächst  zum  geringsten  Steuersatz  angehalten. ')  Der  Verkehr 
mit  Nichtmitgliedern  hob  sich  aber  rasch.  Er  betrug  vom  4.  Juli  1870  bis 
1.  Januar  1871  46°/o,  vom  2.  Januar  bis  2.  Juli  1871  3b°/o  des  ganzen  Waren- 
umsätze*. Der  Konsumverein  war  der  Meinung,  dass  man,  wenn  vom  Gesamtein- 
kommen diese  Prozentsätze  genommen  würden,  den  steuerpflichtigen  Betrag 
erhielte.  Der  Magistrat  (hingen  legte  für  den  Steuersatz  den  gesamten  Waren- 
umsatz zu  Grunde  und  berechnet»-  das  steuerkapital  in  der  Art,  dass  er,  wie 
es  bei  Besteuerung  von  Materialhandlungt-n  üblich,  10%  Keingewinn  annahm. 
Die  städtische  Obersteuerbehörde,  die  allgemeine  Landesrezepturdirektion  teilte 
keine  der  beiden  Auffassungen.  Sie  war  /.war  mit  dem  Konsumvereine  darin 
einverstanden,  dass  nur  von  dem  Umsatz  mit  Nichtmitgliedern  auszugehen  sei. 
aber  nicht  mit  seiner  Feststellung  des  Reingewinns;  sie  verlangte  vielmehr  die 
für  Kaufleute  übliche  Festsetzung,  d.  h.  10°/o  vom  Umsatz1).  Aber  auch  das 
schien  ihr  noch  nicht  ausreichend,  weil  die  Dividendenmarken  kein  genügendes 
Kontrollemittel  seien,  vielmehr  die  Annahme  berechtigt  erscheine,  dass  der  Absatz 
an  Nichtmitglieder  noch  grösser  sei,  als  den  Dividendenmarken  entspreche.  Sie 
nahm  mit  Rücksicht  darauf  eine  etwas  höhere  Klasse  an.  Der  Konsumverein 
bestritt  nicht  nur  die  Gleichstellung  des  Geschäftsbetriebs  mit  einem  Kaufmann, 
sondern  suchte  auch  das  Argument  bezüglich  der  Dividendenmarken  zu  ent- 
kräften, indem  er  darauf  hinwies,  dass  Anfangs  1871  von  233  Mitgliedern  nur 
191  und  zu  Johannis  1871  von  289  Mitgliedern  nur  22b*  überall  Dividenden- 
marken ablieferten.  Die  aus  Unachtsamkeit  oder  Versäumnis  unterlassene  Ab- 
lieferung gleiche  das  etwa  unberechtigte  Plus  der  Dividendenmarken  mehr  als 
aus.  Dio  letzte  Instanz,  das  Finanzministerium,  trat  sowohl  in  Bezug  auf 
diesen  Punkt  als  in  Bezug  auf  die  Gewinn berechnung  der  Ansicht  des  Konsum- 
vereins bei*). 

Dieser  günstigen  Behandlung  erfreuten  sich  die  Genossenschaften  übrigens 
nicht  lange.  Bei  der  1874  erfolgten  Revision  des  Kontributionsedikts  wurde 
die  beschränkte  Steuerpflicht  aufgehoben,  indem  der  Art.  14  nunmehr  folgender- 
i nassen  lautet. 

|  14.  Als  Handel  im  Sinne  dieses  Gesetzes  gilt  auch  der  Betrieb  von  Bankiers  und 
Geldwechslern ,  von  Makler- ,  Spedition»-  und  Kommissionsgeschäften .  von  Ver- 
sicherungsgeBchäften ,  sofern  sie  nicht  auf  reiner  Gegenseitigkeit  beruhen ,  von 


')  Bl.  f.  G.  1871  Jahrg.  18  S.  44. 

s)  Der  Rostocker  Konsumverein  arbeitete  ähnlich  wie  der  Görlitzer  nicht 
auf  Dividende.    Vergl.  Bl.  f.  G.  1872  Jahrg.  19  S.  195  u.  1871  Jahrg.  18  S.  43. 
s)  Bl.  f.  G.  1872  Jahrg.  19  S.  71. 
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Konsumvereinen  und  Rohstoffankaufsvereinen,  von  LotteriekoUekturen .  von 
Apotheken. 

An  Klarheit  lässt  die  neue  mecklenburgische  Gesetzgebung  nichts  zu 
wünschen  übrig :  die  Vorschuss-,  Konsum-,  Rohstoffankaufsvereine  werden  schlecht- 
weg der  Gewerbesteuer  unterworfen,  gleichgültig,  ob  der  Geschäftskreis  auf  die 
Mitglieder  sich  beschränkt  oder  nicht.  Das  gleiche  gilt  wohl  von  den  Maga- 
zinsvereinen; bei  den  Produktivgenossenschaften  ist  ein  Zweifel  ohnehin  nicht 
möglich. 

Neben  dieser  Gewerbesteuer  kommt  noch  die  Zinseneteuer  in  Betracht 
Die  zur  Verteilung  oder  zur  Gutschrift  gelangenden  Zinsen  und  Dividenden 
der  Genossenschaften  werden  von  den  Bezugsberechtigten  versteuert  (ft  45.  471. 
Ein  Theil  des  Ertrags  ist  sonach  doppelt  besteuert,  einmal  bei  der  Genossen- 
schaft, einmal  bei  den  Genossenschaftern. 

In  einer  Reihe  von  Städten  ist  die  eben  dargestellte  Steuerordnung  nach 
für  die  Kommunalsteuer  wichtig,  insofern  sie  Zuschlage  erheben,  in  andern  wird 
nach  besonderen  Statuten  verfuhren,  welche  auf  Herkommen  basieren.  Eine 
Schilderung  dieser  ausserordentlich  verschiedenen  Verhältnisse  ist  nicht  möglich. 
Nur  so  viel  ist  sicher,  das«  kommunalerseits  manche  Versuche  gemacht  wurden, 
die  Steuerpflicht  der  Genossenschaften  auszudehnen,  wie  durch  Heranziehung 
zur  Schulsteuer,  Armensteuer;  doch  konnte  das  Ministerium  in  mehreren  Fällen 
dieser  Art  auf  Grund  der  Gesetzgebung  den  Charakter  der  persönlichen 
Kommunalabgabe  festhalten '). 

3)  Bayern. 

Das  bayrische  Ertragssteuersvstem  ist  aus  folgenden  Elementen  zusammen- 
gesetzt: Grund-,  Haus-,  Gewerbe-,  Kapitalrenten-  und  Einkommensteuer  {Gesetze 
vom  15.  August  1828,  31.  Mai  185U,  1.  Juli  1856,  19.  Mai  1881).  Die  Einkommen- 
steuer ist  nicht  eine  allgemeine  Einkommensteuer,  sondern  hat  nur  die  Aufgabe. 
Einkommen,  das  nicht  bereits  mit  Grund-,  Haus-,  Gewerbe-  und  Kapitalrenten- 
steuer angelegt  ist,  zu  treffen.  Solche  Einkommenszweige  sind  Einkommen  ao> 
Lohnarbeit,  wissenschaftlicher  oder  künstlerischer  Beschäftigung,  Besoldungen  und 
Pensionen,  Wiltume,  Präbenden,  Austräge,  Leibrenten,  Einkommen  aus  Berg- 
bau und  Pachtbetrieb.  Die  bayrische  Einkommensteuer  ist  das  abschliessende 
Glied  des  Ertragssteuersystems. 

Zur  Zeit  als  die  Grundlagen  dieser  Steuergesetze  geschaffen  wurden,  konnte 
eine  spezielle  Berücksichtigung  der  Genossenschaften  nicht  in  Frage  stehen. 
Es  musste  zunächst  die  Praxis  mit  den  neuen  Erscheinungen  nach  Massgabe 
der  alten  Gesetze  sich  abzufinden  suchen.  Keine  Schwierigkeiten  bot  die  An- 
wendung des  Kapitulrentensteuer-Gesetzes  vom  31.  Mai  185Ü:  besonders  gab  der 
Art.  4  Z.  5  eine  Direktive ,  indem  daselbst  ausgesprochen  war ,  dass  Anstalten 
oder  Gesellschaften,  welche  fremdes  Kapital  in  Erwerbsgeschäften  verwalten, 
kapitalrentensteuerfrei  sind,  insoweit  die  hieraus  fliessende  Rente  an  die  Teilnehmer 
verabfolgt  und  daher  von  diesen  versteuert  wird.  Die  Besteuerung  der  Dividende 
von  den  Genossenschaftsanteilen  war  also  sichergestellt.  Eine  dringende  Ver- 
anlassung, die  Genossenschafter  noch  einmal  voll  zu  besteuern,  war  nicht  ge- 
geben, hatte  auch  zur  Veraussetzung,  dass  man  dieselben  als  selbständige 
Rechts-  und  Steuersubjekte  betrachtete.  Immerhin  die  Frage,  ob  dieselben  zur 
Gewerbesteuer  heranzuziehen  seien,  konnte  auftauchen  und  tauchte  auch  auf. 
Der  Wortlaut  des  Gesetzes  vom  1.  Juli  1856  schien  der  Besteuerung  nicht  un- 
günstig.   Der  Art.  1  erklärte: 

Zur  Entrichtung  der  Gewerbesteuer  ist  jedermann  verpflichtet,  der  ein  Gewerbe  trvilt 
Die  Frage,  oh  eine  der  freien  Betriebsamkeit  vorbehalteue  Erwerbsart  gewerbsmässig  ausgenH« 
wird,  ist  na<-k  den  Verhältnissen  d^s  einzelnen  Falles  zu  entscheiden,  jedeufalls  wird  di«- 


»)  Bl.  f.  G.  1878  Jahrg.  25  S.  117:  1883  Jahrg.  30  S.  1. 
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werbsmässige  Ausübung  dann  angenommen,  wenn  die  Beschäftigung  mit  Gehilfen  oder  in  einem 
offenen  Laden  oder  mit  öffentlicher  Ankündigung  betrieben  wird. 

Die  höheren  Finanzbehörden  Hessen  gleichwohl  diese  äusserlichen  Merk- 
male nicht  schlechtweg  entscheiden.  Wenn  sie  —  was  aber  zuweilen  unter- 
blieb —  im  Rekursweg  angerufen  wurden,  so  entschieden  sie  bei  den  Konsum- 
vereinen regelmässig  dahin,  dass  nur  der  Geschäftsumsatz  mit  Nichtmitgliedern 
steuerpflichtig  sei Auf  eine  Petition  des  Vereins  zur  Wahrung  geschäftlicher 
Interessen  in  München,  welche  von  Gegnern  der  Konsumvereine  ausging,  liess 
der  Finanzminister  im  Petitionsausschuss  der  Abgeordnetenkammer  1879  erklären, 
dass  in  Zukunft  die  Vereine,  welche  nur  an  ihre  Mitglieder  Waren  abgeben, 
nach  wie  vor  von  jeder  Gewerbesteuer  frei  bleiben,  die  übrigen  aber  nach  ihrem 
vollen  Umsatz  besteuert  werden,  weil  sie  mit  den  übrigen  Kaufleuten  in  Kon- 
kurrenz träten  und  der  Umsatz  an  Mitglieder  und  Nichtmitglieder  sich  nicht 
mit  Sicherheit  unterscheiden  lasse2). 

Was  die  Kreditvereine  anlangt,  so  wurden  mehrfache  Versuche  gemacht, 
dieselben  zur  Gewerbesteuer  heranzuziehen,  so  in  Mittelfranken,  ziemlich  all- 
gemein seit  1878  in  der  Pfalz*).  Von  entscheidendem  Einfluss  war  eine  Ent 
Schliessung  des  bayrischen  Finanzministeriums  vom  25.  Februar  1873,  welche  nicht 
mehr  in  der  Beschränkung  auf  Mitglieder  das  allein  entscheidende  Moment  er- 
blickte, sondern  die  Besteuerung  zugleich  von  dem  Betrieb  einzelner  Geschäfts- 
formen abhängig  machte.  Die  Vereine  sollten  nur  dann  für  steuerfrei  erklärt 
werden,  wenn  sich  dieselben  ausschliesslich  mit  dem  Vorschussgeschäfte  für  ihre 
Mitglieder  abgeben.  Im  übrigen  wurde  die  grosse  soziale  Bedeutung  der  Vor- 
schussvereine anerkannt  und  als  Vergünstigung  gewährt,  dass  sie  meist  nur  mit 
der  Normalanlage  (Nr.  337),  nicht  auch  mit  dem  Klassensatz  belegt  werden 
sollten.  Diese  Entschliessung  und  die  daran  anknüpfende  sehr  ungleichmäsaig 
verfahrende  Praxis  wurde  bekämpft,  namentlich  durch  den  Direktor  des  pfälzischen 
Verbands  Dr.  Knecht.  Derselbe  machte  geltend,  dass,  wenn  auch  das  Gesetz 
formell  nur  »eine  gewerbsmässige  Ausübung"  zu  seiner  Anwendung  voraussetze, 
doch  hierbei  zu  supponieren  sei,  dass  die  gewerbsmässige  Ausübung  in  der  Ab- 
sicht stattfinde,  um  von  Fremden  bei  diesem  Geschäftsbetrieb  Gewinn  zu  ziehen. 
Das  bayrische  Gewerbesteuergesetz  setze  wie  die  aller  andern  Staaten  den 
animus  lucrandi  voraus.  Solange  und  soweit  der  Verein  nur  mit  seinen  Mit- 
gliedern Geschäfte  mache,  auch  wenn  er  ausser  dem  Gewähren  von  Vorschüssen 
noch  weitere  Zweige  des  Bankgeschäfts  betreibe,  sei  er  nicht  steuerpflichtig,  voraus- 
gesetzt, dass  die  Buchführung  eine  klare  Scheidung  möglich  mache  *). 

Es  scheint  nicht,  als  ob  diese  Vorstellung  Erfolg  hatte.  Die  Entschliessung 
der  Regierung  von  Mittelfranken  vom  15.  August  1878  steht  in  ihrer  Begrün- 
dung noch  ganz  auf  dem  Boden  der  ministeriellen  Vorschrift,  wenn  sie  eine 
Befreiung  ausspricht  ,  weil  eine  gewerbsmässige  Gewährung  von  Kreditaushilfe 
an  Nichtmitglieder  —  von  ganz  vereinzelten  Fallen  in  früherer  Zeit  abgesehen  — 
nicht  stattgefunden  habe  und  ein  förmlicher  Betrieb  von  Bank-,  Kommissions- 


!)  Bericht  über  den  11.  Verbandstag  der  südd.  Konsumvereine  vom  2.  und 
3.  Juni  1877  in  München  S.  36,  40. 

2)  Gedruckter  Bericht  über  den  13.  Verbandstag  der  südd.  Konsum- 
vereine vom  13.  u.  14.  Juli  1879  in  Freiburg  S.  23. 

')  Bericht  über  den  7.  Verbandstag  der  pfälz.  Genossenschaften,  abge- 
balten am  2*5.  u.  27.  Juli  1873  zu  Ludwigshafen  a.  Rh.,  S.  20  f.  Darin  als 
Anhang  ein  Gutachten  von  Anwalt  David  in  Frankenthal ,  ob  Volksbanken  zur 
Gewerbesteuer  herangezogen  werden  können.  Bericht  über  die  Verhandlungen 
de«  8.  Verbandstags  der  pfülz.  Genossenschaften  zu  Landau  vom  10.  u.  11  Juli 
1874  S.  24  f. 

*)  Gedruckte  Denkschrift  der  pfälz.  Kreditvereine  betreffend  die  Heran- 
ziehung derselben  zur  Gewerbesteuer  1877.  Bl.  f.  G.  1878  Jahrg.  25.  S.  130. 
Ferner  Gutachten  des  Anwalts  gegen  Heranziehung  des  landw.  Kreditvereins 
für  Mittelfranken.  Bl.  f.  G.  1877  Nr.  45. 
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und  Wechselgeschäften  zum  Zweck  des  Erwerbs  nicht  nachgewiesen  sei  \).  Es 
wird  auch  behauptet,  dass  unter  dem  Einfluss  dieser  Praxis  manche  Vereine 
ihre  geschäftliche  Thätigkeit  erst  recht  auf  Nichtmitglieder  ausdehnten,  um  in 
der  Ausdehnung  des  Geschäfts  den  Ersatz  für  aufgelegte  Steuer  zu  finden 
eine  Entwicklung,  die  in  genossenschaftlichen  Kreisen  selbst  als  ungünstig  be- 
zeichnet wird  *).  Die  im  Jahr  1879  in  Fluss  gekommene  Steuerreform  brachte 
auch  eine  Regelung  der  Frage,  wie  die  Genossenschaften  zu  besteuern  seien. 
Das  Gewerbesteuergesetz  vom  19.  Mai  1881,  auf  dessen  Vorgeschichte  hier  nicht 
näher  einzugehen  ist*),  traf  die  nötigen  Bestimmungen4).  Der  Art.  1  zeigt 
gegenüber  dem  früheren  ein  nur  wenig  verändertes  Gesicht. 

„Der  Gewerbesteuer  unterliegen  die  im  Lande  betriebenen  Gewerbe  und  i*ewerbRmässig 
ausgeübten  Erwerbsarten.  Die  gewerbsmässige  Ausübung  einer  Erwerbsart  wird  angenommen, 
wenn  die  Beschäftigung  mit  Gehilfen,  mit  gewerblichen  Vor-  und  Einrichtungen  oder  sonstigem 
Betriebskapital,  in  einem  offenen  Laden  oder  mit  offenem  Angebote  betrieben  wird." 

Da  nach  der  Absicht  des  Gesetzgebers  jedes  einzelne  der  angegebenen 
Merkmale  die  Annahme  der  gewerbsmässigen  Ausübung  begründet,  jedoch  unter 
der  Voraussetzung ,  dass  eine  auf  Erwerb  oder  Gewinn  gerichtete  Thätigkeit 
vorliege*),  so  war  wohl  im  Prinzip  die  Frage  auch  für  die  Genossenschaften 
entschieden ,  unbestimmt  blieben  aber  doch  die  näheren  Voraussetzungen ,  die 
Grenze,  bis  zu  welcher  die  Steuerfreiheit  zu  reichen  habe.  Diese  genauere  Fixierung 
wurde  in  Art.  18  versucht. 

Der  Gewerbesteuer  Bind  nicht  zu  unterziehen  die  wechselseitigen  Versicherungsanstalten, 
dann  Jene  Erwerbs-  und  Wirtscbaftsgcnossenschaften ,  welche  auf  dem  Grundsätze  der  Selbst- 
hilfe beruhen,  die  ihrem  Zwecke  entsprechende  Thätigkeit  nur  auf  den  Kreis  ihrer  Mitglieder 
beschränken  und  nicht  die  Erzielung  eines  gewerblichen  Gewinnes  anstreben. 

Bei  Beurteilung  der  Voraussetzungen  dieser  Steuerbefreiung  ist  der  thatsächliche  Betrieb 
des  Unternehmens  massgebend. 

Die  für  das  Unternehmen  eingetragene  Firma  oder  der  Inhalt  der  Statuten  dienen  zum 
Anhaltspunkt  der  Beurteilung. 

Um  die  Tragweite  dieser  Bestimmungen  zu  erfassen,  sind  unter  Hinweis 
auf  die  Verhandlungen  einige  Bemerkungen  notwendig.  Das  Benefizium  beschränkt 
sich  vor  allem  auf  die  eingetragenen  Genossenschaften,  die  auf  Grund  des  Reichs- 
gesetzes  vom  4.  Juli  1808  und  des  bis  1873  in  Bayern  gültigen  bayrischen  Ge- 
setzes vom  29.  April  1869  sich  gebildet  haben.  Dieselben  beruhen  auf  dem 
Grundsatze  der  Selbsthilfe,  indem  die  Einzelnen  sich  vereinigen,  um  durch 
gemeinschaftliche  Thätigkeit  den  Mitgliedern  innerhalb  der  Grenzen  der  ge- 
nossenschaftlich organisierten  gegenseitigen  Hilfe  in  ihrem  Erwerbe  oder  Haus- 
halte Erleichterungen  bezw.  Ersparungen  zu  verschaffen.  Die  Thätigkeit  der 
Genossenschaft  muss  nun  auch  thatsächlich  eine  ihrem  Zweck  d.  h.  dem  Zwecke 
der  einschlägigen  Genossenschaftsgattung  entsprechende  sein;  werden  Erwerbs- 
zwecke  verfolgt,  welche  über  den  Grundsatz  der  Selbsthilfe  oder  wechselseitigen 
Hilfe  hinausgehen,  so  tritt,  auch  wenn  diese  Erweiterung  in  den  Statuten  ent- 
halten ist,  Steuerpflicht  ein.  Dagegen  soll  der  Grundsatz  der  Selbsthilfe  und 
des  Zweckes  der  Kreditgenossenschaft  überschritten  sein,  wenn  z.  B.  die  Ge- 
nossenschaften weit  mehr  fremde  Gelder  ansammeln,  als  das  Kreditbedürfnis  der 
Mitglieder  erheischt,  und  dadurch  verleitet  werden,  förmliche  Bankgeschäfte  zu 
machen,  mit  Effekten  zu  spekulieren  und  alle  jene  Bedürfnisse  der  Mitglieder 
in  den  Bereich  ihrer  Thätigkeit  zu  ziehen,  welche  sonst  nur  bei  Bankiers  be- 
friedigt werden  können.    Das  Gesetz  verlangt  als  weitere  Voraussetzung  für 


n  Bl.  f.  G.  1878  Jahrg.  25  S.  196. 
5)  Bl.  f.  G.  1882  Jahrg.  29  S.  8. 

s)  Eine  kurze  Zusammenstellung  siehe  bei  Seisser,  Die  Gesetze  über  die 
direkten  Steuern  im  Kgr.  Bayern  II.  Bd.  2.  Aufl.  1885. 

4)  Vergl.  hierzu  auch  Bl.  f.  G.  1880  Jahrg.  27  S.  230:  1881  Jahrg.  28  S.  139. 
$)  Seisser  a.  a.  O.  S.  3. 
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die  Steuerbefreiung  die  Beschränkung  der  Thätigkeit  auf  den  Kreis  der  Genossen- 
schaftsmitglieder; es  ist  dies  eigentlich  eine  Konsequenz  der  beiden  vorange- 
gangenen Momente,  die  Basis  der  Selbsthilfe  wird  verlassen,  wenn  eine  Ge- 
nossenschaft für  Nichtmitglieder  thätig  ist,  und  ebenso  kann  „die  ihrem  Zweck 
entsprechende  Thätigkeit"  einer  Genossenschaft  nicht  darin  gesucht  werden, 
das«  sie  den  Bedürfnissen  der  Nichtmitglieder  dient.  Da  es  aber  an  sich  mög- 
lich ist  und  thatsächlich  auch  vorkommt,  dass  eine  Genossenschaft  über  ihren 
eigentlichen  Rahmen  hinausgreift,  so  musste  diese  Beschränkung  noch  hinzu- 
kommen, wollte  man  nicht  eine  andere  Fassung  wählen,  wie  etwa  .welche  und 
insoweit  sie  auf  dem  Grundsatz  der  Selbsthilfe  beruhen  etc.*  Wieder  aufs 
engste  mit  den  bisherigen  Momenten  hängt  die  letzte  Beschränkung  zusammen, 
wonach  auch  noch  verlangt  wird,  dass  nicht  die  Erzielung  eines  gewerblichen 
Gewinns  angestrebt  wird.  Nach  Auffassung  des  Gesetzgebers  —  siehe  Land- 
tagsverhandlungen —  sollte  der  Gewinn  ein  gewerblicher  sein,  wenn  er  bei 
einer  auf  dem  Grundsatze  der  gegenseitigen  Hilfe  beruhenden  Genossenschaft 
durch  Geschäfte  erzielt  wird,  die  über  diesen  Zweck  hinausgreifen  oder  durch 
Geschäfte,  welche  mit  Nichtangehörigen  der  Genossenschaft  abgeschlossen  werden. 
Insoweit  diese  letzte  Beschränkung  eine  Konsequenz  der  früheren  ist,  war  sie 
gar  nicht  geboten;  notwendig  war  Bie  aber  mit  Rücksicht  auf  jene  Genossen- 
schaften, in  deren  Zweck  es  hegt,  ein  Gewerbe  zu  treiben  (Produktivgenoasen- 
schaften). 

Diese  beschränkenden  Voraussetzungen  wurden  nun  aber  in  einer  Be- 
siehung gemildert  und  durchbrochen.  Die  für  Erreichung  des  Genossenschafts- 
zwecks erforderlichen  Verwaltungsgeschäfte,  die  Vorbereitungs-  und  Verrait- 
telung8handlungen  sollen  im  Bereich  jener  Thätigkeit  liegen,  welche  die  Steuer- 
freiheit begründet,  und  diese  zwar  auch  dann,  wenn  diese  Geschäfte  einen  Verkehr 
mit  Nichtangehörigen  bedingen.  Nur  wenn  Geschäfte,  die  zudem  Endzwecke 
des  genossenschaftlichen  Unternehmens  gehören,  mit  Nichtmitgliedern  gemacht 
werden,  entfällt  die  Steuerfreiheit.  Also  die  Aufnahme  von  Geld  bei  Nichtmit- 
gliedern durch  Vorschussvereine,  der  Kauf  von  Rohstoffen  bei  Nichtmitgliedern 
durch  die  Rohstoffgenossenschaften  begründet  keine  Steuerpflicht,  wohl  aber 
z.  B.  der  Kauf  von  Milch  bei  Nichtmitgliedern  durch  eine  Milchgenossenschaft '). 
Ebenso  soll  eine  Kreditgenossenschaft  noch  nicht  über  den  ihr  gesteckten  Zweck 
hinausgreifen,  wenn  sie  sich  augenblicklich  im  Besitze  disponibler  Mittel  befindet 
und  behufs  deren  Unterbringung  Effekten-  und  Diskontokäufe,  also  vorüber- 
gehende bankmässige  Geschäfte  mit  Fremden  vornimmt.  Ob  eine  Steuerpflicht  ent- 
steht, wenn  auch  ohne  diese  Voraussetzung  für  Mitglieder  durch  eine  Genossen- 
schaft regelmässige  Bankgeschäfte,  aber  ohne  Entgelt,  besorgt  werden  (z.  B. 
Einlösung  von  Koupons),  ist  zweifelhaft,  wird  aber  von  kompetenten  Kom- 
mentatoren (Seisser  S.  45)  verneint.  Endlich  wäre  noch  zu  erwähnen,  dass,  wenn 
die  von  dem  Gesetz  zugelassene  Grenze  überschritten  wird,  die  Steuerpflicht 
nicht  bloss  für  einen  Teil,  sondern  für  das  gesamte  Betriebsergebnis  eintritt 
(Schutz  der  Gewerbetreibenden). 

Die  Bemühungen,  die  es  sich  der  Gesetzgeber  hat  kosten  lassen,  um  eine 
gerechte  und  den  Anforderungen  der  Billigkeit  genügende  Besteuerung  durch- 
zuführen, verdienen  gewiss  alle  Beachtung  *).  Als  ganz  geglückt  wird  man  sie, 
auch  wenn  man  sich  auf  den  Standpunkt  des  Gesetzgebers  stellt,  nicht  betrachten 
können.  Die  wenig  feste  Grenze,  wo  die  Steuerpflicht  beginnt,  namentlich  bei 
den  Vorschussvereinen,  ist  misslich.  Bei  einem  Vereine,  der  seinen  Mitgliedern 
stets  das  nötige  Geld  liefern  will,  wird  es  immer  vorkommen,  dass  er  vorüber- 


')  Analog  möchte  auch  ein  Magazinverein  zu  beurteilen  sein,  der  so 
organisiert  ist,  dass  die  gemeinsame  Lagerhaltung  von  den  Genossenschaftern 
kauft  und  für  eigene  Rechnung  verkauft,  den  Gewinn  pro  rata  der  EinkaufB- 
summe  verteilt.    Anders  Seisser  S.  46. 

«)  In  betreff  der  Praxis  vergl.  Bl.  f.  G.  1885  Jahrg.  32  S.  203.  Die 
Polemik  gegen  dieselbe  u.  a.  0.  beruht  auf  missverständlicher  Auffassung  des 
Gesetzes. 
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gehend  Anlagen  anderwärts  bat,  es  wird  im  konkreten  Fall  oft  recht  schwer 
sein,  über  den  noch  berechtigten  Betrag  ins  reine  zu  kommen.  Noch  mehr,  der 
eigentliche  bankmässige  Geschäftsbetrieb  soll  zur  Gewerbesteuer  führen ').  Nehmen 
wir  den  Fall,  die  Gewerbe-  und  Handeltreibenden  einer  grösseren  Stadt  bilden 
«ine  Volksbank,  um  sich  die  benötige  Kreditaushilfe  rasch  und  billig  zu  ver- 
schaffen; sie  wollen  sich  aber  dabei  der  Formen  bedienen,  wie  sie  das  moderne 
Geschäft  verlangt;  sie  benutzen  nicht  nur  Wechsel,  sondern  sie  wollen  die  Ge- 
nossenschaftsbank zu  ihrem  Kassierer  machen,  Hie  unterhalten  also  einen  De- 
positen- oder  Kontokorrentverkehr.  Soll  das  dem  Genossenschaftszweck  wider- 
sprechen, weil  die  moderne  Form  gewählt  ist?*)  Ferner  sind  in  dem  Gesetz- 
paragraphen nicht  doch  wesentliche  Momente  übersehen?  1st  neben  der  feinen 
Kasuistik  über  die  Frage,  ob  und  wann  ein  gewerblicher  Gewinn  vorliege,  es 
so  ganz  gleichgültig,  wie  der  Gewinn  innerhalb  der  Genossenschaft  sich  ver- 
teilt? Wenn  ein  Kreditverein  den  erzielten  Gewinn  nach  Massgabe  der  Ge- 
schäftsanteile verteilt  und  nicht  nach  Massgabe  der  Kreditbeanspruchung,  so 
verdienen  die  einen  Genossenschafter  an  den  andern  und  zwar  durch  die 
gewerbliche  Unternehmung.    Soll  das  irrelevant  sein? 

Die  Anwendung  der  Kapitalrentensteuer  hat  auch  zu  Anstössen  gefuhrt. 
Was  die  Dividenden  aus  den  Geschäftsanteilen  betrifft,  so  sind  sie  wie  früher 
kapitalrentensteuerpflichtig  in  der  Hand  des  Beziehenden.  Darüber  sind  Zweifel 
nicht  möglich.  Dagegen  ist  die  Frage,  ob  Genossenschaften  auch  als  solche 
kapitabrentensteuerptüchtig  werden  können?  Das  ist  zu  bejahen,  wofern  die 
Genossenschaft  ein  eigenes,  Rente  tragendes  Kapitalvermögen  hat.  Zumeist 
wird  dies  der  Fall  sein  in  allen  jenen  Genossenschaften ,  welche  ihren  Reserve- 
fonds nicht  im  Geschäftsbetriebe  verwenden,  sondern  abgesondert  von  demselben 
verwalten,  bei  Banken,  Sparkassen  u.  dgl.  verzinslich  angelegt  haben,  oder 
auch  wenn  sie  denselben  im  eigenen  Geschäftsbetriebe  verwenden,  jedoch  auf 
Grund  Statuten-  oder  geschäftsordnungmässiger  Bestimmung  besonderen 
Zins  dafür  berechnen.  Wie  der  Zinsanfall  aus  dem  Reservefonds  verwendet 
wird,  ob  zur  Mehrung  des  Reservefonds  oder  Geschäftsertrags,  ist  irrelevant 
Wird  der  Reservefonds  im  Geschäftsbetrieb  selbst  verwendet,  so  kann  er  nicht 
kapitalrentensteuerpflichtig  werden,  da  „der  Rentenertrag  aus  den  in  Gewerben 
angelegten  Betriebskapitalien  oder  zum  Zwecke  des  gewerbsmässigen  Umsatzes 
erworbenen  umlaufenden  Papieren  oder  Wechseln*  (Art.  4  Z.  7)  frei  ist. 
Wenn  neuerdings  in  der  Praxis  versucht  wurde,  auf  Grund  des  Art  4  Z.  tj  eine 
weitere  Kapitalrentensteuerpflicht  zu  konstruieren,  so  beruht  das  auf  einem  groben 
Missverständnis  des  Gesetzes.    Die  Bestimmung  lautet: 

„Frei  sind  Anstalten,  Gesellschaft«»  oder  Genossenschaften,  welche  fremdes  Kapital  in 
Erwerfo&geschäften  'Aas  Oesetz  sagt  wohl  irrtümlich  <,Krwcrbsgese11schaften'')  verwalten,  insoweit 
die  hieraus  niessende  Konto  an  die  Teilnehmer  verabfolgt  und  daher  von  diesen  versteuert  wird  - 

Auf  Grund  dieser  Bestimmung  erklärte  eine  Berufskommission,  der  Unter- 
schied der  Aktivzinsen,  welche  ein  Verein  vereinnahmt,  gegen  die  Passivzinsen, 
welche  er  verausgabt,  und  die  Dividenden,  welche  er  an  seine  Mitglieder  hinaus- 
zahlt, bilde  diejenige  Kapitalrente,  aus  welcher  die  Kapitalrentensteuer  entrichtet 
werden  müsse.    Es  ist  dies  ganz  unrichtig,  da  das  Geschäftsertragnis  nicht 


')  Riedel:  Manche  Vereine  seien  in  die  Lage  gekommen,  die  ihnen  zur 
Verfügung  gestellten  überschüssigen  Mittel  durch  Betreibung  jener  Geschäfts- 
zweige nutzbar  zu  machen,  welche  als  die  gesetzlichen  Kriterien  des  Handels 
mit  Geld,  umlaufenden  Papieren  und  Wechseln  in  Betracht  zu  kommen  hätte. 
Es  sei  daher  Sache  der  Steuerausschüsse ,  im  einzelnen  Falle  zu  prüfen,  ob  ein 
Unternehmen  lediglich  auf  Kreditgewährung  oder  auf  Erzielung  eines  Gewinns 
durch  Geldaufschlag  gerichtet  sei. 

')  Vergl.  hierüber  auch  Bericht  über  den  14.  Verbandstag  «1er  pfalz. 
Genossenschaften ,  abgehalten  am  11.  u.  12.  Juli  1880  zu  Neustadt  a.  R. 
S.  32  ff. 
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Kapitalrente  zu  sein  braucht  und  von  demselben  noch  die  Verwaltungs- 
kosten und  Abschreibungen  abgehen  '). 

Was  die  direkten  Kommunalsteuern  betrifft,  so  erscheinen  dieselben  als 
Zuschlage  zu  den  Staatssteuern,  das  System  der  letzteren  ist  also  auch  fur 
eretere  massgebend. 

4)  EIsass-Lothrlngen. 

In  Elsasa- Lothringen  wurde  das  französische  Steuersystem ,  bestehend 
aus  Grund-,  Personalmobiliar-,  Thür-,  Fenster-  und  Patentsteuer,  übernommen 
und  beibehalten2).  Für  die  Genossenschaften  (societes  a  capital  variable)  kann 
nur  die  Patentsteuer  in  Frage  kommen;  dieselbe  hat  „ein  Handelsgeschäft,  eine 
Industrie  oder  ein  Gewerbe"  zur  Voraussetzung.  Die  Praxis  wird  so  gehand- 
habt, dass  Genossenschaften,  die  nur  mit  ihren  Mitgliedern  arbeiten,  von  jed- 
weder Steuer  befreit  sind;  dies  trifft  für  alle  Genossenschaften  des  Landes  zu. 


II.  Staaten  mit  einem  aus  Ertrags-  und  Einkommensteuer 
zusammengesetzten  Steuersystem. 

1)  PreoHsen. 

Das  preussische  Steuersystem  besteht  aus  einer  allgemeinen  Klassen-  und 
Einkommensteuer,  einer  Grund-,  Häuser  und  Gewerbesteuer. 

In  Betracht  kommen  die  Gewerbesteuer,  die  Klassen-  und  Einkommensteuer. 

Die  Gewerbesteuer  datiert  vom  30.  Mai  1820.  Die  wesentlichen  für 
uns  relevanten  Bestimmungen  in  ihrer  jetzt  geltenden  Gestalt  lauten  '): 

S  1.  Die  Gewerbesteuer  soll  im  ganzen  Staate  gleichförmig  nach  dem  Inhalt  des  gegen- 
wärtigen Gesetzes  erhoben  werden. 

g  2.  Gewerbesteuerpflichtig  sind  fortan  nur  der  Handel ,  die  Gastwirtschaft ,  das  Ver- 
fertigen von  Waren  auf  den  Kauf,  der  Betrieb  von  Handwerken  mit  mehreren 
Gehilfen ,  das  Gewerbe  der  Schiffer ,  der  Fracht-  und  Lobnfuhrleute ,  der  Pferde- 
verleiher  und  diejenigen  Gewerbe,  die.  von  umherziehenden  Personen  betrieben 
werden. 

8  3.   Die  Gewerbesteuerpflichtigkeit  vom  Handel  trifft 

a.  jedes  Gross-  oder  Einzelhandels- ,  Kommissions- ,  Speditions- ,  Wecbselbank-, 
Leih-,  Assekuranz-,  Fabrik-  und  Reedereigesehäft ,  das  unter  einer  bekannt  ge- 
machten Form  betrieben  wird.  Auch  die  bei  der  Kaufmannschaft  angentellten 
Makler  und  Handelsagenten  sind  der  Steuer  unterworfen.  Ferner  auch  die 
Mühlenwerke  und  die  Gewerbe  der  Bäcker,  Fleischer  und  Brauer. 

i  4.  Die  Steuer  wird  von  Jeder  einzelnen  Firma,  von  jedem  einzelnen  Comptoir,  von 
jedem  einzelnen  Laden,  ohne  Rücksicht  auf  die  Zahl  der  Teilnehmer  erhoben. 

8  5b.  Der  Steuer  vom  Handel  sind  ferner  unterworfen,  die  ein  Gewerbe  daraus  machen, 
neue  oder  alte  Sachen,  Waren  und  Erzeugnisse  jeder  Art  zum  Wiederverkauf 
anzukaufen  oder  zum  Verkauf  in  Auftrag  zu  übernehmen  als  Lieferanten.  Vieh- 
uud  Pferdehändler,  Aufkäufer,  Krämer,  Trödler,  Höker  und  Viktualienhändler  u.  s.  w. 

Die  unmittelbare  Anwendung  dieser  Bestimmungen  auf  die  Genossen- 
schaften inusste  zu  Schwierigkeiten  führen ,  da  im  konkreten  Falle  immer  die 
Frage  entstand,  ob  ein  Handel  etc.  im  Sinn  des  Gesetzes  vorliege.    Die  Beant- 


')  Bl.  f.  G.  1881  Jahrg.  28  S.  159;  1885  Jahrg.  32  S.  185  u.  213. 
')  Vergl.  Perroux-Joppen,  die  französischen  direkten  Steuern.  Stras- 
burg 1874. 

s)  M.  v.  Oesfeld,  Die  Gewerbesteuerverfassung  des  preuss.  Staates  in 
ihrer  neuesten  Gestaltung  1877 
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wortung  hing  aber  wieder  davon  ab,  was  das  Gewerbesteuergesetz  als  entschei- 
dendes Merkmal  für  den  Gewerbebetrieb  betrachte.  Da  das  Gesetz  eine  Be- 
stimmung des  Gewerbebegriffs  vermeidet,  so  ist  aus  demselben  eine  Lösung  nicht 
zu  entnehmen.  Man  musste  also  dem  Gesetzgeber  eine  Auffassung  supponieren, 
und  das  geschah  schon  durch  das  Reskript  des  Generalsteuerdirektora  vom 
16.  August  1827,  der  das  unterscheidende  Merkmal  eines  Gewerbebetriebs,  einer 
gewerbsmässigen  Hantierung  darin  fand ,  Pdass  dieselbe  in  der  Absicht,  davon 
einen  Erwerb,  den  ganzen  oder  teilweisen  Unterhalt  zu  beziehen,  vorgenommen  wird*. 

Als  Anfangs  der  60er  Jahre  die  ersten  Versuche  zur  Besteuerung  der 
Genossenschaften,  speziell  der  Vorschussvereine  gemacht  wurden,  wurde  von 
seiten  letzterer  der  gewerbliche  Charakter  der  auf  ihren  Mitgliederkreis  sich 
beschränkenden  Genossenschaften  geleugnet.  Die  oberste  Steuerbehörde  —  zum 
Teil  in  Gemeinschaft  mit  den  Gerichten ')  —  trat  dieser  Auffassung  in  der 
Hauptsache  bei,  wie  aus  den  beiden  folgenden  Reskripten  hervorgeht. 

Reskript  vom  26.  August  1*61.  Die  auliegeud  der  k.  Regierung  zugehende, 
wieder  einzureichende  Beschwerde  der  Kreditgesellschaft  zu  Landsberg  a.  W.  vom  6.  August 
d.  J  wegen  beabsichtigter  Heranziehung  der  gedachten  Gesellscliaft  zur  Gew  erbesteuer  hat  die 
k.  Regierung  einer  näheren  Erörterung  zu  unterwerfen  und  sieh  demnächst  über  die*ell* 
zu  äussern. 

Zuvörderst  ist  nicht  ersichtlich,  weshalb  die  k.  Regierung  die  in  Rede  stehende  Osell 
schaff  zur  Besteuerung  der  Klasse  A.  heranziehen  zu  müssen  glaubt,  da  das  Grundkapital 
der  Gesellschaft  in  den  Anteilen  der  einzelnen  Mitglieder  besteht ,  welche  unverkennbar  d?a 
Aktien  der  Aktiengesellschaften  ähnlich  sind  Es  würde  deshalb  das  bis  Ende  1*61  noch  gültig 
Gesetz  vom  18.  November  1*67  betr.  die  Gewerbesteuer  von  Aktien-  und  ähnlichen  Gesell*«  haften 
zur  Anwendung  zu  bringen  und  die  Besteuerung,  wenn  sie  überhaupt  einzutreten  hat,  in  Klasse  A.  O  , 
nicht  aber  in  Klasse  A.  zu  veranlassen  sein.  Indessen  handelt  es  sich  vor  allem  um  die  Krag*»,  ob 
der  gedachte  Verein  überhaupt  gewerbestcuerpflichtig,  oh  derselbe  als  ganz  oder  teilweise  am 
einen  Handels-  oder  Gewerbebetrieb  irgend  welcher  Art  gerichtet  anzusehen  sei. 
eine  Frage,  zu  deren  definitiver  Entscheidung  bei  Erlass  der  das  formelle  Verfahren  betreffende) 
Verfügung  vom  6.  Juli  d.  J.  —  in.  15,126  —  noch  keine  Veranlassung  vorlag.  Wenn  der  Verna 
in  l'eliereinstimmung  mit  demjenigen,  was  das  vorgelegte  Statut  über  »einen  Zweck  und  s*me 
Thätigkeit  enthält,  nur  seinen  Mitgliedern  die  zu  deren  Gewerbebetrieb  erforderlichen  Geldmittel 
beschafft  und  slatutgemäs*  alle  Xichtmitglieder  von  der  Kreditgewährung  ausschliefst.  *n<-h 
sonstige  Bank-  oder  Leihgenchäfte  nicht  treibt ,  vielmehr  nur  als  Empfänger  einzelner  veran* 
lieber  oder  unverzinslicher  Darlehen  zu  Nichtmitgliedem ,  welche  an  der  Dividende  niebt  Ml 
nehmen  dürfen,  in  Beziehung  tritt,  wird  von  der  Besteuerung  abzustehen  sein,  indem  alsdann 
die  Vereinsthätigkeit  nur  den  eigenen  Bedarf  der  Mitglieder  zu  beschaffen  bestreb»  ist.  Em* 
nur  auf  die  Deckung  des  eigenen  Bedarfs  beschränkte  Produktion  kann  al»er  ni<  ht  wohl  als  tin 
Gewerbe  und  eine  zu  solchem  Zwecke  gebildete  Gesellschaft  nicht  wohl  als  zu  einem  gewerb 
liehen  Zwecke  gebildet  g  3  des  Ges.  v.  IS.  Nov.  1S57)  betrachtet  werden. 

Die  k.  Regierung  wird  demnach  zur  näheren  Erörterung  veranlasst,  welche  Art  von 
Geschäften  die  in  Rede  stehende.  Gesellschaft  bisher  wirklich  gemacht  hat  und  ob  etwa  thai 
sächliche  Umstände  vorliegen,  welche  dafür  sprechen ,  das*  die  Landsberger  KreditgeseuVhaft 
deu  nach  dem  Statut  abgegrenzten  Oeschäftskreis  überschritten  habe.    Das  Ergebnis  der  Er 
örterung  ist  in  dem  zu  erstattenden  Berichte  mit  anzuzeigen. 

In  lie t reff  des  zweiten  nach  dem  Berichte  vom  15.  .luni  d.  .T.  in  Landsl»erg  vorhanden?» 
Kreditvereins.  dessen  Statuten  nicht  vorliegen,  bleibt  der  k.  Regierung  die  anderweite  Erwägmv 
und  eventuelle  Berichterstattung  nach  den  vorstehend  augedeuteten  Gesichtspunkten  überlassen» . 


')  Vcrgl.  Erkenntnis  des  Appellhofs  zu  Köln  v.  19.  Novbr.  1868  in  Gold- 
schmidt, Zeitschrift  für  das  gesamte  Handelsrecht  Bd.  8  S.  G13 ;  Erkenntnis  des 
Berliner  Obertribunals  vom  1.  Marz  1872  in  Oppenhof,  Rechtsprechung  Bd.  13 
S.  188;  Erkenntnis  des  Berliner  Obertribunals  vom  16.  Mai  1876  mitgeteilt  in 
Hart  mann  s  Zeitschrift  für  Gesetzgebung  und  Praxis  auf  dem  Gebiete  de-i 
öffentlichen  deutschen  Rechts  Jahrg.  III.  S.  56.  Siehe  auch  Entscheidungen  des 
Reichsoberhandelsgerichts  Bd.  V  S.  210. 


*)  Winiker,  Die  gesetzlichen  Vorschriften  über  die  Entrichtung  der  Steuer 
vom  stehenden  Gewerbe  1876  Nr.  451  S.  78. 
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Reskript  vom  17.  September  1864.  Auf  den  Beriebt  vom  1.  Juli  d.  J.  wird  der 
k.  Regierung  bei  Rückgabe  der  Anlagen  eröffnet,  dass  der  Vorschussverein  zu  Paderborn  nach 
den  vorgelegten  Schriftstücken  nicht  als  eine  auf  einen  „Gewerbezweck*  gerichtete  Privat- 
gesellschaft anzusehen  und  daher  von  der  Heranziehung  desselben  reap,  seiner  Agenten  zur 
Gewerbesteuer  Abstand  zu  nehmen  ist. 

Der  Paderbomer  Vorscbussverein  beschafft  statutenmassig  nur  seinen  Hitgliedern  die 
zu  dem  Gewerbebetrieb  erforderlichen  Geldmittel  und  schliesst  alle  Nichtmitglieder  von  der 
Kreditgewährung  aus.  Eine  solche  Vereinsthätigkeit,  die  nur  den  eigenen  Bedarf  der  Mitglieder 
zu  beschaffen  bestrebt  ist,  kann  aber  nicht  als  ein  „Gewerbe"  und  eine  zu  solchem  Zweck  ge- 
bildete Gesellschaft  nicht  wohl  als  zu  einem  „gewerblichen  Zweck"  gebildet  betrachtet  werden. 

I>er  Umstand,  dass  nach  den  SS  6,  S  und  9  der  Statuten  vom  3.  Januar  1860  und  dem 
Geschäftsbericht  vom  9.  März  pp.  von  den  Prozenten,  welche  die  Vorschussempfänger  von  den 
entnommenen  Summen  der  Kasse  entrichten  müssen,  nach  Berichtigung  der  Zinsen  und  Ver- 
waltungskosten  Dividenden  an  die  Mitglieder  gewährt  werden,  ändert  hierin  nichts,  da  die 
Vereinsmitglieder  selbst  die  Darlehensempfänger  und  zugleich  die  Aktionäre  siud 

Auch  durch  die  Annahme  von  Spareinlagen  von  Nichtmitgliedern  und  deren  Verzinsung 
stellt  sich  der  Verein  noch  nicht  als  ein  solcher  dar,  der  einen  gewerblichen  Zweck  verfolgt, 
indem  er  durch  diese  Thätigkeit  lediglich  von  Nichtmitgliedern,  die  keinen  Anteil  an  der  Divi- 
dende haben,  verzinsliche  Darlehen  aufnimmt. 

Die  Vergleichung  mit  der  Imraobilien-Versicherungs-Gesellscbaft  erscheint  nicht  zutreffend, 
da  diese  eine  öffentliche  und  privilegierte  Anstalt  ist,  die  lediglich  „gemeinnützige  Zwecke"  verfolgU). 

Infolge  dieser  Stellungnahme  des  Ministeriums  blieben  die  Vereine  auch 
mit  kurzer  Unterbrechung  —  im  Jahre  1866  —  unbehelligt'). 

Erneute  Versuche  tauchten  auf,  als  das  Genossenschaftsgesetz  vom  27.  Marz 

1867  bezw.  4.  Juli  1868  erschien.  Es  lag  dies  nahe,  weil  das  Genossenschafts- 
gesetz die  G.  für  Kaufleute  erklärt.  Das  konnte  aber  nur  von  Bedeutung  sein 
für  die  privatrechtliche  Stellung. 

Ein  Reskript  des  Finanzministers  an  die  Bezirksregierungen  vom  28.  Juli 

1868  stellt  sich  auch  auf  diesen  Standpunkt. 

.Die  Erwerbs-  und  Wirtschaftsgenossenschaften,  deren  privatrechtliche  Stellung  die 
Oesetze  vom  S7.  März  v.  J.  (Gesetzsamml.  f.  1S67,  S.  501)  und  4.  Juli  d.  J.  (Bundesgesetzbl. 
i.  1868,  S.  415)  regeln,  haben  in  neuerer  Zeit  in  mehreren  Teilen  des  Staates  eine  erhebliche 
Ausdehnung  genommen.  So  erfreulich  diese  Wahrnehmung  ist ,  so  läast  sich  doch  nicht  ver- 
kennen ,  dass  diese  Unternehmungen  anderen  Gewerbetreibenden ,  welche  ihrerseits  von  ihrem 
Gewerbe  die  bestehenden  Steuern  entrichten,  in  vielen  Fällen  Konkurrenz  machen,  und  es  sich 
daher  als  eine  Forderung  der  Gerechtigkeit  herausstellt,  darüber  zu  befinden,  ob  diese  Ge- 
nossenschaften nicht  den  Gewerbetreibenden  in  Bezug  auf  die  Entrichtung  der  Steuer  gleich- 
zustellen sind.  Bei  der  grossen  Verschiedenheit  der  Statuten  derartiger  Vereine  lässt  sich  eine 
allgemeine  Regel  für  die  Besteuerung  oder  Befreiung  derselben  nicht  angeben.  Der  Umstand, 
das»  die  Genossenschaften  in  das  Handelsregister  eingetragen  werden  müssen,  ist  für  die  Be- 
steuerung nicht  massgebend.  Es  kommt  vielmehr  in  jedem  einzelnen  Fall  darauf  an,  festzu- 
stellen, ob  der  Verein  als  solcher  auf  die  Verfolgung  gewerblicher  Zwecke  und  Erzielung  eines 
Gewinnes  gerichtet  ist.  Eine  Vereinsthatigkeit,  die  nur  bezweckt,  den  eigenen  Bedarf  der  Mit- 
glieder an  Geld,  Lebensmitteln  u.  s.  w.  leicht  und  biUig  zu  beschaffen,  wird  im  allgemeinen  der 
Besteuerung  nicht  zu  unterwerfen  sein.  Vereine  dagegen,  welche  sich  nicht  auf  die  Beschaffung 
des  Bedarfs  für  ihre  Mitglieder  beschränken,  sondern  mit  dein  Publikum  Geschäfte  machen, 
ihren  Verkehr  auf  Nichtmitglieder  ausdehnen,  und  diesen  für  die  Hergabe  der  Kapitalien  in  der 
Form  der  Zinsen  und  Dividenden 3)  einen  Gewinn  zuzuwenden  streben ,  Bind  in  der  Regel  als 
Handelsunternehmungen  anzusehen  und  in  einer  der  Handelsklassen  zu  besteuern«)." 

*)  Winiker,  Die  gesetzlichen  Vorschriften  über  die  Entrichtung  der  Steuer 
vom  stehenden  Gewerbe  und  vom  Gewerbebetrieb  im  Umherziehen  im  preußi- 
schen Staate  1876  Nr.  452  S.  79. 

»)  Bl.  f.  G.  1861  S.  17;  1865  S.  38;  1866  S.  21,  25,  35;  1868  S.  153. 

*)  Die  Gewährung  von  Dividenden  an  Nichtmitglieder  dürfte  nur  vor- 
kommen bei  Konsumvereinen  und  bei  Produktivgenossenschaften,  welche  stille 
öesellscbafter  haben.    Beide  zahlen  dann  aber  an  sich  schon  Gewerbesteuer. 

«)  Winiker,  Die  gesetzlichen  Vorschriften  1876  Nr.  453  S.  80. 
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An  dieser  Auffassung  hielten  die  oberen  Steuerbehörden  in  der  Folgezeit 
auch  feet1).  Versuche,  die  Steuerpflicht  aus  der  Aufnahme  von  Darlehen  bei 
Nichtmitgliedern  abzuleiten  oder  den  Lagerhalter  nach  §  5  pflichtig  zu  machen, 
weil  er  Waren  ,zum  Verkauf  in  Auftrag  übernehme*,  und  ähnliche  Kunststücke 
wurden  zurückgewiesen. 

Selbst  die  Anweisung  vom  20.  Mai  1876  zur  Veranlagung  der  Steuer 
vom  stehenden  Gewerbebetriebe  bewegt  sich  noch  vollständig  auf  dieser  Linie; 
der  §  8  derselben  lautet: 

|  8.  Der  Gewerbesteuer  sind  nicht  unterworfen  Vereine,  welche  nur  den  eigenen 
Bedarf  der  Mitglieder  an  Geld,  Lebensmitteln  und  anderen  Waren  leicht  und  billig  zu  beschaffen 
bezwecken  und  ihren  Verkehr  auf  Xichtmitglieder  ausdehnen,  indem  sie  weder  mit  dem  Pulli- 
kum  Geschäfte  machen,  noch  Nichtmitgliedern  in  der  Form  von  Zinsen  und  Dividenden  einen 
Gewinn  zuzuwenden  streben 2). 

Damit  ist  aber  auch  bereits  der  Wendepunkt  erreicht.  Infolge  der  immer 
heftiger  werdenden  Klagen  der  Gewerbetreibenden,  noch  mehr  infolge  des  sich  er- 
weiternden und  über  den  eigentlichen  Genossenschaftszweck  hinausgreifenden  Ge- 
schäftskreises musste  die  Behandlungsweise  sich  verschärfen.  Sowohl  bei  den 
Kreditgenossenschaften  als  bei  den  Konsumvereinen  ist  diese  Tendenz  zu  verfolgen. 

Was  die  ersteren  betrifft,  so  war  schon  in  dem  Reskript  vom  Jahre  1861 
der  Keim  zu  einer  strengeren  Beurteilung  gelegen,  indem  dort  neben  dem  Ver- 
kehr mit  Nichtmitgliedern  auch  das  Betreiben  sonstiger  Bank-  und  Leihgeschäfte 
als  ausschlaggebend  für  die  Steuerpflicht  angegeben  wurde.  Diese  Bestimmung 
war  lange  Zeit  latent  geblieben,  wurde  aber  akut,  als  der  im  Oktober  1876  ins 
Leben  getretene  Kreditverein  für  Fehmarn  mit  den  Steuerbehörden  in  Kollision 
geriet.  Gegenstand  des  Unternehmens  war  „der  Betrieb  eines  Bankgeschäfte* 
behufs  gegenseitiger  Beschaffung  der  in  Gewerbe  und  Wirtschaft  nötigen  Geld- 
mittel auf  gemeinschaftlichen  Kredit.  Nach  §  68  der  Statuten  sollte  nur  an 
Mitglieder  Kredit  gewährt  werden.  Dieser  Verein  wurde  gleichwohl  pro  1877, 78 
zur  Gewerbesteuer  herangezogen;  die  ministerielle  Verfügung  vom  4.  Januar 
1877  lautet"): 

„Der  Verein  bat  zwar  nach  |  1  seiner  Statuten  den  Zweck  gegenseitiger  Besehaffum: 
der  in  Gewerbe  und  Wirtschaft  nötigen  Geldmittel  auf  gemeinschaftlichen  Kredit  verfolgt,  ua 
diesen  Zweck  zu  erreichen  aber  ausdrücklich  „zum  Betriebe  eines  Bankgeschäfts*'  sich  gebildet. 
Die  Befreiung  des  Vereins  von  der  Gewerbesteuer  würde  deshalb  nur  dann  in  Frage  kommen 
können,  weun  derselbe  den  Nachweis  führte,  das«  er  trotzdem  zu  Nichtmitgliedern  nur  als  Em- 
pfänger einzelner  Darlehen  in  Beziehung  trete  und  dass  durch  anderw  eit  bindende  Festsetzungen 
der  Betrieb  sonstiger  Bankgeschäfte  bei  ihm  ausgeschlossen  sei,  dass  also  z.  B.  das 
Diskontieren  und  Einkassieren  anderer  als  der  von  Mitgliedern  statutgemäss  auszustellenden 
Wechsel  oder  Anweisungen,  der  An-  und  Verkauf  von  Wertpapieren  und  die  Vermittlung  des- 
selben, der  Kontokorrentverkehr  u.  s.  w.  bei  seinem  Geschäftsbetrieb  ausfalle- «j. 

Man  sieht,  es  ist  ganz  dasselbe  Moment,  das  schon  im  Jahre  1861  auf- 
taucht, verwertet.  Nur  tritt  dasselbe  noch  etwas  unbestimmt  und  dunkel  auf, 
man  konnte  sich  etwa  noch  der  Meinung  hingeben,  es  handle  sich  bloss  um  eine 
Grenzlinie  für  den  steuerfreien  und  steuerpflichtigen  Verkehr  mit  Nichtmitglie 
dem  *) .  allein  drei  spätere  ministerielle  Erlasse  vom  Jahre  1880  beseitigten  in 
dieser  Hinsicht  alle  Zweifel*). 

')  Bl.  f.  G.  1869  S.  13,  105,  189. 

2)  Winiker  a.  a.  0.  S.  72. 

3)  Mitteilungen  aus  der  Verwaltung  der  direkten  Steuern  im  preussischen 
Staate  Nr.  5  S.  48. 

*)  Vergl.  einen  weiteren  Fall  in  den  Bl.  f.  G.  1878  Jahrg.  25  S.  254:  1879 
Jahrg.  26  S.  127,  242. 

')  Das  war  auch  die  erste  Auffassung  der  Anwaltschaft  der  Genossen- 
schaften, weshalb  sie  sich  um  eine  schärfere  Fassung  des  Muterstatut«  be- 
mühten.   Bl.  f.  G.  1878  Jahrg.  25  S.  89.  101 ;  1879  Jahrg.  26  S.  39. 

fl)  Mitteilungen  aus  der  Verwaltung  der  direkten  Steuern  im  preussischen 
Staate  Nr.  14  S.  29  f. 

702 


Digitized  by  Google 


Die  Besteuerung  der  Genossenschaften  in  den  deutschen  Staaten  und  in  Oesterreich.  249 


Der  Wichtigkeit  wegen  werden  dieselben  nachstehend  mitgeteilt. 
Verfügung  vnm  14.  Juni: 

Die  in  steuerlicher  Hinsicht  anzuwendenden  Grundsätze  sind  in  den ,  dem  Zirkular« 
reskripte  vom  28.  Juli  1S68  abschriftlich  beigefügten.  Erlassen  vom  26,  August  1861  und  17.  Sep- 
tember 1864  näher  entwickelt  und  haben  auch  im  {  8  der  Anweisung  vom  20.  Mai  1876  einen, 
natürlich  nur  kurz  zusammengedrängten,  aber  sachlich  übereinstimmenden  Ausdruck  gefunden. 

Es  kommt  hiernach  hauptsächlich  darauf  an,  ob  der  Verein 

1)  nur  Beinen  Mitgliedern  die  zu  deren  Gewerbebetrieb  erforderlichen  Geld- 
mittel beschafft  und  alle  X  ic  h  t  m  i  t  gl  ie  der  von  der  Kreditgewährung  aus- 
schliesst.  —  Nicht  wenige  Vereine  haben ,  obgleich  ihre  Statuten  dieser  Anfor- 
derung entsprechend  lauten ,  dennoch  diese  Schranke  schon  insofern  überschritten, 
als  sie  andereu  Vereinen  und  Geldinstituten  Vorschüsse  und  Darlehne 
gegen  Entgelt  gemacht  halwn ,  um  ihre  angesammelten  Kapitalien-  und  Geldvorräte 
besser  zu  nutzen.  Insoweit  dies  geschieht,  ist  der  darleihende  Verein  für 
gewerbesteuerpflichtig  zu  erachten. 

Es  kommt  ferner  darauf  an,  ob 

2)  der  Verein  keine  sonstigen  Bank-  oder  Leibgeschäfte  treibt,  und 

3)  zu  Nicht mitgliedera  ausschliesslich  als  Empfänger  einzelner  Dar- 
lehne in  Beziehung  tritt. 

In  letzterer  Beziehung  ist  in  dem  Erlasse  vom  17.  Septeml*r  1864  bemerkt,  dass  durch 
die  Annahme  von  Spar  einlagen  von  Xichtmitgliedern  der  Verein  sich  noch  nicht  als  ein 
solcher  darstelle,  der  einen  gewerblichen  Zweck  verfolge,  indem  er  durch  diese  Thätigkeit 
lediglich  von  Nichtmitgliedern  verzinsliche  Darlehne  aufnehme.  Diese,  bei  den  damals  in  Frage 
stehenden  Spareinlagen,  wobei  es  sich  nur  um  die  Annahme  kleiner,  allmählich  wachsender  Ein- 
lagen wenig  bemittelter  Leute  handelte,  berec  htigte  Auffassung  hat  bei  manchen  Vereinen,  wie 
in  Rekursfällen  wahrgenommen  ist,  deu  unbegründeten  Anspruch  auf  Befreiung  eines  durchaus 
bankmässig  entwickelten  Depositen  Verkehrs  von  der  Gewerbesteuer  her- 
vorgerufen. 

Wenn  l)eispielsweise  der  Vorschussvcrein  in  B.  nach  seiner  Bilanz  für  Ende  1878  allein 
1,378,159  Mark  an  Anlehen  von  Privaten  auf  kürzere  als  smonatliche  Kündigung  verschuldete 
und  nach  seiner  eigenen  Angabe  sich  hierunter  719,895  Mark  Deposi  en  zu  1-  bis  atägiger 
Kündigung  befanden,  und  wenn  überdies  vorauszusetzen  ist,  dass  dieser  Depositenverkehr 
sich  auch  auf  Nichtmitglieder  erstreckt ,  so  kann  es  keinem  Bedenken  unterliegen ,  dass  hierin 
die  Verfolgung  gewerblicher  Zwecke  sich  darstellt ,  welche  die  Gewerhesteuerpflichtigkeit  zur 
Folge  hat,  gleichviel  ob  der  Depositenverkehr  unter  der  offenen  Bezeichnung  als 
solcher  oder  unter  der  Benennung  „Spareinlagen'  ^trieben  wird. 

In  noch  höherem  Grade  gilt  dies  von  denjenigen  Vereinen,  welche  ihren  Depositen- 
gläubigem sogar  eine  laufende  Rechnung  —  Kontokorrent  ohne  Kredit  —  eröffnen,  die 
Anweisungen  (Checks)  auf  das  Guthaben  derselben  honorieren  und  somit  die  Funktionen 
des  Bankiers  derselben  übernehmen. 

Ein  derartiger  mehr  oder  weniger  ausgedehnter  Depositenverkehr  unterscheidet  sich 
wesentlich  von  der  in  den  obengedachten  Verfügungen  erwähnten  Annahme  einzelner  Darlehne 
von  Nichtmitgliedern  zu  Beschaffung  der  Geldmittel,  welche  die  Vereinsmitglieder  als  Vorschüsse 
für  ihren  Gewerbelietrieb  nötig  haben.  Die  sofort  oder  nach  kurzer  Kündigung  abhebbaren 
Depositen  sind  zur  Ausleihung  an  die  Vereinsmitglieder  der  Natur  der  Sache  nach  nicht  ge- 
eignet, sondern  werden  bankmässig  angelegt,  um  jederzeit  realisierbar  zu  sein  und  für  den 
Verein  den  Vorteil  zu  erzielen ,  der  aus  der  Differenz  des  von  ihm  bezogenen  gegen  den  dem 
Depositengläubiger  gewährten  Zinse  sich  ergibt.  Einzelne  Vereine  erheben  daneben  noch 
ausserdem  Provisionen  von  den  Depositengläubigern  in  gewissen  Fällen. 

Bei  Beurteilung  der  fraglichen  Verhältnisse  ist  zu  beachten,  dass  der  Wortlaut  der 
Statuten  etc.  überall  nur  als  A  n  h  a  1 1  dienen,  entscheidend  aber  nur  die  thatsächl iche  Gestaltung 
des  Verkehrs  sein  kann,  sofern  beispielsweise  Kündigungsfristen  öfters  nur  nominelle  Bedeutung 
haben,  während  jede  Anweisung  auf  das  Konto  des  Depositengläubigers  ^tatsächlich,  so- 
weit irgend  möglich,  unverzüglich  realisiert  wird. 

Wenn  ferner  beispielsweise  der  Vorschussverein  in  B.  in  der  Bilanz  für  1878  einen  Ge- 
Bchäftsaussenstand  von  12,845  Mark  und  eine  Schuld  von  4*,372  Mark  bei  Banken  und 
andereu  Vereinen  nachweist,  so  lässt  auch  dies  darauf  schliessen,  dass  derselbe  Bank- 
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geschäfte  mit  Kichtinitgliedern  {„mit  dem  Publikum"  im  Sinne  des  |  8  der  An 
Weisung  vom  20.  Mai  1*76;  macht  und  keineswegs  nur  als  Empfänger  einzelner  Dt r- 
lehne  zu  den  anderen  Vereinen  in  Beziehung  getreten  ist. 

Die  vorstehenden,  durchaus  nicht  erschöpfenden  Andeutungen  bei  den  anzustellenden 
Erörterungen  zu  berücksichtigen,  bleibt  der  k.  Regierung  überlassen 

Bescheid  vom  28.  Juli  1880: 

Die  stattgehabten  Ermittelungen  haben  ergeben,  dass  der  Vorschussverein  sich  nicht 
auf  die  Annahme  einzelner  Darlehne  von  Niehtmitgliedern  beschränkt,  sondern  von  diesen 
ganz  allgemein  nicht  allein  sogenannte  Spareinlagen  von  geringerem  Betrage,  sondern  auch 
grössere  Kapitalien  gegen  Schuldschein  (Depositenschein)  annimmt.  An  solchen  Depositen  hat 
der  Vorschussverein  im  Jahre  1878  I37,9i:>  Mark  von  118  Xichtmitgliedern  angenommen,  welche 
den  verschiedensten  Berufsklassen  angehören. 

Schon  in  diesem  entwickelten  Depositenverkehr  mit  Xichtmitgliedern  mnss  nach  des 
bestehenden  Vorschriften  ein  der  Gewerbesteuer  unterliegender  bankmäßiger  Gewerbebetrieb 
gefunden  werden.  Ausserdem  sind  zwar  die  vom  Vorschussverein  aufgekauften  bezw.  dis- 
kontierten Wechsel  nur  von  Mitgliedern  verkauft  worden,  die  Aussteller  und  Bezogenen  sind 
jedoch  meist  dem  Verein  nicht  angehörige  Personen .  und  da  viele  Mitglieder ,  welche  Wechsel 
an  den  Verein  verkaufen,  keine  Handelsgeschäfte  betreiben,  so  unterliegt  es  keinem  Zweifel 
dass  die  verkauften  Wechsel  nicht  eigene  Geschäftswechsel  der  Verkäufer,  sondern  dass  dk 
gedachten  Mitglieder  nur  die  Vermittler  von  Geschäften  zwischen  dem  Verein  und  Xichtmit- 
gliedern sind. 

So  hat  z.  B.  der  Bureauvorsteher  eines  Rechtsanwalts  im  gedachten  Jahre  Wechsel  im 
Betrage  von  mehr  als  20,oon  Mark  an  den  Verein  verkauft. 

Hiernach  kann  es  keinem  begründeten  Zweifel  unterliegen ,  dass  der  Vorsehussveran 
ein  Bankgeschäft  betreibt,  welches  nach  §  3  des  Gewerbesteuergesetzes  vom  SO.  Mai  l«e  und 
i  2  des  Gesetzes  vom  19.  Juli  18C1  der  Steuer  vom  Haudel  unterliegt.  Es  fehlt  daher  an  jede» 
gesetzlichen  Grunde  für  den  Anspruch  auf  Befreiung  von  der  Gewerl>esteuer. 

Verfügung  vom  31.  Dezember  1880: 

Hinsichtlich  des  Kredit  Vereins  zu  St.  haben  zwar  die  in  dem  Berichte  vom  SO.  September 
d.  J.  erwähnten  Statuten  und  Rechnungsabschlüsse  nicht  beigelegeu.  der  Inhalt  des  Jahres- 
berichts des  Genossenschaftsauwalts  Dr.  Schulze -Delitzsch  über  die  Geschäftsergebnisse  de* 
Jahres  1875»  gibt  indes  einen  genügenden  Anhalt  für  die  Annahme,  dass  auch  dieser  Verein 
Bankgeschäfte  betreibt.  Abgesehen  davon ,  dass  der  sehr  bedeutende  Kontokorrent  verkehr  ein 
Kontokorrent  ohne  Kredit  umfasst,  dessen  Umsatz  sich  im  Jahre  1879  auf  nahezu  3  Millionen 
Mark  beziffert,  besteht  auch  ein  sehr  umfangreicher  Geschäftsverkehr  mit  Banken  and  Vereinen, 
aus  welchem  dem  Vereine  am  Schlüsse  des  bezeichneten  Geschäftsjahres  Aktiva  im  Betrage  von 
list42l  M.  zustanden.  Endlich  lässt  auch  der  ausgedehnte  Diskontoverkehr  —  der  Umsatz  be- 
ziffert sich  auf  1,361.807  M.  —  als  wahrscheinlich  erscheinen,  dass  der  Verein  sich  in  dieser 
Form  des  Geschäftsbetriebes  nicht  auf  die  Annahme  von  Geschäftswechseln  seiner  Mitglieder 
beschränkt  hat.  Die  k.  Regierung  wolle  daher  mit  der  Besteuerung  dieses  Vereins  in  gleicher 
Weise  vorgehen,  wie  dies  bezüglich  des  Vorschussvereins  zu  D.  angeordnet  ist. 

Bezüglich  der  Vorschussvereine  zu  G.,  St.  und  T.  sind  die  «tatsächlichen  Verhältnisse 
nicht  genügend  erörtert,  um  Entscheidung  über  die  Steuerpflichtigkeit  dieser  Vereine  treffen 
zu  können.  Auch  lassen  die  in  dem  Berichte  etc.  gemachten  Ausführungen  erkennen,  dass  dk 
k.  Regierung  die  in  dem  Erlass  vom  16.  Juni  d.  J.  —  II.  8153  —  enthaltenen  Gesichtspunkte 
bezüglich  der  Voraussetzungen  der  Gewerbesteuerpflicht  der  Vorschussvereine  etc.  nicht  überall 
richtig  aufgefasst  hat.  Bei  der  Beurteilung  der  in  Rede  stehenden  Frage  ist  stets  davon  ab- 
zugehen, dass  den  auf  dem  Grundsatze  der  Selbsthilfe  beruhenden  Vereinen  der  fraglichen  Art 
die  Steuerfreiheit  nur  dann  zugestanden  werden  kann ,  wenn  sie  ihre  geschäftliche  Thiögkrit 
nicht  auf  Nichtmitglieder  ausdehnen,  mit  alleiniger  Ausnahme  der  Darlehen  der  Nichtmitglieder. 
welche  seitens  der  Vereine,  um  den  Kreditbedarf  der  Vereinsmitglieder  zu  decken,  angenommen 
werden. 

Erfolgt  dagegen  die  Aufnahme  fremder  Gelder  in  einem  Umfange,  welcher  das  Kredit- 
bedürfnis  der  Mitglieder  übersteigt  und  daher  eine  anderweite  Verwertung  des  Ueberschusses 
bedingt ,  so  ist  ausser  Zweifel  ein  ausserhalb  der  eigentlichen  Zwecke  des  Vereins  liegender, 
auf  die  Erzielung  eines  Gewinns  gerichteter  Gewerbebetrieb  vorhanden. 
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Die  Steuerpflicht  tritt  ferner  ein,  wenn  ein  Verein  nach  Art  der  Bankiergeschäfte  Handel 
mit  Wertpapieren  treibt  oder  aus  der  Plazierung  fremder  Gelder  ein  gewinnbringendes  Ge- 
schäft macht. 

Charakteristische  Merkmale  eines  solchen  bankmäßigen  Geschäftsbetriebes  sind: 

1)  Ein  entwickelter  Depositenverkehr.  Ein  solcher  liegt  vor,  wenn  nicht  nur  für  Spar- 
einlagen zu  geringen  Beträgen,  sondern  überhaupt  und  ohne  Rücksicht  auf  den 
Betrag  kurze  Kündigungsfristen  zugelassen  oder  thateächlich  die  Rücknahme  selbst 
ohne  Kündigungsfrist  gestattet  wird;  desgleichen  wenn  den  Depositalgläubigern  ein 
Kontokorrent  (ohne  Kredit;  eröffnet  ist  oder  selbst  Anweisungen  auf  das  Guthaben 
derselben  (Checks)  auf  Sicht  honoriert  werden.  Ein  derartiger  Geschäftsbetrieb  be* 
dingt  verzinsliche  Anlage  der  Bestände  in  einer  Weise,  dass  dieselben  sich  schnell 
und  leicht  realisieren  lassen,  und  fuhrt  daher  in  der  Regel 

2)  zu  baukmässiger  Nutzung  der  disponiblen  Gelder  durch  Ausleihung  an  andere  Ver- 
eine, bei  denen  sich  Gelegenheit  zu  ihrer  Plazierung  darbietet,  durch  Anlage  in  leicht 
diskontierbaren  Wechseln  oder  Wertpapieren,  und  zu  Geschäften  mit  anderen  Ver- 
einen und  Geldinstituten ,  für  welche  der  Verein  keinen  Anspruch  auf  exzeptionelle 
Steuerbefreiung  machen  kann. 

3)  Einwechseln  von  Geldsorten,  sowie  Besorgung  Bonstiger  Geldgeschäfte  ohue  Unter- 
schied, ob  im  einzelnen  Kalle  die  Berechnung  von  Provision  stattfindet  oder  nicht, 
insbesondere  des  An-  und  Verkaufes  von  Effekten  für  Mitglieder  oder  Nichtmitglieder. 

Was  namentlich 

A)  den  Wechselverkehr  anlangt  ,  so  ist  ein  bankmässiger  Gewerbebetrieb  dann  zu  prä- 
sumieren, 

a.  wenn  Wechsel  für  Rechnung  dritter  einkassiert  werden; 

b.  wenn  Wechsel  diskontiert  werden,  bezüglich  deren  Yereinsmitglieder  weder  als 
Aussteller,  noch  Bezogene,  noch  als  Giranten  fungieren.  Wenn  letzteres  aber  auch 
der  Fall  ist ,  so  hat  sich  doch  in  verschiedenen  vorgekommenen  Fällen  gezeigt, 
dass  die  betreffenden  Mitglieder  nur  vorgeschoben  waren ,  um  als  Giranten  etc. 
Geschäfte  des  Vereins  mit  Nichtmitgliedern  bezw.  das  Diskontieren  von  Wechseln, 
welche  mit  dem  Kreditbedürfnisse  und  Geschäftsbetriebe  von  Yereiusmitgliedern 
in  gar  keiner  Beziehung  standen ,  zu  verdecken ,  weshalb  eine  sorgfältigere  Be- 
achtung dieses  Punktes  namentlich  in  Reklainationsfällen  zu  empfehlen  ist  •). 

Das  Operationsfeld  für  diejenigen  Genossenschaften,  welche  steuerfrei 
bleiben  wollten,  war  durch  diese  Direktiven  sehr  eingeengt.  Ks  gehörten  zu 
diesen  Genossenschaften  diejenigen,  welche  1)  jede  Kreditgewährung  an  Nicht- 
mitglieder, auch  eine  solche,  welche  mit  keinem  Gewinn  verbunden  ist,  aus- 
schlössen und  die  Kreditgewährung  an  Mitglieder  auf  die  selbst  ein  Gewerbe 
betreibenden  Mitglieder  beschränkten ;  2)  Darlehen  in  grösseren  Posten  auf  kurze 
Kündigungsfristen  weder  von  Mitgliedern  noch  von  Nichtmitgliedern  annahmen 
und  die  für  die  fremden  Gelder  ausbedungenen  längeren  Kündigungsfristen  stets 
einhielten;  sowie  3)  kein  Effektenkoromissionsgcschäft ,  weder  mit  Mitgliedern 
noch  mit  Nichtmitgliedern  betrieben ;  4)  keine  Gelder  in  Wertpapieren  anlegten 
und  5)  das  Inkasso  von  Wechseln,  Einwechseln  von  Geldsorten  und  andere  Geld- 
geschäfte auch  ohne  Entgelt  von  ihrem  Geschäftsbereich  ausschlössen  *). 

Von  den  Genossenschaften  wurde  diese  Einengung  lebhaft  bekämpft  und 
der  Kampf  durch  alle  Instanzen  bis  zum  Abgeordnetenhaus  fortgesetzt3)  Es 
wurde  für  verwerflich  erachtet,  dass  man  in  der  Kreditgewährung  an  Nichtmit- 


')  Entsprechend  lautet«  deshalb  ein  Ministerialbescheid  an  den  Vorschuss- 
verein zu  Oppeln  vom  28.  Juli  1880:  „Da  viele  Mitglieder,  welche  Wechsel  an 
den  Verein  verkaufen,  keine  Handelsgeschäfte  betreiben,  so  unterliegt  es  keinem 
Zweifel,  dass  die  verkauften  Wechsel  nicht  eigene  Geschäftswechsel  der  Ver- 
käufer, sondern  dass  die  gedachten  Mitglieder  nur  die  Vermittler  von  Geschäften 
zwischen  dem  Verein  und  Nichtmitgliedern  sind.«  Bl.  f.  G.  1881,  Jahrg.  28  S.  54. 

2)  Bl.  f.  G.  1889  Jahrg.  27  3.  149;  1881  Jahrg.  28  S.  54. 

•)  Bl.  f.  G.  1880  Jahrg.  27  S.  129-32,  134.  135,  256;  1881  Jahrg.  28 
S.  55,  138,  235;  1882  Jahrg.  29  S.  8;  1885  Jahrg.  32  S,  59,  192. 
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glieder  gar  keine  Ausnahme  zuliess.  Wenn ,  sagte  man ,  die  Kreditgewährung 
an  Nichtmitglieder  nur  vereinzelt  vorkommt  oder  nur  gegen  einen  Zins,  der 
die  Zinsen,  welche  der  Verein  seinen  Gläubigern  zu  zahlen  hat,  nicht  erreicht, 
so  kann  darin  noch  nicht  das  Merkmal  eines  Gewerbebetriebs  gefunden  werden. 
Wird  doch  niemand  schon  als  Bankier  besteuert,  der  im  Laufe  des  Jahres  viel- 
leicht ein-  oder  zweimal  Wechsel  gekauft  hat,  um  massige  Kassenbestände  nicht 
völlig  nutzlos  liegen  zu  lassen;  denn  ein  Gewerbebetrieb  setzt  die  öftere,  plan- 
mäßige Wiederholung  einer  auf  einen  Gewinn  gerichteten  Thätigkeit  voraus. 
Von  einer  solchen  Thätigkeit  kann  aber  nicht  die  Rede  sein,  wenn  sich  die  Kre- 
ditgewährung an  ein  Nichtmitglied  nur  als  eine  seltene  Ausnahme  darstellt  oder 
wenn  sie.  wie  dies  bei  vorübergehenden  Geldanlagen  bei  Grossbanken  die  Regel 
sein  wird,  nur  den  Zweck  hat,  den  Verlust,  welcher  aus  der  Ansammlung  über- 
mässiger Kassenbestände  entstehen  würde,  etwas  zu  verringern.  Geld,  welches 
die  Vereine  nachweisbar  mit  31/* — 4  Prozent  verzinsen  müssen,  zu  einem  geringen 
Teil  mit  2 — 2Vs  Prozent  ausserhalb  der  Mitgliedschaft  auszuleihen,  kann  nicht 
als  eine  gewinnbringende  Thätigkeit  gelten.  Ebenso  für  bedenklich  wird  es 
gehalten,  stets  zu  prüfen,  ob  die  Vorschussnehmer  nicht  vorgeschobene  Personen 
seien.  Der  Gebrauch,  welchen  die  Mitglieder  von  empfangenen  Vorschüben 
machen,  sei  für  die  Steuerpflicht  irrelevant;  es  komme  auch  vor,  dass  selbst 
ein  Mitglied  die  zeitige  Kreditbedürftigkeit  die  Vereinsverwaltung  nicht  wissen 
lassen  wolle,  und  schliesslich  könne  man  mit  diesem  Verdachtsmoment  die 
Steuerfreiheit  einfach  aufheben.  Eine  Begünstigung  der  Vorschiebung  von  Mit- 
gliedern, um  Geschäfte  mit  Nichtraitgliedern  zu  machen,  liege  übrigens  auch 
nicht  im  Interesse  der  Genossenschaften ,  weil  sie  wünschen  müssten ,  dass  die- 
jenigen, die  ihre  Kasse  in  Anspruch  nähmen,  auch  das  Risiko  der  Mitgliedschaft 
trügen.  Die  Betonung  des  Depositenverkehrs  als  eines  ausschlaggebenden  Mo- 
ments wurde  gleichfalls  verurteilt;  hiermit  werde  zwar  nicht  das  Schuldenmachen 
im  allgemeinen,  aber  doch  in  gewissen  Formen  für  einen  Gewerbebetrieb  er- 
klärt, und  dies  sogar  dann,  wenn  die  fraglichen  Summen  von  Mitgliedern  herge- 
liehen seien.  Der  Depositenverkehr  diene  dazu,  den  Mitgliedern  die  Mittel  zum 
Betrieb  ihres  Gewerbes  möglichst  billig  zu  beschaffen:  wenn  man  sie  dafür  aber 
in  ihrer  Gesamtheit  nochmals  als  Gewerbetreibende  besteuere,  so  würden  sie 
abweichend  von  anderen  ausserhalb  der  Vereine  stehenden  Gewerbetreibenden, 
welche  sich  die  Mittel  zu  ihrem  Geschäft  auch  zum  Teil  auf  Kredit  gegen 
Wechsel  oder  durch  andere  bankmäßige  Operationen  beschüfen,  ohne  dafür 
einer  besonderen  Steuer  zu  unterliegen,  von  ihrem  Gewerbe  doppelt  besteuert. 
Nicht  in  der  Form  des  Anleihens,  sondern  erst  im  Ausleihen  liege  der  entschei- 
dende Punkt.  Wenn  der  An-  und  Verkauf  von  Wertpapieren  für  Rechnung 
von  Niehtmitgliedern  gegen  Provision,  sobald  er  nicht  nur  in  seltenen  Aus- 
nahmefällen, sondern  öfter  vorkomme,  für  ein  Merkmal  eines  Gewerbebetriebs 
angesehen  werde,  so  müsse  man  das  für  berechtigt  erklären,  da  die  gezahlten 
Provisionen  ein  dem  Verein  vom  Publikum  zufliessender  Gewinn  seien.  Wenn 
dagegen  auch  das  Effektenkommissionsgeschäft  mit  Mitgliedern  einen  Gewerbe- 
betrieb involvieren  solle,  obgleich  doch  hier  ebenso  wie  bezüglich  der  Zinsen 
für  die  den  Mitgliedern  gewährten  Kredite  die  Provisionen  derselben  Gesamtheit 
zu  gut  kämen,  aus  deren  Mitte  sie  in  die  Kasse  geflossen  seien,  so  könne  auch 
hier  nur  wieder  der  Grund  für  die  Steuerpflicht  in  der  Form  dieser  Geschäfte 
liegen.  Deshalb  weil  das  Effektenkommissionsgeschäft  in  der  Regel  von  Bankiers 
betrieben  werde,  welche  als  solche  Gewerbesteuer  zahlen,  sollen  nun  alle, 
welche  sich  mit  dem  An-  und  Verkauf  von  Effekten  befassen,  auch  als  Bankier* 
Gewerbesteuer  zahlen.  Gegen  eine  solche  oberflächliche  Auffassung  des  Ge- 
werbebetriebs, die  sich  ja  auch  sofort  auf  die  Diskontogeschäfte  der  Vereine 
mit  ihren  Mitgliedern  ausdehnen  Hesse,  müssten  sich  letztere  entschieden  ver- 
wahren. Nicht  weil  sie  für  andere  den  An-  und  Verkauf  von  Effekten  besorgen, 
sondern  weil  sie  für  diese  Besorgungen  Gebühren  (Provisionen)  erheben,  die  zu 
ihrem  Unterhalt  dienen ,  werden  die  Bankiers  besteuert.  Analog  verhält  es  sich 
mit  dem  Wechsel-Inkasso,  dem  Einwechseln  von  Geldsorten  u.  s.  w.  Werden 
diese  Geschäfte  für  Nichtmitglieder  gegen  Provision  betrieben,  so  liegt  ein  Ge- 
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werbebetrieb  vor,  ausserdem  aber  nicht.  Man  lägst  also  auch  hier  nur  die  Ge- 
schäftaform  entscheidend  sein.  Die  Anlage  von  Geldern  in  Wertpapieren  all- 
gemein als  Merkmal  eines  Gewerbebetriebes  darstellen,  h eiset  die  Vorschuss- 
vereine mit  einem  anderen  Masse  messen  als  den  einzelnen  Staatsbürger.  Wenn 
der  einzelne  Staatsbürger  sein  Vermögen  in  Staatspapieren  und  anderen  Effekten 
anlegen  kann ,  ohne  darum  zur  Gewerbesteuer  herungezogen  zu  werden ,  so 
dürfen  die  Vorschussvereine  die  gleiche  Rücksicht  für  sich  in  Anspruch  nehmen. 
Erst  wenn  die  Anlage  von  Wertpapieren  zu  dem  Zwecke  erfolgte,  an  den  Zinsen 
derselben  einen  Gewinn  zu  erzielen,  wenn  also  nicht  nur  mehr  als  das  eigene 
Kapital  des  Vereins  an  Geschäftsanteilen  und  Reserven  so  verwendet  wird,  son- 
dern wenn  ausserdem  auch  die  Verzinsung  der  Wertpapiere  erheblich  höher  ist 
als  der  Zins,  welchen  der  Verein  durchschnittlich  für  das  fremde  Geld  zu  ent- 
richten hat.  wird  man  den  Zinsüberschuss  als  einen  gewerblichen  Gewinn 
bezeichnen  und  einen  Gewerbebetrieb  als  vorhanden  annehmen  können,  voraus- 
gesetzt, dass  es  sich  nicht  nur  um  eine  schnell  vorübergehende  Anlage  dieser 
Art  handelt;  denn  in  diesem  Fall  dürfte  der  Zinsüberschuss  durch  die  An-  und 
Verkaufsprovisionen  und  Kourtagen  bald  wieder  aufgezehrt  sein.  Schliesslich 
hob  man  auch  hervor,  dass  die  immer  straffere  Heranziehung  der  Genossen- 
schaften letztere  nur  verleite,  allgemein  eine  Erweiterung  des  Geschäftskreises 
auf  Nichtmitglieder  ins  Auge  zu  fassen.  Das  ändere  den  genossenschaftlichen 
Charakter,  mache  die  Solidarhaft  im  Mass  dieser  Ausdehnung  gefährlicher  und 
dränge  die  wohlhabendsten  Mitglieder  zum  Austritt,  da  sie  auch  ohne  den  Verein 
Kredit  erhielten. 

Wie  bei  den  Vorschussvereinen,  so  wurde  auch  gegenüber  den  Konsum- 
vereinen die  steuerliche  Praxis  allmählich  strenger.  Mehr  und  mehr  neigte 
man  zu  der  Ansicht,  dass  die  Beschränkuug  auf  den  Mitgliederkreis  bei  den 
Konsumvereinen  thatsächlich  unmöglich  sei.  In  Görlitz  war  der  Lagerhalter 
streng  angewiesen ,  nur  an  Vereinsmitglieder  zu  verkaufen ;  als  es  aber  den 
Gegnern  des  Vereins  im  Jahre  1869  gelang,  doch  durch  ihre  Dienstboten  aus 
verschiedenen  Verkaufslagern  des  Vereins  mehrere  Male  Waren  zu  beziehen, 
wurden  die  Lagerhalter  von  der  Regierung  bestraft  und  die  Gewerbesteuer  ein- 
gefordert. Auch  das  Kreisgericht  zu  Görlitz  nahm  gegen  die  bisherige  Gerichts- 
praxis1)  an,  dass  schon  ein  einmaliger  Verkauf  an  ein  Nichtmitglied  ein  unbe- 
fugter Handelsbetrieb  sei.  Der  Verein  wurde  für  denjenigen  Betrag,  der  von 
Nichtmitgliedern  gegen  den  Willen  des  Vereins  aus  den  Verkaufslagern  ent- 
nommen wurde,  mit  288  Mark,  kurz  darauf  sogar  mit  540  Mark  Gewerbesteuer 
und  184.50  Mark  Bankablösung  veranlagt;  ebenso  und  aus  ähnlichem  Grund 
wurde  die  im  Jahre  1871  errichtete  Bäckerei  selbständig  zur  Gewerbesteuer  bei- 
gezogen. In  beiden  Fällen  diente  der  Gesamtumsatz  als  Massstab  der  Steuer- 
höhe i).  Ein  ähnlicher  Vorgang  spielte  sich  bezüglich  des  Breslauer  Konsum- 
vereins Ende  der  70er  Jahre  ab.  In  den  24  gesonderten  Verkaufsstätten  wurde 
auch  statutenwidrig  und  gegen  die  den  Lagerhaltern  erteilte  Instruktion  an 
Nichtmitglieder  in  mehreren  Fällen  verkauft.  Die  angeklagten  Direktionsmit- 
glieder wurden  zwar  von  der  Anklage  der  Gewerbesteuerdefraudation  freige- 
sprochen, da  dieselben  keine  Kenntnis  von  dem  Verfahren  der  Lagerhalter 
gehabt  hatten;  das  Finanzministerium  hielt  aber  trotzdem  an  der  Besteuerung 
nach  Massgabe  des  ganzen  Umsatzes  fest,  infolgedessen  der  Verein  1728  Mark, 
später  2472  Mark  Steuer  zu  zahlen  hatte1). 

Eine  Scheidung  derart,  dass  nur  der  Verkehr  mit  Nichtmitgliedern  der 
Besteuerung  unterliege,  wurde  auch  in  anderen  Fällen  abgelehnt.  Als  der  Kon- 
sumverein zu  Schreiberhau  erklärte,  dass  er,  da  nur  Mitglieder  nach  Höhe  ihrer 
Einkäufe  an  der  Dividende  teilhätten  und  daher  auch  nur  Dividendenmarken 
empfingen,  den  von  Nichtmitgliedern  erzielten  steuerpflichtigen  Verkaufeerlös 
für  jede  Rechnungsperiode  genau  feststellen  könne  und  durch  seine  Geschäfts- 


')  Bl.  f.  G.  1869  S.  189. 

a)  Näheres  Bl.  f.  G.  1878  Jahrg.  25  S.  47.  49. 
»)  Bl.  f.  G.  1879  Jahrg.  26  S.  90.  95,  126. 
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berichte  jederman  klar  lege,  wurde  dies  vom  Ministeriuni  nicht  für  ausreichend 
gehalten,  „da  die  behauptete  Sonderung  des  Geschäftsbetriebs  mit  Nichtmit- 
gliedern  von  dem  Geschäftsverkehr  mit  den  Mitgliedern  eich  auf  die  Buchung 
beschränkt*  l). 

Die  Besteuerungsgrundsätze  in  betreff  der  Vorschuss-  und  Konsumvereine 
erfuhren  vor  einem  Jahr  in  dem  Reskript  des  preussischen  Finanzministers  an  die 
k.  Regierungen  vom  5.  August  1885  eine  abermalige  Revision.  Zum  Teil  wurde 
darin  das  bisherige  Verfahren  noch  schärfer  präzisiert,  zum  Teil  wurden  aber 
ganz  neue  Gesichtspunkte  mit  herangezogen.  Der  Wortlaut  dieses  Reskripts 
ist  folgender: 

Die  hinsichtlich  der  Heranziehung  der  Konsumvereine  und  Kreditgenossenschaften  (Volks- 
banken. Yorschussvereine  n.  s.  w.)  zur  Gewerbesteuer  getroffenen  Bestimmungen  haben  sich  nach 
den  bisherigen  Erfahrungen  nicht  als  ausreichend  erwiesen,  um  eine  gleichniässige  Praxis  in 
der  Steuerverwaltnng  herbeizuführen »),  und  haben  zu  begründeten  Beschwerden  über  Bevor- 
zugung der  bezeichneten  Vereine  hinsichtlich  der  Gewerbesteuer  Veranlassung  gegeben.  Ich 
habe  deshalb  eine  anderweite  Prüfung  der  in  betreff  dieses  Gegenstandes  bisher  beobachteten 
Grundsätze  eintreten  lassen  und  eröffne  der  k.  Regierung  nach  vorgängigem  Einvernehmen 
mit  dem  Herrn  Minister  für  Handel  und  Gewerbe  und  mit  dem  Herrn  Minister  des  Innern  hier- 
über folgendes  zur  eigenen  Nachachtung  und  entsprechenden  Anweisung  der  ihr  unterstellten 
Gewerbesteuerveranlagungsbehörden. 

1)  Diejenigen  Konsumvereine ,  welche  ein .  wenn  auch  angeblich  nur  für  die  Mitglieder 
offenes  Vereinxlokal  (Laden,  Comptoir,  Magazin,  Lager  u.  s.  w.)  unterhalten,  sind  fortan 
regelmässig  zur  Gewerbesteuer  in  der  dem  GeschäfUumfange  entsprechenden  HandelssteueT- 
klasse  heranzuziehen. 

Werden  mehrere  dergleichen  Lokale  von  einem  Vereine  unterhalten,  so  erfolgt  nach 
den  allgemeinen  Vorschriften  die  Besteuerung  jedes  einzelnen  Ladens,  Comptoirs  n.  s.  w.  nach 
Massgabe  des  Umfangs  des  in  demselben  ausgeübten  Betriebes  (Anweisung  vom  20.  Mai  1*76. 
erste  Abteilung  |  17). 

Der  bisher  erforderten  vorgüngigen  Beweisführung,  dass  in  dem  betreffenden  Lokale 
auch  an  Nichtmitglieder  Waren  verkauft  worden  sind,  bedarf  es  nicht.  Nach  vielfachen  Er- 
fahrungen sind  diejenigen  Vereine,  welche  ein  offenes  Verkaufslokal  unterhalten,  nicht  in  der 
Lage,  den  Warenbezug  der  Nichtmitglieder  (direkt  oder  indirekt  durch  Vemüttelung  von  Mit- 
gliedern des  Vereins)  anszuschliessen  und  trifft  bei  Vereinen  dieser  Art  regelmässig  auch  die 
Voraussetzung  dieser  Steuerpflichtigkeit  zu.  dass  ihr  Geschäftsbetrieb  zugleich  darauf  ge- 
richtet ist .  mindestens  in  der  Form  von  Reservefonds  und  dergleichen  Vereinsvermögen  zu 
erwerben. 

Um  jedoch  solche  Vereine .  welche  in  der  That  ausschliesslich  die  Erzielnng  von  Er- 
sparnissen der  Mitglieder  durch  billigeren  Einkauf  der  Bedürfnisse  bezwecken,  nicht  mit  Steuern 
zu  belasten,  deren  Aufbringung  ihnen  irgend  schwer  fallen  könnte,  sind  die  Veranlagungs- 
bebörden  noch  besonders  darauf  aufmerksam  zu  machen,  dass  diejenigen  Konsumvereine,  welche 
nach  ihren  Verhältnissen  nur  den  niedrigsten  Steuersatz  der  Klasse  B  aufzubringen  vermögen, 
auf  Grund  des  §  2  des  Gesetzes  vom  5.  Juni  1874  (Ges.  S.  S.  219)  wie  andere  in  dieser  Klasse 
besteuerten  Gewerbebetriebe  freigestellt  werden  können. 

S)  Desgleichen  sind  die  Vorschuss-Kreditvereine ,  Volksbanken  und  sonstigen  Kredit- 
genossenschaften fortan  regelmässig  als  gewerbesteuerpflichtig  anzusehen ,  ohne 
dass  es  den  Veranlagungsbehörden  obläge,  zuvor  den  Nachweis  zu  fuhren,  dass  die  besonderen 
in  den  diesseitigen  Erlassen  vom  14.  Juni,  28.  Juli  und  31.  Dezember  1880  (Mitteilungen  aus 
der  Verwaltung  der  direkten  Steuern,  U.  14,  S.  2»  ff.)  hervorgehobenen  Merkmale  bei  jeder 
einzelnen  der  in  Rede  stehenden  Kreditgenossenschaften  thatsächlich  zutreffen. 

Die  Befreiung  von  der  Gewerbesteuerpflicht  ist  vielmehr  fortan  nur  solchen  Kredit- 
genossenschaften zuzubilligen,  welche  ihrerseits  den  Nachweis  führen,  dass  der  Zweck  des 
Erwerbs  bei  ihrem  Geschäftsbetriebe  unbedingt  ausgeschlossen  bleibt.  Dieses  wird 
insbesondere  dann  anzunehmen  sein,  wenn  der  Verein  sich  darauf  beschränkt,  seinen  Mitgliedern 


')  Bl.  f.  G.  1880  Jahrg.  27  S.  41. 

a)  Vergl.  hierüber  aber  auch  Bl.  f.  G.  1886  Jahrg.  33  S.  55. 
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die  ihrem  Kreditbedürfnisse  entsprechenden  Mittel  zuzuführen. und  den  erzielten  Geschäft  s- 
tiberscbuss  ausschliesslich  denjenigen,  welche  die  Kreditgewährung  in  An- 
spruch genommen  haben,  nach  Massgabe  dieser  Inanspruchnahme  wieder  zuwendet. 
Kreditgenossenschaften,  welche  ihre  Geschäftsüberschüsse  zur  Verteilung  von  Zinsen  und  Divi- 
denden an  die  Inhaber  von  Geschäftsanteilen  oder  zur  Ansammlung  von  Fonds  für  den  Verein 
selbst  verwenden .  sind  als  solche  anzusehen .  deren  Thätigkeit  regelmässig  zugleich  auf  einen 
Erwerb  gerichtet  ist  und  die  deshalb  keinen  Anspruch  auf  Steuerbefreiung  machen  können. 

Selbstverständlich  kann  auch  für  Vereine  etc.  dieser  Art,  wenn  sie  nur  den  niedrigsten 
Steuersatz  der  Klasse  B  aufzubringen  vermögen,  unter  denselben  Voraussetzungen,  wie  nnter 
Sr.  1  vorstehend  bemerkt ,  die  Freistellung  von  der  Gewerbesteuer  auf  Grund  des  |  2  des  Ge- 
setzes vom  b.  Juni  1874  und  der  dazu  ergangenen  Ausführungsbestimmungen  gewährt  werden. 

Hiernach  wolle  die  k.  Regierung  die  Verwaltungsbehörden  mit  den  erforderlichen  Wei- 
sungen verseben  und  für  deren  gleichmässige  Ausführung  Sorge  tragen. 

Von  der  nachträglichen  Heranziehung  der  nach  vorstehenden  Bestimmungen  steuer- 
pflichtigen, aber  nicht  veranlagten  Vereine  etc.  für  das  laufende  Jahr  wird  abgesehen. 

Bei  der  Veranlagung  der  Gewerbesteuer  für  188687  sind  jedoch  allgemein  die  obigen 
Bestimmungen  zur  Anwendung  zu  bringen. 

Es  sind  zwei  Prinzipien,  die  in  diesem  Reskript  hervorgehoben  zu  werden 
verdienen.  Das  eine  ist  die  ausgedehnte  Präsumtion  für  Steuerpflicht:  bei  den 
Konsumvereinen  im  Fall  des  offenen  Vereinslokales,  bei  den  Kreditgenossen- 
schaften schlechtweg  —  ein  doch  nicht  ganz  bedenkenloser  Vorgang1);  das 
andere  ist  die  Berücksichtigung  der  Art  der  Gewinnverteilung  innerhalb  des 
Vereins;  es  wird  als  Voraussetzung  der  Steuerbefreiung  nicht  bloss  der  Nach- 
weis der  Beschrankung  auf  die  Mitglieder  gefordert,  sondern  auch  verlangt,  dass 
die  Erübrigung  genau  nach  Massgabe  der  Inanspruchnahme  des  Vereins  ver- 
teilt werde,  nicht  die  einen  von  den  anderen  Mitgliedern  verdienen.  Durch 
diese  Bedingung  ist,  kann  man  sagen,  die  Steuerpflicht  eine  allgemeine 
geworden,  namentlich  weil  sie  auch  auf  den  Reservefonds  und  das  sonstige 
Vereinsvermögen  sich  bezieht;  denn  wenn  auch  ein  Konsumverein  durch  die 
Markeneinrichtung  den  grösseren  Teil  des  Gewinns  den  Käufern  nach  der  Grösse 
der  Einkäufe  zumisst 3),  so  ist  dies  doch  in  Anbetracht  des  Wechsels  der  Mit- 
glieder thatsächlich  unausführbar  bei  dem  Reservefonds ;  bei  den  Kreditgenossen- 
schaften ist  aber  selbst  die  gewöhnliche  Gewinnverteilung  nach  Massgabe  der 
Inanspruchnahme  absolut  nicht  üblich  und,  will  man  den  Kern  der  Genossen- 
schaft, die  etwas  wohlhabenderen  Mitglieder,  nicht  verlieren,  auch  nicht  möglich «). 


')  Nach  dem  preuss.  Gewerbesteuergesetz  kann  zur  Gewerbesteuer  nur 
veranlagt  werden,  wer  nach  dem  Gesetze  ausdrücklich  für  gewerbesteuerpflichtig 
erklärt  ist;  es  liegt  deshalb  wohl  der  Steuerveranlagungsbehörde  ob,  den  Nach- 
weis der  Steuerpflichtigkeit  zu  führen. 

l)  Die  Rückvergütung  ist  selbst  da  keine  ganz  genaue.  Es  werden 
stellenweise  für  den  Bedarf  vermögender  Mitglieder  bestimmte  Artikel  mit 
grösserer  Avance  in  den  Kreis  der  geführten  Waren  aufgenommen,  an  welchem 
grösseren  Ueberschuss  dann  auch  andere  partizipieren,  welche  Waren  mit  ge- 
ringerer Avance  kaufen.  Die  richtige  Rückgewähr  wird  auch  gestört  durch  den 
Handel  mit  Dividendenmarken;  vergl.  die  interessante  Mitteilung  Schneiders 
über  den  Dividendenmarkenunfug.  Bl.  f.  G.  1884  Jahrg.  31  S.  129. 

*)  Von  seiten  der  Genossenschaften  wurde  gegen  die  Verfügung  als  eine 
Gesetzesverletzung  Protest  erlassen.  Bl.  f.  G.  1885  Jahrg.  32  S.  251;  1880 
Jahrg.  33  S.  54.  Der  Haupteinwand  ist  der  gewöhnliche.  Hierbei  wurde  auch 
ein  Urteil  des  Oberverwaltungsgerichts  vom  24.  Juni  1882  (Entscheidungen  des 
0.  V.  G.  von  Jebens  und  von  Meyeren  Bd.  IX  S.  281  ff.)  angezogen,  worin 
es  heisst:  «Die  Thätigkeit  von  Vereinen,  welche  auf  gemeinschaftliche  Rech- 
nung der  Mitglieder  Lebensbedürfnisse  einkaufen  und  an  ihre  Mitglieder  ab- 
lassen, um  den  letzteren  die  Bedürfnisse  gut  und  billig  zu  beschaffen  und  so 
deren  Ausgaben  zu  vermindern,  ist  nicht  auf  Erwerb  gerichtet:  diese  Vereine 
treiben  keinen  Handel.* 
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1st  man  bei  den  Vorschuss»  und  Konsumvereinen  allmählich  dazu  gelangt, 
den  gewerblichen  Charakter  zu  konstruieren,  so  hat  man  bei  gewissen  Genossen- 
schaften von  vornherein  eine  andere  Auffassung  gar  nicht  zugelassen.  So  bei 
Winzer  vereinen  und  Molkereigenossenschaften.  In  Bezug  auf  entere 
wurde  am  3.  Juli  187b'  eine  ministerielle  Entscheidung  getroffen;  in  derselben 
heisst  es  unter  anderem: 

„Wenn,  wie  nach  dem  Berichte  oder  nach  f  69  des  Statuts  anzunehmen,  der  Verein  den 
Wein  oder  die  Trauben  von  den  Mitgliedern  ankauft  und  demnächst  für  Rechnung  de*  Vereins 
Wein  verkauft,  so  betreibt  der  Verein  einen  der  Gewerbesteuer  unterliegenden  Handel  in  ähn- 
licher Weise ,  wie  ein  Verein  von  besteuerten  Handwerkern ,  welche  ihre  Fabrikate  genossen- 
schaftlich für  Rechnung  der  Genossenschaft  verkaufen,  indem  der  Verein  ein  von  den  einzelnen 
Mitgliedern  verschiedenes  Kechtesubjekt  ist  (vgl.  §  18  der  Anw.  vom  20.  Mai  187«) '). 

In  Bezug  auf  die  Molkereigenossenschaften  kam  die  Sache  zum  Austrag 
anlässlich  der  Hodderuper  Genossenschaftsmeierei  *).  Sowohl  das  Kammergericht 
zu  Berlin  (Erkenntnis  vom  6.  Oktober  1884)  als  das  Finanzministerium  (Ver- 
fügung vom  9.  Februar  1884)  hielten  die  Gewerbesteuer  für  geboten.  Ein  Ver- 
kehr mit  Nichtmitgliedern  liegt  natürlich  hier  ebenso  vor,  als  bei  einer  gewerb- 
lichen Produktivgenossenschaft.  Allein  es  greift  hier  eine  Anweisung  des  Finanz- 
ministeriums zur  Veranlagung  der  Steuer  vom  stehenden  Gewerbebetriebe  vom 
20.  Mai  1876  §  4  Abs.  2.  ein,  des  Inhalts: 

Der  Gewerbesteuer  »ind  nicht  unterworfen :  2)  Die  Forst-  und  Landwirtschaft,  einschliess- 
lich der  Viehzucht,  des  Garten-  und  Weinbaues  und  des  Verkaufes  der  selbstgewonnenen  Er- 
zeugnisse. 

Die  Handelssteuer  ist  zu  entrichten,  wenn  der  Verkauf  ausser  den  Märkten  aus  einem 
besonders  dazu  bestimmten  offenen  Verkaufslokal  ausserhalb  der  Produktionsstätte  erfolgt. 

Die  Begründung  der  Steuerpflicht  war  eine  unglückliche.  Das  Ministerium 
stützte  sich  auf  den  eben  citierten  2.  Absatz ;  der  Verkauf  der  Produkte  der 
Genossenschaft  erfolge  nicht  von  der  Produktionsstatte ,  sondern  von  einer  be- 
sondern Verkaufsstelle  aus,  indem  als  Produktionsstätte  im  Sinne  der  gedachten 
Bestimmung  die  einzelnen  Besitzungen  der  Mitglieder  anzusehen  seien.  Eine 
gezwungenere  Auffassung  als  diese  lässt  sich  kaum  denken ;  bei  einem  einzelnen 
Grundbesitzer  ist  allerdings  die  Produktionsstätte  die  Besitzung  des  Betreffenden, 
bei  einer  Genossenschaftameierei  aber  doch  sicher  die  Stätte,  wo  die  Milch  ver- 
arbeitet wird. 

Das  Kammergericht  stellte  sich  auf  einen  anderen  Standpunkt.  Die  Meierei 
sieht  es  als  Societät  an.  Jeder  von  den  12  beteiligten  Grundbesitzern  erhält  den 
aus  der  von  ihm  gewonnenen  und  gelieferten  Milch  erzielten  Erlös  ausbezahlt 
und  zwar  nach  Abzug  der  für  den  Betrieb  selbst  entstehenden  und  auf  seinen 
Teil  entfallenden  Kosten.  Die  Societät  besitzt  eine  korporative  Organisation 
in  ihrem  Vorstande,  betreibt  ein  besonderes  Gewerbe  und  hat  dazu  eine  eigene 
Betriebsstätte.  Nach  den  Grundsätzen  der  Societät  wird  das,  was  jeder  Socius 
in  die  Gesellschaft  inferiert,  Miteigentum  der  Genossen  (Art.  157,  191  Handels- 
gesetzbuch). Die  von  den  Einzelnen  in  die  Meierei  gelieferte  Milch  bleibt  nach 
der  Ablieferung  nicht  mehr  das  ausschliessliche  Eigentum  des  Liefernden,  und 
der  Einzelne  verkauft  bei  der  festgestellten  Verwertung  durch  gemeinschaft- 
lichen Botrieb  nicht  mehr  das  Produkt  der  von  ihm  gelieferten  Milch,  vielmehr 
erscheint  die  Gesamtheit  als  Käuferin  der  gemeinschaftlichen  Produkte.  Der 
Einzelne  vertreibt  nicht  mehr  wie  vor  der  Konstituierung  der  Genossenschaft 
die  aus  der  Milch  seiner  Kühe  gewonnenen  Produkte,  erhält  auch  nicht  die 
aus  der  gelieferten  Milch,  resp.  dem  Quantum  der  gelieferten  Milch  entsprechend 
gewonnenen  Produkte  zum  eigenen  Vertrieb,  vielmehr  erfolgt  der  Vertrieb  der 
aus  dem  Gesamtquantum  der  gelieferten  Milch  gewonnenen  Produkte  —  Butter 


')  Mitteilung  aus  der  Verw.  der  direkten  Steuern  im  preuss.  Staate 

Nr.  5  S.  32. 

*)  Bl.  f.  G.  1884  Jahrg.  31  S.  134;  1885  Jahrg.  32  S.  128,  137. 
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und  Käse  —  von  der  Produktionsstätte,  d.  h.  von  der  Meierei  aus,  sie  besorgt 
den  Vertrieb,  sie  also  treibt  Handel,  und  nur  seinen  Anteil  an  dem  Erlöse  erhält 
nach  Abzug  der  auf  ihn  fallenden  Kosten  der  Einzelne  ausgezahlt.  Es  liegt 
also  kein  Grund  vor,  die  nur  ausnahmsweise  für  den  einzelnen  mit  seinen 
Produkten  handelnden  Landmann  bestehende  Steuerfreiheit  auf  den  Gewerbe- 
betrieb der  Meierei  auszudehnen. 

Es  scheint,  dass  die  preussisehe  Regierung  einer  anderen  Auffassung  Raum 
geben  will;  denn  auf  die  zahlreichen  Petitionen,  welche  infolge  des  Hodde- 
ruper  Falls  an  die  Kammer  der  Abgeordneten  gingen  und  welche  von  der 
Petitionskomraission  unterstützt  wurden,  äusserte  der  Regierungskommissär  sich 
entgegenkommend 

Endlich  beschäftigten  auch  die  gewerblichen  Produktiv  genösse  n- 
sehaften  die  Steuerbehörden.  Ueber  ihren  gewerblichen  Charakter  ist  zwar 
kein  Zweifel,  wohl  aber  über  ihre  Steuerpflicht  mit  Rücksicht  auf  §  12  des 
Gewerbesteuergesetzes,  der  lautet: 

Gewerbesteuerfrei  sind 

a.  Handwerker,  die  in  der  Repel  nur  um  Lohn  oder  nur  auf  Bestellung  arbeiten,  ohne 
aocb  ausser  den  Jahrmärkten  ein  offenes  Lager  von  fertigen  Waren  zu  halten,  solange  sie 
das  Gewerbe  nur  für  ihre  Person  oder  mit  einem  erwachsenen  Gehilfen  uud  mit  einem  Lehr- 
ling betreiben;  die  Hilfe  weiblicher  Hausgenossen  und  eigener  Kinder  unter  15  Jahreu  bleibt 
unberücksichtigt. 

Trotz  dieser  Bestimmung  wurde  im  Jahre  1873  eine  kleine  aus  4  Mitgliedern 
bestehende  Tischlerproduktivgenossenschaft  in  Berlin  zur  Gewerbesteuer  heran- 
gezogen. Auf  eine  Vorstellung,  das«  die  Genossenschaft  nur  auf  Bestellung 
Tischlerarbeiten  fertige,  also  ein  offenes  Lager  fertiger  Waren  nicht  halte,  und 
dass  die  4  Arbeiter  in  der  Werkstatt  weder  „ Gehilfen*  noch  „ Lehrlinge"  im 
Sinne  des  Gesetzes  seien,  sondern  als  „Unternehmer*  oder  »Geschäftsinhaber* 
betrachtet  werden  müssten,  wurde  die  Streichung  aus  der  Gewerbesteuerrolle 
vorgenommen.  (Entechliessung  der  k.  Direktion  für  die  Verwaltung  der  direkten 
Steuern  in  Berlin  vom  9.  Dezember  1878)  *).  Den  Produktivgenossenschaften, 
die  mit  so  vielen  Schwierigkeiten  zu  kämpfen  haben,  ist  dadurch  gerade  für 
die  schwerste  Zeit  des  Anfangs  eine  wohl  zu  gönnende  Erleichterung  gewährt. 
Misslich  aber  ist.  dass  auch  eine  grosse  Produktivgenossenschaft  ,  die  etwa  aus 
20  Mitgliedern  besteht,  gewerbesteuerfrei  bleibt,  wogegen  eine  kleine  mit  3  oder 
4  Mitgliedern,  die  aber  noch  2  Gehilfen  beschäftigt,  steuerpflichtig  wäre.  Ist 
auch  wohl  anzunehmen,  dass  eine  grosse  Genossenschaft  in  Zeiten  grossen  Ge- 
schäftsandrangs meist  genötigt  sein  wird,  vorübergehend  einmal  Gehilfen  anzu- 
nehmen, wie  sie  auch  offenes  Lager  nötig  haben  wird,  immerhin  liegt  die  Mög- 
lichkeit einer  vom  Gesetzgeber  sicher  nicht  beabsichtigten  Ungerechtigkeit  vor. 
Es  wäre  nicht  unbillig,  wenn  man  das  Gesetz  dahin  abänderte,  dass  gewerb- 
liche Produktivgenossenschaften  mit  mehr  als  3,  —  will  man  ihnen  eine  besondere 
Vergünstigung  zu  teil  werden  lassen,  mit  mehr  als  5  —  Mitgliedern  steuerpflichtig 
sein  sollten. 

Klassen-  und  Einkommensteuer. 

Bei  dieser  Steuer  liegt  die  Sache  in  Bezug  auf  die  Genossenschaften  ein- 
fach. Das  Klassen-  und  Einkommensteuergesetz  vom  1/25.  Mai  1851/73  kennt 
als  Steuerpflichtige  nur  „Einwohner",  d.  h.  physische  Personen;  die  Anwendung 
des  Gesetzes  auf  Genossenschaften  als  solche  ist  also  unbedingt  ausgeschlossen 
An  diesem  Stand  der  Sache  gedachte  auch  der  Entwurf  eines  Gesetzes,  betr.  die 
Einkommensteuer  vom  17.  Dezember  1883,  nichts  zu  ändern.  Zwar  sollte  über 
den  Kreis  der  physischen  Personen  hinausgegangen  werden,  aber  diese  Ab- 


\)  Preuss.  Abg.-H.  III.  Session  der  15.  Legislaturperiode  (1885)  Nr.  243  der 
Drucksachen. 

J)  Bl.  f.  G.  1873  Jahrg.  20  S.  27. 
«)  Vergl.  auch  Bl.  f.  G.  1868  S.  157;  18G9  S.  32. 
Finanzarchiv.  III.  Jahrg.  711  17 
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weichung  sollte  nur  die  Aktiengesellschaften  betreffen  Die  Dividende  in  der 
Hand  des  Einzelnen,  die  zur  Zeit  der  Einkommensteuer  unterliegt,  ware  nach 
dem  Entwurf  auch  zur  Kapitalrentens  teuer  herangezogen  worden. 


Die  Gemeinden ,  mehr  unter  dem  Einfluss  der  Gewerbe-  und  Handels- 
treibenden stehend  als  die  staatlichen  Organe,  waren  sehr  eifrig  in  der  Heran- 
ziehung der  Genossenschaften  zur  Steuer.  Allein  der  Boden  war  für  sie  äusserst 
ungünstig.  Es  kamen  in  Betracht  die  Städte-  und  Landgemeindeordnungen. 
In  der  Städteordnung  für  die  6  alten  östlichen  Provinzen  vom  30.  Mai  1853, 
der  für  Westfalen  vom  19.  März  1856,  der  für  die  Rheinprovinz  vom  15.  Mai 
1856  waren  bisher  hinsichtlich  der  Kommunalsteuern  folgende  Grundsätze  mass- 
gebend gewesen :  1)  Alle  .Einwohner"  des  Stadtbezirks  sind  zur  Teilnahme 
an  den  städtischen  Gemeindelasten  verpflichtet;  2)  wer  ohne  im  Stadtbezirk  zu 
wohnen,  daselbst  Grundbesitz  hat  oder  ein  stehendes  Gewerbe  betreibt,  ist  ver- 
pflichtet, an  den  Lasten  teil  zu  nehmen,  welche  auf  den  Grundbesitz  oder  das 
Gewerbe  oder  das  aus  jenen  Quellen  fliessende  Einkommen  gelegt  sind;  3)  die- 
selbe Verpflichtung  haben  juristische  Personen,  welche  in  dem  Stadtbezirk 
Grundbesitz  haben  oder  ein  stehendes  Gewerbe  betreiben.  Es  konnte  sich 
danach  nur  darum  handeln,  ob  die  Genossenschaften  juristische  Personen  waren. 
Das  Ministerium  des  Innern  ')  und  ebenso  das  Oberverwaltungsgericht  *)  haben 
dies  verneint.  Wohl  hat  das  Reichsgenossenschaftsgesetz  vom  4.  Juli  1868  den 
eingetragenen  Genossenschaften  eine  Reihe  wesentlicher  Rechte  juristischer  Per- 
sönlichkeit erteilt,  so  dass  sie  nach  aussen  hin  unter  organisierter  Vertretung 
ein  selbständiges  Rechtssubjekt  gegenüber  den  einzelnen  Genossenschaftern  bil- 
deten; es  ist  dies  aus  Zweckmässigkeitsgründen  geschehen,  damit  die  Genossen- 
schaften auf  eigenen  Namen  erwerben,  als  Gesamtheit  klagen  und  verklagt 
werden  können.  Daneben  fehlen  aber  den  Genossenschaften  mannigfache  recht- 
liche Kriterien  der  Korporationen  im  engeren  Sinn.  Nach  den  Vorschriften  des 
allg.  Landrechts  Teil  II.  Tit.  6  §  25  kommen  die  Rechte  der  Korporationen  nur 
solchen  vom  Staate  genehmigten  Gesellschaften  zu,  die  sich  zu  einem  gemein- 
nützigen fortdauernden  Zwecke  verbinden  (§  25);  ihre  Ausübung  ist  mannig- 


rationen  ist  ebenso  von  der  Genehmigung  des  Staates  abhängig  wie  deren  Ent- 
stehung (§  180).  Bei  den  Genossenschaften  handelt  es  sich  aber  um  vorüber- 
gehende private  Bestrebungen  der  Beteiligten.  Die  Personifikation  der  Gesamt- 
heit der  Genossenschaft  ist  eine  begrenzte;  die  individuellen  Rechte  der  Ge- 
sellschafter an  dem  Gemeinvermögen  bilden  immer  den  materiellen  Schwerpunkt 
des  Verhältnisses.  Die  Genossenschaften  unterscheiden  sich  von  der  Korporation 
im  engeren  Sinn  auch  dadurch,  dass  erstere  sich  durch  Beschluss  auflösen 
können  und  dass  im  Falle  der  Auflösung  das  Vermögen  nach  gewissen  gesetz- 
lichen Vorschriften  unter  die  Genossenschafter  verteilt  wird.  Nach  §  12  dee 
Gesetzes  vom  4.  Juli  1868  ist  angeordnet,  dass  die  Genossenschafter  persönlich 
mit  ihrem  gesamten  Vermögen  für  die  Gesellschaftsschulden  haften  —  eine 
Eigenschaft,  die  allein  hinreichen  würde,  die  Genossenschaften  von  den  Korpo- 
rationen zu  unterscheiden. 


')  15.  Legislaturperiode  2.  Session  1883/84  Nr.  42  der  Drucksachen. 

J)  Reskript,  v.  16.  Okt.  1870  (Ministerialbl.  für  die  allg.  Verwaltung 
S.  301);  Bl.  f.  G.  1872  S.  219. 

»)  Erkenntnis  v.  13.  Sept.  1880  Bl.  f.  G.  1881  S.  6.  Vergl.  in  dieser 
Streitfrage  auch  Entscheidungen  des  Reichsoberhandelsgerichts  Bd.  22  S.  239. 
Förster,  Theorie  und  Praxis  Bd.  4  S.  383;  Stobbe,  Handbuch  des  deutschen 
Privatrechts  Bd.  I.  S.  406;  Wächter,  Pandekten  I,  S.  244;  Windscheid 
§  60  Note  2;  Man  dry,  Zivilrechtlicher  Inhalt  S.  124;  Sicherer,  die  Ge- 
nossenschaftsgesetzgebung in  Deutschland  S.  104  f;  Parisius,  Genossenschafts- 
gesetze 1876  S.  130;  Entsch.  des  württemb.  Oberlandesgerichts  in  Sarwey  und 
Kübel,  Württemb.  Archiv  1882  S.  188. 
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Wurde  der  Charakter  einer  juristischen  Person  den  Genossenschaften  ab- 
gesprochen, so  entfiel  jede  Möglichkeit  der  Kommunalabgabe,  sei  es,  das«  es 
sich  um  einen  Zuschlag  zur  Staatssteuer  oder  um  gesonderte  Kommunalsteuern 
handelte;  für  die  Kommunalabgabe  kam  deshalb  auch  nicht  in  Betracht,  ob  die 
Genossenschaft  auf  ihre  Mitglieder  sich  beschränkt  oder  nicht;  auch  in  letz- 
terem Fall  musste  sie  steuerfrei  bleiben. 

In  Bezug  auf  diesen  Punkt  hatten  analoge  Vorschriften  das  Städtegesetz 
für  Schleswig-Holstein  vom  14.  April  1869,  die  Ortsstatuten  der  Städte  von  Neu- 
vorpommern und  Rügen,  für  welche  im  allgemeinen  das  Gesetz  vom  31.  Mai  1853 
Platz  greift,  das  Frankfurter  Gemeindeverfassungsgesetz  vom  25.  März  1867, 
das  Ortsstatut  im  Regierungsbezirk  Kassel.  Im  Regierungsbezirt  Wiesbaden  scheint 
auch  Steuerfreiheit  bestanden  zu  haben.  Die  hannöversche  Städteordnung  lie^s 
den  Städten  in  der  Ordnung  ihres  Steuerwesens  grosse  Freiheit;  es  entschied  also 
das  Steuerregulativ  oder  Ortsstatut  jeder  Stadt ').  Bei  der  klaren  Sachlage  war 
auch  die  Praxis  der  oberen  Behörden  eine  konsequente.  Konstant  scheiterten 
die  Versuche  der  Gemeinden  *). 

Was  die  Landgemeinden  betrifft,  so  kommen  Genossenschaften  dort  seltener 
vor.  In  den  östlichen  Provinzen  stand  übrigens  bisher  das  Recht  zur  Be- 
steuerung den  Landgemeinden  gleichfalls  nicht  zu,  da  nach  der  Landgemeinde- 
ordnung vom  14.  April  1856  nur  physische  Personen  besteuerbar  sind.') 

Im  Gebiete  der  Kreisordnung  vom  13.  Dezember  1872  ist  —  da  der 
Charakter  der  juristischen  Person  bei  den  Genossenschaften  nicht  gegeben 
ist  —  auch  Kreis-  und  Provinzialsteuer  für  die  Genossenschaften  unzulässig4). 

War  die  Gesetzgebung  über  Gemeinde-,  Kreis-  und  Provinzialabgaben 
für  die  Genossenschuften  ausserordentlich  vorteilhaft,  so  trat  für  sie  hinsicht- 
lich der  Gemeindebesteuerung  durch  das  sog.  Kommunalsteuer-Notgesetz  vom 
27.  -luli  1885  eine  ungünstige  Wendung  ein 6).  Nach  diesem  Gesetz  unterliegen 
eingetragene  Genossenschaften,  deren  Geschäftsbetrieb  über  den  Kreis  ihrer  Mit- 
glieder hinausgeht,  in  Gemeinden,  in  welchen  sie  Grundbesitz,  gewerbliche 
Anlagen  haben,  stehende  Gewerbe  betreiben,  den  auf  das  Einkommen  gelegten 
Gemeindeabgaben6.  Alle  Gemeinden  sind  befugt,  durch  Gemeindebcschluss 
solche  Gemeindeeinkommensteuern  einzuführen. 

Man  begreift,  dass  aus  Anlass  dieser  Aenderung  eine  gewisse  Aufregung 
eintrat,  bei  den  Freunden  der  Genossenschaften  sich  kundgebend  in  Abwehr  oder 
Klarstellung,  bei  den  Gegnern  im  Streben  nach  möglichster  Ausdehnung  und  Ver- 
schärfung. Die  Genossenschaften  —  ihrer  Tendenz  entsprach  der  Antrag  Parisius 
und  Dr.  Langerhans  auf  Streichung  —  hielten  die  kommunale  Besteuerung 
für  ungerecht  und  irrationell.  Vor  allem  wies  man  auf  die  Doppelbesteuerung 
hin,  die  sich  ergebe,  indem  der  Genossenschafter  für  seine  Dividende  und 
dann  nochmals  in  der  Genossenschaft  als  solcher  besteuert  würde;  dieselbe  sei 
effektiv  gegeben,  insofern  der  Genossenschafter  nicht  so  leicht  wie  der  einzelne 
Aktionär  durchschlüpfe,  da  die  Mitglieder  der  Genossenschaften  zum  allergr'össten 


')  Bl.  f.  G.  1881  Jahrg.  28  S.  77. 

»)  Bl.  f.  G.  1868  S.  157;  1869  S.  88,  173;  1878  Jahrg.  25  S.  47,  49;  1882 
Jahrg.  29  S.  112,  113;  1883  Jahrg.  30  S.  76;  1885  Jahrg.  32  S.  73. 

*)  Bl.  f.  G.  1878  Jahrg.  25  S.  237;  1882  Jahrg.  29  S.  221. 

*)  Erkenntnis  des  Oberverwaltungsgerichts  in  Berlin  v.  13.  Sept.  1880. 
Bl.  f.  G.  1881  Jahrg.  28  S.  5.  Vergl.  auch  1879  Jahrg.  26  S.  245  und  Herrfurth, 


»)  Siehe  Finanzarchiv  III,  S.  168  ff.  Ausser  den  Landtagsverhandlungen 
1883/84  u.  1885  vergl.  auch  Bl.  f.  G.  1884  Jahrg.  31  S.  61,  65,  110,  129;  1885 
Jahrg.  32  S.  33,  41,  82. 

6)  Das  Gesetz  bezieht  sich  nur  auf  die  eingetragenen  Genossenschaften ; 
es  wird  die  bei  manchen  Genossenschaften,  z.  B.  der  Rohstoffgenossenschaft, 
wegen  der  straffen  Formen  der  Geschäftshandhabung  ohnehin  vorhandene  Ab- 
neigung gegen  Eintrugung  verstärken. 
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Teil  um  Sitz  der  Genossenschaften  ihren  Wohnsitz  hätten,  und  durch  die  gesetz- 
lich vorgeschriebene  Veröffentlichung  der  Jahresbilanz  der  dem  Genossenschafter 
aus  der  gemeinsamen  Verwaltung  zugefallene  Gewinn  genau  ersichtlich  sei. 
Bei  der  Aktiengesellschaft  hafteten  nicht  die  Personen,  sondern  das  losgelöste 
Kapital ,  wogegen  die  Genossenschaften  nicht  ein  solches  Vorrecht  hätten.  Es 
widerspreche  auch  die  Besteuerung  dem  Grundsatze,  dass  -  während  bei  der  Ver- 
teilung der  Staatssteuern  auf  die  Einzelnen  die  Steuerkraft  massgebend  sein 
solle  —  für  die  Kommunalsteuern  neben  diesem  Massstabe  auch  noch  derjenige 
von  Leistung  und  Gegenleistung  heranzuziehen  sei,  weil  die  kommunalen  Leistungen 
vorzugsweise  in  der  Herstellung  und  Unterhaltung  von  Kinrichtungen  bestehen, 
welche  der  Verbesserung  der  wirtschaftlichen  Lage  der  Einzelnen  und  des  ge- 
samten Kommunalverbandes  dienen.  Diese  Einrichtungen  —  Wege-  und  Brücken- 
bau, Schulen,  Armenanstalten,  Krankenhäuser,  Pflasterung,  Beleuchtung  —  biete 
den  einzelnen  Mitgliedern  der  Genossenschaften  Vorteile,  nicht  aber  der  Ge- 
nossenschaft als  solcher 

Man  möchte  glauben,  dass  die  doppelte  Einkommensteuer  etwas  Abnormes 
ist;  allein  die  Genossenschaft  hat  es  in  der  Hand,  sich  zu  befreien,  teils  dadurch, 
dass  sie  so  gut  wie  keine  Dividende  mehr  verteilt  —  möglich,  wenn  auch  nicht 
gerade  wünschenswert,  bei  Konsumvereinen,  indem  sie  nicht  zu  laufenden,  sondern 
zu  Selbstkostenpreisen  verkaufen  — ,  teils  dadurch  dass  sie  auf  ihren  eigentlichen 
Zweck  sich  beschränkt.  Geht  sie  darüber  —  unter  Festhaltung  einer  loyalen  Inter- 
pretation —  hinaus,  so  sollte  sie  Gewerbesteuer  zahlen,  was  bei  Kommunen,  wie 
wir  gesehen,  formell  unzulässig  ist.  Es  vertritt  also  die  Besteuerung  der  Ge- 
nossenschaft als  solcher  mit  der  Einkommensteuer  gewisserraassen  die  materiell 
angezeigte  Gewerbesteuer;  die  .gewerbetreibende"  Genossenschaft  wird  doppelt 
besteuert  wie  jeder  andere  Gewerbetreibende,  nur  in  anderer  Form  und  mit 
etwas  anderem  Mass.  Eine  Unbilligkeit  kann  darin  nicht  erblickt  werden. 
Sind  es  wirklich  ganz  kleine  Leute,  die  in  der  Genossenschaft  vereinigt  sind, 
so  tritt  eine  Doppelbesteuerung  ohnehin  nicht  ein. 

Ein  Antrag  verlangte  zwar  nicht  gänzliche  Freilassung  der  Genossen- 
schaften, aber  doch  die  der  Produktivgenossenschaften,  welche  ihr  Geschäft  nur 
durch  Mitglieder  betreiben.  Es  wurde  dafür  geltend  gemacht,  dass  die  einge 
tragenen  Produktivgenossenschaften  sich  von  den  anderen  Arten  Genossenschaften 
dadurch  unterscheiden,  dass  in  ihnen  der  Teilnehmer  seinen  ganzen  Lebensunter- 
halt hat  .  die  persönliche  Bedeutung  des  Einzelnen  6chärfer  hervortritt  und 
meistens  kleine  hart  um  ihre  Existenz  kämpfende  Arbeiter  trifft;  man  könne 
eine  solehe  Genossenschaft  steuerlich  nicht  mit  einer  Aktiengesellschaft  gleich- 
stellen. 

Die  Versuche,  die  Besteuerung  von  den  Genossenschaften  in  der  einen 
oder  anderen  Form  abzuwenden,  waren  vergeblich.  Um  so  mehr  Interesse  bean- 
spruchte die  Frage,  wie  man  die  Steuerpflicht  klar  stellen  könne.  Das  Gesetz 
gibt  als  bestimmtes  Characteristicum :  Ausdehnung  des  Geschäftsbetriebs  über 
den  Kreis  der  Mitglieder.  Konstruktionen,  wie  sie  das  Finanzministerium  neuer- 
dings unternommen  hat,  sind  deshalb  hier  nicht  möglich;  aber  die  ganze 
Schwierigkeit,  wo  eigentlich  die  Grenzlinie  bei  obigem  Merkmal  liege,  tritt  doch 
auch  hier  wieder  auf.  Es  wurden  deshalb  bei  den  Beratungen  viele  Bedenken 
laut.  Wie,  wenn  der  Konsumverein,  Rohstoffverein  von  Nichtmitgliedern  kauft, 
der  Kreditverein  von  Nichtmitgliedern  borgt?  wenn  er  seine  Gelder,  damit  sie 
nicht  müssig  bleiben,  in  staatlichen  Papieren  anlegt  und  damit  dem  Staat 
Kredit  gibt,  wenn  er  aus  gleichem  Grund  Wechsel  kauft  und  dadurch  dem 
Acceptanten  und  dem  Aussteller  des  Wechsels  Kredit  gewährt?  1st  dem  blossen 
Wortlaut  nach  dies  etwas  anderes  als  ein  Hinausgehen  des  Geschäftsbetriebes 
über  den  Kreis  der  Mitglieder  hinaus?  Ein  Antrag  (Dr.  Binder  und  Genossen) 
ging  deshalb  neben  der  Beseitigung  der  Produktivgenossenschaft  aus  dem  Gesetz 
auch  dahin,  zu  sagen:  „ Genossenschaften .  welche  Kredite  an  Nichtmitglieder 
gewähren  oder  gemeinsam  beschaffte  Lebens-  und  Gewerbsbedürfnisse  an  Nicht- 


!)  Bl.  f.  G.  1884  Jahrg.  31  S.  61. 
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mitglieder  überlassen."  Den  gröbsten  Mißverständnissen  wäre  dadurch  aller- 
dings vorgebeugt  worden,  die  feineren  strittigen  Fragen  wären  aber  damit  auch 
nicht  gelöst  worden.  Die  Regierung  äusserte  sich  dahin,  dass  die  Worte  nicht  im 
engsten  Sinn  auszulegen  seien,  und  nach  dem  Kommentar  Herrfurths  muss  man 
annehmen,  dass  im  Ministerium  des  Innern  folgende  Gesichtspunkte  als  Richt- 
schnur gelten  sollen ') :  Ein  Hinausgehen  des  Geschäftsbetriebes  über  den  Kreis 
der  Mitglieder  findet  nicht  schon  dann  statt ,  wenn  die  Genossenschaft  mit 
Nichtmitgliedern  überhaupt  in  Geschäftsverkehr  tritt,  sondern  erst  dann,  wenn 
die  Genossenschaft  Nichtmitglieder  an  denjenigen  Zwecken  teilnehmen  lässt, 
zu  deren  Erreichung  die  Genossenschaft  gebildet  worden  ist.  Beispielsweise 
bei  Konsumvereinen  nicht  schon  dann,  wenn  der  gemeinschaftliche  Einkauf  von 
Lebensbedürfnissen  im  grossen  bei  Nichtmitgliedern  erfolgt ,  wohl  aber  dann, 
wenn  der  Ablass  in  kleineren  Partien  auch  an  Nichtmitglieder  geschieht:  bei 
Rohstoff vereinen  nicht  schon  dann,  wenn  der  Einkauf  des  Rohstoffs  bei  Nicht- 
mitgliedern erfolgt,  wohl  aber  dann,  wenn  der  Rohstoff  auch  für  Nichtmitglieder 
eingekauft  wird8);  bei  Magazinvereinen  nicht  schon  dann,  wenn  im  Magazine 
die  Waren  an  Nichtmitglieder  verkauft  werden,  wohl  aber  dann,  wenn  dort 
Waren  auch  von  Nichtmitgliedern  zur  Aufstellung  und  zum  Verkaufe  gelangen ; 
bei  Vorschuss-  und  Kredit  vereinen  nicht  schon  dann,  wenn  die  zur  Gewährung 
von  Vorschüssen  etc.  erforderlichen  Kapitalien  von  Nichtmitgliedern  aufgenommen 
werden,  auch  nicht  schon  dann,  wenn  disponible  Mittel,  um  nicht  müssig  in 
der  Kasse  zu  liegen ,  vorübergehend  angelegt  werden ,  wohl  aber  dann ,  wenn 
Vorschüsse  oder  Kredit  an  Nichtmitglieder  gewährt,  wenn  Effekten-,  Kommissions- 
und Inkassogeschäfte  für  Nichtmitglieder  gegen  Provision,  wenn  die  Aufbe- 
wahrung von  Wertpapieren  von  Nichtmitgliedern  gegen  Gebühren  besorgt,  wenn 
Beträge  von  Nichtmitgliedern  in  einem  Umfange  aufgenommen  werden,  welcher 
keinen  Zweifel  darüber  lässt,  dass  dieselben  nicht  nur  zur  Gewährung  von  Vor- 
schüssen und  Kredit  an  Mitglieder  dienen  sollen.  Schliesslich  wird  das  Hinaus- 
gehen des  Geschäftsbetriebs  über  den  Kreis  der  Mitglieder  auch  dann  ange- 
nommen ,  wenn  es  mittelbar  d.  h.  durch  Vermittelung  der  Vereinsraitglieder 
geschieht. 

Sieht  man  von  der  letzten  Präsumtion  ab ,  so  entspricht  die  Auffassung 
etwa  der,  welche  in  Bayern  besteht.  Jedenfalls  muss  es  aber  als  eine  höchst 
missliche  Sache  angesehen  werden,  wenn  in  einem  und  demselben  Staate  be- 
züglich der  Steuerpflicht  einer  und  derselben  Institution  heterogene  Merkmale 


')  He  rr  fu  r  th  und  N  öl  1 ,  Kommentar  zum  Kommunalabgabengesetz  S.  38; 
Herrfurth,  die  Kommunalabgabepflicht  der  Aktiengesellschaften  etc.  S.  22. 
Vergl.  auch  Bl.  f.  G.  1886  Jahrg.  33  S.  29,  37. 

')  Es  gibt  aber  Fälle,  wo  auch  die  strikte  Festhaltung  dieses  Grundsatzes 
zu  Härten  führt.  Es  kommen  z.  B.  bei  Schuhmachergenossenschaften  Verkäufe 
an  Nichtmitglieder  vor,  welche  einen  eigentümlichen  Charakter  haben.  Bei  dem 
Ausschneiden  der  Felle  für  den  Bedarf  der  Mitglieder  bleiben  Reste  übrig,  welche 
weder  diese  noch  sonst  ein  Schuhmacher  in  seinem  Handwerk  verwerten  kann, 
welche  aber  noch  in  anderen  Industriezweigen  Verwendung  finden  und  welche 
fortzuwerfen  daher  eine  unverantwortliche  Verschwendung  wäre.  Diese  Reste 
verkaufen  die  Genossenschaften  vielfach  an  Nichtmitglieder  zum  bestmöglichen 
Preise.  Es  liegt  auf  der  Hand,  dass  bei  diesen  Geschäften  ein  Gewinn  für  die 
Genossenschaft  weder  beabsichtigt  noch  thatsächlich  gemacht  wird,  sondern  dass 
es  für  dieselben  vorteilhafter  sein  würde,  die  Felle  so  zertheilt  an  die  Mitglieder 
abzugeben,  dass  keine  Reste  blieben  und  den  Preis  im  Einzelverkauf  einfach 
nach  Massgabe  der  Grösse  des  verkauften  Stücks  unter  Hinzurechnung  des  zur 
Deckung  der  Verwaltungskosten  u.  s.  w.  notwendigen  Preisaufschlags  zu  be- 
rechnen. Aehnlich  liegt  die  Sache  oft  bei  anderen  Rohstoffgenossenschaften.  Bl. 
f.  G.  1884  Jahrg.  31  S.  118.  Man  wird  die  Steuerfreiheit  in  diesem  Fall  an- 
nehmen müssen,  da  hier  nicht  der  Endzweck,  zu  dessen  Erreichung  die  Ge- 
nossenschaft gebildet  ist,  auf  Nichtmitglieder  ausgedehnt  wird.  Aber  die  Grenze 
wird  hier  ebenso  flüssig  wie  bei  den  Kreditvereinen! 
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aufgestellt  werden  ,  je  nachdem  es  sieh  um  Staatssteuer  oder  Gemeindesteuer 
handelt.  Das  muss  einen  sehr  verwirrenden  Eindruck  raachen,  es  widerspricht 
dies  nicht  nur  der  Tendenz  der  grundlegenden  Gesetzgebung  von  1820  '),  sondern 
der  des  neuen  Kommunalabgabengesetzes  vom  27.  Juli  1885  selbst;  denn  wenn 
in  dem  §  13  des  genannten  Gesetzes  Vorsorge  getroffen  ist,  dass  für  die  Kreis- 
und  Provinzialabgaben  die  Grundsätze  de«  neuen  Gesetzes  ebenfalls  Platz  greifen 
sollen,  so  ist  damit  zugegeben,  dass  die  Abweichung  in  Bezug  auf  gewisse  oteuer- 
grundsätze  unthunlich  wäre;  was  aber  für  Gemeinde,  Kreis  und  Provinz  in 
ihrem  Verhältnis  zu  einander  gilt,  muss  auch  für  ihr  Verhältnis  zum  Staat 
gelten.  Es  ist  damit  nicht  eine  völlige  Schabionisierung  gemeint,  aber  die 
Gemeinde  darf  nicht  z.  ß.  sagen,  ich  fasse  das  Einkoramen  anders  auf  wie  der 
Staat,  rechne  die  und  die  Posten  nicht  darunter,  finde  die  Grenze  der  Steuer- 
pflicht der  Genossenschaft  anderswo  als  der  Staat,  u.  dgl. 
•  Schliesslich  sei  noch  der  eingehenden  Erörterungen  über  die  Konsum- 

vereine gedacht.  Ihnen  galt  besonders  die  Gegnerschaft  Es  wurde  darauf 
hingewiesen,  dass  in  letzter  Zeit  die  Konsumvereine  eine  so  grosse  Ausdehnung 
gewonnen  hätten,  dass  sie  alle  Gewerbe  und  den  kleinen  Handel  schädigten; 
sie  seien  vielfach  ausgeartet  und  industrielle  Unternehmen  geworden  und  brächten 
einen  grossen  Reingewinn,  z.  B.  der  Breslauer  netto  533,000  Mark  jährlich,  es 
sei  ein  wahrer  Notstand.  Es  machten  diese  Klagen  so  Eindruck,  dass  das  Ab- 
geordnetenhaus beschloss,  auch  „  Konsumvereine  jeder  Art,  insofern  dieselben 
Gewinne  verrechnen"  zur  Steuer  beizuziehen.  Es  sollte  hier  also  von  2  Re- 
quisiten abgesehen  werden:  sie  brauchten  weder  eingetragene  Genossenschaften 
zu  sein,  noch  über  den  Kreis  ihrer  Mitglieder  sich  auszudehnen. 

Der  Antrag  entsprach  wohl  der  vorhandenen  Animosität,  war  im  übrigen 
aber  wenig  empfohlen.  Nichteingetragene  Genossenschaften  besitzen  keine  ver- 
mögensrechtliche Stellung,  sondern  sind  nur  Societäten  zu  einem  besonderen 
wirtschaftlichen  Zweck.  Will  man  jede  Gesellschaft  oder  Vereinigung  von 
physischen  Personen  zu  gewissen  wirtschaftlichen  Zwecken  abgabepflichtig  machen, 
so  ist  eine  Grenze  nicht  abzusehen.  Auch  müsste  eine  derartige  Bestimmung 
die  Wirkung  haben,  dass  die  Konsumvereine  sich  bestreben  werden,  der  Steuer 
sich  zu  entziehen  dadurch,  dass  sie  Gewinne  für  ihre  Mitglieder  nicht  ver- 
rechnen. Während  jetzt  die  deutschen  Konsumvereine  fast  ausschliesslich  die 
Waren  an  ihre  Mitglieder  zu  Tagespreisen  abgeben  und  die  dadurch  erzielten 
l'eberschüsse  am  Ende  des  Jahres  an  ihre  Mitglieder  nach  Verhältnis  der  Waren- 
entnahme als  Ersparnisse  verteilen,  würden  die  Vereine  durch  diese  Bestimmung 
genötigt  werden,  den  richtigen  Weg  zu  verlassen,  von  einer  Gewinnberechnung 
für  die  Mitglieder  abzusehen  und  die  durch  den  Einkauf  im  grossen  billiger 
bezogenen  Waren  an  die  Mitglieder  unter  den  Tagespreisen  so  billig  als  mög- 
lich abzugeben.  Die  Konsumvereine,  welche  die  Kaufleute  bekämpfen,  würden 
diesen  erst  recht  verhängnisvoll  werden ,  gleichzeitig  aber  eine  günstige  Wir- 
kung der  Konsumvereine,  die  Förderung  des  Sparsinns  und  der  Kapitalbildung 
lahm  gelegt.  Die  kleinen  einzelnen  Preisnachlässe  gehen  verloren,  während 
summiert,  bei  einem  jährlichen  Warenverbrauch  von  400—600  Mark  sie  auf  20 
bis  60  Mark  sich  stellen.  Man  wies  auch  darauf  hin,  dass  in  gewisser  Richtung 
die  Konsumvereine  den  Kaufleuten  genützt  hätten,  insofern  erstere  unweigerlich 
auf  Barzahlung  bestünden  und  dadurch  der  Borgsucht  auch  in  anderen  Kreisen 
entgegengewirkt  hätten.  Nicht  in  den  Konsumvereinen,  sondern  in  der  Unzahl 
von  Detailgeschäften  ohne  genügende  pekuniäre  Mittel  und  Geschäftserfahrung 
liegt  der  Grund  des  geringen  Prosperierens. 

Herrenhaus  und  Regierung  bekämpften  die  wenig  zu  der  Struktur  des 
Gesetzes  passende  Bestimmung.  Das  Abgeordnetenhaus  beruhigte  sich  dabei, 
wogegen  gleichzeitig  ein  Antrag  (Metzner) ')  auf  Abänderung  des  preussischen 


')  Vergl.  die  Ausführung  des  Urteils  des  Obcrvcrwaltungsgerichts  v. 
2.  Dez.  1876.    Bl.  f.  G.  1882  Jahrg.  29  S.  221. 

')  III.  Session  der  15.  Legislaturperiode  Nr.  164  der  Drucksachen. 
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Gewerbesteuergesetzes  vom  $0.  Mai  1820  auftauchte,  wonach  der  §  3  dieses 
Gesetzes,  der  die  kaufmännischen  Geschäfte  bezeichnet,  durch  die  Worte  „des- 
gleichen Konsumvereine,  auch  wenn  deren  Geschäftebetrieb  nur  den  Bedarf  der 
Mitglieder  an  Lebensmitteln  und  anderen  Waren  zu  beschaffen  bezweckt"  ergänzt 
werden  sollte,  welcher  Antrag  jedoch  wieder  zurückgezogen  wurde. 

2)  Waldeck-Pyrmont. 

Steuersystem:  Grundsteuer  (Ges.  v.  lt.  Juni  1850,  24.  Januar  1851),  Klassensteuer 
(Ges.  v.  22.  Dezember  1825,  v.  27.  u.  30.  Juni  1862,  v.  7.  Januar  1865,  v.  15.  Februar  1864, 
v.  25.  Februar  1881),  Gewerbesteuer  (Ges.  v.  26.  u.  28.  Juni  1862  ,  9.  März  1866  ,  26.  Mai  1866, 
13.  Juni  1872,  Ges.  v.  1.  März  1881,  betr.  die  Besteuerung  des  Wanderlagerbetriebs,  mit  An- 
weisung v.  10.  März  1881). 

Die  Gewerbe-  und  Klassensteuer  schliessen  einander  aus ;  wer  mit  Gewerbe- 
steuer belegt  ist,  wird  für  das  gewerbliche  Einkommen  nicht  von  der  Klassen- 
steuer betroffen.  Die  Klassensteuer  ist  fur  Genossenschaften  nicht  anwendbar; 
die  Gewerbesteuer,  eine  Nachbildung  der  preussischen.  lässt  die  Steuerpflicht  unklar. 

9  3.  Die  Umlage  der  Steuer  geschieht  nach  folgenden  Gewerbeklassen:  1)  Kanfleute 
und  Fabrikanten;  2)  Händler;  —  8)  —  andere  Gewerbetreibende. 

|  25.  Die  von  Kaufleuten,  d.  h.  von  denjenigen  Personen,  welche  mit  kaufmännischer 
Buchführung  gewerbemässig  Handelsgeschäfte  treiben ,  zu  zahlende  Gewerbesteuer  beträgt  für 
Jede  Firma,  jeden  Laden  — . 

|  26.  Zu  den  Kaufleuten  und  Fabrikanten  werden  bezüglich  der  Besteuerung  auch  ge- 
rechnet: Leih-  und  Wechselgeschäfte,  Aktien-  und  ähnliche  Gesellschaften,  die  auf  einen 
Handels-  oder  Gewerbebetrieb  gerichtet  sind. 

8)  Lippe-Detmold. 

Grundsteuer  (Ges.  u.  Anweisung  v.  18.  Sept.  1877,  Ges.  u.  Verordn.  v.  9.  Nov.  1882, 
Verordn.  v.  28.  Dez.  1882,  v.  21.  Juni  1883).  Gebäudesteuer  (Ges.  v.  2«.  Febr.  1878,  Verordnung 
v.  13.  Juli  1883),  Gewerbesteuer  (Ges.  v.  19.  Febr.  1878,  v.  23.  Juli  1885),  Ges.,  betr.  die  Be- 
steuerung des  Wanderlagerbetriebs,  v.  8.  April  1882.  Klassen-  und  klassifizierte  Einkommen- 
steuer (Ges.  v.  6.  Juni  1868  mit  Instruktion  v.  16.  Juni  1868,  Ges.  v.  12.  Sept.  1877,  6.  April  1882, 
25.  Juli  1885,  Instruktion  dazu  vom  18.  Aug.  1885). 

Gewerbesteuergesetz : 

I  2.  Gewerbesteuerpflichtig  sind  nur  folgende  Gewerbe,  sie  mögen  von  Einzelnen  oder 
von  Gesellschaften  oder  Vereinen  betrieben  werden :  der  Handel,  das  Verfertigen  von  Waren  auf 
den  Kauf,  —  der  Betrieb  von  Handwerken  — . 

{  3.  Der  Gewerbesteuerpflichtigkeit  vom  Handel  unterliegen  alle  Handels-  und  Fabrik- 
Unternehmungen  mit  Kinschluss  der  Kommissions-,  Spedition»-,  Agentur-,  Bank-,  Geld-,  Wechsel-, 
Versicherungsgeschäfte,  der  auf  Vennittelung  von  Handels-,  Geld-  und  anderen  Geschäften, 
dieselben  mögen  kaufmännischer  oder  nicht  kaufmännischer  Art  sein ,  gerichteten  Gewerbe 
( Makler,  Kommissionäre  — ). 

|  7.  Die  Steuer  wird  von  jeder  einzelnen  Firma,  jedem  einzelnen  Comptoir.  von  jedem 
einzelnen  Laden,  ohne  Rücksicht  auf  die  Zahl  der  Teilnehmer  erhoben. 

Die  etwas  dunkle  Fassung  des  Gesetzes  wird  durch  die  Instruktion  vom 
1.  April  1878  etwas  näher  erläutert  : 

f  8.  Vereine,  welche  nur  den  eigenen  Bedarf  der  Mitglieder  an  Geld,  Lebensmitteln  und 
anderen  Waren  leicht  und  billig  zu  beschaffen  bezwecken  und  ihren  Verkehr  nicht  auf  Nicht- 
mitglieder  ausdehnen ,  indem  sie  weder  mit  dem  Publikum  Geschäfte  machen  noch  Nichtmit- 
gliedern  in  der  Form  von  Zinsen  und  Dividenden  einen  Gewinn  zuzuwenden  streben,  sind  der 
Gewerbesteuer  nicht  unterworfen. 

i  12.  Der  Gewerbebetrieb  juristischer  Personen  (Anstalten,  Gemeinden  u.  s.  w.)  ist  wie 
jeder  gleichartige  Gewerbebetrieb  zu  behandeln,  desgleichen  deijenige  von  auf  einen  Gewerbe- 
zweck  gerichteten  Vereinen,  ohne  Rücksicht  darauf,  ob  die  einzelnen  Mitglieder  fur  ihr 
Gewerbe  Steuer  zu  entrichten  haben  oder  nicht  (z.  B.  Tischler  und  Möbelmagazine  der  ver- 
einigten Tischler). 
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Das  Gesetz  über  die  klassifizierte  Einkommensteuer  vom  Jahr  1868  kennt 
wie  das  preussische  nur  die  Besteuerung  physischer  Personen,  es  unterliegen 
also  demselben  nur  die  Dividenden  beziehenden  Genossenschafter.  Durch  das 
neueste  Gesetz  vom  25.  Juli  1885  ist  die  Einkommenssteuerpflicht  auch  auf 
Aktiengesellschaften  und  Kommanditgesellschaften  auf  Aktien  hinsichtlich  des 
Reingewinns  ausgedehnt,  welchen  sie  zur  Verteilung  bringen  oder  für  Reserve- 
oder Erneuerungsfonds  oder  zur  Abtragung  von  Schulden  verwenden,  wogegen 
die  Dividende  beim  Einzelnen  ausser  Ansatz  bleibt.  Hierbei  ist  aber  der  Ge- 
nossenschaften nicht  gedacht,  so  dass  für  diese  die  frühere  Ordnung  fortbesteht. 


4)  Schaomburg-Lippe. 

Klassifizierte  Einkommensteuer  (Ges.  v.  3.  Febr.  1871,  20.  Jannar  1*85»,  Grund-.  Ge- 
bäude-, Gewerbesteuer  (Ges.  v.  20.  Januar  1885). 

Das  Gewerbesteuergesetz  ist  im  Wesentlichen  ein  Abdruck  des  Lippe- 
Detmoldschen  Gesetzes,  es  greifen  deshalb  hinsichtlich  der  Genossenschaften 
die  gleichen  Bestimmungen  ein.  Auch  die  Vollzugsverordnung  vom  6.  Februar 
1885  stimmt  in  dieser  Hinsicht  mit  der  Schaumburg-Lippeschen  überein.  Das 
Gesetz  über  die  klassifizierte  Einkommensteuer  kennt  nur  die  Besteuerung  phy- 
sischer Personen. 

5)  Braunschweig. 

Grundsteuer  (Ges.  v.  24.  Aug.  1849  mit  Nachtragen  v.  23.  März  1854,  20.  April  I8ö, 
4.  Aug.  1858,  31.  März  1861,  11.  Mai  1870,  20.  März  1873,  8.  Febr.  1880,  12.  Dez.  lsssi.  Ge- 
werbesteuer (Ges.  v.  3.  Aug.  186« ,  neue  Redaktion  v.  1«.  Nov.  1870) ,  Personalsteuer  <Ges.  v. 
29.  Juni  1864,  Novelle  v.  11.  April  1870). 

Die  Gewerbesteuer  bestimmt: 

|  1.  Der  Gewerbesteuer  sind  Inländer  und  Ausländer  sowohl  Einzelne  als  Körper- 
schaften und  Gesellschaften,  welche  eine  nicht  von  der  Gewerbosteuerpflicht  ausgenommene  (J  3) 
gewerbsmässige  Beschäftigung  im  Herzogtume  betreiben  und  nicht  durch  dieses  Gesetz  befreit 
sind  (§  3),  unterworfen. 

§  2,  Z.  8.  Der  Gewerbesteuer  unterliegt  nicht  der  Geschäftsbetrieb  der  lediglich  auf 
Gegenseitigkeit  beruhenden  Versicherungsanstalten. 

Die  Steuerpflicht  der  Genossenschaften  hangt  also  davon  ab.  ob  gewerbs- 
mässige Beschäftigung  vorliegt.  Eine  solche  steht  ausser  Frage  bei  den  Produk- 
tivgenossenschafter], sie  wird  aber  nach  Analogie  von  §  2  Z.  8  in  Braunschweig 
nicht  angenommen,  wenn  die  Genossenschaften  nur  mit  ihren  Mitgliedern  arbeiten. 
Liegt  Verkehr  mit  Nichtmitgliedern  vor,  so  wird  die  Steuer  bemessen  nach  dem 
Umfang  des  Geschäfts  mit  Nichtmitgliedern,  bezw.  dem  Verdienste,  welcher  aus 
dem  Verkehr  mit  Nichtmitgliedern  erzielt  wird 

Die  Person  aisteuer,  eine  eigentümliche  Klassensteuer,  trifft  die  Genossen- 
schaften nicht,  dagegen  findet  die  Dividende  im  Einkommen  der  Mitglieder  ent- 
sprechende Berücksichtigung. 

6)  Schwarzburg-Rudolstadt. 

Grund-  und  Gebäudesteuer  (Ges.  v.  13.  Aug.  1868),  Gewerbesteuer  (Ges.  v.  15.  Febr.  \?GH), 
Einkommensteuer  (Ges.  u.  Verordnung  v.  25.  Juli  1876). 

Auch  diese  Gesetze  sind  im  wesentlichen  den  preußischen  entlehnt. 

Der  §  2  des  Gewerbesteuergesetzes  lautet: 

Gewerbesteuerpflichtig  sind :  1)  der  Handel,  2)  das  Handwerk,  3)  alle  übrigen  gewerbs- 
mässig betriebenen  Beschäftigungen. 


V»  Nach  gütiger  Mitteilung  des  Herrn  Finanzdirektors  Kybitz. 
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Das  Einkommensteuergesetz : 

i  2.   Der  Besteuerung  nach  dem  gegenwärtigen  Gesetze  sind  unterworfen :  — 

Z.  3)  Konuuandit-  und  Aktiengesellschaften  und  gewerbliche  Genossenschaften  wegen 
ihres  Einkommens  aus  Kapitalvermögen,  aus  dem  Betrieb  gewinnbringender  Geschäfte  uud  aus 
inländischem  Grundbesitze. 

|  9  Z.  3.  Bei  Kommandit-  und  Aktiengesellschaften  und  bei  gewerblichen  Genossen- 
schatten wird  diejenige  Summe,  welche  im  Vorjahre  an  die  Vereins-  und  Gesellschaftsuiitglieder 
als  Zins  und  Dividende  zur  Verteilung  gelangte,  bezüglich  der  zum  Vereinsvermögen  geschlagene 
Gewinn  des  Vorjahres,  als  Reingewinn  angesehen,  und  letzterer,  wenn  die  Gesellschaft  ihren 
Sitz  im  Fürstentume  hat ,  in  einem  Betrage ,  bei  welchen»  die  Besteuerung  der  im  Auslande 
liegenden  Kommanditen  berücksichtigt  werden  muss,  wenn  sie  aber  im  Fürstentume  nur  Zweig- 
niederlassungen oder  Agenturen  unterhält,  zu  einem  entsprechenden  Anteile  bei  Feststellung 
der  Einkommensteuer  in  Rechnung  gezogen. 

Aus  diesen  Bestimmungen  folgt,  dass  nicht  alle  Genossenschaften  als  solche 
gewerbe-  und  einkommensteuerpflicntig  sind,  sondern  nur  die  .gewerblichen"; 
unbestimmt  bleibt  aber,  wie  das  Gesetz  diese  gewerblichen  Genossenschaften 
begrenzt  wissen  will,  und  wann  es  den  Betrieb  „gewinnbringender*  Geschäfte 
annimmt. 

7)  Hessen« 

Das  hessische  Steuersystem  und  seine  allmähliche  Ausbildung  ist  in  dieser 
Zeitschrift  ausführlich  dargestellt  (Jahrg.  II.  S.  235  f.).  Wir  können  darauf  ver- 
weisen und  erwähnen  an  dieser  Stelle  nur,  dass  neben  einer  allgemeinen  Ein- 
kommensteuer in  Hessen  eine  Grund-,  inkl.  Haus-  und  Gewerbesteuer  und  seit 
8.  Juli  1884  auch  eine  Kapitalrentensteuer  besteht. 

Das  ältere  Gewerbesteuergesetz  vom  4.  Dezember  1860  gedachte  der  Ge- 
nossenschaften nicht  besonders.  Es  hing  die  Entscheidung  deshalb  auch  hier 
davon  ab ,  wie  man  den  Begriff  Gewerbe  aufstellte.  Man  folgte  dem  Beispiel 
anderer  Staaten;  es  wurden  Vorschussvereine  nur  dann  besteuert,  wenn  sie  an 
Nichtmitglieder  ausliehen.  Vereinzelt  blieb  auch  hier  Steuerfreiheit,  es  geschah 
aber  nur  in  Fällen,  in  denen  die  Steuerbehörde  durch  Zufall  keine  Kenntnis 
von  der  Wirksamkeit  der  betreffenden  Vereine  hatte  '). 

Gegen  Ende  der  70er  Jahre  wurde  aber  von  dem  Ministerium  die  Steuer- 

f »flicht  erheblich  ausgedehnt,  ja,  was  freilich  auf  einer  missverständlichen  Ausl- 
egung des  ministeriellen  Bescheids  beruhte,  sogar  dann  angenommen,  wenn 
der  Verein  von  Nichtmitgliedern  Gelder  annahm  '). 

Als  sich  die  Vorschussvereine  an  die  Stände  wandten,  präzisierte  die 
Regierung  ihre  Auffassung  auf  Verlangen  des  Ausschusses  näher  s),  und  es  ist 
deutlich  zu  ersehen,  dass  die  Erlasse  der  preussischen  Regierung  als  Muster 
gedient  haben. 

„Die  Steuerpflicht,  führte  das  Ministerium  in  seiner  Antwort  vom  10.  Januar 
1880  aus,  ist  zu  verneinen,  so  lange  der  betreffende  Verein  sich  darauf  beschränkt, 
aus  im  eigenen  Kreise  gesammelten  oder  ausserhalb  dieses  Kreises  aufgenom- 
menen Kapitalien  lediglich  an  seine  Mitglieder  zu  wirtschaftlichen  und  Erwerbs- 
zwecken Vorschüsse  zu  geben.  Eine  andere  Beurteilung  hat  Platz  zu  greifen, 
wenn  der  Betrieb  sich  zu  einem  förmlichen  Bankiersgeschäft  oder  Leihgeschäft 
auf  Pfänder  entwickelt  hat,  wenn  mit  Hilfe  von  eigenen  und  fremden  Mitteln 
Wechsel  diskontiert,  Lombard-  und  Kontokorrentgeschäfte  gemacht.  Kaufschillinge, 
Staatspapiere  erworben  werden,  bezw.  deren  Erwerbung  vermittelt  wird  und 
daraus  Resultate  erzielt  werden,  welche  die  Verteilung  mitunter  hoher  Dividenden 
und  Bildung  bedeutender  Reservefonds  ermöglichen  und  zur  Folge  haben.  Bei 
solcher  Geschäftsentwickelung  ist  die  Beteiligung  von  Nichtmitgliedern  nach  den 


')  Bl.  f.  G.  1882  Jahrg.  29  S.  87. 

')  Bl.  f.  G.  1878  Jahrg.  25  S.  148;  1879  Jahrg.  26  S.  38;  1881  Jahr- 
gang 28  S.  12. 

»)  Beil.  Nr.  307  zum  50.  Protokoll  1880.   Bl.  f.  G.  1880  Jahrg.  27.  S.  46. 
Finanzarchiv  II  S.  438  Note. 
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gemachten  Wahrnehmungen  nicht  fern  zu  halten,  abgesehen  von  der  meist  be- 
stehenden Leichtigkeit,  Mitglied  der  Genossenschaft  zu  werden  oder  bei  einem 
oder  dem  anderen  Geschäft  ein  Mitglied  vorzuschieben.  Der  Betrieb  überschreitet 
alsdann  die  Grenzen,  innerhalb  welcher  die  Steuerfreiheit  in  Anspruch  genommen 
werden  kann,  er  dient  nicht  unmittelbar  und  ausschliesslich  der  Förderung  der  im 
Vereinsstatut  vorgezeichneten  Interessen,  und  es  hat,  auch  wenn  die  Beschränkung 
auf  den  Kreis  der  Vereinsmitglieder  behauptet  wird,  die  Herbeiziehung  zur  Ge- 
werbesteuer schon  mit  Rücksicht  auf  andere  der  Besteuerung  unterliegende  Bank- 
und  Darlehensgeschäfte,  welchen  Konkurrenz  bereitet  wird,  zu  erfolgen." 

Der  Ausschus8  teilte  die  Anschauung  der  Regierung  nicht.  Er  war  vor 
allem  der  Ansicht,  „dass  die  Entgegennahme  von  Einlagen  von  Nicht  Mit- 
gliedern überhaupt  nicht  als  ein  zur  Besteuerung  führendes  Moment  angesehen 
werden  kann,  da  die  Tendenz  aller  solcher  Vereine  naturgemäss  und  beinahe 
vorzugsweise  dahin  gehen  muss,  auf  Grund  des  durch  die  Solidarhaft  erhöhten 
Kredits  sich  auch  ausserhalb  der  Vereinsgenossen  die  für  ihre  Interessen  nötigen 
Geldmittel  zu  beschaffen.  Andererseits  geht  der  Ausschuss  davon  aus,  dass 
wenn  die  Vereinsgenossen  im  übrigen  ihre  Geschäftstätigkeit  auf  sich  selbst 
beschränken  als  insbesondere  die  regelmässig  hier  in  Betracht  kommenden  Ge- 
schäftszweige:  Gewährung  von  Kredit  gegen  Wechsel  oder  Schuldscheine  oder 
in  laufender  Rechnung,  die  Diskontierung  von  Wechseln,  die  Besorgung  von 
Inkasso  und  kommissionsweiser  An-  und  Verkauf  von  Wertpapieren,  tatsächlich 
nur  mit  den  Genossen  betreiben,  ein  Gewerbebetrieb  nicht  anzunehmen  sei,  da 
eB  an  dem  charakteristischen  Merkmale  eines  solchen  —  der  Tendenz  durch 
Geschäfte  mit  dritten  Personen  einen  Erwerb  zu  erzielen  —  fehlt.  Hiergegen 
kann  auch  nicht  die  Leichtigkeit,  Mitglied  eines  solchen  Vereins  zu  werden, 
oder  die  Thatsache,  dass  auch  bei  einem  im  obigen  Sinn  eingegrenzten  Betrieb 
oft  hohe  Dividenden  und  Reservefonds  erzielt  werden,  oder  endlich  die  Möglich- 
keit der  Ueberschreitung  jener  Grenze  angeführt  werden.  Dass  die  Leichtigkeit 
der  Erlangung  der  Mitgliedschaft  ,  für  sich  allein  betrachtet  ,  nicht  ausschlag- 
gebend sein  könne,  bedarf  keines  näheren  Nachweises,  und  ebenso  gewiss  ist  e«, 
dass  wenn  hohe  Dividenden  und  Reservefonds  bei  jener  Art  des  Betriebs  erzielt 
werden ,  die  sieb  nur  als  ein  Resultat  der  finanziellen  Leistungen  der  Vereins- 
genossen darstellen,  den  Genossen  das,  was  sie  geleistet  haben,  nur  in  anderer 
Gestalt  wieder  zumesst.  Die  leichte  Möglichkeit  einer  Ueberschreitung  der 
obigen  Grenze  anlangend,  so  betrachtet  es  der  Ausschuss  für  selbstverständ- 
lich, dass  ,  wenn  eine  Genossenschaft  die  Steuerfreiheit  für  sich  in  Anspruch 
nehmen  will,  die  Ausschliesslichkeit  ihrer  Tendenz  in  den  Statuten  in  völlig  un- 
zweideutiger Weise  zum  Ausdmck  bringen  muss,  indem  sonst  anzunehmen  ist, 
dasB  sich  der  Verein  die  volle  Freiheit  des  Geschäftsbetriebs  auch  mit  Nicht- 
mitgliedern  vorbehalte.  Geschieht  jenes  aber,  so  liegt  nicht  bloss  die  moralische 
Verpflichtung  des  Vorstandes  und  der  Vereinsgenossen  vor,  die  gesetzte  Grenze 
nicht  zu  überschreiten,  sondern  es  ist  diese  Grenze  auch  so  bestimmt,  dass 
etwaige  Kontravention  leicht  geahndet  und  auf  Grund  solcher  die  Heranziehung 
zur  Gewerbesteuer  ausgesprochen  werden  kann.  Die  Thätigkeit  der  fraglichen 
Vereine  vollzieht  sich  ohnehin  so  sehr  vor  der  Oeffentlichkeit  und  ist  durch  die 
Buchführung  so  leicht  zu  kontrollieren,  dass  ein  Missbrauch  nur  schwer  dem 
Auge  der  Steuerbehörde  entgehen  kann.  Ohnehin  kann  die  Furcht  vor  Miss- 
brauch allein  keine  Ursache  sein,  ein  sonst  begründetes  Recht  zu  verkümmern. 
Wollte  man  die  konkrete  Besteuerungsfrage  nicht  nach  obigen  festen  Grund- 
sätzen,  sondern  im  Sinne  der  Regierung  einfach  nach  dem  Umfang  und  den 
Resultaten  des  Geschäftsbetriebs  regeln,  so  scheinen  dem  Ausschuss  Ungleichheiten 
in  der  Ausführung  je  nach  den  bei  den  einzelnen  Steuerbehörden  thätigen  Per- 
sonen gar  nicht  zu  vermeiden.  Die  Grenze,  bei  welcher  die  Besteuerung  be- 
ginnen soll,  ist  objektiv  zu  wenig  bestimmt,  um  nicht  grosse  Verschiedenheiten 
bei  deren  subjektiver  Anwendung  zu  ermöglichen.  Endlich  erachtete  es  der 
Ausschuss  auch  wirtschaftlich  für  in  hohem  Grade  wünschenswert  ,  wenn  durch 
die  Befolgung  obiger  Besteuerungsprinzipien  die  Genossenschaften  eine  indirekte 
Aufforderung  erhalten,  ihren  Geschäftsbetrieb  auf  die  Mitglieder  zu  beschränken. 
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da  eine  Ueberschreitung  jener  Grenze  die  grosse  Gefahr  in  sich  birgt,  das«  die 
Genossenschaften  der  ursprünglichen  Bestimmung  zuwider  in  eigentliche  in  jeder 
Hinsicht  unbeschränkte  Bankgeschäfte  ausarten.  Die  Heranziehung  zur  Steuer 
ohne  Berücksichtigung  jener  Grenze  würde  eine  Veranlassung  für  die  Vereine 
werden  können,  durch  grössere  Ausdehnung  des  Geschäftsbetriebs  den  durch 
die  Besteuerung  eintretenden  Ausfall  um  so  gewisser  zu  decken.*  Der  Ausschuss 
beantragte,  diejenigen  Erwerbs-  und  Wirtschaftsgenossenschaften,  welche  —  un- 
beschadet der  Freiheit,  auch  von  Nichtmitgliedern  Einlugen  entgegenzunehmen  — 
ihre  Geschäftsthätigkeit  statutenmassig  auf  die  Vereinsgenossen  beschränken,  zur 
Gewerbesteuer  nicht  zuzuziehen  und  Überhaupt  die  vorliegende  Besteuerungs- 
frage sobald  als  thunlich  gesetzlich  zu  regeln  '). 

Der  Landtag  nahm  trotz  des  Widerspruchs  der  Regierung  mit  geringer 
Modifikation  —  der  Zwischensatz  wurde  umgestaltet:  .unbeschadet  der  Freiheit, 
auch  von  Nichtmitgliedern  Kapitalien  oder  Spareinlagen  gegen  Zinsenbezug  ent- 
gegenzunehmen* —  den  Antrag  an '). 

Bei  der  im  Jahre  1884  zustande  gekommenen  Steuerreform  wurde  diesem 
Verlangen  Rechnung  getragen  und  im  Finanzarchiv  II.  S.  437  bereits  darüber 
berichtet '). 

Hinsichtlich  der  Gewerbesteuer  enthält  Art.  2  die  entscheidenden  Bestim- 
mungen, die  hier  nochmals  vorgeführt  werden  mögen: 
Befreit  sind : 

10)  Diejenigen  Erwerbs-  und  Wirtschaftsgenossenschaften,  welche,  unbeschadet  der  Frei- 
heit auch  von  Nichtmitgliedern  Kapitalien  oder  Spareinlagen  entgegen  zu  nehmen ,  um  Wirt- 
gchaftsbedürfnisse  anzukaufen  und  Wirtschaftserzeugnisse  ihrer  Mitglieder  an  Dritte  abzusetzen, 
die  ihrem  Zweck  entsprechende  Thätigkeit  statutenmässig  und  thatBächlich  auf  den  Kreis  ihrer 
Vereinsgenossen  beschränken. 

Dazu  ist  auch  Z.  2  ergänzend  hinzunehmen,  wonach  frei  sind 
„Die  Grundeigentümer  und  Pächter  landwirtschaftlicher  Grundstücke,  insofern  sie  einzeln 
oder  gemeinschaftlich,  keinen  anderen  Handel  als  den  mit  Erzeugnissen  iher  eigenen  Landwirt- 
schaft betreiben." 

Wie  schon  die  Motive  angeben,  hat  ausser  den  oben  bereits  erwähnten 
Beschlüssen  der  Kammern  auch  das  bayerische  Gesetz  bei  der  Redaktion  Berück- 
sichtigung gefunden.  Das  hessische  Gesetz  unterscheidet  sich  aber  doch  in 
einigen  Punkten.  Das  hessische  Gesetz  nimmt  gleich  selbst  einige  zulässige 
Ausnahmen  von  der  Beschränkung  auf  den  Kreis  der  Vereinsgenossen  in  sich 
auf,  es  erlaubt  die  Annahme  von  Kapitalien  auch  von  Nichtmitgliedern  und 
zwar  in  jeder  Form,  ebenßo  den  Ankauf  von  Wirtschaftsbedürfnissen  von  Dritten 
und  den  Absatz  der  eigenen  Wirtschaftserzeugnisse  an  Dritte.  Letzteres  ist 
besonders  zu  beachten ;  es  ist  damit  die  Steuerfreiheit  nicht  nur  der  Magazins- 
genossenschaften ,  sondern  auch  der  Produktivgenossenschaften,  der  landwirt- 
schaftlichen und  gewerblichen  ausgesprochen.  Es  geht  darin  das  hessische 
Gesetz  weiter  als  das  bayerische,  das  wohl  nur  gewisse  landwirtschaftliche  Pro- 
duktivgenossenschaften ,  z.  B.  Molkereigenossenschaften  frei  zu  lassen  vermag 
(Art.  2  des  bayerischen  Gewerbesteuergesetzes).  Das  hessische  Gesetz  sieht  deshalb 
auch  mit  Recht  davon  ab ,  die  Erzielung  des  gewerblichen  Gewinns  noch  als 
wesentliches  Moment  mit  aufzunehmen,  denn  wie  oben  schon  ausgeführt4),  ist 
dessen  besondere  Hervorhebung  nur  notwendig  in  Bezug  auf  die  Produktiv 
geno8sen8chaften.  Uebrigens  dachte  man  sich  in  Hessen  etwas  ganz  anderes 
unter  dem  gewerblichen  Gewinn  wie  in  Bayern,  nämlich  dia  Zinsen,  Dividenden, 


5)  Bl.  f.  G.  1880  Jahrg.  27  S.  46. 

')  Bl.  f.  G.  1881  Jahrg.  28  S.  11.  Die  Regierung  hob  hierbei  noch  her- 
vor, der  An-  und  Verkauf  von  Wertpapieren  habe  mit  dem  ursprünglichen  Zweck 
der  Genossenschaften,  der  Unterstützung  kreditbedürftiger  Vereinsgenossen  ab- 
solut nichts  zu  thun.  Auch  werde  die  Dividende  nicht  nach  dem  Massstab 
verteilt,  wie  die  Mitglieder  ihre  Kredite  verzinst  haben. 

")  Vgl.  auch  Bl.  f.  G.  1884  Jahrg.  31  S.  131. 

4)  S.  241. 
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Abfuhrungen  zum  Reservefonds  u.  dgl.  schlechtweg,  ')  und  die  Aufnahme  dieses 
Moments  wurde  gescheut,  weil  sie  in  dieser  Auffassung  allerdings  allgemein  zur 
Besteuerung  der  Genossenschaften  geführt  hätte. 

Die  hessische  Kapitalrentensteuer  erfasst  die  zur  Verteilung  gelangenden 
Dividenden  aus  den  Geschäftsanteilen  (Art.  2).*)  die  hessische  allgemeine  Ein- 
kommensteuer lässt  die  Genossenschaften  als  solche  frei  (Art.  1  u.  4),  *)  besteuert 
aber  ebenfalls  die  Dividende  im  Einkommen  des  Einzelnen.  Mehrfache  Versuche, 
auch  die  Genossenschaften  als  solche  zur  Einkommensteuer  beizuziehen,  wurden 
von  den  Steuerbehörden  gemacht,  ein  solches  Verfahren  aber  ausdrücklich  in 
letzter  Instanz  von  der  Landeskommission  für  unzulässig  erklärt*). 

8)  Baden. 

Das  Steuersystem  Badens  vor  1884  bestand  aus  Grund-,  Gebäude-,  Berg-, 
Beförsterung8- ,  Kapitalrenten-  und  Erwerbsteuer;  letztere  traf  den  Ertrag  der 
gewerblichen  Unternehmungen,  sowie  den  Ertrag  der  Arbeit,  Dienstleistungen, 
Pensionen. 

In  den  60er  Jahren  trat  in  Baden  die  Frage  der  Besteuerung  der  Ge- 
nossenschaften in  den  Vordergrund  und  zwar  anlässlich  der  Vorschussvereine 
Bei  den  grossen  Meinungsverschiedenheiten  der  Behörden  sah  eich  das  Ministerium 
veranlasst,  durch  Erlass  vom  14.  Mai  1869  die  Sache  allgemein  zu  regeln. 

Was  die  Frage  der  Gewerbesteuer  betrifft,  so  kann,  insofern  dergleichen  auf  solidarischer 
Haftbarkeit  der  Mitglieder  beruhende  Vorschussvereine  lediglich  den  Zweck  verfolgen ,  den 
einzelnen  Mitgliedern  die  zum  Betrieb  ihrer  Geschäfte  erforderlichen  Vorschüsse,  wozu  die 
Mittel  durch  regelmässige  Beiträge  und  Aufnahme  von  Anlehen  beigebracht  werden,  zu  ver- 
schaffen, und  diese  Vonschüsse  in  bestimmten  Fristen  wieder  rückzuerheben ,  die  hierauf  ge- 
richtet» Thätigkeit  nicht  als  ein  zum  Zweck  der  Erzielung  eines  persönlichen  Verdienstes  oder 
Gewerbcgewinns  betriebenes,  im  Sinne  des  Geworbesteuergesetzes  steuerpflichtiges  Unternehmen 
betrachtet  werden. 

Die  Frage  der  Kapitalsteuer  anlangend,  so  sind  die  Vorschussvereine  mit  den  im  Art.  13 
des  Kapitalsteuergesetzes  genannten  auf  Geineinschaftlichkeit  des  Krträgnisses ,  der  Verluste 
und  Verwaltungskosten  gegründeten  Spar-  und  Leihkassen  zu  vergleichen,  von  denen  das  Geseu 
bestimmt,  dass  nicht  die  Anstalt  vom  ganzen,  sondern  jeder  Teilnehmer  von  dem  Kapitalwert 
seiner  Zinsen-  und  Rentenbezüge  aus  der  Anstalt  die  Kapitalstcuer  zn  entrichten  habe .  die 
Verpflichtung  dazn  jedoch  erst  eintrete,  wenn  die  Teilnehmer  die  bare  Zahlung  der  Zinsen  und 
Kenten  verlangen  können.  Hiernach  siud  also  nicht  die  Vorschnssvereine  als  solche,  sondern 
die  Mitglieder  mit  ihren  Guthaben  an  den  Verein  als  kapitalsteuerpflichtig  zu  betrachten. 

Erhalten  jedoch  die  Mitglieder  eines  solchen  Vereins  statutengemäss  ihre  Guthaben 
(Beiträge  und  Zinsen  hieraus)  in  der  Regel  erst  beim  Ausscheiden  aus  dem  Verein  ausgefolgt, 
also  zu  einer  Zeit ,  wo  sie  aufhören ,  Teilnehmer  der  Anstalt  zu  sein ,  so  können  dieselben .  *o 
lange  sie  Teilnehmer  sind,  bezüglich  der  gutgeschriebenen  Zinsen  etc.  nicht  kapitalsteuer- 
pflichtig sein.  Wo  dagegen  die  jährliche  Ausfolgung  des  Zinses  bezw.  der  Dividende  der  Gut- 
haben als  Regel  bestimmt  ist,  sind  die  Bezieher  nach  den  gesetzlichen  Bestimmungen  damit 
der  Kapitalsteuer  unterworfen 

In  den  70er  Jahren  wurde  die  Gesetzgebung  über  die  direkten  Steuern 
modifiziert;  gleichwohl  hat  das  Erwerbsteuergesetz  vom  25.  August  1876  nicht 
der  Genossenschaften  besonders  gedacht6).  Dagegen  wurde  durch  Vollzugsver- 
ordnung  vom  20.  Februar  1877  in  §  9  als  Grundsatz  aufgestellt: 

„Auf  Gegenseitigkeit  beruhende  Assekuranz-  und  andere  gewerbliche  Unternehmungen 
(z.  B.  Vorsehussvereine,  Konsumvereine)  sind  nicht  erwerbsteuerpflichtig.  Dagegen  unterlieg» 


')  Vgl.  Finanzarchiv  II,  S.  438,  439. 

2)  Finanzarchiv  II.  S.  499. 

3)  Finanzarchiv  II,  S.  386,  387. 

4)  Bl.  f.  G.  1885  Jahrg.  32  S.  305. 

5)  Bl.  f.  G.  1869  S.  124. 

6)  Im  Art.  8  sind  nur  die  Assekuranzunternehmungen  erwähnt. 
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diesellten  der  Erw  erbsteuer  mit  dem  nicht  auf  Gegenseitigkeit  beruhenden  Teil  ihrer  Geschäfts- 
thätigkeir  - 

Also  eine  Kopie  der  ein  Jahr  vorher  in  Württemberg  getroffenen  Verfügung. 
Das  Kapitalrentensteuergesetz  vom  29.  Juni  1874  berührt  die  Genossen- 
schaften im  Art,  10: 

-Bei  —  Vorechussvereiuen  und  anderen  Erwerbs-  und  Wirtschaftsgenossenschaften  — 
hat  nicht  die  Anstalt  oder  Vermögensverwaltung  vom  Ganzen,  sondern  jeder  Teilnehmer  von 
seinen  Zinsen-  und  Rentenbezügen  aus  der  Anstalt  oder  Vermögensverwaltung  die  Kapital- 
rentensteuer zu  entrichten.  Diese  Verbindlichkeit  der  Teilnehmer  tritt  erst  ein,  wenn  sie  die 
bare  Zahlung  der  Zinsen  und  Renten  verlangen  können." 

Für  das  Erträgnis  der  zur  einstigen  Verteilung  angesammelten  Kapitalien 
(z.  B.  Reservefonds)  ist  die  Genossenschaft  kapitalrentensteuerpflichtig.  Der 
Art.  11  sagt: 

.Bei  auf  Gegenseitigkeit  gegründeten  Lebensversicherung»-  und  sonstigen  Anstalten, 
welche  nicht  eine  jahrliche  Zins-  oder  Kentenausteilung,  sondern  die  Ansammlung  und  einstige 
Verteilung  von  Kapitalien  zum  Zwecke  haben,  ferner  bei  auf  Gemeinschaftlichkeit  beruhenden 
Vermögensverwaltungen  zu  gleichem  Zwecke,  hat  die  Anstalt  oder  Vermögensverwaltung  die 
Kapitalrentensteuer  vom  ganzen  Ertrage  sämtlicher  von  ihr  für  den  betreffenden  Zweck  an- 
gelegten Kapitalien  zu  entrichten." 

Durch  die  1884  vorgenommene  Aenderung  des  Steuersystems  wurde  die 
steuerliche  Behandlung  der  Genossenschaften  sehr  verändert.  Der  Plan  der 
Steuerreform  und  seine  Durchführung  ist  im  vorliegenden  Bande  des  Finanzarchivs 
ausführlich  dargelegt.  Die  Erwerbsteuer  wurde  zu  einer  Gewerbsteuer  umgestaltet, 
und  zu  der  Gesamtmasse  der  Ertragsteuern  die  allgemeine  Einkommensteuer  ge- 
fügt. Die  fundierten  Ertragsquellen  sind  zweimal  besteuert.  Infolgedessen  wurden 
auch  die  Genossenschaften  mehrfach  beigezogen,  zugleich  aber  die  Merkmale 
der  Steuerpflieht  erheblich  ausgedehnt.  Der  Art.  1  der  Gewerbsteuergeset7.es- 
novelle  vom  20.  Juni  1884  lautet: 

Der  Gewerbesteuer  unterliegt  der  Ertrag  der  im  Grosaherzogtum  betriebenen  Unter- 
nehmungen. Konsumvereine  mit  offenem  Laden,  sowie  eingetragene  Genossenschaften  mit  bank- 
ähnlichem  Betrieb  und  auf  Gegenseitigkeit  gegründete,  unter  Verwendung  von  Agenten  be- 
triebene Versicherungsgesellschaften  gelten  bezüglich  ihres  gesamten  Geschäftsbetriebs  als 
gewerbliche  Unternehmungen. 

Die  neuere  strengere  Auffassung  ist,  wie  man  sieht,  auch  in  Baden  zur 
Geltung  gekommen.  Die  Präsumtion,  dass  unter  gewissen  Voraussetzungen  Ver- 
kehr mit  Nichtraitgliedern  gegeben  sei  ,  wird  einfach  zur  Thatsache  gemacht. 
Wenn  der  Konsumverein  offenen  Laden,  wenn  die  eingetragene  Kreditgenossen- 
schaft, —  denn  nur  diese  kann  gemeint  sein  —  bankähnlichen  Betrieb  hat,  so 
tritt  die  Gewerbsteuerpflicht  ein  und  zwar  für  den  ganzen  Geschäftsbetrieb. 
Bei  andern  Genossenschaften  ist  die  Frage  statthaft,  ob  überhaupt  ein  Geschäfts- 
betrieb vorliege,  auch  ist  da  wie  früher  die  Scheidung  der  Geschäftsthätigkeit 
in  Bezug  auf  Mitglieder  und  Nichtmitglieder  zulässig.  Eine  eingetragene  Kredit- 
genossenschaft,  welche  nach  alter  einfacher  Weise  operiert,  also  keinen  bank- 
ähnlichen Betrieb  hat,  kann  ganz  frei  werden  oder,  wenn  sie  auch  an  Nicht- 
mitglieder Geld  leiht,  mit  einem  Teil  herangezogen  werden. 

Hinsichtlich  des  Kapitalrentensteuergesetzes  ist  gleichfalls  eine  Aenderung 
eingetreten,  indem  der  oben  erwähnte  Art.  11  einen  Zusatz  erhielt: 

„Von  dieser  Steuerpflicht  sind  diejenigen  Anstalten  entbunden,  welche  gemäss  Art.  1, 
Abs.  2  des  Gewerbsteuergesetzes  zu  den  gewerblichen  Unternehmungen  zählen." 

Die  Kapitalrentensteuerpflicht  fällt  also  schlechthin  weg  bei  Konsum- 
vereinen mit  offenem  Laden  und  eingetragenen  Kreditgenossenschaften  mit  bank- 
ähnlichem Betrieb.  Die  Kapitalrentensteuerpflicht  der  Dividendenbezieher  bleibt 
natürlich  wie  früher  bestehen.  Zu  den  beiden  Ertragssteuern  kommt  nun  noch 
die  allgemeine  Einkommensteuer.  Dus  badische  Einkommensteuergesetz  vom 
20.  Juni  1884  ist  auch  in  der  Ausdehnung  auf  nichtphysisehe  Personen  sehr 
weitgreifend.    Es  kommt  in  Betracht  der  Art.  5,  B. 
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„Steuerpflichtig  sind  Aktiengesellschaften  und  Kommanditgesellschaften  mit  demjenigen 
Teil  ihres  steuerbaren  Einkommens,  weither  dem  Umfange  ihres  Geschäftsbetriebs  innerhalb 
des  Grossherzogtuins  entspricht.  Als  steuerbares  Einkommen  gelten  die  Einnahmeüberschässe, 
welche  als  Aktienzinsen  und  Dividenden  unter  die  Mitglieder  verteilt  oder  denselben  gut- 
geschrieben werden,  unter  Hinzurechnung  der  zur  Bildung  von  Reserve-  und  Ernenerungsfonds, 
zur  Amortisation  der  Schulden  und  des  Grundkapitals  oder  zur  Verbesserung  und  Geschäfta- 
erweiterung  verausgabten  Beträge.  An  dem  hiernach  sich  berechnenden  steuerbaren  Einkommen 
können  jedoch  3  Prozent  aus  dem  Aktienkapital  in  Abzug  gebracht  werden." 

Konsumvereine  mit  offenem  Laden,  sowie  eingetragene  Genossenschaften  mit  bandähn- 
lichem Betrieb  und  auf  Gegenseitigkeit  gegründete,  unter  Verwendung  von  Agenten  betriebene, 
Versicherungsgesellschaften  sind  in  derselben  Weise  wie  die  Aktiengesellschaften  zur  Einkommen- 
steuer heranzuziehen ,  mit  der  Hassgabe  jedoch ,  dass  bei  letztgenannten  Gesellschaften ')  als 
steuerbares  Einkommen  5  Prozent  des  gewerblichen  Betriebskapitals  der  Oesellschaft  nebst  den 
ihr  etwa  aus  Grundbesitz  (einschliesslich  von  Gebäuden)  zuflieasenden  Erträgnissen  gelten. 

Die  Merkmale  für  die  Steuerpflicht  sind,  wie  man  siebt,  die  nämlichen, 
wie  bei  der  Gewerbesteuer.  Da  die  von  den  Genossenschaften  verteilten  Divi- 
denden beim  Einzelnen  auch  noch  der  Einkommensteuer  unterliegen,  so  ruhen 
auf  dein  Ertrag  der  beiden  mehrfach  genannten  Genossenschaftsarten  vier 
Steuern  *)  —  ohne  Rücksicht  auf  weitere  Zuschlage.  Von  der  badischen  Regierung 
war  eine  derartige  scharfe  Heranziehung  keineswegs  beabsichtigt;  der  Entwurf 
vom  8.  Dezember  1883  kannte  eine  Einkommensbesteuerung  nichtphysischer  Per- 
sonen nicht,  ebenso  nicht  die  Ausdehnung  der  Gewerbesteuer1).  Erst  die  Kammer 
der  Abgeordneten  fügte  die  bezüglichen  Bestimmungen  ein.  In  betreff  der 
Aktiengesellschaften  nahm  man  das  Bächsische  Einkommensgesetz  vom  2.  Juli 
1878  und  die  preussischen  Entwürfe  vom  17.  Dezember  1883  zum  Muster.  In 
betreff  der  Genossenschaften  sagt  der  Ausschussbericht  der  2.  Kammer  folgendes*): 
.Die  bestehende  Steuergesetzgebung  bestimmt,  dass  auf  Gegenseitigkeit 
beruhende  Assekuranz-  und  andere  gewerbliche  Unternehmungen  nicht  erwerbs- 
stcuerpflichtig  sind,  wenn  sie  nur  mit  ihren  Mitgliedern  Geschäfte  machen,  sie 
sind  auch  nicht  kapitalrentensteuerpflichtig,  wenn  sie  ihre  Erträgnisse  verteilen 
oder  die  Versicherung  gegen  Feuer-,  Hagel-  und  ähnliche  Unglücksfälle  bezwecken. 
Sie  werden  erwerbsteuerpflichtig  für  den  nicht  auf  Gegenseitigkeit  beruhenden 
Teil  ihrer  Geschäftstätigkeit  und  kapitalrentensteuerpflichtig  für  das  Erträgnis 
der  zur  einstigen  Verteilung  angesammelten  Kapitalien.  Diese  Vereine  bilden 
lediglich  eine  Vereinigung,  um  ihre  wirtschaftlichen  Verhältnisse  innerhalb  des 
Bedürfniskreises  ihrer  Mitglieder  zu  fördern,  sie  betreiben  das  Geschäft  nicht 
kaufmännisch,  nicht  mit  offenem  Laden,  auch  nicht  zum  Zweck  der  Erzielung 
eines  Gewinnes  zur  Verteilung  von  Dividenden.  Die  meisten  ländlichen  Kon- 
sumvereine und  Darlehenskassen,  die  Versicherungskassen  gegen  Hagelschaden  etc., 
deren  Entstehen  und  Verbreitung  für  die  ländliche  Bevölkerung  von  grösster 
Bedeutung  ist  und  der  Unterstützung  bedarf,  alle  die  Kassen  sollen  deshalb, 
so  lange  sie  sich  darauf  beschränken,  nur  mit  ihren  Mitgliedern  Geschäfte  zu 
machen,  steuerfrei  sein.  Eine  Reihe  dieser  Vereine  hat  jedoch  seinen  Geschäfts- 
umfang  Über  die  angewiesenen  und  ursprünglich  selbst  gesteckten  Grenzen  aus- 
edehnt,  indem  sie  auch  mit  Nichtmitgliedem  geschäftlich  verkehren.  Der 
harakter  einer  wirtschaftlichen  Vereinigung  zur  Förderung  der  eigenen  wirt- 
schaftlichen Verhältnisse  ist  in  den  Hintergrund  getreten.  An  dessen  Stelle  ist 
ein  kaufmännisch  eingerichteter  Betrieb  getreten,  mit  der  Absicht,  möglichst 
hohe  Dividende  zu  erzielen  oder  wie  bei  den  Assekuranzgesellschaften,  durch 
möglichst  niedrige  Prämiensätze  mit  Hilfe  von  Agenten  den  Geschäftskreis  zu 


')  Nämlich  Versicherungsgesellschaften. 

*)  Eventuell  auch  bloss  drei,  nämlich  dann,  wenn  das  Einkommen  der 
Genossenschaft  3  Prozent  der  Geschäftsanteile  nicht  erreicht,  indem  3  Prozent, 
ähnlich  wie  bei  Aktiengesellschaften,  abgezogen  werden  dürfen. 
')  Finanzarchiv  1.  S.  309.  329. 

*)  Beilage  zum  Protokoll  der  02.  Sitzung  vom  22.  April  1884. 
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erweitern.    Unter  dergestalt  veränderten  Verhältnissen  erscheint  die  Ausnahme- 
stellung hinsichtlich  der  Steueranlage  dieser  Vereine,  gegenüber  den  Gewerbe- 
treibenden oder  den  Aktiengesellschaften,  als  nicht  ferner  verträglich  mit  dem 
Prinzip  der  Steuergesetzgebung.    Am  meisten  weichen  von  den  ursprünglich 
gestellten  Aufgaben  die  Konsumvereine  in  den  grössern  Städten  ab, 
sie  betreiben   ihr  Geschäft  in  offenem  Laden  und  verkaufen  die  bezogenen 
Waren  über  den  Mitgliederkreis  hinaus.    Eine  Kontrolle,  dass  dieses  nicht  ge- 
schieht, kann  nicht  geschaffen  werden,  so  wenig  wie  verhindert  werden  kann, 
dass  Vereumnitplieder  Wnren  aus  den  Vorräten  der  Genossenschaft  entnehmen, 
um  solche  an  Nichtmitglieder  zu  überlassen,  zugleich  auch  in  der  Erwartung, 
dass  durch  den  grössern  Konsum  auch  dem  einzelnen  Genossenschafter  Vorteil 
zufalle.  Es  kann  deshalb  das  Verlangen  der  durch  diese  Konkurrenz  betroffenen 
Gewerbetreibenden  nur  als  voll  berechtigt  bezeichnet  werden,  dass  diese  Vereine, 
welche  bisher  Steuerfreiheit  gemessen  und  von  der  Gewerbefreiheit  vollen  Gebrauch 
machen,  den  übrigen  Gewerbsgenossen  in  der  Steuerveranlagung  gleich  behandelt 
werden.    Aehnliches  gilt  auch  von  den  Vorschussvereinen ,  auch  sie  entspringen 
einem  Bedürfnis  unseres  socialen  Lebens,  sie  haben  aber  auch  zum  Teil  die 
gesteckte  Grenze  überschritten ,  ihr  Geschäftsbetrieb  lässt  sich  schwer  von  dem 
der  Bankinstitute  unterscheiden,  ihr  Geschäftsgewinn,  den  sie  ihren  Mitgliedern 
zuweisen,  sei  es  als  Dividenden,  Gutschrift  oder  in  der  Anlage  als  Reservefonds, 
übersteigt  nicht  selten  die  Höhe  des  laufenden  Zinsfusses.    Als  selbstverständ- 
lich nimmt  die  Kommission  an,  dass  als  „offener  Laden"  jeder  Raum  an- 
gesehen wird,  in  welchem  Waren  zum  Verkauf  angeboten  werden,  ohne  Rück- 
sicht darauf,  ob  derselbe  von  der  Strasse  aus  zugänglich  ist  oder  nicht."  Der 
Ausschussbericht  der  1.  Kammer  trat  dem  von  der  2.  Kammer  in  betreff  der 
Konsumvereine  eingenommenen  Standpunkt  bei.    „Die  überwiegende  Mehrzahl 
derselben  beschränke  sich  keineswegs  auf  das  Geschäft  mit  ihren  Mitgliedern; 
infolge  der  Markenverkäufe  hätten  sie  dies  auch  gar  nicht  in  ihrer  Hand, 
weshalb  auch  kein  Grund  bestehe,  zwischen  Vereinen,  die  nur  mit  ihren  Mit- 
gliedern und  solchen,  die  über  den  Kreis  derselben  hinaus  Geschäfte  machten, 
einen  Unterschied  zu  machen.   Die  Konsumvereine  seien  Erwerbsgesellschaften, 
die  an  ihre  Mitglieder  Dividenden  verteilten,  deren  Streben  also,  wenn  auch  nicht 
ausschliesslich,  auf  Erzielung  von  Gewinn,  gerichtet  sei.  Es  bestehe  kein  Grund, 
den  Konsumvereinen  entgegen  zu  treten  oder  ihre  Entwicklung  zu  hemmen; 
aber  ebensowenig  sei  ein  Anlass  gegeben,  sie  vor  andern  Handelsgesellschaften 
durch  Gewährung  der  Steuerfreiheit  zu  begünstigen.    Es  sei  doch  kaum  billig, 
dass  man  den  Kaufmann  zuerst  hohe  Umlagen  zahlen  lasse  und  ihm  dann  eine 
Konkurrenz  entgegen  stelle,  gegen  die  er  infolge   der  Steuerfreiheit,  die 
jene  geniesse,  nicht  aufkommen  könne.  Endlich  müsse  aber  auch  das  Interesse 
der  Staatskasse  in  Betracht  gezogen  werden.    Indem  die  Konsumvereine  unter 
dem  Schutze  des  Staates  einen  grossen  Verkehr  an  sich  zogen,  wurde  eine  mehr 
oder  minder  erhebliche  Zahl  von  steuerzahlenden  Gewerbstreibenden  gezwungen, 
ihr  Geschäft  entweder  einzuschränken  oder  aufzugeben.  Es  sei  also  gewiss  nicht 
unbillig,  dass  die  Konsumvereine  für  den  Steuerausfall  wenigstens  teilweise 
selbst  eintreten,  der  durch  ihre  an  sich  ja  ganz  legitime  Wirksamkeit  veran- 
lasst werde,  da  andernfalls  die  Vorteile,  welche  sie  ihren  Mitgliedern  gewähren, 
teilweise  auf  Kosten  des  Staats  erkauft  würden.   Abweichend  von  dieser  Auf- 
fassung erklärte  sich  die  Minorität  der  Kommission  mit  der  Besteuerung  der 
Konsumvereine  nur  insoweit  einverstanden,  als  dieselben  Geschäfte  mit  Nicht- 
mitgliedern  machten.    Sie  ist  der  Ansicht,  dass  ein  unterschiedsloses  Heran- 
ziehen aller  Konsumvereine  zur  Steuer  als  eine  die  fernere  Entwicklung  der- 
selben schädigende  Massregel  betrachtet  werden  müsse." ') 

Die  Handhabung  der  neuen  Gesetze  hat  bereits  Konflikte  herbeigeführt. 
Weder  Gesetz  noch  Vollzugsinstruktion  haben  eine  Andeutung  gemacht,  was 
unter  „offenem  Laden"  oder  „bankähnlichem  Betrieb*  zu  verstehen  ist.  Von 
seiten  der  Genossenschaften  wird  als   „offener  Laden"  nur  derjenige  ange- 


')  Beilage  Nr.  359  zum  Protokoll  der  20.  Sitzung  im  Juni  1884. 
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sehen,  weleher  seine  Waren  unbeschränkt  an  jeden  verkauft,  und  unter  , bank- 
üblichem Betriebe*  derjenige,  welcher  auf  gewerblichen  Gewinn  gerichtet  ist 
und  allgemein  und  ohne  Begrenzung  auf  die  Mitglieder  eine«  einzelnen  Vereins 
den  Bedürfnissen  de«  Geldverkehr«  dient. ')  Dementsprechend  machten  mehrere 
Kreditgenossenschaften,  als  sie  von  dem  Schätzungsrat  zur  Abgabe  einer  Ein- 
kommen- und  Gewerbesteuererklärung  aufgefordert  wurden,  Opposition.  Die 
grossherzogliche  Steuerdirektion  gab  aber  in  zwei  Entscheidungen  vom  27.  Ok- 
tober und  13.  November  1885  einer  andern  Auffassung  Raum.  Die  Gewerbe- 
bank in  Zell  a.  H.  führt  ihre  Geschäfte  in  sehr  einfachen  Formen,  das  Haupt- 
geschäft besteht  darin,  den  Mitgliedern  das  zu  ihrem  Gewerbe  und  Handel 
benötigte  Kapital  zu  verschaffen;  ausserdem  löst  sie  unentgeltlich  noch  für 
Mitglieder  Coupons  ein  und  besorgt  den  An-  und  Verkauf  von  Staatspapieren, 
wobei  sie  einen  Gewinn  von  höchstens  200  Mark  jährlich  erzielt.  Gleichwohl  hielt 
die  Steuerdirektion  diesen  und  einen  ähnlichen  Verein  (Engen)  für  steuerpflichtig. 

„Die  Entscheidung  der  im  vorliegenden  Fall  allein  massgebenden  Frage ,  ob  bei  einer 
eingetragenen  Genossenschaft  der  Thatbestand  des  bankähnlichen  Geschäftsbetriebes  als  vor- 
handen anzusehen  ist  oder  nicht,  hängt  nun  nicht  von  dem  Umfang  des  Betriebe»  bezw.  davon 
ab,  ob  die  Vereine  nur  mit  Mitgliedern  oder  auch  mit  Xichtmitgliedern  Geschälte  machen; 
wenn  sie  Geschäfte  machen,  wie  sie  Banken  zu  inachen  pflegen ,  muss  ein  bankähnlicher  Be- 
trieb angenommen  werden ,  und  es  kommt  damit  nicht  auf  die  fur  die  einzelnen  Geschäfte  be- 
rechneten Gewinne,  die  bei  denselben  eingehaltenen  speziellen  Uebungen  und  ebensowenig  auf 
das  Mass  der  zum  Abschluss  gelangenden  Geschäfte  an.  Lässt  nun  aber  schon  der  Titel  de« 
fraglichen  Vereins:  PGewerbebanku,  sowie  $  1  Abs  1  der  Statuten  desselben,  des  Inhalts:  „Die 
Mitglieder  bilden  unter  der  Firma  Gewerbebank  eineu  Verein  zum  Betriebe  eines  .Geldgeschäfts' 
behufs  gegenseitiger  Beschaffung  der  im  Gewerbe  und  Wirtschaft  nötigen  Geldmittel  auf  ge- 
meinschaftlichen Kredit"  mit  Sicherheit  darauf  schliessen,  dass  der  Verein  sich  zur  Aufgabe  ge- 
macht hat,  neben  der  Bewilligung  von  Krediten  an  die  Mitglieder  anch  mit  anderweitigen 
Geldgeschäften  sich  zu  befassen ,  und  ist  dies  auch  in  der  Beschwerdesenrift  und  der  beim 
Schatzungsrat  eingereichten  Erklärung  mehr  oder  weniger  zugegeben,  so  geht  insbesondere 
aus  dem  der  Beschwerdeschrift  angeschlossen  geweseneu  bezüglichen  Rechenschaftsbericht 
hervor,  dass  sich  die  Geschäfte  der  Geweibebank  Zell  a.  H.  u.  a.  auf  die  Bewilligung  von  Vor- 
schüssen auf  laufende  Rechnung,  auf  Diskontieren  von  Wechseln,  An-  nnd  Verkauf  von  Wert- 
papieren und  Wechseln  u.  dergl.  mehr  beziehen,  Geschäfte,  welche  eben  von  Banken  gemacht 
zu  werden  pflegen.  Schliesslich  sei  noch  zum  Ueberfluss  erwähnt,  dass  sich  die  Thätigkeit 
der  fraglichen  Genossenschaft  nicht  bloss  auf  Geschäfte  mit  Mitgliedern  wird  beschränken 
können,  da  ein  Teil  jener  Thätigkeit  (z.  B.  An-  und  Verkauf  von  Wertpapieren)  nicht  immer 
ohne  Mitwirkung  von  Dritten,  d.  h.  von  Xichtmitgliedern,  durchführbar  »ein  wird"*}. 

Es  dürfte  sehr  schwer  werden,  mit  dem  Kriterium  „ bankähnlicher  Betrieb* 
durchzukommen;  denn  streng  genommen  ist  das  wesentlichste  Bankgeschäft 
das  Leihen  von  Geld,  um  es  wieder  zu  verleihen ;  jeder,  auch  der  einfachste 
Kreditverein,  hat  in  dieser  Beziehung  „ bankähnlichen  Betrieb";  es  kann  aber 
das  nicht  die  Intention  des  Gesetzgebers  gewesen  sein,  er  hätte  sonst  wohl  ein- 
fach „Vorschussvereinc"  statt  „Genossenschaften  mit  bankähnlichem  Betrieb"1 
gesagt.  Er  konnte  unter  bankähnlichem  Betrieb  daher  entweder  nur  gewisse 
Geschäftsformen  oder  einen  Verkehr  mit  Nichtmitgliedern  verstehen.  Das  erstere 
erscheint  nur  misslich,  da  naturgemäss  ein  Kreditverein  für  Gewerbe-  und  Han- 
deltreibende die  modernen  Geschäftsformen  wählen  muss,  wenn  er  existenzfähig 
sein  soll,  es  also  auch  bezweifelt  werden  könnte,  ob  der  Gesetzgeber  das  ver- 
kennen konnte.  Die  andere  Eventualität  scheint  in  der  That  den  Ausführungen 
des  Kommissionsberichts  zu  entsprechen,  auf  den  hier  um  so  mehr  zurückge- 
griffen werden  muss,  als  die  fragliche  Bestimmung  erst  von  der  Kommission 
eingesetzt  wurde.  Ein  strikter  Beweis  ist  zwar  aus  dem  Bericht  nicht  zu  ent- 
nehmen, doch  spricht  er  hauptsächlich  von  dem  in  neuerer  Zeit  immer  mehr 
üblichen  Hinausgreifen  über  den  Mitgliederkreis.  Die  letzte  Instanz,  der  gros«- 
herzogliche  Verwaltungsgerichtshof  hat  sich  in  der  Sache  noch  nicht  geäussert. 


M  Bl.  f.  G.  1880  Jahrg.  33  S.  5. 
J)  Bl.  f.  G.  1886  Jahrg.  33  S.  tj. 
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9)  Oesterreich. 

Vielleicht  in  keinem  Lande  hat  die  Besteuerung  der  Genossenschaften 
zu  so  ausgedehnten  Diskussionen  geführt  wie  in  Oesterreich. 

Das  österreichische  direkte  Steuersystem  besteht  aus  einer  Grund-  und 
Gebäudesteuer,  Erwerb-  und  Einkommensteuer.  ')  Die  Erwerbsteuer  sollte,  wie 
die  einleitenden  Worte  des  Patents  vom  31.  Dezember  1812  hervorheben,  den 
Kreis  der  noch  nicht  besteuerten  Ertragsquellen  schliessen,  sie  will  den  Erwerb 
aus  dem  Gewerbe,  Handel  und  der  Personalbeschäftigung  treffen.  Zu  diesen 
Steuern  kam  im  Jahre  1849  (29.  Oktober)  noch  eine  Einkommensteuer,  welche 
teils  eine  Lücke  ausfüllte,  indem  sie  eine  Reihe  von  Erwerbsarten,  die  von  der 
Erwerbsteuer  ausgenommen  waren  oder  nicht  selbständig  getroffen  wurden,  be- 
steuerte (z.  B.  Beamtengehalte,  Pensionen,  Pächter-,  ganz  besonders  Zinserträg- 
nisse), teils  aber  die  bisherigen  Steuererträge  nochmals  mit  der  Einkommensteuer 
traf.  Für  den  Grund-  und  Hausbesitz  geschah  die  Einkommensbesteuerung  durch 
Zuschlag  zur  Grund-  und  Gebäudesteuer,  und  das  Einkommensprinzip  wurde 
nur  insofern  gewahrt,  als  dem  Besitzer  gestattet  ist,  für  die  auf  dem  Besitztum 
haftenden  Schulden  oder  anderen  Lasten  5  Prozent  den  zum  Zinsbezug  Be- 
rechtigten als  Zahlung  in  Anrechnung  zu  bringen,  also  gewissermassen  hin- 
sichtlich der  Steuerpflicht  die  Schuldzinsen  von  seinem  Einkommen  abzuziehen. 

Die  von  den  Erwerbsteuerpflichtigen  entrichtete  Erwerbsteuer  wird  in  die 
Einkommensteuer  eingerechnet  und  die  letztere  nur  mit  demjenigen  Betrage, 
um  den  sie  höher  ist ,  als  die  bisher  vorgeschriebene  Erwerbsteuer  abgesondert 
vorgeschrieben  und  eingehoben,  aber  die  Einkommensteuer  darf  nie  mit  einem 
niedereren  Betrage  bemessen  werden,  als  mit  einem  Drittelzuschlag  der  Erwerb- 
steuer. (§  20)  Es  hat  die  Aufstellung  dieser  Minimalgrenze  dahin  geführt,  dass 
die  Einkommensteuer  aus  Erwerb  überhaupt  zu  einem.  Zuschlag  zur  Erwerb- 
steuer ausgeartet  ist. 

Anfänglich  neigte  man  der  Ansicht  zu,  dass  die  Genossenschaften  steuer- 
frei seien.  So  erklärte  ein  Erlass  des  Finanzministeriums  vom  Jahre  1865.  dass 
die  Konsumvereine,  welche  nur  an  ihre  Mitglieder  verkaufen,  den  Handels-  und 
Gewerbetreibenden  nicht  zugerechnet  werden  können  und  daher  zur  Stempelung 
ihrer  Geschäftsbücher  nicht  verpflichtet  sind;  die  Verfügungen  der  Landesbe- 
hörden nahmen  einen  analogen  Standpunkt  ein  und  schützten  meist  Konsum- 
und  Vorschussvereine  gegen  Besteuerungsgelüste  der  unteren  Organe.  Das 
währte  aber  nicht  lange.  Man  versuchte  sehr  bald  die  Steuerptlicht  der  Ge- 
nossenschaften zu  konstruieren.  Man  stützte  sich  dabei  auf  die  einleitenden 
Worte  des  Erwerbsteuerpatent*  vom  31.  Dezember  1812,  worin  es  heisst,  dass 
ein  Teil  der  öffentlichen  Abgaben  auf  jene  Staatebürger  gelegt  werden  soll, 
»welche  sich  den  Gewerben,  Jabriken  und  Handelsunternelunungen  oder  andern 
gewinnbringenden  Geschäften  dieser  Art  widmen.*)  War  die  Erwerb- 
steuerpflicht entschieden,  so  war  damit  auch  die  Einkommensteuerpflicht  gegeben, 
und  es  lässt  sich  nicht  leugnen,  dass  die  Genossenschaften  damit  in  eine  schwierige 
Position  gerieten. 

Di«'  Einkommensteuer  traf  die  Genossenschaft  als  solche  —  die  einzelnen 
Gesellschafter  sind  nicht  verpflichtet,  die  Dividende  besonders  zu  fatieren  —  und 
erreichte  infolge  der  öffentlichen  Rechnungslegung  eine  Genauigkeit,  wie  sie 
bei  Privaten  nicht  entfernt  üblich  war,  wogegen  die  Erwerbsteuer  grosse  Will- 
kürlichkeit  zuliess.  Das  Erwerbsteuerpatent  unterscheidet  vier  Hauptbeschäfti- 
gungsabteilungen; innerhalb  dieser  setzt  es  je  nach  der  Grösse  der  Bevölkerung 
gewisse  Ortskategorien  fest  und  stuft  wieder  innerhalb  der  letzteren  die  Steuer- 
sätze nach  dem  Umfange  des  Gewerbebetriebes  ab,  welcher  nach  gewissen  will- 


%)  Oesterr.  Steuergesetze  herausg.  v.  Röll  Wien  1884. 

-)  Die  Genossenschaften  leugneten,  dass  die  gewinnbringenden  Beschäfti- 
gungen, welche  lediglich  eine  Ersparnis  bezwecken,  zugleich  Erwerb  seien  und 
deshalb  unter  das  Erwerbsteuerpatent  fielen.  Ziller,  die  Besteuerung  der 
Erwerbs-  und  Wirtsehaftsgenossenschaften.  Wien  1876  S.  6. 
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kürlichen  und  unzuverlässigen  Merkmalen  geschätzt  wird.  Innerhalb  der  Orts- 
kategorien kann  dem  Steuerpflichtigen  jeder  Steuersatz  bis  zum  Maximum  vor- 
geschrieben werden;  er  kann  ferner  aus  einer  niedriger  besteuerten  Haupt  be- 
schäftigungsabteilung  in  eine  höher  besteuerte  versetzt  werden,  wie  z.  B.  die 
Vorschussvereine,  welche  anfangs  meist  unter  die  Geschäftsvermittlungen  einge- 
reiht waren,  spater  unter  die  Handelsunternehmungcn  versetzt  wurden.  Allein 
auch  das  für  die  Ortskategorie  festgesetzte  Maximum  gibt  keinen  Schutz .  da 
sofort  nach  Erlassung  des  Erwerbsteuerpatents  durch  Hofkanzleidekret  die  Steuer- 
beniessungsbehörden  von  der  Einhaltung  der  Maximalsätze  innerhalb  der  Orts- 


sobald  ihnen  dies  nach  dem  Umfang  der  betreffenden  Unternehmung  zulässig 
erscheint.  An  der  Erhöhung  der  Erwerbsteuer  wurde  auch  ununterbrochen  ge- 
arbeitet; zwar  scheint  dies  nutzlos,  weil  ja  doch  die  Erwerbsteuer  von  der  Ein- 
kommensteuer abgezogen  wird;  allein  es  scheint  nur  so,  denn  nach  Abzug  der 
Erwerbsteuer  wird  für  die  Einkommensteuer  mindestens  der  dritte  Teil  zu  Grunde 
gelegt.  Je  grösser  nun  die  Erwerbsteuer  wird,  desto  grösser  wird  auch  der 
dritte  Teil  derselben,  desto  kleiner  zugleich  der  Unterschied  zwischen  der  Ein- 
kommen- und  Erwerbsteuer  und  desto  näher  kommt  man  dem  Zustande,  in 
welchem  die  Notwendigkeit,  das  Drittel  der  Erwerbsteuer  als  Einkommensteuer 
zahlen  zu  müssen,  eintritt. ') 

War  die  fiskalische  Tendenz  an  sich  namentlich  seit  1873  scharf  ausge- 
prägt, so  kann  es  nicht  wunder  nehmen,  dass  dieselbe  auch  in  den  üblichen  ka- 
suistischen Fragen  hervortrat  Die  Steuerpflicht  der  Genossenschaften  wurde  in 
weitem  Sinn  aufgefasst.  Ein  Beleg  hierfür  ist  der  Erlass  des  Finanzministe- 
riums vom  28.  Mai  1875,  Z.  22,360,  der  die  Besteuerung  der  Vorschussvereine 
näher  zu  präzisieren  sucht.  *)   Derselbe  lautet : 

Zar  Beantwortung  der  gestellten  Anfrage  über  die  Steuerbehandlung  der  Vorschoss- 
kassen  muss  in  Betracht  gezogen  werden,  das«  die  Vorschusskassen ,  als  welche  zunächst  die 
im  |  1  des  Gesetzes  vom  9.  April  1873  Nr.  70  R.G.B,  vorgesehenen  Vorecbuss-  und  Kredit- 
Vereine  ins  Auge  gefasst  werden,  nach  ihren  Statuten  auf  die  Erzielung  eines  Gebaninps- 
ülierschusse«  eingerichtet  sind  und  einen  solchen  auch  gemeiniglich  abwerfen .  dass  nach  §  $  i 
und  3  des  Einkommensteuerpaten  tes  jedes  reine  Einkommen ,  welches  die  Bewohner  der  unter 
diesem  Gesetze  begriffenen  Länder  von  ihrem  persönlichen  Erwerbe  oder  ihrem  in  diesen  Lan- 
dern verwendeten  Vermögen  beziehen,  soweit  das  Gesetz  keine  Ausnahme  bewilligt,  der  Ein- 
kommensteuer unterworfen  ist,  dass  endlich  im  Gesetz  eine  Ausnahme  zu  Gunsten  der  Vor- 
schusskassen nicht  vorkommt,  insbesondere  der  Umstand,  dass  die  Vorschusskassen  vorzugsweise 
humane  Zwecke  verfolgen  und  die  Gebarnngsüberschüsse  zum  Teil  oder  auch  mitunter  ganz 
gemeinnützigen  Institutionen  zuwenden,  einen  Steuerbefreiungsgrund  nicht  bildet. 

Hiernach  erscheint  die  Steuerpflicht  der  Vorschusskassen,  bezw.  ihres  Reinerträgnisses 
im  Prinzipe  entschieden ;  die  Bestimmung  der  Art  der  Steuerbehandlung  hängt  jedoch  davon 
ab,  ob  die  getroffene  Vorschusskasse  ihren  Geschäftsverkehr  auf  ihre  Mitglieder,  worunter  die 
nach  |  3  des  bezogenen  Gesetzes  für  die  Verbindlichkeiten  der  Vorschusskasse  haftenden  Ge- 
nossenschafter, nicht  aber  anderweitige  Geschäftsteilnehmer,  z.  B.  die  Eigentümer  der  Spar- 
einlagen zu  verstehen  sind,  beschränkt,  indem  sie  nur  die  im  Hinblick  auf  f  14  des  letzterwähnten 
Gesetzes  nachweisbaren  Geschäftsanteile  der  Genossenschafter  zur  Verwaltung  übernimmt . 
oder  ob  die  Vorschusskasse  den  Geschäftsbetrieb  über  diesen  Rahmen  hinaus  ausdehnt,  indem 
sie  ausser  diesen  Geschäftsanteilen  auch  Darlehen  oder  Spareinlagen  entgegennimmt,  oder  indem 
sie  die  Geldeingänge,  soweit  letztere  zu  Vorschüssen  an  Genossenschafter  nicht  benötigt  werden, 
durch  Vornahme  förmlicher  Handelsgeschäfte,  wie  sie  die  Art.  971  und  272  des  Handelsgesetz 
buches  vom  17.  Dezember  186»  definieren,  z.  B.  Ein-  und  Verkauf  von  Staatspapieren,  Wechsel- 
eskomptiernng,  Effektenbelehnung  etc.  oder  auch  nur  durch  einfache  Darlehen  an  Nichtmitglieder 
fruchtbringend  zu  machen  sucht. 

Im  p.rsteren  Falle  ist  die  Vorschusskasse  gleich  einer  Rentenanstalt  nach  den  fur  die 
ni.  Einkoiumenklassc  gültigen  Normen  zu  behandeln,  im  andern  Falle  trägt  sie  den  Charakter 


v|  Vgl.  Genossenschaft  1883  S.  237. 

*)  Vgl.  hierzu  die  Kritik  durch  den  Genossenschaftsanwalt  H.  Ziller,  die 
Besteuerung  der  Erwerbs-  und  Wirtschaftsgenossenschaften,  Wien  1876. 
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einer  Erwerbsunternehniung  und  unterliegt  als  solche  der  Erwerbsteuer,  bezw.  der  Einkommen- 
steuer nach  der  I.  Klasse. 

Wenn  über  die  Frage,  ob  der  Geschäftsbetrieb  auf  die  Genossenschafter  beschränkt  oder 
auf  Xicbtgenossenschafter  ausgedehnt  werde,  in  den  Statuten  eine  Bestimmung  nicht  enthalten, 
insbesondere,  wenn  durch  dieselbeu  der  Geschäftsverkehr  mit  Nichtgenossenschaftern  nicht 
direkt  untersagt  ist,  wird,  falls  von  der  betroffenen  Vorschusskasse  nicht  das  Gegenteil  zweifel- 
los nachgewiesen  wird,  die  Zulässigkeit  eines  solchen  Verkehrs  stets  anzunehmen  und  hiernach 
die  Steuerbehaudlung  einzurichten  sein,  weil  diese  Annahme  einerseits  ihre  gesetzlicho  Be- 
rechtigung hat,  indem  der  8  13  des  bezogenen  Gesetzes  die  Möglichkeit  des  Betriebs  von 
Handelsgeschäften  voraussetzt,  anderseits  in  dem  Organismus  der  Vorschusskassen  selbst  be- 
gründet erscheint,  indem  die  jedem  Genossenschafter,  also  auch  den  Funktionären  des  Ver- 
waltungsausschusses statutenmäßig  auferlegte  Verpflichtung  der  möglichsten  Förderung  des 
Vereinswohles  es  mit  sich  bringt,  das«  im  Bedarfsfalle  bei  Unzulänglichkeit  der  eigenen  Geld- 
mittel ein  etwa  zu  billigen  Bedingungen  erlangbares  Darlehen  bei  Nichtgenossenschaftern  auf- 
genommen und  die  nicht  plazierbaren  Beträge  unter  der  Voraussetzung  vollkommener  Sicherheit 
in  der  oben  angedeuteten  Weise  ausserhalb  des  Vereines  verwendet  werden. 

Damit  bei  der  Bemessung  der  Einkommensteuer  ein  einheitlicher  Vorgang  eingehalten 
werde,  findet  man  für  nötig,  folgende  Andeutungen  zu  geben. 

Wie  schon  erwähnt ,  unterliegen  jene  Vorschusskassen ,  welche  ihrer  Einrichtung  nach 
und  der  oben  gegebenen  Cynosur  gemäss  als  erwerbsteuerpflichtig  erkannt  worden  sind,  im 
Hinblicke  auf  g  4  des  Einkommensteuerpatentes  der  Einkommensteuer  in  der  I.  Klasse.  Die 
Besteuerungsgrundlage  bildet  im  Sinne  des  g  10  des  Einkommensteuerpatentes  für  das  erste 
Geschäftsjahr  und,  wenn  die  Vorschusskasse  nicht  zu  Beginn ,  sondern  im  Laufe  eines  Jahres 
in  Thätigkeit  getreten  ist,  für  die  Geschäftsperiode  dieses  Jahres,  sowie  für  das  nächstfolgende 
Geschäftsjahr  ein  Wahrscheinlichkeitseinkommen ,  als  welches  in  den  meisten  Fällen  das  im 
|  20  des  Einkommensteuerpatentes  vorgezeichnete  Einkommenminimum  genügen  dürfte,  für 
jedes  nachfolgende  Geschäftsjahr  das  für  ein  Jahr  entfallende  Durchschnittsergebnis  der  voraus- 
gegangenen Geschäftttperiode,  bezw.  wenn  letztere  3  Jahre  überschreitet,  der  vorausgegangenen 
letzten  S  Geschäftsjahre. 

Bei  der  Ermittlung  des  steuerbaren  Ergebnisses  der  einzelneu  Geschäftsbilanzperioden 
sind  nicht  in  Betracht  zu  ziehen  die  durch  die  Fluktuation  des  Vermögens  bedingten  Empfänge 
und  Ausgaben,  namentlich  von  den  Empfängen :  Der  anfängliche  Kassenstand,  die  Einlagen  der 
Mitglieder  und  Xichtmitglieder  und  zwar  sowohl  in  die  Vorschusskasse,  als  auch  in  den  Reserve- 
funds (Eintritts-  oder  Eiuschreibegebühren),  die  zurückgezahlten  Vorschüsse  und  die  aufgenom- 
menen Darlehen;  von  den  Ausgaben:  die  erteilten  Vorschüsse,  die  zurückgezahlten  Einlagen 
und  die  fruchtbringend  angelegten  disponibel  Gelder. 

Hiernach  verbleiben  bei  der  gewöhnlichen  Einrichtung  der  Vorsehusskassen  nachstehende 
Empfänge  zur  Bcrücksichtignng  bei  der  Einkommensermittlung,  nämlich: 

lj  Die  Zinsen  von  den  an  die  Genossenschaften  erteilten  Vorschüssen. 

2:>  Die  von  den  Genossenschaftern  für  die  Gewährung  der  Vorschüsse  gezahlte  Provision. 

3)  Das  Erträgnis  des  Wechscleskomptcs  und  überhaupt  der  zur  Frnktiftzierung  der 
disponibel  Gelder  unternommenen  Geschäfte. 

4)  Verschiedene  Einnahmen,  unter  welche  insbesondere  die  Rückersätze  an  Gerichts- 
kosten, der  Erlös  für  Drucksachen  et«,  gehören. 

Von  diesen  Empfängen  müssen  jedoch  von  der  Besteuerung  ausgeschieden  werden : 

a.  die  Zinsen  von  Vorschüssen  oder  Darlehen,  welche  auf,  der  Grund-  oder  Gebäude- 
steuer ganz  oder  zum  Teile  unterliegenden  Realitäten  verbucht  worden  sind,  weil 
diese  Zinsen  zufolge  g  i  des  Einkommensteuerpatentes  durch  die  dem  Besitzer  der 
Realität  in  g  G  des  kais.  Pat.  vom  10.  Okt.  1849  erteilte  Berechtigung  des  Steuer- 
abzugs der  Besteuerung  zu  unterziehen  sind ; 

b.  die  Zinsen  von  Vorschüssen,  welche  an  Handel-  oder  Geworbetreibende  dargeliehen 
worden  sind,  weil  dem  Schuldner  zufolge  t  23  des  Einkommensteuerpatentes  das 
Steuerabzugsrecht  zusteht ; 

c.  auf  Grund  der  kais.  Verordnung  vom  28.  April  18M>  Xr.  «7  R.G.B,  die  Zinsen  von 
Staats-  und  öffentlichen  Fondsobligationen,  dann  die  Zinsen  aus  allen  Staats-,  Landes-, 
Bezirks-  und  Gemeindeanlehen,  bei  deren  Aufnahme  die  Steuerbefreiung  zugesichert 
wurde ; 
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d.  die  Interessen  von  einer  in  eine  Sparkasse  gemachten  Einlage,  weil  «liefen  nach  t  1 
den  Einkommensteuerpateutes  die  Steuerfreiheit  zu  statten  kommt,  endlich 

e.  das  Erträgnis«  der  der  Grund-  oder  der  Gehäudesteuer  unterliegenden  oder,  soweit 
es  Gebäude  betrifft ,  nur  aus  dem  Titel  der  Bautührung  zeitlich  befreiten  Objekte, 
sowie  das  Ertragnis  der  Aktien  und  Obligationen  von  Erwerbsunteniehmungen,  Eisen- 
bahnen, Banken,  Fabriken  etc. 

Dagegen  gehören  die  Provisionen ,  sowie  das  Erträgnis  des  Weehseleskomptes  unter 
allen  Umstanden  in  das  mittels  der  Bemessung  zu  besteuernde  Eiukommen.  Da  die  Provisionen 
mitunter  ohne  (»esondere  Hervorhebung  kumuliert  mit  den  Zinsen  verrechnet  werden,  so  ist  in 
jenen  Fällen,  in  welchen  der  Rer.hnungsschlusa  eine  Einnahmspost- Provision  nicht  enthält, 
sit-h  zu  vergewissern,  ob  die  Vorschusskasse  nach  den  Statuten  zur  Erbebung  von  Provisionen 
Iterechtigt  ist  ;  im  bejahenden  Falle  müsste  die  abgesonderte  Nachweisung  derselben  behufs 
ihrer  Besteuerung  verlangt  werden,  damit  nicht  etwa  die.  wie  ol>en  gezeigt,  gewissen  Kategorien 
von  Zinsen  im  Hinblicke  auf  das  Stcucrabzugsreclit  des  Schuldners  zustehende  Freilassung  von 
der  Steuer  ungebübrlieherweise  auch  den  entsprechenden  Provisionstangenten  zu  gute  kommen. 

Ueberhaupt  sind  die  zur  Beurteilung  des  Umstände*,  ob  eine  oder  die  andere  Emnahms- 
post  auszuscheiden  kommt,  erforderlichen  Daten ,  insoweit  sie  nicht  schou  in  dem  Rechnungs- 
abschlüsse enthalten  sind ,  von  der  Vorschusskasse  zu  liefern ;  namentlich  müssen  über  die 
unter  a.  und  b.  erwähnten  Kategorien  von  Zinsen  individuelle  Ausweise  beigebracht  werden, 
welche  die  Bemessungsbehörde  mit  Zuhandnahme  der  Steuerkataster  zu  prüfen  und  eventuell 
richtig  zu  stellen  hat.  Von  der  Beibringung  dieser  individuellen  Ausweise  könnte  rücksichtlich 
der  Zinsen  von  auf  steuerpflichtigen  Realitäten  sichergestellten  Darlehen  der  geringeren  Aus- 
dehnung des  Hypothekardarlehensgcschäfts  wegen  überhaupt  nicht,  rücksichtlich  der  Zinsen 
von  Darlehen  an  Handels-  oder  Gewerbetreibende  aber  nur  in  dem  Falle  Umgang  genommen 
werden ,  wenn  die  Vorschusskassc  glaubhaft  darstellt ,  das*  wepen  bedeutenden  Unifanges 
dieses  Geschäftezweiges  die  Verfassung  des  fraglichen  Ausweises  mit  einem  un verhältnis- 
mässigen Aufwände  an  Zeit  und  Mühe  verbunden  wäre,  und  wenn  noch  erforderlichenfalles 
bei  Vorhandansein  der  gesetzlichen  Bedingungen  und  vorgenommener  Einsicht  in  die  Ge- 
sohäftsbücher  gegen  die  Richtigkeit  deB  von  der  Vorschusskasse  vorgebrachten  Summenansatzes 
kein  Bedenken  obwaltet. 

Von  deu  auf  diese  Weise  adjustierten  Einnahmen  kommen  die  Regieauslagen  abzuziehen, 
zu  welchen  die  Besoldungen  und  die  Htatuten-  oder  vertragsmässig  bedungenen  Remunerationen 
der  Bediensteten,  die.  Kanzleierfordernisse,  die  Kosten  für  die  Reparatur  schadhafter  und  für 
die  Anschaffung  der  an  Stelle  unbrauchbar  gewordener  tretenden  Einrichtungsstücke,  die  Miet- 
zinse, Druckkosten- ,  Gerichts-  oder  Vertretungskostenbeitrage  gehören ,  und  zu  welchen  auch 
db*  durch  Uneinbringlichkeit  von  Forderungen  herlwigeführten  Kapitalsverluste  zu  rechnen  sind, 
insofern  die  Uneinbringlichkeit  glaubwürdig  nachgewiesen  wird. 

Dagegen  dürfen  im  Sinne  des  \  11  des  Einkommensteuerpatentes  und  %  8  der  Vollzugs- 
vorschrift zu  demselben  als  Betriebsauslagen  nicht  bebandelt  werden :  die  Passivzinsen  der  Vor- 
»chusskasse ,  d.  i.  die  an  die  Genossenschafter  und  an  die  Gläubiger  entrichteten  Zinsen .  weil 
bezüglich  derselben  der  Vorsehusskasse  das  Steucrabzugsivcht  zusteht;  die  an  die  Verwaltungs- 
organe gezahlten  Remunerationen,  weil  diese  Organe,  welche  nach  detn  11.  Abschnitte  des  Ge- 
setzes vom  9.  April  1H73  aus  der  Mitte  der  Genossenschafter  gewählt  werden ,  dem  Geschäfte- 
Unternehmer ,  bezw.  Steuerpflichtigen  gleich  zu  achten  sind;  die  von  der  Vorschnsskasse  ge- 
zahlte Erwerb-  und  Einkommensteuer,  erste  Anschaffungen  von  Inventargegenständen,  z.  B. 
Kassen,  weil  dieselben  eine  Kapitalsanlage  bilden ;  endlich  die  aus  dem  Reingewinne  zuzahlenden 
Dividenden,  Beitrage  zum  Reservefonds  und  Geschenke  überhaupt. 

Wird  der  Barbestand  des  Reservefonds  nicht  durch  Verwendung  zu  den  Geschäften  der 
Vorschusskasse,  sondern  ausserhalb  derselben  fruchtbringend  angelegt,  so  ist  das  Erträgnis 
dieser  Fruktiflzierung ,  insofern  dasselbe  nicht  in  dem  ausgewiesenen  Geliarungsresultate  der 
Vorschusskasse  bereits  begriffen  ist  und  insofern  demselben  einer  der  obeuerwähnten  Grunde 
der  Freilassung  von  der  Steuer  nicht  zu  statten  kommt,  in  das  steuerbare  Eiukommen  der  Vor- 
schusskasse einzubeziehen. 

Bei  jenen  Voi-schusskassen.  welche  im  Hinblicke  auf  die  Beschränkung  ihres  Geschäfts- 
betriebe« auf  die  Mitglieder  im  engem  Sinne  rGenossciiM-hafter}  als  uicht  ••rwerbsteuerpflie  htig 
anerkannt  worden  und  somit  nach  den  Normen  für  die  III.  Einkommenklasse  zu  behandeln 
sind,  bildet  nach  8  l;i  des  Kinkommensteuerpatentcs  und  i  12  der  Vollzu^svorschiift  zu  dem- 
selben die  Besteueruntfsgrundlage  die  Summe  der  einjährigen  Zinsen  der  von  der  Vorsihuss- 
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kasse  gegebenen  Vorschüsse  und  sonstigen  fruchtbringend  angelegten  Kapitalien  nach  dem 
Stande  und  Zinsfusse  vom  31.  Dezember  des  dem  Steuerjahre  vorhergehenden  Jahres. 

Auch  von  diesen  Zinsen  sind  jedoch  behufs  der  Steuerbemessung  die  Zinsen  von  Staats- 
und öffentlichen  Fondsobligationen ,  von  Kffekten  der  Erwerbsunternehinungen .  von  Einlagen 
in  die  Sparkasse,  endlich  von  jenen  Darlehen  auszuscheiden,  welche  auf  einer  der  Grund-  oder 
Gebäudesteucr  ganz  oder  zum  TWle  unterliegenden  Realität  bücherlich  sichergestellt  oder  an 
Handels-  oder  Gewerbetreibende  vorj*eliehen  worden  sind. 

Zugleich  wird  gestattet ,  auch  bei  dieser  Kategorie  von  Vorschusskassen  die  nach  den 
vorstehenden  Grundsätzen  ermittelten  Verwaltungsauslagen  in  Abzug  zu  bringen. 

Was  die  Form  der  Fatierung  betrifft,  so  besteht  kein  Grund,  von  den  durch  die  Voll- 
zugsvorschriften zum  Einkommensteuerpatente  vorgezeiebneten  Fassionsformulare  abzugehen; 
nur  wird  darauf  zu  bestehen  sein,  dass  der  Fassion  der  der  Generalversammlung  der  Genossen- 
schafter vorgelegte  Gebarnngsansweis  beigeschlossen  und  dass ,  soweit  es  zur  Beurteilung  der 
Steuerpflicht  von  Einnahmeposten  und  Ahzugsfülügkeit  von  Ausgabcposten  notwendig  erscheint, 
die  entsprechende  Aufkliimng,  bezw.  zergliederte  Nachweisung  geliefert  werde. 

Die  vorstehenden  Andeutungen,  welche  allerdings  zunächst  die  nach  dem  Gesetz  vom 
5».  April  1»73  eingerichteten  Vorschusskassen  vor  Augen  haben,  linden  auch  auf  die  vor  Beginn 
der  Wirksamkeit  dieses  Gesetzes  errichteten  Vorschusskasseu,  wenn  letztere  nicht  ohnehin  dem 
%  91  dieses  Geset7.es  gemäss  unter  dessen  Bestimmungen  fallen,  sinngemässe  Anwendung,  und 
wird  nur  bemerkt,  dass  behufs  Erörterung  des  Uinstandes,  ob  der  Geschäftsbetrieb  auf  die  Mit- 
glieder beschränkt  sei,  auch  bei  diesen  Vorschusskassen  als  Mitglieder  nur  die  für  die  Verbind- 
lichkeiten des  Vereins  haftenden  Vereinsangehörigen  zu  betrachten  sind. 

In  der  Praxis  .wurden  diese  Vorschriften,  namentlich  die  bezüglich  der 
Verwendung  fremden  Kapitals  wenig  beachtet,  und  zwar  trug  daran  der  Erlasa 
selbst  die  Schuld;  denn  indem  er  den  Behörden  einschürfte,  sich  nicht  bloss  auf 
die  Durchsicht  der  Rechnungsabschlüsse  zu  beschränken,  sondern  auch  die  Sta- 
tuten genau  in  der  Richtung  zu  prüfen,  ob  dieselben  den  Vereinen  die  Aufnahme 
fremder  Gelder  gestatten,  ja  schliesslich  als  letzten  Anhaltspunkt  auf  §  12  des 
Genossenschaftegesetzes  hinwies,  vermöge  dessen  jede  registrierte  Genossenschaft 
unter  ihrer  Firma  Rechte  erwerben  und  Verbindlichkeiten  eingehen,  d.  h.  fremde 
Kapitalien  aufnehmen  und  Schulden  machen  kann,  machte  er  die  Beurteilung 
nicht  mehr  vom  thatsüchlichen  Betriebe  abhängig.  Damit  war  die  subtile 
Unterscheidung  zwischen  Vorschussvereinen  mit  fremdem  Kapital  und  ohne 
solches  so  gut  wie  umgestossen,  und  der  Willkür  der  Behörden  alles  anheim- 
gegeben. 

Eine  Quelle  grosser  Ungleichheit  war  noch  speziell  gegeben  in  Folge 
des  in  der  Praxis  allerdings  fast  nie  ausgeübten  Steuerabzugsrechts  des 
Schuldners. 

Während  die  grosse  Mehrzahl  derjenigen  Vorschusskassen,  welche  ihre 
Vorschüsse  überwiegend  auf  Hypotheken  oder  an  Handels-  und  Gewerbetreibende 
gaben,  der  Einkommensteuer  fast  gänzlich  entgingen  und  im  Fall  etwa  auch 
die  Erwerbsteuer  verhältnissmässig  gering  angesetzt  war  —  es  kamen  Fälle 
vor,  dass  Vorschussvereine  mit  einem  Aktivstand  von  mehr  als  120,000  fl.  mit 
einer  Erwerbsteuer  von  nicht  mehr  als  5  fl.  25  kr.  belegt  waren  —  ganz  ausser 
allem  Verhältnis  zu  ihrem  thatsächlichen  Reineinkommen  besteuert  blieben, 
muesten  andere  Vorschusskassen,  deren  Einnahmszinsen  einem  theoretischen 
Steuerabzugsrechte  des  Schuldners  nicht  unterlagen ,  ihre  Einnahmen  voll  zur 
Besteuerung  bringen,  was  bei  dem  gesetzlichen  Verbote,  die  Passivzinsen  in 
Abzug  zu  bringen ,  in  einzelnen  Fällen  auf  eine  Steuerüberbürdung  hinauslief. 
In  dieser  Richtung  waren  namentlich  jene  landwirtschaftlichen  Vorschusskassen, 
welche  ihre  Vorschüsse  den  Landwirten  ohne  Hypothecierung  auf  blossen  Per- 
sonalkredit gaben,  in  ungünstiger  Lage. 

Das  teilweise  zulässige  Abzugsrecht  machte  aber  auch  eine  Sonderung 
der  Schuldner  nach  Kategorien  notwendig  und  bedang  ein  sehr  lästiges  Ein- 
dringen der  Steuerbehörden.  Es  kam  darüber  zu  ernsten  Auseinandersetzungen; 
die  Genossenschaften  behaupteten,  die  Bestimmungen  des  Erlasses  vom  28.  Mai 
1875  stünden  in  dieser  Hinsicht  mit  dem  Gesetz  in  Widerspruch  und  der  Ver- 
-waltungsgerichtshof  erkannte  dies  in  zwei  Erkenntnissen  vom  7.  Oktober  1878 
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Z.  1264  und  19.  Januar  1880  Nr.  2511  an  ')  indem  es  für  unzulässig  erklärt 
wurde,  über  die  gesetzlich  steuerfreien  Zinsen,  die  von  Darlehen  an  Handel- 
und  Gewerbetreibende  herrühren ,  gleich  individuelle  Nachweise  oder  Einsicht 
der  Bücher  zu  verlangen ;  es  schreibt  vielmehr  der  #  25  des  Einkommensteuer- 
patent«  vor,  dass  unter  Beiziehung  zweier  unbefangener  wohlunterrichteter  Ver- 
trauensmänner eine  Prüfung  der  Einkommensteuerbekenntnisse  zu  erfolgen  habe, 
ob  der  einbekannte  Betrag  den  bestehenden  Verhältnissen  angemessen  zu  be- 
trachten sei  und  dass  erst  im  Falle,  als  Bedenken  sich  gegen  die  Richtigkeit 
des  angegebenen  Betrags  ergeben,  die  erforderlichen  Erhebungen  zu  pflegen 
sind  und  der  Steuerpflichtige  wegen  Erteilung  der  erforderlichen  Aufklärung 
zu  vernehmen  ist. 

Das  Bild,  welches  die  faktische  Besteuerung  der  Vorschussvereine  darbot, 
war,  wie  man  nach  Vorstehendem  leicht  hegreift,  ein  sehr  unbefriedigendes, 
die  Ungleichheit  enorm.  Der  Durchschnittssatz  der  Steuer  in  den  einzelnen 
Ländern  variierte  nach  den  Angaben  der  Regierung  zwischen  0,7 — 173,4  Prozent 
des  Nettogewinns,  der  des  ganzen  Reiches  durfte  ohne  Zuschlag  zu  19  — 29 Vi 
Prozent  angenommen  werden');  viele  Kreditvcreiue  wurden  von  der  Steuer  ge- 
radezu erdrückt. 

Was  die  Konsumvereine  anlangt,  so  bestimmte  analog  wie  bei  den 
Kreditgenossenschaften ,  ein  Ministerialerlass  vom  29.  November  1876,  dass  die- 
jenigen Konsumvereine,  welche  die  aus  dem  Vereinsvermögen  angekauften  Waren 
nur  an  die  Mitglieder  verkaufen,  in  die  Erwerbsteuer  nicht  einbezogen  und 
demgemäss  auch  der  Einkommensteuer  nicht  unterworfen  werden  können.  Der 
Versuch,  auf  Grund  dieser  Bestimmung  die  Befreiung  der  Vereine  zu  erwirken, 
scheiterte,  indem  der  Verwaltungsgcrichtshof  unter  Befürwortung  der  Finanz- 
verwaltung selbst  (!)  den  Erlass  für  ungesetzlich  erklärte  und  durch  Erkenntnis 
vom  21.  Dezember  1878  Z.  2042  entschied,  dass  Konsumvereine,  welche  den 
Zweck  haben,  die  für  den  Hausbedarf  ihrer  Mitglieder  erforderlichen  Gegen- 
stände im  Regiewege  oder  durch  Lieferungsverträge  herbeizuschaffen ,  die  sich 
also  mit  dem  Einkaufe  dieser  Gegenstände  und  mit  dem  Absätze  derselben 
gegen  festgesetzte  Verkaufspreise  an  die  Vereinsmitglieder  befassen,  erwerbs- 
steuerpflichtig  seien,  da  nach  dem  allgemeinen,  im  Erwerbsteuerpatente  vom 
22.  Januar  1824  aufgestellten  Grundsatze  mit  der  Erwerbsteuer  Gewerbe.  Fabriken 
und  Handelsuntemehmungen ,  oder  andere  gewinnbringende  Beschäftigungen 
dieser  Art  zu  belegen  seien,  im  vorliegenden  Falle  das  Unternehmen  als  Han- 
delsunternehmung nach  $  1  dieses  Patents  der  Erwerbsteuer  unterliege,  und  in 
Absicht  auf  die  Erwerbsteuerpflicht  es  keinen  Unterschied  mache,  ob  das  Unter- 
nehmen sich  auf  eine  gewisse  Kategorie  von  Kunden  beschränke  und  sonach 
der  Verein  Geschäfte  nur  mit  seinen  Mitgliedern  eingehe,  da  eine  Identifizierung 
des  Vereins  als  juristische  Person  mit  den  einzelnen  Mitgliedern  desselben  unzu- 
lässig sei:  ebenso  habe  für  die  Steuerpflicht  keine  Bedeutung,  ob  das  Unter- 
nehmen mit  eigenem  oder  fremdem  Gelde  betrieben  werde1). 

Der  Fiskalismus  gegenüber  den  Konsumvereinen  machte  sich  ähnlich  wie 
bei  den  Kreditgenossenschaften  geltend:  es  kam  vor,  dass  ein  Konsumverein 
nicht  weniger  Steuern  zahlte,  als  der  Fabrikbesitzer,  aus  dessen  Arbeitern  der 
Konsumverein  bestand: 4)  der  Rückgang  derselben  um  mehr  als  die  Hälfte  wurde 
diesem  Moment  zugeschrieben. 

Die  Genossenschaften  machten  grosse  Anstrengungen,  um  eine  günstigere 
Behandlung  zu  erlangen ;  das  Jahr  1880  brachte  ilinen  in  der  That  eine  erheb- 
liche Erleichterung*).    Die  Regierung  legte  einen  bezüglichen  Gesetzentwurf 


')  Vergl.  Genossenschaft  1878  S.  168  ;  1880  S.  42. 

'•)  Genossenschaft  1880  S.  26. 

s)  Roll,  Oesterr.  Steuergesetze  1883  I.  S.  404. 

*)  Ziller,  Die  Bedeutung  der  Erwerbs-  und  Wirtschaftsgenossenschuften. 
Wien  1876  S.  11. 

*)  In  betreff  der  bereits  im  Jahre  1869  geplanten  Regelung  durch  ein 
neues  Erwerbsteuergesetz  vergl.  die  Erwerbs-  und  Wirtschaftsgenossenschaften 
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vor.  Der  Entwurf  trennte  endlich  —  wie  man  immer  gewünscht  hatte  —  die 
Genossenschaften  von  den  Aktiengesellschaften  und  andern  zur  öffentlichen  Rech- 
nungslegung verpflichteten  Erwerbsunternehmungen,  auch  wurde  vom  Finanz- 
ministerium prinzipiell  anerkannt,  das«  ein  Unterschied  sei  zwischen  Vereinen, 
welche  bloss  mit  Mitgliedern  und  aolchen,  die  auch  mit  Nichtmitgliedern  Ge- 
schäfte machen:  im  übrigen  war  der  Entwurf  aber  beschränkter  Art;  er  um- 
fasstc  nicht  sämtliche  Genossenschaften,  sondern  nur  die  Vorschussvereine ,  und 
auch  für  diese  wurde  die  Steuerfrage  nur  geregelt,  insoweit  dieselben  bei  Ge- 
währung von  Kredit  sich  statutenmäßig  auf  die  eigenen  Mitglieder  beschränkten: 
dabei  blieb  nach  wie  vor  die  Frage  offen,  ob  die  fruchtbringende  Anlage  mas- 
siger Kassenbestände  auch  bereit*)  Kreditgewährung  an  Fremde  ist,  wie  es  da« 
Finanzministerium  bisher  angenommen  hatte.  Das  Bild  der  Besteuerung  nach 
dem  Entwurf  war  folgendes: 

I.  Vorschussvereine .  welche  Nichtmitgliedern  Kredit  gewähren,  zahlen 
Erwerb-  und  Einkommensteuer  nach  den  bisherigen  Bemessungsmoda- 
litäten: 

II.  Vorschussvereine,  welche  bloss  Mitgliedern  Kredit  gewähren,  fallen 
unter  da«  neue  Gesetz,  und  zwar 

a)  Vereine,  welche  nur  mit  eigenem  Kapitale  arbeiten,  sind  frei  von 
der  Erwerbsteuer,  und 

1.  bei  einem  Aktivenstand  der  Bilanz  bis  zu  5000  fl.  auch  frei  von 
der  Einkommensteuer 

2.  bei  einem  Aktivenstand  über  5000  fl.  zahlen  sie  Einkommen- 
steuer nach  dem  neuen  Gesetz; 

b)  Vereine,  welche  fremdes  Kapital  verwenden,  zahlen  Erwerb-  und 
Einkommensteuer  nach  dem  neuen  Gesetze  und  zwar 

1.  bei  einem  Aktivenstand  bis  zu  5000  fl.  die  halbe  Erwerbsteuer; 

2.  bei  einem  Aktivenstand  über  5000  fl.  die  volle  Erwerbsteuer. 
Von  genossenschaftlicher  Seite  bemängelte  man  vor  allem,  dass  man  nicht 

diejenigen  Genossenschaften,  welche  bloss  Mitgliedern  Kredit  gewähren,  ganz 
erwerbsteuerfrei  Hess,  ferner  dass  man  es  als  ein  für  die  Steuerpflicht  belang- 
reiches Moment  erklarte,  wenn  fremdes  Kapital  zur  Verwendung  komme,  was 
ja  in  der  That  ein  recht  unglücklich  gewähltes  Moment  ist.  Die  Grenze  für 
eine  verschiedene  Behandlung  bei  50O0  fl.  Aktiven  wurde  getadelt,  teils  weil 
das  Unterscheidungsmerkmal  zu  flüssig  ist  und  durch  die  Vereine  leicht  eine 
Verrückung  vorgenommen  werden  kann,  indem  sie  z.  B.  in  einzelnen  Fällen 
nur  die  Saldi  in  die  Bilanz  einstellen,  teils  weil  die  Erhöhung  oder  Erniedrigung 
des  Aktivenstandes  gar  keinen  bestimmten  Massstab  für  die  Besserung  oder  Ver- 
schlechterung der  Geschäftslage  abgibt,  indem  z.  B.  die  rückständigen  Zinsen 
im  Aktivum  erscheinen,  ebenso  Realitäten,  welche  zur  Deckung  einer  bedrohten 
Forderung  übernommen  werden  müssen,  wie  nicht  minder  die  bereits  erlittenen 
Verluste.  Auch  wies  man  nach,  dass  bei  dieser  Grenze  von  den  1109  Vorschuss- 
vereinen nur  lO'.i  oder  9  Prozent  von  der  Einkommensteuer  befreit  geblieben 
wären,  ganz  steuerfrei  wegen  gleichzeitiger  Verwendung  des  eigenen  Kapitals 
kaum  1  Prozent.  Auch  in  betreff  der  Bemessung  der  Einkommensteuer  auf 
Grund  der  bilanzmässigen  Ueberschüsse  wurden  viele  einzelne  Punkte  für  ver- 
besserungsfähig erachtet.  Sehr  wichtig  für  die  Wirkung  des  Gesetzentwurfs 
war  nach  dieser  Seite,  dass  die  Passivzinsen  mit  den  Wertabschreibungen  und 
Emolumenten  der  Funktionäre  der  Gesellschaften,  was  bisher  nicht  der  Fall  war, 
eine  Abzugspost  bildeten,  wogegen  die  bisherige  Steuerfreiheit  der  Aktivzinsen 
von  Darlehen  an  Handel-  und  Gewerbetreibende,  sowie  von  Hypothekendarlehen 
wegfiel.    Infolgedessen  hatten  die  Vo rschuss vereine ,  welche  vorzugsweise  an 


und  deren,  Besteuerung  1870  I,  II;  ferner  H.  W. ,  Ueber  Besteuerung  der  Er- 
werbs- und  Wirtschaftsgenossenschaften  mit  Rücksicht  auf  bestehende  Gesetz- 
gebungen in  der  Zeitschrift  für  die  ges.  Staatsw.  1873  S.  71  ff. 
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Landwirte  Kredit  und  zwar  Personalkredit  gewahrten,  eine  Erleichterung  zu 
erwarten;  in  denjenigen  Vereinen,  in  welchen  Landwirte  und  Gewerbetreibende 
gleichmassig  vertreten  waren,  konnten  die  Verhältnisse  so  ziemlich  dieselben 
bleiben,  dagegen  war  anzunehmen,  dass  Vereine,  welche  ausschliesslich  oder 
zum  grössten  Teil  aus  Gewerbetreibenden  bestanden  oder  welche  Hypotheken- 
kredit gewährten,  meistenteils  eine  Erhöhung  der  Steuer  erfahren  würden,  und 
diese  fürchtete  man  auch  für  die  übrigen,  insofern  die  Willkür  und  der  grosse 
Spielraum  bei  der  Bemessung  der  Erwerbsteuer  bestehen  blieb 

Der  Ausschuss  des  Abgeordnetenhauses  beschloss  mit  starker  Majorität 
die  Ausdehnung  des  Gesetzes  auf  alle  Erwerbs-  und  Wirtschaftsgenossenschaften, 
welche  ihren  Geschäftsbetrieb  statutengemäß  auf  ihre  eigenen  Mitglieder  be- 
schränken, und  Befreiung  derselben  von  der  Erwerbsteuer.  Das  Abgeordneten- 
haus lehnte  aber  die  Antrage  des  Ausschusses  ab  und  erhob  den  Entwurf  im  we- 
sentlichen nach  der  Regierungsvorlage  zum  Beschluss  *).  Der  genossenschaftliche 
Klub  richtete  nun  eine  Petition  an  das  Herrenhaus '),  die  nicht  erfolglos  blieb  *). 
Die  Finanzkommission  des  Herrenhauses  und  dieses  selbst  schloss  sich  in  der 
Hauptsache  den  Anschauungen  der  Minorität  des  Abgeordnetenhauses  an.  Die 
Beschränkung  des  Gesetzes  auf  die  Vorschussvereine  wurde  für  unzweckmässig 
erachtet,  da  doch  auch  die  anderen  Vereine  auf  den  Prinzipien  des  Sparens  und 
der  Selbsthilfe  beruhen,  Industrie,  Gewerbe  und  Landwirtschaft  fördern,  wenn 
auch  nicht  direkt  durch  Kreditgewährung,  doch  in  anderer  gleich  wohlthätiger 
Weise,  und  in  die  Sphäre  ihrer  Wirksamkeit  auch  andere  der  Unterstützung 
sehr  bedürftige  Kreise  als :  den  kleinen  Rentner,  den  unbemittelten  Mittelstand, 
namentlich  aber  den  Arbeiterstand  aufnehmen,  denen  sie  billige  Werkzeuge, 
Wohnung,  Nahrungsmittel  u.  dgl.  beschaffen.  Man  glaubte  diesen  Kreisen  die 
Unterstützung  um  so  eher  gönnen  zu  dürfen,  als  der  finanzielle  Ausfall  gering 
war;  während  die  Vorschussvereine  bisher  356000  fl.  entrichteten,  zahlten  die 
übrigen  zu  befreienden  wenig  zahlreichen  Genossenschaften  jährlich  38.000  fl. 

Das  Abgeordnetenhaus  aeeeptierte  die  Beschlüsse  des  Herrenhauses  '*). 
Das  so  zustande  gekommene  Gesetz  vom  27.  Dezember  1880  betr.  Abänderungen 
der  Erwerb-  und  Einkommensteuergesetze  und  Vorschriften  in  ihrer  Anwendung 
auf  Erwerbs-  und  Wirtschaftsgenoesenschaften  und  Vorschusskassen  hatte  fol- 
genden Wortlaut6): 

i  1.   Die  Bestimmungen  dieses  Gesetzes  haben  Anwendung  zu  finden: 

1)  Auf  die  dem  Gesetze  vom  9.  April  1»<3  (R.G.Bl.  Nr.  70)  gemäss  registrierten  und  die 
sonstigen  auf  dem  Prinzipe  der  Selbsthilfe  beruhenden ,  nicht  registrierten .  »elbständigen  Kr- 
werbs-  und  Wirtschaftsgenossenschaften  (Vorschuss-  und  Kreditvereine.  Konsum-,  Rohstoff"-  und 
Magazinsvereine,  Bau-,  Wohnimgs-  und  Werksgenossenscharten  u.  dgl.),  welche  ihren  Geschäfts- 
betrieb statutenmäßig  auf  die  eigenen  Mitglieder  beschränken,  auch  wenn  sie  von  Sicht- 
mitgliedern  Darlehen  aufnehmen,  oder  Waren  kaufen,  [oder  ihre  Kassenbestände  bei  zur  öffent- 
lichen Rechnungslegung  verpflichteten  Unternehmungen  und  Anstalten  anlegen]*], 

2)  auf  die  im  Grunde  besonderer  Landesgesetze  aus  den  Kontributions-  und  den  Steur r- 
geldfonden  entstandenen  Vorschnsskassen, 

3)  auf  die  Gemeindevorschusskassen. 

II  2.  I.  Die  zifferm&sslge  Grundlage  zur  Bemessung  der  Einkommensteuer  büdet  der  in 
dem,  dem  Steuerjahre  vorangegangenen  Geschäftsjahre  erzielte,  nach  den  Bestimmungen  dieses 
Ctesetzes  zu  berechnende  Reinertrag  der  betriebenen  Unternehmung. 


')  Genossenschaft  1880  S.  21. 

Genossenschaft  1880  S.  33,  49,  53,  61,  69,  73. 
Genossenschaft  1880  S.  65. 
Genossenschaft  1880  S.  97,  101. 
5)  Genossenschaft  1880  S.  227. 

e)  Die  Instruktion  hierzu  vom  30.  Dezember  1880  ist  abgedruckt  in  der 
Genossenschaft  1881  S.  57.   Vergl.  auch  S.  61. 

*)  Das  in  Klammern  Befindliche  wurde  durch  Novelle  vom  14.  April  1885 
zugefügt. 
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Das  Reinerträgnis  bilden  die  bilanzmässigen  Ueberschüsse,  welche  als  Zinsen,  Dividendein 
Tantiemen  oder  unter  welchen  Namen  immer  zur  Verteilung  gelangen,  in  Rescrvefonde  hinter- 
legt oder  auf  künftige  Rechnung  vorgetragen  werden. 

Ceberdies  sind  in  die  Besteuerungsgrundlage  jene  Betrage  einzubeziehen,  welche,  ohne, 
in  den  büanzmässig  ausgewiesenen  Uebersehüssen  inbegriffen  zu  sein,  aus  den  Erträgnissen 
des  Geschäftsjahres  zu  einem  der  im  vorigen  Absätze  ausdrücklich  benannten  oder  der  im 
folgenden  weiter  namhaft  gemachten  Zwecke  verwendet  werden : 

a.  zur  Vergrösserung  des  in  der  Unternehmung  angelegten  Kapitals; 

b.  zur  Rückzahlung  von  Kapitalseinlagen,  von  hypothezierteu  und  anderen  Kapitalien 
aus  den  bilnnzmässig  nicht  ausgewiesenen  Ertragnissen; 

c.  zur  Verzinsung  der  auf  dem  Realbesitze  der  Unternehmung  hypothezierteu  Kapitalien ; 

d.  zu  Spenden,  Geschenken  und  anderweitigen  Widmungen ,  welche  weder  durch  den 
Geschäftsbetrieb  verursacht  sind,  noch  auch  bestehenden  Wohlthätigkeitaanstalten 
zugewendet  werden: 

e.  zur  Zahlung  der  auf  Grund  dieses  Gesetzes  zu  entrichtenden  Einkommensteuer. 
Der  in  einem  Jahre  entstandene  und  auf  das  nächstfolgende  Jahr  vorgetragene  Verlust 

darf  in  diesem  Jahre,  aber  nicht  in  den  späteren  Jahren  vom  Erträgnisse  in  Abschlag  ge- 
bracht werden. 

II.  In  die  Besteuerungsgrundlage  sind  insbesondere  nicht  cinzubeziehen,  bezw.  von  den 
bilanzmässigen  Uebersehüssen  in  Abzug  zu  bringen: 

a.  die  bilanzmässigen  Gewinn  vortrage  aus  den  Vorjahren; 

b.  die  Erträge  aus  Grund-  und  Gebäudesteuerobjekteu  in  dem  nach  Abschlag  der  für 
dieselben  bestrittenen  Auslagen  verbleibenden  Betrage; 

c.  die  festen  Gehalte ,  sowie  Remunerationen ,  welche  einzelne  Vereinsvorstands-  und 
Aufsichtsratsmitglieder  für  ihre  dem  Vereine  geleisteten  Dienste  erhalten; 

d.  die  Zinsen  der  in  der  Unternehmung  verwendeten  fremden  Kapitalien  (mit  Ausnahme 
der  in  alinea  3  c  angeführten  i.  [welche  der  Genossenschaft  von  Mitgliedern  oder  Kicht- 
mitgliedern  dargeliehen  worden  Bind] ') ; 

e.  jene  Teile  des  Erträgnisses,  welche  wegen  Abnützung  des  Inventars  oder  Betrbbs- 
materials,  oder  wegen  der  beim  Geschäftsbetriebe  eingetretenen  Substanz-  oder  anderen 
Verluste  zur  Abschreibung  gelangen,  oder  zur  Bildung  eigener  Fonde  (Abschreibung*-, 
Amortisations-,  Verlust-  Reservekonti  und  dergl.)  verwendet  werden. 

Eine  Besteuerung  dieser  Fonde  hat  erst  dann  einzutreten,  wenn  und  insoweit 
dieselben  einer  der  im  alinea  2  und  3  benannten  Verwendungsarteu  zugeführt  werden, 
worunter  jedoch  die  Verteilung  des  Anlagekapitals  bei  Auflösung  des  Vereines  nie- 
mals zu  begreifen  ist. 

Die  aus  diesen  Fonden  bestrittenen  Kosten  dürfen  in  die  allgemeine  Bctriebs- 
rechnnng  nicht  eingestellt  werden. 

Im  Falle  einer  besonderen  verzinslichen  Anlage  dieser  Fonde  sind  die  erzielten 
Zinsen,  soweit  dieselben  nicht  zur  Bestreitung  der  diesen  Fonden  nach  ihrer  speziellen 
Widmung  zur  Last  fallenden  Auslagen  in  Anspruch  genommen  werden ,  im  Jahres- 
eiträgnisse  zu  verrechnen; 

f.  bei  den  im  §  1 ,  alinea  2 ,  genannten  Vorschusskasaen  die  Zinsen  von  Hypothekar- 
Aktivkapitulien. 

Sind  keine  bilanzmässigen  Ueberschüsse  vorhanden ,  so  sind  nur  die  im  alinea  3  er- 
wähnteu  Beträge,  unter  Gegenrechnung  der  aus  den  Einnahmen  auszuscheidenden  Beträge  und 
des  Verlustsaldo,  zu  berücksichtigen. 

§  3.  Die  im  §  1  bezeichneten  Erwerbs-  und  Wirtschaftsgenossenschaften  und  Vorschuss- 
kaBsen  unterliegen  der  Einkommensteuer  insolange  nicht,  als  der  nach  den  Bestimmungen  des 
t  2  erzielte  Reinertrag  derselben  300  Gulden  nicht  übersteigt. 

Jene,  deren  Reinertrag  300  Gulden  übersteigt,  sind  für  das  erste  Tausend  mit  drei 
Zehntel ,  für  das  zweite  Tausend  mit  fünf  Zehntel  nnd  erst  für  die  weiteren  Beträge  voll  der 
Besteuerung  zu  unterziehen. 

|  4.  Diejenigen  Erwerbs-  und  Wirtschaftsgeuossenschaften  und  Vorschusskaasen ,  auf 
welche  g  1  dieses  Gesetzes  Anwendung  zu  linden  hat.  sind  von  der  ErwerbBteuer  befreit. 


*)  Das  in  Klammern  befindliche  wurde  durch  die  Novelle  vom  14.  April 
1885  zugefügt. 
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§  5.  Die  im  §  1  bezeichneten  Genossenschaften  und  Vorsehusskassen  haben  jährlich, 
längstens  H  Tage  nach  abgehaltener  Generalversammlung,  jedoch  jedenfalls  bis  so.  Jnni  jedes 
Jahres,  das  Bekenntnis  über  das  erzielte  Reinertragni»  des  Vorjahres  bei  der  Steuertehörde 
I.  Distanz  einzubringen. 

Dem  Bekenntnisse  sind  die  vollständige  Bilanz,  sowie  die  statute nniässig  von  der 
Generalversammlung  oder  den  hiezu  berufenen  Organen  genehmigten  Rechnungsabschlüsse  und 
die  Geschäftsberichte  anzuschliessen. 

Neu  errichtete  Genossenschaften  oder  Vorsehusskassen  haben  den  Steuerbehörden  ihre 
Statuten  in  Vorlage  zu  bringen.  Bei  denselben  ttndet  eine  provisorische  Bemessung  der  Ein- 
kommensteuer nicht  statt,  und  ist  die  Steuervorschreibung  auf  Grund  des  Bekenntnisses  nach 
alinea  1  vorzunehmen. 

§  6.  Die  sonstigen,  gegenwärtig  bestehenden  gesetzlichen  Bestimmungen  über  die  Ein- 
kommensteuer bleiben  in  unveränderter  Geltung. 

g  7.  Dieses  Gesetz  tritt  mit  dem  Tage  seiner  Kundmachung  in  Wirksamkeit  und  hat 
schon  auf  die  Steuervorschreibung  für  das  Jahr  1880,  jedoch  nicht  auf  jene  der  Vorjahre,  An- 
wendung zu  Anden .  • 

I  8.  Der  Finanzmiuister  ist  mit  dem  Vollzuge  dieses  Gesetzes  beauftragt. 

Befriedigte  das  Gesetz  auch  nicht  alle  Wünsche  der  Genossenschaften, 
so  anerkannten  diese  doch  gerne,  dass  ihre  Lage  damit  erheblich  verbessert 
worden  war.  Besonders  hoch  schätzten  sie  die  Beseitigung  der  Erwerbsteuer, 
teils  weil  man  daraus  die  Hoffnung  schöpfte,  mit  Aussicht  auf  Erfolg  auch  die 
Heranziehung  zur  Einkommensteuer  bekämpfen  zu  können,  teils  weil  dadurch 
den  Steuerbehörden  das  Mittel  entzogen  wurde,  die  Steuerbelastung  der  Ge- 
nossenschaften in  unbegrenzter  Weise  zu  erhöhen  und  jede  Ermässigung  der 
Einkommensteuer  wirkungslos  zu  machen  l).  Das  neue  Gesetz  brachte  gegen- 
über dem  Einkommensteuerpatente  vom  29.  Oktober  1849  im  allgemeinen  eine 
Verminderung  der  Steuer  auf  ein  Drittel  oder  Viertel ;  dies  gilt  namentlich  von 
den  Vorschussvereinen ,  während  bei  den  Konsumvereinen  die  Entlastung  eine 
geringere  ist.  Eine  guto  Wirkung  des  Gesetzes  ist  auch,  das»  es  die  Genossen- 
schaften dahin  drängt,  den  reinen  genossenschaftlichen  Charakter  zu  bewahren l). 
Bei  der  Ausführung  des  Gesetzes  fehlte  es  zwar  nicht  an  den  Versuchen,  das- 
selbe durch  eigentümliche  Interpretationen  zum  Verkümmern  zu  bringen,  aber 
es  gelang  doch  auch  da,  meist  Abhilfe  zu  schaffen'). 

So  bildeten  namentlich  die  verzinslichen  Einlagen  (Spareinlagen)  einen 
Gegenstand  der  Kontroverse.  Schon  bei  der  Beratung  des  Gesetzes  wurde  damit 
gedroht,  dass,  wenn  die  Genossenschaften  von  der  Erwerbsteuer  befreit  würden, 
man  von  den  Vorschussvereinen  Auskunft  darüber  verlangen  werde,  wer  der- 
artige Zinsen  bezöge.  Es  wurden  wirklich  Namensverzeichnisse  der  Sparein- 
lcger  verlangt,  ja  sogar  in  Aussicht  gestellt,  dass  die  Vorschussvereine  ange- 
halten würden,  die  Steuern  von  den  Zinsen  in  Abzug  zu  bringen  und  an  die 
Steuerämter  abzuführen.  Es  war  ein  solche«  Vorgehen  gesetzlich  nicht  be- 
gründet, auch  würde  man  die  Einleger  dadurch  von  den  Vorschussvereinen 
vertrieben  haben,  bezw.  es  wäre  den  letzteren  kaum  etwas  anderes  übrig  ge- 
blieben sein ,  als  die  Last  selbst  zu  tragen  *).  In  manchen  Fällen  rieten  die 
Steuerinspektoren,  den  Verkehr  auf  Nichtmitglieder  auszudehnen,  dadurch  die 
Besteuerung  nach  altem  Modus  und  den  Wegfall  der  individuellen  Ausweise 
der  Spareinlagen  sich  zu  sichern  *).  Auf  eine  hierüber  erfolgte  Interpellation 
erklärte  in  der  Sitzung  vom  28.  April  1881  der  Finanzminister,  die  Steuerbe- 
messungsbehörden anweisen  zu  wollen,  dass  sie  von  der  Abverlangung  der  all- 
gemeinen Individualnachweisungen  über  die  bei  den  Vorschusskassen  mit  Schluss 


')  Vergl.  Genossenschaft  1880  S.  217. 

2)  Genossenschaft  1881  S.  10. 

3)  Vergl.  auch  Genossenschaft  1881  S.  173;  1882  S.  5,  65,  237;  1883 
S.  77,  193;  1884  S.  41,  193;  1885  S.  85,  133. 

4)  Genossenschaft  1881  S.  21,  45. 
h)  Genossenschaft  1881  S.  53. 
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des  Jahres  in  Verwendung  befindlichen  Spareinlagen  und  Darlehen  zum  Zweck 
der  Besteuerung  der  Zinsenbezugsberechtigten  Unigang  nehmen1). 

Kaum  war  dieser  Angriff  beseitigt  ,  als  neue  ähnlicher  Art  hinzukamen. 
Es  tauchte  die  Frage  auf,  ob  die  Zinsen  von  Wertpapieren,  welche  auf  Grund 
spezieller  Gesetze  steuerfrei  oder  bereits  anderweitig  besteuert  sind,  auch  in 
die  Besteuerungsgrundlage  einbezogen  werden  dürfen.  Die  Genossenschaften 
waren  der  Meinung,  dass  diese  Zinsen  nicht  in  den  steuerpflichtigen  Reinertrag 
eingerechnet  werden  sollten,  da  sonst  eine  Doppelbesteuerung  sich  ergebe  und 
zwar  bloss  den  Genossenschaften  gegenüber,  d.  h.  weil  die  bezüglichen  Papiere 
in  den  Händen  derselben  sind.  Der  Verwaltungsgerichtshof  wies  durch  Er- 
kenntnis vom  12.  Juni  1882  Nr.  1218  diese  Auffassung  zurück,  indem  er  geltend 
machte,  dass  für  die  Reinertragsberechnung  lediglich  das  Gesetz  vom  27.  De- 
zember 1880  massgebend  sei 2). 

Auch  die  Zinsen  von  den  Spareinlagen  wurden  wieder  aufgegriffen;  die 
Steuerbehörden  machten  geltend,  dass  nur  die  Spareinlagen  von  Nichtmitgliedern 
fremdes  Kapital  bildeten,  dass  dagegen  die  Spareinlagen  von  Mitgliedern  zu  diesem 
nicht  gehörten  und  deshalb  die  Zinsen  hievon  zu  dem  steuerpflichtigen  Reinertrag 
gehörten  *).  Diese  Auffassung  ist  eine  irrige.  Es  bedurfte  einer  Novelle,  um  den 
Genossenschaften  Schutz  nach  dieser  Seite  zu  gewähren  (siehe  oben  das  Gesetz)*). 
Gleichzeitig  suchte  man  auch  eine  andere  Streitfrage  zu  erledigen,  nämlich  die, 
ob  die  vorübergehende  Anlegung  massiger  Geldbestände  bei  Nichtmitgliedern 
die  Anwendung  des  Gesetzes  vom  27.  Dezember  1880  ausschliesse.  Man  ent- 
schied, dass  dies  nicht  der  Fall  sein  solle,  so  lange  die  Anlegung  der  Kassen- 
bestünde  bei  zur  öffentlichen  Rechnungslegung  verpflichteten  Unternehmungen 
und  Anstalten  geschehe.  Besonders  glücklich  kann  diese  Lösung  nicht  genannt 
werden;  denn  zu  Unternehmungen  und  Anstalten,  welche  zu  öffentlicher  Rech- 
nungslegung veqittichtet  sind,  gehören  nicht  bloss  Geldinstitute,  wie  Aktienbanken, 
Sparkassen,  Vorschussvereine  etc.,  sondern  alle  Aktiengesellschaften,  also  auch 
solche  für  Zuckerfabriken,  Berg-  und  Hüttenwerke  u.  dgl.  Diese  Handels-  und 
Industrieunternehmungen  zahlen  höhere  Zinsen,  als  die  Geldinstitute,  es  ist 
daher  möglich,  dass  sich  unter  dem  Schutze  dieser  Bestimmung  eine  regelrechte 
Kreditgewährung  an  derartige  Unternehmungen,  ohne  dass  sie  der  Genossen- 
schaft als  Mitglieder  angehören,  entwickelt,  ja  dass  die  Vorschussvereine  diesen 
Verkehr  mit  Vorliebe  pflegen  oder  gar  sich  direkt  bei  derartigen  Unternehmungen 
beteiligen.  Auch  ist  misslich,  dass  unbestimmt  bleibt,  ob  jede  andere  vorüber- 
gehende Anlage  müssiger  Kassenbestände,  z.  B.  in  Wertpapieren,  die  Besteuerung 
nach  dem  Gesetze  vom  27.  Dezember  1880  aufheben  soll  *). 

Sehr  schlimm  sind  die  Genossenschaften  daran ,  welche  nicht  unter  das 
Gesetz  von  1880  fallen,  dazu  gehören,  wie  ein  Erkenntnis  des  Verwaltungs- 
gerichtshofs vom  11.  März  1884  entschied,  allgemein  die  Molkereigenossen- 
schaften, auch  wenn  sie  nur  Milch  ihrer  Mitglieder  verarbeiten*),  insbesondere 
aber  auch  die  Produktivgenossenschalten.  Diese  zahlen  in  Folge  der  öffent- 
lichen Rechnungslegung  3  — u'nu&l  soviel  als  eine  Einzelunternehmung  von  dem- 


')  Genossenschaft  1881  S.  73.  Man  hielt  aber  auf  Grund  des  §  27  des 
Einkommenstcuerpatents  daran  fest,  dass,  soweit  es  sich  um  die  Angaben  von 
Thatsachen  zur  Richtigstellung  des  Bekenntnisses  eines  Steuerpflichtigen  handelt, 
die  Genossenschaften  sich  nach  denjenigen  Bestimmungen  zu  richten  haben,  welche 
für  die  Erteilung  der  Zeugenschaft  in  öffentlichen  Angelegenheiten  vorgeschrieben 
sind,  also  verpflichtet  sind,  den  Betrag  der  Spareinlage  vom  31.  Dezember,  den 
Zinsfuss  und  die  entfallenden  Zinsen  einer  bestimmt  bezeichneten  Person  der 
Steuerbemessungsbehörde  bekannt  zu  geben.    Genossenschaft  1885  S.  13,  33. 

J)  Genossenschaft  1881  S.  137. 

»)  Genossenschaft  1884  S.  57,  89,  97,  113,  137.  153.  185,  199,  237; 
1885  S.  9. 

4)  Genossenschaft  1885  S.  13.  17,  29,  33,  37,  58,  77. 
*)  Genossenschaft  1885  S.  29. 
•)  Genossenschaft  1884  S.  49. 
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selben  Umfange,  sie  werden  nahezu  vernichtet.  Die  Genossenschaftsbuchdruckerei 
in  Wien  z.  B.  erzielte  in  den  Jahren  1870/71  einen  Reinertrag  von  13,984  fl.  85  Kr.; 
darauf  traf  ein  Verlust  von  10,044  fl.  92  Kr.,  so  das«  ein  wirklicher  Reingewinn 
von  3,039  fl.  89  Kr.  sich  ergab :  der  gezahlte  Steuerbetrag  belief  sich  aber  auf 
3,85üfl.  94  Kr.  Bei  manchen  Produktivgenossenschaften  müssen  Jahre  lang  die 
Steuern  aus  dem  Vermögen  der  Genossenschaften  und  selbst  den  Geschäftsan- 
teilen der  Mitglieder  gezahlt  werden.  Die  Produktivgeuossenschaften  wider- 
stehen der  Auflösung,  weil  die  Mitglieder  selbst  mit  Vermögensverlusten  bestrebt 
sind,  ihren  Arbeitsplatz  zu  retten:  trotzdem  sind  sehr  viele  eingegangen. 

Die  Produktivgenossenschaften  legten  bei  Gelegenheit  der  Beratung  de« 
neuen  Gesetzes  dem  Abgeordnetenhaus  in  einer  Petition  ihre  Verhältnisse  dar '). 
Sie  verlangten,  da  ihr  gewerblicher  Charakter  ausser  Zweifel  steht,  keineswegs 
Befreiung  von  der  Erwerb-  und  Einkommensteuer,  aber  sie  verlangten  faktische 
Gleichstellung  mit  den  Einzelunternehmungen.  Vor  dem  Gesetz  besteht  zwar 
kein  Unterschied,  aber  die  rechtliche  Gleichstellung  führt  zur  faktischen  Un- 
gleichheit in  Folge  der  öffentlichen  Rechnungslegung;  die  Einzelunternehmungen 
sind  nicht  dem  inquisitorischen  Verfahren  ausgesetzt,  welches  die  Steuerbehörden 
den  Genossenschalten  gegenüber  einhalten,  trotzdem  die  Vorstände  der  letzteren 
in  den  Paragraphen  87  und  89  des  Genossenschaftsgesetzes  für  den  Fall  un- 
richtiger und  wissentlich  falscher  Angaben  mit  hohen  Strafen  bedroht  sind. 
Ferner  sind  die  Einzelunternehmungen  den  lästigen  Bemessungsmodalitäten  nicht 
unterworfen;  bei  ihnen  entfallen  die  zahlreichen  Rekurse  und  Beschwerden,  welche 
behufs  Richtigstellung  der  Steuerverschreibung  eingebracht  werden  müssen;  sie 
sind  endlich  nicht  fort  und  fort  bedroht,  für  längst  verflossene  Jahre  unter  dem 
Titel  der  Reassumierung  nachträgliche  Steuererhöhungen  zu  erfahren').  Die 
Einzelunternehmungen  vermögen  deshalb  in  ihrer  Rechnung  Ordnung  zu  halten, 
während  die  Produktivgenossenschaften  infolge  der  jahrelang  ausstehenden 
Erledigung  der  Rekurse  und  noch  drohenden  Reassumierung  oft  Jahre  lang 
nicht  wissen,  wie  ihre  Vermögenslage  beschaffen  ist.  Dieser  Zustand  hat  aber 
auch  für  die  einzelnen  Mitglieder  oft  sehr  empfindliche  Nachteile  im  Gefolge, 
indem  bei  nachträglichen  Vorschreibungen  die  der  Genossenschaft  noch  ange- 
hörigen  Mitglieder  für  die  bereits  ausgeschiedenen  die  Steuern  entrichten  müssen. 
Endlich  werden  teils  infolge  der  gesetzlichen  Bestimmungen ,  teils  infolge  der 
nachträglich  aufgestellten  Auslegungen  sehr  viele  Ausgaben  aus  den  Geschäfts- 
kosten ausgeschieden  ;  dahin  gehören  nicht  nur  die  Zinsen  für  die  im  Geschäft 
verwendeten  fremden  Gelder,  was  gesetzlich  begründet  ist,  sondern  auch  die 
Gehalte  der  Vorstandsmitglieder,  welche  nach  der  Einkommensteuer  zweiter 
Klasse  einschliesslich  des  ausserordentlichen  Zuschlags  2,  höchstens  4  Prozent 
an  Steuer  zu  entrichten  hätten ,  aber  mit  10  Prozent  belegt  werden ,  trotzdem 
kein  Zweifel  besteht,  dass  die  Bestimmung  in  §  11  Nr.  3  des  Einkommensteuer- 


')  Genossenschaft  1880  S.  29. 

2)  Die  Reas8uinierungen  spielen  sich  in  folgender  Weise  ab.  Die  Steuer- 
behörde schreibt  die  Steuer  vor;  der  Steuerpflichtige  erkennt  diese  Vorschreibung 
entweder  als  richtig  an,  oder  er  bestreitet  dieselbe  und  bringt  dagegen  einen 
Rekurs  ein.  Die  Finanzlandesbehörde  entscheidet  darüber  und  hält  entweder 
die  Vorschreibung  aufrecht  oder  ordnet  auf  Grund  der  von  ihr  als  richtig  er- 
klärten Daten  eine  neuerliche  Vorschreibung  an.  Gibt  sich  der  Steuerpflichtige 
ohne  weitern  Rekurs  damit  zufrieden,  so  sollte  man  raeinen,  die  Sache  sei  ab- 
gethan ;  denn  es  wird  ja  der  Betrag  entrichtet ,  welchen  die  massgebenden  Be- 
hörden festgestellt  haben.  Allein  dem  ist  nicht  so.  Nicht  selten  gelangt  nach 
Monaten,  selbst  nach  Jahren  an  die  Genossenschaft  ein  neuerlicher  Zahlungs- 
auftrag, in  welchem  die  Steuerbemessungsbehörde  im  Auftrage  der  Finanz- 
landesbehörde die  frühere  Berechnung,  welche  von  den  beiden  Behörden  für 
richtig  erklärt  und  selbst  gegen  den  Widerspruch  der  Genossenschuft  als  unan- 
fechtbar aufrecht  erhalten  wurde,  für  unrichtig  erklärt,  das  steuerpflichtige  Ein- 
kommen neuerdings  berechnet  und  die  Einkommensteuer  neu  vorgeschrieben 
wird.    Genossenschaft  1881  S.  49,  101.  117,  1884  S.  1. 
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patentes,  mit  welcher  ihre  Einbeziehung  begründet  wird,  nur  für  Einzelunter- 
nehmer getroffen  worden  ist  und  sinngemäss  nur  auf  solche  Gesellschaften  an- 
gewendet werden  kann,  deren  Teilnehmer  gesetzlich  zur  unentgeltlichen  Teil- 
nahme an  der  Geschäfteführung  verpflichtet  sind ,  was  bekanntlich  bei  den 
Genossenschaften  nicht  der  Fall  ist;  femer  gehören  hierher  die  Steuern  und  Ge- 
bühren, deren  Nichtabziehbarkeit  in  keinem  Gesetz  ausgesprochen  ist;  ferner 
die  Abnutzung  des  Inventars  und  die  Wertverminderung ,  welche  das  Waren- 
lager bei  längerem  Liegen  erleidet,  trotzdem  aus  §  7  der  Vollzugsvorschrift 
zum  Einkommensteuerpatent  das  Recht  der  Abziehbarkeit  hervorgeht;  endlich 
wird  hie  und  da  selbst  der  Abzug  von  Verlusten,  welche  an  Buch-  und  Wechsel- 
forderungen erlitten  worden  sind,  verweigert.  Diese  Bestimmungen  gelten  aller- 
dings mehr  oder  weniger  auch  für  die  Einzelunternehmungen,  allein  diese  be- 
kennen zugestandeneniiussen  ihr  Einkommen  nicht  danach  ein,  und  ihnen  gegen- 
über fehlt  es  an  Mitteln,  die  Anordnungen  durchzuführen.  Nur  die  Aktiengesell- 
schaften, die  gleichfalls  zu  öffentlicher  Rechnungslegung  verpflichtet  sind,  werden 
ähnlich  behandelt,  mit  diesen  finanziell  kräftigeren  und  leistungsfähigeren  dürfen 
aber  die  Produktivgenossenschaften ,  die  mühsam  nach  Existenz  ringen,  nicht 
auf  eine  Stufe  gestellt  werden.  Die  Produktivgenossenschaften  waren  der 
Meinung,  dass  sie  mit  den  Einzelunternehmungen  ungefähr  gleichgestellt  würden, 
wenn  man  ihren  Reinertrag  nach  kaufmännischen  Grundsätzen  ermittle  und 
denselben  mit  der  Hälfte  des  bisherigen  Steuersatzes,  also  einschliesslich  des 
ausserordentlichen  Zuschlags  mit  5  Prozent  belege.  —  Die  Petition  war  erfolglos. 

Das  österreichische  direkte  Steuersystem  bedarf  längst  einer  Reform,  und 
man  ist  auch  seit  mehreren  Jahren  einer  solchen  näher  getreten.  Es  gingen 
am  15.  Januar  1883  dem  Abgeordnetenhause  vier  Gesetzentwürfe  zu,  welche 
bestimmt  waren,  die  Erwerbsteuer,  die  Personaleinkommensteuer,  die  Besteuerung 
der  zur  öffentlichen  Rechnungslegung  verpflichteten  Erwerbsunternehmungen 
und  die  Rentensteuer  zu  regeln;  der  die  Reform  beherrschende  Gedanke  ist, 
durch  Kombination  von  Ertragssteuern  mit  einer  allgemeinen  Einkommensteuer 
fundiertes  und  unfundiertes  Einkommen  entsprechend  zu  treffen. 

Der  Entwurf  über  die  Besteuerung  der  zur  öffentlichen  Rechnungslegung 
verpflichteten  „ Erwerbsunternehmungen "  will  im  allgemeinen  die  Bestimmungen 
des  Gesetzes  vom  27.  Dezember  1880  über  die  Bildung  der  Besteuerungsgrund- 
lage auf  alle  Genossenschaften  ausdehnen,  so  dass  also  auch  den  Genossen- 
schaften, welche  mit  Nichtmitgliedern  verkehren ,  ebenso  wie  den  Sparkassen, 
Aktiengesellschaften  etc.  in  Zukunft  gestattet  werden  soll,  die  Zinsen  für  die 
in  den  Unternehmungen  angelegten  Passivkapitalien,  sowie  die  Abschreibungen 
für  die  Abnutzung  des  Inventars  etc.  in  die  Ausgaben  zu  stellen. 

Von  der  Erwerbsteuer  sollen  alle  zur  öffentlichen  Rechnungslegung  ver- 
pflichteten Unternehmungen,  also  auch  alle  Genossenschaften  befreit  bleiben; 
ein  Unterschied  zwischen  solchen,  die  nur  mit  ihren  Mitgliedern  verkehren  und 
die  es  nicht  thun ,  wurde  nicht  gemacht.  Die  Genossenschaften  waren  mit 
dieser  allgemeinen  Charakterisierung  durchaus  nicht  einverstanden  und  sie 
fürchteten  darin  Uebergriffe  der  Gewerbebehörden  (Anmeldung  des  Gewerbes, 
Entrichtung  einer  Gewerbetaxe  etc.),  wie  vor  dem  Gesetze  vom  27.  Dezember  1880. 

Von  grosser  finanzieller  Trugweite  für  die  Genossenschaften  war  der 
Rentensteuerentwurf ;  derselbe  belastete  die  Zinsen  für  Geschäftsanteile  und  die 
Dividenden  mit  10  Prozent,  ebenso  die  Zinsen  von  dem  im  Unternehmen  ver- 
wendeten Kapital,  und  zwar  sollten  die  Genossenschaften  die  Rentensteuer  in 
Abzug  bringen.  Damit  gingen  die  nur  mit  Mitgliedern  verkehrenden  Genossen- 
schaften des  durch  Gesetz  vom  27  Dezember  1880  erlangten  Vorteils  wieder 
verlustig.  Man  begreift,  dass  die  Genossenschaften  den  Entwürfen  keine  Sym- 
pathie entgegenbrachten  ;  ihr  Losungswort  war  und  ist  gänzliche  Steuerfreiheit 
für  die  ausschliesslich  mit  Mitgliedern  verkehrenden  Genossenschaften  ')- 


»)  Vergl.  Genossenschaft  1883  S.  9,  13,  49. 
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m.  Staaten  mit  Einkommensteuersystem. 

1)  Grossherzogtum  Oldenburg. 

1)  Herzogtum  Oldenburg. 

Steuersystem:  Grundsteuer  (Ges.  v.  18.  .Mai  1855,  Katesterges.  v.  20.  Juni  1850, 
v.  1.  April  1879),  Einkommensteuer  (Ges.  v.  «.  April  18<M). 

Das  letztgenannte  Gesetz  besteuert  ausser  physischen  Personen  die  aus- 
wärtigen juristischen  Personen,  Korporationen,  Stiftungen  und  Gesellschaften, 
welche  aus  dem  Herzogtum  Einkommen  beziehen.  Eine  Besteuerung  der  Ge- 
nossenschaften als  solcher  ist  also  in  Oldenburg  nicht  gegeben,  die  Dividende 
des  Genossenschafters  unterliegt  der  Einkommensteuer. 

2)  Fürstentum  Birkenfeld. 

Steuersystem:  Grundsteuer  (Ges.  v.  12.  Nov.  1845,  Katasterges.  v.  30.  Januar 
1885),  Gebäudesteuer  (Ges.  v.  7.  Januar  1873),  Einkommensteuer  (Ge9.  v.  1.  Mai  1865,  Nach- 
trag v.  13.  August  1870,  23.  Dezember  1881). 

Bezüglich  der  Genossenschaften  liegt  die  Sache  analog  wie  im  Herzogtum 
Oldenburg.  Das  gleiche  dürfte  bezüglich  des  Fürstentums  Lübeck  der  Fall  sein. 

2)  Herzogtum  Gotha« 

Steuersystem:  Grundsteuer  (sehr  alte  Veranlagung),  Einkommen-  und  Klassen- 
steuer (Ges.  v.  10.  Januar  1854,  v.  15.  Juli  1858,  Ausführungsverordnung  v.  3.  Aug.  1858,  Gea. 
V.  24.  Juni  1859,  V.  4.  Dez.  1870,  3.  Aug.  1871,  10.  Dez.  1877). 

Die  gothaische  Einkommen-  und  KlasHensteuer  kennt  nur  eine  Besteuerung 
der  physischen  Personen. 

8)  Sachsen-Weimar. 

Ueber  die  direkten  Steuern  des  Grossherzogtums  Sachsen-Weimar  hat 
das  Finanzarchiv  II,  924  ff.  ausführlich  berichtet. 

Nach  dem  Gesetz  vom  18.  Marz  1869  über  die  Steuerverfassung  unter- 
liegen alle  Staatsangehörige,  seien  es  physische  oder  juristische  Personen,  der 
allgemeinen  Einkommensteuer.  Dass  man  im  Grossherzogtum  die  Genossen- 
schaften zu  den  juristischen  Personen  gerechnet  hätte ,  ist  nicht  ersichtlich, 
aber  auch  nicht  wahrscheinlich.  Es  kommt  deshalb  nur  der  Dividendenbezug 
der  Mitglieder  in  Betracht:  ')  hinsichtlich  desselben  haben  denn  auch  die  Aus- 
führungsvorschriften vom  19.  November  1869  zu  dem  Gesetz  über  die  allge- 
meine Einkommensteuer  vom  19.  März  1869  nähere  Bestimmungen  getroffen. 

§  14.  Den  inländischen  Sparkassen  sind  in  das  Genossenschaftsregister  eingetragene 
(Bundesgeaetz  vom  4.  Juli  1868)  Spar-  und  Vorechusavercine  des  Inlandes  insoweit  gleich  zu 
achten,  dass  die  Zinsen  von  den  bei  letzteren  gemachten  Spareinlagen  steuerfrei  sind,  wenn 
der  Betrag  dieser  Einlagen  die  Summe  von  100  Thalcrn  nicht  erreicht  (|  15  Z.  6  des  Ges.  v. 

18.  März  1869)2). 

Dagegen  ist  der  Dividendenabwurf  der  bei  einem  Vorschuss-  oder  Konsumvereine  oder 
einer  ähnlichen  Genossenschaft  des  Inlandes  oder  Auslandes  angelegten  Geschäftsan teile  zu 
fatieren ,  ohne  Rücksicht  darauf ,  ob  diese  Anteile  die  Summe  von  loo  Thalern  erreichen  oder 
nicht  (§  28  u.  33  des  Ges.). 


')  Vergl.  28,  33  des  Einkommensteuergesetzes  vom  19.  März  1869  Finanz- 
archiv II,  S.  950,  9o4. 

*)  Finanzarchiv  11.  S.  930. 
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Es  bleibt  jedoch  nachgelassen ,  dass  der  Verein  (die  Genossenschaft)  diese  Anmeldung 
und  die  daraus  folgende  Versteuerung  für  sämtliche  Beteiligte  im  ganzen  bewirkt,  in  welchem 
Falle  in  der  betreffenden  Fassion  bezüglich  auf  derselben  hierüber  das  Erforderliche  ausdrück- 
lich zu  bemerken  ist. 

t  15.  Den  im  g  33  des  Gesetzes  genannten  Instituten,  welche  denjenigen  Teil  des  Rein- 
ertrags —  mit  Einschluss  der  Zinsen  ihres  etwaigen  Reservefonds  — ,  der  nicht  an  Teilnehmer 
verteilt  wird,  sondern  entweder  dem  Reservefonds  zufliesst  oder  über  den  von  der  Anstalt  in 
anderer  Weise  frei  verfügt  wird,  zu  fatieren  haben,  sind  auch  Spar-  und  Vorschussvereine  und 
andere  dergleichen  Genossenschaften  beizuzählen. 

Aus  diesen  Bestimmungen  erhellt,  dass  das  ganze  Einkommen  der  Ge- 
nossenschaften, gleichgültig  ob  sie  ihren  Geschäftskreis  auf  ihre  Mitglieder  aus- 
dehnten oder  nicht,  zur  Einkommensteuer  herangezogen  wurde,  es  blieb  jedoch 
der  Genossenschaft  Überlassen,  ob  sie  die  an  die  Mitglieder  hinausgezahlten 
Dividenden  gleich  selbst  mitversteuern  oder  den  einzelnen  Mitgliedern  die  Steuer- 
entrichtung überlassen  wollte.  Von  letzterer  Möglichkeit  machten  Vorschuss- 
vereine auch  Gebrauch,  namentlich  so  lange,  als  die  Geschäftsanteile  nicht  voll- 
gezahlt waren  und  die  Dividende  gut  geschrieben  wurde,  weil  in  diesem  Fall 
einzelne  Mitglieder  zu  leicht  infolge  Vergesslichkeit  oder  Unkenntnis  in  Strafe 
kommen  konnten '). 

Die  Steuerreform  vom  Jahre  1883  berührte  auch  den  Steuermodus  der 
Genossenschaften.  Das  Gesetz  vom  10.  September  1883  gedenkt  derselben  in 
§§  4  und  48. 

f  4.  Ausgenommen  (von  der  Anmeldung)  sind  diejenigen  Zinsen  und  Gewinnanteile, 
welche  von  inländischen  Aktiengesellschaften.  Kommanditgesellschaften  auf  Aktien,  ein- 
getragenen Erwerbs-  und  Wirtschaftsgenossenschaften  unter  die  Mitglieder  verteilt  werden 
und  daher  nach  |  18  dieses  Gesetzes  als  Teil  des  Reingewinns  bei  der  Einschätzung  dieser 
Gesellschaften  und  Genossenschaften  zu  berechnen  sind. 

|  48.  Bei  der  Einschätzung  des  Einkommens  aus  Handel  und  selbständigem  Gewerbe- 
betriebe der  Aktiengesellschaften ,  Kommanditgesellschaften  auf  Aktien ,  Erwerbs-  und  Wirt- 
schaftsgenossenschaften sind  auch  die  Ueberschüsse  als  steuerpflichtiges  Einkommen  zu  rechnen, 
welche  als  Zinsen  oder  Gewinnanteile,  gleichviel  unter  welcher  Benennung,  unter  die  Mitglieder 
verteilt,  oder  zur  Bildung  von  Reservefonds,  zur  Erweiterung  der  Anlagen  oder  zur  Schulden- 
tilgung verwendet  werden. 

Der  früher  fakultativ  zugelassene  Modus  ist  zum  gesetzlichen  gemacht; 
das  Einkommen  wird  nur  bei  der  Genossenschaft  erfasst.  Zu  diesen  gesetzlichen 
Bestimmungen  haben  aber  auch  die  Vollzugsschriften  vom  13.  Oktober  1883  sich 
noch  näher  geäussert.    §  66  derselben  lautet : 

Das  steuerpflichtige  Einkommen  der  im  g  47  des  Gesetzes  genannten  Gesellschaften, 
Genossenschaften,  Anstalten  und  Personenvereine  ist  in  Gemässheit  des  f  47  Abs.  3  des  Ge- 
setzes einzuschätzen «>.  Aktiengesellschaften,  Kommanditgesellschaften  auf  Aktien  und  ein- 
getragene Erwerbs-  und  Wirtscbaftsgenossenschaften  haben  alljährlich  ihre  Geschäftsberichte, 
Bilanzen  oder  Abschlüsse  aUbald  nach  deren  Fertigstellung  dem  Geraeindevorstande  zuzusenden. 

Aus  diesen  Geschäftsberichten  sind,  wenn  nötig,  nach  vorheriger  weiterer  Befragung 
der  Vorstände  dieser  Gesellschaften  u.  s.  w.,  die  Gesamtbeträge  festzustellen,  welche  als  Zinsen 
oder  Gewinnanteile  unter  die  Mitglieder  verteilt,  zur  Bildung  von  Reservefonds,  zur  Erweiterung 
der  Geschäftsanlagen,  zur  Schuldentilgung,  zur  Zahlung  persönlicher  Stenern  und  Abgaben  und 
zu  Gemeindeumlagen  verwendet  worden  sind ,  und  ist  dieser  Gesamtbetrag  nach  Kürzung  des 
etwa  darunter  l>egriffenen  zur  zweiten  Abteüung  einzuschätzenden  Grundeinkommens  (g  62 
Abs.  2)  bei  der  Einschätzung  des  betreffenden  Geschäftseinkommens  zu  Grunde  zu  legen. 

Behufs  Feststellung  des  Geschäftseinkommens  steuerpflichtiger  juristischer  Personen 
und  Gesellschaften,  welche  ihren  Sitz  ausserhalb  des  Grossherzogtums  haben,  sind  die  erforder- 
lichen Auskünfte  von  den  im  Grosshcrzogtum  bestellten  Vertretern  (|  «  Z.  3  des  Ges.)  einzu- 
holen und  die  notwendigen  Schätzungsuntei  lagen  erforderlichenfalls  durch  Zuziehung  von 
Sachverständigen  (g  36  Abs.  1  des  Ges.)  zu  bestbaffen. 
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Versicherung«-  und  sonstige  Gesellschaften,  ingleiehen  Genossenschaften,  welche  auf 
Gegenseitigkeit  beruhen  und  ihren  Geschäftsbetrieb  lediglich  und  ausschliesslich  auf  ihre  Mit- 
glieder beschränken,  sind  hinsichtlich  ihres  Geschäftseinkonirnens  Uberhaupt  nicht  und  nur  hin- 
sichtlich ihres  etwaigeu  Grundeinkominens  zur  zweiten  Abteilung  der  Steuerrolle  einzuschätzen. 


4)  Sachsen-Altenburg. 

Steuersystem:  Grundsteuer  (Ges.  v.  21.  Februar  1855).  Daneben  bestand  eine  Ge- 
werbe- und  Personalsteuer  (Ges.  v.  2.  April  1850,  17.  Juli  1851).  Diese  wurde  durch  eine  Klassen- 
und  klassifiziert*  Einkommensteuer  (Ges.  v.  17.  März  1868,  v.  90.  Juni  1872;  ersetzt.  Dazu  iat 
13.  März  1»78  ein  Gesetz  betreffend  die  Besteuerung  des  Gewerbebetriebs  im  Umherziehen  ins- 
besondere der  Wanderlager  gekommen. 

Da«  Gesetz  vom  17.  März  1808  gedenkt  der  Genossenschaften  nicht,  wohl 
aber  der  juristischen  Personen,  Aktiengesellschaften  und  Versicherungsgesellschaften 
auf  Gegenseitigkeit.  So  wird  in  §  4  bestimmt,  daas  juristische  Personen  und 
Aktiengesellschaften  als  Einzelsteuemde  zu  klassifizieren  seien.    §  5  lautet: 

Bei  juristischen  Personen  und  Aktiengesellschaften  ist  der  Reingewinn,  welcher  bei  dem 
der  ersten  Veranlagung  oder  jährlichen  Steuerrevision  vorangegangenen  letztmaligen  Jahres- 
abschlüsse ermittelt  worden  ist,  mit  Einschluss  etwaiger  in  Reservefonds  u.  s.  w.  gewiesenen 
Rücklagen  (cf.  8  5d)  als  steuerpflichtiges  Einkommen  zu  Grunde  zu  legen. 

Auch  Versicherungsgesellschaften,  welche  auf  Gegenseitigkeit  beruhen,  sind  in  Rücksicht 
derartiger  Rucklagen  als  beitragspflichtig  zu  behandeln. 

Wenn  man  die  Versicherungsgesellschaften  auf  Gegenseitigkeit  bezüglich 
ihrer  Rücklagen  beizog,  dann  musste  die  Nichterwähnung  der  Genossenschaften 
als  eine  Lücke  angesehen  werden.  Dieselbe  wurde  auch  bald  beseitigt  durch 
die  Novelle  vom  24.  Juni  1872.    Daselbst  heisst  es: 

I  1.  Den  juristischen  Personeu  und  Aktiengesellschaften  werden  in  Ansehung  der  Steuer- 
pflicht die  eingetragenen  Erwerbs-  und  Wirtschaftsgeuossenschaften  <cf.  B.G.  v.  4.  Juli  1868) 
gleichgestellt. 

|  5.  Genossenschaften,  welche  als  Konsumvereine  etc.  bloss  mit  ihren  Mitgliedern  Ge- 
schäfte machen  und  den  hierdurch  erzielten  Gewinn  lediglich  den  letzteren  zu  teü  werden 
lassen,  sind  nicht  als  steuerpflichtig  anzusehen. 


5)  Schwarzbnrg-Sondershausen. 

Steuersystem:  Grundsteuer  (Ges.  v.  8.  Juli  1868},  Gebäudesteuer  (Ges.  v.  8.  Juli 
18G8),  Klassensteuer  (Ges.  v.  2.  Januar  1853,  v.  22.  Dezember  1871). 

Die  Klassensteuer  traf  früher  nur  physische  Personen,  also  Genossen- 
schafter für  ihren  Dividendenbezug.  Durch  Nachtragsgesetz  vom  22.  Dezember 
1871  wurden  aber  folgende  Zusätze  beigefügt: 

„Als  besondere  steuerpflichtige  Subjekte  sind  zu  betrachten :  eingetragene  Genossen- 
schaften, welche  ihren  Geschäftsbetrieb  statutgetnäas  auf  Nichtmitglieder  ausdehnen  und  im 
Fürstentum  ihren  Sitz  haben,  ferner  Kommandit-  und  Aktiengesellschaften,  die  ihren  Sitz  im 
Fürstentum  haben. 

Als  steuerpflichtiges  Einkommen  der  Genossenschaften,  Kommandit-  und  Aktiengesell- 
schaften ist  diejenige  Summe,  welche  im  Vorjahre  au  die  Genossenschafts-  oder  Gesellschafta- 
mitglieder  als  Zins  und  Dividende  zur  Verteilung  gelangte,  sowie  der  zum  Vereinsvennögpu 
geschlagene  Zinsgewinn  des  Vorjahre»  anzusehen.  Es  erfolgt  also  beispielsweise  die  Besteuerung 
für  das  Jiilir  1S72  nach  den  Oeschäftsrcsultaten  des  Jahres  1871. 

Hat  eine  solche.  Genossenschaft  oder  Gesellschaft  eine  im  Fürstentume  ihren  Sitz 
habende  eingetragene  Zweigniederlassung,  so  erfolgt  die  Einschätzung  der  Genossenschaft  oder 
Gesellschaft  zwar  an  dem  Orte  des  Sitzes  derselben :  die  Verteilung  des  von  der  Genossenschaft 
oder  Gesellschaft  zu  entrichtenden  Steuerjahresbetrages  in  die  Klassensteiierrollen  dieses  Ort« 
und  des  Ortes  des  Sitzes  der  Zweigniederlassung  geschieht  aber  durch  das  Fürstl.  Ministerium, 
Finanzabteiltmg,  nach  entsprechenden  Verhältnissen.*1 
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Novelle  zur  Städte»  und  Landgemeindeordnung  vom  23.  Dezember  1871 : 

Klassensteuerpflichtige  Genossenschaften,  Kommandit-  und  Aktiengesellschaften ,  sowie 
«ingetragene  und  Zweigniederlassungen  sind  zur  Tragung  der  in  Geldbetragen  bestehenden 
Gemeindelasten  nach  Verhältnis  der  von  ihnen  in  der  Gemeinde,  in  welcher  sie  ihren  Sitz 
haben,  zu  entrichtenden  Klassensteuer  mit  verpflichtet. 


6)  Königreich  Sachsen. 

Im  Königreich  Sachsen  bestand  ehedem  das  Steuersystem  aus  einer  Grund-, 
Gewerbe-  und  Personalsteuer 

Die  Kreditgenossenschaften  wurden,  auch  wenn  sie  ihr  Geschäft  auf  Mit-  • 
glieder  beschränkten,  zur  Gewerbe-  und  Personalsteuer  mit  dem  ganzen  Geschäfte- 
umsatz beigezogen  (Gesetz  vom  9.  Dezember  1858  §  1  und  11.  März  1868 
§  0,2) 2).  Die  Konsumvereine  wurden  milder  behandelt.  Voraussetzung  für  die 
Besteuerung  war,  das«  dieselben  eigene  Lager  hielten.  Dehnten  sie  ihren  Ver- 
kehr auf  Nichtluitglieder  aus,  so  wurden  sie  nach  Massgabe  des  Umfangs  dieses 
Verkehrs  zur  Gewerbesteuer  beigezogen ;  machten  sie  aber  nur  mit  ihren  eigenen 
Mitgliedern  Geschäfte,  so  wurde  in  der  Regel  auf  Grund  der  Annahme,  dass 
namentlich  bei  grösseren  Vereinen  Käufe  von  Nichtmitgliedern  doch  nicht  ganz 
abzuhalten  seien ,  ein  Verhältnis  festgesetzt ,  in  welchem  solche  unberechtigte 
Käufe  etwa  stattfanden,  und  nach  diesem  die  Steuer  auferlegt.  Dieses  Verhältnis 
wurde  z.  B.  beim  Konsumverein  in  Meissen  zu  V*  angenommen,  weil  häufig 
Mitglieder  für  Nichtmitglieder,  z.  B.  Arbeitgeber  für  ihre  Arbeiter,  Botenfrauen 
für  Leute  auf  dem  Land  Waren  bezogen'), 

Mit  dem  Erlass  des  sächsischen  Einkommensteuergesetzes  vom  2.  Juli 
1878,  welches  die  Gewerbe-  und  Personalsteuer  absorbierte,  wurden  sowohl  die 
eingetragenen  Kreditgenossenschaften  als  eingetragenen  Konsumvereine,  falls 
letztere  eigene  Lager  hielten  und  sich  nicht  etwa  auf  das  Lieferantengeschäft 
beschränkten  oder  die  Waren  ohne  Lagerung  gleich  an  die  Mitglieder  naturaliter 
verteilten,  mit  ihrem  ganzen  Gewinn  zur  Einkommensteuer  beigezogen.  Dabei 
machte  es  keinen  Unterschied,  ob  der  Geschäftsverkehr  auf  die  Mitglieder  be- 
schränkt blieb  oder  nicht.  Doch  scheint  man  in  der  Praxis  von  dieser  Regel 
vielfach  abgewichen  zu  sein  und  sehr  verschieden  verfahren  zu  haben.  Es  wird 
berichtet ,  dass  man  in  manchen  Steuerbezirken  die  Konsumvereine  ganz  freilicss, 
in  anderen  nur  für  denjenigen  Reingewinn,  der  aus  dem  Geschäftsverkehr  mit 
Nichtmitgliedern  entstand,  zur  Steuer  heranzog,  in  wieder  anderen  in  letzterem 
Fall  den  Gesamtreingewinn  besteuerte  *). 

Das  Gesetz  selbst  geht  auf  eine  Spezialisierung  nicht  ein;  in  der  allge- 
meinen Form,  in  der  es  uns  entgegentritt,  ist  die  als  Regel  oben  aufgestellte 
Auffassung  zu  präsumieren.    Im  §  4  Absatz  2  heisst  es: 

Beitragspflichtig  sind  Aktiengesellschaften,  Kommanditgesellschaften  auf  Aktien,  Berg- 
Gewerkschaften  und  Erwerbs-  und  Wirtschaftsgenossenschaften  hinsichtlich  der  Ueberschusse, 
welche  als  Aktienzinsen  oder  Dividenden ,  gleichviel  unter  welcher  Benennung ,  unter  die  Mit- 
glieder verteilt  oder  zur  Bildung  von  Reservefonds  oder  zur  Schuldentilgung  verwendet  werden. 


')  Vergl.  Hildebrands  Jahrbücher  Jahrg.  1871  Bd.  16.  Jahrg.  1878 

Bd.  21. 

*)  Bl.  f.  G.  1861  S.  17;  1871  S.  158;  1878  Jahrg.  25  S.  89.  Rechen- 
schaftsbericht des  Kieditvereins  zu  Meissen  über  das  10.  Verwaltungsjahr  mit 
einem  Vorwort  über  das  Rechtsverhältnis  sächsischer  Kredit-  und  Vorschussvereine 
vom  Finanzprokurator  Hellbauer  in  Meissen.  Erkenntnis  des  Überappellations- 
gerichts  zu  Dresden  vom  16.  Juni  1863  in  Busch,  Archiv  für  Theorie  und  Praxis 
des  Handelsrechts  Bd.  III.  S.  388. 

■)  SpezialVerordnung  des  k.  sächsischen  Ministeriums  des  Innern  vom 
27.  Juli  1869. 

*)  Bl.  f.  G.  1881  Jahrg.  28  S.  148. 
Finanzarchiv.  III.  Jahrg.  743  19 
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Mancherlei  Beschwerden  führten  zu  einer  Spezialerläuterung  (10.  Jan.  1881). 

a.  Erwerbs-  und  WirtschafUKenosseiiBchaften  im  Sinne  von  |  4  Punkt  8  des  Gesetzes 
kennzeichnen  sich  ausserlich  durch  ihre  Eintragung  im  GenoBsenschaftsregister  und  durch  den 

und  als  solche  ganz  verschieden  von  den  in  |  21  Punkt  3  de«  Gesetzes  K<*"annt. "  -Erwerbs- 
gesellschaften". 

b.  Konsumvereine ,  die  nur  an  Mitglieder  verkaufen  und  VeraicherungsgeseUschaften 
auf  Gegenseitigkeit  sind  nur  wegen  derjenigen  unter  die  Mitglieder  verteilten  oder  zur  Bildung 
von  Reservefonds  oder  zur  Schuldentilgung  verwendeten  Ueberschüsse  einkommensteuerpflichtig, 
welche  aus  dem  in  Grundbesitz  oder  sonst  werbend  angelegten  Vermögen,  nieht  aber  aus  dem 
Gewerbebetrieb  herrühren,  da  das  Ergebnis  des  letzteren  niemals  als  Gewinn  im  eigentlichen 
Sinn  sich  darstellt. 

Es  muss  die  Spezialerläuterung  etwas  wunderlich  erscheinen,  zuerst  legt 
man  strikte  den  eingetragenen  Genossenschaften  den  Charakter  der  juristischen 
Personen  bei,  dann  leugnet  man,  dass  der  als  juristische  Persönlichkeit  auftre- 
tende, auf  Mitglieder  seinen  Geschäftskreis  beschrankende  Konsumverein  ein 
Einkommen  habe,  indem  man  ein  Moment  hereinbringt,  das  für  den  Einkom- 
mensbegriff unseres  Erachtens  unwesentlich  ist. 

Das  Beneficinm,  das  die  Konsumvereine,  nicht  aber  auch  andere  Genossen- 
schaften, wie  Kreditgenossenschaften  erhalten,  befriedigte  übrigens  nicht  ganz; 
von  seiten  einzelner  Konsumvereine  wollte  man  Steuerfreiheit  auch  für  den  Fall 
des  Verkehrs  mit  Nichtmitgliedern  und  zwar ,  indem  man  geltend  machte ,  es 
erwachse  aus  dem  Verkauf  an  Nichtmitglieder  gar  kein  Gewinn,  da  auch  Nicht- 
mitglieder  bei  jedem  Ankauf  Marken  erhielten.  Das  Finanzministerium  lieas 
jedoch  diesen  Einwand  nicht  gelten,  teils  weil  der  aus  der  gesamten  Geschäfts- 
führung des  Vereins  (also  auch  mit  Nichtmitgliedern)  sich  ergebende  Geschäft* 
gewinn  zum  Teil  auch  den  Geschäftsanteilen  der  Mitglieder  zugeschrieben  wird, 
teils  weil  auch  der  durch  den  Verkauf  an  Nichtmitglieder  bewirkten  Umsatz- 
erhöhung eine  den  relativen  Gewinn  der  Mitglieder  steigernde  Bedeutung  insofern 
beizumessen  sei,  als  durch  eine  Erhöhung  des  Umsatzes  erfahrungsgemäss  das 
Verhältnis  des  aus  der  Differenz  zwischen  Einkaufs-  und  Verkaufspreis  sich  er- 
gebenden Bruttogewinns  zu  den  Verwaltungsunkosten  ein  günstiges  werde  l). 

Die  Dividende  in  der  Hand  des  einzelnen  wird  gleichfalls  durch  die  Ein- 
kommensteuer getroffen. 

Die  Gemeindesteuern  richten  sich  nach  den  Staatssteuern ;  doch  pflegen 
Aktiengesellschaften,  Genossenschaften  als  solche  nicht  zu  den  Abgaben  der 
Kirchen-  und  Schulgemeinden  zugezogen  zu  werden. 

7)  Herzogtum  Kobnrg. 

Steuersystem:  Grundsteuer  (Ges.  v.  t5.  Mai  18«0,  1».  Januar  1867,  7.  April  1868, 
4.  Juli  1879)  und  Einkommen-  und  Klassensteuer  (Ges.  v.  16.  Juni  1874). 

Das  letztgenannte  Gesetz  bestimmt: 

Art.  2.  Ferner  unterliegen  der  Einkommensteuer  diejenigen  Vereine,  Kommandite-  und 
Aktiengesellschaften ,  welche  ihren  Sitz  im  Herzogtum  haben  oder  eine  Zweigniederlassung  in 
demselben  unterhalten. 

Art.  4.  Vereine,  deren  Mitglieder  mit  ihrem  ganzen  Vermögen  für  die  Vereinsverbind- 
lichkeiten haften,  können  auf  Ansuchen  durch  das  Staatsministerium  von  der  Einkommensteuer 
befreit  werden. 

Art.  9.  Als  steuerpflichtiges  Einkommen  der  Vereine,  Kommandite-  und  Aktiengesell- 
schaften ist  diejenige  Summe  anzusehen,  welche  im  Vorjahre  als  Zins  und  Dividende  zur  Ver- 
teilung gebracht  worden  ist. 


')  Entscheidung  vom  25.  September  1882,  Mitteilungen  aus  der  Verwal- 
tung der  direkten  Steuern  im  Königreich  Sachsen  I,  60. 
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Bei  Berechnung  der  Einkommensteuer  auswärtiger  Gesellschaften,  welche  eine  Zweig- 
niederlassung im  Herzogtum  unterhalten,  ist  nur  der  dem  Geschäftsbetriebe  der  letzteren  ent- 
sprechende Anteil  ihres  Einkommens  in  Berücksichtigung  zu  ziehen. 

8)  Bremen. 

Steuersystem:  Grundsteuer  (Ges.  v.  11.  Oktober  1«7«),  Einkommensteuer  (Ges.  v. 
17.  Dezember  1874,  13.  April  1880,  l«.  Nov.  1880,  n.  Febr.  1884),  Firmensteuer  (Ges.  v.  «7.  Mai 
1884),  Vermögenssteuer  (Ges.  v.  IS.  Juni  1874). 

I  2  der  Einkommensteuer:  derselben  sind  unterworfen: 

a.  diejenigen,  welche  im  bremischen  Staate  wohnen  oder  ihren  dienstlichen  Wohndt* 
haben;  diese  Bestimmung  erstreckt  sich  auf  hiesige  Stiftungen,  juristischo  Personen,  Gesell- 
schaften (einschliesslich  Erwerbsgesellschaften)  und  liegende  Erbschaften ; 

c.  diejenigen,  welche,  ohne  hier  zu  wohnen,  hier  Grundbesitz  haben  oder  hier  ein  Ge- 
werbe betreiben ,  jedoch  nur  hinsichtlich  des  aus  diesen  Quellen  herrührenden  Einkommens ; 
diese  Bestimmung  erstreckt  sich  auch  auf  auswärtige  Stiftungen,  juristische  Personen  und  Ge 
Seilschaften  (einschliesslich  Erwerbsgesellschaften) ,  welche  hier  Grundbesitz  haben  oder  hier 
durch  eine  Zweigniederlassung  ein  Gewerbe  betreiben. 

|  5.  Das  steuerpflichtige  Einkommen  besteht  aus  der  Gesamtsumme  aller  Einnahmen 
des  Steuerpflichtigen,  welche  in  Geld  bestehen  oder  Geldeswert  haben,  einschliesslich  des  Miets- 
wertes der  eigenen  Wohnung  und  etwaiger  Nutzungen,  Naturallieferungen  u.  s.  w.  nach  Altzug  — 
derjenigen  Einnahmen,  für  welche  ein  dritter  die  Einkommensteuer  hier  zu  entrichten  hat, 
also  namentlich  der  Einnahme  von  Dividenden  hier  steuerpflichtiger  Erwerbsgesellschaften. 

8  7.  Zur  Angabe  des  Einkommens  und  zur  Ablieferung  der  Steuer  sind  verpflichtet:  — 
c.  für  Stiftungen,  Juristische  Personen  und  Gesellschaften,  dio  Vorsteher,  Verwalter  oder  ge- 
schäftsführenden Bevollmächtigten.  Jedoch  sollen  die  hiesigen  Teilhaber  (offenen  oder  stillen 
Gesellschafter  und  Kommanditisten )  einer  offenen  oder  stillen  Handelsgesellschaft  oder  einer 
Kommanditgesellschaft  ein  jeder  für  sich  ihren  Anteil  an  dem  Gesellschaftseinkommen  und  ihr 
sonstiges  besonderes  Einkommen  als  Gesamtsumme  versteuern ;  —  e.  für  auswärtige  Teilhaber 
(offene  oder  stille  Gesellschafter  und  Kommanditisten)  eines  hier  betriebenen  Gewerbes  der 
hiesige  offene  Gesellschafter,  in  dessen  Ennangelung  der  hiesige  Geschäftsführer  und  für 
auswärtige  Mitglieder  einer  hiesigen  Reederei  der  Korrespondentreeder. 

Die  GenoHsensehaften  gehören  zu  den  im  §  2  genannten  Gesellschaften '). 
Nach  obigem  Wortlaut  sollte  man  meinen,  die  Genossenschaften  unterliegen  als 
solche  schlechtweg  der  Steuer;  wie  mir  aber  Herr  Steuerdirektor  Dierking  mit- 
teilt, gilt  dies  nur  von  den  Genossenschaften,  welche  ihre  Betriebsthätigkeit  nicht 
auf  den  Kreis  ihrer  Mitglieder  beschränken.  Die  grösseren  Genossenschaften 
dieser  Art  haben  sich  jedoch  fast  alle  in  Aktiengesellschaften  verwandelt. 

Analog  ist  die  Vermögenssteuer  geregelt.  Dieselbe  wird  jedoch  nur  beim 
Auftreten  ungewöhnlicher  Bedürfnisse  erhoben.  Vergl.  Jahrbuch  för  bremische 
Statistik,  Jahrg.  1882,  II,  S.  487  rT. 

Bezüglich  der  Firmensteuer  vergl.  Finanzarchiv  HI,  S.  251. 

!>)  Hamburg. 

Steuersystem:  Grundsteuer  (Ges.  v.  4.  Juli  issi ,  v.  3.  November  1884),  Einkommen- 
steuer (Ges.  v.  7.  März  1881). 

Der  §  1  des  Einkommensteuergesetzes  enthält  folgende  Restiinmuug: 
Die  Einkommensteuer  für  das  gesamte  hamburgische  Staatsgebiet  ist  zu  entrichten: 

10)  von  hiesigen  Aktiengesellschaften,  Kommanditgesellschaften  auf  Aktien  und  ein- 
getragenen Genossenschaften ; 

11)  von  auswärtigen  (nicht  hamburgischen)  Aktiengesellschaften,  Kommanditgesell- 
schaften auf  Aktien  und  eingetragenen  Genossenschaften ,  weiche  hierselbst  Grundbesitz  haben 
oder  hierselbst  durch  eine  Zweigniederlassung  oder  Bevollmächtigte  Geschäfte  betreiben  (J  38 
des  Einführungsges.  zum  allg.  d.  Handelsgesetzbuch)  für  das  aus  dem  hiesigen  Grundbesitz  oder 
Gewerbebetrieb  herrührende  Einkommen. 

l)  Vergl.  §  1  des  Genossenschaftsgesetzes  vom  4.  Juli  18(58  und  Sicherer, 
Kommentar  S.  139. 
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Dazu  verfügt  der  Anhang: 

Für  die  im  1 1  unter  lo<u.  11)  bezeichneten  Erwerbsgesellschaften  gilt  ab  steuerpflich- 
tiges Reineinkommen  der  nach  den  vorstehenden  speziellen  Bestimmungen  zu  lierechnende 
LVlierschuss  der  Kinnahmen  über  die  Ausgaben.  Zu  den  letzteren  dürfen  nicht  gerechnet 
werden  die  an  Aktionäre  und  Anteilseigner,  wie  auch  unter  der  Bezeichnung  von  Zinsen 
geleisteten  Zahlungen ,  die  Einlagen  in  den  Kapitalreservefonds  und  die  zur  Amortisation  der 
Schulden  oder  des  Grundkapitals,  sowie  die  zu  Verbesserungen  und  Geschäft» rweiterungen 
verwendeten  Beträge. 

Auf  eine  Anfrage,  wie  diese  Bestimmungen  in  der  Praxi»  gehandhabt 
und  ob  sie  namentlich  auch  auf  diejenigen  Genossenschaften  angewendet  werden, 
welche  ihre  Geschaftsthätigkeit  auf  den  Kreis  ihrer  Mitglieder  beschränken, 
wurde  mitgeteilt,  „das»,  dem  Wortlaut  des  hamburgischen  Gesetzes  nach,  der 
Besteuerung  dieser  Genossenschaften  wohl  nichts  entgegenstehen  dürfte.  Es 
geschieht  aber  dennoch  nicht,  und  kann  nicht  geschehen,  weil  dieselben,  ebenso 
wie  die  Versicherungsgesellschaften  auf  Gegenseitigkeit  ein  Einkommen  nicht 
erzielen  und  hiersei bst  gesetzlich  weder  juristische  noch  physische  Personen  zur 
Steuer  herangezogen  werden  dürfen,  die  nicht  mindestens  600  Mark  jährlich 
erwerben.  Sobald  aber  die  gedachten  Gesellschaften  eine  Dividende  ver- 
teilen, so  wird  diese,  oder  wenn  sie  einen  Reservefonds  bilden,  der  Zuwachs  des- 
selben zur  Steuer  herangezogen." 

10)  Lübeck. 

Steuersystem:  Einkommensteuer  (Ges.  v.  18.  Oktober  1869,  v.  il.  Mai  1«7»,  v. 
sra.  September  1874),  Eisenbahnsteuer  (Ges.  v.  4.  November  1*85). 

Das  Gesetz  betr.  die  Einkommensteuer  vom  31.  Mai  1872  beschränkt  sich 
zwar  nicht  auf  die  physischen  Personen,  aber  es  zieht  ausser  diesen  nur  die 
Privatwohlthätigkeitsanstalten ,  milden  Stiftungen  und  Testamente,  sowie  unge- 
teilte Erbschaftsmassen  zur  Steuer  heran. 

In  der  neuerlich  angeregten  Revision  fügt  der  Kommissionsentwurf  vom 
5.  Juli  1885  noch  hinzu: 

I  1,  Z.  11:  „alle  hiesigen  Aktiengesellschaften,  Kommanditgesellschaften  auf  Aktien 
und  eingetragene  Genossenschaften." 

Weiter  ist  bestimmt: 

Für  die  im  f  1  unter  11  bezeichneten  Erwerbsgesellscbaften  gilt  als  steuerpflichtiges 
Reineinkommen  der  nach  den  vorstehenden  speziellen  Bestimmungen  zu  berechnende  Deber- 
schuss  der  Einnahmen  über  die  Ausgaben.  Derselbe  ist  nachzuweisen  durch  Einreichung  der 
den  Generalversammlungen  vorzulegenden  Abrechnungen  und  Bilanzen.  Zu  den  Ausgaben 
dürfen  nicht  gerechnet  werden  die  an  Aktionäre  und  Anteilseigner,  wenn  auch  unter  der  Be- 
zeichnung von  Zinsen  geleisteten  Zahlungen,  die  Einlagen  in  den  Kapitalreservefonds  und  die 
zur  Amortisation  der  Schulden  oder  den  Grundkapitals,  sowie  die  zu  Besserungen  und  Geschäfte- 
erweiterungen verwendeten  Beträge. 

Man  hat,  wie  hervorgehoben  wird,  das  hamburgische  Gesetz  zum  Muster 
genommen. 

Die  Begründung  ist  äusserst  dürftig  und  berührt  die  Genossenschaften 
gar  nicht,  nur  die  Besteuerung  der  Aktiengesellschaften  wird  besonders  motiviert 
mit  dem  Hinweis,  dass  diese  eigene  Rechtssubjekte  seien.  Die  frühere  Besteue- 
rung sei  unterlassen  worden,  weil  damals  der  Staat  an  der  grössten,  nunmehr 
in  Privateigentum  übergegangenen  Lübecker  Aktiengesellschaft  (Lübeck-Btichener 
Eisenbahngesellschaft)  »ehr  stark  beteiligt  gewesen  sei ,  wahrend  jetzt  die  Be- 
steuerung der  Aktiengesellschaften  die  ganze  vorgeschlagene  Steuerermässigung 
mit  33,000  Mark  decke. 

11)  Reus*  j.  L. 

Das  Steuersystem  ties  Fürstentums  wurde  nach  1848  einer  gründlichen 
Reform  unterzogen.    Die  Beseitigung  der  Grundsteuerfreiheiten  und  Ungleich- 
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beiten  erfolgte  durch  das  Grundsteuergesetz  vom  20.  März  1850;  das  Gesetz, 
die  Gewerbe-  und  Personalsteuer  betr.  vom  1.  Juli  1852  suchte  „alle  vorhandenen 
Steuerkräfte  zu  verhältnismässiger  Mitleidenheit"  heranzuziehen.  Verschiedene 
Erwerbsklassen  wie  Landwirte  und  Gewerbetreibende  wurden  sowohl  mit  der 
Gewerbe-  als  Personalsteuer  belegt.  Dieses  Gesetz  wurde  durch  Gesetz  vom 
22.  Juni  1868  die  Einführung  einer  Klassen-  und  klassifizierten  Einkommensteuer 
betr.  aufgehoben. 

In  dem  neuen  Gesetz  waren  im  §  4,  Z.  4  als  steuerpflichtig  auch  erklärt: 

.solche  Vereine,  welche  irgend  ein  Einkommen  aus  Kapitalvermögen  oder  Grundbesitz 
haben  oder  sonst  ein  gewinnbringendes  Geschäft  betreiben,  Kommandit-  und  Aktiengesell- 
schaften, Eisenbahnen", 

und  über  die  Art  ihrer  Besteuerung  im  §  14  folgendes  verfügt: 

„Bei  Vereinen,  Kommandit-  und  Aktiengesellschaften  wird  diejenige  Summe,  welche  im 
Vorjahre  an  die  Vereins-  und  Gesellscbaftsmitglieder  als  Zins  und  Dividende  zur  Verteilung  ge- 
langte, bezüglich  der  zum  Vereinsvermögen  geschlagene  Zinsgewinn  des  Vorjahrs  als  Reinertrag 
angesehen  und  letzterer,  wenn  die  Gesellschaft  ihren  Sitz  im  Fürstentume  hat,  in  einem  Be- 
trage, bei  welchem  die  Besteuerung  der  im  Auslände  liegenden  Kommanditen  berücksichtigt 
werden  muss,  wenn  sie  aber  im  Fürstentume  nur  Zweigniederlassungen  oder  Agenturen  unter- 
hält, in  einem  entsprechenden  Anteile  bei  Feststellung  der  Einkommensteuer  in  Berücksichtigung 
gezogen." 

Danach  unterlag  allgemein  der  Zins  aus  dem  nicht  im  Geschäft  verwen- 
deten Reservefonds  der  Besteuerung,  die  Genossenschaft  als  solche  im  übrigen 
nur,  insoweit  es  sich  um  den  Betrieb  gewinnbringender  Geschäfte  handelt. 

Das  neue  Gesetz  vom  13.  April  1874  die  Erhebung  der  Klassen-  und 
klassifizierten  Einkommensteuer  betr.  schliesst  sich  an  das  von  1868  an. 

In  §  2  hei8st  es: 

„Der  Besteuerung  nach  dem  gegenwärtigen  Gesetze  sind  unterworfen :  3)  juristische 
Personen ,  Vereine  und  Genossenschaften  wegen  ihres  Einkommens  aus  Kapitalvermögen ,  aus 
dem  Betriebe  gewinnbringender  Geschäfte  und  aus  hierländischem  Grundbesitze" ; 

Der  §  13  ist  mit  dem  frühern  §  14  identisch,  nur  das»  statt  „Reinertrag" 
.Reingewinn"  gesetzt  ist. 

Aus  einer  Entschließung  des  fürstlichen  Ministeriums  in  betreff  der  Be- 
schwerde des  Geraer  Konsumvereins  gegen  die  Heranziehung  zur  Landes-  und 
Kommunalsteuer  geht  hervor,  das»  die  neuere  Praxis  das  Gesetz  so  auslegt  '), 
dass  alle  Genossenschaften  der  Steuer  unterliegen,  also  gewinnbringende  Geschäfte 
auch  bei  denjenigen  vorliegen,  die  ihre  Thätigkeit  nicht  über  den  Kreis  ihrer 
Mitglieder  ausdehnen.    Die  Begründung  lautet: 

„Die  in  «1er  Eingabe  hervorgehobenen  Momente  sind  nicht  dazu  angethan ,  eine  Aus- 
nahme von  den  lüerlandsgeltenden  Gesetzen,  dass  Vereine  und  Genossenschaften  ebenso  wie  die 
physischen  Personen  der  allgemeinen  Steuerpflicht  unterliegen,  als  gerechtfertigt  erscheinen  zu 
lassen ;  denn  wenn  auch  die  geschäftliche  Thätigkeit  des  Konsumvereins  lediglich  auf  den  Ver- 
kehr mit  seinen  Mitgliedern  sich  beschränken  sollte,  so  muss  doch  hinsichtlich  der  Steuer- 
pflichtigkeit der  Gesamtgewinn ,  welchen  der  Verein  als  solcher  erzielt ,  von  den  in  das  Ver- 
mögen der  einzelnen  Mitglieder  übergehenden  Gewinnanteilen  unterschieden  werden.  Der  zur 
Verteilung  gelangende  Gesamtbetrag  des  Reingewinnes  oder  Ucberschusses  und  der  davon  ab- 
hängige Prozentsatz  der  Dividende  oder  Rückvergütung  wird  durch  die  Höhe  des  gesamten 
Einsatzes  bedingt,  während  es  dabei  gleichgültig  ist,  in  welchem  Tmfange  das  einzelne  Vereins- 
tnitglied  an  diesem  Umsätze  sich  beteiligt  hat ;  daher  kann  es  vorkommen ,  dass  ein  Mitglied 
in  zwei  verschiedenen  Jahren  die  nämlichen  Warenquantitäteu  zu  gleichen  Preisen  von  dem 


')  Für  die  frühere  Zeit  ist  es  zweifelhaft,  insofern  eine  ministerielle  Ent- 
scheidung vom  10.  Oktober  1869  auf  die  Frage,  ob  Konsumvereine  zum  Brannt- 
weinverkauf an  ihre  Mitglieder  der  Konzession  bedürfen,  dies  verneinte,  weil 
„der  Begriff  von  Handel  und  Gewerbe  bei  Beschränkung  des  Verkehrs  auf  sta- 
tutarisch bestimmte  Personen  ausgeschlossen  sei". 
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Vereine  entnimmt,  l»ei  Verteilung  des  Reingewinns  aber  für  jedes  der  beiden  Jahre  einen  wesent- 
lich verschiedenen  Botrag  empfangt.- 

Die  Deduktion  des  Ministeriums  ist  nur  richtig  unter  der  Voraussetzung, 
das*  ein  Mitglied  Waren  mit  geringem  Preisaufschlag  bezieht  und  an  dem  ge- 
steigerten Absatz  der  Waren  mit  höherem  Aufschlag  an  anderen  Mitgliedern 
profitiert. 

Die  Dividende  des  einzelnen  Genossenschafters  ist  einkommensteuerpflichtig 
nach  §  12  und  §  13,  Abs.  1. 

12)  Reusa  8.  L. 

Analog  wie  in  Reuss  j.  L.  wurde  auch  im  Fürstentum  Reusa  iL  L.  in  den 
50er  Jahren  das  Steuerwesen  geordnet»  An  Stelle  des  höchst  ungleichen  und 
vor  länger  als  zwei  Jahrhunderten  eingerichteten  Steuerbusses  trat  das  Grund - 
steuergesetz  vom  9.  Mai  1857,  nachdem  schon  vorher  durch  Gesetz  vom  17.  De- 
zember 1855  eine  Gewerbe-  uud  Einkommensteuer  eingeführt  worden  war.  An 
Stelle  der  letzteren  trat  durch  Gesetz  vom  8.  August  1870  die  Einkommensteuer. 

Die  Besteuerung  der  Genossenschaften  ist  ähnlich  wie  die  im  Fürstentum 
Reusa  j.  L. 

S  2,  Z.  5.  Der  Einkommensteuer  unterliegen  aueh  5)  Juristische  Personen ,  ingleichen 
alle  Vereine,  Konunandit-  und  Aktiengesellschaften,  welche  ihren  Sitz  im  Fürstentume  haben 
oder  eine  Zweigniederlassung  in  demselben  unterhalten. 

|  6.  Bei  Vereinen,  Kommandit-  und  Aktiengesellschaften  wird  die  Summe,  welche  nach 
den  Rechnungsabschlüssen  des  Vorjahrs  als  Reinertrag  sich  ergeben  hat,  fur  den  Steueransatz 
zu  Grunde  gelegt. 

18)  Sachsen-Melningen. 

Steuersystem:  Grundsteuer  {Ges.  v.  13.  Februar  1869,  v.  29.  Februar  1872),  Ge- 
bäudesteuer (Ges.  v.  17.  Juli  18«7,  v.  21.  November  1871),  Eisenbahnabgabe  (Ges.  v.  .10.  Aprfl 
1873),  Bergwerksabgabe  (Oes.  v.  1*.  April  1868),  Steuer  vom  Gewerbebetrieb  im  Umherziehen 
(Ges.  v.  85.  Juni  1885)  >)•  Die  Klassen  und  Einkommensteuer  (Ges.  v.  18.  Juli  1867)  trat  an  die 
Stelle  der  durch  Gesetz  vom  27.  Dezember  1847  geregelten  Gewerbe-  und  Einkommensteuer. 

Von  dem  Gesetz  vom  18.  Juli  1867  kommen  in  Betracht: 

Art.  3.   Der  Einkommensteuer  unterliegen  auch  diejenigen  Vereine,  Kommandit 
und  Aktiengesellschaften,  welche  ihren  Sitz  im  Herzogtum  haben  oder  eine  Zweigniederlassung 
in  demselben  unterhalten. 

Art.  10.  Bei  Vereinen,  Kommandit-  nnd  Aktiengesellschaften  wird  diejenige  Summe, 
welche  im  Vorjahre  an  die  Vereins-  oder  Gesellscliaftsmitglieder  als  Zins  und  Dividende  zur 
Verteüung  gelangte,  bezüglich  der  7.11m  Vereinsvermögen  geschlagene  Zinsgewinn  des  Vor 
jahrs  als  Reinertrag  angesehen  und  letzterer,  wenn  die  Gesellschnft  ihren  Sitz  im  Herzogtum 
hat,  in  einein  Betrag,  bei  welchem  die  Besteuerung  der  im  Ausland  liegenden  Kommanditen 
berücksichtigt  werden  niuss,  wenn  sie  aber  nur  eine  Zweigniederlassung  im  Herzogtum 
unterhält,  in  einein  entsprechenden  Anteile  bei  Feststellung  der  Einkommensteuer  in  Berück- 
sichtigung gezogen. 

Eine  instruktionelle  Bestimmung,  dass  gewisse  Arten  der  Erwerbs-  und 
Wirtschaftsgenossenschafteu  auszunehmen  seien,  besteht  im  Herzogtum  nicht 
Es  werden  auch  thatsächlich  alle  Konsum-  und  Vorschuss  vereine  zur  Steuer  bei- 
gezogen; die  Mehrzahl  der  letzteren,  sowie  alle  Konsumvereine  bis  auf  einen 
machen  mit  Nichtmitgliedern  Geschäfte.  Dieser  eine  Konsumverein  erhob  in» 
vorigen  Jahr  gegen  seiue  Veranlagung  Rekurs,  wurde  aber  von  der  Rekurskom- 
mission insbesondere  auch  aus  dem  Grunde  zurückgewiesen,  weil  eine  Gurantie 


•)  Finnnzarchiv  III,  S.  240  ff. 
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dafür,  daas  der  Verkauf  der  Waren  lediglich  an  Mitglieder  und  nur  im  Um- 
fang derselben  stattfinde,  nicht  als  vorhanden  angenommen  werden  könne  '). 

14)  Herzogtum  Anhalt. 

Das  anhaltische  Steuersystem  wurde  durch  das  Gesetz,  die  Einführung 
einer  neuen  Ergänzungssteuer  betreffend  vom  24.  April  1866  mit  Nachträgen 
vom  1.  März  1868,  15.  Juli  1871,  28.  Oktober  1874,  9.  April  1878  begründet. 
Die  Grund-  und  Gewerbesteuer,  die  Mahl-  und  Schlachtsteuer,  die  Kriegssteuer 
wurden  aufgehoben  und  durch  die  ErgänzungSBteuer  ersetzt.  Letztere  stellte 
ein  System  von  Ertragssteuern  dar. 

Nach  dem  §  7  Abs.  1  dieses  Ergänzungsgesetzes  unterlag  der  Betrieb 
eines  Gewerbes  sowohl  der  physischen  als  der  juristischen  Personen  der  Gewerbe- 
steuer. Es  ist  uns  nicht  bekannt,  ob  man  den  Genossenschaften  den  Charakter  einer 
juristischen  Person  beilegte  und  dieselben  infolge  dessen  zur  Gewerbesteuer  zog. 

Das  anhaltische  Steuersystem  erfuhr  ganz  neuerdings  (1886)  eine  Reform, 
auf  die  wir  bei  anderer  Gelegenheit  ausführlicher  zurückkommen  werden. 

Durch  dieselbe  wurde  eine  fixierte  Grundsteuer  und  eine  allgemeine  Ein- 
kommensteuer geschaffen. 

In  |  4,  Z.  2  der  letzteren  heisst  es : 

Steuerpflichtig  sind  —  2)  Aktiengesellschaften,  Kommanditgesellschaften  auf  Aktien, 
Gewerkschaften,  eingetragene  Genossenschaften,  welche  in  Anhalt  ihren  Sitz  haben,  hinsicht- 
lich der  Ueberschüsse ,  welche  als  Aktienzinsen  oder  Dividenden  —  gleichviel  unter  welcher 
Benennung  —  unter  die  Mitglieder  verteilt  oder  zur  Bildung  oder  Verstärkung  von  Reserve- 
fonds, zur  Schuldentilgung  oder  zu  einer  Kapitalanlage  behufs  Erweiterung  des  Oesehafts  ver- 
wendet werden. 

|  21,  Z.  5.  Das  Hinkommen  der  in  g  4,  Punkt  2,  bezeichneten  Steuerpflichtigen  ist  in 
seinem  Gesamtbetrage  zu  dem  Einkommen  aus  Handel  und  Gewerl>e  zu  rechnen. 

Z.  1.  Bei  dem  Handels-  und  Gewerbebetriebe  ist  der  Reingewinn  nach  den  Grundsätzen 
zu  tierechnen,  welche  für  die  Inventur  und  Bilanz  durch  das  Handelsgesetzbuch,  beziehentlich 
durch  das  Reichsgesetz  v.  18.  Juli  1884,  Nr.  1559,  vorgeschrieben  sind  und  dem  Gebrauche  einen 
ordentlichen  Kaufmanns  entsprechen ,  insbesondere  güt  dies  von  dem  Zuwachs  und  der  Ab- 
nützung des  Anlagekapitals,  sowie  von  Forderungen,  Schulden  und  deren  Zinsen;  im  übrigen 
kommen  die  in  |  1«  aufgestellten  allgemeinen  Grundsätze  auch  hier  in  Anwendung. 

Z.  3.  Der  von  einer  Erwerbsgesellschaft  erzielte  Reingewinn  ist  den  einzelnen  Teil- 
habern nach  Massgabe  ihres  Anteils  anzurechnen. 

Die  Steuerpflicht  wird  auch  auf  jene  Genossenschaften  ausgedehnt,  deren 
Geschäftsbetrieb  nicht  über  den  Kreis  ihrer  Gesellschaften  hinausgeht,  „weil,  wie 
die  Motive  sagen,  auch  das  Einkommen  des  gedachten  beschränkten  Geschäfts» 
betriebes  immerhin  als  Gewerbeverdienst  aufgefasst  werden  muss,  während  die 
Anteile  der  Genossenschafter  diesen  Charakter  nicht  haben". 

Dieser  Ausdehnung  der  Steuerpflicht  entspricht  eine  Erleichterung,  welche 
der  §  6  Z.  5  enthält. 

Befreit  von  der  Einkommensteuer  sind  alle  natürlichen  und  juristischen  Personen, 
deren  —  sonst  steuerpflichtiges  —  Jahreseinkommen  den  Betrag  vou  600  Mark  nicht  übersteigt. 

Die  eingetragenen  Genossenschaften  nehmen  an  dieser  Vergünstigung  teil, 
indem  nach  den  Motiven  der  Begriff  der  juristischen  Person  nicht  in  dem  strengen, 
juristisch-technischen  Sinn  aufgefasst  wird,  sondern  alle  Fälle  umfasst,  in  denen 
das  Subjekt  einer  anerkannten  Vermögensfähigkeit ,  gleichviel  ob  diese  Aner- 
kennung auf  einem  Rechtssatze,  einem  Gesetze  oder  auf  besonderer  Verleihung 
beruht,  nicht  eine  natürliche  Person  ist. 


')  Briefliche  Mitteilungen  Seiner  Exzellenz  des  Herrn  Staatsministers  Freih. 
v.  Giseke. 
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Da«  Bild,  das  die  Praxis  hinsichtlich  der  Besteuerung  der  Genossenschaft 
darbietet,  ist,  wie  aus  vorstehendem  zu  entnehmen,  wenig  erfreulich.  Es  ist 
uns  allenthalben  ein  grosses  Schwanken,  eine  grosse  Unsicherheit  und  eine 
wenig  wünschenswerte  Mannigfaltigkeit  entgegen  getreten.  Es  fehlen  feste  und 
klare  Principien.  Wir  wollen  versuchen,  zu  solchen  zu  gelangen.  Wir  legen  dabei 
immer  nur  den  Fall  zu  Grunde,  dass  die  Genossenschaft  ihren  Verkehr  auf  ihre 
Mitglieder  beschränkt,  da  dieser  die  eigentlichen  Schwierigkeiten  erzeugt. 

1)  Einkomnien8teuer8ystem. 

Bekanntlich  charakterisiert  sich  dieses  System  dadurch,  dass  man  für 
jeden  Steuerpflichtigen  das  Einkommen  in  einer  Grösse  festzustellen  sucht  und 
nach  Massgabe  derselben  die  Leistungsfähigkeit ,  bezw.  Steuerpflicht  feststellt. 
Was  man  sich  aber  unter  Einkommen  zu  denken  hat,  darüber  ist  in  der 
Wissenschaft  kein  Zweifel  mehr.  Allgemein  wird  es  als  die  Summe  der  Güter 
bezeichnet,  welche  in  regelmässiger  Wiederkehr  einem  Haushalt  verfügbar  wird. 
Die  Steuergesetze  haben  sich  dieser  Auffassung  auch  angeschlossen,  nur  dass 
sie  für  ihre  praktischen  Zwecke  etwas  mehr  specialisieren  oder  die  aus  dem 
Einkommensbegriff  «ich  ergebenden  Folgerungen  im  Detail  ziehen.  So  heilst 
es  z.  B.  im  sächsischen  Gesetz  zom  2.  Juli  1878:  .Als  Einkommen  gilt  die 
Summe  aller  in  Geld  oder  Geldwert  bestehenden  Einnahmen  der  einzelnen 
Beitragspflichtigen  mit  Einschluss  des  Mietwerts  der  Wohnung  im  eigenen 
Hause  oder  sonstiger  freier  Wohnung,  sowie  des  Wertes  der  zum  Haushalte 
verbrauchten  Erzeugnisse  der  eigenen  Wirtschaft  und  des  eigenen  Gewerbe- 
betriebs abzüglich  der  auf  Erlangung,  Sicherung  und  Erhaltung  dieser  Einnahmen 
verwandten  Ausgaben,  sowie  etwaiger  Schuldzinsen,  auch  sofern  diese  nicht  zu 
den  so  bezeichneten  Ausgaben  gehören."  Wie  leicht  ersichtlich,  werden  alle 
Ausgaben  ausgeschieden,  die  wieder  Einnahmen  oder  Einkommen  eines  andern 
sind,  der  dann  seinerseits  dafür  zur  Steuer  beigezogen  wird.  Es  wird  das  National- 
produkt auf  die  bei  der  Produktion  des  Einkommens  Beteiligten  verteilt. 

Die  Frage  ist  nun,  ob  bei  der  Genossenschaft  ein  Einkommen  vorliegt, 
den  Mitgliedern  derselben  ein  solches  zufliesst.  Wir  glauben  die  Frage  be- 
jahen und  damit  auch  die  Steuerpflicht  als  ausser  Zweifel  stehend  annehmen 
zu  müssen.  Eine  kurze  Analyse  der  wichtigeren  Genossenschaftsarten  wird  dies 
darthun.  Am  einfachsten  und  auch  unbestrittensten  liegt  die  Sache  bei  den 
Produktivgenossenschaften.  Es  ist  ein  regelrechtes  verkehrsmässiges  Unter- 
nehmen gegeben,  das  seine  von  den  Genossenschaftern  hergestellten  Produkte 
an  Nichtgenossensch after  verkauft  und  dabei  einen  Gewinn,  ein  Einkommen 
erzielt.  Ob  die  Produktivgenossenschaft  landwirtschaftlicher  oder  gewerblicher 
Art  ist,  macht  für  die  Einkommensteuer  keinen  Unterschied.  Es  wird  dies 
Moment  nur  von  Bedeutung  beim  Ertragssteuersystem,  wo  unter  Umstanden  die 
Verarbeitung  landwirtschaftlicher  Produkte  nicht  besonders  erfasst,  sondern 
als  in  dem  der  Grundsteuer  unterliegenden  Ertrag  inbegriffen  gedacht  wird. 

Nicht  minder  sicher  als  bei  den  Produktivgenossenschaften  ist  die  Ent- 
scheidung bei  den  Kreditgenossenschaften.  Bekanntlich  ist  für  den  Einkommens- 
begriff der  Abzug  der  Schuldzinsen  wesentlich.  Dieselben  sind  vom  Gläubiger, 
der  sie  bezieht,  zu  versteuern.  Infolgedessen  ist  jedes  Kreditgeschäft  von 
direktem  Einfluss  auf  das  Einkommen.   Wenn  jemand  eine  besonders  günstige 
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Kreditgelegenheit  findet,  so  wird  sein  für  die  Besteuerung  in  Betracht  zu  ziehendes 
Einkommen  um  so  grösser,  je  billiger  er  das  Kapital  bekommt.  Nicht  anders, 
wenn  mehrere  in  Form  der  Genossenschaft  sich  Kredit  verschaffen.  Der  Kredit- 
verein kauft  Kapitalien ,  um  sie  wieder  zu  verkehrsmässigen  Preisen  an  seine 
Mitglieder  zu  verkaufen.  Der  hierbei  entstehende  üeberschuss,  das  beim  Ver- 
leihen zu  viel  Erhobene,  fliesst  den  Genossenschaftern  als  Dividende  oder  durch 
das  Medium  des  Reservefonds  spater  einmal  wieder  zu.  Es  ist  gerade  so,  als 
wenn  die  Mitglieder  um  den  Betrag  des  Gewinns  die  geliehenen  Kapitalien 
billiger  erhalten  hätten1).  In  eben  dem  Mass  erhöht  sich  aber  selbstverständlich 
der  zu  versteuernde  Einkommensbezug.  Es  wird  der  Gewinn,  den  der  Bankier 
und  der  Privatverleiher  ohne  die  Genossenschaft  erzielen  würde,  in  die  eigene 
Tasche  geleitet.  An  dem  Auftreten  des  Einkommens  ist  also  nicht  zu  zweifeln. 
Dabei  sehen  wir  von  der  indirekten  Förderung  und  Einkommenssteigerung,  die 
durch  die  vorher  versagte  billige  Kreditmöglichkeit  entsteht,  ganz  ab. 

Weniger  einfach  liegt  die  Sache  bei  den  Konsumvereinen.  Ihre  Ein- 
richtung ist  folgende:  Die  Mitglieder  des  Vereins  schaffen  auf  gemeinsames 
Risiko  Waren  an,  um  sie  an  Mitglieder  wieder  zu  verkaufen;  der  Verkauf 
erfolgt  in  der  Regel  gegen  Barzahlung  mit  einem  Aufschlag  auf  den  Einkaufs- 
preis, wie  ihn  die  Verkaufspreise  der  konkurrierenden  Kaufleute  gestatten;  der 
nach  Deckung  der  Unkosten  und  Zinsen  für  das  fremde  Kapital  verbleibende 
Reingewinn  wird  teils  an  die  Mitglieder  als  Dividende  verteilt  bezw.  behufs 
Bildung  von  Geschäftsanteilen  gutgeschrieben.  Die  Dividendenverteilung  geschieht 
meist  nach  Massgabc  des  Werts,  den  die  Käufe  des  einzelnen  repräsentieren, 
was  durch  Marken  kontrolliert  wird.  Statt  dieses  Verfahrens  ist  auch  ein  anderes 
möglich,  das8  man  nämlich  den  Aufschlag  auf  den  Einkaufspreis  nur  so  hoch 
stellt,  dass  die  Kosten  gedeckt  werden.  Auch  diese  Ersparnis,  die  im  einen, 
wie  im  andern  Falle  resultiert,  ist  nach  unserer  Auffassung  Einkommen.  Doch 
wie!  Wo  in  aller  Welt  nennt  ein  Konsument  das,  was  er  bei  einem  Einkauf 
abhandelt  oder  erspart,  Einkommen?  Es  kaufte  bisher  jemand  seine  Cigarren 
stöckweise  vom  Detailhändler,  nun  aber  bezieht  er  sie  tausendweise  viel  billiger 
direkt  von  der  Fabrik ;  ist  dieser  Gewinn  etwa  Einkommen  ?  Gewiss  nicht.  Der 
Betreffende  hat  von  dem  vorhandenen  Einkommen  nur  weniger  ausgegeben. 
Oder  zehn  Hausfrauen  verbinden  sich  und  kaufen  eine  grosse  Partie  Kaffee  in 
Hamburg  und  verteilen  sie  unter  sich  in  der  vorher  bestimmten  Weise:  man 
nennt  oft  schon  solche  lose  Organisationen  Konsumvereine;  besonders  häufig 
sind  sie  in  Bezug  auf  Holz  und  Kohlen.  Man  wird  sich  scheuen,  in  diesem 
Fall  den  Gewinn  oder  die  Ersparnis  Einkommen  zu  nennen.  Und  gleichwohl 
soll  ein  eigentlicher  Konsumverein,  der  das  im  Preiszuschlag  zuviel  Erhobene 
wieder  in  Form  der  Dividende  zurückgibt  oder  im  Reservefonds  ansammelt 
oder  gleich  die  Waren  zum  Kostenpreis  verkauft,  ein  Einkommen  erzielen? 
Ist  gegenüber  den  vorher  erwähnten  Fällen  ein  wirklicher  Unterschied  gegeben? 

Allerdings.  In  den  zuerst  angeführten  Beispielen  handelt  es  sich  ledig- 
lich um  Verausgabung  des  Einkommens;  es  wird  nur  gekauft,  aber  nicht  wieder 
verkauft,  es  wird  eventuell  nur  verteilt  nach  bereits  vor  dem  Kauf  feststehendem 


')  Das  modifiziert  sich  etwas  durch  die  Art  der  Gewinnverteilung:  siehe 
unten  S.  299. 
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Verhältnis;  es  liegt  mehr  ein  Gelegenheitsakt«  denn  eine  dauernde  Einrichtung 
vor.  Bei  dem  eigentlichen  Konsumvereine  haben  wir  dagegen  eine  förmliche 
dauernde  Beteiligung  am  Handelsprozess;  die  Geschäftsform  ist  eine  zweiseitige, 
zu  dem  Kauf  tritt  der  Verkauf,  der,  wenn  er  auch  auf  die  Mitglieder  sich 
beschränkt,  doch  nicht  mit  einer  vorher  feststehenden  Verteilung  gleichgestellt 
werden  kann;  dem  einzelnen  Mitglied  bleibt  es  Überlassen,  ob  und  wie  viel  es 
beim  Konsumverein  kaufen  will.  Das  Entscheidende  ist,  dass  die  Ausgabeakte 
selbst  zn  einem  Gegenstand  produktiver,  dauernder  mit  Risiko  verknüpfter 
Unternehmung  gemacht  werden.  Der  kommerzielle  Gewinn  des  Detaillisten 
wird  durch  eine  eigene  geschäftliche,  meistens  noch  mit  rechtlicher  Selbstän- 
digkeit ausgerüstete  Organisation  in  die  Taschen  der  Genossenschafter  geleitet. 
Die  Erübrigung,  die  erzielt  wird,  ist  zwar  ebenso  wie  in  den  oben  angegebenen 
Fällen  Ausgabeersparnis,  die  an  sich  kein  neues  Einkommen  darstellen  würde, 
aber  sie  ist  noch  etwas  mehr,  sie  hat  einen  Doppel  Charakter,  sie  ist  zugleich 
gewerbsähnlicher  Gewinn.  Um  die  Ersparnis  zu  erzielen,  machen  die  Genossen- 
schaften einen  Aufwand,  sie  halten  ein  Lager,  haben  Lagerhalter,  sie  nehmen 
Kapitalien  auf,  ja  sie  Betzen,  indem  sie  sich  solidarisch  verbinden,  ihr  ganzes 
Vermögen  aufs  Spiel.  Es  wird  also  die  Ersparnis  geradezu  erarbeitet  ,  ver- 
dient, ihr  regelmässiges  Fliessen  sicher  gestellt  und  damit  das  Einkommen 
gestärkt  und  erhöht.  Es  entspricht  sicherlich  nicht  der  Natur  der  Dinge,  wenn 
man  immer  nur  die  eine  Seite  sieht,  die  andere  aber  nicht  sehen  will.  Die 
Grenze,  wo  die  Ausgabeersparnis  in  das  Einkommensgebiet  Ubertritt,  ist  zwar 
schmal ,  aber  sie  ist  vorhanden  und  deutlich  ersichtlich.  Sobald  ein  Konsum- 
verein kauft  und  wieder  verkauft,  ist  die  Unternehmung  gegeben,  welche  den 
Mitgliedern  eine  regelmässige  Einnahme  zu  sichern  bostimmt  ist  Gleichgültig 
ist  es,  ob  diese  Einnahme  die  Form  der  Dividende  oder  des  Preisabschlag* 
annimmt1).  Ebenso  kann  nicht  von  Belang  sein,  dass  der  Verkehr  auf  die 
Mitglieder  sich  beschränkt ;  es  entscheidet  dieses  Moment  ebenso  wenig  für  den 
Einkommensbegriff,  als  das  Erscheinen  des  Einkommens  in  Natural-  oder  Geld- 
form. Der  Bauer,  der  mit  seinen  Kindern  sein  Feld  bestellt  und  nichts  an  Fremde 
verkauft,  sondern  bloss  von  seinen  Früchten  lebt,  hat  doch  auch  Einkommen. 

Was  schliesslich  die  Rohstoff-,  Werk-,  Magazin-  und  Baugenossenschaften 
betrifft,  so  kann  auch  bei  diesen  das  Auftreten  von  Einkommen  kaum  bezweifelt 
werden.  Die  Rohstoffgenossenschaften  sind  Konsumvereine,  beschränkt  auf  gewisse 
Rohstoffe,  es  findet  deshalb  auf  sie  all  das  eben  über  die  Konsumvereine  Gesagt« 
Anwendung.  Es  tritt  hier  nur  noch  hinzu,  dass  es  sich  zugleich  um  Ersparnis  an 
den  Produktionskosten  handelt,  was  —  Gleichbleiben  der  Produktpreise  voraus- 
gesetzt —  Einkommen  ist.  Die  Werkgenossenschaft  berührt  sich  mit  der  Rohstoft- 
genossenschart  in  der  Verfolgung  des  Zweckes,  durch  die  Vereinigung  günstigere 
Produktionsbedingungen  zu  schaffen.  Sie  ermöglicht  die  Benützung  von  Maschinen, 
von  Zuchtstieren  u.  dgl.,  die  sie  kauft  und  an  die  Genossenschaftsmitglieder 
verleiht.  Der  Gewinn,  der  hier  stets  als  Dividende  und  Rücklage  auftritt,  ist, 
vorausgesetzt,  dass  die  Preise  für  die  Benutzung  verkekramässige  find,  immer 


')  Nur  für  den  hypothetischen  Fall,  dass  der  ganze  Detailhandel  von  den 
Konsumvereinen  absorbiert  wäre,  würde  von  diesem  Einkommen  abgesehen 
worden  müssen,  weil  es  dann  an  jedem  Mass  für  dasselbe  fehlen  würde. 
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Einkommen,  er  hat  den  Charakter  der  Produktionskostenersparnis.  Die  Maga- 
zinsgenossenschaften ermöglichen  durch  die  Herstellung  eines  gemeinschaftlichen 
Verkaufsladens,  in  welchem  jedes  Mitglied  berechtigt,  bezw.  verpflichtet  ist,  die 
in  seinem  Privatgeschäft  gefertigten  Waren  für  seine  eigene  Rechnung  zum 
Verkauf  auszustellen,  einen  bessern  Verkauf.  Dass  der  Mehrerlös  Einkommen 
ist.  bedarf  keiner  Auseinandersetzung.  Die  Baugenossenschaften  nehmen  eine 
eigenartige  Zwischenstellung  ein.  Vorherrschend  sind  in  Deutschland  jene 
Vereine,  die  wie  das  Münchener  Arbeiterheim  grössere  Häuser  mit  mehreren 
Wohnungen  zum  Vermieten  an  die  Mitglieder  bauen1).  Ergiebt  sich  für  die 
Genoesenschafter  nach  Abzug  der  Kosten  ein  Gewinn,  so  ist  es  gerade  so,  als 
ob  sie  billiger  wohnten  oder  einen  Teil  des  Mietgeldes  produzierten.  Ist  das 
Mietgeld  niedriger  als  das  im  Verkehr  übliche  gegriffen,  so  würde  auch  dieser 
Teil  noch  zuzurechnen  sein.  Durch  die  Vermietung  nähern  sich  die  Bauge- 
nossenschaften den  Werkgenossenschaften,  durch  die  Ersparnis  bei  Verausgabung 
des  Einkommens  den  Konsumvereinen.  Anders  sind  jene  Baugenossenschaften 
zu  beurteilen,  welche  jedem  Mitglied  durch  einen  Vorschuss  gegen  Annuitäten- 
zahlung den  Erwerb  eines  Hauses  ermöglichen  wollen.  Man  kann  sie  als  eine 
Art  Hypothekenbank  ansehen  und  hinsichtlich  ihrer  Steuerpflicht  gleich  den 
Kreditgenossenschaften  beurteilen. 

Die  Genossenschaften  produzieren  also  alle  für  ihre  Mitglieder  ein  Ein- 
kommen. Es  ist  dies  auch  so  einleuchtend,  dass  selbst  Schulze-Delitzsch,  dem 
eine  ungerechtfertigte  Belastung  der  Genossenschaften  gewiss  ganz  ferne  lag, 
den  Einkommenscharakter  zugab.  In  den  Blättern  für  Genossenschaftswesen  *) 
sagt  er  einmal:  „Der  Begriff  des  Einkommens  und  der  Einkommensteuer  setzt» 
ein  Rechtssubjekt  voraus ,  physische  oder  juristische  Persönlichkeit ,  welche  den 
nicht  eingetragenen  Genossenschaften  offenbar  fehlt;  diese  können  nur  ihren 
Mitgliedern  als  Einzelnen  eine  Revenue  gewähren,  welche  dann  bei  der  Veran- 
lagung der  Steuer  natürlich  zu  berücksichtigen  sein  wird,  sie  können  aber  als 
Gesamtheit  selbst  kein  Einkommen  haben.  —  Anders  verhält  es  sich  allerdings 
mit  den  eingetragenen  Genossenschaften,  welche  durch  die  Eintragung  Rechts- 
subjekt geworden  sind  und  nun  auch  Einkommen  haben  können.4*  Wir  lassen 
das  formale  Moment,  das  hier  beigezogen  wird,  ganz  ausser  acht,  es  genügt 
uns  zu  konstatieren,  dass  auch  Schulze-Delitzsch  zugiebt,  die  durch  die  Genossen- 
schaft erzielte  Ersparnis  sei  Einkommen,  entweder  bei  dem  Einzelnen  oder  bei 
der  Genossenschaft  auftretend. 

Sollte  jemand  durch  die  vorstehende  Deduktion  noch  nicht  vollständig 
überzeugt  sein ,  so  dürfte  sein  letzter  Zweifel  verschwinden ,  wenn  er  die  Art 
der  Gewinnverteilung  bei  den  Genossenschaften  ins  Auge  fasst.  Es  ist  dies  ein 
Moment,  das  die  Praxis  mit  Recht  geltend  macht.  Es  wird  der  Doppel  Charakter, 
den  die  Ertibrigung  in  vielen  Fällen  hat,  mehr  und  mehr  aufgehoben,  für  die- 
selbe immer  stärker  das  Gewinnmoment  entscheidend. 

Bei  den  Vorschussvereinen  geschieht  die  Verteilung  der  Dividenden  nach 
Massgabe  der  Geschäftsanteile.  Wir  sind  weit  entfernt,  dies  zu  tadeln,  im 
Gegenteil   es  ist    dieser    Verteilungsmodus   in   der  Natur  der  Sache  wohl 


')  Schneider,  Mitteilungen  über  deutsche  Baugenossenschaften  1875. 
«)  Jahrg.  1868  S.  157. 
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begründet Aber  es  muss  doch  zugegeben  werden,  dass  bei  diesem  Verteilungs- 
modus die  Dividende  aufhört,  eine  blosse  Rückzahlung  erhaltener  Zinsen  und 
Provisionen  ist.  Die  Einlagen  und  Kreditbeanspruchungen  der  einzelnen  Mit- 
glieder stehen  nicht  in  proportionalem  Verhältnis.  Die  einen  gewähren  vor- 
zugsweise Einlagen,  nehmen  nur  selten  Kredit,  wollen  eine  hohe  Rente,  die 
andern  dagegen  sind  beinahe  immer  im  Vorschuss,  zahlen  den  zu  verteilenden 
Gewinn  und  bringen  nur  langsam  ihre  Geschäftsanteile  auf  die  normale  Höhe2). 
Dürfen  einzelne  Mitglieder  —  was  freilich  auch  von  Schulze-Delitzsch  gemiss- 
billigt  wird  —  mehrere  oder  höhere  Geschäftsanteile  haben,  so  wird  das  Miss- 
verhältnis noch  grösser').  Immer  wird  der  Effekt  sein,  dass  die  einen  an  den 
andern  verdienen,  dass  nicht  diejenigen,  welche  den  Gewinn  gebildet  und  auf- 
gebracht haben,  ihn  in  seiner  vollen  Grösse  zurück  erhalten.  Das  Gleiche  gilt 
auch  bezüglich  des  Reservefonds.  Seine  Bildung  erfolgt  durch  Zuteilung  eines 
bestimmten  Prozentsatzes  des  Gewinnes ,  zu  dem  die  einen  mehr ,  die  andern 
weniger  beigetragen  haben;  und  wenn  er  schliesslich  bei  der  Auflösung  der 
Genossenschaften  pro  Kopf  verteilt  wird ,  so  sind  diejenigen ,  die  ihn  erhalten, 
nicht  auch  diejenigen,  die  ihn  gebildet.  Durch  das  Einkaufsgeld  mag  die  Un- 
gleichheit zwar  verringert,  aber  sie  kann  damit  nicht  ganz  beseitigt  werden  ; 
sonst  dürften  die  Gelüste  auf  denselben  kaum,  wie  oft  beobachtet  wird,  zur 
Liquidation  führen.  Ein  grosser  Teil  der  Erübrigung  des  Kreditvereins  hat 
sonach  auch,  abgesehen  von  unserer  früheren  Auseinandersetzung,  den  Charakter 
des  Gewinns  *).  Wenn  die  Genossenschaften  entgegnen ,  die  Vorschussvereine 
strebten  nicht  eine  möglichst  hohe  Dividende  an,  nicht  in  erster  Linie  den 
•  Vorteil  der  Mitglieder,  welche  Darlehen  geben,  sondern  den  der  Darlehen 
nehmenden  Mitglieder,  von  Zeit  zu  Zeit  bedürften  alle  Mitglieder  Geld,  wenn 
nicht  in  der  einen  Periode,  so  doch  in  einer  andern,  wodurch  eine  teilweise 
Ausgleichung  eintrete,  so  kann  darin  eine  Abechwächung.  aber  keineswegs  eine 
volle  Entkräftung  erkannt  werden.  Auch  der  Einwand,  dass  die  Verteilung 
des  Ueberachu88e8  nach  Höhe  der  Staramanteile  den  kleinen  Mann  rascher  ein 
Kapital  ansammeln  lasse,  also  ein  wohlwollendes  Prinzip  darstelle,  kann  zunächst 
für  die  Frage  der  Steuerpflicht  nicht  ausschlaggebend  sein. 

Bei  den  Konsumvereinen  liegt  das  Verhältnis  ganz  analog.  Auch  hier 
kann  keine  Rede  davon  sein,  dass  der  Gewinn  genau  denen  zufliesst,  welche 
ihn  gebildet  haben.  Selbst  da,  wo  die  Verteilung  nach  Massgabe  des  Kaufs 
geschieht,  trifft  dies  nicht  zu,  da  der  Aufschlag  für  die  einzelnen  Waren  ein 
ausserordentlich  verschiedener  ist  und  die  Mitglieder  sich  keineswegs  gleich- 
mäßig am  Kauf  aller  Waren  beteiligen*).  Eben  deshalb  kann  die  Höhe  des 
Umsatzes  sehr  einflussreich  werden.  Es  kann  vorkommen,  dass  ein  Mitglied  in 
zwei  verschiedenen  Jahren  die  nämlichen  Warenquantitäten  zu  gleichen  Preisen 
von  dem  Verein  entnimmt,  bei  Verteilung  des  Reingewinns  aber,  obwohl  der 
Verein  in  beiden  Jahren  gleich  günstig  oder  ungünstig  einkauft,  einen  wesent- 

')  Vergl.  Schulze-Delitzsch,  Vorschuss-  und  Kreditvereine  5.  Aufl. 
187G  S.  257  f. 

7)  Schulze-Delitzsch  a.  a.  0.  S.  99. 
•j  Schulze-Delitzsch  a.  a.  0.  S.  103. 

*)  Vergl.  auch  Zeitechr.  für  ges.  Staatsw.  Jahrg.  1873  S.  95,  100. 
5)  Vergl.  oben  S.  255  Note  2;  ferner  Bl.  f.  G.  1880  Jahrg.  33.  S.  1. 

7M 


Digitized  by  Goqgle 


Die  Besteuerung  der  Genossenschaften  in  den  deutschen  Staaten  und  in  Oesterreich.     30  \ 


lieh  verschiedenen  Betrag  empfängt.  Es  wird  nun  aber  in  genossenschaftlichen 
Kreisen  —  und  mit  Recht  —  die  ausschliessliche  Verteilung  nach  Massgabe 
des  Kaufs  für  unrichtig  gehalten,  es  wird  auch  eine  Beteiligung  der  Geschäfts- 
anteile am  Gewinne  befürwortet,  es  soll  den  Geschäftsanteilen  ein  landesüblicher 
oder  in  Anbetracht  der  Haftung,  die  aut  ihnen  ruht,  ein  etwas  höherer  als 
landesüblicher  Zins  gewährt  und  nur  der  Rest  nach  dem  Umsatz  unter  die  Mit- 
glieder verteilt  werden1).  Damit  wird  der  Gewinncharakter  verschärft;  das  eine 
Mitglied  vervollständigt  rasch  den  Geschäftsanteil,  kauft  dagegen  wenig  ein, 
während  bei  einem  andern  Mitglied  das  Gegenteil  stattfindet,*  der  Zins  oder 
richtiger  die  Kapitaldividende  wird  nicht  auch  ausschliesslich  von  denen  ge- 
schaffen ,  welche  sie  beziehen,  sie  ist  zu  einem  Teil  Gewinn  im  wahrsten  Sinn 
des  Wortes;  dass  dem  Gewinn  ein  Risiko,  eine  Leistung  gegenübersteht,  hebt 
den  Erwerbscharakter  so  wenig  auf,  wie  bei  der  Aktiendividende  oder  dem  ge- 
wöhnlichen Kapitalzins.  Wenn  es  nun  weiter  Konsumvereine  gibt,  welche  die 
Erübrigung  nur  nach  Geschäftsanteilen  oder  nur  nach  Köpfen  oder  nach  Ge- 
schäftsanteilen und  Köpfen  verteilen,  so  sind  dies  Fälle,  die  lediglich  eine 
Potenzierung  des  Gewinnmoments  bedeuten. 

Was  die  übrigen  Genossenschaftsarten  betrifft,  so  können  wir  uns  kurz 
fassen.  Die  Baugenossenschaften  in  ihrer  herrschenden  Form  verteilen  den 
Gewinn  nach  Verhältnis  der  Geschäftsanteile.  Die  Rohstoffgenossenschaften 
pflegen  den  Hauptteil  der  Dividende  unter  die  Mitglieder  nach  Verhältnis  der 
von  jedem  während  der  betreffenden  Rechnungsperiode  gemachten  Einkäufe, 
den  andern  Teil  nach  Massgabe  der  Geschäftsanteile  zu  verteilen,  die  Magazins- 
genossenschaften  legen  die  Höhe  der  von  jedem  Mitgliede  im  Lauf  des  Jahres 
gezahlten  Lagergelder  und  Verkaufsprozente  zu  Grunde,  wogegen  sie  gleichfalls 
den  Geschäftsanteilen  vorweg  einen  massigen  Zins  gewähren a).  Beide  Fälle 
decken  sich  mit  dem  bei  den  Konsumvereinen  erörterten.  Bei  den  Werkge- 
nossenschaften geschieht  die  Verteilung  lediglich  nach  Geschäftsanteilen,  es 
geschieht  dies,  weil  hier  die  Amortisation  des  Kapitals  schwer  ins  Gewicht  fällt, 
indem  die  Maschinen  Schaden  nehmen,  die  Zuchtstiere  sterben  können  etc. 
Wer  mehr  riskiert,  muss  auch  mehr  am  Gewinn  beteiligt  werden.  Die  Folge  aber 
ist,  dass  der  Träger  des  Risikos  und  der  Gewinnbeziehendc  sich  quantitativ  nicht 
mit  dem  deckt,  der  am  meisten  zur  Abnutzung,  aber  auch  zugleich  zum  Gewinn 
beiträgt.  Es  erscheint  daher  wohl  empfohlen,  das  Kapital  nicht  gleichmässig 
nach  Köpfen,  sondern  im  Verhältnis  zur  Zahl  der  Muttertiere,  für  welche  das 
Zuchttier  benutzt  werden  soll,  oder  im  Verhältnis  zum  Flächeninhalt  des  Bodens, 
für  welchen  die  Maschine  angeschafft  werden  soll,  aufbringen  lässt1).  Der 
Gewinn  würde  sich  dann  ungefähr  nach  Massgabe  der  Geschäftsanteile  bilden. 

Sieht  man  von  dem  letzten  speziellen  Fall  bei  den  Werkgenossenschaften 
ab,  so  haben  wir  ganz  allgemein  die  Erscheinung,  dass  wenigstens  ein  Teil  des 
verteilten  Veberschusses  nicht  einfacher  Rückereatz  des  vorher  Gezahlten  und 


')  Genossenschuft  1880  S.  165.  Schneider,  Taschenbuch  für  Konsum- 
vereine 1883  S.222  f. 

8)  Schulze-Delitzsch,  die  Genossenschaften  in  einzelnen  Gewerbs- 
zweigen 1873  S.  56,  168. 

8)  Schulze-Delitzsch  a.  a.  0.  8.244  f. 
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Geleisteten,  sondern  ein  von  anderen  gemachter  Gewinn  ist1).  Eine  Scheidung 
dieser  Quote  wäre  an  sich  bei  detailliertester  Buchführung  zwar  möglich1),  die 
Genossenschaften  werden  aber  in  der  Regel  aus  leicht  begreiflichen  Gründen  dazu 
nicht  geneigt  sein.  Es  muss  also  auch  von  dieser  Seite  angesehen,  die  ganze  Er- 
übrigung als  Einkommen  in  Rechnung  gezogen  werden.  Es  entfällt  damit  auch 
die  Notwendigkeit,  den  Verkehr  mit  Mitgliedern  und  Nichtmitgliedern  auseinander- 
zuhalten, was  rechnerisch  und  thatsächlich  ohnehin  nie  vollständig  gelingt. 
Das8  damit  für  die  Genossenschaften  ein  Anreiz  vorliege,  über  ihre  engeren 
Grenzen  hinauszugehen,  kann  nicht  zugegeben  werden;  ihre  Steuer  wächst  nur 
in  dem  Mass,  als  sie  ihren  Geschäftskreis  ausdehnt,  gleichgültig,  ob  Mitglieder 
oder  Nichtmitglieder  den  Zuwachs  bilden. 

Ist  unsere  Auffassung  wohl  begründet,  so  soll  doch  eine  Schwierigkeit 
nicht  geleugnet  werden.  Eine  Genossenschaft,  die  ihren  Verkehr  auf  ihre  Mit- 
glieder beschränkt,  hat  es  in  der  Hand,  die  Höhe  des  äusserlich  erfassbaren 
Einkommens  zu  beeinflussen.  Sie  kann  die  Preise  für  die  Waren  und  zu 
nutzenden  Objekte  so  niedrig  stellen,  dass  das  Einkommen  sehr  klein  wird,  ja 
es  scheint ,  als  ob  es  an  jedem  normierenden  Mass  für  die  Preise ,  von  denen 
die  Einkommensgrösse  abhängt,  fehle.  Allein  es  scheint  nur  so.  Es  ist  zwar 
zuzugeben,  dass  an  sich  bei  den  Genossenschaften  die  Preisfestsetzung  willkür- 
licher gehandhabt  werden  könnte,  da  dies  durch  die  Dividende  wieder  korrigiert 
würde,  allein  thatsächlich  zeigt  doch  die  Erfahrung,  dass  man  sich  überwiegend 
gleich  den  sonstigen  Privatunternehmern  an  die  verkehrsmässigen  Preise  hält. 
Bei  dem  teilweisen  Interessengegensatz  unter  den  Genossenschaftsmitgliedern 
ist  dies  auch  geboten.  Die  Genossenschaft  würde  sich  ihre  eigenen  Mitglieder 
entfremden,  wenn  sie  über  die  verkehrsmässigen  Sätze  hinausginge,  wie  sie 
andererseits  nicht  erheblich  unter  die  verkehrsmässigen  Sätze  gehen  darf,  ohne 
den  Widerspruch  der  an  der  Dividende  Interessierten  hervorzurufen.')  Doch 
ist  das  Interesse  der  kaufenden  und  benützenden  Mitglieder  in  den  meisten 
Fällen  wohl  wirksamer  als  das  der  Dividenden  beziehenden,  so  dass  die  Steuer- 
grundlage nach  dieser  Seite  hin  sicher  keine  überlastende  wird4). 

')  Die  Steuerpflicht  für  diese  Quote  bei  den  Einzelnen  wird  auch  zuge- 
geben, z.  B.  bei  H.  Ziller,  die  Besteuerung  der  Erwerbs-  und  Wirtschafts- 
genossenschaften 1876  S.  11. 

■)  Bei  Kreditgenossenschaften  ist  sie  am  leichtesten  und  wird  auch  that- 
sächlich ausgeführt;  vergl.  z.  B.  in  Bezug  auf  Württemberg  oben  S.  256. 

*)  Selbst  die  „nicht  auf  Dividende  arbeitenden"  Genossenschaften  müssen 
den  Preiszuschlag  so  gestalten,  dass  dies  Interesse  nicht  verletzt  wird.  So  gibt 
der  Görlitzer  Wareneinkaufsverein,  der  zu  diesen  gehört,  auf  die  Geschäftsanteile 
6  Prozent  und  verteilt  noch  ausserdem  einen  Gewinn  nach  Köpfen. 

4|  Damit  stimmt  überein,  was  Schulze-Delitzsch  über  die  niedrigen 
Preise  bei  den  Rohstoffgenossenschaften  sagt.  A.  a.  O.  S.  68.  Am  wenigsten 
befriedigt  hinsichtlich  der  richtigen  Erfassung  des  Einkommens  die  Magazins- 
genossenschaft. Das  Einkommen,  das  sie  durch  den  besseren  Verkauf  der  Pro- 
dukte schafft,  tritt  nicht  gesondert  auf.  Das,  was  als  bilanzmässiger  Gewinn 
derselben  erscheint,  ist  nichts  weiter  als  der  Ueberschuss  der  gezahlten  Lager- 
gelder und  Verkauf8prozente  über  die  Geschäftskosten.  Dürfte  man  die  beiden 
ersten  als  den  verkehrsmässigen  Aufwand  für  die  Magazinierung  ansehen,  so 
würde  der  Gewinn  anzeigen,  um  wie  viel  billiger  die  Magazinsgenossenschaft 
arbeitet.  Der  bessere  Verkauf  würde  dann  auf  die  indirekte  Förderung  kommen, 
wie  solche  auch  bei  den  Kreditgenossenschaften  vorliegt. 
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Die  Durchführung  der  Besteuerung  kann  nach  dem  eben  Erörterten  keine 
erhebliche  Schwierigkeiten  bereiten.  Es  bieten  sich  zwei  Möglichkeiten.  Ent- 
weder besteuert  man  die  Rücklagen,  Verwendungen  zu  Schuldentilgung,  Geschäfts- 
erweiterungen  bei  der  Genossenschaft  und  die  Dividenden  bei  den  Mitgliedern, 
oder  man  besteuert  das  ganze  Einkommen  bei  der  Genossenschaft,  längt  dann 
aber  die  Dividenden  mit  Ausnahme  der  von  auswärtigen  Genossenschaften  her- 
rührenden  frei. 

Der  letztere  Weg  ist  der  mehr  empfohlene,  er  gewährt  eine  sicherere  Ein- 
nahme, da  die  öffentliche  Rechnungslegung  Steuerhinterziehung  so  gut  wie  nicht 
kennt.  Die  Erfassung  der  Dividende  bei  den  Mitgliedern  führt  zu  leicht  zu  einer 
Verflüchtigung,  die  auch  selbst  dann  nicht  ganz  hintangehalten  werden  kann,  wenn 
man  die  Genossenschaft  zwingen  wollte,  für  die  Genossenschafter  die  Dividende 
zu  fatieren.  Der  von  uns  befürwortete  Modus  führt  auch  allein  zum  Ziel  bei 
Genossenschaften,  speziell  Konsumvereinen,  die  .nicht  auf  Dividende  arbeiten \ 
oder  richtiger  ausgedrückt  nicht  die  verkehrsmässigen  Preise  festhalten,  also  nur 
ganz  geringen  Aufschlag  haben.  Um  bei  diesen  nicht  die  zu  niedrige  Dividende 
zu  Grunde  legen  und  eine  ungerechtfertigte  Steuerbegünstigung  eintreten  lassen 
zu  müssen,  empfiehlt  sich  Einschätzung  ihres  Einkommens  nach  Massgabe  des 
Umsatzes,  wozu  man  den  Schlüssel  aus  dem  Vergleich  mit  andern  auf  Dividende 
arbeitenden  Vereinen  gewinnt. 

Die  Besteuerung  des  Einkommens  bei  der  Genossenschaft  selbst  entspricht 
auch  den  Interessen  der  Einzelstaaten  und  Gemeinden für  die  Dividende 
auswärts  Wohnender  kann  dann  freilich  eine  Doppelbesteuerung  sich  ergeben 
—  sie  ist  getroffen  bei  der  Genossenschaft  und  nochmals  in  der  Gemeinde  oder 
dem  Staat  des  sie  Beziehenden  —  allein  diesem  Moment  ist,  abgesehen  von 
anderem  —  wenig  Gewicht  beizulegen,  da  das  örtliche  Auseinanderfallen  des  Ge- 
nossenschaftssitzes und  des  Domizils  der  Genossenschafter  nicht  gerade  häufig 
ist,  wenigstens  nicht  entfernt  die  Bedeutung  hat,  wie  bei  Aktiengesellschaften. 
Als  ein  störendes  Moment  könnte  man  es  ansehen,  dass  die  Progression,  die 
in  der  Regel  bei  der  Einkommensteuer  vorhanden  ist  ,  nicht  richtig  benützt 
wird,  indem  der  auf  die  Einkommensgrösse  der  Genossenschaft  angewendete 
Steuersatz  sich  nicht  mit  dem  für  die  Dividendenbezieher  in  Betracht  kommen- 
den deckt.  Diesem  Einwand  kann  leicht  durch  Anwendung  eigener  Prozentsätze 
abgeholfen  werden,  die  sich  auch  mit  Rücksicht  auf  das  gemeinnützige  Wirken 
der  Genossenschaften  und  ihre  Benachteiligung  infolge  der  öffentlichen  Rech- 
nungslegung empfehlen  dürften 

Vergleichen  wir  die  Praxis,  so  finden  wir  wenige  Staaten,  deren  Gesetz- 
gebung mit  unseren  Ausführungen  übereinstimmt  Reuss  j.  L.,  Reuss  ä,  L.,  Sachsen- 
Meiningen,  Anhalt,  in  der  Hauptsache  Hamburg,  in  Zukunft  wahrscheinlich 
Lübeck,  besteuern  die  Genossenschaften  als  solche,  daneben  aber  auch  nochmals 
die  an  das  einzelne  Mitglied  verabfolgte  Dividende.    Man  nimmt  dabei  als  Aus- 

')  Durch  das  Reichsgesetz  über  die  Doppelbesteuerung  ist  die  Neigung» 
den  Begriff  der  juristischen  Personen  und  selbständigen  Rechtssubjekte  möglichst 
weit  zu  fassen  und  dadurch  die  Anwendung  der  Gewerbe-  und  Einkommensteuer 
auf  sie  möglich  zu  machen,  bekanntlich  sehr  gewachsen. 

*)  Auch  die  Freilassung  der  kleinsten  Genossenschaften  nach  österreichi- 
schem Vorgang  ist  nur  zu  billigen. 
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gangapunkt  die  juristische  Konstruktion  einer  eigenen  Rechtspersönlichkeit.  Wo 
ein  Rechtssubjekt ,  ist  auch  eine  Steuerpflicht.  Allein  mit  einer  derartigen  for- 
malen Konstruktion  kann  man  doch  unmöglich  die  wahren  Wirkungen  der 
Steuer  verhüllen,  kann  man  sich  unmöglich  über  die  inneren  Vorgänge  bei  dieser 
Rechtspersönlichkeit  hinwegtäuschen.  Für  die  Steuerpolitiker  und  Gesetzgeber 
müssen  diese  entscheiden.  Zumeist  finden  sich  die  Genossenschaften  neben  den 
Aktiengesellschaften  erwähnt.  Es  hat  nun  noch  einen  Schein  von  Berechtigung, 
die  Aktiengesellschaft  von  den  Aktionären  in  steuerlicher  Hinsicht  zu  trennen 
und  zu  sagen,  der  Aktionär  stehe  zur  Aktiengesellschaft  im  Quasi  Verhältnis 
eines  Gläubigers,  er  stehe  ihr  fremd  gegenüber,  es  seien  faktisch  zwei  selb- 
ständige Persönlichkeiten  '),  aber  es  ist  doch  nur  ein  Schein ,  der  um  so  mehr 
verblasst,  je  schärfer  das  Aktienrecht  wird,  je  mehr  es  den  Aktionär  an  das 
Unternehmen  kettet.  Bei  der  Genossenschaft  vollends  ist  eine  solche  Vorstellung 
nicht  berechtigt,  der  Genossenschafter  ist  mit  seinem  ganzen  Vermögen  ver- 
haftet, er  nimmt  direkten  und  unmittelbaren  Anteil  an  der  genossenschaftlichen 
Thätigkeit.  er  ist  meist  beruflich  und  lokal  mit  der  Genossenschaft  aufs  engste 
verwachsen.  Da  erscheint  es  doch  als  eine  arge  Uebertreibung,  wenn  man  die 
formale  Trennung,  die  in  rechtlicher  Hinsicht  ja  notwendig  ist,  bis  in  das  Steuer- 
gebiet rücksichtslos  und  ungeschwächt  fortsetzt  und  diejenigen,  die  als  Unter- 
nehmer das  Einkommen  produzieren  und  zugleich  beziehen ,  zweimal  mit  der 
Steuer  trifft.  Es  entspricht  dies  weder  den  Grundsätzen  der  Gerechtigkeit,  noch 
denen  der  Billigkeit. 

Eine  andere  Gruppe  von  Staaten  hat  auch  Doppelbesteuerung,  aber  nicht 
schlechtweg,  sondern  mit  Ausnahmen.  In  Bremen  sind  infolge  der  Praxis  jene 
Genossenschaften  frei ,  die  ihren  Geschäftskreis  auf  die  Mitglieder  beschränken, 
in  Schwarzburg-Sondershausen  jene,  die  statutgemäss  dies  thun,  in  Sachsen- 
Altenburg  jene,  die  nur  mit  ihren  Mitgliedern  Geschäfte  machen,  aber  auch  den 
hierdurch  erzielten  Gewinn  lediglich  den  letzteren  zu  teil  werden  lassen,  im  König- 
reich Sachsen  sind  die  Konsumvereine  für  den  gewerblichen  Ueberschuss  frei,  wenn 
sie  nur  an  Mitglieder  verkaufen,  in  Sachsen- Koburg  endlich  können  die  Ge- 
nossenschaften auf  Ansuchen  befreit  werden.  Es  muss  als  eine  wenig  glückliche 
Bestimmung  angesehen  werden,  dass  das  Belieben  der  Regierung  entscheiden 
soll,  aber  auch  das  Verfahren  der  vier  anderen  Staaten  möchte  nicht  zu  billigen 
sein.  Es  ist  bald  mehr  bald  minder  der  Gedanke  verwirklicht,  dass  die  Ge- 
nossenschaft eine  selbständige  Persönlichkeit  mit  eigenem  Einkommen  wird,  so- 
bald sie  an  Fremden  verdient,  dass  durch  diesen  Verkehr  das  Einkommen  erst 
recht  die  Eigenschaft  des  gewerblichen  Gewinns  erhält.  Es  ist  zuzugeben,  dass 
wenn  auch  nicht  juristisch ,  so  doch  wirtschaftlich  der  selbständige  Charakter 
der  Genossenschaft  durch  den  Verkehr  mit  Fremden  verstärkt  und  dieselbe  der 
Aktiengesellschaft  etwas  genähert  wird,  aber  ein  Bedürfnis  zu  einer  Doppel- 
besteuerung können  wir  daraus  ebensowenig  ableiten,  als  beim  Gewerbetreibenden, 
der  für  Fremde  arbeitet,  oder  beim  Bauer,  der  seine  Produkte  verkauft.  Wenn 
die  Genossenschaft  über  den  Kreis  der  Genossen  hinausgeht  und  infolgedessen 
ein  höheres  Einkommen  erzielt,  so  kommt  das  in  der  Steuer  genau  zum  Aus- 
druck.  Es  soll  ja  den  Genossenschaften  nichts  geschenkt  werden. 

')  Vergl.  Finanzarchiv  II,  317  f. 
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Näher  kommen  unsere  Anschauungen  Oldenburg,  Gotha  und  Sachsen- 
Weimar.  Die  beiden  ersten  halten  sich  lediglich  an  die  physischen  Personen, 
besteuern  die  Dividenden  bei  den  sie  Beziehenden.  Es  bleibt  jedoch  eine  Lücke, 
indem  das  zu  Rücklagen  bei  der  Genossenschaft  verwendete  Einkommen  nicht 
beigezogen  ist,  auch  verlieren  sich,  wie  schon  oben  hervorgehoben ,  die  Ein- 
kommenspartikel bei  den  Einzelnen  für  die  Besteuerung  sehr  leicht.  Sachsen- 
Weimar  besteuert,  ganz  wie  wir  vorschlagen,  die  Genossenschaften  und  lässt 
die  Dividenden  frei;  durch  die  Instruktion  werden  aber  diejenigen  Genossen- 
schaften, welche  mit  Mitgliedern  Geschäfte  machen,  befreit.  Da  die  Divi- 
dende nicht  anmeldepflichtig  ist,  so  tritt  volle  Steuerfreiheit  ein.  Es  wird  hier 
die  Ansicht  vertreten,  dass  die  durch  die  Genossenschaft  mit  ihren  Mitgliedern 
erzielte  Erübrigung  nur  Ersparnis,  aber  kein  Einkommen  sei  —  eine  Ansicht,  die 
wir  nicht  teilen.  Immerhin  ist  es  ein  konsequentes  Verfahren,  jedenfalls  kon- 
sequenter, als  das  der  obengenannten  Staaten,  die  in  solchem  Fall  die  Genossen- 
schaft freilassen,  der  Dividende  des  Einzelnen  dann  aber  doch  den  Ersparnis- 
charakter absprechen. 

2)  Ertragsateuersystem. 

Bei  der  Mehrzahl  älterer  Ertragssteuern  hat  man  nur  wenig  Rücksicht 
auf  die  Ansprüche  der  Gerechtigkeit  und  Verhältnismässigkeit  genommen.  Sie 
waren  unvollständig  und  unter  sich  sehr  ungleichmässig.  Mit  der  fortschreiten- 
den wirtschaftlichen  Entwicklung  hat  man  sich  bemüht,  die  Lücken  auszufüllen 
und  die  einzelnen  Ertragssteuern  untereinander  auszugleichen.  Es  sind  so  die 
Ertragssteuersysteme  entstanden,  die,  wenn  auch  in  etwas  verschiedener  Weise, 
ein  gleiches  Ziel  verfolgen,  wie  die  allgemeine  Einkommensteuer.  In  ihrer  Ge- 
samtheit wollen  die  Ertragssteuern  eben  auch  allen  Ertrag  zur  Steuer  beiziehen, 
und  zwar  zugeschieden  und  verteilt  auf  die  bezugsberechtigten  Personen.  Sie 
unterscheiden  sich  hauptsächlich  nur  darin,  dass  man  bei  ihnen  nicht  von  den 
Personen  ausgeht  und  das  diesen  zufliessende  Einkommen  als  eine  einheitliche 
Grösse  festzustellen  sucht,  sondern  der  Ertragsquelle  folgt  und  dann  die  dazu 
gehörigen  Personen  sucht;  ferner  darin,  dass  zur  Eruierung  des  Ertrags  mehr 
äussere  Merkmale  verwendet  werden,  und  die  Zuscheidung  für  den  einzelnen 
weniger  genau  sich  gestaltet.  So  gibt  es  Grundsteuern,  die  vom  Bruttoertrag 
ausgehen,  deshalb  nicht  die  an  Fremde  gezahlten  Löhne  aussondern ;  die  an  den 
Gläubiger  fliessenden  Schuldzinsen  werden  ebenfalls  nicht  ausgeschieden,  da  die 
mangelnde  Zusammenfassung  der  Ertragsquellen  zu  einer  Grösse  den  Abzug 
der  Schuldzinsen  erschwert.  Da,  wo  dieses  vorkommt,  wie  zuweilen  bei  der 
Kapitalrentensteuer,  wird  deshalb  auch  der  Abzug  aller  Schuldzinsen  gestattet. 

Die  Leistungsfähigkeit  der  einzelnen  Steuerpflichtigen  wird  also  nicht  ge- 
nügend berücksichtigt,  man  besteuert  bei  einzelnen  auch  das,  was  lediglich  bei 
anderen  zu  besteuern  wäre.  Doch  es  ist  hier  nicht  der  Ort,  diese  ünvollkommen- 
heit  weiter  zu  verfolgen.  Wesentlich  für  uns  ist,  dass  das  ausgebildete  Ertrags- 
steuersystem genau  so  wie  das  Einkomraensteuersystem  keine  Einkommens-,  keine 
Ertragspartikel  auslässt,  ja  manche  sogar  zweimal  erfasst,  der  Kreis  der  Ertrags- 


')  Wie  ersichtlich,  folgen  wir  in  der  Auffassung  der  Ertragssteuern  nicht 
den  obigen  Deduktionen  Kleinwächters. 
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quellen  wird  vollständig  geschlossen.  Beispiele  für  die  Durchfuhrung  eines  solchen 
geschlossenen  Steuersystems  bieten  Württemberg,  Bayern  und  Mecklenburg. 

Es  fragt  sich  nun,  wie  in  einem  solchen  System  die  Besteuerung  der  Ge- 
nossenschaften zu  handhaben  ist.  Als  feststehend  betrachten  wir  das  Vorhan- 
densein des  Ertrags;  es  ist  ein  Einkommen,  ein  selbständiger  Ertrag  bei  der 
Genossenschaft  gegeben,  wie  wir  oben  ausgeführt  haben,  und  dieser  Ertrag  darf 
der  Besteuerung  nicht  entschlüpfen,  er  muse  einer  der  Ertragssteuern  unterworfen 
werden.  Von  sekundärer  Bedeutung  ist  die  Frage,  welche  Ertragssteuer  man 
in  Anwendung  bringt,  wofern  nur  die  Ertragssteuern  unter  sich  in  ein  Verhält- 
nis gebracht  sind.  Nach  den  einzelnen  Ertragssteuersystemen  ist  das  Gebiet  der 
einzelnen  Steuer  bald  enger,  bald  weiter  gefaast.  Die  Bergwerke  z.  B.  sind 
zuweilen  der  Grundsteuer,  anderswo  der  Gewerbe-  und  wieder  anderswo,  wie 
in  Bayern,  der  speziellen  Einkommensteuer  unterworfen.  Die  Pachtbetriebe  finden 
sich  bald  in  den  Gewerbesteuern,  bald  in  speziellen  Einkommensteuern,  bald 
sind  sie  mit  der  Grundsteuer  zu  einer  landwirtschaftlichen  Steuer  zusammen- 
gefaßt. Leibrenten  sind  bald  unter  die  Kapitalrentensteuer,  bald  unter  die 
spezielle  Einkommensteuer  eingereiht.  Also  die  Unterbringung  der  einzelnen 
Ertragsquellen  unter  einzelne  Typen  ist  etwas  durchaus  Wechselndes  und  keines- 
wegs etwas  Wesentliches.  Man  wird  dabei  natürlich  das  Streben  haben,  Gleich- 
artiges zusammenzufassen,  aber  eine  strikte  absolute  Regel  bierfür  gibt  es  nicht. 

Die  nächstliegende  Steuer,  an  die  man  zu  denken  hat,  ist  unstreitig  die 
Gewerbesteuer.  Es  entpricht  das  zumeist  den  Vorgängen,  wie  sie  sich  bei  der 
genossenschaftlichen  Thätigkeit  abspielen.  Es  liegt  die  äussere  gewerbliche 
Veranstaltung  vor,  wir  haben  Firma,  Lager,  Läden,  Kundschaft,  gewerbsmässigen 
Umsatz,  kaufmännische  und  bankmäßige  Geschäftsformen,  Gehilfen,  wir  haben 
gewerbsähnlichen  durch  Verwendung  von  Kapital  und  Arbeit  erzielten  Gewinn. 
Es  ist  leicht,  die  für  das  Mass  der  Besteuerung  üblichen  Merkmale  zu  finden 
und  anzuwenden,  es  erfordern  die  Ablieferungen  an  den  Reservefonds  etc.  keine 
gesonderte  Behandlung,  es  ist  gleichgültig,  ob  die  Genossenschaften  auf  Divi- 
dende arbeiten  oder  nicht.  Es  kommt  auch  in  Betracht,  dass  jene  Genossen- 
schaften ,  die  mit  Nichtmitgliedern  arbeiten ,  ohnehin  schon  jetzt  der  Gewerbe- 
steuer unterliegen.  Der  ganze  äussere,  formale,  einen  Ertrag  mehr  supponierende 
als  wirklich  genau  eruierende  Aufbau  der  Gewerbesteuer  lässt  ihre  Anwendung 
leicht  bewerkstelligen.  Wenn  aber  die  Gewerbesteuer  eintritt,  so  sollte  dann 
die  Dividende  der  Genossenschaftsmitglieder  frei  bleiben  mit  Ausnahme  der  Di- 
videnden, die  von  auswärtigen  Genossenschaften  bezogen  werden.  Für  diesen 
Ausnahmsfall  kann  die  Kapitalrenten-  oder  spezielle  Einkommensteuer  eintreten. 
Als  Hauptform  der  Besteuerung  eignen  sich  beide  weniger.  Die  Kapitalrenten  - 
Steuer  reicht  nicht  aus,  es  würde  ein  Teil  des  Ertrags,  die  Rücklagen,  unberück- 
sichtigt bleiben,  auch  Genossenschaften,  die  mit  Preisabschlag  arbeiten,  leicht 
zu  gut  wegkommen.  Insbesondere  gibt  sie  auch  einer  schiefen  Vorstellung 
Vorschub,  nämlich  dass  die  Dividende  wie  ein  Zins  für  den  Geschäftsanteil  an- 
zusehen sei,  nicht  als  ein  Gewerbsertrag,  wie  er  durch  Verwendung  von  Kapital 
und  Arbeit  sich  ergibt.  Die  spezielle  Einkommensteuer  wäre  an  sich  wohl  ver- 
wertbar, im  Ertragssteuersystem  ist  es  ja  ihre  Aufgabe  alle  jene  Ertragsquellen 
aufzunehmen,  welche  nicht  bereits  durch  eine  Ertragssteuer  getroffen  sind.  Gleich- 
wohl halten  wir  ihre  Anwendung  nicht  für  ratsam,  hauptsächlich  mit  Rücksicht 
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auf  das  kombinierte  System,  dem  die  Staaten  mit  Ertragsteuersystem  in  Zukunft 
sich  einmal  anschliessen  dürften. 

Muss  also  nach  allem  die  Gewerbesteuer  als  die  geeignetste  Steuerform 
für  die  Genossenschaften  im  Ertragssteuersystem  gelten,  so  hat  man  ihr  doch  den 
Vorwurf  gemacht,  dass  gerade  sie  zu  einer  Doppelbesteuerung  führe.  Der  Vor- 
teil, den  das  einzelne  Genossenschaftsmitglied  vom  Konsumvereine,  von  der 
Kredit-,  Rohstoff-,  Magazins-,  Werkgenossenschaft  habe,  werde  schon  bei  seiner 
Steuer  berücksichtigt,  der  Gewerbsmann  werde  in  eine  höhere  Klasse  versetzt, 
der  Landwirt  mit  höherer  Grundsteuer  belegt.  In  dieser  Allgemeinheit  trifft  die 
Behauptung  sicher  nicht  zu.  Die  Grundsteuer  pflegt  sehr  stabil  zu  sein  und  durch- 
aus nicht  dem  wachsenden  Reinertrag  zu  folgen;  ebenso  bleibt  der  Gewinn,  den 
ein  Mitglied  aus  einer  Kredit-  oder  Werkgenossenschaft  oder  gar  aus  einem  Konsum- 
verein zieht,  in  seiner  Steuer  unberücksichtigt  Für  die  Mitglieder  eines  Konsum- 
vereins darf  das  durchweg  angenommen  werden;  der  Taglöhner,  der  Beamte,  der 
Handwerker  zahlen  nicht  mehr  Steuer,  weil  sie  Mitglieder  eines  Konsumvereins 
sind.  Bei  gewerbetreibenden  Mitgliedern  von  Kredit-,  Rohstoff-  und  Magazins- 
genossenschaften ist  es  eher  denkbar,  dass  eine  individuelle  Steuersteigerung  eintritt  . 
Diese  braucht  aber  noch  keineswegs  eine  wirkliche  Doppelbesteuerung  zu  sein.  Wenn 
ein  Schreiner  dadurch,  dass  er  Mitglied  einer  Kredit-,  oder  Rohstoff-  oder  Magazins- 
genossenschaft ist,  sein  Geschäft  erheblich  ausdehnt,  so  wird  er  höher  besteuert,  ob- 
wohl er  schon  in  der  Kreditgenossenschaft  etc.  besteuert  ist;  allein  es  ist  doch  wohl 
anzunehmen,  dass  der  gewerbliche  Gewinn  des  Schreiners  den  aus  der  Genossenschaft 
ihm  direkt  zufliessenden  Geldbetrag  erheblich  übersteigt.  Für  dieses  Plus  ist  eine 
Steuererhöhung  gerechtfertigt.  Immerhin  muss  eine  verstandige  Rücksichtnahme 
obwalten,  um  das  Rechte  zu  treffen  und  zu  vermeiden,  dass  die  von  uns  theore- 
tisch geforderte  einfache  Besteuerung  nicht  zu  einer  mehrfachen  Belastung  werde. 

Die  Steuergesetzgebung  befindet  sich  aber  auch  mit  dieser  unserer  theore- 
tischen Forderung  nicht  in  voller  Uebereinstimmung.  Mecklenburg  hat  schlank- 
weg Doppelbesteuerung,  die  Genossenschaften  unterliegen  der  Gewerbesteuer, 
die  Dividenden  der  Kapitalrentensteuer.  Württemberg  —  wenigstens  teilweise; 
vergl.  oben  S.  234  ff.  —  und  Bayern  verfahren  ähnlich,  jedoch  mit  der  Be- 
schränkung, dass  die  Gewerbesteuer  wegfällt,  wenn  die  Genossenschaft  ihre 
Thätigkeit  nicht  über  den  Kreis  ihrer  Mitglieder  —  von  den  einzelnen 
Modifikationen  sehen  wir  ab  —  ausdehnt.  Wir  lassen  es  uns  gerne  gefallen, 
wenn  man  so  wenigstens  für  einen  Teil  der  Genossenschaften  eine  einfache, 
(leider  aber  nicht  vollständige)  Besteuerung  herbeiführt,  aber  in  der  Begründung 
und  dem  ganzen  Verfahren  liegt  eine  gewisse  Unklarheit  und  Inkonsequenz. 
Auf  der  einen  Seite  sagt  man,  eine  Genossenschaft,  die  nur  mit  ihren  Mit- 
gliedern Geschäfte  macht,  erzielt  gar  keinen  Erwerb,  keinen  Gewinn,  die 
Dividende  ist  nur  Rückersatz  des  zu  viel  Gezahlten,  nur  Ausgabeersparnis  — 
also  keine  Gewerbesteuer ;  im  nächsten  Atemzug  ist  die  Dividende  wieder  keine 
Ausgabeersparnis,  sondern  Kapitalgewinn  analog  dem,  der  durch  Ausleihung 
an  Fremde  erzielt  wird!  Man  sieht,  mit  der  beliebten  Kasuistik  ist  eine  klare 
konsequente  Behandlung  nicht  möglich  !). 

')  Dies  zeigt  sich  auch  noch  in  anderer  Weise.  Gesetzt  den  Fall,  zwei 
gleich  umfangreiche  Konsumvereine  beschränken  sich  in  ihrer  Thätigkeit  auf 
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3.  Kombination  von  Ertrag-  und  Einkommensteuersystem. 

Die  Basis  dieses  Systems  ist  bekanntlich  die  verschiedene  Leistungsfähig- 
keit des  fundierten  und  unfundierten  Einkommens.  Die  fundierten  Ertragsquellen 
werden  deshalb  sowohl  von  einer  Ertrags-  als  von  der  Einkommensteuer,  die 
unfundierten  dagegen  nur  von  letzterer  getroffen.  Baden  und  Ilessen  haben 
neuerdings  diese  Kombination  bewusst  und  voll  verwirklicht,  wogegen  in 
Preussen,  Schwarzburg-Rudolstadt,  Lippe-Detmold,  Schaumburg- Lippe,  Braun- 
schweig ein  wesentliches  Glied,  die  Kapitalrentensteuer,  fehlt.  Bei  Oesterreich 
und  Waldeck-Pyrmont  greifen  manche  Besonderheiten  Platz. 

Die  Anwendung  dieses  kombinierten  Systems  auf  die  Genossenschaften 
kann  nach  dem  bisher  Erörterten  nicht  schwierig  sein;  es  werden  die  Gewerbe 
Steuer  und  die  allgemeine  Einkommensteuer  gleichzeitig  einzutreten  haben.  Wir 
haben  eine  Doppelbesteuerung,  wie  sie  eben  bei  diesem  System  für  jeden  Grund- 
besitzer., Gewerbetreibenden  und  Kapitalisten  gegeben  ist. 

In  allen  zu  dieser  Gruppe  gehörigen  Staaten  zeigt  sich  nun  das  Bestreben, 
die  Gewerbesteuer  nur  dann  eintreten  zu  lassen,  wenn  die  Genossenschaft  über 
ihren  eigentlichen  Rahmen  hinausgeht;  die  Auffassung  darüber  ist  eine  wech- 
selnde und  verschiedene,  wir  müssen  hierfür  auf  das  obige  Detail  verweisen. 
Ebenso  haben  wir  in  allen  —  ausgenommen  Oesterreich,  wo  die  Genossenschaft 
als  solche  von  der  Einkommensteuer  getroffen  wird  —  die  Einkommensbesteue- 
rung für  die  Dividende  des  einzelnen  Mitglieds.  Weder  die  Gewerbe-  noch  die 
Einkommensbesteuerung  ist  sonach  eine  vollständige;  nach  unserer  Darlegung 
hätten  bei  diesem  System  beide  voll  und  allgemein  einzutreten.  Ueber  diesen 
Rahmen  wird  aber  hinausgegriffen,  wenn  neben  der  Gewerbesteuer  Schwarzburg- 
Rudolstadt  nicht  nur  die  Dividende  der  Mitglieder,  sondern  auch  noch  einmal 
die  gewerbliche  Genossenschaft  als  solche  mit  der  Einkommensteuer  belastet, 
oder  Hessen  die  Dividende  der  Einkommen-  und  Kapitalrentensteuer  unterwirft, 
oder  Baden  in  gewissen  Fällen  das  Verfahren  der  beiden  genannten  Staaten 
kombiniert  und  dadurch,  alle  Möglichkeiten  erschöpfend,  glücklich  zu  einer  vier» 
fachen  Besteuerung  gelangt.  Bei  dem  kombinierten  System  wird  das  Schiefe 
und  Haltlose  der  bisherigen  Praxis  erst  voll  ersichtlich.  Die  Auswüchse  und 
Irrtümer  des  einzelnen  Systems  steigern  sich  hier  zu  wahren  Ungeheuerlichkeiten. 

Wir  haben  hinsichtlich  der  Steuerpflicht  nichts  mehr  beizufügen.  Unsere 
Vorschläge  gehen  von  einer  objektiven  Betrachtung  der  genossenschaftlichen 
Erscheinungen  aus  und  führen  —  wir  hoffen  es  —  zu  einer  gerechten,  klaren 
und  technisch  durchführbaren  Besteuerung.  Die  Genossenschaften  wie  der  Fiskus 
könnten  sich  damit  befreunden;  erstere,  weil  sie  nicht  überlastet  werden,  letzterer, 
weil  er  nicht  zu  befürchten  hat,  durch  die  genossenschaftlichen  Vereinigungen 
bisherige  Steuersubjekte  immer  mehr  schwinden  zu  sehen. 

ihre  Mitglieder,  der  eine  verkauft  billig  und  verteilt  keine  Dividende,  der  andere 
verkauft  zu  verkehrsraässigen  Preisen  und  verteilt  eine  hohe  Dividende;  der  eine 
würde  in  den  Dividenden  seiner  Mitglieder  besteuert,  der  andere  nicht. 

Nachtrag.  Auf  S.  304  ist,  wie  leicht  aus  S.  »91  ersichtlich,  Bremen  irrtümlich  zu 
den  Ländern  mit  Doppelbesteuerung  gerechnet.  Eine  solche  kann  sich  nur  für  den  Ausnahme- 
fall ergeben,  daas  di«  Dividende  von  einer  nicht  bremischen  auswärt«  besteuerten  Genossen- 
schaft nach  Bremen  bezogen  wird. 
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Die  direkten  Steuern  im  Grossherzogtum  Baden. 

Von 

v  F.  Lewald, 

Ministerialrat  in  Karlsruhe. 

Am  1.  Januar  dieses  Jahres  ist  in  Baden  das  Einkommensteuergesetz  vom 
20.  Juni  1884  in  Wirksamkeit  getreten,  dessen  Entwurf  seiner  Zeit  in  diesen 
Blattern  ')  mitgeteilt  worden  ist.  Mit  diesem  Gesetze  ist  ein  in  früheren  wieder- 
holten Anläufen  vergeblich  erstrebtes  Ziel  endlich  erreicht  worden.  Die  direkte 
Besteuerung  beruhte  in  Baden  bisher  auf  einem  Systeme  von  4  Ertragsteuern, 
der  Grund-  und  Häuser-,  Kapitalrenten-  und  Erwerbsteuer;  unter  teilweiser 
Umgestaltung  dieser  beiden  letzteren  ist  nun  die  allgemeine  Einkommensteuer 
hinzugefügt  worden.  Baden  ist  hiermit  zu  dem  gemischten  Systeme  überge- 
gangen, welches  durch  Kombination  der  Ertrags-  und  Einkommensbesteuerung 
den  Zwecken  einer  rationellen  und  gerechten  Steuerpolitik  zu  genügen  sucht. 
Bei  dem  allgemeinen  Interesse,  welches  dem  Problem  der  Einkommensteuer 
entgegengebracht  wird,  verdient  wohl  diese  neueste  badische  Steuerreform  in 
ihrem  Zusammenhang  mit  der  vorhergegangenen  geschichtlichen  Entwicklung  des 
badischen  direkten  Steuerwesens  hier  eingehender  besprochen  zu  werden. 


I.  Begründung  des  badischen  Steuersysteme  *).  Grund-,  Häuser- 

und  Gewerbsteuerordnung. 

Alsbald  nachdem  in  dem  ersten  Jahrzehnt  unseres  Jahrhunderts  das  Gross- 
herzogtum Baden  aus  zahlreichen  grösseren  und  kleineren  Gebieten  gebildet 
worden  war,  richtete  die  Regierung  Karl  Friedrichs  ihr  Bestreben  darauf,  durch 
den  organischen  Ausbau  des  neuen  Staates  und  durch  reformierende  und  schöpfe- 
rische Thätigkeit  auf  allen  Gebieten  des  öffentlichen  Lebens  die  innere  Ver- 
schmelzung der  neu  gewonnenen  mit  den  alten  Territorien  herbeizuführen. 

Als  eine  der  dringlichsten  Aufgaben  bot  sich  der  Grossh.  Regierung  eine 
durchgreifende  Steuerreform  dar.  Fast  jedes  der  erwähnten  Territorien,  aus 
denen  das  Grossherzogtum  entstanden  war,  besass  seine  eigene  Steuerverfas- 
sung, es  bestand  daher  ein  buntes  Gewirre  der  verschiedenartigsten  direkten 

')  Vgl.  Finanzarchiv  I  S.  308  ff. 

2)  Vgl.  hierüber  auch  Regenauer,  Der  Staatshaushalt  des  Grossherzog- 
tums Baden.    Karlsruhe  1863,  §  255  ff. 
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und  indirekten  Abgaben  —  ein  Zustand,  welcher  mit  einer  geordneten  Fahrung 
des  Staatshaushaltes  um  so  weniger  verträglich  war,  als  an  die  Finanzkraft  des 
neuen  Staates  infolge  der  ausserordentlichen  Kriegsereignisse  jener  Zeit  gestei- 
gerte Ansprüche  gestellt  wurden.  Die  Grossh.  Regierung  schritt  daher  zu  einer 
umfassenden  Neuregelung  der  gesamten  direkten  und  indirekten  Besteuerung, 
welche  die  Grundlage  der  ferneren  Entwicklung  der  badischen  Steuergesetz- 
gebung bildet  und  in  ihren  Hauptbestandteilen,  wenn  auch  vielfach  den  Bedürf- 
nissen und  Anschauungen  der  Neuzeit  entsprechend  modifiziert  und  ergänzt, 
noch  heute  zu  Recht  besteht.  Auf  dem  Gebiete  der  direkten  Besteuerung 
waren  es  die  Grundsteuerordnung  vom  20.  Juli  1810,  die  Häusersteuer- 
ordnung  vom  18.  September  1810  und  die  Gewerbsteuerordnung  vom 
6.  April  1815,  durch  welche  unter  Aufhebung  der  früheren  sog.  , Schätzungen* 
aller  Art  ein  einheitliches  System  der  Abgabenerhebung  geschaffen  wurde.  Die 
Grundsteuerordnung  bestimmte  im  wesentlichen  folgendes:  Der  Grundsteuer 
unterliegt  alles  landwirtschaftliche  Gelände  und  die  Grundgefällberechtigungen, 
ferner  die  Waldungen  und  Waldlastenberechtigungen.  Zum  landwirtschaftlichen 
Gelände  werden  auch  gerechnet  unüberbaute  Haus-,  Arbeits-  und  Niederlage- 
plätze, Brüche  und  Gruben,  Fischweiher  und  Teiche ;  befreit  sind  ertragsunfähige 
Grundstücke  (Felsen,  Sümpfe),  öffentliche  Gewässer,  Strassen,  Plätze,  überbaute 
(und  darum  der  Häusersteuer  unterworfene)  Hausplätze  nebst  den  zugehörigen 
Hofraithen.  Den  Steueranschlag  jedes  einzelnen  Grundstücks  bildet  als  Regel 
das  Kapital  des  Reinertrags,  wie  sich  dasselbe  in  dem  mittleren  Kaufwert 
des  Grundstücks  zu  erkennen  gibt.  Behufs  Feststellung  der  Steueranscbläg«1 
werden  für  die  Grundstücke  jeder  einzelnen  Kulturart  einer  Gemarkung  eine 
Anzahl  von  Klassen  (höchstens  6)  gebildet  und  die  einzelnen  Gründstücke  (in 
der  Regel  gewannenweise)  nach  ihrer  mehr  oder  minder  günstigen  Lage  und 
Bodenbeschaffenheit  in  diese  Klassen  eingereiht.  Sodann  ist  für  die  Güter  jeder 
Kulturart  und  Klasse  der  Steueranschlag  vom  Morgen  in  der  Weise  zu  bilden, 
dass  aus  dem  Durchschnitt  der  in  den  Jahren  1780  bis  mit  1789  und 
1800  bis  mit  1809  bei  den  betreffenden  Gütern  vorgekommenen 
Kaufpreise  der  mittlere  Kaufwert  des  Morgens  gesucht  und  diesem  der  Steuer- 
anschlag  gleichgesetzt  wird.  Hieraus  wird  endlich  der  Steueranschlag  für  jedes 
einzelne,  zu  der  betreffenden  Kulturart  und  Klasse  gehörige  Grundstück  nach 
dessen  Flächengrösse  berechnet.  Wo  es  bei  einzelnen  Klassen  oder  Kulturarten 
an  der  zur  Gewinnung  eines  Durchschnittskaufwertes  erforderlichen  Anzahl  zu- 
verlässiger Preise  in  den  Normalporioden  fehlt,  hat  Schätzung  nach  dem  Steuer- 
anschlag einer  andern  Klasse  derselben  oder  auch  einer  anderen  Kulturart  in 
der  Gemarkimg,  wenn  nötig  nach  den  Steueranschlägen  einer  Nachbargemarkung, 
äussersten  Falls  Schätzung  des  mittleren  Reinertrags,  dessen  Fünfundzwanzig- 
faches alsdann  den  Steueranschlag  bildet,  einzutreten.  Unüberbaute  Haus-, 
Arbeits-  und  Niederlageplätze,  sowie  Hausgärten  sind  wie  das  wertvollste,  Fisch- 
weiher, Brüche  und  Gruben  wie  das  geringste  Gelände  der  Gemarkung  zu  ver- 
anschlagen ').    Ein  abweichendes  Verfahren  greift  bei  der  Steuerveranlagung 


')  Die  Behandlung  der  Grundgefälle  (Zinsen,  Gülten,  Zehnten,  Lehen- 
gefälle etc.),  welche  in  der  Folge  grösstenteils  abgelöst  worden  sind,  kann  hier 
übergangen  werden. 
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der  Waldungen  Platz:  der  Steueranschlag  besteht  hier  im  fünfzehnfachen 
Betrag  des  nach  den  Preisen  von  1807,  1808  und  1809  bemessenen  Wertes  des 
nachhaltigen  jährlichen  Holzertrags  auf  dem  Stamme.  —  Das  nach  diesen  Grund- 
sätzen aufgestellte  Grundsteuerkataster  soll  ein  stabiles  sein,  d.  h.  die  ermit- 
telten Steueranschläge  bleiben  so  lange  in  Kraft,  bis  durch  ein  künftiges  Gesetz 
eine  allgemeine  Steuereinschätzung  des  landwirtschaftlichen  Geländes  angeordnet 
wird.  Kulturveränderungen  werden  im  allgemeinen  ebensowenig  berücksichtigt, 
als  die  vom  Besitzer  herbeigeführte  Melioration  oder  Deteriorierung  der  Grund- 
stücke. Wohl  aber  hat  das  gänzliche  Aufhören  der  Ertragsfähigkeit,  wie  um- 
gekehrt die  Beurbarung  bisher  ertragloser  Flächen,  ferner  die  (ohne  Zuthun 
der  Besitzer  eingetretene)  bleibende  Steigerung  oder  Minderung  der  natürlichen 
Fruchtbarkeit  eines  grösseren  Felddistrikts  eine  entsprechende  Aenderung  der 
Steueranlage  zur  Folge.  Der  Vollzug  dieser  sowie  der  an  den  Wechsel  der 
Eigentumsverhältnisse  sich  knüpfenden  Berichtigungen  des  Katasters  ist  der 
Zweck  des  jährlich  in  jeder  Gemeinde  des  Landes  stattfindenden  Ab-  und  Zu- 
sehreibens. 

Auf  den  gleichen  Principien  wie  die  Grundsteuerordnung  beruhte  die 
Häusersteuerordnung  vom  18.  September  1810.  Der  Häusersteuer  wurden 
unterworfen  alle  bewohnbaren  Häuser  samt  Nebengebäuden,  ferner  alle  der  Land- 
wirtschaft und  dem  Gewerbebetrieb  jeder  Art  dienenden  Baulichkeiten;  befreit 
blieben  die  landesherrlichen  Schlösser,  Kirchen,  dem  Unterricht  oder  der  Wohl- 
thätigkeit  gewidmeten  Gebäude  öffentlicher  Anstalten,  sonstige,  öffentlichen 
Zwecken  dienende  und  keinen  Ertrag  abwerfende  Gebäude  (wie  Amts-,  Rat-, 
Wachthäuser  etc.),  endlich  die  dem  Bergbau  dienenden  Betriebsgebäude  und 
Vorratshäuser.  Steuerobjekt  ist  der  Platz  mit  den  darauf  befindlichen  Haupt- 
und  Nebengebäuden  und  zugehörigem  Hofraum;  gewerbliche  Einrichtungen 
werden  zur  Baulichkeit  gerechnet,  wenn  sie  ihrer  Natur  nach  unbeweglich, 
d.  h.  mit  dem  Gebäude  in  fester  körperlicher  Verbindung  und  daher  Bestand- 
teile desselben  sind.  Als  Steuerkapital  der  Gebäude  wird  wie  bei  den  Grund- 
stücken der  mittlere  Kaufwert  als  der  Ausdruck  des  kapitalisierten  Reinertrags 
angenommen;  der  mittlere  Kaufwert  bemisst  sich  nach  den  von  1800  bis  mit 
1809  erzielten  Preisen,  eventuell  durch  vergleichende  Schätzung  nach  den  Preisen 
eines  benachbarten  Steuerdistrikts.  Spätere  Neubauten  sind  nach  Verhältnis 
der  bereits  katastrierten  Häuser  einzuschätzen.  Reparaturen  begründen  keine 
Erhöhung,  Vernachlässigung  oder  Aelterwerden  der  Gebäude  keine  Minderung 
des  Steueranschlags.  Im  übrigen  gelten  in  betreff  der  Geltungsdauer  der  Häuser- 
steueranschläge  und  der  jährlichen  Richtigstellung  des  Katasters  analoge  Grund- 
sätze wie  bei  der  Grundsteuer. 

Die  Gewerbsteuerordnung  vom  6.  April  1815  (in  einigen  Punkten 
abgeändert  und  ergänzt  durch  Gesetz  vom  25.  April  1816) ')  regelte  die  Besteue- 
rimg des  gewerblichen  Reinertrags  in  folgender  Weise: 

Der  Begriff  des  steuerpflichtigen  Gewerbes  umfasst  die  Handarbeit,  das 
Klein*  und  Grossgewerbe  (Handwerk  und  Fabrikation),  den  Handel  und  den 
Betrieb  der  Landwirtschaft,  nicht  aber  die  sog.  liberalen  Berufsarten  (der  Be- 
amten, Schriftsteller,  Lehrer,  Künstler,  Aerzte,  Anwälte,  Notare  etc.);  befreit 


')  Reg.-Bl.  v.  1815  Nr.  V  S.  25  und  von  1816  Nr.  XVII  S.  69. 
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sind  die  in  die  Klasse  des  Brotgesindes  gehörigen  (bei  anderen  gegen  Kost, 
Lohn  und  Wohnung  ständig  arbeitenden)  Personen,  ferner  Witwen  und  ledige 
Frauenspersonen  mit  einem  die  unterste  Klasse  nicht  übersteigenden  Personal- 
verdienst.  Der  gewerbliche  Reinertrag  wird  in  seinen  beiden  Bestandteilen  — 
der  Rente  vom  Betriebskapital  und  dem  persönlichen  Verdienst  —  getrennt 
erfasst.  Für  die  Besteuerung  des  (Untemehm  ergewinn  und  Arbeitslohn  in  sich 
schließenden)  persönlichen  Verdienstes  sind  10  Klassen,  die  erste  mit  einem  Ver- 
dienstanschlag von  500  fl.,  die  zehnte  mit  einem  solchen  von  6000  fl.  festgesetzt. 
Jedem  Gewerbe  ist  durch  einen  dem  Gesetz  beigegebenen  Tarif  die  Klasse  an- 
gewiesen, in  der  es  in  Anlage  kommt.  Bei  einer  Reihe  von  Gewerben  ist  die 
Tarifierung  von  dem  Orte,  wo  sie  betrieben  werden,  unabhängig;  andere  Ge- 
werbe werden  einer  niedrigeren  oder  höheren  Klasse  zugeteilt,  je  nachdem  sie 
in  Dörfern,  in  Städten  bis  zu  3000,  6000  oder  mehr  Seelen  betrieben  werden; 
beim  Handel  und  bei  der  Fabrikation  richtet  sich  die  Klasse  des  persönlichen 
Verdienstes  nach  der  Grösse  des  Betriebskapitals,  beim  Handel  mit  offenem 
Laden  unter  gleichzeitiger  Rücksichtnahme  auf  die  Bevölkerungszahl  des  Betriebs- 
ortes. Bei  Gewerben,  die  mit  Gehilfen  betrieben  werden,  erhält  das  Steuer- 
kapital des  persönlichen  Verdienstes  einen  nach  der  Zahl  der  Gehilfen  bemes- 
senen Zuschlag,  und  zwar  beträgt  letzterer  für  Gehilfen  1.  Klasse,  d.  h.  männ- 
liche Gehilfen,  die  im  ganzen  gleiche  Geschäfte  mit  dem  Gewerbsherrn  selbst 
verrichten,  bis  zur  Zahl  von  fünf  je  ein  Fünftel  jenes  Steuerkapitals,  für  männ- 
liche Gehilfen  2.  Klasse  (die  nur  untergeordnete  Dienste  leisten),  sowie  für  Ge- 
hilfen 1.  Klasse  über  fünf  je  100  fl.,  endlich  für  jede  weibliche  Hilfsperson 
50  fl.  Landwirte  werden  stets  zur  1.  Klasse  des  persönlichen  Verdienstes  und 
ohne  Gehilfenzuschlag,  also  stets  mit  500  fl.  veranlagt.  Personalsteuerfrei  sind 
Leute  über  65  Jahre,  Invaliden,  öffentlich  unterstützte  Personen;  anhaltende 
Kränklichkeit  und  Arbeitsmangel  können  durch  Ermässigung  des  geordneten 
Steuerkapitals  oder  durch  Zurücksetzung  in  die  nächste  niedrigere  Klasse  billige 
Berücksichtigung  finden,  wie  eine  solche  Ermässigung  (bis  auf  '/&)  auch  bei 
alleinstehenden  Frauenspersonen,  die  in  eine  höhere  als  die  1.  Verdienstklasse 
gehören,  einzutreten  hat. 

Das  steuerbare  Betriebskapital  umfasst  den  Wert  aller  ständig  dem 
Geschäftsbetrieb  gewidmeten  Einrichtungen  an  Maschinen,  Gerätschaften  und 
Werkzeugen  (mit  Ausschluss  der  als  unbeweglich  der  Häusersteuer  unterworfenen), 
ferner  den  Wert  der  in  den  inländischen  Magazinen,  Speichern  etc.  sich  vor- 
findenden Natur-  und  Kunstprodukte,  also  die  Vorräte  an  fertigen  Waren,  Roh- 
Hilfsstoffen  jeder  Art,  den  Wert  der  besonderen  Gewerbeberechtigungen,  endlich 
bei  Bankier-  und  ähnlichen  Geschäften  den  Betrag  der  Fonds,  mit  welchen  sie 
arbeiten.  Betriebskapitalien,  die  nicht  Über  400  fl.  betragen,  sind  frei,  ferner 
allgemein  diejenigen  der  Landwirtschaft  Das  Betriebskapital  über  400  fl.  wird 
je  nach  seiner  Grösse  in  15  Klassen  besteuert ;  der  Steuerpflichtige  hat  dasselbe 
nach  dem  Stand  zur  Zeit  der  Aufnahme  und,  falls  dieser  vorübergehender  Ver- 
hältnisse halber  ein  aussergewöhnlicher  ist,  zugleich  nach  dem  gewöhnlichen 
mittleren  Stand  —  vorbehaltlich  der  Nachprüfung  und  Richtigstellung  seiner 
Angaben  durch  die  Veranlagungsbehörde  —  zu  fatieren.  Der  Steueranschlag 
des  persönlichen  Verdienstes  und  jener  des  Betriebskapitals  zusammen  bilden 
das  Gewerbsteuerkapital.  • 
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Die  Gewerbsteuerordnung  von  1815  hat  hiernach  davon  abgesehen,  den 
gewerblichen  Reinertrag  unmittelbar  durch  Schätzung  festeteilen  zu  lassen,  da 
eine  gleichmassige  Besteuerung  auf  diesem  Wege  nicht  erwartet  werden  durfte. 
Sie  hat  vielmehr  gewisse  äussere  Merkmale  aufgestellt,  nach  welchen  der  Ertrag 
bemessen  werden  soll,  und  hierbei  vor  allem  auf  die  grössere  oder  geringere 
Einträglichkeit  eines  jeden  Gewerbes  an  sich  Rücksicht  genommen;  das  im 
Gewerbe  angelegte  Betriebskapital  wird  unmittelbar  beigezogen,  wobei  auch 
die  Schätzung  zur  Mitwirkung  berufen  ist ;  endlich  wird  auch  den  persönlichen, 
die  Erwerbsthätigkeit  beeinflussenden  Verhältnissen,  wenn  auch  nur  in  beschei- 
denem Umfang,  Rechnung  getragen. 

Die  neuen  Steuergesetze  traten ,  nachdem  die  Katastrierung  der  Grund- 
stücke und  Gebäude  inzwischen  zustande  gebracht  worden  war,  gleichzeitig 
am  1.  Mai  1815  in  Vollzug.  Es  lag  indessen  in  der  Natur  der  Dinge,  dass  das 
neue  Katasterwerk,  welches  in  Zeiten  schwerer  Kriege  und  finanzieller  Bedräng- 
nisse, ohne  Vorarbeiten  und  ohne  genügend  vorgebildete  Hilfsarbeiter  in  kurzer 
Frist  geschaffen  worden  war,  viele  und  erhebliche  Mängel  aufwies.  Namentlich 
war  es  die  fehlerhafte  Klassifikation  und  Taxation  der  Güter  in  zahlreichen 
Gemarkungen,  welche  lebhafte  Beschwerden  und  Klagen  hervorrief. 

Die  Regierung  suchte  abzuhelfen,  indem  sie  zweimal  —  durch  landes- 
herrliche Verordnung  vom  11.  Juli  1817  und  dann  durch  Gesetz  vom  14.  Mai 
1828 ')  —  zur  Anbringung  der  nach  den  Vorschriften  der  Grund-  und  Häuser- 
8teuerordnung  versäumten  Beschwerden  gegen  die  Steuereinschätzung  neue 
Fristen  eröffnete,  und  zwar  dergestalt,  dass  nicht  bloss  Einzelbeschwerden,  sondern 
unter  gewissen  Voraussetzungen  auch  Anträge  auf  Revision  des  Einschätzungs- 
werks ganzer  Gemarkungen  oder  Gemarkungsteile  zugelassen  wurden.  Infolge- 
dessen erhielten  von  den  2217  Steuerdistrikten  des  ganzen  Landes  730  Steuer- 
distrikte neue  Taxationen.  Durfte  man  hiernach  die  Beschwerden  wegen  zu 
hoher  Einschätzung  in  der  Hauptsache  als  erledigt  betrachten,  so  hatten  doch 
immerhin  jene  Massregeln  für  die  zu  niedrigen  Einschätzungen  keine  Korrektur 
geschaffen. 


II.  Weiterentwicklung.    Klassen-  und  Kapital steuergesetz. 
Organisation  der  Schatzungsbehörden. 

Den  bisher  besprochenen  Ertragsteuern  wurde  durch  Gesetz  vom  31.  Oktober 
1820*)  die  sog.  Klassensteuer  hinzugefügt,  d.  h.  eine  Steuer  vom  Einkommen 
aus  Staats-  und  anderem  öffentlichen  Dienste  und  aus  sonstiger,  der  Gewerb- 
steuer nicht  unterworfener  Berufs thätigkeit,  sowie  von  den  Wittumsgchalten  und 
Apanagen  der  Mitglieder  der  Grossherzoglichen  Familie.  Die  gesamten,  in 
Geld,  Nutzungen  oder  Naturalien  bestehenden,  festen  oder  zufälligen  (wandel- 
baren) Bezüge  der  nach  diesem  Gesetz  steuerpflichtigen  Personen  wurden  nach 
einem  steigenden  Tarif  in  10  Klassen  zur  Besteuerung  gezogen,  derart,  dass 
vom  Einkommen  bis  1000  fl.  1  Kreuzer,  von  1001  bis  2000  fl.  2  Kreuzer  u.  s.  w., 
schliesslich  vom  Einkommen  über  80,000  fl.  10  Kreuzer  vom  Gulden  zu  enj- 

»)  Reg.-Bl.  von  1817  Nr.  XXV  S.  97  und  von  1828  Nr.  XVI  S.  73. 
')  Reg.-Bl.  Nr.  XVII  S.  127. 
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richten  waren.  Das  Gesetz  vom  31.  Oktober  1820,  ursprünglich  als  ein  Not- 
oder Ausnahmegesetz  betrachtet  und  zur  vorübergehenden  Erleichterung  der 
übrigen  Bevölkerungsklassen  bestimmt,  hatte  eine  unverhältnismässig  hohe  Be- 
lastung der  Klassensteuerpflichtigen  zur  Folge;  es  harmonierte  auch  insofern 
nicht  mit  den  anderen  Steuergesetzen,  als  es  nicht  eine  für  alle  Einkommens- 
beträge gleiche  Quote  vorschrieb.  Sobald  es  daher  die  Rücksicht  auf  die  übrigen 
Steuerpflichtigen,  die  „ Altsteuerbaren"  gestattete,  hielt  es  die  Regierung  für 
geboten,  „auch  den  Neusteuerbaren  eine  gerechte  und  billige  Erleichterung  zu 
gewähren*,  und  legte  zu  diesem  Zweck  dem  Landtag  von  1837  einen  Gesetz- 
entwurf vor,  wonach  das  klassensteuerpflichtige  Einkommen  —  mit  Ausnahme 
der  auch  fernerhin  nach  dem  Gesetz  vom  31.  Oktober  1820  zu  behandelnden 
Wittume  und  Apanagen  der  Angehörigen  des  Grossherzoglichen  Hauses  —  durch 
Vervielfachung  mit  3  und  nach  Abzug  von  300  fl.  zum  Steuerkapital  erhoben 
und  die  Klassensteuer  mit  dem  (dem  Gewerbsteuerfuss  entsprechenden)  Satze 
von  23  kr.  von  100  fl.  Steuerkapital  entrichtet  werden  sollte.  Die  Begründung 
des  Gesetzentwurfs  führte  aus,  wenn  einerseits  jegliches  Steuerprivilegium  der 
Staatsdiener  wie  der  sonstigen  einen  freien  Beruf  ausübenden  Unterthanen  zu 
verwerfen  sei,  so  erfordere  es  andererseits  doch  die  Gerechtigkeit,  dass  deren 
Berufseinkommen  nicht  höher  belastet  werde,  als  der  persönliche  Verdienst  der 
Gewerbsteuerpflichtigen;  dieser  Effekt  werde,  wie  des  näheren  dargelegt  wurde, 
durch  die  Bestimmungen  des  Entwurfs  erreicht  werden.  Die  2.  Kammer  billigte 
zwar  den  Vorschlag,  den  Klassensteuerfuss  dem  Gewerbsteuerfuss  gleichzusetzen, 
beschloß«  jedoch  in  Abänderung  der  Regierungsvorlage,  das  Klassensteuerkapital 
nach  einem  steigenden  Tarif,  nämlich  in  der  Weise  zu  bilden,  dass  das  Einkommen 


bis 

mit  3 

von  2001  fl.  bis  3000  fl. 

,  6 

* 

3001  fl.   ,  4000  fl. 

.  7 

4001  fl.  „  5000  fl. 

,  8 

«■ 

5001  fl.  ,  6000  fl. 

.  9 

> 

6001  fl.  ,  7000  fl. 

„  10 

■ 

7001  fl.   ,  8000  fl. 

n  11 

* 

8001  fl.  und  darüber  f  12 

vervielfacht  werden  sollte.  Die  hieraus  sich  ergebende  stärkere  Belastung  der 
Klassensteuerpflichtigen  hielt  man  im  Hinblick  auf  die  Vorzüge,  welche  die 
Beamtenstellung  in  Bezug  auf  Sicherheit  des  Einkommens,  Einfluss  und  äusseres 
Ansehen  gegenüber  dem  Stande  der  Gewerbtreibenden  biete,  für  wohl  gerecht- 
fertigt; man  erklärte  sich  femer  mit  Entschiedenheit  für  das  Princip  der  pro- 
gressiven Besteuerung,  welches  allein  den  Anforderungen  der  Gerechtigkeit  ent- 
spreche; wenn  solches  im  übrigen  dem  badischen  Steuersystem  bis  jetzt  fremd 
geblieben  sei,  so  möge  darin  ein  Grund  gefunden  werden,  letzteres  umzuge- 
stalten, nicht  aber,  den  als  richtig  erkannten  Grundsatz  bei  der  Besoldungssteuer 
aufzugeben.  Die  Regierung  hatte  diese  Ausführungen  lebhaft  bekämpft,  indem 
sie  sich  principiell  gegen  die  Progression  in  der  Besteuerung  und  insbesondere 
gegen  deren  Anwendung  bei  einer  partiellen  Steuer  aussprach,  auch  darauf 
hinwies,  dass  die  Staatsdiener  ja  nur  einen  kleinen  Teil  aller  Klassensteuer- 
pflichtigen ausmachten ;  sie  genehmigte  jedoch  schliesslich  die  von  den  Kammern 
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beschlossene,  das  Gesetz  vom  31.  Oktober  1820  immerhin  verbessernde  Fassung, 
in  welcher  sodann  das  Gesetz  am  10.  Juli  1837  erlassen  wurde1). 

Die  direkte  Besteuerung  erstreckte  sich  nunmehr  auf  das  Einkommen  aus 
Grund-  und  Häuserbesitz,  aus  Gewerbebetrieb  und  sonstiger  Arbeit  und  Berufs- 
thätigkeit;  als  die  naturgemäase  Fortentwicklung  und  Ergänzung  des  Steuer- 
systems musste  sich  die  bis  jetzt  noch  fehlende  Besteuerung  der  Kapitalrente 
darstellen.   Seit  Anfang  der  vierziger  Jahre  begann  die  öffentliche  Meinung, 
mit  steigender  Lebhaftigkeit  sich  mit  dieser  Frage  zu  beschäftigen;  zahlreiche 
Petitionen  gelangten  an  die  Landstände,  in  welchen  unter  Hinweisung  auf  die 
augenscheinliche  Unbilligkeit  des  gegenwärtigen  Zustandes  und  unter  Berufung 
auf  §  8  der  Verfassungsurkunde,  welcher  alle  Badener  unterschiedslos  zu  den 
öffentlichen  Lasten  beizutragen  verpflichtet,  um  Einführung  einer  Kapitalsteuer 
gebeten  wurde;  auf  den  Landtagen  von  1844  und  1846  richtete  die  2.  Kammer 
im  gleichen  Sinne  Adressen  an  die  Grossh.  Regierung,  indem  sie  eine  Kapital- 
steuer als  gerecht,  ausführbar  und  zeitgemäss  anerkannte,  mit  deren  Einführung 
zugleich  jedoch  eine  Ermässigung  oder  Aufhebung  anderer  lästiger  Steuern 
(wobei  namentlich  an  gewisse  indirekte  Abgaben,  die  Fleisch-,  Liegenschafts- 
accise  etc.  gedacht  wurde)  erwartete.  Die  1.  Kammer  war  jenen  Adressen  nicht 
beigetreten,  teils  weil  man  hier  eine  Radikalreform  des  Steuersystems  —  durch 
Einführung  einer  allgemeinen  Vermögens-  und  Einkommensteuer  —  für  wünschens- 
wert hielt,  teils  weil  man  die  Ueberwälzung  der  Kapitalsteuer  auf  den  Schuldner 
durch  Erhöhung  des  Zinsfusses,  Auswandern  des  Kapitals  und  infolgedessen 
nachteilige  Rückwirkungen  auf  Landwirtschaft,  Industrie  und  Handel  besorgte 
und  endlich  auch  die  Durchführbarkeit  dieser  Steuer  bei  der  leichten  Möglich- 
keit, Kapitalien  zu  verheimlichen,  bezweifelte  —  Bedenken,  welche  regelmässig 
gegen  die  Besteuerung  der  Kapitalrente  aufzutreten  pflegen,  welche  übrigens 
in  den  Verhandlungen  der  2.  Kammer  sich  gründlich  erörtert  und  widerlegt 
finden.    Angesichts  der  erwähnten  Beschlüsse  der  2.  Kammer  fand  sich  die 
Regierung,  welche  sich  bisher  gleichfalls  ablehnend  verhalten  hatte,  bewogen, 
dem  Landtag  von  1848  einen  Gesetzentwurf,  „die  Besteuerung  des  bisher  un- 
mittelbar nicht  besteuerten  Einkommens  betreffend*,  vorzulegen,  welcher  indessen 
kurz  darauf  zurückgezogen  und  durch  einen  Gesetzentwurf,  die  Einführung  einer 
Kapitalsteuer  betreffend,  ersetzt  wurde.    Während  der  zurückgezogene  Entwurf 
die  Kapitalsteuer  durchaus  als  partielle  Einkommensteuer  behandelt,  insbesondere 
auch  den  unbeschränkten  Schuld  zinsenabzug  zugelassen  hatte,  suchte  der  2.  Ent- 
wurf dieselbe  mehr  als  Ertragsteuer  zu  gestalten.  Der  letztere  Entwurf  erhielt 
mit  geringen  Abänderungen  die  Zustimmung  beider  Kammern  und  wurde  als 
Gesetz  vom  4.  Juli  1848 9)  publiziert.   Zu  besteuern  war  hiernach  der  Kapital- 
wert der  Zinsen-  und  Rentenbezüge,  sowohl  der  auf  einer  Kapitalforderung  be- 
ruhenden als  der  ohne  solche  zustehenden  oder  mit  allmählicher  Aufzehrung 
"Her  Kapitalforderung  verknüpften,  soweit  diese  Bezüge  nicht  schon  der  Grund-, 
Hauser-,  Gewerb-  oder  Klassensteuer  unterliegen.  Ausser  Lands  wohnende  Landes- 
angehörige sollten  mit  den  nicht  aus  dem  Grossherzogtum  stammenden  Bezügen, 
im  Lande  wohnende  Angehörige  anderer  deutschen  Bundesstaaten  mit  den  Be- 


»)  Reg.-Bl.  Nr.  XXI  S.  139. 
*)  Reg.-Bl.  Nr.  XLV  S.  223. 
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zügen  aus  ihrem  Heim  a  tl  an  de,  Aueländer  (Nicht-Deutsche)  mit  den  aus  dem  Aus- 
lande fliessenden  Bezügen  steuerfrei  sein.  Befreit  -waren  ferner  —  ausser  dem 
.Staate  selbst  —  öffentliche  Wohlthätigkeitsanstalten  und  Personen,  welche  nur 
Kapitalien  unter  500  fl.  als  einziges  rentierendes  Vermögen  besassen.  Da« 
Steuerkapital  bildete  —  ohne  Rücksicht  auf  die  Höhe  des  Zinsfusses  — 
die  dem  Bezug  zu  Grunde  liegende  Kapitalsumme,  bei  Staatspapieren  und 
Lotterieanlehenslosen  der  Nennwert,  bei  unverzinslichen  Kapitalforderungen, 
sowie  bei  Zeitrenten  der  durch  Abrechnung  4prozentiger  Zwischenzinsen  ermit- 
telte wahre  Wert,  bei  Leibrenten  und  allen  sonstigen  mit  dem  Tode  des  Em- 
pfängers erlöschenden  Bezügen  der  mit  8,  bei  ewigen  Renten  der  mit  25  ver- 
vielfachte Betrag  des  Bezuges.  Zum  Abzug  waren  nur  die  durch  faustpfändliche 
Hinterlegung  von  Wertpapieren  versicherten  Schulden  zugelassen.  Die  steuer- 
pflichtigen Kapital  werte  sollten  jährlich  nach  dem  Stand  vom  1.  Juli  (teils 
summarisch,  teils  mit  genauer  Specifizierung)  auf  Ehre  und  Gewissen  fatiert, 
das  Kataster  der  Kapitalsteuer  nach  seiner  Vollendung  jeweils  während  14  Tagen 
zu  jedermanns  Einsicht  öffentlich  aufgelegt  und  die  Steuer  mit  6  Kreuzer  von 
100  fl.  Steuerkapital  erhoben  werden,  die  Wirksamkeit  des  Gesetzes  jedoch  durch 
die  Aufhebung  anderer  Abgaben  in  gleichem  Betrage  bedingt  sein.  —  Die  Ein- 
leitung des  Vollzugs  dieses  Gesetzes  verzögerte  sich  durch  den  Ausbruch  des 
badischen  Aufstandes  und  begann  erst,  nachdem  Ende  Juni  1849  die  gesetz- 
mäßige Regierung  wiederhergestellt  war.  Die  Mängel  des  Gesetzes  traten 
hierbei  sofort  in  so  empfindlicher  Weise  zu  Tag,  dass  schon  im  folgenden  Jahre 
zu  dessen  Umarbeitung  geschritten  werden  musste.  Es  handelte  sich  hierbei 
im  wesentlichen  darum,  durch  Beschränkung  des  Beizugs  der  Nicht-Badener  dem 
durch  die  politischen  Unruhen  aus  dem  Lande  verscheuchten  fremden  Kapital 
die  Rückkehr  zu  erleichtern,  durch  Erweiterung  der  Steuerbefreiungen  offenbare 
Härten  zu  beseitigen  und  die  Ansammlung  kleiner  Kapitalien  bei  den  Gering- 
bemittelten zu  begünstigen,  endlich  den  subjektiven  Charakter  dieser  Steuer 
dadurch  mehr  zur  Geltung  zu  bringen,  dass  die  Höhe  des  Zinsfusses,  d.  h.  das 
wirkliche  Renteneinkommen  berücksichtigt  und  der  —  principiell  als  gerecht- 
fertigt anerkannte  —  Schuldenabzug  nur  so  weit,  als  es  zur  Verhütung  von 
Missbräuchen  erforderlich  schien,  beschränkt  wurde.  Das  neue  Gesetz  über  die 
Kapitalsteuer  vom  30.  März  1850  ')  unterwarf  demgemäss  der  Besteuerung  rück- 
sichtlich  ihrer  inländischen  (aus  dem  Grossherzogtum  stammenden)  Bezüge  nur 
diejenigen  Ausländer,  welche  des  Erwerbes  wegen  im  Lande  wohnten,  erklärte 
weiter  die  Bürgernutzungen  und  die  Kapitalvermögen  von  nicht  über  500  fl. 
schlechtweg,  die  Kapitalien  der  Witwen,  Waisen  und  sonst  erwerbsunfähiger 
Personen,  wenn  sie  mit  ihrem  etwaigen  anderen  rentierenden  Vermögen  nicht 
über  2000  fl.  betrugen,  für  steuerfrei,  Hess  ausser  den  faustpfändlich  auch  die 
durch  Unterpfand  versicherten  Schulden  und  den  Kapitalwert  der  auf  den  Renten- 
bezügen haftenden,  auf  Privatrechtstitel  beruhenden  Lasten,  sowie  die  notwen- 
digen Kosten  der  Erhebung  zum  Abzug  zu  und  setzte  das  Steuerkapital  nur 
bei  mindestens  4prozentiger  Verzinsung  dem  Nennwert  der  Kapitalforderung, 
sonst  dem  Fünfundzwanzigfachen  des  Jahreszinses  gleich.  Einen  auf  die  Auf- 
hebung anderer  Abgaben  bezüglichen  Vorbehalt  enthielt  das  Gesetz  nicht  mehr. 

')  Reg.-Bl.  Nr.  XVII  S.  115. 
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die  Kapitalsteuer  war  somit  als  ordentliche  Steuer  definitiv  dem  Steuersystem 
eingefügt. 

Auf  dem  Landtag  von  1848  war  auch  ein  Gesetz  über  »die  Einführung 
einer  wachsenden  Einkommensteuer1*   mit   den  Standen   vereinbart  worden. 
Dieses  Gesetz  (vom  28.  Juli  1848)1)  ist  zwar  nie  in  Wirksamkeit  getreten, 
beansprucht  jedoch  als  Vorläufer  des  jetzt  geltenden  badischen  Einkommen- 
steuergesetzes ein  gewisses  Interesse.    Von  hervorragenden  Vertretern  der 
finanzwissenschaftlichen  Litteratur  jener  Tage  befürwortet,  war  die  allgemeine 
progressive  Einkommensteuer  als  wichtigstes  Postulat  in  das  steuerpolitische 
Programm  der  freisinnigen  Parteien  aufgenommen  und  die  öffentliche  Meinung, 
die   sich  in  zahlreichen,  an  die  Kammern  gerichteten  Petitionen  kundgab, 
mehr  und  mehr  hierfür  gewonnen  worden.    Die  Regierung  entsprach  diesem 
Verlangen  durch  Vorlage  eines  Gesetzentwurfs,  wonach  die  wachsende  Ein- 
kommensteuer  als   Zusatzsteuer   den   übrigen  direkten  Steuern  hinzugefügt 
werden  sollte.     Den   provisorischen  Charakter   der  Vorlage,   durch  welche 
die  Regierung  lediglich  gegenüber  dem  allgemeinen  Drängen  nach  einer  gerech- 
teren Verteilung  der  Steuerlasten  ihr  Entgegenkommen  bethätigen  wollte,  hoben 
die  Motive  ausdrücklich  hervor,  indem  sie  die  Ueberzeugung  der  Regierung 
aussprachen,  dass  „die  richtige  und  den  Zweck  möglichst  vollständig  erreichende 
Durchführung  des  Princips  einer  wachsenden  Einkommensteuer  mit  Zeitaufwand 
verknüpfte  Vorbereitungen  von  grösserem  Umfang  erheische",  dass  aber  die  Not- 
wendigkeit vorliege,  ungeachtet  des  Mangels  genügender  Vorarbeiten  eine  solche 
Steuer  zum  Ersatz  verschiedener  indirekter  Steuern,  deren  Aufhebung  oder 
Minderung  gefordert  sei,  jetzt  schon  einzuführen.  Auf  die  Unvollkommenheiten 
des  Entwurfs  wurde  auch  von  der  ersten  Kammer  nachdrücklich  hingewiesen; 
mit  dessen  allgemeiner  Tendenz  zwar  einverstanden,  glaubte  sie  doch,  dass  das 
angestrebte  Ziel,  das  reine  Einkommen  zum  Massstab  der  Steuerverteilung  zu 
machen,  auf  dem  vorgeschlagenen  direkten  und  kurzen  Wege  nicht  zu  erreichen, 
ein  vollständiges  und  zuverlässiges  Einkommensteuerkataster  nicht  zu  gewinnen 
«ein  werde;  Verbesserung  des  bestehenden  Steuersystems  im  einzelnen  thue  not, 
nicht  Schaffung  ganz  neuer  Grundlagen.    Dessenungeachtet  erteilte  auch  die 
erste  Kammer  mit  Rücksicht  auf  die  dringlichen  Wünsche  des  Landes,  auf  die 
Annahme  des  Entwurfs  in  der  zweiten  Kammer,  welcher  in  Steuersachen  ver- 
f  aseungsgemäss  eine  vorzugsweise  Stimme  gebühre,  sowie  endlich  in  Anbetracht 
des  nur  transitorischen  Charakters  der  Vorlage  derselben  ihre  Zustimmung.  Das 
Oesetz  unterwarf  der  Besteuerung  das  reine  Gesamteinkommen  (gleichviel  aus 
welchen  Quellen  fliessend)  im  wesentlichen  nur  der  physischen  Personen;  be- 
freit war  das  Einkommen  bis  zu  300  fl.  bei  Personen  mit  Familie,  bis  zu  200  fl. 
bei  Einzelstehenden;  die  Steuer  sollte  nach  Prozentsätzen  des  in  10  Klassen 
eingeteilten  steuerbaren  Jahreseinkommens  berechnet  werden  und  zwar  vom  Ein- 
kommen bis  einschliesslich  500  fl.  Vt  Prozent,  vom  Einkommen  bis  1000  fl. 
*/*  Prozent  und  so  weiter  ansteigend  mit  je  500  fl.  Einkoramen  und  '/«  Prozent 
Steuer,  so  dass  die  Progression  mit  3  Prozent  vom  Einkommen  der  11.  Klasse 
(über  5000  fl.)  abschloss;  das  Einkommen  sollte  jährlich  nach  dem  Stand  zur 
Zeit  der  Abgabe  der  Erklärung  und  zwar  nach  seinen  einzelnen  Arten  getrennt 
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fatiert  werden,  Erhöhung  oder  Minderung  derselben  nach  erfolgter  Fassion  für 
das  betreffende  Steuerjahr  ohne  Einfluss  sein,  die  Veranlagung  am  Wohnsitz 
des  Steuerpflichtigen  erfolgen.  Auf  die  Hauptgrundzage  sich  beschrankend, 
überliess  das  Gesetz  alles  weitere  den  Vollzugsvorschriften;  Bolche  sind  jedoch, 
wie  bereits  bemerkt,  nie  erlassen  worden.  Wie  im  Kapitalsteuergesetz  von  1848 
war  auch  hier  die  Einführung  der  neuen  Steuer  von  der  gleichzeitigen  Abschaf- 
fung anderer  Abgaben  im  gleichen  Betrage  abhängig  gemacht  Diese  Vorbe- 
dingung blieb  unerfüllt,  weil  angesichts  der  infolge  der  Ereignisse  von  1848 
und  1849  erheblich  gesteigerten  Staatsbedürfnisse  auf  sichere  Einnahmen,  um 
ein  ungewisses  Aequivalent  dafür  einzutauschen,  nicht  verzichtet  werden  konnte. 
Auch  die  organisatorischen  Einrichtungen  des  direkten  Steuerwesens  haben 
die  Gesetzgebung  von  1848  beschäftigt.  Bis  dahin  war  die  Festsetzung  der 
Schuldigkeit  jedes  Staatsangehörigen  an  direkter  Steuer  nach  Massgabe  der 
betreffenden  Steuergesetze  ausschliesslich  oder  fast  ausschliesslich  Sache  der 
Staatssteuerbehörden  und  Über  Beschwerden  gegen  irrige  Ansätze  hatten  nur 
sie  zu  entscheiden.  Für  je  einen  grösseren  oder  kleineren  Bezirk  waren  eigene 
Bedienstete,  Steuerperäquatoren aufgestellt,  welche  gemeinschaftlich  mit 
den  Ortsvorständen  die  Steueranschläge  der  Pflichtigen  bei  dem  jahrlichen  Ab- 
und  Zuschreiben  nach  dem  neuesten  Stande  festzustellen  und  hiernach  deren 
Steuerbetreffnisse  zu  berechnen  hatten.  Lediglich  zur  Ermittlung  thatsächlicher 
Verhältnisse  wurden  Urkundspersonen  und  Sachverständige  ausserhalb  des  Be- 
amtenkreises beigezogen,  welchen  nur  bei  Bemessung  der  Gewerbsteuer  eine 
etwas  eingreifendere  Mitwirkung  zugestanden  war.  Das  Gesetz  vom  8.  Juli 
1848,  die  Aufstellung  der  Steuerkataster  und  die  Errichtung  von  Steuerschwur- 
gerichten betreffend  *),  beabsichtigte,  dieses  Verfahren  wesentlich  zu  ändern.  In 
einer  Zeit,  in  welcher  jede  amtliche  Autorität  tief  erschüttert  war,  glaubte  man 
für  die  Steuerverteilung  eine  das  Vertrauen  des  Volkes  in  ihre  Gerechtigkeit 
und  Unparteilichkeit  verbürgende  Grundlage  nur  dadurch  gewinnen  zu  können, 
dass  die  Steuerpflichtigen  selbst  zur  Mitwirkung  bei  Aufstellung  der  Kataster 
und  zur  ausschliesslichen  Entscheidung  über  streitige  Steuerverbindlichkeiten 
berufen  wurden.  Demgemäss  sollte  ein  von  der  Gemeindevertretung  (Gemeinde- 
rat und  Bürgerausschuss)  gewählter  Schatzungsrat  von  5 — 11  Mitgliedern 
an  jedem  Orte  das  Betreffnis  der  einzelnen  Steuerpflichtigen  an  Gewerb-,  Kapital-, 
Klassen-  und  an  anderen,  damals  noch  geplanten  direkten  Steuern  festsetzen, 
während  es  bezüglich  der  Grund-  und  Häusersteuer  vorläufig  noch  bei  der  her- 
gebrachten Einrichtung  verblieb.  Beschwerden  des  Steuerpflichtigen  oder  der 
Steuerbehörde  gegen  die  Erkenntnisse  des  Schatzungsrats  sollten  von  einem 
Steuerschwurgericht,  welches  für  je  einen  Bezirk  von  30,000 — 60,000  Seelen 
aus  11  durch  unmittelbare  Wahl  aller  volljährigen  Staatsbürger  bestimmten 
Geschworenen  und  5  Ersatzmännern  zu  bilden  war  und  jährlich  einmal  unter 
dem  Vorsitz  des  (nicht  stimmberechtigten)  Oberamtsvorstandes  in  Wirksamkeit 
zu  treten  hatte,  endgültig  entschieden  werden.  Steuerdirektion  und  Finanz- 
ministerium sollten  also  fortan  mit  solchen  Reklamationen  nicht  mehr  befasst 
werden.  —  In  diesem  Gesetze  erblickto  man  den  Anfang  einer  wahrhaft  volks- 


')  Diese  Beamten  führen  seit  1876  den  Titel  „ Steuerkommissäre". 
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tümlichen  und  den  Grundsätzen  der  Gerechtigkeit  zugleich  entsprechenden 
Besteurung.  .Bewährt  sich  dasselbe,"  so  schrieb  der  Berichterstatter  der  zweiten 
Kammer,  „so  ist  die  Bahn  für  eine  gerechte  Besteuerung  aller  Staatsbürger 
gebrochen  und  damit  den  Beschwerden  der  Aermeren  gegen  die  Reicheren  ab- 
geholfen, zugleich  aber  auch  die  sicherste  Bürgschaft  für  den  Fortechritt  und 
die  Erhaltung  der  Staatsordnung  gegeben." 

Die  Schatzungsräte  wurden  sofort  auch  gebildet  und  in  Thätigkeit  ge- 
setzt, die  Steuerschwurgerichte  aber  nicht  ins  Leben  gerufen.  Ein  Gesetz  vom 
12.  Februar  1849 !)  brachte  die  Einrichtung  der  Steuerschwurgerichte  der  Ver- 
einfachung des  Wahlgeschäfts  halber  mit  dem  Vollzug  einer  damals  geplanten 
neuen  Verwaltungsorganisation  in  Verbindung,  welch  letztere  jedoch  nicht  ins 
Leben  trat. 

Einer  ruhigen  und  unbefangenen  Prüfung  konnten  auch  die  gegen  das 
Institut  der  Steuerschwurgerichte  in  der  beschriebenen  Gestalt  obwaltenden 
schweren  Bedenken  nicht  verborgen  bleiben.  Wäre  einerseits  die  Erledigung 
der  Steuerreklamationen  durch  die  Steuerschwurgerichte  eine  sehr  kostspielige 
und  schleppende  gewesen,  so  boten  dieselben  andererseits  auch  gar  keine  Gewähr 
richtiger  und  sachgemäßer  Entscheidungen,  da  bei  den  aus  einem  grösseren 
Bezirke  zusammengetretenen  Geschworenen  weder  das  zur  Entscheidung  wichtiger 
Steuerfragen  erforderliche,  eindringendere  Studium  der  Steuergesetzgebung',  noch 
auch  eine  nähere  Kenntnis  der  Erwerbs-,  Vermögens-  und  sonstigen  Verhältnisse 
der  Reklamanten  erwartet  werden  konnte.  An  Stelle  der  erwähnten  Gesetze 
von  1848  und  1849  erging  daher  das  Gesetz  vom  17.  März  1854,  die  Aufstellung 
der  Kataster  der  direkten  Steuern  betreffend'),  welches  nur  den  Schatzungsrat 
beibehielt.  Derselbe  besteht  aus  dem  Bürgermeister  als  Vorsitzenden  und  je 
nach  der  Seelenzahl  der  Gemeinde  aus  3  bis  14  Mitgliedern'),  welche  aus  der 
Zahl  der  zu  den  direkten  Steuern  veranlagten  Ortseinwohner  in  der  Art  zu 
entnehmen  sind,  dass  die  verschiedenen  Klassen  der  Steuerpflichtigen  thunlichst 
entsprechende  Vertretung  finden.  Die  Ernennung  geschieht,  da  die  Schatzungs- 
räte keineswegs  nur  im  örtlichen  Interesse,  sondern  vor  allem  für  die  Staats- 
gesamtheit thätig  sind,  nach  Vernehmung  des  Gemeinderats  und  des  Steuer- 
kommissärs durch  die  staatliche  Bezirksverwaltungsbehörde  jeweils  auf  die  Dauer 
von  6  Jahren.  Der  Steuerkommissär  hat  Sitz  und  —  was  ihm  das  Gesetz 
von  1848  vorenthalten  hatte  —  als  das  der  Steuergesetze  kundigste  Mitglied 
auch  Stimme  im  Schatzungsrat.  Dem  Schatzungsrat  ist  gemeinsam  mit  dem 
SteuerkommiB8är  die  Sorge  für  möglichst  vollständige  und  genaue  Aufstellung 
der  Kataster  übertragen;  er  hat  beim  jährlichen  Ab-  und  Zuschreiben  die  vom 
Steuerkommissär  gesammelten  Materialien,  insbesondere  die  Erklärungen,  Anträge 
und  Gesuche  der  Pflichtigen  in  betreff  ihrer  steuerlichen  Verhältnisse  zu  würdigen, 
nach  Bedürfnis  nähere  Aufschlüsse  von  den  Pflichtigen  zu  verlangen  oder  sonstige 
Erhebungen  zu  machen  und  hiernach  über  die  Steueranlagen  zu  beschliessen. 
Gegen  die  Entscheidungen  des  Schatzungsrat*  steht  sowohl  den  Pflichtigen  als 


')  Reg.-Bl.  Nr.  VI  S.  71. 
')  Reg.-Bl.  Nr.  XI  S.  19. 

*)  Die  Zahl  der  Schatzungsratsmitglieder,  ursprünglich  auf  7  beschränkt, 
wurde  durch  Gesetz  vom  16.  März  1880  vermehrt. 
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dem  Steuerkommissär  das  Recht  der  Beschwerde  an  die  Steuerdirektion  und 
das  Finanzministerium  zu;  enteren  ist  seit  dem  Gesetze  vom  5.  Oktober  1863 
über  die  Organisation  der  inneren  Verwaltung ')  gegen  die  Entscheidungen  der 
Steuerdirektion  zugleich  das  Recht  der  Klage  bei  dem  Verwaltungsgerichtshof 
gegeben.  Die  Arbeiten  der  Schatzungsräte  unterliegen  ausserdem  der  regel- 
mässigen Prüfung  durch  die  Steuerrevisionen,  welche  übrigens,  zuletzt  3  an 
der  Zahl,  neuestens  im  Interesse  einer  gleichmässigen  und  einheitlichen  Behand- 
lung des  Prüfungsgeschäfts  aufgehoben  und  durch  eine  der  Steuerdirektion 
beigegebene  Katasterkontrolle  ersetzt  worden  sind. 


III.  Revision  der  Gewerbsteuerordnmig.    Neukatastrierung  des 
landwirtschaftlichen  Geländes  und  der  Gebäude. 

Mit  der  Einführung  der  Kapitalsteuer  hatte  das  Ertragsteuersystem  seinen 
äusseren  Abschluss  gefunden,  der  jedoch  keineswegs  einen  Stillstand  der  gesetz- 
geberischen Thätigkeit  auf  diesem  Gebiete  bezeichnete.  Seit  dem  Inalebentreten 
der  älteren  Ertragsteuern  waren  nahezu  4  Jahrzehnte  verflossen,  und  in  diesem 
Zeitraum  hatten  sich  so  mannigfache  und  tiefeingreifende  Aenderungen  des 
wirtschaftlichen  Lebens  vollzogen,  dass  eine  Reform  jener  alten  Steuern  als  ein 
unabweisbares  Bedürfnis  erschien.  Diesem  Bedürfnis  suchte  die  Gesetzgebung' 
der  beiden  folgenden  Jahrzehnte  zu  genügen,  indem  sie  die  bestehenden  Ein- 
richtungen unter  Festhaltung  der  als  bewährt  erscheinenden  Grundlagen  zeit- 
gemäss  verbesserte. 

Die  Revision  der  Gewerbsteuerordnung  war  von  der  Regierung  schon  im 
Jahre  1847  in  Angriff  genommen  worden,  gelangte  jedoch  erst  im  Jahre  1854 
zum  Vollzug.  Die  Principien,  auf  welchen  die  Gewerbsteuerordnung  von  1815 
beruhte,  wurden  auch  jetzt  noch  für  richtig,  die  Gewerbsteuereinrichtungen  für 
einfach,  leicht  verständlich  und  nicht  belästigend  erachtet.  Dagegen  war  das 
Gewerbewesen  selbst  während  einer  langjährigen  und  gesegneten  Friedensepoche 
infolge  der  grossen  Fortschritte  der  Technik,  der  wachsenden  Ansammlung  des 
Kapitals  und  dessen  zunehmender  Mitwirkung  bei  der  Produktion,  dank  endlich 
der  Erleichterung  und  Entwicklung  des  Verkehrs  ein  anderes  geworden-  Ge- 
werbe, die  einst  in  schwunghaftem  Betriebe  gewesen,  hatten  abgenommen,  andere, 
die  sich  früher  auf  einer  unteren  Stufe  befunden  hatten,  waren  emporgekommen, 
neue  Gewerbszweige  waren  erstanden,  die  Grossindustrie  hatte  ihren  mächtigen 
Wettbewerb  mit  dem  Kleingewerbe  begonnen.  Vor  allem  galt  es  daher,  den 
veralteten  Tarif  umzuarbeiten  und  den  neuen  gewerblichen  Zuständen  anzupassen ; 
nebstdem  aber  waren  noch  verschiedene  andere  Gebrechen  und  Lücken  der  alten 
Gewerbsteuerordnung  zu  beseitigen.  Die  Zahl  der  Klassen  des  persönlichen 
Verdienstes  genügte  nicht  mehr,  da  der  höchste  Steueranschlag  des  persönlichen 
Verdienstes  mit  6000  fl.  beim  Grosshändler  und  Grossindustriellen  offenbar  zu 


')  Reg.-Bl.  Nr.  XLIV  S.  399.  Die  einschlägigen  Bestimmungen  dieses 
Gesetzes  sind  jetzt  ersetzt  durch  das  Gesetz  vom  14.  Juni  1884,  die  Verwaltungs- 
rechtspflege betreffend  (Ges.  u.  V.-Bl.  Nr.  XXI  S.  197). 
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niedrig  war  and  auch  zu  den  Klassensteuerkapitalien  in  keinem  billigen  Ver- 
hältnis stand;  die  Skala  wurde  deshalb  um  2  weitere  Klassen  (mit  den  Steuer- 
kapitalien von  7000  und  8000  fl.)  vermehrt.  Die  grössere  oder  geringere  Aus- 
dehnung des  Betriebs  wurde  durch  Erhöhung  der  Gehilfenzuschläge  auagiebiger 
berücksichtigt.  Ferner  wurde  auch  die  Möglichkeit  gewährt,  den  mannigfachen 
Umstanden,  welche  —  abgesehen  von  Betriebskapital  und  Gehilfenzahl  —  den 
Fortgang  eines  Geschäfts  zu  einem  vergleichsweise  mehr  oder  weniger  günstigen 
gestalten,  durch  Einreihung  in  eine  von  mehreren  im  Tarif  zugelassenen  Klassen 
oder  in  die  der  tarifmässig  bestimmten  Klasse  vorhergehende  oder  folgende 
Klasse  Rechnung  zu  tragen.  Die  bisher  durchweg  mit  500  fl.  Verdienstkapital 
besteuerten  Landwirte  endlich  wurden  in  der  1.,  3.  und  5.  Klasse,  d.  h.  mit 
500,  875  und  1750  fl.  Verdienstkapital  herangezogen,  je  nachdem  das  Grund- 
steuerkapital des  von  ihnen  bewirtschafteten  Areals  unter  10,000,  10,000  bis 
20,000  oder  über  20,000  fl.  betrug.  Dies  sind  die  wichtigeren  Aenderungen, 
welche  das  mit  dem  Steuerjahr  1855  in  Wirksamkeit  getretene  Gewerbsteuer- 
gesetz vom  23.  März  1854 l)  gebracht  hat. 

Vom  gleichen  Tage  datierte  das  Gesetz  Über  die  neue  Katastrierung  der 
Waldungen  und  Waldlasten'),  mit  welchem  die  Revision  des  Gnindsteuerkatasters 
eingeleitet  wurde.    Die  Preis-  und  Absatzverhältnisse  des  Holzes  hatten  sich 
seit  der  1.  Grundsteuereinschätzung  infolge  der  Erbauung  neuer  Strassen  und 
Holzabfuhrwege,  der  Zunahme  der  Bevölkerung  und  der  Gewerbe  derart  ver- 
ändert, dass  zwischen  Steueranschlag  und  Reinertrag  der  Waldungen  ein  offen- 
bares Missverständnis  bestand  und  die  Erneuerung  des  Waldsteuerkatasters 
zunächst  und  dringend  als  nötig  erschien.    Die  Vermessung  der  Waldungen 
war  bereits  durch  das  Forstgesetz  vom  15.  November  1833  angeordnet  und 
grösstenteils  vollzogen  worden.    Bei  der  durch  das  Gesetz  vom  23.  März  1854 
befohlenen  Neueinschätzung  bildet  nun  das  Fünfzehnfache  des  Wertes,  welchen 
der  bei  den  gegebenen  Holzarten  und  der  bestimmten  oder  üblichen  Betriebsweise 
und  Umtriebezeit  im  Durchschnitte  jährlich  auf  den  Morgen  kommende  Haubar- 
keitsertrag  auf  dem  Stocke  hat,  für  den  Morgen  Wald  den  Steueranschlag;  wo 
—  wie  bei  Hack-  und  Kopfholzwaldungen  —  neben  dem  Holze  gleichzeitig 
noch  ein  anderes,  zur  Hauptnutzung  gehöriges  Erzeugnis  erzielt  wird,  ist  noch 
der  25facbe  Betrag  des  jährlichen  Reinertrags  dieses  Erzeugnisses  beigeschlagen. 
Nebennutzungen  bleiben  ausser  Betracht;  bei  Festsetzung  des  normalen  Hau  bar- 
keiteertrags  wird  aber  angenommen,  dass  dergleichen  Nebennutzungen  nicht 
gewonnen  werden.    Durch  forstkundige  Schätzer  ist  der  normale  Haubarkeits- 
ertrag  im  ganzen  und,  was  hiervon  nach  der  üblichen  Weise  der  Aufbereitung 
auf  die  verschiedenen  Sortimente  entfällt,  zu  bemessen,  der  Preis  jeder  Holzart 
und  jedes  Sortiments  je  für  sämtliche  Waldungen  eines  Bezirks  mit  beiläufig 
gleichen  Holzabsatzverhältnissen  festzustellen  und  hieraus  der  Wert  des  Haubar- 
keitoertrags  zu  berechnen.    Hierbei  hat  der  Durchschnitt  zuverlässiger  Preise, 
welche  für  die  betreffenden  Holzarten  und  Sortimente  in  den  Jahren  1845  ,  46 
und  47.  1850,  51  und  52  aus  dem  im  Haubarkeitsalter  geschlagenen  Erwachse  von 
Waldungen  des  Bezirks  erzielt  wurden,  als  Grundlage  zu  dienen.    Bei  neuen 


l)  Reg.-Bl.  Nr.  XIV  S.  99. 
*)  Reg.-Bl.  Nr.  XII  S.  87. 
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Waldanlagen  ist  für  die  Dauer  der  ersten  20  Jahre  nach  der  Aufforstung  eine 
Emäaagung  des  Waldsteuerkapitals  zugestanden ').  Waldlasten,  insbesondere 
Holzabgaben,  die  kraft  einer  Dienstbarkeit  auf  dem  Walde  haften,  kommen, 
soweit  sie  nicht  durch  Gegenleistungen  des  Berechtigten  an  den  belasteten 
Waldeigentümer  ausgeglichen  sind,  im  25fachen  ihres  Jahresbetrags  am  Wald- 
steuerkapital in  Abzug  und  für  den  Bezugsberechtigten  in  Steueranlage.  Nach 
diesen  Grundsätzen  wurde  die  Neueinschätzung  der  Waldungen  alsbald  vorge- 
nommen und  mit  dem  1.  Januar  1856  in  Kraft  gesetzt  Das  Steuerkapital  der 
Waldungen  hob  sich  infolgedessen  von  29 '/i  auf  etwa  93  Va  Millionen  Gulden 
(159  V*  Millionen  Mark). 

Zur  Gewinnung  einer  festen  Grundlage  für  die  Totalerneuerung  des  Grund- 
steuerkatasters,  d.  h.  für  die  Neueinschätzung  des  landwirtschaftlichen  Geländes 
(nebstdem  auch  im  rechtspolizeilichen  Interesse  und  zur  Förderung  der  Landes- 
kultur) war  bereit«  durch  Gesetz  vom  26.  März  1852*)  die  stückweise  Vermessung 
nämtlicher  Liegenschaften  des  Grossherzogtums  angeordnet  worden.   Die  Vennes- 
sungsarbeiten  schritten  langsamer  vorwärts,  als  man  ursprünglich  vorausgesehen 
hatte,  indem  namentlich  die  Feststellung  der  Gemarkungs-,  Gewann-  und  Eigen- 
tumsgrenzen deren  Fortgang  verzögerte;  die  Beendigung  des  Vermessungswerks 
Hess  sich  demnach  erst  nach  Jahrzehnten  erwarten,  wie  dasselbe  denn  auch 
thateächlich  heute  erst  etwa  »/«  aNer  Gemarkungen  des  Landes  umfasst.  Unter 
diesen  Umständen  glaubte  die  Regierung,  nachdem  mit  der  Neukatastrierune 
tier  Waldungen  der  Anfang  gemacht  und  auch  ein  neues  Gewerbsteuerkataster 
hergestellt  worden  war,  auch  mit  der  Revision  des  Grundsteuerkatasters,  wenn 
dasselbe  nicht  nach  und  nach  völlig  unbrauchbar  werden  sollte,  nicht  länger 
zuwarten  zu  sollen.    Und  zwar  sollte  nach  ihrer  Ansicht  die  Neueinschä tzur.fr 
des  landwirtschaftlichen  Geländes  im  wesentlichen  nach  dem  Systeme  der  Grund- 
steuerordnung vom  20.  Juli  1810,  d.  h.  unter  Zugrundelegung  der  mittleren 
Kaufwerte  vollzogen  werden,  da  dieses  Verfahren  zuverlässiger  und  zugleich 
einfacher  und  minder  kostspielig  erschien,  als  die  dem  Irrtum  und  der  Willkür 
weiten  Spielraum  lassende  und  schwierige  Reinertragsschätzung.    In  letzterer 
Hinsicht  wurde  namentlich  auf  die  Verschiedenheit  der  über  die  Abschätzung 
des  Reinertrags  in  anderen  Staaten  bestehenden  Vorschriften  hingewiesen.  AU 
Normalperiode  für  Ermittlung  der  Dure  hschnittaku  ufpreise  wurden  die  beiden 
Decennien  1836/45  und  1846/55  vorgeschlagen;  hinter  das  Jahr  1836  sollte  nicht 
zurückgegangen  werden,  weil  der  mit  Beginn  dieses  Jahres  erfolgte  Anschluss 
Badens  an  den  Zollverein  mit  Eröffnung  eines  grossen  freien  Binnenmarktes  auf 
Ab-  und  Zufuhr  der  landwirtschaftlichen  Erzeugnisse  und  somit  auch  auf  den 
Preis  der  Ländereien  eingewirkt  haben  musste;  an  Stelle  der  Güterpreise  aus  dem 
2.  Jahrzehnt  (1846/55)  sollten  indessen,  wo  massenhafte  Auswanderungen  oder 
Zwangsvollstreckungen  die  Preise  gedrückt  hatten,  die  Preise  einer  gleichen 
Zahl  der  auf  1855  folgenden  Jahre  beigezogen  werden.    Der  in  diesem  Sinne 
ausgearbeitete  und  dem  Landtag  von  1857/58  vorgelegte  Gesetzentwurf  begegnete 
in  beiden  Kammern  lebhaftem  Widerspruch.    Die  Revisionsbedürftigkeit  des 


l)  Nach  Gesetz  vom  25.  März  1886  bleiben  künftig  neue  Waldanlagen 
20  Jahre  lang  von  der  Grundsteuer  ganz  befreit. 
»)  Reg.-Bl.  Nr.  XV  S.  106. 
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veralteten,  schon  von  Anfang  an  mangelhaft  gewesenen  Katasterwerks  wurde 
zwar  allseitig  anerkannt,  jedoch  hielten  die  Gegner  der  Vorlage  den  Zeitpunkt 
der  Revision  noch  nicht  für  gekommen  und  die  von  der  Regierung  vorgeschlagenen 
Grundsätze  der  Einschätzung  nicht  für  die  richtigen.  Für  Verschiebung  der 
Neueinschätzung  wurde  geltend  gemacht:  Ohne  vorgängige  Vermessung  werde, 
wie  die  Regierung  selbst  bei  Vorlage  des  Gesetzentwurfs  über  die  Kataster- 
vermessung anerkannt  habe,  die  Revision  Stückwerk  bleiben  und  ihrem  Zwecke 
nur  mangelhaft  entsprechen;  wenn  in  den  Steuerdistrikten,  wo  die  Vermessung 
vollendet  sei,  die  Steueranlage  nach  dem  Vermessungsergebnis,  im  übrigen  aber 
nach  dem  geschätzten  Flächenmass  erfolge,  so  werde  damit  eine  neue  Un- 
gleichheit eingeführt;  die  im  Entwurf  vorgesehene  spätere  Umrechnung  der 
Steuerkapitalien  in  den  letzteren  Steuerdistrikten  nach  den  Vermessungsergeb- 
nissen  verursache  doppelte  Arbeit  und  Kosten ;  auch  die  noch  im  Gang  befindliche 
Ablösung  zahlreicher  Grundlasten  (Zehnten,  Lehengefälle  etc.)  spreche  für  den 
Aufschub,  durch  welchen  die  Einschätzung  der  mittlerweise  abgelösten  Be- 
rechtigungen erspart  würde.  Im  Betrieb  der  Landwirtschaft  vollziehe  sich  zur 
Zeit  ein  beträchtlicher  Umschwung,  indem  in  einzelnen  Landesteilen  der  Ertrag 
durch  Heissige  Bearbeitung  und  Düngung,  zweckmässigen  Fruchtwechsel.  Handels- 
gewächsbau namhaft  gesteigert,  in  anderen  Gegenden  aber  man  in  dieser  Hinsicht 
noch  zurückgeblieben  sei;  auch  der  Ausbau  des  Eisenbahn-  und  Straßennetzes, 
welche»  ja  eine  bedeutende  Steigerung  der  Güterpreise  in  den  dem  Verkehr  neu 
erschlossenen  Gegenden  zur  Folge  habe,  sei  noch  nicht  vollendet ;  den  empfind- 
lichsten Mängeln  des  alten  Katasters  endlich  könne  durch  eine  partielle  Revision 
abgeholfen  werden.  Mit  guten  Gründen  wurde  sodann  bestritten,  dass  die 
Bildung  der  Steueranschläge  nach  den  mittleren  Kaufwerten  bessere  und  zuver- 
lässigere Resultate  verspreche,  als  die  Reinertragsschätzung.  Der  Kaufpreis  der 
(»rundstücke  richte  sich  im  allgemeinen  keineswegs  bloss  nach  deren  Ertrags- 
fähigkeit, sondern  sei  noch  von  zahlreichen  sonstigen,  auf  das  Verhältnis  zwischen 
Angebot  und  Nachfrage  einwirkenden  Umständen  abhängig.  So  sei  für  die 
Preisbildung  von  wesentlichem  Kinfluss,  ob  die  Bevölkerungszahl  einer  Gemeinde 
im  Vergleich  zum  Gemarkungsumfang  gross  oder  klein  sei,  ob  die  Güter  sieh 
zum  grösseren  Teile  in  fester  Hand  —  in  staatlichem,  Standes-  oder  grand- 
herrlichem,  Stiftungsbesitz  etc  —  befinden  oder  nicht,  ob  die  Güter  zerstückelt 
seien  oder  vorzugsweise  grössere  und  geschlossene  Hofgtiter  vorkommen,  ob  die 
Bewohner  einer  Gemeinde  wohlhabend .  sparsam  und  auf  Vermehrung  ihres 
Grundbesitzes  bedacht  oder  ob  sie  weniger  bemittelt  und  schlechte  Haushälter 
seien,  welche  weder  Kraft  noch  Lust  zum  Kaufen  haben  und  darum  den  Preis 
nicht  steigern  u.  s.  f.  Vielfach  rechne  auch  der  Landwirt  beim  Ankauf  eines 
Grundstücks  gar  nicht  danach,  welche  Rente  es  ihm  trage;  bedürfe  er  desselben 
zur  Arrondierung  seines  Besitztums  oder  zur  Ausführung  einer  Kulturanlage 
oder  zur  Gewinnung  eines  Weges,  so  biete  er  ebensoviel,  als  seine  Mittel  oder 
fein  Kredit  ihm  erlauben.  Um  sodann  den  mittleren  Kaufwert  per  Morgen  aus 
den  Güterpreisen  einer  bestimmten  Zeitperiode  zu  bilden,  sei  doch  vor  allem 
nötig,  dass  der  wahre  Flächengehalt  der  verkauften  Güter  feststehe;  dies  sei 
aber  bei  allen  noch  nicht  vermessenen  Grundstücken  nicht  der  Fall,  da  die 
Massangaben  in  den  Grund-  und  Lagerbüchern  notorisch  unzuverlässig  seien. 
Wenn  ferner,  wie  der  Entwurf  vorsehe,  abnorme  Kaufpreise,  d.  h.  solche,  welche 
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unter  dem  Einfluss  besonderer  Bedingungen  und  Umstände  zustande  gekommen 
sind,  zunächst  zu  berichtigen  seien,  so  werde  eben  hierdurch  gleichfalls  dem 
willkürlichen  Ermessen  ein  weiter  Spielraum  eröffnet  —  denn  wer  wollte  z.  B. 
entscheiden,  welchen  Einfluss  die  mehr  oder  weniger  lästigen  Kaufbedin- 
gungen auf  den  Kaufpreis  geäussert  haben  —  und  müsse  die  Konstatierung 
der  mittleren  Kaufwerte  sich  zu  einer  höchst  schwierigen  Arbeit  gestalten,  welche 
zu  einem  richtigen  Ergebnis  nicht  hinleiten  könne.  U eberall  anderwärts,  ins- 
besondere auch  in  den  Nachbarstaaten  beruhe  die  Besteuerung  des  Grund  und 
Bodens  auf  der  Grundlage  der  Reinertragsschätzung;  das  gleiche  Verfahren 
müsse,  wie  dort,  so  auch  bei  uns  ausführbar  sein  und  habe  ja  auch  bei  den 
Waldungen  bereits  Anwendung  gefunden.  Dass  aber  die  Besteuerung  der  Güter 
sich  auf  deren  wirkliche  Ertrags!  ahigkeit  gründe,  sei  von  der  höchsten  Be- 
deutung, da  die  Grundsteuer  den  grössten  Beitrag  zur  Bestreitung  des  Staats- 
und Gemeindeaufwands  zu  liefern  habe.  —  Diesen  Ausführungen  wurde  anderer- 
seits entgegengehalten :  Die  Hauptgebrechen  des  dermaligen  Grundsteuerkatasters 
seien  im  wesentlichen  darin  zu  finden,  dass  bei  der  Klassifikation  und  Taxation 
vielfach  die  Güter  unter  sich  wie  zu  den  Nachbargemeinden  nicht  ins  richtige 
Verhältnis  gesetzt,  dass  das  Gelände  der  Hochebenen  und  Gebirgsgegenden  im 
Vergleich  zu  den  fruchtbareren  Feldern  der  Niederungen  und  ebenso  im  allge- 
meinen die  Weinberge  zu  hoch  eingeschätzt,  dass  die  vielen  seit  der  1.  Ein- 
schätzung vollzogenen  Kulturveränderungen  teils  gar  nicht,  teils  nur  unvollkommen 
berücksichtigt,  endlich  dass  bei  der  ursprünglichen  Aufnahme  des  Flächengehalts, 
namentlich  wo  sie  auf  blosser  Schätzung  beruhe,  viele  und  gröbliche  Fehler 
begangen  worden  seien.  Diesen  Mängeln  könne  schon  vor  Vollendung  der 
Landesvermessung  abgeholfen  werden,  und  dass  es  baldigst  geschehe,  sei  ein 
Gebot  der  Gerechtigkeit.  Man  sei  nicht  Herr  der  Zukunft,  wisse  nicht,  welche 
neue  Hindernisse  im  Lauf  der  nächsten  20  Jahre  sich  dem  Reformwerk  entgegen- 
stellen könnten ;  die  Vertagung  des  Gesetzentwurfs  würde  somit  eine  Verewigung 
des  Unrechts  bedeuten.  Uebrigens  behalte  ja  auch  der  Entwurf  den  Besitzern 
noch  nicht  vermessener  Grundstücke,  welche  sich  durch  die  Flächenabschätzung 
für  beschwert  erachten,  vor,  ihre  Grundstücke  vermessen  zu  lassen.  Die 
Beinertragsschätzung  erscheine  zwar  als  der  naturgemässeste  und  einfachste 
Weg,  den  Reinertrag  zu  finden,  sei  jedoch  bei  der  praktischen  Durchführung 
mit  den  grössten  Schwierigkeiten  verbunden;  seien  solche  schon  bei  der  Schätzung 
des  Rohertrags  vorhanden  —  da  es  sich  z.  B.  nicht  darum  handle,  den  Ertrag 
eine«  mit  Winterfrucht  bestellten  Ackers  in  dem  gegebenen  Jahre,  sondern  den 
mittleren  Ertrag  einer  Reihe  von  Jahren  zu  finden  —  so  erweise  sich  die  Be- 
messung des  Kulturaufwands  noch  weit  schwieriger,  und  so  habe  es  sich  denn 
bei  den  Reinertragsschätzungen,  wo  solche  nach  der  Grundsteuerordnung  als 
letztes  Auskunftsmittel  stattgefunden  hätten,  häufig  ergeben,  dass  der  ermittelte 
Aufwand  höher  ab  der  Rohertrag  des  Gutes  gewesen,  also  ein  negativer  Ertrag 
herausgekommen  sei.  Auch  die  Erfahrungen  anderer  Länder  stünden  hiermit 
im  Einklang,  indem  man  z.  B.  in  Frankreich  trotz  musterhafter  Verordnungen 
und  Instruktionen  und  ebenso  auch  in  Württemberg  mit  den  Ergebnissen  der 
Reinert ragsBchätzung  keineswegs  zufrieden  sei.  Das  Beispiel  der  Waldein- 
schätzung sei  unzutreffend,  da  man  bei  den  Waldungen  gar  keine  Kaufpreise 
gehabt  habe  und  der  nachhaltige  Rohertrag  an  Holz  weit  einfacher  und  leichter 

77» 


Digitized  by  Google 


Die  direkten  Steuern  im  GrosaherBOgtum  Baden.  325 

zu  schätzen  sei,  als  die  bunte  Verschiedenheit  des  landwirtschaftlichen  Gelände- 
ertrags. Die  Annahme,  dass  der  Durchschnittskaufpreis  sich  gleich  stelle  mit 
dem  kapitalisierten  Reinertrag,  sei  im  allgemeinen  jedenfalls  richtig;  wer  ein 
Kapital  in  Grund  und  Boden  anlege,  wolle  ein  Einkommen  daraus  ziehen,  das 
dem  Zins  des  Kapitals  bei  anderweiter  Anlage  beiläufig  entspreche ;  nach  diesem 
Grundsatz  verfahre  auch  die  Mehrzahl  unserer  Landwirte  bei  Gütererwerbungen, 
wenn  auch  vereinzelt  da  und  dort  noch  andere  Momente  bestimmend  sein 
möchten.  Abnormitäten  der  Kaufpreise  würden  sich,  soweit  sie  sich  der  Be- 
richtigung entziehen,  in  einer  20jährigen  Periode  gegenseitig  ausgleichen.  — 
Nach  eingehender  Verhandlung  all  dieser  Gründe  für  und  wider  erhielt  schliess- 
lich der  Entwurf,  für  welchen  die  Regierung  mit  Nachdruck  eingetreten  war, 
mit  unwesentlichen  Abänderungen  die  Zustimmung  der  Mehrheit  beider  Kammern 
und  wurde  als  Gesetz  vom  7.  Mai  1858,  die  neue  Katastrierung  alles  landwirt- 
schaftlichen Geländes  im  Grossherzogtum  betreffend,  verkündet1).  Als  Normal- 
periode waren  statt  der  im  Regierungsentwurf  vorgeschlagenen  2  Jahrzehnte 
1836/45  und  1846/55  die  Jahre  1828  bis  mit  1847  angenommen  worden,  da  man 
einerseits  die  Kaufpreise  von  1848/49  wegen  der  in  diesen  Jahren  vorgefallenen 
ausserordentlichen  Ereignisse  für  fraglichen  Zweck  nicht  für  brauchbar  hielt, 
andererseits  aber  kein  Bedenken  trug,  hinter  den  Zollvereinsanschluss  zurück- 
zugehen, indem  in  den  rückwärts  liegenden  Jahren  die  Güterpreise  nach  den 
gemachten  Erhebungen  in  gutem  mittleren  Werte  gestanden  hatten.  Im  übrigen 
weicht  das  Gesetz  von  den  Prinzipien  der  Grundsteuerordnung  von  1810  nur 
wenig  ab.  Während  letztere  in  Ermangelung  eines  allgemeinen  Landesinasses 
(welche«  erst  nachher  eingeführt  wurde)  überall  das  »jeden  Orts  herkömmliche 
Flächenmass"  zu  Grunde  gelegt  wissen  wollte,  schrieb  das  neue  Gesetz  vor,  dass 
der  Bildung  des  Steuerkapitals  jedes  einzelnen  Grundstücks  die  Bestimmung 
seines  Flächeninhalts  im  allgemeinen  Landesmasse  voranzugehen  habe ;  übrigens 
waren  schon  seit  1.  Juli  1829  alle  Flächenbestimmungen  nur  in  letzterem  erfolgt. 
Der  Flächengehalt  war  nach  dem  Ergebnis  der  Katastervermessung,  wo  solche 
noch  nicht  vorgenommen  war,  nach  dem  Ergebnis  einer  etwa  vorhandenen 
anderweiten  glaubwürdigen  Vermessung  (unter  Verwandlung  der  hier  verzeich- 
neten Massangaben  in  das  Landesmaes),  eventuell  endlich  durch  Schätzung  zu 
bestimmen,  wobei,  wie  bereits  bemerkt,  dem  Grundeigentümer,  der  sich  dnrch 
die  Schätzung  für  beschwert  erachtete,  unbenommen  blieb,  seine  Grundstücke 
vermessen  und  das  Massergebnis  an  die  Stellen  der  abgeschätzten  Flächengrösse 
treten  zu  lassen.  —  Das  Kataster  sollte  sich  insofern  etwas  beweglicher  gestalten, 
als  alle  bleibenden  Kulturveränderungen  künftig  zu  berücksichtigen  waren;  die 
durch  eine  Beurbarung  oder  Kulturveränderung  bedingte  Neubildung  oder  Er- 
höhung eines  Steuerkapitals  soll  jedoch,  wenn  hiemit  ein  mehr  als  gewöhnlicher 
Kulturaufwand  verbunden  war,  erst  nach  Ablauf  von  5  Jahren  wirksam  werden. 
Die  Einschätzung  war  unter  Leitung  einer  der  Oberaufsicht  des  Finanzministeriums 
unterstellten  Ministerialkommission  durch  die  Steuerkommissäre  und  die  ihnen 
für  jeden  Steuerdistrikt  beigegebenen  vier  beeidigten  Schätzer  (2  in  der  Gemeinde 
wohnende  und  2  auswärtige  Landwirte)  vorzunehmen;  dem  Zwecke,  eine  mög- 
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liehst  gleichmäßige  und  gerechte  Sachbehandlung,  nicht  nur  innerhalb  der 
einzelnen  Gemarkung,  sondern  von  Gemarkung  zu  Gemarkung,  von  Bezirk  zu 
Bezirk  und  überhaupt  im  ganzen  Lande  herbeizuführen,  diente  ein  umständlich 
geregeltes  Verfahren,  insbesondere  auch  die  Prüfung  der  Kinschätzungoperate 
je  für  eine  grössere  Anzahl  von  Steuerdistrikten  durch  von  höheren  Ver- 
waltungsbeamten geleitete  Revisionsversammlungen.  Die  Kosten  der  Einschätzung 
(welche  nach  der  Grundsteuerordnung  teilweise  den  Gemeinden  und  sonstigen 
Gemarkungsinhabern  zur  Last  geblieben  waren)  hatte  —  mit  Ausnahme  der 
durch  unbegründete  Beschwerden  veranlassten  —  die  Staatskasse  zu  tragen,  die 
Steuererhebung  auf  Grund  des  neuen  Katasters  in  allen  Steuerdistrikten  gleich- 
zeitig zu  beginnen. 

Mit  dem  Vollzug  des  Gesetzes  vom  7.  Mai  1858  wurde  erst  im  Jahre  1861 
begonnen:  die  Vorbereitungsarbeiten,  von  welchen  insbesondere  die  Sammlung, 
Prüfung  und  Berichtigung  der  Güterkaufpreise  aus  der  Normalperiode  sich  als 
sehr  zeitraubend  erwies,  dehnten  sich  jedoch  in  die  Länge,  erlitten  auch  eine 
Unterbrechung  im  Jahre  1866,  so  dass  das  eigentliche  Einschätzungswerk  erst 
im  Jahre  1867  —  also  beiläufig  40  Jahre  nach  Beginn  der  Nonnalperiode !  — 
in  Angriff  genommen  werden  konnte. 

An  die  Revision  des  Grundsteuerkatasters  musste  sich  eine  solche  des 
Häusersteuerkatasters  notwendigerweise  anschliessen,  da  es  nicht  angehen  konnte, 
die  Steuer  von  Grundstücken  nach  Anschlägen  aus  der  neueren  Zeit,  jene  von 
Gebäuden  nach  Anschlägen,  die  vor  einem  halben  Jahrhundert  gebildet  worden 
waren,  zu  erheben.  Die  Regierung  hatte  zwar  die  Neueinschätzung  der  Gebäude 
für  minder  dringlich  und  deren  Verschiebung  wegen  der  mit  dem  Ausbau  des 
Eisenbahn-  und  Strassennetzes  verbundenen  fortwährenden  Aenderungen  der 
Gebäudewerte  für  ratsam  erachtet.  Nachdem  jedoch  im  Jahre  1862  die  2.  Kammer 
den  Wunsch  zu  Protokoll  erklärt  hatte,  „es  wolle  ein  Gesetzentwurf  über  Ein- 
schätzung der  Gebäude  derart  vorbereitet  werden,  dass  der  Beizug  der  ermittelten 
Grund-  und  Häusersteuerkapitalien  gleichzeitig  stattfinde,"  wurde  auf  dem 
Landtag  von  1865/66  das  Gesetz  vom  26.  Mai  1866  über  die  neue  Katastrierung 
.  der  Gebäude  im  Grossherzogtum ')  vereinbart ,  welches  von  der  alten  Häuser- 
steuerordnung  samt  Nachträgen  enthält,  was  noch  brauchbar  erschien,  im  übrigen 
in  Anordnung  und  Fassung  sich  möglichst  dem  Grundsteuergesetz  von  1858 
anschliesst.  An  dem  mittleren  Kaufwert  als  Basis  der  Besteuerung  wurde  auch 
hier  festgehalten ;  gegen  die  Einschätzung  nach  mittleren  M  i  e  t-  oder  N  u  t  z  u  n  g  s- 
werten  sprach  nach  Inhalt  der  Motive  schon  der  Umstand,  dass  die  Mietzinse 
nicht  vollständig  reiner  Ertrag  sind,  sondern  zugleich  eine  Vergütung  für  Unter- 
haltung und  Abnützung  der  Gebäude  und  für  andere,  vom  Mieter  nicht  zu 
tragende  Lasten  enthalten,  dass  ferner  auf  dem  Lande  Vermietungen  überhaupt 
nnr  selten  stattfinden  und  selbst  in  den  Städten  die  Ermittelung  der  Mietzinse 
beim  Mangel  glaubwürdiger  Nachweisungen  eine  unsichere  ist.  —  Für  die  Fest- 
stellung der  mittleren  Kaufwerte  sollten  die  Kaufpreise  von  1853  bis  mit  1862 
massgebend  sein.  Die  Massstäbe  für  die  Einschätzung  derselben  Preisperiode 
zu  entnehmeu,  wie  bei  den  Grundstücken,  hielt  man  nicht  für  geboten,  weil 
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die  Höhe  der  Grund-  und  Häuserrente  von  ganz  verschiedenen  Verhältnissen 
abhänge  und  deshalb  schon  zur  selben  Zeit  die  Güterpreise  hoch,  die  Häuser- 
preise niedrig  gewesen  seien;  andrerseits  empfahl  es  sich  durchaus,  eine  der 
Einschätzung  möglichst  naheliegende  Periode  zu  wählen,  da  die  auf  die  Ge- 
bäudekaufpreise einwirkenden  Verhältnisse  nur,  wenn  die  Käufe  in  nicht  zu 
entfernter  Vergangenheit  stattgefunden  hatten,  gehörig  ermittelt  und  gewürdigt 
werden  konnten.  Das  Gesetz  bestimmt  des  weiteren:  Für  jedes  Gebäude,  welches 
in  der  Normalperiode  veräussert  worden  ist,  gilt  der  damals  erzielte  Kaufpreis  — 
bei  mehrfacher  Veräusserung  der  Durchschnitt  der  Preise  —  vorbehaltlich  etwaiger 
Berichtigung  ab  dessen  mittlerer  Kaufwert.  Berichtigung  hat  einzutreten  bei 
abnormen  (d.  h.  durch  besondere  Verhältnisse  oder  Vertragsbedingungen  unver- 
kennbar beeinflussten)  Preisen,  ferner  wenn  seit  der  Veräusserung  bauliche 
Veränderungen  vorgenommen  oder  sonstige,  den  Wert  erheblich  beeinflussende 
äussere  Umstände  eingetreten,  endlich  wenn  Gebäude  mit  sonstigem  Gelände 
oder  mit  Mobilien  in  einer  Bauschsumme  veräussert  worden  sind.  Auch  wenn 
die  Häuserkaufpreise  eines  Ortes  innerhalb  der  Normalperiode  infolge  allgemeiner 
Verhältnisse  bedeutend  gestiegen  oder  gesunken  sind,  hat  eine  entsprechende 
Ausgleichung  einzutreten.  Ergibt  sich,  dass  die  aus  der  Periode  von  1853/62 
erhobenen  mittleren  Kaufwerte  eines  Steuerdistrikts  um  mindestens  5  Prozent 
höher  sind,  als  jene  der  Periode  von  1838/47,  so  sollen  —  (um  die  grundsätzlich 
gleichstarke  Belastung  des  Reinertrags  aus  Grundstücken  und  aus  Gebäuden  zu 
erreichen)  —  erstere  in  entsprechendem  Verhältnis,  jedoch  höchstens  um  25  Pro- 
zent ermässigt  werden.  Die  während  der  Normalperiode  veräusserten  Gebäude 
bilden  mit  ihren  hiernach  gefundenen  Kaufwerten  die  Muster  für  die  Einschätzung 
der  übrigen  Gebäude  des  Steuerdistrikts ;  fehlt  es  an  einer  hinreichenden  Anzahl 
solcher  Musterkauf  werte,  so  sind  die  Preise  eines  hinsichtlich  der  Häuserpreise 
ähnliche  Verhältnisse  aufweisenden  Nachbarortes  zu  Hilfe  zu  nehmen  und,  wenn 
auch  dies  nicht  thunlich,  die  Kaufwerte  vermittelst  Schätzung  des  Gebrauch- 
werts der  Gebäude  —  (während  im  letzteren  Falle  die  Häusersteuerordnung 
von  1810  die  Taxation  des  Bau  wertes  verlangt  hatte)  —  festzustellen.  Jedes 
Gebäude  erhält  mit  der  zugehörigen  Hofraithe  nebst  dabeiliegenden  Plätzen 
und  Gartenanlagen  von  nicht  über  10  Quadratruthen  (=  90  Quadratmeter) 
Flächengrösse,  sowie  mit  den  sonstigen  Zugehörden  (Nebengebäuden)  zusammen 
ein  Steuerkapital,  weil  die  Kaufpreise,  auf  welche  der  Steueranschlag  sich 
gründet,  regelmässig  für  das  Hauptgebäude  samt  Zugehörden  gelten ;  wenn 
also  Nebengebäude  vom  Hauptgebäude  getrennt  werden,  so  hat  eine  neue  Ab- 
schätzung stattzufinden.  Ebenso  bei  allen  den  Wert  der  Gebäude  beeinflussenden 
Veränderungen  ihres  Zweckes  oder  Bestandes.  Eine  Richtigstellung  der  Häuser- 
steueranschläge  hat  —  abgesehen  von  sonstigen  Fehlenerbesserungen  —  ferner 
zu  erfolgen,  wenn  äussere  Verhältnisse,  welche  nach  der  Neueinschätzung  ein- 
getreten sind  (wie  z.  B.  Eisenbahn-  und  Strassenanlagen,  Errichtung  oder  Ent- 
fernung öffentlicher  Anstalten,  Garnisonen  etc.),  den  Wert  der  Gebäude  in  einer 
Gemeinde  durchweg  oder  teilweise  um  wenigstens  20  Prozent  bleibend  erhöht 
oder  vermindert  haben. 

Die  Leitung  der  Neueinschätzung  wurde  gleichfalls  der  für  den  Vollzug 
der  Grundsteuereinschätzung  gebildeten  Ministerialkommission  übertragen.  — 
Der  Vollzug  des  Gesetzes  nahm,  da  das  verwendbare  Personal  zunächst  noch 
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vollauf  durch  die  neue  Katastrierung  des  landwirtschaftlichen  Geländes  in  An- 
:  sprach  genommen  war,  erst  im  Jahre  1872  seinen  Anfang.  Das  schwierige  und 
I  mühevolle  Werk  dieser  doppelten  Neueinscbätzung  wurde  bis  Ende  1875  vollendet; 
das  Gesamtergebnis  war  folgendes: 

Zur  Grundsteuer  waren  —  einschliesslich  der  bereits  nach  dem  Gesetz 
vom  23.  März  1854  neueingeschätzten  Waldungen  —  katastriert  4,862,768  Grund- 
stücke, enthalten  in  493,104  Grundsteuerzetteln  (d.  h.  Verzeichnissen  der  je 
einem  Besitzer  in  einer  Gemarkung  gehörigen  Güter),  mit  einem  Gesamt- 
grundsteuerkapital  von  1,461,352,337  Mark  gegenüber  einem  Gesamtgrunds teuer- 
kapital des  alten  (1875er)  Katasters  von  987,382,550  Mark.  Die  Zunahme  des 
Grundsteuerkapitals  betrug  somit  im  gesamten  48  Prozent,  —  bei  Ausscheidung 
des  Waldsteuerkapitals  im  Betrag  von  1597t  Millionen  Mark  von  den  Gesamt- 
summen der  Grundsteuerkapitalien  57,2  Prozent. 

Das  neue  Gebäudesteuerkapital  umfasste  217,292  Gebäude  bezw.  Gebäude- 
komplexe  (einschliesslich  von  6492  ganz  und  2835  teilweise  steuerfreien)  und 
betrug  697,940,000  Mark  gegenüber  403,508,530  Mark  des  alten  Katasters.  Es 
ergab  sich  somit  eine  Zunahme  des  Häusersteuerkapitals  von  nahezu  73  Prozent. 
Hinter  den  Gebäudeversicherungsanschlägen  (welche  den  Wert  des  Bauplatzes 
und  der  Hofraithe,  sowie  der  durch  Feuer  nicht  zerstörbaren  Gebäudeteile  nicht 
enthalten)  blieb  dasselbe  gleichwohl  noch  um  nahezu  60  Prozent  zurück.  Bei- 
nahe ein  Drittel  des  ganzen  neuen  Gebäudesteuerkapitals  entfiel  auf  die  13  Städte 
des  Landes  mit  über  6000  Einwohnern,  in  welchen  sich  durchschnittlich  eine 
Zunahme  von  115  Prozent  ergab.  Die  Gesamtkosten  des  Einschätzungswerks 
beliefen  sich  von  1862  bis  Ende  1875  auf  rund  l1/*  Mill.  Gulden.  Die  Steuer- 
erhebung nach  den  neuen  Katastern  begann  mit  dem  Jahre  1877.  Und  zwar 
wurde  der  Steuerfuss  für  die  Grund-  und  Häusersteuerkapitalien  samt  den 
Waldkapitalien  von  26  kr.  für  100  fl.  (oder  44  Pf.  von  100  M.)  auf  den  gleichen 
Satz  von  28  Pf.  für  100  M.  Steuerkapital  ermässigt  Der  Steuerertrag  er- 
höhte sich  hierbei  (infolge  der  Aufrundung  des  Steuersatzes)  um  etwas  Über 
100,000  Mark. 


IV.  Reformen  der  70er  Jahre.    Einkommensteuerprojekt  von  1873. 

Kapitalrenten-  und  Erwerbsteuer. 

Noch  ehe  die  Neukatastrierung  des  landwirtschaftlichen  Geländes  und 
der  Uehäude  zum  Abschluss  gekommen  war,  ergab  sich  die  Notwendigkeit, 
anderweitige  Reformen  auf  dem  Gebiete  der  direkten  Besteuerung  anzubahnen. 
In  weiten  Kreisen  der  Grundbesitzer  hatte  der  Fortgang  der  Geländeeinschätzung 
die  lebhafte  Besorgnis  hervorgerufen,  dass  die  hiermit  verbundene  Erhöhung 
der  Grundsteuerkapitalien  trotz  der  gegenteiligen  Zusagen  der  Regierung  eine 
Mehrbelastung  des  Grundbesitzes  zur  Folge  haben  werde ;  ja,  es  fehlte  nicht  an 
einer  von  einflussreichen  Persönlichkeiten  geleiteten  Agitation,  welche  darauf 
abzielte,  das  ganze  schwierige  und  kostspielige  Werk  überhaupt  in  Frage  zu 
stellen.  Im  allgemeinen  erreichten  zwar  die  auf  der  Basis  der  Durchschnitts- 
kaufpreise von  1828/49  gewonnenen  Steueranschlage  die  Kaufpreise  der  Gegen- 
wart nicht;  um  so  lauter  Hessen  sich  aber  die  Klagen  da  vernehmen,  wo  dav, 
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umgekehrte  Verhältnis  stattfand,  weil  entweder  die  Bewegung  der  Güterpreise 
eine  rückläufige  gewesen,  oder  vielleicht  fehlerhaft  eingeschätzt  worden  war. 
Ferner  kam  in  Betracht,  dass  mit  der  steigenden  Tendenz  der  Güterpreise  die 
Rentabilität  des  landwirtschaftlichen  Betriebes  keineswegs  gleichen  Schritt  ge- 
halten hatte.  Infolge  der  mehr  und  mehr  bedrohlichen  Auslandskonkurrenz 
waren  trotz  des  fortwährend  sinkenden  Geldwerts  die  Getreidepreise  in  den 
letzten  Jahrzehnten  ziemlich  stabil  geblieben,  während  andererseits  die  Er- 
zeugungskosten durchweg,  insbesondere  auch  die  Löhne  der  landwirtschaftlichen 
Hilfsarbeiter  namhaft  gestiegen  waren ;  die  Grundrente  war,  wenn  nicht  zurück- 
gegangen, doch  keinesfalls  in  irgend  bemerkbarer  Weise  fortgeschritten.  Man 
behauptete  daher  nicht  nur,  dass  die  neue  Einschätzung  in  ihren  Ergebnissen 
ungleichmassig  und,  weil  auf  veralteter  Basis  beruhend,  vielfach  unzutreffend, 
sondern  auch,  dass  überhaupt  der  Reinertrag  der  Grundstücke  durch  die 
Grundsteuer  im  üebermass  belastet  sei. 

Die  mit  der  gedrückten  Lage  der  Landwirtschaft  Hand  in  Hand  gehende, 
zunehmende  Verschuldung  des  ländlichen  Grundbesitzes  musste  notwendigerweise 
dazu  beitragen,  die  Härten  des  bestehenden  Ertragsteuersystems  empfindlich  zu 
steigern.  Mochte  auch  in  unwiderleglicher  Weise  dargethan  werden,  dass  der 
Schuldenabzug  bei  den  Ertragsteuern  sich  aus  theoretischen  und  praktischen 
Gründen  verbiete,  dass  derselbe  die  Verflüchtigung  eines  grossen  Teils  aller 
Steuerkapitalien  zur  Folge  haben  werde;  war  es  auch  richtig,  dass  dem  bei  der 
Kapitalsteuer  ausnahmsweise  stattfindenden  Schuldenabzug,  da  der  Kapitalist 
höchstens  in  vorübergehender  Weise  mit  Schulden  belastet  zu  sein  pflegt,  eine 
irgend  erhebliche  finanzielle  Bedeutung  nicht  beigemessen  werden  konnte:  zu 
leugnen  war  doch  nicht,  dass  die  Nichtberücksichtigung  der  Schulden  den 
Grundsatz  der  Besteuerung  nach  der  wirtschaftlichen  Leistungsfähigkeit  in 
flagranter  Weise  verletzte,  und  das  Gefühl  der  Steuerüberbürdung  blieb  darum 
den  verschuldeten  Grundbesitzern  und  zwar  in  den  Städten  nicht  minder  wie 
auf  dem  Lande. 

Zur  Verschärfung  dieses  Missbehagens  trug  auch  der  damalige  Zustand 
der  Gemeindesteuergesetzgebung  und  die  Finanzlage  der  grösseren  Stadt- 
gemeinden wesentlich  bei.  Das  Gemeindesteuerwesen  steht  im  Grossherzogtum 
Baden  hergebrachtermasseii  in  engster  Verbindung  mit  der  staatlichen  Be- 
steuerung, indem  das  Staatssteuerkataster  eines  jeden  Ortes  auch  für  die  Um- 
legung des  durch  direkte  Abgaben  zu  deckenden  Gemeindeaufwands  als  Grund-  ' 
läge  dient.  In  das  Gemeindebesteuerungssystem  waren  jedoch  nach  der  damaligen 
Gemeindeordnung  nur  die  Grund-,  Häuser-  und  Gewerbsteuerkapitalien,  die  ur- 
sprünglich alleinigen  Objekte  der  staatlichen  Besteuerung,  aufgenommen,  nur 
zur  Bestreitung  des  Armeeaufwandes  waren  durch  das  Gesetz  vom  5.  Mai  1870 
über  die  öffentliche  Armeepflege  auch  die  Klassen-  und  Kapitalsteuerkapitalien 
herangezogen  worden.  In  den  Verhältnissen  der  grösseren  Städte  des  Landes 
hatte  sich  nun  aber,  begünstigt  von  der  wirtschaftlichen  Gesetzgebung  der  Neu- 
zeit, bereits  jene  Umwandlung  vollzogen,  welche  von  der  alten  geschlossenen 
Bürgergemeinde  zur  Einwohnergemeinde  hinüberleitete.  Gewerbe-  und  Ver- 
ehelichungsfreiheit,  Freizügigkeit  hatten  in  den  städtischen  Gemeinwesen  ein 
rasches  Anwachsen  der  Bevölkerung  und  damit  eine  entsprechende  Steigerung 
der  Gemeindebedürfnisse  zur  Folge  gehabt.   Aber  auch  die  übrigen  Gemeinden 
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hatten  auf  den  mannigfachen  Gebieten  der  Gemeindet hätigkeit  erhöhten  An- 
forderungen zu  genügen.  So  ergab  sich  denn  in  den  Jahren  1860/71  eine 
Steigerung  des  Gesammtbetrags  der  Gemeindeumlagen  um  81  Prozent  und  von 
1871/73  abermals  eine  Zunahme  um  20  Prozent.  Dass  Grund-  und  Hausbesitz 
und  Gewerbebetrieb  den  so  gesteigerten  Gemeindebedarf  in  der  Hauptsache 
allein  aufzubringen  hatten,  wurde  —  namentlich  in  den  Städten  angesichts  der 
hier  in  bedeutendem  Masse  stattfindenden  Ansammlung  beweglichen  Kapital- 
vermögens —  als  eine  offenbare  Unbilligkeit  empfunden,  und  jedenfalls  war 
dieser  Umstand  geeignet,  die  den  gedachten  Ertragsteuern  anhaftenden  Mängel 
doppelt  fühlbar  zu  machen. 

Aus  dieser  Sachlage  erklärt  es  sich,  dass  von  der  grössten  Gemeinde  de» 
Landes  der  erste  Impuls  zu  weiteren  Steuerreformen  gegeben  wurde.  Die  Stadt 
Mannheim  richtete  während  des  Landtags  von  1871/72  an  die  Zweite  Kammer, 
wie  auch  an  das  Staatsministerium  eine  Petition,  in  welcher  auf  die  soeben 
berührten  Missstände  hingewiesen,  zugleich  auch  die  Beseitigung  der  indirekten 
Steuern  im  Interesse  der  Entlastung  der  Mindervermöglichen  als  erstrebenswert 
bezeichnet  und  schliesslich  das  Begehren  gestellt  wurde:  „es  wolle  die  Ein- 
führung einer  allgemeinen  Einkommensteuer  an  Stelle  der  bestehenden  in  Er- 
wägung gezogen,  —  mindestens  aber  dem  kommenden  Landtage  ein  Gesetz- 
entwurf vorgelegt  werden,  wornach  es  den  Gemeinden  bezw.  den  grösseren 
Städten  gestattet  wird,  nach  Massgabe  besonderer  gesetzlichen  Feststellungen 
ihre  Bedürfnisse  mittelst  einer  von  sämtlichen  Einwohnern  zu  erhebenden,  nach 
Klassen  eingeteilten,  massig  progressiven  Einkommensteuer  an  Stelle  der  bis- 
herigen Besteuerungsart  aufzubringen.*    Der  von  der  Petitionskommission  der 
Zweiten  Kammer  hierüber  erstattete  Bericht  fand  in  Uebereinstimmung  mit  der 
Petentin,  dass  das  Staatssteuerwesen  bedeutende  Mängel  aufweise.  Unsere 
direkten  Steuern  stehen,  so  wurde  ausgeführt,  im  allgemeinen  in  keinem  richtigen 
Verhältnisse  zu  einander,  und  dieses  Mißverhältnis«  tritt  sowohl  in  den  Steuer- 
kapitalien ,  als  in  dem  für  jede  Steuergatrung  festgesetzten  Steuerbusse  hervor. 
Während  die  Steuerkapitalien  für  Grundstücke  und  Gebäude  nach  Durchschnitts- 
kaufpreisen normiert  sind,  wird  das  bewegliche  Kapital,  das  der  Gewerb-  und 
Kapitalsteuer  unterliegt,  in  der  Regel  nach  den  Angaben  der  Pflichtigen  und 
nur  höchst  selten  durch  Schätzung  des  Schatzungsrats  festgestellt,  welch  letztere 
Überdies  nach  der  Natur  des  Steuerobjekts  keinen  Anspruch  auf  Genauigkeit 
erheben  kann.    Es  kann  deshalb  bestimmt  angenommen  werden,  dass  bei  der 
Gewerb-  und  Kapitalsteuer  grosse  Summen  sich  der  Besteuerung  entziehen. 
Dieses  Missverhältnis  wird  dadurch  noch  vergrößert,  dass  die  auf  dem  Grund- 
besitz lastenden  Passivkapitalien,  welche  an  dem  Steuerobjekt  nicht  in  Abzug 
gebracht  werden  dürfen,  unverhältnismässig  grösser  sind,  als  die  auf  dem  be- 
weglichen Vermögen,  insbesondere  auf  dem  gewerblichen  Betriebskapital  ruhen- 
den Schulden.    Letzteres  kann  zudem,  was  beim  Immobiliarvermögen  nicht  zu- 
trifft, im  Jahre  oft  mehrmals  umgesetzt  werden.    Noch  gröbere  Ungleichheiten 
zeigen  sich  in  der  Behandlung  des  persönlichen  Verdienstes  oder  Arbeitseinkom- 
mens; trotz  des  für  Gewerb-  und  Klassensteuer  geltenden  gleichen  Steuerbusses 
(26  kr.  von  100  fl.  Steuerkapital)  ist  das  klassensteuerpfhchtige  Einkommen  un- 
gleich höher  belastet,  als  der  persönliche  Verdienst  der  Gewerbtreibenden.  Der 
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kapital  von  8000  fl.  zu  versteuern,  während  da«  Klassensteuerkapital  einer 
Beamtenbesoldung  von  2400  fl.  schon  8400  fl.,  einer  solchen  von  4000  fl.  19,000  fl. 
beträgt.  Der  Direktor,  Kassier,  Buchhalter  eines  grösseren  gewerblichen  Etablisse- 
ment«, welcher  einen  jährlichen  Gehalt  von  3000  fl.  bezieht,  hat  nach  dem  Tarif 
des  Gewerbsteuergesetzes  als  Gewerbsgehilfe  1.  Klasse  ein  persönliches  Verdienst- 
kapital  von  höchstens  3000  fl.,  ein  Staatsbediensteter  mit  dem  gleichen  Ein- 
kommen ein  Klassensteuerkapital  von  12,000  fl.,  also  das  Vierfache  zu  ver- 
steuern. Das  Gewerbsteuergesetz ,  welches  jedes  Gewerbe  in  die  Klasse  eines 
engen  Tarifs  eingezwängt  und  das  Grossgewerbe  dem  Kleingewerbe  gegenüber 
begünstigt,  kann  überhaupt  nicht  mehr  als  zeitgemäss  angesehen  werden.  — 
Was  die  Kapitalsteuer  betrifft,  so  hat  sich  die  einstige  Besorgnis,  die  Steuer 
werde  vom  Kapitalisten  auf  den  Schuldner  überwälzt  werden,  seit  dem  23jährigen 
Bestehen  der  Steuer  nicht  verwirklicht,  es  bliebe  daher  zu  erwägen,  ob  nicht 
der  dermalige  Kapitalsteuerfuss  (9  kr.  von  100  fl.  Steuerkapital)  mit  dem  der 
übrigen  Steuern  in  bessere  Uebereinstimmung  zu  bringen  und  etwas  höher  zu 
stellen  wäre.  —  Aus  all  den  angeführten  Mängeln  folgerte  jedoch  der  Bericht, 
indem  er  im  übrigen  sich  auch  für  Beibehaltung  der  indirekten  Steuern  aus- 
sprach, die  Notwendigkeit  nicht  der  Abschaffung,  sondern  nur  einer  Reform  der 
bestehenden  Steuern  und  gelangte  zu  dem  Antrag  auf  Ueberweisung  der  Petition 
an  die  Regierung  mit  der  Bitte,  „es  wolle  dem  dringenden  Bedürfnisse  einer 
Reform  in  der  Staats-  und  Gemeindesteuergesetzgebung  Rechnung  getragen  und 
dem  nächsten  Landtage  die  hierauf  bezüglichen  Gesetzentwürfe  vorgelegt 
werden."  Dieser  Antrag  wurde,  nachdem  auch  die  Regierung  eine  sorgfältige 
Prüfung  der  Steuerreformfrage  zugesagt  hatte,  von  der  Zweiten  Kammer  mit 
grosser  Mehrheit  zum  Beschluss  erhoben,  und  auch  die  Erste  Kammer  gab  ge- 
legentlich der  Budgetberatung  wenigstens  im  allgemeinen  ihr  Einverständnis 
mit  jenem  Beschlüsse  des  andern  Hauses  zu  erkennen. 

Als  Ergebnis  der  zugesicherten  Prüfung  legte  hierauf  die  Regierung  dem 
Landtage  von  1873/74  zwei  Gesetzentwürfe:  über  die  Einführung  einer  allge- 
meinen Einkommensteuer  und  über  die  Umwandlung  der  Kapitalsteuer  in  eine 
Kapitalrentensteuer  vor;  eine  weitere  Vorlage,  die  Rension  der  Gewerb-  und 
Klassensteuer  betreffend,  welche  umfängliche  Vorarbeiten  erforderte  und  deshalb 
noch  nicht  hatte  zum  Abschluss  gebracht  werden  können,  wurde  zugleich  für 
den  nächsten  Landtag  in  Aussicht  gestellt.  Die  Begründung  zu  dem  erst- 
erwähnten Entwurf  legte  zunächst  dar,  welche  Schwierigkeiten  sich  der  prakti- 
schen Durchführung  der  Einkommensteuer  als  einziger  Steuer  entgegenstellen 
und  eine  deshalb  in  allen  etwas  grösseren  Staatswesen  die  Aufbringung  des 
Staatsbedarfs  auf  ein  geordnetes  System  direkter  und  indirekter  Steuern  ge- 
gründet sei;  müsse  daher  die  Idee  der  ausschliesslichen  Einkommens- 
besteuerung unbedingt  zurückgewiesen  werden,  so  sei  dagegen  in  der  Einfüh- 
rung der  Einkommensteuer  als  mässiger  Zusatzsteuer  eine  zweckmässige 
Vervollständigung  und  Verbesserung  des  bestehenden  Steuersystems  zu  erblicken. 
Eine  solche  Einkommensteuer  werde  ohne  allzu  grosse  Schwierigkeiten  durch- 
führbar und  geeignet  sein,  die  Härten  und  Mängel  der  Ertragsteuern  auszu- 
gleichen, sie  werde  ferner  die  Aufhebung  oder  Herabsetzung  einzelner,  besonders 
lastiger  indirekten  Abgaben  ermöglichen,  bei  etwaigem  künftigen,  durch  Steuer- 
erhöhung zu  deckenden  Mehrbedarf  vermöge  ihrer  grösseren  Beweglichkeit  die 
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Mittel  liefern,  endlich  auch  für  die  Reform  des  Gemeindesteuerwesens  eine  ge- 
eignete Grundlage  schaffen.  Dieser  zusätzlichen  Steuer  sollte  nun  nach  dem 
Entwurf  alles  reine  Einkommen  im  Jahresbetrag  von  mindestens 
1500  Mark  und  zwar  in  der  Weise  unterworfen  werden,  dass  die  Steuerpflich- 
tigen nach  der  Höhe  ihres  Einkommens  in  Klassen  einzureihen  waren  und  in 
der  1.  bis  mit  5.  Klasse  (Einkommen  von  1500  bis  weniger  als  8000  Mark)  nur 
die  Hälfte,  in  der  6.  bis  mit  8-  Klasse  (Einkommen  von  3000  bis  weniger  als 
4800  Mark)  nur  Dreiviertel  des  (durch  das  jeweilige  Finanzgesetz  zu  bestim- 
menden) Normalsatzes  entrichten  sollten.  Es  wurde  also  ein  von  einem  gewissen 
massigen  Einkommen  an  gleichbleibender,  nach  unten  hin  abnehmender 
Steuersatz  vorgeschlagen;  was  die  Untergrenze  der  Steuerpflicht  betrifft,  so 
glaubte  der  Entwurf,  solche,  da  es  sich  um  eine  Zusatzsteuer  handle,  nicht 
erst  bei  dem  ganz  geringen  Einkommen,  welches  hierzulande  etwa  als  das  ab- 
solute Existenzminimum  zu  bezeichnen  wäre,  sondern  erheblich  höher  ziehen  zu 
sollen.  Die  Feststellung  des  steuerpflichtigen  Einkommens  sollte  —  entsprechend 
i  dem  auch  bei  den  andern  direkten  Steuern  angewendeten  Verfahren  —  auf 
Grund  obligatorischer  Deklaration  mit  nachfolgender  Kontrolle  geschehen;  in- 
dessen sollte,  um  die  neue  Steuer  in  möglichst  wenig  belästigender  Weise  ein- 
zufuhren,  nur  die  Gesamtsumme  des  steuerbaren  Einkommens  oder  auch  nur 
die  Klasse,  in  welche  es  fällt,  mit  Bezeichnung  der  Quellen,  aus  denen  das  Ein- 
kommen fliesst,  fatiert  werden.  Pflichtige,  welche  ausserhalb  ihres  Wohn- 
ortes Grund-,  Häuser-  oder  Gewerbsteuerkapitalien  versteuern,  sollten  mit  der 
Einkommenserklärung  auch  hierüber  summarische  Angaben  machen,  welche 
Vorschrift  bezweckte,  die  Benützung  der  Ertragsteuerkataster  zur  Kontrol- 
lierung der  Einkommenserklärungen  zu  erleichtern.  Den  Orteschatzungsräten 
war  von  dem  Entwurf  nur  eine  vorbereitende  Thätigkeit  zugedacht,  da  die 
Regierung  es  nicht  für  angemessen  hielt,  dieselben  —  zumal  in  den  zahl- 
reichen Orten,  in  welchen  sich  nur  ganz  wenige  Einkommensteuerpflichtige 
befänden,  mit  der  Feststellung  der  Einkommensteuer  zu  betrauen.  Die  Auf- 
gabe des  SchatzungsratB  sollte  sich  also  auf  Entgegennahme  und  vorläufige 
Prüfung  der  Erklärungen,  Belehrung  der  Pflichtigen  und  Verzeichnimg  der 
nach  seiner  Ansicht  steuerpflichtigen  Personen,  welche  eine  Erklärung  nicht 
abgegeben  haben,  beschränken,  das  Einschätzungsgeschäft  selbst  aber  auf 
Grund  des  von  den  Schatzungsräten  mit  Begutachtung  vorgelegten  Materials 
durch  besondere  Einkommensteuerkommissionen  vorgenommen  werden,  deren  je 
eine  in  der  Regel  für  jeden  Amtsbezirk  bestehen  sollte.  Die  Ernennung  des 
Vorsitzenden  und  des  Protokollführers  dieser  Kommissionen  war  dem  Finanz- 
ministerium vorbehalten,  die  Übrigen  Mitglieder  sollten  —  abgesehen  von  dem 
Steuerkommissär  des  Bezirks  —  von  dem  Bezirksrat  zu  V*  *us  den  Vorsitzenden 
der  Ortsschatzungsräte,  zu  */a  aus  den  einkommensteuerpflichtigen  Einwohnern 
des  Bezirks  gewählt  werden.  Gegen  die  Entscheidungen  der  Kommissionen  ge- 
währte der  Entwurf  die  gewöhnlichen  Rechtsmittel,  welchen  sonst  die  Beschlüsse 
der  Schatzungsräte  unterliegen;  den  Rekursinstanzen  (Steuerdirektion,  Verwal- 
tungsgerichtshof) gab  derselbe  die  Befugnis,  nicht  nur  von  Pachtkontrakten, 
Schuldverschreibungen,  Handelsbüchern  und  sonstigen  Über  das  Einkommen  des 
Rekurrenten  Aufschluss  gebenden  Urkunden  Einsicht  zu  nehmen,  sondern  auch 
in  Ermangelung  anderer  Mittel  zur  Erforschung  der  Wahrheit  den  Beschwerde- 
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führ  er  zur  eidlichen  Bestätigung  seiner  Angaben  aufzufordern.  Das  Gesetz  sollte 
unter  gleichzeitiger  formeller  Aufhebung  des  nie  zum  Vollzug  gelangten  Ein- 
kommensteuergesetzes vom  28.  Juli  1848  mit  dem  Steuerjahr  1875  in  Kraft  treten. 

Die  Zweite  Kammer  nahm  den  Gesetzentwurf  mit  einigen  Ergänzungen  und 
Verbesserungen  an  —  u.  a.  wurde  auch  die  Degression  des  Steuersatzes  wirk- 
samer gestaltet  — ,  fügte  jedoch  dem  Schlussartikel  einen  Zusatz  bei,  welcher 
die  praktische  Wirksamkeit  des  Gesetzes  zunächst  auf  die  Herstellung  eines 
Katasters  der  Einkommensteuer  beschränkte :  die  Anordnung  der  erstmaligen 
Erhebung  der  Einkommensteuer  sollte  einem  besonderen  Einführung geeetze 
vorbehalten  bleiben  und  erst  nach  Beendigung  der  Steuereinschätzung  des  land- 
wirtschaftlichen Geländes  und  der  Gebäude  und  nach  erfolgter  Revision  des 
Klassen-  und  Gewerbsteuergesetzes  eintreten  können;  jenes  Einführungsgesetz 
sollte  auch  darüber  Bestimmung  treffen,  »inwieweit  die  Einkommensteuer  andere 
direkte  Steuern  zu  ersetzen  hat,  sowie  etwaige  auf  Grund  der  Ergebnisse  der 
Einkommenseinschätzung  notwendig  fallende  Abänderungen  des  gegenwärtigen 
Gesetzes  vornehmen.* 

War  es  in  der  Zweiten  Kammer  gelungen,  vermittelst  dieser  Zusatzbestimmung 
die  hinsichtlich  der  Opportunität  der  Gesetzesvorlage  laut  gewordenen  Bedenken 
zu  beschwichtigen,  so  war  das  gleiche  in  der  Ersten  Kammer  nicht  der  Fall.  Die 
mit  der  Berichterstattung  beauftragte  Kommission  der  Ersten  Kammer  trug  zwar 
in  ihrer  Majorität  auf  Genehmigung  des  Gesetzentwurfs  in  der  von  dem  anderen 
Hause  beschlossenen  Fassung  an,  im  Plenum  wurde  die  Vorlage  jedoch  von 
der  Mehrzahl  der  Redner  aufs  entschiedenste  bekämpft.  Die  mannigfachsten 
Gründe  wurden  hierbei  ins  Feld  geführt:  bei  der  günstigen  Finanzlage  des 
Staates  sei  für  die  Einführung  einer  neuen  Steuer  keinerlei  Bedürfnis  vorhanden, 
die  Reform  der  bestehenden  Steuern,  nicht  die  Hinzufügung  neuer  Lasten  sei 
nach  den  früheren  Zusagen  der  Regierung  vom  Lande  erwartet  worden ;  solle 
die  neue  Steuer  eine  massige  bleiben,  so  verlohne  es  sich  nicht,  einen  um- 
ständlichen und  kostspieligen  Apparat  der  Einschätzung,  wie  im  Entwurf  vor- 
gesehen, in  Bewegung  zu  setzen  und  die  Pflichtigen  durch  ein  inquisitorisches 
Eindringen  in  die  intimsten  Familien-  und  Vermögensverhältnisse  zu  belästigen ; 
durch  die  Freilassung  der  Einkommen  unter  1500  Mark  werde  ein  künstliches 
Proletariat  geschaffen,  das  Gefühl  der  Zusammengehörigkeit  und  das  gemeinsame 
Interesse  der  Staatsbürger  an  den  Finanzen  des  Staates  geschädigt  werden. 
Seltsam  war  es,  wenn  einzelne  Gegner  der  Vorlage  sich  zugleich  in  Klagen 
über  die  Mängel  des  Ertragsteuersystems  und  über  die  Fehler  der  neuen 
Grundsteuereinschätzung  ergingen  —  welche  Mängel  auszugleichen  die  Ein- 
kommensteuer doch  gerade  bestimmt  war  —  und  wenn  bestritten  wurde,  dass 
mit  Einführung  dieser  letzteren  den  Interessen  der  landwirtschaftlichen  Be- 
völkerung gedient  sei.  Mit  mehr  Recht  konnte  von  anderer  Seite  geltend 
gemacht  werden,  dass  es  sich  doch  füglich  empfehle,  zunächst  die  Reform  der 
Ertragsteuern  zum  Abschluss  zu  bringen,  um  dann  an  der  Hand  der  neuen 
Kataster  ermessen  zu  können,  ob  man  einer  Einkommensteuer  überhaupt  noch 
bedürfe.  Nach  den  Beschlüssen  der  Zweiten  Kammer  soll  die  volle  Wirksamkeit 
des  Gesetzes  durch  ein  anderes,  später  zu  erlassendes  Gesetz  bedingt  sein,  man 
habe  es  also  mit  einem  Gesetze  zu  thun,  das  gleichsam  »auf  Lager*  gearbeitet 
werden  solle.   Eine  gesunde  Gesetzgebungspolitik  aber  verlange,  das  Gesetz, 
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welches  das  Prinzip  einer  neuen  Besteuerung  aufstelle,  aufzuschieben,  bis  die  Zeit 
gekommen  sei,  die  neue  Steuer  überhaupt  ins  Leben  treten  zu  lassen ;  man  laufe 
sonst  Gefahr,  abermals  ein  totgeborenes  Kind,  wie  es  das  Gesetz  von  1848 
gewesen,  zur  Welt  zu  bringen.  Der  Vorbehalt  etwaiger  Abänderungen  durch 
ein  späteres  Gesetz  sei  nicht  nur,  weil  selbstverständlich,  Überflüssig,  sondern 
auch  geeignet,  von  vorneherein  den  Kredit  des  Gesetzes  zu  schädigen  und  das 
Volk  mit  Misstrauen  gegen  dasselbe  zu  erfüllen.  Nach  seiner  gehässigsten 
Seite  —  insofern  die  Einkommensabschätzungen  alsbald  stattzufinden  hätten  — 
würde  das  Gesetz  sofort  nach  seiner  Publikation  ins  Leben  treten  und  doch 
habe  man  gar  keine  Garantie,  dass  die  der  Bevölkerung  hiedurch  auferlegte 
schwere  Belästigung  jemals  irgend  welchen  praktischen  Nutzen  bringen  werde. 

—  Nach  diesem  Verlauf  der  Diskussion  konnte  das  Schicksal  der  Gesetzesvorlage 
nicht  mehr  zweifelhaft  sein;  dieselbe  wurde  mit  9  gegen  7  Stimmen  abgelehnt 
und  hierauf  von  der  Regierung  zurückgezogen.  Somit  war  auch  dieser  Versuch, 
die  Einkommensbesteuerung  in  das  badische  Steuersystem  einzufügen,  vorläufig 

—  denn  die  spätere  Wiedereinbringung  einer  hierauf  abzielenden  Gesetzesvorlage 
war  vom  Regierungstische  aus  bestimmt  angekündigt  worden  —  gescheitert. 

Der  oben  erwähnte  weitere  Gesetzentwurf  über  die  Kapitalrentensteuer 
wurde  von  dem  Landtag  verabschiedet  und  als  Gesetz  vom  29.  Juni  1874 l) 
publiziert.  Das  Kapitalsteuergesetz  vom  30.  März  1850  war  bereits  nach  lOj ähriger 
Anwendung  umgearbeitet  und  durch  ein  Gesetz  vom  7.  April  I860*),  welches 
jedoch  die  Grundlagen  des  enteren  beibehielt  und  nur  in  den  Details  änderte 
und  ergänzte,  ersetzt  worden.  Der  Hauptmangel  dieser  Gesetzgebung  bestand 
nun  darin,  dass  dieselbe  immer  noch  mehr  den  Kapital  wert  des  Zinsen- und 
Rentenbezugs,  als  letzteren  selbst  zum  Gegenstand  der  Besteuerung  machte. 
Der  wirkliche  Ertrag  des  Kapitalvermögens  kam  nicht  genügend  zur  Berück- 
sichtigung ;  ein  Kapital,  welches  zu  4  Prozent  rentierte,  wurde  ganz  in  demselben 
Masse  beigezogen,  wie  ein  Kapital,  welches  eine  Rente  von  10,  15  oder  mehr 
Prozent  abwarf;  indem  ferner  das  bisherige  Gesetz  schlechthin  den  Nennwert 
der  zu  4  Prozent  oder  höher  rentierenden  Förderungen,  der  Aktien,  Staats- 
papiere etc.  für  massgebend  erklärte,  musste  es  bei  niedrigerem  Kurswert  solcher 
Kapitalien  vielfach  zu  unrichtigen  Deklarationen  Anlass  geben.  Zweck  des 
i  neuen  Gesetzes  war  hienach,  die  Kapitalsteuer  in  eine  Rentensteuer  umzu- 
f  wandeln  und  so  zu  einer  partiellen  —  übrigens  auch  neben  einer  allgemeinen 
l  Einkommensteuer  beizubehaltenden  —  Einkommensteuer  zu  gestalten.  Es  ergab 
sich  zugleich  hieraus  für  die  Pflichtigen  wie  für  die  Steuerverwaltung  im  Voll- 
zug des  Gesetzes  eine  wesentliche  Vereinfachung.  Gegenstand  der  Besteuerung 
(und  somit  auch  der  Fassion)  ist  nun  das  Zinsen-  und  Renteneinkommen,  wie 
es  thatsächlich  bezogen,  bezw.  —  bei  Lotterieanlehenslosen ,  unverzinslichen 
Zielern  und  ähnlichen  Werten  —  vom  Gesetz  angenommen  wird;  dieses  Ein- 
kommen wird  mit  zwanzig,  bei  Leibrenten  und  anderen  Bezügen  auf  Lebensdauer 
mit  8,  bei  Waisenbenefizien  mit  4  vervielfacht  und  so  zum  Steuerkapital  erhoben. 
Im  Übrigen  sind  die  Vorschriften  des  Gesetzes  von  1860  mit  den  aus  dem 
Reichsgesetz  vom  V.l.  Mai  1870  Über  Beseitigung  der  Doppelbesteuerung  fliessenden 


')  Ges.-  u.  Verord.-Bl.  Nr.  XXIX  S.  361. 
J)  Reg.  Bl.  Nr.  XIX  S.  107. 
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Konsequenzen  und  sonstigen  Verbesserungen  im  einzelnen  beibehalten.  Im  Unter- 
schied von  den  anderen  direkten  Steuern  ist  die  Kapitalrentensteuer  eine  Jahres- 
steuer, welche  nach  den  jeweils  am  gesetzlichen  Normaltag  (1.  Mai,  jetzt 
1.  April)  bestehenden  Verhältnissen  angelegt  wird  und  im  übrigen  von  den  im 
Lauf  des  Jahres  stattfindenden  Schwankungen  in  der  Höhe  des  Renteneinkom- 
mens unabhängig  ist;  sie  wird  auch  nicht  erst  für  das  folgende,  sondern  für 
das  laufende  Jabr  konstatiert  und  nicht  in  den  sonst  üblichen  6  Monatsraten, 
sondern  im  Oktober  und  November  je  hälftig  erhoben. 

Dem  nächstfolgenden  Landtag  blieb  es  vorbehalten,  die  allseits  als  dringlich 
anerkannte  Reform  der  Klassen-  und  Gewerbsteuer  zustandezubringen.  Dies 
geschah  durch  das  Erwerbsteuergesetz  vom  25.  August  1876 !),  welches 
sowohl  wegen  seiner  finanziellen  Tragweite  als  wegen  der  Neuheit  seiner  Prin- 
zipien in  der  Entwicklung  des  badischen  Steuerweseng  eine  bedeutsame  Stelle 
einnimmt  und  der  späteren  Einführung  der  Einkommensbesteuerung  recht 
eigentlich  den  Boden  bereitet  hat.  Das  Gesetz  beruht  auf  dem  Grundgedanken 
der  Vei Schmelzung  der  beiden  erwähnten  Steuern  zu  einer  Steuer,  der  Ver- 
einigung der  Klassen-  und  Gewerbsteuerpflichtigen  unter  ein  Gesetz.  Hiedurch 
sollte  vor  allem  die  gleichmässige  Besteuerung  des  persönlichen  Verdienstes 
aus  Gewerbebetrieb  und  sonstiger  Thätigkeit  erreicht  werden;  zugleich  ergab 
*ich  aus  jener  Vereinigung  eine  Vereinfachung  des  Steuersystems  und  wurden 
die  mit  der  gegenseitigen  Abgrenzung  des  Wirkungsbereichs  beider  Steuergesetze 
verbundenen  Zweifel  und  Schwierigkeiten  beseitigt.  Sodann  aber  handelte  es 
sich  darum,  die  Besteuerung  der  Gewerbtreibenden  in  ihrem  Verhältnis  unter 
sich  gerechter  zu  gestalten,  insbesondere  das  bisher  unverhältnismässig  niedrig 
besteuerte  Grossgewerbe  in  einem  seiner  Leistungsfähigkeit  entsprechenden  Masse 
heranzuziehen.  Das  Gesetz  nahm,  um  dieses  Ziel  zu  erreichen,  den  voraus- 
sichtlichen mittleren  Jahresertrag  zum  Ausgangspunkte  der  Be- 
steuerung, d.  h.  denjenigen  Ertrag,  welcher  von  einer  gegebenen  Unternehmung 
oder  Thätigkeit  unter  normalen  Verhältnissen  mutmasslich  zu  erwarten  war. 

Auf  einen  bindenden  Tarif,  wie  ihn  das  Gesetz  von  1854  noch  auf- 
gestellt hatte  und  wornach  für  alle  Gewerbe  der  Steueranschlag  vom  persönlichen 
Verdienst  nach  gewissen  äusseren  Merkmalen  festbestimmt  und  für  Berück- 
sichtigung sonstiger,  die  Rentabilität  einer  Unternehmung  bedingenden  Momente 
nur  ein  äusserst  massiger  Spielraum  gelassen  war,  wurde  verzichtet.  Für  jeden 
einzelnen  Betrieb  sollte  nach  dessen  konkreten,  thatsächlichen  Bedingungen  und 
Verhältnissen  der  mutmassliche  Ertrag  ermittelt  werden,  wobei  übrigens  ein 
den  Schatzungsorganen  an  die  Hand  gegebener  Tarif  als  Anhaltspunkt  für 
die  Bemessung  des  persönlichen  Verdienstes  benützt  werden  konnte.  Der  Cha- 
rakter der  Ertragsteuer  kam  hierbei  immerhin  noch  insofern  zur  Geltung, 
als  nur  die  mittleren,  d.  h.  unter  normalen  Verhältnissen  zu  erhoffenden 
Erträgnisse  der  einzelnen  Erwerbsquellen  ins  Auge  gefasst  wurden.  Dass  hie- 
mit  sowohl  den  Pflichtigen  als  der  Steuerverwaltung  eine  ungleich  schwierigere 
Aufgabe  gestellt  wurde,  als  nach  der  bisherigen  Gesetzgebung,  konnte  keinem 
Zweifel  unterliegen;  statt  mechanischer  Tarifierung  hatte  künftig  individuelle  i 
Würdigung  der  Rentabilitätsverhältnisse  jedes  einzelnen  Betriebes  einzutreten;  / 


')  Ges.-  u.  Verord.-Bl.  Nr.  XXXVII  S.  271. 
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indessen  durfte  die  Rücksicht  auf  die  zu  überwältigenden  Schwierigkeiten  nicht 
davon  abhalten,  eine  anerkannt  mangelhafte  Art  der  Steuerveranlagung  durch 
ein  auf  rationeller  Basis  beruhendes  Verfahren  zu  ersetzen. 

Nach  dem  Gesagten  gliedert  sich  der  Kreis  der  erwerbsteuerpflichtigen 
Personen  in  2  Gruppen:  die  Gewerbsunternehmer  und  die  bisher  klassensteuer- 
pflichtigen Personen  nebst  den  Gewerbsgehilfen  und  Taglöhnern  (Erwerbsteuer- 
gesetz Art.  1A.  und  B.).    Gewerbsunternehmer  ist  nur,   wer  selbständig 

—  in  der  Regel  mit  Betriebskapital  —  eine  gewerbliche  Thätigkeit  ausübt; 
die  2.  Gruppe  umfasst  daher  ausser  den  Angehörigen  der  liberalen  Berufsklassen 
auch  alle  im  Lohn  oder  Dienst  der  Gewerbsunternehmer  stehenden  Personen 
Die  Steuerpflicht  ist  nach  Massgabe  der  Bestimmungen  des  Reichsgesetzes  vom 
13.  Mai  1870  über  Beseitigung  der  Doppelbesteuerung  bei  der  Gruppe  A.  durch 
den  Betrieb  der  Unternehmung,  bei  der  Gruppe  B.  durch  den  Wohnsitz  des 
Pflichtigen  im  Grossherzogtum  bedingt.    Als  Ertrag  einer  steuerpflichtigen 

/  Unternehmung  oder  Thätigkeit  gilt  der  Rohertrag  nach  Abzug  des  zur  Erzielung 
desselben  erforderlichen  Aufwands ;  zum  letzteren  rechnet  das  Gesetz  ausdrücklich 
die  Assekuranzkosten  und  Abschreibungen  fur  die  Abnützung  von  Beetandteilen 
des  stehenden  Betriebskapitals;  nicht  abzugsfähig  ist  der  Aufwand  für  Ver- 
zinsung des  Betriebskapitals,  für  sonstige  Schuldzinsen,  für  Vermogensverbeeserung 
oder  Vermehrung,  etwaiger  Verlust  am  Vermögensstamm,  sowie  endlich  der  ge- 
samte Aufwand  für  den  Lebensunterhalt  des  Pflichtigen  und  seiner  Familie. 
Dass  geliehene  Betriebskapitalien  ebenso  wie  die  eigenen,  d.  h.  ohne  Abzug 
der  Pacht-,  Miet-  oder  Leihzinsen  zu  versteuern  sind,  liegt  im  Wesen  einer 
Ertragsteuer  begründet ;  für  den  Gebrauchswert  bezw.  die  Verzinsung  der  dem 
Gewerbebetrieb  gewidmeten,  eigenen  und  gemieteten  Immobilien  ist  ein  ent- 
sprechender Abzug  zugelassen,  da  letztere  schon  von  anderen  Ertragsteuern 
(der  Grund-  und  Häusersteuer)  getroffen  sind. 

Der  Besteuerung  wird  der  voraussichtliche  Jahresertrag  zu  Grunde 
gelegt,  weil  die  Erwerbsteuer,  wie  die  übrigen  direkten  Steuern  mit  Ausnahme 
der  Kapitalrentensteuer,  jeweils  für  das  nächstfolgende  Jahr  konstatiert 
wird  und  daher  die  Bemessung  des  steuerbaren  Ertrags  lediglich  nach  den 
thatsächlichen  Ergebnissen  einer  abgelaufenen  Zeitperiode  zu  erheblichen 
Abweichungen  des  besteuerten  von  dem  wirklichen  Ertrag  des  betreffenden 
Steuerjahres  fuhren  müsste.  Die  Ermittelung  des  voraussichtlichen  Jahresertrags 
soll  indessen  —  unter  Berücksichtigung  der  inzwischen  eingetretenen  Aenderungen 

—  die  thatsächlichen  Ergebnisse  der  3  letzten  Kalenderjahre  zur  Grundlage 
nehmen. 

Im  weiteren  ist  nun  zwischen  der  Gruppe  der  Gewerbsunternehmer  und 
den  übrigen  Erwerbsteuerpflichtigen  zu  unterscheiden.  Den  Geschäftsgewinn  der 
ersteren  zerlegt  das  Gesetz,  hierin  der  bisherigen  Gesetzgebung  folgend,  in 
seine  beiden  Bestandteile,  die  Betriebskapitalrente  und  den  persönlichen  Arbeito- 
verdienst: für  jeden  dieser  beiden  Faktoren  wird  ein  besonderer  Steueranschlag 
gebildet,  welche  zusammen  den  Erwerbsteueranschlag  einer  Gewerbsunternehmung 
darstellen. 

In  betreff  der  Betriebskapitalien  geht  das  Gesetz  von  der  Annahme  aus, 
dass  deren  Rente  stets  dem  landesüblichen  Zinsfuss  von  5  Prozent  entspreche. 
Der  Reingewinn  der  einzelnen  gewerblichen  Unternehmungen  ist  zwar,  ver- 
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glichen  mit  dem  in  letzteren  angelegten  Kapital,  ein  ausserordentlich  ver- 
schiedener; allein  diese  Verschiedenheit  entspringt  nach  der  Unterstellung  des 
Gesetzes  nicht  der  grösseren  oder  geringeren  Rentabilität  des  Betriebskapitals, 
sondern  ist  durch  die  verschiedene  Beschaffenheit  und  Intensität  der  persönlichen  ' 
Leistungen  des  Unternehmers  und  durch  Grad  und  Umfang  des  von  ihm  über- 
nommenen Risikos  bedingt,  kurz  nicht  die  Betriebskapitalrente,  sondern  der 
persönliche  Arbeitsverdienst  und  Unternehmergewinn  ist  das  vorzugsweise  wech- 
selnden Einflüssen  unterworfene  Element  des  gewerblichen  Reinertrags.  Würden 
die  in  einem  bestimmten  Geschäftszweig  angelegten  Kapitalien  dauernd  Uber 
oder  unter  dem  landesüblichen  Zinsfuss  rentieren,  so  würde  das  Zu-  oder  Ab- 
strömen des  Kapitals  die  Zahl  derartiger  Unternehmungen  so  lange  vermehren 
oder  vermindern,  bis  der  Zinsfuss  der  Betriebskapitalrente  wieder  auf  dem  ge- 
wöhnlichen Niveau  angekommen  ist.  Hienach  soll  der  Steueranschlag  des  Be- 
triebskapitals in  dessen  vollem  mittleren  Werte  bestehen  und  nach  dem  mittleren 
Jahresstande  der  Betriebskapitalien  bemessen  werden.  In  betreff  der  Bestandteile 
des  Betriebskapitals  und  der  Befreiungen  sind  die  Vorschriften  des  Gewerb- 
8teuerge8etzes  im  wesentlichen  beibehalten,  dagegen  ist  die  Bildung  von  Betriebs- 
kapitalklassen ,  weil  zu  einer  nicht  gerechtfertigten  Freilassung  beträchtlicher 
Teile  des  Betriebskapitals  führend,  nicht  mehr  aufgenommen  und  nur  die  Ab- 
rundung  auf  durch  100  teilbare  Summen  vorgeschrieben  worden. 

Der  persönliche  Verdienst  des  Gewerbtreibenden  muss  nach  dem  V 
bisherigen  in  dem  steuerbaren  Gesamtertrag  der  Unternehmung  nach  Abzug  j 
von  5  Prozent  des  Betriebskapitals  gefunden  werden.  Der  persönliche  Verdienst 
stellt  kein  mit  der  Betriebskapitalsrente  gleichwertiges  Einkommen  dar,  er  ist 
unfundiertes,  letztere  fundiertes  Einkommen,  der  Steueranschlag  vom  persönlichen 
Verdienst  masste  deshalb  wesentlich  niedriger  gehalten  werden,  als  derjenige 
für  die  Betriebskapitalrente.  Bestand  letzterer  bei  der  Annahme  Öprozentiger  Ver- 
zinsung im  Zwanzigfachen  der  Rente,  so  erschien  es  angemessen,  als  Steueranschlag 
für  den  persönlichen  Verdienst  höchstens  das  Achtfache  seines  Jahresbetrags 
zu  bestimmen.  Es  konnte  hiebei  auf  die  Analogie  des  Kapital  rentensteuer- 
gesetzes  verwiesen  werden,  welches  gleichfalls  die  ewige  oder  fundierte  Rente 
im  20fachen,  die  Leibrente  dagegen  —  und  als  eine  solche  lässt  sich  ja  auch 
die  Arbeitsrente  betrachten  —  nur  im  achtfachen  Betrag  der  Besteuerung  unter- 
wirft. Indessen  erforderte  es  die  Schonung  des  kleinen  Verdienstes,  den  achtfachen 
Betrag  nur  als  die  Maximal  grenze  des  Steueranschlags  vom  persönlichen 
Verdienst  zu  behandeln  und  sich  dieser  Maximalgrenze  nur  in  einer  allmählich 
aufsteigenden  Skala  zu  nähern.  Auf  diesen  Erwägungen  beruht  die  in  Art.  9 
des  Erwerbsteuergesetzes  festgesetzte  Klassentafel,  wornach  der  persönliche 
Jahresverdienst  von  500  bis  einschliesslich  700  Mark  einen  Steueranschlag  von 
1000  Mark,  also  höchstens  im  zweifachen  Betrag  des  Jahresertrags,  erhält  und 
die  Anschläge  der  folgenden  Klassen  allmählich  anwachsen,  so  dass  z.  B.  der 
Anschlag  der  10.  Klasse  (Jahresverdienst  3500  -  4000  Mark)  in  14,000  Mark,  also 
beiläufig  dem  vierfachen,  der  Anschlag  für  12,000—12,500  Mark  beiläufig  im 
siebenfachen  besteht,  der  ganze  Betrag  des  achtfachen  jedoch  nie  vollständig 
erreicht  wird.  Der  persönliche  Verdienst  unter  dem  Gesamtjahresbetrag  von 
500  Mark  bleibt  steuerfrei. 

In  gleicher  Weise  war  auch  der  Steueranschlag  vom  gesamten  Verdienst 
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der  nach  Art  1  B.  des  Gesetzes  steuerpflichtigen  Personen  zu  bilden,  welcher 
sich  ebenfalls  vollständig  oder  doch  ganz  überwiegend  als  unfundiertes  Ein* 
kommen  darstellt.  Die  Gleichstellung  der  ehemals  Gewerb-  und  Klassenateuer- 
Pflichtigen  in  betreff  der  Behandlung  ihres  Arbeitsverdienstes  war  somit  voll- 
kommen erreicht. 

Die  Landwirte  erfuhren  in  Anbetracht  ihrer  grossen  Zahl  und  der  Schwierig- 
keit der  Ermittelung  des  landwirtschaftlichen  Reinertrags  eine  Ausnahmebehand- 
lung, indem  der  Steueranschlag  ihres  persönlichen  Verdienstes  im  Anschluss  an 
das  bisherige  Verfahren  in  Abstufungen  nach  Massgabe  des  Grundsteuerkapitals 
der  bewirtschafteten  Grundstücke  fest  bestimmt  wurde ;  von  der  Betriebßkapital- 
sleuer  blieben  sie  nach  wie  vor  befreit 

Wandergewerbtreibende  sind,  wenn  sie  einen  Wohnsitz  oder  eine  Nieder- 
lassung im  Lande  haben,  nach  den  allgemeinen  Regeln  zu  behandeln,  andern- 
falls aber  statt  der  Erwerbsteuer  mit  einer  nach  der  Dauer  des  Betriebs  sich 
bemessenden  Taxe  (Erwerbsteuertaxe),  die  im  Verordnungsweg  festgesetzt  wird, 
zu  belegen.  Wanderlagerbesitzer,  d.  h.  Personen,  welche  ausserhalb  ihres  Wohn- 
sitzes ohne  Begründung  einer  gewerblichen  Niederlassung  von  einer  festen  Ver- 
kaufsstelle aus  Waren  feilbieten  oder  versteigern,  haben  an  jedem  Betriebsorte 
für  höchstens  7  Tage  die  halbe,  für  einen  langer  dauernden  Betrieb  die  volle, 
nach  den  allgemeinen  Vorschriften  berechnete  Jahressteuer  zu  entrichten.  - 
Das  Verfahren  bei  der  Steuerveranlagung  ist  für  die  beiden  Hauptgruppen  der 
Erwerbsteuerpflichtigen  ein  verschiedenes.    Die  Gewerbsunteroehmer  sind  da, 
wo  die  Unternehmung  betrieben  wird,  beim  Besitz  mehrerer  örtlich  getrennter 
Unternehmungen  also  mehrfach ,  —  die  nach  Art.  1 B.  Pflichtigen  an  ihrem 
Wohnsitz  zu  veranlagen.  Erstere  haben  jeweils  bei  dem  auf  die  Eröffnung  oder 
Erweiterung  des  Geschäftsbetriebs  nächstfolgenden  Ab-  und  Zuschreiben  ihre 
Steuererklärungen  einzureichen.    Diese  Erklärungen  haben  ausser  den  Angaben 
über  Firma  und  Gegenstand  der  Unternehmung  und  über  den  Zeitpunkt  des 
Geschäftsbeginns  den  mittleren  Wert  des  Betriebskapitals  und  den  voraussicht- 
lichen mittleren  Jahresertrag  zu  bezeichnen.    Die  Gewerbsunternehmer  sind 
nebstdem  zur  jährlichen  Anmeldung  ihrer  Hilfspersonen,  sowie  der  Lohn-  und 
Gehaltsbezüge  derselben  verbunden;  finden  auch  Zuschläge  für  die  Gehilfen 
wie  ehedem  nicht  mehr  statt,  so  ist  doch  die  Kenntnis  der  Gehilfenzahl  ein 
unentbehrliches  Hilfsmittel  für  die  Beurteilung  des  Geschäftsbetriebs  und  der 
in  demselben  vor  sich  gehenden  Veränderungen ;  die  Anmeldung  der  Lohn-  und 
Gehaltsbezüge  der  Gehilfen  charakterisiert  sich  als  .Meldeangabe',  insofern  sie 
die  Kontrolierung  der  Steuerveranlagung  der  Gehilfen  selbst  bezweckt  —  Die 
nach  Art.  1  B.  des  Gesetzes  Erwerbsteuerpflichtigen  haben  sich  beim  erstmaligen 
Beginn  einer  steuerpflichtigen  Thatigkeit  oder  im  Fall  des  WohnsitzwecbseU 
binnen  14  Tagen  unter  Angabe  ihrer  Bezüge  anzumelden,  da  der  Aufschub  der 
Anmeldung  bis  zum  nächsten  ordentlichen  Ab-  und  Zuschreiben  bei  dieser  Klasse 
von  Pflichtigen,  zu  welchen  die  fluktuierende  Masse  der  Fabrikarbeiter  und 
Handwerksgesellen  gehört  mit  Unzuträglichkeiten  und  Verlusten  für  die  Steuer 
kasse  verbunden  wäre;  der  Steuerkommissär  bewirkt  hierauf  alsbald  die  provi- 
sorische Steuerveranlagung  dieser  Personen,  welche  der  späteren  Nachprüfung 
durch  den  Schatzungsrat  unterliegt,  und  veranlasst  den  Steuereinzug.   In  betreff 
der  Abänderungen  einer  bereits  erfolgten  Steueranlage  (wegen  Einkommens- 
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erhöhungen  oder  Minderungen)  gelten  auch  fur  diese  Kategorie  der  Pflichtigen 
die  allgemeinen  Verfahrensvorschriften.  Ausgenommen  sind  jedoch  von  der 
erwähnten  Anmeldepflicht  diejenigen  Personen,  deren  Einkommen  aus  einer 
Staats-  oder  anderen  Öffentlichen  Kasse  flieset,  im  wesentlichen  also  die  Staats- 
und Reichsbeamten,  deren  Erwerbsteuer  wie  ehedem  die  Klassensteuer  von  den 
die  Besoldung»-,  Gehalts-  oder  Pensionsbezüge  auszahlenden  Kassen  zu  konsta- 
tieren und  durch  Abzug  zu  erheben  ist 

Dies  der  wesentliche  Inhalt  des  Erwerbsteuergesetzes. 

Die  erstmalige,  im  Jahr  1877  vollzogene  Veranlagung  zur  Erwerbsteuer 
hatte  folgendes  Ergebnis: 

Die  Gesamtzahl  der  Pflichtigen  betrug  285,944;  hievon  entfielen  auf  die 
nach  Art  1 A.  des  Gesetzes  Pflichtigen  183,638  (darunter  92,348  Landwirte),  auf 
die  nach  Art.  1 B.  Pflichtigen  102,306,  und  zwar  umfasste  die  letztere  Kategorie 
79,404  in  gewerblichem  und  landwirtschaftlichem  Betrieb  beschäftigte  und 
22,902  seither  klassensteuerpflichtige  Personen. 

Das  gesamte  Erwerbsteuerkapital  betrug  1,060,550,200  Mark,  das  Gewerb- 
und Klassensteuerkapital  nachdem  letzten (1877er)  Kataster  zusammen  633,671,041 
Mark,  somit  ergab  sich  eine  Zunahme  von  67,4  Prozent  Das  erwerbsteuer- 
pflichtige  Betriebskapital  belief  sich  auf  323,116,900  Mark,  hatte  also  gegen- 
über dem  seither  veranlagten  Betriebskapital  von  154,016,620  Mark  um  rund 
110  Prozent  zugenommen.  Dagegen  überstieg  das  Steuerkapital  vom  persön- 
lichen Verdienst  mit  737,689,300  Mark  die  bisherigen  Personalsteuerkapitalien 
mit  479,654,421  Mark  nur  um  rund  54  Prozent,  was  der  Ungunst  der  Zeit  und 
den  infolgedessen  verminderten  Geschäftserträgnissen  zugeschrieben  wurde. 

Der  steuerbare  Ertrag  belief  sich  im  ganzen  auf  282,868,400  Mark  und 
setzte  sich  zusammen  aus 

dem  Ertrag  des  Betriebskapitals  zu   15,987,379  Mark 

und  dem  Ertrag  des  persönlichen  Verdienstes  zu  266,881,021  Mark. 
Die  Erwerbsteuer  sollte,  wie  die  Regierung  schon  bei  der  Beratung  des  neuen 
Gesetzes  erklärt  hatte,  zunächst  keinen  höheren  Steuerertrag  liefern,  als  bisher 
Gewerb-  und  Klassensteuer  (bei  einem  Steuerfuss  von  44  Pfennig  auf  100  Mark) 
zusammengenommen.  Von  diesem  Gesichtspunkte  aus  wurde  der  Erwerbsteuer- 
fuss —  erstmals  für  die  Budgetperiode  1878/79  —  auf  26  Pfennig  von  100  Mark 
Steuerkapital  festgesetzt,  während  von  den  neuen  Grund-  und  Häusersteuer- 
kapitalien  28  Pfennig  auf  100  Mark  erhoben  wurden.  Die  seit  längerer  Zeit 
festgehaltene  Gleichstellung  der  Grund-,  Häuser-  und  Gewerbsteuer  in  Bezug 
auf  den  Steuersatz  wurde  hiemit  aufgegeben. 


V.  Das  Einkommensteuergesetz  vom  20.  Juni  1884. 

Die  Verhandlungen  über  das  Einkommensteuerprojekt  von  1873  waren 
insofern  nicht  fruchtlos  gewesen,  als  letzteres  seitdem  nicht  aufhörte,  das  öffent- 
liche Interesse  lebhaft  zu  beschäftigen.  Zunächst  war  es  die  Unzufriedenheit  der 
nach  wie  vor  über  ungerechte  Besteuerung  klagenden  Grund-  und  Hausbesitzer, 
welche  diesem  Interesse  Nahrung  gab.    Zu  diesen  Unzufriedenen  gesellte  sich 
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seit  Einführung  des  Erwerbsteuergesetzes  ein  guter  Teil  der  Gewerb  treibenden. 
War  doch  in  einer  von  der  Handelskammer  und  dem  Stadtrat  in  Mannheim 
gegen  den  Gesetzentwurf  über  die  Erwerbsteuer  eingereichten  Petition  ausge- 
sprochen worden,  das«  ein  Gesetz,  welches  sich  ausser  stand  erkläre,  zwischen 
eigenem  und  erborgtem  Betriebskapital  zu  unterscheiden,  dem  Industrie-  und 
Handelsstande  geradezu  den  Krieg  erkläre!  In  der  That  war,  wenn  auch  zahl- 
reiche gegen  das  Erwerb steuergesetz  gerichtete  Beschwerden  sich  als  grundlos 
darstellten,  doch  so  viel  richtig,  dass  die  durch  dieses  Gesetz  herbeigeführte 
Verschiebung  der  Steuerlast  nach  der  Seite  des  mittleren  und  Grossgewerbes 
hin  in  einer  Zeit  allgemein  gedrückter  Geschäftslage,  welche  zugleich  zur  Durch- 
führung der  sozialpolitischen  Reform  an  die  Industrie  gesteigerte  Ansprüche 
erhob,  sich  vielfach  sehr  empfindlich  fühlbar  machte.  Auch  die  von  der  Re- 
gierung im  Jahre  1883  veranstaltete  Enquete  über  die  Lage  der  Landwirtschaft 
lenkte  die  öffentliche  Aufmerksamkeit  in  einem  der  Einkommensteuer  günstigen 
Sinne  auf  die  Frage  der  Steuerreform.  Von  hervorragenden  Theoretikern  wurde 
neuerdings  einer  Kombination  der  Einkommensteuer  mit  den  Ertragsteuern  das 
Wort  geredet.  All  diese  Momente  mochten  dazu  beigetragen  haben,  dass  die 
Einführung  einer  allgemeinen  Einkommensteuer  schliesslich  von  allen  politischen 
Parteien  des  Landes  ins  Programm  aufgenommen  wurde. 

Unter  diesen  Umständen  hielt  die  Regierung  die  Zeit  für  gekommen,  das 
Reforraprojekt  von  1873  wieder  aufzunehmen  und  legte  im  Dezember  1883  den 
Landständen  neuerdings  einen  Gesetzentwurf  über  Einführung  einer  allgemeinen 
Einkommensteuer  vor,  welcher  indessen  von  dem  früheren  Entwurf  in  mehreren 
wesentlichen  Beziehungen  abwich.  Hatte  der  letztere  beabsichtigt,  die  Ein- 
kommensteuer als  blosse  Zusatzsteuer  den  vorhandenen  Ertragsteuern  anzu- 
reihen, so  bezweckte  die  neue  Vorlage,  die  Einkommensteuer  organisch,  d.  h. 
als  notwendigen  Bestandteil  in  das  Steuersystem  einzufügen  und  die  Ertrag- 
steuern dementsprechend  umzugestalten.  Alles  fundierte  Einkommen  sollte 
nämlich  auch  fernerhin  neben  der  Einkommensteuer  von  den  betreffenden  Er- 
trugsteuern, das  unfundierte  aber  ausschliesslich  noch  von  der  Einkommensteuer 
getroffen  werden,  so  dass  nicht  sowohl  die  letztere,  als  vielmehr  umgekehrt  die 
Ertragsteuern  den  Charakter  von  Zusatzsteuern  annahmen.  Die  dermalige,  im 
Erwerbsteuergesetz  vorgesehene  Besteuerung  des  Arbeitseinkommens  konnte 
neben  der  allgemeinen  Einkommensteuer  nicht  aufrecht  erhalten  werden,  da 
dieselbe  schon  jetzt  fast  vollständig  den  Charakter  einer  Einkommensteuer  trug 
und  die  zweifache  Besteuerung  dieses  Einkommens  nach  sehr  ähnlichen  und 
doch  wieder  notwendigerweise  verschiedenen  gesetzlichen  Bestimmungen  zu 
offenbaren  Unzuträglich keiten  geführt  hätte.  Dein  tinfundierten  Einkommen 
wurde  zugleich  auf  diese  Weise  die  ihm  gebührende  schonende  Behandlung 
zu  teil,  während  im  Übrigen  bei  der  Einkommensteuer  selbst  zwischen  fundierten 
und  unfundierten  Bezügen  nicht  unterschieden,  d.  h.  beiderlei  Einkommen 
gleichmässig  herangezogen  werden  sollte.  Der  Regierungsentwurf  zog  indessen 
nur  bei  dem  in  Art.  1  B.  des  Erwerbsteuergesetzes  bezeichneten  Einkommen  voll 
und  ganz  die  Konsequenz  dieser  Anschauung,  beabsichtigte  dagegen,  den  per- 
sönlichen Verdienst  der  Gewerbsunternehmer  (Art.  1 A.  des  Erwerbsteuergesetzes) 
auch  fernerhin  in  der  Erwerbsteuer  zu  belassen.  Dies  geschah  aus  Rücksicht 
auf  die  Gemeindebesteuerung;  ob  und  inwieweit  letztere  die  Einkommensteuer 
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verwerten  werde,  war  vorerst  noch  angewiss  und  —  nach  der  Meinung  des 
Ministeriums  des  Innern  —  erst,  wenn  die  Einkommensteuerkataster  vorlagen, 
zu  entscheiden;  um  daher  die  Beibehaltung  der  bisherigen  Grundlagen  der 
Gemeindebesteuerung  für  alle  Falle  zu  ermöglichen,  sollte  der  Gesamtertrag 
der  gewerblichen  Unternehmungen  auch  künftig  zur  Erwerbsteuer  veranlagt 
werden.   Principiell  glaubte  die  Regierung  dies  insofern  einigermassen  recht- 
fertigen zu  können,  als  der  persönliche  Verdienst  des  Gewerbsunternehmers, 
weil  durch  das  im  Betriebskapital  nicht  veranschlagte  Geschäftsrenommee,  die 
Kundschaft  etc.  mitbedingt,  sich  bis  zu  einem  gewissen  Grade  als  fundiertes 
Einkommen  betrachten  lasse.    Immerhin  wurde  eine  beträchtliche  Ermässigung 
der  Steueranschläge  vom  persönlichen  Verdienst  der  Ger werbs Unternehmer  vor- 
geschlagen. —  Eine  notwendige  Folge  der  bisher  besprochenen  Abweichung  des 
neuen  von  dem  früheren  Entwurf  war  die  Herabsetzung  der  Untergrenze  der 
Besteuerung.  Der  Entwurf  von  1873  wollte  letztere  erst  bei  einem  Einkommen 
von  1500  Mark  beginnen  lassen,  da  nebstdem  die  Klassensteuer  mit  einem  steuer- 
freien Minimum  von  30  fl.  und  die  Gewerbsteuer  mit  einem  solchen  von  250  fl. 
Jahreseinkommen  fortbestehen  sollte.    Die  Beibehaltung  der  Freigrenze  von 
1500  Mark  würde  jetzt,  wo  das  reine  Arbeitseinkommen  nur  noch  im  Wege 
der  Einkommensbesteuerung  beigezogen  werden  sollte,  zu  einem  namhaften 
Steuerausfall  und  zur  gänzlichen  Freilassung  grosser  Klassen  bisher  steuer- 
pflichtiger Personen  von  den  direkten  Steuern  geführt  haben.   Der  Entwurf 
schlug  deshalb  vor,  die  Freigrenze  bis  auf  den  Betrag,  mit  welchem  bisher  nach 
Art.  9  des  Erwerbsteuergesetzes  der  Beizug  des  persönlichen  Verdienstes  zur 
Erwerbsteuer  begann,  d.  b.  auf  500  Mark  herabzusetzen.  Bei  dieser  bedeutenden 
Erweiterung  des  Kreises  der  Steuerpflichtigen  erschien  es  auch  nicht  mehr  ge- 
raten, die  Einschätzung  besonderen,  lediglich  für  die  Einkommensteuer  gebil- 
deten Organen  —  Bezirkssteuerkommissionen  —  wie  im  Entwurf  von  1873  ge- 
schehen, zu  übertragen.    Die  hierzu  erforderliche  Befähigung  glaubte  man  den 
Ortsschatzungsräten  nach  der  Vorschule,  welche  sie  in  Handhabung  des  Erwerb- 
steuergesetzes durchgemacht,  füglich  zutrauen  zu  können ;  die  genauere  Kenntnis 
der  lokalen  und  personellen  Verhältnisse  hatten  sie  jedenfalls  vor  solchen  Be- 
zirkssteuerkommissionen voraus;  die Gleichmässigkeit  der  Sachbehandlung  konnte 
wenigstens  innerhalb  der  einzelnen  Amtsbezirke  durch  den  Steuerkommissär  des 
Bezirks  genügend  gewahrt  werden.  —  Dass  die  neue  Steuer  zunächst  keine, 
Vermehrung  der  Staatseinnahmen  bringen,  sondern  nur  dem  Zwecke  ausglei-1 
chender  Gerechtigkeit  bei  Verteilung  der  Steuerlast  dienen  solle,  war  in  der 
Regierungsbegründung  ausführlich  dargelegt.    Die  Erträgnisse  der  Einkommen- 
steuer hatten  zunächst  den  Ausfall  zu  decken,  der  sich  aus  der  teilweisen  Auf- 
hebung des  Erwerbsteuergesetzes  ergeben  würde;  der  Ueberschuss  sollte  zur 
Ermässigung  des  Steuerfuss  es  der  übrigen  direkten  Steuern  verwendet  werden. 
Im  Jahre  1873  hatte  man  vorzugsweise  die  Abschaffung  der  Liegenschaftsaccise 
(Abgabe  vom  Umsatz  in  Liegenschaften)  im  Auge  gehabt;  die  Anschauungen 
hatten  sich  jedoch  in  dieser  Hinsicht  geändert,  insbesondere  wurde  diese  Abgabe 
in  landwirtschaftlichen  Kreisen  nicht  mehr  in  dem  Masse  wie  früher  als  be- 
schwerend und  nachteilig  angesehen.    Ueber  die  Festsetzung  des  Einkommen- 
steuerfusses  und  über  das  Mass,  in  welchem  jede  einzelne  der  anderen  direkten 
Steuern  zu  mindern  wäre,  Bestimmung  zu  treffen,  blieb  den  jeweiligen  Finanz- 
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gesetzen  —  erstmals  dem  für  die  Budgetperiode  1886/87  —  vorbehalten.  Uebri- 
gens  fügten  die  Motive  bei,  dass  die  Einkommensteuer  vermöge  des  ihr  eigenen 
Vorzugs  grösserer  Beweglichkeit  ganz  besonders  auch  geeignet  sein  werde,  zur 
Deckung  eines  etwa  künftighin  durch  Steuererhöhung  aufzubringenden  Mehr- 
bedarfs die  Mittel  zu  liefern. 

Die  Aufnahme,  welche  die  Vorlage  bei  der  Zweiten  Kammer  fand,  ent- 
sprach wenigstens  anfangs  den  Erwartungen  der  Regierung  nicht,  und  der  Ver- 
lauf der  allgemeinen  Diskussion  Hess  fast  besorgen,  dass  auch  dieser  Entwurf 
das  Schicksal  seines  Vorgängers  von  1873  teilen  werde.  Das  Prinzip  der  Ein- 
kommensbesteuerung wurde  zwar  von  keiner  Seite  angegriffen,  wohl  aber  gegen 
die  Modalitäten,  unter  welchen  die  Regierung  dieselbe  einzuführen  gedachte, 
mancherlei  Bedenken  erhoben.  Man  vermisste  Vorschläge  wegen  gleichzeitiger 
Neuordnung  des  Gemeindesteuerwesens,  man  besorgte  eine  unverhältnismässige 
Belastung  des  Gewerbestandes  und  der  Kapitalrente  —  welche  Besorgnis  auch 
in  Petitionen  verschiedener  Stadtbehörden,  Handelskammern  und  Gewerbevereine 
zum  Ausdruck  kam  — ,  man  wünschte,  dass  zunächst  die  Resultate  der  kürzlich 
beschlossenen  Enquete  über  die  Lage  des  Kleingewerbes  abgewartet  und  die 
«Interessentenkreise"  über  den  Gesetzentwurf  gehört  würden;  die  in  den  Motiven 
gegebene  Versicherung,  dass  es  der  Regierung  nicht  um  Eröffnung  einer  neuen 
Einnahmequelle,  d.  h.  um  Vermehrung  des  Steuertrags  zu  thun  sei,  wurde  nicht 
für  genügend  befunden,  um  in  dieser  Hinsicht  volle  Beruhigung  zu  gewähren, 
ja,  der  Vorwurf  der  „Plusniacherei"  blieb  der  Regierung  nicht  erspart.  Was 
nun  den  Einwand  wegen  Ueberbürdung  des  Gewerbestandes  betrifft  ,  so  war 
demselben  durch  die  bereits  von  der  Kommission  mit  Zustimmung  der  Regie- 
rung vorgenommene  Aenderung,  wornach  auch  der  persönliche  Verdienst  der 
Gewerbsunternehmer,  wie  alles  sonstige  Arbeitseinkommen  nur  noch  der  Ein- 
kommensteuer unterliegen,  die  Gewerbsteuer  also  schlechthin  nur  noch  vom 
gewerblichen  Betriebskapital  erhoben  werden  sollte,  die  Spitze  abgebrochen. 
Die  Neuordnung  des  Gemeindesteuerwesens  anlangend,  wies  die  Regierung  darauf 
hin,  dass  es  unthunlich  sei,  das  Einkommensteuergesetz  und  ein  neues  Gemeinde- 
steuergesetz gleichzeitig  zustandezubringen,  dass  jedoch  voraussichtlich  den 
Ständen  nach  Aufstellung  der  neuen  Kataster  auch  eine  die  Aenderung  der 
Gemeindebesteuerung  bezweckende  Vorlage  zugehen  werde;  die  Enqueteergeb- 
nisse abzuwarten  oder  Interessenten  zu  hören,  zu  welchen  ja  alle  Steuerpflich- 
tigen zählten,  sei  zwecklos  und  bedeute  eine  Verschiebung  der  Reform  ad 
calendas  graecas.  In  betreff  der  Verwendung  des  Erträgnisses  vereinbarte  man 
die  Aufnahme  einer  Bestimmung  in  das  Gesetz,  wornach  dasselbe,  soweit  ver- 
fügbar, zunächst  und  jedenfalls  für  die  1.  Budgetperiode,  in  welcher  die  Ein- 
kommensteuer zur  Erhebung  gelangt,  zur  Ermässigung  der  Übrigen  direkten 
Steuern  dienen  soll  (Art.  31).  Lebhafte  Diskussionen  knüpften  sich  ferner  noch 
an  die  Frage  wegen  Behandlung  der  Aktiengesellschaften  und  der  Bildung  der 
Steueranschläge,  doch  erreichte  man  auch  hinsichtlich  dieser  Punkte,  von  welchen 
nachher  noch  zu  sprechen  sein  wird,  eine  Verständigung.  Ein  schliesslicher 
Antrag,  den  Eintritt  der  Wirksamkeit  des  Gesetzes  —  von  der  Aufstellung  des 
Katasters  abgesehen  —  von  der  Beschlussfassung  des  nächsten  Landtags  ab- 
hängig zu  machen  (ähnlich,  wie  dies  beim  187Ser  Entwurf  geschehen  warj. 
blieb,  nachdem  die  Regierung  energisch  widersprochen  und  die  Annahme  dieses 
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Antrags  als  mit  der  Ablehnung  des  ganzen  Gesetzes  gleichbedeutend  erklart 
hatte,  in  der  Minderheit.  Das  Gesetz  wurde  hierauf  mit  43  gegen  13  Stimmen 
angenommen.  In  der  Ersten  Kammer  wurde  die  Vorlage  allerseits  als  auf  guten 
und  gesunden  Prinzipien  beruhend  anerkannt;  auf  Abänderungsvorschläge  wurde 
deshalb,  um  das  Zustandekommen  des  Gesetzes  nicht  zu  gefährden,  ungeachtet 
mancher  Ausstellungen  im  einzelnen,  die  man  zu  machen  fand,  verzichtet  und 
das  Gesetz  in  der  von  der  Zweiten  Kammer  beschlossenen  Fassung  einstimmig 
genehmigt. 

Das  aus  diesen  Verhandlungen  hervorgegangene  Gesetz  vom  20.  Juni  1884 
bedarf  nun  in  einigen  Hauptpunkten  noch  einer  näheren  Besprechung. 

1)  Begriff  des  steuerbaren  Einkommens. 

Das  Gesetz  beschränkt  sich  darauf,  die  Quellen,  aus  welchen  das  steuer- 
bare Einkommen  fliegst,  nach  4  Hauptkategorien  und  die  zum  Abzug  am  Roh- 
einkommen geeigneten  Aufwendungen  und  Ausgaben  im  allgemeinen  zu  be- 
zeichnen (Art.  2  u.  3),  alle  weiteren  Detailvorschriften  der  Vollzugsverordnung 
überlassend.   Das  Einkommen  gliedert  sich  hiernach  in  solches 

1)  aus  Grundstücken,  Gebäuden,  Grundrechten  und  Grundgefallen,  sowie 
aus  dem  Betrieb  der  Land-  und  Forstwirtschaft; 

2)  aus  dem  Betrieb  eines  Gewerbes,  einschliesslich  des  Handels  und 
Bergbaues ; 

3)  aus  einem  öffentlichen  oder  privaten  Dienstverhältnis,  wissenschaftlichen 
oder  künstlerischen  Beruf  oder  aus  einer  sonstigen,  nicht  schon  unter 
Ziff.  1  und  2  begriffenen,  gewinnbringenden  Beschäftigung; 

4)  aus  Kapitalvermögen,  Renten  und  anderen  derartigen  Bezügen, 

Die  unter  1,  2  und  4  bezeichneten  Einkommensquellen  decken  sich  im 
allgemeinen  mit  den  ausserdem  noch  der  Ertragsbesteuerung  unterliegenden 
Steuerobjekten,  wogegen  Ziff.  3  das  reine,  nur  noch  einkommensteuerpflichtige 
Arbeitseinkommen  darstellt.  Uebrigens  zählt  zu  dem  Einkommen  der  ersten 
Kategorie  auch  der  Ertrag  der  pachtweise  betriebenen  Landwirtschaft,  während 
andererseits  der  Nutzen,  welchen  die  einem  Gewerbebetrieb  oder  einer  sonstigen 
gewinnbringenden  Unternehmung  des  Eigentümers  gewidmeten  Grundstücke  und 
Gebäude  gewähren,  nicht  für  sich  als  liegenschaftliches  Einkommen,  sondern 
als  unausgeschiedener  Bestandteil  des  gewerblichen  oder  Arbeitseinkommens  zu 
behandeln  ist  (Art.  17  Abs.  3).  Das  Einkommen  Ziff.  2  ferner  umfasst  selbst- 
verständlich den  ganzen  Reinertrag  gewerblicher  Unternehmungen,  also  die 
Betriebskapitalrente  samt  persönlichem  Verdienst  In  betreff  des  landwirt- 
schaftlichen und  gewerblichen  Reinertrags  lässt  nun  das  Gesetz,  insofern  es  das 
gesamte  „in  Geld,  Geldeswert  oder  in  Selbstbenützung  bestehende  Einkommen" 
für  steuerbar  erlärt,  eine  zweifache  Behandlungsweise  zu :  als  Einkommen  kann 
entweder  der  nach  Abzug  der  Herstellungskosten  verbleibende  Wert  der  jähr- 
lichen Produktion  schlechthin  oder  auch  nur  insoweit  betrachtet  werden,  als  die 
Produkte  durch  eigene  Konsumtion  oder  durch  Verkauf  ihrer  Bestimmung 
zugeführt  worden  sind;  ersterenfalls  zählen  auch  die  zum  Verkauf  bestimmten, 
jedoch  unverkauft  gebliebenen  Erzeugnisse  eines  jeden  Jahres  zum'Einkommen, 
die  letztere  Betrachtungsweise  fasst  neben  der  eigenen  Konsumtion  nur  die  in 
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jeder  Wirtechafteperiode  erzielten  Erlöse  ins  Auge,  ohne  sich  im  übrigen 
darum  zu  kümmern,  ob  die  verkauften  Produkte  in  der  gleichen  oder  in  einer 
früheren  Wirtechafteperiode  hervorgebracht  worden  sind.  Die  Vollzugsverord- 
nung  vom  17.  Februar  1885  hat  sich  die  letztere,  den  Anschauungen  des  ge- 
schäftlichen Lebens  jedenfalls  mehr  entsprechende  und  der  bisherigen  Praxis 
bei  der  Erwerbsteuer  sich  anschliessende  Auffassung  angeeignet  Beim  land- 
wirtschaftlichen Betrieb  gilt  demnach  als  Roheinkommen: 

der  Erlös  aus  den  im  Laufe  eines  Jahres  veräusserten  Haupt-  und  Neben- 
erzeugnissen der  Landwirtschaft  und  Viehzucht  und 

der  Geldwert  der  von  dem  Landwirt  im  gleichen  Jahre  für  seine  und 
seiner  Familie  Bedürfnisse  (und  für  die  Zwecke  eines  etwa  von  ihm  be- 
triebenen Gewerbes)  verwendeten  eigenen  Erzeugnisse. 
Konsequent  kann  auch  bei  Waldungen  nicht  etwa  der  jährliche  Hobt- 
zu wachs,  um  welchen  das  Waldkapital  sich  vennehrt,  sondern  nur  der  Wert 
der  vom  Waldeigentümer  wirklich  gezogenen  Haupt-  und  Nebennutzungen  als 
Einkommen  gelten;  nicht  der  nach  den  Grundsätzen  einer  rationellen  Bewirt- 
schaftung schlagbare,  sondern  der  thatsächliche  genutzte  Ertrag  kommt 
in  Rechnung,  wobei  allerdings  die  Gefahr  nicht  ausgeschlossen  ist,  das«  der- 
gleichen Erträgnisse,  z.  B.  bei  längerem  Aufschub  der  Nutzungen  und  dann  folgendem 
Eigentumswechsel,  sich  der  Besteuerung  teilweise  entziehen.  —  Gehen  land-  and 
forstwirtschaftliche  Erzeugnisse  zur  weiteren  Verarbeitung  in  einen  Gewerbe- 
betrieb des  Produzenten  über,  so  werden  dieselben  einerseits  beim  land-  und 
forstwirtschaftlichen  Einkommen  in  Einnahme,  andererseits  beim  gewerblichen 
Einkommen  als  Betriebsaufwand  in  Ausgabe  gestellt.  —  Von  ,  Selbstbenützung' 
spricht  das  Gesetz,  wenn  Grundstücke  oder  Gebäude  vom  Eigentümer  (oder 
Nutzniesser)  nicht  zu  Zwecken  irgendwelcher  wirtschaftlichen  Produktion,  sondern 
unmittelbar  zur  eigenen  Bedürfnisbefriedigung  verwendet  werden  (Hauptfall: 
das  Wohnen  im  eigenen  Hause);  dass  der  Genusswert  des  beweglichen  Ver- 
i  mögens,  z.  B.  des  Hausrats,  zum  Einkommen  nicht  zu  rechnen  sei,  wurde  bei 
den  Verhandlungen  über  den  1873er  Entwurf  ausdrücklich  festgestellt.  Einer 
J  einstigen  Vermögenssteuer,  deren  Einführung  an  Stelle  der  jetzigen  Ertragsteuern 
damals  wie  auch  bei  den  Verhandlungen  von  1884  als  Ziel  der  ferneren  Ent- 
wickelung  bezeichnet  wurde,  sollte  es  vorbehalten  bleiben,  auch  den  Mobiliarbesitz 
zu  treffen. 

Zu  dem  nach  Art.  3  abzugsfähigen  Aufwand  gehören  auch  die  auf  den 
einzelnen  Einkommensteilen  oder  Einkommensquellen  ruhenden  „ öffentlich  recht- 
lichen Lasten",  d.  h.  die  Staate-  und  Gemeindesteuern  mit  Ausnahme  der  Ein- 
kommensteuer selbst  Für  diese  der  Theorie  entnommene  Bestimmung  spricht 
allerdings  die  Erwägung,  dass  der  Staat  diejenigen  Einkommensteile,  welche  er 
im  Wege  der  Besteuerung  den  Einzelwirtschaften  entzieht,  nicht  nochmals  be- 
steuern solL  Der  Abzug  der  direkten  Steuern  ist  jedoch  praktisch  keineswegs 
empfehlenswert,  da  er  von  geringem  Effekt  ist  und  die  Aufstellung  der  Fassionen 
und  deren  Kontrolle  unnötigerweise  erschwert  (so  z.  B.  namentlich  dann,  wenn 
die  betreffenden  Steuersätze  im  entscheidenden  Momente  noch  nicht  feststehen 
und  auf  die  Durchschnittesätze  der  letzten  3  Jahre  gegriffen  werden  muss); 
auch  theoretisch  erscheint  ein  solcher  Abzug  nicht  geboten,  sofern  nur  bei 
Bemessung  der  Freigrenze  und  der  Steueranschläge  dem  kleinen  Einkommen 

798 


Digitized  by  Google 


Die  direkten  Steuern  im  Grossberzogtum  Baden. 


345 


die  nötige  Schonung  zuteil  geworden  ist.   Die  direkten  Abgaben  an  Staat  und« 
Gemeinde  könnten  füglich  dem  Aufwand  für  den  Lebensunterhalt  im  weiteren 
Sinne  (Art.  3  letzter  Absatz)  zugerechnet  werden. 

Die  Schuldzinsen  sind  uneingeschränkt,  d.  h.  ohne  Rücksicht  auf  den 
Ursprung  oder  Zweck  der  Schuld  oder  auf  die  Existenz  faust-  oder  unterpfand- 
licher Versicherung  zum  Abzug  zugelassen.  Auch  bei  solchen  Personen,  welche 
nur  mit  einem  Teile  ihres  Gesamteinkommens  in  Baden  steuerpflichtig  sind 
(wie  z.  B.  ausser  Lands  Wohnende  mit  badischem  Grundbesitz),  kommt  nichts 
darauf  an,  ob  und  inwieweit  deren  Schulden  mit  den  badischen  Einkommens- 
quellen in  irgendwelchem  Zusammenhang  stehen:  vielmehr  können  diese  Per- 
sonen gleichfalls  ihre  sämtlichen  Schuldzinsen  in  Abzug  bringen,  jedoch  nur  in 
dem  Verhältnis,  in  welchem  der  der  badischen  Besteuerung  unterworfene  Teil 
ihres  Gesamteinkommens  zu  diesem  letzteren  steht 

2)  Steneranschlag. 

Der  Entwurf  von  1873  war  von  der  Anschauung  ausgegangen,  daes  nicht 
die  proportionale,  sondern  nur  die  mit  dem  Wachstum  der  Leistungsfähigkeit 
Schritt  haltende,  progressive  Einkommensteuer  dem  Grundsatz  der  Verteilung 
der  Steuerlast  nach  der  Leistungsfähigkeit  gerecht  werde  und  einerseits  zur 
nötigen  Schonung  der  kleineren,  andererseits  zu  einer  angemessenen  Besteuerung 
der  grösseren  Einkommen  und  zu  einem  befriedigenden  Gesamtertrag  der  Steuer 
gelangen  lasse,  dass  indessen  die  Progression,  um  das  höhere  Einkommen  gegen 
übermässige  Belastung  zu  schützen,  eine  begrenzte  sein,  d.  h.  bei  einer  gewissen 
Höhe  des  Einkommens  zum  Stillstand  kommen  müsse. 

Der  Entwurf  von  1884  hielt  an  dieser  Anschauung  fest,  brachte  jedoch 
einen  von  dem  früher  beabsichtigten  mehrfach  abweichenden  Steuermodus  in 
Vorschlag.  Zunächst  wurde  von  einer  Einreihung  der  Einkommen  in  Klassen 
abgesehen.  Hinsichtlich  der  Klasseneinteilung  hatte  man  beim  Vollzug  des 
Erwerbsteuergesetzes,  welches  ebenfalls  in  Art.  9  die  Einreihung  des  persönlichen 
Verdienstes  in  Klassen  vorschrieb,  keine  günstigen  Erfahrungen  gemacht,  indem 
durch  die  bei  der  Klasseneinteilung  unvermeidlichen  Sprünge  in  der  Steuer- 
anlage die  minder  gewissenhaften  Pflichtigen  vielfach  zu  unrichtigen  oder  doch 
zu  oberflächlichen  und  ungenauen  Fassionen  veranlasst  wurden.  Sodann  empfahl 
es  sich,  statt,  wie  im  Entwurf  von  1873,  den  Steuerfuss  für  die  unteren  Ein- 
kommen abzuschwächen,  die  Degression  sofort  bei  Bildung  der  Steueranschläge 
vorzunehmen,  so  dass  der  Steuerfuss  für  alle  Steueranschläge  ein  gleichmassiger 
blieb.  Dieses  Verfahren  gewährte  insbesondere  auch  die  Möglichkeit,  die  Ein- 
kommensteueranschläge ohne  Schwierigkeiten  auch  für  die  Gemeindebesteuerung 
nutzbar  zu  machen.  Man  gelangte  hiernach  (bei  Abrundung  des  steuerbaren 
Einkommens  auf  die  nächstniedrige,  durch  100  teilbare  Zahl)  zu  folgender 
Skala  der  Steueranschläge:  das  niederste  steuerbare  Einkommen  von  500  Mark 
wird  nur  zu  einem  Fünftel  —  mit  100  Mark  — ,  das  Einkommen  von  1000  Mark 
zu  einem  Viertel  —  mit  250  Mark  —  angeschlagen,  der  Anschlag  für  die 
zwischen  500  und  1000  Mark  liegenden  Einkommen  dementsprechend  in  massig 
ansteigender  Weise  abgestuft;  bei  den  Einkommen  über  1000  Mark  besteht 
sodann  der  Anschlag  für  die  ersten  1000  Mark  in  einem  Viertel,  für  die  zweiten 
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1000  Mark  in  der  Hälfte,  für  die  weiteren  1000  Mark  in  drei  Vierteilen,  fur 
die  höheren  Teilbeträge  im  vollen  Betrag  des  Einkommens.  Der  Anschlag  des 
Einkommens  von  10,000  Mark,  welcher  sich  hiernach  auf  8500  Mark  berechnen 
würde,  wird  auf  9000  Mark  erhöht,  da  von  nun  an  bis  zum  Einkommen  von 
30,000  Mark  die  Steueranschlage  mit  Abstufungen  von  500  Mark  gebildet  werden. 
Für  die  Einkommen  von  30,000  Mark  und  mehr  bildet  der  volle  Betrag  des 
(nach  unten  auf  1000  Mark  abgerundeten)  Einkommens  den  Steueranschlag. 
Zur  Veranschaulichung  möge  folgende  Zusammenstellung  dienen: 


Einkommen. 

Steueranschlag. 

500  Mark 

100 

Mark  c 

der  V* 

des  Einkommens 

1,000 

» 

250 

n 

r 

V* 

•  r 

1.500 

500 

* 

»/• 

9  * 

3,000 

1,500 

n 

r 

V. 

F  P 

4,500 

3.000 

r 

•/» 

*  1» 

5,000 

P 

3,500 

» 

70°/o 

t>  * 

7.500 

6,000 

■ 

* 

80% 

*  • 

10,000 

9,000 

• 

90°/« 

r  • 

20,000 

• 

19,000 

K 

95°/o 

r  • 

30,000 

30,000 

» 

» 

100°/o 

Bei  dieser  Skala  sind  Sprünge  fast  durchweg  vermieden,  indem  der 
Steueranschlag  in  den  untersten  Stufen  von  25  zu  25,  spater  von  50  zu  50. 
sodann  von  75  zu  75  und  von  100  zu  100  und  erat  bei  den  Einkommen  von 
10,000  bis  30,000  Mark  mit  Abstufungen  von  500  zu  500  Mark,  endlich  bei  den 
Einkommen  von  30,000  Mark  und  mehr  mit  Abstufungen  von  1000  zu  1000  Mark 
anwächst.  Wenn  die  Grenze  der  Degression  erst  beim  Einkommen  von  30,000  Mark 
gezogen  wurde,  so  beruhte  dies  auf  der  Erwägung,  dass  bei  Belegung  schon 
der  mittleren  Einkommen  mit  dem  vollen  Steuersatz  dieser  letztere  nur  ein 
massiger  sein  könne  und  auf  diese  Weise  die  berechtigte  kräftigere  Besteuerung 
der  höheren  Einkommen  vereitelt  werde. 

Ueber  die  Bildung  der  Steueranschläge  wurde  in  der  Zweiten  Kammer 
eingehende  Beratung  gepflogen,  welche  auch  mehrere  Abänderungsanträge  zutage 
förderte.  Der  eine  dieser  Anträge  ging  dahin,  das  unfundierte  Einkommen  von 
5000  Mark  und  darüber  voll  zur  Besteuerung  zu  ziehen,  weil  derselbe  gegenüber 
dem  fundierten  Einkommen  ohnehin  durch  Befreiung  von  der  Ertragsbesteuerung 
privilegiert  sei  und  in  der  angegebenen  Höhe  keiner  Schonung  mehr  bedürfe; 
der  2.  Antrag  wollte  einerseits  die  Skala  für  die  Einkommen  bis  zu  3000  Mark 
günstiger  gestalten,  andererseits  schon  bei  20,000  Mark  den  Steueranschlag  dem 
vollen  Betrag  des  Einkommens  gleichstellen.  Beide  Anträge  wurden  —  der 
erstere  weil  dem  Grundgedanken  des  Gesetze«  zuwiderlaufend,  welches  alles 
Einkommen  ohne  Rücksicht  auf  seine  Quelle  gleichmässig  treffen  will,  —  von 
der  Regierung  bekämpft  und  blieben  in  der  Minderheit.  In  der  Ersten  Kammer 
wurden  in  Bezug  auf  die  Freilassung  der  Einkommen  unter  500  Mark  Bedenken 
geäussert,  insofern  ein  jeder,  der  sich  im  Vollbesitz  der  politischen  Rechte  be- 
finde, durch  Entrichtung  einer,  wenn  auch  minimalen,  direkten  Steuer  sich 
»einer  Pflichten  gegen  den  Staat  bewusst  bleiben  solle;  zudem  sei  auch  auf  die 
neben  der  Grösse  des  Einkommens  die  Leistungsfähigkeit  bedingenden  indivi- 
duellen Verhältnisse,  wie  insbesondere  die  Zahl  der  auf  ein  gewisses  Einkommen 
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angewiesenen  Familienglieder,  im  Entwurf  keinerlei  Rücksicht  genommen.  Ab- 
änderungsantrage wurden  indessen  hier,  wie  schon  bemerkt,  nicht  gestellt,  und 
so  gelangte  der  Regierungsanschlag  unverändert  zur  Annahme. 

3)  Fassion. 

Das  Prinzip  der  obligatorischen  Selbsteinschätzung  mit  nachfolgender 
Kontrolle,  welches  bereits  seit  Jahrzehnten  bei  der  Klassen-,  Gewerbe-,  Erwerb- 
und  Kapitalrentensteuer  in  Anwendung  gewesen  war,  ist  auch  vom  Einkommen- 
steuergesetz festgehalten  worden.  Man  verhehlte  sich  hierbei  freilich  nicht,  das» 
die  Ausdehnung  des  Deklarationszwangs  unterschiedslos  auf  alle  Pflichtigen  mit 
nicht  geringen  Schwierigkeiten  verknüpft  sein  werde.    Wenn  auch  dem  Ge- 
werbsmann, dem  Kapitalisten,  der  bisher  seinen  steuerlichen  Verpflichtungen 
genügt  hatte,  die  Berechnung  und  Fassion  seines  jährlichen  Einkommens  eine 
geläufige  Sache  war,  so  wurde  hiermit  doch  den  Landwirten,  deren  persönlicher 
Verdienst  seither  nach  festen  gesetzlichen  Anschlägen  bemessen  worden  war, 
eine  ganz  neue  Aufgabe  gestellt.    Von  einem  grossen  Teile  der  Landwirte 
konnte  beim  Mangel  jeglicher  geordneten  Buchführung  und  bei  den  besonderen 
Schwierigkeiten,  welche  gerade  die  Berechnung  des  landwirtschaftlichen  Ein- 
kommens bietet,  die  Aufstellung  korrekter  Fassionen  nicht  erwartet  werden. 
Gleichwohl  konnten  diese  Erwägungen  nicht  dazu  führen,  das  bewährte  Prinzip 
der  obligatorischen  Deklaration  aufzuheben  oder  einzuschränken.   Man  glaubte 
annehmen  zu  dürfen,  dass  im  persönlichen  Verkehr  der  Pflichtigen  mit  den 
Ortsschatzungsräten  die  erwähnten  Schwierigkeiten  sich  würden  überwinden 
lassen ;  die  Vollzugaverordnung  hat  auch  den  Steuerkommissären  und  Schatzungs- 
ratsvorsitzenden  ausdrücklich  zur  Pflicht  gemacht,  solchen  Personen,  welche 
ihre  Steuererklärung  selbst  aufzustellen  ausser  stände  sind,  solche  aufzustellen 
oder  zu  vervollständigen,  wobei  letztere  nur  die  erforderlichen  ^tatsächlichen 
Angaben  zu  machen  haben;  schliesslich  darf  man  auch  hoffen,  dass  bei  längerer 
Eingewöhnung  des  Gesetzes  und,  wenn  eine  einfache  Buchführung  mehr  und 
mehr  Gepflogenheit  in  den  ländlichen  Haushaltungen  geworden  ist,  die  Berech- 
nung seines  Jahreseinkommens  auch  dem  Landwirt  nicht  mehr  als  eine  unlösbare 
Aufgabe  erscheinen  wird.    Hatte  der  frühere  Entwurf  nur  die  Angabe  der 
Gesamtsumme  des  reinen  Einkommens  nebst  Bezeichnung  der  Quellen ,  aus 
welchen  es  fliesst,  vom  Pflichtigen  verlangt,  so  schreibt  jetzt  Art.  17  des  Gesetzes 
vor,  dass  das  Einkommen  getrennt  nach  den  oben  bezeichneten  4  Kategorien 
der  Einkommensquellen  und  sodann  der  Jahresbetrag  der  zum  Abzug  geeigneten 
Schuldzinsen  anzugeben  sei.    Da  der  Pflichtige,  um  zur  Gesamtsumme  zu  ge- 
langen, ohnehin  seine  Einkünfte  aus  den  4  Haupteinnahmequellen  ermitteln 
und  zusammenrechnen  muss,  wird  ihm  diese  Detaillierung  nicht  schwer  fallen, 
während  letztere  die  Prüfung  der  Fassionen  auf  ihre  Richtigkeit  wesentlich 
erleichtert.  Diese  Prüfung  ist  immerhin  insofern  noch  schwierig,  als  die  Fassion 
nur  das  Reineinkommen  einer  jeden  Kategorie  enthält,  also  das  Rohein- 
kommen  und  die  berechneten  Abzüge  nicht  ersehen  lässt.    Gerade  aber  die 
Abzüge  sind  es,  welche  häufig  von  den  Pflichtigen  etwas  zu  ausgiebig  bemessen 
■werden  und  darum  besonders  der  Nachprüfung  bedürfen.   Man  hat  sich  jedoch 
mit  dem  vorerwähnten  Inhalt  der  Fassion  zunächst  begnügt,  weil  die  bloss 
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summariscne  Angabe  der,  die  verschiedenartigsten  Posten  umfassenden  Abzüge 
bei  jeder  Einkommenskategorie  für  die  Kontrolle  doch  noch  keinen  erheblichen 
Nutzen  geboten  hätte  und  das  Verlangen  einer  weiteren  Detaillierung  —  zumal 
beim  ersten  Inslebenstreten  des  Gesetzes  —  sich  nicht  zu  empfehlen  schien. 
Indessen  kann  selbstverständlich  der  Schatzungsrat  vermöge  des  ihm  zustehenden 
Prüfungsrechtes  (Art.  20)  von  dem  einzelnen  Pflichtigen  eine  genaue  Entzifferung 
der  einzelnen  Einnahme-  und  Abzugsposten  verlangen. 

Eigentümlich  ist  die  Bestimmung,  das«  die  Fassion  nach  dem  Stand  der 
Einkommensverhältnisse  und  Schulden  am  1.  April  eines  jeden  Jahres  zu  be- 
messen sei.  Schlechthin  massgebend  ist  dieser  Normaltag  für  die  festen 
Bezüge  (wie  Besoldungen,  Gehalte,  feste  Kapitalzinsen  etc.);  bei  den  wandel- 
baren Bezügen  (zu  welchen  insbesondere  die  Einkünfte  aus  landwirtschaftlichem 
und  gewerblichem  Betrieb,  Honorare,  Dividenden  etc.  gehören)  kommt  das  Durch- 
schnittsergebnis der  letzten  8  Kalender-  oder  Geschäftsjahre  in  Rechnung  (Art.  12 
Abs.  2)  und  es  kann  folglich  bei  Bezügen  der  letzteren  Art  der  Norraaltag  nur 
hinsichtlich  des  Umfangs  und  der  objektiven  Beschaffenheit  der  dem  Pflichtigen 
zur  Verfügung  stehenden  Einkommensquellen  von  Bedeutung  sein;  m.  a.  W. : 
bei  wandelbaren  Bezügen  soll  das  thatsächliche  Ergebnis  der  letzten  3  Jahre, 
jedoch  unter  Berücksichtigung  der  inzwischen  und  spätestens  am  1.  April  ein- 
getretenen Veränderungen  der  Fassion  zu  Grunde  gelegt  werden.  Ob  mit  der 
Aufstellung  dieses  Normaltags,  welcher  sich  wohl  in  keinem  anderen  Einkommen- 
steuergesetze findet,  das  Gesetz  eine  glückliche  Bestimmung  getroffen  hat,  ist 
zu  bezweifeln.  Man  glaubte,  der  Schwankungen  halber,  welchen  das  Einkommen 
im  Laufe  eines  Jahres  unterworfen  sein  kann,  namentlich  für  das  Strafverfahren 
eines  bestimmten  Tages,  der  für  die  Bemessung  des  Jahreseinkommens  die  Norm 
gibt,  nicht  entbehren  zu  können  und  verwies  hierbei  auf  das  Rentensteuergesetz. 
Allein  die  Veranlagung  der  Rentensteuer,  welche  nur  eine  Art  des  Einkommens 
trifft  und  —  anders  als  die  Einkommensteuer  —  im  Jahre  der  Konstatierung 
auch  erhoben  wird,  kann  hier  nicht  als  Vorbild  dienen.  Für  das  Strafverfahren 
könnten  doch  höchstens  nur  diejenigen  Einkommensveränderungen,  die  im  Laufe 
der  —  vom  Pflichtigen  versäumten  —  Frist  zur  Abgabe  der  Fassion  eingetreten 
sind,  von  Belang  sein  und  wäre  eben  dann  —  in  dubio  pro  reo  —  das  geringere 
Einkommen  der  Straf-  und  Nachtragsberechnung  zu  Grunde  zu  legen.  Es  wäre 
deshalb  wohl  ganz  unbedenklich  und  jedenfalls  gemeinverständlicher  und  ein- 
facher, die  Pflichtigen  das  Einkommen  fatieren  zu  lassen,  wie  sie  es  dermalen 
d.  h.  bei  Abgabe  der  Steuererklärung  beziehen.  Diese  Regel  gilt  jetzt  schon  für 
einen  Teil  der  Pflichtigen,  nämlich  die  in  Art.  15  bezeichneten  (vorzugsweise  der 
arbeitenden  Klasse  angehörigen)  Personen,  welche  ausserhalb  des  ordentlichen 
Ab-  und  Zuschreibens  zu  fatieren  haben.  Die  Ausdehnung  dieser  Regel  auf  alle 
Pflichtige  würden  aber  weiter  den  erheblichen  U  ebelstand  beseitigen,  dass  Ein- 
kommensveränderungen, welche  in  der  Zeit  zwischen  dem  1.  April  und  der  — 
möglicherweise  erst  Ende  September  erfolgenden  —  Abgabe  der  Fassion  ein- 
getreten sind,  nicht  berücksichtigt  werden  dürfen.  Es  ist  dies  um  so  misslicher, 
als  die  gleichzeitig  mit  den  Einkommensteuerfassionen  einzureichenden  Gewerb- 
steuerfassionen,  wenigstens  soweit  es  sich  um  Eröffnung  neuer,  nicht  um  Aen- 
derung  bereits  bestehender  Unternehmungen  handelt,  lediglich  den  neuesten 
Stand  zu  berücksichtigen  haben. 
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Wohnsitz  Veränderungen  und  solche  Erhöhungen  oder  Minderungen  des 
Einkommens,  welche  auf  den  Steueranschlag  von  Einfluss  sind,  bedingen  jeweils 
eine  neue  Fassion  (Art.  8,  9,  14);  dagegen  ist  mit  dem  blossen  Wechsel  der 
Art  des  Einkommens,  welcher  dessen  Höhe  unverändert  lässt  (z.  B.  wenn  der 
Pflichtige  durch  Verkauf  seines  Grundbesitzes  sein  liegenschaftliches  Einkommen 
in  ein  gleiches  Renteneinkommen  umwandelt),  die  Verpflichtung  zur  Abgabe 
einer  neuen  Fassion  nicht  verbunden.  Ob  nicht  doch  auch  in  Fällen  der  letzteren 
Art  im  Interesse  einer  richtigen  KatasterfiJhrung  die  Fassion  zu  verlangen  sei, 
muss  die  Erfahrung  lehren.  In  betreff  des  Veranlagungsverfahrens  und  der 
Rechtsmittel  schliesst  sich  das  Gesetz  an  die  bestehenden,  früher  besprochenen 
Einrichtungen  an  (Art.  20  und  21);  die  Erklärung  des  Pflichtigen  „an  Eides- 
statt" ist  mit  den  übrigen  Besonderheiten  des  Entwurfs  von  1873  fallen  gelassen. 

4)  Behandlung  der  Aktiengesellschaften  und  Genossenschaften. 

Der  Entwurf  von  1873  hatte,  von  der  Besteuerung  der  juristischen  Per- 
sonen im  allgemeinen  absehend,  neben  den  physischen  Personen  nur  die  Aktien- 
gesellschaften und  Aktienkommanditgesellschaften  „aus  finanziellen  Gründen 
und  mit  Rücksicht  auf  deren  wirtschaftliche  Bedeutung*  und  zwar  unbeschadet 
der  Besteuerung  der  einzelnen  Mitglieder  heranziehen  wollen.   Es  kam  hierbei 
wesentlich  mit  in  Betracht,  dass  die  grösseren  Gewerbsunternehmungen  durch 
die  damalige  Gewerbsteuer  in  ganz  ungenügender  Weise  getroffen  wurden.  Die 
Zweite  Kammer  schwächte  jedoch  diese  Bestimmung  dadurch  bedeutend  ab, 
dass  sie  ab  steuerbares  Einkommen  der  gedachten  Gesellschaften  nur  deren  Rein- 
ertrag nach  Abzug  von  5  Prozent  des  Aktienkapitals  gelten  liess.    In  dieser 
abgeschwächten  Form  erschien  die  Besteuerung  der  Aktiengesellschaften  der 
Regierung,  als  sie  sich  neuerdings  mit  der  Frage  beschäftigte,  von  zu  geringem 
finanziellen  Belang;  für  deren  Freilassung  sprach  ferner  die  Erwägung,  dass 
bereits  das  Erwerbsteuergesetz  den  meisten  Aktienunternehmungen  eine  ganz 
bedeutende  Steuererhöhung  gebracht  hatte  und  dass  die  Gesellschaften  dieser 
Art  in  den  meisten  andern  deutschen  Staaten  nur  in  sehr  massiger  Weise  zu 
den  direkten  Steuern  herangezogen  sind.  Der  neue  Entwurf  verzichtete  deshalb 
darauf,  die  Aktiengesellschaften  in  den  Kreis  der  Einkommensteuerpflichtigen, 
welcher  somit  nur  die  physischen  Personen  umfasste,  einzubeziehen.  Die  Kom- 
mission der  Zweiten  Kammer  kam  jedoch  unter  Hinweisung  auf  das  sächsische 
Gesetz  vom  2.  Juli  1878,  auf  die  damals  noch  in  Beratung  begriffene  Novelle  zum 
hessen-dannstädtischen  Einkommensteuergesetz  und  den  preuss.  Gesetzentwurf 
vom  17.  Dezember  1883  auf  die  Besteuerung  der  Aktiengesellschaften  zurück, 
und  zwar  entschied  sie  sich  für  deren  uneingeschränkten  Beizug  neben  dem 
der  Aktionäre,  welchem  Beschluss  zu  widersprechen  die  Regierung  keinen  Anlass 
hatte,  nachdem  der  Beizug  des  persönlichen  Verdienstes  der  Gewerbsunternehmer 
zur  Gewerbsteuer  von  der  Kommission  beseitigt  worden  war.    Denn  angesichts 
dieser  letzteren  Aenderung  konnte  auf  den  Beizug  der  Aktiengesellschaften  zur 
Einkommensteuer  nicht  mehr  wohl  verzichtet  werden,  da  dieselben  sonst  nicht 
nur  an  der  durch  die  Einführung  der  Einkommensteuer  ermöglichten  Herab- 
setzung des  Gewerbsteuerfu8ses  partieipiert  haben  würden,  sondern  auch  mit 
ihrem  persönlichen  Verdienst  jeglicher  Besteuerung  entgangen,  soweit  in  einem 
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nicht  gerechtfertigten  Masse  entlastet  worden  wären.  Bei  der  Plenarberatung 
traten  die  über  diese  Frage  bestehenden  gegensätzlichen  Ansichten  einander 
scharf  gegenüber.  Während  auf  der  einen  Seite  mit  einer  gewissen  Animosität 
gegen  die  Aktiengesellschaften  deren  kräftige  Heranziehung  verlangt  wurde, 
wies  man  von  anderer  Seite  auf  die  volkswirtschaftliche  Bedeutung  und  Un- 
entbehrlichkeit  dieser  Gesellschaften  und  auf  die  Unbilligkeit  des  Kommissions- 
vorschlags, welcher  zu  einer  vierfachen  Besteuerung  der  Aktienerträgnisse  führe, 
hin  und  zeigte  sich  geneigt,  den  Regierungsentwurf  wiederherzustellen.  Zwei 
Vermittlungsanträge  wurden  gestellt :  der  erste  wollte  die  Zinsen  und  Dividenden 
aus  Aktien  der  der  badischen  Einkommensteuer  unterliegenden  Unternehmungen 
befreien,  der  zweite  eventuelle  Antrag  schlug  vor,  nach  dem  Vorgang  von  1874 
am  steuerbaren  Einkommen  der  Aktiengesellschaften  5  Prozent  des  Aktienkapitals 
als  Schuldzinsen  in  Abzug  bringen  zu  lassen.  Den  1.  Antrag  bezeichnete  die 
Regierung  als  unannehmbar,  weil  Aktiengesellschaften,  deren  Geschäftsbetrieb 
aber  das  Grossherzogtum  Baden  hinausreiche,  nur  mit  dem,  dem  badischen 
Geschäft  entsprechenden  Teile  ihres  Einkommens  beigezogen  würden  und  es 
sich  deshalb  durchaus  nicht  rechtfertige,  die  Aktionäre  mit  ihrem  ganzen 
Aktienbesitz  von  solchen  Unternehmungen  frei  zu  lassen  und  weil  ferner  eine 
derartige  Befreiung  der  Defraude  Thür  und  Thor  öffnen  würde.  Dieser  Antrag 
wurde  hierauf  abgelehnt  und  der  Eventualantrag  mit  Ermässigung  des  Abzugs 
von  5  auf  3  Prozent  des  Aktienkapitals  angenommen.  Die  Kompromissnatur 
dieser  Bestimmung  ist  unverkennbar,  denn,  wenn  man  das  Aktienkapital  als 
Schuld  der  Gesellschaft  an  die  Aktionäre  betrachten  wollte,  so  ergab  «ich 
hieraus  die  natürliche  Konsequenz,  den  Abzug  nach  dem  landläufigen  Zinsfuss, 
d.  h.  zu  5  oder  doch  zu  4  Prozent  zu  berechnen,  die  Zahl  3  hatte  an  sich 
etwas  durchaus  Willkürliches.  In  einer  andern  Hinsicht  aber  geht  jene  Be- 
stimmung, wie  von  dem  Kommissionsbericht  der  Ersten  Kammer  mit  Recht  hervor- 
gehoben wurde,  in  ihren  Wirkungen  über  den  beabsichtigten  Zweck  hinaus. 
Die  Gestattung  des  »prozentigen  Abzugs  soll  für  die  doppelte  Besteuerung  des 
Gewinns  der  Aktienunternehmungen  einen  gewissen  Ersatz  oder  Ausgleich 
bieten.  Eine  solche  Doppelbesteuerung  liegt  aber  überhaupt  nur  insoweit  vor, 
als  jener  Gewinn  in  Form  von  Zinsen  oder  Dividenden  den  Aktionären  zufliesst 
und  in  der  Hand  dieser  letzteren  abermals  von  der  Besteuerung  erfasst  wird, 
nicht  auch  bei  demjenigen  Teile  des  Gewinnes,  welcher  den  Reserve-,  Erneuerungs-, 
Amortisationsfonds  überwiesen  oder  zu  Meliorationen  verwendet  wird.  Streng- 
genommen hätte  also  der  3prozentige  Abzug  nur  bei  dem  Teil  des  Gewinns, 
welcher  als  Dividende  verteilt  wird,  zugelassen  werden  dürfen,  so  dass  bei  Ge- 
sellschaften, welche  keine  Dividende  oder  eine  solche  von  weniger  als  3  Prozent 
zahlen,  der  Abzug  ganz  oder  teilweise  unterblieben  wäre.  Indessen  war  die 
Kommission  der  Ersten  Kammer  der  Ansicht,  dass  einer  Abänderung  in  dem 
letzterwähnten  Sinne  eine  erhebliche  finanzielle  Tragweite  nicht  zukomme  und 
sah  daher  von  einem  dahingehenden  Antrag  ab. 

Die  Besteuerung  des  Gewinns  der  Aktienunternehmungen  hat  sich  hier- 
nach folgendermassen  gestaltet: 

Die  Gesellschaft  hat  Gewerb-  und  Einkommensteuer  zu  entrichten, 
Gewerbsteuer  nach  den  allgemeinen  Regeln,  Einkommenster  aus  dem 
zur  Verteilung  an  die  Aktionäre,  zur  Bildung  von  Reservefonds,  Amorti- 
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Bation  etc.  bestimmten  Geschäftsgewinn  nach  Abzug  von  3  Prozent 

des  Aktienkapitals. 

Die  Aktionäre  bezahlen  aus  ihren  Dividenden  und  Aktienzinsen 

Rentensteuer  und  Einkommensteuer. 
Bedenkt  man  nun,  dass  Gesellschaft  und  Aktionäre  mit  Gewerb-  und 
Rentensteuerkapitalien ,  sowie  mit  ihren  Einkommensteueranschlagen  auch  zur 
Gemeindebesteuerung  herangezogen  werden,  so  wird  man  einräumen  müssen, 
dass  auch  für  den  Freund  einer  energischen  Besteuerung  des  Aktiengewinnes 
die  badische  Gesetzgebung  nichts  zu  wünschen  übrig  lässt.  Die  Zweite  Kammer 
hat  aber  noch  weiter  gewisse,  auf  dem  Genossenschafts-  und  Gegenseitigkeits- 
prinzip beruhende  Vereinigungen  in  den  Wirkungsbereich  des  Gesetzes  einbezogen. 
Der  Stand  der  bisherigen  Gesetzgebung  war  folgender:  auf  Gegenseitigkeit  be- 
ruhende Assekuranz-  und  andere  Unternehmungen  (z.  B.  Vorschussvereine,  Kon- 
sumvereine) waren  nicht  erwerbsteuerpflichtig,  unterlagen  jedoch  der  Erwerbsteuer 
„mit  dem  nicht  auf  Gegenseitigkeit  beruhenden  Teil  ihrer  Geschäftsthätigkeit", 
d.  h.  insoweit  sie  mit  Nicht-Mitgliedern  Geschäfte  machten  (Art.  8  letzter  Absatz 
des  Erwerbsteuergesetzes,  §  9  der  Vollzugsverordnung  hierzu  vom  20.  Febr.  1877). 
Rentensteuerpflichtig  waren  auf  Gegenseitigkeit  gegründete  Lebensversicherungs- 
und ähnliche  Anstalten  nach  Art.  11  des  Kapitalrentensteuergesetzes  nur  dann, 
wenn  sie  nicht  eine  jährliche  Zins-  oder  Rentenausteilung,  sondern  die  Ansamm- 
lung und  einstige  Verteilung  von  Kapitalien  zum  Zwecke  hatten.  Die  prinzipielle 
Richtigkeit  dieser  Bestimmungen  wird  nicht  bestritten  werden  können.  Was 
insbesondere  die  Befreiung  der  Genossenschaften  von  der  Erwerbsteuer  betrifft, 
so  beruhte  dieselbe  auf  der  —  auch  mehrfach  durch  reichsgerichtliche  Ent- 
scheidungen bestätigten  —  Anschauung,  dass  Genossenschaften,  deren  Geschäfts- 
verkehr sich  auf  den  Kreis  ihrer  Mitglieder  beschränkt,  welche  also  rein  auf 
dem  Prinzip  der  Selbsthilfe  beruhen,  nicht  als  gewerbliche  Unternehmungen 
zu  betrachten  sind  und  dass  somit  bei  ihnen  von  einem  gewerblichen  Ertrag 
oder  Reingewinn,  der  zu  besteuern  wäre,  keine  Rede  sein  kann. 

Vom  praktischen  Standpunkte  aus  boten  jedoch  jene  Normen  durchaus 
keine  glückliche  Lösung  der  Frage,  wie  die  Besteuerung  der  Genossenschaften, 
um  einerseits  ihrer  juristischen  und  wirtschaftlichen  Natur,  andererseits  den 
berechtigten  Interessen  des  Gewerbestandes  gerecht  zu  werden,  einzurichten  sei. 
Vor  allem  entzieht  es  sich  häufig  der  zuverlässigen  Feststellung,  ob  und  inwie- 
weit ein  Konsum-  oder  Vorschussverein  Geschäfte  (d.  h.  solche  Geschäfte,  die 
den  eigentlichen  Zweck  des  Vereins  bilden)  mit  Nichtmitgliedern  macht  oder 
nicht  Die  Einrichtungen  des  Vereins  können  derart  getroffen  sein,  dass  sein 
Geschäftverkehr  sich  scheinbar  auf  die  Mitglieder  beschränkt,  in  Wirklichkeit 
aber  sich  von  einem  gewerblichen  nicht  unterscheidet.  Lebhafte  Klagen  der 
Gewerb-  und  Handeltreibenden  über  ungerechtfertigte  steuerliche  Begünstigung 
der  Genossenschaften  konnten  darum  nicht  ausbleiben.  Sodann  aber  war  es 
eine  kaum  lösbare  Aufgabe,  bei  den  Genossenschaften  gemischten  Charakters 
denjenigen  Teil  ihres  Geschäftsgewinns,  welcher  auf  ihren  Verkehr  mit  Nicht- 
mitgliedern entfiel,  auszuscheiden.  Die  Kammer  erachtete  es  hiernach,  ohne  die 
hohe  volkswirtschaftliche  Bedeutung  dieser  Vereinigungen  zu  verkennen  und 
deren  Entwickelung  hemmen  zu  wollen,  für  geboten,  deren  Besteuerung  in  anderer 
Weise  zu  ordnen. 
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Ausser  der  billigen  Rücksicht  auf  die  andern  Handelsgesellschaften  und 
Einzelgewerbetreibenden,  welche  mit  schweren  Abgaben  belastet  seien  und  durch 
steuerliche  Privilegierung  der  Genossenschaften  im  Konkurrenzkampfe  nicht 
benachteiligt  werden  dürften,  wurde  noch  weiter  die  Erwägung  geltend  gemacht, 
dass  die  Ausbreitung  der  genossenschaftlichen  Unternehmungen  eine  mehr  oder 
minder  grosse  Zahl  steuerzahl  ender  Gewerbetreibender  zur  Einschränkung  oder 
gänzlichen  Einstellung  ihres  Geschäftsbetriebs  nötige,  die  Eröffnung  mancher 
neuen  Geschäfte  verhindere  und  dass  deshalb  auch  für  den  hiedurch  entstehenden 
Steuerausfall  die  Genossenschaften  selbst  wenigstens  teilweise  einzutreten  hätten, 
da  andernfalls  die  Vorteile,  welche  sie  ihren  Mitgliedern  gewähren,  auf  Kosten 
des  Staates  gesteigert  würden.  Diejenigen  Vereine  also,  deren  Geschäftsgebarung 
über  den  ursprünglich  genossenschaftlichen  Zweck  der  gemeinsamen  Befriedigung 
gewisser  Wirtachaftsbedurfnisse  ihrer  Mitglieder  hinausgeht,  sollten  künftig  fur 
den  vollen  Umfang  ihres  Geschäftsbetriebs  zur  Besteuerung  herangezogen  werden. 
Für  die  Entscheidung  der  Frage  aber,  ob  jene  Voraussetzung  zutreffe,  sollten 
gewisse  äussere,  objektive  Merkmale  als  Kriterien  dienen,  d.  h.  an  das  Vor* 
handensein  dieser  Merkmale  sich  als  praesumtio  juris  et  de  jure  die  Annahme 
knüpfen,  dass  die  Thätigkeit  des  Vereins  sich  nicht  mehr  innerhalb  der  Grenzen 
rein  genossenschaftlicher  Wirksamkeit  bewege.  So  gelangte  man  zu  der  Formu- 
lierung des  2.  Absatzes  vom  Art.  5B.  des  Einkommensteuergesetzes  und  zu  einem 
entsprechenden  Zusätze  in  Art.  1  des  Gewerbsteuergesetzes,  wornach  Konsum- 
vereine mit  offenem  Laden,  eingetragene  Genossenschaften  mit  bankähn- 
lichem Betrieb  und  auf  Gegenseitigkeit  gegründete,  unter  Verwendung 
von  Agenten  betriebene  Versicherungsgesellschaften  für  einkommen-  und 
gewejbsteuerpflichtig  erklärt  sind.  Ein  „bankähnlicher  Betrieb"  ist  anzunehmen, 
wenn  die  den  Bankiers  eigentümlichen  Geschäfte  gemacht  werden,  wie  Wechsel- 
diskontierung, Kommissions-,  Lombard-,  Depositengeschäft  etc.  und  zwar  gleichviel 
ob  mit  Mitgliedern  oder  Nichtmitgliedern ;  dieses  Kriterium  leidet  indessen  an 
einer  gewissen  Unbestimmtheit  und  wird  die  Beurteilung  der  Steuerpflicht  bei 
manchen  Vorschussvereinen,  Darlehenskassen  etc.  recht  zweifelhaft  lassen.  - 
Die  Konsumvereine  mit  offenem  Laden  und  die  bankähnlichen  Genossenschaften 
wurden,  was  die  Bemessung  ihres  steuerbaren  Einkommens  betrifft,  einfach  der 
für  die  Aktiengesellschaften  gegebenen  Regel  unterstellt;  ihr  Einkommen  be- 
steht also  in  den  Einnahmeüberschüssen,  die  (in  bar  oder  durch  Gutschrift)  an 
die  Mitglieder  verteilt  und  die  den  Reservefonds  etc.  zugewiesen  werden,  nach 
Abzug  von  3  Prozent  aus  der  (hier  das  Aktienkapital  vertretenden)  Summe  der 
von  den  Mitgliedern  eingezahlten  Geschäftsanteile;  dieser  Abzug  rechtfertigt 
sich  auch  hier  insofern,  als  die  Vereinsmitglieder  ihrerseits  von  den  Zinsen  und 
Dividenden  aus  ihren  Geschäftsanteilen  Einkommen-  und  Rentensteuer  zu  ent- 
richten haben. 

Schwieriger  war  es,  das  steuerbare  Einkommen  der  Versicherungsgesell- 
schaften auf  Gegenseitigkeit  zu  definieren,  wie  denn  überhaupt  gegen  die 
Einbeziehung  auch  dieser  Gesellschaften  sich  gewichtige  Bedenken  erheben  lassen. 
Die  Besteuerung  der  beiden  anderen  Kategorien  von  Genossenschaften  geht  doch 
von  dem  Gedanken  aus,  dass  letztere  durch  Ausdehnung  ihres  Geschäftsverkehr« 
auf  Nichtmitglieder  sich  auf  den  Boden  gewerblicher  Thätigkeit  begeben  haben 
—  eine  Annahme,  welche  bei  den  Versicherungsgesellschaften  auf  Gegenseitigkeit 
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als  solchen  von  vorneherein  ausgeschlossen  ist.  Denn  das  Bestreben,  mit  Hilfe 
von  Agenten  neue  Mitglieder  zu  gewinnen  und  so  den  Geschäftskreis  zu  er- 
weitern, kann  selbstverständlich  nicht  als  Aeqnivalent  des  Geschäftsabschlusses 
mit  Nichtmitgliedern  gelten;  die  Versicherung  auf  Gegenseitigkeit  an  und  für 
sich  aber  ist  schlechterdings  nicht  als  gewerbliche  Thätigkeit  zu  betrachten, 
wie  sich  auch  die  Dividende,  mit  welcher  der  Versicherte  einen  Teil  der  von 
ihm  vorschüsslich  eingezahlten  Prämie  zurückerhält,  keineswegs  als  Gewinn 
charakterisiert.  Der  Gedanke,  welcher  den  badischen  Gesetzgeber  bei  Aus- 
dehnung der  Steuerpflicht  auf  diese  Gesellschaften  geleitet  hat,  mag  jedoch 
folgender  gewesen  sein:  Eine  auf  Gegenseitigkeit  gegründete  Versicherungs- 
gesellschaft von  grösserem  Umfang  kann  sich,  wenn  sie  nicht  geradezu  zweck- 
widrig verfahren  will,  einer  gleichzeitigen  erwerbenden  Thätigkeit  kaum  ent- 
schlagen,  da  sie  darauf  bedacht  sein  muss,  die  bedeutenden  als  Versicherungs- 
prämien der  Mitglieder  in  ihrer  Hand  zusammenfliessenden  Kapitalien,  soweit 
solche  nicht  zur  Anlegung  eines  Reservefonds  und  zu  Auszahlung  fälliger  Ver- 
sicherungen zu  verwenden  sind,  fruchtbringend  anzulegen.  Um  diesem  Zweck 
zu  genügen,  pflegen  solche  Gesellschaften  regelmässig  zugleich  die  Geschäfte 
einer  Darlehensbank  zu  betreiben ;  dem  Bankfond  fliessen  die  gesamten  aus  dem 
Versicherungsgeschäft  sich  ergebenden  Einnahmeüberschüsse  zur  zinstragenden 
Ausleihung  zu,  und  letztere  zu  vermitteln,  Darlehensgesuche  seitens  des  Publi- 
kums entgegenzunehmen  und  zu  prüfen  etc.,  ist  namentlich  auch  die  Aufgabe 
der  von  der  Gesellschaft  aufgestellten  Agenturen.  Nach  dieser  Seite  hin  fällt 
die  Thätigkeit  der  gedachten  Gesellschaften  ohne  Zweifel  unter  den  Gesichts- 
punkt des  gewöhnlichen  Gewerbebetriebs,  und  zwar  handelt  es  sich  hier  um 
Gewerbsunternehmungen  von  grossartigem  Umfang,  da  die  Bankfonds  der  her- 
vorragenderen deutschen  Institute  dieser  Art  sich  nach  Millionen  beziffern.  Von 
dieser  Auffassung  aus  hätte  man  nun  allerdings  konsequenterweise  dahin 
gelangen  müssen,  den  Reinertrag  des  Bankbetriebs  der  Gegenseitigkeits- 
gesellschaften für  steuerbar  zu  erklären.  Bei  den  Schwierigkeiten  jedoch,  welche 
eine  solche  Reinertragsermittelung  wegen  des  innigen  Zusammenhangs  des  Bank- 
betriebs mit  dem  Versicherungsbetrieb  geboten  hätte,  zog  es  das  Gesetz  vor, 
ein  gewisses  präsumtives  Einkommen  dieser  Anstalten  der  Besteuerung  zu  Grund 
zu  legen.  Dieses  Einkommen  besteht  in  5  Prozent  des  gewerblichen  Betriebs- 
kapitals der  Gesellschaft  —  als  solches  wird  die  aus  dem  Lande  jährlich 
fliessende  mittlere  Bruttoeinnahme  an  Prämien  angesehen  (Art.  8  letzter  Absatz 
des  neuen  Gewerbsteuergesetzes)  —  sowie  in  den  Erträgnissen  aus  inländischem 
Liegenschaftsbesitz . 


5)  A  ende  rung  des  Kapitalrenten-  und  Erwerbsteuergesetzes. 

Die  Einführung  der  Einkommensteuer  legte  die  Erwägung  nahe,  ob  nicht 
eine  gleichzeitige  Rückbildung  der  Kapitalrentensteuer  zur  reinen  Ertragsteuer, 
d.  h.  in  der  Richtung  einzutreten  habe,  dass  wieder  die  Kapitalwerte  selbst, 
nicht  deren  wechselnde  Erträgnisse  die  steuerliche  Grundlage  zu  bilden  hätten. 
Man  hat  jedoch  hievon  abgesehen,  weil  es  für  die  Pflichtigen  offenbar  leichter 
und  bequemer  ist,  ihr  Renteneinkommen  nach  thunlichst  gleichen  Grundsätzen 
zur  Rentensteuer  wie  zur  Einkommensteuer  zu  fatieren  und  weil  es  sich  empfiehlt, 
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dass  das  Einkommensteuerkataster  sich  möglichst  enge  an  die  Kataster  der 
Ertragsteuern  anschließe. 

Auch  der  der  Rentensteuer  eigentümliche  Charakter  einer  Jahressteuer 
und  deren  Einhebung  im  Jahre  der  Konstatierung  wurde  beibehalten,  wahrend 
Ansatz  und  Erhebung  der  Einkommensteuer  übereinstimmend  mit  den  fur 
die  übrigen  direkten  Steuern  geltenden  Normen  geregelt  ist.  Der  wohlbegründete 
Vorschlag  der  Regierung,  den  in  Art.  8  des  Rentensteuergesetzes  vorgesehenen 
Abzug  der  Schuldzinsen,  da  solche  uneingeschränkt  am  steuerbaren  Gesamt- 
einkommen in  Abzug  gebracht  werden,  nunmehr  fallen  zu  lassen  und  die  Renten- 
steuer in  dieser  Hinsicht  den  Übrigen  Ertragsteuern  gleichzustellen,  wurde  von 
der  Zweiten  Kammer  abgelehnt.  Die  durch  Art.  30  Ziff.  II  des  Einkommensteuer- 
gesetzes festgestellten  Abänderungen  des  Kapitalrentensteuergesetzes  sind  hiernach 
von  keiner  grossen  Tragweite  und  bezwecken  nur,  die  Veranlagung  der  steuer- 
pflichtigen Bezüge  zur  Rentensteuer  und  zur  Einkommensteuer,  soweit  thunlicb, 
in  Einklang  zu  bringen.  Bei  diesem  Anlass  wurde  zugleich  eine  empfindlich 
fühlbar  gewordene  Lücke  des  Gesetzes  ausgefüllt.  Ueber  die  Behandlung  von 
Zeitrenten,  Annuitäten  und  anderen  ähnlichen  Bezügen,  bei  welchen  neben 
einem  Zinsgenuss  auch  eine  allmähliche  Kapitalaufzehrung  stattfindet,  hatte  das 
Gesetz  keine  Bestimmung  getroffen,  man  hatte  daher  bisher  solche  Bezüge  nach 
der  allgemeinen  Regel  mit  dem  vollen  Jahresbetrag,  d.  h.  mit  einem  Steuerkapital 
gleich  dem  20fachen  dieses  vollen  Jahresbetrags  beigezogen  —  eine  Behandlungs- 
weise,  welche  zwar  den  Wortlaut  des  Gesetzes  für  sich  hatte,  mit  dessen  Tendenz, 
die  Rente  und  nur  diese  zu  besteuern,  aber  entschieden  in  Widerspruch  stand. 
Das  Einkommensteuergesetz  löste  nun  diese  Frage  in  Anlehnung  an  die  für 
unverzinsliche  Kaufschillingszieler  und  ähnliche  Kapitalforderungen  im  bisherigen 
Art.  16  Abs.  3  des  Rentensteuergesetzes  gegebene  Vorschrift  dahin ,  dass  Zeit- 
renten, Annuitäten  etc.  ohne  Rücksicht  auf  die  Verfalltermine  (d.  h.  ohne 
Diskontierung)  mit  4  Prozent  des  Nennwertes  der  noch  ausstehenden  Forderungen» 
höchstens  jedoch  mit  deren  durchschnittlichem  Jahresbetrag  für  die  Renten- 
wie  für  die  Einkommensteuer  veranschlagt  werden  sollen  (Art.  16  Abs.  3  neue 
Fassung  des  Rentensteuergesetzes,  Art.  12  vorletzter  Absatz  des  Einkommen- 
steuergesetzes). — 

Weit  eingreifender  war  die  Umgestaltung,  welche  das  Erwerbsteuer- 
gesetz erfuhr.  Die  wichtigsten  der  unter  Art.  30  Ziff.  III  des  Einkommensteuerge- 
setzes zusammengefassten  Aenderungen  jenes  Gesetzes  sind  bereits  berührt  worden. 
Die  ganze  Gruppe  der  nach  Art.  1 B.  des  Erwerbsteuergesetzes  steuerpflichtigen 
Personen  schied  aus  dessen  Wirkungsbereich  aus,  indem  deren  Berufs-  und 
Arbeitseinkommen  nur  noch  der  Einkommensteuer  unterliegt.  Die  durch  das 
Erwerbsteuergesetz  herbeigeführte  Vereinigung  der  vormaligen  Gewerb-  und 
!  Klassensteuer  zu  einer  Steuer  wurde  somit  wieder  aufgegeben  und  man  kehrte 
zu  einer  Gewerbsteuer  zurück,  welche  sich  jedoch  hinsichtlich  des  steuer- 
pflichtigen Personenkreises  von  der  früheren,  auf  dem  Gesetz  von  1854  beruhenden 
Gewerbsteuer  insofern  unterscheidet,  als  der  ersteren  nur  die  Gewerbsunternehmer, 
nicht  auch  die  unselbständigen  Gewerbetreibenden  (Gewerbsgehilfen  und  Tag- 
löhner)  unterliegen. 

Den  Gewerbsunternehmungen  wurden  die  in  Art.  5B.  des  Einkommen- 
steuergesetzes genannten  Vereine,  Genossenschaften  und  Veraicherungsgesell- 
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schaften  und  zwar  hinsichtlich  ihres  gesamten  Geschäftsbetriebs  zugezählt, 
dagegen  die  Landwirte ,  welche  bisher  nur  hinsichtlich  des  Betriebskapitals 
Steuerfreiheit  genossen  hatten,  von  der  Gewerbsteuer  nunmehr  gänzlich  befreit. 
Gegenstand  der  Gewerbsteuer  ist  nur  noch  das  gewerbliche  Betriebskapital,  ; 
während  der  persönliche  Verdienst  der  Gewerbsunternehmer  wie  der  sonstige 
Arbeitsverdienst  ausschliesslich  zur  Einkommensteuer  herangezogen  wird.  Dessen- 
ungeachtet wurden  alle  diejenigen  Bestimmungen  des  Erwerbsteuergesetzes, 
welche  sich  auf  den  steuerbaren  Ertrag  und  auf  den  Steueranschlag  vom 
persönlichen  Verdienst  der  Gewerbsunternehmer  beziehen,  mit  Rücksicht 
auf  die  Bedürfnisse  der  Gemeindebesteuerung  zunächst  noch  beibehalten,  und 
hat  demgemäs8  auch  im  Jahre  1885  noch  die  Katastrierung  dieser  Steueranschläge 
lediglich  zum  Zweck  ihrer  eventuellen  Benützung  für  die  Gemeinden  stattge- 
funden. Als  man  nun  aber  nach  Aufstellung  des  Einkommensteuerkatasters 
im  Spätjahr  1885  an  die  Neuregelung  des  Gemeindesteuerwesens  herantrat, 
zeigte  sich  —  was  übrigens,  zumal  bei  Ausscheiden  der  Landwirte  aus  der 
Gewerbsteuer,  unschwer  vorherzusehen  war  —  dass  eine  Freiheit  der  Wahl, 
ob  die  Gemeindebesteuerung  an  die  staatliche  Einkommenssteuergesetzgebung 
anzuschlie8sen  sei  oder  nicht,  in  Wirklichkeit  doch  kaum  bestand.  Die  seit- 
herigen Grundlagen  des  Gemeindesteuerwesens  waren  durch  die  Umgestaltung 
der  Staatssteuergesetzgebung  so  schwer  alteriert,  dass  —  wenn  anders  an 
dem  Grundsatz  des  engsten  Anschlusses  jenes  an  diese  festgehalten  werden 
sollte  —  die  Aufnahme  der  Einkommensteuer  in  das  Gemeindesteuersystem 
als  unabweisbare  Notwendigkeit  erscheinen  musste.  Dieser  letztere  Weg  wurde 
denn  auch  eingeschlagen;  die  auf  dem  Landtag  von  1885/86  vereinbarten 
Novellen  zur  Städte-  und  Gemeindeordnung  vom  1.  und  2.  Mai  1886 ')  bestimmen, 
dass  beim  Ausschlag  des  im  Wege  der  direkten  Besteuerung  aufzubringenden 
Gemeindeaufwands  (von  einigen  Besonderheiten  abgesehen)  lediglich  die  für  die 
staatliche  Besteuerung  in  der  Gemeinde  veranlagten  Grund-,  Häuser-,  Gewerb- 
und  Kapitalrentensteuerkapitalien  und  Einkommensteueranschläge  als  Grundlage 
zu  dienen  haben.  Hiermit  war  auch  für  die  Gemeinden  auf  die  Benützung  der 
Gewerbsteueranschläge  vom  persönlichen  Verdienst  definitiv  verzichtet,  deren 
fernere  Katastrierung  also  völlig  zwecklos  geworden.  Aus  dem  Gewerbsteuer- 
gesetz waren  deshalb  die  fürsorglich  noch  beibehaltenen  Bestimmungen  in  Bezug 
auf  Ertrag  und  persönlichen  Verdienst  nunmehr  zu  entfernen.  Dies  geschah 
durch  Gesetz  vom  26.  April  1886  und  die  im  Anschluss  hieran  publizierte 
Neuredaktion  des  Gewerbsteuergesetzes  vom  gleichen  Datum. 

6)  Ergebnisse  der  erstmaligen  Katastrierung  der  Einkommensteuer. 

Das  Einkommensteuergesetz  hatte  als  Termin  seines  Inkrafttretens  den 
1.  Januar  1886  bestimmt;  alle  auf  die  Aufstellung  des  Katasters  bezüglichen 
Vorschriften  waren  jedoch  schon  im  Jahre  1885  zum  Vollzug  zu  bringen. 
Demgemäss  wurde,  nachdem  inzwischen  die  erforderlichen  Vollzugsanordnungen 
ergangen  waren,  vom  1.  April  1885  an  mit  der  Veranlagung  zur  Einkommen- 


»)  Ges.-  u.  Verordn.-Bl.  Nr.  XXII  S.  193  u.  Nr.  XXIII  S.  199. 
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Steuer  begonnen  und  solche  bis  Ende  September  im  ganzen  Lande  durchgeführt.  In 
dem  gleichen  Zeitraum  war  auch  —  neben  den  gewöhnlichen  Geschäften  des 
Ab-  und  Zuschreiben«  —  die  Veranlagung  der  Gewerbsunternehmer  nach  Mass- 
gabe des  neuen  Gewerbsteuergesetzes  zu  bewirken.  Nur  bei  aussergewöhnlicher 
Kraftanstrengung  des  Katasterpersonals  war  es  möglich  gewesen,  in  der  an- 
gegebenen Zeit  diese  gewaltige  Aufgabe  zu  bemeistern,  und  die  Denkschrift  über 
die  Einschätzungsergebnisse,  welche  das  Finanzministerium  in  der  Folge  den 
Landständen  übergab,  zollte  deshalb  auch  dem  Eifer  und  der  Pflichttreue  dieser 
Beamten  die  gebührende  Anerkennung.  In  der  gleichen  Denkschrift  konnte 
ferner  darauf  hingewiesen  werden,  daas  auch  die  Pflichtigen  dem  neuen 
Steuergeseaze  gegenüber  fast  ausnahmlos  eine  entgegenkommende  Haltung  an 
den  Tag  gelegt  und  dadurch  dessen  Vollzug  wesentlich  erleichtert  hatten.  Auf 
nachhaltigen  Widerstand  stiessen  die  Schatzungsbehörden  nur  bei  den  zur  Ein- 
kommen- und  Gewerbsteuer  heranzuziehenden  Genossenschaften  und  bei  den 
auswärts  domizilierten,  in  Baden  durch  Agenturen  vertretenen  Gegenseitigkeits- 
gesellschaften,  welch  letztere  unter  Berufung  auf  das  Reichsgesetz  über  Be- 
seitigung der  Doppelbesteuerung  ihre  Steuerpflicht  in  Baden  bestritten,  da  die 
Versicherung  auf  Gegenseitigkeit  kein  Gewerbebetrieb  im  Sinne  jenes  Reichs- 
gesetzes und  die  badische  Gesetzgebung,  wenn  sie  gleichwohl  auswärtige 
Versicherungsgesellschaften  dieser  Art  besteuern  wolle,  mit  dem  Reichsrecht  in 
Widerspruch  getreten  sei.  In  mehrfachen  Entscheidungen  hat  indessen  der 
Verwaltungsgerichtshof  diesen  Einwand  zurückgewiesen ;  eine  Beschwerde,  welche 
hierauf  von  einer  grösseren  Anzahl  solcher  Gesellschaften  unter  Führung  der 
Lebensversicherungsbank  für  Deutschland  in  Gotha  beim  Bundesrat  eingereicht 
wurde,  harrt  noch  ihrer  Erledigung.  Die  Veranlagung  der  Landwirte  wurde 
ohne  allzugrosse  Schwierigkeiten  zustande  gebracht  Nach  der  den  Steuer- 
kommissären  erteilten  Instruktion  wurden,  da  die  Aufstellung  einer  detaillierten 
Einkommensberechnung  für  jeden  einzelnen  Landwirt  weder  nötig  noch  auch 
ausführbar  gewesen  wäre,  gewöhnlich  in  jeder  Gemeinde  einige  genaue  Muster- 
einschätzungen vorgenommen  und  hiernach  die  übrigen  Pflichtigen  mehr  summarisch 
eingeschätzt  Auch  war  zugelassen,  das  landwirtschaftliche  Einkommen  in  der 
Weise  zu  ermitteln,  das«  der  Pacht-  und  Mietwert  der  eigenon  Grundstücke,  Wohn- 
und  Wirtschaftsgebäude  nach  den  gängigen  Pacht-  und  Mietpreisen,  ferner  die 
Rente  aus  dem  landwirtschaftlichen  Betriebskapital  nach  landesüblichem  Zinsfuss 
veranschlagt  und  der  Summe  dieser  Anschläge  der  dem  Besitzer  für  seine  Mit- 
arbeit im  Betrieb  und  für  die  Geschäftsleitung  zukommende,  gleichfalls  zu 
schätzender  Verdienst  hinzugerechnet  wurde.  So  gelangte  man  im  grossen  und 
ganzen  auch  wohl  zu  einer  richtigen  Veranlagung  der  Landwirte,  wenn  auch 
gewiss  gerade  hier  die  anfängliche  Unsicherheit  der  Schatzungsorgane  zu  mannig- 
fachen Fehlern  und  Ungleichheiten  geführt  hat;  jedenfalls  hat  sich  die  in 
städtischen  Kreisen  vielfach  gehegte  Besorgnis,  es  werde  nicht  gelingen,  das 
landwirtschaftliche  Einkommen  auch  nur  annähernd  richtig  zu  erfassen,  als 
ungegründet  erwiesen. 

In  der  Begründung  zum  Entwurf  des  Einkommensteuergesetzes  hatte  die 
Regierung  den  mutmasslichen  Gesamtbetrag  des  Einkommens  aller  Steuer- 
pflichtigen ohne  Abzug  von  Schuldzinsen  auf  423 Millionen,  die  Summe  der 
Schuldzinsen  auf  beiläufig  30  Millionen  und  den  Gesamtbetrag  des  steuerbaren 
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Jahreseinkommens  demgemäss  auf  rund  394  Millionen  Mark  veranschlagt.  Man 
war  hierbei  von  den  Ertragsteuerkapitalien  des  1882er  Katasters  ausgegangen 
und  hatte  die  Rente  vom  Gebäudesteuerkapital  der  grösseren  Städte,  vom 
Rfn^tTLsteuer-  und  gewerblichen  Betriebskapital  zu  5,  jene  vom  Grundsteuerkapital 
zu  4,  die  Rente  vom  Steuerkapital  sonstiger  Gebäude  zu  3  Prozent  und  nebstdem 
den  wirklichen  Jahresertrag  des  persönlichen  Verdienstes  in  Berechnung  gebracht. 
Man  hatte  ferner  angenommen,  dass  die  Summe  der  Steueranschläge  ungefähr 
in  40  Prozent  des  Gesamteinkommens  bestehen  werde. 

Das  Ergebnis  der  Einschätzung  hat  diese  Erwartungen  in  befriedigender 
Weise  noch  übertroffen. 

Das  veranlagte  Gesamteinkommen  beträgt  448,114,827  Mark  und  verteilt 
sich  auf  die  in  Art.  2  des  Gesetzes  aufgeführten  Einkommensquellen  wie  folgt : 

1.  Einkommen  aus  Grundstücken,  Gebäuden,  Grundrechten  und  Grund- 


gefällen, sowie  aus  dem  Betarieb  der  Land-  und  Forst- 
wirtschaft   165,483,491  M. 

2.  Einkommen  aus  dem  Betrieb  eines  Gewerbes  einschliess- 
lich des  Handels  und  Bergbaues   116,356,269  M. 

3.  Einkommen  aus  Öffentlichem  oder  privatem  Dienst- 
verhältnis, wissenschaftlichem  oder  künstlerischem  Be- 
ruf oder  aus  irgend  einer  anderen,  nicht  schon  unter 
Ziff.  1  und  2  begriffenen  Art  gewinnbringender  Be- 
schäftigung   121,549,515  M. 

4.  Einkommen  aus  Kapitalvermögen,  Renten  und  der- 
artigen Bezügen   44,725,552  M. 

Am  Gesamteinkommen  von   448.114,827  M. 

wurden  Schuldzinsen  im  Betrage  von   33,672,710  M. 

in  Abzug  gebracht,  so  dass  noch   414,442,117  M. 

als  steuerbares  Gesamteinkommen  verbleiben. 


Bei  einer  Gesamtzahl  von  317,196  Einkommensteuerpflichtigen  entfällt 
somit  durchschnittlich  auf  jeden  Pflichtigen  ein  Einkommen  von  18061/«  Mark. 
Der  Mehrbetrag  von  rund  20 7«  Millionen  Mark,  welchen  die  Veranlagung  des 
steuerbaren  Einkommens  gegenüber  der  in  der  Regierungsvorlage  enthaltenen 
Schätzung  ergab,  ist  teils  darauf  zurückzuführen,  dass  seit  dem  Jahre  1882  das 
Einkommen  bei  den  einzelnen  Gruppen  der  Steuerpflichtigen  gewachsen  ist  — 
bei  den  Rentensteuerkapitalien  ergab  sich  allein  im  Jahre  1885  gegenüber  dem 
Stand  von  1884  eine  ohne  Zweifel  durch  den  Vollzug  des  Einkommensteuer- 
gesetzes mitveranlas8te  Zunahme  von  52,059,480  Mark  — ,  zum  Teil  erklärt  sich 
jene  Differenz  aber  auch  aus  der  von  den  Kammern  beschlossenen  Ausdehnung 
der  Steuerpflicht  auf  nichtphysische  Personen  (Aktiengesellschaften  etc.). 
Solche  wurden  237  an  der  Zahl  mit  einem  steuerbaren  Gesamteinkommen  von 
5,701,650  Mark  katastriert. 

Die  Summe  der  nach  Art.  13  des  Gesetzes  gebildeten  Steueranschläge 
beträgt  180,206,200  Mark  oder  44,7  Prozent  des  oben  angegebenen  steuerbaren 
Gesamteinkommens. 

Von  der  Verteilung  des  ermittelten  Gesamteinkommens  auf  die  Pflichtigen, 
sowie  von  der  Wirkung  der  Depression  gibt  anliegende  üebersicht  ein  unge- 
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fähres  Bild.  Hiernach  bleibt  das  Einkommen  von  rund  64  Prozent  aller  Pflichtigen 
unter  1000  Mark  und  wird  nur  mit  einem  Anschlag  von  20 — 22  Prozent  des 
Einkommens  herangezogen;  24  Prozent  der  Pflichtigen  haben  ein  steuerbare« 
Einkommen  von  1000  bis  ausschliesslich  2000  Mark  und  werden  mit  einem 
Anschlag  von  25 — 87  Prozent  des  Einkommens  erfasst ;  6  Prozent  der  Pflichtigen 
beziehen  ein  Einkommen  von  2000  bis  ausschliesslich  3000  Mark  und  sind  mit 
87  V* -49  Prozent  des  Einkommens  veranlagt  und  nur  weitere  6  Prozent  aller 
Pflichtigen  besitzen  ein  steuerbares  Einkommen  von  3000  Mark  und  darüber 
mit  einem  SteueranBchlag  von  50  und  mehr  Prozent  ihres  Einkommens.  Ein 
Einkommen  von  10,000  Mark  und  mehr  mit  einem  Steueranschlag  von  90  bis 
100  Prozent  des  Einkommens  haben  nur  2212  von  im  ganzen  317,196  Pflichtigen 
oder  0,7  Prozent  der  Gesamtzahl;  der  Steueranschlag  des  Einkommens  dieser 
2212  Pflichtigen  beträgt  jedoch  im  ganzen  49,539,000' Mark  oder  27,6  Prozent 
des  Gesamtateueranschlags  aller  Pflichtigen  und  es  werden  diese  2212  Personen 
zusammen  erheblich  mehr  an  Steuer  zu  entrichten  haben,  als  die  255,737  Pflichtigen 
mit  Einkommen  von  500  bis  ausschliesslich  1500  Mark. 

Auf  Grund  dieser  Ergebnisse  der  Katastrierung  unterbreitete  die  Regierung 
den  Landständen  alsbald  nach  deren  Zusammentritt  im  November  1885  ihre 
Vorschläge  wegen  Festsetzung  der  Steuersätze.  Bei  Bemessung  des  Steuerfusses 
für  die  Einkommensteuer  war  einerseits  im  Auge  zu  behalten,  dass  die  Reform 
überhaupt  den  gehegten  Erwartungen  nur  dann  entsprechen  konnte,  wenn  durch 
die  Erträgnisse  der  Einkommensteuer  eine  fühlbare  Ermässigung  der  übrigen 
direkten  Abgaben  ermöglicht  wurde.  Andererseits  war  darauf  Bedacht  zu 
nehmen,  dass  das  unfundierte  Einkommen  wenigstens  in  den  unteren  Stufen 
nicht  höher  als  seither  belastet  wurde  und  dass  auch  für  die  späterhin  etwa 
wünschenswerte  Erhöhung  des  Abgabesatzes  ein  gewisser  Spielraum  übrig  blieb. 
Von  diesen  Gesichtspunkten  aus  glaubte  die  Regierung  mit  dem  Abgabesatz 
von  27«  Prozent  das  Richtige  zu  treffen;  bei  einem  geringeren  Satze  hätte  die 
Erleichterung  in  der  Ertragsbesteuerung  nicht  in  dem  gewünschten  Masse  gewährt 
werden  können;  auch  wäre  alsdann  in  den  unteren  Klassen  des  unfundierten 
Einkoramens  ohne  genügenden  Grund  eine  —  für  die  Pflichtigen  wenig  fühlbare, 
bei  deren  grosser  Zahl  aber  finanziell  nicht  unbedeutende  —  Steuerermässigung 
eingetreten,  wie  eine  solche  auch  noch  der  Abgabesatz  von  2\s  Prozent  in  be- 
schränktem Umfang  —  nämlich  für  das  unfundierte  Einkommen  von  500 — 599  Mark, 
welches  bisher  2  Mark  60  Pfennig  Erwerbsteuer  zahlte  —  mit  sich  brachte. 
Höher  zu  greifen,  verbot  die  Rücksicht  auf  Schonung  des  unfundierten  Ein- 
kommens, welchem  in  den  höheren  Klassen  schon  der  Satz  von  21/»  Prozent 
eine  teilweise  recht  fühlbare  Mehrbelastung  brachte ;  3  Prozent  betrachtete  man 
auch  wenigstens  für  die  nächste  Zeit  als  die  Obergrenze,  bis  zu  welcher,  um 
die  Beweglichkeit  der  Steuer  nicht  zu  beeinträchtigen,  ohne  Not  nicht  gegangen 
worden  sollte. 

Bei  einem  Steuerfuss  von  2  7»  Prozent  berechnete  sich  das  Erträgnis  der 
Einkommensteuer  aus  der  Gesamtsumme  der  Steueranschläge  von  180,216,200  Mark 
auf  4,505,155  Mark.  Budgetmässig  blieben  durch  die  übrigen  direkten  Steuern 
hiernach  noch  5,985,000  Mark  zu  decken,  während  diese  Steuern  bei  Anwendung 
der  seitherigen  (nicht  ermässigten)  Abgabesätze  ein  Erträgnis  von  zusammen 
8,409,559  Mark  geliefert  haben  würden.  Der  Vorschlag  der  Regierung  ging  nun 
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dahin,  den  Steuerfuss  sämtlicher  Ertragsteuern  dementsprechend  gleichmassig, 
nämlich  im  Verhältnis  von  100  zu  71,17  zu  vermindern.  Schon  in  der  Be- 
gründung zum  Entwurf  des  Einkommensteuergesetzes  war  die  Absicht  kund- 
gegeben, die  verfügbaren  Erträgnisse  der  neuen  Steuer  nicht  ausschliesslich  zur 
Herabsetzung  der  einen  oder  andern  Steuergattung  zu  verwenden,  sondern  solche 
sämtlichen  Ertragsteuern  proportional  zu  gute  kommen  zu  lassen.  Grund-  und 
Häusersteuerkapitalien  waren  schon  seit  Jahrzehnten  gleichheitlich  besteuert 
und  wurden  im  allgemeinen  als  gleichwertig  betrachtet. 

Der  Grund-  und  Häusersteuerfuss  war  im  Jahre  1883  von  28  auf  26  Pfennig 
von  100  Mark  Steuerkapital  ermässigt  worden,  stand  somit  seitdem  dem  Gewerb- 
steuerfuss wieder  gleich;  es  erschien  deshalb  geboten,  die  Gewerbsteuer  zum 
mindesten  in  gleicher  Weise  zu  entlasten ,  wie  die  beiden  ersterwähnten  Steuer- 
gattungen. Der  Renten8teuerfuss  war  stets  erheblich  niedriger  gehalten  worden, 
als  die  Abgabesätzc  der  anderen  direkten  Steuern;  er  hatte  bis  1868  6  kr.  von 
100  fl.  Steuerkapital  (bei  5prozentiger  Verzinsung  2  Prozent  der  Rente),  seitdem 
8  kr.  von  100  fl.  bezw.  15  Pfennig  von  100  Mark  Steuerkapital  (=  3  Prozent 
der  Rente)  betragen.  Es  fragte  sich  daher,  ob  nicht  etwa  die  Rentensteuer 
von  der  Ermässigung  auszunehmen  und  so  eine  annähernde  Ausgleichung  zwischen 
den  verschiedenen  Abgabesätzen  herbeizuführen  sei.  Allein  man  hielt  es  doch 
für  angezeigt,  der  Kapitalrente,  da  sie  sich  leichter  als  die  anderen  Steuer- 
objekte der  Kontrolle  zu  entziehen  vermag  und  da  bei  allzu  scharfer  Besteuerung 
derselben  das  Hervortreten  einer  nachteiligen  Ueberwälzungstendenz  zu  besorgen 
ist,  nach  wie  vor  eine  schonende  Behandlung  angedeiben  zu  lassen.  Ohnehin 
mus8te  ja  die  Einkommensteuer ,  indem  sie  die  Kapitalrente  gleichmässig  wie 
die  Erträgnisse  der  anderen  Steuerquellen  traf,  schon  an  und  für  sich  eine 
Verschiebung  der  Steuerlast  im  Sinne  einer  etwas  stärkeren  Heranziehung  der 
Rentensteuerpflichtigen  zur  Folge  haben  und  insofern  eine  ausgleichende  Wirkung 
üben.  Eine  Verschärfung  dieser  Wirkung  durch  einseitige  Ermässigung  der 
übrigen  Steuern  hätte  ohne  Zweiiel  auch  einen  höchst  unerwünschten  Interessen- 
kampf  hervorgerufen.  Die  Regierung  beschloss  hiernach,  die  Erleichterung, 
welche  den  übrigen  Kategorien  der  Steuerpflichtigen  zugedacht  war,  auch  auf 
die  Rentensteuerpflichtigen  auszudehnen.  Nach  der  oben  erwähnten,  verhältnis- 
mässigen Reduktion  berechnete  sich  (mit  angemessener  Auf-  und  Abrundung) 
der  künftige  Steuerfuss  für  Grund-,  Häuser-  und  Gewerbsteuer  auf  18'/*»  für  die 
Bentensteuer  auf  11  Pfennig  von  je  100  Mark  Steuerkapital.  Es  ergab  sich 
hierbei  nach  den  von  der  Regierung  angestellten  Berechnungen,  dass  die  mehr- 
seitig befürchtete  Verschiebung  der  Steuerlast  nach  den  Städten  allerdings  bis 
zu  einem  gewissen  Grade  eintreten  würde;  die  zu  erwartende  Gesamtmehrbelastung 
der  20  grösseren  Städte  des  Landes  betrug  627,395  Mark.  Indessen  war  dies 
nur  eine  natürliche  und  gerechte  Folge  der  Thatsache,  dass  sich  in  diesen 
Städten  die  grössere  Steuerkraft  konzentriert. 

Die  Anträge  der  Regierung  wurden  von  beiden  Kammern  als  der  Sachlage 
und  der  Billigkeit  entsprechend  anerkannt.  Ein  Vorschlag,  den  Einkommen- 
steuerfuss auf  2  Mark  10  Pfennig  festzusetzen,  mit  Ermässigung  der  Grund-, 
Häuser-  und  Gewerbsteuer  auf  20,  der  Rentensteuer  auf  12  Pfennig,  wurde  in 
der  2.  Kammer  aus  der  Mitte  des  Hauses  zur  Erörterung  gestellt,  fand  aber 
keine  Unterstützung.  Umgekehrt  wurden  in  der  1.  Kammer  von  einigen  Rednern 
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die  Geneigtheit,  einen  Abgabesatz  von  3,  je  von  5  Prozent  für  die  Einkommen- 
steuer zu  bewilligen,  bekundet,  auch  gegen  die  Ermässigung  der  Rentensteuer 
polemisiert,  ohne  dass  jedoch  Antrage  in  dieser  Richtung  gestellt  wurden. 

Den  Leistungen  der  Steuerverwaltung  bei  Aufstellung  des  Katasters  wurde 
in  beiden  Häusern  Lob  und  Anerkennung  zu  teil,  und  ein  Tadel  hinsichtlich 
des  gesamten  Gesetzesvollzugs  nur  insofern  geäussert,  als  man  über  starke 
Ungleichheiten  bei  Behandlung  der  Landwirte  Klage  führte.  Die  Regierung 
sicherte  in  dieser  Hinsicht  thunlichste  Abhilfe  zu.  Mit  der  landständischen 
Genehmigung  der  vorgeschlagenen  Abgabesätze,  welche  zunächst  provisorisch 
zum  Zweck  der  einstweiligen  Forterhebung  der  Steuern  und  dann  definitiv  im 
Finanzgesetz  für  die  Budgetperiode  1886/87  erfolgte,  war  das  Reformwerk  zum 
Abschlu8s  gebracht 

Man  darf  wohl  annehmen,  dass  mit  der  nunmehrigen  Ordnung  des  direkten 
Steuerwesens  die  Gesetzgebung  an  einem  gewissen  Ruhepunkte  angelangt  ist. 
Unzweifelhaft  ist  durch  die  Reform  von  1884  das  badische  Steuersystem 
wesentlich  verbessert  worden.  Die  Härten  der  Ertragsbesteuerung  werden  durch 
Schuldzinsenabzug  und  Depression  bei  der  Einkommensteuer  ausgeglichen, 
während  die  geringere  Steuerfähigkeit  des  unfundierten  Einkommens  durch 
dessen  Befreiung  von  der  Ertragsbesteuerung  gebührend  berücksichtigt  ist.  Dass 
die  Besteuerung  im  ganzen  eine  gerechtere  geworden  ist,  lässt  sich  nicht 
bestreiten.  Der  Beweglichkeit,  welche  der  Einkommensteuer  nachgerühmt  wird, 
sind  freilich  bei  dem  Umstände,  dass  sie  die  einzige  direkte  Steuer  ist,  welche 
das  unfundierte  Einkommen  zu  entrichten  hat,  ziemlich  enge  Schranken  gezogen, 
Als  eine  Unvollkommenheit  des  neuen  Gesetzes  mag  ferner  anerkannt  werden, 
dass  es  die  individuellen  Verhältnisse,  welche  neben  der  Grösse  des  Einkommens 
die  Leistungsfähigkeit  des  Pflichtigen  bedingen,  gänzlich  unbeachtet  lässt 
Auch  von  sonstigen  Mängeln,  auf  welche  zum  Teil  in  dieser  Arbeit  hingewiesen 
wurde,  ist  dasselbe  nicht  frei,  und  ebenso  wäre  es  Täuschung,  zu  erwarten,  dass 
die  Klagen  über  die  Fehler  der  Grundsteuereinschäteung  infolge  der  Herab- 
setzung des  Grund8teuerfus8e8  verstummen  werden. 

Indessen  sind  die  erwähnten  Mängel  doch  nur  von  verhältnismässig  unter- 
geordneter Bedeutung,  und  was  die  Grundsteuereinschätzung  betrifft,  so  wird 
an  deren  Revision  jedenfalls  nicht  vor  Beendigung  der  Katastervermessung  heran- 
getreten werden.  Vielleicht  ist  dann  auch  der  Gedanke  einer  Verschmelzung 
der  Ertragsteuern  zu  einer  Vermögensteuer  zur  Verwirklichung  herangereift. 
Vorerst  wird  nun  die  neue  Gesetzgebung  ihre  .ehrliche  Probe*  zu  bestehen 
haben;  einer  späteren  Zeit  mag  es  vorbehalten  bleiben,  das  bis  jetzt  Erreichte 
auf  Grund  der  inzwischen  gesammelten  Erfahrungen  weiter  zu  vervollkommnen. 
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Gesetz  vom  20.  Juni  1884, 
die  Einführung  einer  allgemeinen  Einkommensteuer  betreffend. 

Friedrich,  von  Gottes  Gnaden  Grossherzog  von  Baden, 

Herzog  von  Zähringen. 

Mit  Zustimmung  Unserer  getreuen  Stande  haben  Wir  unter  Aufhebung 
des  Gesetzes  vom  28.  Juli  1848  (Regierungsblatt  1848,  Nr.  LH,  S.  279)  be- 
schlossen und  verordnen,  wie  folgt: 

Abschnitt  1. 
Allgemeine  Bestimmungen. 

Artikel  1. 

Einführung  einer  allgemeinen  Einkommensteuer. 
Im  Grossherzogtum  Baden  wird  eine  allgemeine  Einkommensteuer  erhoben. 

Artikel  2. 
Gegenstand  der  Besteuerung. 

Der  Einkommensteuer  unterliegt  —  vorbehaltlich  der  durch  die  folgenden 
Artikel  bestimmten  Ausnahmen  und  Beschränkungen  —  das  gesamte  in  Geld, 
Geldeswert  oder  in  Selbstbenützung  bestehende  Einkommen  jedes  Steuerpflich- 
tigen, welches  demselben 


Verordnung  vom  17.  Februar  1885, 
den  Vollzug  des  Einkommensteuergesetzes  vom  20.  Juni  1884  betreffend. 

Zu  Art.  1.  |  1.  Der  Einkommensteuer  unterliegt,  abgesehen  von  den  im  Gesetze  be- 
zeichneten Ausnahmen  und  Beschränkungen,  alles  Einkommen  eines  Steuerpflichtigen,  welches 
demselben  aus  einer  der  im  Art.  2  des  Gesetze«  bezeichneten  Einkommensquellen  zufliesgt, 
ohne  Rücksicht  darauf,  ob  es  von  anderen  Steuern  bereits  getroffen  wird  oder  nicht. 

Der  Ertrag  aus  Vermögensbesitz  unterliegt  neben  der  Einkommensteuer  auch  den  t>e- 
stehenden  Ertragssteuern  und  zwar  der  Ertrag  aus  Grundstucken  (landwirtschaftlichem  Gelände 
und  Waldungen)  der  Grundsteuer,  der  Ertrag  aus  Gebäuden  der  Häusersteuer,  der  Ertrag  aus 
im  Gewerbebetrieb  angelegtem  Betriebskapital  der  Gewerbsteuer  und  der  Ertrag  aus  sonstigem 
Kapitalvermögen  der  Kapitalrentensteuer. 

Zu  Art.  2.  |  2.   Steuerbar  ist  nicht  nur  das  in  barem  Gelde ,  sondern  auch  das  in 
Geldeswert,  z.  B.  in  Bezügen  an  Getreide,  Holz,  Wein  etc.,  in  freier  Kost,  Kleidung,  Wohnung, 
Nutzung  von  Grundstücken  etc. ,  Arbeits-  und  sonstiger  Dienstleistung ,  sowie  das  in  Selbst- 
benützung von  Grundstücken  und  Gebäuden,  z.  B.  in  Wohnung  im  eigenen  Hause,  bestehende 
n  k  omnicn . 

Das  Einkommen  aus  Grundstücken  und  Gebäuden,  welche  vom  Eigentümer  zum  Betrieb 
der  Land-  und  Forstwirtschaft,  zur  Erzielung  von  Erträgnissen,  welche  der  Substanz  des 
Bodens  entnommen  werden,  zum  Betrieb  eines  Gewerbes,  des  Handels  oder  Bergbaues  oder 
einer  sonstigen  gewinnbringenden  Beschäftigung  verwendet  werden,  ist  in  dem  Einkommen 
aus  diesen  Unternehmungen  inbegriffen  und  gelangt  mit  dem  letzteren  unausgeschieden  zur 
Versteuerung.  Zum  land-  oder  forstwirtschaftlichen  Betrieb  wird  Jede  Art  der  Benützung  ge- 
rechnet, deren  Zweck  ausschliesslich  oder  vorzugsweise  auf  die  Gewinnung  land-  oder  forst- 
wirtschaftlicher Erzeugnisse  gerichtet  ist. 
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1)  aus  Grundstücken,  Gebäuden,  Grundrechten/ und  Gefällen,  sowie  aus 
dem  Betrieb  der  Land-  und  Forstwirtschaft, 

2)  aus  dem  Betrieb  eines  Gewerbes,  einschliesslich  des  Handels  und  des 
Bergbaues, 

3)  aus  einem  öffentlichen  oder  privaten  Dienstverhältnis,  aus  einem  wissen- 
schaftlichen oder  künstlerischen  Beruf  oder  irgend  einer  anderen 
nicht  schon  unter  Ziff.  1  und  2  begriffenen  Art  gewinnbringender 
Beschäftigung, 

4)  aus  Kapitalvermögen,  Renten  und  anderen  derartigen  Bezügen, 

im  Laufe  eines  Jahres  zufliegst  und  zwar  ohne  Rücksicht  darauf,  ob  es  von 
anderen  Steuern  bereits  getroffen  wird  oder  nicht. 

Zu  dem  unter  Ziff.  3  erwähnten  Einkommen  sind  auch  Pensionen,  Witwen- 
und  Waisengehalte.,  sowie  alle  anderen  ähnlichen,  aus  einem  öffentlichen  oder 
Privatdienstverhältnis  herrührenden  Bezüge  zu  zählen ,  welche  als  Entgelt  fur 
frühere  Arbeit,  Dienstleistung  oder  Berufsthätigkeit  verwilligt  worden  sind  und 
auf  gesetzlicher  Grundlage  oder  klagbarem  Rechtstitel  beruhen. 


Unter  den  in  Art.  2  Ziff.  1  bezeichneten  Grundrechten  und  Grundgefällen  sind  nur  solche 
Berechtigungen  zu  verstehen ,  welche  der  Grund-  und  Häusergefällsteuer  unterliegen ;  der  Er- 
trag sonstiger  dinglicher  Recht«  —  von  der  Nutznießung  abgesehen  —  zählt  zu  dem  unter 
Ziff.  4  dieses  Artikels  bezeichneten  Einkommen.  Der  Nutznießer  gilt  in  Bezug  auf  die  Ein- 
kommensteuerpflicht  dem  Eigentümer  gleich. 

Erzeugnisse  der  Land-  und  Forstwirtschaft,  welche  für  Zwecke  des  gleichen  Betriebs, 
z.  B.  zur  Verköstigung  der  Hilfsarbeiter,  zur  Fütterung,  Streu  oder  Wiederansaat  verwendet 
werden,  bleiben  bei  Berechnung  sowohl  des  rohen  Einkommens  als  der  zur  Erzielung  desselben 
aufgewendeten  Kosten  (Art.  3  Ziff.  1  des  Gesetzes)  ausser  Betracht.  Das  Gleiche  gilt,  wenn 
gewerbliche  Erzeugnisse  in  demselben  oder  einem  andern  gewerblichen  Betriebe  desselben  Unter- 
nehmers zur  weiteren  Verarbeitung  oder  Verwendung  gelangen.  Wenn  jedoch  land-  oder  forst- 
wirtschaftliche Erzeugnisse  in  einen  gewerblichen  Betrieb  des  Produzenten  Ubergehen  oder 
umgekehrt ,  so  ist  der  Wert  dieser  Erzeugnisse  als  Bestandteil  einerseits  des  Einkommens, 
anderseits  des  Betriebsautwandes  in  Anrechnung  zu  bringen. 

Zu  dem  unter  Ziff.  8  des  Art.  2  erwähnten  Einkommen  gehören  auch  die  regelmässig 
wiederkehrenden  Remunerationen  der  Beamten  und  Angestellten  für  ihre  eigentlichen  Dienst- 
leistungen oder  Nebengeschäfte ,  dagegen  nicht  Diäten  und  andere  ähnliche  Bezug*',  welche 
lediglich  einen  Ersatz  für  Reisekosten  und  auswärtige  Zehrung  oder  sonstige  Dienstlasten  dar- 
stellen. Zu  dem  nach  Ziff.  S  des  Art.  2  steuerbaren  Einkommen  Bind  ferner  zu  rechnen  die 
Pensionen  und  Beihilfen,  welche  auf  Grund  des  Staatsdienerediktes  vom  so.  Januar  1819  und 
des  Reichsgesetzes  vom  27.  Juni  1871  (Reichsgesetzblatt  S.  284)  an  Hinterbliebene  von  Staats- 
dienern und  Offizieren  ausbezahlt  werden,  die  Witwen-  und  Waisengelder  und  Beneflzien, 
welche  den  Hinterbliebenen  der  Reichsbeamten ,  der  badischen  Staatsdiener  und  Angestellten, 
der  Offiziere  und  oberen  Militärbeamten ,  der  evangelischeu  Kirchendiener  und  der  Schullehra 
aus  der  Reichskasse,  aus  den  badischen  Witwenkassen  für  Staatsdiener  und  Angestellte,  aas 
der  badischen  Militärwitwenkasse,  aus  der  Pfarrwitwenkasse  und  aus  dem  Schullehrer- Witwen- 
und  WaiBenfond  zumessen,  endlich  alle  ständigen,  wenngleich  widerruflichen  Sustentationen, 
welche  auf  Grund  gesetzlicher  Bestimmung  bewilligt  sind. 

Das  nach  Art.  2  Ziff.  4  steuerbare  Einkommen  umfasst  die  nach  Art.  l  und  2  des  Kapital- 
rentensteuergesetzes  der  RcntenBteuer  unterliegenden  Zinsen  und  Renten,  einschliesslich  der 
nach  Art.  5  Ziff.  5—7  jenes  Gesetzes  von  der  Rentensteuer  befreiten  Bezüge. 

Als  steuerbares  Einkommen  sind  nicht  zu  betrachten  die  Bezüge  der  Hinterbliebenen 
von  Unteroffizieren,  Soldaten  und  gleichgestellten  Militärbeamten  aus  der  badischen  Militär- 
witwenkasse, sowie  die  solchen  Hinterbliebenen  auf  Grund  des  Reichsgesetzes  vom  27.  Juni  1871 
(Reichsgesetzblatt  S.  281)  gewährten  Bewilligungen,  ferner  Gnadenpensionen,  Almosen,  Unter- 
stützungen, endlich  auch  der  Lebensunterhalt,  welcher  auf  Grund  gesetzlicher  Ernährungspflicht 
in  Natur  oder  in  Geld  verabreicht  wird. 

Steuerpflichtig  ist  —  vorbehaltlich  der  Bestimmungen  in  Art.  4  des  Gesetzes  und  in 
I  11  dieser  Verordnung  —  derjenige,  welchem  der  Bezug  des  steuerbaren  Einkommens  rechtlich 
zusteht,  wenn  Jedoch  Über  die  Berechtigung  Streit  oder  sonst  üngewissheit  besteht,  derjenige, 
welcher  Bich  thatsächlich  im  Genuss  des  Einkommens  befindet. 
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Artikel  3. 
Steuerbares  Einkommen. 

Als  steuerbares  Einkommen  gilt  da9  Einkommen  nach  Abzug 
1)  der  zum  Erwerb  und  zur  Erhaltung  desselben  zu  bestreitenden  Aus- 
lagen, 


Zu  Art.  3  Ziff.  1  u.  Art.  3.  §  3.  1)  Das  steuerbare  Einkommen  aus  Grundstücken  besteht, 

a.  wenn  dieselben  verpachtet  oder  in  Teilbau  gegeben  sind: 

in  den  in  Geld  oder  Geldeswert  bedungenen  Pachtzinsen  der  Grundstücke  und 
der  etwa  mitverpachteten  beweglichen  Gegenstände,  bezw.  in  dem  Wert  der  dem 
Eigentümer  nach  dem  Teilbauvertrag  zukommenden  Erzeugnisse,  nach  Abzug 
der  dem  Verpächter  (Eigentümer)  verbleibenden  Lasten,  wozu  in  der  Regel  die 
Grundsteuer  und  die  daran  sich  anschliessende  Gemeindeumlage  gehören  wird; 

b.  wenn  verpachtete  Grundstücke  in  Afterpacht  gegeben  sind: 

(neben  dem  nach  lit.  a.  für  den  Eigentümer  sich  ergebenden  Einkommen)  für 
den  Afterpächter  in  dem  Pachtzins ,  welchen  derselbe  bezieht ,  nach  Abzug  des 
Pachtzinses,  welchen  er  seinerseits  zu  entrichten  hat,  und  des  sonstigen,  in- 
folge des  Pacht-  oder  Afterpachtvertrages  von  ihm  etwa  zu  bestreitenden  Auf- 
wandes ; 

0.  wenn  die  Grundstücke  nicht  einem  land-  oder  forstwirtschaftlichen,  Grul>en-  oder 
ähnlichen  Betriebe ,  einem  Gewerbe  oder  einer  sonstigen  gewinnbringenden  Be- 
schäftigung gewidmet  sind ,  sondern  vom  Eigentümer  zu  sonstigen  Zwecken  be- 
nützt werden;  z.  B.  Ziergärten,  Spielplätze: 

in  dem  Pachtwert  der  Grundstücke  nach  Abzug  der  Grundsteuer  und  der  sich 
daran  anschliessenden  Gemeindeumlage. 

2)  Das  steuerbare  Einkommen  aus  Gebäuden  besteht, 

a.  wenn  dieselben  ganz  oder  teilweise  vermietet  sind: 

in  den  in  Geld  oder  Geldeswert  bedungenen  Mietzinsen  der  Gebäude  oder  Ge- 
bäudeteile und  der  etwa  mitvermieteten  beweglichen  Gegenstände  nach  Abzug 
de«  zu  Lasten  des  Vermieters  verbleibenden  Aufwands  für  laufende  Reparaturen 
und  sonstige  Unterhaltung  —  nicht  aber  den  Aufwands  für  Vergrösserung  oder 
Erweiterung,  Verschönerung  oder  bessere  und  bequemere  Einrichtung  der  Oebäude 
oder  sonstige  Erhöbung  ihrer  Ertragsfähigkeit  — ,  ferner  nach  Abzug  der  Brand- 
versicherungskosten, der  Häusersteuer  und  der  daran  sich  knüpfenden  Gemeinde- 
umlage, sowie  endlich  des  Wertes  der  jährlichen  Abnützung  der  Mietobjekte ; 

b.  wenn  vermietete  Gebäude  oder  Gebäudeteile  in  Aftermiete  gegeben  sind: 

(neben  dem  nach  lit.  a.  für  den  Eigentümer  sich  ergebenden  Einkommen)  für 
den  Aftervermieter  in  dem  Mietzins ,  welchen  derselbe  bezieht ,  nach  Abzug  des 
Mietzinses,  welchen  er  seinerseits  zu  entrichten  hat,  und  des  sonstigen  infolge 
des  Miet-  oder  Aftermietsvertrages  von  ihm  etwa  zu  bestreitenden  Aufwandes; 

c.  wenn  die  Gebäude  ganz  oder  teilweise  vom  Eigentümer  selbst  bewohnt  oder  sonst  — 
ohne  einem  land-  und  fortawirtschaftlichen  oder  gewerblichen  Betriebe  oder  einer 
anderweiten  gewinnbringenden  Beschäftigung  gewidmet  zu  sein  -  benützt  werden : 

in  dem  Mietwert  der  Gebäude  oder  Gebäudeteile  nach  Abzug  des  unter  a,  be- 
zeichneten Aufwandes. 

3)  Das  steuerbare  Einkommen  aus  Grundrechten  und  Grundgefällen  (Lehengefällen, 
Weide-  und  Holzberechtigungen,  Gülten,  Grund-  und  Bodenzinsen  und  dergl.)  besteht: 

in  dem  Geldwert  des  jährlichen  Bezugs  nach  Abzug  etwaiger  auf  demselben  ruhenden 
Bezugskosten  und  privatrechtlichen  Lasten,  sowie  nach  Abzug  der  Grund-  bezw.  Häusergefäll- 
ateuer  und  der  daran  sich  knüpfenden  Gemeindeumlage. 

4)  Das  steuerbare  Einkommen  aus  dem  Betriehe  der  Land-  und  Forstwirtschaft  besteht : 
in  dem  Erlös  aus  den  im  Laufe  des  Jahres  veräusserten,  auf  eigenen,  nutzniesslichen, 

gepachteten  oder  Almendgrundstücken  und  unter  Benützung  eigener  oder  gemieteter  Wirtscbafta- 
gebäude  und  Wirtschaftageräte  erzielten  Haupt-  und  Nebenerzeugnissen  der  Land-  und  Forst- 
wirtschaft einschliesslich  der  Viehzucht,  sowie  in  dem  Geldwert  der  in  gleicher  Weise  gewonnenen, 
von  dem  Steuerpflichtigen  im  Laufe  des  Jahres  für  seine  und  seiner  Familie  Bedürfnisse  oder 
für  Zwecke  eines  von  ihm  betriebenen  Gewerbes  verwendeten  Erzeugnisse  dieser  Art  nach  Ab- 
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2)  der  auf  den  einzelnen  Einkommensteilen  oder  Einkommensquellen 
ruhenden  privatrechtlichen  und  öffentlich  rechtlichen  Lasten  (mit  Aus- 


zug des  Betriebsaufwandes,  soweit  dieser  auf  die  verkauften  und  selbstverbrauehten  Erzeugnisse 
entfallt.  Zum  Betriebsaufwand  gehören: 

a.  die  in  Geld  oder  Oeldeswert  bedungenen  Pacht-  und  Mietzinse  gepachteter  oder 
gemieteter  Grundstücke,  Wirtschaftsgebäude  und  Wirtschaftsgeräte; 

b.  der  Wert  der  jährlichen  Abnützung  der  eigenen  Wirtschaftegebäude  und  sonstigen 
Wirtschaftseinrichtungen  von  längerer  Dauer; 

c.  die  Zinsen  von  Lehengütern,  sowie  die  Bonstigen  auf  diesen  oder  anderen  Gütern 
hallenden  Grund-  und  anderen  privatrechtlichen  Lasten; 

d.  die  Auslagen  für  in  Geld  und  Naturalien  bestehende  Löhne  der  Hilfsarbeiter,  sowie 
der  Wert  des  Unterhalts  der  in  der  Land-  oder  Forstwirtschaft  mitarbeitenden 
Familienangehörigen ,  soweit  solcher  nach  Art.  3  des  Gesetzes  und  |  10  dieser 
Verordnung  abzugsfähig  ist; 

e.  die  sonstigen  Auslagen  des  laufenden  Geschäftsbetriebs,  insbesondere  für  den  Zu- 
kauf  von  Vieh,  Stroh,  Heu,  Dunger  und  anderen  zur  Führung  der  Wirtschaft 
nötigen  Gegenständen,  für  Reparaturen  an  den  Wirtschaftsgebäuden  oder  sonst ijr-ti 
wirtschaftlichen  Anlagen,  tür  Unterhaltung  von  Wegen,  Brücken  etc.,  fur  Hut  und 
Verwaltung  -  nicht  aber  die  Ausgaben  für  Vergrösserung,  Erweiterung  oder  Ver- 
besserung oder  für  sonstige  Erhöhung  der  Ertragsfähigkeit  der  Wirtschaftegebäude, 
Grundstücke  und  sonstigen  wirtschaftlichen  Anlagen  — ; 

f.  die  Grund-  und  Häusersteuer  und  daran  sich  knüpfende  Gemeindeumlage,  sowie 
die  sonstigen  Gemeindeabgaben,  welche  sich  (wie  z.  B.  Allmendgenussauflagen, 
mit  dem  land-  und  forstwirtschaftlichen  Betrieb  zusammenhängende  Genossen 
schaftsumlagen,  Gebühren  und  Beiträge  für  Benutzung  von  Gemeindeeinrichtungen 
und  Anlagen)  als  Einkommensbelastung  darstellen; 

g.  die  indirekten  Steuern  und  städtischen  Verbrauchsabgaben,  soweit  dieselben  einen 
Bestandteil  der  geschäftlichen  Unkosten  bilden ; 

h.  die  Prämien  für  Versicherung  der  Wirtschaftsgebäude,  der  Wirtschafteerzeugnisse 
und  des  wirtschaftlichen  Inventars  gegen  Feuer-,  Hagel-  und  anderen  Schaden. 

Für  Pachtzinse,  privatrechtliche  Lasten  und  Naturallöhne  der  Hilfsarbeiter  (lit.a.c.o.d.l, 
welche  in  Erzeugnissen  der  eigenen  Landwirtschaft  geleistet  werden  und  somit  das  Rob- 
einkommen vermindern,  desgleichen  für  persönliche  oder  Grunddienstbarkeiten,  welche  auf  den 
bewirtschafteten  Grundstücken  haften,  findet  ein  Abzug  nicht  statt. 

b)  Auf  die  Berechnung  des  steuerbaren  Einkommens  aus  Grundstücken ,  deren  Erträg- 
nisse, wie  beim  Betrieb  von  Brüchen ,  Gruben ,  der  Substanz  des  Bodens  entnommen  werden, 
finden,  soweit  der  Betrieb  sich  nicht  als  eine  gewerbliche  Unternehmung  darstellt  und  dem- 
gemäss  nach  |  4  Ziff.  4  zu  behandeln  ist,  die  vorstehend  unter  Ziff.  4  gegebenen  Bestimmungen 
entsprechende  Anwendung. 

Zu  Art.  3  Ziff.  3  u.  Art.  3.  |  4.  l)  Das  steuerbare  Einkommen  aus  Gewerbsunter- 
nehmungen, welche  die  fabriks-  oder  handwerksmäßige  Herstellung  von  Gegenständen  auf  Be- 
stellung oder  zum  Verkauf  bezwecken ,  sowie  aus  Handelsunternehmungen ,  welche  sich  mit 
dem  Ankauf  und  Wiederverkauf  von  Waren  befassen,  besteht: 

in  dem  Erlös  (Verkaufspreis)  für  die  im  Laufe  des  Jahres  verkauften  oder  an  den  Be- 
steller abgelieferten  Waren  und  Erzengnisse ,  sowie  in  dem  Geldwert  der  etwa  vom  Steuer- 
pflichtigen für  den  eigenen  Bedarf  verwendeten  Waren  und  Erzeugnisse  nach  Abzug  des  Selbst- 
kostenpreises derselben.  Als  Selbstkostenpreis  gelten  —  soweit  auf  die  verkauften,  bezw.  ab- 
gelieferten und  selbstverbrauchten  Waren  und  Erzeugnisse  entlallend  —  nachstehende  Auslagen : 
a  Kosten  des  laufenden  Betriebes,  so  namentlich  die  Anschaffungskosten  (Ankaufs- 
preis nebst  Bezugskosten)  der  Roh-  und  Hilfsstoffe  und  der  angekauften  Waren; 
der  Aufwand  für  Arbeitslöhne ,  Gehalte  und  freie  Verköstigung  der  Gehilfen  und 
Angosteliten,  für  den  Unterhalt  der  im  Geschäftebetrieb  mitarbeitenden  FainÜien 
angehörigen,  soweit  solcher  nach  Art.  3  dea  Gesetzes  und  f  10  dieser  Verordnntis 
abzugsfähig  ist,  für  den  Absatz,  für  Reisende,  für  Inserate,  für  Pacht-  und  Miet 
zinse  der  zum  Gewerbe  benützten  gepachteten  und  gemieteten  Grund 
stücke.  Gebäude,  Betriebseinrichtungen  und  Gerätschaften;  der  Aufwand  für  den 
Unterhalt  der  im  Geschäft  verwendeten  Tiere; 
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nähme  der  Einkommensteuer  selbst  und  der  sich  daran  knüpfenden 
Gemeindesteuern), 


b.  die  notwendigen  Unterhaltungskosten  des  stehenden  Betriebskapitals,  so  nament- 
lich der  zum  Gewerbebetrieb  benützten  Gebäude,  der  Maschinen,  Gerätschaften 
und  sonstigen  Geschäftseinrichtungen; 

c.  der  durchschnittliche  mittlere  Aufwand  für  solche  Neuanschaffungen  von  Geschäfts- 
einrichtungen und  Gerätschaften  von  kürzerer  Dauer,  welche  lediglich  zur  Wieder- 
ergänzung der  durch  den  Betrieb  abgängig  gewordenen  Gegenstände  dienen;  bei 
Betriebseinrichtungen  von  längerer  Dauer  aber,  wie  z.  B.  bei  Gebäuden  und 
Maschinen  -  sofern  dieselben  nicht  gemietet  sind  —  der  Wert  der  jährlichen 
Abnützung ; 

d.  die  unter  normalen  Verhältnissen  unvermeidlichen  Abgänge  an  den  Warenvorräten, 
Roh-  und  Hilfsstoffen  durch  Zehrung,  Schwand  u.  s.  w.,  auch  der  mittlere  durch- 
schnittliche Betrag  der  unter  normalen  Verhältnissen  als  unbeibringlich  zur  Ab- 
schreibung kommenden  Aktivausstände; 

e.  Brandversicherungs-  und  andere  Assekuranzkosten  für  die  dem  Geschäftsbetrieb 
dienenden  Gebäude,  Einrichtungen  und  Vorräte; 

f.  die  auf  den  zum  Gewerbebetrieb  verwendeten  Grundstücken,  Gebäuden  und  Be- 
triebskapitalien ruhende  Grund-,  Häuser-  und  Gewerbsteuer  und  die  sich  daran 
knüpfenden  und  sonstigen,  mit  dem  Gewerbebetrieb  in  Zusammenhang  stehenden 
Gemeindeabgaben,  welche  sich  als  Einkommensbelastung  darstellen; 

g.  die  infolge  des  Gewerbebetriebs,  bezw.  für  zu  demselben  erforderliche  Gegen- 
stände zu  entrichtenden  indirekten  Steuern  und  städtischen  Verbrauchsabgaben 
(so  z.  B.  die  Biersteuer  und  die  Branntweinsteuer,  welche  der  Bierbrauer  und  der 
Branntweinbrenner  zu  entrichten  hat,  Reichsstempelabgaben). 

«)  Das  steuerbare  Einkommen  aus  Bankgeschäften  und  andern  ähnlichen  Unterneh- 
mungen umfasst: 

die  Jahreseinnahme  aus  dem  Verkauf,  der  Einlösung  oder  Einkassierung  von  Geld- 
sorten ,  Gold  und  Silber  in  Barren ,  Banknoten ,  Koupons ,  Wechseln  und  Wertpapieren  nach 
Abzug  der  bezüglichen  Ankaufskosten ;  die  Jahreseinnahme  an  Zinsen  von  den  im  Geschäfts* 
betrieb  befindlichen  Wertpapieren  und  den  vom  Geschäftsbetrieb  herrührenden  Aktivausständen, 
einschliesslich  der  im  Kontokorrent  laufenden  Guthaben,  soweit  die  Summe  dieser  Zinsbezüge 
die  Summe  der  aus  dem  laufenden  Geschäftsbetrieb  herrührenden  Schuldzinsen,  so  insbesondere 
der  Kontokorrentpassivzinsen  und  der  Zinsen  für  Hinterlegungen  etc.  Ubersteigt  (so  bei 
Hypothekenbanken  insbesondere  die  Jahreseinnahme  an  Zinsen  aus  den  auf  Hypothek  aus- 
geliehenen Forderungen,  insoweit  die  Summe  dieser  Zinsen  den  Jahresbetrag  der  Zinsen  für 
die  ausgegebenen  Pfandbriefe  übertrifft);  die  Jahreseinnahme  an  Provisionen  für  Geschäfts- 
besorgungen aller  Art ,  sowie  die  sonstigen  Einnahmen  aus  dem  Geschäftsbetrieb.  An  der 
Summe  der  Einnahmen  sind  die  denselben  entsprechenden  Auslagen  der  unter  Ziff.  1  a.  bis  mit  g. 
bezeichneten  Art  in  Abzug  zu  bringen. 

3)  Das  steuerbare  Einkommen  aus  Speditions-,  Kommissions-  und  ähnlichen  Geschäften 
besteht  in  der  rohen  Jahreseinnahme  aus  dem  Geschäftsbetrieb  nach  Abzug  des  dieser  Jahres- 
einnahme entsprechenden  unter  Ziff.  la.  bis  mit  g.  bezeichneten  Aufwandes. 

4.  Bei  sonstigen  gewerblichen,  sowie  auch  bei  Bergwerksunternehmungen  ist  das  steuer- 
bare Einkommen  unter  entsprechender  Anwendung  der  vorstehenden  Bestimmungen  zu  berechnen. 

Zu  Art.  2  Ziff.  3  u.  Art.  3.  f  5.  Das  steuerbare  Einkommen  aus  einem  öffentlichen 
oder  privaten  Dienstverhältnis,  ans  einem  wissenschaftlichen  oder  künstlerischen  Beruf  oder 
irgend  einer  andern  nicht  dem  land-  oder  forstwirtschaftlichen  oder  gewerblichen  Betrieb  an- 
gehörigen  gewinnbringenden  Beschäftigung  besteht  in  der  rohen  Jahreseinnahme  an  Geld, 
Naturalien  und  Nutzungen  (von  Dienstwohnungen,  Dienstgärten  etc.),  welche  durch  die  steuer- 
pflichtige Tbätigkeit  erzielt  wird,  nach  Abzug  des  zur  Erzielung  dieser  Einnahme  erforder- 
lichen Aufwandes. 

Zu  diesem  Aufwände  ist  insbesondere  zu  rechnen: 

der  Jahresbetrag  der  Kosten  für  Heizung  und  Beleuchtung  der  erforderlichen  Dienst- 
und Geschäftsräume,  sowie,  wenn  dieselben  gemietet  sind,  der  Mietzinse  für  dieselben,  wenn 
sich  aber  diese  Räume  in  eigenen  Gebäuden  beAnden,  der  Wert  ihrer  jährlichen  Abnützung, 
ferner  der  Jahresbetrag  der  Belohnung  der  Geschäftsgehilfen ,  des  im  Geschäft ,  Dienst  oder 

81«J 


Digitized  by  Google 


360 


Badisches  Einkommensteuergesetz  vom  20.  Juni  18M. 


3)  etwaiger  von  dein  Steuerpflichtigen  nachgewiesenermassen  zu  ent- 
richtenden Schuldzinsen.  In  den  Fällen  des  Art.  5,  A.  2  und  3  und 
Art.  6,  Ziff.  1  des  Gesetzes  dürfen  Schuldzinsen  nur  in  dem  Verhältnis 
in  Abzug  gebracht  werden,  in  welchem  nachweislich  das  Gesamt- 
einkommen des  Steuerpflichtigen  der  badischen  Einkommensteuer 
unterliegt. 

Für  Verluste  am  Vermögensstamme,  für  Verzinsung  des  in  einer  Unter- 


Beruf  erwachsenden  Schreibaufwandes ,  sowie  der  Auslagen  für  Porto,  Ankündigung* n  etc.; 
der  Jahresaufwand  für  Haltung  oder  Miete  eines  zur  Ausübung  der  Berufstätigkeit  benötigt« 
Iti-ftihrtes  oder  Pferdes  und  für  die  zu  gleichem  Zweck  erforderlichen  Reisen;  die  notwendigen 
jährlichen  Unterhaltungskosten  der  zum  Geschäft,  Dienst  oder  Beruf  benötigten  Gerätschaften. 
Instrumente  etc. ;  der  durchschnittliche  jährliche  Aufwand  für  die  Wiederergänzung  abgängig 
gewordener  Gegenstände  dieser  Art,  becw.  statt  dessen  eine  der  jährlichen  Abnützung  ent- 
sprechende Abschreibung  am  Werte;  der  Jahresbetrag  der  Assekuranzkosten  für  solche 
Gegenstände. 

Zu  Art.  3  ZlnT.  4  u.  Art.  8.  |  6.  Daa  steuerbare  Ginkommen  aus  Kapitalvermögen. 
Renten  und  andern  derartigen  Bezügen  besteht: 

in  der  Jahreseinnahme  an  Zinsen,  Renten,  Naturalien  und  Nutzungen  nach  Abzog  des 
Jahresbetrags  der  mit  ihrem  Bezug  verknüpften  notwendigen  Kosten  (Porto,  Betreibung»- 
kosten  etc.)  und  privatrechtlichen  Lasten,  sowie  der  von  den  Zinsen  etc.  zu  entrichtenden 
Kapitalrentensteuer,  der  daran  sich  knüpfenden  Gemeindeumlagen  und  etwaiger  aus- 
ländischen Steuern. 

Leibrenten ,  Leibgedinge  und  andere  unter  die  Ausnahmebestimmung  des  Art.  $5  des 
Kapitalrentensteuergesetze*  fallende  Rentenbezüge  sind  hierl>ei  mit  ihrem  vollen  Jahresbetnge 
in  Berechnung  zu  ziehen. 

Zu  Art.  S  Ab*.  1  Ziff.  1  u.  3.  |  7.  Unter  den  in  ||  3-6  genannten  Einnahmen  and 
Ausgaben  sind  jeweils  die  vollen  Einnahmen  und  Ausgaben  (Soll-Einnahmen  und  Soll-Ausgabe«) 
verstanden  ohne  Rücksicht  darauf,  ob  dieselben  bar  oder  durch  Abrechnung,  W'ettschlagung  etc . 
eingegangen,  bezw.  geleistet  worden  oder  etwa  im  Ausstand  verblieben  sind. 

Auslagen  und  Lasten ,  welche  mit  Einkommen  verschiedener  Art  verknüpft  sind ,  sind 
bei  den  verschiedenen  Einkommensteilen  je  mit  einem  angemessenen  Teilbetrag  in  Abzog 
zu  bringen. 

Zu  Art.  3  Abs.  1  ZlnT.  3.  |  8.  Von  der  Summe  des  nach  den  ff  3-6  berechneten 
Einkommens  darf  jeder  Steuerpflichtige  gemäss  Art.  8  Abs.  1  Ziff.  3  des  Gesetzes  den  Jahre* 
betrag  der  von  ihm  nachgewiesenermassen  zu  entrichtenden  Schuldzinsen ,  soweit  dies  nach 
f  4  Ziff.  2  dieser  Verordnung  nicht  bereits  geschehen  ist,  in  Abzug  bringen. 

Zu  diesen  Schuldzinsen  sind  nicht  nur  die  nach  Art.  8  des  Kapitalrentensteuergesetzes 
abziehbaren  Zinsen  aus  fauBt-  und  unterpfändlich  versicherten  Kapitalschulden .  sondern  auch 
die  vom  Pflichtigen  zu  entrichtenden  Zinsen  aus  allen  sonstigen  Schulden  zu  rechnen. 

Zum  Nachweis  der  Verpflichtung  zur  Zahlung  von  Schuldzinsen  hat  der  Steuerpflichtig« 
auf  Verlangen  der  Steuerveranlagungsbehörden  diesen  den  Betrag  der  einzelnen  Schulden  und 
die  Gläubiger ,  sowie  die  Verträge  oder  sonstigen  Rechtstitel ,  auf  welchen  die  Schulden  be 
ruhen,  zu  bezeichnen ,  auch  die  in  seinem  Besitz  befindlichen  Urkunden  und  Schriftstücke, 
welche  über  die  Schuldverhältnisse  Ausschluss  geben  können,  insbesondere  Quittungen  oher 
geleistete  Schuldzinszahlungen  zur  Einsicht  vorzuweisen. 

Steuerpflichtige,  welche  gemäss  Art.  SA.  x  n.  3  und  Art.  «  Ziff.  1  des  Gesetzes  nur 
einen  Teil  ihreB  Einkommens  im  Grossberzogtum  zu  versteuern  haben,  dürfen  Schuldzin&en 
hiervon  nur  in  dem  Verhältnis  in  Abzug  bringen,  in  welchem  nachweislich  ihr  Gesamteinkommen 
der  badischen  Einkommensteuer  unterliegt.  Diese  Steuerpflichtigen  haben  daher  zur  Begründung 
ihres  Schuldzinsenabzugs  auch  den  Jahresbetrag  ihres  im  Grossherzogtum  nicht  steuerbaren 
Einkommens  und  ihrer  sämtlichen  Schuldzinsen  anzugeben  und  auf  Verlangen  der  Steuer 
Veranlagungsbehörden  die  Richtigkeit  auch  dieser  Angaben  nachzuweisen. 

Werden  die  zur  Begründung  des  Schnldzinsenabzugs  verlangten  Angaben  und  Nach- 
weise nicht  oder  nicht  in  genügender  Weise  geliefert,  so  bleiben  die  betreffenden  Schuldzinsen 
bei  der  Steuerveranlagung  ausser  Betracht. 

Wie  Schuldzinsen  sind  am  Gesamteinkommen  in  Abzug  zu  bringen  Auslagen,  welche 
mit  dem  Bezug  des  Gesamteinkommens  zusammenhängen,  wie  z.  B.  die  Kosten  finer  Ver 
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nehmung  angelegten  eigenen  Kapitals  sowie  für  den  Pacht-  oder  Mietwert  der 
zu  einer  solchen  verwendeten  eigenen  Grundstücke  und  Gebäude,  für  Ver- 
wendungen zur  Verbesserung  und  Vermehrung  des  Vermögens,  für  den  gesamten 
Unterhalt  (Wohnung,  Kleidung,  Verpflegung,  Bedienung  etc.)  des  Steuerpflichtigen 
darf  irgend  ein  Abzug  nicht  und  für  den  Unterhalt  seiner  Familie  nur  insoweit 
stattfinden,  als  es  sich  um  Familienangehörige  handelt,  welche  im  Geschäfts- 
betrieb des  Pflichtigen  derart  mitarbeiten,  dass  sie  eine  Hilfsperson  ersetzen. 

Artikel  4. 

Einkommen  der  Familienglieder. 

Dem  eigenen  Einkommen  eines  Steuerpflichtigen  wird  das  etwaige  be- 
sondere Einkommen  der  zu  seinem  Haushalte  gehörigen  Familienglieder  hinzu- 
gerechnet, sofern  und  soweit  ihm  der  Genuss  dieses  Einkommens  zusteht.  Die 
Familienglieder  sind  für  ihre  Person  für  dieses  Einkommen  nicht  steuerpflichtig. 


mugensverwaltung,  ferner  privatrechtliche  Lasten,  welche  nicht  einem  der  in  den  ||  3—6  dieser 
Verordnung  bezeichneten  Einkommen  steile  besonders  auferlegt  und  daher  bei  diesem  abziehbar 
sind,  sondern  auf  dem  Gesamteinkommen  des  Steuerpflichtigen  ruhen. 

Zu  Art.  8  u.  Art.  s  B.  g  9.  Auf  die  Berechnung  des  steuerbaren  Einkommens  der 
im  Art.  SB.  des  Gesetzes  bezeichneten  Gesellschaften,  Vereine  und  Genossenschaften  finden 
die  Vorschriften  der  H  3—8  —  vorbehaltlich  der  Bestimmung  in  8  18  Ziff.  1  Schlusssatz  dieser 
Verordnung  -  keine  Anwendung. 

Zu  Art.  8  Abs.  2.  %  in.  Ein  Abzug  für  den  Unterhalt  eines  Familienangehörigen  ist 
nur  dann  zulassig,  wenn  durch  dessen  Thätigkeit  im  Geschäftsbetrieb  des  Pflichtigen  eine 
ständige  Hilfsperson  ersetzt  wird.  Es  ist  demnach  erforderlich,  daas  die  Mitarbeit  des 
Familienangehörigen  sich  auf  das  ganze  Jahr  oder  doch  auf  die  ganze  Dauer  de9  Geschäfts- 
betriebs erstrecke ;  vereinzelte  oder  vorübergehende  Arbeitsleistungen  desselben  genügen ,  um 
einen  solchen  Abzug  zu  rechtfertigen ,  nicht.  Der  Abzng  darf  den  ortsüblichen  bezw.  durch 
Art.  13  Abs.  3  des  Gesetzes  bestimmten  Anschlag  des  Natural-  und  Geldlohnes  der  durch  die 
Thätigkeit  des  Familienangehörigen  ersetzten  Hilfsperson  nicht  übersteigen. 

Familienangehörige,  deren  Unterhalt  am  steuerbaren  Einkommen  des  Familienhauptes 
(Haushaltungsvorstandes)  in  Abzug  gebracht  wird,  haben  den  Anschlag  dieses  Unterhaltes, 
wenn  solcher  mit  ihrem  etwaigen  sonstigen  Einkommen  den  Betrag  von  500  Hark  erreicht, 
ihrerseits  zu  versteuern. 

Für  den  Uuterhalt  der  Ehefrau ,  welcher  nie  als  Entgelt  für  deren  Arbeitsleistungen 
betrachtet  werden  kann,  sondern  von  dem  Ehemann  vermöge  der  ihm  obliegenden  gesetzlichen 
Ernährnngspflicbt  gewährt  wird,  findet  ein  Abzug  nicht  statt  (vgl.  |  i  vorletzter  Absatz  dieser 
Verordnung). 

Zu  Art.  4.  |  11.  Dem  eigenen  Einkommen  eines  Steuerpflichtigen  ist  nach  Vorschrift 
des  Art.  4  des  Gesetzes  hinzuzurechnen  das  Einkommen  aus  dem  Vermögen  und  der  Erwerbs- 
thätigkeit  der  zu  seinem  Haushalte  gehörigen  Familienglieder,  soweit  ihm  der  Bezug  dieses 
Einkommens  thatsächlich  Uberlassen  ist. 

Als  zu  seinem  Haushalte  gehörig  gelten  nnr  diejenigen  Familienangehörigen  des  Steuer- 
pflichtigen, welche  Wohnung  und  Unterhalt  von  ihm  empfangen. 

Die  Hinzurechnung  des  aus  derErwerbsthätigkeit  eines  Familienangehörigen 
fliessenden  Einkommens  setzt  voraus,  dass  dieses  Einkommen  wenigstens  500  Hark  jährlich 
beträgt;  auch  kommt  hierbei  nur  die  Thätigkeit  des  Familienangehörigen  ausserhalb  des 
Geschäftsbetriebes  des  Hanshaltungsvorstandes  in  Betracht. 

Die  Hinzurechnung  ist  ferner,  wenn  das  Einkommen  eines  Familienangehörigen  nur 
teilweise  dem  Haushaltungsvorstande  überlassen  ist,  auf  den  diesem  letzteren  zukommenden 
Anteil  beschränkt.  Der  dem  Familienangehörigen  verbleibende  Teil  seines  Einkommens  ist, 
wenn  solcher  weniger  als  500  Hark  Jährlich  beträgt,  steuerfrei,  andernfalls  von  ihm  selbst 
zu  versteuern. 

Die  Erträgnisse,  welch«  einem  Steuerpflichtigen  aus  der  kraft  ehelicheu  oder  elterlichen 
Rechtes  ihm  zustehenden  Nutxniessung  am  Vermögen  seit  er  Ehefrau  und  minderjährigen  Kinder, 
sowie  im  Falle  der  Gütergemeinschaft  aus  der  Erwerbsthätigkeit  der  Ehefrau  zufliessen,  ge- 
hören zu  seinem  eigenen  Einkommen. 
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Die  Hinzurechnung  des  aus  eigener  Erwerbsthätigkeit  eines  Familiengliedes 
fliessenden  Einkommens  ist  übrigens  auf  den  Fall  beschränkt,  daas  dieses  be- 
sondere Einkommen  den  Betrag  von  500  Mark  jährlich  erreicht 

Artikel  5. 

Bezeichnung  der  Steuerpflichtigen. 
Steuerpflichtig  sind: 

A.  Physische  Personen  und  zwar 

1)  Landes-  und  sonstige  Reichsangehörige,  welche  im  Sinne  des  Reichs- 
gesetzes vom  13.  Mai  1870,  die  Beseitigung  der  Doppelbesteuerung 
betreffend,  ihren  Wohnsitz  (Aufenthalt)  im  Grossherzogtum  haben, 
desgleichen  Reichsausländer,  welche  des  Erwerbs  wegen  im  Gross- 
herzogtum  ihren  Wohnsitz  haben:  mit  ihrem  gesamten  steuerbaren 
Einkommen: 

2)  Reichsausländer,  welche  nicht  des  Erwerbs  wegen  ihren  Wohnsitz  im 
Grossherzogtum  haben :  mit  ihrem  aus  reichsinländischen  Bezugsquellen 
fliessenden  steuerbaren  Einkommen; 

3)  Landes-  und  sonstige  Reichsangehörige,  welche  im  Sinne  des  Reichs- 
gesetzes vom  13.  Mai  1870,  die  Beseitigung  der  Doppelbesteuerung 
betreffend,  ihren  Wohnsitz  (Aufenthalt)  nicht  im  Grossherzogtum  haben, 
sowie  Reichsausländer,  welche  ihren  Wohnsite  nicht  im  Grossherzogtum 
haben :  nur  mit  ihrem  Einkommen  aus  im  Grossherzogtum  gelegenem 
Grundbesitz  (einschliesslich  von  Gebäuden)  und  den  daselbst  betriebenen 
Gewerben,  sowie  mit  ihren  Gehalts-,  Pensions-  und  Wartegeldbezügen 
aus  einer  badischen  Staatskasse. 

B.  Aktiengesellschaften  und  Kommanditgesellschaften  auf  Aktien: 

mit  demjenigen  Teil  ihres  steuerbaren  Einkommens,  welcher  dem  Umfang  ihres 
Geschäftsbetriebs  innerhalb  des  Grossherzogtums  entspricht  —  Als  steuerbare« 
Einkommen  gelten  die  Einnahmeüberschüsse,  welche  als  Aktienzinse  und  Divi- 
denden unter  die  Mitglieder  verteilt  oder  denselben  gutgeschrieben  werden, 


Zu  Art.  5A.  I  13.  Einen  Wohnsitz  im  Sinne  des  Reichsgesetzes  vom  IS.  Mai  1870, 
die  Beseitigung  der  Doppelbesteuerung  betreffend,  bat  jemand  an  dem  Orte,  an  welchem  er 
eine  Wohnung  unter  Umstanden  inne  hat,  welche  auf  die  Absicht  der  dauernden  Beibehaltung 
einer  solchen  schliessen  lassen.  Sind  die  Voraussetzungen  für  den  Besitz  eines  Wohnsitzes  in 
keinem  Bundesstaate  vorhanden,  so  genügt  bei  Landes-  und  Bonstigen  Reichsangehörigen  der 
blosse  dauernde  Aufenthalt  im  Grossherzogtum  zur  Begründung  der  Einkommensteuerpflicht. 

Angehörige  anderer  Bundesstaaten,  welche  im  Orossherzogtum  und  ausserdem  in  ihrem 
Heimatstaate  einen  Wohnsitz  haben,  sind  nur  in  dem  gleichen  Ummng,  wie  die  nicht  im  Gross- 
herzogtum  wohnenden  Personen  (Art.  5A.  3  des  Gesetzes)  steuerpflichtig. 

Landes-  und  sonstige  Reichsangehörige,  welche  im  Staate-  oder  Reichsdienste  stehen, 
sind  steuerpflichtig,  wenn  sie  ihren  dienstlichen  Wohnsitz  (d.  h.  den  Ort,  wo  ihr  Amt  auszuüben 
ist)  im  Grossherzogtum  haben. 

Reichsausländer  sind  nur  steuerpflichtig,  wenn  sie  einen  Wohnsitz  im  obigen  Sinne  in 
Grossherzogtum  haben,  in  diesem  Falle  aber  auch  dann,  wenn  sie  ausserdem  noch  in  einen 
andern  Bundesstaate  oder  in  ihrem  Heimatstaate  einen  Wohnsitz  haben. 

Die  Absicht  des  Erwerbes  wird  bei  denjenigen  im  Grossherzogtum  wohnenden  Reichs- 
ausländern angenommen ,  welche  daselbst  die  Land-  oder  Forstwirtschaft  als  Nahrungszweig, 
ein  Gewerbe,  eine  Berufsthätigkeit  oder  sonstige  gewinnbringende  Beschäftigung  ausüben 
oder  betreiben. 

Zu  Art.  SB.  §  13.  1)  Der  Bereclmung  des  steuerbaren  Einkommens  der  Aktiengesell- 
schaften und  Kommanditgesellschaften  auf  Aktien  sind  die  jährlichen  Bilanzen  zu  Grunde  zu  legen. 

Gesellschaften,  welche  auch  ausserhalb  des  Grossherzogtums  ihr  Geschäft  betreiben,  d.  h. 
neben  ihrer  geschäftlichen  Niederlassung  (Hauptniederlassung,  Filiale  oder  Agentur)  im  Gross- 
herzogtum auch  answärte  solche  Niederlassungen  besitzen,  unterliegen  der  Einkommensteuer 
nur  mit  dem,  auf  den  Geschäftsbetrieb  im  Lande  entfallenden  Teil  ihres  Gesamteinkommen». 
Dieser  Einkommeusteil  beinisst  sieh  bei  Versicherungsgesellschaften  nach  dem  Verhältnis  der 
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unter  Hinzurechnung  der  zur  Bildung  von  Reserve-  oder  Erneuerungsfonds,  zur 
Amortisation  der  Schulden  und  des  Grundkapitals  oder  zur  Verbesserung  und 
Geschaftserweiterung  verausgabten  Beträge.  An  dem  hiernach  sich  berechnenden 
steuerbaren  Einkommen  können  jedoch  3  Prozent  aus  dem  Aktienkapital  in 
Abzug  gebracht  werden. 

Konsumvereine  mit  offenem  Laden,  sowie  eingetragene  Genossenschaften 
mit  bankähnlichem  Betrieb  und  auf  Gegenseitigkeit  gegründete,  unter  Ver- 
wendung von  Agenten  betriebene,  Versicherungsgesellschaften  sind  in  derselben 
Weise,  wie  die  Aktiengesellschaften  zur  Einkommensteuer  heranzuziehen  mit 
der  Massgabe  jedoch ,  dass  bei  letztgenannten  Gesellschaften  als  steuerbares 
Einkommen  5  Prozent  des  gewerblichen  Betriebskapitals  der  Gesellschaft  nebst 
den  ihr  etwa  aus  Grundbesitz  (einschliesslich  von  Gebäuden)  zufliessenden  Er- 
trägnissen gelten. 


aas  dem  Grossherzogtum  fliesBcnden  Bruttoeinnahmen  an  Prämien  zu  der  Gesamtbruttoeinnahme, 
bei  sonstigen  Gesellschaften  nach  dem  Verhältnis  des  im  Grossherzogtum  angelegten  Betriebs- 
kapitals zum  Gesamtbetriebskapital. 

Unbeschadet  der  selbständigen  Steuerpflicht  der  Aktiengesellschaften  und  Kommandit- 
gesellschaften auf  Aktien  haben  die  Aktionäre  ihre  Bezüge  an  Aktienzinsen  und  Dividenden 
auch  ihrerseits  zu  versteuern. 

Konsumvereine  mit  offenem  Laden  und  eingetragene  Genossenschaften  mit  bankähn- 
lichem  Betrieb  sind  in  gleicher  Weise  wie  die  Aktiengesellschaften  zu  besteuern.  Dabei  vertritt 
die  Summe  der  eingezahlten  Geschäftsanteile  der  Vereinsmitglieder  bezw.  Genossenschafter 
das  Aktienkapital  Nebstdem  haben  die  Vereinsmitglieder  und  Genossenschalter,  wie  über- 
haupt die  Mitglieder  aller  eingetragenen  Genossenschaften  und  der  übrigen  in  Art.  10  des 
KapitalrentensteuergeMet7.es  genannten  Anstalten,  von  den  Zinsen  und  Dividenden  aus  ihren 
Geschäftsanteilen,  deren  bare  Bezahlung  aus  der  Genossenschafts-  oder  Anstaltskasse  sie  ver- 
jüngen können,  die  Einkommensteuer  zn  entrichten. 

Das  gewerbliche  Betriebskapital  der  auf  Gegenseitigkeit  gegründeten,  unter  Verwendung 
von  Agenten  betriebenen  Versicherungsgesellschaften  ist  nach  Hassgabe  ihrer  Veranlagung 
zur  Gewerbsteuer,  deren  Einkommen  aus  Grundbesitz  nach  Vorschrift  des  f  3  dieser  Verord- 
nung zu  bemessen,  wobei  hinsichtlich  der  dem  Geschäftsbetrieb  gewidmeten  Grundstücke  und 
Gebäude  die  Pacht-  beziehungsweise  Mietwerte  in  Berechnung  zu  ziehen  sind. 

2)  Andere  als  die  in  Art.  5  b  des  Gesetzes  bezeichneten  juristischen  Personen  —  (wie 
der  Staat,  die  Gemeinden  und  sonstige  Körperschaften,  Stiftungen,  Anstalten),  —  Genossen- 
schaften und  Gesellschaften,  ferner  auch  die  in  Art.  15  des  KapitalrentenBteuergesetzes  erwähnten 
Erbschaftemaasen,  unterliegen  einer  selbständigen  Einkommensteue rpflicht  nicht. 

Das  Einkommen  offener  Handelsgesellschaften  und  einfacher  Kommanditgesellschaften 
(Handelsgesetzbuch  Art.  85—149.  150—17«)  ist  von  den  einzelnen  Gesellschaftern  nach  Verhältnis 
ihrer  Gesellschaftsanteile  als  Bestandteil  ihres  eigenen  Einkommens  gemäss  Art.  2  Ziff.  9  des 
Gesetzes  zu  versteuern ,  gleichviel  ob  dasselbe  verteilt ,  gutgeschrieben  oder  zur  Bildung  von 
Reservefonds  oder  zur  Schuldentilgung  verwendet  wird.  Ebenso  Bind  auch,  wenn  eine  nicht 
nach  Handelsrecht  zu  beurteilende  Gewerbsunternehmung,  Berufstätigkeit  oder  gewinn- 
bringende Beschäftigung  von  mehreren  Personen  in  Gesellschaft  betrieben  wird,  die  einzelnen 
Gesellschafter  nach  Art.  2  Ziff.  2  bezw.  3  steuerpflichtig. 

Die  Erträgnisse,  welche  einem  stillen  Gesellachafter  (Handelsgesetzbuch  Art.  250—265) 
aus  seinen  Vermögenseinlagen  zufliessen,  zählen  zu  seinem  nach  Art.  2  Ziff.  4  des  Gesetzes 
steuerbaren  Einkommen,  auf  Seite  des  Geschäftsinhabers  (Komplementars)  dagegen  zu  den 
Schuldzinsen. 

Die  Erträgnisse  einer  ruhenden  oder  ungeteilten  Erbschaftsmasse  gelten  als  Einkommen 
der  Rechtsnachfolger  -  eines  Jeden,  soweit  er  am  Bezug  dieser  Erträgnisse  teilnimmt  —  und 
sind  demgemäß  von  den  Rechtsnachfolgern ,  sobald  der  Stand  der  Verlassenschaftsverhand- 
lungen es  ermöglicht,  zur  Versteuerung  zu  bringen 

Zu  Art.  »  B.   Vergl.  auch  oben  |  f»  der  Vollzugsverordnung. 

Zn  Art.  5,  6  n.  «S.  |  u.  L'nter  dem  Ausdrucke  „Gehalt"  im  Sinne  des  Gesetzes  und 
dieser  Verordnung  ist  auch  Besoldung,  sowie  in  Geschäftsgebühren,  Zählgeldern,  ständigen 
Tagsgebühren  bestehendes  Einkommen  und  unter  dem  Ausdrucke  „Pension"  auch  Ruhegehalt 
und  ständige  Sustentation(|2  Abs.  5  dieser  Verordnung)  verstanden. 
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Artikel  6. 
Steuerbefreiungen. 
Vom  Beizug  zur  Einkommensteuer  sind  befreit: 

1)  das  Einkommen  aus  ausserhalb  des  Grossherzogtums  gelegenem  Grund- 
besitz (einschliesslich  von  Gebäuden)  und  den  ausserhalb  des  Gross- 
herzogtums betriebenen  Gewerben,  sowie  Gehalte,  Pensionen  und 
Wartegelder,  welche  aus  einer  nichtbadischen  Staatskasse  bezogen 
werden ; 

2)  die  Zivilliste  des  Grossherzogs,  sowie  die  Bezüge,  welche  den  Mitgliedern 
des  Grossherzoglichen  Hauses  in  Gemäsaheit  des  Apanagegesetzes  vom 
21.  Juli  1839  zumessen; 

3)  das  Militäreinkommen  der  Angehörigen  des  aktiven  Heeres  und  zwar 
bei  Unteroffizieren  und  Gemeinen  unbeschrankt,  bei  anderen  Personen 
nur  für  den  Fall  einer  Mobilmachung; 

4)  die  Militärpensionen  der  Militärpersonen  aus  der  Klasse  der  Unter- 
offiziere und  Gemeinen; 

5)  die  Dienstbezüge  der  aktiven  Gensdarmen  vom  Oberwachtmeister 
abwärts ; 

6)  Sterbquartalbezüge; 

7)  alle  Personen,  deren  nach  den  Bestimmungen  des  Gesetzes  an  und 
für  sich  steuerbares  Einkommen  im  gnnzen  den  Betrag  von  500  Mark 
jahrlich  nicht  erreicht. 

Artikel  7. 

Besondere  B e h a n d  1  u n g  d e s  Einkommens  aus  einem  der 
Gewerbsteuertaxe  unterliegenden  Gewerbsbetrieb. 

Das  Einkommen  aus  einem  Gewerbe,  welches  nach  Art  5  A.  3  Pflichtige 
Personen  im  Grossherzogtum  betreiben,  ohne  daselbst  eine  gewerbliche  Nieder- 
lassung, einen  Geschäftssitz  oder  einen  ansässigen  Geschäftsführer  zu  haben, 
unterhegt  der  Einkommensteuer  nur  in  der  Weise,  dass  künftighin  der  Betrag; 
der  gemäss  Art.  17,  Abs.  3  und  4  des  Gesetzes  vom  25.  August  1876  (Gesetzes- 
und Verordnungsblatt  Nr.  XXXVII,  S.  278)  zu  erhebenden  Taxe  so  bemessen 
wird,  dass  dieselbe  ausser  der  Gewerbsteuer  auch  die  Einkommensteuer  für 
den  betreffenden  Gewerbsbetrieb  ersetzt. 

Auf  dieses  Einkommen  finden  die  sonstigen  Bestimmungen  gegenwärtigen 
Gesetzes  keine  Anwendung. 

Abschnitt  II. 

Beginn  und  Erlöschen  der  Steuerpflicht,  Erhöhung  und  Minderung 

der  Besteuerung. 

Artikel  8. 

Beginn  und  Erlöschen  der  Steuerpflicht 

Die  Steuerpflicht  in  einem  Steuerdistrikt  (Gemarkung)  beginnt  mit  dein 
ersten  Tag  nach  Ablauf  des  Kalendermonats,  in  welchem  ein  gemäss  Art  10 
in  dem  betreffenden  Distrikt  zu  Veranlagender  erstmals  oder  erstmals  wieder 
in  den  Genuas  eines  steuerbaren  Einkommens  gelangt  oder  eine  derartige 
Aenderung  der  massgebenden  Verhältnisse  eintritt,  dass  ein  seither  in  einem. 


Zu  Art.  «.  |  15.  Zu  den  in  Art.  6  Ziff.  l  des  Gesetzes  genannten  Staatskasse» 
sind  die  Kassen  des  Deutschen  Reichs  nicht  zu  rechnen ;  auf  Gehalte ,  Pensionen  und  Warte- 
gelder, welche  aus  einer  Kasse  des  Deutschen  Reichs  nieSBen,  finden  daher  die  durch  diesen 
Artikel  gewährte  Befreiung  keine  Anwendung. 

Die  Gehalte  und  Pensionen  der  deutschen  Offiziere  und  Militärbeamten  nut  Ausnahme) 
dar  bayerischen  sind  als  aus  der  Reichskasse  geleistet  anzusehen. 

Zu  Art.  8  u.  9.  Vergl.  Art.  11. 
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anderen  Steuerdistrikt  Pflichtiger  nunmehr  gemäss  Art.  10  in  dem  betreffenden 
Steuerdistrikt  zu  veranlagen  ist. 

Die  Steuerpflicht  in  einem  Steuerdistrikt  endigt  mit  dem  letzten  Tag 
desjenigen  Kalendermonats,  in  welchem  oder  mit  dessen  Schluss  eine  derartige 
Aenderung  der  massgebenden  Verhältnisse  eintritt,  dass  nach  Art.  10  die  Ver- 
anlagung des  Pflichtigen  in  einem  anderen  Steuerdistrikt  stattzufinden  hat  oder 
dass  die  Voraussetzungen  für  seine  Steuerpflicht  im  Grossherzogtum  überhaupt 
in  Wegfall  kommen. 

Artikel  9. 

Erhöhung  oder  Minderung  der  Besteuerung. 

Eine  Erhöhung  oder  Verminderung  der  Besteuerung  eines  bereits  zur 
Einkommensteuer  Veranlagten,  welcher  in  demselben  Steuerdistrikt  steuerpflichtig 
bleibt,  tritt  ein,  wenn  sich,  nach  dem  Stande  seiner  Einkommeneverhältnisse 
am  1.  April  eines  Jahres,  sein  steuerbares  Einkommen  gegenüber  dem  veran- 
lagten Einkommen  derart  erhöht  oder  gemindert  hat,  dass  sich  für  sein  Gesamt- 
einkommen gemäss  Art.  13  ein  höherer  oder  niedrigerer  Steueranschlag  ergibt. 

Die  Erhöhung  oder  Verminderung  der  Besteuerung  beginnt  mit  dem 
Anfang  des  auf  den  bezüglichen  1.  April  nächstfolgenden  Kalenderjahres,  sofern 
jedoch  der  Steueranschlag  sich  um  mehr  als  25  Prozent  erhöht  oder  mindert, 
vom  Anfang  des  Monats  an,  seit  welchem,  nach  dem  Stand  der  Einkommens- 
verhältnisse am  1.  des  Monats  bemessen,  die  Erhöhung  oder  Minderung  des 
Einkommens  im  vollen  Umfange  und  in  nachhaltiger  Weise  andauert. 

Abschnitt  III. 
Steuerveranlagung. 

Artikel  10. 
Ort  der  Steueranlage. 

Steuerpflichtige,  welche  im  Grossherzogtum  ihren  Wohnsitz  haben  (Art,  5, 
A.  1  und  2),  sind  mit  ihrem  gesamten  steuerbaren  Einkommen  in  demjenigen 
Steuerdistrikt  (derjenigen  Gemarkung)  zur  Einkommensteuer  zu  veranlagen,  in 
welchem  sich  ihre  Hauptniederlassung  ohne  Rücksicht  auf  die  Landrechtsätze  102a 
und  107  a  befindet 

Steuerpflichtige,  welche  nicht  im  Grossherzogtum  wohnen  (Art  5,  A.  3), 
sind  mit  ihrem  gesamten  steuerbaren  Einkommen  in  demjenigen  Steuerdistrikt 
(Gemarkung)  des  Grossherzogtums  anzulegen,  aus  welchem  der  grössere  Teil 
ihres  inländischen  Einkommens  flieset 

Aktiengesellschaften  und  Kommanditgesellschaften  auf  Aktien  werden, 
wenn  sie  ihren  Sitz  im  Grossherzogtum  haben,  am  Sitze  der  Gesellschaft, 
andernfalls  am  Ort«  ihrer  gewerblichen  Niederlassung  im  Grossherzogtum, 
eventuell  am  Wohnsitze  des  inländischen  Geschäftsführers  beigezogen. 


Zu  Art.  8,  9.   Verßl.  g  IS  der  Vollzugsverordnung. 

Zu  Art.  10.  |  16.  Die  Veranlagung  zur  Einkommensteuer  erfolgt  in  der  Regel  an 
dem  Orte,  wo  der  Steuerpflichtige  seinen  Wohnsitz  im  Sinne  des  Reirhsgesetzes  vom  13.  Mai  l»70 
oder  in  Ermangelung  eines  solchen  seinen  Aufenthalt  hat  ,  im  Falle  eines  mehrfachen  Wohn- 
sitzes aber  an  dem  Orte  der  Hauptniederlassung  (Landrechtsatz  102). 

Ehefrauen  mit  selbständigem  Einkommen  sind  am  Wohnsitz  des  Ehemannes, 
nicht  gewaltsentlassene  Minderjährige  am  Wohnsitz  der  Eltern  oder  des  Vormundes, 
Entmündigte  und  Mundtote  des  ?.  Grades  am  Wohnsitz  des  Vormundes, 
Vermisst«  an  dem  Orte,  wo  sie  zuletzt  ihren  Wohnsitz  hatten, 

im  Staats-  oder  Reichsdienste  stehende  Landes-  oder  sonstige  Reichsangehörige  an  • 
ihrem  dienstlichen  Wohnsitz  zur  Einkommensteuer  zu  veranlagen.  Wenn  jedoch  der  Ehemann, 
massgebende  Elternteil  oder  Vormund  keinen  Wohnsitz  iin  Grossherzogtum  hat,  so  ist  der 
eigene  Wohnsitz  oder  Aufenthalt  der  steuerpflichtigen  Ehefrau,  des  Minderjährigen  oder  Ent- 
mündigten nach  der  im  Abs.  1  aufgestellten  Regel  entscheidend. 
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Artikel  11. 

Verfahren  bei  der  Steuerveranlagung. 

Die  Veranlagung  zur  Einkommensteuer  bat,  soweit  nicht  im  gegenwartigen 
Gesetze  ausdrücklich  ein  anderes  Verfahren  vorgesehen  ist,  auf  Grund  der  von 
den  Pflichtigen  abzugebenden  Steuererklärungen  (Art.  14)  und  der  sonstigen 
Erhebungen  beim  jahrlichen  Steuer-Ab-  und  Zuschreiben  durch  den  Schatzungsrat 
nach  den  Bestimmungen  des  Gesetzes  vom  17.  März  1854,  die  Aufstellung  der 
Kataster  der  direkten  Steuern  betreffend  (Regierungsblatt  Nr.  XI,  S.  79).  modi- 
fiziert durch  Gesetz  vom  16.  März  1880  (Gesetzes-  und  Verordnungsblatt  Nr.  XII, 
S.  83)  stattzufinden. 

Artikel  12. 

Für  die  Steueranlage  massgebendes  Jahreseinkommen. 

Die  Grundlage  für  die  Veranlagung  zur  Einkommensteuer  bildet  da* 
steuerbare  Jahreseinkommen  des  Pflichtigen  nach  dem  Stande  seiner  Einkommen*- 
Verhältnisse  am  1.  April  des  Jahres,  in  welchem  er  zur  Abgabe  einer  Steuer- 
erklärung verpflichtet  ist. 

Bei  Bemessung  des  Einkommens  nach  dem  Stande  der  Einkommens- 
verhältnisse an  einem  bestimmten  Tage  sind  feststehende  Bezüge  nach  ihrem 
dem  Stande  am  massgebenden  Tage  entsprechenden  Jahresbetrag,  wandelbar»- 


Personen  endlich,  deren  Steuerpflicht  nur  durch  im  Gros*hf>rznp»um  befindlichen  Grund- 
besitz, Gewerbebetrieb  oder  durch  Bezug  von  Gehalt,  Pension  oder  Wartegeld  aus  einer  badischea 
Staatskasse  begründet  wird  (Art.  5A,  3  de«  Gesetzes),  sind  an  dem  Orte  zu  veranlagen,  wo  der 
Grundbesitz  bezw.  die  gewerbliche  oder  Handelsanlage  liegt,  oder  wo  sich  der  Sitz  der  dk 
fraglichen  Bezüge  verrechnenden  Kasse  befindet.  Sofern  hiernach  eine  Person  in  mehreren 
Orten  steuerpflichtig  wäre,  geschieht  die  Veranlagung  an  demjenigen  Orte,  aus  welchem  der 
grössere  Teü  ihres  inländischen  Einkommens  fliesst. 

In  Zweifelsfällen  bestimmt  die  Steuerdirektion  den  Ort  der  Steuerveranlagung. 

Zu  Art.  11.  |  17.  Der  Steuerkommissär  hat  nach  Art.  11  des  Gesetzes  alljährlich  ixt 
der  Zeit  vom  1.  April  bis  letzten  September  in  jeder  Gemeinde  seines  Dienstbezirks  zum  Zweck 
der  Feststellung  der  Veränderungen,  welche  sich  bezüglich  der  steuerpflichtigen  Personen  and 
des  steuerbaren  Einkommens  derselben  ergeben  haben,  ein  Ab-  und  Zuschreiben  der  Einkommen- 
steuer, womöglich  gleichzeitig  mit  dem  Ab-  und  Zuschreiben  der  Grund- ,  Häuser- ,  Gewerb 
und  Kapitalrentensteuer  vorzunehmen. 

Zu  Art.  8,  9  u.  11.  J  18.  Zur  Einkommensteuer  sind  hierbei  —  unbeschadet  der 
Bestimmungen  in  Art.  15  des  Gesetzes  —  auf  Grund  der  von  den  Pflichtigen  abzugebenden 
Steuererklärungen  zu  veranlagen: 

1)  Die  Steuerpflichtigen,  welche  am  1.  April  des  betreffenden  Jahres  ihren  Wohnsitz  — 
in  den  Fällen  des  Art  10  Abs.  2  u.  s  des  Gesetzes  die  den  Wohnsitz  vertretende  Vermögens- 
anlage, Einkommensquelle  oder  Niederlassung  —  im  Steuerdistrikt  (in  der  Gemarkung)  gehabt 
und  ein  steuerbares  Einkommen  bezogen  haben,  sofern  dieselben  nicht  bereits  in  diesem  Steuer- 
distrikt zur  Einkommensteuer  veranlagt  sind. 

Die  Veranlagung  geschieht  mit  Wirksamkeit  von  dem  Tage  an ,  mit  welchem  gemäss 
Art.  8  Abs.  l  des  Gesetzes  die  Steuerpflicht  in  dem  Steuerdistrikt  begonnen  hat. 

2)  Die  im  Steiierdistrikt  bereits  veranlagten  Pflichtigen,  deren  nach  dem  Stande  vom 
1.  April  bemessenes  Einkommen  sich  gegenüber  dem  veranlagten  Einkommen  derart  erhöht 
oder  gemindert  hat,  dass  sich  für  ihr  Gesamteinkommen  gemäss  Art.  13  des  Gesetzes  ein  höher*  r 
oder  niedrigerer  Steucranschlag  ergibt. 

Die  Erhöhung  oder  Verminderung  der  Steueranlage  wird  erst  mit  dem  Anmng  des 
nächstfolgenden  Kalenderjahres  wirksam,  wenn  sie  Jedoch  mehr  als  26  Prozent  beträgt,  bereits 
.  vom  Anfang  des  Monats  an,  seit  dessen  erstem  Tage  die  Erhöhung  oder  Minderung  des  Ein- 
kommens in  vollem  Umfange  und  in  nachhaltiger  Weise  andauert  (Art.  9  des  Gesetzes). 

Zu  Art.  12.  S  19.  Bei  Beurteilung  des  „Standes  der  Einkommensverhältniss*1-  an 
dem  für  die  Veranlagung  massgebenden  Tage  kommen  die  Einkünfte  aus  allen  Einkommens 
quellen  in  Betracht,  welche  an  diesem  Tage  dem  Pflichtigen  zur  Verfügung  stehen  und  der 
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Bezüge  nach  dem  durchschnittlichen  Ergebnis  der  letzten  drei  Kalender-  bezw. 
Geschäftsjahre,  sofern  sie  aber  nicht  so  lange  fliessen,  nach  dem  Durchschnitt 
des  bezüglichen  kürzeren  Zeitraums,  eventuell  nach  dem  voraussichtlichen  Er- 
trägnis des  laufenden  Jahres  anzunehmen. 

In  Naturalien  oder  Nutzungen  bestehende  Einkommensteile  sind  nach 
mittleren  Ortspreisen  zu  Geld  anzuschlagen.  Der  nicht  in  Geld  bestehende  Lohn 
der  Dienstboten  darf  übrigens  nicht  höher  als  zu  200  Mark  jährlich  ange- 
nommen werden. 

Für  die  Berechnung  des  Zinsertragnisses  aus  Lotterieanlehenslosen ,  un- 
verzinslichen Kaufschillinggzielern ,  diskontierten  Wechseln  und  anderen  unver- 
zinslichen Kapitalforderungen,  in  welchen  Zinsen  mitbegrirfen  sind,  sowie  aus 
Zeitrenten,  Annuitäten  und  anderen  Forderungen,  bei  welchen  mit  den  Zinsen 
auch  Kapitalteile  bezogen  werden,  ist  nach  den  Vorschriften  des  Art.  V>  ties 
Kapitalrenteneteuergeeetzes  zu  verfahren. 

Bei  Veranschlagung  der  Schuldzinsen  und  Lasten  kommen  die  Bestim- 
mungen dieses  Artikels  gleichfalls  zur  Anwendung. 

Artikel  13. 
Steueranschlag. 

Der  Steueranschlag  für  das  steuerbare  Einkommen  wird  wie  folgt  gebildet : 
Der  Jahresbetrag  des  gesamten  steuerbaren  Einkommens  wird,  sofern  er 
nicht  bereits  auf  eine  durch  100  teilbare  Zahl  lautet,  auf  die  nächstniedrige, 
in  dieser  Weise  teilbare  Zahl  abgerundet  und  besteht  sodann  der  Steueranschlag 


Erzielung  von  Einkommen  gewidmet  sind;  der  Umstand,  dass  der  Bezug  solcher  Einkünfte 
am  1.  April  vorübergehend  unterbrochen  gewesen  oder  ausgefallen  ist,  rechtfertigt  es  nicht, 
dieselben  bei  Berechnung  des  Einkommens  unberücksichtigt  zu  lassen. 

Zu  den  feststehenden  Bezügen  im  Sinne  des  Art  12  des  Gesetzes  sind  insbesondere 
zu  rechnen :  Pacht-  und  Mietzinse.  Besoldungen,  Gehalte,  Wohnungsgeldzuschüsse,  Pensionen, 
Sustentationen  —  soweit  solche  steuerbar  sind  — ,  Wartegelder,  ständige  Tagesgebühren, 
ständige  Tag  und  andere  Löhne,  Kapitalzinsen  und  Renten. 

Zu  den  wandelbaren  Bezügen  gehören  alle  in  ihrem  Jahresbetrag  unbestimmten 
oder  schwankenden  Einkünfte,  wie  insbesondere  die  Einkünfte  aus  land-  und  forstwirtschaft- 
lichem oder  gewerblichem  Betrieb,  Geschäftsgebuhren,  Zählgelder,  Remunerationen,  die  Ein- 
nahmen aus  wissenschaftlicher,  litterarischer  oder  künstlerischer  Thätigkeit,  soweit  sie  nicht 
zu  den  oben  bezeichneten  festen  Bezügen  gehören,  Honorare,  Deserviten,  unständige  Tags- 
gebühren ,  unständige  Taglöhne ,  Stückgebühren ,  Stücklöhne  und  andere  derartige  Bezüge, 
sowie  Dividenden  aus  Aktien  oder  Kuxen  und  andere  wandelbare  Zinsen  nnd  Renten  aus 
Kapitalanlagen. 

Als  wandelbare  Bezüge  sind  auch  die  in  Naturalien,  Nutzungen  oder  Seibatbenützung 
bestehenden  Einkommen stheile  zu  behandeln ,  da  deren  steuerbarer  Geldwert  Schwankungen 
unterworfen  ütt,  ferner  solche  steuerbare  Einkünfte,  deren  Bezug  an  dem  für  die  Veranlagung 
massgebenden  Tage  vorübergehend  unterbrochen  gewesen  oder  ausgefallen  ist. 

Der  Jahresbetrag  der  feststehenden  Bezüge  wird  nach  deren  Bestand  an  dem  für  die 
Veranlagung  massgebenden  Tage  bestimmt. 

Der  Jahresbetrag  wandelbarer  Bezüge  aus  den  am  gedachten  Tage  vorhandenen  Ein- 
kommensquellen wird  nach  dem  Durchschnitt  derjenigen  Bezüge  bemessen,  welche  dem  Pflich- 
tigen während  der  letzten  drei  Kalender-  bezw.  Geschäftsjahre  aus  eben  diesen  Einkommens- 
quellen zugeflossen  sind.  Hierbei  sind  jedoch  die  in  der  Beschaffenheit  und  Grösse  dieser 
Einkommensquellen  inzwischen  etwa  eingetretenen  Veränderungen  zu  berücksichtigen.  Reicht 
die  Dauer  der  fraglichen  Bezüge  nicht  auf  die  letzten  drei  Kalender-  bezw.  Geschäftsjahre 
zurück,  so  ist  das  durchschnittliche  Ergebnis  des  bezüglichen  kürzeren  Zeitraums  und,  sofern 
dieses  eine  genügende  Grundlage  für  die  Veranlagung  nicht  bietet,  das  voraussichtliche  Er- 
trägniB  des  vom  Beginn  der  Bezüge  an  laufenden  Jahres  zu  Grunde  zu  legen. 

Dabei  werden  Naturalien,  Nutzungen  und  Selbstbenützung  für  jedes  in  die  Berechnung 
fallende  Jahr  nach  den  mittleren  Ortspreisen  dieses  Jahres  in  Geld  angeschlagen. 

827 


Digitized  by  Google 


374 


Badisches  Ein 

komn 

lensteuer 

geseti 

vom  20. 

Juni  1884. 
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Einkommen  aber 

und 

zwar: 

a.  bei  Einkommen  bis  zu  10,000  Mark: 

für  die  ersten      1,000  Mark  des  Einkommens  in  250  Mark, 

,     ,   nächsten  1,000     „      ,  a  ,    50     „  für  je  100  Mark. 

9     *   weiteren   1,000  „  ,  ,    75     ,  „    „  100  , 

n   alle  höheren  Teilbeträge     ,  ,  „  100     ,  „    „  100  „ 

b.  bei  Einkommen  von  10,000  bis  30,000  Mark: 

für  die  ersten  10,000  Mark  in    ...    .    9,000  Mark. 
(I  )     »je  weitere  volle  500  Mark  in  weiteren    500  , 
*  /  c.  bei  Einkommen  von  30,000  Mark  und  mehr: 

\^        (für  die  ersten  30,000  Mark  in   30,000  Mark, 

j*)  »je  weitere  volle  1,000  Mark  in  weiteren    1,000  „ 

Artikel  14. 

Abgabe  der  Steuererklärungen  beim  St  euer- Ab-  und 

Zuschreiben. 

Wer  nach  dem  Stunde  seiner  Einkommensverhältnisse  auf  1.  April  eines 
Jahres  ein  steuerbares  Einkommen  bezieht,  hat  vor  dem  Schatzungsrat  oder 
dem  SteuerkommisBär  desjenigen  Steuerdistrikts,  in  welchem  er  nach  dem 


Der  in  Naturalien  und  Nutzungen  —  Verköstigung,  Kleidung,  Wohnung  —  bestehende 
Lohn  der  Dienstboten  —  d.  i.  aller  derjenigen  Personen,  deren  Dienstverhältnisse  sich  nach 
dem  Gesetz  vom  3.  Februar  1868  (Regierungsblatt  Nr.  VII,  S.  47),  die  Rechtsverhältnisse  der 
Dienstboten  betreffend,  richten  —  darf  nicht  höher  als  zu  300  Mark  Jährlich  angenommen 
werden.  Dienstwohnungen  von  Beamten  und  Angestellten  des  Reichs  oder  des  badischen 
Staates  sind  mindestens  mit  dem  Betrage  in  Anschlag  zu  bringen,  welcher  dem  gesotzlichen 
Wohnungsgeldzuschusse  der  betreffenden  Beamten  und  Angestellten  entspricht. 

Bei  Lotterieanlehensloseu  werden  als  steuerbares  Zinserträgnis  ohne  Rücksicht  darauf, 
ob  vor  der  Prämienzahlung  ein  jährlicher  Zins  entrichtet  wird  oder  nicht,  5  Prozent  des  Nenn- 
werts der  Lose  angenommen. 

Bei  unverzinslichen  Kaufschillingszielem ,  diskontierten  Wechseln  und  anderen  unver- 
zinslichen Kapitalforderungen,  in  welchen  Zinsen  mit  inbegriffen  sind,  sowie  bei  Zeitrenten, 
Annuitäten  und  anderen  Forderungen,  bei  welchen  mit  den  Zinsen  auch  Kapitalteile  bezogen 
werdeu,  sind,  ohne  Rücksicht  auf  die  Verfalltenuine,  4  Prozent  des  Nennwerts  der  ausstehenden 
Forderungen  als  steuerbares  Zinsertriignis  anzunehmen ,  insoweit  dieser  Betrag  den  durch- 
schnittlich anf  ein  Jahr  entfallenden  Bezug  nicht  tibersteigt. 

Vorstehende  Bestimmungen  kommen  bei  der  Berechnung  sowold  des  rohen  Einkommens 
als  der  Schuldzinsen  und  Lasten  (U  3—8  gegenwärtiger  Verordnung)  zur  Anwendung. 

Einkominensteile,  welche  nach  Art.  16  vorletzter  Absatz  des  Kapital rentensteuergesetzes 
von  der  Rentensteuer  befreit  sind,  dürfeu  auch  bei  der  Veranlagung  zur  Einkommensteuer 
unberücksichtigt  bleiben. 

Zu  Art.  14  Ab«.  I.  g  *o.  Zur  Abgabe  von  Einkommensteuererklärungen  nach  Hassgabe 
des  Art.  14  sind,  vorbehaltlich  der  Bestimmungen  in  Art.  15  des  Gesetzes  alle  Einkommen- 
steuerpflichtigen  verbunden.  Es  haben  daher  auch  alle  steuerpflichtigen  Staats-  und  Reichs- 
bediensteten,  einschliesslich  der  Offiziere  und  Militärbeamten ,  sowie  alle  anderen  Personen, 
welche  bisher  nach  Art.  29  des  ErwerbsteuergeseUes  vou  der  Abgabe  der  Steuererklärung  be- 
freit waren,  Einkommensteuererklärungen  einzureichen. 

Zu  den  Steuererklärungen  nach  Art.  14  des  Gesetzes  ist  das  unter  Beilage  1  beigefügte 
Formular  1.  zu  verwenden. 
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Stande  der  massgebenden  Verhältnisse  am  1.  April  gemäss  Art.  10  zu  veran- 
lagen ist,  in  der  Zeit  vom  1.  April  bis  zum  Ablauf  der  vom  Schatzungsrat 
festgesetzten  Frist  entweder  schriftlich  oder  mündlich  nach  bestimmtem  Formular 
eine  Steuererklärung  abzugeben. 


Die  hiernach  gefertigten  Impressen  zu  Steuererklärungen  sind  samt  einer  von  Gross- 
herzoglicher Steuerdirektion  zu  erlassenden  Anleitung  zur  Aufstellung  derselben  bei  dem 
Schatzungsrate,  bezw.  Bürgermeister  und  dem  Steuerkommissär  unentgeltlich  zu  erhalten. 

I  21.  Wer  nach  Vorschrift  des  Art.  14  des  Gesetzes  in  der  Zeit  vom  1.  April  bis  zum 
Beginn  des  jährlichen  Ab-  und  Zuschreiben«  der  Einkommensteuer  eine  Steuererklärung  ein- 
reichen will ,  bat  dieselbe  entweder  beim  Steuerkommissär  des  Bezirks  oder  beim  Schätzung*- 
ratsvorsitzenden,  d.  i.  Bürgermeister,  abzugeben. 

I  28.  Ist  ein  Steuerpflichtiger  nicht  imstande,  seine  Erklärung  Überhaupt  oder  bezüg- 
lich einzelner  Teile  selbst  aufzustellen,  so  wird  sie  ihm  der  Steuerkommissär  oder  der  Bürger- 
meister auf  Ersuchen  aufstellen,  bezw.  vervollständigen. 

Der  zur  Abgabe  der  Erklärung  Verpflichtete  bleibt  jedoch  für  die  Richtigkeit  seiner 
Angaben,  die  er  unterschriftlich  zu  bestätigen  hat,  verantwortlich. 

I  23.  Steuerpflichtige,  welche  nach  dem  1.  April  eines  Jahres,  jedoch  vor  Ablauf  der 
zur  Abgabe  der  Steuererklärungen  an  ihrem  bisherigen  Wohnorte  anberaumten  Frist  ihren 
Wohnsitz  verändern  und  zur  Abgabe  einer  Steuererklärung  nach  Art.  14  des  Gesetzes  ver- 
anlasst sind ,  haben  solche  gleichwohl  noch  an  ihrem  bisherigen  Wohnorte  innerhalb  der  er- 
wähnten Frist  abzugeben. 

Zu  Art.  14  Abs.  3.  f  S4.  Steuerpflichtigen,  welche  im  Laufe  eines  Jahres  ihren  Wohn- 
sitz im  Lande  verändern,  steht  es  frei,  die  alsbaldige  Uebertragung  ihrer  Steueranlage  in  das 
Kataster  des  neuen  Wohnortes  bei  dem  Steuerkommissär  deH  Wegzugsortes  zu  beantragen. 

Diese  Uebertragung  ersetzt  die  Steuerveranlagung  am  neuen  Wohnorte,  und  es  hat 
daher  der  Steuerpflichtige  in  diesem  Falle  eine  Steuererklärung  beim  Ab-  und  Zuschreiben  am 
neuen  Wohnorte  nur  dann  abzugeben,  wenn  sich  nach  dem  Stande  seiner  Einkommensverhält- 
nisse an  dem  auf  den  Wohnsitzwechsel  nächstfolgenden  1.  April  sein  steuerbares  Einkommen 
gegenüber  dem  veranlagten  Einkommen  in  dem  in  Art.  9  des  Gesetzes  bezeichneten  Masse 
erhöht  hat. 

Die  allenfallsige  Verpflichtung,  noch  am  bisherigen  Wohnorte  eine  Steuererklärung  ab- 
zugeben (f  S3),  wird  durch  die  Bestimmungen  des  gegenwärtigen  Paragraphen  nicht  berührt. 

Der  Einzug  der  Steuer  am  neuen  Wohnorte  erfolgt  für  das  laufende  Jahr  in  im  voraus 
zu  entrichtenden  Kalenderquartalsraten. 

Wegen  der  Einstellung  der  Steuererhebung  am  Wegzugsorte  siehe  |  34  letzten  Absatz. 

f  25.  Aktive  Beamte,  Angestellte  und  Diener  des  Staats  und  der  Staatsanstalten, 
des  Hofe .  des  Reichs  und  der  Militärverwaltung ,  ferner  diejenigen  Oeistlichen  und  Kirchen- 
diener, deren  Einkommen  aus  einer  kirchlichen  Zentralkasse  fliesst,  werden,  wenn  sie  zur  Ein- 
kommensteuer bereits  veranlagt  sind  und,  ohne  gleichzeitig  zur  Zuruhesetzung  oder  Entlassung 
aus  dem  öffentlichen  Dienste  auszuscheiden ,  ihren  Wohnsitz  verändern ,  auf  die  desfalls  nach 
)  17  dieser  Verordnung  zu  erstattenden  Anzeigen  von  Amts  wegen  in  das  Kataster  des  neuen 
Wohnortes  übertragen. 

Im  übrigen  finden  die  Bestimmungen  der  ff  S3  und  24  auch  auf  diese  Personen  An- 
wendung. 

Zu  Art.  14.  f  26.  Wenn  ein  Steuerpflichtiger  in  einem  Steuerdistrikt  wegen  Weg- 
zugs vor  dem  1.  April  nicht  mehr  zu  veranlagen  ist,  so  hat  der  Schatzungsrat  des  neuen 
Wohnortes  nach  dem  Stand  der  Einkommensverhältnisse  am  1.  April  des  Jahres ,  in  welchem 
dort  die  Veranlagung  erfolgt,  auch  die  Steuer  für  diejenigen  Monate  zu  konstatieren,  in  welchen 
am  früheren  Wohnorte  nach  Art.  8  des  Gesetzes  eine  Steuerpflicht  begründet  war. 

Dieses  Verfahren  tritt  insbesondere  auch  dann  ein ,  wenn  eine  zur  Einkommensteuer 
bereits  veranlagte  Person  in  der  Zeit  zwischen  dem  l.  April  des  einen  und  des  nächstfolgenden 
Jahres  ihren  Wohnsitz  im  Lande  mehrfach  gewechselt  und  hierbei  eine  jeweilige  Uebertragung 
der  Steueranlage  nach  Massgabe  der  ff  24  und  25  nicht  stattgefunden  hat. 

I  27.  Die  0 rossherzoglichen  Staatskassen,  einschliesslich  der  Kassen  der  Grossherzog- 
lichen Staatsanstalten,  so  insbesondere  der  Universitäten,  der  polytechnischen  Schule,  der  Kunst- 
schule, der  Gymnasien,  Progymnasien,  Seminarien,  Präparandenschulen,  der  Turnlehrerbildungs- 
anstalt, des  Zivudieueiwitwennskus,  der  Militärwitwenkasse,  der  Gebäude  Versicherungsanstalt,  der 
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Von  dieser  Verpflichtung  sind  jedoch  —  sofern  nicht  das  Finanzministerium 
für  ein  bestimmtes  Jahr  deren  allgemeine  Erfüllung  ausdrücklich  anordnet  — 
jene  Steuerpflichtigen  entbunden,  welche  für  das  Jahr,  in  welchem  das  Steuer- 
Ab-  und  Zuschreiben  stattfindet,  in  dem  betreffenden  Steuerdistrikt  bereit«  zur 
Einkommensteuer  veranlagt  sind  und  nebstdem  keine  solche  Einkomraensauf- 
besserung  erlangt  haben,  dass  nach  Art.  9  eine  erhöhte  Besteuerung  einzu- 
treten hat. 

Artikel  15. 

Abgabe  der  Steuererklärung  ausserhalb  des  Ab-  und 

Zuschreiben  s. 

Wer  in  einem  Steuerdistrikt  erstmals  oder,  nachdem  seine  Steuerpflicht 
geruht  hat,  erstmals  wieder  ein  steuerpflichtiges  Einkommen  aus  Arbeit  oder 


Blinden-  and  Taubstummeninstitute,  der  Straf-,  Heil-,  Pflege-  and  Badeanstalten  haben  jährlich 
nach  dem  Stand  vom  l,  April,  nach  den  Wohnorten  der  Bezugsberechtigten  (Steuer- 
distrikten) getrennt,  gesonderte  Verzeichnisse  derjenigen  Personen,  an  welche  sie  Gehalt, 
Pension ,  Wartegeld  oder  sonstige  ständige  Bezüge  als  Entgelt  für  Arbeit  oder  Dienstleistung 
auszahlen ,  und  der  jährlichen  Bezüge  dieser  Personen  aufzustellen.  Wandelbare  Bezüge  sind 
hierbei  als  solche  zu  bezeichnen  und  nach  dem  Ergebnis  des  letzten  Kalenderjahres,  bezw. 
wenn  sie  noch  nicht  so  lange  fliessen ,  nach  dem  Ergebnis  des  betreffenden  kürzeren  Zeit- 
raums unter  Beifügung  dieses  letzteren  anzugeben ;  Bezüge,  welche  nach  Art.  6  Ziff.  3—6  de« 
Gesetzes  und  nach  8  2  dieser  Verordnung  der  Einkommensteuer  nicht  unterliegen ,  bleiben 
ausser  Betracht.  Die  Verzeichnisse  sind  den  Steuerkommissären ,  zu  deren  Bezirk  die  betref- 
fenden Steuerdistrikte  gehören,  jeweils  längstens  bis  zum  15.  April  zu  übersenden ;  bei 
denjenigen  Personen ,  welche  nicht  im  Grossherzogtum  wohnen ,  aber  steuerpflichtige  Bezüge 
aus  einer  badischen  Staatskasse  empfangen  (Art.  5  A.  3  des  Gesetzes),  geschieht  die  Mitteilung 
an  den  Steuerkommissär,  in  dessen  Bezirk  die  Kasse  ihren  Sitz  hat. 

In  gleicher  Weise  werden  auch  die  kirchlichen  Zentralkassen,  die  Grossherzogliche 
Hofkasse,  sowie  die  Kassen  für  die  Hofhaltung  eines  Hitgliedes  der  Grossherzoglichen  Familie, 
die  Reichspostkassen,  die  Kassen  der  Königlichen  Korpszahlungsstelle ,  die  Kassenkommis- 
sionen der  im  Grossherzogtum  garnisonierenden  Truppenteile  und  die  mit  selbständiger 
Rechnungslegung  betrauten  Militärstellen  im  Grossherzogtum,  sowie  endlich  die  Kassen  der  der 
Städteordnung  unterstehenden  Stadtgemeinden  und  ihrer  Anstalten  verfahren. 

Eb  haben  ferner  alle  diejenigen  Kassen,  welche  au  die  in  8  25  bezeichneten  aktiven 
Beamten,  Angestellten  und  Diener  des  Staats  und  der  Staatsanstalten,  der  Kirchen,  des  Hofs, 
des  Reichs  und  der  Militärverwaltung  ihr  Berufseinkommen  auszahlen,  zum  Zweck  der  dort 
vorgesehenen  Uebertragung  der  Steueranlagen  von  Kataster  zu  Kataster  von  den  Wohnsitz- 
veränderungen solcher  Personen  alsbald  dem  Steuerkommissär  des  Bezirks  T  in  welchem  der 
Wegzugsort  liegt,  schriftlich  Anzeige  zu  erstatten. 

Diese  Obliegenheiten  der  Kassen  können  übrigens  von  deren  Aufsichtsbehörden  auf 
andere  Dienststellen  der  betreffenden  Verwaltungszweige  übertragen  werden. 

Die  Verpflichtung  der  im  Bezug  von  Gehalt,  Pension,  Wartgeld  u.  s.  w.  stehenden 
Personen  zur  Abgabe  von  Steuererklärungen  wird  durch  die  Bestimmungen  des  gegenwärtigen 
Paragraphen  nicht  berührt. 

Zu  Art.  14.   VergL  auch  8  32  der  Vollzugsverordnung. 

Zu  Ar».  1».  8-  28-  Der  Art.  15  des  Gesetzes  findet  keine  Anwendung: 

1)  auf  Personen,  welche  in  dem  Steuerdistrikt,  wo  die  steuerpflichtige  Thätigkeit  be- 
gonnen wird,  mit  Einkommen  der  in  Art.  2  Ziff.  l,  2  oder  4  des  Gesetzes  bezeich- 
neten Art  bereits  veranlagt  sind, 

2)  auf  Personen,  welche  Gehalt,  Pension  oder  Wartopeid  oder  ein  sonstiges  ständiges 
Einkommen  als  Entgelt  für  Arbeit  oder  Dienstleistung  aus  einer  der  in  |  r7  ge- 
nannten öffentlichen  Kassen  beziehen ,  sofern  diese  Bezüge  den  Hauptbestandteil 
ihres  Arbeits-  oder  Berufseinkommens  ausmachen. 

Zur  Abgabe  von  Steuererklärungen  nach  Art.  15  des  Gesetzes  sind  demnach  nur  solche 
Personen  verpflichtet,  welche,  ohne  dass  die  eine  oder  andere  der  vorbezeiclmeteu  Voraus- 
setzungen zutrifft,  ein  Berufs-  oder  Arbeitseinkommen  (Art.  2  Ziff.  3  des  Gesetzes)  beziehen» 
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Dienstleistung  bezieht,  ist  —  sofern  das  Einkommen  nicht  aus  einer  öffentlichen 
Kasse  fliesst,  verpflichtet,  innerhalb  14  Tagen  vom  Beginn  der  fraglichen  Thätig- 
keit  dem  Steuerkommissär  des  Bezirks  oder  dem  Ortssteuereinnchmer  schriftlich 
oder  mündlich,  letzterenfalls  zu  Protokoll,  alle  für  die  Feststellung  seines  Ein- 
kommens nötigen  Angaben,  und  zwar  sofern  eine  Veranlagung  im  Laufe 
des  Jahres  noch  nicht  stattgefunden  hat,  nach  dem  Stande  seiner  Einkommens- 
verhältnisse am  Tage  der  Abgabe  der  Erklärung  zu  machen. 

Der  Steuerkommissär  setzt  auf  Grund  dieser  bei  ihm  gemachten  bezw. 
ihm  vorgelegten  Erklärungen  die  Steuer  für  das  betreffende,  oder,  wenn  da» 
Ab-  und  Zuschreiben  vorüber  ist,  auch  für  das  kommende  Jahr  fest,  eröffnet 
dem  Pflichtigen  den  Steueransatz  und  veranlasst,  wenn  nicht  binnen  8  Tagen 
eine  Einsprache  erhoben  wird,  den  Einzug  der  Steuer. 


sofern  sie  die  steuerpflichtige  Thätigkeit  überhaupt  erstmals  oder  erstmals  wieder  begonnen 
oder  ihren  Wohnsitz  innerhalb  des  Landes  gewechselt  haben. 

Die  Steuererklärung  hat  sich  auch  auf  das  dem  Pflichtigen  neben  seinem  Berufs-  oder 
Arbeitseinkommen  aus  anderen  Quellen  zufliessende  Einkommen  zu  erstrecken,  gleichviel  ob 
er  mit  letzterem  oder  in  einem  anderen  Steuerdistrikt  veranlagt  war  oder  nicht. 

Das  Einkommen  ist  hierbei  nach  dem  Stande  der  Einkommens  Verhältnisse  am  Tage 
der  Abgabe  der  Steuererklärung  zu  bemessen ;  die  Veranlagung  geschieht  im  üebrigen  nach 
der  in  Art.  18  des  Gesetzes  und  in  t  19  dieser  Verordnung  gegebenen  Vorschriften. 

Wenn  jedoch  der  Pflichtige  nachweist,  dass  er  im  Laufe  des  Jahres  bereits  einem 
anderen  Steuerdistrikt  nach  Art.  15  des  Gesetzes  veranlagt  worden  ist,  so  bleibt  diese  frühere 
Veranlagung  zunächst  und  insolange  massgebend,  als  nicht  gemäss  Art.  9  und  14  des  Ge- 
setzes deren  Erhöhung  herbeizuführen  ist.  In  diesem  Falle  ist  das  steuerbare  Einkommen 
in  dem  Betrag  anzugeben,  in  welchem  dasselbe  jener  früheren  Steueranlage  zu  Grunde  gelegt 
worden  ist. 

Bei  Festsetzung  der  Steueranlagen  nach  Art.  15  des  Gesetzes  stehen  dem  Steuerkom- 
missär die  in  Art,  20  Ziff.  l— 3  des  Gesetzes  bezeichneten  Befugnisse  des  Scbatzungsrats  zu, 
mit  der  Massgabe  jedoch,  dass  dem  Steuerpflichtigen  das  Recht,  die  Entscheidung  des  Schat- 
zungsrates beim  nächsten  Ab-  und  Zuschreiben  zu  verlangen,  stets  gewahrt  bleibt. 

8.  «9.  Die  Angaben ,  welche  die  Steuerpflichtigen  nach  Art.  15  des  Gesetzes  zur  Fest- 
stellung ihres  Einkommens  beim  Steuerkommissär  des  Bezirks  oder  beim  Ortssteuererheber  zu 
machen  haben ,  sind ,  wenn  sie  schriftlich  erfolgen  ,  auf  dem  unter  Beilage  2  beigefügten  For- 
mular II.,  von  welchem  die  Steuerkommissäre  und  Ortssteuererheber  die  nötigen  Exemplare 
auf  Verlangen  stets  unentgeltlich  verabfolgen,  zu  erstatten,  wenn  sie  aber  mündlich  erfolgen, 
vom  Steuerkommissär  bezw.  Ortssteuererheber  in  der  durch  Grossherzogliche  Steuerdirektion 
vorzuschreibenden  Form  aufzunehmen  und  vom  Pflichtigen  unterschriftlich  zu  bestätigen. 

J.  30.  Zur  Erleichterung  der  Veranlagung  der  Steuerpflichtigen  nach  Art.  15  des  Ge- 
setzes hat  der  Steuerkommissär  in  den  grösseren  Orten  seines  Bezirks ,  sowie  in  den  Orten 
mit  zahlreicher  Arbeiterbevölkerung  von  Zeit  zu  Zeit  eine  besondere  Tagfahrt  anzuberaumen 
und  die  Pflichtigen  durch  öffentliche  Bekanntmachung  zur  Abgabe  ihrer  Steuererklärungen  in 
dieser  Talf  ahrt  aufzufordern,  auch  diejenigen  derselben  ,  welche  auf  die  Bekanntmachung  hin 
sich  nicht  angemeldet  haben,  unter  Zuhilfenahme  der  polizeilichen  Anmeldelisten  zu  ermitteln 
und  einzeln  vorzuladen. 

Derartige  Tagfahrten  sind  auch  überall  da  abzuhalten,  wo  zeitweise,  wie  bei  Eisen- 
bahn- und  Strassenbauten  und  ähnlichen  Unternehmungen ,  Arbeiter  in  grösserer  Anzahl  be- 
schäftigt sind. 

Dabei  kann  dann  auch  die  Einkommen-,  sowie  auch  die  Gewerbsteuer  der  Unter- 
nehmer, wenn  sie  eine  —  auch  nur  vorübergehende  —  gewerbliche  Niederlassung  im  Lande 
haben,  ausnahmsweise  ausserhalb  des  Ab-  und  Zuschreibens ,  jedoch  unter  Zuzug  des  Schat- 
zungsrats, gleichzeitig  iu  Ansatz  gebracht  werden. 

}.  31.  Wenn  ein  nach  Art.  15  des  Gesetzes  Veranlagter  eine  Einkommensvermehrung 
im  Sinne  des  Art.  9  des  Gesetzes  erlangt,  so  hat  derselbe  eine  Steuererklärung  nach  Massgabe 
des  Art.  14  des  Gesetzes  und  der  M  20—23  dieser  Verordnung  abzugeben. 

Zu  Art.  14  u.  1».  J.  32.  Der  Artikel  is  des  Gesetzes  findet  auch  Anwendung  auf 
die  Ortsgeistlichen  und  Schullehrer,  soweit  solche  nicht  zu  den  in  g  25,  bezw.  |  28  Ziff.  2 
dieser  Verordnung  bezeichneten  Personen  gehören. 
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Der  letztere  erfolgt  für  das  laufende  Jahr  in  im  voraus  zu  entrichenden, 
Kalenderquartalsraten. 

lieber  unberücksichtigte  Einsprachen  hat  der  Pflichtige  das  Recht,  die 
Entscheidung  des  Schatzungsrates  beim  nächsten  Ab-  und  Zuschreiben  zu 
verlangen.  Der  vorläufige  Einzug  der  Steuer  wird  jedoch  hierdurch  nicht  unter- 
brochen. 

Artikel  16. 

Bezeichnung  der  zur  Abgabe  der  Steuererklärung 

Verpflichteten. 

Die  Steuererklärung  hat  abzugeben: 

1)  für  nicht  gewaltentlassene  Minderjährige,  soweit  der  Genuas  des  aus 
ihrem  Vermögen  und  ihrer  Erwerbsthütigkeit  fliessenden  Einkommens 
nicht  einem  Dritten  zusteht  (Art.  4),  ferner  für  Entmündigte  oder 
Mundtote  zweiten  Grades :  der  gesetzliche  oder  der  elterlich  oder 
obrigkeitlich  bestellte  Vertreter; 

2)  für  \  ermisste:  der  von  ihnen  zurückgelassene  bevollmächtigte  Geschäfts- 
führer und  in  Ermangelung  eines  solchen  der  obrigkeitlich  bestellte 
Pfleger ; 

3)  für  Aktiengesellschaften  und  Kommanditgesellschaften  auf  Aktien: 
der  statutengemä88  bestellte  Vorstand  bezw.  der  inländische  Geschäfts- 
führer ; 

4)  in  allen  anderen  Fällen  der  Steuerpflichtige  selbst  und  zwar  bezüglich 
des  aus  eigener  und  fremder  Erwerbsthätigkeit ,  sowie  aus  eigenem 
und  fremdem  Vermögen  (der  Ehefrau,  Kinder  etc)  ihm  zufliessenden 
Einkommens  ungetrennt  in  einer  Steuererklärung. 

Befindet  sich  der  zur  Abgabe  der  Erklärung  Verpflichtete  zur  Zeit,  in 
welcher  dieselbe  abgegeben  werden  muss,  ausserhalb  Landes  oder  ist  er  physisch 


Die  seitherige  ausnahmsweise  Besteuerung  der  Ortsgeistlichen  und  Schullehrer  und  der 
Inhaber  besonders  dotierter  Messner- ,  Glöckner-  und  Organistendienste  nach  Massgabe  des 
Art.  13  des  Erwerbsteuergesetzes  kommt  mit  dem  Inkrafttreten  des  Einkommensteuergesetzes 
in  Wegfall. 

Die  genannten  Steuerpflichtigen  unterliegen  deshalb  von  diesem  Zeitpunkte  an  mit 
ihrem  gesamten  Einkommen,  mag  dasselbe  in  der  Nutzung  von  ihrem  Dienste  zum  ständigen 
Genuss  gewidmeten  Grundstücken,  Gebäuden,  Gefällen  oder  Kapitalien  oder  in  sonstigen  dienst- 
lichen oder  etwaigen  weiteren  nicht  vom  Dienst  herrührenden  Einkünften  besteben ,  der  Ein- 
kommensteuer. Und  zwar  ist  das  Berufseinkommen  dieser  Personen ,  auch  soweit  es  in  der 
Nutzung  des  dem  Pfarr-  oder  Schuldienst  gehörigen  Vermögens  besteht ,  zu  dem  nach  Art.  I 
Ziff.  3  des  Gesetzes  steuerbaren  Einkommen  zu  rechnen. 

Daneben  sind  die  dem  Dienst  gewidmeten  Grundstücke,  Gebäude,  Gefälle  und  Kapi- 
talien,  bezw.  die  Erträgnisse  der  letzteren  zu  der  geordneten  Grund-,  Häuser-,  Gefäll-  und 
Kapitalrentensteuer  beizuziehen.  Die  letzteren  Steuern  hat  jeweils  der  zur  Zeit  der  Fälligkeit 
als  Dienstinbaber  angestellte  Geistliche  oder  Lehrer  und  t>ei  Erledigung  des  Dienstes  der 
Dienstverweser ,  wenn  er  daa  ganze  Einkommen  bezieht ,  anderenfalls  aber  oder  in  Ermange- 
lung eines  Dienstverwesers  jener  zu  entrichten,  welcher  mit  dem  jeweiligen  Bezug  des  Dienst- 
einkommens beauftragt  ist. 

Die  evangelischen  Ortsgeistlichen  haben,  soweit  sie  nach  Massgabe  des  kirchlichen 
Gesetzes  über  die  Verwaltung  des  evangelischen  Pfründvermögens  vom  21.  Dezember  18*1  aa 
Stelle  der  Erträgnisse  ihrer  Pfründe  eine  feste  Besoldung  aus  der  Zentralsparkasse  bezieheu, 
neben  ihrem  sonstigen  dienstlichen  und  ausserdienstlichen  Einkommen  diese  Besoldung  zu 
versteuern  und  nebstdem  die  Grund-,  Häuser-,  Gefäll-  und  Kapitalrentensteuer  vom  Pfründ- 
vermögen zu  entrichten,  sofern  nicht  die  Zahlung  dieser  letzteren  Steuern  von  der  ZentralpnuT- 
kasse  übernommen  wird. 

In  gleicher  Weise  sind  auch  die  Inhaber  sonstiger  Pfründen  zu  behandeln ,  für  welche 
eine  besondere  Verwaltung  bestellt  ist. 

Zu  Art.  1».   Vergl.  auch  8  37  der  Vollzugaverordnung. 
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verhindert,  dieselben  abzugeben,  oder  besorgt  er  die  Verwaltung  seines  Vermögens 
bezw.  Einkommens  nicht  selbst,  sondern  durch  eine  eigens  aufgestellte  Person 
oder  Verwaltung,  so  ist  die  Abgabe  der  Steuererklärung  durch  einen  erwählten 
Vertreter  zulässig. 

Artikel  17. 
Inhalt  der  Steuererklärungen. 

In  d*en  Steuererklärungen  ist,  nach  dem  Stunde  der  Einkommensverhält- 
nisse und  Schulden  am  1.  April  des  Jahres,  der  Jahresbetrag  der  Einkommens- 
bezüge getrennt  nach  den  im  Art.  2  aufgeführten  vier  Kategorien  von  Einnahme- 
quellen und  ohne  Abzug  von  Schuldzinsen  (Art.  3,  Ziff.  3),  sodann  in  einer 
Summe  der  Jahresbetrag  der  zum  Abzug  geeigneten  Schuldzinsen  anzugeben. 

Auch  ist  bei  erstmaliger  Abgabe  einer  Erklärung  in  einem  Steuerdistrikt 
der  Monat  zu  bezeichnen,  mit  welchem  gemäss  Art.  8  die  Steuerpflicht  in  dem 
Distrikt  begonnen  hat,  und  falls  wegen  einer  Einkommensvermehrung,  welche 
eine  Erhöhung  des  Steueranschlags  um  mehr  als  25  Prozent  nach  sich  zieht, 
eine  neue  Erklärung  einzureichen  ist,  der  Monat  anzugeben,  seit  welchem  die 
Einkommenserhöh|ing  in  vollem  Umfange  und  in  nachhaltiger  Weise  andauert 
(Art.  U  letzter  Absatz). 

Soweit  Grundstücke  und  Gebäude  zur  Erzielung  eines  Einkommens  der 
unter  Ziff.  2  und  3  des  Art.  2  bezeichneten  Art  verwendet  werden,  ist  der  Ertrag 
derselben  mit  diesen  Einkommensbezügen,  unausgeschieden,  anzugeben. 


Zu  Art.  17.  i  23.  In  der  Einkommensteuererklärung  (Formular  I.  und  II.)  ist  anzugeben : 

a.  die  Gemarkung,  in  welcher  die  Steuerpflicht  begründet  ist,  der  Steuerdistrikt ; 

b.  Name,  Stand  und  Wohnort  des  Pflichtigen ; 

c.  unter  Ordnungszahl  l— i  jeweils  in  einer  Summe  in  Mark  der  Jahresbetrag  des 
unter  der  betreffenden  Ordnungszahl  bezeichneten  Bteuerbaren  Einkommens,  wie 
sich  derselbe  nach  den  f}  3—7  und  19,  bezw.  nach  g  13  gegenwärtiger  Verordnung 
berechnet,  also  der  Jahresbetrag  des  rohen  Einkommens  nach  Abzug  der  zum  Er- 
werb und  zur  Erhaltung  desselben  zu  bestreitenden  Auslagen  und  der  auf  demselben 
ruhenden  Lasten,  jedoch  —  abgesehen  von  dem  Falle  des  9  4  Ziff.  2  dieser  Verord- 
nung —  ohne  Abzug  von  Schuldzinsen ; 

d.  unter  Ordnungszahl  5  die  Summe  der  Ordnungszahl  1—4  aufgeführten  Beträge ; 

e.  unter  Ordnungszahl  6  in  einer  Summe  in  Mark  der  Jahresbetrag  der  nach  den 
H  8  und  19  dieser  Verordnung  zum  Abzug  geeigneten  Schuldzinsen  (soweit  solche 
nicht  schon  nach  (  4  Ziff.  2  dieser  Verordnung  unter  Ordnungszahl  2  in  Abzug  ge- 
bracht sind)  einschliesslich  des  Jahresbetrages  der  nach  dem  Schlusssatze  des  |  s 
den  Schuldzinsen  gleich  zu  behandelnden  Kosten  und  Lasten ; 

f.  unter  Ordnungszahl  7  der  Restbetrag ,  welcher  sich  durch  Abzug  der  Schuldzinsen 
Ordnungszahl  6  von  der  Summe  Ordnungszahl  5  ergibt; 

g.  bei  erstmaliger  Abgabe  einer  Erklärung  im  Steuerdistrikt  —  unter  Ordnungszahl  s 
der  Monat,  mit  dessen  erstem  Tag  die  Steuerpflicht  in  dem  Steuerdistrikt  begonnen 
bat ;  zu  bezeichnen  ist  hier  der  nächstfolgende  uach  demjenigen  Kalendermonat ,  in 
welchem  der  Pflichtige  überhaupt  erstmals  oder  erstmals  wieder  zum  Genuss  eines 
steuerbaren  Einkommens  gelangt  ist  oder  aber  ein  bereits  im  Genuss  eines  steuer- 
baren Einkommens  Befindlicher  seinen  Wohnsitz  in  den  Steuerdistrikt  verlegt  hat 
oder  sonst  daselbst  steuerpflichtig  geworden  ist ; 

h.  wenu  die  Erklärung  wegen  einer  Einkommensvermehrung  oder  -Minderung,  welche 
eine  Erhöhung  oder  Minderung  des  Steueranscblag*  um  mehr  als  25  Prozent  nach 
sich  zieht,  abgegeben  wird  —  im  Formular  I.  unter  Ordnungszahl  9  der  Monat, 
seit  dessen  erstem  Tag  die  Erhöhung  oder  Minderung  des  steuerbaren  Einkommens 
auf  den  unter  Ordnungszahl  7  angegebenen  Betrag  im  vollen  Umfange  und  in  nach- 
haltiger Weise  audauert  Kann  dieser  Monat  nicht  festgestellt  werden,  so  ist  der 
April  des  laufenden  Jahres  als  der  massgebende  Monat  zu  bezeichnen. 

Ferner  haben  (auf  der  Bückseite  des  Formulars)  anzugeben 

Steuerpflichtige,  welche  nach  Art.  5  A.  s  und  3  und  Art.  6  Ziff.  1  des  Gesetzes  ihr 
Einkommen  nur  zum  Teil  im  Grossherzogtum  zu  versteuern  haben,  sofern  unter  Ordnung«  • 
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Steuerpflichtige,  welche  ausserhalb  des  nach  Art.  10  för  die  Steuer 
Veranlagung  massgebenden  Steuerdistrikts  zur  Grundsteuer.  Häusersteuer  oder 
Gewerbesteuer  veranlagt  sind,  haben  dies  in  der  Steuererklärung,  unter  Angabe 
der  betreffenden  Orte,  zu  bemerken. 

Artikel  18. 

Gesuche  um  Steuerminderung  und  um  Entfernung  aus 

dem  Kataster. 

Steuerpflichtige,  welche  zur  Abgabe  einer  neuen  Steuererklärung  keine 
Verpflichtung  haben,  sind  gleichwohl  befugt,  eine  solche  in  der  Zeit  vom 
1.  April  eines  Jahres  bis  zum  Ablauf  der  zur  Einreichung  der  Steuererklärungen 
festgesetzten  Frist  abzugeben ,  wenn  sie  eine  Steuerminderung  ansprechen  zu 
können  glauben  oder  aus  irgend  einem  sonstigen  Grunde  eine  Berichtigung 
ihrer  Steueranlagen  bewirken  wollen. 

Ebenso  sind  die  Gesuche  um  gänzliche  Entfernung  aus  dem  Kataster, 
desgleichen  um  Berechnung  von  Steuerabgängen  und  Steuerrückvergütungen 
innerhalb  des  obenbezeichneten  Zeitraums  vor  dem  Steuerkommissär  oder  dem 
Schatzungsrat  unter  entsprechender  Begründung  vorzubringen. 


zahl  6  Schuldzinsen  in  Abzug  gebracht  sind:  den  Jahresbetrag  ihres  im  Grossherzogtum  nicht 
steuerbaren  Einkommens  und  ihrer  sämtlichen  Schuldzinsen, 

Steuerpflichtige,  welche  gemäss  Art.  4  des  Gesetzes  und  f  11  dieser  Verordnung  das 
Einkommen  von  Familienangehörigen  ganz  oder  teilweise  dem  eigenen  Einkommen  hinzu 
gerechnet  haben :  den  'Namen  dieser  Familienangehörigen  und  die  hinzugerechneten  Betrag«, 

Steuerpflichtige,  welche  ausserhalb  des  Steuerdistrikts  im  Grossherzogtum  Grundstuck«, 
Gebäude  oder  Gewerbe  zu  versteuern  haben :  die  betreffenden  Gemarkungen. 

Endlich  ist  die  Erklärung  mit  Datum  zu  versehen  und  —  geeigneten  Falls  mit  Angab« 
des  bestehenden  Vertretungsverhältnisses  (Art.  18  des  Gesetzes)  —  zu  unterzeichnen,  auch,  w*> 
nötig,  die  Wohnung  des  Steuerpflichtigen  oder  seines  Vertreters  beizufügen. 

Zu  Art.  18.  t  34.  Zu  den  Steuererklärungen .  welche  nach  Art.  18  Abs.  l  des  Ge- 
setzes zum  Zweck  einer  Steuerminderung  oder  sonstigen  Berichtigung  der  Steueranlage  ein« 
gereicht  werden ,  ist  ebenfalls  das  durch  {  ?o  dieser  Verordnung  vorgeschriebene  Formular  I. 
zu  verwenden.  Gesuche  um  gänzliche  Entfernung  aus  dem  Kataster,  sowie  um  Berednmri; 
von  Steuerabgängen  und  Steuerrückvergütungen  können  schriftlich  oder  mündlich  vorgebracht 
werden.  In  dem  letzteren  Falle  sind  sie  vom  Steuerkommissär  oder  Bürgermeister  zu  Protokoll 
zu  nehmen  und  vom  Pflichtigen  unterschriftlich  zu  bestätigen. 

Auch  diese  Steuererklärungen  und  Gesuche  sind  in  der  Zeit  vom  1.  April  bis  zam 
Schluss  des  für  das  Ab-  und  Zuschreiben  bestimmten  Termins  beim  Steuerkommissär.  Bürger 
meister  oder  Schatzungsrat  einzureichen.  Hierbei  findet  im  Fall  einer  Wohnsitzveränderong 
die  Bestimmung  des  f  M  entsprechende  Anwendung. 

Steuerpflichtige  übrigens,  welche  innerhalb  des  Grossherzogtums  ihren  Wohnste 
wechseln,  haben  hiervon,  wenn  sie  die  sofortige  Einstellung  der  Steuererhebung  am  Wegzagv 
orte  herbeiführen  wollen ,  dem  Steuererheber  dieses  Orts  oder  dem  Steuerkommissär  des  Be- 
zirks rechtzeitig  Anzeige  zu  erstatten. 

Der  Steuereinzug  wird  alBdann  von  dem  Zeitpunkte  an,  mit  welchem  die  Steuerpflicht 
am  Wegzugsorte  nach  Art  8  Abs.  2  des  Gesetze«  endigt,  eingestellt.  Letzteres  bat  stets  aach 
dann  zu  geschehen,  wenn  Steuerpflichtige  nach  Massgabe  der  ff  und  «6  in  das  Kataster  eine* 
anderen  Steuerdistrikts  übertragen  werden. 

Zu  Art.  1».  |  35.  l)  Ist  die  Aufnahme  einer  Verlassenschaft  gegen  Ende  des  sechstes 
Monats  vom  Todestage  des  Erblassers  an  noch  nicht  so  weit  vorgeschritten,  um  beurteilen  za 
können,  ob  der  Verstorbene  seiner  Steuerpflicht  vollständig  genügt  bat,  so  wird  den  Person«, 
welche  nach  Art.  1»  des  Gesetzes  zur  Anmeldung  der  etwa  zur  Ungebühr  frei  gebliebenen  Be- 
träge und  zur  Steuernachtragszahlung  verpflichtet  sind ,  auf  Ansuchen  die  Frist  zur  AbgaJ « 
der  Anmeldung  und  zur  Steuernachtragszahlung  von  der  Bezirkssteuerbehorde  den  Umständen 
entsprechend  verlängert  werden. 
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Artikel  19. 

Anmelde-  und  Steuerpflicht  der  Erben. 

Nach  dem  Tode  eines  Pflichtigen,  welcher  infolge  unterbliebener  oder 
unrichtiger  Steuererklärung  zu  wenig  an  Einkommensteuer  entrichtet  hat.  sind 
die  Erben  und  für  den  Fall  der  Teilnahme  an  der  Gütergemeinschaft  auch  die 
Witwe  des  Erblassers  oder  die  Vertreter  dieser  Personen  (Art.  16,  Ziff.  1  und  2) 
schuldig,  innerhalb  6  Monaten,  vom  Todestage  des  Erblassers  an  gerechnet,  bei 
der  Bezirkssteuerbehörde  die  zu  wenig  entrichteten  Steuerbeträge,  soweit  solche 
nicht  am  Todestage  des  Erblassers  verjährt  sind,  anzumelden  und  das  Doppelte 
derselben  zu  erlegen.  Erben  und  Witwen  sind  für  die  Bezahlung  dieses  Steuer- 
nachtrags nach  Verhältnis  ihres  Erbanteils  verpflichtet,  haften  jedoch  für  die 
Beibringlichkeit  des  ganzen  Steuernachtrags  bis  zum  Betrag  ihres  Erbanteils 
bezw.  Gemeinschafteanteils  samtverbindlich.  Derselbe  verjährt  in  fünf  Jahren 
vom  Todestag  des  Erblassers  an.  *f  f«A      i  •  /  V  (A*t  t  1+) 


S)  Die  Anmeldungen  können  schriftlich  oder  mündlich  erfolgen.  In  dem  lezteren  Fall 
sind  sie  von  der  Bezirkssteuerbehörde  zu  Protokoll  zu  nehmen. 

3)  Die  Anmeldung  soll  enthalten: 

a.  Name,  Stand  und  Wohnort  des  Erblassers  und  den  Todestag  desselben; 

b.  Name,  Stand  und  Wohnort,  wo  nötig,  auch  Wohnung  des  anmeldenden  Erben, 
zutreffenden  Falls  der  anmeldenden  Witwe  des  Erblassers ; 

c.  den  Betrag  der  ganzen  Verlassenscbaft  und  das  dem  Anmeldenden  zugefallenen 
Erb-  bezw.  GemeinschaftsanteUs ; 

d.  die  Jahresbeträge  des  Einkommens,  von  welchem  der  Erblasser  in  den  letzten 
5  Jahren  die  schuldige  Einkommensteuer  nicht  entrichtet  hat,  mit  Angabe  der 
betreffenden  Jahre ;  die  letzten  5  Jahre  werden  hierbei  von  dem  Todestage  des 
Erblassers  zurückgerechnet ; 

e.  Datum  und  Unterschrift  des  Anmeldenden. 

Die  Anmeldung  kann  auch  von  sämtlichen  Erben  und  der  Witwe  gemeinschaftlich  oder 
von  einer  dieser  Personen  namens  aller  Beteiligten  eingereicht  werden  und  hat  in  diesen 
Fällen  den  Erbanteil  eines  jeden  derselben  zu  bezeichnen. 

Eine  Angabe  über  die  Grösse  und  Verteilung  des  Erbvermögens  ist  übrigens  dann  ent- 
behrlich ,  wenn  der  schuldige  Steuema<  htrag  sogleich  bei  der  Anmeldung  im  Ganzen  bezahlt 
oder  sichergestellt  wird. 

Wenn  die  Anmeldung  von  einem  Erben  nur  für  seine  Person  und  seinen  Anteil  ab- 
gegeben wird,  so  bleiben  die  übrigen  Erben,  bezw.  die  Witwe  zur  Einreichung  von  Erklärungen 
auch  ihrerseits  verpflichtet. 

4)  Die  Bezirkssteuerstelle  übergibt  die  Anmeldung,  wenn  solche  nach  Form  und  Inhalt 
zu  einer  Beanstandung  keinen  Anläse  bietet,  sofort  dem  SteuerkommiBsär  zum  Ansatz  des 
Steuernachtrags. 

Unvollständige  oder  sonst  mangelhafte  Anmeldungen  sind  zunächst  durch  die  Beteiligten 
vervollständigen  oder  verbessern  zu  lassen.  Liegt  jedoch  Grund  zum  Verdacht  vor ,  dass  die 
Anmeldung  wahrheitswidrige  Angaben  enthält,  so  hat  die  Bezirkssteuerstelle  Näheres  zu  er- 
heben ,  insbesondere  von  den  Verlassenschaftsakten ,  wo  solche  vorhanden  sind ,  Einsicht  zu 
nehmen,  geeigneten  Falls  hiemach  das  Strafverfahren  einzuleiten  und  den  Steuernachtrag  im 
Straf wege  festzusetzen. 

5)  Können  die  Mängel  einer  Anmeldung  nicht  im  Verkehr  mit  den  Beteiligten  be- 
seitigt werden  oder  erklären  sich  dieselben  ausser  stände ,  eine  richtige  Anmeldung  autzu- 
stellen, so  hat  auf  Veranlassung  der  Bezirkssteuerstelle  der  Steuerkommissär  das  Steuernach- 
tragspflichtige Einkommen  zu  ermitteln. 

Er  hat  zu  diesem  Zweck  uberall  da ,  wo  Verlassenschaftsakten  vorhanden  sind ,  von 
diesen  Gebrauch  zu  machen ,  nötigenfalls  auch  den  Schatzungsrat  oder  Sachverständige  zu 
hören  oder  sonst  geeignete  Erhebungen  anzustellen,  sodann  das  Ergebnis  seiner  Ermittelungen 
den  Steuernachtragspflichtigen  zu  eröffnen  und  denselben  zu  etwaigen  Einwendungen  eine  an- 
augemessene  Frist  zu  gewähren .  endlich  nach  Prüfung  und  geeigneter  Berücksichtigung  der 
hierauf  etwa  vorgebrachten  Einwendungen  den  Steueransatz  zu  vollziehen. 
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Artikel  20. 
Befugnisse  des  Schatzungsrats. 
Der  Schatzungsrat  ist  befugt, 

1)  Personen,  welche  eine  Steuererklärung  nicht  abgegeben  haben,  jedoch 
nach  Annahme  des  Schatzungsrats  zur  Abgabe  einer  solchen  verpflichtet 
gewesen  wären,  aufzufordern,  binnen  einer  vom  Schatzungsrat  anio- 
beraumenden  angemessenen  Frist  entweder  eine  Steuererklärung  oder 
aber  die  Versicherung  abzugeben,  dass  sie  nach  bestem  Wissen  and 
Gewissen  zur  Abgabe  einer  Steuererklärung  (bezw.  einer  neuen  Steuer- 
erklärung) nach  den  Bestimmungen  dieses  Gesetzes  nicht  verpflichtet 
seien; 

2)  über  die  in  den  Steuererklärungen  enthaltenen  Angaben,  namentlich 
auch  über  die  in  den  Erklärungen  als  Schuldzinsen  aufgeführten  Be- 
träge, von  dem  Anmeldepflichtigen  nähere  Aufschlüsse  zu  verlangen, 
gutfindenden  Falls  auch  ihn ,  zum  Zwecke  der  Auskunftserteilung  in 
Person  oder  durch  einen  Bevollmächtigten  vorzuladen; 

3)  Sachverständige  über  den  Inhalt  der  Steuererklärungen  und  die  weiteren 
Angaben  der  Pflichtigen  einzuvernehmen  und  sonstige  zur  Festeteilung 
der  Thatsachen  geeignete  Erhebungen  zu  machen. 


Gegen  die  Festsetzung  des  Steuerkommissäre  steht  den  Beteiligten  das  Recht  der  Be- 
schwerde und  Klage  nach  Massgabe  des  Art.  «1  Abs.  2  und  8  des  Gesetzes  zu. 
Zu  Art.  19.  Vergl.  auch  f  37  der  Vollzugaverordnung. 

Zu  Art.  20.  (  36.  Dem  Schatzungsrat  liegt  die  Verpflichtung  ob,  die  Angaben  dei 
Pflichtigen  auf  ihre  Richtigkeit  zu  prüfen.  Geben  ihm  dieselben  keinen  Anlas«  zur  Beu 
standung,  so  hat  er  die  Steueranlage,  bezw.  Entfernung  aus  dem  Kataster  und  Berechnung 
von  Nachtrag  und  Abgang  jeweils  lediglich  nach  diesen  Angaben  zu  bewirken.  Andern- 
f&lls  wird  der  Schatzungsrat,  soweit  nötig,  nach  Hurung  des  Pflichtigen  über  die  beanstandet«! 
Punkte,  nach  Einvernahme  von  Sachverständigen  oder  Vornahme  sonstiger  geeigneter  Ei 
hebungen  seiue  Entscheidung  geben. 

Die  nach  Art.  20  7Att.  1  und  2  des  Gesetzes  an  die  Pflichtigen  ergebenden  Aufforde- 
rungen und  Vorladungen  haben  unter  Gewährung  einer  angemessenen  Frist  nnd  unter  aus- 
drücklicher Androhung  des  in  Art.  21  Abs.  1  des  Gesetzes  vorgesehenen  Rechtsnachteils  n 
geschehen. 

Wenn  eine  solche  Aufforderung  oder  Vorladung  wegen  länger  andauender  Ortsabwvsen- 
heit  des  Pflichtigen  und  mangels  eines  zu  seiner  Vertretung  berufenen  Dritten  nicht  erfolgen 
kann,  so  ist  der  Schatzungsrat  befugt,  die  Steueranlage  nach  seinem  Ermessen  zn  vollziehen; 
jedoch  bleiben  in  diesem  Falle  dem  Pflichtigen  die  in  Art.  21  des  Gesetzes  bezeichneten 
Rechtsmittel  gewahrt. 

Zu  Art.  15,  19  o.  20.  |  37.  Die  in  8  SC  erwähnten  Aufforderungen  und  Vorladungen, 
sowie  alle  Beschlüsse  der  Schatzungsräte  und  Steuerkommissäre,  welche  über  die  Steuerpflkht 
nicht  lediglich  nach  den  Angaben  der  Pflichtigen  entscheiden,  sind  den  Beteiligten  entweder 
mündlich  zu  Protokoll  oder  schriftlich  durch  Zustellung  gegen  Bescheinigung  zn  eröffnen. 

|  38.   Die  Zustellungen  (f  37)  werden  durch  den  Orts-  oder  Schatzungsratadiener  besorgt. 

Derselbe  hat  das  Schriftstück  demjenigen .  welchem  zugestellt  werden  soll ,  in  Person 
zu  übergeben. 

Wird  dieser  in  seiner  Wohnung  nicht  angetroffen,  so  kann  die  Zustellung  in  der 
Wohnung  an  einen  zur  Familie  gehörigen  erwachsenen  Hausgenossen  oder  an  eine  in  in 
Familie  dienende  erwachsene  Person  erfolgen. 

Wird  eine  solche  Person  nicht  angetroffen,  so  kann  die  Zustellung  an  den  in  demselben 
Hause  wohnenden  Hauswirt  oder  Vermieter  geschehen ,  wenn  diese  zur  Annahme  des  Schrift- 
stückes bereit  sind. 

Der  Orts-  oder  Schatzungsratadiener  hat  Uber  die  Zustellung  eine  Urkunde  aufzu- 
nehmen und  dem  Schatzungsratsvorsitzenden  oder  Steuerkommissär  zn  übergeben. 

Zustellungen  ausserhalb  der  Gemeinde,  zu  welcher  der  Steuerdistrikt  gehört,  im  Gross- 
berzogtum  sind  durch  Ersuchen  des  betreffenden  Bürgermeisteramts  —  Zustellungen  ausser- 
halb des  Landes  in  gleicher  Weise  oder  aber  durch  die  Post  gegen  Postzustellnngsurkund* 
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Die  Beschlussfassungen  des  Schatzungsräts  erstrecken  sich  sowohl  auf  die 
Steueranlage  der  neu  zur  Anmeldung  kommenden  Pflichtigen,  als  auf  die  etwa 
begründeten  Erhöhungen  oder  Minderungen  der  bereits  vollzogenen  Steueranlagen 
und  die  gänzliche  Entfernung  solcher  aus  dem  Kataster.  Auch  beschliesst  der 
Schatzungsrat  in  Fallen,  in  welchen  der  Ansatz  von  Steuernachtrag  oder 
Steuerabgang  stattzufinden  hat,  über  den  Zeitraum  und  den  Steueranschlag,  für 
welchen  Nachtrag  oder  Abgang  zu  berechnen  ist 

Artikel  21. 

Einschätzu ng  durch  den  Schatzungsrat  Rechtsmittel 
gegen  die  En tscheidungen  des  Schatzungsrats  und 

der  Steuerdircktion. 

Leistet  der  Pflichtige  den  nach  Art  20  Abs.  1  Ziff.  1  und  2  an  ihn 
ergehenden  Aufforderungen  in  der  bestimmten  Frist  keine  Folge,  so  wird 
die  Steueranlage  durch  den  Schatzungsrat  nach  Massgabe  des  Gesetzes  vom 
17.  Marz  1854  (Regierungsblatt  Nr.  XI,  S.  79),  modifiziert  durch  Gesetz  vom 
16.  Marz  1880  (Gesetzes-  und  Verordnungsblatt  Nr.  XII,  S.  83),  vollzogen,  und 
es  steht  alsdann  dem  Pflichtigen  gegen  die  betreffende  Beschlussfassung  des. 
Schatzungsrates  weder  eine  Einsprache  noch  ein  Einspruch  auf  SteuerrÜck- 
ersatz  zu. 

Gegen  die  sonstigen  Entscheidungen  des  Schatzungsräts  steht  dagegen 
dem  Pflichtigen ,  wie  dem  Vertreter  des  steuerlichen  Interesses  (dem  Steuer- 
kommissär), nach  Massgabe  der  Bestimmungen  des  obenerwähnten  Gesetzes  das 
Recht  der  Beschwerde  an  die  Grossh.  Steuerdirektion,  und  gegen  die  Ent- 
scheidung der  letzteren  dem  Pflichtigen  nach  Massgabe  der  gesetzlichen 
Bestimmungen  über  die  Verwaltungsrechtspflege  die  Klage  bei  dem  Grossh. 
Verwaltungsgerichtshofe  zu. 

Bei  Beschwerden  und  Klagen  des  Pflichtigen  liegt  diesem  ob,  den  Nach- 
weis zu  erbringen,  dass  er  durch  die  bewirkte  Steueranlage  beschwert  ist. 

Artikel  22. 

Ueberwachung  der  Anmeldung  des  Einkommens. 

Den  Schatzungsräten,  Steuerkommissären,  Bezirkssteuerstellen,  Steuer- 
erhebungs-  und  Aufsichtsbeamten  ist  zur  Pflicht  gemacht,  die  richtige  Anmeldung 
des  steuerbaren  Einkommens  auch  ihrerseits  genau  zu  überwachen. 


nach  Massgabe  der  H  22  und  3ä  der  Postordnung  (Gesetzes-  und  Verordnungsblatt  von  1879 
Nr.  XL,  Seite  611)  —  zu  bewirken. 

Zu  Art.  21.  |  39.  Bei  Berechnung  einer  Frist,  welche  nach  Tagen  bestimmt  ist, 
wird  der  Tag  nicht  mitgerechnet,  auf  welchen  der  Zeitpunkt  oder  das  Ereignis  fällt,  nach 
welchem  der  Anfang  der  Frist  sich  richten  soll. 

Eine  Frist ,  welche  nach  Wochen  oder  Monaten  bestimmt  ist ,  endigt  mit  Ablauf  des- 
jenigen Tages  der  letzten  Woche  oder  des  letzten  Monats,  welcher  durch  seine  Benennung 
oder  Zahl  dem  Tage  entspricht,  an  welchem  die  Frist  begonnen  hat;  fehlt  dieser  Tag  in  dem 
letzten  Monat,  so  endigt  die  Frist  mit  Ablauf  des  letzten  Tages  dieses  Monats.  Fällt  das  Ende 
einer  Frist  auf  einen  Sonntag  oder  allgemeinen  Feiertag ,  so  endigt  die  Frist  mit  Ablauf  dea 
nächstfolgenden  Werktages. 

Diese  Regem  gelten  für  die  im  Oesetz  selbst,  wie  für  die  auf  Grund  desselben  be- 
stimmten Fristen. 

Zu  Art.  21  Ab».  3.  |  40.  Die  in  Art.  21  Abe.  2  des  Gesetze«  bezeichneten  Rechtsmittel 
sind  gemäss  Art.  17  Abs.  1  des  Gesetzes  vom  17.  März  1854,  die  Aufstellung  der  Kataster  der 
direkten  Steuer  betreffend  (Regierungsblatt  Nr.  XI  Seite  79) ,  nur  dann  zulässig ,  wenn  die 
Summe,  um  welche  die  Steuerschuld  des  betreffenden  Steuerpflichtigen  im  Wege  der  Beschwerde 
gemindert  bezw.  erhöht  werden  soll,  mindestens  5  Prozent  des  nach  dem  Ausspruche  des 
Schatzungsrats  festgesetzten  Steuerbetrags  und  nicht  unter  einem  Gulden  (1  M.  71  Pf.)  für  da» 
Jahr  ausmacht 
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Den  Schatzungsräten,  Steuerkommiss&ren  und  Oberbeamten  der  Bezirks- 
steuerstellen ist  zu  dem  Ende  gestattet,  von  den  Verlassenschaftsaufnahmen 
Einsicht  zu  nehmen  und  es  sind  ihnen  auf  Verlangen  die  betreffenden  Akten 
von  den  Teilungsbehörden  mitzuteilen.  Mutmassliche  Gesetzesübertretungen 
sind  von  den  Steuerkommissären,  Steuererhebungs-  und  Aufsichtsbeamten  behufs 
•weiterer  Verfolgung  zur  Kenntnis  der  Bezirkssteuerbehörde  zu  bringen. 

Artikel  23. 

Geheimhaltung  der  Einkommensverhttltnisse. 

Die  Schatzungsräte  und  alle  bei  der  Feststellung,  Erhebung  und  üeber- 
wachung  der  Einkommensteuer  mitwirkenden  Beamten  sind  verpflichtet,  die 
hierbei  zu  ihrer  Kenntnis  gelangenden  Vermögens-  und  Einkommensverhältnisse 
der  Pflichtigen  geheim  zu  halten.  Die  gleiche  Verpflichtung  haben  auch  die 
Gemeindebeamten,  insofern  sie  anlässlich  der  Feststellung.  Erhebung  und  Ueber- 
wachung  der  Gemeindesteuern  von  den  Vermögens-  und  Einkommensverhältnissen 
der  Steuerpflichtigen  Kenntnis  erhalten. 

Von  den  Steuerregistern  und  Steuerforderungszetteln  darf  unberufenen 
Dritten  keine  und,  was  die  Steuerregister  betrifft,  den  Steuerpflichtigen  selbst 
nur  so  weit  Einsicht  gestattet  werden,  als  es  sich  um  deren  eigenes  Steuer- 
betreffnis handelt. 

Abschnitt  IV. 
Steuerfuss  und  Steuereinzug. 

Artikel  24. 
Steuerfuss. 

Der  von  je  100  Mark  des  Steueranschlags  (Art.  13)  zu  erhebende  Steuer- 
betrag (der  Steuerfuss)  wird  jeweils  durch  das  Finanzgesetz  bestimmt. 


f 

Steuereinzug. 

Die  für  ein  Jahr  schuldige  Einkommensteuer  ist  zu  einem  Sechsteil  auf 
1.  Dezember  des  unmittelbar  vorhergehenden  Jahres,  1.  Januar,  1.  Februar, 
1.  Juli,  1.  August  und  1.  September  des  laufenden  Jahres  fällig  und  längstens 
bis  zum  14.  des  betreffenden  Monats  zu  entrichten. 


Za  AH.  28.  9  41.  Die  den  Schat  zun  gräten,  den  Steuer-  und  Gemeindebeamten  durch 
Art..  23  des  Gesetzes  zur  Pflicht  gemachte  Geheimhaltung  der  zu  ihrer  Kenntnis  gelangenden 
Vermögens-  und  Einkommensverhältnisse  der  Pflichtigen  bat  die  Grossherzogliche  Stener- 
direktion  strenge  zu  überwachen  und  Verletzungen  dieser  Pflicht  seitens  der  Schatzungsräte  und 
Steuerbeamten  selbst  zu  ahnden,  etwaige  Zuwiderhandlungen  von  Gemeindebeamten  aber  dem 
ihnen  vorgesetzten  Bezirksamte  zur  Anzeige  zu  bringen. 

Zu  Art.  25.  f  it.  Wenn  eine  Person,  welche  ihr  Berufseinkommen  (Gehalt,  Pension 
oder  Wartegeld  oder  sonstige  ständige  Bezüge)  ans  einer  badischen  Staatskasse  bezieht,  mit 
der  Zahlung  einer  fälligen  Einkommensteuerschuldigkeit  trotz  erfolgter  Mahnung  im  Rück- 
stände bleibt,  so  hat  auf  Grund  von  Art.  25  Abs.  3  des  Gesetzes  die  Kasse,  welche  das  Be- 
rufseinkommen des  Schuldners  auszahlt ,  den  rückstandigen  Steuerbetrag  auf  Ansuchen  des 
Steuererhebers  oder  der  Bezirkssteuerstelle  bei  der  nächsten  Einkommensauszahlung  in  Abzug 
zu  bringen  und  an  den  Steuererheber  abzuliefern. 

Auch  bei  Schuldnern,  welche  aus  einer  andern  der  in  |  27  genannten  öffentlichen  Kassen 
Gehalt  etc.  beziehen,  kann  unter  der  bezeichneten  Voraussetzung  die  Kasse  angegangen  werden, 
die  rückständige  Einkommensteuer  durch  Gehaltsabzug  insoweit  zu  erheben,  als  die  fraglich*« 
Bezüge  nach  |  749  der  Zivilprozessordnung  der  Pfändung  unterliegen  oder  der  Schuldner  gegen 
den  Abzug  keinen  Widerspruch  erhebt. 

Zu  Art.  2».  Vergl.  auch  oben  8  ll  der  Vollzugsverordnung. 
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Steuernachträge  sind  in  ihrem  vollen  Betrag  alsbald  zu  bezahlen.  Zu 
den  Steuernachträgen  zählt  auch  die  Steuer  für  das  laufende  Jahr,  insoweit 
solche  erst  im  Laufe  des  Jahres  angesetzt  wird. 

Die  Einkommensteuerschuldigkeiten  von  Personen,  welche  Gehalt,  Pension 
oder  Wartegeld  aus  einer  badischen  Staatskasse  oder  einer  andern  Öffentlichen, 
im  Verordnungsweg  zu  bezeichnenden  Kasse  beziehen,  können  in  angemessenen, 
im  gleichen  Weg  zu  bestimmenden  Terminen  durch  Abzug  an  den  Gehalts-  etc. 
Bezügen  erhoben  werden. 

Im  übrigen  gelten  hinsichtlich  der  Beitreibung  der  Einkommensteuer  die 
gleichen  Vorschriften,  wie  für  die  sonstigen  direkten  Steuern. 

Abschnitt  V. 
Straf  bestimmungen. 

Artikel  26. 

Voraussetzungen  der  Strafbarkeit.   Betrag  der  Strafe. 
Steuernachtrag.    Arbiträre  Strafe. 

Wer  gesetzlich  zur  Einreichung  einer  Steuererklärung  oder  zur  Abgabe 
der  in  Art.  19  vorgesehenen  Anmeldung  verpflichtet  ist,  dieser  Verpflichtung 
aber  nicht  oder  nicht  längstens  innerhalb  vier  Wochen  nach  Ablauf  der  vom 
Schatzungsrate  zur  Abgabe  der  Steuererklärungen  anberaumten  Frist  (Art.  14, 
Aba.  1)  bezw.  nicht  innerhalb  der  im  Art.  19  bestimmten  Frist  nachkommt, 
ferner  wer  in  der  Steuererklärung  oder  bei  der  fraglichen  Anmeldung  oder  bei 
den  im  Art.  18,  Abs.  2  bezeichneten  Gesuchen  wahrheitswidrige  Angaben  macht, 
verfällt,  wenn  infolge  davon  keine  Steuer  oder  zu  wenig  Steuer  in  Ansatz  ge- 
bracht oder  ein  Steuerabgang  oder  Rückersatz  zur  Ungebühr  festgestellt  wurde,  i 
in  eine  dem  achtfachen  Betrag  der  nicht  oder  zu  wenig  angesetzten  Steuer  */  Ac// 
bezw.  des  zur  Ungebühr  festgestellten  Steuerabgangs  oder  Rückersatzes  gleich- 
kommende Strafe.  Neben  der  verwirkten  Strafe  ist  die  nicht  oder  zu  wenig 
entrichtete  bezw.  zur  Ungebühr  in  Abgang  genommene  noch  nicht  verjährte 
Steuer  nachzuzahlen  und  die  zur  Ungebühr  empfangene  Steuerrückvergütung, 
soweit  eine  Verjährung  der  Rückforderung  noch  nicht  eingetreten,  zurück- 
zuerstatten. Die  Festsetzung  dieser  Beträge  erfolgt  durch  die  Bezirkssteuerstelle, 
welche  dabei  an  die  Stelle  des  Schatzungsrats  tritt. 

Ist  der  Betrag  der  vorenthaltenen  bezw.  der  zur  Ungebühr  in  Abgang 
ommenen  oder  rückersetzten  Steuer  nicht  festzustellen,  so  kann  eine  Strafe 
zu  3000  Mark  ausgesprochen  werden.  /f  cf '  r'  t 

Artikel  27. 
Ordnungsstrafen.  Straflosigkeit. 

Wird  dargethan.  dass  eine  der  im  vorhergehenden  Artikel  mit  Strafe 
bedrohten  Verfehlungen  nur  auf  einem  Versehen  beruht,  so  tritt  neben  Nach- 
zahlung der  nicht  oder  zu  wenig  entrichteten  oder  zur  Ungebühr  in  Abgang 
genommenen  Steuer  bezw.  neben  Rückerstattung  der  zur  Ungebühr  empfangenen 


Zu  Art.  29>  SM  u.  29.  |  43.  1)  Steuerpflichtige,  welche  nach  Ablauf  der  vom 
Schatxungsrat«  zur  Abgabe  der  Steuererklärungen  anberaumten  Frist  gemäss  Art.  26  Abs.  1 
und  Art.  «7  Abs  3  des  Gesetzes  eine  Steuererklärung  abgeben  wollen ,  haben  dieselbe  beim 
Stenerkommissär  einzureichen. 

2)  Wenn  wegen  Nichtabgabe  einer  Steuererklärung  gemäss  Art.  14  Abs.  1  des  Ge- 
setzes oder  wegen  wahrheitswidriger  Angaben  in  einer  Steuererklärung  oder  in  einem  nach 
Art.  18  Abs.  2  des  Gesetzes  eingereichten  Gesuche  im  Strafwege  gemäss  Art.  26  und  27  des 
Gesetzes  Steuernachtrag  anzusetzen  ist.  so  hat  sich  dieser  Ansatz  auf  die  Steuer  zu  be- 
schränken, welche  tür  die  letzten  5  Kalenderjahre,  das  Jahr  der  Erlassung  des  Erkenntnisses 
mit  inbegriffen,  zu  wenig  in  Ansatz  gebracht  oder  in  diesen  .'»  Jahren  zur  Ungebühr  rück- 
ersetzt worden  ist. 
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Steuerrückvergütung  an  Stelle  der  daselbst  angedrohten  Strafe  nur  eine  Ordnungs- 
strafe bis  zu  300  Mark,  welche  jedoch  den  Betrag  der  enteren  Strafe  nicht 
übersteigen  darf. 

Die  gleiche  Ordnungsstrafe  ist  verwirkt,  wenn  ein  Steuerpflichtiger 
(ausgenommen  die  Fälle  des  Art.  21,  Abs.  1)  den  ihm  durch  dieses  Gesetz 
auferlegten  sonstigen  Verbindlichkeiten  zuwiderhandelt  oder  ihre  Erfüllung 
verweigert  oder  dabei  wahrheitswidrige  Angaben  macht 

Wird  die  unterlassene  Steuererklärung,  Anmeldung,  Anzeige  oder  Angabe 
zwar  nach  Ablauf  der  gesetzlichen  Frist,  jedoch  noch  bevor  das  Vergehen  bei 
der  Bezirkssteuerbebörde  angezeigt  worden  ist,  nachgeholt  oder  die  wahrheits- 
widrige Angabe  innerhalb  der  gleichen  Zeit  berichtigt,  so  tritt  gänzliche  Straf- 
losigkeit ein. 

Artikel  28. 

Verjährung  der  Strafverfolgung. 

Die  Verfolgung  der  im  Art.  26  mit  Strafe  bedrohten  Steuervergehen 
,J  j  sou  verjährt  in  j}_Jahren  vom  Ablauf  der  in  Betracht  kommenden  gesetzlichen 
<■  Fristen  bezw.  vom  Tag  der  Abgabe  der  wahrheitswidrigen  Angaben  an. 

Ordnungsvergehen  (Art.  27,  Abs.  1  und  2)  verjähren  in  einem  Jahre. 

Abschnitt  VI. 
Vollzugs-Bestimmungen. 

Artikel  29. 

Eintritt  der  Wirksamkeit  des  Gesetzes. 

Gegenwärtiges  Gesetz  tritt  mit  dem  1.  Januar  1886  in  Wirksamkeit. 

Behufs  Aufstellung  des  Einkommensteuerkatasters  für  1886  treten  aber 
sämtliche  Bestimmungen  des  Gesetzes,  welche  sich  auf  die  Aufstellung  des 
Katasters  (die  Steuerveranlagung)  beziehen,  insbesondere  die  Vorschriften  des 
Art.  14,  schon  vom  1.  Januar  1885  an  in  Geltung. 

Hierzu  tritt,  sofern  bei  Erlassung^des  Erkenntnisses  das  Steuer-Ab-  und  Zuschreiben 
für  das  nächstfolgende  Jahr  bereits  beendigt  ist ,  noch  der  vormerkliche  Ansatz  der  für  dieses 
weitere  Jahr  zu  wenig  angesetzten  Steuer. 

Bei  Festsetzung  der  Strafe  kommen  dagegen  nur  diejenigen  Verfehlungen  in  Betracht, 
welche  der  Steuerpflichtige  durch  Unterlassung  der  Abgabe  einer  Steuererklärung  oder  An- 
meldung oder  durch  wahrheitswidrige  Angaben  in  einer  solchen  oder  in  einem  nach  Art.  lft 
Abs.  2  des  Gesetze«  eingereichten  Gesuche  in  den  letzten  8  Jahren  begangen  hat  Die  letzten 
3  Jahre  sind  vom  Tag  der  Erlassnng  des  Strafbescheids  oder  von  der  ersten  richterlichen 
Untersuchungshandlung  an,  wenn  eine  solche  der  Erlassung  des  Strafbescheids  vorhergegangen 
oder  ein  Strafbescheid  nicht  erlassen  worden  ist  (|  68  des  Strafgesetzbuches ,  f  459  Ab.  5 
der  Strafprozessordnung),  zurückzurechnen.  Eine  Bestrafung  wegen  Niifctabgabe  einer  Steuer- 
erklärung nach  Art.  14  Abs.  l  des  Gesetzes  kann  hiernach  nicht  mehrNntreten ,  wenn  seit 
dem  Ablauf  der  in  Art.  26  Abs.  1  des  Gesetzes  gewährten  zusätzlichen  Frist  von  4  Wochen 
3  Jahre  verstrichen  sind.  \ 

Bei  Verfehlungen,  welche  sich  als  Ordnungsvergehen  (Art.  27  Abs.  1        2  des  Ge- 
setzes) darstellen,  wird  die  Bestrafung  durch  den  Ablauf  eines,  in  gleicher  »Wae 
rechnenden  Jahres  ausgeschlossen. 

3)  Der  Steuernachtrag,  welchen  Erben  und  Witwen  nach  Art.  19  des  Get?**6*  EÄ 
zahlen  haben ,  berechnet  sich  stets  und  somit  auch  in  den  Straffällen  der  Art.  2«  uii  *7  de» 
Gesetzes  auf  den  doppelten  Betrag  der  Steuer,  welche  von  dem  Erblasser  in  den  seine i  Todes» 
tage  unmittelbar  vorausgegangenen  5  Jahren  zu  entrichten  gewesen  wäre. 

Dieser  ganze  Steuemachtrag  ist  stets  auch  bei  der  Strafausmessung  als  der  hinu>*°K*ne 
Steuerbetrag  zu  behandeln. 

4)  Die  in  Art.  26  Ab».  2  des  Gesetzes  angedrohte  Strafe,  sowie  die  Ordnungsstr*^  ***** 
Art.  27  ist  im  Hinblick  auf  8  1  Abs.  2  und  I  27  des  Strafgesetzbuchs  Jeweils  mindest»«  «"» 
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Ebenso  finden  die  im  Art.  30  unter  Ziff.  III.  vorgesehenen  Abänderungen 
des  Erwerbsteuergesetzes  schon  vom  1.  Januar  1885  an  insoferne  Anwendung, 
als  es  sich  um  die  Aufstellung  der  Gewerbsteuerkataster  für  1886  handelt. 

Auch  greifen  für  das  Jahr  1885  bereits  die  Strafbestimmungen  gegen- 
wärtigen Gesetzes,  soweit  solche  nach  Vorstehendem  anwendbar  sind,  Platz. 
Bis  zur  erstmaligen  Festsetzung  des  Steuerfusses  tritt,  wenn  die  vorgeschriebenen 
Steuererklärungen  und  Angaben  nicht  oder  nicht  rechtzeitig  oder  in  wahrheits- 
widriger Weise  erstattet  werden,  eine  Geldstrafe  ein,  welche  bis  zu  1000  Mark 
ansteigen  kann. 

Artikel  30. 

Ausser  K  r  a  f  t  t  r  e  t  e  n  d  e  oder  eine  Abänderung  erleidende 

Gesetzesbestimmungen. 

I.  Mit  Wirkung  vom  1.  Januar  1886  an  treten  nebst  den  zum  Vollzug 
der  betreffenden  Gesetzesbestimmungen  erlassenen  Verordnungen  ausser  Kraft: 

1)  die  Art.  2,  3  und  4  des  Gesetzes  vom  14.  Mai  1828,  die  Aufhebung 
des  Bergzehnten  und  der  Übrigen  Hoheitsabgaben  vom  Bergbau  und 
die  Erhebung  einer  Bergsteuer  betreffend  (Regierungsblatt  Nr.  VII, 
S.  63), 

2)  Art.  3  Ziff.  5  des  Gesetzes  vom  26.  Mai  1866,  die  neue  Katastrierung 
der  Gebäude  im  Grossherzogtum  betreffend  (Regierungsblatt  Nr.  XXX, 
S.  147). 

(Ziff.  II.  und  III.  enthalten  die  Aenderungen  des  Kapitalrenten-  und  Er- 
werbßteuergesetzes.) 

Artikel  31. 

Verwendung  des  Erträgnisses  der  Einkommensteuer. 

Das  Erträgnis  der  Einkommensteuer  wird  nach  Deckung  des  durch  da« 
gegenwärtige  Gesetz  bedingten  Ausfalls  an  direkten  Steuern  zunächst  und 
jedenfalls  rar  die  erste  Budgetperiode,  in  welcher  die  Einkommensteuer  zur 
Erhebung  gelangt,  zur  Ermässigung  der  Übrigen  direkten  Steuern  verwendet. 


Betrag  von  3  Mark  auszusprechen ,  sofern  nicht  in  den  Fällen  des  Art.  27  Abs.  l  die  Defrau- 
dationsstrafe  weniger  betragen  würde. 

Die  Ordnungsstrafe  des  Art.  27  Abs.  2  des  Gesetzes  ist  auch  gegen  diejenigen  Steuer- 
pflichtigen zu  erkennen ,  welche  die  ihnen  nach  Art.  15  Abs.  1  des  Gesetzes  obliegenden  An- 
gaben nicht  in  der  dort  bestimmten  Frist  oder  in  wahrheitswidriger  Weise  erstatten. 

Gleichzeitig  ist  denselben  die  nicht  oder  zu  wenig  entrichtete  Steuer  nach  den  oben 
unter  Ziff.  2  gegebenen  Vorschriften  in  Ansatz  zu  bringen. 

Uebergangsbestimmungen. 

g  44.  Mit  Ausnahme  der  in  g  25  bezeichneten  Personen  sind  Steuerpflichtige,  welche 
in  der  Zeit  zwischen  dem  1.  April  1885  und  dem  Ende  der  zur  Abgabe  der  Steuererklärungen 
in  diesem  Jahre  bestimmten ,  gemäss  Art.  26  des  Gesetzes  verlängerten  Frist  ihren  Wohnsitz 
verandern,  von  der  Abgabe  einer  Steuererklärung  nach  Art.  14  des  Gesetzes  am  bisherigen 
Wohnorte  entbunden  und  haben  eine  solche  erst  an  ihrem  neuen  Wohnorte  beim  Ab-  und  Zu- 
schreiben im  Jahre  188«  abzugeben. 

Für  die  in  g  25  bezeichneten  Personen  hat,  sofern  solche  nicht  etwa  innerhalb  der  im 
Eingang  des  Abs.  l  bezeichneten  Frist  ihren  Wohnsitz  ausserhalb  des  Grossherzogtums  ver- 
legen, die  Vorschrift  des  g  23  schon  im  laufenden  Jahre  Geltung. 

g  45.  Die  Bestimmungen  in  g  27  über  die  Obliegenheiten  der  öffentlichen  Kassen  treten 
mit  dem  l.  April  1885  in  Kraft. 

Die  dort  erwähnten  Verzeichnisse  sind  daher  erstmals  auf  15.  April  1885  den  Steuer- 
kommissären mitzuteilen. 

g  46.  Die  Anmeldungen  nach  Art  15  des  Gesetzes  haben  gleichfalls  vom  1.  April  1885 
an  zu  erfolgen  und  sind  mit  den  nach  Art.  26  des  Erwerbsteuergesetzes  noch  für  1*85  zu  er- 
stattenden Erwerbsteueranmeldunf?en  zu  verbinden. 

g  47.   Die  Grossherzoglichc  Steuerdirektion  ist  mit  dem  weiteren  Vollzug  beauftragt. 
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Artikel  32. 

Vollzug  des  Gesetzes. 

Für  den  Vollzug  gegenwärtigen  Gesetzes  sorgt  das  Finanzministerium 
und  erteilt  zu  dem  Ende  die  nötigen  Vollzugsvorschriften. 

Gegeben  zu  Schloss  Mainau,  den  20.  Juni  1884. 

Friedrich. 

Ellstätter. 

Auf  Seiner  Königlichen  Hoheit  Höchsten  Befehl : 

G  a  n  t  z. 
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1  der  Vollrogsverordnung. 


Formular  I. 

Gemarkung,  in  welcher  die  Steuerpflicht  begründet  ist  (Steuerdistrikt):  Karlsruhe. 


Einkommensteuer-Erklärung. 

Name,  Stand  und  Wohnort  des  Pflichtigen :  Steingutfabrikant  Johann  Maier  dahier 
besieht  in  Geld,  Geldeswert  und  Seibetbenützung  nach  dem  gegenwärtigen 
Kinkommensverhältnisse  am  l.  April  des  Jahres  folgendes  Einkommen: 


Aus  im  Grossherzogtum  —  in-  oder  ausserhalb  des  Steuerdistrikts  —  gelegenen 
Grundstücken  und  Gebäuden,  aus  auf  solchen  Liegenschaften  ruhenden 
Grundrechten  und  Grundgefallen,  sowie  aus  im  Grossherzogtum  betriebener 
Land-  und  Forstwirtschaft  

Aas  im  GroäHhe rzogtum  betriebenen  Gewerben,  einschliesslich  von  Handel  und 
Bergbau   

Aus  öffentlichem  oder  privatem  Dienstverhältnis,  aus  wissenschaftlichem  oder 
künstlerischem  Beruf  oder  irgend  anderer  nicht  schon  unter  Ziffer  1  und  2 
begriffenen  Art  gewinnbringender  Beschäftigung  


s. 


«. 

7. 
8. 

9. 


von  Ziffer  l— i  .... 
ab  für  HchuMzinsen 


57.S10 


Steuerbares  Einkommen  

Monat,  mit  dessen  erstem  Tag  die  Steuerpflicht  in  dem  Steuerdistrikt 

hat»):  18  .  . 

Monat,  seit  dessen  erstem  Tag  die  Erhöhung  oder  Minderung  des 

einkommens  auf  den  unter  Ziffer  7  angegebenen  Betrag  in  vollem  Umfang  andauert  *): 
März  188ö. 

Der  Unterzeichnete  versichert  hiermit  nach  bestem  Wissen  und  Gewissen ,  dass  vor- 
stehende Steuererklärung  einschliesslich  der  Angaben  auf  der  Rückseite  nach  den 
des  Einkommensteuergesetzes  vom  so.  Juni  1884  getreu  und  vollständig  aufgestellt  ist. 

Karlsruhe,  den  M.Juli  1886. 

Unterschrift:  Johann  Maier. 
Wohnung:    Kronenstrasse  19. 


•)  Anmerkung  zu  Z i f f e r  8.  Eine  Angabe  haben  hier  nur  diejenigen  Steuerpflichtigen 
zu  machen,  welche  in  dem  Steuerdistrikt  noch  nicht  zur  Einkommensteuer  ver- 
anlagt sind.  Anzugeben  ist  der  Monat,  welcher  auf  denjenigen  Kalendermonat  folgt,  in 
welchem  der  Pflichtige  überhaupt  erstmals  oder  erstmals  wieder  zum  Genuas  eines  steuerbaren 
Einkommens  gelangt  ist,  oder  aber  ein  bereits  im  Genuas  eines  steuerbaren  Einkommens  Be- 
findlicher seinen  Wohnsitz  in  den  Steuerdistrikt  verlegt  hat  oder  sonst  daselbst  steuerpflichtig 
len  ist. 

Anmerkung  zu  Ziffer  9.  Eine  Angabe  ist  hier  nur  zu  machen,  wenn  der  Steuer- 
für  das  unter  Ziffer  7  angegebene  steuerbare  Einkommen  sich  gegenüber  dem  Steuer 
annchlag  des  vom  Pflichtigen  im  Steuerdistrikt  seither  versteuerten  Einkommens  um  mehr  als 
25  Prozent  erhöht  oder  vermindert;  kann  nicht  festgestellt  werden,  von  welchem  früheren 
Monat  an  die  Einkommens-Erhöhung  oder  -Minderung  in  vollem  Umfang  andauert,  so  ist  der 
April  laufenden  Jahres  als  der 
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Erläuternde  Angaben. 

1.  ')  Der  vorseits  genannt«  Steuerpflichtige  bezieht  ausser  seinem  im  Grossherzogtum  steuer- 
baren Einkommen,  wie  solches  unter  Ziff.  7  der  Steuererklärung  angegeben  ist,  sonatiges 

Einkommen  im  Jahresbetrag  von   3700  Mark 

und  hat  Schuldzinsen  zu  entrichten  im  jährlichen  Gesamtbetrag  von  .  .   .    1851  . 

2.  Der  Steuerpflichtige  hat  seinem  eigenen  Einkommen  gemäss  Art.  4  des  Gesetzes  zug* 
rechnet  und  unter  Ziff.  7  der  Steuererklärung  mitangegeben  das  ihm  überlassne  Einkommen 
der  nachgenannten,  zu  seinem  Haushalte  gehörigen  Familienmitglieder  mit  folgenden  Be- 
trägen : 

von  seinem  Sohn  Karl  Maier  fiw  Mark 


3.  Der  Steuerpflichtige  versteuert  ausserhalb  des  Steuerdistrikts  im  Groasherzogtum 
Grundstüoke,  Gebäude  in  den  Gemarkungen  Bulach  und  Darlach 
Gewerbe  „    „  „  Bulach. 


>)  Anmerkung  zu  Ziffer  1.  Hier  sind  Angaben  nur  von  solchen  Steuerpflichtigen 
zu  machen ,  welche  nach  Art.  5  A.  2  und  3  und  Art.  6  Ziff.  1  des  Gesetzes  ihr  Einkommen 
nur  zum  Teil  im  Grossherzogtum  zu  versteuern  haben  und  deshalb  ihre  Schuldzinsen  nur  in 
dem  entsprechenden  Verhältnis  in  Abzug  bringen  dürfen.  Sind  unter  Ziff.  6  der  Steuer- 
erklärung Schuldzinsen  nicht  in  Abzug  gebracht,  so  fallen  die  Angaben  hier  weg. 

844 

i 

Digitized  by  Google 


Badisches  EinkoramenBteuprgesetz  vom  20.  Juni  1*84. 


393 


Tabelle 

zur  Berechnung  der  Einkommenateueranschläge. 

Die  Einkommensbetr&ge  Bind  so  nach  unten  abzurunden,  das»  ohne  Rest  teilbar  sind: 

500  bis  10,000  M.  durch  loo. 

10,000  „  30,000  „  .  500. 
3o,ooo  und  mehr  „      „  1000. 


a 

.  S 

.5  3 
S  | 

«s 

«* 
*»  a 
t  — 

O  ~3 

II 

Ein- 
kommen. 

Steuer- 
anschlag. 

Ein- 
kommen. 

/  ftp 
ll 

"  s 

g 
c  g 

£.  SP 

12  1 

w  3  | 

Ein- 
kommen. 

ä  * 

OD  g 

M. 

M. 

M. 

M. 

M. 

M. 

M. 

M. 

„ 

— 

M. 

500 

100 

3100 

1600 

6100 

4600 

9100 

7600 

80,500 

19,500 

600 

185 

3800 

1700 

6800 

4700 

f»20O 

7700 

81,000 

80,000 

700 

150 

3300 

1R00 

6300 

480O 

9300 

7800  : 

81,500 

80,500 

800 

175  , 

3400 

1900 

6400 

4900 

0400 

7900 

88,000 

81,000 

WO 

800  ; 

3500 

2000 

6500 

5000 

9500 

8000 

88,500 

91,500 

36f>0 

8100  ! 
8800 

6600 

5100 

8100  ! 

83,000 

89,000 

1000 

850 

3700 

6700 

5900 

9700 

8800 

83,500 

89,500 

1100 

300 

3800 

2300 

6800 

5300 

9800 

8300 

84,000 

83,000 

1800 

350 

8900 

3400 

6900 

5400 

9900 

8400 

84,500 

88,500 

1300 

400 

4000 

8500 

7000 

5500  | 

85,000 

84,000 

1*00 

450 

4100 

2600 

7100 

5600 

10,000 

9000 

85,500 

84,500 

1500 

500 

4200 

8700 

7800 

5700 

10,500 

9500  j 

86,000 

85,000 

1600 

550 

4300 

8800 

7300 

5H00 

11,000 

10,000  I 

86,500 

85,500 

1700 

600 

4400 

7400 

5900 

11,500 

10,500 

97,000 

86,000 

1800 

650 

4500 

3000 

7500 

■WO 

19,000 

11,000 

87  500 

86,500 

1900 

700 

4600 

3100 

•  7600 

6100 

18,500 

11,500 

88,000 

87,000 

aooo 

750 

4700 

3800 

7700 

6800 

13,000 

19,000  , 

88,500 

87,500 

4800 

3300 

7800 

6300 

13,500 

18,500  , 

29,000 

88,000 

8100 

M5 

l  4900 

3400 

7900 

6400 

14,000 

18,000 

89,500 

88,500 

8800 

900 

5000 

3500 

8000 

6500 

14,500 

13,500 

8300 

975 

5100 

3600 

8100 

6600 

15,000 

14,000 

30,000 

30,000 

§400 

1050 

5800 

3700 

8200 

6700 

15,500 

14,500 

T>„J  PI, 

8500 
2600 

1185 
1800 

5300 
5400 

3800 
3900 

8300 
8400 

6800 
6900 

16,000 
16,500 

15,000 
15,500 

von  Uber  30,000  M. 
bildet  der  nach 
unten  auf  volle 
Tausend  abgerun- 
dete Betrag  des 

8700 

1875 

5500 

4000 

8500 

7000 

17/00 

16,000 

8800 
2900 
3000 

1350 
1485 
1500 

5600 
5700 
5800 

4100 
4800 
4300 

8600 
8700 
8800 

7100 
7800 
7300 

i  17,500 
18,000 
18,500 

16,500 
17,000 
17,500 

5900 

4400 

8900 

7400 

19,000 

18,000 

1  Steuers 

«000 

4500 

9000 

7500 

19,500 
80,000 

18,500 
19,000 

i 

«schlag. 
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Ergebnisse 

der  Einkommensteuerveranlagangen  für  1886, 
zusammengestellt  nach  der  Höhe  des  steuerbaren  Einkommens  der  Pflichtigen. 


I. 

3. 

t. 

5. 

6. 

7. 

Summe  des 
steuerbaren 

Ein- 
kommens 
der  in 
Spalte  2  auf- 
gerührten 
Pflichtigen 

Hark 

Es  beträgt: 

Steuerbares 
Einkommen  des 

Pflichtigen 
Mark 

Anzahl  der 
Pflichtigen 
mit  dem  in 
Spalte  1  be- 
zeichneten 
Einkommen 

Summe 

der 
Steuer- 
anschlage 

Mark 

die  in 
Spalte  2  auf- 
geführte 
Anzahl  in 
Prozenten 
der  Gesamt- 
zahl aller 
Pflichtigen 

die  Summe 
der  Spalte  3 
in  Prozenten 
der  Gesamt" 
summe  des 
steuerbaren 

Fin- 

kommen* 

aller 
Pflichtigen 

die  Summe 
in  Spalte  4 
in  Prosen  ten 
der  Gesamt- 
summe der 
Steuer- 
ansi'hlage 

aller 
Pflichtigen 

600 
600-  900 
1,000—  1,400 
1,500—  1,900 

3,000—  4,!>00 
5,000—  8,900 
9,000—  9,900 
10,000—  14,500 
15,000—  19,500 
«0,000—  »,500 
30,000—  49,000 
50,000-  96,000 
101,000-186,000 

200,000 und  mehr 

81,737 
120,297 
53,703 
23,284 

1  B  IUSA 

11,635 
5,050 
418 
1,154 

an 

828 
164 

87 
33 
18 

40,868,500 
86,493,600 
62,289,900 
38,711,500 

A  i    »*^7  IflA 

«-§9*3  i  ,JJUU 

43,125,900 
32,121,500 
3,943,700 
13,536,500 
7,183,000 
7,810,500 
6,086,000 
5,589,000 
4,434,000 
6,864,000 

8,173,700 
18,615,975 
17,719,800 
13,534,750 

19,<K)]f  ,<ff  0 

25,673,400 
24,546,500 
3,316,700 
12,382,500 
(5,755,000 
7,482,500 
6,08(5,000 
5,589,000 
4,434,000 
6,864,000 

j  *5,8 
37.9 
16,9 
7,3 
6,0 
3,7 
1,6 
0.1 
0,4 
0,1 
0,1 
0,0» 
8.08 
0,01 
0,01 

10,1 
21,5 
15,4 
M 
11,0 
10,7 
8,0 
0,9 
8,4 
1,7 
2,0 

1,5 
1,4 
1,1 
1,7 

4,5 
10,4 
9,8 
7.5 
10,5 
14,3 
13,6 
1,8 
6.9 
3,8 
4,1 
3.4 

3,1 
2,5 
3,8 

Summe: 

317,196 

408,394,900 

180,206.900 

100 

100 

100 

Bemerkung:  Die  Angaben  in  Spalte  3  stellen  das  nach  Art.  13  des  Gesetzes  auf 
die  nächstniedrige  durch  100  bezw.  (bei  den  höheren  Einkommen  ) 
durch  500  und  1000  teilbare  Zahl  abgerundete  Einkommen  dar: 
ohne  Berücksichtigung  dieser  Abrundung  betragt  das  steuerbare  Ge- 
samteinkommen, wie  im  Text  angegeben,  414,442,117  Mark. 
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Gesetz, 
die  Gewerbsteaer  betreffend. 

(In  der  durch  die  Bekanntmachung  dea  Finanzministeriums  vom  26.  April  1886 

festgestellten  Fassung.) 

Artikel  1. 
Gegenstand  der  Besteuerung. 

Der  Gewerbsteuer  unterliegt  das  Betriebskapital  der  im  Grossherzogtum 
betriebenen  gewerblichen  Unternehmungen. 

Konsumvereine  mit  offenem  Laden,  sowie  eingetragene  Genossenschaften 
mit  bankähnlichem  Betrieb  und  auf  Gegenseitigkeit  gegründete,  unter  Ver- 
wendung von  Agenten  betriebene  Versicherungsgesellschaften  gelten  bezüglich 
ihres  gesamten  Geschäftsbetriebs  als  gewerbliche  Unternehmungen. 

Artikel  2. 
Steuerbefreiungen. 
Vom  Beizug  zur  Gewerbsteuer  bleiben  frei: 

1)  die  vom  Staate  im  öffentlichen  Interesse  und  für  öffentliche  Zwecke 
betriebenen  gewerblichen  Unternehmungen; 

2)  die  Reichsbank  und  ihre  Zweiganstalten; 

3)  der  Betrieb  der  Land-  und  Forstwirtschaft  einschliesslich  des  Handels 
mit  Produkten  von  eigenen  und  gepachteten  Grundstücken,  sowie  mit 


Verordnung  vom  26.  April  1886,  den  Vollzug  des  Gewerbsteuergesetzes  betr. 

Zu  Art.  1.  |  1.  Gewerbliche  Unternehmungen  unterliegen  nach  Art.  1  des  Gesetzes 
der  Gewerbsteuer  nur  dann  und  nur  insoweit,  alB  solche  innerhalb  des  Grossherzogtums  be- 
trieben werden.  Ausserhalb  des  Groesherzogtums  betriebene  Gewerbsunternehmungen  sind 
daher,  auch  wenn  der  Unternehmer  seinen  Wohnsitz  im  Grossherzogtum  hat,  der  Gewerb- 
steuer nicht  unterworfen.  Im  Grossherzogtum  betriebene  Gewerbsunternehmungen  dagegen 
sind  auch  dann  steuerpflichtig,  wenn  der  Unternehmer  seinen  Wohnsitz  ausserhalb  Badens  hat. 

Als  gewerbliche  Unternehmung  güt  Jede  selbständig  d.  i.  auf  eigene  Rechnung 
betriebene  gewerbliche  Thätigkeit. 

Konsumvereine  mit  offenem  Laden,  sowie  eingetragene  Genossenschaften  mit  bank- 
ähnlichem Betrieb  und  auf  Gegenseitigkeit  gegründete ,  unter  Verwendung  von  Agenten  be- 
triebene Versicherungsgesellschaften  gelten  nicht  allein  bezüglich  der  Geschäfte,  welche  sie 
mit  Nichtnütgliedern  machen ,  sondern  auch  bezüglich  der  Geschäfte  mit  Mitgliedern ,  somit 
bezüglich  ihres  gesamten  Geschäftsbetriebs  als  gewerbliche  Unternehmungen. 

Dagegen  sind  die  unter  das  Gesetz  vom  9.  April  1880  (Gesetzes-  und  Verordnungsblatt 
Seite  109—114)  fallenden,  unter  Bürgschaft  einer  oder  mehrerer  Gemeinden  errichteten  Spar- 
kassen als  gewerbliche  Unternehmungen  nicht  anzusehen. 

Zu  Art.  S.  |  8.  l)  Zu  den  nach  Art.  2  Ziff.  l  des  Gesetzes  vom  Beizug  zur  Gewerbe- 
steuer befreiten  vom  Staat  im  öffentlichen  Interesse  und  für  öffentliche  Zwecke  betriebenen 
gewerblichen  Unternehmungen  gehören  die  vom  grossherzoglichen  Domänenflskus  betriebeneu 
Gewerbsunternehmungen  nicht. 

Dagegen  ist  zu  denselben  zu  rechnen  der  Bau  und  Betrieb  von  Eisenbahnen  seitens 
des  Staats,  der  Gewerbebetrieb  in  den  Straf-,  Heü-  und  Pflegeanstalten  des  Staats,  der  Betrieb 
der  Staats  salinen. 
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den  davon  ernährten  Tieren  und  deren  Erzeugnissen,  sei  es,  dass  das 
Produkt  roh  oder  in  einem  anderen  Zustande  verkauft  wird,  der  in 
dem  Kreise  des  land-  und  forstwirtschaftlichen  Betriebs  liegt. 
(Art.  3  und  4  des  Erwerbsteuergesetzes  vom  25.  August  1876  sind  weggefallen). 

Artikel  5. 

Ermittelung  und  Festsetzung  des  steuerbaren 

Betriebskapitals. 

Die  Ermittelung  und  Festaetzung  des  steuerbaren  Betriebskapitals  erfolgt, 
soweit  nicht  in  gegenwärtigem  Gesetz  ausdrücklich  ein  anderes  Verfahren  vor- 
geschrieben ist,  auf  Grund  der  von  den  Pflichtigen  zu  machenden  Angaben, 
sowie  sonstiger  Erhebungen  beim  jahrlichen  Steuer- Ab-  und  Zuschreiben  durch 
den  Schatzungsrat  nach  den  Bestimmungen  des  Gesetzes  vom  17.  März  1854, 
die  Aufstellung  der  Kataster  der  direkten  Steuern  betreffend  (Regierungsblatt 
Nr.  XI,  S.  79). 

(Art.  6  des  Erwerbsteuergeaetzes  vom  25.  August  1876  ist  weggefallen.) 

Artikel  7. 

■ 

Bestandteile  des  Betriebskapitals. 

Das  Betriebskapital  umfasst  die  sämtlichen  dem  betreffenden  Gewerbs- 
betrieb gewidmeten  Gegenstände  mit  Ausnahme  jener ,  welche  der  Grund-  und 
Häusersteuer  unterliegen  oder  ausserhalb  des  Landes  sich  befinden  und  daselbst 
besteuert  sind. 


2)  Der  mit  Weiulagerpatent  betriebene  Weinhandel  ist  nach  Art.  36  Abs.  2  des 
Weinsteaergosetzes  vom  19.  Hai  1888  (Gesetzes-  and  Verordnungsblatt  Seite  137)  vom  Beizag 
zur  Gewerbsteuer  befreit.  Jedoch  ist  dem  gewerbstenerpftichägen  Betriebekapitale  eines  Wirtes, 
Weinkleinverkäufers,  Weinhandlungskellerbeaitzers  der  mittlere  Wert  der  alljährlich  durch- 
schnittlich aus  seinen  Weinlagerkellern  in  seine  Wirtschafts-  oder  Weinhandlungskeller  über- 
gehenden Weinmengen  in  der  in  |  33  der  Vollzugsverordnung  zum  Weinsteuergesetz  (Gesetzes 
und  Verordnungsblatt  1888  Seite  321)  näher  bezeichneten  Weise  zuzuschlagen. 

Zu  Art.  7.  |  3.  1)  Die  in  Art.  7  Ziff.  2  des  Gesetzes  bezeichneten,  in  Gebäuden 
befindlichen  Einrichtungen  sind  als  ihrer  Natur  nach  unbeweglich  nur  zu  betrachten,  insoweit 
sie  nicht  bloss  eine  Zubehörde,  sondern  einen  Bestandteil  des  Gebäudes  bilden. 

Letzteres  ist  der  Fall,  wenn  sie  mit  dem  Gebäude  in  einer  körperlichen  Verbindung 
stehen,  welche  nicht 'ohne  erhebliche  Beschädigung  ihrer  selbst  oder  des  Gebäudes  gelöst 
werden  kann. 

Maschinen ,  Geräte  und  Werkzeuge ,  welche  überhaupt  noch ,  wenn  auch  (wie  z.  B. 
Reservemaschinen)  nur  in  seltenen  Fällen  benutzt  werden,  sind  zu  den  dem  Gewerbebetrieb 
gewidmeten  Gegenständen  zu  rechnen  und  demgemäss  als  Bestandteile  des  Betriebskapitals 
zu  behandeln;  dagegen  bleiben  Maschinen,  Gerätschaften  und  Werkzeug«,  welche  dauernd 
nicht  mehr  benutzt  werden,  ausser  Betracht 

2)  Zu  den  Vorräten  an  fertigen  Waren,  Roh-  und  Hilfsstoffen,  barem  Oelde  etc. 
(Art.  7  Ziff.  3,  4  und  5)  gehören  auch  diejenigen  dem  Geschäft  gewidmeten  Vorrät« ,  welche 
ausserhalb  des  Steuerdistrikts  gelagert  oder  auf  dem  Transport  begriffen  sind ,  es  sei  denn, 
dass  diese  Vorrät«  nach  Lage  der  Verhältnisse  als  Betriebskapital  einer  anderen  Unternehmung 
oder  Zweigniederlassung  des  Pflichtigen  zu  betrachten  oder  ausserhalb  Landes  befindlich  und 
daselbst  nachgewiesenermassen  besteuert  sind.  Auch  die  in  öffentlichen  Niederlagen  befind- 
lichen Vorräte  eines  Gewerbsteuerpflichtigen  bilden  Bestandteile  seines  Betriebskapitals. 

3)  Als  Betriebskapital  der  gewerblichen  Unternehmungen  —  mit  Ausnahme  der  Ver- 
sicherungsgesellschaften, für  welche  die  besondere  Bestimmung  des  Art.  8  letzter  Absatz 
Platz  greift  —  gelten  auch  die  dem  Gewerbebetrieb  gewidmeten  Reserve-  etc.  Fonds. 

Zu  den  in  Art.  7  Ziff.  5  erwähnten  Aktivausständen  einschliesslich  der  Kontokorrent- 
guthaben sind  nicht  bloss  die  unverzinslichen,  sondern  auch  die  verzinslichen  Ausstände,  sofern 
sie  vom  Geschäftsbetrieb  herrühren,  zu  rechnen. 
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Insbesondere  sind  hierher  zu  rechnen: 

1)  die  Wasserkräfte,  welche  für  ein  Gewerbe  benutzt  werden; 

2)  die  ständigen,  zur  Führung  eines  Geschäftes  an  Maschinen,  Gerät- 
schaften und  Werkzeugen  vorhandenen  Einrichtungen,  jene  jedoch 
ausgeschlossen,  welche  sich  in  Gebäuden  befinden  und  als  ihrer  Natur 
nach  unbeweglich  nach  Art  5  Abs.  3  des  Gesetze«  vom  26.  Hai  1866 
(Regierungsblatt  Nr.  XXX,  S.  147),  die  neue  Katastrierung  der  Gebäude 
im  Grossherzogtum  betreffend,  beim  Steueranschlag  der  Gebäude  zu 
berücksichtigen  sind ; 

3)  die  Vorräte  zum  Verkauf  bestimmter  Waren,  sowie  zum  Gewerbs- 
betrieb dienender  Roh-  und  Hilfsstoffe  aller  Art,  einschliesslich  der 
in  Bearbeitung  begriffenen  Stoffe; 

4)  die  zum  Gewerbebetrieb  verwendeten  Tiere  und  Futtervorräte  für 
dieselben; 

5)  die  zum  Geschäftsbetrieb  dienenden  Vorräte  an  barem  Geld,  Gold 
und  Silber  in  Barren,  Papiergeld,  Banknoten,  Wechseln,  verzinslichen 
und  unverzinslichen  Wertpapieren,  ferner  die  vom  Geschäftsbetrieb 
herrührenden  Aktivausstände  einschliesslich  der  im  Kontokorrent  laufen- 
den Guthaben;  soweit  die  Summe  aller  dieser  Werte  die  Summe  der 
aus  dem  laufenden  Geschäftsbetrieb  herrührenden  Schulden  übersteigt ; 

6)  die  einzelnen  Gewerbtreibenden  zustehenden  besonderen  Gewerbs- 
berechtig'ungen. 

Artikel  8. 

Steueranschlag  des  Betriebskapitals. 

Der  Steueranschlag  des  Betriebskapitals  besteht  im  mittleren  Werte  der 
nach  mittlerem  Jahresstande  angenommenen  Betriebskapitalien. 

Dabei  kommen  Betriebskapitalien  unter  700  Mark  nicht  in  Betracht  und 
höhere  Betriebskapitalien  werden,  sofern  sie  nicht  bereits  auf  eine  durch  100  teil- 
bare Summe  lauten,  stets  auf  die  nächst  niedere  in  dieser  Weise  teilbare  Zahl 
abgerundet 

Bei  Assekuranzunternehmungen  wird  das  Betriebskapital  der  Bruttoein- 
nahme an  Prämien  gleichgestellt,  welche  für  Versicherungen  im  Lande  nach 
mittlerem  Stande  jährlich  bezogen  wird. 

(Art.  9  bis  13  des  Erwerbsteuergesetzes  vom  25.  August  1876  sind  weggefallen.) 


Unter  den  Schulden  des  laufenden  Geschäftsbetriebs  sind  nur  die  auf  dem  regel- 
mässigen Geschäftskredit  des  Gewerbsunternehmens  beruhenden ,  nicht  aber  die  persönlichen 
Schulden  oder  die  Schulden  zu  verstehen,  welche  zur  Gründung  oder  dauernden  Vergrösserung 
der  Unternehmung  gemacht  werden. 

4)  Als  Gewerbsberechtigungen,  welche  gemäss  Art.  7  Ziff.  0  zu  den  Bestandteilen  des 
Betriebskapitals  gehören,  sind  zur  Zeit  nur  die  Realprivilegien  der  Apotheker  und  Ueberfahrts 
recht«  in  Betracht  zu  ziehen.  , 

Zu  Art.  8.  §4.  1)  Unter  dem  mittleren  Werte  der  Betriebskapitalien  (Art.  8  Abs.  1 
des  Gesetzes)  ist  der  mittlere  Kauf  wert,  d.  h.  der  Anschlag  zu  verstehen,  welchen  die  in  Frage 
kommenden  Bestandteile  des  Betriebskapitals  erhalten  würden ,  wenn  sie  zu  der  für  die  Ein- 
schätzung massgebenden  Zeit  mit  der  gesamten  Gewerbsunternehmung  zum  Zwecke  des  Fort- 
betriebs der  letzteren  und  unter  normalen  Verhältnissen  zum  Verkauf  gebracht  würden. 

J)  Als  massgebender  mittlerer  Jahresstand  des  Betriebskapitals  «Art.  8  Abs.  1  des 
Gesetzes)  ist  der  mittlere  Stand  desjenigen  Kalender-  bezw.  Geschäftsjahres  anzusehen,  in 
welchem  die  Steueranlage  erfolgt.  Wenn  ein  Geschäft  während  des  Jahres  der  Steuerveran- 
lagung neu  eröffnet ,  vergrössert  oder  verkleinert  wurde ,  so  ist  der  mittlere  Stand  des  vom 
Beginn  der  Unternehmung  bezw.  der  Vergrösserung  oder  Verkleinerung  an  laufenden  Jahres 
massgebend.  Handelt  es  sich  aber  um  die  Steuerveranlagung  für  verflossene  Jahre,  so  ist  der 
mittlere  Stand  eines  jeden  Jahres,  für  welches  die  Steuer  anzusetzen  ist,  massgebend. 

3)  Bei  Feststellung  der  im  Abs.  2  des  Art.  s  erwähnten  untersten  Grenze  für  die 
Steuerptlichtigkeit  der  Betriebskapitalien  (70O  Mark)  sind  dieselben  gleichfalls  mit  ihrem 
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Artikel  14. 

Besteuerung  der  Wanderlagerbesitzer. 

Personen,  welche  ausser  dem  Mess*  und  Marktverkehr  (d.  i.  ausser  der 
Mess-  und  Marktzeit)  ausserhalb  ihres  Wohnsitzes  Verkaufslokale  zum  Absatz 
von  Waren  halten  oder  Warenversteigerungen  entweder  selbst  oder  durch  Dritte 
vornehmen,  haben  an  jedem  Orte,  an  welchem  sie  solche  Lokale  halten  oder 
Versteigerungen  vornehmen,  für  einen  nicht  über  sieben  Tage  dauernden  Ge- 
schäftsbetrieb die  Hälfte,  für  einen  Geschäftsbetrieb  von  mehr  als  sieben  Tagen, 
aber  nicht  über  ein  Jahr,  den  vollen  Betrag  der  nach  den  Bestimmungen  des 
Gesetzes  berechneten  Jahressteuer  zu  entrichten. 

Hierzu  tritt  bei  Personen,  welche  im  Grossherzogtum  eine  gewerbliche 
Niederlassung,  einen  Geschäftssitz,  einen  Wohnsitz  oder  einen  ansässigen  Ge- 
schäftsführer nicht  haben ,  statt  der  Einkommensteuer  ein  Zuschlag ,  dessen 
Betrag  im  Verordnungswege  festgesetzt  wird.  Dieser  Zuschlag  wird  auch  dann 
erhoben,  wenn  das  Betriebskapital  weniger  als  700  Mark  beträgt. 

Artikel  15« 

Beginn  und  Erlöschen  der  Steuerpflicht. 

Die  Steuerpflicht  eines  Gewerbsteuerpflichtigen  beginnt,  abgesehen  von 
den  zur  Entrichtung  der  im  Art  17  vorgesehenen  Taxe  Verpflichteten  und  den 
im  Art.  14  bezeichneten  Personen,  in  jedem  Steuerdistrikt  (Gemarkung)  stets 
mit  dem  ersten  Tag  des  auf  den  Anfang  eines  in  dem  betreffenden  Distrikt 
steuerbaren  Geschäftsbetriebs  folgenden  Kalendermonats  und  endigt  mit  dem 
letzten  Tage  desjenigen  Kalendermonats,  in  welchem  der  steuerbare  Gewerbs- 
betrieb aufhört. 


mittleren  Wert  and  nach  mittlerem  JahresBtand  in  Anschlag  zu  bringen.  Es  sind  hierbei 
und  ebenso  behufs  der  Abrnndung  der  Betriebskapitalanschläge  auf  die  nikhst  niedrige  durch 
too  teilbare  Zahl  stets  alle  Betriebskapitalien  bezw.  Betriebskapitalsbestandteile  zusammenzu- 
rechnen, welche  ein  und  derselbe  Pflichtige  gemäss  Art.  17  des  Gesetzes  in  einem  und  demselben 
Steuerdistrikt  zu  versteuern  hat. 

Zu  Art.  14.  §  6.  1)  Der  Besteuerung  nach  Art.  14  des  Gesetzes  unterliegt,  wer 
ausserhalb  des  Gemeindebezirks  seines  Wohnortes  ohne  Begründung  einer  gewerblichen  Nieder- 
lassung und  ausser  dem  Mess-  und  Marktverkehr 

a.  von  einer  festen  Verkaufsstelle  aus  (Laden,  Magazin,  Zimmer,  Schiff,  hierzu  ein- 
gerichteter Wagen,  verschliessbare  Bude  u.  dergl )  nur  vorübergehend  Waren 
feilbietet, 

b.  Warenversteigerungen  selbst  oder  durch  Dritte  vornimmt,  gleichviel  ob  dies  auf 
offener  Strasse  oder  von  einer  festen  Verkaufsstelle  aus  geschieht. 

Zu  diesem  Gewerbebetrieb  ist  ein  Wandergewerbeschein ,  zur  Vornahme  von  Waren- 
versteigerungen ausserdem  noch  besondere  polizeiliche  Erlaubnis  erforderlich.  (|  5.%JT.  der 
Deutschen  Gewerbeordnung  in  der  Fassung  des  Reichsgesetzas  vom  1.  Juli  1883,  Reichsgttetz- 
blatt  S.  177,  gl  86  und  87  der  badischen  Vollzugsverordnung  hierzu  vom  23.  Dezember  1*5, 
Gesetzes-  und  Verordnungsblatt  Seite  857.) 

8)  Der  Geschäftsbetrieb  ist  in  diesen  Fällen  jeweils  als  beendigt  anzusehen,  sobald 
von  der  betreffenden  Person  in  dem  bezüglichen  Ort  ein  zum  Warenverkauf  dienendes  Lokal 
nicht  mehr  gehalten  wird  oder  die  Warenversteigerung  ihr  Ende  erreicht  hat.  Die  Wieder- 
eröffnung eines  Verkaufslokals  oder  die  Vornahme  einer  neuen  Versteigerung  ist,  wenn  dieselbe 
sich  nicht  als  Fortsetzung  eines  bereits  besteuerten  Wanderlagers  oder  einer  schon  versteuerten 
Wareiiversteigerung  darstellt,  als  Beginn  eines  neuen  Gescbäftbetriebs  anzusehen  und  dem- 
gemäß neuerdings  nach  Massgabo  der  Bestimmungen  der  Art.  Ii  und  83  des  Gesetzes  stur 
Versteuerung  zu  ziehen. 

3)  Der  im  Abs.  2  des  Art.  U  vorgesehene  Steuerzuschlag  beträgt  bis  aut  weitere« 
an  Jedem  Orte  des  Geschäftsbetriebs 
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Artikel  16. 

Erhöhung  und  Verminderung  der  Besteuerung. 

Eine  Erhöhung  oder  Verminderung  der  Besteuerung  eines  bereits  zur 
Gewerbsteuer  Veranlagten  tritt  ein,  wenn  sich  nach  dem  Stande  der  massgebenden 
Verhältnisse  am  1.  April  eines  Jahres  das  steuerbare  Betriebskapital  der  in 
einem  und  demselben  Steuerdistrikt  zu  veranlagenden  Gewerbsunternehmungen 
des  Pflichtigen  gegenüber  dem  veranlagten  Betriebskapital  derart  erhöht  oder 
vermindert  hat,  dass  sich  gemäss  Art.  8  ein  höherer  oder  niedrigerer  Steuer- 
anschlag ergibt,  vorausgesetzt,  dass  die  Erhöhung  des  Steueranschlags  nicht 
unter  5  Prozent  des  seitherigen  Betriebskapitalanschlags  und  auch  nicht  unter 
700  Mark  beträgt. 

Die  Erhöhung  oder  Minderung  der  Besteuerung  beginnt  mit  dem  Anfang 
des  auf  den  bezüglichen  1.  April  nächstfolgenden  Kalenderjahres,  sofern  jedoch 
das  Steuerkapital  sich  um  mehr  als  25  Prozent  erhöht  oder  mindert,  vom 
Anfang  des  Monats  an,  seit  welchem,  nach  dem  Stand  der  Verhältnisse  am 
ersten  des  Monats  berechnet,  die  Erhöhung  oder  Minderung  des  steuerbaren 
Betriebskapitals  im  vollen  Umfang  und  in  nachhaltiger  Weise  andauert. 


a.  wenn  letzterer  nicht  länger  als  7  Tage  dauert : 

beim  Mangel  eines  steuerbaren  Betriebskapitals  2  M.  50  Pf. 

bei  einem  steuerbaren  Betriebskapital  von  700  bis  einschl.  1000  M.  .    6  „  —  „ 

„     1000    „       „         2000  „   .     7    „  50  , 

„       „  „  •  2000    10    „   —  , 

und  fur  Je  volle  weitere  1000  M.  Betriebskapital  je  weitere  ....    2  »  50  , 

b.  bei  einem  über  t  Tage  (aber  nicht  über  ein  Jahr)  dauernden  Geschäftsbetrieb : 
das  Doppelte  des  unter  a.  angeführten  Betrags. 

Zu  Art.  1»  und  18.  |  6.  1)  Art.  15  des  Gesetzes  handelt  von  dem  Fall,  in  welchem 
jemand  in  einem  Steuerdistrikt  (Gemarkung)  erstmals,  bezw.  erstmals  wieder  gewerbsteuer- 
pflichtig  wird,  oder  aber  die  Steuerpflicht  einer  Person  in  einem  Stenerdistrikt  vollständig 
erlischt.  In  diesem  Fall  soll  die  Steuerpflicht  mit  dem  ersten  des  auf  den  Anfang  der  gc- 
werbsteuerpflichtigen  Thätigkeit  folgenden  Monats  beginnen  und  mit  dem  letzten  des  Monats, 
in  welchem  die  fragliche  Thätigkeit  aufhört,  erlöschen. 

Bei  der  erstmaligen  Veranlagung  wirkt  die  Steueranlage  im  vollen  Umfang  bis  zum 
Tag  des  Beginns  der  Steuerpflicht  zurück.  Wenn  Jedoch  in  der  Zeit  zwischen  Beginn  der 
Steuerpflicht  und  Veranlagung  eine  erheblichere  Erweiterung  de«  Gewerbebetriebs  stattgefunden 
hat,  so  ist  die  Steuerdirektion  ermächtigt,  auf  Ansuchen  eine  entsprechende  Ermässigung  des 
zu  berechnenden  Stenernachtrags  eintreten  zu  lassen. 

1)  Art.  16  dagegen  behandelt  den  Fall  der  Erhöhung  oder  Verminderung  der 
Besteuerung  eines  bereits  zur  Gewerbsteuer  Veranlagten  infolge  der  Erhöhung  oder  Minde- 
rung des  Betriebskapitals  (ohne  gänzliches  Erlöschen  der  Steuerpflicht).  Hiernach  findet  eine 
Erhöhung  oder  Verminderung  der  Besteuerung  nur  dann  statt,  wenn  die  dieselbe  bedingenden 
Verhältnisse  bereits  am  1.  April  des  Jahres,  in  welchem  das  Ab-  und  Zuschreiben  vorge- 
nommen  wird,  eingetreten  waren.  Haben  auf  diesen  Zeitpunkt  oder  schon  auf  den  1.  April 
eines  der  vorhergegangenen  Jahre  die  Verhältnisse  der  Gewerbsunternehmung  sich  derart 
geändert,  dass  der  Steueranstchlag  für  das  Betriebskapital  zu  erhöhen  oder  zu  vermindern  ist, 
so  beginnt  die  Erhöhung  oder  Verminderung  der  Besteuerung,  sofern  das  Steuerkapital  nicht 
um  mehr  als  25  Prozent  zu-  oder  abnimmt,  mit  dem  Anfang  des  auf  den  bezüglichen  1.  April 
nächstfolgenden  Kalenderjahres.  Nimmt  aber  das  Steuerkapital  um  mehr  als  25  Prozent  zu 
oder  ab,  so  wird  die  neuo  Steueranlage  mit  dem  Anfang  desjenigen  Monats  wirksam,  seit 
dessen  erstem  Tage  die  eine  Aenderung  der  Steueranlage  bedingenden  Verhältnisse  im  vollen 
Umfang  andauern. 

Erhöhungen  des  Steueranschlags  des  Betriebskapitals,  welche  nicht  wenigstens 
5  Prozent  des  seitherigen  Anschlags  und  zugleich  wenigstens  700  Mark  betragen,  bleiben 
ausser  Betracht;  dagegen  sind  Verminderungen  des  Betriebskapitals  schon  zu  berück- 
sichtigen, wenn  sich  der  Steueranschlag  um  wenigstens  loo  Mark  ermässigt. 
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Artikel  17. 

Ort  der  Steueranlage. 

Jede  gewerbliche  Unternehmung  hat  in  demjenigen  Steuerdistrikt  (Ge- 
markung) in  Steueranlage  zu  kommen,  in  welchem  dieselbe  betrieben  wird. 

Wer  eine  und  dieselbe  gewerbliche  Unternehmung  in  mehreren 
Steuerdistrikten  (Gemarkungen)  betreibt,  ist  —  sofern  in  den  einzelnen 
Gemarkungen  eine  besondere  (wenn  gleich  der  gemeinsamen  Oberleitung 
untergeordnete)  Geschäftsleitung  besteht  —  in  jeder  Gemarkung,  in 
welcher  dies  der  Fall  ist,  nach  dem  Umfang  des  dort  betriebenen  Teils  der 
Unternehmung  zu  veranlagen.  Ausserhalb  der  Gemarkung  der  Hauptnieder- 
lassung befindliche  Zweigniederlassungen  oder  Filialen  sind  hiernach  für  sich  zu 
kata8trieren.  Andernfalls,  d.  h.  bei  einheitlicher  Geschäftsleitung  geschieht 
die  Veranlagung: 

a.  wenn  eine  auf  eine  Gemarkung  beschrankte  Anlage  für  den  Betrieb 
der  Unternehmung  vorhanden  ist,  in  der  Gemarkung,  auf  welcher  sich 
diese  Anlage  befindet; 

b.  wenn  die  Gewerbsanlage  sich  auf  mehrere  Gemarkungen  erstreckt 
oder  auf  mehreren  Gemarkungen  getrennte  Gewerbsanlagen  vorhanden 
sind:  in  derjenigen  Gemarkung,  in  welcher  sich  der  dem  Werte  nach 
grössere  Teil  der  Gewerbsanlage,  bezw.  Anlagen  befindet; 

c.  wenn  das  Unternehmen  ohne  gewerbliche  Anlage  betrieben  wird :  am 
Geschäftssitz,  in  Ermangelung  eines  solchen  am  Wohnsitz  des  Unter- 
nehmers, bezw.  (in  zweiter  Reihe)  des  Geschäftsführers. 

Personen,  welche  im  Grossherzogtum  ein  Gewerbsunternehmen  betreiben, 
ohne  daselbst  eine  gewerbliche  Niederlassung,  einen  Geschäftasitz,  einen  Wohn- 
sitz oder  einen  ansässigen  Geschäftsführer  zu  haben,  werden  (abgesehen  von 
dem  Falle  des  Art.  14)  an  Stelle  der  Gewerbsteuer  mit  einer  unabhängig  von 
dem  Orte  des  Geschäftsbetriebs  lediglich  nach  der  Dauer  des  letzteren  sich  be- 
messenden Taxe  belegt. 

Die  Festsetzung  des  Betrags  dieser  Taxe,  sowie  der  Vorschriften  über 
den  Anaatz  und  die  Erhebung  derselben  erfolgt  im  Verordnungswege. 

Artikel  18. 
Person  des  Steuerpflichtigen. 

Das  Steuerkapital  ist  dem  Unternehmer  in  Ansatz  zu  bringen. 

Es  haftet  jedoch  der  bestellte  Geschäftsführer,  Faktor,  Verwalter  oder 
sonstige  Geschäftsvertreter  als  Selbstschuldner  für  die  dem  Unternehmer  ange- 
setzte Steuer  und  für  die  etwaigen  auf  Grund  gegenwärtigen  Gesetzes  gegen 
denselben  erkannten  Geldstrafen. 


Zu  Art.  17  Ab*.  8  nod  4.  ft  7.  Hinsichtlich  des  Ansatzes  und  der  Erhebung  der  in 
Art.  17  Abs.  3  nnd  *  des  Gesetzes  erwähnten  Taxe,  welche  nach  Art.  7  des  Einkommensteuer- 
gesetzes ausser  der  Gewerbsteuer  auch  die  Einkommensteuer  fur  den  betreffenden  Gewerbe- 
betrieb ersetzt,  bleibt  die  diesseitige  Verordnung  vom  t9.  Dezember  1883  (Gesetzes-  und  Ver- 
ordnungsblatt S.  463)  mit  den  nach  g  11  der  Verordnung  vom  9.  März  1885  eingetretenen 
Aenderungen  auch  fernerhin  massgebend. 

Za  Art.  17.  |  8.  Wer,  ohne  unter  die  Bestimmungen  des  Art.  U  des  Gesetzes  zu 
fallen  oder  der  Gewerbsteuertaze  (|  7  dieser  Verordnung)  zu  unterliegen,  ein  steuerpflichtiges 
Gewerbe  im  Umherziehen  für  eigene  Rechnung  betreibt,  so  insbesondere  wer  sich  mit  dem 
hausierweisen  Absatz  von  Waren  befasst  oder  gewerbliche  Leistungen  oder  Aufführungen, 
Schaustellungen  oder  sonstige  Lustbarkeiten ,  bei  welchen  ein  höheres  wissenschaftliches  oder 
Kunstinteresse  nicht  obwaltet,  darbietet ,  ist  nach  den  Bestimmungen  des  Art.  17  Abs.  i  des 
Gesetzes  zur  Besteuerung  zu  ziehen  und,  da  bei  solchen  Gewerbsunternehmungen  weder  eine 
G«*werbsanlage  noch  ein  Geschäftssitz  vorhanden,  an  seinem  Wohnsitz  bezw.  (in  zweiter 
Reihe)  am  Wohnsitz  seines  Geschäftsführers  zu  veranlagen. 
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Bei  ausländischen  Versicherungsgesellschaften,  welche,  ohne  einen  Haupt- 
agenten im  Lande  zu  besitzen,  daselbst  Geschäfte  treiben,  ist  die  Steuerverwaltung 
berechtigt,  einen  ansässigen  Unteragenten  als  Vertreter  der  Gesellschaft  für 
deren  gesamte  Thätigkeit  im  Inlande  zu  behandeln. 

Artikel  19. 
Fortsetzung. 

Treiben  mehrere  Personen  ein  Gewerbe  in  Gesellschaft,  so  ist  das  Steuer- 
kapital hierfür  und  zwar  auf  den  Namen  (die  Firma)  der  Gesellschaft  gerade 
so  anzusetzen,  wie  wenn  das  Geschäft  nur  von  einer  Person  geführt  würde. 
Es  haften  aber  sämtliche  im  Geschäft  mitarbeitenden  Teilhaber  und  bezw.  die 
Geschäftsführer  als  Selbstschuldner  für  die  der  Gesellschaft  angesetzte  Steuer, 
sowie  für  die  etwaigen  auf  Grund  gegenwärtigen  Gesetzes  gegen  dieselbe  er- 
kannten Geldstrafen. 

Artikel  20. 

Erstmalige  Anmeldung  einer  Gewerbsunternehmung. 

Gewerb8unternchmer,  welche  in  einem  Steuerdistrikt  erstmals,  bezw.  erstmals 
wieder  ge werbsteuerpflichtig  geworden  sind,  haben  bei  dem  auf  den  Beginn  ihrer 
Steuerpflicht  in  dem  betrettenden  Steuerdistrikte  nächstfolgenden  Steuer-Ab-  und 
Zuschreiben  vor  dem  Steuerkommissär  oder  dem  Schatzungsrate  entweder  schrift- 
lich nach  bestimmtem  Formulare  oder  mündlich  anzugeben: 

1)  Name,  Firma,  Wohnung; 

2)  welche  Gewerbsunternehmungen  sie  betreiben  oder,  falls  der  Gewerbs- 
betrieb inzwischen  bereits  wieder  aufgegeben  sein  sollte,  betrieben 
haben ; 

3)  den  Zeitpunkt  des  Beginnes  der  fraglichen  Geschäfte,  bezw.  des  Auf- 
zugs an  dem  betreffenden  Ort; 

4)  den  mittleren  Wert  des  in  den  einzelnen  Gewerbsunternehmungen 
angelegten  Betriebskapitals  und  zwar  sowohl  nach  dem  thatsächlichen 
wie  nach  dem  mittleren  Jahresstande. 

Artikel  21. 

Alljährliche  Anmeldung  der  Hilfspersonen. 

Ferner  haben  alle  Gewerbsunternehmer  alljährlich  beim  Ab-  und  Zu- 
schreiben auf  einem  ihnen  vom  Schatzungsrate  zugehenden  Formulare  sämtliche 
von  ihnen  zur  Zeit  der  Ausfüllung  des  Formulars  in  jeder  der  von  ihnen  be- 

•  


Zu  Art.  20  Ziff.  4.  (  9.  Die  Vorschrift  unter  Ziff.  4  des  Art.  20  des  Gesetzes  ist 
dahin  zu  verstehen,  dass  das  Betriebskapital  sowohl  nach  seinem  thatsächlichen  Stand 
cur  Zeit  der  Abgabe  der  Erklärungen  als  nach  seinem  mittleren  Jahresstand  (f  1  Ziff.  2  dieser 
Verordnung)  anzugeben  ist. 

Uebrigcns  kann  die  Angabe  des  thatsächlichen  Standes  unterbleiben,  sofern  nicht  der 
Schatzungsrat  oder  der  Steuerkommissär  dieselbe  ausdrücklich  verlangt. 

Die  im  Art.  U  des  Gesetzes  bezeichneten  Personen  haben  an  Stelle  des  mittleren 
Jahresstandes  den  mittleren  Stand  während  der  angemeldeten  Dauer  des  Geschäfts« 
be  trieb s  anzugeben. 

Zu  Art.  20.   Vergl.  auch  nnten  J  11  der  Vollzugsverordnung. 

Zu  Art.  21.  g  10.  Die  im  Art.  21  vorgeschriebene  Anzahl  der  Hilfspersonen  und 
ihrer  Lohn-  und  Gehaitabezüge  hat  nach  einem  von  der  Steuerdirektion  zu  bestimmenden 
Formular,  welches  den  Gewerbsunternehmem  vom  Schatzungsrate  zugestellt  wird,  innerhalb 
der  vom  Schatzungsrate  bestimmten  Frist  zu  erfolgen. 
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triebenen  gewerblichen  Unternehmungen  beschäftigten  Hilfspersonen  mit  Angabe 
ihrer  Lohn-  bezw.  Gehaltbezüge  zu  bezeichnen. 

Artikel  22. 

Anmeldung  der  Betriebskapitalvermehrungen. 

Ausserdem  haben  diejenigen  Gewerbsunteru  ehraer,  deren  steuerbares  Be- 
triebskapital den  ihrer  Steueranlage  zu  Grunde  gelegten  Betriebskapitalsanschlag 
derart  übersteigt,  dass  gemäss  Art.  16  eine  erhöhte  Besteuerung  einzutreten 
hat,  beim  nächstfolgenden  Ab-  und  Zuschreiben  vor  dem  Steuerkommissär  oder 
dem  Schatzungsrate  entweder  schriftlich  nach  bestimmtem  Formular  oder  münd- 
lich die  in  Art.  20  Ziff.  1,  2  und  4  bezeichneten  Angaben  zu  machen. 

Artikel  23. 

Anmeldung  und  Versteuerung  der  Wanderlager. 

Die  im  Art.  14  bezeichneten  Personen  haben  für  jeden  Ort,  in  welchem 
sie  Verkaufslokale  halten  oder  Warenversteigerungen  vornehmen,  ihren  Gschätts- 
betrieb  vor  Beginn  desselben,  bezw.  wenn  derselbe  Über  die  angemeldete  Dauer 
fortgesetzt  wird ,  vor  Beginn  des  neuen  Zeitabschnitts  bei  der  einschlägigen 
Bezirkssteuerstelle  oder  bei  dem  Steuerkommissär  des  Bezirkes  in  der  im  Art.  20 
vorgeschriebenen  Weise  unter  Beifügung  der  beabsichtigten  Dauer  des  Geschäfts- 
betriebs anzumelden  und,  nachdem  das  steuerbare  Betriebskapital  durch  die 
Bezirkssteuerstelle,  bezw.  den  Steuerkommissär  festgestellt  ist,  den  hiernach  sich 
berechnenden  Steuerbetrag  für  die  ganze  angemeldete  Betriebsdauer  sofort  in 
einer  Summe  zu  erleben. 

Gegen  die  in  dieser  Weise  vollzogene  Steueranlage  stehen  dem  Pflich- 
tigen die  nach  Art.  32  gegen  Entscheidungen  des  Schatzungsrats  zulässigen 
Rechtsmittel,  jedoch  ohne  aufschiebende  Wirkung  hinsichtlich  der  Steuerent- 
richtung,  zu. 

Artikel  24. 

Veranlagung  grösserer  Fabrikanlagen. 

Zur  Erzielung  einer  gleichmässigen  Veranlagung  grösserer  Fabrikanlagen 
wird  die  Steuerverwaltung  entweder  für  das  ganze  Land  oder  für  einzelne 
Landesteile  besondere  Sachkundige  bestimmen,  deren  Gutachten  von  dem  Senat- 
zungsrate,  sofern  er  nicht  wesentliche  Bedenken  findet,  bei  Bemessung  der  Steuer- 
anlage der  betreffenden  Unternehmungen  zu  beachten  ist. 


Die  Zustellung  geschieht  mittelst  einer  Liste,  in  welcher  der  Gewerbsunternehmer  den 
Empfang  des  Formulars  zu  bescheinigen  oder  aber,  falls  er  keine  Hilfspersonen  beschäftigt, 
dies  zu  bestätigen  hat. 

Zu  den  in  Betracht  kommenden  Hilfspersonen  gehören  auch  die  Geschäftsführer  etc. 
eines  Unternehmers,  sowie  (mit  Ausnahme  der  Ehefrauen)  die  Familienangehörigen,  welche  eise 
ständige  Hilfsperson  ersetzen. 

Zu  Art.  30,  %9  und  29.  |  11.  Zu  den  in  den  Art.  80,  88  und  SS  des  Gesetzes 
vorgeschriebenen  Anmeldungen  sind,  wenn  solche  schriftlich  erfolgen,  die  unter  Beilage  l 
und  3  beigefügten  Formulare  unter  Beachtung  der  auf  denselben  vorgedruckten  Bemerkungen 
zu  verwenden  und  zwar  zu  den  Anmeldungen  nach  Art.  80  und  88  —  Beilage  1 .  und  rn 
den  Anmeldungen  nach  Art.  83  —  Beilage  2.  Formular  Beilage  1  ist  auch  dann  zu  be- 
nutzen, wenn  gemäss  Art.  so  des  Gesetzes  um  eine  Minderung  der  Steueranlage  nachge- 
sucht wird. 

Wenn  die  Erklärungen  mündlich  erfolgen ,  so  sind  dieselben  in  der  durch  die  Steuer- 
direktion vorzuschreibenden  Form  aufzunehmen  und  vom  Pflichtigen  unterschriftlich  zu  le- 
stätigen. 

Zu  Art.  21.  |  12.  Die  Ernennung  der  im  Art.  84  des  Gesetzes  erwähnten  Sach- 
kundigen erfolgt  durch  die  Steuerdirektion. 
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Artikel  30. 

Gesuche  um  Steuer minderung  und  Entfernung  aus 

dem  Kataster. 

Gesuche  um  Minderung  der  Steueranlage,  sowie  um  gänzliche  Entfernung 
aus  dem  Kataster,  desgleichen  um  Berechnung  von  Steueraogängen  und  Steuer- 
rückvergütungen (Art  15  und  16)  sind  jeweils  beim  Ab-  und  Zuschreiben  vor 
dem  Steuerkommissar  oder  Schatzungsrate  vorzubringen. 

Artikel  31. 

Obliegenheiten  des  Schatzungsrats. 

Der  Schatzungsrat  hat  bei  dem  alljährlichen  Steuer-Ab-  und  Zuschreiben 
zunächst  über  die  Steueranlage  der  neu  zur  Anmeldung  kommenden  Personen 
zu  beschliessen. 

Ferner  liegt  ihm  ob,  auch  die  früheren  Steueranlagen  unter  Beachtung 
der  in  den  Art.  21  und  22  vorgeschriebenen  Anzeigen  und  der  im  Art.  30  be- 
merkten Gesuche  der  Pflichtigen  durchzuprüfen  und  geeignetenfalls  eine  Erhöhung 
oder  Minderung  der  Steueranlage,  ebenfalls  unter  Umständen  unter  gleichzeitiger 
Berechnung  von  Steuernachtrag  oder  Steuerabgang,  zu  beschliessen. 

In  allen  diesen  Fällen  hat  der  Schatzungsrat  den  mittleren  Wert  der 
steuerpflichtigen  Betriebskapitalien  zu  bestimmen  "und  haben  ihm  dabei  die 
Angaben  der  Pflichtigen,  soweit  er  dieselben  für  richtig  erkennt,  als  Grundlage 
zu  dienen. 

Artikel  32. 

Rechtsmittel  gegen  die  Entscheidungen  dos  Schatzungsrats. 

Gegen  die  Entscheidungen  des  Schatzungsrats  steht  dem  Pflichtigen  wie 
dem  Vertreter  des  steuerlichen  Interesses  (dem  Steuerkommissär)  nach  Massgabe 
der  Bestimmungen  des  Gesetzes  vom  17.  März  1854  (Regierungsblatt  Nr.  XI, 
S.  79)  das  Recht  der  Beschwerde  an  die  grossherzogliche  Steuerdirektion  und 
gegen  die  Entscheidung  der  letzteren  dem  Pflichtigen  nach  Massgabe  des  Gesetzes 
vom  14.  Juni  1884,  die  Verwaltungsrechtspflege  betreffend  (Gesetzes-  und  Ver- 
ordnungsblatt Nr.  XXI,  S.  197),  die  Klage  bei  dem  grossherzoglichen  Verwaltungs- 
gerichtshof zu. 

Dabei  liegt  dem  Pflichtigen  ob,  den  Nachweis  zu  erbringen,  dass  er 
durch  die  bewirkte  Steueranlage  beschwert  ist. 

Artikel  33. 

Befugnisse  des  Schatzungsrats. 

Der  Schatzungsrat  ist  befugt,  abgesehen  von  den  bereits  vorgeschriebenen 
Anzeigen  und  Anmeldungen,  noch  weitere  sachdienliche  Aufschlüsse  zu  verlangen. 


Zu  Art.  31,  92  und  S3.  |  13.  Nach  Art.  31  Abs.  3  des  Gesetzes  haben  dem 
Schatznngsrat  bei  der  Bestimmung  der  steuerbaren  Betriebskapitalien  die  Angaben  der 
Pflichtigen,  soweit  er  dieselben  für  richtig  erkennt,  als  Grundlage  zu  dienen.  Dem  Schatznngs- 
rat liegt  hiemach  die  Verpflichtung  ob ,  die  Angaben  der  Pflichtigen  auf  ihre  Richtigkeit  zu 
prüfen.  Geben  ihm  dieselben  keinen  Anlas«  zur  Beanstandung ,  so  hat  er  die  Steueranlage 
bezw.  Entfernung  aus  dem  Kataster  und  Berechnung  von  Abgang  und  Nachtrag  JeweUs 
lediglich  nach  diesen  Angaben  zu  bewirken.  Andernfalls  wird  der  Schatznngsrat,  soweit  nötig, 
nach  Hörung  des  Pflichtigen  über  die  beanstandeten  Punkte  nach  Einvernahme  von  Sach- 
verständigen oder  Vornahme  sonstiger  geeigneter  Erbebungen  seine  Entscheidung  geben. 

Die  desfalls  nach  Art.  33  Abs.  1  des  Gesetzes  an  die  Pflichtigen  ergehenden  Auf- 
forderungen und  Vorladungen  haben  unter  Gewährung  einer  angemessenen  Frist  und  nnter 
ausdrücklicher  Androhung  des  in  Abs  t  dieses  Artikels  vorgesehenen  Rechtsnachteils  zu 
geschehen. 
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Leistet  der  Steueqjflichtige  binnen  einer  vom  Schatzungsrate  zu  setzenden 
angemessenen  Frist  der  Aufforderung  zur  weiteren  Aufklärung  keine  Folge,  so 
wird  die  Steueranlage  durch  den  Schatzungsrat  nach  Massgabe  des  Gesetzes 
vom  17.  März  1854  (Regierungsblatt  Nr.  XI,  S.  79)  vollzogen,  und  es  steht  alsdann 
dem  PBichtigen  gegen  die  betreffende  Beschlussfassung  des  Schatzungsrats  weder 
eine  Einsprache  noch  ^in  Anspruch  auf  Steuerruckersatz  zu. 

Der  Schatzungsrat  ist  ferner  berechtigt,  durch  seine  Mitglieder  oder  durch 
urkundlich  Beauftragte  von  den  gewerblichen  Lokalitäten  und  Einrichtungen 
Einsicht  zu  nehmen,  auch  Abschätzungen  durch  Sachverständige  vornehmen  zu 
lassen,  im  Falle  derselbe  auf  keine  andere  Weise  zu  einer  richtigen  Steuer- 
veranlagung gelangen  kann. 

Die  gleiche  Befugnis  steht  auch  der  Bezirkssteuerstelle  zu. 

Den  vom  Schatzungsrate  beschlossenen  Einsichtsnahmen  und  Abschätzungen 
hat  jeweils  der  Steuerkommissär  anzuwohnen. 

Dabei  ist  zu  beachten,  dass  zur  Einsichtnahme  keine  Personen  zugezogen 
werden,  deren  Einblick  in  die  gewerblichen  Lokalitäten  und  Einrichtungen  dem 
Geschäftsinteresse  des  Gewerbsunternehmers  nachteilig  erscheinen  könnte. 

Ueberall  darf  überhaupt  in  die  Gewerbs-  und  sonstigen  Verhältnisse  der 
Steuerpflichtigen  nicht  weiter  eingedrungen  werden,  als  es  der  Zweck  der  Herbei- 
führung einer  dem  Gesetze  entsprechenden  Steuerveranlagung  erfordert. 

Sämtlichen  bei  der  Abschätzung  beteiligten  Personen  ist  die  in  Art.  21 
des  Gesetzes  vom  17.  März  1854  vorgeschriebene  Geheimhaltung  geboten. 

Artikel  34. 

Voraussetzungen  der  Strafbarkeit.    Betrag  der  Strafe. 

Steuernachtrag. 

Wer  die  in  Art.  20  Ziff.  1—4,  Art  22  und  23  vorgeschriebenen  An- 
meldungen, Anzeigen  und  Angaben  nicht  oder  nicht  längstens  innerhalb  vier 
Wochen  nach  Ablauf  der  vom  Schatzungsrate  zur  Abgabe  der  Anmeldungen  in 
den  Fällen  der  Art.  20  und  22  anberaumten  Frist,  bezw.  nicht  innerhalb  der 
im  Art.  23  bestimmten  Frist,  oder  die  in  Art.  20,  22  und  23  bezeichneten  An- 
gaben in  wahrheitswidriger  Weise  erstattet,  verfällt,  wenn  infolge  davon  keine 
Steuer  oder  zu  wenig  an  Steuer  in  Ansatz  gebracht  wurde,  neben  Nachzahlung 
der  nicht  oder  zu  wenig  angesetzten  noch  nicht  verjährten  Steuer  in  eine  dem 
vierfachen  Betrage  der  in  den  letzten  drei  Jahren  nicht  oder  zu  wenig  ange- 


ln gleicher  Weise  kann  der  Schatzunggrat  Personen ,  welche  eine  Steuererklärung 
nicht  abgegeben  haben,  hierzu  Jedoch  nach  Annahme  des  Schatzungsrata  wegen  Beginns  oder 
Erweiterung  gewerblicher  Unternehmungen  verpflichtet  gewesen  wären,  au/fordern,  entweder 
eine  Steuererklärung  oder  aber  die  Versicherung  abzugeben,  dass  sie  nach  bestem  Wissen  und 
Gewissen  zur  Abgabe  einer  Steuererklärung  nach  den  Bestimmungen  des  Gesetzes  nicht  ver- 
pflichtet seien ,  und  sodann ,  wenn  dieser  Aufforderung  keine  Folge  geleistet  wird ,  die  Steuer- 
anlage nach  seinem  Ermessen  zu  vollziehen. 

Letzteres  kann  auch  dann  geschehen,  wenn  die  im  Abs.  2  und  3  erwähnten  Auf- 
forderungen und  Vorladungen  wegen  länger  andauernder  Ortsabwesenheit  des  Pflichtigen 
und  mangels  eine«  zu  seiner  Vertretung  berufenen  Dritten  nicht  erfolgen  können;  jedoch 
bleiben  in  diesem  Falle  dem  Pflichtigen  die  in  Art.  32  des  Gesetzes  bezeichneten  Rechts- 
mittel gewahrt. 

Zu  Art.  31 ,  33  und  33.  |  u.  Hinsichtlich  der  Eröffnung  der  in  |  13  erwähnten 
Aufforderungen  und  Vorladungen ,  sowie  der  Entscheidungen  der  Schatz ungsräte ,  ferner  hin 
sichtlich  der  Fristenberechnung  und  der  Zulässigkeit  der  in  Art.  32  des  Gesetzes  bezeichneten 
Rechtsmittel ,  endlich  in  Bezug  auf  Verletzungen  der  Geheimhaltungspflicht  linden  die  H  3* 
bis  41  der  diesseitigen  Verordnung  vom  17.  Februar  18«$ ,  den  Vollzug  des  Einkommensteuer- 
gesetzes betreffend  (Gesetzes-  und  Verordnungsblatt  Seite  11),  entsprechende  Anwendung. 

Zu  Art.  34,  35  und  36.  i  15.  1)  Steuerpflichtige,  welche  nach  Ablauf  der  vom 
Schatzungsrate  zur  Abgabe  der  Steuererklärungen  anberaumten  Frist  gemäss  Art.  34  Abs.  1 
und  Art.  35  Abs.  3  des  Gesetzes  eine  Steuererklärung  abgeben  wollen ,  haben  dieselbe  beim 
Steuerkommissär  einzureichen. 
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setzten  Steuer  gleichkommende  Strafe  oder,  wenn  dieser  Steuerbetrag  nicht 
ermittelt  werden  kann,  in  eine  Strafe  bis  zu  3000  Mark.  Ebenso  verfällt  der- 
jenige, welcher  einen  zur  Entrichtung  der  in  Art.  17  vorgesehenen  Taxe  ver- 
pflichtenden Gewerbsbetrieb  vor  Entrichtung  dieser  Taxe  beginnt  oder  fortsetzt, 
neben  Nachzahlung  der  noch  nicht  verjährten  Taxbeträge  in  eine  Strafe  im 
vierfachen  Betrag  der  in  den  letzten  drei  Jahren  unbezahlt  gebliebenen  gesetz- 
lichen Taxbeträge. 

Die  Festsetzung  der  in  den  vorstehenden  Fällen  sich  ergebenden  Steuer- 
und  Taxnachträge  erfolgt  durch  die  Bezirkssteuerstelle ,  welche  dabei  (soweit 
es  sich  um  Steuernachträge  handelt)  an  die  Stelle  des  Schatzungsrats  tritt. 

Artikel  35. 

Ordnungsstrafen  und  Straflosigkeit. 

Wird  dargethan,  dass  die  Unterlassung,  bezw.  nicht  rechtzeitige  Erstattung 
der  vorgeschriebenen  Anmeldungen,  Anzeigen  und  Angaben  oder  die  nicht 
rechtzeitige  Entrichtung  der  im  Art.  17  bemerkten  Taxe  oder  die  Unrichtigkeit 
der  bezüglichen  Angaben  nur  auf  einem  Versehen  beruht,  so  tritt  neben  Nach- 
zahlung der  nicht  oder  zu  wenig  angesetzten  Steuer  an  Stelle  der  im  vor- 
stehenden Artikel  angedrohten  Strafe  nur  eine  Ordnungsstrafe  bis  zu  300  Mark. 

Die  gleiche  Ordnungsstrafe  ist  verwirkt,  wenn  ein  Gewerbsteuerpflichtiger 
den  ihm  durch  dieses  Gesetz  auferlegten  sonstigen  Verbindlichkeiten  zuwider- 
handelt oder  ihre  Erfüllung  verweigert  oder  dabei  wahrheitswidrige  Angaben 
macht,  ausgenommen  die  Fälle  des  Art  33  Abs.  2,  welche  nur  den  dort  ange- 
drohten Rechtsnachteilen  unterworfen  sind. 

Wird  die  unterlassene  Anmeldung,  Anzeige  oder  Angabe  oder  die  Ent- 
richtung der  Taxe  zwar  nach  Ablauf  der  gesetzlichen  Frist,  jedoch  noch  bevor 
das  Vergehen  bei  der  Bezirkssteuerbehörde  angezeigt  worden  ist,  nachgeholt 
oder  die  wahrheitswidrige  Angabe  innerhalb  der  gleichen  Zeit  berichtigt,  so 
tritt  gänzliche  Straflosigkeit  ein. 

Artikel  36. 
Verjährung  der  Strafverfolgung. 

Die  Verfolgung  der  in  Art.  34  mit  Strafe  bedrohten  Steuervergehen  ver- 
jährt in  drei  Jahren  vom  Ablauf  der  in  Betracht  kommenden  gesetzlichen  Fristen, 
bezw.  vom  Tage  der  Abgabe  der  wahrheitswidrigen  Angaben  an. 

Ordnungsvergehen  (Art.  35,  Abs.  1  und  2)  verjähren  in  einem  Jahre. 


*)  Die  im  Art.  34  erwähnten  „letzten  3  Jahre"  sind  vom  Tag  der  Erfassung  des 
Strafbescheids  oder  von  der  ersten  richterlichen  Untersuchungshandlung  an,  wenn  eine  solche 
der  Erfassung  des  Strafbescheids  vorhergegangen  oder  ein  Strafbescheid  nicht  erlassen  worden 
ist  (|  68  des  Strafgesetzbuches,  |  480  Abs.  S  der  Strafprozessordnung),  zurückzurechnen. 

3)  In  denjenigen  Fällen,  in  welchen  gemäss  Art.  34  Abs.  1  eine  Strafe  bis  zu 
3000  Mark  oder  gemäss  Art.  35  Abs.  1  und  2  eine  solche  bis  zu  300  Mark  zu  erkennen  ist, 
muss  im  Hinblick  auf  die  Bestimmungen  des  9  1  Abs.  3  und  f  87  des  Reichsstrafgesetzbuches 
Jeweils  mindestens  eine  Strafe  im  Betrag  von  drei  Mark  ausgesprochen  werden. 

4)  Die  Berechnung  von  Steuer-  und  Taxnach tragen  im  Strafverfahren  (Art.  34  Abs.  2 
des  Gesetzes)  hat  sich  auf  diejenigen  Beträge  zu  beschränken,  welche  für  die  letzten  fünf 
Kalenderjahre,  das  Jahr,  in  welchem  das  Erkenntnis  gegeben  wird,  mit  inbegriffen,  zu 
wenig  in  Ansatz  gekommen  sind. 

Hierzu  tritt  bei  Steuernachträgen,  sofern  bei  Erfassung  des  Erkenntnisses  das  Steuer- 
Ab-  und  Zuschreiben  für  das  nächstfolgende  Jahr  bereits  beendigt  ist,  noch  der  vonnerkliche 
Ansatz  der  für  das  weitere  Jahr  zu  wenig  angesetzten  Steuer. 

|  16.  Das  alljährliche  Ab-  und  Zuschreiben  der  Gewerbsteuer  hat,  sofern  nicht  aus- 
drücklich für  ein  bestimmtes  Jahr  seitens  des  Finanzministeriums  ein  anderer  Tennin  fest- 
gesetzt wird,  Jeweils  vom  1.  April  ab  zu  beginnen. 

I  17.  Die  grosBherzogliche  Steuerdirektion  ist  mit  dem  weiteren  Vollzug  beauftragt. 
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Artikel  37. 
Steuerfuss. 

Der  auf  die  nach  gegenwärtigem  Gesetz  gebildeten  Steuerkapitalien  um- 
zulegende SteuerfusH  wird  jeweils  durch  das  Finanzgesetz  bestimmt. 

Artikel  38. 
Steuereinzug. 

Diu  für  ein  Steuerjahr  schuldige  Gewerbsteuer  ist,  sofern  nicht  in  gegen- 
wärtigem Gesetz  ausdrücklich  ein  anderes  Verfahren  vorgesehen  ist,  je  zu  einem 
Sechsteil  auf  1.  Dezember  des  unmittelbar  vorhergehenden  Jahres.  1.  Januar. 
1.  Februar,  1.  Juli,  1.  August  und  1.  September  des  laufenden  Jahres  fällig 
und  längstens  bis  zum  14.  des  betreffenden  Monats  zu  entrichten. 

Steuerrückstände  und  Steuernachträge  sind  in  ihrem  vollen  Betrag  alsbald 
zu  berichtigen. 

Im  übrigen  gelten  rücksichtlich  der  Betreibung  der  Gewerbsteuer  die 
gleichen  Vorschriften  wie  für  die  sonstigen  direkten  Steuern. 
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Gemarkung,  in  welcher  die  Steuerpflicht 

begründet  ist  (Steuerdistrikt):  Freiburg. 

GewerbBteuer-Erkl&ruiig. 


Name:  Karl  Schmitt. 
Firma:  J.  G.  Schmitt. 
Wohnort:  Freiburg. 


1. 

2. 

9. 

Mittlerer  Wert  des 

Monat, 
mit  dessen  erstem  Tag 

a.  die  Steuerpflicht  beginnt 

oder 

b.  die  Erhöhung  oder  Minderung 
der  Besteuerung  einzutreten 
hat«). 

Bezeichnung 
der 

einzelnen  Gewerbsunternehmungen. 

Betriebskapitals 
jeder  einzelnen 
Unternehmung 
laut  Entzifferung 

auf  der  Rückseite1). 

Mark. 

»500 

»100 
1900 

f    a.  Januar  ls»6. 

Der  Unterzeichnete  versichert  hiermit  nach  bestem  Wissen  und  Gewissen ,  dass  vor- 
stehende Steuererklärung  einschliesslich  der  Angaben  auf  der  Rückseite  nach  den  Bestimmungen 
des  Gewerbsteuergesetzes  getreu  und  vollständig  aufgestellt  ist. 
Freiburg,  den  7.  Juli  1886, 
Unterschrift:  Karl  Schmitt. 
Wohnung:  Kaisers traase  74. 


!)  Der  mittlere  Wert  des  Betriebskapitals  ist  nach  dem  mittleren  Jahres« 
stände  anzugeben.  Hierbei  ist  massgebend 

bei  Steuerpflichtigen,  welche  im  Steuerdistrikt  noch  nicht  zur  Gewerbsteuer  ver- 
anlagt sind: 

der  Stand  der  Unternehmungen  zur  Zeit  der  Steuerveranlagung; 
bei  bereits  zur  Gewerbsteuer  Veranlagten : 

der  Stand  der  Unternehmungen  am  1.  April  de«  laufenden  Jahres. 
3)  In  Spalte  3  haben  anzugeben: 

zu  a.  Steuerpflichtige ,  welche  im  Steuerdistrikt  noch  nicht  zur  Gewerbsteuer  ver- 
anlagt sind; 

den  auf  den  Beginn  eines  steuerbaren  Geschäftsbetriebs  nächstfolgenden  Monat ; 
zu  b.  zur  Gewerbsteuer  bereits  Veranlagte,  deren  Steuerkapital  nach  den  Angaben 
in  Spalte  2  sich  gegenüber  dem  bisher  von  ihnen  versteuerten  Steuerkapital  um 
mehr  als  25  Prozent  erhöht  oder  mindert: 

den  Monat,  seit  dessen  erstem  Tag  die  eine  Aenderung  der  Steueranlage  be- 
dingenden Verbältnisse  in  vollem  Umfange  andauern.  Kann  nicht  festgestellt 
werden,  von  welchem  früheren  Monat  an  die  Erhöhung  oder  Minderung  in 
vollem  Umfang  andauert,  so  ist  der  April  laufenden  Jahres  als  der  mass- 
gebende Monat  zu  bezeichnen. 

861 


Digitized  by  Google 


408 


•Basisches  G«werbsteucrgesete  vom  80.  Juni  1864. 


2  § 

■-5  — 


?  &  ^ 
£  S  1  p 


09 

r» 
te 

P 
s 
a. 


1 
CO 


re 
■a 


5 
3 


1  I 


ft 

-4 


i 


g 
V 


1 1 


Iii 


■  r 


I» 


re 

N 


I  I 


I      i  I 


I      I  I 


86S 


1  s 


E 


-1 

a 

re  3- 

I  ^ 
re  -1 


i-s 

3  £. 


g. 

re 

a. 


Digitized  by  Go 


Badisches  Gewerbsteuergesetz  vom  »0.  Juni  1884. 


409 


Beilage  a  der  Vollsagsvererdnwig. 

Obereinnehmerei:  J         .  .  Gemarkung  (Steuerdistrikt) : 

Hauptsteueramt:  j  '  ann  1111  •  •  •  Weinheim. 


Gewerbsteuer-  E  rk  1  jl  rn  n  g . 

fQr  Wanderlager  oder  Waren  Versteigerungen. 
(Artikel  14  und  X3  des  Gewerbsteuergesetzes.) 


Vo  rbemerkungen. 

1.  Das  Betriebskapital  umfasst  den  mittleren  Wert  der  zum  Verkauf  in  dem  betreffenden 
Steuerdistrikt  (Gemarkung)  bestimmten  Warenvorräte  und  der  Geschäftseinrichtung, 
sowie  den  zum  Geschäftsbetrieb  erforderlichen  baren  Kassenvorrat  und  ist  sowohl 
nach  dem  Stand  beim  Beginn  des  Verkauft,  als  auch  nach  dem  mittleren 
Stand  während  der  Dauer  des  Verkaufs  anzugeben. 

t.  Die  Steuer  ist  vor  Eröffnung  des  Verkaufs  an  die  Obereinnehmerei  (Haupt- 
steueramt) ,  wenn  diese  Stelle  die  Feststellung  der  Steuer  bewirkte ,  andernfalls  an 
die  Steuereinnehmers!  des  Orte«,  wo  der  Gewerbebetrieb  stattfinden  soll,  zu  ent- 
richten. 


1.  Vor-  und  Familienname  des  Steuerpflichtigem :  Josef  Horn. 

2.  Wohnort  und  Heimatsland  desselben:  Mainz,  Grossherzogtum  Hessen. 
S.  Art  des  Gewerbes :  Handel  mit  Ellenwaren. 

(  a.  zur  Zeit  des  Beginns  des  Verkaufs    .  .  4000  M. 

4.  Steuerbares  Betriebskapital  l  b.  nach  dem  mittleren  Stand  während  der 

|      Dauer  des  Verkaufs   3000  M. 

5.  Ort  und  Zeitdauer  des  Verkauft :  In  Weinheim  vom  5.  bis  einschliesslich  10.  d.  M. 


Die  Richtigkeit  obiger  Angaben  bestätigt: 
Wein  heim,  den  3.  November  1886. 


Unterschrift :  Josef  Horn. 
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Infolge  vorseitiger  Steuererklärung  wird  nach  vollzogener  Prüfung  denselben  und 
unter  Berücksichtigung  der  in  Betracht  kommenden  Verhältnisse  das  steuerbare  Betriebs- 
kapital auf  3000  M.  festgesetzt. 

Hieraus  betragt: 

die  Jahressteuer  zu  18,*  Pfennig  von  100  M.  Steuerkapital  5  M.  55  Pf. 

Zu  erheben  ist :  die  halbe  Jahressteuer  mit  2  M.  78  Pf, 

Hierzu  tritt  gemäss  Artikel  14  Absatz  8  des  Gewerbsteuergesetzes  und 

i  5  Ziffer  5  der  Vollzugsverordnung  vom  26.  April  1886  ein  Steuerzuschlag  von  1»  »  50  , 

Im  Ganzen  sind  somit  zu  erheben  15  M.  ?h  Pi. 

Mannheim,  den  8.  November  1886. 

Grossh.  Obereinnehmerei  (Haupts teueramtj.  Steuerkommissär. 

T.  T. 


Bescheinigung. 

Der  obige  Betrag  mit  15  M.  28  Pf. 

sage:  -  -I  Fünfzebu  Mark  28  Pfennig  :•  - 

wurde  heute  anher  bezahlt. 

Mannheim,  den  3.  November  1886. 

Grossh.  Obereinnehmerei. 
T. 


oder: 


Weinheim,  den  4,  November  188ü. 

Steu  e  re  in  ne  lun^rei. 
T. 
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Oesetz, 

die  Kapitalrentensteuer  betreffend. 

(In  der  durch  Bekanntmachung  dea  Finanzministeriums  vom  6.  März  1886  fest- 

gesetzten  Fassung.) 

Artikel  1. 

Der  Ertrag  aus  Kapitalvermögen,  sowie  Renten  und  sonstige  derartige 
Bezüge,  soweit  diese  Erträgnisse  nicht  unmittelbar  aus  Grundbesitz  (einschliess- 
lich von  Gebäuden)  oder  aus  dem  Betrieb  einer  gewerblichen  Unternehmung 
herrühren  oder  ein  Entgelt  für  (jetzige  oder  frühere)  Arbeit,  Dienstleistung  und 
Berufsthätigkeit  bilden,  unterliegt  nach  Massgabe  der  folgenden  Bestimmungen 
der  Kapitalrentensteuer. 

Artikel  2. 

Diese  Steuer  ist  demnach  im  allgemeinen  zu  entrichten  von : 

1)  den  Zinsen  aus  Anlehen  des  Deutschen  Reiches,  aus  Schuldbriefen 
deutscher  und  nicht  deutscher  Staaten,  Gemeinden  und  anderer  öffent- 
licher Verbände,  ferner 

den  Zinsen  sonstiger  verzinslichen  Kapitalforderungen  aus  Darlehen, 
Kaufschillingen,  Ablösungsbeträgen ,  Abrechnungs-  und  Kontokorrent- 
guthaben, Sparkasseguthaben,  Dienst-  und  anderen  Kautionen,  Hinter- 
legungsgeldern, Gleichstellungsgeldern  und  Vorschüssen,  sowie  von 
den  Zinsen  aus  verzinslich  gewordenen  Zins-  und  anderen  Ausständen ; 

2)  den  Zinsen,  Renten  und  Dividenden  aus  Aktien  von  Eisenbahn-,  Bank-, 
Bergwerks-  und  anderen  industriellen  oder  Handelsunternehmungen 
auf  Aktien,  ohne  Rücksicht  darauf,  ob  das  betreffende  Unternehmen 
im  Grossherzogtum  oder  anderswo  der  Gewerbsteuer  unterliegt; 

3)  den  Zinsen,  welche  durch  Lotterieanlehenslose ,  verzinsliche  wie  un- 
verzinsliche, bezogen  werden  und  welche  in  unverzinslichen  Kauf- 
schillingszielern,  diskontierten  Wechseln,  Schatzscheinen  und  in  anderen 
unverzinslichen  Kapitalforderungen  mitbegriffen  sind; 


Verordnung  v.  6.  März  1886,  den  Vollzug  des  Kapitalrentenstenergesetzes  betr. 

Zu  Art.  ».  |  1.  1)  Die  Zinsen  aus  dem  vom  Geschäftsbetrieb  herrührenden  und  da- 
her nach  Art.  7  Ziff.  5  des  Gewerbsteuergesetzes  zum  gewerbsteuerpflichtigen  Betriebskapital 
gehörigen  Aktivausständen  und  Kontokorrentguthaben  der  Gewerbsunternehmer  sind  von  der 
Kapitalren  tonsteuer  frei. 

x)  Der  Kapitalrentensteuer  unterliegen  ferner  nicht  die  Zinsen  und  Gewinnauteile, 
welche  offene  Handelsgesellschafter ,  die  persönlich  haftenden  Hitglieder  der  Kommanditgesell- 
schaften und  die  Kommanditisten  einfacher  Kommanditgesellschaften  (Handelsgesetzbuch 
Art.  150—17«)  als  solche  beziehen.   Dagegen  gehören  zu  den  nach  Art.  2  Ziff.  1  bezw. 

Ziff.  8  des  Gesetzes  steuerbaren  Bezügen  die  Erträgnisse,  welche  stillen  Gesellschaftern  {Handels- 
gesetzbuch Art.  880—865)  und  den  Kommanditisten  der  Kommanditgesellschaften  auf  Aktien 
(Handelsgesetzbuch  Art.  I7s-306a  in  der  Fassung  des  Reichsgesetzes  vom  18.  Juli  1884)  aus 
ihren  Vermögenseinlagen  bezw.  Aktien  zufliessen. 

3)  Wie  Aktien  von  Bergwerksunternehmungen  sind  auch  Kuxen  oder  Kuxscheine  zu 
behandeln,  soweit  dieselben  nicht  als  Immobilien  gelten. 

4)  Zu  den  nach  Art.  2  Zifl.  4  des  Gesetzes  rentensteuerpHichtigen  Bezügen  zählen 
nicht  die  Witwen-  und  Waisengelder  und  Beneflzien,  welche  auf  einem  öffentlichen  oder 
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4)  Erbrenten,  Zeitrenten,  Leibgedingen  und  sonstigen  Rentengenüssen  in 
Geld,  Naturalien  und  Nutzungen  (in  Wohnung,  Grundstöcken  u.  s.  w.), 
welche  aus  Versorgungs-,  Witwen-,  Pensions-  und  anderen  Kassen  oder 
Anstalten  ähnlicher  Art  gegen  bestimmte  Einlagen  verabreicht  werden, 
oder  auf  Stammgutsrechten,  Nutzungsrechten  und  Dienstbarkeiten, 
belasteten  oder  unbelasteten  Vertragen  und  letzten  Willensverordnungen 
beruhen. 

Artikel  3. 

Landes-  und  sonstige  Reichsangehörige  —  Körperschaften,  Stiftungen, 
Anstalten  und  Gesellschaften  einbegriffen  —  sind,  wenn  sie  im  Sinne  des  Reichs- 
gesetzes  vom  13.  Mai  1870,  die  Beseitigung  der  Doppelbesteuerung  betreffend 
(Beilage  Nr.  22  zu  dem  Gesetzes-  und  Verordnungsblatt  von  1870  Nr.  LXX1.), 
ihren  Wohnsitz  (Aufenthalt)  im  Grossherzogtum  haben,  mit  dem  ganzen  Betrag 
ihres  nach  Art.  2  steuerbaren  Zinsen-  und  Rentenbezuges  der  Kapitalrentensteuer 
unterworfen,  ohne  Rücksicht  darauf,  ob  das  gedachte  Einkommen  von  im  In- 
lande,  im  übrigen  Reichsgebiete  oder  im  Auslande  angelegten  Kapitalien  oder 
von  inländischen  oder  von  fremden  Bezugsorten  herstammt. 

Artikel  4. 

Reichsausländer,  welche  des  Erwerbs  wegen  im  Grossherzogtum  ihren 
Wohnsitz  haben,  unterliegen  der  Kapitalrentensteuer  in  demselben  Umfange, 
wie  die  im  Art.  3  genannten  Pflichtigen. 


privaten  Dienstverhältnis  beruhen  und  daher  als  Entgelt  für  frühere  Arbeit,  Dienstleistung  oder 
Berufsthätigkeit  zu  betrachten  sind  (vergl.  Art.  S  letzter  Absatz  des  Einkommensteuergesetze« 
vom  20.  Juni  1884). 

Insbesondere  güt  dies  von  den  Bezügen,  welche  den  Hinterbliebenen  der  Reichabeamten. 
der  badischen  Staatsdiener  und  Angestellten,  der  Offiziere,  Unteroffiziere,  Soldaten  und  Militär- 
beamten ,  der  evangelischen  Kirchendiener  und  der  Schullehrer  aus  der  Reichskasse ,  aus  den 
badischen  Witwenkassen  für  Staatsdiener  und  Angestellte ,  aus  der  badischen  Militärwitwea- 
kasse,  aus  der  Pfarrwitwenkasse  und  aus  dem  Schullehrerwitwen-  und  Waisenfonds  jtufliessen. 

Diese  Bezüge  unterliegen,  soweit  sie  nicht  gänzlich  steuerfrei  sind,  nur  der  Einkommen 
Steuer  (vergl.  g  a  Abs.  5  u.  7  der  diesseitigen  Verordnung  vom  17.  Februar  1885,  den  Vollzog 
des  Einkommensteuergesetzes  betreffend,  Gesetzes-  und  Verordnungsblatt  S.  41). 

Es  sind  daher  nur  solche  Renten  aus  Versorgungs-,  Witwen-,  Pensions-  und  ähnlichen 
Kassen,  welche  lediglich  gegen  bestimmte  Einlagen  der  Empfänger  bezogen  werden,  nach 
Art.  X  Ziff.  4  de«  Gesetzes  rentensteuerpflichtig. 

Zu  Art.  3  u.  4.  |  2.  Einen  Wohnsitz  im  Sinne  des  Reichspesetzes  vom  IS.  Mai  ISTO, 
die  Beseitigung  der  Doppelbesteuerung  betreffend ,  bat  jemand  an  dem  Orte ,  an  welchem  er 
eine  Wohnung  unter  Umständen  inne  hat,  welche  auf  die  Absiebt  der  dauernden  Beibehaltung 
einer  solchen  schliessen  lassen.  Sind  die  Voraussetzungen  für  den  Besitz  eines  Wohnsitzes 
in  keinem  Bundesstaate  vorhanden,  so  genügt  bei  Landes-  und  sonstigen  Reicbsangehöhges 
der  blosse  dauernde  Aufenthalt  im  Grossherzogtum  zur  Begründung  der  Kapitalrenten- 
Steuerpflicht. 

Angehörige  anderer  Bundesstaaten,  welche  im  Grossherzogtum  und  ausserdem  in  ihren 
Heimatstaate  einen  Wohnsitz  haben,  werden  zur  badischen  Kapitalrentensteuer  nicht  herangezogen. 

Landesangehörige,  welche  zugleich  in  einem  anderen  Bundesstaate  das  HtaAt«. burger- 
recht  und  in  diesem  Staate  wie  auch  im  Grossherzogtum  einen  Wohnsitz  haben,  unterliegen  — 
vorbehaltlich  der  auf  ihr  Ansuchen  eintretenden  besonderen  Steuerpflicht  —  mit  ihrem  gesamter. 
Zinsen-  und  Rentenbezug  der  badischen  Kapitalrentensteuer. 

Landes-  und  sonstige  Reichsangehörige,  welche  im  Staats-  oder  Reichsdienste  steh«, 
sind  rentensteuerpflichtig,  wenn  sie  ihren  dienstlichen  Wohnsitz  (d.  h.  den  Ort,  wo  ihr  Amt  aus- 
zuüben ist)  im  Grossherzogtum  haben. 

Reichsausländer  sind  nur  rentensteuerptliehtig,  wenn  sie  einen  Wohnsitz  im  obigst 
Sinne  im  Grossherzogtum  haben,  in  diesem  Falle  aber  auch  dann,  wenn  sie  ausserdem  noch  in 
einem  anderen  Bundesstaate  oder  in  ihrem  Heimatstaat  einen  Wohnsitz  haben. 
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Reichslausländer  dagegen,  welche  nicht  des  Erwerbs  wegen  im  Grossher- 
zogtum ihren  Wohnsitz  haben,  sind  mit  ihrem  Zinsen-  und  Rentenbezug  nur  in- 
soweit steuerpflichtig,  als  die  Kapitalien  im  Reichsgebiet  angelegt  sind,  oder 
die  Bezüge  aus  letzterem  herkommen. 

Artikel  5. 

Von  der  Kapitalrentensteuer  sind  befreit: 

1)  Der  Staat  ; 

2)  Anstalten ,  welche  vom  Staate  durch  jährliche ,  nicht  aus  privatrecht- 
lichem Titel  zu  leistende  Zuschüsse  unterstützt  werden; 

3)  Anstalten,  welche  für  Krankenverpflegung  und  Armenunterstützung, 
sowie  öffentliche  Anstalten,  welche  für  den  Unterricht  bestimmt  sind; 

4)  auf  Gegenseitigkeit  gegründete  Anstalten  zur  Versicherung  gegen 
Feuer-,  Wasser-,  Hagel-  oder  Viehschaden,  oder  gegen  Schaden  aus 
anderen  Unglücksfällen ;  ferner  auf  Gegenseitigkeit  gegründete  Sterbe- 
kassen; endlich  auf  Gegenseitigkeit  gegründete  Sustentations-  und 
Krankenkassen  von  Arbeitern; 

5)  die  Gemeindebürger  und  Witwen  bezüglich  ihrer  Bürgernutzungen; 

6)  Baupflichtige  bezüglich  der  Erträgnisse  aus  Ablösungskapitalien  für 
Zehntbaulasten ; 

7)  alle,  deren  steuerbare  Zinsen  und  Renten  nach  Abzug  etwaiger  Schuld- 
Zinsen  und  Lasten  (Art.  8)  die  Summe  von  60  Mark  (35  fl.)  jährlich 
nicht  übersteigen; 

8)  Witwen,  elternlose  Minderjährige  und  erwerbsunfähige  Personen,  so- 
fern die  Genannten  nach  Art.  6  Ziff.  7  des  Einkommensteuergesetzes 
vom  Beizug  zur  Einkommensteuer  befreit  sind. 

Artikel  6. 

Sind  die  unter  Ziffer  3  und  4  des  Art.  5  genannten  Anstalten  mit  an- 
deren Anstalten  verbunden,  welche  eine  Steuerbefreiung  nicht  zu  geniessen 
haben,  so  bleiben  die  Zinsen  und  Rentenbezüge  nur  so  weit  frei,  als  dieselben 
zu  den  gefreiten  Zwecken  dienen. 

Hat  jemand,  der  auf  die  Steuerbefreiung  unter  Ziff.  7  des  Art.  5  An- 
spruch macht,  steuerbare  Zinsen  und  Renten  vom  Vermögen  seiner  Ehefrau  oder 
Kinder  mitzugeniessen ,  so  kommen  bei  Bemessung  seines  Einkommens  an 
steuerbaren  Zinsen  und  Renten  auch  die  der  Ehefrau  und  Kinder  mit  in  Betracht. 

Artikel  7. 

Wer  bereits  zur  Kapitalrentensteuer  beigezogen  ist,  hat  —  falls  der 
Jahresbetrag  seiner  steuerbaren  Zinsen  und  Renten  nach  Abzug  der  hierzu  geeig- 


Die  Absicht  des  Erwerbes  wird  bei  denjenigen  im  Grossherzogtum  wohnenden  Reichs- 
ausländem  angenommen,  welche  daselbst  die  Land-  oder  Forstwirtschaft  als  Nahrungszweig, 
ein  Gewerbe,  eine  Berufstätigkeit  oder  sonstige  gewinnbringende  Beschäftigung  ausüben  oder 
betreiben. 

Zu  Art.  &  ZlflT.  3.  (  3.  Unter  Anstalten,  welche  für  Krankenverpflegung  und 
Armenunterstützung  bestimmt  sind,  sind  auch  die  Stiftungen  und  Kassen  zur  Verpflegung 
und  Unterstützung  von  Kranken  und  Armen  zu  verstehen. 

Als  öffentliche  für  den  Unterricht  bestimmt«  Anstalten  sind  alle  vom  Staate 
anerkannten  inländischen  Anstalten,  Stiftungen  und  Fonds  anzusehen,  welche  die  Be- 
stimmung haben ,  den  Unterricht  im  ganzen  Lande  oder  in  einem  Teile  oder  Orte  desselben 
oder  auch  nur  einer  Klasse  der  Einwohner  oder  eines  Keligionsteils  eines  Ortes  zu  befördern, 
sei  es  durch  Verbreitung  gemeiner  Schul-  und  Gewerbskenntnisse  oder  höherer  Bildung  in 
Wissenschaft,  Kunst  und  Gewerbe,  jedoch  mit  Ausschluss  aller  auf  Rechnung  von  Privat- 
personen bestehenden  Anstalten. 

Zu  Art.  &  ZI  IT.  3  u.  Art.  f  4.  Bei  Bemessung  des  Jahresbetrags  der  steuer- 
baren Zinsen  und  Renteu  gemäss  Art.  5  Ziff.  7  und  Art  7  sind  im  Hinblick  auf  die  Be- 
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neten  Schuldzinsen  und  Lasten  (Art.  8)  sich  erhöht  —  aus  dem  hiernach  sich 
ergebenden  Zuwachs  erst  dann  Steuer  zu  entrichten,  wenn  dieser  Zuwachs  den 
Betrag  von  60  Mark  (35  fl.)  Oberschreitet, 

Artikel  8. 

Ist  ein  Steuerpflichtiger  mit  faust-  oder  unterpfändlich  versicherten  Kapital- 
schulden, oder  ist  er  mit  Ablösungskapitalien  von  Zehnten,  Zinsen  und  Gülten 
belastet,  oder  sind  seinem  steuerbaren  Zinsen-  und  Rentenbezuge  privatrechtliche 
Lasten,  welche  nicht  schon  kraft  Gesetzes  damit  verbunden  sein  würden,  durch 
besonderen  Titel  auferlegt  (wozu  aber  bei  Stiftungen  die  etwa  vom  Stifter  vor- 
geschriebenen Ausgaben  für  den  eigenen  Stiftungszweck  nicht  gehören),  so  kann 
er  verlangen,  dass  der  Geldbetrag  an  Schuldzinsen  und  Lasten  von  seinem  Ein- 
kommen an  Zinsen  und  Renten  abgezogen  und  nur  der  alsdann  noch  übrige 
Rest  des  letzteren  der  Kapitalrentensteuer  unterworfen  wird. 

Als  unterpfänd lieh  versicherte  Schulden  werden  nur  solche  berücksichtigt, 
für  welche  ein  Eintrag  im  Grund-  oder  Pfandbuche  besteht. 

Artikel  9. 

Steuerpflichtig  ist  der,  welchem  der  Zinsen-  und  Rentenbezug  zusteht. 

Artikel  10. 

Bei  auf  Gegenseitigkeit  gegründeten  Vereorgungs-,  Witwen-  und  Waisen- 
anstalten, ferner  bei  auf  Gemeinschaftlichkeit  des  Ertragnisses,  der  Verluste  und 
Verwaltungskosten  gegründeten  Spar-  und  Leihkassen.  Vorschussvereinen  und 
anderen  Erwerbs-  und  Wirtschaft«genosscnschaften ,  endlich  bei  auf  solcher  Ge~ 
meinschaftlichkeit  beruhenden  Vermögensverwaltungen  mehrerer,  zu  diesem 
Zwecke  vereinigter  Personen  —  bei  letzteren  Verwaltungen,  wenn  sie  den  Ertrag 
des  in  gemeinschaftlicher  Verwaltung  befindlichen  Vermögens  von  Zeit  zu  Zeit 
unter  ihre  Mitglieder  verteilen  —  hat  nicht  die  Anstalt  oder  Vermögensver- 
waltung vom  Ganzen,  sondern  jeder  Teilnehmer  von  seinen  Zinsen-  und  Renten 
bezügen  aus  der  Anstalt  oder  Vermögensverwaltung  die  Kapitalrentensteuer  zu 
entrichten. 

Diese  Verbindlichkeit  der  Teilnehmer  tritt  erst  ein,  wenn  sie  die  bare 
Zahlung  der  Zinsen  und  Renten  verlangen  können. 

Artikel  11. 

Bei  auf  Gegenseitigkeit  gegründeten  Lebensversicherungs-  und  sonstigen 
Anstalten,  welche  nicht  eine  jährliche  Zins-  oder  Rentenausteilung,  sondern  die 
Ansammlung  und  einstige  Verteilung  von  Kapitalien  zum  Zwecke  haben,  ferner 
bei  auf  Genieinschaftlichkeit  beruhenden  Vermögensverwaltungen  zu  gleichem 
Zwecke  hat  die  Anstalt  oder  Vermögensverwaltung  die  Kapitalrentensteuer  vom 


Stimmungen  des  Art.  25  des  Gesetzes  Leibrenten,  Leibgedinge,  Witwenbenef  izien 
—  letztere  soweit  sie  überhanpt  rentensteuerpflichtig  sind,  siehe  |  1  dieser  Verordnung  —  und 
andere  bis  zum  Tode  (des  Beziehers  oder  eines  Dritten  fortdauernde  Kenten- 
beziige  stet*  nur  mit  zwei  Fünftel,  rentensteuerpflichtige  Waisenbenefizien  nur  mit 
einem  Fünftel  ihres  Jahresbetrags  in  Rechnung  zu  ziehen. 

Zu  Art.  8.  i  Eine  abzugsföhige  privatrechtlichc  Last  ist  nur  dann  vor- 
handen ,  wenn  mit  dem  Erwerb  eines  bestimmten  Zinsen-  und  Rentenbezngs  die  Uebernahme 
gewisser  Leistungen  vermöge  besonderen  privaten  Rechtstitels  verknüpft  ist. 

Auf  allgemeinen  gesetzlichen  Bestimmungen  beruhende  Lasten,  wie  z,  B.  die 
'«r  Nutzniessung  des  Vermögens  Minderjähriger  haftende  Pflicht  zur  Bestreitung  ihres 


.  ,  Jj^H.  s'nd  hierzu  nicht  zu  rechnen. 

zuübe  /ö  %M"  IO"   1  6-   Wi*  <Hn  anf  Gt'mpinschaft,ic,lk,'u  des  Erträgnisses,  der  Verlust* 
•waltnngskosten  gegründeten  Spar-  und  Leihkassen  sind  auch  die  unter  das  Gesellt 
„.       ypril  Inno  (Gesetzes-  und  Verordnungsblatt  S.  109)  fallenden,  unter  Bürgschaft  einer 

i    m  V1*™  (;e,neiö«,en  errichteten  Sparkassen  zu  behandeln, 
einem 
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ganzen  Ertrage  sämtlicher  von  ihr  für  den  betreifenden  Zweck  angelegten  Ka- 
pitalien zu  entrichten. 

Von  dieser  Steuerpflicht  sind  diejenigen  Anstalten  entbunden,  welche 
gemäss  Art.  1  Abs.  2  des  Gewerbeteuergesetzes  zu  den  gewerblichen  Unterneh- 
mungen zählen. 

Artikel  12. 

Die  Kapitalrenten8teuer  ist  —  den  Fall  des  gänzlichen  Verlustes  eines 
Zinsen-  und  Rentenbezuges  oder  des  Aufhörens  der  Voraussetzungen  der  Art  3 
und  4  ausgenommen  —  stets  für  das  volle  mit  dem  Kalenderjahr  übereinstim- 
mende Steuerjahr,  und  zwar  nach  dem  Jahresbetrag  der  steuerbaren  Zinsen  und 
Renten,  wie  sich  solcher  nach  dem  Stande  des  hierher  gehörigen  Vermögens 
auf  den  1.  April  des  betreffenden  Jahres  stellt,  zu  entrichten. 

Artikel  13. 

Die  Steuerpflicht  beginnt,  wo  jemand  erstmals  zu  einem  steuerbaren 
Zinsen-  oder  Rentengenusa  oder  zu  einem  nach  Art.  7  eine  neue  Steuerpflicht 
begründenden  Zuwachs  an  steuerbarem  Einkommen  gelangt,  oder  wo  der  Grund 
einer  nach  Massgabe  dieses  Gesetzes  gewährten  Steuerbefreiung  hinweggefallen 
ist,  dann,  wenn  die  entscheidende  Thatsache  vor  dem  1.  April  eines  Jahres 
oder  auf  diesen  Tag  eingetreten  ist,  mit  dem  betreffenden  Jahre,  sonst  aber  mit 
dem  nächstfolgenden  Jahre. 

Wer  durch  Niederlassung  im  Grossherzogtum  steuerpflichtig  wird  (Art.  3 
und  4),  soll  in  allen  Fällen  erst  vom  nächsten  Jahre  an  zur  Kapitalrentensteuer 
beigezogen  werden. 

Artikel  14. 

Die  Steuerpflicht  erlischt  da,  wo  ein  Zinsen-  und  Rentenbezug  eines 
Steuerpflichtigen  gänzlich  aufgehört  hat,  oder  beim  Wegfall  der  Voraussetzungen 
der  Art.  3  und  4  mit  dem  1.  des  Monats,  in  welchem  diese  Veränderungen 
eingetreten  sind,  in  allen  anderen  Fällen  rücksichtlich  des  ab-  oder  überge- 
gangenen oder  zu  befreienden  Betrags  dann,  wenn  die  bezügliche  Aenderung 
vor  dem  1.  April  eines  Jahres  oder  auf  letzteren  Tag  eingetreten  ist ,  mit  Be- 
ginn dieses,  sonst  aber  erst  mit  jenem  des  nächstfolgenden  Jahres'. 

Artikel  15. 

Ungeteilte  Erbschaftsmassen  unterliegen ,  sofern  nicht  schon  die  Steuer- 
pflicht des  Erblassers  für  das  laufende  Jahr  feststeht,  und  auch  ein  Rechtsnach- 
folger in  den  Bezug  des  Nachlasses  noch  nicht  eingetreten  ist,  selbständig  der 
Kapitalrentensteuer. 


Zu  Art.  13  u.  14.  |  7.  Wenn  nach  dem  1.  April  eines  Jahres  nicht  das  gesamte 
steuerbare  Renteneinkommen,  sondern  nur  ein  einzelner  Zinsen-  und  Rentenbezug  eines 
Steuerpflichtigen  gänzlich  in  Verlust  gefallen  ist  oder  aufgehört  hat  (Art.  12  u.  Ii  des  Ge- 
setzes), so  hat  dies  eine  entsprechende  Minderung  seiner  Steuerpflicht  vom  1.  des  Monats 
an,  in  welchem  diese  Aenderung  eingetreten  ist,  zur  Folge. 

Ein  „gänzlicher  Verlust"  oder  ein  „gänzliches  Aufhören"  mit  der  in  Art.  14  des  Ge- 
setzes bezeichneten  Folge  wird  übrigens  dann  nicht  angenommen,  wenn  Kapitalvermögen  in 
einem  Gewerbebetrieb  oder  in  liegenschaftlichem  Besitz  angelegt  wird,  oder  wenn  ein  Zinsen- 
und  Rentenbezug  vom  Steuerpflichtigen  auf  einen  anderen  übergeht. 

Wenn  der  gänzliche  Verlust  eines  Zinsen-  oder  Rentenbezugs  oder  die  Verlegung  des 
Wohnsitzes  aus  dem  Inland  vor  dem  1.  April  oder  auf  diesen  Tag  erfolgt  ist,  so  ist  der  ver- 
lorene Bezug,  bezw.  das  Renteneinkommen  des  Weggezogenen  für  das  ganze  Jahr,  in  welchem 
die  Aenderung  stattgefunden  hat,  steuerfrei  zu  belassen. 

Zu  Art.  15.  8  8.  Eine  selbständige  Steuerpflicht  der  Erbmasse  tritt  nach  Art  15 
in  Verbindung  mit  Art.  12  des  Gesetzes  nur  dann  ein ,  wenn  an  dem  auf  den  Tod  des  Erb- 
lassers folgeuden  ersten  April  die  Erbschaft  noch  von  keinem  der  Erben  ausdrücklich  oder 
stillschweigend  angetreten  ist,  auch  die  Witwe  des  Erblassers  sieb  der  Gütergemeinschaft 
noch  nicht  teilhaftig  gemacht  hat. 
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Artikel  16. 

Die  Grundlage  der  Kapital  rentensteuer  bildet  der  ganze  Jahresbetrag  der 
Zinsen  oder  Renten  aus  den  im  Art.  2  bezeichneten  Einkommensquellen  nach 
Abzug  des  Jahresbetrags  der  im  Art  8  angeführten  Schuldzinsen  und  Lasten. 

Bei  Lotterieanlehenslosen  werden  als  steuerbares  Zinserträgnis  ohne  Rück 
sieht  darauf,  ob  vor  der  Prämienzahlung  ein  jährlicher  Zins  entrichtet  wird 
oder  nicht,  5  Prozent  des  Nennwerte  der  Lose  angenommen. 

Bei  unverzinslichen  Zielern  und  anderen  unverzinslichen  Kapitalforderungen, 
in  welchen  Zinsen  mit  inbegriffen  sind,  sowie  bei  Zeitrenten,  Annuitäten  and 
anderen  Forderungen,  bei  welchen  mit  den  Zinsen  auch  Kapitalteile  bezogen 
werden ,  sind ,  ohne  Rücksicht  auf  die  Verfalltermine,  4  Prozent  des  Nennwerts 
der  ausstehenden  Forderungen  als  steuerbares  Zinserträgnis  anzunehmen ,  inso- 
weit dieser  Betrag  den  durchschnittlich  auf  ein  Jahr  entfallenden  Bezug  nicht 
übersteigt. 

Soweit  Schuldzinsen  und  Lasten  nach  Art.  8  an  dem  steuerbaren  Zinsen- 
und  Renteneinkommen  in  Abzug  gebracht  werden  dürfen,  kommen  wegen  Be- 
messung des  Anschlags  derselben  in  den  dazu  geeigneten  Fällen  die  vorstehen- 
den Bestimmungen  ebenfalls  zur  Anwendung. 

1st  der  Jahresbetrag  der  Zins-  und  Renteneinnahmen  und  bezw.  der 
Schuldzinsen  und  Lasten  seiner  Grösse  nach  wandelbar,  so  ist  der  Durch- 
schnitt der  drei  letzten  Jahre,  in  dessen  Ermangelung  aber  der  Durchschnitt 
der  zwei  letzten  Jahre  und  nur,  falls  auch  dieser  unbekannt  wäre,  der  Ertrag 
des  letzten  Jahres  oder,  wenn  ein  Jahresertrag  noch  nicht  erzielt  oder  wenig- 
stens nicht  bekannt  wäre,  die  mutmassliche  Grösse  eines  mittleren  Jahresertrags 
zu  Grunde  zu  legen. 

Besteht  ein  Rentengenuss  ganz  oder  teilweise  aus  Naturalien  oder  Nutzun- 
gen, so  wird  der  Geldwert  der  Nutzungen  durch  Schätzung,  der  Geldwert  der 
Naturalien  nach  mittleren  Ortspreisen  bestimmt. 

Kein  an  sich  steuerbarer  Zinsen-  oder  Rentenbezug  darf  unberücksichtigt 
bleiben,  es  sei  denn,  dass  er  auf  1.  April  bereits  seit  mehr  als  zwei  Jahren 
offenkundig  oder  erweislich  und,  was  die  bei  Privatpersonen  ausstehenden  Be- 
züge unter  Ziff.  1  und  die  Bezüge  unter  Ziff.  4  des  Art.  2  anbelangt  ,  sorg- 
fältiger Betreibung  ungeachtet  nicht  hat  bezogen  werden  können,  auch  im  Laufe 
des  Jahres  voraussichtlich  nicht  flüssig  werden  wird. 

Auch  die  nach  Ziff.  3  des  Art.  2  steuerbaren,  in  unverzinslichen  Kapital- 
forderungen  inbegriffenen  Zinsgenüsse  dürfen  nicht  ausser  Berechnung  bleiben, 
so  lange  die  entsprechenden  Kapitalwerte  nicht  in  Verlust  geraten  sind. 

Artikel  17. 

Der  Beizug  'zur  Kapitalrentensteuer  erfolgt  auf  Grund  einer  Erklärung, 
welche  jeder  Steuerpflichtige  über  den  Jahresbetrag  seiner  steuerbaren  Zinsen 


Zo  Art.  16.  §  9.  1)  Hinsichtlich  der  Behandlung  der  wandelbaren  Zinsen-  und 
Renteneinnahmen,  Schuldzinsen  und  Lasten  (Art.  16  Abs.  5  u.  6  des  Gesetzes)  finden  die  Be- 
stimmungen in  J  19  Abs.  6  u.  7  der  diesseitigen  Verordnung  vom  17.  Februar  1885,  den  Voll- 
zug des  Einkommensteuergesetzes  betreffend,  entsprechende  Anwendung. 

2)  Ein  auf  den  1.  April  unbeibringlicher  Zinsen-  und  Rentenbezug,  von  welchem  nach 
Lage  der  Verhältnisse  mit  Bestimmtheit  anzunehmen  ist,  dass  er  überhaupt  nie  mehr 
flüssig  werden  wird,  ist  als  ein  solcher  Bezug  zu  behandeln ,  welcher  ganzlich  in  Verlust  ge- 
fallen ist  oder  aufgehört  hat  (Art.  14  des  Gesetzes  und  |  7  dieser  Verordnung). 

In  diesem  Falle  findet  daher  die  Vorschrift  in  Art.  IG  vorletzter  Absatz  des  Gesetzes, 
wonach  unbeibringliche  Zinsen  und  Renten  erst  nach  zweijähriger  Dauer  der  Unterbrechung 
des  Bezugs  unversteuert  bleiben  dürfen,  keine  Anwendung. 

Im  übrigen  ist  dem  Erfordernis  „sorgfaltiger  Betreibung*  genügt,  wenn  der 
Steuerpflichtige  nachweislich  zur  Beibringung  der  ausstehenden  Bezüge  das  den  Umständen 
nach  Geeignete  und  Erforderliche  gethan  hat.  Bass  die  Betreibung  eine  gerichtliche  ge- 
wesen sei,  ist  demnach  nicht  unter  allen  Umständen  geboten. 
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und  Renten ,  sowie  der  etwa  zum  Abzüge  geeigneten  Schuldzinsen  und  Lasten 
bei  dem  hierzu  berufenen  Schatzungsrate  (Art.  21)  nach  bestem  Wissen  und 
Gewissen  schriftlich  oder  mündlich  abzugeben  hat. 

Diese  Steuererklärungen  haben  in  der  durch  die  Vollzugsverordnung  vor- 
zuschreibenden Form  zu  geschehen  und  zwar  —  was  die  in  Art.  2  Ziff.  1  und 
2  erwähnten  Bezüge  anbelangt,  summarisch,  was  dagegen  die  im  Art.  2  Ziff. 
•S  und  4  aufgeführten  Genüsse,  sowie  die  Schuldzinsen  und  Lasten  betrifft,  rück- 
sichtlich welcher  der  Abzug  an  steuerbarem  Einkommen  nach  Art.  8  in  An- 
spruch genommen  werden  will  —  unter  genauer  Bezeichnung  der  einzelnen 
Forderungs-  bezw.  Schuld-  und  Lastenbeträge,  der  Schuldner,  bezw.  Gläubiger, 
der  Verfalltermine  und  Bezugsorte. 

Falls  es  der  Schatzungsrat  ausdrücklich  verlangt,  ist  ein  spezielles  Ver- 
zeichnis der  in  Art.  2  unter  Ziff.  1  und  2  aufgeführten  Kapitalforderungen 
und  der  daraus  fliessenden  Zinsen-  und  Kenteneinnahmen.  die  bei  Privatpersonen 
ausstehenden  Forderungen  jedoch  ohne  Angabe  der  Namen  der  Schuldner, 
nachzutragen. 

Die  Abgabe  dieser  Steuererklärungen  hat  in  der  Frist  zu  geschehen, 
welche  der  Schatzungsrnt  zu  dem  Ende  alljährlich  unberaumen  wird  {Art.  22 
Ziff.  1). 


Rentenbezüge,  welche  als  unheibringlieh  nicht  zu  versteuern  waren,  später  aber  flüssig 
werden,  unterliegen  der  Besteuerung  uur  fur  die  Folgezeit. 

Xu  Art.  1".  8  1".  Die  Erklärungen,  auf  Grund  deren  nach  Art.  17  des  Gesetzes 
der  Beizug  zur  Kapitalrentensteuer  zu  erfolgen  hat ,  sind  nach  dem  aus  der  BeiInge  gegen- 
wärtiger Verordnung  ersichtlichen  Muster  unter  Beachtung  der  im  nachfolgenden  Paragraphen 
gegebenen  Vorschriften  zu  verfassen,  mit  Ort  und  Datum  zu  versehen  und  von  demjenigen, 
welcher  nach  Art.  2«)  des  Gesetzes  zur  Abgabe  der  Erklärung  verpflichtet,  bezw.  (Art.  20 
Ziff.  5  Abs.  2»  berechtigt  ist,  zu  unterzeichnen. 

Die  Druckformulare  zu  Steuererklärungen  sind  samt  einer  von  grossherzoglicher  Steuer- 
direktiou  zu  erlassenden  Anleitung  zur  Aufstellung  derselben  bei  dem  Schatzungsrat ,  bezw. 
Bürgermeister  und  bei  dem  Steuerkommissiir  unentgeltlich  zu  erhalten. 

I  H.  Iu  der  Kentensteuererklärung  sind  nach  den  in  dem  Formular  vorgedruckten 
riiterscheidungcn  auf  der  ersten  Seite  bei  jeder  Ordnungszahl  die  Jahresbeträge  aller  unter 
die  betreffende  Ordnungszahl  fallenden  Einkommensteile  bezw.  Schuldzinsen  uud  Lasten  nach 
dem  Stand  auf  1.  April  des  betreffenden  Jahres  in  einer  Summe  in  Mark,  unter  Weglassung 
etwaiger  Pfenuigbeträge,  anzugeben  uud  auf  der  Rückseite  die  E  i  n  z  e  1  a  n  g  ab  e  n  vor- 
zutragen, welche  der  Art.  17  Abs.  2  des  Gesetzes  vorschreibt. 

Dabei  ist  Folgendes  zu  beachten: 

A.  Auf  der  ersten  Seite  sind: 

1)  unter  Ordnungszahl  I  «lie  im  Art.  2  des  Gesetzes  unter  Ziff.  lux  aufgeführten 
Bezüge  anzugeben. 

2)  unter  Ordnungszahl  II  die  in  Ziff.  3  des  Art.  2  des  Gesetzes  erwähnten  Bezüge  auf- 
zuführen.   Die  letzteren  bestellen : 

a.  in  den  Zinsen,  welche  durch  Lotterieanlehenslose,  verzinsliche  wie  un- 
verzinsliche, bezogen  werden:  an  solchen  sind,  ohne  Rücksicht  auf  das  that 
sächliche  Zinserträgnis  der  Lose,  gemäss  Art.  16  Abs  2  des  Gesetzes,  stets 
f  ü  u  f  Prozent  des  X  e  n  n  w  e  r  t  s  der  Lose  zu  berechnen : 

b  in  den  Zinsen,  welche  in  unverzinslichen  Kaufschillingszieleru,  dis- 
kontierten Wechseln,  Schatzscheinen  ohne  laufenden  Zinsertrag  und  in 
anderen  unverzinslichen  Kapitalforderungen  mitbegriffeit  sind.  Diese 
Zinsen  sind  gemäss  Art.  16  Abs.  3  des  Gesetzes  ohne  Rücksicht  auf  die  Ver- 
falltermine der  Forderung  stets  mit  vier  Prozent  des  Nennwerts  der  be- 
treuenden Forderungen  in  Rechnung  zu  ziehen. 

Zinnen  der  fraglichen  Art  sind  jedoch  nur  dann  zu  fatieren ,  wenn  in  den 
betreffenden  unverzinslichen  Zielern  und  Folgerungen  in  der  That  Zinsen 
in  it  begriffen  sind,  d.  Ii.  wenn  der  Kapitalbetrag  wegen  des  Eutfalls  der 
Zinsen  ein  höherer  ist,  als  er  sein  würde,  wenn  eine  Verzinsung  derselben  be- 
dungen wäre.  Es  ist  dies  stets  der  Fall  bei  diskontierten  Wechseln,  deu 
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Artikel  18. 

Zur  Abgabe  seiner  Steuererklärung  in  diener  Frist  ist  jeder  verpflichtet, 
welcher  nach  dem  Stande  seine»  Vermögens  vom  1.  April  des  Jahres  steuerhure 
Zinsen  und  Renten  zu  beziehen  und  eine  Befreiung  von  der  Kapitalrentensteuer 
nicht  anzusprechen  hat. 

Von  dieser  Verpflichtung  sind  jedoch  —  wofern  nicht  das  Finanzmini- 
sterium für  ein  Steuerjahr  deren  allgemeine  Erfüllung  ausdrücklich  anordnet  — 
alle  jene  Steuerpflichtigen  entbunden,  welche 

1)  im  unmittelbar  vorangegangenen  Steuer  jähr  bereit«  Rentensteuer  ent- 
richtet, auch 

2)  inzwischen  ihren  Wohnsitz  nicht  gewechselt  und  nebstdem 

3)  keine  solche  Einkommensverbesserung  erlangt  haben ,  welche  nach 
Art.  7  eine  Steuererhöhung  zur  Folge  hatte. 


Sehatzscheineii  ohne  laufenden  Zinsertrag  und  dergleichen  Wertpapieren ,  und 
wird  auch  bei  unverzinslichen  Kaufschillingen ,  (i  üterzielern  und  dergleichen 
insolange  vorausgesetzt,  als  nicht  da»  i  '.egenteil  erwiesen  ist.  Für  Durlehen 
dagegen ,  für  welche  weder  die  Zahlung  von  Zinnen ,  noch  die  Heimzahlnng 
der  Darlehe  nssumine  in  erhöhtem  Betrag  bedungen  wurde,  für  nnverzinMifhe 
Handel*-  und  Geschäftsausstände ,  unverzinsliche  Gefall-  und  Zinsrückstäiidt 
und  ahnliche  Ausstände  sind  keine  Zinsen  anzumelden. 

3)  Unter  Ordnungszahl  III  sind  nach  Abzug  der  auf  diesen  Bezügen  etwa  haftenden 
privatrcchtlichen  Lasten  aufzunehmen: 

a.  Zeitrenten,  Annuitäten  und  andere  derartige  Forderungen,  bei  welchen  mit 
den  Zinsen  auch  Kapitalteile  bezogen  werden.  Die  in  diesen  Bezügen  <r- 
haltenen  Zinsen  sind  gemäss  Art.  16  Abs.  3  des  Gesetzes  ohne  Rücksicht 
auf  die  Verfalltermine  mit  vier  Prozent  des  (durch  den  etwaigen  Laxten- 
nbzug  geminderten)  Nennwerts  der  Forderungen  zu  berechnen,  insoweit 
dieser  Betrag  den  durchschnittlich  auf  ein  Jahr  entfallenden  (reinen)  Bezug 
nicht  übersteigt ; 

b.  die  sonstigen,  unter  Ziff.  4  des  Art.  2  des  Gesetzes  bezeichneten  Bezüge. 

Dabei  sind  Leibrenten,  Leibgedinge  und  die  sonstigen  in  |  4  dieser  Verord- 
nung genannten  Bezüge  nur  mit  dem  dort  angegebenen  Teile  ihres  (durch  den 
etwaigen  Lastenabzug  geminderten)  Jahresbetrags  in  Berechnung  zu  ziehen. 

4)  Unter  Ordnungszahl  IV  endlich  ist  die  Gesamtsumme  der  Schul  dz  ins  en  und 
Lasten  aufzuführen,  welche  sich  nach  Art.  s  des  Gesetzes  zum  Abzug  eignen 
und  nicht  schon  bei  Ordnungszahl  III  in  Abzug  gebracht  worden  sind. 

:.)  Die  mit  dem  Bezug  der  Zinsen  und  Renteu  verknüpften  notwendigen  Kosten 
(z.  B.  Poito,  Betreihungskoaten,  Steuern  an  andere  Staaten,  nicht  aber  die  auf  den 
Bezügen  etwa  hustenden  inländischen  Kreis-  und  Gemeindeumlagen  und  inlandischen 
Staatssteuern)  dürfen  an  dem  Zinsen-  und  Rentenertragnis  gleichfalls  in  Abzug  ge- 

.     bracht  werden  und  zwar  in  der  Weise,  das»  die  Zinsen-  und  Rentenbezüge  nach 
Abzug  dieser  Kosten  angegeben  werden. 

Ein  solcher  Abzug  für  Bezugskosten  darf  aber  an  den  unter  Ordnungs- 
zahl n  der  Erklärung  anzugebenden  Beziigen  nicht  stattfinden ,  da  diese  stet* 
mit  fünf,  bezw.  vier  Prozent  des  Nennwerts  der  bezüglichen  Forderung  zu  be- 
rechnen sind. 

B.  Die  Einzelangaben  auf  der  Rückseite  der  Steuererklärung  haben  sich  aut 
sämtliche  unter  Ordnungszahl  II,  III  und  IV  der  ersten  Seite  vorgetragenen  Bezüge,  bezw. 
Schuldzinsen  und  Lasten  zu  erstrecken  und  sind  für  jede  dieser  Ordnungszahlen  gesondert  ra 
fertigen.  Sollte  der  Raum  auf  der  Rückseite  der  Erklärung  hierzu  nicht  ausreichen,  so  ist 
letzterer  eine  besondere  Beilage  anzufügen. 

Was  die  Eüizelangaben  zu  Ordnungszahl  n  der  Steuererklärung  betrifft,  so  fällt  Wi 
den  Zinsen  ans  Lotteriean leben slosen .  diskontierten  Wechseln  und  Schatzscheinen 
die  Bezeichnung  der  einzelnen  Anlehenslose ,  Wechsel  und  Schatzscheine  nur  dann  nötig, 
wenn  dies  der  Schatzungsrat  ausdrücklich  verlangt.  Ist  dies  nicht  der  Fall,  so  genügt  die 
Angabe  der  Gesamtsumme  des  Nennwerts  der  Lose,  bezw.  der  Wechsel  und  Scbatzscliein*. 

T.n  Art.  17.   Wrgl.  nuch  i  21  der  Vollzngsverordnung. 
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Artikel  19. 

Steuerpflichtige,  welche  nach  Art.  18  zur  Abgabe  einer  neuen  Steuer- 
erklärung keine  Verpflichtung  haben,  sind  gleichwohl  befugt,  eine  solche  abzu- 
geben, wenn  sie  fortan  eine  Steuerminderung  ansprechen  zu  können  glauben 
oder  aus  irgend  sonstigem  Grund  eine  Berichtigung  ihrer  Steuerschuld  erwirken 
wollen. 

Gleichzeitig  ist  ,  wo  wegen  eines  im  Vorjahr  eingetretenen  gänzlichen 
Verlustes  eines  steuerbaren  Zinsen-  und  Rentenbezugs  oder  wegen  irriger  Be- 
rechnung der  Steuer  hieraus  eine  Steuerrückvergütung  in  Anspruch  genommen 
oder  der  Strich  im  Steuerregister  wegen  eingetretener  Steuerbefreiung,  wegen 
Wegzugs  oder  wegen  inzwischen  erfolgten  Todes  eines  Steuerpflichtigen  ver- 
anlasst werden  will,  dem  Schatzungsrat  eine  das  Sachverhältnis  begründende 
Anzeige  einzureichen. 

Artikel  20. 
Die  Rentensteuererklämng  hat  abzugeben: 

1)  für  nicht  gewaltentlussene  Minderjährige,  soweit  sie  für  ihre  Person 
steuerpflichtig  sind  (Art.  9).  für  Entmündigte  oder  Mundtote  zweiten 
Grads  der  gesetzliche  oder  der  elterlich  oder  obrigkeitlich  bestellte 
Vertreter; 

2)  für  Vermisste  der  von  ihnen  zurückgelassene  bevollmächtigte  Ge- 
schäftsführer und  in  Ermangelung  eines  solchen  der  obrigkeitlich 
bestellte  Pfleger; 

'\)  für  alle  moralischen  Personen  (Gemeinden,  Körperschaften,  Stiftungen, 
Anstalten),  sodann  für  Gesellschaften,  Genossenschaften,  Gantmassen  etc. 
der  Verwalter  des  steuerpflichtigen  Vermögens,  oder,  wo  dieses 
Vermögen  unter  mehreren  Verwaltern  steht,  derjenige  Verwalter  oder 
Vorstand  derjenigen  Stelle,  welcher  die  obere  Leitung  im  Inlande 
übertragen  ist; 

4)  für  Erbmassen  im  Falle  des  Art.  15  der  aufgestellte  Verwalter  und 
in  Ermangelung  eines  solchen  der  einstweilige  Besitzer  derselben,  sonst 
diejenigen  Personen,  welchen  nach  Art.  81  die  Pflicht  zur  nachträg- 
lichen Anmeldung  obliegt; 


Zu  Art.  IS.   i  12.   Zur  Abgabe  von  Rentcusteuererklarungen  sind  verpflichtet: 

1)  diejenigen  Personen,  welche  »ich  nach  dem  Stand»;  ihrer  Vermügensverhältnisse  vom 
1.  April  des  Jahres  im  Bezug  einen  zur  Rentensteuer  noch  nicht  veranlagten,  steuer- 
baren Zinsen-  und  Renteneinkommens  noch  nicht  befunden  haben; 

2)  Steuerpflichtige,  welche  zur  RentenBteuer  bereits  veranlagt  sind  und  nach  dem 
Stande  ihrer  Verniögensverhältnisse  vom  1.  April  de»  Jahren  gegenüber  der  Ver- 
anlagung eine  Erhöbung  ihres  steuerbaren  Zinsen-  und  R^nteneinkommcns  im  Be- 
trag von  über  60  Mark  erlangt  haben  (Art.  7  des  Gesetzes); 

3)  Steuerpflichtige,  welche  ihren  Wohnsitz  gewechselt  haben. 

Das  Finanzministerium  kann  anordnen ,  dass  ausnahmsweise  in  einem  Jahre  alle 
Steuerpflichtigen  Reutensteuererklärungen  abzugeben  haben. 

Zu  Art.  1S-21.  (  13.  Die,  Rentensteuererklämngen  sind  innerhalb  der  nach  Art.  22 
des  Gesetzes  dazu  anberaumten  Frist  bei  dem  Schatznngsrat  desjenigen  Ortes  (Steuerdistriktes) 
einzureichen,  in  welchem  der  Steuerpflichtige  —  in  den  Fällen  des  Art.  20  Ziff.  1—4  des  Ge- 
setzes der  zur  Abgabe  der  Erklärung  Verpflichtete  -  am  1.  April  des  betreffenden 
Jahres  seinen  Wohnsitz  im  Sinne  des  ReiehsgeBetzes  vom  13.  Mai  l*;o  oder  in  Ermangelung 
eines  solchen  seinen  Aufenthalt,  beim  Vorhandensein  eines  mehrfachen  Wohnsitzes  aber  seine 
Hauptniederlassung  (Landrechtsatz  102)  gehabt  hat. 

Ehefrauen  mit  selbständigem  Renteiieinkommen  haben  am  Wohnsitz  des  Ehemannes, 
im  Staats-  oder  Reichsdienste  stehende  Landes-  oder  sonstige  Reichsangehörige  au  ihrem  dienst- 
lichen Wohnsitz  die  Rentenstcuererklävung  abzugeben.  Wenn  jedoch  im  vorgedachten  Falle 
der  Ehemann  oder  wenn  sonst  derjenige,  von  welchem  für  den  Steuerpflichtigen  die  Erklärung 
abzugeben  ist.  keinen  Wohnsitz  im  Grossherzogtum  hat,  so  ist  der  eigene  Wohnsitz  oder 
Aufenthalt  des  Steuerpflichtigen,  bezw.  bei  Vermissten  —  deren  letzter  Wohnsitz  entscheidend. 
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5)  in  allen  anderen  Fällen  der  Steuerpflichtige  selbst  (Art.  9)  und  zwar 
bezüglich  des  gesamten  aus  eigenem  wie  fremdem  Vermögen  (Ver- 
mögen der  Ehefrau,  niinderjäliriger  Kinder  etc.)  ihm  zustehenden 
Zinsen-  und  Kentenbezugs  in  einer  Summe. 

Defindet  er  sieh  zur  Zeit,  in  welcher  die  Erklärung  abgegeben 
werden  muss,  ausserhalb  Landes,  oder  ist  er  zwar  im  Lande  anwesend, 
über  physisch  verhindert,  die  Erklärung  abzugeben,  oder  besorgt  er 
die  Verwaltung  seines  Kapitalvermögens  nicht  selbst  ,  sondern  durch 
eine  eigens  aufgestellte  Person  oder  Verwaltung,  so  ist  die  Abgälte 
der  Steuererklärung  durch  einen  erwählten  Stellvertreter  zulässig. 

Artikel  21. 

Die  Rentensteuererklärungen  sind,  wenn  das  Finanzministerium  nicht  eine 
Ausnahme  gestattet .  bei  dem  Sc  hatzungsrat  am  Wohnsitze  des  zur  Steuerer- 
klärung Verpflichteten,  das  ist  am  Orte  seiner  Hauptniederlassung  ohne  Rück- 
sicht auf  die  Landrechtsätze  102  a.  und  107  a.  einzureichen. 

Artikel  22. 

Dem  Schut/.ungsrat  einer  jeden  Gemeinde  des  Landes  liegt  es  nach  An- 
leitung des  Gesetzes  vom  17.  März  1854  über  Aufstellung  der  Kataster  der 
direkten  Steuern  (Regierungsblatt  1854  Seite  79  ff.)  und  nach  den  folgenden 
Bestimmungen  ob: 

1)  ein  verständlich  mit  dem  Steuerkommissär  alljährlich  in  einem  der 
Monate  April.  Mai.  Juni,  Juli  oder  August  eine  Frist  zur  Abgabe  der 
Rentensteuererklärungen  anzuberaumen  und  unter  Bezugnahme  auf 
die  Art.  18  und  19  dieses  Gesetzes  in  ortsüblicher  Weise  zur  öffent- 
lichen Kenntnis  zu  bringen; 


Sofern  die  Re ntensteuererklärung  an  einem  anderen  Orte,  ab  an  dem  der  Veranlagung 
zur  Einkommensteuer  abzugeben  wäre,  ist  gestattet,  solche  gleichfalls  am  letzteren  Orte  tin 
zureichen. 

In  Zweifelsfüllen  bestimmt  die  Steuerdirektion  den  Ort  der  Abgabe  der  Steuererklärung. 
Da,  wo  hiernach  die  Erklärung  abgegeben  wird,  erfolgt  auch  die  Veranlagung  znr 
Rentensteuer. 

7-m  Art.  I».  S  14.  Die  in  Art.  19  Abs.  S  des  Gesetzes  erwähnten,  da«  Sachverhalte!» 
des  Abgangs  begründenden  Anzeigen  sind  innerhalb  der  nach  Art.  22  Ziff.  1  des  Gesetzes  an- 
beraumten Frist  beim  Schatzungsrat  des  Ortes  der  bisherigen  Steuerveranlagung  oder  nach 
Ablauf  jener  Frist  beim  Steuerkommissär  einzureichen. 

Diese  Anzeigen  haben  in  der  Regel  schriftlieh  zu  geschehen.  Erfolgen  sie  mündlich, 
so  ist  von  dem  Schatzungsrat  oder  8teuerkommissär  ein  Protokoll  Uber  denselben  aufzunehmen 
und  solches  von  dem  die  Anzeige  Erstattenden  unterschriftlich  zu  bestätigen. 

Kit  Art.  1*1—21.  g  is.  Ist  ein  Steuerpflichtiger  nicht  imstande,  seine  Erklärung 
überhaupt  oder  bezüglich  einzelner  Teile  selbst  aufzustellen,  so  wird  sie  ihm  der  Steuer- 
kommissäi  oder  der  Bürgermeister  auf  Ersuchen  aufstellen,  bezw.  vervollständigen. 

Der  znr  Abgabe  der  Erklärung  Verpflichtete  bleibt  jedoch  für  die  Richtigkeit  seiner 
Angaben,  die  er  unterschriftlich  zu  bestätigen  hat,  verantwortlich. 

Ebenso  verbleibt  auch,  wenn  die  Steuererklärung  nach  Art.  20  Ziff.  ft  Abs.  2  des  Ge- 
setzes durch  einen  erwählten  Stellvertreter  abgegeben  wird,  dem  Steuerpflichtigen  selbst  die 
Verantwortung  für  deren  Richtigkeit. 

Zu  Art.  18— 21.   $  16.  Steuerpflichtige,  welche  nach  dem  1.  April  eines  Jahre«,  jedoch 
vor  Ablauf  der  zur  Abgabe  der  Steuererklärungen  au  ihrem  bisherigen  Wohnorte  anberaumten 
Frist  ihren  Wohnsitz  verändern  und  zur  Abgabe  einer  Steuererklärung  nach  1 18  Ziff.  1  oder  3 
dieser  Verordnung  veranlasst  sind ,  haben  solche  gleichwohl  noch  an  üirem  bisherigen  Wohn 
orte  innerhalb  der  erwähnten  Frist  einzureichen. 

N'ehstdcin  sind  dieselben  nach  g  12  Ziff.  3  und  9  1»  Abs.  1  dieser  Verordnung  bei  d*m 
auf  dfn  nächsten  1.  April  folgenden  Ab-  und  Zuschreiben  an  ihrem  neuen  Wohnorte  zur  A\>- 
gäbe  einer  Steuererklärung  verpflichtet. 
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2)  über  Aufstellung  der  Steuererklärungen  den  hierzu  Verpflichteten  auf 
V  erlangen  mündliche  Belehrung  zu  geben  und  die  Steuererklärungen 
entgegenzunehmen ; 

8)  die  einzelnen  Steuererklärungen  einer  genauen  Prüfung  zu  unterziehen, 
die  in  Nutzungen  bestehenden  Genüsse  (Art.  2  Ziff.  4  und  Art.  16 
Abs.  6)  zu  schätzen  und  wo  sich  kein  Anstand  zeigt,  das  steuerbare 
Zins-  und  Renteneinkommen  nach  den  Angaben  des  zur  Steuererklärung 
Verpflichteten  festzusetzen ; 

4)  wo  sich  bezüglich  einer  Steuererklärung  ein  Anstand  zeigt,  den  zur 
Steuererklärung  Verpflichteten  binnen  einer  angemessenen  Frist  zur 
Aufklärung  und  nach  Befund  zur  Berichtigung  oder  Ergänzung  seiner 
Erklärung  aufzufordern ,  gutfindenden  Falls  ihn  oder  seinen  Bevoll- 
mächtigten persönlich  zu  hören,  auch,  wenn  nötig,  ein  spezielles  Ver- 
zeichnis der  im  Art.  2  Ziff.  1  und  2  bezeichneten  Kapitalforderungen 
zu  verlangen  (Art.  17);  mit  dieser  Aufforderung  an  den  Steuerpflich- 
tigen ist  die  Eröffnung  zu  verbinden,  dass  nach  fruchtlosem  Ablauf 
der  bewilligten  Frist  oder  im  Falle  des  Nichterscheinens  auf  ergangene 
Vorladung  der  Betrag  der  steuerbaren  Zinsen  und  Renten  ohne  weitere 
Mitwirkung  der  Beteiligten  werde  von  Amts  wegen  festgesetzt  werden, 
und  dass  ihm  für  das  betreffende  Jahr  eine  Einsprache  dagegen  nicht 
zustehe; 

5)  du,  wo  der  Steuerpflichtige  der  an  ihn  ergangenen  Aufforderung  des 
Schatzungsrats  rechtzeitig  Folge  gegeben  hat,  über  die  noch  bean- 
standeten Punkte,  nötigenfalls  nach  Einvernahme  von  Sachkundigen, 
Entscheidung  zu  geben  und  im  Falle  eines  Rekurses  hiergegen  an  die 
betreffende  Behörde  Vorlage  zu  machen,  nachdem  das  etwa  abgegebene 
spezielle  Verzeichnis  der  Kapitalforderungen  (Ziff.  4)  nach  davon  ge- 
nommener Einsicht  verschlossen  der  Steuererklärung  beigefügt  worden 
ist;  da  aber,  wo  der  Steuerpflichtige  der  betreffenden  Auflage  des 
Schatzungsrats  nicht  nachgekommen  ist,  ebenfalls,  wo  nötig,  nach 
Einvernahme  von  Sachkundigen  den  Steuerpflichtigen  von  Amts  wegen 
zur  Kapitalrentensteuer  einzuschätzen ; 

6)  nach  Ablauf  der  nach  Ziff.  2  bestimmten  allgemeinen  Einreichungs- 
frist zu  prüfen,  ob  auch  alle  Personen,  welche  der  Schatzungsrat  für 
rentensteuerpflichtig  hält,  oder  bei  welchen  er  ein  höheres  Zinsen-  und 
Renteneinkommen,  als  bereit«  zur  Steuer  beigezogen  wird,  voraussetzt, 
eine  desfallsige  Erklärung  abgegeben  haben,  und  diejenigen,  bei  welchen 
dieses  nicht  der  Fall  ist,  binnen  einer  auf  mindestens  10  Tage  anzu- 
beraumenden Frist  unter  gleichzeitiger  Eröffnung  des  unter  Ziff.  4 
erwähnten  Rechtsnachteils  aufzufordern,  entweder  eine  Erklärung  über 
den  Betrag  ihrer  steuerbaren  Zinsen  und  Renten  oder  aber  die  Ver- 
sicherung abzugeben,  dass  sie  nach  bestem  Wissen  und  Gewissen  ein 
nach  diesem  Gesetze  zu  versteuerndes  oder  ein  höheres  Einkommen, 
als  bereits  zur  Steuer  beigezogen  ist ,  nicht  besitzen ,  sodann  nach 
Umlauf  der  bewilligten  Frist  gegen  die  Beteiligten  gemäss  der  Be- 
stimmungen unter  Ziff.  5  zu  verfahren; 

7)  nachdem  dergestalt  sämtliches  rentensteuerpflichtiges  Einkommen  fürs 
laufende  Jahr  zur  Aufnahme  in  das  Steuerregister  festgestellt  ist,  auch 
bezüglich  etwaiger  Rentensteuerrückvergütungen  und  Nachträge  (Art.  24) 
Prüfling  eintreten  zu  lassen  und  Entscheidung  zu  geben. 

Artikel  23. 

Gegen  die  Entscheidungen  des  Schatzungsrats  über  Feststellung  der 
Rentensteuer,  der  Rentensteuerrückvergütungen  und  Nachträge  ist  ein  Rekurs 
an  die  Steuerdirektion,  soweit  solcher  nicht  nach  Art.  22  ausgeschlossen  ist, 
unter  den  Bedingungen  und  Vorschriften  zulässig,  welche  die  Art.  17,  18  und  20 


Xu  Art.  22  u.  28.  Vergl.  §  22  der  Vollzugs  Verordnung. 
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des  Gesetzes  vom  17.  März  1854  über  Aufstellung  der  Kataster  der  direkten 
Steuern  enthalten. 

(Jegen  die  Entscheidung  der  Steuerdirektion  steht  dem  Steuerpflichtigen 
nach  Massgabe  des  Gesetzes  vom  14.  Juni  1884,  die  Verwnltungsrechtspflege 
betreffend  (Gesetzes-  und  Verordnungsblatt  Nr.  XXI  Seite  197),  die  Klage  bei 
dem  grossherzoglichen  Verwaltungsgerichtshof  zu. 

Artikel  24. 

Kine  Rentensteuerrückvergütung  findet  in  den  in  Art.  14  bezeichneten 
Fällen  des  Erlöschens  der  Steuerpflicht ,  ferner  auch  dann  statt  ,  wenn  infolge 
irgend  eines  Irrtums  in  Berechnung  des  steuerbaren  Zinsen-  und  Rentenein- 
kommens oder  der  Steuer  hieraus  die  Steuerschuld  eines  Steuerpflichtigen  zu 
hoch  bemessen  war,  für  die  Zeit,  für  welche  hiernach  zu  viel  an  Steuer  ange- 
setzt wurde. 

Kin  Anspruch  auf  Rückersatz  zu  viel  entrichteter  Steuer  steht  indessen 
denjenigen  nicht  zu,  welche  nach  ilen  Art.  22  und  23  von  dem  Recht  der  Be- 
rufung ausgeschlossen  waren  und  zwar  für  das  Jahr,  bezw.  für  die  Jahre,  für 
welche  sie  lediglich  von  Amts  wegen  eingeschätzt  werden  mussten. 

Ein  Rentensteuernachtrag  findet  statt .  wenn  einem  Steuerpflichtigen  in- 
folge unterbliebener  oder  unrichtiger  Steuererklärung,  oder  infolge  irgend  eine» 
Irrtums  in  Berechnung  des  steuerbaren  Einkommens  oder  der  Steuer  hieraus 
die  schuldige  Steuer  gar  nicht  oder  nur  teilweise  angesetzt  worden  ist.  für  das 
Steuerjahr  oder  die  Steuerjahre,  für  welche  hiernach  zu  wenig  an  Steuer  ange- 
setzt wurde. 

Steuerrückvergütungen  auf  Ansuchen  der  Beteiligten  sollen  jedoch  nur 
zugelassen  werden,  wenn  sie  einzeln  mindestens  50  Pf.  (17'/»  kr.),  solche  ohne 
Ansuchen  der  Beteiligten,  femer  Steuernachträge  nur,  wenn  sie  einzeln  minde- 
stens 2  M.  (1  fl.  10  kr.)  betragen. 

Artikel  25. 

Jedes  Zins-  und  Renteneinkommen  (Art.  2)  wird  durch  Vervielfachung 
mit  Zwanzig  zum  Steuerkapital  erhoben.  Ausnahmsweise  bildet  bei  Leib- 
renten, Leibgedingen,  Witwenbenefizien  und  anderen  bis  zum  Tode  des  Be- 
ziehers oder  eines  Dritten  fortdauernden  Rentenbezüge  das  Achtfache  und  l*i 
Waisenbenefizien  das  Vierfache  ihres  Jahresbetrags  das  Steuerkapital. 

Der  auf  letzteres  umzulegende  Steuerfuss  wird  jeweils  durch  das  Finanz- 
gesetz bestimmt. 


Zu  Art.  21.  i  1".  Di*  Hückvergütunp  zur  Ungebühr  entrichteter  und  der  na»Jiträg- 
liehe  Ansatz  zu  wenig  erhobener  Keutensteuer  erstreckt  sich  auf  diejenigen  Betrage,  welche 
in  den  letzten  fünf  Jahren  bezahlt,  bezw.  fällig  geworden  sind. 

Die  letzten  fünf  Jahre  werden  vom  Tage  der  angebrachten  Rückforderung,  bei  Kuck 
Vergütungen  ohne  Ansuchen  der  Beteiligten  vom  Tage  der  Konstatierung,  bei  Nachträgen  aber 
von  dem  Tage  «n  zuriiekgerecknet,  an  welchem  die  Steuernachtragssehuld  vom  Pflichtigen  aus- 
drücklich oder  stillschweigend  anerkannt  oder  ihm  durch  Eröffnung  des  Steuernachtrags  oder 
durch  Zustellung  des  Strafbescheids  angefordert  worden  ist  (vergl.  das  Gesetz  vom  21.  Juli 
1830,  die  Verjährung  der  öffentlichen  Abgaben  betreffend). 

Zu  Art.  25.  g  18.  Nach  erfolgter  Prüfung  und  eventueller  Berichtigung  der  Steuer- 
erklärung durch  den  Schatzungsrat  wird  das  Stouerkanital  in  der  Weise  gebildet,  dass  die 
Gesamtsumme  der  in  der  Erklärung  unter  Ordnungszahl  I,  II  und  ID  angegebenen  Posten  na<  h 
Abzug  des  unter  Ordnungszahl  IV  aufgeführten  Betrags  mit  zwanzig  vervielfacht  wird. 

Dabei  wird  die  in  Art.  25  des  Gesetzes  bestimmte  ausnahmsweise  Behandlung  der  Leib 
renten,  Leibgedinge  etc.  durch  das  in  §  l  und  §  11  A.  Ziff.  5  b.  gegenwärtiger  Verordnung 
vorgeschriebene  Verfahren  erreicht,  wonach  diese  Bezüge,  nur  mit  zwei  Fünftel  bezw.  mit 
einem  Fünftel  ihres  Jahresbetrags  in  die  Steuererklärung  aufzunehmen  sind. 

Die  Zinsen,  welche  der  Nut  z nies» er  eines  Kapitals  aUB  diesem  bezieht,  sind  in  ihrem 
vollen  Betrage  zu  versteuern. 
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Artikel  26. 

Die  Kapitalrentensteuer  jedes  Steuerjahres  ist  in  zwei  gleichen  Zielern  — 
je  in  der  ersten  Hälfte  der  Monate  Oktober  und  November  dieses  Jahres  —  an 
den  betreffenden  Ortssteuererheber  zu  entrichten.  Dem  Steuerpflichtigen  ist 
unbenommen,  mit  der  ersten  Hälfte  auch  die  zweite  ganz  oder  teilweise  zu 
berichtigen. 

Jedem  Steuerpflichtigen  soll  mindestens  acht  Tage  vor  Anfang  des  S.teuer- 
einzugs  ein  Steuerforderungszettel,  welcher  den  zu  versteuernden  Rentenbetrag, 
das  Steuerkapital,  die  ganze  Steuerschuld  und  den  auf  jedes  Ziel  fallenden 
Betrag  angibt,  durch  den  Steuererheber  persönlich  zugestellt  oder  verschlossen 
zugesendet  werden. 

Die  Steuernachträge  sind,  wenn  sie  zugleich  mit  der  laufenden  Steuer 
festgestellt  worden  sind,  in  gleichen  Zielern,  wie  die  letztern,  dann  aber,  wenn 
sie  später  festgestellt  worden  sind ,  sofort  nach  erfolgter  Feststellung,  in  jedem 
Falle  nach  vorgängiger  Einhändigung  eine?  Steuerforderungszettels  zu  erheben. 

Die  Steuerrückvergütungen  sind  der  Regel  nach  im  Monate  Oktober  zu  leisten. 

Artikel  27. 

Wer  der  Rentensteuer  unterworfene  Zinsen-  und  Rentenbezüge  binnen 
der  vom  Schatzungsrate  anberaumten  Frist  (Art.  22  Ziff.  1)  oder  doch  längstens 
innerhalb  vier  Wochen  nach  Ablauf  dieser  Frist  nicht  oder  in  zu  geringem 
Masse  anmeldet,  ferner  wer  wahrheitewidrig  die  Versicherung  abgibt,  dass  er 
ein  der  Rentensteuer  unterworfenes  Einkommen  nicht  besitze  (Art.  22  Ziff.  6), 
oder  wer  rücksichtlich  der  nach  Art.  8  abzuziehenden  Schuldzinsen  und  Lasten 
unrichtige  Angaben  macht,  desgleichen  derjenige,  welcher  nach  Art.  22  Ziff.  5 
und  G  von  dem  Schatzungsrate  nachweisbar  zu  nieder  eingeschätzt  worden  ist 
und  eine  Berichtigung  seines  rentensteuerpflichtigen  Einkommens  nicht  veran- 
lasst hat.  macht  sich  der  Hinterziehung  der  Rentensteuer  schuldig  und  verfällt 
in  die  Strafe  des  achtfachen  Betrags  der  in  den  letzten  drei  Jahren  gar  nicht 
oder  zu  wenig  angesetzten  Steuer. 

Ist  dieser  letztere  Steuerbetrag  nicht  zu  ermitteln,  so  kann  auf  eine 
Strafe  bis  zu  1000  M.  erkannt  werden. 

Neben  der  Strafe  ist  die  gar  nicht  oder  zu  wenig  angesetzte  Steuer 
nachzuzahlen,  soweit  sie  noch  nicht  verjährt  ist. 

Artikel  28. 

Von  dieser  Strafe  (Art.  27)  werden  auch  die  zur  Steuererklärung  nach 
Art.  20  Ziff.  1 — 4  verpflichteten  Vertreter  von  Steuerpflichtigen  betroffen,  wenn 
sie  entweder  gar  keine  oder  eine  unrichtige  Steuererklärung  abgegeben  haben. 

Artikel  29. 

Wird  dargethan,  dass  die  unterbliebene  oder  zu  niedere  Steuererklärung 
auf  einem  Versehen  beruhe,  so  tritt  neben  der  Nachzahlung  der  nicht  ange- 
setzten Steuer  statt  der  Strafe  des  Art.  27  eine  Ordnungsstrafe  von  höchstens 
dem  einfachen  Betrage  der  in  den  letzten  drei  Jahren  gar  nicht  oder  zu  wenig 
angesetzten  Steuer  ein. 

Ist  letzterer  Steuerbetrag  nicht  zu  ermitteln,  so  kann  auf  eine  Ordnung*- 
strafe  bis  zu  100  M.  erkannt  werden. 


Dies  gilt  namentlich  auch  von  den  Zinserträgnissen .  welche  Ortsgeiatliche  und  Schul- 
lehrer und  die  Inhaber  besonders  dotierter  Mesner-,  Glöckner-  und  Organistendienste  vom 
Kapitalvermögen  ihres  Dienstes  empfangen  (vergl.  §  3S  der  Vollzugsverordnung  zum  Ein- 
kommensteuergesetz). 

Dagegen  sind  Rentenbezüge,  welche  ans  Anlas»  des  Eheabschlusses  den  Ehegatten  von 
ihren  Eltern  oder  Schwiegereltern  ausgeworfen  werden ,  im  Zweifel  als  nur  bis  zum  Tode  der 
Schenkgeber  bewüligt  zu  betrachten  und  demgemäss  nur  mit  zwei  Fünftel  üires  Jahresbetrags 
in  Berechnung  zu  ziehen. 

Zu  Art.  27—82.   Vergl.  i  20  der  Vollzugsverorduung. 
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Artikel  30. 

Wird  die  unterbliebene  oder  zu  nieder  abgegebene  Erklärung  späterhin 
nachgetragen  oder  berichtigt,  bevor  das  Vergehen  bei  der  Bezirkssteuerbehörde 
(d.  i.  der  Obereinnehmerei  oder  dem  Hauptsteueramt)  angezeigt  worden  ist,  so 
fallt  jede  Strafe  weg. 

Artikel  31. 

Nach  dem  Tode  des  Rentensteuerpflichtigen  haftet  die  infolge  unrich- 
tiger oder  unterbliebener  Steuererklärung  zu  wenig  angesetzte  Steuer,  soweit 
solche  nicht  verjährt  ist,  auf  dessen  Nachlass  und  soferne  der  Erblasser  ein  in 
tiütergemeinschaft  lebender  Ehemann  war,  zugleich  auf  dem  Gemeinschafta- 
vermögen. 


Zu  Art.  31.  »19.  1)  Wenn  innerhalb  dreier  Monate  von  dem  Todestag  de«  Erblassers 
die  Erbschaft  noch  von  keinem  der  Erben  angetreten  worden  ist,  auch  die  Witwe  des  Erb- 
lassers sich  der  Gütergemeinschaft  noch  nicht  teilhaftig  gemacht  hat,  so  ist  der  für  die  Erbmasse 
aufgestellte  Verwalter  und  in  Ermangelung  eines  solchen  der  einstweilige  Besitzer  derselben  zur 
Anmeldung  der  vom  Erblasser  nicht  versteuerten  Zinsen-  und  Rentenbeträge  verpflichtet. 

Anderenfalls  liegt  diese  Verpflichtung  denjenigen  Erben,  welche  innerhalb  der  bezeich- 
neten Frist  die  Erbschaft  angetreten  haben ,  und  im  Fall  der  Teilnahme  an  der  Untergemein- 
schaft zugleich  der  Witwe  des  Erblassers  ob. 

2)  Ist  die  Aufnahme  einer  Verlassenschaft  gegen  Ende  des  dritten  Monats  vom  Todes- 
tage des  Erblassers  au  noch  nicht  so  weit  vorgeschritten,  um  beurteilen  zu  können,  ob  der 
Verstorbene  seiner  Steuerpflicht  vollständig  genügt  hat,  so  wird  den  Personen ,  welche  nach 
Ziff.  1  zur  Anmeldung  der  etwa  zur  Ungebühr  frei  gebliebenen  Beträge  verpflichtet  sind,  auf 
Ansuchen  die  Frist  zur  Abgabe  der  Anmeldung  von  der  Bezilkssteuerbehörde  den  Umständen 
entsprechend  verlängert  werden. 

3)  Die  Anmeldungen  können  schriftlich  oder  mündlich  erfolgen.  In  dem  letzteren  Fall 
sind  sie  von  der  Bezirkssteuerbehörde  zu  Protokoll  zu  nehmen. 

i)  Die  Anmeldung  soll  enthalten : 

a.  Name,  Stand  und  Wohnort  des  Erblassers  und  den  Todestag  desselben: 

b.  Xame,  Stand  und  Wohnort,  wo  notig  auch  Wohnung  des  Anmeldenden; 

c.  die  Bezeichnung  des  dein  Anmeldenden  zugefallenen  Erb-  bezw.  Gemein- 
schaftsanteils ; 

d.  die  Jahresbeträge  der  Zinsen  und  Kenten ,  von  welchen  der  Erblasser  in  den 
letzten  5  Jahren  die  schuldige  Bentensteuer  nicht  entrichtet  hat,  mit  Angabe 
der  betreffenden  Jahre ;  die  letzten  5  Jahre  werden  hierbei  von  dem  Tage  der 
ersteu  Erklärung  der  Erben,  bezw.  von  dem  Tage  des  ersten  Fristgesuches 
derselben  znrückgereebnet ; 

e.  Datum  und  Unterschrift  des  Anmeldenden.  j 

Die  Anmeldung  kann  auch  von  sämtlichen  Erben  und  der  Witwe  gemeinschaftlich  oder 
von  einer  dieser  Personen  Namens  aller  Beteiligten  eingereicht  werden  und  hat  in  diesen 
Fällen,  sofern  nicht  der  schuldige  Steuernachtrag  sogleich  bei  der  Anmeldung  im  Ganzeu  be- 
zahlt oder  sichergestellt  wird,  den  Erbanteil  eines  jeden  derselben  zu  bezeichnen. 

Wenn  die  Anmeldung  von  einem  Erben  nur  für  seine  Person  und  seinen  Anteil 
abgegeben  wird,  so  bleiben  die  übrigen  Erben,  bezw.  die  Witwe  zur  Einreichung  von  Er- 
klärungen auch  ihrerseits  verpflichtet. 

5)  Das  weitere  Verfahren  richtet  sich  nach  den  Bestimmungen  in  §  35  Ziff.  4  und  ft 
Abs.  l  und  2  der  diesseitigen  Verordnung  vom  17.  Februar  1*85,  den  Vollzug  des  Einkommen- 
steuergesetzes betreffend,  welche  hier  entsprechende  Anwendung  finden. 

Bei  Prüfung'  der  Anmeldungen ,  sowie  bei  Ermittelung  der  steuerbaren  Beträge  ist  in 
der  Kegel  der  bei  der  Verlassen  Schaftsaufnahme  vorhandeue  Stand  der  Renten  auch  für  den 
ganzen  rückliegenden  Zeitraum  der  Verjährungsfrist  als  steuerbar  festzuhalten ,  es  sei  denn, 
dass  die  Zu-  oder  Abnahme  der  Renten  während  jenes  Zeitraums  durch  die  Erben  glaubhaft 
gemacht  wird  oder  sich  aus  bekannten  Thatsachen  ergibt. 

Gegen  die  hiemach  vom  Steuerkommissär  bewirkte  Festsetzung  des  Steuernachtrags 
steht  den  Beteiligten  das  Recht  der  Beschwerde  und  Klage  nach  Massgabe  des  Art.  «3  des 
Gesetzes  zu. 
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Die  Erbeu  und  für  den  Fall  der  Teilnahme  an  der  Gütergemeinschaft 
zugleich  die  Witwe  des  Erblassers  oder  die  Vertreter  dieser  Personen  (Art  20 
Ziff.  1—4)  sind  schuldig,  die  zur  Ungebühr  von  der  Steuer  frei  gebliebenen  Be- 
trüge an  Zinsort  und  Renteneinkommen  des  Erblassers  innerhalb  drei  Monaten 
vom  Erbanfall  an  gerechnet  bei  der  Bezirkssteuerbehörde  anzumelden. 

Unterbleibt  diese  Anmeldung  oder  wird  sie  unrichtig  abgegeben ,  so 
kommen  gegen  jeden,  dem  hiernach  eine  Verpflichtung  zur  Anmeldung  oblag, 
ohne  Rücksicht  auf  die  Grösse  seines  Erbteils,  bezüglich  der  ganzen  von  dem 
Erblasser  vorenthaltenen  Steuerschuldigkeit  die  in  dem  Art.  27  und  29  des  Ge- 
setzes enthaltenen  Bestimmungen  zur  Anwendung. 

Artikel  :52. 

Die  Verfolgung  der  Defraudationen  in  Bezug  auf  die  Kapitalrentensteuer 
verjährt  in  drei  Jahren  vom  Ablauf  der  Frist  an,  welche  zur  Abgabe  der  Steuer- 
erklärungen nach  Art,  27  zugestanden  ist. 

Ordnungsvergehen  verjähren  in  einem  Jahre. 


6)  Für  die  Bezahlung  des  Steuernachtrags  haften  Erben  und  Witwe  nur  nach  Ver- 
hältnis ihres  Erbanteils. 

In  gleicher  Weine  sind  dieselben,  wenn  der  Erblasser  nach  dem  1.  April  gestorben 
ist,  für  das  Jahr  seines  Todes  die  Steuer  nachzuzahlen  verbunden. 

Zu  Art.  27—33.  I  an.  l)  Steuerpflichtige,  welche  nach  Ablanf  der  vom  Schatzungs- 
rat« zur  Abgabe  der  Steuererklärungen  anberaumten  Frist  gemäss  Art.  87  Abs.  1  und  Art.  SO 
des  Gesetzes  eine  Steuererklärung  abgeben  wollen,  haben  dieselbe  beim  Steuerkommissar  ein- 
zureichen. 

2)  Wer  auf  die  nach  Art.  22  Ziff.  4  u.  <5  des  Gesetzes  an  ihn  ergehende  besondere 
Aufforderung  des  Schatzungsrats  innerhalb  der  hierdurch  gesetzten  Frist  eine  Erklärung  nicht 
abgibt,  unterliegt  keiner  Strafe,  sondern  nur  dem  in  Art.  ii  Ziff.  4,  5  u.  H  vorgesehenen 
Kechtsnachteil. 

Straffällig  ist  dagegen  gemäss  Art.  27,  wer  anf  eine  solche  Aufforderung  hin  eine 
wahr  hei  tH  widrige  Erklärung  abgibt,  oder,  nachdem  er  gemäss  Art.  22  Ziff.  .r.  u.  G  von  dem 
Schatzungsrate  von  Amts  wegen,  jedoch  zu  nieder  eingeschätzt  worden  ist,  die  Berichtigung 
»einer  Steueranlage  herbeizuführen  unterlässt. 

3)  Die  in  Art.  27  u.  29  erwähnten  „letzten  3  Jahre"  sind  vom  Tag  der  Erlassnng  des 
Strafbescheids  oder  von  der  ersten  richterlichen  Untersuchungshandlung  an,  wenn  eine  solche 
der  Erlassung  des  Strafbescheids  vorhergegangen  oder  ein  Strafbescheid  nicht  erlassen  worden 
ist  (|      des  Strafgesetzbuches,  f  4.W  Abs.  3  der  Strafprozessordnung),  zurückzurechnen. 

Nur  diejenigen  Verfehlungen ,  welche  der  Steuerpflichtige  innerhalb  dieses  Zeitraums 
begangen  hat.  kommen  bei  Festsetzung  der  Strafe  in  Betracht.  Eine  Bestrafung  wegen  Nicht- 
abhabe  einer  Steuererklärung  nach  Art.  27  kann  hiernach  nicht  mehr  eintreten,  wenn  seit  dem 
Ablauf  der  daselbst  gewährten  zusätzlichen  Frist  von  l  Wochen  3  Jahre  verstrichen  sind. 

Bei  Verfehlungen,  welche  sich  als  Ordnu n gs vergehen  (Art.  23)  darstellen,  wird  die  Be" 
strafung  durch  den  Ablauf  eines,  in  gleicher  Weise  zu  berechnenden  Jahres  seit  dem  letzten 
Vergehen  ausgeschlossen. 

Auch  in  den  Fällen  des  Art.  31  beginnt  die  Verjährung  der  Strafverfolgung  mit  Ab- 
lauf —  nicht  der  den  Erben  etc.  eingeräumten  dreimonatlichen  —  sondern  derjenigen  Frist, 
welche  dem  Erblasser  zur  Abgabe  der  Steuererklärung  nach  Art.  27  zugestanden  war. 

t)  Die  Berechnung  des  Steuernachtrags  im  Strafverfahren  (Art.  27— 29,  31  des  Gesetzes) 
richtet  sich  nach  den  Bestimmungen  in  §  17  dieser  Verordnung. 

Zu  Art.  17  u.  3.1.  g  21.  Von  der  dem  Schatzungsrate  in  Art.  17  eingeräumten  Be- 
fugnis, ein  spezielles  Verzeichnis  der  in  Art  2  des  Gesetzes  unter  Ziff.  1  u.  2  aufgeführten 
Kapitalforderungeu  und  der  daraus  fliessendeu  Bezüge  zu  verlangen,  und  von  dem  den 
Schatzungsräteu .  den  Steuerkommissären  und  den  Überbeamten  der  Bezirkssteuerbehörden  in 
Art.  33  des  Gesetzes  zugestandenen  Rechte  der  Einsicht  der  Veilassenschafbmufnahmen  darf 
nur  in  dem  Falle  eines  gegründeten  Verdachte  der  Xichtversteuenuig  rentensteuerpflichtiger 
Bezüge  Gebrauch  gemacht  werden. 

Zu  Art.  22,  23  u.  34.  g  22.  Hinsichtlich  der  in  Art,  2»  Ziff.  4  u.  6  des  Gesetzes 
erwähnten  Aufforderungen  und  Vorladungen ,  sowie  der  Entscheidungen  der  Schatzungsräte, 
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Badischcs  Kapitalrenteusteueigesetz  vom  21>.  Juni  1871  SO.  Juni  lf*si. 


Artikel  33. 

Den  Schatzungsräten,  den  SteuerkonimLssiiren,  den  Steuererhebung*-  und 
Steueraufsichtsbeamten  ist  zur  Pflicht  gemacht,  die  richtige  Anmeldung  des 
steuerbaren  Zinsen-  und  Renteneinkommens  auch  ihrerseits  genau*  zu  überwachen. 

Mutmassliche  Gesetzesübertretungen  sind  von  den  Steuerkommis*ären, 
Steuererhebungs-  und  Steueraufsichtebeamten  behufs  weiterer  Verfolgung  zur 
Kenntnis  der  Bezirkssteuerbehörde  zu  bringen. 

Den  Schatzungsraten,  den  Steuerkommissären  und  den  Oberbeamten  der 
Bezirkssteuerbehörden  ist  zu  dem  Ende  gestattet,  von  den  Verlassenschaftsauf- 
nahmen bis  zum  Verjährungstermin  der  Steuer  Einsicht  zu  nehmen,  weshalb 
ihnen  auf  Verlangen  die  betreffenden  Akten  von  den  Teilungsbehörden  mitzu- 
teilen sind. 

Artikel  34. 

Die  Schatzungsräte  und  die  bei  Feststellung,  Erhebung  und  Ueberwachung 
der  Kapitalrenten6teuer  mitwirkenden  Steuerbeamten  sind  verpflichtet,  alle«, 
was  ihnen  aus  den  Steuererklärungen  und  deren  Prüfung,  sowie  durch  Einsicht 
der  Verlassenschaftsakten  über  die  Vermögensverhältnisse  der  Steuerpflichtigen 
zur  Kenntnis  kommt,  geheim  zu  halten,  sowie  auch  bezüglich  der  Steuerregister 
und  Steuerforderungszettel  unberufenen  Dritten  keine  und,  was  die  Steuerregister 
insbesondere  anbelangt,  den  Steuerpflichtigen  selbst  nur  so  weit  Einsicht  zu 
gestatten,  als  es  sich  um  ihr  eigenes  .Steuerbetreffnis  handelt. 

Die  gleiche  Verpflichtung  haben  auch  die  Genieindebeamten  und  die 
Vertreter  der  Kreise,  insofern  sie  durch  den  Vollzug  der  §§.  31  und  32  des 
Gesetzes  vom  5.  Mai  1870.  die  öffentliche  Armenpflege  betreffend,  über  die 
Vermögensverhältnisse  der  Steuerpflichtigen  Kenntnis  erhalten. 

Uebertretungen  sind  im  Disziplinarwege  durch  die  vorgesetzten  Behörden 
mit  Ordnungsstrafen  bis  zum  Betrage  von  CO  M.  zu  ahnden. 

(Artikel  35,  Vollzugsbestimmungen  enthaltend,  bleibt  hier  weg.) 


ferner  hinsichtlich  der  Fristenberechnung  und  der  ZulässigkeU  der  in  Art.  23  des  Gesetzes 
bezeichnet«»  Rechtsmittel,  endlich  in  Bezug  auf  Verletzungen  der  Geheimhaltungspflicht  finden 
die  IS  37 — ll  der  diesseitigen  Verordnung  vom  17.  Februar  1885,  den  Vollzug  des  Einkommen- 
steuergesetzes betreffend,  entsprechende  Anwendung. 

S  23.  Das  alljährliche  Ab-  und  Zuschreiben  der  Kapitalrentensteuer  hat,  sofern  nicht 
ausdrücklich  für  eiu  bestimmtes  Jahr  seitens  des  Finanzministeriums  ein  anderer  Termin  fe*t- 
gesetzt  wird,  jeweils  vom  1.  April  ab  zu  beginnen. 

8  24.   Die  grossherzogliche  Steuerdirektion  ist  mit  dem  weiteren  Vollzug  beauftragt 
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Bell«««  cu  der  Vollxugsverorttnung. 

Gemarkung,  in  welcher  die  Steuerpflicht  begründet  ist  Anmeldnngxverzeiehnis 

0.  Z  

(Steuerdistrikt):  Karlsruhe. 


Name,  stand  und  Rentensteuererklärung 

Wohnort  des  Steuer-  fur 

Pflichtigen:         Karoline  Müller,  gelt.  Hofrata-Witwe  dahier. 


Ii 

Art  der  re  n  t  e  n  s t  e  u  e  r  p  f  1  i  c  h  t  ige  n  Bezüge. 

Jahresbetrag 
nach  dem 
Stand  auf 

1.  April  d.  J. 

M. 

1 

Zinnen  aus  Staat»-  etc.  Papieren,  au»  sonstigen  ver- 
zinslichen Kapitalforderuugeii  aller  Art.  sowie  Zinsen,  Kenten 
und  Dividenden  aus  Aktien  von  Eisenbahn-,  Bank-,  Bergwerks 
und  anderen  industriellen  Handelsiuiternehtnungen  

1157 

II 

Erträgnis  verzinslicher  wie  unverzinslicher  Lotteriean- 
lehenslose,  sowie  Zinsen ,  welche  in  unverzinslichen 
Kaufschillingszielcrn,  diskontierten  Wechseln,  Schatz- 
schi'inen   und  in  anderen   unverzinslichen  Kapitalfor- 
denmgen  mitbogriffen  sind,  laut  umstellender  Naehweisung   .    .  . 

450 

III 

Zeitrenten.  Annuitäten  und  andere  derartige  Forde- 
rungen, hei  welchen  mit  den  Zinsen  auch  Kapitalteile  bezogeu 
werden,   Erbrenten,   Leibrenten.   Leibgedinge  und 
sonstige,  nicht  bereits  unter  Ziffer  I  und  II  begriffene  Renten- 
g  e  n  ü  s  s  e  in  Geld ,  Naturalien  und  Nutzungen ,  nach  Abzug 
der  auf  diesen  Bezügen  haftenden  pr  i  vat  rec  h  t  lie  heu  Laste  u. 

!»38 

Zusammen   .  . 

2545 

IV 

Hiervon  ab  für  Zinsen  von  taust-  oder  unterpfändlich  versicherten 
K  a  p  i  t  a  1  s  c  h  u  1  d  e  n  und  von  A  b  1  ö  s  u  n  g  s  k  a  p  i  t  a  l  i  e  n  und 
für  auf  dem  Zinsen-  und  Rentenbezug  haftende  p  r  i  v  a  t  r  e  c  h  t 
liche  Lasten,  soweit  solche  nicht  schon  unter  U.  Z.  Hl  in  Ab- 

805 

bleibt  steuerpflichtiger  Restbetrag   .  . 

1710 

Die  Unterzeichnete  versichert  hiermit  nach  bestem  Wissen  und 
Gewissen,  daäs  vorstehende  Steuererklärung  einschliesslich  der  An 
gaben  aut  der  Rückseite  nach  den  Bestimmungen  des  Kapitalrente!!- 
steuergesetzes  getreu  und  vollständig  aufgestellt  ist. 

Karlsruhe,  den  2».  Juli  18««. 

Unterschrift:             Karoline  Müller. 
Wohnung:                  Kaiseretrasse  Nr.  H. 

881 
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Nähere  Angaben  zu  den  Ordnungszahlen  II,  III  und  fV  der 
vorzeitigen  Erklärung. 


Zu  O.-Z.  II.  Ii  Verschiedene  Lotterieanlehenslose  im  Nennwert  von  zu- 
sammen 3200  M.,  hiervon  5  Prozent  

2)  Diskontierte  Wechsel  im  Nennwert  von  zusammen  6000  M., 
hiervon  4  Prozent   

3)  Unverzinslicher  Güterkaufschillingsrest  bei  Georg  Lang  in 
Schiltach.  auf  Martini  188«  fäUig,  im  Betrage  von  1255  M., 
hiei-von  4  Prozent  

Summe  Ordnungszahl  II   .  . 

oder  rund   .  . 

Zu  O.-Z.  III.  1}  Annuitäten  im  Betrage  von  je  4oo  M.  für  «  Jahre,  zusammen 
2400  M.,  hiervon  I  Prozent  

2»  Aus  drei  Reutensrheinen  der  Allgemeinen  Versorgungs- 
anstalt der  durchschnittliche  Betrag  der  letzten  drei  Jahre 
103  M.  sjo  Pf.,  hier  zu  zwei  Fünftel  

3)  Leibrente  nach  Testament  meines  Oheims  Karl  Müller,  zu 
beziehen  bei  G.  Bauer  dahier,  mit  jährlichen  592  M.  30  Pf , 
worauf  jedoch  die  Last  der  Unterhaltung  eines 
Grabes  ruht  im  jährlichen  Anschlag  von  .   .   15  ,  —  , 

bleiheu   .   .  577  M.  50  Pf., 

wovon  hier  zwei  Fünftel  mit  

i  Laut  Kaufvertrag  vom  1.  Juli  1885  in  dem  an  K.  Schub- 
mann verkauften  Hause,  Kaiserstrasse  14  dahier,  unent- 
geltliche Wohnung  im  unteren  Stock  auf  drei  Jahre  1885  87, 
im  jährlichen  Anschlag  zu  

S  u  m  m  e  Ordnungszahl  III   .  . 

oder  rund  .  . 

Zu  O.-Z.  IV  1)  Gegen  fanstpfändliche  Hinterlegung  von  unter  O.-Z.  I  enl> 
haltenen  Staatspapieren  wurde  laut  Vertrag  vom  8.  Juli  v.  J. 
bei  der  Allgemeinen  bad.  Versorgmigsanstalt  ein  Atilehen 
von  «ooo  M.  aufgeuommen,  zu  5  Prozent  verzinslich  .   .  . 

2,i  Hypothekarische  Schuld  mit  dreimonatlicher  Kündigung  auf 
dem  Hause  Bahnhofstrasse  Nr.  2  dahier,  im  Betrage  von 
12,ooo  M. .  laut  Schulilurkunde  vom  1.  Januar  1871,  zu 
4»j  Prozent  verzinslich,  Gläubiger  G.  Schmitt  dahier, 
Jahreszins  

3)  Laut  letztwilliger  Verfügung  meines  verstorbenen  Ehe 
mannes.  welcher  mir  die  Nutzuiessung  seines  Kapitalver- 
mögens vermacht  hat.  habe  ich  daraus  an  Fräulein  Moser 
hier  eine  lebenslängliche  Rente  auszubezahlen  mit  jähr- 
lichen   

S  u  m  m  e  Ordnungszahl  IV   .  . 

oder  rund   .  . 


Jahreahe  trag 
nach  dem  Stand 
auf  1.  April  d.  J. 


M. 

Pf. 

160 

- 

240 

50 

20 

450 

SO 

450 



9« 

41 

28 

231 

570 

938 

29 

938 

150 

115 

40 

805 

40 

805 
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Gesetz,  die  Besteuerung  des  Zuckers  betreffend, 

vom  1.  Juni  1886.1) 

Eingeleitet  von 

Dr.  Julius  Wolf, 

Privaldoccnt  in  Zürich. 

Nachdem  der  unterm  15.  Juni  1884  dem  Reichstag  vorgelegte  Gesetz- 
entwurf zur  definitiven  Regelung  der  Zuckersteuer  auf  das  Andrängen  der 
durch  die  Krise  betroffenen  Zuckerfabrikanten  zurückgezogen  und  aus  gleichem 
Grunde  für  das  folgende  Jahr  die  Einbringung  eines  Reformentwurfs  unterblieben 
war,  wurde  endlich,  da  die  Erscheinungen  der  Krise  sich  allmählich  abgeschwächt 
hatten,  mit  Ende  1885  die  Reform  wieder  in  Angriff  genommen.  Am 
21.  Dezember  1885  gelangte  an  den  Reichstag  ein  neuer  Gesetzentwurf. 
In  einigen  Punkten  unterschied  sich  derselbe  von  seinem  Vorgänger  aus  1884. 
Der  Vorschlag  einer  Erhöhung  der  Rübensteuer  von  1  M.  60  Pf.  auf  1  M.  80  Pf. 
für  den  Metercentner  war  beiden  Entwürfen  gemeinsam,  nur  dass  der  neuere 
ein  Uebergangsjahr  1886/87  einfügte,  in  welchem  die  Erhöhung  sich  auf  1  M. 
70  Pf.  beschränken  sollte.  Die  Ausfuhrvergütung  bemass  der  neuere  Entwurf 
für  Rohzucker  von  nicht  unter  90  Prozent  Polarisation  bei  1  M.  80  Pf.  Steuer 
mit  18  M.  20  Pf.  (bei  1  M.  70  Pf.  Steuer  in  1886/87  mit  18  M.),  während  der 
frühere  Entwurf  18  M.  60  Pf.  in  Aussicht  genommen  hatte.  Die  Vergütungs- 
BÜtze  für  Kandis,  Brote  u.  s.  w.  waren  mit  22  M.  80  Pf.  im  ersten  Jahre,  22  M. 
40  Pf.  später,  jene  für  harte  Zucker  von  mindestens  98  Prozent  mit  bezw.  20  M. 
80  Pf.  und  21  M.  angesetzt.  Die  von  den  Fabrikanten  dringend  gewünschte 
Berechtigung,  in  öffentlichen  Niederlagen  gegen  Inanspruchnahme  der  Ausfuhr- 
vergütung niedergelegten  Zucker  gegen  Ersatz  der  Steuervergütung  wieder  in 
den  freien  Verkehr  des  Inlands  bringen  zu  dürfen,  wurde  nicht  gewährt;  da- 
gegen sollte  die  Kreditfrist  für  die  Rübensteuer  bis  zu  12  Monate  verlängert 
werden  können,  Eine  geringfügige  Abweichung  gegen  die  in  Geltung  stehende 
Gesetzgebung  (letztes  Gesetz  vom  7.  Juli  1883)  wies  der  neue  Entwurf,  übrigens 
übereinstimmend  mit  jenem  von  1884,  noch  darin  auf.  dass  er  die  Untergrenze 
der  Rohzuckerpolarisation,  bei  welcher  Ausfuhrvergütung  noch  geleistet  werden 
sollte,  von  88  auf  90  Prozent  erhöhte. 

Der  durch  die  Reform  anzustrebende  Steuerertrag  wurde  mit  60 '/t  Mill.  M. 
angegeben,  während  die  frühere  Gesetzesvorlage  nur  einen  solchen  von 
53'/«  Mill.  M.  in  Aussicht  genommen  hatte.  Zu  jener  Forderung  von  60' :i  Mill.  M. 


')  Vergl.  auch  Finanzarchiv  III,  9  ff. 
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gelangte  man,  indem  man  den  Steuerertrag  der  seit  Erlass  des  (»esetzes  von 
1869  verflossenen  16  Campagnen,  nach  drei,  bezw.  vier  Perioden  geteilt,  mit 
folgenden  Zittern  berechnete: 

Brutto-  Davon  ab 

Al,*untt  Ausfuhr-    Ver-      Zu-  Nettoertrag 

Zucker-     ™'    WÜnrf*  ÜET  Zuckersteuer 
Steuer   «ütun*   kosten  men 

Millionen  Mark  ^Mark^ 

5  Jahre  1.  Sept.  1869/70  bi»  1873/74  46,7 

5  .    1.     „    1874/75  „   1878/79  61,4 

6  „  1.  ,  1879/80  „  1884/85  121,2 
5     „1.  Aug.  1880/81  „   1884/85  130,1 

Nach  dem  Durehschnittemass  des  Reinertrags  der  Periode  1874/79  sollte 
nun  bei  einem  angenommenen  Jahveskonsum  von  7.63  kg  Rohzucker  pro  Kopf 
der  Bevölkerung  die  Jahresautkunft  1,32  Mk.  vom  Kopf  oder  insgesamt  (Bevöl- 
kerung 45,843,000)  60.512.760  M.  betragen. 

Die  Begründung  des  Entwurfs  wies  des  näheren  nach ,  daas  bei  einer 
Ausbeute  von  10,5  :  1  (10,5  Mctr.  Rüben  erforderlich  für  1  Mctr.  Rohzucker) 
der  Nettoertrag  der  Steuer  63,220.000  M.  (90  Mill.  Mctr.  Rübenverarbeitung) 
bis  63,167.000  M.  (100  Mill.  Mctr.  Rüben  Verarbeitung),  bei  einer  Ausbeute  von 
10.25  :  1  der  Nettoertrag  59,415,000-58,939,000  M.  und  bei  einer  Ausbeute 
von  10  :  1  55,420,000—54.500.000  M.  sein  würde.  Die  Rechnung  auf  Grund  der 
letztgenannten  Ausbeute,  welche  der  thataächlich  im  Durchschnitt  der  Fabriken 
erreichten  Ausbeute  noch  am  nächsten  stand,  weisen  wir  hiermit  des  näheren  nach: 

Metercentner  Zucker  von  93,75  Polarisation 
bei  90  Mill.  Mctr.  Rüben  bei  100  Mill.  Mctr.  Rüben 

bei  einer  Ausbeute  von  10  :  1 
Steuer  ä  M.  1,80  =  M.  162,000,000  M.  100,000,000 

Ausbeute  9,000.000  10,000,000 

Inlandskonsum  3.500,000  3,500,000 
Ausfuhr  5.500.000  6.500,000 

Bonifikation  a  M.  18,20  =       M.  100.000.000  M.  118.300.000 


Ertrag  M.    61,900,000  M.  61,700,000 

ab  4  Proz.  Verwaltungskosten     „     6,480,000  ,  7,200.000 

fliessen  zur  Reichskasse  M. "557420,000  M._ 54,500,000 

Die  Regierung  nahm  als  aktuelle  Ausbeute  aber  eine  solche  von  10,50  :  1 
an  und  erreichte  nach  ihrem  Ansehlag  daher  durch  die  Reform  die  verlangte 
Summe  von  60  7*  Mill.  M.  und  noch  mehr. 

Sofort  nach  dem  Erscheinen  der  Vorlage  wurden  Stimmen  laut,  welche 
die  bezüglichen  Annahmen  der  Regierung  als  unzutreffend  bezeichneten.  Und 
mit  Recht! 

Es  waren  zur  Herstellung  Man  hatte  gewonnen 

eines  Mctr.  Zucker  erforderlich  Zucker  aus  Rüben 

Mctr.  Rüben  Prozente 
18H:|84  9.28  10,77 

1884/85  9.07  11,02 
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Hierbei  sind  die  aus  Melasse  in  Fabriken  ohne  Rübenverarbeitung  gewonnenen 
Zuckennengen  im  Jahr  1883/84  mit  205,000,  und  im  Jahr  1884/85  mit  237,000 Mctr. 
berechnet.  Zur  Zeit  der  Vorlage  des  Entwurfs  war  überdies  bekannt,  dass  das 
Jahr  1885/86  ein  noch  günstigeres  Ausbeuteverhältnis  als  im  Jahr  1884;85  er- 
geben würde.  Die  Annahme,  dass  10,5  Mctr.  Rüben  zur  Darstellung  eines 
Metercentner«  Zucker  erforderlich  seien,  entsprach  also  ganz  und  gar  nicht  den 
gegebenen  Verhältnissen.  Bei  einer  Ausbeute  aber  von  9,25  :  1  oder  einer 
solchen  von  9  :  1  berechnete  sich  der  Ertrag  der  Steuer  folgendermassen: 
Metercentner  Zucker  von  93,75  Polarisation 
bei  90  Mill.  Mctr.  Rüben  bei  100  Mill.  Mctr.  Rüben 

bei  einer  Ausbeute  von  9,25  :  1 
Steuer  a  M.  1,80  M.  162,000,000  M.  180,000,000 

Ausbeute  9.730,000  10,810,000 

Inlandskonsum     3,500,000  3,500.000 
Ausfuhr  6.230,000  ~T3107xkT 

Bonifikation  a  M.  18,20  M.  113,386,000  M.  133,042,000 

Ertrag  M.   48.614,000  M.  46,958,000 

ab  4  Proz.  Verwaltungskosten     ,  1,944.000_  1.878,000 

fliessen  zur  Reichskas.se     M.   46.070.000  M.  45.080.000 

bei  einer  Ausbeute  von  9  :  1 
Steuer  ä  M.  1,80  M.  162,000,000  M.  180,000,000 

Ausbeute  10,000,000  11,111,000 

Inlandskonsum  3,500,000  3.500,000 
Ausfuhr  6,500,000  7,611,000 

Bonifikation  a  M.  18,20  M.  118,300,000  M.  138,520,000 

Ertrag  M.   43,700,000  M.  41,480,000 

ab  4  Proz.  Verwaltungskosten  1,748,000  1,659,000 

fliessen  zur  Reichskasse    M.    41,952,000  M.  39,821,000 

Es  resultieren  also  Betrage,  die  hinter  der  Forderung  von  601/»  Mill.  M. 
«ehr  erheblich  zurückbleiben  und  die  selbst  nicht  viel  höher  sind  als  die  Ein- 
nahme von  1880/82,  die  den  ersten  Anstoss  zur  Reform  gab. 

Am  12.  und  13.  Januar  1886  erfolgte  die  erste  Lesung  des  Entwurfs, 
und  er  wurde  an  eine  Kommission  überwiesen.  Nach  eingehenden  Beratungen 
erklärte  sich  dieselbe  gegen  die  Regierungsvorlage.  Die  Anträge  der  Kom- 
mission bezeichneten  jede  Erhöhung  der  Rübensteuer  als  unzulässig  und 
schlugen  also  Beibehaltung  des  bestehenden  Satzes  von  1  M.  60  Pf.  pro  Meter- 
centner  vor.  Als  Ausfuhrveigtttung  wurden  fur  Rohzucker  16  M.  80  Pf. ,  für 
Kandis,  Brote  u.  s.  w.  20  M.  60  Pf.  und  für  alle  übrigen  harten  Zucker  von 
mindestens  98  Perzent  19  M.  30  Pf.  für  den  Metercentner,  also  gleichfalls 
niedrigere  Sätze  als  die  des  Regierungsentwurfes  beantragt.  Ein  weiterer  Vor- 
schlag, durch  den  die  Kommission  sich  von  der  Regierungsvorlage  entfernte, 
betraf  die  Einführung  einer  Melassesteuer.  Von  den  Fabriken,  welche  selbst- 
gewonnene Melasse  entzuckern,  sollte  ein  Steuerzuschlag  von  10  Pf.  pro  100  kg. 
Rüben  erhoben  werden.  Fabriken,  welche  ausschliesslich  oder  zum  Teile  nicht 
selbstgewonnene  Melasse  zur  Verarbeitung  bringen,  sollten  für  100  kg.  einge- 
führter Melasse  3  M.  30  Pf.  Steuer  entrichten.  Des  ferneren  setzte  sich  der 
Kommissionsvorschlag  dadurch  in  Widerspruch  mit  dem  Regierungsentwurf, 
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dass  er  die  Niederlegung  inländischer  Zucker  in  bestimmten  Niederlagen  gegen 
Steuervergütung  mit  der  Massgnbe  gestatten  wollte,  dass  der  Zucker  gegen  Er- 
stattung des  Vergütungsbetrages  wieder  in  den  freien  Verkehr  gebracht  werden 
dürfe.  Endlich  ist  noch  zu  erwähnen,  dass  der  Konimissionsentwurf  einen  Pa- 
ragraphen aufnahm,  nach  welchem  der  Bundesrat  sollte  gestatten  können,  dass 
für  vergütungsfähigen  inländischen  Zucker,  welcher  zur  Viehfütterung  oder 
zur  Herstellung  von  anderen  Fabrikaten  als  Vcrzehrungsgcgenstfinden  verwendet 
wird,  die  Steuer  vergütet  werde. 

Neue  Gesichtspunkte  von  Wert  waren  nur  in  der  Sache  der  Melasse- 
besteuerung gegeben  worden ;  der  Befürwortung  der  Ermässigung  statt  einer 
geringen  Erhöhung  der  Rübensteuer  dienten  dagegen  lediglich  die  alten  Argumente. 

Dem  Einwand,  dass  es  schwierig  sei  festzustellen,  was  man  als  Melasse 
betrachten  solle  und  was  nicht  ,  setzte  schon  in  der  ersten  Lesung  des  Regie- 
rungsentwurfes der  Graf  von  Hacke  zwei  Begriffsbestimmungen  entgegen,  von 
denen  die  eine  besagte,  Melasse  sei  „das  Residuum  aus  der  Zuckerfabrikation, 
in  dessen  Trockensubstanz  die  Menge  des  Nichtzuckers  grösser  ist  als  die  Menge 
des  Zuckers,  während  die  andere  als  Melasse  dasjenige  Residuum  ansprach, 
„aus  welchem  Zuckerkrystalle  von  selbst  sich  nicht  mehr  abzuscheiden  vermögen, 
von  42  Prozent  Beaumtf  und  mindestens  48  Teilen  Zucker  in  100  Teilen" .  Die 
Enquetekommission  von  1883  hatte  als  Melasse  bezeichnet  ,den  bei  der  Kry- 
stallisation  von  Zucker  verbleibenden  Sirup,  welcher  auch  nach  nochmaligem 
Verkochen  bei  längerer  Ruhe  keinen  in  Krystallform  sich  abscheidenden  Zucker 
mehr  gibt*.  Als  in  der  Reichstagskommission  dieser  Punkt  aber  wieder  ver- 
handelt wurde,  erklärte  der  anwesende  Staatssekretär  des  Reichsschatzamtes, 
von  Burchard,  eine  befriedigende  Definition  dessen,  was  man  als  Melasse  zu 
betrachten  habe,  gebe  es  nicht.  Gleichzeitig  machte  Herr  von  Burchard 
geltend,  die  Kontrolle,  welche  aus  Anlass  der  Melassebesteuerung  gegen  Roh- 
zuckerfabriken, Melasse-Entzuckerungsanstalten  und  Raffinerien  zu  üben  wäre, 
böte  zu  viel  Schwierigkeiten.  Auf  diesen  Einwand  kam  Graf  von  Hacke  bei 
der  zweiten  Lesung  der  Vorlage  am  19.  März  1886  zurück,  und  sprach  ihm 
sein  Gewicht  ab.  Die  Melassefabrikanten  aber  hatten  sich  selbstverständlich 
auf  die  Seite  des  Staatssekretärs  geschlagen.  In  einer  Versammlung  vom  3.  März 
sprachen  sie  unter  anderem  von  neuem  die  .Unmöglichkeit  einer  exakten  De- 
finition für  Melasse*  aus.  Die  Fassung  des  Kommissionsentwurfes  führe  dahin. 
r\m  allgemeinen  jede  doppelte  Reinigung  der  Rübensäfte  zum  Zwecke  mög- 
lichster Ausbringung  des  in  der  Rübe  enthaltenen  Zuckers,  also  jeden  Fortschritt 
in  der  Industrie  zu  hintertreiben*.  Von  einer  anderen  Seite,  Herrn  Dr.  Boden- 
bender, einem  speziellen  Kenner  des  Fachs,  wurde  noch  daraufhingewiesen, 
dass  auch  die  in  der  Kommissionsverlage  gemachte  Unterscheidung  zwischen 
Melasse  entzückernden  und  nicht  entzuckernden  Fabriken  die  allergrössten  Be- 
denken hervorrufen  müsse.  —  Eine  Jleinungsdifl'erenz  bestand  endlich  bezüglich 
des  von  einer  Melassesteuer  zu  erwartenden  Ertrags.  Während  das  Kommis- 
sionsmitglied von  Wed  eil -Malchow  die  zu  erwartende  Einnahme  mit 
7,450,000  M.  berechnete,  wurde  regierungsseitig  ein  Ertrag  von  über  b  Mill.  M. 
als  nicht  wahrscheinlich  bezeichnet. 

Man  dachte  von  mehreren  Seiten  in  der  Voraussetzung,  dass  die  Melasse 

Steuer  nicht  zur  Annahme  gelange,  auch  daran,  die  ungleiche  Behandlung. 
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welche  in  der  an  Melassezucker  gewährten  Steuerfreiheit  gegenüber  der  Steuer- 
pflichtigkeit alles  übrigen  Zuckers  liege,  durch  eine  Erhöhung  des  Melassepreises 
abzuschwächen,  welche  durch  die  Bewährung  einer  Ausfuhrvergütung  für 
Melasse  zu  bewerkstelligen  sei.  Das  KommiBsionsniitglied  Herr  Nob  be 
brachte  zur  ersten  Lesung  des  Entwurfes  in  der  Kommission  einen  dahin  zie- 
lenden Antrag  ein.  zog  ihn  aber  zurück,  weil  die  Regierung  ihn  für  absolut 
unannehmbar  erklärte  und  er  auch  in  der  Komuiisson  keinen  Anklang  fand. 

Als  der  Reichstag  am  18.  März  die  zweite  Lesung  des  Entwurfs  begann, 
lag  ihm  neben  den  Anträgen  der  Kommissionsmajorität  noch  eine  Anzahl  spe- 
zieller Vota  vor,  von  denen  wir  hier  aber  nur  den  Antrag  Rohland  erwähnen. 
Derselbe  brachte  eine  Herabsetzung  der  Rübensteuer  um  je  20  Pf.  pro  Meter- 
centner  für  die  Campagnen  1887/88  und  1888/89  in  Vorschlag,  so  dass  die  Steuer 
vom  1.  August  188t»  an  1  Mk.  20  Pf.  wäre.  Die  Rückvergütung  sollte  vom 
1.  Oktober  188t)  bis  zum  31.  Juli  1887  8  M.  20  Pf,  vom  1.  August  1887  bis 
31.  Juli  1888  7  M.  und  vom  1.  August  1889  ab  6  M.  betragen.  Dieser  Antrag 
nahm  im  wesentlichen  das  seit  Jahren  durch  Herrn  Herbertz  verfochtene 
Programm  auf,  zu  einer  Regulierung  der  Steuerertrilge  auf  dem  Wege  einer 
Steuerermässigung  und  der  sich  daran  knüpfenden  Konsulnerhöhung  zu  gelangen. 
So  lebhaft  die  Unterstützung  war,  die  dieser  Antrag  aus  den  Kreisen  der  Be- 
teiligten erfuhr,  so  konnte  er  an  massgebender  Stelle  doch  nicht  die  Ueberzeu- 
gung  von  der  ZutrefTendheit  der  ihm  zu  Grunde  liegenden  Berechnungen  er- 
wecken. Er  stützte  sich  auf  die  in  anderen  Ländern,  England,  Frankreich, 
Nordamerika  mit  Ermässigung  der  Steuer  gemachten  Erfahrungen.  Die  insbe- 
sondere für  die  ersten  zwei  Länder  angeführten  Ziffern  der  Konsumsteigerung 
als  einer  Folgeerscheinung  der  Steuerermässigung  können  nicht  bestritten  werden, 
obwohl  die  Konsumsteigerung  in  Frankreich  mit  Bezug  auf  Beständigkeit  den 
gehegten  Erwartungen  nicht  ganz  entsprochen  hat.  Trotzdem  scheint  die 
gegenwärtige  Krisenperiode  nicht  dazu  angethan,  jeder  Verbilligung  eine  Kon- 
sumsteigerung in  dem  betreffenden  Produkte  folgen  zu  lassen.  Der  Zucker- 
preis hat  seit  zwei  Jahren  eine  Ermässigung  wie  nie  zuvor  erfuhren,  von  einem 
Umfang,  der  die  von  Herbert  z  und  Röhl  and  vorgeschlagene  Steuerermässi- 
gung übertrifft;  die  vorliegenden  Nachweisungen  macheu  es  aber  wahrscheinlich, 
dass  ihm  eine  Konsumerhöhung  nicht  gefolgt  ist.  Es  lässt  dies  Schlüsse  mit 
Bezug  auf  Antrag  Rohland  zu. 

Die  zweite  Lesung  des  Entwurfs  im  Reichstage  führte  zu  keinem 
positiven  Ergebnis.  Sowohl  die  Vorschläge  der  Regierung,  wie  die  der  Kom- 
mission, wie  endlich  alle  sonstigen  Anträge  wurden  abgelehnt.  Am  3.  April 
trat  der  Reichstag  in  die  dritte  Lesung  ein.  Er  genehmigte  einen  Antrag 
der  Abgeordneten  Graf  zu  Stolberg  und  Staudy  mit  einigen  Abänderungen. 

Es  wäre  danach  bei  der  Steuer  von  1  M.  00  Pf.  pro  100  kg  Rüben  nach 

wie  vor  geblieben.    Die  Ausfuhrvergütung  hätte  betragen 

für  Robzucker  in         1886/87         17  M.  40  Pf.  pro  Mctr., 

von       1887/78  an    16  ,  40   ,  „ 

„   Kandis.  Brote  in     1886/87        21   ,  45   ,  , 

,     von  1887/88  an   20  ,  20  „  „ 

für  alle  übrigen  harten  Zucker  von  mindest.  98  P/t.  in     Ib8ö  87       20  M.  10  Pf. 

.     ,        ,  „         ■        «        ,       98  ,    von  1887/88  an  19  ,  -  , 

Finanzarchiv.  m.  Jahrg.  887  28 
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Der  Bundesrat  versagte  dem  Beschluss  de»  Reichstags  die  Genehmigung 
und  brachte  eine  neue  Vorlage  in  Antrag.  Die  hier  vorgeschlagenen  Sätze 
der  Steuer  und  der  Ausfuhrvergütung  waren  gegen  jene  der  zwei  früheren 
Vorlagen,  des  Kommissions-  und  des  Reichstagsbeschlusses: 

Rübensteuer  Ausfuhrvergütung 

pro  Mctr.  pro  Mctr.  Rohzucker 

Entwurf  1884                                     1  M.  80  Pf.  18  M.  60  Pf. 

1885                                     1  ,  80  ,  18  ,  20  , 

Kommissionsbeschluss  zu  Entw.  1885  .    1   „  60   ,  16  ,  80  , 

Reichstagsbeschluss  1   ,  60  .  16  „  40  , 

Entwurf  1886                                      1  ,  70   ,  17  ,  25  . 

Der  neue  Gesetzentwurf  sah  also  im  Vergleich  zu  den  früheren  Regierungs- 
vorlagen im  Sinne  des  Kommissions-  und  Reichstagsbeschlusses  einen  niedrigeren 
Steuersatz  vor,  kam  dann  jenen  Beschlüssen  auch  in  der  Bemessung  der  Aus- 
fuhrvergütung entgegen  und  eignete  sich  überhaupt  die  sämtlichen  vom  Reichstag 
zur  Erleichterung  und  Begünstigung  der  Zuckerindustrie  beschlossenen  Bestim- 
mungen an,  »ungeachtet  der  gegen  einige  derselben  auch  jetzt  noch  bestehenden, 
nicht  unerheblichen  Bedenken/ 

Abgeordneter  Nobbe  stellte  zur  näheren  Kennzeichnung  der  neuen  Vor- 
lage folgende  vergleichende  Tableaux  auf: 

Grundlagen  der  Berechnung. 
90  Mill.  Mctr.  Rübenverarbeitung 

9,500,000  Mctr.  Zuckergewinn  (ca.  9  7*  Mctr.  Rüben  =  1  Mctr.  Zucker). 
Davon  Verbrauch  3,750,000  Mctr. 
„     Ausfuhr     5,750,000  » 

Gegebener  D    .  „  . 

Zustand,       Reichstags-     ««W«™»«*  Kegiernng.- 

vorlaffe  vorltiirp 
Gesetz  von       beschluss.  ,  0  *  40<Tr 

1883.  1885'  1886> 

Tausende  Mark  Ergebnis  für  die  Reichskasse. 
Brutto-Steuer .    .    .   .    144,000  144,000  162,000  153,000 

4  Pzt.  Erhebungskosten     5,760  5,760  6,480  6,120 

Bleiben   138,240  138,240  155,520  146,880 

Ab  Steuervergütung    .    103,500  94,300  104,650  99,187 

Ertrag  f.  d.  Reich  .    .     34,740  43,940~  50,870  67,693 

Gegen  d.  jetz.  Ertrag .        0  +  9,200        +  16,130        +  12,953 

Finanzielles  Ergebnis  für  eine  Normalfabrik. 

Verarbeitung  250,000  Mctr. 
Zuckergewinn  (9,5  Mctr.  Rüben  =  1  Mctr.  Zucker)  26,300  Mctr. 
Erlegte  Steuer  .    .    M.  400,000      400,000      450,000  425,000 
Steuerersatz  .    .    .     ,  473,400      431,320      478,660  453,675 

Reingewinn  .    .    .    M.    73,400        31,320        28,660  28,675 

888 


Digitized  by  Google 


Gesetz,  die  Bebteuerung  des  Zuckere  betreffend,  vom  l.  Juni  188«. 


4iir, 


Steuergewinn  der  besonderen  Melasse-Entzuckerungsanstalten. 

150,000  Mctr.  Melasseverarbeitung. 
Ausbeute  (40  Pzt.)  60,000  Mctr.  Rohzucker. 

Steuergewinn  .  .  M.  1,080,000  984,000  1,092,000  1,035,000 
d.i.  pro  Mctr.  Melasse  ,          7,20           6,56             7,28  6,90 

Am  18.  Mai  kam  die  neue  Vorlage  zur  ersten,  am  20.  Mai  zur  zweiten, 
am  21.  Mai  zur  dritten  Lesung  und  wurde  unverändert  angenommen. 

Das  nun  vorliegende  Gesetz  beschränkt  die  Prämie  auf  einen  nie- 
drigeren als  ihren  bisherigen  Betrag.  Sie  berechnet  sich  nach  dem  Rendement 
vom  Jahre  1884/85,  welches  9,07  Mctr.  Rüben  zur  Darstellung  von  1  Mctr.  Roh- 
zucker bedurfte,  folgendermassen : 

9,07  Mctr.  Rübe  X  1  M.  70  Pf.  Steuer  =  15  M.  42  Pf. 

Steuerrestitution   17   ,   25  , 

1  M.  83  Pf. 

Bei  Annahme  einer  nunmehrigen  Durchschnittsprämie  von  1  s/<  Mark  bis 
2  Mark  pro  Mctr.  Rohzucker  wird  man  nicht  fehl  gehen. 

Relativ  höher  ist  die  Prämie,  die  an  raffinierten  Zucker  gewährt  wird. 
Das  Mehr  der  Prämie  für  raffinierten  gegen  Rohzucker  beträgt  bei  einem  Auf- 
wand von  115  kg  Rohzucker  für  die  Erzeugung  von  100  kg  Raffinade,  wie  es  der 
ungefähre  Durchschnitt  sein  dürfte,  1  M.  66  Pf.  Es  entsprechen  nämlich  115  kg 
Rohzucker,  zu  17  M.  25  Pf.  versteuert,  einer  Steuerzahlung  von     19  M.  84  Pf., 

was  gegen  eine  Restitution  von  21    ,   50  , 

eine  Spezialprämie  von   1  M.  66  Pf. 

ergibt.  —  Die  gesamte  bei  Ausfuhr  von  100  kg  Raffinade  gewährte  Prämie 
beträgt  darnach  3  M.  50  Pf.  pro  Mctr.  (bei  Annahme  einer  Ausbeute  aus  der 
Rübe  wie  im  Jahre  1884/85). 

Erste  sichtbare  Wirkung  des  Gesetzes  dürfte  die  Erweiterung  der  Melasse- 
entzuckerung  sein.  Bisher  wurde  ungefähr  die  Hälfte  der  in  den  Zuckerfabriken 
gewonnenen  Melasse  entzuckert  und  je  ein  Viertel  ausgeführt  und  in  der  Brennerei 
verwendet.   Für  das  Jahr  1884/85  liegen  folgende  Ziffern  vor: 

Ungefähr  3  Pzt.  Melasse  von  104,026,883  Mctr.  Rüben- 


verarbeitung   3,120,806  Mctr. 

Raffinerieraelasse  ca.   250,000  * 

Zusammen   3,370,806  Mctr. 

Von  der  Brennerei  wurden 

verarbeitet   731,267  Mctr. 

ausgeführt    650,618    ,  1,381,885  . 

Bleiben  zur  Entzuckerung   1,988,921  Mctr. 

Daraus  ca.  35  Pzt.  Zucker   696,122  , 


Würde  alle  vorhandene  Melasse  bereits  im  Jahre  1884/85  entzuckert 
worden  sein,  so  hätte  dies  den  Bedarf  zur  Erzeugung  von  1  Mctr.  Rohzucker 
auf  rund  87»  Mctr.  Rübe  herabgesetzt  und  die  Rohzuckerprämie  unter  dem 
Gesetze  auf  2  M.  80  Pf.  berechnen  lassen. 

Nun  ist  wohl  auch  für  die  Zukunft  kaum  die  Entzuckerung  aller  Melasse 
zu  erwarten.    Dafür  dass  aber  in  einiger  Zeit  mindestens  drei  Viertel  statt  wie 
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bisher  die  Hälfte  der  gewonnenen  Melasse  werden  entzuckert  werden,  spricht 
vieles.  Während  der  letzten  Jahre  ist  eine  Stockung  in  der  Installation  von 
rationelleren  Melasse-Entzuckerungsverfahren  in  Zuckerfabriken  eingetreten  und 
an  die  Errichtung  besonderer  Mclasse-Entzuckerungsanstalten  hat  man  sich  bei 
der  Unsicherheit  der  kommenden  Gesetzgebung  nicht  gewagt.  Die  von  hier 
drohende  (jefa.hr  ist  nun  behoben  und  ein  erheblicher  Fortachritt  in  der  Ein- 
richtung von  Entzuckerungsverfahren  vorauszusehen.  Ueberdies  wird  die  Brennerei 
in  geringerem  Grade  abnahmsfähig  für  Melasse :  erstens  infolge  der  niedrigen 
Kartoffel-  und  Maispreise,  welche  die  Verwendung  dieser  Materialien  vorteilhafter 
als  die  Melasseverarbeitung  machen,  zweitens  infolge  Einschränkung  des  Brennerei- 
betriebs. Nehmen  wir  aber  an,  es  würde  ein  Viertel  der  in  der  Zuckerfabrikation 
gewonnenen  Melasse  in  Brennerei  und  Ausfuhr  noch  immer  in  Anspruch  ge- 
nommen werden  und  nur  die  übrigen  drei  Viertel  würden  der  Knt zuckerung 
unterworfen,  so  würde  dies  bei  einer  Qualität  der  Rübe  wie  im  Jahre  1884 .'85 
ein  Erfordernis  von  rund  8 7a  Mctr.  Rohzucker  (11,55  Pzt.  Zucker  aus  der  Rübe) 
bedeuten.  Unserer  Anschauung  nach  kann  man  von  einem  solchen  Ausbeutesatz 
für  den  Durchschnitt  der  zunächst  folgenden  Jahre  ausgehen.  Er  führt  bei 
Zugrundlegung  von  90  Mill.  Mctr.  Rübenverarbeitung  und  3,750,000  Mctr.  Ver- 
brauch zu  folgenden  Resultaten: 

Steuer  abzüglich  Erhebungskosten  .    .    .     140,880,000  M. 
Steuervergütung  f.  6,045,000  Mctr.  Zucker     114.020.000  « 

Nettoertrag  der  Steuer   32,254,000  M. 

Will  daran  festgehalten  werden,  dass  die  Ausfuhr  von  5,750,000  Mctr. 
nicht  überschritten  werden  soll,  so  muss  die  Rübenverarbeitung  auf  82,270,000 Mctr. 
ermässigt  werden,  und  es  ergeben  sich  sodann  folgende  Zahlen: 

Steuer  abzügl.  Erhel.ungskosten  ....     134.205.000  M. 
Steuervergütung  für  5.750,000  Mctr.    .    .       99,187.000  , 

Nettoertrag  der  Steuer   35,078,000  M. 

Es  sind  dies  Einnahmen,  noch  etwas  niedriger  als  die  niedrigste  bisher  erreichte. 
Das  gegenwärtige  Gesetz  kann  darnach  wieder  nur  als  Provisorium  be- 
trachtet werden. 


Gesetz, 

die  Besteuerung  des  Zuckers  betreffend,  vom  1.  Juni  1880. 
(Reichsgesetzblatt  1880,  Nr.  16,  S.  181.) 

W i r  W  i  1  h e  1  m,  von  (iottes  Gnaden  Deutscher  Kaiser,  König 
von  Preussen  etc.  verordnen  im  Namen  des  Reichs,  nach  erfolgter  Zustimmung 
des  Bundesrats  und  des  Reichstags-,  was  folgt: 

Artikel  I. 

Die  1  und  3  des  Gesetzes  vom  20.  Juni  1809,  die  Besteuerung  des 
Zuckers  bet  reffend  (Bundes«  iesetzbl.  S.  282),  treten  mit  dem  1.  August  18^6 
ausser  Kraft  und  werden  durch  folgende  Bestimmungen  ersetzt  : 


Digitized  Dy 


Gesetz,  die  Besteuerung  des  Zuckers  betreffend,  vom  1.  Juni  I860. 


437 


§  l. 

Die  Rübenzuckersteuer  wird  von  100  kg  der  zur  Zuckerbereitung  be- 
stimmten rohen  Rüben  mit  1,70  Mark  erhoben. 

§  2. 

Für  den  über  die  Zollgrenze  ausgeführten  oder  in  öffentliche  Niederlagen 
oder  Privattrunsitluger  unter  amtlichem  Mitverschluss  aufgenommenen  Zucker 
wird,  wenn  die  Menge  wenigstens  500  kg  betrügt,  eine  .Steuervergütung  nach 
folgenden  Sätzen  für  100  kg  gewährt  : 

a.  für  Rohzucker  von  mindestens  90  Prozent  Polarisation  und  für  raffinierten 
Zucker  von  unter  98,  aber  mindestens  90  Prozent  Polarisation: 

Ii  für  die  Zeit  vom  1.  August  1880  bis  zum  30.  Sep- 
tember 1887    18,00  Mark, 

2)  vom  1.  Oktober  1887  ab  17,25  „ 

b.  für  Kandis  und  für  Zucker  in  weissen,  vollen,  harten  Broten,  Blöcken, 
Platten,  Würfeln  oder  Stangen,  oder  in  Gegenwart  der  Steuerbehörde 
zerkleinert,  ferner  für  andere  vom  Bundesrat  zu  bezeichnende  Zucker 
von  mindestens  99 lii  Prozent  Polarisation: 

1)  für  die  Zeit  vom  1.  August  1886  bis  31.  Oktober  1887  22.20  Mark, 

2)  für  die  Zeit  vom  1.  November  1887  ab  21,50  „ 

c.  für  allen  übrigen  harten  Zucker,  sowie  für  allen  weissen  trockenen 
(nicht  über  1  Prozent  Wasser  enthaltenden)  Zucker  in  Krystall-,  Krümel- 
und  Mehlform  von  mindestens  98  Prozent  Polarisation,  soweit  auf 
denselben  nicht  der  Vergütungssatz  unter  b.  Anwendung  findet  : 

1)  für  die  Zeit  vom  1.  August  1886  bis  31.  Oktober  1887  20,80  Mark, 

2)  für  die  Zeit  vom  1.  November  1887  ab     ....  20.15  , 
Der  Bundesrat  hat  die  Zollämter  zu  bestimmen,  über  welche  die  Ausfuhr 

der  unter  a.  und  c.  fallenden  Zucker  bewirkt  werden  kann.  Derselbe  ist  auch 
befugt,  zu  bestimmen,  dass  die  bei  der  Ausfuhr  von  Zucker  gegen  Steuer- 
vergütung abzugebende  Deklaration  auf  den  Zuckergehalt  nach  dem  Grade  der 
Polarisation  gerichtet  werde. 

§  3. 

Den  Inhabern  von  Rübenzuckerfabriken  wird  zur  Entrichtung  der  fälligen 
Steuer  für  verarbeitete  Rüben  gegen  Sicherheitsbestcllung  Kredit  auf  einen 
allgemein  vorzuschreibenden  Zeitraum  bis  zu  höchstens  G  Monaten  bewilligt 
werden.  Nach  Massgabe  der  dem  entsprechend  vorgeschriebenen  Kreditfrist 
wird  der  Fälligkeitstermin  der  Steuervergütungen  (§  2  und  §  3)  bestimmt. 

Fällige  Steuervergütungsscheine  können  bei  allen  Steuerstellen  des  Deutschen 
Reichs  auf  schuldige  Rübenzuckersteuer  angerechnet  werden. 

§4. 

Für  inländischen  Zucker  ist  die  Niederlegung  gegen  Steuervergütung 
(§  2)  in  hierzu  bestimmten  öffentlichen  oder  unter  amtlichem  Mitverschluss 
stehenden  Privatniederlagen  mit  der«Massgabe  gestattet,  dass  der  Zucker  gegen 
Versteuerung  durch  Erstattung  der  Vergütung  nach  Massgabe  des  Einlagerungs- 
gewichts wieder  in  den  freien  Verkehr  gebracht  werden  kann.  Die  Lagerfrist 
beträgt  zwei  Jahre. 

Der  niedergelegte  Zucker  haftet  der  Steuerbehörde  ohne  Rücksicht  auf 
die  Rechte  Dritter  für  den  Betrag  der  gewährten  Steuervergütung,  sowie  der 
nach  Abs.  4  zu  entrichtenden  Zinsen  und  etwaigen  Kosten. 

Die  näheren  Anordnungen  über  diese  Niederlagen,  insbesondere  auch 
über  die  an  die  Lagerinhaber  zu  stellenden  Anforderungen  trifft  der  Bundesrat. 

Der  Betrag  der  Steuervergütung  für  Zuckermengen,  welche  über  den 
auf  den  Tag  der  Niederlegung  zunächst  folgenden  1.  Oktober  hinaus  in  der 
Niederlage  verbleiben,  ist  im  Falle  der  demnächstigen  Zurücknahme  in  den 
freien  Verkehr  für  die  weitere  Dauer  der  Lagerung  mit  fünf  Prozent  jährlich 
zu  verzinsen. 
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Den  Inhabern  von  Zuckerraffinerien  kann  zur  Entrichtung  der  Steuer  für 
den  zu  Raffineriezwecken  aus  den  Niederlagen  entnommenen  Rohzucker  Kredit 
bewilligt  werden. 

§  5. 

In  Bezug  auf  die  Bestrafung  unrichtiger  Deklaration  von  Zucker  zur 
Aufnahme  in  das  Lager  (§  4)  finden  die  Bestimmungen  im  §  4  des  Gesetzes 
vom  26.  Juni  1809,  die  Besteuerung  des  Zuckers  betreffend  (Bundes-Gesetzblati 
S.  282),  sinngemässe  Anwendung. 

Wer  die  Steuer  von  dem  niedergelegten  Zucker  hinterzieht  oder  zu  hinter- 
ziehen versucht,  begeht  eine  Defraudation,  auf  welche  die  für  die  Rübenzucker- 
steuerdefraudatiou  geltenden  Strafbestimmungen  sinngemässe  Anwendung  mit 
der  Massgabe  finden ,  dass  der  hinterzogene  Abgabenbetrag  nach  dem  Steuer- 
vergütungssatze des  Zuckers  zu  berechnen  ist.  Uebertretungen  der  Anordnungen 
des  Bundesrats  in  Bezug  auf  die  Lagerung  des  Zuckers  werden,  sofern  nicht 
die  Defraudationsstrafe  verwirkt  ist,  mit  Ordnungsstrafen  von  30  bis  300  Mark 
belegt. 

Der  Lagerinhaber  haftet  subsidiarisch  für  seine  Gewerbsgehilfen  und  die 
in  seinem  Dienst  oder  Taglohn  stehenden  Personen  rücksichtlich  der  Geldstrafen, 
Gelalle  und  Prozesskosten,  in  welche  die  zu  vertretenden  Personen  wegen 
Defraudationen  und  wegen  Verletzung  der  Verwaltungsvorschriften  verurteilt 
worden  sind. 

§  6- 

Bei  der  Ausfuhr  von  Fabrikaten,  zu  deren  Herstellung  vergütungsfähiger 
inländischer  Zucker  verwendet  worden  ist.  einschliesslich  der  Auflösungen  von 
Zucker,  oder  bei  Niederlegung  solcher  Fabrikate  in  öffentlichen  Niederlagen 
oder  Privattransit  lagern  unter  amtlichem  Mit  verschluss  kann  nach  näherer  Be- 
stimmung des  Bundesrats  die  Steuer  für  die  in  den  Fabrikaten  enthaltene 
Zuckermenge  vergütet  werden. 

§  7. 

Der  Bundesrat  kann  unter  Anordnung  sichernder  Kontrollen  gestatten, 
dass  für  vergütungsfähigen  inländischen  Zucker,  welcher  zur  Viehfütterung 
oder  zur  Herstellung  von  anderen  Fabrikaten  als  Verzehrungsgegenständen  ver- 
wendet wird,  die  Steuer  vergütet  werde. 

Artikel  II. 

An  die  Stelle  der  Bestimmung  im  §  11  lit.  b  der  von  den  Regierungen 
der  Zoll  verein sstaaten  unter  dem  23.  Oktober  1845  vereinbarten  Verordnung^ 
die  Besteuerung  des  im  Inlande  erzeugten  Rübenzuckers  betreffend,  treten  die 
folgenden  Bestimmungen : 

§  1. 

Die  Inhaber  der  Rübenzuckerfabriken  sind  verpflichtet,  über  ihren  gesamten 
Fabrikationsbetrieb,  insbesondere  über  die 'am  31.  Juli  jedes  Jahres  vorhandenen 
Bestände  an  Zucker,  sowie  über  die  Menge  und  Art  der  verarbeiteten  Zucker- 
stoffe und  der  gewonnenen  Produkte,  nach  den  von  der  Steuerbehörde  mitzu- 
teilenden Mustern  Anschreibungen  zu  führen,  Auszüge  daraus  in  zu  bestimmenden 
Zeitabschnitten  der  Steuerhebestellc  des  Bezirks  einzureichen  und  die  Anschrei- 
bungen, sowie  die  besonderen  Fabrikbücher,  welche  etwa  ausserdem  über  den 
Verbrauch  von  Zuckerstoffen  und  die  Produktion  von  Zucker  geführt  werden, 
den  Oberbeamten  der  Steuerverwaltung  jederzeit  auf  Erfordern  zur  Einsicht 
vorzulegen. 

§  2. 

Fabrikinhaber,  welche  die  im  §  1  angeordneten  Anschreibungen  nicht 
oder  den  gegebenen  Vorschriften  zuwider  oder  wider  besseres  Wissen  unrichtig 
führen,  werden  mit  einer  Ordnungsstrafe  von  30  bis  300  Mark  bestraft. 
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§3. 

Die  Inhaber  von  Zuckerraffinerien,  von  Melasse-  und  Saftentzuckerungs- 
anstalten  ohne  Rübenverarbeitung,  von  Stärkezucker-  oder  Stärkesirupfabriken 
und  von  Maltose-  oder  Maltosesirupfabriken,  sowie  von  gewerblichen  Betrieben, 
in  denen  aus  unversteuerten  Rüben  Säfte  und  zuckerhaltige  Produkte  gewonnen 
werden,  in  betreff  der  letzteren  unter  Vorbehalt  etwaiger  mit  Rücksicht  auf  be- 
sondere Verhältnisse  durch  den  Bundesrat  zu  gestattenden  Ausnahmen,  sind 
verpflichtet,  bis  zum  1.  August  1886,  sofern  aber  die  Anstalt  erst  später  errichtet 
wird,  innerhalb  14  Tagen  vor  der  Eröffnung  des  Betriebes,  der  Steuerhebestelle 
des  Bezirks  schriftliche  Anzeige  von  dem  Bestehen  der  Anstalt  zu  machen. 
Desgleichen  ist  ein  Wechsel  in  der  Person  des  Besitzers  oder  eine  Verlegung 
des  Betriebs  in  ein  anderes  Lokal  oder  an  einen  anderen  Ort  binnen  14  Tagen 
schriftlich  anzuzeigen  und  zwar  im  Falle  eines  Ortswechsels  mit  Uebergang  in 
einen  anderen  Steuerbezirk  auch  der  Hebestelle  des  letzteren. 

Die  Inhaber  der  vorbezeichneten  Anstalten  unterliegen  den  im  §  1  dieses 
Artikels  hinsichtlich  der  Inhaber  von  Rübenzuckerfabriken  ausgesprochenen 
Verpflichtungen. 

Zuwiderhandlungen  gegen  obige  Bestimmungen  werden  mit  einer  Ordnungs- 
strafe von  30  bis  300  Mark  bestraft. 

Die  Oberbeamten  der  Steuer  Verwaltung  sind  befugt,  die  im  Abs.  1  be- 
zeichneten Anstalten  jederzeit  zwecks  Kenntnisnahme  vom  Betriebe  zu  besuchen. 

Artikel  III. 

Für  Elsass-Lothringen  tritt  die  von  den  Regierungen  der  Zollvereinsstaaten 
unter  dem  23.  Oktober  1845  vereinbarte  Verordnung,  die  Besteuerung  des  im 
In  lande  erzeugten  Rübenzuckers  betreffend ,  mit  den  durch  das  Gesetz  vom 
2.  Mai  1870  (Bundes-Geeetzbl.  S.  311)  herbeigeführten  Abänderungen  und  den 
folgenden  ergänzenden  Straf  bestimmungen  fortan  in  Kraft: 

a.  Wer  die  Rübenzuckersteuer  hinterzieht  oder  zu  hinterziehen  versucht, 
hat  die  Strafe  der  Defraudation  verwirkt. 

b.  Dieser  Strafe  verfällt  namentlich  auch  derjenige,  welcher  durch  Vor- 
kehrungen, die  zu  einer  unrichtigen  Feststellung  des  Gewichts  der  zur 
Zuckerbereitung  bestimmten  Rüben  zu  führen  geeignet  sind,  die  Steuer 
verkürzt  oder  zu  verkürzen  versucht. 

c.  Lä8st  sich  der  Steuerbetrag,  dessen  Hinterziehung  bewirkt  oder  ver- 
sucht worden,  nicht  feststellen,  so  tritt  eine  Geldstrafe  von  30  bis 
300  Mark,  im  Unvermögensfalle  verhältnismässige  Freiheilsstrafe  ein. 

d.  Weiset  jedoch  der  Angeschuldigte  in  dem  unter  b.  bezeichneten  Falle 
nach,  dass  er  eine  Defraudation  nicht  habe  verüben  können  oder 
wollen,  so  tritt  nur  eine  Ordnungsstrafe  von  3  bis  30  Mark,  im  Un- 
vermögen8falle  verhältnismässige  Freiheitsstrafe  ein. 

Die  unter  a.  bis  d.  enthaltenen  Strafbestimmungen  treten  auch  für  die- 
jenigen anderen  Teile  des  Zollgebiets  in  Kraft,  in  welchen  dieselben  bisher  nicht 
«ingeführt  worden  sind. 

Artikel  IV.1) 
§  1. 

Der  Bundesrat  wird  ermächtigt,  die  aus  dem  Betriebsjahr  1885/86  fälligen 
Rübenzuckersteuerkredite  um  drei  Monate  gegen  eine  von  dem  Kreditnehmer 
zu  entrichtende  und  zur  Reichskasse  lliessende  ratierliche  Vergütung  von  vier 
Prozent  der  Kreditsumme  zu  verlängern. 


»j  Die  Ausführnngsbe Stimmungen  vom  10.  Juni  1886  zu  den  ff  1  und  2  des  Art.  IV.  sind 
mitgeteilt  im  Centraiblatt  für  das  Deutsche  Reich  Nr.  U  S.  188. 
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§  2. 

Die  Haftung  der  Einzel  Staaten  für  die  Sicherstellung  der  bewilligten 
Kredite  bleibt  auch  für  die  verlängerte  Frist  bestehen. 

§  3. 

Die  im  §  3  des  Gesetzes,  betreffend  die  Feststellung  des  Reicbshaushalts- 
Etats  pro  1886/87  (Reichs-Gesetzbl.  1886  S.  29),  dem  Reichskanzler  erteilte 
Ermächtigung,  Schatzanweisungen  zur  vorübergehenden  Verstärkung  des  ordent- 
lichen Betriebsfonds  der  Reichshauptkasse  auszugeben,  wird  bis  zum  Betrage 
von  150  Mill.  Mark  ausgedehnt. 

§  4. 

Die  Vorschriften  der  §§  4  bis  6  des  vorangeführten  EtatsgeseUes  gelten 
auch  für  die  vermehrte  Ausgabe  an  Schatzanweisungen. 
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Reichsgesetz, 

betreifend  die  Heranziehung  von  Militärpersonen  zu  den  Gemeinde- 
abgaben, vom  28.  März  1886. 
i  Reichsgesetzblatt  S.  65.) 

Wir  Wilhelm,  von  Gottes  Gnaden  Deutscher  Kaiser,  König 
von  Preussen  etc.  verordnen  im  Namen  des  Reichs,  nach  erfolgter  Zustimmung 
des  Bundesrats  und  des  Reichstags,  was  folgt: 

§  1. 

Die  Verordnung  vom  22.  Dezember  18b'8  (Bundesgesetzbl.  S.  571)  tritt 
insoweit  ausser  Kraft,  als  dieselbe  der  Heranziehung  des  ausserordentlichen  Ein- 
kommens der  im  Ofüziersrang  stehenden  Militärpersonen,  sowie  der  Pension  der 
zur  Disposition  gestellten  Offiziere  zu  den  Gemeindeabgaben  entgegensteht. 

§  2. 

Ueber  die  Heranziehung  des  ausserordentlichen  Einkommens  der  im 
Offiziersrang  stehenden  Militärpersonen  und  der  Pension  der  zur  Disposition  ge- 
stellten Offiziere  zu  den  Gemeindeabgaben  Bestimmung  zu  treffen,  wird  der 
Landesgesetzgebung  überlassen. 

§  3. 

Dieses  Gesetz  tritt  mit  dem  Tage  seiner  Verkündigung  in  Wirksamkeit. 


Preussisches  Gesetz, 

betreffend  die  Heranziehung  von  Militärpersonen  zu  Abgaben  für 
Gemeindezwecke,  vom  20.  Juni  1886*. 
(Deutscher  Reichsanzeiger  Nr.  170.) 

Wir  Wilhelm,  von  Gottes  Gnaden  König  von  Preussen  etc. 
verordnen  unter  Zustimmung  der  beiden  Häuser  des  Landtages  der  Monarchie, 
was  folgt  : 

§  1. 

Die  im  Offiziersrange  stehenden  Militärpersonen  des  Friedensstandes  '), 
welche  der  Heranziehung  zur  Klassen-  oder  klassifizierten  Einkommensteuer 
unterliegen,  haben  neben  den  nach  den  bestehenden  Bestimmungen  (§  1  Ziff.  1 
der  Verordnung  vom  23.  September  1807,  Gesetzsamml.  S.  lt>48)  bereits  zu  ent- 


':•  I).  s.  Offizier»»,  Sanitätsoffiziere  und  obere  Militärbeamte ,  in  der  Marine  ausserdem 
die  Ingenieure  des  Sol  da  ten  stände«.  (Motive.) 
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richtenden  Kommunalabgaben  vom  Grundbesitz  und  Gewerbebetrieb  von  dem 
aus  sonstigen  Quellen  fliessenden  außerdienstlichen  Einkommen  nach  Massgabe 
der  folgenden  Bestimmungen  eine  Abgabe  zu  Gemeindezwecken  zu  entrichten. 

§  2. 

Gegenstand  dieser  Besteuerung  ist  das  ausserdienstliche  selbständige  Einkom- 
men der  Abgabepflichtigen,  unter  Hinzurechnung  des  etwaigen  besonderen  Einkom- 
mens der  zu  ihrem  Haushalte  gehörigen  Familienglieder.  Ausser  Ansatz  bleibt  jedoch : 

a.  dasjenige  Einkommen,  welches  bereits  nach  den  bestehenden  Bestim- 
mungen der  Kommunalabgabenpflicht  unterliegt, 

b.  in  Ansehung  der  vor  dem  1.  April  1887  in  den  Ehestand  getretenen 
Militärpersonen  derjenigen  Chargen,  welche  bei  Nachsuchung  des» 
Heiratskonsenses  zur  Führung  des  Nachweises  eines  bestimmten  ansae  r- 
dienstlichen  Einkommens  verpflichtet  sind,  der  vorschriftsmässige  Satz 
des  letzteren. ') 

8 

Der  der  Veranlagung  der  abgabepflichtigen  Militärperson  zur  Klassen- 
oder klassifizierten  Einkommensteuer  für  das  betreffende  Steuerjahr  zu  Grunde 
gelegte  Einkommensbetrag,  vermindert  um  den  Betrag  des  nach  den  §§  1  und  2 
ausser  Betracht  zu  lassenden  Einkommens,  stellt  den  nach  Massgabe  dieses 
Gesetzes  zur  Versteuerung  gelangenden  Einkommensbetrag  dar. 

Von  diesem  Einkommensbetrage  haben  die  im  §  1  bezeichneten  Militär- 
personen für  Gemeindezwecke  an  die  Gemeinde  des  Garnisonorts  —  sofern  die 
Garnison  mehrere  Gemeindebezirke  umfasst,  oder  der  Abgabepflichtige  nicht 
in  dem  Garnisonorte  selbst  wohnt,  an  die  Gemeinde  des  Wohnorts  eine  Abgabe 
zu  entrichten,  welche  der  nach  den  Bestimmungen  der  §§  7  und  20  des  (Ge- 
setzes vom  1.  Mai  1851/25.  Mai  1873  (Gesetzsamml.  S.  218)  von  einem  gleichen 
Jahreseinkommen  zu  entrichtenden  Staatsstcuer  gleichkommt,  mindestens  aber 
den  Satz  der  ersten  Stufe  der  Klassensteuer  beträgt. 

Die  Abgabe  ist  in  den  für  die  Entrichtung  der  Staatssteuern  vorge- 
schriebenen Raten  im  voraus  abzuführen.  Dem  Abgabepflichtigen  steht  frei 
die  Abgabe  auch  für  einen  längeren  Zeitraum  bis  zum  ganzen  Jahresbetrage  zu 
bezahlen.  Durch  die  Vorausbezahlung  wird  die  Verpflichtung  der  Gemeinde 
zur  Erstattung  eines  ihr  nicht  gebührenden  Abgabebetrages  nicht  berührt 

§  4. 

Die  Feststellung  des  der  Abgabe  unterliegenden  Einkommensbetrages 
und  die  Ermittelung  der  Steuerstufe  erfolgt  durch  den  Vorsitzenden  der  Ein- 
kommensteuer-Einschätzungskommission. 

§  5. 

Jedem  Abgabepflichtigen  ist  die  erfolgte  Feststellung  der  Steuerstufe  mit 
dem  Betrage  der  von  ihm  für  das  Steuerjahr  zu  entrichtenden  Abgabe  durch 
eine  verschlossene  Zuschrift  bekannt  zu  machen.  Die  Benachrichtigung  der  be- 
rechtigten Gemeinde  erfolgt  durch  Mitteilung  einer  Liste,  welche  die  Personen  der 
Abgabepflichtigen  und  den  von  ihnen  zu  entrichtenden  Abgabebetrag  nachweist. 

Gegen  die  Feststellung  steht  dem  Abgabepflichtigen,  sowie  der  Gemeinde 
binnen  zwei  Monaten  vom  Empfange  der  Zuschrift  die  Beschwerde  bei  der 
Bezirksregierung  frei,  bei  deren  Entscheidung  es  bewendet. 

Die  Beschwerde  hat  keine  aufschiebende  Wirkung. 


>)  Im  Entwurf  lautete  Abs.  b.:  in  Ansehung  der  verheirateten  Militärpersonen  der- 
jenigen Chargeu,  welche  bei  Nachsucbung  des  Heiratskonsenses  zur  Führung  des  Nachweises 
eines  bestimmten  ausserdienstlichen  Einkommens  verpflichtet  sind,  der  vorschriftmassige  Sali 
des  letzteren. 

Das  Einkommen  zu  b.  wird  jedoch  mit  herangezogen ,  wenn  das  ausserdienstliche  Ge- 
samteinkommen der  Militärperson  den  Betrag  von  dreitausend  Mark  übersteigt. 
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§  6- 

,  Die  Abgabepflicht  beginnt  mit  dem  ersten  desjenigen  Monats,  welcher 
auf  den  Monat  folgt,  in  welchem  die  Ernennung,  beziehungsweise  die  Ver- 
legung des  Wohnsitzes  stattfindet,  für  die  zur  Klassen-  bezw.  klassifizierten 
Einkommensteuer  einstweilen  noch  nicht  herangezogenen  Personen  mit  dem 
Zeitpunkt  der  Heranziehung;  sie  endet  mit  dem  Ablauf  des  Monats,  in  welchem 
der  Abgabepflichtige  seinen  Wohnsitz  in  dem  Bezirk  der  berechtigten  Gemeinde 
aufgibt,  versetzt  wird,  stirbt  oder  aus  dem  aktiven  Dienst  ausscheidet. 

§  7. 

Die  Abgabepflicht  ruht  während  der  Zugehörigkeit  zur  Besatzung  eines 
zum  auswärtigen  Dienst  bestimmten  Schiffes  oder  Fahrzeuges  der  Kaiserlichen 
Marine  und  zwar  vom  ersten  desjenigen  Monats  ab,  welcher  auf  den  Monat 
folgt,  in  welchem  die  heimischen  Gewässer  verlassen  werden,  bis  zum  Ablauf 
des  Monats,  in  welchen  die  Rückkehr  in  dieselben  erfolgt. 

Die  Abgabepflicht  ruht  ferner  während  der  Zugehörigkeit  zu  einem  in 
der  Kriegsformation  befindlichen  Teile  des  Heeres  oder  der  Marine  vom  ersten 
desjenigen  Monats  ab,  welcher  auf  den  Monat  folgt,  in  welchem  die  Zugehö- 
rigkeit begonnen  hat,  bis  zum  Ablauf  des  Monats,  in  welchem  dieselbe  endet. 

§  8. 

Ab-  und  Zugänge  am  Einkommen  während  des  Jahres,  für  welches  die 
Veranlagung  erfolgt  ist,  ändern  an  der  einmal  veranlagten  Abgabe  nichts. 
Nur  wenn  nachgewiesen  werden  kann,  dass  durch  den  Verlust  einzelner  Ein- 
nahmequellen das  veranschlagte  abgabepflichtige  Einkommen  um  mehr  als  den 
vierten  Teil  vermindert  worden ,  darf  eine  verhältnissmässige  Ermässigung  der 
veranlagten  Abgaben  gefordert  werden. 

Ueber  den  Antrag  entscheidet  der  Vorsitzende  der  Einkommensteuer- 
Einschätzungskommission  verbehaltlich  der  Beschwerde  an  die  Bezirksregierung 
(§  5  Abs.  2). 

§  9. 

Die  mit  Pension  zur  Disposition  gestellten  Offiziere  werden,  so  lange 
dieselben  nicht  zum  aktiven  Dienst  wieder  herangezogen  werden,  hinsichtlich 
der  Verpflichtung  zur  Entrichtung  der  Gemeindeabgaben  den  verabschiedeten 
Offizieren  gleichgestellt,  die  vor  dem  1.  April  1886"  mit  Pension  zur  Dispo- 
sition gestellten  Offiziere  jedoch  nur  dann,  wenn  ihre  Militarpension  auf  Grund 
des  Reichsgesetzes  vom  21.  April  1880  entsprechend  ')  erhöht  worden  ist. 2) 

§  10. 

Dieses  Gesetz  gelangt  zuerst  für  das  mit  dem  1.  April  1887  beginnende 
Steuerjahr  zur  Anwendung. 

Mit  der  Ausführung  werden  die  Minister  des  Innern,  der  Finanzen  und 
des  Krieges  beauftragt. 

')  Das  Wort  ^entsprechend"  soll  bedeuten,  „dass  ein  zur  Disposition  gestellter  Offizier, 
wenn  er  eine  höhere  Peusion  erhalte  und  infolgedessen  bei  der  Konununalstcner  herangezogen 
werde ,  dadurch  nicht  schlechter  als  früher  gestellt  werden  dürfe.  Die  Kommunahsteuer  dürfe 
über  die  erhöhte  Pension  nicht  hinausgehen.  Beispielsweise  dürfe,  wenn  die  Pensionserliöhuug 
100  Mark  betrage,  die  Kommunalsteuer  100  Mark  nicht  übersteigen-.  (Kommissionsbericht.) 

»)  Zur  Zeit  sind  die  mit  Pension  zur  Disposition  gestellten  Offiziere  ~  eine  Verab- 
schiedung mit  Inaktivitätsgehalt  findet  nicht  mein*  statt  —  hinsichtlich  der  Komraunalbesteuerung 
gegenüber  den  mit  Pension  verabschiedeten  Offizieren  insofern  bevorzugt,  als  bei  letzteren  die 
Pension,  nur  insofern  sie  den  Betrag  von  "50  Mark  nicht  erreicht,  von  allen  direkten  Kommunal- 
auflagen gänzlich  befreit  ist.  Es  erscheint  im  dienstlichen  Interesse  angängig  und  mit  den 
Rücksichten  der  Billigkeit  vereinbar,  diese  Bevorzugung  für  die  Zukunft  zu  beseitigen,  sofern 
die  zur  Zeit  bereits  zur  Disposition  stehenden  und  an  den  Vorteilen  eines  neuen  Pensions- 
gesetzes nicht  teilnehmenden  Offiziere  von  der  Neuerung  nicht  betroffen  werden.  Auf  reaktivierte 
Offiziere  erstreckt  sich  die  Vorschrift  nicht,  da  fur  diese  die  Militärpension  zu  den  DienBt- 
bezügen  gehört.  (Motive.) 
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Die  Begründung  lautet  in  ihrem  allgemeinen  Teil: 

Nach  den  bestehenden  Bestimmungen  sind  die  servisberechtigteu  Müitärpersoueu  d»4 
aktiven  Dienststandes  nur  zu  den  auf  den  Grundbesitz  oder  das  steheude  Gewerbe  sowie  »oi 
das  aus  diesen  Quellen  fliessonde  Einkommen  gelegten  Kommnnallasten  beizutragen  verpflichtet 
(Bundesprüsidialverordnung  vom  22.  Dezember  1868  —  Bundesgesetzblatt  S.  571).  Die  Vorlage 
bezweckt,  auch  das  aus  sonstigen  Quellen  fliessende  Privateinkommen  der  Offiziere  und  im 
Oftiziersrang  stehenden  Militärpersonen  zu  Gunsten  der  Gemeinden  mit  einer  Abgabe  zu  beleget». 

Die  Schwierigkeiten,  welche  sich  der  Lösung  dieser  von  der  königlicheu  Staatsrrgknin? 
seit  längerer  Zeit  ins  Auge  gefassten  Aufgabe  entgegenstellten,  sind  teils  formeller,  teil» 
materieller  Art. 

Die  Steuerbefreiungen  der  Militärpersonen  des  aktiven  Dienststandes  bezüglich  -Ur 
Kommunalanflagen  sind  in  erster  Linie  nicht  als  ein  ökonomisches  Privilegium  aulzulaswo: 
sie  bilden  vielmehr  wesentlich  einen  AusÜuss  des  Grundsatzes,  dass  die  Militärpersonen  nkht 
Angehörige  der  politischen  Gemeinde  sind.  Dieser  Grundsatz  stellt  einen  wertvollen  und  fest- 
zuhaltenden Bestandteil  der  preussischen  Militärverfassung  dar.  Aus  diesem  Grunde  sind  dk 
bezüglichen  preussischeu  Bestimmungen  durch  die  Allerhöchste  Verordnung  vom  JH.  De«int<r 
1804  auf  Grund  des  Artikel  61  der  Verfassung  Norddeutschen  Bundes  auf  das  Bunde&gtbitt 
ausgedehnt  worden.  War  auf  diesem  Wege  ein  wünschenswerter  Schritt  zur  Rcchtseinbeit 
geschehen,  so  stand  andererseits  die  erwähnte  Verordnung  einer  Fortbildung  im  Sinne  ein« 
erweiterten  Heranziehung  des  Einkommens  der  Offiziere  formell  entgegen.  Eine  solche  Fort- 
bildung kann,  soweit  es  sich  um  den  Erlaas  positiver  Vorschriften  handelt,  nur  durch  di«; 
Landesgesetzgebung  erfolgen.  Durch  das  Reichsgesetz  vom  28.  März  1886,  betreffend  die  Hw 
Ziehung  von  Militärpersonen  zu  den  Gemeindeabgaben  (Reicbsgesetzblatt  S.  £.Vi .  ist  dk  Zu 
ständigkeit  der  Landesgesetzgebung  in  dem  erforderlichen  Umfange  hergestellt  worden. 

In  materieller  Hinsicht  ist  nicht  zu  verkennen,  dass  eine  gewisse  Billigkeit  dafür 
spricht,  nicht  nur  das  aus  dein  Grundbesitz  und  aus  dem  stehenden  Gewerbe  fliessende,  sondern 
auch  das  aus  dem  sonstigen  Privatveraögcn  der  Offiziere  pp.  herrührende  Einkommen  d*r 
Besteuerung  zu  Gunsten  der  Gemeinden  zugänglich  zu  machen.  Es  ist  jedoch  einmal  Vorson« 
zu  treffen  dafür,  dass  der  Grundsatz  der  Nichtzugehörigkeit  der  Militärpersonen  zu  der  politisch»!! 
Gemeinde  unberührt  bleibt,  andererseits  dafür,  dass  der  häufige  und  unfreiwillige  Wechsel  d« 
dienstlichen  Aufenthaltsortes,  dem  die  Militärpersoueu  in  höherem  Masse,  als  andere  Angestellt* 
unterworfen  sind,  nicht  zu  einer  verschiedenartigen  Belastung  innerhalb  desselben  Staats- 
gebiets führt. 

Aus  diesen  Erwägungen  empfiehlt  sich  die  Heranziehung  des  Privateinkommens  dnr 
Offiziere  zu  Gunsten  der  Gemeinden 

1)  formell  durch  die  zur  Leitung  der  Veranlagung  zur  Klassen-  und  klassifizierten  Ein 
kommensteuer  berufenen  Organe  des  Staates, 

2)  materiell  nach  einem  festen,  für  den  ganzen  Umfang  der  Monarchie  geltenden  S*U" 
unter  Zugrundelegung  der  für  die  Staatsklassen-  bezw.  Einkommensteuer  geltend- a 
Bestimmungen. 

Für  die  Beauftragung  des  Vorsitzenden  der  Einschätzungskommission  mit  der  Fe^i 
Stellung  des  Abgabebetrages  spricht  in  erster  Linie  der  Umstand,  dass  das  gesamte  zot 
Feststellung  des  Betrages  der  Abgabe  erforderliche  Material  sich  teils  —  bezüglich  der  nur 
Einkommensteuer  Veranlagten  —  bereits  in  seinem  Besitz  befindet,  teils  —  bezüglich  d-r 
Klassensteuerptlichtigen  —  ihm  amtlich  zugänglich  ist;  sodann  die  Erwägung,  dass  es  rar 
Feststellung  des  Betrages  der  Abgabe  keiner  Einschätzung,  sondern  lediglich  einer  Berechnun; 
bedarf,  deren  Elemente  den  Einkommensnachweisungeu  zu  entnehmen  sind  oder  anderweit)? 
feststehen. 

Für  die  Höhe  der  Abgabe  sind  die  aus  den  Tarifen  des  Gesetzes  vom  1.  Mai  1851  bez* 
25.  Mai  1873  sich  ergebenden  Steuersätze  als  massgebend  angenommen  worden.  Hierbei  wird 
davon  ausgegangen,  dass  einerseits  eine  Prägravation  der  Militärpersonen  um  so  mehr  zu  ver- 
meiden ist,  als  dieselben  in  den  zahlreichen  Orten,  in  denen  die  Kommunaleinkommensteiux 
loo  Prozent  der  Staatsstener  nicht  erreicht,  ohnehin  höhere  Beträge  als  die  Privaten  zu  zahl« 
halxn ,  andererseits  aber  den  Gemeinden  das  zu  teil  wird ,  worauf  sie  billigerweise  Anspruch 
haben.  Von  diesen  Gesichtspunkten  aus  wird  anzuerkennen  sein,  dass  der  vorgeschlagen- 
Satz  sich  als  ein  angemessener,  annähernd  richtig  gegriffener  Durcbschnittssatz  darstellt. 
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Preussisches  Gesetz, 

betr.  eine  Erweiterung  des  Staatsschuldbuchs  vom  12.  April  1880, 
und  bisherige  Benützung  des  letzteren  *). 
(Gesetzsammlung  Nr.  12  S.  124.) 

Wir  Wilhelm,  von  Gottes  Gnaden  König  von  Preussen  etc. 
verordnen  unter  Zustimmung  der  beiden  Häuser  des  Landtages  der  Monarchie 
was  folgt: 

Einziger  Artikel. 

Die  Bestimmungen  des  Gesetzes  betreffend  das  Staatsschuldbuch  vom 
20.  Juli  1883  (Gesetzsamml.  S.  120)  linden  vom  1.  Juli  188G  ab  auf  Schuld- 
verschreibungen der  dreieinhalbprozentigen  konsolidierten  Anleihe  mit  der  Mass- 
gabe entsprechende  Anwendung,  dass  die  hiernach  zu  bewirkenden  Eintragungen 
in  ein  besonderes  Buch  erfolgen  können. 

Der  Finanzminister  ist  mit  der  Ausführung  dieses  Gesetzes  beauftragt. 

Begründung.  Die  Ausgabe  von  dreieinhalbprozentigen  Schuldverschreibungen 
der  konsolidierten  Staatsanleihe  hat  mehrfach  zu  Anträgen  auf  Eintragung  solcher  Schuld- 
vorschreihungen in  das  Staatsschuldblich  Veranlassung  gegeben.  Diesen  Anträgen  hat  bisher 
nicht  entsprochen  werden  können,  weil  das  Oesetz  vom  20.  Juli  issa  nur  die  Eintragung  vier- 
prozentiger  Konsuls  zulässt.  Der  Ausdehnung  Jenes  Gesetzes  auf  dreieinhalbprozentige  Konsols 
steht  indessen  nichts  entgegen,  und  sie  wird  angesichts  der  hervorgetretenen  Wünsche,  die  in 
erfreulicher  Weise  für  die  wachsende  Einbürgerung  der  Einrichtung  des  .Staatsschuldbuchs 
sprechen,  nicht  zu  versagen  sein. 

Rücksichten  anl  die  Sicherheit  und  l'ebersichtlichkeit  der  Geschäftsführung,  sowie  auf 
die  bestehenden  Einrichtungen  lassen  es.  in  L'ehereinstimmung  mit  dem  Vorgang  anderer 
Länder,  wünschenswert  erscheinen,  die  Buchführung  für  die  verschieden  verzinslichen  Schuld- 
verschreibungen getrennt  zu  bewirken.  Hierzu  gibt  der  vorliegende  Gesetzentwurf  der  Ver- 
waltung die  Befugnis.  Die  Einrichtung  eines  zweiten  Buches  hat  die  selbständige  Anwendung 
der  gesetzlichen  Bestimmungen  auf  dasselbe  zur  Folge  und  ermöglicht  insbesondere,  im  Hin- 
blick auf  die  Vorschrift  im  Schlussabsatz  des  §  l  des  Gesetzes  vom  20.  Juli  lssa,  die  Eröffnung 
eines  zweiten  Kontos  für  einen  in  dem  andern  Buche  eingetragenen  Gläubiger. 


Das  preussische  Staatsschuldbuch  ist  1886  h«  in  viel  erhehlicherem  Umfange  benutzt 
worden  als  im  ersten  Halbjahr  seines  Bestehens.  Es  haben  in  dem  gedachten  Jahre  3819  Ein- 
tragungen stattgefunden;  neu  angelegt  sind  2392  Konten ,  gelöscht  nur  25  Die  Zahl  der 
Konten  belief  sich  am  31.  März  lsse  auf 29lfi  mit  einem  Kapitalbetrage  von  155,f.33,!»no  M.  gegen- 
über dem  an  dem  gleichen  Tage  des  Jahres  1*hb  vorhanden  gewesenen  Bestände  von  «41  Konten 
mit  52,192,700  M.2)  Die  Kontenzahl  ist  somit  in  der  Zwischenzeit  um  das  Viereinhalbfache,  die 
eingetragene  Kapitalsumme  um  das  Dreifache  gestiegen. 


1/  Siehe  Finnnzan  luv  I.  2W>  ff. 

i)  Vom  1.  Oktober  l*H4  bis  31.  März  lss:>  waren  31,977  Stück  Schuldverschreibungen 
über  62,300,200  M.  zur  Eintragung  eingeliefert,  davon  aber  wieder  107,20oM.  gelöscht  worden. 
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Von  den  Buchfordernngen  entfallen  auf  ein  Kapital  bis  4000  M.  »,i»;0,  von  4000  bi« 
10,000  M.  22,30 o,  von  10,ooo  bis  50,000  M.  33,8<V  Der  Rest  verteilt  sieb  in  der  Weise  auf  Be- 
trage über  50,ono  M  ,  dass  auf  ein  Konto  im  Durchschnitt  53,300  M  kommen,  gegenüber  dem 
im  ersten  Geschäftshalbjahr  (Oktober  1884  bis  März  1885)  ermittelten  Durchachnitttbetrag* 
von  81,000  M. 

Die  Zahl  der  kleineren  Kapitalisten,  welche  von  der  Einrichtung  des  Staatsschuldbuchs 
Gebrauch  machen,  hat  somit  erheblich  zugenommen. 

1904  Konten  sind  für  einzelne  physische  Personen  und  Handelsfirmen,  513  für  juristisch« 
Personen  und  499  für  Vermögensmaasen  ohne  Juristische  Persönlichkeit  angelegt.  >)  Die  pros*? 
Zahl  der  Zuschreibungen  auf  bestehende  Konten,  die  etwa  30>  j"'n  der  Konten  überhaupt  aus- 
machen, lässt  erkennen,  dass  diejenigen,  die  einmal  von  der  Einrichtung  des  StaatsschoMbacfais 
Gebrauch  gemacht  haben,  die  Vorteile  desselben  fortgesetzt  würdigen. 

Von  den  Konteninhabern  sind  2636  in  Preussen  ansässig,  255  in  den  anderen  deutschen 
Staaten  und  27  ausserhalb  Deutschlands. 

Schliesslich  »ei  erwähnt ,  dass  für  diejenigen ,  welche  die  Einrichtungen  de«  Staats- 
schuldbuchs  benützen  wollen,  die  Hauptverwaltung  der  Staatsschulden  eine  sehr  fassliche  Dar- 
stellung und  Anleitung  gegeben  hat  in  dem  Schriftchen  „Amtliche  Kachrichten  über  das 
prenssische  Staataschuldbuch" .  Von  demselben  ist  infolge  des  oben  angegebenen  Gesetzes  im 
Mai  1886  eine  zweite  Ausgabe  veranstaltet  worden. 


')  Am  Sl.  März  1885  trafen  auf  physische  Personen  26,502,700  M. ,  Handelsfirmen 
3,425,650,  juristische  Personen  7,368,150  M. ,  Vermögensmassen  ohne  juristische  Persönlichkeit 

14,806,200  M. 
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Preussisches  Gesetz, 

betr.  die  Beseitigung  der  schwebenden  Schuld  von  30  Millionen  Mark  l)T 

vom  23.  Juni  1886. 
(Deutscher  Reichsanzeiger  Nr.  152.) 

Wir  Wilh  elm,  von  Gottes  Gnaden  König  von  Preussen  etc. 
verordnen  mit  Zustimmung  beider  Häuser  des  Landtages  der  Monarchie,  was 
folgt: 

§  I- 

Zur  Beseitigung  der  schwebenden  Schuld  des  Preussischen  Staates  von 
30  Mill.  M.  ist  eine  Anleihe  durch  Veräusserung  eines  entsprechenden  Betrages 
von  Schuldverschreibungen  aufzunehmen. 

§  2. 

Wann,  durch  welche  Stelle  und  in  welchen  einzelnen  Betragen,  zu  welchen 
Bedingungen  der  Kündigung,  zu  welchem  Zinsfuss  und  zu  welchen  Kursen  die 
Schuldverschreibungen  zu  verausgaben  sind,  bestimmt  der  Finanzminister. 

Im  übrigen  kommen  wegen  der  •  Verwaltung  und  Tilgung  der  Anleihe, 
sowie  wegen  der  Verjährung  der  Zinsen  die  Vorschriften  des  Gesetzes  vom 
19.  Dezember  1869  (Gesetzsamml.  S.  1197)  zur  Anwendung. 

§  3. 

Die  im  §  2  des  Gesetzes  vom  31.  März  1886,  betr.  die  Feststellung  des 
Staatshaushaltsetats  für  das  Jahr  vom  1.  April  1886/87  (Gesetzsamml.  S.  55). 
dem  Finanzminister  erteilte  Ermächtigung,  im  Jahre  vom  1.  April  1886/87  ver- 
zinsliche Schatzanweisungen  bis  auf  Höhe  von  30,000,000  M. ,  welche  vor  dem 
1.  Januar  1888  verfallen  müssen,  wiederholt  auszugeben,  bleibt  mit  der  Mass- 
gabe bestehen,  dass  die  Schatzanweisungen  zur  vorübergehenden  Verstärkung 
des  Betriebsfonds  der  Generalstaatskasse  ausgegeben  werden  können. 

Urkundlich  unter  Unserer  Höchsteigenhändigen  Unterschrift  und  beige- 
drucktem Königlichen  Insiegel. 

Motive.  Auf  Grand  des  Gesetzes  vom  2S.  September  186«.  betreffend  den  ausser- 
ordentlichen Geldbedarf  der  Jülitär-  und  Marineverwaltung  und  die  Dotierung  des  Staats- 
schatzes (Gesetzsamml.  S.  667),  waren  im  Jahre  1PG7  zur  teilweisen  Deckung  der  durch  den 
Krieg  gegen  Oesterreich  und  in  Deutschland  veranlassten  Ausgaben  10  Millionen  Thaler  in  ver- 
zinslichen Schatzanw  eisungen  ausgegeben  worden,  deren  Undaufszeit  durch  |  3  des  gedachten 
Gesetzes  auf  längstens  Ein  Jahr  bestimmt  war.  Zur  Einlösung  derselben  wurdeu  auf  Grund 
des  Gesetz«-*  vom  21.  Februar  18i!8,  betreffend  die  Feststellung  des  StaatshaushaltsetaUs  für 


')  Haus  der  Abgeordneten,  16.  Legislaturperiode,  I.  Session  1886  Beil. 
Nr.  185,  215;  stenographische  Berichte  S.  2146,  2333,  2406. 
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18(58  (Gesetzsamml.  S.  93),  in  gleichem  Betrage  neue  Schatzanweisuugeu.  wiederum  längstens 
auf  ein  Jahr  lautend.  ausgegel*n. 

Ferner  woren  auf  Ürund  des  Gesetzes  vom  3.  März  WS,  betreffend  die  Verstärkung  der 
Geldmittel  zur  Abhilfe  des  in  den  Regierungsbezirken  Königsberg  und  Gumbinnen  herrschenden 
Notstandes  (Gesetzsamml.  S.  174),  in  gleicher  Weise  Schatzan Weisungen  im  Betrage  von 
a  Millionen  Thalern  ausgefertigt. 

Behufs  Einlösung  der  hiernach  im  Jahre  l8f>8  ausgefertigten  Sckatzanweisungen  im 
Betrage  von  zusammen  13  Millionen  Thalern  wurde  durch  das  Gesetz  vom  1.  Februar  1*W>,  be- 
treffend die  Feststellung  des  Staatshaushalts  für  18fi9  (Gesetzsamml.  S.  217),  der  Staatsregh-rung 
die.  Ermächtigung  zur  Ausgabe  neuer  Schatzanweisungen  in  gleichem  Gesamtbetrage  und  unter 
gleichen  Modalititten  für  das  Jahr  1869  erteilt. 

In  demselben  Jalire  wurde  dem  Landtage  ein  Gesetzentwurf  vorgelegt,  nach  welchem 
zur  Einlösung  der  Schatzanweisungen  eine  4'  ^prozentige  Staatsanleihe  von  1.1  Millionen  Thalern 
aufgenommen  werden  sollte.  Der  Gesetzentwurf  gelangte  jedoch  nicht  zur  Annahme,  und  zwar 
im  wesentlichen  wegen  der  für  die  beabsichtigte  Massnahme  nicht  günstigen  damaligen  Ver- 
hältnisse des  Geldmarktes,  indem  die  i>  »prozentige  Staatsanleihe  damals  einen  Börsenkurs  von 
nur  93  Prozent  hatte  (stenographische  Berichte  des  Hauses  der  Abgeordneten  1*69  70  Band  2 
S  1331  ff.i.  Vielmehr  wurde  durch  das  Gesetz  vom  21.  Dezember  1869,  betreffend  die  Fest 
Stellung  des  Staathaushaltsetats  für  1870  (GeseUsamral.  S.  1205),  die  Regierung  ermächtigt,  im 
Jahre  1H70  neue  Schatzanweisungen  im  Betrage  von  12..S00.O0O  Thalern,  welche  vor  dem 
Oktober  1871  verfallen  sollten,  wiederholt,  jedoch  nur  zur  Deckung  in  Verkehr  gesetzter  Sehatz- 
anweisuugen,  auszugeben.  Zugleich  bestimmte  das  gedachte  Gesetz,  dass  die  im  Jahre  1*69 
eingegangenen  und  die  im  Jahre  is7n  eingehenden  Rückzahlungen  auf  die  nach  dem  Gesetze 
vom  3.  März  18G8  zur  Abhilfe  des  Notstandes  in  Ostpreussen  gewährten  Darlehne  ,  sowie  der 
etatsmiissigen  Ueberschüsse  des  Jahres  1870  zur  teilwelsen  Einlösung  der  Schatzanweisungen 
zu  verwenden  seien. 

In  Gemässheit  dieser  Bestimmung,  welche,  soweit  sie  die  Verwendung  der  gedachten 
Rückzahlungen  betrifft,  in  den  Etatsgesetzen  für  die  folgenden  Jahre,  nämlich  vom  »9.  Januar 
1871  (Gesetzsamml.  S.  2.S).  vom  17.  Marz  1872  (Gesetzsamml.  S.  185)  und  vom  24  März  1*73 
(liesetzsAininl.  S.  i'.i)  bei  gleichzeitiger  allmählicher  Ermässigung  des  Betrages  der  neu  auszu- 
gebenden Schatzanweisnngen  entsprechend  wiederholt  wurde,  und  nach  Massgabe  der  Be- 
stimmung in  dem  Etatgesetze  vom  2«.  Februar  1874  (Gesetzsamml.  S.  27),  wonach  die  im 
Jahre  1873  eingegangenen  Rückzahlungen  nur  insoweit  zur  teilweisen  Einlösung  der  Schatx- 
anweisungen  verwendet  werden  sollten,  als  erforderlich  sei,  um  den  Gesamtbetrag  der  letzteren 
bis  auf  die  Summe  von  ift  Millionen  Thalern  zu  reduzieren,  ist  der  diese  Summe  übersteigende 
Betrag  der  ausgegebenen  Schatzanweisungen  zur  Einlösung  gelangt. 

Im  übrigen  aber  ist  seil  dem  Jahre  1873  alljährlich  durch  das  Etatsgesetz  die  Staats 
r»  gieruug  ermächtigt  worden,  verzinsliche  Sehatzanweisungen  bis  auf  die  Höhe  von  10  Millionen 
Thalern  oder  30  Millionen  Mark  wiederholt  auszugeben. 

In  der  Höhe  von  30  Millionen  Mark  besteht  demnach  gegenwärtig  die  schwebend* 
Schuld  der  Staatskasse. 

Eine  solche  Schuld  dauernd  fortbestehen  zu  lassen,  würde  mit  den  Grundsätzen  einer 
vorsichtigen  Finanzpolitik  nicht  im  Einklänge  stehcu.  Auf  eine  Begleichung  der  zu  tw- 
schaffendon  Summe  vou  30  Millionen  Mark  aus  l'eberschiissen  des  Staatshaushalt«  ist  fin-  ab- 
sehbare Zeit  nicht  zu  rechnen;  dagegen  ist  für  die  Fundierung  der  Schuld  der  gegenwärtig« 
Zeitpunkt  giinMig,  da  der  Stand  der  Kurse  erwarten  lässt  dass  die  aufzunehmende  Anleihe 
zum  Zinsfusse  von.3'2  Prozent  wird  begeben  werden  können  Die  Bedenken,  welche  gegen 
diese  Massregel  in»  Jahre  18<>9  geltend  gemacht  wurden .  treffen  sonach  jetzt  nicht  mehr  tu. 
es  empfiehlt  sieh  vielmehr,  die  Beseitigung  der  fraglichen  schwebenden  Schuld  durch  ihre  l"m 
Wandlung  in  eine  fundiert«  Anleihe  jetzt  herbeizuführen,  zumal  zu  deren  selbst  nur  zejtweiser 
Deckung  die  regelmässigen  Bestände  der  Generalstaatskasse  langst  unzureichend  geworden  sind. 

Der  Betriebsfonds  der  .Generalstaatskasse  belauft  sich,  wie  in  den  Anlagen  zum  Staat*»- 
hanshaltsetat  für  iks«;h7  Bd.  II  s.  is  angegeben  ist.  auf  denselben  Betrag  von  30.330.oti«»  Mark, 
auf  welchen  er  im  Jahre  18(18  nach  Hinzntugnng  des  Betriebsfonds  der  Kassen  in  d^n  n«  iv  n 
Land-  Mheilen  gebracht  war.   Damals  betrugen  nach  dem  Staatshaushaltsetat  die  Ansgalx-n 


',>  Am  Tag  vor  der  ersten  Beratung  des  Gesetzentwurfs  (13.  Mai  l»86)  war  der  Kurs 
der  3' jpro/.eutig-n  Konsul»  loi,.io.   D.  H. 
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im  Ordinarium  .    .   .    .    461,192,192  M., im Extraordin.  18,249,oooM., zusammen    470,271, 192M. 
nach  dem  durch  das  Oesetz 
vom  31.  März  d.  J.  (Gesetz- 
aamml.  S.  55)  festgestellten 
Etat  tür  1M8R87  betragen 

dieselben  im  Ordinarium  1,262,836,621  M.,  im Extraordin.  30,637,891  M„  zusammen  1,299.474,312  M. 

mithin  jetzt  gegen  1*68  mehr  82o.203.12oM. 
oder  jetzt  circa  271  Prozent  des  Betrages  von  1868. 

»Schon  dieser  Vergleich  lässt  die  Annahme  begründet  erscheinen,  dass  der  seit  186* 
nicht  erhöhte  Betriebsfonds,  welcher  nur  nach  dem  damaligen  Bedürfnisse  tiemessen  war,  zu 
einer  geordneten  Wirtschaftsführung  nicht  mehr  ausreichen  kann.  Die  Richtigkeit  dieser  An- 
nahme ergibt  sich  zur  Evidenz  aus  folgendem: 

Die  Generalstaatskasse  gelangt  im  Laufe  des  Rechnungsjahres  nicht  in  den  vollen 
baren  Besitz  der  sämtlichen  Einnahmen.  Ein  erheblicher  Teil  der  letzteren  muss  vielmehr  von 
den  Provinzial-  und  Specialkassen  zur  Bestreitung  der  von  ihnen  zu  leistenden  Ausgaben  zurück 
behalten  werden.  Wenn  auch  nur  so  viel  zurückbehalten  wird,  als  für  die  nächste  Zeit  unumgäng- 
lich nötig  ist,  erreichen  die  solchergestalt  dauernd  bei  den  Regierungshauptkassen  zu  reser- 
vierenden Bestände  durchschnittlich  monatlich  doch  den  Betrag  von  über  Iii  Millionen  Mark. 

Dazu  kommt,  dass  das  Guthaben  der  preussischen  Staatskasse  bei  der  Reichsbank, 
welche  die  grösseren  Ein-  und  Auszahlungen  der  Provinzialkassen  vermittelt,  dauernd  auf 
einer  gewissen  Höhe  erhalten  werden  muss,  wodurch  ebenfalls  ein  nicht  unerheblicher  Teil  der 
ül»erbaupt  vorhandenen  Bestände  der  Gcneralstaatskasse  festgelegt  wird. 

Dadurch  ist  der  weitaus  giösste  Teil  des  Betriebsfonds  der  Generalstaatskasse  dieser 
selbst  thatsächlich  entzogen. 

Von  nicht  minderem  Gewicht  erscheint  der  Umstand,  dass  regelmässig  an  den  Quartals 
ersten  sehr  erhebliche  Ausgaben  zu  leisten  sind ,  während  die  dem  betreffenden  Quartal  an 
gehörigen  Einnahmen  zumeist  erst  im  Laufe  des  letzteren  eingehen.  Vou  diesen  Ausgaben 
sind  hervorzuheben: 

1)  Die  nach  dem  Gesetze  vom  6.  Februar  1881  (Gesetzsamml.  S.  171  viertcyährUeh  im 
voraus  zuzahlenden  (lehälter  und  Wohnungsgeldzuschüsse  der  Staatsbeamten,  welche 
—  altgesehen  von  deu  Besoldungen  der  Beamten  bei  denjenigen  Staatsinstituten,  für 
welche  im  Stastshaushaltsetat  nur  Zuschüsse  ausgebracht  sind  —  nach  dem  dies- 
jährigen Etat  («;4  von  rund  230.000,000  M.)   57.500.ooo  M. 

betragen ; 

2)  die  monatlich  im  voraus  erfolgende  Zahlung: 

a.  der  Givilpensionen  f'|2  von  20,000,000  M.)   1,600,000  „ 

b.  der  Rente  an  die  Provinzialverbände  fur  Zwecke  der  Selbst- 
verwaltung nach  Ausgabekapitel  43  Titel  6  des  Etats  <>,2  von 

37,560,000  M.)   3,100,000  „ 

Femer  werden 

3)  von  den  Zinsen  der  Staatsschulden  am  1.  Juli  Jeden  Jahres  gegen 
«4,000,000  34.  Halbjahrszinsen  fällig,  während  bis  zu  dem  genannten 
Tage  in  der  Hauptsache  die  Einnahmezutlüssc  erat  für  das  erste 
Vierteljahr  des  betreffenden  Rechnungsjahres  zur  Kasse  gelangt 
sind.    Der  Betriebsfonds  wird  also  belastet  mit  der  Hälfte  von 

(•►4.000,000  M   32,OO0.oiv  , 

4)  Endlich  ist.  zu  l*?rücksichtigen ,  dass  die  Anteile  Prenssens  an  dem 
Ertrage  der  Zolle,  der  Tabaksteuer  und  an  der  Reiehsstempelabgabe, 
für  das  Etatsjahr  1*8*87  veranschlagt  auf    ....    77,551,250  M. 

Und  13.193,600  „ 

zusammen  auf  91.0.17,850  M 
vom  Reiche  in  (Juartalsraten  in  der  Weise  überwiesen  werden, 
dass  die  Anteile  für  ein  Vierteljahr  erst  im  zweiten  oder  driften 
Monat  des  folgenden  Vierteljahrs  zur  Generalstaatskasse  gelangen. 
Es  hat  dies  «  ine  fortdauernde  Inanspruchnahme  des  Betriebsfonds 

in  Höhe  von  mindestens  d  von  rund  91,ooo,oom  M.i   22.8O0.00o  „ 

zur  Folge.  

Schon  hiernach  ergibt  sich  für  gewisse  Termine  eine  Anforderung  an 

die  Barmittel  der  Generalstaatskasse  in  Höhe  von  117,0O0,0O0  M. 
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welcher  Betrag  seine  Deckung  erst  im  Laufe  des  betreffenden  Vierteljahrs  resp.  Monate  durch 
die  uach  und  nach  aufkommenden  Einnahmen  findet. 

Dazu  kommt,  dass  die  Betriebsverwaltungen  des  Staat«,  insbesondere  die  Eisenhahn- 
verwaltnng,  genötigt  sind ,  einen  reichlichen  Vorrat  an  den  zum  regelmässigen  Betriebe  er- 
forderlichen Materialien  stete  bereit  zu  halten ,  ganz  abgesehen  davon ,  dass  zur  Befriedigung 
der  nicht  in  gleichmäßigen  Zeitabschnitten  hervortretenden  ausserordentlichen  G  eldl>cdürfhiss« 
der  Eisenbahn  Verwaltung  nicht  selten  in  kurzen  Zwischenräumen  sehr  hohe  Betrüge  aus  der 
Generalstaatskasse  unverzüglich  überwiesen  werden  müssen. 

Es  sind  deshalb  bisher  nicht  nur  die  am  Finalabschlosse  zu  Restausgaben  reservierten 
Deckungsmittel,  welche  am  Ende  des  Rechnungsjahres  1881^85  64,488,000  M.  und  im  Durch- 
schnitte der  letzten  fünf  Jahre  63,204,800  M.  betragen  haben,  sowie  die  Bestände  des  infolge 
des  Gesetzes  vom  22.  April  1875.  betreffend  die  Einstellung  der  Leistungen  aus  Staatsmitteln 
für  die  römisch-katholischen  Bistümer  und  Geistlichen  (Gesetzsamml.  S.  194)  gebildeten  Sammel- 
kontos  von  rund  15,.V)0,000  M.  zu  den  vorbezeichneten  Zahlungen  vollauf  in  Anspruch  zu 
nehmen  gewesen,  sondern  es  haben  auch  die  für  die  Bedürfnisse  der  Eisenbahnverwaltung  be- 
willigten Kredite  frühzeitiger  und  in  höheren  Beträgen  flüssig  gemacht  werden  müssen,  als  es 
beim  Vorhandensein  ausreichender  Betriebsmittel  erforderlich  gewesen  wäre  >). 

Diesen  Uebelstand  zu  beseitigen  und  den  Verlegenheiten  vorzubeugen,  welche  der 
Generalstaatskasse  aus  dem  niedrigen  Barbestande  entstehen  können,  erscheint  um  so  mehr 
geboten,  als  auf  das. Vorhandensein  anderweiter  vorübergehend  verfügbarer  und  ausreichender 
Mittel  nicht  unter  allen  Umständen  gerechnet  werden  kann. 

Ueber  die  Frage,  um  welchen  Betrag  die  Verstärkung  des  Betriebsfonds  zu  erfolgen 
haben  muss,  lässt  sich  zwar  ein  absolut  sicheres  Urteil  nach  der  Natur  der  Sache  nicht  ge- 
winnen. Es  wird  jedoch  angenommen  werden  können,  dass  eine  Summe  von  30,000,000  M. 
vorerst  ausreichen  wird,  um  zu  einem  befriedigenden  Zustande  hinüberzufahren*). 

Dass  dieser  Betrag  nur  sehr  massig  ist,  zeigt  auch  die  Vergleichung  mit  den  ent- 
sprechenden Verhältnissen  des  Reichs.  Während  die  Ausgaben  desselben  nach  dem  durch 
das  Gesetz  vom  8.  März  d.  J.  (Reichsgesetzblatt  S.  29)  festgestellten  Etat  für  188687  im  Ordi- 
narium  und  Extraordinarium  zusammen  genommen  696.615,509  M.  betragen ,  belaufen  sich  die 
festen  Betriebsfonds  der  Reichshauptkasse,  der  Legationskaase,  der  Militär-,  der  Post-  und  der 
Reichsdruckereiverwaltung  auf  zusammen  39,210,000  M.  und  ist  ausserdem  durch  das  vorge- 
gedachte  Gesetz,  wie  schon  alljährlich  seit  1883,  die  Ermächtigung  erteilt,  zur  vorübergehen- 
den Verstärknng  des  ordentlichen  Betriebsfonds  der  Reichshauptkasse  nach  Bedarf  Schatz- 
anweisungen bis  zur  Hohe  von  70  Millionen  Mark  auszuget>en »). 

In  gleicher  Weise  auch  dem  Betriebsfonds  der  Oeneralstaatskasse  die  nötige  Ver- 
stärkung zuzuführen,  empfiehlt  sich  um  deswillen,  weil  es  sich  hierbei  nicht  um  die  Deckung 


i)  Wie  aus  den  Verhandlungen  hervorgeht,  wurde  es  dadurch  auch  möglich ,  von  der 
Verausgabung  der  Schatzanweisungen  zur  Deckung  der  oben  genannten  30  Millionen  vielfach 
abzusehen.  So  wurden  in  den  Jahren  187877  keine  Schatzanweisungen ,  1877,82  nur  in  be- 
schränktem Betrage  und  von  188286  wiederum  gar  keine  ausgegeben.  Für  die  nicht  ausge- 
gebenen Scbatzanweisungen  waren  selbstverständlich  auch  keine  Zinsen  zu  bezahlen,  und  es 
trat  gegenüber  dem  Budgetansatz  (1, 200,000  M.)  eine  entsprechende  Ersparnis  ein.  Dieser  Er- 
sparnis stand  aber  eine  Mehrausgabe  gegenüber,  insoweit  infolge  der  Niehtausgabe  von  Schatz- 
anweisungen die  der  Regierung  zu  anderen  Zwecken  bewilligten  Kredite  früher  realisiert 
werden  mussten,  also  liier  früher  Zinsen  gezalüt  werden  mussten,  als  sonst  erforderlich  ge- 
wesen wäre.  Ob  diese  Mehransgabe  die  Ersparnis  wirklich  kompensierte,  wurde  bezweifelt, 
da  bis  jetzt  der  Zinsfuss  der  fundierten  Schuld  doch  immer  höher  war.  als  für  kurzfristige  Dar- 
lehen. Von  seiten  der  Regierung  wurde  aber  geltend  gemacht,  daas  zur  Deckung  dauernder 
Verbindlichkeiten  die  schwebende  Schuld  ungünstig  sei ,  weil  man  zu  einem  bestimmten  Zeit- 
puukt  dann  an  den  Markt  kommen  müsse  und  unter  Umständen  einen  recht  ungünstigen  Kurs 
sich  gefallen  zu  lassen  habe  (z.  B.  1885  zur  Zeit  der  in  Afghanistan  stockenden  Grenzregulie- 
rung  war  der  Berliner  Diskont  4»  ,%).  D.  H. 

a)  Anlässlich  der  Verhandlungen  wurde  von  der  Regierung  auch  geltend  gemacht,  dass 
es  ungemein  schwer  sei,  im  voraus  zu  bestimmen,  welcher  Betrag  an  einem  Tage  durch 
Kredite  flüssig  zu  machen  sei,  man  könne  sich  da  leicht  um  30  Millionen  irren,  für  einen  solchen 
Fall  böten  die  Scbatzanweisungen  eine  sehr  erwünschte  Reserve.  D.  H. 

»)  Jetzt  bis  zu  150  Millionen  Mark.   Vergl.  oben  S.  +10. 
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eines  «lauernden ,  sondern  eines  intermittierenden  nnd  in  seiner  Höhe  schwankenden  Bedarfs 
handelt,  zu  dessen  Befriedigung  sich  die  Ausgabe  von  Sehatzanwcisnngen  als  «las  geeignetste 
Mittel  darbietet. 

Der  vorliegende  Gesetzentwurf  schlägt  deshalb  zugleich  mit  der  Fundierung  der  bis- 
herigen schwebenden  S«:huld,  welche  die  im  einzelnen  einer  besonderen  Begründung  nicht  be- 
dürfenden ti  1  und  2  anordnen,  im  8  3  vor.  die  dureh  das  diesjährige  Etatsgesetz  vom  31.  .Mutz 
1B8»;  dem  Finanzininister  erteilte  Ermächtigung  zur  Ausgabe  verzinslicher  Schatzanweisungi'n 
in  Höhe  von  30,000,000  M.  mit  der  Massgabe  aufrechtzuerhalten .  dass  die  Schatzanweisnngen 
zur  vorübergehenden  Verstärkung  des  Betriebsfonds  der  lieueralstaatskasse  auszugeben  sind. 

Eine  gleiche  Ermächtigung  zur  Ausgabe  von  Schatzanweisungeu  für  den  vorbezeich- 
neten Zweck  wird  auch  für  künftige  Jahre  und  zwar  durch  die  betreffenden  Etatsgesetz- 
entwürfe nachzusuchen  sein. 


• 


Ausführungsverordnung  vom  12.  April  1886  zu  dem 
preussischen  üeberweisungsgesetz  vom  14.  Mai  1885  *). 


Durch  das  Gesetz,  betr.  die  Ueberweisung  von  Beträgen,  welche  au9 
landwirtschaftlichen  Zöllen  eingehen,  an  die  Kommunal  verbände,  vom  14.  Mai 
v.  .Is.  (Gesetzsamml.  S.  128),  sind  die  auf  Grund  des  Reichsgesetzes  vom  15.  Juli 
187Ü  deiu  preussischen  Staatshaushalte  zumessenden  Einnahmen  aus  dem  Ertrage 
der  Getreide-  und  Viehzölle,  abzüglich  eines  Betrages  von  15  Mill.  M. ,  zur 
Ueberweisung  an  die  Kreise  (Land-  und  Stadtkreise)  und  in  den  hohenzollern- 
schen  Landen  an  die  Gemeinden  bestimmt  worden. 

In  Ausführung  dieses  Gesetzes  bemerken  wir  ergebenst  folgendes: 

Zu  ft  1.  Bei  dem  Umfange  der  vorzunehmenden  Abrechnungsarbeiten 
lässt  sich  die  Ermittelung  und  Feststellung  der  den  einzelnen  Kreisen  zufallen- 
den Anteile  an  den  überwiesenen  Beträgen  aus  dem  jedesmaligen  Vorjahre 
frühestens  im  Monate  Juni  beziehungsweise  Juli  bewirken.  Erst  zu  diesem  Zeit- 
punkte wird  daher  auch  die  Ueberweisung,  zum  erstenmale  also  für  das  ab- 
gelaufene Jahr  im  Monate  Juni  oder  Juli  d.  Jg.,  erfolgen  können. 

Nach  ft  2  haben  in  denjenigen  Landesteilen,  in  welchen  Kreisausschüsse 
nicht  bestehen,  die  Kreistage  zur  Vorbereitung  und  Ausführung  ihrer  Beschlüsse 
über  die  Verwendung  der  ihnen  zu  überweisenden  Beträge  Kommissionen  unter 
dem  Vorsitze  des  Landrats  einzusetzen.  Um  Verzögerungen  in  der  Beschluß- 
fassung zu  vermeiden,  erscheint  es  zweckmässig,  in  den  betreffenden  Provinzen 
schon  jetzt  mit  der  Bildung  der  in  Rede  stehenden  Kommissionen  vorzugehen, 
wobei  den  Kreistagen  zu  empfehlen  sein  wird,  nicht  nur  über  die  Zahl  der 
Mitglieder  dieser  Kommissionen  und  ihrer  Stellvertreter,  sondern  auch  über 
die  Amtsdauer  derselben,  welche  letztere  auf  drei  bis  sechs  Jahre  zu  begrenzen 
sein  dürfte,  Bestimmung  zu  treffen. 

Gemäss  ft  8  soll  bis  zu  der  in  Abs.  2  vorgesehenen  Revision  die  Ver- 
teilung der  überwiesenen  Summen  auf  die  einzelnen  Kreise  zu  zwei  Dritteln 
nach  dem  Massstabe  des  Solls  au  Grund-  und  Gebäudesteuer  des  Jahres  1885/80 
unter  Hinzurechnung  der  fingierten  Grund-  und  Gebäudesteuer,  soweit  solche  nach 
den  Grundsätzen  der  Kreisordnung  vom  13.  Dezember  1872  durch  Zuschläge  zu 
den  Kreissteuern  herangezogen  werden  kann,  und  zu  einem  Drittel  nach  der 
durch  die  Volkszählung  vom  1.  Dezember  1885  festgestellten  Zahl  der  Civil- 
bevölkerung  erfolgen.  In  gleicher  Weise  hat  gemäss  §  4  Abs.  3  eine  etwaige 
Unterverteilung  zu  geschehen.  Die  Ermittelung  der  fingiert  zu  veranlagenden 
Grund-  und  Gebäudestener  für  diejenigen  Liegenschaften  und  Gebäude,  welche 
nicht  zu  den  gemäss  8§  17  und  18  der  Kreisordnung  vom  13.  Dezember  1872 
von  den  Kreislasten  befreiten  Liegenschatten  und  Gebäuden  gehören,  ist  in- 
zwischen auf  Grund  der  von  mir,  dem  Finanzminister,  erlassenen  Zirkularver- 
fügung an  die  Königlichen  Regierungen  vom  18.  November  v.  Js.  bewirkt 
worden ,  so  dass  es  bezüglich  dieses  Punktes  weiterer  Anordnungen  nicht  be- 
darf. Whs  dagegen  die  Bevölkerungsziffer  betrifft,  so  werden  aller  Wahrschein- 
lichkeit nach  zu  dem  Zeitpunkte  der  Verteilung  der  Ueberweisungssuuunen  dit; 
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endgültigen  Ergebnisse  der  Volkszählung  vom  1.  Dezember  v.  Js.  noch  nicht 
durchweg  festgestellt  sein ,  und  es*  werden  infolgedessen  möglicherweise  der 
Verteilung  die  provisorisch  festgestellten  Ziffern  unter  Vorbehalt  eines  etwa  er- 
forderlichen Ausgleiches  für  das  nächste  Jahr  zu  Grunde  gelegt  werden  müssen. 
Im  übrigen  ist  mit  Rücksicht  auf  hierüber  laut  gewordene  Zweifel  an  dieser 
Stelle  zu  erwähnen,  dass  unter  Civilbevölkerung  nicht  die  Wohnbevölkerung, 
sondern  die  ermittelte  ortsanwesende  Bevölkerung,  abzüglich  der  aktiven  Militär- 
personen, zu  verstehen  ist. 

Der  $  4  trifft  vorbehaltlich  des  Erlasses  eines  die  Verwendungszwecke 
endgültig  regelnden  Gesetzes  über  die  Verwendung  der  überwiesenen  Summen 
Bestimmung. 

Dabei  ist  in  Absatz  1  der  Grundsatz  an  die  Spitze  gestellt,  dass  über 
die  Ueberweisungsbeträge  zunächst  zur  Erfüllung  solcher  Aufgaben  verfügt 
werden  muss,  für  welche  seitens  der  Land-  und  Stadtkreise  die  Mittel  durch 
Zuschläge  zu  den  direkten  Staatssteuern  oder  durch  direkte  Gemeindesteuern 
aufgebracht  werden.  Werden  zu  diesem  Zwecke  die  betr.  Summen  überhaupt 
nicht  oder  nicht  voll  in  Anspruch  genommen,  so  können  dieselben  nach  Abs.  2 
in  den  Landkreisen  durch  Beschluss  des  Kreistages  zur  Entlastung  der  Schul- 
verbände und  zur  Gewährung  von  Beihilfen  an  Ortsarmenverbände  verwandt  werden. 

Kommt  ein  solcher  Beschluss  nicht  zustande,  so  muss  nach  Abs.  :j 
die  Unterverteilung  der  verfügbaren  Beträge  auf  die  Stadt-  und  Landgemeinden 
des  Kreises,  beziehungsweise  Gutsbezirke,  erfolgen. 

Im  einzelnen  ist  zu  diesen  Vorschriften  und  zwar  zunächst  zum  Abs.  1 
zu  bemerken,  dass  in  demselben  kein  Unterschied  gemacht  wird,  ob  die  betr. 
Abgaben  für  die  eigenen  Zwecke  des  Kreises  selbst  oder  von  dem  Kreise  für 
die  Zwecke  anderer  Verbände  erhoben  werden.  Dementsprechend  fallen  ins- 
besondere auch  die  in  Geraässheit  des  §  29  des  Gesetzes  vom  8.  März  1871 
(Gesetzsamnil.  S.  130  ff.)  auf  die  Kreise  verteilten  Kosten  des  Landarmenwesens 
unter  diejenigen  Aufgaben,  zu  deren  Erfüllung  gemäss  Abs.  1  die  Ueberwei- 
sungsbeträge verwendet  werden  müssen.  Das  gleiche  gilt  im  Geltungsbereiche 
der  Provinzialordnung  vom  29.  Juni  1875  von  den  Provinzialabgaben,  die  nach 
§  108  a.  a.  0.  den  Charakter  von  Kreisabgaben  an  sich  tragen.  Auch  in  den 
Provinzen  Posen,  Westfalen  und  Schleswig-Holstein  sind  nach  den  vorliegenden 
Materialien  die  Ausschreibungen  der  Provinzialverbände  —  mit  Ausnahme  der 
Kosten  der  Provinziallandtage  in  den  beiden  erstgenannten  Provinzen ,  für 
welche  besondere  Bestimmungen  gelten  —  im  allgemeinen  als  Lasten  der  Kreise 
anzusehen,  und  nur  in  der  Rheinprovinz  hat  bisher  ein  abweichendes  Verhältnis 
obgewaltet. 

Durch  einen  inzwischen  gefassten  Beschluss  des  Provinziallandtages  soll 
indessen  dasselbe  dahin  abgeändert  werden,  dass  fortan  ebenfalls  die  Kreise 
als  solche  die  Provinzialumlagen  zu  tragen  haben.  Für  den  Fall,  dass  der  in 
Rede  stehende  Beschluss  die  noch  ausstehende  Allerhöchste  Genehmigung  erhält, 
würden  daher  letztere  auch  hier  eventuell  aus  den  Ueberweisungsbeträgen  zu 
entnehmen  sein.  Abgesehen  hiervon  ist  in  Bezug  auf  die  in  §  4  Abs.  1  ge- 
gebenen Bestimmungen  darauf  aufmerksam  zu  machen ,  dass  zwar  den  Kreisen 
und  Gemeinden  die  Verfügung  über  die  Ueberweisungsbeträge  innerhalb  des 
durch  diese  Bestimmungen  gezogenen  Rahmens  freisteht  und  dass  ihrer  Be- 
schlussfassung insbesondere  überlassen  bleiben  muss,  zu  Gunsten  welcher  Auf- 
gaben, bezw.  für  welche  zur  Erfüllung  derselben  dienenden  Abgaben  dieselben 
verwendet  werden  sollen.  Hierbei  ist  indessen  daran  festzuhalten ,  dass  das 
Gesetz  lediglich  darauf  gerichtet  ist,  den  Abgabepflichtigen  eine  Erleichterung 
zu  gewähren ,  dass  es  aber  ausserhalb  seiner  Zwecke  liegt ,  in  der  Art  der  Be- 
steuerung Aenderungen  herbeizuführen.  Es  würde  daher  mit  demselben  in 
Widerspruch  stehen  und  als  unzulässig  zu  bezeichnen  sein ,  wenn  die  Verwen- 
dung dergestalt  erfolgen  sollte,  dass  durch  dieselbe  das  in  einem  Kreise  oder 
in  einer  Gemeinde  bestehende  Abgabensystem  einseitig  modifiziert  wird.  Ii 
denjenigen  Fällen,  in  welchen 'die  Abgaben  durch  Zuschläge  zu  den  Staat* 
steuern  aufgebracht  werden,  sind  infolgedessen  die  Ueberweisungsbeträge,  falls 
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dieselben  nicht  zur  Bestreitung  des  gesamten  Abgabebetrages  ausreichen,  auf 
die  verschiedenen  Zuschläge  nach  dem  gleichen  Verhältnisse,  nach  welchen  die 
einzelnen  Staatssteuern  mit  /uschlügen  belegt  sind,  pro  rata  in  Anrechnung  zu 
bringen  und  in  derselben  Weise  ist  zu  verfahren  ,  wenn  für  bestimmte  Kreih- 
einrichtungen,  wie  beispielsweise  für  den  Bau  und  die  Unterhaltung  von  Chaus- 
seen ,  einzelne  Teile  des  Kreises  gegenüber  dem  G esain  tk reise  höher  belastet 
wind.  Auch  in  diesem  Kalle  sind,  vorbehaltlich  einer  anderweitigen  Beschluß- 
fassung unter  Bestätigung  der  zuständigen  Instanzen,  die  Ueberweisungssummen 
stets  nach  gleichem  Verhältnisse  auf  die  von  dem  ganzen  Kreise  zu  entrichten- 
den Abgaben  und  auf  die  Mehrbelastungsbeträge  zu  verteilen. 

Soweit  die  überwiesenen  Summen  nach  Abs.  1  nicht  Verwendung  finden, 
können  dieselben  nach  Abs.  2.  wie  bereits  erwähnt ,  durch  Beschluss  des  Kreis- 
tage« zur  Entlastung  der  Schul-  bezw.  engeren  Kommunal  verbände  hinsichtlich 
der  Schullasten,  sowie  zur  Gewährung  von  Beihilfen  an  die  Ortsarmenverbände, 
insoweit  nicht  die  Landarmenverbände  dazu  verpflichtet  sind .  unter  Gleich- 
stellung beider  Zwecke  verwandt  werden.  Es  muss  als  besonders  wünschens- 
wert bezeichnet  werden,  und  es  ist  daher  hierauf  speziell  hinzuwirken,  das»  die 
Vertretungen  der  betr.  Kreise  von  dieser  Befugnis  insbesondere  im  Interesse  der 
Erleichterung  der  Gemeinden  in  den  Volkssehullastcn  in  thunlichst  weitem  Um- 
fange Gebrauch  machen ,  und  dass  bei  Zuwendungen  zu  diesem  Zwecke  vor- 
zugsweise die  minder  wohlhabenden  Schulverbände  berücksichtigt  werden.  So- 
weit es  sich  um  Beihilfen  an  Ortsannenverbände  handelt,  werden  dieselben  in 
der  Regel  nur  denjenigen  Verbänden  zu  gewähren  sein,  welche  entweder  in- 
folge ausnahmsweiser  Verhältnisse,  z.  B.  epidemischer  Krankheiten,  zu  besonders 
hohen  Aufwendungen  genötigt  werden,  ohne  dass  gleichwohl  die  Voraussetzungen 
zu  einem  Eintreten  des  Landarmenverbandes  gegeben  sind,  oder  die  für  die 
dauernde  Verbesserung  des  Armenwesens,  namentlich  zur  Errichtung  von  Ar- 
menhäusern, grössere  Ausgaben  beschliessen  sollten.  Die  Genehmigung  der 
gefassten  Verwendungsheschlüsse ,  welche  mit  Rücksicht  auf  die  schwankende 
Höhe  der  Ueberweisungen  stets  auf  ein  Jahr  zu  beschränken  sein  werden,  liegt 
in  den  Kreisordnungsprovinzen  dem  Regierungspräsidenten ,  in  den  übrigen 
Provinzen  der  Regierung  ob. 

Was  endlich  den  sonstigen  Inhalt  des  §  4  betrifft,  so  ist  nur  noch  her- 
vorzuheben, dass  in  Bezug  auf  die  in  Abs.  Ii  und  4  vorge.-ehene  Unterverteilung 
und  demnächstige  Verwendung  der  den  Gemeinden  für  den  Kall  des  Nichtzu- 
standekommcns  eines  Beschlusses  gemäss  Abs.  2  zu  überweisenden  Beträge  die 
bereits  besprochenen  allgemeinen  Grundsätze  Anwendung  zu  finden  haben.  In 
den  Gutsbezirken  werden  demzufolge  für  die  Verwendung  die  auf  die  Gutsein- 
gesessenen  statutenmüssig  zu  verteilenden  Armenbeiträge  in  Betracht  kommen. 
Beschwerden  gegen  die  Richtigkeit  der  Unterverteilung,  welche  durch  die  Kreis- 
ausschüsse und  Kreiskonuuissionen  zu  bewirken  ist.  sind  gemäss  Abs.  4  binnen 
zwei  Wochen  von  der  Ausgabe  des  die  Unterverteilung  veröffentlichenden  Kreis- 
blatts ab  gerechnet,  bei  der  zuständigen  Aufsichtsbehörde  —  Regierungspräsi- 
dent bezw.  Regierung  —  anzubringen. 

Ew.  Excellenz  ersuchen  wir  ganz  ergebenst  gefälligst  nach  vorstehenden 
Andeutungen  die  Landräte  und  Magist  rate  (ersten  Bürgermeister ')  der  Stadt- 
kreise mit  weiterer  Anweisung  versehen  zu  lassen,  und  dafür  Sorge  zu  tragen, 
dass  die  Kreistage  nach  demnächst  erfolgter  Ueberweisung  der  bezüglichen  An- 
teile ungesäumt  zur  Beschlussfassung  über  die  Verwendung  der  überwiesenen 
Beträge  schreiten. 

Zugleich  ist  es  uns  erwünscht ,  behufs  Ausführung  des  im  Eingange  des 
4?  4  gemachten  Vorbehaltes  über  die  gesetzliche  Keststelluug  der  definitiven 
Verwendungszwecke  Ihre  gutachtliche  Ansicht  darüber  zu  vernehmen,  nach 
welchen  Gesichtspunkten  unter  entsprechender  Berücksichtigung  der  besonderen 
Verhältnisse  und  Bedürfnisse  der  Ihrer  Leitung  unterstellten  Provinz  die  Vor- 
schriften über  die  Verwendung  der  den  Kommunalverbänden  überwiesenen  Be- 


i)  Zusatz  für  den  Oberpräsidentou  zu  Potsdam ,  sowie  den  Magistrat  der  Stadt  Berlin. 
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träge  endgültig  umzugestalten  sein  möchten.    Ew.  Excellenz  wollen  uns  daher 
hierüber  nach  Anhörung  der  Regierungspräsidenten  (bezw.  Regierungen)  unter 
Beifügung  der  bezüglichen  Berichte  bis  zum  1.  Juli  d.  Js.  gefälligst  mit  einer 
Aeusserung  versehen. 
Der  Minister  des  Innern.    Der  Minister  der  geistlichen    Der  Finanzminister. 

Unterrichts-  und  Medizinal- 
angelegenheiten. 
Puttkamer.  v.  Gossler.  Scholz. 

An  sämtliche  Herren  Oberpräsidenten. 


Zusatz  für  den  Oberpräsidenten  der  Rheinprovinz.  Mit  Bezug 
auf  die  mittelst  der  gefälligen  Berichte  vom  16.  Juni  v.  Js.  uns  vorgelegten  Vor- 
schläge des  Landesdirektors  der  dortigen  Provinz  in  dem  an  die  Landräte  ge- 
richteten Schreiben  vom  1.  Juni  v.  Js.  bemerken  wir,  die  Minister  des  Innern 
und  der  Finanzen,  schliesslich  noch  in  gleichzeitiger  Erwiderung  «auf  den  Bericht 
vom  16.  Juli  v.  Js.  ganz  ergebenst,  dass,  nachdem  der  Provinziallandtag  für 
die  Aufbringung  der  Provinzialabgaben  einen  anderweiten  Modus  beschlossen 
hat,  den  vorerwähnten  Vorschlägen  in  der  Voraussetzung  Bedenken  nicht  weiter 
entgegenstehen,  dass  der  in  Rede  stehende  Beschluss  die  Allerhöchste  Genehmi- 
gung erhält. 

Ich,  der  Finanzminister,  erkläre  mich  daher  für  diesen  Fall  bereit,  die 
auf  Grund  des  Gesetzes  vom  H.Mai  v.  Js.  zu  überweisenden  Anteile  derjenigen 
Kreise  der  Provinz,  welche  von  dem  Anerbieten  des  Provinzialverwaltungsrat> 
Gebrauch  zu  machen  beabsichtigen .  nicht  an  die  betr.  Kreiskommunalkassen, 
sondern  an  die  rheinische  Provinzialhilfskasse  auszahlen  zu  lassen  und  sehe  zu 
diesem  Zwecke  spätestens  bis  zum  1.  Juni  d.  Js.  einer  gefälligen  Mitteilung 
darüber  ganz  ergebenst  entgegen,  von  welchen  Kreisen  ein  dahin  gehender 
ßeschluss  gefasst  worden  ist. 

In  der  Ausführung  des  (iesetzes  erging  am  *.  Juli  l*s6  (Ueichsanzeiger  Xr.  162)  folgende 
Bekanntmachung  des  Minister»  des  Innern  und  des  Finanznünisters. 

.Nachdem  der  aus  dem  Ertrage  der  Getreide-  und  Viehzölle  fur  das  Etatsjahr  18*5*6 
auf  Preussen  entfallende  Anteil  auf  die  Summe  von  19,'>n2,llt>  Mark  ermittelt  ist.  wird  nach 
Abzug  des  der  Staatskasse  verbleibenden  Betrag*«  von  I5,noo,ooo  Mark  der  auf  Grund  des 
Gesetzes  vom  Ii.  Mai  (Ges. -Samml.  S.  12«)  den  Kommunnlverbänden  zu  überweisende  Be- 
trag auf  i.ooi'.llO  Mark  hiermit  festgesetzt. 

Die  nach  der  gesetzlieh  vorgeschriebenen  Verteilung  dieses  Betrags  auf  die  einzelneu 
Kreise  und  hoheiizolb  rnsi  hen  Lande  entfallenden  Summen  haben  wir  durch  gemeinsame  Ver- 
fügungen vom  heutigen  Tage  festgestellt  und  deren  Veröffentlichung  durch  die  Amtsblätter 
angeordnet. 

Insoweit  jedoch  hierbei  die  nach  der  Volkszählung  vom  Dezember  vorigen  Jahres  provi- 
sorisch festgestellten  Bevölkerungsziffern  haben  zum  Grunde  gelegt  werden  müssen ,  weU  die 
definitive  Feststellung  der  ZUhlungsergebnisse  für  die  betreffenden  Kreise  noch  nicht  erfolgen 
konnte,  bleibt  ein  etwa  erforderlich  werdender  Ausgleich  der  nächstjährigen  Verteilung  Vorbehalten. 

Die  auf  die  einzelnen  Kreise  entfallenden  Summen  betragen  im  ganzeu  für 
1  die  I»rovinz  Ostpreiissen     .   22(5,469  M.  Transport    .   .   1,926,677  M. 

2)  .        .      West  preussen  .    167,999  „  s)  die  Provinz  Sachsen  .    .   397.235  „ 

3)  „    Stadt  Berlin    ....    284,322  „  91  Schleswig-Holstein     .    .    227,837  r 

0   .    Provinz  Brandenburg  .   319,901  ,        10)  Haunover  3i5,699  „ 

5)   „         .      Pommern    .   .   217,m»2  „        11)  Westfalen   279,235  „ 

Ii  „  .  Posen  .  .  .  200,250  »  12)  Hessen-Nassau  ....  231,382  „ 
7    .         r      Schlesien    .    .   510,654  .        13)  Rheinland  582,251  „ 

l,926,ö77  M.        Ii)  Hoheuzollerusche  Lande      s.soo  M 


i,no2.1Hi  M. 

Wegen  Auszahlung  d*r  überwiesenen  Beträge  an  die  Kommunalvcrbäude  ist  heute  das 
Erforderliche  verfügt  worden. 
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Das  Finanzarchiv  hat  bisher  die  preuss.  Lotteriefrage  genau  verfolgt 
(I.  S.  530  f.,  II.  8.  1066  f.). 

Es  empfiehlt  sich  deshalb  auch  die  letzten  Verhandlungen  hierüber  kurz 
zu  registrieren,  umsoniehr  als  dadurch  die  Frage  zu  einem  vorlaufigen  Abschluss 
gekommen  ist  Eines  Urteils  können  wir  uns  enthalten,  nachdem  wir  unsern 
Standpunkt  bereits  im  Vorjahr  II.  S.  1083  näher  dargelegt  haben. 

Der  Regierungsetat  pro  1886/87  war  mit  geringen  Aenderungen  den  An- 
sätzen des  vorigen  Etats  gefolgt.  Die  persönlichen  und  sachlichen  Ausgaben 
waren  auf  90,500  Mark  veranschlagt,  die  Einnahmen  aus  den  Losen  auf 
4,054.646.52,  mit  sonstiger  Einnahme  (aus  Witwen-  und  Waisengeldbeiträgen  etc) 
auf  4,058,600  Mark. 

lieber  die  Lotterie  waren  im  Etat  folgende  Bemerkungen  beigefügt  : 

In  dem  Jahre  vom  1.  April  188687  sollen  zwei  Lotterien,  nämlich  dir  174.  und  175.  zur 
Ausführung  gebracht  werden,  welchen  der  Plan  für  die  173.  Lotterie,  bestehend  aus  so.oooStainni- 
losen  und  15.000  zu  den  Gewinnen  der  drei  ersten  Klassen  auszugehenden  Freilosen ,  welche 
bis  zu  ihrer  Ausgabe  für  Rechnung  der  Lotteriekasse  mitspielen ,  zum  Grunde  gelegt  wird. 
Nach  dem  Plane  betragen  die  gesamten  Einsätze  resp.  die  Nachzahlungen  auf  die  Vorklassen 


der  Freilose: 

zur  1.  Klasse  für  so.ooo  Stammlose  ä  39  Mark   S.l'O.ooo  Mark, 

,    2.  *  76.000          „          a  39  „    2,964,000 

und  .  4,000  Freilose      ä  39  „    156.00O  , 

,   3.  Klasse  _  75, 000  Stammlose  a  39  ,    2,925,000  „ 

und  ,  .'»,000  Freilose     a  78  „    390,000  „ 

,   4.  Klasse  ,  71,000  Stammlose  ä  39  „    2,säG,ooo 

und  „  «,000  Freilose     a  117   702,000 


zusammen   13,113,000  Mark. 
Dazu  tritt  der  Wert  der  Freiloose  mit   5*.vooo 


Summa  13, 728. 000  Mark. 

Dieser  Einnahme  stehen  planmüssig  an  Ausgaben  gegenüber : 

a)  bare  Gewinne   ...  13,062,270  Mark, 

b)  der  Wert  der  Freilose  mit   585,000  , 

c)  der  auf  den  Wert  der  Freilose  fallende  und  nicht ,  wie  bei  den 
baren  Gewinnen,  durch  Abzug  erhebbare  Gewinnanteil  des  Staats 

vob  13*  %  Procent  mit   80,730 


Summa  wie  oben   13,72f,ooo  Mark. 


Der  planmässig  von  den  unter  a  und  b  aufgeführten  Gewinnbeträgen  mit  zusammen 
13,647,270  Mark  zu  erhebende  Gewinnanteil  des  Staats  zu  13«  6  Prozent  berechnet  sich  auf 
1,883,323  Mark  26  Pf. 
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Dies  macht  für  die  zwei  Lotterien  im  Ktatsjahre   3,766,016  Mark  52  Pf. 

Dazu  treten  nach  dem  Durchschnitt  der  wirklichen  Einnahmen 
in  den  drei  Jahren  vom  1.  April  18»*,85: 

1.  aus  dem  plauniässig  für  Rechnung  der  Lotteriekasse  statt- 
findenden Spiel  von  Frei-  oder  Ersatzlosen  iu  den  drei  ersten 

Klassen    827,300     ,     —  r 

2.  aus  dem  Verkauf  verlassener  Lose  und  abgelehnter  Freilose  .       57,800     „     —  , 

3.  an  nicht  abgehobenen  Gewinnen   2,900         —  „ 


Sind  zusammen,  wie  nebenstehend  4,054, 010  Mark  .'»2  Pf. 
An  Reichssteropelabgabeu  sind  aufgekommen : 

pro  1.  April  18»>?S3   1.310,515  Mark  36  Pf. 

„    1.      „     1883*1    .    1.31«,2l9     „     03  , 

,    1.      „     188I;ä5   l,3tt>,755     „     0«  , 

zusammen  4,033,519  Mark  17  Pf. 

durchschnittlich  1,314,506     „     49  . 

oder  rund  1,345,000  Mark. 


Der  Antrag  der  Budgetkommission  ging  nun  dahin .  an  Einnahmen  aus 
dem  Lotteriespiel  6,081.9*30.78,  an  sonstigen  Einnahmen  4,(317.53,  an  Ausgaben 
114,000  Mark  einzusetzen  und  die  Staateregierung  aufzufordern,  für  das  Etat- 
jahr 1887/88  durch  Vermehrung  der  Lose  um  die  doppelte  Anzahl  eine  Er- 
höhung der  fannahmen  um  das  Doppelte  herbeizufuhren. 

Die  Gründe,  die  zu  diesem  Antrag  geführt  haben,  sind  von  dem  Bericht- 
erstatter der  Kommission  Grafen  zu  Limburg-Stiruni  mündlich  in  der  Sitzung 
vom  17.  März  1886  folgendcrmassen  dargelegt  worden : 

Meine  Herren!  Die  Frage  der  Lotterie  hat  das  Haus  im  vorigen  Jahre  in 
ausgiebigster  Weise  beschäftigt:  in  zweiter  und  dritter  Lesung  haben  lange 
Diskussionen  stattgefunden,  und  der  im  vorigen  Jahre  gestellte  Antrug  der 
Budgetkommission .  die  Lotterielose  zu  vermehren  und  dem  entsprechend  den 
Einnahmeetat  der  Lotterie  zu  erhöhen ,  ist  mit  einer  sehr  geringen  Majorität 
abgelehnt  worden ,  dagegen  ist  mit  der  entsprechenden  Majorität  ein  Antrag 
des  Abgeordneten  Wagner  angenommen  worden,  die  Kgl.  ^taatsregierung  zu 
ersuchen,  entweder  im  Wege  der  Reichsgesetzgebung  oder,  wenn  das  nicht  zu 
ermöglichen  sein  sollte,  durch  besondere  Verhandlungen  mit  den  Regierungen 
derjenigen  deutschen  Staaten,  welche  noch  Staatslotterien  haben,  darauf  hinzu- 
wirken, dass  sämtliche  Staatslotterien  im  Deutschen  Reich  baldmöglichst  auf- 
gehoben werden. 

Es  hat  sich  seitdem  die  öffentliche  Meinung  mit  dieser  Frage  ziemlich 
viel  beschäftigt,  und  da  auch  das  Hau»  neu  gewählt  ist,  so  ist  von  vielen  Seiten 
der  Wunsch  hervorgetreten,  die  Frage  hier  wiederum  zur  Erörterung  zu  bringen. 
Die  Budgetkommission  hat  deshalb  auch  diese  Angelegenheit  ihrer  Erwägung 
unterzogen  und  bringt  Ihnen  nun  ihren  Antrag,  dessen  Absichten  Ihnen  in  der 
Resolution  ad  2  dargelegt  werden:  Die  Kgl.  Staatsregierung  aufzufordern,  für 
das  Etatsjahr  1887  88  durch  Vermehrung  der  Lose  um  die  doppelte  Anzahl 
eine  Erhöhung  der  Kinnahmen  um  das  Doppelte  herbeizuführen. 

Also  die  Budgetkommission  schlägt  vor,  die  Lotterielose  überhaupt  um  das 
Doppelte  zu  vermehren  und  schon  im  nächsten  Etatsjahr  188t!  87  eine  Vermehrung 
der  Einnahmen ,  aber  nicht  um  100  Prozent,  sondern  nur  um  50  Prozent  ein- 
zustellen, und  zwar  aus  dem  Grunde,  weil  es  unmöglich  sein  wurde,  für  die 
schon  im  April  dieses  Jahres  stattfindende  Ziehung  die  Lose  zu  verdoppeln ; 
die  Verdoppelung  könnte  erst  im  Oktober  dieses  Jahres  eintreten,  und  deshalb 
konnte  man  für  das  nächste  Jahr,  falls  der  Antrag  der  Budgetkommission  an- 
genommen werden  sollte,  nur  eine  Vermehrung  der  Einnahme  um  50  Prozent 
und  nicht  um  100  Prozent  eintreten  lassen. 

Dem  in  der  Budgetkommission  gestellten  Antrag,  die  Lose  zu  verdoppeln, 
wurde  der  Präjudizialeinwand  entgegengestellt:  es  hiesse  das  Verhältnis  von 
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Landtag  und  Regierung  verschieben,  umkehren,  wenn  der  Landtag  mit  dem 
Antrag  käme,  die  Einnahmen  zu  erhöhen,  und  die  Regierung  dem  zustimmte: 
es  gehöre  sich,  dass  die  Regierung  mit  solchen  Anträgen  käme  und  der  Landtag 
zustimme.  Jedoch  die  Budgetkommission  hat  eich  in  ihrer  Majorität  dem  nicht 
ungeschlossen.  Man  war  der  Ansicht  ,  dass,  nachdem  der  Antrag  Wagner  im 
vorigen  Jahre  wenn  auch  mit  geringer  Majorität  angenommen  worden  ist, 
man  nun  nicht  von  der  Regierung  verlangen  könne,  dass  sie  einem  solchen 
Antrage  gegenüber  aus  eigener  Initiative  mit  der  Vermehrung  der  Lose  vorgehe, 
sondern  die  Anregung  müsse  dann  auch  aus  dem  Schosse  des  Hauses  kommen, 
wo  eben  im  vorigen  Jahre  die  Diskussionen  stattgefunden  hätten. 

Die  Kgl.  .Staatsregierung  hat  in  der  Kommission  diesmal  eine  ganz  be- 
stimmt zustimmende  Erklärung  zu  dem  Antrage  der  Budgetkomiuission  gegeben 
und  sich  dahin  ausgesprochen,  dass  für  den  Fall  der  Annahme  des  Antrages 
die  Regierung  damit  einverstanden  sei ,  die  entsprechenden  Beträge  in  den 
Staatshaushaltsetat  für  1886,87  einzustellen. 

Ich  will  auf  die  ethische  Frage,  die  hier  viel  erörtert  worden  ist,  nicht 
eingehen;  ich  will  das  den  Herren  Rednern  in  der  Debatte  überlassen.  Ich  bin 
der  Meinung,  dass  dos  jeder  mit  seinem  Gewissen  abzumachen  hat.  Ich  sage 
nur,  die  Majorität  der  Budgetkonimission  ist  der  Meinung,  dass  die  Lotterie 
zwar  nicht  bestimmt  ist,  die  Moralität  im  Lande  zu  fördern,  dass  sie  aber  auch 
die  Moralität  nicht  schädigt,  und  zwar  mus»  man  in  dieser  Beziehung  die 
Klassenlotterie,  die  uns  vorliegt,  scharf  unterscheiden  von  der  Zahlenlotterie 
und  von  dem  Hasardspiel.  Die  Zahlenlotterie  und  das  Huzardspiel  sind  darum 
so  verderbliche  Dinge,  weil  sie  denjenigen,  der  sich  jenen  Spielen  hingibt,  in 
die  Lage  versetzen,  dies  zu  jeder  Zeit  zu  thun,  dass  sie  den  Betreffenden  in 
(Jefahr  bringen,  seinen  gewöhnlichen,  arbeitsamen  Lebenslaut  zu  verlassen  und 
sich  wirklich  dem  Versuche  hingeben,  mühelos  reich  zu  werden.  Das  ist  bei 
der  Klassenlotterie  nicht  möglich.  Das  Spiel  findet  nur  zweimal  im  Jahre  statt, 
und  deshalb  ist  es  undenkbar,  dass  ein  Spieler  sich  von  seiner  regelmässigen 
Thätigkeit  abziehen  lässt. 

Die  Kgl.  Staatsregierung  hat  uns  in  der  Kommission  in  dieser  Beziehung 
auch  Mitteilung  gemacht     Ks  wurde  erklärt: 

In  Erörterung  des  Einflusses  der  Staatdotterie  auf  die  wirtschaftlichen 
Verhältnisse  der  Spieler  wird  angeführt,  dass  nach  den  im  Jahre  18S3  statt- 
gehabten amtlichen  Erhebungen  in  sämtlichen  Kollekten  ca.  07 ',2  Prozent  der 
Lose  von  Personen  der  wohlhabenden  Klassen  gespielt  werden,  auf  die  minder 
wohlhabenden  sonach  nur  etwa  2'/«  Prozent  der  Lose  entfallen.  In  30  Kollekten 
findet  der  Absatz  von  Losen  überhaupt  ausschliesslich  an  Personen  der  wohl- 
habenden Klassen  statt.  Es  wird  auch  grundsätzlich  darauf  gehalten,  dass  frei 
werdende  Lose  nur  an  besser  situierte  Reflektanten  —  solche  sind  überall  in 
erheblicher  Anzahl  von  den  Lotterieeinnehmern  notiert  —  abgegeben  werden. 
Als  Spieler  der  minder  wohlhabenden  Klassen  werden  namentlich  kleine  Beamte. 
Handwerker,  kleinere  Haus-  und  Grundbesitzer.  Dienstboten  und  Arbeiter  erwähnt 
und  hervorgehoben .  dass  dieselben  in  der  Zahlung  des  Einsatzes  besonders 
prompt  sind,  eine  Erscheinung,  welche  einerseits  daraus  erklärt  wird,  dass  die 
Spieler  meistens  in  geordneten  Verhältnissen  leben,  regelmässigen  Verdienst, 
bezw.  sichere  und  lohnende  Beschäftigung  haben,  andererseits  darauf  zurück- 
geführt, dass  an  einem  Viertellose  10  bis  20,  ja  25  Mitspieler  beteiligt  siud. 
die  Aufbringung  des  Einsatzes  sich  daher  aus  der  Erhebung  minimaler  Beiträge 
zusammensetzt  und  deshalb  ohne  Schwierigkeit  vollzieht. 

Fälle,  in  welchen  sich  Spieler  der  Staatslotterie  ruiniert  haben  oder  durch 
Gewinne  in  unwirtschaftliche  Bahnen  geführt  sind,  haben  nicht  eruiert  werden 
können,  wogegen  Fälle,  in  denen  namentlich  kleinere  Gewinne  wirtschaftlich 
förderlich  gewirkt  haben,  mehrfach  erwähnt  sind. 

Die  Gründe,  welche  für  die  Majorität  massgebend  sind,  wieder  mit  einen« 
Vorschlag  hervorzutreten,  die  Lose  zu  vermehren,  sind  die  unhaltbaren  Zustände, 
welche  sich  bei  uns  in  Preussen  entwickelt  haben  durch  die  der  Nachfrage 
gegenüber  ungenügende  Menge  von  Losen  und  durch  den  unangenehmen  Einfluss. 
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den  die  Lotterien  der  Nachbarstaaten  bei  uns  gehabt  haben.  In  erster  Beziehung 
ist  daran  zu  erinnern,  meine  Herren,  das»  wir  im  .Jahre  1867  die  Lotterien  in 
Hannover  und  Frankfurt  a.  M.  aufgehoben  haben,  dass  deshalb  in  den  neuen 
bandesteilen  gar  keine  Lotteriekollekteure  bestehen,  und  dass  deshalb  diejenigen, 
welche  in  der  Lotterie  zu  spielen  wünschen,  dort  sich  an  fremde  Lotterien  zu 
halten  haben. 

Dann  aber,  und  das  ist  die  Hauptsache,  tritt  der  Kinfluss  der  sächsischen, 
braunschweigischen  und  hamburgischen  Lotterien  hinzu.  Ks  ist  schon  im  vorigen 
Jahre  erwähnt  worden,  da*s  in  die  Lotterien  im  Königreich  Sachsen  pro  Kopt 
der  Bevölkerung  6  Mark,  in  der  Stadt  Hamburg  22  Mark,  im  (.irossherzogtum 
Braunschweig  26  Mark  eingesetzt  werden,  wogegen  in  l'reussen  nur  Mark 
pro  Kopf  der  Bevölkerung  für  jede  Lotterie  kommen.  Aus  diesen  Zahlen  kann 
man  schon  entnehmen,  welches  Missverhältnis  hinsichtlich  dieser  auswärtigen 
Lotterien  besteht  ,  und  es  ist  auch  ganz  bekannt  und  wird  von  allen  mit  den 
Dingen  vertrauten  Leuten  bestätigt,  dass  der  Hauptabsatz  der  Lose  der  aus- 
wärtigen Staaten  bei  uns  in  l'reussen  stattfindet,  und  in  dieser  Beziehung 
hat  die  Kgl.  Staatsregierung  in  der  Budgetkommission  folgende  Krklärung  ab- 
gegeben : 

Hinsichtlich  des  I'm  fangs  des  Spiels  in  auswärtigen  Lotterien  wird 
bemerkt,  dass  nach  ungefährem  Ueberachlag  etwa  drei  Fünftel  der 
Lose  derselben  in  Preussen  gespielt  werden,  und  dadurch  den  anderen 
Lotteriestaaten  an  Lotterieabgaben  und  Kollekteurgebühren  jährlich 
etwa  Si  Mill.  Mark  zufliessen. 

Wenn  Sie  nun  bedenken,  meine  Herren,  dass  der  preußische  Staat  aus 
seiner  Klassenlotterie  jährlich  etwa  4  Millionen  einnimmt,  so  würden  Sie  diese 
Zahl  wohl  für  ziemlich  enorm  halten  müssen.  Ks  steht  fest,  meine  Herren,  dass 
diese  auswärtigen  Staaten  Sachsen ,  Braunschweig  und  Hamburg  in  einem  er- 
heblichen Masse  die  Steuerkraft  der  preußischen  Unterthanen  für  ihre  Zwecke 
ausnutzen.    Das  ist  nicht,  zu  bestreiten. 

lTm  nun  diesen  Uebelstand  abzuschaffen,  gibt  es  zwei  Wege:  entweder 
man  hebt  sämtliche  Lotterien  auf.  oder  man  vermehrt  unsere  Lotterie  so,  dass 
die  Versuchung  für  unsere  Landesangehörigen  nicht  mehr  vorliegt,  in  fremden 
Lotterien  zu  spielen. 

Was  den  ersten  Weg  betrifft,  den  Ihnen  der  im  vorigen  Jahre  ange- 
nommene Antrag  des  Abgeordneten  Wagner  vorschlägt  ,  so  liegt  es  doch  auf 
der  Hand,  dass  dieser  Weg  nur  einen  frommen  Wunsch  impliziert,  dass  er  aber 
nicht  gangbar  ist.  Ks  ist  »loch  undenkbar,  dass  die  Staaten  Sachsen.  Braun- 
schweig und  Hamburg  freiwillig  auf  diese  sehr  schöne  und  für  sie  angenehme 
Hinnahme  verzichten  werden,  und  ich  halte  es  für  ebenso  undenkbar,  dass  unsere 
Regierung  den  Kinfluss.  den  sie  auf  das  Reich  und  die  anderen  Staaten  besitzt, 
zu  einem  starken  Druck  benutzen  wird,  um  diese  Staaten  zu  bewegen,  ein 
Recht  aufzugeben,  welches  ihnen  unzweifelhaft  kraft  unserer  Reichsverfassung 
zusteht.  Also  ich  halte  den  im  vorjährigen  Besch luss  des  Hansen  angegebenen 
Weg  für  unpraktisch.  Ks  bleibt  also  doch  nur  übrig,  den  Weg  zu  gehen,  den 
Ihnen  die  Budgetkommission  vorschlägt,  das  heisst  die  Lose  der  preussischen 
Klassenlotterie  derartig  zu  vennehren,  dass  dem  legitimen  Spielbedürfnis,  welches 
die  Leute  nicht  zu  einer  unwirtschaftlichen  Vergeudung  ihrer  wirtschaftlichen 
Kraft  verführt,  dass  diesem  Spielbedürfnis  durch  die  preussische  Klassenlotterie 
genügt  wird.  Allerdings  ist  uns  dem  gegenüber  in  der  Budgetkommission  der 
Kinwand  entgegengesetzt,  das  Spielen  würde  auch  dann  in  fremden  Lotterien 
nicht  geringer  werden,  sondern  die  Spieler  würden  alle  Lose  der  preussischen 
Lotterie  kaufen  und  würden  ausserdem  noch  in  fremden  Lotterien  spielen. 
Jedoch,  meine  Herren,  das  ist  unwahrscheinlich.  Wenn  es  demjenigen,  der  zu 
spielen  wünscht,  ermöglicht  wird,  bei  einer  preussischen  Lotteriekollekte  sein 
Los  zu  kaufen,  so  wird  er  keine  Versuchung  mehr  haben,  sich  der  Unannehm- 
lichkeit der  Polizeistrafe  und  den  anderen  Unannehmlichkeiten  auszusetzen, 
welche  das  Spielen  in  fremden  Lotterien  dadurch  bringt,  dass  dort  mitunter 
die  Gewinne  schlecht  und  unpünktlich  ausgezahlt  werden.   Und  es  ist  uns  auch 
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von  Herren,  die  in  Schleswig-Holstein  und  in  Hannover  bekannt  sind,  gesagt 
worden,  viele  Leute  in  diesen  Landesteilen  würden  sehr  gern  in  der  preusaischen 
Lotterie  spielen,  könnten  es  aber  nicht  weil  sie  keine  Lose  bekamen. 

Es  ist  auch  darauf  hingewiesen  worden,  dans  man  durch  strenge  Strafen 
dem  Lotteriespiel  in  fremden  Lotterien  entgegentreten  könne.  Jedoch  unsere 
Strafgesetzgebung  hat  sich  in  dieser  Beziehung  als  unwirksam  erwiesen ;  einmal 
int  es  ja  rein  unmöglich .  dem  Spiele .  welches  doch  geheim  gehalten  wird, 
überall  nachzugehen  und  den  Spieler  abzufassen,  und  dann  in  der  That  herrscht 
auch  bei  unseren  Gerichten  nicht  die  Auffassung,  dass  das  Spielen  in  fremden 
Lotterien  eine  sehr  tadelnswerte  Sache  sei,  und  das  Spielen  wird  sehr  milde 
mit  ganz  geringen  Strafen  bestraft,  die  den  Betreffenden  nicht  schwer  treffen 
und  ihn  nicht  abschrecken  von  fernerem  Spiel. 

Die  Budgetkommission  hat  also  nicht  der  Meinung  sein  können,  dass  die 
gemachten  Einwände  schlagend  seien,  und  schlägt  Ihnen  also,  wie  im  vorigen 
Jahre,  eine  Verdoppelung  der  Lotterielose  vor. 

Es  sind  nun  noch  andere  Fragen  in  der  Budgetkommission  zur  Sprache 
gekommen,  welche  auch  im  vorigen  Jahre  erörtert  wurden;  einmal  die  Frage, 
ob  man  nicht  kleinere  Appoints  als  V»  Lose  seitens  der  Kgl.  Lotterieverwaltung 
ausgeben  nolle.  Im  vorigen  Jahre  hatte  sich  die  Kgl.  Staatsregierung  dem 
gegenüber  prinzipiell  zustimmend  geäussert  und  die  Meinung  ausgesprochen, 
dass  es  wohl  denkbar  sei,  kleinere  Anteile  als  '/«.  also  '/«.  °der  vielleicht  1  !• 
auszugeben,  ohne  das  Spiel  dadurch  in  solche  Kreise  zu  tragen,  wo  es  wirt- 
schaftlich schädigend  wirken  könnte.  In  dieser  Beziehung  muss  noch  darauf 
hingewiesen  werden,  dass  jetzt  schon  ein  höchst  verderblicher  Zwischenhandel 
mit  kleineren  Appoints  von  Losen  besteht,  ein  Zwischenhandel,  der  den  kleineren 
Leuten,  welche  geringere  Anteile  von  Losen  spielen  wollen,  die  Lose  unendlich 
verteuert.  Es  ist  von  den  Vertretern  der  Kgl.  Regierung  in  der  Kommission 
im  vorigen  Jahre  mitgeteilt  worden,  dass  die  Zwischenhändler  allein  185  Mark 
an  jedem  Lose  in  jeder  Ziehung  verdienen,  ungerechnet  den  Verdienst,  welchen 
der  Vermittler  des  Loses  für  sich  nimmt,  den  man  ungefähr  auf  151  Mark 
rechnen  kann,  denn  die  Zwischenhändler,  welche  an  den  kleinen  Mann  die 
Appoints  wieder  verkaufen,  bekommen  nicht  die  Lose  direkt  von  der  Lotterie- 
verwaltung  und  von  dem  Lotteriekollekteur ;  diesen  Leuten  würde  ja  der  Lotterie- 
kollekteur  nicht  verkaufen,  sondern  es  hat  sich  da  ein  vollständiges  Geschäft 
herausgebildet,  indem  angesehene  Leute  Lose  bei  der  Kollekte  entnehmen,  und 
diese  Lose  dann  wieder  an  die  Zwischenhändler  ablassen. 

Mit  der  Vertuehrung  der  Los»?,  und  mit  der  Möglichkeit  von  seiten  der 
Staatsregierung,  angemessene  kleinere  Appoints  herauszugeben,  würde  dem  l'ebel- 
stande  des  Zwischenhandels  auch  gesteuert  werden  können. 

Ferner  haben  wir  die  Frage  der  Lotteriekollekturen  erörtert.  Es 
ist  im  vorigen  Jahre  darauf  hingewiesen  worden,  dass  der  jetzige  Zustand,  wo 
die  Lotteriekollekturen  an  reiche  Geschäftsleute,  die  einen  grossen  Geschäfts- 
verkehr haben,  vergeben  werden,  nicht  mehr  den  augenblicklichen  Verhältnissen 
entspricht.  Der  Grundsatz,  nur  Geschäftsleuten,  die  angesehen  in  der  Geschäfts- 
welt dastehen,  die  Kollektur  zu  vergeben,  war  früher  richtig,  als  es  sich  darum 
handelte,  die  Lose  zu  vertreiben,  als  die  Nachfrage  nach  Losen  nicht  so  gross 
war  wie  das  Angebot ,  welches  der  Staat  entgegenbrachte.  Jetzt  dagegen ,  wo 
die  Nachfrage  nach  Losen  sehr  viel  grösser  ist  als  das  Angebot,  ist  es  nicht 
mehr  nötig,  den  Betrieb  zu  unterstützen,  sondern  es  wird  wohl  möglich  sein, 
die  Lotterielose  analog  zu  verkaufen,  wie  man  die  Post-  und  Stempelmarken 
veräussert,  und  der  Uegierungskommissarius  äusserte  die  Geneigtheit,  einer  anderen 
Organisation  der  Lotteriekollektur  näher  zu  treten  und  Beamte,  auch  pensionierte 
Beamte,  vielleicht  pensionierte  Offiziere  damit  zu  betrauen;  jedoch  könne  die 
Regierung  dieser  Frage  nicht  eher  näher  treten,  bis  nicht  durch  eine  Vermehrung 
der  Lose  die  Möglichkeit  gegeben  sei,  an  eine  neue  Organisation  heranzutreten. 

Endlich  und  zuletzt  —  und  nun,  meine  Herren,  möchte  ich  Ihnen  anheim- 
stellen, etwas  zuzuhören,  denn  das.  was  ich  Ihuen  jetzt  vorzutragen  habe.  i?t 
neu  und  nicht  uninteressant  —  sind  über  die  Privatlotterien  seitens  der  König 
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liehen  Staatsregierung  ganz  interessante  Mitteilungen  gemacht  worden,  statistische 
Mitteilungen,  deren  Hauptergehnisse  ich  hier  verlesen  will. 

Man  hat  uns  mitgeteilt  die  Statistik  der  Privatlotterien  sowohl  der  aus- 
ländischen als  der  inländischen  für  die  Jahre  1880/84,  und  zwar  getrennt  für 
die  Geld-,  Silber-  und  Warenlotterien. 

Was  die  Geldlotterien  anbelangt,  so  hat  sich  ergeben,  dass  wir  in 
diesen  fünf  Jahren  gehabt  haben :  ausländische  Lotterien  mit  einem  Spielkapital 
von  3,150,000  Mark  und  inländische  Lotterien  mit  4.200,000  Mark.  Die  Gesamt- 
summe des  Spielkapitals  der  in-  und  ausländischen  Geldlotterien  in  diesen  Jahren 
betrug  7,350,000  Mark.  Bei  den  Geldlotterien  war  der  Gesamtbetrag  der  Ge- 
winne 2,700,000  Mark,  also  30,7  Prozent ;  die  Verwaltungskosten  und  Provisionen 
betrugen  1,650,000  Mark,  also  22,5  Prozent,  und  der  Ueberschuss  der  Lotterie- 
unternehmer betrug  3  Millionen,  also  40,8  Prozent. 

Bei  den  Silberlotterien  gestaltete  sich  die  Sache  so.  dass  in  diesen  fünf 
Jahren  in  30  Silberlotterien  ein  Kapital  von  4.147,500  Mark  umgesetzt  wurde, 
dass  der  Gesamtbetrag  der  Gewinne  1,900,300  Mark  betrug,  also  45,8  Prozent, 
dass  die  Verwaltungskosten  und  Provisionen  sich  beliefen  auf  1,252,900  Mark, 
also  30,2  Prozent,  und  dass  der  Ueberschuss  der  Lotterieunternehmen  994,000  Mark 
betrug,  also  24  Prozent. 

Nun  aber  kommt  die  Warenlotterie.  Da  betrug  die  Gesamtsumme  des 
Spielkapitals  in  den  fünf  Jahren  24.905.000  Mark.  Der  Gesamtwert  der  Gewinne 
war  14.188.000  Mark,  also  50,8  Prozent  ;  die  Verwaltungskosten  und  Provisionen 
betrugen  7,834,200  Mark,  also  31,4  Prozent,  und  der  Ueberschuss  der  Lotterie- 
unternehiner  nur  2,942.800  Mark,  also  11,8  Prozent.  Der  hohe  Prozentsatz  Ibis 
zu  33' 3  Prozent)  bei  den  Waren lotterien  ergibt  sich  hauptsächlich  daraus,  dass 
bei  diesen  Lotterien  gewöhnlich  ein  Unternehmer  als  Generalagent  angenommen 
wird,  welcher  gegen  Gewährung  der  betreffenden  Provision  nun  auch  die  ge- 
samten Unkosten  für  Druck  der  Lose,  Listen.  Inserate  zu  tragen  hat. 

Ich  habe  also  als  Gesamtresultat  dieser  Statistik  anzuführen,  dass  jährlich 
durchschnittlich  ein  Kapital  von  7,292.020  Mark  in  Privatlotterien,  also  Silber-. 
Gold-  und  Warenlotterien .  inländischen  und  ausländischen .  umgesetzt  wird, 
wobei  indes  zu  bemerken  ist,  dass  die  ausländischen  Lotterien  hier  mit  ihrem 
vollen  Kapital  zum  Ansatz  gebracht  sind,  während  doch  nicht  anzunehmen  ist, 
dass  dieselben  ilrrc  gesamten  Lose  bei  uns  in  Preussen  abgesetzt  haben. 

In  Bezug  auf  diese  Privatlotterien  ist  in  der  Budgetkommission  allseitig 
anerkannt  worden,  dass  Lotterien,  wie  für  den  Kölner  Dombau.  für  Marienburg 
u.  s.  w.,  wünschenswerte  Unternehmen  seien,  dass  man  ferner  die  Lotterien  zu 
Kunstzwecken,  für  Wohlthätigkeitszwecke  nicht  geneigt  sei  auszuschliessen. 
Jedoch  wurde  darauf  hingewiesen,  dass  viele  Warenlotterien  in  der  Art  de* 
Betriebes  und  in  der  Weise,  wie  die  Lose  abgesetzt  werden,  einen  verwerflichen 
Anreiz  zum  Spiel  bilden.  Bei  diesen  Warenlotterien  ist  der  Preis  der  Lose  in 
der  Regel  zwei  bis  drei  Mark,  in  einzelnen  Fällen  auch  fünf  bis  sechs,  bei 
kleinen  Lotterien  geht  er  auf  25  Pfennig  herunter.  Ks  wurde  darauf  hin- 
gewiesen, dass  durch  die  Ausstellung  von  Gewinnen  und  grossartigen  Anpreisungen 
gerade  die  kleinen  Leute  angereizt  würden,  ihr  Geld  in  diese  Lotterien  hinein- 
zutragen, in  viel  schlimmerer  Weise,  als  es  irgend  bei  Klassenlotterien  geschehen 
kann,  und  es  wurde  die  Erwartung  ausgesprochen,  dass  die  Kgl.  Staatsregierung 
den  Missbräuchen  entgegentreten  werde,  die  bei  den  kleinen  Privatlottenen 
aufgetreten  sind.  Ich  darf  wohl  erwarten ,  dass  seitens  des  Herrn  Regierungs- 
vertreters uns  eine  Erklärung  in  dieser  Richtung  abgegeben  wird. 

Ich  bin  am  Schluss  meiner  Ausführungen  und  kann  Ihnen  nur  den  Antrag 
der  Budgetkommission  zur  Annahme  empfehlen.  Wir  haben  keinen  andern 
Weg.  um  in  Preussen  aus  den  U ebelständen  herauszukommen,  die  sich  bei 
unserem  Lotteriewesen  entwickelt  haben,  als  wenn  wir  die  Lotterielose  vermehren, 
um  dadurch  das  höchst  unerwünschte  Spielen  in  den  ausländischen  Lotterien 
aus  Preussen  zu  verbannen. 
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An  der  Debatte  beteiligten  sich  v.  Gerlach,  Dr.  Meyer,  Gneist,  Dr.  Windt- 
horst  gegen,  v.  Rauchhaupt,  Kieschke,  Cremer  für  den  Antrag;  die  Regierung 
hielt  in  der  Hauptsache  an  ihrem  früheren  Standpunkt  fest. 

Erheblich  Neues  wurde  nicht  vorgebracht.  Die  hauptsächlichsten  Argu- 
mente der  Gegner  waren:  Die  Lotterien  täuschen  die  ärmeren  Staatsbürger 
durch  ein  trügerisches  Bild,  sie  ziehen  diese  vom  Sparen  ab;  zwar  werden 
97'/*  Prozent  der  Lose  nur  von  wohlhabenden  Personen  entnommen,  sie  bilden 
aber  die  Unterkollektanten  für  die  kleineren  Leute;  durch  Vermehrung  der 
Lose  wird  das  Lotteriespielen  noch  mehr  verbreitet,  die  Leidenschaft  immer 
grosser,  so  dass  auch  in  den  auswärtigen  Lotterien  nicht  weniger  gespielt  wird ; 
man  erschwert  die  Abschaffung  der  Lotterie  ungemein,  ja  man  reizt  die  grosse 
Zahl  von  deutschen  Staaten,  die  keine  Lotterie  haben,  auch  mit  Einrichtung 
derselben  vorzugehen ;  der  Lotterickollekteur  ist  ein  anderer  Exekutor,  er  droht 
nicht  mit  Zwangsvollstreckung,  aber  mit  dem  Verfall  des  Loses.  Der  Gewinn 
des  konzessionierten  und  nicht  konzessionierten  Zwischenhändlers  ist  ein  hoher 
und  wenig  gerechtfertigter.  Das  Lotteriespiel  ist  ein  Nährboden  für  den  aller- 
blödesten  Aberglauben.  Der  Staat  muss  vieles,  was  nicht  lobenswert  ist,  tole- 
rieren, aber  er  soll  nicht  als  Unternehmer  für  diese  Dinge  auftreten.  Es  ist 
leicht,  eine  Reihe  praktischer  Gründe  gegen  die  Abschaffung  der  Lotterien  an- 
zuführen, allein  das  gleiche  war  der  Fall  bei  vielen  Strafrechtsparagraphen, 
ohne  dass  man  sich  dadurch  irre  machen  Hess.  Preussen  kann,  wenn  es  sich 
an  die  Spitze  stellt,  die  Abschaffung  der  Lotterien  in  den  deutschen  Staaten 
durchsetzen. 

Unter  den  Befürwortern  des  Antrags  machte  Rauchhaupt  geltend,  dass 
er  an  sich  ein  Gegner  der  Lotterie  sei,  aber  nachdem  man  sich  geweigert,  den 
Reichs-  und  damit  auch  den  Staatsfinanzen  durch  eine  entsprechendere  Be- 
steuerung des  Branntweins  aufzuhelfen,  stimme  er  für  Vermehrung  der  Lose, 
auch  der  Finanzminister  meinte,  die  4  Millionen  seien  immer  besser  wie  nichts. 
Andere  wiesen  darauf  hin,  dass  das  vorjährige  Gesetz  (Finanzarchiv  II,  S.  1083) 
die  beabsichtigte  Wirkung  gar  nicht  erreicht,  sondern  nur  Konflikte  der  er- 
kennenden Richter  unter  einander  hervorgerufen  habe.  Man  übertreibe  die 
Nachteile  der  Lotterie,  es  gebe  viel  schlimmere  Spiele,  schon  die  Privatlotterien 
wirkten  durch  ihr  Reklamenwesen  schädlicher,  auch  sei  deren  Unternehmer- 
gewinn meist  viel  bedeutender  (in  Berlin  wurde  eine  Lotterie  mit  100,000  Losen 
a  1  Mark  für  80,000  Mark  an  einen  Unternehmer  vergeben),  die  Staatslotterie 
vermeide  alle  Aufforderung  zum  Spiel.  Der  Kollekteur  habe  nicht  nötig,  Exe- 
kutor zu  sein,  man  renne  ihm  das  Haus  ein  und  bringe  8  Tage  vorher  das 
Geld,  auch  gebe  es  noch  ganz  andere  Schmarotzergewinne,  als  die  Gewinne 
der  Kollekteure.  Ebenso  unverständlich  sei,  wie  die  preussische  Lotterie  den 
Aberglauben  befordern  könne,  da  eine  bestimmte  Nummer  gar  nicht  erhältlich 
sei,  und  Kirchen  wie  Wohlthätigkeitsanstalten  von  der  Lotterie  Gebrauch  machten. 
Wenn  in  Bezug  auf  die  Lotterie  die  deutschen  Staaten  nicht  gleiche  Einrich- 
tung hätten,  so  möchte  die  Einheit  nicht  durch  Abschaffung  der  vorhandenen 
Lotterien,  sondern  durch  Einrichtung  einer  allgemeinen  deutschen  Lotterie  er- 
reicht werden. 

Ueber  den  Antrag  der  Budgetkommission  auf  Erhöhung  des  Etatspostens 
wurde  in  zweiter  Lesung  namentlich  abgestimmt,  zwei  enthielten  sich  der  Ab- 
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Stimmung,  dafür  erklärten  sich  191,  dagegen  131;  der  Antrag,  die  Regierung 
aufzufordern,  für  das  Etatsjahr  1887/88  durch  Vermehrung  der  Lose  um  die 
doppelte  Anzahl  eine  Erhöhung  der  Einnahmen  um  das  Doppelte  herbeizuführen, 
erhielt  ebenfalls  die  Mehrheit,  dagegen  wurde  ein  Antrag  des  Freih.  v.  d.  Reck, 
die  Regierung  aufzufordern,  womöglich  noch  im  Laufe  dieser  Session  einen 
Gesetzentwurf  einzubringen,  durch  welchen  die  Gewährung  von  Tantiemen  und 
Gewinnanteilen  für  den  Vertrieb  von  Losen  beseitigt  und  dem  Zwischenhandel 
mit  Losen  gesteuert  werde ,  abgelehnt ,  weil  der  Antrag  mit  einem  Verbot  der 
Privatlotterie  identisch  sei,  dem  Zwischenhandel  aber  schon  durch  Vermehrung 
der  Lose  und  Ausgabe  kleinerer  Anteile  entgegengetreten  werden  könne. 
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des  Grossherzogtums  Sachsen-Weimar  vom  18.  März  1869. 


Durch  Gesetz  vom  28.  Februar  1872  wurde,  um  das  Steuerverfassungs- 
gesetz mit  dem  Reichsgesetz  wegen  Beseitigung  der  Doppelbesteuerung  vom 
13.  Mai  1870  in  Uebereinstimmung  zu  bringen,  der  §  4  des  erstgenannten  Ge- 
setzes (Finanzarchiv  II.  S.  924)  zum  Teil  geändert. 

§  4  Ziff.  1  blieb  unverändert. 

§  4  Ziff.  2  lautet  :  Die  indirekten  Steuern  (§  22)  haben  sämtliche  Ein- 
wohner des  Grossherzogtums  mit  Einschluss  der  nur  zeitweise  sich  in  demselben 
Aufhaltenden ,  überhaupt  alle,  welche  im  Grossherzogtum  ein  steuerpflichtige* 
Gewerbe  treiben  oder  sonst  eine  steuerpflichtige  Handlung  vornehmen,  zu  ent- 
richten. 

§  4  Ziff.  3:  Hinsichtlich  der  direkten  Steuern  vom  Einkommen 
(§  23)  unterliegen  der  Steuerpflicht: 

A.  Angehörige  des  Deutschen  Reichs  —  d.  i.  Angehörige  des 
Grossherzogtums  oder  eines  anderen  deutschen  Landes,  für  welches  die 
reichsgesetzlichen  Bestimmungen  wegen  Beseitigung  der  Doppelbe- 
steuerung in  Geltung  sind  —  seien  es  physische  oder  juristische  Per- 
sonen —  unter  den  Voraussetzungen,  unter  welchen  sie  nach  den 
reichsgesetzlichen  Bestimmungen  zu  den  direkten  Staatssteuern  im 
Grossherzogtum  herangezogen  werden  dürfen,  und  hinsichtlich  der- 
jenigen Gattungen  ihres  Einkommens,  hinsichtlich  deren  sie  nach  den 
reichsgesetzlichen  Bestimmungen  im  Grossher zogtume  besteuert  werden 
können,  mit  folgenden  weiteren  Beschränkungen: 

1)  Wenn  ein  Keichsangehöriger,  welcher  neben  seinem  Wohnsitze 
im  Grossherzogtum  einen  solchen  auch  in  einem  anderen  deutschen 
Lande  hat,  entweder  zugleich  in  beiden  Staaten  oder  in  keinem 
derselben  die  Staatsangehörigkeit  besitzt,  aber  am  Orte  seines 
Wohnsitzes  im  anderen  Lande  des  Reichs  sich  aufhält  und  daselbst 
zu  den  direkten  persönlichen  Steuern  zugezogen  ist  .  hat  derselbe 
nur  das  Einkommen  aus  denjenigen  Quellen  im  Grossherzogtum 
zu  versteuern,  welches  er  auch  ohne  Wohnsitz  in  demselben  zu 
versteuern  hätte. 

2)  Das  Einkommen  aus  Gewcrbsanstalten,  welche  selbständig 
ausserhalb  des  Reichsgebietes  betrieben  werden,  z.  B.  Manufakturen 
und  Fabriken,  Berg-,  Salz-  und  Hüttenwerke.  Handelskommanditen 
u.  dgl..  ist  im  Grossherzogtum  nicht  zur  Besteuerung  zu  ziehen. 

3)  Das  Einkommen  aus  Wartegeldern  und  Pensionen,  welches 
ein  Keichsangehöriger  aus  einem  fremden,  d.  i.  nicht  zum  Reich 
gehörigen  Staat  bezieht,  unterliegt  der  Besteuerung  im  Grossher- 
zogtum nicht,  und  das  Diensteinkommen  von  einem  solchen 
Staate  nur  dann,  wenn  er  seinen  dienstlichen  Wohnsitz  im  Gross- 
herzogtum hat. 
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4)  Nehmen  Reichsangehörige,  welche  einen  Wohnsitz  im  Gross- 
herzogtum haben,  ausserhalb  des  Reichsgebietes  wesentlichen 
Aufenthalt,  so  sind  dieselben  auch  von  der  Besteuerung 

a.  ihres  Einkommens  aus  Gewerbe-  und  Geschäftsthätig- 
k  e  i  t>  soweit  sie  dasselbe  nicht  aus  dem  Grossherzogtum  beziehen, 
ingleichen 

b.  des  Diensteinkommens,  welches  Bie  von  einer  dem  Gross- 
herzogtum nicht  angehörigen  Gemeinde,  Stiftung  oder  öffent- 
lichen Anstalt  beziehen,  frei  zu  lassen. 

5)  Reichsangehörige,  welche  ohne  Wohnsitz  im  Reichsgebiet  ihren 
Aufenthalt  ausserhalb  des  Reichs  nehmen,  haben  im  Grossherzog- 
tum nur  ihr  Einkommen 

a.  aus  innerhalb  des  Grossherzogtums  gelegenen  Grundstücken; 

b.  aus  im  Grossherzogtum  betriebenen  selbständigen  Gewerbs- 
anstalten; 

c.  aus  (iehalt,  Wartegeld  und  Pension,  welche  sie  aus  einer  gross- 
herzoglichen Kasse  beziehen 

und  wenn  sie  Angehörige  des  Grossherzogtums  sind, 
so  lange  sie  nicht  zugleich  die  Staatsangehörigkeit  des  fremden 
Staates  besitzen,  in  welchem  sie  ihren  Aufenthalt  genommen 
haben,  auch  das  Einkommen; 

d.  aus  Gehalt,  Wartegeld  und  Pension  von  einer  dem  Gross- 
herzogtum angehörigen  Gemeinde.  Stiftung  und  öffentlichen 
Anstalt,  sowie 

e.  aus  Z i n s e n  und  Dividenden  von  Aktivkapitalien  bezüglich 
Aktien  oder  Leibrenten 

zu  versteuern. 

6)  Endlich  bleibt  von  der  Besteuerung  im  Grossherzogtum  frei: 

Das  Einkommen  aus  Zinsen  und  Dividenden  von  denjenigen 
Aktivkapitalien,  welche  und  so  lange  dieselben  infolge  eines 
Dienst-  oder  Geschäftsverhältnisses  ausserhalb  des  Reichs- 
gebietes von  Behörden  oder  Privatpersonen  als  Kaution  einge- 
zahlt oder  hinterlegt  worden  sind. 

§  4  Z.  3  B.  Nr.  1—5  (a— e)  unverändert.    Der  folgonde  Passus  lautet: 

Nehmen  Fremde  im  Grossherzogtum  ihren  wesentlichen  Aufenthalt, 
*  so  haben  dieselben 

G)  auch  das  Einkommen  aus  ihrer  Erwerbs-  und  Geschäfts- 
tätigkeit überhaupt  in  demselben  Umfange  wie  die  Staats- 
angehörigen, ingleichtti 

7)  das  Diensteinkoinmen,  welches  sie  von  einem  fremden  Staate, 
ingleichen  von  einer  dem  Grossherzogtum  nicht  angehörigen  Ge- 
meinde, Stiftung  oder  öffentlichen  Anstalt  beziehen,  hier  zu  ver- 
steuern. 

§  4  Z  3  C.  kommt  in  Wegfall. 


Durch  Gesetz  vom  6.  Mai  1874  wurden  folgende  Zusätze  zur  Steuerver- 
fassung erlassen: 

I.  zu  8§  7-U. 

§  1.  Der  terminliche  G  rundsteuer  betrag ,  welcher  in  Gemässheit  der  Be- 
stimmungen in  den  $§  7 — 11  des  revidierten  Gesetzes  über  die  Steuer- 
verfügungen des  Grossherzogtums  vom  18.  März  1809  jedem  Gute 
und  jedem  Grundstücke  nach  dem  Grundsteuerkataster  in  Thalern. 
Groschen  und  Pfennigen  zugeteilt  ist,  wird  vom  1.  Januar  1875  an 
dergestalt  entrichtet,  dass  an  Stelle  eines  jeden  Pfennigs  der  seit- 
herigen Währung  ein  Pfennig  der  in  dem  Reichsgesetze  vom  9.  Juli 
1873  festgesetzten  Währung  zu  berechnen  ist. 
Finanzarchiv,  m.  Jahrg.  919  30 


Digitized  by  Google 


Nachtrag  zu  dem  rev.  Gesetz  üb.  d.  Steuerverfassung  des  Grosaherzogt.  Sachsen-Weimar. 

§  2.  Vom  1.  Januar  1875  an  gilt  daher  in  allen  vor  diesem  Tage  errich- 
teten Grundsteuerkatastern  und  anderen  Urkunden  jeder  darin  ange- 
gebene Pfennig  als  ein  Pfennig  neuer  Währung,  d.  i.  als  ein  Hun- 
dertstel der  durch  das  Reichsgesetz  vom  9.  Juli  1873  festgesetzten 
Mark,  jeder  Groschen  als  zwölf  solcher  Pfennige,  jeder  Thaler  el» 
dreihundert  und  sechzig  dieser  Pfennige. 

§  3.  So  oft  künftig  ein  Grundsteuerkataster  neu  errichtet  oder  ein  Auszog 
aus  einem  bestehenden  Kataster  ausgefertigt  wird,  soll  der  terminliche 
Grundsteuerbetrag  nach  dem  angegebenen  Verhältnisse  umgerechnet 
und  in  Mark  und  Hundertsteln  derselben  (in  Pfennigen)  des  neuen 
Münz8y stems  ausgedrückt  werden. 

Auch  sollen  in  den  alten  Katastern  da,  wo  darin  Thaler  und 
Groschen  vorkommen ,  diese  nach  und  n  a  c  h  in  der  durch  die  §§  1 
und  2  dieses  Gesetzes  bestimmten  Weise  umgerechnet  werden. 

§  4.  Die  Grundsteuer,  welche  von  den  Grundstücken  mit  Einschlug  der 
Gebäude  dermalen  in  zehn  Terminen  jährlich  erhoben  wird,  soll  wegen 
jener  infolge  der  Münzveränderung  eintretenden  Aenderung  der  ein 
zelnen  Steuerbetrage  (§§  1  und  2)  vom  1.  Januar  1875  an  in  acht 
und  ein  drittel  Terminen  jährlich  erhoben  werden. 

§  5.  Alles,  was  hinsichtlich  der  seitherigen  jährlichen  zehn  Termine 
alter  Grundsteuer  gesetzlich  geordnet  war,  gilt  vom  1.  Januar  1875 
an  von  den  acht  und  ein  drittel  Terminen,  in  welche  verteilt 
die  Steuer  künftig  jährlich  erhoben  werden  soll. 

II.  zu  §  15. 

§  6.  An  Stelle  der  Worte  im  §  15  Ziff.  4  des  revidierten  Gesetzes  über 
die  Steuerverfassung  des  Grossherzogtums,  „ sofern  dieses  nicht  einmal 
volle  fünfzehn  Thaler  jährlich  betrüge",  treten  vom  1.  Januar 
an  die  folgenden:  .sofern  dieses  nicht  einmal  volle  fünfzig  Mark 
jährlich  betrüge.* 
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Zu  V.  S.  311-324. 
Zölle. 
1. 

St.P.O.  §  446,  467-469;  Zolltarif  vom  15.  Juli  1879  §  5  Nr.  2. 
III.  Senat.    Urteil  vom  2.  Juli  1885,  R.  Nr.  1631/85. 

Falls  die  Verwaltungszubehörde  sich  dem  Verfahren  als  Nebenklägerin  an- 
geschlossen ,  ihrerseits  aber  nicht  Revision  eingelegt  hat,  kann  sie  von  der  er- 
weiterten Frist  zur  Anbringung  von  Revisionsan&rügen  behufs  Verfolgung  des 
von  der  Staatsanwaltschaft  rechtzeitig  eingelegten  Rechtsmittels  Gebrauch  machen. 
Im  übrigen  bleiben  auch  im  Fall  des  nur  von  der  Nebenklägerin  verfolgten 
Rechtsmittels  die  zugestandenen  Gerechtsamen  der  Staatsanwaltschaft  unberührt. 

Der  Umstand  allein,  dass  ein  Kleidungsstück  im  Augenblicke  der  Ueber- 
«chreitung  der  Zollgrenze  gerade  auf  dem  Leibe  eines  Menschen  getragen  wird, 
ist  nicht  allein  massgebend  für  den  Hegriff  eines  „gebrauchten  Kleidungsstückes* 
nach  §  5  des  Zolltarifes  vom  15.  Juli  1879  (vgl.  Tarifzusätze  vom  17.  Mai  1870 
und  12.  Juli  1873).  Die  Bekleidung  könnte  damit  gar  nicht  zum  Zwecke  des  Ge- 
brauches, sondern  lediglich  zwecks  Hinterziehung  des  Eingangszollcs  in  trügerischer 
Weise  bewerkstelligt  werden.  Es  muss  zum  persönlichen  Gebrauche  erworben, 
hierfür  angezogen  und  als  ein  zu  normaler  Bekleidung  gehöriges  Garderobe- 
stück eine  Zeitlang  im  Zollauslande  gebraucht  worden  sein,  ehe  es  die  Zollgrenze 
überschreitet. 

Bd.  XII  S.  342. 
2. 

Vereinszollgesetz  vom  1.  Juli  1869  §  134,  135,  158. 

IV.  Senat.    Urteil  vom  24.  November  1885.  R.  Nr.  2544/85. 

Nach  der  —  gemäss  §  2  Abs.  2  des  E.G.  zum  St.G.B.  in  Kraft  ge- 
bliebenen —  Vorschrift  des  §  158  V.Z.G.  kommt,  wenn  mit  einer  Konterbande 
oder  Defraudation  andere  strafbare  Handlungen  zusammentreffen,  die  für  erstere 
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bestimmte  Strafe  zugleich  mit  der  für  letztere  vorgeschriebenen  zur  Anwendung, 
auch  wenn  ideale,  nicht  bloss  wenn  reale  Konkurrenz  vorliegt,  hat  das  Reichs- 
gericht schon  mehrfach  anerkannt  (s.  oben  Ziffer  21,  S.  319).  Dies  leidet  nur 
insofern  bei  der  idealen  Konkurrenz  einer  Konterbande  mit  anderen  Delikten 
eine  Einschränkung ,  als  nach  der  ausdrücklichen  Vorschrift  im  §  134  Z.V.G. 
auf  die  für  Konterbanden  angedrohte  Geldbusse  nur  dann  erkannt  werden  darf, 
wenn  nicht  in  besonderen  Gesetzen  eine  höhere  Strafe  festgesetzt  ist  Diese 
Einschränkung  besteht  für  die  Defraudationsstrafe  nicht. 

Bd.  XIII  S.  69. 

3. 

Vereinszollgesetz  §  33,  41,  42,  94,  96,  159.    StG.B.  §  267. 

1.  Senat.    Urteil  vom  23.  Dezember  1885,  K.  Nr.  2786/85. 

Der  Warenverechluss  durch  Plomben  ist  eine  Urkunde  im  Sinne  des 
Strafgesetzes.  Der  Waren  verschluss  ist  das  Mittel,  sich  zu  versichern,  dass  die 
Ware  bis  zur  Lösung  des  Verschlusses  durch  das  berechtigte  Amt  nach  Menge. 
Gattung  und  Beschaffenheit  unverändert  erhalten  bleibe.  Das  Verschlussmittel 
durch  eine  oder  mehrere  Plomben  bekundet,  daas  der  Inhalt  des  verschlossenen 
Kollo  mit  demjenigen  übereinstimmt,  welcher  dem  Eingangszollamte  zur  Ab- 
fertigung in  das  Binnenland  zugeführt  wurde.  Der  Warenverschluss  fällt  damit 
unter  den  Begriff  einer  öffentlichen  Urkunde,  für  deren  fälschliche  Anfertigung 
—  an  Stelle  des  amtlichen  Verschlusses  —  oder  Verfälschung  —  durch  Ab- 
änderung desselben,  sei  es  in  unverletztem  Zustande,  sei  es  zum  Ersätze  unab- 
sichtlich verletzten  Verschlusses  —  der  §  267  des  St.G.B.  Anwendung  findet. 
Für  den  Fall  des  Zusammentreffens  einer  sqlchen  Fälschung  mit  einer  Konter- 
bande oder  Defraudation  lässt  §  159  des  V.Z.G.  neben  der  Zollstrafe  die  durch 
die  Landesgesetze  für  die  Fälschung  einer  öffentlichen  Urkunde  festgesetzte 
Strafe  eintreten. 

Bd.  XIII  S.  192. 
4. 

V.Z.G.  §  164.    St.G.B.  §  67. 
1.  Senat.    Urteil  vom  7.  Juni  1886,  R.  Nr.  2299/85. 

Neben  der  im  §  164  des  V.Z  G.  für  die  Vergehen  der  Zolldefraude  ange- 
wendeten dreijährigen  Verjährungsfrist  besteht  keine  weitere,  insbesondere  auch 
nicht  die  dreimonatliche  Verjährungsfrist  des  §  67  Abs.  3  des  St.G.B.  für 
diejenigen  Defraudationen,  welche  mit  keiner  höheren  als  der  Geldstrafe  von 
1ÖÖ  Mark  bedroht  sind.  Der  §  164  V.Z.G.  hat,  was  das  E.G.  zum  St.G.  §  2, 
Abs.  2  aufrecht  erhalten,  besondere  umfassende  Vorschrift  für  alle  im  Zollgesetze 
durch  die  §§  134,  135,  151  und  152  unter  Strafe  gestellten  Handlungen  gegeben. 
Die  gegenteilige  Annahme,  dass  für  einen  Teil  der  Konterbanden  oder  Defrau- 
dationen und  für  solche,  welche  nach  dem  St.G.  den  Charakter  der  Ueber- 
tretungen  haben  würden,  die  allgemeine  Normierung  des  Reichsstrafrechtes  über 
die  Verjährungszeit  offen  bleibe,  müsste  schon  in  der  Erwägung  Bedenken  er- 
regen. dasB  der  §  164  zugleich  für  Ordnungswidrigkeiten  eine  Verjährungszeit 
und  zwar  in  dem  Masse  festsetzt,  dass  die  beabsichtigte  Gefällshinterziehung, 
also  die  schwerere  Verschuldung,  wenn  sie  nicht  mit  über  150  M.  Strafe  bedroht 
ist,  in  kürzerer  Zeit  verjähren  würde  als  eine  das  Zollinteresse  nicht  verletzende, 
sondern  nur  gefährdende  (Denkschrift  zum  Entwürfe  des  V.Z.G.  Nr.  75)  Ver- 
waltungsmassnahme  und  die  Verwaltungsvorschriften  (§  151)  einen  längeren 
Strafschutz  gewähren  als  die  Gesetznormen  (§  152). 

„ Vergehen*  in  §  164  ist  keine  technische  Bezeichnung  solcher  St raftbaten. 
welche  mit  einer  in  bestimmten  Rahmen  liegenden  Strafe  bedroht  sind,  sondern 
bedeutet  Strafthat  überhaupt  Der  Ausdruck  ist  auch  in  anderen  Gesetzen  nicht 
mit  der  Terminologie  des  Reichsrechtes  gebraucht.  — 
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Wo  ein  als  Konterbande  sich  darstellender  Transport  von  Vieh  über  die 
Zollgrenze  aus  einer  Reihe  von  Massnahmen  und  Ausführungsakten  sich  zu- 
sammensetzt, die  in  der  Gesamtheit  eine  Einfuhr  ausmachen,  so  ist  nicht  jede 
Thätigkeit  der  an  dem  Hinüberschaffen  beteiligten  Mitwirkenden  deshalb,  weil 
sie  deren  Schritten  über  die  Grenze  vorausgeht  oder  nachfolgt,  nur  als  Vor- 
bereitung^-, Versuchs-  oder  Bcgünstigungshandlung  aufzufassen,  sondern  es  Betzt 
die  gemeinschaftliche  Ausführung  ein  nach  Zeit  und  Raum  verbundenes  Zusammen- 
wirken voraus  (s.  oben  Ziffer  2  S.  812,  14  S.  317  und  Entscheidungen  des  R.G. 
in  Strafsachen  vom  15.  Mai  1882  Nr.  1024,  4.  Januar  1883  Nr.  3091,  2G.  Mai  18*4 
Nr.  1147  und  30.  Juni  1885  Nr.  1008). 

Bd.  XIII  S  228. 


Zu  II  S.  298  -306  und  IV  S.  308— 311. 
Urknndenstempel.  Wechselstempelsteoer. 

1. 

Gesetz  vom  1.  Juli  1881  §  23.  24. 

Wechselstempelsteuergesetz  vom  10.  Juni  1809  §  17. 

III.  Senat.    Urteil  vom  2.  Juli  1885.  R.  Nr.  1555,85. 

Auch  im  Falle  der  Verwirkung  einer  Ordnungstrafe  gemäss  §  23  des 
Gesetzes  vom  1.  Juli  1882  (Urkundenstempel)  verjährt  die  Strafverfolgung  erst 
mit  dem  Ablauf  von  5  Jahren  von  Begehung  der  Handlung  an.  Nach  §  24 
dieses  Gesetzes  sind  hinsichtlich  des  administrativen  Strafansatzes  wegen  der 
Zuwiderhandlungen  gegen  das  Gesetz,  insbesondere  auch  wegen  der  Verjährung 
der  Strafverfolgung  die  Vorschriften  des  §  17,  18  und  19  des  Wechselstempel- 
steuergesetzes vom  10.  Juni  1809  massgebend.  Nach  diesen  Bestimmungen  sollte 
aber  eine  glcichmässige  Verjährung  der  Wcchselstempelsteuerhinterziehung  inner- 
halb 5  Jahren  im  ganzen  Bundesgebiete  eintreten  (Motive,  Drucksachen  des 
Reichstages  von  1809  Nr.  154  S.  17)  und  zwar  ohne  Rücksicht  auf  die  Höhe  der 
Strafe  und  auf  die  Absicht  der  Defraudation,  ob  die  unterlassene  Stempel- 
anwendung auf  Defraudationaabsicht  beruhe  oder  nicht. 

Bd.  XII  S.  345. 

2. 

Gesetz  vom  29.  Mai  1885  §  23,  Gesetz  vom  1.  Juli  1881  §  34;  Tarif  vom 

1.  Juli  1881  Nr.  4;  St.G.  {$  2  Abs.  2. 

II.  Senat.    Urteil  vom  12.  Januar  1880,  R.  Nr.  3309/85. 

Der  §  23a  des  Gesetzes  vom  29.  Mai  1885.  „ Abänderung  des  Reichs- 
stempelsteuergesetzes vom  1.  Juli  1882  betr.',  findet  keine  Anwendung,  wenn 
wegen  einer  Verfehlung,  die  vor  dem  1.  Oktober  1885  begangen  war,  erst  nach 
dem  1.  Oktober  1885  auf  Strafe  zu  erkennen  ist.  Nach  dem  Gesetze  vom 
29.  Mai  1885  ist  der  Abschnitt  II  „Schlussnoten  und  Rechnungen''  (§  0—11  des 
Gesetzes  vom  1.  Juli  1882  und  Nr.  4  des  Tarifes)  aufgehoben.  Es  sind  also 
nach  dem  1.  Oktober  1885  Rechnungen  nicht  mehr  steuerpflichtig  und  Schluss- 
noten nicht  mehr  als  Urkunden  einer  fixen  Steuer  unterworfen.  Gegenstand 
der  Besteuerung  ist  vielmehr  das  abgeschlossene  Geschäft  nach  dem  Werte  des 
Gegenstandes  in  Abstufungen.  Nur  der  Kontrolle  halber  ist  die  Ausstellung 
einer  Schlussnote  erfordert,  dergestalt,  dass  auch  die  unterlassene  oder  nicht 
rechtzeitige  Ausstellung  die  Strafe  der  Steuerhinterziehung  begründet.  Damit 
sind  aber  die  vor  dem  1.  Oktober  1885  begangenen  Verfehlungen  nicht  straf  loa 
geworden.  Der  §  2  Abs.  2  des  R  St.G  U.  hat  damit  gar  nichts  zu  thun,  denn 
die  Rechtsauffassung  hinsichtlich  der  Strafbarkeit  der  bis  zum  1.  Oktober  1885 
begangenen  Verfehlungen  oder  hinsichtlich  des  Strafmasses  hat  der  Gesetzgeber 
nicht  geändert;  es  ist  also  auch  von  einer  milderen  Auffassung  des  Gesetzgebers 
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über  Bestrafung  und  deren  Maßs  nicht  die  Rede.  Hierin  hat  das  Geseti  vom 
29.  Mai  1885  eine  Aenderung  nicht  herbeiführen  wollen  und  nicht  herbeigeführt 

Bd.  XIII  S.  250. 


Zu  XX. 

Beichsbransteuer  vom  31.  Mai  1872. 
Nahrungsmittelgesetz  vom  14.  Mai  1879. 

1. 

I.  Senat.    Urteil  vom  2.  Oktober  1885,  R.  Nr.  2173/85. 

Die  Grenze  für  die  Zulässigkeit  der  Veränderung  eine«  Nahrungsmittels, 
auch  Bier,  ergibt  eich  aus  der  Beschaffenheit  der  Ware,  welche  der  Abnehmer 
nach  dem  Massstabe  des  reellen  Verkehres  zu  fordern  berechtigt  ist.  E* 
braucht  nicht  immer  ein  fremdartiger  Stoff  zu  sein,  welcher  zugesetzt  wird,  auch 
verdorbene  oder  minderwertige  Qualität  desselben  Nahrungsmittels  können  Fäl- 
schung erzeugen. 

Bd.  XII  S.  400. 

2. 

Gesetz  vom  14.  Mai  1879  §  10  Nr.  2. 

III.  Senat.    Urteil  vom  28.  September  1885,  R.  Nr.  2036/85. 

Die  Frage,  ob  ein  Nahrungsmittel  verdorben  sei,  kann  nicht  bloss  die  An- 
sicht des  Publikums  bestimmen,  sondern  dieselbe  entscheidet  in  Verbindung  mit 
der  objektiven  Eigenschaft  des  Nahrungsmittels,  wodurch  eine  die  Benutzung  der- 
selben zur  Nahrung  beeinträchtigende  Wirkung  thatsächlich  herbeigeführt  wird. 

Bd.  XII  S.  407. 

3. 

Gesetz  vom  31.  Mai  1872  §  29,  30,  32. 

I.  Senat.    Urteil  vom  23.  November  1885.  R.  Nr.  2476/83. 

Das  Gesetz  reiht  an  die  Bestimmungen  der  §§  27,  28,  29  unter  dem  Mar- 
ginale „Begriff  der  Defraudation"  die  §§  30 — 32  über  die  Strafen  der  Defrau- 
dation und  bestimmt,  nachdem  in  §  30  eine  einheitliche  Strafe  für  die  Fälle  der 
Defraudation  §§  27  und  29  festgesetzt  wurde  in  §  32  ohne  Unterscheidung  zwischen 
diesen  §§  für  den  Fall  des  Nachweises  der  nicht  beabsichtigten  Defraudation 
die  Anwendung  des  §  35.  Der  Mangel  der  Defraudation  schliesst  daher  auch  in 
den  Fällen  des  §  29,  welche  der  Defraudation  gleich  geachtet  werden,  die  Strafe 
des  vierfachen  Betrages  der  vorenthaltenen  Abgabe  nicht  aus:  der  §.  32  gilt 
für  die  Steuerhinterziehung  der  §§  27  und  29.  Dies  entspricht  auch  dem  In- 
halt der  andern  Reichstinanzgesetze,  so  über  Erhebung  der  Salzabgabe  Tom 
12.  Oktober  1867  §  13  Abs.  2,  Vereinszollgesetzes  vom  1.  Juli  1869  §  137. 
Tabaksteuergesetz  vom  16.  Juli  1867.  §  32—34. 

Bd.  XIU  S.  133. 

4. 

Gesetz  vom  31.  Mai  1872  §  29. 

IV.  Senat.    Urteil  vom  15.  Dezember  1885,  R.  Nr.  305085. 

Bei  Anwendung  des  §  29  Nr.  2  des  Brausteuergesetzes  macht  es  keinen 
Unterschied,  ob  ein  Brauer  einen  bestimmten  Aufenthaltsort  der  Malzsurrogate 
angegeben  und  solche  dann  an  einem  andern  Orte  gelagert  ,  oder  ob  bei  ihm 
Mal /.surrogate  vorgefunden  wurden,  ohne  dass  er  vorher  der  Steuerbehörde  einen 
Aufenthaltsraum  angezeigt  hat.  Es  hat  damit  jede  Zuwiderhandlung  gegen  den 
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§  13  Abs.  1 ,  insoweit  es  sich  um  Stoffe  der  in  §  1  unter  5 — 7  bezeichneten 
Gattung  handelt,  getroffen  werden  wollen  und  bedeuten  sonach  die  Worte  „ausser- 
halb des  bestimmten  Aufenthaltsortes-  nichts  anders  als  „an  einem  vorher  nicht 
angezeigten  OrtC. 

Bd.  XIII  S.  176. 


Zu  XXI. 
Malzaufschlag  in  Bayern. 

Bayer.  Gesetz  vom  16.  Mai  1868  Art.  3,  7,  51,  54,  71. 

Nahrungsmittelgesetz  vom  14.  Mai  187U  §  10. 

I.  Senat.   Urteil  vom  30.  November  1885,  R.  Nr.  2300/85. 

Wiederholt  wird  der  Grundsatz  ausgesprochen,  dass  die  Frage,  ob  ein 
Bier  als  ein  normales  und  rechtes  anzusehen  ist  ,  unbedingt  nach  der  Landes- 
gfsetzgebung  zu  beurteilen  sei,  dass  aber  die  weitere  Frage,  ob  das  mit  irgend 
einem  nicht  normalen  Zusätze  versehene  Produkt  damit  zum  verfälschten  ge- 
worden sei,  von  der  weiteren  Voraussetzung  abhänge,  dass  an  der  vorgeschrie- 
benen stofflieben  Zusammensetzung  des  Getränkes  auch  eine  Veränderung  ein- 
getreten sei,  durch  welche  dasselbe  einen  seinem  wahren  Wesen  nicht  entsprechenden 
Schein  erhält.  Wenn  Salicyl  ein  Konservierungsmittel  ist.  das  das  Bier  weder 
besser  noch  schlechter  macht,  und  weder  in  Beziehung  auf  Aroma,  noch  Ge- 
schmack und  Aussehen  eine  Veränderung  herbeiführt,  worüber  der  Unterrichter 
zu  entscheiden  hat,  so  ist  §  10  des  Nahrungsmittelgesetzes  ausgeschlossen.  Prin- 
zipiell ist  eine  Verfälschung  des  Bieres  mit  Salicyl  nicht  ausgeschlossen  (vergl. 
Urteil  des  R  G.  vom  21.  Mai  1885,  R.  Nr.  1048/85). 

Malz  ist  im  Stadium  seiner  Herstellung  aus  Gerste  noch  nicht  Gegen- 
stund des  Malzaufschlages  in  Bayern;  denn  das  Gesetz  vom  10.  Mai  1868  be- 
schäftigt sich  nur  mit  der  Bierbereitung  im  letzten  Stadium.  Ein  Zusatz  zum 
Malze  vor  dem  Momente  des  Steuerbarwerdens  kann  an  sich  weder  eine  Hinter- 
ziehung noch  Gefährdung  der  Steuer  enthalten.  Die  Strafbestimmungen  des 
Gesetzes  beschäftigen  sich  nur  mit  Vorgängen  von  der  Zeit  der  Abgabe  des 
Malzes  zum  Brechen,  und  es  beginnen  auch  die  für  das  Verhalten  der  Betriebs- 
berechtigten erteilten  Vorschriften  erst  mit  dem  Zeitpunkt  der  Deklaration  und 
Rnbatteinholung .  Bezeichnung  der  zum  Brechen  des  Malzes  zulässigen  Mühlen 
und  befassen  sich  nicht  mit  dem  früheren  Stadium  der  Malzbereitung.  Ehe  das 
Malz  zur  Bierbereitung  verwendet  wird,  kann  es  also  mit  Salicylsäure  behandelt 
werden. 

Dagegen  ist  die  Einstreuung  von  Salicyl  in  die  mit  Bier  gefüllten  Fässer 
eine  Uebertretung  des  Malzaufschlaggesetzes.  Ob  dieser  Stoff  später  im  Bier 
nachweisbar  ist  oder  nicht,  erscheint  gleichgültig,  da  stoffliche  Zusätze  während 
des  vom  Malzaufschlaggesetze  als  zur  Bierbereitung  gehörig  angesehenen  Sta- 
diums vom  bayerischen  Gesetze  schlechthin  verboten  sind. 

Also  nur,  wenn  wirklich  von  dem  bei  der  Verarbeitung  der  Gerste  zu 
Malz  verwendeten  Salicyl  nichts  bei  dem  zur  eigentlichen  Bierbereitung  zu  ver- 
wendenden Malze  zurückbleibt,  kann  in  der  Verwendung  eines  früher  mit  Salicyl 
behandelten,  aber  zur  Zeit  der  Verwendung  zur  Bierbereitung  salicylfreien  Malzes 
auch  eine  nach  dem  bayerischen  Gesetze  strafbare  Handlung  nicht  gefunden 
werden. 

Das  bayerische  Malzaufschlaggesetz  hat  den  fiskalischen  Standpunkt  der 
unbedingten  strafrechtlichen  Verantwortlichkeit  ohne  Unterschied  zwischen  Vor- 
satz und  Fahrlässigkeit  nur  für  den  Thäter,  nicht  aber  für  den  Teilnehmer,  bei 
welchen)  ausdrücklich  der  auf  Verkürzung  oder  Gefährdung  des  Gefälles  ge- 
richtete dolus  gefordert  ist;  eine  Frage,  die  thatsächlicher  Natur  ist. 

Bd.  XIII  S.  97. 
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Zu  XXIV. 
Viehseuchen. 

R.  Nr.  357  -  359. 

1. 

Reichsgesetz  vom  21.  Mai  1878  §  1,  2.  Bekanntmachung  des  barer.  Ministerium 
d.  Innern  vom  25.  Januar  1882,  Massregeln  gegen  die  Rinderpest  §  4.  St.G.B.  §  48. 

I.  Senat.   Urteil  vom  28.  Januar  1886,  R.  Nr.  74/86  (ebenso  erkannt  in  dem 
Urteil  vom  12.  Mai  1884,  R.  Nr.  887/84). 

In  Bayern  ist  die  Einfuhr  von  Zucht-  und  Nutzvieh  aus  Oesterreich-Ungarn, 
welche  in  den  Grenzbezirken  den  Einführenden  zu  eigenem  Bedarf  gestattet  ist, 
zur  Abwehr  der  Rinderpest  nicht  dadurch  beschränkt,  dass  dem  Einführenden 
das  Eigentum  an  dem  eingeführten  Vieh  zustehen  muss.  Die  Vorschrift  des 
§  4  der  Bekanntmachung  vom  25.  Januar  1882  hat  die  Absicht,  den  Betrieb  der 
Mästung  und  Milchwirtschaft  mit  österreichischem  Vieh,  welcher  als  besonderer 
Zweig  der  Landwirtschaft  aufzufassen  ist,  zu  ermöglichen,  insoferne  die  Vorsichts- 
massregeln beobachtet  werden.  Die  wirtschaftliche  Nutzung  setzt  aber  kein 
Eigentum  an  den  Betriebsmitteln  voraus,  und  nur  der  eigene  Wirtschaftebedarf 
kann  als  entscheidend  erachtet  werden.  Es  läuft  auch  dem  Gesetz  nicht  zu- 
wider, wenn  nach  Ablauf  der  auf  45  Tage  festgesetzten  Kontumazfrist  und  nach 
Erreichung  des  Zweckes  der  Einstellung  vom  Wirtschaftebesitzer  das  bisher 
wirtschaftlich  ausgenützte  Vieh  an  dessen  Eigentümer  abgelassen  wird. 

Bd.  XIII  S.  300. 
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0.  Frhr.  v.  Aufsess.  Die  Zölle  und  Steuern  sowie  die  vertrags- 
mässigen  auswärtigen  Handelsbeziehungen  des  Deutschen  Reichs. 
3.  Aufl.  Separatabdruck  aus  den  Annalen  des  Deutschen  Reichs. 
München  und  Leipzig.    G.  Hirths  Verlag. 

Bei  der  wichtigen  Stellung,  welche  Zölle,  Verbrauchssteuern  und  Stempel- 
abgaben  im  Finanzwesen  de«  Deutschen  Reiches  einnehmen ,  muss  es  als  eine 
auffallende  Erscheinung  angesehen  werden,  das»  die  Finanzwissenschaft  für 
dieselben  bisher  ein  verhältnismässig  geringes  Interesse  an  den  Tag  gelegt  hat. 
Die  Erklärung  hierfür  wird  aber  in  denselben  Umständen  zu  finden  sein,  welche 
von  Wagner  —  Finanzwissenschaft  II.  Theil  S.  öGG  —  für  die  Dürftigkeit  der 
finanzwi«enschaftlkhen  Behandlung  der  Steuerverwaltung  im  allgemeinen  gel- 
tend gemacht  werden.  , Weder  der  reine  Praktiker  noch  der  reine  Theoretiker 
kann  dieses  wichtige  und  schwierige  Thema  in  ganz  genügender  Weise  behan- 
deln. Dem  ersteren  fehlt  meistens  Fähigkeit  und  Lust  zur  ZurÜckführung 
der  einzelnen  Einrichtungen  und  Bestimmungen  auf  allgemeine  Schemate  und 
zu  der  hier  wie  in  jeder  wissenschaftlichen  Arbeit  notwendigen  Ueneralisierung. 
Der  reine  Theoretiker  wird  umgekehrt  vollends  gerade  hier  zu  leicht  generali- 
sieren und  wegen  ungenügender  Beherrschung  des  Details  Fehler  begehen.  Der 
geeignetste  Bearbeiter  dieses  Gebiets  ist  der  theoretisch  durchgebildete,  aber 
berufsmässig  von  unten  auf  mit  der  steuertechnischen  Praxis  vertraute,  schliess- 
lich zu  hohen  Verwaltungsämtern  im  Finanzdepartement  gelangte  Praktiker." 

Unter  diesen  Umständen  ist  es  gewiss  dankbar  anzuerkennen ,  dass  der 
Verfasser,  welcher  vermöge  seiner  amtlichen  Stellung  mit  der  gesamten  Zoll- 
und  Steuerverwaltung  auf  das  innigst«  vertraut  ist,  einer  Bearbeitung  derselben 
sich  unterzogen  hat.  Leider  ist  es  ihm  indes  nicht  gelungen,  die  eben  be- 
schriebenen Klippen,  welche  einem  Praktiker  bei  einer  solchen  Arbeit  drohen, 
glücklich  zu  vermeiden,  und  wenn  sein  Buch  auch  einen  zahlreichen  Leserkreis 
gefunden  —  im  Laufe  von  noch  nicht  fünfzehn  Jahren  ist  bereits  die  dritte 
Auflage  erschienen  —  so  ist  dieser  äussere  Erfolg  doch  viel  weniger  seinem 
inneren  Werte  als  dem  grossen  Mangel  an  anderweiten  Bearbeitungen  zuzu- 
schreiben. Jedenfalls  hat  der  Verfasser  das  Versprechen ,  welches  er  in  der 
Vorrede  zur  ersten  Auflage  gegeben:  eine  historisch-dogmatische  Bearbeitung 
vom  Standpunkte  der  Volkswirtschaft  und  Verwaltung  zu  liefern,  nicht  erfüllt; 
statt  einer  solchen  wird  uns  vielmehr  nur  eine  Sammlung  von  Detailbestim- 
mungen  geboten,  ohne  dass  auch  nur  der  Versuch  unternommen  wäre,  den 
inneren  Zusammenhang  derselben  klarzulegen  und  sie  auf  allgemeine  Grund- 
sätze zurückzuführen.  Dies  im  einzelnen  näher  nachzuweisen,  soll  nachstehend 
unsere  Aufgabe  sein. 

Nachdem  der  Verfasser  in  den  ersten  drei  Abschnitten  seines  Werkes  einen 
kurzen  Ueberblick  über  die  geschichtliche  Entwickelung  der  Zollverhältnisse  in 
Deutschland,  über  Quellen  und  Litteratur  des  Zoll-  und  Steuerwesens  sowie  über 
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Umfang  und  Grösse  des  deutschen  Zoll-  und  Reichsgebiet«  gegeben,  gelangt  er 
im  vierten  Abschnitte  zu  den  Vertrags-  und  verfassungsmässigen  Hauptgrund- 
sätzen für  die  Zoll-  und  Steuerverwaltung  des  Deutschen  Reichs.  An  die 
Darstellung  der  Einrichtungen  des  Zollvereins,  wie  dieselben  nach  Massgabe  der 
Verordnungen  vom  22.  und  30.  Miirz  sowie  vom  10.  Mai  1833  sich  gestaltet 
haben,  wird  eine  Aufzählung  der  durch  die  späteren  Vereinsverträge  und 
die  Reichsverfassung  herbeigeführten  Veränderungen  geknüpft  und  schliesslich 
-  unter  32  Nummern  —  eine  Zusammenstellung  der  für  die  Gesetzgebung 
und  Verwaltung  zur  Zeit  geltenden  Hauptgrundsätze  geliefert.  Da  nun  aber 
bereit«  in  der  Einleitung  eine  Geschichte  des  Zollvereins  enthalten  ist,  so  führt 
diese  nochmalige  Behandlung  desselben  Gegenstandes  zu  mancherlei  unnützen 
Wiederholungen.  Insbesondere  aber  fehlt  es  bei  der  Darstellung  an  einem  lei- 
tenden Prinzipe,  die  Einzelbestimmungen  werden  völlig  willkürlich  ohne  Rück- 
sicht auf  innere  Zusammengehörigkeit  aneinandergereiht;  Wesentliches  wird 
gänzlich  übergangen,  Unwesentliches  mit  übermässiger  Ausführlichkeit  behandelt. 

So  wird  bei  der  Besprechung  derjenigen  Veränderungen ,  welche  in  den 
Verhältnissen  des  Zollvereins  durch  den  Vertrag  vom  8.  Juli  1867  herbeigeführt 
sind,  das  in  der  historischen  Einleitung  Gesagte  wiederholt.  S.  15  und  39. 
Wichtige  Punkte,  welche  mit  Recht  in  der  letzteren  hervorgehoben  waren, 
blieben  jedoch  hier  wieder  unberücksichtigt.  Wir  rechnen  dahin :  die  Erwei- 
terung der  Zollgemeinschaft  durch  Hinzuziehung  neuer  Gebiete  und  Ausdehnung 
derselben  auf  Salz-  und  Tabaksteuer,  die  Uebertragung  der  formellen  Leitung 
aller  Geschäfte  auf  die  preussische  Regierung  als  Präsidial  macht  und  das  Veto 
des  Präsidiums  bei  der  Beschlussfassung  über  Gesetze  sowie  über  die  zur  Aus- 
führung derselben  dienenden  Verwaltungsvorschriftcn  und  Einrichtungen. 

Nicht  zu  billigen  ist  es  ferner,  dass  über  die  Norddeutsche  Bundesver- 
fassung ,  obwohl  gerade  durch  sie  die  tief  einschneidendsten  Veränderungen 
in  der  Organisation  des  Zollvereins  hervorgerufen  sind,  hier  mit  vollkommenem 
Stillschweigen  hinweggegangen  wird.  Gesetz  und  Verfassung  und  nicht  bloss 
ein  kündbarer  Vertrag  bildeten  fortan  für  die  dem  Norddeutschen  Bunde  ange- 
hörigen  Staaten  die  Grundlage  des  Zollvereins;  an  die  Stelle  des  völkerrecht- 
lichen war  ein  staatsrechtliches  Verhältnis  getreten,  doch  blieb  ersteres  zwischen 
dem  Norddeutschen  Bunde  und  den  süddeutschen  Staaten  zunächst  auch  noch 
fernerhin  bestehen.  Die  Einrichtungen  des  Norddeutschen  Bundes  fanden  aber 
gleichwohl  im  nun  begründeten  Zollvereine  analoge  Anwendung. 

Auf  den  Wirkungskreis  der  Organe  des  neuen  Zollvereins  geht  der  Ver- 
fasser gleichfalls  nicht  ein ;  wohl  werden  die  Befugnisse  der  früheren  General- 
zollkonferenzen genau  aufgezählt;  über  die  einzelnen  Funktionen  des  Bundes- 
rats erhalten  wir  dagegen  keine  Auskunft. 

Indes  die  Lückenhaftigkeit  der  Darstellung  tritt  nicht  bloss  bezüglich 
der  organisatorischen,  sondern  iiuch  der  sonstigen,  durch  den  Vertrag  vom  8.  Juli 
1867  herbeigeführten  Modifikationen  hervor.  Weder  der  Generalisierung  der 
früher  nur  dem  Vereinsstaate  Oldenburg  eingeräumten  Vergünstigung:  Roh- 
und  altes  Brucheisen,  welches  für  Eisenwerke  mit  der  Bestimmung  eingeht,  die 
daraus  gefertigten  Waren  in  das  Ausland  auszuführen  oder  für  den  Bau  von 
Seeschiffen  zu  verwenden,  auf  Vereinsrechnung  zollfrei  einzulassen  —  Nr.  2  des 
Schlussprotokolls  —  noch  der  für  den  Verkehr  der  Handelsreisenden  zugelassenen 
wesentlichen  Erleichterungen  —  Art.  26  Abs.  3  des  Vertrages  —  geschieht 
irgend  eine  Erwähnung,  obwohl  beide  Zugeständnisse  auch  noch  heute  in 
Wirksamkeit,  und  insbesondere  aber  das  erstere  von  nicht  geringer  wirtschaft- 
licher Bedeutung  sind.  Andererseits  werden  die  Bestimmungen  Über  die  Befug- 
nisse der  einzelnen  Vereinsstaaten  zum  selbständigen  Erlasse  von  Ausfuhrver- 
boten kurz  hintereinander  zweimal  —  S.  38  und  39  —  sowohl  bei  dem  Ver- 
trage vom  16.  Mai  1865  als  auch  bei  demjenigen  vom  8.  Juli  1867  besprochen, 
obwohl  dieselben  unverändert  aus  jenem  —  Art.  7  —  in  diesen  —  Art.  4  — 
übergegangen  sind. 

Der  Einiluss,  welchen  die  Gründung  des  Deutschen  Reichs  auf  die  Ver- 
hältnisse des  Zollvereins  ausgeübt  hat  ,  wird  ebenfalls  nicht  in  genügender 
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Weise  gewürdigt.  Namentlich  wird  nicht  hervorgehoben ,  dass  nunmehr  auch 
das  zwischen  den  süddeutschen  Staaten  und  dem  Norddeutschen  liunde  bisher 
noch  aufrecht  erhaltene  Vertragsverhältnis  in  ein  verfassungsmässiges  verwandelt 
ist,  sowie  das«  trotz  der  Auflösung  des  Zollvereins  die  Bestimmungen  der  Zoll- 
vereinsverträge in  Kraft  verblieben  sind,  ihren  vertragsmässigen  Charakter  jedoch 
verloren  und  reichsrechtliche  Qualität  angenommen  haben.  Alles  dagegen 
was  der  Verfasser  anführt,  ist  nichts  weiter  als  eine  Folge  davon,  dass  an 
Stelle  des  Zollvereins  das  Deutsche  Reich,  an  Stelle  des  Präsidiums  des  Zoll- 
vereins der  Kaiser,  an  Stelle  des  Zollparlaments  der  Reichstag  und  an  Stelle 
der  Organe  des  Zollvereins  die  Organe  des  Reichs  getreten  sind. 

Es  liegt  in  der  Natur  der  Sache,  dass  unter  solchen  Umständen  auch  die 
Zusammenstellung  der  Hauptgrundsätze  an  grossen  Unvollständigkeiten  leidet; 
wozu  ausserdem  noch  kommt,  dass  dieselbe  einer  systematischen  Anordnung 
vollständig  ermangelt.  Von  der  gemeinschaftlichen  Gesetzgebung  und  den  ge- 
meinschaftlichen Verwaltungseinrichtungen  wird  unter  Nro.  1 ,  von  dem  Veto 
des  Präsidiums  dagegen  am  Schlüsse  unter  Nr.  32  gehandelt.  Die  Bestimmungen 
über  die  Erhebung  und  Verwaltung  der  gemeinschaftlichen  Abgaben  durch  die 
Einzelstaaten  haben  ihre  Stelle  unter  den  Nrn.  6,  7,  12  und  13,  diejenigen  über 
die  Bildung  und  Einrichtung  der  Direktivbehörden  dagegen  unter  Nr.  25  ge- 
funden ,  nachdem  inzwischen  von  Stapel-  und  Umschlagsrechten ,  von  Wasser- 
zöllen, Chausseegeldern  u.  a.  m.  die  Rede  gewesen  ist.  Die  Zollbegünstigungen 
werden  unter  den  Nrn.  16—20,  die  Privilegien  einzelner  Messplätze  dagegen 
getrennt  hiervon  unter  Nr.  27  aufgeführt. 

In  den  beiden  nächsten  Abschnitten  geht  der  Verfasser  zum  Hauptgegen- 
stande seines  Buches:  den  Zöllen  und  Steuern  des  Reiches  über.  Die  Darstellung 
erfolgt  jedoch  nicht  nach  einem  einheitlichen,  gleichförmigen  Plane,  vielmehr 
werden  die  einzelnen  Abgabenzweige  ganz  willkürlich,  der  eine  in  dieser,  der 
andere  in  jener  Weise  behandelt.  Vielfach  beschränkt  sich  der  Verfasser  daraut, 
den  Inhalt  der  Gesetze  bald  kürzer  bald  ausführlicher  wiederzugeben  und  die 
zur  Erläuterung  und  Ausführung  derselben  ergangenen  BundesratÄbeschlüsse 
—  in  der  Regel  wörtlich  —  /.um  Abdruck  zu  bringen. 

1)  Die  Darstellung  der  Eingangszölle  beginnt  mit  einer  Zusammenstellung 
derjenigen  Punkte,  in  welchen  die  neuere  Zollgesetzgebung  von  der  früheren  ab- 
weicht. Diese  Zusammenstellung  ist ,  ohne  dass  indes  hierüber  auch  nur  eine 
Andeutung  gegeben  wurde,  der  Bundesratsdrucksache  Nr.  t>3  aus  dem  Jahre 
180'J  entlehnt.  Weiterhin  werden  dann  aus  den  107  Paragraphen  des  Vereins- 
zollgesetzes vom  1.  Juli  18(59  willkürlich  28  herausgegriffen  und  an  dieselben 
Erörterungen  der  verschiedensten  Art  geknüpft,  welche  jedoch  meistenteils  weder 
erschöpfend,  noch  frei  von  Unrichtigkeiten  sind.  Allgemeine  Erörterungen  über 
Natur  und  Wesen  der  Zölle,  über  Finanz-,  Schutz-,  Wert-,  spezifische  Zölle,  über 
die  zollpflichtigen  Personen  und  Akte,  über  die  Verzollung  nach  Brutto-  und 
Nettogewicht ,  über  generelle  und  spezielle  Deklarationen  u.  s.  w.  finden  sich 
nirgends  vor ,  wie  denn  auch  an  keiner  Stelle  versucht  wird .  vom  volkswirt- 
schaftlichen Standpunkte  aus  den  Einfluss  der  verschiedenen  Zollsysteme  dar- 
zulegen. 

Bei  den  §§  3,  5  und  11  bespricht  der  Verfasser  die  Zolltarifgesetzgebung 
seit  dem  Jahre  1870.  Da  aber  derselbe  Gegenstand  bereits  in  der  historischen 
Einleitung  behandelt  ist,  so  fehlt  es  nicht  an  vielfachen  Wiederholungen.  Um 
jedoch  wenigstens  äusserlich  eine  Verschiedenheit  herzustellen,  wird  in  dem  einen 
Abschnitte  diese,  in  den  anderen  wieder  jene  Tarifperiode  ausführlicher  erörtert. 
So  findet  die  Tarifgesetzgebung  von  1873  und  1879  in  der  historischen  Einlei- 
tung, diejenige  von  1870  und  1885  dagegen  bei  den  Eingangszöllen  eine  ein- 
gehendere Darstellung. 

Die  Angaben  über  die  zollamtlichen  Abfertigungen  sind  sehr  dürftiger 
Natur.  Die  Abfertigungen  zum  freien  Verkehr  und  im  Ansageverfahren  werden 
überhaupt  nicht  erwähnt,  der  Begleitschein-,  Eisenbahn-,  Post-  und  Deklarations- 
scheinverkehr wird  zu  den  §§  58.  73.  91  und  111  durch  die  Bemerkung  erle- 
digt, dass  darüber  besondere  Regulative  erlassen  seien,  welche  so  und  so  viele 
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Abschnitte  und  Paragraphen  enthielten.  Die  zur  Ausfuhrung  ergangenen  Bun- 
desratsbeschlüsse werden  dagegen  in  extenso  mitgeteilt.  Kin  ähnliches  Ver- 
fahren wird  bei  Darstellung  des  Niederlageverkehrs  eingeschlagen. 

Bei  §  57  —  Wareneinfuhr  und  Durchfuhr  auf  Flüssen  —  geschieht  auch 
des  Regulativs  über  die  zollamtliche  Behandlung  der  Waren-Ein-,  Aus-  und 
Durchfuhr  auf  der  Unterelbe  Erwähnung  und  wird  dabei  bemerkt,  dass  für 
diesen  Verkehr  mit  Ausnahme  desjenigen,  welcher  unter  Flagge  und  Leuchte 
erfolgt ,  in  der  Regel  die  allgemeinen  zollgesetzlichen  Vorschriften  zur  Anwen- 
dung kämen ;  doch  seien  für  Cuxhaven  durch  sogenannte  Zollkreuzer  erleichterte 
Zollabfertigungen  zugelassen.  S.  (JO.  Die  letztere  Angabe  bedarf  der  Richtig- 
stellung. Die  Zugeständnisse,  welche  an  die  seewärts  in  Cuxhaven  eingehenden 
Schiffe  gemacht  sind,  bestehen  nämlich  darin,  dass  dem  Nebenzollamte  auf 
dem  Waehtsehiffe  daselbst  die  Funktionen  eines  Ansagepostens  für  sämtliche 
Hilfen  der  Unterelbe  übertragen  sind  und  ausserdem  gestattet  ist,  falls  bei  dem 
Amte  wegen  ungünstiger  Witterung  Abfertigungen  nicht  vorgenommen  werden 
können,  solche  bei  einem  Zollkreuzer  oder  der  dem  Bestimmungsorte  zunächst 
belegenen  Zollstelle,  spätestens  aber  bei  dem  Nebenzollamte  zu  Brunshausen  in 
Antrag  zu  bringen.  Die  Schiffe  müssen  aber  während  der  Fahrt  eine  bestimmt 
vorgeschriebene  Flagge  bezw.  Leuchte  führen. 

Der  so  wichtige  Mess-  und  Markt- ,  Retour- ,  Veredelungs-  und  Grenzver- 
kehr —  §§  112 —  llt>  des  Vereinszollgesetzes  —  wird  von  volkswirtschaftlichem 
Standpunkte  aus  gar  nicht,  von  zolltechnischem  nur  mangelhaft  gewürdigt. 
Die  allgemeinen  Bestimmungen  über  die  Behandlung  derjenigen  Waren,  welche 
Ausländer  auf  inländische  Märkte  bringen,  werden  gänzlich  übergangen  und 
wird  nur  auf  die  besonderen  Vorschriften  in  den  mit  der  Schweiz  und  Oester- 
reich abgeschlossenen  Handelsverträgen  hingewiesen.  Bei  dem  Veredelungsver- 
kehr wird  zwar  auf  den  Handelsvertrag  mit  der  Schweiz  vom  23.  Mai  1881 
Bezug  genommen,  eine  Aufzählung  derjenigen  Waren  aber,  welche  nach  §  o* 
desselben  behufs  Veredelung  zollfrei  eingelassen  werden  dürfen ,  ist  nicht  ge- 
liefert. Die  Frage,  ob  nur  Gegenstände  vereinslündischen  Ursprungs  oder  auch 
verzollte  ausländische  im  Veredelungsverkehr  zuzulassen  sind,  ist  nach  des  Ver- 
fassers Angabe  —  S.  80  Abs.  6  —  durch  einen  Bundesratsbeschluas  vom  17.  April 
1871,  welcher  gleichzeitig  auch  auf  den  Verkehr  mit  der  Schweiz  und  Oester- 
reich Anwendung  finden  soll,  in  bejahendem  Sinne  entschieden.  Diese  Angabe 
beruht  jedoch  auf  einem  Missverständnis.  Infolge  einer  in  den  einzelnen  Vereins- 
staaten bestehenden  verschiedenartigen  Praxis  hat  nämlich  der  Bundesrat  mit 
Rücksicht  auf  die  Fassung  des  §  15  des  Vereinszollgesetzes  es  im  allgemeinen 
nicht  für  unzulässig  erklärt,  verzollte  ausländische  Waren  vom  Veredelungsver- 
kehre  auszuschliessen ,  gleichzeitig  aber  verordnet,  dass  die  Angelegenheit 
Oesterreich  und  der  Schweiz  gegenüber  andere  liege,  da  die  wechselseitige  Ge- 
staltung des  Veredelungsverkehrs  hier  vertragsmässig  stipuliert  sei,  ohne  dabei 
irgend  anzudeuten,  dass  die  zollfreie  Wiedereinfuhr  der  im  Gebiete  des  anderen 
Teils  zu  vervollkommenden  Gegenstünde  von  dem  Ursprünge  der  Waren  ab- 
hängig gemacht  werden  dürfe.  Uebrigens  ist  diese  Entscheidung  Oesterreich 
gegenüber  nach  Aufhebung  des  vertragsmässigen  Veredelungsverkehrs  nicht 
mehr  von  praktischer  Bedeutung,  während  der  Schweiz  gegenüber  bei  Garnen 
und  Geweben  die  Zollfreiheit  jetzt  von  dem  Nachweise  •  der  einheimischen  Er- 
zeugung der  zur  Veredelung  ausgeführten  Waren  abhängig  gemacht  werden 
kann.    Art.  (3  Abs.  2  des  Vertrages  vom  23.  Mai  1881. 

Bei  §  llti  weist  der  Verfasser  nur  auf  die  Bestimmungen  hin,  welche  für 
den  Grenzverkehr  an  der  österreichisch-bayerischen  und  an  der  französisch-deutschen 
Grenze  bestehen;  auf  eine  Erörterung  der  ungleich  wichtigeren  Vorschriften  de* 
Vereinszoll gesetzes  über  den  kleinen  Grenzverkehr  und  die  vertragsmässigen 
Vereinbarungen  mit  Oesterreich  und  der  Schweiz  geht  er  dugegen  nicht  ein. 

Die  im  Zollvereinigungsvertrage  vom  4.  April  1853  für  metallene  Mate- 
rialien, welche  zum  Bau  von  Seeschiffen  aus  dem  Auslande  bezogen  werden, 
zugestandene  Vergünstigung  wird  unzutreffenderweise  bei  §  118  des  Vereins- 
zollgesctzes  erwähnt.  Denn  der  letztere  bezieht  sich  nicht  allgemein  auf  Zoll- 
en 


Digitizecjy  Google 


Litteralur. 


477 


erlasse  aus  Billigkeitsrücksichtcn,  sondern  nur  auf  solche,  welche  für  die  aus 
dein  freien  Verkehre  des  Zollvereins  nach  dem  Auslande  gesandten  (»egenstände 
beim  Wiedereingange  oder  für  die  vom  Auslande  eingegangenen  Gegenstünde 
beim  Wiederauegange  zu  gewähren  sind.  Die  wirklich  hierher  gehörigen  Fälle, 
wie  solche  z.  13.  in  der  Denkschrift  zu  dem  Gesetze  wegen  Abänderung  einzel- 
ner Bestimmungen  der  Zollordnung  und  der  Zollstrafgesetzgebung  vom  18.  Mai 
1868  —  Hirths  Annalen  Bd.  2  S.  585  —  aufgeführt  worden,  haben  dagegen 
keine  Beachtung  gefunden. 

Nicht  zu  billigen  ist  es  ferner,  das»  der  Verfasser  anzugeben  unterlägst, 
wie  die  im  Zollvereinigungsvertrage  vom  4.  April  1853  eingeräumte  Vergün- 
stigung von  der  im  Vertrage  vom  8.  Juli  1807  zugestandenen,  welche  bei  dem 
Veredelungsverkehr  S.  81  angeführt  wird,  sich  unterscheidet,  sowie,  unter  welchen 
Bedingungen  und  Kontrollen  diese  Vergünstigungen  gewährt  werden,  zumal  er 


für  das  aus  dem  Auslande  bezogene,  auf  inländischen  Werken  zu  Stabeisen, 
Blechen  oder  Platten  verarbeitete  Eisen  gewährten  Zollbegünstigung,  obgleich 
dieselbe  von  ungleich  geringerer  Tragweite  ist  als  die  beiden  eben  erwähnten, 
ausführliche  Mitteilung  macht,  indem  er  die  betr.  Vorschriften  wörtlich  zum 
Abdrack  bringt.  —  S.  82  und  83.  —  Wenn  aber  weiter  angeführt  wird,  dass 
diese  Vorschriften  durch  die  Bundesratsbeschlüsse  vom  28.  März  1882.  5.  Juli 
und  14.  Dezember  1884  Abänderungen  erfahren  hätten,  so  ist  hierbei  vollständig 
übersehen,  dass  diesselben  gar  nicht  auf  die  durch  den  Vertrag  vom  4.  April 
1853  und  den  Bundesratsbeschluss  vom  21.  April  1868.  sondern  auf  die  durch 
den  Vertrag  vom  8.  Juli  1867  zugestandene  Vergünstigung  sich  beziehen. 

Ein  Mangel  in  der  systematischen  Anordnung  zeigt  sich  auch  darin,  dass 
der  Verfasser,  nachdem  er  unter  Nr.  29  von  den  Zollerlassen  aus  Billigkeits- 
rücksichten gesprochen,  unter  den  Nr.  30  und  folgenden  auf  die  Fälle  des  Ver- 
edelungsverkehrs zurückgreift,  welche  ihre  Stelle  unzweifelhaft  mit  unter  Nr.  27 
hätten  finden  müssen.  Unter  Nr.  35  wird  die  den  Inhabern  von  Oelmühlen  für 
die  Ausfuhr  der  von  ihnen  hergestellten  Fabrikate  gewährte  Zollerleichterung 
aufgeführt,  während  die  ganz  analoge,  den  Inhabern  von  Getreidemühlen  bei 
der  Ausfuhr  von  Mühlenfabrikaten  zugestandene  bereits  unter  Nr.  18  —  bei 
den  Privatlagern  —  erwähnt  wird.    S.  74. 

Die  auf  der  XIII..  nicht  wie  Verfasser  angibt,  auf  der  XII.  Generalkon- 
ferenz vereinbarten  Bestimmungen  über  die  Gewährung  einer  Zollbegünstigung 
für  den  auf  inländischen  Reismühlen  verarbeiteten  Reis  —  S.  84  Nr.  30  —  sind 
nicht  mehr  in  Kraft,  vielmehr  durch  anderweite,  im  Jahre  1862  unter  den 
Vereinsregierungen  getroffenen  Vereinbarungen  ersetzt  —  Preußisches  Central- 
blatt  für  Abgaben  1862  S.  195.  —  Die  Behauptung  endlich  —  S.  86  Nr.  39  — 
dass  durch  Bundesratabeschluss  vom  13.  Februar  1875  für  den  kleinen  Grenz- 
verkehr  nachgelassen  sei,  Zollbeträge  unter  10  Pfennigen  unerhoben  zu  lassen, 
ist  durchaus  unzutreffend.  In  Bayern,  Württemberg  und  Baden  wurden  früher 
Gegenstande,  deren  Zollwert  1  Silbergroschen  oder  31»  Kreuzer  nicht  erreichte, 
im  kleinen  Grenz  verkehre  freigelassen,  während  in  den  übrigen  Staaten  nach 
den  Vorschriften  des  Zolltarifs  das  Minimum  des  Zollbetrages  6  Pfennig  oder 
1  Kreuzer  betrug.  Hierdurch  trat  nach  Eröffnung  der  Rheinbrücke  bei  Hü- 
ningen eine  verschiedene  Behandlung  des  Verkehrs  mit  Basel  ein,  je  nachdem 
die  Passanten  direkt  auf  Elsässer  Gebiet  gingen  oder  vorher  eine  badische  Zoll- 
stelle berührten.  Zur  Beseitigung  dieses  Missstandes  beschloss  der  Bundesrat 
unterm  25.  November  1873,  dass  es  bis  zur  Einführung  der  neuen  Reichswäh- 
rung bei  dem  Minimalbctrage  von  3'»  Kreuzer  zu  belassen,  dass  aber  für  den 
Verkehr  der  Elsässer  Bewohner  mit  Basel  Beträge  unter  10  Centimes  unerhoben 
bleiben  sollten.  Durch  den  vom  Verfasser  angeführten  Bundesmtsbeschluss  ist 
nun  die  letztere  Anordnung  dahin  abgeändert,  dass  für  den  gedachten  Ver- 
kehr Beträge  unter  10  Pfennigen  unerhoben  bleiben  sollten.  Demnächst  ist  aber 
unterm  13.  November  1875  beschlossen  worden,  für  den  kleinen  Grenzverkehr 
den  Mindestbetrag  der  Zollerhebung  allgemein  auf  5  Pfennige  herabzusetzen. 
Die  Angaben  des  Verfassers  sind  somit  nach  allen  Richtungen  hin  unrichtig. 
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2)  Einer  völlig  anderen  Behandlungsweise  unterliegt  die  Rübenzucker- 
Steuer,  indem  von  derselben  eine  historisch-dogmatische  Darstellung  geliefert 
wird  —  S.  92 — 97.  —  Dieselbe  ist  indes  nicht  das  Werk  des  Verfassers,  viel- 
mehr bis  auf  die  Angabe  des  Inhalts  der  Verordnung  vom  23.  Oktober  1845 
wortgetreu  aus  Webers  Geschichte  des  Zollvereins  S.  413  ff.  entlehnt.  Uebrigens 
wird  —  übereinstimmend  in  allen  drei  Auflagen  —  die  Paragraphenzahl  dieser 
Verordnung  fälschlich  auf  27  angegeben,  während  dieselbe  auf  30  sich  beläuft. 
Der  in  der  Verhandlung  d.  d.  Karlsruhe  23.  Oktober  1845  vorgelegte  Entwurf 
umfasste  sogar  32  Paragraphen,  bei  der  Beratung  wurde  aber  beschlossen,  zwei 
—  die  damaligen  §§  21  und  24  —  in  Fortfall  zu  bringen. 

Zu  dem  Gesetze  vom  26.  Juni  1869  führt  der  Verfasser  diejenigen  Bundes- 
rat^beschlüsse  an.  durch  welche  Probeverwiegungen  bei  der  Abfertigung  des  mit 
dem  Ansprüche  aut  Steuervergütung  zur  Ausfuhr  angemeldeten  Zuckers  zuge- 
lassen sind.  Die  Anführungen  sind  jedoch  unvollständig  und  vermögen  keinen 
klaren  Einblick  in  die  .Sachlage  zu  gewähren,  weshalb  zur  Richtigstellung 
folgendes  bemerkt  wird: 

Nach  den  Bestimmungen  unter  Nr.  IA  d.  2  des  Schlussprotokolls  zu  der 
Uebereinkunlt  vom  25.  April  1861  musste  die  Ermittelung  des  Nettogewichts 
bei  der  Ausfuhr  von  Zucker  für  jedes  einzelne  Kollo  besonders  vorgenopimen 
werden.  Letzteres  sollte  nach  einer  im  Jahre  1862  getroffenen  Vereinbarung 
nur  dann  noch  erforderlich  sein,  wenn  bei  der  Vereinigung  Abweichungen  von 
der  Deklaration  sich  herausstellten,  sonst  aber  für  die  Feststellung  des  Netto- 
•  gewichts  von  Zucker  in  Säcken  eine  probeweise  Vereinigung  des  weiteren  Teiles 
der  Kolli  genügen,  was  im  Jahre  1867  auf  den  8.  Teil  und  durch  Bundesrats- 
beschluss  vom  4.  Mai  1873  —  Verfasser,  welcher  mit  letzterem  seine  Darstellung 
beginnt,  gibt  gar  nicht  an,  ob  dasselbe  sich  auf  die  Feststellung  des  Netto-  oder 
Brutto-Gewichts  bezieht  —  auf  2  Prozent  der  Kolli  ermässigt  ist.  Letztere 
Vergünstigung  ist  unterm  21.  Mai  1885  auch  auf  Kandiszucker  in  Kisten  aus- 
gedehnt Durch  die  Beschlüsse  vom  19.  November  1871  und  16.  Dezember  188Ö 
wurde  für  die  Abfertigung  von  Rohzucker  in  Säcken  und  Fässern  sowie  für 
Krystall-,  Krümel-  und  Mehlzucker  in  Fässern  ausserdem  bestimmt,  da*s  bei 
Abweichungen  zwischen  dem  Deklaristen-  und  dem  ermittelten  Nettogewicht  nur 
dann  die  Nettoverwicgung  der  ganzen  Warenpost  einzutreten  hat,  wenn  das 
ermittelte  Gewicht  der  einzelnen,  netto  verwogenen  Partien  oder  Kolli  um  mehr 
als  zwei  Prozent  hinter  dem  deklarierten  Gewicht  zurückbleibt. 

Für  die  probeweise  Ermittelung  des  Nettogewichts  des  in  Kisten  aus- 
gehenden rangierten  Würfelzuckers  bestimmte  der  Bundesratsbeschluss  vom 
1.  Februar  1879,  dass  bei  Posten  bis  zu  100  Kisten  mindestens  18  Kisten  davon 
auszusondern,  und  aus  diesen  durch  Herausnahme  von  je  einer  Seite  mindestens 
drei  Kisten  zu  bilden  und  zu  verwiegen  seien.  Eine  Erweiterung  erfuhr  diese 
Bestimmung  durch  den  Bundesratsbeschluss  vom  24.  Juni  1884.  Verfasser  er- 
wähnt nun  den  oben  gedachten  Beschluss  vom  1.  Februar  1879  gar  nicht,  wohl 
aber  einen  anderen  von  demselben  Tage,  welcher  sich  jedoch  auf  die  probeweise 
Ermittelung  des  Bruttogewichts  bezieht,  so  dass  es  auf  einem  völligen 
Missverständnisse  beruht,  wenn  S.  98  angegeben  wird,  dass  zur  Ergänzung 
dieses  Beschlusses  der  Beschluss  vom  24.  Juni  1884  ergangen  sei. 

Was  nun  die  probeweise  Ermittelung  des  Bruttogewichts  dee  mit  dem 
Anspruch  auf  Steuervergütung  ausgehenden  Zuckers  betrifft,  so  ist  dieselbe  zuerst 
bei  Zucker  in  Säcken  und  zwar  durch  Bundesratsbeschluss  vom  15.  November  1877 
zugelassen.  Wenn  nun  Verfasser  S.  97  behauptet,  dass  derselbe  zur  Ergänzung 
des  oben  bereits  erwähnten  Beschlusses  vom  4.  Mai  1873  ergangen  sei  —  S.  97  — 
so  ist  dies  durchaus  unzutreffend,  da  letzterer  die  probeweise  Ermittelung  des 
Nettogewichts  und  nicht  des  Bruttogewichts  zum  Gegenstand  hat. 
Ausserdem  ist  es  nicht  zu  billigen,  dass  die  Bundesratsbeschlüsse  über  beide 
Materien  bunt  durcheinander  geworfen  und  dazwischen  auch  noch  diejenigen 
über  die  Bewilligung  eines  Vergütungssatzes  von  11,50  Mark  für  Zucker  in 
Blöcken  und  Stangen  —  S.  98  —  eingeschoben  werden.  Endlich  ist  aber  auch 
der  Bundesratsbeschluss  vom  21.  Mai  1885  übergangen,  durch  welchen  die  in 
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den  früheren  Beschlüssen  vom  19.  November  1871,  4.  Mai  1873,  15.  November  1877, 
1.  Februar  1879  und  14.  Mai  1883  enthaltenen  Vorschriften  über  die  Ermittelung 
des  Brutto-  und  Nctto-Gewicht«  für  den  nach  dem  Auslände  zu  versendenden 
Rohzucker  in  Säcken  auf  Krystallzueker  in  Säcken  ausgedehnt  werden. 

3)  Wieder  eine  andere  Art  der  Darstellung  tritt  uns  bei  der  Tabak- 
und  Salzsteuer  entgegen.  Verfasser  beschränkt  sich  nämlich  hier  im  wesentlichen 
auf  eine  Inhaltsangabe  der  betreffenden  Gesetze  und  Regulative  unter  Einschaltung 
der  zur  Ausführung  derselben  ergangenen  Bundesratsbeschlüsse.  Uebrigens  hätten 
nach  dem  Erlasse  des  neuen  Tabaksteuergesetzea  vom  16.  Juli  1879  die  Er- 
örterungen über  das  frühere  vom  26.  Mai  1868  und  die  dazu  gehörigen  Regulative 
nicht  in  extenso  aus  der  ersten  Auflage  übernommen  werden  sollen;  eine  Ueber- 
arbeitung  wäre  vielmehr  dringend  wünschenswert  gewesen. 

4)  Bei  der  Brautteuer  wird  wiederum  in  anderer  Weise  verfahren.  Ver- 
fasser verzichtet  auch  hier  auf  eine  selbständige  Darstellung  und  gibt  nur  ein 
Excerpt  aus  den  Motiven  zu  dem  Gesetze  vom  31.  Mai  1872,  wobei  die  inzwischen 
zur  Erläuterung  der  einzelnen  Vorschriften  ergangenen  Bundesratsbeschlüsse 
mitangeführt  werden.  Wir  erfahren  hierbei  wohl  die  Gründe,  welche  für  die 
Annahme  der  einen  oder  anderen  steuerlichen  Einrichtung  massgebend  gewesen 
sind  und  lernen  auch  die  Verschiedenheiten  kennen,  welche  zwischen  den  früheren 
und  jetzigen  Vorschriften  bestehen,  aber  ein  klares  und  übersichtliches  Bild 
von  dem  geltenden  materiellen  und  formellen  Brausteuerrechte,  wie  solches 
nach  dem  Zwecke  des  Buches  wohl  verlangt  werden  konnte,  wird  uns  nicht 
geboten.  Wenn  übrigens  als  ein  Hauptgrundsatz  der  preussischen  Einmaischungs- 
Steuer,  welche  von  der  heutigen  nicht  abweicht,  hingestellt  wird,  dass  kein 
Malzschrot  eingemaischt  werden  dürfe,  für  welches  nicht  seinem  Gewichte  nach 
ein  Brauschein  gelöst  und  zugleich  die  Brausteuer  entrichtet  sei  —  S.  121. 
Anm.  3  —  so  ist  hierbei  das  wesentlichste  Moment  dieser  Erhebungsform:  die 
verbindliche  Deklaration  des  Brauers  über  Art  und  Menge  der  zu  verwendenden 
Braustoffe  völlig  unberücksichtigt  geblieben.  Dieselbe  muss  dem  steuerpflichtigen 
Akte  —  der  Einmaischung  bezw.  der  Vermahlung  —  vorhergehen  und  dient  als 
Grundlage  für  die  Steuerberechnung.  Die  amtliche  Kontrolle  des  steuerpflichtigen 
Aktes  erfolgt  dann  auch  nicht,  wie  bei  der  süddeutschen  Vermahlungssteuer, 
zur  Feststellung  der  Steuer,  sondern  nur  zur  Prüfung  der  Angaben  in  der 
Deklaration.  Deshalb  ist  sie  auch  nicht  obligatorisch,  sondern  nur  fakultativ 
vorgeschrieben. 

Auch  sonst  begegnen  wir  noch  mancherlei  Unrichtigkeiten.  So  wird  die 
Erhebung  der  Brausteuer  im  Anschlüsse  an  eine  örtlich  bestehende  Mahlsteuer 
als  ein  noch  gültiger  Steuermodus  aufgeführt  —  S.  125,  während  sie  mit  Auf- 
hebung der  preussischen  Mahlsteuer  bereits  seit  dem  1.  Januar  1875  in  Fortfall 
gekommen  ist. 

Die  Bestimmungen  in  §  13  Abs.  3  und  §  16  des  Gesetzes  vom  31.  Mai  1872 
sind  nicht,  wie  der  Verfasser  angibt,  neu  S.  128,  waren  vielmehr  schon  in  der 
preußischen  Kabinettsordre  vom  10.  Januar  1824  unter  Nr.  1  und  2  enthalten. 

Der  Abs.  2  des  §  44,  in  welchem  verschiedenen  Staaten  die  Forterhebung 
eines  höheren'  Steuersatzes  von  Malzschrot  für  privative  Rechnung  zugestanden 
ist,  hat  keine  Gültigkeit  mehr,  da  die  für  diese  Begünstigung  zuletzt  in  dem 
Gesetze  vom  23.  Dezember  1876  gestellte  Frist  mit  dem  31.  März  1878  ab- 
gelaufen ist. 

5)  Die  Branntweinsteuer  wird  in  derselben  Weise  wie  die  Tabak-  und 
Salzsteuer  behandelt.  Die  Bestimmungen  des  Gesetzes  vom  8.  Juli  1868  werden 
unter  Angabe  der  zu  denselben  ergangenen  Bundesratsbeschlüsse  und  zwar 
meistens  wörtlich  reproduziert.  Die  als  Einleitung  vorausgeschickte  geschichtliche 
Darstellung  der  preussischen  Branntweinsteuer  S.  132  ff.  ist  aus  Dittmars  Hand- 
buch der  preussischen  Branntweinsteuer  entnommen. 

6)  Eine  ganz  abweichende  Behandlung  erfährt  die  Wechselstempelsteuer. 
Es  wird  nämlich  einfach  das  Gesetz  vom  10.  Juni  1869  nebst  den  dazu  er- 
lassenen Ausführungsbestimmungen  ohne  jedwede  sonstige  Erläuterung  zum 
Abdruck  gebracht. 
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7)  Bei  der  Spielkartenstempelsteuer  wird  der  Inhalt  des  Gesetze«  vom 
3.  Juli  1878  kurz  angegeben.  Bei  der  Aufzählung  der  zur  Ausführung  desselben 
erlassenen  Bestimmungen  ist  die  Instruktion  für  die  Erhebung,  Vermehrung  und 
Kontrollierung  des  Spielkartenstempels  —  §  407  der  Protokolle  des  Bundesrat« 
vom  Jahre  1878  —  übergangen.  Die  auf  das  Spielkartenstempelgesetz  bezüg- 
lichen Bundesratsbeschlüsse  werden  ohne  Rücksicht  auf  ihren  materiellen  Inhalt 
aufgeführt.  Infolge  einer  Entscheidung  de»  Reichsgerichts  vom  29.  Dezember  1880 
hatte  der  Bundesrat  unterm  5.  Juli  1882  den  Beschluss  gefasst,  dass  als  Spiel- 
karten im  Sinne  des  Gesetzes  vom  3.  Juli  1878  nur  solche  Karten  anzusehen 
seien,  mit  welchen  irgend  eins  der  gewöhnlichen  Kartenspiele  gespielt  werden 
könne.  Anstatt  nun  diese  prinzipielle  Entscheidung  der  Zusammenstellung  der 
Bundesratabeschlüsse  voraufzuschicken ,  welche  die  Frage  über  die  Stempel- 
pflichtigkeit  verschiedener  anderer  als  der  gewöhnlichen  Kartenspiele  behandeln, 
erscheint  sie  am  Schlüsse  derselben  und  ist  auch  eine  Prüfung  darüber  nicht 
vorgenommen,  ob  ihr  gegenüber  diese  Spezialentscheidungen  noch  aufrecht 
erhalten  werden  können.  Dass  hierüber  Zweifel  sehr  wohl  bestehen  können, 
ergibt  der  Bundesratsbeschluss  vom  17.  Februar  1883,  in  welchem  näher  erörtert 
wird,  ob  die  Stempelpflichtigkeit  der  Lenorraandschen  Wahrsagekarten  auch 
nach  den  in  dem  Beschlüsse  vom  5.  Juli  1882  vorgenommenen  Grundsätzen 
noch  anzuerkennen  sei. 

8)  Die  Darstellung  der  Reichsstempelsteuer  besteht  in  einer  blossen  Para- 
phrase der  Gesetze  vom  1.  Juli  1881  und  29.  Mai  1885.  Gleichwohl  kommen 
auch  hier  mohrfuch  Ungenauigkeiten  vor.  So  wird  in  §  3  Abs.  1  des  Gesetzes 
—  nach  der  Redaktion  vom  3.  Juni  1885  —  die  Nichtbeachtung  der  Kontroll- 
vor&chriften  des  Bundesrats  nicht  bloss  in  den  unter  der  Tarifnuminer  2  Litt,  cc 
und  3  Litt,  b.,  sondern  auch  in  den  in  der  Befreiung  zur  Tarifnuminer  1  be- 
zeichneten Fällen  mit  Strafe  bedroht  —  S.  168,  Abs.  6.  —  Die  Angabe  auf 
S.  169,  Abs.  1,  dass  nach  Tarifnummer  1  inländische  und  ausländische  Aktien, 
wenn  sie  im  deutschen  Bundesgebiet  ausgehändigt  werden,  der  Besteuerimg 
unterliegen,  kann  leicht  zu  Missverständnissen  Veranlassung  geben.  Gegenstand 
der  Besteuerung  ist  vielmehr  bei  inländischen  Aktien  pp.  die  Ausgabe  —  Emis- 
sion — ,  bei  ausländischen  dagegen  das  erste  Rechtsgeschäft  unter  Lebenden, 
welches  mit  denselben  gemacht  wird.  Die  Bestimmung  in  §  10  Abs.  4,  nach 
welcher  der  zur  Abgabenentrichtung  Verpflichtete  unversteuerte  Schlussnoten 
über  das  abgabenpflichtige  (ieschäft  nicht  ausstellen  und  aus  der  Hand  geben 
darf,  wird  in  unverständlicher  Weise  durch  den  Satz  wiedergegeben:  Selbst- 
verständlich ist  das  Verbot  ungestempelter  Schlussnoten  durch  die  Verpflichteten. 
S.  172,  Abs.  1.  Die  in  §  11  vorgeschriebene  nachträgliche  Versteuerung  zu 
gering  gestempelter  Schlussnoten  hat  nicht  innerhalb  14  Tagen  „vom  Tage  der 
Zustellung  an  den  Kontrahenten"  —  S.  172,  Abs.  2  —  sondern  binnen  14  Tagen 
nach  dem  Tage  des  Geschäftsabschlusses  zu  erfolgen.  S.  172  Abs.  7  muss  es 
heissen  statt  :  bei  Geschäften,  für  welche  nach  §  6  Abs.  2  nur  der  halbe  Steuer- 
betrag erhoben  wird,  soll  sich  diese  Verpflichtung  , meist  auf  den  im  Inlande 
wohnenden  Kontrahenten  erstrecken*  —  .nicht  auf  den  nicht  im  Inlande  wohnen- 
den Kontrahenten  erstrecken".  Abs.  3  S.  173  ist  in  der  Fassung  unrichtig. 
Durch  den  ersten  Satz  des  §  17  ist  nicht  die  Doppelbesteuerung  der  Börsen- 
geschäfte »ausgesprochen",  sondern  »ausgeschlossen",  und  wenn  weiter  angeführt 
wird,  dass  Satz  2  die  landesgesetzlichen  Abgaben  für  gerichtliche  und  notarielle 
Akte  zulasse,  so  hätte  wohl  hinzugefügt  werden  müssen,  dass  solche  Abgaben 
auch  von  den  in  der  Anmerkung  zur  Tarifnummer  4  aufgeführten  Geschäften 
erhoben  werden  könnten.  Im  §  18  ist  die  Strafe  für  Hinterziehungen  nicht 
bloss  der  „im  §  10  Abs.  1  und  2  und  §  11",  sondern  auch  der  im  §  14  vor- 
geschriebenen Abgabe  festgesetzt  S.  133  Abs.  5.  Die  Ordnungsstrafe  von  3  bis 
30  Mark  tritt  nach  §  33  Abs.  2  in  den  Fällen  der  §§3,  18  und  25  nicht  an 
die  Stelle  der  r  höheren*4  —  wie  S.  174  Abs.  4  behauptet  wird  —  sondern  der 
Defraudations-Strafen,  wenn  aus  den  Umständen  sich  ergibt,  dass  eine  Steuer- 
hinterziehung nicht  hat  verübt  werden  können  oder  nicht  beabsichtigt  worden 
ist.    Dass  die  Strafe  ihrem  Betrage  nach  nicht  immer  eine  höhere  zu  sein 
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braucht,  ergibt  sich  schon  daraus,  das«  das  in  den  §§  3  und  18  festgesetzte 
Strafminimum  nur  20  Mark  beträgt. 

Zum  Schlüsse  wollen  wir  noch  einen  Blick  auf  die  Behandlung  des  Zoll- 
und  Steuer-Strafrecht«  werfen.  Gerade  hier  hatte  sich  dem  Verfasser  ein  er- 
giebiges und  dankbares  Feld  der  Thätigkeit  geboten,  denn  es  ist  eine  bekannte 
Thatsache,  dasa  die  Behandlung  der  vorliegenden  Materie  bisher  eine  ausser- 
ordentlich dürftige  gewesen  ist :  die  Strafrechtswisaenschaft  hat  sich  um  dieselbe 
fast  gar  nicht  gekümmert  und  auch  die  Finanzwissenscbaft  ist  ihr  nicht  gerecht 
geworden.  Leider  hat  der  Verfasser  nicht«  gethan,  um  diese  Lücke  auszufüllen. 
Seine  Darstellung  leidet  an  denselben  Mängeln  wie  die  Behandlung  des  Steuer 
recht«.  Nirgends  findet  sich  ein  prinzipielles  Eingehen  auf  die  Sache,  nirgends 
auch  nur  ein  leiser  Versuch,  die  Masse  der  Detail  bestitnmungen  auf  allgemeine 
Grundsätze  zurückzuführen.  Begriff  und  Wesen  der  Zoll  und  Steuervergehen, 
ihr  Verhältnis  zum  Betrüge  im  allgemeinen  strafrechtlichen  Sinne,  die  Art  der 
Strafen,  ihre  Bemessung  und  Höhe,  die  vielfach  vorkommenden  Schuldprä- 
sumtionen,  die  subsidiäre  Haftung  dritter  Personen  für  die  vom  Schuldigen 
verwirkten  Strafen,  die  Rückfallstrafen,  die  Verjährungsfristen,  alle  diese  dem 
Zoll-  und  Steuergebiete  so  eigentümlichen  Fragen  bleiben  unerörtert.  Verfasser 
beschränkt  sich  darauf,  bei  den  einzelnen  Steuergesetzen  einen  kurzen  Ueberblick 
über  die  strafrechtlichen  Bestimmungen  derselben  zu  geben  und  hie  und  da 
einzelne  gerichtliche  Entscheidungen  anzuführen,  welche  bald  der  Praxis  des 
früheren  preussischen  Obertribunals  und  des  Reichsgericht»,  bald  auch  nur  der 
des  letzteren  allein  entnommen  sind.  Sachliche  Gründe  für  die  Verschiedenheit 
dieses  Verfahrens  liegen  sicherlich  nicht  vor  -,  aber  auch  sonst  lassen  sich  gegen 
die  Art  und  Weise,  wie  die  Erkenntnisse  der  Gerichte  uns  vorgeführt  werden, 
mancherlei  Einwendungen  erheben.  Wir  wollen  hiefür  nur  ein  Beispiel  anführen. 

Bei  den  Eingangszeilen  gibt  Verfasser  eine  Zusammenstellung  von  14  Er- 
kenntnissen des  Reichsgerichts  S.  80—88.  Ausser  diesen  sind  aber  in  der 
bekannten  „Rechtsprechung  des  Reichsgerichts  in  Strafsachen*  noch  mindestens 
zwanzig  Entscheidungen  veröffentlicht,  welche  sicherlich  dasselbe  Interesse,  wie 
die  vom  Verfasser  angeführten,  in  Anspruch  nehmen  können.  Die  so  zahlreichen 
und  wichtigen  Entscheidungen  des  früheren  preussischen  Obertribunals  in  Zoll- 
strafsachen werden  gänzlich  übergangen.  Von  den  mitgeteilten  Erkenntnissen 
behandeln  zwei  —  unter  Nr.  4  und  6  —  denselben  Gegenstand:  die  Zuwider- 
handlung gegen  den  §  136  Nr.  5  Litt.  d.  des  Vereinszollgesetzes.  Der  Inhalt 
des  einen  —  vom  24.  Oktober  1881  —  ist  völlig  unverständlich  wiedergegeben, 
wenn  gesagt  wird,  dass  der  gedachte  Paragraph  sich  nicht  bloss  auf  den  Fall 
beziehe,  wo  jemand  während  des  Transports  von  den  Aufsichtsbeamten  betroffen 
werde,  sondern  auch  auf  den  Fall,  wo  nachweislich  ein  Transport  im  Grenz- 
bezirke ohne  Legitimationsschein  betroffen  wurde.  Es  muss  vielmehr 
heissen:  wo  nachweislich  ein  Transport  im  Grenzbezirk  ohne  Legitimationsschein 
stattgefunden  hat.  Obwohl  nun  beide  Erkenntnisse  auf  dieselbe  Strafthat  sich 
beziehen,  sind  sie  doch  nicht  miteinander  verbunden,  zwischen  beide  ist  vielmehr 
ein  anderes  Erkenntnis*,  welches  eine  Zuwiderhandlung  gegen  den  §  136  Nr.  7 
betrifft,  eingeschaltet  Ueberhaupt  fehlt  es  der  Zusammenstellung  an  jeder 
systematischen  Anordnung:  die  einzelnen  Erkenntnisse  sind  weder  chronologisch 
noch  nach  sachlichen  Gesichtspunkten  geordnet. 

Die  Bestimmung  im  §  165  des  Vereinszollgesetzes,  nach  welcher  die  Vor- 
schriften der  Bundesgesetze  hinsichtlich  des  Strafverfahrens  in  Kraft  verbleiben 
sollen,  veranlasst  den  Verfasser,  das  letztere  bei  den  Eingangszöllen  zu  behandeln. 
S.  90  ff.  Es  geschieht  dies  in  der  Weise,  dass  sowohl  die  im  Jahre  1836  auf 
der  ersten  Generalkonferenz  in  München  vereinbarten  Grundsätze,  das  Straf- 
verfahren in  Zollstrafsachen  betreffend,  sowie  die  §§  459  bis  469  der  Straf- 
prozessordnung vom  1.  Februar  1877  zum  Abdruck  gelangen.  Auf  eine  weitere 
Erörterung  des  Strafverfahrens  wird  nicht  eingegangen.  Die  vielen  Zweifel,  ob 
und  inwieweit  jene  Grundsätze  den  neueren  Reichsjustizgesetzen  gegenüber  noch 
in  Gültigkeit  sich  befinden  —  auf  die  Abhandlung  von  Arndt  in  der  Zeitschrift 
für  die  gesamte  Strafrechtswissenschaft  von  Liszt  und  Lilienthal.  Bd.  5  S.  227  ff., 
Finanzarchiv.  III.  Jahrg  935  31 
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sowie  die  mancherlei  Kontroversen,  welche  an  die  neueren  Bestimmungen  der 
Strafprozessordnung  sich  bereits  geknüpft  haben  —  cf.  die  eben  gedachte  Ab- 
handlung und  Voitus  in  Goltdammers  Archiv  für  Strafrecht,  Bd.  29.  S.  33  fl*.  — 
bleiben  vollkommen  unberücksichtigt. 

Im  7.  Abschnitte  wird  demnächst  die  Organisation,  im  8.  die  Statistik 
und  im  9.  das  Abrechnungswesen  der  Zoll-  und  Steuerverwaltung  behandelt. 
Der  10.  Abschnitt  hat  die  Uebergangsabgaben  und  die  Verbrauehssteuergrnppen, 
der  11.  die  Reichskontrolle  und  der  12.  die  Zoll-,  Handels-  und  Scbiffahrts- 
verträge  des  Deutschen  Reichs  mit  fremden  Staaten  zum  Gegenstande. 

Unser  Gesamturteil  über  da«  Buch  müssen  wir  dahin  zusammenfassen. 
daa8  dasselbe  einen  Anspruch  auf  wissenschaftlichen  Wert  nicht  erheben  kann, 
aber  auch  wegen  seiner  vielfachen  Mängel  als  Lern-  und  Lesebuch  denjenigen 
kaum  empfohlen  werden  kann,  welche  sich  mit  den  Zöllen  und  Steuern  de« 
Deutschen  Reichs  näher  vertraut  machen  wollen. 

Altona.  Dr.  Kinder v ate r,  Regierun gsrat. 


Theodor  Eglauer,  königl.  Finanzkominissär.  Das  österreichische 
Steuerstrafrecht.  Grundlagen  und  Reformvorsehläge.  Innsbruck, 
Wagner,  1886. 

Oesterreich  besitzt  in  seinem  »Strafgesetz  Über  Gefallsübertretungen* 
schon  seit  dem  Jahre  1835  eine  Spezialität,  eine  Kodifikation,  welche  die  Be- 
strafung der  Vergehen  gegen  die  meisten  auf  die  öffentlichen  Abgaben  bezüg- 
lichen Gesetze  und  zugleich  die  Regelung  des  einschlägigen  Verfahrens  zum 
Gegenstande  hat.  Dieses  umfangreiche  Gesetz  (es  umfasst  934  Paragraphen) 
ist  ein  echtes  Kind  der  vormfirzlichen  Zeit,  ein  treues  Spiegelbild  des  alt-öster- 
reichischen Bureaukratismus  mit  seiner  breitspurigen  Gründlichkeit  und  seiner 
wohlwollenden  Biederkeit,  die  aber  doch  des  Polizeisystems  nicht  entraten  zu 
können  glaubt  ,  vornehmlich  aber  mit  seinem  ängstlichen  Bestreben,  alles  und 
jedes  selbständige  Denken  überflüssig  zu  machen. 

Anfänglich  viel  bewundert,  wurde  dieses  Gesetz  mehrfach  kommentiert, 
in  einzelnen  Teilen  wissenschaftlich  behandelt  und  zum  obligaten  Lehr-  und 
Prüfungsgegenstand  an  den  österreichischen  Universitäten  gemacht.  Bald  aber 
erkaltete  das  Interesse  an  diesem  Strafkodex,  er  wurde  vom  Zeitgeist  rasch  über- 
holt, und  schon  seit  geraumer  Zeit  ragt  er  mit  seinen  starren  Formen  wie  ein 
Bauwerk  aus  längstvergangenen  Zeiten  in  die  modernen  Institutionen  hinein,  bei 
allen,  welche  nicht  in  unmittelbare  Berührung  mit  ihm  kommen,  kaum  ein  underes, 
als  ein  archäologisches  Interesse  hervorrufend.  Dementsprechend  versiegte  uueh 
schon  in  der  Mitte  der  1840er  Jahre  die  Litteratur  über  diesen  Gegenstand 
gänzlich,  das  Gefall  Strafgesetz  wurde  von  dem  Lehrplan  der  österreichischen 
Hochschulen  abgesetzt  und  geriet  ausserhalb  der  Finanzbehörden  nahezu  in 
Versehollenheit. 

Krst  mit  dem  Beginn  der  70er  Jahre,  nachdem  ein  frischer  refonna- 
torischer  Geist  in  die  Gesetzgebung  gedrungen  war,  erinnerte  man  sich  wieder 
des  alten  „Gefallstrafgesetzes- ,  diesmal  aber  nicht  mehr  um  es  zu  loben  und 
zu  interpretieren ,  sondern  um  es  anzugreifen,  um  für  seine  Reformierung  zu 
plaidieren.  Aber  auch  da  begegnen  wir  in  der  Litteratur  wie  im  politischen 
Leben  vorerst  nur  vereinzelten  und  schüchternen  Versuchen  und  erst  der  neuesten 
Zeit  blieb  es  vorbehalten,  mit  einiger  Knergie  gegen  unser  antiquiertes  Gesetz 
zu  Felde  zu  ziehen. 

Unter  d«n  Schriftstellern,  welche  sieh  an  dieser  Bewegung  beteiligen, 
müssen  wir  nun  dem  Verfasser  des  oben  genannten  Buches,  sowohl  was  Kifer 
als  auch  was  Sachkenntnis  betrifft,  dt-n  ersten  Platz  einräumen.  Schon  in  den 
Jahren  1881  82  veröffentlichte  er  in  der  „ Oesterreichischen  Zeitschrift  für  Ver- 
waltung" eine  Reihe  von  Artikeln  unter  dem  Titel:  „Beiträge  zur  Reform  des 
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österreichischen  Strafgesetzes  über  Gefällsübertretungen  *,  und  nun  liegt  uns  das 
genannte  Buch  vor,  in  welchem  Eglauer  in  erweiterter  und  vervollständigter 
Form  den  Inhalt  der  erwähnten  Artikel  wiedergibt.  Ks  ist  eine  gründliche  und 
wohldurchdachte  Arbeit,  die  umsomehr  Anerkennung  verdient,  als  sie  die  erste 
ist,  welche  an  unser  (leset/  in  systematischer  Weise  die  kritische  Sonde  legt 
und  ebenso  die  Reformvorschläge  systematisch  entwickelt.  Nebst  dem  Verdiensie, 
in  dem  Feldzuge  gegen  das  veraltete  und  fehlerhafte  Gesetz  als  Pionier  auf- 
zutreten, erwirbt  sich  Eglauer  aber  noch  ein  weiteres,  vielleicht  noch  grösseres 
Verdienst,  indem  er  es  unternimmt,  ein  wichtiges  theoretisches  Gebiet  aufzu- 
decken ,  das  bisher  fast  vollkommen  brachgelegen  war ,  nämlich  jenes  des 
Steuerstrafrechts  im  allgemeinen.  Dieser  interessante  Gegenstand  wurde  bisher 
nur  in  einigen  grösseren  theoretischen  Werken  über  Finanzwissenschaft  kurz 
berührt  u.  z.  meines  Wissens  nur  von  Hock,  Stein  und  relativ  noch  am  ein- 
gehendsten von  A.  Wagner;  der  Strafrechts-Litteratur  ist  er  vollkommen  fremd 
geblieben,  trotzdem  die  wissenschaftliche  Untersuchung  des  Steuerstrafrechts  so 
wie  jene  des  „ Verwaltungsstrafrechts "  überhaupt  manche  erhellende  Streiflichter 
auf  die  allgemeine  Strafrechtslehre  werfen  könnte.  Auch  in  dieser  Richtung 
bietet  nun  das  Eglauersche  Buch  viel  Treffliches  und  wirkt  im  hohen  Grade 
anregend. 

Die  Abhandlung  zerfällt  in  zwei  Teile ,  wovon  sieh  der  erste  mit  den 
Grundsätzen  des  Steuerstrafrechts  und  einer  allgemeinen  Kritik  der  österreichi- 
schen Kodifikation  beschäftigt  ;  dieser  Abschnitt  ist  fast  gänzlich  neu  gearbeitet: 
leider  wurde  an  ihn.  insbesondere  hinsichtlich  der  Anordnung  des  Stoffes,  nicht 
die  genügeude  Feile  gewendet.  Der  zweite  Teil,  welcher  zumeist  den  Inhalt 
der  früher  erwähnten  Artikel  wiedergibt  und  sofort  die  gründlichere  Durch- 
arbeitung erkennen  lässt,  entwickelt  hauptsächlich  die  Reform  Vorschläge,  unter- 
zieht aber  zugleich  auch  die  einzelnen  Rechtsinstitute  des  bestehenden  Gesetzes 
einer  eingehenden  Prüfung.  Den  speziellen  Teil  des  materiellen  Steuerstratrechts 
lässt  Eglauer  ausser  Betracht,  teils  weil  für  dessen  erschöpfende  Uehandlung 
Fachkenntnisse  erforderlich  sind,  die  ein  einzelner  kaum  zu  vereinen  vermag, 
teils  weil  der  Verfasser  die  begriff  liehe  Bestimmung  der  einzelnen  strafbaren 
Handlungen  und  die  Strafsanktionen  nicht  in  ein  allgemeines  Steuerstrafgesetz 
aufgenommen,  sondern  in  den  einzelnen  Steuergesetzen  festgestellt  wissen  will, 
wie  dies  ja  in  neueren  derartigen  Gesetzen,  auch  in  Oesterreich,  trotz  des  Be- 
standes eines  gemeinsamen  Strafgesetzes  für  notwendig  befunden  wurde. 

Kglauer  beginnt  mit  der  Erörterung  einer  Reihe  grundlegender  Begriffe, 
wobei  er  bis  auf  eine  Definition  des  Rechtes  zurückgreift;  ich  meine,  dues  er 
das  Wagnis.  Definitionen  zu  formulieren,  besser  unterlassen  hätte,  er  war  dabei 
nicht  sonderlich  glücklich.  So  definiert  er  das  Steuervergehen  als  „eine  vom 
Gesetz  mit  Strafe  bedrohte  Handlung  oder  Unterlassung  einer  willensfähigen 
steuerpflichtigen  Person,  wodurch  eine  (zu  Recht  bestehende)  Steuervorschrif't 
übertreten  wird".  Abgesehen  davon,  dass  die  ,.  Willensfähigkeit  *  der  Person 
an  der  objektiven  Qualifikation  der  Handlung  nichts  zu  ändern  vermag  und 
nur  die  Zurechenbarkeit  bedingt,  wäre  dieser  Definition  gegenüber  insbesondere 
hervorzuheben ,  dass  eine  grosse  Zahl  von  Gesetzesübertretungen  von  Personen 
begangen  wird,  welchen  gar  keine  Steuerpflieht  obliegt,  ohne  dass  man  sie 
deshalb  aus  der  Reihe  der  Steuerdelikte  ausscheiden  könnte;  auch  an  dem 
Ausdrucke  „Steuervorschrift '  Hesse  sich  übrigens  mäkeln. 

Nachdem  Eglauer  sodann  nachgewiesen .  dass  das  österreichische  Gefiill- 
strafgesetz  seine  Wirksamkeit  einerseits  auf  Delikte  ausgedehnt  hat,  die  eigentlic  h 
krimineller  Natur  sind,  andererseits  einige  wichtige  Gruppen  von  Steuervergehen, 
insbesondere  alle  jene .  welche  sich  auf  die  direkten  Steuern  beziehen,  nicht 
umfasst,  geht  er  (im  3.  und  4.  Kapitel)  zur  Untersuchung  des  Wesens  der 
Steuervergehen  und  Steuerstrafen  (NB.  nachdem  er  bereits  früher  Definitionen 
dafür  gegeben),  dann  des  Reehtsgrundes ,  der  Mittel  und  des  Zweckes  dieser 
Strafen  über.  Leider  ist  e*  mir  gegenwärtig  nicht  möglich,  die  diesfälligen 
Ansichten  Eglaners  eingehender  darzustellen  und  mich  über  einige  Punkte, 
welche  mir  nicht  haltbar  erscheinen,  mit  ihm  auseinanderzusetzen;  indem  ich 
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mir  vorbehalte,  in  einem  späteren  Zeitpunkte  der  von  ihm  gebotenen  Anregung 
zu  folgen,  muss  ich  mich  hier  auf  kurze  Andeutungen  beschränken.  Eglauer 
sieht  als  das  allen  Vergehen  Gemeinsame  den  Ungehorsam  gegen  eine  höhere 
Willensordnung  an,  die  Steuervergehen  haben  die  Besonderheit,  das«  der  Staat 
bei  ihrer  Bekämpfung  keine  moralische  Unterstützung  findet.  Aus  dem  Be- 
steucrungsrecht  fiiesst  das  weitere  Recht  des  Staates,  diejenigen  zu  strafen,  welche 
sich  jenem  Hechte  widersetzen;  die  Bestrafung  ist  ein  Gebot  der  Selbst  erhalt  ung. 
Der  Staat  droht  Strafen  an  und  vollzieht  sie,  um  den  übel  gesinnten  Steuer- 
pflichtigen zur  Einsicht  zu  bringen,  dass  es  für  ihn  klüger  sei,  den  ihm  auf- 
erlegten Verbindlichkeiten  nachzukommen;  deshalb  sollen  die  Strafen  derart 
bemessen  werden,  dass  auch  der  gewerbsmässige  Defraudant.  welcher  nur  selten 
ertappt  wird,  durch  die  Strafe  zu  materiellem  Schaden  komme,  dagegen  soll 
sie  auch  nicht  härter  sein,  als  zur  Erreichung  dieses  Zieles  erforderlich  ist ;  die 
Strafe  soll  also  nach  dem  Utilitätsprinzip  bestimmt  sein.  Die  Anwendbarkeit 
der  absoluten  Strafrechtstheorien  auf  diesem  Gebiete  perhorresziert  Eglauer 
mit  Entschiedenheit,  das  Präventionsprinzip  soll  allein  Geltung  haben ;  trotzdem 
aber  sagt  er  weiter:  „der  Zweck  der  Strafe  ist  die  Wiederherstellung 
der  durch  den  Ungehorsam  des  Einzelwillens  gestörten  staatlichen  Willens- 
ordnung und  zwar  durch  Repression  der  feindlichen  Willenskraft.*4 

Da  den  Steuervergehen  in  der  Regel  Gewinnsucht  und  zum  Teile  Un- 
achtsamkeit zu  Grunde  liegt,  und  da  der  Finanzzweck  der  Steuern  auch  bei  der 
Bestrafung  nicht  übersehen  werden  darf  (?),  erklärt  Eglauer  die  Vermögensstrafen 
als  die  natürlichsten  und  entsprechendsten  Mittel,  um  diese  Willensrepression 
zu  erreichen ;  nur  im  Falle  der  Uneinbringlichkeit  der  Geldstrafen  sollen  Freiheits- 
strafen angeordnet  werden ;  um  aber  diese  thunlichst  zu  vermeiden,  müssen  die 
Gegenstände  des  Steuervergehens  und  die  damit  in  verantwortlicher  Beziehung 
stehenden  Personen  haftbar  erklärt  werden. 

Als  charakteristisches  Merkmal  des  Steuervergehens  wird  der  offenbare 
und  zurechnungsfähige  Ungehorsam  gegen  ein  zu  Recht  bestehendes  Gebot 
oder  Verbot  bezeichnet. 

Die  Grenze  zwischen  jenem  Unrecht,  welches  als  strafwürdiger  Ungehorsam 
zu  betrachten  ist,  und  dem  einfachen  Steuerrückstand  ist  aber  nach  Eglauer 
so  schwankend,  dass  erst  durch  das  Strafgesetz  die  Rechtswidrigkeit  zum  Ver- 
gehen gestempelt  wird,  analog  wie  dies  hinsichtlich  des  Verhältnisses  zwischen 
civilem  Unrecht  und  krimineller  Handlung  der  Fall  ist.  Entgegen  der  Ansicht 
A.  Wagners  findet  Eglauer  in  den  Steuerdelikten  nur  ausnahmsweise  die 
charakteristischen  Merkmale  des  Betrugs,  wo  aber  ein  solcher  nach  den  all- 
gemeinen Strafrechtsbestimmungen  vorliegt,  da  soll  er  als  solcher  und  nicht 
als  Steuerdefraudation  geahndet  werden. 

Das  fünfte  Kapitel  enthält  eine  mit  grossem  Fleisse  gearbeitete  historische 
Skizze  der  Entwickelung  des  österreichischen  Steuerstrafrechts.  Wir  entnehmen 
ihr,  dass  die  ersten  Anläufe  zu  einer  Ordnung  des  Steueretrafwesens,  insbesondere 
des  Verfahrens,  in  die  Regierungsperiode  Maria  Theresia«  fallen,  in  welcher 
Zeit  aber  auch  die  sich  allmählich  steigernden  Strafen  die  grösste  Schärfe 
erlangt  hatten,  dann  dass  die  ersten  umfassenden  Straf bestiramungen  im  Zoll- 
patent vom  Jahre  1788  enthalten  waren;  sie  bildeten  die  Grundlage  für  die 
fernere  Ausbildung  des  Steuerstrafrechts,  aber  auch  für  die  Kasuistik,  welche 
sich  in  letzterem  breit  macht 

Weiterhin  befasst  sich  das  Buch  fast  nur  mehr  mit  der  kritischen  Be- 
leuchtung des  positiven  österreichischen  Gesetzes  und  mit  dessen  Reformierung. 
Die  Beurteilung,  welche  Eglauer  dem  Gesetze  im  ganzen  und  seinen  einzelnen 
Grundbestimmungen  angedeihen  lässt,  müssen  wir  im  allgemeinen  als  vortrefflich 
bezeichnen ;  wenn  er  dabei,  wie  ich  glaube,  hie  und  da  etwas  zu  milde  vorgeht 
und  sich  bei  den  Reformvorschlägen  in  einigen  Punkten  zu  wenig  von  den 
Grundsätzen  des  zu  reformierenden  Gesetzes  entfernt,  so  dürfte  dies  wohl 
hauptsächlich  darauf  zurückzuführen  sein,  dass  der  Verfasser  Finanzbeamter  ist 
und  dass  die  Mehrzahl  der  österreichischen  Finanzbeamten  berufsmässig  in  so 
inniger  Beziehung  zu  ihrem  Gefällstrafgesetze  steht,  dass  sie  sich  nur  schwer 
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jeden  Einflusses  des  dieses  Gesetz  beherrschenden  Geistes  erwehren  können. 
Was  dadurch  an  Objektivität  des  Urteils  verloren  geht,  wird  aber  (wenigstens 
im  vorliegenden  Falle)  durch  innige  Vertrautheit  mit  dem  Gegenstande  reichlich 
aufgewogen.  Deshalb  verübeln  wir  es  dem  Verfasser  nicht,  wenn  er  dem  be- 
rüchtigten „Ablassungsverfahren"  manches  Gute  nachzusagen  weiss  und  wenn 
er  auch  das  sonderbare  Institut  der  persönlichen  Haftung  für  die  einem  anderen 
auferlegte  Strafe  (wodurch  häutig  die  Strafe  gänzlich  vom  Schuldigen  auf  einen 
Unschuldigen  überwälzt  wird)  unter  gewissen  Beschränkungen  beibehalten 
wissen  will. 

Gegen  die  ganz  schauderhafte  Schwerfälligkeit  und  Kasuistik  des  öster- 
reichischen Gesetzes  hätte  Eglauer  aber  etwas  entschiedener  Stellung  nehmen 
können,  denn  sie  bilden  einen  der  Kardinalfehler  des  Gesetzes,  sie  beeinflussen 
auch  die  neuere  Gesetzgebung  und  bringen  es  mit  sich,  dass  jede  Aenderung 
in  der  administrativen  Gesetzgebung  neue  Straf  best  immungen  erforderlich  macht. 
Aber  schon  die  relativ  milde  Kritik  des  Verfassers  muss  vollauf  genügen,  um 
selbst  den  entschiedensten  Anhänger  unseres  Gesetzes  von  der  Richtigkeit  des 
von  Dr.  H.  Jaques ')  ausgesprochenen  Satzes  zu  überzeugen:  „Die  Reform  des 
Gefällstrafgesetzbuches  ist  nichts  anderes  als  eine  Aufhebung."  Ein  Strafgesetz, 
welches  den  Abgang  des  dolus  bloss  als  mildernden  Umstand  behandelt,  welches 
einen  »fahrlässigen  Versuch"  und  eine  »fahrlässige  Anstiftung"  kennt  und 
straft,  welches  die  zwei-  und  dreifache  Bestrafung  ein  und  derselben  Handlung 
anbefiehlt,  welches  an  dem  geheimen  und  schriftlichen  Inquisitionsprozesse  und 
an  strengen  Bewei**rcgeln  festhält,  welches  noch  die  Lossprechung  wegen  Mangel 
an  Beweisen  zulässt  u.  dergl.  kann  offenbar  nicht  rasch  genug  beseitigt  werden. 
Eglauers  Buch  trägt  seinen  redlichen  Teil  dazu  bei,  um  dies  zu  erweisen. 

Es  will  aber  im  Gegensatze  zu  Jaques  nicht  mit  dem  Grundsatze  brechen, 
dass  für  die  Behandlung  der  Steuerdelikte  ein  besonderes  materielles  und 
formelles  Strafgesetz  bestehe,  sondern  es  will  an  Stelle  des  aufzuhebenden  ein 
neues  vervollständigtes  und  verbessertes  derartiges  Gesetz  aufstellen  u.  z.  meines 
Erachtens  mit  vollem  Rechte,  da  die  Besonderheiten  des  Steuerstrafrechts  zu 
wesentlich  Bind ,  als  dass  man  sie  ohne  weiters  übergehen  könnte.  Wohl  aber 
verdient  es  volle  Anerkennung,  dass  Eglauer  bei  seinen  Reformvorschlägen  stets 
die  Fühlung  mit  den  analogen  Bestimmungen  des  allgemeinen  Strafrechts  zu 
erhalten  sucht.  Zum  grossen  Teil  müssen  auch  seine  Ausführungen  hinsichtlich 
der  wünschenswerten  Reform  als  ganz  zutreffend  bezeichnet  werden.  Unter  den 
Punkten,  in  welchen  ich  mich  mit  seinen  Anträgen  nicht  einverstanden  erklären 
kann,  möchte  ich  seine  Einteilung  der  Steuerdelikte  nebst  der  darauf  basierten 
Abstufung  der  Strafen  nennen,  insbesondere  aber  die  proponierte  ausschliessliche 
Anwendung  von  Vermögen sstrafen,  welche  nur  im  Falle  der  Uneinbringlichkeit 
durch  Freiheitsstrafen  ersetzt  werden  sollen.  Durch  dieses  Strafmittel  kann 
niemals  der  Erfolg  herbeigeführt  werden,  dass  die  Verwerflichkeit  der  Steuer- 
defraudationen  von  der  Volksmoral  anerkannt,  dass  auch  diese  Gesetzwidrigkeiten 
zu  unehrenhaften  Handlungen  gestempelt  werden.  Eine  gute  und  gerechte 
Steuergesetzgebung  vermag  dieser  Anschauung  wohl  das  Terrain  zu  ebnen, 
nicht  aber  sie  bei  der  grossen  Masse  festzusetzen;  das  letztere  wird  erst  der 
Fall  sein,  wenn  die  rechtlichen  Folgen  des  dolosen  Steuerdeliktes  dieselben  sind, 
wie  jene  einer  unrechten  Handlung,  welche  die  Volksmoral  schon  jetzt  ver- 
dammt. Erst  dann  wird  die  Erwägung,  ob  man  einem  Steuergesetz  nachkommen 
soll,  aufhören,  ein  Rechenexempel  zu  sein,  erst  dann  wird  der  Schmuggel  und 
die  Verheimlichung  für  gewisse  Leute  nicht  mehr  ein  anständiges,  höchstens 
riskiertes  Bereicherungsmittel,  für  andere  nicht  mehr  einen  Sport  bilden. 

Graz,  im  Juni  1886.  Dr.  von  Myrbach. 


')  Die  Reform  des  österr.  Gefäll-Strafgesetzes-,  Vortrag  etc.  Wien,  1885. 
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Dr.  J  u  1  i  u  s  von  R  o  s  c  h  ra  a  n  n  -  H  ö  r  b  u  r  g.  Der  Bodenwert  Oester- 
reichs. Eine  volkswirtschaftlich  -  statistische  Studie.  Wien, 
Holder,  1885. 

Das  reiche  Material,  welches  in  dem  österreichischen  Grundsteuerkataster 
niedergelegt  ist,  musste  naturgeinäss  die  Statistiker  zur  wissenschaftlichen  Aus- 


nächst  Professor  von  Jnama-Sternegg  in  der  Schrift:  „Die  definitiven  Ergeb- 
nisse der  Grundsteuerregelung  in  Oesterreich"  (Wien  1884)  eine  interessante 
statistische  Studie  geliefert .  deren  Schwergewicht  in  einer  Vergleichnng  der 
neuesten  Agrikultur-Verhältnisse  Oesterreichs  mit  jenen,  welche  im  stabilen 
Kataster  und  in  den  Grundsteuerprovisorien  zum  Ausdruck  gebracht  wurden, 
liegt,  die  sich  also  vorwiegend  mit  den  inzwischen  eingetretenen  Veränderungen 
befasst.  Die  hier  zu  besprechende  Arbeit  von  Roschmauns  hat  sich  ein  von 
dem  obigen  ganz  abweichendes  Ziel  gesetzt,  sie  will  den  Wert  des  gesamten 
Immobilarbesitzes  in  Oesterreich  in  möglichst  exakter  Weise  feststellen  und  da- 
neben durch  eingehende  Vergleichung  der  Verhältnisse  in  den  einzelnen  Pro- 
vinzen ein  übersichtliches  Bild  der  ökonomischen  Lage  des  Staates  liefern.  Der 
Verfasser  hat  seine  Aufgabe  mit  Ernst  erfasst  und  auf  ihre  Lösung  viel  Geist 
und  Fleiss  verwendet,  er  hat  aber  den  Fehler  begangen,  sich  ein  von  vornherein 
unmöglich  lösbares  Problem  zu  stellen,  denn  es  ist  nicht  nur  ein  vergebliches 
Beginnen,  den  Bodenwert  aus  einem  Parzellenka taster  berechnen  zu  wollen, 
sondern  es  ist  u.  K.  überhaupt  die  Ermittelung  des  Kapitalwertes  des  gesamten 
lmmobilnrbesitzes  eines  Landes  eine  unlösbare  Aufgabe.  Hätten  wir  daran  je 
gezweifelt,  so  würde  uns  der  Verfasser  durch  seine  Auseinandersetzungen  über 
das  Wesen  des  Wertes,  welche  er  der  statistischen  Untersuchung  vorangeschickt 
hat,  davon  selbst  am  vollständigsten  überzeugt  haben. 

Nach  einem  kurzen  Ueberbliek  über  die  Anlage  der  österreichischen 
Grundsteuerkataster  seit  dem  ceusimento  milanese  schreitet  Koschmann  zur 
Untersuchung  der  „nationalökonomischen  Grundsätze  für  die  Bodenbewertung.* 
In  diesem  Abschnitte,  welcher  zahlreiche  treffliche  Beobachtungen  enthält,  wird 
zunächst  betont,  dass  die  Bedeutung,  welche  Grund  und  Boden  für  ein  Volk 
besitzt,  unmöglich  nach  dem  Verkehrswerte  des  Bodens  gemessen  werden  könne; 
denn  diese  Bedeutung  liegt  nicht  in  der  Vertausehbarkeit ,  in  dem  Warencha- 
rakter des  Bodens,  sondern  in  der  Rolle,  die  er  als  Prodnktivmittel  spielt :  nur 
die  Nutzung  des  Bodens  ist  es.  die  ihm  Wert  verleiht  und  darum  muss  auch 
bei  der  Bewertung  des  Bodens  auf  seine  Güterfunktion,  auf  den  von  ihm  dauernd 
gespendeten  Nutzen  zurückgegangen  werden. 

Der  Wert  eines  Gutes,  d.  i.  „das  Interesse,  welches  wir  an  der  wirtschaft- 
lichen Beherrschung  desselben  als  Zweckmittel  hegen*,  fusst  nach  der  sehr 
richtigen  Bemerkung  des  Verfassers  auf  der  objektiv  gegebenen  Funktion  des- 
selben und  seine  Grösse  ist  abhängig  von  der  Vorstellung  de«  Individuums  über 
die  Intensität  der  Funktion  des  Gutes.  Eine  Fixierung  der  Grösse  des  Wertes 
in  einem  bestimmten  Masse  können  wir  aber  nur  dann  vornehmen .  wenn  wir 
imstande  sind,  für  den  Effekt  der  Funktion  eine  solche  Fixierung  vorzunehmen. 
Das  ist  aber  nur  dort  der  Fall ,  wo  der  Effekt  der  Güteranwendung  an  Gütern 
gegenständlich  zu  Tage  tritt  Darum  lässt  sich  diese  Messung  bei  den  von 
Koschmann  nach  der  Art  der  Funktion  in  drei  (»nippen  eingeteilten  Kategorien 
von  Gütern  —  a.  Gebranchsgüter  mit  Gebrauchswert,  b.  Tauschgüter  mit  Tausch- 
wert und  c  Produktivgüter  mit  Produktivwert  —  nur  in  sehr  ungleicher  Weise 
durchführen.  Da  die  Bedeutung  der  Güterfunktion  wieder  das  Produkt  ist  aus 
der  „Wichtigkeit  (wohl  Dringlichkeit.?)  der  Bedürfnisse  einerseits  und  der  Taug- 
lichkeit des  Gutes  und  Abhängigkeit  von  diesem  anderseits* .  welche  Momente 
ihrerseits  wieder  da«  Produkt  einer  grossen  Reihe  persönlicher  und  gegenständ- 
licher, oft  nur  äusserst  schwierig,  oft  gar  nicht  exakt  fixierbarer  und  messbarer 
Beziehungen  und  Verhältnisse  sind,  so  ist  die  Aufstellung  eines  allgemein  an- 
wendbaren Wertmassstabes  bei  den  Gebrauchsgütern  schon  deshalb  unmög- 
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lieh,  weil  es  nicht  gelingen  kann,  die  abstrakte  Wichtigkeit  jeder  Gattung  von 
Bedürfnissen  absolut  zu  fixieren. 

Bei  den  Tauschgütern  gewinnen  wir  durch  die  Anwendung  des  Geldes 
ahi  tertium  coniparationis  wenigstens  ein  relatives,  nämlich  für  alle  Personen 
von  gleichartiger  ökononüsch-socialer  Stellung  anwendbares  Wertmass. 

Bei  der  dritten  Gruppe,  den  Produktivgütern,  ist  der  Effekt  ihrer 
Funktionen  immer  an  ein  Objekt  gebunden,  und  damit  wäre  allerdings  ein  Sub- 
strat für  die  Messung  gegeben,  dagegen  tritt  die  nach  den  eingehenden  Erör- 
terungen Koschmanns  gegenwärtig  kaum  zu  lösende  Frage  auf,  »inwieweit  ein 
Kausalnexus  zwischen  der  Qualität  und  Quantität  dieser  Objekte  und  der  Funk- 
tion des  gemäss  dieser  zu  bewertenden  Gutes  besteht* ,  d.  h.  welcher  Teil  der 
Produkte  der  Mitwirkung  des  Kapitals  und  insbesondere  des  stehenden  Kapitals, 
hier  des  Bodens,  an  dem  Produktionsprozesse  zuzuschreiben  ist. 

Wenn  wir  uns  nun  auch  mit  dem  Verfasser  über  diesen  heiklen  Punkt 
hinwegsetzen,  indem  wir  annehmen,  dass  der  ermittelte  Katastral-Reinertrag, 
wenn  auch  nur  in  annähernder  Weise,  den  Anteil  des  stehenden  Kapitals  des 
Bodens  und  der  Gebäude,  am  Ertrag  des  unbeweglichen  Besitzes  darstellt  ,  in- 
dem „ wenigstens  der  Versuch  gemacht*  wurde,  die  Wertquote,  welche  den 
anderen  Produktionsfaktoren  (flüssiges  Kapital  und  Arbeit)  zukömmt ,  vom  Er- 
trage auszuscheiden,  so  tritt  uns  doch  die  weitere  Frage  entgegen,  ob  denn 
der  Gesamtertrag  selbst  bei  der  Katastrierung  in  exakter  Weise  fixiert  und 
gemessen  werden  konnte,  und  da  müssen  wir  schon  auf  Grund  der  früheren 
Auseinandersetzungen  Roschmanns  antworten:  Nein,  denn  die  landwirthschaft- 
liche  Produktion  liefert  nur  zum  kleineren  Teil  Tauschgüter,  zum  grösseren 
Teil  aber  Gebrauchsgüter,  und  auch  von  den  Nutzungen  der  Gebäude  bildet 
nur  ein  Teil  einen  (iegenstand  des  Verkehrs,  während  die  übrigen  derartigen 
Nutzungen  naturalwirtschaftlich  verzehrt  werden.  Da  uns  nun  aber  für  den 
Gebrauchswert  ein  absolutes  Mass  fehlt,  da  es  ferner  nicht  angeht,  einen  „ima- 
ginären Tauschwert*  auf  Güter  zu  übertragen,  deren  Funktion  in  der  unmittel- 
baren Befriedigung  von  Bedürfnissen  besteht,  so  dürfte  aus  den  vom  Verfasser 
selbst  gelieferten  Prämissen  der  Schluss  zu  ziehen  sein,  dass  es  unmöglich  ist, 
für  ein  zum  grossen  Teil  noch  in  der  Naturalwirtschaft  befindliches  Land  eine 
Bewertung  des  Bodens  vorzunehmen,  welche  ihren  Ausdruck  in  einer  absoluten 
Ziffer  fände.  Sollte  noch  irgend  ein  Zweifel  über  die  Richtigkeit  dieses  Satzes 
bestehen ,  so  lese  man  nach ,  was  der  Verfasser  selbst  (S.  24 — 29)  über  die  Un- 
zulässigkeit sagt  ,  die  in  Tirol  bestehenden  Marktpreise  der  Bodenprodukte  als 
Grundlage  für  die  Feststellung  des  Bodenertrags  überhaupt  in  diesem  Lande 
anzunehmen.  Roschmann  führt  da  in  sehr  zutreffender  Weise  aus,  dass  unsere 
Katastrierungsmethode  zu  einer  argen  Bedrückung  des  noch  tief  in  der  Natur- 
wirtschaft steckenden  Tiroler  Bauers  geführt  hat.  Offenbar  ist  er  ein  genauer 
Kenner  der  Verhältnisse  Tirols:  hätte  er  an  die  Ziffern  des  Katasters  auch  hin- 
sichtlich anderer  Kronländer  die  kritische  Sonde  mit  gleicher  Sorgfalt  und 
gleicher  Sachkenntnis  gelegt,  er  wäre  wahrscheinlich  dazu  gelangt,  den  Wert 
des  österreichischen  Grundsteuerkatasters  näher  zu  erörtern ,  anstatt  auf  die 
Daten  dieses  Katasters  eine  Bewertung  des  Bodens  aufzubauen  und  aus  dieser 
noch  weitere,  auf  die  ökonomischen  Verhältnisse  des  Staates  bezügliche  Kon- 
sequenzen zu  ziehen.  Roschmann  hat  dies  nun  aber  doch  unternommen  und 
zwar  in  der  Weise,  dass  er  bezüglich  der  Kulturflächen  die  Katastralreinerträg- 
nisse,  bezüglich  der  hauszinssteuerpflichtigen  Gebäude  den  ermittelten  steuer- 
pflichtigen Zinsertrag  nach  Abzug  der  gesetzlichen  Erhaltungs-  und  Amortisa- 
tionsquofe  und  bezüglich  der  hausklassensteuerpflichtigen  Gebäude  einen  imagi- 
nären Zinswert,  welcner  der  Klassensteuer  entsprechen  würde  —  wenn  sie  eben 
eine  Hauszinssteuer  wäre  —  zu  5  Prozent  kapitalisierte,  was  aber  auch  wieder 
nicht  ganz  im  Einklänge  mit  seinen  theoretischen  Voraussetzungen  steht.  Ab- 
gesehen von  den  prinzipiellen  Bedenken  gegen  den  ganzen  Versuch  im  allge- 
meinen, möchten  wir  noch  folgendes  im  speziellen  bemerken :  1)  Dass  die  Kata- 
st ralerträgnisse  den  wirklichen  nicht  nur  »kaum  irgendwo  völlig  gleichkommen*, 
sondern  hinter  den  letzteren  ganz  entschieden  weit  zurückbleiben.    Das  wird 
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nicht  nur  durch  die  effektiven  Pachtzinse  erwiesen,  welche  nach  den  Katastral- 
operationen  im  Durchschnitt  nahezu  doppelt  so  hoch  sind,  als  die  Kataatralerträg- 
nisse, ')  sondern  auch  dadurch,  dass  wenigstens  in  einigen  Ländern  die  Grund- 
steuer nicht  gar  zu  schwer  getragen  wird,  obgleich  der  Landwirt  an  Staats-, 
Landes-,  Bezirks-  und  Kommunalabgaben  selten  weniger,  häufig  aber  bedeutend 
mehr  als  die  Hälfte  seines  Katastralreinertrags  zu  zahlen  hat,  und  endlich  die 
Höhe  des  Hypothekenlastenstandes,  wonach  die  sämtlichen  Liegenschaften  min- 
destens bis  zur  Hälfte  ihres  Wertes  verschuldet  sein  niüssten.  Dem  Referenten 
liegt  zufällig  gerade  der  Bericht  der  Handelskammer  in  Bozen  für  1880  vor, 
darin  (S.  85  und  85)  ist  der  Wert  der  im  Kammerbezirk  in  diesem  Jahr  ge- 
wonnenen Forstprodukte  mit  2,768,800  fl.  veranschlagt.  Da  die  Forste  dieses 
Bezirks  nur  367,397  Hektar,  d.  i.  35  Prozent  des  gesamten  Waldlandes  in  Tirol 
umfassen,  so  könnte  man  mit  Rücksicht  auf  die  begünstigten  Absatzverhältniste 
dieses  Bezirks  den  Bruttoertrag  der  Forstprodukte  von  ganz  Tirol  etwa  auf 
71 2  Mill.  fl.  veranschlagen.  Entspricht  diesem  Bruttoertrag  etwa  der  Kutastral- 
reinertrag  von  865,197  fl.  60  kr.  und  der  von  Rosciimann  angenommene  Kapi- 
talwert von  17,303,952  fl.?  2)  Dass  bei  den  Gebäuden  in  jenen  Orten,  welche 
dem  Hauszinssteuersatze  von  26*  s  Prozent  unterliegen,  der  vom  Gesetze  fest- 
gestellte 15-prozentige  Abzug  anerkanntermassen  nicht  ausreicht,  um  die  effek- 
tiven Erhaltungskosten  zu  decken,  dass  also  hier  die  Bewertung  mit  Zugrund- 
legung  des  sog.  „ steuerpflichtigen  Reinertrags"  entschieden  zu  hoch  ausfüllen 
muss.  3)  Dass  für  eine  Bezifferung  des  Nutzungswertes  der  hausklassensteuer- 
pflichtigen  Gebäude  absolut  jeder  verlässliche  Anhaltspunkt  fehlt  und  dass  ea 
insbesondere  ganz  willkürlich  ist,  denselben  aus  der  nach  der  Zahl  der  Wohn- 
räume bemessenen  Klassensteuer  und  zwar  nach  Analogie  der  Besteuerung  nach 
dem  Zinsertrag  konstruieren  zu  wollen,  denn  zwischen  dem  Werte  dieser  Gebäude 
oder  ihrer  Nutzungen  und  der  Klassensteuer  besteht  nicht  der  mindeste  Zu- 
sammenhang. 4)  Dass  die  Annahme  eines  Zinsfusses  von  5  Prozent  bei  der 
Kapitalisierung  der  Ertragnisse  ebenfalls  auf  einer  nicht  zulässigen  Verallge 
meinerung  beruht,  auch  hier  hat  der  Verfasser,  seinem  leitenden  Prinzip  ent- 
gegen, eine  vom  Verkehr  gebildete  Grösse  auf  Objekte  übertragen,  welche  voll- 
kommen ausser  dem  Verkehr  stehen,  und  er  hat  dabei  noch  unberücksichtigt 
gelassen,  dass  thatsächlich  gerade  für  Immobilien  in  der  Regel  eine  weit  höhere 
Kapitalzahlung  bewilligt  wird ,  als  das  zwanzigfache  des  Jahresreinertrags. 
Sollte  damit  das  wirtschaftliche  Leben  einen  Fehler  begehen? 

Nach  dem  vorausgeschickten  it»t  es  wohl  verzeihlich,  wenn  wir  auf  jene 
ziffermässigen  Resultate  der  Untersuchung,  welche  die  Bewertung  des  Bodens 
und  der  Gebäude  zum  Gegenstande  haben,  oder  welche  auf  solchen  Bewertungen 
fussen,  nicht  näher  eingeben,  wir  können  ihnen  eben  eine  ernstliche  Bedeutung 
nicht  beilegen  und  zwar  sowohl  den  absoluten  als  auch  den  meisten  relativen 
Ergebnissen  nicht,  weil  die  Differenz  zwischen  dem  wahren  und  dem  Katastral- 
ertrag  durchaus  keine  gleichmässige  zu  sein  scheint  und  weil  die  Zusammen- 
fassung von  Ziffern,  welche  auf  so  verschiedener  Grundlage  gewonnen  sind,  wie 
es  hinsichtlich  der  landwirtschaftlichen  Erträgnisse  einerseits  und  der  Erträgnisse 
der  verschiedenen  Arten  von  Wohngebüuden  andererseits  der  Fall  ist,  ganz 
verschobene  Bilder  geben  muss.  Wir  werden  uns  nunmehr  auch  über  die  Ur- 
sache des  im  ersten  Moment  vielleicht  etwas  verblüffenden  Verhältnisses  zwischen 
den  vom  Verfasser  ermittelten  Ziffern  für  den  Wert  des  gesamten  Kulturlandes 
(32Ü9  Mill,  fl.)  und  jenen  für  den  Wert  der  Wohngebäude  allein  (rund  3198  Mill,  fl.) 
klar  sein,  sowie  wir  uns  auch  darüber  nicht  wundern,  dass  jeder  dieses  Problem 
behandelnde  Statistiker  zu  einem  von  den  übrigen  weit  abweichenden  Ergebnis 
gelangt  (es  hat  Jnama  in  der  erwähnten  Schrift  mit  Zuhilfenahme  der  Pacht- 
zinse den  Kapitalwert  des  Kulturlandes  allein  unter  grossen  Vorbehalten  auf 
mnd  4265  Mill.  fl.  veranschlagt,  Filimeyer  gar  auf  7228  Millionen  fl.). 

Zum  Glück  beschränkt  sich  Roschmann  nicht  auf  solche  Untersuchungen, 
welche  auf  die  schwankende  Grundlage  von  Ertrags-  und  Kapitalbewertungen 


l)  Siehe  die  obenerwähnte  Schrift  von  Jnama-Sternegg,  S.  26. 
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basiert  sind.  Der  österreichische  Grund-  und  Gebäudesteuerkataster  enthält 
naturgemäß  auch  Daten,  welche  auf  fast  absolute  Richtigkeit  Anspruch  erheben 
dürfen,  so  das  Flächenausmass  und  die  Kulturgattung  der  Parzellen,  dann  die 
Zahl  der  durch  Vermietung  einen  Ertrag  abwerfenden  und  der  nur  vom  Eigen- 
tümer benützten  Wohngebäude,  sowie  die  Zahl  der  in  jede  Tarifklasse  einge- 
reihten hausklasseneteuerpflichtigen  Gebäude.  Diese  Daten  benützt  der  Verfasser 
zu  einer  Reihe  von  Untersuchungen  über  die  Verteilung  des  produktiven  und 
unproduktiven  Bodens,  und  der  verschiedenen  Kulturgattungen  in  den  einzelnen 
Provinzen,  er  beobachtet  insbesondere  das  Verhältnis  der  intensiven  zur  exten- 
siven Bodenkultur  und  gelangt  dabei  zu  höchst  beachtenswerten  Resultaten. 
Nicht  minder  interessant  sind  die  Ergebnisse  seiner  Berechnungen  über  die  Be- 
siedlungsverhältnisse und  über  die  Art ,  wie  die  Bevölkerung  in  den  einzelnen 
Teilen  des  Staates  ihr  Wohnungsbedürfnis  befriedigt.  Leider  kann  hier  auf 
diese  Ergebnisse  aus  Rücksicht  des  Raumes  nicht  näher  eingegangen  werden, 
doch  ruht  in  ihnen  das  Schwergewicht  der  ganzen  Arbeit,  auf  diese  Partieen 
hat  der  Verfasser  seinen  Fleiss  nicht  umsonst  angewendet.  Am  meisten  Aner- 
kennung verdient  unseres  Erachtens  die  oben  bereits  erwähnte  Studie  über  die 
landwirtschaftlichen  Verhältnisse  von  Tirol,  bei  welcher  die  Heranziehung  an- 
derweitigen statistischen  Materials  und  eigener  Beobachtungen  dazu  beigetragen 
hat,  um  die  Daten  des  Katasters  in  wirklich  fruchtbringender  Weise  verwerten 
zu  können  und  welche  in  der  richtigen  positiven  Bemerkung  gipfelt,  dass  nur 
ein  rationeller  Betrieb  der  Viehwirtschaft  bei  gleichzeitigem  Verzicht  auf  den 
prekären  Ackerbau  in  den  Hochlagen  zu  einer  wesentlichen  Verbesserung  der 
ökonomischen  Situation  dieses  reinen  Gebirgslandes  führen  könne. 

Graz  im  Jauuar  1886.  Dr.  Myrbach. 


F.  S.  van  Nierop.    Van   de   inkonistenbelasting  te  Amsterdam. 
Amsterdam  1886.    8°.    13  S. 

Die  vorstehend  genannte  kleine  Broschüre  des  Dr.  F.  S.  van  Nierop, 
Direktors  der  Aimterdarnschen  Bank,  behandelt  in  kurzer  und  übersichtlicher 
Form  die  Entwickelung,  welche  die  städtische  Einkommensteuer  in  Amsterdam 
seit  ihrer  letzten  Umgestaltung  erfahren  hat.  Die  Resultate,  die  sich  hierbei 
ergeben,  sind  auch  für  den  deutschen  Leser  von  Interesse. 

Die  städtische  Einkommensteuer  wurde  am  1.  Mai  1877  in  Amsterdam 
eingeführt.  Ihre  Grundlage  war  das  jährliche  Reineinkommen  der  Steuer- 
pflichtigen. Letztere  wurden  in  Klassen  eingeteilt  und  hatten  immer  nur  den 
Anfangsbetrag  der  Klasse,  zu  der  sie  gehörten,  zu  zahlen,  ähnlich  wie  bei  der 
preussischen  Klassenstcuer.  Von  dem  Betrag,  für  den  sie  dementsprechend 
hätten  veranlagt  werden  müssen,  wurden  5  Prozent  für  ein  in  der  Familie 
wohnendes  minderjähriges  eigenes  Kind  oder  Enkelkind  und  3  Prozent  für  jedes 
weitere  derartige  Kind  in  Abgang  gebracht.  Die  Selbstdeklaration  war  Regel ; 
wo  die  eigenen  Angaben  ganz  unterblieben  oder  als  unvollständig  angesehen 
wurden,  geschah  die  Einschätzung  von  Amts  wegen.  Dem  Steuerpflichtigen  wurde 
deshalb  die  Frage  vorgelegt ,  ob  er  ein  eigenes  steuerpflichtiges  Einkommen 
besitze  und  in  welche  Klasse  er  nach  diesem  Einkommen  eingereiht  werden 
müsse,  und  ferner,  ob  er  die  Einschätzung  von  Amts  wegen  verlange. 

Diese  Steuer  blieb  in  Kraft  bis  zum  1.  Mai  1881  Die  Zweite  Kammer 
erklärte  sich  für  die  Oeffentlichkeit  der  Steuerbücher  und  dies  war  der  Anlass, 
weshalb  der  Gemeinderat  die  Einkommensteuer  im  Juni  1881  aufhob.  Er  war 
der  Ansicht,  dass  eine  Steuer,  deren  Hauptgrundlage  die  Selbstdeklaration  ist, 
nicht  mehr  angängig  sei,  sobald  die  Angaben  der  Steuerpflichtigen  nicht  mehr 
geheim  gehalten  werden  können.  Deshalb  wurde  zunächst  eine  Personalumlage 
eingeführt;  im  folgenden  Jahr  wurde  diese  durch  eine  neue  Einkommensteuer 
ersetzt,  die  sich  von  der  früheren  vornehmlich  in  folgenden  Punkten  unterschied: 
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1)  Die  Zahl  der  Klassen  ist  beinahe  verdoppelt,  da  die  älteren  weiten 
Grenzen  jetzt  enger  gezogen  wurden. 

2)  Das  „Kindergeld",  d.  h.  die  oben  erwähnten  Abzüge  für  minderjährige 
Kinder  sind  beseitigt. 

3)  Die  Veranlagung  der  Steuerpflichtigen  geschieht  von  Amts  wegen.  Dem 
Steuerpflichtigen  steht  es  frei,  diejenigen  Angaben  zu  inachen,  die  ihm  behufs 
Erzielung  einer  gerechten  Einschätzung  wünschenswert  erscheinen. 

Ob  die  in  diesen  Abweichungen  liegende  Annäherung  an  das  preussische 
Klassen-  bezw.  Einkomincnsteuersystem  ein  Fortschritt  war,  ergibt  sich  aus  den- 
jenigen Betrachtungen,  die  der  Verfasser  auf  Grund  der  thatsächlichen  Entwick- 
lung anstellt. 

Der  Ertrag  der  Steuer  war 

1877/78  bei  einer  Erhebung  von  2  Proz.  1163,1  Tausend  fl. 

1878/79   „  ,  „    3    „  1760,7 

187980   „  ,  „    3    „  1741.1 

1880/81  „  „  „    3     „  1755,0 

1881/82  (Personal-Umlage)   1909.9 

1882/83  bei  einer  Erhebung  von  3  Proz.  2062,6 
1883/84         ,  „         ,    3    ,  2040,0 

1884/85  .      „  „         „    2«/*,  1827,7      r       „  ') 

Auf  eine  Steuer  von  1  Prozent  berechnet,  stellt  sich  der  Ertrag  auf 
1877/78         581.5  Tausend  fl. 
1878/79  588.9 
1879/80  580.4 
18X0/81  585,0 
1881/82  636,6 
1882/83  687.5 
1883/84  680,0 
188485  664,6 
Bei  Beurteilung  dieser  Zahlen  ist  jedoch  zu  berücksichtigen,  dass  durch 
die  Abschaffung  des  Kindergeldes  und  die  Vermehrung  der  Klassen  naturgemäß 
ein  höherer  Steuerertrag  veranlasst  werden  rausste.    Unter  Berücksichtigung 
dieser  Umstände  und  unter  Zugrundlegung  eines  gleichen  Steuersatzes,  sowie 
unter  Berücksichtigung  der  Volksvermchrung  berechnet  der  Verfasser,  dass  der 
Ertrag  der  Steuer  folgende  Verhältniszahlen  aufweist; 

1877/78  =  100 
1878/79  -  99.65 
1879/80  =  95.31 
1880/81  =  93.40 
1881/82  =  98,09 
1882:83  =  92,2-! 
188384  =  88,52 
1884/85  =  85,30 

Die  seit  der  letzten  Aenderung  der  Steuer  fortgefallene  Verpflichtung 
der  Selbstdeklaration  ist  nach  dem  Verfasser  hierbei  nicht  ohne  Einfluss. 
Von  Amis  wegen  mussten  nämlich  eingeschätzt  werden 

1877  78  von  29.278  Veranlagten  871 

1878  79  „  31.629  „  339 
187980  r  33,913  „  165 
1880/81    „    33.847  „  140 

Die  nötigen  Angaben  wurden  also  in  immer  grösserem  Umfange  geboten, 
und  1880/81  war  die  Selbstangabe  fast  allgemein  geworden. 

Seit  der  neuen  Regelung  betrug  die  Anzahl  der  eingegangenen  Steuer- 
einschätzungsbriefe 

1882/83  38.460,  darunter  mit  Bezeichnung  einer  Steuerklasse  17.832 
1883/84    35.336,       ,  ,  „  ,  16.175 
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Dabei  hatten  von  den  16,175  Personen,  die  1883/84  eine  Klasse  angaben, 
nur  9738  dies  auch  in  1882/83  gethan.  und  von  den  19,101  Personen,  die 
1883/84  keine  Klasse  bezeichneten,  hatten  nur  12,855  dies  auch  im  Vorjahr 
unterlassen.  Ob  diejenigen,  die  1883,84  eine  Klasse  angaben,  obgleich  ßie  es 
ini  Vorjahr  nicht  gethan,  dies  nur  in  der  Absicht  thaten.  um  niedriger  einge- 
schätzt zu  werden,  und  ob  diejenigen,  die  1883  84  Stillschweigen  bewahrten, 
obwohl  sie  1882/83  die  Angaben  geliefert,  im  letzten  Jahr  höher  eingeschätzt 
ßind,  lässt  sich  aus  den  amtlichen  Publikationen  nicht  ersehen.  Doch  lässt  sich 
erkennen,  wieviel  von  den  Personen,  die  in  1882  83  und  1883  84  keine  bezw.  eine 
Klasse  bezeichnet  hatten,  gleich,  höher  oder  geringer  als  1882/83  veranlagt  wurden. 

Es  wurden  1883/84  veranlagt 

gleich  höher  niediger 

als  1882/83 

Personen.  Proz.  Personen.  Proz.  Personen.  Proz. 

a.  von  den  9738  Personen, 
die  in  beiden  Jahren  eine 
bestimmte  Klasse  ange- 

geben   7305      75,01       1083     11,12       1350  13,87 

b.  von  den  12,855  Personen, 
die  in  beiden  Jahren  keine 

Klasse  angegeben  .  .  8374  65,1  846  6,6  3635  28,3 
Diese  Zahlen  berechtigen  nach  dem  Verfasser  zu  der  Annahme,  das«  der 
Steuerertrag  verhältnismässig  höher  gewesen  wäre,  wenn  die  Selbstdeklaration 
bestehen  geblieben  wäre.  Auch  ohnedies  wäre  diese  Annahme  berechtigt. 
Wer  zu  hoch  eingeschätzt  ist,  wird  immer  reklamieren,  gleichviel,  ob  er  selbst 
deklariert  hat  oder  nicht ;  wer  niedriger  eingeschätzt  ist,  als  er  selbst  angegeben 
haben  würde,  wenn  man  ihn  gefragt  hätte,  wird  im  allgemeinen  Stillschweigen 
bewahren. 

Aber  noch  ein  anderer  Umstand  kommt  hierbei  in  Betracht.  In  den 
letzten  Jahren  war  in  der  Regel  der  Zuzug  nach  der  Stadt  stärker  als  die  Aus- 
wanderung aus  derselben;  das  steuerpflichtige  Einkommen  der  hinzugezogenen 
Personen  aber  war  kleiner  als  das  der  ansässigen  Bürger  und  auch  der  fort- 
gezogenen. Letzteres  Verhältnis  war  so  stark,  dass  seit  1878  79  regelmässig 
—  mit  Ausnahme  des  Jahres  1883/84  —  das  steuerfähige  Einkommen  der 
Hinzugezogenen  erheblich  geringer  war  als  das  der  Fortgezogenen,  obwohl  die 
Zahl  der  letzteren  geringer  war  als  die  Zahl  der  ersteren. 

Dieser  starke  Anwachs  von  schlecht  situierten  Leuten  hatte  einen  nicht 
zu  unterschätzenden  Einfluss  auf  den  Gesamtertrag  der  Einkommensteuer.  Um 
zu  erkennen,  wie  stark  dieser  Einfluss  sei,  berechnet  der  Verfasser,  in  welchem 
Verhältnis  der  Steuerertrag  unter  der  Voraussetzung  eines  gleichen  Stenerfusses 
in  den  einzelnen  Jahren  zu  1877/78  gestanden  haben  würde,  falls  die  fort-  und 
hinzugezogenen  Personen  ein  gleiches  Einkommen  wie  die  übrigen  Einwohner 
gehabt  hätten  und  stellt  daneben  die  schon  oben  erwähnten  Verhältnisziflern 
des  thatsächlichen  Steuerertrags  der  einzelnen  Jahre. 

Dies  ergibt  folgendes  Bild : 

v. -i,:;n^^-„v,i  n.,e  r>  a     Verhältniszahl  auf  Grund  der  Annahme, 

...  sonen  ein  relativ  gleiches  hinkommen 

a*  '  wie  die  übrigen  Einwohner  haben. 


1877/78 

100 

100 

1878,79 

99,65 

100,7 

1879  80 

95,31 

98,1 

1880  81 

93.40 

98,3 

1881/82 

98,09- 

105,9 

1882  83 

92,28 

101,7 

1883/84 

88,52 

99,3 

1884,85 

85,30 

96,0 
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Von  einer  dauernden  und  erheblichen  Abnahme  des  Volkswohlstandes  in 
dem  besprochenen  Zeitraum  kann  nach  dem  vorgeführten  Material  nicht  geredet 
werden;  nur  für  1879/80  und  eventuell  auch  für  die  letzten  8  Jahre  scheint 
dem  Verfasser  eine  derartige  Abnahme  aus  den  angegebenen  Zahlen  hervorzu- 
geben. Immerhin  ist  die  Erscheinung,  dass  der  Steuerertrag  trotz  zunehmender 
Bevölkerung  abnimmt,  um  so  bedenklicher,  als  die  Ausgaben  in  vielen  Zweigen 
mit  der  Zahl  der  Seelen  in  die  Höhe  gehen. 

Aachen.  Dr.  K.  van  der  Borgbt. 


G.  M.  Boissevain.    Gewono  en  buitengewone  uitgaven.   8*.   90  S. 
Amsterdam,  P.  N.  van  Kämpen  &  Zoon.  1886. 

Die  allgemein  anerkannte  Regel,  dass  in  jedem  Jahr  die  Kinnahmen  die 
Ausgaben  decken  müssen,  ist  durch  die  Einführung  der  Unterscheidung  zwischen 
»gewöhnlichen"  und  „außergewöhnlichen"  Ausgaben  verlassen  worden.  Diese 
Unterscheidung  führte  zur  Aufnahme  von  Anleihen  für  Ausgaben,  für  welche 
eine  gute  Finanzverwaltung  nur  Einnahmen  aus  den  Steuern  hätte  verwenden 
dürfen,  und  sie  veranlasste  manche  Ausgaben,  die  sehr  wohl  hätten  beschränkt 
oder  ganz  unterlassen  werden  können.  Dies  hat  sich  in  Portugal,  Rurs) and 
und  Frankreich  gezeigt.  Auch  in  den  Niederlanden  ist  jetzt  schon  seit  mehreren 
Jahren,  seitdem  die  „indischen  Beiträge*  in  Wegfall  gekommen  sind,  die  ge- 
nannte Unterscheidung  an  der  Tagesordnung  und  hat  in  letzter  Zeit  an  offizieller 
Stelle  eine  Auslegung  gefunden,  die,  wenn  sie  beibehalten  wird,  nach  Ansicht 
des  Verfassers  nachteilig  auf  die  Finanzen  und  die  socialen  Verhältnisse  der 
Niederlande  einwirken  muss. 

Damit  rechtfertigt  der  Verfasser  den  Versuch  einer  zusammenhängenden 
Darstellung  der  in  Rede  stehenden  Frage.  Er  scheidet  dabei  das  Gebiet  in 
zwei  Teile,  nämlich 

I.  Die  einschlägige  Geschichte  der  letzten  Jahre,  und 

II.  Die  Verhandlungen  der  jüngsten  Session  der  Generalstaaten. 

Da«  infolge  der  gesteigerten  Kriegskosten  auf  Sumatra  eingetretene  un- 
erwartete Ausbleiben  der  „indischen  Beiträge"  hatte  für  die  Jahre  1876/78  ein 
Deficit  von  38,865,000  fl.  zur  Folge.  Der  Finanzminister  Gleichnam  deckte 
dies  Defizit  aus  den  Ueberschüssen  früherer  Jahre,  aus  der  Ablösung  einer  An- 
leihe der  Amsterdam8chen  Kanalgesellschaft  und  aus  dem  Ertrag  der  Staats- 
anleihe pro  1878.  Der  Minister  sah  indes  ein,  dass  seine  Aufgabe  erst  damit 
begonnen  habe,  da  er  das  Ausbleiben  der  indischen  Beiträge  nicht  als  vorüber- 
gebend betrachtete.  Er  musste  desshalb  der  Frage  näher  treten,  welche  Staats- 
ausgaben durch  Steuern,  welche  durch  Anleihen  zu  decken  seien.  Bei  der  Ein- 
bringung des  Etatsentwurfes  pro  1879  stellte  sich  der  Minister  nun  auf  den 
Standpunkt,  dass  nur  zur  Deckung  der  Ausgaben  für  neue  Verkehrswege,  die 
zu  bleibenden  Hilfsmitteln  der  gesellschaftlichen  Produktion  bestimmt  sind,  An- 
leihen zulässig  seien.  Im  übrigen  sollten  die  bisher  in  der  Rubrik  „andere 
Ausgaben*  aufgeführten  aussergewöhnlichen  Ausgaben  durch  Steuern  gedeckt 
werden,  insbesondere  die  Ausgaben  für  Festungsbauten. 

Das  auf  diesen  Grundsätzen  beruhende  Programm  konnte  Gleichnam 
nicht  zur  Ausführung  bringen,  da  er  1879  durch  den  Professor  Dr.  S.  Visse- 
ring ersetzt  wurde. 

Vissering  fasste  die  ganze  Sachlage  nicht  so  ernst  auf,  wie  sein  Vor- 
gänger und  stand  hinsichtlich  der  Deckung  durch  Anleihen  auf  anderem  Stand- 
punkt als  Gleichnam.  Nach  ihm  kam  es  bei  dieser  Frage  nicht  ausschliesslich 
darauf  an,  ob  die  beabsichtigte  Ausgabe  produktiv  oder  unproduktiv  ist.  Er 
hielt  deshalb  auch  die  Ausgaben  für  Festungsbauten  für  solcne,  die  durch  An- 
leihen gedeckt  werden  können,  da  dieselben,  wenn  sie  auch  keinen  direkten 
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Ertrag  abwerfen,  doch  im  Interesse  des  Landes  nötig  sind  und  auch  den  spä- 
teren Generationen  zu  gute  kommen. 

Auf  diesem  Wege  ging  sein  Nachfolger,  der  Minister  van  der  Linden 
noch  weiter.  Kr  sah  nicht  nur  die  Verhältnisse  sehr  sanguinisch  an  —  er  lies« 
das  Defizit  zwischen  den  gewöhnlichen  Aufgaben  und  Kinnahmen  einfach  un- 
gedeckt in  der  Annahme,  dass  wie  in  den  letzten  Jahren  auch  fernerhin  der 
Ertrag  der  gewöhnlichen  Einnahmen  die  Erwartungen  überschreiten  werde,  — 
sondern  hielt  überhaupt  eine  strenge  und  prinzipielle  Unterscheidung  der  Aus- 
gaben, die  durch  Steuern  oder  durch  Anleinen  zu  decken  sind,  nicht  für  ange- 
bracht. Seiner  Meinung  nach  rechtfertigte  Bchon  der  Umstand,  dass  ein  Werk 
von  belangreichem  öffentlichem  Interesse  ist,  die  Inanspruchnahme  des  Staats- 
kredites  behufs  Aufbringung  der  erforderlichen  Mittel. 

Der  Minister  Grobbee,  der  ihm  im  April  1883  folgte,  rechnete  bei  dem 
Budgetvoranschlag  pro  1884  für  1883  und  1884  ein  Defizit  von  ca.  40  Mill.  fl. 
aus  (für  1884  allein  27  V»  Mill,  fl.,  darunter  7,6  Mill,  auf  Rechnung  der  gewöhn- 
lichen Ausgaben).  Diese  Zahlen  wurden  allerdings  von  vielen  für  zu  günstig 
gehalten.  Auch  machte  es  einen  schlechten  Kindruck,  dass  der  Minister  trotz 
dieser  Sachlage  wenig  auf  Ersparungen  bedacht  war.  Die  Vorschlage  der  Re- 
gierung hinsichtlich  der  Erhöhung  der  Einnahmen  aus  Steuern  fanden  keinen 
Beifall.  Der  Mangel  an  kraftiger  Leitung  bei  der  Regierung  und  die  durch 
Parteizersplitterung  hervorgerufene  Machtlosigkeit  der  II.  Kammer  bewirkten, 
dass  die  Streitfrage  auch  in  den  nächsten  zwei  Jahren  nicht  zur  Lösung  ge- 
bracht wurde. 

In  der  jüngsten  Session  der  Generalstaaten  war  die  Sachlage 
nun  folgende.  Von  1876 — 1885  betrugen  die  aussergewöhnlichen  Einkünfte 
153,506.000  fl..  (darunter  Anleihen  118,132,000  fl.);  die  aussergewöhnlichen  Aus- 
gaben betrugen  in  derselben  Zeit  143.994.000  fl. ,  also  ca.  10  Mill,  weniger  als 
die  aussergewöhnlichen  Einnahmen.  Unter  den  Ausgaben  sind  21,7  Mill.  fl. 
für  Festungsbauten ,  ca.  15,2  Mill.  fl.  für  Verbesserung  des  Rottcrdamschen 
Wasserwerkes  und  ca.  2,6  Mill.  Ü.  für  Verlegung  der  Maasmündung,  alles  Aus- 
gaben, die  nach  Ansicht  des  Verfassers  aus  den  gewöhnlichen  Einkünften  hätten 
gedeckt  werden  müssen,  so  dass  im  ganzen  ca.  49  Mill.  fl.  mehr  aussergewöhn- 
liche  Einnahmen  aufgebracht  sind,  als  nötig  war. 

Der  Budgetvoranschlag  pro  1886  wies  an  Einnahmen  117,655,760  fl.,  an 
Ausgaben  130.943.648  fl.,  also  ein  Defizit  von  13.287,888  fl.  auf.  Unter  den 
Ausgaben  wurden  als  aussergewöhnliche,  durch  Anleihen  zu  deckende  13,378,970  fl. 
aufgeführt '),  also  etwa  ebensoviel  wie  das  Defizit. 

Dies  Defizit,  vermehrt  um  die  noch  ungeregelten  Defizits  früherer  Etats- 
jahre und  vermindert  um  den  Saldo  der  jüngsten  Anleihe,  stellt  sich  nach  Ge- 
nehmigung der  vou  dem  neuen  Finanzminister  Bloem  beantragten  Stcuerer- 
erhöhungen  und  in  der  Annahme,  dass  von  dem  Kredit  für  Silberentmünzung 
auch  im  Jahre  1886  kein  Gebrauch  gemacht  werde,  definitiv  auf  ca.  12'/»  Mill.  fl. 
Dazu  würden  noch  ca.  32 Vs  Mill.  fl.  für  verschiedene  geplante  öffentliche  Werke 
treten,  so  dass  im  ganzen  ca.  65  Mill.  fl.  durch  Anleihe  zu  decken  wären.  Der 
Minister  Bloem  sprach  sich  hierbei  über  die  in  Rede  stehende  Frage  dahin 
aus ,  dass  seines  Ermessens ,  wenn  das  Landesinteresse  grosse  Werke  von  allge- 
meinem Nutzen  —  mögen  sie  nun  direkt  oder  nur  indirekt  produktiv  sein  — 
verlangt,  welche  einen  Aufwand  von  Millionen  erfordern  und  nicht  nur  dem 
gegenwärtigen,  sondern  auch  dem  zukünftigen  Geschlecht  zu  gute  kommen,  die 
erforderlichen  Mittel  nicht  lediglich  durch  steuern  aufgebracht  werden  könnten, 
dass  vielmehr  hier  eine  Anleihe  unter  der  Bedingung  einer  regelmässigen  Ab- 
lösung binnen  ca.  50 — 60  Jahren  angebracht  sei.  Er  schloss  sich  also  seinen 
Amtsvorgängern  an  und  war  mit  ihnen  der  Ansicht,  dass  jede  Scheidung  der 
grossen  öffentlichen  Werke,  deren  Kosten  nicht  bleibender,  sondern  „ablaufender" 


')  Und  zwar  für  den  Rottcrdamschen  Wasserweg,  für  den  Kanal  Amster- 
dam-Merwede,  für  Verlegung  der  Maasmündung,  für  Anlage  von  Staatseisen- 
bahnen.  für  Festungsbauten  und  für  Münzwesen. 
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Art  sind,  unbegründet  sei,  ebenso  die  Scheidung  in  produktive  und  unproduktive 
Werke.  Die  Anlage  oder  Verbesserung  eines  Wasserwegs,  der  Bau  eines  Hafens, 
einer  Eisenbuhn,  die  Anlage  von  Festungen  u.  s.  w.,  alles  das  seien  Werke, 
aus  denen  das  Land  auf  mehr  denn  30  Jahre  Nutzen  zieht.  Sei  nun  die  An- 
lage vieler  derartiger  kostspieliger  Werke  in  kurzer  Zeit  erforderlich,  und  wollte 
man  die  ganzen  Ausgaben  dafür  durch  Steuern  decken,  so  würde  dadurch  der 
Nation  eine  „ schier  unerträgliche  Last*  aufgebürdet,  eine  Last,  die  zum  Teil 
durch  ein  folgendes  Geschlecht  getragen  werden  kann  und,  soweit  dasselbe 
davon  Nutzen  zieht,  getragen  werden  muss. 

Der  Minister  erhob  in  den  Diskussionen  die  von  seinen  Vergängern  prak- 
tisch zur  Durchführung  gebrachte  Auffassung  zum  Grundsatz  und  vertrat  sie 
prinzipiell.  Die  seit  7  Jahren  geführte  Diskussion  über  die  vorliegende  Frage 
ist  nunmehr  zu  einem  gewissen  Kuhepunkt  gekommen,  ohne  dass  eine  wirkliche 
Lösung  der  Frage  erzielt  wäre. 

Nach  Ansicht  des  Verfassers  irrt  der  Minister  Bloem  in  zwei  Haupt- 
punkten: Er  irrt,  wenn  er  glaubt,  dass  durch  die  Deckung  aussergewöbnlicher 
Ausgaben  mittelst  Anleihen  das  gegenwärtige  Geschlecht  eines  Teiles  der  Last 
dieser  Ausgaben  enthoben  und  dass  dieser  Teil  auf  ein  zukünftiges  Geschlecht 
übergewälzt  werde;  er  irrt  ferner,  wenn  er  glaubt,  das  Kriterium,  ob  eine  Aus- 
gabe durch  Anleihen  gedeckt  werden  könne,  sei  nicht  darin  zu  suchen,  ob  eine 
Ausgabe  produktiv  oder  unproduktiv  sei,  sondern  darin,  dass  die  Ausgabe  für 
ein  grosses  Werk  von  Öffentlichem  Interesse  gemacht  werde,  aus  welchem  nicht 
nur  das  gegenwärtige  Geschlecht  Nutzen  ziehe. 

Zum  Beweise  dessen  führt  der  Verfasser  folgendes  an:  Der  Staat  kann 
nicht  wie  der  Privatmann  für  jede,  das  Budget  momentan  sehr  drückende  und 
auch  dem  folgenden  Geschlecht  zu  gute  kommende  Ausgabe  Anleihen  auf- 
nehmen, denn  bei  ihm  ist  der  Geldleiher  und  der  Geldnehmer  dieselbe  Person. 
Der  Staat  ist  die  Gemeinschaft  aller  Bürger:  ,1'etat  c'est  nous-memes."  Die  An- 
leihen und  Steuern  werden  durch  alle  Bürger  zusammen,  durch  die  Gemein- 
schaft aufgebracht.  Für  die  Gemeinschaft  als  solche,  in  ihrer  Einheit  betrachtet, 
macht  es  nichts  aus,  ob  die  Ausgabe  durch  Steuern  oder  durch  Anleihen  bestritten 
wird.  Denn  in  beiden  Fällen  müssen  die  Mittel  durch  die  Gemeinschart  auf- 
gebracht werden.  Für  die  staatliche  Gesellschaft  kann  also  die  Last  der  Aus- 
gabe nicht  auf  einen  längeren  Zeitraum  veiteilt  werden,  als  während  dessen  die 
Ausgabe  geschieht,  Nur  bei  jungen,  kapitalarmen  Staaten  erleidet  dieser  Satz 
eine  gewisse  Modifikation. 

Die  vielfach  verbreitete  irrtümliche  Auffassung  über  die  durch  Anleihen 
zu  deckenden  Ausgaben  beruht  auf  der  verkehrten  Ansicht  ,  dass  die  Steuern 
ein  notwendiges  Uebel  sind.  Aber  die  Zahlung  von  Steuern  ist  nichts  anderes, 
„als  die  Vergütung  für  genossene  Dienste."  Ein  Uebel  liegt  nur  dann  vor,  wenn 
„wir  Steuern  aufbringen  müssen,  wo  uns  keine  Dienste  erwiesen  sind".  Das 
Uebel  liegt  dann  an  der  falschen  Verteilung  der  Steuern. 

Weil  nun  für  die  Gemeinschaft  die  Ausgabe  sich  nicht  verschieben  lässt, 
so  ist  die  Art  und  Weise,  wie  die  Ausgabe  bestritten  wird,  von  grössteni  Ein- 
Öuss  auf  <lie  Wohlfahrt  des  Landes. 

Bei  der  Steuerzahlung  wird  aus  dem  Ertrage  eines  neuen  Produktes, 
welches  die  Frucht  des  gesamten  Gewerbfieisses  des  Volkes,  der  Zusammen- 
wirkung  von  Grund  und  Boden,  Kapital  und  Arbeit  ist,  an  den  Staat  ,  d.  h.  an 
das  Organ  der  Gemeinschaft  derjenige  Teil  des  neuen  Produktes  ausgekehrt, 
der  ihm  für  seinen  Anteil  an  dem  allgemeinen  GewerbHeisse  zukommt.  Die 
Dienstleistungen  des  Staates  gehören  zu  der  Totalsumme  der  jährlichen  Produk- 
tionskosten; sie  müssen  also  in  dem  neuen  Produkt  des  allgemeinen  (Jewerb- 
fleisses  ihre  Belohnung  finden.  Werden  hiefür  Anleihen  aufgenommen,  so  bleibt 
von  den  Früchten  des  Gewerbfieisses  ein  Teil  verfügbar,  der  grösser  ist  als  der 
wirkliche  Gewinn,  denn  es  hat  ein  Teil  der  Produktionskosten  in  dem  Ertrage 
des  Produkte«  keine  Vergütung  gefunden.  Vielmehr  ist  der  betreffende  Teil  der 
Produktionskosten  durch  Zuhilfenahme  des  Gesellschaftskapitals  gedeckt.  Uie- 
durch  wird  der  Anschein  erweckt,  als  ob  das  Gesellschaftseinkoumien  grösser 
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sei,  als  thatsächlich  der  Fall;  dadurch  nimmt  der  Konsum  grössere  Dimensionen 
an,  als  die  vorhandenen  Mittel  erlauben,  und  ferner  entsteht  dadurch  eine  Ka- 
pitalvernichtung, die  durch  Mehrersparnisse  infolge  der  Vergrößerung  des  Ein- 
kommens nicht  gedeckt  wird. 

Ferner  rauss  in  einem  geordneten  Steuerwesen  der  Druck  vornehmlich 
auf  den  Mehrvermögenden  und  Leistungsfähigeren  ruhen.  Wenn  man  nun  die 
Kosten  der  allgemeinen  Produktion  nicht  mittelst  der  Steuern  auf  das  gesamte 
gesellschaftliche  Einkommen  verteilt,  sondern  statt  dessen  Anleihen  aufnimmt, 
bo  kommt  dies  lediglich  den  Bestsituierten  zu  gute.  Ausserdem  führt  die  not- 
wendige Steuererhöhung  die  einen  zur  Einschränkung  ihres  Konsums,  die  an- 
deren zur  stärkeren  Kraftanspannung  behufs  Vermehrung  ihres  Verdienstes,  so 
dass  also  eine  Abnahme  der  Kapitalbildung  nicht  zu  befürchten  ist,  wenn  die 
betrettenden  Ausgaben  durch  Steuern  anstatt  durch  Anleihen  gedeckt  werden. 
Wenn  nun  der  Staat  die  Eisenbahnen  auf  dem  Wege  der  Verstaatlichung  über- 
nimmt, oder  sie  selbst  anlegt,  so  weiden  damit  bleibende  Hilfsmittel  des 
a  1  lg  em  ei  nen  Gewerbsf  1  eisses  geschaÜ'en.  die  nun  gebraucht,  aber  nicht 
verbraucht  werden.  Die  hiezu  nötigen  Mittel  auf  dem  Wege  der  Anleihen 
zu  beschallen,  ist  gerechtfertigt.  Die  Rente  dagegen  für  das  in  die  Eisenbah- 
nen gesteckte  Kapital,  die  durch  die  Bahnen  selbst  nicht  aufgebracht  wird,  muss 
aus  den  Früchten  des  allgemeinen  Gewerbstleisses ,  also  aus  dem  allgemeinen 
Einkommen  gedeckt  werden. 

Bei  Anleihen  für  wirklich  produktive  Anlagen  von  öffentlichem  Nutzen 
treten  die  vorerwähnten  Schäden  nicht  ein.  Die  Frage,  ob  eine  Ausgabe  pro- 
duktiv ist ,  oder  nicht,  muss  also  bei  der  Aufnahme  von  Anleihen  in  erster 
Linie  berücksichtigt  werden.  Wollte  man,  wie  der  Minister  Bloem,  alles  das 
durch  Anleihen  decken,  was  für  grosse,  in  nicht  nur  der  gegenwärtigen,  sondern 
auch  den  künftigen  Generationen  zu  gute  kommende  Werke  von  öffentlichem 
Nutzen  auszugeben  ist,  to  könnte  man  fast  alles  unter  diesen  Begriff  reihen, 
ein  Gebäude  für  dns  Ministerium  ebenso  wie  ein  Museum,  eine  Kaserne,  ein 
Gefängnis,  ein  Irrenhaus,  eine  Schule,  eine  Universität  etc. 

Derartige  Ausgaben,  die  überdies  bei  dem  Staat  Kegel  sind,  können  nicht 
durch  Anleihen  gedeckt  werden,  wie  bei  dem  Privatmann,  wo  entsprechende 
Ausgaben  nur  Ausnahmen  sind.  Die  Rentenzahlungen  würden  in  solchen  Fällen 
schwerer  auf  dem  gesellschaftlichen  Einkommen  lasten ,  als  die  direkte  Bestrei- 
tung durch  Steuern  jemals  gethan  hätte,  und  das  Einkommen  selbst  würde 
durch  Kapitalvernichtung  gelitten  haben. 

Von  den  Ausgaben,  die  nach  Ansicht  des  Ministers  unzweifelhaft  durch 
Anleihen  zu  decken  sind,  ist  zunächst  die  für  Fe s  t  u ng  s bau  tc  n  nach  Ansicht 
des  Verfassers  keineswegs  auf  dem  Wege  der  Anleihen  zu  bestreiten.  Denn 
diese  Ausgabe  ist  weder  direkt  noch  indirekt  produktiv,  sie  bringt  nichts  der 
Fruchtbarkeit  des  Gewerbfleisses  hinzu.  Wenn  man  diese  Ausgaben  mit  den 
Assekuranzprihnien  des  Kaufmanns  verglichen  hat.  die  insofern  produktiv  seien, 
als  sie  zur  Erhaltung  des  in  die  Güter  gesteckten  Kapitals  dienen,  so  ist  das 
ein  sehr  treffender  Vergleich.  Aus  ihm  folgt  aber  thatsächlich ,  dass  die  Aus- 
gaben für  Festungswerke  nicht  durch  Anleinen  zu  bestreiten  sind:  denn  jeder 
Kaufmann  bucht  die  Ausgaben  für  Versicherung  in  seiner  jährlichen  Gewinn- 
und  Verlustrechnung,  aber  nicht  in  seiner  Kapitalsrechnung,  l'eberdies  stellen 
sich  die  geplanten  Ausgaben  für  Festungswerke  doch  nur  als  Unterhaltungs- 
kosten für  den  Verteidigungszustand  des  Landes  dar.  Das  letztere  trifft  auch 
für  die  Ausgaben  behufs  Verbesserung  des  Rotterdamschen  Wasserweges  zu. 

Die  Kosten  der  Silherentmünzung  sind  ein  direkter  Verlust,  den  der 
Staat  sich  aufbürdet ,  um  einem  noch  grösseren  indiiekten  Verlust  für  den  all- 
gemeinen Gewerbtleiss  vorzubeugen.  Diese  Ausgabe  kann  also  ebenfalls  nicht 
durch  Anleihen  bestritten  werden. 

An  die  ziemlich  breite  Ausführung  dieser  (Gesichtspunkte  knüpft  der 
Verfasser  eine  Erörterung  darüber  an,  ob  es  wünschenswert  sei,  den  Budget- 
voranschlag zu  scheiden  in  ein  Budget  von  gewöhnliehen  und  ein  Budget  von 
aussergewöhnlichen  Einnahmen  und  Ausgaben.    Der  Verfii-ser  beschränkt  sich 
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hierbei  darauf,  durch  längere  Ciiate  aus  Reden  des  früheren  Ministers  Viasering 
und  des  französischen  Finanztnannes  Henri  Gennain  die  Frage  zu  verneinen. 
Ausserdem  soll  auch  nach  Ansicht  des  Verfassers  die  übliche  Scheidung  in  «Aus- 
gaben der  allgemeinen  Verwaltung*  und  , andere  Ausgaben* ,  die  nur  zu  Ver- 
schleierungen dient,  abgeschafft  werden.  Bezüglich  der  Deckung  durch  Anleihen 
verlangt  der  Verfasser,  dass,  sobald  die  Deckung  einer  Ausgabe  durch  Anleihe 
beschlossen  ist,  in  das  betreffende  Gesetz  selbst  ein  Artikel  aufgenommen  wird, 
wonach  die  betreffende  Ausgabe,  falls  es  nötig  ist,  durch  Anleihe  gedeckt  werden 
kann.  Alsdann  soll  die  Regierung  das  Mittel  zur  Deckung  der  Ausgabe  prin- 
zipiell in  der  Kammer  beleuchten  und  verteidigen,  damit  darnach  die  General- 
staaten sich  schlüssig  machen  können.  Jeder  Posten,  betreffs  dessen  ein  solcher 
Beschluss  nicht  gefasst  ist,  gehört  dann  zu  den  Ausgaben,  die  durch  die  gewöhn- 
lichen Einkünfte  gedeckt  werden  müssen. 

Dies  der  Inhalt  der  Schrift.  In  den  Grundgedanken  ist  die  Auffassung 
des  Verfassers  gewiss  anzuerkennen.  Es  kann  in  der  That  nicht  gleichgültig 
sein,  ob  die  Ausgaben,  für  welche  Staatsanleihen  aufgenommen  werden,  produktiv 
oder  unproduktiv  sind,  ob  sie  sich  als  Kapitalsanlagen  oder  nur  als  Unterhalts- 
kosten  bestehender  Einrichtungen  darstellen.  Die  ganze  Art  der  Begründung 
ist  aber  zu  wenig  durchgearbeitet  und  auch  zu  einseitig,  als  dass  sie  überzeugend 
wirken  könnte.  Ueberhaupt  ist  die  Anlage  der  Schrift  nichts  weniger  als 
glücklich.  Der  ganze  erste  Teil,  der  die  Entwicklung  der  letzten  Jahre  dar 
stellt,  ist  viel  zu  breit.  Thatsiichlich  kann  dieser  Teil  doch  nur  die  Bedeutung 
einer  Einleitung  haben,  da  die  eigentliche  Aufgabe,  die  der  Verfasser  sich  gestellt, 
die  Behandlung  einer  reinen  Prinzipienfrage  ist.  Auch  die  sehr  ausführliche 
Schilderung  der  Diskussionen  in  der  jüngsten  Session  der  Generalstaaten  hätte 
kürzer  gehalten  werden  müssen.  Der  Verfasser  hat  sich  mit  den  vorbereitenden 
Erörterungen  so  sehr  aufgehalten,  dass  er  sein  eigentliches  Thema  nur  ober- 
flächlich und  keineswegs  erschöpfend  behandelt.  Der  Mangel  an  selbständiger 
Arbeit  tritt  bisweilen  störend  hervor.  Die  Präzision  der  Ausdrucksweise  lässt 
mehrfach  zu  wünschen  übrig.  Alles  in  allem  trägt  die  Schrift  mehr  den 
Charakter  einer  zu  kurzem  Dasein  bestimmten  Broschüre  über  eine  Tagesfrage, 
als  einer  wissenschaftlichen  Untersuchung  von  dauernder  Bedeutung. 

Aachen.  Dr.  R.  van  der  Borght. 


Max  Seydel.  Bayerisches  Staatsrecht,  II.  Band,  München.  Litterar.  - 
artistische  Anstalt  (Theodor  Riedel)  1885.    581  S.1) 

Der  vorliegende  Band  des  Seydelschen  Werkes  behandelt  das  Verfassung»- 
recht  Bayerns,  indem  es  nach  einander  den  Landtag,  den  Reichstag,  die  Staats- 
behörden und  die  Reichsbehörden  darstellt.  Das  für  die  Finanzwissenschaft 
Wichtige  konzentriert  sich  naturgemäss  bei  einer  in  ihren  Grundzügen  staats- 
rechtlichen Materie  nur  auf  einige  Punkte. 

Was  zunächst  den  Landtag  betrifft,  so  ist  hervorzuheben,  dass  derselbe 
in  eine  erste  und  zweite  Kammer  sich  gliedert.  Die  Abgeordnetenkammer  hat 
zunächst  die  Anträge  über  die  Staatsauf  lagen  zu  empfangen.  Die  Regierungn- 
thätigkeit  wird,  soweit  nicht  das  Steuerbewilligungsrecht  des  Landtags  be- 
schränkend eingreift,  ausschliesslich  von  dem  Willen  des  Königs  bestimmt.  Die 
Stände  können  die  Bewilligung  der  Steuern  mit  keiner  Bedingung  verbinden. 
Der  Landtag  hat  daher  noch  viel  weniger  das  Recht  der  willkürlichen  Steuer- 
verweigerung, ein  Recht,  dessen  Besitz  in  der  That  die  parlamentarische  Re- 
gierungsform begründen  würde. 

Die  Kammer  der  Reichsräte  besteht  aus  erblichen  Reichräten  zwar 
in  unbeschränkter  Zahl;  der  König  ist  jedoch  in  der  Auswahl  der  zu  ernennenden 


')  Vergl.  Finanz  irchiv,  II.  Jahrgang,  Seite  536. 
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Personen  gesetzlich  beschränkt,  dadurcn,  dass  die  Fähigkeit  erblicher  Reichsrat 
zu  werden,  abhängig  ist  neben  dem  Besitze  der  Staatsangehörigkeit  und  des 
Adels  von  dem  Besitze  eines  mit  dem  Lehen  oder  fideikommissarischeu  Ver- 
bände belegten  Grundvermögens,  von  welchem  an  Grund-  und  Dominikaisteuern 
in  simplo  300  fl.  zu  entrichten  sind.1) 

Die  Bildung  der  A  b  g  e  o  r  d  n  e  t  e  n  k  a  m  m  e  r  ,  geschieht  bekanntlich  in 
indirekter  Wahl.  Um  Urwähler  zu  sein,  wird  auch  vorausgesetzt  die  Entrichtung 
direkter  Staatssteuern  seit  mindestens  6  Monaten.  Die  Abgeordneten  erhalten, 
wenn  sie  nicht  am  Orte  der  Versammlung  wohnen,  für  deren  Dauer  unter  Er- 
rechnung des  vorausgehenden  und  nachfolgenden  Tages  ein  Taggeld  von  10  Mark. 
Das  Taggeld  des  Abgeordneten  ist  kein  Entgelt  für  seine  Dienstleistung,  letztere 
ist  vielmehr  unentgeltlich  Es  ist  eine  Entschädigung  für  den  persönlichen  Auf- 
wand, welcher  den»  Abgeordneten  durch  die  Abwesenheit  von  seinem  Wohn- 
orte erwächst.  Es  liegt  im  Wesen  des  Taggeldes,  dass  es  nur  mit  Rücksicht 
auf  wirklich  geleistete  Anwesenheit  gewährt  wird;  die  Diätenzahlung  an  Beur- 
laubte wird  daher  eingestellt.  Die  Abgeordneten  haben  während  der  Landtags- 
versammlung, sowie  während  der  vorausgehenden  und  nachfolgenden  acht  Tage 
freie  Fahrt  auf  den  vom  bayerischen  Staate  betriebenen  Eisenbahnen  nach  den 
vei  ordnungsmäßigen  Bestimmungen  zu  beanspruchen.  Diese  freie  Fahrt  kann 
im  Wege  der  Vereinbarung  mit  den  betreffenden  Betriebsleitungen  auch  auf 
andere  Eisenbahnen  erstreckt  werden.  Die  Abgeordneten  erhalten  ferner  bei 
Beginn  und  bei  Beendigung  der  Landtagsversammlungen  für  die  Reise  zwischen 
dem  Wohn-  und  dem  Versammlungsorte,  soweit  dabei  nicht  die  Eisenbahnfrei- 
karte benutzt  werden  kann,  als  Reisekostenentschädigung  50  Pfennig  für  den 
Kilometer. 

Von  den  Ehrenämtern,  welche  die  Kammern  verleihen,  sind  hervorzu- 
heben die  Kommissäre  und  deren  Stellvertreter,  welche  zur  Ueberwachung  der 
<  ieschäftsführung  bei  der  Staatechuldentilgungskommission  von  den  Kammern 
zu  ernennen  sind.  Jede  Kammer  wählt  einen  Kommissär  und  einen  Stellvertreter 


•)  Die  Grundsteuer  vom  15.  August  1828/19.  Mai  1881  klassifiziert  die 
Grundstücke  nach  Bonitätsklassen  und  reduziert  deren  Erträgnisse  zur  gleich- 
förmigen und  unveränderlichen  Anwendung  auf  den  Kornpreis,  welcher  unver- 
änderlich auf  8  fl.  per  Scheffel  festgesetzt  wurde  —  jetzt  222,3  Liter  Korn  = 
13*7  Mark.  —  Die  Berechnung  ist  also  derartig,  dass  ein  mittel  jähriger  Ertrag 
von  '/s  Scheffel  Korn ,  oder  was  dem  gleich  geachtet  wird ,  von  einem  bayeri- 
schen Tagwerk  =  3407,27  Quadratmeter  eine  Klasse  darstellt.  Wird  also  von 
einem  Acker  gesagt,  er  habe  einen  mittleren  Jahresertrag  von  zwei  Scheffel 
Korn,  so  steht  dieser  Acker  in  der  10.  Bonitätsidasse,  d.  h.  er  erträgt  16  fl.,  und 
weil  jeder  Gulden  des  Ertrages  die  Grundlage  eines  Steuersimplums  ist,  so 
werden  von  diesem  Acker  16  Steuersimpla  entrichtet.  Die  Steuer  von  jedem 
solchen  Ertragsgulden  im  Betrage  von  1  kr.  nannte  man  ein  Steuersimplum. 
Angenommen  nun  der  Staat  erhebt  für  seinen  Bedarf  3  kr.  oder  9  Pf.  von 
dem  Gulden  des  Ertragswertes,  so  sngt  man,  er  erhebt  3  Steuersimplen.  Augen- 
blicks werden  jedoch  nur  8\io  Pf.  von  der  Einheit  der  Steuerverhältniszahl  er- 
hoben. Da  nun  zur  Fähigkeit,  Reichsrat  zu  werden  im  simplo  300  fl.  an  Grund- 
und  Dominikaisteuern  entrichtet  werden,  —  unter  Dominikairenten  werden  alle 
und  jede  ständige  sowie  unständige  Reichnisse  in  Geld  und  Naturalien  ver- 
standen, welche  dem  Rentenbesitzer  aus  dem  geteilten  Eigentum  fliessen.  Die 
Steuern  hieraus  heissen  Dominikaisteuern  —  so  wird  in  der  That  bei  der  Fähig- 
keit Reichsrat  zu  werden,  vorausgesetzt,  dass  der  Kandidat  mindestens  einen 
Ertrag  aus  seinen  Gütern  von  00X  300=  18000  fl.  habe.  Es  ist  jedoch  nicht 
notwendig,  dasa  dieser  Ertrag  aus  schuldenfreiem  Grundvermögen  stamme.  Es 
ist  vielmehr  nur  nötig,  dass  der  Betrag  von  25  fl.  Steuersimplum,  also  von 
00  X  25  =  1500  fl.  Ertrag  aus  den  Grundstücken  frei  von  Schulden  und  Lasten 
sei,  das  übrige  ist  als  Fideikommissübcrschuss  zu  betrachten,  welcher  zwar  im 
Grundvermögen  bestehen  muss  und  niemals  veräussert  oder  vermindert  werden 
darf,  übrigens  mit  Schulden  belastet  sein  oder  werden  kann. 

Fia»nx»rchiv.   III.  Jabrg.  951  32 
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desselben  sogleich  nach  der  Wahl  der  Ausschüsse.  Biese  Kommissäre  und  Stell- 
vertreter haben  ihre  Funktionen  auch  nach  Ablauf  der  Wahlperiode  und  selbst  im 
Falle  der  Auflösung  der  Abgeordnetenkammer  bis  zur  Ernennung  von  Nach- 
folgern fortzusetzen. 

Die  Kammer  der  Reichsräte  wühlt  unmittelbar  nach  Eröffnung  des  Land- 
tages auf  dessen  Dauer  sechs  Ausschüsse,  darunter  einen  zweiten  Ausscbuss  für 
Finanzen  mit  Einschluss  der  Staatsschuld  („ Finanzausschuß* ).  Die  Kammer  der 
Abgeordneten  wählt  mit  relativer  Mehrheit  für  die  Dauer  der  Session  fünf 
ständige  Ausschüsse  and  zwar  als  den  zweiten  einen  für  Gegenstände  der  Finanzen 
und  der  Staatechuld  (.Finanzausschüsse ') 

Nun  zu  den  Staatsbehörden.  Die  Befugnis  zur  Schaffung  der  Be- 
hörden, welche  bei  Erfüllung  der  Staatsaufgaben  notwendig  sind,  »ist  mit  der 
Staatsgewalt  von  selbst  gegeben,  welche  nur  beim  Könige  steht.  Die  Mitwirkung 
des  Landtags  ist  nach  bayerischem  Staatsrecht  im  wesentlichen  auf  zwei  Gebiete 
der  Staatsthätigkeit  beschränkt,  auf  die  Gesetzgebung  und  auf  die  Führung  des 
Staatshaushaltes.  Die  nähere  Erörterung  des  Inhalts  des  Budgetrechts  des 
Landtags  muss  der  Darstellung  des  Finanzrechts  vorbehalten  bleiben.  Hier 
sind  nur  jene  Hauptsätze  des  bayerischen  Budgetrechts  hervorzuheben ,  welche 
auf  das  Recht  der  Behördenorganisation  Einfluss  äussern. 

Das  Budget  ist  nach  bayerischem  Staatsrechte  auch  formell  kein  Gesetz. 
Es  wird  vom  Landtage  geprüft  und  wenn  es  nach  erzielter  Vereinbarung  mit 
der  Staatsregierung  Grundlage  der  Steuerbewilligung  geworden  ist,  wird  es  zu 
einer  für  die  Staatsregierung  bindenden  Verwaltungnorm.  Das  Budget  kann 
nach  bayerischem  Staatsrechte  um  so  weniger  für  ein  formelles  Gesetz  erachtet 
werden,  als  staatsrechtlich  die  Möglichkeit  einer  Steuerbewilligung  ohne  verein- 
bartes Budget  besteht,  die  Möglichkeit  also  einer  einseitigen  Festsetzung  des 
Budgets  durch  die  Staatsregierung. 

Daraus  ergibt  sieh  zunächst,  dass  die  Lehre  von  einer  Organisation 
durch  das  Budget,  wie  im  allgemeinen,  so  für  das  bayerische  Staatsrecht  ins- 
besondere keinen  Boden  hat. 

Dagegen  erzeugt  der  Umstand,  dass  durch  die  Steuerbewilligung  auf 
Grund  vereinbarten  Budgets  alle  Staatseinnahmen  auf  bestimmte  Staatsausgaben 
zugeeignet  (appropriiert)  sind,  eine  Beschränkung  des  Organisationsrechtes  dann, 
wenn  eine  beabsichtigte  neue  Organisation  Geldmittel  erheischt.  Da  die  vor- 
handenen Mittel  durch  das  Budget  vergeben  sind,  so  kann  in  solchem  Falle  das 
der  Krone  zustehende  Organisationsrecht  erst  dann  geübt  werden,  wenn  durch  Bereit- 


>)  Es  wird  vielleicht  noch  von  Interesse  sein,  den  Etat  der  Landtagsversainmlung  nnd 
des  Landtagsarchiva  kennen  zu  lernen.   Derselbe  teilt  sich: 


1)  In  Besoldungen  und  Bureauausgnben : 

A.  Landtagsversammlnng : 

Bureauvorstand   3,190  M. 

Sächliche  Ausgaben: 

Kanzlei  etc   300  „ 

Bibliothek    ,   3,000  B 

Kataloge   »,200  „ 

Kosten  der  Landtagsversanunlang   430,000  „ 

B.  Landtagsarchiv: 

Archivar    4,980  . 

Bedienstete   5,380  „ 

Sächliche  Ausgaben   950  „ 

2)  In  ständige  Bureauausgaben   920  „ 


3)  In  Landbauausgaben  auf  die  Landtagsgebäudo   1,800  „ 

Gesamtausgaben  .   .  .   453,270  M. 
Da  sich  der  Landtag  nur  alle  zwei  Jahre  auf  ungefähr  6  Monate  zu  versammeln  pltegt, 
und  da  die  hiefür  erwachsende  Ausgabe  auf  zwei  Jahre  im  obigen  Betrage  verteüt  zu  werden 
pflegt,  so  beläuft  sich  in  der  That  der  Aufwand  ftir  eine  Landtogsversammlung  auf  ungefähr 
906,540  Mark. 
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Stellung  der  erforderlichen  Mittel  im  Budget  die  finanzielle  Grundlage  hierfür 
gegeben  ist. 

Es  hängt  von  dem  Grade  der  Spezialisierung  des  Budgets  ab,  wie  weit 
die  Gebundenheit  der  Staatsregierung  in  organisatorischer  Beziehung  reicht. 
Dabei  ist  hervorzuheben,  dass  die  Nichtbenutzung  des  für  eine  Organisation 
verfügbaren  Kredits  der  Staatsregierung  die  rechtliche  Möglichkeit  nicht  gibt, 
die  frei  gewordenen  Mittel  für  eine  beliebige  andere  Organisation  zu  verwenden. 

Das  Organisationsrecht  der  Krone  ist  also  durch  das  Budgetrecht  des 
Landtages  gebunden,  aber  nicht  umgekehrt  dieses  durch  jenes.  Man  darf  z.  B. 
nicht  sagen,  dass.  weil  die  Krone  das  Recht  hat,  im  Wege  der  Verordnung 
Ministerien  zu  organisieren,  der  Landtag  verpflichtet  sei,  nun  auch  die  Mittel 
für  so  viele  Ministerien  zu  bewilligen,  als  die  Krone  zu  errichten  für  gut  findet. 

Allerdings  besitzt  der  Landtag  kein  schrankenloses  Recht,  die  Mittel  für 
Behördenorganisation  abzulehnen.  Aber  die  Beschränkungen  seines  Rechtes  sind 
nicht  aus  dem  Organisationsrechte  der  Krone,  sondern  aus  anderen  Rechtsgründen 
abzuleiten. 

Der  Landtag  muss  nämlich  die  Mittel  für  alle  diejenigen  Organisationen 
bewilligen,  deren  Bestand  nach  den  Gesetzen  notwendig  ist,  ferner  für  alle  die- 
jenigen, deren  dauernde  Notwendigkeit  zwischen  Landtag  und  Staatsregierung 
einmal  anerkannt  worden  ist.  beides  in  so  lange  als  nicht  das  Gesetz  geändert 
oder  die  Zulässigkeit  der  Beseitigung  einer  Organisation  von  der  Staatsregieiung 
zugestanden  ist. 

Zu  den  „Staatsmerkwürdigkeiten*  mag  es  gerechnet  werden,  wenn  wir  zum 
Schlüsse  erwähnen,  das«  seit  Beginn  des  konstitutionellen  Lebens  in  Bayern  (1818/86) 
im  ganzen  17  Finanzminister  (samt  den  Verwesern  —  V.)  ernannt  wurden,  nämlich: 
von  Lerchenfeld  1817/25  Gr.  von  Lerchenfeld  1848 

von  Neumayr  V.  1825  von  Weigand  1848/49 

Graf  Armansperg  1826/82  Dr.  von  Aschenbrenner  1849/58 

von  Mieg  1832  von  Fischer  V.  1858 

von  Lerchenfeld  1833/34  B.  von  Pfeufer  1859/66 

von  Wirschinger  1835/40  von  Ffretzschner  1866/72 

von  Seinsheim  1840/47  von  Borr  1872/77 

von  Zu-Rhein  1847  Dr.  von  Riedel,  von  1877  an. 

von  Heres  V.  1847/48 

Ludwig  Hoffmann. 


P.  H.  de  Clercq.   Lea  finances  de  l'empire  de  Russie.  Amsterdam, 
M.  M.  Olivier,  1880.    315  S. l) 

Bei  dem  verstärkten  Interesse,  das  sich  in  der  neueren  Zeit  dem  Finanz- 
wesen der  Staaten  zuwendet,  ist  es  sehr  erklärlich,  wenn  sich  die  Versuche 
mehren,  durch  übersichtliche  Darstellungen  der  Finanzhaushalte  und  ihrer 
Entwicklung  dem  Wissensbedürfnis  des  Staatsmanns,  Gelehrten  und  Kapitalisten 
entgegenzukommen.  Ich  brauche  nur  aus  der  neueren  Zeit  auf  die  Arbeiten 
Beers,  Sachs",  Kaufmanns  zu  verweisen. 

Ein  Staat,  für  den  eine  solche  Arbeit  ein  ganz  besonderes  Bedürfnis  ist, 
ist  unstreitig  Russland.  Das  kleine  Werkchen  von  Raffalovich  konnte  nicht  als 
ausreichend  betrachtet  werden,  den  an  sich  vortrefflichen  Arbeiten  Leroy-Beau- 
lieus  und  Matthaeis  war  für  die  Behandlung  der  Finanzen  ein  enger  Raum 
gesteckt.  Die  Lücke  ist  nun  für  die  letzten  10  Jahre  glänzend  ausgefüllt  durch 
das  oben  angeführte  Buch.  Mit  wohlthuender  Sicherheit,  überlegener  Sach- 
kenntnis, frei  von  aller  Tendenzmacherei  rollt  Clercq  das  Bild  des  russischen 
Haushalt«  vor  unsern  Augen  auf.  Die  Zeichnung  ist  scharf  und  klar  und  dabei 
doch  nicht  hart  und  eckig;  das  Zahlenmaterial  erdrückt  nicht,  es  wird  belebt 
und  der  geistigen  Betrachtung  unterthan  gemacht. 

')  Vgl.  hierzu  die  oben  S.  650  mitgeteilten  Tabellen. 
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Für  deutsche  Leser  dürfte  es  wünschenswert  sein,  die  wesentlichen  Resultate 
herauszuheben. 

Bis  zum  Jahr  1862  war  da*  russische  Finanzwesen  dezentralisiert.  Neben 
den  allgemeinen  Einnahmen  und  Ausgaben  hatte  jede»  Ministerium  besondere 
Einnahmsquellen,  über  die  es  nach  Belieben  verfügte.  Es  war  nahezu  unmöglich, 
die  Lage  des  Finanzhaushalt»  zu  übersehen.  Durch  das  Budgetgesetz  vom 
22.  Mni  1>*62  wurde  diesem  Zustand  ein  Ende  zu  machen  und  die  westeuropäische 
Einrichtung  nachzuahmen  gesucht.  Zum  grössten  Teile  ist  die«  auch  gelungen. 
Doch  ist  nicht  nur  das  hnnländische  Budget  und  die  polnische  Schuld  gani 
abgetrennt,  sondern  es  bestehen  auch  noch  eine  Reihe  von  Spezialfonds,  die 
nicht  in  das  Budget  aufgenommen  sind,  auch  vollständig  demselben  gar  nicht 
einverleibt  werden  können ,  da  sie  zum  Teil  auf  Schenkungen  für  bestimmte 
Zwecke  beruhen.  Es  stehen  dadurch  den  verschiedenen  Verwaltungen  noch  etwa 
30  Millionen  Rubel  zur  Verfügung;  die  Ausgaben  dieser  Spezialfonds  machen 

4  Prozent  der  ordentlichen  Budgetausguben  aus.  Aus  denselben  werden  zu  den 
Pensionen  der  Beamten  und  Militärs  27  Prozent,  für  öffentlichen  Unterricht 
18  Prozent,  für  den  Bau  von  Kasernen  23  Prozent,  für  den  Bau  von  Gefäng- 
nissen  25  Prozent  den  Budgetsätzen  zugefügt.  Der  Verfasser  behandelt  dieselben 
S.  272-  284  und  macht  auch  Reformvorschläge,  um  eine  grössere  Einheit  de« 
Budget»  zu  erzielen. 

Was  nun  dieses  letztere  betrifft,  so  geschieht  die  definitive  Feststellung 
des  auf  Grund  der  Spezial budgets  aufgestellten  Generalbudgets  durch  den 
Reichsrat.  der  aus  60  Mitgliedern  (  meistens  pensionierte  hohe  Zivil-  und  Militär- 
beatute,  sowie  Minister)  besteht  und  zur  Prüfung  eine  eigene  Abteilung  bestellt. 
Uebertragungen  unter  den  Hauptposten  (Paragraphen)  sind  nicht  gestattet,  wohl 
aber  unter  den  sekundären  Positionen  (Artikeln). 

Das  Rechnungsjahr  schliesst  mit  dem  31.  Dezembpr,  Ausgaben  und  Ein- 
nahmen an  direkten  Steuern  können  auf  Rechnung  des  verflossenen  Jahres  noch 

5  Monate  gemacht  werden.  Zahlungen,  die  darüber  hinaus  zu  machen  sind, 
werden  noch  4  Jahre  als  Reste  fortgeführt:  5  Jahre  nach  seiner  Entstehung 
wird  das  Budget  definitiv  abgeschlossen,  ausgenommen  die  Kredite  für  den 
Dienst  der  öffentlichen  Schuld,  die  perpetuierlich  sind. 

Die  Kontrolle  ist  einer  Behörde  unterstellt,  welche  den  Ministern  koordiniert 
ist.  Ihre  Befugnisse  sind  ausgedehnter ,'  als  in  andern  Ländern  Europas.  Dem 
Reichskontrolleur  unterstehen  60  Provinzialkammern .  welchen  die  Zahlbeamten 
alle  Ein-  und  Auszahlungs-Belege  senden.  Auf  Grund  dieser  Originalbelege 
werden  eigene  Reclmungen  aufgestellt  und  mit  denen  der  Behörde  verglichen. 
Die  Fonds  und  das  Staatsvermögen  unterliegen  gleichfalls  der  Revision  der 
Kontrollbehörde.  Dieselbe  publiziert  jährlich  einen  eingehenden  Bericht  über 
das  abgeschlossene  Budget,  der  Kaiser  erhält  einen  Geheimbericht  über  die  beob- 
achteten Missbräuche. 

Der  erst  genannte  Bericht,  der  2  Jahre  nach  dem  Budget  erscheint,  bildet 
die  Hauptunterlagu  für  das  Studium  der  russischen  Finanzverhältnisse  und  be- 
steht aus  3  Bänden.  Der  erste  enthält  eine  detaillierte  Rechnung  über  die 
Einnahmen  und  Ausgaben  unter  Angabe  des  für  jeden  Artikel  ausgeworfenen 
Kredit?,  über  die  wirklich  gemachten  Ausgaben  oder  noch  zu  zahlende  Reste. 
Der  zweite  enthält  detaillierte  Tabellen  über  die  Lage  und  Bewegungen  der 
Kasse,  der  Schuld  und  sonstige  wichtige  Dokumente.  In  dem  dritten  finden 
wir  ein  Resume  des  ersten  Bandes  mit  einer  Klassifikation  der  Einnahmen  und 
Ausgaben  in  Uebereinstimraung  mit  dem  Budget,  den  erläuternden  Bericht  des 
Kontrolleurs,  einen  Vergleich  mit  den  früheren  Jahren.  Dieser  letzte  Band 
erscheint  auch  in  französischer  Sprache  im  Journal  de  St.  Petersbourg.  Die 
deutschen  Journale  in  Berlin,  sowie  die  russische  Revue  veröffentlichen  gleich- 
falls Uebersetzungen  der  wichtigsten  Teile.  Die  belangreichen  Daten  aus  den 
Rechnungen  pro  1869/80  linden  sich  auch  in  den  Annuaires  des  finances  russes 
par  A.  Vesselovsky,  die  leider  von  nun  an  nur  noch  in  russischer  Sprache  ver- 
öffentlicht werden.  Die  Einnahmen  und  Ausgaben  des  laufenden  Jahres  werden 
monatlich  im  offiziellen  Blatt  und  französisch  im  Journal  de  St.  Petersbourg 
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mitgeteilt.  Die  Budgets  spezifiziert  nach  Paragraphen  (jedoch  nicht  auch  die 
Artikel)  erscheinen  im  offiziellen  Journal,  sowie  im  Journal  de  St.  Petersbourg 
am  1.  oder  2.  Januar. 

So  besteht  in  Russland  eine  formelle  Ordnung  und  Publizität,  welche 
hinter  der  der  konstitutionellen  Staaten  wenig  zurücksteht.  Die  definitive 
Feststellung  des  Budgets  kann,  da  der  schwerfällige  Apparat  der  Volksvertretung 
wegfällt,  kurz  vor  Beginn  des  neuen  Jahres  gelegt  werden,  und  die  Veröffent- 
lichungen erfolgen  sehr  ra*ch,  so  dass  die  neuesten  Daten  nicht  weit  zurück- 
liegen. 

Gleichwohl  haben  die  russischen  Budgetziffern  vielfach  nicht  den  Wert 
wie  anderswo,  sind  nicht  so  zuverlässig.  Das  Reich  hat  einen  enormen  Umfang, 
fast  jedes  Jahr  verhindern  lokale  Notstände  das  Kingehen  der  Steuern,  die 
Schwankungen  des  Wechselkurses  sind  unberechenbar,  und  man  weiss  deshalb 
nicht,  wieviel  für  auswärtige  Zahlungen  und  infolge  von  Preissteigerungen  auf- 
zuwenden sein  werden.  Es  fehlt  auch  noch  die  Uebung  in  exaktem  Budgetieren 
bei  den  untergeordneteren  Aemtern.  Ganz  besonders  schwer  fallt  aber  ins 
Gewicht  ,  dass  Ueberschreitungen  oder  Supplementarkredite  nicht  die  gleichen 
Schwierigkeiten  finden  wie  in  parlamentarischen  Staaten.  Zwar  enthält  das 
organische  Budgetgesetz  von  1802  sehr  rigorose  Bestimmungen  in  betreff  der 
Supplementarkredite;  es  ist  für  dieselben  der  nämliche  Instanzenzug.  wie  für 
die  ordentlichen  vorgeschrieben,  nur  vom  Plenum  des  Reichsrats  ist  abgesehen. 
Allein  es  scheint,  dass  diese  Vorschriften  ausser  Uebung  kamen,  1880  betrugen 
die  Supplementarkredite  gegen  9  Prozent  der  ordentlichen.  Den  energischen 
Bemühungen  Bunges  ist  es  jedoch  gelungen .  diesen  Mangel  etwas  zu  mindern, 
indem  er  eine  Reihe  jährlich  sich  wiedererholender  Kredite  ins  ordentliche 
Budget  mit  aufnahm.  Im  Jahr  1884  betrugen  die  Supplementarkredite  nur 
15  Millionen.  Die  ordentlichen  Ausgaben,  überstiegen  die  budgetierten  in  den 
Jahren  1874/83  um  227  Mill.  Rubel,  die  ordentlichen  Einnahmen  die  geschätzten 
um  220,  bezw.  nach  Abzug  der  zu  hoch  geschätzten  Beträge  um  199. 

Unter  den  Ausgaben  nehmen  die  erste  Stelle  die  für  die  Schulden  ein. 
Sie  haben  sieh  seit  1874  verdoppelt.  Ursache  war  der  Krieg  mit  der  Türkei, 
welcher  das  Jahreserfordernis  für  die  Schuld  um  64.6  Mill.  Rubel,  die  Ent- 
wertung der  Valuta,  welche  dasselbe  um  17  Mill.  Rubel,  der  Bau  der  Eisenbahnen, 
der  dasselbe  um  17.2  Mill.  Rubel  gesteigert  hat.  Vor  dem  orientalischen  Krieg 
beanspruchte  «las  Erfordernis  für  die  Schuld  19  Prozent  der  ordentlichen  Aus- 
gaben, 1883  28  Prozent,  darunter  sind  aber  4  Prozent  für  Tilgungsbeträge,  so 
dass  auf  das  Zinsenerfordernis  nur  24  Prozent  treffen.  Ks  ist  der  Prozentsatz 
niedriger  als  in  Frankreich  (42  Prozent).  England  (33  Prozent),  Italien  (37  Pro- 
zent), teils  weil  Kussland  später  mit  dem  Schuldenmachen  angefangen,  teils 


Wenig  stehen  an  Bedeutung  zurück  die  Ausgaben  für  das  Kriegs- 
ministerium (27,74),  ja  in  Verbindung  mit  den  Ausgaben  für  Marine  belaufen 
sie  sich  auf  32  Prozent  aller  ordentlichen  Ausgaben  (in  Kngland  32  Prozent, 
Frankreich  2rt  Prozent,  Italien  19  Prozent).  Grossen  Einfluss  auf  diesen  Posten 
haben  die  Lebensmittel-  und  Fouragepreise ;  z.  B.  1*80  infolgedessen  13  .Mill, 
mehr,  1882  15  Mill,  weniger. 

Die  nächst  höchste  Summe  der  Ausgaben  fällt  auf  das  Finanzministerium 
(14  Prozent).  Darunter  ist  ein  sehr  erheblicher  Posten  für  Zins-  und  Amorti- 
sationsgarantien  von  Eisenbahnen  (13  Mill.)  und  ein  noch  grösserer  für  Pensionen, 
von  Civilbeamten  (28  Mill.),  welche  beide  fast  die  Hälfte  der  Ausgaben  des 
Finanzministeriums  ausmachen,  wozu  aber  noch  sehr  bedeutende  Zuschüsse  aus 
Spezialfonds  kommen.  Der  enorme  Pensionsaufwand  ist  Folge  der  Ueberzahl 
von  Beamten,  namentlich  der  höheren.  Für  den  zahlreichen  Adel  bildet  der 
Regierungsdienat  fast  die  einzige  Carriere.  Der  Grund  dazu  wurde  von  Peter 
dem  Grossen  gelegt,  der  verlangte,  dass  jeder  Adelige  sein  ganzes  Leben  dem 
Regierungsdienst  widme,  auch  hatte  er  bestimmt,  —  und  das  gilt  noch  — , 
dass  verschiedene  Rangstufen  mit  dem  persönlichen  oder  erblichen  Adel  ver- 
knüpft sein  sollten.    Dub  bringt  die  Ueberfüllung  und  die  vielen  Pensionen. 
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Nur  durch  Erschwerung  der  Zulassung  ist  da  allmählich  eine  Wendung  zum 
Bessern  zu  erzielen. 

Die  übrigen  Ausgabeposten  treten  gegenüber  den  bisherigen  zurück.  Die 
Ausgaben  für  die  grossen  Staatsämter  umfassen  die  des  Staatsrat*,  der  Staats- 
druckerei, des  Sekretariat«  des  Ministerrats,  des  Kabinettssekretariat«,  der  Bitt- 
schriftenkommission.  Die  Ausgaben  für  das  kaiserliche  Baus  sind  seit  1874  ziemlich 
stabil  geblieben,  es  sind  darauf  angewiesen  der  Kaiser  mit  der  kaiserlichen  Familie, 
die  Unterhaltung  der  Schlösser,  der  kaiserliche  Sicherheitsdienst,  Unterstützung 
von  Kunst  u.  s.  w.  Ausser  dieser  Dotation  von  ca.  12  Mill.  Rubel  stehen  der 
kaiserlichen  Familie  noch  die  in  ihrer  Grösse  unbekannten  Revenuen  der 
Apanagegüter  zur  Verfügung.  Die  Krönungskosten  im  Mai  1883  stehen  in  der 
Rechnung  mit  4,380,000  Rubel,  es  wird  angenommen,  dass  der  Kaiser  den  be- 
trachtlichen überschiessenden  Teil  aus  seiner  Kasse  gedeckt  habe. 

Die  Ausgaben  des  Ministeriums  des  Auswärtigen  sind  in  den  letzten 
10  Jahren  von  2,7  auf  4.3  Mill.  Rubel,  hauptsächlich  infolge  des  schlechten 
Wechselkurses  gestiegen. 

Das  Domänenministerium  braucht  10  Millionen  für  Verwaltungskosten, 
der  Rest  ist  zum  Teil  für  produktive  Zwecke,  für  Hebung  der  Bergwerksindustrie, 
Agrikultur  und  Forstwirtschaft  verwendet. 

Das  Ministerium  des  Innern  beansprucht  nicht  ganz  10  Prozent  der  Aus- 
gaben, seit  1874  ist  sein  Ktat  um  Vs  gestiegen.  Nahezu  die  Hälfte  wird  auf- 
gebraucht für  Strafanstalten  (12  Mill.),  die  noch  sehr  unzureichend  sind,  und 
für  die  Unterhaltung  der  Post  und  Telegraphen  (23  Mill.).  Die  Ministerien  für 
Justiz,  öffentlichen  Unterricht,  Kommunikationswege  beanspruchen  je  den  be- 
scheidenen Betrag  von  ca.  21,'«  Prozent. 

Im  allgemeinen  treten  die  produktiven  Ausgaben  im  engern  Sinn  in 
Russland  ungemein  zurück,  und  man(muss  dem  Verfasser  zustimmen,  wenn  er 
dies  beklagt,  namentlich  mit  Rücksicht  auf  die  schwach  entwickelte  private 
Initiative  in  Russland. 

Hinsichtlich  der  Einnahmen  können  wir  uns  sehr  kurz  fassen.  Das 
Finanzarchiv  hat  sowohl  in  betreff  der  direkten  und  indirekten  Steuern  den 
Stand  bis  auf  die  neueste  Zeit  vorfolgt  (siehe  I,  914:  II,  217;  III.  204);  doch 
finden  sich  auch  da  noch  manche  beachtenswerte  Einzelheiten  in  dem  Buch. 
Die  direkten  Steuern  betragen  in  Russland  18'/*  Prozent  der  ordentlichen  Ein- 
nahmen, in  England  17"«  Prozent,  in  Frankreich  15  Prozent,  in  Italien  27  Prozent. 
Ihre  Umgestaltung  in  der  Weise,  dass  die  Last  von  der  untern  Klasse  auf  die 
leistungsfähigeren  verschoben  wird,  ist  im  Finanzarchiv  bereits  dargestellt  ;  doch 
sind  immer  noch  Adel,  Geistlichkeit,  Beamte,  Advokaten,  Mediziner.  Ingenieure 
u.  dergl.  nur  besteuert  ,  insofern  sie  Grund  und  Boden  oder  Kapital  haben. 
Der  Verfasser  proponiert  an  Stelle  der  zur  Zeit  schwer  durchführbaren  Ein- 
kommensteuer die  denselben  Dienst  leistende  Mietsteuer  —  Erfassung  des  Ein- 
kommens in  den  Ausgaben. 

Interessant  sind  die  Mitteilungen  über  den  Branntweinschmuggel  (S.  46). 

Die  Erhebungskosten  für  Getränke-.  Tabak-  und  Zuckersteuer  belaufen 
sich  auf  3,1  Prozent,  (in  Grossbritannien  auf  3,2,  in  Frankreich  auf  6  Prozent, 
in  Deutschland  auf  15  Prozent). 

Der  erheblichste  Einnahmeposten  nach  den  Accissen  und  direkten  Steuern 
sind  die  Zölle,  sie  betragen  14  Prozent  der  ordentlichen  Einnahmen  und  sind 
seit  1874  um  67  Prozent  gestiegen.  Seit  dem  1.  Januar  1877  müssen  die  Zölle 
in  Gold  (oder  Goldcoupons  etc.)  gezahlt  werden:  infolge  der  starken  vorherigen 
Einfuhr  sank  der  Ertrag  von  63  und  72  Mill,  in  1875  und  1876  auf  52  Mill, 
in  1877,  stieg  aber  dann  auf  80,  93.  96.  Am  1.  Juli  1881  trat  eine  Erhöhung 
der  Zölle  um  10  Prozent  ein  und  am  1.  Juli  1882  wurde  für  manche  Waren 
abermals  eine  Erhöhung  eingeführt,  manche  bisher  noch  freie  wurden  belastet, 
1S85  die-  Thee-  und  einige  andere  Zölle  erhöht. 

Viele  dieser  Zollerhöhungen  hatten  einen  Schutzzollcharakter  und  haben 
die  Einfuhr  der  Waren  herabgedrückt,  eben  deshalb  ist  seit  1880  die  Zoll- 
einnahme  nicht  mehr  gewachsen.    Die  grösste  Zolleinnahme  fällt  auf  Thee 
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(18,5  Mill.),  Rohmetalle  (4,7  Mill.),  rohe  Baumwolle,  Spirituosen,  Olivenöle  (je 
3  Mill.). 

Die  Kosten  für  den  Zolldienst  sind  9  Prozent  der  Einnahmen. 

Die  Erbschafts-  und  Schenkungssteuer  besteht  seit  1873  (1  Prozent  in 
direkter  Linie,  4 — 8  Prozent  in  der  Seitenlinie). 

Die  Passgebühren  sind  sehr  verhasst  und  drücken  schwer  auf  die  unteren 
Klassen,  weshalb  man  an  ihre  Abschaffung  denkt.  Die  Transportsteuer  besteht 
seit  1879  und  beträgt  25  Prozent  für  Billets  1.  und  2.  Klasse,  15  Prozent  für 
Billets  3.  Klasse  und  25  Prozent  für  Güter  in  Schnellzügen.  Die  Versicherungs- 
steuer beträgt  */«  Prozent  Die  Einkünfte  aus  Post  und  Telegraphen  zusammen 
decken  gerade  ihre  Ausgaben;  der  üeberschuss  der  Telegraphen  (lJ/4  Mill.) 
deckt  das  Defizit  der  Post. 

Die  Domäneneinnahmen  weisen  eine  Steigerung  auf  und  lassen  beim  Fort- 
schreiten der  Eisenbahnen  und  besserer  Verwaltung  derselben  noch  mehr  erwarten. 

Will  man  die  Entwickelung  des  Staatshaushalts  in  den  letzten  20  Jahren 
überschauen,  so  kann  man  sich  leider  nicht  der  Rechnungen  bedienen,  sondern 
muss  zu  den  Budgets  greifen,  auch  einige  Aenderungen  in  der  Gruppierung 
vornehmen.    Geschieht  das,  so  ergibt  sich  folgendes  Bild: 

Einnahmen : 

1865  1875  1885 

Direkte  Steuern                             99  134  136 

Indirekte  Steuern                           190»/*  293  435 

Regalien                                        15  Vi  23  28 

Domänen                                       23  V*  29  48 

Verschiedenes   217»  53  79_ 

350  532  726 
Ausgaben: 

Schuld   64  107  207 

GroBsetßtaatsümter   1  2  2 

Hl.  Synode  und  Kultus    ...         6  9'/*  10 V» 

Minist,  des  kaiserl.  Hauses  .    .  8  9  lO'/a 

„    Auswärtigen  ...  2  3  4 

,    Kriegs   128  175  200  V? 

der  Marine   22  25  35  V» 

,        ,    Finanzen    ....  1)6  V»  80  97 

,    Domänen   ....  10  /a  20  22 

„      des  Innern   29  53  71 

„    öff.  Unterrichts  .    .         7  16  20 

*     ,    Wege  ....  15V»  9  23 

der  Justiz   6 7«  13  20 

Rechnungshof   1  2  3 

Gestütsverwaltung   _J  1  l_ 

368  525  727 

In  Metall  nach  dem  jeweiligen  Kurs    300  446  486 

Die  Ausgaben  haben  sich  seit  1865  verdoppelt,  zum  grössten  Teil  infolge 
der  Entwertung  der  Valuta.  Legt  man  den  Metallwert  zu  Grunde,  so  ist  die 
Steigerung  seit  1875  7\'2  Prozent,  seit  1865  60  Prozent. 

Keine  der  beiden  Berechnungen  gibt  aber  das  richtige.    Manche  Posten, 
wie  die  inneren  Anleihen  sind  vom  Wechselkurs  ganz,  andere,  wie  die  Ausgaben  • 
für  Beamte  nur  indirekt  und  wenig  abhängig.    Sicher  kann  man  aber  sagen, 
dass  beim  Kurs  von  1875  eine  Ersparnis  von  24  Mill,  hinsichtlich  der  auswärtigen 
Anleihen  und  von  *j*  Mill,  beim  auswärtigen  Amt  eintreten  würde. 

Im  Übrigen  ist  das  Steigen  der  Ausgaben  nichts  Auffälliges  und  Russland 
nicht  Eigentümliches.  Länder  mit  Volksherrschaft  zeigen  die  gleiche  Erscheinung. 
Frankreichs  Ausgaben  waren  1865  2147  Mill.,  1875  2945  Mill.,  1885  3256  Mill. 
Francs;  Englands  Ausgaben  66,  74,  89  Mill.  Pfd.  St.  Die  Steigerungen  in  Frank- 
reich 1805/85  52  Prozent,  1875,  85  10'/*  Prozent,  in  England  35  Prozent,  20  Prozent. 

957 


Digitized  by  Google 


504 


Litterat  ur. 


Vergleicht  man  die  ordentlichen  Einnahmen  und  Ausgaben  von  1874,')* 3, 
so  haben  4  Jahre  einen  Ueberschuas  ergeben,  0  ein  Defizit,  und  alle  10  Jahre 
zusammen  haben  ein  Defizit  von  109  Mill.  (=  1%  Prozent  der  Ausgabeiii 
hinterlassen.  Das  Jahr  1883  mit  einem  Defizit  von  22  Mill.  =  3  Prozent  kann 
als  das  normalste  in  der  Reibe  angesehen  werden. 

Neue  und  mehr  Einnahmen  und  Sparen  sind  der  einzige  Ausweg.  Neben 
den  ordentlichen  Einnahmen  und  Ausgaben  hat  Russland  auch  ausserordentliche. 
Die  ausserordentlichen  Ausgaben  röhren  her  von  den  Kriegen .  dem  Bau  der 
Eisenbahnen  und  Hilfen.  In  der  Zeit  von  1874/83  wurden  für  Kriegsführung 
.1105  Mill.  Rubel,  über  deren  Verteilung  der  Verfasser  interessante  Mitteilungen 
macht,  ausgegeben,  wozu  noch  8  Mill,  für  Fortifikation  u.  dergl.  im  ordentlichen 
Budget  kommen.  Davon  treffen  28  Mill,  auf  transkaspische  Expeditionen  und 
13  Mill,  für  Schutz  an  der  chinesischen  Grenze,  welche  aber  von  China  wieder 
ersetzt  wurden.  Der  Rest  kommt  auf  Rechnung  des  Orientkriegs.  Die  Türkei 
sollte  nach  der  Konvention  vom  2.  Mai  1882  200,625,000  Fr*.  Kriegsent- 
schädigung zahlen,  als  erste  Rate  im  Jahre  1853  wurden  aber  statt  3  Mill,  nur 
839,073  Rubel  bezahlt.  Der  Krimkrieg  1853/56  kostete  Russland  viel  weniger 
als  der  neue,  nämlich  482  Mill.  Rubel.  Einen  weiteren  Posten  ausserordentlicher 
Ausgaben  stellen  die  Rückzahlungen  an  die  Bank  dar  (100  Mill.i.  sowie  die 
Ausgaben  für  die  Eisenbahnen  und  Häfen  (67  Mill.).  Zu  diesen  Ausgaben  von 
1272  Mill.  Rubel  kommen  noch  die  oben  genannten  109  Mill.  Rubel  Defizit  im 
Ordinarium. 

In  der  Hauptsache  stehen  diesen  Ausgaben  naturgemäss  neue  Schulden 
als  Einnahme  gegenüber;  bezüglich  der  Eisenbahnen  hat  das  auch  nichts  Er- 
denkliches, nur  die  Niederlande  haben  ohne  Schulden  ein  ganzes  Netz  gebaut, 
aber  auch  sie  konnten  das  nur  infolge  der  früheren  Kolonialeinnahmen. 

Die  ausserordentlichen  Einnahmen  setzen  sich  zusammen  1)  aus  disponibeln 
Resten  von  verfallenen  Krediten  (59  Mill ),  Anleihen  (1019  Mill).  Uebertragungeu 
aus  . dem  früher  bestandenen  Kisenbabnbaufonds  (114  Mill.),  in  Summa  1192  Mill- 
die  gegenüber  den  Ausgaben  von  1384  Mill,  noch  fehlenden  200  Mill,  hat  die 
Bank  vorgeschossen. 

Für  die  ausserordentlichen  Ausgaben  gelten  die  Bestimmungen  des  orga- 
nischen Budgetgesetzes  nicht  ;  entsprechend  dem  dringlichen  Charakter  ist  die 
Regelung  eine  einfachere;  vergleiche  das  mitgeteilte  Reglement  S.  77. 

In  recht  anschaulicher  Weise  werden  in  einem  eigenen  Kapitel  •  die 
Sehuldverhältnisse  Russlands  entwickelt.  Wir  müssen  uns  versagen,  dem  Detail 
zu  folgen.  Nur  Einiges  sei  hervorgehoben.  Unter  den  Schuldformen  fehlen 
ganz  die  Zeitrenten ,   Leibreuten  und  die  Obligationen   mit  einmaliger  fest 

*  bestimmter  Heimzahlung.  Ewige  Renten  besitzt  Russland  in  einem  Kapitalwert 
von  289  Mill.  Rubel.  Dieselben  können  nicht  gekündigt,  sondern  nur  an  der 
Börse  zurückgekauft  werden.  Infolgedessen  steht  ein  dazu  gehöriges  Oprozentiges 
Papier  auf  114.  Der  Kredit  des  russischen  Staates  ist  ein  sehr  schwankender 
gewesen.  Legt  man  die  Emissionsbedingungen  zu  Grunde,  sieht  aber  von  den 
Provisionen  und  anderen  Auslagen  ab,  so  ergibt  sieh  foldendes  Bild.  Am 
Anfang  des  Jahrhundert«  liehen  ihm  holländische  Kapitalisten  zu  5  Prozent, 
infolge  der  Napoleoniscben  Kriege  verschlechterte  sich  die  Finanzlage  des  Reith?. 
1820  musste  es  7*io  Prozent  zahlen.  In  der  Friedensperiode  des  Kabers 
Nikolaus  hob  sich  der  Kredit,  1844  konnte  man  Geld  zu  4'/i  Prozent  erhalten: 
nach  dem  Krimkrieg  hob  sich  der  Satz  auf  5'  a,  nach  der  polnischen  Insurrektion 

•  und  infolge  besonderer  Umstände  auf  6  Prozent.  1870/75  lieh  man  zuletzt  Geld 
zu  4.95  Prozent ,  während  des  türkischen  Kriegs  aber  wieder  zu  6'/«  Prozent. 
Die  Orientanlehen  in  Rubel  wurden  zwar  zu  5,55  und  5,40  Prozent  plaziert,  aber 
der  Kredit  verschlechterte  sich  fortwährend  infolge  des  FortgaugB  des  Kriegs,  des 
schlechten  Eingangs  der  Steuern,  der  nihilistischen  Unruhen,  des  Attentats  vom 
1/14.  März  1881,  der  Judenverfolgung,  Feindseligkeit  der  ausländischen  Presse, 
so  das«  1883  für  das  Goldanlehen  0Vj  Prozent  bezahlt  werden  musste.  Seitdem 
hat  sich  die  Situation  erheblich  gebessert;  im  April  1884  zahlte  man  5*/<  Pro- 
zent, vom  1.  Januar  1885  5,3  Prozent.    An  der  Börse  stehen  die  Papiere  jetzt 
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80,  daw  unter  Berücksichtigung  der  Couponsteuer  die  Papiere  weniger  als 
5  Prozent  ergeben. 

Die  Amortisation  der  älteren  Anlehen  war  derart,  dass  ein  bestimmter 
Prozentsatz  der  ursprünglichen  Schuld  jährlich  getilgt  wurde.  Die  Tilgungs- 
summe war  jedes  Jahr  gleich,  während  die  Zinsen  jedes  Jahr  weniger  wurden. 
Infolgedessen  ist  am  Anfang  die  Last  eine  sehr  drückende,  oll  7  Prozent  des 
Kapitals.  Seit  1800  hat  man  diese  Methode  verlassen  und  meist  die  moderne 
einer  fixen  Annuität  gewählt.  Die  Amortisationsquote  beträgt  dann  meist 
weniger  als  \a  Prozent  (höchstens  1  Prozent);  dadurch  dass  man  aber  die  er- 
sparten Zinsen  auch  zur  Tilgung  verwendet,  schreitet  die  Tilgung  später  rasch 
vorwärts. 

Ein  eigentümliches  Verhältnis  besteht  bezüglich  der  Orientanleihe;  V»  Pro- 
zent der  Anleihe  ist  zur  Tilgung  bestimmt.  Die  Tilgung  geschieht  durch 
Ankauf  an  der  Börse,  bei  Ueberparistand  durch  Auslosung.  Die  Differenz,  um 
welche  man  die  Papiere  niedriger  kauft,  fliegst  der  Staatskasse  zu ;  es  wird  der 
budgetmässige  Tilgungsbetrag  thatsächlich  nicht  ganz  zur  Tilgung  verwendet. 
Bei  der  perpetuierlichen  Schuld  ist  meist  gesetzlich  eine  Tilgung  bestimmt,  oft 
diese  gesetzliche  Bestimmung  auf  die  Titres  gedruckt,  es  bindet  dies  aber  den 
Staat  nicht  gegenüber  den  Gläubigern ,  wie  er  denn  auch  z.  B.  während  des 
Orientkrieges  die  Tilgung  reduzierte,  ohne  dass,  wie  es  scheint,  das  Gesetz  selbst 
aufgehoben  wurde.  Ueberhaupt  unterliegt  die  Verwendung  der  Tilgungskredite 
einer  besonderen  Kommission,  welche  nichts  publiziert. 

Der  Verfasser  hält,  solange  ein  Defizit  vorhanden  ist,  das  Tilgen  mit 
Recht  für  eine  sehr  problematische  Sache.  Man  leiht  mit  der  einen  Hand,  um 
mit  der  andern  zu  tilgen  und  verliert  dabei  jedesmal,  weil  der  Begebungskurs 
der  neuen  meist  unter  dem  Kurs  der  gekauften  steht,  wie  das  ziffernmässig 
nachgewiesen  wird.  Würde  man  die  Tilgung  der  Anlehen,  bei  denen  man  freie 
Hand  hat,  suspendieren,  so  würde  das  Budget  jährlich  um  0  Mill,  erleichtert 
und  rascher  das  Gleichgewicht  im  Budget  hergestellt,  wo  dann  die  Tilgung 
wieder  aufgenommen  werden  könnte. 

Die  Coupons  der  russischen  Papiere  verjähren  nicht,  ausgenommen  die 
der  Bankscheine  nach  10  Jahren.  Die  Coupons  der  ausgelosten  Papiere  werden 
fortgezahlt,  bei  Heimzahlung  des  verlosten  Papiers  die  bezüglichen  seit  der 
Ziehung  ausbezahlten  Beträge  aber  abgezogen. 

Die  neue  Couponsteuer  wird  auch  besprochen;  wegen  der  gleichzeitigen 
Störungen  sei  ihre  Wirkung  nicht  genau  nachweisbar,  jedenfalls  erschwere 
sie  das  Emporsteigen  der  russischen  Werte  auf  Pari;  namentlich  müsse  der 
Käufer  mit  einer  weitern  Erhöhung  der  Steuer  rechnen ,  die  im  Betrag  von 
5  Prozent  gegenüber  den  13,2  Prozent,  die  Italien,  und  den  16 — 20  Prozent,  die 
Oesterreich  erhebt,  gering  sei.  Der  Verfasser  bedauert,  dass  man  tür  die  aus- 
ländischen Glaubiger  nicht  das  englische  System  der  Affidavits  gewählt  und  die 
Steuer  nicht  zu  einer  partiellen  russischen  Einkommensteuer  gemacht  habe.  Zwar 
seien  die  betroffenen  Anleihen  nur  in  Russland  zur  Subskription  aufgelegt  worden, 
allein  für  den  auslandischen  Besitz  entscheide  das  bekanntlich  nicht,  ein  Schatten 
sei  es  doch  und  die  Ausländer  würden  bei  neuen  Anleihen  misstrauisch  sein. 

Sehr  eingehend  —  es  ist  das  von  Interesse  für  die  Kapitalistenkreise  — 
wird  der  Wert  bezw.  die  effektive  Rente  der  verschiedenen  russischen  Schuld- 
gattungen behandelt  und  unter  Berücksichtigung  der  Tilgungsbedingungen  für 
eine  Reihe  von  Kursen  rechnerisch  festgestellt.  Interessant  ist  zu  erfahren,  dass 
die  Prämienanleihen,  die  1804  und  1800  begeben  wurden,  weil  in  der  schwierigen 
Zeit  die  gewöhnliehe  Form  der  Anleihe  versagte,  sehr  unvorteilhafte  Emissions- 
kurse hatten,  das  eine  98,0  Prozent,  das  andere  107,05  Prozent,  welche  jetzt  zu 
220  Prozent  und  210  Prozent  stehen.  Der  rechnerische  Wert  der  beiden  ist 
i:U  .  129  '/a.  Sie  haben  einen  Spielcharakter.  Bei  der  wachsenden  Beliebtheit 
derselben  könnte  Russland  aber  in  dieser  Weise  billig  Geld  erhalten. 

Eine  eigentümliche  Bewandtnis  hat  es  mit  dem  sechsten  fünfprozentigen 
Anlehen  von  18o5.  Die  Schuldtitel  lauten  nur  auf  Rubel,  die  Coupons  aber  sind 
in  Rubel ,  Reichsmark  oder  holländischen  Gulden  zahlbar.    Das  Publikum  be- 
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trachtet  da«  Papier  als  ein  Goldpapier,  was  es  nicht  ist;  der  Staat  könnte  es 
(seit  1875)  zu  Pari  in  Rubel  zurückzahlen,  allein  man  fürchtet,  dem  Kredit  des 
Staates  zu  sqhaden  und  amortisiert  nur  durch  Ankauf  an  der  Börse. 

Die  Konversionsprojekte  werden  von  dem  Verfasser  sehr  nüchtern  ge- 
würdigt, die  meisten  verworfen.  Die  zuweilen  vorgeschlagene  Umwandlung  der 
Orientanleihen  in  Goldanleihen  z.  B.  würde  den  Staat  abhängig  machen  von 
allen  Schwankungen  der  Valuta;  eine  Konsolidation  aller  Papiere,  indem  man 
sie  in  Papier-  und  Metallwerte  umwandelt,  ist  durch  die  Bedingungen  bei  einer 
Reihe  von  Darlehen  gar  nicht  möglich,  auch  nicht  wünschenswert;  die  Schuld, 
die  in  zwei  gigantischen  Massen  auf  dem  Markt  sich  umtreibt,  würde  viel  sen- 
sibeler  sein  als  eine,  die  sich  reich  gliedert  und  von  der  jeder  Teil  sein  beson- 
deres Kapitalistenpublikum  hat. 

Neben  der  fundierten  Schuld  gibt  es  auch  eine  unfundierte.  Den  Ueber- 
gang  bilden  die  Schatzscheine  mit  langer  Verfallzeit,  die  nach  dem  Muster 
von  England  (vergl.  Philippovich,  Die  Bank  von  England  im  Dienste  der  Finanz- 
verwaltung des  Staates  1885,  S.  155)  Russland  geschaffen  hat.  So  gibt  es  dort 
Schatzscheine  mit  Sjähriger  Verfallzeit  im  Betrag  von  240  Mill.  Sie  haben 
Coupons  (4,32  Prozent)  und  werden  auch  als  Zahlmittel  angenommen  unter  Zu- 
rechnung von  0,36  Prozent  Zins  für  jeden  Monat  nach  Abtrennung  des  jähr- 
lichen Coupons.  Das  Papier  kostet  1  Prozent  weniger  als  die  übrigen  fundierten 
Schulden,  was  jährlich  eine  Ersparnis  von  2,4  Mill,  ausmacht. 

Daneben  gibt  es  auch  sogen,  unverzinsliche  Schatzscheine  mit  4jähriger 
Verfallzeit;  die  Interessen  werden  bei  Rückerstattung  des  Kapitals  gezahlt. 

Schatzscheine  mit  G monatlicher  Verfallzeit  haben  denselben  Charakter  wie 
anderswo;  im  Budget  von  1885  sind  keine  vorgesehen. 

Zur  schwebenden  Schuld  gehören  ferner  das  Papiergeld  oder  die  Kredit- 
billete,  es  sind  deren  716,515,000  ausgegeben,  denen  171.472,000  Metallvorrat 
gegenüberstehen;  ferner  die  Schuld  an  die  Bank,  entstanden  während  des 
Orientkriegs,  wovon  noch  200  Mill,  zu  bezahlen  sind. 

Die  gesamte  Staatsschuld  berechnet  sich  am  1.  Januar  1S86  auf  5,2  Mil- 
liarden. 

Dieser  Schuldenlast  stehen  die  Steuerkraft,  der  Wert  der  Domänen,  Eisen- 
bahnen, auch  Forderungen  im  Betrage  von  1034  Mill,  (am  1.  Januar  1884) 
gegenüber.  Der  grösste  Teil  dieser  Forderungen  sind  Garantieleistungen  an 
die  Privatbahnen,  die  übrigen  sind  noch  nicht  eingegangene  Steuern,  Strafen 
u.  dergl.  —  meist  uneinbringlich  und  wertlos. 

Mit  dem  Kredit  hängt  auf*  engste  zusammt-n  der  Rubel-  bezw.  Wechsel- 
kurs, dem  der-  Verfasser  ein  sehr  belehrendes  Kapitel  widmet.  Dass  das  unein- 
lösbare  Papiergeld  mit  Zwangskurs  eine  Plage  ist,  erkennt  der  Verfasser  an, 
doch  betont  er  seine  Nachteile  nicht  gerade  sehr  stark;  für  den  Finanzhaushalt 
bedeutet  der  niedere  Kurs  auf  die  Schuldzinsen  und  Gesandtschaftsausgaben  allein 
38  Mill.  Verlust,  dieser  würde  bei  Parität  wegfallen,  dafür  aber  auch  der  Gewinn 
entgehen,  den  man  von  65  Mill.  Eingangszöllen  hat  ,  die  sich  zu  97  in  Papier 
berechnen;  eine  Zollerhöhung,  welche  das  ausgliche,  hält  der  Verfasser  für  un- 
möglich. Wir  übergehen  die  Geschichte  des  Zwangskurses,  sowie  die  interes- 
santen Aufschlüsse  über  die  Aenderungen  des  Kurses.  Es  ist  diese  Partie  ein 
hübsches  Seitenstück  zu  der  Kramafschen  Untersuchung.  Unter  dem  vielen  Be- 
achtenswerten verweisen  wir  besonders  auf  die  S.  171  hergestellte  russische 
Zahlungsbilanz ,  die  einer  Steigerung  des  Rubelkurses  ungünstig  ist.  Scharfe 
Kritik  wird  an  den  angeratenen  und  zum  Teil  versuchten  Methoden,  den  Kurs 
zu  verbessern,  geübt  —  in  Russland  hat  man  darin  zum  Teil  ganz  eigentüm- 
liche Erfahrungen  hinter  sich  —  und  Berechtigtes,  wie  Unberechtigtes  ausein- 
anderzuhalten gesucht  Gleichwohl  möchten  wir  hierin  dem  Verfasser  nicht 
in  allen  Punkten  beitreten  (z.  B.  S.  196.  197).  Minderung  der  cirkulierenden 
Kreditbillete,  Steigerung  der  Produktion  bezw.  Exportfähigkeit,  Gleichgewicht 
im  Budget  werden  als  die  wirksamsten  Besserungsmittel  bezeichnet;  auch  der 
Plan,  Verträge  in  Gold  zuzulassen,  wird  günstig  beurteilt,  weil  dadurch  Gold 
im  Lande  cirkulationsfähig  und  die  Einziehung  von  Papiergeld  erleichtert  würde. 
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Kin  wenig  erfreuliches  Bild  stellen  im  russischen  Haushalt  die  Eisen- 
bahnen dar.  Sie  bilden,  wie  der  Verfasser  sich  ausdrückt,  eine  der  schwächsten 
Seiten  russischer  Finanzpolitik.  Gegen  1850  entschloss  sich  der  Staat,  die  Linie 
Petersburg- Moskau  zu  bauen.  Sie  kostete  die  wahnsinnige  Summe  von  143  Mill, 
oder  222,000  Metallrubel  per  Kilometer;  zum  Vergleich  mag  angeführt  sein, 
dass  die  finnländischen  Eisenbahnen  13—30,000  pro  Kilometer  kosteten;  1857 
baute  die  Regierung  noch  Warschau- Wien;  zur  Linie  Warschau-Petersburg  war 
eben  der  Anfang  gemacht,  als  man  Privatgesellschatten  herbeizog.  Dies  System 
erwies  sich  gleich  kostspielig  durch  die  Opfer,  welche  der  Staat  für  die  Gesell- 
schaften bringen  musste. 

1867  inaugurierte  v.  Reutern  ein  neues  System;  er  schuf  einen  eigenen 
Eisenbahnfonds,  der  die  Kosten  für  die  Eisenbahnen  bestreiten  sollte,  aber 
dazu  nicht  ausreichte  (bis  zum  Jahr  1884  wurden  90  Mill,  mehr  ausgegeben). 
Der  Unterstützungsniodus  war  nun  folgender:  Privatgesellschaften  erhalten  die 
Konzession  und  bilden  ein  Kapital,  grösstenteils  in  Form  der  Kapitalobligationen. 
Der  Staat  kauft  diese  Obligationen  zu  einem  mit  dem  Tageskurs  für  garantierte 
Werte  im  Verhältnis  stehenden  Preis  und  zahlt  ihn  aus  im  Mass  der  Vollendung 
der  Arbeiten.  Der  Staat  gibt  für  die  Obligationen  seine  eigenen  aus  unter  der 
Bezeichnung  «Konsolidierte  Eisenbahnobligationen".  Beide  lauten  auf  Metall- 
rubel.  Erfüllen  die  Gesellschaften  ihre  Verpflichtungen ,  so  erhält  der  Schatz 
die  zur  Verzinsung  nötige  Summe.  Der  Vorteil  ist,  das«  man  stärkere  Emis- 
sionen machen  und  günstigere  Momente  abwarten  kann,  wodurch  den  Com- 
pagnien  unmittelbar  die  nötigen  Summen  zur  Verfügung  gestellt  werden.  Zwei 
Drittel  des  Netzes  sind  unter  diesem  System  entstanden  1871/79.  Das  Risiko 
des  Staates  hat  sich  nicht  gemindert,  die  enormen  Rückstände  der  Eisenbahnen 
lasten  schwer  auf  dem  Staatsbudget. 

Seit  1882  —  man  kann  es  die  vierte  Periode  der  Entwickelung  nennen  — 
kehrt  die  Regierung  zum  Eigenbau  und  zur  Eigenverwaltung  zurück.  Der  Spezial- 
fonds ist  seit  1.  Januar  1884  aufgehoben,  alle  Ausgaben  erscheinen  im  Budget. 
Einige  übernommene  Linien  haben  bereits  bessere  Resultate  ergeben. 

Nach  70—80  Jahren  von  der  Konzessionicrung  an,  also  Mitte  des  nächsten 
Jahrhunderts,  fallen  die  Eisenbahnen  kostenlos  an  den  Staat,  der  Kauf  zu  be- 
stimmten Bedingungen  ist  schon  nach  20  Jahren  möglich.  Der  Kauf  würde  in 
vielen  Fällen  rätlich  sein,  weil  der  Staat  dadurch  zu  seinem  Geld  käme,  dessen 
Rückzahlung  selbst  bei  den  guten  Linien  nach  den  verschiedenen  Bestimmungen 
äusserst  langsam,  vielfach  erst  nach  einer  Dividendenverteilung  von  6 — 10  Pro- 
zent erfolgt.  Die  Statuten  sind  nach  dieser  Seite  sehr  mangelhaft.  Die  Re- 
gierung hat  die  Gesellschaften  sehr  begünstigt,  wurde  auch  beträchtlich  aus- 
gebeutet; der  Staat  hat  das  Kapital  geschaffen ,  das  Defizit  gedeckt,  schlechte 
Rückzahlungxbedingungen  eingegangen  und  doch  keine  Macht  über  die  Leitung. 

Die  Linie  Losovo-Sebastopol  hat  1  Mill.  Aktien,  diese  hat  sie  deponiert 
und  dafür  vom  Staat  garantierte  Obligationen  ausgegeben.  Die  Unternehmer 
verwalten  ein  Unternehmen  mit  37  Mill.  Metal Irubclobligationen  und  34  Mill. 
Papierrubelschuld  an  den  Staat.  Die  Kosten  betrugen  1881  142  Prozent  der 
Roheinnahmen.  Um  dem  Staat  möglichst  hohe  Lasten  zuzuschieben,  werden  in  die 
Kosten  Materialkauf,  Erweiterungen  u.  s.  w.  eingerechnet.  Im  Jahr  1883  hat 
der  Staat  49  Mill.  Rubel  allein  für  direkte  und  indirekte  Zinsgarantien  zuge- 
schossen; in  den  letzten  10  Jahren  hat  sich  sein  Zuschuss  mehr  als  verdoppelt: 
er  beträgt  in  Gesamtsumma  seit  1874  393.3  Mill. 

Ausserdem  hat  er  in  den  letzten  10  Jahren  Darlehen  in  Geld,  Material 
gemacht,  Tracestudien  u.  s.  w.  für  die  Gesellschaften  anstellen  lassen,  was  weitere 
520  Mill,  ausmacht,  wovon  bis  jetzt  nur  75  Mill,  ersetzt  worden  sind,  endlich 
für  den  Bau  von  Häfen,  Brücken  etc.  20  Mill,  ausgegeben. 

Die  Forderungen  des  Staates  an  die  Kisenbahncompagnien  —  freilich  zum 
Teil  unrealisierbar  und  wertlos  —  betragen  1  '/a  Milliarden  Papierrubel.  1884 
gab  es  24,577  Kilometer  Eisenbahnen,  in  Finnland  und  Transkaukasien  1416  Kilo- 
meter. Durchschnittlich  hat  der  Kilometer  60,000  Metallrubel  gekostet  —  und 
dies,  obwohl  die  Bahnen  durch  enorme  Ebenen  gehen,  der  Boden  infolge  der 

961 


Digitized  by  Google 


508 


Litteratur. 


geringen  Volksdichtigkeit  sehr  billig  war,  die  Bahnen  meist  nur  einfache  Ge- 
leise haben  und  nicht  für  grosse  Schnelligkeit  gebaut  zu  sein  brauchten.  Der 
teuere  Bau  macht  die  Bahnen  für  lange  unrentabel.  So  sehr  die  finanziell  wenig 
glückliche  Art  bedauert  werden  muss,  so  muss  doch  zugegeben  werden,  dass  die 
Eisenbahnen  von  allergrösster  Bedeutung  für  Russland  sind.  Es  gibt  fast  keine 
Chausseen ,  die  Bahnen  verbinden  die  Grenzen  des  enormen  Reiche  und  seine 
Militärmacht  ,  ermöglichen  den  Getreideexport  und  die  Hebung  der  Industrie. 
Man  war  in  einer  Zwangslage,  man  konnte  die  Kntwickelung  des  Lande«  nicht 
hemmen,  man  musste  die  Unerfahrenheit  der  Beamten  und  private  Gewinnsucht 
mit  in  den  Kauf  nehmen 

Man  ist  neuerdings  sehr  bemüht,  Reformen  anzubahnen,  teils  durch  Rück- 
kauf, Uebernahme  in  eigene  Verwaltung,  teils  strengere  Rechnungskontrolle 
gegenüber  den  Privatcorapagnien ,  teils  durch  Einsetzung  eines  Eisenbahnrats 
im  Ministerium  der  Verkehrswege. 

Ein  weiteres  Kapitel  ist  der  Staatebank  gewidmet.  Da  sie  eine  reine 
Staatsbank  ist,  vom  Staat  dotiert  und  verwaltet  wird,  auch  dem  Staat  Vorschüsse 
ohne  Zinsen  geben  muss,  bildet  sie  gewissermassen  ein  Departement  des  Schatzes. 
Das  Bankwesen  war  vor  1857  sehr  irrationell.  Die  staatlichen  Kreditanstalten 
nahmen  jederzeit  rückforderbare  Depots  (1857  war  ihr  Betrag  1270  Mill  Rubel), 
die  sie  meist  an  Grundbesitzer  auf  lange  Zeit  ausliehen.  Man  hob  sie  auf 
und  bildete  mit  ihrem  Kapital  von  15  Mill,  und  1  Mill.  Reserve  die  russische 
Bank.  Die  Tilgung  der  Depots  wurde  niiher  geregelt  und  der  Bank  übertragen. 
Dieselbe  hat  sich  grossartig  entwickelt;  1860  betrug  das  Wechselportefeuille 
62  Mill..  1885  252  Mill.;  ihr  Kapital  wurde  successive  von  15  auf  25  Mill.,  ihr 
Reservefonds  auf  3  Mill,  erhöht  1882  hatte  sie  8  Haupt-  und  54  Nebenstellen.  Der 
durchschnittliche  Gewinn  von  1870 — 82  beträgt  nahezu  6  Mill.,  so  dass  sich  das 
Grundkapital  mit  24  Prozent  verzinst.  Der  Wechseldiskont  seit  Oktober  1876  be- 
trägt immer  ti  Prozent,  der  Lombardzinsfuss  7  Prozent.  Der  Verlust  beträgt  jähr- 
lich 788.000  Rubel.  Eine  Haupteinnahme  bilden  die  postalischen  und  namentlich 
telegraphischen  Anweisungen,  sie  betrugen  1882  420  und  203  Mill.,  zusammen 
713.  Der  Bank  kostet  das  20,000,  sie  bezieht  dafür  aber  600,000.  Die  Gebühr 
ist  V3 — 1  Prozent.  Von  den  110  Mill.  Gewinn,  die  seit  ihrer  Begründung  ge- 
macht, erhielten  die  Beamten  51/*  Mill.,  das  Gründungskapital  12  Mill.,  14  Mil), 
wurden  zur  Tilgung  des  dem  Staat  von  den  früheren  Kreditinstituten  gemachten 
Darlehns  benützt,  42  Mill  dem  Reservefonds  behufs  Liquidation  früherer  Kredit- 
institute. 15 '/a  Mill,  zur  Deckung  des  Verlustes  der  Umwandlung  von  Papier- 
geld in  Metallgeld  benützt,  während  21  Mill,  noch  disponibel  sind. 

Die  Bank  ist  mit  der  Auszahlung  eines  grossen  Teils  der  Coupons  beauf- 
tragt, auch  besorgt  sie  die  Subskription  neuer  Anlehen.  Mit  Recht  lehnt  der 
Verfasser  den  Vorschlag  ab,  sie  in  ein  Privatinstitut  zu  verwandeln;  es  würde 
das  auch  gar  nicht  gehen,  da  die  Gewinne  naturgemäss  zur  Deckung  der  aus 
der  Liouidation  der  alten  Kreditinstitute  hervorgehenden  Verluste  dienen  sollen. 
Durch  Dekret  vom  3.  Juni  1885  ist  auch  die  polnische  Bank  als  Filiale  ein- 
verleibt. 

Ein  letztes  Kapital  beschäftigt  sich  mit  der  Ablösung  der  Bauern,  die 
gleichfalls  bedeutende  Folgen  für  den  russischen  Haushalt  gehabt  hat;  der 
Verfasser  schildert  in  prägnanter  Kürze,  aber  ergreifend  den  Gang  dieser  Ge- 
setzgebung. Bekanntlich  wurde  das  Prinzip,  wonach  die  Leibeigenschaft  ohne 
Entschädigung  aufgehoben,  die  Bauern  aber  gegen  Entschädigung  des  Werts 
Eigentümer  werden  und  zwar  so  viel  Grund  und  Boden  erhalten  sollten,  dass  sie 
existieren  und  ihre  Verpflichtungen  gegen  den  Staat  und  ihre  ehemaligen  Herren 
erfüllen  könnten,  sehr  mangelhaft  ausgeführt. 

In  den  Gegenden  der  fruchtbaren  „schwarzen  Erde"  suchten  die  Herren 
möglichst  viel  für  sich  zu  behalten,  in  den  nördlichen  unfruchtbaren  Gegenden, 
wo  das  Verpachtungssystem  bestand,  dagegen  zogen  sie  vor,  alles  Terrain  gegen 
Zahlung  von  Annuitäten  oder  Barzahlung  abzutreten.  Diesen  Wünschen  gegen- 
über stellte  das  Regierungskomitee  als  Grundsatz  auf,  dass  der  letzte  Besitz- 
stand gelten  sollte;  allein  die  Gegner  wussten  dagegen  anzukämpfen,  die  Zn- 
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sammensetzung  des  Komitees  iinderte  »ich  —  die  Folge  war,  dass  die  Bauern 
zu  kurz  kamen.  Im  Süden  wurde  die  Ablösungssumme  zwar  nicht  ungerecht 
festgesetzt  —  die  Fronarbeit  bildete  die  Grundlage  — ,  aber  man  gab  den  Bauern 
zu  wenig  Land;  im  Norden,  wo  die  Leibeigenen  en  bloc  eine  Kopfabgabe  ent- 
richteten und  so  viel  Boden  als  sie  wollten  bewirtschafteten,  wurden  wegen 
der  schwierigen  Wertfeststellung  diese  Kopfabgaben  als  Basis  genommen, 
was  eine  ungerechte  Belastung  bedeutete,  denn  in  derselben  bezahlte  man  auch 
die  Erlaubnis  für  den  Gewerbebetrieb ,  dadurch  wurde  die  Ablösungssumme  so 
hoch,  daös  die  Annuität  mit  der  Steuer  vielerorts  höher  wurde  als  der  Roh- 
ertrag. Der  Ablösung  ging  die  Fixation  voraus;  der  Besitz  und  die  geregelten 
Leistungen  an  den  Grundherrn  wurden  in  einem  Buch  aufgeführt  ;  diese  Leistungen 
hatte  der  bisherige  Leibeigene  zu  zahlen  ,  bis  der  Grundherr  die  Ablösung  ver- 
langte. In  diesem  Fall  wurden  die  Geldleistungen  zu  6  Prozent  kapitalisiert, 
'/e  des  Kapitals  musste  der  Grundherr  nachlassen,  4/i  oder  80  Prozent  erhielt 
er  unter  Gegenrechnung  seiner  Hypotheksehuld  an  den  Staat  in  Schuldbriefen 
zum  Nominalwert  —  es  waren  8  Arten  geschaffen,  die  anfangs  sehr  unter  Puri 
standen  —  vom  Staat,  gegen  den  die  Bauern  neue  Schuldner  wurden  und  dem 
sie  das  Kapital  in  49  Annuitäten  (6  Prozent)  zurückzahlen  sollen.  Diese  An- 
nuitäten wurden  mit  der  Kopfsteuer  vereinigt  und  wurden  wie  diese  von  den 
Gemeinden  nach  Massgabe  der  Landlose  verteilt.  Allein  die  Rückstände 
wurden  bei  der  Ueberlastung  der  Bauern  infolge  der  unglücklich  durchgeführten 
Ablösung  enorm,  1882  waren  b'2,1  Prozent  der  Annuität  im  Rückstand.  Die 
Exekution  war  rein  unmöglich.  Die  Regierung  musste,  wollte  sie  nicht  den 
ganzen  Bauernstand  ruinieren,  Milde  walten  lassen:  1882  wurden  12  Mill.  Rubel 
jährlich  von  der  Annuität  nachgelassen.  Am  15.  Mai  1883  wurden  alle  Rück- 
stände aus  Anlass  der  Krönung,  darunter  auch  778,960  Rubel  an  Annuitäten 
gestrichen  (vergl.  auch  F. -A.  III,  S.  269).  Leider  sind  schon  viele  Bauern 
ruiniert,  die  Abschaffung  der  Kopfsteuer  wird  einige  weitere  Milderung  ver- 
schaffen. 

So  kommt  es,  dass  die  ganze  Ablösungslaat  mehr  und  mehr  dem  Staat  zu- 
fällt. Bis  jetzt  boträgt  die  Schuld  des  Staates  aus  diesem  Geschäft  838  Mill. 
Rubel,  wofür  er  50  Mill.  Zinsen  und  Amortisation  zahlt.  Je  schlechter  die  Ver- 
hältnisse der  Bauern  sind,  um  so  grösser  kann  der  Zuschuss  des  Staates  werden; 
es  ist  ein  unbekanntes  und  unsicheres  Element  im  russischen  Budget.  Ende 
1881  waren  noch  19,17  Prozent  der  Bauern  zu  Abgaben  an  die  Grundherren 
verpflichtet,  weil  letztere  die  Ablösung  nicht  velangten.  Seit  1.  Januar  1883 
wird  diese  zwangsweise  gefordert. 

Enorm  sind  die  Ansprüche ,  welche  in  den  letzten  30  Jahren  an  die 
Finanzen  Russlands  gestellt  wurden.  Zwei  grosse  Kriege  haben  zusammen 
1  '/a  Milliarden  Rubel  verschlungen ,  der  Bau  der  Eisenbahnen  und  ihre  Unter- 
haltung nochmals  1 V«  Milliarden,  und  musste  der  Staat  noch  0,8  Milliarde  den 
Bauern  behufs  Ablösung  leihen.  Daneben  die  vielen  wachsenden  Bedürfnisse 
des  Staat«. 

Die  ökonomische  Entwicklung  war  bis  in  die  70er  Jahre  eine  glänzende;  die 
agrikole  Produktion  betrug  1850  840  Mill.  Rubel,  1880  2050, 
die  industrielle  1855  156     ,        ,       1879  774, 

der  auswärtige  Handel         1863  309     „       ,       1879  1215, 
seitdem  ist  aber  ein  Stocken  eingetreten,  was  die  Herstellung  des  Gleichgewichts 
im  Budget  erschwert. 

Eine  Besserung  der  wirtschaftlichen  Lage,  verbunden  mit  einer  wirksamen 
Besteuerung  der  oberen  Klassen,  einem  Wachsen  der  Accise-  und  Kisenbahn- 
erträge  könnte  leicht  das  Defizit  beseitigen.  „Das  grösste  Unglück  für  Russ- 
land vom  finanziellen  Standpunkt  würde  ein  Krieg  mit  einer  europäischen  Gross- 
macht sein.'  G.  Schanz. 
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Dr.  Karel  Kraraaf.  Das  Papiergeld  in  Oesterreich  seit  1848. 
Leipzig,  Verlag  von  Duncker  und  Humblot,  1886.  188  S.  und 
122  S. 

Das  Buch  ist  Adolf  Wagner  gewidmet  und  wohl  auch  von  ihm  angeregt 
worden.  Dasselbe  zerfällt  in  5  Kapitel:  geschichtlicher  üeberblick,  das  Agio, 
die  Preisbewegung,  Industrie  und  Handel,  die  Staatsfinanzen ;  ein  Anhang  zum 
2.,  3.  und  4.  Kapitel  gibt  eine  Menge  wertvoller  statistischer  Tafeln,  die  als 
Unterlage  den  Untersuchungen  dienten.  Mit  ausserordentlich  grossem  Fleiss 
sammelt  der  Verfasser  jeweils  alle  Faktoren,  die  auf  das  Agio  von  Einfluss  sein 
konnten.  Mit  Hilfe  der  Induktion,  die  bei  diesem  Thema  gut  verwertbar  ist, 
gelingt  es  ihm  dann  auch,  teils  bishorige  Theorien  zu  erhärten,  teils  zu  ver- 
bessern, teils  aber  auch  definitiv  ad  absurdum  zu  führen.  Das  letztere  geschieht 
besonders  hinsichtlich  der  reinen  Quantitätstheorie.  Die  Erklärung  der  Agio- 
bewegung ist  durch  Kramär  entschieden  gefördert  worden;  er  weist  nach,  wie 
die  verschiedenen  Momente,  die  von  Bedeutung  sind,  das  Urteil  der  Börse  be- 
einflussen, wie  aber  diese  namentlich  in  bewegten  Zeiten  das  Agio  zum  (legen- 
stand des  Spiels  macht  und  dadurch  Sprünge  verursacht,  die  nicht  durch  die 
Verhältnisse  gerechtfertigt  sind.  Bezüglich  der  Preisbewegung  der  Waren  wird 
interessantes  Detail  gebracht,  erheblich  neue  Resultate  treten  aber  hier  nicht 
auf.  Mehr  ist  dies  wieder  in  dem  Abschnitt  über  Industrie  und  Handel  der 
Fall.  Das  Trügerische  des  Gewinns,  den  die  Industriellen  in  der  Regel  von 
dem  Agio  erwarten,  wird  hier  durch  die  Thateachen  recht  deutlich  erwiesen. 
Etwas  dürftig  ist  der  Abschnitt  ausgefallen,  der  den  Einfluss  der  Papiergeld- 
wirtschaft auf  die  Österreichischen  Finanzen  darlegt.  Dass  dieser  Einfluss  nach 
jeder  Seite  hin  ein  unheilvoller  war,  kann  nicht  bestritten  werden.  Das  Auf- 
fallendste ist,  dass  der  österreichische  Staat  nicht  einmal  die  Vorteile  aus  der 
Papiergcldausgabe  zog,  die  als  selbstverständlich  erscheinen,  nämlich  die  Zinsen- 
erspamis.  Man  gab  in  Oesterreich  vorwiegend  verzinsliches  Staatspapiergeld 
aus,  was,  da  dasselbe  für  den  Verkehr  sehr  unbequem  ist,  dazu  führte,  dass  die 
Bank  dasselbe  anhäufte,  dafür  unverzinsliche  Noten  ausgab  und  dadurch  glän- 
zende Dividenden  erzielte.  Der  Nutzen  für  den  Staat  war  bis  1806  sehr  un- 
bedeutend. Was  man  aber  seit  1867  gewann,  wurde  durch  andere  Nachteile 
mehr  als  kompensiert.  1861  betrug  die  Summe  der  in  Silber  zu  zahlenden 
Zinsen  40  Millionen  Gulden  bei  einem  Agio  von  40  Prozent.  Die  Schwierigkeit 
der  Beschaffung  des  nötigen  Silbers  führte  zur  Einstellung  der  Zinszahlung 
des  Nationalanlehens  in  Metall.  Die  neuen  Goldrenten  bedingen  gleichfalls 
hohe  Agioverluste.  Eine  weitere  Folge  des  mit  der  Papiergeldwirtschat t  ver- 
knüpften Misskredit«  sind  die  harten  Anlehensbedingungen.  Von  den  Lotterie- 
anlehen  wurden  statt  200  nur  76  Millionen  gezeichnet,  das  Steueranlehen  des- 
selben Jahres  brachte  statt  30  Millionen  nur  26  Millionen  ein,  das  Anlehen  vom 
Jahre  1864  statt  70  Millionen  nur  23  V«  Millionen.  Bei  dem  Aiilehen  vom 
25.  November  1865  bekam  der  Staat  61,25  fl.  für  100  fl.;  im  Jahr  1866  konnte 
ein  Anlehen  selbst  gegen  eine  Verzinsung  von  10  Prozent  nicht  abgeschlossen 
werden.  Es  ist  bedauerlich,  dass  der  Verfasser  hier  lediglich  mit  den  Beerschen 
Daten  sich  begnügt  und  nicht  eine  vollständige  Statistik  gibt.  Was  für  die 
staatlichen  Finanzen  noch  verhängnisvoller  ist,  ist  die  Preissteigerung,  der  er 
als  Käufer  gegenüber  steht,  während  es  schwer  ist,  die  Einnahmen  entsprechend 
zu  steigern.  Alle  Materialien,  welche  das  Militär  braucht,  werden  verteuert, 
es  sind  meist  Gegenstände,  welche  einer  ziemlich  schnellen  und  direkten  Ein- 
wirkung der  Agiobewegungen  in  der  Preisbildung  unterliegen;  es  ist  dies  der 
Fall  bei  allen  Getreidekäufen,  bei  der  Tuchanschafl'ung,  bei  den  verschiedenen 
Bedürfnissen  von  Metall;  viele  Gegenstände,  welche  die  Armee  braucht,  müssen 
aus  dem  Auslande  bezogen  werden.  Bei  den  Eisenbahn-,  Hafen-,  Strassen-  und 
Kanalbauten  mucht  sich  gleichfalls  die  Preissteigerung  geltend,  besonders  bei 
den  Tabakankäufen,  welche  der  Staat  zu  seiner  Monopolfabrikation  braucht 
und  bei  denen  die  Preissteigerung  der  Fabrikate  eine  Kompensation  nur  so  weit 
möglich  macht,  als  sie  nicht  die  Konsumtion  schwächt.    Schliesslich  verlangen 
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auch  die  Beamten  eine  Erhöhung  ihrer  unzureichend  gewordenen  Gehälter.  Es 
ist  nicht  zu  verwundern,  dass  die  Etatsposten  wachsen  und  die  Defizits  an- 
schwellen. Strikte  lässt  sich  natürlich  der  Beweis  nicht  fuhren,  da  die  Etats- 
steigerungen auch  andere  Gründe  haben  können;  vielleicht  hätte  aber  durch 
passende  Isolierungen  und  Detaillierungen  doch  etwas  mehr  erreicht  werden 
können,  als  der  Verfasser  geboten  hat.  Interessant  ist  die  Mitteilung  über  das 
Lotteriespiel,  welche  bei  Gelegenheit  der  Erwähnung  der  durch  die  Valuta- 
schwankungen genährten  Spielwut  gemacht  wird.  Der  Verfasser  meint,  das 
kleine  Lotto  habe  in  Oesterreich  fast  allein  die  grösste  Lebensfähigkeit  gezeigt. 
Die  bezüglichen  Zahlen  sind: 


Spieleinlagen. 

Betrag. 

Spieleinlagen. 

Betrag. 

1847 

87,882,636 

1864 

103,968.326 

20,307,373 

1848 

40,434,506 

1865 

107,359,770 

21.636.226 

1849 

30.288.213 

1866 

93,856,866 

17,036.738 

1850 

54,370,611 

8,442,316 

1867 

87,065.810 

16.472,670 

1851 

68.730,276 

11.056.828 

1868 

75,996,069 

13.775,513 

1852 

80,234,683 

12.2t2.003 

1869 

73,571,110 

13,618,735 

1853 

96,984,665 

14,802,0:35 

1870 

74,012,600 

13.722.244 

1854 

104.515,615 

16,315,598 

1871 

80.695,350 

15.213,130 

1855 

102.506.856 

16,626,074 

1872 

84,486,270 

16.002.780 

1856 

105.610.682 

17,259,421  . 

1873 

96,737,050 

19.299,883 

1857 

120.680.151 

20.122,843 

1874 

100,136,650 

20,199,572 

1858 

116,771,092 

19.450,998 

1875 

104,855,240 

20.736,866 

1859 

84,117,966 

16,017,547 

1876 

114,579,930 

22.648.206 

1860 

91,503,851 

16,837,420 

1877 

115,715,050 

21.703,628 

1861 

100.669,954 

17.198.460 

1878 

107.578,450 

19,899,993 

1862 

101.061,832 

18.664,722 

1879 

112,320.300 

20,910.523 

1863 

85,598.180 

18,369.400 

1881 

113,348.350 

21.878,497 

Besonders  interessant  ist,  dass  in  der  Aufschwungsperiode  1867/73,  wo 
anderswo  genug  zu  verdienen  war,  wenig,  in  der  Zeit  der  Krisis  am  meisten 
gespielt  wurde;  man  sieht  im  Lotto  Heil  und  Rettung. 

Der  Zweck  des  Verfassers  ist  nicht  bloss  der  einer  theoretischen  Unter- 
suchung; sein  Buch  will  zugleich  ein  Mahnruf  sein,  dass  man  sich  durch  die 
Scheinruhe  der  letzten  Jahre  nicht  täuschen  lasse,  sondern  die  Abschaffung  der 
Papiergeldwirtschaft  fest  ins  Auge  fasse  und  namentlich  bei  der  bevorstehenden 
fünften  Erneuerung  des  Privilegiums  der  österreichischen  Nntionalbank  dieser 
Aufgabe  gedenke.  Gewiss  ist.  dass  zur  Zeit  die  Aufnahme  eines  grösseren  An- 
lehens  auf  keine  Schwierigkeiten  stossen  würde;  notwendig  wäre  aber,  dass 
man  gleichzeitig  das  Defizit  beseitigte;  dazu  bedürfte  es  aber  eines  heroischen 
Entschlusses  wie  etwa  nach  dem  Muster  Italiens  der  vorübergehenden  Einführung 
der  Mahlsteuer.  G.  Schanz. 


Sigmund  Sonnenschein.     Das   Lokalbahn wesen  in  Oesterreich. 

Wien,  A.  Hartlebens  Verlag,  1886.    151  S. 

Es  ist  eine  recht  brauchbare  Schrift,  die  uns  hier  vorliegt  und  die  auch  im 
Finanzarchiv  besonders  hervorgehoben  zu  werden  verdient  mit  Rücksicht  auf  den 
Einfluss  der  Lokalbahnen  auf  die  Finanzhaushalte.  Haben  die  Finanzverwaltungen 
doch  nicht  nur  meist  bei  der  Finanzierung  mitzuwirken,  sondern  erwarten  sie  von 
ihnen  auch  eine  Hebung  der  Steuerkraft  und  ein  gesteigertes  Erträgnis  der 
Normalbahnen.  Die  Schrift  enthält  mehr,  ah  ihr  Titel  erwarten  liisst,  indem  in 
sehr  verdienstlicher  Weise  neben  den  österreichischen  Verhältnissen  auch  die 
staatlichen  Massnahmen  anderer  Länder  dargelegt  und  verwertet  werden.  Was 
Oesterreich  speziell  betrifft,  so  untersucht  der  Verfasser  die  Gründe,  weshalb 
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der  Bau  von  Lokalbahnen  nach  einem  ersten  momentanen  Aufblühen  so  rasch 
ins  Stocken  geriet. 

Als  zwei  wesentliche  Hemmnisse  erscheinen  ihm  das  freie  Tarifierungsrecht 
in  der  Hand  der  Regierung  —  er  plädiert  für  Restituierung  des  Maximaltarifs 
—  und  das  jederzeitige  Einlösungsrecht ,  wodurch  die  Realisierung  eine« 
Lokalbahnprojektes  jedes  natürlichen  Anreizes  entkleidet  wurde.  Auch  wird 
es  als  ein  schwerer  Mißstand  angesehen,  das«  in  Oesterreich  eine  grundsätzliche 
Regelung  der  Finanzier ungsmodalitäten  nicht  besteht,  namentlich  jegliche  Be- 
stimmung fehlt,  ob  und  wann  eine  Lokalbahn  Prioritäten  auegeben  darf.  Da- 
durch, dass  den  einen  die  Ausgabe  gewährt,  anderen  aber  versagt  wird,  ruft 
man  bezüglich  letzterer  Misstrauen  hervor.  Vorsicht  ist  freilich  angezeigt,  und 
eine  generelle  Bestimmung  könnte  kaum  anders  lauten ,  als  dass  die  Ausgabe 
von  Prioritätsobligationen  in  allen  Fällen  so  lange  ausgeschlossen  bleibt  ,  ab? 
nicht  die  Verzinsung  und  Tilgung  in  dem  erzielten  Reinerträgnis  der  Bahn 
ausreichende  Deckung  finden.  Neben  Aenderungen  in  der  angedeuteten  Richtung 
wünscht  der  Verfasser  eine  gesetzliche  Regelung  der  finanziellen  Beihilfe.  Kr 
hält  die  Zinsengarantie  für  die  von  den  Selbstverwaltungskörpern  zu  übernehmen- 
den Verpflichtungen  für  die  geeignetste  Form.  Auch  wird  der  Vorschlag  gemacht, 
die  in  Oesterreich  garantierten  Eisenbahngesellschaften  zum  Bau  von  Lokalbalmen 
auf  Grund  der  Garnntieforderungen  des  Staates  (137  Mill.)  heranzuziehen.  Ks 
sollen  dieselben  in  der  Höhe  der  Garant ieschulden  Anlehen  aufnehmen ,  aus 
deren  Krlös  für  Rechnung  des  Staates  Lokalbahnen  aufzuführen  wären.  Die 
zu  diesen»  Zweck  zu  emittierenden  Prioritäten  sollen  mit  der  Zinsengarantie 
des  Staates  verseben  werden.  Der  Verfasser  meint,  der  Schwerpunkt  der  Sub- 
ventioniernng  müsse  vom  Bau  auf  den  Betrieb  gelegt  werden  —  ein  Standpunkt, 
den  wir  nicht  teilen  können,  da  bei  diesem  System  nur  auf  Kosten  des  Staates 
gesündigt  wird.  Schliesslich  sei  erwähnt,  da*s  in  einem  Anhang  alle  das  öster- 
reichische Lokalbahnwesen  betreffenden  Gesetze  und  Verordnungen,  sowie  der 
wesentliche  Inhalt  sämtlicher  bis  1.  Juli  1885  erteilten  Konzessionsurkunden 
mitgeteilt  sind.  Georg  Schanz. 


Edm.  James.    The  relation  of  the  modern  municipality  to  the  gas 

supply.    Publications  of  the  American  Economic  Association 

Vol.  I.  Nr.  2  und  3.    Baltimore  1886. 

Neuerdings  ist  ein  ungemein  erfreulicher  Aufschwung  der  staatswissen- 
«ehnft  liehen  Studien  in  Nordamerika  zu  beobachten.  Ks  dokumentiert  sich 
derselbe  namentlich  in  den  neu  auftauchenden  periodischen  Publikationen ;  ich 
erinnere  an  die  rüstig  fortschreitenden  John  Hopkins  University  studies  in  historical 
and  political  science,  an  die  seit  März  1880  in  New  York  erscheinende  Zeitschrift 
des  Columbia  College  Political  Science  Quarterly,  an  die  im  vorigen  Jahre 
begonnenen  Wharton  School  Annals  of  Political  Science.  Zu  diesen  kommt 
nun  aus  allerjüngster  Zeit  eine  von  dem  verdienten  Professor  an  der  John 
Hopkins  Universität  geleitete  Zeitschrift  .Publications  of  the  American  Economic 
Association",  deren  erstes  Heft  eine  Rede  Klys  und  eine  Diskussion  über  die 
Nationalökonomie  enthält,  dagegen  im  zweiten  Heft  obige  Abhandlung  ge- 
geben ist. 

Die  von  James  erörterte  Frage  der  Gasversorgung  hat  auch  für  die 
deutschen  Städte  grosse  Bedeutung.  Zwar  scheint  das  Ga*  durch  die  elektrische 
Beleuchtung  bedroht,  allein  selbst  wenn  in  dieser  Hinsicht  eine  Einschränkung 
des  Gaskonsums  stattfinden  sollte,  so  dürfte,  wenn  hinlänglich  billig,  dasselbe 
sehr  an  Ausdehnung  gewinnen  als  Motor  (zum  Teil  selbst  wieder  für  elektrische 
Beleuchtung),  sowie  zum  Kochen  und  Heizen.  Namentlich  der  letztere  Ver- 
wendungszweck dürfte  in  der  That  noch  eine  grosse  Zukunft  haben. 

Die  gewöhnlichen  Oefen  verwerten  bloss  20  Prozent  des  Brennmaterials, 
die  leicht  regulierbaren  Gasöfen  dagegen  80  Prozent;  wozu  kommt,  das»  bei 
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unserer  heutigen  Einrichtung  der  Rauch  in  grossen  Städten  eine  wahre  Kalami- 
tät int,  die  auf  die  Dauer  kaum  erträglich  bleibt.  Es  wird  die  Frage  der  Gas- 
versorgung also  auch  fernerhin  ihre  Wichtigkeit  nicht  verlieren. 

Eins  ist  nun  vor  allem  klar,  dass  die  Gasfabrikation  ihrer  Natur  nach 
Monopolbetrieb  bedingt.  Die  Herstellung  im  kleinen  lohnt  nicht,  es  ist  Gross- 
betrieb erforderlich.  Dieser  ist  in  der  Konkurrenz  schon  dadurch  eingeschränkt, 
dass  der  Betrieb  an  den  Ort  gebunden  ist,  noch  mehr  aber  dadurch,  dass  die 
Legung  der  Köhren  und  die  häutigen  Reparaturen  ein  Aufreihen  der  Strassen 
bedingen,  das  bei  mehreren  konkurrierenden  Unternehmungen  geradezu  unaus- 
stehlich werden  müsste. 

Jn  England  wurde  1821  das  Unzweckmässige  betont,  1842  gleichwohl 
die  Konkurrenz  zugelassen.  Iu  der  Londoner  Oxfordstreet  konkurrierten  6,  in 
ganz  London  13  Gesellschaften;  der  Zustand  war  unhaltbar  —  Kapitalver- 
»chwendung  ohne  entsprechende  Dividenden,  dann  Fusion  und  erhöhte  Preise 
waren  die  Folge,  also  ganz  der  gleiche  Vorgang  wie  bei  Eisenbahnen,  Tele- 
graphen. Im  Jahre  1800  hat  das  Parlament  die  Zulassung  von  Konkurrenz- 
unternehmungen auf  dem  gleichen  Territorium  ausgeschlossen.  Im  Jahre  1883 
bestanden  nur  noch  3  in  London.  In  Paris  wies  man  jeder  Gesellschaft  183'J 
einen  District  zu,  1853  wurden  sie  alle  konsolidiert.  In  Deutschland  wurde  der 
Monopolcharakter  ebenfalls  früh  erkannt,  in  Amerika  aber,  dem  Land  der 
Konkurrenz,  herrscht  auf  diesem  Gebiet  noch  der  freie  Wettbewerb,  wogegen 
die  Wasserwerke  meist  im  Eigentum  und  in  der  Verwaltung  der  Städte  stehen. 
Es  mehren  sich  aber  auch  dort  infolge  der  üblen  Erfahrungen  —  der  Verfasser 
gibt  zahlreiche  Beispiele  —  die  Stimmen ,  dass  das  Monopol  das  einzig  Ver- 
nünftige sei,  und  dass  die  Zulassung  des  Wettbewerbs  als  letzte  Folge  wegen  der 
eingetretenen  Kapitalverschwendung  teureres  Gas  für  alle  Zeiten  hat. 

1st  der  Monopolcharakter  entschieden,  so  handelt  es  sich  um  die  Frage, 
ob  eine  Privatgesellschaft  oder  die  Gemeinde  dasselbe  ausüben  soll.  James 
tritt  für  das  letztere  ein,  selbst  für  amerikanische  Verhältnisse;  er  gibt  zwar 
die  politische  Mißwirtschaft  vieler  Gemeinden  zu,  ist  aber  der  Meinung,  dass 
die  Privatkompanien  auch  Politik  in  der  schamlosesten  Weise  treiben,  indem 
sie  die  einÜussreichen  Personen,  inspizierende  Beamten  bestechen  und  stets  als 
Verbündete  anderer  Monopolwirtschaften  auftreten ;  er  hofft  auch  auf  eine 
Besserung  der  Verwaltung.  Dass  der  Selbstbetrieb  teurer  sei  und  ungünstigere 
Resultate  ergebe,  wird  als  unwahrscheinlich  dargestellt  uml  auch  an  der  Hand 
der  Erfahrungen  widerlegt;  es  werden  Philadelphia,  Richmond,  Virginia.  Whee- 
ling, West- Virginia,  welche  seit  einigen  Jahren  ihre  eigenen  Werke  haben,  zum 
Beweis  angeführt,  auch  auf  zahlreiche  englische  Beispiele  hingewiesen.  Fast 
alle  Wochen  hört  man  in  England  vom  Ankauf  eines  Gasunternehmens  durch 
eine  Stadt;  man  zahlt  oft  lächerlich  hohe  Preise  (von  140—382  Prozent),  ort 
das  vierfache  vom  Wert  und  hofft  doch  noch  auf  einen  Vorteil.  London.  Edin- 
burg,  Dublin.  Liverpool,  Sheffield.  Newcastle.  Preston.  Bristol,  Hull  sind  die 
einzigen  grossen  Städte,  wo  Privatbetrieb  noch  ist  —  und  da  wird  er  kaum 
mehr  lange  dauern,  namentlich  in  London.  Bei  40  Privatgesellschaften  beträgt 
der  Durchschnittspreis  des  Gases  0,20  per  Cent.,  bei  50  öffentlichen  nur  8,88  per 
Cent.    Im  März  1884  gab  es  100  öffentliche  Gasbetriebe  in  England. 

Es  ist  in  England  seit  1872  den  Gemeinden  der  Erwerb  sehr  schwer 
gemacht.  Bis  1872  wandten  sich  die  Städte,  so  Glasgow.  Leeds,  Aberdeen,  an 
das  Parlament  und  baten  um  Ermächtigung  zum  Konkurrenzbetrieb.  Die 
Privatgesellschaften  wehrten  sich,  soviel  sie  nur  konnten,  aber  unter  dem  Druck 
der  drohenden  Konkurrenz  verstanden  sie  sich  schliesslich  zur  Annahme  der 
angebotenen  Kaufbedingungen.  Durch  die  Borough  Funds  Act  vom  Jahre  1872 
ist  verboten,  dass  die  Lokalverwaltungen  Fonds  ausgeben,  die  durch  Steuern 
gebildet  wurden,  um  Bills  zur  Errichtung  von  »Jas-  oder  Wasserwerken  in 
Konkurrenz  mit  den  vom  Parlament  autorisierten  Kompanien  zu  fordern.  Seit- 
dem sind  die  Gemeinden  in  die  Hände  der  Gesellschaften  gegeben  und  müssen 
deren  Verkaufsbedingungen  aeeeptieren. 

In  Deutschland  war  von  grossem  Einduss,  dass  die  Berliner  Stadtverwal- 
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tung  im  Jahre  1840  den  Seibatbetrieb  wählte.  Im  Jahre  1860  gab  es  266  Gas- 
anstalten,  von  denen  66  den  Gemeinden  gehörten.  Im  Jahre  1883  zählte  man 
600  Anstalten,  von  denen  290,  also  nahezu  die  Hälfte,  Gemeindeanstalten  waren. 
Treten  letztere  an  Zahl  etwas  zurück,  so  sind  sie  doch  die  bedeutenderen.  Der 
Wert  der  öffentlichen  Gasanstalten  beträgt  143  Millionen,  der  der  privaten  nur 
76  Millionen,  auf  erstere  kommen  7  Millionen  Seelen,  auf  letztere  nur  4'/*  Mil- 
lionen. Die  öffentlichen  Anstalten  konsumieren  mehr  als  65  Prozent  aller  in 
den  Gaswerken  verbrauchten  Kohle.  Von  164  bedeutenderen  Städten  sind  88 
mit  gemeindlichen  Gaswerken  versehen. 

Anders  in  Frankreich.  Dort  herrscht  der  Privatbetrieb  fast  ausschliesslich. 
Die  Folge  ist,  class  die  meisten  französischen  Städte  keine  Gasbeleuchtung  haben. 
Die  Stadt  Paris  hat  einen  grösseren  Gasverbrauch  als  das  ganze  übrige  Frank- 
reich zusammen. 

Ist  bei  Gemeindebetrieb  das  Gas  im  allgemeinen  besser,  billiger,  die 
Versorgung  darum  wirksamer,  so  ist  auch  zu  beachten,  dass  die  Gastechnik 
grosse  Fortschritte  macht  und  die  Produktionskosten  namentlich  infolge  der 
Verwertung  der  Abfälle  zum  Sinken  bringt.  Bei  Privatgesellschaften  fällt  der 
Gewinn  daraus  diesen  zu,  während  das  Publikum  den  gleichen  Preis  fortzahlen 
muss.  Das  Risiko  einer  Entwertung  infolge  der  elektrischen  Beleuchtung  könne, 
nieint  der  Verfasser,  die  Gemeinde  ruhig  auf  sich  nehmen,  teils  weil  die  Gefahr 
überschätzt  werde,  teils  weil  die  Erübrigung  weit  den  Verlust  decke,  die 
Privatgesellschaften  würden  auch  durch  hohe  Versicherungszuschläge  im  Preis 
sich  schadlos  halten.  Die  gemeindliche  Gasanstalt  gewähre  ein  schönes  Ein- 
kommen, ermögliche  eine  Art  Luxussteuer. 

Aus  der  wertvollen  Arbeit  Herrfurths  und  Tzschoppes  „  Beiträge  zur  Finanz- 
statistik der  Gemeinden  in  Preussen  pro  1883/84"  heben  wir  hervor,  das»  die 
gemeindlichen  Gasanstalten  in  Preussen  26,469,287  Mark  Ausgaben  (darunter 
1,193,229  Mark  ausserordentliche)  und  36,972,768  Mark  Einnahmen  hatten. 

Irrig  sei,  wenn  man  glaube,  es  Hessen  sich  durch  Aufsicht,  Einflussnahme 
auf  Qualität  und  Preis,  Beschränkung  der  Dividende  die  Interessen  der  Gemein- 
schaft hinlänglich  wahren.  Das  Dividendenmaximum  schwächt  das  Streben 
nach  weiteren  Produktionsfortschritten  und  weiterer  Verbilligung.  Der  kosten- 
lose Uebergang  der  Anstalt  an  die  Gemeinde  nach  Verlauf  einer  Reihe  von 
Jahren  bewährt  sich  auch  nicht.  Als  Köln  1873  die  Gasanstalt  übernahm,  war 
diese  trotz  aller  vorherigen  Aufsicht  so  defekt,  dass  man  sie  neu  aufbauen  und 
fast  durchweg  neue  Röhren  legen  musste. 

Am  besten  habe  sich  noch  bewährt  das  seit  einigen  Jahren  in  England  be- 
nützte System.  Danach  wird  ein  Maximalpreis  für  Gns  von  bestimmter  Qualität, 
auch  eine  Normaldividende  bewilligt.  Für  jede  Preisreduktion  wird  eine  weitere 
Dividende  zugestanden.  In  London  beträgt  für  eine  Kompanie  die  Normal- 
dividende  10  Prozent,  der  Maximalpreis  3s  9d  per  1000  Kubikfuss;  für  jede 
Reduktion  um  4d  darf  die  Dividende  um  1  Prozent  erhöht  werden.  Im  Jahr  1884 
war  der  Preis  bereits  3s,  die  Dividende  12  Prozent.  Ob  die  Qualität  immer 
die  gleiche  ist?  Strengste  Kontrolle  ist  dabei  erforderlich  und  in  London  auch 
vorhanden.  G.  Schanz. 


Maas,   Rechtsanwalt  und  Justizrat  in  Aachen.     Der  preussische 

Landesstempel  zu  Kauf-  und  Lieferungsverträgen  über  Mobilien 

seit  Erlass  der  Reichsgesetze  vom  1.  Juli  1881  und  20.  Mai  1885 

und  des  preuss.  Gesetzes  vom  (3.  Juli  1884.    Als  Manuskript 

gedruckt.    Aachen  188(>.    Druck  von  J.  J.  Beaufort. 

Den  Anlas»  zu  dieser  Schrift  hat  eine  neuerliche  Entscheidung  der 
preußischen  Steuerbehörde  gegeben,  welche  grosse  Beunruhigung  in  die  Kreise 
der  Produzenten  und  Handeltreibenden  getragen  hat. 
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Zwischen  einem  Kohlenproduzenten  und  einem  Kunden  waren  im  Wege 
der  üblichen  Geschäftskorrespondenz  (Maas  teilt  diese  und  die  mit  Zustimmung 
des  Ministers  erfolgte  steuerbehördliche  Entscheidung  mit)  Geschäfte  über 
Kohlenlieferung  abgeschlossen  worden.  Für  diese  Korrespondenz  wurde  der 
Landesstempel  für  Kaufverträge  über  Mobilien  verlangt. 

Ist  dies  berechtigt? 

Nach  dem  preußischen  Stempelgesetz  vom  7.  März  1822  beträgt  der 
Stempel  für  Kauf-  und  Lieferung« Verträge  über  Mobilien,  sofern  über  den  Kauf 
derselben  ein  besonderer  schriftlicher  Vertrag  abgeschlossen  wird,  '/»  Prozent 
des  vertragsmässigen  Kaufpreises.  Der  Stempel  schien  für  Waren,  die  nicht 
behalten,  sondern  wieder  verkauft  werden  sollten,  zu  hoch,  er  wurde  durch 
Kabinetsordre  für  den  kaufmännischen  Verkehr  auf  15  Sgr.  oder  wenn  der 
Stempel  zu  '  s  Prozent  des  Kaufpreises  weniger  als  15  Gr.  beträgt,  auf  den 
geringeren  Prozentsatz  festgestellt. 

Durch  das  Börsensteuergesetz  vom  1.  Juli  1881  wurde  die  Abgabe  sehr 
eingeengt,  indem  Reichs-  und  Landesstempel  nicht  miteinander  konkurrieren 
dürfen.  Die  Kabinetsordre  vom  8.  April  1847  war  gegenstandslos  geworden; 
man  hob  deshalb  durch  preussisches  Gesetz  vom  G.  Juni  1884  die  Kabinetsordre 
auf  und  Hess  für  die  vom  Reichsgesetz  nicht  getroffenen  Verträge  wieder  den 
alten  Stempel  von  1  Mark  50  Pfennig  eintreten.  (V ergl.  Finanzarchiv  I,  S.  821  f.) 

Das  Gesetz  war  kaum  erlassen,  als  die  Börsensteuernovelle  (Finanzarchiv  II, 
S.  1115  f.)  zustande  kam  und  die  frühere  Abgrenzung  über  den  Haufen  warf. 
Es  wird  nun  von  den  preussischen  Finanzbehörden  behauptet,  das  neue  Reichs- 
gesetz habe  nur  die  unter  Tarifnummer  4  aufgeführten  und  gewisse  daselbst 
bezeichnete  „ Befreiungen*  von  dem  Landesstempel  eximiert.  Die  Verträge  über 
alle  anderen  Geschäfte  im  kaufmännischen  Verkehre,  und  das  ist  die  grösste 
Masse,  unterlägen  wieder  dem  Landesstempel  und  zwar,  da  die  Kabinetsordre 
aufgehoben  sei,  wieder  im  Betrage  von  '/»  Prozent  des  Wertes. 

Maas  bestreitet  diese  Auffassung.  „Die  Schriftstücke  über  die  unter 
Tarifposition  4  des  Gesetzes  vom  1.  Juli  1881  bezeichneten  Geschäfte,  die  wir 
kurzweg  Geschäfte  im  Handelsverkehr  nennen  wollen,  sollten  —  abgesehen  von 
den  Ausnahmen  in  den  §§  9  und  10  —  gemäss  §  11  1.  c.  in  den  einzelnen 
Bundesstaaten  keiner  weiteren  Stempelabgabe  unterliegen.  Die  betreffenden 
Landesgesetze  wurden  also  insoweit  aufgehoben  und  ausser  Kraft  gesetzt,  als 
sie  die  Schriftstücke  Uber  die  in  §  11  1.  c.  erwähnten  Geschäfte  mit  einer 
Stempelabgabe  belastet  hatten.  Dieser  Satz  wird  in  den  Motiven  des  Gesetzes 
vom  (i.  Juli  1884  und  im  §  1  desselben  bestätigt.  Die  Vorschriften  in  dem 
Tarife  des  Gesetzes  vom  7.  März  1822  .  .  .  sind  hinfällig  geworden,  erklärt  der 
§  1  Alinea  2  1.  c.  Nachdem  der  Landesstempel  für  die  Schriftstücke  im  Handels- 
verkehre durch  das  Keichsgesetz  aufgehoben  worden  ist,  bleibt  er  aufgehoben, 
bis  er  durch  ein  besonderes  Gesetz  wieder  eingeführt  wird.  Das  ist  bis  jetzt 
nicht  geschehen.  Im  Gegenteil  hat  das  preussische  Gesetz  vom  ti.  Juli  1884, 
und  dieser  Umstand  ist  beachtenswert,  die  Tarifposition  Kauf-  und  Lieferungs- 
verträge vom  7.  März  1822  wesentlich  umgestaltet  und  mit  den  9,  10  und  11 
des  Ketchsgesetzes  vom  1.  Juli  1881  in  Üeberein&tiinmung  gebracht.  Es  hat 
sich  keineswegs  darauf  beschränkt,  die  Kabinetsordre  vom  30.  April  1847  auf- 
zuheben. Die  fragliche  Tarifposition  existiert  nicht  mehr  in  der  bisherigen 
?  Gestalt.  Nur  die  schriftlichen  Kaufverträge  über  Mobilien  ausserhalb  des  kauf- 
männischen Verkehrs  und  die  in  den  g$  9  und  10  1.  c.  vorgesehenen  Aus- 
nahmen sollen  noch  den  Landesstempel  von  V«  Prozent  tragen.  Die  im  §  11  1.  c. 
erwähnten  Kaufverträge  sind  in  dem  Gesetze  vom  b\  Juli  1884  dem  Landes- 
stempel entzogen:  der  diesbezügliche  Teil  des  Turifs  vom  Jahre  1822  ist  hin- 
fällig geworden.  Ein  späteres  Reichspesetz  konnte  daher  nicht  die  Wirkung 
haben ,  dass  der  Landesstempel  im  Sinne  der  Entscheidung  vom  15.  v.  Mts. 
wieder  eingeführt  wurde.  Ks  war  zu  dem  Ende  nötig,  dass  zunächst  das 
preussische  Gesetz  vom  ti.  Juli  1884  aufgehoben  und  das  Gesetz  vom  7.  März  1822 
vollständig  wieder  hergestellt  wurde." 

Der  Reichstag  und  —  wie  aus  den  Aeusseruugen  des  Reichskanzlers  klar 
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hervorgeht  —  die  verbündeten  Regierungen  wollten  den  Handelsverkehr  der 
inländischen  Produzenten  in  selbst  erzeugten  Waren  begünstigen.  Unmöglich 
kann  die  Absicht  gewesen  sein,  die  Geschäfte  der  Produzenten  von  der  Reichs- 
steuer  von  */io  pro  Mille  zu  befreien,  dafür  sie  aber  mit  3  Vi  pro  Mille  durch 
dm  Landesstempel  treffen  zu  lassen. 

Man  hätte  den  Betroffenen  eine  weit  grössere  Wohlthat  erwiesen,  wenn 
man  sie  wie  die  wildeste  Börsenspekulation  behandelt  hätte.  Man  war  sich 
kaum  bewusst,  dass -die  Konsequenz  des  Gesetzes  das  Gegenteil  von  dem  werde, 
was  man  wollte.  Dass  diese  Konsequenz  überhaupt  eintreten  konnte,  liegt  nicht 
sowohl  in  der  Absicht  des  Gesetzgebers,  als  in  einer  Zufälligkeit.  Als  Hand- 
habe der  Steuerbehörde  dient  nämlich  der  Umstand,  dass  in  der  Tarifhummer  4 
erst  durch  die  dritte  Lesung  nur  anmerkungsweise  Kauf-  und  sonstige  An- 
schaffungsgeschäfte über  im  Inlande  von  einem  der  Kontrahenten  erzeugte  oder 
hergestellte  Mengen  von  Sachen  oder  Waren  für  steuerfrei  erklärt  wurden, 
also  dieser  Fall  nicht  auch  äusaerlich  unter  die  „Befreiungen"  aufgenommen 
wurde.  Man  übersah  oder  hielt  es  nicht  für  nötig,  auch  den  §  17  des  Gesetzen, 
der  gar  nicht  Gegenstand  der  Diskussion  wurde,  entsprechend  abzuändern.  In 
diesem  Paragraph  heisst  es  aber:  »Geschäfte,  welche  nach  der  Tarifnummer  4 
abgabepflichtig  sind  oder  auf  welche  die  Vorschrift  unter  „ Befreiungen*  zu 
dieser  Tarifnummer  Anwendung  findet,  sowie  Schriftstücke  über  solche  Geschäfte 
sind  in  den  einzelnen  Bundesstaaten  keinen  Steiupelabgaben  (Taxen.  Sportein  u.  s.  w.) 
unterworfen*  —  es  ist  also  die  Befreiung  von  Landesstempeln  äuserlich  nicht 
auch  mit  auf  die  Anmerkung  ausgedehnt. 

Wenn  man  nicht  die  Maassche  Interpretation  in  betreff  des  preussischen 
Gesetzes  vom  6.  Juli  1884  und  des  Reichsgesetzes  vom  1.  Juli  1881  aeeeptiert, 
wonach  der  im  §  11  des  Gesetzes  vom  1.  Juli  1881  aufgehobene  Landesstempel 
zu  Verträgen  über  Geschäfte  im  kaufmännischen  Verkehr  auch  heute  noch  auf- 
gehoben ist,  so  ist  Abhilfe  nur  möglich  durch  Landes-  oder  Reichsgesetzgebung. 
Letztere  scheint  uns  rätlicher,  weil  dadurch  auch  anderen  Bundesstaaten  eine 
mißbräuchliche  Deutung  und  Verwertung  des  §  17  unmöglich  gemacht  würde. 

Eine  weitere  Frage,  die  der  Verfasser  untersucht,  ist  die,  wann  ein  durch 
Korrespondenz  zustande  gekommener  Vertrag  im  Sinne  des  Gesetzes  vom 
7.  März  1822  stempelpflichtig  sei.  Ks  war  diese  Frage  von  jeher  wichtig  uud 
spielt  auch  in  der  Entscheidung  des  Kölner  Provinzialsteuerdirektors  vom  15.  Fe- 
bruar 18GG,  welche  den  Anstoss  zur  vorstehenden  Schrift  gab.  eine  grosse  Rolle. 

Der  Verfasser  scheint  in  Zweifel  zu  ziehen,  dass  das  Reichsgericht  im 
Sinne  der  Stempelpflichtigkeit  sich  ausgesprochen  habe;  allein  es  ist  das  that- 
sächlich  der  Fall  nach  einem  im  Reichsanzeiger  vom  14.  Januar  1982  mitge- 
teilten Erkenntnis  vom  1.  Dezember  1881  (vergl.  auch  Kühnemann,  Die  Stempel- 
und  Erbschaftssteuer  in  Preussen  1885,  S.  89):  wenigstens  dürfte  die  Provinzial- 
steuerdirektion  diese  hauptsächlich  im  Auge  gehabt  haben,  sie  deckt  sich 
mit  dem  vom  Verfasser  besprochenen  Reskript  des  Finanzministers  vom 
11.  März  1863. 

Der  Verl  asser  gibt  zu,  dass  auch  der  .formliche  schriftliche  Vertrag*, 
der  stempelpflichtig  ist.  in  Briefform  gekleidet  werden  kann,  die  Stempel- 
pflichtigkeit könne  aber  nicht  für  die  Masse  der  üblichen  Geschäftskorrespondenz 
gelten,  durch  welche  Geschäftsabschlüsse  zustande  kommen;  das  Gesetz  besteuert 
nicht  das  Beweismittel ,  sondern  nur  die  den  gesetzlichen  Vorschriften  ent- 
sprechende Urkunde.  Der  Unterschied  wird  näher  zu  begründen  gesucht  und 
namentlich  auch  auf  die  Verhandlungen  gelegentlich  des  Gesetzes  vom  6.  Juni  1884 
hingewiesen,  bei  denen  vom  Landtag  und  von  der  Regierung  die  Freiheit  d»-r 
Korrespondenz  ausgesprochen  wurde  (vergl.  Finanzarchiv  1,  S.  400). 

(».  Schanz. 
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Dr.  Adolf  Bruder.  Studien  über  die  Finanzpolitik  Herzog  Rudolfs  IV. 
von  Oesterreich,  1358 — 1305,  mit  Benützung  zweier  ungedruckter 
Gutachten  des  14.  Jahrhunderts. 

Es  ist  eine  sehr  fleissige  Arbeit,  die  uns  hier  vorliegt.  Ihre  Resultate 
haben  Interesse  für  die  Ablösungsgesetzgebung  und  für  die  Finanzgeschichte. 

Die  kräftige  Regierung  Herzog  Rudolfs  hatte  einen  erhöhten  Finanz- 
bedarf zur  Folge,  der  seinerseits  eine  Steigerung  der  Kinnahmequellen  bedingte. 
Unter  den  vielen  Massregeln,  die  der  Herzog  ergriff,  war  auch  die  allgemeine 
Ablösung  der  gekauften  Renten  (28.  Juni  1360)  und  der  den  Grundherren  schul- 
digen Zinse,  deren  Immobiliargerichtsbarkeit  an  den  Stadtrat  übergehen  sollte 
(2.  August  1360).  Diese  Gesetze  galten  zunächst  für  Wien,  wurden  aber  auch  auf 
andere  landesfürstliche  Städte  in  Oesterreich  ausgedehnt.  Dieser  Vorgang  verdient 
besonders  beachtet  zu  werden,  weil  es  vor  Mitte  des  14.  Jahrhunderts  nur  in 
den  Städten  Norddeutschlands  und  den  luxemburgischen  Ländern  solche  Ab- 
lösungen gab  und  auch  diese  keinen  Zwangscharakter  trugen.  Da#s  nun  diese 
Ablösung  einen  finanziellen  Erfolg  haben  konnte,  lag  vornehmlich  darin,  dass 
bei  steigendem  Wohlstande  die  Börger  steuerfähiger  wurden.  Gar  mancher  war 
aber  nicht  mehr  imstande,  bei  eintretenden  Unglücksfällen  landesfürstliche  Steuer 
und  Zinse  und  Renten  zu  entrichten;  viele  Häuser  wurden  öde  und  die  Bürger- 
steuer  nahm  entsprechend  ab.  Eine  Ablösung  der  Zinse  und  Renten  konnte  da 
bessern  —  wenn  dem  Pflichtigen  eine  grosse  Begünstigung  dabei  zu  teil  wurde,  und 
das  geschah,  indem  die  Ablösung  zum  Achtfachen  anbefohlen  wurde.  Der  sich 
Ablösende  hatte  von  den  eingelösten  Renten  den  Herzogen  Steuer  zu  entrichten. 
Zugleich  wurde  dafür  Sorge  getragen,  dass  die  Anhäufung  des  Besitzes  in  toter 
Hand  nicht  immer  mehr  zur  Schwächung  der  Steuerkraft  führte  (Beschränkung 
der  kirchlichen  Immobiliarerwerbsfahigkeit),  überhaupt  den  Steuerfreiheiten  ent- 
gegen zu  treten  gesucht. 

Die  Ablösung  zum  Achtfachen  wurde  von  vielen  als  eine  ungerechte 
Massregel  und  die  zwangsweise  Ablösung  der  der  Kirche  zustehenden  Renten 
überhaupt  als  unerlaubt  erachtet.  Es  sind  namentlich  Schriften  der  Wiener 
Professoren  Johann  Reutter  und  Heinrich  Langenstein,  welche  der 
Verfasser  in  dieser  Hinsicht  eingehend  verfolgt.  Die  Ablösungsform  wurde 
später  unter  Albrecht  V.  in  der  That  gemildert  und  selbst  dafür  die  Zustimmung 
der  römischen  Kurie  nachgesucht.  Die  Erschütterung  der  Steuerfreiheiten  gelang 
auch  nur  teilweise. 


G.  Schanz. 
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(Die  römischen  Zahlen  bedeuten  den  Jahrgang,  die  arabischen  Ziffern  die  Seitenzahl.'; 


I.  Materien. 


Ablösungsgesetzgebung  und  ihre  finanzielle 
Bedeutung  in  Oesterreich  im  11.  Jahrh. 
III,  971. 

Abwälzung  der  direkten  Steuern  III,  509  f. 
Arclsen  in  Russland  II,  15». 
Aktiengesellschaften,  Besteuerung  ders.  in 
Zürich  I,  *4. 

—  Stempelrevision  bei  dens.  n.  d.  Ges.  v.  81 

I,  im  f. 

—  Besteuerung  derselben  nach  Ertrags-,  Ein- 

kommensteuer- und  kombiniertem  System 

II.  317. 

—  Behandlung  ders.  in  Baden  III.  803. 
Armen  we»en  und  —  lasten  in  Oldenburg  I, 

«49,  «56,  668. 

—  Kommnn.  Ausgaben  für  Armenwesen  in 

Preussen  L  75». 

—  Ausgabeu  für  Armenwesen  in  den  europ. 

Grossstaaten  18X2  II,  849. 
Aufwandsleuern,  Theoretisches  III,  539,  549. 
Ausgaben,  ord.  u.  ausserordentliche  III.  94«. 


Ausgabenbudget  Italiens  III,  157 ; 

III,  652;  Dänemarks  III,  186. 
A ti »wart ige*,  Ausgaben  für  —  in  den  europ. 

Orossstaaten  ins*  II,  »50;  in  Italien  III, 

15«;  in  Dänemark  IIT,  642;  in  Russland 

1874-83  III,  652. 
Bankwesen  Italiens  III.  III. 
Baugenossenschaften,  ihre  Besteuerung  III, 

Bergwerksstcuerin  Russland  1X74-  83  III.  654. 
Berg-  u.  Hüttenwerke,  Einnahmen  in  Russ- 
land  1874—83  III,  654;  in  Bayern  III,  672. 
Bevölkeruiigsverhaltnlsse    in  Oldenburg 

I,  665. 

Bierbesteuerung  in  Bayern  I.  403;  III.  672. 

—  Braumalzsteuergesetzentwurf  in  Baden  v. 

18X4  1 ,  351  f.   Ablehnung  dess.  1 ,  814  f. 

—  in  Italien  I.  459;  III,  135;  in  Russland 

II,  168;  in  den  Niederlanden  I,  381. 
Bodenwert  Oesterreichs  III,  940. 
Böraensteuer.  Stempelrevision  bei  Aktienges. 

n.  d.  Oes.  v.  lxxi  I.  134  f. 

—  Rechtsweg  in  Reirhsstempelsachen,  Strafen 

der  modernen  Stempelgesetze  I,  «Ol  f. 

—  Träger  der  Börsensteuer  I,  152. 

—  im  Kanton  Züriih  I,  301  f. 

—  in  Oesterreich  I.  493. 

—  Abgabe  für  Erteilung  des  Rechts  z.  Börsen- 

besuch  in  Uesterreich  I,  521. 


Börsensteuergesetx ,    deutsches  von  1881*5 
II,  1115  f. 

—  Umsatzsteuer  in  Bremen  171,  256. 

—  Stempelsteuer  auf  Effekten  in  den  Nieder- 

landen III,  283;  in  Italien  III.  133. 
ßrandversirberungsabgaben    in  Russland 

1874—83  III,  654. 
Branntweinbesteuerung  I,  933;  in  Italien  I. 

454,  III,  135. 

—  in  Oesterreich  Ungarn  n.  d.  Ges.  v.  18*4  I. 

767  f. 

—  in  Russland  II,  1«2;  in  Dänemark  III,  637. 

Ertrag  in  Bayern  III,  «72. 

—  in  Württemberg  n.  d.  Ges.  v.  18.  Mai  1885 

II,  loio  f. 

—  in  den  Niederlanden  I,  38l;  III,  281. 
Braumaissteuer  siehe  Biersteuer. 
Brennstoffe,  Besteuerung  in  i 

I,  385. 

Brückengeld,  Aufhebung  im  Königr. 
I,  837  f. 

Buchführung,  doppelte  (Logismographiei  u. 

d.  ital.  Staatsbuchhaltung  III,  455  f. 
Budget  recht  m.  382. 

t'bausseegeld,  Aufhebung  im  Königr.  Sachsen 
I,  837  f. 

richorie,  Besteuerung  in  Italien  I.  459. 
Clgarettenpapierntonopol  in  Griechenland 


III.  287. 

Clvllllstr,  Ausgaben  für  —  in  den  europ 

Grossstaaten  II.  *i«j;  in  Dänemark  Iii. 

«41;  in  Russland  1871— S3  III.  «52. 
rivllverwalmiu .  Ausgaben  in  Italien  s*it 

1*61  III,  157. 
Ulenstbotensteuer  in   den  Niederlanden  I, 

382;  III.  388. 
Domänen  -  Einkünfte   in   den  europaischen 

Urossstaaten  1882  II,  817;  in  Italien  IT1. 

148;  in  Dänemark  III,  623. 

—  Grundpacht,  Ablösung  in  Russland  III,  264: 

D.  Einnahme  in  Russland  1874-83  III, 
651. 

Einkommensteuer  in  Zürich  I,  79,  132. 

—  Gesetzentwurf  in  Baden  v.  1883  1 ,  308  f. : 

Gesetz  v.  20.  Juni  1»X4  III,  793.  815;  Ge- 
schichte der  —  in  Baden  III,  767  f. 

—  in  Oldenburg  I,  637. 

—  Reform  der  Sachsen -Weimarischen  II,  893  f. 

—  in  Hessen  II.  242,  250,  285,  »82. 

—  in  Italien  III,  130;  in  Dänemark  EH,  632; 

in  Amsterdam  III.  913;  Ertrag  in  Bayern 
III,  «72. 
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Einkommensteuer-Ertrag  in  den  europ.Gross- 
»teaten  1882  II.  817. 

—  Verteilung  in  Oldenburg  1,  679;  in  Zürich  I, 

79;  in  Prcussen  III.  656;  im  K.  Sachsen 
III,  659;  in  Hessen  III,  662;  in  Badeu  III, 
809,  8»8;  in  ä.- Weimar  II.  921;  in  Ham- 
burg III,  661;  Lübeck  III,  665;  Bremen 
HI.  669;  in  Amsterdam  III,  913. 

Elnregiatrierung  in  Italien  III,  132;  in  den 
Niederlanden  I,  383;  III.  388. 

Eisenbahnwesen  in  Württemberg  II,  814. 

—  die  finanziellen  Ergebnisse  der  Staatseisen- 

bahnverwaltung in  l'reusseu  II,  63  f. 

—  in  Italien  III,  153. 

—  Einnahmen  in  Dänemark  III,  «25;  in  Ruß- 

land 1871-83  III,  651;  Einn.  u.  Ausgaben 
in  Bayern  III.  672. 

—  Eisenbahn-  und  Transportsteuern  in  den 
europ  Grossstaatan  1882  11,  818;  in  Russ- 

europ.  Gross- 


land 1871-83  III.  651. 
—  Eisenbahngarantien  in  den 
Staaten  1**2  II,  819. 


rbühr  in  Oesterreich  I,  513.  Siehe 
euer. 

in  Deutschland  und  einigen 
andern  Staaten  II,  876  f. 

—  in  den  Niederlanden  I,  383;  III,  282;  in 

Danemark  III,  633. 
Ertragaateuern  u.  ihre  Abwälzung  III,  509  f. 
Erwerb*»  u.  Wirtachaflagenoaaenarhaften, 

ihre  Besteuerung  siehe  Genossenschaften. 
Erwerbateuer,  badische  III,  763  f. 
Esslgateuer  in  den  Niederlanden  I.  385. 
Etatswesen   siehe  General-   u.  Staatsrech- 

nungswesen. 
Existenzminimum,   steuerfreies  in  Zürich 

I,  76. 

Fawcett,  Henry  U,  688. 

Finanzarchiv,  Programm  desselben  I,  S.  in. 

Flnanzdimst,  Vorbedingungen  für  den  hohem 
—  in  Bayern  I.  423. 

Flnanzkont rolle,  die  oberste  —  des  König- 
reichs Sachsen ,  von  den  ältesten  Zeiten 
bis  auf  die  Gegenwart  II,  589  f. 

Finanzlage  siehe  Staatshaushalt. 

Finanzverwallung,  deutsche  uud  englische 
1.  159  f. 

—  Ausgaben  für — in  den  europäischen  Gross- 

staaten 18H2  II,  850;  in  Dänemark  III,  6*2  ; 
in  Russland  1871—83  III,  652;  in  Italien 
III,  158. 

Finanzrechtsprechung  beim  deutsch.  Reichs- 
gericht III,  295;  921. 

—  d.  deutsche  Reichsbank  im  Dienste  der  F.-V. 

des  Reichs  u.  der  Bundesstaaten  III,  108. 

Flnancwlsaenachaft ,  zur  Geschichte  der 
deutschen  F.-W.  im  17.  Jahrh.  I,  1  f. 

FirmeiiNtcuergea. ,  Bremisches  v.  27.  Mai  84 
III.  251. 

Folger,  Charles  J.  n,  588. 

Foratelnnahmen  in  Russland  1874—83 IU,  654 ; 
in  Bayern  Hl,  672. 

Gasversorgung,  eine  gemeindliche  Angelegen- 
heit III,  966. 

Gebäudesteuer,  Theoretisches  in,  526;  in  Ol- 
denburg I,  639;  in  Hesseu  II,  216,  281; 
in  Württemberg  I,  390;  in  Elsass-Loth- 
ringen  III,  232;  (Ertrag)  in  Bayern  1868— s6 
III,  672;  in  d.  Niederlanden  I,  3so;  III, 
388;  in  Dänemark  III,  629;  in  Baden  Hl, 
763  f. 

Gebühren,  österr.  Entw.  einer  Gesetznov.  v. 
1881  I,  117  f. ;    II,  1180  f. 

—  Sicherung  und  Geschäftsgang   beim  Ge- 

bühreneingang in  Oesterreich  I,  524; 
auch  Stempel. 

—  in  Russland  II,  177;  HI,  651;  in] 

III,  631. 


Gefängnisse.  Ausgaben  für  —  in  den 
Grossstaaten  1«82  II,  851. 

*  .  rhaltllsteii  behufs  Veranlagung  der 
Steuern  Ii,  30. 

Gehaltsateuer,  Theoretisches  III,  541. 

Geldverwaltung,  staatliche  I,  558  f. 

Gemeindrflnanzen  siehe  Kommunalflnanzen. 

Genoaaensrhaften ,  ihre  Besteuerung  in  den 
deutschen  Staaten  und  in  Oesterreich  III, 
671  f.,  IU,  588,  803. 

Geschäftsstelle  siehe  Börsensteuer. 

Geschichte ,  zur  —  der  deutschen  Finanz  - 
wissenscliaft  im  17.  Jahrh.  I,  1. 

—  der  badischen  Steuern  HI,  763 ;  der  nieder- 
länd.  Steuern  II,  379;  IH,  388;  der  ober- 
sten Finanzkontrolle  im  K.  Sachsen  Jl,  589 ; 
des  italienischen  Haushalts  III,  118;  des 
dänischen  Haushalts  III,  607. 

Geatütsverwaltung.  Ausgaben  für  —  in 
Russland  1874-83  ni,  652. 

Gelränkrabcaben  in  den  europ.  Grossstaaten 
1882  II,  8*4 ;  Ertrag  in  Russlaud  1874-83 
III,  651.  Siehe  auch  die  einzelnen  Getränke- 


Getreidesoll  I.  169. 

Gewerbe,  Einnahmen  aus  -  in  Russland 
1874—83  UI,  654. 

Grw  erbepolizel  und  Hausiere  teuer  in  Deutsch- 
land II,  97,  116. 

Gewerbesteuer ,  Theoretisches  III,  535. 

—  Zur  Geschichte  der  Hausiersteuern  im 
deutschen  Reiche  II,  92  f. 

—  württembergische  I,  390. 

—  badische  III,  763  f.   Gesetz  vom  20.  Juni 

1881  UI.  849. 

—  Ertrag  in  Bayern  1868—86  III,  672. 

—  hessische  II,  239,  245,  283,  830.  431. 

—  in  den  Niederlanden  I.  381 ;  IH,  js8. 

—  uud  Handelssteuer  in  Russland,  H,  161,  3J2. 

Ertrag  1874-83  in,  -654. 

—  Ertrag  in  den  europ.  Grossstaaten  1882  H, 

847. 

Gewerbe  Im  Umherziehen,  Besteuerung  in 
den  deutschen  Staaten  H,  92  f. 

—  in  S.  Meiningen  Ges.  vom  25.  Juni  1885 

IU,  240. 

Glücksvertrage,  Gebühren  von  —  in  Oester- 
reich I,  615:  vgl,  auch  Lotterien. 

Groaaatädte,  der  Haushalt  europäischer  — 
I,  254  f. 

Grundelgcntumsverhältniaae  in  Oldenburg 

I,  670. 

Grundgefälle,   Einnahmen  in  Bayern  in, 

672. 

Grundsteuer,  Wesen  der  —  III,  517; 

—  in  Oldenburg  I,  639. 

—  Ertrag  in  Bayern  III,  672. 

—  in  Württemberg  I,  389;  in  Baden  IH,  763  f. 

—  in  Hessen  II,  237,  283,  358. 

—  Katastergesetz  in  Elsass-Lothringen  vom 

31.  März  18»4  ni,  203  f. 

—  in  Italien  II,  717  f.;  III,  129. 

—  in  den  Niederlanden  I,  380;  UI,  388. 

—  in  Dänemark  III,  629. 

—  Reform  v.  J.  1884  in  Russland  U,  217.  Er- 

trag der  Grund-  und  Personalsteuern 
1871—83  UI.  651. 

—  Ertrag  in  den  europ.  Grossstaaten  1882 

II,  847. 

Güterlotterie  in  Preussen  U,  716  f. 
Handelsreisende,  Besteuerung  derselben  in 

deutschen  Staaten  II,  115. 
Haushalt  der  sieben  europ.  Grossstaaten  1*82 

II  847  f. 

Haushaltungalialen  behufs  Veranlagung  der 

pers.  Steuern  n,  25. 
Hausllaten    behufs  Veranlagung    der  pers. 
Steuern  II,  21. 
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Hauslersteuern,  zur  Geschichte  derselben  im 

deutschen  Reiche  II.  92  f. ;  iu  S.  Meinungen 

Ges.  v.  2.'».  Juni  1»«"»  III,  210. 
Hau*kteuer  siehe  Gebäudcsteucr. 
Hundesteuer,  Ertrag  in  Bayern  III,  672. 
Hccrr-nuscaben  in  den  europ.  ürossstoaten 

1882  II,  849. 
Immobil  larvrrkehrsxtrucr   in  Oesterreich 

I,  178. 

Indirekte  Steuern  Hiehe  Steuern. 

Innere»,  Ausgaben  für  Minist,  des  Innern  in 
den  europ.  Grossstaaten  II,  850;  in  Däne- 
mark III,  642;  in  Russland  1874—83  Iii, 
652;  in  Italien  III.  KA 

lnventarisatlon,  amtliche,  beim  Todesfalle 
in  Schweizer  Kantonen  1,  6*». 

Jusllcaungaben  in  den  europäischen  Gross 
staaU-n  l«*2ll.  860;  in  Dänemark  III,  643; 
in  Russland  1*74-83  III,  t;öj» ;  in  Italien  | 
III, 

Kapitalisten  behufs  Veranlagung  der  pers. 
Steuern  II,  37. 

KapIfalrentenMeucr,  Theoretisches  III,  547. 
hessische  II,  341,  497;  württembergische 
I,  39o;  badische  III,  767  f.  Otsetz  vom 
29.  Juni  ls74  20.  Juni  1RH4  III,  865;  rus- 
sische IIT,  264.  Ertrag  in  Bayern  l»68-»6 
III,  672. 

Kaaaenverwaltung.  staatliche  I.  558. 
Kataaterweaen,  italienisches  II.  701. 

—  elsass-lothringiscbes  III,  203  f. 
KaufrrblllitiKsreste,  Renten  u.  1-1. .  Gebühr 

von  der  Eintragung  in  die  öffentlichen 
Bücher  in  Oesterreich  I,  523. 
Hirrbennüier,  Einziehung  ders.  in  Italien 
III,  Iis. 

KlrrhenverfattauiiK  und  —lauten  in  Olden- 
burg I,  653,  658,  663. 

Klasse  n  vi. mi  er  siehe  Einkommensteuer. 

Kolonien  in  Dänemark  III.  628. 

Kommunal  flnanten.  Beschaffenheit  des  sta- 
tistischen Materials  in  den  deutschen 
Staaten  I.  «22. 

—  Geschichte  der  Koramunalnnauzstatistik  in 

Preussen  I,  752. 

—  Finanzlage  der  Städte  und  Landgemeinden 

in  Preussen  I,  718  f. 

—  Preuss.  Kommunalsteuernotgesetz  v.  27  Juli 

is*5  III,  168  f. 

—  Heranz.  der  Militärpers.  z.  d.  Gemeinde- 

abgaben  in  Preussen  III,  895. 

—  Kommunalsteuerbelastung  in  Oldenburg  I, 

622  f.;  «81,  701;  in  Bayern  1.691,11,871;  in 
Sachsen-Meininnen  I,  695;  in  Württemberg 
I,  635;  in  Baden  I,  696;  in  Preussen  I,  «97, 
761 ;  in  Kls.Lothr.  II,  »69. 

—  Steigerung  der  Oeraeindeahgaben  Seit  1849 

iu  Preussen  I,  761. 

—  Gemeindesteuern  in  der  Schweiz ,  speciell 

in  Zürich  I,  60,  84. 

—  Doppelbesteuerung  in  der  Schweiz  I,  90. 

—  Besteuerung  der  Aktiengesellschaften  für 

die  Gemeindehaushaltungen  I,  94. 

—  Ausgaben  für  Verzinsung  der  Gemeinde- 

schulden  in  Preussen  I,  760. 

—  Statistik  der  verzinslichen  Kommunal-  und 

Provinzialschulden  in  Italien  1**0  1,  244  f. 

—  Kommunal-  und  Provinzialeinnahmen  und 

Ausgaben  pro  1»75  und  1*83  in  Italien 
ni,  162. 

—  Komm.  Finanzreform  in  Baltimore  III,  591  f. 

—  Verhliltnis   der  Kommunen   zur  Gasver- 

sorgung III,  966. 

—  GemeindeHnanzen  Eis. -Lothringens  II,  BUK  f.  I 

—  Gemeinde-  und  Provinzinisteuern  in  den 

Niederlanden  III,  388. 

—  der    Haushalt    europäischer  Grossstädte 

1,  254  f. 


Kommunal  verbände,  pTvUSS.  Ges.  V.  14.  Mai 

1885.  betr.  Ueberweisung  von  Beträgen, 
welche  aus  landw.  Zollen  eingehen ,  an 
die  —  II,  1104  f.  Ausführungsverordnung 
hierzu  und  erstmalige  Verteilung  III,  9<n.. 

Kominuuikaiionswece,  Ausgaben  in  Russ- 
land hiefür  III,  652. 

Konsumvereine,  ihre  Besteuerung  in 
Deutschland  und  in  Oesterreieh  DU.  671  f. 

Kontrolle,  deutsche  und  englische  Finanz- 
kontrolle I,  159  f. 

Kopfsteuer  in  Russland  III,  261. 

Krankenanstalten,  flnanz.  Träger  der  Last 
in  Dänemark  III,  612. 

Kreditvereine,  ihre  Besteuerung  in  Deutsch- 
land und  Oesterreich  III,  674  f. 

—  tieschichte  der  Finanzkontrolle  im  Königr. 

Sachsen  II.  589  f. 
Kultiinaungaben  in  den  europ.  Grossstaaten 

1H82  II,  8.M;  in  Dänemark  Hl,  647. 
Leglalat.  Km  nervi  -haften.  Ausgaben  für  —  iu 

den  europäischen  Grossstaaten  II,  849. 
LoftinmoKraphle,  in  Italien  III,  455  f. 
Lohnsteuer.  Theoretisches  III,  541. 
Lokalbahn*  eaen  in  Oesterreich  III,  965. 
Lom»ardce»chäne.    Besteuerung  derselben 

II,  54 

Lotterie  in  Sachsen  I,  553;  in  Braunschweig 
I,  551;  in  Mecklenburg-Schwerin  1.555; 
in  Hamburg  I.  555. 

—  Aeltere  Zahlenlottcric  in  Preussen  III,  415. 

—  die  preus8ische  —  vor   dem  Forum  der 

Landesvertretung  I,  530  f. 

—  Lotterieerträgnisse   in  den  europ.  Gross 

Staaten  Ihm*  II.  *l». 

—  Lotterieetat  in  der  prenssisrhen  Kammer 

1*85  II,  1066  f. ;  18*6  III,  910. 

—  preuss.  Gesetz  betr.  Bestrafung  des  Spiels 

in  auswärtigen  Lotterien  II,  1083. 

—  Statistik  der  Privatlotterien  in  Preussen 

IUKO  «4  III  915. 

—  Lottoregal  in  Italien  I,  170;  III,  138. 

—  in  Dänemark  III,  628;  in  Oesterreich  III, 

965. 

Mahl  vi  euer  in  Italien  I,  136;  III  131;  in  den 
Niederlanden  I.  385. 

Malzaufachlac,  siehe  Bier)»esteuerung. 

Marineatiagnben  in  den  europ.  Grossstaaten 
18S2  II.  H49;  in  Dänemark  III,  612;  in 
Russland  1874-83  III.  652. 

Mn».  «iewirht.  t.cfAncnUae  etc.  Einnahmen 
aus  —  in  d.  europ.  Grossstaaten  18»2  II,  8|s. 

MatriktilarheitntKeimd  I  cberwelsungen  im 
deutschen  Reich  II.  stil  f. 

MelassebeMeuerun*.  s.  Zuckerbesteuemng. 

Mcldeamabe  bezw.  Meldung  bei  Veranlagung 
der  pers.  Steuern  II.  1  Ig. ;  III.  »6  f. 

Mietssteuer  in  den  Niederlanden  I.  382. 

Militärausgaben  in  den  europäischen  Gross- 
staaten 18H2  II,  »19;  in  Dänemark  111,612; 
in  Russland  1871-83  III ,  652;  in  Bayern 
seit   1819  III,  673;  in  Italien  seit  1861 

III.  157. 

Milltärperaonen.  Heranz.  der  —  z.  d.  Ge- 
meindeabg.  Reichsges.  v.  28.  März  18»6 
und  preuss.  Ges.  v.  29.  Juni  1886  III,  895. 

Mllltärpfllchtersatz  in  der  Schweiz  I.  114. 

Mui.ii iai  Steuer  in  den  Niederlanden  I.  3*2; 
HI,  3SX. 

Münte,  Einnahme  in  Russl.  1874—83  III.  654. 
Naiuriiiieisiuiijten    bei   den  Kommunalver- 
bänden  Oldenburgs  I,  6X5. 
\<>iii  in  im  us  Gebühren  in  Oesterreich  I,  522. 
(ii  tini-  in  Italien  1,  169;  III.  135. 

—  in  Elsass  Lothringen  II.  872. 

OelT.  Arbeilen,  Ausgaben  für  —  in  den  europ. 
Grossstaaten  1882  II,  850;  in  Italien 
III,  160. 
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Papierceld,  italienisches  HI.  Ill;  in  Oester- 
reich III,  964. 

Passgebühren  in  Rnssl.  1874-83  III,  654. 

Patciilitcucr  in  Russland  II,  161.  222. 

Pensionen,  Ausgaben  für  —  in  den  europ. 
Orossstaaten  1882  II.  *19. 

—  Reform  in  Italien  II,  545. 
Pen*ion»ge*etz,  ungar.  für  Staatsbeamte  vom 

13.  Mai  18*5  II.  HMO  f. 
Personalsteuer ,  Theoretisches  III.  550;  hes- 
sische II.  241. 

—  in  den  Niederlanden  I,  382. 
Personenporto  III,  378. 

Petroleumntonopol  in  Griechenland  III,  2*7. 
Pferdesteuer  in  den  Niederlanden  I.  382; 

III.  388. 
Polizei  in  Dänemark  III.  609. 
Post,  tiuanz.  Verwaltung  in  der  Schweiz  I,  124. 

—  finanzielles  Krgebnis  in  den  Ländern  der 

Postnnion  1*83  II.  *6o  f. 

—  Posterträgnisse  in  den  europ.  Grossstaaten 

1882  II.  818. 

—  in  Dänemark  III.  628;  in  Russland  1874-83 

III,  SM;  in  Bayern  Iii,  672. 

Produktlvgeiiossenftcharicu  ,  ihre  Besteue- 
rung in  Deutschland  und  Oesterreich 
LH,  674  f. 

Provinzialfinanzen  siehe  Kommnnalflnanzen. 

PrufungMaufgaben  fur  den  höheren  Finanz- 
dienst in  Bayern  I,  423. 

Ruinen-  und  Vüterlotterie  in  Preussen  II, 
710  f. 

Ruittungssterapel  in  Oesterreich  I,  492. 
Rangstcucr  in  Dänemark  III,  632. 
Rechnungshof*.  Ausgabe  für  —  in  den  europ. 

Grossstaaten  18*2  II,  850;  in  Russland 

1874—83  III.  652. 
Rechnung»-  und  Kontrollbehörden  I,  579. 
Rechnungswesen,  deutsches  und  englisches 

I,  159  f. 

—  Entwicklung  im  Künigr.  Sachsen  II.  589  f. 

—  ital.  Gesetz  über  die  Verwaltung  und  das 

GeneralrechnungswcHf-n  des  Staates  von 
1884  I  880. 

Rechtsprechung  siehe  Finanzreclitsprechung. 

Reichsgericht ,  Entscheidungen  in  Finanz- 
fragen III.  295,  921. 

Rclchsbank.  d.  deutsche  im  Dienste  der 
Finanzverw.  des  Reichs  und  der  Bundes- 
staaten 1(1,  108  f. 

Rechtspflege  in  Dänemark  III,  609. 

Roh«folT*Tenossen*chaften,  ihre  Besteuerung 
III,  674  f. 

Salzgcfälle  in  den  europ.  Grossstaaten  1882 

II,  848. 

Kalzmonopol  in  Italien  I,  468;  III.  13*. 
Salzsteuer  in  d.  Niederlanden  I,  385. 

—  in  Russland  1874-83  III.  654. 
Sauerlinge,  Besteuerum?  in  Italien  I,  459. 
Schaf zungsbehörden,  Organisation  in  Baden 

III,  766. 

Schlrsspulver,  Besteuerung  in  Italien  I,  459. 
Mchifraabgabe  in  Dänemark  III,  636. 
Schlarhtsteuer  in  d.  Niederlanden  I.  385. 
Hchlusszettcl,  Besteuerung  1,  493;  siehe  auch 

Börsensteuer,  Stempel. 
Schuldenwesen,  Statistik  der  verzinslichen 

Kommunal-    und   Provinzialschulden  in 

Italien  1*80  I,   24 1   f.;  Staatsschulden 

Italiens  III,  139. 

—  Ausgaben  für  öffentliche  Schulden  in  den 

europ.  Grossstaaten  1882  II.  849. 

—  Schuldentilgung  in  den  europ.  Grossstaaten 

1882  II.  852. 

—  Bnndesschulden  in  den  Ver.  Staaten  Nord- 

amerikas II,  ls3. 

—  Württembergische  Staatsschuld  II.  sog  f. 

—  Tilgungslrage  in  Württemberg  11,  833. 


Schulden»  e»«n.  Beseitigung  einer  schweb. 
Schuld  von  so  Millionen  in  Preussen.  Ges. 

V.  23.  Jlllli  18*6  III,  901. 

—  Höhe   der   preuss.  Staatsschuld  1872-85 

U,  1085. 

—  Kurse  der  preuss.  Staatspapiere  II,  1086, 

1091. 

—  Konvertierung  preussischer  Staatsschulden 

1885  II,  10*5  f. 

—  das  neue  preussische  Staatsschuldbuch  I, 

265  f. 

—  Erweiterung  dess.  durch  Ges.  v.  12.  April 

1886  III,  «99. 

—  Benützung  des  preuss.  Staatsschuldbuehs 

II.  215  ;  III,  N!»9. 

—  Zinsfuss  und  Kurse  der  Staatspapiere  in 

Deutsehland  seit  1815  I,  936. 

—  Staatsschuldbuch  des  Königreichs  Sachsen 

II,  194  f. 

—  Staatsschuldverschreibung     und  Staats- 

schuldbuch in  England  I,  265;  Frankreich 
I,  269;  Oesterreich  1.271;  Baden,  Italien, 
Russland,  Spanien,  Belgien  I.  272;  in  deu 
Ver  Staaten  von  Nordamerika  I.  273 ;  in 
Elsass-Lothringen  I.  876. 

—  Schulden  l»ei  Veranlagung  der  persönlichen 

Steuern  II.  37. 

—  Schuldenwesen  in  Dänemark  III,  614,  610. 

—  Russlands  Schulden  seit  1798  III.  650. 
Schulgelder  in  Russland  1874-83  III,  654. 
Schullasten  siehe  Unterricht. 

Hei  fenst  euer  I,  385. 
Hella  O.  II,  5H4. 

Splelkartenmonopol  in  Griechenland  III.  287. 

Staatsaktien ,  Einnahmen  aus  —  in  Däne- 
mark Hl,  625. 

Staatshaushalt,  der  gemeinsame  der  österr.- 
ungar.  Monarchie  I.  225  f. 

—  Frankreichs  18*3  81  1,  205  f. 

—  Bremens  I,  234  f. 

—  Württembergs  II,  810. 

—  Buverns  im  vorigen  Jahrhundert  I,  401;  in 

diesem  Jalirh.  III,  672. 

—  Dänemarks  III.  607  f. 

—  Russlands  1*74-83  III.  650,  953. 

—  Finanzwesen  in  den  Vereinigten  Staaten 

Nordamerikas  II.  179  f. 

—  Italiens  seit  1861  III.  Iis. 
Staatsrerhnungswesen  in  Deutschland  und 

England  I,  159  f. 

—  in  Italien  1,  376.  8*o;  HI,  455  f.;  in  Oester- 

reich II,  377  ;  in  Württemberg  II,  532. 

—  Finanzkontrolle  des  Königreichs  Sachsen 

I,  907;  II,  589  f. 

Staatsschulden,  siehe  Schuldenwesen. 

Staatssteuern,  siehe  Steuern. 

Stempelsteuer,  das  preussische  Gesetz  l>etr. 
die  —  für  Kauf-  und  Lieferung* vertrüge 
im  kaufmännischen  Verkehr  und  fur  Werk- 
verdingungsverträge  I,  821.  Streitfrage 
in  betr.  dess.  III.  968. 

—  der   Rechtsweg   in  Reichsstempelsachen; 

Strafen  der  modernen  Stempelgesetzg.  n. 
dem  Gesetz  v.  1*81  I,  60 1  f. 

—  die  Stempelrevision  bei  Aktiengesellschaften 

n.  d.  Ges.  v.  1*81  I,  131  f. 

—  in  Russland  II,  177;  III,  654. 

—  in  den  Niederlanden  I,  383;  III,  2*3,  3**. 

—  in  Dänemark  III,  633. 

—  in  Italien  III,  132. 

—  Stempelerträgnisse  in  den  europ.  Gross- 

staaten 1882  II,  818.  Siehe  auch  Börsen- 
steuer. 

Steuern,  Wesen  u.  System  der  direkten  Steuern 

III.  517:  die  deutsche  Steuerlehre  de»  17. 
Jahrhunderts  I.  17. 

—  in  den  Niederlanden  I,  379;  IU,  38*. 

—  in  Dänemark  III.  629. 
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Steuern  und  Zölle  im  d.  Reich  III,  937. 

—  die  Steuerreform  im  Kanton  Zürich  und  der 

Bundeshaushalt  der  Schweiz  I,  45  f. 

—  lies. ,  Ausschliessung  säumiger  Steuerpflich- 

tiger v.  off.  Vergnügungsorten  im  K. 
Sachsen  betr.,  v.  21.  April  tu  III,  262. 

—  direkte  Staatssteueru  in  Oldenburg  1,  637  f. 

—  in  Preussen  I,  729.  —  Steuerbelastung  und 

Druck  in  Oldenburg  I,  737;  in  Preussen 
1,  746. 

—  in  Württemberg  I.  389;  in  Bayern  vor  1800 

I,  197;  in  Baden  III.  7«3  f.;  in  S.-Weiuiar 

II,  «93;  III,  »l». 

—  die  direkten  —  Hessens  II.  235  f. 

—  Die  Meldangabe  liei  Veranlagung  der  per- 
sönlichen Steuern  II,  1  fg. ;  III,  hö  fg. 

—  Staats-,  County-,  MunicipaT-Schulsteuem  in 

den  Ver.  Staaten  II,  190;  Hl,  408. 

—  in  Pennsylvanien  Hl,  408. 

—  indirekte  in  Russlaud  11,  159  f. 

—  Geschieht*  der  direkten  St.  in  Russlaud 

I,  914. 

—  Grund-,  Handels-  und  Gewerbesteuern  in 

Russland  v.  J.  1884  II,  217. 

—  Retorm  der  indirekten  Steuern  in  Italien 

I,  431  f. 

—  Regelung  der  Grundsteuer  und  die  Steuer- 

reform in  Italien  II,  747  f. 

—  die  Steuern  Italiens  III,  129. 

—  Steuerertrag  in  den  europ.  Grossstaaten 

1*82  II,  847.  Vgl.  auch  Kommunalsteuern. 
Steuer-Mtrafrri  In  österr.  III,  936. 
Strafen,  Einnahmen  aus  —  in  Russland  1874 

bis  83  HI,  654. 
Submisalonsweaea  HI,  424. 
Tabakmonopol  iu  Italien  I,  t*'>2 ;  III,  137. 

—  Tabaksteuer  in  Russland  II   175;  III,  651. 

—  Tabakgefälle  in  den  europ.  Staaten  II,  818, 

«54. 

—  Tabakkonsum  in  einzelnen  Ländern  II,  859. 

—  Tassi  sngli  affari  in  Italien  III,  132. 
Taxen  in  den  europ.  Grossstaaten  1881  II,  848. 
Telegraph  in  adiuin.  u.  flnanz.  Hinsicht  I,  395. 
THegraphenerträgnisae  in  deu  europ.  Gross- 

Staaten  1882  II,  8W.  T  •  u.  Posteinnahmen 

in  Dänemark  HI  ,  628.   T.-Einnahmen  in 

Russland  1871—83  III,  654. 
Thür-  u.  tenslerateuer  in  den  Niederlanden 

I.  382;  III,  388. 
Tranaportateuer  in  Italien  III,  133;  siehe 

auch  Eisenbahnsteuer. 
l'eherwrlaungageaeU,  preussisches  U,  1104; 

III,  906. 

Imaatzsteuer;  siehe  Börsensteuer. 


Itaterrlrhtsauagaben  in  den  europ.  Gross- 
staaten 1882  n.  851. 

—  in  Dänemark  III,  610;  in  Russland  1874—83 

III.  652;  in  Italien  III,  159. 

—  in  Bayern  seit  1819  Hl,  673. 

—  Einnahmen  aus  Unterricht  und  Kultus  in 

den  europ.  Grossstaaten  1882  II.  »48. 

Verkehraan  lagen,  kommunale  Ausgaben  hier- 
für in  Preussen  I.  758. 

Verkehnnteuern ,  Theoretische»  HI,  519: 
österr.  Entwurf  einer  Novelle  v.  1881  1, 
471  f.  Siehe  auch  Stempel-,  Börsensteuer. 

Vermögen.  Einnahmen  von  —  in  den  europ. 
Grossstaaten  1882  II,  817. 

Vermögenssteuer  in  Amerika,  spez.  Balti- 
more III,  592. 

—  in  Zürich  I,  78,  131. 
Vlehbesltx  in  Oldenburg  I,  675. 
Volkasrhul  wesen  und — lasten  in  Oldenburg 

1,  650.  656,  661. 

—  kommuu.  Ausg.  hierfür  in  Preussen  I.  759. 
Volkawirtarhafl .  Ausgaben  für  —  in  den 

europ.  Grossstaaten  1882  II,  850. 
Vorachuaageachafte,  Gebührenbehandlung  in 

Oesterreich  I,  510. 
Wanderlacer.  Besteuerung  II,  131.  Siehe 

auch  Hausiersteuern 
WaKKrrltaugennMuenwrhaften  und  — laaten 

in  Oldenburg  I.  652,  658,  685. 
Wegelaaten  in  Oldenburg  I.  664. 
Welnbeateuerung  in  den  Niederlanden  I,  384. 
Werkgenoaaenachaften ,   ihre  Besteuerung, 

siehe  Genossenschaften. 
Wirtschaftliche  Zuatände  in  Oldenburg  1.664. 
Wob  II  hatigkelt,  Ausgaben  für — in  den  europ. 

Grossstaaten  1882  II,  851. 
Zinafuaa  in  Deutschland  seit  1815  1,936.  Siehe 

auch  Schuldenwesen. 
Zinarenlenateuer  siehe  Kapitalrentensteuer . 
Zollerträgnisse  in  den  europ.  Grossstaaten 

1882  II,  848. 

—  in  Baden  vor  1834  IU,  419;  in  den  Nieder- 

landen Beit  1850  I,  386. 

—  in  Dänemark  III,  635 ;  in  Russland  1871—83 

III,  654.   Zolle  im  d.  Reich  UI,  927. 
Zollreform  in  Italien  1.  415;  in,  137. 
Zuckerbeateuerung  in  Italien  I,  416;  III,  135. 

—  in  Russland  II,  172;  IU.  654. 

—  und  Zuckerindustrie  in  den  europ.  Ländern 

u.  in  der  amerik.  Union  1882—85  III,  l  fg. 

—  in  Deutschland  Ges.  v.  1.  Juni  8«  UI,  883  f. 
Zinidbölzrbrnmoiiopol  in  Griechenland  UI, 

287. 

Zwangakur*,  siehe  Papiergeld. 


II.  Länder. 


s 

\ 


Aegypten.   Finanz.  Ergebnis  der  Post  1883 

U,  «60. 

Algerien.  Tunis.  Finanz.  Ergebnis  der  Post 

1883  II.  «ö*. 
Amsterdam.    Entw.   der  Einkommensteuer 


III,  »43. 

Anhalt.    Der  Rechtsweg  in  Reiehsstempel- 
sachen  n.  d.  Oes.  v.  1881  I.  605. 

—  Besteuerung  der  Genossenschaften  ni.  749. 

—  Matrikularbeitr.  u.  Ueberw  eisungen  II,  »66. 

—  Erbschaftssteuer  II,  876,  «86. 
Antillen.    Finanz.  Ergebnis  der  Post  1883 

II.  860. 

Argentinien.  Finanz.  Ergebnis  der  Post  1883 
II,  862. 
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Gesetzentwurf,  die  Erhebung  einer 
nalzsteuer  betr.  v.  16.  Januar  1884 
I.  351  f. 

Die  Ablehnung  dieses  Entwurfs  I,  844  f. 
Entwurf  eines  Gesetze»,  die  Einführung 

einer  allgemeinen  Einkommensteuer  betr. 

V.  8.  Dez.  1883  I,  308  f. 
Einkommensteuerstatistik  IU.  809,  848. 
Besteuerung  der  Genossenschaften  III.  722. 
's  direkte  Steuern  UI,  763  f. 
Erbschaftssteuer  II,  »76,  8*5. 
Meldangabe  bezw.  Meldung  II.  48.  UI,  86. 
Hausiersteuem  II,  113.  116.  129.  136. 
Zollerträgnisse  vor  1831  UI.  419. 
Form  der  Staatsschuldverschreibung  I.  272. 
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Baden.    Der  Rechtsweg  in  Reichsstempel- 
sachen  n.  d.  Ges.  v.  1*81  1,  «<>5. 

—  Kommunalflnanzstatistik  J,  625. 

—  Höhe  der  Komtnunalbelastung  I,  696. 

—  Matrikularbeiträge  und  Ueberweisungen  II, 

IM. 

Baltimore,  kommunale  Finanzreform  in  —  I 
III.  591  f. 

Barem.   Prüfungsaufgaben  für  den  höhern 
Finanzdienst  I,  423  f. 

—  Unterrichts-  u.  Militärausgalwn  seit  1*19 

III.  873. 

—  Einnahmen  186*— 8;  III,  672. 

—  Geschichte  der  direkten  Steuern  I,  397. 

—  Malzaufschlag  1.  401. 

—  Kommunalfinanzstatistik  I,  SM. 

—  Kommunalbelastung  I,  Ml. 

—  Rechtsweg  in  Reichsstempelsachen  n.  d. 

Ges.  v.  1881  I,  6n«. 

—  Meldangab«  bezw.  Meldung  II,  M :  III,  105. 

—  Kurse  der  bayr.  Staatspapiere  seit  1820  I,  910. 

—  Besteuerung  de»  Lomhardgeschafts  II.  59. 

—  Hausiersteuer  II.  110.  11«,  129.  Iii. 

—  Besteuerung  d.  Aktiengesellschalten  II,  319. 

—  der  Genossenschaften  III,  691. 

—  Erbschaftssteuer  II,  876.  8*5. 

—  Matrikularbeitr.  u.  Überweisungen  II.  8««. 
Beiden.  Form  der  Staatsschuldverschreibung 

I.  272. 

—  Tabakgefälle  seit  1879  II,  838 

—  Erbschaftssteuer  II,  880. 

—  Finanz  Ergebnis  der  Post  1883  II.  860. 

—  Zuckerbesteuerung  u.  Industrie  III,  61. 
Bern.    Mel.iangabe  bezw.  Meldung  II,  48; 

III,  86. 

—  Besteuerung  der  Genossenschaften  III,  718. 
Bmunsrhwelg.  Rechtsweg  in  Reichsstempcl- 

saehen  n  d.  Oes  v.  1**1  I,  60*. 

—  Landeslotterie  I,  551. 

—  Matrikularbeitr.  u.  L'eberweisungen  II.  866. 

—  Erbschaftssteuer  II.  876,  *85. 
Bremen.    Die  Finanzen  Bremens  I.  234  f. 

—  Der  Rechtsweg  in  Reichsstempelsachen  n. 

d.  Oes.  v.  1*81  I,  609. 

—  Bremische  Umsatzsteuer  bis  1*81  III,  256  f. 

—  Einkommensteuerstatistik  III.  6«'.». 

—  Meldangabe  bezw.  Meldung  II.  48;  III.  86. 

—  Besteuerung  der  Aktiengesellschaften  II, 

319;  der  Genossenschaften  III.  745. 

—  Matrikularbeitr.  u.  Ueberweisungen  II,  866. 

—  Erbschaftssteuer  II,  876.  886. 

—  Firmensteuerges.  v.  27.  Mai  84  in.  251. 
Britisch  Indien.  Finanz.  Ergebnis  der  Post 

1883  II,  962. 
Bulgarien.   Finanz.  Ergebnis  der  Post.1883 

Canada.  Finanz.  Ergebnis  der  Post  1883  II,  862. 
Cej  Ion.  Finanz  Ergebnis  der  Post  1*83  II,  862. 
Chile.  Finanz.  Ergebnis  der  Post  18*3  II,  862. 
Cochlnchina.  Finanz.  Ergebnis  der  Post  1*83 

II,  862. 

Curacao.    Finanz.  Ergebnis  der  Post  1*83 

II,  8«0. 

Cypern.  Finanz  Ergebnis  der  Post  1883  II,  862. 
Dänemark.    Die  Entwicklung  des  Finanz- 
haushalts III.  607  f. 

—  Finanz.  Ergebnis  der  Post  1*83  n.  860; 

III,  628. 

—  Taltakgefälle  seit  1*80  II.  859. 

—  Erbschaftssteuer  seit  1870  71  II,  *83. 

—  Zuckerbesteuerung  u.  -Industrie  III,  76. 
Deutachland.   Zur  Geschichte  der  deutschen 

Finanzwissenschaft  im  17.  Jahrh.  I,  1  f. 

—  Deutsche  und  englische  Finanzverwaltung 

I,  159  f. 

—  Deutsche  Reichsbank  im  Dienste  der  Fi- 

nanzverw.  des  Reichs  u.  < 
III,  108. 


Deutschland.  Heranziehung  v.  Militarpers. 
zu  den  Oemeindeabg .  Oes  v.  28.  März  86 
III.  895. 

—  Besteuerung  d.  Genossenschaften  i.  Deutsch- 

land III,  674. 

—  Zinsfuss  in  —  seit  1815  I,  936. 

—  Zölle  u.  Steuern  in  —  III,  9i7. 

—  Haushalt  1882  II,  817. 

—  Zur  Geschichte  der  Hausiersteuern  II,  92  f 

—  Finanz.  Ergebnis  der  Post  1**3  II,  860. 

—  Matrikularbeitr.  u.  Ueberweisungen  U,  864  f 

—  Erbschaftssteuer  II,  87«. 

—  Tabakgefälle  seit  1869  70  II,  857. 

—  Die  Stempelrevision  b.  Aktien* 

n.  d.  Oes  v.  1881  I,  134  f. 

—  Geschäftssteuergesetzentwurf  1.  471,  498  f. 

—  Börsensteuergesetz  v.  188185  II.  1115  f. 

—  Zuckersteuer  u.  Industrie  III,  9;  Zucker- 

steuerges.  v.  1.  Juni  86  III,  8*3. 
Elsasn-I.othrlngen.     Besteuerung    der  Ge- 
nossenschaften HI,  699. 

—  Der  Rechtsweg  in  Reichsstempelsaciien  n. 

d.  Ges.  v.  1881  I.  60». 

—  Staatsschuldverschreibung  I,  876. 

—  Besteuerung  des  Lombardcesehäfts  n,  6fl. 

—  Matrikularbeitr.  u.  Ueberweisungen  II,  866; 

GemeindeAnanzen  II,  *6s  f.; 

—  Erbschaftssteuer  1*7«.  II,  *8«. 

—  Grundsteuer-  und  Katasterges.  v.  31.  März 

84  III,  203. 
England,  siehe  Grossbritannien. 
Finnland,  Zuckerbesteuerung  u.  -Industrie 

III.  48 

Frankreich.    Finanzlage  1883*1  I,  205  f. 

—  Form  der  Staatsschuldverschreibung  I,  269. 

—  Haushalt  1*82  Ii,  847. 

—  Tabakgefälle  seit  1815  II,  851. 

—  Finanz.  Ergebnis  der  Post  1883  n.  860. 

—  Erbschafts-  und  Schenkungssteuer  II,  879. 

—  Zuckerbesteuerung  u.  -Industrie  III,  48. 
(.Mb. im.  Finanz.  Ergebnis  der  Post  1*83  II,  860. 
8t.  Valien.  Kanton.   Meldangabe  II,  50. 
Granada.   Finanz.  Ergebnis  der  Post  18*3. 

II,  860. 

Griechenland.    Finanz.  Ergebnis  der  Post 
1*83  U.  860. 

—  Zuckerbesteuerung  III,  81. 

—  Monopole  auf  Petroleum.  Zündhölzchen, 

Spielkarten  u.  Cigamttenpapier  III.  287. 
Großbritannien.    Deutsche   und  englische 
Finanz  Verwaltung  1.  159  f. 

—  Staatsschuldverschreibung  I.  265. 

—  Meldangabe  II.  48. 

—  Henry  Fawcett  II.  5*8. 

—  Haushalt  1882  II,  8»7. 

—  Tabakgefälle  II.  8.58. 

—  Finanz.  Ergebnis  der  Post  18*3  II,  m>. 

—  Erbschaftssteuer  seit  I860  II,  882. 

—  Zuckerbesteuerung  u.  -Industrie  III.  70. 
Guatemala.   Finanz.  Ergebnis  der  Post  1883 

II.  862. 

Haiti.  Finanz.  Ergebnis  der  Post  1883  n,  862. 
IlHmburg.    Stadtlotterie  I,  555. 

—  Rechtsweg  in  Reichsstempelsachen  nach 

dem  Ges.  v.  1881  I.  «09. 

—  Kommunalflnanzstatistik  I,  621. 

—  Meldangabe  II.  48. 

—  die  direkten  Steuern  II.  235  f. 

—  Besteuerung  d.  Aktiengesellschaften  n.  321. 

—  Matrikularbeitr.  u.  Ueberweisungen  II,  866. 

—  Erbschaftssteuer  II,  87«;  8*6. 

—  Einkommensteuerstatistik  pro  18*3  III,  661. 

—  Besteuerung  der  Genossenschaften  III,  745. 
Hannover.    Hausiersteuer  II,  109,  115. 
Hes»en-Darm*tadt.    Rechtsweg  in  Reicks- 

stempelsachen  n.  d.  Ges.  v.  1881  I,  609. 

—  Kommunalfinanzstatistik  I,  621. 

—  Meldangabe  II,  48. 
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Register. 


Hes*en-l>arin»tRdt.  Die  direkten  Steuern  II, 
235  f. 

—  Besteuerung  d.  Aktiengesellschaften  II,  321. 
 der  Genossenschaften  III,  719. 

—  Kapitalrenteiisteuer  II,  341,  497. 

—  Erbschaftssteuer  II,  876,  *85. 

—  Einkommensteuerstatistik  pro  1885—86  III, 

662. 

—  Matrikularbeitr.  n.  reberweisungen  II,  »66. 
Holland.    Siehe  Niederlande. 

Hondura«.    Finanz.  Ergebnis  der  Post  1883 
II,  862. 

Hongkong.    Finanz.  Ergebiys  der  Post  1883 
II,  860. 

Japan.   Finanz.  Ergebnis  d.  Post  1x83  II,  862. 
Illinois.    Meldangabe  II,  18. 
Indien.  Finanz.  Ergebnis  d.  Post  1883  II,  860. 
Italien.   Statistik  der  verzinslichen  Kommu- 
nal- u.  Provinzialschulden  in  Italien  1880 

I,  244  f. 

—  Form  der  Staatssehuldverschreibung  I,  272. 

—  Reform  der  indirekten  Steuern  I,  431  f. 

—  Mahlsteuer  I,  436. 

—  Reform  des  Zollwesens  I,  445. 

—  Zuckerbesteuening  446;  u.  Industrie  III,  79. 

—  Branntweinbesteuerung  I,  451. 

—  Accisen  auf  Bier,  Säuerlinge.  Schiesspulver, 

Cichorien  I.  459. 

—  Tabakmonopol  I.  461. 

~  Tabakßefälle  seit  1869  II,  856. 

—  Salzmonopol  I,  168. 

—  Oktroi  I.  169. 

—  Oetrcideznll  I,  469. 

—  Lotton-gal  I.  -470. 

—  Regelung  der  Grundsteuer  und  die  Steuer- 

reform in  Italien  II,  747  f.;  III,  129. 

—  Erbschaftssteuer  seit  1862  II.  880. 

—  Einkommensteuer  von  beweglichem  Ver- 

mögen III,  130. 

—  Oesetz  über  die  Verwaltung  und  das  Ge- 

neralrechnungswesen  des  Staates  vom 
17.  Februar  1884  I,  *so  f. 

—  Meldansabe  bezw.  Meldung  II.  48;  III,  105. 

—  Reform  de*  Pensionswesens  II,  545. 

—  Quintino  Sella  II,  584. 

—  Haushalt  1**2  II.  847. 

—  Das  Budget,  seit  1861  III.  118  f. 

—  Finanz.  Ergebnis  der  Post  1sh3  II,  8«o. 

—  Kommunal-  u.  Provinzialeinnaliinen  u.  Aus- 

gaben III.  ir.2. 

—  Poppelte  Buchführung  (Logismojnaphie)  in 

der  ital.  Staatshuchhaltnng  III.  455  f. 
Jungfernlnseln.    Finanz.  Ergebnis  der  Post 

1883  II,  8«>0. 
Labuan.  Finanz.  Ergebnis  d.  Post  1883  II.  860. 
Lippe.    Rechtsweg  in  Reicbsstempelsaehen 

nach  dem  Oes.  v.  18*1  I,  «io. 

—  Matrikularbeitr.  u.  l'eberweisungen  II,  866. 

—  Erbschaftssteuer  II,  876,  8*6. 

—  Besteuemne  der  Genossenschaften  III,  717. 
Lübeck.    Der  Reehtsweg  in  Reichsstempel- 
sachen n.  d.  Oes.  v.  1881  I,  609. 

—  Meldangabe  II.  48. 

—  Matrikularbeitr.  u.  l'eberweisungen  II,  866. 

—  Erbschaftssteuer  II.  J*.™:^-  ^ 

Besteuerung  der  Genossenschaften  III,  746. 
St.  Lucia.    Finanz.    Ergebnis  der  Post  1883 

II,  s6o. 

Luxemburg.   Finanz.  Ergebnis  der  Post  1883 
II,  860. 

Ma*»achu<ietM.   Meldangabe  II,  49. 
Mavotle.    Finanz.    Ergebnis  der  Post  1883 

II,  860. 

Mecklenburg.    Landeslotterie  I,  555. 

—  Rechtsweg  in  Reiehsstempelsachen  u.  d. 

Ges.  v.  18*1  I,  «10. 

—  Matrikularbeitr.  u.  UeberwejsunKen  II,  866. 


Mecklenburg.    Erbschaftssteuer  DT,  *T6.  8*5. 

—  Besteuerung  der  Genossenschaften  III.  691. 
Nrufnundland.    Finanz.    Ergebnis  der  Post 

1883  II,  862. 
Xew  York.   Meldangabe  II,  49. 
Niederlande.   FinanzieUes  Ergebnis  d.  Post 

1883  II,  860. 

—  Tabakzollertrag  seit  1879  II.  858. 

—  Erbschaftssteuer  seit  1*68  II,  882;  Abän- 

derung durch  Gesetz  v.  31.  Dezember  1885 
III,  2*2. 

—  Branntweinaccise  III,  281. 

—  StempelsteuerKes.  v.  31.  Dez.  1*H5  III,  2s,H; 

Geschichte  der  Steuern  seit  1*10  I,  379. 

—  Staats-,  Provinz-,  Gemeindesteuern  III,  3*8. 
Norwegen.    Tabakgefalle  seit  18*0  II,  855». 

—  Finanz.  Ergebnis  der  Post  18*3  II,  *60. 

—  Erbschaftssteuer  18*2—83  II.  8*3. 

—  Zuckerbesteuerung  u.  -Industrie  III,  77. 

Oesterreich-!,  ngarn.  Der  gemeinsame  Staats- 
haushalt der  österreichisch-ungarischen 
Monarchie  I,  225  f. 

—  Form  der  Staatssehuldverschreibung  I.  271. 

—  Kurse  der  5prozentigen  österr.  Metalliuues 

V.  1*18—60  1.  941. 

—  Oesterr.  Gebührengeuetznovelle  I.  471  f. 

—  Oesterr.  ungar.  Branntweinsteuergesetz  v. 

19.  Mai  18*4  I,  767  f. 

—  Meldangalie  II,  49. 

—  Haushalt  1882  II.  847. 

—  Tabakgefälle  wit  i860  II,  855. 

—  Finanz.  Ergebnis  der  Post  1883  II.  *6o. 

—  Zuckerbesteuening  u.  -Industrie  III.  39. 

—  Steuerstrafrecht,  osterr.  III.  936. 

—  Besteuerung  der  Genossenschaften  III,  727. 

—  Bodenwert  Oesterreichs  III.  940. 

—  Papiergeld  in  Oesterreich  III,  964. 

—  Lotto  III.  995. 

—  Lokalbahnwesen  in  Oesterreich  III,  965. 

—  Finanzpolitik  Herz.  Rudolf  IV.  III,  971. 
Oldenburg.    Der  Rechtsweg  in  Reiehsstempel- 
sachen n.  d.  Ges.  v.  1881  I.  610. 

—  Allg.  volkswirtschaftliche  Lage  I,  664. 

—  Bevölkerungsverhältnisse  I,  670. 

—  Viehbesitz  1,  675. 

—  Die  Besteuerung d. Genossenschaften  III.  740. 

—  Einkommensverteilung  I,  677. 

—  Die  direkten  Staatssteuern  I,  637. 

—  Erträge  der  Staatssteuem  I,  727. 

—  Die  Meldung  bei  d.  Veranlagnng  d.  direkten 

Steuern  III.  H>«. 

—  Kommunalverfassung  I,  644. 

—  Kommnnalsteuerbelastung  I,  622,  181,  717. 
-  Kommunaleinnahmen  I,  707. 

—  Komnmnalausgahen  I.  704. 

—  Steuerbelastung  im  ganzen  I,  737. 

—  Matrikularbeitr.  11.  L'eberweisungeu  II.  8««. 

—  Erbschaftssteuer  II,  876,  8*5. 
Pennsylvnnlen.    Finanz  Wirtschaft  III.  408. 
Persien.   Finanz.  Ergebnis  der  Post  1883. 

II,  360. 

St.  Pierre  et  Mlouelon.   Finanz.  Ergebnis 

der  Post  18S3  II,  *62. 
Portugal.    Finanz.  Ergebnis  der  Post  18*3 

II  86* 

—  Zu.kerbesteuerung  u.  -Industrie  III.  83. 
Preussen.    Das  prenssische  Staatsschuldbuch 

von  18X1  I,  265  f.;  II,  215;  III.  899. 

—  Aeltere  Zahlenlotterie  III,  415. 

—  Staatslotterie  vor  der  Landesvertretung  I. 

530  f. 

—  Lotterieetat  in  der  prenss.  Kammer  1885 

II,  1066  f.;  1886  III,  910. 

—  Statistik  der  I*rivatlotterien  1880-s.j  m.  915. 

—  Ge«,etz  betr.  Bestrafung  des  Spiels  in  aus- 

wärtigen Lotterien  II.  1083. 

—  Der  Rechtsweg  in  Reichsstempelsachen  n. 

d.  Ges.  v.  1881  1,  «11. 
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Preuasen.  Kommunalnnanzstatislik  I,  628.  753. 

—  Höhe  der  Kommunalbelastung  I,  697. 

—  Kommunalsteuernotgesetz  v.  27.  Juni  1885 

III.  16s. 

—  Heranziehung  von  Militärpersonen  zu  den 

Gemeindeabgaben,  Gesetz  v.  29.  Juni  1886 
III,  »95. 

—  Finanzlage  der  Städte  und  Landgemeinden 

I,  748  f. 

—  Gesetz  betr.  die  Stempelsteuer  für  Kauf- 

u.  Lieferungsverträge  im  kaufmännischen 
Verkehr  u.  für  Werkverdingungsverträge 
I,  821  f. 

—  Streitfrage  in  Betr.  dess.  III,  968. 

—  Meldangabe  II,  19. 

—  Besteuerung  der  Lombardgeschäfte  durch i 

die  Stempelabgabe  fur  Schuldverschreibun- 
gen II.  55. 

Ine  finanz.  Ergebnisse  der  Staatseisenbahn- 
verwaltung in  Preussen  II,  63  f. 

—  Kinkommenshteuerstatistik  pro  1885—86  III, 

636. 

—  Hausiersteuer  II.  105.  115,  u:j. 

—  Besteuerung  der  Aktiengesellschaften  II, 

319. 

—  Besteuerung  der  Genossenschaften  III,  699. 

—  Die  Quineu-  und  Güterlotterie  II.  716  f. 

—  Erbschaftssteuer  II,  «76,  885. 

—  Matrikularbeiträge  und  Ueberweisungen  II. 


—  Konvertierung  der  Staatsschulden  18*5  II, 

10*5  f. 

—  Ges.  v.  23.  Juni  l«Hi;  Beseitigung  der  schweb. 

Schuld  v.  30  Mill.  betr.  III,  »ni. 

—  Höhe  der  preuss.  Staatsschuld  II,  los:». 

—  Kurse  d.  Staatspapiere  1,  93'.«.,  II,  1086.  1091. 

—  Gesetz  v.  11.  Mai  1*85  betr.  Ueberweisung 

von  Beträgen ,  welch  aus  landw.  Zollen 
eingehen,  an  die  Kommunalverb.  II,  1104  f. 

—  Ausführungsverordnung  hierzu  v.  Ii.  April 

1886  und  erstmalige  Nerteilung  III.  906. 
Auadcloupe.    Finanz.  Ergebnis  der  Post  1883 
II.  862. 

Reunion.    Finanz.  Ergebnis  der  Post  1883 
II.  862. 

—  Besteuerung  der  Genossenschaften  III.  748. 
Reu**  ä.  L.   Matrikularbeiträge  und  Ueber- 
weisungen II.  866. 

—  Erbschaftssteuer  II.  «76,  886. 

Heu**  J.  L.   Matrikularbeiträge  und  Über- 
weisungen II,  866. 

—  Erbschaftssteuer  II.  876,  8*5. 

—  Besteuerung  der  Genossenschaften  ni,  746. 
Rumänien.    Finanz.  Ergebnis  der  Post  1883 

II.  860. 

—  Zuckerbesteuerung  u.  -Industrie  III.  81. 
Rußland.  Hauskalt  1*82  II.  847 ;  von  1874-83 

III.  650,  953. 

—  Hie  indirekten  Steuern  II,  159  f. 

—  Pate.ntsteucr  II,  161. 

—  Branntweinsteuer  II.  162. 

—  Biersteuer  II.  168. 

—  Zuckerstcuer  II,  172;  u.   Industrie  III.  44. 

—  Tabaksteuer  II.  175. 

—  Tabakgefälle  seit  1873  II,  858. 

—  Stempelsteuer,  Gebühren  u.  a.  Abgaben 

II,  177. 

—  Geschichte  der  direkten  Steuern  I,  914. 

—  Gesetze  über  die  Grundsteuer,  Handels-  u. 

Gewerbesteuer  v.  J.  1884  II,  217. 

—  Abschaffung  der  Kopfsteuer  und  Ablösung 

der  Domänengrundpucht  III.  261. 

—  Kapitalrentenstencrgesetz  v.  1.  Juni  1885 

Dl,  271. 

—  Erbschaftssteuer  n.  883. 

—  Form  der  Stuatsschuldverschreibnng  I.  272. 

—  Schulden  seit  17'.h  HI,  «50. 

—  Finanz.  Ergebnis  .1er  Post  1883  II,  862. 


Hachsen,  Königreich.  Landeslotterie  I,  553. 

—  Rechtsweg  in  Reichsstempelsachen  n.  dem 

Ges.  v.  1881  I,  612. 
-  Meldeangalve  bezw.  Meldung  bei  der  Ver- 
anlagung der  dir.  Steuern  II,  49;  III.  10«. 
Ges.  Ausschliessung  Steuerpflichtiger  von 
ötT.  Vergnügungsorten  betr.  v.  21.  April  1884 
in.  262. 

—  Einkommensteuerstatistik  1875—84  III,  659. 

—  Besteuerung  der  Genossenschaften  III,  743. 

—  Hausiersteuer  II,  107.  116.  127,  143. 

—  Besteuerung  der  Lombardgeschäfte  II,  59. 

—  Erbschaftssteuer  II,  876.  885. 

—  Kommunaltinanzstatistik  I,  625. 

—  Aufhebung  des  fiskalischen  Chaussee-  und 

Brückengeldes  I.  837  f. 

—  Die  oberste  Finanzkontrolle  des  —  in  ihrer 

Entwicklung  I,  907 :  II,  194  f. 

—  Matrikularbeitr.  u.  Uel>erweisungen  II.  866. 

—  Staatsschuldbuch  II,  191  f. 
Sach»eii-Allenburg.    Rechtsweg  in  Reichs- 
stempelsachen n.  d.  Ges.  v.  1881  I,  «12. 

—  Kommunalfiuanzstatistik  I.  624. 

—  Besteuerung  der  Genossenschaften  III,  714. 

—  Meldangabe  bezw.  Meldung  b.  d.  Veranl. 

der  dir.  Steuern  II.  49;  III,  106. 

—  Matrikularbeiträge  und  Ueberweisungen  II. 

866. 

—  Erbschaftssteuer  II,  876.  885. 
.Hachsen-Coburg-Uotha.  Rechtsweg  in  Reichs- 

stempelsachen  n.  d.  Ges.  v.  1881  I,  612. 

—  Meldangabe  bezw.  Meldung  b.  d.  Veranl. 

der  dir.  Steuern  II.  49 :  III,  106. 

—  Matrikularbeitr.  11.  Überweisungen  II,  866. 

—  Erbschaftssteuer  II,  876,  885. 

—  Die   Besteuerung    der  Genossenschaften 

III.  710,  744. 
Sach»en->lciningen.   Rechtsweg  in  Reichs- 
stempelsachen n.  d.  Ges.  v.  1881  I,  613. 

—  Kommunaltinanzstatistik  I,  623. 

—  Höhe  der  Kommunalstenerbelastung  I,  695. 

—  Besteuerung  d.  Aktiengesellschaften  II,  319; 

der  Genossenschaften  III,  718. 

—  Matrikularbeitr.  u.  Ueberweisungen  II,  866. 

—  Erbschaftssteuer  II,  876,  *s:>. 

—  Ges.  v.  25.  Juni  1885  d.  Best,  des  Gewerbe- 

betr.  i.  Umherz. 
Sachsen-Weimar.   Der  Rechtsweg  in  Reichs- 
stempelsaclien  I,  614. 
Kommunaltinanzstatistik  I,  625. 

—  Matrikularbeitr.  u.  Ueberweisungen  U.  866. 

—  Erbschaftssteuer  II.  87«,  885. 

—  Reform  der  Einkommensteuer  II.  893  f. 

—  Einkommensteuerstatistik  pro  1884  II.  921. 

—  Ges.  über  die  Steuerverfassung  v.  18.  März 

1869  II.  !»24  f.;  seine  Abänderung  III,  918. 

—  Meldangabe  II,  49. 

—  Besteuerung  d.  Aktiengesellschaften  II,  319; 

der  Genossenschaften  III.  710. 

MrhalThuiiMen,  Kanton.    Meldangabe  II,  50. 

SrhaunthurK-l.ippe.  Besteuerung  der  Ge- 
nossenschaften III.  718.  Matrikularbeitr. 
und  Ueberweisungeu  H,  866. 

—  Erbschaftssteuer  II,  876,  886. 
Hrhwarzburg'RudolMtadt.    Der  Rechtsweg 

in  Reichsstempelsachen  n.  d.  <!es.  v.  1881 
I.  614. 

—  Matrikularbeitr.  u.  Ueberweisungen  II.  866. 

—  Besteuerung  der  Genossenschaften  III.  718. 

—  Erbschaftssteuer  II.  876,  886. 
KchwarzburK-fcondershauiicn.    Der  Rechts- 
weg in  Reichsstempelsachen  n.  d.  Ges.  v. 

1881  I.  61t. 

—  Matrikularbeitr.  u.  Ueberweisungen  II.  866. 

—  Besteuerung  der  Genossenschaften  III,  742. 

—  Erbschaftssteuer  II.  876.  8sri. 
Schweden.   Meldangalie  II,  50. 

—  Talvakgefälle  seit  is8o  II,  859. 
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schwell  n    Finanz.  Ergebnis  der  Post  1883 
II,  «60. 

—  Zuekerbesteuerung  u.  -Industrie  III,  77. 
Schwei*.  Die  Steuerreform  im  Kanton  Zürich 

u.  der  Bundeshaushalt  d.  Schweiz  I,  45  f. 

—  Oemeindcsteuerwesen  I,  60,  84. 

—  Finanz.  Ergebnis  der  Post  18»3  II,  860. 

—  Zuekerbesteuerung  u.  -Industrie  III.  78. 
Senegal.  Finanz.  Ergebnis  d.  Post  1883  II,  860. 
Serbien.   Zuckerbesteuerung  III,  81. 
Surinam.  Finanz.  Ergebnis  d.  Post  1813  II,  8«fl. 
Spanien.  Form  d.  Staatsschuldversehreibung 

I,  272. 

—  Haushalt  18«2  II,  847. 

—  Nettoeinahmen  des  Tabakmonopols  seit 

1876  —  84  II,  858. 

—  Finanz.  Krgebnis  der  Post  1883  II,  860. 

—  Zuckerbesteuerung  u.  -Industrie  III ,  82. 
Sainl-Vlncent.    Finanz.  Ergebnis  der  Post 

1882  II,  862. 
Talll.  Finanz.  Ergebnis  der  Post  1883  II,  862. 
Tessln,  Kanton.  Meldangahe  II.  50. 
Turgau,  Kanton.  Meldangabe  II,  50. 
Türkei.  Zuckerbesteuerung  III,  81. 
Tranakaukaaien.    Kusslands  Ausgaben  und 

Einnahmen  hiefür  1874—83  III.  «52,  654. 
tngarn.  Tabakgefälle  seit  186'.>  II.  855. 

—  Finanz.  Ergebnis  der  Post  1883  II,  860. 

—  Pensionsgesetz  für  Staatsbeamte  v.  13.  Mai 

1885  II,  1040  f. 
Vereinigte  Staaten  v.  Xnrdamerlk«.  Staats- 
schuldversehreibung I,  273. 


Vereinigte 

—  Charles  J.  Folger  II,  588. 

—  das  Finanzwesen  in  den  -  II,  179  f. ;  in,  408. 

—  eine  kommunale  Finanzreform  III,  591  f. 

—  Tabakgefälle  II.  858. 

—  Finanz.  Ergebnis  der  Post  1883  II,  860. 

—  Zuckerbesteuerung  u.  —  Industrie  III.  81. 
Waldeek.    Matrikularbeiträge    und  Ueber- 

weisungen  II,  86«. 
-  Besteuerung  der  Genossenschaften  111,717. 

—  Erbschaftssteuer  n,  876. 

Wien.  Haushalt  1861—83  III,  417. 

Württemberg.  Direkte  Steuern  und  ihre  Ge- 
schichte f,  389.  der  Rechtsweg  in  Reichs- 
stempelsachen n.  d.  Gesetz  v.  18»!  I.  614. 

—  Kommunal-Finanzstatistik  I,  636. 

—  Höhe  der  Kommunalbelastung  I,  695. 

—  Meldangabe  II,  60. 

—  Besteuerung  der  Aktiengesellschaften  II, 

31«,  319. 

—  Besteuerung  der  Genossenschaften  HI,  675. 
~  Erbschaftssteuer  II,  876,  885. 

—  Branntweinsteuergesetz  vom  18.  Mai  1885 

II,  loio  f. 

—  Etat-  und  Kassenwesen  11,  532. 

—  Staatsschuld  II.  808  f. 

—  Staatshaushalt  II,  810. 

—  Eisenl>almwesen  II,  811. 

—  Matrikularbeitr.  u.  Ueberweisungcn  II.  8t«. 
Zürich.  Steuerreform  im  Kanton  Zürich  und 

der  Bundeshaushalt  der  Schweiz  I.  45  f. 

—  Börsensteuer  im  Kanton  Zürich  I.  304  f. 


in.  Register  zu  den  Entscheidungen  des  Reichsgerichts 

in  Finanzfragen. 

Verfaßt  von  Wilhelm  Burkhard. 


Abschluss  eines  Geschäftes  III,  302,  306. 
Abschriften  III,  329. 

Absicht  bei  der  Defraudation  III,  320.  351. 

Absorption  der  Xcbengebühr  durch  die  Haupt- 
gebühr III.  351. 

Accept  eines  Wechsels  IU,  309,  310. 

AdvoWngebÜhren  III,  328,  330,  332,  334. 

Aktien  III.  29«,  299.  301.  342. 

Aktiengesellschaft  III,  295,  297,  298,  299,  301, 
342. 

Alkohol  III.  322,  348. 
Anschaffungsgeschäft  HI,  300,  303  .  304. 
Anwaltsgehuhren  III.  32«,  330,  3.12,  334. 
—  zwang  bei  Beschwerden  III,  331. 
Anzeige  ungestempelter  Spielkarten  III,  307. 
Anzeiger,  Verurteilung  derselben  in  die  Kosten 

III,  325,  :;»C. 
Apothekenverkauf  III,  344. 
Anuenrecht  III,  329.  330. 
Auftrag  III.  316. 

Auseiuandersetznngsverfahren  III,  362. 
Ausführungsbestimmungen  als  bindende  Norm 

III.  346. 

Ausländer  III,  297.  308,  368,  370,  376. 
Au  port-  ur-Papier  III,  301. 
Ausspielung  III,  300,  371. 
Aussteller  III.  299.  W2. 

Aus\wis  der  Abstammung  zollpflichtiger  üe- 

genstäinle  III.  311,  316. 


Badisches  Recht  III,  365. 
Bankgesetz  III.  361. 

Baubeamter,    Ueberschreitung    des  Voran- 
schlages III,  377. 
Bayrisches  Recht  ni,  319.  345,  319,  363. 
Beamter,  Freiheit  von  öffentl.  Lasten  III,  375. 

—  Haftung  für  Amtshandlungen  HI,  374,  376. 

—  l'ebertragung  eines  Amtes  in,  337,  358. 

—  als  Zeuge  Dl.  334. 

Befreiung  von  L'rkundenstempel  III,  302,  303, 

304,  3t'5. 
 Zoll  III,  319. 

Beginn  der  Strafbarkeit  III,  306,  320,  356,  s. 

auch  Verjährung 
Begünstigung  der  Zolldefrande  III,  312,  923, 

b.  auch  Teilnahme. 
Berichtigungsverfahren  III,  334. 
Berufungssunime  III.  327 
BeschlaKuahuie  des  Vermögens  III,  373. 
Beschlussßel.ühr  III.  333. 
Beschwerde  III,  325,  327—333,  BAS. 
Beteiligter  bei  einem  Vertrage  Hl,  340. 
Betriebskapital  III,  366. 
Betrott'cn  werden  bei  der  That  III,  303.  318,  321. 
Betrug  III,  366,  337.  317,  s  auch  Konkurrenz. 
Beweisbes.  hluss  III,  322,  32«. 
Beweismittel  III,  299,  333,  34t. 

—  kosten  Hl.  32»,  325. 

Bier,  nach  Reichsrecht  III,  347-349. 
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Bier  nach  bayrischem  Recht  III,  349  -  352,  925. 

Börse  III.  297,  302,  »04. 

Branntwein  III,  322,  352—356. 

Brausteuer  III.  347—349. 

Brennereibesitzer,  Haftung  desselben  III,  353. 

Brief  III,  303.  306. 

Buchführung  III.  316,  817. 

Bundesratsausschuss  III,  323. 

—  beschlüsse  III,  302,  348. 

Bundesstaat,  Besteuerungsrecht  III,  295,  296, 

297  ,  298,  305,  306,  315,  323  ,  346,  »57,  858, 

374,  376. 

C.  s.  auch  K. 
Cession  III,  342. 

Civilreehtliche  Kompetenz  III,  302  ,  304  ,  306, 

320,  323,  336,  339,  374,  375. 
Coupon  III,  302,  361. 

D. 

Damnum  dedueto  lucro  JJI.  377. 
Datin  in  solutum  III,  302. 
Defekt  III.  37». 

Deklaration  III,  316,  322,  346,  347,  352,  363, 
366. 

Denaturierung  III,  319. 
Depositum  III.  302. 
Deportgeschäft  III.  304. 

Deutsches  Reich  als  Fortsetzung  des  Nord- 
deutschen Bundes  III.  372. 
Dienstesinstruktion  kein  Gesetz  III,  377. 
Dienstgebäude  III,  376. 
Dingliches  Recht  III.  31»,  3«2. 
Direktorium  einer  Aktiengesellschaft  III,  301. 
Dividenden  III,  296. 

Dolus  III.  301,  302,  313,  316,  320,  345,  351,  352, 

353,  363,  364. 
Domizilstaat  in.  296. 

Doppelbesteuerung  III,  295,  296,  297,  303. 


Eidesurteil  III,  332. 

Eidliche  Bestätigung  des  Inventars  IDT, 

—  Deklaration  III.  385. 
Eigene  Wechsel  1IJ,  310. 
EiuentUmer  III.  315,  316. 

Einheit  der  Gewerbesteuergesetzgebung  im 

Reiche  III,  397. 
Einkommensteuer  III.  296,  297,  360,  368. 
Einstweilige  Verfügung  III,  330,  333. 
Eisenbahnschienen  III,  31?. 
Ehemann,  Haftung  für  die  Ehefrau  III,  324, 326. 
Elsass  lothringisches  Recht  III,  356. 
Endurteil  III,  332,  333. 
Entlastungsl>ewei8  III,  30S 
Entschädigung  bei  Viehseuchen  III,  357—359. 
Erben  eines  Beamten.    Haftung  III.  373. 
Erbschaftssteuer,  preussische  III,  36«,  369, 

370. 

—  hessische  III,  37". 
Erbschaftsstempel  IH,  338. 
Erlaubnisschein  zur  Vieheinfuhr  III.  318. 

—  zum  Gewerbebetrieb  III.  367. 

Ersatz  wegen  Voranschlagsüberschreitnng  III, 
376. 

Etatsüberschreitungen  III,  376. 
Erwerbstener,  badische  III,  365. 

—  österreichische  III,  368. 
Exekutor  III,  376. 

F. 

Fahrlässigkeit  III,  299.  302.  308,  31«,  321,  538, 
34...  315,  317  .  352,  353  ,  363  ,  364  ,  925. 


Fälschung  von  Stempelmarken  in,  337. 
Fassion  III,  »63,  »65. 
Firma  III,  297,  299. 

Fiskus,  dessen  Ansprüche  gegen  Beamte  HI, 

»76. 

-  Privileg  III,  324.  373. 
Forderunpen,  Erbschaftssteuer  in,  369. 
Französisches  Recht  Dl,  382,  343. 
Freiheit  von  Stempeln  IU,  302-305. 

0. 

Gebäudesteuer  III,  362,  363,  366. 

Gebühren  III,  327-336. 

Gegenstand  einer  Urkunde  IH,  341—343. 

Geldstrafe  III.  345,  352-355,  374. 

Gemeines  Recht  III,  370,  372. 

Gerichte  III.  302,  304,  3<>6,  320,  321,  823  ,  336, 

339,  348,  363.  371,  »75. 
Gerichtskosten  III.  327-331. 
Gerichtsvollzieher  III,  335. 
Geschäftsabschluss  III,  299. 
Gesellschaftsvorstand  III.  301,  302. 
Gewahrsam  von  Spielkarten  III.  307. 
Gewerbefreiheit  III,  366. 
Gewerbeniederlassung  III,  297. 
Gewerbesteuer  (von  Aktien)  III,  296,  297,  298. 

—  preussische  in,  366 — 368. 
Gezogene  Wechsel  III,  310. 
Giro  IH.  310. 
Goldwährung  HI.  359. 
Grenzaufseher  III,  307. 
Grundbesitz.  Besteuerung  III.  396. 
Grundbuch  III,  363. 
Grundgerechtigkeiten  IU,  345,  363. 
Grundsteuer  III, 


Hafengelder  III,  372. 
Haftung  des  Brennereibesitzers  III,  352. 
Hamburgisches  Recht  ni,  297.  372. 
Handelskorrespondenz  III.  302. 
Handelsvertrag  mit  Spanien  III,  372. 
Haussteuer  III,  363—365,  36«*. 
Hessisches  Recht  IU,  370,  373. 

I. 

.Tahressteuer  III,  363,  366. 
Immobilienstempel  III,  339.  342,  314. 
Indemnität  der  Minister  UI,  37«. 
Indossament  III.  309. 
Inhaberpapier  III,  3oi. 
Inhaber  eines  Gewerbes  IU,  297. 
 Wechsels  III.  311. 

—  einer  Urkunde  Iii.  340. 
Inhalt  einer  Urkunde  III,  339,  340. 
Inkassomandat  III.  303. 

Instanz  III,  330,  ::32,  333. 

Interimsaktien  III,  298,  342. 

Interpretation  der  Steuergesetze  III,  313,  329, 

340,  948,  346,  361. 
Inventar  III,  338.  368. 

Irrtum  III.  304  ,  310  ,  315  ,  319  ,  338  ,  816  ,  3.>b, 
357,  363,  371. 

K. 

Kapitalsteuer,  württembergische  III,  365. 

—  badische  III.  365. 

Karten  III,  :iOrt— 309  is.  Spielkarten). 
Kassendefekt  III.  373. 
Kaufgeschäfte  III,  341,  312. 
Kaiifmannseigenschaft  III,  297. 
Klagsabstand  III.  325.  321',  332. 
Klassensteu.-r.  preussische  III.  365. 
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Register. 


Kleidungsstücke  als  Zollgegenstand  III,  921. 

Kollateralsteuer.  hessische  III,  370. 

Kommissionär  III.  301 

Kompensation  der  Kosten  III,  328. 

Kompetenz  der  Gerichte  III,  302,  sos,  30»,  320, 
321,  336,  339,  348,  363,  374,  375. 

Komplott  III,  311.  317,  321. 

Konfiskation  defraudierter  Gegenstände  III, 
314,  317.  31!»,  320,  345,  355,  356. 

Konkurrenz  zwischen  Strafen-  und  Steuer- 
delikte III,  300  ,  312  .  313  .  319  ,  33«,  337. 
316,  347,  350,  352,  357.  367.  371,  372,  921. 
922,  924. 

Konsulargerichtsl>arkeit  III,  333. 

Konsumtionsaeeise  III.  372. 

Konterbande  III,  311,  317,  318,  467. 

Kontradiktorische  Verhandlung  III,  330,  331, 
332. 

Konzessionsvaluta  III,  Mi. 
Korrespondenz  III,  299,  SOI.  302,  305. 
Kosten  III,  324-336. 

Krankenpflege  nach  der  Strafzeit  III,  326. 
Kumulirung  der  Strafen  III,  318,  355,  35«. 
Kunstprodnkt  III,  347. 
Kursdifferenz  III,  303. 


LandeBhehörden  III,  305,  30«,  357,  358,  359. 

—  fiskus  III.  305.  306,  315,  373. 

—  gesetze  III,  323,  347,  372,  374. 

 als  Internretationsinittel  zu  den  Reichs- 
gesetzen lllf  319,  375. 
Lieferungsgeschaft  III,  303,  301,  311. 
LiquidationskurH  III,  304. 
Lizenzsteuer  im  Reichsland  III,  35t;. 
Lotterie  III,  300. 

—  preussische  III,  370. 

M. 

Maischkontravention  III,  352,  354. 
Malzaufschlag,  bayrischer  III.  349—35»,  925. 
Malzsnrrogate  III,  347,  348,  349  -  352,  924. 
Mandatar  III,  303,  338. 

Markt,  Visitation  durch  den  Tierarzt  III,  359. 

Mehrere  (ieschäfte  in  einem  Vertrag  III.  304. 

Meineid  III.  365. 

Mietvertrag  III,  363,  364. 

Militär,  Garnisonsort ,  Umzugsgebühren  III, 

374. 

—  Pensionen  III,  374. 
Milchwirtschaft  III.  92«. 

N. 

Nachernte  III,  316. 

Xahrungsmittelfälsi  huiiK  III,  345,  319,  350,  470. 
Nebenkläger  III.  325.  336.  i«7. 
Nebeninterventiou  III,  331,  333. 
Nebenvertrag  III,  338,  344. 
Ne  bis  in  idem  III.  371. 
Negotiant  clandicntn  in.  Ml. 
Niederschlagung  der  Kosten  III,  327. 
Nießbrauch  einer  Erbschaft  III.  368. 
Notar  III.  30»,  338. 
Notwendige  Auslagen  III,  332. 

0. 

ObeiTechnuiiRsbof  III,  37«. 
Öffentliche  Rechtsfragen  III,  320. 
Gel  III,  319. 
Omissivdelikt  III.  363. 
Österreichisches  Recht  III,  359,  3«s. 
Gnlrepapier  III,  301. 


Ordnungsstrafe  III,  302,  s.  auch  Konkurrenz. 
Ortsrecht  III,  342,  314,  3 
Ortschaft  III,  318. 


Pensionen  der  Offiziere  III,  374. 

—  —  Civilstaatsdiener  III,  375. 
Pertineuz  eines  Grundstückes  III.  311.  344. 
Pfandrecht  des  Fiskus  III,  324. 
Plomben  III,  922. 

Polizeibehörde  III.  357  .  359 
Polizeiliche  Erlaubnis  III,  300. 
Prämienlos  III,  298. 

—  Obligation  III,  298. 

Präsumtion  der  Hinterziehung  III.  314,  315, 

317,  318.  321.  317. 
Preussische«  Recht  III,  305,  30«.  MO,  314,  319. 

32",  321,  328,  331.  335,  337—344,  352—357, 

359,  3«1,  3«2,  363,  365  ,  3«6,  368.  36'.»,  370. 

371.  373,  375,  376. 
Prokurist  III,  302,  322. 
Prolongation  III,  302,  304. 
Privatkliigcr  III,  324.  325, 
Punktationen  III,  338. 


Realkonkurrenz  III,  318,  355,  371,  siehe 

Konkurrenz. 
Rechnungen  III,  302. 
Rechtsgeschäfte  III.  300,  301. 

—  civilrechtliche  Benennung  im  Stempeltarif 

III.  339. 

Rechtsweg  in.  30 1.  305.  30«,  320,  321.  323, 
33«,  339.  318,  363.  374,  37s. 

Rechtsanwaltsgebühren  III,  328—334 

Reedereigewerbe  III,  298 

Register  der  Gerichtsvollzieher  III.  335. 

Regressanspruch  III.  302. 

Reichsbeamter  III.  961,  374. 

Reichsbrausteuer  in.  317,  921 

Reichsfiskus  III  3«4,  305,  31«.  320,  328,  37m 

Reichsgesetze,  deren  Auslegung  durch  Laut  - 
gesetze III,  319,  375. 

Reichsgewerbeordiiung  III,  296. 

Reiehsverfassnng  III.  303,  323.  376. 

—  Zollämter  III.  323 
Reklamationskommission  Ml  365. 
Rentenbank  III.  362. 
Reportgeschäft  III.  303.  304. 
Retentionsrecht  III,  324. 
Revision  III,  315.  31«,  325,  331. 
Rückfall  m,  315. 

s. 

Sachsen-Meiningisches  Recht  III.  336. 

Sachverständige  III.  321. 

Salycil  III.  925 

Salzabgabe  III.  315. 

Schenkungen  III.  370. 
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*luntfcf)li,  Dr.  3.  <£.,  ffeljre  nom  moberncn  Staat.   3  öänbe.   gr.  8°. 

1.  Allgemeine  ©taatöleljrc.    0.  Auflage.    2)ura)gefcf)en  »on  (S.  fioening. 
1886.  XX  u.  039  ©.  3R.  10.  - 
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toinnunftfufr  im  Ranton  8""*-  —  S"  SHJfbrftturt.  —  PI?«  unb  Soft  in  btt  Soifsroirtfajaft.  —  Arbeit 
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lia)e  Unterfua)ung  bet  öffentlichen  2BebrangeIegenb>iten.  1881.  XVI  u.  322  ©. 
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fbflrm.  TOtt  Strglcldjung  btt  »tajtejuftänbt,  btr  ©dtfegrbung  unb  Sitttratur  in  (rnglanb,  grant, 
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::eit---u.ri«  n    ^toritt  gSnjIid)  umgrarbtitttt  unb  ftrmrbrtt  Vuflogt.  TO.  8.  - 

»itrtft  Zeit.  3nntrt  Ctrwa(tunfl*tt^rt.  (frflt«  ^»auptgtbirt.  ^Dritter  CttL  Sal  ?)olijnrtüjt. 
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^Unfttr  Stil.  Sit  inntrt  Btrwaltung.  ^rotitte  üaubtgtbitt.  Sal  Qitbungtrofftn.  (^rficr  Zrtl.  Sal 
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 Die  i*rau  auf  bem  fojlalen  ©eblete.  1880.  142©.  3Rin.=Slu«g.  9)M.  50 

©leg.  geb.  i«.  2.  50  Sßf. 


Digitized  by  Google 


Itcrlflfl  i>cr  g.  (B.  (Tuttn'jdjfn  gmfrijanMrntg  in  Stuttgart 


Pic  gfmcmaen 

uub  bic 

f iiimilijffdjidjte  tex  fFcrctntgtea  Straten  ran  Amerika. 

Ban 

Dr.  c  .     i-  c  Mi  t  i  i  ii  von  »odi. 

1867.   XIV  u.  812  6.   (jr.  8°.   SR.  12.  — 

lie  ffinatrjvewaitung  Ifrankreidjs. 

Dr.  g.  ^rri^rrit  t>on  ^oifi. 

1857.   XII  u.  699  S.   8°.   9R.  10.  50. 

$ejd]id]te  des  Jinsfnjjes  in  Ifentjdjland  jfeit  1815 

unb  bic  Urfarfjcn  feiner  S?cränbenmg. 

Son  bet  flaataroirtföaftlidjen  gafultät  ber  Uniuerfität  3Mnd)cn  gehonte  Sßrciofarift 

Don 

Dr.  o r; is L.  iuilin. 

1884.    VIII  u.  247  S.   8°.    2R.  6.  - 

fas  nationale  Jtjjiem  der  politijdjen  ©ehonamie 

%v\ebvic&  Sift. 
Siebente  Auflage 

mtt  einer  Ijiflortfdjen  unb  hritifdjen  «Einleitung  con 
i$rof.  l>r.      ^0.  £pf6crg. 

1883.    8°.    (XXXVIII  unb)  249  unb  352  6.    3R.  10.  - 

Sdjon  IBngft  biit  fid)  bad  ©ebürfuic  gtltenb  gcmad)t.  bic  £d)tiften  rri.t  fiiffl.  befonber*  abet 
bat  nationale  Softem  bet  boutifeben  Cefonomie  in  neuer  V» u .  n a V c  bem  lUublifum  iuir}ufiil)ten  3ft  bod)  feit 
äuffer'ö  SBiograpbte  feine  jufammenMienbe  unb  etngerjenbe  lOiirbigung  biefe-s  berühmten  Vtannee  unb  {einer 
eftrtbungen  Drrjudjt  roorben;  unb  V liuffet  ijanbelt  tigentliej)  nur  von  Sift  al&  *iRenfd)en  unb  feinen  Gebens* 
fftidjalen  unb  :.r.t  bie  tbebeutung  iitft**  für  bie  ©<jd)td)te  bet  Ityotitit  uub  ber  Uciitionalofoncmie  aOjufebt 
aufjet  Buge.  3n  bet  borliegenben  7.  ?luilage.  bie  ben  urfprungUdjui  Zeit  mngliibft  rein  miebergibt.  ijat  e» 
bet  ßetauegebet,  HJrof.  Dr.  tjeber  g  in  Irrlungen,  unternommen,  In  einet  eigenen  umfauareiebni  (Einleitung 
bie  Scbeutung  i'ift't  auf  bem  (Sebiete  ber  Mlationalötonomie  ju  roiirblgen.  Tie  Einleitung  getjt  übet  ba» 
Map  bet  grroobnlidjen  SJorroorte  unb  (Zuleitungen  roeit  binou«,  inbem  fie  ben  öegtnftaub  moglidjft  ju  Det> 
tiefen  unb  Sift  im  3ufanimert4anA  mit  feinet  $ti\  ju  beurteilen  fuajt.  Xemnad;  brbanbelt  bie  (Einleitung 
im  1.  Kapitel  ^tutjrtjlanbc  ©etoetbe  uub  {.xinbel  in  ben  erfteu  £e}rnnien  biefel  3abrl)unberti,  im  9.  bit 
luijfenjdjaftlidje  y?attonalöfonomif  unb  bie  tiaat&praji*  bis  auf  Uifi,  befonbert  in  ttjrcr  Stellung  ju  fragen 
bet  fcanbek-bolitif,  jeigt  im  8.  Äapitel  ben  Sujumtnenbatig  bet  Kijt'fdjtn  Seilten  mit  feinen  l'ebeusjtrjidfaleit, 
fdjilbert  im  A,  bie  Eutftebung  bee  nationalen  Gnfteme  unb  feinen  %\»ibalt  unb  gibt  im  5.  eine  flritit  bet 
Oruubletjrtn  i'tft'1.  oor  allein  feiner  SdjutlloUtljeorie.  Drt  $erau*geber  verbeblt  jtoat  feine  £pnu>att)ie  für  bit 
L'ebrcu  b  tjcv  b.d)t)tr|ißen  Patrioten  ntsfjt,  oerfucbt  abet  cor  allem  eine  obieftiue,  bem  heutigen  «taube  bet 
VDi|lmfd)aft  angemeffeiie  föürbtgung  berlrtben.  Uub  fo  mag  btefe  neue  "Ausgabe  gerate  in  uufeter  3"*>  i» 
brr  tie  befanntcu  Streitfragen  ber  va;itil;politif  ruhiger  bttbrodjeu  »erben  als  nodj  cor  einigen  Rubren  unb 
bod)  nodj  ein  allgemeines  Outerefje  btar.fptudjen,  alljeitige  SBeaebtung  oerbienen. 
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